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Vorwort 


Der  vorliegende  zweite  Band  des  Werkes  bringt  die  europäischen 
Staaten  und  ihre  Kolonien  zum  Abschluss.  Für  die  meisten  der  darin 
behandelten  Staaten  wird  hier  zum  ersten  Male  eine  wissenschaftliche 
Darstellung  in  dentsoher  Sprache  gegeben.  Die  im  ersten  Bande  in  den 
Exkursen  behandelten  Fragen  sind  zur  Erzielung  einer  grösseren  Einheit- 
lichkeit der  Darstellung  in  diesem  Bande  dem  System  eingeordnet  worden. 

Die  YoUrnaehtsformulare  verdanken  die  Herausgeber  zumeist  den 
zuständigen  deutschen  Konsulaten  und  der  gUtigen  Vermittelung  des 
Auswärtigen  Amtes. 

Ein  dritter  Band  soll  die  aussereuropäischen  Staaten,  zunächst  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  behandeln.  Die  Herausgeber  beab- 
sichtigen das  Werk  dadurch  dauernd  brauchbar  zu  erhalten,  dass  de 
die  durch  Aenderung  der  Oesetzgebung  veraltenden  Theile  durch  neue 
Darstellungen  ersetzen.  Dieser  Band  bringt  dementsprechend  eine  neue 
Bearbeitung  des  englischen  Konkurs-  und  Nachlasswesens.  Das  am 
I.Januar  1898  in- Kraft  tretende  neue  österreichische  Civilproiessrecht 
und  das  neue  niederländische  Konkursrecht  sollen  folgen. 

Das  Saduregister  ist  auch  zu  diesem  Bande  von  dem  Herrn  Ge- 
hdmen  Justizrath  Amtsgerichtsrath  Orttnewald  in  Metz  und  Herrn 
Dr.  Frommer  in  Berlin  in  dankenswerther  Weise  bearbeitet  worden; 
dem  ersteren  verdanken  die  Herausgeber  auch  die  Uebersetzung  der 
französischen  Manuskripte. 

MOge  dieser  zweite  Band  die  gl^he  Anerkennung  finden,  wie  sie 
dem  ersten  zu  Theil  geworden  ist. 

Beriin,  im  Mai  1897. 

Dii  Hera/iAsgAet. 
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Abkürzungen, 

I.  Die  Gesetze  werden  nach  dem  Datum  bezeichnet  und  in  altgriechischer  Weise 
numerirt.    Insbesondere: 

'Aar.  N.  »  ^Amxdi  NSftoc  (GiTÜgesetz  vom  29.  Okt.  1856). 

C.  oder  C.P.O.  =  Civilprozessordnung. 

G.  0.     »  Gerichts-  und  Notariatsordnung  vom  21.  April  1834. 

V.  =  Verfassung. 

E.  0.     s=  Eonkursordnvng  (DI.  Baoh  des  Handelsgesetzbuchs). 

n.   Die  Judikatur  wird  meist  nach  dem  Buche  von  Balanos,   welches  die  Recht- 
sprechung des  Areopags  bis  1890  in  Civilprozesssachen  enthält,  zitirt  (zit.  Bai.). 
'  Sonst  ist  auch  die  betr.  Zeitschrift,  in  der  die  Entscheidung  zu  finden,   mit  an- 
geführt, also  „Themis*'  oder  „^E^pitpls  etc.*'  (zit.  Bai.  Eplt). 

Die  einzelnen  Entscheidungen  werden  nach   der  Nummer,   die   sie  in  dem 
betr.  Jahre  tragen,  und  der  in  Elanmier  geschlossenen  Jahreszahl  bezeichnet. 
App.  bedeutet  dabei  Appellationsgericht. 
A.  n.  =*  "Apttog  ndfoq  (Kassationriiof ). 

in.   Literatur  (beachte  auch  §  1): 

Oek.  =s  Oekonomides,  Handbuch. 

Eoff.  =  Eoffinas,  Lehrbuch. 

Er.     «=  Erassas,  Handbuch  des  Erbrechts. 

Eal.    e»  Ealligas,  System  des  römischen  Rechts. 

Bai.    s=  Balanos,  Rechtsprechung  des  Areopags. 

Rh.     SS  RhaUis,  Lehrbuch  des  Eonkursrechts  (1880). 
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L  TheiL 

Civilprozesck 

§1. 

1.  Quellen  und  Literatur,  i) 

I.  Hauptsächliche  Quellen  des  Civilprozessrechts  sind  die  Gesetze 
vom  2.  April  1834  über  das  Civilverfahren  und  vom  21.  April  1834 
über  die  Grerichtsorganisation,  beide  in  griechischer  und  deutscher^") 
Sprache  publizirt,  in  Kraft  getreten  mit  dem  25.  Januar  1835 ;  sowie  die 
späteren,  dieselben  abändernden  und  vervollständigenden  Gesetze,  auf 
die  wir  im  Laufe  der  Darstellung  hinzuweisen  uns  vorbehalten  (s.  a.  U). 

Daneben  entiiSlt  auch  die  Verfassung  (Art.  87—93,  96,  98  u.  s.) 
wichtige  prozessuale  Bestimmungen;  wo  eine  Lttcke  in  den  Gesetzen 
existirt,  wird  sie  ausgefüllt  durch  die  Grandsätze  des  römischen  Rechts, 
anf  welche  meist  im  Gesetze  direkt  oder  indirekt  hingewiesen  ist» 

Neben  den  wichtigen  drei  Konsularverträgen  (s.  diese  in  §75) 

und  dem  Vertrage  mit  Oesterreich  vom      '  j    .  1856  über  die  Mobi- 

liarnachlassregulirung  enthalten  auch  die  von  Griechenland  ge« 
schiossenen  Handelsverträge  die  civilprozessuale  Rechtsstellung  der 
Ausländer  beeinflussende  Bestimmungen;  unter  denselben  erwähnen  wir 
die  Terträge: 

mit  den  Amerikanischen  Vereinigten  Staaten  vom  10.  De« 
zember  1837;«) 

mit  Belgien  vom  13.  August  1838  und  21.  Mai  1856;») 

mit  Dänemark  vom  18.  Dezember  1843; 

mit  dem  Deutschen  Reich  vom      '  J^  1884;*) 

9.  Juli  '  ^ 

mit  England  vom  -^^  1886;*) 

mit  Frankreich  (provis.)  vom  8./20.  Februar  1891;^) 
mit  Holland  vom  10.  Februar  1843;^) 


')  VgL  Oekonomides,  i^X^tpldtov  itoXirix^q  dixo^fiiaQ^  §§  8  und  11.  v.  Streit, 
Die  neuere  juristische  Literatur  Griechenlands,  im  Juristischen  Literaturblatt  (Berlin« 
Heymaim)  No.  37.   Bd.  4  No.  7  S.  125  ff. 

^)  Abgedruckt  in  Maurer,  Das  griechische  Volk  . . .  Heidelberg  1885.  Band  III 
a  628—832,  u.  S.  304—861. 

^  Auch  abgedruckt  bei  Märten s,  nouveau  recueil  Bd.  15  S.  300. 

^  Auch  abgedruckt  im  Preuss.  Handelsarchiv  1857  S.  484. 

^  Auch  abgedruckt  im  Deutschen  Reichs -Gesetzblatt  1885  S.  23  und  bei  Po- 
schinger.  Die  iinrthschaftlichen  Verträge  Deutschlands  Bd.  2  S.  102.    Berlin  1892. 

')  Audi  abgedruckt  twi  Martens-Stoerk,  nouveau  recueil  g^neral  Ser.  11 
Bd.  13  S.  518. 

•)  Auch  abgedruckt  bei  Martens-Stoerk,  N.  R  Ser.  11  Bd.  18  S.  76. 

^  Auch  abgedruckt  bei  Martens,  N.  R.  1847,  Bd.  5  S.  24. 
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mit  Italien  vom  ^'f^,    1889;i) 

1.  April  '  ^ 

mit  Oesterreich  (provis.)  vom      '  ,  ^  1887 ;2) 

mit  Persien  vom  15.  Januar  1862; 

mit  Russland  vom  12.  Juni  1850;^ 

mit  Schweden  und  Norwegen  vom  15.  Dezember  1852; 

mit  der  Türkei  vom  27.  Mai  1855.*) 

Alle  Verträge  sind  im  offiziellen  Regierungsblatt  (s.  u.  ü),  die 
meisten  (bis  zum  Jahre  1882)  in  der  Gesetzessammlung  von  Rhallis 
(s,  u.  H)  enthalten, 

n.  Literatur.  1.  Ausser  den  kurzen  Bemerkungen  im  TL,  Bande 
des  Werkes  von  G.  L.  v.  Maurer  „Das  griechische  Volk  in  öffentlicher» 
kirchlicher  und  privatrechtlicher  Beziehung  etc."  (1835)  sind  besonder» 
erwähnenswerth :  Das  ausgezeichnete,  der  Praxis  als  Wegweiser  dienende 
Handbuch  des  Givilprozesses  von  Oekonomides  (Ohovoftfdooj  ^Efx^ipidiov 
JIoXtTtx^Q  JtxovofzlaQ,  in  5.  Auil,  1890);  das  in  griechischer  Sprache  ver- 
fasste,  leider  unvollendete  Lehrbuch  von  Feder  (/7t/>i  nointx^Q  Jaovo- 
fäaQ^  JIapad6(niQ  1847) ;  das  fUr  praktische  Zwecke  bestimmte  Werk  vou 
Karatza  {KapazZä^  Jtxaaratij  Jlpcucrtxi^  ini  r^c  IIoXiT*  JixövoptiaQy  2.  Aufl. 
1884);  endlich  ein  kurzes  Lehrbuch  des  griechischen  Civüprozessrechts 
von  Koffinaö  (Eppyjvtia  Hokr.  ätxov.  1893),  wesentlich  auf  Grund  der 
Vorlesungen  des  Professors  Psaras,  gegenwärtigen  Dozenten  dieses 
Fachs  an  der  Universität  Athen,  ausgearbeitet. 

Die  auf  spezielle  Theile  bezOglichen  grösseren  systematischen  oder 
monographischen  Darstellungen  werden  bei  den  betreffenden  Kapiteln 
genannt  werden. 

2.  Die  Gesetze,  Verordnungen,  Verträge  etc.  sind  unter  dem  be- 
treffenden Datum  säramtlich  in  der  ^Effjfitpiq  t^q  KoßtpvyjatwZy  dem 
offiziellen  Publikationsorgan,  enthalten. 

An  Hilfssammelwerken  erwähnen  wir:  ^EXhjvtxoi  Kmdace^  von 
Khallis  (4.  Aufl.)  und  Jtxa<ntxo}  Ndpot  von  PhlogaYtis  (1885—1892, 
4  Hauptbände  hebst  7  Anhangsbänden:  Bd,  I  Civüprozess  und  Gerichts- 
organisation; s.  jedoch  auch  die  Zusätze  in  den  Anhangsbänden).  Die 
ältere  Rechtsprechung  enthalten  die  Sammlungen  von  Joannides, 
NofwXoyla  inoipactiAv  ^Apeiou  Ildxou  und  Ebptrlipiov  ^E^Xtjv.  NopoloflaQ^ 
Ueipa,  die  offizielle  2uXXo]r^  dnofdatibv  ^Ap^ioo  Jldyao;  sehr  praktisch  ein- 
gerichtet ist  das  eben  erschienene,  die  gesammte  civilprozessuale  Judi^^ 
katur  des  Areopags  (1835 — 1890)  zusammenfassende  Werk  von  Balance 
und  Ginis    {Mncddvoo  xai  Fxcinj,  NopoXoyia  ^Aptioo  ndxoi)\    auf   welches 


^)  Auch  abgedruckt  im  Deutschen  Handelsarchiy  1889  S.  880  und  in  der  Gazzetta 
ufficiale  vom  16.  Mai  1889. 

'^  Auch  abgedruckt  bei  Martens-Stoerk,  N.  R.  Ser.  II  Bd.  13  S.  575. 

^  Auch  abgedruckt  im  Preuss.  Handelsarchiv  1852  S.  31  und  Journal  de  St  Paters* 
bourg  vom  21.  Februar  (5.  MSrz)  1851. 

*)  Auch  abgedruckt  im  Preuss.  Handelsarchiv  1856  S.  321. 
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wir  öfters  hinweisen  werden  und   dem   wir  in  der  Regel   die   Recht- 
sprechung des  Kassationshofs  entnehmen. 

Endlich  seien  noch  zwei  neuere  juristische  Zeitschriften  angefUhrt, 
die  in  guter  Auswahl  auch  Urtheile  griechischer  Gerichte  mittheilen: 
^Efrj/iBfHQ  T^c  EkkqvtxTjQ  xai  FaXXtx^Q  No/ioXo^iaQ^  von  Balanos;  und 
^Bifjti^"^  von  Angelopoulos. 

§2. 
2.  Historisehe  Einleitung,  i) 

I.  Vor  dem  Unabhängigkeitskampfe  wurden  die  bürgerlichen  Rechts- 
Streitigkeiten  unter  den  Griechen  von  der  Geistlichkeit  geschlichtet,  indem 
den  Bischöfen  die  Gerichtsbarkeit  über  dieselben  zustand  und  die  heilige 
Synode  in  Konstantinopel  als  Appellhof  diente.  Während  des  Freiheits- 
krieges wurden  wiederholt  Gesetze  über  Gerichtsorganisation  und  Ver- 
fahren erlassen,  welche  aber  wegen  der  Unsicherheit  der  griechischen 
Zustände  nur  unvollkommen  zur  Geltung  gelangen  konnten.  Nach  der 
Errichtung  des  Königreichs  wurden  drei  Gerichte  vorläufig  organisirt 
(in  Nauplia,  Theben,  Missolonghi),  bis  durch  die  zwei  oben  genannten 
vom  bayrischen  Jilristen  Georg  v.  Maurer  verfassten  Justizgrund- 
gesetze tlber  Gerichtsorganisation  und  Civilverfahren  diesen  unerfreu- 
lichen Zuständen  ein  Ende  gemacht  wurde.  Beide  Gesetze  sind  aus 
der  Kombination  der  Grundsätze  des  französischen  Civilprozesses  mit 
denen  des  gemeinen  deutschen  Civilverfahrens  und  der  bayrischen  Ent- 
würfe von  1825,  1827  und  1831  entstanden  und  waren  gesetzgeberische 
Meisterstücke  jener  Zeit.  Heute  dürften  sie  trotz  der  vielfachen  Er- 
gänzungen und  Verbesserungen  späterer  Gesetze  für  veraltet  gelten. 

n.  AlsYnateriellesRecht  gilt  im  Reiche  das  Römische,  wie  es  in 
der  Hexabibios  steht,  sowie  das  lokale  Gewohnheitsrecht  (Verordnung 
vom  23.  Februar  1835).  Von  wichtigeren  neueren  Civilgesetzen  nennen 
wir:  den  ^AanxbQ  N6fio^  vom  29.  Oktober  1856,  enthaltend  meist  allge- 
meine Vorschriften,  vielfach  für  das  internationale  Privatrecht  von  Be- 
deutung; das  Gesetz  vom  17.  August  1861  über  Vormundschaft;  das 
Gesetz  über  die  Form  der  Testamente  {(Jrfjfiafia  AtaOitjxihv  von  1830); 
Gesetz  vom  11.  August  1836  über  Hypotheken  und  vom  1.  Dezember 
1836  Ober  Ffandbestellung  etc.  Auch  das  Stempelgesetz  (vom  30.  De- 
zember 1887  mit  Zusätzen  von  1890  und  1892  in  vier  Gesetzen)  enthält 
materielle  Civilrechtssätze. 

Auf  den  ionischen  Inseln  gilt  der  ionische  Kodex  (s.  a.  Gesetz 
vom  22.  Januar  1866). 

in.  Ein  das  gesammte  Civürecht  umfassender  Ent^w^urf  eines  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  wird  von  einer  gegenwärtig  tagenden  Kommission 
ausgearbeitet.    Sie  soll  wesentlich  das  römische  Recht  kodifiziren. 


■)  Maurer,  op.  cit.  I  95,  139  u.  s.  Mdfiouxa,  luXXo}^  etc.  III  314  ff.  Geib,  Dar- 
stellang  des  Rechtszustands  in  Griechenland,  Heidelb.  1835,  S.  5,  112,  137  ff.,  MtxFxo- 
ßdxti,  Ajiiß6mo¥  AUamv  int  ToopxoxpaHae^  Oekonomides  §10  und  die  geschicht- 
lichen Werke. 
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§3. 
8.  Piinripien  des  CÜTflproieMes. 

(Oekonomides  §§  64—78;  Eoffinas  §3.) 

I.  Gegenstand  des  Civilprozesses  können  nur  bestrittene  privat- 
rechtliche und  zwar  bereits  fällige  Ansprüche  über  erworbene  Rechte 
sein.^)  Auch  Klagen  gegen  den  Fiskus  sind  unter  Beobachtung  be- 
stimmter  Formalitäten  eines  vorgängigen  Verfahrens  (s.  u.  §§  21  u.  24)  zu- 
lässig. Wird  ein  Privatrecht  durch  die  gesetzgebende  Gewalt  des  Staates 
verletzt,  so  ist  ein  Bekurs  bei  den  Gerichten  nur  möglich,  falls  das 
betreffende  Gesetz  gegen  die  Verfassung  verstösst  oder  ausdrücklich 
Entschädigung  des  Verletzten  vorbehalten  hat.  Was  Gegenstand  eines 
Civilprozesses  ist,  gehört  vor  die  ordentlichen  Civilgerichte,  wie  anderer- 
seits die  Strafsachen  vor  die  Strafgerichte  gehören;  es  können  jedoch 
civilrechtliche  AnsprQche  auf  Schadenersatz  aus  strafbaren  Handlungen 
auch  vor  die  Strafgerichte  unter  besthnmten  Voraussetzungen  (Anhängig- 
keit des  Straj^rozesses,  rechtzeitiges  Vorbringen  [Str. P.O.  302],  Möglich- 
keit gleichzeitiger  Verurtheilung  in  beiden  Prozessen  [85],  Anwesenheit 
des  Civilklägers  in  der  Audienz,  vcrurtheilende  Stra&entenz  [Str. P.O. 
Art.  6])  gebracht  werden.  Ausnahmsweise  kann  eine  Hauptklage  wegen 
Falschheit  oder  Verfälschung  einer  Urkunde  nur  dann  vor  die  Civü- 
gerichte  kommen,  wenn  der  Verbrecher  gestorben  oder  die  Eriminal- 
klage  verjährt  ist.  C.P.O.  456  (s.  a.  u.  §41).  Was  das  Verhältniss 
der  Civil-  zu  den  Strafgerichten  anbetrifft,  so  ist  zu  bemerken: 

A.  In  der  Begel  ruht  die  Civilsache  bis  zur  Erledigung  des  mit  der- 
selben in  Verbindung  stehenden  Strafveriahrens  (C.P.O,  10)^  Umgekehrt 
wird  die  Verhandlung  der  Strafsache  ausgesetzt,  bis  die  Civilgerichte 
über  eine  für  das  Strafverfahren  präjudizielle  Vorfrage  erkannt  haben  (so 
etwa  bei  Bigamie  etc.  A.  11,  288  [1878]). 

B.  Sehr  bestritten^  ist  die  Frage  des  gegenseitigen  Einflusses  der 
Civil-  auf  die  Strafentscheidungen,  worüber  schwer  zu  vereinigende 
Bechteregehi  in  der  C.P.O.  (10—12)  und  der  St. P.O.  (6—12)  enthalten 
sind.  Auf  die  Kontroverse  näher  einzugehen,  verbietet  uns  die  Oeko- 
nomie  des  vorliegenden  Werkes;  für  richtig  halten  wir  die  von  Professor 
Psaras  gegebene  (in  Koffinas  S.  56  ff.)  einfache  Lösung,  wonach  von 
einem  Widerspruch  der  entsprechenden  Bestimmungen  der  C.P.O.  und 
St. P.O.  nicht  die  Bede  sein  kann;  das  Strafgericht  resp.  das  Civügericht 
darf  eine  vom  kompetenten  Civil-  resp.  Strafgericht  entschiedene  Prä- 
judizialfrage nicht  einer  erneuten  Untersuchung  unterwerfen.  Es  wird 
dazu  erfordert:  dass  die  Präjudizialfrage  (d.  h.  die  für  die  Straf-  und  die 
Civilklage  relevante  Hauptfrage,  von  deren  Beantwortung  die  Ent- 
scheidung beider  abhängt)  von  dem  zum  Erkennen  über  dieselbe  (nicht 


0  Art.  1,  127  C.P.O. 

^  Siehe  besonders  Oekonomides  §§  73  ff.,  Feder  §  02,  Kostis,  Handbuch  des 
Strafprozesses  §  76.    Der  Kassationshof  hat  eine  konstante  Praxis  nicht. 
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blos  zum  Untersuchen  derselben)  kompetenten  Gerichte  entschieden 
worden  sei.  Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen  Erkennen  und  Unter- 
suchen. Nicht  steht  entgegen  Art.  12  St. P.O.,  nach  welchem  die  Ent- 
bindung von  der  Anklage  (ist  das  soviel  wie  Freisprechung?  Nein: 
Costis  I.  c.  und  A.  /7.  249  [1881])  ebenso  wie  die  Verurtheilung  die 
Verfolgung  privatrechtlicher  Ansprüche  yor  den  Civilgerichten  nicht  aus- 
schliessen. 

n.  Nur  die  ordentlichen  Gerichte  haben  über  Civilstreite  zu  er- 
kennen: Nach  C.P.O.  Art.  14  besteht  die  auch  von  der  Yerfassimg 
garantirte  Regel,  wonach  Niemand  seinem  ordentlichen  Richter  entzogen, 
kein  eigenes  Grericht,  ausser  bei  Zustimmung  der  Parteien,  für  eine  be- 
stimmte Sache  eingesetzt  werden  darf.  Für  jede  Civilklage  giebt  es 
nur  zwei  Instanzen,  und  es  darf  mit  Umgehung  der  zuständigen  Unter- 
gerichte keine  Klage  an  ein  Berufungsgericht  gebracht  werden  (C.  13). 
Beide  Parteien  haben  mit  geringfügigen  Ausnahmen  (C.  260,  621,  637, 
641,  921,  1022,  1038)  gleiche  Rechte  und  Pflichten   (C.  129,  503  etc.). 

m.  Im  ganzen  griechischen  Civilyerfahren  gilt  in  weitestem  Masse 
die  Yerhandlungsmaxime  (C.P.O.  bes.  155, 170);  der  Richter  ist  an 
die  Anträge  der  Parteien  gebunden,  indem  er  ohne  Parteiantrag  weder 
den  Prozess  beginnen,  noch  fortsetzen;  weder,  was  nicht  in  den  Akten 
ist,  berücksichtigen,  noch  über  das  Verlangte  hinaus  verurtheilen  kann. 
Das  Prinzip  wird  jedoch  von  der  Offlziahnaxime  in  manchen  FäUen 
durchbrochen^  (C.  2, 13,  25,  68  u.  s.  w.),  —  so  überall,  wo  die  Wahrung 
der  Offentlicfien  Ordnung  es  erheischt  (Wahrung  bestimmter  Form- 
Yorschriften,  Entmündigungs  - ,  Ehesachen),  wo  es  sich  lun  die  Gre- 
setzesanwendung  handelt,^)  in  der  Leitung  der  Verhandlungen  und 
der  Anordnung  der  zur  Aufklärung  der  Verhältnisse  nöthigen  Mass- 
regeln. 

IV.  Das  Vorverfahren  ist  stets  schriftlich,  das  Audienz- 
verfahren ist  mündlich  (C.P.O.  132,  173),  jedoch  soll  jeder  Antrag 
der  Partei  schriftlich  gestellt,  über  die  Verhandlimg  stets  ein  Protokoll, 
über  das  Erkenntniss  eine  schriftliche  Urkunde  abgefasst  werden.  Auch 
ist  bei  komplizirten,  insbesondere  Rechnungsprozessen  das  ganze  Ver- 
fahren ein  schriftliches  (C.P.O.  611 — 617),  was  jedoch  die  Praxis  in 
seltensten  Fällen  zur  Anwendung  bringt,  wie  sie  andererseits  das  Ver- 
fahren vor  den  Friedens-  und  den  Bezirksgerichten  auf  die  schriftliche 
Form  reduzirt  hat,  indem  die  Parteien  nach  allgemeinem  Brauch  nur 
ihre  Schriiftsätze  einreichen,  wobei  pro  forma  ihre  Anwesenheit  kon- 
statirt  wird. 


^)  S.  jedoch  Art.  245  §8,  wonach:  Rechtss&tee  der  ausländischen  Gesetz- 
gebung sowie  solche,  die  auf  Örtlichen  Satzungen  beruhen,  Tom  Beweise  nicht  aus- 
geschloBBen  smd  (s.  a.  A.  U.  170  [77],  68  [86]).  Auf  die  Existenz  des  ausländischen 
Gesetzes  kann  man  sich  noch  in  der  ersten  Audienzverhandlung  berufen,  A.  H.  358 
(1879).  Die  griechischen  Gesetze  zur  Zeit  der  Türkenherrschaft  sind  auslfindische,  A,  77. 
86  (1890). 
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V.  Die  mit  diesen  Prinzipien  eng  verbundenen  Grundsätze  der 
Oeffentlichkeit  werden  analog  gehandhabt.  Die  Oeffentlichkeit  ist  die 
Begel  (G.O.  Art.  92  C.  129,  162)  und  erleidet  nur  in  einigen  Fällen  (Ehe- 
scheidungs-,  Entmündigungssachen  662)  Ausnahmen;  das  Gericht  kann 
bei  Gefahr  für  die  öffentlichen  Sitten  oder  die  öffentliche  Ordnung  die. 
NichtÖffentlichkeit  anordnen.  Jedoch  muss  das  Urtheil  stets  öffentlich 
verkündigt  werden.  Die  Bef  athungen  der  Richter  finden  bei  verschlossenen 
Thüren  statt 

VI.  Was  endlich  das  Beweisrecht  (s.  a.  u.  §§26  ff.)  anbelangt, 
so  wird  durch  Art.  256  der  C.P.O.  die  freie  Beweiswürdigung  des 
Richters  statuirt  und  jede  gesetzliche  Beweistheorie  ausgeschlossen  (das 
Gesetz  verlangt  nur  „juristische"  Ueberzeugung  J.  77.  149  [1886]. 
Ausnahmen  s.  u.  §  30,  §  27,  u.  s.).  Die  Eventualmaxime,  die  betreffs 
der   Anträge   der   Parteien   (C.  160)   und   der  Einreden   gilt,   erstreckt 

.sich   auf  d£us  Beweisrecht  nicht   (s.  u.  §26  III.  C.  251,  beachte  hierbei 
§  92  u.  s.). 

4.  Die  Oeriehte. 

A.    Oeriohtsorganisatipn  and  Oliedexxmg.^) 

I.  Die  Rechtssicherheit  und  die  Unabhängigkeit  der  G^chte  von 
der  Verwaltung  ist  in  der  Yerfajssung  (Art.  28)  garantirt,  besonders 
durch  das  Verbot  jeglicher  Abänderung  in  der  Gerichtsorgamsation  ohne 
Beiheiligung  der  Gesetzgebungsfaktoren  (V.  Art.  91),  durch  die  Garantien 
für  die  Unabhängigkeit  der  Richter  (Unabsetzbarkeit  V.  Art.  88  etc.), 
durch  Abolition  aller  Ausnahme-Gerichtshöfe. 

So  besteht  denn  auch  nur  für  bestimmte  besonders  geregelte  Fälle  Ver- 
waltungsjurisdiktion,^  indem  die  Verfassung  (101)  die  Zuständigkeit  der 
ordentlichen  Civilgerichte  als  Regel  (^./7.203[1883]s:a.240[1884])aufstellt. 

In  Griechenland  bestehen  augenblicklich  neben  zahlreichen  Friedens- 
gerichten 22  Bezirksgerichte,  5  Appellhöfe  und  der  in  Athen  residirende 
Kassationshof.  Die  Han delsgeri chte  wurden  durch  Gesetz  vom  28.  Mai 
1887  aufgehoben:  Die  handelsrechtlichen  Prozesse  finden  in  besonderem 
summarischem  Verfahren  vor  den  Bezirksgerichten  statt.  Der  Kassa- 
tionshof (aus  13  Richtern  bestehend)   ist  in   zwei  Senate   eingetheilt, 

')  Philaretos,  Jixaanxdi  ^Opj'aywßdg  1B93.  Oekonomides  §§  12ff.  Maurer 
op.  cit.  n.  §§  374  ff. 

^  S.  ^i^^iiTpLa  c'  der  ersten  Nationalversammlung  in  Athen  imd  V.  101.  Dazu 
gehören  hauptsächlich  die  Streitigkeiten  betr.  Geb&ude-,  Gewerbe-  (Oea.  cc'  von  1866 
und  ;pni'  von  1877),  Stempelsteuer  (Stempelgesetz  Art.  48),  die  indirekten  Steuern 
(Douanenreglement  von  1843  Art.  31,  94,  194  etc.),  die  Aushebung  (Ges.  /^'  von  1877 
und  ^ec'  von  1878,  beachte  axj^'  von  1882),  die  Demen-  und  Eparchienwahlen.  Jedoch 
bilden  auch  hier  die  höheren  ordentlichen  Gerichte  die  Rechtsmittelinstanz.  Ueber 
Kompetenzkonflikte  (s.  C.P.O.  4—9,  V.  Art.  101  A.  U.  77  [1889])  entscheidet  der 
Kassationshof.  Das  Recht  der  Verwaltungsbehörden  wird  durch  die  kompetenten 
Komarchen  geltend  gemacht.  (Vgl.  auch  Art.  3  des  Gesetzes  vom  5.  Dezember  1845. 
Oekonomides  §§66 ff.,  §§380ff.) 
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in  deren  jedem  7  Bichter  beisita&en.  Im  Appellhof  urtheilen  5  Richter 
(inkl.  fks  Präsidenten),,  im  Bezirksgericht  3  Richter  (inkl.  des  Prä- 
sidenten). Neben  denselben  ist  die  Gegenwart  des  Staatsprokurators 
nnd  Sekretärs  nothwendig.  In  den  Friedensgerichten  urtheilt  der  Friedens- 
richter unter  Betheüigung  des  Sekretärs  (G.O.  5,  C.P.O.  489  §2). 

Bei  Besetzimg  des  Gerichts  können  neben  den  ordentlichen  Richtern 
(bezahlten,  s.  dar.  Ges.  vom  1.  Oktober  1892)  und  ausserordentlichen 
(G.  O.  6)  Suppleanten  im  Nothfall  auch  Rechtsanwälte  (nach  einer  Anzahl 
Ton  Dienstjahren)  zugezogen  werden.  Der  Kassationshof  besteht  jedoch 
nur  ans  ordentlichen  Richtern  (Gesetz  vom  28.  Juli  1877).  Ueberall 
muss  die  Majorität  aus  ordentlichen  Richtern  bestehen. 

n.  Zur  Kompetenz  eines  jeden  Gerichts  gehört  ein  Bezirk  des 
griechischen  Staates.  Die  Friedensgerichte  sind  stets  erstinstanzliche 
Gerichte;  die  Bezirksgerichte  erstinstanzliche  oder  zweitinstanzliche;  die 
Appellhöfe  entscheiden  gewöhnlich  in  zweiter  Instanz  über  Urtheile  der 
Bezirksgerichte.  Der  Kassationshof  hebt  in  der  Regel  die  gegen  die 
Gesets^  verstossenden  Urtheile  der  unteren  Gerichte  auf,  nur  aus- 
nahmsweise richtet  er  in  der  Sache  selbst.  Die  Gerichte  sind  von  ein- 
ander unabhängig  (über  die  Disziplinargewalt  und  das  Disziplinarverfahren 
ß.  G.O.  273  ff.);  nur  einzelne  richterliche  Akte  können  von  dem  einen 
Grericht  dem  andern  übertragen  werden.  Bei  Kompetenzkontlikten  und 
in  einigen  andern  FäDen  kann  jedoch  der  Areopag  ganze  Prozesse 
einem  Gericht  übertragen. 

ni.  Der  Gerichtspräsident  hat  die  Oberaufsicht  über  die  Thätig- 
keit  seines  Gerichts,  regelt  dieselbe  und  führt  die  Verhandlungen;  er 
publizirt  die  Urtheile,  bestellt  die  Berichterstatter;  er  hat  Disziplinar- 
gewalt über  das  G^richtspersonal  (G.  0.  81  ff.).  Auch  stehen  ihm  be- 
sondere Kompetenzbefugnisse  zu,  indem  er  in  bestimmten  Fällen  zu 
richten,  die  YoUstreckungsklausel  zu  ertheilen  etc.  berufen  ist  (s.  u.  §  43). 

IV.  Der  Staatsprokurator  (G.O.  91—117)  ist  Wächter  des  Ge- 
setzes und  hat  besondere  Pflichten  gegenüber  der  Regierung,  er  ist  das 
Bindeglied  zwischen  derselben  und  den  Gerichten;  er  ist  nothwendiges 
Glied  bei  Zusammensetzung  des  Gerichts.  In  gewissen  Fällen  betheiligt 
er  sich  als  Partei  am  Prozess  (so  bei  Ernennung  von  Vormündern 
[Vormundschaftsgesetz  Art.  22  etc.,  s.  a.  C.P.O.  646,  671  u.  s.]).  In 
jeder  Sache  hat  er  das  Recht  ^)  seine  Ansicht  dem  Gerichte  in  der 
Audienz  mündlich  mitzutheilen,  sowie  im  Interesse  des  Gesetzes,  un- 
abhängig von  den  Parteien,  Kassation  einzulegen  (C.P.O.  815). 

Die  Staatsanwaltschaft  ist  hierarchisch  gegliedert  und  gilt  betreffs 
derselben  der  französische  Grundsatz,  sie  sei  ,^une  et  indivisible"^. 

V.  Dein  Gerichtssekretär  liegen  neben  der  Führung  des  Proto- 
kolls in  den  Gerichtssitzungen  auch  gewisse  Verwaltungsgeschäfte  ob. 
Er  führt  die  Audienzrolle,  verwaltet  das  ganze  Gerichtsbureau  und  die 
Gerichtskasse  und  eriheilt  Zeugnisse  über  Gerichtsakte. 

')  In  aUen  Fallen,  in  denen  ein  Öffentliches  Interesse  vorhanden,  ist  er  dazu  verpflichtet. 
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Neben  den  Rechtsanwälten  (s.  u.)  sind  noch  die  Oerichtsboten 
(G.O.  153 — 165)  und  Notare  zu  nennen;  erstere  (darunter  die  Audienz- 
gerichtsboten)  sind  einem  bestimmten  Bezirksgerichte  beigeordnet  und 
haben  bei  allen  in  dem  betreffenden  Bezirke  bestehenden  Gerichten  Zu- 
steUungen  von  Prozessschriftetücken  und  Exekutionen  zu  besorgen. 
Letztere,  als  öffentliche  Beamte  niedergesetzt  (166 — 213  s.  a.  Ges.  vom 
23.  Dezember  1892),  haben  sich  bei  gewissen  Yerträgen  zu  betheiligen, 
Abschriften  und  exekutorische  Ausfertigungen  der  von  ihnen  bewahrten 
Originalurkunden  zu  geben,  durch  ihr  „gesehen"  (Visa)  Privaturkunden 
mit  sicherem  Datum  zu  versehen,  endlich  die  durch  Gesetz  ihnen  über- 
tragenen Rechtshandlungen  (so  Versteigerungen  etc.)  vorzunehmen« 

VI.  Die  Gerichtssprache  ist  die  griechische:  ist  eine  Partei  oder 
ein  Zeuge  der  griechischen  Sprache  nicht  mächtig,  so  wird  ein  beeideter 
Dolmetscher  zugezogen  (C.P.O.  340  ff.).  Jede  Frage  an  den  Zeugen  ist 
in  der  Ursprache  und  in  der  griechischen  üebersetzung  zu  Protokoll 
zu  bringen.    Ueber  die  Urkunden  s.  u.  §  33. 

Vn.  Die  gewöhnlichen  Sitzungstage  der  Gerichte  werden  ein  fttr 
alle  Mal  im  Voraus  bestimmt  und  öffentlich  bekannt  gemacht.  Die 
Gerichtsferien  der  Eollegialgerichte  dauern  zwei  Monate  (1./13.  Juli 
bis  1./13.  September  [Gesetz  vom  5.  Juli  1851]),  jedoch  werden  auch 
während  der  Ferien  dringende  Prozesse  (Strafissudien  und  von  dem 
Gericht  für  dringend  erklärte  Streitfälle)  durch  die  Ferienabtheilung  des 
Gerichts  erledigt. 

Die  Reihenfolge  der  Prozesse  wird  nach  den  verschiedenen  Audienz- 
roUen,  in  welche  alle  Prozesse  einzuschreiben  sind,  bestinmit  (G.  0. 
Art.  263  ff.  s.  a.  u.).  Diese  Festsetzung  geschieht  am  Ende  der  Woche  zu 
einer  im  Voraus  zu  bestimmenden  Stunde:  ein  die  anstehenden  Prozesse 
enthaltender  Anschlag  wird  im  Audienzsaale  ausgehängt  (s.  C.  P.  0. 
Art.  570—578),  den  Geschäftsgang  in  der  Audienz  regelt  G.O.  Art.  24=9 ff., 
jedoch  hat  die  Gerichtspraxis  denselben  in  manchen  Punkten  vereinfacht 
resp.  auf  dem  Wege  der  Interpretation  im  Detail  ausgebildet. 

§  5. 
1.  Anhang.    Rekusation  der  Gerichtspersonen. 

(Art.  86-48  C.P.O.,  Oek.  §  131  ff.,  Bai.  S.  434  ff.) 

Jeder  Richter,  i)  Staatsprokurator  und  Gerichtssdireiber  kann  aus 
folgenden  Gründen  sich  seiner  Amtsfunktion  entschlagen  resp.  von  den 
Paileien  abgelehnt  werden:  a)  wenn  er  am  Ausgange  der  Sache  irgend- 
welches Privatinteresse  hat;  b)  wenn  er  zu  der  Partei  in  besonderem 
Freundschafts-  öder  Feindschaftfi-  oder  Abhängigkeitsverhältnisse  steht; 
c)  wenn  er  mit  der  Partei  verwandt  (in  der  Seitenlinie  bis  zum  vierten 
Grade)  oder  verschwägert  (in  der  Seitenlinie  bis  zum  zweiten  Grade), 
verheirathet   (auch   wenn   geschieden)   oder  verlobt  ist;   d)  wenn  er  in 

^)  Nach  dem  Gesetz  yon  1877  (s.  oben  §  4)  ist  die  Rekusation  der  Areopags- 
mitglieder  eingeschrSnkt. 
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derselben  Sache  als  Zeuge,  Sachverständiger  oder  gerichtlicher  Eonsnlent 
verwendet  worden,  oder  den  Verdacht  der  Parteilichkeit  (insbesondere 
wegen  angenommener  Geschenke)  erregt  hat;  e)  wenn  er  am  Geschäft, 
woraus  der  Streit  entstanden,  resp.  beim  Erlass  des  ürtheils,  welches 
angefochten  wird,  betheiligt  gewesen  ist.  —  Die  GrUnde  unter  a  und  c 
können  beide  Parteien  vorschützen,  die  übrigen  jedoch  nur  deijenige, 
IQ  dessen  Interesse  sie  vorgeschrieben  sind. 

Das  Rekusatlonsgesuch  wird,  falls  es  vom  Richter  selbst  vorgebracht 
wird,  der  Rathskammer  vorgelegt,')  welche  in  letzter  Instanz  zu  ent- 
scheiden hat. 

Wird  das  Gesuch  von  der  Partei  vorgebracht,  so  soll  es  vor  der 
freiwilligen  Einlassung  in  die  gerichtliche  Handlung  (also  beim  E^äger 
vor  der  Klage,  beim  Beklagten  vor  jeglicher  Einrede)  dem  Gerichts- 
präsidenten schriftlich  vorgelegt  werden,  unter  genauer  Angabe  {A,  II. 
161  [1881])  und  Bescheinigung  der  GrOnde.  Das  Gericht  theilt  der  be- 
treffenden Gerichtsperson  das  Gesuch  mit,  welche  sich  von  da  ab  jeder 
richterlichen  Handlung  enthalten  muss,  und  urtheilt  dann  in  deren  Ab- 
wesenheit in  letzter  Instanz  über  das  Gesuch. 

Die  Kosten  trägt  die  ablehnende  Partei. 

§  6- 
2.    Anhang:    Klagen  gegen  richterliche  Beamten. 

(a  56  ff.  nnd  Verordn.  vom  8.  Jnli  1838.    Oeko^iomides  §  254;  BaUnos  S.547.) 

Dieses  Institut  bezweckt,  ein  Gegengewicht  flir  die  richterliche  Un- 
verantwortlichkeit  zu  schaffen,  dadurch,  dass  die  richterlichen  Beamten 
persönlich  den  durch  ihre  Schuld  entstandenen  Schaden  ersetzen  müssen. 
Alle  richterlichen  Beamten,  Richter,^  Schiedsrichter,  ganze  Gerichte, 
Staatsprokuratoren,  Rechtsanwälte,  Notare,  Gerichtsschreiber  und  Ge- 
richtsboten können  nämlich  verklagt  werden,  falls  sie  bei  einer  Amts- 
handlung (i4.  n.  83  [1885])  arglistig  oder  aus  grober  Nachlässigkeit^) 
(die  Richter  insbesondere  wegen  Rechtsverweigerung  C.P.O.  67)  der 
Partei  Schaden  zugefügt  haben,  gleichgiltig,  ob  ein  Rechtemittel  gegen 
die  nachtheilige  Handlung  zulässig,  und  unbeschadet  der  Beschwerde 
auf  dem  Disziplinarwege.  Die  Klage  verjährt  in  30  Jahren.  Der  Be- 
schädigte hat  erst  von  der  betreffenden  Gerichtsperson  Abhilfe  zu 
suchen;  erlangt  er  nichte,  so  ersucht  er  das  Gericht,  welches  zu  ur- 
theilen  berufen  ist,^)  um  die  Erlaubniss,  die  Klage  anstellen  zu  dürfen 


^  Friedensrichtar  beim  Bezirksgericht! 

*)  Auch  als  Richter  ihfttige  Konsuln:  denn  auch  in  diesem  Falle  haftet  nicht  der 
Staat  fDr  dieselben  A.  U.  372  (1879). 

')  Auch  manchmal  wegen  leichter  Nachlftssigkeit,  falls  die  Nichtigkeit  eines  Aktes 
yerschnldet  worden,  und  zwar  in  den  Fällen  C.  185  §  3,  142,  203,  896  u.  s. 

*)  Das  Bezirksgericht,  falls  ein  Gerichtsbote,  Anwalt,  Notar,  Schiedsrichter  oder 
Friedensgerichtsschreiber  verklagt  wird;  sonst  das  zun&chst  höhere  Gericht  resp.  das 
yom  Justizministerium  bestimmte  Appellgericht  bei  Klagen  gegen  Mitglieder  des  Kassa- 
tionshofes. 
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(8.  d.  Verordnung).  Wird  ihm  die  Erlaubniss  gegeben,  so  muss  inner- 
halb  eines  Monats  O^erordn.  Art.  5)  die  Klage  angestellt  werden  und 
wird  dieselbe  im  gewöhnlichen  Verfahren  verhandelt.  Nach  der  Klage«- 
Zustellung  muss  sich  die  Gerichtsperson  jeglicher  Amtshandlung  in 
der  Sache  enthalten.  Vorbehaltlich  der  Disziplinarstrafe  wird  der  Schul- 
dige zum  Schadensersatz  und  zu  den  Kosten  verurtheilt,  falls  die  Klage 
für  begründet  erachtet  wird ;  im  entgegengesetzten  FaU  trägt  der  Kläger 
die  Kosten,  ausserdem  wird  ihm  Geldstrafe  auferlegt.  Diese  Gerichts- 
urtheile  sind  nur  durch  das  Rechtsmittel  der  Appellation  anfechtbar, 
nicht  auch  durch  Kassation. 

B.   Zuständigkeit  d«r  G«rl61ite.^) 

§7. 
I.    Sachliche  Zuständigkeit. 

1.  Die  Friedensgerichte  fungiren  in  Sachen  freiwilliger  Gerichts- 
barkeit, bei  Siegelanlegungen,  in  Familienrathversammlungen,  in  Vor- 
mundschaftssachen (Ernennung  eines  provisorischen  Tutors  etc.)  u.  s.  w. 
(Art.  492).  Als  Vergleichsbeamte  haben  sie  den  Vergleich  der  Parteien 
anzustreben,  stets  in  Sachen,  die  zu  ihrer  eigenen  Kompetenz  gehören 
und  ausserdem,  wenn  die  Parteien  in  nicht  zu  ihrer  Kompetenz  ge- 
hörigen Sachen  zwecks  Vergleichs  vor  ihnen  erschienen  sind  (493). 
In  streitigen  Sachen  entscheiden  sie  in  erster  und  letzter  Instanz  bei 
einem  Objekt  bis  zu  40  Drachmen,  vorbehaltlich  der  Appellation  bis 
zu  300  Drachmen  in  Civil-  imd  Handelssachen  (Art.  490  und  Gesetz 
vom  1.  Februar  1838).  Ohne  Unterschied  des  Werthes  urtheilen  sie  in 
besonders  dringenden  Fällen  (Streitigkeiten  zwischen  Vermiethern  und 
]Miethern  aus  dem  Miethsvertrage  und  über  das  Miethgeld,  zwischen 
Reisenden  und  Wirthen,  provisorische  Anordnungen  bei  Besitzstreitig- 
keiten oder  bei  Prorogation  der  Parteien). 

2.  Die  Bezirksgerichte  urtheilen  bei  obigen  Sachen  in  zweiter 
Instanz;  sonst  urtheilen  sie  über  alle  Streitsachen,  die  nicht  durch  be- 
sondere Vorschrift  ihnen  entzogen  sind,  und  zwar  in  erster  und  letzter 
Instanz  bei  persönlichen  und  dinglichen  Mobiliarklagen  bis  500  Drachmen, 
in  Handelssachen  bis  8(X)  Drachmen,  ^)  endlich  bei  dinglichen  Immobiliar- 
klagen,  wenn  der  jährliche  Ertrag  der  betreffenden  Immobilie  nicht 
grösser  ist  als  2ö  Drachmen  (528).  Auch  in  Sachen  der  nicht  streir 
tigen  Gerichtsbarkeit  sind  sie  öfters  thätig. 

3.  Die  Appellhöfe  sind  in  der  Regel  berufen,  in  zweiter  Instanz 
über  die  appellablen  Urtheile  der  Bezirks-  und  der  ihnen  gleich  geach- 
teten Schiedsgerichte  zu  erkennen  (737). 

4.  Der  Kassationshof  urtheilt  in   seinem  ersten  Senat  über  die 


0  Oekonomides  §26  ff.,  §154.    Balanos  S.  228 ff. 

^  Berechnung:  es  ist  zu  berechnen  in  gewOhnlicben  Sachen  Kapit^  und  Ziinaen 
bis  vor  Kiagezustellung,  in  Handelssachen  nur  Kapital  (C.P.O.  590;  Qes.  über  Kom- 
petenz der  H.G.  Art.  9). 
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Kassationen  gegen  Urtheile  der  Friedens-,  Bezirks-  und  Appellations- 
gerichte. Die  übrigen  Civilsachen  gehören  sammt  den  Strafsachen  zur 
Zuständigkeit  des  zweiten  Senats.  Das  Plenum  urtheilt,  falls  die  Kassa- 
tion im  Interesse  des  Gesetzes  gefordert  wird,  sowie  bei  Widerspruch 
der  Senate  u.  s.  Doch  fungirt  der  Kassationshof  auch  bei  Kompetenzkon- 
fUkten  und  Kompetenzregelung  und  hat  auch  bestimmte  Diszipllnar- 
befagnisse.  Er  kassirt  die  Urtheile,  welche  gegen  das  Civiirecht  oder 
wesentliche  Prozessualbestimmungen  Verstössen.  Falls  wegen  falscher 
Geseteesanwendung  der  Kassation  stattgegeben  wird,  wendet  der  Kassa- 
tionshof selbst  das  Recht  an  (Ges.  PNA*  von  1866  und  MZX'  von  1877). 

§8. 
n.    Oertliche  Zuständigkeit. 

A.  Allgemeiner  Gerichtsstand  des  Inländers  ist  das  Domi- 
zil des  Beklagten,  ^)  und  beim  Nichtvorhandensein  eines  solchen  zur  Zeit 
der  Klageerhebung  sein  Aufenthaltsort.  Diren  allgemeinen  Gerichtsstand 
haben-  die  juristischen  Personen  und  Gesellschaften  beim  Gerichte  des 
Ortes  ihrer  Niederlassung  (der  Fiskus  in  der  Hauptstadt!).  Vor  Ver- 
theUung  der  Erbschaft  oder  vor  Aushändigung  derselben  an  die  Erben 
ist  allgemeiner  Gerichtsstand  das  Gericht  der  Eröffnung  der  Sukzession. 
Bei  inländischen  Beamten,  die  im  Auslande  die  Exterritorialität  ge- 
messen, das  Gericht  ihres  Wohnsitzes  vor  ihrer  Sendung,  oder  falls  ein 
solcher  nicht  existirt,  das  Gericht  der  Hauptstadt.  Nothwendigen  Wohn- 
sitz haben  £e  Ehefrauen,  nämlich  den  ihres  Ehegatten  (auch  nach  der 
Scheidung  und  im  Wittwenstande),  eheliche  Kinder,  so  lange  sie  keinen 
eigenen  Wohnsitz  erworben,  den  ihres  Vaters  resp.  Vormunds,  un- 
eheüche  den  der  Mutter  (auch  nach  dem  Tode  des  Vaters  resp.  der 
Mutter),  <fie  lebenslängKchen  Beamten  (V.  88.  G.G.  280.  C.  17.  §  1,  22. 
§  1)  das  Gericht  ihres  Amtssitzes. 

B.  Besondere  Gerichtsstände  sind: 

1.  Bas  forum  rei  sitae  für  dingliche  Immobiliarklagen. 

2.  Das  foruii^  gestae  administrationis  iür  fremde  Vermögensverwal- 
tung (bei  Auftrag  des  Gerichts  zur  Verwaltung,  ist  dieses  Gericht  zu- 
ständig) (C.P.O.  19  No.  2,  223,  646,  1039). 

3.  Das  forum  reconventionis  für  Widerklagen  (C.P.O.  19.  §  3) 
(auch  nachdem  der  Eläger  die  Klage  hat  fallen  lassen). 

4.  Forum  arresti  in  Streitigkeiten  bei  Gelegenheit  des  Personal- 
oder Bealarrestes.  ^ 


'>  Siehe  Ürr.  N.  a.  91.  Danach  hat  man  nur  ein  DomizlL  Domizilitaidening  braucht 
der  Gegenpartei  nicht  mitgetheüt  zu  werden.  A.  U,  '226  (1886). 

')  Bei  Personalarrest  jedoch,  sowie  bei  der  zur  Sicherung  einer  Forderung  er- 
folgten Beschlagnahme  hat  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  die  Beschlagnahmehandlung 
TOTgenonimen  worden,  nur  dann  über  die  Forderung  zu  entscheiden,  wenn  die  Arrest- 
handlungen  gegen  einen  flüchtigen  Schuldner,  der  kein  Domizil  hat,  oder  gegen  Aus- 
länder TorgenoBimen  worden,  die  im  Inland  verhaftet  oder  deren  Effekten  im  Inland 
mit  Beschlag  belegt  werden  können.    Beide  Fälle   sind  nur  in  PiozesBen  zwischen 
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6.  Forum  delicti  für  AnsprOche  aus  strafbaren  Handlungen  (C.P-0. 
22.  §  6,  35). 

6.  Forum  connexitatis  bei  Rechtssachen,  die  in  solchem  Yerhältniss 
zu  einander  stehen,  dass  sie  ohne  Nachtheil  nicht  getrennt  werden 
können,  das  Gericht  der  Hauptsache  (21). 

7.  Forum  continentiae  causarum,  bei  Rechtsidentität  (C.P.O.  22. 
§  2,  5). 

8.  Forum  contractus;  bei  Civilverträgen  das  Gericht  des  Ortes,  an 
welchem  nach  ausdrücklicher  Vereinbarung  erfüllt  werden  soll;  bei 
Handelsverträgen  das  Gericht  des  Ortes  des  Yertragsschlusses  oder  der 
Vertragserfüllung. 

Die  Fora  rei  sitae,  connexitatis,  arresti,  gestae  administrationis  bei 
Auftrag  des  Gerichts  sind  ausschliessliche,  die  übrigen  besonderen 
konkurriren  mit  dem  allgemeinen,  wobei  dem  Kläger  das  Wahlrecht 
zusteht  (s.  a.  A,  77.  41  [1888]).  Dieses  wird  geltend  gemacht  und  er- 
lischt durch  Eintragung  der  Sache  in  die  Rolle  (forum  praeventionis). 
Als  forum  prorogatum  gilt  der  an  sich  nicht  begründete  Gerichtsstand^ 
dem  sich  der  Beklagte  stillschweigend  oder  ausdrücklich  unterwirft. 
Als  stillschweigende  Unterwerfung  gilt  die  Nichtvorbringung  der  In- 
kompetenzeinrede zur  rechten  Zeit.  Jedoch  gelten  folgende  Beschrän- 
kungen: die  Zuständigkeit  der  Friedensgerichte  kann  über  die  Grenzen 
des  Art.  490  hinaus  nur  ausdrücklich  und  gemäss  Art.  491  prorogirt 
werden.  Ebenso  gilt  die  Regel,  dass  ausser  beim  Kompromiss,  die  ab- 
solute Inkompetenz  (ratione  materiae)  auch  durch  Prorogation  nicht  ge- 
heut werden  kann  {A.  77.  36  [1877]  aber  380  [52]  ?). 

C.  Besonderes  gilt  betreffs  der  Gerichtsstände  der  Ausländer^) 
(C.P.O.  26—28,  Oek.  §45): 

a)  Ist  der  Kläger  Inländer,  der  Beklagte  nicht  exterritorialer 
(Art.  26,  jedoch  dingliche  Immobiharklagen,  Widerklagen  etc.  auch 
gegen  exterritoriale  zulässig)  Ausländer,  so  kann  die  Klage  vor  jedem 
sachlich  zuständigen  inländischen  Gericht  abgestellt  werden,  gleichgiltig, 
ob  der  Anspruch  im  Inland  oder  im  Ausland  entstanden,  ob  er  ding- 
lich oder  persönlich  ist. 

ß)  Sind  beide  Parteien  Ausländer,  so  sind  die  griechischen  Gerichte 
nur  ausnahmsweise  zuständig,  dann  nämlich:  wenn  die  Staatsverträge 
es  zulassen;^)  wenn  sich  der  Ausländer  der  griechischen  Gerichtsbar- 
keit freiwillig  imterwirft;   wenn   er   in  Griechenland  domizilirt  ist  und 


Ausländern  von  Bedeutung;  über  die  von  inlftndischen  Klägern  verfolgten  Aus- 
länder kann  jedes  griechisclie  Gericht  erkennen;  für  die  flüchtigen  Inländer,  vrelche 
kein  Domizil  haben,  gilt  als  Aufenthaltsort  der  Ergreifungsort.  Oekonomides  §36 
Note  5. 

»)  Siehe  a.  u.  §§  67,  76. 

^  S.  die  in  den  Staatsverträgen  enthaltenen  Bestimmungen,  wonach  die  Ange- 
hörigen des  fremden  Staates  freien  Zutritt  zu  den  Gerichten  haben  zur  Verfolgung  und 
Vertheidigung  ihrer  Rechte,  welche  dahin  zu  deuten,  dass  sie  die  Zuständigkeit  der  grie- 
chischen Gerichte  statuiren.    So  Oekonomides  §  45  Anm.  9;  Feder  S.  428. 


Griechenland.  17 


es  sich  um  einen  Handelsprozess  handelt,  ^)  endlich  beim  Vorhandensein 
des  speziellen  fori  rei  sitae,  identitatis  juris  in  dinglichen  Ansprachen, 
contractos,  gestae  administrationis,  delicti  und  arresti.  Ob  in  oben- 
genannten FUlen  das  Erfordemiss  des  inländischen  Domizils  oder  Auf- 
enthaltsortes stets  hinzutreten  muss  (so  Feder  432),  ist  bestritten. 

Richtiger  scheint  die  Ansicht,  nach  welcher  das  Erfordemiss  des 
Domizils  etc.  nur  bei  Handels-  und  Wechselsachen  nach  Art.  19, 1  Tor- 
handen  sein  muss.^ 

f)  Art.  28  §  2  statuirt  endlich  ausdrücklich,  dass  der  Inländer  auch 
wegen  solcher  Verbindlichkeiten  vor  griechischen  Grerichten  belangt 
werden  kann,  welche  derselbe  im  Auslande  gegen  In-  oder  Ausländer 
eingegangen  ist. 

D.  Regulierungder  Zuständigkeit  (G.P.O.  29 — 85).  Eine  solche 
findet  statt,  wenn  zwei  koordinirte  Gerichte,  bei  denen  dieselbe  oder 
eine  konnexe  Sache  anhängig  ist,  sich  beide  für  kompetent  oder  fOr 
inkompetent  erklären.  Die  Regulierung  nimmt  der  Kassationshof  auf 
Antrag  einer  Partei  vor.  Der  Kläger  hat  beim  Präsidenten  ein  schrift- 
liches Gesuch  einzubringen,  in  welchem  die  Erlaubniss  erbeten  wird,  zur 
Begnlierung  vorladen  zu  dürfen.  Wird  dem  Gesuche  stattgegeben,  so 
ist  das  Zulassungsurtheil  den  saisirten  Gerichten  unverzttglich,  der 
Gegenpartei  binnen  15  Tagen  —  letzteres  bei  Strafe,  dass  das  Gericht 
des  Beklagten  zuständig  werde  —  zuzustellen. 

E.  Verweisung  von  einem  Gericht  an  ein  anderes*)  kann  in 
bestimmten  Ausnahmefällen  durch  den  Kassationshof  erfolgen,  dann 
nämlich:  1.  wenn  so  viele  Mitglieder  eines  Gerichtshofs  rekusirt  oder 
durch  Krankheit  verhindert  sind,  dass  der  Rest  die  gesetzliche  Anzahl 
nicht  erreicht;  2.  wenn  die  Verhandlung  an  einem  bestimmten  Orte  der 
Öffentlichen  Sicherheit  Gefahr  bringen  könnte.  Im  ersteren  Falle  sind 
die  Parteien  antragsberechtigt,  im  letzteren  Falle  kann  die  Verweisung 
nur  auf  Anordnung  des  Justizministers  durch  den  Qeneralprokurator 
begehrt  werden.  Die  Parteien  werden  zur  mündlichen  Verhandlung 
über  das  Gesuch  geladen.  Der  Kassationshof  bestimmt,  falls  er  dem 
Gesuche  stattgeben  will,  das  Gericht,  welches  sich  der  Sache  anzunehmen 
hat;  wird  das  Begehren  abgeschlagen,  so  kann  ein  neues  nur  aus  neuen 
Gründen  gestellt  werden. 

5.  IMe  Parteien. 

§9. 
▲.   FroMMfihigkeit. 

(Oek.  §52  ff.,  Bai.  8.796  ff.) 

I.  ProzessfShigkeit  ist  prozessuale  Handlungsfähigkeit  Absolute 
ProzessunflUiigkeit  kennt  das  griechische  Recht  nicht.    In  der  Prozess* 

I)  Nor  im  Falle  Griechenland  ErAUungsort?  Ja:  Feder  S.  429.  Nein:  Oeko« 
Bomides  §  45  Anm.  11. 

*)  Oekonomides  1.  c.  beachte  C.  145  §  6. 

^  C.P.O.  48 — 55,  siehe  anch  Gesetz  Tom  S.  Joli  1838  und  dae  den  Kassationahof 
betreffende  Gesete  Yom  28.  Juli  1877  (xmC)- 
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fähigkeit  beschr&akt  (C.£.  0.  Art.  74)  sind  insbesondere  die  in  der  Hand- 
lungsfähigkeit Beschränkten,^)  somit  die  unter  irgend  einer  Art  von 
Pflegschaft  (Schutsherrschaft)  Stehenden;  so  die  Hauskinder  in  Ansehung 
des  der  väterlichen  Verwaltung  unterstehenden  Vermögens;  die  Ehe- 
frauen bezüglich  der  dos,  die  Gemeinden  und  WohlthUtigkeitsanstalten ;  sie 
alle  bedürfen  der  Einwilligung  des  Tutors  oder  Kurators,  resp.  des 
Hausvaters  oder  des  Ehemanns,  resp.  der  vorgesetzten  V^waltungs- 
behörde,  um  vor  Gericht  handelnd  aufzutreten,  ausser  in  Fällen  drin- 
gender Gefahr.  Endlich  gehören  dahin  die  Fallirten  (s.  a.  u.  §  51). 
Prozessfähigkeit  wie  Prozesslegitimation  kann  in  jeder  Lage  der  Sache 
von  Amtswegen  untersucht  werden. 

n.  Den  Ausländern  sind  nach  'Atn.  N,  a.  13  gleiche  Rechte  wie 
den  Einheimischen  gewährt,  ausser  wo  die  Gesetze  nicht  ausdrückliche, 
durch  Verträge  nicht  aufgehobene,  Ausnahmen  statuiren.  Durch  könig- 
liches Dekret  kann  dem  Zwecks  Naturalisation  angesessenen  Fremden 
auch  vor  derselben  völlige  Gleichstellung  gewährt  werden. 

Besonders  erwähnt  ist  die  Gleichstellung  auch  in  den  zahlreichen 
Staatsverträgen,  insbesondere  die  Erwerbs-  und  Dispositionsfähigkeit 
(Handelsvertrag  mit  dem  Deutschen  Reich  Art.  3;  mit  Italien  Art.  1; 
mit  Russland  Art.  11;  mit  Oesterreich  Art.  1;  mit  England  Art.  14  u.  s.  w.). 
Die  civUprozessualen  Vorrechte  der  Inländer  werden  den  Ausländern 
durch  die  in  einige  Verträge  aufgenommene  Klausel  „des  fireien  Zu- 
tritts zu  den  Gerichten  zur  Verfolgung  und  Vertheidigung  ihrer  Rechte" 
gewährleistet  (so  Handelsvertrag  mit  England  Art.  15  §  3,  mit  dem 
Deutschen  Reich  Art.  3;  mit  Italien  Art.  2;  mit  Oesterreich  Art.  1  u.  s.). 
Jedoch  wird  durch  diese  Klausel  nicht  jede  Ausnahmebestimmung  be- 
züglich der  Ausländer  aufgehoben.^ 

§  10. 
B.   Intervention. 

(Oek.  §  52fif.,  Bai.  S.  743  ff.,  Art.  231  f.,  69,  71  f.,  89  C.P.O.) 

Die  Intervention  ist  eine  freiwillige,  wenn  der  Intervenient  pro- 
prio motu  in  einen  schwebenden  Prozess  sich  einmischt,  oder  eine  noth- 
wendige,  im  Falle  der  Adzitation  oder  Litisdenunziation.  Sie  ist  Haupt- 
intervention, wenn  der  Intervenient  ein  eigenes  rechtliches  Interesse  am 
Gegenstand  eines  schwebenden  Prozesses  nachweist  und  als  Gegner 
beider  Parteien  auftritt,  oder  Nebenintervention,  falls  seine  Interessen 
mit  denen  der  einen  Partei  kollidiren,  d.  h.  wenn  der  schwebende 
Prozess  einen  Einfluss  hat  auf  die  Existenz  eines  Rechts  des  Intervenienten 
oder  die  Entstehung  einer  Verpflichtung  desselben  gegen  eine  der  Par- 
teien.   Die  Intervention  ist  in  jeder  Lage  des  Prozesses,^)   die   Haupt- 

')  *A&T.  N,  58,  75,  105.  Minderjährige  (unter  21  Jahren  in  der  Regel),  die  gesetz- 
lich Interdicirten  (G.P.O.  Art.  672  und  Art  25  St.G.B.),  die  wegen  Blödsinns  oder 
Wahnsinns  Interdicirten  (C.  658),  die  Verschwender  (671)  und  die,  welchen  ein  gericht- 
licher Beistand  zugeordnet  ist  (G.  665.  *A^t,  N.  121,  185). 

^  S.  im  Einzelnen  unten  §§  15,  16. 

»)  A.  n.  116  (1855). 
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interventioii  sogar  in  der  Exekutionsmstanz  ^)  sulässig;  süb  erfolgt  durch 
Zustellung  eines  Interventionsschriftsatzes  an  beide  Prozessparteien ;^ 
womö^ich ')  soll  sie  zusammen  mit  dem  Hauptprozesse  erledigt  werden. 
Die  erzwungene  Intervention  erfolgt: 

a)  In  Folge  der  Adzitation;  diese  ist  statthaft,  ausser  in  den 
Fällen  der  Streitgenossenschaft,  dann,  wenn  der  Adzitirte  als  Gewfthrs- 
mann  der  Rechte  des  Adzitanten  oder  der  Verbindlichkeiten  des  Gegners 
desselben  oder  als  Eigenthtimer  der  von  dem  Adzitanten  in  fremden 
Namen  besessenen  Sache  vorgeschoben  wird,  oder  falls  der  Adzitirte 
durch  Haupt-  oder  Nebenintervention  einzutreten  berechtigt  ist,  resp. 
ein  Becht  zur  Opposition  hat.  Die  Adzitation  muss  rechtzeitig,  d.  h. 
in  der  Regel  in  der  ersten  Instanz,  und  zwar  im  Vorverfahren  vorge- 
nommen werden.^) 

ß)  In  Folge  der  Litisdenunziation.  Die  Partei  kann  näiQÜch 
den  bei  ungünstigem  Prozessausfalle  zur  Schadloshaltung  Verpflichteten 
durch  die  Litisdenunziation  einfach  von  dem  Prozesse  benachrichtigen^) 
mit  der  Wirkung,  dass  derjenige,  dem  denunzirt  wird,  nicht  zur  Inter- 
vention genOthigt  ist,  jedoch  jedes  eventuellen  Klagerechts  wegen  mangel- 
hafter ProzessfUhrung  verlustig  geht.  Die  Unterlassung  der  Litisdenun- 
ziation hat  den  Verlust  des  Anspruchs  auf  Schadloshaltung  im  Falle 
der  Eviktioa^  zur  Folge.  Die  Litisdenunziation  erfolgt  durch  Zustellung 
einer  Abschrift  der  den  Hauptprozess  betreffenden  Schriftsätze  und  muss 
rechtzeitig  geschehen.^) 

§  11- 
G.  8tr6itg«noMen8ohaft. 

(Oek.  §  51,  Bai.  S.  682.) 

Diese  tritt  ein,  falls  Rechtsgemeinschaft  vorliegt,  wenn  ein  Mehre- 
ren gemeinsam  zustehender  Anspruch  oder  mehrere  Ansprüche,  die 
jedoch  demselben  rechtlichen  oder  historischen  Grunde  entstaqunen, 
im  Streit  sind.^  Bei  der  Streitgenossenschaft  liegt  ein  prozessuales 
Rechtsverhftltniss  vor,  daher  die  Prozess-*)  und  Kosteneinheit  Sie  ist 
nothwendig,  im  Fall  die  Prozesserledigung  oder  die  Vollstreckung  des 
Urtheils  durch  das  Hinzutreten  der  Streitgenossen  bedingt  ist,  da  sie  in 
der  Regel  nur  ein  Recht  zur   gemeinsamen  ProzessfUhrung,   nicht   eine 


I)  Auch  vor  dem  Kassationshof?    Nein:  A.  D.  9  u.  72  (1880). 

*)  i4. 17.  85  (1884). 

»)  il.  ff.  28  (1886). 

«)  A.n.  908  (1873).  C.P.O.  Art.  561.  Ansnahme  C.P.O.  Art.  744.  Jn  zweiter 
Instanz  bei  voriiandenem  Oppositionsrecbt  A.  11.  200  (1888).  Die  Folgen  <)er  erfolg- 
losen Addtation  regeln  Art  232,  602  §  1,  604  §  2,  608,  609  C.P.O. 

*)  Art  73  C.P.O. 

^  Und  nach  herrschender  Meinung  nur  in  diesem  Falle.    Oekonomides  §  55  ;". 

»)  Art  73,  561—562,  540—545  C.P.O.    A.  /7.  418  (1880). 

^  Beispiele  siehe  bei  Balanos  S.  682. 

^  Ohne  Yorhandene  Streitgenossoischaft  ist  Verbindung  mehrerer  Klagen  mizu- 
iSssig.    A.  77.  54  (1884),  156  (1890). 
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Yerpflichtung  dazu  ge'Wtthrt^)  und  berechtigt  zur  litisdenunziation. 
Aus  der  Streitgenossenschaft  folgt  keinesfalls  Gleichheit  des  ürtheils 
(ausser  C.P.O.  Art.  368—370  u.  782).  Jeder  Streitgenosse  trägt  aUein 
die  Verantwortung  fUr  die  eigenen  Bandlungen ;  nur  dass  der  ron  einem 
der  Streitgenossen  geleistete  Eid  und  das  in  zweiter  Instanz  auf  Appell 
eines  Streitgenossen  ergangene  Urtheil  auch  den  Qbrigen  zu  Gute 
kommt.  Ueber  die  gegenseitige  Vertretung  der  Streitgenossen  s.  u.  §  13. 

§  12. 
Anhang;   Provokationen. 

(Oek.  §  127 ff.,  Bai.  S.  828  ff.,  C.P.O.  Art  81  ff.) 

Die  Ciyilprozessordnung  kennt  zwei  Provokationsfälle :  n&mlich  a)  die 
Provocatio  ex  lege  diffamari,  falls  der  Provokat,  ohne  im  (juristischen, 
A.  n.  305  [1878])  Besitz  zu  sein,  sich  eines  klagbaren  dinglichen  oder 
persönlichen  Anspruchs  gegen  eine  bestunmte  Person  gerOhmt  hat,  und 
b)  die  Provocatio .  ex  lege  si  contendat,  falls  Gtofahr  vorhanden  ist,  dass 
eine  materielle  Einrede  oder  deren  Wirksamkeit  durch  Zeitablauf  ver- 
loren gehen  kann.  Provokationsberechtigt  ist  die  beschädigte  resp.  in 
Gefahr  befindliche  Person.  In  der  Provokation  wird  dem  Beklagten 
eine  mindestens  dreissigtägige  Frist  zur  Elageerhebung  resp. '  zum  Vor- 
bringen der  eventuellen  materiellen  Einreden  gegen  die  Provokation^) 
gewährt.  Verstreicht  dieselbe,  ohne  dass  der  Beklagte  die  Elage  resp. 
Einwendungen  gegen  die  Provokation  erhebt,  so  gilt  die  Klage  als  er- 
loschQU,  resp.  es  wird  die  Fortdauer  der  Einrede  ausgesprochen.  Be- 
streitet der  Beklagte  das  Provokationsrecht  und  wird  der  Provokation 
trotzdem  stattgegeben,  so  ist  dem  Beklagten  eine  weitere  zehntägige 
Frist  zur  Klageerhebung  gewährt,  nach  deren  fruchtlosem  Ablauf  die 
vorerwähnten  F'olgen  eintreten.  Erhebt  der  Beklagte  die  Klage,  so 
wird  ohne  weiteres  Einschreiten  des  Gerichts  der  Provokationsprozess 
beendigt. 

§13. 
6.  Beistände  und  Prozessbevollmäelitlgte  der  Parteien. 

(C.  91—104,  Oek.  §  56  ff.,  Bai.  S,  780 ff,) 

I.  Die  Partei  tritt  vor  Gericht  entweder  persönlich  oder  durch  Ver- 
treter auf,  ohne  dass  eine  Verpflichtung  zu  der  einen  oder  der  anderen 
Art  des  Auftretens  oder  eine  Bevorzugung  desselben  existirte.^  Die 
gesetzlichen  Vertreter  sind  auch  Prozessbevollmächtigte  des  Vertretenen; 
der  Staatsfiskus  wird  durch  den  Finanzminister  vertreten,  die  Demeg 
durch   die   Demarchen,   das   königliche   Vermögen   bildet    eine   selbst- 

»)  A.n.  4  (1848)  CP.O.  71. 

«)  A.  n.  177  (1881). 

^  Beachte  jedoch  Eidesleistung  unten  §  40.  Prozessffthigkeit  und  PoBtulations- 
fUii^eit  (d.  h.  das  Recht  zu  selbstständigen  Anträgen  vor  Gencht)  fallen  ftust  ganz 
zusammen. 
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standige  juristische  Person  (Gesetz  vom  28.  Mai  1887  tlber  diM9  kOnigr 
liehe  Haus). 

Neben  den  gesetzlichen  Vertretern  kOnnen  als  Bevollmächtigte  auf- 
treten die  Rechtsanwälte  (s.  u.),  die  Streitgenossen  und  bestimmte  Ver- 
wandte^) der  Partei)  falls  sie  natürlich  selbst  prozessfähig  sind  (C.P.O. 
Art.  91).  In  Handelssachen  jedoch  kann  vor  den  Bezirks-  und  Appell- 
gerichten''') jeder  prozessfähige  Inländer  zum  Bevollmächtigten  ernannt 
werden ;  ebenso  in  jeder  Sache  vor  den  Friedensgerichten,  wenn  an  dem 
betreffenden  Friedensgericht  nicht  mehr  als  fQnf  Anwälte  fungiren.') 

H.  Die  VoDmacht  wird  entweder  durch  notarielle  Urkunden  (Art.  93) 
oder  durch  mündliche  in  der  Audienz  vor  Gericht  abgegebene  und  in 
das  Protokoll  aufzunehmende  Erklärung  ertheilt.^)  Die  im  Auslande 
ertheflte  Vollmacht  jedoch  kann,  wie  die  Praxis  ausnahmslos  annimmt, 
auch  die  am  Ort  der  Ausstellung  zulässige  Form  haben.  ^)  Es  genügt 
demnach  auch  eine  private  Vollmacht,  vorausgesetzt,  dass  am  Orte  der 
Ertheilung  derselben  eine  öffentliche  Form  nicht  erforderlich  ist.  .  Im 
IJebrigen  gelten  die  über  Urkunden  unten  darzulegenden  Prinzipien 
(8.  §  33),  so  insbesondere  bezüglich  der  Ur-  und  Abschriften,  der  Ueber- 
Setzung  der  in  fremder  Sprache  verfassten  Vollmachten,  sowie  der  Be- 
glaubigung der  Privat-Vollmacht.  Die  schriftliche  Vollmacht  soll  die 
Namen  der  Beauftragenden  und  Beauftragten,  die  Bezeichnung  des  Voll- 
machtgegenstandes, sowie  des  Gerichts  bei  dem  die  Sache  verhandelt 
werden  soll,  enthalten;  sie  ist  gehörig  zu  datiren  und  zu  unterzeichnen.^ 

Die  Vollmacht  kann  Generalvollmacht  sein,  '^)  also  für  alle  Prozesse 
des  Vollmachtgebers  berechtigen  und  verpflichten,  oder  Theilvollmacht 
d.  h.  nur  die  Vertretung  für  einen  bestimmten  Prozess  zum  Inhalte 
haben.  In  der  Regel  gewährt  dieselbe  das  Recht,  alle  Haupt-  und  Neben- 
handlungen im  erstinstanzlichen  Prozesse  (Ablegung  von  Geständniss, 
Eideszuschiebung  etc.)  und  die  Exekution  des  Urtheils  zu  betreiben,  sowie 
Appellation  einzulegen.  Der  gesetzliche  Inhalt  kann  jedoch  beschränkt 
werden,  was  nur  durch  die  Vollmacht  selbst,  durch  gerichtliches  Ge- 
ständniss und  deferirten  Eid  bewiesen  werden  kann.    Wird  dieser  Inhalt 


^)  Verwandte  in  gerader  Linie,  Geschwister  nnd  Geschwisterehegatten,  ausserdem 
der  Ehegatte  selbst. 

*)  Verordn.  vom  10.  November  1836  und  Gesetz  yom  27.  Februar  1842. 

^  Gesetz  vom  22.  Februar  1847. 

*)  Die  in  fremdem  Namen  Bevollmfichtigenden  müssen  auch  urkundlich  den  Beweis 
d«r  sie  dazu  berechtigenden  Eigenschaft  beifügen,  falls  dieselbe  nicht  gerichtskundig 
ist  (Art.  98). 

«)  So  bei  Balanos  A,  H.  18  (1846),  480  (1852),  213  (1885).  Kontra:  Uekono- 
mides,  gestützt  auf  die  Ausschliesslichkeit  der  Bestimmung  in  C.P.O.  Art.  93.  Jedoch 
beai^te  C.P.O.  Art.  386  und  Art.  8  *Aar.  N6fto^,  Ob  die  Praxis  das  von  ihr  adoptirte 
Prinzip  des  locus  regit  actum  auch  bis  zu  der  Konsequenz  verfolgen  würde,  dass  sie  auch 
telegraphisch  gegebene  Vollmacht  zuliesse,  ist  mehr  denn  zweifelhaft.  Es  würden  in 
diesem  FaUe  Zweifel  betreffs  des  Vorbringens  der  Originalurkunde,  sowie  der  Erlangung 
sicheren  Datums  nach  den  unten  behandelten  Grunds&tzen  aufgeworfen  werden  können. 

«)  Art.  93  C.P.O. 

')  Art  96  C.P.O. 
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erweitert,  dann'  liegt  Spe2iaI|yollinacht  vor;  eine  solche  ist  notli-> 
wendig:^)  zur  Abschliessung  von  Vergleichen,  zum  ausdrücklichen  Ver- 
zicht auf  den  Rechtestreit  oder  ein  Rechtsmittel  oder  einen  Eid,  sowie 
zur  Ergreifung  der  ausserordentlichen  Rechtemittel  der  Kassation  und 
der  Wiederaufnahme,  zur  Anstellung  der  Syndikateklage,  zur  Veräusse- 
rung,  sowie  zu  jeglichem  Empfange  und  der  Herausgabe  von  Geldern^ 
gerichtlichen  Urkunden  und  sonstigen  Effekten.  Die  Spezialvollmacht 
setzt  in  jedem  Falle  (auch  im  Falle  C.P.O.  96  s.  o.)  ausdrackliche  Er- 
wähnung der  betreffenden  Handlungen  voraus. 

Gegenüber  dem  Vollmachtgeber  ist  der  Bevollmächtigte^)  nach  den 
Grundsätzen  des  Auftrags  berechtigt  und  verpflichtet  (s.  u.  V).  Der 
Bevollmächtigte  haftet  jedoch  für  alle  bei  Ausübung  des  Mandate  statt- 
gehabten Versehen.^) 

Die  Vollmacht  erlischt  mit  dem  Tode  des  Vollmachtgebers  oder 
Bevollmächtigten,  mit  der  Beendigung  des  Rechtsstreits  in  erster  Instanz 
resp.  Erledigung  des  Auftrags  überhaupt,  mit  der  Demission,  Destitution 
oder  Suspension  des  Anwalte  über  drei  Monate  hinaus,  durch  Verzicht 
seitens  des  Bevollmächtigten  oder  Widerruf  seitens  des  Vollmachtgebers.^) 

DI.  Der  Bevollmächtigte  müss  sich  zum  Prozesse  legiümiren;^)  da& 
Gericht  kann  dies  auch  von  Amtewegen  in  jeder  Lage  des  Prozesse» 
verlangen.  Jedoch  ist  erst  zur  Verhandlung  in  der  Audienz  ausdrück- 
liche Vollmacht  nothwendig;  bei  den  vorbereitenden  Handlungen  (die 
Eintragung  in  die  Audienzrolle  inbegriffen)  wird  die  Existenz  der  Voll- 
macht vermuthet.^) 

Die  Handlungen  des  falsus  procurator  kOnnen  angenommen  oder 
gemissbiUigt  werden  (s.  dar.  u.  V.    A.  /7.  31  [1885],  72  [1890]  u.  s,). 

IV.  Insinuationsbevollmächtigte.'')  Wohnt  die  Partei  nicht 
am  Gerichteorte,  so  muss  an  delnselben  durch  did  im  Vorverfahren  zu 
wechselnden  Schriftetücke  ein  Insinuationsbevollmächtigter  (Zustellungs- 
bevollmächtigter) ernannt  werden,  an  den  die  Zustellungen  zu  erfolgen 
haben  (s.  a.  u.  §  18).  Die  Ernennung  eines  solchen^  ist  nothwendig, 
sonst  treffen  die  Mehrkosten  den  Säumigen  und  es  erfolgen  in  summa- 
rischen Prozessen  die  Zustellungen  an  den  Gerichteschreiber.  Der  Prozess- 

')  Art.  97  C.P.O. 

^  Sind  tu  Tenchiedenen  Zeiten  rwei  Bevollmächtigte  ernannt,  so  hat  der  zweite 
den  Vorzug;  A.  IJ.  257  (1882).  Sind  mehrere  neben  einander  ernannt,  so  kann  im 
Zweifel  der  eine  fQr  den  anderen  giltig  handeln  {A,  IL  9  [1880].  Anders  1.  82.  Bas  iL 
8.  2).  Die  Bevollmächtigten  haben  ein  Retentionsrecht  an  den  herauszugebenden  Geldern 
und  Urkunden  bis  zur  Zahlung  ihrer  Auslagen  (C.P.C.  Art.  101).    S.  a.  §  14. 

^  Art.  99  C.P.O. 

*)  Der  Vollmachtgeber  kann  auch  durch  späteren  Akt  die  Vollmacht  beschränken 
und  braucht  dann  das  Widerrufs-  (etc.)  SchriftstOck  nicht  der  Gegenpartei  zuzustellen^ 
damit  die  Zustellung  an  den  früheren  Bevollmächtigten  erfolglos  sei  (A.  U,  154  [1888])» 

^)  A,  77.  171  (1883) 

•)  Art.  92  C.P.O. 

^)  Oekonomides  §58.    Balanos  S.  164.    Art.  148ff.  C.P.O. 

^  Auch  ein  Nicht-Rechtsanwalt  kann  Insinuations-Bevollmächtigter  sein  etc.  J.  77. 
eo  (1884). 
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bevollmächtigte  gilt  auch,  als. Insmuationsbeyollm&chtigter;^)  die  Voll- 
macht des  Letzteren  erlischt  ans  denselben  Gründen  wie  die  des  Prozess- 
bevollmächtigten.  ^ 

Y.  Missbilligung  oder  Nichtanerkennung.^)  Bei  jeder  Art 
von  Vollmacht  können  die  Handlungen  eines  Bevollmächtigten,  eines  An- 
walts, eines  Gerichtsboten  oder  eines  sonstigen  zur  Zustellung  gerichtlicher 
Akte  Bevollmächtigten  wegen  des  Mangels  einer  Vollmacht  oder  üeber- 
schreitung  derselben  durch  Missbilligung  resp.  Nichtanerkennung  an- 
gegriffen werden.  Die  Missbilligung  unterbricht  den  Prozess  und  wird 
inuner  durch  Klage  geltend  gemacht.  Sie  ist  unstatthaft,  wenn  die 
Partei  die  ohne  Vollmacht  —  etwa  im  Vorverfahren  s.  o.  IQ  —  vor- 
genommenen Handlungen  anerkannt  hat>)  Die  Missbilligungsklage 
richtet  sich  gegen  den  falsus  procurator  (auch  gegen  die  Gegenpartei, 
falls  die  gemissbilligte  Handhing  sich  auf  einen  Prozess  bezieht)  und 
wird  beim  Gericht  des  Hauptprozesses  oder,  falls  sie  mit  einem  Prozesse 
nicht  zusammenhängt,  beim  Gerichte  des  allgemeinen  Gerichtsstandes 
des  Beklagten  eingebracht.  Wird  sie  zugelassen,  so  wird  die  gemiss- 
billigte Handlung  annullirt  und  der  Beklagte  zum  Schadensersatz  ver- 
urtheilt  Anderenfalls  muss  der  Kläger  Kosten  und  Schadensersatz 
tragen. 

§  1^- 
7.  ReehtsanwUte.^) 

Di^  Rechtsanwälte  werden  durch  Kgl.  Verordnung  auf  Grund  eines 
vor  einer  Kommission  abzulegenden  besonderen  Examens  angestellt. 
Ihr  Wirkungskreis  beschränkt  sich  in  Civilsachen  auf  dasjenige  Gericht, 
dem  sie  beigeordnet  sind.^  Sie  treten  als  Bevollmächtigte  der  Parteien 
auf  und  kOnnen  statt  ihrer  jede  Handlung  vor  Gericht  vornehmen  (s.  jed. 
§  13).  Sie  sind  zur  Annahme  der  vom  Gericht  oder  von  Privaten  ihnen 
aufgetragenen  Vertheidigungen  verpflichtet,!'')  dagegen  berechtigt,  für 
ihre  Mühewaltung  ein  Honorar  zu  verlangen^   (s.  a.  C.P.O.  Art.  101). 


<)  S  BalanoB  S.  790ff.    A  M.  OekonomideB  §58  Anm.  12. 

^  Das  definitive  ürtheil  kann  an  den  ZusteUungsbeyolhn&chtigten  zugestellt  werden, 
nicht  aacb  die  AppeUatlonsschiift  gegen  dasselbe  (beachte  Balanos  S.  534). 

^  Oekonomides  §  221.    Balanos  S.  187.    Art.  464  ff.  C.P.O. 

*)  A.  n.  72  (1888). 

^  Oekonomides  §  18.  Balanos  S.  808  ff.  Gerichts-  und  NotarifCtsordnung 
Art  31  ff.  und  Verordnung  vom  10.  November  1836,  Gesetz  vom  27.  Februar  1842, 
vom  22.  Februar  1847  (s.  dar.  §  18).  Verordn.  vom  27.  Juli  1836  und  vom  8.  Mai  1835. 

^  Im  Uebertretungsfalle  nur  Disziplinarstrafe  oder  auch  Nichtigkeit  der  betreffenden 
Handlung?    Bestritten.    {A  /7.  6  (1879)  —  dagegen  264  (1888  u.  s.)    S.  auch  §  13. 

^  Oekonomides  Anm.  16,  was  jedoch  in  der  Praxis  nicht  so  streng  gehand« 
habt  wird. 

*)  Die  durch  Verordnung  vom  8.  Mai  1835  festgesetzten  Taxen  varliren  je  nach 
dem  (irade  des  Gerichts,  sowie  nach  den  einzelnen  Gerichtshandlungen.  In  der  Praxis 
wird  durch  das  Gericht  die  Hohe  der  Rechtsanwaltsgebohren  in  toto  in  jedem  Urtheil 
bestimmt  (s.  n.  §  17).  Die  den  Rechtsanw&lten  von  den  Parteien  wirklich  gezahlten 
Honorare  sind  jedoch  weit  hoher  und  variiren  je   nach   der  Bedeutung  des  Advokaten 
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Verboten  igt  jede  vor  dem  Ende  der  deflnitiyen  Yerhandlnng  auf  Ver- 
langen des  Anwalts  erfolgte  Honorarleistang  resp.  jedes  derartige 
Honorarversprechen,  sowie  jedes  Uebereinkommen  fiber  ein  das  taxen- 
mSssige  übersteigendes  Honorar.  Die  freiwillige  Honorarsahlung 
jedoch  —  auch  wenn  sie  ttber  die  gesetzliche  Taxe  hinansgeht  —  ist 
gütig.  1) 

Einen  Anwaltszwang  giebt  es  in  Griechenland  nicht.  Ebenso  wenig 
besteht  eine  Rechtsanwaltsorganisation,  oder  eine  Unterscheidung  von 
Ayou^s  und  ATOcats.  Die  RechtsanwSlte  stehen  unter  der  Disziplinar- 
gewalt der  Gerichte,  des  Geiichtspriisidenten  sowie  der  Staatsprokuratoren, 
welche  dieselbe  unter  Oberaufsicht  des  Justizministeriums  ausfiben.  Was 
Beschwerden  gegen  Anwälte' anbetrifft,  so  ist  kompetent  das  Gericht, 
dem  der  Anwalt  beigeordnet  ist.  Der  Bezirksgerichtsprokurator  —  bei 
dem  die  Beschwerde  einzulegen  —  führt  die  Voruntersuchung,  der 
Staatsprokurator  des  kompetenten  Gerichts  leitet  die  Sache  ein;  die 
Gerichtskammer  hat  in  letzter  Instanz  zu  entscheiden,  nur  ist,  falls  eine 
höhere  Strafe  als  Verweis  auferlegt  wird,  Rekurs  beim  Justizministerium 
zul&ssig.^ 

§  15. 
&  Armenreclit. 

(CP.O.  Art  220—224,  Oek.  §  92.) 

Das  Armenrecht  wird  grundsätzlich  nur  Inländern^  gewBhrt. 
Zum  Armenrecht  ist  zugelassen,  wer  ein  Zeugmss  der  zuständigen  Ver- 

und  des  Rechtsstreits.  Die  Anwftlte  haben  das  oben  (§  13  11.  Note  2)  angefahrte 
Retentionsrecht  auch  bis  zur  Bezahlung  der  ihnen  schuldigen  G^bOhren  (C.  101  §  2). 

0  A,  n.  18  (1858). 

^  G.O.  Art  298  ff.  —  Ueber  die  Syndikatsklage  s.  o.  §6.  üeber  die  Miss- 
billigung der  Handlungen  angeblicher  Bevollrnftchtigter  s.  a.  §  18  sub  V. 

*)  Cfr.  Zirkular  des  Justiznunisteriums  vom  8.  Juli  1887-(PhlogaIti8  I.  S.370>: 
^Das  Armenrecht  ist  nur  den  Gkiechen  zu  gewfthren,  für  welche  allein  der  Gesetzgeber 
zu  sorgen  hatte.  Es  würde  widersinnig  sein  und  so  zu  sagen  im  Widerspruch  zu  dem 
Sinn  des  Gesetzes  stehen,  wenn  den  Ausl&ndem,  denen  das  Gesetz  auch  bei  der  Klag- 
erhebung nicht  gleiche  Rechte  wie  den  Inländern  gewährt  hat,  indem  es  Kaution  von 
ihnen  veriangt,  derartige  Vorrechte  zu  Theil  würden.** 

Vergl.  auch  Kalligas,  System  des  rOm.  Rechts  L  §  108  S.  206;  Papparrigo- 
poulos,  Allg.  Lehren  des  GiTilrechts  S.  220. 

Das  Armentecht  müsste  freilich  gleichmässig  wenigstens  denjenigen  Ausländem  ge- 
wfthrt  werden,  welche  Unterthanen  solcher  Staaten  sind,  denen  durch  Staatsverträge  fireier 
Zutritt  zu  den  Gerichten  gewährt  ist  (s.  o.  §  9),  oder .  denen  gar  alle  den  Inländern 
gewährten  Vorrechte  (Handelsvertrag  mit  dem  Deutschen  Reiche  Art.  8:  „Sie  sollen 
freien  Zutritt  zu  den  Gerichten  haben  zur  Verfolgung  ihrer  Rechte;  sie  sollen  in  dieser 
Hinsicht  dieselben  Rechte  und  Befreiungen  wie  die  Inländer  gemessen.^)  zugesichert 
sind  (s.  a.  Vertrag  mit  Oesterreich  Art.  1).  Auch  ist  es  mehr  als  wahrscheinlich,  dass 
in  der  Praxis  diese  mildere  Ansicht  durchgreifen  würde  (ein  Fall  ist  uns  nicht  be- 
kannt), trotzdem  irgendwelche  besondere  Vertragsbestimmungen  bezüglich  des  gegen- 
seitig zu  gewährenden  Armenrechts,  wie  sie  zwischen  anderen  Staaten  für  nothwendig 
erachtet  worden  (z.  B.  Schweiz -Oesterreich;  Frankreich -Oesterreich;  Deutsche  Reich 
mit  Belgien,  Luxemburg,  Italien,  Frankreich,  Oesterreich-Unganv,  Niederlande),  nicht 
bestehen.    S.  auch  oben  §  9  II. 
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walttmgsbehörde  darQber  yorlegt,  dass  er  die  Prozesskosten  ohne  Be- 
schr&dkiing  des  nothdfirftigsten  Lebensunterhalts  für  sich  und  seine 
Familie  nicht  tragen  kann,  vor  Gericht  diesen  Umstand  eidlich  erhärtet, 
sowie  die  Nachzahlung  bei  Eintritt  besserer  Vermögensumstände  ver- 
spricht und  durch  ein  von  einem  Anwalte  ausgestelltes  Zeugniss  nach- 
weist, dass  sein  Prozess  nicht  offenbar  muthwillig  ist.  Das  Armenrecht 
vird  vom  Staatsprokurator  (resp.  dem  Friedensrichter)  gewährt;  in  der 
Zulassungsurkunde  wird  auch  ein  Rechtsanwalt,  ein  Notar  und  ein 
Oerichtsbote  bestellt.  Von  der  Zeit  der  Zulassung  sind  zunächst  beide 
Parteien  von  Entrichtung  der  Stempelgebühren  um  die  Hälfte  befreit ;  ^) 
unterliegt  jedoch  der  Gegner  der  armen  Partei,  so  ist  von  diesem  die 
übrige  Hälfte  dem  Gerichtssekretär  nachzuzahlen.  —  Was  die  übrigen 
Prozesskosten  (AnwaltsgebOhren  etc.)  anbetrifft,  so  werden  dieselben  zu- 
nächst nur  vorgemerkt;  die  arme  Partei  wird,  falls  sie  unterliegt,  von 
der  Nachzahlung  der  vorgemerkten  Kosten  so  lange  befreit,  bis  sie  zu 
Vermögen  gekommen  ist.^ 


^)  S.  aaeh  Stempelgesets  Art  36:  „Die  nach  Art.  220  der  G.P.O.  som  Armen- 
reckt  zugelassenen  Personen  sind  nur  der  Hälfte  der  gesetslichen  GebQhren  unter- 
worfen, welche  Yon  der  (Gegenpartei  Torgeschossen  wird^  fiJls  sie  der  betreibende  Theil 
ist.  Unterliegt  die  arme  Partei,  so  werden  weitere  Gkbfihren  weder  berechnet,  noch 
eingetrieben.  Unterliegt  die  Gegenpartei,  so  wird  die  abrige  Hftlfte  nach  den  Be- 
stimmungen des  vorigen  Artikels  (nftmlich  indem  nach  der  Rechtskraft  der  yemrtheilenden 
Sentenz  die  Stempelgebflhren  auf  Grund  des  fUr  die  vorgenommenen  Handlungen  ver- 
branchten  Papieres  berechnet  werden)  eingetrieben.  Die  Schriftstucke,  die  auf  einfachem 
Feuere  zu  einer  Zeit  ausgefertigt  worden,  in  der  die  Armen  durch  die  Gesetze  von  den 
GebOhren  befreit  waren,  sind  zum  Grebrauche  vor  den  Behörden  einer  Stempelgebuhr 
nicht  unterworfen.** 

*)  Die  gesetzlichen  Bestimmungen  Über  Armenrecht  lauten: 

C.P.O.:  wArt.  220.    Zum  Armenrecht  ist  nur  deijenige  zuzulassen,  welcher: 

1)  durch  ein  vom  Eparchen  bescheinigtes  Zeugniss  des  Ortsvorstandes  seines 
Wohnortes  nachweist,  dass  sein  Vermögen  und  Erwerb  nicht  hinreicht,  um  ohne  Be- 
schifinkung  des  nothdfirftigsten  Lebensunterhaltes  fflr  sich  und  seine  Familie  die  Kosten 
des  Ph)ze88es  zu  bestreiten;  welcher  dieses 

2)  anch  noch  vor  Gericht  eidlich  erhftrtet  und  sich  zugleich  eidlich  verpflichtet, 
die  Nachzahlung  zu  machen,  sobald  er  in  der  Folge  in  bessere  VermOgensumstftnde 
kommen  sollte;  und 

3)  durch  ein  von  einem  in  demselben  Bezirke  angestellten  Anwalte  unterschriebenes 
Zeugniss  nachweist,  dass  der  Prozess  nicht  offenbar  muthwillig,  nicht  offenbar  ungerecht 
und  grundlos  erscheine. 

Art.  221.  Ueber  die  Zulassung  zum  Armenrechte  ist  bei  Friedensgerichten  vom 
Friedensrichter,  bei  Handelsgerichten  vom  Präsidenten,  bei  anderen  EoUegialgerichten 
aber  vom  Staatsprokurator  oder  Generalprokurator  eine  eigene  Urkunde  auszusteUen. 

In  derselben  Urkunde  soll  vom  Friedensrichter,  Handelsgerichtsprftsidenten  oder 
Staats-  oder  Generalprokurator  dem  Armen  als  Insinuations-  und  zur  Vertretung  be- 
rechtigter BevoUmächtigter  ein  Anwalt,  und  zwar  in  der  Regel  der  in  Art.  220  No.  3 
erwfthnte,  ausserdem  aber  noch  ein  Notar,  sowie  ein  oder  mehrere  Gerichtsboten  von 
Amtswegen  bezeichnet  werden. 

Diese  Anwaltsbezeichnung  gut  fOr  die  arme  Partei  als  Vollmacht  nach  den  weiteren 
Bestimmungen  des  Art.  95. 

Art.  222.    Verweigert   einer   der  auf  solche   Weise   bezeichneten  Beamten   der 
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§  16. 
9.   Kautionen. 

(C.P.O.  Art  842—848;  Oek.  §  68;  Bai.  S.  422.) 

I.  Die  Kaution  wird  gewöhnlich  auf  Antrag  —  so  besonders  im 
Falle  sub  II,  aber  auch  sonst  in  den  Fällen  des  Art.  733,  892,  906, 
1041  C.P.O.  —  manchmal  auch  von  Amtswegen ^)  durch  das  Gericht 
oder  den  Präsidenten  auferlegt,  —  jedenfalls  jedoch  nur  in  den  vom 
Gesetze  ausdrücklich  erwähnten  Fällen.  ^  Sie  ist  von  der  Partei  selbst 
oder  durch  Bürgen  in  baarem  Gelde,  in  hinterlegten  Faustpfändern  oder 
in  Immobilien  beim  Gerichtssekretär  zu  leisten.  Die  Parteien  erscheinen 
zur  Regelimg  der  Kaution  (Untersuchimg  der  Gültigkeit  und  Hinlänglich- 
keit derselben)  vor  dem  Gerichtsschreiber;  über  etwaige  Streitpunkte 
entscheidet  summarisch  das  Gericht.  Fällt  die  Kautionsursache  weg, 
so  wird  die  Kaution  auf  Bittschrift  vom  Gerichtsvorsiand  der  einen  oder 
der  anderen  Partei  flir  verfallen  erklärt,  resp.  es  wird  der  Bürge  zur 
Zustellung  der  Kautionssumme  angehalten. 

n.  Der  ausländische  Kläger,')  welcher  gegen  einen  inländischen 
Beklagten  eine  Civilklage  (nicht  bei  Handelsklagenl  C.P.O.  Art.  79 
§  3,  728)  -^  auch  wenn  auf  Grund  von  Provokation  —  erhebt,  hat  dem 
Beklagton  auf  dessen  Verlangen  wegen  der  muthmaasslichen  Schäden 
und  Kosten  Kaution  zu  leisten,  ausgenommen,  wenn  der  Ausländer  in 
Griechenland  hinreichende  Immobilien  besitzt  oder  an  seiner  Forderung 
so  viel  unbestritten  ist,   als   die  Kaution  betragen  müsste.^)    Die  Yer- 


annen  Partei  seinen  Dienst,  so  ist  derselbe  mit  Disziplinaratrafe  zu  belegen,  vorbehalt- 
lich der  weiteren  Einschreitungen  auf  dem  Strafwege. 

Art.  228.  Von  der  Zeit  der  Zulassung  ist  sowohl  der  Arme  als  die  Gegenpartei 
frei  von  Entrichtung  der  Oerichtskosten,  Sportel-  und  Stempelgebühren.  Diese  werden 
bloQs  vorgemerkt. 

Femer  haben  die  bezeichneten  Anwftlte,  Notare  und  Gerichtsboten,  sowie  die 
Gerichtsschreiber  einstweilen  unentgeltlich  zu  funktioniren,  insbesondere  die  begehrten 
Abschriften  und  Expeditionen  zu  ertheilen,  und  ihre  Gebühren  werden  gleichüeJls  vor- 
gemerkt. 

Art.  224.  Im  Endurtheile  ist  auch  bei  Armenprozessen  Über  den  Kostenpunkt 
zu  erkennen.    Dann  sind  auch  die  vorgemerkten  Kosten  zu  liquidiren. 

Wird  der  Gegentheil  in  die  Kosten  verurtheilt,  so  hat  er  sie  sogleich,  die  unter- 
liegende Armenpartei  aber  erst  dann  zu  bezahlen,  wenn  dieselbe  in  der  Folge  zu  Ver- 
mögen gekommen  ist.** 

*)  So  bei  provisorischem  Vollzug  nach  dem  Ermessen  des  Gerichts,  jedoch  niemals 
bei  unbestrittenen  Öffentlichen  oder  gerichtlich  anericannten  Privaturkunden.  Art.  186 
C.P.O. 

^  Art.  80  C.P.O.  —  Die  Kautionen  des  Oivilrechts  werden  jedoch  dadurch  nicht 
berührt. 

')  Mit  Ausnahme  der  Angehörigen  deijenigen  Staaten,  mit  denen  freier  Zutritt 
zu  den  Gerichten  (s.  sub  III)  ausbedungen  ist. 

*)  Der  Gesetzestext  lautet: 

C.P.O.:  Art.  78.  Ausländer,  welche  gegen  Inl&nder  Klage  erheben,  haben  dem 
Beklagten   auf  dessen  Verlangen  wegen  der  muthmaasslichen  Schftden   und  Kosten 
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bindlichjkeit  besteht  auch,  wenn  der  ausländische  Kläger  in  der  Appell- 
instanz zum  Beklagten  wird,  nicht  aber,  wenn  der  ausländische  Kassa- 
tionsklftger  im  Prozesse  der  Beklagte  ist,')  wie  wohl  überhaupt  nicht 
in  der  Kassationsinstanz.  ^  Ob  der  Ausländer,  welcher  gegen  einen 
Zahlungsbefehl  Opposition  erhebt,  Kaution  leisten  muss,  ist  bestritten. 
(Nein:  A,n,  71  [1884].  Ja:  Oekonomides  1.  c.  Anm.  4.)  Im  Uebrigen 
finden  die  Grundsätze  sub  I  Anwendung. 

HI.  Das  Gesetz  grflndet  somit  —  abgesehen  von  Verträgen  —  die 
Kautionspfficht  nicht  auf  Reziprozität.  Kalligas  (I.  §  103  S.  207)  und 
Paparrigopoulos  (Allg.  Theil  des  Civilrechts  §  121)  berühren  den 
Einflüss  von  Staatsy ertragen  auf  die  Kautionspflicht  überhaupt  nicht; 
ebensowem'g  Oekonomides  (S.  195  ff.). 

Die  Praxis  tritt  der  übrigens  wohl  allgemein  adoptirten^  Ansicht 
bei,  dass  die  Klausel  der  Verträge  „Acc^s  libre  etc.  devant  les  tribu- 
naux'^  nicht  minder  als  die  Klausel  „wonach  alte  Rechte  etc.  gewährt 
werden"  von  der  Kautionsleistung  befreit  (App.  Athen  606  [1890]  in 
Bezug  auf  England;  App.  Athen  1182  [1893]  in  Bezug  auf  Italien).  In 
dieser  Beziehung  konmien  in  Betracht: 

1.  Der  Handels-  und  Schifffahrtsvertrag  mit  Deutschland.   Art.  3 

Abs.  2:    „Les  Grecs   en  Allemagne  et  les  AUemands  en  Gr^ce 

auront  libre  accös  devant  les  tribunaux  pour  faire  valoir  et  döfendre 
leurs  droits ;  ils  jouiront  sous  ce  rapport  des  mdmes  droits  et  Privileges 
que  les  nationaux  et  pourront  comme  ceux-ci,  dans  toute  action  judi- 
ciaire,  se  servir  des  avocats,  fondös  de  pouvoir  ou  agents  admis  par 
les  lois  du  pays.** 

„Art.  4.  Les  soci6t6s  par  actions  et  autres  sociät6s  commerciales, 
industrielles  ou  financi^res  qui  sont  stabiles  dans  le  territoire  de  Tune 
des  Hautes  Parties  contractantes  conform^ment  aux  lois  en  vigueur 
dans  ce  pays,  pourront  exercer  dans  le  territoire  de  Tautre  Partie  tous 
les  droits,  qui  sont  accordäs  aux  soci6t66  analogues  de  Tl^tat  le  plus 
favoris*.* 

2.  Handelsvertrag  mit  England:  Art.  15  §  3  wie  sub  1  Art.  3. 

Sicherheit  £a  leisten,  and  biis  diese  geleistet  ist,  braucht  der  Inländer  sich  auf  die 
Klage  nicht  einzulassen. 

Das  Urtheü,  welches  die  Kaution  anordnet,  hat  zu  gleicher  Zeit  die  Kautions- 
summe festzusetzen. 

Art  79.    Die  Kautionsyerbindlichkeit  fällt  weg,  wenn: 

1.  der  Ausländer  in  Griechenland  mit  liegenden  Gründen  hinreichend  ange- 
sessen ist, 

2.  an  der  Forderung  des  Auslftuders  so  viel  unbestritten  ist,  als  die  Kosten  und 
der  muthmaassliche  Schaden  betragen, 

3.  von  Wechsel-  oder  Handelssachen  die  Rede  ist. 
Dieses  Alles  vorbehaltlich  besonderer  Staatsvertrftge. 

Art.  80.     Bei   Streitigkeiten   unter  Inlftndem   können   Kautionen   nur  dann   ge- 
fordert werden,  wenn  es  im  gegenwärtigen  Gesetze  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist.** 
>)  Ä,  n,  31  (1877). 
«)  A.  77.  261  (1874). 
^  Vergl.  V.  Bar,  internationales  Privatrecht,  2.  Aufl.,  Bd.  2  S.  394  Note  24. 
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3.  Vertrag  mit  Oesterreich:  Art.  1.  „Les  sv^ets  ....  de  chacune 
des  deux  -HauteB  Parties  jouiront  dans  les  territoires  de  Taatre  des  Pri- 
vileges, immunit^  ou  avaatages  quelconques  accordte  k  la  nation  la 
plus  favoriste.*' 

4.  Handelsyertrag  mit  Italien:  Art  2  wie  sab  1  Art.  3. 
6.   Vertrag  mit  Dänemark:  Art.  1  wie  sab  1  Art  3. 

6.  Handelsvertrag  mit  Belgien  (von  1840  a.  1856)  Elaasel  der 
meistbegünstigten  Nation  bes.  betreffs  der  Handeltreibenden. 

7.  Mit  Holland:  Art.  2.  Elaasel  der  meistbegünstigten  Nation  für 
die  resp.  Unterthanen. 

8.  Mit  der  Türkei:  Art.  14.  Elaasel  der  meistbegünstigten  Nation 
für  die  Unterthanen,  die  Handel  treiben. 

9.  Mit  Persien.  Elaasel  der  meistbegünstigten  Nation  anter  Vor- 
aassetzang  der  Reziprozität  jfür  die  Unterthanen  (Art.  4). 

10.  Vertrag  mit  Frankreich  (prov.):  Elaasel  der  meistbegünstig- 
ten Nation. 

Die  Verträge  mit  Rassland,  mit  Schweden  and  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  drücken  sich  nicht  klar  genag  aas,  so  dass  wohl 
nar  aaf  Grand  der  Comitas  Gentiam  und  anter  Voraassetzang  der  Rezi- 
prozität Eaationsfreiheit  voraassichtlich  gewährt  werden  würde.  Die 
betreffenden  Verträge  sichern  „denselben  Schatz  betrefib  des  Handels 
za,  wie  ihn  die  Inländer  gemessen.** 

§  17. 
10.  Prozesskosten« 

(C.P.O.  Ali.  a08--219;   Oelc  §  61;  BaL  S.  439.) 

I.  Die  im  Laafe  des  Prozesses  veranlassten  Eosten  hat  der  be- 
treibende Theil  vorzalegen;  das  Endartheil  entscheidet  über  die  fast 
aasnahmslos  von  der  anterliegenden  Partei  za  ersetzenden  Eosten. 
(Eompensationen  bei  Rechtsstreitigkeiten  zwischen  nahen  Verwandten, 
oder  wenn  beide  Theile  sich  in  Schald  befinden  oder  die  Partei  theil- 
weise  siegt,  theilweise  anterliegt.)  Werden  mehrere  in  die  Eosten  ver- 
artheilt,  so  haften  sie  za  gleichen  Theüen  nach  EOpfen.  Zar  Feststellang 
des  Betrages  hat  jede  Partei  der  anderen  ein  Eostenverzeichmss  za- 
stellen  zu  lassen.  Ueberschreitangen  der  Taxordnang  werden  darch 
das  Gericht  ermässigt. 

n.  Es  sind  nur  die  nothwendigen  Eosten  zu  ersetzen:  die  Ge- 
bühren*)  und    die    Gerichtskosten   im   engeren    Sinne,    also   die  tax- 


')  Dieselben  sind  dem  Gericht  TorzaBchiessen  und  betragen  8  Drachmen  bei  den 
Friedensgerichten,  11  in  den  BeziriLSgerichten,  26  in  den  AppeUgerichten,  26  im  Areopag. 
Ueber  die  Stempelgebflhren,  die,  abgesehen  Ton  diesen  eben  erwähnten  Entecheidungs- 
und  ProtokoUgebühren,  dadurch  entrichtet  werden,  dass  die  ProseBsschriftstttcke  auf 
Stempelpapier  geschrieben  werden,  kann  hier  des  Näheren  nicht  gehandelt  werden 
(s.  a.  III).  Die  Hohe  der  Stempelgebflhren  hangt  demzufolge  auch  Ton  der  Menge  des 
für  diese  Schriftstücke  aufgewandten  Stempelpapiers  ab. 
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mftsgigeii  Kosten  fOr  die  Anwälte,^)  die  Post  und  Botenauslagen,  die 
taxmässigen  Reisekosten  und  Entschädigungen  ftlr  die  Zeugen  und  Sach* 
verständigen,^  sowie  der  zur  Beschaffung  der  Beweismittel  erforder- 
Kche  Aufwand. 

Neben  den  Geldbussen  und  dem  event.  Schadensersatz,  den  in  ge- 
wissen  Fällen  der  Unterliegende  zu  tragen  hat  (und  abgesehen  von  den 
fiber  das  gesetzliche  Maass  hinaus  den  Rechtsanwälten  üblicherweise 
gezahlten  Honoraren)  bewilligt  das  Gericht  in  einfachen  Prozessen  an 
Gerichtskosten  in  engerem  Sinne: 

6  Dr.  in  Friedensrichtersachen, 

20 — 30  Dr.  in  Bezirksgerichtssachen, 

30 — 36  Dr.  in  Appellgerichtssachen 
gegen  50  Dr.  in  Eassationshofsachen.    Es  sind  darin  nicht  einbegrifTen 
die  besonderen  Beweisverfahrenskosten  und  die  Gebühren. 

m.  Die  im  Einzelnen  zu  entrichtenden  Stempeltalen  können  in 
Kürze  unmöglich  wiedergegeben  werden.  (S.  Stempelgesetz  von  1887 
mit  den  Zusätzen  der  neuesten  Gesetze.  Ausgabe  von  J.  Lamprides, 
1893.)  Zu  bemerken  ist,  dass  jede  Urkunde,  die  vor  einer  griechischen 
Behörde  Torgebracht  wird,  der  Stempelsteuer  unterliegt  —  auch  wenn 
sie  im  Auslande  ausgefertigt  worden  (Stempelgesetz  Art.  6).  Die  Höhe 
des  Stempels  wird  dabei  nach  dem  Werthe  der  in  diesen  Urkimden 
enthaltenen  Uebereinkommen  berechnet,  wenn  es  sich  um  in  Griechen- 
land zu  erfüllende  Verpflichtungen  oder  um  im  Inlande  befindliches 
Mobiliar  oder  Immobiliarvermögen  handelt. 

§  18. 
11.   Zustellungeii. 

(CP.O.  Art.  138—147.    V.  vom   22.  Nov.  1833   und  vom  19.  Okt  1838.    Oek.  §90 

Bai.  S.  451.) 

Alle  prozessualen  Schriftsätze^  sind  der  Partei  in  Person,  falls 
deren  persönliches  Erscheinen  nothwendig  ist,   sonst   der.  Partei   oder 

0  Nur  die  taxmftssigen  werden  zurOckerstattet  und  sind  dieselben  in  den  im  Text 
angef&luten  Kosten  (i.  e.  S.)  einbegriffen.  Nach  der  Taxe  erhalten  in  Bezirksgerichts- 
Sachen  im  gewöhnlichen  Verfahren  die  AnwUte  (Verordnung  vom  8.  Mai  1835): 

FOr  die  erste  Konsultation 5  Dr. 

f,    jede  spätere 2  „ 

ft    die  Hauptschriftsfttze  je  / 3  „ 

M    Nebenschriftsfttze  je  1 — 2   Dr. 

9    Appellschrift  oder  Kassationsantrag 3 — ^6     ^ 

„    die  Verhandlung  5 — 10  „ 

In  FViedensrichtersachen  variiren  die  Taxen  zwischen  25  Cts.  und  1  Dr. ;  in  Appell* 
und  Kassationssachen  IVsnial  so  viel;  in  summarischen  Sachen  ^/tmal  so  wenig  als  die 
oben  angefahrten.  Beachte  jedoch  fiber  die  den  Bechtsanwftlten  wirklich  gezahlten  Ge- 
bfihren  o.  §  14. 

*)  S.  Verordn.  v.  25.  Mfirz  1835 :  Neben  den  Reisekosten  gewöhnlich  2  Dr.  Ent- 
schädigung pro  Tag  für  Arbeiter,  3  Dr.  für  Handwerker,  5  fBr  aUe  fibrigen. 

^  Siehe  jedoch  Ausnahme:  bei  in  Gegenwart  der  Parteien  publizirten  (nicht  de« 
finitiven  A.  11,  7  [1889]  —  A.  M.  Oekonomides  §  88  Anm.  3)  Urtheilen. 
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dem  Insinuationsbevollmächtigten  derselben  zur  Kenntnissnahme  zuzu- 
stellen. Die  Zustellung  erfolgt  auf  schriftlichen  Auftrag  der  Partei  hin 
(A.n.  286  [1881])  durch  den  kompetenten  Gerichtsboten,  welcher  über 
dieselbe  ein  von  dem  Empfangenden  mitzuunterschreibendes  Zeugniss 
auszustellen  hat,  ad  manum  od.  domum  (an  Hausangehöri^e  oder  durch 
Änheftung  [Art.  143]). 

Die  Zustellung  an  Personen,  In-  oder  Ausländer,  die  sich  im  Aus- 
lande aufhalten,^)  sowie  an  im  Inlande  sich  aufhaltende  Exterritoriale 
erfolgt  durch  Zustellung  an  den  Staatsprokurator  des  Gerichts,  bei  dem 
die  Sache  anhängig  ist,  nur  Eontumazialurtheile  müssen  an  den  Minister 
des  Aeusseren  (Gesetz  vom  28.  Mai  1887  ATN9')  zugestellt  werden 
und  sollen  in  diesen  Fällen,  wenn  die  zur  Absendung  erforderlichen 
Auslagen  entrichtet  sind,  schleunigst  weiter  befördert  werden,  ohne  dass 
dabei  im  Falle  der  Zustellung  an  den  Staatsprokurator  dessen  Nach- 
lässigkeit der  Partei  zu  Schaden  gereichte.^ 

Ebenso  wird  bei  Personen,  deren  Wohnort  unbekannt  ist,  die  Zu- 
stellung an  den  Prokurator  geschehen,  lieber  Insinuationsbevollmächtigte 
s.  oben  §  13. 

§  19. 
12.   Civilprozessuale  Nullitäten. 

(C.P.O.  Art.  201—208,  345—848,  409—411,  811  §  1.    Oek.  §  95;  Bai.  S.  25  ff.) 

Im  Civilprozess  treten  die  Nullitäten  auf  Grund  des  Gesetzes  ein, 
und  zwar  in  allen  den  FäUen,  wo  etwas  unterlassen  worden,  was  als 
wesentlich')  vorgeschrieben  resp.  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  vorzunehmen 
ist  (z.  B.  C.P.O.  Art.  40  §  2,  Art.  63  etc.)  oder  wo  ein  gesetzliches  Ver- 
bot nicht  beachtet  worden  ist.  Seine  eigenen  Handlungen  kann  man 
nur  wegen  vorhandenen  öffentlichen  Interesses  als  nichtig  anfechten 
(C.P.O.  Art.  202  §  2,  Art.  811  §  1). 

Die  civilprozessualen  Nullitäten  treten  nicht  ipso  jure,  sondern  nur 
auf  Grund  richterlichen  Urthells  ein;  sie  müssen  zur  gehörigen  Zeit 
vorgeschützt  werden  (Art.  202,  345  C.P.O.);  mit  Ausnahme  deijenigen, 
bei  denen  das  öffentliche  Interesse  betheiligt  ist,  weiche  nicht  durch 
die  Nichtausübung  verloren  gehen.    Die  als  nichtig   erklärte  Handlung 


0  A.  n.  184  (1882),  auch  wenn  dieselben  im  Inlande  domizilirt  sind.  A.  ü,  181 
(1887),  69  (1882).  Hat  die  Person  im  Inland  einen  InsinuationsbevoUmächtigten,  so 
muss  an  diesen  zugestellt  werden,  A,  J7.  214  (1876),  310  (1877),  285  (1887),  159  (1880). 
Die  neueste  Praxis  A.  U.  114  (1892)  u.  53  (1898)  erlaubt,  dass  fakultatlT  an  den  Staats- 
prokurator zugesteUt  werde  (^E^fitpig  XII.  358).  Ist  der  Insinuationsbevollmächtigte 
im  Ausland,  so  kann  an  diesen  durch  den  Staatsprokurator  nicht  zugesteUt  werden, 
293  (1877). 

^  Die  ZusteUung  hat  ihre  gesetzlichen  Folgen,  auch  wenn  die  zuzustellende  Ur- 
kunde nicht  an  den  Destinatar  gelangte.  Jedoch  hat  derselbe  bei  Nachlässigkeit  des 
Staatsprokurators  gegen  diesen  eine  Schadenersatzklage,   A.U.  202  (1872),   363  (1883). 

^  Wo  nicht  ausdrücklich  vorgeschrieben,  hat  der  Richter  zu  urtheilen.  Die  Nicht- 
beobachtung  des  Stempelgesetzes  zieht  gewöhnlich  nur  Strafe  nach  sich.  A.n.  139 
(1883),  314  (1887). 
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wird  von  Neuem  vorgenommen,  falls  die  Nullität  der  Schuld  eines 
richterlichen  Beamten  "Mizuschreiben  ist  und  es  kann  von  der  schul- 
digen Gerichtsperson  Siäiadensersatz  verlangt  werden.  Die  Regel  utile 
per  inutile  non  vitiatur  gilt  auch  im  griechischen  Pr'ozess.^) 

§20. 
13.  Prozessuale  Fristen  und  Termine.^ 

(Oek.  §91;  Bai.  S.  818.) 

Die  Fristen  sind  gesetzliche,  richterliche  oder  conventionale.  Für 
ihre  Berechnung  gilt  Folgendes:  Die  Monate  sind  Zeitabschnitte  von 
30  Tagen  (Art.  194:  §  2  C.P.O.).  Die  Fristen  beginnen  bald  mit  dem 
Eintritt  eines  Ereignisses  (C.P.O.  Art.  174,  891,  967  u.  s.  w.),  in  welchem 
Falle  der  Tag  des  Ereignisses  mitberechnet  wird,  ba.ld,  und  dies  ist  das 
gewöhnlichere,  mit  der  Zustellung  eines  Schriftsatzes;  in  letzterem  Falle 
werden  sie  nicht  von  Stunde  zu  Stunde,  sondern  von  dem  auf  den 
Zustellungstag  folgenden  Tage  berechnet,  endigen  am  letzten  Tage 
Abends  6  Uhr  (ausser  wenn  derselbe  ein  Feiertag  ist)  und  laufen  nur 
zu  Gunsten  desjenigen,  welcher  den  Schriftsatz  zugestellt  hat:  nur  die 
Frist  zum  Erscheinen  vor  dem  Gericht  (Art.  507,  591  etc.)  läuft  gegen 
beide  Parteien.  Stirbt  eine  Partei  während  des  Laufs  einer  Frist,  so 
läuft  eine  neue  Frist  für  die  Erben  vom  Tage  der  Erklärung  über  die 
Annahme  der  Erbschaft  (Art.  194). 

Wohnen  die  Parteien  nicht  am  Gerichtsorte,  so  ist  bei  Berech- 
nung der  Fristen  und  Termine,  in  den  vom  Gesetze  ausdrücklich 
bestimmten  Fällen,  fUr  je  4  Myriameter')  ein  weiterer  Tag  hinzuzufügen 
<Art.  195,  96). 

Auch  die  Parteien  sind  berechtigt,  die  vom  Gesetz  oder  Gericht 
bestimmten  Fristen  zu  verlängern;  das  Gericht  jedoch  nur  auf  Antrag 
der  Partei;  die  bewilligte  neue  Frist  beginnt  mit  dem  Zeitpunkte  des 
Ablaufs  der  ersten  Frist.*)  Die  Folgen  der  Fristversäumung  werden 
im  Einzelnen  unten  anzuführen  sein;  sie  bestehen  entweder  in  dem 
Tragen  der  durch  dieselbe  verursachten  Kosten,*)  oder  in  dem  Verlust 
des  Rechts,  die  betreffende  Handlung  vorzunehmen  •)  —  oder  es  tritt 
poena  confessi  ein.'')  lieber  die  bei  Ausländem  geltenden  Besonder- 
heiten vgl.  Art.  54:1  u.  s.  u.  §  24. 


«)  Art  846  C.P.O.    A.II.  47  (1836). 

^  193  fif.  Ges.  ATKä'  Aber  Fristensuspension  auf  bestimmte  Zeit  in  bestimmteii 
Gegenden  auf  Grand  kCnigl.  Verordnung. 

^  Aus  Versehen  steht  in  der  griechischen  üebersetsung  Je  einen  Myriameter*". 
Beide  Ausgaben  haben  dieselbe  Kraft.  Die  Rechtsprechung  folgt  dem  griechischen  Text, 
AU,  366  (1878). 

*)  Art.  198  C.P.O. 

5)  Art.  543,  545  C.P.O. 

«)  Art.  752,  791,  792,  816  C.P.O. 

'j  Art.  585  C.P.O, 
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14.  Die  prosessualen  Angrilfs-  und  YertheMiggngiimitteL 

§21. 
A«   Allgemeines« 

Das  Verfahren  gliedert  sich  in  Vorverfahren  nnd  Hauptverfahren. 
Jenes  findet  ausserhalb  der  mündlichen  Verhandlung  statt,  ist  nicht 
öffentlich  und  schriftlich ;  ^)  es  bezweckt  den  Streitgegenstand  festzustellen. 
Das  Gericht  betheiligt  sich  an  demselben  nur  durch  seinen  Sekretär  bei 
Eintragung  in  die  Rolle  und  durch  den  Präsidenten  bei  Bestimmung 
des  Verhandlungstages.  Erst  im  Hauptverfahren,  welches  mündlich  ist 
und  Öffentlich,  erfährt  das  Gericht  den  Gegenstand  des  Rechtsstreits. 

In  einigen  bestimmten  Fällen  haben  auch  dem  Vorverfahren  ge- 
wisse gerichtliche  Handlungen  vorauszugehen.  Es  soll  nämlich  bei 
Strafe  der  Abweisung  der  Klage  a  limine: 

a)  in  Friedensrichtersachen,  *)  wenn  Parteien  und  Streitgegenstand**^) 
die  zu  einem  Vergleich  nöthigen  Eigenschaften  besitzen,  stets  vorher 
ein  Vergleichs  versuch  gemacht  werden;*) 

b)  allen  Klagen  gegen  den  Fiskus  und  die  ihm  unterstellten  juristi- 
schen Personen,  sowie  den  Klagen  gegen  richterliche  Beamte  eine 
Aufforderung  zur  Abhilfe  auf  dem  direkten  Beschwerdewege  an  die 
zunächsthöhere  ^)  Administrativbehörde  resp.  an  den  richterlichen  Beamten, 
von  dem  man  sich  für  verletzt  erachtet,^)  vorausgehen.  Wenn  im  ersten 
Falle  binnen  6  Wochen,  im  anderen  binnen  8  Tagen  keine  oder  eine 
abschlägige  Entschliessung  erfolgt,  darf  die  Klage  beim  zuständigen 
Gerichte  erhoben  werden.  Ob  die  Aufforderung  die  Veijährung  immer 
unterbricht,  ist  bestritten  {A.H.  50  [1878],  225  [1887],  189  [1879]). 

§  22. 


L   Inhalt.^ 

Die  Klage  enthält  materiell  die  den  Anspruch  begründenden  That- 
sachen  (die  historische  und  juristische  Grundlage  des  Anspruchs,  also 
auch  Aktiv-  und  Passivlegitimation),  die  Rechtsregeln,  worauf  derselbe 
sich  stützt,  und  die  Anträge  des  Klägers.  Die  Anträge  der  Partei,  die  in 
haupt-  und  nebensächliche  zerfallen,   müssen  klar  und   bestimmt   sein. 


')  Art.  128,  129,  132  C.P.O. 

*)  Fraher  auch  in  Beorksgerichtssachen,  vaa  durch  Gesetz  vom  28.  Mai  1887 
(JTNff)  aufgehoben  worden  ist. 

^  Ausgenommen  summarische  und  dringende,  Insidentsachen,  sowie  die  Klagen. 
(Art  588,  640,  643),  bei  denen  der  Staatsprokurator  gehört  werden  muss  (Art.  582). 

*)  Art  631  CP.O. 

*)  Also  keine  derartige  Anffordenmg,  wenn  es  eine  höhere  Behörde,  der  der  Ver- 
letsende  unterstem  ist,  nicht  giebt,  A.  U.  28,  60  (1890)  u.  s. 

•)  Art  2  C.P.O.  60. 

^  Oekonomides  §§80ff.,  Balanos  S.  Iff. 


Ghriedhenland.  33 


Fonnell  nmss  die  Klage  alle  wesentlichen  Elemente  des  Prozesses  ent^ 
halten:  insbesondere  neben  der  genauen  geschichtlichen  Darlegung  der 
Sache  und  der  Beschreibung  des  Streitgegenstandes,  die  Benennung 
des  Gerichts,  vor  dem  verhandelt  wird,  der  Parteien  durch  Vor-  und 
Zimsunen,  auch  Bezeichnung  des  Wohnorts,  Datum  und  Unterschrift 
der  Partei  oder  des  Bevollmächtigten  derselben.  Es  kann  in  derselben 
eine  Frist  zur  Beantwortung  gestellt  sein  und  eventuell  ein  Insinuations- 
bevollmächtigter  ernannt  werden.  Ausserdem  soll  der  Klageschrift  bei- 
gefügt werden:  eine  Abschrift  der  erfolglosen  Sühneverhandlung  (§  21), 
sowie  der  Beweisurkunden  des  Klägers;^)  die  Abschriften  der  in  fremder 
Sprache  verfassten  Urkunden  sollen  in  dieser  Sprache  gefertigt  sein.^ 
Mehrere  Klagen  desselben  Klägers  gegen  denselben  Beklagten 
können  in  einer  Klageschrift  verbunden  werden,  falls  sie  vor  dasselbe 
Gericht  gehören,^)  einander  nicht  widersprechen  und  in  derselben  Prozess- 
art gefuhrt  werden  können;  es  ist  dabei  gleichgiltig ,  ob  die  ver- 
schiedenen Ansprüche  verschiedenen  reditserzeugenden  Thatsachen  ihren 
Ursprung  verdanken:  nur  dass  in  diesem  Falle  jede  Klage  gesondert 
zu  behandeln  ist.  Das  Gericht  ist,  wenn  die  gleichzeitige  Verhandlung 
zur  Yerwiming  filhren  würde,  befugt,  auch  von  Amtswegen  die  Trennung 
zu  verfügen.*) 

n.   Klageerhebung.    Wirkung.*) 

Die  Klageerhebung  geschieht  durch  Zustellung  der  Klage  an  den 
Beklagten.  An  die  EJageerhebung  schUessen  sich  folgende  Wir- 
kungen an:^ 

1.  Unterbrechung  der  Extinktiv-  und  Acquisitiweijährung  —  doch 
tritt  diese  Folge  nur  bei  Klageerhebung  vor  dem  kompetenten  Ge- 
richt ein. 

2.  Verbot  aller  Neuerungen  und  Veränderungen  am  Streitgegen- 
stände,^ bei  Verpflichtung^sium  Schadensersatz  im  Falle  der  Zuwider- 
handlung. 

3.  Der  Lauf  der  Verzugszinsen  und  die  Versetzung  des  gutgläubigen 
Besitzers  in  bösen  Glauben. 

Alle  diese  Folgen  fallen  weg,  wenn  die  Klage  als  unzulässig  und 
unbegrfindet  verworfen,  wenn  sie  vom  Kläger  fallen  gelassen  oder  die 
Instanz  sonst  beendigt  wird  (Art.  157). 

Die  Wirkungen  des  Eintragens  in  die  Audienzrolle  (Prävention, 
Unveränderlichkeit  des  Gerichtsstandes)  haben  wir  bereits  angeführt.^ 

»)  Art.  638  C.P.O. 
^  Oekonomides  §  99  Anm.  2. 
^  Art.  536  O.P.O. 
*)  Art.  537,  3  CP.O. 
^)  Oekonomides  §  100. 
•)  Art  156  CP.O. 

^  Wenn  auch  nicht  Yerftnsse^nmgsyerhot,  K all i gas,  Oblig.R.  S.  408.  A.IJ.  218 
(1851),  72  (IfflO). 

»)  Art  575  CP.O. 

V.  LoBwnrsLD,  BaielrtgTerfolgiuic.  JI  3 
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in,   Aendening  der  Klage. >) 

Elageänderungen  sind  nur  in  geringem  Maasse  gestattet:  nach  der 
ersten  mündlichen  Verhandlung  wird  eine  Emendation  überhaupt  nicht 
zugelassen;  bis  zu  dieser  und  in  derselben  können  solche  Emendationen 
vorgenommen,  jedoch  nur  solche  neue  Anträge  gestellt  werdto,  die  still- 
schweigend oder  indirekt  in  den  alten  mit  enthalten  sind,  es  sei  denn, 
dass  sie  bloss  subsidiarisch  aufgestellt  werden;  So  darf  der  Kläger 
durch  die  Emendation  nicht  die  Grundlage  oder  den  Klagegegenstand 
verändern.  Der  Beklagte  darf  noch  in  der  Audienz  neue  Einreden  vor- 
bringen, —  und  zwar  bei  Strafe  der  Präklusion,  ausgenommen  diejenigen, 
welche  in  jeder  Prozesslage  geltend  gemacht  werden  können. 

Die  mutatio  libelli  ist  das  Gericht  von  Amtswegen  zu  prüfen  be- 
fugt. Die  in  Folge  event.  Verzögerung  verursachten  Kosten  trägt  der 
Emendirende,  bei  etwaiger  Schuld  eines  Anwalts  kann  über  denselben 
Disziplinarstrafe  verhängt  werden. 

§23. 

C.   Die  Veorthetdigong. 

(Art.  543-^544,  568  C.P.O.;  Oek.  §§101  ff.;  Bai.  S.  165 ff:) 

Die  Vertheldigungsschrift  des  Beklagten  soll  enthalten: 

a)  die  Einlassung  desselben  auf  die  Klage; 

b)  die  Einreden  desselben; 

c)  eventuell  die  Widerklage. 

Auf  die  Replik  finden  die  Grundsätze  über  die  Vertheidigung»schrift 
Anwendung:  nur  dass  eine  Gegenwiderklage  unzulässig  ist. 

I.   Einlassung. 

(Art.  546—580  C.P,0.) 

Dieselbe  ist  Bejahung  oder  Verneinung  des  klägerischen  Anspruchs 
und  enthält  keine  neuen  faktischen  Behauptungen.'  Die  Einlassung  be- 
wirkt Prorogation,  ausser  wenn  die  Einrede  der  Inkompetenz  rechtzeitig 
vorgeschützt  wird.  Sie  muss  enthalten:  1)  spezielle  Beantwortung  aller 
Hauptmomente  der  historischen  Grundlage  der  Klage;  2)  kategorische, 
direkte  und  ausdrückliche  Erklärung  über  die  Behauptungen  des  Klägers 
bei  poena  confessi  im  Falle  ungehöriger  Antwort.^  Die  Aeosserung 
des  Nichtwissens  oder  Nichtglaubens  genügt  und  wird  als  Negation 
nngesehen. 

Die  Antwort  ist  eine  einfache  oder  eventuelle :  letztere  ist  diejenige, 
welche  mit  dilatorischen  Einreden  zusammen  vorgebracht  wird. 

Besteht  die  Antwort  in  der  Bejahung  des  klägerischen  Anspruchs, 
so  kann  auf  der  Stelle  Befriedigung  verlangt  werden.  Desgleichen  bei 
einem  gehörig  zustandegekommenen  Vergleich;  jedoch  hindern  Ver- 
gleichsverhandlungen nicht  den  Lauf  der  Vorverfahrensfristen, 

^)  Oekonomides  §  110. 

')  A.  n.  75  (1885),  305  (1881)  u.  s. 
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n.   Binreden.i) 

Die  Prozesseinreden  sind  rertheidigungsweise  vorgebrachte  faktische 
Behauptungen,  welche  das  behauptete  Recht  des  Klägers  f(!b*  immer 
oder  2ur  Zeit  aufheben  oder  die  Einlassung  auf  die  Klage  verschieben; 
peremtorische  oder  dilatorische  Einreden,  je  nachdem  sie  die  Vernich- 
tung des  klägerischen  Rechts  Torschützen  und  die  Abweisung  der  Klage 
bezwecken,  oder  die  Einlassung  nur  aufschieben  sollen.  Diese  EintheUung 
ist  von  dem  Gesetze  aufgestellt,  während  die  sonst  gemachten  Unter- 
scheidungen nur  theoretische  Bedeutung  beanspruchen  kOnnen.  FOr 
beide  Art^  gilt  —  neben  dem  für  die  Klage  aufgestellten  dreifachen 
Erfordernisse  bezüglich  des  historischen  Grundes,  des  Rechtegrundes 
and  des  Gesuchs  (i<*/7.  160  [1886])  —  dass  sie  unabhängig  von  der 
£inlac»ung  sind,  die  sie  nicht  ersetzen,  mit  der  sie  sogar  in  Widerspruch 
stehen  können;  dass  sie  kumulirt  werden  dürfen,  selbst  wenn  sie  sich 
widersprechen;  dass  sie,  faUs  sie  aus  dem  Rechte  eines  Dritten  ab- 
geleitet werden  {A.  II.  379  [1880]),  unzulässig  sind  (ausser  bei  dem 
Bttrgen),  da  das  Erfordemiss  des  Interesses  ermangelt. 

A.   Dilatorische  Einreden  sind: 

1.  Die  forideklinatorischen,  nämlich  a)  der  Inkompetenz;  b)  der 
Rechtshängigkeit  oder  Konnexität  der  Sache,  wenn  dieselbe  Sache  oder 
die  Hauptsache  bei  einem  anderen  inländischen  Gerichte  anhängig 
d.  h.  in  die  Rolle  berate  eingeschrieben  ist.  Beide  hindern  denProzess 
und  es  wird  die  Klage  zeitweilig  abgewiesen;  erster e  muss  vor  den 
anderen  Einreden  vorgebracht  werden;  nur  die  Inkompetenz  rationo 
materiae  ist  in  jeder  Lage  des  Prozesses  statthaft.^ 

2.  Die  Einrede  der  Kautionsleistung  der  Ausländer:  bis  za 
der  Kautionsleistung  braucht  sich  der  inländische  Beklagte  auf  die  Kla&fe 
des  ausländischen  Klägers  nicht  einzulassen  (s.  o.  §  16). 

3.  Die  Einrede  der  nicht  gehörigen  Mittheilung  der  Prozesaschriften, 
und  zwar  sämmtlicher  Prozessschriften  und  vor  jeder  Einlassung.  Die 
MittbeUimg  erfolgt  durch  Zustellung  nach  Art.  140  (bei  minder  wichtigen 
von  Partei  zu  Partei)  oder  durch  Niederlegung  bei  den  Gerichtsschreibem; 
in  iedem  Falle  sind  24  Stunden  vor  der  mtlndlichen  Verhandlung  die 
betreffenden  Schriften  auf  der  Gerichtsschreiberei  niederzulegen.  Bei 
nicht  gehöriger  Mittheilung  kann  die  Partei  Vertagung  beantragen. 

4.  Die  Einrede  der  Rechtswohlthat  des  Inventars  (Art.  660). 

5.  Die  Einrede  der  Gewährschaft  (Art.  561):  es  hat  nämlich  der 
Beklagte  eine  Frist  von  15  Tagen,  um  Streitgenossen  und  Gewährs- 
männer vom  Prozesse  zu  benachrichtigen.  Die  Frißt  wird  verlängert 
nach  Art.  540 — 544.  Den  zugezogenen  Streitgenossen  resp,  Gewährs- 
männern wird  wieder  eine  gleiche  Frist  gewährt.,  falls  dieselben  weitere 
Streitgenossen  oder  Gewährsmänner  haben. 


>)  OekoBomides  §$  103 ff.    BaUnos  3. 414.    Ealligas  I,  §  258  ff. 
*)  S.  auch  A.n.  11  (1862). 
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6.  Die  Einrede  der  Rechtswohlthaten  der  Theilung  und  Exkussion 
oder  der  noch  nicht  eingetretenen  Fälligkeit  eines  Anspruchs  nach 
Maassgabe  des  Civilrechts.  ^) 

B.  Die  peremtori sehen  Einreden  (Art.  563)  sii^d  in  der  Regel  vor 
der  Verhandlung  zur  Hauptsache  zu  entscheiden;  zu  denselben  gehören, 
neben  den  aus  dem  Civilrecht  sich  ergebenden  Einreden  des  Vergleichs, 
des  rechtskräftigen  Urtheils,  der  Verjährung  etc.  auch  die  Einrede  der 
NulHtat2)  nach  Art.  202  ff.  (s.  o.). 

C.  Die  dilatorischen  Einreden  unterscheiden  sich  von  den  perem- 
torischen  folgendermassen : 

a)  sie  werden  vor  der  Einlassung  vorgebracht,  und  zwar  in  der 
vom  Art.  582  vorgeschriebenen  Reihenfolge; 

b)  sie  werden  auf  Antrag  der  Partei  getrennt  von  der  Sache  und 
Yor  derselben  entschieden; 

c)  sie  bezwecken  (mit  Ausnahme  der  unter  A  1^  6)  nur  zeitweilige 
Verwerfung  der  Klage;  die  peremtorischen  dagegen  die  definitive  Zurück- 
weisung der  Klage. 

m.   Widerklage.«) 

Der  Beklagte  kann  wegen  Rechtsansprüchen)  die  ihm  gegen  den 
Kläger  zustehen,  gleichgültig,  ob  sie  mit  der  Klage  in  Verbindung  stehen 
oder  nicht,  falls  nur  das  Gericht  der  Klage  nicht  raüone  materiae  in- 
kompetent ist  und  die  Klage  nicht  durch  Oeständniss  oder  sonst  irgend- 
wie bereits  erledigt  ist,  in  erster  Instanz,  und  zwar  in  der  Vertheidi- 
gungsschrift^)  dne  Widerklage  erheben  (Art.  543,  564).  Bei  mehreren 
Streitgenossen  muss  eine  gemeinsame  Widerklage  gegen  Alle  und  seitens 
Aller  angestrebt  werden.  ^)  Nicht  statthaft  ist  die  Widerklage  bei  Besitz- 
streitigkeiten, —  bei  Sicherheitsmassregeln  nur  gegen  Kaution.^) 

Die  Widerklage  wird  zusammen  mit  der  Vorklage  erledigt,  sie  kann 


^)  Beadite  H.G.B.  Art.  448  s.  o.  §3.  Hierher  gdiOit  aach  die  Frtge,  wenn  vor 
Erlass  des  Urtheils  der  Ansprach  fUlig  geworden.  Die  herrschende  Ansicht  (Oek.  §  104 
Note  SO,  A.n,  84  [1888],  164  [1890],  142  [1891],  158  [1891],  App.  Ger.  Athen  567  [1891]) 
hAlt  die  Klage  aufrecht,  gesttttzt  auf  das  rOm.  Recht  und  den  Art  1591  der  C.P.O., 
contra:  Diobonniotis  (in  ^i/tic.III.  S.  004),  welcher  sich  aof  Art  1026  C^P.O.  bemft. 

*)  Ihrer  Natur  nach  ist  dieselbe  eigentiich  dilatorisch,  mit  den  peremtorischen  hat 
sie  gemeinsam,  dass  sie  auch  nach  der  Elagelnlassung  zulässig  ist.  Oekonomides 
§  105  Anm.  103,  §  106  Anm.  2  s.  a.  A.n.  169  (1880),  72  (1889). 

^  Oekonomides  §  107.    Balanos  S.  160 ff. 

*)  In  den  summarischen  Sachen,  soweit  überhaupt  zulfissig  (Art  633,  s.  a.  Art  728 
C.P.O.  u.  A*n.  1  [1865]),  auch  durch  die  Schrifts&tze.  Ob  gegen  eine  summarische 
Vorklage  eine  Widerklage  statthaft,  die  nach  gewöhnlichem  Verfahren  zu  yerhandeln 
ist,  ist  in  der  Theorie  streitig.  Nein:  Psaras  (s.  Koffiuas  S.  184  Anm.  G.  638).  Ja: 
Oekonomides  (S.  355  jetzt)  und  die  (allerdings  ältere)  Praxis  {A.n.  371  [1861]):  die 
Widerklage  als  Inzidenzsache  sei  immer  summarisch  zu  verhandeln. 

^)  In  dieser  AUgemeinheit  bestreitet  den  Satz  Oekonomides  §  107  Anm.  8,  s.  j. 
Feder  S.  377. 

«)  Art  633  CP.O. 
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jedoch  auch  zu  besonderer  Verhandlung  verwiesen  werden,  falls  durch 
die  gemeinsame  Verhandlung  die  spruchweise  Erledigung  der  Haupt- 
klage sonst  verzögert  werden  würde.  ^) 

15.  Yerfaliren  in  erster  Instanz« 

§  24. 

A.   Vorbereitung  der  mündliohen  Verhandlung. 

(Oek.  §  96ff.) 

Dieselbe  ist  nach  griechischem  Prozess  im  gewöhnlichen  Verfahren 
vor  den  Bezirksgerichten  stets  erforderlich.  Das  Fehlen  der  Vorbe- 
reitung hat  Nullität  des  Verfahrens  zur  Folge  und  ist  von  Amtswegen 
za  berücksichtigen.  Das  Vorverfahren  beginnt  mit  der  Elageerhebung^ 
wenn  derselben  ein  vorbereitendes  Verfahren  nicht  vorauszugehen  braucht 
(s.  0.  §  21).  Ist  in  der  Klageschrift  eine  genaue  (über  die  gesetzliche 
hinausreichende)  Frist  zur  Beantwortung  nicht  gegeben,  so  gilt  gesetz- 
lich ein  Zeitraum  von  15  Tagen  nach  der  Zustellung  der  Klageschrift 
als  Einlassungsfrist.  Für  die  Replik  ist  eine  8  tägige  Frist  [gesetzlich 
bestimmt^  (s.  §  20).  Bei  grösseren  Entfernungen  wird  die  Frist  nach 
Maassgabe  der  Art.  195, 196  C.P.O.  verlängert.  Nach  denselben  Grund- 
sätzen wird  die  Frist  bestimmt,  falls  einem  Fremden  in  Griechenland 
die  Klage  zugestellt  wird.^  Längere  Termine  stellt  für  die  im  Aus- 
land wohnenden  Beklagten  resp.  Rechtsgenossen  Art.  541  C.P.O.  auf: 
danach  wird  eine  Frist  von  3  Monaten  gewährt,  falls  dieselben  in 
Buropa,  in  Aegypt^n  oder  in  der  Türkei,  eine  Frist  vt^n  G  Monaten, 
falls  sie  in  den  übrigen  Welttheüen  wohnen. 

Nach  Ablauf  der  zur  Vertbeidigung*)  gewährten  Frist  können,  falls 
eine  Vertheidigung  nicht  eifolgte,  beide  Parteien  die  Sache  auf  die 
Audienzrolle  setzen  lassen;  sonst  muss  die  Replikfrist  erst  verstreichen, 
es  sei  denn,  dass  der  Kläger  auf  eine  Replik  verzichtet. 

Auf  die  Anmeldung^)  der  Partei  hat  der  Sekretär  die  Sache  in  die 
Audienzrolle  unter  Bezeichnung  der  Prozesselemente,  ^  der  Stunde  und 
des  Oatums  der  Anmeldung  zu  setzen;  8  Tage  nach  dem  Anschlag  des 
Piiteidenten  (s.  §  4  VH)  wird  ohne  weitere  Vorladung  die  Sache  ver- 
handelt. Kürzer  sind  die  Vorbereitungsfristen  bei  summarischen  und 
in  anderen  dringenden  Sachen.  Dieselben  werden  auch  in  der  Audienz 
vor  allen  anderen  verhandelt,  selbst  wenn  sie  gar  nicht  durch  Anschlag 
bekannt  gemacht  sind. '^ 


»)  A.n.  139  (1883). 

»)  Art  540  C.P.O. 

^  Art.  542  CP.Ö. 

«)  Art.  505—567  C.P.O. 

*)  Art.  570—576  C.P.O. 

^  S.  oben  S.  31. 

•)  Art.  578  §2  C.P.O. 
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§25. 

B.  Die  mündliehe  Verhandlung. 

(Oek.  §110  ff.) 

Die  mündliche  Yerhandlung  beginnt  mit  Aufruf  der  Sache  in  der 
Audienz.^)  In  der  kontradiktorischen  Verhandlung  verlesen  die  Parteien 
ihre  schriftlichen  Anträge.  Jedoch  besteht  eine  Verpflichtung  zur  münd- 
lichen Klarlegung  der  Begehren  der  Parteien  nicht,  —  so  ist  denn  auch 
entgegen  dem  Sinn  des  Gesetzes  das  Verfahren  vor  den  erstinstanz- 
lichen Gerichten  eigentlich  zum  schriftlichen  Verfahren  herabgesunken 
(s.  0.  §  3). 

Der  Staatsprokurator  (s.  §  4  IV)  ist  in  allen  Sachen  berechtigt.,  in 
bestimmten  Fällen  verpflichtet,  das  Wort  zu  eigi'eifen. 

Die  mündliche  Verhandlung  wird  von  dem  V^orsitzenden  eröffnet 
und  geleitet.  Auch  hat  derselbe  für  die  Ordnung  im  Gerichtssaale  zu 
sorgen,  wozu  ihm  auch  die  Straf-  und  Disziplinai*gewalt  zusteht.^  Der 
Vorsitzende  schliesst  die  Verhandlung,  wenn  ihm  die  Sache  gehörig  er- 
örtert erscheint.  —  Die  Mitglieder  des  Gerichtshofes  und  der  Staats- 
anwalt sind  befugt,  Fragen  an  die  Parteien  zu  richten,  die  Parteien 
jedoch  erst  nach  vorheriger  Genehmigung  des  Vorsitzenden.  Das  Gericht 
kann  von  Amtswegen  das  persönliche  Erscheinen  der  Parteien  ver- 
fügen und  überhaupt  die  zur  Klärung  der  Sache  ihm  dienlich  er- 
scheinenden Maassregeln  treffen.  lieber  die  Audienz  wird  ein  ausführ- 
liches Protokoll  vom  Gerichtsschreiber  geführt,  welches  alle  Haupt^ 
punkte  der  Verhandlung  enthält.  Die  Protokolle  sind  drei  Tage  nach 
ihrer  Errichtung  vom  Präsidenten  und  dem  Gerichtsschreiber  zu  unter- 
schreiben. 

C.  Das  Beweisvorfahren.  ^ 

§26. 

a)   Im  Allgemeinen. 

I.  Aut  Grund  der  Beweisanträge  der  Parteien  resp.  auf  Grund  der 
Behauptung  beweisbedürftiger  Thatsachen  wird  von  Amtswegen  durch 
Beweisinterlokut  vom  Gerichtshof  Beweis  angeordnet.  Es  folgt  das 
Stadium  des  Produktionsverfahrens;  die  Beweiswilrdigung  seitens  des 
Gerichts  ist  gewöhnlich  im  Endurtheil  enthalten.  Bevor  ein  Bew- eis- 
interlokut  ergangen,  braucht  die  Partei  ihre  Beweismittel  nicht  vorzu- 
bringen;*) jedoch  bestehen  von  dieser  Regel   mehrere   Ausnahmen,  so 


')  Erscheint  keine  der  Parteien,  so  wird  die  Sache  aus  der  Audienzrolle  ge- 
strichen. Erscheint  nur  die  eine  Partei,  so  ergeht  Versäumnissurtheil.  Auf  Begehren 
beider  Parteien  mnss  die  Sache  vertagt  werden. 

^  §  ISO  C.P.O.   hl  ehugen  FfiUen  steht  die  Strafgewiklt  dem  ganzen  Gericht  zu. 

^  RouBoponlos,  in  der  alten  ßifus  YI.  Euthymiou,  Ilapl  dnoMitwg  (^Veher 
den  Beweis*')  1889.    Oekonomides  §§  164 f.    Balanos  S.  168  f.  s.  a.  o.  §3. 

*)  Art.  250  CP.O. 
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insbesondere  in  den  Fällen  des  antizipirten  Beweises  ^)  und  des  Beweises 
zmn  ewigen  Gedächtniss,^  sowie  überall  da,  wo  das  Gesetz  ^das  Be- 
schemigen^  also  Glaubha^achen  einer  Thatsache  verlangt.^ 

IL  Es  ist  bereits  hervorgehoben,  dass  im  griechischen  Prozess  das 
Prinzip  der  freien  Beweistheorie  gilt  (s.  o.  §  3  s.  YI).  Gegenstand  des 
Beweises  können  nur  relevante,  bestrittene  Thatsachen  (s.  jed.  o.  §  3 
in)  sein,  von  deren  Wahrheit  sich  der  Bichter  überzeugen  will  (Art.  244 
C.P.O.).  Es  sind  insbesondere  vom  Beweise  ausgeschlossen  (Art.  246) 
Thafassbchen,  welche  auf  gerichtlichem  Geständniss  beruhen  oder  gemein» 
oder  gerichtskundig  sind,  sowie  diejenigen,  für  die  eine  Legalpräsumtion 
besteht.  Als  gemeinkundig  wird  dasjenige  bezeichnet  (Art.  246),  was 
vernünftigerweise  nicht  bestritten  werden  kium ;  wird  die  Notoriet&t  be- 
stritten, so  muss  dieselbe  beAviesen  werden.  Gerichtskundig  ist  das- 
jenige, was  dem  Gerichte  aus  dem  vorliegenden^)  Prozesse  bekannt  ist. 

m.  In  der  Wahl  der  BeweisiQittel  (Art.  ^3),  sowie  darin,  ob 
dieselben  einzeln  oder  kumulirt  zu  gebrauchen^  hat  die  Partei  volle 
Freiheit,  wie  andererseits  der  Gegenpartei  der  Gegenbeweis  stets  offen 
steht  (Art.  251).  Vom  Moment  des  Vorbringens  werden  alle  Beweis- 
mittel beiden  Parteien  gemeinsam,^)  so  dass  von  Beiden  die  Resultate 
in  gleicher  Weise  ausgenutzt  werden  kOnnen'.  In  der  Regel  wird  voll- 
ständiger Beweis,  und  zwar  vollständiger  juristischer  Beweis  gefordert;^ 
es  genfigt  aber  blosse  Wahrscheinlichkeit,  wo  dies  vom  (resetze  aus- 
drücklich gesagt  ist.  ^ 

IV.  Was  endlich  die  Beweislast  anbetrifft,  so  hat  jede  Partei 
diejenigen  Thatsachen  zu  beweisen,  welche  Grundlage  ihres  Begehrens 
Qud.^  Biese  Regel  wird  im  Civilrecht  des  Näheren  ausgeführt,^  es 
ist  insbesondere  demselben  die  Entscheidung  der  wichtigen  Frage  zu 
fiberlassen,  welche  Thatsachen  im  Einzelnen  die  Grundlage  eines  An- 
spruchs bilden;  nur  bezüglick  der  Legalpräsumtionen  bestimmt  die  C.P.O., 
dass  dieselben  vom  Beweise  befreit  seien,  dagegen  derjenige  den  Beweis 
zu  führen  habe,  der  eine  der  Legaipräsumtion  widersprechende  That- 
sache behaupte,  natürlich  insoweit  dies  überhaupt  gestattet  ist. 


0  Art  250,  JL59,  538  G.P.O.  Es  soUen  nftmlich,  -wo  es  sich  um  Schriftenbeweid 
handelt^  AbBehrilitea  deor  Beweistirkimdea  der  Klage  resp.  der  Vertheidigungsschrifb  bel- 
gef&gt  werden. 

>)  Art  258  CP.O. 

^  Art  255,  258,  295  n.  s.  O.P.O. 

*)  So  Art  247  CP.O.  (s.  RoHSopoulos  in  der  alten  „ÖejEutf**  VI.  88  u.  Psaras, 
nach  Eoffinas  S.  115).  Freier  denkt  darflber  Oekonomides  S.  548,  gestützt  auf 
Art  98  CP.O. 

*)  Die  Zeugm  erst  mit  der  Venehnumg,  Oekonomides  §  122  Anm.  12. 

•)J.17.  149  (1886). 

^  Art.  255,  80,  63  u.  s.  CP.O. 

»)  Art  248  CP.O. 

^  Gt  8.  bei  Oekonomides  §§  189—170. 
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b)  Beweismittel, 

Nach  der  griechischen  Civilprozessordnung,  welche  auch  das  Ge- 
ständniss  zu  den  Beweismitteln  rechnet,  giebt  es  derselben  im  Ganzen 
sieben.  Sie  schliessen  sich  gegenseitig  nicht  aus,  auch  ist  eine  gesetz- 
liche Reihenfolge  in  ihrer  Benutzung  nicht  vorgeschrieben  (Art.  263); 
nur  gilt  die  Eideszuschiebung,  verbunden  mit  anderen  Beweismitteln,  als 
eine  bloss  eventuelle.  Von  der  Beweiskraft  wird  bei  einem  jeden  dar 
Beweismittel  gehandelt  werden. 

§27. 

a)  GettlMliüs«. 
(Art.  264—271  C.P.O.;  Oek.  §§  173 ff.;  BaL  S.  689  ff.) 

Dasselbe  ist  gerichtliches  oder  aussergerichtliches.  Zu  ersterem 
rechnet  die  C.P.O.  nur  das  vor  dem  kompetenten  Gerichte  in  dieser 
Sache  (s.  a.  Art.  524)  mündlich  oder  schriftlich,  persönlich  oder  durch 
Bevollmächtigte  (Art.  95)  abgegebene  Geständniss.  i) 

1.  Zum  wirksamen  Geständniss  ist  erforderlich:  objektiv  ein  der 
Privatdisposition  unterliegender  Streitgegenstand,^  subjektiv  Dispositions- 
fähigkeit und  wirklicher  Geständnisswille.') 

2.  Das  gerichtliche  Geständniss  erzeugt  eine  praesumtio  juris  et 
de  jure  (s.  u,  §  28,  Art.  273  §  2),  falls  es  sich  nur  auf  die  thatsächliche 
Seite  der  Klage  bezieht,  resp.  gleichzeitig  mit  ihm  Einreden  vorgebracht 
werden;  noch  weitgehendere  Folgen  hat  es,  wenn  es  vollständige  An- 
erkennung des  ganzen  klägerischen  Anspruchs  enthält;  in  diesem 
Falle  steht  es  dem  gerichtlichen  Urtheile  gleich  und  kann  dann  auf 
Grund  desselben  sofort  zur  Vollstreckung  geschritten  werden  (Art.  549). 
Das  gerichtliche  Geständniss  ist  unwiderruflich;  es  kann  jedoch  dasselbe 
in  den  beiden  vom  Gesetz  besonders  bezeichneten  Fällen,*)  —  nämlich  bei 
faktischem  Irrthum,  *)  sowie  wenn  der  Bevollmächtigte  gegen  den  Willen 
und  die  Anweisung  des  Vollmachtgebers  dasselbe  abgelegt  hat,^  — 
zurückgenommen  werden. 

Speziell  flir  das  gerichtliche  Geständniss  ist  von  grosser  Wichtig- 
keit die  Anwendung  der  Regel  von  der  Untheilbarkeit,^  welche  die 
C.P.O.  (Art.  264  §  2)  aufstellt.  Es  müssen  nämlich  von  dieser  Regel 
Ausnahmen  zugelassen  werden,  «elbst  wo  es  sich  um   einen   und   den- 


0  Auch  stUlschweigendes  Gestfindniss  kennt  die  G.P.O.  (poena  confessi  Art  505; 
beachte  a.  Art  278). 

^  Nicht  K.  B.  in  Ehestreitigkeiten  Art  676,  685. 

^  Irrthum  schiiesst  G.  aus  A.  U,  125  (1892). 

*)  Und  nur  in  diesen,  A.  77.  276  (1875). 

^)  Auch  wenn  derselbe  unentschuldbar  war,  A.  77.  121  (1876),  216  (1881). 

^  Art.  269  C.P.O.  Dabei  braucht  nicht  das  Verfahren  Art  464—466  C.P.O. 
(u.  §  13)  angewendet  zu  werden,  Oekonomides  §  175.  A.U.  141  (1876),  41  (1886).  — 
Contra:  ^.77.  23  (1879). 

*)  Dem  ausseigerichtlichen  Gestftndniss  gegenCLber  steht  der  Ridbter  viel  freier. 
Kousopoulos  335.   Beachte  *edoch  C.  415.  Ueber  d.w  Frage:  Oekonomides  §  176. 
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selben  Anspruch  handelt,  und  zwar  dann,  wenn  selbstständige  That'- 
Sachen  in  demselben  entiialten  sind,  die  nicht  nur  eine  für  den  be- 
sonderen Fall  nützliche  Einrede,  sondern  ein  selbständiges  Recht  bUden, 
das  selbständig  durch  Klage  hätte  geltend  gemacht  werden  können,^) 
oder  wenn  das  Geständniss  durch  eine  dilatorisdie  Einrede  besdiränkt 
wird  (die  ja  getrennt  von  der  Sache  selbst,  vor  derselben  zu  entscheiden 
ist.  Art.  545).  Auch  ist  zu  beachten,  dass  die  Untheilbarkeit  eingeführt  ist, 
damit  der  Eingestehende  nicht  durch  allzuweitgehende  Beweisaufforde- 
rungen.  geschädigt  werde,  nicht  etwa  damit  er  auch  Nutzen  davon  habe; 
es  ist  in  Folge  dessen. der  Gegenpartei  zu  gestatten,  sich  gesetzlicher 
Ycrmnthungen  resp.  des  Gegenbeweises  gegen  einzelne  Angaben  des 
Üingestehenden  za  bedienen,  oder  sogar  unter  Nichtberücksichtigung 
des  Geständnisses  auf  andere  Beweismittel  zu  greifen.^ 

3.  Das  aussergerichtliche  Geständniss  hat  für  sich  selbst  keine 
Beweiskraft,  also  muss  zunä<^hst  seine  Existenz  bewiesen  werden.  Seine 
rechtserzeugende  Kraft  ist  verschieden,  je  nachdem  es  in  die  für  den 
betreffenden  Vertrag,  den  es  zum  Inhalte  hat,  nothwendige  Form  ge- 
kleidet ist  oder  nicht;  auch  muss  natürlich  Willensübereinstimmung, 
also  Annahme  Seitens  der  Gegenpartei  vorhanden  sein.^)  Kann  es  in 
Folge  eines  Mangels  Yertragskraft  nicht  besitzen,  so  unterliegt  seine 
Beweiskraft  dem  Ermessen  des  Gerichts.^) 

§  28. 

ß)  PriSWBtiMflII. 
(Art  272—276  C.P.O.,  Oek.  §  177,  Bai.  S.  876.) 

Dieselben  werden  vom  Gesetz  in  gesetzliche  und  richterliche  ein* 
getheilt.  Erstere  sind  entweder  praesumtiones  juris  et  de  jure,  die  also 
keinen  Gegenbeweis  zulassen  —  und  zu  diesen  rechnet  die  Givilprozess- 
ordnung  neben  dem  gerichtlichen  Geständniss  den  Eid,  das  rechts- 
kräfüge  Urtheil,  die  Verwirkung  von  Rechten  in  Folge  Versäumniss 
Seitens  der  Partei,  —  oder  juris  tantum,  zu  denen  alle  übrigen  gesetzt 
liehen  Präsumtionen  des  Prozessrechts  sowie  diejenigen  gehören,  die  im 
materiellen  Rechte  als  solche  angesehen  werden.  Richterliche  Präsum- 
tionen sind  von  dem  Richter  zu  ziehende  Schlussfolgerungen  von  be- 
kannten auf  unbekannte  Thatsachen;^)  sie  sind  nur  zulässig,  wo  Zeugen- 
beweis statthaft  ist^)  und  müssen  bestimmten  und  unter  einander  nicht 
widersprechenden  Inhalt  haben;  ihre  Würdigung  untersteht  dem  richter- 
lichen Ermessen. 

^)  A.n,  n  (1870).  149  (1880),  283  (1881),  261  (1888). 

^  Streitig  ist,  ob,  wenn  der  BeweisfUurende  zun  Eid  greift,  er  denselben  aui 
einen  Theü  des  Gestftndnisses  beschränken  darf:  Ja:  Oekonomides  nnd  die  filtere 
Praxis  A.tt,  175  (1858),  238  (1860).  Nein:  A.n.  149  (1880),  283  (1881),  33  (1888), 
33  (1889). 

^  In  diesem  Faüe  bietet  es  yoUen  Beweis,  Art.  266.    A.B.  182  (1886). 

^)  So  insbesondere  bezQfi^ch  des  animus  confitendi  und  des  Gestfindnissinhalts, 
.4.17.  15  (1878),  beachte  il.  17.  25  (1885). 

^  A.n.  302  (1877). 

•)  A.B.  2ffl  (1876)' u.  124  (1878).    Bei  Handelssachen:  265  (1881),  161  (1882). 
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§  29. 

^)  IHcMflrtfdMr 
(Art  277—290  C.P.O.,  Oek.  §  178,  BaL  &  264.) 

Dieses  Beweismittel  besteht  in  der  sinnlichoi  Wahmehmimg  der  be- 
weisbedttrfUgen  Thatsache  Seitens  des  Gerichts.  Es  wird  mit  dem  Sach- 
verständigen-Beweis Tcrbiinden,  lalls  besondere  FShi^etten  sor  Wahr- 
nehmung erforderiich  sind,  die  dem  Bichter  abgehen  (Art.  278).  Die 
BeweisfDhrang  kann  in  der  Audienz  oder  ausserhalb  derselben  statt- 
finden.^) Etwaige  Schwierigkeiten,  die  sich  bei  der  Einnahme  des 
Augensdieins  bieten,  können  aach  mittels  Gewalt  auf  Anordnung  des 
Geridits  beseitigt  werden;  dabei  ist  das  Gericht^  betagt,  Geldstrafe  und 
Haft  Aber  den  au  Unrecht  Widerstrebenden  stit  veriiängen,  resp.  ihm 
den  Ersatz  des  Sdiadens  auizuer4egen.  lieber  den  Augenschein  wird 
ein  genaues  Protokoll  gefOhrt,  welches  fOr  die  darin  enthaltenen  That- 
sachen  volle  Beweiskraft  besitzt. 

(Art  291—299  C.P.O.,  Oek.  §§180,  181,  BaL  S.  80481) 

Wenn  eine  auf  Segeln  einer  Kunst  oder  Wissenschaft  gestützte 
sinnliche  Wahrnehmung  oder  die  kunstgem&sse  Beurtheilung  einer  Sache 
nothwendig  ist,  so  kann')  von  Amtswegen ^)  oder  auf  Antrag  der  Beweis 
durch  Sachverständige  angeordnet  werden.  Dazu  werden  in  der  Regel 
drei  Sachverständige  von  den  Parteien  vor  dem  Beweisinterlokut  ge- 
wählt, und  von  dem  Gerichte  in  demselben  ernannt.  Der  Sachverstän^ 
<Kge  braucht  die  Ernennung  nicht  anzunehmen,  nur  muss  er,  wenn  er 
einmal  angenommen,^)  die  gestellte  Aufgabe  pflichtgemäss  ausfahren.^) 

lieber  die  Expertise  haben  die  Sachverständigen,  —  welche  auf 
V^langen  der  Partei  wie  die  Zeugen  zu  beeidigen  sind  (Art.  288,  297), 
—  ein  schriftliches  Gutachten  abzufassen  und  dasselbe  denn  Bichter- 
kommissar  einzureichen.  Bei  Meinungsverschiedenheit  entscheidet  die 
Majorität,  und  sollen  die  einzelnen  Meinungen  unter  Erwähnung  der 
€h1tnde  besonders  angefOhrt  werden. 

Das  von  drei  Sachverständigen  in  einer  Sache,  deren  Entscheidung 
besondere  Kenntnisse  erfordert,  gehörig  (gemäss  Art.  298)  erstattete 
Gutachten  bindet  das  Gericht;  beim  Nichtvorhandensein  dieser  Erforder- 
nisse unterliegt  das  Gutachten  der  freien  Würdigung  des  Gerichts.'') 

*)  J.17.  343  (1874),  Das  Interlokut  ordnet  die  Beischaffong  des  Augensohcm- 
Objekts  an, 

'0  Niclit  der  Rickterkommissar. 

^  A.  n.  79  (1889). 

*)  A.n.  66  (1883): 

»)  Bei  ErsatzverbÜKiüchkeit  A.  B.  265  (1880),  249  (1888). 

^  Auck  können  die  von  Amtswegen  eniannten  SackyerstSndigen  ans  denselben 
Chrttaden  wie  die  Zengen  abgelehnt  werden.  Ueber  den  Ablebnnngsüitrag  (weldier 
3  73^  m^  Kenntnifwmahme  eingereicht  werden  soll,)  entscheidet  snmmarisck  in  letzter 
Instanz  das  Gericht. 

^  i.i7.  292  (1881),  155  (1883),  79  (1890). 
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§31. 

t)  Zeagea« 
(Art  300-^9  C.P.O.,  Oek.  §  182  fi.,  Bai.  S.  e22ft) 

Die  Civilprozessordnung  hat  nach  dem  Vorgänge  des  französischen 
Rechts  die  Unbeschränktheit  des  Zengenbeweises  verworfen.  Sie  geht 
zwar  von  dem  Zeugenbeweis  als  Regel  aus,  ^)  beschränkt  denselben  aber 
ganz  wesentlich.  In  Handelssachen^)  hängt  die  Zuläs$igkeit  des  Zeugenv- 
be weises  vom  Ermessen  des  Gerichts  ab.  In  Givilsachen  ist  Zeugen- 
beweis ausgeschlossen,  wenn  der  Streitgegenstand  50  Drachmen  Ober- 
steigt. Yon  dieser  Regel  giebt  es  eine  doppelte  Ausnahme:  einmal  wird 
in  gewissen  Fällen  auch  bei  Streitsachen  unter  50  Drachmen  Zeugen- 
beweis nicht  zugelassen,  sodann  giebt  es  Fälle,  in  denen  stets  Zeugen- 
beweis, ohne  Ansehung  des  Wortbes,  statthaft  ist.  Erstere  Ausnahme 
greift  Platz  bei  Beschränkung  des  anfänglich  gi*össeren  klägerischen 
Begehrens  auf  50  Drachmeo,  bei  Einklagung  mehrerer  Forderungen, 
welche  zusammen  die  gesetzliche  Summe  übersteigen,.')  und  wenn  die 
eingeklagte  Summe  Theil  einer  grösseren  Forderung  ist.  Auch  ist 
gegen  den  Inhalt  einer  Urkunde  Zeugenbeweis  niemals  zulässig.^) 

Die  zweite  Ausnahme  betrifft  a)  die  Fälle  der  Unmöglichkeit^) 
schriftlichen  Beweises  —  also  wenn  die  Partei  sich  schriftlichen  Beweis 
bei  Eonstituirung  des  betreffenden  Aktes  nicht  hat  verschaffen  können^ 
resp.  wenn  der  verschaffte  zufällig  verloren  gegangen  ist.  Die  Entschei- 
dung Ober  die  Unmöglichkeit  unterliegt  dem  —  durch  den  Kassations^ 
hof  unkontroUrbaren  (A.  II.  180  [1987])  —  Ermesseix  des  Oeriohts;  b)  die 
Fälle,  in  denen  ein  Anfang  von  Schriftbeweis  vorliegt  —  also  wenn 
eine  in  Beweisfonn  abgefasste  Urkunde  das  zu  Beweisende  wahrschein- 
lich macht  (Art.  305);  c)  endlich  kann  natfirlich  die  Existenz  auslän- 
discher Gesetze  stets  durch  Zeugen  bewiesen  werden.^ 

Es  besteht  die  allgemeine  Pflicht,  Zeugniss  abzulegen;^  auf  Zeugniss- 
vei-weigerung  steht  Strafe  und  kann  der  Verweigernde  in   die  Kosten 


0  Bestlitten  Rousopoulos  a.  a.  0.  S.  12-L 

»)  H.G.B.  Art.  41,  49  109;  8.  a.  A.H,  181  (1871),  33  (1888),  29  (1889).  Wenn 
nur  iiuf  der  einen  Seite  ein  Handelflgesehllit  yoriiegi,  ist  Zengenbeweif  por  gegen  den- 
jenigen angelassen,  aui  deaaen  Seite  iBA.  Handelsgeschäft  Toriiegt  {Ä,n.  254  [1878], 
s.  a.  110  [1880]). 

^  Ausser  wenn  sie  kraft  Rechtsnachfolge  verschiedener  Personen  von  einer  Person 
geltend  gemacht  werden  (Ark  303). 

*)  Wenn  die  Gegenpartei  behauptet,  dass  der  Urkunde  eine  verbotene  Caüsdi  eu 
(jfonde  liege?  Vgl:  Widersprechende  Ürtheile  des  Eassationshofes  215  (1888),  13G 
(1887),  193  (1890). 

^  Das  Gesetz  Art.  304  prftsumirt  Unmöglichkeit  ffir  bestimmte  Ffille  (Qnasi- 
kontrakte,  Qnasidelikte  und  Delikte,  wenn  ein  Vertrag  als  erswongen,  erlistet  etc.  an- 
gefochten inrd  [s.  a.  i.17.  87  (1883),  125  (1884)]). 

»)  J.n,  8  (1865). 

'^  Unter  Vergütung  der  Reise-  etc.  Kosten  (Art.  317.  Verordn.  vom .  25.  MSrz 
1883).  Der  Unterliegende  trftgt  die  Kosten,  jedoch  nur  fOr  höchstens  drei  Z^Ugeu  fftr 
eine  Thatsache  (Art.  818). 


44  Europa. 

und  Ersatz  des  Schadens  veruriheilt  werden.  ^)  Zeugnissunfähig  sind  die- 
jenigen Personen,  welchen  die  Fähi^eit  ungetrübter  Wahrnehmung  der 
zu  beweisenden  Tliatsache  abgeht  (Wahnsinnige,  stark  Betrunkene  etc.), 
sowie  die  Geistlichen  in  Ansehung  dessen,  was  sie  in  der  Beichte  ver* 
nonunen  haben.  ^  Diese  Zeugen  werden  tou  Amtswegen  verworfen. 
Aul  Antrag  zu  verwerfende  Zeugen^)  sind  1)  die  am  Ausgang  der 
Sache  interessirten  oder  die  fUr  ihr  Zeugniss  eine  Belohnung  erhalten 
haben;  2)  Ehegatten  und  Verlobte  in  Sachen  ihrer  Ehegatten  resp.  Ver- 
lobten; 3)  die  mit  dem  BeweisAlhrer  in  Verwandtschafts-  oder  Schwäger- 
schafts-^)  oder  Abh&ngigkeitsverh&Itniss  stehenden  Personen;  4)  die- 
jenigen, welchen  als  ärztlichen  oder  juristischen  Eonsulenten  Thatsachen 
anvertraut  sind;  5)  endlich  die  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen 
eines  der  im  Str.G.B.  Art.  22  u.  23  genannten  Vergehen  verurtheilten 
Personen.  ^)  Der  Verwerfungsantrag,  unter  Beifügung  des  Beweises'  d^ 
Verwerfungsgrundes  ^  soll,  falls  er  nicht  schriftlich  bewiesen  Werden 
kann,  nur  vor  der  Vernehmung  statthaft  sein;  das  Gericht  verhandelt 
über  denselben  summarisch.  Antragsberechtigt  ist  nur  diejenige  Partei, 
in  deren  Interesse  der  Verwerfungsgruhd  eingeführt  ist.'') 

Der  Zeugenbeweis  kann  nur  auf  Grund  eines  Ober  seine  Zulässigkeit 
erkennenden  Interlokuts  angetreten  werden.  ^  Mindestens  24  Stunden 
vor  dem  Beweistage  sind  Gegenpartei  und  Zeugen  zu  laden,  sowie  dem 
Gegner  die  voi^eladenen  Zeugen  mitzutheilen.^ 

Bei  der  Vernehmung  folgt  der  allgemeinen  Befirs^ng  über  die  Per- 
sonalien die  Beeidigung  in  der  vorgeschriebenen  Form*®)  —  bei  Strafe 
der  Nichtigkeit  des  Zeugnisses.'')  —  Kinder  unter  14  Jahren  und  Per- 
sonen, gegen  die  wegen  Verbrechens  oder  der  Vergehen  der  Art.  22, 
23  des  Str.G.B.  eine  Untersuchung  eingeleitet  ist,  mtlssen  unbeeidigt 
vemonmien  werden.  Auch  können  die  Parteien  auf  die  Beeidigung 
verzichten. 

Die  Vernehmung  eriolgt  mfindlich,'^  in  Gegenwart  der  erschienenen 


0  Art  313—316  C.P.O. 

')  Art.  321  C.P.O. 

«)  Art.  324-330  CR  0. 

*)  In  gerader  Liiiie  und  in  der  Seitenlinie  bis  zum  vierten  Qrade.  Wohl  k5nnen 
dme  yemosimen  werden,  wenn  es  sich  nm  Funilienereignisse  handelt  oder  wenn  zu 
beiden  Parteien  ein  derartiges  Verhftltniss  besteht.    C.P.O.  326;  Bai.  S.  654  §  20. 

»)  Ä,n,  188  (1872),  32  (1883). 

^  if./7.  214  (1890).  Es  ist  z.  B.  das  Interesse  am  Prozesse  näher  zu  definiren« 
A.n.  72  (1881),  91  (1880)  etc.,  Bai.  S.  653if. 

^  Die  vor  dem  Richterkommissar  beantragte  Verwerfung  ist  vor  dem  Gerieht  zu 
wiederholen«    A.  U.  90  (1884),  10  (1885). 

«)  Art  306  C.P.O. 

»)  Art.310ff.  CP.O. 

^  Die  Beeidigung  im  Ausland  kann  nach  den  am  Orte  der  Vernehmung  gebräuch- 
lichen Förmlichkeiten  erfolgen.   A.  ü,  268  (1852). 
1^  Art335  C.P.O. 

^  Zeugen,  die  der  griechischen  Sprache  nicht  mächtig  sind,  werden  mittels  eines 
zu  beeidigenden  Dolmetschers  vernommen.    S.  a.  o.  §  4  VI. 
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Parteien;  nur  bei  Yeraehmung  in  der  Audienz  igt  Gegenüberstellung 
der  Zeugen  statthalt.  Das  Zeugniss  soll  sich  auf  jede  Behauptung  im 
Beweisthema  ^)  erstrecken,  üeber  die  Vernehmung  ist  ein  Protokoll  auf- 
zunehmen, welches  von  allen  betheiligten  Personen  am  Ende  der  Ver- 
nehmung unterschrieben  winL^  Jede  Anfechtung  des  Beweisverfahrens 
wegen  irgend  einer  Unregehnässigkeit  in  demselben  ist  unverzüglich 
vorzubringen^  (Art.  345  fT.).  Der  Schuldige  hat  die  Kosten  zu  tragen 
resp.  Schadensersatz  zu  leisten. 

Die  Würdigung  des  Zeugenbeweises  unterliegt  dem  ^—  durch  den 
Kassationshof  unkontrolirbaren  {A.  11. 214  [1890])  —  Ermessen  des  Ge- 
richts.^) Im  Falle  des  Verlustes  des  Zeugenbeweises  ist  Wiedertiolung 
desselben  auf  übereinstimmenden  Antrag  beider  Parteien  zuzulassen, 

§  32. 

(Axt.  349—388  G.P.O.,  Oek.  §  196  ff.,  Bai.  S.  699.) 

Der  Eid  gilt  als  Beweismittel  nur,  wenn  er  vor  Gericht  abgelegt 
wird;  er  ist  von  der  Partei^)  selbst  (Art.  362)  in  dem  fDr  den  konkreten 
Fall  gemäss  der  gesetzlichen  Form  von  dem  Richter  abgefassten  Wort- 
laute zu  schwören,  und  zwar  vor ,  dem  Gericht,  gewöhnlich  in  öffent- 
hcher  Sitzung  (Art.  377)  oder  vor  dem  beauftragten  Richterkommissar 
oder  Konsularbeamten.^  Die  Eidesformel  ist  bei  den  verschiedenen 
fidigionen  (beachte  Veif .  Art.  1)  verschieden.  Der  Schwörende  kann  ent- 
weder eigene  Wahrnehmung  von  der  zu  beschwörenden  Thatsache  haben 
(jmamwtum  veritatis)  oder  durch  Erforschung  mittelbar  Eenntniss  da- 
von erlangen  (j.  scientiae).  Rechtlich  stehen  sich  beide  Arten  gleich. 
Die  Ablegung  des  Eides  liefert  unter  den  Parteien^  vollen  Beweis, 
gegen  welchen  sogar  der  Gegenbeweis  des  Meineides  —  natürlich  unter 
Vorbehalt  strafrechtlichen  Einschreitens  —  nicht  zulässig  ist.^ 

Die  Civilprozessordnung  unterscheidet  drei  Arten  von  Eid:  den 
Schiedseid,  den  No&eid  und  den  Schätzungseid. 

I.  Der  Schiedseid  —  dessen  Doppelnatur  (einersdts  Vergleichsart, 


>)  J.U.  229  a.  252  (1881),  183  n.  266  (1882),  188  (1887)  a.  8. 

«)  All  336— 339  CP.O. 

^  Art.  345  ff.  Nichtige  ZengenaoBsagen  weiden  nach  Ermeisen  des  Gerichts  be- 
racksichtigt,  falls  der  Zeuge  nicht  mehr  gehört  werden  kann  (Art.  B67). 

*)  Art  332  C.P.O. 

^)  Bei  ünmflndigen  ist  der  Wissenseid  durch  den  gesetclichen  Vertreter  sn  leisten 
(Gfes.  BEB'  vom  15.  JuH  1892),  besonders  geregelt  ist  die  Eidesleistung  juristischer 
Personen  und  Gesellschaften  (Art.  371).  —  Eidesunfthig  sind  Personen  unter  14  Jahren 
(Art.  858,  360  und  die  Modifikation  dieser  Artikel  im  Gesetz  vom  10.  Juni  1861);  es 
iat  jedoch  nicht  ausgeschlossen,  dass  denselben  der  Eid  deferirt  werde  (Art  359). 

^  Audi  die  in  christlichen  Ländern  residirenden  Konsuln  können  mit  Eides*- 
abnähme  beauftragt  werden  (GeseU  yom  29.  Oktober  1856).  S.  a.  J.77.  80  (1880), 
224(1883). 

^  Wirkungen  auch  iür  Dritte  in  den  Fällen  der  Korreal-  und  Solidarobligation 
(Art  3691). 

^  Art  357  aP.O. 
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also  Vertrag,  andererseits  Beweismittel)  das  Gesetz  selbst  hervorhebt,') 
ist  bei  jeder  prozessfähigen  Person,  in  jeder  Lage  des  Verfahrens^  Ober 
jede  Thatsache,  ausser  wo  die  urkundliche  Form  zur  Solennität  erför- 
dert wird,^)  statthaft. '  Er  ist  ausgeschlossen  in  Eheprozessen  wie  über- 
haupt bei  Rechtsverhältnissen,  bei  denen  ein  Vergleich  unzulässig  ist.*) 
Auch  die  Existenz  eines  ausländischen  Gesetzes  kann  durch  Eid  be- 
wiesen werden.*) 

Das  Gericht  setzt  eine  Nothfrist,  binnen  deren  die  Gegenpartei  sich 
zu  erklären  hat,  ob  sie  den  Eid  abnehmen,  ablehnen  oder  zurück- 
schieben wolle.  Die  Versäumung  der  Frist,  die  Verweigening  dos  Eides 
und  die  Nichtleistung  des  angenommenen  Eides  hat  die  Folgen  de»  ge- 
richtlichen Geständnisses.  Der  zugeschobene  Eid  kann  zurückgeschoben 
w^den,  in  welchem  Falle  analog  die  Grundsätze  von  der  Eideszuschie- 
bung  gelten,  mit  dem  Unterschied,  dass  eine  neue  ZurOckschiebung  an 
die  ei^ste  Pai-tei  unstatthaft  ist.  Die  Eideszuschiebung,  als  Vertrags- 
antrag, kann  bis  zur  Erklärung  seitens  der  Gegenpartei  vom  Deferenteii 
zurückgenommen  werden;  ein  Widerruf  des  Widemifs  ist  jedoch  nicht 
zulässig.  ^ 

n.  Der  Notheid  wird  als  ErfÜUungs-  oder  als  Reinigungseid  auf 
Antrag  oder  von  Amtswegen  ^)  auferlegt,  wenn  der  Elageansprudi  oder 
die  Einrede  nicht  vollständig  bewiesen,  jedoch  in  hohem  Grade  wahr- 
scheinlich ist. 

IQ.  Der  Schätzungseid  wird  von  dem  Gerichte  auferiegt,  wenn  der 
Grund  und  das  Dasein  eines  Anspruchs  bewiesen  ist,  jedoch  d^r  Betragt) 
desselben  unmöglich  durch  andere  Beweismittel  festgestellt  werden  kann. 
Der  Richter  bestimmt  ein  Maximum,  welches  der  Schwörende  nicht 
übersteigen  darf. 

§33. 

7jj)  UrkiMiMi. 
(Art.  384—461  C.P.O.,  Oek.  §203  ff.,  Bai.  S.  316.) 

1.  Damit  eine  Urkunde  gültig  «ei  und  Beweiskraft  besitze,  muss 
sie  in  der  gesetzlichen  Form^)  abgefasst,  gehörig  unterzeichnet,  leser- 


»)  Art,  349,  350  C.P.O. 

*)  GleichgOlüg  ob  imdere  Beweismittel  TOiiiegen  oder  nicht  Nur  ist  die  mit 
flnderen  Beweismitteln  yerbundene  Eideszuschiebung  als  eventuelle  zu  betrachten 
(Art  253  §  3). 

»)  J.  /7.  29  (1890). 

*)  Art.  679,  685,  686  C.P.O. 

*)  A.  IT,  206  (1854). 

^  Diesen  FSllen  steht  der  Fall  ungültiger  Eidesleistung  gleich.    A,  II.  26  (1886). 

^  Die  Auferlegung  hftngt  vom  freien  Ermessen  des  Gerichts  ab  {A.  U,  212  [1875]). 
£r  stciit  jedoch  unter  dem  Schiedseid,  also  muss  ihm  letzterer  vorgezogen  werden,  falls 
er  deferirt  worden  ist.    A.II,  106  (1890). 

^  Es  ist  der  wahre,  nicht  der  AiTektionswerth  zu  ermitteln. 

^  Bei  den  im  Auslande  verfassten  Urkunden  genügt  die  am  Errichtungsort  er- 
forderliche Form  (der  Vorbringende  trägt  bei  Zweifel,  ob  dieselbe  gewahrt  worden  ist, 
4lie  BewMslftst  A.  U.  102  [1878J).    Art.  386,  'A^,  N.  A.  7,  fifff.  Jia&.  A.  61.    In  nicht 
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fieh,  geheftet  und  im;verBehft  sein.  Fehlt  eines  di^er  Erfordernisse  so 
kaim  durch  andere  Beweismittel  der  Beweis  zügellesen  werden,  dassr 
die  Thatsache  wahr  ist^  worüber  die  Urkunde  ausgestellt  ist  (ausser  wo 
urkondlidie  Form;  wesentlicher  Bestandtheil  eines  BechtsgeschSfts  ist 
[Ast.  £11]),  so^e^  dass  sie  in  Folge  Irrthums  oder  Zufalls  in  fehlerr 
haften  Zustand  gerathen  ist.^).  Sind  nur  Theile  von  Urkunden  fehler-r 
haft,  so  aunulürt  dieser  Umstand  iiicht  immer  die  ganze  Urkunde, 
doch  ist  dies  der  Fall  bei  notariellen  Urkunden.^ 

2.  Die  Urkunden  sind  Urschriften  oder  Abschriften.^  Die  Ab- 
schrift;, sogar  die  beglaubigte,  liefert  nicht  vollen  Beweis.*^)  Indessm 
steht  in  bestimmte  Fällen  auch  Abschriften  die  Beweiskraft  von  Ur- 
schriften zu,  unter  der  Voraussetzung  1)  dass  die  Urschrift  verloren  ge- 
gangen ist  und  ihre  frtthere  Existenz  feststeht,  2)  dass  sie  durch  Schuld 
d^  Gr^enpartei  zu  Gnmde  gegangen  resp.  wegen  ungerechtfertigter 
Weigerung  derselben  nicht  vorgelegt  werden  kann,  8)  dass  die  Alv 
Schrift  alt  und  unverdächtig  ist;  letzteres  ist  dann  der  Fall,  wenn  die 
Abschrift  von  einer  Öffentlichen  Behörde  gefertigt  und  beglaubigt,  die 
betreffende  Urschrift  aber  bei  der  betreffenden  Behörde  aufgenommen 
oder  deponirt  ist,  oder  wenn  die  Abschrift  durch  Yergleichung  mit 
der  Urschrift  seitens  eines  Notars,  Gerichtsschreibers  oder  Anwalts  als 
gleichlautende  Urkunde  fastgestellt  worden  ist.  Auch  können  unter 
obigen  Voraussetzungen  (1 — 3)  die  Parteien  selbst  Abschriften  als  be- 
weisend gelten  lassen.^) 

3.  Die  Urkunden  sind  öffentliche  oder  private.  Als  öffentliche 
gelten  neben  den  von  einer  kompetenten  Behörde  (auch  einer  auslän- 
dischen, selbst  ohne  Beglaubigung  auf  diplomatischem  Wege  A.  Fl*  170 
[1877]  25  [1879])  gehörig  ausgestellten  Urkunden  auch  Aufzeichnungen 
der  Eltern  Ober  Grcburt  und  Tod  ihrer  Kinder,  in  Ermangdung  öffent« 
lieber  Urkunden  darüber.  Zur  Gültigkeit  einer  Privaturkunde  ist  die 
Unterschrift  aller  in  derselben  verpflichteten  Personen  erforderlich,  und 
falls  sie  wechselseitige  Versprechen  enthält,^)  auch  die  Ausstellung  so 
vieler  Urschriften  (die  Anzahl  derselben  ist  anzuführen)  als  Personen 
mit  entgegengesetzten  Interessen  vorhanden  sind.'') 

griechisclier  Spracbe  verfMste  ürkuaden,  die  Ton  der  Partei  (selbst  mit  einer  vom 
fievoUrntehtigten  gefertigten  Uebersetznag)  prodnzirt  werden,  mOssea»  falls  Widef- 
spmeh  erhob^i  wird,  von  einem  beeidigten  Translator  ttbersetKt  werden,  nm  vom  Ge* 
rieht  berOcksichtigt  zu  werden.  A.n.  217  (1868),  251  (1875),  (s.  a.  o.  §  4.  Beachte 
jmch  die  KonanlasvertrSge  u.  Theil  IV). 

0  Art  388  CP.O. 

^  Art  187  CP.O. 

^  Art  423  ff.  CP.O. 

*)  Art.  391,  425  CP.O. 

*)  Art.  426  ff.  CP.O. 

^  Brief,  Telegramm  genflgt  bei  zweiseitigen  Bechtsgesch&ffcen  nicht.  A  fJ.  324 
<1884),  248  (1884).   Ausnahme  für  Handelssachen  (H.G.B.  Art.  109, 195.  A.  U.  55  [1885]). 

^  Art  409,  410  CP.O.  £b  gelten  jedoch  als  Privatorknnden  auch  di^  Handels« 
bfieher,  Bepertorien  der  Bechtsanw&lte  etc.,  sowie  Kerb-  und  Spanhölzer  (Art.  408, 
416«:  CP.O.). 
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4.  Die  Dispositivkraft  der  Urkunden  ist,  wo  durch  Gesetz  nicht  das 
Gegentheil  bestimmt  ist,  bei  öfifentlichen  und  privaten  Urkunden  die- 
selbe. Was  die  Beweiskraft  angeht,  so  liefern  sie  beide,  wenn  sie  gfiltig 
sind,  vollständigen  Beweis,*)  jedoch  beweisen  die  Privaturkunden  erst 
durch  das  „Visa*'^  des  Notars  ihr  Datum  gegen  Dritte  und  die  Öffentlichen 
Urkunden  liefern  nur  in  Ansehung  dessen  Beweis,  was  von  dem  zu- 
ständigen Beamten  als  vor  ihm  geschehen  bezeugt  wird.  Für  alle  Ur- 
kunden gilt,  dass  sie  nur  die  Thatsachen  beweisen,  so  wie  sich  die- 
selben äusserlich  stellen;  sie  liefern  also  vollen  Beweis  des  in  ihnen 
beurkundeten  Vorgangs  oder  der  in  ihnen  enthaltenen  Erklärung^ 
(formelle  Beweiskraft).  Die  Privaturkunden  beweisen  nicht  zu  Gunsten 
ihres  Ausstellers.^)  Es  ist  endlich  zu  bemerken,  dass  öffentliche  Ur- 
kunden exekutorisch  sind^)  und  dass  Gegenbriefe  und  andere  den  urkund- 
lichen Inhalt  modifizirende  Vereinbarungen  <^  Dritten  gegenüber  keine 
verbindliche  Eraft  besitzen.^ 

5.  Die  Echtheit  einer  gehörig  ausgestellten  Öffentlichen  Urkunde 
wird  vermuthet.*)  Bei  Privaturkunden  ^)  ist  der  Aussteller  seine 
Unterschrift  anzuerkennen  oder  abzuleugnen  verbunden.  Schweigen 
wird  als  Anerkennung  gedeutet.  Wird  die  Unterschrift  abgeleugnet,  so 
tritt  der  Produzent  den  Echtheitsbeweis  der  Unterschrift  sofort  an.  Die 
Einzelheiten  des  Verfahrens  bestimmt  Art.  440 — 447  C.P.O.  Während 
desselben  ruht  die  ganze  Hauptsache,  ausser  wenn  sich  die  Urkunde 
auf  einen  einzelnen  Streitpunkt  bezieht.  ^^) 

Jede  Urkunde  kann  als  falsch  angefochten  werden;  eine  Privat- 
urkunde sogar  dann,  wenn  mittels  Schriftenvergleichung  ihre  Echtheit 
bewiesen  wurde.  Das  Verfahren  regelt  Art.  453  ff.  C.P.O.  Dasselbe 
ist  Haupt-  oder  Inzidentverfahren.  Die  Inzidentklage  ist  nur  zulässig,^ 
wenn  der  Gegner  erklärt,  er  wolle  sich  in  diesem  Prozesse  dieser  Ur- 
kunde bedienen.  Die  Beweislast  liegt  jedenfalls  demjenigen  ob,  der  die 
Falschheit  behauptet.    Die  für  falsch  erklärte  Urkunde   ist  nicht  eher 

zu  vernichten,  als  bis  das  Urtheü  rechtskräftig  geworden  ist. 

»■      ...  — -• 

0  Art.400  CP.O. 

^  Notarielle  Feststellnng  des  Datums  der  Urkunde  unter  Zuziehung  zweier  Zeugen. 

^  Nicht  aber  beweisen  sie  die  Uebereinstimmnng  mit  der  inneren  Wahrheit,  abo 
die  Richtigkeit  des  Inhalts  der  Ericl&rung.  Gegen  diese  sogenannte  materielle 
Beweiskraft  ist  daher  Gegenbeweis,  also  z.  B.  die  Einrede  des  Zwanges,  Irrthums, 
Betrugs  zulässig. 

^)  Ausser  falls  sie  von  der  Gegenpartei  produzirt  werden.  Eine  zweite  Ausnahme 
bilden  die  Handelsbacher  etc.  Die  gehörig  geiohrten  Bandelsbflpher  liefern  unter  Kauf- 
leuten Tollen  Beweis,  gegenüber  Nichtkauf leuten  nur  bezüglich  der  Grosse,  nicht  der 
Eiistenz  der  Forderung  (Rhallis  I.  §  117). 

^  Art.  408.  S.  auch  unten  §  44. 

^  S.  auch  Art  300  u.  303  C.P.O. 

^  Art  404  C.P.O. 

^  Art  485  C.P.O.  Natürlich  nur  wenn  die  Urkunde  nicht  wegen  Mangels  der 
gesetzlichen  Erfordernisse  angegriffen  wird.    A.ü,  114  (1885). 

^  Art..  437 ff.  C.P.O. 
'")  Art  450 ff.  C.P.O. 
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6,  Betreffs  der  ürkondenedition^)  gilt,  dass  eine  Yerbindlicbkeit 
dasa  fOr  die  Partei  gegenüber  der  Gegenpartei  existirt,  falls  diese  er* 
klSrt,  sich  einer  Urkunde  bedienen  zu  wollen.  Auch  müssen  bei  öffent- 
lichen oder  dazu  bestellten  Personen  deponirte  Urkunden  stets  edirt 
werden.  Jede  Person  ist  zur  Edition  solcher  Urkunden  verpflichtet, 
a)  welche  die  Rechtslage  des  BeweisfQhrers  betreffen,  b)  deren  Yor^ 
legong  ihr  keinen  Nachtheil  bringt.  Der  Editionskläger  hat  die  Existenz 
der  Urkunde  sowie  die  Editionsverbindlichkeit  zu  beweisen;  über  die 
Editionspflicht  wird  summarisch  verhandelt;  zur  Erzwingung  der  Edition 
kann  Personalhaft  und  Geldbusse  auferlegt  werden. 

Anhang.  Denkmäler.^  Diese  sind  Öffentliche  oder  private.  Letztere 
haben  Beweiskraft  nur,  wenn  sie  mit  Einwilligung  des  Gegners  errichtet 
wnrden  oder  ohne  dessen  Widerspruch  bestehen. 

§  34. 
c)  Das  Beweisinterlokut. 

(Art.  249,  261—268  C.P.O,,  Oek.  §§  172  IT.,  BaL  S.  169  fil) 

Das  Beweisinterlokut  soll  das  Beweisthema,  die  Beweislast,  die 
Zeit  und  den  Ort^  der  Beweisführung  bestimmen,  und  wenn  die  Beweis^ 
aufoahme  ausserhalb  der  mündlichen  Verhandlung  erfolgt,  auch  den 
Sichterkommissar  ernennen.  Zum  Beweistermin  müssen  die  Parteien 
geladen  werden,  selbst  bei  dem  von  Amtswegen  angeordneten  Beweise. 
Die  gehörig  geladene,  nicht  erschienene  Partei  verliert  das  Becht,  das 
vorzubringen,  was  sie  sonst  hätte  vorbringen  können.  Nach  der  Beweis-« 
aufiiahme  schreitet  das  Gericht  zur  Sachverhandlung,  ^)  und  zwar  un- 
mittelbar nach  derselben,  falls  der  Beweis  in  der  Audienz  erhoben 
wurde;  sonst  wird  erst  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Zeit,  während 
welcher  das  Beweisprotokoll  beim  Gerichtssekretär  ausUegt,^)  zur  Yer* 
handlung  geschritten. 

§35. 

D.   Bas  UrtheiL 

(Oek.  §  85  ff.,  Bah  S.  201  £,  256  ff.) 

Die  ürtheile  werden  schriftlich  veriasst  und  von  dem  Gerichts* 
prSfiidenten  publizirt,^  sie  enthalten  die  —  bei  Eollegialgerichten  nach 


0  Art.  429-434  C.P.O, 

^  Art.  422,  423  C.P.O.,  Oek.  §217,  Rousopouloe  S.  299. 

^  Die  Praxis  beliebt  eine  Frist  zu  bestimmen,  innerhalb  deren  auf  Betreiben  der 
Partei  der  Beweis  yor  dem  Ricbterkommissar  zu  führen  ist.    A*  TI,  5  (188^). 

^  In  der  Praxis  wird  Öfters  auch  in  den  einen  Eid  auferlegenden  Beweisintcfr- 
lokttteB  die  Folge  der  Leistung  resp.  Nichtleistung  des  Eides  fixirt 

^  Art  290,  299  C.P.O.    A.n,  72  (1890). 

*)  Von  der  Publikation  ist  die  Zustellung  zu  unterscheiden.  Erst  mit  letzterer 
laufen  —  falls  dieselbe  erforderlich  (Art.  138)  —  die  Yollstreckungs«  und  Rechte« 
mittelfinsten.  - 

u.  LoBwsMvsLD,  Beclit«Terf»lsoiic.   IL  4 
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Stimmenmehrheit  1)  zu  hildende  —  Streitentscheidung.  Jedes  ürtheil 
besteht  aus  dem  vom  Gerichtssekretär  zu  verfassenden  geschichtlichen 
Thefle,  dem  Dispositiv  und  den  Entscheidungsgrttnden.^  '  Ausserdem 
muss  es  die  Namen  der  Parteien  und  ihrer  Stellvertreter  mit  der  An- 
zeige,  ob  sie  erschienen  sind  oder  nicht  und  die  Bezeichnung  des  Streit- 
gegenstandes, sowie  die  Anträge  der  Parteien  enthalten. 

Die  Urtheile  sind  definitive,  präparatorische  und  interlokutorische : 
Zu  ersteren')  rechnet  die  Praxis  diejenigen,  welche  über  den  vom  Kläger 
dem  Gericht  unterbreiteten  Anspruch  erkennen,  ohne  dass  ihnen  ein 
weiteres  Urtheil  folgen  soU.'^)  Die  nicht  definitiven  Urtheile  kennen 
von  dem  nämlichen  Richter  auch  nach  ihrer  Publikation  bis  zum  £r- 
lass  des  Endurtheils  zurückgenommen  (Art.  180)^)  und  mit  diesem  ge- 
meinsam durch  die  Rechtsmittel  der  Appellation  und  Kassation  ange- 
griffen werden.^ 

Die  materielle  Rechtskraft  erstreckt  sich  nur  auf  di^  im  Urtheil 
erledigten  Hauptanträge  der  Parteien^  und  schafft  definitive  der  Wahr- 
heit gleichstehende  Entscheidung  in  dieser  Sache  zwischen  diesen  Par- 
teien. ®)  Nur  inländische  definitive  Urtheile  ziehen  die  Wirkungen  der 
materiellen  Rechtskraft  nach  sich  (über  die  ausländischen  Urtheile  siehe 
§  47).  Diese  Wirkungen  sind  nach  ihrer  positiven  wie  negativen  Seite 
im  Civilrecht  näher  zu  behandeln. 

Formell  rechtskräftig  ist  jedes  Urtheil,  gegen  welches  die  ordent- 
lichen Rechtsmittel  nicht  zulässig  sind.  So  ist  die  formelle  Rechtskraft 
entweder  eine  ursprüngliche,  nämlich  wenn  das  ürtheil  als  rechts- 
kräftiges, durch  ein  ordentliches  Rechtsmittel  mit  dem  Augenblicke 
seines  Erlasses  nicht  angreifbares  zu  Tage  tritt,  ^  oder  eine  nach» 
folgende,  nämlich  nach  Ablauf  der  Appellationsfrist,  bei  Abquiesziren 
Auf  das  erstinstanzliche  Urtheil,  bei  Peremtion  der  AppellationsinstsuiZy 
bei  Verzicht  auf  das  zulässige  künftige  oder  bei  Zurücknahme  des  be- 


^)  Art.  177  fi.  Auch  die  Meinang  der  Minderheit  kann  als  solche  in  dem  tjrtheü 
Aufiiahme  finden. 

*)  Art.  183  C.P.O. 

*)  mrpa  A'  2121.    Bai.  S.  201  ff. 

^)  Einzelheiten  s.  Oek.  §  85  Anm.  4.  Auch  das  Urtheü  fiber  0ine  Inzidentklagro 
ist  ein  definitives  (Art  228  f.). 

^  Und  zwar  von  Amtswegen  (A.n.  124  [1888]).  Jedoch  kann  die  Partei  das 
Oericht  darauf  aufmeriuiam  machen  (A,!!.  180  [1887]. 

*)  Ausnahme  bei  Beweisinterlokuten  (Art.  180  ff.),  die  auch  (für  sich  und  Tor  dem 
definitiven  Urtheüe  durch  Rechtsmittel  angegriffen  werdefi  können. 

')  A.n,  163  (1880). 

^  Für  Dritte  hat  das  Urtheü  nur  ausnahmsweise  verbindliche  Kraft  (Art.  511, 
602,  606,  608,  782,  869.  A.H,  156  [1887]),  stets  für  den  Sukzessor  {A.n.  65  [1886]); 
ob  auch,  wenn  die  Sukzession  w&hrend  des  Prozesses  stattfand,  ist  bestritten,  A.IJ. 
218  (1851),  15  (1864). 

^  s.  0.  §  5.  Ursprünglich  rechtskräftig  sind  daneben  auch  die  Appellations-  und 
Kassationshofsi^heile  (beachte  C.PO.  Art.  515,  580,  719,  116,  69,  737,  739)  in  den 
meisten  Fftlien,  immer  die  (übrigens  vorläufig  vollstreckbaren)  Urtheile  der  Bezirks- 
geriohtspräsidenten  und  Richtericommissare  (Arg.  Art.  515  u.  737  C.P.O.). 
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reite  eingelegten  ordentlichen  Bechtsmittels.  Die  nachfolgende  Rechts« 
kraft  bildet  fie  Regel.  Die  Rechtskraft  tritt  in  der  Regel  nicht  voa 
Rechtswegen  ein;  nur  das  Verstreichen  der  AppellationsMst  wird  ton 
Amtswegen  berücksiditigt. 

§  36. 
16.  Ters&umiiissterfalireB* 

(Art  503  fif.  C.P.O.,  Oek-  §  113  ff.,  BäL  S.  479  tu  117  ff.) 

1.  Das  Kontumazial verfahren  (590  ff.)  tritt  ein,  falls,  eine  der  Par- 
teien zur  mündlichen  Verhandlung  in  der  Audienz  weder  in  Person  noch 
durch  Stellvertreter  erscheint  oder  an  der  Verhandlung  nicht  theilnimmt. 
Bleibt  der  Kläger  aus,  so  wird  den  Anträgen  des  Beklagten,  selbst 
wenn  er  keine  Vertheidigungsschrift  eingereicht  hat,  entsprochen, 
nachdem  er  dieselben  gemäss  Art.  580— 583  C. P.O.  vorgebracht  hat. 
Beim  Ausbleiben  des  Beklagten  oder  seiner  Streitgenossen  und  Gewährs- 
männer, muss  das  Gericht  zunächst  von  Amtswegen  prüfen,  ob  die 
Ladung  gehörig  zugestellt  und  die  Fristen  verlaufen  sini')  Liegt  hier- 
bei ein  Mangel  vor^  so  ist  der  Kläger  in  die  Kosten  des  Verfahrens  zu 
verurtheilen;  bei  regelrechter  Ladung  dagegen  wird  der  Kläger  zur  Ver- 
handlung «ugelassen;  nach  den  Anträgen  desselben  wird  die  eventuell 
suge^tellte  Vertheidigungsschrift  des  Beklagten  vorgelesen,  worauf  der 
Kläger  replizlren  darf.  Dann  ist  den  Anträgen  des  Klägers  stattzugeben, 
und  swar  auch  ohne  vorgängige  Beweisfliluiing,  falls  diesel))en  gehörig 
begrOndet  erscheinen  und  ihnen  keine  von  Amtswegen  zu  berücksich- 
tigende Einrede  entgegensteht.  Hat  der  Beklagte  im  Vorverfahren 
erwiesene  oder  rechtlich  begründete  Einreden  und  Widerklagen  vor- 
gebracht, 80  ergeht  gegen  ihn  kein  verurtheileüdes  KoDtumaziahutheü. 
Bleiben  von  mehreren  Beklagten  Einige  weg,  so  können  nur  diese  in 
contumaciam  verurtheilt  werden.  Besondere  Vorschriften  enthält  die 
CivUprozeÄordnung^  für  die  Fälle  des  Erscheinens  resp.  Nichterschei- 
nens von  Streitgenossen  (gegenseitige  Vertretung),  sowie  flir  den  Fall, 
dass  beigeladene  Gewährsmänner  ausgeblieben  sind.  (Verweisung  der 
Gewährschaftsklage  ad  separatum.) 

n,  Opposition  gegen  Köntumazialurtheile:^ 
Gegen  jedes*)  Kontumazialurtheil,  sei  es  ein  End-  oder  ein  Zwischen- 
urtheil»  ist  seitens  der  in  contumaciam  verurtheilten  Partei  resp.  ihrer 
Universal-  und  Singularsuccessoren  Opposition  zulässig.   Das  Oppositions- 


^)  Art,  593  CP.O. 

«)  Art.  508,  602  ff.  O.P.O. 

^  Art  285  ff.,  508,  511,  597—600  O.P.O.  Verordnung  vom  8.  September  1836; 
0(^tz  Tom  28.  Mai  1887.  Oekonomides  §227;  Balanos  S.  117;  Liradas,  Um/h 
4»«w]r9c  (1889). 

^)  Aofinahmen:  bei  schiedsrichterlichen  Urtheilen  (Art.  116),  bei  Urtheilen  des 
Kassafionshofs,  falls  derselbe  nicht  in  der  Sache  erkennt,  bei  Urtheilen  im  Gesuchs- 
sowie  im  schriftlichen  Verfahren  (Art.  646,  617),  endlich  bei  gewissen  Urtheilen  des 
Eoflknrsgerichts.  . 
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redit  ist  mit  Publikation  des  Eontumazialürtheils  begründet;  die  Oppo- 
flitionslrist  beginnt  jedoch  erst  mit  der  Zustellung  (s.  o.  §  18).  Dieselbe 
beträgt  gewöhnlich  8  Tage,  in  Friedensrichtersachen  5  Tage;  auch  giebt 
es  ausserdem  Terschiedene  Spezdalfristen.  Wohnt  der  Opponent  im  Aus- 
lande, so  beträgt  die  Frist  6  Monate  ftir  Europa,  sowie  für  die  Türkei  und 
Egypten,  12  Monate  für  die  übrigen  Erdtheile.  Das  Kontumazialurtheil 
wird  in  diesem  Falle  dem  Minister  des  Aeusseren  zugestellt,  welcher  für 
die  Weiterbeförderung  zu  sorgen,  sowie  zwei  Blätter  der  Hauptstadt  zu 
bestimmen  hat,  in  denen  ein  Auszug  auf  Betreiben  der  Partei  je  zweimal 
einzurücken  ist.  Erst  mit  der  letzten  Veröffentlichung  fängt  die  Oppo- 
flitionsfrist  an. 

Die  Oppositionsfrist  hat  keine  suspensive  Eratt,  wohl  aber  die  ein- 
gelegte Opposition. ')  Die  Verhandlung  über  die  Opposition  findet  vor 
dem  Gerichte,  welches  das  Eontumazialiirtheil  erlassen  hat,  statt.  Wird 
die  Opposition  begründet  gefanden,  so  wird  über  die  Sache  von  Neuem 
verhandelt;  der  Opponent  kann  Alles  vorbringen,  was  er  versäumt  hat, 
die  Gegenpartei  jedoch  nur  das,  was  durch  das  Kontumazialurtheil 
nicht  verworfen  wurde;  auch  sind  neue,  in  dem  vorigen  Verfahren  nicht 
vorgebrachte  Anträge  derselben  unzulässig.^ 

Eine  fernere  Opposition  des  in  contumaciam  verurtheUten  Oppo- 
nenten ist  niemals  statthaft,^  selbst  wenn  das  zweite  Kontumazial- 
urtheil ungültig  war.^) 

17.  SeehtsmltteL 

(Oek.§$226£) 

§  37. 

A.   Allgemeine«. 

Der  griechische  Civilprozess  kennt  zwei  ordentliche  und  zwei  ausser- 
ordentliche Rechtsmittel.  Die  ordentlichen  sind  die  Opposition^)  und 
die  Appellation,  die  ausserordentlichen  die  Wiederaufnähme  des  Ver- 
fahrens und  die  Kassation.  Die  ordentlichen  Rechtsmittel  gehen  den 
ausserordentlichen  vor.  Die  Rechtsmittel  können  demnach  nicht  nach 
Belieben,  aber  auch  nicht  zu  mehreren  gleichzeitig^  angewendet  werden.^ 


')  A»  n,  ^  (1868).  Die  Opposition  ist  in  ein  besonderes  vom  Gerichtssekretfir  ge* 
hsltenet  Buch  einzuschreiben.  Beachte  auch  Stempelgesetz  (jfJ^KE'  von  1887)  Art  52 
und  Gesetz  vom  29.  Dezember  1889  {AW^^ß*)  Art.  2.  Ob  auch  bei  voriftufig  voUstredi:- 
bar«n  Urtheüen  ist  bestntten  {A.n.  76  (1852)  —  J./7.  228  (1863)  und  App.  Athen 
7590  (1863).) 

»)  S.  auch  Art.  507  C.P.O. 

>)  Art.  .507  C.P.O.  u.  Verordnung  vom  18.  September  1836. 

«)  if .  B.  68  (1888),  s.  jedoch  A.  0.  284  (1885),  342  (1887). 

*)  Die  Opposition  des  Dritten  jedoch  ist  natOrlieherweise  ausserordentliches  Rechts- 
mittel. Dieselbe  ist  ausgeschlossen  —  was  schon  aus  ihrem  Namen  folgt  —  wenn 
bereits  ein  anderes  Rechtsmittel  Anwendung  gefunden.    (S.  dies.  u.  §  38). 

^  Wohl  aber,  wenn  das  Eine  nur  erentnell  Torgebraeht  wird. 

f)  Art  752,  756.  769,  812,  837  C.P.O. 
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Jedenfalls  sind  sie  gegen  dasselbe  Urtheil  nur  einmal  zulässig  und  nur 
gegen  ein  UrUieil,  welches  nicht  ausdrücklich  oder  stillschweigend  an- 
genommen worden  ist. 

§38^ 

B.    Opposition.^) 

(Art  285  ff.  C.P.O.,  Oek.  §§  227—228,  252--258,  Bai.  S.  129.) 

In  soweit  die  Opposition  als  Rechtsmittel  gegen  Eontumazialurtheile 
angewendet  wird,  ist  sie  bereits  oben  des  Näheren  behandelt  worden 
(§36). 

Die  griechische  G.P.O.  gewährt  jedoch  auch  dritten  am  Prozesse 
nicht  betheiligten  Personen  nach  französischem  Muster  ein  Oppositions- 
recht. ^  Voraussetzungen  desselben  sind  ein  auch  durch  Klage  y er- 
folgbares, rechtlich  geschütztes  Interesse  eines  an  einem  Prozesse  nicht 
betheiligten  Dritten,^  welches  durch  das  in  diesem  Prozesse  ergangene 
Urtheil  verletzt  worden  ist.*)  Die  Opposition  ist  vor  der  Vollstreckung 
gegen  beide  Parteien  des  Prozesses,  nach  derselben  nur  gegen  den 
Sieger  zu  richten.  Sie  hat  weder  Suspensiv-^)  noch  Devolutiveffekt 
und  kann  als  Haupt-  oder  Inzidentklage  vorgebracht  werden. 

Im  ersteren  Falle  unterliegt  sie  der  gewöhnlichen  Klagveijährungs- 
frist  (Ausnahmen  jedoch  Art.  681,  685  f.  C.P.O.  u.  H.G.B.  Art.  467). 
Zuständig  ist  das  Gericht,  welches  das  angefochtene  UrtheU  erlassen 
hat,  im  Inzidentverfahren  das  Gericht  des  Hauptprozesses.  ^ 

Das  Verfahren  ist,  je  nachdem  es  sich  um  Hauptopposition  oder 
Inzidentopposition  handelt,  das  Verfahren  der  Hauptklage  oder  das  bei 
Inzidentklagen  übliche  summarische  Verfahren. 

Die  Opposition  ist  im  Interesse  des  Dritten  gestattet;  wird  sie  zu- 
gelassen, 80  wird  der  Opponent  den  Parteien  gegenüber  in  den  vor  dem 
Urtheile  gewesenen  Zustand  versetzt.  Das  erste  Urtheil  wird  nur,  in- 
soweit es  das  Interesse  des  Opponenten  erheischt,  reformirt,  daher  be- 
hält es  zwischen  den  froheren  Parteien  seine  Kraft. '^  Unterliegt  der 
Opponent,  so  soll  er  zu  Geldbusse  von  50 — 100  Drachmen  und  Schadens- 
ersatz verurtheüt  werden. 


0  Livadas,  tltpl  dvaxoirij^,    1889. 

^  Art.  89,  238  ff.  C.P.O. 

^  Welcher  abö  Mcht  beigeladen,  noch  zugezogen  worden  ist,  nnd  gegen  welchen 
das  Urtheil  nicht  res  iudicata  bildet.  Beispiele  bei  Balanos  S.  130.  A,n.  180  (1854), 
91  (1884). 

^  Jedes  Urtheil  (auch  des  —  jedoch  nur  über  die  Materie  entscheidenden  — 
Eassationshofs)  ist  diesem  Rechtsmittel  unterworfen. 

*)  Wohl  kann  das  Gericht  die  Vollstreckung  bis  2ur  Entscheidung  des  Oppositions- 
prasesses  aufschieben. 

*)  Art  289  ff.,  744  O.P.O.  Ist  dasselbe  von  niederem  Range,  so  ist  Inzident- 
Opposition  nicht  möglich  (Art  240  §  2  G.P.O.) 

^  Ausser  aatflrlich  wenn  der  Gegenstand  untheilbar  ist. 
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§  39. 

O«  Appellation.^} 
(Art.  786  ff.  C.P.O.,  Oek.  §  229  ff.,  BaL  S.  481  ff.) 

Die  Appellati(m  ist  gegen  jedes  erstinstanzliche  definitive  ürtheil 
zulässig,  welches  die  Rechtskrajft  nicht  beschritten  hat.  ^  Die  nicht 
definitiven  Urtheile,  mit  Ausnahme  der  Beweisiiiterlolnite,')  können  nur 
gemeinschaftlich  mit  dem  Endürtheil  angefochten  werden.^)  Jede  Partei 
(also  Kläger,  Beklagter,  Intervenient,  event,  der  Staatsprofcurator  [Art.  43]), 
die  Bevollmächtigten  und  gesetzlichen  Vertreter,  sowie  Universal-  und 
Singularsukzessoren  derselben^)  können  von  der  Appellation  Gebrauch 
machen.  Streitgenossen,  welche  in  demselben  Urtheil  aus  denselben 
Gründen  venirtheilt  worden,  können,  wenn  einer  von  ihnen  appelürt 
hat,  als  Int^rvenienten  sich  demselben  anschliessen.  Dritte,  sofern  sie 
ein  rechtliches  Interesse  am  Ausgange  des  Prozesses  hatten,  können  sich 
mit  lhi*en  Anträgen  an  die  Hauptpartei,  welche  äppellirt  hat,  anschliessen; 
neue  Anträge  dürfen  sie  jedoch  nm*  steilen,  falls  sie  zur  Drittopposition 
berechtigt  waren.  ^ 

Die  Appellation  iät  gegen  alle  zur  Gegenpartei  im  erstinstanzlichen 
Prozess  gehörigen  Personen  einzulegen,  wenn  das  Urtheil  Allen  gegen- 
über nicht  die  Rechtskraft  beschreiten  soll.  Nothwendig  muss  sie  sich 
gegen  Alle  richten,  wo  es  sich  um  solche  Rechte  handelt,  bei  denen 
ein  partieller  Sieg  nichts  nützen  würde,  so  etwa  bei  imtheilbaren  Rechten, 
bei  Vindikation  in  Beschlag  genommener  Sachen.^  Dritte  können  nur 
zugezogen  werden,  falls  sie  zur  Opposition  berechtigt  sind.  ^) 

Die  AppellationsMst^)  läuft  erst  von  der  Zustellung  des  Urtheils 
an  die  Partei  resp.  ihren  Vertreter  ^^)  und,  wenn  die  Partei  gestorben 
ist,  erst  nach  Ablauf  der  für  die  Erben  gesetzten  besonderen  Frist.  ^^) 
Es  kann  jedoch  auch  vor  Beginn  der  AppellationsMst  gültig  appelürt 
werden.  ^^  Bei  nicht  zugestelltem  Urtheil  verjährt  das  Appellations- 
recht in  dreissig  Jahren,  ^-^j    Die  Frist  beträgt   30  Tage,   welche  nach 

^)  Vgl.  RoTisopouloa  in  der  alten  BifuQ  VI. 

')  S.  o.  §  5.  Die  Inzidentsach^i. folgen,  was  die  AppeUabilität  anlangt,  der  Katar 
der  Hauptsache.  (Aosnahmen  Art.  46,  296,  738.  Näheres  Oek.  §  231  Anzn.  22).  Beachte 
auch  Gesetz  vom  22.  Februar  1866  Art.  3. 

^  Hier  hat  die  Partei  grosse  Freiheit,  A,  II.  138  (1888).  —  Das  AppeUations- 
gericht  kann  auch  die  durch  die  Appellation  nicht  angefochtenen  Inzident-  und  Vor* 
bereitungsurtbeile  des  ersten  Prozesses  untenuchen  (Arg.  Art  180.  A.  U.  411  [1880]  u.  o.). 

*)  Art  180  ff.,  515,  749  C.P.O. 

»)  Art.  749,  743  C.P.O. 

«)  S.  auch  A.n.  54  (1878). 

»)  A.  n,  116  (1880),  161  (1890). 

•)  Art.  744  CP.O. 

»)  Art  762  ff.  Ci.P.O. 

^^  Beachte  C.  96.    A.n.  46  (1885),^  181   (1887),  beim  bedingten  (unter  Eides- 
leistung) Urtheil  erst  mit.  der  Eidesleistung.    A.n.  405  (1880)  u.  s. 
»)  Art.  560  CP.O. 

»»)  Art.  757  §2  C.P:0. 
»«)  Art  756  §  2  C.P.O. 
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Maassgabe  der  Art.  195  u.  196  C.P.O.  (s.  o.  §  20)  verlängert  wird. 
FOr  die  im  Ausland  befindlichen  Appellanten  gilt  die  weitere  Frist 
des  Art.  Ml  (s.  o.  §  24).  In  Exekütionsprozessen  ist  die  Appellations* 
frist  eine  zehntägige,  i) 

Die  Appellationsfrist  ruht  während  der  einfachen  oder  verlängerten^ 
Oppositionsfrist  bei  EontumadalurtheUen ;  die  während  des  Ruhens  ein- 
gelegte Appellation  ist  nichtijg,^  selbst  wenn  der  Appellant  auf  das  ihm 
zustehende  Oppositionsrecht  verzichtet.^)  Die  Appellationsfrist  läuft 
gegen  Jedermann,  sogar  gegen  Handlungsunfähige,  den  Staat  etc.  Ihre 
Nichtbeachtung  wird  von  Amtswegen  berücksichtigt.*) 

Appeliationsgrund  ist  jede  wichtige  Verletzung  des  materiellen  und 
prozessualen  Bechts,  sowie  die  unrichtige  Beurtheilung  des  Prozess- 
thatbestands.  Die  Appellationsgründe  sind  dem  Ermessen  des  Gerichte 
anheimgestellt. 

Die  Appellation  und  sogar  die  Appellationsfrist  haben  suspensive 
Wirkung,  ausgenommen  bei  vorläufig  vollstreckbaren  oder  als  rechts- 
kräftig erlassenen^  Urtheüen,  in  Handelssachen  und  Besitzstreitig- 
keiten. Die  Suspensivwirkung  beginnt  mit  dem  Moment  der  Appel- 
latiofiBZUStellung,  wirkt  aber  rückwärts  bis  zur  Urtheilspublikation. '^ 

Die  Appellation  hat  stets  Devolutiveffekt;  das  Gericht  erster 
Instanz  hat  sich  jeder  weiteren  Entscheidung  zu  enthalten,  jedoch  wird 
nur  der  durch  die  Appellation  angefochtene  Theü  des  Prozesses  de- 
volvirt.^ 

BezUglidi  der  vor  die  zweite  Instanz  zu  bringenden  Anträge  gelten 
folgende  Beschränkungen:  eine  Elageänderung^)  ist  unzulässig,  sogar 
von  Amtfiwegen  zu  verwerfen.  Der  erstinstanzliche  Beklagte  darf  als 
Appellant  nur  solche  neue  Einreden  vorbringen,  die  in  jeder  Lage  des 
ProsEesses  zulässig  sind,^^)  als  Appellationsbeklagter  darf  er  sich  be- 
liebig neuer  Einreden  bedienen.  ^^)  Neue  faktische  Behauptungen  haben 
ausserdem  das  Recht  vorzubringen: 

a)  Dritte,  denen  ein  Oppositionsrecht  zustand  und  die  sich  am 
Appellproze^  betheiligen,  b)  alle  Parteien  bezüglich  der  nach  dem  erst- 
instanzlichen Urtheil  verfallenen   Zinsen   und   anderer  Akzessorien.  ^*) 


»)  Art.  086  C.P.O.,  8.  a.  ül./7.  96  (1889). 
^  J.  17.  182  (1889). 

^  AnsAahmdn  bilden  natürlich  die  vorläufig  voUstreckbaren  ürtheile. 
^S.  ii. 77-85  (1875)  1.  7  §  6;  1.  38  (2. 14).  Bas.  41,  1. 
^  S.  o.  §  35  a.  E.  u.  Art.  751  C.P.O. 

^  Etwaige  Fehler  in  dieser  Hinsicht  seitens  des  erstinstanzlichen  Gerichts  kamn 
das  Appellationsgericht  yor  der  Verhandlung  der  Hauptsache  korrigiren  (Art  764-^766). 
^  Art.  760 ff.  C.P.O. 
.  •)  Art  762«:  O.P.Ö. 
^  Also  Aenderung  des  Klaggegenstands    oder    der  Klaggrundlage.     Beispiele: 
Bai.  S.  518. 

>0)  A.n.  126  (1856),  11  (1882). 

")  Beispiele  s,  Bai.  S.  513  ff.    A.B.  157  (1887),  62  (1888). 

»«)  Art  747  CP.O. 
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Neue  Beweismittel  sind  unbeschränkt  zulässig;  nur  dOrfen  Zeugen 
über  solche  Punkte,  worüber  schon  in  erster  Instanz  Zeugen  yemom- 
men  worden  sind,  nicht  zum  Beweise  zugelassen  werden.^) 

Durch  die  Appellation  soll,  ausser  im  Falle  der  Oegenappellation,^ 
die  Rechtslage  des  Appellanten  nicht  verschlechtert  werden.  *) 

Ueber  die  Gegenappellation  ist  zu  bemerken:^)  sie  ist  akzesso- 
rischer Natur,  kann  sich  also  nur  auf  die  durch  die  Appellation  be- 
rührten Punkte  beziehen  und  hängt  von  der  Appellation  ab,  wie  die 
Widerklage  (s.  d.)  von  der  Klage.  ^)  Verzicht  auf  Appellation  wird 
auch  als  Verzicht  auf  Gregenappellation  angesehen.^  Die  Oegenappel- 
lation  ist  an  keine  Einlegungsfrist  gebunden;  in  gewöhnlichen  Sachen 
wird  sie  in  der  Vertheidigungsschrift  (s.  u.),  in  summarischen  in  den 
schriftlichen  Anträgen  Torgebracht. '^ 

Das  Verfahren^  ist  ordentlich  oder  summarisch  und  bestinmien 
sich  dannach,  analog  der  ersten  Instanz,  die  Förmlichkeiten  desselben. 
Besonders  hervorzuheben  ist,  dass  die  Appellationsschrift  die  Bezeichnung 
des  angefochtenen  Urtheils,  sowie  der  AppellationsgrOnde^  enthalten 
muss. 

Vor  der  Appellationsverhandlung  ist  eine  Geldbusse  ^^  beim  Ge- 
richt zu  hinterlegen,^^)  welche,  falls  die  Appellation  fOr  begründet  be- 
funden wird,  dem  Appellanten  zurückzuerstatten  ist.^^ 

Von  dieser  Hinterlegung  sind  befreit  die  Staatsprokuratoren  und 
diejenigen,  welche  das  Armenrecht  gemessen. 

Erscheint  der  Appellant  in  der  Audienz  nicht,  so  wird  die  Appel- 
lation stets  verworfen;  erscheint  der  Appellat  nicht,  so  prüft  das  Ge- 
richt von  Amtswegen  den  juristischen  Theil  der  Appellation;  die  be- 
haupteten Thatsachen  werden  als  erwiesen  angesehen. 

In  der  kontradiktorischen  Verhandlung  wird  die  Appellation  ver- 
worfen, falls  sie  nichtig,  unbegründet,  oder  unzulässig  ist  und  ist  in 
diesem  Fall  die  Sache  weiter  an  das  erstinstanzliche  Gericht  zu  ver- 
weisen, wenn  ein  Inzidenturtheil  angefochten  war,  die  definitiven  erst- 
instanzlichen ürtheile  beschreiten  die  Rechtskraft.     Wird  der  Appella- 

<}  Art  746  C.P.O.,  b.  9^  A.n.  135  (18Ö2)  n.  82  (1882). 

^  Wird  Appellation  und  Gegenappellatioii  yenrorfeii,  so  kann  das  üiiheü  aioht 
ez  officio  zu  Gunsten  der  Appellation  reformirt  werden.    4«^r  ^  (1885). 

*)  Art.  779  CP.O. 

*)  Art  758,  768  CP.O. 

*)  Auch  bei  nicht  fristgemässer  und  ungültiger  AppeHation  ist  Oegenappaliation 
statthaft 

«)  Art  758  §  1  CP.O. 

J)  A.n.  231  (1880),  38  (1877). 

^  Art  7e7ff.  G.P.O. 

^  Und  zwar  bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  jedoch  können  neue  Grflnde  in  den  sehiift- 
Jithen  Antrftgen  hinzugefügt  werden. 

^^  5  Dr.  bei  Appellation  friedensrichterlicher,  10  Dr.  bei  Bezirksgerichtsurtheilea 
(Art  518). 

")  Art.  772  CP.O. 

^•)  Art.  783  CP.O. 
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tion  stattgegeben,  so  nrtheilt  gewöhnlich  das  Appellationsgericht  auch 
über  die  Sache  selbst;  es  kann  jedoch  auch  das  ürtheil  vernichten, 
und  die  Sache  an  ein  erstinstanzliches  Gericht  zur  weiteren  Verband- 
Inng  verweisen.  Wird  das  Urtheil  vernichtet,  so  kann  das  Gericht  an 
die  Entscheidtmg  der  ganzen  Streitsache  treten,  ja  sogar  nach  dem 
Grundsatze  semel  gravans  semper  gravans,  auch  eine  dem  Appellanten 
nachtheilige  Entscheidung  treffen.  ^)  Auch  kann  das  Gericht  die  Appel- 
lation verwerfen  und  dem  erstinstanzlichen  Urtheil  neue  Gründe  hin- 
Ziagen. 

Das  reformatorische  ürtheil  wirkt  auch  zu  Gunsten  des  aus  dem- 
selben Grunde  wie  der  Appellant  verurtheilten  Streitgenossen,  selbst 
wenn  dieser  nicht  appellirt  hat.^ 

§40. 

B.   WiedersufVifthTne  des  VerfUirena. 

(Art  785  ff.  G.P.D.,  Oek.  $287  ff.,  Bai.  S.  442  ff.) 

Nur  rechtskräftige  definitive  Urtheile  der  Gerichte  *)  können  durch 
dieses  ausserordentliche  Rechtsmittel  angefochten  werden.  Wiederauf- 
nahmegrOnde  sind  die  von  der  C.  P.  0.  ausdrücklich  bezeichneten, 
nSmlich: 

1.  Nichtübereinstimmung  des  Urtheils  mit  dem  Begehren  der 
Partei,  sei.  es,  dass  über  ein  Begehren  nicht  erkannt,  sei  es,  dass  nicht 
Beehrtes  zugesprochen  worden.^) 

2.  Widerspruch  der  Verfügungen^)  eines  Urtheils  untereinander 
oder  zu  den  Verfügungen  eines  anderen  Urtheils  desselben^  Gerichts 
in  derselben  Sache  zwischen  denselben  Parteien. 

3.  Nicht  gehörige  Vertretung^  der  unter  Pflegschaft  stehenden 
Partei  (Blindeijährige,  Staat,  Gemeinde  etc.)  oder  der  Umstand,  dass 
der  Staatsprokurator  gesetzwidrig  nicht  vernommen  worden,  falls  das 
ürtheil  gegen  die  Partei,  in  deren  Interesse  er  auftreten  musste,  aus- 
gefaUen  ist  (namentlich  also  Art.  588  §§  2  u.  11,  1018  C.P.O.). 

4.  Mangel  in  dem  Beweise,  sei  es,  dass  die  Begründung  eines  Ur- 
theils auf  falschen  Zeugen  oder  Urkunden  beruht  und  die  Falschheit 
gerichtlich  anerkannt  oder  ausgesprochen  ist,  sei  es,  dass  vom  Gegner 
zurBdLgehaltene  wichtige  Urkunden  aufgefunden  worden,  falls  die  That- 

t)  A.n.  102  (1881).    S.  naher  Oek.  §  286  AnsL  13. 

^  Art  782  C.P.O.  Andererseits  darf  der  Streitgenoese  sich  nicht  beim  ürtheüe 
bemhigt  und  seine  Bemhigong  zu  erkennen  gegeben  haben. 

^  Andi  der  Schiedsgerichte;  des  Eassationshofti  jedoch  nnr,  wenn  Ton  dem 
n.  Senat  aof  Verweisung  des  I.  (kassirenden)  Senate  in  der  Sache  selbst  genrtheilt 
vird.    XA  58  (1884). 

^  Kassation  ist  in  diesem  Falle  dnstatthaft.    A.n.  1  (1882),  72  (1890). 

")  Nicht  der  Chrdnde  zn  den  Yerfügongen.    A.  17.  8  (1875). 

•)  8.  dag.  Art  785  §3  C.P.O. 

^  Oek.  §  240  Anm.  8  will  die  Wiederaofiiahme  anch  bei  zwar  gehöriger  Yer- 
tretaig,  aber  ungenügender  Vertheidigung  zulassen.    A  M.   berechtigterweise  der 

(BaL  S.  445)  nnd  Psaras  OS^oft  S.  237), 
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saehe  der  Zurttckbehaltung  Bchriftlich,  eidlich,  od^r  durch  gerichtliches 
CtostKndniss  bewiesen  werden  kann. 

Jede  Partei,  deren  Nachfolger  und  Vertreter,^)  sowie  der  Staats- 
prokurator sind  berechtigt,  Wiederaufnahme  zu  beantragen.^ 

Der  Antrag  richtet  sich  nie  gegen  Dritte.  Das  Antra^echt  be* 
ginnt  mit  der  Publikation  des  Urtheils.^ 

Die  vom  Gesetz  gewährte  nach  Maassgabe  der  Art.  196,  196,  541 
C.P*0.  zu  yerlängernde  Frist^).  beginnt  mit  Zustellung  des  Urtheils 
(s.  a^  0.  §  39)  —  bei  Minderjährigen  mit  erlangter  Grossjährigkeit  — 
und  in  den  unter  No.  4  angeführten  Fällen  erst  mit  der  gehörigen 
Eonstatirung  des  Beweismangels.  Eine  besondere  Frist  ist  fOr  Erben^ 
Wittwen,  geschiedene  oder  getrennte  Ehegatten  vorgeschrieben.^ 

Die  Wiederaufiaahmefrist  ruht  während  der  Oppositions-  und  Appel- 
lationsfrist. ^ 

Ausgeschlossen  ist  die  Wiederaufnahme ,  wenn  die  Partei  sich  bei 
dem  Urtheil  beruhigt,  oder  auf  das  Rechtemittel  verzichtet  hat ;  auch 
ist  wiederholte  Einlegung  dieses  Rechtsmittels  nicht  nur  unstatthaft» 
sondern  sogar  mit  Nachtheilen  verbunden.^ 

Die  Wiederaufiiahme  erfolgt  auf  Antrag,  sie  hat  weder  devolutive,  ^ 
noch  suspensive  Wirkung.  Sie  wird  als  Haupt-  oder  als  Nebenverfahren 
eingeleitet  und  gelten  bezüglich  desselben  im  wesentlichen  die  allge- 
meinen Grundsätze.  Die  Verhandlung')  besteht  aus  zwei  getrennten 
Stadien:  demjenigen  über  die  Zulässigkeit  der  Wiederaufnahme^^  und 
domjenigen  Über  die  Sache  selbst.  Wird  die  Wiederaufnahme  verworfen, 
spf^llt  das  zweite  Stadium  weg,  mid  es  wird  zugleich  der  Unterliegende 
in  die  Kosten,  Schadensersatz  von  mindestens  200.  Drachmen  und  die 
Geldbiisse'^  verurtheilt;  wird  ihr  stattgegeben,  so  hebt  das  Gericht 
das  angefochtene  Urtheil  auf  und  versetzt  die  Parteien  in  die  frühere 
Lage,  bevor  es  zur  Sachverhandlung  schreitet  So  ergehen  zwei  Uiv 
theile,  ausgenommen,  wenn  der  Wiederaufiiahme  wegen  asweier  wider- 
sprechender Urtheile  stattgegeben  wird;  in  diesem  Falle  wird  mit  Auf- 
hebung des  einen  das  andere  rechtskräftig.  ^ 

Gegen  das  Sachurtheü  sind  alle  Rechtsmittel,  mit  Ausnahme  des 
vorwürflgen,  zulässig. 


')  Spezialvollifiacht  nothwendig. 

^  Art.  788  CP.O. 

3)  Art.  785  §  2;  816  CP.O. 

*)  Art.  791  ff.  CP.O. 

*)  Art.  791  W.  6  q.P.0. 

•)  A.n.  32  (1846). 

')  Art.  789  CP.O. 

^  Si«  ist  immer  bei  dem  Gerickte  geltend  zu  machen,  welches  das  angefochtene 
Urtheil  erlassen  hat. 

•)  Art  795 ff.  CP.O. 

^)  Der  Staatsanwalt  ist  stets  zu  hören  (Art.  804  C.P.O.). 

^^)  Dieselbe  beträgt  100  Dr.;   es   gelten  analog  die  oben  (§  89)   angefühiien  Be- 
stimmungen.' 


GriechesüancL  59 


§41. 

S.  Kassation. 

(Art.  805  ff.  C.P.O.;  Oek.  §  244  ff.;  Bai.  S.  27  ff.) 

I.  Die  Kassation  bildet  nicht  dritte  Insta^nz,  sie  bezieht  sich  auf 
die  juristische,  nicht  die  thatsächliche  Seite  des  Rechtsstreits,  da  einer- 
seits die  Beurtheilung  des  faJs:tischen  Thatbestands  dem  Urtheile  des 
Kassationshofs  entzogen  ist,  andererseits  neue  Gründe  und  Anträge,  mit 
Ausnahme  von  solchen,  welche  die  öffentliche  Ordnung  berühren,  bei 
der  Kassation  nicht  vorgebracht  werden  dürfen.  Das  Recht,  die  Kassa- 
tion zu  beantragen,  beginnt  mit  der  Publikation  des  Urtheils  und  ver- 
jährt, falls  das  Urtheil  nicht  zugestellt  worden  ist,  in  30  Jahren.  Die 
Kassationslrist,  welche  dreissig  Tage  (für  die  Parteien,  nicht  für  den 
Staatsprokurator  beim  Kassationshof,  der  an  keine  Frist  gebunden  ist) 
beträgt  und  wegen  weiter  Entfernung  (a.  o.  §  39)  verlängert  wird,  be- 
ginnt mit  der  Zustellung  des  Urtheils,  resp.  des  letzten  Urtheils,  falls 
wegen  Widerspruchs  zweier  Urtheile  die  Kassation  begehrt  wird.  Sie 
ruht  während  der  Oppositions-  und  Appellationsfrist.  *^  Die  Kassation 
hat,^  mit  Ausnahme  des  Falles  einer  für  falsch  erklärten  Urkunde,  keinen 
Suspensiveffekt.  ^ 

XL,  Berechtigt  die  Kassation  zu  begehren  ist:  a)  stets  der  Proku- 
rator, im  Interesse  des  Gesetzes  und  ohne  Wirkung  für  die  Partei, 
ausser,  wenn  er  wegen  Amtsüberschreitung  Kassation  eingelegt  hat; 
b)  die.  Partei,  welche  ein  rechtliches  Interesse  nachweisen  kann  und 
beim  Urtheile  sich  nicht  beruhigt  hat,  oder  deren  Stellvertreter,  Spezial- 
bevoUmächtiger  oder  Rechtsnachfolger.^)  Dritte  können,  ehe  sie  Oppo- 
sition erhoben  haben,  Kassation  nicht  begehren. 

in,  Jedes  definitive*)  Urtheil  der  Friedens-,  Bezirks-  und  Appell- 
gerichte, [Welches,  die  Rechtskraft  beschritten  hat  —  (nicht  rechtskräftige 
nur  wegen  mangelhafter  Gerichtsbesetzung  und  wegen  Amtsüberschrei- 
tung) —  kann  durch  Kassation  angefochten  werden.  Kassationsgründe 
sind  die  in  der  C.P.O.^  ausdrücklich  genannten,  und  zwar: 

1.  bei  friedepsrichterlichen  Urtheilen  nur  mangelhafte  Besetzung 
des  Gerichts  und  sachliche  Inkompetenz;^) 

2.  bei  den  Urtheilen  der  anderen  Gerichte: 

a)  die  Verletzung  civilprozessualer  Rechtssätze  •  nichtgehörige  Be- 
setrong  des  Gerichts,  dessen  Urtheil  angefochten  wird, ^  Verletzung  der 
Oeffentlichkeitsvorschriften ,  Amtsüberschreitung,  Mangel    an    Entschei- 


^)  Beispiele  s.  Balanot  8.  48  ff. 
»)  Art.  816  ff.  CP.O. 
«)  S.  a.^/7,  9  (1886). 
^  Art.  813-^15  CP.O. 

^)  Beweisinterlokute  nur  wegen  Amtsüberschreitung  oder  wenn  gegen  sie  appellirt 
worden  ist. 

«)  Art  807 ff.,  519  CP.O. 

^  A,n.S  (1858). 

«)  S.  n,  A.n.  185  (1886). 
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dongsgründen  oder  Dispositiv  im  Urtheile,  Unterlassung  der  bei  Strafe 
der  Nichti^eit  vorgeschriebenen  Form  des  Verfahrens; 

b)  falsche  Anwendung  eines  Civilgedetzes,  und  zwar  die  ausdrttck- 
liehe  Zuwiderhandlung  gegen  die  kl we*  Bestimmung  eines  Gesetzes  oder 
des  Grewohnheitsrechts,  nicht  etwa  allzu  ängstliche  Auslegung  oder  das 
Unterlassen  der  analogen  Interpretation; 

c)  die  Verletzung  der  Bechtskraftgrundsätze  durch  widersprechende, 
bei  verschiedenen  Oerichten  (s.  dagegen  vorigen  Paragraphen)  ergangene 
Urtheile  in  derselben  Sache i)  zwischen  denselben  Parteien.^ 

Fttr  alle  diese  Gründe  gilt  der  Satz,  dass  Niemand  sich  einen 
Kassationsgrund  selbst  schaffen  kann. 

IV.  Das  Verfahren')  ist  folgendes:  das  Eassationsgesuch,  wel- 
ches das  angefochtenA  Urtheil  bezeichnen  soll  und  welchem  eine  be- 
glaubigte Abschrift  dieses  Urtheils,^)  sowie  der  beim  unteren  Gericht 
gestellten  Anträge^)  beizufügen  sind,  wird  der  Gegenpartei  zugestellt, 
damit  sie  ihre  Gegengründe  vorbringe.  Ein  weiterer  Schriftenwechsel 
findet  nicht  statt;  jedoch  erlaubt  die  Praxis  des  Areopags,^  dass  auch 
sp&ter,  sogar  noch  in  der  Audienz,  neue  KassationsgrOnde  hinzugefügt 
werden,^  die  jedoch  der  Gegenpartei  ebenfalls  zuzustellen  sind.^ 

Der  GerichtssekretSr  meldet  die  Einrückung  in  die  AudienzroUe 
dem  Präsidenten,  welcher  einen  Berichterstatter  ernennt.  Vor  der 
Audienz  ist  eine  Geldbusse  von  100  Drachmen^  zu  hinterlegen.  In 
der  Audienz  darf,  nach  dem  Berichte  des  Berichterstatters,  jede  Partei 
nur  je  zweimal  das  Wort  ergreifen;  die  Verhandlung  schliesst  jedes 
Mal  der  Vortrag  des  Staatsprokurators.  Das  Ausbleiben  der  Partei 
ist  für  die  Verhandlung  der  Sache  gleichgültig;  gegen  ein  in  Abwesen- 
heit der  Partei  gesprochenes  Urtheil  ist  Opposition  nicht  gestattet.  Zu- 
erst wird  über  die  Zulässigkeit  der  Kassation,  dann  über  den  Grund 
des  Kassationsgesuchs  verhandelt;  über  beides  ist  jedoch  in  einem  Ur- 
theile zu  erkennen. 

Wird  die  Kassation  verworfen,  so  behält  das  angefochtene  Urtheil 
seine  Kraft.  Wird  ihr  stattgegeben,  so  ist  dem  Kläger  die  Busse  zu- 
rückzuerstatten und  hat  der  Areopag,  wenn  wegen  Inkompetenz  oder 
Amtsüberschreitung  kassirt  worden,  die  Sache  an  das  kompetente  Ge- 
richt zu  verweisen  resp.  die  weitere  Einmischung  zu  verbjeten;  •  wenn 
wegen  falscher  Anwendung  des  materiellen  Rechts  kassirt  worden,  selbst 
von  Neuem  die  Sache  und   nach   vorheriger  Verhandlung  zu  ehtschei- 


»)  A.  n.  17  (ISSS). 

*)  A.n.  290  (1888). 

")  Art.  819  ff.  C.P.O. 

*)  A.  n.  306  (1877). 

*)  il./7.  134  (1890).  . 

<)  A.  n.  160  (1880),  30  u.  296  (1882). 

»)  J.77.  87  (1848). 

•)  il.lT.  308  (1887). 

*)  Verordnimg  vom  10.  Augast  1838. 
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den;  wenn  der  Kassation  wegen  Verletzung  eines  Prozessgesetzes  statt- 
gegeben worden,  die  Sache  an  ein  gleichgeordnetes  Grericht  zu  ver- 
weisen; in  letzterem  Falle  wird  jedoch  bei  einer  zweiten  Kassation 
die  Sache  an  den  zweiten  Senat  zur  Verhandlung  verwiesen,^)  ebenso 
immer  dann,  wenn  in  derselben  Sache  aus  demselben  Grunde  bereits 
kassirt  wurde.  Bei  Kassation  wegen  widersprechender  Urtheile  wird 
das  zweite  UrtheU  kassirt  und  wird  die  exceptio  iudicati  an  ein  kom- 
petentes Gericht  zur  Verhandlung  verwiesen.  Das  UrtheU  des  Areo- 
pags  ist  fUr  das  Gericht,  an  welches  die  Sache  verwiesen  wird,  nie- 
mals bindend.  ^  Bei  demselben  kommt  ohne  weiteres  Vorverfahren  die 
Sache  zur  Verhandlung,  jedoch  darf  vor  demselben  über  einen  durch 
ein  nicht  kassirtes  UrtheU  entsdiiedenen .  Punkt')  nicht  verhandelt 
werden. 

V,  Das  kassirende  UrtheU  versetzt  die  Parteien  in  dieselbe  Lage, 
in  der  sie  vor  dem  kassirten  Akte  sich  befanden  und  wird  jeder  auf 
Grund  des  kassirten  Urtheils  vorgenommene  Akt  nichtig.^)  Die  Ur- 
theUe  des  Areopags,  welche  nicht  in  der  Sache  selbst,  sondern  nur 
über  die  Kassation  erkennen,  unterliegen  keinem  Rechtsmittel;  gegen 
das  einmal  durch  Kassation  angefochtene  UrtheU  ist  eine  zweite  Kassa- 
tion unzulässig. 

§42. 

18.   Unterbrechung  und  Wiederaufhahme^  Aufhebung  und 

Beendigung  der  Instanz. 

(Art  ^2  ff.,  475  £  G.P.O.,  Oek.  §  219  ff.,  §  222  ff.,  Bai.  S.  296  ff,  856  ff.) 

L  Die  Unterbrechung  ist  entweder  eine  freiwiUige  oder  eine  ge- 
zwungene; Letztere  tritt  ein 

a)  beim  Tode  eines  InsinuationsbevoUmächtigten,  wenn  dieser  nicht 
Anwalt  ist,  jedoch  erst  nach  der  Mittheilung  ^)  des  Todes  an  die  Gegen- 
partei, und  beim  Tode  oder  der  sonst  erfolgten  Entfernung  vom  Amte 
eines  Anwalts,  der  InsinuationsbevoUmächtigter  ist,  auch  ohne  Mit- 
theUung  an  die  Gegenpartei; 

b)  bei  jedweder  Veränderung  in  der  Person  der  Partei  oder  ihres 
Vertreters  und  erst  nach  deren  MittheUung  an  die  Gegenpartei.  Die 
Vollmacht  erlischt  mit  dem  Tode  des  Vollmachtgebers,  der  Prozess 
wird  aber  erst  durch  die  MittheUung  des  Todes  an  den  Gegner  unter- 
brochen.^. Die  Konkurseröffnung  bewirkt  keine  Unterbrechung;^ 

0  S.  a.  Gesetz  vom  29.  Januar  1866  und  Tom  28.  Juli  1877. 

>)  i.ir.  255  (1877),  lU  (1890). 

^  Hier  bestehen  iu  der  Interpretation  gewichtige  Kontroversen.  J.  Balti,  „Td 
pn*  äMoipmaoß^  (Nach  der  Kassation  1). 

^  A.m  280  (1887).    S.  a.  Balanos  S.  114 ff. 

")  Es  ist  gleiehgflltig,  ob  die  Gegenpartei  von  dem  Ereigniss  Kenntniss  erlangt. 
A.n.  91  (1880).  Die  Angabe  des  BevoUmftchtigten.  er  wisse  nioht,  ob  der  von  ihm 
Vertretene  lebe,  ist  wirkungslos.   AM.  209  (1882). 

•)  i.  /7.  88  (1870). 

^  A,n.  149  (1886). 
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c)  bei  Präjudizialklagen,  die  vor  einem  aüderen  Gerichte  zu  ver- 
handeln sind,  und  bei  Anständen  in  der  Person  eines  Richters  oder 
eines  (Berichts; 

d)  endlich  bei  Missbilligung  oder  Nichtanerkennung  der  Handlungen 
eines  Bevollmächtigten  wegen  des  Mangels  der  Vollmacht  oder  wegen 
üeberschreitung  derselben  (s.  dar.  §  13).  Jede  nach  der  Unterbrechung 
vorgenommene  Handlung  ist  nichtig  (und  zwar  zu  Gunsten  desjenigen, 
gegen  den  sie  vorgenommen  wurde.  ^)  Die  Unterbrechung  wird  nicht 
von  Amtswegen  berücksichtigt.^ 

n.  Die  Reassumtion^  ist  unnöthig  in  den  Fällen  a  und  b, 
wenn  die  Sache  spruchreif  ist;  sie  ist  eine  freiwillige  oder  sie  wird  von 
der  Gegenpartei  erzwungen. 

1.  Die  freiwillige  erfolgt  bei  einer  freiwilligen  Unterbrechung  durch 
blosse  Foi1«etzung;  bei  einer  gezwungenen  durch  Bestellung  eines  neuen 
Vortreters  und  Mittheilung  desselben  an  den  Gegner;  durch  Erklärung 
des  Erben,  resp.  der  selbständig  gewordenen  Partei,  die  Instanz  fort- 
setzen zu  wollen  (in  dem  Falle  sub  b)  resp.  durch  Mittheilung  der 
Partei  an  den  Gegner,  sie  wolle  die  Instanz  wieder  aufgreifen  (in  den 
Fällen  sub  c  und  d)  und  Fortführung  der  Verhandlung  in  der  Haupt- 
sache. 

2.  Bei  der  gezwungenen  Reassumtion  ist  Mitwirkung  des  Gerichts 
nothwendig,  indem  die  Gegenpartei  gegen  den  die  Fortsetzung  des  Pro- 
zesses nicht  betreibenden  Gegner  beim  Gericht  der  Hauptsache  in  summa- 
rischem Verfahren  Klage  erhebt;  erscheint  der  Beklagte  im  Termin  und 
nimmt  er  den  Prozess  wieder  auf,  so  schreitet  das  Gericht  zur  Ver- 
handlung der  Hauptsache;  erscheint  er  nicht,  so  wird  in  contumaciam 
(Einspruch  ist  statthaft)  die  Instanz  für  reassumirt  erklärt. 

3.  Durch  die  Reassumtion  werden  die  Parteien  in  die  Lage 
zurückversetzt,  in  der  sie  im  Momente  der  Unterbrechung  sich  be- 
fanden. 

in.  Die  noch  nicht  beendigte,  selbst  die  unterbrochene  Instanz,  kitnn 
nidit  verlassen  werden  (etwa  durch  Beginn  einer  neuen  Instanz).  Ausseir 
durch  Endurtheil  (s.  §  35),  durch  Erlöschen  des  Klagerechts,  durch  Kom- 
promiss  wird  sie  durch  Vergleich,  durch  Peremtion,  durch  Acquiesziren, 
durch  Abstehen  von  einer  gerichtlichen  Handlung  beendigt. 

1.  Ein  Vergleich  kann  bei  Ansprüchen,  bei  denen  der  Vergleich 
zulässig  ist,  ini  jeder  Instanz,  jedoch  nur*)  durch  gerichtliches  Protokoll 
oder  durch  notariellen  Akt  geschlossen  werden.  Er  ist  ohne  weitere 
Förmlichkeit  dann  vollstreckbar. 

.     2.   Peremtion*)   tritt   ein,   wenn   der   Prozess  in  friedenarichter- 
liehen  Sachen  während  6  Monaten,  in  anderen  während  3  Jahren,  ruhen 

0  A,m  195  (1870). 
•)  il./7.  80  (1878). 
»)  Art  468  ff.  CP.O. 
*)  A.n,  205  (1884). 
*)  BalanoB  S.  184  ff. 
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gelassen  wird.  Dte  Frist  beginnt  mit  Unterbrechung  der  gerichtlichen 
Handlungen,  läuft  gegen  alle  Parteien,  und  wird  bei  jfreiwilliger  Unter- 
brechung um  6  Monate  verlängert.  Eine  Verlängerung  wegen  weiter 
Entfernung  greift  nicht  Platss.^) 

Die  Feremtion  tritt  nur  in  Friedensrichtersachen  von  Rechtswegen 
ein;  sonst  muss  sie  durch  Inzidentklage  beim  Gericht  der  Hauptsache 
geltend  gemacht  werden.  Berechtigt  dazu  ist  jede  Partei;^  sie  ist  un- 
zulässig, wenn  irgend  eine  Handlung  vorgenommen  worden,  die  den 
Prozess  fortzusetzen  geeignet  ist.^)  Durch  die  Percmtion  erlischt  die 
ganze  Instanz,  *)  das  Recht  selbst  nur,  wenn  es  inzwischen  durch  Ver- 
j&hrung  etc.  erloschen  sein  sollte.    Der  Unterliegende  trägt  die  Kosten. 

3.  Durch  Acquiesziren^)  wird  hinsichtlich  des  Acquieszirenden 
(nicht  auch  der  Stroitgenosssen)  die  Instanz  beendigt  oder  es  werden 
einzelne  Prozedurakte  unangreifba<i*,  auch  ohne  Annahme  seitens  der 
Gegenpartei  Die  Acquieszirung  muss  aus  freiem  Antriebe  erfolgt, 
klar  und  bestimmt  (wenn  auch  stillschweigend^)  geschehen),  zu  er- 
kennen sein. 

4.  Durch  Abstehen')  wird  eine  einzelne  gerichtliche  Handlung 
oder  die  ganze  Instanz  beendigt,  wenn  eine  diesbezügliche  Urkunde  der 
Gegenpartei  durch  die  Partei  oder  ihren  Spezialbevollmächtigten  mit- 
getheflt  wird.  Die  Erklärung  kann  auch  mündlich  in  der  Audienz  er- 
folgen.^) Einer  Annahme  seitens  des  Gegners  bedarf  die  Erklärung 
nicht,  ^  ausser  wenn  erworbene  Rechte  des  Letzteren  dadurch  verletzt 
oder  wenn  die  Prozesskpsten  seitens  des  Abstehenden  nicht  entrichtet 
werden,  und  der  Gegner  nur  unter  dieser  Bedingung  das  Abstehen  ge- 
nehmigt.   Durch  Abstehen  geht  das  materielle  Recht  nicht  verloren. 

§  43. 
19»  Besondere  Aii^en  des  Yerfahrons. 

Von  den  bisher  dargelegten  Grundsätzen  weicht  das  Verfahren  ab: 
i:   vor  den  Friedenögerichten. 

2.  vor  dam  Bezirksgerichtspräsidenten, 

3.  in  summarischen  Sachen '  (insbesondere  Vorsichtsmassregeln^  Be- 


0  A.n,  1S7  C1877). 

*)  A,n.  901  (1883). 

>)  Aus  292  (1884),  Beisp.^  BManos  S.  145  ff. 

^)  Also  fftllfr  sie  in  der  AppeUinstanz  eintritt,  wird  das  erstinstanzliche  Urtheil 
feohtskrftfiig,  auob  W0nn  ^e  AppellMst  noch  nicht  verstrichen  ist.  Ob  die  Peremtion, 
vtlche  pack  der  Opposition  gegen  ein  definitiTes  ürttieil  eingetreten,  auch  auf  das 
Kontnmazialartheil  Wirkung  hat,  ist  bestaitten  (s.  Oek.  L  c.  Anni.  19.  Nein:  A.Il. 
258  [1878]  u.  8.    Ja:  A.n.  275:  [1888]  u.  s.). 

^  Balanos  S.  190  ff. 

^  A.T!.  277  (188^. 

^  Balanos  S.  731. 

•)  A.n.  350  (1887). 

»)  A.It.  161  (1887), 
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sitzstreitigkeiten,  gerichtliGhe  Theilung,  Handels-  und  WechselpFOsesBe, 
ProYokationen,  Rekusation  richterlicher  Beamten), 

4.   im  Bechnungsprozess, 

6.   im  Verfahren  auf  Bittschriften. 

A«  VerfSüireii  Tor  den  ViledensgeriolitaiL^) 

Die  Klage  (hier  Ladung)  kann  auch  vom  Friedensrichter  auf 
Wunsch  der  Partei  ausgefertigt  werden;  die  Sache  muss  in  die  Audienz- 
rolle eingetragen  werden;  die  Verhandlung  erfolgt  nach  der  Reihe  der 
Eintragungen,  mindestens  drei  Tage  nach  der  Ladung;  der  Friedens-- 
richter  kann  diese  Frist  abkürzen.  Jedoch  kOnnen  die  Parteien  vor 
den  Richter  auch  ohne  Ladung  erscheinen.  Jede  Partei  reicht  schrift- 
liche Anträge  ein;  der  Friedensrichter  versucht  die  Gegner  zu  ver- 
gleichen, oder  räüi  zu  Schiedsrichtern.  Misslingen  diese  Versuche,  so 
beginnt  kontradiktorische  Verhandlung;  gleich  in  der  ersten  Audienz 
hat  der  Beklagte  seine  Einreden  vorzutragen  und  seine  eventuellen 
Streitgenossen  zu  nennen.  Das  Urtheil  ergeht  gewöhnlich  in  der 
Audienz  am  Tage  der  Verhandlung  selbst,  üeber  Kassation  dieser  ür- 
iheüe  s«  §  41. 

B.  V«rflüireii  vor  dem  Berirkegeridhteprihridenten.^ 

Der  Bezirksgerichtspräsident  resp.  der  kommittirte  Richter  ist  be- 
fugt: a)  in  sehr  dringenden  Sachen  provisorische  Massregeln  anzu- 
ordnen, so  u.  A.  die  Haft  des  Ausländers  oder  des  der  Flucht  ver- 
dächtigen Inländers;  b)  event.  bei  der  Zwangsvollstreckung  entstehende 
Anstände  zu  schlichten;  c)  endlich  bestimmte  andere  ausdrücklich  ihm 
zugewiesene  Streitigkeiten')  zu  erledigen.  Der  Kläger  reicht  eine  Bitt- 
schrift ein,  der  Präsident  bestimmt  den  Termin;  jedoch  können  die 
Parteien  auch  freiwillig  vor  dem -Präsidenten  erscheinen  oder  es  kann 
der  Präsident  in  ausserordentlichen  Fällen  auch  ohne  Vorladung  der 
Gegenpartei  urtheilen.  Die  Entscheidung  ist  provisorisch  und  ohne 
Wirkung  auf  den  materiellen  Anspruch,  jedoch  unterliegt  sie  ebenso- 
wenig den  Rechtsmitteln  der  Opposition  und  Appellation. 

O«  Sommazisoiie  Prozesse.^) 

L   Als  summarische  Sachen  sind  zu  behandeln: 

1.  Personalklagen,  deren  Betrag  500  Dr.  nicht  Übersteigt,  sowie 
solche  ohne  Ansehung  des  Werthes,  die  auf  klaren  unangefochtenen 
Urkunden  beruhen. 

2.  Vorsichtsmassregeln  zur  Abwendung  bevorstehender  Gefahr,  In- 
zidentsachen,  Appellationen  gegen  friedensrichterliche  Urthefle,  Streitig* 


0  Art  4MfL   G.P.  0.  und   QeseU  Tom  20.  Dezember  1892.     Oekonomides. 
$154 ff.;  Balanos  S.  853  ff. 

^  Art  634 ff.  C.P.O.    Gek.  §  158;  B»L  S.  277. 
^  Art  621,  844,  877,  1022.    S.  auch  o.  §  17. 
«)  Art  618 ff.    Oek.  §  116  ff;  Bai.  S.  857 ff. 
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keiten  Ober  Mieth-  und  Pachtyerträga,  aoweit  sie  nicht  der  Zuständigkeit 
der  Friedensgmchte  unterliegen,  Besitzisitreiügkeiten,  in  denen  es  sich  um 
Eiiialtang,  Wiedererlangung  oder  Aufhebung  eines  vom  Gegner  precario 
geübten  Besitzes  handelt. 

9L  Die  vom  Gesetz  (im  Laufe  der  Darstellung  erwähnten)  oder 
vom  Biefater  als  dringend  bezeichneten  Prozesse. 

n.  Unterschiede  vom  gewöhnlichen  Verfahren: 

1.  Es  wird  in  der  Klage  eine  (gesetzlich  dreitägige)  Frist  zum  Er- 
scheinen Tor  Gericht,  nicht  zu  schriftlicher  Yertheidigung  gewährt;  dem 
Beklagten  ist  es  nicht  verwehrt,  ein  derartiges  Schriftstttck  zuzustellen, 
nur  wird  dadurch  der  Lauf  des  Prozesses  nicht  gehindert.  Die  drei- 
tägige Frist  kann  bei  Gefahr  in  Verzug  vom  Gerichtsvorstand  ab- 
gekürzt werden. 

2.  Im  Audienzverfahren  sollen  womöglich  die  Beweise  gleich  er- 
hoben werden,  in  einigen  Fällen  genügt  statt  vollen  Beweises,  blosse 
Glaubhaftmachung,^)  in  inappellablen  Sachen  braucht  ein  ausführliches 
Protokoll  über  das  ZeugenverhOr  mdit  aufgenommen  zu  werden. 

3.  Weitere  Unterschiede  s.  o.  §§  17,  18,  23  m. 

4.  Wird  eine  gewöhnliche  Sache  summarisch  eingeleitet,  so  ist  sie 
zum  gewöhnlichen  Verfahren  zu  verweisen. 

m.  lieber  einzelne  summarische  Prozesse^)  ist  Folgendes  zu  be- 
merken: 

1.  Vorsichtsmassregeln ^  können  zu  jeder  Zeit,  vor  oder 
während  einer  Instanz  ergriffen  werden;  sie  sollen  zur  Sicherung,  Er- 
haltimg oder  Befriedigung  bereits  fälliger  oder  zukünftiger  in  Gefahr 
befindlicher  Forderungen  dienen  und  werden  vom  Gläubiger  beim  Ge- 
richt der  Hauptsache  oder  beim  nächsten  Gericht,  Bezirksgerichts- 
präsidenten oder  Friedensrichter  geltend  gemacht.  Das  Recht  ist  durch 
Urkunde  zu  beweisen,  es  genügt  jedoch  in  dringenden  Fällen  blosse 
Bescheinigung.  Vorsichtsmassregeln  sind:  Kautionen,  Beschlagnahme, 
Personalarrest,  Oppositionen,  Siegelanlegungen,  Inventare  und  andere 
vom  Civilrecht  gewährte.  (Hypothekeninskriptionen,  Verjährungsunter- 
brechung etc.).  Jedoch  dürfen  bei  künftigen  Rechten  solche  Vorsichts- 
massregeln nicht  ergriffen  werden,  die  als  Elageinleitung  betrachtet 
werden  können,  und  ist  der  Anfragsteller,  falls  er  nicht  genügendes 
Vermögen  besitzt,  auf  Antrag  des  Gegners  zur  Kautionsstellung  ver- 
pflichtet. 

Es  sollen  nur  solche  Vorsichtsmassregeln  angeordnet  werden,  die 
zm-  Beseitigung  der  Gefahr  absolut  nothwendig  sind;  die  Erkenntnisse 
Ober  dieselben  treten  ausser  Wirkung,  wenn  die  Hauptsache  endgiltig 
erledigt  oder  die  Gefahr  beseitigt  wird.*) 


>)  Art.  45,  630,  SSSaP.O. 
*)  Oek.  §119;  BaL  S.  871  ff. 
»)  Art  e26^e28,  1025  flf.  aP.O. 
*)  Art  627  aP.O. 
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a)  Ueber  die  Kautionen  s.  o.  §  16. 

b)  Die  Beschlagnahme^)  ist  beim  Schuldner  oder  in  den  H&nden 
eines  Dritten  zulässig,  so  oft  Gefahr  auf  dem  Verzuge  haftet,  ins- 
besondere, wenn  der  Schuldner  ein  Ausländer,  wehn  Gläubiger  und 
Schuldner  yerschiedene  Wohnorte  haben,  sowie  bei  Vindikationen.  Der 
Beschlagnahme  hat  keine  Zustellung  einer  Urkunde  vorauszugehen.  Die 
weitere  Anordnung  der  Beschlagnahme  und  die  Vertheüung  desiBrlOses 
fMchieht  nach  Art.  870  f.  u.  936  f.  (s.  a.  u.  §  61  flf.)  C.P.O.«) 

c)  Personalarrest*)  kann  vor  demUrtheile  auf  Antrag  von  dem 
Präsidenten  des  Bezirksgerichts  gewährt  werden,  gegen  Sicherheits- 
leistung und  nur  iregentiber  Ausländern,  flüchtigen  oder  der  Flucht 
verdächtigen  Inländern,  ausser  wenn  der  Schuldner  Sicherheit  leistet, 
oder  nachweist,  dass  er  im  Inlande  genügende  Immobilien  oder  eine 
Handelsniederlassung  besitzt. 

d)  Ueber  die  Siegel anlegung  gelten  im  Allgemeinen  die  unten 
(§  72)    betreffs    Sicherung    des    Nachlasses    dargestellten    Grundsätze. 

e)  Ueber  Inventarerrichtung  s.  §  68. 

2.  Besitzstreitigkeiten.^)  Neben  den  aus.  dem  materiellen 
(rtfmischen)  Rechte  sich  ergebenden  Prinzipien  gelten  noch  folgende: 

Die  possessorischen  Klagen  (auf  welche  die  vom  Friedensrichter 
ergriffenen  Massregeln  ^)  materiell  keinen  Einfluss  haben)  sollen  mit  den 
petitorischen  nicht  kumulirt  werden,  und  zwar  soll  weder  eine  Besitz- 
klage nach  Anstellung  der  petitorischen,  noch  eine  petitorische  vor  Voll* 
zug  der  possessorischen  angestrebt  werden. 

Sie  verlieren  ihre  Wirkung,  nachdem  das  rechtskräftige  Endurtheil 
über  petitorische  Klagen  ergangen  ist.  Sie  verjähren,  falls  es  sich  um 
BesitzstOrung  oder  Entsetzung  handelt,  binnen  Jahr  und  Tag  nach  der 
Störung  resp.  der  Entsetzung.  Auf  den  näheren  Zusammenhang  zwischen 
der  C.P.O.  und  den  Sätzen  des  römischen  Rechts  kann  hier  nicht  ein- 
gegangen werden. 

3.  Gerichtliche  Theilung.^  Zuständig .  ist  stets  ein  Bezirks-^ 
gericht.  Die  Theilung  erfolgt  nach  den  unter  §  72  bei  dem  spesdellen 
Fall  der  Erbschäftstheilung  zu  behandelnden  Grundsätzen. 

4.  Handelsprozesse. '^)  Solche  sind  die  aus  Handelsgeschäften®) 
entstehenden,  welche  vor  1887  durch  die  Handelsgerichte  (s.  §  4)  ent- 
schieden wurden;  jetzt  gehören  sie  zur  Kompetenz  der  Bezirksgerichte 
und  werden  von  diesen  in  summarischem  Verfahren  und  zwar  unter 
folgenden  Eigenthümlichkeiten  erledigt:    Die  Frist  zum  Erscheinen  vor 


0  Art.  1084 ff.  C.P.O. 

^  Ueber  Immobiliarbeschlag  beim  Dritten  a,  ArjL  956  xl  A  E,  227  (1865). 

^  Art  1045  ff.  C. P.O. 

*)  Art.  629ff.  C.P.O.    OeJc.  §  120ff.;  Bai.  S.  670ff. 

*)  Sog.  poBsesBoriom  sammariissimam.    Art.  490  C.F.O, 

«)  Art  1087 ff.  C.P.O,    Kof.  §  100;  Bai.  S.  306, 

^  Art.  717 ff.  •  Gesetz  vom  28.  Mai  1887;  Oek.  §  127  ff.;  BaL  S.  411. 

^  .S.  Ges.  y.  2.  Mai  1835  und  Rhallis,  Handelsrecht  L  §9fL 
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Qfiricixt<.isfe  eine  dal&gige;  sie  kan^  vom  Kläger  nicht  verlängert,  wohl 
ab«;  YOflt  PrSodenten  abg^tUrsst  werden.  Die  Sache  wird  sofort  nach 
der  ZosteUimg  in  eine  besondere  Rolle  eingetragen.  In  Wechsel* 
prtfs^ese^n.  und  in  Piro^essen  über  Ordrepapiere  sind  nur  Einwen- 
dufigdn  SBÜässig,  die  von  Amts  wegen  ersetzt  oder  in  der  Andieoz 
selbst  bewiesen  werdcoa  können;  die  nicht  liquiden  (das  Gericht  so)l 
Qor  mt  Antrag  ^  Niehtliquidität  berücksichtigen)  werden  ssur  be- 
so&deFoa.  ¥erhaQ<fluBg  vermeoen.  Das  Urtheil  wird  in  Wechsel- 
prozeftsen  sofort»  in  {anderen  Handelspro^sessen  drei  Tage  nach  Zu- 
steUung  YoUstarei^kt.  Die  Appellation  hat  keine  suspensive  Wirkung» 
dagiegekk  <iie^  Opposition,. nicht  aber  die  Oppositionsfirist.  Bei  Bechnungs* 
Streitigkeiten  k^tnn^n  die  Parteien  vor  den  Yergleichsrichter  gewiesen 
werden.  ^) 

B.  BechzLungoproEesB.^) 
Die  YerbindUchkeit  zur  Bechnungslegung  wird  nach  Civilrecht  be» 
DrtheQi;   sie  kann  auch  mittels  Beschlagnahme   und  Personalarrestes 
nach  Ermessen  des  Gerichts  erzwungen  werden. 

1.  Freiwillige  Rechnungslegung  greift  Platz,  wenn  nur  das 
Rechnung^resultat  bestritten  ist;  der  Rechnungspilichtige  legt  dem 
Gegnei:  eine  ^i^hnung  sammt  den  Beweisurkunden  vor,  jener  antwortet 
in  den  JVisteu  46S  gewöhnlichen  Verfahrens  ;*)  darauf  wird  die  Sache 
auf  die  Rolle  gesetzt  und  es  werden  vor  Gericht  nur  die  bestrittenen 
Punkte  verhandelt.  Die  im  Vorverfahren  zugestandenen  Punkte  werden 
durch  den  Präsidenten  für  vo^streckbar  erklärt. 

2.  Erzwungene  Rechnungslegung  findet  statt,  wenn  auch  die 
Verpflichtung  zu  derselben  bestritten  wird.  Der  Berechtigte  erhebt 
Haupt-  oder  Inzidentklage  auf  Rechnungslegung;  das  Gericht  bestimmt 
einen  IBlonunissar^  Zeit  und  Ort  zur  Rechnungslegung,  sowie  die  Zwangs- 
mittel, flif  den  Pall  der  Weigerung  des  Beklagten.  Die  Parteien  err 
scheinen  vor  dem  Kommissar;  die  bestrittenen  Punkte  werden  zur  Ver- 
handlung vor  dem  Gericht  verwiesen.  Der  Rechnungspflichtige,  welcher 
sieh  als  Schüldn^  erweist,  kann  arrestirt  werden. 

3.  Eventuelle,  offenbare  Rechnungsfehler  werden  nach  den 
Grun(}s2^|i  des  Verf^ens  auf  Bittschriften  von  demselben  Gerichte 
be^chtigt.  Djese  Korrektur  ist  in  analoger  Weise  bei  allen  Prozessen 
zulässig,  in  denen  ein  derartiger  Fehler  entstanden  ist.^) 

S.  V^aeÜähren  auf  BittsiAxiftexi.^) 

Jedes  Begehren,  welches  nicht  die  Elemente  einer  Klage  ejathält,  ist 
in  Form  einer  Bittschrift  vorzubringen;  die  Bittschrift  wird  nur  auf  Anord- 
nung des  Gerichts  zugestellt,  in  welchem  Falle  das  Verfahren  in  ein  kontra* 

0  Art  781  G.P.O.    üeber  weitere  Eigenthflinlichkeiteii  s.  §§  18,  161, 

.«)  Axt  «95 ff.  CP.O.    Oefc.  §  134 ff.;  BaL  8.  «17. 

*)  Oder  in  der  Audienz.    A.  /7.  10  (1890). 

«)  i.  Z7.  ai  (1888). 

»)  Art  640  ff.  CP.O.    Oek.  §  138 ff.;  Bai.  S.  281  ff. 
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diktoriisches,  summarisches  verwandelt  wird;  der  Antragsteller  ist  zur  Anti- 
zipation des  Beweises  verpflichtet.  Der  Präsident  bestellt  einen  Kom- 
missar, bestimmt  den  Tag  zur  Verhandlung  und  lässt  die  Bittschrift  dem 
Staatsprokurator  zustellen.  Das  Urtheil  ergeht  womöglich  in  derselben 
Audienz;  dasselbe  ist  nur  durch  Appellation  (welche  in  demselben  Ver- 
fahren einzuleiten  ist)  anfechtbar.  Das  Verfahren  auf  Bittschriften 
findet  meist  in  Fällen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  Anwendung;  ins- 
besondere wenn  begehrt  wird:  die  Ernennung  des  Tutors  oder  Kurators, 
die  Bestätigung  eines  Familiengutachtens,  die  Interdiktion,  die  Be- 
jtichtigung  eines  Civilstandaktes  oder  eines  Rechnungsfehlers  im  Ur- 
theUe,  die  Gütertrennung,  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett,^)  die  Ehe- 
scheidung, die  VermOgensabtretung  (s.  u.  §  50),  die  Adoption.^ 

F.    Anhang;  Beweis  lom  ewigen  Ged&dhtnifts.*) 

Derselbe  kann  ohne  Beweisinterlokut,  ja  sogar  vor  Beginn  des 
Prozesses  aufgenommen  werden,  wenn  Gefahr  vorliegt,  dass  bei  Ver- 
zögerung der  Beweis  verloren  gehen  oder  erschwert  werden  könnte. 
Das  Gesuch,  in  dem  die  Gefahr  zu  bescheinigen,  ist  an  das  Gericht 
des  Hauptprozesses  und  bei  dringender  Gefahr  an  dasjenige  Gericht, 
welches  am  schnellsten  den  Beweis  erheben  kann,  zu  richten.  Actio 
nata  ist  nicht  erforderlich;  ebenso  wenig  braucht  sich  das  Gesuch 
gegen  eine  bestimmte  Person  zu  richten.^)  Ist  eine  Gegenpartei  vor- 
handen, so  soll  sie  womöglich  zur  Beweisaufnahme  vorgeladen  werden.^) 

20.  Exekution.«) 

§^. 
A*  AUgemeines. 

(Oek.  §255  ff.,  Bai.  S.  374  0.) 

I.  Ausser  den  allgemeinen  Vorschriften  der  Civilprozessordnung 
kommen  in  dieser  Materie  als  Spezialgesetze  in  Betracht:  das  Gesetz  be- 
treffend die  durch  die  Nationalbank  ^  betriebenen  Zwangsvollstreckungen 
von  1859  {0K^^')^  some  das  Gesetz  für  die  Immobiliarexekution  in  den 
ionischen  Inseln  (vom  8.  Oktober  1868.  2'äö')  ^  Den  komplizirten  grie- 
chischen Exekutionsapparat  im  Detail  darzustellen,  würde  zu  weit 
führen;  zudem  steht  eine  Reorganisation  des  ganzen  Exekutionsver- 
fahrens  bevor  (es  ist  vom  Minister  Simopoulos  ein   neuer  Entwurf  des 


^)  S.  auch  GesetK  vom  9.  Juli  1852  über  die  heilige  Synode.    Art.  17. 

«)  'Ain.  N.  88.    A.  H.  109  (1885). 

«)  Art.  257— 260  C.P.O.    Oek.  §  166;  Bai.  S.  169. 

*)  So:  Oek.  §  166;  A.M.  A.n.  331  (1887). 

*)  üeber  die  einzelnen  Beweismittel. s.  Art.  271,  283,  333,  397  C.P.O. 

*)  RouBopoulos,  napadöaetg  itspl  ixrtXiaetog  (herausgegeben  von  Euthy- 
mios  1878).. 

^)  Durch  Ges.  y.  31.  Mai  1882  auch  auf  die  übrigen  privilegirten  und  anerkannten 
Banken  ausgedehnt. 

^  Jedoch  nur  für  Verbindlichkeiten,  die  vor  der  Einführung  der  C.P.O.  daselbst 
entstanden  sind. 
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£x,ekntionsyerfahrend   der  Kammer  bereits    vorgelegt   worden),   durch 
welchen  das  geltende  System  wesentlich  vereinfacht  werden  soll, 
n.    Voraussetzung  der  ZwangSYollstreckung  ist: 

1.  eine  bestimmte  und  liquide  Forderung, 

2.  ein  exekutorischer  Schuldtitel, 

3.  Zustellung  des  Schuldtitels  vor  der  Yollstireckung. 

a)  Unbestimmte  Forderungen  können  niemals  vollstreckt  werden; 
SD  bedarf  das  eine  Kaution  auferlegende  Urtheil  noch  des  in  Art.  840  ff. 
vorgeschriebenen  Verfahrens  vor  dem  Gerichtssekretär  (s.  §  16),  damit 
es  vollstreckt  werden  könne;  ebenso  bei  Verurtheüungen  zum  Schaden-* 
ersatz  und  zur  Früchterestitution.  ^)  Forderungen  die  auf  einen  be- 
stimmten (regenstand  gehen,  jedoch  nicht  in  Geld  ausgedrückt  sind^ 
müssen  in  Geldforderungen  (durch  Sachverständige  und  Eid)  umge- 
wandelt werden,  falls  sie  durch  Personalarrest  oder  Beschlag  ein- 
getrieben werden  sollen.^ 

b)  Exekutorisch  sind: 

a)  Alle  in  exekutorischer  Form  von  inländischen  (über  die  aus- 
ländischen s.  u.  §  47)  Gerichten  erlassenen  rechtskräftigen  XJrtheile, 

ß)  Notariatsakte  und  andere  öffentliche  Urkunden,  wenn  sie  vom 
Gerichtsvorstande  oder  vom  Notar  die  exekutorische  Form  erhalten 
haben. 

j)  Die  schiedsrichterlichen  Erkenntnisse  und  die  nicht  gericht- 
lichen Vergleiche  bedürfen  des  Vollziehungsbefehls;  anders  die  von  Ge^ 
richten  erlassenen  Schiedsurtheile  und  die  gerichtlichen  Vergleiche  (s.  §48). 

c)  Die  Zustellung  (s.  a.  o.  §  18)  soll  enthalten,  neben  der  event. 
Ernennung  eines  Insinuationsbevollmächtigten,  insbesondere  eine  Auf- 
forderung zur  Zahlung,  resp.  zum  Vollzuge  des  Inhalts  einer  Urkunde. 
Der  Zahlungsbefehl  bildet  den  Anfang  der  Exekutionsinstanz.  Ueber 
die  VollzugsMsten  s.  in  §§  43,  45  die  für  bestinunte  Fälle  geltenden 
Besonderheiten;  in  den  übrigen  Fällen  soll  acht  Tage  nach  der  Zu- 
stellung zur  Vollstreckung  geschritten  werden.  Gegen  Rechtsnach- 
folger kann  erst  acht  Tage  nach  Zustellung  an  den  Sukzessor,  bei 
Oe€»ion  der  Forderung  erst  nach  Zustellung  der  Cessionsurkunde,  bei 
ürtheilen,  welche  anordnen,  dass  Dritte  eine  Handlung  vornehmen 
sollen,  erst  nach  Zustellung  an  den  Dritten  zum  Vollzuge  geschritten 
werden.  In  letzterem  Falle  ist  auch  eine  Bescheinigung  des  Gerichts- 
schreibers, dass  keine  Appellation  oder  Opposition  schwebt,  sowie  der 
Gegenpartei,  dass  auch  ihr  zugestellt  worden,  nothwendig.^) 

ni.  Provisorischer  Vollzug*)  wird  bei  nicht  rechtskräftigen 
Ürtheilen  auf  Antrag  der  Partei  gewährt,  und  zwar  bei  Forderungen, 
welche  auf  nicht  bestrittenen  öffentlichen  und  gerichtlich  aner- 
kannten Privaturkunden  beruhen  (ohne  Kaution),   sowie   in  allen  drin- 


*)  Art.  849—858  C.P.O. 

*)  Art  855  CP.O. 

»)  Art.  862 fF.  CP.O. 

*)  Vgl.  OekonomideB  §  257. 
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genden  Angelegenh^ten  (nach  Ermessen  des  Gerichte  mit  oder  ohne 
Kaution),  insbesondere  in  Pensions-  und  Alimentationsklagen.  ^)  Aüdbi 
vom  Appellationsgericht  ^  kann  pro^orische  VoUstt'eclnmg  angeordnet 
und  die  angeordnete  wieder  eingestellt  werden. 

lY»  Die  Vollstreckung  findet  auf  Betreiben  der  berechtigten  t'artei 
statt,  indem  sie  oder  ihr  Bevollmächtigter  auf  das  m  vollstredLende 
Urtheil  die  Vollmacht  für  den  Gerichtsboten  setast  und  diesem  zur  Be- 
sorgung übergiebt  oder  den  Kuständigen  Friedensrichter  resp.  Bezirks* 
gerichtspräsidenten  um  Beauftragung  eines  Oerichtsboteh  ei^cht.  Die 
Gegenstände  und  die  Art  der  Exekution  sollen  genau  bezeichnet  werden 
(A.  870).  Ueber  jede  Vollstreckungshandlung  wird  ein  Protokoll  auf- 
genommen, die  Parteien  haben  bei  der  Vollstreckung  immer  Zutritt. 

Im  Falle  eines  Widerstandes  kann  bewaffnete  Macht  angerufen 
^ei^en;  die  Exekutionskosten  trägt  der  Schuldner. 

V.  Zuständig  hinsichtlich  der  Exekutionsinstanz  ist  das  Friedens^ 
gericht  in  Sachen  seiner  Kompetenz,  sonst  das  Bezirksgericht.  Bei 
Gefahr  im  Vwzug  kann  jedoch  immer  der  Friedensrichter  oder  der  Be- 
zirksgerichtspräsident provisorische  Massregeln  anordnen.  ^) 

§45. 
B«   Die  einzelnen  Arten  der  Xxekntion.^) 

I.  Die  Erwirkung  der  Herausgabe  von  Sachen.  Wird  eiu 
individuell  bestimmter  Gegenstand  geschuldet,  so  wird  er  dem  Schuldner 
durch  Gewalt  entzogen;  bei  herauszugebenden  Immobilien  wird  der 
Schuldner  aus  dem  Besitze  entsetzt,  der  Gläubiger  in  denselben  inunit- 
tirt  und  geschützt.  Bei  unbestimmten  (generisch  bestimmten)  beweg- 
lichen Sachen  hat  der  Gläubiger  die  Wahl,  deren  Ankauf  oder  deren 
Werth  zu  verlangen,  wie  überhaupt  bei  Unmöglichkeit  der  Herausgabe 
in  Natur,  der  Werth  zu  ersetzen  ist*) 

n.  Die  Erwirkung  der  Vornahme  und  Unterlassung  von 
Handlungen.  Kann  die  Handlung  nur  durch  den  Schuldner  ohne 
Nachtheil  des  Gläubigers  vorgenommen  werden,  so  soll  durch  Geld- 
strafen die  Erzwingung  versucht  und  im  Nothfall  das  Interesse  in  Geld 
eingetiieben  werden ;  sonst  wird  die  Handlung  durch  Andere  auf  Kosten 
des  Schuldners  vorgenommen.  Die  Unterlassung  wird  durch  Geldstrafe 
oder  Sicherheitsleistung  erzwungen.^ 

HL   Die  Exekution  wegen  Geldforderungen  erfolgt:^ 


0  Art.  186  ff.  C.P.O.  Ueber  die  Besonderheiten  der  Exektttion  in  Handelsprozessen 
fl.  o.  §  43  C.  ni.  4. 

«)  Art.  764  ff.  C.P.O. 

^  Art.  873  ff.  C.P.O. 

")  Oekonomides  §261  ff.;  fialanos  S.  384 ff. 

*)  Art.  880  ff.  C.P.O. 

^  Art.  882  ff.  C.P.O. 

')  Art.  878  C.P.O. 
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1.  durch  Mobiliarbeschlag, 

2.  durch  Immobiliarbeschlag, 

3.  durch  Personalarrest, 

4.  durch  Wartboten, 

Die  Exekutionsmittel  können  kumulirt  werden. 
A.   Mobiliarbeschlag. ^) 

a)  In  Mobilien  in  Händen  des  Schuldners:^ 

1.  Das  ganze  bewegliche  Vermögen  des  Schuldners  kann  zur  Be- 
friedigung der  Gläubiger  verwendet  werden.  Ausgenommen  sind  (abge- 
sehen vom  beneflcium  competenüae,  welches  event.  noch  weitere  Ver- 
günstigungen gewährt,)  das  zum  Lebensbedarf  des  Schuldners  absolut  Noth- 
wendige  (Kleider,  Betten,  Mundvorrath,  auch  für  die  Familie  für  8  Tage), 
die  zum  Betreiben  einer  Kunst,  eines  Handwerks  etc.  nothwendigisn 
Geiilthe,  die  Gehälter  und  Pensionen  der  Civil-  und  Müitärbeamten.^ 

2.  Die  Beschlagnahme  bewirkt  die  Entziehung  des  Vermögens  aus 
der  Verfügungsgewalt  des  Schuldners.  Der  Gerichtsbote  nimmt .  in 
Gegenwart  izweier  Zeugen  zur  Befriedigung  des  Gläubigers  ausreichende 
Sachen  dem  Schuldner  weg  und  übergiebt  dieselben  einem  Sequester, 
welcher  die  Detention  erlangt.  Ein  Pfandrecht  erwirbt  der  Gläubiger 
an  den  gepfändeten  Sachen  nicht.  Die  Beschlagnahme  enthält  nur  ein 
V^ftuss^ungsverfoot.  Die  Versteigerung  ist  vorher  bekannt  zu  machen. 
Dieselbe  findet  bei  Sachen  im  Werthe  von  unter  3G0  Drachmen  8  Tage 
nach  der  Beschlagnahme,  bei  höherem  Werthe  4  Wochen  nach  der- 
selben durch  einen  Friedensrichter  oder  Notar  auf  Betreiben  des  Gläu- 
bigers statt.  Dem  V^erben  ausgesetzte  Sachen  können  auch  früher 
versteigert  wintlen* 

Besondesee  gilt  in  Ansehung  der  Beschlagnahme  von  Früchten  auf 
dem  Halm.'^)  Der  Zuschlag  erfolgt  an  den  Meistbietenden  gegen  Baar- 
zahlimg;  die  GlXiubiger  können  mitbieten,  der  Schuldner  kann  die 
Reihenfolge  bei  der  Versteigerung  bestimmen. 

üeber  zweite  Versteigerung  s.  Art.  903  ff. 

b)  In  Mobilien  in  Händen  eines  Dritten.^)  Hier  hat  die  Be- 
schlagnahme zwei  Prozesse  zur  Folge:  den  über  die  Gültigkeit  der  Be- 
schlagnahme und  (allerdings  nur  eventuell)  den  über  Anerkennung  der 
Schuld  seitens  des  Dritten. 

1.  Die  Beschlagnahme  kann  sich  auf  das  ganze  Vermögen  des 
Schuldners  erstrecken;  ausgenommen  sind  die  gerichtlich  zuerkannten 
Alimente,  die  Kautionen  dw  Beamten,  die  Gehälter  etc.^  der  Civil-  und 

^  Oekonomides  §264 ff.;  BaUnoB  S.  554. 

»)  Art885  C.P.O. 

^  Qeaeia  Tom  19.  MSrz  1884  {^PMA'),  Aasnahmsweise  kam  auf  V«  dieser  Ein- 
nahmen der  Civil-  und  MiUt&rbeamten  BeBchlag  gelegt  verden,  nämlich  zur  Befiriedigung 
Ton  Foidtningen  aus  Unterhaltsrerpflichtungen  gegenüber  dem  Ehegatten  und  Ver- 
wandten in  gerader  Linie. 

*)  Art915ff.  C.P.O. 

»)  Art.  919  ff.  CP.O.    Oek.  §  267  ff.;  Bai.  S.  669  ff. 

^  s.  0.  a.  1. 
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Militärbeamten,  die  Forderungen  aus  Wechseln  und  Ordrepapieren  (ausser 
bei  Verlust  der  Urkunde  oder  im  Konkurse  des  Trägers).  Sie  Brfolgt 
auf  Grund  einer  Urkunde  oder  in  dringenden  Fällen  auf  blosse  Be- 
scheinigung und  mit  Erlaubniss  des  Bezirksgerichtspräsidenten,  .indem 
der  Gläubiger  dem.  Dritten  einen  Schriftsatz  zustellt,  welcher  die 
Summe,  wegen  welcher  die  Beschlagnahme  vorgenonunen  wird,.  Bowie 
event.  die  Urkunden  bezeichnen  soll. 

2.  Binnen  8  Tagen  hat  der  Gläubiger,  bei  Strafe  der  Präklusion, 
gegen  den  Schuldner  die  Klage  bezüglich  der  Gültigkeit  der  Forderung, 
sowie  der  Beschlagnahme  zu  erheben  und  ihm  die '  erfolgte  Beschlag* 
nähme  zu  melden;  die  Klage  wird  summarisch  verhandelt,  das  Urtheil 
wird  dem  Dritten  zugestellt.  Das  Gericht  ordnet^  falls  Geld  mit  Be- 
schlag belegt  worden,  die  Zahlung  an  den  Gläubiger,  falls  andere  Mo- 
bilien  mit  Beschlag  belegt  worden,  die  Versteigerung  derselben  an. 

3.  Seit  Zustellung  der  Klage  auf  Gültigkeit  der  Beschlagnahme  an 
den  Dritten,  wird  dieser  zum  Sequester  und  darf  nicht  an  seinen  Gläu- 
biger leisten :  er  hat  sich  über  die  Schuld  beim  zuständigen  Friedens^ 
richter  oder  Gerichtsschreiber  oder  durch  Zustellung  eines  Schriftsatzes 
an  den  betreibenden  Gläubiger  zu  äussern,,  sowie  event.  andere  Beschlag- 
nahmen anzumelden.  Diese  Mittheilung  kann  der  Gläubiger  dnrch 
Opposition  anfechten ;  das  Geridit  entscheidet  summarisch.  Aeussert  er 
sich  nicht,  so  gilt  die  Schuld  als  anerkannt 

B.  Immobiliarbeschlag.^)  Auch  das  Immobiliarvermögen  des 
Schuldners,  selbst  das  verhypothezirte,  kann  mit  Beschlag  belegt  wer^ 
den.  Die  Immobilien  der  Unmündigen  und  Verschwender  werden  erst 
nach  den  Mobilien  zur  Befriedigung  verwendet;  der  Gläubiger  kann  die 
ihm  nicht  verhjpothezirten  Güter  nur  dann  veräussem,  wenn  diejseiner 
Hypothek  unterliegenden  nicht  ausreichen.  Die  Exekution  wird  sus- 
pendirt,  falls  der  Schuldner  durch  öffentliche  Urkunde  nachweist,  dass 
der  jährliche  Ertrag  zur  Tilgung  der  Schuld  genügt  und  wenn  er  den- 
selben dem  Gläubiger  cedirt. 

1.  Die  Beschlagnahme  erfolgt  beim  Schuldner  oder  bei  dessen  Ver- 
treter; bei  Hypotheken  kann  sie  auch  beim  dritten  Besitzer  der  ver- 
hypothezirten  Sache  erfolgen.  Der  Gerichtsbote  belegt  im  Beisein 
des  Demarchen  das  Grundstück  mit  Beschlag  und  ernennt  den  Schuld- 
ner oder  einen  Miether  zum  Sequester. 

2.  Die  Versteigerung  erfolgt  bei  Immobilien  im  Werthe  von  unter 
1000  Drachmen  4  Wochen  nach  der  Beschlagnahme,  bei  höherem 
Werthe  8  Wochen  nach  derselben  und  ist  vorher  wiederholt  bekannt  zu 
machen.  Die  Keihenlolge  bei'  der  Versteigerung  mehrerer  Grundstücke 
bestimmt  der  Schuldner,  die  Gläubiger  können  mitbieten. 

Ueber  zweite  Versteigerung  s.  Art.  980  C.P.O. 

C.  Kollokation. 2)   An  derselben  sind  auch  diejenigen  Gläubiger 


0  Art  954  ff.  C.P.O.    Oek.  §  271  ff.;  Bai.  S.  558  ff. 
^  Art.  936 ff.,  986  ff  C.P.O.    Oek.  §  275  ff. 
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betheOigt,  welche  die  Beschlagnahme  nicht  betrieben  haben.  Der  die 
Exekution  betreibende  Notar  oder  Friedensrichter  hat,  falls  der  Erlös 
zur  Befriedigung  der  angemeldeten  Forderungen  nicht  ausreicht,  die 
Eollokation  YOrzunehmen;  er  fordert  die  Gläubiger  auf,  ihre  Ansprüche 
vemibringen,  und  entwirft  auf  Grund  derselben  die  Eollokationstabelle. 

I.  Erlös  der  Mobilien;  es  giebt  drei  Gläubigerklassen,  deren 
beide  ersten  privilegirt  sind: 

a)  Die  erste  Klasse  umfasst  diejenigen,  welche  in  Bezug  auf  das 
gan^e  Yerinögen  des  Schuldners  ein  Privileg  haben,  also; 

a*)  die  Prozess-  und  Exekutionskosten; 

ß*)  die  Begräbnisskosten  des  Schuldners  resp.  die  nothwendigen 
Ausdagen  für  dessen  Familie; 

7^')  die  Eurkosten  der  letzten  Erankheit; 

d*)  den  Lohn  des  letzten  und  des  laufenden  Jahres  an  die  Die* 
ner  etc.; 

e')  die  Forderungen  der  Brot-,  Fleisch-  etc.  Lieferanten  und  der 
Gastwirthe  für  die  letzten  6  Monate; 

^ ')  die  Lasten  gegenüber  dem  Staat  etc.  für  die  zwei  letzten  Jahre^ 

C)  die  eyentuellen  Untersuchungs-  Gorichtskosten ,  in  die  der 
Schuldner  durch  ein  Strafgericht  yerurtheilt  worden. 

b)  Die  zweite  Elasse  umfasst  die  mit  einem  Spezialpriyileg  Ver- 
sehenen; dahin  gehören: 

a')  der  Pfandgläubiger  bezüglich  des  Erlöses  des  Pfandes. 

ß')  deijenige,  welcher  zur  Erhaltung  einer  Sache  Aufwendungen 
gemacht  hat,  bezüglich  dieser  Sache; 

r)  der,  welcher  Samen  etc.  geliefert  hat,  bezüglich  des  Erlöses  aus 
den  Früchten; 

d')  die  Miethsforderungen  bezüglich  der  Blaten  (für  das  letzte  und 
das  laufende-  Jahr); 

e')  die  Pachtforderungen  wie  sub  S'; 

4')  die  Forderungen  der  Gastwirthe  für  Zehrung  und  Vorschüsse 
wie  sub  8'; 

C)  die  Auslagen  der  Eonmiissionäre  und  Spediteure  bezüglich  der 
noch  in  ihren  Händen  befindlichen  Sachen ; 

7')  die  durch  Eaution  gesicherten  Forderungen  bezüglich  der 
Eaution. 

c)  Die  dritte  Elasse  begreift  die  übrigen  Gläubiger. 

d)  Die  Gläubiger  der  ersten  Elasse  rangiren  zuerst,  und  zwar 
nach  der  angefahrten  Reihenfolge;  zwischen  den  Gläubigem  der  zweiten 
Elasse  giebt  es  einen  Unterschied  nicht  (mit  Ausnahme  der  unter  ß' 
und  y')  und  haben  dieselben  im  Verhältniss  zur  Befriedigung  der  Gläu- 
biger der  ersten  Elasse  zu  konferiren. 

n.   Erlös  der  Immobilien;  hier  giebt  es  fünf  Elassen: 

a)  die  mit  Generalprivüegien  nach  la  Versehenen; 

b)  die  mit  Spezialpriyileg  (Ib).  Versehenen; 
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c)  die  eingetragenen  Hypoth^^en  nach  der  Beihenfotge  der  In«* 
flkription; 

d)  die  zur  Hypothekeintragong  Berechtigten; 

e)  die  gewöhnlichen  (chirographischen)  Gläubiger; 

f)  die  derselben  Klasse  angehangen  Forderungen  sind^  falls  ae 
kein  besonderes  Vorrecht  haben,  pro  rata  zu  koUoziren.  Bedingte  und 
eventuelle  Forderungen  sind  nur  bedingt  oder  eventuell  zu  kolloziren» 

in.  Der  vom  Bezirksgerichtspräsidenten  revidirte  Eollokations- 
Status,  wird,  falls  er  innerhall^  15  Tagen  von  den  Gläubigem  nicht 
durch  Opposition  angefochten  wird,  fOr  vollstreckbar  erklärt,  i) 

.  .Die  Opposition  ist  beim  Exekutionsbeamten  einzulegen,  whrd  durch 
einfache  Ladung  vor  die  Audienz  gebracht  und  summarisch  verhaixdelt; 
sie  richtet  sich  gegen  diejenigein,  deren  EoUokation  angefochten  wird. 
Die  Opposition  hat  suspensive  Wirkung,  denn  bis  zu  ihrer  Srledigang 
kann  die  Vertheilung  nicht  stattfinden. 

D.   Personalarrest.^ 

I.  Der  Personalarrest^  ist  statthaft  auf  Grund  Privatwillens  (und 
2war  nur  gegen  den  richterlichen  Bttrgen,  wenn  ein  Urtheil  S[aation  ange- 
ordnet hat,  und  den  Pächter)  oder  gesetzlicher  Anordnung  (nämlich  in 
Handelsprozessen;  gegen  ausländische  Schuldner^),  die  kein  genügen- 
des Yenn'Ogen  im.  ZnlaAd  besitzen  in  Prozessen  mit  Inländern  auf  Grund 
inländischen  verurtheilenden  Urtheils;  beim  Stellionat;  gegen  den  De* 
positar  und  die  Beamten,  welche  zur  Vorzeigung  oder  Herausgabe  von 
Urkunden  und  sonatigen  Sachen  verpflichtet  siud;  gegen  solche,  die  zur 
Herausgabe  von  Immobilien  verurtheilt  sind;  gegen  die  zu  einer  Geld- 
busse verurtheilten  Personen).  Nach  Ermessen  des  Gerichts  kann  in 
Eechnungssachen  oder  wegen  ausgesprochener  Schadensersatzverbind- 
Uchkeit  auf  Personalarrest  erkannt  werden.  Der  Staat  hat  wegen  jeder 
Forderung  das  Becht  auf  Arrest  des  Schuldners  (S.  Gres.  TA£T  von 
1871  Art.  6). 

Ausser  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen  darf  kein  Richter  auf 
Personalarrest  erkennen,  kein  Inländer  (auch  nicht  im  Ausland)  sich 
vertra^ponässig  demselben  unterwerfen  (G.P.O.  Art.  1001). 

In  jedem  Falle  darf  kein  Personalarrest  ohne  gerichtliches,  auf  An- 
trag ergehendes  Urtheil  vollzogen  werden  (ausgenommen  den  Fall  des 
Ges.  TÄ2T),     Nicht   zulässig   ist   er  gegen  Minderjährige  (ausser  bei 


')  Art.  945  ff.  CP.O. 

^  Art998£  C.P.O.  Momferratos  (1888),  Bellini  <1887)  und  Earakalos 
(1893):  Tttfil  itpoawxtx^Q  xpa-n^wc;  Diobuniotis  in  ^Themis''  Bd.  IV  No.  37  ff.; 
Oekonomides  §  280ff.;  Balanos  S.  842 ff.;   Rousopoulos  §  168  ff. 

*)  In  der  letzten  Zeit  sind  vielfach  Anregungen  zur  Aufhebung  desselben  ge- 
geben worden. 

*)  Durch  die  Vereinbarungen  in  den  intematLonalen  Vertrftgen^  wonaeh  auch  den 
Auslftndem  gleiche  Vorrechte  wie  den  tnl&ndem  gewährt  werden  (s.  §  9),  dOrften  die 
Grundsätze  aber  die  Personalhaft  der  Ausländer  keine  Modifikation  erieiden,  g.  a. 
A.  n.  119  (1837),  Bai.  S.  846.    Beachte  a.  u.  $  78. 
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HaüdeMetiten  in  Handelsgeachäften),  gegen  Frauen  (ausser  bei  Handels- 
fräuen),  gegen  Aszendenten  und  den  Ehegatten  des  Klägers,  gegen  die, 
welche  ihr  70.  Lebensjahr  vollendet  haben. 

n.  Die  Verhaftung  geschieht  durch  den  Gerichtsboteu  in  Gegen- 
wart von  Zeugen,  an  jedem  Ort*  und  zu  jeder  Zeit,  ausser  während 
des  Gottesdienstes,  zur  Nachtzeit  in  Privatwöhnungen  und  wälirend 
einer  Gerichtssitzung.  Der  Verhaftete  wird  in  das  Gefängniss  geführt; 
d^n  Wärter  sind  die  Verpflegungskoeten  fUr  einen  Monat  im  Voraus 
zu  entrichten. 

HL  Die  Freilassung  findet,  abgesehen  von  dem  Falle  der  Be- 
&dduiig  dei^  Schuld, '  statt.  Wenn-  die  Verpflegungskosten  nicht  entrichtet 
werden,  wenn  der  Gläubiger  schriftlich  seine  Zustimmung  giebt,  wenn 
die  Verhaftung  anhullirt  wird,  wenn  die  Vermögensabtretung  gestattet 
worden,  jedenfalls  nach  zwe^ähriger  Verhaftung.  Sie  erfolgt  entweder 
durch  den  Wärter  ohne  besonderes  Vorverfahren,  sonst  auf  Befehl  des 
Bezirksgerichtspräsidenten. 

IV.  Jeder,  der  berechtigt  i^,  selbst  gegen  den  Schuldner  Personal- 
arrest zu  vollziehen,  hat  auch  das  Recht,  den  Gefangenen  zu  rekom- 
mandiren,  d.  h.  Verlängerung  der  Haft  zu  beantragen.  Auf  die  Re- 
konunandatlon  finden  £e  obigen  Grundsätze  entsprechende  Anwendung. 

§  46. 

O.   Binwendmigezi« 

(Oek.  §  284,  §  282.) 

t.  Ürgiebt  sich  während  der  Zwangsvollstreckung  ein  Anstand,  so 
ist  derselbe  an  den  Bezirksgerichtspräsidenten  oder  mittelst  Opposition 
an  das  zuständige  Gericht  zu  bringen,  welches  summarisch  entscheidet. 
Es  sind  dabei  nur  liquide  Einreden  zulässig,  also  nur  solche,  die  üi 
derselben  Audienz  bewiesen  werden  können.') 

Die  Appellationsfrist  ist  eine  zehntägige.^ 

n.  Erhebt  dör  Schuldner  Einwendungen  gegen  den  durch  Urtheil 
festgestellten  Anspruch  selbst,  so  ist  in  der  Exekution  fortzufahren,  bis 
das  Gericht  selbst  Aufschub  bewilligt.^  Die  eventuellen  Anstände  bei 
der  Verhaftung  werden  durch  den  Gerichtspräsidenten  eriedigt,  dessen 
fiotacheidung  sofort  vollstreckbar  ist^) 

m.  Die  mit  Vindikation  verbundene  Opposition  Dritter  (Exeku- 
tionsintervention)  ist  dem  Versteigerungskommissar  (resp.  dem  Sequester), 
dem  Gläubiger  und  dem  Schuldner  zuzustellen ;  die  Klage  ist  gegen  die 
beiden  Letzteren  zu  richten.*) 

IV.   Die  Gläubiger,    die   sich  später  melden,   können  in  schon  ge- 


1)  J.  m  Wl  (1866). 
*)  Art.  871  ff.  C.P.O. 
»)  ArteiO  CP.O. 
*)  Art  1008  C.P.O. 
»)  Art  911  ff.  CP.O. 
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pfändete  Sachen  nicht  neue  Beschlagnahmen  yornehmen  (s.  jed.  o.  §45); 
sie  sind  nur  berechtigt,  sich  anzumelden,  um  bei  der  Vertheilung  be- 
rflcksichtigt  zu  werden,  i) 

31.  Die  Exekution  auf  Grund  der  XJrtlieile  ansl&ndlselier  Gerickte/^) 

(CP.O.  Art  858  ff.;   Oek.  §258;  BaL  S.  882  ff.) 

L  Es  ist  zu  unterscheiden,  zwischen  der  Anerkennung  und  der 
Vollstreckung  ausländischer  Urtheüe.^ 

Grundsätzlich  werden  in  Griechenland  die  rechtskräftigen  Urtheile 
auEdändischer  Gerichte,  sowie  die  öffentlichen  ausländischen  Urkunden 
aJs  solche  anerkannt.^)  Daraus  folgt,  dass  grundsätzlich  auch  aus 
einem  ausländischen  Urtheile  die  exceptio  rei  iudicatae  zuzulassen  ist» 
Was  aber  von  der  exceptio  rei  iudicatae  gUt,  muss  grundsätzlich  auch 
ypn  der  exceptio  litis  pendentis  gelten,  da  Voraussetzung  und  Zweck 
beiden  Einreden  gemeinsam  ist. 

Jedoch  hat  sich  in  diesen  Fragen  eine  feststehende  Theorie  oder 
Pngds  noch  nicht  gebildet. 

Oekonomides^)  hält  den  Inländer,  der  gegen  einen  Ausländer,  im 
Auslande  g;eklagt  hat,  nicht  für  behindert,  dieselbe  £Jage  nochmals 
Vor  dem  inländischen  griechischen  Gerichte  anhängig  zu  machen, 
macht  aber  eine  Ausnahme  für  den  Fall,  dass  beide  Parteien  Ausländer 
sind.^ 

Ebenso  hat  sich  der  Areopag  in  zwei  Entscheidungen^  dahin  aus- 
gesprochen, dass  die  Urtheile  ausländischer  Gerichte,  wenn  eine  der 
Parteien  ein  Inländer  ist,  nicht  die  Kraft  des  iudicatum  (Art.  859  bis 
861  G.P.O.)  haben  und  dass  infolge  dessen  die  exceptio  litis  pendentis 
nur  zutrifft,  wenn  die  Sache  vor  einem  inländischen  Gerichte  an- 
hängig ist  oder  wenn  beide  Parteien  Ausländer  sind  und  die  Sache 
vor  ein  ausländisches  Gericht  gebracht  worden  ist.*) 

n.  Verschieden  von  der  Frage  nach  der  Anerkennung  der  res 
iudicata  bei  ausländischen  Urtheilen  ist  die  Frage  der  Durchführung 
rechtskräftiger  ausländischer  Urtheile  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung. 

»)  Art  908  ff  CP.O. 

*)  Vgl.  y.  Streit,  Exekution  ausländischer  Urtheile  {ireiAsm^  dUoSaicwu  dTco^d' 
ctiüv,  bei  Balanos,  ^E^ij/nepi^  XII.  8),  mehr  de  lege  ferenda.  Rousopoulps  (Aus- 
gabe von  Euthymios)  §  SiSff.;  vgl.  auch  Saripolos  im  Journal  du  droit  intera.  pr. 
1880  S.  173. 

^  y.  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  intern.  Priyatrechts,  2.  Aufl.  Bd.  2  §  411. 
V.  Streit  a.  a.  0.  II. 

>)  Appellätionsgericht  Athen  579  (1890)  in  Themis,  I.  296.    Oekonomides  §258. 

*)  A.  a.  0.  §  45  Anm.  7  unter  Berufung  auf  Dalloz,  droit  civil  284-^287. 

^)  A.  a.  0.  §  104  Anm.  4  in  analoger  Anwendung  des  Art.  859  ^  1  C,P.O. 

^  A.  n.  395  (40)  und  177  (1872)  bei  Balanos  S.  420. 

*)  Die  Entscheidungen  sind  unseres  Erachtens  insofern  unrichtig,  als  sie  zwischen 
Anerkennung  und  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile  nicht  unterscheiden  und  als  sie 
der  Unterscheidung  der  Fälle  des  Art  859  CP.O.  auf  die  exceptio  rei  iudicatae  und 
litispendentis  ungehörigen  Einfluss  gewähren. 
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Fflr  die  Vollstreckung  ausländischer  ürtheüe  in  Griechenland  bedarf  es 
eines  Yollstreckungsbefehls,^)  d.  h.  es  muss  das  ausländische  Urtheil  von 
dem  inländischen  Gericht  für  vollstreckbar  erklärt  werden.^  Hierbei 
b^teht  jedoch  folgende  Unterscheidung: 

1.  Sind  beide  Parteien  Ausländer,  und  zwar  zur  Zeit  der  Voll- 
streckung,^  so  wird  der  Yollstreckungsbefehl  durch  den  Präsidenten 
des  Bezirksgerichts  ohne  materielle  Prüfung  des  Inhalts  des  Urtheils 
(also  keine  r^yision  au  fond)  ertheilt.  Nur  eine  gegen  inländische  Yer- 
botsgesetze  verstossende  Vollstreckung  ist  unzulässig.^) 

2.  Ist  eine  der  betheUigten  Parteien  ein  Inländer,  so  wird  das 
Drthäl  durch  das  gesammte  Bezirksgericht  für  vollstreckbar  erklärt 
und  zwar  in  summarischer  Verhandlung  nach  vorheriger  materieller 
Prüfung  des  Inhalts  (al'K>  hier  rövision  au  fond).  In  der  Verhandlung 
sind  auch  neue  Beweise  statthaft,^)  jedoch  beschränkt  sich  das  grie- 
chische Gericht  nur  auf  die  Prüfung  der  thatsächlichen  Seite,^  und 
es  kann  sich  darin   über  die  Sache   eine  freie  Ueberzeugung  bilden.^ 

Die  Vollstreckung  wird  nur  dann  versagt,  wenn  das  ausländische 
ürtheil  gegen  inländische   verbietende  Gesetze^   verstösst   oder  wenn 

^)  Nicht  also,  wenn  die  Urtheile  (oder  die  sonstigen  Öffentlichen  auslAndischen 
üritanden)  ein&ch  als  Beweismittel  gelten  sollen.    A.  U.  175  (1861). 

^  Die  Bestimmungen  der  Civilprozessordnong  Über  die  Vollstreckung  ausländischer 
Urtheile  lauten  folgendermassen: 

Art  858.  „Von  auslflndischen  Gerichten  erlassene  Urtheile  und  von  auslfindischen 
Beamten  abgefasste  Öffentliche  Urkunden  können,  wenn  Staatsverträge  nicht  das  Gegen^ 
theil  verftigen,  in  Griechenland  nur  dann  exeqoirt  werden,  wenn  dieselben  yon  inlfindi- 
Bchen  Gerichten  fOr  exekutorisch  erkl&rt  worden  sind. 

Art  859.  Der  VoUziehungsbefehl  ist  im  Falle  des  Torigen  Artikels   zu  ertheilen: 

1.  ybm  Präsidenten  des  Bezirksgerichts  des  Ezekutionsortes  in  der  in  Art.  119 
and  857  bestimmten  Form,  und  ohne  weitere  Untersuchung  des  Inhalts  des  Urtheili 
oder  der  Urkunde,  wenn  alle  Parteien  Ausländer  sind; 

2.  vom  gesammten  Bezirksgerichte  und  erst  nach  vorgängiger  Untersuchung  des 
Inhalts,  wenn  eine  der  Parteien  ein  Inländer  ist. 

Im  letzten  FaUe  sind  sowohl  Vollziehungs-  als  Niohtvollziehungsbefehle  von  sämmt- 
lichen  tüchtem  und  dem  Gerichtsschreiber  zu  unterschreiben. 

Art.  860.  Im  Falle  des  4^-  ^^  ^o*  ^  ^Bxm  der  VoUzug  nur  dann  verweigert 
worden,  wenn  Urtheile  gegen  erwiesene  Thatsachen,  oder  wwm  Urtheile  sowohl,  als 
flOBBtige  Öffentliche  Urkunden  gegen  inländische  verbietende  Gesetze  anstossen. 

Art.  861.   Wird  im  Falle  des  vorigen  Artikels  die  Exekution  verweigert,  so  haben 

1.  ausländische  Urtheile  gar  keine  Wirksamkeit  und  die  Sache  muss  von  Neuem 
vor  inländischen  Gerichten  verhandelt  und  entschieden  werden; 

2.  ausländische  Öffentliche  Urkunden  gelten,  wenn  sie  von  den  Parteien  unter- 
schrieben worden  sind,  als  Privaturkunden  hinsichtlich  der  Punkte,  welche  den  inländi- 
schen Gesetzen  gemäss  angeordnet  worden  sind." 

^  A.  n.  218  (1871).  Im  Falle  des  !4<rT.  N.  Art.  13  (s.  o.  §  9)  wird  der  Ausländer 
dem  Inländer  gleichgeachtet    A.  IJ.  3  (1871). 

*)  Verf.  Art.  13,  \4<n.  N.  Art.  8. 

«)  A.  n.  16  (1853),  219  (1888).  ' 

*)  Also  keine  Prüfung  der  Rechtsregel,  A /7;  .93  (1866). 

')  A,  n.  102  (1869).  . 

^)  So  wenn  z.  B.  auf  Personalhafb  erkannt  ist,  wo  das  griechische  Recht  dies  nicht 
znlSsst    Rottsopoulos  §  43. 
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erwiesene   Thatsachen  ^)    gegen   dasselbe    spreehen.     In  ktoterer  Be* 
Ziehung  fuhrt  Oekonomicles^  Folgendes  aus: 

„Die  Würdigung  der  thatsächlichen  Seite  des  Prozesses  seifcons  des 
ausländischen  Bichters  ist  demnach  nicht  unersohtttterlich;  die  Partei 
also,  gegen  welche  das  Urtheil  yollstredtt  irräden  soll,  kana  4iie  that- 
»ächlichö  Grundlage  derselben  als  unrichtig:  angreifen  und  dem  in- 
ländischen Gerichte  dazu  neue  Beweise  vortegen.;  dieses  ist  b«ceehti^ 
wenn  es  sich  gegentheilige  Ueberzeugung  gebildet,  die  VoUstreiclnmg 
abzuweisen;  aber  auch  peremptorische.  fSnr^den  können  Yorgdi)raeht 
werden  (Erfüllung,  Verjährung) ;  auch  wenn  diese  bewiesen  sind,  wider- 
spricht das  Urthefl  erwiesenen  Thataachen."  Mittermaier  iib  Areh.  L 
Ciy.  Praxis  XIV,  8. 84 ff,  A.n.  4:  (1842),  102  (1869).««) 

Roüsopoulos  stimmt  fast  wörtlich  bei  (8.  29  Ansg.  tod  fiuthy«- 
mios)  und  fügt  zu:  „Dieses  greift  nur  bei  Urtheilen  Platz,  nicht  bei 
Vertittgsurkunden;  denn  in  gerichtlichen  Handlungen  soll  von  dem  Ge» 
Gericht  die  thataäcUiehe  und  juristisehe  Seite  der  Sadie  festgesteMi 
werden." 

Aus  der  Rechtsprechung  liegen  über  diese  Frage  folgende  Urtheile 
des  A.  /?.*)  vor: 

16  (1853),  219  (1888),  welche  mit  Oekonomides  übereinstimmen.  Die 
dort  zitirten  Entscheidungen  1  (1842)  imd  102  (1869)  führen  aus,  dass  ^im 
Art.  860  nicht  unterschieden  werde,  ob  die  dem  Urtheile  widersprechen- 
den Thatsaehen  yor  dem  ausländischen  Geridite  erwiesen  wurden,  oder 
etst  erwiesen  werden  zur  Zeit  d^  Ertheilung  der  Vollstreclnmg  -^  dass 
daher  auch  der  Richter  nicht  unterscheiden  dürfe,  zumal  sonst  die  un- 
logische Eonsequenz  gezogen  werden  müsste,  dass  bei  Kontumazial- 
urtheüen,  die  doch  ganz  besonders  der  Revision  bedürfen,  die  Voll- 
streckung nicht  durch  das  Vorbringen  von  neuen  Beweisen  gehindert 
werden  könnte"  und  „dass  der  Art.  860  die  Beweismittel,  deren  sA^ 
das  Gericht  bedienen  will,  um  sich  seine  Meinung  zu  bilden,  weder  bei- 
stimmt, noch  beschränkt." 

Eine  andere  Entscheidung  des  Areopag,  93  (1866),  sagt:  „Die  Aj9h 
Wendung  der  Rechtsregeln  seitens  des  ausländischen  Gerichts  unterliegt 
nicht  der  rövision  au  fond." 

Endlich  besagt  eine  Entscheidung  132  (1884):  „dass  die  VoIl$trecknng 
nicht  verweigert  werden  dürfe,  wenn  das  Urtheil  nicht  zu  deja  Fällen 
des  Art.  856  gehöre  oder  nicht  gewisse  und  liquide  Forderungen  jeubi 
Inhalte  habe  (Art.  864)." 

Letzterem  Urtheile  kann  nicht  beigestimmt  werden.  Art.  860  O.P.O. 
ist  nicht  in  dem  Sinne  limitativ,  dass  es  mit  den  in  Art.  854  ff.  all- 
gemein gesetzten  Regeln  in  Widerspruch  stehen  könnte. 


0  GleichgOltig,   ob   diese  Thatsacben  vor  dem  Aosiftadischeit  .oder  vor  dem  in- 
läadiscben  Eicbter  erwiesen  siad.    A.  H.  4  (1842). 
•)  A.  a.  0.  §  258  Anm.  7. 
^  Auch  bei  Balanos  m  finden  S.  388. 
^  Bai  S.  882 fi. 
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Besondere  Staatsyerträge  über  die  Vollstreckung  ausländischer 
ürtheile  hat  Griechenland  nicht  geschlossen  und  es  ergiebt  sich  aus  dem 
Vorstehenden,  dass  die  Vollstreckung  ausländischer  Ürtheile  in 
OrieehBBland  nicht  Ton.  der  Verb  Urgung  der  Reziprozität  ab* 
hängig^emacht  ist. 

nL  Auch  zur  Erwirkung  eines  Arrestes  ist  die  Ertheüung  der 
Vdktreckbarkeitsklauset  nadi  obigen  Grundsätzen  nothwendig.  Die 
Literatur  enthält  über  diese  Frage  nichts,  nur  Rousopoulos,  §  33, 
iSst  die  Frage  in  gleicher  Weise  fSr  die  Eintragung  einer  Hypothek; 
dies  ergiebt  sich  übrigens  aus  Art.  14  des  Gesetzes  über  Hypotheken 
Tom  11.  August  1836^)  mit  Bestimmtheit,  indem  dort  gesagt  wird,  dass 
,jürtheile  von  ausländischen  Gerichten  zur  Hypothekeintragung  be» 
rechügen,  wenn  sie  für  vollstreckbar  erklärt  sind.^<  Aus  der  Analogie 
dieses  Falles  und  wohl  auch,  weil  Arrest  Vollstreckungshandlung  ist, 
scheint  die  LUsong  der  Frage  zu  folgen. 

§48, 
22.   SeUedsrlehterlielies  TerfiAreii. 

(CP.O,  Art.l05ff.  B.  a.  521  ff.,  Oelu  §  166  ff.,  Bai.  S.  288 ff.) 

I.  Erkennende  Schiedsrichter« 

1.  Die  Parteien  sind  berechtigt  die  Entscheidung  einer  Streit- 
sache Schiedsrichtern  zu  übertragen,  wenn  sie  über  dieselbe  freies  Ver- 
fügungsrecht  hab^n  und  die  Sache  ihrer  Natur  nach  auch  einen  Ver- 
gleich zulässt,  also  nicht  in  Ehesachen,  in  Alimenten,  falls  Vergleich 
imzoläfflig  ist  etc. 

2.  Der  ausländische  oder  inländische  Kläger  ist  in  Handels-  und 
Wechselsachen  bei  Zustellung  der  Elagschrift  berechtigt,  auf  Schieds- 
richter zu  kompromittiren,  somit  ein  Schiedsgericht  zu  erzwingen;  er 
bestimmt  die  Anzahl  der  Schiedsrichter;  jede  Partei  ist  jedoch  be- 
rechtigt eine  gleiche  Anzahl  von  Schiedsrichtern  zu  ernennen.  Für  den 
Fall,  dass  Streitigkeiten  zwischen  Handelsgesellschaftern  entstehen,  gelten 
die  besonderen  Bestimmungen  des  H.G.B.  Art.  51 — 63.^ 

3.  Ein  Kompromiss  kann,  ausser  im  Falle  sub  2  oder  bei  Proro- 
gation, nur  durch  schriftlichen  VeHrag  oder  durch  Erklärung  zu 
Protokoll  eingegangen  werden;  in  demselben  sind  die  Schiedsrichter 
und  der  Streitgegenstand  anzugeben.  Unfähig  zum  Schiedsrichteramte 
sind  Frauen  und  in  der  Handlungsfähigkeit  beschränkte  Personen.  Aus- 
länder können  nicht  Schiedsrichter  sein,^  jedoch  können  sich  Aus^ 
länder  auf  dieses  Verbot  nicht  berufen.^)  Das  Schiedsrichteramt  kann 
man  ohne  Angabe  eines  Grundes  ablehnen ;   eine  Klage  auf  Schadens- 


»)Phlogaiti8  m.  S.831. 

^  AM.  der  il./7.  240  (1870),  welcher  diese  Bestimmuqfen  durch  die  C.P.O« 
flr  derogirt  erachtet. 
>)  Art.  1X2  aP.O- 
*)  i.  n.  145  (1864). 
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ersatz  gegen  Schiedsrichter  ist,   ausser  bei  SpezialVereinbarung,   nur 
wegen  grober  Nachlässigkeit  gegeben,  i) 

4.  Das  Verfahren  richtet  sich  im  Zweifel  nach  den  fDr  die  Friedens- 
gerichte geltenden  Bestimmungen.  Es  entscheidet  Stimmenmehrheit; 
bei  Stimmengleichheit  erlischt  der  ganze  Schiedsvertrag,  wenn  nicht 
binnen  drei  Tagen  ein  Obmann  gewählt  wird.  Gegen  das  ürtheü  ist 
Appellation  und  das  Rechtsmittel  der  Wiederaufnahme  des  Verfahrens 
zulässig. 

5.  Das  Schiedsrichteramt  erlischt  insbesondere  durch  Tod  eines 
Schiedsrichters,  sowie  durch  Widerruf  der  Vollmacht,  nicht  durch  Tod 
der  Partei,  ausser  wenn  minderjährige  Erben  vorhanden  sind.  Der 
Schiedsspruch  ist  nichtig:  bei  Amtsüberschreitung  der  Schiedsrichter  und 
bei  UnStatthaftigkeit  des  Schiedsvertrages, 

n.  Die  Vergleichschiedsrichter  haben  nur  den  zustandege- 
kommenen Vergleich  niederzuschreiben  und  nebst  den  Parteien  zu  unter- 
zeichnen. 

in.  Die  Vollstreckung  dqs' Schiedsspruchs  kann  (ausser  im  Falle 
ein  ganzes  Gericht  zum  Schiedsrichter  ernannt  worden)  nur  auf  Grund 
eines  von  dem  Bezirksgerichtspräsidenten  zu  ertheüenden  Vollziehungs- 
befehls erfolgen.  Ein  nichtiger  Schiedsspruch  soll  nicht  fllr  exekutorisch 
erklärt  werden;  gegen  den  VoUziehungsbefehl  ist  Opposition  zulässig; 
dieselbe  wird  beim  Bezirksgericht  verhandelt  und  sind  gegen  dessen 
Erkenntniss  die  gewöhnlichen  Rechtsmittel  statthaft. 

Ueber  die  Vollstreckung  ausländischer  Schiedssprüche  bestehen 
besondere  Grundsätze  nicht.  Es  wird  aber  zu  unterscheiden  sein 
;Ewischen  einem  Schiedsspruch,  an  dem  die  ausländische  Gerichts- 
gewalt betheiligt  gewesen  ist,  und  einem  solchen,  der  ohne  gerichtliche 
Intervention  zustande  gekommen  ist.^ 

Im  ersteren  Falle  greifen  die  oben  (§  47)  dargestellten  Prinzipien 
über  die  Vollstreckung  gerichtlicher  Urtheile  Platz;  im  letzteren  Falle 
ist  der  Schiedsspruch  als  Vertrag  zu  behandeln.  Die  Vollstreckungs- 
klausel ist,  wenn  zur  Vollstreckung  geschritten  werden  soll,  jedenfalls 
nothwendig, 

n.  ThelL 

Konkursreoht 

§49. 
1.   Quellen  und  Literatur.    Einleitung. 

I.  Die  hauptsächliche  Quelle  des  griechischen  Eonkursrechts  ist  das 
Handelsgesetzbuch  vom  19.  April  (1.  Mai)  1835*)  in  seinem  in.  Buche 
(Art.  437 — 614),  in  der  neuen  Gestalt  die  diesem  durch  das  Gesetz  vom 

0  Art.  126  C. P.O. 

^  Cfr.  Rousopoulos  §46;  Oek.  §258. 

')  Eine  deutsche  Uebersetzung  desselben  findet  sich  bei  Berchardt,  die  gelten- 
den Handelsgesetze  des  Erdballs,  Bd.  2,  S.  641.    Berlin  1884. 
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13.  Dezember  1878  gegeben  worden  ist,  und  das  dem  Belgischen  Ge- 
setze von  1883  nachgebildete  Gesetz  yom  6.  Febraar  1893  über  den 
präyentiyen  Zwangsvergleich.  Daneben  sind  die  im  Zusammenhange 
stehenden  Bestimmungen   der   Ciyilprozessordnung,   des   Gesetzes  vom 

14.  Mai  1835  Über  die  Kompetenz  der  Handelsgerichte  und  vom  28.  Mai 
1887  Aber  die  Aufhebung  derselben,  endlich  der  sonstigen  das  Konkurs- 
recbt  berührenden  Gesetze  zu  berücksichtigen,  die  im  Laufe  der  Dar- 
stellung Erwähnung  finden  werden. 

Aus  der  speziellen  Literatur^)  nennen  wir:  Die  Gesammtdar- 
stellung  in  dem  m.  Bande  des  Handelsrechtslehrbuchs  von  G.  Rhallis, 
'Ep/apfBui  ToS  ^Eihju.  'Efmopaou  Jaaioo^  2.  Aufl.  1880,  der  das  Werk  von 
Carlo,  del  fallimento  secondo  il  diritto  privato  intemazionale,  in  grieclü- 
scher  Uebersetzung  und  mit  Anmerkungen  versehen  als  Anhang  beige« 
Agt  ist.  Neben  diesen  Werken  benutzt  die  Praxis  ausgiebig  die  fran<- 
zösische  Literatur  und  Jurisprudenz.  Die  konkursrechtlichen  Mono- 
graphieen  sollen  bei  den  beta*effenden  Kapiteln  genannt  werden. 

n.  Das  auf  Grund  der  Verordnung  der  ersten  Nationalversamm- 
lung von  Epidaurus  (Konst.  von  1822,  Art.  90,  91)  rezipirte,  schon  vor 
dem  Freibeitskampfe  ins  Neugriechische  übersetzte  französische  H.G.B. 
des  Ck>de  Napoleon  von  1807  galt  im  Königreich  Griechenland  in  der 
offiziellen  Fassung  des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1835  fast  unverändert  bis 
1.  Januar  1879,  an  welchem  Tage  das  das  Konkursrecht  umgestaltende 
neue  Gesetz  (fAIIT')  m  Wirksamkeit  t^at.  Dasselbe  ist  zum  grössten 
Theile  dem  französischen  Gesetz  vom  28.  Mai  1838  (Loi  sur  les  faillites 
et  banqueroutes)  entnommen,  unter  vielfacher  Benutzung  jedoch  des 
italiemschen  Codice  di  Oommercio  von  1865. 

In  allerjüngster  Zeit  ist  der  präventive  Zwangsvergleich  nach  bei- 
gischem  Muster  eingeführt  worden  (Ges.  vom  6.  Febr.  1893). 

§50. 
3.   Orondiirinzipieii  des  Konkursreehts. 

Rhallis  m.  S.  7ff.,  353  ff. 

Nur  der  Kaufmann  kann  in  Konkurs  gerathen/^  Der  Nicht- 
kauünann  unteiüegt  der  cessio  bononim.*^  WerKäuftnann  ist,*)  regelt 

*)  Siehe  v.  Streit  im  Juristischen  Literatnrblatt  No.  37  S.  127  (1892). 

*)  Art  437  H.G.B. 

')  C.P.O.  687— «94  und  Gesetz  vom  31.  Mai  1887  {ATZ"),  Zu  derselben  ist 
jeder  fibarschnldete  Schuldner  berechtigt  mit  Ausnahme  1)  der  wegen  Betrugs  Vorbe- 
sti^iften,  sowie  deijenigen,  welche  aus  dolus  oder  culpa  lata  in  Ueberschuldung  ge- 
rathen  sind;  2)  aUer  zur  Rechnungslegung  Verpflichteten;  3)  der  Ausländer  (s.  jod. 
o.  §  9  und  *Acr.  N.  Art  13  u.  16).  Der  Antrag  des  Schuldners  auf  Cessio  honoram 
wird  Tom  Besdrkagericht  seines  Wohnorts  in  summarischem  Verfahren  erledigt.  Die 
VermOgensabtretung  kann  erst  nach  yorgängiger  Ladung  der  Gläubiger  ausgesprochen 
werden.  Falls  derselben  stattgegeben  wird,  wird  der  Schuldner  bis  zum  Erwerb  neuen 
Vermögens  von  jeder  weiteren  Verfolgung  der  Gl&ubiger  befreit.  Das  abgetretene  Ver- 
miSgim  wird  nach  den  fOr  Beneflzialerben  geltenden  Bestimmungen  verkauft.  —  Siohe 
Oekonomides  §  152. 

*)  Die  Ausländer  smd  nicht  ausgeschlossen;  beachte  jed.  Oes.  y,  14.  Noy.  1836 

LsflBK  n.  IioswsimLD,  BeehtCTMMgttiifi   II.  Q 
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das  H.O.B.  in  seinem  I.  Abschnitt  (Art.  1 — 7),  sowie  das  Gesetz  Ober 
die  Kompetenz  der  Handelsgerichte  vom  1^.  Mai  1835.  Es  gelten 
wesentlich  französische  Bestimmungen  (Code  de  Comm.  von  1807  Art. 
631 — 639).  Konkursgericht  ist  dasjenige  Bezirksgericht,  in  dessen 
Bezirk  sich  die  Haupthandelsniederlassung  des  Kridars  befindet. 

Für  die  Lösung  der  Frage  nach  der  Universalität  oder  Territoria- 
lität des  Konkurses  ist  im  Gesetze  ein  Anhalt  nicht  gegeben.  Die 
Theorie  ist  eher  dem  Universalitätsprinzip  zugeneigt.^)  Die  Praxis 
schwankt,  geleitet  im  einzelnen  Falle  durch  utilitarische  Rücksichten. 
Sie  scheint  jedoch  eher  dem  Territorialitätsprinzip  sich  anschliessen  zu 
wollen.^  Die  ausländische  Konkurseröffnung  wird  in  Griechenland 
anerkannt,^  gleichgültig,  ob  es  sich  um  einen  In-  oder  Ausländer  handelt, 
auch  die  ausländischen  Konkursverwalter  haben  das  Repräsentations- 
recht vor  den  einheimischen  Grerichten.  Zur  Vollstreckung  auf 
Grund  des  ausländischen  Urtheils  kann  jedoch  nur  nach  den  dafür 
geltenden  Grundsätzen  der  C.P.O.^)  gescluitten  werden.  Entsprechend 
dem  Territorialitätsprinzip  hat  eine  der  jüngsten  Entscheidungen  des 
Appellgerichts  Athen ^)  ausgesprochen,  dass  über  den  im  Ausland  in 
Konkurs  gerathenen  Schuldner  auch  im  Inland  der  Konkurs  eröffnet 
werden  könne,  falls  er  in  demselben  Vermögensobjekte  besitzt,  welche 
Betriebsmittel  eines  in  Griechenland  geführten  besonderen  Geschäfts- 
zweiges sind. 

8.   Materielles  Konkursrecht. 

In  Abweichung  vom  Deutschen  Recht  umfasst  der  Konkurs  niöht 
nur  das  zur  Zeit  der  Eröffnung  vorhandene,  sondern  auch  das  zu- 
künftige Vermögen  des  Schuldners.  Durch  die  Bilanz  und  das  innerhalb 
drei  Tagen  nach  ihrer  Ernennung  von  den  definitiven  Verwaltern  zu  er- 
richtende (Art.  481  ff.)  Inventar  wird  die  aktive  Vermögensmasse  fest- 
gestellt, gesichert  vor  unlauteren  Manipulationen  des  Kridars  durch  die 
Siegelanlegung  (s.  u.  §  58),  die  Verwaltungsentziehung  und  die  übrigen 
durch  das  Gesetz  gebotenen  materiellen  und  formellen  Mittel. 

§  51. 
A*  Voraaflsatsaiigen  und  Wirkungen  dar  Konkurseröffiiuiifu 

(Rhallis  III.  S.  16  ff.) 

I.  Voraussetzung  der  Konkurseröffnung  sind:*)  a)  die  Kaufmanns- 
eigenschaft, b)  die  Zahlungseinstellung  des  Schuldners. 

Aber  die  Handelssohifflfahrt,  —  AuBl&nd«r  können  nicht  Ober  die  Hfilfte  ßchifltoiteigen« 
thCUner  sein,  —  sowie  den  AuBschiuss  der  Fremden  vom  ScbiedBrichteramt  C.P.O. 
Art.  112  (anch  in  Handelssachen,  App.  Athen  1.  Nov.  1840). 

0  Rhallis  S.  858 ff.    Diobonniotis,  Anf.  §  U. 

^  S.  Mittheilnng  y.  Streites  in  der  Zeitachrift  für  intemat  Privat-  und  Straf- 
recht lU.  S.  187  nnd  0ifi»i  III.  S.  876. 

*)  Und  zwar  als  auslftndlsche  Öffentliche  Urkunde.  A.  11.  175  (1861)  und  App. 
Athen  579  (1890)  in  Themii  I.  S.  296. 

*)  S.  0.  §  47.    A.  n.  118  (1850),  188,  175  (1861). 

^)  S.  0.  Anm.  2  und  Joomal  du  Droit  intern,  priye  XX.  284. 

^  Art  437  K.O. 
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Ad  a)  Aneh  der  Ausländer  kann  hier  in  Konkurs  gerathen,  da 
er  vom  Handel  nicht  anfigeechlossen  ist,^)  ebenso  derjenige,  welcher  auf- 
gehört hat,  Kaufinann  ro  sein,  falls  er  zur  Zeit  als  er  noch  Handel  trieb, 
seine  Zahlungen  eingestellt  hat.  Auch  tQ>er  das  Vermögen  eines  ver- 
storbenen EauimaniLB  kann  inneriialb  eines  Jahres  nach  seinem  Tode 
noch  du  Konkursrerfahren  eröffnet  werden. 

Ad  b)  Die  Annahme  dieser  Voraussetzung  ist  dem  Ermessen  des 
Gerichts  anheimgestellt,  dessen  Urtheil  nicht  einmal  durch  das  ausser- 
ordentliche Rechtsmittel  der  RcTision  anfeohtbar  ist.  Insbesondere  ist 
Zahlungsdnstellung  vorhanden,  wenn  der  Kaufmann  aufhört,  seinen 
handelsrechtlichen  Verpflichtungen  nachzukommen;  sie  kann  durch  Ur- 
kunde (Protest  etc.X  sowie  durch  Zeugen  bewiesen  werden-^ 

n.  Die  Konkurseröffnung  erfolgt  entweder  von  Amts  wegen  auf 
Einschreiten  des  Qerichts  oder  auf  Antrag  des  Schuldners  oder  eines 
Gläubigers.^  Jeder  Schuldner  ist  verpflichtet  binnen  drei  Tagen  nach 
der  Zahlungseinstellung  beim  Sekretär  des  Konkursgerichts  davon  An- 
zeige zu  machen,  zugleich  seine  Handelsbilanz  einzureichen^)  oder  die 
Grfinde  anzuf&hren,  warum  er  daran  verhindert  ist.  Auch  die  aus- 
ländischen Gläubiger  sind  zum  Konkursantrage  berechtigt,  falls  nur 
die  Voraussetzungen  für  eine  Konkurseröfliiung  im  Inlande  vorliegen. 
Es  ist  gleichgfltig,  ob  der  Antragsteller  Handelsgläubiger  oder  einfacher 
Civilgläubiger,  ob  die  betreffende  Schuld  eine  gesicherte  oder  eine  be- 
tagte ist. 

m.  Abgesehen  von  den  Wirkungen  auf  die  politischen^)  und 
bflrgerlichen^  Kechte  des  E^ridars  bewirkt  die  Konkurseröffnung^  den 
Ausschluss  des  Kridars  vom  Handelsgewerbe.  ^ 

Die  Konkurseröffnung  äussert  femer  folgende  Wirkungen  auf  das 
Vermögen  des  Kridars: 

a)  Die  Beschlagnahme  des  gegenwärtigen  und  zukünftigen  Ver- 
mögens des  Schuldners^  und  die  Entziehung  der  Vermögensverwaltung. 
Jede  Veräusserung  des  Schuldners  sowie  jede  Zahlung  an  ihn  ist  nichtig, 
üeber  die  Vornahme  civilprozessualer  Rechtsgeschäfte  s.  u.  §  52.^^ 

Doch  ist  derselbe  nidit  schlechthin  geschäftsunfähig;  er  kann 
jegliches,  mit  dem  Konkursvermögen  nicht  zusammenhängende  Rechts- 


*)  Siehe  aaeh  App.  Larissa  288  (1888)  in  ^Etfnifupk  von  BaL  DL  577. 

*)  Art  440  E.O. 

^)  Sonst  kann  er  wegen  Bankmtts  yerfolgt  werden.    Art.  594  §  3  K.O. 

^)  S.  dar.  Art  18  der  GemeindeverfasBong,  Art.  4,  6  des  Ged.  über  den  Provin- 
aalmtb»  Art  4  §  7^'  n.  5  des  Qes.  Ober  die  Wahl  der  Abgeordneten  yon  1877. 

^  Sr  ist  Tom  Familienrath  sowie  von  der  Vormundschaft  aasgeschlossen,  s*  Vor- 
mnndachaftsges.  v.  17.  Angnst  1861  Art  SO,  48. 

^  Rballis  m.  S.  32  IL 

^  Bis  znr  Rehabilitation  (Art.  446,  525,  s.  a.  Art.  526,  548  K.O.),  ausser  wenn 
ein  Veigleieh  stattgefunden  hat. 

')Art445E.O. 

M)Art446JLO. 

6* 
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gesch&ft  Yornehmen,  sowie  die  zur  Erhaltung  seiner  Rechte  nothwen- 
digen  Massregeln  treffen  (Verjährung  unterbrechen  etc.).  In  alleii 
Fällen,  wo  seine  Interessen  mit  denen  der  Gläubiger  kolUdiren,  kann 
er  gegen  die  Konkursverwalter  gerichtlich  vorgehen. 

b)  Die  noch  nicht  fälligen  Verpflichtungen  des  Kridars^)  werden 
fäUig^,  es  hSrt  der  Masse  gegenüber  jeder  Zinsenlauf  der  nicht  privi« 
legirten  oder  gesicherten  Forderungen  auf.^ 

c.  Jede  Klage,  jede  ZwangsvoUstreckung  (beachte  Art.  453)  muss 
sich  gegen  die  Konkursverwalter  richten.^) 

d)  lieber  die  Anfechtung  s.  u.  §  56. 

rV.  Was  die  V^Tirkung  der  Eröffnung  auf  das  im  Ausland  befind- 
liche Vermögen  anbetrifft,  s.  das  o.  §  50  Ausgeführte. 

§52. 

B.   Konkursverwalter. 

(RhaUis  III,  S.  97  ff.) 

I.  Die  Konkursverwalter  (ein  bis  drei)  werden  vom  Konkurs* 
gericht  ernannt,  gewöhnlich  aus  der  Zahl  der  Konkursgläubiger. ^ 
Sie  sind  vorläufige,  im  Eröffnungsurtheil  ernannte,  oder  definitive;  bei 
letzteren  hat  die  Gläubigerversanunlung  ein  das  Gericht  nicht  bindendes 
Vorschlagsrecht.  Unfähig  Konkursverwalter  zu  sein  sind  geschäfts^ 
unfähige  (interdizirte,  fallite  etc.)  Personen  und  des  Ejcidars  Verwandte 
oder  Verschwägerte  bis  mit  zum  vierten  Grade.  Ausländer  sind  nicht 
ausgeschlossen.  Mehrere  Konkursverwalter  handeln  gemeinsam,  es 
können  jedoch  bestimmte  Funktionen  einem  derselben  anvertraut  werden. 

Die  zu  Konkursverwaltern  Ernannten  sind  befugt,  das  Amt  auch 
ohne  besondere  Rechtfertigung  auszuschlagen,  sie  müssen  aber  den  di^- 
bezügliches^  Alktrag  24  Stunden  nach  Zustellung  ihrer  Ernennung  beim 
Konkursgerödkt  stellen.  Das  Amt  h5rt  auf:  1)  ipso  iure  durch  Tod, 
EntmttncUgung  etc.,  2)  durch  Gerichtsakt  von  Amt^  wegen  oder  auf 
Antrag  (des  Verwalters  selbst,  eines  Gläubigers,  des  Fallimentskommi»- 
sara).  Nach  erfolgter  Rechnungslegung  wird  ihnen  angemessene  Ver- 
gütung gewährt. 

Klagen  gegen  die'  Geschäftsführung  der  Konkursverwalter  sind  beim 
Fallimentskommissar  einzureichen,  welcher  binnen  drei  Tagen  ent- 
scheidet; das  Urtheil  ist  vorläufig  vollstreckbar,  es  ist  jedoch  gegen 
dasselbe  Rekurs  beim  Gerichte  statthaft.*'^ 


>)  Nicht  auch  der  MitYoxpflichteten.  Ist  der  Fallit  AassteUor  eines  Ordr^apiers. 
Akzeptant  eines  Wechselst  oder  Wechselaussteller  bei  nicht  yorhandenem  Akzept,  so 
mflssen  die  Mitverpfliehteten  Kaution  steUen  (Art  447  E.O.). 

«)  Art  447  K.O. 

3)  Art.  448  K.O. 

*)  Art.  446  K.O. 

»)  Art.  461,  463  K.O. 

«)  Art  467  K.O. 
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n.  Den  Yerwaltem  liegt  die  Administration  des  schuldnerischen 
VermSgens  ob.  Sie  sind  verpflichtet  —  faUs  dies  nicht  bereits  ge- 
schehen ist  —  Siegel  anlegen  zu  lassen,  sowie  event.  die  Bilanz  anzu* 
fertigen  und  auf  allen  unbeweglichen  Sachen  des  Kridars  Hypothek 
dllschreiben  zu  lassen.  Den  Handelsbetrieb  desselben  können  sie  nur 
mit  Zustimmung  des  Grerichts,  sowie  der  gesetzlichen  doppelten  Majorität 
(s.  n.  §  62)  fortfuhren.  Die  zur  Konkursmasse  gehörigen  beweglichen 
Sachen  werden  den  Verwaltern  übergeben ;  das  Geld  ist  bei  einer  öffent- 
lichen Kasse  zu  deponiren.  Die  beweglichen  Sachen  veräussem  sie  vor 
der  Union  (vgl.  unten  §  61)  nur  mit  Zustimmung  des  Fallimentskomniis- 
sars  und  unter  Ladung  des  Kridars;  nach  der  Union  sind  diese  Förm- 
lichkeiten nicht  nothwendig,  auch  ist  dann  der  Verkauf  einer  Quote 
oder  des  ganzen  Vermögens  in  Bausch  und  Bogen  gestattet.  Ist  vor 
der  Union  auf  Betreiben  der  bevorrechteten  Gläubiger  der  Zwangs- 
Yerkauf  der  Inmiobilien  nicht  begonnen  worden,  so  können  nur  die 
Verwalter  zu  deren  Verkauf  schreiten;  zum  Verkauf  wird  innerhalb 
8  Tagen  geschritten  und  werden  bei  demselben  die  beim  Verkauf  des 
Immobiliarvermögens  eines  Unmfindigen  zu  beobachtenden  Förmlich- 
keiten dngehalten.  Auch  die  Verwalter  können  sich  mit  Angeboten 
betheiligen.^) 

m.  Der  Kridar  handelt  im  Konkurse  gewöhnlich  indirekt  (s.  a.  o. 
§  51);  er  ist  nicht  Hauptpartei,  kann  aber  mit  Zustimmung  des  Ge- 
richts bei  den  von  den  Verwaltern  geführten  Prozessen  interveniren, 
Seme  Gegenwart  ist  meist  nicht  nothwendig;  wo  die  Ladung  desselben 
zu  dem  betreffenden  Akte  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist,  hat  Unter- 
lassung derselben  Nichtigkeit  der  betreffenden  Handlung  zur  Folge.  (So 
z.  B.  bei  Durchsicht  der  Bücher,  Art.  477.)  Die  an  den  Kridar 
adresdrten  Briefe  dürfen  die  Verwalter  öffnen,  sind  aber  zur  Geheim- 
haltung verbunden. 

Auf  Vorschlag  der  Konkursverwatter  erkennt  das  Gericht  über  den 
dem  Kridar  und  seiner  Familie  zu  gewährenden  Unterhalt. 

IV.  Die  Gläubiger  werden  nur  in  denjenigen  Prozessen  von  den  Kon- 
birsverwaltem  nicht  repräsentirt,  in  denen  es  sich  um  eine  nicht  die 
Gesammtheit  der  Gläubiger  interessirende  Sache  handelt.  Danach  ist 
zu  bestimmen,  wann  die  Opposition  der  Gläubiger  (nach  G.P.O.  Art.  235, 
s.  0.  §  38)  statthaft  ist. 

V.  Gegenüber  Dritten  repräsentiren  die  Konkursverwalter  die  Kon- 
kursmasse. Daher  ist  jede  Zahlung  an  sie  gültig  und  sind  dieselben  be- 
rechtigt, Forderungen  der  Konkursmasse  einzutreiben  und  zu  sichern. 
Einen  Vergleich  können  sie,  ausser  bei  geringfügigen  Sachen,  nur  mit 
Betheiligung  des  Gerichts  und  unter  Zuziehung  des  Kridars  schliessen.^ 


^)  Art.578flf.  K.O. 
^  Art  489  K.O. 
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§  53. 

C«  BteUiiiig  der  GUabiger.O 

(RhalliB  IV,  S.  214  ff.) 

I.  Die  Gläubiger  handeln  gewöhnlich  gemeinsam  in  den  vom 
Fallimentskommissar  berufenen  und  geleiteten  Versammhingen. 

n.  Besonderes  gilt  bezflglich  der  Gläubiger,  welche  Inhaber  von 
durch  Solidarverpflichtung  mehrerer  in  Eonkurs  gerathener  Schuldner 
gesicherten  Papieren  sind:^  Sie  kOnnen  sich  bis  zur  Befriedigung  ihrer 
Forderung  mit  dem  vollen  Nominalwerthe  derselben  an  den  ver- 
schiedenen Konkursen  betheiligen,  selbst  wenn  sie  bei  einem  derselben 
am  Zwangsvergleich  theilgenommen  haben.  Der  Bttrge  eines  Kridars 
kann  sich  an  dem  Eonkurse  des  Hauptschuldners  für  diejenige  Summe 
betheiligen,  die  er  infolge  der  Bürgschaft  gezahlt  hat,  oder  zu  zahlen 
gehalten  sein  wird. 

m.  Den  ausländischen  Gläubigem  stehen,  auch  wenn  Rezipro- 
zität nicht  gesichert  ist,  dieselben  Rechte  wie  den  einheimischen  zu  und 
sie  haben  dieselben  Pflichten  wie  diese.  Die  infolge  ihrer  Entfernung 
vom  Konkursgericht  geltenden  Besonderheiten  s.  u.  §  61. 

§  54. 

D.  Aussondemngareoht. 

(Rhallis  III,  S.  257  ff.) 

I.  Die  Vindikation  wird  gegen  die  Konkursverwalter  geltend  ge- 
macht. Bei  Ansprüchen  im  Werthe  von  unter  600  Drachmen  können 
die  Konkursverwalter  mit  Genehmigung  des  Fallimentskommissars  die 
Vindikationsanträge  annehmen,  und  intervenirt  das  Gericht  nur,  falls 
seitens  des  Verwalters  oder  eines  Konkursgläubigers  Widerspruch  er- 
hoben wird.  Bei  Ansprflchen  von  höherem  Werthe  ist  stets  Genehmi- 
gung des  Konkursgerichts  und  Ladung  des  Kridars  erforderlich. 

n.   Aussonderungsberechtigt  sind: 

1.  Die  nach  Cüvilrecht  Vindikations-Berechtigten.  Nach  Art.  580  ff. 
unterliegen  der  Vindikation  die  dem  Kridar  zum  Depot  oder  zum  Verkauf 
auf  Rechnung  des  Absenders  gesendeten  Waaren,  insoweit  sie  in  der 
Konkursmasse  sich  vorfinden,  ohne  (durch  Spezifikation  etc.)  in  das 
Eigenthum  des  Kridars  Abergegangen  zu  sein;  ebenso  die  handelsrecht- 
lichen Papiere,  deren  Eigenthum  ihm  nicht  übertragen  worden  ist.  Bank- 
noten werden  gleich  dem  Gelde  behandelt. 

2.  Sind  dem  Kridar  Waaren  zum  Verkauf  zugesendet  worden  und 
hat  er  dieselben  verkauft,  so  kann  der  Absender  den  Verkaofbpreifl 
vindizircn,   falls  er  noch  geschuldet  wird.^    Ausserdem  unterliegen  in* 


^)  Vgl.  Rhaissis,  *Epfiri\f%ia  rütv  Kt^aXata»  VI  xcd  VII  roS  ictpl  tnmj^onwq 
vofioo.    1890. 

«)  Art.  551  ff.  K.O. 

^  Anders  im  franz.  Recht  Art.  575  Code  de  com.  Dort  wird  der  Preis  vindizirt, 
auch  wenn  die  zum  Dep6t  abersendete  Waare  mala  fide  vom  Kridar  yeikanft  wurde. 
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folge  des  beim  Konktirs  in  beetinunten  Fällen  wegen  Zahlung^unfäliig- 
keit  des  Käufers  geltenden  Auflösungsgrundes  des  Kaufvertrags^)  — 
der  Vindikation  a)  die  dem  Kridar  verkauften,  aber  noch  nicht  be- 
zahlten Waaren,  falls  sie  noch  im  Besitze  des  Verkäufers  sich  befinden ; 
b)  die  dem  Kridar  verkauften,  bereits  versendeten,  aber  zur  Zeit  der 
Konkurseröffnung  noch  nicht  in  seinen  Besitz  gelangten  Waaren,  so 
lange  die  Waaren  noch  nicht  abgeliefert  oder  in  einem  öffentlichen 
Waarenlager  zur  Disposition  des  Käufers  deponirt  ist.  Es  tritt  jedoch 
Vindikation  nicht  ein,  wenn  die  Waaren  vor  ihrer  Ankxmft  bona  fide 
seitens  des  Kridars  (etwa  auf  Grund  der  Faktura)  verkauft  wurden.  In 
den  Fällen  sub  a  und  b  ist  dagegen  der  Verkäufer  verpflichtet,  die 
etwaigen  Auslagen  zu  ersetzen,  sowie  zurückzuerstatten,  was  er  etwa 
auf  Rechnung  vom  Kiidar  erhalten  hat.^ 

in.  Besonderer  Regelung  unterliegt  das  Vindikationsrecht  der  Ehe- 
frau.*) 

1.  Derselben  weixien  die  dotalen  und  ausserdotalen  Immobilien 
zurückerstattet,  welche  sie  zur  Zeit  der  Eheschliessung  besass  oder 
während  der  Ehe  durch  letztwillige  Verfügung  oder  Schenkung  oder 
durch  Tausch  oder  aus  eigenen  Mitteln  erworben  hat,  wenn  in  letzteren 
Fällen  weoigstens  zehn  Tage  vor  der  Zahlungseinstellung  der  Tausch 
oder  der  Ankauf  von  der  Eheft'au  angenommen  worden  ist.  Die 
Dotaleigenschaft  wird  nur  durch  den  Ehevertrag  (derselbe  wird  notariell 
geschlossen,  Stempelges.  Art.  48)  bewiesen.  Der  Beweis,  woher  das 
Geld  stammt,  für  welches  von  der  Ehefrau  Grundstücke  gekauft  worden, 
ist  durch  Urkunden  zu  führen,  sonst  treten  die  Folgen  der  präsumtio 
Muciana  ein.  —  Jedenfalls  bleiben  die  von  dem  Ehemann  Dritten  über- 
tragenen  dinglichen  Rechte  unberührt.  Hat  der  Ehemann  während  der 
Ehe  Dotalsachen  gültig  verkauft,  so  steht  der  Frau  bezüglich  des  Preises 
nur  eine  Konkursforderung  zu. 

2.  Was  die  Mobilien  anbelangt,^)  so  kann  die  Ehefrau  die  im 
Ehepakt  verzeichneten  oder  die  durch  Schenkung  oder  letztwillige  Ver- 
fügung erworbenen  Sachen,  die  in  ihrem  oder  ihres  Mannes  Besitze 
sich  befinden,  zurückfordern,  falls  ihre  Identität  durch  eine  mit  sicherem 
Datnm  versehene  Urkunde  bewiesen  wird. 

3.  Die  gesetzliche  ^ypothek  der  Frau  wegen  ihres  Paraphernal- 
gutes ist  ungiltig,  falls  die  Frau  nicht  die  Uebergabe  des  Paraphernal- 
gutes beweist.    Ausserdem  kann  die  Ehefrau,  deren  Ehemann  zur  Zeit 


In  Griechenland,  wo  der  Satz  „en  fait  de  meubles  possesaion  Taut  titre**  nicht  gilt, 
können  in  diesem  FaUe  die  betr.  Sachen  dem  Dritten  abvindizirt  werden. 

^)  Es  können  jedoch  die  Konkursverwalter  unter  Znatimmung  des  Fallimente- 
kornnriMtra  behufs  Anfiwchteriialtang  des  Kaofvertrags  den  festgesetzten  Preis  anbieten. 

>)  S.  a.  App.  Athen  ld25  (1890)  in  Themis  III.  120  und  1820  (1890)  in  Themia 
n.  74.    Bes. Ger.  Athen  2566  (1891)  in  Balanot,  "E^fitpis  X.  434. 

»)  Art.  565— 571  K.O. 

^  Die  von  der  Ehefrau  bezahlten  Schulden  des  Mannes  gelten  als  aus  seinen 
Mitteln  bezahlt,  wenn  sie  nicht  das  Gegentheil  nachweist.    Art.  570  K.O. 
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der  Eheschliessung  Kaufmann  war  oder  innerhalb  eines  Jahres  nach 
derselben  Kaufmann  geworden  ist,  im  K^onkursfaJle  die  im  Ehevertrag 
Htipulirten  Yortheile  nicht  einklagen;  ebensowenig  lukriren  jedoch  die 
Gläubiger  des  Ehemanns  die  demselben  im  Ehevertrag  durch  die  Ehe- 
frau zugewendeten  Geschenke. 

4.  Die  oben  genannten  Beschränkungen  gelten  zu  Gunsten  der 
Konkursgläubiger,  können  also  nicht  von  den  hypothekarischen  oder 
den  Pfandgläubigern  geltend  gemacht  werden. 

5.  Die  KQckerstattung  der  Dotalsachen  erfolgt  nicht  nach  dem 
Verfahren  der  Vermögenssonderung  zwischen  Ehegatten^^)  sondern  nach 
den  gewöhnlichen  Grundsätzen. 

§55. 

B.  Pxioritfttflreohte. 

(RhalliB  lY,  S.  228  ff.) 

Die  am  Konkurs  sich  betheiligenden  Gläubiger  Rind  entweder  pri- 
vilegirte,  mit  einem  Prioritätsrecht  ausgestattete  Gläubiger  oder  gewöhA- 
liehe  Konkursgläubiger. 

Privilegirt  sind  die  Gläubiger,  welche  nach  den  Grundsätzen  des 
Civilprozesses^)  (s.  o.  §  46)  ein  General-  oder  Spezialvorrecüt*)  an  dem 
Vermögen  oder  bestimmten  Vermögensstücken  des  Kridars  haben,  welche 
jedoch  für  den  Ausfall  ihrer  Forderungen  sich  auch  am  Konkurse  be* 
theiligen  können  (S.  bes.  u.  das  Prioritätsverfahren  §  60j.  Die  besonders 
gesicherten  Forderungen  finden  ihre  Befriedigung  ausserhalb  des  Kon- 
kurses. Die  bevorrechteten  und  hypothekarischen  Gläubiger  können 
jedoch  zum  Verkauf  der  betr.  Immobilien  nur  schreiten,  wenn  ihre  For- 
derung fällig  geworden  sind. 

§  56. 
F.  Anftehtongareoht/) 

(RhalÜB  HI,  S.  62ff.) 

I.  Nichtig  sind  die  nach  der  Zahlungseinstellung  oder  in  den 
letzten  zehn  Tagen  vor  diesem  Zeitpunkte  vorgenommenen  Rechts- 
geschäfte:*) 

a)  falls  sie  als  unentgeltliche  das  Vermögen  des  Kridars  ver- 
nundern  oder  als  entgeltliche  einen  bedeutenden  unterschied  Eum 
Schaden  des  Kridars  zwischen  Leistung  und  Gegenleistung  aufweisen. 
Jede  LiberalitÄt   (Gelegenheitsgeschenke    ausgenommen)   —   auch  Erb- 


•)  S.  Art.  676  C.P.O. 

^  Im  Konkurse  tritt  jedoch  die  Modifikation  ein,  dass  die  Lohnfordenmg  der 
Arbeitsleute  des  Kridars  nnr  ffir  den  letjsten  Monat  vor  der  Konknrsereffiiiing  priTi- 
legirt  ist  (Anders  Art.  940  §  4  C.P.O.).  Die  Lohnforderangen  der  Handlnngsgehülfen 
für  6  Monate  vor  der  KonknrserOfihmig  sind  beyorrechtigt  (Art  558  K.  0.). 

^  Die  mit  einem  Spezialvorrecht  versehenen  sind  den  Absonderangsherecktigten 
des  deutschen  Rechts  nicht  in  allen  Punkten  gleichsasteUen. 

^)  Diobonniotis,  ^upl  äxixliiaswi  r&v  npd(9m}f  tm/  ^prmj^tö^aynf.    1892. 

^)  Art.  449  K.O.    Siehe  darfiber  Diobonniotis  in  Themis  II  No.  28. 
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schaftsausscUagong,  Versdcht  auf  kttnftige  Zinsen  —  gehOrt  hierher. 
Bie  Dosbestellnng  bildet  dem  Ehemanne  gegenüber  keine  Schenkung. 
Die  Negotia  cum  donatione  mixta  werden  in  ihrer  Totalität  von  der 
Nichtigkeit  ergriffen; 

b)  wodurch  eine  noch  nicht  fällige  Forderung  befriedigt  wird  (Gon- 
troyerse  im  Kontokorrentvertragl); 

c)  wodurch  eine  fällige  Forderung  anders  als  dur<äi  Geldzahlung 
(resp.  durch  Handelspapiere)  befriedigt  wird; 

d)  welche  einem  Gläubiger  aus  dem  Vermögen  des  Eridars  be« 
sondere  Sicherung  verschaffen.  So  die  vertragsmässige  oder  richter^ 
Sehe  Hypothek,  deren  Titel  in  der  kritischen  Zeit  erworben  wird,  so* 
wie  die  Pfandbestellung  für  eine  nicht  gleichzeitig  mit  ihr  entstehende 
(also  vor  ihr  entstandene)  Schuld. 

n.  Anfechtbar^)  sind  alle  zwischen  Zahlungseinstellung  und  Kon* 
kurseröffiiung  vorgenommenen  Rechtsgeschäfte,  die  nicht  nach  Art  449 
K.  0.  nichtig  sind,  unter  der  Voraussetzung  der  von  dem  Anfechten- 
den zu  beweisenden  Eenntniss  der  Zahlungseinstellung  des  Kridars 
seitens  des  am  Rechtsgeschäfte  Betheiligten  (nicht  rettet  guter  Glaube) : 

a)  falls  durch  das  Rechtsgeschäft  eine  flUlige  Schuld  durch  Zahlung 
—  auch  mittels  Handelspapiere  —  befriedigt  worden; 

l^  falls  es  sich  um  ein  der  Konkursmasse  schädliches  entgeltliches 
Bechtsgeschäfb  handelt. 

Die  Anfechtbarkeit  unterliegt  dem  Ermessen  des  Gerichts.  Der 
Dritte  haftet  fOr  Rückerstattung  des  Erhaltenen  als  malae  fldei  possessor, 
die  Konkursmasse  als  bonae  fidei  possessor.  Hat  der  Dritte  nach  der 
Konkurseröffnung  geleistet,  so  ist  seine  Forderung  auf  Rückerstattung 
Masseforderang. 

ni.  Besonderes  gilt  bezüglich  der  Eintragung  einer  Hypothek.^ 
Die  gültig  erworbenen  Titel  berechtigen  zur  Eintragung  bis  zum  Zeit- 
ponkte  der  KonkurserOffhung.  Nach  derselben  ist  jede  Eintragung 
Bichtig.  Die  Eintragung  einer  vertragsmässigen  oder  richterlichen 
Hypothek  in  der  verdächtigen  Zeit  (s.  sub  H)  ist  anfechtbar,  wenn  mehr 
als  15  Tage  zwischen  dem  Erwerb  des  Titels  und  der  Eintragung  ver* 
strichen  sind. 

Diese  Frist  wird  im  Inlande  entsprechend  der  Entferuung  vom  Er- 
werbs- und  Eintragungsort  verlängert.  Für  den  Fall,  dass  der  Titel  im 
Aus  lande  erworben  worden  ist,  kann  der  Richter  (infolge  seiner  Ent- 
scheidungsgewalt über  die  Axütechtbarkeit)  diesen  Umstand  berück- 
sichtigen (trotzdem  im  Gesetz  eine  ausdrückliche  Bestimmung  nicht  ent- 
halten ist). 

rV.  Sind  nach  der  Zahlungseinstellung  und  vor  der  Konkurs- 
erCfbung  Wechsel^  bezahlt  worden,  so  kann  die  Anfechtungsklage  nur 


>)  Art  450  E.O.,  ffleichlatitend  mit  Art  447  des  firanz.  Code  de  com. 
«)  Art  451  KO. 
>)  Art.  452  K.O. 
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gegen  den  Aussteller  erhoben  werden  (bei  Ordrepapieren  gegen  den 
ersten  Indossanten),  falls  dieser  die  Zahlungseinstellung  kannte,  als  er 
den  Wechsel  ausstellte. 

V.  Auch  die  unter  Betheiligung  des  Gerichts  vorgenommenen  Hand- 
lungen (Arrest  etc.)  sind  von  der  Anfechtung  nicht  ausgenommen,  falls 
der  Gläubiger,  zu  dessen  Befriedigung  sie  vorgenommen  wurden,  die 
Zahlungseinstellung  kannte. 

VI.  Die  Anfechtung  wird  von  den  Konkursverwaltern  (nicht  von 
den  einaelnen  Gläubigern  oder  dem  Kridai*)  geltend  gemacht,  und  zwar 
auch  gegen  die  Universalsukzessoren ,  gegen  die  Singularsukzessoren 
immer  bei  Nichtigkeit  der  anzufechtenden  Handlung,  bei  Anfechtbarkeit 
derselben  jedoch  nur,  falls  auch  der  Sukzessor  zur  Erwerbszeit  die 
Zahlungseinstellung  kannte. 

Die  Anfechtung  unterliegt  der  30jährigen  Yeijährung. 

Vn.  Internationale  Verhältnisse:  Bei  Ermangelung  gesetz- 
licher Regelung,  gelten  die  allgemeinen  Grundsätze  des  internationalen 
Privatrechts.  ^)  Von  der  Regel,  wonach  über  die  Anfechtung  das  Gesetz 
des    Eonkursgerichts   entscheidet,   sind   zwei   Ausnahmen   zu   nennen: 

1)  die  Anfechtung   von  Handlungen   Über  dingliche   Immobiliarrechte, 

2)  der  Fall,  in  welchem  bei  der  nach  griechischem  Rechte  anfechtbaren 
Handlung  nach  dem  Gesetze  des  Ortes  an  dem  sie  vorgenommen  wurde, 
Anfechtung  nicht  Platz  greift. 

§  57. 
Q.   Xompensatioiicreoht.') 
Eine    allgemeine   Regelung   des   Kompensationsrechts   enthält   die 
griechische  Konkursordnung  nicht;   nur  bezüglich  der  Anfechtung  be- 
stimmter Kompensationsfälle   finden   sich  nachstehende  besondere  Vor- 
schriften vor: 

1.  Es  folgt  aus  der  Kombinatton  der  Grundsätze  nach  welchen 
einerseits  nur  liquide  Forderungen  gegeneinander  kompensirt  werden 
können»  andererseits  von  der  Konkursmasse  dem  Gläubiger  nicht  der 
Nominalwerth  seiner  Forderung,  sondern  die  bei  Vertheilung  sich  er- 
gebende Quote  geschuldet  wird,  dass  eine  Kompensation  der  infolge 
der  Konkurseröffnung  fällig  gewordenen  Forderungen  nicht  stattfindet, 
es  sei  denn,  dass  die  zu  kompensirenden  Forderungen  korrelat  sind  und 
demselben  Grunde  entstammen. 

2.  Art.  4A9  K.  0.  bestimmt,  dass  jede  zum  Zwecke  der  Zahlung 
nach  der  Zahlungseinstellung  oder  zehn  Tage  vor  derselben  seitens 
des  Schuldners  vorgenommene  Kompensation  fUr  nicht  fällige  Schulden 
nichtig  ist  —  ausgenommen  die  gesetzliche  Kompensation,  wenn  deren 
Voraussetzungen  vor  der  Konkurseröffnung  eingetreten  sind.*) 

^)  von  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechts,  2.  Aoil.  IL 
S.  581.    Köhler,  Konkorsreeht  S.  648.    Diobonniotis  1.  c.  §  16. 

*)  Diobonniotis,  ictpi  duaxXi^tnwi  t&p  npa^wv  xoo  irratj^iß^amg,  §  31  ff. 
*)  Diobonniotis,  I.  c.  §  82.    A.  /7.  184  (1869). 
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3.  Die  Aomeldang  einer  Forderung  zur  Prüfung  wird  nicht  als 
Verzicht  auf  das  Eompensationsrecht  angesehen.  Das  pactum  de  non 
compensando  ist  statthaft. 

4.  Formelles  Konkvrsreclit. 

§68. 
A*  StÖffimn^^STexlkliren. 

(Rhallis  m,  S.  81  ff.) 

I.  Die  Eröffnung  erfolgt  durch  ürtheil  des  Konkursgerichts  — 
und  zwar  nach  einem  vorgängigen  Verfahren  (falls  ein  Antrag  aui 
EonkurserSffnung  vorliegt),  in  welchem  imtersucht  wird,  ob  die  Vor- 
aussetzungen einer  KonkurseröJVnung  vorliegen.  Das  Urtheil  wirkt 
gegen  Alle  und  hat  jeder  am  Eröffnungsprozess  nicht  Betheiligte  ^) 
Recht  auf  Opposition.*)  Zur  Berufiing  ist  Jedermann  (der  ein  recht- 
liches Interesse  aufweist)  berechtigt,  selbst  wenn  er  bereits  Oppo- 
sition erhoben  hat. ')  Die  Einspruchsfrist  beträgt  acht  Tage  f(ir 
den  Eridar,  30  Tage  für  die  Gläubiger  und  Anfechtungsgegner  und 
beginnt  mit  der  Erfüllung  der  für  die  Bekanntmachung  des  Urtheils 
(Art.  444,  Publikation  in  einer  Zeitung)  vorgeschriebenen  Förmlich- 
keiten. Die  Berufungsfrist  ist  eine  15tägige  und  läuft  seit  der  Zu- 
stellung.*) 

n.  Als  Zeitpunkt  der  Konkurseröffnung  gilt  der  Tag  der  Publi- 
kation des  urtheils,  welches  vorläufig  vollstreckbar  ist.  In  dem- 
selben wird: 

a)  der  Fallimentskommissar,  sowie  der  vorläufige  Konkursverwalter 
emaxmt;  b)  die  Siegelanlegung  angeordnet;  c)  Ort  und  Zeit  für  die 
61äubigerversammlung,  welche  innerhalb  20  Tagen  zusammentreten  soll, 
bestimmt,  sowie  das  Blatt  genannt,  in  dem  die  Publikationen  erfolgen 
sollen;  d)  eventuell  die  Zeit  der  Zahlungseinstellung  festgestellt;  e)  even- 
tuell werden  besondere  Sicherfaeitsmassregeln  bezüglich  der  Person  des 
Kridars  angeordnet. 

Wir  bemerken  dazu: 

Ad  a)  Dem  Fallimentskommissar  ^)  liegt  die  Beaufisichtigung  und 
Führung  des  Konkurses  ob,  worüber  er  dem  Gericht  zu  berichten  hat. 
Gegen  seine  Entscheidungen  ist  nur  in  den  vom  Gesetz  ausdrücklich 
genannten  Fällen  ein  Rechtsmittel  statthaft. 

Ad  b)  Nach  Kenntnissnahme  des  Urtheils  hat  der  Friedensrichter 
die  Siegelanlegung  auszuführen,^  falls  er  nicht  bereits  Siegel  angelegt 


0  S.  a.  App.  Athen  388  (1888),  A.  77.  81  (1889),  Balanos,  "Entitpis  Vni.  518. 

»)  Art.  586  K.O. 

^  Die  Berafung  soll  sich  auch  gegen  den  OUnbiger  richten,  anf  desaen  Antrag 
das  UrtheU  ergangen  ist,  App.  Nanplia  752  (1886)  nnd  A,  /7.  805  (1888).  A.  M.  A.  11. 
150  (1887).    S.  BaL  E.  VI.  406,  IH.  464. 

«)  Art.  588  K.O.    A,  77.  139  (1886). 

•)  Art.  454  K.O. 

^  Art.  456  ff.  K.O. 
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hat,   wozu   er  im  Falle   der  Flacht  des  Schuldners   oder  der  Beiseite- 
schalhing  aktiver  Vermtfgensstttcke  befugt  ist.  — 

Die  Siegelanlegung  erfolgt  auf  allen  Sachen  des  Eridars  (au»* 
genommen  die  nothwendigen  Kleider  und  Sachen,  sowie,  unter  Zu- 
stinmiung  des  Kommissars,  die  der.  Gefahr  des  Verderbens  oder  einer 
Preisminderung  ausgesetzten  Sachen) ')  und  wird  ein  Bericht  über  die- 
selbe dem  Konkursgerichtspräsidenten  eingesendet.  Ueber  eyentuelle 
Widersprüche  des  Verwalters  entscheidet  der  Kommissar. 

Ad  c)   S.  0.  §  53. 

Ad  d)  Als  Zeitpunkt  der  Zahlungseinstellung  gilt,  falls  in  dem 
Urtheil  nichts  bestimmt  ist,  der  Zeitpunkt  der  Publikation  desselben^ 
(resp.  des  Todes  des  Gemeinschuldners  beim  Konkurse  eines  Ver- 
storbenen). Jedoch  kann  stets  auf  Antrag  der  Betheiligten  oder  von 
Amts  wegen  auch  später  —  aber  jedenfalls  vor  Prüfung  der  Forderungen 
—  ein  anderer  Zeitpunkt  der  Zahlungseinstellung  festgesetzt  werden.^ 

Ad  e)  Der  Kridar  kann  auf  Anordnung  des  Gerichts  verhaftet 
werden  (selbst  wenn  er  über  70  Jahre  alt  ist),^  insbesondere,  falls  er 
sich  verborgen  hat  oder  keine  Bilanz  vorlegte.^)  Die  Verhaftung  kann 
durch  einen  zu  Gunsten  des  Kridars  jeder  Zeit  widerruflichen  Freibrief 
suspendirt  werden.^)  liegt  Verdacht  wegen  Bankrotts  vor,  oder  ist 
gegen  den  Kridar  ein  Haftbefehl  erlassen,  so  kann  ein  Freibrief  nicht 
gewährt  werden.    Ueber  die  Beendigung  der  Haft  s.  a.  u.  §  63. 

HI.  In  der  Bilanz  wird  neben  der  Aktivmasse  auch  eine  vorläufige 
Zusammenstellung  der  Passiva  vorgenommen.  Bereits  vom  Eröffnungs- 
urtbeil  an  sind  die  Gläubiger  berechtigt,  sich  beim  Sekretär  des  Ge- 
richts anzumelden,  wobei  sie  den  ihre  Namen  und  Forderungen  ent- 
haltenden Schriftstücken  ihre  Beweisurkunden  beifügen  können.  Der 
Sekretär  verzeichnet  sie  in  einer  Liste.  Auch  sind  die  Gläubiger  (auch 
wenn  sie  nicht  geladen  werden)  berechtigt  persönlich  oder  durch  Stell- 
vertreter an  der  ersten  Versammlung  behufs  Zusammenstellung  des 
muthmasslichen  Gläubigerkatalogs  theilzunehmen.^ 

Von  der  Ernennung  der  definitiven  Verwalter  an  wird  die  Depo- 
nirung  der  Beweisurkunden  obligatorisch.  Die  Gläubiger  werden  durch 
öffentliche  oder  private  Bekanntmachungen  aufgefordert,  dieselben  binnen 
20  Tagen  einzureichen.'^  Für  die  im  Mande  Wohnenden  wird  die 
Frist  um  je  einen  Tag  bei  vier  Myriametem  verlängert.  Für  die  im 
Auslande  wohnenden  Gläubiger  greift  die  Verlängerung  Ai^  Ai-t.  54t 
der  C.P.O.  Platz,^  ohne  dass  jedoch  (wie  bei  den  inländischen  Art.  503) 


0  S.  Art.  470— 472  K.O. 

»)  Art.  441  ff.  K.O. 

^  Contra:  Diobouniotis  in  „Themis**  IV  S.  254. 

*)  Art  442  K.O. 

*)  Art.  474  K.O. 

«)  Art  461  K.O. 

^)  Die  Frißt  kann  vom  Kommissar  verlängert  werden.    Art.  496  E.O. 

»)  Art.  495  K.0, 
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die  FortlUhrang  des  Konkurses  irgendwie  gehemmt  wttrde.  Bei  Ver^ 
sänmmig  der  Frist  werden  die  betreffenden  Gläubiger  (selbst  wenn  be- 
kannt) Yon  den  Vertheilungen  ausgeschlossen. 

Die  definitive  Eonstituirung  der  Passivmasse  erfolgt  erst  nach  der 
Prüfong  der  Forderungen. 

§  59. 

B.  FrüfüngSTeclkbren. 

(Rhidlis  UI,  a  186  ff.) 

Die  Prüfung  findet  in  der  Gläubigerversammlung  unter  Zuziehung 
des  Eridars  und  in  Gegenwart  der  Verwalter  statt.  Jeder  in  der 
Bilanz  notirte  resp.  bereits  geprüfte  Gläubiger  kann  sich  persönlich  oder 
durch  Stellvertreter  daran  betheiligen.^)  Die  Vertretung  durch  einen  An-> 
walt  ist  weder  geboten,  noch  irgendwie  bevorzugt;  sie  bildet  jedoch  die 
Begel  und  ist  zu  empfehlen.  —  Es  wird  jede  Forderung  geprOft,  gleich- 
giltig«  ob  sie  Civil-  oder  Handelsforderung,  ob  sie  besonders  gesichert 
ist^  oder  nicht.  Die  Prüfung,  beginnt  drei  Tage  nach  der  im  ■  vorigen 
Paragraphen  genannten  Frist. 

1.  Ist  kein  Widerspruch  vorhanden,  so  wird  die  Forderung  an-> 
gt?uommen. 

2.  Wird  bei  einer  rechtzeitig  angemeldeten  Forderung  Wider* 
Spruch  erhoben,  so  hat  bei  Handelsforderungen  im  Werthe  von  unter 
1000  Drachmen  der  Kommissar  zu  eutscüeiden  (Berufung  beim  Gericht  ist 
zulässig).  Bei  Handelsforderungen  Ober  1000  Drachmen  werden  die  Par- 
teien vor  das  Konkursgericht,  bei  gewöimlicken  Civilforderungen  vor 
das  kompetente  Bezu*ksgericht  gewiesen.^  Sind  bei  Beendigung  des 
Prüfangsverfahrens  die  bestrittenen  Forderungen  nicht  durch  rechte- 
kräftige Entscheidung  erledig,  so  entscheidet  das  Konkurs^ericht,  ob 
behufs  Erledigung  derselben  die  Zwangsvergleichsversammiung  auf- 
geschoben werden  soll. 

3.  Die  nicht  rechtzeitig  angemeldeten  Gläubiger  sind  befagt, 
auch  später  —  bis  zu  der  letzten  Vertheilung  incl.  —  auf  eigene 
Kosten  die  Prüfung  vornehmen  zu  lassen,  indem  sie  gegen  die  Ver- 
theQung  Opposition  erheben,  ohne  dass  jedoch  die  angeordneten  Ver- 
theüuugen  dadurch  gehemmt  würden;  nur  wird  für  sie  bei  neuen  Ver- 
theQungen  eine  vorläufig  in  Anschlag  gebrachte  Summe  zurückbehalten, 
und  haben  die  Oppositionskläger,  falls  sie  gesiegt  haben,  das  Stecht, 
die  ihren  Forderungen  entsprechenden  Quoten  aus  früheren  Verthei- 
lungen zu  beanspruchend) 

L  Die  Gläubiger  haben  nach  Prüfung  ihrer  Forderung  (womtfglieh 
acht  Tage  nach  derselben)  beim  Fallimentskommissar  resp.  dem  beauf- 


^)  Ob  auch  die  Eonkimyerwalter  derartige  SteUTertretong   ttberaehmen  dflrfen, 
entficheidet  der  Kommissar. 
*)  Vgl.  Rhallis  S.  282. 
^  Art.  Ö02  K.O. 
*i  Art  508  K.O.,  gieichlautend  mit  Art.  608  Code  de  com. 
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tragten  oder  ersuchten  Riditer  oder  Konsularbeamten  durch  Eid  zu  be- 
kräftigen,  dass  ihre  Forderung  wahr  sei.^)  Von  dieser  Vereidigung 
können  jedoch  die  im  Ausland  befindlichen  Gläubiger  vom  Falliments- 
kommicNsar  befreit  werden  (wogegen  Rekurs  zulässig  ist),  in  welchem 
Falle  die  Forderungen  als  gehörig  beglaubigt  gelten. 

§  60. 

O.  Prioritätsreifkliren« 

(Rhallis  III,  8.  228  ff.) 

Das  Verfahren  richtet  sich  nach  den  entprechenden  Grundsätzen 
des  gewöhnlichen  Verfahrens.^  Ausserdem  enthält  die  Eonkursordnung 
folgende  besondere  Bestimmungen   in  Ansehung  der  Pfandgläubiger  :^ 

1.  Die  gültig  durch  Pfand  gesicherten  Gläubiger  werden  nur  vor- 
notirt.  Die  Verwalter  kOnnen  unter  Zustimmung  des  Kommissars  das 
Pfand  zu  jeder  Zeit  zu  Gunsten  der  Masse  einlösen.  Wird  das  Pfand 
vom  Gläubiger  zu  einem  die  Forderung  übersteigenden  Preise  yerkauft, 
so  gehört  der  eventuelle  Ueberschuss  der  Konkursmasse;  der  eyentuelle 
Fehlbetrag  bei  einem  geringeren  Kaufpreise  ist  gewöhnliche  Konkurs- 
forderung. Die  Konkursverwalter  überreichen  dem  Kommissar  eine 
Liste  deijenigen  Gläubiger,  die  ein  Vorrecht  auf  die  Mobüien  bean* 
spruchen  und  dieser  kann  bestimmen,  dass  die  ersten  Gelder,  welche 
eingehen,  zur  BeMedigung  dieser  Gläubiger  verwendet  werden. 

2.  In  Ansehung  der  hypothekarischen  Gläubiger:^)  Wird  der  ErlOs 
der  Immobilien  vor  dem  der  Mobüien  oder  mit  demselben  zu  gleicher 
Zeit  vertheilt,  so  sind  die  nicht  voll  befriedigten  privUegirten  oder  hypo- 
thekarischen Gläubiger  berechtigt,  den  Rest  ihrer  Forderung  als  Kon- 
kursforderung geltend  zu  machen.  Werden  aus  dem  ErlOs  der  Mo- 
büien Yorher  Vertheilungen  vorgenommen,  so  kOnnen  die  bevorrechteten 
oder  hypothekarischen  Gläubiger  sich  an  denselben  für  eine  ihrer  ganzen 
Forderung  entsprechende  Quote  betheiligen,  in  welchem  Falle  die  Kon- 
kursgläubiger für  die  dadurch  ihnen  entzogenen  Summen  an  Stelle 
jener  einzureihen  sind.  Entsprechendes^)  gilt,  wenn  die  bevorrechteten 
oder  hypothekarischen  Gläubiger  nur  fttr  einen  Theil  ihrer  Forderung 
bei  dem  ErlOse  der  Immobilien  notirt  werden. 

3.  Diejenigen  bevorrechteten  oder  hypothekarischen  Gläubiger, 
welche  beim  ErlOs  nicht  mit  Erfolg  notirt  worden  sind,  also  Befriedi- 
gung aus  dem  ErlOs  nicht  erlangt  haben,  werden  als  einfache  Konkurs» 
gläubiger  angesehen. 


>)  Art.  501  K.O. 

>)  Art  9de~953  und  986-995  C.P.O.    S.  o.  §  45. 

»)  Art  556  ff.  K.O. 

*)  Art.560ff.  K.O. 

^  Art.  668  K.O. 
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§61. 

D.  VarthefltmgsrerfkbrezL 

(Union.) 

Kommt  ein  AÜord  (s.  u.  §  62)  nicht  zufitande^i)  so  gerathen  die 
Gl&nbiger  ipso  iure  in  den  Zustand  der  ünion.^  Sie  beasweckt  die 
Liquidation  und  Yertheilung  des  Eonkursyerniögens.  Die  Eonkurs- 
yerwalter  oder  besondere  Liquidatoren  betreiben  die  Liquidation  unter 
Anfticht  des  Kommissars  und  geben  dem  Gläubigerverbande  dartlber 
regelmSssige  Rechenschaft.  Nach  Abzug  der  gerichtlichen  und  der 
Eonkursverwaltungskosten,  sowie  der  an  den  Kridar  und  seine  Familie 
ro  zahlenden')  Yepflegungsgelder  und  der  fUr  die  Prioritätsgl&ubiger 
nttthigen  Summen,  wird  der  Rest  pro  rata  an  die  Konkursgläubiger 
Teriheilt>)    Ueber  die  Yertheilung'  gUt  insbesondere  Folgendos: 

L  Sie  erfolgt  aa  die  geprüften  und  vereidigten  Forderungsberech- 
tigten (s.  a.  §  59). 

2.  Bezüglich  der  im  Aus  lande  sich  aulhaltenden  Gläubiger,  denen 
zwar  eine  weitere  Frist  gewährt  ist,  ohne  dass  diese  jedoch  zur  Fort- 
fDhnmg  des  Eonkurses  oder  zur  Yertheilung  abgewartet  würde  (s.  o. 
§59),  bestinunt  die  Eonkursordnung:  Es  darf  keine  Yertheilung  unter 
den  im  Inland  sich  aufhaltenden  Gläubigern  erfolgen,  ohne  dass  für 
die  in  der  Bilanz  notirten  ausländischen  Forderungen  entsprechende 
Dividenden  zurückbehalten  werden,  wenn  diese  Forderungen  nicht  be- 
reits in  die  Passivmasse  aufgenommen  sind.  Sind  derartige  Forderungen 
in  der  Bilanz  nicht  bestimmt  bezeichnet,  so  entscheidet  der  Eommissar 
—  unter  Yorbehalt  des  Seitens  der  Yerwalter  beim  Eonkursgerichte  ein- 
zulegenden Rekurses  —  Ober  die  zurückzubehaltende  Summe.  Die  für 
die  ausländischen  Forderungen  zurückbehaltenen  Summen  bleiben  in 
der  Staatskasse  resp.  in  der  Easse  der  National-  oder  der  Jonischen- 
oder der  Ereditbank  deponirt,  bis  die  Frist  des  Art.  495  verstrichen 
ist,  und  werden,  falls  keine  diesbezüglichen  Anmeldungen  erfolgen, 
unter  die  übrigen  Gläubiger  vertheilt.  Die  Zinsen  gehören  dei^enigen, 
zu  deren  Gunsten  die  betreffenden  Summen  zurückbehalten  worden,  wie 
andererseits  dieselben  Gefahr  und  Eosten  zu  tragen  haben.  ^) 

8.  Die  Zahlung  erfolgt  auf  Präsentation  des  Schuldtitels,^  auf 
welchem  die  Eonkursverwalter  die  von  ihnen  bezahlte  oder  angewiesene 
Summe  vermerken.  Ueber  die  anerkannten  Forderungen  wird  ein  Eatalog 
geftihrt. 

i.  Die  Union  hOrt  auf  nach  der  letzten  Rechenschaftsablegung  über 
die  geführte  Yerwaltung. 

>)  App.  Athen  1077  (1890)  in  Balanoß,  'EfTi/ufU^  X.  188. 

*)  Art  537  ff.  K.O.,  gleioblantend  mit  Art.  529  f.  oode  comm.,  Tgl.  aucli  Borcbardt 
n.  S.  606. 

>)  Art  476,  588  K.O. 

*)  Art572K.O. 

»)  Art  573,  574  K.O. 

^  Bei  Unmöglichkeit  der  Pr&sentation  kann  eich  der  Kommisaar  mit  dem  PrOfungs* 
protokoU  begnügen.    Art  575  ILO. 
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§62. 

X.  SSwangsvergleidlu 

(RhaUis  III,  S.  154  ff.) 

I.  Der  Akkordvorsuch  ist  obligatorisch;  die  flir  sein  Zustande- 
kommen vorgeschriebenen  Formen  müssen  bei  Strafe  der  Nichtigkdt 
beobachtet  werden.^)  An  demselben  können  sich  nur  die  geprüften  und 
vereidigten  Gläubiger,  sowie  diejenigen  betheiligen,  deren  Forderungen 
vorläufig  angenommen  worden  sind.  Die  privüegirten  Gläubiger  haben 
keine  Stimme:^  ihre  Abstimmung  gUt  als  Verzicht  auf  das  Vorrecht, 
welches  jedoch  bei  nicht  zustandegekommenem  Akkord  wieder  auflebt 
Ebenso  wenig  werden  die  nicht  gehörig  vertretenen  ausländischen 
Gläubiger  berücksichtigt  (s.  jedoch  Art.  507  in  Verbindunir  mit  Art  573 
und  574  K.  0.,  o.  $  61  u.  53). 

1.  Der  Kridar  macht  seine  Vergleichsanträge,  die  Suonkurs Verwalter 
tragen  ihren  Bericht  vor.  Ein  Vergleich  )Lommt  zustande,  falls  eine  ^/4 
der  Passivmasse  repräsentirende  Gläubiger -Majorität  bejahend 
stimmt.^) 

Die  Akkordurkunde  muss  in  der  Versamjnlung  unterschrieben 
werden,  m  welcher  der  Vergleich  zustande  kam.  Der  Akkord  bedarf 
gerichtlicher  Bestätigung;  dieselbe  kann  nicht  vor  Ablauf  von  acht 
Tagen  erfolgen,  während  deren  jeder  vergleichsberechtigte  Gläubiger 
den  zustandegekommenen  Vergleich  (durch  den  Verwaltern  und  dem 
Kridar  zuzustellenden  Einspruch)  anfechten  kann.  Siegt  der  Einspruchs- 
kläger ob,  so  wird  der  ganze  Akkord  annullirt.  Durch  die  gerichtliche 
Bestätigung  wird  der  Akkord  für  alle  Gläubiger  obligatorisch. 

n.   Wirkungen  des  Akkords: 

a)  Mit  der  Rechtskraft  des  den  Vergleich  bestätigend^  Urtheik 
hören  die  Pflichten  der  Verwalter  auf,  und  wird  dem  Falliten  seine  Ver- 
mögensverwaltung zurückgegeben.  Dabei  ist  zu  unterscheiden  zwischeu 
einfachem.  Akkord  und  dem  Akkord  auf  Vermögensabtretung.  In  jenem 
wird  von  den  Verwaltern  dem  Kridar  das  Ve^^mögen  unt^r  gleichzeitiger 
Rechnungslegung  zurückerstattet  und  kann  derselbe,  falls  er  nur  nicht 
des  Bankrutts  bezichtigt  wird,  seinen  Handelsbetrieb  wieder  aufnehmen. 
Jedoch  firehen  diese  Rechte  verloren,  falls  innerhalb  sechs  Monaten  nach 
der  für  die  letzte  Rate  festgesetzten  Frist  die  Gläubiger  die  geschuldeten 
Beträge  nicht  vollständig  erhalten  haben.^) 

Der   Akkordversuch,   welcher   die  Vermögensabtretung ,  zum 
Inhalte  hat,  bildet  einen  Mittelbegriff  zwischen  einfachem  Akkord  und 


^)  Haben  sich  alle  Gl&ubiger  mit  dem  FaUiten  verglichen,  ^o  ei&d  diese  Förm- 
lichkeiten nicht  nothwendig.    A.  i7.  72  (1877)  u.  s. 

*)  Ausser  wenn  sie  für  mindestens  die  HSlfbe  der  Forderung  auf  das  Vorrecht 
verzichten;  bei  der  Summenbildung  wird  dann  die  Summe  in  Anschlag  gehisusht,  auf 
welche  sie  verzichtet  haben. 

»)  Art.  512  K.O. 

<)  Art.524u.  525  K.O. 
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Uiiioa.i)  la  demselben  wird  untar  BeaufeichtigaDg  dos  Kommissars 
«ine  JjQQidatioiL  des  VormOgeas  dureh  eigens  bestellte  Liquidatoren  vor- 
genommen, nadi  weldier  die  Gläubiger  aus  dem  Liquidationsertös  pro 
rata  befriedigt  werden. 

b)  Die  Bestätigung  des  Akkords  lässt  die  auf  die  Immobilien  des 
KridttTs  nach  Art.  493  E.  0.  (s.  o.  §  52)  eingeschriebene  Hypothek  be- 
istehen. 

c)  Der  Fallit  wird  Ton. dem.  ihm  erlassenen  Theile  seiner  Schulden 
befreit  —  nicht  aber  auch  die  Mitverpffichteten  oder  Bürgen. 

in.  Der  Akkord  wird  bei  Yerurthei^ung  des  Kridars  wegen  quali- 
jBzirten  Bankrotts  ipso  iure  aonullirt.')  Auf  Antrag  kann  er  annuUirt 
werden,  falls  fiuudulose  AJigabe  der  PassiTa  oder  BeiseiteschafiTung 
aktiTer  YennOgensstBeke  entdeckt  wird.  In  beiden  Fällen  werden  die 
YergleiciisbQrgen  befreit.  Auch  kann  auf  Antrag  der  asum  Zustande- 
kommen erforderlichen  doppelten  Majorität  der  Akkord  Yom  Gerichte 
SLutgelSet  werden,  faOs  der  Eridar  die  zugesagte  Dividende  nicht  be- 
zahlt, wie  auch  der  eiuMlne  Gläubiger  in  seinem  penribüichen  Interesse 
in  dmuügem  Falle  zur  Anfeebtung  berechtigt  ist.  Der  Anfechtungs- 
anspruch Terjährt  in  lUnf  Jahren  nach  der  Zeit  der  Zahlung  der  loteten 
Rate.  Zu  dem  AnnuUirungs-  und  dem  Anfechtungsprozess  sind  Eonkursr 
Verwalter  und  Eridar  zu  laden.  Die  Anfechtung  befreit  nicht  die 
Yergleichsbflrgen. 

lY.  Bei  Aufhebung  oder  Nichtigkeit  des  Akkords  wird  ein  neuer 
Eonkurs  vorgenommen.^  Die  am  Akkord  betheiligten  Gläubiger  werden, 
falls  sie  nichts  erhalten  haben,  mit  ihrer  ganzen  Forderung  berQcksiohtigt; 
sonst  werden  sie  nur  für  den  Theil  derselben  notirt,  welcher  der  nicht  ge- 
zahtten  Summe  der  zugesprochenen  Dividende  entspricht.  Die  nach 
Art.  449  E.  0.  (s.  o.  §  56)  nichtigen  Handlungen  werden  als  niohtig  be- 
handelt, falls  sie  zwischen  der  Bestätigung  des  Akkords  und  der  Auf- 
hebung desselben  voi^nommen  wurden;  diettbrig^a  in  dieser  Zeit  vor- 
genommenen Handlungen  k&nnen  angefoohten  werden,  wenn  sie  den  Yer- 
gleichsbedingungen  nicht  gemäss  sind  oder  zur  Benachtheiligung  der  Gläu- 
biger vorgenommen  wurden. 

Diese  Grundsätze  greifen  Platz,  falls  ein  neuer  Eonkurs  ohne  vor- 
gängige Aufhebung  des  Akkords  stattfinden  sollte. 

§  63. 

7.  Beendigniig  des  KonkaxBea  und  Behaliilitatlon. 

I.  Der  Eonknrs  endigt  durch  Akkord  oder  durch  das  Aufhören 
der  Union.  In  der  zur  Rechnungslegung  nach  der  Liquidation  berufenen 
Versammlung  erklären  sich  die  Gläubiger  darQber,  ob  der  Eridar  ent- 
schuldbar ist;   die  Erklärung  wird  dem  Gericht  unterbreitet,   welches 


I)  Art  526  EO. 

^  Art.627ff.  EO. 

*)  Gemftss  ArL  532  £f.  EO.  gleichlantond  mitArt.522f.  code  comm. 
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darttbw  sa  entsoheitoi  hat.  Der  Mr  eutachuldbar  anerkannte  Kridar 
igt  den  Konknncliiibigem  gegenflber  yon  der  Personalhaft  befirrit^) 

Nicht  kSnnen  die  zur  Rechnongriegnng  Verpffiditeten,  ehe  gie 
Beohanng  gdegt  haben,  sowie  die  wegen  bestimmter  YeiiHrechen  Ver- 
nrthettken  illr  entschuldbar  erid&rt  werden.^ 

IL  Von  der  Beendigung  des  Eonkurses  ist  die  Einstellung  des 
Yer&hrens  wegen  Insuffizienz  der  Masse  zu  unterscheiden.  Den  Kon- 
kurs wird  wieder  aufgenommen?,  sobald  TermOgen  Yorhanden  ist.^  Bei 
Ipnatoiiwng  des  Verfahrens  lebt  das  Recht  der  Gläubiger,  sich  persOnlidi 
an  das  VennOgen  oder  die  Person  des  Schuldners  zu  hidten,  Tollst&ndig 
wieder  auf. 

m.  Der  Fallit,  welcher  aOe  seine  Schulden  bezahlt  hat,  kann 
seine  Rehfibilitation^^  bei  denjenigen  Appellgericht,  in  dessen  Bezirk 
der  KiMikurs  erOiShet  gewesen  ist,  beantragen,  unter  Beifügung  der 
reditferti|enden  Beweisurkunden.  Der  Antrag  wird  zum  Zwecke  even- 
tmllen  Widerspruchs  der  Oläubiger  auf  zwei  Monate  öffentlich  aus- 
gehSngt.    Das  dem  Antrag  stattgebende  Urtheil  wird  publizirt. 

Auch  nach  dem  Tode  kann  Rehabilitation  eines  Falliten  erfolgen; 
ausgeschlossen  sind  diejenigen,  die  nicht  fDr  entschuldbar  erklSrt  werden 
dftrfen. 

§  64. 
Ik.  Besondere  Arten  des  KonkursTerfahretts. 

L  Konkurs  der  Handelssaseilsoluilten«^ 

Es  gelten  folgende  Besonderheiten:  Bei  offenen  und  Kommandit- 
gesellschaften ist  jeder  der  offenen  Gesellschafter  berechtigt»  die  Kon- 
kufserOffiErang  zu  beantragen,^  und  zwar  auch  nach  der  AuflOsong  bis 
zur  Liquidation  der  Gesellschaft.^  Der  Antrag  muss  Namen  und 
Wohnung  (resp.  Aufenthaltsort)  aller  solidarisch  haftenden  Gesellschafter 
enthalten.  —  Der  Konkurs  der  solidarisch  haftenden  Gesellschafter  hat 
nicht  den  Konkurs  der  Gesellschaft  zur  Fol^e,  wohl  aber  umgekehrt.^ 
Der  Konkurs  über  Gesellschaft  und  Gesellschafter  wird  in  einem  Urtheil 
erffffiiet;  die  Konkursyerwalter  der  Gesellschaft  dienen  auch  als  solche 
der  Gesellschafter.^   Ein  Akkord  kann  auch  mit  einem  der  solidarisch 

>)  Art.  544  ff.  K.O.  Der  Aasl&nder  jedo<di,  welcher  inlindisdie  Gliiiliig«r  htt 
und  Ider  ia  Kcmkiuti  ^eratheD  ist,  kasn  aach  wegen  eiuer  Konkorsfordemiig  Terliaftet 
werden,  feUs  er  nioht  gendgendee  YemiOgea  im  Inland  besitst  oder  Bflrgea  steDt 
aP.G.  Art  SS9.    Rhallit  m.  S.  218). 

*)  Art.  547  K.O. 

^  Art540ff.  KO. 

*)  Vgl  Rh.xUia  lEL  8.  846  ff.  Antonopoulos,  Z7m<  difoxatwrdmwg^  1881. 
Ait.608ff.  K.O. 

^  YgL  A.  Petritsis,  die  HsudelsgeseUsehaften  (itmc  ißwoptx^  Itmputv.  1886 
U«  18n>  M  M8-857. 

^  App.  Atiien  854  (1886). 

^  An-  Athen  705  (1885),  2882  (1885). 

")  J.  Hl  246  (1884).  App.  Athen  115  (1885). 

•>  A.  IL  246  (1884). 
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hafteaden  Gesellschafter  geschlossen  werden  —  in  welchem  Falle  die 
SoUdarhaft  aufhört  -^  aber  die  DiTidende  ist  nicht  aus  dem  Vermögen 
der  Gesellschaft  zu  bezahlen.^) 

n.  hsL  Konkurse  der  Aktiengösells'chaften  richtet  sich  das 
Ver£ihrea  gegen  die  mk  der  Vertretung  der  Gesellschaft  betrauten 
Personen^, 

nL  Ein  besonderes Nachlass-Konkursverfahrenkennt  das grie* 
chische  Recht  nicht.  Ueber  die  Liquidation  dier  Erbschaft  eines  in 
Griechenland  versterbenden  Ausländers  s,  u.  §  73. 

§  65. 
Pr&Tentirar  ZwangsreigleiolL*) 
(Gesete  rom  6.  Febr.  1898.) 

Zur  Vermeidung  unnOthiger  Konkurse  ist  neuerdings  das  Institut  des 
prftyentiyen  Zwangsyergleichs  aus  dem  belgischen  Rechte  herOber^ 
genommen  worden.  Er  gewBhrt  den  Gläubigem  den  Vorthefl,  dass  der 
Schuldner,  falls  er  neues  Vermögen  erwirbt»  zur  Entrichtung  des  Restes 
an  Kapital,  Zinsen  und  Kosten  verbunden  ist  (Art.  25);  dem  Schuldner 
andererseits  ermöglicht  er,  die  nachtheiligen  Konkursfolgen  zu  Ter- 
mdden  (Art.  33).  D^  präventive  Zwangsvergleich  findet  nur  auf  Aji- 
trag  des  gutgläubigen  in  UnglUck  gerathenen  Kauftnanns  (oder  dessen 
£ri)en  innerhalb  zwei  Monaten  nach  seinem  Tode)  statt;  der  Antrag 
soll  an  das  Bezirksgericht  des  Wohnorts  des  Schuldners  gerichtet 
werden  (s.  dag.  o.  §  50)  und  eine  VermOgensbilanz  unter  genauer  An- 
gabe der  Gläubiger  enthalten.  Die  muthmasslichen  Kosten  werden  im 
Voraus  entrichtet.  Das  Grcricht  ernennt  einen  Kommissar,  welcher 
dem  Gericht  ttber  den  VermOgensstand  zu  berichten  hat,  und  berufti 
ialls  es  dem  Vergleichsantrage  stattgeben  will,  nach  Entgegennahme 
dieses  Berichts  die  Gläubigerversammlung  durch  Öffentliche  und  private 
Bekanntmachungen.  In  der  Versammlung  —  bezüglich  deren  die  ent- 
sprechenden Grundsätze  Ober  die  Konkurs-Akkordversammlung  gelten  — 
werden  die  Vergleichsanträge  des  Schuldners,  sowie  die  Entgegnungen 
der  Gläubiger  berathen,  und  es  konmit  ein  Vergleich  zustande,  falls 
die  oben  (§  62)  angeführte  Majorität  der  nicht  bestrittenen  reep.  vor» 
läufig  fUr  annehmbar  erklärten  Forderungen  flir  denselben  stimmt.  Nur 
durch  Bestätigung  seitens  des  Gerichts  wird  der  Vergleich  obligatoriseh 
(Art.  2)y  erfolgt  die  Bestätigung  wegen  mangelhaften  Veribhrens  nichti 
so  ist  ein  neuer  Antrag  zulässig.  Kommt  das  Gericht  zur  üeber- 
Zeugung)  dass  bOser  Glaube  vorliegt,  so  kann  es  ohne  Weiteres  den 
Konkurs  eröffnen  (Art.  18),  ohne  dass  dagegen  dem  Schuldner  ein 
Rechtsmittel  zustände.  Gegen  das  den  Vergleich  bestätigende  oder 
Tcrwerfende  Urtheil  kann  unter  Kesonderen,  die  schnelle  Erledigung  der 
Sache  bezweckenden  VoraussetKungen   Appellation  und  Revision,  ein- 


>)  K.O.  Art.  589. 

(1898). 
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gelegt  werden  (Art.  21 — 22).  Zur  Opposition  (Art.  20)  sind  nur  die- 
jenigen Gl&ubiger  berechtigt,  welche  nicht  geladen,  nicht  freiwillig  er- 
schienen, noch  ihre  Forderungen  zur  Prüfung  vorgelegt  haben. 

Der  gerichtlich  bestfttigte  Vergleich  kann  aus  denselben  Grttnden 
wie  der  konktirnrecfatliche  (s.  o.  §  62  u.  Art.  27)  angefochten  werden. 

Durch  die  Bestätigung  wird  der  Vergleich  für  alle  vor  deaaselben 
entetaitdenen  Forderungen  obligatorisch.  Nicht  sind  mit  inbegriffen :  die 
Abgabeionlenuigen  des  Fiskus  und  der  Deinen,  die  durch  Pfand  oder 
Hypothek  gesicherten  Forderungea,  sowie  die  UnterhaltsveriKBichtungen 
des  Sdiuldners  (Art  28).  Auf  die  bestrittenen  Forderungen  linden  die 
GrunddUxe  des  H.G.B.  Art  574  Anwendung.  Der  Vergleich  befreit 
nicht  die  mit  dem  beneflcium  excussionis  nicht  versehenen  Eoiieal- 
gläubiger  (Art.  23). 

WIhrend  des  Verfahrens  ist  jede  Veräusäerung  des  Schuldners,  so- 
wie jegHche  ohne  Zustimmung  des  Eonumssars  übernommene  Verpflichtung 
ded  Sdraldners  nichtig  (Art.  6),  auch  gelten  die  oben  geschilderten  (§  56) 
AiiiecfatungsgrundsätKe.  In  Zwischenräumen  von  je  drei  Monaten  hat 
der  Komnüsaar  Aber  den  VermOgensstand  des  Schuldners  dem  Gerichte 
n  berichten,  welches  event.  den  Vergleich  wieder  Au&ulOsen  oder  ssnr 
Konkurseröffnung  su  sdireiten  berechtigt  ist  (Art.  28).  Gegen  dieses 
ürtheil  ist  Appellation  (idemals  Opposition)  statthaft. 

Kommt  ein  Vergleich  Zwecks  g&nalUcher  oder  tcSlweiser  Ver- 
mOgensabtretung  sustande,  so  wird  die  Liquidation  des  Vermögens 
durch  eigens  bestellte  liqfuSidatoren  nach  den  Anweisungen  des  Kom- 
missars  voi^enommen. 

m.  ThelL 

§.66. 
1.  AOgemeliies.    Quellen.    Literafor. 

Das  in  Griechenland  geltende  rO mische  Recht  findet  auch  auf  dem 
Gebiete  des  materiellen  Erbrechts  volle  Anwendung,  insoweit  es  nicht 
durch  die  neueren  Gesetze  kleine  Modifikationen  erlitten  hat  Der 
ionische  Kodex,  der  auf  den  ionischen  Inseln  gilt,  ist  fkst  in  allen 
Punkten  eine  genaue  UebersetEung  des  französischen  Code  civil.  Es 
wird  deshalb  bei  Behandlung  des  materiellen  Erbrechts  auf  die  Werke 
tiber  romisches  und  fransOfäsches  Erbrecht  hingewiesen,  30  dass  wir 
uns  wesentlich  darauf  zu  beschränken  haben,  die  durch  die  neueren 
Gesetze  eingefQhrten  Modifikationen  darzustellen  —  zumal  eine  ge- 
drängte Darstellung  besonders  der  rOmischen  Bestimmungen  infolge 
der  Masse  des  liistorischen  Stoffes  uuf  grosse  Schwierigkeiten  stossen 
mttsste.  Die  wichtigsten  Abweichungen  des  ionischen  Kodex  vom  fran- 
zösischen Rechte  sii?id  unten  angeführt. 

An   neueren  Gesetzen   fuhren  wir  an:   das  Vijftafia  ntfn  JiaOijMwv 
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vom  11.  Febr.  1830,  enthaltend  meist  Formalgnindsätze  ttber  Errichtung, 
Publikation  etc.,  letrtwilliger  YerfDgungen^^)  und  den  schon  öfters  ge- 
nannten ^AoTtxdc  N6fiOQ\  von  Wichtigkeit  ist  auch  das  Strafgesetzbucli, 
welches  die  grade  im  römischen  Erbrecht  vielfach  Yorkommenden  Strafen 
abgeschafft  hat 

Von  zusammenfassenden  Werken  über  Erbrecht  sind  die  Dar- 
stellungen von  Ealligas,  (3.  Aufl.  1876),  Paparrigopoulos  (1873) 
nnd  A.  Erassas  (3.  Aufl.  1886)  erwähn enswerth. 

Zo  beachten  ist  auch  der  Artikel  ttber  Griechenland  in  F.  Böhm, 
Handbuch  der  interationaien  Nachlassbehandlung,  Augsburg  1885. 

§  67. 
S.  Zwttndigkelt  der  Oeriehte. 

1.  Nach  C. P.O.  Art.  17  No.  5  gilt  als  allgemeiner  Gerichtsstand 
Yor  Vertbeihing  der  Erbschaft  bei  allen  Streitigkeiten  unter  den  Erben 
oder  bei  EJagen  Dritter,  welche  Ansprüche  an  den  Erblasser  zum 
Gegenstand  haben,  das  Gericht  der  Eröffnung  der  Sukzession,  also  des 
Wohnorts  des  Verstorbenen;  ebenso  bei  Klagen  auf  Erbrecht,  auf  den 
YoQzug  letztwilliger  YerfBgungen  oder  auf  den  Erbschaftsbesitz,  jedioeh 
nur,  solange  die  Verlassenschaft  nicht  an  den  Erben  ausgehändigt  ist 

2.  Der  Vertrag  mit  Bnssland  (Art.  13)  bestimmt,  dass  Erbschafts- 
streitigkeiten vor  die  Gerichte  des  Ortes  gehören,  wo  die  hereditas 
iacens  sich  befindet;  der  Vertrag  über  Mobiliamachlassbehandlung  nut 
Oesterreieli.  statuirt,  dass  die  ErbansprQche  über  das  Mobiliarver- 
mOgen  vor  den  Gerichten  des  Staates  zu  erledigen  sind,  dem  der  Ver- 
storbene angehörte.  Nur  Sieherungsmassregeln  zu  ergreifen  sind  die 
inländischen  Behörden  befugt.  Dagegen  sind  die  inl&adischen  Ge- 
richte für  alle  Klagen  kompetent,  die  nicht  aus  Erbansprttchen  ent* 
standen  sind  und  können  somit  auch  die  Befriedigung  der  Gläubiger 
betreiben.  Nach  dem  Eonsularvertrag  mit  dem  Deutschen  Reteh  vom 
26.  November  1881  sollen:  aUe  Ansprache,  welche  sich  auf  Erbredit 
und  Nachlasstheilung  beziehen,  durch  die  Gerichtshöfe  oder  zuständigen 
Behörden  des  Landes  des  Verstorbenen  entschieden  werden  und  in  Oe- 
masshgjt  der  Gesetze  dieses  Landes  (Art  XXm). 

3.  Erbschaftangelegenheiten,  unter  GrossjUirigen  werden,  ausser 
wenn  Streit  zwischen  den  Parteien  entsteht,  ohne  Zuthun  des  Gerichts 
TOQ  den  Parteien  selbst  erledigt  (C.P.O.  Art.  127  u.  1087),  s.  a.  u.  §  72 

§68. 
3.  Erbfolge  Im  Allgemeinen. 

Nach  ^AoT.  N.  Art.  5  wird  die  Erbfolge  (gleichviel  ob  aus  Testament 
oder  ab  intestato)   nach  dem  Gesetze   des  Staates   geregelt,   dem   der 


*)  Die  GmlgetetsgebangskommisBion  bat  einen  Entwarf  behufi  Vereinfacknng  der 
•nsn  flehweriSnigen  Bestimmungen  des  9^^t0fAa  autgearbeitet;  denelbe  ist  neuerdingi 
der  Kiinmar  Toi^legt  worden  und  wurde  einer  Kommiesion  überwiesen.  Der  von 
dieser  KAmmer-Kommission  revidirte  Entwurf  hat  noch  nicht  zar  ersten  Lesnng  Yor 
die  Kammer  gebracht  werden  können* 
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lirblasser  angehört,  ausgeDommen   die  Erbfolge  in  in  Griechenland  be- 
legene Immobilien,  die  dem  griechischen  Rechte  unterliegt.^) 

A.  arbf&higkeit. 

1.  Die  romischen  Erbunfähigkeitsstrafen  sind  mit  der  Abolition  des 
blirgerlichen  Todes  (fS^fctf/ia  der  Pro  vis.  Regierung  vom  31.  Oktober 
1862),  sowie  infolge  der  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  und  der 
Verfassung  (Art.  1)  über  Religionsfreiheit  weggefallen. 

2.  Die  Ausländer  sind  in  Bezug  auf  das  Erbrecht  einer  Be- 
schränkung nicht  unterworfen  (Aar.  \.  Art.  13).  Die  Rechtsfähigkeit, 
sowie  die  Handlungsfähigkeit  wird  nach  den  Hechtsgrundsätzen  des 
Staates,  dem  der  Ausländer  angehört,  beurtheilt  (Aar,  N.  Art.  4). 

3.  In  den  verschiedenen  Handelsverträgen  (mit  Belgien Art.5,niit 
Dänemark  Art.  1,  Holland  Art  2,  Russland  Art.  11  undl3,Deut6ch- 
land  vom  9.  Juli  1884  Art.  2,  Italien  von  1889  Art.  1,  England  Art  15, 
Oesterreich  Art.  1  u.  3)  ist  das  Rechte  jede  Art  von  beweglichem  oder 
unbeweglichem  Vermögen  durch  letzten  Willen  zu  erwerben^  und 
darOber  zu  verfügen,  sowie  Erbschaften  kraft  Gesetzes  zu  erwerbe 
gegenseitig  zugesprochen  und  die  Oleichstellung  mit  den  Inländern  be- 
zOgfich  aller  Lasten  und  GtobQhren  statuirt. 

B.  Brwerb  der  Brbsoliaft.^ 

Derselbe  ist  von  dem  Willen  des  Berechtigten  abhängig,  ausser  bei 
deigenigen,  die  im  Augenblicke  des  Todes  des  Erb1su9sers  in  dessen 
väterlicher  Gewalt  standen,  oder  als  Nachgeborene  in  jener  Gewalt 
gewesen  sein  würden,  bei  Voraussetzung  des  nach  ihrer  Geburt  er- 
folgten Todes.  Jedoch  künnen  auch  diese  durdi  Nichteinmischung  in 
die  Ert)schaft  sich  derselben  enfschlagen.  P^  Unmttndige  wird  die 
Erwerbs-  resp.  Ausschlagserklärung  von  dem  Vormunde  nach  vor- 
^bigiger  Genehmigung  des  Fatnilienraths.  sowie  des  Gerichts  abgegeben 
(Vorm.  Ges.  Art.  73). 

FOr  die  Erklärung  über  den  Erwerb  oder  die  Ausschlagung  der 
Erbschaft  ist  durch  die  Givilprozessordnung  (Art.  560)  den  Erben  eine 
viermonatliche  Frist  gesetzt  (vom  Tage  der  ErSi&iung  der  Erbschaft), 
binnen  deren  sie  sich  ttber  Annahme  oder  Ausschlagung  der  Erbachaft 
zu  erklären  haben.  Ob  diese  Frist  bloss  für  die  nicht  gui  heredes  (s.  o.) 
gesetzt  ist,  oder  auch  für  die  Anderen,  ist  bestritten,  ebenso,  ob  die 
Frist  verlängert  werden  kann.  Richtiger  erscheint,  sic^h  bei  ersterer 
Frage  fOr  die  weitere  Interpretation  zu  erklären,  letztere  Frage  da- 
gegen zu  verneinen.^)  Ueber  die  Einrede  aus  dieser  Frist  s.  o.  §  23. 
Die  Annahme-  oder  Ausschlagungserklärung  erfolgt  bei  dem  Sekretär 
des  zuständigen  Bezirksgerichts  (C.P.O.  Art.  1074). 

^)  8.  iL  Konflolanrertrag  mit  Dentsclkland  Art.  28:  «Das  Erbrecht  sowie  die  Thei- 
lang  der  KaeUasses  dea  Yerstorbeiten  richten  sich  nach  den  Geseteen  seines  Landes**. 
*)  Was  Rnssland  anbetrifft,  beachte  Art.  13  des  Vertrages  (n.  $  72*  IL  8). 
^  Krassas  $d05ff. 
<)  Vgl.  Krassas  §  318.    Kalligas  §  367. 
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Biimea  der  im  vorigen  Paragraph  genannten  Frist  kann  äer  tSrbe 
erUSren,  ob  er  ein  Inventar  errichten^  will.  Hat  er  recbtseitig  die 
Erklärung  abgegeben,  so  kann  er  auch  nach  Ablauf  der  Frist  das  In- 
ventar emditen.  Der  Beneflsialerbe  hat  die  Verwaltung  und  Yer- 
tretong  der  Masse  (C. P.O.  Art.  1075);  hat  er  selbst  Ansprüche  gegen 
dieselbe,  so  muss  er  sie  gegen  die  Übrigen  Erben  oder  einen  eigens 
zu  ernennenden  Massekurator  geltend  machen.  Zur  Veräusserung  T(m 
leicht  verderblichen  Gregenständen,  sowie  von  anderen  Nachlasssachen 
in  dringenden  Fällen  und  zur  Zahlung  von  Erbschaftsschulden  ist  der 
Beneflsialerbe  nach  Einholung  der  Genehmigung  des  Bezirksgerichts 
berechtigt  —  bei  Strafe  des  Verlustes  der  Rechtswohlthat,  falls  er  diese 
Besömmongen  verletzt.  Der  Benefizialerbe  ist  kaations-  und  rechnungs- 
pfliditig. 

lladi  der  Annahme  der  Erbschaft  unter  dem  Vorbehalte  des  In- 
ventars ist  jede  Hypothekeinschreibung  auf  Immobilien  des  Nachlasses 
znm  Schaden  der  Gläubiger  desselben  unstatthaft  (Hypw  Gm.  Art.  66) 
Die  v<»n  Gerichte  angeordnete  Veräusserung  findet  durch  Offenflidie 
Zwangsversteigerung  vor  einäm  dazu  bestallten  Notar  statt  und  die  Ver- 
theflu:^  des  ErlBses  erfolgt  nach  den  in  der  CSvilprozessordnung  dar- 
gestellt^ (s.  o.  §  4S)  Prinzipien. 

§«9. 
4.  IntestatorWolge.») 

I.  Das  Intestaterbrecht  ist  durch  die  Novelle  118  gerogelt  und  be- 
stehen hiemach  in  Griechenland  die  vier  Klassen  des  rOmiücben  Rechtg. 
Was  das  eheliche  Gfiterrecht  anbetrifft,  so  gilt  das  rOmische  Dotal* 
System.  Diese  Grundsätze  des  römischen  Rechte  sind  an  manchen 
Orten  durch  lokales  Gewohnheitsrecht  modifizirt  worden'.^)  Danadi  be« 
steht  yielfach  ein  —  an  manchen  Orten  sogar  auf  bestimmte  Oegair«- 
stände  gpezialisirtes  —  Dotationsrecht  der  verheuratheten  TOchter.  Im 
Peloponnes  ezistirt  vielfach  die  Gewohnheit,  dass  die  männlichen  Des« 
zendenten  allein  den  Nachlass  des  Vaters  theilen,  dagegen  zu  EtabHmng 
und  Versorgung  der  unverheiratheten  Schwestern  verpflichtet  sind ;  ebenso 
gilt  an  manchem  Orte,  dass  die  vom  Vater  doturte  Tochter  ein  Recht 
auf  den  Nachlass  nicht  hat.<  Auf  diese  Gewohnheiten  näher  einzugehM 
verbietet  der  Raum. 

n.  Abweichendes  vom  französischen  (und  römischen)  Rechte  statnlrt 
bezüglich  der  gesetzlichen  Erbiolgö^  der  ionische  Kodex  (Art.  029  ft). 


>)  K  r«  SMS  §  318  ff.    Art  1075  ff.  C.  P.  0. 

^  DiejeffigfeiL,  welche  Siegelanlegnng  zu  begehren  berechtigt  sind,  kemieB  gerieht- 
Kche  lüTentarisation  (worauf  Art.  1071  ff.  Anwendung  finden)   verlangen.    Dm 
lidie  iBTonter  errichtet  der  Notar. 
Krassas  §270111 

Maurer,  daa  griecbiache  Volk  I.  S.  1S5. 
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Nach  diesem  finkzediren  nur  männliche  Deszendenten  in  die  Erbschaft 
des  Vaters  und  der  yftterlichen  Aszendenten,  und  zwar  nach  EQpfen^ 
wenn  sie  alle  proprio  iure  erben,  nach  stirpes,  wenn  auch  nur  einige 
iure  reprSsentationis  berufen  sind.  Nur  falls  männliche  Aszendenten 
nicht  vorhanden  sin^  kommen  die  weiblichen  Deszendenten  an  die  Reihe; 
letztere  sind  jedoch  in  jedem  Falle  zu  angemessener  Dotation  berechtigt. 
An  dem  Nachlasse  der  Mutter  und  der  mtttterlichen  Deszendenten  sind 
männliche  und  weibliche  Deszendenten  in  gleichem  Masse  betheiligt. 
Nach  den  Deszendenten  kommen  die  Asmndenten,  nach  diesen  die 
Seit^nyerwandten ;  zuletzt  sukzedirt  der  Ehegatte  (Art.  655).  BezOgUch 
des  Ehegüterrechts  ist  der  Ionische  Kodex  wesentlich  dem  französischen 
Hechte  gefolgt. 

m.   Besondere  Vorschriften   Über  Erblegitimation  existiren  nicht. 

§70. 
6.  Letztwllllfe  Dlsposittoiieii«^) 

I.  Die  römischen  Grundsätze  haben  durch  das  9'^ftafjm  (s.  o.  §  66). 
geringe  Aenderungen  erlitten. 

1.  lü  Ansehung  der  Testirfähigkeit  ist  zu  bemerken,  dass  die 
als  Strafe  odef  itt  Folge  der  Capitis  deminutio  eintretende  Unfähigkeit 
heute  abolirt  ist  Ebenso  die  Testirunfähigkeit  der  Freinden.  ^  Ob  der. 
gerichtlich  Entmttndigte  seinen  letzten  Willen  in  hellen  Momenten  er- 
klären kann,  ist  trotz  der  absolut  verneinenden  Fassung  des  Art  124 
des  il<R-.  N.  bestritten. 

2.  Die  Form  der  Testamente  regelt  das  9lfft9pM\  nach  ditoem 
giebt  es  öffentliche  (notarielle),  geheime  (beim  Notar  hint^legte^  vom 
Testator  unterschriebene),  hologf^aphische  (die  in  den  Papieren  des 
Testators  vorgefunden  werden  mttss^n,  wenn  sie  gelten  soUeh)  und  end- 
lich mtlndliche  fttr  bestimmte  Fälle  zugelassene  aüsserordentliohe 
Testamente.  Fflr  das  Im  Ausland  errichtete  Testament  geafigt  die 
Beobachtung  der  am  SiricAtungsorte  gältigen  Form^  CAez.N.  A.  7).  Be- 
züglich der  EodizUla,  insbesondere  der  Kodiz&laridausel  ist  eine  neuere 
Vorschrift  nicht  ergangen;  ebensowenig  bezflgUch  der  Erbeinsetsiuig  und 
Substitution,  firbverträge  süid  ungttltig^  mit  Ausliafame  der  rezi- 
proken.^) lieber  Testamentsvollstrecker  sehreibt  da«  tOfniscfae 
Recht  nichts  vor;  sie  sind  jedoch  in  (kiecheHland  bekannt  und  flu*  Amt 
wird  nach  Analogie  der  Auftragsgrundsätze  behandelt^) 

S.  Die  Publikation  der  Testamente  erfolgt  gerichtlich;  der 
Notar,   bei  dem  ein  Tetament  deponirt  ist,  hat  die  Yerpfllchttmg;  bei 


0  KrasBas  §  154. 
^  *A9T.  M  Art.  18. 

^  Ob  das  eyut.  geforderte  „Anffiaden  in  den  Papiarai"  nw  Form  ist  (so  KalL 
§  209.    A.  n.  129  [1854]),  ist  bestdtten. 
*)  Krassas  \  17. 
>)  So  Krassas  §4S2ff. 
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Kenntiiifisiia^me  des  Todes  des  Erblassers  die  Testamentsinkiiiide  dem 
6etiikc^geirieiiiB|^r8sidenten  eiiisoreiehen.  ^) 

n.  Das  ionische  Beeht  (s,  Jon.  Codex  Art.  876)  benitat  wesentlich 
auf  fransOsiseber  Grundlage. 

§71. 

ft.  PlltekttlieUsreehty  Enterhnng«') 

Hierilber  verweisen  wir  auf  das  römische  und  fransMsche  Redit 
und  bemerk»  nur  besfigüeh  der  fttr  das  Notherbrecbt  wichtigen  Eman- 
Hj^stionsgrundsatae^  dads  durch  die  Ehe  das  Klad  eo  ipso  emantqiirt 
wird,  rak  dass  der  leibliche,  ebenso  wie  der  Adoptitrater  Tor  dem 
1&.  Jahre  sein  Sind  nicht  emanzipiren  kann.*) 

§72. 
7.  Das  Terfkkreii  kekiift  Segullenuig  des  Naefclasses.  *) 

L  Haben  alle  Miterben  freie  Verfügung  über  ihr  Vermögen,  sind 
dieselben  insbesondere  grossj&hrig,  gegenwärtig,  oder,  wenn  auch  ab- 
wesend, gehörig  vertreten,  so  kOnnen  sie  —  falls  kein  Streit  entsteht 
-^  ohne  Zutbun  des  Oecichts  die  Thellung  Yomehmen  Eine  geridit- 
liche  Theüung  ist  nothwendig,  wenn  eine  Partei  keine  freie  Verfügung 
Aber  ihr  VetmSgen  hat,  insbesondere  mindeijihrig,  interdixirty  ab« 
wesmd  oder  nicht  gehörig  vertreten  ist;  ebenso^  wenn  sich  die  Partsien 
nicht  verständigen  kOnnen  oder  Gläubiger  vorhanden  sind«  die  Oppo^ 
sition  eingdegt  oder  das  Vermögen  mit  Beschlag  belegt  haben«  Die 
gmdiUichjS,  Theflung  erfolgt  auf  Klage  des  BetheiUgten  (bei  mehreren 
Klagen  gut  als  Kläger,  wer  seine  Klageschrift  durefa  den  Oerichtsftcdireiber 
zuerst  hat  viairen  lassen).  Wird  auf  Theihing  erkannt,  so  sind  in 
demselben  Urthefle  ein  Kommissar  und  Sachverständige  seu  ernennen. 

Jeder  Miterbe  kann  seinen  Antheil  in  natura  verlangen  (ausser  wo 
dieses  unmöglich  ist),  und  von  den  Sachterständigen  sind  dann 
Thsile  und  Loose  bu  machen  und  in  Gegenwart  des  Kommissars  zu 
ziehen.  Eine>  eventuelle  Versteigerung  erfolgt  nach  den  oben  ange^ 
führten  Grundsätaen  durch  einen  vom  Gericht  bestellten  Notar. 

IL  Zur  Sicherung  des  Nachlasses  kann  bei  drohender  Gefiihr  die 
Siegelanlegung^)  angeordaM  werden.  Sie  erfolgt  von  Amtswegen  bei 
Abwesenheit  und  bei  Mindeijährigkeit  der  Interessenten,  oder  wenn  der 
Ventorbene  Staatsgelder  oder  Staatspapiere  in  Händen  hatte,  oder  auf 
Antrag  deijenigen^  die  Bechtsansprilehe  auf  einen  Nachlass  haben,  ins- 
besondere der  mit  exekufamscben  Urkunden  versehenen  Gttubiger.  Es 
geaflgti  dass  ein  rechtllGhes  Interesse  bescheinigt  werde.     Die  Siegel^' 


0  Gerifliit»-  «äd  KottfiatMrdnimg  Art  tW;  C.P.O.  Art.  1058. 

•)  Krassas  f  114  ff. 

*)  Krassas  $  158  L  1    8.  a.  Oeaeta  Tom  17.  August  1861  Art  99. 

^  Art  1087  ff.  GiP.O. 

<)  Art  1049  ft  C.P.O. 
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anlegung  wird  durch  den  Friedensrichter  vorgenommen,  der  eTentnell 
nach  einem  Testament  zu  suchen  hat,  dessen  Existenz  behauptet  wird. 
Von  der  Siegelanlegung  sind  befreit  alle  Gegenstände,  die  cum  Haus- 
gebrauch notliwendig  sind,  oder  deren  Siegelung  ohne  Nachtheil  unmög- 
lich sein  würde.  Ueber  etwaige  Anstände  entscheidet  provisorisch  der 
Friedensrichter;  das  Urtheil  ist  auf  der  Stelle  zu  vollziehen.  Hat  Je- 
mand Ansprüche  auf  die  versiegelten  Gegenstände,  so  kann  er  sie 
mittels  Opposition  geltend  machen. 

Die  Siegelabnahme  erfolgt,  wenn  die  Ursache  weggefallen  ist,  auf 
Antrag  der  zum  Antarag  auf  Siegelung  berechtigten  Personen.  Sind 
alle  Parteien  einig  und  steht  keine  derselben  unter  Pflegschaft, 
so  ist  der  Friedensrichter  über  die  Abnahme  zu  entscheiden  zuständig; 
sonst  muss  darüber  der  Bezirkspräsideat  erkennen.  Die  Abnahme  er- 
folgt durch  den  Friedensrichter  und  über  dieselbe  ist  ein  genaues  Pro- 
tokoll autemehmen.  Ueber  Anstände  und  Oppositionen  Dritter  gelten 
die  für  die  Siegelanlegung  geschilderten  Grundsätze. 

§  73. 
H.   Bie  SegiilieruBg  von  HtattorlafiMBseballeii  der  Ausländer J) 

L  Auch  wo  besondere  Staatsverträge  nicht  existiren,  wird  der 
ausländischen  Konsularbehörde  bei  Regehing  des  Nachlasses  ihrer 
Staatsangehörigen,  besonders  wenn  dieselben  ohne  Hinterlassung  eines 
Testaments  verst.orben  sind,  mindestens  ein  Recht  auf  Betheilignng  zu- 
zusprechen sein,  und  es  wird  auch  in  diesem  Sinne  die  Praxis  geübt. 

n.   Zahbreiche  Verträge  sichern  diese  Rechte  der  Konsuln« 

Dahin  gehören  folgende  Verträge: 

1.  Konsularvertrag  mit  dem  Dentsckes  Beiolie  vom  26.  No* 
▼ember  1881  (Art.  XV): 

^Verstirbt  ein  Deutscher  in  Griechenland  oder  ein  Grieche  in 
Deutschland  an  einem  Orte,  an  welchem  ein  Generalkonsul,  Konsul 
oder  Vicekonsul  der  Nation  des  Verstorbenen  seinen  Amtssitz  hat,  oder 
wenigstens  in  der  Nähe  dieses  Ortes,  so  sollen  die  LolüdbehOrden  der 
KonsularbehOrde  hiervon  unverzüglich  Nadiricht  geben. 

In  gleicher  Weise  soll  die  KonsularbehOrde,  wenn  sie  zuerst  von 
dem  Todesfall  Kenntniss  erhält,  die  Lokalbehörden  mit  Nachricht  ver- 
sehen. 

Die  KonsularbehOrde  soU  das  Redht  haben,  von  Amts  wegen  oder 
auf  Antrag  der  betheiligten  Partelen  alle  Effekten,  MoUlien  und  Papiere 
des  Verstort>onen  unter  Siegel  zu  legra,  indem  sie  zuvor  von  dieser 
Amtshandlung  die  zuständige  LokalbehOrde  benachrichtigt,  welche  der- 
selben beiwohnen  und  ebenfalls  ihre  Siegel  anlegen  kann. 

Die  beiderseits  angelegten  Siegel  dürfen  ohne  Mitwirkung  der  Lokal- 
behürde nicht  abgenommen  werden. 

<)  8.  a.  Bfthm,  Haadbach  der  mtemationalen  NaddaBsbehandlimg  1S85  8. 168  ff. 
oad  BrglaEimfalwiid  S.  180ff 
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Sollte  fedoch  die  LokalbehOrde  auf  eine  von  der  EonsularbehOrde 
ao  sie  ergangene  Einladung  der  Abnahme  der  beiderseits  angelegton 
Siegel  beizuwohnen  innerhalb  48  Stunden,  vom  Empfange  der  Ein* 
ladung  an  gerechnet,  sich  nicht  eingefunden  haben,  so  kann  die  Eon- 
8uIarbeh<Me  allein  ta  der  gedachten  Amtshandlung  schreiten. 

Die  Eonsularbehörde  soll  nach  Abnahme  der  Siegel  ein  Yerzeichniss 
aüer  Habe  und  Effekten  des  Verstorbnen  aufhehmen  und  zwar  in 
G^enwart  der  LokalbehSrde,  wenn  diese  in  Folge  der  vorerwähnten 
Knladung  jener  Amtshandlung  beigewohnt  hatte. 

Die  LokalbebOrde  soll  den  in  ihrer  Gregenwart  aufgenommenen  Proto* 
koUen  ihre  Unterschrift  beifttgen,  ohne  dass  sie  fUr  ihre  amtliche  Mit» 
Wirkung  bei  diesen  Amtshandlungen  Qebflhren  irgend  welcher  Art 
beanspruchen  kann."" 

Art.  XVI.  nDi^  zuständigen  Behörden  sollen  die  in  dem  Lande  ge«^ 
bräuchlichen  oder  durch  die  Gesetze*  desselben  vorgeschriebenen  Be- 
kanntmachungen bezttglich  der  Eröffnung  des  Nachlasses  und  des  Auf- 
rufe der  Erben  oder  Gläubiger  erlassen  und  diese  Bekanntmachungen 
der  Konsularbehörde  mittheilen,  unbeschadet  der  Bekanntmachungen, 
welche  in  gleicher  Weise  von  dieser  etwa  erlassen  werden.* 

Art.  XVn.  ^Die  EonsularbehOrde  kann  alle  bewe^chen  Nachlass* 
gegenstände,  welche  dem  Verderben  ausgesetzt  sind,  und  alle  diejenigen, 
deren  Aufbewahrung  in  natura  dem  Nachlass  erhebliche  Eoston  ver- 
ursachen wQrde,  unter  Beobachtung  der  durch  die  (besetze  und  Qe^ 
brauche  des  Xiandes  ihres  Amtssitzes  vorgeschriebenen  Formen  öffentlich 
versteigern  lassen.'^ 

Art.  XVin.  „Die  EonsularbehOrde  hat  die  inventaridrten  Effekten 
und  Werthgegenstände,  den  Betrag  der  eingezogenen  Forderungen  und 
erhaltenen  Einkflnfto,  so¥rie  den  ErlOs  aus  dem  etwa  stattgehabten 
Verkauf  der  Mobilien  als  ein  Depositum,  welches  den  Landesgesetzen 
unterworfen  bleibt^  bis  zum  Ablaufe  einer  Frist  von  sechs  Monaten,  von 
dem  Tage  der  letzten  Bekanntmachung,  weiche  die  Lokalbehörde  hin- 
nchthch  der  ErOfhung  des  Nachlasses  erlassen  hat,  an  gerechnet,  oder, 
fidls  von  der  LokidbehOrde  keiiie  Bekanntmachung  erlassen  worden  ist, 
Iris  zum  Ablaufe  einer  Frist  von  acht  Monaton,  von  dem  Todestage  an 
gerechnet,  zu  verwahren. 

Die  EonsularbehOrde  soll  jfdoch  die  Befhgniss  haben,  die  Eosten 
der  letzten -Erankheit  und  der  Be^^digung  des  Verstorbenen,  den  Lohn 
der  Dienstboton,  Mlethszins,  (Berichts-  und  Eonsulatskoston  und  Eosten 
Ihnlicher  Art,  sowie  etwaige  Ausgaben  flir  den  Unterhalt  der  Fainilie 
des  Verstcorbenen  aus  dem  Erlös  des  Nachlasses  sofort  vorweg  zu  ent- 
nehmen." 

Art  XIX.  „Vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  vorhergehendeti 
Artikels  soll  der  Eonsul  das  Recht  haben,  hinsichtlich  des  beweglichen 
odef  unbewegliehen  Nachlasses  des  Veratorbenen  alle  Sicherungsmass- 
reg^ln  zu  treffen,  welche  er  im  Interesse  der  Erben  für  zweckmässig 
erachtet.    Er  kann  denselben  entweder  persönlich  oder  durch  von  ihm 
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erw&lüte  imd  in  seinem  Namen  handelnde  Yertreter  verwalteB,  und  er 
soll  das  Becbt'  haben,  sich  alle  dem  YenBtorbenen  SEugehörigen  Werth- 
gegenstftnde,  die  sieh  in  Öffentlichen  Kassen  oder  bei  PriTa^persoiien  in 
VerNrahrnng  beAnden  soUten,  ausliefern  su  lassen.^ 

Art.  XX.  „Wenn  während  der  im  Art.  XYIII  erwUmten  Frist  ttber 
etwaige  Anspräche  von  LandesaagehBrlgen  oder  Unterthanen  einer 
dritten  Macht  gegen  den  beweglichen  Theil  des  Nachlasses  Streit  ent- 
stehen soUte,  so  steht  die  Entscheidung  Ober  diese  Anq^rttche,  sofern  sie 
nicht  auf  einem  Erbansprache  oder  Vennftchtniss  beruhen,  ausischliesslich 
den  Laadesgeriditen  su 

Falls  der  Bestand  des  Nachlasses  zur  unverkürzten  Bezahlung  der 
Schulden  nicht  ausreichen  sollte,  sollen  die  Ottubiger,  sofern  die  Ge- 
setze des  Landes  dieses  gestatten,  bei  der  zuständigen  Lokalbehörde 
die  ErOflbung  des  Konkurses  beantragen  kSnnen.  Niich  erfolgter  Kon- 
kurseröffnung sollen  alle  Schriftstttcke,  Effekten  oder  Werthe  der  Nacb- 
lassmasse  der  zust&ndigon  Lokalbehörde  oder  den  Verwaltern  der  Kon^ 
kursmasse  fiberlief <M  werden,  wobei  die  Konsuliurbehörde  mit  der  Wahr- 
nehmung der  Interessen  ihrer  Landesangehörigen  behaut  bleibt^*^ 

Art.  XXI.  „Mit  Ablauf  der  in  Art.  XVm  festgesetzten  Frist,  soli^ 
wenn  keine  Forderung  gegen  den  Nadihiss  vorliegt,  die  Kousulsrbehörde, 
nachdem  alle  dem  Nachlasse  zur  Last  fallenden  Kosten  und  Bechnungen 
nach  den  im  Lande  geltenden  Tarifen  berichtigt  worden  sind,  endgUtig 
in  den  Besitz  des  Nachlasses  gelangen,  welchen  sie  liquidiren  und  den 
Berechtigten  Überweisen  soll,  ohne  dass  sie  anderweit,  als  ihrer  eigenen 
Regierung  Rechnung  abzulegen  haf 

Art.  XXn.  „In  allen  Fragen,  zu  denen  die  Eröffnung,  die  Ver- 
waltung und  die  Liquidtnmg  der  Nachlftsse  von  Angehörigen  eines  der 
beiden  Länder  in  dem  anderen  Lande  Anlass  geben  können,  vertreten 
die  betreffenden  Generalkonsuln,  Konsuln  und  Vizekonsuln  die  Eii>en 
von  Rechts  wegen  und  sind  amtlich  als  di^  Bevollm&chti^n  derselben 
anzuericennen,  ohne  dass  sie  verpflichtet  wären,  ihren  Auftrag  durch 
eine  besondere  Urkunde  nachzuweisra. 

Sie  sollen  demgemäss  in  Person  oder  durch  Vertreter,  welche  sie 
aus  den  landesgesetzlich  dazu  befugten  Personen  erwählt  haben,  vor 
den  zust&ndigen  Behörden  auftreten  können,  um  in  jeder  sich  auf  dea 
Naehlass  bezirtienden  Angelegenheit  die  Interessen  der  Erben  wahr- 
zunehmen, indem  sie  deren  Rechte  geltend  machen  oder  sidi  auf  die 
gegen  dieselben  erhobmen  Anbruche  einlassen. 

Sie  suid  jedoch  verpflichtet,  zur  Kenntniss  der  Testamentsvolt« 
Strecker,  wenn  solche  vorhanden  sind,  oder  der  gegenwärtigen  od«^ 
vorschriftsmässig  vertretenen  Erben  jeden  Anspruch  zubringen,  welcher 
bei  ihnen  gegen  die  Nachlassmasse  erhoben,  sein  sollte,  damit  die  Voll- 
strecker oder  die  Erbes  ihre  etwaigen  Einreden  dagegen  erheben  können. 

Sie  sollen  gleichfalls  die  Vormundsehafib  oder  Kuratel  ttber  ihre 
Landesangdbörigen  fOr  alles  auf  die  Nadilassregelung  BezflgMche  in  Qo- 
mässheit  der  Oesetae  ihres  Landes  einleiten  können. 
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fiS  Terstebt  sich  jedoeb  von  seibsi,  dass  die  GeMralkonaulii,  Kon- 
soin  und  Vixekonsuln,  da  sie  als  Bevcdlmächtigte  ihrer  Landesange«- 
hörigen  betrachtet  werden,  niemals  wegen  irgend  teiner  die  SukEeseion 
betrelEendein  Angelegenheit  p^^nlich  gerichtlich  in  Anspruch  genommen 
werden  dllrfen.*' 

Art.  XXm.   (Ist  oben  S.  101  und  lOä  Note  1  mitgetheat). 

Art  XXIY.  „Wenn  ein  Deutscher  in  Griechenland  oder  ein  Grieche 
in  Deutschland  an  einem  Orte  Ytt'stirbt,  wo  eine  Konsularbehöitie  seiner 
Nation  nicht  yorhanden  ist,  so  hat  die  zuständige  Lokalbebttrde  nach 
Maasgabe  des  Landesgesetaes  zur  Anlegung  4er  Siegd  und  zur  Ver- 
adehnung  des  Kadtlasses  su  schreiten.  Beglaubigte  Abschriften  der 
darfiber  aufgenommenen  Verhandlungen  sind  nebst  der  Todesurkunde 
und  den  die  StaatsangehSrigkeit  des  V^i^torbenen  darthuenden  Schrift« 
stücken  binnen  kfirsester  Frist  der  dem  NacMaseorte  n&chsten  Kon.- 
sidarbehOrde  su  Oborsenden. 

Die  lostt&dige  LokalbehOrde  soll  hinsiiditlich  des  Nachlasses  des 
Verstorbenen  alle  durch  die  LandetigesetEe  yorgeschriebenen  Mass-^ 
regehl  treffen,  und  der  Bestand  des  Nachlasttes  ist  in  mOg^chst  kurzer 
Friust  nach  Ablauf  der  im  Art.  XVIII  bestimmten  Frist  den  gedachten 
Konsularbeamten  zu  flbermitteln. 

Es  yerstebt  sich  ypn  seihst,  dass  yon  dem  Augenblicke  an,  wo  der 
zustBadige  Konsnlarbeamta  erschienen  sein  oder  einen  Vertreter  an  Ort 
und. Stelle  geschickt  haben  sollte,  die  LokalbehOrde,  welche  etwa  ein- 
gesGhritten  ist,  sieh  nach  den  in  yofstehenden  Artikeln  enthaltenen  Vor'- 
Schriften  zu  richten  haben  yürA.*^ 

Art.  XXV.  „Die  Bestimmungen  des  gegenwftrtigen  Vertrages  sollen 
m  Reicher  Weise  auf  den  Nachäuss  eines  Angehörigen  eines  der  beiden 
Staadten  Anwendung  Anden,  der,  ausserhalb  des  Gebiets  des  anderen 
Staates  yerstorben^ .  dort  bewegliches  oder  unbewegliches  Vermögen 
hinterlassen  haben  sollte.'^ 

2.  Die  Konsularyertr&ge  mit  Itaüea  yom  15./27.  Noyember 
1880  Art.  U  fr.  und  Pruikreich  yom  7.  Januar  1876  Art.  12if.  sta- 
toiren  Slmliche  Grunds&tae. 

3.  Vertrag  mit  BBSSland  yom  12.  Januar  1860.  Art.  12  flieht 
den  Eonsular-  und  diplomatischen  Behörden  das  Recht,  „im  Falle  des 
Todes  eines  Russen  in  Griechenland  oder  eines  GriecSien  in  Busdand, 
im  EinverstSndniss  mit  der  inländischen  zuständigen  Behörde,  die  lur 
yeatarisirung  der  Naehlasssachen  yorsunehmen,  die  Siegel  des  Kon«- 
sulats  oder  der  Gesandtschaft  zusammen  mit  denen  der  inländischen  Be- 
hörde ansnlegen,  indem  auf  diese  Weise  die  zur  Briudtung  des  Erbschaft 
nOthigen  Massregeln  getroffen  werden  .  .  . ;  ausserdem  für  den  Fall 
des  Todes  eines  der  resp.  Staatsangehörigen  ohne  Hinterlassung  eines 
Testaments,  das  Becht,  yon  Amtswegen  oder  auf  Antrag  der  Inter- 
essenten, und  nach  yorheriger  Benachrichtigung  der  inländischen  Be^ 
hOrden,  die  zur    Wahrungder  Rechte  der  Erben  nOthigen  Formalitäten 
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yonunehmen«  toh  dem  Nachlass  Besitz  zn  ergreifen,  und  denselben 
peraOnlicli  oder  durch  Vertreter^  die  sie  auf  ihre  Verantwortung  hin 
ernennen,  zu  ▼erwalten.'' 

Art.  18  statuirt  „für  Strei|igkeit«n  die  Kompetenz  der  Gerichte 
der  hereditas  iacens''  und  sichert  zu,  dass,  falls  einem  Angehörigen  des 
anderen  Staates  durch  Erbschaft  Immobilien  zufallen  sollten,  die  er  als 
Ausländer  nicht  besitzen  kann,  demselben  eine  Frist  gewährt  werden 
wird,  während  deren  er  sie  veräussern  kann. 

i.  Vertrag  mit  der  Tflrkei  vom  27.  Hai  1855  Art.  26:  „Im 
Falle  des  Todes  .  .  .  hat  die  KonsularbehOrde,  deren  Zuständigjceit  der 
Verstorbene  angehörte,  vom  Nachlass  Besitz  zu  ergreifen,  um  denselben 
den  Erben  zuzustellen.'' 

5.  Vertrag  mit  Persieii  yom-15.  Januar  1862  Art.  9:  „Im  ("alle 
des  Todes  .  .  .  wird  der  Nachlass  dem  Konsul  oder  Agenten  des 
Staates  ausgehändigt,  dem  der  Verstorbene  angehörte,  damit  dieser  ge- 
mäss den  Gesetzen  und  6ewohnh,eiten  seines  Landes  yerfahre.'^ 

6.  Handelsvertrag  mit  England  vom  29.  Oktober/10.  November 
1886  Art.  14:  ^Fttr  den  Fall  des  Todes  .  .  .  ohne  Hinterlassung  von 
Testament,  haben  die  Konsuln  den  Nachlass  zu  verwalten^  insoweit  dies 
mit  den  Gesetzen  beider  Staaten  nicht  im  Widerspruch  steht." 

7.  Vertrag  mit  Oesterreleh ')  besEttglich  der  Mobiliamachiass- 
regulierung  vom  31.  Mai/12.  Jimi  1856  giebt  „den  Justizbehörden  des 
Landes,  dem  der  Verstorbene  angehörte,  das  Recht  bezttglidi  des  be- 
weglichen Nachlasses  in  allen  Streitigkeiten  etc.  betreffend  den  Nach- 
lass zu  erkennen.  Die  Justizbehörden  des  Staates,  in  denen  der  Nach- 
lass sich  befindet,  haben  nur: 

a)  die  von  den  inländischen  Gesetzen  zor  Erhaltung  und  Verwal- 
tung des  Nachlasses  vorgeschriebenen  Massregeln  zu  ergreifen  (Siegel- 
anlegung und  Inventarisation  womöglich  nach  Ladung  der  Konsular- 
behOrde  zur  Betheiligung  als  Zeuge); 

b)  alle  Vorsichtsmassregeln  im  Interesse  der  Erben  und  Legatare, 
die  dem  betrefl'enden  St4iate  angehören,  bis  zor  definitiven  Entscheidung 
llber  eventuelle  Streiti^eiten  seitens  der  kompetenten  Gerichte  des 
anderen  Staates  zu  treffen; 

c)  über  alle  Streitigkeiten  zu  ^kennen,  die  auf  Grund  von 
anderen  als  Erb-  oder  Legataransprflchen,  seitens  inländischer  oder 
fremder  daselbst  wohnhafter  Kläger  erhoben  werden,  und  die  Oläubigw 
zu  befriedigen,  gemäss  den  inländischen  Gesetzen. 

Nach.  Befriedigung  derartiger  Ansprfiche  .  .  .  soll  der  Best  des 
Vermögens  den  Konsular-  oder  diplomatischen  Behörden  des  Staates 
ausgehändigt  werden,  dem  der  Verstorbene  angdiOrte.'' 


*)  Vgl.  J«tt6l,  HandlHich  des  mtonuiioBalea  Privat-  und  Strafrechts, •  Wien  und 
T^Ipiüg  18M.    S.  79. 
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§7*. 

Die'  ErlisehaftBBtever  regelt  das  StempelgeBelB  rom  30.  De- 
zember 1887  (beachte  auch  die  dnrch  neuere  Geeetee  der  Jahre  1800 
und  1892  eifol^n  ZiidUxe  und  Modiflkationeii).  Nach  Art  SI7>)  unter- 
liegea  di6  den  Werth  Ton  8000  Drachmen  llbmieigeaden,  in  Griechen- 
land beflndfichen  Vermögen«  nelche  laut  letstwiUiger  YerfBgnng  (inkl, 
Sehenkong  Ton  Todeswegen)  oder  ab  inteskato  an  Inlinder  oder  Ans- 
ISndor  —  wenn  diese  durch  Vertrag  nicht  aosgeschlossen  sind  —  iallen, 
einer  Stempelstener  Ton  2%  bei  Ehegatten  nnd  voll-  und  halbbUrtigen 
Geschwistern;  von  3%  bei  Verwandten  dritten  und  vierten  Grades;  von 
4%  bei  Verwandten  fünften  his  siebenten  Grades;  von  5%  bei  den 
flbr^;en  Verwandten,  Adoptiveltern  nnd  -Kindern  und  den  venchwftgerten 
Personen,  sowie  bei  allen  Fremden.  Sind  diese  Personen  Aber  60  Jahre 
alt,  so  zahlen  sie  nur  ^/s,  sind  sie  aber  70  Jahre  alt,  nur  Vft  nn<l  ^io 
Aber  80  Jahre  alt  nur  Vs  ^^^  obigen  StempelgebOhr.  Bescmderes  gilt, 
wenn  Eigenthum  und  Niessbrauch  getrennt  Imiierlassen  werden.  Die 
ao  wohlthätige,  vom  Staate  anerkannte  Anstalten  fallenden  Vermögen 
sind  von  der  Steuer  befreit. 

Nadi  Art.  43  ff.  benteht  eine  Anseigepflicht  der  Steuerpfficfatigen, 
und  zwar  sollen  Erben  und  Legatare  (resp.  deren  gesetzliche  Vertreter) 
innwhalb  6  Monaten  nach  dem  Tode  des  Erblassers,  wenn  derselbe  im 
Inland  erfolgte  oder  sie  im  Inland  wohnen,  innertialb  eines  Jahres  aber, 
wenn  der  Tod  im  Ausland  erfolgte  oder  sie  im  Ausland  sieh  aufhalten 
(für  Afrika  etc.  noch  längere  Fristen),  an  den  Finanzkommissar  des 
Bezirksgerichtssitzes  eine  Eingabe  einreichen,  in  welcher  das  zufallende 
VomOgen  genau  zu  verzeichnen  und  zu  taxiren,  sowie  die  eventuellen 
Lasten  und  eventuellen  verwandtschaftlichen  Verhältnisse  des  Steuer- 
pflichtigen zu  iem  Erblasser  anzuführen  sind.  Bei  Schenkungen  von 
Todeswegen  ist,  falUi  die  betreffenden  Rechte  vor  dem  Tode  des 
Scbenkers  auf  den  Beschenkten  flbergehen,  die  Stempelsteuer  eben&Us 
vor  dem  Tod  zu  entrichten  (SOt&gige  Anmeldefrist);  sie  wird  jedodi 
znrttckerstattet,  falls  der  Beschenkte  vor  dem  Schenker  stirbt. 

Die  Anmelde  f rist  kann  auf  Antrag  der  Interessenten  vom  Finanz- 
kommissar verlängert  werden.  tAe  für  das  Ausland  geltende  Frist 
wird  auf  6  Monate,  gerechnet  vom  Moment  der  Besitzergreifung,  ver- 
kflrzt  für  den  Fall,  dass  der  Berechtigte  innerhalb  des  Jahres  (resp. 
zwrier  Jahre)  in  Besitz  des  Vermögens  gekommen  ist.  Die  Anmel- 
dung ist  auf  dem  angemeldeten  VermOgenswerthe  entsprechendem 
Stempelpapier  zu  schreiben.  Hat  der  Finanzrath  Einwendungen,  so 
ladet   er  behufs   Regelung  der  Steuersumme  den  Steuerpflichtigen  vor 


*)  Alt  27  findet  aaeh  besOglieh  des  bewe^^chen  Vermögens  der  in  der  TOrkei 
Tersteribeoden  Griechen  Anwendung  (KcmsiiUi^geietz  vom  22.  Detember  1S77  Art  2Bi 
und  Stempelsteoergeeets  Art  28). 
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das  kompetente  Bezirksgericht.  Die  Sache  (ebenso  die  eyentuell  gegen 
das  ürtheil  eingelegte  Berufdng)  wird  summarisch  erledigt. 

Ist  das  zufallende  YermOgensreoht  bestritten,  so  wird  die  Anmel- 
dung auf  gewObnlichem  Piq[)ier  ges<dur]eben  und  wird  die  Steuer  30  Tage 
nach  Sriedigung  des  Streites  entrichtet 

Erfolgt  innertialb  der  geeetslichen  Frist  die  Anmeldung  nicht,  so 
hat  der  Finanzkommissar  binnen  einer  Zeit  von  3  Jahren  die  Steuer- 
summe  zu  bestimmen,  und  kVnnen  dagegen  die  von  der  Entscheidung 
Betroffenen  innerhalb  60  Tagen.,  wenn  sie  im  Iidande  wohnen  oder  sich 
aufhalten,  innerhalb  6  Monaten,  wenn  sie  in  Europa,  der  Türkei,  Aegyptea, 
Algier  oder  Tunis  oder  m  den  indischen  Besitzungen  Englands  sich  auf- 
halten, inneriialb  eines  Jahres  bei  Aufeatiialt  in  den  Übrigen  Welttheilen, 
seit  Zustellung  des  Schriftstückes,  Einspruch  ertieb^i,  welcher  summa- 
risch Terhandelt  wird;  gogen  dieses  Urtheil  ist  Berufii^  zulässig,  je- 
doch erst  nach  Entrichtung  der  erstinstanzlich  zugesprochenen  Summe. 

Endlich  verfUlt  nach  Art.  60  der  gegen  die  Bestimmung  ^es  Art.  43 
VerstoBsende  einer  Geldstrafe,  welche  der  gesetzlichen  Steuer  gleich- 
kommt. 

I?.  TheflL 

Koiunüargerichtsbarkeit.^) 

§76. 
1.  Allgemeines. 

Konsuburvertriige  beistehen  mit  Dentiiehland  (vom  14./26.  November 
1881),*)  mit  Frankreich  (vom  7.  Januar  1876),^  mit  ItaUen  (vom 
15. /27.  Novraiber  1880).^)  Daneben  ist  die  Konvention  mit  der  Tftrkei 
Y(Hn  27.  Kai  1855  und  der  Vertrag  mit  Oestenrelcli  bezQglich  der  Mo- 
failiar-NadUasaregulierung  (vom  12.  Juni/ 81.  Mai  1856)  besonders  zu 
erwfihnen.  Auf  die  in  Freundschafts-  und  anderen  Yertcl^n  enthaltenen 
einschlägigen  Bestimmungen  soll  unten  in  der  Darstellung  hingewiesen 
werden. 

Das  Konsularwesen  regelt  das  Gesetz  vom  21.  Dezember  1877^) 
{XNST),  welches  durch  die  Gesetze  vom  19.  JuU  1885  {AUF),  vom 
28.  Mai  1887  {^0Ad'),  vom  8.  Mai  1891  (^VOE')  besonders  wichtige 
Modifikationen  erlitten  hat. 

§76. 
8.  Oerflielie  and  saehllehe  Zusttndlgkelt  der  Konsuln. 

I.  Die  griechischen  Konsuln  haben  neben  den  allgemeinen  den 
Handel  und  die  Marine  betreffenden,  sowie  den  sonstigen  Verwaltungsk 

^)  lit  S.  AntoBopoalos,  Umpl  t^  <v  T^upxi^  änßö4aici£.  1880.  QilysMitlio- 
poulos,  Upoiwixdig  6&tjy6c,  1872. 

^  Abgedrackt  im  Deutschen  Reichs-Gefletsblatt  1882  No.  16. 

")  Abgedmckt  bei  Myrten«,  nonveaa  reoaeil,  Ser.H  Bd.  4  S.  S78. 

*)  Abgedrackt  bei  Härtens ,  non^rosn  reeaeil,  Sar.  II  Bd.  S  8.  822. 

^  Dieses  GeseU  hat  das  Gesets  Ober  die  Konsnlargerichtsbarinit  Tom  98.  Qkt 
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pfliditen,  auch  insbesond«^  als  Standesbeamte  (A^rr.  N,  Art.  68,  8. 
Kons. (res.  Art.  117  ff.)  und  als  Notare^)  zu  fungiren,  und  mOssen  sich 
dabei,  wo  nicht  Besonderes  durdi  Gesetz  oder  durch  die  Verträge  be« 
stammt  ist,  nach  den  Vorschriften  des  Civilgesetzes  und  der  Gerichts- 
imd  Notariatsordnung  richten.  Auch  sind  sie  berechtigt,  die  in  ihrem 
Ämtsbezirke  von  den  dortigen  Behörden  ausgestellten  Urkunden  zu  le- 
galisiren  (Kons.  Ges.  Art  119)  und  beglaubigte  Uebersetzungen  der  von 
Beamten  ihres  Landes  ausgegangenen  Urkunden  zu  liefern  (Kons.Vertr« 
mit  Deutschland  Art.  9,  mit  Italien  Art.  10,  s.  a.  Kons.Vertr.  mit 
Frankreich  Art.  11),  auch  beglaubigte  Abschriften  der  von  ihnen  ausge* 
stellten  oder  bei  ihnen  deponirten  Urkunden  auszufertigen.  Ueber  die 
nicht  streitige  Gerichtsbarkeit  s.  u.  §  80. 

n.  Was  die  Zuständigkeit  für  die  streitige  Gerichtsbarkeit  anbe- 
trifft,^ so  ist  zu  bemerken: 

1.  Die  allgemeine  Kegel  bezüglich  der  örtlichen  Zuständigkeit 
(Kons.  Ges.  Art  77),  wonach  jede  EonsularbehOrde  für  den  Bezirk  zu- 
ständig ist,  auf  welchen  sich  auch  die  Zuständigkeit  der  höchsten  am 
betreffenden  Orte  residirenden  Verwaltungsbehörde  erstreckt,  —  es  mttsste 
denn  sein,  dass  durch  Gesetz  oder  Verordnung  etwas  Anderes  bestimmt 
sei  oder  dass  innerhalb  eines  grösseren  Bezirks  spezielle  Eonsular* 
behörden  für  Theilbezirke  beständen,  —  erleidet  drei  wichtige  Aus- 
nahmen: Das  Konsulargericht  von  Konstantinopel  ist  auch  für  die  Be- 
zirke von  Adrianopel  und  Bmssa,  fflr  Mannara  und  die  Dardanellen  zu- 
ständig; das  Konsulargericht  von  Alexandrien  dehnt  seine  Jurisdiktion 
auf  ganz  Aegypten  aus;  dem  Konsulargericht  von  Smyrna  sind  die 
Bezirke  von  Smyrna,  AVdin,  Mougla  und  Magnesia,  der  Bezirk  (Kazan) 
von  Kydoniae  und  Attalia  und  der  ganze  Bezirk  (VilaSt)  des  Aegaeischen 

1856,  velchoB  dem  belgischea  Gesetze  nachgebildet  w«r,  im  Prinii^  in  sich  aufge- 
nommen, jedoch  vielfach  konigirt  und  ergibuBt  (Motive  Kap.  VII). 

^  Nach  denKon8a]arveitrilgen(mitDeat8chland  Art.  9,  mit  Frankreich  Art  10, 
mit  Italien  Art  9)  sind  die  Konsnln  hefägt,  letztwilligc  Verfügungen  ihrer  Landes» 
angehOngen  anlmnehmen,  sowie  solche  notarieUe  Rechtsgeschftfte,  die  in  ihrem  Lande 
aosgeAlhrt  werden  soUen  oder  die  lediglich  zwischen  Angehörigen  ihres  Landes  ge^ 
schlössen  werden  (Beschrftnkungen  betr.  Rechtsgeschftfte  Aber  Omndeigenthnm),  oder 
aberhaapt  die  Rechtsgeschftfte,  bei  denen  die  Mitwirkung  eines  inlandischen  Beamten 
sieht  nneri&sslich  ist 

^  Dieselbe  ezistirt  in  den  nicht  christlichen  Lftndem  und  de  iure  jedenfidls  auch 
in  den  frtLher  zur  Tflrkei  gehörigen  Lftndem,  die  sich  zu  selbststftndigen  Staaten 
herausgebildet  haben  (Rumftnien,  Serbien,  s.  Berl.  Vertrag  Art.  43),  insoweit  diese 
Staaten  nicht  neuere  Vertrftge  mit  den  auf  Grund  der  Kapitulationen  (mit  der  Tflricei) 
berechtigten  Mächten  geschlossen  haben,  durch  welche  die  für  diese  Staaten  massgeb- 
lichen TOrkisehen  Eapitulationsbestimmungen  ansdrdcklich  aufgehoben  werden.  (Was 
Runftnien  aiüietrifft  &  Aber  diese  Frage  Desjardins,  im  Journal  du  droit  intem&üonid 
priT^  1893  p.  1019  [IT].  V.  Streit,  Aibire  Zappa,  Französische  Ausgabe  bei  Larose, 
Paris  1894.  S.  61ff.)  Nach  dem  Vertrage  mit  Pers  en  Art.  9  haben  die  Reprftsen- 
tanten  des  griechischen  Staates  das  Recht,  in  Prozessen  zwischen  Oriechen  und  Penem 
zogegen  zu  sein,  und  werden  ohne  deren  Oegenwart  die  betr.  Prozesse  nicht  verhandelt 
For  die  Prozesse,  an  denen  Perser  nicht  betheiligt  sind,  gelten  die  Gnmdsfttze  bezfig- 
lich  der  meistbegOnstigten  Nation,  also  haben  die  griechischen  Konsuln  Jurisdiktion. 

LBHn  IL  LoBwz    ^LD,  Sechtiverfolgaiig.  II.  8 
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Meeres  untergeordnet.  Jedoch  behalten  die  innerhalb  dieser  wetten  Be- 
zirke, aber  nicht  am  Sitze  der  genannten  Konsulargerichte  bestehenden 
Bdtitfrden  ihre  Zuständigkeit,  in  erster  und  letzter  Instanz  bis  600  Drach- 
men zu  urtheilen. 

2.  BezQglich  der  sachlichen  Zuständigkeit: 

a)  Die  KonsularbehKrden  sind  bei  allen  Streitigkeiten  zwischen 
Griechen,  oder  zwischen  Griechen  und  Einheimischen  oder  anderen 
{"remden  zu  richten  berufen:  a)  Was  die  Prozesse  zwischen  EÜnheimi- 
scheA  und. Griechen,  anbelangt,  so  werden  sie  gemäss  den  Yerträgen 
und  nach  dem  jeweilig  geltenden  Gresetees-  und  Gewohnheitsrecht  ge- 
schlichtet. Nach  Art.  24  §  3  des  Vertrages  mit  der  Türkei  finden  auf 
solche  Prozesse  die  fOr  die  meist  begünstigte  Nation  geltenden  Vor- 
sehriften  Anwendung.  Wird  von  einem  Einheimischen  gegen  einen 
Griechen  vor  das  Konsulargericht  eine  Klage  gebracht,  so  ist  dieses 
forum  prorogatum  jedenfalls  begründet.  Vielfach  scheint  gewohnheitB- 
rechtlich  die  ausschliessliche  Kompetenz  des  Konsulargerichts  in  allen 
Fällen,  in  denen  der  Grieche  Beklagter  ist,  zu  bestehen.  QfBziell  fQr 
das  ganze  Osmanische  Reich  ist  letzteres  von  der  Türkei  niemals  an- 
erkannt worden.  Die  massgebenden  Kapittdationen  der  meistbegünstig- 
ten Staaten  geben  eine  sichere  Anwort  nicht.  ^)  ß)  Der  Grundsatz 
forum  rei  actor  sequitur^  bestimmt  die  Zuständigkeit  der  griechischen 
Konsularb^örde,  falls  zwischen  Fremden  und  ständig  sich  im  Kon- 
sularbezirk aufhaltenden  Griechen  Streit  entsteht;  es  wii^  dann  nach 
gpriechischem  Gesetze^  und  den  unten  zu  behandelnden  Grundsätzen 
Terfahren.  Ständiger  Aufenthaltsort  ist  jedoch  nicht  Erfordemiss,  wenn 
es  sich  um  ein  während  des  Aufenthalts  des  Beklagten  im  Konsulate^ 
bezirke  entstandenes  BechtsTerhältniss  handelt,  oder  wenn  der  Vertrag 
Verabredetermassen  dort  erfüllt  werden  soll,  f)  Was  die  Prozesse 
zwischen  Griechen  anbelangt,  so  finden  die  Grundsätze  sub  ß  analoge  An- 
wendung, und  besteht  somit  ein  Unterschied  von  C.P.O.  Art.  16  (s.  o. 
§§7u.8). 

b)  Ausgeschlossen  von  der  Konsularjurisdiktiön  sind  dingliche  Im- 
mobiliarklagen ^)  und  Ehescheidungen  (Art.  181). 


^)  Beachte  z.  B.  Vertrag  mit  Frankreich  von  1740  Art.  41,  09  und  Vertrag  mit 
Oeatenneich  von  171S  Art.  5. 

*)  Der  Eliger  hat  zu  beweisen,  dass  der  Beklagte  vor  das  Konsolaigericht  gehOrt> 
•^  Letaterer  kann  die  Einrede  der  Inkompetenz  auf  Grund  dessen,  dass  er  nicht  Orieche 
«ei,  in  jeder  Lage  des  Prozesses  vorbringen.  App.  Athen  2016  (1892)  in  Themis 
IV.  48. 

*)  Ueber  die  Bedeutung  dieses  Satzes,  ob  derselbe.  nJUnlich  nur  das  prozessuale 
oder  auch  das  materielle  Recht  begreifen  will,  herrscht  Streit.  (S.  die  wider^reehenden 
Entscheidungen  des  Athener  Appellgerichts  j^5  [1883],  768  [1884],  80  [1887]  und  die 
die  Kontroverse  behandelnden  Aufsätze  von  Pongi  und  MoschQvaki  .in  Balance, 
'Ef)^fup(t  VL  478,  Vn,  182,  Ö15.) 

^  Ausser  wenn  die  betreffende.  Klage  incidenter  in  einer  personlichen  Klage  vor 
das  Kdnsulaigericht  gebraeht  wird.  Ä,  H.  188  (1892),  s.  a.  den  Aufsatz  des  Vizestaats- 
prokuiators  H.  Maniaki,  in  BaJL  E.  Xu.  266. 
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c)  Die  Oeneralkonsaln,  Konsuln  und  Yicekonsuln  uiiheilen  allein 
and  in  letzter  Instanz  bei  Streitsachen  unter  600  Drachmen;  bei  Streit* 
saehen  unter  1600  Drachmen  mit  zwei  Beisitzern  zusammen  in  letzter 
Instant  in  erster  Instanz  unter  Vorbehalt  der  Appellation  bei  Streit- 
werth  Ober  1500  Drachmen.  Die  Gegenwart  eines  Sekretärs  ist  er-» 
forderlich  (Kons.  Ges.  Art.  131). 

3,  Diese  Urtheile,  sowie  die  von  den  Konsularbehörden  aufge- 
nommenen Urkunden  sind  in  Griechenland  und  wo  durch  Landesgesetz^ 
und  Vertrag  es  zugelassen  ist,  vollstreckbar;  die  Vollstreckungsklausel 
ertheilt  der  Vorstand  der  KonsularbehOrde.  Bei  auswärtigen  Offent>- 
liehen  in  nicht  christlichen  Ländern  ausgegebenen  Urkunden  finden 
dabei  die  Grundsätze  der  Civilprozessordnung  Anwendung  (Art.  1^6). 

4.  Die  Appellation  gegen  obige  Urtheile  ist  bei  dem  erstinstanz* 
fichen  Gerichte  innerhalb  30  Tagen  nach  deren  Verkündigung  einzu^ 
reichen  (Kons.  G.  Art.  177  ff.X  und  zwar  in  zwei  Exemplaren,  deren  eines 
auf  Befdd  der  KonsularbehOrde  dem  Appellbeklagten  zugestellt  und 
deren  anderes  dem  Appellkläger  zurückgestellt  wird.  Erst  einen  Monat 
nadi  ersterer  Zustellung,  wird  die  Appellation  beim  Appellgerichte 
in  Athen  summarisch  verhandelt.  Bei  der  Appellation  sind  50  Drachmen 
ZQ  hinterlegen.  Die  Kassation  kommt  vor  den  Kassationshof  und  kann 
gemäss  den  Gründen  der  C.P.O.  begehrt  werden  (Art.  185). 

§77. 
S.  Organe  der  Konsulargerichtsbarkeit. 

L  Der  Konsulardienst  wird  durch  Generalkonsuln,  Konsuln  erster 
und  zweiter  Klasse  und  Vicekonsuln  besorgt;  auch  können  Konsular- 
agenturen  daneben  eingesetzt  werden.^)  Es  giebt  ordenüicbe  un4 
Honorarkonsuln. 

Die  Beisitzer  des  Konsulargerichts  werden  vom  Konsul  für  jeden 
emzelnen  Streitfall  aus  einem,  die  am  Sitze  des  Gerichte  residirenden, 
dazu  geeigneten  Griechen  (zur  Aushilfe  auch  manchmal  Nichtgriechen 
lolässig)  enthaltenden  Kataloge  ausgewält.  Das  Konsulargericht  in 
Eonstantinopel  besteht  aus  dem  Präsidenten,  dem  ordentlichen  (besol-- 
deten)  Beisitzer  und  einem  ausserordentlichen  Beisitzer;  die  Grerichte  von 
Smyrna  und  Alexandrien  aus  zwei  ordentlichen  Beisitzern.  Diese 
Gerichte  erfüllen  die  sonst  den  Konsularb^hOrden  (durch  Art.  124  s.  u. 
§  79)  übertragenen  Pflichten;  ihnen  steht  die  sonst  den  Konsuln  ge- 
währte Jurisdiktionsgewalt  zu.^  Die  nach  Art.  131  inappellable  JurüsK 
diktion  am  Sitze  des  Gerichts  übt  der  Gerichtspräsident.  Die  Voll- 
streckung der  Akte  der  Gerichtspräsidenten  gewährt  die  Konsular- 
behOrde,^ welche  auch  eine  gewisse  Kontrole  behufs  Vermeidung  von 
Konflikten  zu  üben  hat.^) 

")  Art.  1  u.  8  des  Eoii8.G^. 
^  Art.  135  Kon8.G«8. 
^  Artw  196.  Kons.  Ges. 
^  Art  187  Kons-Oes. 
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II.  Die  RekusationsgrQnde  sind  bedeutend  eingeschränkt^)  (ins- 
besondere unmittelbares  Privatinteresse,  in  der  Seitenlinie  nur  Ver- 
wandtscliaft  bis  zum  vierten  Grade,  Schwägerschaft  bis  zum  zweiten). 
Klagen  gegen  richterliche  Beamte  gehören  zur  Zuständigkeit  de« 
Athener  Appellhofs.^) 

ni.  üeber  die  Gebühren  in  Koiisularsachen  bestehen  weitläufige 
Yorsclu'iften;  sie  sind  hoher  als  die  im  Inlande  zu  entrichtenden.^ 

§78. 
4.  Hechtsverhältnisse  der  Konsoln. 

I.  Die  griechischen  Eonsulatsbeamten  sind  den  griechischen  Ge- 
setzen unterworfen,  jedoch,  falls  sie  Ausländer  sind,  nur  in  Ansehung,' 
ihrer  Dienstverhältnisse;  insbesondere  können  Konsularbeamte,  auch 
'Wenn  sie  Ausländer  sind,  vor  den  griechischen  Gerichten  fOr  Zuwider- 
handlungen gegen  des  griechische  Gesetz  belangt  werden.^) 

n.  Auch  wo  Konsidarverträge  nicht  bestehen,  ist  in  den  Handels- 
und Schifffahrtsverträgen  die  gegenseitige  UnterstütsEung  der  Konsuln 
bei  Besorgung  ihrer  Amtsgeschäfte  ausbedungen,  und  es  sind  die  nach 
Yölkerrechtsgrundsätzen  den  Konsuln  zu  gewährenden  Privilegien  er- 
wähnt; so  auch  bezüglich  Ertheilung  des  Exequatur,  sowie  bezüglich 
eventueller  Vergebungen  der  Konsuln  gegenüber  den  Gesetzen  des  Staates, 
bei  dem  sie  angestellt  sind. 

Insbesondere  ist  in  den  Konsularverträgen  die  Unverletzlichkeit  der 
Konsulatsarchive,  die  Befreiung  der  Konsuln  von  den  direkten  Steuern, 
ausser  wenn  sie  Handelstreibende  sind  oder  Grundbesitz  haben,  statuirt; 
diese  Bestinunungen  müssen  auch  infolge  derjenigen  Verträge  (und  fast 
alle  sind  so  gefasst),  welche  für  die  Konsuln  die  Vorrechte  der  meist- 
begünstigten Nation  ausbedingen,  Anwendung  finden.  Exterritorialität 
haben  die  Konsuln  nicht  zu  beanspruchen.^) 

Bezüglich  ihrer  Zeugnisspflicht  gelten  bestimmte  Formalitäten.^) 
Der  Schuldhaft  unterliegen  sie  nur  wegen  Verbindlichkeiten  aus  Handels- 
geschäften, auch  sind  im  Falle  der  Verhaftung  eines  Konsuls  bestinmitc 
Formalitäten  zu  beobachten.^) 

§79. 
6.  Verfahren. 

I.  Im  Allgemeinen  ist  zu  bemerken,  dass  die  Grundsätze  der  Civil- 
prozessordnung  überall  gelten,  wo  eine  Spezialvorschrift  nicht  existirt.^) 

*)  Art.  127  Kons.  Ges. 
*)  Art.  177  Kons.  Ges. 
^  Art.  221  ff.  Kons.  Ges. 
*)  Art  4  Kons. Ges. 
»)  A.n.  155  (1838). 

^  Vgl.  Konsularvertrag  mit  dem  Deutschen  Reich  Art.  III;  mit  Italien  Art  VI 
mit  Frankreich  Art.  VI. 

*)  Konsnlarvertrag  mit  dem  Deutschen  Reich  Art  II;  mit  Frankreich  Art  VUI. 
■)  Art.  176  Kons.  Ges. 
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IL  Nur  wenige  wesentliche  Aendeningen  des  gewöhnlichen  Ver* 
fahrens  sind  durch  die  Konsulargesetzgebung  eingeltthrt.  Wir  erwähnen, 
dass  der  Bevollmächtigte  auch  Insinuationsbevollmächtigter  ipso  iure 
]8t.i)  Jedes  Begehren  wird  durch  ein  an  die  Eonsularbehörde  ein« 
zareichendes  Schriftstück  gestellt  oder  mttndlich  in  dem  Eonsularbureau 
Torgetragen.  Eine  Originalurkunde  darüber  wird,  versehen  mit  dem 
Befehl  des  Konsuls,  an  einem  bestimmten  Tage  zu  erscheinen,  dem  Be- 
klagten zugestellt.^  Die  Parteien  brauchen  vor  Gericht  nicht  zu  er* 
scheinen,  wenn  sie  schriftliche  Anträge  eingereicht  haben,^  das  Oe- 
richt  kann  jedoch  ihr  Erscheinen  anordnen.  Das  Urtheil  ist  womöglich 
sofort  zu  erlassen;  wird  eine  Urkunde  vom  Gegner  vorenthalten,  so 
kann  ohne  Vorverfahren  die  Edition  derselben  beantragt  werdend)  Wird 
der  Zeugenbeweis  zugelassen,  so  ladet  der  Gerichts-  resp.  Eonsular* 
vorstand  die  Zeugen^)  (Art.  160). 

Das  Eontumazialurtheil  wird  nach  Art.  148  (s.  o.)  zugestellt;  der 
Präsident  kann  die  Einspruchsfirist  bestimmen :  dieselbe  muss  mindestens 
acht  Tage  betragen.«) 

Die  EonsularbehSrden  resp.  die  Konsulargerichte  haben  auf  Er- 
suchen oder  Auftrag  der  zuständigen  griechischen  Behörden  die  von 
anderen  griechischen  Gerichten  ergangenen  Urtheile  gemäss  den  Ver- 
trägen und  den  Ortsgewohnheiten  in  nicht  christlichen  Ländern  zu  voll- 
stredken.^  Natürlich  sind  sie  auch  für  die  Vollstreckung  resp.  £r^ 
theilung  provisorischer  Vollstreckbarkeit  (Art.  169)  bei  ihren  eigenen 
Urthailen  zuständig;  ebenso  sind  sie  berechtigt,  Personalhaft  gemäss 
der  CÜvilprozessordnung  anzuordnen,  jedoch  nur  für  den  Fall,  dass  die 
Gegenpartei  einem  Staate  angehOrt,  wo  Personalhaft  zulässig  ist. 

m.  Die  Konsularbehörden  urtheilen  als  Schiedsrichter,  wo  ihnen 
durch  Eompromiss  die  Streiterledigung  aufgetragen  wird^)  und  sind 
berechtigt,  bei  Uebereinstimmung  der  Parteien,  Beweise  zu  erheben 
und  Eide  abzunehmen.^)  Sie  dienen  überhaupt  als  Vergleichsbeamte 
und  können  auch  in  christlichen  Ländern  Streitigkeiten  über  den  Lohn 
der  Schiifsleute  auf  griechischen  Handelsschiffen,  sowie  über  die  gegen- 
seitigen Verpflichtungen  von  Besatzung  und  Passagieren  schlichten.^^) 


^  Art  145  ibid. 

*)  Art  147  ibid. 

»)  Art  153  ibid. 

«)  Art.  155  ibid. 

»)  Art  leo  ibid. 

^  Art.  166  ibid. 

^  Art  124,  141  ibid. 

")  Art  121  ibid. 

*)  Art  125  ibid.    S.  a.  App.  Athen,  im  Journal  du  droit  int  pr.  1893  S.  284. 
^  Art  122  ibid.  S.  a.  Verträge  mit  den  Vereinigten  Staaten  Art  12;  mit  Belgien 
Art  16;   mit  Russland  Art.  8;  mit  Schweden  und  Norwegen  Art.  17;   mit  der  Türkei 
Art  24. 
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§  80. 
&  Freiwillige  Oeriehisbarkeit 

1  Die  Konsuln  sind  als  Notare  auch  in  chnsüicheh  Ländern 
tiiätig  (s.  0.  §  76);  sie  haben  bei  Havereien  und  Strai^dungen  ihrer 
Nationalit&t  angehöriger  Schiffe  die  nöthigen  Massregeln  zu  ergreifen 
(s.  die  Kons.  Verträge). 

n.  Im  Palle  des  Todes  eines  Griechen  sind  die  Konsuln  ver- 
pflichtet Sicherungsmassregeln  zu  treffen,  soweit  Gewohnheitsrecht  und 
Verträge  dies  zulassen,^)  und  event.  finden  die  oben  §  73  dargestellten 
Grundsätze  reziproke  Anwendung. 

>)  Art  119  Kons.  Ges. 


Zusatz  zum  L  TheU  (§  20). 

Art.  196  u.  196  der  C.P.O.  sind  durch  das  Gesetz  vom  19.  Fe- 
bruar 1894  {B£KE')  erheblich  modifizirt  worden.  Danach  lauten 
diese  AHakel  folgendermassen : 

„195.  Wenn  ein  Zeuge,  ein  Sachverständiger  oder  eine  Partei  an 
einem  anderen  Orte  wohnt  als  an  dem  des  Gerichts  resp.  der  Gegen- 
partei, so  wird  bei  Berechnung  der  Fristen  (und  zwar  nur  in  den  vom 
.Gesetz  ausdrücklich  genannten  Fällen)  ein  Zeitraum  von  15  Tagen, 
falls  er  im  Bezirke  desselben  Bezirksgerichts  wohnt,  ein  Zeitraum  Yon 
25  Tagen,  wenn  er  in  dem  Bezirke  eines  anderen  Bezirksgerichts,  aber 
innerhalb  desselben  Appellhofbezirks  wohnt,  endlich  ein  Zeitraum  yon 
30  Tagen,  falls  er  im  Bezirke  eines  anderen  Appellhofe  wohnt,  hinzu- 
gefügt. 

196,  Wenn  mehrere  Personen  an  verschiedenen  Orten  wohnen,  so 
fegelt  die  weiteste  Entfernung  die  im  vorigen  Artikel  genannte  Frist- 
verlängerung für  alle  Personen  gemeinsai^. 

Mangels  eines  Wohnsitzes  wird  die  Berechnung  auf  Grund  des 
Aaf^tbaltsorts  der  Zeugen,  Sachverständigen  oder  der  Partei  vor- 
genomnit;?^^^ 

Durch  dieses  Gesetz  ist  die  Fristverlängerungsberechnung  (s.  o*  §  20) 
erheblich  vereinfacht,  sowie  die  Kontroverse  aus  der  Welt  gesi^aift 
worden,  ob,  bei  dem  Widerspruch  der  deutschen  und  der  griechischen 
Fassung  der  C.P.O.  in  Art.  195,  der  deutsche  oder  der  griechische  Text 
gelten  soll. 


Vieitehnter  Abschnitt. 


RumänieiL 

Von 

Dr.  Georges  0.  FlatseUeiiy 

Erster  Präsident  des  Tribunals  in  Gslate. 
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L  Tliea.i) 

dvilprosess. 

§1. 

Quellen  imd  Literatar. 

A.  Die  wichtigsten  .Quellen  fttr  das  rumänisrbe  Oiviiprozesgrecht 
amd  folgende: 

1.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  (codice  civil)  vom  4.  Dezember  1861.^ 
SL  Die  CivilprQzessordnnng.  (Procedura  dvilä)  vom  11.  September 
1865.^ 

O.Dftg  mmänSBolie  Oivilrecht,  wriche§  im  Codice  tivüL  entbalten  istv  leimt  sieh  aa 
dfift  Code  l^apoltoi  tn,  Dus  mmft&iadie  Civilgesetebuch  ist  am  1.  Janqar  1865  in 
Knft  getreten;  es  bietet  in  Einzelheiten  zwar  wesentliche  Ahändemngen  gegenflber 
dem  französischen  Text  (so,  z.  B.  in  Ansehung  der  natflrlic])fBn  Kinder,  die  in  Rmninien 
yiel  imgOnstigiir  behandelt  werden  als  in  Frankreich,  und  ihrer  Anerkennung,  die  hier 
sehr  erschwert  ist),  im  Allgemeinen  ist  es  jedoch  eine  ziemlich  getreue  Reproduktion 
4les  teoOmschen  Textea*  So  oft  der  rumflnische  Oesetegeber  eine  im  französischen 
Iteehi  Torhandene  Eontroyerse  entschieden  hat,  ist  meist  die  Ansicht  Marcad^*8 
(Eipfication  thöorique  et  pratique  du  Code  Napol6on  —  neueste  Auflage,  die  7.  Paris 
1887  •^)  adopiirt  worden. 

Theihreise  ist  das  ruinftnische  Recht  auch  von  anderen  Gesetzgebungen  beeinflusst 
wofden,  so  besonders  bei  der  Lehre  you  den  Hypotheken  und  Privilegien  von  dem  be- 
treffendoB  belgischen  Spezialgesetz;  an  anderen  Orten  hat  es  auch  aus  dem  neuen 
italieaiBchea  Civilgesetzbuch  geschöpft. 

Die  firanzOsische  juristisehe  Jiteratur  bildet  die  Hauptquelle  für  Studium,  Ver- 
sOndniss  und  Auslegnhg  des  rumftnischen  Civilrechts. 

Ton  rumftnischen  Kommentaren  zum  Civilgesetzbuch  sind  in  erster  Linie  zwei 
zu  nennen:  D.  Alexandres co,>  Explicatiünea  Codulni  dvil,  Jassj  1880  ange&tlgen, 
und  AL  Gregoriadj-Bonaki,  Explicatiünea  Codului  civil,  Folticeni  1879  und  Jas^ 
1886  und  1889.,  Beide  Arbeiten  sind  sehr  verdienstvoll,  besonders  die  entere  berOck- 
siehtigt  viel&c)i  das 'frühere  Recht,  den  Codnl  Callimaki  in  der  Moldau,  der  sich  meist  im 
das  Österreichische  bürgeriich^  Gesetzbuch  anlehnt,  und  den  Codul  Caragea  in  der 
Wahcfaei,  die  vor  der  Einf&hrung  der  französischen'  Q^^tzgebung  herrschten,  und 
sogar  tiooh  filtere  nunlaische  Gesetzgebungen^  Beide  Kommentare  sind  noch  unvoll- 
epidet,  jedoch  wird  die  erstere  von  ihrem  Autor  fortgesetzt;  .der  Verfasser  des  letzteren 
ist  inzwischen  leider  gestorben.  Sodann ;  existirt  noch  ein  vollstfindiges,  aber  un- 
bedeutiendes  Werk  in  3  Binden  von  Constantin  Eraclide,  explicatiune  teoreticä 
^  practica  a  codicelui  civil.  Ausserdem  sei  hier  noch  erwähnt  die  Monographie  von 
Grigore  P-eucescu  über  die  Obligationen,  ein  vorzügliches  Weric  in  zwei  B&nden, 
das  unter  dem  Titel  „Tratatul  obligatiunilor*  in  Bukarest  in  den  Jahren  1884  und  1891 
erschienen  ist«  Endlich  hat  G.  B.  Petrescu,  Rath  am  Kassationshof  in  Bukare9ii  bei 
GoeU  %  ebendaselbst,  zwei  Werke  veröffentlicht,  das  eine  über  Testamente  1889,  und 
das  andere  über  Schenkungen  1891.  Beide  sind  im  Wesentlichen  KompilSfciOnen  aus 
der  französischen  Literatur. 

*)  in  Kraft  seit  dem  1.  Dezember  1865. 
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3.  Das  Handelsgesetzbuch  (codice  de  comerciü)  vom  16.  April  1887. 

4.  Das  GerichtsYerfasstingsgesetz  vom  1./13.  September  1890. 
^.  Das  Gesetz  Ober  die  Friedensrichter  vom  4./16.  März  1894. 
B.  Uteratur. 

1.  Ausgaben  der  Givilprozessordnung  sind  besorgt  von: 

a)  AI.  Blancfort,  Advokat  in  Piatra  N,  unter  dem  Titel: 

Jurispruden^a  Inaltei  Cur^i  de  Gasa^ie  si  de  Justice  a  Ro- 
maniei  asupra  Oodicolui  de  Procedura  civilä.    Jassy  1885. 

Jeder  Artikel  ist  mit  Koten  beztiglich  der  Rechtsprechung  des 

Eassationshofes  versehen. 

b)  Dr.  Adolph  Stern,  Advokat  in  Bukarest,  unter  dem  Titel: 

Codicele  de  procedura  dvilii,  anotat  sub  fiecare  articol  cu 

jurispruden^  romäna.    Bukarest  1886. 
Ebenfalls  in  Noten  die  Rechtsprechung  des  Eassationshofes  und 
der  sonstigen  Instanzen  «enthaltend. 

2.  Ausgaben  des  Givilgesetzbuchs  sind  erschienen  von  denselben 
Verfassern  unter  den  Titeln: 

a)  AI.  Blancfort,  Jurispruden(a  Inaltei  Cur^i  de  Casatie  ^i  de 
justice  a  Romaniei  asupra  Codicelui  de  Procedura  civilä.  Jassy 
1886. 

b)  Dr.  Adolph  Stern,  Codicele  civil  anotat  sub  fiecare  articol  cu 
jurispruden^  romäni.    Bukarest  1888. 

3.  Systematische  Bearbeitungen  des  Civilprozessridchts  enthalten: 

a)  Sändulescu-Nänoveanu,  Explica^iunea  procedurei  civile. 
2.  Auflage.    Bukarest  1879. 

b)  G.  A.  §endre,  Curs  de  procedura  civilä.  Bukarest  1887;  un* 
vollendet. 

c)  G.  Tocilescu,  Gurs  de  procedura  civilä.  Bukarest  1888;  un- 
vollendet. 

Es  sei  hier  bemerkt,  dass  fast  s&mmtliche  rumänischen  Godices 
und  Gesetze,  die  im  Laufe  dieser  Abhandlung  citirt  werden,  in  der 
Sammlung  von  B.  BoSrescu  abgedruckt  sind,  welche  1873  in  Bukarest 
erschienen  ist  unter  dem  Titel  „Godicile  romäne,  sau  coUec^une  de 
toate  legile  a  Romaniei",  mit  Anhang  „Appendice  la  Godicile  romäne*^, 
Bukarest  1875,  und  Annexen,  „Suppliment  la  Codicile  romäne^, 
Bukarest  1882  und  1885.  Die  Handelsgesetzbücher,  das  Givilgesetz- 
buch  (Codiee  civil),  die  Givilprozessordnung  (Godice  de  procedura  civilä 
oder  schlechtweg  Procedura  civilä)  etc.  enthalten  hier  bei  jedem  Artikel 
Einweisungen  auf  verwandte  Gesetzesbestimmungen  und  hauptsächlich 
auf  den  entsprechenden  französischen  Text.  Der  neue  Handelskodex, 
Codice  de  comerciä,  von  1887  ist  darin  nicht  erhalten;  er  ist  im  offl- 
Eiellen  Druck  erst  später,  1891,  in  Bukarest  erschienen.  Femer  sind 
noch  zu  nennen  die  Gesetzsammlungen  von  G.  §erbesculä,  welche 
in  Galatz  1890  unter  dem  Titel  „Godicii  romäni,  urmati  de  legile,  regu- 
lamentele  §i  decretele  cele  mai  usuale'^,  und  diejenige  von  J.  Ph.  Ghetzu, 
welche  unter  dem   Titel   „Godicele  de  ^edin^a  al  Romaniei   1892   in 
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Ploiesditi  erschienen  ist.  Beide  reichen  weiter  herauf  in  die  Gegenwart 
und  enthalten  den  neuen  Handelskodex  und  vielfache  nützliche  Angaben 
und  Hinweise;  auch  haben  beide,  besonders  die  von  Ghetzu,  ein 
kleines,  bequemes  Format  Sie  beginnen  die  bisher  allgemein  gebräuch- 
liche Sammlung  yon  BoSrescu  allmählich  zu  verdrängen. 

Im  Uebrigen  ist  die  Literatur,  welche  in  Rumänien  für  den  Civil- 
prozess  zu  Rathe  gezogen  wird,  hauptsächlich  die  französische,  insbe* 
sondere  der  Kommentar  des  Genfer  Prozessrechts  von  Beilot,  Loi  sur 
la  proc6dure  civile  du  canton  de  Genöve,  suivie  de  Texposä  des  motifs; 
L  6dition.    Paris  —  Gen^ve  1877. 

G.  Die  Procedura  civila,  obwohl  im  Grossen  und  Ganzen  dem  fran- 
zösischen Ck>de  de  procMure  civile  nachgebildet,  hat  in  mehreren  wich- 
tigen Abschnitten  die  französische  Tradition  ganz  bei  Seite  gesetzt,  um 
andere  Vorbilder  nachzuahmen  und  theilweise  eigene  Wege  zu  wandeln. 
So  ist  die  Beweismittellehre  fast  ganz  der  Genfer  Civilprozessordnung 
vom  29.  September  1819  entnommen,  ebenso  das  Kapitel  über  die 
aasserordentliche  Revision  der  Urtheile  und  besonders  die  Lehre  von 
der  Zwangsveräusserung,  namentlich  von  Grundstücken.  In  Folge  dieser 
Vermengung  verschiedener  Rechtsauffassungen  und  verschiedener  Rechts- 
bestinunungen  bietet  das  Civüprozessverfahren  mancherlei  Schwierig- 
keiten, Unklarheiten  und  Widersprüche,  namentlich  in  Betreff  der  Zwangs- 
veräusserung von  Immobilien.  Seit  längerer  Zeit  ist  die  Nothwendigkeit 
einer  einheiüichen  Revision  des  Civilprozessrechts  anerkannt  worden, 
ohne  dass  bis  jetzt  in  dieser  Richtung  etwas  geschehen  wäre. 

L  Bie  Gerichte« 

§2. 
A.  OeriohtfvorfiMMung. 

Die  Gerichtsverfassung  Rumäniens  ist  im  Wesentlichen  der  franzö- 
sischen nachgebildet. 

Die  Rechtsprechung  üben  folgende  Behörden^)  aus: 
1.  der   Friedensrichter*)  (judecator   de   pace  oder  judecätor  de 
ocol); 

<)  Durch  das  Oesete  Tom  9  Man  1879  betreffend  die  Dorf-  und  Beurksgerichte 
Gegea  pentm  jndecitoriele  comnnale  fi  de  ocöle)  wurde  in  jeder  Landgemeinde  ein 
Dorfgericht,  judecXtorie  comnnalä,  geschaffen,  das,  in  patriarchalidcher  Weise  organisirt, 
—  dar  Bflrgermeister,  primär,  mit  zwei  Dorfgeschworenen,  jurati,  bildeten  dasselbe  und 
tagten  an  Sonn-  und  Feiertagen  nach  dem  Eärchenausgange  —  gewisse,  aui  die  Dorf- 
yerhaltnisae  bezügliche  Befugnisse  hatte.  Die  Grenze  der  Kompetenz  war  im  Allge- 
meinen 50  Franks  (40  Mk.)  mit  AppeU  an  den  Bezirksrichter  und  Eassationsreknrs  an 
das  Tribunal.  Diese  Institution  erfoUte  jedoch  so  wenig  die  Hoffnungen,  die  man  auf 
sie  gesetst  hatte,  dass  man  sie  nunmehr  durch  das  neue  Friedensrichtergesetz,  legea 
pentru  jndecätoriile  de  pace,  vom  4/16  März  1894,  welches  laut  Art.  73  am  1/18  Juni 
1894  in  Kraft  getreten  ist,  gftnzlich  abgeschafft  hat.  Alle  Befugnisse  der  Dorfgerichte 
sind  anf  die  Friedensrichter  flbergegangen. 

*)  Die  Friedens«  oder  Bezirksgerichte  sind  zum  ersten  Male  durch  das  schon  er- 
wähnte Oesetc  Tom  9  Mfirz  1879  organisirt  worden.  Es  ist  der  Initiative  des  damaligen 
Justizministers  Eug-öne  Stätescu,  eines  der  bedeutendsten  Juristen  des  Landes,  zu 
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2.  4tA  Ereisgerioht  oder  Landgericht  (tribunal  de^  jude(  oder  tri- 

bun^  de  district)  gemeinhin  kurz  Tribunal  genannt; 
ä  die  Appellhofe   (Curte  de  apel),  welche  in  Bukarest,    Graiova, 

GalaiE  und  Jassy  Sflren  Sits&  haben. 
4.  der  Eassationshof  (Inalta  Curte  de  Casa^  ^  de  Justice)  in 

Bukarest. 
Grundi»in2ip  der  rumänischen  Bechtspflege  im  Allgemeinen  ist, 
dass  eine  jede  Sache  in  zwei  Instanzen  verhandelt  werden  kann  —  es 
bestehen  in  dieser  Hinsicht  nur  sehr  wenig  Ausnahmen  — ,  und  dasb 
eine  dritte  Instanz  das  Urtheil  *der  zweiten  in  Betreff  der  richtigen 
Auslegung  oder  Anwendung  des  Gesetzes  zu  prüfen  hat.  Diese  Kassa- 
tionsbehSnie  ist  für  die  geringeren  civilen  Angelegenheiten  (im  Allge- 
meinen im  Werthe  bis  300  francs  =»  240  Mark)  das  Distriktstribunal, 
für  die  den  Werth  yon  300  frcs.  Übersteigenden  Civüprozesse  und  alle 
Handelssachen  der  Eassationshof  in  Bukarest. 

§3. 
1.  Friedensrichter. 

Der  Friedensrichter  (judecätor  de  pace)  ist  Einzelrichter.  Art  8 
des  Gesetzes  vom  4./16.  März  1894  bestimmt,  dass  der  Friedensrichter 
im  Prinzip  sein  Amt  allein  mit  seinen  Kanzleibeamten  ohne  Beihlilfe 
irgend  eines  richterlichen  Unterbeamten  zu  versehen  hat.  Jedoch  er- 
mächtigt der  letzte  Absatz  desselben  Artikels  den  Justizminister,  auf 
Beschluss  des  Ministerraths,  dem  Friedensrichter  einen  etatsmBssigeQ 
Adjunkten  (ajutor  de  judecätor  de  pace,  adjoint  de  juge  de  paix)  bei- 
zugeben, wo  es  der  Dienst  erheischt.  Es  ist  vorauszusehen,  dass,  wenn 
auch  die  Zahl  der  Friedensgerichte  durch  das  neue  Gesetz  bedeu- 
tend vermehrt  worden  ist  —  es  sind  fUr  das  Gebiet  des  Königreichs 
240  Friedensgerichte  vorgesehen  und  können  erforderlichen  Falls,  auf 
Beschluss  des  Ministerraths,  noch  andere  geschaffen  werden  —  doch 
von  dieser  Befugniss  ausgiebiger  Gebrauch  gemacht  werden  wird.  Bis 
jetzt  sind  109  Friedensgerichte  mit  solchen  Adjunkten  versehen  worden, 
darunter  alle  diejenigen,  welche  in  Städten  ihren  Sitz  haben. 

Der  Adjunkt  vertritt  den  Richter,  so  oft  dieser  an  der  AmtsfBhrung 
veriiindert  ist,  und  tritt  dann  vollständig  an  dessen  Stelle.  Sonst  ob- 
liegen ihm  die  Leitung  der  Kanzleigeschäfte  und  die  gerichtlichen  Kom- 
missionen (cercetar!  locale,  enqu6tes  locales,  descentes  sur  les  lieuz).') 

Ist  der  Richter  an  der  Amtsführung  verhindert  und  fungirt  nebeA 
ihm  kein  ständiger  Adjunkt,  so  vertritt  ihn  für  die  Zeit  dieser  Verhin- 

verdanken.  Daa  nene  Gesetz  vom  4/16  M&rz  1894  ist  das  Verdienst  des  gegenwbrtigeii 
JastizmiiusterB  Alexander  Marghiloman.  Dasselbe  adoptii:t  aosschliesslich  den 
Aosdnick  Friedensrichter,  jadeeätor  de  pace,  —  weil  der  Richter  in  kontradiktori- 
schen GiTÜTeriiandlungen  yersnchen  miiss,  die  Parteien  zu  yersohnen  —  wahrend  unter 
der  Herrschaft  des  früheren  von  1879  sowohl  dieser  Ausdruck  ids  anch  die  Bezeichnung 
judicätor  de  ocol  (Bezirksrichter)  im  Gebrauche  war. 

^)  Art.  4  des  Friedensrichtergesetzes  Yom  4/16  Mftrz  1894. 
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demiig,  aufDelegirung  des  Tribunalspräsidenten,  der  Adjunkt  eines  an- 
deren Friedensgerichts,  oder  der  Grefier  (Kanzleivorstand)  des  Tribunals, 
oder  dessen  Gehttlfe  (ajutor  de  grefä,  adjoint  du  greffier).  ^) 

2.  Tribunal. 

Das  Tribunal  ist  ein  Kollegialgericht,  an  dessen  Spitze  der  Präsi- 
dent (pre^edinte)  steht  Diesem  liegt  die  Aufsicht  und  Leitung  des 
Tribunals  ob,  sowie  die  Kontrole  und  Inspizirung  aller  Friedensrichter^ 
foter  seines  Bezirks.  Das  Tribunal  setzt  sich  aus  dem  Präsidenten, 
iwei  ordentlichen  Richtern  (judecatori),  von  denen  der  eine  in  erster 
Linie  als  Untersuchungsrichter  (judecator  de  instrucfie  oder  jude-instruc- 
tore)  fnngirt,  und  einem  Ergänzungsrichter  (judec&tor  supleant)  zu- 
sammen. Letzterer  hat  besonders  alle  Kommissionen  ausserhalb  des 
Gerichte  an  Ort  und  Stelle  zu  Übernehmen,  ist  aber  im  üebrigen  den 
Richtem  gleichgestellt,  denen  er  nur  im  Rang  und  Gehalt  nachsteht.^ 

In  grösseren  Städten  besteht  das  Gericht  aus  mehreren  Abthei- 
lungen (sec^iunl,  chambres),  eine  jede  mit  der  gleichen  Besetzung. 
Einer  der  Präsidenten  fuhrt  den  Titel  Prim-Präsident  (prim-pre^edinte, 
premier-pr^dent) ;  dieser  hat  die  administrative  Leitung  aller  Sektionen 
zu  f&bren  und  die  Kontrole  der  Friedensrichterämter  seines  Kreises  zu 
flben.  Er  hat  ferner  die  in  einer  Sektion  durch  Krankheit,  Urlaub  etc. 
entstandenen  Lflcken  erforderlichen  Falls  durch  Delegirung  eines  durch 
das  Loos  zu  bestimmenden  Richters  einer  anderen  Sektion  zu  ergänzen. 
Ausserdem  vertheilt  er  die  einlaufenden  Sachen  an  die  verschiedenen 
Kammern.  Im  Üebrigen  umfasst  seine  geschäftliche  und  juridische  Lei- 
tung nur  seine  spezielle  Kaomier  (sec^iune). 

Mehrere  Sektionen  (Kammern)  bestehen  zur  Zeit  in  JBukarest 
Jas^^  Qraloya,  Ploieschti,  Galatz  und  Tum-Severin,^ 

Das  "Hibunal  tagt,  soweit  thunlich,  in  der  Besetzung  von  drei 
Richtern,  doch  genügen  eventuell  auch  zwei.^)  Fungirt  jedoch  das  Tri- 
bunal als  Kassationsinstanz,  so  müssen  drei  Richter  mitwirken.^ 


^  Art  5  ibidem. 

*)  Dem  Handelflgericht  und  der  Notariatssektion  dea  Tribimala  in  Bvkareat  sind 
aaaaerdem'  noch  je  2wei  atfindige  Richter,  und  dem  Gerieht  in  Bralla  ein  Bichter  aar 
Bewältigung  der  aosgedehnten  Arbeiten  beigegeben. 

*)  Die  Friedensrichterftmter  und  AppellhOfe  werden  nach  dem  Orte  bezeiclmet,  in 
dttn  sie  fongiren;  die  Tribunale  dagegen  fOhren  offiziell  den  althergebrachten  Titel  ihres 
Kreises,  der  sehr  oft  nicht  mit  dem  der  Ereishanptstadt,  in  der  sie  )hren  Sitz  haben, 
ensammenfUlt.  So  z.  B.  heisst  das  Tribonal  in  Bokarest:  Tribonalnl  Dfov;  daa  in  Oar 
latz:  Trib.  Covnrlui;  das  in  Ploieschti:  Trib.  Prahova;  das  in  Craiova:  Trib.  Do^ia;  das 
in  Folticeni:  Trib.  Snceava  etc. 

*)  Art  20  des  Genehtsrerfassnngsgesetses  yom  1/18  September  1890^ 

^  Art.  82  des  Gesetzes  yom  9./21.  Mirz  1879  betreffend  die  Kommunal-  und 
Friedensrichter,  und  Art  50  des  neuen  Gesetzes  betreffend  die  Friedensgerichte  vom 
4/16  Min  1894. 


128  Europa. 

§5. 
3.   Appellhof. 

Die  AppellhSfe  bestehen  aus  je  zwei  Sektionen,  nur  der  Appellhof 
in  Bukarest  hat  deren  drei.  An  jedem  Appellhof  fungirt  ein  Frim- 
Prilsident,  und  zwar  führt  diesen  Titel,  wie  bei  den  Tribunalen  mit 
mehreren  Sektionen,  ein  Abtheilungs-  oder  Senatspräsident.  Seine  Be- 
fugnisse sind  analog  denen  des  Prim  -  Präsidenten  am  Tribunal,  nur 
dass  sich  seine  Aufsicht  aut  alle  Tribunale  des  Bezirks  des  Appellhofes 
erstreckt. 

Jede  Sektion  (Senat,  chambre)  besteht  aus  dem  Präsidenten  und 
fOnf  Käthen  (consilieri). 

Der  Appellhof  entacheidet  ordnungsmässig  in  der  Besetzung  von 
fttnf  Richtern,  doch  genflgen  vier  und  sogar  drei.^  Im  letzteren  Falle 
müssen  alle  drei  Richter  gleicher  Meinung  sein,  um  eine  Entscheidung 
fällen  zu  können;^  anderen  Falls  wird  ein  anderer  Richter  hinzuge- 
zogen, eventuell  ein  anwesender  Advokat,  und  falls  diese  Er^bizung 
nicht  möglich  ist,  wird  der  Prozess  aufgeschoben.  Im  nächsten  Termin 
wird  dann  die  Zahl  der  Richter,  nöthigeu  Falls  durch  Delegirung  von 
einer  anderen  Sektion,  auf  den  Normalstand  gebracht.') 

§6. 
4.   Eassationshof. 

Der  Kassationshof  in  Bukarest  besteht  aus  zwei  Sektionen  (Sc^ 
naten)  mit  je  einem  Präsidenten  und  sieben  Räthen  (consilieri). 

Ausser  den  beiden  SektionsprSsidenten  fungirt  noch  ein  Ji>esonderer 
Prim-Piüsident,  der  jedoch  keiner  bestimmten  Sektion  vorsteht 

Er  kann  den  YcNrsitz  in  jeder  Sektion  führen  und  soll,  soweit  mög- 
lich, immer  in  den  Sitzungen  der  vereinigten  Senate  präsidiren.^) 

Die  einzelnen  Sektionen  tagen  in  der  Besetzung  von  sieben  Mit- 
gliedern, jedoch  müssen  fünf  von  ihnen  derselben  Meinung  sein,  um 
eine  Entscheidung  fällen  zu  können.^)  Bei  grösserer  Stimmentheilung 
wird  die  Sache  vertagt  und  am  nächsten  Termin  das  Kollegium  um 
drei  aus  der  anderen  Sektion  ausgelooste  Käthe  verstärkt.  Bildet  sich  auch 
dann  keine  genügende  Majorität,  so  wird  die  Sache  vor  die  vereinigten 
Senate  verwiesen  (sec^iunile  unite). 

In  diesem  Falle  muss  das  Kollegium  aus  wenigstens  zwölf  Räthen, 
ausser  dem  Priüsidenten  oder  Prim-Präsidenten,  bestehen,  und  es  ist 
die  Zahl  von  acht  Stimmen  zur  Majoritätsbildung  erforderlich.^ 

*)  Art.  31  des  GrerichtBrerfissangsgesetzes  vom  1/13  September  1890,  legea  pentni 
organisarea  judecätor^scä;  das  Verdienst  des  Zustandekommens  gebflhrt  dem  damaligen 
JustiKminister  Theodor  RosettL 

*)  Ibidem. 

»)  Art.  33  u,  18  ibid. 

*)  Art  18  des  Gesetzes  vom  24.  Januar  1861  betreffend  die  Orgtoiaation  dos 
KassatiomAioies  (legea  pentra  infiintarea  CurteT  de  Casadune  si  de  Justitie). 

*)  Art.  20  desselben  Gesetzes. 

^  Art.  20—- 22  desselben  Gesetzes. 
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Zu  bemerken  ist  Übrigens,  dass,  während  bei  den  unteren  Instanssen 
die  Majorität  und  Minorität  ihre  Ansicht  und  deren  Begründung  im 
Urtheil  angeben  müssen,  bei  den  Kassationsentscheidungen  dies  niobt 
der  Fall  ist.  Alle  Richter,  die  an  der  Sitzung  theilgenommen  haben, 
auch  die  dissentirenden,  unterschreiben  die  Entscheidung  der  Majorität, 
so  dass  diese  sich  nach  aussen  als  flntscheidung  der  Gesammtheit  dar- 
Stent 

§7, 
5.   Staatsanwaltschaft. 

Neben  jedem  Tribunal  mit  mehreren  Sektionen  besteht  eine  Staats- 
auwaltschaft  (parchet,  vom  französischen  parquet)  mit  so  viel  Staats- 
anwälten (procuror,  procureur)  als  Sektionen  vorhanden  sind. 

An  ihrer  Spitze  steht  ein  Prim-Procuror,  welcher  die  Geschäfte 
leitet  und  vertheUt.  Dieselbe  Organisation  findet  sich  auch  bei  den 
Appellhefen  und  beim  Kassationshof,  nur  fttbrt  bei  beiden  Instanzen 
der  Chef  den  Titel  Procuror  -  general  (procureur  -  g6n6ral).  Bei  den 
Gerichten,  die  nur  aus  einer  Sektion  bestehen,  fungirt  je  ein  Staats- 
anwalt als  Chef  des  Parquets;  ihm  ist  ein  Substitut  de  procuror  (Sub- 
stitut du  procureur)  als  Stellvertreter  und  Gehülfe  beigegeben. 

Beim  Friedensrichter  fungirt  kein  Vertreter  der  Staatsanvraltechaft; 
jedoch  hat  der  Staatsanwalt  des  Tribunals  das  Becht,  gegen  strafrecht- 
liche Erkenntnisse  des  Friedensgerichts  zu  appeiliren.  *) 

§8. 
6.   Inamovibilität. 

WShrend  die  Mitglieder  des  Kassationshofes,  Präsidenten  und  Käthe, 
die  der  sogenannten  „ujagistrature  assise**  angehören,  —  nicht  die  Staate- 
anwälte —  schon  durch  das  Organisationsgesetz  dieser  Instanz  vom 
24.  Januar  1861  flir  unabsetzbar  erklärt  wurden,  sind  die  Mitglieder 
der  App^llhOfe  und  die  Präsidenten  der  Tribunale  erst  seit  dem 
1/13  September  1890^  unabsetzbar  und  unversetzbar  (inamovibili). 

Die  übrigen  richterlichen  Beamten  der  Tribunale  und  der  Friedens- 
ämter gemessen  bis  jetzt  diese  Begünstigung  nicht,  ebenso  wenig  die 
gesammte  Staatsanwaltschaft.  Für  die  ersteren  ist  jedoch  eine  weitere 
Reform  im  Sinne  der  Inamovibilität  in  Aussicht  genommen. 

§9. 

7.   Notariat. 

In  Rumänien  giebt  es  keine  Notare,  ihre  Befugnisse  werden  von 
den  Tribunalen  ausgeübt.  Das  Gesetz  über  die  Authentifizirung  von 
Urkunden  vom  1/13  September  1886,^)  theilweise  moditicirt  durch   das 


»)  Art.  25  Ges.  vom  4  16  Mfirz  1894. 

*)  Art.  90  u.  91  des  GerichUverfassimgsgesetzcs  vom  1/13  September  1890 

^  Legea  pentru  autentificarea  actelor. 
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€r66ete  vom  1./13.  Januar  1887,^)  bestätigt  diese  Generalkompetenz 
4er  IMbunale,^  überträgt  jedoch  einige  Theile  derselben,  nach  Wahl 
der  Partei,  auch  anderen  Behörden,  nämlich  den  Friedensrichtern,  den 
Poliseiorganen  und  den  nunmehr  abgeschafften  Dorfgerichten,  deren  Be- 
fugnisse jn  dieser  Hinsicht  jetzt  von  dem  Dorfbürgermeister  (primarul 
comunel  rurale)  unter  Assistenz  des,  Bürgermeistereikanzlisten,  der  in 
Rumänien  den  Spezialtitel  Notar  führt,  ausgeübt  werden. 

Die  Friedensrichter  können  u.  A:.  Mobiliarobligationen,  jedoch  nur 
zum  Betrage  von  3000  Francs,^)  Prozessvollmachten,  die  jedoch  nur 
zum  persönlichen  Vertreten  der  Partei  vor  Gericht  ermächtigen,  und  auf 
Jahrmärkten  geschlossene  Verträge,  gleichviel  welchen  Werthes,  auf- 
nehmen; jedoch  muss  —  abgesehen  von  den  Jahrmarksverträgen  — 
wenigstens  eine  der  Parteien  in  dem  betreffenden  Gerichtssprengel 
wohnen.*) 

Der  Friedensrichter  legalisirt  femer  Heirathsverträge  bis  zu  3000 
Fraiics.  Enthalten  dieselben  Verfügungen  über  Grundstücke  oder  Sachen, 
80  muss  deren  Werth  von  den  Parteien  im  Vertrag  selbst  angegeben 
wefden.  ^) 

Dieselbe  Kompetenz  üben  auch  die  Dorfbürgermeister  müt  dem 
Dorfhotar  aus,   jedoch  nur  bis  zum  Mobiliarbetrage  von  300  Francs.^ 

Die  .Polizeichefs  ^  oder  Polizeikommissäre  in  Städten,  wo.  der- 
artige Organe  existiren,  können  Rechnungen  und  Fakturen  beglaubigen 
und  Prozessvollmachten  quoad  signaturam  legalisiren.^ 

Diese  sämmtlichen  Spezialbefugnisse   sind  nur  zur  Bequemlichkeit 
des  Publikums  eingerichtet  und  bestehen  nur  facultativ  neben  der  gene 
rollen  notariellen  Kompetenz  der  Distriktstribunale. 

Bei  den  Tribunalen  in  Bukarest  und  Jassy  ist  je  eine  Sektion  speziell 
mit  dieser  Art  von  Geschäften  betraut  und  führt  den  Titel  Notariats- 
sektion (sect^une  de  notariat).  Diesen  Sektionen  sind  auch  die  Zwangs* 
versteigerungsen  von  Immobilien  zugewiesen,  die  «ebenfalls  nur  durch  die 
Tribunale  geschehen  können. 

Dae  nunänische  Gesetz  unterscheidet  zwischen  authentischen 
oder  aüthentifizirten  Urkunden  (acte  autentice  oder  autentificate, 
actes  authentiques  ou  authentifi6s)  bei  denen  der  Inhalt  Wort  für  Wort 
von  dem  instrumentirenden  Beamten  vorgelesen  wird  und  die  Partei  ihre 
freie  Zustimmung  zu  dem  Inhalt  derselben  erklären  und  zur  Bethäti- 
gung  derselben  vor  dem  Beamten  unterzeichnen  muss  —  etwa  den  von 

')  Dieses  Gesetz  verdankt  seine  Entstehung  ebenfalls  dem  schofi  erwähnten  Justiz- 
minister  Stätescu  (S.  125  Note  2). 

^  Art  2  leg.  dt 

^  Art  76  des  Friedensrichtergesetz^  vom  4,16  Märe  1894. 

*)  Art.  3  ibidem. 

^  Art;  17  ibidem. 

^  Art  4  ibidem. 

^  In  Rumänien  Politai  genAnnt,  mit  Ausnahme  Ton  Bukarest  und  Jassy,  wo  der 
Polizeichef  den  Titel  PoHzeiprftfekt  (prefect  de  politie,  pr^et  de  poIice)  fllhrt. 

*)  Art.  7  des  Friedensrichtergesetzes  vom  4/16  Mftrz  1894. 
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dem  deutschen  Notar  aufgenommenen  Urkunden  entsprechend  —  und 
dnfadier  LegaliBirung  (legalizare,  lögalisation)  der  Unterschrift,  wo* 
bei  die  Partei  nicht  ihren  Konsens  zum  Inhalt  der  Urkunde  erklärt^ 
sondern  nur  die  Echtheit  ihrer  Unterschrift  bestätigt  wird. 

FHr  ProzessYoUmachten  von  Ausländern  an  rumänische  Advo* 
katen  empfiehlt  sich  in  jedem  Falle  eine  authentisch  aufgenommene  Ur- 
kimde,  da  fOr  viele  Prozesshandlungen,  zu  denen  4er  Advokat  ermäch- 
tigt sein  muss,  eine  authentische  Vollmacht  (procura  autentica,  procu- 
ration  authentique)  ausdrficklich  yorgeschrieben  ist,  so  ftlr  Eideszuscbie-» 
bimg,  Abgabe  von  Erklärungen  etc. 

Im  Auslande  üben  die  Gesandten,  Gesandtschaftssekretäre  und 
Konsuln  die  vollen  Notariatsbefiignisse  der  Tribunale^)  aus. 

B.  Zuständigkeit  der  Qetiohte. 

§  10. 
1.  Friedensrichter. 

Die  Kompetenz  des  Friedensrichters  O'u^^^^^tor  de  pace)  oder  der 
Friedensgerichte  (judecatorie  de  pace)  ist  durch  das. neue,  bereits  er- 
wähnte Gesetz  vom  ^/16  März  1894,  gegenüber  den  frttheren,  durch  das 
Gesetz  vom  1/13  September  1879  bestimmten  Befugnissen,  in  vielen 
Beziehungen  erweitert  worden. 

So  sind  dem  Friedensrichter  in  erster  Linie  alle  Angelegenheiten 
zugewiesen  worden,  die  nach  dem  IrQheren  Gesetz  den  nunmehr  abge- 
schafften Dorfgerichten  zufielen.  Sodann,  während  nach  der  bisherigen 
Organisation  der  Friedensrichter  absolut  keine  Kompetenz  in  Immobiliar- 

^)  Art  88  des  Gesetzes  vom  21.  MSrz  1873  aber  die  OrgamsatioQ  des  Ministeriams 
des  AeoBseren  und  Art  34  des  cit  Gesetzes  Tom  1/18  September  1886. 

üeber  die  Annabme  und  Aosfiabnmg  von  Requisitionsschreiben  (oommis- 
siona  rogatoires,  eomisinni  rogatorie),  sowie  Zustellung  von  sonstigen  gerieht- 
Ifchen  Schrift  st  ticken  ezistirt  keine  weitere  positive  Bestimmung  als  der  Art  3 
des  erwShnten  Gesetzes  fiber  die  Organisation  des  Ministeriums  des  Aeusseren,  vom 
2L  M&n  1878.  Dieser  besagt  kurz,  dass  das  genannte  Ministerium  dieselben  empfingt 
und  weiter  leitet  und  f&r  die  Evidenzhaltung  derselben  zu  sorgen  hat  (Ministeriui 
Afacerilor  Str&ine  traosmite  actele  judiciare  fi  comiBiunile  rogatorie,  si  obsorvä  pe 
aeeste  din  nrmil).  Die  requirirenden  fremden  Gerichte  müssen  im  Ersuohsschieiben 
selbst  den  Wohnort  der  zu  vernehmenden  Zeugen  etc.  etc.  genau  angeben,  damit  das 
Ministeriiim  die  Sache  durch  das  Justizministerium  an  die  zustftndige  Instanz  weiter 
leiten  kann.  Es  besteht  also  im  Prinzip  nur  diplomatischer  Verkehr  mit  den  fremden  Be- 
hörden. Ehie  Ausnahme  ist  geschaffen  durch  den  Vertrag  mit  Russland  vom  12./24.  März 
1884  (Monitor  ofidal  No.  38  vom  19/31  Mftrz  1894),  wonach  die  iXngs  der  russisch- 
romtotisehen  Grenze  (Pruth  und  Donau)  gelegenen  rumflnischen  und  mssisdien  Tribunale 
ind  die  Appellhofe  von  Jassj,  Galatz  und  Odessa  direkt  mit  einander  korrespondiren 
können.  Eine  jede  Zuschrift  moss  iu  der  Landessprache  der  ersuchenden  Behörde 
mit  Beifügung  einer  französischen  Uebersotzung  erfolgen. 

Da  nach  Art.  29  §  2  des  Stempelgesetzes  vom  31  Juli  1881  die  diplomatische 
KorreBpondenz,  und  nach  Art.  29  §  8  ebendaeelbst  die  Schriitstllcke,  die  in  Folge  Youk 
eonuniasions  rog;;ü)ires  (ein  allgemeiner  Ausdruck,  der  auch  die  einfiiche  Zustellung 
von  Vorladungen  eta  nm&sst)  von  jedem  Stempel  befreit  sind,  so  unteriiegen  dieselben 
nur  der  ZuBteliangBgebQhr  des  Gerichtsvollziehers  (Portärel),  welche  behufs  eventueller 
nachheriger  Begleichung  auf  den  Akten  vermerkt  wird. 

9^ 
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eigentibumssachen  hatt.e,  ist  ihm  bierin  jetzt  ein  nicht  unerheblicher 
Wirkungskreis  eingeräumt  worden.  Art  8  des  neuen  Gesetzes  weist 
dem  Fiiedensrichter,  als  erster  Instanz,  alle  Klagen  betreffend  Grund- 
stücke bis  5  Hektare  Land,  oder  1500  Franos  Werth,  sowie  Grundstttcke 
mit  Baulichkeit  im  Dorfe,  oder  Grundstttcke  jedweder  Art  bis  zur  selben 
Grenze  von  1500  Francs  Werth  in  Stadtgemeinden,  zu.  Die  Ausdehnung 
und  der  Werth  müssen  in  der  Klageschrift  angegeben  werden. 

Sodann  gehören  vor  den  Friedensrichter  alle  Erbklagen,  Erbein- 
weisungen, Theilungen  und  Erbschaftsabhandlungen  bis  zu  5000  Francs.  ^) 
Bei  Yerlassenschaften  bis  zu  dieser  Höhe  sind  die  Friedensrichter  auch 
Yormundschaftsbehörde.  ^ 

Die  allgemeine  Grenze  der  Zuständigkeit  der  Friedensrichter  er- 
streckt sich  bis  zu  300  Francs  (inklusive)  Kapital  und  Zinsen,  sd»  erste 
und  letzte  Instanz,^  jedoch  mit  Kassationsrekurs  wegen  Gesetzesver- 
letzung oder  exces  de  pouvoir  an  das  Tribunal,^)  und  bis  1500  Francs 
(Inklusive)  Kapital  und  Zinsen,  als  erste  Instanz  mit  Appell  an  das  Tri- 
bunal und  Rekurs  an  den  Kassationshof  in  Bukarest.^)  Speziell  be- 
stimmen diese  Ziffern,  nach  der  Höhe  des  jährlichen  Zinses,  die  Kom- 
petenz in  Pacht-  oder  Miethstreitigkeiten.*) 

Der  Friedensrichter  urtheilt  ferner  bis  w  300  Francs  als  erste  und 
letzte  sachliche  Instanz  (instance  de  fond)  und  als  erste  Instanz  für  jede 
Summe  darüber,  ohne  hier  an  die  Maximalgrenze  von  1500  Francs  ge- 
bunden zu  sein,  über  alle  Klagen  wegen  Beschädigung  durch  Menschen 
oder  Vieh,  an  Aeckern,  Feldern,  Prllphten  und  Ernten,'')  wegen  Reinigung 
von  Gräben,  Berieselungskanälen,  Teichen,  Bächen,  Deichen,  wenn  das 
Eigenthumsrecht  nicht  bestritten  wird,^  wegen  Besitznähme  oder  Zer- 
störung von  Bäumen,  Hecken,  Zäunen  etc.,^  wegen  Reparaturen,  die 
das  Gesetz  dem  Miether  auferlegt,  *^)  und  wegen  Civilentschädigung  für 
Vergehen  und  Uebertretungen,  wenn  die  Sache  nicht  beim  Strafgericht 
anhängig  gemacht  ist,  und  der  Friedensrichter  die  betreffende  straf- 
gerichtliche Kompetenz  besitzt.") 

Die  Kompetenz  des  Friedensgerichts,  als  erste  Instanz,  ist  eine 
allgemeine,  ohne  irgend  eine  Werthbeschränkung,  für  alle  Besitzklagen  ;^^) 
jedoch  muss  der  Kläger,  abgesehen  von  dem  Fall  einw  gewaltsamen 
Depossedirung  oder  Besitzstörung,  beweisen,  dass  er  den  Besitz  wenig- 


')  Art  8  findabtatz  des  genauitea  GesetEes. 
')  Art.  18  ibidem. 
^  Art.  8  ibidem. 
*)  Art.  50  ibidem- 
*)  Art.  8  ibidem. 
^  Art.  11  ibidem. 
^  Art.  10  Abs.  1  ibidem. 
^)  Absatz  (alinea)  2  desselben  Art.  10. 
*}  Abs.  8  desselben  Art.  10. 
^  Art.  10  al  4  ibidem. 
^^)  Ai-t.  10  al.  5  ibidem. 
»^  Art.  12  ibidem. 
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stens  ein  Jahr  lang  innegehabt  hat;*)  ferner  für  alle  Klagen  wegen 
Grenzverrflckang,^  fUr  Klagen  wegen  neu  errichteter  Werke  auf 
ümeaien  WBssem,  wegen  Berieselung,  Fabrik-  und  Mühlenbetrieb  etc.,^ 
und  wegen  nachbariidber  Servituten/)  jedoch  nur  soweit  es  sich 
nicht  um  das  Eigenthumsrecht  handelt.  In  diesem  Falle  gehört  die 
Sache  yor  das  Tribunal,  welches,  mit  Ausnahme  der  oben  erw&hnteii 
Bestimmungen  des  Art.  8  des  Friedensrichtergesetzes,  allein  fUr  Immo- 
biliareigenthumsstreitigkeiten  kompetent  ist.^) 

Bemisst  sich  die  Zuständigkeit  nach  dem  Werth  des  Streitobjekts^ 
80  richtet  sich  dessen  Bestimmung  nach  der  Angabe  des  Klägers,  tn 
Ennangehmg  einer  solchen  setzt  ihn  der  Richter  fest,  eventuell  unter 
Zuhülfenahme  von  Sachverständigen.  <^) 

Die  Widerklagen  oder  Gegeuklagen  (ac^iuni  reconventionale,  actionl^ 
r^conventionelles)  sind  denselben  Kompetenzregeln  unterworfen.^ 

Für  Einwohner,  von  Landgemeinden  und  von  Städten,  welche  nicht 
Kreishauptst&dte  (re^edint«  de  district)  sind,  ist  der  Friedensrichter  auch 
erste  Instanz  in  Adoptionssachen.^ 

Als  Strafrichter  erkennt  das  Friedensgericht,  als  erate  Instanz, 
über  alle  üebertretungeu,  soweit  diese  nicht,  in  Spezialfällen^  ausdrUck» 
lieh  dem  Tribunal  zugewiesen  sind.^  Wenn  jedoch  weder  die  Geld- 
strafe, noch  die  Rückerstattungen  oder  Civilentschädigulig  die  Höhe  von 
20  Francs  übersteigt,  ist  der  Appell  ausgeschlossen.'^)  Vor  deli  Friedens- 
richter, als  erste  Instanz,  gehören  noch  die  Ehrenbeleidigungen,  die 
leichten  Körperverletzungen,  alle  Kbrperverletzungeu  durch  Fahrlässig- 
keit, die  Zerstörung  fremden  Eigenthums  und  die  Verursachung  von 
Ueberschwemmung  durch  Erhöhung  des  Wässerstandes  bei  Mühlen  und 
sonstigen  Wasseranlagen,^^)  sowie  der  einfache,  nicht  qualiflcirte  Dieb- 
stahl, wenn  der  Werth  des  gestohlenen  Gutes  nicht  10()  Francs  über- 
steigt;'^  femer  der  Diebstahl  von  Hausgeflügel,  auf  welche  Art  immer 
ausgeführt,  sogar  durch  Einbruch,  wenn  der  Werth  desselben  nieht 
100  Francs  übersteigt,^')  sowie  die  Felddiebstähle  bis  zu  derselben 
Werthgrenze,  ^^)  und  schliesslich  der  Waldfrevel ,  wenn  der  durch  das 
Waldgesetz    (Godul  dlvic  vom  24  Juni  1881   mit  Modifiarung  vom 


')  Abs.  3  ^66  Art  12. 

^  Art  13  aL  1. 

^  Art  13  aL  2. 

*)  Art  13  al.  3. 

*)  Art.  59  Procedura  avilä. 

^)  Art.  14  des  Friedensrichtergesetzes. 

Ö  Alt.  9  Schlnss  ibidem. 

^  Art  18  ibidem. 

^)  Art  21  ibidem. 

"^  Art.  21  ibidem,  Schlnss. 

'>)  Art  22  al.  1  ibidem. 

>>)  Art.  22  al.  2  ibidem. 

^  Art  22  al.  8  ibidem. 

'«)  Art  22  al.  4  ibidem. 
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L,  Juni  1892)  begtimmte^  Werth  300  Francs  nicht  fibersteigt.  ^)  Jedoch 
kann  der  fSiedensrichter,  ausgenommen  bei  Rfickfall  und  Delikts- 
konkurrenz,  keine  höhere  Strafe  als  sechs  Monate  und  einen  Tag  6e- 
flLngniss  verh&ngen.^ 

Bei  leichter  Körperverletzung  und  Ehrenbeleidigung  wird  durch  Ver- 
söhnung der  Parteien  die  richterliche  Ahndung  ausgeschlossen  und  die 
Angelegenheit  niedergeschlagen. ') 

§11- 

2.   Tribunal.    Appellhof.    Kassationshof. 

Das  Tribunal  ist  Kassationsinstanz  fOr  die  RechtsstreitigkeiteD, 
in  denen  der  Friedensrichter  in  letzter  Instanz  erkennt. 

Das  Urtheil  desselben  kann  nur  wegen  Verletzung  des  Gesetzes, 
Machtfibergriff  (exces  de  putere,  exc^s  de  pouvoir)  und  Inkompetenz 
angefochten  imd  kassirt  werden.  Wird  es  kassirt,  so  untersucht  das- 
selbe Tribunal  ohne  Weiteres  die  ganze  Angelegenheit  noch   einmal.^) 

Die  Kassationsbefugniss  der  Tribunale  unterscheidet  sich  von  der 
des  obersten  Gerichtshofes  in  Bukarest  dadurch,  dass  bei  Kassirong 
des  angefochtenen  ürtheils  durch  den  letzteren  die  Sache  zur  noch- 
maligen Untersuchung  (examen  de  fond)  vor  einen  anderen  Appellhof 
verwiesen  wird,  während  die  Tribunale  die  Sache  behalten  und  selbst 
untersuchen.  Der  Kassationshof  in  Bukarest  ist  nur  „instance  de  forme', 
nicht  „de  fond".*) 

Das  Tribunal  ist  femer  Appellgericht  für  die  in  erster  Instanz 
vom  Friedensrichter  gefällten  Entscheidungen.  Es  ist  endlich  erste 
Instanz  für  alle  Angelegenheiten,  die  nicht  durch  Spezialyorschriften 
einer  anderen  Behörde  zugewiesen  sind.  Es  ist  im  Prinzip  fOr  alle 
Streitfälle  als  Universalinstanz  zuständig;  es  hat  üniversalkompetens, 
jede  andere  Zuständigkeit  bildet  eine  Ausnahme. 

Die  Zuständigkeit  ratione  materiae  vel  personae  bestimmt  sich 
im  Allgemeinen  nach  den  fiberall  geltenden  Grundsätzen  ttber:  actor 
sequitur  reum  und  forum  rei  sitae. 

Die  Berufung  (apel,  appel)  gegen  die  erstinstanzlichen  Urtheile  der 
Tribunale  geht  an  den  Appellhof,  und  der  Slassationsrekurs,  oder  schlecht- 
weg Rekurs,  gegen  die  Appellationserkenntnisse  —  auf  derselben  recht- 
lichen Basis  wie  der  Rekurs  an  das  Tribunal  gegen  letztinstanzliche 
Entscheidungen  der  Friedensrichter  —  an  den  Kassationshof  in  Bu- 

0  Art.  22  al.  5  ibidem. 

^  Art.  23  ibidem. 

^  Art.  27  ibidem. 

♦)  Art.  82  ibidem. 

^)  In  Angolegonbeiten,  welche  die  Einachreibung  oder  Streichang  von  Personen 
in  der  Wählerliste  betreffen,  ist  der  Kommunalrath  erste  Instanz,  dab  Tribnnal  zweite 
und  der  Kassationshof  in  Bukarest  dritt«.  Dieser  ist  hier  instance  de  fond  und  ortheiit 
als  Oberappellhof;  gegen  die  Entscheidung  des  Tribunals  wird  an  ihn  appel lirt,  nicht 
rekurrirt  (Art.  46  des  allgemeinen  Wahlgesetzes,  legea  electoralä  genenü»  Tom 
9.  Juni  1884.) 
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iarest.   DorÜiin  muss  auch  der  Rekurs  (Nichtigkeitsbeschwerde)  gegen 
letztinstanzliche  Entscheidungen  des  Tribunals  gerichtet  werden* 

Die  AppellhSfe  haben  keine  Eassationsbefugniss,  sie  sind  nur 
«instances  de  fond^. 

§  12. 

O.   Die  QeriohtsBpraohe. 

Die  .Geschäftssprache  vor  allen  rumänischen  Behörden,  insbeson- 
dere die  Gerichtssprache,  ist  ausschliesslich  die  rumänische^)  Landes^ 
Sprache. 

Eine  Ausnahme  besteht  nur  für  die  rumänischen  Konsulargerichte 
im  Orient;  vor  diesen  können  die  Plaidoyers  auch  in  einer  anderen,  dem 
Konsul  und  den  Beisitzern  geläufigen,  Sprache  gehalten  werden,  falls 
die  Parteien  der  rumänischen  Sprache  nicht,  oder  nicht  genügend 
mächtig  sind.  Doch  müss  auch  in  diesem  Falle  das  Sitzungsprotokoll 
und  das  ürtheil  in  der  rumänischen  Sprache  abgefasst  werden.  ^)^ 

In  Rumänien  wird  von  den  Gerichten  kein  Schriftstück  angenommen, 
das  in  einer  anderen  Sprache  als  der  rumänischen  abgefasst  ist.^)  Uebri- 
'gens  muss  jedes  von  einer  Privatperson  ausgehende  Gesuch,  das  an 
eine  rumänische  und  besonders  an  eine  richterliche  Behörde  gerichtet 
ist,  mit  einer  rumänischen  Stempelmarke  von  25  bani  (Centimes)  ver- 
sehen sein,  ohne  welche  die  angerufene  Behörde  bei  Strafe  von  100 
Francs  ihm  nicht  Folge  geben  darf.^) 

II.  Die  Parteien. 

§18. 
A.   ProsetsfUiigkeit. 

Die  Proze^sfähigkeit  erfordert  Grossjährigkeit  und  civile  Selbst 
ständigkeit  (Handlungsfähigkeit).  Mindeijährige  müssen  bei  der  Prozess- 
iOhrung  durch  ihren  Vormund,  Entmündigte  durch  ihren  Kurator  ver- 
treten werden.  Zur  Führung  von  Prozessen  über  Immobilien  bedürfen 
Iklindeijährige  der  Ermächtigung  des  Familienraths,^  ebenso  bei  Erb- 
theilungsklagen,  sogar  wenn  sie  Beklagte  sind.^) 

Die  unter  Herrschaft  des  Dotalrechts  lebende  Ehefrau  bedarf  in 
Prozessen    über  Dotalgttter   des  Beistands,  ihres  Ehemanns;    in   Pro- 

^)  Der  RimiSiie  selbst  sagt  romibi,  RomiUüa;  daS'U  ist  dem  Sprachgebrauch  der 
Rmpinen  -widenpreehend. 

^  Art  114  des  Eonsnlarreglements  vom  20.  Juni  1880  (abgedruckt  belBofireseu, 
CoftieQe  romine). 

')  Die  Honorariconsuln  RnjBfiaidns  dttrfen  sich  in  ihrer  Korrespondenz  mit  dem 
Kimstorimn  und  den  Gesandtschaften  etc.  der  französischen  Sprache  bedienen.  Art.  181 
desselben  Reglements. 

*)  Siehe  jedoch  S.  131  Note  1.  Auch  können  nach  Art.  X[  des  rum&niscli-italie- 
niKhen  Konsolarreiirages  vom  5./17.  August  1880  Italiener  ihre  Urtheile  den  rumäni- 
schen Gerichten  in  franzosischer  Sprache  behufs  Vollstreckung  vorlegen. 

^  AH.  16  u.  29  al.  4  des  Stempelgesetzes. 

^  Art  408  Godic«  civile  »  Art.  464  Code  Napoleon. 

')  Art  409  Cod.  dv.  «  Art.  465  C.  Nap. 
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zeesen,  welche  die  Dotalreventten  betreffen ,   ist  der  Ehemann  allein 
zur  ProzessfOhning  legitimirt,  da  diese  ihm  gehören. ') 

Juristische  Personen  werden  im  Prozess  durch  ihre  Organe  ver- 
treten und  unterliegen  keinerlei  Beschränkungen  in  Bezug  auf  die 
ProzessfBhrung. 

Die  Prozessfähigkeit  der  Ausländer  ist  im  Prinzip,  und  abgesehen 
von  den  Bestimmungen  des  betreffenden  Personalstatuts,  dieselbe  wie 
die  der  Einheimischen. 

B.   <auti0nsi»flioht.^ 

Ausländer,  welche  nicht  in  Rumänien  ansässig  sind  und  als 
Kläger  auftreten,  müssen  auf  Antrag  des  einheimischen  oder  wenig- 
stens im  Lande  wohnhaft^^n^  Beklagten  bei  Beginn  des  Prozesses  vor 
der  Verhandhmg  zur  Hauptsache  eine  Kaution  für  Prozesskosten  und 
fttr  Schäden  leisten,  deren  Höhe  das  Gericht  bestimmt.  Die  Kaution  muss 
baar  hinterlegt  werden,  doch  entfällt  sie  gänzUdh,  wenn  der  fremde 
Kläger  in  Rumänien  Grundstücke  besitzt,  deren  Wertii  diese  Kaution 
genügend  deckt.  ^)    Ist  der  Beklagte  ein  Fremder  und  der  rumänische 


1)  Art  1242  Cod.  dT.  »  Art.  1549  C.  Nap. 

^  Vgl.  auch  Suliotis,  im  Jöanal  da  droit  intemat.  priT^  1887,  S.  506,  567. 

^  In  diesem  Sinne  entaehied  der  fransOaische  Kaaaationshof  am  15.  Apiü  1842« 
abgedruckt  bei  Dalloa,  recaeil  p^riodiqne  de  jarispmdence,  Jahrgang  1842,  I.  S.  196; 
dem  hat  sich  die  Praxis  der  nimäniBc^en  Gerichte  angeschlossen. 

*)  Art  106,  107  Proc.  civ.  und  Art  15  Codic.  ciT.  Diese  lanten  folgendennassen : 

Art  106  Proc.  civ.  Ori-^e  strain  reclamant  principal  saa  intervenient  care  na  va 
fl  domiciliat  in  Romünia,  Ta  fi  dator,  dacä  cel  interesat  a  cenit  inuntea  ori-carei  alte 
apüräri  aanpra  fondulni,  de  «  da  c^intiuno  pentrb  plata  cheltuelilor  si  daonelor-interese 
la  cari  ar  pntea  fi  condamnat  pentm  orl^A  materiii  afiarü  de  cele  comerciale.  (Jeder 
Fremde,  er  sei  Haaptklftger  oder  Intervonient,  ist  Verpflichtet,  wenn  der  InterMsent 
es  Tor  jeder  sachlichen  Verhandlang  des  Ftocesaes  Terlangt,  f&r  die  Zahlung  der  Kosten 
und  des  Schadensersatzes,  zu  welchen  er  ih  jeder  Sache  —  ausgenommen  Handels- 
sachen —  venrtheilt  werden  könnte,  Kaution  au  leisten.) 

Art.  107  Proc.  ciy.  Sentinta  care  va  ordona  darea  cautiunei,  va  hotiirft  soma 
pan^la  conourenta  careiaeava  trebui  sä  tiä  dat&.  Reclamantul  care  va  consemna  acist« 
sumä,  sau  care  va  ju&tifii^il  cä  imobilele  'sale  din  RomDinia  sant  indestulatöre  pentru 
aeoperirea  sumei  mentionate,  v»  fi  dispensat  de  a  da  eau^iune.  (Das  Urtheil,  welches 
die  Kautionsleistung  anordnet  musa  die  Summe  bestimmen,  bis  su  deren  Hohe  sie 
geleistet  werden  soll.  Der  Kl&ger,  welcher  diese  Summe  hinterlegt,  oder  nachweist 
dass  seine  Grundstttcke  in  RumfinieH  sur  Deckung  der  betreiTenden  Sbmnke  jr^illgen, 
ist  von  der  Kautionsstellung  beireit.) 

Art.  15  Codic.  civ.  In  oritce  materie,  a/arä  de  cele  comerciale,  strainul  reclninaat 
ieare  nu  va  avea  imobile  in  Romünia  de  o  valöre  suficicDtü  pentm  a  asisrura  plata  chel- 
tuelilor de  judecatä  si  a  daunelor-intereso  ce  ar  patea  rezulta  din  proces,  va  fi  tinut 
de  a  da  cautiune  pen tru  plata  aceston^  (In  allen  Sachen,  ausser  Handelssa che»,  ist 
der  fremde  Kläger,  welcher  nicht  in  Rum&nien  GmndstQcke  von  hinllaglichem  Werthe 
besitzt,  um  die  Zahlung  der  Prozes^osten  und  des  SchademsersatK^s,  der  auB  dem 
Prosess  entspringen  konnte,  zu  gewährleisten,  veipflichtcit  für  deren  Zahlung  Kaution 
zu  leisten.) 
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Kläger  obsiegt  in  erster  Instanz  so  kann  dieser  von  dem  fremden  Appel- 
lanten keine  soldSe  Kaution  mehr  verlangen.^) 

In  Handelssachen  besteht  eine  Verpflichtung  zur  Sicherheits- 
leistung nicht.  *) 

§15. 
G.  Armenreoht. 

Mittellose  Personen  kSnnen  vom  Bürgermeister  der  Gemeinde^  in 
treleher  sie  ihren  Wohnsitz  haben,  und  unter  Yislrung  des  General^ 
kasäirers  des  Kreises,  ein  Armuthsz^eugniss  (certiflcat  de  paupertate, 
eertHieat  dlndigence)  ehalten.  ^ 

In  diesem  Falle  sind  sie  von  der  Zahlung  der  Stempeltaxen  und 
der  GebtUu^n  an  den  Gerichtsvollzieher  (Portarel)  befreit.  Alle  son- 
stigen Prozesskosten  werden  jedoch  davon  nicht  berührt.  Falls  die  mit 
dem  Armnthszeugnisse  versehene  Partei  den  Prozess  gewinnt,  wird  der 
G^ner  —  ausser  den  anderen  Verurthcilungen  —  noch  zur  Zahlung 
von  allen  Stempeln  an  den  Staat  und  allen  Gebtlhren,  die  ih  dem 
Prozess  h&tten  erlegt  werden  müssen,  verpflichtet»^) 

AusHLnder  kOnnen  dieses  Beneficium  nur  dann  anrufen,  Wenn  silB 
in  Rumänien  ansteng  sind;  atisnahmsweise  jedoch  können  Italiener 
und  Belgier  auf  (frund  von  Staatsverträgen  hi  ihrer  Heimath  sich  ein 
Armuthszeugniss  ausstellen  lassen,  welches,  wenh  es  von  der  runlähi- 
sehen  Gesandtschaft  visirt  ist,  auch  in  Rumänien  wirksam  ist.^) 

')  Sntscfa.  des  nunftn.  Kassalionsliofet  vom  4  September  1872. 

^  Art  tOd  Ph>c  ehr.  and  Art.  15  CoäSiC.  dv.    Siehe  8. 136  Note  4. 

^  AH.  90  des  Stempelgesetsee  vom  1.  Jnii  1881. 

^)  Art.  31  iUd.  Vgl.  aneh  YverA^s,  administnitioii  de  1a  jnstiee  eiTÜe  et  com- 
luercttle  MI  Bbräpe,  S.  ^1. 

^)  Art  VI  der  KoneolarkonTeiitioif  mit  Italien  vom  5/17  August  1880  (Monitor 
oSeial  No.  45;'1881)  und.  Art  IE  der  Rechtshfllfekonventioii  (conventione  pentru  asistenta 
jodiciarä)  mit  Belgien  vom  4  Mfirs/dO  Februar  1881  (Monitor  oficial  No.  105/1881). 

Art  VI  der  italienischen  Konvention,  welehe  in  romünischer,  italienischer  and 
frsnsOsischer  Sprache  abgelasst  ist,  lantet  in  deatscher  Ueheraetanag:  Die  RomBaen 
in  Italien  and  die  Italiener  in  Rasaämen  werden  sich  gegenseitig  wie  die  Einlieimisditii 
der  Wohltfaat  des  Armenrechts  erfreaen,  doch  mflssen  sie  sich  nach  den  Oesetaen  des 
Landes,  in  dem  das  Armenrecht  nachgesucht  wird,  richten. 

In  jedem  Fall  muss  das  Armuthszeugniss  dem  Fremden,  der  das  Annenrecht 
ntchsueht  von  den  Behörden  seines  gewöhnlichen  Aufenthaltsorte  ausgestellt  werden. 
Wenn  der  Fremde  nicht  im  Lande  wohnt,  wo  das  Gesuch  gesteUt  wird,  so  mass  das 
Annuthszeugniss  von  einem  diplomatischen  Vertreter  des  Landes,  wo  dasselbe  vorgelegt 
werden  soll,  best&tigt  und  beglanhigi  werden.  Wenn  der  Fremde*  im  Lande  wohnt,  wo 
das  Gesuch  gesteUt  wird,  so  können  auch  bei  den  Behörden  des  Staates,  dem  er  an- 
gehört, Ericundigungen  eingesogen  werden. 

Axt  II  der  Rechtshülfekonvention  mit  Belgien  lautet:  Dans  tbas  les  cas,  le  certi> 
ficat  d^iadigenee  doit  dtre  d^vrö  i  Tötranger  qni  demande  rassistaäee  par  les  auto- 
rites  de  sa  rteidence  habituelle.  Si  l'^tranger  ne  r^side.  pas  dans  le  pays  oü  la  de- 
mande est  formte,  le  certificat  d*indigence  sera  approuvö  et  l^galise  par  Tagent  diplo- 
matique du  pajs  oü  le  certificat  doit  6tre  produit.  Lorsque  T^tranger  r^side  dans  le 
paja  oh  la  demande  est  form^  des  renseignements  pöurront,  en  outre,  6tre  pris 
anprta  des  autorit^s  de  l*£tat  auquel  il  appartient. 

K jpera  FluHnomie  Mge.    Bnizelles  188L    Bd.  16  S.  376. 
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§  16. 
IQ.  BeTollm&chtigte  der  Partoien.    IdyokateB.    AnwUte. 

1.  Art.  94  der  Proc.  civilä  bestimmt,  dass  entweder  die  Partei 
selbst,  oder  fttr  sie  ein  von  ihr  direkt  bevollmächtigter  Advokat  vor 
Gericht  erscheinen  muss.  so  dass,  wenn  ein  Advokat  nicht  von  der 
abwesenden  Partei  selbst  bestellt  ist,  der  Gegner  verlangen  kann,  dass 
das  Gericht  dieselbe  als  abwesend^  behandle. 

Die  Prozessvollmacht  muss  von  einer  Behörde  legalisirt  sein ;  Privat- 
vollmachten haben  keine  Gültigkeit. 

2.  Die  Advokaten  bilden  in  jedem  Kreise  eine  besondere,  gesetzUch 
geregelte  Korporation,  das  baroü  (vom  französischen  barreau).  Die  Diszi- 
plinarbehörde ist  der  Aufsichtsrath  oder  Ausschuss  (consiliü  de  disd- 
plina,  conseil  de  discipline)  der  alle  zwei  Jahre  von  den  Advokaten 
aus  ihrer  Mitte  erwählt  wird.  An  der  Spitze  des  Aufrichtsraths  steht 
der  Dekan  (decan,  doyen).^)  Der  Aufsichtsrath  hat  die  Ehre  des  Advokaten- 
standes zu  wahren  und  eventuell  strafend  gegen  die  Mitglieder  des 
baroü  vorzugehen.    Alle  Beschwerden  sind  an  den  Dekan  zu  richten. 

Disziplinarstrafen^  sind:  Vorwurf  oder  Rüge,  zeitweilige  Aus- 
schliessung, und  vollständige  Löschung  vom  Tableau  der  Advokaten,  d.  h. 
Ausweisung  aus  dem  baroü.  Der  Betroffene  kann  gegen  die  Entscheidung 
des  consiliü  de  disciplinä  Berufung  beim  Appellhof  einlegen  und  zwar 
binnen  einer  Frist  von  zehn  Tagen  von  der  Beschlusszustellung  an.^ 
Rekurs  gegen  die  Entscheidung  des  Appellhofs  ist  nicht  zulässig. '^) 

3.  Avou6s  giebt  es  nicht. 

4.  Was  insbesondere  die  Vollmachten  der  Ausländer  betrifft, 
so  empfiehlt  es  sich,  die  für  rumänische  Advokaten  auszustellenden 
Prozessvollmachten  durch  einen  Notar  aufnehmen,  nicht  bloss  beglaubigen 
zu  lassen,  da  diese  Form  der  rumänischen  und  französischen  Authen- 
tizität entspridit  und  für  viele  Prozesshandlungen,  wie  fOr  Vergleiche, 
Eideszuschiebung  oder  Eidesannahme,  Zahlungsentgegennahme  etc.  vom 
rumänischen  Gesetz  ausdrücklich  verlangt  wird.  Die  Vollmacht  ist  bei 
der  rumänischen  Gesandtschaft  oder  dem  rumänischen'  Konsulat  zu  flber- 
setzen  und  die  Legalisirung  der  Unterschrift  des  Notars  ebendaselbst 
zu  beglaubigen.  Die  so  gefertigte  Vollmacht  ist  dem  Ministerium  des 
Aeusseren  in  Bukarest  behufs  Vidimirung  der  Unterschrift  des  Gesandten 
oder  Konsuls  vorzulegen.  Für  die  Legationen  ist  dies  ausdrücklich  vor- 


^)  Art  8  des  Gesetzes  vom  6  Dezember  1864  über  die  Organisttion  des  Advokaten- 
Standes  O^gea  pentra  organizarea  corpuloi  avocatilor). 

*)  Selbstverständlich  schliessen  dieselben  das  Walten  der  StraQastiz  nicht  aus. 
Art.  15  ibid. 

3)  Art,  20  ibid. 

^)  Art.  21  ibid.  —  Fast  in  allen  bedeutenderen  Städten  finden  sich  Advokaten, 
die  der  deutschen  Sprache  mehr  oder  weniger  mächtig  sind,  deren  Namen  durch  die 
deutsche  Gesandtschaft  in  Bukarest  oder  die  Konsulate  in  Bukarest,  Jassy  und  Galatz 
zu  erfahren  sind. 
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gesehen  (Art.  19  &!.  2  des  Reglements  vom  27  Juni  1880);  für  die  Eon- 
salate nicht  Yorgeschrieben,  aber  rathsam.  ^) 
Anwaltszwang  existirt  nicht. 

IT.   Das  Terfkliren  in  erster  Instanz. 

§  17. 
A.   Allgemeine  Grondsätse.    Mündliohe  Verhandlnng. 

Das  Prozessverfahren  ist  in  kontradiktorischen  Sachen  ein  münd- 
liches und  öffentliches. 

Der  Kläger  formulirt  seine  Ansprüche  und  Anträge  schriftlich,  aber 
^r  muss  seine  Klage  mündlich  vortragen,  auch  wenn  der  Gegner  im 
Tennin  ausbleibt 

Der  Oerfdhtsschreiber  (grefier,  vom  franz.  greffier)  nimmt  Noten 
(Protokolle)  bber  die  Yeriiandlungen  auf. 

In  Sachen,  die  ihrem  Wesen  nach  nicht  kontradiktorisch  verhandelt 
werden,  ist  das  Verfahren  ein  schriftliches.  Dies  gilt  namentlich  von 
allen  Anträgen,  über  wdche  das  Grericht  direkt  im  Berathungszimmer 
(cjunera  de  consiliä,  chambre  du  conseil)  entscheidet  und  die  sich  als 
Anordnungen  der  tuteile  judiciajre,  der  sogenannten  Jurisdiction  gra- 
deuse  (nicht  zu  verwechseln  mit  der  Jurisdiction  volontaire),  darstellen. 

Dahin  gehören  u.  A.  die  ersten  Stadien  des  Entmündigungsverfahrens, 
die  Yormundschafts-  und  theilweise  die  Hinterlassenschaftssachen,  ge- 
wisse Vorgänge  des  Konkursverfahrens,  Beschlagnahmen  etc.,  also .  im 
Wesentlichen  Massnahmen,  die  mehr  administrativer  Natur  sind^  Sobald 
eine  solche  Anordnung  Seitens  einer  anderen  Partei  Widerspruch  findet, 
wird  die  Angelegenheit  in  eine  kontradiktorische  müt  mündlicher  Ver- 
handlung umgewandelt.  Uebrigens  kann  einerseits  auch  in  diesen 
Sachen  der  Antragsteller  sein  Gesuch  dem  Richter  gegenüber  in  der 
chambre  dvf  conseil  mündlich  erläutern  und  kann  andererseits  der 
Richter  nach  Ermessen  ohne  Weiteres  kontradiktorische  Verhandlung 
verfügen,  zu  der  dann  die  andere  Partei  vorzuladen  ist. 

Termine  in  Civil-  und  Handelssachen  werden  gewöhnlich  nur  auf 
Ansudien  der  Partei  anberaumt  (Parteibetrieb). 

Die  Vorladungen  werden  beim  Friedensrichter  durch  die  Partei 
selbst  oder  durch  die  Polizei  besorgt  und  kosten  je  10  cts.  Stempel.^ 
Vom  Tribunal  aufwärts  müssen  sie  auf  je  einem  Stempelbogen  von 
2fre8.  geschrieben  werden  *)  und  werden  nur  von  dem  Port&rel  zu- 
gestellt, der  dafür  eine  besondere  Gebühr  zu  beanspruchen  hat.^) 


')  Den  Inhalt  der  betreffenden  Vollmacht  wird  am  besten  der  betreffende  nxmä- 
aisdie  Adrokat  selbst  liefern«  da  sich  derselbe  nach  dem  konkreten  Falle  richtet  Doch 
ist  £0  beachten,  dass  die  Vollmachteai  dem  Advokaten  das  Recht  einr&umen  muss, 
Voriadangea  ergehen  zu  lassen  und  entgegenzunehmen. 

*)  Art.  15  ftl.  6  des  Stempelgesetzes  (legea  timbrolui)  vom  1  Juli  1881. 

3)  Art  29  al.  13  leg.  timbr. 

*)  Und  zwar  in  der  Stadt  je  74  bani  fOr  jede  Partei,  wozu  fflr  ausserhalb  zuzu- 
stellende Vorladungen  das  Postporto,  event.  bei   mangelnder  Postyerbindung  je  2  frcs. 
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Ist  die  Partei,  welcher  zugestellt  werden  soll,  nicht  anwesend,  so 
muss  ttber  die  Zustellung  ein  Protokoll  aufgenommen  werden,  welches 
66  bani  Gebühren  kostet,  i) 

Die  Zustellung  der  Urtheile  erfolgt  bei  den  oberen  Instanzen 
and  beim  Tribunal  auf  Betreiben  der  interessirten  Partei  durch  den 
Portarel  (GerichtevoUzieher ,  Gerichtsexekutor,  huissier).  Der  Friedens- 
richter mnsB  selbst  den  Parteien  auf  Yerlangen  eine  Urtheilsabschrift 
einhändigen  oder  zustellen  lassen.  ^ 

§  18. 
B.  BInreden. 

Die  Einreden,  welche  die  Gegenpartei  eriieben  kann,  sind  zwei- 
facher Art:  sie  können  einmal  eine  sachliche  Yertheidigung  (defense  de 
fönd,  apärare  de  fond)  bezwecken,  also  sich  gegen  den  Anspruch  selbst 
richten,  so  die  Behauptung  der  Zahlung  oder  Nichtschuld  etc.,  oder 
zweitens  nur  die  Prozedur  oder  I^orm  bemängeln,  ohne  die  Sache  selbst 
zu  berahren;  dies  sind  die  eigentlich  prozessualischen  Einreden,  im 
französischen  Recht  exceptions,  rumänisch  ^scep^iuni  genannt. 

Letztere  zerfallen  in  drei  Kategorien,  die  deklinatorischen,  die 
reinen  Formalitätsnuliitäten  und  die  dilatorischen  Einreden.  Zu 
den  deklinatorischen  escep^ium  gehören  die  Einrede  der  Litis- 
pendenz, der  Konnexität  —  auf  Grund  deren  das  Gericht  auf  Antrag 
der  Partei  oder  auch  von  Amtswegen  die  Vereinigung  des  gegenwärtigen 
Prozesses  mit  einem  anderen,  sachlich  verknüpften,  anordnet  —  und  der 
Inkompetenz.  Diese  letztere  muss  in  limine  litis  geltend  gemacht 
werden,  wenn  sie  raüone  personae  ist;  ist  die  Inkompetenz  ratione 
materiae  oder  loci  rei  sitae,  so  kann  sie  in  jedem  Stadium  des  Prozesses 
gerügt  und  auch  von  Amtswegen  erklärt  werden,  da  die  öffentliche 
Ordnung  dabei  betheiligt  ist.  Die  Prozedur bemängelungen  (nuUitte 
de  procMure,  nulitH^i  de  procedura)  z.  B.  unrichtige  Zustellung  oder 
Ausfertigung  der  Vbrladung  etc.  müssen  in  limine  litis  Torgebracht 
werden,  widrigenfalls  die  Partei  als  darauf  yerzichtend  erachtet  wird. 

Die.  Nullität  der  Klageschrift  (wegen  Nichtangabe  des  Namens  oder 
des  Kiageobjekts) ')  unterliegt  derselben  Regel,  obwohl  sie  ihrer  Natur 
nach  daklinatorisch  ist. 

Die  einzige  rein  forideklinatorische  Einrede,  welche  das  rumä- 
nische Prozessrecht  kennt,  ist  die  Anrufung  eines  Bürgen  (garant  en  cause, 
garant  in  cauzä),  welcher  neben  der  Partei  streiten  und  im  Falle  des 
Unterliegens  seinerseits  gegenüber  der  Partei  verurtheilt  werden  soll. 
Der  Prozess  wird,  falls  der  Antrag  begründet  erscheint,  aufgeschoben, 
damit  die  den  Bürgen   anrufende  Partei  denselben   als  neue  Partei   in 

22  cts.  f&r  jeden  Myriamter  hinzukommt.    Art.  24  und  25  des.  Reglements   der   Por- 
tärei  vom  28  November  1865  und  31  März  1866  mit  Nachträgen  vom  3  Dezember  1867. 

*)  Alt.  28  des  Reglements  vom  31  Mftrz  1866. 

^  Art.  43  n.  44  des  Ges.  vom  4/16  MSrz  1894. 

^  Art.  69  Proc.  dv. 
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den  Prozess  einführen  kann.  Es  geschieht  dies  besonders  bei  Inunobiliar- 
reyindikationen  in  Betreff  des  Verkäufers,  den  der  beklagte  Grondstück- 
cigenthfimer  als  eviktionspflichtigen  Bürgen  anruft,  sowie  im  Allge- 
meinen  überall,  wo  der  Beklagte  fQr  den  Fall  seiner  Verurtheilung 
gegen  einen  Dritten  einen  Regressanspruch  geltend  machen  kann.^) 

Die  cautio  iudicatum  solvi  wird  von  Manchen  als  besondere  Ein« 
rede  angesehen,  von  Anderen  unter  die  dilatorischen  Exzeptionen  ein- 
gereiht. 

O.    BeweisTBifUiren. 
§19. 

a)  Beweistheorie. 

Die  Beweistheorie  des  rumäuischen  Prozesses  ist  im  Allgemeinen 
eine  vollkommen  freie,  an  keinerlei  gesetzliche  Beweisregel  gebundene. 

Die  Eyentiialmaximc  oder  das  Kumulationsprinzip  existirt  in  der 
Procedura  civilä  nicht.  Um  chikanösen-  Verzögerungen  vorzubeugen, 
schreibt  Art.  69  derselben  vor,  dass  die  Klageschrift  unter  Anderem  mit 
kurzen  Worten  das  Fundament  und  die  Gründe,  auf  die  sich  die  Klage 
stiitzt  (m^öcele  pe  cari  se  bazeazä  ac|fiunea),  angeben  muss.  Jedoch 
fehlt  die  Sanktion  der  Nullität. 

§  20. 

b)  Beweismittel. 

Die  Beweismittel  im  rumänischen  Prozess  sind  dieselben  wie  im 
französischen  Recht  und  im  Allgemeinen  wie  in  den  Gesetzgebungen 
sämmtlicher  Kulturvölker  (Augenschein,  Zeugen,  Sachverständige,  Ur- 
kanden,  Eid). 

Ein  Urtheü  über  Zulassung  der  Beweismittel,  analog  etwa  dem 
Beweisinterlokut,  ist  dem  rumänischen  Rechte  fremd.  Sie  werden  durch 
motivirten,  d.  h.  mit  Gründen  versehenen,  einfachen  Beschluss  (jumal 
oder  inchiere)  umgeordnet,  bilden  aber  nicht  den  Gegenstand  eines  Ur- 
theUs,  einer  carte  de  judecatä,  sentin^ä,  hotüräre,  deciziune  etc.  Auch 
19t  gegen  einen  solchen  Beschluss  kein  Rechtsmittel  zulässig.^ 

Die  Zulassung  eines  Beweismittels  muss  zugleich  mit  dem  Appell 
gegen  das  Urtheil  bekämpft  werden. 

Das  Gericht,  das  ein  Beweisverfahren  angeordnet  hat,  kann  von 
seiner  Entscheidung  abgehen,  wenn  genügende  Gründe  dafür  sprechen. 
Nur  bei  Schiedseiden,  die  von  den  Parteien  zugeschoben  oder  zurück- 
geschoben und  vom  Gericht  als  bindend  erklärt  worden  sind,  ist  ein 
Abgehen  von  dem  Beweisbeschlusse  nicht  statthaft.  Dasselbe  gut  auch 
von  dem  durdi  den  Richter  auferlegt-en  Ueberzeugungseid.  ^) 

*)  Art.  111 — 114  Proc.  civ.  Die  gftnze  Materie  der  Einreden  ist  in  den  Art.  108 
bis  114  Proc  dv.  behandelt. 

*)  Art.  32,  33  der  Procednn  d^dlii. 

^  Dieser  Pn&kt,  der  frfllier  sehr  bestlitten  war,  ist  ounmehr  durch  swei  Eni- 
sdieidongen  des  Kassatioiiahofes  in  vereinten  Sektionen  (sectinni  unite)  vom  3  Februar 
1872  und  8  Mai  JJ886  festgestellt.  Vgl.  Buletinul  Curtei  de  Gasatiune  pro  1872  und  1886. 
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Zu  bemerken  ist,  dass  in  Civilstandsfragen  weder  geiichtUches  G^ 
ständniss  noch  Schiedseid  statthaft  sind.  Auch  Zeugen  sind  hier  nur  dann 
zulässig,  wenn  vorher  ei^esen  wird,  dass  zur  betreifenden  Zeit  keine 
Civilstandsregister  bestanden  oder  dass  sie  zerstört  worden  sind.  Uebrigens 
ist  der  Zeugenbeweis  im  Allgemeinen  nur  in  Sachen  unter  55  frcs. 
55  cts.  zulässig.^) 

Das  Geständniss  ist  im  rumänischen  Prozess  in  erster  Linie 
Beweismittel,  aber  es  dient  auch  im  weiteren  Sinne  zur  Vorbereitung 
der  Entscheidung,  wie  Art.  156  Proc.  civ.  ausdrücklich  sagt.  Es  &nn 
endlich  auch  Dispositionsakt  der  Partei  sein  und  sogar  eine  Anerkennung 
enthalten  und  ist  deshalb  da  nicht  zulässig,  wo  die  öffentliche  Ordnung 
interessirt  ist,  wie  z.  B.  in  dem  oben  angeführten  Falle  der  Givilstands- 
f ragen. 

Das  Recht,  zu  fragen  und  Erklärungen  und  Geständnisse  herbei- 
zuführen, steht  jeder  Partei  und  auch  dem  Richter  zu.  Die  Antworten 
auf  die  Fragen  der  Parteien  werden  in  ein  besonderes  Protokoll  nieder- 
geschrieben und  von  dem  Beamten  und  der  betreffenden  Partei  unter- 
schrieben und  können  also  den  Anfang  eines  schriftlichen  Beweises  bilden.- 
Solche  Antworten,  wie  jedes  gerichtliche  Geständniss,  beweisen  vollkommen 
gegen  die  aussagende  Partei,  können  aber  nicht  getrennt  oder  getheüt  wer- 
den.^ Die  Fragen,  welche  der  Richter  an  die  Partei  stellt,  dienen  selbstver- 
ständlich nicht  zur  EnÜockung  eines  Geständnisses,  sondern  zur  Orien- 
tirung  über  unklare  Punkte,  welche  für  die  Entscheidung  von  Wichtig- 
keit sind.  Die  betreffenden  Antworten  werden  vom  Grerichtsschreiber 
notirt,  aber  nicht  in  besonderem  Protokoll,  auch  werden  sie  nicht  von 
dem  Befragten  unterschrieben  und  bilden  also  keinesfalls  einen  schrift- 
lichen Beweisanfang. 

§21. 
D.  Das  VersämnniflsverfUiren. 
I.  Erscheint  im  Verhandlungstermin  die  beklagte  Partei  nicht 
und  sind  die  vom  Kläger  vorgebrachten  Beweise  genügend;^  so  ergeht 
das  Urtheil  ohne  kontradiktorische  Verhandlung  (ä  defaut,  in  lipsa 
oder  in  absen^ä).^)  Gegen  dieses  UrtheU  kann  der  Beklagte  binnen 
einer  bestinmiten  Frist  Opposition  (opozij^ie,  Einspruch)  erheben;  doch 
muss  in  Sachen ,  welche  in  erster  Instanz  vom  Tribunal  abgeurtheilt 
werden,  das  Nichterscheinen  im  ersten  Termine  gerechtfertigt  werden.*) 

^)  Art.  1191  Cod.  civ.  sagt  150  lei ;  der  korrespondirende  französische  Text  (Art  1341 
Code  Nap.)  sagt  150  frcs.  Der  Franc  ist  jetzt  auch  in  Rumfinien  adoptirt  unter  dem 
Namen  leü  noü.  Der  Art.  1191  wurde  noch  unter  der  Herrschaft  des  alten  MOnz- 
sjstems  der  Piaster,  Para  etc.  redigirt,  wie  der  ganze  Kodex.  Erst  nach  mehr  als 
zwei  Jahren  nach  Inkrafttreten  des  Kodex,  und  zwar  durch  Gesetz  vom  22  April  1867, 
wurde  der  Franc  als  Mflnzeinheit  angenommen,  und  ergiebt  sich  aus  der  dem  Geset« 
beigefflgten  Umrechnungstabelle  für  150  alte  Lei  oder  Piaster,  55  frcs.  55  bani  neuer 
WShrung. 

•)  Art.  1206  Cod.  civ. 

^  Art  150  Proc.  civ. 

*)  Art.  154  al.  3  Proc.  civ. 
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Beim  Friedensrichter  >)  und  in  Handelssachen^  hat  die  ausgebliebene 
Partei  das  Recht  der  Opposition  ohne  solche  Rechtfertigung:  Je  m'oppose, 
pnisque  je  m'oppose  lautet  die  französische  Rechtsparoemie. 

Eine  schriftliche  Beantwortung  der  Klage  ist  nicht  erforderlich 
und  kann  beim  Ausbleiben  des  Beklagten  nicht  in  Betracht  gezogen 
werden. 

n.  Erscheint  im  Yerhandlungstermin  der  Kläger  nicht,  so  wird 
die  Klage  ohne  Weiteres  abgewiesen,^  jedoch  unter  Vorbehalt  der 
Opposition. 

m.  Sind  mehrere  Beklagte  vorhanden  und  bleiben  im  Ver- 
handlungstermin einer  oder  mehrere,  aber  nicht  alle,  aus,  so  wird  die 
Sache  von  Amtswegen  vertagt^)  und  es  haben  dann  die  Beklagten  kein 
Oppositionsrecht  mehr. 

Dasselbe  Verfahren  wird  beobachtet  bei  mehreren  Klägern,  von 
denen  einer  oder  mehrere  nicht  erscheinen. 

IV.  Wird  die  Opposition  im  Prinzip  angenommen  —  was  beim 
Friedensrichter  und  m  Handelssachen  nicht  erst  erforderlich  ist  —  so 
wird  die  ganze  Sache  von  Neuem  yerhandelt,  als  ob  das  frühere  Urtlieil 
nicht  ezistirte.  Der  Kläger  erhält  das  Wort,  um  seine  Klage  zu  ent- 
wickeln und  zu  begründen,  es  können  Einreden  aller  Art  vorgebracht. 
Beweise  beigebracht  oder  verlang  und  Anträge  gestellt  werden.  Je 
nachdem  schliesslich  der  Rechtsstreit  entschieden  wird,  wird  die  Oppo- 
sition ganz  oder  iheilweise  angenommen  und  das  frühere  Urtheil  ganz 
oder  theilweise  aufgehoben  (reformirt),  oder  es  wird  die  Opposition  zurück- 
gewiesen und  das  frühere  Urtheil  bestätigt  (confirmirt). 

Erscheint  der  gehörig  geladene  Opponent  im  Termin  nicht,  so  wird 
die  Opposition  ohne  Weiteres  zurückgewiesen  und  das  frühere  UrtheU 
bestätigt;  eine  weitere  Opposition  ist  unzulässig:  Opposition  sur  oppo* 
sition  ne  vaut. 

Die  Frist  zur  Einlegung  der  Opposition  beträgt  beim  Friedens* 
lichter  fünf,^  beim  Tribunal  acht  Tage.^  Diese  Tage  sind  als  freie 
(joors  libres)  zu  verstehen,  d.  h.  es  werden  in  die  Berechnung  der  Frist 
weder  der  Tag  des  Anfangs,  noch  der  des  Endes  eingerechnet.^)  Diese 
Berechnung  ist  dem  Art.  737  der  Genfer  Civüprozessordnung  entnommen. 
Die  angegebenen  Fristen   laufen  von   dem  Tage,   an  welchem  die  Ab* 


0  Art  84  Ges.  ▼.  9.  März  1879  and  Art  54  des  neuen  Gesetzes  y.  4./16.  Mfira  1894. 

*)  Art  874  Cod.  de  comerdü. 

^  Art  149  Proc.  cIt. 

♦)  Art.  151  Proc.  dv. 

^)  Art  84  Ges.  ▼.  9.  MSrz  1879  und  Art.  54  des  Gesetzes  v.  4./16.  MSrz  1894. 

^  Art  54  Proc.  dv. 

^  Art  729  Proc  dv.  Dies  gilt  jedoch  nur  für  Fristen,  die  nach  Tagen  berechnet 
werden;  Fristen,  die  in  Wochen  oder  Monaten  ausgedrackt  sind,  endigen  an  dem  Tage, 
d«r  dem  Anfangspunkt  entspricht.  Fristen«  die  am  29.,  30.  oder  31.  Tage  i^ines  Monats 
beginnen,  endigen  am  letzten  Tage  des  Schlussmonats,  wenn  dieser  nicht  so  viele  Tage 
rthlt    Art  930  Proc.  dv. 
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Schrift  des  Urtheils  dem  Glegner  zugestellt,  bezw.  in  seiiiem  Doixnnl  de- 
ponirt  worden  ist. 

Ist  das  UrtJieil  nicht  dem  Appell  unterworfen,  und  war  ausserdem 
die  Partei  bei  der  Zustellung  bezw.  Deponirung  des  Urtheils  nicht  in 
ihrem  Domizil  gegenwärtig,  also  abwesend,  z.  B.  verreist,  so  beträgt 
die  Frist  vor  dem  Tribunal  fünfzehn  freie  Tage.^) 

Vor  dem  Friedensrichter  beträgt  die  Oppositiousfrist  fDnf  Tage, 
und,  wenn  die  Partei  sich  im  Ausland  befindet,  zehn  Tage.^ 

§22. 
T.   Das  Yerfahren  in  zweiter  Instanz. 

Gegen  die  ürtheile  der  ersten  Instanz  findet  das  ordentliche  Rechts- 
mittel des  Appells  (Berufung)  statt. ^) 

Die  Frist  zur  Einlegung  des  Appells  gegen  ürtheile  des  Friedens- 
richters (carte  dejudecata)  beträgt  einen  Monat,^)  beginnend  mit  der 
Zustellung  oder  Deponirung  der  Urtheilsabschrift  (nicht  nur  des  £x- 
ts*a](ts). 

Wenn  die  Partei  jedoch  im  Auslande  sich  befindet,  so  beträgt  die 
Frist  Äwei  Monate.^) 

Gegen  das  ürtheil  (seutintä  oder  hotaiire)  des  Tribunals  kann 
binnen  einer  Frist  von  zwei  Monaten  Berufung  au  den  Appellhof  ein- 
gelegt werden,^)  jedoch  läuft  diese  Frist  von  verschiedenen  Zeit- 
punkten an,  je  nach  der  Lage  des  Falles. 

Erfolgte  die  Endverhandlung  in  Gegenwart  der  unterliegenden 
Partei,  so  läuft  die  Frist  vom  Tage  der  Urtheilszustellung  an.  War 
das  ürtheil  mittels  Opposition  angefochten  worden,  ohne  dass  der 
Opponent  ira  Termin  erschienen  wai',  so  dass  die  Opposition  ä  difaut 
(in  lipsa)  zm-ückgewiesen  und  das  erste  Urtheil  bestätigt  wurde,  so 
läuft  die  Berufungsfrist  vom  Tage  dieses  letzten  Urtheils  an. 

War  das  erste  Urtheil  opponirbar,  so  muss  jedenfalls  erst  der  Ab- 
lauf der  Oppositionsfrist  abgen^artet  werden  und  es  beginnt  dann  die 
BerufungsMst  erst  unmittelbar  nach  dem  Ende  der  Oppositionsfrist  zu 
laufen,  so  zwar,  dass  der  Oppositionsberechtigte,  wenn  et  von  der 
Opposition  keinen  Gebrauch  machen  will,  beide  Fristen  von  acht 
Tagen  und  zwei  Monaten  abwarten  kann,  bevor  er  die  Berufungsschrift 
einreicht.'') 

Diese  Fristenkumulirung  existirt  nicht  beim  Friedensrichter,  wo  im 
gleichen  Falle  die   l)etreffenden  Fristen   (von   5  Tagen   und   1  Monat) 


^)  Art.  154  Proc.  civ. 

0  Art.  54  des  Ges.  vom  4...16.  Märe  1894. 

^  Attsnahmen  siehe  im  §  10,  S.  131  ff. 

*)  Art.  43  Ges.  vom  4./16.  Mära  1894. 

*)  Art  43  Absatz  2  ibidem. 

•>  Art.  818  Proc.  dv. 

^  Art  318—319  Proc.  civ 
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gleichzeitig  zu  laufen  aofangon,  und  zwar  von  dem  Tage  der  Zustellung 
der  ürtheilsabschrift  an  die  Partei.') 

Die  Appellbeschwerde  (Berufung)  muss  an  den  Vorsitzenden  der 
Appellinstanz  gerichtet  werden,  also,  je  nach  dem  Fall,  an  den  Prioi- 
Präsidenten  des  Appellhofes,  oder  den  Präsidenten  oder  Prim-Präsidenteu 
des  Tribunals.  Ihr  muss  eine  vom  Kanzlei  vorstand  (greüer)  der  ei-sten 
Instanz  beglaubigte  Abschrift  des  angefochtenen  Urtheils  beigelegt 
Verden. 

Die  Einlegung  des  Appells  hat  Devolutiv-  und  Susponsiveifekt;  sie 
kwirkt,  dass  der  Rechtsstreit  noch  einmal  untersucht  wird. 

Wenn  der  Beklagte  appellirt  und  der  Kläger  im  Termin  nicht  er- 
scheint, so  wird  der  Appell  des  Beklagten  ohne  Weiteres  angenommen, 
das  frühere  Urtheil  reformirt  und  die  Klage  zurückgewiesen,  indem  das 
Ausbleiben  des  Klägers  zu  Gunsten  des  Beklagten  ausgelegt  wii-d.^ 

Die  devolutive  Wirkung  hat  jedoch  ihre  restriktive  Seite.  Die 
Sache  wird  nur  insoweit  von  der  Appellinstanz  untersucht,  als  dies 
schon  in  der  ersten  Instanz  geschah.  Neue  Pai*teien  können  in  den 
Bcchtsstreit  nicht  eintreten,  weder  als  Intervenienten.  noch  sonst,^) 

Der  Kläger  kann  keine  neuen  Anträge  stellen,  ausgenommen  den 
der  Kompensation  bei  Widerklage  des  Beklagten ;  der  Beklagte  jedoch  — 
dies  ist  eine  Ausnahme  zu  seinen  Gunsten  —  kann  jedweden  neuen 
Antrag  zu  seiner  Vertheidigung  stellen.*) 

Auch  können  in  der  zweiten  Instanz  alle  Beweismittel,  Zeugen, 
Urkunden,  Sachverständigenbefunde  etc.  noch  einmal  aufgenommen 
werden,  wenn  dies  dem  Gericht  im  Interesse  der  Wjihrheit  oder  der 
Klarheit  geboten  erscheint.^) 

Im  Uebrigen  finden  bezüglich  des  sonstigen  Verfahrens  (Termine, 
Vorladungen,  Opposition  etc.)  in  der  zweiten  Instanz  die  für  die  erste 
Instanz  geltenden  Vorschriften  ebenfalls  Anwendung. 

§  23. 

Tl.   Peremtion.    Beehtskraft. 

I.  Hat  eine  Partei  nach  Einlegung  des  Appells  seit  dem  letzten 
Prozessakt  zwei  Jahre  vergehen  lassen,  ohne  weiter  in  der  Sache  vor- 
zugehen, so  kann  der  Gegner  den  Appell  als  perimirt  erklären  lassen. 
Dies  geschieht  durch  Beschluss  der  ÄppeUinstanz.   Die  Wirkung  dieser 


0  Dieser  Punkt  war  in  der  früheren  Jurispradenz  sehr  streitig;  einerseits  rief  man  den 
Maogel  eines  analogen  Textes  im  Friedensrichtergesetz  an,  andererseits  führte  man  den 
Satz  an:  ubi  eadem  est  legis  ratio,  ibi  eadem  esse  debet  et  legis  dispositio.  Der  Kassa- 
tiottshof  hatt«  am  8.  und  29.  Februar  1889  in  dem  angegebenen  Sinne  entschieden. 
(Boletänul  Onrtei  de  Casatiune  pi*o  1889).  Ai*t.  43  des  neuen  Friedensriehtergesetzes  von 
1894  hat  dies  nunmehr  zur  gesetzlichen  Bestimmung  erhoben. 

*)  Art  148  Proc.  cir. 

^  Art.  3^  Proc.  civ. 

*)  Art  827  Proc.  civ. 

*)  Art  257  Proc.  civ. 

iMmm  1.  hoKwnnuo,  KechtoTerfolcaac*  U.  10 
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Peremtion,  einer  kurzen,  eigenartigen  Verjährung  des  eingelegten 
Appells,  ist  die,  dass  das  erstinstanzliche  UrUieil  Rechtskraft  erlangt, 
also  vollstreckbar  wird.  Ebenso  kann  eine  jede  Opposition,  durch  welche 
ein  Urtheil  angefochten  worden  ist,  bei  ünthätigkeit  des  Opponenten, 
nach  Ablauf  derselben  zwe^ährigen  Frist  auf  Antrag  des  Gegners  als  peri- 
mirt  erklärt  werden.  *) 

Eine  blosse  Reklamation  und  ein  blosser  Appell,  die  von  kemem 
Urtheil  gefolgt  sind  und  in  Betreff  derer  kein  prozessualer  Akt  erfolgt 
ist,  sind  eo  ipso  nach  zwei  Jahren  perimirbar.^ 

n.  Die  Endurtheile  der  Appellinstanz  sind  definitive  Entscheidungen, 
welche  im  Prinzip  ohne  Weiteres  vollstreckbar  sind.  Zum  Zwecke  der 
Zwangsvollstreckung  müssen  sie  aber  mit  der  Vollstreckungsklausel 
versehen  werden ;  dies  geschieht  auf  einfaches  Gesuch  hin,  welchem  eine 
von  der  Gerichtskanzlei  beglaubigte  Urtheilsabschrift  des  EndurtheOs 
beigelegt  werden  muss. 

Unter  besonderen  vom  Gesetz  bestimmten  Umständen  kOnnen  auch 
Urtheile  der  ersten  Instanz,  die  also  dem  Appell  und  eventuell  der 
Opposition  ausgesetzt  sind,  für  vorläufig  vollstreckbar  erklärt  werden; 
es  muss  dies  jedoch  im  Urtheile  selbst  angegeben  sein. 

Die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  kann  nach  freiem  Ermessen  des 
Richters  gegen  oder  ohne  Sicherheitsleistung  (cau^iune,  cautionnement) 
in  folgenden  Fällen  angeordnet  werden: 

1.  wenn  es  sich  um  Anlegung  oder  Abnahme  von  Siegeln  oder 
Inventarisirung  handelt, 

2.  wenn  dringende  Reparaturen  angeordnet  werden, 

3.  wenn  es  sich  um  gewaltsame  Exmission  des  Päditers  oder 
Miethers  handelt,  der  keinen  kontraktlichen  Termin  anrufen 
kann,  oder  dessen  Termin  abgelaufen  ist, 

4.  in  Sachen,  betreffend  Beschlagnahme  oder  Bewachung  der  ge- 
pfändeten Sachen, 

5.  bei  Entscheidungen  Ober  .Kautionsleistung, 

6.  bei  Ernennung  von  Vormündern,  Kuratoren  und  anderen  Ver- 
waltern, sowie  bei  Rechnungsablage  derselben, 

7.  bei  Streitigkeiten  über  Pensionen  oder  Alimente.*) 
Ausserdem  kann   ein    Urtheil   nach   dem  Ermessen   des  Gerichts, 

gegen  oder   ohne  Sicherheitsleistung*)   für  vorläufig  vollstreckbar   er- 


*)  Art.  257  und  329  Proc.  civ. 

*)  Ueber  die  eigentliche  Bedeutung  des  Begriffe  „Prozessakt''  oder  „prozessualer 
Akt^,  act  de  procedmü,  wurde  lange  gestritten.  Der  Kassationshof  hat  noimiehr  in 
vereinigten  Senaten  (sectiuni  unite)  entschieden,  dass  Prozessakt  entweder  eine  ge- 
richtliche Verhandlang  oder  die  Zahlung  der  nOthigen  Vorladungstaxen  an  den  Portärel, 
huissier,  ist,  um  die  Vorladungen,  die  diesem  Beamten  ohliegen,  ergehen  iza  lassen, 
d.  h.  die  Partei  muss  AUes  gethan  haben,  was  an  ihr  lag,  um  die  Sache  zur  Verhand- 
lung zu  bringen.  Vgl.  Kassationsentscheidungen  vom  27.  Januar  1883  und  9.  Sep- 
tember 1888  im  Buletinul  Gurtei  de  Gasa^iune  pro  1883  u.  1888. 

«)  Art.  129  Proc.  civ. 

*)  Art  156  Proc  civ. 
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iXki  werdefo,  wenn  es  sich  auf  eine  authentische  Urkunde  oder  ein 
anerkanntes  Versprechen  stützt,  oder  wenn  Grefahr  im  Verzuge  ist. 
Doch  setzt  diese  vorläufige  Vollstreckbarkeit  das  Fehlen,  d.  h.  Nicht- 
erscheinen, der  Gegenpartei  voraus.*) 

TU.  Ausserordentliche  Bechtsmittel. 

§24. 
A.   JEaseationsrekBTs  (KiohtigkeitinbeBohwerde). 
D^  Rekurs,  das  gewöhnliche  ausserordentliche  Anfechtungsmittel, 
ist  gegen  jedes  endgiltige,   rechtskräftige  Urtheil   einer  letzten  Sach- 
instanz ^stance  de  fond)  zulässig. 

Die  Frist  zur  Einlegung  dieses  Rechtsmittels  beträgt: 

a)  bei  rechtskräftigen  Urtheilen  letzter  Instanz  der  Friedensrichter 
einen  Monat  für  Civil-  und  Handelssachen,  und  10  Tage  für 
Strafeachen.^ 

b)  bei  rechtskräftigen  Ürtheilen  der  Appellhöfe  drei  Monate  und  be* 
ginnt  mit  der  Zustellung  der  Urtheilsabschrift. 

Der  Rekurs  gegen  die  Urtheile  der  Friedeusrichter  geht  an  das 
Tribunal,  gegen  die  Urtheile  der  Appellhöfe  an  den  Kassationshof  in 
Bukarest.^) 

Der  Beschwerdeschrift  muss  eine  beglaubigte  Abschrift  des  ange- 
fochtenen Urtheils  beigelegt  werden. 

Der  Rekurs  hat  an  sich  keine  suspensive  Wirkung,  ausgenommen, 
wenn  das  angegriffene  Urtheil  Grenzveränderung  oder  Niederreissung 
von  Baulichkeiten  angeordnet  hat.^) 

In  allen  sonstigen  Fällen  muss  der  Rekiurent,  wenn  er  den  Auf- 
schub der  Exekution  bis  zur  Entscheidung  über  seine  Rekursbeschwerde 
von  der  Kassationsinstanz  erlangen  will,  dies  in  seiner  Beschwerde- 
schrift beantragen  und  die  ganze  Judikatsumme  nebst  Zinsen,  Gerichts- 
kosten etc.  bei  der  Depositen-  und  Sparkasse^)  hinterlegen  und  die 
Quittung  (recepisa)  seinem  Gesuche  beilegen  oder  sonst  gleichwerthige 
Sicherheit  leisten.^ 

Die  RekursgrUnde  sind  bei  Anfechtung  von  Entscheidungen  der 
Appellhofe  wie  der  letztinstanzlichen  Friedensrichterurtheile   dieselben, 

0  Jedoch  muss  beim  Friedensrichter  in  Sachen  Ober  800  frcs.  in  jedem  FaU 
Kaution  eriegt  werden  (Art  48  Ges.  vom  4./16.  Mbrz  1894).  Der  Kläger  kann  übrigens 
in  diesen  FftUen  sogleich  mit  der  KlajgesusteUnng  Sicherheitsarrest  verlangen.  8.  n. 
§32  8.160. 

*)  Art.  50  Ges.  ▼.  4-/16.  März  1894. 

*)  Art.  44  des  Ges.  aber  den  Kassationshof  vom  24.  Januar  1861  und  Art  50  des 
Friedensrichtergesetzes. 

^  Art.  77  des  Gesetzes  über  den  Kassationshof. 

*)  Gasa  de  Deponen  ^i  Gonsemna|inni,  ein  staatliches  Institut,  welches  dureh 
GesetE  Yom  1.  Dezember  1864-  ins  Leben  gerufen  ist.  Der  Hauptsitz  ist  in  Bukarest, 
ther  alle  Provinzialhauptzafilftmter  (Gasieria  generale)  sind  Snkkursalen  und  nehmen 
Zahiongen  an. 

^  Art  77  des  Kassationshofgesetzes;  dessen  Bestimmungen  werden  analog  auch 
Tom  iSibunal  angewendet 

10* 


148  Europa. 

nämlich:  Rechtsverletzung,   Inkompetenz  und  Nichtbeachtung^  der    for- 
mellen Vorschriften.^) 

Der  Machtübergriff  (excÄs  de  pouvoir),  den  das  Gesetz  über  die 
Friedensrichter  beim  Rekurs  an  das  Tribunal  besonders  hervorhebt,*^ 
fällt  unter  diese  Nichtigkeitsgründe.  Wird  der  Rekurs  für  begründet 
erachtet,  so  wird  das  Urtheil  kassirt  und  die  Akten  werden  an  einen 
anderen  Appellhof  bezw.  an  ein  anderes  Tribunal  geschickt.  Diese  Be- 
hörde muss  dann  den  Recht.sstreit  als  zweite  sachliche  Instanz  von 
Neuem  entscheiden.  Entscheidet  diese  Instanz  wiederum  im  Sinne  des 
kassirten  Urtheils,  also  nach  einej*  den  Ansichten  des  Kassationshofes 
entgegengesetzten  Auffassung  und  wird  dagegen  wiederum  rekurrirt,  so 
kommt  die  Sache  vor  die  Sec^iunile  unite.  Ist  deren  Entscheidung  der 
ersten,  von  der  Einzelkammer  gefällten,  gleich,  so  wird  der  ProÄCSS 
nochmals  an  eine  andere  AppellinstAuz  verwiesen,  und  diese  ist  dann 
an  die  vom  Eassationshof  aufgestellte  rechtliche  Beurtheilung  gebunden. 

Andererseits  aber  muss  der  Kassationshof  die  Sache  dem  Justiz- 
minister  berichten,  damit  dieser  in  der  ersten  Sitzung  des  Parlaments 
einen  Gesetzentwurf  einbringe  zur  authentischen  Interpretation  der  be- 
treffenden Gesetzestexte.^ 

Die  Entscheidung  der  Appellinstanz  gilt  durch  die  Annahme  des 
Rekurses,  also  durch  die  Kassirung,  als  nicht  vorhanden.  Fungirt  das 
Tribunal  als  Kassationsinstanz,  so  behält  es  die  Sache  bei  sich,  und  ent- 
scheidet den  Rechtsstreit  selbst  als  weitere  instance  de  fond. 

Wird  der  Rekurs  als  unbegründet  zurückgewiesen,  so  bewahrt  das 
angefochtene  Urtheil  seine  Vollstreckbarkeit. 

War  auf  Grund  der  Hinterlegung  der  Urtheilssumme  die  Zwangs- 
vollstreckung von  der  Rekursinstanz  eingestellt,  so  ist  nunmehr  die 
Durchführung  der  Exekution  eine  leichtere,  da  die  beizutreibende  Summe 
bereits  flüssig  und  bis  zu  einem  gewissen  Punkte  aus  dem  YermSgen 
des  Schuldners  ausgeschieden  ist. 

Die  Regel,  wonach  der  Rekurs  nicht  ohne  Weiteres  die  Vollstreck- 
barkeit  des  angefochtenen  Urtheils  hindert,  erleidet  eine  Ausnahme  bei 
der  Zwangsversteigerung  von  Grundstücken.  Der  Ersteher  (adjude- 
catarX  der  bei  der  zweiten  Versteigerungstagfahrt  (supralicitare,  suren- 
chftre)  den  definitiven  Zuschlag  erhalten  hat  und  der  innerhalb  der 
gesetzlichen  vierwöchigen  Frist  den  Kaufpreis,  die  Mutationstaxe  für 
Grundstücksveräusserungen  und  die  dem  Gerichtsvollzieher  (portarel, 
huissier)  zustehenden  Gebühren  hinterlegt  hat,  erhält  vom  Gericht  die 
Eigenthumsmkunde  (ordonanta  de  adjudecare,  ordonnance  d'adjudica- 
tion).*)  Das  Grundstück  kann  jedoch  erst  dann  übergeben  werden, 
wenn  in  einem  Zeiträume  von  40  Tagen  vom  Datum  dieser  ordonan^ 
de   adjudecare  an,  die  Versteigeiningsformalitäten  und  insbesondere  die 

^)  Art  38  des  Kassationshofgesetzes. 
")  Art.  82  des  Ges.  v.  9.  März  1879. 
^  Art.  74  des  Kassationshofgesetzes. 
*)  Art.  551—557  Proc.  civ. 
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Ausstellung  dieser  Eigenthumsurkunde  nicht  durch  Rekurs  an  den 
Kassationshof  in  Bukarest  —  das  einzige  hiergegen  zulässige  Rechts- 
mittel —  angefochten  sind.^) 

Ist  Rekurs  eingelegt  worden,  so  muss  das  Versteigerungsgericht 
erst  den  Erfolg  desselben  abwarten,  welcher  ihm  vom  Kassationshof 
von  Amtswegen  mitgetheilt  wird. 

Wird  der  Rekurs  zurückgewiesen,  so  versieht  das  Gericht  die 
ordonan^  de  adjudecare  mit  der  Yollstreckungsklausel  (fonnula  ese- 
cntoriä).  Wird  der  Rekurs  angenommen,  die  ordonan^a  de  adjudecare 
also  kassirt,  so  muss  dasselbe  Gericht  —  forum  rei  sitae  —  auf  Antrag 
des  Gläubigers  zu  einer  neuen  Versteigerung  schreiten.^ 

Der  Rekurs  ist  hier  jedoch  nur  zulässig  wegen  Unterlassung  der 
Publikationen,  wegen  Nichtbeobachtung  der  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Tennine,  sowie  der  Formen,  die  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  angeordnet 
sind,  wegen  Nichtachtung  der  gesetzlichen  Aufschiebungsgrttnde  und 
endlich  wegen  Unzuständigkeit  oder  Machtübergriff.^) 

§25. 

B.   Revision. 

Das  ausserordentliche  Rechtsmittel  der  Revision,  in  seinen  Grund- 
zflgen  der  Genfer  Civilprozessordnung  entnommen,  wendet  sich,  ebenso 
wie  der  Rekurs,  gegen  rechtskräftige  Urtheile. 

In  Theorie  und  Praxis  herrscht  lebhafter  Streit  über  die  Frage,  ob 
auch  solche  Urtheile,  welche  durch  Nichtopponiren  und  Nichtappelliren, 
d.  h.  durch  blosse  Nachlässigkeit  der  Partei,  definitiv  und  rechtskräftig 
geworden  sind,  durch  Revisionsbeschwerde  angefochtcm  werden  können. 
Die  Meinungen  sind  getheilt  und  die  Jurisprudenz  schwankend.  Der 
Kassationshof  hatte  früher  in  negativem  Sinne  entschieden;*)  neuer- 
dings hat  er  die  entgegengesetzte  Meinung  adoptirt.*)  Vor  die  Sec^iu- 
nile  unite  ist  diese  Frage  noch  nicht  gekommen. 

Die  Revision  ist  zulässig  in  folgenden  Fällen: 

1.  wenn  das  ürtheil  widerstreitende  oder  unklare  und  unver- 
ständliche Bestimmungen  enthält,  welche  die  Vollstreckung  des- 
selben schlechterdings  unmöglich  machen; 

2.  wenn  Ober  einen  Punkt  entschieden  ist,  dessen  Entscheidung 
von  den  Parteien  nicht  beantragt  war; 

3.  wenn  vom  Gericht  mehr  zugesprochen  ist,  als  beantragt  war; 

4.  wenn  das  Gericht  vergessen  hat,  über  einen  von  den  Parteien 
gestellten  Antrag  zu  entscheiden; 

5.  wenn  das  Prozessobjokt  nicht  mehr  existirt  oder  nicht  mehr 
abgeschätzt  werden  kann; 

)  Art.  564  Proc.  civ. 
^  Art.  563  Proc.  dv. 
^  Art.  562  Proc.  civ. 

*)  Kassationsentscheidimg  vom  18.  Mftrz  1873  und  8.  November  1875  im  Buletinnl 
Cuitci  de  Oasatinne,  Jahrgang  1873  u.  1875. 

*)  Eassationsentscheidnng  vom  28.  November  1886,  Buletinol  1886. 
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6*  wenn  die  yerortheilte  Partei  beweisen  kann,  dass  sie  die  durch 
das  Urtheil  auferlegten  Verpflichtungen  theilweise  schon  er- 
ftlllt  hat  und  nunmehr  verlangt,  im  Urtheil  davon  entlastet  zu 
werden; 

7.  wenn  das  urtheil  Grenzstreitigkeiten  entscheidet  und  die  Grenz- 
zeichen, auf  welche  sich  das  Urtheil  bezieht,  nicht  mehr  yc»-- 
handen  sind  oder  in  ihrer  Richtigkeit  angegriffen  werden; 

8.  wenn  eine  vom  Gericht  angeordnete  Schätzung  zu  begründeten 
Einwendungen  Anlass  bietet.^) 

Die  Revision  kann  femer  verlangt  werden,  wenn  zwischen  den- 
selben Parteien,  ttber  denselben  Streitgegenstand  und  über  dieselben 
Beweismittel  und  RechtsgrOnde  von  demselben  Tribunal,  Appellhof  etc. 
in  verschiedener  Weise  geurtheilt  worden  ist.*) 

Ausserdem  ist  die  Revision  zulSssig  auf  Grund  des  beneficium 
novorum : 

a)  wenn  seit  der  UrtheilsverkUndung  Beweismittel  entdeckt  wurden, 
welche  von  der  obsiegenden  Partei  oder  durch  force  majeure 
verborgen  gehalten  waren  und  daher  bei  der  Urtheilsfällung  nicht 
berücksichtigt  werden  konnten; 

b)  wenn  die  Urkunden,  auf  welche  sich  das  Urtheil  gründet, 
schon  zur  Zeit  der  Prozessverhandlung  als  falsch  erklärt  waren 
oder  späterhin  sich  als  falsch  erwiesen  haben; 

c)  wenn  die  Zeugen,  auf  deren  Aussagen  sich  das  Urtheil  stützt, 
in  der  Folge  des  falschen  Zeugnisses  überwiesen  worden  sind 
oder  die  Partei,  der  ein  Schiedseid  zugeschoben  resp.  auferlegt 
war,  des  Meineids  überführt  ist.*) 

Endlich  können  der  Staat,  die  Gemeinden,  die  öffentlichen  An- 
stalten und  die  Minderjährigen  die  Revision  verlangen,  wenn  ihr  Ver- 
treter sie  vor  Gericht  gar  nicht  oder  mit  schuldhafter  Fahrlässigkeit 
vertheidigt  hat.*) 

Hierher  gehört  auch  der  Fall,  wenn  der  Vertreter  die  Interessen 
solcher  Klienten  in  unvollständiger  Weise  verfochten,  d.  h.  nicht  alle 
Rechtsgründe  vorgebracht  hat,  die  zur  Vertheidigung  der  Rechte  der- 
selben hätten  dienen  können.^) 

»)  Art.  288  Proc.  civ. 

^  Wenn  verschiedene  Tribunale,  AppeUhOfe  etc.  in  demselben  Prosess  swischen 
denselben  Parteien  Aber  dieselben  thatsftchlichen  Verh&ltnisse  nnd  dieselben  Rechts- 
grOnde yerschiedene  UriheÜe  geflült  haben,  so  entsteht  ein  Kompetenzkonflikt,  welcher 
in  folgender  Weise  geregelt  wird.  Tritt  ein  solcher  Konflikt  zwischen  AppellhOfen 
oder  zwischen  Appellhof  und  Tribunal  ein,  so  hat  der  Kassationsbof  über  die  Kom- 
petenzfrage zu  entscheiden.  Entsteht  der  Konflikt  zwischen  zwei  Tribunalen,  die  dem- 
selben Appellhof  unterstehen,  so  entscheidet  dieser,  anderenfalls  wieder  der  Kassations- 
hof.   Art.  36  al.  3  des  Kassationshofgesetzes  vom  24.  Januar  1861. 

^  Art.  290  Proc.  civ. 

*)  Art.  291  Proc.  civ. 

*)  Alt.  291  al.  2  Proc;  civ.  Diese  weitgehende  nnd  sehr  elastisehe  Bestimmung 
wurde  durch  besonderes  Gesetz  vom  13.  April  1885  als  zweiter  Absatz  dem  Art.  291 
als  interpretatio  authentica  hinzugefiDgt. 
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Die  Revision  wird  wie  eine  gewöhnliche  Klage  bei  dem  Grericht 
eingereicht,  welches  in  letzter  Instanz  das  angefochtene  Urtheil  ^efSUt 
hat  nnd  wird  in  Allem  wie  eine  jede  Klage  behandelt. 

Die  Revision  hat  an  sich  keinen  Suspensiveffekt  und  hindert  grund* 
sätzlich  die  Vollstreckung  des  angefochtenen  Urtheils  nicht.  Die  Partei 
kann  jedoch  zugleich  mit  der  Revision  die  Einstellung  der  Zwangs^ 
yollstreckung  beantragen,  und  das  Revisionsgericht  kann  nach  seinem 
Ermessen  entweder  dem  Revisionskläger  eine  Kaution  für  die  Einstellung 
der  Exekution  oder  der  Gegenpartei  eine  solche  fttr  die  Durchführung 
des  angefochtenen  Urtheils  auferlegen.^) 

Die  Frist  zur  Einiegung  der  Revision  beträgt  in  den  oben  ge- 
nannten Fällen  1 — i  und  8  des  Art.  288  einen  Monat,  in  den  Fällen 
5—7  und  beim  beneficium  novorum  (Art.  290)  zwei  Monate,  für  den 
Staat,  die  Gemeinde  etc.  und  Minderjährige  vier  Monate.^ 

Die  Frist  läuft  in  den  Fällen  1 — 8  und  flir  die  Öffentlichen  An- 
stalten vom  Tage  der  Zustellung  des  Urtheils,  beim  beneficium  novorum 
vom  Tage  der  Entdeckung  dieser  besonderen  die  Sachlage  ändernden 
Umstände,  fUr  die  Mindeijährigen  von  der  Grossjährigkeit  an.^) 

Wird  nur  ein  Punkt  der  Urtheilsbestimmungen  angefochten,  so  hat 
das  Revisionsgericht  (Tribunal,  Appellhof  etc.)  sich  nur  auf  diesen  zu 
beschränken. 

Wird  die  Revision  angenommen  und  demgemäss  das  angefochtene 
Urtheil  abgeändert,  so  muss  hiervon  auf  demselben  ein  Vermerk  ge- 
macht werden.'*) 

Die  Berichtigung  eines  einfachen  Schreibfehlers  hinsichtlich  des 
Namens,  Titels  etc.  der  Parteien,  sowie  eines  einfachen  Rechenfehlers 
erfolgt  ohne  Weiteres  auf  Verlangen  der  Partei  durch  einfache  An- 
merkung am  Rande  des  Urtheils  und  der  Abschrift.^) 

yni.  Das  TerfalireB  In  Handelssachen. 

§  26. 

A.   Handelsgerichte. 

In  Rumänien  waren  firtlher  die  Handelsgerichte  von  den  Civil- 
geriehten  streng  unterschieden.  Zwar  tagten  dieselben  Gerichtspersonen 
auch  m  Handelssachen,  aber  es  mussten  zur  Sitzung  noch  zwei  Handels- 
beisitiBer  zugezogen  werden.  Diese  Handelsrichter  waren  in  Jassy, 
Craiova,  Galatz  und  Bukarest  ständige,  von  dem  Handelsstande  auf 
zwei  Jiüire  gewählte  Eaufleute,  welche  richterlichen  Gehalt  bezogen. 
In  den  anderen  Städten  wurden  nach  der  Liste  der  höchstbesteuerten 
Kanfleute  je  zwei  derselben  zu  jeder  Handelssitzung  zugezogen.  Da 
sie  aber  selten  zu  den  Sitzungen  erschienen,   so   litten   die  Interessen 

«)  Art  295  Proc.  civ. 
^  Art  296-297  Proc.  civ. 
^  Art  296—297  Proc.  civ. 
*)  Art  302  Proc.  civ. 
^  Art  292  Proc.  civ. 
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6.  wenn  die  v^nirtheilte  Partei  beweisen  kann,  dass  sie  die  dordi 
das  Urtheil  auferlegten  Verpflichtungen  theilweise  schon  er- 
füllt hat  und  nunmehr  verlangt,  im  Urtheil  davon  entlastet  zu 
werden ; 

7.  wenn  das  Urtheil  Grenzstreitigkeiten  entscheidet  und  die  Grenz- 
zeichen, auf  welche  sich  das  Urtheil  bezieht,  nicht  mehr  vor- 
handen sind  oder  in  ihrer  Richtigkeit  angegriffen  werden; 

[  8.  wenn  eine  vom  Gericht  angeordnete  Schätzung  zu  begründeten 

Einwendimgen  Anlass  bietet.^) 
Die  Revision   kann   femer  verlangt  werden,   wenn  zwischen  den- 
selben Parteien,   über   denselben  Streitgegenstand  und  über  dieselben 
Beweismittel  und  RechtsgrOnde  von  demselben  Tribunal,  Appellhof  etc. 
in  verschiedener  Weise  geurtheilt  worden  ist.') 

Ausserdem  ist  die  Revision  zul&ssig  auf  Grund  des  beneficium 
novorum : 

a)  wenn  seit  der  Urtheilsverkttndung  Beweismittel  entdeckt  wurden, 

I  welche  von   der  obsiegenden  Partei  oder  durch  force  majeure 

verborgen  gehalten  waren  und  daher  bei  der  UrtheilsfäUung  nicht 
berücksichtigt  werden  konnten; 

b)  wenn  die  Urkunden,  auf  welche  sich  das  Urtheil  gründet, 
schon  zur  Zeit  der  Prozessverhandlung  als  falsch  erklärt  waren 
oder  späterhin  sich  als  falsch  erwiesen  haben; 

c)  wenn  die  Zeugen,  auf  deren  Aussagen  sich  das  Urtheil  stützt, 
in  der  Folge  des  falschen  Zeugnisses  überwiesen  worden  sind 
oder  die  Partei,  der  ein  Schiedseid  zugeschoben  resp.  auferlegt 
war,  des  Meineids  überführt  ist.*) 

Endlich  können  der  Staat,  die  Gemeinden,  die  öffentlichen  An- 
stalten und  die  Minderjährigen  die  Revision  verlangen,  wenn  ihr  Ver- 
treter sie  vor  Gericht  gar  nicht  oder  mit  schuldhafter  Fahrlässigkeit 
vertheidigt  hat.*) 

Hierher  gehört  auch  der  Fall,  wenn  der  Vertreter  die  Interessen 
solcher  Klienten  in  unvollständiger  Weise  verfochten,  d.  h.  nicht  alle 
Rechtsgründe  vorgebracht  hat,  die  zur  Vertheidigung  der  Rechte  der- 
selben hätten  dienen  können.^) 

»)  Art.  288  Proc.  civ. 

^  Wenn  verschiedene  Tribunale,  AppeUhOfe  etc.  in  demselben  Prosess  zwischen 
denselben  Parteien  Aber  dieselben  thatsächllchen  Verhältnisse  nnd  dieselben  Rechts- 
grOnde yerschiedene  Urtheile  gefiillt  haben,  so  entsteht  ein  Kompetenzkonfiikt,  welcher 
in  folgender  Weise  geregelt  wird.  Tritt  ein  solcher  Konflikt  zwischen  AppeUhOfen 
oder  zwischen  Appellhof  und  Tribunal  ein,  so  hat  der  Eissationshof  Aber  die  Kom- 
petenzfrage zu  entscheiden.  Entsteht  der  Konflikt  zwischen  zwei  Tribunalen,  die  dem- 
selben Appellhof  unterstehen,  so  entscheidet  dieser,  anderenfaUs  wieder  der  Kassations- 
hof.    Art.  36  al.  8  des  Kassationshofgesetzes  vom  24.  Januar  1861. 

^  Art.  290  Proc.  civ. 

*)  Art.  291  Proc.  civ. 

^)  Alt.  291  al.  2  Proc;  dv.  Diese  weitgehende  und  sehr  elastisehe  Bestimmung 
wurde  durch  besonderes  Q«setz  vom  13.  April  1885  als  zweiter  Absatz  dem  Art.  291 
als  interpretatio  authentica  hinzugef&gt. 
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Die  Revision  wird  wie  eine  gewöhnliche  Klage  bei  dem  Gericht 
eingereicht,  weldies  in  letzter  Instanz  das  angefochtene  Urtheil  gefällt 
hat  nnd  wird  in  Allem  wie  eine  jede  Klage  behandelt. 

Die  Revision  hat  an  sich  keinen  Suspensiveffekt  und  hindert  grund* 
sätzfich  die  Vollstreckung  des  angefochtenen  Urtheils  nicht.  Die  Partei 
kann  jedoch  zugleich  mit  der  Revision  die  Einstellung  der  Zwangs^ 
Vollstreckung  beantragen,  und  das  Revisionsgericht  kann  nach  seinem 
Ermessen  entweder  dem  Revisionskläger  eine  Kaution  für  die  Einstellung 
der  Exekution  oder  der  Gegenpartei  eine  solche  für  die  Durchführung 
des  angefochtenen  Urtheils  auferlegen.^) 

Die  Frist  zur  Einlegung  der  Revision  beträgt  in  den  oben  ge- 
nannten FäUen  1 — 4  und  8  des  Art.  288  einen  Monat,  in  den  Fällen 
5—7  und  beim  beneficium  novorum  (Art.  290)  zwei  Monate,  für  den 
Staat,  die  Gemeinde  etc.  und  Mindeijährige  vier  Monate.^ 

Die  Frist  läuft  in  den  Fällen  1 — 8  und  für  die  öffentlichen  An- 
stalten vom  Tage  der  Zustellung  des  Urtheils,  beim  beneficium  novorum 
vom  Tage  der  Entdeckung  dieser  besonderen  die  Sachlage  ändernden 
Umstände,  für  die  Mindeijährigen  von  der  Grossjährigkeit  an.^ 

Wird  nur  ein  Punkt  der  Urtheilsbestimmungen  angefochten,  so  hat 
das  Bevisionsgericht  (Tribunal,  Appellhof  etc.)  sich  nur  auf  diesen  zu 
beschränken. 

Wird  die  Revision  angenommen  und  demgemäss  das  angefochtene 
Urtheil  abgeändert,  so  muss  hiervon  auf  demselben  ein  Yennerk  ge- 
macht werden.'^) 

Die  Berichtigung  eines  einfachen  Schreibfehlers  hinsichtlich  des 
Namens,  Titels  etc.  der  Parteien,  sowie  eines  einfachen  Rechenfehlers 
erfolgt  ohne  Weiteres  auf  Verlangen  der  Partei  durch  einfache  An- 
merkung am  Rande  des  Urtheils  und  der  Abschrift.^) 

YIEL  Das  Terfahren  in  Handelssachen. 

§26. 

A.   Handelsgeriohte. 

In  Rumänien  waren  früher  die  Handelsgerichte  von  den  Civil- 
geriehten  streng  unterschieden.  Zwar  tagten  dieselben  Gerichtspersonen 
aach  m  Handelssachen,  aber  es  mussten  zur  Sitzung  noch  zwei  Handels- 
beisiteer  zugezogen  werden.  Diese  Handelsrichter  waren  in  Jassy, 
Craiova,  Galatz  und  Bukarest  ständige,  von  dem  Handelsstande  auf 
zwei  Jahre  gewählte  Eaufleute,  welche  richterlichen  Gehalt  bezogen; 
In  den  anderen  Städten  wurden  nach  der  Liste  der  höchstbesteuerten 
Kanfleute  je  zwei  derselben  zu  jeder  Handelssitzung  zugezogen.  Da 
sie  aber  selten  zu  den  Sitzungen  erschienen,   so  litten   die  Interessen 

•)  Art  295  Prpc.  civ. 
>)  Art  296-297  Proc.  civ. 
^  Art  296—297  Proc.  civ. 
*)  Art  302  Proc.  civ. 
^  Art  292  Proc  civ. 
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seits,  sowohl  auf  Erfüllung  der  Leistungen  und  Dienste,  zu 
denen  sich  die  Ersteren  verpflichtet  hieben,  als  auf  Zahlung 
des  Lohns  oder  Gehalts,  den  die  Letzteren  zu  zahlen  schul* 
dig  sind; 

5.  alle  Klagen  zwischen  Rheder  oder  Kapitän  und  den  Passagieren 
und  umgekehrt; 

6.  die  Klagen  zwischen  Veranstaltern  und  Unternehmern  SfTent- 
licher  Schauspiele  und  den  Schauspielern,  KUnstlem  und  um- 
gekehrt; 

7.  alle  Streitigkeiten,  betreffend  die  Versteigerung  von  Waaren 
und  Produkten,  die  in  einem  Öffentlichen  Speicher,  Dock  oder 
Magazin  lagern; 

8.  alle  Konkursstreitigkeiten; 

9.  alle  Streitigkeiten,  wodurch  die  Eigenschaft  Jemandes  als  Ejtuf- 
mann,  sowie  die  Existenz  einer  Handelsgesellschaft  festgestellt 
oder  aberkannt  werden  soU.^) 

n.  Die  örtliche  Zuständigkeit  des  Gerichts  bestimmt  sich  in 
Handelssachen  nach  folgenden  Grundsätzen. 

Alle  Personal-  oder  MobUiarklagen  können  nach  Wahl  des  Klägers 
(reclamant)  eingereicht  werden: 

1.  bei  denyenigen  Gericht,  bei  welchem  der  Verpflichtete  seine 
Handelsniederlassung  oder  seinen  Wohnsitz  hat; 

2.  bei  dem  Gericht  des  Ortes,  wo  die  streitige  Obligation  ent- 
standen ist  oder  erfüllt  werden  soU; 

3.  bei  dem  Gericht  des  bedungenen  Zahlungsortes; 

4.  wenn  ein  besonderer  Erfüllungsort  bestimmt  ist,  ebendaselbst.^ 
Eine  fremde  oder  einheimische  Handelsfirma  kann  vor  denyenigen 

Gericht  belangt  werden,  in  dessen  Bezirk  ein  Repräsentant  oder  Sukkur- 
salenleiter  derselben  domizilirt.') 

Verbindlichkeiten  aus  Transportgeschäften  können  vor  das  (Jericht 
der  Abgangs-  oder  Ankunftsstation  gebracht  werden.^)  Der  Eisenbahn- 
stationsYorstand  gilt  als  vertretungsberechtigt  bei  Klagen  gegen  Eisen- 
bahnverwaltungen.^) 

Die  Klage  wegen  Schiffskollision  kann  bei  dem  Gericht  des  Ortes, 
wo  dieselbe  stattgefunden  hat,  oder  des  ersten  Hafens,  wo  das  Schiff 
anlegt,  oder  des  Bestimmungsortes  angestellt  werden.^ 

§  28. 
C.   Beweismittel  und  Beohtsmittel  Im  HaadeUiproiess. 

L  Die  Beweismittel  im  Handelsprozess  sind  im  Allgemeinen  die- 
selben, wie  im  gewöhnlichen  Civilprozess,  doch  existiren  eine  Reihe  von 

^■^^■1  ■■■■    ^m 

0  Art  882  Cod.  de  com. 
*)  Art  889  Cod.  de  com. 
s)  Art.  890  ibid. 
*)  Art  891  ibid. 
*)  Art.  891  ibid. 
«)  Art.  892  ibid. 
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besoadereA  Bestixninimgeii,  die  der  HervorhebuBg  bedürfen.  So  kann  in 
Handeigsachen  der  Bichter  keinen  Gnadentermin  (termin  de  gra^ie, 
tenne  de  grftce)  gewähren,  wozu  in  gewissen  Fällen  der  Civilrichter  nach 
Art.  1101  Cod.  civ.  und  Art.  126—128  Proc.  civ.  befugt  ist. 

Art.  8&3  Cod.  de  comerciü  stellt  dieses  Verbot  für  alle  Handels- 
sachen auf  und  Art.  312  hebt  es  noch  einmal  besonders  für  Wechsel- 
sachen hervor. 

Der  Zeugenbeweis  ist  nach  Ermessen  des  Bichters  in  allen  Fällen, 
auch  über  die  civile  Werthgrenze  von  65  Frcs.  55  cts.  hinaus,  zu* 
lässig,^)  ausgenommen  da,  wo  dad  Handelsgesetzbuch  selbst  schrift- 
lichen Beweis  verlangt. 

Akzeptirte  Fakturen  sind  besonders  als  Beweismittel  angeführt, 
ebenso  die  Korrespondenz. 

Das  Telegramm  dient  ebenfalls  als  Beweismittel,  und  zwar  als 
Akt  mit  Privatunterschrift  (Privaturkunde),  wenn  das  Original  (das  bei 
allen  Telegraphenämtern  sorgfältig  aufbewahrt  wird),  die  Unterschrift 
des  Absenders  aufweist.  Ist  die  Unterschrift  von  einem  Anderen  ge- 
fertigt, so  ist  sie  doch  beweisend,  wenn  der  Unterschriebene  das  Tele- 
gramm selbst  aufgegeben  hat. 

Die  Unterschrift  kann-  von  einer  zuständigen  Behörde  legalisirt 
werden  und  gilt  dann  die  Depesche  als  authentische  Urkunde.  Datum 
nnd  Stunde  der  Uebergabe  des  Telegramms  an  den  Adressaten  wird 
durch  den  betreffenden  Vermerk  in  der  Depesche  bestimmt,  doch  ist 
Gegenbeweis  zulässig,^  ebenso  gegen  die  von  dem  Eeglement  der  Tele- 
gi'aphenämter  vorgeschriebene  Konstatirung  der  Identität  des  Auf- 
gebers. 

Im  Falle  eines  Irrthums  im  Telegramm  werden  die  gewöhnlichen 
Grandsätze  über  culpa  angewandt;  der  Aufgeber  gilt  als  schuldlos, 
wenn  er  das  Telegramm  gemäss  dem  Telegraphenreglement  kolla- 
tionirt  hat.^ 

Die  Eintragung  in  die  Handelsbücher  durch  die  damit  Beauftragten 
gilt  als  Eintragung  des  Prinzipals.  Die  Begister,  welche  jeder  Handel- 
treibende führen  muss,  sind  das  Journal  oder  Hauptbuch  und  das  In- 
ventar-, sowie  eventuell  das  Kopirbuch. 

Diese  müssen  bei  Strafe  vom  Tribimal  beglaubigt  werden,  ehe  sie 
in  Gebrauch  genommen  werden  und  nach  Schluss  des  Jahres  müssen 
sie  ebenfalls  vom  Tribunal  abgeschlossen  werden,  was  durch  einfachen 
Vermerk  geschieht. 

Die  nicht  ordnungsmässig  geführten  und  nicht  beglaubigten  Handels- 
bücher können  vom  Eigenthümer  nicht  zu  seinen  Gunsten  angerufen 
werden,  beweisen  aber  gegen  ihn.*) 


^)  Art  46  n.  55  Cod.  com. 
^  Art  47  Cod.  com. 
^  Art  48  Cod.  de  com. 
*)  Art  51—52  Cod.  com. 
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Wenn  eine  Partei  sich  auf  die  Handelsbttcher  der  anderen  beruft 
und  diese  sie  nicht  vorlegt,  so  kann  der  Richter  der  ersteren  den  Er- 
gänzungseid  auferlegen.  Auch  kann  der  Richter  nach  freier  Ueber- 
zeugung  entscheiden,  ob  er  den  Büchern  eines  Kaufmanns  Glauben  bei- 
messen will  oder  nicht  und  ob  die  Bücher  der  einen  Partei  mehr 
Glaubeji  verdienen  als  die  anderen.^) 

n.  Die  Rechtsmittel  in  Handelssachen  sind  dieselben,  wie  in 
Civilstr^itigkeiten,  doch  sind  alle  Fristen  zur  Einlegung  derselben  wesent- 
lich abgekürzt. 

Die  Frist  zum  eret^n  Verhandlungstermin,  welche  in  Civilsachen 
40  Tage  beträgt,  ist  in  Handelssachen  auf  20  Tage  herabgesetzt  und 
kann  vom  Gerichtspräsidenten  nach  Belieben  noch  weiter  abgekürzt 
werden.  Für  die  im  Ausland  Wohnenden  beträgt  diese  Frist  40  Tage 
vom  Datum  der •  Vorladung  an.'^ 

Die  Peremtionsfrist  beti-ägt  nur  ein  Jahr.*) 

Der  Appell  (Berufung)  gegen  die  erstinstanzlichen  Urtbeile  ksum 
nur  binnen  einer  Frist  von  30  Tagen  eingelegt  werden,  welche,  wenn 
bei  der  Schlussverhandlung  beide  Parteien  anwesend  waren,  vom  Tage 
der  Urtheilsverkündung,  beim  Ausbleiben  einer  Partei  für  diese  vom 
Tage  der  Zustellung  der  ürtheilsabschrift  an  läuft. 

War  Opposition  (Einspruch)  erhoben,  so  beginnt  die  Berufungsfrist 
vom  Tage  der  Entscheidung  über  die  Opposition,  gleichviel,  ob  der 
Opponent  erschienen  war  oder  nicht.'*) 

Die  Rekurs  fr  ist  beträgt  40  Tage  und  läuft  in  gleicherweise  wie 
die  Berufungsfrist.*) 

In  Konkurssachen  ist  die  Rekursfrist  auf  20  Tage  reduzirt. 

§29. 
IX«  Die  Zwangsvollfttreekung. 

I.  Die  Zwangsvollstreckung  findet  aus  rechtskräftigen  oder  ftU*  vor- 
läufig vollstreckbar  erklärten  Urtheilen  statt. 

Die  Rechtskraft  des  Urtheils  tritt  ein,  sobald  die  zwei  sachlichen 
Instanzen  durchlaufen  sind,  das  Urtheil  also  weder  durch  Einspruch 
noch  durch  ein  ordentliches  Rechtsmittel  anfechtbar  ist  (formelle  Rechts- 
kraft). 

Der  Rechtskraft  fähig  ist  nur  die  im  Tenor  des  Urtheils  an^ 
gesprochene  Entscheidung,  das  Dispositivum  (dispozitiv,  vom  franzö- 
sischen dispositif  dujugement)  (materielle  Rechtskraft).  Die  Urtheils- 
gründe  oder  Motive^)   dienen  nur  zur  Erläuterung   des  Dispositivums. 

*)  Art.  54  Cod.  com. 

'^  Art.  893  Cod.  com. 

^  Art.  895  Cod.  com. 

*)  Art.  896  Cod.  com. 

*)  Art.  897  Cod.  com. 

®)  Im  Rumänischen  hoissen  sie  motive  oder  considerante ,  weü  in  den  frans5si- 
schen  UrtheUen  die  einzelnen  Argumente  mit  attendu  que  oder  considdrant  que  an- 
fangen. 
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Die  Zwangsvollstreckung  erfolgt  auf  Grund  einer  von  der  Gerichts- 
kanzlei beglaubigten,  vom  Gericht  mit  der  Vollstreckungsklausel  (for- 
mola  esecutoriä)  versehenen  Abschrift  des  Urtheils. 

Nach  Art.  20  des  Gesetzes  Ober  die  authentischen  Urkunden  vom 
1.  September  1886  können  auch  derartige  Urkunden  (Hypotheken,  Ver- 
käufe etc.)  ohne  Weiteres  mit  der  Vollstreckungsklausel  versehen 
werden. 

Die  Zwanksvollstreckung  zu  betreiben,  ist  Sache  der  Partei  (Partei- 
betrieb). 

Ist  die  Vollstreckungsklausel  vom  Friedensrichter  ertheilt,  so  erfolgt 
die  Vollstreckung  durch  die  Administrativbehörde,  nämlich  die  Polizei, 
den  Bfirgermeister  oder  den  Subpräfekt.  ^)  Diese  beziehen  keine  Ge- 
bfihren  ffir  ihre  MUhewaltung,  doch  muss  die  Partei  die  nöthigen  Trans- 
portmittel stellen.  Die  Exekution  beginnt  mit  einer  Aufforderung  des 
Schuldners,  die  Summe,  zu  der  er  verurtheilt  ist,  binnen  einer  be- 
stimmten Frist  zu  zahlen.  Zahlt  er  nicht,  so  werden  seine  Habselig- 
keiten, soweit  nöthig,  gepfändet  und  demnächst  versteigert. 

Beim  Tribunal  und  beim  Appellhof  sind  die  Portarels^  mit  der 
VollB^ckung  der  Urtheile  beauftragt;  sie  müssen  auf  Verlangen  der 
Partei  alle  Amtshandlungen  vornehmen,  welche  zur  Befriedigung  des 
Gläubigers  führen.  Uebrigens  kann  sich  der  Gläubiger,  auch  wenn  die 
VoUstreckungsklausel  vom  Friedensrichter  ertheilt  ist,  an  den  Porta  rel') 
wenden,  nur  muss  er  dann  die  demselben  zustehenden  Gebühren  und 
die  nöttdgen  Stempel  zahlen. 

Diese  Gebühren  sind  durch  Gesetz  vom  26.  November  1865  norrairt, 
welches  inzwischen  einige  Aenderungen  erfahren  hat.*) 

n.   Die  Zwangsvollstreckung   erfolgt  entweder  in  das   bewegliche 


■)  Art  77  des  Ges.  Tom  9.  Mftn  1879. 

^  Im  Ram&iis€hea  lautet  der  Plurftl  Poi*tarei. 

3)  Art.  79  des  Ges.  vom  9.  März  1879. 

*)  Die  hanpts&chlichsten  Gebühren  sind  folgende:  Die  Zahlungsaufforderung  (Somma- 
tioa)  mit  Androhung  der  Zwangsvollstreckung  wird  auf  einem  Stempel  bogen  von  2  frcs. 
geschrieben  und  erhftlt  der  Portärel  2  fircs.  22  cts.  Gebühr  fllr  deren  ZusteUung  in  der- 
selben Stadt,  und  je  2  frcs.  22  cts.  für  jeden  Myriameter  Entfernung  ausserhalb  des 
Weichhildes  (Art.  26  des  Gesetzes  vom  26.  November  1865).  Für  die  Pfändung  ge- 
bühren dem  Portärel  ebenfalls  bestimmte  Taxen,  und  wenn  dieselbe  ausserhalb  der 
Stadt  erfolgt,  auch- die  Myriametertaxe.  Der  Verkauf  muss  vom  Gericht  auf  einem 
Stempelbogen  von  10  frcs.  verlangt  werden  und  der  Termin  hierfür  mittels  Publikationen 
und  Affichen  verkündigt  werden.  Vom  Verkaut  der  beweglichen  Sachen  berieht  der 
Portärel  eine  bestimmte  Taxe,  die  je  nach  der  Hohe  des  Erlöses  27  cts.  bis  9  cts.  per 
100  frcs.  beträgt  (Art.  55  des  Ges.  vom  26.  November  1865).  Bei  der  Exekution  in 
das  unbewegliche  Vermögen  treten  zum  Verkäuf^nntrag,  der  Sommation,  der  Pfändung 
and  Versteigerung  noch  andere  Amtshandlungen  dos  Portärel  hinzu,  als:  genaue  Be- 
schreibung des  zu  verkaufenden  Grundstücks,  wobei  er  je  2  frcs.  22  cts.  für  je  zwei 
Standen  oder  erforderlichenfalls  eine  Tagestaxo  von  11  frcs.  10  cts,  beanspruchen  kann 
(Art.  49  1.  c).  Bei  der  Versteigerung  von  Immobilien  kann  er,  je  nach  der  Höhe  des 
Verkaufspreises  je  18 — 20  cts  per  100  frcs.  beanspruchen  (Art.  66  1.  c).  Die  Besitz- 
einweisung des  Käufers  giebt  weiteren  Anlass  zu  Gebühren  an  den  Portärel,  sowie  zu  einer 
Stempeltaxe  von  10  frcs.  (Art.  21,  19  des  Stempelgesetzes). 
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oder  in  das  unbewegliche  Vermögen  des  Schuldners.  Sind  die  freien 
Einkünfte  eines  Grundstücks  auf  ein  Jahr  zur  Deckung  der  ganzen 
Schuld  ausreichend,  so  kann  das  Gericht  die  Verfolgung  des  Schuldners 
suspendiren.*) 

Die  Einkünfte  eines  Grundstücks  können  auch  für  mehrere 
Jahre  im  Voraus  mit  Beschlag  belogt  werden,  dies  erfordert  aber  ein 
besonderes  Verfahren.  Der  Antrag  muss  beim  Gericht  gestellt  werden 
und  es  müssen  die  Parteien  vorgeladen  werden. 

lieber  den  Antrag  wird  mündlich  verhandelt  und  wenn  das  Ge- 
richt den  Antrag  genehmigt,  so  kann  entweder  den  Pächtern,  Miethem  etc. 
auferlegt  werden,  den  Pacht-  oder  Miethszins  bei  der  Casa  de  depuneri 
zu  hinterlegen,  oder  es  wird  ein  Verwalter  (g^rant)  ernannt,  der  die 
Einkünfte  entgegennimmt  und  unter  Hinterlegung  bei  derselben  Kasse 
dem  Gericht  Eechnung  legt. 

Diese  Beschlagnahme  der  zukünftigen  Erträgnisse  eines  Grund- 
stücks kann  sowohl  als  Exequirung  einer  rechtlich  vollstreckbaren 
Forderung  (ürtheil  oder  authentische  Urkunde),  wie  als  provisorische 
Massregel  zur  Sicherung  von  richterlich  noch  nicht  anerkannten  Rechts- 
ansprüchen erfolgen.  Im  letzteren  Falle  muss  aber  der  Gläubiger  zu- 
gleich Klage  erheben,  um  sein  ßecht  gerichtlich  zur  Anerkennung  zu 
bringen,  und  ausserdem  für  Schaden  und  Kosten  Kaution  leisten.'^ 
Dies  gilt  ohne  Unterschied  für  den  Einheimischen  wie  für  den  Fremden. 

in.  Der  Gläubiger  kann  ferner  die  Forderung  seines  Schuldners 
an  einen  Dritten  mit  Beschlag  belegen.  In  diesem  Falle  bedarf  es 
ebenfalls  der  Bestätigung  der  Beschlagnahme  (poprire,  saisie-arrSt) 
durch  das  Gericht,  da  kein  Schuldner  anders  als  durch,  das  Gericht 
und  in  Gegenwart  oder  wenigstens  auf  Vorladung  aller  Parteien  ge- 
zwungen werden  kann,  einem  Anderen  als  seinem  direkten  Gläubiger 
zu  zahlen.  Der  Schuldnerschuldner  (Drittechuldner)  muss  erklären,  ob 
und  in  welcher  Höhe  er  die  Forderung  anerkennt.  Sein  Nichterscheinen 
wird  als  Anerkenntniss  der  Schuld  angenommen.^) 

Bestreitet  er  die  Schuld,  so  kann  der  beschlaglegende  Gläubiger 
mit  allen  gewöhnlichen  Prozessmitteln  die  Existenz  der  Forderung  nach- 
weisen.*) 

Ist  die  Forderung  nicht  liquide  und  besteht  sie  blos  in  Effekten 
oder  Mobiiien,  so  kann  das  Gericht  den  Verkauf  derselben  anordnen.*) 

Auch  hier  ist  zu  unterscheiden,  ob  das  Verfahren  zur  Exequirung 
eines  vollstreckbaren  Schuldtitels  (titlö  esecutoriü)  dient,  oder  ob  die 
Beschlagnahme  nur  zur  Sicherung  eines  Anspruchs  erfolgt  ist.  Letzteren 
Falls  muss  der  Gläubiger  Kaution  leisten  und  sowohl  hier  als  auch 
unter  der   gleichen  Voraussetzung  bei  der  Beschlagnahme   von  Immo- 

0  Art.  502  Proc.  civ.  und  Art.  1831  Cod.  civ. 
*)  Art.  480  Proc.  civ. 
*)  Ali.  460  Proc.  civ. 
*)  Art.  463  Proc.  civ. 
»)  Art,  465  Proc.  civ. 


Rurnftnien.  159 


biliareinkUnften,  neben  dem  Sequestrirungsstempelbogen  von  10  Frcs.^ 
auf  dem  der  betreffende  Antrag  geschrieben  werden  soll,  auch  noch 
den  Klagestempel  von  30  Frcs.  erlegen. 

Wird  die  Beschlagnahme  zur  Exekution  eines  tiüü  esecutoriü  ver- 
langt, so  fällt  der  Elagestempel  wie  die  Kautionspflicht  fort.^) 

IV.  Gegen  jede  Zwangsvollstreckung  kann  Einspruch  (Oppo- 
sition) erhoben  werden,  und  zwar  sowohl  von  Seiten  des  Schuldnors 
als  auch  eines  Dritten,  der  die  gepfändeten  YermOgensstücke  als  sein 
Eigenthmn  in  Anspruch  nimmt. 

Eine  derartige  Opposition  erfordert  beim  Tribunal  und  Appellhof 
eine  Stempeltaxe  von  5  Frcs.,  beim  Friedensrichter  1  Frc.,^  wenn  es  sich 
um  Sicherheitsarrest  handelt.')  Diese  Opposition  wird  im  ersteren  Falle 
vom  Hauptprozess  absorbirt,  während  es  im  letzteren  Falle  zu  einem 
zwar  summarischen,  aber  selbstständigen  kontradiktorischen  Prozess 
kommt,  der  den  gewöhnlichen  Regeln  und  RechtsmittelQ  unterworfen 
ist.  Jedoch  ist  eine  weitere  Opposition  der  nicht  erschienenen  Partei  aus- 
geschlossen.   (Opposition  sur  Opposition  ne  vaut.) 

Gegen  Urtheile  der  Tribunale  in  solchen  Sandten  k^an  binnen  einem 
Monat  von  der  Urtheilsverkündung  —  nicht  Zustellung  —  appellirt 
werden.*) 

Ist  das  in  Vollstreckung  begriffene  Urtbeil  von  einem  Appellhof 
ergangen,  so  mnss  die  Opposition  dorthin  gerichtet  werden.*)  In  diesem 
Falle  erleidet  das  Grundprinzip,  dass  ein  jeder  Rechtsstreit  zwei  sach- 
liche Instanzen  durchlaufen  kann,  eine  Ausnahme. 

Es  ist  also  streng  zu  unterscheiden  zwischen  Pfändung  und  Ver- 
folgung (urmärire,  poursuite)  auf  Grund  vollstreckbarer  Urtheile  oder 
vollstreckbarer  authentischer  Urkunden,  und  der  provisorischen  Pfän- 
dung, welche  zugleich  mit  der  Klage  zur  Sicherung  der  Zwangsvoll- 
streckung aus  dem  künftigen  Urtheil  beantragt  w^ird. 

Erstere  führt,  unter  Beobachtung  der  prozessualen  Vorschriften, 
direkt  zur  Versteigerung  der  Pfandstticke;  letztere  bleibt  während  des 
ganzen  Prozesses  unverändert  und  verwandelt  sich  nur  nach  Beendigung 
desselben  beim  Obsiegen  des  EuLägers  in  einen  Exekutionsarrest,  der  erst 
dami  unter  dieser  neuen  Form  zum  Verkauf  führt. 

V.  Ausgeschlossen  von  der  Pfändung  (Beschlagnahme,  Arrest- 
legung) sind  die  nOthigsten  Gebrauchsgegenstände,  Handwerkzeuge  oder 
Utensilien  zur  Ausübung  des  Gewerbes  oder  Berufs  des  Schuldners.^) 

Nach   Art.  408  Proc.  civ.   können  Alimente   nur   fQr  Miethe  und 


0  Art  455  Proc.  civ.  und  Art  22,  18  in  Veri>iiidmig  mit  Art.  20,  2  des  Stempel- 
gesetses  (legea  timbrului  fi  inregistrürei). 

*)  Art  21,  6  und  18,  6  leg.  timbr. 

^  Art  18, 15  und  18,  22  L  timbr. 

^  Art  400  Proc.  dv. 

*)  Art.  400  Proc.  civ.  und  Entscheidung  des  ßukarester  Kassationshofs  vom  15.  Sep- 
tember 1873  u.  25.  März  1874,  im  Buletinul  Cur(ei  de  Casatie,  Jahrgang  1878  u.  1874. 

^  Art.  406,  407  Proc  civ. 
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weitere  Alimente  gepfändet  werden  und  Art.  409  ibid.  bestimmt:^)  ^Die 
Pensionen,  Nationalbelohnongen,  sowie  die  Gehälter  der  Geistlichen, 
Militärs  und  aller  Beamten,  die  aus  Staats-  oder  anderen  Öffent- 
lichen Kassen  gezahlt  werden,  können  weder  ganz  noch  theilweise 
zedirt  werden.  Sie  können  auch  nicht  rerfolgt  werden,  als  bis 
zu  einem  Drittel  fOr  Schulden  an  den  Staat,  für  vom  Gesetz  vor- 
gesehene Strafen,  sowie  für  die  nach  Art.  1730  Cod.  civ.  privilegirten 
Forderungen,  betreffend  die  Zahlung  der  Mitgiit  der  legitimen  Ehefrau, 
sowie  für  die  gesetzlichen  Alimente  an  Weib  und  Kinder." 

Immobilien  als  solche  können  nicht  provisorisch  mit  Beschlag  belegt 
werden;  sie  können  nur  unter  gerichtlichen  Sequester  gestellt  werden, 
wenn  sich  zwei  oder  mehrere  Personen  um  das  Eigenthum  oder  den 
Besitz  derselben  streiten.*^) 

Das  Gericht  beauftragt  dann  Jemanden  mit  der  Verwaltung  des 
Grundstücks  bis  zur  Entscheidung  des  Prozesses. 

Die  Einkünfte  werden,  wie  bei  der  Beschlagnahme  der  Einkaufte, 
bei  der  Depötskasse  vom  Vorwalter  hinterlegt,  der  für  seine  Mühe- 
waltung eine  vom  Gericht  zu  bestimmende  Vergütung  bezieht. 

§30. 
X.   Sielierlieitearrest. 

Ausser  den  erwähnten  Fällen  des  Arrestes  der  Einkünfte  eines 
Grundstücks  und  der  Forderung  des  Schuldners,  der  als  exekutiver,  wie 
als  provisorischer  angelegt  werden  kann,  ist  noch  eine  andere  Art 
Sicherheitsarrest  zu  erwähnen,  der  nur  als  provisorische  Beschlagnahme 
zulässig  ist. 

Jeder  Kläger,  dessen  Anspruch  auf  einer  unbestrittenen  Urkunde 
beruht,  fällig  und  liquid  ist,  kann  nach  Art.  613  Proc.  civ.  Beschlag- 
nahme auf  das  bewegliche  —  nicht  das  unbewegliche  —  Vermögen  des 
Schuldners  bis  zur  Beendigung  des  Prozesses  verlangen.  Das  Tribunal 
ordnet  die  Beschlagnahme  durch  den  Portarel  an  und  bestimmt  die 
Höhe  der  Kaution,  die  der  Kläger  zu  diesem  Behufe  erlegen  muss.*) 

Ebenso  können  bewegliehe  Sachen,  um  deren  Eigenthum  gestritten 
wird,  in  der  Hand  des  beklagten  Detentors  sequestrirt  werden.'^) 

Ist  die  Forderung  nicht  fällig,  so  kann  das  Tribunal  auf  Antrag 
des  Klägers  dennoch  den  Sicherheitsarrest  auf  das  bewegliche  Vermögen 
des  Schuldners  anordnen: 

1-  wenn  der  Schuldner  durch  sein  Zuthun  die  Sicherheiten,   die 

er  dem  Gläubiger  gegeben  hatte,  vermindert  hat, 
2.  wenn  Gefahr  besteht,   dass  der  Schuldner  sein  Vermögen  ver- 
schleudert oder  verbirgt.*) 

')  Nach  der  neuen  Redaktion,   die   er  auf  Antrag  des  damaligen  Senators  Peter 
Grädifteann  durch  Gesetz  vom  1.  März  1881  erliielt. 
^  Art..  1613  ff.  Ck)d.  civ. 
^  Art.  614  Proc.  civ. 
*)  Art.  615  Proc.  civ. 
*)  Art.  616  Proc.  civ. 
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Leistet  der  Schuldner  genügende  Sicherheit,  so  kann  das  Tribunal 
den  Arrest  aufheben. . 

Auch  in  Handelssachen  ist  diese  Art  von  Sicherheitsarrest  zulässigl 
Art.  899  Cod.  com.  gestattet  der  in  Handelssachen  interessirten  Partei,  zu- 
gleich mit  der  Anstellung  der  Klage  einen  Sich^heitsarrest  auf  das  be- 
wegliche Vermögen  des  Schuldners  und  die  demselben  von  Dritten  ge« 
schuldeten  Summen  oder  Effekten  zu  legen.  Wenn  sich  jododi  die  For- 
derung nicht  auf -einen  Wechsel  oder  ein  an  Order  oder  auf  den  In- 
hab^  (la  ordin  saä  la  purtator)  lautendes  protestirtes  Papier  gründet, 
so  muss  Kaution  geldstet  werden. 

Um  die  Aufhebung  dieses  Arrestes  zu  erlangen,  muss  der  Schuldner 
Didit  nur  Kaution  erlegen,  sondern  di6  ganze  Summe,  Kapital,  Zinsen 
und  Geriditskosten  hinterlegen.^) 

§31. 
XL  Die  YoUstreckung  fremder  ürtheile.*) 

In  der  Frage  bezüglich  der  Vollstreckung  der  Urtheile  eines  aus- 
ländischen Gerichts  steht  Rumänien  auf  einem  mittleren  Standpunkte, 
der  heutigen  Tages  von  den  meisten  europäischen  Kontinentalstaaten 
beobachtet  wird. 


0  Art.  900  Cod..  com.  Der  Text  der  beiden  hier  einachlftgigen  Artikel  ist  in 
üebenetBung  folgender: 

Art.  899:  Die  in  einer  Handelssache  interessirte  Person  kann  gleichseitig  mit 
der  Emreichang  der  Klage  Terlangen,  dass  auf  das  bewegliche  VeimOgen  ihres  Schold« 
ners  in  Oemissheit  des  Art  614  Plroc  civ.  Sicherheitsarrest  gelegt  werde,  nach  den 
weiter  onten  angegebenen  Unterscheidungen.  Sie  kann  ebenso  für  die  in  ihrem  Rechts- 
titel (titln)  enthaltenen  Summen  und  unter  Beobachtung  der  Vorschrifteii  von  Art  456  iL 
Proc  dr.  die  yon  einem  Dritten  ihrem  Schuldner  geschuldeten  Summen  oder  Effekten 
Terfolgen  und  mit  Beschlag  belegen  (popri,  die  Beschlagnahme  poprire). 

Art  900:  Der  Airest  oder  die  Beschlagnahme  kann  nur  unter  Eanttonserlegung 
angelegt  werden,  es  sei  denn,  dass  der  Antrag  auf  Arrest  oder  Beschlag  auf  Grund 
«nes  Wechsels  (unei  cambii)  oder  eines  sonstigen  Handelspapiers  (efect  comercial)  ge- 
stellt wird,  das  an  Order  oder  auf  den  Inhaber  lautet  und  mangels  yAhlnng  pro- 
testirt  ist. 

Das  Gericht  entscheidet  über  den  Sicherheitsarrest  (sequestru  asiguTätor,  —  hier 
nur  einfach  sequestru  —  nicht  Beschlagnahme  poprire)  im  Berathungssimmer  ohne 
▼orfaerige  Vorladung  der  Parteien. 

Der  Sicherfaeitsarrest  kann  nur  dann  aufgehoben  werden,  wenn  der  Schuldner  die 
Summe,  Kapital,  Zinsen  und  Kosten  deponirt,  für  welche  der  Arrest  gelegt  ward. 

*)  Literatur:  Petroni,  im  Journal  du  droit  intern,  privö  Bd.  6  1879  S.  861—858. 

Piggott,  foreign  judgements,  2  ed.  tom.  1.    London  1884.    S.  496. 

Morean,  effets  intemationauz  des  jugements  en  matiire  ciTÜe.  Paria  1884. 
S.  2^0,  221. 

Fusinato,  resecussione  delle  sentenze  straniere  in  materia  civilee  commerdale. 
Roma  1884.    S.  41,  42. 

Suliotis,  im  Journal  du  droit  intern,  pr.  1887  S.  568 — 570. 

Gonstant,  de  Tez^ution  des  jugements  ötrangers  dans  les  divers  pays.  1.  öd. 
1883  S.  38;  2.  H.  1890  S.  181—188. 

T.  G.  Djuvara,  de  Tez^ution  des  jugements  ötrangers  en  Roumanie,  im  Journal 
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Art.  374  Proc.  civ.  bestimmt:  „die  richterlichen  Urtheile,  die  in 
fremdem  Lande  gegeben  worden  sind,  können  in  Rumänien  nur  in  der 
Weise  und  den  Grenzen  vollstreckt  werden,  wie  die  Erkenntnisse  der 
rumänischen  Richter  in  jenem  Lande  vollstreckt  werden  und  nachdem 
sie  von  den  kompetenten  rumänischen  Richtern  fttr  vollstreckbar  erklärt 
worden  sind."^) 

Wie  bereits  erwähnt,  können  die  rumänischen  definitiven  Urtheile 
nur  auf  Befehl  des  Gerichts  vollzogen  werden,  welcher  durch  Beisetzung 
der  YoUstreckungsklausel  (formula  esecutoriä)  ertheilt  wird.  Diese 
Yollstreckungsklausel  erheischt  eine  äusscrliche  Prüfung,  ob  das  Urtheil 
wirklich  ein  endgültiges  ist.  Dieselbe  Prüfung  findet  also  auch  bei 
fremden  Urtheilen  statt.  Ausserdem  begreift  diese  Prüfung  bei  fremden 
ürtheilen  noch  die  Untersuchung,  ob  das  fremde  Gericht  auch  nach 
rumänischem  Recht  rationo  loci  kompetent  (örtlich  zuständig)  war,  da 
die  Kompetenz  d'ordre  public  ist,^  und  ob  das  Urtheil  nicht  den  in 
Rumänien  geltenden  Grundsätzen  über  öffentliche  Moral  und  gute  Sitten 
widerspricht. 

Der  Antrag  auf  Erthoilung  der  Yollstreckungsklausel  ist  unter  Ueber- 
reichung  einer  mit  der  Bescheinigung  der  Rechtskraft  versehenen  ürtheils- 
ausfertigung  und  einer  Uebersetzung  derselben  in  rumänischer-^)  Sprache*) 

d.  dr.  int  pr.  Bd.  18  (1891)  S.  462 — 459  und  vgl.  auch  Djuvara,  de  la  condition  des 
ötrangers  en  Roumanie,  im  Journal  d.  dr.  int.  pr.  Bd.  19  (1892)  S.  1120  ff. 

Die  beste  Arbeit  ist  die  von  Petroni,  welche,  obwohl  sehr  kurz  gehalten,  im 
Wesentlichen  zutreffend  ist;  aus  ihr  schöpfen  mehr  oder  weniger  alle  spftteren  Schrift- 
steller. 

Auf  Petroni  berufen  sich  ferner: 

Francke,  in  der  Zeitschrift  für  deutschen  Civilprozess  Bd.  8  S.  72« 

Wach,  Handbuch  des  deutschen  Ciyilprozessrechts  Bd.  1  S.  244. 

Brückner,  in  den  Blättern  für  Rechtspflege  in  Thüringen  und  Anhalt,  N.F. 
Bd.  12  S.  SOI,  302  und  Separatabdruck  S.  29. 

Böhm,  Handbuch  des  Rechtshülfeyerfahrens,  Erlangen  1886,  S.  189. 

▼on  Bar,  Internat.  Priyatrecht,  2.  Aufl.  Bd.  2  S.  544. 

Kopp  er  s,  Zusammenstellung  der  in  den  einzelnen  auslfindischen  Staaten  gel- 
tenden Bestimmungen  über  die  Verpflichtung  des  Klägers  zur  Sicherheitsleistung  etc. 
Berlin  1891  S.  86,  87. 

')  Der  rumänische  Text  dieses  wichtigen  Artikels  lautet  folgendermassen:  Hota- 
rtrile  judicatoresci,  date  in  tarä  sträina,  nu  se  vor  putea  esecuta  in  Rom&nia,  de  c&t 
in  modul  fi  limitele,  cum  si  hotärärile  judicätorilor  diu  Romänia  se  esecuta  in  acesta 
^arji,  fi  dupä  ce  vor  fi  declarate  esecutorie  de  cäträ  judicätorii  competentT  rom&ni. 

^  Entsch.  des  Kassationshofs  in  Bukarest  vom  29.  Oktober  1880,  im  Buletinu] 
Cortei  de  Casatie  pro  1880. 

*)  Eine  Ausnahme  besteht  nur  für  italienische  Staatsangehörige;  vgl.  oben 
§  12  S;  135  Note  4  und  unten  S.  163  und  164  Note  6. 

^)  Unrichtig  Petroni  a.  a.  0.  S.  355,  dass  der  rumänische  Richter:  doit  s*as8urer 
de  la  sinc^ritö  de  la  traduction. 

Eine  Verpflichtung  der  Gerichte,  die  Richtigkeit  der  Uebersetzung  zu  prüfen, 
besteht  nirgends.  Die  Uebersetzungen  werden  im  Ministerium  des  Aeusseren  oder  in 
einem  Konsulat  angefertigt,  und  haben  die  Gerichte  keine  Befugniss.  die  Arbeiten 
dieser  Behörden  nachzuprüfen.  Eine  solche  Befugniss  w&re  nur  dann  denkbar,  wenn 
die  Uebersetzung  eine  private  wäre,  —  eine  solche  ist  aber  unzulässig,  —  oder  wenn 
sie  von  einem  vom  Gericht   ad  hoc   ernannten  Translator   angefertigt  wäre.    Freilich 
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jin  dett  Präsidenten,  bezw,  Prim-Präsidenten  i)  des  Gerichte,  in  dessen 
Bezirk  der  Schuldner  wohnt  oder  das  in  Beschlag  zu  nehmende  Grund- 
stück sich  befindet,  zu  richten. 

Daraufhin  weisen  zu  der  Prüfung  Über  die  Exekutionsfähigkeit  des 
fremden  Urtheils  die  Parteien  vorgeladen,  behufs  mündlicher  Verhand- 
hing über  die  hierbei  in  Betracht  kommenden  Punkte.  2)  Die  Parteien 
können  sich  hierbei  durch  Advokaten  vertreten  lassen. 

Ausserdem  aber  und  dies  ist  der  Hauptpunkt,  muss  der  fremde  Kläger 
nachweisen,  dass  in  seinem  Staat  auch  die  rumänischen  Urtheüe  voll- 
streckt werden  (Reziprozität).^) 

Da  nun  kein  Staat  mit  der  Vollstreckung  den  Anfang  machen  will, 
so  sind  thatsächlich  .die  fremden  Urtheüe  in  Rumänien  unvollstreckbar, 
wie  auch  die  rumänischen  Urtheüe  im  Auslande  werthlos  sind.^) 

Nur  durch  besondere  Uebereinkunft  kann  daher  die  effektive  Rezi- 
prozität erzielt  werden.  So  hat  Rumänien  mit  Italien  eine  diesbe- 
ztigliehe  Vereinbarung  in  dem  Konsular-  und  Niederlassungs vertrag 
vom  17./29.  August  1880  getroffen. S) 

Durch  Art.  XI  dieses  Vertrages  wird  die  Reziprozität  in  Betreff 
der  Vollstreckung  der  beiderseitigen  Urtheüe  festgesetzt  und  die  Vor- 
ladung der  Parteien  für  die  der  Investirung  des  Urtheils  mit  der  Voll- 
streckungsklausel vorangehende  formelle  Prüfung  abgeschafft.  Diese 
Prttfang  selbst  aber  ist  beibehalten.^) 


wird  anch  dann  eine  solche  Eontrole  meist  daran  scheitern,  dass  das  Gericht  der 
fremden  Sprache  nicht  mächtig  ist.  Die  Ansicht  von  Petroni  haben  Constant  a.  a.  0. 
S.  182  and  Piggott  a.  a.  0.  S.  495  übernommen. 

Uebrigens  steht  Petroni  in  Betreff  der  Notariatsnrkanden  noch  auf  dem  Rechts- 
Wen  vor  der  Einführung  des  Gesetzes  Yom  1./13.  September  1886  Ober  die  Authen- 
tifizining  von  Urkunden;  die  Arbeit  ist  also  in  dieser  Beziehung  veraltet. 

0  Ungenau  Moreau  a.a.O.  S.  221:  lorsque  le  tribunal  comprend  plusieurs  sec- 
tions,  la  demande  doit  dtre  adress^e  au  pr^sident  de  la  premi^re  section  seul  com- 
petent.  Nicht  der  Präsident  der  ersten  Kammer  ist  bei  Gerichten  mit  mehreren  Kammern 
zur  Entgegennahme  des  Antrags  zuständig,  sondern  der  Prim-Pr&sident,  der  allerdings 
in  der  Begel  den  Vorsitz  in  der  ersten  Kammer  führt. 

^  Entsch.  des  Kassätionshofes  vom  20.  Dezember  1867.  im  Buletinul  pro  1867 

^  Dasselbe  Urtheil  des  Kassationshofes. 

*)  So  besteht  auch  zwischen  Rumänien  und  dem  Deutschen  Reich  thatsächlich 
keine  Reziprozität  und  es  werden  deshalb  deutsche  Urtheüe  in  Rumänien  nicht  voll- 
streckt. 

Vgl.  auch  Centralblatt  für  das  Deutsche  Reich  1876  S.  40.  Vgl.  femer  die  offi- 
zielle Not'^  des  rumänischen  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten  an  die  deutsche 
Gesandtschaft  in  Bukarest  vom  28.  Januar  /  9.  Februar  1882,  mitgetheilt  vonDjuvara, 
im  Journal  du  droit  int.  pr.  Bd.  18  (1891)  S.  453. 

^)  Diese  Konvention  ist  in  Bukarest  am  5./17.  August  1880  unterzeichnet  und 
im  Monitorul  oficial  No.  45  vom  26.  Februar/ 10.  März  1881  publizirt.  Der  Text  ist 
auch  abgedmckt  bei  Märten  s,  Nouv.  recueil.  II.  Ser.  VIII.  S.  607  ff. 

^  Der  Text  dieser  Bestimmung  ist  in  französischer  Sprache  (die  Konvention  ist 
in  romanischer,  italienischer  und  französischer  Sprache  abgefasst)  folgender: 

„Le8  arrdts  (sententiae)  en  matiSre  civile  et  commerciale  prononc6s  par  les  tribu- 
naox  de  Tun  des  deux  "kiAt  contractants  et  düment  l^galis^s,  aoront  dans  le  territoire 
de  Tautre,   lorsqu*ils   aoront   acquis  la  forcc  de  chose  jug6e,   la  mdme  force,   que  les 

11* 


164  Europa. 

Mit .  Oesterreieh^Ungam  ist  kein  Staatsv^rtrag  in  dieeer  Be- 
zlebuBg  abgeschlossen, .  aber  eine  Vereinbarung  beider  Regierungen  vom 
25.  August /l.  September  1871  sichert  die  that sächliche  Vollstreckung 
der  beiderseitigen  Urtheile  zuJ)^ 


arrd);s  pronono&s  par  lee  tribunaux  du  pays.  N^anoioins  les  dits  airöts  ne  p^mront 
dtre  ex^cntöe  et  ne  prodniront  leors  eiffets  qaant  aux  Jijrpothiqaes,  qu*apr^s  qae  le 
tribunal  comp^tent  du  pays  oü  ils  dolvent  recevoir  lenr  execution,  les  aura  döclar6a 
ex^cutoires  k  la  suitd  d*un  jugement  prononc^  dauB  la  forme  sommaire  et  dans  lequel 
ü  sera  oonstat^: 

1«  que  Farrdt  a  elö  prononc^  par  une  autorit^  judidaire  comp6teiite; 

2^  que  la  citation  des  parties.a  6t^  faite  r^guliörement; 

S^  que  les  parties  ont  ^t6  l^üraleinent  reTir^sentces  ou  l^i^emeiit  d6clar6es  d6- 

faillantes; 
4t**  que  Tarrftt  ne  contient  aucune  disposition    contraire  k  Vordre   public  et  au 
droits. public  de  FEtat. 

L^B  arr^ts  dont  il  est  parl6  d-dessus  devrqnt  dtre  accompagn^s  d'une  traduction 
düment  l^^alisöe  dans  la  langue  du  pays  oü  ils  devront  recevoir  lenr  exöcution,  ou  en 
frangais. 

La  partie  int^ressöe,  seit  par  Fentremise  du  tribunal  qui  k  pronone^  F%rr6t, 
poomt  demandw  qu*il  lui  seit  donnö  force  executoire. 

La  lettre  rogatoire,  qu*on  exp^diera  a  cet  effet,  pourra  dtre  transnuse  m^me 
par  la  Toie  diplomatique. 

Dans  ce  demier  cas,  si  la  partie  int^ress^e  ne  nomme  pas  le  procureur  eharg^ 
de  demander  qu*il  soit  donn^  force  ez6cutoire  4  Farrfit,  le  dit  procureur  sera  nomm^ 
d*o£Qce  par  le  tribunal  saisi  de  la  demande/  II  demeure  entendu  que  les  frais  de 
proc^s  devront,  en  tout  cas,  rester  k  la  cbarge  des  parties  int^ressöes.^ 

•  Das  im  Art.  82  dieser  Konvention  vorgesehene  Scbiedsgeridit  zur  Schlichtung 
der  nach  dem  Konsularvertrage  sich  ergebenden  Streitigkeiten  über  Interpretation,  Aus- 
führung desselben  oder  Uebertretung  seiner  Bestimmungen  ozistirt  bis  jetzt  nicht. 

^)  Der  Text  der  rumftnisch-Osterreichisch-ungarischen  Abmadiung  ist  in  deutscher 
Uebersetzung  folgender:  „Der  unterzeichnete  rumfinische  Staatsminister  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  (Kanzler  des  Osterreichisch^ungarischen  Kaiserthum«)  -erklärt,  in  Folge 
des  mit  der  Regierung  Sr.  k.  u.  k.  Ap.  Ms^estät  (der  vereinigten  FOrstenthflmer  Moldau 
und  Walachei)  erzielten  EinverstftndniBses,  dass  festgestellt  worden  ist,  dass  gemfisa 
den  in  den  betreffenden  Ländern  geltenden  Gesetzen,  die  von  den  richterlichen  Be- 
hörden des  einen  Landes  gefüllten  Erkenntnisse  und  Entscheidungen  in  Civil-,  Handels-t 
See-  und  Wechselrechtssachen,  welche  rechtskräftig  geworden  sind,,  auch  im  anderen 
Lande  voUstreckbar  sind,  unter  der  Bedingung  der  Gegenseitigkeit. 

Die  gegenwärtige  Erklärung  wird  gegen  eiue  analoge  Sr.  Excellenz  des  Kanzlers 
des  Österreichisch-ungarischen  Reichs  und  Ministers  des  kaiserlichen  Hauses  (des  fQrstl. 
rumän.  Ministers  des  Aoussem)  ausgetauscht  werden,  und  deren  Inhalt  wird  ohne  Ver- 
zug den  betreffenden  richterlichen  Behörden  mitgetheilt  werden,  damit  das  erwähnte 
Reziprozitätsprinzip  jedesmal  Anwendung  findet,  wenn  solche  Erkenntnisse  und  Ent- 
scheidungen den  genannten  Behörden  auf  diplomatischem  Wege  durch  den  rumänischen 
Agenten  in  Wien  (diplomatischen  Agenten  und  Generalkonsul  Sr.  k.  k.  Ap,  Majestät 
in  Bukarest)  zugestellt  werden. 

Bukarest,  den  20.  August/l.  September  1871.    gez.  G.  Costa-Foru. 

Wien,  den  25.  August  1871.    gez.  Beust." 

Diese  Abmachung  wurde  in  Rumänien  durch  Circular  des  Justizmin^sters  vom 
26,  August  1871  No.  9691  allen  richterlichen  Behörden  Rumäniens  mitgetheilt  und 
wird  seitdem  stetig  beobachtet. 

*)  Ueber  die  Vollstreckung  Österreichischer  Urtheile  in  Rumänien  vo'gl.: 
Vesque  von  Püttlingen,  Handbuch  des  des  in  Oesterreich-Ungam  geltenden 
internationalen  Privatrechts,  2.  Aufl.   1878.   S,  470—472. 
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Mit  anderen  Staate^n  äxistirt  keinerlei  Abmachung,  so  dass  that- 
sächlich  deren  Urtheile  in  Bumänien  und  umgekehrt  nicht  vollstreck- 
bar sind. 

Dies  Alles  gilt  auch  von  SchiedsrichtersprOchen,  die  nach 
Art.  354,  35&— 360  Proc.  dv.  den  sonstigen  richterlichen  Erkenntnissen 
völlig  gleichgestellt  sind. 

§  32. 
XII.  Prozessl^osteii. 

L   Die  Prozessko^ten  bestehen  iauA  Gesetz:  ^) 

1.  aus  den  Gerichtskosten; 

2.  aus  den  durch  Vernehmung  yqa  beugen  und  Sachverständigen, 
Untersuchungen  an  Ort  und  Stelle  erwachsenen  Kosten; 

3.  aus  den  Auslagen  der  obsiegenden  Partei,  fUr  Reise,  Wohnung 
und  Unterhalt,  wenn  diese  Qur  des  Prozesses  wegen,  die  Reise 
angetreten  hat; 

L  aus   den   Advokatengebtlhren;   die   Erstattung   ders^ben   wird 

nach    dem    Gesetz    nur    dann   zugesprochen,    wenn .  zugleich 

Schadensersatz  gewährt  wird.     Die  Praxis  dehnt  dies  auf  alle 

Verzugszinsen  aus. 

n.'  Regel  ist,   dass  die  unterliegende  Partei  zum  Ersätze  der  von 

der  obsiegenden  Partei  verauslagten    Kosten  verurtheilt    wird.     Doch 

hat  das  Gericht  die  Befugniss,   die   Kosten   beliebig   au  )Lompensiren, 

wenn  jede  Partei  theilweise  obsiegt.^ 

Ebenso  können  unter  nahen  Verwandten  die  Kosten  kompensirt 
werden.  ^ 

von  Ganstein,-  Oesterreichischea  Ciyilprosessrecht  (Lehrbuch).  Bd.  2.  S.  777. 
Note  58. 

von  C an  stein,  Oesterreichisches  Civilprozessrecht  (Kompendium).  Berlin  1885. 
S.  569  n.  Note  77. 

Beauchet,  im  Journal  du  droit  intern,  pr.  1885«  S.  587 — 539,  welcher  irrt,  in- 
dem er  behauptet,  dass  Art.  874  Proc.  ciy.  legislative  Reziprozität  verlange;  das  Gesetz 
verlangt  thatsftchliche  Reziprozität,  undderWerth  der  Abmachung  mit  Oesterreich- 
Ungam  liegt  gerade  in  der  Zusicherung  der  thats&chlichen  gegenseitigen  VoUstreckung 
der  beiderseitigen  Urtheile  und  der  demgemftss  erfolgten  Anweisung  der  beiderseitigen 
Gerichtsbehörden  und  deren  Befolgung. 

Ullmann,  Oesterreichisches  Cirilprozessrecht.    3.  Aufl.    1892.    S.  521. 

Vergl.  femer  Verordnung  des  k.  k;  Osterreichischen  Justizministeriums  vom 
16.  November  1889  (mitgetheilt  bei-Bohm,  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und 
Strafrecht,  Bd.  1,  S.  121),  wonae£  die  Parteien,  welche  in  Rumänien  Urtheile  voll- 
strecken lassen  woUen,  mittels  einer  förmlichen,  zum  Gebrauch  vor  der  Behörde  in 
Rum&nien  sich  eignenden  Vollmacht  einen  Bevollmächtigten  zu  bestellen  haben,  der 
in  Rumänien  seinen  st&ndigen  Wohnsitz  hat  und  dem  es  obliegt,  die  Schritte  einzu- 
leiten, welche  Seitens  der  Partei  bei  der  ExekutionsfQhrung  erforderlich  sind,  und  auch 
die  Taxen  und  Gebtthren^  welche  für  die  einzuleitende  Amtshandlung  zu  bezahlen  sind, 
Air  die  abwesende  Partei  zu  erlegen. 

Vergl.  auch  Bohm*s  Zeitschrift,  Bd.  1,  S.  2da 

*)  Art.  146  Proc.  civ. 

*)  Art  144  Proc.  civ. 

^  Art  148  Proc.  civ. 
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Die  Gerichtskosten  werden  nicht  von  Fall  zu  Fall,    sondern  nach 
Beendigung  der  Instanz  erhoben. 

Die   Höhe   der   Kosten  richtet  sich  nicht  nach  dem   Werthe  des 
Streitgegenstands,  sondern  nach  der  Verschiedenheit   der  Instanzen,  so 
dass  alle  Prozesse,   deren  Gegenstand  über  1500  Francs  beträgt,  den 
hohen    Tribunaltaxen   fUr   Stempel   und  Portarelgebühren   unterworfen 
sind,  gleichviel,  ob  sie  1501  Francs  oder  Millionen  betreffen, 
m.   Zu  den  eigentlichen  Gerichtskosten  gehören: 
1.  die  Stempelkosten;   eine   jede   Klageschrift  für  den   Friedens- 
richter  muss  auf  einem  Stempelbogen  von  1  Franc  (leü)  und 
die  den  Parteien  zuzustellenden  Klageabschriften  auf  je  einem 
solchen  von  50  cts  (bani)  geschrieben  werden.^) 

Appell  und  Rekurs  an  das  Tribunal  erfordern  einen  Stempel- 
bogen  von  je  5  Francs  (lei),  die  Abschriften  für  die  Gegner  je 
50  bani.  2) 

Die  beglaubigte  Urtheilsabschrift,  welche  dem  Appell,  Rekurs 
und  überhaupt  jedem  ergriffenen  Rechtsmittel  beigelegt  werden 
muss,  ist  ebenfalls  auf  einen  Stempelbogen  von  1  Franc  zu 
schreiben. 

Klagen,  die  in  erster  Instanz  beim  Tribunal  anhängig  gemacht 
werden,  erfordern  30  Francs  Stempel,^  ebenso  die  Interven- 
tion und  die  Rtickklage  (Widerklage,  cerere  reconven^ionalä, 
demande  röconventionelle).  Die  Abschrifter  erfordern  nur  je 
50  cts  Stempel. 

Die  Appelltaxe  beim  Appellhof  beträgt  120  Francs;  die  Re- 
kurstaxe 220  Francs,  wenn  gegen  das  Urtheil  eines  Appellhois 
rekurrirt  wird,  und  75  lei,  wenn  das  Tribunal  letzte  Sach- 
instanz war.*) 


^)  Art.  16  al.  1  des  Stempelgesetzes  Qegea  timbralni)  yom  1.  Juli  1881;  das- 
selbe ist  durch  Nachtragsgesetze  Tom  14.  Dezember  1881,  18.  März  1884,  19.  MSrz  1884 
und  19.  Mftrz  1886  erweitert  worden.  Wir  zitiren  nach  der  offiziellen  Ausgabe,  welche 
alle  diese  Modifikationen  enthält. 

^  Art.  20  al.  5  u.  6  leg.  timbr. 

3)  Art.  20  al.  2  leg.  timbr. 

^)  Einige  Bestimmungen  des  Stempelgesetzes  mOgen  hier  noch  Platz  finden,  die 
fOr  den  Verkehr  zwischen  Rumänien  und  dem  Auslande  Ton  besonderer  Wichtig- 
keit sind. 

Art.  7  al.  1  dieses  bereits  mehrfach  erwähnten  Gesetzes  bestimmt,  dass  jede  im 
Ausland  gefertigte  Urkunde,  die  nach  dem  rum&nischen  Stempelgesetz  «inem  Stempel 
oder  einer  Taxe  unterworfen  ist,  mit  diesem  Stempel  oder  dieser  Taxe  versehen  sein 
muss.  bcTor  sie  einer  rumänischen  Behörde  vorgelegt  werden  kann.  - 

Bei  allen  Registern,  welche  die  Kaufleute  zu  halten  verpflichtet  sind,  mOssen  je 
10  bani  für  jedes  Blatt  gezahlt  werden  (Art.  15  al.  la  u.  b).  Ebenso  mfissen  Mandats-, 
Quittungs-  und  Chekbücher  mit  je  10  bani  gestempelt  sein  (Art.  15,  Ic).  sowie  die 
Bescheinigungen  und  Quittungen  ttber  Empfang,  Zahlung,  Aufladung  oder  Vorladung 
(15,  al.  2). 

Der  Avis,  welcher  dem  Destinatar  derWaare  zugeschickt  wird,  und  die  Deklara- 
tion für  Aufgabe  von  Sachen  oder  Geldern  bei  der  Post,  und  femeir  Empfangsbestäü- 
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Die  Opposition  muss  beim  Friedensrichter  auf  einem  Stempel- 
bogen von  1  Frc.  geschrieben  werden,  i)  beim  Tribunal  auf  einem 
solchen  von  5  Frcs.,^  bei  dem  Appellhof  von  35  Frcs.,')  bei  dem 
Kassationshof  von  225  Frcs>) 

Der  Revisionsantrag  erfordert  beim  Tribunal,  wie  beim  Appell- 
hof einen  Stempel  von  35  Frcs.^) 
2.  Die  Kosten  für  Vorladungen;  s.  §.  17  S.  139. 
IV.    Besondere   Zeugengebühren    existiren    nicht.     Die  Partei   hat 
hren   Zeugen  —    deren  Ladung  aber  durch  das  Gericht  erfolgt  —  die 
nöthigen  Transportmittel  etc.  zu  stellen,  oder  wenn  sie  dies  nicht  kann 
oder  will,  so  kann  der  Zeuge  verlangen,  dass  das  Gericht  im  Urtheil  die 
unterüegende  Partei  zu  einer  entsprechenden  Entschädigung  an  ihn  ver- 
urtheile. 

Ebenso  bezieht  auch  der  Richter,  der  sich  mit  dem  Grefier,  Sa^ch- 
verständigen  etc.  an  Ort  und  Stelle  begiebt,  keine  Diäten.  Die  Partei 
muss  ihnen  die  Transportmittel  stellen,  mit  dem  Risiko,  dass,  wenn  sie 


gangen,  welche  die  Gesellschaften  und  Unternehmer  für  ihre  Operationen  ausgeben, 
mflssen  gleichfaUs  je  10  bani  Stempel  tragen  (15,  Abs,  4  u-  5). 

Die  Frachtbriefe  und  Konossemente  müssen  eine  Stempelmarke  von  je  50  bani 
Stempel  tragen  (17,  2). 

Die  Untemehmungs-,  Bau-  und  Lieferungskontrakte,  auch  zwischen  Privatpersonen 
and  öffentlichen  Anstalten,  müssen  auf  einen  Stcmpelbogen  von  je  2  Francs  geschrieben 
werden,  wenn  der  Vertragsgegenstand  nicht  500  Francs  übersteigt  (18,  7). 

Darüber  hinaus  erheischt  der  Kontrakt  einen  Stempelbogen  von  10  Francs  (21,  8) 
und  ausserdem  eine  Taxi  de  inregistrare  von  7^%  («^2,  2). 

Der  Protest  von  Wechseln  aller  Art  kostet  5  Francs  Stempel  (20,  al.  22). 

Alle  Obligationen  und  Aktien  der  offenen  HandelsgeseUschaften,  Kommandit- 
oder  Aktiengesellschaften,  sowie  jeder  Koupon  derselben,  unterliegen  einer  Steuer  von 
1^/m-  Die  Taxe  für  die  Koupons  kann  auch  mittels  Abonnements  zwischen  der  Stempel- 
verwaltung und  der  Gesellschaft  gezahlt  werden  und  wird  dann  nach  der  Totalsumme 
der  Koupons  berechnet  (25,  3). 

AUe  Aktien  und  Obligationen  fremder  Gesellschaften  und  Anleihetitres  von 
fremden  Staaten  und  Gemeinden,  die  in  Rumänien  gehandelt  werden,  unterliegen  der- 
selben Taxe  (25,  4). 

Die  Taxe  wird  vor  der  Negocürung  bezahlt.  Die  Zahlung  der  Taxe  für  die 
Koupons  geschieht  successive  und  in  Proportion  mit  den  f&lligen  Koupons.  Der  Kon- 
travenient muss  eine  Geldstrafe  zahlen,  dÜe  10  ^/o  des  Werthes  der  gehandelten  Effekten 
beträgt  (Art  65). 

Die  Wechsel  aller  Art  und  alle  Handelseffekten,  die  in  Rumänien  ausgestellt 
sind,  sowie  diejenigen,  welche  im  Lande  auf  das  Ausland  gezogen  sind,  oder  vice-versa, 
sogar  wenn  sie  nur  im  Lande  gehandelt  werden,  unterliegen  demselben  Stempel  von 
1^00  bei  derselben  Strafe  (Art.  25  al.  5  u.  Art.  65). 

Die  einschlägigen  Gebühren  werden  von  Hundert  zu  Hundert  (per  \'io%)  und 
von  da  Ton  Tausend  zu  Tausend  berechnet  (Art.  27). 

Wenn  ein  Wechsel  in  mehreren  Exemplaren  gezogen  ist,  so  genügt  es,  dass  das 
für  die  Cirknlation  bestimmte  gestempelt  ist  (Art.  28). 

0  Art  18  al.  15  leg.  timbr. 

*)  Art  20  al.  3  leg.  ümbr. 

^  Art  21  al.  7  leg.  timbr. 

*)  Art.  22  al.  1  leg.  timbr. 

»)  Art.  21  al.  4  leg.  timbr. 
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den  Prozess  yeriiert,  sie  diese  Auslagen  umsonst  gemacht  hat,  aber 
dafUr  auch  zu  weniger  Kosten  an  den  Gegner  verurtheilt  wird. 

V.  Die  Sachverständigen  werden  gewöhnlich  gleich  von  der  Partei 
entlohnt,  da  diese  sonst  ilir  Gutachten  an  das  Gericht  nicht  abliefern. 
Wird  der  Sachverständige  nicht  direkt  von  der  Partei  bezahlt,  so  kann 
dieser  verlangen,  dass  das  Gericht  im  Urtheil  die  betreffende  oder  die 
unterliegende  Partei  zur  Zahlung  der  vereinbarten  oder  einer  vom  Gericht 
zu  bestimmenden  Summe  verurtheile. 

YI.  Die  Advokaten  gebühren  richten  sich  nach  dem  Werthb 
der  Streitsache ;  feste  Gebühren  existiren  nicht,  dieselben  sind  vielmehr 
der  freien  Vereinbarung  überlassen.  Das  Palmarium  ist  in  Folge  dessen 
vollkommen  statthaft.  Bei  liquiden  Summen,  insbesondere  bei  Wechsel- 
klagen, pflegt  das  Honorar  nach  einem  gewissen  Prozentsätze,  der 
5  bis  20%  der  Streitsumme  und  mehr  beträgt,  bestimmt  zu  werden. 

IL  TheU. 

KonknrsreohtO 

I.  Materielles  KonkursreeliL^) 

§33. 

Süüeitung.    Vorauuetsuncen  und  Wiikongen  der  KonkonerölBiiiiig. 

Moratorium. 

I.  Das  rumänische  Recht  kennt  nur  einen  kaufmännischen  Kon- 
kurs;^) über  das  Vermögen  eines  Nichtkaufmanns  kann  ein  Konkurs 
nicht  eröffnet  werden. 

Ein  Kaufmann  ist  nach  rumänischem  Recht  fallit,  wenn  er  zah- 
lungsunfähig geworden  ist;  in  Folge  dessen  kann  der  Konkurs  über  ihn 
verhängt  werden,  auch  wenn  er  sich  durch  erneuerte  Anlehen  oder 
Wechselgeschäfte  äusserlich  noch  zu  halten  vermag,  und  andererseits 
vermag  eine  im  guten  Glauben  geltend  gemachte  Weigerung,  eine  für 
unbegründet  erachtete  Forderung  zu  bezahlen,  keine  Konkurseröffnung 
herbeizuführen.*) 

Ueber  das  Vermögen  eines  l^aufmanns,  der  sich  von  den  Ge- 
schäften zurückgezogen  hat,  kann  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  fünf 
Jahren  von  jenem  Zeitpunkte  ab  der  Konkurs  eröffnet  werden;  über 
das  Vermögen  eines  verstorbenen  Kaufmanns  nur  innerhalb  eines  Jahres 
von  seinem  Tode  ab  gerechnet.*) 


^)  Literatur:  Gr.  Maniu,  falimente  ;i  bancmte^  Bukarest  1889;  eine  knappe, 
aber  ziemlicli  fleissige  Arbeit.    Siehe  auch  S.  153  Note  1. 

*)  Die  rum&nische  Regierung  beabsichtigt  eine  Reform  des  gesamxnten  Eonkors- 
wesens  und  hat  den  Kammern  bereits  einen  Gesetzentwurf  vorgelegt,  der  jedoch  bis 
jetzt  noch  nicht  zur  Lesung  und  Berathung  gelangt  ist 

*)  Es  behandelt  deshalb  das  Konkursrecht  auch  im  Handelsgesetzbuch;  Art.  695 
bis  880  Cod.  com. 

*)  Art.  718  Cod.  de  com. 

*)  Art.  702  Cod.  de  com. 
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Der  Zweck  des  Eonkursyerfohrens  ist  die  Erhaltung  und  Liqui- 
dinmg  des  Yennögens  des  Eridars  und  die  Yertheilung  der  realisirten 
Smnmea  an  die  Gläubiger.^) 

Fremde  Gläubiger  stehen  den  einheimischen  gleich. 

n.  Die  Eröffnung  des  Konkurses  erfolgt  entweder  auf  Antrag  des 
Eridars,  oder  eines  Handelsgläubigers  (creditor  a  carui  crean^  are  o 
cauza  commerdaia)  oder  von  Amts  wegen.^) 

AsEendenten,  Deszendenten  und  Ehegatten  dürfen  den  Eonkurs- 
antrag nicht  stellen.') 

m.  Wirkung  der  Konkurseröffnung.  Mit  der  Eröffnung  des  Eon- 
kuTses  verliert  der  Eridar  das  YerfUgungsrecht  über  sein  Vermögen, 
alle  Exekutionen  gegen  ihn  werden  sistirt;«)  der  Zinsenlauf  der  chiro- 
grapharischen  Forderungen  gegen  ihn  hOrt  auf;^)  alle  Geschäfte  und 
Yeräusserungen,  die  der  Eridar  nach  dem  Eonkursurtheil  vorgenommen 
hat,^  sind  nichtig,  ebenso  alle  Zahlungen  nicht  fälliger  Schulden,  die 
er  nach  der  vom  Tribunal  festgesetzten  Zahlungseinstellung   geleistet 

hat.'O 

Endlich  kann  der  Miethsvertrag  des  Eridars,  der'  auf  mehr  als  ein 
Jahr  noch  zu  laufen  hat,  unter  entsprechender  Entschädigung  des  Ver- 
miethers  aufgelöst  werden.^) 

IV.  Der  in  Zahlungsschwierigkeiten  gerathene  Eaufinann  kann 
unter  dem  Nachweis,  dass  seine  augenblickliche  Zahlungsunfähigkeit 
eine  Folge  ausserordentlicher,  unvorhergesehener  Ereignisse  ist,  sowie 
unter  genügender  Bekräftigung,  eventuell  BOrgschaftsstellung,  daittr, 
da^  die  Aktiva  die  Passiva  fibersteigen  und  unter  Niederlegung  seiner 
Bücher  und  einer  Bilanz,  sowie  einer  genauen  Liste  seiner  sämmtlichen 
Gläubiger  mit  Angabe  ihrer  Namen,  ihres  Wohnorts  and  ihrer  Forderungs- 
betAge  in  der  Eanzlei  (grefa)  des  Tribunals  ein  Moratorium  nach- 
suchen.^) Das  Moratorium  wird  vom  Tribunal,  wenn  es  dasselbe  nach 
den  umständen  für  angemessen  erachtet,  bis  auf  die  Dauer  von  sechs 
Monaten  gewährt J^  Während  dieser  Zeit  kann  gegen  den  Schuldner 
keine  Exekution  angefangen  oder  fortgesetzt  werden,  ausgenommen 
wegen  Verbindlichkeiten,  welche  nach  dem  Moratorium  entstanden  sind, 
sowie  wegen  der  dem  Staate  zustehenden  Steuerforderungen  und  wegen 
solcher  Förderungen,  welche  durch  Hypotheken,  Pfand  oder  sonstige 
Yorzagsrechte  gesichert  sind.^^) 

0  Art.  726  Cod.  de  com. 
^  Art  696  Cod.  de  com. 
^  Art  699  Cod.  de  com. 
*)  Art  712  Cod.  de  com. 
^  Art  713  Cod.  de  com. 
^  Art.  720  Cod.  de  com. 
^  Art  720  al.  2  Cod.  de  com. 
•)  Art.  716  Cod.  de  com. 
^  Alt  840  u.  832  Cod.  de  com. 
^  Art  885  Cod.  de  com. 
")  Art  887  Cod.  de  com. 
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Durch  das  Urtheil,  welches  das  Moratorium  genehmigt,  werden  die 
Gläubiger  auf  einen  bestimmten  Termin  binnen  15  Tagen  einberufen, 
und  es  können  auch  Massregeln  zur  Sicherung  der  Aktiva  angeordnet 
werden,  in  welchem  Falle  ein  Richterkommissar  (jude-comisar)  zur  An^ 
führung  derselben  ernannt  wird.^) 

Zweck  eines  solchen  Moratoriums  ist,  einen  Kaufmann,  der  in 
momentaner  Zahlungsverlegenheit  sich  befindet,  aber  nicht  materiell 
zahlungsunfthig  ist,  vor  der  Schande  des  Eonkurses  zu  bewahren. 

Findet  das  Tribunal,  dass  die  Vermögenslage  des  Kaufimanns  nicht 
eine  derart  befriedigende  ist,  oder  stellt  sich  während  des  genehmigten 
Moratoriums  heraus,  dass  der  Betreffende  eine  Schuld  nicht  angegeben 
oder  fingirte  Forderungen  aufgestellt  hat,  so  wird  sofort  von  Amtswegen 
der  Konkurs  gegen  ihn  eröffnet.^ 

Auch  nach  Eröffnung  des  Konkurses  kann  ein  Moratorium  verlangt 
und  gewährt  werden.*) 

§  34. 
▲asBondemnf^  and  Abaond«roiigaanspra6he. 

I.   Aussonderungsrechte: 

1.  Rechte  des  Verkäufers  im  Konkurse  des  Käufers  (right 
of  stoppage). 

Waaren,  welche  der  Verkäufer  an  den  Kridar  (Käufer)  abgesendet 
hat  und  welche  von  diesem  noch  nicht  bezahlt  sind,  können  vom 
Verkäufer  zurückgefordert  werden,  wenn  sie  am  Tage  des  Konkurs- 
urtheils  noch  nicht  in  den  Magazinen  des  Kridars  oder  in  einem 
öffentlichen  Speicher  zu  seiner  Disposition  oder  in  einem  anderen  Depot 
oder  Verwahrungsort  (loc  de  deposit  saü  de  pazä)  des  mit  dem  Ver- 
kauf ftir  Rechnung  des  Kridars  beauftragten  Kommissionärs  angekommen 
waren.*) 

Das  Verfolgungsrecht  des  Verkäufers  besteht  also  nicht,  w^nn  die 
Waare  vor  der  Konkurseröffnung  in  den  Gewahrsam  des  Käufers 
(Kridars)  gelangt  ist. 

Das  RUckforderungsrecht  (revendica^iunea)  ist  ausgeschlossen,  wenn 
die  Waaren  vor  ihrer  Ankunft  im  guten  Glauben  durch  Girirung  der 
Faktura,  des  Frachtbriefs  oder  Konnossements  weiterverkauft  worden 
sind,  sofern  diese  Papiere  an  Ordre  oder  auf  den  Inhaber  lauten;  das 
Rückforderungsrecht  zessirt  also  gegenüber  dem  gutgläubigen  Er- 
werber. 

Der  Verkäufer,  welcher  die  verkauften  Waaren  zurückfordert,  muss 
der  Konkursmasse  alle  Auslagen  vergüten,  welche  diese  für  die  Waaren 
aufgewendet  hatte.*) 


0  Art.  836  Cod.  de  com. 

^  Art.  839,  840  Cod.  de  com. 

^  Art.  832  Cod.  de  com. 

*)  Art.  817  Cod.  de  com. 

^)  Art.  817  al.  3  Cod.  de  com. 
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Ist  die  yerkaufte  Waare  dem  Kridar  noch  nicht  übergeben  oder  ist 
sie  noch  nicht  an  ihn  oder  an  eine  andere  Person  für  seine  Rechnung 
abgesendet,  so  kann  der  Verkäufer  die  Waare  zurückbehalten.^) 

In  jedem  Falle  kann  der  Konkursverwalter  (Sindic,  Syndikus)  mit 
Zustimmung  des  Gläubigerausschusses  und  Ermächtigung  des  Eonkurs- 
kommissars die  Auslieferung  der  verkauften  Waare  gegen  Zahlung  des 
bedungenen  Kaufpreises'  verlangen.^) 

2.  Rechte  des  Yerkaufskommittenten  im  Konkurse  des 
Verkaufskommissionärs. 

Waaren,  welche  dem  Kridar  zum  Verkauf  in  Kommission  auf 
Rechnung  des  Eigenthümers  Übergeben  worden  sind,  können  zurück- 
gefordert werden,  wenn  sich  dieselben  am  Tage  der  Verkündung 
des  «  Konkursurtheils  ganz  oder  theilweise  noch  im  Besitze  des 
Kridars  befinden,  i  Hatte  der  Kridai*  diese  Waaren  bereits  veräussert, 
so  kann  an  deren  Stelle  der  Kaufpreis  der  Waaren  gefordert  werden, 
soweit  derselbe  noch  nicht  getilgt  ist,  sei  es  durch  Bäarzahlung,  Kom- 
pensation oder  Buchung  im  Kontokorrent.^) 

3.  Rimessen  in  Wechseln  oder  anderen  noch  unbezahlten  Kredit- 
papieren (titluri  de  credit,  neplätite  äncä),  welche  dem  Kridar  mit  dem 
blossen  Aufirage^  sie  einzukassireh  und  den  Werth  auf  Rechnung  zu 
bewahreUr  (de  a  pästra  valörea  lor  in  comptul  seü)  Übermacht  worden 
sind,  oder  welche  nach  Bestimmung  des  Eigenthümers  zur  Deckung  ganz 
besümmter  Zahlungen  dienen  sollten,  können  zurückgefordert  werden, 
wenn  sie  am  Tage  der  Konkurseröffnung  sich  noch  im  Besitze  des 
Ejridars  befinden.^) 

n.    Absonderungsrechte   der  Pfand-   und  Hypothekengläubiger. 

1.  Der  Konkursverwalter  ist  mit  Ermächtigung  des  Konkurs- 
kommissars berechtigt,  verpfändete  Sachen  des  Eridains  gegen  Zahlung 
der  darauf  haftenden  Forderung  einzulösen.  Er  kann  femer  die  öffent- 
liche Versteigerung  des  Pfandes  beim  Konkürskommissar  beantragen. 
Dieser  Anordnung  kann  der  Pfandgläubiger  nur  widersprechen,  wenn 
er  der  Befriedigung  aus  anderen,  dem  Pfandrecht  nicht  unterworfenen 
Vennögensstücken  entsagt. 

Der  die  Forderung  übersteigende  Erlös  der  Pfandsache  fällt  an 
die  Kpnkursmasse,  Reicht  der  Erlös  aber  zur  Befriedigung  der  Pfand- 
gl&ubiger  nicht  aus,  so  können  letztere  den  Ausfall  in  der  Konkurs- 
masse liquidiren.^) 


*)  Art  818  Cod.  de  com. 

")  Art  819  Cod.  de  com. 

^  Art  816  Cod.  de  com.  G^enstand  der  Aassonderong  ist  hier  also  die  Kauf- 
gelderfordenuig  des  Kommissionftrs  an  den  Drjitten;  es  handelt  sich  somit  um  eine  Ces- 
sion  der  actio  vei^^iti  des  Koi|ui40e4pA^  ?.  il^JtüKonunittent  kann  .Uebereignuug  der  zur 
Zeit  der  Eonkurseriftffiiung  noch  ausstehenden  Kaufgeldforderung  verlangen.  —  Vergl. 
auch  Kohler,  Konkursrecht,  Stuttgart  1891,  §  35  S.  177,  178. 

*)  Art.  815  Cod.  de  com. 

*)  Art  785—788  Cod.  de  com. 
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2.  Die  Hypothekengläubiger  erhalten,  wenn  aus  dem  Erlöse  der 
beweglichen  Güter  noch  vor  der  Vertheilung  des  Erlöses  der  Immo- 
bilien Vertheilungen  stattfinden,  aus  diesen  den  auf  den  vollen  Betrag 
ihrer  Forderungen  entfallenden  konkursmässigen  Antheil,  doch  müssen 
sie  sich  dann  bei  der  Vertheilung  des  Erlöses  der  Immobilien  diesen 
Betrag  in  Abzug  bringen. 

Diese  solchergestalt  aus  der  Immobiliarmasse  ausgeschiedenen  Be- 
träge fallen  der  gemeinsamen  Konkursmasse  zu.M 

§  35. 
Aeohte  der  Shefrau  im  Konkurse  de«  Xhemanna. 

Nach  Art.  793  Cod.  de  comerciü  erhält  die  Ehefrau  im  Falle  des 
Eonkurses  des  Ehemanns  die  Disposition  über  die  Dotal-  und  Para- 
phemalgrundstttcke,  die  ihr  zur  Zeit  d^  Eheschliessung  gehörten, 
zurück  und  zwar  mit  dem  Recht,  auch  von  den  ersteren  die  Einkünfte 
zu  beziehen;  ebenso  die  Disposition  über  diejenigen  Immobilien,  die  sie 
während  der  Ehe  aus  einem  vor  der  Eheschliessung  liegenden  Rechts- 
gründe  (diu  cause  juridice  anteriore)  oder  durch  Schenkung,  Erbschaft 
erwarb. 

Die  Ehefrau  behält  ferner  nach  Art.  794  die  Disposition  über  die- 
jenigen Grundstücke,  die  auf  ihren  Namen  mit  Geldern  gekauft  sind, 
welche  aus  dem  Verkauf  von  zur  Zeit  der  Verheirathung  ihr  gehörigen 
Gütern  herrühren,  oder  welche  ihr  in  Folge  früherer  Anq)rüche,  sowie 
durch  Schenkung  oder  Erbschaft  zugefallen  sind.  Doch  muss  in  der 
Erwerbsurkunde  ausdrücklich  diese  Anwendung  des  Geldes  erklärt  sein 
und  der  Ursprung  desselben  aus  einem  Inventar  oder  einer  sonstigen 
mit  authentischem  Datum  versehenen  Urkunde  (act)  hervorgehen.^) 

In  allen  anderen  Fällen,  gleichviel  unter  weichem  Güterrecht  die 
Frau  sich  verheirathet  hat,  stellt  der  Art.  796  Cod.  com.  die  Prä- 
sumtion auf,  dass  die  von  der  Frau  des  Eridars  erworbenen  Güter 
dem  Manne  gehören  und  mit  seinem  Gelde  bezahlt  sind,  so  dass  also 
diese  Güter  zur  Konkursmasse  gehören.  Doch  ist  der  Ehefrau  der  Be- 
weis des  Gegentheils  gestattet. 

Die  beweglichen  Güter,  sowohl  dotale  wie  paraphemale,  welche 
im  Heirathskontrakt  aufgeführt,  oder  der  Frau  nach  Massgabe  des 
Art.  794:  (Schenkung,  Erbschaft,  frühere  Rechtsgründe)  zugefallen  sind, 
werden  von  der  Frau  in  natura  zurückgenommen,  wenn  deren  Identität 
durch  ein  Inventar  oder  eine  andere  mit  authentischem  Datum  ver- 
sehene Urkunde  bewiesen  ist.?) 

Sind  Güter  der  Ehefrau  veräussert  und  mit  dem  Erlöse  andere 
bewegliche  oder  unbewegliche  Sachen  erworben  worden,  so  kann  die 
Frau  auch  in  Bezug  auf  diese  die  ihr  durch  Art.  794  gewährten  Rechte 
ausüben,  unter  derselben  Bedingung,  dass  der  Ursprung  der  Gelder  und 

*)  Art.  789—792  Cod.  de  com. 
^  Art.  794  Cod.  de  com. 
*)  Art  796  Cod.  com. 
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ilire  neue  Verwendung  durch  eine  mit  authentischem  Datum  versehene 
Urkunde  festgestellt  wird. 

Alle  anderen  beweglichen  Sachen,  die  sich  im  Besitze  des  Mannes 
oder  der  Frau  befinden,  unterliegen,  gleichviel  unter  welchem  Güter- 
recht die  Ehe  eingegangen  war,  der  Rechtsvermuthung,  dass  sie  dem 
Ehemanne  gehören,  es  sei  denn,  dass  die  Ehefrau  das  Gegentheü  be- 
weist. 

War  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Verheirathung  Kaufmann,  oder 
wurde  er  erst  im  darauf  folgenden  Jahre  Kaufmann,  so  kann  sich  nach 
Art.  799  Cod.  de  com.  die  gesetzliche  Hypothek  der  Ehefrau  für  ihre 
Mitgift  nicht  auf  die  vom  Ehemanne  während  der  Ehe  erworbenen 
Güter  erstrecken,  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  ihm  durch  Schen- 
kung oder  Erbschaft  zugefallen  sind.  Diese  Hypothek  muss  jedoch  in 
das  dazu  bestimmte  Register  eingetragen  sein,  sonst  existirt  sie  recht- 
lich nicht.*) 

Wenn  die  Ehefrau  gegen  ihren  Ehemann  eine  Forderung  hat,  die 
aus  einem  lästigen  Vertrage  herrührt,  oder  wenn  sie  für  ihn  eine  Schuld 
bezahlt  hat,  so  gilt  die  Vermuthung,  dass  diese  Forderung  mit  dem 
Gelde  des  Mannes  geschaffen  und  die  Schuld  aus  dem  Gelde  desselben 
bez^t  ist,  die  iEhefrau  also  daraufhin  keinen  Anspruch  an  die  Kon- 
kursmasse geltend  machen  kann,  bis  siß  das  Gegentheü  beweist. 

Hat  der  Ehemann  während  der  Ehe  Güter  der  Ehefrau  veräussert, 
so  ist  diese  Konkursgläubigerin  in  Höhe  des  erzielten  Erlöses,  jedoch 
hat  die  Konkursmasse  Regress  fi^egen  sie  wegen  der  Summen,  welche 
die  Ehefrau  bei  Anfechtung  der  betreffenden  Veräusserungsgeschäftei  als 
Entschädigung  etwa  erzielt.^ 

§36. 
Anfeohtnng.    Kompensation. 

1.  Alle  vor  der  Konkurseröffnung  vorgenommenen  Veräusserungs- 
geschäfte  des  Ejidars  können  angefochten  werden,  wenn  sie  in  fraudu- 
loser  Absicht  zur  Beeinträchtigung  der  Gläubiger  geschahen.*)  Diese 
Anfechtui)g  ist  eine  Anwendung  der  allgemeinen  actio  Pauliana,  denn 
nach  Art.  974  Codice  civil  können  die  Gläubiger  in  ihrem  Namen  alle 
Handlungen  anfechten,  welche  ihr  Schuldner  zur  Beeinträchtigung  ihrer 
Rechte  vorgenommen  hat  (acte  viclene). 

2.  Eine  Kompensation  zwischen  Schuld  und  Forderung  desselben 
Gläubigers  gegenüber  dem  Kridar  findet  nicht  statt.  Die  Forderungen 
des  Kridars  einerseits  müssen  voll  eingetrieben  werden  (Art.  761  Cod. 
de  com.)  und  andererseits  werden  die  chirographischen  Forderungen 
der  Gläubiger   ohne  Ausnahme  auf  die  Konkursquote  herabgedrückt.^) 

^)  Art.  1754  Codic,  civ. 

*)  Art.  800  Cod.  com.  und  Art.  1255  Cod.  civ. 

^  Art  721  Cod.  de  com.    Ueber  FSlle,  in  denen  betrflgeriflche  Absiebt  vermuthet 
T»ird,  vgl.  Art  722  Cod.  de  com. 
*)  Art.  822  ff.  Cod.  de  com. 
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II.   Formelles  Konkursrecht. 

§  37. 
SröfflmxigsverfUirexL 

1.  Konkursge rieht.  Der  Konkurs  wird  von  demjenigen  Gericht 
erklärt,  in  dessen  Bezirk  sich  die  Haupthandelsniederlassung  des  Eridars 
befindet;  dieses  Gericht  ist  mit  der  ganzen  Abwickelung  des  Konkurses 
betraut.') 

Befindet  sich  das  Vermögen  des  Kridars  auch  noch  an  einem  anderen 
Orte  (localitate) ,  so  hat  der  Konkurskommissar  mittels  Requisitions- 
schreibens die  Versiegelung  desselben  zu  beantragen.^ 

2.  Konkursurtheil.  Die  Eröffnung  des  Konkurses  erfolgt  durch 
Urtheil.  Das  Konkursurtheil  ernennt  aus  der  Mitte  des  Tribunals  einen 
Konkursrichter  (Kommissar)  und  bestellt  einen  provisorischen  Konkors- 
yerwalter  (Syndikus,  sindic);  es  ordnet  die  Versiegelung  des  Vermögens 
an,  und  beruft  die  Gläubiger  auf  einen  innerhalb  20  Tagen  festzusetzen- 
den Termin  behufs  Wahl  des  definitiven  Syndikus  und  des  Aufsichteaus- 
schusses (delega^iunea  creditorilor  oder  delegatiunea  de  supraveghiare). 
Es  bestimmt  femer  einen  nicht  über  einen  Monat  hinauszusetzenden  Ter- 
min zur  Einreichung  der  Forderungen,  sowie  einen  Termin  innerhalb 
der  darauf  folgenden  zwanzig  Tage  zur  Prüfung  (verificarea)  der  Forde- 
rungen, und  endlich  befiehlt  es  dem  Kridar  die  Einreichung  einer  Bilanz 
und  die  Vorlegung  seiner  Handelsbücher  binnen  drei  Tagen,  sofern  er 
dies  nicht  schon  vorher  gethan  hat.*) 

Das  Urtheil  wird  im  Gerichtssaal  angeschlagen  und  im  Amteblatt 
veröffentlicht;*)  der  Name  des  Kridars  wird  in  eine  besondere  Liste 
eingetragen,^)  welche  im  Saale  des  Konkursgerichte  und  im  Börsensaale 
angeheftet  wird.  Der  in  Konkurs  gerathene,  in  die  Liste  eingetragene 
Kaufmann  darf  die  Börse  nicht  mehr  betreten.^) 

Gegen  das  Urtheil,  welches  den  Konkurs  verhängt,  kann  binnen 
acht  Tagen  von  der  Anheftung  im  Gerichtesaal  vom  Kridar  selbst  und 
binnen  fünfzehn  Tagen  von  jedem  anderen  Interessenten  Einspruch 
(Opposition)  erhoben  werden.'')    Die  Appellfrist  beträgt  fünfzehn  Tage.®) 

3.  Der  Tag  der  Zahlungseinstellung  wird  durch  das  Konkurs- 
urtheil oder  durch  ein  späteres  Urtheil  festgesetzt.^)  Auch  diese  Fest- 
setzung ist  der  Anfechtung  (contesta^iune)  unterworfen.  i<^) 

»)  Art  697  Cod.  de  com. 

^)  Art.  704  Cod.  de  com.  Diese  Stelle  deutet  auf  das  UniYer8alität<6prm2ip,  dessen 
Durchführung  vorläufig  freilich  noch  an  dem  Mans^el  der  Reziprozität  unter  den  ver- 
schiedenen Staaten  scheitert. 

^  Art.  703  Cod.  de  com. 

*)  Art.  705  Cod.  de  com. 

*)  Art.  710  Cod.  de  com. 

^)  Ibidem. 

^  Art.  706  Cod.  de  com. 

^  Art.  896  Cod.  de  com. 

^  Art.  717  Cod.  de  com. 
^  Art  719  Cod.  de  com. 
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Beim  Mangel  einer  besonderen  gerichtlichen  Bestimmung  gilt  die 
Zahlungseinstellung  als  am  Tage  des  Konkursurtheils  erfolgt;^)  sie 
kann  keinesfalls  mehr  als  drei  Jahre  zurOckdatirt  werden.^) 

L  Organe  des  Konkurses.  Die  Verwaltung,  Liquidation  und 
YerÜieilung  der  Konkursmasse  ist  drei  Organen  anvertraut:  dem  Kon- 
knrskommissar,  dem  Syndikus  (Verwalter)  und  dem  Gläubigerausschuss. 
Der  Syndikus  ist  der  vollstreckende,  der  Gläubigerausschuss  der  diri- 
girende  Theil  und  der  Richterkommissar  die  unmittelbare  richterliche 
Aufsichtsbehörde. 

Der  definitive  Konkursverwalter  wird  gewöhnlich  nach  einer  von 
der  Handelskammer  alle  zwei  Jahre  aufgestellten  Liste  aus  den  dem 
Konkurse  femstehenden  Personen^  gewählt,  soweit  als  möglich  wird 
hier  der  Wunsch  der  Gläubiger  berücksichtigt,  doch  kann  das  Tribunal 
unter  besonderen  umstanden  auch  andere  Personen  ernennen.*) 

a)  Der  Gläubigerausschuss  besteht  aus  drei,  unter  .umständen 
aus  fflnf  Personen,  die  aus  ihrer  Mitte  den  Vorsitzenden  wählen.*) 
Nach  der  Angabe  des  Ausschusses  und  unter  Aufsicht  desselben  voll- 
führt der  Verwalter  alle  zur  Sicherung  und  Realisirung  der  Konkurs- 
masse nöthigen  Schritte.  Der  Ausschuss  kann  eventuell  die  Absetzung 
des  Konkursverwalters  beantragen.^) 

b)  Der  Konkursverwalter  (Syndikus)  hat,  wenn  der  Kridar  keine 
Bilanz  vorgelegt  hat,  unter  Aufsicht  des  Konkursrichters  die  Bilanz 
aufzustellen,^  die  Gläubiger  soweit  sie  aus  den  Büchern  ersichtlich 
sind,  auch  wenn  sie  im  Auslande  wohnen,  namentlich  und  schriftlich 
aufzufordern,  ihre  Forderungen  anzumelden  und  ihnen  den  Tag  der 
Prüfung  der  Forderungen  anzuzeigen,  was  durch  rekommandirten  (ein- 
geschriebenen) Brief  an  jeden  einzelnen  Gläubiger  zu  erfolgen  hat.^) 

Er  versilbert  das  Vermögen,  hinterlegt  den  Erlös  in  der  Casa  de 
Gonsemna^iuni^  und  eröffnet  die  gesammte  briefliche  und  telegraphische 
Korrespondenz  des  Kridars.^^) 

Die  vor  dem  Konkursurtheil  erhobenen  IQagen  müssen  gegen  den 
Verwalter,")  bezw.  von  ihm  fortgeführt  werden ;^2)  doch  kann  das  Ge- 
richt die  gleichzeitige  Vorladung  des  Kridars  anordnen.^*) 


*)  Art  717  al.  2  Cod.  de  com. 
^  Art  717  al.  3  Cod.  de  com. 
*}  Art  727,  728  Cod.  de  com. 
*)  Art.  732  Cod.  de  com. 
*)  Art.  786,  737  Cod.  de  com. 
^  Art.  789  Cod.  de  com. 
')  Art.  758  Cod.  de  com. 
•)  Art;.  757  Cod.  de  com. 
•)  Art  766  Cod.  de  com. 
»)  Art.  762  Cod.  de  com. 
")  Art.  712  Cod.  de  com. 
**)  Art.  714  Cod.  de  com. 
^)  Art.  712  Cod.  de  com. 
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Der  Konkursyerwalter  kann,  nach  Anhörung  des  Oläubigeraus- 
Schusses^  Tom  Eonkurskommissar  ermächtigt  werden,  das  Geschäft  des 
Kridars  weiterzuführen.^) 

Endlich  arbeitet  der  Verwalter  auch  den  Plan  zur  Yertheilung  der 
flüssigen  Gelder  unter  die  Gläubiger  aus;  dieser  bedarf  jedoch  der  6e* 
nehmigung  des  Eonkurskommissars.'^) 

c)  Der  Eonkursrichter  oder  Eonkurskommissar  (jude^comisar) 
hat  den  Gang  des  Eonkurses  zu  leiten  und  zu  beschleunigen.^) 

Er  ordnet  alle  Vorsichtsmassregeln  zur  Sicherung  der  Masse  aa 
und  bestimmt  deren  Verkauf,  sowie  die  Modalitäten  desselben,  liquidirt 
die  Eosten,  kontrolirt  den  Eonkursverwalter^  und  kann  den  Widerruf 
der  Ernennung  desselben  beim  Gericht  beantragen.^)  Der  Eridar  oder 
die  Gläubiger  haben  ihre  Beschwerden  gegen  den  Eonkursyerwalter  an 
den  Eonkursrichter  zurichten.^)  Dieser,  prüft  femer  den  Vertheilungs- 
plan  und  ordnet  die  Zahlung  an.^  Er  kann  auch  dem  Eridar  und 
seiner  Familie  Unterstützungen  aus  den  Geldern  der  Masse  gewähren«^) 

§38 
PrüAmgs-  und  V^rthailmigsyeifiilufen. 

1.  Die  Gläubiger  des  Eridars  müssen  die  Eingabe  zur  Anmeldung 
ihrer  Forderungen  nebst  Belegen  innerhalb  der  durch  das  Eonkurs- 
urtheil  bestimmten  Frist  auf  der  Eanzlei  (grefa)  des  Eonkurstribunals 
niederlegen.  Der  Eanzleivorstand  (grefier)  ertheilt  ihnen  Quittung  und 
fertigt  ein  Verzeichniss  (Tabelle)  der  Gläubiger  an.^  Sind  auslän- 
dische Gläubiger  bei  dem  Eoii^urse.  betheiligt,  so  kann  der  Eonkurs- 
richter die  Frist  für  die  Anmeldung  der  Forderungen  verlängern,  und 
den  PrUfungstermin  hinausschieben;  jedoch  muss  er  dies  allen  Gläubigern 
speziell  mittbeilen.^) 

Für  die  Form  der  Anmeldung  schreibt  Art.  773  Cod.  de  com.  vor, 
dass  dieselbe  Vor-  und  Zunamen  oder  Firma,  den  Wohnsitz  des  Gläu- 
bigers, die  geschuldete  Summe,  das  etwa  beanspruchte  Vorzugs-,  Pfand- 
bder  Hjpothekenrecht  und  den  Titel  oder  Eechtsgrund,  aus  dem  die  For- 
derung entspringt,  angeben  muss. 

Die  Anmeldung  muss  ferner  die  ausdrückliche  Erklärung  enthalten, 
dass  die  Forderung  eine  wirkliche  und  wahrheitsgemässe  ist,  und  muss 
vom  Gläubiger   oder   von   einer  durch  Spezialvollmacht   hierzu  bovoU- 


1)  Art  763  Cod.  de  com. 
^  Art.  S28  Cod.  de  com. 
^  Art.  740—745  Cod.  de  com. 
*)  Art.  740  Cod.  de  com. 
*)  Art  741  Cod.  de  com. 
^)  Art.  822  Cod.  de  com. 
^  Art.  765  Cod.  de  com. 
^  Art  771  Cod.  de  com. 
^  Art.  772  Cod.  de  com. 
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mftehtigten  Person  unterschrieben  sein;  in  diesem  Falle  muss  auch  die 
Ycdlmacht  die  anzumeldende  Summe  angeben. 

Woimt  der  Gl&ubiger  nicht  in  dar  Gemeinde,  in  der  das  Tribunal 
seoMa  Sits  hat,  so  muss  die  Anmeldungserklärung  auch  die  Wahl  eines 
bestimmten  Zustellungsdomisüs  oder  eines  Zustellungsbevollmächtigten 
in  dieser  Gemeinde  enthalten  (was  durch  Benennung  einer  daselbst  an* 
sässigen  Person,  am  besten  des  mit  der  Sache  betrauten  Advokaten  ge- 
sichidit),  widrigenlsdls  alle  späteren  Zustellungen  an  den  Gläubiger  unter 
AnheftmDg  an  die  Thtir  des  Gerichtssaals  beim  Grefler  des  Tribunals 
erfolgen. 

Die  Prüfong  geschieht  durch  Vergleichung  der  angemeldeten  For- 
diuimgen  und  vorgelegten  Urkunden  mit  den  Büchern  des  Kridars; 
aach  kann  der  Eonkufsrichter  die  Vorlegung  der  Bttcher  des  Gläu- 
bigers oder  dessen  persönliches  Brscheinen  anordnen.  ^) 

Die  nicht  bestrittenen  Fordemngen  bilden  die  Passivmasse  des  Kon- 
kurses, und  es  muss  jede  Fordenmg  im  Protokoll  und  auf  dem  Schuld- 
titd  selbst  vom  Eonkarsrichter  (jude-conüsar)  mit  dem  Betrage,  mit 
dem  sie  zugelassen  wurde,  vermerkt  werden. 

Werden  kaufmännische  Forderungen  bestritten,  so  entscheidet  der 
Konkurskommissar  durch  ein  eüudges  Urthefl  am  Schlusstage  des 
Prflfongsverfahrens  ttber  alle  diese  bestrittenen  Forderungen,  deren 
Wertb  den  Betrag  von  1600  Wancs  nicht  übersteigt;  gegen  dieses  Ur- 
theü  findet  Appell  an  das  Tribunal  statt. 

Höhere  Forderungen  gehören  direkt  vor  das  Tribunal,  mit  Appell 
an  den  Appellhof;  ebenso  alle  civilrechtlichen  Ansprüche.^ 

Das  Grericht  kann  die  provisorische  Eintragung  bestrittener  For- 
derungen in  das  Passivum  anordnen. 

Auch  nach  Ablauf  der  Anmeldefrist  kOnnen  diejenigen  Gläubiger, 
welche  ihre  Forderungen  noch  nicht  angemeldet  haben,  die  Anmeldung 
bewirken,  so  lange  die  Yertheüung  der  Masse  noch  nicht  beendet  ist; 
jedoch  nicht  mehr  beim  Grefier,  sondern  durch  eine  förmliche  gegen 
den  Syndikus  gerichtete  Klage')  beim  Tribunal. 

Für  ausländische  Gläubiger  empfiehlt  es  sich,  die  Anmeldung 
der  Forderung  unmittelbar  nach  der  Aufforderung  des  KonkursverwalterB 
(Art.  757  Cod.  de  com.)  beim  Grefier  des  Tribunals  einzureichen.  Die 
Anmeldung  muss  in  rumänischer  Sprache  abgefasst  oder  wenigstens 
in  diese  ttbersetet  sein,  was  am  geeignetsten  in  den  rumänischen  Konsu- 
laten geschieht  Auch  sind  dem  Gesuch  25  cts.  beizufügen,  damit  der 
Orefler  den  erforderlichen  Stempel  verwende. 

In  jedem  Falle,  auch  schon  weil  die  Wahl  eines  Zustellungsdomizils 


<)  Art  744  Ck>d.  de 

*)  Art.  775,  776  Cod.  de  eom. 

^  Art  783  Cod.  de  eom.  Diese  erfordert  80  irc8.  Stempeitexe  nnd  60  cts.  fttr  die 
KlagM^Mchrift,  welclie  dem*  Gegner,  in  diesem  FaUe  dem  Konkursverwalter,  sngestellt 
Verden  muss,  Stempel-  und  PorUrelgebOhren  für  die  VoiiAdiiBgen  etc. 
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am  Gerichtsort  yorgeschrieben  ist,  ist  es,  besonders  bei  grösseren  An- 
sprüchen, rathsam,  einen  Advokaten  mit  der  Anmeldung  zu  beauftragen 
und  ihm  die  vom  rumänischen  Konsulat  ttbersetisten  Titel,  als  Wechsel, 
Bttcherauszüge,  Kontokorrente  etc.,  nebst  den  Originalen,  einzuschicken. 

Die  Vollmacht  muss  von  einem  Notar  aufgenommen  und  eben- 
falls ins  Rumänische  übersetzt  und  legalisirt  werden. 

Sie  muss  den  Vor-  und  Zunamen,  Firma,  Stand,  Wohnsitz  des 
Gläubigers  und  des  Advokaten,  die  geschuldete  Sunmie,  Rechtsgrund 
der  Forderung,  Belege,  Angabe  des  etwaigen  Vorzugs-,  Pfand-  oder 
Hypothekenrechts,  sowie  die  Domizilwahl  bei  dem  bevoUmächtigten  Ad- 
vokaten enthalten.  Es  ist  auch  gerathen,  noch  hinzuzufügen,  dass  der 
Advokat  berechtigt  sein  soll,  auf  alle  Bestreitungen  vor  allen  Instanzen 
zu  antworten,  eventuell  selbst  andere  unberechtigt  erscheinende  For- 
derungen zu  bestreiten,^)  Vorladungen  ergehen  zu  lassen  und  zu 
empfangen,  die  Vertheilungsquoten  in  Empfang  zu  nehmen  und  zu 
quittiren.  ^ 

2.  Sind  alle  Forderungen  geprüft  und  geordnet,  so  beginnt  die 
Verth eilung  der  verfügbaren  haaren  Masse. 

Ist  die  ganze  Aktivmasse  versilbert  und  vertheilt,  so  wird  das 
Konkursverfahren  geschlossen.  Den  Gläubigem  verbleibt  jedoch  ihr 
Recht  in  Betreff  des  ungetilgten  Restes  ihrer  Forderungen.') 

Weist  der  Kridar  nach,  dass  er  alle  bei  seinem  Konkurse  aner- 
kannten Forderungen  voll  ausbezahlt  hat  (Kapital,  Zinsen  und  Kosten), 
so  kann  er  vom  Tribunal  durch  ein  Urtheil  seine  Streichung  aus  der 
Fallitenliste  verlangen.  Jedoch  sind  die  betrügerischen  Bankrotteure 
von  dieser  Rechtswohlthat  der  Rehabilitation  ausgeschlossen.^) 

Wenn  das  Aktivvermögen  die  Kosten  des  Konkursverfahrens  nicht 
deckt,  so  kann  das  Tribunal  nach  Anhörung  des  Konkursverwalters, 
des  Gläubigerausschusses  und  des  Kridars,   den  Konkurs  schliessen.  ^) 

§39. 
Zwangsvergleioh  (Konkordat.  Akkord)» 

Der  Konkurs  kann  auch  durch  den  in  jedem  Stadium  des  Ver- 
fahrens zulässigen  Abschhiss  eines  Zwangsvergleichs  (Konkordat)  be- 
endigt werden. 

Der  Syndikus  soll  auf  den  Abschluss  eines  solchen  hinarbeiten,^ 
Die   Gläubiger,   deren  Forderungen  insgesammt  ein  Viertheil  der 


*)  Dies  jedoch  mit  Vorsicht! 

^  Die  Anwaitsgebtlhren  sind  auch  hier  der  freien  Vereinbaniog  aberlassen  nnd 
werden  gewöhnlich  nach  einem  gewissen  Prozentsatz  berechnet.  Sie  werden  sich 
niedriger  stellen,  wenn  keine  Bestreitung  (Prozess)  hinzukommt. 

^  Art.  828  Cod.  de  com. 

*)  Art.  829  Codi  de  tom. 

*)  Art.  830  Cod.  de  com. 

«)  Art  843  Cod.  de  com. 
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Schuldenmasse  ausmachen,  können  jeder  Zeit  sämmtliche  Gläubiger 
zum  Zwecke  des  Abschlusses  eines  Vergleichs  zusammenbenifen.  ^) 
Der  Eridar  muss  bei  der  Beschlussfassung  persönlich  zugegen  sein, 
ialls  der  Konkurskommissar  ihm  nicht  Stellvertretung  gestattet.  ^  Wenn 
die  Mehrheit  der  chirographarischen  Gläubiger,^  deren  Forderungen 
definitiv  oder  provisorisdi  in  das  Passivum  eingetragen  sind,  und  welche 
wenigstens  drei  Yiertheile  der  Gesammtsumme  dieser  Forderungen  re- 
präsentiren,  für  das  Konkordat  stimmt,  so  ist  dasselbe  als  Projekt  für 
alle  Gläubiger  bindend.^) 

Die  Hypotheken-,  privilegirten  und  Faustpfandgläubiger  haben  kein 
Stimmrecht;  stimmen  sie  dennoch,  so  gilt  dies  als  Verzicht  auf  ihr 
Vorzugsrecht,  *) 

Das  Konkordatprojekt  muss  während  der  Sitzung,  in  welcher  die 
Einigung  zu  Stande  kam,  von  allen  dafür  stimmenden  Gläubigem 
unterschrieben  werden;  es  bedarf  zur  Bechtsgttltigkeit  der  Bestätigung 
des  Tribunals.^ 

Die  nicht  zustimmenden  Gläubiger  können  gegen  das  Konkordat 
binnen  acht  Tagen  Einspruch  erheben;  bei  Zurückweisung  des  Ein- 
spruchs kann  der  böswillige  Opponent,  ausser  zu  den  Kosten,  zu  einer 
Oeldstrafe  von  100—6000  Francs  verurtheilt  werdend) 

Das  Konkordat  hindert  im  Prinzip  die  strafrechtliche  Verfolgung 
des  Kridars  nicht,  ^  aber  das  Tribunal  kann  durch  den  Bestätigungs- 
beschluss  (hotaräre  de  omologare),  wenn  der  Kridar  besondere  Bück- 
sieht  und  Milde  verdient,  anordnen,  dass  nach  vollständiger  EriüUung 
der  durch  das  Konkordat  Übernommenen  Verpflichtungen  sein  Name 
aus  der  Fallitenliste  gelöscht  werde  und  sogar,  dass  das  Konkursurtheil 
als  aufgehoben  zu  gelten  habe.^ 

Ist  die  AppeUfrist  gegen  deii  BesUltigungsbeschluss  verstrichen,  so 
ist  das  Konkordat  rechtskräftig  und  für  alle  Gläubiger,  auch  die  aus- 
ISndischen,  verbindlich;^^  das  Konkursverfahren  wird  geschlossen.^^) 

Das  rechtskiilftig  bestätigte  Konkordat  kann  wegen  hinterher  ent- 
deckter betrügerischer  Erhöhung  des  Sohuldenstandes  oder  doloser  Ver- 
heimlichung eines  Theils  des  Aktivvermögens  angefochten  und  vom  Tri- 
bunal aufgehoben  werden.*^ 


^  Art.  844  Cod..  de  CQm^ 
*)  Art  845  Cod.  de  com, 
^  Art  847  Cod.  de  com. 
^  Art  846  Cod.  de  com. 
^)  Art  847  Cod.  de  com. 
^  Art  848,  849  Cod.  de  com. 
^  Art  849  aL  7  Cod.  de  com. 
^  Art.  843  Cod.  de  com. 
*)  Art  852  Cod.  de  com. 
"^  Art  853  Cod.  de  com. 
")  Art  854  Cod.  de  com. 
*^  Art  855  Cod.  de  com. 
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§40. 

XöBkim  der  olltaen  Handeliig— ellsohaften,  Kommaiidit- 

und  Aktieng^saUflohaltdiu 

Fttr  das  Konknrsyerfahren  über  das  Vermögen  solcher  Haadels- 
geseltschaften  ist  dasjenige  Gericht  anständig,  in  dessen  Bezirk  die  Ge- 
sellschaft ihren  Site  hat.') 

Der  Konkurs  einer  offenen  Handelsgesellschaft  oder  einer  Korn* 
manditgesellschaft  zieht  den  Eonkurs  Aber  das  Vermögen  der  Gesell- 
schafter nach  sich,  und  zwar  hat  das  (Bericht  durch  ein  und  dasselbe 
Urtheil  den  Eonkurs  Über  die  Gesellschaft  und  über  die  Gesellschaiter 
zu  eröffnen,  mit  Angabe  von  Vor-  und  Zunamen  der  letzteren  und 
unter  Ernennung  eines  einzigen  Konkurskommissars  und  eines  einzigen 
Konkursverwalters.  ^ 

Das  GesellschaftsvermOgen  ist  jedoch  in  Bezug  auf  Inventar,  Ver- 
waltung und  Liquidation  von  dem  PrivatvermOgen  der  Gesellschafter 
sorgfältig  getrennt  zu  halten.^ 

Nur  die  Gläubiger  der  Gesellschaft  nehmen  an  den  Berathungen 
Theil,  die  das  GtosellschaftsvermOgen  betreffen;  aber  sie  wohnen  mit 
den  Gläubigem  der  einzelnen  Gresellschaffcer  den  Berathungen  bei,  die 
das  PrivatvermOgen  jedes  Gesellschafters  angehen.^) 

Umgekehrt  hat  der  Eonkurs  über  das  PrivatvermOgen  eines  oder 
mehrerer  Gesellschafter  nicht  den  Eonkurs  der  Gesellschaft  zur  Folge; 
selbst  wenn  alle  persönlich  haftenden  Gesellschafter  einer  offenen  oder 
Kommanditgesellschaft  in  Eonkurs  gerathen,  so  zieht  dies  nicht  ohne 
Weiteres  den  Eonkurs  der  Gesellschaft  als  solcher  nach  sich,  sofern 
diese  nicht  ihrerseits  ihre  Zahlungen  einstellt.^) 

Im  Eonkurse  einer  Aktiengesellschaft  oder  Aktienkommanditgesell- 
ßchaft  flguriren  die  Direktoren,  Verwalter  und  Liquidatoren  als  Beprä- 
sentanten  des  Kridars,^ 

Die  PrivatglAubiger  eines  Gesellschafters  werden  nicht  in  den 
Schuldenstand  der  falliten  GtoseOschaft  aulgenommen,  sie  kOnnen  ihre 
Befriedigung  nur  aus  dem  Vermögen  suchen,  welches  dem  Gesellschafter 
nach  Befriedigung  der  G^sellschafksgläubiger  übrig  bleibt.^ 

Die  an  einer  einzelnen  Geschäftsuntemehmung  eines  Eaufinanns 
Betheiligten  (asocia^i  in  participa^iune  al  comerciantulüi  fallt)  kOnnen 
im  Eonkurse  des  Letzteren  mit  den  Eonkursglättlngem  bis  zur  HOhe  des 
von  ihnen  in  die  Unternehmung  eingelegten  Antheils  konkuniren,  wenn 


0  Art.  869  Cod.  de  com. 
^  Art  860  Cod.  de  com. 
*)  Art  860  al.  3  Cod.  do  com. 
*)  Art.  860  al,  a--4  Cod.  de  com. 
^)  Art.  861  Cod.  de  com. 
'^  Art  862  Cod.  de  com. 

^  Art.  863  Cod.  de  com.,  jedoch  selbstverstiUidlich  wSi  AosBahme  ihrer  H^rpo- 
\heken-  oder  sonstigen  Vorzagarechte. 
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8ie  beweisen  kOnnen,  dass  er  nieht  in  dem  auf  ihren  Antheil  entfallen- 
den Yerluist  dieser  üntemehmnng  aufgegangen  ist.^) 

Anf  den  Inhaber  laatende  Obligationen  einer  failiten  Gesellschaft 
werden  zum  Xbiissionskurse,  abeUglich  der  etwa  darauf  bezahlten  Amor- 
tisation, in  den  Passivenstand  aufgenommen.^ 

Der  Verwalter  einer  in  Eonkurs  geratbenen  Aktien-  oder  einer 
KommanditgesdOschaft  kann  ermftchtigt  werden,  von  den  beschränkt 
haftenden  Gesellschaftem  die  Bin  Zahlung  der  versprochenen,  noch  nicht 
eingezahlten  Eapitalseinlagen  zu  verlangen,  bis  zu  dem  Betrage,  den 
das  Tribunal  für  erforderlich  erachtet  *) 

Ger&th  eine  Aktiengesellsdiaft  in  Konkofs,  ohne  sich  in  Liquida- 
lion  zu  befinden,  so  kann  das  Konkordat  (Zwangsvei^leich)  die  Fort- 
fOhrung  oder  Uebertragung  der  gesellschaiftlichen  Unternehmung  zum 
(regenstande  haben,  und  es  muss  in  diesrai  Falle  die  Bedingungen  des 
weiteren  Betriebs  genau  feststellen.^) 

Die  Gläubiger  einer  offenen  Handelsgesellschaft  oder  einer  Kom- 
manditgesellschaft k()nnen  auch  ein  Konkordat  zu  Gunsten  eines  oder 
mehrerer  persönlich  haftender  Gesellschafter  abschliessend 

In  diesem  Falle  unterliegt  das  gesammte  Gesellschaftsv^rmOgen  der 
Verwaltung  und  Verfügung  des  Konkursverwalters;  nur  das  Privat- 
vennögen  des  oder  der  betreffenden  Gesellschafter  ist  davon  ausge- 
schlossen. Kein  Theil  des  GesellsdiaftsvermOgens  kann  jedoch  zur 
Zahlung  der  Konkordatsverbindlichkeiten  des  einzehien  Gesellschafters 
verwendet  werden.^) 

Der  Gesellsidiaiter,  der  ein  besonderes  Konkordat  erzielt  hat,  ist 
von  der  persönlichen  Haftung  gegenüber  den  Gesellschaftsgl&ubigem 
befreit  Um  ab^  ein  Urtheil  zu  erlangen,  welches  seine  Streichung 
aus  der  Fallitenliste  anbefiehlt,  muss  er  nachweisen,  dass  alle  Schulden 
der  failiten  Gesellschaft  an  Kapital,  Zinsen  und  Kosten  getilgt  sind.^ 

UL  TheiL 

ErbBohaftsregralierimg. 

§  41. 
Znstäiidigkeit  der  Gerichte.    Erbfolge  im  AUgemeineii« 

I.  Zuständig  flir  die  Regulierung  einer  Hinterlassenschaft  ist  das- 
jenige Gericht,  in  dessen  Bezirk  der  Verstorbene  seinen  letzten  Wcdm-- 
sitz  gehabt  hat.  Dieser  Grundsatz  ist  zwar  nirgends  direkt  aus- 
gesprochen, aber  er  ergiebt  sich  aus  der  ganzen  Oekonomie  der  rumä- 
nischen Gesetzgebung. 

1)  Art.  868  aL  2  Cod.  de  com. 

^  Art  864  Cod.  de  com. 

^  Art  865  Cod.  de  com. 

^  Art.  866  Cod.  de  com. 

»)  Art  867  al.  1—2  Cod.  de  com. 

^  Art  867  «L  4  o.  5  Cod.  de  com. 
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U.  Das  rumänische  Recht  kennt  zwei  Arten  der  Berufung  zur  Erb- 
folge: das  Gesetz  und  das  Testament. 

Die  Berufung  zur  Erbfolge  setzt  Erbfähigkeit  voraus. 

Erbfähig  ist  jede  Person  und  zwar  genügt  die  Existenz  im  Mo- 
noient  der  Erbschaftseröffnung.  Das  in  diesem  Zeitpunkt  empfangene 
Kind  (Foetus)  gilt  als  ezistirend  und  ist,  wenn  es  lebend  zur  Welt 
kommt,  erbfähig;  das  todtgeborene  Kind  ist  nicht  erbfähig.^) 

Die  Erbfähigkeit  der  Fremden  (Ausländer)  unterliegt  keinerlei 
Beschränkung. 

ni.  Erbunwürdigkeit  (nedemnitate  de  a  succede)  schliesst  von  der 
Erbschaft  aus;  sie  trifft  den  MOrder  des  Erblassers,  deiyenigen,  der 
gegen  den  Erblasser  eine  kapitale  Anklage  erhoben  hat,  die  sich  später 
als  verleumderisch  erwiesen  hat,  sowie  deigenigen,  welcher  um  die 
TOdtung  des  Erblassers  wusste,  dies  aber  der  Justi^ehörde  nicht  an- 
gezeigt hat.^ 

lY.  Der  Erbschafts  er werb  der  Aszendenten  und  Deszendenten 
vollzieht  sich  ohne  Weiteres  unmittelbar  mit  dem  Tode  des  Erblassers; 
hinsichtlich  ihrer  gilt  der  Satz:  Le  mort  saisit  le  vif.  AUe  anderen 
Erben  müssen  vom  Gericht  die  Erlaubniss  nachsuchen,  die  Erbschaft 
anzutreten  (demander  la  saisine).^) 

In  Eonsequenz  dieser  Unterscheidung  muss  der  Aszendent  oder 
Deszendent  (Musserbe),  der  die  Erbschaft  ausschlagen  will,  dies  aus- 
drücklich durch  eine  an  den  Grefler  gerichtete  Erklärung  aussprechen^) 
und  ebenso  die  anderen  Erben  ihren  Wunsch,  die  Erbschaft  anzutreten. 
Doch  kann  im  letzteren  Falle  auch  thatsächliche  Lnmixtion  als  Akzep- 
tation  gelten.*) 

Ehefrauen  bedürfen  zur  Erbantretung  der  Genehmigung  ihres  Ehe- 
manns oder  des  Gerichts;  Minderjährige  und  Entmündigte  deigenigen 
ihrer  gesetzlichen  Vertreter.*) 

Eine  Hereditas  iacens  kennt  das  rumänische  Recht  nicht. 

Was  insbesondere  die  Erwerbfähigkeit  der  Fremden  anlangt,  so 
sind  die  Ausländer  im  Allgemeinen  privatrechtlich  den  Einheimischea 
völlig  gleichgestellt.  Art.  11  Cod.  civ.  bestimmt:  „Die  Fremdea 
werden  sich  in  Rumänien  im  Allgemeinen  derselben  Rechte  erfreuen, 
welche  auch  die  Rumänen  gemessen,  ausgenommen  die  Fälle,  wo  das 
Gesetz  anders  bestimmt  haben  wird.^ 


»)  Art.  654  Cod.  civ. 

^  Art  656  Cod.  civ. 

')  Art.  653  Cod.  civ.  Das  Gesuch  mass  auf  Stempeipapier  geschrieben  werden, 
und  zwar  auf  einen  Bogen  von  2  frcs.«  wenn  der  Werth  des  Legats  oder  der  Eib- 
schaft weniger  als  5000  frcs.  beträgt;  auf  einen  solchen  von  5  frcs.,  wenn  der  Werth 
zwischen  5000  und  15000  fircs.  beträgt,  und  auf  einen  solchen  von  10  frcs.,  wenn  der 
Werth  über  15000  frcs.  beträgt.  Art.  17  leg.  tunbr.,  hinzugefügt  durch  Gesetz  Tom 
19.  März  1886. 

*)  Art.  695  Cod.  civ. 

*)  Art.  689  Cod.  civ. 

«)  Art.  687  Cod.  civ. 
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Eine  solche  Beschränkung  besteht  aber  in  Erbschaftssachen 
seit  dem  13./25.  Oktober  1879,  wo  die  rumänische  Verfassung  revi- 
dirt  wurde.  Letztere  bestimmt  unter  Art.  7  §  5:  ,,Nur  die  Rumänen 
oder  die  als  Rumänen  Naturalisirten  können  ländliche  Grundstücke  in 
Rumänien  erwerben  (dobandi,  acqu6rir).  Die  bisher  erworbenen  Rechte 
werden  gewahrt.  Die  gegenwärtig  in  Ejraft  befindlichen  internationalen 
Verträge  bleiben  gültig,  mit  allen  in  ihnen  enthaltenen  Klauseln.  ^^) 

Sind  die  fremden  Erben  Deszendenten,  so  ist  die  Beschränkung 
praktisch  ohne  Bedeutung  weil  sie  nach  Art.  653  Cod.  civ.  der  Er- 
lanbniss  des  Gerichts  zum  Antritt  der  Erbschaft  nicht  bedürfen.  Sie 
treten  de  facto  die  Erbschaft  an  und  zahlen  dem  Staate  die  Grund- 
steuer weiter  (von  der  Erbschaftssteuer,  welche  die  Staatskasse  ohne 
Befehl  des  Tribunals  nicht  entgegennimmt,^  sind  sie  befreit)  und  es 
hat  in  der  Regel  Niemand  ein  Interesse,  an  dem  faktischen  Zustande 
za  rütteln.») 

Anders  liegt  die  Sache  bei  fremden  Seitenverwandten  und  ins- 
besondere bei  fremden  Testamentserben.  In  beiden  Fällen  bedarf 
der  fremde  Erbe  der  Investitur,  d.  h.  der  Anerkennung  und  Einweisung 
(Immission)  durch  das  rumänische  Gericht. 

Bisher  sind  Erkenntnisse  des  Tribunals  und  des  Appellhofis,  in 
strikter  Auslegung  des  angeführten  Textes,  meist  im  abschlägigen  Sinne 
ergangen,  allein  die  höchste  Instanz,  der  Eassationshof,  hat  sich  noch 
nicht  über  diese  Frage  ausgesprochen.^) 

V.  Die  rechtzeitige  Errichtung  eines  Inventars  über  den  Nach- 
las, welche  bei  mindeijährigen  Erben  unerlässlich  ist,  bewirkt,  dass 
der  Erbe  für  die  Nachlassschulden  nur  bis  zum  Betrage  des  Nachlasses 
haftet  (beneficium  inventarii);  sie  verhindert  also  die  Vermischung 
des  ErbschaftsvermOgens  und  des  eigenen  Vermögens  des  Erben.^) 

Der  Erbe,  der  sich  auf  die  Rechtswohlthat  des  Inventars  be- 
rufen will,   muss   beim   Grefier   eine   schriftliche,    dahin   gehende  Er- 


0  Vgl.  M.  P.  T.  Missir,  le  droit  de  saccession  des  ötrangers  aoz  immeubles 
mwax.  en  Boomanie.   18B6. 

*)  Art  53  leg.  timbr. 

^  ThatsächHch  befinden  sich  viele  grosse  Güter  in  Romänien  in  den  Händen  von 
Fremden  dnrch  direkte  Erbschaft,  weü  die  vornehmen  Familien  des  Landes  oft  Heirathen 
mit  Aaslftndem  geschlossen  haben;  auf  diese  Weise  sind  deren  Immobilien  znm  Theil 
in  anslSndische  Hfinde  Obergegangen. 

*)  Zur  Zeit  schwebt  ein  solcher  FaU  vor  dem  Eassationshof;  ein.  französischer 
Unterthan  verlangt  seine  Anerkennung  als  Erbe  und  die  Besitzeinweisung  in  rum&nische 
Quter,  die  ihm  von  einer  spanischen  Marquise  testamentarisch  vermacht  siad.  Jedoch 
ist  die  Sache  noch  nicht  entschieden. 

Vergl.  zu  dem  Zapp  ansehen  ErbfaUe  das  Gutachten  der  Berliner  Juristen-Fakultät, 
beiBohm,  Zeitschrift  fOr  intern.  Privat-  a.  Strafrecht  Bd.  3  S.  275  ff.,  femer  Flaischlen, 
die  Zappa'sche  Angelegenheit  im  Lichte  des  internationalen  Rechts,  bei  Böhm,  Zeit- 
sduift  ftkr  internationales  Privat-  und  Strafrecht  Bd.  3  S.  117  ff.;  G.  v.  Streit,  l'affaire 
Zappa.  Paris  1894,  und  von  Martens,  in  der  Zeitschrift  fOr  internationales  Privat- 
und  Strafrecht  Bd.  4  S.  329  ff. 

*)  Art  704,  718  Cod.  dv. 
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kl&mng  abgeben,  dass  er  die  Erbschaft  nur  mit  diesem  Yorbeiialt  an- 
trete. 

Die  Frist  zur  Aufnahme  des  Inventars  beträgt  drei  Monate  Yom 
Tode  des  Erblassers  an.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  hat  der  Benefioal- 
erbe  noch  40  Tage  Ueberlegungsfrist,  um  sidi  zu  entscheiden,  ob  er 
die  Erbschaft  annehmen  oder  zurückweisen  soU.^)  Diese  letzte  Frist 
kann  unter  Umständen  vom  Gericht  verlängert  werden.') 

Während  dieser  Fristen  kann  der  Erbe  als  solcher  nicht  gerichtlich 
belangt  werden  und  kann  er  die  nöthigen  Massregeln  zu  Sicherung  der 
Hinterlassenschaft  treffen.*) 

§  42. 
Int^staterblblge. 
Die  rumänische  Erbfolgeordnung  ist  folgende: 

1.  Klasse:  Deszendenten,  gleichviel  welchen  Grades;  sie  erben 
nach  Eopftheüen;  Nachkommen  vorverstorbener  Deszendenten  repi4sen- 
tiren  Recht  und.  Theil  ihrer  Erzeuger.^) 

2.  Klasse:  Aszendenten,  und  zwar  schliessen  die  näheren  die 
entfernteren  aus,^)  und  Geschwister;  eine  Hälfte  der  Erbschaft  fällt 
an  die  ersteren,  <üe  andere  an  die  letzteren.^)  Ist  nur  ein  Aszendent 
vorhanden,  so  erhält  er  ein  Yiertheil  der  Erbschaft^  der  Bast  fällt  ao 
die  Geschwister,  gleichviel  in  welcher  Zahl  sie  vorhanden  sind.?) 

3.  Klasse:  die  übrigen  Seitenverwandten  nach  Gradesnähe  bis 
einschliesslich  zum  zwölften  Grade,^  so,  dass  d«r  nähere  den  ent- 
fernteren ausscUiesst.^ 

Das  Repräsentationsrecht  geht  hier  nur  bis  zu  den  Enkeln  der  Ge* 
schwister  des  Erblassers.  ^^ 

Diese  Erbfolgeordnung  bildet  die  regelmässige;  ausserdem  be- 
steht noch  eine  unregelmässige.  Dahin  gehört  das  Erbrecht  der 
natflr liehen  Kinder  gegenüber  ihrer  Mutter  und  deren  Aszendenten, 
die  sie  wie  eheliche  Einder  beerben,  und  umgekehrt.") 

(Gegenüber  ihrem  natürlichen  Vater  haben  uneheliche  Kinder 
keine  Ansprüche,  also  auch  kein  Erbrecht  (la  recherche  de  la  patemit6 
est  interdite).^^ 

In  Ermangelung   erbberechtigter   Seitenverwandtar  fällt  die    Brb- 


*)  Art.  706  Cod.  civ. 

■)  Art  709  Cod.  civ. 

^  Art.  708  Cod.  dv. 

*)  Art.  669  Cod.  civ. 

*)  Art  670  Cod.  dv. 

«)  Art.  671  Cod.  dv. 

^j  Art.  673  Cod.  dv. 

•)  Art  676  Cod.  dv. 

»)  Art.  672  Cod.  dv. 

^  Art.  666  Cod.  dv. 

")  Art.  677,  678  Cod.  dv. 

^*)  Art.  907  Cod.  dv.  entsprechead  dein  Art.  340  Cod.  Ni4>. 
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sehaft  an  den  Oberlebenden  {nicht  gesduedmaien)  Ehegatten^)  und 
in  Ermangelung  eines  solchen  an  den  Staat.^). 

Der  Staat  muss  ein  Inventar  aufnehmen  .Iftssen,^) 

Aufiser  diesem  die  ganw  Hinterlassenschaft  begreifenden  Erbrecht 
hat  die  Wittwe  als  solche  noch  ein  konkurrirendes  Erbrecht  neben 
allen  Erben,  aber  nur  dann,  wenn  sie  selbst  kein  eigenes  Vermögen 
bedtact. 

Sind  Deszendenten  vorhanden,  so  erhält  die  arme  Wittwe  den 
Niesshrauch  einer  Yirflportjon,  und  wenn  nur  ein  Desi^ndent  hinter- 
blieben ist,.  den.Nieesbraach  eines  Drittheils  der  Hinterlassenschaft.^) 

Neben  Seiten  verwandten  erhSji  die  arme  Wittwe  ein  Viertheil 
des  Nachlasses  zum  vollen  Eigenthum.^) 

§i3. 
Testamente. 

I.  Die  Testirf&higkelt  wird  im  Allgemeinen  bedingt  dutch  die 
Ffthigkeit,  sich  durch  Verträge  zu  v^pflichten;  jedoch  kann  audi  der 
Minderjährige,  welcher  das  sechszehnte  Lebensjahr:  zurttckgel^  hat, 
testiren,  aber  nur  flb^  die  Hälfte  seines  Vermögens^  und  nicht  zu 
Gunsten  seines  Vormunds.'') 

Zwei  Personen  können  sich  nicht  in  demselben  Testament  gegeur 
seitig  odef  beide  eine  dritte  Person  zu  Erben  einsetzen.^) 

n.  Das  Testament  kann  holograph,  mystisch  oder  authen- 
tisch sein. 

Das  holographe  Testament  muss  gänzlich  von  der  Hand  des  Erb- 
lassers geschrieben,  datirt  und  unterschrieben  sein.^  Es  ist  eine 
Privaturkunde,  deren  Echtheit  bestritten  werden  kann. 

Dasselbe  Testament  kann  mystisch  errichtet  werden;  zu  diesem 
Zwecke  wird  es  in  ein  Kouvert  gelegt,  versiegelt  und  vom  Testator  dem 
Tribunal  mit  der  Erklärung  übergeben,  dass  das  inliegende  Schriftstttc^ 
der  Ausdruck,  seines  letzten  Willens  sei.  Das  Tribunal  nimmt  hierttber 
ein  genaues  Protokoll  auf.^^ 

Das  authentische  Testament  ist  die  nach  den  gewöhnlichen  Regeln 
der  Authentifizirung  vom  Tribunal  beglaubigte  letztwillige  Verfügung,  ^i) 

ni.  Eine  Publikation   der   Testamente    kennt   das   rumänische 


>)  Art.  679  Cod.  fciv. 
^  Art.  680  Cod.  dy. 
^  Art.  684  al.  1  Cod.  dv. 
«)  Art.  684  al.  2  Cod.  dv. 

^)  Art.  684  aL  3  Cod.  dy.  —  Das  gewöhnliche  eheliche  GKLterrecht  in  Rnmttnien 
ist  das  dotale,  oder  anch,  jedoch  seltener,  das  paraphemale. 
«)  ArtL  807  Cod.  dv. 
^  Art  809  Cod.  dy. 
«)  Art  857  Cod.  dy. 
^  Art  859  Cod.  dy. 
^  Art  864  Cod.  dy. 
>i)  Art.  860  Cod.  dy.,  yg^.  ohen  §  9,  6  129. 
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Recht  nicht,   da  alle  authentischen  Urkunden  in  Abschrift  in  der  Ge- 
richtskanzlei verwahrt  werden  und  Jedermann  zugänglich  sind. 

IV.  Ein  Testator  kann  entweder  über  sein  ganzes  Vermögen,  oder 
nur  über  einen  Bruchtheil  desselben  oder  nur  Ober  einzelne  Vermögens- 
stücke  letztwillig  verfüg  en.') 

Verträge  über  noch  nicht  angefallene  Erbschaften  sind  ungültig/^ 
Fideikonmiisse  sind  verboten.^ 

V.  Ein  Testament  kaim  entweder  durch  besondere  vom  Tribunal 
beglaubigte  Willenserklärung  oder  durch  ein  neues  Testament  wider- 
rufen werden.  Doch  gelten  im  letzten  Falle  nur  diejenigen  Bestim- 
mungen des  firüheren  Testaments  als  widerrufen,  welche  denen  des 
späteren  widersprechen.*) 

VT.  Eine  jede  Testamentsbestinmiung  wird  hinfällig,  wenn  der 
bedachte  Erbe  oder  Legatar  vor  dem  Testator  stirbt,^)  ebenso  wenn  die 
vermachte  Sache  nicht  mehr  ezistirt.^ 

Vn.  Die  Institution  der  Testamentsvollstrecker  entspricht  im 
rumänischen  Rechte  genau  dem  französischen  Vorbilde. '0 

Der  Testamentsvollstrecker  muss  vom  Tribunal  die  misaio  in  bona 
verlangen,  er  muss  ein  Inventar  errichten,  die  Mobilien  verkaufen, 
wenn  das  baare  Geld  zur  Berichtigung  der  Vermächtnisse  nicht  ausreicht, 
Forderungen,  Schuldet!  bezahlen  etc. 

Sein  Mandat  kann  die  Dauer  eines  Jahres  nicht  überschreiten  und 
geht  nicht  auf  seinen  Erben  über. 

§44. 
Pflichtaiellarecht 

I.   Das  rumänische  Recht  kennt  keine  Enterbung. 

Aszendenten  und  Deszendenten  sind  zugleich  Pflichttheilserben 
(ere<}i  oder  mofftenitori  rezervatarl,  höritiers  röservataires)  und  können 
unter  keinen  Umständen  übergangen  werden. 

Ein  jedes  dagegen  verstossende  Testament  ist  anfechtbar. 

Ist  einer  oder  der  andere  der  Pflichttheilserben  aus  den  oben  an- 
gegebenen Gründen  erbunwürdig  (§  41111),  so  müssen  die  Miterben 
dies  vor  Gericht  geltend  machen,  beweisen  und  daraufhin  dessen  Erb- 
theil  verlangen. 

n.  Der  Pflichttheil  umfasst  nur  einen  bestimmten  Theil  des  Ver- 
mögens und  kann  der  Testator  über  den  Rest  frei  verfügen. 

Sind  Kinder  oder  Deszendenten  weiteren  Grades  vorhanden,  so  stellt 
sich  der  disponible  Vermögenstheil  wie  folgt:  bei  einem  Kinde  beträgt 


0  Art  887  Cod.  civ. 

*)  Art.  965  Cod.  civ. 

^  Art.  803  Cod.  civ. 

*)  Art.  920,  921  Cod.  civ. 

*)  Art.  924  Cod.  civ. 

«)  Art.  927  Cod.  civ. 

')  Art.  910—919  Cod.  civ.  und  Art  1025—1034  Cod.  Nap. 
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er  die  Hälfte  des  Vermögens,  bei  zwei  Eindenx  ein  Dritttheil,  bei  drei 
und  mehr  Kindern  ein  Viertheil.  *) 

Die  Deszendenten  weiterer  Grade  sind  in  dieser  Beziehung  den 
Kindern  gleichgestellt.^ 

Sind  keine  Kinder  oder  sonstige  Deszendenten  da,  aber  die  Eltern 
oder  auch  nur  der  Vater  oder  die  Mutter,  so  kann  der  Testator  eben- 
falls nur  über  die  Hälfte  seines  Vermögens  testiren.^ 

Die  Schenkungen  unterliegen  denselben  Beschränkungen. 

m.  Die  Erbschaftsklagen  behufis  Reduktion  der  Legate  und  Schen- 
kungen, der  Wiederherstellung  und  Vervollständigung  des  Pflichttheils, 
Einrechnung  von  Liberalitäten  etc.  sind  dieselben  wie  im  französischen 
Recht. 

Art.  84:7  Cod.  civ.  spricht  das  Prinzip  aus,  dass  die  den  Pflichttheil 
überschreitenden  Zuwendungen,  sei  es  unter  Lebenden,  sei  es  von  Todes- 
wegen, auf  diesen  reduzirt  werden  müssend) 

§45. 
Verfakren  behufs  BegaMeraiig  des  Nachlasses» 

L  Der  Erbe,  welcher  die  Erbschaft  cum  beneäcio  inventarii  an- 
niiumt,  muss  die  Liquidirung  derselben  unter  Aufsicht  des  Gerichts  nach 
bestimmten  Formen  vollziehen  und  den  Gläubigern  und  Legataren 
Rechenschaft  ablegen.^) 

Er  kann  die  Mobilien  nur  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen 
Formen^  und  zwar  durch  Öffentliche  Versteigerung'')  verkaufen,  die 
Inunobilien  nur  durch  das  zuständige  Tribunal  (forum  rei  sitae).^) 

Sind  Minderjährige  unter  den  Erben,  so  ist  die  gerichtliche  Ver- 
steigerung der  Mobilien  unerlässlich,  falls  der  Verkauf  derselben  ange- 
messen erscheint.^  Sind  keine  minderjährigen  Erben  vorhanden  und 
übersteigen  die  Nachlassaktiva  vermutblich  die  Passiva,  so  dass  die 
Erben  vom  beneficium  inventarii  keinen  (Gebrauch  machen,  so  können 
die  Erben  sich  direkt  in  die  Erbschaft  theilen. 

Eioigen  sie  sich  nicht,  so  kOnnen  sie  die  Theilung  durch  das  Ge- 
richt verlangen. 

n.  Den  Aszendenten  und  Deszendenten  liegt  keine  weitere  Vor- 
bedingung für  die  Uebemahme  der  Erbschaft  ob;  die  Seiten  verwandten 
and  der  überlebende  Ehegatte  müssen  zunächst  die  schon  erwähnte  In- 
vestitur der  Erbschaft  (sezina,  trimiterea  in  posesiune,  saisine,  envoi 
en  possession,  missio  in  possessionem)  nachsuchen. 

»)  Art.  841  Cod.  dv. 

*)  Art  842  Cod.  civ. 

^  Art  848  Cod.  civ. 

*)  Vgl.  Art  920  Cod.  Nap. 

*)  Art.  714  Cod.  civ. 

^  Art  707  Cod.  civ. 

')  Art.  716  Cod.  civ. 

«)  Art  717  Cod.  dv. 

»)  Art  736  Cod.  dv.  und  677  Proc.  civ. 
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Ausser  der  Yerwendung  des  erfordeiüchen  SteiiipelbogeBS  mttsse^ 
hierbei  die  Seitenverwandten,  und  bei  testamentarischer  Succession  auch 
die  Nichtverwandten,  die  91b  Erben  oder  Lcigatare.  bedacht  sind,  noch 
die  Zahlung  der  Erbschaftssteuer  nachweisen. 

Diese  beträgt  3^/o  vom  Werthe  des  zugefallenen  Theils  d^  Erb- 
schaft für  dijD  Seitenverwandten  bis  sum  vierten  Grade,  9%  ^  ^^ 
llbrigen  successionsfähigen  Grade  und  9%  fOr  Nichtverwandte  und  für 
juristische  Personen.^) 

Ehegatten,  Aszendenten  und  Deszendenten  sind  vcm  dieser  Steuer 
befreit, 

Ist  ein  Inventar  angenommen,  so  werden  dessen  Angaben  der 
Werthsberechnung  zu  Grunde  gelegt;  ist  ein  solches  Inventar  aber 
nicht  vorhanden,  so  können  die  Erben  und  I^egatare  den  Werth  ihrer 
Zuwendung  firei  angeben;  jedoch  kann  der  Fiskus  die  Richtigkeit  dieser 
Angaben  jederzeit  bestreiten   und   es  entscheidet  dann  das  Tribunal.^ 

Der  Seitenverwandte,  welcher  die  Investitur  oder  Einweisung  nach- 
sucht, muss  dem  Grericht  femer  seihe  Eigenschaft  als  erbberechtigte 
und  erbfähiger  nächster.  Verwandter  des  Erblassers  ikachw^isen. 

Dieser  Beweis  kann  durch  alle  zulässigen  Ifittel,  Standesregister- 
auszttge,  Zeugnisse,  2ieugen  u,  s.  w.  geführt  werden. 

Erachtet  das  Gericht  den  Nachweis  Ar. genügend  erbracht,  so  er- 
theilt  es  die  Investitur  und  zwar  durch  Beschluss. 

Tritt  gleichzeitig  oder  hinterher  ein  andere  Srbpiftt^ident  auf^  so 
ladet  daa  (Bericht  sämmtliche  Erbprätefidenten,  investirte  und  nicht- 
investirte,  zu  einer  kontradiktorischen  Verhandlung  vor,  und  es  entsteht 
ein  regelmässiger  Prozess,  der  dem  gew(}hnlichen  Inirtanzenzog  und 
allen  Rechtsmitteln  unterworfen  ist. 

Besteht  der  obsiegende  Theü  aus  mehreren  Erben,  so  können  sie 
unter  sich  die  Erbschaft  theilen,  wenn  sie  grossjährig  sind. 

Sind  Mindeijährige  unter  ihnen  oder  einigen  sie  sich  nicht,  so  mttssen 
sie  die  gerichtliche  Theilüng  anrufen.  In  diesem  Falle  werden 
alle  Vermögensstücke  inventarisirt  und  taxirt,  die  Mobllien,  soweit  es 
nöthig  erscheint,  verkauft  und  der  Erlös  in  der  Casa  de  Depuneri  hinter- 
legt. Es  wird  femer  ein  Richter  mit  der  ThdIung  foeaufti-agt.  Die 
Immobilien  müssen  von  Sachverständigen  daraufhin  geiHüft  werden,  ob 
sie  sich  bequem  und  rationell  in  so  viele  Theile  zerlegen  lassen,  als 
Erben  vorhanden  sind;  anderenfalls  werden  sie  vor  dem  Tribunal 
öffentlich  versteigert*)  und  der  Erlös  wird  wiederum  in  der  Casa  de 
Depuneri  hinterlegt. 


^)  Art  81  leg.  timbr.  Diese  Steuer,  taxa  de  saccesione  oder  de  inregisteare,  ist 
durch  Gesete  vom  19.  Mfirz  1886  eingeführt  worden;  sie  lastet  auf  bewegliohem  und 
unbeweglichem  Vermögen  nnd  trifft  in  derselben  Weise  and  mit  denselben  Ausnahmen 
auch  die  Schenkungen  unter  Lebenden. 

*)  Art.  49  leg.  timbr. 

^  Art  736  Cod.  dv. 
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Der  TheSIiingsrichter  fonnirt  sodann  die  Theile  (loturi,  vom  franz. 
lots)  und  kaiüi  hierbei  Sachverständige  zu  Käthe  ziehen,  i) 

In  Öffentlicher  Sitzung  des  Oericfats  werden  sodann  die  einzelnen 
Theile  durch  das  Loos  den  verschiedenen  Erben  zugewiesen.^ 

m.  Meldet  sich  innerhalb  der  Inyentarfrist  kein  Erbe  oder  haben 
die  bekannten  Erben  die  Erbschaft  ausgeschlagen,  so  erkl&rt  das  Ge* 
rieht  die  Erbschaft  fBr  vaktot*)  und  ernennt  auf  Antrag  der  intereesirten 
Personen  (z.  B.  OiSubiger),  öder  des  Staatsanwalts,  einen  Kurator,  der 
die  Masse  verwaltet  und  liquidiM.^) 

Der  Kurator'  vertritt  den  Nachlass  aktiv  und  passiv,  er  ver- 
kauft die  Nachlasssachen^  bezahlt  die  Schulden  und  hinterlegt  den 
tfeb^schuss  unter  Bechnongsablage  vor  dem  Tribunal  in  der  Gasa  de 
Ck>nsfiQma^uni  si  Depunerl« 

Eine  Ediktalladung  der  unbekannten  Erben  ist  dem  rumänischen 
Redite  unbekannt. 

IV.  Ist  einei:  oder  der  andere  Erbe  abwesend,  so  kann  auf  Antrag 
d^  Miterben,  Verwandten,  Freunde,  Hausgenossen  und  auch  der  Oläu- 
faiger^)  die  Sicherung  d^s  Nachlasses  durch  Siegelung  desselben 
erfolgen.  Diese  muss  geschehen,  wenn  kein  muthmasslicher  Erbe  zu- 
gegen ist  oder  kein  direkter  Erbe  bekannt  ist  und  wenn  MindeijShrige 
sieh  unter  den  Erben  befinden;^  im  letzteren  Falle  hat  sie  von  Amte- 
wegen  zu  erfolgen. 

§46. 
Die  Hlnterlassenselittfken  der  Anslinder« 

Die  rumänischen  Gerichte  il  ion  sich  einer  jeden  Hinterlassen- 
schaft annehmen,  die  ein  in  Rumänien  Verstorbener  hinterlässt,  gleich- 
viel, ob  derselbe  Rumäne  war  oder  nicht.  Die  Gesetze  machen  nicht 
die  geringste  Unterscheidung  in  dieser  Beziehung. 

Die  Gerichte  müssen  also  auch  bei  Hinterlassenschaften  von  Aus-. 
1  ändern,  wenn  keine  bekannten  Erben  vorhanden  sind,  sofort  Siegel 
suftlegen  und  alle  sonstigen  zur  Sicherung  des  Nachlasset  erf(»^erlichen 
Vorsichtsmassregeln  treffen.  Ebenso  mUssen  sie  auf  Verlangen  auch 
die  Erbregulierung  und  sogar  Theilung  vornehmen,  auch  wenn  einzelne 
oder  alle  Erben  Fremde  sind.  In  Betreff  der  in  Rumänien  belegenen 
Immobilien  hat  dies  in  jedem  Falle  zu  geschehen.^ 

Die  frtthere  pcditische  Stellung  der  DonaufHrstenthümer  Moldau  und 
Walachei,  die  das  heutige  Königreich  Rumänien  bilden,  hat  jedoch  auf 
diese  Fragen  einen  Einflus  ausgeübt,  der  zum  Theil  noch  heute  merk- 
bare Spuren  zurückgelassen  hat. 

0  Art.  737  Cod.  cir. 

^  Art.  743  Cod.  clv. 

»)  Art  724  Cod.  dv. 

*)  Arti.  725,  728  Cöd.  csit. 

»)  Art.  781  Cod.  civ.  and  Art.  656  Proc.  dv. 

^  Alt.  730  Cod.  dv.  und  Art.  657  Proc.  dv. 

^  Art,  2  Cod.  dv. 
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Dag  Eap>tularr6gime  wurde  früher  de  facto  auch  auf  die  Donau- 
fUrstenthttmer  ausgedehnt  und  so  der  Nachlass  des  Unterthanen  eines 
fremden  Staates  von  dem  Konsul  dieses  Staates  zur  Regulierung  an 
sich  genommen. 

Seit  der  politischen  Regeneration  Rumäniens  rief  diese  Einmischung 
häufig  Widerspruch  hervor,  aber  die  Konsuln  beriefen  sich  bisher  mit 
Erfolg  auf  Präzedenzfälle,  die  Tradition  und  den  Usus.  Ueberdies  vin- 
dizirt  der  Konsular-  und  Niederlassungsvertrag  zwischen  Rumänien  und 
ItaUen  vom  17.  August  1880  durch  Art.  XXTT  ausdrücklich  dem  Konsul 
die  Hinterlassenschaftsbehandlung  seiner  Landsleute  ^)  und  dieses  System 

^)  Der  franzosiflche  Text  dieser  Bestimmang  (Härtens,  nouy.  rec  II  Ser.  VIII 
S.  607  ff.)  ist  folgender:  ^'Eia  cas  de  d^c^s  d*an  sujet  de  Tone  des  parties  contractantes 
sur  le  terriioire  de  Tautre,  les  autoritÖB  locales  de^ront  en  donner  avis  imm^diatement 
an  consol-g^ndral,  consal,  Tice-consol,  ou  agent  consolaire  dans  la  drconscription  duquel 
le  dMs  aura  en  lien.  Ceox-ci,  de  lenr  c(^t^,  derront  donner  le  m6me  avis  anx  auto* 
rit^s  locales,   lorsqu'ils   en   seront  informös   les  premiers. 

Quand  un  Roumain  en  Italie,  ou  nn  Italien  en  Ronmanie,  sera  mort  sans  ayoir 
fait  de  testament  ni  nommö  d*ex6cntenr  testamantaire,  on  si  les  höritiers,  soit  naturels, 
seit  d^signds  par  le  testament,  ötaient  mineurs,  Incapables  ou  absents,  ou  si  les  ex6- 
cnteurs  testamentaires  nomm^s  ne  se  trouyaient  pas  dans  le  lieu  oü  s'ouvrira  la  suc- 
cession,  les  consuls-gön^rauz,  consuls  et  vice-conauls  ou  agents  consulaires  do  la  nation 
du  d^font  auront  le  droit  de  proc^der  successivement  aoz  Operations  suivantes: 

1<>  Apposerles  sceUös,  soit  d*office,  soiti  la  demande  des  parties  int^ressöes,  snr 
tous  les  effets,  meubles  et  papiers  du  d^funt,  en  pr^venant  de  cette  Operation  Tautorite 
locale  competente,  qui  pourra  j  assister  et  apposer  ögalement  ses  8ceU6s. 

Ges  scell^s,  non  plus  qne  ceux  de  Tagent  consulaire,  ne  doTront  dtre  levös,  sans 
que  Tautorite  locale  assiste  k  cette  Operation. 

Toutefois,  si  apr^s  un  avertissement  adress^  par  le  consul  ou  yice-consul  k  rauto- 
rite'  locale  pour  rinyiter  k  assister  k  la  leyde  des  doubles  8cell6s,  oeUe-d  ne  s'^tait  pas 
pr^sentee  dans  un  d^lai  de  quarante-huit  heures  k  compter  de  la  röception  de  Tavis, 
cet  agent  pourra  proc^der  seul  k  la  dite  Operation. 

2«  Former  Tinyontaire  de  tous  les  biens  et  effets  du  döftint,  en  pr^sence  de  Fauto- 
rite  locale,  si  par  suite  de  la  notificaüon  susindiquee,  eUe  ayait  cru  deroir  assister  h 
cet  acte. 

Kautoritö  locale  apposera  sa  signature  sur  les  proces-yerbaux  dress^s  en  sa  pr^- 
sence,  sans  que,  pour  son  intervention  d*office  dans  ces  actes,  eile  puisse  exiger  des 
droits  d'aucune  e^pöce. 

3"  Ordonner  la  yente  anx  enchöres  pul)liques  de  tous  les  effets  mobiliers  de  la 
succession  qui  pourraient  sb  det^riorer  et  de  ceux  d*une  conseryation  diffidle,  oomme 
Aussi  des  r^coltes  et  effets,  pour  la  yente  desquels  üs  se  präsenten  des  drconstances 
fayorables. 

40  Döposer  en  lieu  stir  les  yaleurs  et  les  effets  inyentarii&s;  conseryer  le  möntant 
des  creance?  que  Ton  r^alisera,  ainsi  que  le  produit  des  rentes  que  Ton  percerra,  dans 
la  maisön  consulaire,  ou  les  confier  k  quelque  commer^^t  Präsentant  tout«  garantie. 
Ces  depöts  deyront  ayoir  lieu,  danff  Tun  ou  Taütre  cas,  d*accord  ayec  Taütorite  locale 
qui  aura  assiste  aux  opörations  anterieures,  si,  par  suit«  de  la  conyocation  mentionnee 
au  paragraphe  suiyant,  des  sujets  du  pays  ou  d*ttne  Puissance  tierce  se  presentaient 
comme  interess^s  dans  la  succession  ab  intestat  ou  testamentaire. 

5*^  Annoncer  le  döc^s  et  conyoquer,  au  moyen  des  joumaux  ide  la  localite  .et  de 
ceux  du  pays  du  döfunt,  si  cela  etait  n^cessaire.  les  creanciers  qui  pourraient  exister 
contre  la  succession  ab  intestat  ou  testamentaire,  aftn  qu*ils  puissent  präsenter  leurs 
titres  respectifs  de  creance,  düment  justifies,  dans  le  deiai  fixe  par  les  lois  de  chacun 
des  deux  pays. 
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ist  durch  die  Meistbegttnstigungsklaasel  auf  alle  Staaten  ausgedehnt, 
mit  denen  Rumänien  die  beiderseitigen  Eonsularbefugnisse  geregelt  bat, 
nämlich  Belgien,^)  die  Sehwelz^^  die  Yereinigten  Staaten  tob  Nord- 
Amerika^)  und  England.^) 

Diese  Verträge  sind  indessen  alle  dem  Erlöschen  nahe  —  sie  be- 
stehen nur  Mangels  Kündigung  auf  Grund  der  Yerlängerungsklausel  — 

S'il  86  pr^sentait  des  cr^anders  contro  la  succession  testameniaire  oa  ab  intestat, 
le  paiemeat  de  leurs  crtoices  devrait  s^effectuer  dans  le  d^lai  de  qmnze  jours  aprös  la 
ddtore  de  TiiiYeiitaire,  8*11  existait  des  resaoorces  qni  pnssent  dtre  affect^es  ä  cet  em- 
ploi,  ei,  dans  le  cas  contraire,  anssitdt  que  les  fonds  n^cessaires  auraient  pn  dtre 
r^alis^  par  les  moyens  les  plus  conyenables:  oii  enfin  dans  le  delai  consenti,  d*im 
«^nnmim  accord,  entre  le  consiil  et  la  majoritö  des  int^ress6s. 

Si  les  consttls  respectifs  se  refasaient  au  paiement  de  tont  oa  partie  des  cr^ances,  en 
aU^gnant  rinsofßsaoce  des  Taleurs  de  la  succession  pour  les  satisÜBdre,  les  cr6anciers 
aoront  le  droit  de  demander  k  Fautorit^  comp^tente,  s*ils  le  jngeaient  utile  k  leurs 
int^rtts,  la  facult^  de  se  constituer  en  ^tat  d*anion. 

Gette  d^claration  obtenue  par  les  voies  legales  Stabiles  dans  ehacun  des  deux 
pays,  les  consnls  ou  vice-consuls  devront  imm^diatement  faire  la  remise  k  rantorit^ 
jadidaire  ou  aux  ^yndics  de  lä  faillite,  selon  qn'il  appartiendra,  de  tous  les  documeats, 
effets  ou  yaleurs  appartenant  k  la  succession  testamentaire  ou  ab  intestat,  les  dits 
agrats  demeurant  charg4s  de  repr^senter  les  hMtiers  absents,  les  mineurs  et  les  in- 
capables. 

En  tout  cas  les  consuls-g^nörauz,  consuls  et  yice-consuls  ne  pourront  fidre  la 
d^limnce  de  la  succession  ou  de  son  produit  aux  höritiers  lögitimes  ou  k  leurs  man- 
dataires,  qu*apr^s  Texpiration  d*un  d^lai  de  siz  mois  k  partir  du  jour  oü  Tayis  du  d^c&s 
anra  M  publik  dans  les  journanz. 

6»  Admintstrer  et  liquider  eux-mdmes,  ou  par  une  personne  qu^ils  nommeront 
soos  leur  responsabilitö,  la  succession  testamentaire  ou  ab  intestat^  sans  que  rautorit^ 
locale  ait  k  interrenir  dans  les  dites  Operations«  k  moins  que  des  si^jets  du  pays  ou 
d^nne  tierce  Puissance  n*aient  k  faire  Yaloir  des  droits  dans  la  succession,  car,  en  ce 
eas,  s*il  survenait  des  difficult^s,  provenant  notamment  de  quelque  r^clamation  donnant 
lieu  ä  contestataon,  les  consuls-gönörauiL,  consuls',  vice-consuls  et  agents  consulaires 
n'ayant  aucun  droit  poar  terminer  ou  rösoudre  ces  difficult^s,  les  tribunauz  du  pays 
derront  en  connattre,  selon  qu*il  leur  apparüent,  d*y  pouroir  ou  de  les  juger. 

Les  dits  agents  consulaires  agiront  alors  comme  repr^sentants  de  la  succession 
testamentaire  ou  ab  intestat,  c*est-^dire  que,  conservant  Tadministration  et  le  droit  de 
liquider  d^finitiTement  la  dite  succession,  comme  aussi  celui  d'effectuer  les  ventes 
d'effets  dans  les  formes  pröc^demment  annonc^s,  ils  veilleront  auz  int^rdts  des  h.Mr 
üen  et  aoront  la  facult^  de  d^signer  des  adrocats  chaig^s  de  soutenir  leurs  droits 
derant  lee  tribunauz.  II  est  bien  entendu  qu*ils  remettront  k  ces  tribunauz  tous  les 
papiers  et  documents  propres  k  6clairer  la  question  soumise  k  leur  jugement. 

Le  jugement  prononc^,  les  oonsuls-g6n6rauz,  consuls  et  yice-consuls  ou  agents 
consulaires  devront  l'ezöcuter  s*ils  ne  forment  pas  appel,  et  ils  continueront  alors  de 
plein  droit  la  liquidation  qui  aurait  ^tö  snspendue  jusqu^A  la  conclusion  du'litige. 

7«  Oi^ganiser  s*il  y  alieu^  la  tuteüe  ou  curatelle,  conform^ment  auz  lois  des  pays 
respectifs. 

0  Bukarest,  den  31.  Dezember  1880  / 12.  Januar  1881,  yerOffentlicht  im  Monitorul 
oficial  No.  1  vom  1./13  Januar  1881  Art.  14. 

*)  Wien^  den  14«  Februar  1880,  Monitorul  oficial  No,  7  rom  11./23,  Januar  1881, 
Art.  8. 

^)  Bukarest,  den  5./17.  Juni  1881,  Monitorul  oficial  No.  49  vom  4./16.  Juni  1881, 
Art,  15. 

*)  HandelskonTention  vom  ?A,  Mftrz  (5.  April)  1880,  Monitorul  oficial  No.  144  von^ 
29.  Junii U.  JnH  1880,  Art.  7  aL  3.         . 
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uäd  nach  diedein  Zeitpunkte  ist  der  nimäniBche  Ricliter  nicht  mehr  ge* 
banden,  so  dass  er  die  nationale  Justizhoheit  yoU  aufrecht  erhalten 
kairn.^) 

Dasselbe  kann  in  Hinsicht  der  Tutel  und  Kuratel  dar  Aus» 
länder  gesagt  werden.*) 

ly  ••  ThelL 
§  i7. 

Konsulargericlitsbarkeit. 

Die  rumänischen  Konsuln  üben  Gerichtsbarkeit  aus  in  der  Türkei 
und  im  Ori^it:  der  Berliner  Vertrag  vom  13.  Juli  1878  gewährleistet 
ihnen  durch  Art  60  dieses  Recht. 

In  den  christlidien  Ländern  gemessen  sie  diese  Vorrechte  nicht, 
doch  sind  sie  Überall  Notare  und  Standesbeamte  und  können  in  letztere^ 
Eigenschaft  Eheschliessungen  ihrer  Landsleute  vornelmien.  ^ . 

Die  Giyilstandsbeiftigniase  können  auch  in  Rumänien  von  allen 
Konsuln  ausgeübt  werden,  deren  nationales  Gesetz  ihnen  eine  solche 
Kompetenz  zuweist.^) 

Eine  streitige  Jurisdiktion  üben  die  fremden  Konsuln  in  Ru- 
mänien schon  seit  langer  Zeit  nicht  mehr  aus. 

Schon  seit  Beginn  der  nationalen  Regeneration  weigerten  sidi  die 
rumänischen  Behörden,  die  Urtheile  der  fremden  Konsuln  zu  vollstrecken 
und  Beistand  zur  Erfüllung  richterlicher  Akte  derselben  zu  leisten  und 
seit  der  Unabhängigkeiteerklärung  vom  14./26.  März  1877  ist  die  Ge- 
richtsbarkeit der  fremden  Konsuln  thatsächUch  ausser  Uebung  gesetzt^ 
denn  die  Idee  der  nationalen  Justizhoheit,  die  Rumänien  schon  durch 
Art.  7  des  Pariser  Vertrages  vom  18. /90.  März  1856  gewährleistet  ist, 
lässt  eine  fremde  Jurisdiktion  im  eigenen  Lande  nicht  zu.^) 

Der  fremde  Konsul  ist  in  Rumänien  heutzutage  fremder  Beamter, 
wie  in  jedem  anderen  christlichen  Staate,  und  er  ist  der  einheimischen 


')  Auch  die  Handel svettrftge,  die  Rurnftnien  mit  Ye»chieden«ii  Staaten, 
England«  Oeaterrach-Ungam,  HöDand,  abgeachloasen  hatte,  sind  aimmtüdh  abgelaofen* 
Vergl.  jetct  den  swiachen  Rnmiaien  and  dem  Deutschen  Reich  abgeeddoasenen 
Handels-,  Zoll-  und  SehiiRkhrtavertrag  vom  21.  Oktober  1S98,  Art,  2. 

*)  V^.  das  Nähere  bei  Flaiachlen,  de  TinitiatiTe  consulaire  en  fait  de  tatelle 
et  de  cvratelle,  ^nitont  en  ce  qtd  eonceme  la  Ronmanie.    Paris,  Mareaoq  atn6,  1891. 

*j  Art.  78—88  des  Eonsalarre^eibentB  vom  20.  Juni  1880  und  Art.  88  des  Ge* 
setses  über  die  Organisation  des  Ministeriums  des  Aeusseren  vom  21.  Min  1878; 
beide  sind  bei  B.  6o9rescu,  CodicUe  romüne  abgedruckt. 

^)  Vgl.  Flaischlen,  des  atJnbutions  des  consuls  en  matiöre  de  notanat  et  d*4tat 
civiU  Paris.  Marescq  aln^,  1882.  Vgl.  auch  DjuVara,  im  Jouroai  d.  droit  intern,  pr. 
Bd.  19  (1892)  6.  U24,  1125. 

*)  UnautreiTend  ist  daher  die  Angabe  von  Malfatti  di  Monte  Tretto,  Hand- 
buch des  österr.-ungarischen  Konsularwesens  1879  Bd«  1  S.  186,  dass  die  diesbestlgliGlniL 
Konsuln  in  Bukarest,  Jassy,  Oalats  und  Brada  noch  die  voUe  Juiiadiction  anstben. 

Auch  B.  W.  König,  Handbuch  des  deutschen  Konsularwesens,  4.  Ausg.,  Berlin 
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GiTÜ-  und  StraQiuJsdiktion  unterworfen.  Die  persönlichen  Privilegien, 
welche  die  Konsuln  gemäss  den  Kapitulationen  sonst  im  Orient  ge- 
messen, sind  endgültig  abgesdiaift. 


1S88,  S.  202  Note  8,  giebt  an,  dass  fttr  die  deatschen  Konsuln  in  Bukarast,  Oalate  und 
JasBEj  ein.  Jnrisdiktioagbesurk  bestimmt  ist,  fOgt  aber  hinzu,  dass  in  RumSnien  tbat- 
sidilich  streitige  C^chtsbariLeit  Ten  denselben  nicht  ansgeflbt  zu  werden  scheint. 
YgJL  auch  Brauer,  die  deutschen  Justizgesetze  in  ihrer  Anwendung  auf  die  amt» 
liehe  Thftti^eit  der  Konsuln  und  diplomatischen  Agenten  und  die  Konsulai^erichtsbar- 
keit.  Berün  1879,  S.  127-~128. 

YgL  femer  Art  49  des  Beriiner  Vertrages  Tom  13.  Juli  1878:  „Von  Seiten  Rumft- 
nienz  können  Abkommen  getroffen  werden,  um  die  Privilegien  und  Befugnisse  der 
Konsuln  bezQgüch  der  Schutzgewihmng  in  dem  Fllrstenthum  zu  regeln.  Die  bestehen- 
den Rechte  sollen  in  Kraft  bleiben,  so  lange  sie  nicht  im  gemeinsamen  Einverstlndniss 
zwischen  dem  Fflrstenthum  und  den  dazu  berufenen  Betheiligten  abgeftndert  werden.* 
Solche  Abkommen  sind  von  Seiten  Rumlniens  bis  jetzt  zwar  nicht  getroffen,  soweit 
aber  die  Ausflbong  der  Konsnlai^richtsbarkeit  auf  den  mit  der  Pforte  bestehenden 
Kapitiilationen  beruhte,  ist  sie  thatsAchlich  ausser  Uebnng  gesetzt. 


Loks  v.  Irf>BWwrBLi>,  RecbtiTerfoIgnng.  IL  13 


Fonfzelmter  Alwdmitt. 
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L  TbidL 

Civilprozess. 

§1- 

Quellen  und  Literatur«  i) 

I.  Als  Quellen  des  serbischen  Ciyilprosessrechts   kommen  in  Be- 
ti-acht: 

1.  Das  bflrgerliche  Gesetzbuch  yom  26.  M&ra  (6.  April)  184i,^  ein 
unyoUst&ndiger  Ansssug  des  Österreichischen  bürgerlichen  Gesetzbuchs. 

2.  Dius  Handelsgesetzbuch  vom  26.  Januar /7.  Februar  1860.^ 

3.  Das  Citilprozessgesetzbuch  yom  20.  Februar  1865  mit  mehreren 
Novellen. 

4.  Das  Gesetz  über  die  Organisafion  der  Gerichtshöfe  erster  In- 
stanz, des  Appellations-  und  Eassationshofes  yom  20.  Februar  1865. 

5.  Das  Gesetz  über  die  Organisation  des  Handelsgerichts  in  Bel- 
grad yom  12.  Dezember  1859. 

6.  Das  Konkursgesetz  yom  17.  März  1861. 

7.  Das  Sichtergesetz  yom  9.  Februar  1881>) 

8.  Das  Gesetz  über  die  Rechtsyertreter  yom  15.  Juni  1865. 

9.  Das  Pflegschaftegesetz  yom  25.  Oktober  1872. 

10.  Die  Verordnung  des  Justizministers  über  das  Verfahren  in  ausser- 
streitigen  Sachen  yom  13.  u.  23.  Dezember  1872. 

11.  Das  Gebfihrengesetz  yom  11.  Juni  1884,  modifizirt  durch  Ge- 
setz yom  15.  Mai  1888. 

12.  Die  Staatsyertr&ge  zwischen  Serbien  und  folgenden  Staaten: 

0  et  auch  Borchgraye,  Rapport  sur  la  Serbie  (im  Becueil  des  rapports  des 
seci^taires  de  lögation  de  Belgiiiae  Bd.  IV  S.  113). 

^  Eine  fransOsische  üebersetBong  findet  nch  bei  M.  A.  de  Saint-Joseph,  Con- 
eordanoe  entre  lea  eodes  dvils  Strängen  et  le  code  Napoleon.  Paris  1856,  ed.  2, 
Tom.  m.  S.  447-408. 

Die  serbischen  Gesetze  werden  zuerst  im  Amtsblatt  „Sipske  NoTine''  publizirt 
und  dann  m  den  jfthiliehen  yom  Justizministerium  redigirten  Gesetzsammlungen  (sog. 
Zbonuci  Zakona)  abgedruckt.    Bis  jetzt  (1894)  sind  48  erschienen. 

')  Dasselbe  schliesst  sich  im  Wesentlichen  an  den  Code  de  commerce  an.  Einige 
Bestimmaiigen  (im  Wechsehrecht)  folgen  österreichischem  Vorbild.  Vgl.  H.  Blodig, 
HandelsgeBetabuch  für  das  Fttrstenthum  Serbien.  In  deutscher  Uebersetzung  mit- 
geOktäk  und  nüt  den  QueUen  desselben  yerglichen  in  Haimerrs  Osterr.  Vierteljahres- 
sduift  für  Rechts-  und  Staatswissenschaft  Bd.  VI  u.  VII,  auch  im  Separatabdruck,  Wien 
1861,  Branmflller.    Vgl.  auch  Borchardt,  Handelsgesetze  Bd.  IV  (Berlin  1886)  S.  778  f. 

^  CL  Annnaires  de  I^gislation^trang^re  1882  S.  724  und  Demombynes,  Les 
eonstitittioBS  Europ^emies  I.  S.  785. 


198  Europa. 

A.   Oesterreich-Ungarn:^) 

a)  die  Konsularkonvention  vom  24.  April  (6.  Mai)  1881, 

b)  der  Handelsvertrag  vom  28.  Juli  (9.  August)  1892, 

c)  der  Rechtehülfevertrag  vom  24.  April  (6.  Mai)  1881,»)  und 

d)  der  Staatsvertrag  vom  24.  April  (6.  Mai)  1881  wegen  Behand- 
lung der  Verlassenschaften,  Bestellung  von  Vormundschaften  und  Ku- 
ratelen und  wegen  Mittheilung  von  Civilstandsakten. 

B.  Belgien: 

a)  die  Konsularkonvention  vom  5./27.  Januar  1885. 

b)  das  provisorische  Handelsabkommen  vom  28.  Juni  (10.  Juli)  1893.^ 

C.   Griechenland: 
der  Handelsvertrag  vom  17.  (29.)  Juni  1894. 

D.  Orossbritannien: 
der  Handelsvertrag  vom  28.  Juni  (10.  Juli)  1893*) 

£.   Italien: 

a)  die  provisorische  Konvention  über  die  Regulierung  der  Handels» 
verhältnime  vom  8.  Mai  (26.  April)  1879, 

b)  Eonsular«  und  Niederlassungsvertrag  vom  9.  November  (28.  Ok- 
tober) 1879. 

F.   Deutsches  Reich: 

a)  die  Konsularkonvention  vom  6.  Januar  1888^^) 

b)  der  Handels-  und  Zollvertrag  vom  21./9.  August  1892.^ 

G.   Russland: 
Handels-  und  Schifffahrtsvertrag  vom  15.  (27.)  Oktober  1898. 

H.   Vereinigte  Staaten  von  Nord-Amerika: 

a)  die  Konsularkonvention  vom  2./14.  Oktober  1881, 

b)  der  Handelsvertrag  vom  2./14.  Oktober  1881. 

I.   Frankreich: 

a)  der  Handelsvertrag  vom  23.  Juni  (6.  Juli)  1893,^ 

b)  die  Deklaration  über  die  Konsularkonvention  vom  18. /9.  Januar 
1883. 


^)  Vgl.  Jettel,  Handbuch  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts.    Wien, 
Bratunüller,  1S93.    S.  «7,  07,  154,  164,  206,  215. 

^  Pnblizin  in  Oesterreich  am  27.  Mai  1882  R.0.B1.  No  88,  rgl  hieraber: 

a)  Strisower,  in  der  Revue  de  droit  intern.  1864  S.  200  ff. 

b)  Allg.  Oesterr.  Qenchtszeitung  1888.  No.  85  6. 187;  No.  86  S.  141;  No.  87  S.  145. 

c)  Wiener  Juristische  Bl&tter  1888,  No.  19  S.  219;  No.  20  S.  281. 

')  Vgl.  Deutsches  Handelsarchiv  1898  S.  481.  Der  Abschlttss  des  ddlnitiven  Hut- 
delsvertrages  steht  unmittelbar  bevor. 

*)  Vgl.  Deutsches  Handelsarchiv  1893  S.  780. 
^)  Deutsches  Reichs'Qesetsblatt  18R8  S.  62. 
^  Deutsches  Reichs-Gesetsblatt  1893  S.  269. 
0  Vgl.  Deutsches  Handelsarchiv  1893  S.  504. 
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K.  Holland: 

der  Handelsvertrag  und  die  Konstdarkonvention  vom  5./17.  Ok- 
tober 1881. 

L.   Schweis: 

a)  die  provisorische  Konvention  über  die  Regulierung  der  Handels^ 
y^hältnjfise  vom  26.  Juli  (7.  August)  1879,  verlängert  durch  Handels- 
konvention vom  10.  Juni  1880  bis  zur  Abschliessung  eines  definitiven 
Handelsvertrages,  welcher  bis  jetet  noch  nicht  zu  Stande  gekommen  ist, 

b)  Niederlassungs-  und  Eonsularvertrag  vom  16.  Februar  1888. 
13.  Das  Gesetz  über  die  Organisation  des  Ministeriums  des  Aeussem. 

der  diplomatischen  Agenten  und  Konsuln  vom  1./13.  November  1886, 
iL   Die  Verordnung  über  das  Konsularamt  vom  20.  Juli  1882. 

n.  literatnr: 

Der  serbische  Givilprozess  nebst  Konkursordnung,  von  Dr.  Victor 
Leitmaier,  Wien  1885  (Mani). 

Die  Theorie  des  serbischen  Civilprozessrechtes,  von  Andra  G-eOr- 
gevitch,  2  Theile  (unvollendet),  1891  (serbisch). 

I.  Die  Gerichte. 

Verfassung  und  Zuständigkeit  der  Gerichte. 

§2. 
▲.   GeriOhttbehdrden. 

Für  Entscheidungen  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  bestehen 
als  Gerichte: 

1.  Gemeindegerichte  (opätinski  sudovi),  bestehend  aus  einem 
Vorsitzenden  (gewöhnlich  der  jeweilige  Gemeindevorstand)  und  zwei 
Richtern  (gewählte  Ac(]unkten).  ^) 

2.  Gerichtshöfe  erster  Instanz  (prvostepeni  sudovi),  welche 
in  einer  Besetzung  von  drei  Richtern^  entscheiden.  Gerichtshöfe 
I.  Instanz  bestehen:  in  Belgrad  zwei,  der  eine  für  die  Stadt  (varoäki 
sad)  und  der  andere  für  gewisse  Bezirke  des  Kreises  Podunavlje,  dessen 
Hauptort  Smederevo  (Semendria)  ist;  weiter,  in  Alexinatz,  Va^evo, 
Vranja,   Zajetschar,   Jagodina,  Knjaääevatz,   Kragujevatz,  Kruschevatz, 


")  §§  7,  8  C.P.O. 

^  Die  Richter  können  nur  dnrch  Richtei'sprach  nach  Massgabe  der  Bestimmungen 
des  Richtergesetzes  in  den  in  diesem  Gesetz  vorgesehenen  FftUen  pensionirt  oder  gegen 
ihren  Willen  versetzt  werden,  cf.  Richtergesetz  vom  9.  Februar  1881.  Die  Richter 
der  Gerichte  erster  Instanz  und  die  Präsidenten  dieser  Gerichte  werden  vom  EOnig 
auf  Vorschlag  des  Justizmiaisters  ernannt.  In  geheimer  Sitzung  der  vereinigten 
Senate  des  AppeUationsgerichts  bezw.  im  Plenum  des  Kassationsgerichts  werden  von 
beiden  Gerichten  je  <wei  Kandidaten  mittels  Stimmzetteln«  die  nach  Beendigung  der 
Wahl .  zu  vernichten  sind,  gew&hlt.  Ueber  die  Wahl  wird  ein  Protokoll  aufgenommen, 
das  sftmmtliche  Mitglieder,  die  bei  der  Wahl  gegenwärtig  waren,  zu  unterschreiben 
haben.  Das  Resultat  der  Wahl  ist  unter  Angabe  des  Stimmenverhältnisses  dem  Justiz- 
mimsier  anzuzeigen.  Richtergesetz  vom  9.  Februar  1881  Art.  7  ff.  L ei t maier,  serbi- 
scher (Svüpfosess  S.  16,  17. 
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Lescovatz,   LosBiza,   Negotb,  Nisch,   Gornji  Milanovatz,  Poiareyatz, 
Pirot,  Procup^'e,  Smederevo,  Tjuprya,  Ü2itze,  Tschatschak  und  Schabatz. 

3.  Das  Handelsgericht  in  Belgrad,  für  die  Stadt  und  iür  ge- 
wisse Bezirke  des  Kreises  Podunav^e.  Es  besteht  aus  einem  Präsi- 
denten, einem  ständigen  Mitgliede,  sechs  ordentlichen  Mitgliedern  aus 
dem  Handelsstaüde  und  sechs  Stellvertretern  der  Letzteren.  Zur  Be- 
schlussfassung dieses  Gerichts  ist  die  Anwesenheit  des  Präsidenten^  des 
ständigen  Mitglieds  oder  eines  von  Beiden  und  von  drei  der  gewählten 
ordentlichen  Mitglieder  oder  ihrer  Stellyertreter  erforderlich.  —  Mit 
Ausnahme  der  zwei  OerichtshOfe  erst^  Instanz  in  Belgrad,  entscheiden 
alle  andern  auch  als  Handelsgerichte;  in  allen  zur  Kompetenz  des 
Handelsgerichts  gehörigen  Fällen  steht  es  jedem  Streittheile  frei,  je  ein 
richterliches  Mitglied  des  betreffenden  Gerichtshofs  mit  einem  der  in 
der  Stadt  aus  dem  Handelsstande  auf  die  Dauer  eines  Jahres  gewählten 
Vertrauensmänner  zu  vertauschen.  Machen  die  Parteien  von  diesem 
Rechte  keinen  Gebrauch,  so  haben  die  ordentlichen  Mitglieder  des  Ge- 
richtshofs zu  entscheiden. 

4.  Das  Appellationsgericht  in  Belgrad,  welches  die  Gerichts- 
barkeit zweiter  und  letzter  Instanz  ausübt  und  zwar  in  zwei  Se- 
naten von  je  fünf  Richtern. 

5<  Das  Kassationsgericht  in  Belgrad,  welches  seine  Beschlösse 
in  voller  Raths Versammlung  (mindestens  dreizehn  Richter)  oder  in 
Senaten  fasst,  von  denen  jeder  aus  fünf  Richtern  besteht 

Der  Kassationshof  bildet  nicht  eine  dritte  sachliche  Instanz.  Er  ist 
errichtet,  um  die  richtige  und  einheitliche  Anwendung  der  Gesetze  zu 
überwachen«  Er  entscheidet  nicht  über  die  Sache  sdbst  (au  fond),  son- 
dern nur  auf  Beschwerden  über  die  Entscheidungen  der  Gerichte 
erster  Instanz,  des  Handelsgerichts  und  des  Appellationsgerichts. 

Und  ausnahmsweise: 

6.  Die  unter  Mitwirkung  der  Gemeindegerichte  resp.  der  Gerichte 
erster  Instanz  oder  der  Polizeibehörden  gebildeten  Schiedsgerichte. 
Jeder  Streittheil  hat  das  Recht,  einen  oder  höchstens  zwei  Schiedsrichter 
und  einen  Ersatzmann,  Beide  zusammen  den  Obmann  zu  wählen. 

§  3. 
B«   Zuständigkeit  der  Gfreridhte. 

I.    Gemeindegerichte. 

1.   Sachliche  Zuständigkeit. 

Dieselben  entscheiden  die  Rechtsstreitigkeiten: 

a)  über  unbewegliche  Sachen,  deren  Werth  100  dinars  (francs) 
nicht  übersteigt; 

b)  über  Wechselforderungen  bis  einschliesslich  100  dinars; 

c)  über  andere  Objekte  im  Werthe  bis  einschliesslich  200  dinars; 

d)  über  die  im  §  335  bttrgerl.  G.B.  erwähnten  Felddienstbarkeiten« 
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Die  Gemeindegerichte  sind  ferner  zuständig: 

a)  zur  Aufnahme  von  Vergleichen  über  bewegliche  und  unbewegliche 
Sachen  und  Forderungen,  selbst  ttber  grössere  als  die  sub  a),  b)  und  c) 
bezeichneten  Beträge,  sobald  beide  Streittheile  vor  Crericht  erscheinen 
und  die  Erklärung  al^ben,  dass  sie  einen  Vergleich  abschliessen 
wollen,  und 

ß)  zur  Bestätigung  der  von  den  Paileien  übereinstimmend  gewählten 
Schiedsrichter,  wenn  es  sich  um  Streitigkeiten  ttber  die  sub  a)  b)  und  c) 
bezeichneten  Beträge  handelt  und  zur  Bestimmung  der  Frist,  innerhalb 
deren  das  Schiedsgericht  den  Schiedsspruch  abzugeben  hat.^) 

2.   Oertliche  Zuständigkeit  der  Gemeindegerichte, 

Von  mehreren  sachlich  zuständigen  Gemeindegerichten  ist  das  Ge- 
richt dexjenigen  Gemeinde  zuständig: 

1.  in  welcher  der  Beklagte  ständig  lebt,  oder  wenn  er  keinen  stän- 
digen Wohnsitz  hat,  sich  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  aufhält,  oder 

2.  in  welcher  sich  der  Streitgegenstand  befindet.^ 

Hat  jedoch  Jemand  in  einer  bestimmten  Gemeinde  eine  vertrags- 
mässige  Verbindlichkeit  zu  erfttllen,  so  kann  die  Klage  entweder  bei 
dem  Gericht  dieser  Gemeinde  (forum  contractus)  oder  in  dem  .allge- 
meinen Gerichtsstande  (oben  1)  des  Wohnsitzes  erhoben  werden.^ 

n.   Gerichtshöfe  erster  Instanz. 

1.   Sachliche  Zuständigkeit. 
Diesen  Gerichten  sind  zugewiesen: 

a)  alle  Rechtsstreitigkeiten,  deren  Gegenstand  nicht  schätzbar  ist, 
mit  Ausnahme  der  Prozesse  über  Felddienstbarkeiten; 

b)  Kechtsstreitigkeitcn,  deren  Gegenstand  Mmobilien  im  Werthe 
von  mehr  als  100  dinars  sind; 

c)  andere  Rechtsstreitigkeiten,  deren  Objektswerth  200  dinars  Ober- 
steigt:*) 

d)  alle  Rechtsstreitigkeiten  über  gesetzliche  und  testamentarische 
ErMolge  ohne  Rücksicht  auf  den  Werth  des  Streitgegenstands;^ 

e)  Rechtsstreitigkeiten,  in  welchen  Richter  und  Beamte  für  deu  in 
Ausübung  ihres  Amts  verübten  Schaden  verantwortlich  gemacht  wer- 
den (Syndikatsklagen),  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Schadens;^) 

f)  Rechtsstreitigkeiten  über  Beträge  bis  zu  240  Steuergroschen 
(:==  105,25  dinars),  wenn  der  Gläubiger  eine  Gerichts-  oder  Staatekasse 
oder  die  Kasse  der  sog.  Verwaltung  der  Fonds  (Uprava  Fondova) 
ist;^  und 


')  §dC.P.O. 

«)  §7  CRC. 

«)§8C.P.O. 

*)  §  27  lit.  b  C.P.O.  und  Novelle  vom  11,  Januar  1876. 

^§8C.P.O. 

^  I  27  lit  c  C.P.O.  und  Novellen  vom  26.  November  1865  und  14.  Juli  1878. 
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g)  alle  anderen  Prozesse,  für  die  nicht  die  Zuständigkeit  eines 
anderen  Gerichts  oder  einer  anderen  Behörde  begrttndet  ist.^) 

2.   Oertliche  Zuständigkeit  der  Gerichte  I.  Instanz. 

In  öi-tlicher  Beziehung  gilt  als  zuständig  in  der  Regel  das  Ge- 
richt des  Wohnorts  des  Beklagten  (forum  domicilii)  oder  des 
Orts,  an  dem  der  Beklagte  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  sich  auf- 
hält.^ Kraft  gesetzlicher  Vorschrift  theilen  in  Ansehung  des  Gerichts- 
stands die  Ehegattin  (auch  die  Wittwe)  den  Wohnsitz  des  Ehegatten, 
die  ehelichen,  legitimirten  und  adoptirten  Kinder  den  Wohnsitz  des 
Vaters,  auch  wenn  er  schon  gestorben  oder  ans  dem  Lande  ge* 
zogen  ist;^  dip  unehelichen  jenen  der  Mutter.^)  FOr  Etagen  g^en 
juristische  Personen  ist  das  Gericht  des  Orts  zuständig,  an  dem  sich 
die  Mitglieder  oder  Vcitreter  zur  Eriedigung  ihrer  Geschäfte  gewöhnlich 
aufhalten.^)  Für  Prozesse  gegen  Personen,  die  im  Auslande  leben, 
und  fttr  solche,  bezüglich  welcher  ein  dauernder  Aufenthalt  in  Serbien 
nicht  bekannt  ist,  ist,  wenn  sie  kein  unbewegliches  Vermögen  in  Ser- 
bien besitzen,  das  Gericht  des  Klägers  zuständig.^ 

Dazu  kommen  die  exklusiven  Gerichtsstände  und  zwar: 

a)  der  Realgerichtsstand.  Klagen,  welche  ein  dingliches  Hecht 
auf  ein  unbewegliches  Gut  zum  Gegenstande  haben,  müssen  bei  dem 
Gericht,  in  dessen  Bezirk  die  betreflende  Immobilie  gelegen  ist,  erhoben 
werden ;  7) 

b)  der  Gerichtsstand  der  Streitgenossenschaft  —  das  Ge- 
richt, welchem  der  vom  Kläger  in  der  Klage  zuerst  benannte  Beklagte 
untersteht ;  ^ 

c)  der  Gerichtsstand  des  Vertrages.  Fttr  Klagen  auf  £r- 
flUUmg  oder  Aufhebung  eines  Vertrages  oder  auf  Ersatz  des  aus  einem 
Vertragsverhältnisse  entstandenen  Schadens  ist  das  Gericht,  in  dessen 
Bezirk  der  Vertrag  zu  erfüllen  ist,  und  wenn  der  Erfdilungsort  nicht 
bestimmt  ist,  dasjenige  Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk  der  Vertrag 
abgeschlossen  worden  ist;^) 

d)  der  Gerichtsstand  der  Pflegschaft  und  der  Verwaltung 
fremden  Vermögens.  Fttr  Prozesse  aus  der  Pflegschaft  pder  der 
Verwaltung  fremden  Vermögens  ist  das  Gcnicht  zuständig,  in  dessen 
Bezirk   die   Pflegschaft   oder  Verwaltung  geführt  worden  ist.     Ist  die 


>)  §8C;P.O. 

•)  §  28  ap.o. 

^  §31  al.i  CP.O. 

*)  §  31  al.  2  CP.O. 

*)  §§61,  28  al.2  CP.O. 

*)  §  80  CP.O.  lautet:  „Sowohl  fttr  diejenigen,  welche  (sonst)  ausserhalb  des  Vater- 
landes leben,  als  auch  für  diejenigen,  von  welchen  man  in  Serbien  kein  sUttdiges  Do- 
n}«7:il  kennt  und  welche  keine  Immobilien  in  Serbien  besitzen,  ist  da^enige  Gericht 
kompetent,  das  fttr  den  Klfiger  kompetent  ist." 

^§36  CP.O. 

•)  §29  CP.O. 

•)§84  CP.O. 
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Pflegschaft  vom  Gerieht  angeordnet  worden,   so  ist  das  Grericht  zu- 
ständig, welches  dieselbe  eingeleitet  hat;^) 

e)  der  Gerichtsstand  der  Erbfolge.  Das  zu  Lebzeiten  des 
Erblassers  für  denselben  zuständig  gewesene  Gericht  ist  auch  zuständig: 

a)  für  alle  die  Erbfolge  betreffenden  Etagen; 

ß)  für  alle  Klagen  eines  Erben  gegen  den  anderen; 

f)  fQr  alle  Klagen  der  Gläubiger  des  Erblassers; 

t)  für  alle  Klagen,  mit  welchen  die  Erfüllung  eines  letzten  Willens 
verlangt  wird:^ 

f)  der  Gerichtsstand  der  begangenen  unerlaubten  Hand- 
lung (forum  delicti  commissi).  FUr  civiLrechtliche  Forderungen  aus 
unerlaubten  Handlungen  ist  das  Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk  die 
Handlung  verübt  worden  ist.  Begriindet  die  ThaA  ein  Delikt,  über  welches 
das  Strafgericht  zu  entscheiden  hat,  so  ist  das  zur  Entscheidung  über 
die  Schuldfrage  beiiifene  Gericht  auch  für  den  Entschädigungsprotsess 
zuständig;^ 

g)  der  Gerichtsstand  des  Konkurses.  Mit  dem  Tage  der  Pu- 
blikation des  Konkursedikts  wird  das  Konkm'sgericht  für  alle  gegen  den 
Kridar  bei  anderen  Gerichten  anhängigen  und  noch  schwebenden  Pro- 
zesse zuständig.  ^) 

Zuletzt  kommen  einige  elektive  Gerichtsstände  in  Betracht,  als: 
des  Aufenthaltsorts^)  (Ehefrauen  und  Kinder,  die  an  einem  anderen 
Orte  als  dem  Wohnort  ihrer  Ehemänner  und  Eitern  in  Dienst  oder  Ar- 
beit stehen),  der  Widerklage,^  der  Gerichtsstand  bei  gegenseitigen,  den 
gleichen  Streitgegenstand  betreffenden  Klagen,^  und  der  bei  mehr- 
fachen Wohnorten  des  Beklagten.^ 

ni.   Belgrader  Handelsgericht. 

Zur  Kompetenz  dieses  Handelsgerichts  gehören: 

1.  Die  Entscheidung  aller  Rechtsstreitigkeiten,  welche  sich  auf 
zwischen  Kauf leuten,  Handwerkern  und  Bankiers  in  Ha;ndelssachen  ge- 
schlossene Verträge  und  Vergleiche  beziehen. 

2.  Die  Entscheidung  s^er  Kechtsstreitigkeiten  über  Handelsgeschäfte 
ohne  unterschied  der  Person.^ 

Als  Handelsgeschäfte  sind  anzusehen: 

a)  der  Kauf  von  Nahrungsmitteln,  Waaren  und  anderen  beweg- 
lichen Sachen  zum  Zwecke  der  Weiterversäusserung,  mögen  die  Sachen 


*)§35  C.P.O. 

»)§38aP.O. 

»)§41  C.P.O. 

*)§4BC.P.O. 

*)§31  al.3  CP.O. 

•)§§40,  342—346  C.P.O. 

')§47  C.P.O. 

«)§33  CP.O. 

^  §§  16,  17,  22  der  Instruktion  für  das  Belgrader  Handelsgericht. 
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in  der  ttbernommenen  Gestalt  oder  nach  voiiiergegangener  Bearbeitang 
oder  Verarbeitung  veräussert  werden; 

b)  jeder  Vertrag  oder  Vergleich  zwischen  Eaufleuten,  ausser  wenn 
nachgewiesen  wird,  dass  der  Vertrag  oder  Vergleich  nicht  zum  Be- 
triebe des  Handelsgewerbes  gehört; 

c)  alle  Speditionsgeschäfte  zu  Wasser  und  zu  Lande; 

d)  alle  Kommissionsgeschäfte: 

e)  die  Bankiergeschäfte; 

f)  Wechselsachen  (Über  100  dinars);  und 

g)  jede  Bauuntemebmung. 

3.  Die  Eröffnung  und  Abhandlung  der  Konkurse  ttber  kaufmänni- 
sches Vermögen.*) 

Dagegen  gehören  hierher  nicht: 

a)  Prozesse  gegen  Grundbesitzer  oder  Weingartenbauer  aus  dem 
Verkauf  der  von  ihnen  durch  Bearbeitung  des  Bodens  erzeugten  Nah* 
rungsstofie  und  Getränke;  und 

ß)  die  Prozesse  gegen  Kaufleute  auf  Bezahlung  von  Nahrungs- 
mitteln, Ge4aränken  oder  anderen  zu  ihrem  Hausbedarfe  angekauften 
Waaren.^ 

IV.   Schiedsgerichte. 

Nach  §  434  G.P.O.  hat  in  folgenden  Fällen  stets  ein  Schiedsge- 
rieht  zu  entscheiden,  falls  der  Streitgegenstand  den  fßr  die  Zuständigkeit 
der  Gemeindegerichte  festgesetzten  Werth  fiberschreitet: 

a)  bei  den  durch  Vieh  verursachten  Feldschäden  ohne  Rücksicfat 
auf  die  Höhe  des  Schadens,  auch  wenn  dabei  eine  strafbare  Handlung 
begangen  worden  ist,  über  die  das  Gericht  erster  Instanz  zu  entschei- 
den hat; 

b)  bei  Grenzstreitigkeiten  zwischen  einzelnen  Gemeinden  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Werth  des  Streitgegenstands; 

c)  bei  Schadensersatz  wegen  Auflösung  eines  Bespannungsver- 
trages ;^ 

d)  bei  Streitigkeiten  in  Folge  der  Vermengung  von  Herden  oder 
des  Verkennens  einer  Herde;*) 

e)  bei  Streitigkeiten  in  Folge  4er  Theilung  des  Gesellschaftsver- 
mögens unter  die  Gesellschafter;  und 

f)  bei  Streitigkeiten  in  Folge  der  Theilung  des  Vermögens  von 
Hausgenossen. 

Ausserdem  kann  durch  Vereinbarung  der  Streittheile  ein  Schieds- 
gericht in  allen  Fällen  bestellt  werden,  in  welchen  ein  ciicflgerichtUches 
Verfahren  sonst  stattzufinden  hat. 


0  §  18  ibid. 

»)  §  19  ibid. 

»)  §484Z.  3  C.P.O. 

*)  §434  Z.4  CP.O. 
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II.  Di«  Parteien. 

§*• 

A.  ProoeMffthigkeit.    StreitgenoaaeiUKdiaft.    Intervention. 

1.  Prozessfähigkeit.  Personen,  welche  fähig  sind,  sich  dnrdi 
Rechtsgeschäfte  zu  verpflichten  (handlungs-  und  yeipflichtungsfiUüge 
Personen),  seien  es  In-  oder  Ausländer,  können  selbst  oder  durch  ihre 
BeyoUmächtigten  (Vertreter)  Prozesse  führen. 

Handlungsunfähige  und  Abwesende  müssen  einen  Vertreter  haben; 
ist  ein  solcher  nicht  vorhanden,  so  bestellt  das  Gericht  von  Amtswegen 
einen  solchen.^) 

Juristische  Personen  werden  durch  ihre  Repräsentanten  oder  Vor- 
steher, Unmflndige  und  (Geisteskranke  durch  ihre  Tutoren  resp.  Vor- 
münder (gesetzliche  Vertreter)  vertreten. 

Der  Bevollmächtigte  muss  eine  VoHmacht^  besitzen,  dagegen  be- 
dfirfen  die  vom  Gericht  oder  einer  anderen  Behörde  bestdlten  Vertreter 
der  Regel  nach  einer  solchen  nicht;  bei  entstehendem  Zweifel  sollen  sie 
aber  den  Nachweis  ihrer  Bestellung  liefern. 

Auch  der  Ehemann  bedarf  für  die  Führung  der  Pi*ozesse  seiner 
Ehefrau  deren  Vollmacht;  will  aber  die  Ehefrau  den  Prozess  selbst 
fahren,  so  muss  sie  dazu  die  Einwilligung  des  Ehemanns  haben. 
Der  Widerruf  der  Vollmacht  muss  dem  Gericht  angezeigt  wei*den. 

2.  Stroitgenossenschaft;  eine  solche  liegt  vor,  wenn  mehrere 
Personen  gemeinschaftlich  als  Kläger  oder  Beklagte  auftreten  und  die 
Elagerechte  auf  demselben  Klagegrunde,  d.  h.  auf  derselben  rechtser- 
seugenden  Thatsache  od^  demselben  Rechtsverhältnisse  beruhen,  ins- 
besondere, wenn  mehrere  Personen  aus  demselben  Rechtsgrunde  be- 
rechtigt oder  verpflichtet  sind.  ^  Im  letzteren  Falle,  sowie  überhaupt 
im  Falle  einer  passiven  Korrealität  hat  der  Kläger  die  Wahl,  die 
Klage  gegen  sämmtliche  Schuldner  oder  nur  gegen  einen  oder  einige 
Schuldner  zu  erheben,  und  im  Falle  der  Theilbarkeit  der  Sache,  gegen 
einen  Schuldner  nur  den  auf  ihn  entfallenden  Antheil  einzuklagen.^) 

Die  Streitgenossenschaft  ändert  nichts  an  den  Rechten  und  Pflichten 
der  einzelnen  Streitgenossen:  das  Recht  eines  Streitgenossen  gereicht 
dem  anderen  weder  zum  Vortheil  noch  zum  Nachtheil.  Jeder  Streit- 
genosse, der  ein  besonderes  Recht  oder  besondere  Beweismittel  hat, 
kann  sein  Recht  selbständig  nachweisen  bezw.  durchführen.^)  Der  Be- 
klagte, welcher  einwendet,  dass  er  nicht  dem  K19ger  allein,  sondern 
auch  anderen  Streitgenossen  desselben,  oder  dass  er  nicht  allein, 
sondern  in  Gemeinschaft  mit  Anderen  verpflichtet  sei,  muss  diese  3e- 


1)  §  77  C.P.O.  und  Gesetz  aber  die  Pfiegschaften  vom  25.  Oktober  1872. 

^  §§  78,  79  C.P.O.,  vgl.  unten  S.  208. 

^  §  60  C.P.O. 

«)  §  62  C.P.O. 

5)  §§64,  74  C.P.O. 
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hauptung  beweisen.  ^)  Streitgenossen  müssen  im  Prozess  immer  einen 
Vertreter  haben,  widrigenfalls  der  in  der  Klage  an  erster  Stelle  nnter- 
Hchriebene  Kläger  resp.  der  zuerst  genannte  Beklagte,  als  Vertreter 
der  übrigen  angesehen  wird.^  Das  Geständniss  eines  Streitgenossen 
bindet  die  übrigen  nur  dann,  wenn  der  Geständige  als  Vertreter  der- 
selben angesehen  wird.^ 

Das  ürtheil  wirkt  unmittelbar  gegen  alle  Streitgenos^en. 

3.   Intervention. 

a)  Hat  in  einem  zwischen  zwei  Perisonen  anhängigen  Rechtsstreite 
eine  dritte  Person  ein  rechtliches  Interesse  daran,  dass  die  eine  oder 
andere  Partei  den  Prozess  gewinnt,  so  st^ht  es  ihr  bis  zur  Beendigung 
des  Rechtsstreits  frei,  in  den  Prozess  als  Streitgenosse  derjenigen 
Partei  einzutreten,  bezüglich  deren  sie  den  Verlust  des  Processes  be- 
fürchtet, oder  mit  Bewilligung  dieser  Partei  den  Prozess  allein  fortxu- 
führen  (accessorische  Intervention.)  In  beiden  Fällen  ist  das  UrÜieU 
sowohl  gegen  den  Intervenienten  als  auch  gegen  die  Hauptpartei 
wirksam.*) 

b)  Wei"  auf  eine  Sache,  um  welche  zwischen  anderen  Personen  ein 
Prozess  geführt  wird,  ein  Recht  zu  haben  behauptet,  das  durch  die 
Prözessführung  gefährdet  werden  könnte,  kann  gegen  die  eine  oder 
die  andere  Partei  wegen  dieser  Sache  Klage  erheben  (Prinzii^al' 
Intervention).  Wenn  die  Prozessparteien  aber  das  Recht  der  Ein- 
mischung des  Dritten  in  den  Rechtsstreit  bestreiten,  so  sind  in  diesem 
von  beiden  Parteien  geführten  Interventionsprozesse  die  Bestreitenden 
Streitgenossen.  Bis  zur  rechtskräftigen  Entscheidung  des  Interventk»»- 
Prozesses  hat  das  Gericht  den  Hauptprozess  zu  sistiren,  wenn  dies  ohne 
Schaden  für  die  eine  oder  die  andere  Prozesspartei   geschehen  kaaa.*) 

§5. 
B.   Armanreoht. 

Das  Annenrecht  ist  derjenigen  Partei  zu  gewähren,  welche  von 
dem  zuständigen  Gemeindegericht  ein  Armenattest  beibringt.  Ein  sol- 
ches hat  jedoch  nur  auf  die  Dauer  eines  Jahres  Gültigkeit. 

Ausländern  wird  das  Annenrecht  nur  auf  Grund  eines  etwaigen 
Staatsvertrages  (Reziprozität)  bewilligt.. 

Solche  Bestimmungen  über  das  Armenrecht  der  Ausländer  ent- 
halten : 

1.  Der  abgelaufene  Handelsvertrag  mitBelfirten  vom  5. /27.  Januar 
1885;  Art.  VI  bestimmte: 

„Les  Serbes  en  fielgique  et  les  Beiges  en  Serbie  jouiront  du  b4n^ 
fl(^  de  Tassistance  judiciaire  en  se  c<mfwmant  aux  lois  du  pays 

»)  §  68  ap,o. 

«)  §  74  C.P.O. 
^  §  184  CP.O. 
*)  §65  CP.O. 
*)  §  66  C.P.O. 
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daofi  lequel  rassistanoQ  serA  r^damöe.  N^aomoiBS  Fötat  d'indigence  deyra, 
en  outre  des  formalitäs  prescrites  par  ces  lois,  dtre  ^bli  peo*  la  pro- 
daction  de  pitees  d^livr^es  par  les  autoritös  compötentes  dupaysd'ori- 
gine  de  la  partie  et  lögaüs^  par  Talent  diplomatique  ou  consulaire 
de  Taatre  pays,  qui  lea  traosmettra  k  son  gpuveniement.'' 
Der  Abschluss  eines  neuen  Handelsvertrages  steht  bevor. 

2.  Der  Eonsular-  und  Niederlassungs vertrag  mit  Italien  vom  9.  No- 
vember (28.  Oktober)  1879,  Art.  XIV: 

,,Les  Italiens  en  Serbie  et  les  Serbes  en  Italie  jouiront  röclproque- 
meat  du  bönMoe  de  Tassistance  judiciaire,  comme  les  nationaux 
eux-mSmes,  en  se  conformant  k  la  loi  du  pays  dans  lequel  Tassistance 
gera  r6clam6e. 

Dans  tous  les  cas,  le  certificat  d'indigence  doit  6tre  dälivrö  k 
r6tranger  qui  demaBde  l'a^sistance  par  les  autoritös  de  sa  r^d^nce 
habituelle.  S'il  ne  röside  pas  dans  le  pays  oü  la  demande  est  formte, 
le  qertificat  d'indigence  sera  approuv6  et  16galis6  pai*  Fagent  diploma- 
tique du  pays  oü  le  certificat  doit  dtre  produit. 

Lorsque  Tötranger  r6aidc  dans  Ic  pays  oü  la  demande  est  formäe, 
()es  renseignements  pourront,  en  outre,  Stre  pris  auprös  des  autoritös 
de  la  nation  k  laquelle  il  appartient. 

Les  Italiens  admis ;  en  Serbie  et  les  Serbes  admis  en  Italie  au 
b^]i6fice  de  Tassrstance  judiciaire  seront  dispens6s,  de  plein 
droit,  de  toute  caution  ou  döpöt  qui,  sous  quelque  d^nomi- 
nation  que  ce  soit,  peut  dtre  exigö  des  6trangers  plaidant  conb^e 
les  nationaux  par  la  l^gislation  du  pays  oü  Taction  sera  introduite.^ 

3.  Der  BechtsbtUf evertrag  mit  Oesterreleh-Ungam  ^)  vom  24.  April 
(6.  Mai)  1881,  Ait..I  (vgl.  unten  §  18  Note  4,  S.  224). 

4.  Der  Handelsvertrag  mit  Bentsehland  vom  21./9.  August  1892, 
Aim,  Abs.  3  (vgl.  unten  §  18  Note  3,  S.  224}  (MeistbegUnstigungsklausel). 

5.  Der  Handelsvertrag  mit  C^rossbritaiiBien  vom  28.  Juni  (10.  Juli) 
1893  (vgl.  §  18  Note  6  S.  2^5.   Meistbegünstigungsklausel). 

§  6- 
III.  Bevollmaehtigte  der  Parteien.    Reektsauwaltsehaft. 

Die  Rechtaanwaltschaft  (Advokatur)  ist  durch  das  Gesetz  über  die 
Beebtsvertreter  vom  15.  Juni  1865  organisirt.^) 

Nach  diesem  Oesetse  können  au  öffentlichen  Rechtsvertretern  (Ad- 
vokaten) diejenigen  nicht  bestellt  werden,  welche 

1.  nicht  serfaisehe  Unterthaaen  sind, 

2.  das  25.  Lebensjahr  nicht  aurttckgelegt  haben, 

3.  die  Becbtsatudien  im  In-  oder  Auslände  nicht  mit  gutem  Er- 
folge surQekgelegt  haben, 

4.  nicht  mindestens  zwei  Jahre,  nach  der  Absolvinmg  der  Rechts- 

*)  VgL  Aber  denselben  Leitmai  er,  der  serbische  Giyflprozess  1685  8. 197  ff. 
^  Vgl.  Leitmai  er,  der  serbische  Civilprozess  S.  47 — SS. 
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falkultät,  bei  einem  Gerichte  erster  oder  höherer  Instanz  oder  bei  einem 
Rechtsvertreter  praktizirt  haben, 

5.  unter  Kuratel  stehen  öder  sich  im  Konkm*se  befinden, 

6.  in  Folge  ihrer  Auffnhrung  und  Lebensweise  die  allgemeine  Ach- 
tung und  das  Offenthche  Vertrauen  nicht  gemessen,  und 

7.  die  Rechtsvertreter-Prüfung  nicht  abgelegt  haben. 

Die  Bestellung  des  Rechtsvertreters  geschieht  mittelst  Dekrets  des 
Justizministers,  und  zwar  für  dasjenige  Gericht  erster  Instanz,  in  dessen 
Bezirk  der  betreffende  Rechtsvertreter  seine  Thätigkeit  ausüben  zu 
wollen  erklärt.  Trotzdem  kann  jeder  Rechtsvertreter  bei  allen  Ge- 
richten thätig  sein. 

Der  Rechtsvertreter  ist  nicht  Staatsbeamter,  er  wird  jedoch  auf 
getreue  £rfQUuug  seiner  gesetzlichen  Pflichten  vereidet  und  unterliegt 
in  ähnlicher  Weise  wie  die  Staatsbeamten  den  Disziplinarstrafen.  Zur 
Yerhängung  von  Disziplinarstrafen  sind  die  Präsidenten  der  Gerichte 
erster  Instanz,  der  Justizminister  und  das  Disziplinargericht  berufen. 
Das  Disziplinarverfahren  ist  in  demselben  Gesetze  geregelt. 

Die  Vertretung  der  prozessfähigen  Parteien  vor  Gericht  durch 
Anwälte  ist  nicht  gesetzlich  vorgeschrieben,  wie  in  Frankreich.  Die 
Givilprozessordnung  stellt  den  Grundsatz  auf,  dass  den  Parteien  frei 
stehe,  ihre  Angelegenheiten  vor  Gericht  persönlich  zu  führen  oder 
sich  durch  eine  andere  Person  vertreten  zu  lassen;  sie  sind  berechtigt, 
nach  ihrer  Wahl  einen  Vertreter  aus  der  Reihe  der  öffentliche 
Rechtsvertreter  zu  wählen  oder  andere  Personen  mit  ihrer  Vertretung 
zu  beauftragen.  Doch  muss,  falls  es  sich  um  eine  entgeltliche  Ver- 
tretung handelt  und  sich  am  Gerichtsorte  mehr  als  zwei  Rechtsver- 
treter befinden,  die  Partei  sich  eines  öffentlichen  Rechtsvertreters  be- 
dienen. *) 

Prozessunfähige,  Streitgenossen  (s.  o.  §4),  die  im  Auslande  leben- 
den Personen,  sowie  Fremde,  die  in  Serbien  keinen  ständigen 
Wohnort  haben,  müssen  einen  Rechtsvertreter  am  Orte  des 
Gerichts  haben.  2) 

Die  Parteien,  welche  einen  Bevollmächtigten  mit  der  Prozessftthrong 
beauftragen,  müssen  diesen  mit  einer  ordentlichen  schriftlichen  Voll- 
macht'^) versehen.    (Ausnahme  für  Blutsverwandte  und  Ehegatten.) 

Jede  schriftliche  Vollmacht  muss  enthalten:  a)  den  Namen,  Vor- 
namen, Stand  und  Aufenthaltsort  des  Mandanten  und  des  Mandatars; 
b)  den  Streitgegenstand;  c)  die  Bevollmächtigung  des  Mandatars  zur 
Führung  des  Prozesses;  d)  Ort  und  Zeit  der  Ausstellung  der  Vollmacht; 
und  e)  die  Unterschrift  des  Vollmachtgebers. 

Die  Echtheit  der  Vollmachtsurkunde  bedarf  der  Bestätigung  von 

Seiten  eines  Gerichts   oder  der  Ereis-  oder  der  Bezirkspolizeibehörde>) 

■  ■    ■     »1 

0  §  7  des  Ges.  vom  15.  Juni  1865. 

»)  §§77,  75  C.P.O. 

»)  §  78  CP.O. 

*)  §§79,  80  C.P.O. 


■  '  ""    ■  I  '  ■■■■II  m^^m^^ 

Die  im  Aüsla&d^i' ä&#gerf et*tigte  Yollmachtsttrktiiide  muss  anch 
rom  ausISndteclieii  'M'inisteHum  des  Aenssern  legalisirt,  tind 
danii  vom  serbischen Minidterium  des  Aeussemvidimirt  werden!. 
Der  BevoIhnSchtigte  muss  seine  Vollmachtsurkunde  mit  dem  ersteh 
Anträge  (Klage  etc.),  welchen  er  für  seinen  Mandanten  stellt,  vor- 
legen. ^)  Die  Abaclirift  und  Privattlbersetzung  der  Vollmacht  genttgt, 
Abel'  auf  Verlangen  der  Gegenpartei  ist  das  Original  der  Vollmachts- 
ratoide  vorzulegen,  widrigenfalls  die  Abschrift  und  Uebersetzung  keinen 
Werth  haben.  Eine  auf  telegraphischem  Wege  ertheilte  Vollmacht 
genügt  nicht. 

Es  ist  Aufgabe  dör  Advokaten,  Personen,  welche  sich  an  sie  wenden 
and  ihre  Hülfe  in  Anspruch  nehmen,  mttndlich  oder  schriftli(di  vor  den 
Geriditen  oder  anderen  öffentlichen  Beh^frden  M  Geschäften,  deren  Be* 
soiigung  GeseteeskenntniBS  erheischt, :  so  zu  v^ireten,  dass  dadurch  die 
zweckentsprechende  Durchführung  dieser  Geschäfte  gesichert  wird:^ 
Es  ist  femer  jeder  Rechtsvertreter  vei^flicbtet,  in  Givilprozessen  auch 
die  unentgeltliche  Vertretiimg  solcher  Personen  zu  ttbemehmen,  welche 
ein  behördlich  bestätigtes  Armuthszeugniss  erlangt  haben  (§5).^) 

Der  Rechtsvertreter  darf  mit  seinem  Mandanten  keinen  Verütig 
fiter  das  zu  leistende  Honorar  schliess^^  auch  nicht  als  solches  die 
Abtretung  eines  Theils  des  Prozessanspruchs  sich  ausbedingen.  Ein 
solcher  Vertrag  ist  ungültig  und  es  verfällt  der  Rechtsvertreter,  der 
am  geschlossen,  einer  G^eldstrafe.^)  Der  •  Rechtsvertreter  darf  weiter 
von  seinem  Mandanten  unter  dem  Titel  der  Entlohnung  keine  Voraus- 
zahlung annehmen,  doch  kann  er  bei  langmerigen  Prozessen  für  die 
bereits  geleisteten  Arbeiten  eine  entsprechende  Vergütung  beanspruchen.^) 
Wenn  sein  Vollmachtgeber  ein  Ausländer  ist,  so  haftet  der  Advokat 
dem  Gerichte  für  alle  Taxen  und  Kosten.  Deshalb  ist  er  berechtigt, 
von  Ausländern  im  Voraus  einen  entsprechenden  Betrag  zur  Deckung 
der  Taxen  2;u  verlangen.^ 

Für  die  Leistungen  der  Rechtsvertreter  sind  die  betreffenden  Ge- 
t^ührea  gesetzlich  fixirt,  Bei  Streitigkeiten  über  die  Höhe  der  Gebühren 
wd  Kosten  entscheidet  das  Gericht  erster  Instanz.^) 

Die  Beschwerden  über  Rechtsvertreter  sind   an   den  Justizminister 

EU  richten. 

§7. 

IT.   OniBds&tze  des  Clyilprozesses. 

Die  wesentlichen  Grundsätze  des  Civilprozesses  sind: 
A.    Die  Dispositions-  und   Verhandlungsmaxime.    Die  Bin- 
leitong,  Fortsetzung  und  Wiederaufnahme  des  Prozesses,  überhaupt  die 

>)  §  9i  Z.  6  C.P.O. 

*)  §  1  des  Gks.  Tom  15.  Juni  1895. 

s)  §  26  al.  2  ibid. 

«)  §§  4D,  41  ibid. 

*)  §  42  ibid. 

«>  §  43  ibid. 

1)  §§  50,  52  ibid. 

v.  LoBvrBxvno,  BedittTeitoIgUDf.  II.  14 
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FroEessfQhruxig  unterliegt  der  freien  Entschliessang  der  Parteien.  Kein  Ver- 
fahren ohne  Klage,  Die  Parteien  können  mit  gegenseitigem  Einverstind* 
niss  zu  jeder  Zeit  yom  Prozesse  zurücktreten  und  sich  in  jedem  Stadium 
des  Prozesses  vergleichen. ')  Die  Parteien  können  ttber  ihre  Rechts- 
ansprüche frei  disponiren.  Der  Bichter  ist  an  die  Parteidisposition  ge- 
bunden, insoweit  es  sich  nicht  um  das  Yerhältniss  der  Parteii^  zum  Ge- 
richt oder  um  den  Gang  des  Prozesses  handelt.  Demgemftss  darf  ins- 
besondere das  Gericht  der  Partei  nicht  mehr  zuerkennen  als  sie  be* 
antragt  hat,  und  es  kann  das  Kafigationsgericht,  selbst  wenn  es  findet, 
dass  das  untere  Gericht  zum  Nachtheil  der  Partei,  welche  sich  nicht 
beschwert  hat,   das  Gesetz  verletzt  hat,   das  Urtheil  nidit  abändern.-) 

B.  Die  Offizialmaxime.^  Das  Gericht  kann  von  den  Parteien 
die  AuflüSrung  aller  Thatomstände  begehren,  welche  es  für  nicht 
aufgeklart  hält;^)  es  darf  die  Verhandlung  erst  dann  schliessen,  ^enn 
die  Bache  spruchreif  geworden  ist;^)  es  hat  die  Personen,  welche  nach 
dem  Gesetze  unfähig  slnd^  als  2^gen  vernommen  zu  werden,  ex  offido 
von  der  Zeugenschaft  auszoschliessen ;  ^)  beim  ZeugenverhOr  an  die 
Zeugen  von  Amtswegen  die  allgemeinen  GlaubwürdigkeitsCragen  ssn 
stellen,^)  die  Eidestagsatzung  anzuordnen:^  es  kann  die  Feststellung 
des  Werths  einer  Sache  durch  Sachverständige  anordnen,  wenn  es 
findet,  dass  der  Werth  offenbar  zu  hoch  angegeben  ist;^  femer  hat 
das  Appellationsgericht,  wenn  es  die  Verhandlung  oder  die  Beweisanf- 
nähme  mangelhaft  findet,  auch  ohne  einen  darauf  abzielenden  Parteien- 
antrag, die  Ergänzung  des  Verfahrens  und  der  Beweisaufnahme  zu  ver- 
fügen.*^ In  gleteher  Weise  kann  auch  das  Kassationsgericht  eine  Er- 
gänzung des  Verfahrens  anordnen.**) 

C.  Der  Grundsatz  des  beiderseitigen  GehOrs.  Derselbe  ist 
im  ordentlichen  Verfahren  streng  durchgeführt,  indem  dem  Beklagten 
ausreichend  Gelegenheit  gegeben  ist,  sich  auf  den  Angriff  des  Klägers 
zu  vertheidigen.  Die  Entscheidung  darf  erst  nach  vorausgegangener 
mündlicher  Verhandlung  erfolgen.  —  Eine  Ausnahme  von  diesem 
Grundsatze  gilt  Im  abgekürzten  Verfahren  insofern,  als  in  diesem  der 
Beklagte  nicht  vorher  gehurt  wird,  vielmehr  erfdgt  die  Eintreibung  der 
durch  ttifentlidie  Urkunden  und  Wechsel  liquide  gemachten  Forderungen 
auf  Anordnung  der  Exekutionsbehörde  auf  einseitigen  Parteiantrag  und 


1)  §§143,  144  C.P.O. 
5  §§304Z.3;  825  C.P.O. 
^  Vgl.  Leittnaier  a. «.  0.  S.  67  ff. 
<>fl64  CP.O. 
»)  §§  166,  176  C.P.O. 
«)§210C.P,0. 
')  §223  C.P.O. 
»)  §274  CP.O. 
»)  §  295  C.P.O. 
««)  §317  C.P.O. 
")  §331  C.P.O. 
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ebenso  wird  bei  PHvattirkunden  der  Zahlangsbefetal  unmittelbar  er- 
lassen. ^) 

Der  Bekagte  kann  jedoeh  unter  gewissen  Voraussetzungen  die  Ein- 
steQting  der  Exekution  verlangen  und  gegen  den  Zahlungsbefehl  Sin- 
Wendungen  erheben,  auc)i  die  Echthfilt  der  Urkunde  bestreiten.^ 

D.  Die  ETentualmaxime.  Sie  rerlangi  das  gleiehzaitige  Vor- 
bringen aller  in  einem  Prozessstadium  etwa  konkurrirenden  Angrifls- 
oder  Yertheidungsmittel  mm  Zwedce  gemeinsamer^  weim  ailch  nuf 
oYentneller  Erledigung  für  den  Fall  der  Hinfälligkeit  des  prinzipalen 
Vorbringens.  Hierher  gehören  die  gesetzlichen  Bestimmungen,  wonach 
in  der  Klage  alle  Beweismittel,  von  welchen  der  Kläger  Oebranch 
machen  will,  enthalten  sein  mflssen;  und  wonach  der  Bciklagte  in  der 
Klagebeantwortuhg  Alles  anzuführen  hat,  was  zu  seiner  Vertheidigung 
dienlich  ist  und  insbesondere  alle  seine  Zeugen  namhaft  zu  machen 
und  s&mmUiche  Beweismittel  vorzulegen  hat,  welche  seinen  Antrag  auf 
Verwerfung  oder  Aufschiebung  des  Prozesses  begründen  sollen.  ^  Ferner 
gehört  hierher  die  Bestimmung,  dass  der  Kläger  bei  der  Streitverhand- 
Inng  den  Grund  der  Klage  gegen  den  Willen  des  Beklagten  weder 
ändern,  noch  sich  auf  neue  Beweise  berufen  darf.^) 

£.  Der  Grundsalz  der  Unmittelbarkeit  oder  Mündlichkeit. 
Der  Grundsatz  der  Unmittelbarkeit  besteht  darin,  daSs  das  erkennende 
Gericht  die  Grundlagen  seiner  Entscheidung  diu*ch  eigene  Wahrnehmung 
gewinnt,  nämlich  aus  dem  unmittelbaren,  mündlichen  Verkehr  mit  den 
Parteien  und  durch  unmittelbare  Benutzung  der  Beweisquellec.  Dieser 
Grandsatz  der  SlündHchkeit  oder  Unmittelbarkeit,  vermöge  dessea 
das  Gericht  auf  Grund  der  unmittelbar  vor  ihm  durchgeführten  Streit- 
verhandlung und  nicht  auf  Grund  von  Verhandlungsprotokollen  und 
Akten  entscheidet,  ist  im  Verfahren  vor  den  Gerichten,  Schiedsgericfiten 
und  Gerichten  erster  Instanz  mit  geringen  Ausnahmen  durchgeführt. 

Dagegen  findet  dieser  Grundsatz  im  Verfahren  in  den  Rechts- 
mittelinsianzen  keine  Anwendung.  Diese  Instanzen  entscheiden  viel- 
mehr  ohne  vorausgegangene  mündliche  Verhandlung  ledigUch  ailf  Gitiiid 
der  vom  unteren  Gerichte  vorgelegten  Prozessakten.  5) 

F.  Der  Grundsatz  der  Oeffentlichkeit.  Er  ist  sowohl  im 
Verfahren  vor  den  Gerichten  erster  Instanz,  wie  in  den  Rechtsmittel- 
instanzen, in  letzteren  bei  der  Kundmachung  des  UrtheÜs,  durchgeführt.  ^ 

G.  Die  freie  (materieile)  ufid  legale  (formelle)  Beweis- 
tbeorie.'')  Für  Gemeindegerichte  und  Schiedsgerichte  gilt  grundsäls^ch 
freie  Beweiswürdigung,*)   nur  für  den  Zeugenbeweis   gelten   auch  hier 

»r§§450,  464,  457  C.P.O. 

>)  §§455,  458,  469  G.P.O« 

3)  §§94  Z.3;  106,  107  C.P.O. 

*)  §  160  CP.O. 

*)  §§  20,  317,  325,  446  G.P.O. 

«)  §§  149,  152,  319,  3^  aP.Ö. 

^  V^.  Leitmaier  a.  a.  0.  S..73ff. 

f)  §  13  al.  1  C.P.O.  und  NoTeUe  vom  28.  Juni  1882. 
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die  aUgemeinen  ProEessroredirifteiiv  wonach  das  Gericht  an  bestimmte 
Regeln  gebunden  ist.^) 

Im  Verfahren  vor  den  Gerichten  erster  Instanz  und  den  höheren 
Gerichten  ist  die  freie  Beweiswttrdigang  in  mehrfadier  Hinsicht  dnge- 
schränkt.  Eine  Schuldverschreibang  ist  nur  dann  beweiskräftig,  wenn  8ie 
die  gesetzlichen  Erfordernisse  erfttUt;^  der  Beweis  derBezi^ung  einer 
ordnungsmässig  verbrieften  Forderung  kann  nur  durch  eine  den  gesetz- 
lichen Erfordernissen  entsprechende  Quittung  gefOhrt  werden.  *)  Der 
Gegenbeweis  gegen  den  Inhalt  einer  in  gesetzlicher  Form  emchteten 
Urkunde  kann  durch  Zeugen  nicht  gefQhrt  werden.^)  Schuldfordemngen, 
deren  Betrag  200  Dinare  Übersteigt,  können  in  der  Regel  nur  dm^ 
eine  schriftliche  Urkunde  erwiesen  werden.^) 

y.  Das  Terfaliren  Tor  den  Oerieliten  L  Instanz. 

§8- 
A.   OrdentUohes  Yerfkhren. 

1.  Der  Ciyilprozess  beginnt  mit  der  Erhebung  der  Klage,  welche 
schriftlich  (in  duplo  etc.)  Überreicht,  oder  bei  Gericht  und  zwar  bei 
dem  vom  (JerichtspräsidenteA  abgeordneten  Beamten  (Anmelder)  zu 
Protokoll  gegeben  werden  kann.^ 

Die  Klage  muss  enthalten:  den  Namen,  Vornamen,  Aufenthaltsort 
und  die  Beschäftigung  des  Klägers  und  des  Beklagten,  die  Abschrift 
der  Vollmacht  des  etwaigen  Vertreters,  den  Streitgegenstand  und  dessen 
Werth;  den  Klagegrund;  die  zur  Erweisung  des  Klagegrunds  dienlichen 
Beweismittel  (insbesondere :  die  Abschrift  der  Urkunden,  die  Bezeichnung 
der  Zeugen  und  alles  dessen,  was  diese  bezeugen  sollen;  die  That^ 
Sachen,  ttber  welche  der  Eid  deferirt  wird),  und  das  Klagebegehren. 
Letzteres  bildet  den  Schluss  der  Klage  und  muss  sowohl  die  Haupt- 
sache als  auch  die  Nebenansprliche  enthalten.  In  einer  und  derselben 
Klage  dürfen  nicht  Ansprüche  aus  verschiedenen  Rechtsgründen  oder 
Ansprüche  aus  demselben  Bechtsgrunde,  die  aber  eine  verschiedene  Be- 
weisführung erfordern,  kumulirt  werden.^ 

Der  oben  bezeichnete  Beamte  (Anmelder)  hat  jede  Klage  zunächst 
einer  FHlfung  zu  unterziehen,  und  je  nach  den  Ergebnissen  dieser 
Prüfung  entwedw  die  Verfügung  des  Präsidenten  (welcher  z.  B.  die 
Ergänzung  oder  Verbesserung  der  Klage  anordnet)  oder  die  Entschei- 
dung des  Gerichtshofs  (welcher  die  Klage  z.  B.  wegen  Unzuständigkeit 
oder  deshalb  zurückweisen  kann,   weil   die  Klage   eine   Leistung  zum 

0  §§  17,  218  C.P.O.    Eine  Ausnalime   macht  femer  bei  Gemeindegenehteii  das 
Beweismittel  des  Kerbholzes;  siehe  darQber  Leitmaier  a.  a.  0.  S.  111. 
»)§19iaP.O. 
»)  §  194  C.P.O. 
*)§233C.P.O. 

*)  §§  242,  243  C.P.O.  und  NoveUe  vom  8.  MSrz  1881, 
«)  §93  C.P.O. 
^  §§94—98  CP.O. 
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G^Bstead  hat,  die  dareh  das>  Gesetz  verboten  oder  polizeilidien  Ver« 
erdnongea  2ttmder  ist)  einzuholen,  oder  die  Klageschrift  dem  Beklagten 
unter  Festsetzung  einer  bestiaunten  Frist  zur  Beantwortung  zuzustellen: 
2.  Die  Beantwortung  der  Klage  kann  innerhalb  der  bestimmten 
Frist- sehriftlich  (in  duplo)  überreicht  oder  mündlich  zu  Protokoll  er* 
klärt  werden.^)  Der  B^agte  hat  die  Klage  yollständig  zu  be- 
antworten  und  alles  anzuführen,  was  er  zu  seiner  Verthei- 
digung.  geltend  machen  will,  insbesondere  die  prozesshindemden ^ 
und  prozessäuÜBchiebenden^  Einreden  entgegenzusetzen,  die  Zeugen  zu 
bezeichnen  und  die  Thatsachen,  worüber  sie  aussagen  sollen,  anzu- 
fittiren,  anoh  etwaige  Aussohliessungsgrfinde  gegen  einen  der  Richter 
zu  bezeichnen. 

Ist  Ton  dem  Beklagten  in  der  Klagebeantwortung  die  prozess^ 
bindernde  Einrede  der  Unzuständigkeit  erhoben  oder  sonst  auf  Grund 
prozesshindemder  oder  prozessaufsctüebender  Einreden  die  Verwerfung 
oder  Aufschiebung  des  Prozesses  beantragt  worden,  so  hat  der  Oerichts- 
anmelder  dfe  Akten  dem  Gericht  Yorzulegen,  welches  im  ersteren  Falle 
Sber  die  fVage  der  Zuständigkeit  mittelst  Dekrets  entscheidet,  im  an- 
deren Falle  den  Antrag  des  Beklagten,  wenn  es  denselben  nicht  sofort 
Terwirfti,  dem  Kläger  niitzutheilen  hat,  unter  gleichzeitiger  Anberaumimg 
einer  Tagsatzung  (Termin)  zur  mündlichen  Verhandlung  und  Entschei- 
dung mit  kurzer  Frist>) 

Wenn  der  Beklagte  innerhalb  der  bestimmten  Frist  die  Beantwor^ 
inng  nicht  überreicht  hat,  oder  die  Beantwortung  der  Klage  nach  Ab- 
lauf der  Frist  überreicht,  ohne  die  Verspätung  zu  rechtfertigen,  so  wird 
er  so  angesehen,  als  ob  er  die  Klage  nicht  beantwortet  hätte.  ^)  In 
diesem  Falle,  sowie  dann,  wenn  die  in  der  E^agebeantwortung  erhobene 
prozesshindemde  oder  prozessaufschiebende  Einrede  endgültig  verworfen 
ist,  ist  Termin  (Tagsatzung)  zur  mündlichen  Verhandlung  des  Rechts- 
streits anzuberaumen.^ 

3.  Der  Gang  der  Verhandlung  ist  verschieden,  je  nachdem  beide 
Parteien,  oder  nur  eine  Partei  oder  keine  Partei  im  Termin  erscheint, 
a)  Erscheinen  beide  Parteien,  so  hat  sie  der  Präsident  zunächst 
aufisofordem,  sich  zu  vergleichen  oder  sich  auf  ein  Schiedsgericht  zu 
eioigen,  und  ihnen  hierbei  die  Folgen  der  Prozessfllhrung  vorzustellen.^ 
Kommt  ein  Vergleich  zu  Stande,  so  hat  das  Gericht  denselben  zu 
Protokoll  zu  nehmen;  dieser  Vergleich  hat  die  Kraft  eines  vollstreck- 
baren Urtheils.  Kommt  jedoch  ein  Vergleich  nicht  zu  Stande,  so  wird 
zuerst    die   Klage   nebst   allen  Anlagen  und  dann  die  rechtzeitig  über- 


0  f§  93,  105  CP.O. 

«)  §  IW  CP.O. 

5)  §  110  CP.O. 

♦)  §§  106—110,  49,  54  CP.O. 

*)  §  111  CP.O. 

•)  §  112  CP.O. 

^  §  157  CP.O. 
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reichte  Beantwoiotng  Yorgaleflen.  Darauf  ertheilt  der  Prändent  den 
Parteien  das  Wort  ssur  Ergänzung,  Beri<^tigung  und  Aufklärung  dos 
Saohverhalts.  Jede  Partei  ist  berechtigt,  die  neuen  AnfUhrungen  deg 
Prozesflgegners  zu  beantworten.  —  Der  Präsident  hat  durch  Stellung 
von  Fragen  darauf  hinzuwirken,  dass  alle  zur  Feststellung  des  Sach- 
verhalts dienliehen  Erklärungen  abgegeben  werden.^) 

Hieran  schliesst  sich  die  Beweisaufnahme  durch  Vernolunung  der 
erschienenen  Zeugen  und  Sachverständigen,  und  demnächst  erfolgt,  wenn 
die  Sache  genügend  aufgeklärt  ist,  die  Urtheilsbepathung.  ^ 

b)  Erscheint  nur  eine  Partei  im  Verhandlungstermin,  so  kornntt 
es  darauf  an,  ob  dieselbe  die  Vertagung  des  Termins  beantragt  oder 
falls  dies  nicht  geschieht,  ob  die  nicht  erschienene  Partei  ihr  Ausbleiben 
entschuldigt  hat  oder  nicht.  —  Beantragt  die  erschienene  Partei  eine 
andere  Verhandlung,  so  hat  das  Gericht  eine  seidke  anzuordnen.^ 

Hat  die  nicht  erschienene  Partei  Ihr  Ausbleiben  nicht  gehörig  ent* 
schuldigt  und  ist  sie  ordnungsmässig  geladen,  so  wird  in  der  Verband« 
lung  fortgefahren  ohne  Bttcksicht  auf  ihr  Ausbleiben  (wie  sub  a,  —  ne- 
gative Litiscontestation)  und  das  Urtheil  ergeht  in  Abwesenheit  der  aui- 
gebliebenen  Partei. 

c)  Ist  zur  Verhandlung  keine  Partei  erschienen,  und  hat  auch  kein 
Theil  einen  anderen  Verhandlungstermin  beantragt,  auch  keine  Partei 
bis  dahin  schriftlich  den  Antrag  gestellt,  mit  der  Urtheilsfällung  in 
ihrer  Abwesenheit  vorzugehen,  so  hat  das  Gericht  die  Akten  ins  Archiv 
zu  hinterlegen  und  den  Kläger  zum  Ersätze  der  Geriohtakosten  und  der 
Gebühren   für   die  bei  der  Verhandlung  erschienenen   Zeugen    etc.   au 


')  §§  168,  169.  161.  164  C.P.O. 

«)  §  168  ap.o. 

^)  BesQglich  des  Kontumazialrerfahrem  oiithält  die  serbische  Cüvilprozes«- 
ordnnng  folgende  Bestimmungen: 

§  134.  i^Die  Partei,  velcbe  Ton  der  Tagsatemig  ausgeblieben  ist,  ohne  vorber  mn 
die  Erstreckung  derselben  angesucht  zu  haben,  kann  binnen  15  Tagen  nach  Zqstellung 
des  in  Eriedigung  der  Tagsaizung  erflossenen  UrtheUs  entweder  das  Ausbleiben  recht- 
fertigen oder  gegen  das  Urtheil  die  gesetzlich,  sulAsslgen  Beehtsmittel  ei^graifen. 

Sie  kann  jedpoh  das  Letztere  nicht. mehr  thun,  wenn  sie  das  Erstere  gethan  hat, 
et  vice  versa." 

§  ^96.  »Das  Ausbleiben  ist  nur  dann  fOr  gerechtfertigt  zu  halten,  -wenn  die  aus- 
gebt iebeiie  Partei  durch  geeignete  Beweismittel,  oder,  im  Falle  solche  nicht  beigebracht 
werden  können,  durch  ihren  Eid  zu  erweisen  vermag,  dass  sie  in  Folge  eines  ohne  ihr 
Verschulden  eingetretenen  Hindemisles  bei  der  Tagfiüut  weder  selbst  erscheinen,  noch 
zu  derselben  einen  BevoUinAGhtigten  abordnen  konnte.*' 

§  186.  „H&lt  das  Gericht  das  Ausbleiben  fOr  unbedingt  gerechtfertigt,  so  ordnet 
es  mit  möglichst  kurzer  Frist  eine  andere  Tagfahrt  an.  Wird  jedoch  das  Ausbleiben 
nur  unter  der  Bedingung,  dass  die  ausgebliebene  Partei  den  oben  erw&hnten  Eid  ab- 
legt, für  gerechtfertigt  erklftrt,  so  hat  es  eine  Tagfahrt  anzuordnen,  wogegen  keine 
Beschwerde  zulftssig  ist. 

Wird  dagegen  das  Ausbleiben  nicht  gegründet  befunden,   oder  legt  der  Prozess- 
heil  den  Eid,   zu   dem   er   sich  erboten,  nicht  ab,   so  wird  das  bezflg^che  Urtheil  fftr 
vollstreckbar  erklärt.** 

§  141.    „Wird  das  Ausbleiben  von  der  Tagsatzung   fOr   gerechtfertigt  erklSii,  so 
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venirtfaellen.  ^)  Haben  jedoch  beide  Parteien  öder  auch  nur  eine  die 
Anberaumung  eines  neuen  Verhandlunggtermins  beantragt,  go  ist  ein 
anderer  Termin  anzugetzen.^ 

4.  Da«  Verhandlunggprotokoil.  lieber  die  ganze  Streitver- 
^andlnng  ist  ein  Protokoll  auftunehmen.  Dasselbe  hat  alles  dasjenige 
zu  enthalten,  was  bei  der  mflndllchen  Verhandlung  festgestellt  wurde 
und  prosessentscheidend  ist,  sowie  die  Gerichtsbeschlttsse,  insofern  sie 
mcht  in  besonderen  Akten  vorkommen,  und  die  Aussagen  der  Zeugen 
und  Sachverständigen.^ 

5.  Beweis  und  Beweismittel.  Der  Regel  nach  bedarf  jede  Thal> 
Sache,  welche  zur  Begriindung  eines  Anspruchs  oder  eines  Einwands 
dienen  soll,  des  Beweises,  sofern  sie  vom  Gegner  bestritten  wird.  Be^ 
weislos  geblielyene  AnfUhrungen  dürfen  im  Prozesse  nicht  berttcksidi^ 
tigt  werden,  läne  gesetzliche  Pr&sumtion  beflreit  von  der  Beweislast; 
doch  ißt  der  Gegenbeweis  zulftssig.^)  Wer  sich  auf  eine  ausländische 
Gesetzesbestimmung  b^nift,  muss  das  Besteben  derselben  eventuell  be- 
weisen. —  Im  Auslande  ausgestellte  Urkunden  sind  nur  dann  beweis*- 
kräfl^,  wenn  erwiesen  wird,  dass  sie  nach  den  Gesetzen  den  Aus- 
stellungsorts gleichfalls  Beweiskraft  besitzen. 

Als  Beweismittel  sind  zugelassen:  Gestftndniss,  Urkunden,  Zeugen, 
SadiversUbidige,  Einnahme  des  richterlichen  Augenscheins,  Eid. 

a)  Nur  das  gerichtliche  Gestand niss  liefert  vollständigen  Be* 
weis  gegen  denjenigen,  der  es  abgelegt  hat.  Der  Wid^ruf  dieses  Ge- 
ständnisses ist  nur  zulässig,  wenn  es  erweislich  durch  einen  Irrthum 
Ober  eine  Thatsache  (nieht  durch  einen  Rechtsirrthum)  veranlasst  war.  ^) 

b)  Die  Urkunden  sind  entweder  öffentliche  oder  Privaturkunden. 
Oeffentliche  Urkunden  sind  diejenigen,  die  von  Mentlichen  Organen 
in  AjDSIUmiig  ihrer  Amtswirksamkeit  unter  Beobachtung  der  gesetzlich 
vorgeschriebeiien  Formen  ausgestellt  worden  sind.  Sie  liefern  in  Be^ 
trefT  der  Thatsadie,  worttber  sie  ausgestellt  sind,  gegen  Jedermann 
vollen  Beweis.  Wer  die  Unechtheit  oder  Gesetzwidrigkeit  einer  Offent^ 
liehen  Urkunde  behauptet,  hat  sie  zu  beweisen.^)  —  Die  Pri^atur- 
kunden,  deren  Echtheit  vom  Prozessgegner  anerkannt  wird,  liefern 
gegen  den  Aussteller  vollen  Beweis.  Wird  die  Echtheit  der  Privat- 
urkunde vonr  Prozessgegner  bestritten,  so  hat  sie  der  Produzent  zu  be- 
weisen.^ Eine  besondere  Förmlichkeit  gilt  fOr  Schuldscheine;  sie 
mflssen  nämlich  entweder  ganz  vom  Aussteller  eigenhändig  geschrieben 

wM  dftdureb  das  b«Ellgiiche  Urtheil  mit  Beinen  rechtlichen  Folgen  aufgebeben.  Es 
bat  jedoch  die  ausgebliebene  Partei  die  der  Gegenpartei  dadnreh  Terarsachten  Kosten 
miter  aUen  Umstftnden  zu  yergüten  und  auch  die  Gerichtskosten  au  bezahlen«** 

»)§172C.P.O. 

»)  §  137  Z.  1  CP.O. 

»)  §§  167,  169,  170  CP.O. 

«)  S$  17g,  179  CP.O. 

*)  §§  180—185  CP.O. 

•)§§187,  188  CRO. 

0  §  189  CP.O. 
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und  unterschrieben,  oder  von  einem  Gerichte  I.  Instanz,  einer  Kreis-  oder 
BedrkspolizeibehOrde,  oder,  falls  sie  auf  einen  Betrag  bis  einschlies^ 
lieh  200  dinars  lauten,  von  einem  Gemeindegerichte  beglaubigt  sein.^) 

Die  im  Inlande  Yorschriftsmässig  geführten  Handelsbücher  liefern 
einen  halben  Beweis  (durch  den  Buc&eid^  erg&nzt).  Auch  die  Han- 
delsbücher eines  ausländischen  Kaufmanns  liefern  einen  fialben  Be- 
weis, wenn  sie  entsprechend  den  Gesetzen  des  Landes,  dem  der  Kauf- 
mann angehört,  geführt  sind,  und  wenn  dieser  beweist,  dass  in  seiner 
Heimath  auch  den  nach  Vorschrift  des  serbischen  Handelsgesetzes  ge- 
führten Handelsbüchem  swbischer  Kaufleute  die  gleiche  Beweiskraft 
zuerkannt  wird  (Reziprozität).  Bezüglich  der  Beweiskraft  der  in  Oester- 
reich-Ungarn  geführten  Hiuidelsbücher  besteht  zwischen  Serbien  und 
Oesterreich-Ungarn  zu  Folge  des  Rechtshttifiovertrages  vom  24.  April 
(6.  Mai)  1881  vollständige  Reziprozität. ')  Die  Beweiskraft  der  Handels- 
bttcher  ist  jedoch  gegenüb^  Nichtkaufleuten  auf  die  Dauer  eine^  Jahres 
vom  Tage  der  Eintragung  des  bezüglichen  Handelsgeschäfts  an  he- 
schrilnkt.  ^) 

c)  Der  Zeugenbeweis  ist  —  von  Handelssachen  abgesehen  — 
in  bürgerlichen  Prozessen  neben  und  gegen  Uil:unden  unstatthaft,  eben- 
so, wenn  es  gilt,  den .  Abschluas  eines  Vertrages  darzuthun,  dessen 
Gegenstand  an  Geld  oder  Geldwertli  den  Betrag  von  200  dinars  über- 
steigt oder  doch  ursprünglich  überstiegen  hatte.  ^) 

Die  Beweiskraft  des  Zeugenbeweises  beurtheilt  das  Prozessgericht 
nach  seinem  fireien  Ermessen  unter  Berücksichtigung  aller  umstände.^ 

d)  Die  Parteieneide^  und  Haupteid,  Erfüllungseid,  Schät- 
zungseid, Manifestationseid,  Urkundensupplirungseid  und 
Bucheid.®) 

6.  Das  Urtheil  ist  mit  kurzer  Begründung  zu  Protokoll  zu 
nehmen,  von  den  Richtern  zu  unterschreiben  und  alsdann  in  wieder- 
erOffneter  öffentlicher  Sitzung  vom  Präsidenten  zu  veriLÜnd^i.  Das 
(Bericht  hat  jeder  Partei  eine  Ausfertigung  des  ürtheils  zuzustellen.^ 

§9- 
B.   Dm  summarische  (abgetefliste)  Verfiüiron 

auf  Grund  von  Urkunden,  insbesondere  von  Wechseln. 

Dieses  Verfahren  findet  unter  folgenden  Bedingungen  statt: 

>)  §  192  C.P.O:  and  NoveUe  vom  17.  Junuar  1876. 
•)  §  12  Ab«.  1  H.Q.B. 

^  Vgl.  Leitmaier  a.a.O.  S.  268.  265;  und  Jettel,  Handbach  des  latemat 
Privat-  und  Straireclitg  6. 154,  155.  _ 

*)  §§  12—14  H.G.B. 

*)  Die  Artikel  1341—1848  des  fransOsischen  code  dTil  sind  wörtlich  flberaetzt 
und  bilden  den  Text  der  §§  242— 245a  der  serb.  C.P.O. 

•)§218C.P.O. 

^  Der  Eid  ist  ein  snbsidüres,  nur  in  Ermangelnng  ai^derer  Beweise  ämliasiges 
Beweismittel. 

•)  §§  261-802,  203,  206  C.P.O.     §§17,  75  H.G.B. 

»)  §§  176,  177  C.P.O. 
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a)  die  Urkunde,  auf  Grund  welcher  der  Anspruch  erfap)>6n  minii, 
mu88  eine  öffentliche  oder  eine  mit  den  gesetKUchea  iEJrfordemJsseii 
eines  Schuldscheins  versehene  Privaturkunde  sein,  oder  der  regel- 
mSssig  ausgefertigte  Wex^hsel;^) 

b)  die  festgesetzte  Zahlung»*  resp.  ErfUUungsfrist  der  begehrten 
Leistung  muss  yerstrichen  sein; 

c)  der  Werth  einer  beweglichen  oder  unbeweglichen  Sache  muss 
deutlich  und  bestimmt  bezeichnet  sein; 

d)  aus  der  Urkunde  muss  das  Becht  des  Klägers,  resp.  die  Ver- 
pflichtung d^g  Beklagten  deutlich  hervorgehen; 

e)  bei  einer  gegenseitigen  Verbindlichkeit  muss  der  Kläger  nach 
Inhalt  der  Schuldurkunde  oder  einer  anderen  Öffentlichen  Urkunde  seine 
Verbindlichkeit  erfQUt  haben,  während  der  Beklagte  seiner  Verpflichtung 
nicht  nachgekommen  ist;'"*) 

fj  der  Aussteller  der  Urkunde  darf  nicht  mindeijährig,  in  Konkurs 
verfallen,  unter  Kuratel  gestellt,  verschollen  oder  gestorben  sein.*) 

Der  Klage  muss  das  Original  oder  eine  vom  Gerichte  oder  der 
Polizeibeh(5k*de  beglaubigte  Abschrift  der  Urkunde  beigelegt  sein.^) 

Der  Beklagte  ist.  über  die  Klage  nicht  «u  vernehmen.*) 

Im  Uebiigen  ist  das  Verfahren  verschieden,  je  nachdem  die  For- 
derung auf  Grund  einer  öffentlichen  Urkunde,  eines  Wechseln  oder 
einer  Privaturkunde  erhöben  wird. 

Im  ersten  Falle  hat  das  Gericht  unmittelbar  und  sogleich  die  exe- 
kutive Beitreibung  der  eingeklagten  Forderung  nebst  den  nothwendigen 
Kosten  durch  die  Polizeibehörde  zu  veranlassen.  Die  gesetzliche  Frist 
für  diese  zwangsweise  Beitreibung  beträgt  8—20  Tage,  bei  Wechsel- 
fordernngen  jedoch  längstens  3  Tage.  Hiervon  hat  das  Gericht  beide 
Parteien  mittelst  Dekrets  zu  benachrichtigen,  gegen  welches  der  Be- 
klagte keine  Beschwerde  erheben  kann.  Derselbe  kann  aber  inneriialb 
der  angegebenen  Frist  die  Einstellung  der  Exekution  beantragen,  wenn 
er  sofort  nachzuweisen  vermag:  die  Inkompetenz  des  Gerichte,  die 
ganze  oder  theilweise  Erfflllung  der  Forderung,  die  lüidtenz  einer  kom- 
pensablen  Gegenforderung,  oder  den  Nichteintritt  der  ErfUlungszeit. 
Erächtet  das  Gericht  auf  Grund  des  vom  Beklagten  vorgelegten  Beweis- 
materials den  Antrag  für  begründet,  so  hat  es  die  Exekution  des  De- 
krets sofort  einzustellen.  Hält  dagegen  das  Gericht  die  vom  Beklagten 
vorgelegten  Beweise  nicht  fUr  genügend,  so  hat  es  denselben  mit  seinem 
Antrage  abzuweisen. 

Grfindet  sich  die  Forderung  auf  eine  Privaturkunde  so  hat  das 
Gericht  dem  Beklagten  längstens  binnen  S  Tagen  mittelst  Dekrets  auf- 
zutragen,   den    Kläger  mit  seiner  Forderung  binnen  einer  Frist  von  8 


«)  §451  C.P.O. 
•l  §44»  CP.O. 
^  §452  CP.O. 
^  f  453  CP.O. 
»)  §460  C.P.O. 
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bis  15  Tagen  ssu  befriediget,  . sofern   er  gegen   dessen  Klagebegehren 
keine  gesetalichen  Einweadangen  (wie  oben)  zu  eiiieben  yermOge. 

Bringt  der  Beklagte  seine  Einwendungen  vor  und  eraohiet  das  Gericht 
sie  für  begründet,  so  hat  dasselbe  die  Sistirung  der  Exekution  anauordnen. 
Ist  dagegen  das  gerichtliche  Dekret  redit»krftftig  geworden,  so  ist  mit 
demselben  ebenso  wie  mit  einem  rechtskrftftigen  UrtheOe  vonsugehMi.  ^) 

§  10. 
TL  Beehtamittel. 

Die  C.P.O.  gewährt  als  gewöhnliche  Bechtsmittel  die  Appella- 
tion und  den  Kassationsrekurs. 

A.  Die  Appellation  (Berufung)  ist  nur  gegen  die  Urtbeile  der 
Gerichte  I.  bistans  und  s^ar  nur  gegen  solche  Urtbeile  zulftsidg,  welche 
a)  einen  unschätzbaren  Gegenstand  (z.  B.  eine  Dienstbarkeit),  oder  b) 
einen  Gegenstand^  dessen  Werth  421  dinars  übersteigt  (ohne  Zinsen, 
Prozesskosten,  S<diflden,  auiigenommen  den  Fall,  wenn  diese  Anapräche 
die  Hauptoacbe  bilden),  —  betreffen  und  welche  nicht  auf  Grund  eines 
unbedingten  Geständnisses  ergangen  sind,  und  nicht  auf  einen  Haupt» 
cid  oder  auf  einen  Hanifestationseid  lauten.^  Wird  nicht  der  ganze 
Inhalt  des  Urtheils,  sondern  werden  nur  einzelne  Punkte  desselben  an- 
gefocbtßn,  so  findet  die  Appellation  nur  dann  statt,  wenn  der  Be- 
schwerdegegenstand  den  Betrag  von  421  dinars  übersteigt.^) 

Die  Appellation  muss  binnen  einer  Frist  von  15  Tagen  vofn  Tage 
der  Zuit^ung  des  betreffenden  Urtheils,  mündlich  oder  schriftlich  bei 
dem.  Gericht  erster  Instanz  angebracht  werden.  Eine  später  eingelegte 
Al^ellAlion  ist  von  Amtswegen  zurückzuweisen. 

Eine  rechtzeitig  eingelegte  Appellation  hemmt  die  Exekution  des 
Urtheils  (Suspensiveffekt).  Betrifft  jedoch  die  Appellation  nicht  das 
gf^niEe  Uitheil,  so  ist  es  in  Bezug  auf  die  nicht  angegriffenen  Punkte 
sofort  vollstreckbar.^) 

B.  Der  Eassationsrekurs  findet  statt: 

a)  gegen  alle  Dekrete  (Verfügungen,  Beschlüsse)  der  Gerichte  L  In- 
stanz, insoweit  der  Rekurs  im  Gesetze  nicht  ausdrücklich  ausgeschlosaen  ist; 

b)  gegen  Urtbeile  der  Gerichte  I.  Instanz,  welche  einen  Gegen- 
stand betreffen,  dessen  Werth  421  dinars  nicht  übersteigt; 

c)  gegen  alle  Urtheüe  des  Appellationsgerichts. 

Im  Uebrigen  (Frist  etc.)  gelten  die  für  die  Appellation  gegebenen 
Vorschriften.  *) 

§11. 
yjl«  TerfidireE  vor  dem  Appellatiousgerlcbt 

Ist  die  Appellation  rechtzeitig  bei  dem  Gerichte  I.  Inatanz  GLUge- 
legt  worden,  so  hat  dieses  Gericlit  die  Prozessakten  nebst  einem  Akten- 

i)  §§  454-.-4e0  CP.O. 
»)  §§309,  310  CP.O. 
»)  §313  al.3  CP.O. 
♦)  §§311—313  CP.O. 
»)  §§  319—323  CP.O. 
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feraeiobniss,  einer  beglaubigten  Abschrift  des  angegriffonen  UtiheilB  imd 
dem  Verhandlungsprotokoll  dem  AppeUationagericht  zur  KntocheidUng 
vorzulegen.  Dieser  Gterichtehof  bat  zunäehst  von  Amtswegen  Beine 
Zuständigkeit  zu  prüfen  und  erst  nach  dem  bejahenden  Ergebnis^ 
auf  die  Sache  selbst  einzugehen.  ^) 

Das  Appellationsgericht,  welches  auf.  neu  angeflilirte  Boveise 
keine  Bflcksioht  nehmen  darf,  kapn  nun  nach  Einsicht  der  Akten  zu 
folgendem  Resultat  gelangen: 

a)  dass  der  Prozess  seiner  Entscheidung  nicht  unterliegt,  oder,  das»/ 
das  Gericht  I.  Instanz  über  einen  streitigen  Punkt  nicht  entschiede^ 
hat,  oder  dass  das  Verfahren  an  wesentUcben  Milngeln  leidet.  In  diesen 
FSllen  sind  die  Prozessakten  dem  Gericht  I.  Instanz  zurückzusenden, 
und  ist  ihm  die  VenroUständigung  des  Urtheils  resp.  die  Yerbesseruqg 
des  Verfahrens  aufzutragen; 

b)  dass  das  Ergebniss  der  Verhandlung  nicht  entsprechend  ge- 
wilrdigt,  oder,  dass  gegen  das  materielle  Gesetz  entschieden  worden  ist. 
Ip  diesen  Fällen  hat  das  Appellß.tion8gericht  das  angegriffene  Urtbeil 
abzuändern  und  in  der  Sache  selbst  zu  entscheiden; 

c)  dass  das  Urtbeil  den  Vorschriften  des  materiellen  und  formellen 
Beohts  entspricht.  In  diesem  Falle  bestätigt  der  Appellationshof  die 
erstgerichtliche  Entscheidung. 

Dsui  Appellatioiisgericht  fertigt  fUr  das  betreffende  Gericht  I.  In* 
stanz  und  für  jede  Partei  das  Urtbeil  aus  und  übersendet  die  Aus- 
fertigungen mit  den  Prozessakten  dem  Gericht  erster  Instanz,  welches 
die  Ausfertigung  des  Urtheils  den  Parteien  aushändigt.^ 

§  18. 
Vm*  Verfahren  Tor  dem  Kassattonshot 

Ist  der  Rekurs  rechtzeitig  eingelegt,  so  hat  das  Gericht  I.  Instapz 
die  Frozessakten  auf  die  fUr  die  Appellation  vorgeschriebene  Weise 
dem  Kassationsgericht  vorzulegen. 

Daa  Kassationsgericht,  welches  auf  neue  in  dem  Rekurs  angefttbrte 
Bewdse  keine  Rücksicht  nehmen  darf^,  bat  zunächst  zu  prOfeiu  ob 
der  j^Lur^  rechtzeitig  eingelegt  ist,  und  bcyahenden  FaUs,  ob  der  Gegen- 
stand seiner  Sntscheidung  uaterUegt, 

Ist  der  Rekurs  zu  spät  eingelegt,  so  bat  das  Kassatioi^sgeriobt 
depselben  als  verspätet  zurückzuweisen.  Erachtet  es  sich  zur  I^tr 
Scheidung  in  der  Sache  für  unzuständig,  so  hat  es  die  Akten  dem  Ge«- 
richte  I.  Instanz  zurückzusenden. 

Ist  dagegen  der  Rekurs  rechtzeitig  eingelegt,  uud  ist  die  Zuständig- 
keit des  Kassationsgerichts  begründet,  so  hat  es  in  der  Sache  selbst  zu 
prOfen,  ob  der  Vorderrichter  nicht  zum  Naohtheile  des  Rekursklägers 
etwas   unterlassen  habe,   was    er  nach  den  materiellen  oder  fcMrmeUen 

0  §§  315—316  CP.O. 
•)  §§316—821  CP.Ö. 
^  Dies  ist  nicht  ausnahmslos. 


220  Swrops. 

Qesetisen  hätte  thnn  soUeiif  oder  ob  er  gegen  das  Gresetz  vetstoflsen 
habe.  In  •  dem  einen  wie  in  dem  anderen  Falle  ist  das  Urtheil  des 
unteren  Gerichts  ssu  kassiren,  anderen  Falls  aber  für  rechtsgültig  zu 
^klären.  *) 

§  13. 
IX.   Yerfahren  Tor  den  Oemelndegeriehten. 

Für  das  Verfahren  TOr  d^  Gemeindegerichten  gelten  folgende 
Grundsätze: 

Die  Gemeindogeiichte  nehmen  Klagen  imd  Beschwerden  mündlich 
und  schriftlich,  Vortheidigungen  nur  mündlich  ent^gen. 

Die  Parteien  und  Zeugen  sind  öffentlich  zu  vernehmen. 

Das  Gemeindegericht  prüft  den  Werth  der  Torgebrachten  Benreisö 
und  entscheidet  hiemach  den  Rechtsstreit  nach  freiem  Ermessen; 

Das  Urtheil  ist  sogleich  mündlich  und  öffentlich  zu  veri^nden. 

Das  Gemeindeg^richt  vollzieht'  seine  Urtheile  selbst.  ^ 

lieber  Beschwerden  gegen  Urtheile  und  Dekrete  der  Gem^de- 
gerichte  entscheidet  endgültig  der  Präsident  desjenigen  Gerichts  I.  Instanz, 
in  dessen  Bezirk  das  betreffende  Gemeihdegericht  gelegen  ist,  oder  der 
von  diesem  delegirte  Richter  beim  Gerichte  erster  Instanz,  und  über  Be- 
schwerden gegen  Vergleiche  endgültig  das  bezeichnete  Gericht  I.  Instanz: 

Die  Beschwerdefrist  betrilgt  8  Tage  von  der  Verkündung  des  Urtheils 
odlBr  Dekrets,  bez.  voü'  der  Zustellung  der  Vergleichsausfertigung  an. 

§14. 
X.   Das  £xekutioii8verflftliren.^) 

Die  Exekution  findet  statt: 

1.  aus  Endurtheilen,  welche  die  Rechtskraft  erlangt,  haben  ;^) 

2.  aus  Vergleichen,  welche  vor  den  Civilgerichtipn  geschlossen 
sind,*)  und 

'  '  3.  aus  Urtheilen  ordnungsmässig  konstituirter  Schiedsgerichte.^ 
Die  Ausführung  der  Exekution  steht  in  der  Regel  der  Polizeibe- 
hörde des  Kreises  sni,  in  dem  der  Schuldner  (Execut)  seinen  ständigen 
Wohnsitz  hat.  ^  Die  Exekution  liegt  der  Polizeibehörde  nicht  von  Amts- 
wegen ob,  sondern  muss  von  deijenigen  Partei  betrieben  werden,  in 
deren  Interesse  sie  erfolgen  soU.  Zu  diesem  Zwecke  muss  diese  Partei 
das  betreffende  Urtheil  oder  Dekret  dem  Prozessgericht  vorlegen,  damit 
dieses  die  Exekutionsklausel  (VoUstreckimgsklausel)  „vollziehbar'* 
darauf  setze.  ^ 

*)  §§323-.7«3  C.P.O. 

>)  |§  13,  16,  18,  20  CP.O.  und  NoveUe  vom  28.  Juni  1882.    N&heres   bei  Leit- 
ihaJer  a.  a.  0.  S.  161—163  u.  S.  177—179. 
»)  Vgl.  Leitmaier  a.a.O.  S.  194—219. 
^)  §§  461,  462  C.RO. 
*)  §§  145,  146  CP.O. 
«)  §§436,  444  CP.O. 
»)  §  463  CP.O. 
•)  §§462.  448  CP.O. 
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Beschwerden  gegen  die  PoÜEeibehtMe  wegen  Verzögerung  der 
Exekution  sind  beim  Minister  des  Innern  anzubringen.^) 

Die  Urtheile  der  Oemeindegeridite  und  die  Tor  diesem  geschlossenen 
Vergleiohe,.  sowie  die  Urtheile  der  mit  Genehmigung  derselben  gebil- 
deten Schiedsgerichte,  werden  von  den  Gtomeindegerichten  unmittelbar 
vollstreckt,  ,  vorausgesetzt,  dass  die  Exekution  nicht  auf  unbewegliche 
Sapben  gerichtet  ist.  Im  letzteren  Falle  hat  sich  das  Gemeindegericht 
schriftlich  an  die  Polizeibehörde  zu  wenden,  welche  die  Exekution  nach 
den  allgemeinen  Vorschriften  zu  vollziehen  hat.^) 

§  16. 
XI.  yollstreekmig  aaglftndtscher  Urtheile.^) 

Urtheile  fremder  Staaten  sind  in  Serbi^oi  nicht  vollstreckbar,  es 
sei  denn,  dasß  ein  Ueboreinkommen  mit  dem  Staate,  dem  der  Exeku- 
tioBssucher  angehört,  die  gegenseitige  Vollstreckung  gewahiicistet  (Re- 
ziprozit&t). 

Solche,  .auf  die  Vollstreckung  von  Urtheilen  und  anderen  Exekutions- 
titeln bezügliche  Bestimmungen  enthalten  folgende  von  Serbien  ge^ 
schlossene  Staatsvertrftge :  . 

1.  Der  RechtshUlfevertrag  zwischen  Serbien  und  Oesterreleh* 
Ungarn  vom  2i.  AintQ  (6.  Mai)  1881.«)^)  Derselbe  ist  vollständig  ab- 
gedruckt Bd.  I  S.  439  ff.  dieses  Werkes. 

2.  Der  Konsular-  und  Niederlassungsvertrag  zwischen  Serbien  und 
Italieo  vom  9.  November  (28.  Oktober)  1879,*)  welcher  bestinmit: 

Art.  Xn.  Les  arrfits  en  mati^re  civile  et  commerciale,  prononcte 
par  les  tribunaux  de  Tun  des  deux  £tats  contractants,  et  düment  16^ 
gaUsäs,,  auront  dans  le  territoire  de  Tautre,  la  mdme  force  qiie  les 
arrdts  prononc^s  par  les  tribunaux  du  pays. 

N6anmoins  les  dits  arrdts  ne  pourront  6tro  ex^cut^  et  ne  pro- 
duiront  leurs  effets  quant  aux  hypoth^ues,   qu'aprös   que   le   tribunal 


«)§464  C.P.O, 

»)  §  13  C.P.O. 

^  VgL  G.  Pavlovitch,  im  Jounud  da  droit  int.  pr.  1884,  Tom.  11,  S.  153 ff. 
imd  iL  Jonyovitch,  im  Bulletin  de  la  8oci6t^  de  Ugislation  comp.,  Tom.  15,  Paris 
ISte,  B.  394*-402. 

*)  Auch  abgedruckt  bei  Martens,  nony.  recneil,  IL  Ser.,  Tom.  8,  8.360  ff.  and 
bei  Lertmaier  a.  a.  0.  . 

;  ^)  Üeber.die  YollBtreckang  serbischer  UriheÜB  in  Oesterreich  vgl.  v.  G  an  stein, 
Lehii>ach  der  Geschichte  and  Theorie  des  Osterreichischen  Civilprozessrechtes,  Berlin 
1882,  Bd.  2,  §103,  S.  779,  and  v.  Gansteih,  österreichisches  CivüprözQSsrecht  (Kotn- 
pendiom),  %  Anfl.  1885,  S.  570.  Ullma&n,  Österreichisches  Givilprozessrecht,  3.  Aofl. 
1892,  8.521.  Jettel,  Internat  Privat-  and  Strafi^cht,  Wien-Leipzig  1893,  S.  197, 
198.  YgL  femer  Entscheidung  des  obersten  Gerichtshofes  in  Wien  vom  6.  April  1888 
(Giriehtshalle  1889,  S.  152),  mitgetheilt  bei  B Ohm,  Zeitschrift  far  internationales  Privat- 
und  Strafrecht,  Bd.  1,  S.  620. 

^  Abgedruckt  bei  Martens,  nouT.  recüeil,  Serie  II,  Bd.  VI,  S.  644 — 654.  Got^ 
tingen  1881. 
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cottipötent  du  pays  aü  üb  ddYeiit  recen^oir  leur  exteutioli,  lee  aura  d6- 
clarte  ex6cutoires  ä  la  isuite  d'an  jügement  prODonc6  danB  la  forme 
saminait'e  et  dans  lequel  il  sera  constat^: 

1**   qtie  Tarrfet  a  616   prononce   par  une   autoritö  judiciaife  cöW- 

p^nte; 
2''   que  la  citation  des  parties  a  et6  faite  rägull^l-ement; 
ii""  que  les  parties  ont  6tö  lögalement  repr6seüt6es   ou  lögalement 

d^clar^  contumaces; 
1°  que  Tarrdt  ne  contient  aucune   disposition   contraire  ä   Tordre 
public  et  au  droit  public  de  T^tat. 

Les  arrtts  dont  il  est  parl^  ci-dessus  devront  6tre  accompagnds 
d'une  traduction  dümeM  lögalisöe  daüs  la  langue  du  pays  oü  ils  doiyent 
recevoir  leur  ex^cutioü,  ou  eu  fran^^ais." 

Art.  Xni.  „Les  actes  notari6s  lors  m6me  qu'ils  auraient  etÄ  faits 
avant  la  stiptilation  de  la  präsente  conrention,  auront  räciproqttement 
dans  les  deux  Etats  la  m6me  force  et  yaleur  que  s'ils  avaient  6t6  faits 
et  r^^us  par  lesr  autorit6s  locales  ou  par  les  notaires  de  Fetidroit, 
pourvü  que  la  forme .  prescrite  ponr  les  dits  actes  ait  6t6  observ^e  et 
que  les  droits  et  taxes  6tablies  par  les  lois  des  deux  pays  aieqt  6tA 
pay^s.  N6anmoins,  les  actes  notari68  dont  il  est  parI6  ci-dessus  ne 
pourront  avoir  la  force  ox6cutoire,  qüe  la  loi  leur  accofdc,  qn'ä  la 
suite  d'un  d^cret  de  Tautoritä  judiciaire  comp6tente  de  Fendroit  oh  ils 
devront  recevoir  leur  ex^cution:  Ces  actes  devront  6tre  präsente  ä 
Tautorit^  judiciaire,  accompagnös  d'one  traduction  düment  I^galisto  en 
langue  fran^^e  ou  dans  la  langue  dii  pays,  oü  ils  devront  recevoir 
leur  exÄcution." 

3.  Der  Handels-  und  Zollvertrag  mit  dem  Ventseheit  Beiek  vom 
21./9.  August  1892  (Ai-t.  II  Abs.  3): 

„Soweit  die  beiderseitigen  Angehörigen  wegeü  Verfolgtüdg  oder  Ver- 
theidigung  ihrer  Jlechte  und  Interessen  sich  an  die  Behörden  und  Qe* 
richte  des  Landes  zu  wenden  haben,  sollen  sie  gleichfalls  alle  Rechte 
und  Befreiungen  der  Inländer  und  der  Angehörigen  <ler  meist- 
begünstigten Nation  geniessen.'' 

Auf  Grund  dieser  Meistbegünstigungsklausel  sind  Urthetlo  deutscher 
Gerichte  unter  denselben  Bedingungen  wie  die  Österreichich-ungarischer 
Gerichte  in  Serbien  vollstreckbar. 

Thatsächlich  sind  bisher  in  Serbien  nur  österreichische  und  unga- 
rische Urtheile  vollstreckt  worden.  ^)  Uebrigens  enthalten  die  serbischen 
Gesetze  keine  Bestimmungen  über  die  Reziprozität  der  UrtheilsvoU- 
$treckungen. 


^)  Da  es  in  Serbien  nicht  üblich  ist,  die  Entsofaeidimgen  der  Gerichte  za  Tel^ 
Offentlicjien,  so  sind  die  bisher  ergangenen  Urtheüe  des  Kasiatiionshofes  Qber  die  YoU- 
tireck\aig  fremder  UrtheUe  isy  Serbien  nirgends  gedmckt  snr  Ke&ntniss  gebracht. 
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§  16. 
XII«   Amstvetfahren. 

Als  Sicberungsmittel  kommen  im  serbischen  Prozess  die  Vormer- 
kung, das  Verbot,  die  Sequestration  und  der  Arrest  in  Betracht.*) 
Voraussetzung  jeder  Sicherstellung  ist,  dass  der  Antragsteller  seinen  An- 
spruch, dessen  Sichersiellung  er  verlangt,  durch  vollkommen  glaub- 
würdige Urkunden,  oder,  in  Füllen,  in  welchen  nach  dem  Gesetze  (d.  h. 
§242  C.P.O.  =r  Art.  1341  des  französischen  Code  dvü)  der  Zeugenbe- 
wds  überhaupt  zulässig  ist,  durch  vorgeführte  Zeugen  zu  erweisen  ver- 
raag/-«) 

Was  insbesondere  den  Arrest  anlangt,  so  hat  der  Gläubiger, 
weicher  (abgesehen  von  den  in  der  Eonkursordnung  —  §  131  —  be- 
zeichneten Fällen)  die  gerichtliche  Arrestirung  seines  Schuldners  er- 
ifiAen  will,  ausser  den  angeführten  allgemeinen  Erfordmiissen  nach- 
zuweisen, dass  der  Schuldner  kein  Vermögen  besitsst,  oder  dass  Verdacht 
vorhanden  ist,  dass  derselbe  sich  verborgen  hftH  oder  sich  durch  Flucht 
der  Erfüllung  seiner  VerbindHehkeit  zu  entziehen  beabsichtigt.  *) 

Erachtet  das  Gericht  das  Arrestgesucb  fBr  begründet,  so  erlässt  es 
an  den  Schuldner  sofort  eine  Vorladung  ohne  Angabe  des  Grundes. 

Vermag  der  Schuldner  den  Anspruch  des  Arrestsuchers  nicht  voll- 
kommen zu  widerlegen,  oder  kann  er  nicht  den  Nachweis  erbringen, 
dass  er  parates  Vermögen  zur  ^^'^edigung  des  Gläubigers  besitze  oder 
kann  er  demselben  nicht  ausreichende  Sicherheit  leisten,  so  wird  gegen 
ihn  der  Haus-  oder  der  gerichtliche  Arrest  angeordnet.*) 

Beim  Hausarrest  hat  der  Schuldner  dem  von  der  Polizei  gestellten 
Wachmann  Kost  oder  täglich  0,80  dinars  zu  gewähren.^) 

Bei  gerichtlichem  Arrest  hat  der  Gläiibiger  im  Falle  der  Mittel- 
losigkeit des  Schuldners  die  Verpflegungakosten  für  15  Tage  (0,40  dinars 
pro  Tag)  vorauszuzahlen,  widrigenfalls  das  Gericht  den  Schuldner  vom 
Arreste  zu  befreien  hat.*) 

Innerhalb  3  Tagen  nach  Anbringung  des  Arrestgesuchs  hat  der 
Glftulngerf  wenn  dies  nicht  schon  geschehen  ist,  die  Klage  wegen  seiner 
Forderung  zu  erheben.'^)  Der  Arrest  soll  die  Abeicht  des  Schuldners, 
sich  durch  die  Fhicht  der  ErfUlhmg  seiner  VerbindUehkeit  zu  entziehen, 
vereiteln.  Der  Arrest. dauert  bis  zur  rechtskräftigen  Entscheidung  des 
Haup^KFOzesses.  ^ 


*)  Vgl.  Leitmaier  a.  a.  0.  S.  182  ff. 

»)  §877  CP.O. 

»)  §  411  CP.O. 

*)  §  412  CP.O. 

»)  §413  CP.O. 

^  §§416,  419  CP.O. 

'>§413  CP.O. 

•)  §  417  CP.O. 


Kann  das  Urtheil  Mangels  eines  Eixekutionsobjekts  nicht  voll- 
stredet  werden^  so  ist  der  Schuldner  auf  Antrag  des  Gl&ubigers  Ter- 
pflichtet,  den  Manifestationseid  bezüglich  seines  Vermögens  zu  leisten.^) 

§  17. 
Xni.   Oeiiehtsspraehe. 

Die  Gerichtssprache  ist  die  serbische.  Ist  eine  Urkunde  Yorzulege&, 
die  in  einer  anderen  als  der  serbischen  Sprache  abgefasst  ist,  so  muss 
ihr  eine  serbische  üebersetzung  beigefügt  werden. 

Bet  der  Vemehmung  fremdsprachiger  Zeugen  wird  ein  Dolmetscher 
zugezogen. 

§  18. 
XU.  Kaution.^ 

Das  Gesetz  vom  5.  März  1851  (Sammlung  VI  S.  10)  bestimmt: 
^Türken  und  andere  fremde  Unterthanen  müssen  der  Klageschrift 
entweder  eine  dem  Klagebegehren  entsprechende  Geldsumme  als  Pfand, 
oder  BOrgscbaft  eines  solventen  Inländers. beifügen,  behufs  Ermögllchung 
(der  Eintreibung  der  Prozessunkosten  und  Gerichtsgebtihren  im  Falle 
des  Prozessverlustes  Seitens  des  Klägers.^ 

Diese  Bestimmung  ist  zwar  durch  keine  spätere  Grcsetzgebung  auf- 
gehoben worden,  sie  wird  aber  thatsächlich  in  der  Gerichtspraxis 
nicht  mehr  beachtet. 

Dieselbe  ist  auf  deutsche  Beichsangehorige,^  Oesterrelcher,  Un- 
garn/) Italiener^)  und  Engländer^  unzweifelhaft  nicht  anwendbar 7) 

^)  §  418  C.P.O.    Ueber  das  Verfahren  t^L  Leitmaier  a.  a.  0.  S.  133,  134. 

^  Vgl.  Pavlovitoh,  im  Journal  du  droit  int.  priv.  18S4,  Tom.  11,  S.  147,  148. 

^  Art  n  Abs.  8  des  Handels-  und  Zollvertrages  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  Serbien  vom  21./9.  August  1892:  „Soweit  die  beiderseitigen  Angehörigen  wegen 
Verfolgung  oder  Vertheidigung  ihrer  Rechte  und  Interessen  sich  an  die  Behörden  und 
Gerichte  des  Landes  zu  wenden  haben,  soUen  sie  gleichfalls  alle  Rechte  und 
Befreiungen  der  Inlfinder  und  der  Angehörigen  der  meistbegtlnstigten 
Kationen  geniessen."  Auf  Grund  dieser  Bestimmung  geniessen  Deutsche 
in  Serbien  dieselben  Vorrechte  wie  Oesterreicher. 

*)  Art  I  des  RechtshÜlfevertrages  zwischen  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  und  dem  Königreich  Serbien  vom  6;  Mai  1881 :  „Die  Staatsangehörigen  eines 
jeden  der  hohen  rertaragenden  Theile  sind  berechtigt,  vor  den,  Gerichten  des  anderen 
verträumenden  Theiles  auch  gegen  Staatsangehörige  dieses  letzteren  ihre  Rechte  zu  ver- 
folgen und  zu  vertheidigen.  Sie  sind  hierbei  von  den  Gerichten  eines  jeden  der  ver- 
tragenden Theile  gleich  denlnlftndern  zu  behandeln.  Insofern  die  Civilprozess- 
gesetze  eines  oder  des  anderen  der  vertragenden  Theile  in  Betreff  des  Gorich tsstaades, 
der  Sicherheitsleistung  ifir  die  Prozesskosten  und  der  Personalhaft  Vor- 
schriften enthalten,  welche  nur  auf  Ausländer  anwendbar  sind,  finden  dieselben  auf 
die  Staatsangehörigen  der  beiden  vertragenden  Theile  keine  Anwendung. 

^)  Art.  VII  des  Konsular-  und  Niederlassungsvertrages  zwischen  Serbien  un«f 
Italien  vom  28.  Oktober  (9.  November)  1879:  „Pour  dtre  admis  &  ester  en  justice  les 
citoyens  des  deuz  ^tats  ne  seront  tenus,  de  part  et  d*antre,  qu'aux  mdmes  conditio ns 
et  formalites  prescrites  pour  les  nationaux  euz-mdmes.*' 

und  Art.  XIV:  „Les  Italiens  admis  en  Serbie  et*  les  Serbes  admis  en  Italie  au 
b^n^fice  de  Tassistance  judiciaire   seronc   dispensös,   de  plein   droit,   de 
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§19. 

XT.  Prozesskosten. 

Die  Prozesskosten  begreifen  die  gerichtlichen  und  aussergericht- 
liehen  Kosten*    Die  gerichtlichen  Gebühren^)  bestehen  in: 

1.  Papier-  und  Erledigungstaxe;  diese  beträgt: 

a)  in  den  in  I.  Instanz  verhandelten  Prozessen  bei  einem  Objekt 
bis  400  dinars,  10  dinars;  von  400 — 1000  dinars  20  dinars  und  in  Pro- 
zessen über  1000  dinars  30  dinars;  und  wenn  der  Werth  sich  ziffer- 
mässig  nicht  bestimmen  lässt,  20  dinars; 

b)  für  die  Appellation  und  den  Eassationsrekurs  gegen  Urtheile  je 
20  dinars,  gegen  Dekrete  6  dinars« 

2.  I^ozesstaxe,  sie  beträgt  3  Prozent  vom  Werthe  des  Streitgegen* 
Stands.  Ist  der  Werth  der  Streitsache  nicht  bekannt,  so  ist  derselbe 
durch  Sadiverst&ndige  zu  ermitteln. 

Von  der  Entrichtung  der  Prozesstaze  sind  die  PupOIar-  und  Eridar- 
massen  befireit 

Die  Grcbühren  sind  in  der  Begel  im  Voraus  zu  entrichten  und  zwar 
durch  Anklebung  von  Taxenmarken  auf  die  betreffenden  Urkunden 
(Klageschrift  etc.).^ 

Ueber  die  Verpflichtung  zur  Tragung  der  Gebühren  und  Prozess- 

toate  eaution  ou  d6p6t  qui«  boqs  qndque  dänomination  que  ce  soit,  pentdtre  exige 
des  toaDgers  plaidant  contre  les  nationaux  par  la  Ugislation  du  pays  oü  racüon  sera 
iatrodmte«*' 

*)  Handeisrertrag  iwischen  Serbien  und  Grossbritannien  yom  28.  Jiuni/ 10.  Juli 
1893.  Art  1:  .  .  Die  Angehörigen  .  .  eines  jeden  der  hohen  vertragsechliessenden  Theile 
Bollen  in  den  Gebieten  des  andern  alle  Rechte,  Vorrechte,  Immunitäten  oder  Vortheilo 
gemessen,  die  in  diesen  Gebieten  den  Angehörigen  .  .  der  meistbegünstigten 
Nation  jetzt  oder  künftig  gewShrt  werden  (D.  Handelsarchiv  1893  S.  780). 

^  Art.  V  des  abgelaufenen  Handelsvertrages  zwischen  Serbien  und  Frankreich 
vom  18.  Januar  1883  (abgedruckt  bei  Martens,  recueil  g^n6ral  de  trut^s,  Ser.  D, 
Tome  IXf  1884,  S.  690---d97)  bestimmte:  „II  ne  sera  ezigö  des  Serbes  qui  aundent  a 
ponrsuivre  une  aetion  en  France  on  des  Fran^ais  qui  auraient  k  poursuivre  une  action 
en  Serbie,  aacnne  eaution  ou  döpöt,  auxquels  ne  seraient  pas  soumis,  en  France 
les  dtoyens  de  la  nation  la  plus  favoris^e,  ni  aucun  droit  auquel  les  &ati<Aaux  ne 
sendent  pas  soumis  d^apris  les  lois  du  pays."  Der  jetzt  in  Ejrafb  stehende  Handels-^ 
vertrag  mit  Frankreich  vom  5.  Juli  (23.  Juni)  1898  enth&lt  lediglich  die  MeistbegOnsti« 
gnngsklausel  hinsichtlich  der  Niederlassung,  des  Handels,  und  der  Schifffahrt  (D.  Handels- 
archiv  1893  S.  504). 

Damach  ist  die  Angabe  B4 1  S.  549  zu  berichtigen.    Die  Herausgeber. 

Art  V  des  abgelaufenen  Handelsvertrages  zwischen  Serbien  und  Belgien  vom 
5./27.  Januar  1885  (abgedruckt  bei  Martens,  nouveau  recueil,  Ser.  H,  Tome  XI,  1887, 
No.  62  S.  640  f.)  lautete  irie  Art  V  des  französischen  von  1883.  Das  zur  Zeit  geltende 
provisorische  Abkommen  vom  10.  Juli  (28.  Juni)  1898  enthftlt  lediglich  die  Meist* 
begttnstigungsklansel  mit  Bezug  auf  Jlandel  und  Zölle*  Der  Abschluss  eines  definitiven 
Vertrages  steht  bevor. 

^)  Vgl  Gebfihrengesetz  vom  10.  Juni  1884.  Sammlung  40  S.  102.  Vgl.  Nftheres 
bei  Leitmaier  a.  a.  0.  8. 98  ff. 

*)  Die  im  Auslande  errichtetem  Urkunden  sind  erst  dann  mit  den  erforderlichen 
Marken  zu  versehen,  wenn  von  denselben  im  Inlande  (Serbien)  Gebrauch  gemacht  wird« 
Art  16  aL  2  des  Gri>llhrBngesetzes. 

Lmkb  «.  LoBwnvsLO,  BecliCrrerfolsans.  IL  15 
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kosten  entscheidet  das  Qericht  im  Urtb^  (Dekret).  Hierbei  gilt  der 
Grundsatz,  dass  die  unterliegende  Partei  die  GebQbren  und  PKoess- 
kosten  zu  tragen  und  die  dem  obsiegenden  Gegner  erwachsenen  Kosten 
ZE  erstatten  hat.  Doch  foUen  unnOthige  Kosten  nach  Bestimmung  des 
Gerichts  derjenigen  Partei  zur  Last,  die  sie  yeiiirsacht  hat. 

Beschwerden  wegen  unrichtiger  Erhebung  von  Gebühren  sind  binnen 
30  Tagen,  vom  Tage  der  Zahlung  an,  an  den  Finanz  minister  zn 
richten. 

Die  Rückerstattung  der  gesetzwidrig  erhobenen  Gebühren  ex€olgt 
in  Taxenmarken. 

IL  TheU. 

Konkurs  rechte 

A.  Bas  ordentUehe  Konknrgfwfahreii. 

§20. 
L    VoranssetBongen  der  KonkxttBetöftnxmg. 
Die  Konkursordnung   unterscheidet  den  gewöhnlichen  und  den 
kaufmännischen  Konkurs. 

Der  gewöhnliche  Konkurs  ist  in  folgenden  Fällen  zu  eröffnen:^ 

1.  wenn  der  Schuldner  selbst  dem  Gericht  erklärt,  dass  er  seine 
Gläubiger  nicht  vollständig  befriedigen  könne; 

2.  wenn  ein  Schuldner,  dessen  Ueberschuldung  öffentlich  besprochen 
wird  und  auch  aus  den  bei  Gericht  gegen  ihn  erhobenen  Klagen  oder 
den  auf  seine  Güter  vorgemerkten  Forderungen  hervorgeht,  sich  ver« 
birgt  oder  flüchtig  geworden  ist; 

3.  wenn  grossjährige  Erben,  welche  die  Erbschaft  mit  der  Rechts- 
wohlthat  des  Inventars  angetreten  haben,  oder  wenn  Kuratoren  minder- 
jähriger Erben  die  Eröffnung  des  Konkurses  über  den  Nachlass  bean- 
tragen ; 

4.  wenn  ein  oder  mehrere  Gläubiger,  deren  Forderungen  unbe« 
stritten  oder  glaubhaft  gemacht  sind,  die  Eröffnung  des  Konkurses  über 
das  Vermögen  des  Schuldners  beantragen,  so  hat  das  Gerieht  mit  einer 
15  Tage  nicht  überschreitenden  Frist  einen  Termin  anzuberaumen  und 
zu  demselben  den  Schuldner  nüt  dem  Auftrage  vorzuladen,  bis  zum 
Termin  ein  Yerzeichniss  seiner  Aktiven  und  Passiven  mit  den  nöthigen 
Beweismitteln  mitzubringen,  widrigenfalls  gegen  ihn  der  Konkurs  er- 
öffnet würde. 

Erscheint  der  Schuldner  in  diesem  Termin  nicht,  oder  kann  er  den 
Nachweis  nicht  führen,  dass  er  die  Gläubiger,  welche  die  Eröffhong  des 
Konkurses  gegen  ihn  beantragt  hatten,  befriedigt  oder  sichei^estellt 
habe,  oder  dass  er  nach  seinem  Yermögensstande  alle  seine  Gläubiger 

*)  Konkursordnung  vom  17.  Mftrz  1861.  Leitmai  er  a.a.  0.  S.  220 — 262  und 
St.  Maxime  witsch,  der  kaufmUanische  Eonkurs  (in  serb.  Sprache),  abgedmckt  in  der 
^Porote"  Jahrg.  1882  S.  137, 

»)  §  8  K.O. 
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ZU  befriedigen  im  Stande  sei,  so  wird  gegen  ihn  sofort  und  ohne  Rttck- 
fixcht  auf  eine  etwaige  Beschwerde  gegen  den  ihm  in  der  Ladung  er- 
tiieilten  Auftrag  der  Konkurs  eröffnet.^) 

Wenn  dagegen  der  Schuldner  zwar  sein  YermOgensverzeichniss  über- 
reicht, sich  jedoch  weigert,  auf  Verlangen  der  Gläubiger  die  Richtigkeit 
desselben  eidlich  zu  bekräftigen,  so  wird  er  so  angegeben,  als  ob  er 
das  YenEeichniss  gar  nicht  Torgelegt  hätte. 

Beim  Streit  ttber  die  vom  Oemeinschuldner  den  Gläubigem  angebotene 
Sicherheit  entscheidet  das  Gericht  nach  Anhörung  beider  Theile,  ob  die 
Sicherheit  genügt  oder  nicht.  Erachtet  das  Gericht  die  Sicherheit  für 
ausreichend,  so  werden  die  Gläubiger  mit  ihren  Forderungen  auf  den 
Weg  der  Klage  verwiesen.  Wird  dagegen  die  Sicherheit  nicht  für  ge- 
nügend erklärt,  so  eröffnet  das  Gericht  sofort  den  Konkurs  über  das 
Tennögen  des  Schuldners.^ 

§21. 
n.  Konkimeröffnang. 

Fflr  die  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  ist  dasjenige  Gericht 
{resp.  das  Belgrader  Stadtgericht)  zuständig,  in  dessen  Bezirk  der  Ge- 
meinschuldnca:  seinen  Wohnsitz  hat,  selbst  wenn  er  im  Bereiche  anderer 
Gerichtshöfe  Güter  besitzt. ») 

Das  den  Konkurs  eröffnende  Gericht  ordnet  die  Sperre,  Inventur 
und  Schätzung  des  Eoidarvermögens  durch  die  Polizeibehörde  an,^)  er- 
nennt eine  aus  einem  Mitgliede  des  Gerichts  und  einem  Schrifiitthrer 
bestehende  Kommission,  welche  die  Anmeldungen  der  Gläubiger  ent- 
gegenzunehmen und  das  ganze  Verfahren  —  mit  Ausnahme  der  strei- 
tigen Fälle  —  der  Konkursordnung  entsprechend,  durchzuführen  hat;^)  es 
ernennt  gldchzeitig  auch  den  Massevertreter  und  Masseverwalter,^ 

0  §4K.O. 
«)  §B  K.O. 
»)  §  2  K.O. 
*)  §40  K.O. 
»)  §37  ILO. 

^  §36  KG.  Der  Masseyertreter  oder  Massevertheidiger  soU  Gesetze 
und  Qerichtsyerfahreii  ^enaa  keimen.    Seine  Pflichten  sind: 

a)  Vom  Gericht  das  Verzeichnisa  aller  bekannten  Gl&ubiger  zu  fordern. 
ß)  Vom  Gerichte  ra  verlangen,  dass  ihm  alle  Handelsbüchor  und  andere  etwa  mit 
Besciilfig  belegte  Dokumente  des  Kridars   zum  Gebrauche  gegen  Revers  aus- 
gcrfolgt  werden. 
jr)  Wie  immer  geartete  Forderungen  des  Kridars  muss   der  Masseyertreter  seiner 
Zeit,  sei  es  auf  gütlichem,  sei  es   auf  gerichtlichem  Wege,  einziehen  und  das 
Eingegangene  dem  Gericht  flbergeben. 
4)  Die  Eonkursmasse   soU  er  gewissenhaft  yertheidigen,   aber  die   einzelnen   Pro- 
zesse nicht  in  die  LSnge  ziehen,  noch  die  Masse  mit  unnöthigen  Ausüben 
belasten. 
m)  In  jedem  einzelnen  zweifelhaften  Falle   soll   er  yom  Eridar  sich  Auskunft  er- 
theilen  lassen,   aber  auch  mögliche  Braierkungen   eines   Glftubigers  gegen   die 
Forderungen  irgend  eines  anderen  Gläubigers  entgegennehmen  und  solche  zweck- 
entsprechend yerwerthen. 

15* 
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und  erlässt  ein  Eonkursedikt,  dessen  Inhalt  das  Gesetz  genau  vor- 
schreibt.^) Insbesondere  muss  dasselbe  die  Frist  zor  Anmeldung  der 
Forderungen  und  die  liquidationstagsatzung  (PrOfungstermin)  enlhalten» 

Das  Konkursedikt  wird  durch  Aushang  am  Gerichtsgebäude  und 
a^  zwei  öffentlichen  Orten  der  Stadt,  sowie  durch  dreimalige,  in 
Zwischenräumen  von  je  8  Tagen  zu  bewirkende  Einrückung  in  die  Amts- 
Zeitung  (Srpske  Novine)  bekannt  gemacht. 

Die  Bekanntmachung  gilt  fOr  die  Bewohner  der  Gerichtsstadt  am 
Tage  des  Aushangs  des  Edikts  am  Gerichtsgebäude  und  an  zwei 
Orten  in  der  Stadt,  für  alle  tibrigen  Gläubiger,  im  In-  oder  Auslande, 
am  Tage  der  ersten  EinrQckung  des  Edikts  in  der  Amtszeitung  als 
erfolgt.  *) 

§  22. 
nL   Wixkmigen  der  Konkurseröffnung. 

Mit  der  Konkurseröffnung  verliert  der  Eridar  das  Becht  der  Ver- 
waltung seines  YermOgens.  Das  Yerwaltungsrecht  geht  auf  den  Masse- 
Verwalter  fiber.^  Nach  §  128  C.P.O.  föllt  in  die  Konkursmasse  auch 
d&£genige  Vermögen,  das  nach  beendigtem  Konkurse  ermittelt  worden 
ist  und  in  die  Konkursmasse  hätte  fallen  müssen,  und  nach  §  129  C.P.O. 
wird  in  die  Konkursmasse  aucü  dasjenige  Vermögen  inferirt,  welches 
dem  Kridar  nach  Beendigung  des  Konkurses  zufallen  wtirde  oder  welches 
er  selbst  erworben  hat. 

Mit  diesem  Zeitpunkte  werden  femer  die  noch  nicht  fölligen  For- 
derungen gegen  den  Kridar  sofort  fällig  und  es  worden  alle  gegen  den- 
selben in  erster  Instanz  anhängigen  Prozesse,  in  welchen  gegen  ihn 
ein  auf  sein  Vermögen  gerichteter  Anspruch  erhoben  wird,  unterbrochen* 
Das  Prozessgericht  hat  die  Prozessakten  unter  Benachrichtigung  des  Klägers 
dem  Konkursgericht  zur  Fortsetzung  des  Verfahrens  einzusenden.^) 
Von  dieser  Regel  bestehen  jedoch  einige  Ausnahmen.*) 

§23. 

nr.  Anlbohtnng  Ton  Beohtsgesöhiften  des  Eridars*  —  Vindlkationt- 

und  SepaxationBansprüohe. 

A.  Alle  nach  der  Bekanntmachung  des  Konkursedikts  von  dem 
Kridar  geipchlossenen  Verträge  sind  rechtsunwirksam.  ^ 

Geschenke,  welche  der  Kridar  in  den  letzten  14  Tagen.  VOT  der 
Konkurseröffnung  gemacht  hat,  sind  den  Gläubigem  gegenüber  unwirk- 


Dagegen  ist  der  Masseverw alter  der  Hflter  und  Administrator  des  gesammten 
beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögens  des  Eridars. 
•)  §§21,  22K.O. 
•)§22K.O. 
»)  §  24  KO. 

*)  §§  28  AI.  1  und  29  K.0, 
»)  Vgl.  Leitmaief  a*  a.  0.  S.  221,  222. 
«)  §25  K,0. 
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sam.  Die  mherhalb  dieser  Zeit  gemachten  Schenkungen  fallen  in  die 
Konkursmasse,  währ^d  die  G^schenknehm^  in  die  fdnfte  Klasse  der 
Xonknrsgläubiger  treten.  ^) 

Alle  Rechtsgeschäfte  des  Eridars,  welche  beiderseits  zur  betrüge- 
rischen Benachtheiligung  der  Gläubiger  früher  abgeschlossen  sind,  sind 
anfechtbar  nach  dem  §  303  a.bürg.G.B.  (actio  Pauliana). 

B.  Der  EigenthOmer  einer  dem  Eridar  nicht  gehörigen  Sache  kann, 
unabhängig  vom  Eonkursyerfahren,  verlangen,  dass  dieselbe  aus  der 
Masse  ausgeschieden  werde.  Ebenso  kann'  der  Miteigenthümer  einer 
gemeinschaftlichen  nicht  getheilten  Sache  beanspruchen,  dass  der  ihm 
^diOrige  Theil  aus  der  Eonkursmasse  ausgesondert  werde.  ^ 

0.  Pfandgiäubiger  oder  überhaupt  solche  Gläubiger,  deren  Forde- 
rungen nach  der  Eonkursordnung  aus  bestinunten  Massegütern  zu  be- 
friedigen sind,  werden  aus  diesen  Gütern  ohne  Bücksicht  auf  die  übrigen 
Eonkursgläubiger  befriedigt.  Nur  der  nach  ihrer  Befriedigung  übrig 
bleibende  ErlOs  fällt  in  die  Eonkursmasse.  ^ 

§24. 
V.   Die  Beoihte  der  Shefirsa  im  Konkurse  den  Kh^niaTinB. 

Die  Ehegattin  des  Kridars  kann  diejenigen  beweglichen  Sachen  aus 
der  Masse  zurückfordern,  von  welchen  sie  nachzuweisen  vermag,  dass 
sie  dieselben  dem  Manne  als  Heirathsgut  in  die  Ehe  gebracht  hat  und 
dass  sie  noch  in  natura  vorhanden  sind.  Hierzu  gehören  auch  die  beim 
Kridar  vorgefundenen,  seiner  Frau  von  Dritten  ausgestellten  Schuld- 
verschreibungen über  Darlehne,  welche  aus  dem  Heirathsgut  gewährt 
sind.*) 

Die  Absonderung  des  Vermögens  der  Ehefrau  findet  jedoch  nicht 
statt,  soweit  sie  Bürgschaft  übernommen  hat.  ^) 

Die  Ehegattin  hat  femer  gegenüber  den  nicht  hypothezirten  vor- 
ehelichen Gläubigem  ihres  Ehemanns  das  Vorzugsrecht  auf  Zahlung 
ihrer  Mitgiftfordemngen.  Gegenüber  den  späteren  Gläubigem  ihres 
Ehegatten  hat  sie  dieses  Recht  nur  dann,  wenn  sie  ihre  Mitgiftforde- 
rong  hypthekarisch  sichergestellt  hat.^) 

§  25. 
VI.  Die  Stellung  snalftndisoher  Gläubiger.^ 

Ausländer  gemessen  bezüglich  der  Bangordnung  ihrer  Forderangen 
gleiche  Bedite  mit  den  Inländern,  wenn  letzteren  in  dem  Staate,  wel- 

>)  §  26  E.O. 

>)  §  6  Abt.  1  KO. 
*)  §  7  K.O. 
«)  §  6  Abs.  2  E.O. 
«)  §784  bttrg.G.B. 
«)  §  786  bflrg.G.B. 

^  Vgl.  Lammasch,  in  ▼.  Holtzendorff,  Handbuch  des  Völkerrechts,  Bd.  8 
S.  442  ff. 
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ehern  jene  angehören,  ebenfalls  gleiche  Rechte  mit  den  dortigen  Staats- 
angehörigen in  Konkursfällen  eingeräumt  sind.  Das  Vorhandeniiein. 
dieser  Voraussetzung  muss  der  Ausländer  im  Zweifel  nachweisen.*)^ 

§  26. 
vn.   Anmeldang  und  Idquidirani^  der  Forderungen. 

A.  Jeder  Gläubiger  muss  seine  Forderung  bis  zu  dem  im  Konkurs- 
edikt bezeichneten  Termin  beim  Konkursgerickt  anmelden. 

Auch  die  durch  Vorzugsrecht  (Pfand,  Hypothek)  gesicherten  Forde- 
rungen machen  hiervon  keine  Ausnahme. 

Die  Folgen  der  Versäummss  der  Anmeldung  bestehen  darin,  das» 
der  Gläubiger  das  Recht  verliert,  aus  der  Konkursmasse  befriedigt  zu 
werden,  wenn  dieselbe  durch  die  angemeldeten  Forderungen  erschöpft 
ist.^)  —  Die  im  Edikt  festgesetzte  AnmeldungsMst  kann  nicht  ver- 
längert werden,  doch  kann  derjenige  Gläubiger,  welcher  nachweislich 
diese  Frist  ohne  sein  Verschulden  versäumt  hat,  bis  zum  Eintritt  der 
Rechtskraft  des  Vertheilungserkenntnisses  der  Klasse,  in  welche  seine 
Forderung  fällt,  eine  erneute  Frist  zur  Anmeldung  seiner  Fordenmg- 
nachsuchen.  Zur  Entscheidung  Ober  diesen  Antrag  hat  das  Gericht 
einen  Termin  anzuberaumen,  in  welchem  es  nach  Anhörung  des  Masse- 
Vertreters  zu  entscheiden  hat,  ob  die  Fristemeuerung  zu  bewilligen  ist 
oder  nicht.  Gegen  die  Entscheidung  stehen  der  Partei,  welche  Sich 
dadurch  benachtheiligt  glaubt,  die  Rechtsmittel  des  allgemeinen  Ver- 
fahrens zu.*) 

B.  Die  Anmeldungen  erfolgen  in  der  Regel  in  Form  einer  Klage 
und  sind  mit  den  Beweismitteln,  durch  welche  das  Forderungsrecht  dar- 
gethan  werden  soll,  nach  den  für  die  Klagen  bestehenden  Vorschriften,, 
zu  versehen.  ^)  Wer  gegen  den  Kridar  eine  Fordenuig  hat,  deren  Höhe 
bei  Ablauf  der  Ediktalfrist  noch  nicht  feststeht,  oder  wer  bis  dahin  die 
nöthigen  Beweismittel  für  seine  Forderung  nicht  beizubringen  vermag^ 
kann  behufe  nachträglicher  Bestimmung  der  Höhe  seiner  Forderung, 
resp.  zur  Beibringung  der  Beweismittel  eine  Fiistverlängerung  nach- 
suchen. •) 

Jeder  Gläubiger,  welcher  nicht  am  Sitze  des  Konkursgerichts  seinen 

0  §  20  K.O. 

*)  Art.  I  des  RechtshÜlfevertrages  zwischen  Serbien  und  Oesterreich-Ungarnr 
^Anoh  bei  (reltendmacbung  von  Ansprachen  gegenQber  einer  Eonkuismasse  werden  die 
StaatsangehGrig^en  eines  jeden  der  vertragenden  Theile  vollkommen  gleiche  Rechte  mit 
den  Inl  ändeni  gemessen.*'  Vgl.  auch  Art.  XVI  und  Jettel  a.  a.  0.  S.  206.  Vgl.  anclk 
§  4  der  Eonkursordnnng  ftlr  das  Deutsche  Reich  vom  10.  Februar  1877:  ^  Ausländisch» 
Gläubiger  stehen  den  inländischen  gleich.''  Doch  kann  die  Staatsgewalt  ein  Retorsions- 
recht  festsetzen.  Vgl.  Kohler,  Konkursrecht.  Stuttgart  1891.  §  121  S.  665 ff. u.  Art  11 
Abs.  3  des  Handels-  und  ZoUvertrages  mit  dem  Deutschen  Reich  vom  21.  (29.)  August 
1892  oben  S.  222. 

»)  §§  54,  57  K.O.  und  NoveUe  vom  15.  November  1864. 

*)  §§54— 56  K.O. 

*)  §§  30,  31  .K.O. 

•)  §33K.O. 
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ständigen  Wohnsitz  hat,  hat  gleich  bei  der  Anmeldung  seiner  Forde«* 
rang  dem  Gerichte  einen  am  Sitze  desselben  wohnhaften  Vertreter  zu 
bezeichnen,  widrigenfalls  das  Gericht  auf  seine  Gefahr  und  Kosten  einen 
solchen  Vertreter  fflr  ihn  bestellt.^) 

Jede  Anmeldung  wird  vom  Gericht  sogleich  in  ein  Verzeichniss 
eingetragen  und  es  wird  wegen  derselben,  ohne  den  Anmeldungstermin 
abzuwarten,  ein  Termin  anberaumt,  zu  welchem  der  Gläubiger  und  der 
Masseverueter  yorgeladen  werden.  Erklärt  der  Massevertreter  die  For-- 
dening  fSr  liquide,  so  wird  dieselbe  im  Verzeichnisse  als  Uquide  einge« 
tragen.  Wird  jedoch  die  Liquidität  der  Forderung  vom  Massevertreter 
bestritten^  so  wird  die  Forderung  im  Verzeichnisse  als  streitig  bezeichnet 
und  es  ist  mit  dieser  Anmeldung  wie  mit  einer  anderen  Klage  zu  yer- 
fahren« 

Gegen  die  UrÜieile  des  Konkursgerichts  über  die  Liquidität  d^ 
einzelnen  Forderungen  steht  den  Parteien  in  der  gewöhnlichen  Frist 
und  Weise  das  Rechtsmittel  der  Appellation  zu.^^ 

§27. 

Ym.   Allgemeine  GlänbigertsgfUirt  und  AusgleiohsTerhandlung. 

Bei  der  allgemeinen  Gläubigertagfahrt  hat  das  Konkursgericht  die 
Protokolle  über  die  Beschreibung  und  Schäteung  des  gesammten  Kridar* 
yennögens  zur  Einsicht  für  die  Gläubiger  bereit  zu  halten.^) 

Deia  erschienenen  Gläubigern  werden  dieselben  nebst  allen  Beträgen, 
aus  welchen  der  Stand  des  KridarvermOgens  hervorgeht,  zur  Einsicht 
voi^elegt.  Sodann  hat  das  Konkursgericht  den  Gläubigem  eine  lieber- 
sieht  über  den  Siatad  der  Masse  und  die  angemeldeten  Forderungen  zu 
geben  und  ^uf  tdnen  Ausgleich  zwischen  ihnen  und  dem  Kridar  hinzu- 
wirken. 

Kommt  in  diesem  Gläubigertermin  oder  in  dem  für  die  Ausgleiehs- 
yerhandlung  später  'anberaumten  Termin  ein  Vergleich  zwischen  den 
Gläubigem  und  dem  Kridar  über  ihre  Befriedigung  aus  der  Konkurs- 
masse, über  die  Bezahlung  des  Massevertreters  und  über  die  Berich- 
tigung der  Gerichtstaxen  zu  Stande,  so  ist  derselbe  zu  Protokoll  fest- 
zustellen xmd  das  Konkursgericht  hat  allen  Gläubigern,  welche  ihre 
For(|etungen  angemeldet  haben,  auch  dea  nicht  erschienenen,  oder  ihren 
Vertretern  einet  Ausfertigung  dieses  Protokolls  zuzustellen. 

Die  Auihe1)ung  des  Konkurses  in  Folge  Vergleichs  ist  öffentlich 
durch  die  Amtszeitung  bekannt  zu  machen.^) 

Auch  ein  Zwangsvergleich  ist  zulässig,  wenn  zwei  Drittel  der 
erschienenen  Gläubiger,  deren  Forderungen  zusammen  drei  Viertel  der 
Gesammtstmune  der  Forderungen  aller  Gläubiger  betragen,   dem  Ver- 

')  §  34  KO. 

»)§64K.O. 

')  Gf.  oben  §§  10,  11 

*)  §  OB  KO. 

^§eeAlw.lK.O. 
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gleich  zustimmen.     Bei   gleichgetheitten  Stimmen  giebt  das  Konkurs- 
gericht den  Ausschlag.^) 

Ein  Ausgleich  ist  imzulässig,  wenn  auch  nur  einer  der  erschienenen 
stimmberechtigten  Gläubiger  demselben  in  folgenden  Fällen  widerspricht: 

a)  wenn,  und  solange  der  Ejridar  flüchtig  ist; 

b)  wenn  der  Kridar  des  Betruges  oder  überhaupt  einer  strafbaren 
Handlung  aus  Gewinnsucht  beschuldigt  ist,  so  lange  er  sich  nicht  ge- 
rechtfertigt hat; 

c)  wenn  der  Ejridar  ein  Kaufmann  ist  und  nicht  mindestens  zwei 
Jahre  vor  der  Konkursei'öffnung  seine  Firma  bei  Gericht  angemeldet 
hat;  oder  wenn  er  schon  früher  einmal  in  Konkurs  gerathen  war,  und 
seine  Gläubiger  nicht  vollständig  befriedigt  hat;  oder  wenn  er  seine 
Handelsbücher  gar  nicht,  oder  so  unordentlich  geführt  hat,  dass  sie 
keine  Uebersicht  über  seinen  wirklichen  YermSgensstand  gewähren; 

d)  wenn  er  dem  Gerichte  ein  YermOgensverzeichniss  nicht  vorlegen 
oder  die  Richtigkeit  desselben  nicht  beschwören  will.  . 

Ueber  das  Vorhandensein  dnes  dieser  Fälle  entscheidet  auf  Antrag 
des  widersprechenden  Gläubigers  das  Gericht.^ 

§28. 

DL   GläubigerauBSohusB  und  VertheüungBerkenntnisB. 

Wenn  bei  der  allgemeinen  Gläubigertagfahrt  ein  Vergleich  nicht 
zu  Stande  kommt,  oder  wenn  die  Vergleichsverhandlung  nicht  zu  Ende 
gelangt,  so  hat  das  Konkursgericht  die  Gläubiger  aufzufoi*dem,  aus 
ihrer  Mitte  einen  Ausschuss  von  drei  Mitgliedern  zu  wählen.  Der- 
selbe vertritt  bis  zur  Aufhebung  oder  Beendigung  des  Konkurses  die 
Gesammtheit  aller  Gläubiger,  welche  Ansprüche  angemeldet  haben.') 

Am  Schluss  des  Verfahrens  setzt  das  Konkursgericht  durch  das 
Vertheilungserkenntniss  die  Rangordnung  fest,  in  welcher  die  Be- 
friedigung der  Gläubiger  zu  erfolgen  hat.*) 

§  29. 
B.  Der  kaufimännisclie  Konkurs. 

Die  Vorschriften  der  Konkursordnung  finden  auch  auf  die  Kon- 
kurse der  Kaufleute,  der  Fabrikanten  und  der  Handelsgesellschaften 
Anwendung.^) 

Das  Konkursgericht  (Belgrader  Handelsgericht,  resp.  das  Gericht 
I.  Instanz)  hat  den  Konkurs  zu  eröffnen: 

a)  sobald  es  die  Ueberzeugung  von  der  Zahlungseinstellung  des 
Kaufmanns  oder  des  Handelsgeschäfts  gewinnt;^ 


')  §  69  K.O. 

«)  §  69  K.O. 

2^  §70  ff.  K.O. 

*)  §  100  K.O.    Leitmaier  a.  a.  0.  S.  249  ff.,  251  ff. 

^)  §  142  K.O.    Leitmaier  a.  a.  0.  S.  259  ff. 

«)  §  144  K.O. 
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-  -  - 

b)  auf  Antrag  mehrerer  Gläubiger.^) 

Beim  Gesellschaftskonkurs  wird  ttber  das  Privatvermögen  der  Ge- 
-sellschafter  ein  abgesonderter  Konkurs  eröffnet. 

Die  Gesellschafts^äubiger  können  ihren  im  Gesellschaftskonkurs 
erlittenen  Ausfall  bei  dem  Eonkurs  über  das  Privatvermögen  der  Ge- 
sellschafter anmelden.^ 

§  30. 

C.  Der  Naehlasskonkors« 

Wenn  es  sich  herausstellt,  dass  eine  Hinterlassenschaft  überschuldet 
^st,  so  übergiebt  der  Richter  für  die  nichtstreitige  Gerichtsbarkeit  die- 
selbe dem  Gerichte  erster  Instanz  zur  Verhandlung  nach  dem  ordent- 
lichen Konkursverfaliren  (Art.  50,  108  des  Verf.  für  nicht  streitige  Ge- 
xiehtsbarkeit.  •) 

m.  TheU. 

Erbscliaftsregulieraxig.  ^) 

§31. 

L  In  Ermangelung  eines  giltigen,  über  den  ganzen  Nachlass  ver- 
fügenden Testaments  oder  Erbvertrags  fällt  die  Yerlassenschaft  ganz 
1)ezw.  zum  Theil  den  gesetzlichen  Erben  zu. 

Die  Formen  und  Arten  der  Testamente  sind  im  Wesentlichen  die- 
:selben  wie  im  österreichischen  bürgerlichen  Gesetzbuchs^) 

ImAuslande  errichtete  Testamente,  gleichviel  ob  von  einem  Serben 
•oder  Ausländer,  sind  bezüglich  der  im  Inland  gelegenen  Güter  voll- 
ständig giltig.    (Locus  regit  actum.) 

Testirfähigkeit  wird  den  Personen,  die  volle  15  Jahre  alt,  geistig 
und  körperlich  gesund  sind,  zuerkannt;  gerichtlich  erklärten  Yerschwen- 
-dem  aber  nicht. 

n.  Für  die  gesetzliche  Erbfolge  gelten  folgende  Grundsätze: 
a)  Alles  Erbgut  unterliegt  denselben  Bestimmungen  ohne  Rücksicht  auf 
die  Art  und  Herkunft  desselben;  und  b)  das  männliche  Geschlecht  hat 
«in  Vorrecht. 

Die  Verwandten  des  Erblassers  werden  in  folgenden  einander  aus- 
-schliessenden  Klassen  zur  Erbfolge  berufen: 

1.  Die  ehelichen,  legitimirten  und  vollständig  adoptirten  Kinder. 
Die  Söhne  und  deren  Abkömmlinge  schliessen  die  Töchter 
und  deren  Deszendenten  aus.  Die  Abkömmlinge  erben  nach  Stäm- 
men  und  nach   demselben  Vorrechte.     In  Ermangelung  von  Söhnen 


0  §145  K.O. 

«)§148K.O. 

')  Vgl.  auch  Art  XVI  des  Konsulanrertrags  zwischen  dem  Deatschen  Reich 
und  Serbien  vom  6.  Janaar  1883  (R.G.BL  1883  S.  62). 

*)  a)  bargerl.  Gesetzb.  §§  894—530;  b)  Vormundschaftsgesetz  vom  25.  Oktob.  1872. 

')  Vgl.  §§  424—475  des  serbischen  bQrgerl.  Gesetzbuchs  vom  25.  M&»  (6.  April) 
1844  und  Osterr.  Allg.  hflrgerl.  Gesetzb.  §§  552  fi. 
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und  deren  Nachkommenschaft  sind  die  Töchter  des  Erblassers«  eyent, 
ihre  Abkömmlinge,  zur  Erbschaft  berufen. 

2.  Der  Vater  des  Erblassers,  nur  als  soloher  allein.  Dann  kommen, 
die  BrQder  des  Verstorbenen  und  deren  Dessendenten,  immer  das  oben 
erwähnte  Vorrecht  befolgend.  Nach  diesen  kommt  die  Mutter  des  Ver- 
storbenen gleichzeitig  mit  seinen  Schwestern  (event.  deren  Abkömm- 
linge, Yon  denen  die  männlichen  das  oben  bereichnete  Vorrecht  besitzen). 

3.  Der  Grossvater  (Väterlicherseite)  des  Vexstorbenen;  dann  die 
grossräterlicben  männlichen  Deszendenten  und  nach  ihnen  die  weih- 
liehen.    Mit  den  Letzteren  (Tanten)  konkurrirt  die  Grossmutter. 

4.  Der  erste  Urgross vater  etc.  (wie  sub  2).  Die  Urgrossmutter 
ist  ausgeschlossen. 

5.  Der  zweite  Urgrossvater  etc.  auch  ohne  zweite  Urgrossmutter. 

6.  Der  dritte  Urgrossvater  etc. 

Darauf  geht  die  Berufung  auf  die  maternelle  Linie  des  Erb- 
lassers über,  beginnend  vom  Grossvater,  immer  dieselbe-  Reihenfolge 
behaltend  wie  in  der  väterlichen  Liai^  (^  3. — &). 

7.  Der  fiberlebende  Ehegatte.  —  Der  Wittwe  gebührt  nach  dem 
Tode  des  Mannes  der  Wittwengehalt  während  des  Wittwenstandes,  resp^ 
bis  zu  ihrer  Verehelichnng«  •— ^  Und  zuletzt 

8.  Der  Staat. 

Die  vn ehelichen  Kinder,  ob  anerkannt  oder  nicht,  sind  nie  als 
Intestaterben  berufen. 

in.  Pilichttheilberechtigt  sind  nur  die  Einder,  d.  h.  Söhn& 
(resp.  Töchter). 

Der  Pflichttheit  beträgt  die  Hälfte  der  Intestatportion. 

Nur  aus  bestimmten,  im  bfirgeriidbten  Gesetzbuche  angegebenen 
Gründen  kann  der  Erblasser  seinen  Kindern  den  Pfiicbttheil  im  Wege 
testamentarischer  Verfügung  entziehen.  Die  Schmälerung  des  Pflicht- 
theils  der  Söhne  behufs  Ausgleichung  mit  Töchtern  ist  zulässig. 

IV.  Bezüglich  der  Erbfähigkeit  der  Ausländer  verfttgt  §  423 
bürgerl.  G.B.: 

„Wann,  wie  und  welche  fremden  StaatsangehörigeQ  serbische  Staats- 
angehörige beerben  können,,  beruht  auf  den  poUiischen  Verhältnissen 
(d.  h.  Staateverträgen)  mit  den  fremden  Staaten^  oind  nach  diesen  werden 
solche  VerlassenscUaften  befaandel&l^^)' 

V.  Für  die  ^ä^b^chafteverhanülün^  besteht  bd  jedem  Gerichtehofe 
erster  Instanz.  ei9   SjOgenanater  Richter  für  die  Entscheidung  ausser^ 

0  Vgl.  ViBrlasBenschaftskonyention  zwischen  Serbien  und  Oesterreich-Ungsfn. 
Tom  6.  Mai  19S1  (OestjBir.  R.  Q.Bl.  1882  No.  ^9)  and  Jett  el,  Handbuch  des  Internat  Primat- 
und  Strafrechta.  lfi9iS.  8. 87, 97;  ferner Konsnlarrertrag svifichen  dem  Dentachen  Reich 
nnd  Serbien  Tom  6.  J^uar  1883  (B.G.BI.  1889  S.  62)  Art  IX— XXIII  nnd  Bffhm, 
intemat  Nachlassbabandlnng.  Aagia>urg  1881,  S.  166  und  Ei^rftnzungaband  1885,  S.  139 
bis  143.  Vgl.  femer  Entschliessung:  des  Kgl.  bayrischen  Staatsmlnisterianis  der  Juslü 
vom  7.  Okiober  1891  Aber  die  Behandlung  von  Veriessenflcitaften  ^er' in  Bayern  ver- 
atorbenen  Ausländer  und  der  im  Auslande  yentoYbeneh  Bayern,  nutgetb^t  in  Bohm'a 
Zextschrift  fdr  internationales  Pnväi-  und  Strafrecht  Bd.  ^  S.  67. 
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streitiger  Sachen  oder  Vormundschaftsriditer.  Er  trifft  die  nOthigen 
Massregeln  zur  Bildung  der  Yerlassenschaftsmasse  und  zwar  nur  in 
solchen  Fällen,  wo  der  Verstorbene  unmündige  oder  unbekannte  Erben 
hinterlassen  hat. 

Die  Hauptmomente  des  Verfahrens  dieses  Richters  sind:  Verord- 
nung der  betreffenden  6eraeindebeh$rde  zqt  Inventarisirnng  des  ganzen 
Nachlasses;  die  Bestellung  eines  oder  mehrerer  Masseverwalter;  Be- 
rufung der  Interessenten  zur  Anmeldung  als  Erben  durch  die  Amts- 
zeitung; Eröffnung  der  Testamente  etc. 

Für  die  Entscheidung  von  Bechtsstreitigkeiten  betreffend  die  Erb* 
folge  oder  Erbschaltsgüter  ist  dasjenige  Gericht  erster  InstarUZ  zuständig^ 
in  dessen  Bezirk  der  Wohnort  des  Verstorbenen  war.  Bis  zur  gericht* 
liehen  Entscheidung  ^es  solchen  Prozesses,  wird  die  Verlassenschafts- 
handlung aufgeschoben. 

Die  Gläubiger  des  Verstorbenen,  sowie  die  Legatare  besitzen  das  Ab- 
sondenmgsrecht. 

VI.  Der  Erwerb  einer  Erbschaft  erfolgt  durch  ausdrücklich  oder 
stillschweigend  erklärte  Ann  ahm  e.  Die  Ann^me  der  Erbschaft  geschieht 
widerruflich  mit  oder  ohne  die  Rechtswohlthat  des  Inventars.  Für 
Mindeijährige  und  andere  handlungsunfähige  Personen  kann  man  eine- 
Erbschaft  nur  mit  der  Rechtswohlthat  des  Inventars  annehmen. 

Vn.  Die  Erbschaftssteuer  wird  von  dem  Werthe  der  ange- 
fallenen Masse  erhoben.  Sie  wechselt  nach  dem  verwandtschaftlichen 
VeiMltnisse  4es  Empfängers  zum  Erblasser.    Es  haben  zu  bezahlen: 

Die  V^wandten  in  direkter  Linie  im  zweiten  Grade  1%. 

Dieselben  Verwandten  vom  zweiten  bis  sechsten  Grad,  sowie  der 
Ehegatte  3%. 

Die  Seitenverwandten  bis  zum  sechsten  Grad  6%,  und  bis  zum 
neunten  Grad  exklusive  8%. 

Die  anderen  V^erwandten  und  nichtverwandte  Empfänger  10<^/o. 

Der  Ausländer  zahlt  die  gleichen  Steuersätze  wie  der  Inländer. 

lY.  Theil. 

Konsulargericlitsbarkeit  ^) 

§82. 

Die  serbischen  Konsulate  erster  Instanz  üben  die  bürgerliche  Ge-^ 
richtsbarkeit  über  die  in  ihren  Bezirken  wohnenden  oder  gich  aufhalten- 
den serbischen  Angehörigen  in  denjenigen  Ländern  aus,  in  welchen 
die  Ausübung  durch  Staatsvertrag  oder  Herkommen  gestattet  ist.^ 

Als  Organ  d^  Konsulargerichtsbarkeit  fungirt  das  Eonsulartribunal^ 
welches   aus  dem  Konsul  oder  dessen  Stellvertreter  als  Vorsitzenden 


*)  Vgl.  die  KonsuIairerMge  Serbiens  oben  §  1. 

^  In  Balgarien  gana;  in  der  Türkei  wird  ae  nur  anm  Theil  angeatuden; 
freiwillige  Gerichtsbarkeit  überall. 
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und  aus  zwei  Bichtem  besteht,  die  aUjähirlich  vom  Konsul  aus  der  Zahl 
der  im  Konsulärbezirke  wohnenden  Personeii  und  Yorzugsweise  der 
Serben  gewählt  werden. 

Das  Konsulartribunal  (in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten)  hat  die 
^Zuständigkeit  des  Grerichts  erster  Instanz,  und  für  dessen  Verfahren  ist 
das  serbische  GiTilprozessgesetzbuch  massgebend. 

Gegen  die  Entscheidungen  des  Konsulartribunals  finden  auch  die- 
selben Rechtsmittel  statt.  Diesbezüglich  gelten  audi  die  Vorschriften 
des  Civilprozessgesetzbuchs. 

Die  Konsuln  sind  auch  befugt,  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  aus- 
zuüben, das  Vermögen  von  MindeijShrigen  und  anderen  handlungsun- 
fähigen Personen  zu  verwalten  und  zu  sichern. 

Serbische  (xeneralkonsulate  existiren  in  Sofia,  Budapest,  London, 
Scoplje  (üscüp),  Salonik,  Monastir,  Prischtina,  Triest;  von  ausländischen 
Staaten  haben  Konsulate  in  Serbien:  Deutschland')  in  Belgrad, 
Oesterreich-Ungarn^  und  Frankreich  in  Belgrad  und  Nisch; 
Orossbritannien,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  die 
Ifiederlande  und  Rumänien  in  Belgrad,  die  Türkei  in  Nisch, 
Tranje,  Kragujewatz  und  Uschitza,  Griechenland  in  Nisch. 

0  Vgl  auch  Art  34  und  Art.  87  Abs.  8  de«  BBrliner  Vertrages  Tom  18.  Juli  1878 
(R.G.B1. 1878  S.  907)  and  Art  25  des  Konsulanrerirages  swisohen  Serbien  und  dem  Deut- 
schen Reich  vom  6.  Januar  1883  (Ibid.  1883  S.  62).  Die  Konsulargerichtsbarkeit  der 
deutschen  Konsuln  ist  weggefaUen. 

*)  Oesterreich-Ungam  hat  auf  die  ihm  in  Serbien  nach  den  Kapitulationen  zu- 
gestandenen Privilegien  ausdrQcidich  yendchtet  (Konsularkonyention  zwischen  Serbien 
und  Oesterreich-Ungam  vom  .6.  Mai  1881  Art  XIII).  Jettel,  Handbuch  des  intern. 
Privat-  und  Strafrechts  1893  S.  17. 


Sechzehnter  Abschnitt. 


BulgarieiL 
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Dr.  M.  St.  BehlsehmanoT^ 
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I.  TheiLi) 

Civilprozess. 

§1. 

L  Einleltaits.    Quellen  und  Litteratur. 

Die  gegenwärtig  —  seit  dem  8./20.  Februar  1892  —  in  Kraft 
stehende  bulgarische  Civil-Prozes&ordnung  ist  eine  gründliche  Um- 
arbeitung und  Erweiterung  des  Giyiltheils  der  alten  provisorischen 
Prosessordnung  (Vremenni  stldebni  pravüa)  vom  24.  August  a.  St.  1878, 


>)  M&teri^ileB  Recht 

in  Bulgarien  gut  auch  heute  (1894)  noch  zum  grossen  TheUe  das  ottomanische 
Oiyilreckt,  und  zwar  hesOglieh  des  Sachenrechts  einschliesslich  der  Normen  tther 
die  Verjährung,  und  zwar  sowohl  der  erwerbenden  (Usucapion,  Ersitenng)  als  auch 
der  erloschenden  Veijfthnmg  (Praescriptio).  Die  diesbezQglichen  Bestimmungen  des 
ottomanisdien  Oivilkodox  beruhen  flberwiegend  auf  türkischem  Gewohnheitsrecht«  be* 
ziehungsweise  auf  dem  Schcriat. 

Der  ottomanische  Civilkodex,  genannt  Med  seh  eile,  dalirt  vom  9.  Mfirs  1S69  *b 
dem  7.  ZUhidsche  1285  nach  mohamedanischer  Zeitrechnung.  Als  Ergänzung  diese» 
Kodex  ist  das  auch  heute  noch  in  Bulgarien  geltende  Grundgesetz  (Zakon  zazemite) 
Teqn  7.  Ramazan  1274  » 11.  März  1858  zu  betrachten.  Dieses  Gesetz  behandeli  die 
Beehtsrerhältttisse  bezflgKch  der  unbedeckten  (der  Landwurthschaft  dienenden)  Grfinde, 
d.  L  jener  GrOnde,  welche  im  Gegensatz  zu.  den  sogenannten  Mülks  (toUos  Eigenthum) 
Eigenthum  des  Staates  bilden,  yon  welchem  die  ünterthanen  und  ihre  gesetzlichen 
Erben  O^tctwillige  Verfügung  darüber  ist  unzulässig)  bloss  die  Nutcniessung  haben. 

Was  die  ttbrigen  Theile  des  materiellen  CiYilrechts  anbelangt,  so  sind  bisher  fol- 
gende Theile  gesetzlich  normirt:  1)  das  Obligationenrecht  (Gesetz  vom  3.  Dezember 
1892,  ~  in  Kraft  getreten  am  1.  März  1893,  enthält  668  Paragraphen);  2)  das  Erb* 
recht  (Gesetz  vom  17.  Dezember  1889,  —  in  Ejaft  getreten  am  25.  Januar  1890,  — 
enthält  345  Paragraphen);  3)  das  Vorm  und  schaft'srecht  (C^setz  vom  27.  November 
1889,  —  in  Kraft  getreten  am  21.  März  1890,  —  enthält  158  Paragr^hen).  Eine  Er- 
gänzung dieses  Gfresetzes  ist  das  Gesetz  über  die  Adoption  und  Leg^timirung  un- 
gesetzlicher Kinder  vom  17.  Dezember  1889,  —  enthaltend  89  Paragraphen,  —  in 
Kraft  getreten  im  M&rz  1890. 

AUe  diese  Theile  des  bulgarischen  Civilrechts  sind  dem  Oode  Napol6on  beziehungs- 
weise dem  italienischen  Ciyilkodex  entnommen. 

Die  noch  ausstehenden  Theile  des  Civilrechts  werden  sukzessiv  ausgearbeitet.  So 
>varde  im  verflossenen  Herbste,  der  Deputirtenkammer  (Sobranie)  ein  Gesetzentwurf 
über  das  Eigenthumsrecht  und  dessen  Beschränkung  und  über  die  Ver- 
jährung unterbreitet.  Selbstverständlich  hat  auch  ftlr  diesen  Entwurf  der  einmal  ein- 
geachlagenefk  Methode  gemäss  der  italienischen  Civilkodex  als  Muster  gedient. 

BezOglich  des  Eigenthumserwerbs  an  Immobilien  und  der  Hypotheken 
ezistiren  zur  Zeit  mehrere,  den  provisorischen  Charakter  offenbar  an  sich  tragende 
Gesetze.    Hierher  gehören  das  Notariatsgesetz  vom  Jahre  1885|  Gresetze  aus  den 
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welche  auch  die  Strafprozessordnung  enthielt.  Diese  Prozessordnong^ 
wurde  mittelst  Erlasses  des  damaligen  russischen  Generalgouvemeurs^ 
Fürsten  Dondukof-Korsakoff  eingeführt,  und  ist  theilweise,  nämlich 
soweit  sie  die  Kriminal-Prozessordnung  enthält,  auch  heute  noch  in 
Geltung.  Als  erste  unmittelbare  Quelle  der  bulgarischen  Civilprozess- 
Ordnung  ist  hiemach  die  obige  provisorische  Prozessordnung  zu  be- 
trachten, während  die  mittelbare  Quelle  die  russische  Civilprozess- 
ordnung  vom  Jahre  1864  mit  ihren  Ergänzungen  bis  zum  Jahre  1877 
ist.  Theilweise  dienten  als  Quellen  zur  neuen  bulgarischen  CivUprozess^ 
Ordnung  auch  die  deutsche  Civilprozessordnung  vom  Jahre  1877,  der 
französische  Code  de  proc6dure  civile,  die  italienische  Civilprozess- 
ordnung und  das  Genfer  Civilprozessgesetz  (Loi  sur  la  procMure  oivile 
du  Ganton  de  Gen&ve). 

Ergänzt  wurde  die  bulgarische  Civilprozessordnung:  1)  durch  das 
Gesetz  betreffend  das  Verfahren  in  Civilstroitlgkeiten  vor  den  Friedens^ 
richtem  (Mirowi  Südii)  vom  25.  Mai  1880;  2)  durch  die  Civilprozess- 
novellen  von  1885  und  1887  und  3)  durch  das  Gesetz  über  das  ver- 
kürzte (R6f6r6)  Clvüverfahren  vom  15,  Dezember  1887. ') 


Jahren  1888,  1887  und  1892  (su  je  1^3  Paragraphen),  endlich  die  §§  218—220  des 
Obligationenrechts,  d«  h«  des  oben  angeführten  Oesetsea  über  die  Vertrfige  nnd  Ver- 
bindlichkeiten«  *«*  Nach  dieBen  Oeseteen  kann  daa  Eigenthum  an  Immobilien  anf  zweierlei 
Arten  erworben  werden:  mitteilt  Privaturkunde  und  mittelst  notarieHet*  Urkunde,  Bei 
Konkurrent  wird  aber  der  letzteren  der  Vorzug  gegeben.  Unter  mehreren  gleichartigen 
Urkunden  besflglidh  eines  und  desselben  Immobile  entscheidet  der  faktische  Besits,  -«^ 
Das  Hjpothengesete  vom  Jahre  1885  enthält  auch  nur  sehr  wenige,  dem  franiOsischen 
Code  entnommene  Bestimmungen,  im  Ganzen  25  Paragraphen.  Dieses  Gesetz  nonnirt 
bloss  die  vertragsweise  Hypothek,  fttr  welche  es  eine  Gültigkeit  anf  10  Jahr» 
statuirt.  Der  Vertrag  muss  vor  einem  Notar  geschlossen  werden.  Die  Hypotheken-^ 
Urkunde  ist  beim  Fftlligwerden  der  Forderung  sofort  vollstreckbar. 

Kataster  und  Grundbuch  existiren  in  Bulgarien  bisher  nicht.  Di» 
Hypotheken  werden  in  ein  besonderes  Buch  (IpoteSna  kniga)  eingeschrieben.  Das  Hypo» 
thekenbuch  ist  aber  nicht  Öffentlich,  daher  es  selbst  int^^ssirten  Personen,  den 
Eigenthümer  ausgenommen,  nicht  gestattet  ist,  dasselbe  einzusehen. 

Ausser  einem  Kommentar  über  das  Erbrecht,  herausgegeben  in  Sofia  voa 
Dimitr  Tontschew  (in  bulgarischer  Sprache),  sind  keine  kommentirten  Ausgaben  über 
das  bulgarische  Civilrecht  erschienen»  Derselbe  Autor  (Tontschew)  hat  auch  einen Kom^ 
mentar  zum  Obligationengesetz  begonnen,  aber  nicht  vollendet. 

Systematische  Bearbeitungen  oder  Monographieen  über  das  bulgarische  Civilrecht 
sind,  abgesehen  von  einzelnen,  in  den  bulgarischen  Fachzeitschriften  veröffentlichten 
Abhiuidlungen«  bisher  nicht  erschienen.  Ebenso  wenig  existiren  Uebersetzungen  bulg^ 
rischftr  Gesetze. 

^)  Das  Prc^ekt  der  neuen  bulgarischen  Civilprozessordnung  wurde  auf  Grund 
eines  von  dem  früheren  (1888 — 1891)  Justizminister  D.  Tontschew  ausgearbeiteten  Ent- 
wurfs von  einer  aus  Mitgliedern  des  obersten  Kassationshofs  bestehenden  Kommission 
verfasst  und  endgültig  redigirt.  Bei  der  legislativen  Berathung  im  Monat  November 
1891  wurden  nur  einige  Aenderungen  und  Eliminirungen  beschlossen;  so  z.  B.  wurde 
der  Autford eruugsprozess,  welchen  das  Projekt  enthielt,  gestrichen,  mit  dem  Bemerken, 
da^t»  derselbe  später  umgearbeitet  und  zugleich  mit  Bestimmungen  Über  das  Mahn- 
verfahren  und  andere  Institutionen  der  Civilprozessordnung  anhangsweise  beigefügt 
werden  solle. 
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Was  die  Literatur  der  bulgarischen  Civilprozessordnung  anbelangt, 
so  kann  dieselbe  ausser  einer  Reihe  von  Abhandlungen  aus  der  Feder 
von  höheren  Richtern  und  Advokaten,  welche  in  der  in  Sofia  erscheinenden 
juristischen  Zeitschrift  „Juridicsesko  Spisanjje'^  (herausgegeben  von 
6.  Zguref,  A.Kableschkof  und  Dr.  M.  St.  Schischmanov,  sämmt- 
lich  Kassationshofräthe)  veröffentlicht  sind,  nichts  Nennenswerthes  auf^ 
weisen.  Bis  heute  ezistirt  nicht  einmal  ein  Handbuch  der  Civilprozess- 
ordnung in  bulgarischer  Sprache.  Indessen  darf,  nachdem  an  der 
Hochschule  in  Sofia  eine  juristischen  Fakultät  geschaffen  ist,  auch  das 
Gedeihen  der  juristischen  literatur  erwartet  werden, 

§2. 
n.  Prinzipien  der  bnlgarisclien  ClvUprozessordnang. 

In  der  bulgarischen  Civilprozessordnung  ist  das  Prinzip  der  Münd- 
lichkeit und  Unmittelbarkeit  ziemlich  konsequent  durchgeführt.  Hierin 
machen  bloss  einige  Bestimmungen^)  insofern  eine  Ausnahme,  als  sie 
schriftliche  Eingaben  obligatorisch  vorschreiben.  Auch  kann  in 
der  Berufungsinstanz  (Appellationsgericht)  beim  Nichterscheinen  der  vor« 
geladenen  Parteien  der  Prozess  auch  ohne  dieselben  verhandelt  werden.^ 

—  Die  Verhandlung  ist  öffentlich  und  wird  vom  Präsidenten  resp, 
Vorsitzenden  geleitet,  Sie  beginnt  mit  dem  Vortrage  des  Referenten, 
worauf  die  Parteien,  zuerst  der  Kläger,  dann  der  Beklagte  ihre  Er^ 
klärungen,  Argumente  und  Erwiderungen  mündlich  vortragen,  und  zwar 
ohne  formelle  Beschränkung,  bis  zum  Schlüsse  der  Verhand- 
lung. Im  Zusammenhang  hiermit  ist  das  Offizialprinzip  des  Ver- 
fahrens dadurch  gewahrt,  dass  es  einerseits  dem  Gericht^  anheim 
gestellt  ist,  von  den  Parteien  über  unklare  Angaben  und  Aeusserungen 
Aufklärung,  und  bestimmte  Erklärungen  bezüglich  der  wesentlichen 
Prozessumstände  und  Urkunden  zu  verlangen  (richterliches  Fragerecht), 

—  andererseits  aber  dem  Vorsitzenden  das  Recht  ertheilt  ist,  falls  er 
den  Prozessstoff  für  genügend  geklärt  erachtet,  die  mündliche  Verhand- 
lung ohne  Rücksicht  auf  die  Einwendungen  der  Parteien  zu  schliessen 
(materielle  Beschränkung  der  Debatten).^)  Eine  Folge  des  Offizial- 
prinzips sind  auch  die  Bestimmungen,  wonach  der  Vorsitzende  nach 
Massgabe  der  mündlichen  Vorträge  resp,  in  deren  Verlaufe  die  Parteien 
auffordern  kann,  sich  zu  vergleichen,  falls  nämlich  der  Rechtsstreit 
durch  Vergleich  beigelegt  werden  dari,^)  und  ebenso  die  Bestimmung, 
wonach  es  dem  Gericht  zur  Pflicht  gemacht  ist,  nach  Anhörung  der 
Parteien,   wenn   es  wahrnimmt,   dass   für   gewisse   wesentliche   That- 

»)  Vgl.  «.  B.  §§  191,  498,  499  C.P.O. 

^  §  6S2:  „Die  Abwesenheit  der  Parteien  (in  der  BemfongBinstanz),  wenn  der 
Prosess  Yorgetragen  wird,  hindert  die  FäUung  des  Urtheils,  ohne  dass  die  Parteien 
angehört  worden  sind,  nicht.  Die  Abwesenheit  einer  Partei  macht  die  andere  des 
Rechts,  ihre  mündlichen  Erklänmgen  abzugeben,  nicht  verlustig.'' 

»)  §258  C.P.O. 

*)  §  261  ap.o. 

*)  §260  al.l  C.P.O. 

n.  LoBmnraLD,  BeebttTerfolgaiis.  U.  16 


2i2  Europa. 

umstände  keine  Beweise  erbracht  sind,  diese  Wahrnehmung  den  Par- 
teien zu  verkOnden  und  dieselben  unter  Vertagung  der  Verhandlung  auf* 
zufordem,  bis  zu  dem  neuen  Verhandlungstage  die  feiüenden  Beweise 
zu  liefern.  ^) 

Die  Oeffentlichkeit  kann  in  gewissen  Fällen^  (Moralitats-  und  Re- 
ligionsrOcksichten,  gemeinsames  Uebereinkommen  der  Parteien  und  bei 
Prozessen  zwischen  Eheleuten,  nahen  Verwandten  und  Gesellschaftern) 
auf  Qerichtsbeschluss  ausgeschlossen  werden. 

Oetreu  der  Verhandlungsmaxime,  wonach  das  Gericht  nur  auf 
Antrag  der  Parteien  und  nach  deren  Anhörung  prozedirt  und  verhandelt  *) 
und  im  Wesentlichen  an  die  Antr&ge  der  Parteien  gebunden  ist,  sta* 
tuirt  die  bulgarische  Civilprozessordnung  die  freie  Beweisführung 
unter  Verwerfung  der  Eventualmaxime.'^)  Deshalb  bestimmt  §  283 
C.P.O.,  dass  das  Gericht  auf  eigene  Hand  keine  Bewdse  oder  Er- 
kundigungen sammelt,  sondern  sein  Urtheil  ausschliesslich  auf  die  you 
den  Parteien  vorgebraditen  Beweise  stützt;  jedoch,  wie  oben  erw&hnt, 
dehnt  das  Gesetz  (§  284)  das  obige  Prinzip  den  Erfordernissen  der  mUnd- 
lichen  Verhandlung  gemäss  dahin  aus,  dass  auch  das  (xericht  imter 
Umständen  die  Initiatiye  zum  Antritt  von  fehlenden  Beweisen  ergreifen 
kann. 

Hinsichtlich  der  Beweislast  stellt  die  bulgarische  Civilprozess- 
ordnung^) das  römische  Prinzip  auf  „asserenti,  non  neganti,  onus  pro- 
bandi incumbit**,  indem  es  dieses  Prinzip  selbsverständlich  auch  auf 
die  Einwendungen  des  Beklagten  ausdehnt.^ 

m.  Die  Gerichte. 

§3. 

A.  Gheriohtsorganisation  und  Gliedenmg.    Gerichtsspraohe. 

I.  Es  bestehen  zwei  meritorische  Instanzen  und  eine  Kassations- 
instanz. 

1.  Gerichte  erster  Instanz  sind  die  Friedensrichter  und  die  Ereis- 
gerichte  (Okruäni  Sudove). 

2.  Appellationsgerichte  sind :  für  die  vom  Friedensrichter  in  erster 
Instanz  verhandelten  Prozesse  das  Ortlich  zuständige  Ereisgericht;  für 
alle  anderen  durch  die  Ereisgerichte  in  I.  Instanz  verhandelten  Prozesse 
das   örtlich   zuständige  Appellationsgericht  (Appellativen  süd).    In 

»)  §284C.P.O. 

•)  §§248—250  O.P.O. 

»)  §§  4,  11  C.P.O. 

^)  Als  AasfluBS  der  Eventualmazime,  wenn  auch  mit  dem  Beweisrecht  nicht  eng 
zuBammenbftngend,  kann  man  die  Bestimmungen  der  §§  528  (s.  u.  §  11),  686,  587 
C.P.O.  (s.  a.  §  4  b)  betrachten,  wonach  die  Einreden  der  Unzuständigkeit,  der  Prozeas- 
ui^fthigkeit,  der  mangelnden  Prosesskantion  und  das  Verlangen  der  Zuziehimg  einer 
dritten  Person  (Intervention)  in  der  resp.  bis  zur  ersten  mflndlichen  VerhanAong 
(Tagsatznng)  geltend  zu  machen  sind. 

*)  §  282  C.P.O. 

^  Bezflglich  der  ttbrigen  Beweisregeln  s.  n.  §  13. 
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Bulgarien  (einschliesslich  Ost-Bumelien)  giebt  es  85  Friedensrichter 
(in  drei  S^ategorien  getheilt,  I.,  n.  und  HE.  Klasse,  nach  der  Zahl  des 
Personals  und  dem  Gehalt),  22  Kreisgerichte  (ebenfalls  in  drei  Kate- 
gorien zerfallend)  und  4  Appellationsgerichte,  nämUch  in  Sofia, 
Philippopel  (Plovdiv),  Trnovo  und.  Rustschuk  (Russe).  Sowohl  für 
die  durch  die  Kreisgerichte  als  zweite  Instanz,  wie  für  die  durch  die  Appel-' 
lationsgerichte  erledigten  Prozesse  ist  der  oberste  Kassationshof  in 
Sofia  höchste  und  letzte  Kassationsinstanz. 

n.  Der  Friedensrichter  verhandelt  allein  und  hat  einen  Sekretär 
(Gerichtsschreiber),  welcher  das  Protokoll  führt,  jedoch  an  der  "ürtheüs- 
berathung  nicht  Üieilnimmt.  Die  Kreisgerichte,  sowohl  als  I.  wie  auch 
als  n.  Instanz  artheilen  in  einem  Rathe  von  drei  Richtern.  Den  Vor- 
sitz führt  der  Präsident  resp.  der  Vizepräsident  oder  der  rangälteste 
Richter;  das  Protokoll  führt  der  Gerichtssekretär;  an  der  Berathung 
nimmt  derselbe  nicht  Theil.  Bisher  haben  nur  die  Kreisgerichte  erster 
und  zweiter  Klasse  (Sofia,  Plovdiv,  Trnovo,  Rustschuk,  Vama  und 
Burgas)  dann  Schumen  und  Stara-Zagora  je  einen  Oivü-  und  Straf- 
senat, während  der  Personalstatus  der  übrigen  Kreis^richte  (1  Präsi- 
dent und  3  Richter)  getrennte  Civil-  und  Strafsenate  unmöglich  macht. 
Die  Appellationsgerichte  —  mit  Ausnahme  aus  Trnovo  (welches  ein- 
schliesslich des  Präsidenten  bloss  aus  4  Richtern  besteht)  mit  je  1  Prä- 
sidenten, 1  Vizepräsidenten  und  8  Räthen  besetzt  —  urtheilen  auch 
bloss  in  einem  Senat  von  drei  Richtern  (Vorsitzender  und  2  Richter), 
doch  kann  diese  Zahl  bei  wichtigen  Prozessen  vermehrt  werden.  Dies 
gesdbieht  aber  in  der  Regel  bloss  bei  grösseren  Kriminalprozessen. 
Auch  die  Appellationsgerichte  haben  bloss  je  einen  Civil-  und  Kriminal- 
senat. 

Der  oberste  Kassationshof  besteht  aus  einem  Präsidenten,  2  Vize- 
prSsideia^n  und  9  Räthen  (seit  1890)  und  ist  in  zwei  Givilsenate  und 
einen  Kriminalsenat  zu  je  4  Richtern  (einschliesslich  des  Vorsitzenden) 
eingetheilt  i) 

ni.  Bei  jedem  Kollegialgericht,  also  auch  bei  dem  obersten  Kassa- 
tionshof existirt  eine  besonders  organisirte  Staatsanwaltschaft  (Pro- 
kurorski  nadzor).  Dieselbe  besteht  aus  einem  Staatsanwalt,  einem  oder 
mehreren  Substituten  und  dem  nöthigen  Kanzleipersonal:  Die  Funktionen 
des  Staatsanwalts  bei  den  Civilsenaten  der  meritorischen  In« 
stanzen  beschränken  sich  auf  die  Theilnahmo  und  Antragstellung  (za» 
kljuien^'e)  in  gewissen  vom  Gesetz^  bestimmten  Civilprozessen;  jedoch 

^  Demnäclist  soll  ein  Zuwachs  von  drei  Eassationsräthen  erfolgen,  damit  jeder 
der  drei  Senate  in  einer  Besetzung  von  fünf  Mitgliedern  verhandeln  kOnne. 

*)  §  265.  yDie  Procurore  stellen  ihren  Antrag  in  Givilstreitigkeiten  in  folgenden 
FaUen:  1)  in  Prosessen  des  Fiskus  und  der  Piet&tsr  und  Wphlthfttigkeitsanstalten; 
2}  in  Prozessen  der  EreisbehOrden,  der  städtischen  und  Dori-Oemeinden  und  der  Öffent- 
lichen Anstalten;  8)  in  Prozessen  von  Minderjährigen,  von  unter  Euratel  Befindlichen, 
Bovrie  auch  von  Personen,  deren  Aufenthalt  unbekannt  ist;  4)  bei  Eompetenzfragen 
und  Konflikten;  5)  bei  Einwendungen  gegen  die  Echtheit  von  Urkunden,  sowie  auch 
in  allen  Fällen,  wenn  in  Civilstreitigkeiten  stra^ohtlich  su  verfolgende  Umstände  ent- 

16* 
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hat  der  Staatsanwalt  das  Recht  —  nach  seinem  Ermessen  —  auch  bei 
anderen  Givilprozessen  seinen  Antrag  zu  steUen.  Ebenso  kann  das  Ge- 
richt in  allen  Fällen  seine  Meinung  nachträglich  in  öffentlicher  Sitzung 
einholen. 

IV.  Die  Oerichtssprache  ist  die  bulgarische.  Hiervon  kann 
bloss  in  den  vom  Gesetz^)  speziell  angeführten  FSlien  eine  Ausnahme 
gemacht  werden.  Eingaben  an  das  Gericht  sind  ohne  Ausnahme  in 
bulgarischer  Sprache  zu  verfassen.  *) 

B.  Zustlndigkeit  der  Gtoridhte. 

I.  Die  Zuständigkeit  der  Friedensrichter  in  Civilstreitigkeiten 
erstreckt  sich  i^uf  alle  Civil-  und  Handelssachen,  deren  Gegenstand 
(beweglich  oder  unbeweglich)  den  Werth  von  1000  Süberfrancs 
(Lew)  nicht  tibersteigt,  und  auf  Besitzstörungsklagen,  sofern  seit 
der  Besitzstörung  nicht  mehr  als  sechs  Monate  abgelaufen  sind.') 
Die  Parteien  können  jedoch  auch  in  anderen  Fällen  —  sofern  eine  Ab- 
weichung von  der  regelmässigen  Kompetenz  statthaft  ist  —  die  Zu- 
ständigkeit eines  Gerichts  erster  Instanz  vertragsweise  vereinbaren.^) 
Alle  zur  Kompetenz  des  Friedensrichters  nicht  gehörigen  Civil-  und 
Handelsstreitigkeiten  (besondere  Handelsgerichte  giebt  es  zur 
Zeit  in  Bulgarien  nicht)  sind  dem  Kreisgericht  als  I.  Instanz  zu- 
gewiesen, und  zwar  in  der  Regel  demjenigen  Kreisgericht,  in  dessen  Be- 
zirk der  Beklagte  seinen  Wohnsitz  hat;  betrifft  jedoch  der  Gegenstand 


deckt  werden;  6)  bei  Ansuchen  wegen  Ausschliessung  yon  Richteni;  7)  bei  G-esuchen 
um  Gewfthrung  des  Annenrechts;  8)  in  Prozessen  weg^en  kaufmännischen  Eonkurses; 
9)  in  Statusfragen  (Adoption,  Legitimation  u.  s.  w.);  10)  in  Prozessen  wegen  Schadens- 
ersatz gegen  Beamte  (prise  k  partie);  11)  bei  Gesuchen  wegen  Zwangsvollstreckung 
aus  ausländischen  Uriheilen,  und  12)  in  allen  anderen  F&llen,  welche  das  Gesetz  be- 
stimmt. Der  Procuror  kann  jedoch  seinen  Antrag  auch  in  allen  anderen  Prozessen 
stellen«  in  welchen  er  dies  ftür  erforderlich  hftlt;  ebenso  kann  auch  das  Gericht  nach 
seinem  Ermessen  den  Procuror  um  SteUung  seines  Antrags  angehen." 

')  Qerichtsorganisations-Oesetze  vom  25,  Mai  1880  (Modifikation  vom  28.  Januar 
1885)  §  161.  „Wenn  die  Prozessparteien  der  bulgarischen  Sprache  nicht  mftchtig  sind, 
wird  auf  ihre  Kosten  ein  Dolmetscher  gerufen.  Die  Aufnahme  eines  besonderen  Pro- 
tokolls in  fremder  Sprache  ist  nicht  gestattet;  das  Gericht  kann  jedoch  erlauben,  dass 
einzelne  Worte  oder  Sfttze,  wie  sie  yon  den  Parteien  gesagt  worden  sind  und  insofern 
sie  für  den  Prozess  selbst  von  besonderer  Wichtigkeit  sind,  in  das  Protokoll  eingetragen 
werden.  Ohne  Dolmetscher  kann  in  fremder  Sprache  nur  dann  verhandelt  werden,  wenn 
sowohl  sftmmtliche  Richter  als  auch  die  Parteien  der  fremden  Sprache  m&chtig  sind." 

§  162.  „Personen,  welche  nicht  bulgarisch  können,  legen  den  Eid  in  deijenigen 
Sprache  ab,  deren  sie  m&chtig  sind.. 

§  163.  „Die  Dolmetscher  können  auf  der  nämlichen  Grundlage  ausgeschlossen 
werden  wie  die  Zeugen  und  Experten.  ** 

^  §  194  C.P.O.  „Die  Eingaben  müssen  in  bulgarischer  Sprache  verfasst  sein; 
die  Unterschrift  kann  auch  in  fremder  Sprache  geschrieben  sein;  jedoch  muss  dieselbe 
auch  in  bulgarischer  Sprache  ausgedrückt  sein.'' 

«)  §15  C.P.O. 

*)  §§1V2,  173  C.P.O. 
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der  Klage  eine  imbewegliche  Sache,  so  ist  daBjenige  Oericht,  resp.  der- 
jenige Friedensrichter  zuständig,  in  dessen  Bezirk  das  Immobile  liegt.  ^) 
Die  §§  152,  153,  160,  161,  162,  164,  165,  169  und  170*)  behandeln 
alle  anderen  FUle,  in  weichen  das  Gesetz  eine  Abweichung  von  der 
gesetdich  normirten  Kompetenz  nicht  zulässt 

n.  Das  Kassationsgericht  als  erste  und  letzte  meritorische  In- 
stanz ist  zuständig  Ar  Klagen  gegen  Mitglieder  des  Kassationsgerichts 
auf  Schadensersatz  (Prise  k  partie),  das  Appellationsgericht  aber 
als  erste  Instanz  in  ebendensriben  Klagen  gegen  Mitglieder  der  Kreis- 
und  der  Staateanwaltschaften  bei  den  Kreisgerichten.^ 


lY.  Die  Partoien* 

§5. 
PrazeeafUiigkeit;    Iiiterrention.    Streitgenoisensohaft 

I.  Prozessfähigkeit  hat  jeder,  welcher  sich  nicht  unter  Yor- 
mundschafl  oder  Kuratel  (im  weitesten  Sinne  des  Wortes)  befindet.^) 
Solche  Personen  werden  im  Prozess  durch  ihre  Eltern  resp.  Vormflnder  oder 
Kuratoren  vertreten.  Für  die  im  Konkurs  befindlichen  Personen  sind 
Prozessvertreter  die  durdi  das  Bandeisgesetz  (siehe  Thefl  n  S.  29411.  Kon- 
kursrecht) bestimmten  Personen  (Syndikat).  Die  Prozessfähigkeit  der  ver- 
schiedenen Anstalten,  geistlichen  Behörden,  Korporationen,  Gesellschaften 
und  Handelsgesellschaften  wird  durch  die  bestehenden  Gesetze  und 
Gewohnheiten,  so  wie  auch  durch  Statuten  und  besondere  Verträge 
bestimmt. 


0  §§  16,  17,  150,  158  CP.O. 

^  §  152.  „Dm  Domizil  der  Müitftrpenonen  bildet  deren  Oamison  (beetlndige 
fieqnartieroiig).  Diese  Regel  betrifft  nicht  solche  Militftrpersonen,  welche  bloss  ihre 
W^dirpflicht  erfUnen  oder  welche  kein  selbststSndiges  Domisil  haben. '^ 

§  158.  JDie  Ehefran,  so  lange  sie  vom  Manne  nicht  getrennt  ist,  hat  in  Hinsicht 
der  Kompetens  das  Domizil  ihres  Mannes.  Die  ehelichen  Kinder  folgen  der  Kompetenz 
des  Vaters,  die  nnehelichen  deijenigen  der  Mntter.** 

§  160.  „Alle  Klagen,  welche  ans  Hypothekarrertrftgen  entstehen,  werden  bei  dem 
Gerichte  eingereicht,  in  dessen  Sprengel  das  Teri^lbidete  Immobile  liegt.  ** 

§  161.  »AUe  Arten  von  Erbschaftsklagen  werden  bei  dem  Gericht  angemeldet, 
in  dessen  Besii^  die  Eri>schaft  eröffnet  ist.^ 

§  162.  «Klagen  wegen  Theilong  der  Erbschaft  werden  bei  dem  Gericht  ange- 
meldet, bei  weldiem  die  Theilnng  geschehen  isf 

§  164.  „Klagen  wegen  beweglicher  nnd  anbeweglicher  Sachen  werden  nach  Wahl 
des  Klfigers  entweder  dort,  wo  sich  die  nnbewegliche  Sache  befindet,  oder  am  Domizil 
des  Beklagten  angemeldet.'' 

§  165.  „Klagen  gegen  den  Fiskns  werden  dort  eingereicht,  wo  sich  das  be- 
treffende Fiskalat  oder  die  Vertretung  befindet." 

-$  169.    »Ffir  Klagen  gagen  im  Konkurs  befindliche  Personen  ist  das  Konkurs- 
gerieht  kompetent.'' 

§  170.  „Prozesse  zwischen  Ausländern,  oder  zwischen  Ausländem  und  bulgari- 
schen ünterthanen  werden  verhandelt  und  entschieden  nach  den  einheimischen  Ge- 
seteen,  soweit  dieselben  durch  die  Kapitulationen  nicht  geändert  sind." 

•)  §§  1111—1114;  1116  u.  1124  CP.O. 

<)  §  12  CP.O. 


246  Europa. 

^^-- —  ..  ■    ■  .  --  - 

II.  Die  bulgarische  Civilprozessordnang  bebandelt  speziell  zwei 
Arten  der  Intervention,^)  welche  in  die  Kategorie  der  Nebeninter- 
yehtion  gehören,  während  der  eigentliche  Fall  der  Hauptinter- 
vention^  nur  im  Allgemeinen  behandelt  wird.  Die  Civüprozess- 
Ordnung  unterscheidet  zwischen  der  von  den  Parteien  und  der  von 
einer  dritten  Person  ausgehenden  Intervention.  In  allen  Fällen  aber 
handelt  es  sich  um  eine  Konnexität  der  Interesseiv  mit  denen  einer 
der  Parteien.  Bei  diesen  Nebeninterventiönen  wird  wieder  ein  Unter* 
schied  gemacht  bezttglich  der  Interventionsfrist.  Während  nämlich  der 
Beklagte  .  den  Antrag  auf  Vorladung  einer  dritten  Person  (des  Intern 
venienten)  bis  zum  ersten  Yerhandlungstage,  der  Kläger  aber  bis  zu 
dem  dem  ersten  Yerhandlungstage  folgenden  Tage  stellen,  d.  h.  schrift» 
lieh  einreichen  muss,  kann  eine  dritte  Person,  welche  ein  rechtliches 
Interesse  am  Obsiegea  einer  der  Parteien  hat,  ihr  diesbezügliches  Ge* 
such  in  jeder  Prozesslage  (bis  zur  rechtskräftigen  Entscheidung)  an- 
melden. 

Bezttglich  der  Hauptintervention,  welche  vorliegt,  wenn  eine 
dritte  Person  auf  den  Streitgegenstand  einen  von  den  Rechten  der 
Parteien  unabhängigen  Anspruch  erhebt,  bestinunt  das  Gesetz  keiae 
!Prist  zur  Geltendmachung;  jedoch  hat  diie  Gerichtspraxis  auch  hierin 
dem  Intervenienten  das  ßecht  zuerkannt,  bis  zur  rechtskräftigen  Ent- 
scheidung des  Prozesses  seinen  Anspruch  geltend  zu  machen. 

m.  Pie  Streitgenossenschaft ^)  ist  in  der  bulgarischen  Civü- 
prozessordnung  in  derselben  Weise  geregelt,  wie  in  der  deutschen 
Civilprozessordnung  (vgl.  §§.  56 — 60  der  deutsch.  C.P.O.),  welcher  diese 
Institution  entnommen  ist. 

§6. 
T.  Beistände  und  Prozessbevolhnächtigte  der  Parteien. 

I.  Wenn  die  Parteien  vor  Gericht  nicht  persönlich  erscheinen,  so 
müssen  sie  sich  durch  Advokaten  oder  Advokatengehülfen  oder  sonstige 
Bevollmächtigte  vertreten  lassen. 

Ein  Anwaltszwang  existift  in  Bulgarien  nicht. 

Die  Arten  der  Vertretung  vor  Gericht  bestimmt  das  Advokaten- 
gesetz vom  16.  Dezember  1888.*) 

Ausser  den  Advokaten  und  im  beschränkten  Sinne  den  Advokats- 
gehülfen  (advokatski  pomoschtnici)  (siehe  weiter  unten  sub  V)  können 
Prozessbevollmächtigte  sein  nur:  die  Eltern  der  Parteien,  ihre  gross- 

>)  §§  586—596  CP.O. 

^  §§  597,  598  C.P.O. 

3)  §§  243—246  C.P.O. 

*)  Advokatengesetz  §  1.  „Jede  rechtsfähige  Person  kann  ihre  Fechte  Tor  Ge- 
richt geltend  machen  und  vertheidigen:  a)  persönlich;  h)  durch  eine  oder  mehrere 
Personen,  welche  die  Befugniss  haben,  Vertreter  in  fremden  Angelegenheiten  yor  Ge-- 
rieht  zu  sein.** 

§  2.  ^Ausgenommen  den  Fall  des  §  3  kOnnen  Yerti*eter  7or  Gericht  nur  Advo- 
katen sein.** 
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jährigen  Kinder,  Ehemann^  Blntsverwandte  inkl.  des  4.  Grades 
(rämischeri;  nicht  kanonischer  Bechnung)  nnd  Schwäger  bis  zum 
3.  Grade,  sowie  auch  diejenigen  Personen,  welche  mit  einer  der  Par» 
teien  in  Elagegemeinschaft  (Streitgenossenschaft)  stehen,  oder  ihr  Ter* 
mögen  oder  ihre  Angelegenheiten  verwalten.^) 

IL'  Die  Vollmachten  der  Advokaten,  der  Advokatsgehttlfen  und 
auch  der  sonstigen  Prozessbevollmächtigten  können  mündlich  top 
(Bericht  oder  schriftlich  ertheilt  werden.  Die  mündlichen  Voll- 
machten werden  von  der  Partei  bei  allen  Gerichten,  auch  vor  dem 
obersten  Eassationshof ,  in  öffentlicher  Sitzung  angemeldet,  und  —  bei 
den  Ereisgerichten  in  einem  besonderen  Buche,  —  bei  den  Appellatiöns- 
höfen  und  beim  Eassationshof  aber  im  Verhandlungsprotokolle,  unter 
Anklebung  eines  Einfrankstempels  yermerkt,  und  haben  je  nach  An« 
gäbe  der  Partei  entweder  nur  für  diese  eine  Sitzung  öder  bis  zur  Be« 
endigung  des  Prozesses  in  der  Instanz  Gültigkeit.^  Die  schrift- 
liehe Vollmacht  bedarf  keiner  Zeugen,  nur  muss  die  Unterschrift  des 
Vollmachtgebers  notariell  beglaubigt  sein.^  In  der  Regel  werden 
gedruckte  Blanketts,  (wie  man  sie  auch  in  anderen  Staaten  hat) 
benfitzt,  in  die  nur  der  Name  des  Advokaten  (welcher  auch  meistens 
gedruckt  ist)  und  der  Prozessgegenstand  eingeschrieben  wird.  Im 
Uebrigen  sind  in  solchen  Blanketts  alle  möglichen  Rechte  den  Ad« 
vokaten  eingeräumt,  so  dass  die  Bestimmung  des  §  100  der  Novelle 
▼om  Jahre  1887,^)  wonach  bestimmte  Rechte  besonders  genannt  werden 
mOssen,  ohne  praJdische  Bedeutung  ist.  —  Zu  bemerken  ist,  dass  die 
mfindliche  Vollmacht  blos  zu  Anträgen  in  der  mündlichen  Verhand- 
lung und  zu  den  aus  diesen  Anträgen  sich  ergebenden  und  bis  zur 
Beendigung  des  Prozesses  in  dieser  Instanz  sich  erstreckenden  Hand- 
lungen berechtigt.  Zur  Einlegung  der  Berufung  oder  zur  Vornahme 
exekutiver  Schritte  muss  der  Bevollmächtigte,  Advokat  etc.  eine  lega- 

0  §  3  ibid.  »Die  Parteien  kOxinen  kot  Pflhnmg  ihrer  GiTÜprozesse  Vollmachten 
ertheüen  ihren.  Eltern,  Blotsrerwandten  bis  znm  4.  Grad  inldaeive  und  in  der  Schwftger- 
achaft  bis  sum  8.  Grad,  ihren  gros^fihrigen  Kindern  und  Ehegenossen;  ebenso  den«* 
jenigen  Personen,  mit  welchen  sie  Streitgenossen  sind  oder  welche  ihre  Güter  nnd 
Angelegenheiten  Terwalten.'' 

*)  Adyokatengesets  §  18.  ,J)ie  Advokaten  fungiren  in  Givil^treitigkeiten  ent- 
weder auf  Grund  einer  mftndlichen  oder  einer  schriftlichen  Vollmacht  oder  auf  An^ 
Sachen  der  Parteien  in  Folge  Ernennung  Seitens  des  Gerichts  oder  endlich  auf  Grund 
der  Elmennnng  Seitens  des  Gerichtspriteidenten. 

§  19  ibid.  „Die  Partei  hat  das  Recht,  zu  erklfiren,  ob  sie  den  Advokaten  fUr  den 
ganzen  Process  bevoUm&chtigt  oder  nur  fOr  eine  bestimmte  Handlung.  Sie  kann  auch- 
mehrere  Vertreter  bevollm&chtigen.'' 

*)  Novelle  vom  Jahre  1887  §  99.  »  .  .  .  Die  schrifUiclien  Vollmachten  mflsson 
notarieU  legalisirt  sein.** 

*)  Novelle  vom  Jahre  1887  §  100.  „Wenn  dem  Bevollmächtigten  die  Rechte  er- 
theilt werden,  die  Berufimgsbeschwerde  oder  Nullitätsbeschwerde  ein.^ureichen,  den 
Pkt>ze88  durch  Vergleich  zu  beenden,  Einwendungen  der  Falschheit  anzumelden  oder 
auf  solche  Einwendungen  zu  antworten  und  ,die  Vollmacht  einem  anderen  zu  über- 
tragen. So  mflsson  diese  Rechte  bei  sonstiger  Nichtigkeit  klar  und  bestimmt  in  der 
Vollmacht  ausgedrückt  sein.** 
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lisirte  Vollmacht  besitsen.  Private,  nicht  legalisirte  Voll- 
machten haben  keine  Gültigkeit.  Telegraphische  Voll- 
machten werden  nur  dann  berücksichtigt,  wenn  in  der  Depesdie  auch 
die  ganze  Legalisirungsklausel  in  extenso  angegeben  (telegra- 
phirt)  und  an  der  Aufgabestation  die  VoUmachtsgebtthr  —  1  Ftbüc  — 
erlegt  ist.  Der  Beglaubigung  von  Seiten  des  betreffenden  Konsulats 
oder  der  Gesandtschaft  resp.  des  bulgarischen  Ministeriums  des  Aeussern 
bedarf  es  nur  bei  ausländischen  Vollmachten  oder  bei  solchen  Voll- 
machten, welche  fremde  Unterthanen  vor  ihren  resp.  Konsulaten  in 
Bulgarien  ausstellen.  In  jedem  Falle  jedoch  muss  eine  beglaubigte 
bulgarische  Uebersetzung  der  Vollmacht  und  der  verschiedenen  fremd- 
sprachigen Beglaubigungsklauseln  dem  Originale  beigefügt  werden.  Alle 
diese  Beglaubigungen  betreffen  das  Siegel  der  fraglichen  Behörden, 
so  z.  B.  muss  das  Notariatssiegel  einer  in  Berlin  ausgestellten  Vollmacht 
vom  Ministerium  des  Aeusseren  in  Berlin  legalisirt  werden;  hierauf 
wird  das  Siegel  des  Ministeriums  des  Aeusseren  vom  deutschen  Greneral- 
konsulat,  das  Siegel  des  letzteren  aber  von  dem  bulgarischen  Ministerium 
des  Aeusseren  legalisirt.  Die  mit  so  vielen  Klauseln  versehene  Voll- 
macht wird  dann  im  bulgarischen  Bfinisterium  des  Aeussern  (Dragoman- 
abtheilung) ins  Bulgarische  übersetzt  und  legalisirt.  Auch  kann  die 
Partei  sich  selbst  die  Uebersetzung  besorgen  und  dieselbe  vom  er- 
wähnten Dragomanamte  blos  prOfen  und  legalisiren  lassen.  Ausser 
dem  im  Dragomanamte  des  Ministeriums  des  Aeusseren  funktionirenden 
Translator  ezistiren  keine  besonderen  beeideten  Translatoren  für  obige 
Vollmachten.  1) 

§7- 
VI.  Beehtsanwaltsehaflt 

Eine  Advokaten  Ordnung,  wie  sie  die  modernen  Staaten  haben, 
kennt  Bulgarien  nicht.  Das  „Advokatengesetz''  vom  16.  Dezember 
1888  hat  zwar  einige  Ordnung  in  die  bisherigen  patriarchalischen  Zu- 
stände gebracht,  doch  kann  von  einer  Organisation  der  Rechtsanwalt- 
Schaft  im  wirklichen  Sinne  des  Worts  keine  Rede  sein.  Das  erwähnte 
Advokatengesetz  mit  seiner  theilweisen  Modifikation  vom  Jahre  1890 
hat  nämlich  alle  diejenigen  Personen  als  Advokaten  anerkannt,  welche 
bis  zum  Inslebentreten  des  Gesetzes  (vom  24.  Dezember  a.  St  1888) 
eine  dreijährige  Advokaturs-  oder  eine  vierjährige  kombinirte 
Advokaturs-  und  Richterpraxis  hatten.  Nun  bestand  aber  vor- 
dem ittr  die  Advokaten  keine  andere  Qualifikation  als  die,  dass  der 
Advokat  bulgarischer  Unterthan  und  grossjährig  (21  Jahre  alt)  sei,  lesen 
und  schreiben  (bulgarisch)  könne,  und  wegen  keines  schweren  Delikts 
bestraft  sei.  Somit  wurde  neben  den  juristisch  gebildeten  Advokaten, 
auch   die   nicht  vorgebildete  Advokatenmasse   Übernommen,   denn  fast 

*)  Vgl.  auch  Kandmachung  des  k.  k.  Österreichischen  Gkneralkoiisiikts  in  Sofia 
vom  April  1890,  abgedruckt  bei  Böhm,  Zeitschr.  ftlr  intemat  Privat-  und  Stnfrecht, 
Bd.  1  S.  634,  535. 


en.  249 


ieder  Advokat  hatte  seine  drei-  resp.  vierjährige  ,,PraxiB^.  Das  Ge- 
setz wollte  eben  „die  erworbenen  Rechte^  in  offenbar  ttbertrieben 
liberalem  Masse  schonen.  Ausser  obigem,  den  „Fraktikerii^  gewfthrten 
Beneflzium  verleiht  §  4  des  Adv.G.  noch  absolvirten  Juristen,  ge- 
wesenen Ministern,  und  Personen,  welche,  bis  sram  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  ununterbrochen  vier  Jahre  als  EUohter,  Staatsanwälte  oder 
Staatsanwaltssubstituten  dienten,  Begünstigungen.  Dieselben  können 
auch  femertiin  ipso  iure,  d.  h*  ohne  Prüfung,  als  Advokaten  anerkannt 
werden.  Die  formelle  Anerkennung  ist  Sache  des  betreffenden  Grerichts* 
hofe  (Ereisgericht),  welcher  nach  Einsichtnahme  der  erforderlichen  Ur- 
kconden  dem  Bittstriler  einen  Bescheid  ausfertigt,  der  das  Advokaten- 
diplom vertritt.^)  Jeder  Gerichtshof  hält  eine  laufende  Liste  der  in 
seinem  Bezirk  fungirenden  Advokaten.^  Bestimmte  Personen  smd  von 
der  Advokatur  ausgeschlossen.*)  Das  Advokatenexamen  können' nur 
solche  Personen  ablegen,  welche  entweder  eine  Mittelschule  (Gym^ 
nasium  oder  Realschule)  absolvirt  haben;  oder  wenigstens  eine  „drei^ 
klassige  Bildung'^  besitzen,  und  eine  dreytthrige  selbstständige  Advo* 
katurs-  oder  Gehilfenpraxis  haben  (§  4).  Gegenstand  der  Prüfung  sind 
ausschliesslich  die  in  Bulgarien  geltenden  materiellen  und  prozessualen 
Gesetze,  nach  einem  vom  Justizministerium  ausgearbeiteten  Programm 
(§  45).    Letzteres  erstreckt  sich  jedoch   auch   auf  streng  iheoretf^chJe 

0  AdTokatengatelB  §  9.  „Wer  als  Advokat  aufgenommeii  weidos  wOl,  rniua 
sem  diesbesflglichea  gehörig  inatroirfces  Geaiich  an  das  betreffende  (fomm  domidlü) 
Sreiagmcfat  einreiehen.** 

§  10.  „Das  Kreisgericht  erledigt  solche  Gksnche  in  nicht  Öffentlicher  Plenar- 
nteong  und  entscheidet  mit  motivirtem  Beschluss,  ob  es  dem  Bittsteller  die  Advokator- 
pnxis  erlaubt  oder  nicht.** 

§  11.  «Gegen  diesen  Gerichtsbeschlnss  kann  im  posititen  Falle  yom  Procaror,  im 
negatiTen  Falle  aber  vom  Bittsteller  binnen  einer  sweiwOchentlichen  Frist,  Tom  Tage 
der  Znstellnng  gerechnet«  an  das  entsprechende  Appellationsgericht  Beschwerde  ein- 
gelegt werden.  Der  Besdünss  des  Appellatiottsgeriehts  ist  endgUltig  und  kann  mit 
keinem  Rechtsmittel  mehr  angefochten  werden.** 

§  12.  „Der  acceptirte  Advokat  mass  in  OflentHcher  Plenanitnmg  des  &eisge- 
richts  den  Advokateneid  nach  den  Satsongen  seiner  Religion  ablegen,  worauf  ihm  ein 
entsprechendes  Zengniss  ausgestellt  und  «er  in  die  Liste  der  Advokaten  aufgenommen 
wird,  weichen  letcteran  Umstand  das  (Bericht  sur  allgemeinen  Eenntniss  publinirt.* 

*)  §  8  ibid.  ^Die  Advokaten  werden  bei  einem  der  Ereisgerichte  registrirt  und 
wählen  sich  sls  Domisil  einen  bestimmten  Ort  aus  dem  Sprengel  dieses  Kreisgerichts.* 

*)  ^^1*  Advokatengesete  §  7:  „  Advokaten  und  AdvokatsgehOlfen  können  nicht 
sein:  &)  fremde  Unterthanen;  b)  Personen,  welche. das  21.  Jshr  (VoUiShiigkeit  nach 
bulgarisehem  Gbsets)  nicht  fiberschritten  haben;  c)  welche  vermöge  des  Gesetses  oder 
in  Folge  eines  Urtheils  der  bflrgeriichen  und  politischen  Rechte  verinstig  geworden 
sind;  d)  welche  zu  einer  Geftngnissstrafe  wegen  falschen  Eides  (Meineid)  und  falscher 
Zeugenaussage  oder  wegen  Vergehen  und  Verbrechen  gegen  die  Moral,  gegen  das  Ver- 
mögen und  Vertrauen  Anderer,  sowie  auch  wegen  Fälschung  von  Dokumenten,  Siegeln, 
Stempeln  etc.,  dann  wegen  betrttgerischen  Bankmtts  und  wegen  Amtsverhrechen,  end- 
lich wegen  Vergehen  gegen  die  Advokatur  ventrtheüt  worden  sind;  e)  die  in  Konkurs 
gefiaUenen,  so  lange  ihr  Kredit  nicht  restitiiirt  ist;  f)  welche  von  der  Ausflbung  Öffent- 
licher oder  StaatsSmter  oder  der  Advokatie  gerichtlich  ausgeschlossen  sind;  g)  welche 
ein  besoldetes  Offentlidies  oder  Staatsamt  bekleiden;  h)  welche  aus  der  Liste  der  Ad- 
vokaten oder  AdvokatsgehOlfen  gestrichen  sind.** 
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Fragen  aus  dem  Gebiete  des  mateE|ellen  und  formellen  Civil-  und  Sinaf- 
recbts.  Die  PrOfungisdkommidsion  wird  vom  Justizminister  ernannt. 
Es  prQfen  jedesmal  drei  Examinatoren.^) 

Das.  bulgarische  Advokatengesetz  (§  6)  ^  kennt  auch  eine  Art 
„avouäs^y  welche  aber  von  den  gleichnamigen  französischen  durchaus 
verschieden  sind.  Die  biilgarischen  avouös  heissen  „advokatski ,  po* 
mostnici**  (Advokatsgehttlf  en);  sie  sind  jedoch  keine  Gehttlfen,  sondern 
ebenso  selbststftndige  Advokaten,  wie  die  anderen,  mit  der  Bo> 
schränkung,  dass  sie  nur  vor  den  Friedensrichtern  und  vor  den 
Kreisgerichten  als  Berufungsinstanz  plaidiren,  und  nicht  Mitglieder 
der  (bisher  nicht  existirenden)  Advokatenräthe  (Anwaltskammer, 
Sovet  na.advocaü)^  sein  können.  Auch  ihre  Evidenzhaltiing  geschieht 
nicht  beim  Kreisgericht^  sondern  beim  Friedensrichter.  Aus  mehr* 
fachen,  meistens  politiBchen  und  persönlichen  Gritnden  konnte  bisher 
kein  einziger  Advokat enr^th  zu  stände  kommen.  Somit  ttbt  in 
Ermangelung  von  solchen  Käthen  das  betreffende  Kreisgericht  das 
Aufsichts-  und  Disziplinarrecht  aus.^)  Es  besteht  ein  ziemUch 
geregeltes  Disziplinarverfahren.^) 

0  §  42  ibid.  ,»Der  Justizminister  ernennt  jedes  halbe  Jahv  je  7  Examinatoren 
fOr  die  Sofiaer,  RoBcnker  und  Philippopeier  Prafongskommissionen.  Die  letzteren  zw« 
befinden  sich  bei  den  resp.  Appellhofen,  die  Sofiaer  Prüfungskommission  aber  beim 
Justizministerium.  Von  den  7  PrOfungszensoren  werden  vor  jeder  Prüfung  3  Exami- 
natoren ausgetoost" 

*)  §  6.  „Die  Advokaten,  welche  bis  zur  Ausgabe  dieses  Gesetzes  ^wei  Jahre  bei 
den  Friedensrichterftmtem  praktizirt  haben,  heissen  „AdvokatsgehOlfen*'.  Dieselben 
können  bloss  vor  den  Friedensrichtern  soUizitiren,  bei  den  Xreisgerichten  aber  nur  in 
den  Prozessen,  in  welchen  sie  bei  dem  Friedensrichter,  als  1.  Instanz,  vorgegangen 
sind.  Sie  werden  bei  den  Friedensrichtern  in  ein  Register  eingetragen,  und  können  an  der 
Wahl  fOi*  den  Advokat-ensenat  nicht  theilnehmen,  auch  nicht  Mitglieder  des  Senats  sein." 

^  Advokatengesetz  §§  38^41.  „Advokatensenaie  können  bei  dei^enigen  Kreis- 
gerichten gebildet  werden,  wo  wenigstens  7  Advokaten  eingetragen  sind  und  8  von 
ihnen  dies  wünschen.  Die  Senate  werden  jfthrlich  von  den  Advokaten  des  Gerichts* 
sprengeis  mit  Stimmenmehrheit  gewählt  und  bestehen  aus  5 — 7  Mitgliedem,  von  wel- 
chen eines  zum  Prftsidenten  gewählt  wird.  Jährlich  einmal  fimdet  eine  G^neralversasun- 
lung  der  Advokaten  zur  Entgegennahme  des  Berichts  des  alten  Senats  und  behufs 
Wahl  des  neuen  statt.  Die  Generalversammlung  ist  nur  dann  konstituirt,  wenn  mehr 
als  die  Hälfte  der  Advokaten  anwesend  ist.  Im  entgegengesetzten  Falle  wird  der 
l^te  Senat  als  für  noch  ein  Jahr  gewählt  betrachtet.  ** 

^)  §§  30-^32  ibid.  „Unabhängig  von  den  strafrechtlichen  oder  civilrechtlichen 
Folgen  unterliegen  di^  Advokaten  auch  dem  Disziplinarverfahren,  wenn  sie  ihre  Pflicht 
verletzen.  Die  Disziplinargewalt  fibt  aus:  entweder  die  Plenarsitzung  des  Krelsgerichts 
oder  der  Advokatensenat  Disziplinarstrafen  sind:  1)  Ermahnung;  2)  Böge;  3)  Strei- 
chung aus  der  Liste  der  Advokaten  fttr  einen  nicht  längeren  Zeitraum  als  6  Monate. 
Die  Streichung  aus  der  liste  hat  Gültigkeit  ftlr  das  ganze  Fttrstenthum.*' 

*)  §§  33-— 37  ibid.  „Vor  Einleitung  des  Disziplinarverfalirens  muss  unbedingt  die 
Aeussemng  des  Inkulpaten  verlangt  werden,  sowie  auch  der  Antrag  des  Prokurors^ 
Ms  nicht  der  Advokatensenat  vorgeht  Aeussert  sich  der  inkulpat  nicht«  so  eut^ 
scheidet  das  Disziplinargericht  auf  Grund  der  vorhandenen  Daten.  Das  Disziplinar- 
verfahren kann  begonnen  werden  auf  Grund  der  Klage  des  Beschädigten,  des  Antrags 
dos  Prokurors  und  auf  Grund  der  unmittelbaren  Einsieht  des  Gerichts  oder  des  Ad- 
vokatensenats.   FOr  Kriminalvergehen  werden  die  Advokaten  von  den  ordentlichen  G^ 
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Bezüglich  des  Honorars  ist  eine  yorausgehende  freie  Vereinbarung 
(auch  de  quota  litis)  zulässig  und  Üblich.  In  Ermangelung  einer 
solchen  tritt  die  im  Oesetz  bestimmte  Gebühr  in  Kraft,  Streitigkeiten 
bezüglich  des  Honorars  entscheidet  das  Prozessgericht.  ^)  Die  Advokaten 
können  mehr,  wie  die  gesetzliche  Taxe  (siehe  weiter  unten  IX.  Pro« 
zesskosten  §  10)  bestimmt,  nur  fordern,  wenn  sie  mit  ihrem  Klienten  eine 
entsprechende  Vereinbarung  getroffen  haben.  Beschwerden  gegen  Äft- 
wrälte  und  die  sogenannten  AdvokategehUlfen  sind  —  in  Ermangelung 
von  Advokatenräthen  —  an  das  kompetente  Kreisgericht  zu  richten. 

§  8- 
TfL   Armenrecht 

Eine  arme  Partei  kann  durch  Bewilligung  des  Armenrechts  Be» 
freiung  von  der  Entrichtung  der  Gerichtskosten  erlangen. 

Das  Gesuch  um  Bewilligung  des  Armenrechts  ist  unter  Ueber- 
reichung  ein^  von  der  Gemeindebehörde  aufzustellenden  Armuths« 
Zeugnisses  bei  demjenigen .  Gericht  anzubringen^  vor  welchem  die  arme 
Partei  ihren  Prozess  anhängig  machen  will  oder  anhängig  gemacht  hat. 
Das  Gericht  entscheidet  ohne  mündliche  Verhandlung  nach  Anhörung 
des  Prokurors. 

Das  Armenrecht  wird  für  jeden  Prozess  und  für  jede  Instanz  be- 
sonders verliehen;  es  erlischt,  sobald  die  das  Armenrecht  geniessende 
Partei  wieder  zu  Vermögen  kommt. 

Unwahre  Angaben  sowie  die  VerscHweigung  des  Eintritts  besserer 
Vermögensverhältnisse  ziehen  strafrechtliche  Ahndung  nach  sich. 

Das  Verfahren  ist  stempelfrei;  bei  Bewilligung  deß  Armenrechts 
werden  die  fälligen  Gebühren  und  Stempel  aus  der  Staatskasse,  vergütet. 
Das  Armenrecht  befreit  aber  die  arme  Partei  nicht  von  der  Zahlung  der 
Prozesskosten  an  die  Gegenpartei^ 

richten  bestraft.  Gegen  das  Disziplinarartheil  des  Kreisgerichts  oder  des  Advokaten- 
senats  kann  sowohl  vom  disziplinarisch  Verurtheilten,  als  anch  vom  Prokuror  binnen 
zwei  Wochen  von  der  Einhändigung  des  Urtheüs  an  das  betreffende  Appellationsgericht 
appellirt .  werden.  ** 

0  §§  15 — 17  ibid.  „Dm  üebereirkommen  zwischen  dem  Advokaten  und  der 
Partei  bezüglich  des  Honorars  muss  schriftlich  geschlossen  Sein.  In  Ermangelung 
eines  solchenUebereinkommens  bestimmt  die  im  Anhange  dieses  Paragraphens  befind- 
liche Tabelle  die  Hohe  des  Honorars.  Diese  Tabelle  ist  anch  bei  Yerortheilung  der 
proeessverlierenden  Partei  in  die  Ptozesskosten  massgebend.  Der  Klient  kann  die 
YoUinacht  dem  Advokaten  jederzeit  entziehen,  vorerst  muss  er  ihn  jedoch  bezahlen* 
Diesbezflgliche  Streitigkeiten  entscheidet  das  Prozessgericht  in  nicht  Öffentlicher  Sitzung, 
nachdem  es  vorher  den  Klienten  angehört  hat.  Der  Bescheid  des  Gerichte  wird  auf  der 
Kostenrechnung  (£xpensnota)  des  Advokaten  vermerkt.  Eine  so  klausulirte  Expens- 
nota  hat  vollziehende  Kraft.** 

«)  §§  790—798  C.P.O. 

§  790  C.P.O.:  „Von  Erlegung  der  (Gerichts-)  Kosten  worden  diejenigen  Per- 
sonen befreit,  welche  als  arm  anerkannt  sind,  mit  Ausnahme  der  fremden  Unter- 
thanen. 

Personen,  deren  Armenrecht  anerkannt  ist,  werden  auch  vom  Erlag  dos  Kassations- 
deposite  befreit.** 
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Auf  Antrag  wird  der  armen  Partei  vom  Gericht  anch  ein  Advokat 
(AnnenaiEwalt)  zur  kostenlosen  ProzessfOhrong  bestellt.^) 

Für  das  Verfahren  vor  den  Friedensrichtern  wird  das  Armenrecht 
nicht  bewilligt,  weil  dieses  Verfahren  kostenlos  erfolgt;  insbesondere 
werden  in  diesem  Verfahren  yor  den  Friedensrichtern  weder  Prozess- 
noeh  Eanzleigebflhren,  noch  Vorladungstazen  erhoben;  nur  die  fUr  Ge- 
suche nnd  Expeditionen  erforderlichen  Stempel  sind  zu  entrichten.^ 

Ausländer  gemessen  kein  Annenrecht.*) 

§9. 
Tai.  Kaattonen. 

Ausländische  Kläger  mOssen  auf  Verlangen  des  einheimischen 
Beklagten  Sicherheit  leisten  (cautio  pro  expensis),  sowohl  wegen  der 
Prozesskosten  aller  Instanzen,  als  auch  wegen  aller  den  Beklagten 
eventuell  treffenden  Schäden,  ausgenommen,  wenn  der  auslän- 
dische Kläger  in  Bulgarien  ein  Grundstück  besitzt.^)  Die  Hohe 
der  Sicherheit  bestimmt  das  Gericht  nach  fireiem  Ermessen;  die  Bestellung 
der  Sicherheit  erfolgt  durch  Hintertegung  in  baarem  GMde  oder  in  Werth- 
papieren;  Btti^n  und  Pfänder  sind  nicht  flblich,  aber  nicht  ausgeschlossen, 
zumal  Hypotheken. 

Die  Verpflichtung  zur  Kautionsleistnng  besteht  für  alle  €ivilproze88- 
Sachen;  Beziprozität  wird  nicht  getlbt.^) 

§  10. 
IX*  Prozesskosteiu 

Die  bulgarische  Civüprozessordnung  kennt  vier  Arten  von  Gerichts- 
oder Prozesskosten  im  engeren  Sinne,  d.h.  Gtobflhren,  nämlich:  1)  Stempel- 
2)  Gerichts-,  3)  Kanzleigebtlhren  und  4)  die  verschiedenen  Admi- 
nistrations-  und  Funktionstaxen. ^)     Hierzu    kommen   dann    die 

^)  §  SD  de«  AdTokateagefetses. 

*)  §  148  CP.O. 

>)  $  790  CP.O.    S.  8.  261  Note  2. 

*)  §  520  G.P.O.  „Der  Beklagte  kann,  ohne  atff  die  Sache  aelbat  einciigehem  Bin- 

Wendungen  «riieben 4)  wenn   der  Kläger  fremder  Unterthan  ist,  und  im 

lilntenthame  keine  Immobilien  bedtast,  und  sich  weigert»  eine  Kaution  lllr  den  Yer- 
Inst,  welchen  der  Beklagte  haben  konnte,  flberfaaapt  oder  in  der  anberanmten  Frist 
sn  leisten.* 

§  522  al.  n.  «Wenn  eme  Einwendvng  ans  Abs.  4  §  520  geltend  sn  machea  ist, 
so  mnss  dieselbe  Tor  der  Einwendimg  der  Inkompetens  erhoben  werden." 

*}  Vgl.  anch  Enndmaehnng  des  k.  k.  Osterreichischen  Generalkonsalats  in  Sofia 
Tom  April  1800,  abgedmckt  bei  Böhm,  Zeitschr.  ftr  internst  Privat-  und  Strafrechi, 
Bd.  1,  8.  535. 

*)  §§  755—779  CP.O.  ,,Die  Stempelgebfihren  werden  in  Stempelmarken  ge- 
leistet. Die  Prosess-  (Gerichts-)  Gebühren  werden  für  Klagen  nnd  Appellations- 
beschwerden entrichtet.  Die  KanzIeigebUhren  werden  Itlr  Exekutionsbescheide,  Ab- 
schriften von  Urkunden,  Ansktlnfte  nnd  andere  Ähnliche  Schriftstfleke,  sowie  anch  Air 
die  Beilegung  des  Stempels  erhoben.  Die  Fnnktions-  oder  Administrations- 
gebtihren  sind  diejenigen  Taxen,  welche  die  Parteien  —  gemftss  den  betreffenden  Gkrichts- 
beschlflssen  —  f&r  die  Sachverständigen,  Zengen  oder  Parteien  oder  fOr  Publikations- 


Balgarien.  253 

anssergeriohtlichen   Prozesskosten   (§§  780— 785),  i)  welche  die  verur- 
theilte  Partei  der  obsiegenden  zu  entrichten  hat. 

Die  Gerichtskosten  werden  theilweise  in  Stempeln  (auf  allen  Ein*- 
gaben,  Beilagen,  Abschriften  und  Vollziehungsbescheiden),  theilweise  in 
baarem  Gelde  (Klage-  oder  Prozessgebtihr,  EanzleigebOhr  für  alle  den 
Parteien  eingehändigten  gerichtlichen  Entscheidungen,  ausgenommen  die 
Kontumazialurtheile,  endlich  die  Taxen  für  Vorladungen,  für  Enqudten, 
Augenschein  etc.)  entrichtet.  Die  Gerichtskosten  werden  gleich  bei 
jeder  einzelnen  Prozesshandlung  erhoben,  so  zwar,  dass  nach  §  29  des 
Stempelgesetzes  vom  15.  Dezember  1890  solchen  Eingaben,  Dokumenten 
u.  dgl.,  weldie  nicht  mit  dem  gesetzlichen  (einfachen,  nicht  Akten-) 
Stempel  yersehen  sind,  solange  keine  Folge  gegeben  wird,  als  der 
Ueberbringer,  welcher  hiervon  mündlich  in  Eenntniss  gesetzt  wird,  die 
fehlenden  Stemi>el  nicht  herbeischafft.  Bei  Dokumenten,  welche  dem 
Aktenstempel  unterworfen  sind,  setzt  das  verhandelnde  Gericht  sofort 
die  im  Stempelgesetze  vorgesehene  Strafe  fest.    Eine  Ausnahme  bilden 


oder  Delegirungs-  und  VorladoBgakosten  erlegen.  Die  Eingaben  an  alle  Instancen, 
sowie  anch  an  delegirte  Richter,  ebenso  die  Abschriften  yon  Urtheilen,  Bescheiden, 
Anskünften  und  dergl.  nnd  die  Ezekutionsbescheide  müssen  mit  der  entsprechendem 
Stempelmarke  yersehen  sein,  widrigenfalls  die  betreffende  Eingabe  oder  der  Akt  einst- 
weilen unberQcksichtigt  gelassen  wird.  —  Die  ProzessgebQhr  betrftgt  zwei  Prozent 
Tom  Werthe  des  Streitgegenstands,  und  ist  sowohl  bei  Klagen,  als  anch  Wideitiagen, 
Klagen  dritter  Personen  (Hauptintervenienten),  und  Appellationsbeschwerden  zu  erheben. 
Bei  Ansprachen^  deren  Werth  unbestimmt  oder  unbestimmbar  ist,  wird  die  Prozessge- 
btihr gelegentlich  der  UrtheÜsflÜlnng  yom  Gerichte  bestimmt  und  betrftgt  höchstens 
200  Francs..  Dieselbe  wird  yon  der  unterliegenden  Partei  erhoben.  Bei  AppeUations- 
Schriften  ist  die  Prozessgebflhr  nur  yon  derjenigen  Summe  zu  entrichten,  wegen  welcher 
appellirt  wird.  Die  ProzessgebOhr  ist  yom  Kläger  resp.  Appellanten  yorzuschiessen  und 
der  Klage  resp.  AppeÜschrift  beizulegen;  ausgenommen,  wenn  der  Klagewerth  nicht 
bestimmt  ist.  Die  Klagen  wegen  Prozessgebahren  unterliegen  keiner  ProzessgebQhr. 
—  DieKanzleigebtthr  betrftgt  1  Franc  fflr  den  Bogen,  wobei  2t6  Zeilen  ftlr  eine  Seite 
gerechnet  werden.  Für  die  Beilegung  des  Siegels  wird  eine  separate  Taze  yon  40  Cen- 
times erhoben«  Auch  diese  Gebühren  müssen  im  Voraus  erlegt  werden.  Für  jede 
Vorladung  ist  eine  Crebühr  yon  1  Franc  zu  erlegen.  Ebenso  ist  für  Publikation  der 
Voriadung  (wenn  der  Beklagte  unbekannten  Aufenthalts  ist)  oder  des  Kontumazial- 
ortheils  die  entsprechende  Insertionsgebühr  im  Voraus  zu  erlegen.  Den  delegirten 
Richtern  sind  die  Reisekosten  zu  yergüten,  sowie  auch  Diftien  nach  der  betreffenden 
Rangklasse  zu  zahlen.  Die  den  Zeugen  für  ihren  Zeityerlust  yon  den  Parteien  zu 
entrichtende  Gebühr  wird  yom  Gericht  in  der  Hohe  yon  1—20  Francs  festgesetzt^ 
Ausserdem  bekommen  sowohl  die  Zeugen  als  auch  die  Sachyerstündigen  (deren 
Honorar  yom  Gericht  ohne  BeschrSnknng  bestimmt  wird),  welche  nach  einem  Grte 
ausseriialb  ihres  Domizils  reisen  müssen,  eine  Reisekostenyergütung  yon  40  Gentimes 
für  den  Sjlometer  resp.  die  Kosten  der  Eisenbahnfahrt  dritter  Klasse. 

*)  §§  780—785.    „Wird  das  Verfahren  in  Folge  einer  Einwendung  des  Gegners 
oder  ex  officio  eingestellt,  so  muss  der  Kläger  dem  Beklagten  alle  bis  dahin  entstan* 
denen  Gerichtskosten  yergüten.    Wenn  jede  Partei  theils  obsiegt^  theils  unterliegt,  so 
bestimmt  das  Gericht,  in  welchem  Verhältniss  beide  die  Prozesskosten  zu  tragen  haben. 
Die  Staatsbehörden  sind  yon  der  Zahlung  der  Prozesskosten  an  die   obsiegende  Partei 
nicht  befreit,    doch  muss  der  Beklagte  einer  Staatsbehörde  gegenüber,  welche  im  P^. 
zesse  obsiegt,  alle  Prozess-  und  Advokatenkosten  ebenso  bezahlen,  als  wenn  der  Kl^^,» 
eine  Privatperson  wäre.** 
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die  durch  die  Post  ttbermittelfen  mcht  genügend  gestempelten  Klage* 
Appellations-  oder  Eassationsschriften  (Kullitätsbeschwerden)  nur  in- 
sofern, als  diese  Eingaben  einstweilen  zwar  ebenfalls  unberücksichtigt 
bleiben,  jedoch  dem  Einreicher  seitens  der  Kanzlei  schriftlich  bekannt 
gegeben  wird,  dass,  falls  er  binnen  zwei  Wochen  den  fehlenden  Stempel 
nicht  beibringt,  seine  Eingabe  so  betrachtet  werden  wird,  als  wenn  sie 
gar  nicht  eingereicht  worden  wäre.  —  Bezüglich  der  im  Auslande 
ausgestellten  oder  für  das  Ausland  bestimmten  Dokumente  bestimmt 
§  30  des  Stempelgesetzes,  dass  dieselben  ebenfalls  mit  dem  in  Bulgarien 
gültigen  Stempel  versehen  sein  müssen,  im  ersteren  Falle  nach  deren 
Ankunft  und  Vorlage  in  Bulgarien,  im  letzteren  Falle  bei  deren  Aus- 
stellung. 

Die  Gerichts-  oder  Prozessgebühr  (südebno  mito)  beträgt  — 
ausser  dem  Gesuchs-  und  Beilagestempel  (für  jeden  ersten  Bogen  1  Frc., 
für  die  folgenden  Bogen  50  Cent  §  9  al.  1  und  8  Abs.  2  d.  Stempelged.) 

—  zwei  Prozent  des  Werths  des  Streitgegenstands  und  zwar  in  in- 
if  nitum.  Diese  Prozessgebühr  wird  sowohl  bei  Einreichung  der  Klage- 
schriften (vor  den  Kreisgerichten),  Widerklagen  und  Klagen  auf  Haupt- 
Intervention  (siehe  oben  lY),  als  auch  von  allen  Appellations- 
beschwerden (also  auch  von  solchen,  welche  gegen  Urtheile  der 
Friedensrichter  —  vor  welchen  das  Verfahren  als  solches .  unentgelt- 
lich ist  —  an  die  Kreisgerichte  eingereicht  werden)  erhoben.^)  Die 
Nu llitätsb es ch werden  unterliegen  nicht  dieser  Gebühr.  Dieselben 
müssen  mit  einem  Stempel  von  5  Frcs.  versehen  sein,  und  ausserdem 
muss  der  Nullitätskläger  einen  Betrag  (Kassationsdeposit)  von  20  resp. 
40  Frcs.  erlegen ,  je  nachdem  das  Urtheil  eines  Ej*eisgericht8  als  Be- 
rufungsinstanz oder  das  eines  Appellationsgerichts  angegriffen  wird.^ 
Einem  Deposit  von  20  Frcs.  unterliegen  auch  alle  Kassation s- 
beschwerden  gegen  Bescheide  (soweit  solehe  zulässig  sind  —  siehe 
weiter  unten  sub  XJII).')  Dieses  Kassationsdeposit  {40  oder  20  Frcs.) 
wird  dem  Kassationskläger  (Kassanten)  im  Falle  seiner  Kassations- 
beschwerde Folge  gegeben  wird,  zurückerstattet  (§  714). 

Die  unterliegende  Partei  muss  in  der  Regel  dem  Gegner  die  ge- 
richtlichen und  aussergerichtlichen  Kosten  erstatten  (§  780).  Die  Aus- 
nahmen hiervon  —  abgesehen  vom  Falle  des  Armonrechts  (siehe  oben 
§  8)   bestimmt   das    Gesetz.*)     Die   Höhe   der   Advokatengebühren 

—  in  Ermangelung  eines  Uebereinkommens  —  normirt  nach  Prozen- 
tualgrundsätzen (2  bis  10%)  der  Anhang  zu  §  15  des  Advokaten - 
gesetzes.^) 


«)  §  763  CP.O. 

^  §714  d P.O.;  §  7  aL  4  des  Stempelgesotzes, 

»)  §731  ap.o. 

*)  §§781-785  CP.O. 

^)  Anhang  zu  §  15   des  Advokatengesetzes:   Taxen  für  die  HfiliewaltiDfl^  der 
AdTokatPA  in  CiYllproxeasen. 

1.  Für  erfolgreiche  Intervention  in  beiden  meritorischen  Instanzen: 
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§  11- 

X.   Yerfahren  im  Allgemeinen. 

Die  bulgarische  Civilprozessordnung  kennt  dreierlei  Prozess- 
Verfahren:  1)  das  Verfahren  vor  den  Friedenarichtern;  2)  das 
Verfahren  vor  den  Eollegialgerichten  und  3)  das  abgekürzte 
Verfahren,  üeberall  ist  das  Prinzip  der  Mündlichkeit,  Oeffentlichkeit 
und  Unmittelbarkeit  gewahrt.  Von  dem  abgekürzten  Verfahren  ist 
unten  (XTV)  bei  den  „besonderen  Arten  des  Verfahi-ens**  die  Rede.  Was 
den  Unterschied  zwischen  dem  Medensrichterlichen  (§§  16 — 148  C.P.O.) 
und  dem  gewöhnlichen  (ordentlichen)  Verfahren  anbelangt,  so  ist  derselbe 
der  nämliche,  welcher  zwischen  dem  Bagatellverfahren  und  dem  ordent- 
lichen Verfahren  anderer  Staaten  besteht.  Für  die  vor  den  Friedens- 
richter gehörigen  Angelegenheiten  besteht  ein  kleiner  und  einfacher 
Prozesskodez,  worin  in  gedrängter  Kürze  und  leichter  und  klaifer  Re- 
daktion der  allgemeine  Theil  des  Verfahrens  (bis  zur  Exekution)  be- 
handelt wird.  Dafür  ist  zur  Richtschnur  des  Friedensrichters  der  §  47 
C.P.O.  eingeschaltet,  wonach  sich  der  Friedensrichter  in  allen  schwie- 
rigen Fällen  nach  den  für  die  oberen  Gerichte  massgebenden 
Prozessnormen  zu  richten  hat.  Sonst  manifestirt  sich  der  Unter- 
schied zwischen  diesen  beiden  Verfahren  lediglich  in  der  Kürze  der 
Vorladungs-  und  Appellationsfristen  und  im  Wegfall  des  yorbereitenden 
Verfalurens  (keine  schriftliche  Antwort  [Einrede]).  Nach  §  31  der 
C.P,0.^)  ist  der  Friedensrichter  sogar  befiigt,    ohne  Vorladung  der 

bis  zu  einem  Klagewerthe  von  1000  fr.  —  10%; 

Ton  1000—6000  fr.,  Ton  den  ersten  1000  —  100  fr.  von  dem  Reste  S%; 
Ton  5000— 25  000  fr.,  Ton  den  ersten  5000  —  420  fr.,  vom  Reste  6%; 
Ton  25  000— 50  000  fr.,  yon  den  ersten  25000  —  1620  fr.,  vom  Reste  4%; 
von  50  000—100  000  fr.,  von  den  ersten  50  000  —  2620  fr.,  vom  Reste  27o. 
2.  Bei  nicht  bestimmtem  Klagewerth  setst  das  Gericht  nach   der  Wichtigkeit 
des  Prozesses  und  der  Mühewaltung  des  Akrokaten  ein  Honorar  von  50  —  1500  fr. 
ftr  beide  Instanzen  festw 

8.  Für  ausserprozessualische  Handlungen  ist  das  höchste  Honorar  600  fr. 

4.  Ffir  eine  Instanz  wird  die  HSlfte  der  obigen  Taxe  berechnet. 

5.  Bei  EinsteUnng  des  Verfahrens  in  Folge  von  Einwendungen  bekommt  der  Ad- 
Tokmt  den  dritten  Theil  deijenigen  Taxe,  welche  er  bekommen  wtürde,  wenn  der  Prozess 
meritorisch  entschieden  worden  wäre. 

6.  Bei  Beendigung  des  Prozesses  durch  Veigieich  oder  bei  grundloser  Entziehung 
der  Vollmacht  bekommt  der  Advokat  die  yolle  Taxe. 

7.  Bei  grundloser  Weigerung  zu  interveniren  bekommt  der  Advokat  kein  Honorart 
sind  seine  GrOnde  annehmbar,  so  bekommt  er  die  H&lfte  der  Taxe. 

8.  Verliert  der  Advokat  den  Prozess,  so  bekommt  er  nur  die  Hälfte 
der  Taxe. 

9.  Die  prozessveriierende  Partei  hat  dem  Gegner  das  Honorar  nur  fflr  einen 
Advokaten  zu  erstatten. 

10.  FOr  Intervention  vor  dem  obersten  KassatioDshof  erh&lt  der  Advokat  zwei 
Drittel  derjenigen  Taxe,  welche  für  die  Intervention  in  einer  meritorischen  Instanz  be- 
stimmt ist.* 

>)  §  81.  „Wenn  beide  Parteien  vor  dem  Friedensrichter  persönlich  erschienen 
sind,  so  kann  derselbe  ihren  Prozess  sofort  in  Verhandlung  nehmen,  ohne  Jedoch  die 
bereits  ffir  diesen  Tag  auberaumten  Prozesse  zu  vertagen.** 
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Parteien,  wenn  dieselben  vor  ihm  erschienen  sind,  den  Rechtsstreit  so- 
fort zu  verhandeln. 

A,  Die  Klage,  welche  im  ordentlichen  Verfahren  nur  schriftlich 
erhoben  werden  darf  (§  191),  muss  enthalten:  1)  Die  Benennung  dea 
Gerichts,  an  welches  die  Klage  gerichtet  wird;  2)  Vor- und  Zunamen^ 
Unterthanenschaft,  bürgerliche  Beschäftigung  und  Domizil  der  Parteien ; 
3)  die  Angabe  des  Streitwerths,  sofern  ein  Werth  apgegeben  werden 
kann;  4)  die  Umstände  des  Prozesses  (Klagegrund);  5)  die  Beweismittel 
und  Gesetzesstellen,  auf  welche  sich  die  Klage  stützt,  und  falls  Zeugen  an- 
gerufen werden,  deren  Namen  und  Domizil;  6)  den  Klageantrag  (Petitum) 
und  7)  die  Angäbe  der  Beilagen.  Letzteres.  Erfordemiss  ist  bei  Klagen 
unter  1000  Frcs.  (vor  dem  Friedensrichter)  nicht  obligatorisch.*) 

Klagen  aus  verschiedenen  Rechtsgründen,  wenn  auch  gegen 
einen  und  denselben  Gegner,  können  nicht  kumulirt  werden.^  Die 
ELlage  ist  vom  Kläger  persönlich  oder  von  dessen  Bevollmächtigtem  zu 
unterschreiben.  Kann  der  Kläger  nicht  schreiben  oder  ist  er  hieran  ver- 
hindert, so  kann  die  Klage  von  einer  von  ihm  eigens  dazu  aufgeforderten 
Person  mit  Angabe  dieses  Umstands  unterschrieben  werden. 

Die  Klage  ist  in  bulgarischer  Sprache  (§  194)  und  in  so  vielen 
Exemplaren  einzureichen,  als  die  Zahl  der  Beklagten  beträgt.  Die  Zu- 
stellung der  Klage  an  den  Beklagten  erfolgt  von  Amtswegen  durch 
das  Gericht  (Gerichtsdiener  oder  Requisition  auswärtiger  Behörden), 
Jeder  Beklagte  erhält  ein  vollkommenes  Klageexemplar. ^ 

Bei  kleineren  Mängeln  wird  die  Klage  dem  Kläger  zur  Ergänzung 
zurückgestellt;*)  —  bei  wesentlichen  Mängeln  (§§  201 — 204)*)  wird  dem 


^)  Da  in  Bulgarien  aUe  Eingaben  auf  ganzen,  nicht  gebrochenen  Bogen  einge- 
reicht werden,  die  Resolutionen  (administrattya)  des  Präsidenten  aber  schrfig  links  auf 
difr  erste  Seite  des  Bogens  geschrieben  werden,  so  enthalten  die  Eingaben  kein  Ru- 
brum in  Österreichischem  Sinne,  und  es  werden  deshalb  die  oben  von  1 — 3  erwähnten 
Daten  nicht  in  fracto  auf  der  Aussenseite  des  Bogens,  sondern  innen  oben  auf  der 
rechten  Seite  bis  zur  Mitte  des  Bogens  geschrieben.  Die  linke  Seite  ist,  wie  oben 
erwähnt,  fOr  die  administrativen  Resolutionen  und  andere  Eanzleinotlzen  (wieviel  Pro- 
zess-  und  Kanzieigebflhr  entrichtet  worden  ist  u.  s.  w.)  vorbehalten. 

*)  §  192  C.P.O.  ^Klagen,  welche  aus  verschiedenen  Grundlagen  entspringen, 
können  nicht  in  einer  Elageschrift  vereinigt  werden,  wenn  sie  sich  auch  auf  ein  und 
dieselbe  Person  beziehen.  FOr  jede  besondere  Klage  muss  eine  besondere  Klageschrift 
«ingereicht  werden." 

^  §196  aL5  CP.O. 

*)  §  199  C.P.O.  „Die  Klageschrift  wird  zorackgestellt:  1)  wenn  der  Beklagte 
nicht  genannt  ist;  2)  wenn  der  im  Namen  des  Klägers  die  Klage  anmeldende  Vertreter 
keine  Vollmacht  beigeschlossen  hat;  3)  wenn  nicht  ersichtlich  ist,  was  der  Kläger 
fordert;  4)  wenn,  abgesehen  von  den  FäUen,  wo  der  Werth  nicht  bestimmbar  ist,  der 
Kläger  keinen  Klagewerth  angiebt;  5)  wenn  die  Klageschrift  beleidigende  Ausdrflcke 
enthält.*' 

*)  §§201—204  C.P.O.  „Die  Klageschrift  wird  bis  auf  Weiteres  d.h.  bis  zur  Er- 
gänzung unberücksichtigt  gelassen:  1)  wenn  das  Domizil  des  Beklagten  entweder  un- 
deutlich oder  unklar  ausgedrückt  ist  und  der  Kläger  nicht  angiebt,  dass  ihm  dies 
Domizü  unbekannt  ist;  2)  wenn  die  Klageschrift  oder  die  Beilagen  und  Abschriftea 
nicht  genügend  gestempelt  sind;    3)  wenn  bei   der  Klageschrift  sich  die  angegebenen 
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Kläger  eine  einmonatliche  Frist  nr  Er^Lnzung  4er  Kliffe  gewährt, 
nach  deren  fruchtlosem  Ablauf  der  Prozess  nur  mit  einer  neuen  Klage 
wieder  erneuert  werden  kann. 

B.  Die  Klageerhebung,  welche  mit  der  Einreichung  der  Klage 
beim  zuständigen  Grericht  erfolgt,  begründet  die  Rechtshängigkeit  der 
Streitsache;  diese  bewirkt  die  Unterbrechung  der  Verjährung  cmd 
das  Recht  auf  die  in  der  Klage  vom  Tage  der  Klageeinreiehung  ge- 
forderten Sänsen.^) 

C.  Aenderung  der  Klage.  Emendation.  Die  Klage  kann 
nach  ihrer  Einreichung  im  Wesentlichen  (in  der  Hauptcrache)  nicht  mehr 
geändert  werden,  jedoch  kann  der  Kläger  solche  neue  Forderungen 
stellen,  welche  aus  den  in  der  Klage  erhobenen  unmittelbar  folgen; 
ebenso  kann  er  sein  Klagebegehren  herabmindern.^  Es  wird  nicht 
als  Aenderung  oder  Erhöhung  des  Klägebegehrens  betrachtet:  wenn  der 
Kläger  das  bereits  Angeführte  bestimmter  ausdrOckt;  wenn  er  Zinsen 
oder  Akzessorien  hinzulegt  od^  statt  des  ursprünglich  geforderten  Gegen- 
standes wegen  eingetretener  Veränderung  das  Interesse  fordert.*)  Der 
die  Klage  emendirende  Kläger  muss  dies  in  der  nämlichen  Sitzung, 
in  weiidier  er  diese  Emendation  vornimmt,  anmelden. 

Der  Beklagte  hat  das  Eecht  eine  Widerklage  anzumelden,  ent- 
weder in  seiner  schriftlichen  Beantwortung  der  Klage  (siehe  unt^n  XI) 
oder  in  der  ersten  (meritorischen)  Verhandlung;  in  letzterem  l^lle 
wird  die  Verhandlung  vertagt  und  der  Beklagte  angewiesen,  ideine 
Widerklage  binnen  einer  Frist  von  8  bis  7  Tagen  (gehörig  insttrdrt) 
schriftlich  einzureichen.^)  Vorausöeteung  dei^  Zulässigkeit  der  Wider- 
klage ist,  dass  dieselbe  aus  gleicher  rechtlicher  Grundlage  wie  dio 
Klage  entspringt  oder,  wenn  auch  aus  anderer  Grundlage,  dass  doch 
der  Widerklageanspruch  nüt  dem  Klageanspruch  kompensiit  werden 
kann. 


BeD«gi9ii  nidit  befinden;  4—5)  wenn  die  geftrOiige  Anzahl  Absdniften  fOr  ^en  <3iDg<ier 
od(^  die  ProzessgebUhr  gar  tucbt  oder  nicht  rOllig  beigescMeaaen  sind,  imd  'S)  wenn 
dua  Dondsil  dea  Klflgera  nloht  angegeben  ist.  — -  In  doi  braten  (  Fällen  %ttd  die 
Klagesdirift  mittelst  gerichtlid^er  Verständigung  dem  Kläger  oder  den  Klägern  Evrfkdt- 
gesteUt  und  eine  einmonatliche  Frist  znr  Ergänzung  der  Klage  gegeben.  Im  FaUe 
der  No.  6  wird  eine  Kundmachung  an  die  Gerichtstafel  geheftet,  l^tidt  der  Kläger 
Terstlndigt  wird,  dass,  wenn  er  im  Verlaufe  eines  Monats  sich  nicht  meldet,  (in  welAem 
ktsterein  Fafie  ihm  eine  neue  einmonatliche  Frist  ertiieilt  wird),  die  Klageschrift  iammt 
Beilagen  ikm  curaekgestellt  werden  wird,  und  dass  die  Klage  sodann  nur  mit  cffaier 
neuen  Klageschrift  erneuert  werden  kann.** 

*)  §  190  C.P.O.  «Die  Einreichung  der  regelrechten  iOage  an  das  ko«^p«%enW 
Gerioht  naterbricht  den  Lauf  der  Verjährung  und  bewirbt  den  ForÜauf  der  geforAer- 
tea  Zinsen/ 

»)  §  255  C.P.O.    „Der  Kläger  kann  seine   in   der  Klage  ertiobenen  Fordemtig^^ 
kendymindem^  er  hat  aber  kein  Recht,  dieselben  dem  Wesen  nach  zu  ändern  oder  n^^^ 
Fordem^gen  anzumelden,  ausser  wenn  letztere   unmittelbar    aus   den  ia  ^^  ls^s%^  ^^, 
kobenen  entspringen.** 

»)§256C.P.O. 

*)  §§  262—264  C.P.O. 

n.  IiOBWBMjrBu»,  BMhtsf  «rfolsniif  .  IL 
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D.  Einreden.  Die  bulgarische  Civilprozessordnong  kennt  zweieriei 
prozesshindemde  Einreden,  von  denen  die  meisten  dilatorischer,  einige 
(so  z.  B.  §  620  al.  3  und  §  524  al.  3  und  4  C.P.O.)  formell  po-emto- 
rischer  Natur  sind. 

Sie  unterscheidet  nämlich  solche  prozesshindemde  Einreden, 
welche  vor  dem  Eingehen  in.  die  Sache  vorgebracht  werden  mdssen,  ^) 
und  solche»  welche  in  jeder  Frozesslagel  geltend  gemacht  werden 
können.^ 

I.   Li  die  erste  Eategprie  gehören: 
1/Die  Einrede  der  örtlichen  Unzuständigkeit, 

2.  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  und  des.  Zusammenhangs  (ex- 
ceptio litis  pendentis  und  connexitatis)  (unrichtig  hierher  ein- 
gereiht, vgl.  §  623  C.P.O.).») 

3.  die  Einrede  der  mangelnden  Prozessfähigkeit  oder  der  mangeln- 
den gesetzlichen  Vertretung,^) 

4.  die  Einrede  der  mangelnden  Sicherheit  fDr  die  Prozesskosten 
(exceptio  cautionis). 

Was  die  Zeit  und  Beihenfolge  der  Geltendmachung  dieser  Einreden 
anlangt,  so  geht  die  Einrede  der  mangelnden  Sicherheit  fOr  die  Proze^- 
kosten  allen  anderen  Einreden  vor;  beim  Mangel  dieser  Einrede  ist  die 
Einrede  der  Unzuständigkeit  vor  allen  übrigen  zu  erheben.  Alle  diese 
Jünreden  mtissen  in  der  ersten  mUndlichen  Verhandlung  vorgebracht 
werden,^)  mit  Ausnahme  der  exceptio  litis  pendentis  und  connexitatis, 
welche  in  jeder  Prozesslage  erhoben  werden  kOnnen  (vgl.  Note  3). 

n.  In  die  zweite  Kategorie  der  Einreden,  welche  in  jeder  Lage 
des  Prozesses  geltend  gemacht  werden  können,  gehören  (ausser  §  52D 


0  §  620  G.p.0.  fj>^  Beklagte  kann,  ohne  anf  die  Sache  Mlb9t  einsngehen,  ISn- 
Wendungen  erheben:  1)  wenn  für  den  Prosess  ein  anderes  Gerieht  oder  eine  andere 
Staatsbehörde  oder  ein  fremdes  Konsulargericht  sustftndig  ist;  2)  wenn  beim  nimlichen 
oder  einem  anderen  Oeridite  ein  Proiess  ttM  dem  nimli<äen  Gegenstande  nnd  swischen 
den  nfimUchen  Personen  Teriiandelt  wird  oder  ein  Proaess,  weicher  mit  der  angemelde* 
ten  Klage  in  enger  Yerinndung  steht;  S)  wenn  die  Klage  von  einer  Person  erhoben 
ist,  welche  wegen  ihrer  Rechtsnnfthigkeit  (Handlnngsnnfthigkeit)  kein  Recht  hat,  Tor 
G^cht  personlich  eine  Klage  su  erheben  oder  zu  beantworten;  4)  (ygL  oben  §  9  bei 
Note  4  S.  252  erwShnt)/ 

*)  §524.C.P.O.  „In  jeder  Prozesslage  kOnnen  die  Parteien  folgende  Einwen- 
dungen erheben:  1>  wenn  der  Prozess  seinem  Charakter  nach  der  Kompetenz  dea 
Kreisgerichts  ßntzogen  ist;  2)  wenn  der  Prozess  —  nach  der  Lage  der  im  Streit 
befindlidbsn  Immobilien  —  zur  Zuständigkeit  eiiies  anderen  Kreisgerichta  gehOii; 
8)  wenn  es  sich  heranssteUt,  dass  die  Klage  von  einer  Person  erhoben  ist,  welche  ftr  sich 
TermOge  ihrer  Rechts-  (Handfangs-)  Unflhigheit  vor  (Bericht  weder  Klagen  «iieben» 
noch  auf  dieselben  antworten  kann;  4)  wenn  es  sich  herausstellt,  dass  ein  Vert^eler 
keine  gesetzliche  Vollmacht  hat  und  weder  nach  Gesetz  noch  nach  Gewohnheiten  Ver- 
treter der  Partei  sein  kann.** 

*)  §  523  C.P.O.  „Die  Einroden  dürfen  nicht  q>ftter  angemeldet  werden,  als  am 
ersten  Verhandlungstage.  Die  Einrede  des  §  520  Abs.  2  kann  in  jeder  Lage  des  Rechts- 
streits angemeldet  werden.** 

*)  Vgl.  auch  §  621  C.P.O. 

•)  §  522  CP.O. 
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al.  2  G.RO.)  die  im  §  521  G.P.O.  (ygi.  Note  8,  S.  258)  aufgezählten;  das 
Gericht  hat  diese  Mängel  anch  von  Amtswegen  am  berücksichtigen.^) 

HL  Ueber  die  erhobenen  Einreden  entscheidet  das  Gericht  durch 
besonderen  Bescheid.  Gegen  den  Bescheid,  welcher  der  Einrede  Folge 
giebt,  findet  Kekurs  statt;  dagegen  kann  der  Bescheid,  durch  welchen 
die  SSnrede  verworfen  wird,  nur  dann  durch  Bekurs  angefochten  werden, 
wenn  er  die  Einrede  der  Unzuständigkeit  betrifit;  in  allen  anderen 
Fällen  kann  ein  die  Einrede  yerwerfender  Bescheid  nur  in  Verbindung 
mit  der  Hauptsache  angefochten  werden.^ 

Die  Eekursfrist  betrilgt  sieben  Tage;  bis  zur  Entscheidung  des  Be- 
kurses  wird  die  weitere  Verhandlung  des  Prozesses  in  erster  Instanz 
ausgesetzt.^ 

XI.  Terfalireii  in  erster  iHstanz. 

§12. 
A.  Vorbereüung  der  müiidliohen  Verhaadlun^. 

Mündliche  Verhandlung. 

L  Wie  erwähnt,  findet  im  friedensrichterlichen  Verfahren  keine 
Vorbereitung  zur  mflndlichen  Verhandlung  statt.  Im  (regentheil  erlaubt 
§  31  der  G.P.O.  dem  Friedensrichter  sofort  zu  verhandeln,  sobald  sich 
bei  ihm  beide  Parteien  auch  ohne  Vorladung  geneidet  haben. 

Somit  findet  das  eigentliche  yorbereitende  Verfahren  nur  im  ordent* 
liehen  Verfahren  statt  Dasselbe  besteht  in  der  AuffcH^derung  des  Be- 
klagten (gleichzeitig  mit  der  Vorladung  resp.  in  der  Vorladung  selbst) 
binnen  einer  Frist  von  2  Wochen  bis  1.  Monat  O'e  nachdem  der  Be- 
klagte im  Inlande  oder  Auslande  wohnt)  seine  schriftliche  Antwort 
(in  den  nOthigen  Exemplaren)  zu  überreichen.  Die  Nichtbefolgung 
dieser  Aufforderung  hat  jedoch  keine  nachtheüigen  Folgen  fOr  den  Be- 
klagten in  der  Sadhe  selbst,  ausser  wenn  er  nicht  zur  Verhandlung 
erscheint  und  dann  in  contumaciam  yerurtheilt  wird.^) 

Die  Vorladungsfristen  im  ordentlichen  Verfahren  betragen  1  bis 
4  Monate  (§  229).^)  Bei  unbekanntem  Aufenthalt  des  Beklagten  eriblgt 

^)  §  526.  JDas  Gerickt  ist  yerpflichtet,  nnaUiAiigig  toü  den  Emwendungen  der 
Pirteien,  den  ProieBS  nicht  sn  Terhandeln,  sobald  einer  der  in  §  5ä4  erwftfanten  FSUe 
▼orHegt.'' 

»>  §§  52T--529  CP.O. 

^  §  530 CP.O.,  Tgl.  lach  §  581  G«P.O.  Aber  meritoriBche  Kinwendnngen. 

^  §§  288 — ^241.  „Zur  Vorbereitong  des  Prozesses  ksnn  der  Beklagte  eine  schrift* 
lieke  Antwort  —  in  welcher  er  ausdrOcklich  erkliren  muss,  ob  er  die  Forderung 
des  Eligers  aneikennt  resp.  was  er  dagegen  einzuwenden  hat  und  worauf  er  seine  Er- 
widerong  stUtat  —  einreichen,  binnen  14  Tagen  von  Zustellung  der  Klage,  wenn  er  am 
Orte  des  Gkrichta  wohnt,  —  binnen  einem  Monat,  wenn  er  ausserhalb  desselben  wohnt. 
—  Diese  Antwort  sammt  Beilagen  ist  in  Abschrift  dem  Elftger  mitEutheilen.  — .  Unter- 
Uksst  es  der  Beklagte,  eine  schriftliche  Antwort  su  Überreichen,  so  wird  Tennin  zur 
Veriiandlung  anberaumt" 

*)  §  229.  aErscheinungsfristen  sind  folgende:  1)  ein  Monat,  wenn  der  Beklagte 
in  Bulgarien  wohnt;  2)  zwei  Monate,  wenn  er  ansseriialb  Bulgariens  wohnt  und  sein 
WohnaitB  bekannt  ist;  8)  vier  Monate,  wenn  der  Aufenthaltsort  des  Beklagten  un- 
bdcaant  ist" 

17* 
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die  Yorladnng  durch  Publikatioii  im   Amtsblatt^)   (§  225)   (dreimalige 
Einrückung)  (§  227).3) 

n.  Die  mUndliche  Verhandlung  beginnt  mit  dem  Vortrage  des 
Referenten.')  Hierauf  wird  den  Parteien,  zuerst  dem  SJäger  und  dann 
den  Beklagten  so  lange  gestattet,  Anträge  m  stellen  und  Angriffs- 
und  Vertheidigungsmittel  Yorzubnngen,  bis  der  Vorsitzende  den  Streit- 
foU  ifir  genügend  geklärt  erachtet  Auch  das  Fragerecht  der  Parteien 
ist  YoUkommen  gewahrt.^) 

Werden  neue  (in  den  Schriftsätzen)  nicht  erwähnte  Thatumstände 
oder  Beweismittel  vorgebracht,  so  kann  die  Gegenpartei  die  Vertagung 
der  Verhandlung  beantragen.^) 

Mit  Genehmigung  des  Vorsitzenden  kOnnen  auch  die  Richter  (Bei- 
sitzer) aufklärende  Fragen  an  die  Parteien  richten.^  Bei  komplizirteren 
Fällen  kann  über  die  einzelnen  Forderungen  oder  Gegenstände  ge- 
trennt verhandelt  werden.'^  Theilurtheile  sind  jedoch  nicht  zu- 
lässig. 

In  den  Vorschriften  über  Anbahnung  eines  Vergleichs  zwischen 
den  Parteien  besteht  insofern  ein  Unterschied  zwischen  dem  ordentlichen 
und  dem  summarischen  (Medensrichterlichen)  Verfahren,  als  bei  erste- 
rem  die  Aufforderung  des  Präsidenten  zum  Vergleich  blos  fakultativ  ist, 
d.  h.  nur  ergeht,  wenn  er  einen  solchen  flir  möglich  hält,^)  dagegen 
beim  Friedensrichter  obligatorisch  ist.^ 

§  13. 
B.   Das  BeweisverfUiren« 

X   Ueber  die  Beweisprinzipien  siehe  oben  §  2. 

n.  Beweismittel  sind:  1)  Zeugen,  2)  Enqu6te  der  nachbar- 
lichen Leute  (Doznan^'e  (rez  ökolni  Ijudje),  3)  Urkunden,  4)  die  soge- 
nannten „Einschnitte^  (Kerbhölzer,  RöboSi),  5)  das  Geständniss, 
6)  Vernehmung  der  Parteien  (jedoch  nicht  in  dem  nämlichen  Sinne 
und  der  nämlichen  Bedeutung  wie  z.  B.  in  dem  österreichischen  BagateU- 
verfahren  *^)  oder  dem  österreichischen  Entwürfe  der  Givilprozessordnung 
vom  Jahre  1881,  §§  413—4:23  —  daher  nicht  Anhörung  der  Par- 
teien als  Zeugen  unter  Eid)  und  7)  der  Eid.  Ausser  diesen 
direkten  Beweismitteln  kennt  die  bulgarische  Civilprozessordnung  auch 
eine  indirekte  Beweisführung  auf  Grund  von  Präsumtionen.**)  Der 


*)  §  2»  C.P.O. 

*)  §227  CP.O. 

^  5§  242,  252  C.P.O. 

*)  t§%8.  261  C.P.O. 

»)  §254  CP.O. 

•)  §  258  CP.O. 

»)  §  259  CP.O. 

'^  §260  CP.O. 

*)  §89  CP.O. 

«0  Vgl.  üllmann,  das  österr.  Civüprozessrecht.   3.  Aofl.  lfe92.  §  16iB  S.  462—468. 

II)  §§430-435  CP.O.  8.  u. 
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gerichtliche  Augenschein  und  Gutachten  der  Sachyerstän* 
digeu  (§§  ii3 — 472  C  P.O.)  sipd  in  dem  Abschnitt  „cße  Yerification 
der  Beweise*'  (§§^36 — 4A2  —  siehe  unten)  behandelt,  kOnnen  jedoch 
auch,  als  selbstständige  Beweismittel  gelten.^) 

Der  Geltendmachung  jedes  direkten  Beweismittels,  sowie  der 
Ymfikation  der  Beweise  muss  ein  richterlicher  Beschluss  (Beweis- 
beschlttss)  vorangehen.  Die  blosse  Ladung  der  Zeugen  zur  Verhand- 
lung ist  für  das  Grericht  solange  nicht  bindend,  als  ein  Beweis- 
beschluss  nicht  ergangen  ist.'"^  Der  Kürze  halber  pflegen  nämüch 
die  Kreisgerichte  Zeugen,  auf  welche  sich  die  Parteien  in  ihrer  Elaga. 
oder  Einrede  berufen,  vorzuladen,  und  erst  nachträglich  in  der  mttndr 
liehen  Verhandlung  zu  beschliessen,  nach  Anhörung  beider  Parteien, 
ob  die  Vernehmung  der  Zeugen  erfolgen  soll.  Dies  geschieht  gewöhn* 
lieh  dann,  wenn  die  Parteien  in  den  erwähnten  Eingaben  die  That» 
fachen  nicht  anfuhren,  Ober  welche  sie  die  namhaft  gemachten  Zeugen 
zu  verhören  wünschen.') 

Ausser  den  Eingangs  erwähnten  Beweisnormen  existiren  keine 
besonderen  formellen  Beweisregeln,  da  das  richterliche  Ermessen 
und  die  freie  Beweiswürdigung  das  leitende  Prinzip  bilden. 

m.  Absolute  Beweiskraft  haben  nur  das  Geständniss  und 
der  Eid  (Haupt-  und  richterlicher  Eid)  rücksichtlich  der  mit  diesen 
Beweismitteln  erhärteten  Thatumstände.^)  Bei  allen  anderen  Beweis- 
mitteln ist  der  richterlichen  Beweiswürdigung  Raum  gelassen.^)  Für 
die  Beweis  Würdigung  der  Urkunden  und  anderer  schriftlicber  Be- 
weise gilt  insofern  eine  Ausnahme,  als  hierin  das  Gericht  den  behörd- 
lichen Urkunden  in  der  Regel  den  Vorzug  geben  und  ausserdem  die 
Gesetze  und  Gewohnheiten  berücksichtigen  muss,  welche  zur  Zeit 
der  Ausstellung  dieser  Urkunden  in  Kraft  waren.^ 
IV.   Die  einzelnen  Beweisarten. 

1.  Zeugenaussagen.  Niemand  darf  seine  Zeugenschaft  ver- 
weigern.   Die  Ausnahmen  hiervon  bestimmen  §§286 — 287  CP.OJ) 

«)  §§  450,  472  CP.O. 

*)  §  293  CP.O. 

^  §§  285,  291  aP.O. 

<)  §§  396  al.  2,  420  al.  1  CP.O. 

*)  §§  828,  354,  395,  471  CP.O. 

•)  §§  380,  884  CP.O. 

^  §§  286,  287.  „Niemand  kann  sich  der  Zeugenschaft  entschlagen.  Von  dieser 
Regel  sind  ausgenommen  nur:  1)  die  Verwandten  der  Parteien  in  der  aufsteigenden 
«nd  absteigenden  Linie,  ebenso  BrQder  und  Schwestern  and  2)  Personen,  welche  von 
4er  Sntsdieidang  des  Prozesses  zu  Onnsten  der  einen  oder  anderen  Partei  einen  Vor- 
tiieQ  erwarten.  —  Es  ist  erlaubt,  das  Zeugniss  zu  Terweigem:  1)  bei  Fragen,  deren 
Beantwortung  dem  Zeugen  oder  seinen  Verwandten  aufsteigender  und  absteigender 
lime  und  seinen  Brfldem  und  Schwestern  einen  unmittelbaren  VermOgensschaden  ver- 
vsacben  konnte;  2)  bei  Fragen,  deren  Beantwortung  dem  Zeugen  oder  seinen  zu  1 
geoumten  Verwandten  zur  Unehre  gereichen  oder  die  Gefahr  strafrechtlicher  Verfolgimg 
▼emnachen  konnte,  und  8)  bei  Fragen,  welche  der  Zeuge  nicht  beantworten  kann,  ohne 
die  Oeheimnisse  seiner  Kunst  oder  seiner  Beschäftigung  (Profession)  zu  entdecken.** 
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•  '  ■ 

Zur  Zeugeoschaft  werden  Ton  Amtswegen  nicht  zugelassen :  1)  Irr- 
sinnige, 2)  diejenigen  Personen,  welche  vermöge  physischer  und  geistiger. 
Gebrechen  die  zu  beweisenden  Thatsachen  nicht  verstehen  können; 
S)  Kinder  gegen  ihre  Eltern,  4)  Ehegenossen  der  Prozessparteien, 
5>  Oeistliche,  hinsichtlich  des  Beichtgeheimnisses  und  6)  alle,  welchen 
das  Gesetz  das  Recht,  Zeugen  zu  sein,  entzieht  (§  288). 

Personen  unter  16  Jahren,  wie  auch  solche,  welche  in  Folge  straf- 
gerichtlichen Urtheils  der  bttrg^lichen  und  politischen  Rechte  ver- 
lustig geworden  sind,  können  ohne  Eid  verhört  werden.^)  Auf  An- 
trag der  Gegenpartei  werden  zur  Zeugenschaft  nicht  zugelassen:  1)  Ver- 
wandte, Aszendenten  und  Deszendenten  ohne  Beschränkung  in  der 
Seitenlinie  und  Schwägerschaft  bis  zum  dritten  Grade  (römischer,  nicht 
kanonischer  Rechnung);  bei  gleicher  Verwandtschaft  mit  beiden  Parteien 
kann  der  Zeuge  unbeeidet  vernommen  werden;  2)  Vormflnder  und  Mündel, 
3)  Adoptiveltern  und  Adoptirte,  4)  Personen,  welche  sich  im  Streite  mit 
einer  der  Parteien  befinden  oder  welche  von  der  Entscheidung  des  Pro- 
zesses durch  die  sie  anrufende  Partei  einen  Vortheil  erwarten,  und  5)  die 
Bevollmächtigten  der  Parteien.^ 

Die  Partei,  welche  sich  auf  Zeugen  beruft,  muss,  ausser  der  Be- 
zeichnung des  Vor-  und  Zunamens,  der  Beschäftigung  und  des  Domizils 
der  Zeugen,  die  Thatsachen  angeben,  über  welche  dieselben  ver- 
nommen werden  sollen.*)  In  Ejrankheits-  und  ähnlichen  Verhinderungs- 
fällen kann  das  Gericht  die  Vernehmung  des  Zeugen  an  seinem  Domizil 
verfügen.^)  Ebenso  können  Zeugen,  welche  40  Eilom.  oder  noch  weiter 
vom  Gerichtssitze  entfernt  wohnen,  durch  Ersuchen  des  nächsten 
Friedensrichters  oder  des  nächsten  Gerichtshofi9  vernommen  werden. 
Die  Zeugeneinvernahme  der  Minister  geschieht  in  deren  Wohnung.^ 

Der  Beschluss  des  Gerichts,  Zeugen  zu  vernehmen,  hindert  jedoch 
nicht  die  Geltendmachung  späterer  Einwendungen  des  Gegners  gegen 
die  Zeugen.^  Die  Vorladung  der  Zeugen  kann  die  Partei  auch  selbst 
flbernehmen  (§  296). 

Jeder  Zeuge  muss  einzeln  und  in  Abwesenheit  der  später  zu  ver- 
hörenden Zeugen  vernommen  werden.^ 

Wenn  beide  Parteien  Zeugen  vorgeschlagen  haben,  so  sind  die 
Zeugen  des  Klägers  zuerst  zu  vernehmen.^ 

Der  Zeuge  ist  vor  seiner  Vernehmung  nach  den  Satzungen 
seiner  Religion  zu  beeiden.^ 


>)  §  289  C.P.O. 

■)  §  291  CP.O. 

»>  §  291  CP.O. 

4\  Ä  294  C.P.O. 

»)  §  298  G.P.O.,  TgL  anch  §§  d02,  904,  805  C.P.O. 

«)  §295  CP.O. 

')  §§  806,  318  CP.O. 

•)  §307  CPO. 

»)  §§308-^10  CP.O. 
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In  Ennangelttng  eines  Priesters  ist  dem  Friedensrichter  ge« 
stattet,  der  Partei  ein  schriftliches  GelObniss  abzunehmen.^) 

Vom  Eide  sind  befreit:  1)  die  Priester  und  Mönche  aller  Kon- 
fessionen und  2)  Personen,  die  solchen  Glaubensbekenntnissen  an- 
gehören, welche  den  Eid  verbieten.  Die  Letzteren  geben  ein  Ge- 
lObniss ab.*) 

Die  Eidesverweigerung  wird  mit  einer  Strafe  bis  100  —  die  Zeugen- 
schaftsverweigerung (Nichterscheinen  ohne  Rechtfertigung)  mit  einer 
Strafe  bis  50  Frcs.  bestraft.')  Gegen  diese  Strafe  ist  der  Rekurs 
binnen  einem  Monat  von  der  Zustellung  des  Bescheides  ab  zulässig.^) 

Sowohl  der  Vorsitzende  und  die  Richter,  als  auch  die  Parteien 
können  an  die  Zeugen  Fragen  stellen,  ja  sogar  die  wiederholte  Yer- 
ndmiung  derselben  verlangen.^) 

Der  Zeuge  hat  Anspruch  auf  Ersatz  seiner  Auslagen  und  seines 
Zeitverlustes. 

Zeugenaussagen  liefern  keinen  Beweis  über  solche  That- 
sadien,  fllr  welche  das  (jesetz  schriftliche  Beweise  fordert,  sowie  auch 
gegen  Öffentliche  und  Privaturkunden.  Eine  Ausnahme  von  dieser 
Regel  macht  das  Gesetz:  1)  wenn  das  Schriftsttck  in  Folge  von  Brand, 
Ueberschwemmung  und  dgL  zu  Grunde  gegangen  ist,  2)  zum  Beweise 
der  Ersitzung  (usucapio)  bei  unbeweglichen  Gtttem,  8)  wenn  die 
Parteien  den  Beweis  ^r  Simulation  des  in  der  Urkunde  angegebenen 
Beditsgesch&its  liefern,  und  4)  wenn  der  Beweis  der  Unechtheit 
(Falschheit  —  podlog.)  der  Urkunde  geführt  wird.^)  Ebenso  kann  die 
Erfüllung  von  Verbindlichkeiten,  welche  durch  Urkunden  dokumentirt 
sind,  nicht  durch  Zeugenaussagen  bewiesen  werden.'^ 

2.  Enqudte  (Doznani|je).  Die  Enqudte,  d.  i.  Vernehmung  von 
Lokalinsassen  ^n  Wirklichkeit  Nachbarn),  als  Beweismittel  wird  an- 
gewendet in  Streitigkeiten  um  die  Ausdehnung  des  Grundbesitzes, 
wie  auch  in  den  Rechtsstreitigk^ten,  welche  zum  Gegenstande  Ge- 
meindewiesen (Weiden)  und  Holzgerechtigkeiten^)  haben  (§  329). 
Die  Vernehmung  dieser  Nachbarsleute  geschieht  im  Wesentlichen  nach  den 
nftmlichen  Regeln  wie  die  der  Zeugen,^  und  zwar  immer  durch  einen 
vom  Prozessgericht  an  Ort  und  Stelle  delegirten  Richter,^^  jedoch  mit 
Beobachtung  folgender  Ausnahmen:  Die  Anzahl  der  Zeugen  darf  nicht 
kleiner  als  sechs  und  nicht  grosser  als  zwOlf  sein.    Falls  sich  die  Par- 


0  §  71  CP.O. 

")  §  811  al.  nL  ....  „Diese  Personen  geben  statt  des  Eides  ein  GklObniss  ab^ 
dass  sie  die  volle  Wahrheit  nach  reinem  Gewissen  aussagen  werden.** 
^  §§812,299  CP.O. 
*)  §  800  CP.O. 
•)  §§  816,  319  CP.O. 
•)  §§  826,  826  CP.O. 
')  §327  CP.O. 
•)  §  329  CP.O. 
»)  §§846,  853,  865  CP.O. 
»")  §  330  CP.O. 
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teien  Über  die  Wahl  der  Zeugen  (Naehbarsleute)  nidit  einigen,')  loost 
der  delegirte  Richtor  aus  dem.  von  den  administrativen  Behörden  eq* 
sammengestellten  Verteichniss^  xwOlf,  eventueli  6  Zeugm  aus.  Die 
Parteien  köanen  sich  auoh  da^  einigen,  dass  ihr  Rechtsstreit  aus«^ 
schlielsslich  auf  Grund  der  Aussagen  der  von  ihnen  gewählten  Nach-^ 
barsleute  entschieden  werde.^  Gegen  das  vom  delegirten  Sichte  zat* 
sammengestellte  Verzeichnisa  der  Nachbarsleute  können  die  Parteien, 
bei  der  Durchsicht  und  Unterschrift  dieses  Verzeichnisses,  ihre  £inr 
Wendungen  und  Bemerkungen  machen,  über  welche  sofort  vom  dele* 
girten  Richter  entschieden  wird>) 

Solche  Einwendungen  hindern  aber  die  Vernehmung  der  Zeugen 
nicht.^)  Jede  Partei  hat  das  Recht  von  den  vom  delegirten  Richter 
ausgeloosten  zwölf  oder  weniger  Zeugen^  ohne  Angabe  des  Grundes, 
höchstens  zwei  auszuscheiden.  In  jedem  Falle  müssen  aber  sechs 
Zeugen  verbleiben.^  Die  Zeugen  werden  eidlich  vernommen,  sofern 
sie  nicht  mit  Uebereinstimmung  der  beiden  Parteien  vom  Eide  befreit 
werden.'')  C 

3.  ürkundenbeweis.  In  die  Kategorie  der  schriftlichen  Beweise 
gehören  Schriftstücke  authentischen  und  privaten  Charakters.^  Jedö 
Partei  hat  das  Recht  von  der  Gegenpartei  die  Vorlage  des  Originals 
zu  fordern,  insofern  dasselbe  nicht  vernichtet  ist  oder  nicht  vorgelegt 
werden  kann.^  Ausser  den  Urkunden,  welche  die  Partei  zum  Beweise 
ihrer  Behauptungen  oder  Einwendungen  vorlegt,  ist  dieselbe,  (ebenso  auch 
dritte,  im  Prozesse  unbetheiligte  Personen)*^)  —  auf  Verlangen 
des  Gegners  —  verpflichtet,  auch  alle  anderen  in  ihrem  Besitze  be- 
findlichen Urkunden,  welche  zur  Bekräftigung  der  streitigen  Thai- 
Sachen  dienen,  vorzulegen,  wenn  der  Gegner  diese  Urkunden  genau 
beschreibt  und  die  Umstände  angiebt,  auf  Grund  deren  er  glaubt,  dass 
sich  die  fraglichen  Urkunden  im  Besitze   der  Gegenpartei  befinden.^^) 


^)  §837  CP.O. 

>)  §§  832*-883,  845  CP.O. 

«)  f  888  CP.O. 

*)  §§  341-^3i3  CP.O. 

»)§  344  CP.O. 

•)  §§  847,  848  CP.O. 

*)§  362  CP.O. 

")  §856  CP.O. 

»)  §  858  CP.O. 

*^  §  869  CP.O.  nAui  Verlangen  einer  der  Parteien  massen  auch  im  ProEesse 
anl)eiheiligte  Personen  ebenso  wie  der  Gegner  alle  diejenigen  in  ihrem  Besitze  befind- 
lichen Urkunden,  welche  sich  unmittelbar  auf  den  Prozess  beziehen^  im  Original  oder 
in  Abschrift  Torlegen,  mit  Ausnahme  ihrer  Privatkorrespondenz  und  ihror  Handels- 
bflcher,  wenn  das  Gesetz  die  Abforderung  dieser  Bücher  nicht  verfBgt.  Die  Kor- 
respondenz mit  einer  dritten  Person  kann  von  der  letzteren  nur  dann  gefordert- werden, 
wenn  dieselbe  in  der  firaglichen  Angelegenheit  als  Unterhftndler,  KommiasionSr  oder 
als  Sensal  bei  Schliessung  des  Eontrakts,  welcher  als  Grundlage  der  Klage  oder  der 
Einwendung  dient,  theilgenommen  haf 

")  §§  860,  861  CP.O. 
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Im  WeigeruAgrialle  kann  das  Gericht,  wenn  es  die  GrUnde  der  auf- 
geforderten Partei  für  nicht  ttberzeugend  erachtet,  die  mit  der  frag* 
liehen  Urkunde  zu  beweisenden  Thatsache  fOr  bewiesen  annehmen.^) 
Der  Editionseid  ist  zulässig.^  Die  Kosten  be^üglieh  der  Vodage. 
von  Urkunden  treffen  die  Partei,  welche  die  Vorlage  yerlangt^  £in« 
dritte,  ausserhalb  des  Prozesses  stehende  Person  kann  auch  miUels  be^. 
sonderer  Klage  zur  Vorlegung  der  Urkunde  angehalten  werdend) 

In  Fällen,  in  denen  aus  verschiedenen  GrQnden  die  Urkunde  dem 
Gerichte  nicht  vorgelegt  werden  kann,  wird  ein  Richter  delegirt,  welcher 
die  nöihigen  Stellen  herauschreibt.^) 

Akten  und  Urkunden,  welche  sich  bei  Staatsbehörden  befinden, 
können  nur  auf  Grund  eines  vom  Prozessgericht  ausgestellten  Zeug- 
nisses verlangt  werden.  In  diesen  Fällen  wird  die  betreffende  Ur* 
künde  im  Auszug  mitgetheilt.^) 

In  Betreff  der  Beweiskraft  der  Urkunden  ist  vor  Allem  der  Grund- 
satz aufgestellt,  dass  kein  schriftlicher  Akt,  ohne  g^prOft  zu  sein, 
zurQckgewiesen  werden  kann.^ 

Authentische  (öffentliche)  Urkunden  begrflnden  vollen  Beweis 
zwischen  den  Parteien,  deren  Erben  und  Rechtsnachfolgern.^  —  Die 
nämliche  Beweiskraft  haben  auch  Privaturkunden,  wenn  äevon  der 
Gegenpartei  (oder  vom  Gericht)  als  echt  anerkannt  werden. 

Vertragsurkunden  jedoch  haben  für  dritte  Personen  keine  Be- 
weiskraft.^ —  Der  Stempel-  oder  Gebtthrenmangel  an  einer  Ur- 
kunde benimmt  der  Urkunde  nicht  ihre  Beweiskraft.^^') 

Im  Auslande  nach  den  dortigen  Gesetzen  ausgestellte  Urkunden 
werden  als  solche  anerkannt,  wenn  sie  den  bulgarischen  Gesetzen  nicht 
widersprechen.^^) 


")  §562  CP.O. 

*)  §  B68  CP.O.  9 Wenn  die  Gegenpartei  leugnet,  dass  saoh  die  Urkunde  in  ihrem 
Besitze  befindet,  so  ist  dieselbe  auf  Vorschlag  des  Gerichts  einen  Eid  dahin  abzulegen 
Terpflichtet:  dass  sie  nach  sorgfültigem  Suchen  zur  Ueberzeugung  gekommen  ist,  dass 
sich  die  Urkunde  nicht  in  ihrem  Besitze  befindet,  dass  sie  diese  Urkunde  nicht  mit 
der  Absicht  vernichtet  hat,  um  der  beweisfOhrenden  Partei  die  Möglichkeit  zu  benehmen« 
sich  dieser  Urkunde  zu  bedienen,  und  dass  sie  nicht  weiss,  wo  sich  diese  Urkunde  be^ 
findet  Das  Gericht  kann  in  dieser  Eidesformel  dem  P»>zesse  entsprechende  Aendo- 
mngen  voniehmen.  Wenn  die  Urkunde  Ton  einer  Öffentlichen  Behörde  vorzulegen  ist» 
so  wird  der  Eid  von  dem  Beamten  abgenommen,  welchem  die  Urkunde  zur  Auf- 
bewahrung anvertraut  ward.** 

»)  §  307  CP.O. 

♦)§  368  CP.O. 

*)  §§369-371  CP.O. 

•)  §§372-375  CP.O. 

^  §  376  CP.O. 

•)  §  378  CP.O. 

«)  §  379  CP.O. 

»)  §  382  CP.O. 

")  §  385  CP.O. 
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Ueber  die  Beweiskraft  der  HandelsbQcber und  Handelsur künden 
handeln  die  §§  386— 387J) 

Beztlglich  des  Datums  der  Atffistellnng  der  Urkunden  macht  das 
Gesetz  einen  Unterschied  zwischen  Öffentlichen  und  Priyatarknnden. 
Bei  ersteren,  falls  sie  nicht  fOr  falsch  eiUSrt  werden,  wird  das  Datum 
allgemein  und  Jedermann  gegenüber  fOr  authentisch  und  erwiesen  be« 
trachtet  —  bei  letzteren  gilt  diese  AnniAfflie  nur  gegenüber  den  Be- 
theiligten und  deren  Erben  und  Rechtsnachfolgern;  ebenso  können 
andere  Personen,  deren  Interesse  die  Urkunde  berOhrt,  die  Bichtigkeit 
des  Datums  anfechten.^ 

4.  Einschnitte  (Rdbosi).  Dieselben  sind  als  Beweismittel  auf  An- 
regung der  Sobran^'e  (Abgeordnetenhaus)  in  die  Civilprozessordnung 
eingefügt  worden.  Die  „Böbosi*^,  ein  recht  primitives  Beweismittel,  be- 
stehen in  Strichaufzeichnungen  mit  Kreide  oder  Messer  und  sind 
üblich  im  Verkehr  der  Greisler  (Bakals)  und  Kaffoesieder  (Eafedzis)  mit 
dem  Landyolke  und  Handwerkern.  Sie  vertreten  ^eichsam  das  Schmier- 
buch des  Kaufmanns.  Beide  Parteien  notiren  sich  soviel  Schnitte, 
als  z.  B.  Tassen  Kaffee  ausgeschenkt  worden  sind.  Daher  erkennt  die 
Civilprozessordnung^  die  „Rdbosi^  nur  dann  als  BeweiB  an,  wenn  die 
Einschnitte  der  beiden  TheUe  gleich  und  Obereinstimmend  sind.  Bei 
Beurtheilung  der  Beweifdcraft  der  „ROboei''  richtet  sich  das  Gericht  nach 
den  Gebräuchen  und  den  fllr  die  Vorlage  von  Urkunden  geltenden  Regeln.^) 

5.  Geständniss.  Dasselbe  kann  schriitlich  Qn  mxer  Eingabe) 
an  das  Gericht  oder  mündlich  erklärt  werden.  Es  hat  volle  Be- 
Vfeiskraft  gegen  die  gestehende  Partei,  selbst  wenn  sie  es  vor  einem 
nicht  zuständigen  Richter  abgegeben  hat.^)  Gültig  ist  das  Gre- 
ständniss  nur,  wenn  es  von  einer  Person  abgegeben  wird,  welche  eine 
Verbindlichkeit  (Obligation)  übernehmen  kann. 

Die  Fälle,  in  welchen  Vormünder  oder  Kuratoren  (Verwalter)  für 
ihre  Mündel  und  Kuranden  rechtsgültige  Geständnisse  abgeben  können, 
bestimmt  das  materielle  Recht  (Vormundschafts-  und  Kuratelgeseta).^ 


>)  §886  G,P.O.  „Bei  Khgen  g^gen  Nicht-Kaoflente  werden  die  HaadebMUdier 
in  Stmügkeiien  weg^  Liefenmg  Yon  Waaren  and  wegen  Geldanlehen  nur  dann  als 
BeweiB  angenommen,  wöm  feststellt,  dass  die  Waare  wiiklich  geliefert  oder  das  Geld 
«mpfAngep,  worden  ist^  der  Zweifel  oder  Streit  sich  aber  auf  die  Zeit,  die  Qnantitftti, 
<)aa]itf  t  oder  anf  den  Werth  der  gelieferten  oder  erhaltenen  Waare  oder  auf  die  Zeit 
der  Begleichnng  der  fllr  die  Waare  bedongenen  7jA\nng  bezieht. ** 

§  887  C.P.O.  „Handelsbriefe,  HandelBbflcher  yon  Detailverkäufem,  l^UsIceni, 
Oreislem  und  anderen  lUinlichen  Personen,  sowie  auch  Rechnungen,  Noten  nnd  fthn- 
liche  Privatschriften  bilden  keinen  Beweis  an  Ghmsten  des  Klftgers,  weldber  sie  ge- 
schrieben nnd  gefOhrt  hat,  wenn  sie  nicht  vom  Schnldner  unterschrieben  sind^  aber 
dieselben  können  als  Beweis  gegen  den  Elftger,  weldier  sie  gefOhrt  nnd  geschrieben 
hat,  angenommen  werden.** 

«)  §§  391, 392  CP.O. 

»)  §  394  CP.O. 

0  §§859^-861,  895  CP.O. 

*)  §§  396, 897  CP.O. 

•)§40i  CP.O. 
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Das  Geständniss  kann  nicht  zum  Nachtheil  der  geständigen 
Partei  getheilt  werden;  ebenso  kann  es  nicht  widerrufen  werden, 
ausser  im  Falle  eines  Irrthums  (error  in  facto).  Ebenso  wenig  kann  es 
unter  dem  Verwände  eines  Rechtsirräiums  zurückgenommen  werden.^) 
üeber  die  Wirkung  des  Geständnisses  einzelner  Streitgenossen  bestimmen 
die  §§  398—399  C.P.O.«) 

6.  Vernehmung  der  Parteien.  Dieselbe  findet  statt  zur  Auf- 
klärung der  Streitumstände  und  kann  angeordnet  werden  von  Amts- 
wegen oder  auf  Antrag  einer  Partei.  £s  können  beide  oder  blos  eine 
Partei  verhört  werden.')  Eine  besondere  Wirkung  hat  dieses  Quasi- 
beweismittel dann,  wenn  die  einzuvernehmende  Partei  die  Antwort  ver- 
weigert oder  ohne  rechtfertigende  Grlinde  nicht  persönlich  erscheint. 
In  diesen  Fällen  kann  das  Gericht  die  betreffenden  Thatsachen  gegen 
die  Partei  als  erwiesen  annehmen.^)  Jede  Partei  wird  in  Gegenwart 
oder  Abwesenheit  der  anderen  über  jede  einzelne  Thatsache  verhOrt. 
Schriftliche  Erklärungen  sind  nicht  gestattet.  ^)  Im  Krankheitsfälle 
können  die  Parteien  auch  durch  delegirte  Richter  vernommen  werden.^ 
Dasselbe  kann  geschehen  bei  Parteien,  welche  ausserhalb  des  Gerichts- 
sprengeis wohnen.'^)  Die  Partei,  welche  fälschlich  Krankheit  vorschützt, 
wird  mit  einer  G^ldbusse  bis  200Frcs  bestraft.^) 

7.  Eid.  Der  Eid  kann  sein:  1)  Entscheidungseid  (Haupteid), 
weldien  eine  Partei  der  anderen  zu  dem  Zwecke,  die  Entscheidung  des 
Prozesses  davon  abhängig  zu  machen,  zuschiebt,  und  2)  richterlicher 
Eid,  welchen  das  Gericht  selbst  einer  der  Parteien  auferlegt.^) 

Der  Haupteid  kann  in  jeder  Lage  des  Bechtstreits,  selbst  beim 
Vorhandensein  anderer  Beweise  zugeschoben  werden,  sofern  er  sich  auf 
eigene  Handlungen  des  Delaten  bezieht.  Prozesse,  bei  welchen  kein 
Vergleich  möglich  ist,  können  auch  nicht  durch  Eid  (Haupteid)  ent- 
schieden werden. ^^  Der  Eid  ist  nicht  statthaft  zum  Beweise  einer 
strafbaren  Handlung,  ferner  nicht  zum  Beweis  eines  Vertrags,  .zu 
dessen  Gültigkeit  das  Gesetz  eine  (schriftliche)  Urkunde  verlangt,  end- 
lidi   auch  nicht  zur  Entkräftung  solcher  Handlungen,   von  welchen 


')  §  400  CP.O. 

*)  §398  CP.O.  ,,Da8  Gestfindniss,  welches  einer  der  Streitgenossen  gemacht 
hat,  hat  nur  fOr  demjenigen,  welcher  es  gemacht  hat»  Wiricung.*" 

§  399  CP.O.  ,,Streitgenos8en  können  mit  den  Folgen  des  von  einem  unter  ihnen 
gemachten  Gestftndnisses  nur  in  dem  FaUe  heiastet  werden,  wenn  sie  sich  mit  letzterem 
solidarisch  yerpflichtet  hahen." 

^  §  402  CP.O. 

*)  §  406  CP.O. 

»)  §§404,  405  CP.O. 

«)  §407  CP.O. 

')  §§  409,  410  CP.O. 

•)  §408  CP.O. 

•)  §411  CP.O. 

w)  §§412,414  CP.O. 
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ein  Staatsbeamter  ia  dem  betreffenden  Alübe  bezeugt,  dass  dieselbea 
vor  ihm  geschehen  sind,^) 

Dßr  HaiUpteid  kann  in  der  Kegel  zurückgeschoben  weiden,  d-  h.^ 
wenn  er  sich  l^uf  eigene  Handlungen  beider  Parteien  bezieht/^  lue 
Nichtannahme  des  zugeschobenen  oder  zurückgeschobenen  Eides  be- 
wirkt eine  für  den  Weigernden  nachtheilige  Entscheidung  des  Rechts- 
streits.^ Die  Partei,  welche  den  Eid  zugeschoben  oder  zurück- 
geschoben hat,  kann  von  dieser  ihrer  Handlung  nicht  mehr  zurück- 
treten, sobald  die  Gegenpartei  die  Annahme  der  Zu-  resp.  RUckschiebung 
erklärt  hat.^)  Die  den  Eid  zu-  oder  zurückschiebende  Partei  kann  jedoch 
dem  Schwurpflichtigen  den  Eid  erlassen.  Der  Eid  gilt  dann  als  abgelegt.^) 

Der  Eid  kann  über  eine  Thatsache,  deren  Gregentheil  das  Gericht 
für  erwiesen  erachtet,  nicht  abgeleistet  werden.^  Hierhergehören  auch 
die  TäUe  der  Notorietät,  welche  die  bulgarische  Civilprozessordnung 
nicht  ausdrücklich  erwähnt.  Es  unterliegt  jedoch  keinem  Zweifel,  dass 
die  „Notorietö  publique"  auch  durch  andere  Beweismittel  nicht  umge- 
stossen  werden  kann. 

Der  abgelegte  Eid  begründet  vollen  Beweis  der  beschworenen 
Thatsache  für  oder  gegen  denjenigen,  welcher  ihn  vorgeschlagen  hat, 
wie  auch  für  oder  gegen  seine  Erben  und  Rechtsnachfolger.'^ 

Berufungen  sind  gegen  Urtheile,  welche  auf  Grund  eines  Haupt- 
eides gefällt  werden,  ebenso  zulässig  wie  gegen  andere  Uräieile. 

Der  Eid,  welchen  ein  Solidargläubiger  dem  Schuldner  zuschiebt, 
befreit  letzteren  nur  von  dem  auf  den  zuschiebenden  Solidargläubiger 
entfallenden  Theile,  während  der  von  einem  Solidarschuldner  ge- 
leistete Eid  auch  die  übrigen  Mitschuldner  befreit,  vorausgesetzt,  dass 
sich  der  Eid  auf  die  Schuld  und  nicht  auf  die  Solidarität  bezieht.^ 

Nach  Ablegung  des  Eides,  kann  der  Gegner  dessen  Falschheit 
nach  bürgerlichem  Rechte  (im  Givilveriahren)  nicht  beweisen.^ 

b)  Der  richterliche  Eid  kann  zum  Zwecke  haben,  entweder  bei 
UBVoUständigem  Beweise  die  Entscheidung  des  Rechtsstreits  herbeizu- 
führen oder  den  Betrag  der  Forderung '<^  zu  bestimmen,  welche  dem 
Kläger  zuzusprechen  ist.^i) 

")  §  413  CP.O. 

«)  §416  CP.O. 

»)  §  415  CP.O. 

*)  §  417  CP.O. 

»)  §  419  CP.O. 

«)  §418  CP.O. 

')  §420  al.  1  CP.O. 

•)  §  420  al.  2,  3,  4  CP.O. 

•)  §421  CP.O. 

^  §425  CP.O.  nl^ei*  Eid  zur  Bestimmang  des  Werthg  des  KLsgegegenstaods 
kann  vom  Gerichte  dem  Kläger  nur  dann  zuerkannt  werden,  wenn  es  unmöglich  ist, 
auf  andere  Weise  diesen  Werth  zu  bestimmen.  In  einem  solchen  Falle  muss  das 
Gericht  auch  bestimmen,  bis  zu  welcher  Summe  es  dem  Eide  des  Klägers  Glauben 
schenken  wird." 

")  §  422  CP.O. 
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Voraussetzungen  hierfffar  sind :  dass  die  Klage  oder  die  ISurede  nicht 
-ySOig  bewiesen,  audi  nicht  gant  dine  Beweise  sei^)  (Ck>mmeuoement 
de  preuve  par  äcrit).    Dieser  Eid  ist  nicht  Hldtechiebbar. 

Die  Ablegung  des  Eides  erfolgt  persönlich  durch  dto  Schwur- 
pfiichtigen  in  Öffentlicher  Sitzung  nach  vorausgegangener  tärmahnting 
Seitens  des  Präsidenten. *)  Ausnahmsweise^  kann  der  Eid  auch  von 
einem  delegirten  Richter  abgenommen  werden.  Die  ohne  rechtfertigen- 
den Grund  zur  Eidesabiegung  nicht  erscheinende  Partei  wird  so  an- 
gesehen, als  ob  sie  den  Eid  verweigerte.^) 

Mittelbarer  Öeweis.  Die  bulgarische  Civilprozessordnung  kennt 
zweierlei  Präsumtionen;  1)  solche,  welche  das  Oesetz  konstatirt  (Pra&- 
sumtiones  iuris  et  de  iure),^)  und  2)  solche,  weldie  das  Gesetz  nicht  konsta- 
tirt. In  die  Kategorie  der  ersteren  gehören  1)  vom  Gesetze  als  simulirt 
eiUSrte  Urkunden;  2)  die  Fälle,  in  welchen  das  Gesetz  das  Eigenthunäh 
redit  oder  die  Befreiung  von  der  Erfüllung  einer  Verbindlichkeiit  als 
von  gewissen  Umständen  ausfliessend  betrachtet,  und  3)  die  Ktuft  der 
res  iudicata  (§§430—431,  be^flglich  der  res  iudicata  inehe  §  432).^ 
Andere  —  einfache  —  Präsumtionen  kOnnen  nur  in  demjenigen  fallen 
Platz  greifen,  in  welchen  Zeugenaussagen  statthaft  sind.^ 

9.  Wie  oben  erwähnt,  behandelt  die  bulgarische  CivÜprozessordnuilg 
den  gerichtlichen  Augenschein  und  den  Beweis  durch  Sach- 
verständigen im  Abschnitte  Ober  die  Beglaubigung  der  JBewelse. 

Der  gerichtliche  Augenschein  mit  oder  ohne  Sachverständige 
wird  entweder  von  Amtswegen,  und  zwar  vom  ganzen  Prozessgedcht 
(3  Bichtem),  oder  von  einem  delegirten  Richter  eingenommen.^  KSÖügen- 
falls  werden  Skizzen  oder  Pläne  verfertigt.^  Die  Partei,  welche  bei 
Gelegenheit  der  Augenscheinsnahme  ihre  etwaigen  Bemerkungen  nidit  ins 
Protokoll  aufnehmen  liess,  hat  kein  Recht,  in  der  nachfolgenden  Offent- 


')  §  423  CP.O. 

»)  §§426,427  CP.O. 

»)§429  CP.O. 

*)  §«8  CP.O. 

*)  §§  433—434  CP.O.  ^Die  gesetzliche  Prftsiimtion  heMii  düe  Partei,  st  Herten 
Ganüten  dieselbe  ezisürt,  von  der  Vorbringong  jedes  anderen  Beweises.  —  Wt  keiheHei 
Beweisen  wird  die  Widerlegung  der  gesetzlichen  Präsumtionen  erlanbl,  wenn  änf  Orttnd 
der  letzteren  das  Gesetz  eilien  Akt  yemichtet  öder  das  Elagerecht  unterbricht,  ausser 
wenn  das  Gesetz  Einwendongen  gegen  die  Prftsumtion  znlfigst." 

*)  §  432  CP.O.  »Die  Wirkung,  welche  das  Gesetz  den  in  Rechtskraft  flber- 
gegangenen  Urtheilen  verieiht,  erweckt  sieh  bloss  auf  den  Gegenstand  des  Urtheils. 
Zum  Yo'^handensein  der  res  iudicata  ist  erforderlich:  die  IdenttÜlt  des  Gegenstands, 
der  juristischon  Grundlage,  und  der  Prozessparteien,  und  dass  der  Prozeas  von  den 
Parteien  und  gegen  sie  in  der  nftmüchen  Eigenschaft  eingeleitet  wurde." 

^  §435  CP.O.  „Die  Beachtung  der  vom  Gesetze  nicht  kotistatirten  PrSsum- 
tionen  wird  dem  Ermessen  des  Gerichts  anheimgestellt,  weiches  ausser  den  wich* 
tigen,  genauen  und  unter  sich  übereinstimmenden  Prftsumtionen  auch  andere  zulassen 
kimn,  aber  nur  in  denjeitigen  FfiUen,  in  welchen  das  Gesetz  Zeugenaussagen  gestattet" 

•)  §§443,444  CP.O. 

»)  §447  CP.O. 
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licheii  Sitzniig  den  Augeikschein  anzugreileji.^)  Die  Kosten  bezahlt  imVoraus 
die  Antrag  stellende  Partei;  wird  jedoch  der  Augenschein  von  Amts- 
wegen angeordnet,  so  theilen  beide  Parteien  die  Kosten.^ 

10.  Beweis  durch  Sachverständige.  Die  Begutachtung  durch 
SachTerst&ndige  erfolgt  entweder  auf  Antrag  der  Parteien  oder  yon 
Amtswegen.  ^  Dieselben  werden  —  in  Ermangelung  eines  Ueberein- 
kommens  der  Parteien  —  vom  Gericht  ernannt.  Ihre  Anzahl  beträgt 
höchstens  drei.^)  Sachverständige  können  ebenso  abgelehnt  werden 
wie  Zeugen.^)  Die  Sachverständigen  werden  ohne  Eid  vernommen. 
Ihr  Gutachten  ist  in  der  Regel  schriftlich  abzugeben,^  in  unbedeu- 
tenden Fällen  aber,  oder  falls  die  Sachverständigen  des  Schreibens  an* 
kundig  fflnd,  wird  ihr  Gutachten  zu  Protokoll  gegeben. 

11.  Der  Beweis  der  Echtheit  (die  Veriflzimng)  einer  Urkunde 
wird  vom  Gerichte  angeordnet,  wenn  die  Partei,  gegen  welche  die  Ur- 
kunde als  Beweis  dienen  soll,  gegen  die  Echtheit  dieser  Urkunde  ihren 
Zweifel  anmeldet  oder  sie  als  falsch  erklärt  Eine  Anmeldung  von 
Zweifeln  gegen  öffentliche  oder  amUich  beglaubigte  (legalisirte)  Urkunden 
wird  nicht  zugelassen.'^)  Im  Falle  der  Anmeldung  eines  Zweifels 
bezüglich  der  Echtheit  einer  Urkunde  hat  den  Beweis  der  Echtheit 
diejenige  Partdi  zu  liefern,  welche  die  Urkunde  vorgelegt  hat,  während 
die  Falschheit  diejenige  Partei  zu  beweisen  hat,  welche  die  Einwendung 
der  Falschheit  geltend  gemacht  hat.^ 

Ueber  den  Text  fremdsprachlicher  Urkunden  siehe  §§  4:78  bis 

Bezüglich  der  Anmeldung  der  Falschheit  ist  keine  Frist  be- 

0§448C.P.O. 

«)§449C.P.O. 

^  §  451  G.P.O.  nAuf  Verlangen  der  Parteien  oder  nach  eig;enem  Ermessen  kann 
das  Gericht  das  Gutachten  der  Saohterstftndigen  verlangen  für  solche  Oegenstftnde,  m 
deren  Untersuchnng  oder  Schfttsong  besonderes  Wissen,  technische  oder  Ökonomische 
Kenntnisse  erforderlich  sind.** 

*)  §§  454.  455  C.P.O. 

^}  §§457—458  C.P.O.  „Einwendungen  gegen  Sachverstftndige,  welche  mit  Ueber« 
einstimmung  der  Parteien  gewählt  sind,  kOnnen  nur  dann  erhoben  werden,  wenn  die 
betreffenden  Gründe  erst  nach  der  Wahl  entstanden  sind.  —  JDie  Einwendungen  gegen 
Sachyerst&ndige,  welche  Tom  Gericht  ernannt  werden,  mflssen  binnen  drei  Tagen  Ton 
der  Bekanntgebung  des  G^richtsbescheides,  oder,  wenn  der  betreffende  Anlass  erst 
später  entstanden  ist,  Ton  diesem  Anlass  an  gerechnet,  angemeldet  werden.  Im  ieteteren 
Falle  mflssen  die  Einwendungen  bis  zum  Beginn  der  Untersuchung  angemeldet  werden.'' 

^  §§461,  462  G.P.C.  —  Ueber  die  den  SachverstAndigen  auftulegenden  Geld- 
bussen und  bezüglich  des  Honorars  derselben  ygL  §§  467 — 470  C.P.O. 

')  §§  482-482  CP.O. 

•)  §483  CP.O. 

")  §§  478 — 479.  «Ist  gleichzeitig  mit  einer  fremdsprachigen  Urkunde  die  bulga* 
rische  Uebersetzung  vorgelegt,  so  kann  sich  das  Gericht  mit  der  Uebersetzung  be« 
gnflgen,  ausser  die  Gegenpartei  wflnscht  die  Beglaubigung  der  Uebersetzung."  —  Das 
Gericht  flbertrftgt  die  Verifizirung  der  Uebersetzung  einem  beeideten  Translator  oder 
einem  Experten  oder  Qbersendet  die  Uebersetzung  mit  dem  Originale  an  das  Gra-^ 
nasium  des  Ortes,  falls  dort  Lehrer  dieser  Sprache  existiren,  oder  es  sendet  die  Ur» 
künde  sammt  Uebersetzung  an  das  Ministerium  des  Aeusseren. 
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stimmt,  wBhrend  der  Zweifel  an  der  Eebtheit  einer  Urkunde  m  der 
auf  die  Vorlegung  der  angefochtenen  Urkunde  folgenden  er<9tea 
SilKung  (Verhandlung)  anzumelden  ist.  i)  Die  Partei,  gegen  deren  Ur- 
kunde der  Zweifel  der  Echtheit  erhoben  wird,  kann  der  Verifikation 
der  Urkunde  vorbeugen,  indem  sie  die  Urkunde  zurückzieht.^  Die 
Yerifikationsmittel  sind^  1)  Besqhein^ning  und  Vergleiahung  des  Jnhalts 
der  Urkunde  ndt  anderen  Urkunden;  2)  Zeugenaussagen  und  3)  Ver- 
gleichung  de^r  Handocbrift,  eventuell  mit  ZuhUlf^iahme  der  Photo- 
graphie.') Nach  Beendigung  der  Verifikation,  erkennt  das  Gericht  — 
ie  nach  dem  Resultate  derselben  -^  die  Urkunde  als  ganz  oder  thoil- 
wdse   edit.  an  oder  es  schliesst  sie  gänzlich  von  den  Beweisen  aus>) 

iffinsichtlich  der  Einwendung  der  Falschheit  einer  Urkunde  ist 
zu  unterscheiden  der  Fall,  wo  keine  bestimmte  Person  und  der 
FaU,  wo  eine  bestimmte  Person  der  Fälschung  beschuldigt  wird,  lau 
ersten  Falle  geschieht  die  Verifikation  vor  dem  Prozessgericht,  analog 
dem  Verfahren  in  Fällen  •  der  Erhebung  von  Zweifeln  an  der  Echtheit, 
jedoch  mit  schriftlicher  Vorbereitung.  Das  Recht  der  die  ange- 
fochtene (fDr  falsch  erklärte)  Urkunde  besitzenden  Partei  dem  Verifl- 
kationsverfahren  durch  Rücknahme  der  Urkunde  vorzubeugen,  ist  auch 
hier  gewahrt.^)  Im  letzteren  Falle  (bei  Benennung  der  Person,  welche 
die  Fälschung  verübt  hat),  wird  nach  den  Vorschriften  des  Strafver- 
fahrens vorgegangen  und  der  Givilprozess  in  der  Regel  bis  zur  Er- 
ledigung des  Strafprozesses  eingestellt.^) 

Die  Partei,  welche  im  Givilprozess  ohne  Benennung  einer  Person 
grundlos  die  Urkunde  als  falsch  bezeichnet  hat,  wird  mit  einer  Geld- 
strafe bis  zu  800  Francs  bestraft.^ 

§  1^* 
O,  Om  UrtheiL 

I.  Die  bulgarische  Civilprozessordnung  unterscheidet  kontradik- 
torische und  Eontumazialurtheile;  letztere  sind  nur  in  der  ersten  In- 
stanz möglich.  Jedes  Urtheil  hat  zwei  Bestandtheile :  die  sogenannte 
Resolution,  welche  nur  das  Rubrum  und  den  Urtheilstenor  enthält,  und 
das  definitive  Urtheil,  welches  den  historischen  Theil  und  die  Begrün- 
dung (Motive)  enthält. 

IMe  Resolution  wird  sofort  nachSchluss  der  Verhandlung  oder  bei 
schwierigen  Sachen  in  der  nächsten  Sitzung  veriesen,^  während  das 
Urtheil  in  endgültiger  Form  beim  Friedensrichter  binnen  drei^  bei 
EoUegialgerichten  binnen  14  Tagen  abzufassen  ist 

*)  §§  484,  4»4  CP.O. 
»)  §485  CP.O. 
»)  §486  CP.O. 
*)  §402€.P.O. 
»)  ^495-500  CP.O. 
«)  §§  502,  503  CP.O. 
^  §  501  CP.O. 
•)  §  «37  CP.O. 
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Das  UrUieil  wirA  Vom  Vorsitsendeii  tikd  den  Bichtern  unter- 
schrieben.*)^ 

Zu  den  Urtheilen  Ün  weiteren  Skane  redmet  die  ^bulgarische  Civil- 
prosedsordnung  auch  die  in  Inndentfragen  gefällten  Bescheide  (Inter- 
locutiones). ") 

n.  Man  unterscheidet  toner  nicht-endgQltige  (ne^kondatelni)  und 
endgültige  (okoniatelni)  Urtheil^. 

Endgültig  sind  alle  ürtheile,  welche  von  einer  motorischen  zweiten 
Instanz  gefällt  werden,  daher  sftmmtliche  Ürtheile  der  Appellationsgeridite 
und  diejenigen  Ürtheile  der  E^reisgerichte,  welche  diese  als  BeruftingB- 
instanaen  in  den  in  erster  Instanz  zur  Zuständigkeit  der  Friedensrichter 
gehörigen  Sachen  erlassen.^) 

Femer  sind  ehdgOltig  die  von  den  Friedensrichtern  in  Streitig- 
keiten unter  100  Francs  geflUlten  Ürtheile,^)  für  welche  dais  zustandige 
Kreisgeridit  die  Kassationsinstanz  bildet. 

Alle  endgüitii^en  Ürtheile  sind  vollstreckbar.  Die  nicht  endgültigen 
ürtheile  können  in  gewissen  Fällen  auf  Antrag  der  Partei  vorläufig 
voUstreckt  werden,^  jedoch  kanb  der  Gegner  in  diesem  FaUe,  wie 
auch  im  Falle  der  Vollstreckung  endgültiger,  aber  nicht  rechtskräftiger 
tJtitbeile  die  Vollstreckung  durch  Sicherheitsleistung  abwenden. '') 

m.  Man  unterscheidet  formelle  und  materielle  Rechtskraft 
des  UrtheUs. 

Formell  rechtskräftig  sind  alle  tlrtheile,  welche  durch  ein  ordent- 
liches Rechtsmittel  nicht  anfechtbar  sind:  der  Umstand,  dass  dasUrtheii 


0  §  648  G.P.O.    Wegen  der  Friedensrichter  vgl.  §  116  CP.O. 

*)  §  685  CP.O.  nl^o  Resolution  wird  vom  Vorsitzenden  nnd  den  Richtern  unter- 
schrieben und  auch  dann  in  Öffentlicher  Sitzung  verkündigt,  wenn  der  Prozess  bei  ge- 
schlossenen Thfiren  verhandelt  worden  ist.  Sobald  die  Resolution  unterschrieben  ist, 
kann  der  Richter  seine  Meinung  nicht  mehr  ftndem/ 

§640  CP.O.  „Die  Ürtheile  und  Bescheide  in  endgiltiger  Form  verfertigt  ent- 
weder der  Vorsitzende  oder  der.  von  ihm  hierzu  beauftragte  Richter." 

«)  §028  CP.O. 

*)  §  143  CP.O. 

■)  §  128  CPO. 

*)  §  655  CP.O.  „Auf  Verlangen  der  Partei  wird  die  voiiftufige  Vollstreckung 
des  Urtheils  bewilligt:  1)  wenn  die  zuerkannte  Fordenmg  sich  auf  eine  authentische 
Urkunde  oder  auf  eine  von  der  Gegenpartei  anerkannte  Privaturkunde  stützt;  2)  bei 
angeordneter  Exmission  oder  wenn  die  üebergabe  einer  widerrechtlich  besessenen 
Immobilie  zuerkannt  ist;  8)  bei  Urtheilen  in  Prozessen  zwisdion  Herr  und  Diener 
wegen  der  zu  leistenden  Arbeit;  4)  wenn  die  Forderung  vom  Gegner  aneikannt  ist 
und  das  Urtheil  sich  auf  dieses  Anerkenntniss  stützt;  5)  wenn  besondere  Umstände  die 
rasche  Vollstreckung  des  Urtheils  erheischen,  damit  der  Eliger  keinen  Schaden  erleide 
oder  die  Vollstreckung  selbst  nicht  unmöglich  werde." 

^  §660  CP.O.  „Die  Sicherheit,  welche  der  Verurtheilte  leisten  muss,  wenn 
er  die  vorläufige  VoUstreckung  abwenden  will,  besteht  in  baarem  Gelde  oder  in  ge- 
nflgende  Sicherheit  bietenden  Werthpapieren." 

§728  CP.O.  „Die  Zwangsvollstreckung  von  Urtheilen  in  Civil-  und  Handels- 
prozessen, wenn  die  NuUit&tsbeschwerde  eingereicht  ist,  wird  nur  dann  Bistirt,  wenn 
der  Exekut  entsprechende  Sicherstellung  leistet.** 
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mit  der  Nullkätsbeeohwerde  ang^efochten  werden  kann,  steht  der  Rechts- 
kraft nicht  entgegen.  Materiell  erstreckt  sich  die  Bechtskraft  nur  auf 
den  streitigen  Elageaaspruch,  soweit  über  denselben  entschieden  ist.  i) 

§15. 
Xn.  YersiimuiissTeiftliren. 

Zur  Verhandlung  dner  Klage  in  Abwesenheit  des  gehörig  vorge- 
ladenen Beklagten  kann  nur  dann  geschritten  werden,  reefp.  die  Folgen 
der  Abwesenheit  einer  oder  beider  Parteien  treten  nur  dann  ein,  wenn 
eine  oder  beide  Parteien  innerhalb  zwei  Standen  nach  der  in  der  Vor- 
ladung angegebenen  Tertninsstunde  nicht  erscheinen.^ 

Unter  dieser  Voraussetzung  gestaltet  sich  dais  EontumazialTerfahren 
f olgendermassen : 

1.  Beim  Nichterscheinen  des-  Beklagten  ergeht  auf  Antrag  des 
Klägers  Kontumazialurtheil,  jedoch  nuc  insofern,  als  der  Kläger 
sein  Begehren  beweist. 

Es  gilt  also  nicht  die  Fiktion  des  Zugeständnisses. 

2.  Beim  Ausbleiben  des  Klägers  kann  der  Beklagte  die  Ein- 
stellung des  Prozesses  und  die  Verurtheüung  des  Kläger»  in  die 
Prozesskosten  beantragen.  In  diesem  Falle  hat  der  Kläger  das  Recht 
innerhalb  eines  Jahres  (unter  erneuter  Entrichtung  der  Prozess-  und 
Kanzleigebfihr)  gegen  den  Einstellungsbeschluss  zu  rekurriren  oder  die 
Klage  zu  erneuem. 

Das  eingestellte  Verfahren  hemmt  nicht  die  Veijährung. 

3.  Beim  Ausbleiben  beider  Parteien  werden  die  Akten  ins  Archiv 
gelegt  und  der  Prozess  lumn  nur  auf  Antrag  einer  der  Parteien  wieder 
zur  Verhandlung  gelangen.^  Eine  Ausnahme  kann  das  Gericht  im  FaUe 
der  yis  maior  machen.^) ^ 


Ö  §§  800— aOS  aP.D.  »Du  ürtbcü  tritt  in  Bochtsknft:  1)  wenn  es  vom  KreuP^ 
gerieht  erlassen  wurde  und  die  Parteien  in  der  gesetiHohen  Frist  nicht  appeUirt  haben, 
und  2)  wenn  es  Tom  AppeUationsgericht  erlassen  wurde.  —  Das  in  Reditskraft  ge- 
tretene Urfhefl  ist  bindend  nicht  nur  f&r-  die  Partelen,  sondern  aneh  für  das  Gericht» 
welehee  dasselbe  geifiUt  hat,  ebenso  auch  ftlr  alle  anderen  Gerichts-  nnd  ftffentlichea 
Behörden  nnd  Beamten,  welche  in  keinem  Falle  den  mit  diesem  Urtheile  eriedigtepi 
Prosess  wieder  Teihandeln  können.  —  Das  in  Rechtskraft  getretene  ITrtheil  kann  nur 
in  den  vom  Gesetse  angegebenen  Fällen  abgeändert  werden.  —  Das  ürtheU  tiitt  in 
Bachtflkralt  nnr  bezüglich  des  streitigen  Gegenstands,  welcher  von  den  Proseasparteien 
Teriangt  und  bestritten  wurde,  nnd  ani  der  n&mlichen  Grandlage." 

*)  §  648  G.P.O.  „Wenn  eine  der  Parteien  oder  beide.  Parteien  anr  anberaumten 
Stunde  nicht  erscheinen,  so  kann  der  Prosess  erst  nach  Verhandlung  der  übrigen  tot 
ihm  anberaumten  Proseese  verhandelt  werden;  sind  keine  anderen  Prosesse  anberaumt, 
so  wird  gewartet,  bis  beide  Parteien  erscheinen,  längstens  aber  awei  Stunden  nach  der 
in  der  Vorladung  bestimmten  Stunde.  Die  nämliche  eweistOndliche  £rstrBckung  findet 
statt,  wenn  in  sämmtlichen  für  einen  Tag  anberamnten  Proaessen  keine  der  Parteien 
ersdieint.* 

^  f  «47  ap.o* 

«)  S  649  ap,o. 
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Das  in  Abwesenheit  des  Beklagten  erlassene  ürtheil  wird  nicht  als 
Va?säumnissnrtheil  angesehen: 

1.  wenn  der  Beklagte  in  seiner  sduiftlidien  Elagebeantwortung  in 
die  Verhandlung  bei  Abwesenheit  gewilligt  hat; 

2.  wenn  der  Beklagte  vor  der  Yerkttndigong  des  ürtheils  (der  Re- 
solution) zur  Verhandlung  erscheint; 

3.  wenn  Ton  mehreren  Beklagten  nur  einige  erscheinen.^) 

Gregen  Kontumarialurtheile  sind  besondere  Bechtsbehelfe  nicht  ge- 
geben, sie  können  nur  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  wie  andere 
Urtheile  angefochten  werden.  Eine  Ausnahme  bilden  nur  die  von  den 
Friedensrichtern  in  Streitigkeiten  unter  100  Francs  erlassenen  Versäum- 
nissurtheUe,  gegen  welche  der  Bechtsbehelf  der  restitutio  in  integrum 
einmal  zulässig  ist.^ 

§  16. 
Xm.  Beehtsmlttel. 

I.   Der  bulgarische  CivUprozess  kennt  folgende  Bechtsmittel: 

1.  Berufung  (Appellation); 

2.  Rekurs; 

3.  NuUitäts-  oder  Eassationsbeschwerde ; 
L  Revision. 

n.  Die  Berufung  findet  statt  gegen  die  in  erster  Instanz  er- 
lassenen Urtheile,  mit  Ausnahme  der  Urtheile  in  Sachen  unter  100  fr.^ 
gegen  welche  nur  die  Nullitätsbeschwerde  zulässig  ist.') 

Die  BerufungsMst,  welche  von  der  Zustellung  bez.  Verkündigung 
des  Ürtheils  ab  läuft,  ^)  beträgt  bei  Berufung  gegen  die  Urtheile  der 
Friedensrichter  und  gegen  die  im  abgekürzten  Verfahren  ergehenden 
Urtheile  der  Kreisgerifehte  zwei  Wochen,  gegen  die  übrigen  Urtheile 
der  Elreisgerichte  einen  Monat. ^) 

Neue  Ansprüche  dürfen  in  der  Berufungsinstanz  nicht  eriioben 
werden,  wohl  aber  sind  neue  Vertheidigungsmittel  zulässig. 

Die  Einlegung  der  Berufung  hindert  die  Vollstreckung  des  Ürtheils 
(SuspensiYeffekt),  ausgenommen  die  Fälle  der  yorläufigen  Vollstreckbar- 
keit.«)7) 
»— — ^»^^^ 

^)  §§  650,  651,  658  CP.O. 

^  §§  125 — 127  G.P.O.  ^Binnen  zwei  Wochen  Ton  Zustellung  der  Abschrift  des 
friedenBrichterhchen  EontumaziBlnrtheils  an  in  Sachen  unter  100  frcs.  kann  der  Be- 
klagte Restitution  beantragen.  —  Mit  Annahme  der  Restitution  wird  das  endgültige 
Xontnmazialurtheii  als  ungültig  angesehen  und  der  Prosess  in  die  Lage  vor  dem 
Kontumazialurthefl  versetzt.  —  Beim  zweiten  Nichterscheinen  des  Beklagten  wird  ein 
zweites  Kontumazialnrtiieil  geAUt,  gegen  welches  keine  Restitution  zulässig  ist* 

»)  §  710  CP.O. 

*)  §  668  CP.O. 

^  §§128,667  CP.O- 

«)  §656  CP.O. 

^  Üeber  die  Frage,  welche  Ansprüche  als  neue  nicht  angesehen  werden.  Tgl. 
§  666  CP.O.    lieber  Unterbrechung  der  Berufungsfrist  vgl  §§  670-^672  CP.O. 
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Die  Berufung  wird  schriftlich  bei  dengenigen  Gericht  eingelegt, 
dessen  ürtheil  angefochten  wird.^) 

Der  Berofimgsschrift  ist  eine  Abschrift  des  angefochtenen  üriiheils 
beizufügen.^ 

Ist  die  Berufiingsschrift  nicht  deutlich  yerfasst,  so  muss  dieselbe 
Tom  Appellanten  mündlich  erläuteri;  werden.  Die  mündliche  Erklärung 
gut  dann  als  Grundlage  für  die  mündliche  Verhandlung  in  der  Be- 
ftifungsinstanz.  ^ 

Gegenstand  der  mündlichen  Verhandlung  vor  dem  Berufungsgericht 
sind  nur  diejenigen  Theile  des  angefochtenen  Urtheils,  gegen  welche 
sich  die  Berufung  richtet.^) 

Der  Gegner  kann  seine  schriftlichen  Erklärungen  gegen  die  Be- 
Tufong  bis  zum  Verhandlungstermin  einreichen.^) 

Der  Berufung  wird  einstweilen  keine  Folge  gegeben: 

1.  wenn  die  Berufungsschrift  nicht  gehörig  verstempelt  ist, 

2.  wenn   die   Berufungsgebühr  (Prozessgebühr  —  6^/o)  nicht  er- 
legt ist, 

3.  wenn  die  eriorderlichen  Abschriften  fehlen.^ 

Bei  Streitgeno9sen  kOimen  sich  diejenigen  Genossen,  welche  die 
Berufiingsschrift  nicht  unterzeichnet  haben,  bis  zur  ersten  mündlichen 
Verhandlung  mittels  Schriftsatzes  der  Berufung  anschliessen. '') 

Das  Verfahren  in  der  Berufungsinstanz  ist  im  Wesentlichen  das 
gleiche  wie  vor  dem  Ereisgericht,  insoweit  nicht  gewisse  Prozesshand- 
lungen auf  die  erste  Instanz  beschränkt  sind.^    ' 

Das  Berufungsgericht  darf  die  Sache  nicht  in  die  erste  Instanz  zur 
erneuten  Verhandlung  zurückverweisen;  es  darf  also  das  erste  ürtheil 
nidit  aufheben,  sondern  muss  selbst  ein  bestätigendes  oder  abändern- 
des sachliches  Ürtheil  fällen.^ 

Die  Parteien  brauchen  vor  dem  Berufungsgmcht  nicht  zu  er- 
ficheinen.  ^^  ") 

Wird  aus  irgend  einem  Grunde  die  Verhandlung  vertagt,  und  be- 
treibt keine  der  Parteien  innerhalb  3  Jahren  den  Prozess,  so  wird  das 
Berufungsverfahren  als  nichtig  angesehen  und  das  Ürtheil  erster  In- 
stanz tritt  in  Kraft. 


0  §§190.663  C.P.O. 
>)  §666  CP.O. 
^  §  685  CP.O. 
*)  §  684  CP.O. 

»)  §  676  ap.o. 

•)  §  678  CP.O. 

»)  §  679  CP.O. 

«)  Vgl.  oben  §  11  sab  D  S.  258. 

»)  §§  683,  686,  687  CP.O. 

«^  §  682  CP.O. 

^0  Wegen  der  Aasnahmen  beim  Kreisgericht  als  Beroftmgsgericht  vgl.  §  187  CP.O. 
«Wenn  beide  Parteien  nicbt  erscheinen,  wird  die  Verhandlong  auf  einen  anderen  Termin 
yertagt,  xa  welchem  beide  Parteien  neuerdings  geladen  werden;    Das  Nichterscheinen 

Parteien  auch  im  zweiten  Termin  hindert  die  Verhandlnng  des  Prosesses  nicht. '^ 

18' 
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•  ~      ~  -  --^  —  —  -     - 

Gegen  die  Versäumniss  der  Beroftuigsfrist  findet  die  Wied^rein* 
Setzung  in  den  vorigen  Stand  statte  wenn  die  Yer9&iunung  der  IVist 
beruht: 

a)  auf  einem  Verschulden   des   die  Berufungsschrift  befördernden 
Beamten, 

b)  auf  vis  maior, 

c)  auf  fehlerhafter  Berechnung   der  Frist  Seitens  des  Gerichts.^) 
m.   Der  Rekurs   —  getrennt  von  der  Berufung  --  ist  zolftsäg 

in  folgenden  F&llen:^ 

1.  bei  Eompetemskonflikten, 

2.  gegen  Bescheide,  welche  den  im  §  628  G.P.O.  ^rw&hnten  Ein- 
reden Folge  geben, 

3.  gegen  Bescheide,   durch  welche  die  Einrede  der  Unzuständig- 
keit verworfen  wird, 

4.  gegen  Bescheide,  welche  der  Einrede  der  mangelnden  Sicherheit 
für  die  Frozesskosten  Folge  geben, 

5.  gegen  Bescheide,  welche  dem  Begehren  auf  Theilnahme  Dritter 
am  Rechtsstreit  Folge  geben  oder  dasselbe  verwerfen, 

6.  gegen  Bescheide^  welche  den  Antrag  auf  Ausschliessung  eines 
Richters  «irtlckweisen, 

7.  wenn  die  Einstellung  des  Verfahrens  bewilligt  oder  nicht  be- 
willigt wird, 

8.  wenn  der  Frozess  we^n  Nicditerscheinens  des  Klägers  eingestellt 


0.  gegen  Bescheide,  welche  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigea 
Staiid  gegen  Versäumung  der  Branifungsfrist  gewähren. 

Die  Rekursbeschwerde  wird  (mit  Ausnahme  der  Beschwerde  wegen 
Verschleppung)  beim  Kreisgericht  eingelegt  ;*)  die  Rekursfiifit  teträgt 
zwei  Wochen.  *)*)•) 


0  §$  682-896  C.P.O. 

■)  §  «96  CP.O. 

>)  §  697  CP.O. 

<)  §698  CP.O. 

*)  lieber  Laaf  und  Unterbrechung  der  RekursfriBt  ygl  §§670,  671  CP.O. 

^  Fflr  den  Rekors  im  friedensricbterlichen  Verfahren  gelten  folgende  Befitantniingen: 
§§  132r— 135  CP.O.  „Rekurse  —  getrennt  von  der  Berufung  —  kennen  gegen  folgende 
Verfügungen  des  Friedensrichters  eingereicht  werden:  1)  wegen  VeriOgemng;  i)  wegen 
Nichtannahme  der  Klageschrift;  8)  wegen  Nichtannahme  der  Berufidii^^sbeschwearde,  und 
4)  gegen  Bescheide  wegen  Sicherstellung  der  Prozesskosteh  oder  wegen  voriftufiger  Voll« 
Streckung  des  Urtheils.  —  Der  Rekurs  wird  binnen  7  Tagen  Ton  Mittheilung  des  Be- 
schlusses an  eingereicht;  nur  der  Rekurs  wegen  Verzögerung  ist  an  keine  FVist  gebunden. 
—  Mit  Ausnahme  der  Rekurse  wegen  Verzögerung  oder  Nichtannahme  der  Klage-  oder 
Appellationsschrift,  welche  an  das  Kreisgericht  eingereicht  werden,  werden  die  flbrigen 
dem  Friedensrichter  Übeiteicht,  welcher  sie  binnen  7  Tagen .  znsammen  dkSt  eeinon 
Aeussemngen  an  das  Kreisgericht  zu  flbersenden  hat.  «r^  Bei  Verhandlung  dieser  R^ 
kurse  im  Kreisgoricht  werden  die  Parteien  nix^t  Toig^aden,  jedoch  wenn  sie  eraeheb&e«^ 
können  sie  ih)re^  mikndlichen  Eildfinmgen  d)g«ben.** 


] 
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Die  ünlegang  dea  RakuiBes  hat  nur  in  den  ausdrflcUioh  bestimmten 
Pällen  (e.  B.  bei  Eompetenzeinreden)  au&ehiebende  Wirkung.  <) 

Der  Gregner  kann  inneiiialb  swei  Wochen  seine  sebrUtlichen  Gegen- 
«rklftmngen  abgeben.^ 

IV.  Die  NuUitäts«»  oder  Kassationsbeschwerde  serfäUt  in  drei 
Arten: 

a)  die  eigentliche  Nnllitätsbeschwerde, 

b)  die  Revision  wegen  neoer  Thatomst&nde, 

c)  die  Bevision  Seitens  dritter,  im  Frozess  onbeüieiligt  gewesener 
Personen. 

A.  Die  Nullit&tsbesch verde  findet  statt:^ 

1.  wenn  das  Gesetz  verletet  oder  unrichtig  ansgel^  worden  ist, 

2.  wenn  solche  wesentliche  Nonnen  und  Formen  des  Verfahrens 
veiietst  sind,  ohne  deren  Befolgung  dem  richterlichen  Erkennt- 
niss  nicht  die  Kraft  eines  ürtheils  beigemessen  werden  kann, 

3.  wenn  die  Grenzen  des  Kompetenzkreises  oder  der  dem  Gericht 
Yom  Gesetze  verliehenen  Gewalt  verletzt  sind, 

4.  wenn  in  einem  und  demselben  Urtheil  widersprechende  Ver- 
fügungen enthalten  sind. 

Kassatiopsgericht  ist  bei  Sachen  unter  100  Francs  das  Kr eisgericht, 
in  allen  Übrigen  FftUen  der  oberste  Kassationshof. 

B.  Die  Be Vision  findet  statt:^) 

L  wenn  neue  Thatsachen  ermittelt  oder  wenn  die  Unechtheit 
einer  Urkunde,  auf  welcher  das  ürtheil  beruht,  entdeckt  wird, 

2.  wenn  das  Urtheil  gegen  einen  Beklagten  ergangen  ist,  der  in 
der  Verhandlung  nicht  erschiraen  und  dessen  Vorladimg  nicht 
erfolgt  war, 

3.  wenn  zwischen  denselben  Parteien  in  derselben  Eigenschaft  in 
Bezug  auf  denselben  Anspruch  und  aus  demselben  Rechts- 
grunde rechtskräftige  Urtheile  ergangen  sind,  welche  einander 
widersprechen. 

D.  Die  Revision  zu  Gunsten  dritter  Personen  findet  statt,  wenn 
fiärdi  das  Urtheil  Rechte  solcher  Personen  verletzt  worden  sind.^) 

Revisionsgericht  ist  fOr  Urtheile  der  Kreisgerichte  das  Appellations- 
ged^t,  fOr  UrtheUe  der  Appdlationsgerichte  der  oberste  Kassationshof« 

Die  Sinlegungs^ist  beträgt  1.  resp.  2  Monate,  je  nachdem  das 
Urtheil  eines  Ejreisgerichts  oder  eines  Appellaüonsgerichte  angefochten 
wird.f)') 


»)§701  ap.o. 
•)  §  702  CP.O. 

»)  §  706  CP.O. 
«)  §  707  CP.O. 

^  §  708  ap.o. 

^  §  709  G.P.O. 

^  Die  Kassationsfrist  Iftoft  yom  Tage  der  ZoBteUimg  des  augefoebteBen  ürtheila 
an  gerechnet;  —  die  Reviaiansfrist  —  bei  neueii  Ümstftnden  —  yom  Tage^  an  yrelchem 
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Die  Einlegong  der  Eassationsbeschwerde  hat  nur  dann  anfechie- 
bende  Wirkung,  wenn  der  Eassationskläger  Sieheriieit  leistet.  ^) 

In  der  Eassationsbeschwerde  muss  der  Eassationskläger  angeben, 
inwieweit  er  das  Urtheil  für  ungesetzlich  erachtet,  und  aus  welchea 
Gründen.  Die  Eassationsbeschwerde  kann  aber  auch  mündlich  er- 
läutert, bezw.  können  neue  Nichtigkeitsgrttnde  mündlich  geltend  gemacht 
werden. 

Die  Revisionsbeschwerde  dritter  Personen  muss  die  ausdrückliche 
Angabe  enthalten,  welcher  Theil  des  Urtheils  die  Rechte  des  Revisions* 
klägers  verletzt.^ 

Das  Verfahren  yor  dem  Eassationshof  ist  mündlich;  die  Parteien 
werden  zwar  nicht  vorgeladen,  erscheinen  sie  aber,  so  können  sie 
mündliche  Erklärungen  abgeben.') 

Vor  der  ürtheilsfällung  muss  der  Antrag  des  Prokurors  gehört 
werden.*) 

Die  einmal  verworfene  Nullitätsbeschwerde  kann  nicht  wieder  er- 
neuert werden.*) 

Wird  der  Nullitäts«  oder  Revisionsbesohwerde  Folge  gegeben,  so 
wird  der  Prozess  an  das  nämliche  oder  ein  anderes  Appellations-  bezw. 
Ereisgericht  zur  erneuten  Verhandlung  zurückverwiesen.^  Hierbei  ist 
das  Instanzgmcht  an  die  vom  Eassationshof  gegebene  Gesetzesaus- 
legung gebunden.  Auch  gegen  das  fernere  Appellationsurthcal  ist  die 
Nullitätsbeschwerde  zulässig;  wird  sie  aber  auf  dieselben  Gründe  ge- 
stützt wie  die  erste,  so  wird  sie  in  der  Plenarsitzung  des  Eassations- 
hofes  verhandelt  und  die  dann  gegebene  Gesetzesinterpretation  ist  für 
die  AppeUationsinstanz  endgültig  bindend. 

Ein  mit  Beachtung  dieser  Vorschrift  gefälltes  Urtheil  ist  auf  der 
nämlichen  Grundlage  nicht  mehr  anfechtbar.^ 

Gegen  endgültige  Beschlüsse  (Bescheide)*)  ist  die  Nullitätsbe- 
schwerde in  folgenden  drei  Fällen  zulässig: 


der  neue  ümitead  dem  ReTisioiuikläger  bekannt  wurde;  bei  Unecbiheit  von  Urkunden 
vom  Tage,  an  welchem  das  die  ünechtheit  (Falschheit)  anerkennende  slmfgerichtliclie 
Urtheü  in  Rechtskraft  getreten  ist;  im  FaUe  des  Nichterscheinenß  und  der  NichtTor- 
ladung  des  Beklagten  —  vom  Tage,  an  welchem  der  Revisionskiftger  die  Abschrift  des 
Eöntumaeialurtheils  oder  der  die  Vollstreckung  desselben  anzeigenden  Vorladung  erlifllt^ 
wobei  die  frohere  ZusteUung  (des  ürtheUs  oder  der  Voriadung)  entscheidend  ist;  im 
FaUe  widersprechender  Urtheile  —  Tom  Tage  deriSusteüung  des  loteten  ürtheüs  an.  -^ 
Die  Einlegungsfrist  für  dritte  im  Proseese  unbetheiligte  Personen  wird  vom  Tage«  aa 
welchem  sie  Kenntniss  Ton  dem  fraglichen  Urtheil  erhalten  haben,  gerechnet  §  711 
CP.O. 

')§728C.P.O. 

«)  §§712,718  CP.O. 

•)  §§  716,  717  C.P,0. 

*)  §  718  CP.O. 

•)  §720  CP.O. 

•)  §  721  CP.O. 

*)  §§725—727  CP.O. 

•)  §  704  CP.O. 
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1.  wenn  durch  Beschluss  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand 
g^gen  die  Yersäumung  der  Eassationefrist  gewährt  ist, 

2.  wenn  durch  Beschluss  die  Nullitfttsbeschwerde  zurückgewiesen, 
zurückgegeben  oder  ohne  Folge  gelassen  ist, 

3.  wenn  der  W^  zum  weiteren  Fortgang  des  Prozesses  gehemmt 
wird.^) 

In  diesen  Füllen  beträgt  die  Einlegungsfirist  zwei  Wochen;*)  das 
Verfahren  ist  dasselbe  wie  bei  den  sonstigen  Kassations-  bezw.  Be- 
yisionsbeschw^en.  •) 

Behufs  gleichmässiger  Interpretation  und  Anwendung  der  Gesetze 
werden  die  Xassationgurtheile  und  Kassationsbescheide  veröffentlicht.*) 
Diese  Teföffentlichung  besorgt  in  Jahredausgabeh  das  Jüstiziainisterium. 

§17. 
XIT«  Besondere  Arten  des  Yerfalirens. 

I.  Sicherung  des  Beweises  (Beweisaufiiahme  zum  ewigen  Ge* 
dftchtniss). 

Die  Vorschriften  der  bulgarischen  Civüprozessordnung  über  den 
Beweis  zum  ewigen  Gedächtniss  sind  der  deutschen  Civilprozessordnung 
entnommen,  und  es  entspredien  die  §§  505 — 514  der  bulgarischen  Civil- 
prozessordnung fast  wörtlich  den  §§  4A1 — 455  der  deutschen  Civil- 
prozessordnung mit  dem  Unterschiede,  dass  die  in  letzterer  dem  Amts- 
gericht zugewiesene  Kompetenz  in  Bulgarien  dem  Friedensrichter  über- 
tragen ist. 

Ausserdem  enthält  die  bulgarische  Civilprozessordnung  Bestim- 
mungen über  die  Kosten  der  Beweisaufnahme  zum  ewigen  Gedächt- 
niss. *)  •  Dieselben  werden  vom  Antragsteller  vorgeschossen. 

n.   Abgekürztes  Verfahren. 

Vor  den  Kreisgerichten  in  erster  Instanz  kann  in  allen  Streitig- 
keiten, mit  Ausnahme  der  Prozesse  des  Fiskus,  auf  Antrag  der  Parteien 
ein  abgekürztes  Verfahren  stattfinden,^  sofern  das  Gericht  kein  Hinder- 
niss  findet. 

Abgesehen  von  dringenden  Fällen,  welche  eine  ungesäumte  Ent- 
seheidong  fordern,  und  in  denen  die  Parteien,  wenn  der  Beklagte  am 
Gerichtssitze  wohnt,  noch  am  Tage  des  Eingangs  der  Klage  vorgeladen 
werden  können,  betrilgt  die  Vorladungsfrist  im  abgekürzten  Verfahren 
eine  Wodie  bis  zu  einem  Monat. '^) 

IHe  Parteien  müssen  alle  ihre  Belege  und  Urkunden  spätestens 
einen  Tag  vor  dem  Verhandlungstermin  vorlegen.   Eine  Vertagung  der 

0  §729  CP.O. 
>)  §  7a0  CP.O. 
»)  §  731  CP.O. 
^  §  732  CP.O. 
«)  §  514  CP.O. 
•)  §§  269—281  CP.O. 
^  §§  271—278  CP.O. 


2StO  Europa. 

Yerhandlnng  ist  nur  aiisnahmsweiBe  Bolässig,  wenn  die  Parteien  nach- 
weisen, dass  Urnen  wegen  EOrse  der  Zeit  die  Beschaffung  der  vorza- 
legenden  Urkunden  nicht  möglich  gewesen  sei.  In  dem  neuen  Ver- 
handlungstermin wird  dann  in  jedem  Falle  verhandelt.^) 

Zeugen  muss  die  Partei  entwedw  selbst  stellen  oder  so  zeitig  an- 
melden, dass  ihre  Ladung  zum  Termin  noch  erfolgen  kann.^ 

Widerklagen  sind  gegen  Wechselklagen  und  Klagen  auf  Erfüllung 
von  Obligationen  nicht  zul&ssig;')  bei  anderen  Klagen  muss  eine  Wider- 
klage binnen  drei  Tagen  von  Zustellung  der  Klage  ab  schrifUich  ein- 
gereicht werden.^) 

In  yerwickelten  Fällen  kann  das  Gericht  von  den  Parteien  schrift- 
liche Aufklärungen  verlangen  oder  auch  von  dem  abgekürzten  Yeriahren 
ganz  Abstand  nehmen.^) 

Im  üebrigen  findet  das .  gewöhnliche  Verfahren  entsprechende  An- 
wendung.^ 

Obligatorisch  ist  das  abgekürzte  Verfahren  in  folgenden.  FUlen:'') 

1.  bd  Klagen  auf  Zurückgabe  von  kreditirten  Waaren,  auf  Be- 
zahlung, von  Pacht,  Miethe  und  Diensflohn  und  auf  Leistung 
von  Arbeiten^ 

2.  bei  Klagen  wegen  Aufbewahrung  von  (xeldem  oder  Sachen, 

3.  bei  Klagen  auf  Erfüllung  oder  Aufhebung  von  Obligationen 
insbesondere  bei  Wechseln), 

L  bei  Schadensersatzklagen, 

6.  bei  Streitigkeiten,  welche  aus  Anlass  der  Vollstreckung  eines 

Urtheils  entstehen, 
6.  bei  Streitigkeiten  über  Privilegien. 

nL  Einen  besonderen  Urkunden-,  Wechsel-,  Mandats-  oder  Arrest- 
prozess  kennt  die  bulgarische  Givilprozessordnung  nicht. 

§18. 
XT.  ZwangsvoUstreeknng» 

L  Voraussetzung  der  Zwangsvollstreckung  ist  die  Rechtskraft  öder 
Torlftufige  Vollstreckbarkeit  des  Urtheils. 

Die  Zwangsvollstreckung  findet  ausser  auf  Grund  von  Urtheilen 
femer  statt  :^ 

1.  aus  Bescheiden  (Beschlüssen),  deren  Vollstreckung  vom  Oeridit 
bewilligt  worden  ist, 

2.  aus  gerichtlichen  Vergleichen, 

1)  §§  274—276  CP.O. 
»)  §  277  CP.O. 
»)  §270  CP.O. 
4)  §§  278-280  CP.O. 
»)  §  279  CP.O. 
«)  §  281  CP.O. 
')  §270  CP.O. 
•)  M  818-820  CP.O. 
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3.  aus  ZwAngsvei^leichen. (Konkordaten)  im  Eonkursverfahren,  in- 
sofern dieselben .  die  Kraft  eines  gerichtÜGhen  Vergleichs  haben^ 

4.  aus  Beechlflssen  der  Verwaltungsbehörden»  und  anderer  Offentr 
lieber  Behörden,  Wenn  sie  von  denselben  fflr  vollstreckbar  er* 
klärt  sind,  und  wenn  ihre  Vollstreckung  ¥om  Gesetz  den  ordent* 
liehen  Gerichten  flbertragen  ist, 

-5.  aus  Schiedssprüchen« 

6.  aus  Hjpothekenurkunden. 

Pie  ZwanggYoUstreokung  erfolgt  auf  Grund  eines  VoÜstreckungs- 
l>efehls,  welcher  —  abgesehen  von  den  Fällen,  in  denen  er  von  Amts- 
wegen  ^tiieflt  wird  —  auf  Antirag  der  Partei  vom  (Bericht  ausgefolgt 

JDer  Vollstreckungsbefehl  wird  vom  Gerichtspräsidenten  bezw.  dem 
3>Uedenarichter  unter  Beifügung  des  Gerichtssiegels  unterschrieben  und 
'vom  Gerichtsschretber  auf  allen  Blättern  signift.^ 

n.  Die  Zwangsvollstreckung  erfolgt  durdi  die  vom  Staat  er- 
nannten Gerichtsvollzieher  und  ihre  GehUlfen. 

Die  Organisation  der  Gerichtsvollzieher  ist  durch  das  Gesetz  vom 
29.  Dezember  1884  No.  299  geregelt. 

Jedem  Kreisgericht  sind  1  Gerichtsvollzieher  und  2 — 6  Gehfllfen 
^beigeordnet,  die  ihre  besondere  Kanzlei  nebst  Kanzleipersonal  haben. 
Sie  unterstehen  der  Disziplinargewalt  des  Kreisgerichtspräsidenten,  von 
dem  sie  auf  Antrag  der  Prokuroren,  Friedensrichter  oder  Parteien  ihre 
Aufträge  zur  Zwangsvollstreckung  empfangen  und  der  ihre  Dienst- 
flihrung,  sowie  die  gesammte  Zwangsvollstreckung  überwacht. 

Die  Gerichtspräsidenten  sind  verpflichtet  wenigstens  einmal  in  drei 
Monaten  die  Kanzleien  der  Gerichtsvollzieher  entweder  selbst  oder 
durch  den  betreffenden  Friedensrichter  einer  Revision  zu  unterwerfen.  ^ 

m.  Was  die  Art  und  Weise  der  Zwangsvollstreckung  an- 
langt, so  richtet  sich  diese  nach  dem  Inhalt  des  zu  vollstreckenden 
Anspruchs. 

A.  Die  Zwangsvollstreckung  wegen  einer  zuerkannten 
Geldforderung  erfolgt  zunächst: 

a)  durch  Zwangsvollstreckung  in  das  bewegliche  Vermögen; 
diese  erfolgt  durch  Pfändung  von  Mobilien  des  Schuldners. 

Die  Zwangsvollstreckung  soll  mit  thunlichster  Schonung  des  Schuld- 
ners erfolgen  und  zunächst  nur  auf  solche  Sachen  gerichtet  werden, 
deren  Veiäusserung  dem  Schuldner  am  wenigsten  lästig  ist>) 

Der  Gerichtsvollzieher  ist  nach  Empfang  des  Vollstreckungsbefehls 
verpfliclitet,   noch  an  demselben,   spätestens   aber  am  nächstfolgenden 

^)  3a  den  m  No.  1-^  gemumten  Schnldtiteln  wird  der  VollstreckimgBbefehl  yom 
Thwei^geridit  L  TmtmB,  bei  den  lu  No.  4—6  genannten  von  deogenigen  Gericht  er- 
Uieihi  in  deaeen  Bezii^  die  betreffenden  Schuldtitel  ergangen  sind.    §  820  C.P.O. 

•)  §  822  CP.O. 

^  §§  29,  44  dea  GerichtsroIlziehergesetBea  vom  29.  Desember  1884. 

^  §  829  CP.O. 
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■  • 

Tage,  an  den  Schuldner  die  Aufforderung  zu  richten,')  seine  Schuld 
bmnen  einer  bestimmten  Frist  (bis  zu  10  Tagen)  zu  bezaiilen,  widrigen- 
falls er  zu  einer  bestimmten  Art  der  Vollstreckung  (Mobiliarpfändung^ 
etc.)  schreiten  werde.  ^ 

Gleichzeitig  mit  der  Zustellung  der  Zahlungsaufforderung  kann  die 
Sequestration  von  Mobilien  des  Schuldners,  welche  sich  an  dem  Wohn- 
sitze desselben  befinden,  erfolgen.  Sie  geschieht  in  Gegenwart  de» 
Schuldners,  des  Gläubigers  und  der  von  ihnen  geladenen  beugen,  ohne 
dass  das  Nichterscheinen  einer  dieser  Personen  die  Sequestration  hin* 
derte.^ 

Der  Werth  jeder  gepfändeten  Sache  wird  vom  Gläubiger  oder  in 
dessen  Abwesenheit  vom  Schuldner  bestimmt;  erfolgt  die  Pfändung  in 
Abwes^iheit  beider  Parteien  oder  entsteht  Streit  Ober  den  Werth,  sa 
erfolgt  die  Schätzung  durch  einen  von  den  Parteiefi  erwählten  oder 
vom  GerichtsYollzieher  ernannten  Sachverständigen.^) 

Die  Pfändung  bereits  gepfändeter  Sachen  erfolgt  durch  Super- 
Pfändung,  welche  auf  dem  ersten  Pfändungsprotokoll  vermerkt  wird. 
Die  erste  Pfändung  wird  nicht  frQh€»r  aufgehoben,  als  bis  alle  Forde- 
rungen, wegen  welcher  gepfändet  ist,  bezahlt  sind.^^ 

Die  gepfändeten  Sachen  werden  entweder  einem  Wächter  (Auf- 
seher) zur  Aufbewahrung  fibergeben,  welcher  von  den  Parteien  erwählt 
oder  vom  Gerichtsvollzieher  ernannt  wird,  oder  in  besondere  Lokalitäten 
(Pfandlokal)  geschafft.^ 

Der  Schuldner  kann  verlangen,  daas  bestimmte  Sachen  nicht  ge- 
pfändet werden,  wenn  die  Übrigen  Sachen  zur  Deckung  der  Schuld  aus- 
reichen.*) 

Nach  erfolgter  Pfändung  und  Schätzung  wird  binnen  einer  Frist 
von  einer  Woche  bis  zu  sechs  Monaten,  je  nach  der  Bedeutung,  dem 
Werth  und  der  Anzahl  der  Pfandstttcke,  zur  Öffentlichen  Versteigerung 
geschritten.*)  Gegenstände,  welche  denu  Verderben  ausgesetzt  sind 
oder  deren  Aufbewahrung  unverhältnissmässig  grosse  Kosten  verur- 
sachen würde,  können  auch  in  kürzeren  Fristen   versteigert  werden.^^ 

Die  Versteigerung,  welche  vorher  öflentlich  bekannt  gemacht  wird,^*) 


^)  §  21  des  GerichtSYoUziehergesetzes. 

*)  §§  831,  832,  979,  980  C.P.O. 

«)  §§865,  856  CR 0. 

*)  §§887,  888  CP.O. 

»)  §  861  CP.O. 

^  üeber  Form  und  Inhalt  des  PilUidangsprotokolls  vergl.  §§  866,  869—872 
CP.O.  —  lieber  Zuziehung  der  Polizei  beim  Verschluss  der  Wohnung  des  Schuld- 
ners, bei  seiner  Abwesenheit,  oder  Weigerung  der  Oeffiiung  yon  Rftumlichkeiten  yergL 
§871  CP.O. 

«)  §§892,  898  CP.O. 

«)  §860CP:0. 

•)  §§903—907  CP.O. 

")  §  908  CP.O. 

")  §§  910, 911  CP.O. 
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erfolgt  in  Städten  unter  Zuziehung  eines  Polizeibeamten/ in  Dörfern  im 
Beisein  eines  (remeinderathsmitglieds. ') 

Im  ersten  Yersteigenrngstermin  dürfen  die  PfandstQcke  nicht  unter 
dem  Schätzungspreise  verkauft  werden;  im  zweiten  darf  der  Zuschlag 
ohne  Beschränkung  erfolgen.^ 

Die  üebergabe  der  zugeschlagenen  Sache  an  den  Meistbietenden 
erfolgt  erst  nach  gänzlicher  Bezahlung  des  Kaufpreises;  beträgt  letzterer 
mehr  als  20  Francs,  so  braucht  der  Ersteher  yorläuflg  nur  den  Tierten 
Theil  desselben  sofort  zu  erlegen  und  den  Rest  erst  am  nächsten  Tage. 
Bei  nicht  rechtzeitiger  Erlegung  des  Kaufpreises  gilt  die  Versteigerung^ 
als  nicht  erfolgt.^ 

Durch  die  Pfändung  erlangt  der  Gläubiger  tin  Pfandrecht  an 
dw  gepföndeten  Sache,  aber  kein  unbedingt  priorftätischeis,  denn  sobald 
in  der  Zwischenzeit  z^cAien  der  ersten  Pfändung  und  der  Versteigerung^ 
sich  noch  andere  Gläubiger  mit  Zwangsvollstreckungsbefehlen  melden 
und  Pfändungen  ausbringen,  so  findet  eine  proportioneile  Vertheiiung^ 
de»  Erlöses  statt.  Dasselbe  gilt  bei  gleichzeitiger  Pföndung  derselben 
Sache  durch  mehrere  Gläubiger.  In  Bulgarien  giebt  also  derzeit  da» 
exekutive  Pfandrecht  kein  Privilegium  d.  h.  \eisie  Priorität. 

Ein  Faustpfandrecht  kommt  gegenOber  dem  Pfändungspfkndrecht 
nicht  in  Betracht,  es  sei  denn,  dass  der  Faustpfandgläubiger  vor  dem 
Pf&ndungsgläubig^  eiii  sicherstdlungsweises  Pfanchrecht  erlangt  hat.  Aber 
auch  in  diesem  Falle  erreicht  der  Faustpfandgläubiger  mit  dem  Pf&n- 
dongsgläiibiger  nur  proportioiielle  BeMedigung.  ^) 

b)  durch  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Vermögen. 

Bei  der  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Vermögen 
muss  der  Gläubiger  nach  Ablauf  der  in  der  Zc^ungsaufforderung  dea 
Geriditsvollziehers  gestellten  Frist,  welche  hier  einen  Monat  beträgt,^) 
schriftlich  die  Fortsetzung  bezw.  Vornahme  der  eigentlichen  Zwangs- 
Vollstreckung,  insbesondere  die  Beschreibung  des  Grundstücks  bean- 
tragen. Diese  Beschreibung  (Inventar)  muss  die  •  Angabe  des  Voll- 
streckiingsbefehls,  eine  genaue  Bezeichnung  des  Grundstücks,  den 
Namen  des  Eigenthümers  nebst  Erwerbstitel  vui  den  Hypolhekenstand 
enthalten.^ 

'  Demnächst  muss  der  Gläubiger  schriftlich  den  Werth  des  Grund- 
stücks dem  Gerichtsvollzieher  anzeigen;  wird  über  den  Werth  zwischen 
Gläubiger  und  Schuldner  kein  Einverständniss  erzielt,  so  wird  das 
Grundstück  durch  Sachverständige  abgeschätzt.^ 


«)  §§  903—907,  913  C.P.O. 

^  Ueber  die  EinzeBieiten  des  Verfahrens  Tgl.  §§941^944,  927,  928,  931,  949^ 
950  CP.O. 

s)  §§  907,  938,  941  CP.O, 
*)  §  864  Abs.  m  G.P.O. 
»)§  979  CP.O. 
«)  §$985,966  CP.O. 
^  §§  996--999  CP.O. 


Die  Yerwaltimg  des  Onmdatflcks  wird  dem  Schuldner  unter  der 
Verpflichtung  zur  Bechnungslegung  belassen.^) 

Nach  dar  Schätzung  erfolgt  die  Öffentliche  Versteigerung  des 
'GrondstttckB  und  zwar  von  der  dritten  Öffentlichen  Bekanntmachung^) 
{im  Lokalblatt  bei  einem  Wertäe  bis  zu  500  frcs.,  im  Amtsblatt  bei 
•einem  Werthe  Aber  500  frs.)  ab  gerechnet,  nach  2  Wochen  bezw.  1.  Monat, 
je  nachdem  der  Werth  des  Grundstfloks  bis  zu  1000  frcs.  oder  mebar 
ald  1000  frcs.  beträgt  s) 

Ort  und  Zeit  der  Versteigerung  kOnnen  der  Gläubiger  und  äer 
Sdiuldner  nach  freiem  Ermessen  bestimmen.^) 

Der  Schuldner  kann  die  Zwangsvollstreckung  abwenden,  wenn  er 
vor  Ablauf  der  ihm  gestellten  einmonatlichen  Zahlungsfrist  dem  Voll- 
streckungsgericht (Kreisgericht)  nachwdst,  dass  das  drogährige  reihe 
und  freie  Erträgniss  seines  Grundstücks  zur  Deckung  der  Forderung 
des  Gläubigers  nebst  Zinsen  und  Kosten  hinreicht,  und  wenn  ^r  die 
Ueberweisung  di^^  Srtiilgnisses  an  den  Gläubiger  in  Vorschlag 
bringt.  In  diesem  Falle  kami  das  (}mcht  die  Zwangsvollstreckung  ein- 
stellen. *) 

Die  Versteigerung  gUt  als  nicht  erfolgt,  wenn : 

1.  sich  kein  Bieter  oder  nur  einer  meldet, 

2.  wenn  Niemand  tther  den  Schätzungswerth  bietet, 

3.  wenn  der  Ersteher  den  Rest  des  Kaufgeldes  innertuüb  der  ihm 
gegebenen  Frist  nicht  erlegt. 

In  diesem  Falle  kann  der  Gläubiger  (Exekutionsflodier)  dan  Grundr 
rstttck  entweder  von  Neuem  versteigern  lassen  oder  ittr  peine  Be<}bnung 
behalten,  wobei  er  die  flbrigen  Gläubiger  nach  VeiiiSitniss  ihrer  For- 
derungen befriedigen  muss.^) 

Nach  Ablauf  der  Versteigerungsfrist  ^  erfolgt  der  Z^sohlag  an  den 
Jf eistbietenden  durch  den  Gerichtsvollzieher. 


1)  §§1000—1008  ap.o. 

*)  §§  1011,  1012  G.P.O.  --  Beschreibong,  Sehitesng  fud  alle  «uf  die  Zwangt* 
▼ottatredamg  nad  Versteigerong  beeOglicheii  ürkiindeii  mflflsen  in  der  KtQ^  dee 
GeriehtSYoU^ehera  von  der  BekannUnacÜnng  der  Versteigemng  hii  mm  JBegimie  der- 
selben aUen  Interessenten  sngftnglich  sein. 

•)  §§  1007—1009  CP.O. 

*)  §1004  CP.O. 

»)  §§  1005,  1006,  104B  CP.O, 

^  ^§  1080,  1086  C.RO. 

^  Ueber  die  EinzeUieiten  des  Verfahrens  bestimmen  die  §§  lpl7— 1027  C.P.O.: 
^Der  lidtant  mnss  am  licitationsorte  persOnlicb  oder  durch  einen  mit  besonderer 
Vollmacht  Tersehenen  Vertreter  erscheinen.  Um  mitbieten  sa  kennen,  mnss  er  als 
Eantion  den  zehnten  Theil  des  Sch&tEnngswerths  erlegen.  Die  Olftnbiger  (Antrag- 
:ateUer)  brandien  keine  KanUmi  sa  eriegen. .  —  Bei  der  licitation  mnss  ein  Beamter 
4er  Lokalpolizei  anwesend  sein.  Die  Licitation  beginnt  mit  der  Veriesnng  des  so* 
.genannten  Licitationsbogens  und  der  Frage:  wer  giebt  mehr?  —  Jedes  Angebot 
wird  nebst  Benennong  des  Bieters  im  Licitationsbogen  eingetragen,  vom  Bieter 
selbst  oder,  auf  seinen  Wunsch,  Tom  Gerichtsvollzieher  unterschrieben.  —  Nach 
Schluss  der  Licitation  wird  der  Licitationsbogen  vom  Meistbietenden,  vom  QUUibiger 
and  Schuldner,  sowie  vom  (Gerichtsvollzieher  unterschrieben.  —  Die  Lidtali<m  wird 
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Die  Best&tignng  des  Zuschlags  erfolgt  durch  dasjenige  OeHöht, 
welclies  die  Yollstreckungsklausel  (ibLekütionsbogen)  ertheüt  hat,  imd 
zwar  bei  Grundstacken ,  deren  Werth  bis  1000  free,  geschfttet  ist^ 
durch  den  Friedensrichter,  Über  1000  frcs.  durch  dleis  Ereisgeribht. 
Gegen  den  Bestätigangsbescheid  findet  Rekurs  statt. 

Bie  Yersteigening  ist  nngOltig: 

1.  wenn  erwiesen  wird,  dass  das  Grundstück  nicht  dem  Schuldner 
gehört, 

2.  wenn  ein  Bieter  zu  Unrecht  vom  Mitbieten  entfernt  worden  ist^ 
oder  wenn  der  Gerichtsvollzieher  ein  höchstes  Gebot  zu  Un- 
recht zurückgewiesen  hat, 

3.  wenn  das  Grundstück  von  einer  Person  ersteigert  worden  ist^ 
welche  vom  Mitbieten  gesetzlich  ausgeschlossen  ist,  (der 
Schuldner  und  sein  Vormund,  die  mitwirkenden  Amtspersonen, 
§  931  CRC.), 

4.  wenn  die  Versteigerung  vor  Ablauf  der  in  der  lizitationskund- 
machung  angegebenen  Frist  erfolgt  ist.^ 

Im  Falle  No.  1  wird  das  Grundstück  dem  rechtmässigen  Eigen- 
thiimer  zurückgegeben  und  dem  Ersteher  das  Becht  ertheüt,  die  Yoa 
ihm  eingezahlte  Summe  vom  Schuldner  oder  von  denjenigen  Gläubi- 
gem, welche  aus  dem  ErlOse  befriedigt  worden  sind,  surttckzufordem.^ 

Einwendungen  gegen  einzelne  Vollstreckungshandlungen  können 
von  der  Beschreibung  (Pfändung)  an  bis  zum  Schlüsse  der  Versteigerung^ 
von  der  interessirten  Partei  erhoben  werden,  und  zwar  bei  dem  zustäu- 
digen  Kreisgericht  als  VoUstreckungsgericht. 

Die  Frist  zur  Einreichung  der  Beschwerde  beträgt  von  der  Ver- 


dmcli  81  Tage  fortgesetet,  nach  Ablauf  welcher  Frist  das  Grondstflck  dem  Meist- 
bietenden  Etigeechlagen  wird.  Diesen  Zasciüag  vermeifdy  der  OericbtsvoBsielier  oder 
sein  CMilUfb  anf  dem  Lidtationabogen.  Am  letfeten  Tage  danert  die  Lidtatioii  W» 
5  Ubr  Nachmittags.  «*-  Der  Meistbietende  mnas  bi6  10  Ubr  Vormittags  des  nttdisten 
Tages  den  sehnten  Theil  des  Erstehungspreises,  worin  auch  die  Kaution  eingei«ohnet> 
wird,  einzahlen,  den  Rest  aber,  sammt  der  UebertragungsgebOhr,  binnen  weiteren  zehn 
Tagen.  —  Vorab  werden  aus  der  eingezahlten  Summe  die  Staats-,  Departements-  und 
Gemeindesteuern  und  Exekutionskosten  beglichen.  —  Wenn  die  Kav&nnuBe  zur  Deckung' 
8ftmmtli<^er  angemeldeten  Forderangen  ni<^t  hinreicht,  so  kann  tler  firsteher  anf  41» 
ihm  zustehenden  Ansprüche  nur  dezgenigen  Theil  der  Kaufsumme  eriangen,  ^welcher 
ihm  yerhSltnissmässig  zukommt.  Ausgenommen  hierron  sind  die  durch  E^othek  ge* 
sicherten  Forderungen.  —  Wenn  im  Verlaufe  von  10  Tagen  nach  dem  Zuschlag  jemand 
ein  Mehrgebot  von  5%  macht,  so  wird  die  Licitation  noch  "weitere  21  Tage  fort-- 
gesetzt,  nach  Ablauf  welcher  das  Grundstock  definitiy  dem  Meistbietenden  zugeschlagen 
wird.  —  Nach  Einzahlung  des  Kaufpreises  und  nach  Ablauf  der  Ttftgigen  Rekursfrist 
flbersendet  der  GerichtSYollzieher  sfimmtliche  Akten  an  das  kompetente  Gericht  (bis- 
1000  frcs.  Friedensrichter,  Aber  1000  frcs.  KTeisgericht)  vu  Durchsicht  und  Bestätigung. 
Das  Gericht  thut  dies  Ifingstens  in  15  Tagen.  —  Wird  die  licitation  best&tigt,  'se  flber^ 
s^det  das  Geriebt  die  Abschrift  seines  Bescheides  an  den  betreffenden  Notar  oder 
NotarstellTertreter  zur  Ausfolgung  des  Eigenthumsdokmnenta  an  d^  Ersteher.  ** 

0  §  1036  C.P.O. 

«)§1036C.P.O. 
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Steigerung  an  zwei  Wochen;  richtet  sich  die  Einwendung  gegen  den  Akt 
4er  Versteigerung  selbst,  sieben  Tage.^) 

Ausserdem  kann  jeder  Dritte,  welcher  an  dem  zu  yersteigemden 
Orundstück  oder  an  einem  Theile  desselben  ein  die  Zwangsvollstreckung 
kindemdes  Recht  (Mgenthum  oder  anderes  Recht)  beansprucht,  dieses 
Recht  im  Wege  einer  gegen  den  Schuldner  und  Gläubiger  zu  richten- 
<len  Klage  geltend  machen  (Exszindirungsklage).^ 

Die  Erhebung  der  Klage  hemmt  die  Zwangsvollstreckung  nicht,  das 
Gericht  kann  abw  die  Einstellung  der  Vollstreckung  gegen  Sicherheits- 
leistung beschliessen. 

Das  Oericht  sendet  den  die  Versteigtt*ung  bestätigenden  Bescheid 
an  den  zuständigen  Notar  zur  Ausfertigung  des  Sigenthumsdokuments 
an  den  Ersteher.  Mit  der  Aushändigung  dieser  notarielle  Urkunde 
geht  das  Eigenthum  des  Grundstücks  auf  den  Ersteher  Über.  Auf 
Grund  dieses  notariellen  Eigenthumsdokuments  und  des  daraufhin  vom 
-Gericht  ertheilten  Vollstreckungsbefehls  erfolgt  die  Einweisung  des  Er- 
stehers in  den  Besitz  des  Grundstücks  durch  den  Gerichtsvollzieher.') 
Der  Tag  der  Besitzeinweisung  wird  auf  der  Eigenthumsurkunde  ver- 
merkt, und  dieser  Tag  gilt  als  Tag  der  Uebergabe  des  Grundstücks  an 
•den  Ersteher.  ^) 

c)  Die  Zwangsvollstreckung  in  Geldforderungen,  in  Forderungen 
aus  Wechseln  und  anderen  indossablen  Papieren,  sowie  in  sonstige 
Vermögensrechte  des  Schuldners  ist  in  der  bulgarischen  Givilprozess- 
ordnung  analog  den  Bestimmungen  der  deutschen  Civilprozessordnung, 
4§  730—732,  736,  738—742,  geordnet,  deren  Vorschriften  übernommen 
sind.  Dagegen  sind  die  Normei^  über  die  Pfändung  vom  Boden  nicht 
getrennter  Früchte  (sog.  Pfändung  von  Früchten  auf  dem  Halm)  den 
§§  487 — 491,  495  der  Genfer  Civilprozessordnung*)  entnommen.  Bei 
^er  Zwangsvollstreckung  in  das  Diensteinkommen  eines  Beamten 
theilt  der  Grerichtsvollzieher  den  Vollstreckungsbefehl  deijenigen  Be- 
hörde mit,  von  welcher  das  Einkonmien  erhoben  wird,  unter  gleich- 
-zeitiger  Benachrichtigung,  wann  dem  Schuldner  die  Zahlungsaufforderung 
zugestellt  worden  ist.^ 

Es  unterliegt  aber  nur  ein  bestimmter  Theil  des  Gehalts,  je  nach 
der  Höhe  desselben  und  je  nachdem  der  Schuldner  ledig  oder  verheirathet 
ist,  der  Pfändung.^ 

Der  Pfändung  sind  entzogen : 


«)  §§  1052-^1057  CF.O. 

*)  §§  1047—1050  CF.O.    Diese  Elage  ist  bei  Immobilien  ebenso  znlftssig,  wie 
hei  Mobüien;  in  Bolgarien  existiren  bis  jetzt  keine  Grundbücber. 
«)  §§  1200-1202  CP.O. 
*)  §§  1205,  1206  CP.O. 

^)  Vgl.  den  Kommentar  von  Bellot,  4.  Auflage  1877. 
•)§952  CP.O. 
')  §957  CP.O. 
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1.  die  auf  Gesetz  berohenden  Pensionen, 

2.  ünterstiitzangen,  welche  der  Schuldner  für  die  Beerdigung 
seiner  Eltern,  s^er  Ehefrau  oder  Kinder  oder  aus  Anlass  einer 
Feuersbrunst  oder  einer  Ueberschwemmung  oder  eines  sonstigen 
Unglficksfalls  erhalten  hat, 

3.  Einkfinfte,  welche  der  Schuldner  als  Reisesposen  in  Dienstan- 
gelegenheiten bezogen  hat, 

4.  Alimentenforderungen,  welche  auf  gesetzlicher  Vorschrift  be- 
ruhen. 

B.  Die  Zwangsvollstreckung  wegen  eines  Anspruchs,  welcher  die 
Herausgabe  eines  Gegenstands  zum  Inhalt  hat,  erfolgt  durch  Weg- 
nahme Seitens  des  Gerichtsvollziehers  und  Uebergabe  an  den  Gläubiger. 

C.  Die  Zwangsvollstreckung. zur  Erwirkung  von  Handlungen 
{Leistungen)  des  Schuldners  ist  verschieden,  je  nachdem  die  zu  erzwingende 
Handlung  nur  vom  Schuldner  oder  auch  von  einem  Dritten  vorgenommen 
werden  kann. 

Im  ersten  Falle  erfolgt  der  Zwang  durch  Personalarrest  des  Schuld- 
ners, im  anderen  Falle  kann  der  Gläubiger  auf  seinen  Antrag  er- 
Bo&cbiigt  werden,  die  Handlung  selbst  auf  Kosten  des  Schuldners  yor- 
xonebsien,  wobei  der  Schuldner  zur  Vorausbezahlung  der  erforderlichen 
Kosten  verortheilt  wird,  unbeschadet  des  Rechts  des  Gläubigers,  eine 
weitere  Zahlung  zu  verlangen,  wenn  die  vorgeschossene  Summe  zur 
Deckung  der  Kosten  nicht  ausreicht.^ 

Eine  besondere  Art  der  Zwangsvollstreckung  findet  nach  dem  Yor- 
hild  des  Code  de  proc6dure  civfle^  bei  Ansprüchen  auf  Rechnungs- 
legung statt.  In  diesem  Falle  wird  vom  Gericht  ein  Termin  zur 
Rechnungslegung  vor  einem  Gerichtskommissarius  angesetzt,  welcher 
<dafi  wdt^e  Verfahren  zu  leiten  und  zu  fiberwachen  hat.  Weigert  sich 
dt^  Schuldner  Rechnung  zu  legen,  so  kann  er  durch  Personalarrest 
hierzu  angehalten  werden.^) 

Der  Personalarrest  kann  nur  auf  besonderen  Antrag  des  Gläubigers 
durch  Gerichtsbeschluss  angeordnet  werden. 

Dieser  Beschluss  kann  binnen  zwei  Wochen  angefochten  werden,^) 
und  er  tritt  nach  sechs  Monaten  ausser  Kraft.  ^ 

Der  Personalarrest  ist  bei  Forderungen  des  Aerars  und  bei  An- 
Bpritchen  unter  100  Francs  unzulässig.'') 


0  §  958  CP.O. 

*)  §§827,  828  CP.O. 

*)  Vgl.  Art  526--528,  590,  582—535,  538,  589—542  Ck>de  de  proc.  dy. 

^  §§  807,  810-815  CP.O. 

»)  §  1085  CP.O 

•)  §§  1072—1073,  1082,  1084  CP.O. 

»)  §§  1072  und  1076,  vgl.  §  1074  CPO. 
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§19. 

XTI.  ZwangSYOllstreekuiig  auf  Gnmd  Ton  Uriheileii 

aaslbidteelier  Geriehto.^) 

I  Grundsatz  ist,  dass  nur  die  Urtheile  deijenigen  firemden  Staaten  ia 
Bulgarien  yoUstreckt-werden,  welche  Bulgarien  gegenüber  Besiprezit&t 
üben,  oder  mit  denen  ein  die  Reziprozit&t  yerbttrgender  Staats- 
y,ertrag  geschlossen  ist.^  Solche  Yertrftge  hat  abeir  Bulgarien  bisher 
mit  keinem  Staate  geschlossen. 

Für  den  Fall  thatsächlich  bestehender  Beziprozität  sind  folgende« 
Grundsätze  massgebend: 

Die  Vollstreckung  eines  ausländischen  Urtheils  kann  nur  auf  Grund 
einer  Entscheidung  des  zuständigen  bulgarischen  Gerichts   erfolgen.^ 

Das  die  Vollstreckung  begehrende  Gesuch  ist  —  unabhängig  Ton 
der  lYozessart  und  dem  Streitwerthe  —  bei  denjenigen  Ereisgericht  ein- 
zureichen, in  dessen  Bezirk  der  Schuldner  seinen  Wohnsitz  hat>)  Dem 
Gesuche  ist  —  ausser  einer  bulgarischen  Uebersetzung  der  ausländischen 
Urkunden,  det  etwaigen  Vollmacht,  der  erforderlichen  (nach  der  Zahl 
der  Beklagten  zu  bemessenden)  Anzahl  von  Abschriften  dos  Gesuchs,^ 
und  sonstiger  Beilagen  —  eine  von  dem  ausländischen  Gericht 
legalisirte  Abschrift  des  zu  vollstreckenden  Urtheils,  versdien 
mit  der  Vollstreckungsklausel  oder  einer  sonstigen  Bescheinigung 
des  Gerichts,  dass  das  Urtheil  vollstreckbar  ist,  beizufügen. 

Diese  Dokumente  müssen  von  dem  bulgarischen  Ministerium  des 
Aeusseren  beglaubigt  sein.^ 

Der  Beklagte  wird  vom  Gericht  nach  den  allgemeinen  Vorschriften 
vorgeladen.  •) 

<)  Ueber  die  politiflelie  Seite  dieser  Frage  Tgl.  A.  0.  Dr&ndar,  la  qnestion  des 
capitiilatioiis,  de  lenr  snppressioB  dans  la  |fiiiicipaat6  de  Bulgaiie.  Paris  1883,  £.  PeaU. 

Eine  gleidmamige  Schrift  ist  auch  In  bulgarischer  Sprache  you  A.  LjndskaneT 
erschienen. 

«)  §  1209  C.P.O. 

Mit  lateinischen  Lettern: 

«Besohöojata  na  sad^bni-te  mest&  na  tschüsdi-te  dersch&wi  se  i^po2i\jAwat,  icogit» 
ima  wzaimnost  ili  dogOYori  sa  towi. 

Eog&to  w*  sami-te  dogowori  84  opredel6ni  i  pr&vflata  za  ispolnenieto  na  resch^- 
nijata,  to  te  se  ispoli^4wat  po  t^sd  pr&wila;  w*  protiwen  sl&tBchij  ili  w*  slfttsduy  na 
wz^mnost  paai  se  red-öt,  izlöschen  w*  s^jedig^schti-te  tschlenow^." 

Deutsche  Uebersetzung: 

„Die  Urtheile  der  Qerichtsstellen  firemder  Staaten  werden  vollzogen,  wenn  hierf&r 
Reziprozitftt  oder  Vertrftge  bestehen. 

Wenn  in  den  Vertrfigen  selbst  die  Regeln  der  UrtheilYolhdehung  .bestimmt  sind,, 
so  werden  sie  nach  diesen  Regeln  yoUzogen;  im  entgegcmgesetzten  Falle  oder  im  Falle 
von  Reziprozität  wird  der  in  den  folgenden  Paragraphen  normirte  Vorgang  befolgt 
(beobachtet)." 

»)  §  1210  CP.O. 

*)  §1211  CP.O. 

*)  §  1212  CP.O. 

•)  §  1213  C.P.O. 
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Das  GresTich  um  Vollstreckung  eines  ausländischen  Urtheils  wird 
im  abgekürzten  Verfahren  erledigt.^) 

Bei  der  Verhandlung  über  das  Gesuch  findet  eine  meritorische 
Prttinng  der  Sache  nicht  statt,  vielmehr  prüft  das  Gericht  nur,  ob  das 
zu  vollstreckende  Urtheil  keine  Verfügung  enthält,  welche  der  öffent- 
Udien  Ordnung  zuwiderläuft,  oder  von  den  Gresetzen  des  Fürstenthums 
verboten  ist.^ 

Der  auf  dieser  Grundlage  erlassene  Gerichtsbescheid  ist  alsdann 
nach  den  allgemeinen  Vorschriften  über  Zwangsvollstreckung  voll- 
streckbar. ^ 

Ausländische  Urtheile,  welche  das  Eigenthumsrecht  oder  andere 
dingliche  Rechte  an  unbeweglichen  in  Bulgarien  liegenden  Gütern 
betreffen,  sind  nicht  vollstreckbar.*) 

n.  Was  insbesondere  die  Gegenseitigkeit  (Reziprozität)  anlangt, 
so  ist  dieselbe  in  jedem  einzelnen  Falle  vom  Justizministerium  fest- 
zustellen, da  selbst  die  Nachbarstaaten  nicht  inuner  die  bulgarischen 
Urtheile  vollstrecken  und  umgekehrt.*) 

Ein  nicht  vollstreckbares  fremdes  Urtheil  hat  nur  den  Werth  einer 
anfechtbaren  Urkunde,  deren  Beweiskraft  im  einzelnen  Falle  vom  Ge- 
richt wie  die  jeder  anderen  Urkunde  bestimmt  wird ;  es  hat  also  jeden- 
faUs  den  Werth  eines  Beweismittels. 

In  diesem  Sinne  äussert  sich  auch  eine  Entscheidung  des  obersten 
Eassationshofes  vom  24.  und  31.  Januar  1881  No.  1,^  welche  bis  zur 
Einführung  der  neuen  bulgarischen  Civilprozessordnung  vom  8./20.  Fe- 
bruar 1892  als  einzige  Norm  in  dieser  Beziehung  galt.  Gegenwärtig 
hat  diese  Entscheidung  nur  noch  einen  supplementären  Werth,  näm- 
lich für  diejenigen  Fälle,  in  denen  mit  dem  betreffenden  Staate 
weder  ein  Vertrag  geschlossen  ist,  noch  thatsächlich  Reziprozität  be- 
steht; dies  ist  freilich  bis  jetzt  gegenüber  allen  ausländischen  Staaten 
der  FaU.^8) 


1)  §  1214  C.P.O.     S.  oben  §  17  II.  S.  280. 

>)  §1215  C. P.O. 

>)  §  1216  C.P.O. 

^  §  1217  CP.O. 

*)  Urtheile  deatscher  Gerichte  werden  also  in  Balgarien  nicht  vollstreckt, 
80  lange  im  Deutschen  Reich  bulgarische  Urtheile  nicht  yollstreckt  werden. 

^  Abgedruckt  im  Journal  du  droit  intern.  priT.  Bd.  13  1886  S.  570,  571  und  bei 
Kopp  er  8,  ZusammensteUung  der  in  einzelnen  auslfindischen  Staaten  geltenden  Be» 
rthnmnngen  über  die  Verpflichtung  des  Elftgers  zur  Sicherheitsleistung  iflr  die  Prozess- 
kosten  etc.    Berlin  1891,  S.  88,  89. 

^  Vgl.  auch  Böhm,  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und  Strafrecht  Bd.  1 
S.  535,  und  Jettel,  Handbuch  des  intemationalen  Privat-  und  Strafrechts.  Wien  und 
Lapag  1893.    S.  186. 

^  Ueber  die  VoUstrecknng  der  von  Konsulatsgerichten  gefUlten  Urtheile  vgL 
onten  §  33. 

Imks  n.  LovwBMFBLo,  Bechtiverfölgiing.  II.  19 
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§  20. 

XTU.   Sehiedsiieliterliehes  Terfahren. 

I.  Parteien,  welche  über  ihr  Vermögen  frei  zu  verfUgen  berechtigt 
sind,  können  ihre  Rechtsstreitigkeiten  durcli  Schiedsrichter  entscheiden 
lassen;  auch  können  Parteien  im  Voraus  vereinbaren,  dass  alle  zwischen 
ihnen  etwa  entstehenden  Streitigkeiten  durch  von  ihnen  gewählt«  Schieds- 
richter entschieden  werden  sollen.  Ein  solches  Uebereinkommen  (Schieds- 
vertrag) musß  schriftlich  vor  einem  Notar  errichtet  werden  und  ist  flir 
die  Parteien  bindend. 

Auch  bei  Handelsstreitigkeiten  wegen  Rechnungen  kann  unter 
Kaufleuten  bindend  die  Entscheidung  durch  Schiedsrichter  vereinbart 
werden;*)  in  diesem  Falle  kann  auch  das  Gericht  die  Schiedsrichter 
bestellen.  ^) 

Die  Zahl  der  Schiedsrichter  muss  eine  ungrade  sein.*) 

Der  Entscheidung  durch  Schiedsrichter  sind  entzogen: 

1.  StatusJBragen, 

2.  Streitigkeiten  Minderjähriger  und  unter  Kuratel  Stehende, 

3.  Streitigkeiten  des  Aerars,  der  Departements,  der  Stadt--  und 
Dorfgemeinden, 

4.  Streitigkeiten,  welche  mit  einem  Delikt  im  Zusanunenhange 
stehen,  ausgenommen  die  FäUe,  in  denen  das  Strafgesetz  einen  Ver- 
gleich zulässt  (Ehrenbeleidigung,  leichte  Körperverletzung),  sowie  die 
Prozesse,  welche  im  Anschlüsse  an  ein  strafrechtliches  Verfahren  Schadens- 
ersatzansprüche verfolgen.^)  Setzt  der  Schiedsvertrag  keinen  Termin 
zur  Verhandlung  fest,  so  muss  der  Rechtsstreit  innerhalb  drei  Monaten 
zur  Verhandlung  gelangen,  und  innerhalb  dieser  Zeit  darf  ein  anderes 
(Bericht  den  Rechtssü^eit  nicht  übernehmen,  ausgenommen,  auf  Ober- 
einstimmenden Antrag  der  Parteien  oder  auf  Antrag  einer  Partei,  wenn 
der  Fall  der  Ausschliessung  oder  Ablehnung  eines  Schiedsrichters  ge- 
geben ist.ö) 

Die  Schiedsrichter  können  Zeugen  und  Sachverständige  vernehmen, 
die  Beeidigung  doi-selben  erfolgt,  aber  durch  einen  Priester.^) 

Die  Art  des  Verfahrens  unterliegt,  wenn  die  Parteien  keine  Verein- 
barung darüber  getroffen  haben,  dem  freien  Ermessen  der  Schieds- 
richter,'')  welche  in  ihrer  Entscheidung  an  keine  strikten  Regeln  ge- 
bunden sind.^ 

II.   Das  schiedsrichterliche  Verfahren  wird  eingestellt: 


0  §  1227  G.P.O.    §  40  des  HandelfigesetseB. 

^  §§1229—1232  C.P.O. 

=*)  §  1226  C.P.O. 

*)  §  1228  C.P.O. 

*)  §§  54,  599,  1283—1235  C.P.O. 

«)  §1237  C.P.O. 

')  §  1238  CP.O. 

»)  §1241  C.P.O. 


Bulgarien.  291 

1.  wenn  beide  Parteien  sich  dahin  einigen, 

2.  wenn  eine  der  Parteien  stirbt  oder  ihre  Handlungs-  oder  Prozess- 
fähigkeit verliert, 

3.  wenn  sich  im  Laufe  des  Verfahrens  der  Verdacht  einer  strafbaren 
Handlung  ergiebt.  deren  Feststellung  auf  die  Entscheidung  des 
Rechtsstreits  von  Einfluss  ist, 

4.  wenn  die  Parteien  die  durch  Ausschliessung  oder  Ablehnung 
wegfallenden  Schiedsrichter  nicht  ergänzen,  i) 

lU.   Der  Schiedsspruch  ist  nicht   appellabel,    es   kann   aber   seine 
Aufhebung  beantragt  werden:^ 

1,  wenn  der  Schiedsspruch  nach  Ablauf  der  im  §  1233  C.P.O.) 
vorgesehenen  dreimonatlichen  Frist  gefällt  ist, 

2.  wenn  der  Schiedsvertrag  von  den  Parteien  nicht  unterschrieben, 
oder  überhaupt  nicht  regelrecht  zu  Stande  gekommen  ist, 

8.  wenn  der  Schiedsspruch  in  Bezug  auf  Personen  ergangen  ist, 
welche  an  dem  Schiedsverträge  nicht  betheiligt  sind, 

4.  wenn  der  Schiedsspruch  sich  auf  Ansprüche  erstreckt,  welche 
dem  Schiedsgericht  nicht  unterworfen  waren,  oder  auf  Hand- 
lungen, welche  vom  Gesetz  verboten  sind, 

5.  wenn  der  Schiedsspruch  in  einer  Sache  ergangen  ist,  deren 
Entscheidung  dem  schiedsrichterlichen  Verfahren  entzogen  ist, 

6.  wenn  der  Schiedsspruch  nicht  mit  Gründen  versehen  ist, 

7.  wenn  die  Voraussetzungen  vorliegen,  unter  denen  die  Revision 
(§  707  C.P.O.)  stattfindet. 

Die  Beschwerde  ist  bei  demjenigen  Friedens-  oder  Kreisgericht 
einzureichen,  welches  zuständig  gewesen  wäre,  wenn  der  Prozess  im 
ordentlichen  Verfahren  verhandelt  worden  wäre.^ 

Gegen  den  Bescheid  des  Friedensrichters  bezw.  Kreisgerichts  findet 
Rekurs  an  das  AppeUationsgericht,  und  gegen  den  Bescheid  des  letzteren 
die  NuUitätsbeschwerde  statt.*) 

Wird  der  Schiedsspruch  nicht  angefochten,  so  ist  er  binnen  sieben 
Tagen  an  das  entsprechende  Friedens-  oder  Kreisgericht  zu  übersenden 
und  nach  den  allgemeinen  Vorschriften  zu  vollstrecken.^) 

Ausländische  Schiedssprüche  werden  in  Bulgarien  nicht  voll- 
sfa-ekt.«) 

§  21. 

Aiüiang:   Dorflsemeinde-  geistliehe  und  Mufti-Gerichte. 

I.  Für  Streitigkeiten,  deren  Gegenstand  den  Werth  von  50  Francs 
nicht  übersteigt,  sind  in  den  Dorfgemeinden  die  sogenannten  „Dorf- 

1)  §  1239  C.P.Ö. 
*)  §  12iB  CP.O. 
*)  §  1246  C.P.O. 
^  §  1247  CP.O. 
»)  $§  124a— 124jk  CP.O. 

*)  Arg.  §  1209  C.P.O.,  weloher  nur  Ton  ausländiBchen  Geriphtsstellen  d.  h 
■t^atüehen  Oerichten  spridit. 

19* 
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gemeindegerichte^  kompetent  (Gesetz  ttbar  die  Dor^emeindegerichte 
Vom  18.  Dezember  1887).  Dieselben  bestehen  aus  dem  Gemeindevor- 
steher und  zwei  Beisitzern.  Letztere  werden  nach  der  im  Vorhinein  zu 
bestimmenden  Reihenfolge  aus  den  sechs  Beisitzern,  welche  der  Ge- 
meinderath  alljährlich  aus  seiner  Mitte  wählt,  zu  den  Sitzungen  einbe- 
rufen. 1) 

Von  der  Zuständigkeit  der  Dorfgemeindegerichte  sind  ausgeschlossen : 
a)  Eigenthumsklagen;  b)  Prozesse  mit  dem  Staatsschatze  oder  mit  Staats- 
behörden; c)  Prozesse  mit  der  Gemeinde,  in  welcher  das  Dorfgemeinde- 
gericht fungirt;  d)  Prozesse  mit  dem  Friedensrichter  oder  mit  dem 
Ereispräfekten  oder  Ereishauptmann.  ^ 

Die  Klage  kann  mündlich  oder  schriftlich  angemeldet  werden.^ 

Die  Sitzungen  sind  öffentlich.  Sowohl  vor  Beginn  als  auch  vor 
Schluds  der  Yeribandlung  ist  das  Dorfgemeindegericht  verpflichtet,  die 
Partelen  zum  Vergleich  aufzufordern.  Wöchentlich  muss  mindestens 
eine  Gerichtssitzung  abgehalten  werden.^) 

Advokaten  und  Bevollmächtigte  werden  nicht  zugelassen.^) 

Unmündige  und  Geistesschwache  werden  durch  ihre  Vormünder 
vertreten. 

Erscheint  ein&  Partei  ohne  entschuldigende  Gründe  nicht,  so  wird 
der  Prozess  in  ihrer  Abwesenheit  verhandelt.^ 

Die  gelallten  Urtheile  werden  in  ein  hierzu  bestimmtes  Buch  ein- 
getragen. ^) 

Die  Urtheilsgebühr  beträgt  bei  Streitigkeiten  unter  20  Frcs.  50  Cen- 
times, für  grössere  Summen  (von  20—60  Pres.)  1  Franc.®) 

Die  Urtheile  der  Dorfgemeindegerichte  unterliegen  bloss  der  Null i- 
tätsbeschwerde  vor  dem  Friedensrichter  binnen  15  Tagen  vom 
Tage  der  Urtheilsverkttndigung  an.*) 

Der  Friedensrichter  untersucht  die  NuUitätsbeschwerde  ohne  Vor- 
ladung der  Parteien.  1®) 

Ist  keine  NullitätsbeschwMtle  eingereicht,  so  kann  das  Urtheil  so- 
fort vollzogen  werden,  und  zwar  kann  der  Gemeindevorsteher  nur  die 
Exekution  in  bewegliche  Sachen  anordnen.  In  solchen  Fällen  muss 
die  öffentliche  FeUbietung  der  gepfändeten  Sachen  von  Beendigung  der 
Pfändung  an  gerechnet  längstens  binnen  acht  Tagen  stattfinden.^^) 

Erscheint   die   Exekution  in  unbewegliches  Gut  nothwendig,  so 


^)  §§  1—*  and  7  des  Gesetzes  vom  18.  Dezember  1887* 
>)  §  70  ibid. 
^  §  14  ibid. 
*)  §§  5  u.  15  ibid. 
*)  §  19  ibid. 
«)  §  20  ibid. 
')  §  21  ibid. 
»)  §  22  ibid. 
»)  §§  24,  25  ibid. 
«»)  §  26  ibid* 
")  §§  28—30  ibid. 
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hat  der  Gemeindevorsteher  das  Urtheil  zur  Yollziebang  dem  Friedens- 
richter SU  übersenden,  welcher  sodann  nach  den  allgemeinen  Vorschriften 
der  Zwangsvollstreckung  verfährt.*) 

n.  Der  ,,h eiligen  Synode^  und  den  übrigen  geistlichen  Gerichten 
(griechisch-orientalischer  Eonfession)  unterliegen  alle  Angelegenheiten  und 
Stareitsachen,  welche  einen  rein  geistlichen  Charakter  haben  und  in  den 
§§  83  und  84  des  Exarchenstatuts  vom  4.  Februar  1883  und  im 
§  23.  des  Anhangs  zu  letzterem  Statut  benannt  sind  (§  1218  C.P.O.). 

Diese  Bestimmungen  umfassen  rein  kirchlich  dogmatische  und  ad- 
ministrative, sowie  auch  streitige  Angelegenheiten  im  Gebiete  der 
SJrchenadministratlon  und  des  Beligionsunterrichts  (d.  i.  des  Unter- 
richts in  der  orthodoxen  Religion)  in  sämmtlichen  Lehranstalten  Bulgariens. 
Hierbei  sei  bemerkt,  dass  §  37  der  bulgarischen  Konstitution  die 
griechisch-orientalische  Beligion  als  dominirende  (Staatsreligion)  pro- 
klamirt:  §  39  aber  bestimmt,  dass  die  bulgarische  griechisch-orientalische 
Kirche  mittelst  der  (unter  dem  Vorsitze  des  zu  Konstantinopel  residirendeH 
Exarchen  tagenden)  heiligen  Synode  ilffe  Einheit  mit  der  Ökumeni- 
schen orientalischen  Kirche  (welche  als  Oberhaupt  den  griechi- 
schen Patriarchen  in  Konstantinopel  hat)  aufrecht  erhält.  Streitig- 
keiten über  Verraögensverh&ltnisse  zwischen  Eheleuten,  Verlobten  u.s.w. 
unterliegen  der  Kompetenz  der  ordentlichen  Gerichte  (§  1219  C.P.O.). 
Derselben  Kegel  sind  auch  diejenigen  geistlichen  Gerichte  unterworfen, 
wel<^  sich  unter  der  Hierarchie  des  Konstantinopeler  Patriarchen  be- 
finden,^ insofern  sie  über  bulgarische  Unterthanen  verhandeln 
|§  1220  C.P.O.).  Das  Nämliche  gilt  auch  von  den  geistlichen  Ge- 
richten der  anderen  Konfessionen  mit  Ausnahme  der  Mohame- 
daner.  ^ 

m.  Dem  Muftigericht  unterliegen  bedingungslos  bloss  feigende 
Angelegenheiten  (zwischen  mohamedanischen  Parteien): 

1.  Streitigkeiten  und  Auseinandersetzungen  zwischen  Eltern  und 
Kindern  und  zwischen  Eheleuten,  sowohl  persönliche  als  auch 
vermögensrechtliche. 

-   2.   Ehescheidungs-  und  Ehenichtigkeitsprozesse,  sowie  auch  Klagen 
auf  Anerkennung  der  gesetzlichen  ehelichen  Geburt. 

3.  Erbschaftsklagen,  gleichviel  ob  es  sich  um  Intestat-  oder  testa- 
mentarische Erbfolge  handelt.^) 

Letztere  Klagen  können^  wenn  alle  Erben  grossjährig  sind, 
auf  Wunsch  beider  Parteien  dem  betreffenden  Kreisgericht  oder 
Friedensrichter  zur  Verhandlung  überwiesen  werden;  jedoch  kann  dieses 
Verfangen  nur  so  lange  gestellt  werden,  als  der  Mufti  noch  kein  Urtheil 
gefällt  hat.^) 


»)  §  32  ibid. 

^  Damit  sind  die  Orthodoxen  griechischer  Nationalität  gemeint. 

»)  §1221  C.P.O. 

*)  §  1222  C.P.O. 

*)  §1223  C.P.O. 
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Die  Prozessgebühren  sind  die  nämlichen  wie  bd  den  ordentlichen 
Oerichten.  Dieselben  muss  der  Mufti  monatlich  in  die  Staatskasse 
abführen  und  darüber  dem  Kreispräfektea  Rechnung  legen.  ^) 

Die  Urtheile,  sowohl  der  anderen  geistlichen  Gerichte  als  die  des 
Mufügerichts,  werden  auf  Grund  des  vom  Kreisgerichte  zu  erlassendea 
Befehls  von  den  Gerichtsvollziehern  nach  den  allgemeinen  Regeln  voU^ 
streckt.  ^ 

n.  ThelL 

Konkursreoht 

§22. 
Einleitung. 

Bulgaiicn  besitzt  kein  eigenes  Konkursrecht.  £s  gelten  auf  diesem, 
wie  auf  gewissen  anderen  Rechtsgebieten  (z.  B.  dem  Strafrecht,  Hau-» 
dels-  und  Wechselrecht  u<  a.)  noch  die  türkischen  Gesetze.  Mass- 
gebend für  die  Behandlung  der  Konkurse  ist  das  türkische  Handels- 
gesetzbuch ^  welches  in  seinem  zweiten  Theile  von  Fallimenten  und 
Bankerotten  handelt.  Dasselbe  ist  im  Jahre  1850  eingeführt,  und^  ab- 
gesehen von  verhältnissmässig  geringen  Abweichungen,  eine  Rezeption 
des  französischen  Code  de  commerce  in  der  Gestalt,  die  er  im  Jahre 
1850  hatte.  5)  Für  Bulgarien  ist  im  Jahre  1872  von  der  türkischen 
Regierung  eine  authentische  bulgarische  Uebersetzung  des  Handelsgesetz- 
buchs veröffentlicht  worden.*)  Eine  französische  Uebersetzung  des 
türkischen  Handelsgesetzbuchs  ist  abgedruckt  in  dem  Werke  von 
Aristarchi  Bey  (Gr6goire),  Legislation  Ottomane  etc.,  publice  par  D- 
NicolaYdes,  Konstantinopel  1873,  Bd.  I,  S.  275  ff.  ß)  Mit  Rücksicht  dar- 
auf, dass  das  türkisch  -  bulgarische  Konkursrecht,  wie  bemerkt,  im 
Wesentlichen  eine  Wiederholung  des  französischen  Code  de  commerce^ 
ist,  verweisen  wir  auf  die  Bd.  I,  S.  205  ff.  dieses  Werkes  gegebene  Dar- 
stellung des  französischen  Konkursverfahrens  und  beschränkea  uüs, 
statt  eine  systematische  Darstellung  zu  geben,  im  Nachstehenden  darauf, 
die  Abweichungen  des  türkisch  -  bulgarischen  Konkursrechts  vom  fran- 
zösischen anzufühi'en.  Wir  setzen  voraus,  dass  der  Leser,  um  die  fol- 
gende Darstellung  zu  benutzen,  den  französischen  Code  de  commerce 
vor  Augen  hat,  und  halten  uns,  um  die  Vergleichung  zu  erleichtern, 
an  die  Legalordnung  des  Code  de  commerce. 

•)  §  1224  C.P.O. 

»)  §  1225  C.P.O. 

^Aristarchi  Bey,  Legislation  Ottomane  Bd.  1  S.  275  sagt:  „ce  codo  n'est 
qu*uu  extrait  du  code  de  commerce  fran^ais  avec  cert<aines  omissions.*' 

*)  In  der  in  Sofia  erscheinenden  juristischen  Monatsschrift  (Joridiesessko  Spisaage) 
sind  seit  1891  mehrere  Abhandlungen  Ober  bulgarisch-tfirkisches  Konkursrecht  erschienen. 

^)  Das  Konkursrecht  enthalten  die  §§  147-~315,  S.  301  ff.  S.  auch  onten  Ab- 
schnitt XVIll  Theü  II  d.  W. 

^)  Eine  deutsche  Uebersetzung  des  Code  de  commerce  giebt  Borchardt,  Die 
geltenden  Handelsrechte  des  Erdballs  Bd.  2  S.  530  ff.    Berlin  1884,  Decker. 
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§23. 

L   Tom  KonkursTerfahren. 

Allgemeine  Bestimmqngen. 

Die  Bestimmung  des  französischen  Rechts,  dass  die  Erklärung  des 
Falliments  eines  verstorbenen  Kaufmanns  nur  binnen  einem  Jahre  nach 
seinem  Abieben  ei-folgen  kann  (Art.  437  Abs.  2  und  3  code  franQais), 
ist  nicht  aufgenommen.     Vergl.  Art.  147,  186,  189,  315  Code  ottoman. 

Kapitel  I.     Von  der  Brkl&mng  des  Falliments  und  deren  Wirkungen. 

1.  Nach  französischem  Recht  ist  die  Zahlungseinstellung  auf  der 
Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts  anzuzeigen  (Art.  438  G.  f.).  Nach 
bnlgarisch-türkischem  Recht  erfolgt  die  Anzeige  bei  der  „Handelsdepu- 
tation^  am  Wohnort  des  Rridars.  In  Bulgarien,  wo  Handelsdeputationen 
nicht  bestehen,  ist  die  Anzeige  zu  richten  an  den  für  den  Wohnort  des 
Eridars  zuständigen  Grerichtsliof  erster  Instanz.')  Hajidelsgerichte  be- 
stehen in  Bulgarien  nicht. 

2.  Nach  französischem  Recht  ist  von  dem  das  Falliment  erklären- 
den Erkenntniss  ab,  ebenso  wie  jede  Klage  auch  jede  Zwangsvoll- 
streckung in  Mobilien  wie  in  Immobilien  gegen  den  Konkursverwalter 
Ko  betreiben  (Art.  443  C.  f.).  Dies  gilt  nicht  nach  türkisch-bulgarischem 
Recht.  Die  vor  Eröffnung  des  Konkurses  begonnene  Zwangsvollstreckung 
nimmt  hier  ihren  regelmässigen  Lauf  nach  den  Bestimmungen  der  Civil- 
prozessordnung  (Art.  163  C.  o.). 

3.  Nach  französischem  Recht  sind  sowohl  vcrtragsmässige ,  wie 
gerichtliche  HypoÜieken  und  femer  antichretische  wie  sonstige  Pfand- 
rechte, die  aus  früheren  Schuldverträgen  auf  dem  Vermögen  des  Schuld- 
ners ruhen,  null  und  nichtig,  wenn  sie  vom  Kridar  nach  dem  gericht- 
lich festgestellten  Tage  der  Zahlungseinstellung  oder  10  Tage  vor 
diesem  Zeitpunkt  bestellt  worden  sind  (Art.  446  C.  f.).  Diese  Bestim- 
mung ist  vom  türkisch-bulgarischen  Recht  nicht  rezipirt  (Art.  156  C.  o.). 
Im  Uebrigen  gelten  die  Betimmungen  des  französischen  Rechts. 

Kapitel  II.    Von  der  Smennnng  des  KonkurskommissarB. 
Es  gilt  französisches  Recht. 

Kapitel  TII.    Von  der  Anlegung  der  Siegel  und  den  ersten 
Verfügungen  inbetreff  der  Person  des  Falliten. 

Nach  französischem  Recht  erfolgt  auf  die  Anzeige  des  Gerichts- 
schreibers des  Handelsgerichts  von  der  erfolgten  Konkurseröffnung  die 
Siegelung  der  Masse  durch  den  Friedensrichter.  Der  Gerichtsschreiber 
hat  auch  wegen  Verhaftung  des  Kridars  der  Staatsanwaltschaft  Anzeige 
SU  erstatten  (Art.  456  ff.  C.  f.).  Nach  türkischem  Recht  übt  die  Funk- 
tion des  Friedensrichters  ein  vom  Handelsgericht  beauftragter  Polizei- 
oder  Gerichtsbeamter,    und   die   Funktion  der   Staatsanwaltschaft  das 


>)  Bulgarische  C.P.O.  §§  166,  169. 
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Handelsgericht  oder  der  Verwalter  aus  (Art.  166  ff.  C.  o.).  In  Bulgarien, 
wo  eine  Staatsanwaltschaft  besteht,  wird  ebenso  wie  in  Frankreich  die 
letztere  thätig.^) 

Kapitel  IV.    Von  der  Xmemnupig  und  Abaetsung  der  provisoxisohen 

KonkiinrTerwalter. 

1.  Nach  französischem  Recht  darf  kein  Verwandter  oder  Ver- 
schwägerter des  Eridars  bis  zum  vierten  Grade  zum  Konkursverwalter 
ernannt  werden'  (Art.  463  C.  f.).  Nach  türkisch  -  bulgarischem  Recht 
gilt  dieses  Verbot  ohne  Einschränkung  des  Grades  (Art.  171  C.  o.). 

2.  Nach  französischem  Recht  darf  der  Konkurskommissar,  wenn 
mehrere  Konkursverwalter  ernannt  sind,  einem  oder  mehreren  der  er- 
nannten Verwalter  behufs  getrennter  Vornahme  gewisser  Handlungen 
besondere  Vollmachten  ertheilen  (Art.  465  C.  f.).  Nach  türkisch- 
bulgarischem Recht  ist  dies  unzulässig.  Sind  mehrere  Verwalter  er- 
nannt, so  können  dieselben  nur  gemeinschaftlich  handeln  (Art.  173 
C.  0.). 

3.  In  Frankreich  ist  der  Konkurskommissar  berechtigt,  auch  von 
Amtswegen  und  ohne  Antrag  eines  Betheiligten  die  Absetzung  des  Ver- 
walters zu  beantragen  (Art.  467  C.  f.).  Ein  solche  Befugniss  steht  ihm 
nach  türkisch-bulgarischem  Recht  nicht  zu  (Art.  175  C.  o.). 

Kapitel  V.    Von  den  Fonktioiien  der  EonknrsTerwalter. 

Abschnitt  I:    Allgemeine  Bestimmungen. 

1.  Nach  französischem  Recht  können  dem  Falliten  aus  der  Aktiv- 
masse Alimente  angewiesen  werden,  deren  Höhe  vom  Richterkommissar 
auf  Antrag  des  Verwalters  festgesetzt  wird,  wogegen  im  Streitfall  den 
Betheiligten  Berufung  an  das  Tribunal  zusteht  (Art.  474  C.  f.).  Das  tür- 
kisch-bulgarische Recht  gewährt  kein  solches  Rechtsmittel  (Art.  182  C.  o.). 

2.  Die  vom  Konkursverwalter  aufzustellende  BUanz  wird  in  Frank- 
reich der  Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts  eingereicht  (Art.  473 
C.  f.),  in  Bulgarien,  wo  es  Handelsgerichte  nicht  giebt  und  auch  die 
Einrichtung  der  Gerichtsschreibereien  nicht  besteht,  dem  Gericht  erster 
Instanz  (Art.  182  G.  o.).    Im  Uebrigen  gilt  das  französische  Recht.  ^ 

Abschnitt  H:  Von  der  Abnahme  der  Siegel  und  der  In- 
ventur. 

In  Frankreich  vrird  die  Inventur  im  Beisein  des  Friedensrichters 
aufgenommen  und  bei  der  Grerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts  nieder- 
gelegt (Art.  480  0.  f.).  In  Bulgarien  fällt  die  Mitwirkung  des  Friedens- 
richters fort,  und  die  Niederlegung  der  Inventur  geschieht  beim  Gtericht 
erster  Instanz  (Art.  188  C.  o.).') 

')  In  dem  Gesetzbuch  ist  der  Staatsanwaltschaft  eine  solche  Funktion  nicht  fiber- 
tragen. Thatsächlich  aber  wird  sie  in  Bulgarien  Von  derselben  ausgeübt,  undinsofweit 
nicht  das  tflridsche,  sondern  das  französische  Gesetzbuch  in  der  Pnuds  angewendet. 

^  Abgesehen  von  unwesentlichen,  nur  redaktionellen  Aenderungen.  Vgl.  Art  177, 
179,  181  C.  0.  mit  den  entsprechenden  Art.  469,  471,  473  C.  f. 

^  Die  in  Frankreich  gesetzlich  vorgeschriebene  Thfitigkeit  der  Staatsanwaltschaft 
(Art  482  ff.  C.f.)   mrd   in   dem   türkischen   Gesetz   dem   Handelsgericht  resp.    einem 
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Abschnitt  ni:  Vom  Verkauf  der  Waar^n  und  Mobilie.n  und 
von  der  Einziehung  der  Forderungen. 

1.  Nach  französischem  Recht  muss  der  Richterkommissar  ^  bevor 
er  den  Verwalter  zum  Verkauf  der  zur  Masse  gehörigen  Mobilien  und 
Waaren  ermächtigt,  den  Kridar  anhören  (Art.  4M  C.  f.).  Das  türkisch- 
bulgarische  Recht  schreibt  eine  vorherige  Anhörung  des  Kridai*s  in 
diesem  Falle  nicht  vor  (Art.  194  C.  o.). 

2.  Nach  französischem  Recht  kann  der  unter  1  bezeichnete  Ver- 
kauf von  Mobilien  und  Waaren  aus  freier  Hand,  im  Wege  öffentlicher 
Versteuerung  oder  durch  Vermittelung  von  Maklern,  ausserhalb  dieser 
drei  Wege  aber  auch  durch  sonstige  dazu  berufene  Beamte  bewirkt 
werden  {Art.  486  G.  f.).  Der  letztere  Modus  ist  nach  türkisch-bulgari- 
schem Recht  unzulässig  (Art.  194  Co.). 

3.  Na;ch  französischen  Recht  hat  der  Kridar  gegen  den  Abschluss 
von  Vergleichen  ein  Einspruchsrecht  (Art.  487  C.  f.).  Das  türkisch- 
bulgarische  Recht  gesteht  dem  Kridar  ein  solches  Recht  nicht  zu 
(Art.  195  Co.). 

4.  Die  Bestinunungen  des  französischen  Redkts  über  die  Ein- 
zahlung der  eingehenden  Gelder  bei  der  Depositenkasse  und  die  Noth-^ 
wendigkeit  einer  riditerlichen  Anordnung  zur  Auszahlung  derselben  aus 
der  Depositenkasse  sind  nicht  rezipirt  (Art.  489  C  f.). 

Abschnitt  IV:  Von  den  konservatorischen  Massregeln. 

Die  zur  Wahrung  der  Rechte  der  Konkursmasse  nach  französischem 
Recht  (Art.  4ÖÖ.  C.  f.).  vorgeschriebene  Eintragung  auf  die  dem  Kridar 
gehörigen  Immobilien  ist  nicht  rezipirt. 

Abschnitt  V:  Von  der  Feststellung  der  Forderungen. 

Konkursforderungen  sind  in  Bulgarien,  wie  in  Frankreich,  binnen 
20  Tagen,  nachdem  die  letzte  Insertion  der  Konkurseröffnung  in  den 
Zeitungen  erschienen  ist,  anzumelden  (Art.  492  Cf.,  Art.  199  C.  o.).^) 
Für  die  in  Bulgarien,  aber  nicht  am  Sitz  des  Konkursgerichts  wohnenden 
Gläubiger  verlängert  sich  die  20  tägige  Frist  um  so  viele  Tage,  als 
Tagereisen  zwischen  dem  Wohnort  des  Gläubigei-s  und  dem  Konkurs- 
gericht liegen.  Ausländische  Gläubiger,  deren  Wohnort  dem  Konkurs- 
geiicht  bekannt  ist,  haben  zur  Anmeldung  zwei  Monate  Frist;  aus- 
ländische Gläubiger,  deren  Wohnort  dem  Gericht  nicht  bekannt  ist, 
vier  |fonate  (vgl.  §  229  der  bulgarischen  Civilprozessordnung). 

Kapitel  VI.  Vom  Akkord  und  von  der  Vereinigung. 
Abschnitt  I:   Von   der   Einberufung   und   der  Versammlung 
der  Gläubiger. 

Beamten  dieses  Crerichts  übertragen,  da  eine  Staatsanwaltschaft  bei  Einführung  des 
Gesetsbuchs  nicht  bestand  (Art.  190 ff.  Co.).  In  Bulgarien  werden  diese  Fnnkttonen 
im  Widersprach  mit  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  und  ohne  dass  eine  formelle  Aeudening 
desselben  im  Weg^  der  Gresetzgebung  erfolgt  wäre,  im  Ansohluss  an  die  Bestimmungen 
des  firanzOsischen  Code  de  commerce  von  der  Staatsanwaltschaft  wahrgenommen. 

^)  IXe  Anmeldung  erfolgt  nicht  beim  Gerichtsschreiber  des  Handelsgerichts,  wie 
in  Fraüikreich,  sondern  beim  Gerichtshof  erster  Instanz. 
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Das  tfirkucb-bolgaiische  Recht  (Art.  211  ff.  Co.)  stimmt  mit  dem 
französiBchen  (Art.  504  ff.  C.  f.)  wörtlich  Oberein. 

Abschnitt  ü:  Vom  Akkord. 

§  1.   Von  der  Bildung  des  Akkords. 

Das  ttti'kisch-bulgarische  Recht  (Art.  214  ff'.  C.  o.)  stimmt  mit  dem 
französischen  (Art.  507  ff.  C.  f.)  wörtlich  überein. 

§  2.    Von  den  Wirkungen  des  Akkords. 

Auch  hier  gilt  französisches  Recht  ohne  Abweichungen  (Art.  223  ff. 
Co.  ==  Art.  516  Cf.).0 

§  3.   Von  der  Annullirung  oder  der  Aufhebung  des  Akkords. 

Wenn  der  Eridar  die  Bedingungen  des  Akkords  nicht  erfüllt,  so 
kann  die  Aufhebung  desselben  beim  Handelsgericht  gegen  ihn  betrieben 
werden;  sind  Bürgen  vorhanden,  bei  Anwesenheit  oder  nach  gehöriger 
Vorladung  derselben  (Art.  520  C  f.).  Eine  Vorladung  der  Bürgen  ist 
nach  türkisch-bulgarischem  Recht  nicht  vorgeschrieben  (Art.  227  C  o.). 

Abschnitt  HI:  Von  der  Eonkurseinstellung  bei  Insuffizienz 
der  Aktivmasse. 

Beide  Rechte  stimmen  bis  auf  imwcsentliche ,  nur  redaktionelle 
Aenderungen  überein  (Art.  234  ff.  C  o.  ==  Art.  527  ff.  C  f.). 

Abschnitt  IV:  Von  der  Vereinigung  der  Gläubiger. 

Stimmt  mit  dem  französischen  Recht  überein  (Art.  236  ff.  C  o.  = 
Art.  529  ff.  Cf.).2) 

Kapitel  Vn.    Von  den  versohiedenen  Klassen  der  Qltobiger   and   von 

den  BeOhten  derselben  im  FaUe  des  FslUments. 

Abschnitt  I:  Von  den  Mitverpflichteten  und  Bürgen. 

Art.  249  fl*.  C  o.  stimmen  mit  den  Art.  542  ff.  C  f.  überein. 

Abschnitt  11:  Von  den  mit  Pfand  versehenen  Gläubigern 
und  von  den  Gläubigern  mit  Vorrecht  auf  das  bewegliche 
Vermögen. 

Die  Bezugnahme  auf  die  Art.  549  und  550  C  f.  und  auf  die  Art.  2101 
und  2102  des  französischen  Code  civil  hat  das  türkisch -bulgarische 
Recht  nicht  aufgenommen.  Im  Uebrigen  stiumien  beide  Rechte  überein 
(vgl.  Art.  253  ff.  C  0.  und  Art.  546  ff.  C  f.).«) 

Abschnitt  HI:  Von  den  Rechten  der  Hypotheken-  und  be- 
vorrechtigten Gläubiger  an  unbeweglichen  Sachen. 

Beide  Rechte  stimmen  überein  (Art.  258  ff.  C  o.  =  Art.  552  ff. 
C  f.).-*) 

^)  Wo  das  französische  Gesetzbuch  von  „Frankreich*^  und  „französischen^  GUUi- 
bigem  spricht,  sind  in  dem  türkischen  Gesetzbuch  an  deren  Stelle  „die  Türkei*'  und 
^türkische*'  Gläubiger  getreten. 

*)  Die,  nachdem  die  Türkei  das  französische  Recht  im  Jahre  1850  rezipirt  hatte, 
durch  Gesetz  vom  17.  Juli  1856  in  Frankreich  dem  Art.  541  hinzugefügten  4  Alineas 
über  die  Zulässigkeit  der  Güterabtretung  bei  Nichtkauüenten  gelten  natuigemftss  in  der 
Türkei  und  in  Bulgarien  nicht. 

^  In  Frankreich  ist  später  durch  Gesetz  vom  18.  Februar  1872  eine  Aendemng 
des  Art.  550  erfolgt 

*)  Das  türkische  Gesetzbuch  erlftutert  den  Art.  258  noch  durch  Beispiele. 
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Abschnitt  lY:  Von  den  Rechten  der  Ehefrauen. 

Beide  Rechte  stimmen  überein  (Art.  263  ff.  C.  o.  =  Art.  557 ff.  C.f.). 

Kapitel  vxix.    Von  der  Vertheilong  unter  die  Oliubiger  und  der 

Liquidation  der  Mobilien. 
Beide  Rechte  stünmen  Oberein  (Art.  271  ff.  C.  o.  =  Art.  565  ff.  C.  f.). 

Kapitel  EX.  Vom  Verkauf  der  Immobilien  des  Falliten. 
Nach  beiden  Rechten  kann  nach  dem  Zuschlage  der  Immobilien 
des  Eridars  noch  binnen  14  Tagen  ein  Mehrgebot  gemacht  werden. 
Nach  französischem  Recht  hat  dasselbe  auf  der  Gerichtsschreiberei  des 
Handelsgerichts  nach  den  Vorschrifton  der  Art.  710  und  711  des  Code 
de  procödure  civile  zu  erfolgen  (Art.  573  C.  f.).  Das  türkisch-bulgarische 
Recht  enthält  keine  derartige  Bestimmung.  Massgebend  sind  die  Be- 
stimmungen der  bulgarischen  Civilprozessordnung. 

Kapitel  X.  Von  der  Vindikation. 
Beide  Rechte  stimmen  überein  (Art.  280  ff.  C.  o.  =  Art.  574  C.  f.). 

Kapitel  XI.   Von  den  Beohtantitteln  gegen  Erkenntnisse  in  Konkurs- 

saohen. 
Na^h  französischem  Recht  beträgt  die  Berufungsfrist  gegen  jedes 
Erkenntniss  in  Eonkurssachen  14  Tage  (Art.  582  C.  f.).  Gegen  gewissie, 
im  Gresetz  namentlich  bezeichnete  Entscheidungen  giebt  es  kein  Rechts^ 
mittel  (Art.  583  C.  f.).  Diese  beiden  Vorschriften  sind  nicht  rezipirt.  *) 
Im  Uebrigen  stimmen  beide  Rechte  überein  (Art.  286  C.  o,  =;  Art.  580  C.f.)- 

§  24. 
IL  Tom  Bankerott 

Kapitel  I.  Vom  eiziftohen  Bankerott. 
Die  Bestimmungen  des  französischen  Rechts  ttber  die  Anwendung  des 
Code  i>4nal,  die  Zuständigkeit  der  Zuchtpolizeibefaörde  und  die  Tragung 
der  Kosten  des  Verfahi^ens  sind   nicht   rezipirt.    Im  Uebrigen  stimmen 
beide  Rechte  überein  (Art.  288  ff.  C.  o.  =  Art.  584  ff.  C,  f.). 

Kapitel  II.   Vom  betrfigerischen  Bankerott. 
Beide  Rechte  stimmen  überein  (Art.  292ff.  C.O;  =  Art.  591«.  C.f.). 

Kapitel  in.  Von  den  übrigen  Veigehen*  die  bei  Fallimenten  von 
anderen,  als  dem  Falliten,  begangen  worden  sind. 
Beide  Rechte  stimmen   im  Wesentlichen  überein    (Art.  294  ff.  C.  o. 
=  Art.  593  ff.  C.  f.). 

Kapitel  IV.  Von  der  Verwaltung  des  Vermögens  im  Falle  des  Bankerotts. 
Beide  Rechte  stimmen   im  Wesentlichen  überein   (Art.  302  ff«  C.  o. 
=  Art.  601  ff.  C.f.). 2) 

*)  Dagegen  gilt  die  Bestimmung,  daas  das,  das  Falliment  erklärende  Erkenntniss 
auiSgeboben  wird,  wenn  der  Kridar  nachweisen  kann,  dass  er  sich  nicht  im  Zustande 
der  Zahlungsunfthigkeit  befindet  und  dass  er  die  Leistung  seiner  2iafalungen  fort- 
setaen  kann. 

*)  An  Stelle  der  französischen  BehOiilen:  ZuchtpoÜEeigericht,  Assisen,  Geriohts« 
Schreiber  ftingiren  die  entsprechenden  bulgarischen  Behörden. 
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§25. 

HI.   Ton  der  Rehabilitation. 

In  Frankreich  wirken  bei  diesem  Verfahren  mit:  der  General- 
prokxirator,  beim  Appellhof  der  Staatsprokurator,  und  der  Präsident  des 
Handelsgerichts.  An  Stelle  dieser  Behörden  sind  in  der  Türkei  getreten: 
der  Handelsminister  und  das  Handelsgericht  bezw.  Handelsdeputirte. 
In  Bulgarien,  wo  weder  Handelsgerichte  noch  Handelsdeputirte  vor- 
handen sind,  fungirt  an  Stelle  derselben  der  örtlich  zuständige  Gerichts- 
hof erster  Instanz.  Im  Uebrigen  stimmen  beide  Kerbte  überein  (Art.  305  ff. 
C.  0.  =  Art.  604  ff.  C.  f.).  ^) 

m.  TheU. 

Erbschaftsregulierong. 

§  26. 

I.   Zuständigkeit  der  Gerichte. 

Zur  Vornahme  ausserprozessualischer  Handlungen  b^i  Ver- 
la^seiischaften,  wie  z.  B.  zur  Inventarisirung,  ist  in  der  Regel  der 
Friedensrichter,  in  dessen  Sprengel  die  Erbschaft  eröffnet  ist,  kom- 
petent. Wenn  minderjährige  Erben  vorhanden  oder  einige  der  Erbeji 
abwesend  sind,  oder  sieh  uBter  Kuratel  befinden  (§§  118 — 122  des  Vor- 
mundschaftsgesetzes), so  liegt  es  dem  Oemeindevorstand  ob,  die 
nöthigen  Vcrftlgimgen  zur  Sicherstellung  des  Nachlasses  (Inventari- 
sirung etc.)  zu  treffen.  Für  vakante  Erbschaften  (hereditas  iacens) 
verfügt  §  234  des  Erbschaftsgesetzos  (vom  17.  Dezember  1889,  ins 
Leben  getreten  am  25.  Januar  1890),  dass  „der  Friedensrichter,  in 
dessen  Sprengel  die  Erbschaft  eröffnet  wurde,  einen  Kurator  zu  ernennen 
hat:  auf  Verlangen  der  interessiiten  Parteien,  von  Amtswegen,  oder 
auf  Vorschlag  des  Staateanwalts.  Die  Ernennung  des  Kurators  wird  im 
Amtsblatt  veröffentlicht."  Was  die  speziellen  Fälle  der  Sicherstellung 
des  Nachlasses  bei  Annahme  der  Erbschaft  cum  bencf .  inv.  anbelangt, 
so   ist  —  wie  unten  sub  VI  ersichtlich,    —   die  Inventaraufnahme 


^)  Anslftnder,  die  bei  einem  Roiünirsvet*fahren  in  Bulgarien  betheiligt  sind,  Verden 
gut  thun,  sich  in  dem  Verfahren  durch  einen  Anwalt  vertreten  2a  lassen. 

Die  Anmeldung  der  Konkursforderungen  mussdem  Art.l08C.o.  (==  Art.. 491 
C.  f.)  entsprechen,  d.  h.  es  sind  die  Titel  (Dokumente,  welche  den  Rechtsanspruch  be- 
grOnden),  welche  angemeldet  werden  sollen,  nebst  einem  Verzeichniss  der  Beträge, 
welche  der  Gläubiger  beansprucht,  dem  Gerichtshof  erster  Instanz  einzureichen.  Die 
Anmeldung  muss  in  bulgarischer  Sprache  geschehen.  Bei  Eroffiiang  des  Konkurses 
über  das  Vermögen  von  Ausländern,  welche  das  Recht  der  Kapitulationen  gemessen, 
gehen  bei  der  Inventarisirung,  der  Sequestration  und  dem  Verkauf  der  Mobilien  die 
zuständigen  KonsularbehOrden  mit  den  Landesbehörden  gemeinsam  vor.  Bei  Immobilien 
ist  die  Theünahme  der  KonsularbehOrden  auf  die  einfache  Assistenz  beschränkt  Da 
abvr  das  Verfahren  fOr  ausländische  Kridare  aber  keine  besonderen  Bestimmungen  be- 
stehen, so  kommt  es  häufig  zu  Konflikten  der  LandesbehOrden  mit  den  Konsular- 
behOrdon,  welche  letztere  gewisse  Amtshandlungen  für  sich  ausschliesslich  in  Anspruch 
nehmen. 
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aofigenomiiten  (welche  Sachä  des  Friedensrichtctrs  ißt)  für  alle  anderen 
und  ausserproKessualen  Amtehandlungen  bei  allen  Nachlässen,  ohne 
Rücksicht  auf  den  Werth,  das  Kreisgericht  kompetent. 

Im  Streitfälle  ist  bei  Erbschaften,  deren  Werth  1000  JYancs 
nicht  übersteigt,  der  Friedensrichter  zuständig,  in  dessen  Sprengel  die 
Erbschaft  eröffnet  wurde,  i) 

Bezüglich  der  Erbschaften,  deren  Werth  1000  Francs  übersteigt, 
verfügen  §§  161  und  162  der  C.P.O.  Folgendes:  §  161.  „Erbsehafts- 
klagen, Streitigkeiten  der  Erben  sowohl  unter  sich,  als  auch  gegen  die 
Echtheit  und  Wirklichkeit  der  Testamente,  ebenso  die  Klagen  auf 
Theifamg  der  Ert)schaft  werden  bei  demjenigen  Gericht  (Gerichtshof) 
angemeldet,  in  dessen  Sprengel  die  Erbschaft  eröffnet  ist.  An  das  näm- 
liche Gericht  sind  auch  Klagen  gegen  eine  vakante  Erbschaft  in  der 
Person  des  Kurators  zu  richten,  wenn  keine  in  den  Besitz  getretenen 
Erbw  vorhanden  sind."  §  162.  „Klagen  auf  Theilung  der  Erb- 
schaft sind  bei  demjenigen  Gerichte  anzumelden,  bei  welchem  die 
Theilung  stattzufinden  hat."" 

§27. 
U.   Erbfolge  im  Allgemeinen. 

Das  bulgarische  Erbrecht,  so  wie  dasselbe  in  dem  angeführten 
!^bschaft8geset£  zum  Ausdruck  kommt,  ist  im  Wesentlichen  eine  Re- 
sseption  des  itaUenischen  resp.  französischen  Erbrechts,  dessen  System 
es  auch  befolgt;  dasselbe  berücksichtigt  nur  in  sehr  geringem  Masse 
die  Eigenheiten  des  bulgarischen  Volks-  und  Familienlebens,  sowie  die 
Bechtskontinuität  und  die  geschichtliche  Entwickelung  der  Gesetze  und 
Gewohnheiten,  auf  denen,  das  Erbrecht  in  Bulgarien  bis  dahin  beruhte. 

Ä..  Erbfähig  ist  nach  §  4  jede  Person,  welche  nicht  erbunfähig 
ist  oder  nicht  für  unwürdig  zu  erben  erklärt  wurde.  Die  Fälle  der 
Erbunfähigkeit  sind  die  nämlichen,  welche  Art.  725  des  Code  civil  vorsieht 
(deijenige,  der  noch  nicht  empfangen  ist  und  das  Kind,  das  nicht 
lebensfähig  .geboren  wird),  mit  Ausnahme  des  bürgerlichen  Todes  (mort 
civile)y  da  die  bulgarischen  Gesetze  die  Institution  des  bürgerlichen  Todes 
nicht  kennen. 

Bezüglich  der  Unwürdigkeitsfälle  kennt  §  6  des  bulgarischen 
Erbgesetzes  ausser  den  zwei  Fällen  des  Art.  727  des  Code  civil  auch  noch 
folgende  zwei  Fälle:  unwürdig  zu  erben  ist  auch  „deijenige,  welcher 
den  Erblasser  zur  Verfassung  oder  Aenderung  des  Testaments  ge- 
zwungen hat,  imd  derjenige,  welcher  den  Erblasser  gehindert  hat,  ein 
Testament  zu  machen  oder  das  schon  gemachte  abzuändern,  oder  wel- 
cher das  hernach  gemachte  Testament  vernichtet,  versteckt  oder  ge- 
ändert hat." 

Bezüglich  der  Verwandtschaftsgrade  ist  die  römische  Regel  „Tot 
gradus,  quot  generationes"  angenommen,  sowohl  in  der  Haupt-  wie  in 
der  Seitenlinie. 


>   §  15  No.  1  C.P.O.  Terbundon  mit  §  161  ibid. 
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B.  Erwerb  der  Erbschaft.  Die  Erbschaft  wird  erworben  aut 
Grund  des  Gesetzes  oder  eines  Testaments.  Die  gesetzliche  Erbfolge 
findet  nur  dann  statt,  wenn  kein  Testament  fOr  das  ganze  Vermögen  oder 
einen  Theil  desselben  vorhanden  ist  (§  1).  Das  bulgarische  Erbgesetz 
kennt  also  keine  vertragsmässige  Erbfolge. 

Die  Erbschaft  wird  im  Momente  des  Todes  am  letzten  Domizil 
des  Erblassers  eröffnet  (§  182). 

Sind  mehrere  Personen,  welche  einander  beerben  könnten,  bei 
irgend  einem  Ereignisse  zusammen  umgekommen,  ohne  dass  man  weiss, 
wer  früher  verschieden  ist,  so  wird  im  Zweifel  vermuthet,  dass  alle 
gleichzeitig  gestorben  sind,  und  es  kann  keine  Ucbertragung  von 
Rechten  von  einer  Person  auf  die  andere  stattfinden.  Wer  behauptet, 
dass  irgend  eine  der  umgekommenen  Personen  früher  verschieden  ist, 
rauss  dies  beweisen  (§  183). 

Erbantritt.  Zur  Antretung  der  Erbschaft  ist  im  Prinzip  keine 
Uebergabe  erforderlich.  §  184  verfügt  diesbezüglich  Folgendes:  „Der 
Besitz  des  erblasserischen  Vermögens  geht  von  Rechtswegen  auf  den 
Erben  über,  ohne  dass  es  hierzu  einer  Einführung  in  den  Besitz  be- 
darf.** Hier  ist  sowohl  das  bewegliche,  wie  das  unbewegliche  Ver- 
mögen gemeint;  jedoch  gilt  diese  Regel  nur  in  dem  Falle,  wenn  alle 
Erben  grossjährig  (21  Jahr  alt)  sind,  denn  sobald  sich  unter  den 
Erben  Mindejjährige  oder  unter  kuratcl  befindliche  Grossjährige  oder 
juristische  Personen  befinden,  so  kann  die  Uebernahme  der  Erbschaft 
nur  mittelst  Inventar  erfolgen  (siehe  weiter  unten  C)  (§§  188 — 190). 

Hereditas  iacens.  Sind  die  Erben  unbekannt  oder  haben  die- 
selben der  Erbschaft  entsagt,  so  wird  die  Erbschaft  als  vakant  ange- 
sehen und  zu  ihrer  Bewahrung  und  Verwaltung  ein  Kurator  (vom 
Friedensrichter)  ernannt  (§  233).  Der  Kurator  muss  sofort  ein  genaues 
Inventar  zusammenstellen.  Er  vertritt,  und  vertheidigt  die  Erbschaft  vor 
Gericht  und  aussergerichtlich. 

Die  Deliberationsfrist  im  FaUe  der  Annahme  der  Erbschaft 
cum  beneficio  inventarii  beträgt  40  Tage  seit  Beendigung  des  Inventars, 
welches  in  der  Regel  von  der  Eröffnung  der  Erbschaft  gerechnet 
binnen  3  Monaten  zu  verfertigen  ist.  Hat  sich  der  Erbe  binnen  obigen 
40  Tagen  nicht  geäussert,  ob  er  die  Erbschaft  annimmt  oder  ausschlägt, 
so  wird  er  so  betrachtet,  als  hätte  er  die  Erbschaft  direkt  (ohne  In- 
ventar) angenommen  (§  216). 

Die  Entsagung  einer  Erbschaft  wird  niemals  vermuthet.  Die- 
selbe kann  nur  bei  demjenigen  Gericht  erklärt  werden,  in  dessen 
Sprengel  die  Erbschaft  eröffnet  wurde ;  sie  wird  in  ein  besonderes  Buch 
eingetragen  (§  199).  Die  Entsagung  hat  die  Annahme  zur  Folge,  als 
hätte  der  entsagende  Erbe  niemals  ein  Recht  auf  die  Erbschaft  gehabt. 
Die  Entsagung  nimmt  ihm  aber  nicht  das  Recht,  die  ihm  gemachten 
Legate  anzunehmen  (§  200). 

Das  Recht  der  Erbentsagung  verjährt  in  20  Jahren  (§  205).  Inner- 
halb dieses  Zeitraums  können  die  Erben,   welche  die  Erbschaft  bereits 
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ausgeschlagen  hätten,  lüeselbo,  unbeschadet  der  legal  erworbenen  Rechte 
dritter  Personen,  wieder  anneixmen  (§206). 

Eine  Frist  zur  Entsagung  bestimmt  das  Gericht  in  dem  Falle,  wenn 
der  gesetzliche  oder  testamentarische  Erbe  von  einem  Verlassenschaits* 
gläubiger  vor  Gericht  aufgefonlert  wh^d,  sich  zu  äussern,  ob  er  die 
^Erbsdiaft  annimmt  oder  derselben  entsagt.  Wird  in  der  gegebenen 
Frist  vom  Erben  keine  Erklärung  abgegeben,  so  wird  er  so  betrachtet, 
als  hätte  er  die  Erbschaft  ausgeschlagen  (§  207). 

C.  Inventarrecht  (beneficium  inventarü).  Die  Erbschaft  kann 
angenonmien  werden:  direkt  oder  mittelst  dos  Inventars  (§  186).  Die 
Annahme  der  Erbschaft  von  Personen,  welche  sich  unter  Vormundschaft 
befinden,  ist  nur  dann  gültig,  wenn  dieselbe  nach  den  Vorschriften 
des  Vormundschaftsgesetzes  (§  76)  und  mittelst  Inventar  geschehen 
ist  (§  188). 

§  76  des  Vormundschaftsgesetzes  bestimmt:  „Der  Vormund  l^ann 
eine  Erbschaft,  welche  zu  Gunsten  seines  Mündels  eröffnet  ist,  ohne  die 
Einwilligung  (Beschluss)  des  Familienraths  nicht  annehmen.  Die  An- 
nahme geschieht  immer  mit  Inventar." 

Volljährige,  welche  sich  unter  Kuratel  befinden,  nehmen  die  Erb- 
schaft ebenfalls  mittelst  Inventar  an  und  mit  Einwilligung  des  Kurators 
(§  189).  Juristische  Personen  können  eine  Erbschaft  nur  mit  der,  in 
den  Gesetzen  vorgesehenen,  Genehmigung  annehmen.  Solche  Erbschaft 
wird  mit  Inventar  und  nach  den  Vorschriften  der  betreffenden  Instruk-^ 
tionen  angenommen  (§  190). 

Die  gesetzlichen  Folgen  der  Annahme  der  Erbschaft  cum  beneficio 
iayentarii,  so  wie  sie  in  §  222  normirt  sind,  sind  die  nämlichen,  welche 
§  802  des  Code  civil  entiiält  (buchstäblich  übernommen). 

§28. 
in.   Die  Intestaterbfolge. 

Zur  Intestaterbfolge  sind  berufen:  1)  die  Deszendenten,  2)  Aszen- 
denten, 3)  Köliateralen,  4)  die  unehelichen  oder  ungesetzlichen  Kinder 
vOid  die  Eheleute  und  5)  in  Ermangelung  obiger  Erben:  der  Staat  (§2). 
Bei  Bestimmung  der  Erbfolge  berücksichtigt  das  Gesetz  die  Nähe  der  Ver- 
wandtschaftsgrade und  nicht  den  Vorrang  der  einen  oder  der  anderen 
Linie  oder  die  Abstammung  des  Vermögens.  Die  Ausnahmen  hiervon 
bestimmt  das  Gesetz  (§3). 

Die  ehelichen  oder  gesetzlichen  Kinder  —  worunter  auch  die  legi- 
timirten,  die  adoptirten  Kinder  und  ihre  Nachfolger  zu  verstehen  sind^) 
—  erben,  ohne  Unterschied  des  Geschlechts  und  der  Abstanimnng,  d.  h. 
ohne  Unterschied,  ob  sie  aus   einer  Ehe   oder  aus  verschiedenen  Ehen 


^  Ueber  die  AnerkoDiiuag  der  ungesetzlichen  Kinder,  über  die  Adoption  und 
Legitboinuig  per  snbseqaens  matrimoniom  yerfttgt  ein  iMBondereB  Gesetz  vom  17.  De- 
zember 1889,  —  welches  fast  buchstäblich  dem  französischen  Code  dvil  entnommen  ist. 
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(Stiefgeschwister)  stammen,  in  capita,  wenn  sie  sich  alle  im  ersten. 
Grade  Tum  Erblasser  befinden;  sind  alle  oder  einige  von  ihnen  ge- 
storben, so  tritt  für  ihre  Erben  —  iure  repraesentationis  —  die  Erb- 
folge in  stirpes  ein.  Die  adoptirten  Kinder  jedoch  beerben  die  Ver- 
wandten ihrer  Adoptiveltern  nicht  (§§  21 — 22). 

Sind  keine  Kinder  oder  Deszendenten  derselben  da,  so  -wird  die 
Erbschaft  zwischen  Vater  und  Mutter  getheUt  oder  verbleibt  ganz  dem 
Ueberlebenden  der  Eltern  (§  23). 

Sind  auch  keine  Eltern  vorhandep,  wohl  aber  Aszendenten  der- 
selben und  Geschwister  des  Erblassers,  dann  bekommen  erstere  zwei 
Drittel,  letztere  ein  Drittel  der  Erbschaft  mit  dem  Unterschiede  jedoch, 
dass  di^  Stiefgeschwister,  ob.  dieselben  nun  allein  oder  mit  anderen 
leiblichen  Geschwistern  zusammen  erben,  bloss  die  Hälfte  des  Theils, 
welcher  auf  die  leiblichen  Geschwister  fällt  oder  fallen  würde,  erhalten: 
die  Deszendenten  der  Geschwister  erben  auch  in  diesem  Falle,  ver- 
möge des  Vertretungsrechts,  in  stirpes  (§  25).  Sind  keine  Geschwister 
des  Erblassers  vorhanden,  sonder^  bloss  Aszendenten  seiner  Eltern ,  so 
theilen  sich  dieselben  in  die  Erbschaft  ohne  Rücksicht  darauf,  von 
welcher  Linie  das  Vermögen  stammt.  Befinden  sich  jedoch  diese  Aszen- 
denten nicht  in  gleicher  Linie,  dann  erben  von  ihnen  die  allernächsten 
Verwandten  ohne  Rücksicht  auf  die  Linie  (§  24). 

Sind  weder  Deszendenten  noch  Aszendenten  da,  so  erben  die  Ge- 
Geschwister des  Erblassers  resp.  deren  Des?endenten  in  capita,  je- 
doch mit  dem  nämlichen  Unterschiede,  welch^T  im  Falle  besteht,  wenn 
solche  EoUateralen  mit  Aszendenten  konkurriren,  d.  h.  die  Halbge- 
schwister (Stieigeschwister)  erhalten  bloss  die  Hälfte  des  Theils,  welcher 
auf  die  leiblichen  Geschwister  des  Erblassers  fällt,  jedoch  nur  dann, 
wenn  sie  mit  letzteren  konkurriren  (§  26).  Sind  auch  Geschwister 
oder  Deszendenten  derselben  nicht  vorhanden,  so  erben  die  nächsten 
Anverwandten  des  Erblassers  väterlicher-  oder  mütterlicherseits  ohne 
Unterschied.  Verwandte  über  den  10.  (zehnten)  Grad  können  nicht 
erben  (§  27). 

Ungesetzliche  Kinder  werden  nur  dann  zur  Erbfolge  jnigelassen, 
wenn  ihre  Abstammung  anerkannt  oder  im  gesetzlichen  Wege  kundge- 
than  ist.*) 

Wenn  dieselben  mit  eheUchen  Kindern  oder  Deszendenten  derselben 
konkurriren,  so  erhalten  sie  die  Hälfte  des  Theils,  welcher  den  Deszen- 
denten zufällt.  Letztere  aber  haben  das  Recht,  den  Antheil  ihrer  «un- 
gesetzlichen^  Miterben  in  Greld  oder  Liegenschaften  abzulösen  (§§  28 
bis  29). 

Konkurriren  solche  anerkannte  uneheliche  Kinder  mit  Eltern,  anderen 
Aszendenten  oder  dem  Ehegatten  (resp.  der  Ehegattin)  des  Erblassers, 
so   erhalten  sie  zwei  Drittel  der  Erbschaft;  bei  einer  Konkurrenz  mit 


')  Das  Verfahren  behufs  Anerkennting  unehelicher  Kinder,  sowie  auch  die  Adoption 
regelt  das  Oesetz  vom  17.  Dezember  1889. 
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Anendenten  und  dem  Ehegatten  (der  Ehegattin)  des  Erblassers,  erhalten: 
ein  Drittel  die  Aszendenten,  ein  Viertel  der  Ehegatte  (die  Ehegattin),  und 
den  Rest  die  anerkannten  unehelichen  Kinder  (§  80).  Wenn  weder 
Aszendenten  noch  Deszendenten  noch  ein  Ehegatte  vorhanden  sind,  so 
erhalten  die  anerkannten  Einder  die  ganze  Erbschaft  (§  32). 

Die  unriielidien  Kinder,  selbst  wenn  sie  anerkannt  sind,  kOnnen 
die  Verwandten  des  Vaters  oder  der  Mutter  nicht  beerben,  und  um** 
gekehrt  haben  letztere  kein  Erbrecht  in  das  Vermögen  der  unehelich 
Geborenen  (§  84). 

Der  Überlebende  Ehegatte  (resp.  die  Überlebende  Ehegattin)  erhält, 
wenn  Kinder  —  gleichviel  ob  gesetzliche,  oder  gesetzliche  und  unge* 
setzliche  — 'vorhanden  sind,  zweimal  weniger  als  der  Theil  eines 
jeden  ehelichen  Kindes  ausmacht.  Die  unehelichen  Kinder  kommen  bei 
der  Berechnung  nicht  in  Betracht  (§  88).  Sind  zwar  keine  ehelichen 
Kinder,  jedoch  uneheliche  Kinder  oder  Aszendenten  oder  Geschwister 
des  Erblassers  oder  Deszendenten  der  letzteren  vorhanden,  so  erhBIt 
der  überlebende  Ehegatte  zwei  Drittel  der  ganzen  Erbschaft. 

Bei  einer  Konkurrenz  mit  ehelichen  Aszendenten  und  unehelichen 
Kindern  erhält  der  Ehegatte  ein  Viertel  der  ganzen  Erbschaft  (§  89); 
Ebenso  erhält  er  zwei  Drittel  der  ganzen  Erbschaft,  wenn  andere  erb^ 
berechtigte  Verwandten  ausser  den  eben  genannten  vorhanden  sind. 
Sind  jedoch  keine  Erben  bis  zum  sechsten  Grade  vorhanden,  so  erhält 
der  i^egatte  des  Erblassers  die  gaüze  Nachlassenschaft  (§  40).  Im 
FaUe  der  Konkurrenz  mit  anderen  Erben  wird  dem  Ehegatten  alles  ein- 
gerechnet, was  er  auf  Grund  des  Heirathskontrakts  und  als  Mitgift  er«» 
halten  hat  (§  47).  Gerichtlich  —  durch  rechtskräftiges  Urtheil  —  ge* 
schiedene  Ehegatten  haben  kehoten  Anspruch  auf  die  Nachlassenschaft 
des  gewesenen  (verstorbenen)  Ehegatten  (§  42).') 

Wenn  keine  Personen  vorhanden  sind,  welche  nach  den  oben  an« 
gegebenen  Regeln  zu  erben  berufen  sind^  so  tritt  die  Erbfolge  des 
Staates  ein  (§  43). 

§  29. 
IT.   Letstwillige  Disposttionen. 

A.  Das  Gesetz  (§  46)  kennt  zweierlei  letztwillige  Dispositionen: 
Testamente  und  Kodizille  in  der  nämlichen  Bedeutung  und  dem 

i)  'Was  das  eheliolie  Gfiterrecht  anbelangt,  so  besteht  diesbezüglich  in  Bul<« 
garien  bisher  noch  keine  gesetzliehe  Bestimmong  und  ist  daher  auf  den  Usus  sn  ver- 
weisen,  wonach  die  Gattin  auch  in  der  Ehe  Bigenthümerin  ihrer  zugebrachten  Mitgüt 
und  AUatur  bleibt  Uebrigens  werden  diese  Fragen  in  den  meisten  St&dten  (be- 
sonders in  den  Donaustädten  und  in  den  Sttldten  Südbulgariens)  mittelst  Heiraths« 
Vertrags  geregelt,  zu  dessen  Gültigkeit  ein  notarieller  Akt  erforderlich  ist  (§  82 
des  Notariatsgesetzes).  Vom  Familienrecht  ist  bisher  bloss  das  Vormundschafts-  und 
Kuratelrecht  gesetzlich  geregelt,  wfihrend  bezüglich  des  Eherechts  die  geistlichen 
Behörden  und  ihre  kanonischen  Bestimmungen  dominiren;  trotzdem  entscheiden  in 
SteitßLüen  über  Termügensrechtliche  Fragen  zwischen  Eheleuten  die  weltlichen  Ge- 
richte (§  1219  C.P.O.);  jedoch  sind  für  Scheidungsprozesse  bei  Bulgaren  orthodoxer 
Religion  ausschliesslich  die  betreffenden  geistlichen  Gerichte  (Konsistorien)  kompetent. 

LmoLE  «.  LfOBWB«raH>,  RackttTtifblffiiafi  IL  20 
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nämlichen  Sin&e  wie  alle  übrigen  europäischen  Gesetzgebungen.  Erb- 
vertrage  jedoch  sind  ausgeschlossen.  §  4S  bestimmt:  „Zwei  oder 
mehrere  Personen  können  in  einer  und  der  nämlichen  Urkunde  weder 
zu  Gunsten  einer  dritten  Person,  noch  fttr  sich  gegenseitig  tesüreii.'^ 
Ebensowenig  giebt  es  eine  Schenkung  auf  den  Todesfall.^) 

Testirfähig  ist  jede  Person,  welche  vom  Gesetz  nicht  fUr  band*- 
lungsunffihig  erklärt  wird  (§  47).  Insbesondere  sind  testirunfähig: 
1)  Personen  unter  18  Jahren,  2)  Personen,  welche  sich  zur  Zeit  der 
Testamentserrichtung  unter  Kuratel  wegen  Geisteskrankheit  befinden, 
8)  Personen,  welche,  wenn  auch  nicht  unter  Kuratel  befindlich,  dennoch 
bei  der  Testamentserrichtung  nicht  bei  gesundem  Verstände  waren  (§  18). 

Fähig  durch  Testament  bedacht  zu  werden  sind  alle,  welche  nicht 
unfähig  sind  ab  intestato  zu  erben;  jedoch  können  die  Khider  einer  be- 
stimmten Person,  welche  zur  Zeit  der  Testamentserrichtung  am  Leben 
war,  auch  dann  testamentarisch  erben,  wenn  dieselben  damals  noch 
nicht  konzipirt  waren  (§  49).  Die  Deszendenten  einer  erwerbsunfähigen 
Person  haben  immer  das  Recht,  den  Theil  zu  bekommen,  welcher  jener 
zugefallen  wäre  (§  50).  (Bezüglich  der  übrigen  Details  siehe  die  be- 
treffenden Stellen  des  italienischen  codice  civile,  namentlich  die  §§  766 
bis  773,  welchen  die  §§  51 — 58  des  bulgarischen  Erbschaftsgesetzes 
entsprechen.) 

B.  Testamente  (Kodizille).  Das  Gesetz  kennt  zwei  gewöhnliche 
Arten.des  Testaments:  das  holographische  und  das  notarielle  (§  59). 
Das  notarielle  Testament  kann  öffentlich  oder  geheim  sein.  In  jedem  Falle 
ist  die  Unterschrift  resp.  die  Gegenwart  von  vier  Zeugen  erforderlich 
(§§  62  u.  67).  Es  können  also  nicht  zwei  der  Zeugen  durch  einen 
zweiten  Notar  ersetzt  werden  wie  in  anderen  Staaten. 

Eine  besondere  Art  der  Testamente  sind  die  Militärtestamente 
und  die  Testamente  in  von  der  Pest  oder  anderen  epidemischen  infektiösen 
Krankheiten  heimgesuchten  Gegenden,  mit  welchen  jede  Kommunikation 
unterbrochen  ist,  sowie  auch  die  Testamente  auf  Seeschiffen  und  der- 
gleichen, in  welchen  Fällen  die  Gegenwart  zweier  Zeugen  genügend  ist. 
Bezüglich  der  übrigen  Details  betreffend  Form,  Inhalt  und  Publikation 
der  Testamente  siehe  §§  778—780  u.  782—803  des  ital.  cod.  civ.,  welche 
den  §§  63 — 87  des  bulg.  E.G.  cDtsprechen. 

Ein  Bulgare  kann  im  Auslande  entweder  ein  holographisches  Testa- 
ment, wie  §  60  vorschreibt,  oder  ein  öffentliches  Testament  nach  den 
Gesetzen  und  Formen  des  betreffenden  Landes  machen  (§  88). 

§  60  verordnet:  „Das  holographische  Testament  muss  durchwegs 
vom  Testator  eigenhändig  geschrieben  und  unterschrieben  sein,  mit  Be- 
nennung des  Tages,  Monats  und  Jahres  der  Errichtung.  Die  Unter- 
schrift des  Testators  muss  am  Ende  des  Testaments  sein.^ 

Kodizille  sind  den  nämlichen  Vorschriften  unterworfen  wie  Testa- 


^)  Im  Gesetze  (§§  306— B43)   sind   bloss  die  Schenkungen   unter   Lebenden 
vorgesehen. 
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mente.  Es  kOnaen  mehrere  Testamente  resp.  Kodizille  nebenelDander 
bestehen,  insofern  sie  einander  nicht  ^dersprechen.  Sie  bestehen  also 
alle  bezüglich  der  Theile,  welche  einander  nicht  widersprechen  (§  179). 
Das  Testament  kann  ganz  oder  theilweise  widerrufen  oder  ab- 
geändert werden:  entweder  durch  einen  analogen  notariellen  Akt  oder 
in  Gegenwart  von  vier  Zeugen  (§  176).  Ein  ungültiges  Testament  hat 
nicht  die  Wirkung  eines  notariellen  Akts  zur  Abänderung  eines  früheren 
Testaments  (§  177). 

Das  geheime  wie  auch  das  notariell  hinterlegte  holographische  Testa- 
ment kann  zu  jeder  Zeit  zurückgenommen  werden.  Die  Rücknahme 
geschieht  in  Gregenwart  des  Bürgermeisters  und  zweier  Zeugen.  Der 
Bürgermeister  muss  die  Identität  des  Zurücknehmenden  konstatiren. 
Ueber  den  ganzen  Vorgang  wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  welches 
Ton  allen  Anwesenden  zu  unterschreiben  ist  (§  181). 

C.  Testamentsvollstrecker.  Der  Erblasser  kann  einen  oder 
mehrere  Testamentsvollstrecker  ernennen  (§  165).  Testamentsvollstrecker 
können  nicht  sein  Personen,  welche  keine  Verträge  schliessen  kOnnen 
und  welche  das  21.  Jahr  (Volljährigkeit  nach  bulgarischem  Gesetze) 
noch  nicht  erreicht  haben,  letztere  selbst  dann  nicht,  wenn  sie  hierzu 
die  Erlaubniss  ihres  Vormunds  oder  Kurators  erhalten  hätten.^)  Ueber 
die  Pflichten  und  Rechte  der  Testamentsvollstrecker  siehe  §§  908 — 911 
des  italienischen  bürgerlichen  Gesetzbuchs,  welchen  die  §§  168 — 171 
des  bulgarischen  Erbschaftsgesetzes  entsprechen. 

§  30. 
V.  Pfliehttheilsreelit. 

Recht  auf  einen  Pflichttheil  im .  strengen  Sinne  haben  die  Kinder 
mid  deren  Deszendenten,  sowie  auch  die  Aszendenten,  und  zwar  beträgt 
der  Pflichttheil  bei  einem  Kinde  die  Hälfte,  bei  zwei  Kindern  für  jedes 
Kind  je  ein  Drittel  der  Erbschaft;  sind  aber  drei  oder  mehrere  Kinder 
vorhanden,  so  haben  alle  Kinder  zusammen  Anspruch  auf  drei 
Viertel  der  Erbschaft;  somit  kann  der  Erblasser  im  ersten  Falle  (ein 
Kind)  bloss  über  die  Hälfte,  im  zweiten  (zwei  Kinder)  über  ein  Drittel^ 
im  letzten  Falle  (drei  oder  mehrere  Kinder)  bloss  über  ein  Viertel 
seines  Vermögens  rechtsgültig  testiren  (§  90).  Sind  weder  Kinder  noch 
Deszendenten  vorhanden,  so  haben  alle  Aszendenten  zusammen 
auf  ein  Drittel  der  Erbschaft  Anspruch^  folglich  kann  der  Erblasser  in 
einem  solchen  Falle  bloss  über  zwei  Drittel  seines  Vermögens  verfügen 
{§  92  AI.  I).  Der  Pflichttheil  muss  fr^  yon  allen  Lasten  oder  Bedin- 
gungen sein  (§  93).  Bezüglich  der  übrigen  Details  siehe  §§  809—811 
des  italienischen  bürgerl.  Gesetzb.,  welchen  die  §§  94 — 96  des  bulg. 
Erbschaftsgesetzes  entsprechen. 

Im  weiteren  Sinne  haben  Anspruch  auf  einen  Pflichttheil  auch  der 


0  K  166,  167  E.G. 
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liberlebende  Ehegatte  und  die  gesetzlich  anerkannten  natfir-^ 
liehen  (ab  origine  ungesetzlichen)  Kinder. 

Der  überlebende  Ehegatte  hat  Anspruch:  1)  auf  einen  zweimal  sa 
kleinen  Theil  als  der  Theil  eines  jeden  E^indes,  wenn  gesetzliche  Kinder 
Torhanden  sind,  beträgt,  2)  auf  ein  Fttnftel  des  erblasserisehen  Yer^ 
mttgens,  wenn  bloss  Aszendenten,  und  3)  auf  ein  Drittd,  wenn  weder 
Deszendenten  noch  Aszendenten  vorhanden  sind.^) 

Die  anerkannten  unehelichen  Kinder  haben  Anspruch  auf  die 
Hälfte  dessen,  was  sie  erhalten  wUrden,  wenn  sie  eheliche  Kinder 
wären,  jedoch  nur  dann,  wenn  sie  mit  ehelichen  Kindern  oder  deren  DesBMi«- 
denten  konkurriren;  sind  sie  allein,  d.  h.  sind  weder  DeszendeHteit 
noch  Aszendenten  vorhanden,  so  bekommen  sie  zwei  Drittel  des  Theils,. 
welcher  auf  die  ehelichen  E^inder  fallen  wttrde.*) 

Der  auf  den  überlebenden  Ehegatten  und  auf  die  ungesetzucuuu. 
Kinder  entfallende  Theil  vermindert  den  Pflichttheil  der ;  gesetzlichen 
Deszendenten  oder  der  Aszendenten  nicht;  dieser  Theil  iwird  jenem 
Theil  entnommen,  über  welchen  der  Erblasser  frei  verfügen  konnte 
(§  103).  Die  Erben  haben  das  Recht,  die  Rechte  des  überlebenden 
Ehegatten  abzulösen:  durch  lebenslängliche  Nu tzniessung  unbeweglichen 
Vermögens  oder  mit  Kapitalien.  Falls  sich  die  Parteien  hierüber  nicht 
einigen  können,  entscheidet  das  Gericht,  unter  Berücksichtigung  aller 
Umstände.^  Die  testamentarischen  Verfügungen,  welche  den  veirfüg* 
baren  Theil  übersteigen,  werden  auf  das  Ausmass  des  letzteren  reduzirt.^) 
Weitere  Details  siehe  §§  822 — 826  des  itah  bürgerl.  Gesetzb.,  welchen, 
die  §§  107 — 111  des  bulg.  Erschaftsgesetzes  entsprechen. 

Ueber  Enterbung  enthält  das  Gesetz  keine  andere  Verfügung  als 
die,  welche  sich  auf  die  Unwürdigkeit  des  Erben  bezieht.^  Dem- 
nach kann  der  Erblasser  solche  Erben,  welche  sonst  Anspruch  auf 
Pflichttheil  hätten,  enterben:  1)  wenn  sie  versucht  haben,  ihn  (den  Erb- 
lasser) tu  tödten  oder  Theilnehmer  an  solch  einem  verbrecherischen 
Versuche  waren,  2)  wenn  sie  den  Erblasser  verleumderischer  Weise 
eines  mit  schwerem  Kerker  zu  bestrafenden  Verbrechens  beschuldigt 
haben,  3)  wenn  sie  den  Erblasser  gezwungen  haben,  ein  Testament  za 
machen  oder  dasselbe  zu  ändern  und  4t)  wenn  sie  den  Erblasser  ge- 
hindert haben,  ein  Testament  zu  machen  oder  dasselbe  abzuändern  oder 
ein  gemachtes  Testament  vernichtet,  versteckt  oder  geändert  haben  (§  6). 
fraglich  erscheint  nur,  ob  die  Verfügung  des  §  9,  wonach  ,,die  un- 
würdigkeit eines  der  Eltern  oder  der  Aszendenten  nicht  verhindert, 
dass  die  Kinder  oder  die  Deszendenten  derselben  direkt  oder  durch 
Vertretung  (iure  repraesentationis)  erben,^  auch  auf  den  Fall  der  Ent- 
erbung Anwendung  zu  finden  hat. 


1)  §§97—99  E.G. 

*)  §§100, 101  E.a 

»)  §104  E.G. 
*)  §106  E.G. 
*)  §§6-9  E.G. 
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§31. 
TL  Begnili^niiig  der  Erbsehaft. 

A..  Hmsichlich  der  Theilung  der  Erbschaft  bestunmt  das  Oesetz,') 
dass  Niemand  gezwungen  werden  kann,  ungetheilt,  d.  i.  in  Gemeinschaft 
2U  verbleiben;  die  Theilung  kann  unmer  verlangt  werden,  wenn  auch 
vom  Testator  gegentheilige  Verbote  oder  Bedingungen  gemacht  wurden. 
BMflglich  der  weiteren  Details  über  die  freiwillige  und  obligate  Thei- 
lung, sowie  auch  über  die  Eollationsregeln  und  die  Auszahlung  der 
Erbschaftsschulden  siehe  §§  984  al.  I,  985—987,  988  al.  I,  990—998, 
1001—1026,  1027—1031  des  italienischen  bürgert,  Gesetzb,  und 
§§  877—878  des  französischen  Code  civü  (bulg.  E.  G.  §§  237—291). 

Das  Verfahren,  im  Falle  der  Erblasser  minderjährige,  abwesende 
oder  imter  Kuratel  befindliche  Erben  binterlässt,  bestimmen  die  §§  118 
bis  151  des  Yormundschaftsgesetzes  und  die  §§  1136 — 1144  der  Civil- 
prozessordnung. 

Erbrecht  der  Türken.  Hinsichtlich  des  Erbrechts  bulgarischer 
ünterthanen  mohamedanischer  Religion  verfügt  der  Schlusspara- 
graph (§  344)  des  Erbgesetzes  Folgendes:  „Personen  mohamedanischen 
Glaubens,  weni^  sie  vor  den  Kadis  (türkische  Gerichte)  klagen,  erben 
.nach  den  Vorschriften  ihres  geheiligten  Gesetzes  (Scheriat)  und  nach 
den  bisher  gültjgen  Gesetznormen." 

B.  Die  Sicherstellung  des  Nachlasses  und  Auseinander- 
setzung der  Miterben  regeln  die  Kapitel  V — YII  des  zweiten 
Theils  der  Civilprozessordnung  §§  1152 — 1199.  Die  wesentlich- 
Bten  Bestimmungen  sind  folgende: 

Die  Versiegelung  des  Nachlasses  kann  verlangen:  1)  jeder^ 
welcher  behauptet,  einen  Anspruch  auf  die  Erbschaft  zu  haben  oder 
Theilhaber  an  dem  Erbschaftsvermögen  zu  sein,  2)  jeder  Gläubiger, 
welcher  einen  Vollziehungsbefehl  gegen  den  Erblasser  hat,  3)  falls  der 
fiberlebende  Ehegatte  oder  alle  Erben  oder  nur  einer  von  ihnen  abr 
wesend  sein  sollte,  so  können  die  Versiegelung  des  Nachlasses  aucl^ 
die  Personen,  welche  mit  dem  Verstorbenen  gelebt  haben,  seine  Diener, 
ebenso  der  Staatsanwalt,  Friedensrichter  und  der  Bürgermeister  (Ge- 
meindevörstand)  fordern.^  Die  Versiegelung  des  Nachlasses  vollzieht 
der  betrefifende  Friedensrichter  oder  sein  Stellvertreter.  Hierüber  ist 
ein  ausführliches  Protokoll  aufzunehmen,  welches  yo^  allen  Anwesenden 
zu  unterfertigen  ist.^  Begegnet  der  Friedensrichter  bei  Vornahme  der 
Versiegelung  Hindernissen  oder  Widerstand,  so  kann  er  Brachial- 
gewalt in  Anspruch  nehmen.^)  Insbesondere  hat  er  bei  Vornahme 
der  Versiegelung  zu  untersuchen,  ob  sich  unter  den  Nachlassgegen- 
ständen ein  Testament  befindet.    Findet  er   ein  solches,   soyrie  auch 

»)  §  237  B.G. 
«)  §  1168  CP.O. 
»)  §§  1152,  1156  CP.O. 
^  §  1160  CP.O. 
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andere  versiegelte  Dokumente,  so  hat  er  das  Testament  und  die  Doku- 
mente unversehrt  (indem  er  und  die  Anwesenden  sich  auf  der 
Aussenseite  des  betreffenden  Kouverts  unterschreiben)  an  einem  vor- 
her zu  bestimmenden  Tage  dem  ihm  vorgesetzten  Oerichtsprilsidentea 
zu  übergeben.  Letzterer  nimmt  das  Testament  und  die  etwaigen  an- 
deren versiegelten  Dokumente  in  Empfang;  sofern  er  durch  äussere  An- 
zeichen oder  schriftliche  Beweise  sich  überzeugt,  dass  einzelne  Doku- 
mente dritten  Personen  gehören,  so  ladet  er  letztere  zur,  Ent- 
siegelung  (Eröffnung)  des  Testaments  vor;  stellt  sich  sodann  heraus, 
dass  gewisse  Dokumente  dritten  Personen  gehQren,  so  folgt  er  sie  den- 
selben aus;  sind  die  betheiligten  Personen  nicht  erschienen,  so  werden 
die  Dokumente  abermals  versiegelt  und  bis  zu  ihrer  Abforderung  in 
Verwahrung  gehalten.^) 

Einwendungen  gegen  die  Versiegelung  und  die  ganze  diesbezügliche 
Amtshandlung  können  mündlich  zu  Protokoll  gegeben  oder  schriftlich 
eingereicht  werden,  müssen  aber  in  jedem  Falle  motivirt  sein.') 

Von  dringenden  Fällen  abgesehen,  in  welchen  der  Gerichtshof 
anders  beschliesst,  kann  die  Abnahme  der  Siegel  und  die  Inventa- 
risirung  des  Nachlasses  erst  drei  Tage  nach  dem  Begräbnisse .  resp. 
nach  der  Versiegelung  (wenn  letztere  vor  dem  Begrftbniss  stattge- 
funden hat)  erfolgen.  ^  Sind  mindeijShrige  Erben  vorhanden,  so  können 
obige  Amtshandlungen  vor  Ernennung  des  Vormunds  nicht  vorgenom- 
men werden.^)  Alle,  die  das  Recht  haben,  die  Versiegelung  zu  fordern, 
können  auch  die  Abnahme  der  Siegel  verlangen,  mit  Ausnahme  der 
Personen,  welche  mit  dem  Verstorbenen  zusammengelebt  haben,  und 
seiner  Diener.^)  Die  Abschätzung  der  Verlassenschaftsgegenstände  er- 
folgt durch  Schätzleute  (1 — 3),  welche  die  interessirten  Parteien  im  ge- 
meinsamen Einverständnisse  erwählen;  in  Ermangelung  eines  solchen 
Einverständnisses  ernennt  die .  Schätzleute  der  Friedensrichter.^  Die 
Abnahme  der  Siegel  geschieht  successive  laut  Inventar.^  Entfällt  der 
Grund  zur  Versiegelung  vor  oder  während  der  Siegelabnahme,  so  ge- 
schieht letztere  ohne  In ventarisirung.  ^) 

Die  Aufnahme  des  Inventars  können  diejenigen  Personen  for- 
dern, welche  zur  Forderung  der  Siegelabnahme  berechtigt  sind.^ 

Das  Inventar  muss  in  Gegenwart  des  überlebenden  Ehegatten^ 
der  präsumtiven  Erben,  der  eventuellen  Testamentsexekutoren  und  aUer 
Universalerben,  Legatare  und  Geschenknehmer  aufgenommen  werden.^^ 

^  §§  1166—1169  C.P.O. 

»)  §  1163  CP.O. 

8)  §1164  C.RO. 

*)  §1165  C.P.O,     * 

*)  §  1166  C.P.O. 

«)  §  1167  C.P.O. 

"^  §  1168  CP.O. 

•)  §1170  C.P.O. 

•)  §  1171  CP.O. 

••)  §  U72  CP.O. 
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Die  Yerlassenschaft  eines  Türken  wird  nach  den  nämlichen  Kegeln 
vom  betreffenden  Mufti  oder  dessen  Stellvertreter  inventarisirty  ver* 
siegelt  nnd  entsiegelt.^) 

Will  einer  der  Erben  vor  Annahme  der  Erbschaft  durch  Inventar 
die  Beweglichkeiten  oder  Unbeweglichkeiten  des  Nachlasses  verkauf en, 
8o  muss  er  hierzu  die  Bewilligung  von  dem  kompetenten  Gerichtshöfe 
erlangen.  Der  Gerichtshof  lässt  die  Nachlassgegenstände  in  Augenschein 
nehmen  und  von  einem  Schätzmanne  abschätzen  und  veranlasst  -^ 
nach  Anhörung  des  Antrags  des  Staatsanwalts  —  den  Verkauf  des 
Nachlasses  nach  den  Regeln  der  Theilung  des  Nachlasses  und  den 
Vorschriften  der  Civilprozessordnung  über  die  Auktion.^ 

Der  Erlös  der  verkauften  Sachen  wird  nach  den  betreffenden  Vor- 
schriften der  Civilprozessordnung  über  die  Eaufschillingsvertheilung  bei 
beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen  unter  die  Pfand-  resp.  Hypo- 
thekengläubiger entsprechend  vertheilt.^ 

Ein  Erbschaftsgläubiger  oder  eine  andere  interessirte  Person,  welche 
gemäss  §  229  des  Erbschaftsgesetzes,  ^)  den  Erben  verpflichten  will, 
für  Sicherstellung  des  Nachlasses  Garantie  (Bürgschaft)  zu  leisten, 
muss  denselben  durch  einen  Notar  schriftlich  auffordern,  dies  zu  titiun» 
Nach  Erhalt  dieser  Aufforderung  muss  der  Erbe  binnen  einer  Woche 
bei  dem  Gericht,  in  dessen  Sprengel  die  Erbschaft  eröffnet  ist,  nach  den 
Vorschriften  der  Civilprozessordnung  Sicherheit  leisten.*) 

Wenn  sich  die  Erben  über  die  Theilung  der  Erbschaft  nicht  ver- 
ständigen können,  oder  wenn  einzelne  Erben  abwesend  oder  minder- 
jährig sind,  so  wird  die  Theilung  durch  das  Gericht  aufgeführt. 
Das  diesbezügliche  Gesuch  kann  jeder  Interessent  einreichen.  —  Für 
Minderjährige,  deren  Interessen  mit  anderen  Miterben  kollidiren,  werden 
besondere  Guratores  ad  actum  ernannt.^)  Zur  Vornahme  der  zur 
Theilung  nöthigen  Massnahmen  delegirt  der  Gerichtshof  einen  seiner 
Räthe  und  entscheidet  auf  Grund  seines  Berichts  die  etwaigen  Streitig- 
keiten unter  den  Erben.  ^  Vor  Allem  wird  die  Theilung  in  natura 
versucht,  und,  falls  dies  nicht  möglich  ist,  zur  Lizitation  der  Im- 
mobilien —  auch  ohne  vorhergehende  Schätzung  —  geschritten,  je 
nachdem   das  Gericht   eine  solche  für  nothwendig  erachtet  oder  nicht. 


»)  §1173  C.P.O. 

^  §§1174-1177  C.P.O. 

»)  §§1178,  1179  C.P.O. 

^)  §229  des  Erbschaftsgesetzes  lautet:  „Auf  Verlangen  der  Gläubiger  oder  iater- 
eadrten  Personen  ist  der  Erbe  cum  ben.  inv.  verpflichtet,  Sicherheit  zu  leisten:  fttr 
den  Werth  der  Mobilien  laut  Inventur,  für  den  Ertrag  der  Immobilien  und  für  den 
Werth  des  hypothekfreien  Theils  der  Immobilien.  —  Leistet  er  eine  solche  Sicher- 
heit nicht,  so  trifft  das  Gericht  die  nGthigen  Massnahmen  zur  Sicherstellung  der 
Erbschaft.'' 

*)  §§  1180,  1181  C.P.O. 

•)  §§  1184  1185,  C.P.O. 

0  §  1186  C.P.O. 
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Die  Lizitation  selbst  geschieht  nach  den  allgemeinen  Vorschriften.  Be- 
züglich der  anderen  Abweichungen  und  Einzelheiten  siehe  Art.  970 
bis  982  des  Code  de  proc6dure  civile,  welchen  die  §§  1187 — 1199  der 
bulgarischen  Givilprozessordnung  entsprechen.  Ausserdem  ist  hinsicht- 
lich der  materiellen  Vorschriften  über  die  Folgen  der  Theilung  und 
der  Sicherstellung  der  Theile,  sowie  auch  Aber  die  Annullirung 
der  Theilung  und  über  die  Theilung,  welche  die  Eltern  oder  andere  Aszen- 
denten zwischen  ihren  Deszendenten  durchführen,  auf  die  §§  1034:  bis 
1019  des  italienischen  Civilkodex  zu  verweisen,  welchen  Vorschriften 
die  §§  292 — 305  des  bulgarischen  Erbschaftsgesetzes  entsprechen. 

C.  In  Bezug  auf  die  Regulierung  der  Verlassenschaften  von  Aus- 
ländern enthalten  die  bulgarischen  Gesetze  keine  Bestimmung.  Im 
Sinne  der  Kapitulationen  haben  jedoch  die  Konsulargerichte  der 
betreffenden  Staaten  das  Becht,  die  Verlassenschaften  ihrer  Unterthanen, 
soweit  diese  nur  aus  beweglichem  Vermögen  bestehen,  auaschliessllch 
abzuhandeln;  sobald  jedoch  die  Verlassenschaft  auch  aus  Immo- 
bilien besteht,  so  muss  unbedingt  —  wenigstens  bezüglich  des  un- 
beweglichen Vermögens  —  die  Intervention  des  kompetenten  bulgari- 
sche^  Gerichts  angerufen  werden^ 

"Was  die  bewegliche  Verlassenschaft  der  Ausländer  anbelangt, 
insbesondere,  wenn  kein  einheimischer  (bulgarischer)  Erbschaftsgläubiger 
interessirt  ist,  so  haben  —  nach  bisheriger  Gepflogenheit  —  auch  die 
Konsulate  solcher  Staaten,  welche  nicht  die  Bechte  der  Kapitulationen  ge- 
messen, wie  z.  B.  Serbien,  oder  Rumänien,  das  Recht,  die  (bewegliche) 
Verlassenschaft  ohne  Einmischung  der  bulgarischen  Behörden  allein  zu 
regulieren  und  zu  verhandeln.  Dementsprechend  erfolgt  die  Aufnahme 
des  Erbschaftsinventars  und  die  eventuelle  Sperre  des  beweglichen  Nach- 
lasses der  Ausländer  durch  Delegirte  der  betreffenden  Konsulate.  Selbst 
bei  unbeweglichem  Nachlasse  hat  der  betreffende  Konsul  das  unbestrittene 
Recht,  bei  den  von  den  bulgarischen  Behörden  oder  Gerichten  vor- 
genommenen Handlungen  zu  assistiren,  ja  er  muss  sogar  —  unter 
sonstiger  Nullität  der  ganzen  Amtshandlung  —  hiervon  eigens  ver- 
ständigt werden,  d.  h.  es  muss  ihm  vorher  eine  entsprechende 
Verständigung  zukommen,  selbst  zur  Amtshandlung  zu  erscheinen  oder 
seinen  Delegirten  zu  senden.  Erscheint  jedoch  der  solchermassen  ver- 
ständigte Konsul  oder  sein  Dragoman  nicht,  so  hindert  dieser  Umstand 
die  Vornahme  der  Amtshandlung  nicht.  Das  Nämliche  gilt  auch  von 
Prozessen  zwischen  Unterthanen  der  die  Rechte  der  Kapitulationen 
geniessenden  Staaten  mit  bulgarischen  Unterthanen,  wie  auch  bei  Straf- 
prozessen gegen  solche  fremde  Unterthanen. 

Ausser  den  Kapitulationen  bestehen  keine  besonderen  Staatsverträge 
Ober  Verlassenschaftsabhandlungen.  Reziprozität  besteht  mit  Serbien 
und  Rumänien,  aber  auch  nur  von  Fall  zu  Fall. 

Für  den  Erbschaftserwerb  der  Ausländer  bestehen  in 
Bulgarien  gar  keine  Beschränkungen,  auch  bezüglich  des 
Erwerbs   von  Immobilien   nicht.    Fremde  Unterthanen   können  in 
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Bulgarien  gerade  so  wie  Einheimische  unbewegliche  Güter  erwerben 
und  yeräussem  und  unter  Srlegung  der  entsprechenden  Erbschaftssteuer 
<aaeh  anstandslos  erben« 

§32. 
YIL  Erbschaftssteuer. 

Die  Erbschaftssteuer  regelt  das  Gesetz  vom  11. /26.  Dezember  1890 
^über  die  Gebühren  yon  Sachen  (bewegliehea  und  unbeweglichen), 
wel<5he  ohne  Entgelt  von  einer  Person  auf  die  andere  über- 
geh en.**  Nach  diesem  Gesetz  muss  jeder,  welcher  ein  Vermögen  erbt, 
geschenkt  bekommt  oder  auf  andere  Weise  ohne  Entgelt  erhält,  diesen 
Erwerb  bei  einer  sonstigen  Strafe  von  10  ^/o  der  hinterzogenen  Gebühr 
biimen  6  Monaten  dem  betreffenden  Gemeindevorstand  anzeigen   (§  15). 

Die  Gebühr  beträgt: 

ft)  Va^Of  weim  sich  Eheleute  gegenseitig  beerben,  oder  Deszendenten, 
Eltern,  Adoptivkinder  oder  ungesetzliche  Kinder  erben; 

b)  3%,  wenn  Geschwister,  sowohl  volle  als  Halb-  und  Stief- 
geschwister, Geschwisterkinder  und  Aszendenten  in  gerader  Linie, 
mit  Ausnahme  der  Eltern,  erben; 

c)  8%,  wenn  andere  Verwandte  der  Seitenlinie  bis  zum  sechsten 
Grade  einschliesslich  erben;  endlich 

d)  10%  in  allen  anderen  Fällen,  also  wenn  Collateralen  vom  sieben- 
ten Grade  aufwärts  oder  fremde  Personen  erben  (§  3). 

Bei  Bemessung  der  Erbschaftsgebühr  werden  zwar  die  Forde- 
rungen wie  auch  die  streitigen  (litigiösen)  VermSgensgegenstände 
unberücksichtigt  gelassen,  jedoch  wird  in  solchen  Fällen  die  Erhebung 
der  Grebühr  bis  zur  Eintreibung  der  Forderungen  resp.  bis  zu  dem 
Zeitpunkte  aufgeschoben,  wo  dem  Erben  das  Eigenthumsrecht  des 
streitigen  Vermögens  zuerkannt  wird  (§  7). 

Vom  Werthe  des  Vermögens  werden  in  Abzug  gebracht:  1)  Diener- 
und Arbeiterlöhne,  Miethzinsen,  Arzt-  und  Krankenkosten  für  den  Erb- 
lasser; 2)  Beerdigungskosten;  3)  Staats-  imd  Gemeindesteuer;  4)  die 
auf  dem  unbeweglichen  Gut  haftenden  Hypothekar -Schulden;  5)  kauf- 
männische Buchschulden,  wenn  die  Bücher  nach  dem  Handelsgesetze 
geführt  sind,  und  6)  Wechsel-Billets  h  ordre  und  Obligationsschulden 
des  Erblassers  (§  8). 

Erben  zwei  Personen  ein  unbewegliches  Gut  mit  der  Massgabe, 
dass  die  eine  das  nackte  iligenthum,  die  andere  aber  die  lebenslängliche 
;NutKniessimg  erhält,  so  zahlt  erstere  V4%i  letztere  ^U^lo  Erbschafts- 
gebühr (§  4).  Hat  der  Erbe  das  60.  Jahr  überschritten,  so  zahlt  er  bloss 
die  Hälfte  der  nach  §  3  entfallenden  Gebühr  (§  5). 

Die  Erbschaftsgebühr  ist  auch,  wenn  Legatare  vorhanden  sind, 
von  den  Erben  einzuheben,  nur  haben  die  Erben  das  Recht,  den  ftir 
die  Legatare  bezahlten  Gebtthrentheil  bei  Auszahlung  der  Legate  in  Ab* 
zug  zu  bringen  (§  9). 

Wird  nach  Entrichtung  der  Erbschaftsgebühr  daiS  betreffende  Ver- 
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nSgen  einem  Anderen  ganz  oder  theilweise  zuerkannt,  so  wird  die 
Erbschaftsgebühr  auf  Grund  des  vindizirenden  Urtheils  zurückerstattet. 
Das  diesbezügliche  Ansuchen  yerjährt  in  3  Jahren  yom  Datum  des  ge- 
richtlichen Urtheils  gerechnet  (§§  10 — 11). 

Von  der  Erbschaftsgebühr  sind  befreit:  1)  Sachen,  deren  Werth 
100  Francs  nicht  übersteigt;  2)  Sachen  und  Güter,  welche  dem  Staate^ 
wohlthätigen,  wissenschaftlichen  oder  Lehranstalten  oder  Earchen  und 
ElOstem  testirt  oder  legirt  wurden;  3)  Hausgeräthschaften,  welche  kein 
Einkommen  abgeben  und  nicht  Gegenstand  des  Handels  oder  einer 
Profession  sind,  wenn  diese  Mobilien  auf  gerade  Erben  absteigender 
Linie,  auf  den  überlebenden  Ehegatten  oder  auf  die  Eltern  übergehen. 
(§  2);  4)  die  bei  Hochzeiten  und  ähnlichen  Anlässen  üblichen  Geschenke^ 
—  ausgenommen  unbewegliche  Güter  oder  Kapitalien,  deren  HOh^ 
500  Francs  nicht  übersteigt  (§  12). 

Klagen  wegen  Uebertretung  dieses  Gesetzes  unterliegen  einer  zwei* 
jährigen  Yeijährong  (§  15). 

Die  bei  Vollziehung  dieses  Gesetzes  auftauchenden  Streitigkeiten 
werden  von  den  kompetenten  Gerichten  entschieden  (§  16). ') 

IV.  ThelL 

Koxunüargericlitsbarkeit. 

§33. 

Eine  Konsulargerichtsbarkeit  besitzt  Bulgarien  vorläufig  nicht,  was- 
seinen  Grund  hauptsächlich  in  der  internationalen  Stellung  des  Fürsten- 
thums  hat  Die  drei  diplomatischen  Agentschaften  und  Generalkonsulate, 
welche  Bulgarien  gegenwärtig  in  Konstantinopel,  Belgrad  und  Bukarest 
unterhält,  entbehren  der  internationalen  Anerkennung,  welche  ähnliche 
Missionen  anderer  —  souveräner  —  Staaten  haben.  Demnach  sind  die 
bulgarischen  UnterChanen  —  selbst  bezüglich  geringerer  Civilstreitigkeiten 
unter  sich  —  auf  die  ausländischen  ordentlichen  Gerichte  angewiesen. 

Was  die  ausländischen  Staaten  anbelangt,  so  üben  von  ihnen  die* 
jenigen,  welche  die  Bechte  der  Kapitulationen  gemessen,  Konsular- 
gerichtsbarkeit in  Bulgarien  aus.  Es  sind  dies:  Russland,  Deutschland,. 
Frankreich,  Oesterreich-Ungam,  England  (Grossbritannien),. 
Italien,  Belgien  und  Griechenland.  Auch  Spanien,  Portugal,  Däne- 
mark  und  die  nordamerikanischen  Staaten  haben  diese  Rechte,  jedoch 
bestehen  in  Bulgarien  keine  Konsulate  dieser  Staaten,  höchstens  sind 
in  einigen  Städten  sogenannte  Honorar-Konsulate  eines  dieser  Staaten, 
so  z.  B.  Spaniens,  welche  aber  —  ausser  dem  Erscheinen  bei  feierlichen 
Anlässen  —  keinerlei  weitere  Funktionen  ausüben. 

Konsulargerichte  der  oben  erwähnten  Grossstaaten,  sowie  auch 
Griechenlands  bestehen  in  Sofia,  Philippopel,  Rustchuk,  Vama  und  von 
einigen  Staaten  auch  in  Burgas. 

0  EIq  Kommentar  mim  bulgarischen  Erbschaftsgesete  wird  herausgegeben  von 
dem  früheren  Justizminister  Dimitr  Tonische w. 
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Die  Kompetenz  dieser  Eönsülargerichte  erstreckt  sich  auf  Streitig«^ 
keiten  der  Unterthanen  der  betreffenden  Staaten  unter  sich  und  mit  Unter- 
thanen  eines  anderen  firemdl&ndischen  (nicht-bulgarischen)  Staates.  Mass- 
gebend  fUr  die  Kompetenz  ist  die  Unterthanschaft  des  Beklagten.  Klagt 
z.  6.  ein  französischer  ünterthan  gegen  einen  deutschen,  so  muss  er 
die  Klage  bei  dem  deutschen  Konsulat  einreichen.  Wie  jedoch  bereits 
an  anderer  Stelle  (cfr.  Erbschaftsregulierung,  Abschnitt  VI  S.  812)  er- 
wähnt wurde,  können  die  Konsulargerichte  nur  in  solchen  Civilstreit- 
Sachen  vorgehen,  deren  Gegenstand  bewegliche  Sachen  sind.  Ebenso 
kOnnen  sie  vorgehen  bei  solchen  Uebertretungen  und  Vergehen  ihrer 
Unterthanen,  welche  nach  bulgarischen  Gesetzen  nicht  von  Amtswegen, 
jedoch  nach  den  Gesetzen  des  betreffenden  Staates  entweder  von  Amts- 
wegen  oder  auf  Antrag  zu  verfolgen  sind.  In  jedem  Falle  hat  das  Kon- 
sulargericht seine  Urtheile  gegenüber  seinen  Unterthanen  selbst,  und 
ohne  Inanspruchnahme  der  bulgarischen  Gerichte  zu  vollziehen.  Es 
hat  jedoch  das  Recht,  die  Hülfe  und  Assistenz  der  bulgarischen  admi- 
nistrativen  und  Polizeibehörden  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Was  das  Recht  anbelangt,  nach  welchem  diese  Konsulargerichte 
urtheilen,  so  ist  zu  bemerken,  dass  jedes  Konsulargericht  nach  dem 
Rechte  seines  Staates  vorgeht  und  urtheilt.  —  Das  Funktions- 
gebiet und  den  Wirkungskreis  eines  jeden  Konsulargerichts  bestimmen 
die  Gesetze  des  betreffenden  Staates. 

Bei  der  Erbschaftsregulierung  (Abschnitt  VI  S.  312)  wurde  erwähnt, 
dass  in  Bulgarien  —  durch  Usus  —  auch  Konsulate  solcher  Staaten 
(reriditsbarkeit  in  Civilsachen  über  Mobilien  ausüben,  welche  keiner 
Kapitulationen  theilhaftig  sind,  wie  z.  B.  Rumänien  und  Serbien.  Jedoch 
haben  diese  Staaten  kein  Recht,  die  nämlichen  Begünstigungen  zu  ver- 
langen, welche  die  Rechte  aus  Kapitulationen  geniessenden  Staaten  besitzen. 
Schliesslich  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  in  allen  Civil-  und  Kriminal- 
prozessen, bei  denen  unterthanen  eines  der  die  Rechte  der  Kapitula- 
tionen geniessenden  Staaten  betheiligt  sind,  zu  jeder  Verhandlung  der 
betreffende  Konsul  obligatorisch  einzuladen  ist,  welcher  dann  zur 
Verhandlimg  zu  erscheinen  oder  seinen  Dragoman  zu  schicken  befugt 
ist.  Von  diesem  Rechte  machen  jedoch  in  neuester  Zeit  die  wenigsten 
Konsulate  Gebrauch.  —  Das  Nichterscheinen  des  regelrecht  verstän- 
digten Konsuls  resp.  dessen  Dragomans  zur  Verhandlung  hindert  die 
Vornahme  der  letzteren  nicht.  ^)  In  der  Praxis  beschränkt  sich  übrigens 
die  Thätigkeit  des  Dragomans  vor  den  bulgarischen  Gerichten  auf 
blosse  Anwesenheit,  ohne  dass  er  irgend  welche  Erklärungen  ab- 
zugeben oder  Anträge  zu  stellen  pflegt.  Wenn  er  erscheint,  so  wird  ihm 
der  Ehrenplatz  neben  dem  Prokuror  eingeräumt 

*)  Die  Verstfiiidigiuig  des  betreffenden  Konsols  ist  nnr  bei  den  meritorischea 
Gerichten  bei  sonstiger  Niohtigkeit  des  Verfsbrens  obligatorisch,  während  sn  den  Ver- 
hindlnngen  tot  dem  obersten  Kassationshof  der  Konsul  nicht  eincaladen  ist.  Er  kann 
jedoch  erscheinen. 


Siebzehnter  Abschnitt. 
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L  Allgemeines. 

§1. 

Einleitang. 

Der  Bechtsznstaiid  in  Montenegro  beruhte  frUher  ausschliesslich, 
und  beruht  auch  jetzt  noch  auf  vielen,  namentlich  den  prozessualen 
Sechtsgebieten,  im  wesentlichen  auf  Gewohnheitsrecht.  Die  ersten  ge- 
schriebenen Gesetze  erhielt  Montenegro  in  den  letzten  Jahren  des  vorigen 
Jahrhunderts.^)  Es  sind  *  wenige  Artikel,  fast  ausschliesslich^  straf- 
rechtlichen Inhalts.*)  Einige  Jahre  später  folgten  diesen  Gesetzen  er^ 
g&nzende  Satzungen,  darunter  das  Gerichteverfahren  betreffende;^)  darauf 
ruhte  die  Gesetzgebung  bis  zur  Mitte  dieses  Jahrhunderts,  wo  das  Gesetz- 
buch Daniels  I.^)  an  Stelle  der  erwähnten  Gesetze  trat.  Neuerdings 
hat  Montenegro  ein  bürgerliches  Gesetzbuch^)  erhalten,  welches, 
mit  Ausschluss  des  Familien-  und  Erbrechte,  das  gesammte  bürgerliche 
Becht  regelt. 

Zur  Orientirung  geben  wir  nachstehend  zunächst  eine  Uebersicht 
der  Quellen  des  geltenden  Bechte  und  ein  Yerzeichniss  der  die  Rechts- 
pflege in  Montenegro  betreffenden  Literatur,  sodann  eine  kurze  Dar- 
legung der  Stellung  der  Ausländer  in  Montenegro  und  der  Anwendbar- 
keit fremden  Rechte  daselbst. 


1)  Durch  OeseU  des  Yladik»  (geistUehen  Hemcbers)  Peter  L. vom  6,  (17.)  August 
1796  in  16  Artikelxi,  «bgedmokt  in  F.  Lenormand,  Tarcs  et  Mo^tön^gnn«.  Paris, 
Didier  A  Co.  1866.  S.  359  £,  cf.  Frilley  et  Wlahovitj,  Le  Mont^iK^gro.  Paris  1876. 
6.  406.  Vergl.  auch  Allgemeines  Geset^bnch  Über  Vermögen  fQr  das  Fürstenthmn 
Montenegro.  In  die  dentscbe  Sprache  abertragen  nnd  mit  einer  Einleitung  versehen 
yon  Abalbert  8hek,  Obergerichtsrath  bei  dem  Obergerichte  für  Bosnien  nnd  die 
Horsegoirina  in  Sanjeyo.    Berlin^  Carl  Heymanns  Verlag  1893.    S.  XIII  ff. 

^  Ein  Artikel  (15)  betrifft  die  Ausfibung  des  Vorkan&reehts  und  das  Verfahren 
beim  Verkaof  unbeweglicher  Gftter. 

")  Vergl.  den  Text  beiLenormand  a.  a.  0.  und  Popovi^:  Recht  und  Gericht  in 
Montenegro  8,  23  01,  vgl.  auch  Frilley  et  Wlahovitj  8.  i02. 

^}  Gesetz  Peter  I.  vom  17,  (ä9.)  August  1808  in  17  Artikeln.  Dieselben  be- 
treffen Diebstahl,  Zweikampf,  M&rktCt  Steuern,  Gerichtsverfahren,  riehterlichen  Wd^ 
Bestechung  und  Parteilichkeit  der  Richter.  Vergl.  Popoyi^  8.  iiL  Seide  Gesetse 
Peter  I.  zusammen  werden  Gesetzbuch  Peter  I.  (2^onik)  gensnnt,  abgedruckt  in  liO'- 
normand  a.  a.  0.  B.  868 ff.,  yergL  8hek  S.  XV f,  Shek  a,  a.  0.  giebt  den  Inhalt  der 
Gesetae  Peter  I.  und  Dauüo  I.  ttber  Privatrecht  und  Verfahren  YoUstSadig  wieder. 

*)  Vergl.  Aber  dasselbe  S.  820. 

•)  VergL  S.  830,  828, 
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A.  Beelitsquelleii. 

§2. 
1.   Gesetibüoher. 

a)  „Gesetzbuch  Daniels  I.,  Fürsten  und  Gebieters  von  Montenegro 
und  der  Brda",  gegeben  zu  Cettinje  den  25.  April  1855.^) 

b)  Das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  für  das  FUrstenthum 
Montenegro,  gegeben  zu  Cettini<^  um  25.  März  1888,  mit  Gesetzeskraft 
vom  1.  JuH  1888.^ 


')  In  deutscher  Uebersetsung  erschienen  im  Verlage  von  Friedrich  Manc  in  Wien 
1859.  Eine  fraazOouiche  Uebersetzung  enthftlt  das  Werk  von  Delarne  (Sekretfir 
Daniel  L),  Le  Montdnögro.  Paris  1802.  S.  137—165,  sowie  Lenormand  S.  370  £L 
Das  Gesetzbuch  hat  95  Paragraphen,  a)  §§  1—5,  59—62,  66,  91,  92  sind  staatsrecht- 
lichen Inhalts  (Q-nindrechte  der  Montenegriner,  Rechte  des  Fürsten,  der  Priester,  der 
Fremden;  Steuerpflicht);  b)  §§  6—15,  64,  65,  73,  74  betreffen  das  Gerichtsyerfahren; 
c)  §§  10-^-44,  58—63,  77—84,  86—89,  98—95  das  Strafrecht;  die  übrigen  d)  das 
Givilrccht.  Es  behandeln  aa)  Vermögensrecht:  §§45,  46  (Vorkaufsrecht),  §  90 
(Darlehn);  bb)  Familienrecht:  §§47  (Ilausgenossenschaft),  51  (Mitgift),  68^-50  (Ehe- 
schliessung), 67,  75,  76  (Trennung  der  Ehe),  72  (Ehebruch),  71  (aussereheliche  Schwän- 
gerung); cc)  Erbrecht:  §§48,  49  (Testirfreiheit) ,  50,  52—57  (Intestatrecht).  Vcrgl. 
auch  GopöeYi6,  Montenegro  und  die  Montenegriner.  Leipzig  1877.  S.  67 — 74.  Frilley 
und  Wlahovitj  S.  408  und  Shek  S.  XVIL 

*)  Vergl.  Art.  1  des  Publikationsdekrets  vom  25.  Mftrz  1888  in  der  französischen 
Ausgabe  (S.321  Note)  p.  liXIII  und  Shek  S.  1  ff.  Das  Gesetzbuch  enthält  ausser  dem 
Publikationsdekret  6  Theile. 

1.  Theil  (Art.  1 — 25):  Einleitende  und  allgemeine  Bestimmungen.  1.  Abschn.. 
Von  den  Gesetzen.  2.  Abschn.  Von  den  Rechtssubjekten.  8.  Abachn.  Vom  VermDgea 
und  seinem  Schutze.  4.  Abschn.  Vom  Besitze.  —  2.  Theil  (Art.  26—221):  Vom  Eigen- 
thum  und  anderen  Arten  der  dinglichen  Rechte.  1.  Abschn.  Vom  Erwerb  des  Eigen- 
thums  unbeweglicher  Güter.  2.  Abschn.  Vom  Erwerb  des  Eigenthums  beweglicher 
Sachen.  8.  Abschn.  Vom  Umfang  und  Schutz  des  Eigenthums.  4.  Abschn.  Vom  Mit^ 
eigenthum.  5.  Abschn.  Vom  Nachbarrecht.  6.  Abschn.  Von  den  Grundgerechtigkeiten 
(Nachbardienstbarkeiten).  7.  Abschn.  Vom  Niessbrauch.  8.  Abschn.  Vom  Pfände» 
9.  Abschn.  Vom  Pfandrecht  mit  Nutzungsrecht  (Antichrese).  10.  Abschn.  Von  der 
Q^rpothek.  —  8.  Theil  (Art.  222 — 493):  Vom  Kauf  und  anderen  wichtigeren  Arten  Von 
Verträgeti.  1.  Abschn.  Vom  Kauf.  2.  Abschn.  Vom  Tausch.  3.  Abschn.  Von  Darlehen. 
4.  Abschn.  Von  der  Gebrauchsleihe.  5.  Abschn.  Von  der  Sachenmiethe.  6.  Absch.  Von 
der  Pacht  insbesondere.  7.  Abschn.  Von  der  Viehverstellung  und  dem  zur  Beackerung 
gegebenen  Vieh.  8.  Abschn.  Von  der  Arbeitsverdingung.  9.  Abschn.  Von  der  eni* 
geltllchen  und  unentgeltlichen  Aushülfe.  10.  Abschn.  Von  der  Werkrerdingung. 
11.  Abschn.  Von  der  Verfrachtung.  12.  Abschn.  Von  der  Hinterlegung.  18.  AbscluL. 
Von  der  Vollmacht.  14.  Abschn.  Von  der  einfachen  Gesellschaft  15.  Abschn.  Von 
der  Supona  (Shek  S.  L\a).  16.  Abschn.  Von  der  Sprega  (Shek  S.LVIQ.  17.  Abschn. 
Von  der  Bürgschaft  18.  Abschn.  Vom  Vergleiche.  19.  Abschn.  Von  Spiel  und  Wette. 
20.  Abschn.  Von  der  Schenkung.  —  4.  Theil  (Art  494—635):  Von  den  Verträgen  im 
Allgemeinen  und  Ton  anderen  Handlungen  und  Veiii&ltnissea.  aus  denen  Verbindlich- 
keiten entstehen.  1.  Abschn.  Von  der  Entstehung  der  Verträge.  2.  Abschn.  Von  der 
Erfüllung  der  Vertrage.  3.  Abschn.  Von  den  Folgen  der  Nichterfüllung  oder  der 
mangelhaften  Erfüllung  der  Vertrftge.  4.  Abschn.  Von  besonderen  Bestimmungen« 
welche  bei  Abschluss  von  Verträgen  vorkommen  (Draufgabe,  Reugeld,  Vertragsstrafe^ 
GesammtschuldTerhfiltnisse,  Bedingungen).  5.  Abschn.  Von  SchuldverhiQtmlBsen,  welche 
aus  unerlaubten  Handlungen  hervorgehen.    6.  Abschn.  Von  Schuldverhftltnissen,  welche 
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Das  Gesetzbuch  lehnt  sich  an  keines  der  bestehenden  Gesetzbacher 
an,  es  ist  eine  originale,  den  Verhältnissen  des  Landes  angepasste 
Schöpfung.  1) 

Die  Auadrucksweise  des  Gesetzbuchs  ist  plastisch  und  zugleich 
knapp  und  bestimmt.  Das  Werk  hat  namentlich  in  den  Kreisen  sla- 
Yischer  Juristen,  begeisterte  Anerkennung  gefunden,  und  dürfte  fOr 
weitere  Kodifkationsbestrebungen  der  slavischen  Völker  eine  vrärthYoUe 
Grundlage,  Antrieb  und  Muster  bilden. 

§a. 

2.  Btaatsrertrtge, 

a)  Freundschafts-,  Handels-  und  Schifffahrtsyertrag  mit 
Orossbiiteniiieil  vom  21.  Januar  1882. 

Art.  I.  des  Vertrages  bestimmt:  Britische  Unterthanen  werden  in 
Montenegro  und  montenegrinische  Unterthanen  in  Grossbritannien  und 
Irland  dieselbe  Behandlung  gemessen,  wie  die  eigenen  Staatsangehörigen 
oder  die  Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nationen   bei  Erwerbung, 


aas  yenchiedenen  Ursachen  und  Verhältnissen  entstehen.  7.  Abschn.  Vom  Uebergang 
der  Fordwnngen.  8.  Abschn.  Von  der  Aufhebung  der  ScholdrerhAltnisse.  —  5.  Theil 
(Art.  636— 766):  Von  Menschen  und  anderen  Rechtssnbjeklen.  1.  Abschn.  Von  toU- 
jShrigen  Personen.  2.  Abschn.  Von  Mindexjfthrigen  und  ihrer  BeYonnnndung.  8.  Abschn. 
Von  Geisteskranken,  Verschwendern,  sowie  deren  Bevormundung.  4.  Abschn.  Von 
der  Vormundschaft  über  Abwesende,  Verhaftete,  Wittwen,  nnangetietene  Erbschaften 
vnd  Ton  der  Pflegschaft.  5«  Abschn.  Von  der  Dauer  der  RechtsfUdg^eit  und  Ton  der 
TodestfidSrung.  6.  Abschn.  Von  der  Hansgemeinschaft.  7.  Absdm,  Von  Pleme  und 
Brastvo,  von  Stadt-  und  Dorfgemeinden.  8.  Abschn.  Von  Kirchen,  Klöstern  und  ande- 
ren kirchlichen  Einrichtungen.  9.  Abschn.  Vom  Staate.  10.  Abschn.  Von  den  Körper- 
schaften. 11.  Abschn.  Von  Stiftungen.  ^  6.  Theil  (Art  767—1031):  ErUuterungan, 
ErgtaKungen  und  BegriiTsbeetunmungen,  Dieser  Theil  enthalt  Erläuterungen  su  den 
Yoraasg^enden  5  Theilen,  darunter  Bestimmungen  aber  die  Anwendbarkeit  fremden 
Rechts  und  dit  Vollstreckbarkeit  auswärtiger  Urtheile  (Art.  786 — 800),  und  über  die 
Arten  und  l^Hrkungen  der  Beweise  in  CSvilstreitigkeiten  (Art  971—977). 

Eine  französische  UebersetEung  des  (Gesetzbuchs  ist  im  Auftrage  der  französischen 
Justiz-  und  Kultusminister  1892  ertichienen  (Code  G^n^ral  des  biens  pour  la  principaut^  de 
Mont^n^gro  de  1888.  Traduitpar R  Dareste  et  A.  RiyiÄre.  Paris,  Imprimerie  nationale, 
1892).  Eine  deutsche  Uebersetznng  des  Gesetzbuches  hat  Shek  geliefert  (vergl.  oben 
S.  1  Notel).  Eine  Analyse  der  Bestimmungen  des  Gesetzbuchs  giebt  Dickel,  lieber 
dns  neue  btligerliche  G^etzbuch  ftlr  Montenegro  3.  55  fll  Eine  spanische  Uebersetzung 
Ton  GustaTO  la  Iglesia  ist  in  der  Goleeion  de  la  Instituciones  politicas  y  juridicas 
de  los  pueblos.  modernes  Bd.  Z  S.  77 — 263,  1898  in  Madrid  bei  Jos^  Gongora  j  AWarez 
erschienen. 

Das  Cbsetzhuch  ist  verfasst  Ton  dem  Staatsrath  und  Profesisor  .Dt.  BoglSic 
(jetzigem  Justizminister  in  Montenegro);  es  wird  deshalb  kurz  als  pCodex  BogiSic*" 
bezeichnet  Daten  über  Perscn  und  Lebensgaug  desselben  giebt  Dickel  a.  a.  0.  S.  9  ff.; 
et  wach  Frilley  u.  Wlahovitj  S.  404;  Chiudina,  Storia  del  Moi^tenero  Spalate  1882 
S.  172;  Shek  8.XXVIf. 

')  Interessante  Mittheilungen  über  die  Methode  und  die  Prinzipien  der  Kodifika- 
tion enthält  die  Schrift  von  BogiSic,  A  propos  du  code  civil  du  Mont^n^gro.  Quelques 
xnots  sur  les  principes  et  la  m^thode,  adopt^s  pour  la  codification.  Lettre  ä  un  ami  par 
V.  BogiSiö.    Paris  1886;  und  Shek  S.  XXX  ff. 

I.  L^BWBVBw,  BtchttTerfolfttif.  II.  21 
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Besitz  und  Yeräusserong  von  Immobilien,  Abgaben  von  solchen  und  mit 
Bezug  auf  den  Zutritt  zu  den  Gerichten  und  die  Verfolgung 
und  Vertheidigung  ihrer  Rechte. ^) 

b)  Handels*  und  Schifffahrtsvertrag  mit  Italien  vom  28. 
(16.)  März  1883. 

Art.  I  des  Vertrages  bestimmt:  Die  Angehörigen  einer  jeden  der 
yertragschliessenden  Mächte  werden  im  Gebiet  der  anderen  alle  bürger- 
lichen Rechte  gemessen,  die  den  eigenen  Staatsangehörigen  zu- 
8tehen.2)5) 

§4. 
a»  QewobzLheitsreoht. 

Das  Gewohnheitsrecht  findet,  da  nur  ein  geringer  Theil  des  Rechts 
schriftlich  fixirt  ist,  ausgedehnte  Anwendung,  sowohl  im  gerichtlichen  Ver- 
fahreUf  wie  auf  dem  Gebiet  des  materiellen  Rechts,  auf  letzterem  insbe- 
sondere im  Familien^  und  Erbrecht  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  enthält 
über  das  Gewohnheitsrecht  folgende  Bestimmungen:  Art.  2:  „Bei  Rechts- 
yerhältnissen,  für  welche  in  diesem  Gesetzbuche  und  seinen  Ö*gänzungen 
keine  Rechtsbestinmiungen  vorkommen,  ist  nach  den  Rechtsregeln  zu  ver- 
fahren, welche  in  den  guten  Gewohnheiten  leben''  (Art.  779,  778). 
Die  beiden  hier  in  Bezug  genonunenen  Artikel  (des  sechsten  Theite)  ent- 
halten folgende  Erläuterungen  und  Ergänzungen  zu  dieser  V(»^chiift: 
Art.  779:  Gewohnheitsrechte  im  gesetzlichen  Sinne  sind  diejenigen 
Regeln,  welche  im  Volks-  und  Gerichtsleben  als  Recht  anerkannt  und 
beobachtet  werden,  obwohl  sie  nicht  unter  die  Bestimmungen  der  ge- 
schriebenen Rechte  aufgenommen  sind.  Art.  780:  Muss  das  Gewohn- 
heitsrecht Anwendung  finden,  und  handelt  es  sich  dabei  um  ein  Rechts- 
verhältniss,  fUr  welches  besondere  Gebräuche  im  Kreise  der  Personen, 
die  derartige  Geschäfte  gewerblich  betreiben  (Kaufleute,  Handweiker 
etc.)  vorkommen,  dann  muss.  man  sich  vorzüglich  an  die  Gebräuche 
dieses  Kreises  halten,  es  sei  denn,  dass  dieselben  mit  dem  Gesetze  oder 
den  guten  Sitten  in  Widerspruch  stehen. 

Das  Gewohnheitsrecht  geht  der  Analogie  voran.  ^) 


0  Art.  VIII  d.  V.  gewShrt  den  beiderseitigen  StaatsangehQxigen.  allgemein  die 
Rechte  der  meistbegflnstigten  Nationen.  Vgl.  den  Vertrag  in  französischer  lieber- 
etzang  in  Märten s'  Recueü  Ser.  II  Bd.  8  (1885)  S.  710 ff. 

>)  Vergl.  den  Wortlaut  des  Vertrages  in  Märten  s*  Recueü  Ser.  II  Bd.  10  (1883) 
S.  629  ff. 

*)  Die  Handelsverträge  mit  Frankreich  vom  18.  (80.)  Juni  1892  und  mit  Serbien 
vom  1.  (13.)  Mai  1891  (vergl.  Deutsches  Handclsarchiv  1892  S.  419,  1893  S.  161,  und 
Martens'  Recueil  Ser.  II  Bd.  44  S.  67  [1892])  sichern  den  Angehörigen  der  vertrag- 
schliessenden  Staaten  gleiche  Behandlung  mit  den  eigenen  Staatsangehörigen  zu«  aber 
nur  mit  Bezug  auf  den  Betrieb  von  Handel  und  Gewerbe,  und  Besteuerung. 

*)  §§  3,  781,  782  b.  G.    Vgl.  Shek  a.  a.  0.  S.  XXXVl  f. 
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B.  litenfeur.i) 

1.  Werke  aUgemeinen  Inhalts: 

a)  Recht  und  Gericht  in  Montenegro  von  Georg  Popoviö, 
Agram,  Verlag  von  Leopold  Hartmann,  1877,  90  Seiten. 

Diese  kleine  Schrift  giebi  eine  ziemlich  eingehende  Darstellung  der 
pfdifeischen  und  der  Rechtsgeschiehte  des  Landes  und  eine  Uebersicht 
des  Privatrechts,  des  Strafrechts  und  des  Grerichtsverfahrens  in  CütU- 
üie  in  Strafsachen.^ 

b)  Le  Mont6n4gro  contemporain  par  G.  Frilley  et  Jovan  Wla- 
howitj,  Paris,  C.  Plön  et  CSe.  1876,  504  S.») 

c)  Storia  del  Montenegro  di  Giacomo  Chiudina,  Spalato,  A. 
Zannoni  1882>) 

d)  Turcs  et  Mont6n6grins  par  F.  Lenormant,  Paris,  Librairie 
acad6miqne  Didier  &  de.  1866  LXXXVÜ  u.  423  S.^) 

e)  Shek  in  der  Einleitung  zu  seiner  Uebersetzung  des  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  jfür  Montenegro  (oben  S.  319  Note  1). 

AujBschluss  fiber  einzelne  hierher  gehörige  Fragen  geben: 

f)  Paiö  und  Scherb,  Ctenagora,  Agram  1851. 

g)  Delarue,  Le  Montön^gro,  Paris  1862. 
h)  Denton,  Montenegro,  London  1877. 

])  Gopieviö,  Montenegro  und  die  Montenegriner,  Leipzig  1877. 
k)  Schwarz,  Montenegro,  Leipzig  1883. 

2.  üeber  das  bürgerliche  Gesetzbuch  ist  eine  grosse  Anzahl 
Ton  Schriften  erschienen,  meist  in  Zeitschriften  verstreut;  ein  Yerzeich- 
uiss  derselben  findet  sich  in  der  Einleitung  zur  französischen  Ausgabe 
des  Gesetzbuchs  S.  LYH— LX  und  bei  Shek  S.  LXXIIf.  Hervorzu- 
heben ist:  Karl  Dickel:  „üeber  das  neue  bürgerliche  Gesetzbuch  für 
Montenegro  und  die  Bedeutung  seiner  Grundsätze  für  die  Kodifikation 
im  Allgemeinen  mit  Bemerkungen  über  den  neuen  Entwurf  eines  deut- 
schen bürgerlichen  Gesetzbuches.  Marburg,  Ehrhardt  1889,  112  S« 
{atioh  fr'anzOsisch  von  Brissaud),  sowie  das  Buch  von  Shek. 

3.  Das  Gewohnheitsrecht  betroiffen: 

a)  Dr.  Friedrich  S.  Erauss,  Sitte  und  Brauch  der  Südslaven. 
Nach  hämischen  gedruckten  und  ungedruckten  Quellen,  Wien  1885, 
Holder.    XXVI  und  681  S.     Behandelt  eingehend  Hausgemeinschaft, 


*)  Ein  Verzeichniss  der  Über  Montenegro  eisehienenen  Schriften  hat  Marko 
DragOYic  unter  dem  Titel  JPokoiaj  a  bibliograi^a  o  Cmoj  Oori**  in  serbischer  Sprache 
1892  in  Oettiiye  yerOffentlicht 

*)  Das  WeriE  ist  indess  mit  Yonncht  zu  gebraachen,  da  darin  mehrfach  bereits 
obsolete  gesetzliche  Bestimmungen  noch  als  geltendes  Recht  dargestellt  werden^ 
VgL  anch  Dickel  a.  a.  0. 

*)  Die  Rechtspflege  betrifft  das  14.  Kapitel  des  Buches  ''De  la  justice  et  des 
jnges  etc.''  S.  d88--404. 

^  Der  10.  AbschniU  (Giudicatura  etc.  S.  167—175)  behandelt  die  Rechtspflege, 

8)  Einleitung  Abschnitt  V  S.  LIV  ffl  handelt  von  der  Rechtspflege. 

21* 
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Ehescheidung,   Wittwenrecht,  Verwandtschaft,  Adoption    und   Arroga* 
tion  u.  A.  ^) 

b)  V.  Bogiäiö:  Das  Gewohnheitsrecht  der  Südslayen.  Agram  1874 
LXXIV  und  714  S.  (in  serbisch-kroatischer  Sprache). 

c)  Fedor  D^meliö,  Le  droit  coutumier  des  slaves  möridionaux 
d'aprfes  les  recherches  de  M.  V.  BogiSi6.  Paris,  Emest  Thorin  1876. 
Dieses  Werk  enthält  einen  Auszug  aus  dem  zu  b)  angefOhrten  Werke 
von  BogiSiö. 

d)  y.  Bogiäi6,  Sur  la  forme  dite  inokosna  de  la  famille  rurale 
chez  les  Serbes  et  les  Croates.    Paris  1884. 

e)  Medakoviö,  Zakonik  (Gesetzbuch  Peter  I  und  Beschreibung 
des  Gerichtsverfahrens).    Semlin  1850. 

f)  Medakoviö,  zivot  i  obiiaji  Grnogoraca  (Leben  und  Sitten  der 
Montenegriner).    Neusatz  1860. 

§6. 
G«  Beehtsstellung  der  AusUnder. 

1.  Im  Allgemeinen.  Es  gilt  der  Grundsatz:  Das  Gesetz  ist  fttr 
alle  gleich.^)  Ausländer  geniessen  die  gleichen  Rechte,  wie  die  eigenen 
Staatsangehörigen.^)  Eine  Ausnahme  gilt  fUr  den  Erwerb  von  Grund- 
eigenthum  in  Montenegro.^)  Ausländer  können  Gruudeigenthum  nur 
durch  Schenkung  seitens  des  Staatsoberhaupts,  d.  h.  des  Fürsten  er* 
werben.^)    Doch  kann   dieser  Grundsatz   nach  den  geltenden  Staats- 


')  Das  Werk  wird  sehr  tmgQnstig  beortheilt.  Vgl.  daza  die  Kritik  von  Dr.  Jagie 
im  Archiy  für  slavische  Phüologie  Bd.  VIII  1885  S.  613--6d2,  und  Ton  Dr.Babhik  in. 
der  Laibacher  Zeitschrift  1886  No.  1—4. 

«)  Art.  987  b.  G. 

^  Gesetzbuch  Daniels  §  91.  Jeder  Flttchtling,  sobald  er  unser  freies  Land  be- 
tritt, geniesst  Tolle  Sicherheit  nach  GelObniss  des  heiligen  Peter,  gewesenen  Gebieters 
von  Montenegro,  und  Niemand  darf  ihm  eine  UnbiU  zufügen,  so  lange  er  sich  nach 
unserem  Landesgesetzbuche  yerhfilt  und  seine'  Handlungen  darnach  einrichtet,  und  er 
geniesst  die  Gerechtsamen  derselben  ebenso,  wie  jeder  unserer  Brfider,  Montenegriner 
und  Brdaner;  l&sst  er  sich  aber  etwas  zu  Schulden  kommen,  so  wird  auch  dem  Flücht- 
linge nach  diesem  Gesetzbuche  Recht  gesprochen  werden.  §  92.  Obwohl  in  diesem 
Lande  ausser  der  serbischen  NationalitClt  keine  andere  Nationalität  und  ausser  der 
rechtglftubigen  morgenlftndischen  Kirche  keine  andere  Elirche  besteht«  so  kann  denüocb 
jeder,  der  einer  anderen  Nationalität  und  einer  anderen  Kirche  angehört,  unbehindert 
in  demselben  leben  und  die  Freiheit  und  unsere  vaterländischen  Gerechtsamen  gleich 
einem  jeden  Montenegriner  und  Brdaner  gemessen. 

^)  Art.  63  b.  G.:  „Das  alto  Grundgesetz  von  Montenegro,  nach  dem  nur  ein  Monte* 
negriner  Eigenthümer  unbeweglicher  Guter  in  Montenegro  sein  kann,  behält  für  di» 
Zukunft  seine  rolle  und  ganze  Wirkung.  Alles,  was  unter  Verletzung  dieses  Gesetses 
abgeschlossen  wird,  ist  mit  Ausnahme  des  in  Art.  64  vorgesehenen  Falles  nichtig  und 
wirkungslos.** 

^)  Art.  64  b.  G.r  „Nur  derjem'ge  Fremde,  dem  das  Staatsoberhaupt  -  ein  unbeweg* 
liches  Gut  in  Montenegro  zum  Geschenk  macht,  kann  Eigenthümer  desselben  sein,  aber 
nur  unter  den  Bedingungen,  die  in  jedem  einzelnen  Falle  durch  den  Schenkungsakt 
festgesetzt  werden. 
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vertragen  auf  italienische  und  britische  Unterthanen  keine  An- 
wendung finden.^) 

2.   Im  Einzelnen  gelten  folgende  Vorschriften: 

Die  Rechtsfähigkeit  einer  Person  richtet  sich  nach  dem  Recht  des 
Orts,  dem  das  streitige  Rechtsverhältniss  angehört.  ^ 

Ob  eine  Gesellschaft,  eine  Stiftung,  eine  juristische  Person  zu  Recht 
iiesteht,  ist  zu  beurtheilen  nach  dem  Gesetz  des  Ortes,  wo  sie  er- 
richtet ist.^ 

Die  YorfSgungsfähigkeit  einer  Person  bestimmt  sich  nach  dem 
Becht  ihres  Landes,^)  doch  findet  das  montenegrinische  Recht  Anwendung, 
^enn .  es  der  Aufrechterhaltung  eines  Rechtsgeschäfts,  welches  iii 
Montenegro  abgeschlossen  ist,  dort  erfüllt  werden  soll  und  in  Monte- 
negro den  Gregenstand  eines  Rechtsstreits  bildet,  gttnstiger  ist.^) 

Ist  ein  in  Montenegro  wohnender  Ausländer  wegen  jugendlichen 
Alters  oder  aus  anderen  Gründen  ausser  Stande,  seinen  Geschäften  vor- 
zustehen, so  kann  die  montenegrinische  Behörde  ihm  einen  Yörmujid 
bestellen,  wenn  die  heimische  Behörde  ihm  keinen  solchen  ernannt  hat. 
Auf  die  so  bestellte  Vormundschaft  findet  im  Allgemeinen  das  am  Ort 
der  den  Vormund  ernennenden  Behörde  geltende  Recht  Anwendung; 
bei  Vormundschaften  über  Minderjährige  aber  das  Recht  des  Landes, 
dem  der  Minderjährige  angehört.^) 

§7. 
D.  Anwendbarkeit  fremden  Beclits. 

Im  Bereiche  des  Vermögensrechts  findet  im  allgemeinen  auf  monte- 
negrinischem Gebiete  das  montenegrinische  Recht  Anwendung,  und  zwar 
sowohl  auf  Montenegriner,  wie  auf  AuslIUider,  welche  in  Montenegro 
wohnen  oder  Prozesse  führen.') 

Hiervon  bestehen  folgende  Ausnahmen: 


^)  Vergl.  oben  S.  321, 322.  Zwigchen  der  angeführten  Bestimmung  im  Art  63  b.  G, 
und  dem  Inhalt  der  Verträge  mit  Qrossbritannien  und  Italien  besteht  ein  Widersprach, 
der  aber  zu  Gunsten  der  Yertrflge  zu  entscheiden  sein  dürfte,  da  Montenegro  die  Be- 
stimmungen der  mtemationalen  YertrBge  nicht  einseitig  aufheben  konnte,  übrigens 
auch  nicht  zu  veimuthen  ist,  dass  der  Fürst  von  Montenegro,  der  das  Gesetzbach  er- 
lassen und  die  Verträge  abgeschlossen  hat,  durch  die  Bestimmungen  des  Gesetzbuchs 
die  Ton  ihm  geschlossenen  Verträge  habe  yerletzen  wollen.  Immerhin  ist  es  auffallend, 
dass  der  entgegenstehenden  Staat9Terträge  im  Art.  63  b.  G.  keine  Erwähnung  geschieht. 
(Vergl.  auch  Art.  953,  777,  6  Abs.  2  b.  G.  und  Dickel  S.  72.)  Shek  (LVI)  erklärt 
die  Bestimmung  des  Art  63  b.  G.  durch  das  seit  altersher  bestehende  im  engsten  Zu- 
sammenhange mit  der  Familiengliederung  stehende  Vorkaufsrecht.  Er  erwähnt,  dass 
diesw  Grandsatz  die  Folge  gehabt  hat,  dass  Montenegiiner  in  Oesterreich  Immobilien 
idcfat  erwerben  dürfen. 

^  Art.  786  b*  G. 

3)  Art  787  h.a. 

*)  Art  788  Abs.l  b.G. 

^  Art.  788  Abs.  2  b.G. 

^  Art.  799  b.  G. 

^  Art.  5  b.  G. 
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a)  Bezüglich  der  Rechts-  und  Verfttgungsfähi^eit  und  der  geseta* 
liehen  Vertretung.^) 

b)  Eigenthum  und  andere  dingliche  Rechte  an  Immobilien  werden 
ausschliesslich  nach  der  lex  rei  sitae  beurtheilt.^  Im  Prinzip  findet 
dieser  Grundsatz  auch  auf  Mobilien  Anwendung;  ttber  Erbschaften  und 
Yer&usserungen  aber  entscheidet  das  Gesetz  des  Ortes,  wo  sich  der 
Gegenstand  zur  Zeit  des  Vertragsschlusses  befand.^  Auf  die  Er- 
sitzung von  Mobilien  findet  das  Gesetz  des  Ortes  Anwendung,  wo  der 
Gegenstand  sich  in  dem  Augenblicke  befand,  als  die  ErsitKung  begann.^) 

c)  Rechte  und  Verbindlichkeiten  aus  Verträgen  werden  beherrsdit 
durch  das  Gesetz  des  Ortes,  welcher  im  Vertrage  bestimmt  ist,  oder 
welchen  die  Parteien  nach  der  Natur  des  Geschäfts  oder  anderen  um- 
ständen offenbar  im  Auge  gehabt  haben,  oder  im  Augenblicke  des  Ver- 
tn^gsschlusses  im  Auge  gehabt  haben  würden,  wenn  sie  dann  gedadit 
hätten.^ 

Dieser  Ort  kann  sein:  deijenige,  wo  der  Vertrag  geschlossen  worden 
ist,  oder  deijenige,  wo  er  erfüllt  werden  soll,  oder  der,  wo  der  Prozess 
über  das  Vertragsobjekt  schwebt,  oder  endlich  der,  welcher  nach  den 
umständen  als  Sitz  des  Rechtsverhältnisses  anzusehen  ist.^^ 

d)  Schadenersatzverbindlichkeiten  aus  unerlaubten  Handlungen  unter- 
stehen dem  Gesetz  des  Ortes,  wo  die  schädigende  Handlung  begangen 
worden  ist.®) 

e)  Verbindlichkeiten  aus  der  Auslobung,  der  Geschäftsführung  ohne 
Auftrag  und  der  Bereicherung  stehen  unter  dem  Gesetz  des  Ortes,  wo 
die  Thatsache  oder  das  Ereigniss  stattgefunden  hat,  aus  dem  die  Ver- 
pfliohtung  entspringt.^ 

f)  Die  Form  des  Rechtsgeschäfts  steht  unter  der  Regel:  locus  regit 
actum,  doch  kann  das  montenegrinische  Gericht  ein  Rechtsgeschäft  als 
gültig  anerkennen,  wenn  ein  im  Auslande  errichteter  Akt  zwar  nicht 
vollständig  dem  dortigen  Gesetz  über  die  Form,  wohl  aber  dem  monte- 
negrinischen entspricht.  ^^  Eine  Ausnahme  machen  die  Rechtsgeschäfte 


0  Vergl.  obeQ  das  im  §  6  unter  2  Gesagte. 

•)  Art.  790  b.  0. 

»)  Art.  791  b.  G. 

*)  Art.  791  Abs.  3  b.  G. 

»)  Art.  799  Abs.  1  b.  G. 

•)  Art.  792  Abs.  2  b.  G. 

Ö  Die  Regel  findet  nur  auf  Obligationen  Anwendung;  dinglicbe  Rechte,  welche 
aus  Vertrftgen  entstehen,  unterliegen  dem  Rechte  der  belegenen  Sache.  Art  792 
Abs.  3  b.  G. 

')  Art.  793  b.  G.  Besteht  die  Verpflichtong  aber  in  einer  Handlang,  die  nach 
montenegrinischem  Recht  nicht  erzwungen  werden  kann,  oder  in  einer  Oeldstrafe  oder 
einem  Schadensersatz  fOr  Handlangen,  an  die  das  montenegrinische  Recht  solche  Folgen 
nicht  knapit,  so  findet  obige  Bestimmung  keine  Anwendung.   Art  793,  796  Nr.  3  b.  G. 

^  Art.  794,  586—602  b.  G.  Vergl.  auch  Dernburg,  Preussisches  Privatrecht 
Bd.  1  §  28. 

^^  Art.  798  b.  G. 
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Über  Immobilien  und  -Rechte  an  solchen.  Dieselben  richten  sich  in  der 
Form  nach  der  lex  rei  sitae.  ^) 

Diese  Sätze  (a — f)  bleiben  ausser  Anwendung,  wenn  die  Bestim* 
mungen  des  fremden  Rechts  gegen  die  guten  Sitten  Verstössen  oder 
eine  in  Montenegro  nicht  geduldete  Einrichtung,  z.  B.  die  Sklaverei,  be- 
gflnstigen,  oder  den  zur  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ordnung 
und  Sicherheit  erlassenen  montenegrinischen  Gesetzen  zuwiderlaufen.^ 
Verpflichtet  ist  der  montenegrinische  Richter  zur  Anwendung  des 
ausländischen  Rechts  in  den  vorstehend  bezeichneten  Ausnahmefällen 
aber  nur,  wenn  ein  Staatsvertrag  oder  eine  zwingende  Vorschrift  des 
montenegrinischen  Rechts  dies  ausdrücklich  vorschreibt.^^)  So  weit 
nach  vorstehenden  Bestimmungen  das  fremde  Recht  anwendbar  ist, 
kann  der  Richter  dasselbe  anwenden,  d.  h.  es  hängt  vom  Ermessen  des 
Richters  ab,  welches  Recht  er  anwenden  will.  So  wenig  eine  solche 
Bestimmung  grundsätzlich  zu  billigen  ist,  so  wird  sie  doch  erklärlich, 
wenn  man  berücksichtigt,  dass  die  Rechtspflege  von  Laien  geübt  wird, 
denen  die  Fähigkeit,  fremdes  Recht  anzuwenden,  regehnässig  abgehen 
dürfte.  Den  Inhalt  des  fremden  Rechts  hat  die  Partei  zu  beweisen,  die 
sich  darauf  stützt  und  die  behauptet,  dass  es  von  dem  montenegrini- 
schen Recht  abweicht. 

Zu  erwähnen  ist  schliesslich,  dass  in  den  Fällen,  in  denen  Monte- 
negriner im  Auslande  in  vermögensrechtlicher  Beziehung  ungünstiger 
behandelt  werden,  wie  die  eigenen  Staatsangehörigen  des  betreffenden 
Landes,  Retorsion  geübt  wird.^) 

n.  Civilprozess. 

§8- 
A.   Die  Oericlite. 

1.  OrganlMAtion. 

Die  Bevölkerung  des  Landes  zerfällt  in  80  Stämme  (Plemeha).^  Die 
Grenzen   des  Stammgebiets  (Pleme)   sind   genau   bestimmt.'^    An   der 

^  Art  799  b.  G, 

*)  Art.  8  b.  G. 

^  Art.  7  b.  G.:  „Die  montenegrinischen  Richter  sind  selbst  in  den  Füllen,  wo  in 
OettLftssheit  des  Torstebenden  Artikels  (Art  6)  die  fremden  Gesetze  befolgt  werden 
soUen,  nicht  verpflichtet,  dieselben  in  Erwägung  zu  ziehen^  wenn  nicht  ein  internatio- 
naler Vertrag  oder  eine  zwingende  Gesetzesbestimmung  des  montenegrinischen  Rechts 
(Art.  775)  es  ihnen  förmlich  vorschreibt**  Der  cit  Art.  775  b.  G.  erläutert  den  Begriff 
Ton  lex  cogens  im  gemeinrechtlichen  Sinn.  (Vergl.  Wächter,  Pandekten  Bd.  I  S.  96.) 

*)  Staatsverträge,  welche  die  Anwendung  ausländischen  Rechts  vorschreiben,  exi- 
fltaren  znr  Zeit  nicht;  ebenso  wenig  zwingende  Vorschriften,  welche  dem  montenegrini- 
gchen  achter,  abgesehen  von  dem  Vorhandensein  eines  Staatsvertrages,  vorschreiben, 
«ulSndisches  Recht  anzuwenden.  Den,  fibrigens  sorgfältig  erwogenen,  Vorschriften  aber 
die  Anwendongssphäre  fremder  Rechte  fehlt  hiemach  zur  Zeit  das  Anwendungsgebiet, 
und  es  gilt  lediglich  der  an  der  Spitze  dieses  Absatzes  stehende  Grundsatz,  dass  bei 
aUen  Streitigkeiten  unterschiedslos  das  montenegrinische  Recht  Anwendung  findet 

*)  Art.  9  b.  G.    Die  Retorsion  muss  durch  eine,  vom  Justizminister  in  Ueberein- 
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Spitze  jedes  Pleme  steht  ein  Hauptmann  (Eapetan),  der  als  Einzelricht^r 
die  Gerichtsbarkeit  im  Pleme  ttbt. 

Das  Land  ist  in  4L  Kreise  (okru2je)  getheiit.  Für  jeden  Kreis  be- 
steht ein  Kollegialgericht  (Kreisgericht).  Dasselbe  ist  mit  je  einem 
Präsidenten,  ein  oder  zwei  Bäthen  und  den  erforderlichen  Sekretären 
besetzt.  Sitz  der  Kreisgerichte  sind  die  Städte  Podgorica^  Daldgno, 
Niksici  und  Andrijevica  (im  Pleme  Yasojeyiöi).  Oberster  Gerichtshof  für 
das  ganze  Land  ist  das  Obergericht  in  CetiDJe  (Weliki  Sud).  Dasselbe 
ist  mit  einem  Präsidenten,  vier  Käthen  und  drei  Sekretären  besetzt. 

Ausserdem  ttbt  in  jedem  Dorie  der  Ortsälteste  (kmet)  daa  Amt  des 
Friedensrichters. 

2.  Biohtaramt. 
Die  Richter  sind  Laien.  Sie  werden  nach  altem  Brauch  von  den 
einzelnen  Stämmen  gewählt  und  vom  Fflrsten  bestätigt,  i)  Die  Richter 
werden  vereidet,  beziehen  festen  (Jehalt^  und  dürfen  sich  von  ihrem 
Amtssitz  nicht  entfernen.  „Es  ist  ihnen  nicht  gestattet,  ilu'en  Geschäften 
zu  Hause  nachzugehen  oder  Handel  zu  treiben.^  ^ 

d.   Zuständigkeit. 

Die  Grenzen  der  Zuständigkeit  der  einzelnen  Gerichte  sind  —  von 
einigen  wenigen  gleich  zu  erwähnenden  Bestimmungen  abgesehen  — 
gesetzlich  nicht  fixirt.  In  Zivilsachen  kann  bei  dem  Kapetanatsgericht 
ohne  Rücksicht  auf  Art  und  HOhe  des  Streitgegenstands  jeder  Rechts- 
streit anhängig  gemacht  werden.*)  Von  dem  Kapetanatsgericht  geht 
der  Instanzenzug  in  der  Regel  an  das  Kreisgericht,  von  diesem  an  das 
Obergericht,  doch  kann  jeder  Rechtsstreit  direkt  zur  Entscheidung  des 
Fürsten  gebracht  werden.^) 

Stimmung  mit  dem  Staatsrath  erlassene  yerfQgong  angeordnet  sein.  Der  Staatarath 
besteht  zur  Zeit  aus  drei  Mitgliedern  (Gothaer  Hofkalender  fGbr  1893). 

*)  Die  80  Summe  bilden  lONahien,  TergL.  Shek  S.XI  und  Schwärs,  Monte- 
negro, Leipzig  1883,  S.  457.  üeber  die  frflheren  Justizzustftnde  yergL  Krau»  S.  57. 
Shek  S.  Ylf.  Üeber  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Rechtspflege  vergl.  Lenor- 
mand  B.  LVin,  Ghiudina  S.  171.  Ausführliche  Angaben  Ober  die  ökonomischen 
Verh&ltnisse  des  Landes  finden  sich  bei  Kraus  a.a.O.,  Schwarz  a.a.O.,  im  Gothaischen 
Hofkalender  und  in  den  §  5  No.  1—6  zitirten  Werken,  lieber  Bratstvo  yergl.  Shek 
S.  LIL 

^  Shek  S.  Lin. 

^)  Thatsftchlich  erfolgt  die  Ernennung  der  Richter  durch  den  Fürsten,  die  Wahl 
ist  eine  Formalit&t  ohne  Bedeutung  (Dr.  £osti6). 

")  Nähere  Angaben  machen  Frilley  und  Wlahovitj  S.  386  u.  854. 

^  Gesetzbuch  Daniel  I  §  18. 

*)  Shek  S.  Xu;  abweichende  Angaben  macht  Pop oyi«^. 

^)  Der  Fürst  nimmt  persönlich  an  der  Rechtsprechung  und  an  den  Gerichts- 
sitzungen Theil,  diskntirt  und  entscheidet  kleine  und  grosse  Sachen  sowohl  in  den 
SitzungeA  des  Obergerichts  wie  ausserhalb  derselben,  wo  sich  Gelegenheit  bietet  (vergl. 
Ghiudina  S.  171).  Die  Bedeutung  der  Gerichte  wird  hierdurch,  vor  AUem  aber^urch 
den  Umstand  herabgedrttckt,  dass  in  allen,  selbst  den  unbedeutendsten  Prozessen  der 
Fürst  in  letzter  Instanz  entscheidet.  Die  ThAtigkeit  der  erstinstanzlichen  Gerichte  soll 
sich  thatsachlich  auf  Vorarbeiten  zur  Information  des  Obergerichts  und  auf  Ausitlhrung 
der  Beschlüsse  desselben  beschränken  (Dr.  Kostii). 
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In  einigen  Punkten  hat  das  bürgerliche  Gesetzbuch  die  Zuständig- 
l:eit  der  Gerichte  normirt;  das  Eapetanat^ericht,  in  dessen  Sprengel 
der  Minderjährige  sieinen  Wohnsitz  hat,  fungirt  als  Obervormundschafts- 
behörde.  In  verwickelteren  Fällen  kann  das  Ohergericht  demselben 
auf  sein  Ersachen  über  die  Behandlung  eines  bestimmten  Falles  Wei- 
sungea  ertheüen.  Als  zweite  und  letzte  Instanz  entscheidet  in  Yor- 
mundsehaftssachen  das  Obei^ericht« ') 

Zur  Bestellung  des  Vormunds  für  einen  Geisteskranken  ist  das 
Kreisgericht  zuständig,  in  dessen  Sprengel  der  Geisleskranke  wohnt.  ^ 
Beschwerdeinstanz  ist  das  Obergericht.*) 

Zur  Bestellung  eines  Vormunds  fllr  Verschollene  und  zum  Aus- 
sprechen der  Todeserklärung  ist  das  Exeisgericht  zuständig,  in  dessen 
Sprengel  der  Verschollene  zuletzt  seinen  Wohnsitz  hatte,*) 

4.   G6rioht8q;>raohe. 
Die  Gerichtssprache  ist  die  serbische. 

B.  Parteieiu 

§9. 

1.   ProzessfKhigkeit. 
üeber  die  Prozessfähigkeit  bestehen  keine  besonderen  Vorschi  iften. 
Massgebend  fOr  dieselbe   ist  daher    die    allgemeine  Handlungs-  und 
Verfttgungsfähigkeit  der  Personen,     üeber  diese  ist  Folgendes  zu  be- 
merken : 

a)  Die  Volljährigkeit  beginnt  mit  dem  21.  Lebensjahre.^)  Nach 
Vollendung  des  18.  Lebensjahres  kann  der  Mindeiqährige  durch  das  Vor* 
mundschaftsgericht  (Eapetanatsgericht)  fttr  grossjährig  erklärt  werden.^ 
TJeber  die  Handlungsfähigkeit  und  Vertretung  der  Mindeijährigen  be- 
stimmen die  Artikel  640  ff.  b.  G.  ^ 

b)  üeber  Geisteskranke  und  Verschwender  und  deren  BcTormun- 
dung  bestimmen  die  Artikel  653 — 664  b.  G. 

c)  üeber  die  Bevormundung  Abwesender  und  die  Vertreter  der 
liegenden  Erbschaft,  sowie  erbloser  Güter  treffen  Art.  666^—674  b.G.  Be- 
stunmung. 

d)  Haasgemeinschaft  (Zadruga).^ 

Es  ist  dies  eine  den  sUdslavischen  Völkern  und  Montenegro  speziell 
«igentttmliche  Institution.  Eine  oder  mehrere  Einzelfamilien  leben  zu- 
sammen und  verwalten  und  bewirthschaften  ihr  Gut  gemeinschaftlich. 


0  Art  647  b.  G. 

•)  Art.  658  b.G. 

«)  Art  661  b.  G. 

*)  Art.  681  ff:  b.  G. 

»)  Vergl  Dicke!  S.  96,  97 

«)Art.638b.O. 

0  Verg^.  Art.  686  b.  G. 

^  VergL  Shek  S.LVHi. 
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unter  Leitung  eines  meist  von  ihnen  gewählten  Hausvaters.^)  Die 
„Hausgemeinschaft^  ist  vom  Gesetz  für  eine  juristische  Person  erklärt. 
„Sie  ist  selbstständiges  Subjekt  aller  HausgOter  und  des  Gesammtrer^ 
mOgens.^^  HausvennSgen  ist  alles,  was  das  Haus  von  Alters  ter 
hat,  und  in  der  Regel  alles,  was  die  Familienglieder  durch  ihre  Arbeit 
erwerben.  *)  Gesetzlicher  Vertreter  der  Hausgemeinschaft  ist  der  Haus* 
älteste.  Er  vertritt  dieselbe  bei  Geschäften  mit  dritten  Personen  und 
vor  Gericht  Aus  seinen  im  Namen  der  Hausgemeinschaft  vorgenom- 
menen Rechtshandlungen  wird  die  Hausgemeinschaft  berechtigt  und  ver- 
pflichtet^) So  lange  das  Hausvermögen  ungetheilt  ist,  darf  kein  Mit- 
glied seinen  Antheil  am  Hausvermögen  veräussem.^)  Dagegen  haben 
die  grossjährigen  Familienmitglieder  freie  Verfügung  Über  ihr  Sonder- 
gut (Osobina).  Zum  Sondergut  gehört  namentlich  dasjenige,  was  die 
einzelnen  Familienglieder  durch  Geschenke  unter  Lebenden  oder  durch 
Verfügung  von  Todes  wegen  erwerben.^  Für  die  von  einem  HauB- 
genossen  gemachten  Schulden  haftet  in  der  Regel  nur  der  betreffende 
Hausgenosse;  nur  ausnahmsweiBe  haftet  die  Hausgemeinschaft.'') 

e)  Eine  Ehefrau  kann,  wenn  das  Gegentheil  nicht  ausgemacht  ist, 
nur  mit  Genehmigung  ihres  Mannes  über  ihr  Sondergut  unter  Lebenden 
verfügen;  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  Gegenstände  von  unbedeuten- 
dem Werthe  handelt,  bezüglich  deren  sie  thun  kann,  was  sie  will.  Wenn  der 
Mann  ohne  Gnmd  seine  Zustimmung  zu  einem  von  der  Frau  beabsichtigten 
Rechtsgeschäft  verweigert,  oder  wenn  er  längere  Zeit  abwesend  ist,  so  kann 
die  Frau  den  Richter  um  Ergänzung  der  fehlenden  Genehmigung  bitten.  Der 
Richter  muss  seine  Zustimmung  ertheilen,  wenn  einerseits  das  Geschäft 
den  Rechten  und  Interessen  des  Mannes  nicht  entgegenläuft,  und  an- 
dererseits das  Geschäft  für  die  Frau  nothwendig  oder  auch  nur  nüts- 
lieh  ist.^ 

f)  Gesellschaften.  Erwerbsgesellschaften  wie  andere  erlaubte 
GeseUschaften  erlangen,  wenn  sie  die  gesetzlichen  Bedingungen  erfüllen, 
durch  Verfügung  des  Staatsraths  juristische  Persönlichkeit.^ 

g)  Milde  Stiftungen  erlangen  mit  der  Gründung,  und,  wenn  es 
sich  um  ein  Vermögen  von  mehr  als  1000  Francs  handelt,  nach  er- 
folgter staatlicher  Genehmigung,  die  Rechte  einer  juristischen  Person. 

lieber  die  Prozessfähigkeit  der  Ausländer  bestehen  keine  be- 
sonderen  Vorschriften.  Es  ist  hier  lediglich  auf  das  oben  (S.  324f.)  über 
die  Rechtsstellung  der  Ausländer  Gesagte  zu  verweisen. 

>)  Art  964,  866  b.G.    Popovic  §27.    Dicke!  S.98ff.    Demeli6  8.23«! 
■)  VergL  Art  686  b.  G. 
«)  Art  687  b.  G. 
*)  Art  691  b.  G. 
»)  Art  695  b.  G. 

^  Art  689  b.G.  Ueber  das,  was  sonst  noch  zum  Sondergut  gehört,  vergL 
Art.  688  ff.  b.  G.  und  Dickel  S.  99. 

')  Die  FfiUe  geben  an  Art  696-~7(ML  b.  G.    VergL  Dickel  S.  101  ff. 
^  Art.  690  b.  0.    Dickel  S.  100. 
»)  Art.  723  ff.  b.G. 
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§10. 

a.  ProBeegb0vollfnaoht%t6. 

Advokaten  giebt  es  in  Montenegro  nicht.  ^)  Die  Parteien  können 
sich  Tor  Gericht  durch  jede  grossjährige  Person  vertreten  lassen.  ^)  Das* 
Rechtsverhältniss  zwischen  der  Partei  und  dem  gewählten  Vertreter 
richtet  sich  nach  den  Vorschriften  Aber  das  Mandat,  welche  in  den 
Artikeln  396 — 417  b.G.  enthalten  sind.  Dieselben  entsprechen  im  wesent- 
lichen den  Grundsätzen  des  römischen  Hechts.  Hervorzuheben  ist  Fol- 
gendes: Honorar  kann  nur  gefordert  werden,  wenn  es  vereinbart  ist, 
oder,  wenn  der  Mandatar  Vertretungen  gewerbsmässig  übenmnmt.^- 
Die  H8he  des  Honorars  wird,  wenn  kein  gesetzlicher  oder  usance- 
mässig^  Tarif  besteht,  und  die  Parteien  sich  nicht  einigen  kOnnen, 
vom.  Richter  nach  den  Umständen  des  Falles  festgesetzt.  ^)  Der  Man- 
datar haltet,  wenn  er  ein  Honorar  erhält,  für  geringes  Versehen.  Das 
Mandat  darf  nicht  zur  Unzeit  gekündigt  werden,  anderenfalls  haftet  der 
Mandatar  dem  Mandanten  für  den  durch  die  unzeitige  Aufkündigung  des 
Mandats  entstandenen  Schaden,  wofern  der  Mandatar  nicht  beweist, 
dass  er  bei  WeiterfOhrun^  des  Mandats  durch  besondere  Umstände 
einen  ^heblichen  Nachtheil  erlitten  haben  würde.  Die  Vollmacht 
ist,  soweit  das  Gesetz  nicht  für  bestimmte  besondere  Fälle  Anderes  vor- 
schreibt, an  keine  besondere  Form  gebunden.  Solche  Spezialvorschriften 
bestehen  fdr  Prozess vollmachten^)  nicht.  Für  die  praktische  Anwen- 
dung können  folgende  Regeln  gegeben  werden:^  Der  Mandatar  bedari, 
wenn  seine  Bevollmächtigung  nicht  notorisch  ist,  der  schriftlichen  Voll-» 
macht  des  Auftraggebers.  Wenn  der  Mandatar  eine  dem  Gericht  be- 
kannte, zuveriässige  Person  ist,  genügt  regelmässig  eine  privatschrift- 
liche, eventuell  auf  telegraphischem  Wege  ertheüte  Vollmacht;  andern- 
falls empfiehlt  es  sich,  die  Unterschrift  des  Auftraggebers  durch  eine 
Urkundsperson  (Notar,  (Bericht)  beglaubigen  zu  lassen.  Die  Vollmacht 
moss  so  abgefasst  sein,  dass  ihr  Inhalt  vom  Gericht  geprüft  werden 
kann.  Rathsam  ist  es,  der  Vollmacht  eine  serbische  Uebersetzung 
denselben  beizufügen«  Doch  wird  auch  eine  in  französischer,  italienischer, 
ruBsischer   oder  deutscher  Sprache  abgefasste  Vollmacht  in  der  Regel 


0  Lenormand  p.  LXDL  PopoYic  §118.  Advokaten  würden  in  Montenegro 
kern  Feld  ftlr  ihre  Thätigkeit  finden,  da  es  dort  wenig  Lente  giebt,  die  nicht  im  Stande* 
wären,  nch  selbst  vor  (Bericht  zu  vertreten  und  zu  plaidiren,  und  da  es  denen,  die 
eine  Vertretung  braoehen,  bei  keiner  Oelegenheit  an  geeigneten  fireiwilligen  Verthei- 
digem  mangelt.   Frilley  und  Wlahovitj  S.  398;  vergl.  auch  unten  S.  dS7,  Note  5. 

*)  Nach  Mittheflungen  des  Herrn  Dr.  Lazar  Kostiö  wenden  Ausländer  sich 
EweckmUssig  an  den  bei  der  Regierung  in  Gettüüe  beglaubigten  diplomatischen  Ver» 
teeter  ihres  Landes.  Dq»lomatische  Vertreter  unterhalten  in  Gettinje  folgende  Linder:. 
Frankreich,  Oioaskritannien,  Oesterreich-Üngam,  Russland  und  die  Taricei. 

>)  Art.  405  b.  G. 

«)  Art.  405  Abs.  2  b.  G. 

^  Abgesehen  von  dem  Erfordemiss  der  Schriftlichkeit. 

^  Nach  Mittheilungen  des  Dr.  L.  Kostic  in  Agram. 
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jiitsreichen.     Dass   die  Uebcrsetzung  von  einem  beeidigten  Translator 
herrtthre,  ist  nicht  erforderlich;  eine  Privatübersetzüng  genQgt. 
Eine  Spezialvollmacht  ist  nothwendig  fOr  folgende  fViSle: 

a)  zum  Verkauf  oder  anderer  Veräusserung  von  Immobilien  des 
Auftraggebers; 

b)  für  Verpfändung  und  Belastung  von  Immobilien; 

c)  zur  Verpachtung  von  Immobilien; 

d)  zur  Vornahme  von  Schenkungen  beweglicher  Sachen; 

e)  zur  Aufnahme  von  Darlehen; 

f)  zur  Anstrengung  von  gerichtlichen  Klagen; 

g)  zum  Abschluss  eines  Vergleichs  ttber  streitige  Rechte,  sowie  zur 
Unter^'erfung  unter  ein  Schiedsgericht. 

h)  zum  Erwerb  von  ImmobiUen  fllr  den  Auftraggeber  durch  lästigen 
Vertrag.*) 

§  11. 
8*  ProsesBkosteii.    EaatloneiL    Armenreoht. 

Zur  Deckung  der  Gerichtskosten  diente  früher  die  Globa.  Sie 
wurde  gleichzeitig  mit  dem  ürtheil  bemessen  und  gleich  der  Forderung 
des  Gläubigers  beigetrieben.  ^  Wer  den  Prozess  verliert,  hat  auch  die 
Gerichtskosten  zu  tragen.  ^  Zur  Sicherheit  der  Gerichte  für  die  Prozess- 
kosten ist  im  allgemeinen  keine  Kaution  zu  leisten,  weder  von  Monte- 
negrinern, noch  von  Ausländern.  Nur  wenn  auf  Antrag  des  Klägers 
Zeugenvorladungen,*)  Einvernahme  von  Sachverständigen  oder  sonst 
kostspielige  Beweisaufnahmen  erfolgen  sollten,  wird  der  Kläger,  nament- 
lich, wenn  er  Ausländer  ist,  vom  Gericht  zur  Erlegung  einer  Kaution 
angehalten,  deren  Höhe  sich  nach  den  Erfordernissen  des  einzelnen 
Falles  bemisst.*)  Als  Sicherheit  dürfte  in  allen  Fällen  eine  dem  G^ 
rieht  annehmbar  erscheinende  Bürgschaft  genügen.^ 

Ein  Armenrecht  giebt  es  in  Montenegro  nicht,  was  damit  zusanunen- 
hängt,  dass  die  Rechtspflege,  wie  bemerkt,  im  wesentlichen  unentgelt- 
lich ist.^  Doch  kann  es  vorkommen,  dass  das  Gericht,  wenn  ihm  der 
Anspruch  eines  unbemittelten  Klägers  glaubhaft  erscheint,  den  bemittelten 
Beklagten  dazu  verhält,  die  etwa  noiJiwendigen  Kosten  für  Zeugenver- 
nehmungen u.  dgl.  m.  vorzuschiessen.^ 


»)  Vergl.  Art.  400  b.  G. 

^  Globa  bedeutet  soviel  wie  Geldstrafe.  Yergl.  (Gesetzbuch  Daniels  §  62.  Nach 
Mittheilang  des  Dr.  L.  Kostic  zu  Agram  ist  die  Globa,  seitdem  die  Richter  vom  Staate 
besoldet  werden,  aufgehoben. 

^  Popovic  §  131  S.  84.  Nach  -Mittheilungen  Von  Dr.  Kostic  in  Agram  sind 
:die  Prozesskosten  in  Montenegro  so  unbedeutend,  dass  man  ohne  Uebertreibung  be- 
haupten könne,  die  Rechtsprechung  sei  unentgeltlich.  Nur  bei  Exmissionen  würden 
die  Reisekosten  (putvine)  vergütet.  Es  gebe  kein  papier  timbr^,  keine  Stempelgebühr, 
Jcein  droit  de  greffe. 

^)  Zeugen  erhalten  mindestens  Reisekosten. 

*)«)')«)  Nach  Mittheilungen  des  Dr.  Kostic. 
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C.  Bas  Yieifalireii. 

§12. 
1.   Gang  der  Verhandlung.  ^) 

Das  OerichtsYerfahren  ist  mündlich  und  summarisch.  Die  Ydr- 
schriiten  darüb^  sind  spärlich,  daher  das  Meiste  der  diskretionären  Ge- 
walt des  Richters  anheimgestellt  ist^  Der  Frozess  hat  sich  aus  ur- 
alten Rechtsbrauch  entwickelt.  Dieser  ist  auch  der  Hauptfaktor,  aus 
dem  eine  Darstellung  des  Verfahrens  entnommen  werden  muss.  Leider 
iliessen  die  Quellen  darüber  spärlich.  Das  Volk,  aus  Landbauern  be- 
steheiul,  ist  kein  Freund  langwieriger  Prozesse,  bei  denen  es  Zeit  Ter- 
liert  und  die  Feld-  und  Hausarbeit  vernachlässigen  muss.  Darum  ist 
es  Regel,  dass  auch  bei  dem  obersten  Landesgericht  der  Prozess  nicht 
länger  als  einen  Tag  dauert.  Das  Gericht  tagt  immer  Öffentlich,  nie 
bei  verschlossenen  Thüren,  „damit  jedermann  wisse,  wie  gerichtet  und 
geurtheüt  werde:"  Das  Ortsgericht  kommt  „am  gewohnten  Orte**  zu- 
sammen, wo  die  Aeltesten  des  Dorfs  oder  der  Pleme  in  öffentlichen 
Angelegenheiten  gewöhnlich  zusammenkommen  Dieser  Ort  kann  auch 
unter  freiem  Himmel  sein,  wo  dann  die  Richter  auf  dem  Rasen  oder 
auf  Steinen  Platz  nehmen.  Die  Parteien  stellen  sich  vor  die  Richter.  ^ 
Wenn  das  Yerfahren  erOffiiet  ist,  eiinahnt  der  Richter  die  Parteien, 
dass  sie  ihr  Anliegen  und  ihre  Gründe  der  Reihe  nach  bündig  und 
klar  vorbringen.  So  lange  die  eine  Partei  spricht,  darf  sie  weider 
der  Richter,  hoch  die  andere  Partei  unterbrechen,  und  mag  die  Expo^ 
Hition  noch  Sb  lang  sein.  Nachdem  der  Kläger  die  Klage  vorgebracht 
hat,  wird  er  befriagt,  ob  er  noch  Etwas  zu  sagen  habe.  Sagt  er  „Nein**, 
so  wird  dem  Beklagten  das  Wort  gegeben.  Wenn  dieser  mit  der  Einrede 
fertig  ist,  werden  die  Zeugen,  falls  solche  zur  Stelle  sind,  befragt. 
Darauf  wird  der  Kläger  und  der  Beklagte  abermals  aufgefordert,  nach-r 
zutragen,  wenn  sie  etwas  vorzubringen  vergessen  haben,  und  wenn  di^ 
Parteien  nichts  mehr  anzuführen  haben,  werden  sie  und  die  Zeugen 
aufgefordert,  sich  ein  wenig  bei  Seite  zu  begeben,  damit  das  Gericht  das 
(Jrtheil  schOpfeü  kOnne.^) 

Wenn  der  Beklagte  znr  bestimmten  Zeit  vor  Gericht  nicht  erscheint^ 
so  wird  der  Perjanik  (Gerichtsbote)  nach  ihm  geschickt,  unterdessen 
wartet  der  Kläger  auf  ihn  bei  Gericht.  Der  Säumige  hat  den  Gerichts- 
boten, der  nach  ihm  ging,  das  gerichtlich  bestimmte  Wegegeld  (putvina) 
zu  zahlen.    Ueber  Kontumazirung  bestehen  keine  Bestimmungen.^) 


>)  Vei^l.  Denion,  Montenegro.    London  1877.    S.  129  ff. 

')  Der'Erlasfl  einer  ClTilprozesBordnnng  ist  -in  Aussicht  genommen  (Art  17  b.  G.). 

*)  Vorstehende  Darstellung  ist  wortgetreu  entnommen  ans  Popovie  S.  77ff.  YergL 
dort  die  Belagstellen;  Tergl.  auch  Ghiudina  S.  167,  Frilley  ond  Wlahoyitj  Q.fMr 
und  Shek  a.  a.  0.  a  VII,  XVI,  XXIV. 

^  Entnommen  ans  Popo^ic  §  119. 

5)  Popovic  §  120. 
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§  13. 
S.   Baweisyavfiilliron. 

Die  in  anderen  Ländern  gültigen  Beweismittel:  Augenschein,  Zengen, 
Sachverständige,  Urkunden  und  Eid  gelten  auch  in  Montenegro.  Zu 
•erwähnen  sind  femer,  als  den  Beweis  ersetaeend,  Kechtsyennuthungen. 
(xesetzliche  Bestimmungen  hierüber  sind  nur  in  geringer  Zahl  Torhanden. 

a)  Der  Begriff  des  Beweises  ist  vom  Cresetz  wie  folgt  definirt: 
^Beweisen  heisst,  über  das  Dasein  eines  Qegmstands  oder  einer  That- 
Sache  Zeugenaussagen  und  Gründe  herbeischaffen,  die  so  flbenmigend 
sind,  dass  es  danach  nicht  mehr  möglich  ist,  die  Wahrheit  dessra,  was 
dargethan  werden  soll,  in  Zweifel  zu  ziehen;  das  Ergebnigs  dieser  Dar- 
legung heisst  beweisen.''^) 

b)  Die  einzelnen  Beweismittel 
aa)  Augenschein. 

Ueber  den  Beweis  durch  gerichtlichen  Augenschein  bestehen  keine 
gesetzlichen  Bestimmungen.^ 

bb)  Zeugen,  Eideshelfer,  Sachverständige. 

Glaubwürdig  ist  ein  Zeuge,  sagt  das  Gesetz,  wenn  er  noch  nie  ge- 
richtlich abgeurtheüt,  bezw.  bestraft  worden  ist.  Ein  Zeuge,  welcher 
gerichtlich  abgeurtheüt  ist,  geniesst  vor  Gericht  kein  Vertrauen.^ 

Der  Beweis  wird  durch  zwei  Zeugen,  ün  Nothfalle  durch  einen 
glaubwürdigen  Zeugen  geführt.^) 

Das  montenegrinische  Recht  kennt  Eideshelfer,  wie  das  ältere 
<leutBche  Recht.  „Fehlt  es  an  Zeugen,"^  bestimmt  §87  Gesetzbuch 
Daniels,  „so  kann  der  eine  wie  der  andere  Thefl  sich  vier  unbe- 
scholtene Eideshelfer  wählen,  und  dann  ist  das  Recht  denjenigen  zu- 
zuerkennen, an  dessen  Seite  sich  mehrere  solche  Eideshelfer  befinden.^) 

Das  Gesetzbuch  Daniels^  bestimmt  für  gewisse  Fälle,  dass  das  Qrts- 
gericht  bezw.  der  Vorsteher  oder  Schiedsrichter  einen  entstsqidenen 
Schaden  abzuschätzen  habe.  Bmchtet  wird<^),  dass  das  Obei^ericht  in 
Cetüiye  Sachverständige  venummt,  und  dass  dieselben  solchen  Falls  für 
ihre  MOhwaltung  entsprechende  Vergütung  erhalten.  Gesetzliche  Be- 
stimmungen über  Beweis  durch  Sachveiiständige  sind  im  Uebrigen  nicht 
vorhanden. 

cc)  Urkunden. 

Das  bürgerliche  Gesetzbuch  definirt  die  Urkunden  im  engeren  Sinne 

(isprava,  titre)  wie  folgt: 

- — 

>)  ArLÖ71  b.G. 

^  VergL  Popovic  S.  81. 

^  Gesetsbach  Daniels  §  87. 

^)  Gesetsbuch  Dämels  §§  16,  87. 

*)  Die  Stelle  bezieht  sich  auf  den  Fall  der  Strafverfolgung  wegen  Yerleamdung. 
Der  darin  enthaltMie  Rechtssatz  ist  aber  nicht  auf  den  Stralprozess  euunischrftnkim. 
Vergl.  PopoTie  S.  81. 

*)  Gesetzbuch  Daniels  §§  42  u.  83. 

^  Von  Dr.  Lazar  Eostio  in  Agram. 
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Eine  Urkunde  ist  die  schriftliche  Bestätigung  oder,  mit  anderen 
Worten,  die  Erklärung  oder  das  schriftliche  Bekenntniss,  dass  ein  (re* 
Schaft,  z.  B.  ein  Miethsvertrag,  wirklich  zu  Stande  gekommen  ist,  dass 
eine  Handlung,  z.  B.  die  an  einen  Schuldner  gerichtete  Mahnung,  die 
Kündigung  eines  Miethsiverhältnisses,  vorgenommen  worden  ist,  oder  dass 
irgend  ein  anderes  Ereigniss,  z.  B.  der  Tod  einer  Person,  eingetreten 
ist,  und  zwar  genau  in  der  Art,  an  dem  Orte  und  zu  der  Zeit,  die  in 
der  Urkunde  angeführt  sind.^)  Ist  die  Urkunde  yon  der  Hand  des- 
jenigen  oder  deijenigen  Personen,  welche  darin  eine  Erklärung  oder 
Versicherung  abgeben,  geschrieben,  oder  wenigstens  unterschrieben,  ao 
heisBt  üe  Urschrift  (Matica),  Original.^  Eine  Urkunde  heisst  beglau- 
bigt (obayjerena,  l^galisö),  wenn  das  Gericht  oder  eine  mit  öffentlichem 
Glauben  versehene  Person  schriftlich  in  gesetzlicher  Form  den  wirk- 
lichen Abschluss  eines  Rechtsgeschäfts  oder  die  Echtheit  der  Unter- 
schriften oder  Handzeichen  oder  die  Richtigkeit  der  Abschrift  der  Ur* 
künde  bestätigt.^ 

Fttr  Verträge  Über  den  Erwerb  von  in  Montenegro  gelegenen 
unbeweglichen  Gütern  ist  gesetelich  eine  bestimmte  Form  vorgeschrieben.^) 
Verträge  über  den  Erwerb  von  Inunobilien  bedürfen  zu  ihrer  Qflltigkeit 
gerichtlicher  Bestätigung.  Der  Vertrag  bedari  der  Schriftlichkeit 
und  eines  bestimmten,  gesetzlich  vorgeschriebenen  Inhalts.^  Zuständig 
ist  das  S^reisgericht,  in  dem  die  unbewegliche  Sache  gelegen  isL  Das 
Gericht  prüft  die  Rechtsbeständigäeit  des  Erwerbsvertrages.  ^ 

dd)  Eid. 

Wenn  die  Parteien  nicht  genügend  andere  Beweismittel  haben  und 
keiner  nachgeben  will,  so  trägt  einer  dem  anderen  den  Eid  an,  oder 
das  Gericht  bestimmt,  wer  den  Eid  abzulegen  habe,  wobei  auf  die 
grossere  Glaubwürdigkeit  der  übrigen  Beweise  und  Ausführungen  Rück- 
sicht genommen  wird.  Ist  die  Partei  bestimmt,  die  den  Eid  ablegen 
soll,  so  begeben  sich  zwei  Qerichtspersonen  mit  ihr  in  die  Kirche,  wo 
der  Eid  abgelegt  wird.'') 


^)  «)  Vergl.  972  b.  G. 

^  Art  973  b.  G.  In  den  Art.  974,  975  b.  G.  finden  sieh  Definitionen  von  »An- 
^lenntnifiB"  und  „Quittung". 

*}  Die  Bestimmung  im  Gesetzbach  Daniels  §  90,  wonacb  DarlehnBYertrIge  sohriA- 
lieh  Tor  zwei  Zeugen  abgeBchlossen  werden  mussten,  ist  im  h.  G.  nicht  anfrechteriialten. 
Yerf^.  Art  258  fiC,  550  ff.,  875  b.  G. 

*)  Art27b-G. 

^  Näheres  geben  die  Art.  2&— 84  b.  G.  Nach  §  45  Gesetzbuch  Daniels  musste 
deijenige,  welcher  ein  unbewegliches  Gut  yerkanfen  woUte,  vor  drei  Zeugen  eine  Ur- 
kunde darüber  ver&ssen,  dass  er  dasselbe  dem  Vorkaufsberechtigten  ohne  Erfolg  zum 
Kauf  angeboten  habe. 

^  Der  Vorgang  ist  dabei  folgender:  Es  wird  yor  die  Eidesableger  das  Evangeliam, 
das  Kreuz  und  ein  Heiligenbild  gebracht,  und,  nachdem  diese  HeüigthOmer  yon  allen 
gekllast  worden  sind,  wird  dem  zu  Beeidenden  das  Kruzifix  in  beide  HSnde  gegeben 
and  eine  der  Gerichtspersonen  spricht  ihm  die  Eidesformel  yor,  die  ungefthr  also 
fantet:  „Bei  diesem  lebenspendenden  Kreuze,  welches  Macht  hat  tlber  Himmel  und  Erde, 
wenn  da  was  immer  yon  der  Sache  weisst,  wegen  der  dieser  Mensch  yon  dir  den  Eid 
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c)  Rechtsvermuthungen. 

Das  Gesetzbuch  unterscheidet  und  definirt  durch  (regenbeweis 
"widerlegbare  und  unwiderlegbare  Rechtsvermuthungen.  i) 

8.   UrüioiL 

Ueber  die  F&Uung  des  Urtheils  sowie  die  Form  desselben  enth&lt 
das  Gesetz  keine  Bestimmungen.  Der  Vorgang  ist  nach  dem  gdtenden 
Herkommen  folgender:  Wenn  die  Richter  die  Sache  besprochen  und 
nach  Gewissen  untersucht  haben,  rufen  sie  die  Streitenden  vor  sich,  und 
einer  der  Richter,  gewöhnlich  der  an  Jahren  Biteste,  sagt: 

„Wir  haben  alles  nach  der  Ordnung  untersucht,  wie  es  sich  ver- 
hält, und  haben  Rechtens  befunden,  dass  der  Schuldige  diesem  so  viel 
Namens  der  Entschädigung  zahle  und  so  viel  Namens  der  ssemaljska 
globa  (Sbrafe)*';  oder  im  Falle,  wo  untersucht  wird,  wer  von  beiden 
schuldig  ist,  sagt  einer  der  Richter: 

„Wir  haben  befunden,  dass  dieser  schuldig  ist,  und  dass  «r  so 
viel  zahle.**») 


verlangt,  sage  es  ihm,  schwöre  nicht  falsch;  von  Seite  des. Gerichts  wirst  du  nicht  be- 
helligt werden,  noch  eine  globa  (Strafe)  eu  entrichten  haben;  und  auch  dieser,  dorn  da 
das  angethan  hast,  worüber  da  beeidet  wirst,  wird  nichts  mehr  nehmen,  als  was  das 
Gericht  nach  Billigkeit  artheilen  wird;  schwOre  ja  nicht  falsch,  wenn  du  was  immer 
von  der  Sache  weisst:  So  mOge  dir  dein  Geschlecht  aussterben,  so  mOge  das  Dach 
deines  Hauses  zur  Erde  fallen,  so  mOge  der  menschliche  Aussatz  in  dein  Haus  kommen» 
so  mOge  die  Frucht  deines  Ackers  verderben,  so  mOge  dich  das  Ungeziefer  fressen, 
so  mögest  du  am  Wolf  biss  (eine  Art  Oeschwttr)  erJcranken,  damit  die  ganze  Welt  dl^ 
meide,  so  möge  dir  deine  Frucht  im  Acker  verderben,  die  Frucht  in  der  Erde,  die 
Frucht  vom  Mensch  und  Viehl**  Darauf  sagen  alle  dreimal  Amen!  und  kOssen  aber- 
mals das  Kruzifix,  das  Evangelium  und  das  Heiligenbild. 

Wenn  aber  die  Parteien  selbst  unter  einander  Ober  den  BÜd  fibereingekommen. 
sind,  so  wird  dem  Eidesableger  das  Kruzifix  in  die  HSnde  gegeben,  und  er  selbst 
spricht:  Bei  diesem  lebenspendenden  Kreuze  und  so  möge  ich  ihm  abtrfinnig  werden» 
und  so  möge  ich  wahnsinnig  auf  das  Kreuz  spucken,  und  möge  ich  wahnsinnig  werden, 
so  möge  mich  Gott  vernichten  und  der  heilige  Johann  and  der  heilige  Basilius,  der 
heilige  Peter  und  alle  Heiligen,  so  möge  ich  wie  ein  Ungl&ubiger  ein  Ejreuz  machen, 
so  möge  mein  Stamm  aussterben,  so  möge  ich  auss&tzig  werden,  so  möge  mein  Haus 
und  Same  verderben,  so  möge  der  Teufel  meine  Seele  holen,  so  möge  mich  der  Donner 
aus  klarem  Himmel  tödten,  so  möge  mich  der  Blit^  streifen,  so  möge  unter  mir  die 
Erde  durchfallen  wie  Sodom,  so  möge  Gott  mich  tödten,  wenn  ich  was  immer  von  der 
Sache,  wegen  der  ich  den  Eid  ablege,  weiss,  und  wie  wahr  ich  geschworen,  also  möge 
mir  helfen  der  starke  Gott,  mir  und  meinem  Hausei   Die  Übrigen  sagen  darauf  Amen! 

Sollte  die  andere  Partei  trotz  des  Eides  einen  Zweifel  haben,  so  sagt  de  bloss: 
die  Sonde  falle  auf  seine  Seele.  Sollte  es  sich  aber  zeigen^  dass  der  Eid  tusch  ab- 
gelegt war,  so  wird  dem  Meineidigen  nichts  mehr  geglaubt,  weder  im  Privatleben« 
noch  vor  Gericht,  und  er  ist  allgemein  verachtet  Cf.  Popovic  S.  82;  Frilley  und 
Wlahovitj  S.400f. 

»)  Art.  976,  955  b.  G. 

^)  Medakovic  Zakonik,  Gesetzbuch  Peter  L,  iS50  erschienen,  S.  11.  Ange« 
ftihrt  bei  Popovi6  S.  83.  Vergl.  auch  Gesetzbuch  Daniel  §  6:  Die  in  ihren  Sitzungen 
vemmmelten  und  zur  Rechtsprechung  nach  ihrer  Eäisidit  und  nach  ihrem  Ermesseii 
berufenen  Richter  haben  die  Angelegenheiten  zu  erwBgen,  und  zuvörderst  zu  bedenken« 


Ifonteiitgro.  387 

Im  Fall  des  Anerkenntnisses  der  Schuld  erfolgt  daranfhin  die  Ver- 
nrtilieilung  des  Schuldners.  Der  Richter  fragt  den  Schuldner:  „Bist  du 
schuldig?^  »J&l''  nist  der  Zahlungstermin  vorüber?''  „Ja!*"  Das 
XJrtheil  lautet  darauf:    „Also  zahlet^  i) 

Die  Entscheidungen  der  Kollegialgerichte  erfolgen  nach  Stimmen- 
mehrheit. ^ 

Das  ürtheil  wird  in  das  Oerichtsprotokoll  eingetragen,  damit  man 
wisse,  wie  und  wann  der  Spruch  gefällt  wurde.  ^  Die  Ausfertigung 
erhXlt  deijenige,  dem  sie  gebflhrt.^) 

§  15. 

4.   BedhtsmitteL 

Gegen  die  von  den  Orts-  und  Bezirksgerichten  erlassenen  )änt- 
scheidungen  findet  Berufung  an  den  Obersten  Gerichtshof^)  in  Cettinje 


dtfs  sie  durch  die  Stimme  des  Volkes  imd  den  gOttiiehen  WiUen  als  Biohter  imd 
Leiier  zur  gerechten  und  gewissenhaften  Rechtsprechung  eingesetzt  seien,  und  jeder 
Biehter  gedenke  seines  Gelöbnisses  nnd  Eides,  damit  er  sich  nicht  Tcrgehe  oder 
parteiisch  nrtheile,  sondern  einem  jeden,  gleichviel  ob  er  hoch-  oder  niedergesteUt  sei, 
nach  Gerechti^eit  Recht  spreche.  Die  lüchter  haben  die  Gtrflnde  der  einen,  dann  der 
anderen  Partei  der  Ordnung  nach  zu  yemehmen,  und  darüber  zu  wachen,  dass  der  Anstand 
aufrecht  erhalten  und  jede  UndeutÜchkeit  und  UnvoUstfindigkeit  beseitigt  werde,  dass 
einer  dem  afideren  nicht  in*s  Wort  &Ue  und  seine  Rede  unterbreche,  sondern  dass 
mudi  Beendigung  des  einen  der  andere  das  Wort  ergreife  und  dass  beide  ohne  Streit 
und  Lttnn  ihre  Auseinandersetzung  yortragen,  damit  jeder  Richter  ihre  Orflnde  ver- 
nehme; Ms  es  nothwendig  ersdieinen  sollte,  auch  Fragen  zu  stellen,  damit  die  eine 
oder  die  andere  Partei  dacgesige  nachMgÜch  aussage,  was  dieselbe  das  erste  Mal  ent- 
weder nicht  deutlich  auseinandersetzte  oder  zu  sagen  vergass,  soU  diese  Fragen  bloss 
ein  Richter  steUen  und  nicht  aUe,  und  nachdem  beide  Parteien  aUe  ihre  Gründe  zur 
Genttge  vorgebracht  haben,  soUen  sie  zurücktreten,  damit  die  Richter  unbehindert  der 
Ordnung  nach  alles  genau  erwSgen  und  ihren  Spruch  gerecht  und  dermaassen  fftllen, 
daas  Recht  demjenigen  zueikannt  werde,  dem  es  gebtthrt.  Entsprechend  Gesetzback 
Peters  §22. 

*)  YergL  Medakovic,  Leben  und  Sitten  der  Montenegriner  S.  145,  bei  Popo- 
vi6  S.  80. 

')  Gesetzbuch  Daniels  §  11:  Sind  die  Richter  nicht  einstimmig  Ober  einen  Gregen- 
stand,  sondern  sind  ihre  Meinungen  getheilt,  da  der  eine  so  und  der  andere  anders 
urtheilt,  so  ist  in  einem  solchen  Falle  die  Kraft  der  Gründe  auf  d^enigen  Seite,  für 
welche  die  Mehrheit  der  Richter  stimmt;  die  Richter,  deren  Stimmen  die  Mehrheit 
bflden,  mOssen  jedoch  auf  ihr  G^ewissen  betheuem,  dass  sie  unparteiisch  und  frei  von 
jeder  Bestechung  den  Sprach  geMt  und  denselben  als  gerecht  anerkannt  haben.  Ent- 
sprechend Gesetzbuch  Peters  §  27. 

^  Chsetzbuch  Daniels  §  6. 

*)  Popovi^  S.  80.  Gesetzbuch  Daniels  §  6.  Nach  Mittheilung  von  Dr.  Kosti^ 
wird  das  ürtheil  in  der  Praxis  zumeist  nur  mündlich  veikflndet  und  nur  auf  besonderen 
Antrag  der  Partei  in  Abschrift  zugestellt. 

^  Das  Verfahren  vor  dem  Senat,  welcher  bis  1879  die  Funktionen  des  Obersten 
Geriditshofs  ausübte,  schildert  Delarue  (Le  Mont^n^gro.    Paris  1868)  wie  folgt: 

Wenn  es  vorkommt,  was  selten  ist,  dass  eine  der  Parteien  es  nicht  versteht,  sich 
selbst  zu  veriheidigen,  so  tritt  aus  der  Zuhörerschaft  aus  eigenem  Antrieb  einer  hervor, 
im  ünr  auszuhelfen.  Die  Umstehenden  ergttnaen  in  jeder  Sache  die  Yerhaadluii^  durch 
das  Vorbringen  ihrer  eigenen  Wissenschaft;  sie  unterstützen  ihi-en  Schützling  und 
feuen  ihn  an,  und  bedrohen  zugleich  den  Gegner  und  strafen  ihn  Lügen.  Wenn  diese 
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statt;  ^)  gegen  die  Entscheidungen  des  Obersten  Gerichtshofes  Beschwerde 
an  den  Fürsten.*) 

§  16, 
6.  ZmuiigSTOllf treokuiig.  3) 

Die  Vorachriften  der  Gresetzbttcher  Peters  I.  ^)  und  Daniels  I.  ^)  sii^d 
noch  in  (Geltung.  ^ 

stAmuBöhen  Debatten,  denen  die  Richter  aufmerksam  folgen,  ihren  Hoh^unki  er- 
reichen, dann  pflegt  eines  der  StammeshAupter  oder  ein  Älterer  Mann.  Tormtreten  und 
etwa  wie  folgt  zu  reden:  leh  kenne  die  Sa^he  besser  wie  alle  diese  Leute;  iire  ich 
mieh,  dann  mögen  sie  mich  berichtigen.  Dann  ftngt  der  eüMge  Beriohterstattar  damit 
an,  die  Thatumstande  anzuftthren,  die  sieh  indirekt  auf  den  Proaeas  beaiehen,  aber 
Jedermann  bekannt  sind;  dann  h&lt  er  inne  und  fragt  die  Zuhörerschaft:  „Ist  das 
wahr?"  „Ja!  das  ist  wahr*'  ist  die  Anwort.  Darauf  geht  der  Redner  au(  den  eigentr 
liehen  Streitpunkt  ein.  Oet»chickt  steigert  er  seine  Behauptungen  und  unWbrieht  sich 
jedes  Mal,  um  sich  von  der  Zuhörerschaft  die  Wahrheit  seiner  Ausführungen  anfs 
neue  bestfttigen  su  lassen.  Manchmal  wird  er  durch  Widerspruch  unterbrochen;  dann 
dreht  er  sich  um  zu  den  Richtern  und  bittet  sie,  der  liebe  zur  Wahrheit  in  seiner 
Person  Achtung  zu  yerschaffen.  Da  der  Montenegriner  den  Ruf  eines  gerechten  und 
beredten  Mannes  hoch  schätzt,  so  ist  es  selten,  dass  sich  der  Redner  zu  unwahren 
Vennuthungen  oder  unwahrscheinlichen  Behauptungen  versteigt.  Dadurch  gewinnt  er 
die  Zuhörerschaft  und  die  Richter  gebieten  den  Widersprechenden  Schweigen  (Frillej 
und  Wlahovitj  S.  d97f.;  Lenormand  LXX). 

1)  Eine  Schilderung  des  Gerichtssaales  und  des  Gerichts  siehe  bei  Frillej  und 
Wlahovitj  S.  356,  856  und  Lenormand  LXVIII. 

^  Gesetzbuch  Daniel  §  64:  Jedem  Montenegriner  und  Brdaner,  der  sich  durch 
auferlegte«  Geldstrafen  oder  durch  andere  ungerecht  und  gesetzwidrig  geg«i  denselben 
gelillte  Urtheilte  gekr&nkt  fühlt,  bleibt  es  unbenommen,  beim  Obersten  Gerichte  des- 
halb Beschwerde  zu  fflhren,  und  dieses  Gericht  wird  zu  untersuchen  haben,  ob  nach 
dem  Gesetze  vorgegangen  sei;  fand  ein  gesetzwidriges  Verfahren  statt,  so  sind  diejenigen 
Richter,  welche  ungerecht  und  gesetzwidrig  das  Urtiieil  fUlten,  vom  Richteramte  aus- 
zuschliessen,  zur  Geldstrafe  und  zum  Verluste  der  obrigkeitlichen  Würde  und  Ehre 
auf  die  im  §  8  vorgeschriebene  Weise  zu  verurtheilen. 

Dr.  Lazar  Eosti^^  in  Agram  berichtet  über  die  Beschwerde  an  den  Pdrstea 
Folgendes:  Der  Veliki  sud  ist  zwar  ein  Appellationsgericht,  aber  durchaus  nicht  die 
höchste  Instanz  in  Montenegro.  Der  höchste  Richter  im  Lande  ist  nicht  nur  prin- 
zipiell, sondern  auch  praktisch  der  Fürst  in  Person.  Schon  zu  Lebzeiten  Daniels  I. 
(ermordet  im  August  1860  zu  Cattaro)  war  g^tattet,  sich  beim  Fürsten  gegen  Urtheile 
des  Senats  (vgl.  Paic  u.  Scherb,  Cemagora.  Agram  1851.  S.  145  ff.),  jetzigen  grossen 
Gerichts,  zu  beschweren.  Nikolaus  L  hat  diesem  Rechte  eine  weite  Ausdehnung  ver- 
liehen, seitdem  er  vor  dem  versammelten  Volke  die  denkwürdigen  Worte  aussprach: 
„Wer  nicht  eines  Groschens  wegen  zu  mir  kommt,  um  sein  Recht  zu  verlangen,  der 
ist  keinen  Groschen  werth^  (vergl.  auch  Deuten,  Montenegro.  London  1877.  S.  128). 
Die  Urform  der  Ausübung  des  Migestatsrechts  entspricht  ganz  den  Bedürfidssen  des 
Volkes  und  den  LandesverhSltnissen  und  hat  sich  bisher  giäazend  bewShrt.  Die  un- 
geschwftchte  strenge  Einhaltung  dieses  Prinzips  dürfte  Übrigens  auch  auf  politisehe 
Erwägungen  zurückzuführen  sein.  Dadurch  wird  am  wirksamsten  im  Bewussteein  des 
Volkes  die  Ueberzeugung  lebendig  eriialten,  dass  die  Persönlichkeit  des  Fürsten  der 
Auafluss  aUes  Rechts  ist,  und  dass  nur  seine  Person  jede  Rechtsverietzung  gründlich 
zu  heilen  vermag.  Dieses  Hoheitsrecht  scheint  jedoch  der  Fürst  bloss  in  Rechts- 
streitigkeiten der  Montenegriner  unter  sieh,  nicht  auch  in  Proaessen  mit  Anslindem 
üben  zu  wollen.  Diesen  Entscbluss  hat  er  bei  Gelegenheit  des  viel  besprochenen  Pro- 
zesses des  Woiwoden  Mascho  Vrlutza  gegen  den  Griechen  Rizos  auf  eine  jeden  Zweifel 
ausschliessende 'Weise  unter  Hintansetzung  seiner  persünlichen  Interessen  betiiitigt 
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Darnach  treibt  das  Ortegericht  den  Ersatz  vom  Schuldner  ein.^) 
Wenn  der  Schuldner  kein  Geld  hat,  um  ungesäumt  zu  zahlen,  so  sendet 
das  Gericht  den  peijanik  (Gerichtsboten),  um  das  Vieh  zu  pfänden; 
bat  er  kein  Vieh,  oder  nicht  genügend,  so  kommt  die  Frucht  an  die 
Beihe:  ist  keine  Fhicht  da,  so  werden  die  Waffen  gepfändet  (das  gewöhn- 
liche Pfandobjekt,  weil  es  am  ersten  ausgelöst  wird);  sind  keine  Waffen 
da,  so  kommt  der  Acker  an  die  Reihe.  Der  Schuldner  bekommt  noch 
einen  kurzen  Zahlungstermin,  und  wenn  auch  dieser  fruchtlos  verstreicht, 
^0  wird  zur  Lizitation  des  Pfandobjekts  geschritten.^ 

§17. 
0.  VolMreckiuig  aaslftndiaoher  Urthelle. 

Das  btirgerliche  Gesetzbuch  trifft  hierttber  folgende  Bestimmungen : 
Die  Folgen  und  Wirkungen  eines  von  einem  ausländischen  Gericht 
eriassenen  Urtheils  richten  sich  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  dem 
das  Gericht  angehört,  welches  das  Urtheil  erlassen  hat,  können  aber 
nie  über  das  hinausgehen,  was  durch  die  montenegrinischen  Gesetze  in 
dieser  Hinsicht  fUr  die  Urtheile  der  einheimischen  Gerichte  bestimmt  ist.  ^ 
Die  Urtheile  ausländischer  Gerichte  haben  keine  Geltung  in  Mon- 
tenegro in  folgenden  Fällen: 

1.  wenn  ein  Montenegriner  verklagt  worden  und  weder  direkt  noch 
durch  Yermittelung  seiner  Regierung  in  den  Stand  gesetzt  ist,  sich  in 
dem  durch  das  in  Rede  stehende  Urtheil  entschiedenen  Prozesses  wirk- 
sam zu  vertbeidigen; 

2.  wenn  das  fremde  Gericht  in  der  Begründung  des  Urtheils  dem 
Grad  der  Berechtigung  der  Montenegriner,  übw  ihr  Vermögen   zu  ver- 


AIb  n&mlich  der  vom  Weliki  Bud  auf  Zahlung  von  etwa  40000  Francs  an  den  Griechen 
vemrtheilte  Woiwode  an  den  Fürgten  appellirte,  ericlärte  dieser,  das  ihm  gerecht 
scheiaende  Urtheil  nicht  ab&ndem  zu  kOnnen,  wovon  er  nicht  einmal  durch  die  Drohung 
absnbringen  war,  dass  der  in  der  Sache  unterlegene  Woiwode,  welcher  in  der  Ge* 
schichte  des  Landes  eine  wichtige  RoUe  gespielt  und  speziell  dem  Fürsten  sehr  schfttzenB- 
werthe  imd  stets  anerkannte  Dienste  geleistet  hatte,  auswandern  werde.  Auch  als 
danuif  der  gekrftakte  Wflrdentrftger  mit  Familie  das  Land  demonstrativ  varliess,  ertrug 
der  FQnt  idle  Angriffe  mit  stoischer  Gelassenheit. 

9)  Eine  Aber  Zwangsvollstreckung,  namentlich  Geldbeitreibung  eriassene  neuere 
Verordnung  erwihnt  Dickel  S.  6  und  Shek  S.  XI. 

♦)  Art  8,  11,  38. 

^  Art.  42,  69,  88. 

^  Nach  Ifittheüung  von  Dr.  Kosti6.    Vergl.  auch  Popovic  S.  88. 

0  Art  42  Gesetzbuch  Daniels. 

^  Ans  Medakovic,  Zakonik  S.  11 — 13,  und  Medakovic,  Leben  und  Gebräuche 
der  Montenegriner  9i  125,  145;  bei  Popovic  S.  84.  Nach  MittheÜungen  von  Dr. 
Kosti^  spielen  die  Waffen  als  Exekutionsobjekt  keine  solche  Rolle  mehr,  seitdem  die 
alten  kostbaren  Pistolen,  Gewehre  und  Yatagane  durch  einfache  Hinterlader  und  Re- 
volver ersetftt  sind.  Die  bei  Medakovic  und  Popovi6  erwähnte,  far  den  Fall  der 
ZahlnBgsiuifthigkeit  eintretende  persönliche  Einsperrung  des  Schuldners  ist  nach  Mit- 
theflnng  von  Dr.  Eo8ti6  nicht  mehr  flbüch;  ct.  Chiudina  S.  168. 

^  Art  795  b.  G. 

22* 
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fQgen,  und  den  sich  daraus  ergebenden  Folgen  i)  nicht  Rechnung  ge- 
tragen hat; 

3.  wenn  das  Urtheil  eine  Person  su  einer  Handlung  verpflichtet, 
zu  welcher  nach  den  montenegrinischen  Oesetsen  niemand  gezwungen 
werden  darf,  oder  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  einer  Geldstrafe  oder 
Entschädigung  ausspricht  filr  Handlungen,  an  die  das  montenegrinische 
Gesetz  solche  Folgen  nicht  knUpft.^ 

Das  montenegrinische  Gericht  ist  nicht  verpflichtet,  die  Vollstreck- 
barkeit eines  fremden  ürtheils  lediglich  deshalb  auszusprechen,  weil  es 
das  Vorhandensein  eines  solchen  anerkennt.  Gewährleistet  ist  die 
Vollstreckung  der  Urtheüe  eines  fremden  Gerichts  nur  im  Falle  Gegen- 
seitigkeit in  dem  Lande,  dem  das  Gericht  angehört,  Montenegro  gegen- 
ttber  ausgeübt  wfrd.*) 

§  18. 

nL  Konknrsreclit/) 

Da  es  in  Montenegro  kein  kodifizirtes  Civilprozessrecht  giebt,  so 
hat  man  noch  weniger  daran  denken  kOnnen,  das  Eonkursrecht  zu 
regeln.  Da  jedoch  Kaufleute  in  Montenegro  leben,  welche  Handel 
treiben,  auch  Handelsbttcher  führen,  so  sind  auch  Eonkurse  unvermeid- 
lich und  mehrfach  vorgekommen.  Sie  können  vom  Schuldner  ange- 
meldet, oder  auf  Antrag  eines  oder  mehrerer  Gläubiger  vom  Grericht 
beschlossen  werden.  Fttr  die  Reihenfolge  in  der  Befriedigung  der  Gläu- 
biger ist  die  Priorität  der  erlangten  und  verwfrklichten  Pfandrechte 
massgebend.  Alle  übrigen  Detailbestinunungen  werden  in  jedem  ein- 
zelnen Fall  von  dem  Gericht  nach  freiem  Ermessen  getroffen.  Als 
Eonkursgericht  fungirt  das  Obergericht  (Veliki  Sud)  in  Gettiige.  Der 
Zwangsverkauf  von  Immobilien  und  die  gerichtliche  Feflbietung  von 
Mobilien,  namentlich  Waarenlagem,  wird  vorher  im  Amtsblatt  (Glas 
Crnogorca)  angekündigt.  Die  Vertheilung  des  Eaufschillings  ninmit  das 
Gericht  nach  vorheriger  Feststellung  aUer  Ansprüche  vor.  Eollidirt 
eine  früher  eingegangene  nachweisbare  Verbindlichkeit  mit  einem  später 
eingeräumten   und   efifektuirten  Pfandrecht,  so   sucht  das  Gericht  aus 


^)  Vergl.  da»  oben  (S.  329,  880)  filier  die  HauBgemeinsehaft  Gesagte. 

'^  Art.  796  b.  G. 

^  Art.  797  b.  G.  Besondere  Vorschriften  bierllber  goUen  in  der  du  eriassenden 
Prosessordnung  gegeben  werden.  Nach  Mittheünng  des  Obeiigerichtmth  Dr.  Shek 
in  Sanyewo  hat  im  Jahre  1890  die  montenegrinische  Regierung  dem  k.  k.  MiniBterinm 
des  Aeusseren  in  Wien  erOfinet,  dass  dvilgerichtliche  IMcenntnisse  nnd  Yerfttgangan 
der  Gerichte  der  Osterreichisch-nngari  sehen  Monarchie  von  den  Behörden  in  Monte- 
negro nicht  vollstreckt  werden.  In  Folge  dessen  haben  die  betreffenden  Ministerien 
der  Ostenreichisch-ungarischen  Monarchie  den  eigenen  Gerichten  nach  dem  Grandsatse 
der  Gegenseitigkeit  yorzngehen  anfgetragen.  Die  betreffend«!  Verordanngeii  stehen 
heute  noch  in  voller  Kraft.  Vgl.  auch  Jettel,  Handbuch  des  intenutt  Privat-  und 
Strafreehts,  Wien-Leipug  1888.   S.  191  und  .oben  Bd.  I  8. 488. 

^)  Nach  Mittheilungen  von  Dr.  L.  Kostic  in  Agram. 
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Gründen  der  Billigkeit  beide  AnsprQehe  thunlichst  zu  befriedigen,  so 
dass  jeder  Gläubiger  angehalten  wird,  zu  Gunsten  des  anderen  etwas 
nachzulassen. 

§  19. 

IV.  Erbschaftsregulierong.  0 

Entsprechend  dem  Institut  der  Hausgemeinschaft^  kann  in  der- 
selben Yon  einem  Erbrecht  nur  in  Bezug  auf  das  Sondergut  (peculium)^ 
die  Bede  sein,  in  Bezug  auf  das  HausvermOgen  nur,  wenn  die  Haus- 
gemeinschaft im  Aussterben  ist.^)  Da  der  werthyollste  Besitz,  ins- 
besondere Grundeigenthum,  regelmässig  der  Hausgemeinschaft  gehSrt, 
so  hat  das  Erbrecht  verhältnissmftssig  geringe  Bedeutung.  Ueber  Erb^ 
anfall,  Erbentsagung,  Inyentarrecht,  Erbesiegitimation  und  Nachlass- 
regulirung  bestehen  keine  gesetaslichen  Bestimmungen.^)  Zu  erw&hnen 
ist  Folgendes: 

1.  Testirfk^ilieit.    Testnmeiite. 

Jedermann  kann  Aber  sein  Vermögen  (Sondergut)  von  Todes  wegen 
frei  verfOgen.^  Ein  Pflichttheil  oder  Notherbenrecht  besteht  nicht.  Die 

0  Nachstehende  Ifittheilongen  Aber  Erbrecht  und  Kachlass  bedehen  sich  auf 
Montenegriner.  Das  Erbrecht  der  in  den  südlichen  Oegenden  Montenegros,  cnmeist  in 
Stfidten  nnd  Märkten,  lebenden  mnselmannischen  Unterthanen  mrd  beaaglich  des 
beweglichen  Vermögens  (Mfllk)  —  su  dem  anch  die  auf  der  Hans-  nnd  HofsteUe 
md  in  den  Gemflse-,  Obst-  nnd  Weingärten  errichteten  Qeb&nde  nnd  Banlichkeiten 
g^ehOren  —  durch  die  moslemischen  religiösen  Satzungen,  das  Scheriatsrecht,  ge- 
regelt Dagegen  vererben  sich  der  Landwirthschaft  dienende  Qrundstflcke  nur  nach 
den  staatlichen  Gesetaen.  Das  Eigenthum  an  solchen  Grundstöcken  geht  ipsa  lege 
auf  die  Erben  Ober.  Es  kommt  hierbei  das  ottomanische  Recht  zur  Anwendung,  wie 
es  in  den  nach  dem  Berliner  Vertrage  an  Montenegro  geüallenen  Gebieten  damals  in 
Geltung  war.  Letztwillige  Verfügungen  Ober  soldie  Grundstflcke  sind  darnach  unzu- 
lisrig.  Bei  Streitigkeiten  entscheidet  die  staatliche  Behörde.  —  Bei  den  Muselmanen 
besteht  das  Institut  der  Hansgemeinschaft  nicht;  es  finden  daher  weder  die  auf  das 
HansvMmOgen,  noch  die  auf  das  Sondergnt  besflglichen  Bestimmungen  Anwendung 
(▼1^.  aoeh  §  708  b.  G.).  Eine  iestamentaikche  Verfügung  ist  nach  Scheriatsrecht  in 
der  Regel  nur  über  ein  Drittel  des  beweglichen  Vermögens  gestattet  Die  Regulierung 
des  Nachlasses  der  Muselmanen  erfolgt  durch  ihre  geistlichen  Oberen  (Kadi,  Mufti). 
(Nach  Mittheihmgen  des  Obergerichtsraths  Shek  in  Sanyewo.) 

>>  Vei|^  oben  S.  d29. 

^  Sondergnt  ist  a)  aUes,  was  die  einzelnen  Familienmitglieder  durch  Geschenke 
unter  Lebenden  oder  aas  Verfügungen  yon  Todes  wegen  erwerben,  einschliesslich  der 
natoriichen  Vermehrung  dieses  Vermögens  durch  Zinsen  etc.  Sondergut  sind  femer 
b)  die  Ausstattnngsgegenstlnde,  welche  das  Mftdchen  selbst  verfertigt  oder  bei  der 
Heirath  Tom  Hanse  eriialten  hat,  namentlich  Schmuck,  c)  Ertrag  der  Arbeit  oder 
eines  Gewerbes,  wenn  das  Haus  dem  betreffenden  Mitgliede  das  Recht  dazu  einger&umt 
hnt    Vergl.  Art.  688  ff.  b.  G.,  Dickel  S.  99,  Demelie  S.  52,  53. 

^  Vergl.  Popovic  8.46  und  Shek  8.  XXI. 

^)  Nach  Mittheilung  von  Dr.  Kostiö  in  Agram. 

^  Gesetzbuch  Daniels  §  48:  Der  Vater  kann  daqenige,  was  er  salbst  erworben 
Int^  nndi  seinem  Belieben  unter  die  Sohne  vertheilen;  sollte  jedoch  der  Vater  einem 
Sohne  mehr  hinterlassen,  als  dem  anderen^  so  ist  ungeachtet  dessen  seine  Verfügung 
unantastbar  aufrecht  feu  erhalten,  indem  je^er  mit  seinem  Vermögen  nach  seinem  *Be- 
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Testamente  kOnnen  schriftlich  oder  mttndlich  errichtet  werdm.  Dm 
schriftliche  Testament  ist  gflltig,  wenn,  es  der  Erblasser  eigenh&ndig  ge- 
schrieben oder  unterschrieben  hat.  ^)  Die  mttndlichen  Testamente  bildmi 
die  Regel.  Sie  sind  gOltlg,  wenn  sie  vor  zwei  Zeugen  errichtet  sind.^ 
Die  Anwesenheit  des  Bedachten  bei  der  Errichtung  des  Testaments  ist 
zur  Gültigkeit  des  Testaments  nicht  erforderlich.*) 

2.  Intestaterbrecht. 

In  Ermangelung  eines  Testaments  tritt  die  gesetzliche  Erbfolge 
ein.    Dieselbe  ist  wie  folgt  geordnet: 

I.  a)  Beim  Tode  des  Vaters  gebührt  der  Wittwe  der  lebensläng- 
liche Niessbrauch  am  Nachlass  des  Mannes.^)  Im  Fall  der  Wieder- 
yerheirathung  erhält  die  Wittwe  eine  Abfindung,  und  im  Falle  Kinder 
aus  der  Ehe  am  Leben  sind,  zur  Erhaltung  derselben  jährlich  eine  be- 
stimmte Summe. 

b)  Beim  Tode  der  Wittwe  oder  im  Falle  die  Ehefrau  vor  ihrem 
Manne  gestorben  ist,  wird  der  Nachlass  des  Vaters  unter  seine  Söhne 
gleich  getheilt.^) 

c)  Stirbt  ein  Vater  ohne  Hinterlassung  von  Söhnen,  so  erben  die 
Töchter,  wenn  sie  mit  Schwestern  des  Erblassers  konkurriren,  zwei  Dritte 
theile,  die  Schwestern  des  Erblassers  ein  Dritttheil  des  Nachlasses. 
Sind  keine  Schwestern  am  Leben,  so  erben  die  Töchter  den  ganzen 
Nachlass.^ 

d)  Sind  keine  Kinder  vorhanden,  so  erben  die  nächsten  Anver- 
wandten.'') 

e)  Sind  auch  diese  nicht  vorhanden,  so  fällt  der  Nachlass  an  den 
Fiskus.») 

II.  Stirbt  eine  Ehefrau,  so  wird  sie  von  ihren  Kindern  beerbt.') 
Hinterlässt  sie  keine  Kinder,  so  fällt  der  Nachlass  an  ihre  Brüder,  und 


lieben  yerfügen  kann.  —  §  49:  Jedermann  ist  Herr  seines  Vermögens,  und  kann  selbes 
daher  aach  Fremden  mit  Umgehung  seiner  Anverwandten  nach  seinem  Belieben  zu- 
wenden, und  gleichviel,  ob  er  diese  VerfQgung  bei  Lebzeiten  oder  in  seinem  Testamente 
traf,  darf  dieselbe  nicht  angetastet  werden.  —  Vergl.  Demeli6  8. 138. 

^)  Medakoyie,  Leben  etc.  S.  52  bei  Popovic  S.  47. 

')  Der  letzte  Wille  des  Erblassers  wird  als  heilig  betrachtet  und  ohne  Rfloksicht 
auf  die  Form  der  Errichtung  nie  umgostossen.  Yergl.  PopoTi6  S.  47.  „Die  Erben 
erfdUen  immer  gewissenhaft  den  letzten  Willen  ihres  Vaters,  selbst  wenn  dadurch  das 
gesammte  Sondergut  absorbirt  wird.  Denn,  sagt  das  Volk,  wer  die  Seele  des  Vaters 
nicht  befriedigt,  yerliert  die  eigene.^    Demelic  S.  188. 

*)  Popoviö  S.47,  Demelic  S.  141. 

*)  Gesetzbuch  Daniels  §  50. 

*)  Verheirathete,  aber  nicht  ausgestattete  Töchter  haben  aber  Anspruch  auf  Aus* 
stattung.    Demelic  S.  138. 

*)  Die  Waffen  fallen  an  die  nächsten  männlichen  Verwandten.  Gesetzbuch 
Daniels  §  54. 

^  Gesetzbuch  Daniels  §  57. 

>)  Gesetzbuch  Daniels  §  57,  Popovic  S.  49,  Demeliö  S.  140. 

^  Demelic  S.  188. 
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in  ErmaiLgelung   solcher   an  iiire  Schwestern.     Hat  sie   auch  keine 
Schwester,  so  erben  die  nächsten  Anverwandten.^) 

m.  uneheliche  Kinder  haben  dieselben  Erbrechte,  wie  eheliche.^ 
Adoptiykinder  yerlieren  ihr  Erbrecht  gegen  ihre  leiblichen  Eltern.^ 

S.  Erbsehaftoregalleniiig. 

Ueber  dieselbe  bestehen  keine  geschriebenen  Gesetze,  sie  erfolgt 
nach  altem  Brauch  und  yemttnftigein  Ermessen  der  Richter.  Beschrftn- 
kongen  der  Ausländer  durch  Erbschaftssteuer,  Ab^choss  u.  dergl.  be- 
stehen nicht.  ^) 

Als  NachlassbehOrde  fungirt  ün  Allgemeinen  das  Eapetanatsgericht. 
Das  Verfahren  ist  formlos.  In  verwickelteren  Fällen,  namentlich  bei 
Yeriassenschaiten  von  Ausländern  wendet  sich  das  Kapetanatsgericht 
aber  um  Weisungen  an  den  Veliki  Sud.  Zweifelhafte  Fragen  werden 
dnrch  diesen  von  Fall  zu  Fall  gelöst.  Eine  gerichtliche  Nachlass- 
regulierung erfolgt  von  Amtswegen,  wenn  Pflegebefohlene  Personen  be- 
theiligt sind.  Sind  die  Erben  unbekannt  oder  abwesend,  so  kann  das 
Gericht  von  Amtswegen  oder  auf  Ansuchen  eines  Betheiligten  einen 
Nacblasspfleger  bestellen.^)  Das  Gericht  fungirt  dem  Nachlasspfleger 
gegenflber  als  Obervormundschaftsbehörde.  Es  kann  die  Befugnisse  des 
Pflegers  begrenzen,  ihm  Weisungen  und  zu  Handlungen,  die  die  Grenzen 
der  gewöhnlichen  Verwaltung  überschreiten,  die  erforderliche  Genehmi- 
gung ertheilen.*)^ 

§20. 

V.  KonsiüargericlitBbarkeit 

Montenegro  unterhält  keine  Konsulargerichte  im  Auslande,  ebenso- 
wenig flben  ausländische  Staaten  in  Montenegro  Eonsulargerichbarkeit  aus. 

^  Gesetftbnch  Danielfl  §  66. 

*)  Dem6li6  S.  129.    SheH  6.  XXTTT. 

^  Dement  S.  127. 

*)  Ueber  die  Beechrfakungen  der  Auilftnder  beim  Erwerb  Ton  GrondeigeiLtliiiBi 
▼er|^  oben  S.  82i.  Nach  Mittbeüung  des  Dr,  Kostic  ist  in  einem  FaUe,  in  dem  ein 
Andlnder  (tOxkisclier  ünterthtn)  in  Montenegro  gestorben  ist,  der  in  baarem  Gelde 
bestehende  Naehlass  ohne  weiteres  der  ottomanisdien  Gesandtschaft  ausgefolgt  worden. 

»)  Art  671  b.  G. 

•)  Art  674  b.  G. 

Ö  Die  in  Aussicht  genommene  Vormondschaftsordnung,  welche  auch  hierüber  Be- 
stammungen  treffen  soll,  ist  zur  Zeit  (Juli  1S94)  noch  nicht  erlassen  (nach  Mittheüung 
des  Obei^richtsraths  Shek). 
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Vorbemerkung. ') 

Rechtsqnellen.    Literatur.    Inhaltsflbersicht. 

I. 

Die  im  türkischen  Reiche  geltenden  Gesetze  zerfallen  in  zwei  Kate- 
gorien^ in  die  auf  dem  Koran  und  der  Sunna')  (Tradition)  beruhen- 
den „religiösen'^  (heiligen)  Gesetze,  welche  Scheriat  heissen,  und  in 
die  zum  Unterschiede  von  den  religiösen  als  „bürgeiiiche^  bezeichneten, 
von  den  Sultanen  erlassenen  Gesetze,  welche  Kanün  genannt  werden.^) 


^)  Ueber  die  Bedeatniig  des  ifllamitiBchen  Rechte  Tgl.  Kohl  er.  Die  Commenda 
im  islandtischeii  Rechte  S.  1  n.  6;  Kohler,  Islam.  Oblig.  n.  Pfandr.  S.  208;  Kohler. 
Üeber  das  Torislamitische  Recht  der  Araber  S.  238;  Kohl  er,  Moderne  Rechtsfiragen 
S.  1.  In  der  letztgenannten  Schrift  sagt  der  Verfasser  S.  1:  n^aßs  das  islamitische 
Recht  ein  hoch  entwickeltes  Knltnrreeht  ist,  und  dass  die  scharfsinnigen,  nur  Öfters 
etwas  subtilen,  scholastischen  und  in  das  mikrologische  kasuistische  Detail  sich  ver- 
lierenden Erörterungen  der  islamitischen  Juristen,  insbe8ondere\^er  Hanefiten,  wahre- 
GoIdkOmer  enthalten,  muss  jeder  sugestehen,  welcher  sich  einmal  in  die  islamitische 
Jorisprudenz  versenkt  hat." 

*)  Vgl.  Sprenger,  Entwicklungsgeschichte  des  musl.  Ges.,  S.  If.,  6, 13.  Kohler, 
Zur  Geschichte  der  islam.  Rechtssyst.,  S.  880. 

^  Zwischen  dem  religiösen  Oeseta  und  den  durch  kaiserliche  Verordnung  ein- 
gef^rten  bllrgerlichen  Gesetzen  bestand  und  besteht  ein  bedenklicher  Gegensatz.  Gat- 
teschi, La  propriet4  (1809),  S.  14  f.,  ftussert  sich  darüber  etwa  wie  folgt:  Beim  Studium 
der  tttridschen  Gesetzgebung  muss  man  immer  den  fundamentalen  Unterschied  im  Auge 
behalten,  der  zwischen  dem  wahren  und  eigentlichen  Gesetz,  El-Scheriat,  und  den 
kaiserlichen  Verordnungen,  El-Kanfin,  besteht.  Die  Moslems  glauben,  dass  es 
für  sie  nur  ein  einziges  und  unab&nderliches  Gesetz  giebt,  d.  i.  das  religiöse  Gesetz 
(El-Scheriat),  welches  im  Koran  und  in  der  Sunna,  der  „Tradition**  Mohammeds,  ge- 
schrieben steht,  und  welches  auch  das  bflrgerliche  Recht  enth&lt.  Die  Sultane  können 
deshalb  nicht  die  kleinste  VerSnderung  des  religiösen  Gesetzes  yomehmen,  und  sie 
haben  insofern,  streng  genommen,  keine  legislative  Gewalt  Sie  können  das  Gesetz 
nor  auslegen  und  audi  in  dieser  Hinsicht  sind  sie  nicht  frei,  denn  sie  mOssen  zuvor 
das  Gutachten  der  Gesetzeskundigen  —  deren  Haupt  der  Scheik  ül  Islam  ist  <—  ein- 
holen. Dies  ist  der  Grund,  weshalb  das  moslemische  Recht  bis  jetzt  nicht  fort- 
gesdiritten  ist,  und  dass  die  in  letzter  Zeit  gemachten  Fortschrittsversuche  auf  so 
schwere  Hindemisse  gestossen  sind,  so  dass  man  sagen  kann,  dass  die  in  den  kaiser- 
lichen Verordnungen  aufgestellten  neuen  Rechtsgrundsätze  in  die  Gewohnheiten  und 
Ueberzengungen  der  Nation  nicht  übergegangen  sind.  Die  Reformgesetze  (Hatti  Scherif 
von  1889,  Hatti  Hnmajum  von  1850)  werden  von  den  strenggläubigen  Moslems  als  eine 
Verletzung  des  Scheriatsgesetzes  betrachtet,  und  die  geistlichen  Gerichte  halten  sich 
in  Folge  dessen  nicht  daran  gebunden.  Aehnlich  steht  es  mit  dem  Handelsrecht  Die 
hohe  Pforte  hat  den  französischen  Oode  de  commerce  eingefährt.  Die  geistlichen  €re- 
richte  ignoriren  denselben  aber,  sie   erkennen  weder  Handelsgesellschaften,  noch  den 
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Das  ottomanische  Handelsrecht,^)  wehihes  der  franzOrisch^i  Oe- 
setsgebxuig  nachgebildet  ist,  gehOrt  zum  Eaniin;  das  ottomasisehd  CiTÜ* 
recht  dagegen,  welches  im  Wesentlichen  auf  dem  Koran  und  der  Sunaa 
beruht,  zum  Scheriat  Das  moslemische  Recht  hat  im  ersteft  und 
zweiten  Jahrhundert  nach  der  Hcdschra  durch  die  vier  &nams  Abu 
Hanifa,  Malik,  Schafii  und  Hambai^  eine  gewisse  Regdung  und 
Entwicklung  erfahren,  und  die  Lehre  eines  jeden  dieser  Imams  bildet 
so  zu  sägen  einen  Ritus,  der  mit  dem  Namen  seines  Urhebers  beseich- 
net  wird.  In  der  Tttrkei  ist  der  nach  seinem  Urheber  Hanifa  genannte 
Hanefitische  Ritus   der  herrschende.^)    Wegen  der  in  dieser  LeiHie 

Ansprach  «nf  Zinsen,  noch  andere  dem  moslemischen  Oesetc  .fremde  YorsdiiiftMi  SB. 
Die  hohe  Pforte  mnsste  deshalb,  um  das  Handelsgesetzbuch  und  die  kaiserliehem  Re» 
forragesetse  sur  praktischen  Anwendung  zu  bringen,  besondere  weltliche  Trihonale  er* 
richten.  Auf  diese  Art  ezistiren  in  der  Tarkei  zwei  verschiedene  Oesetn- 
gehungen  und  zwei  Terschiedene  Arten  der  Justiz.  Der  wahre  Gesetcgejber 
ist  Mohammed  und  an  seinen  Gesetzen  darf  nichts  geändert  werden.  Seine  Oesetxo 
wirken  durch  den  moralischen  Einfluss,  den  sie  anf  die  moslemische  BevOlkfirnng 
tkben.  Daneben  steht  als  politischer  Gesetzgeber  der  Sultan,  dem  die  Macht  zur  Seite 
steht,  seinen  Verordnungen  Beachtung  zu  Terschaffen.  Die  Justiz  wird  von  zwwerlei 
Aorten  von  Gerichten  geabt,  von  den  geistlichen  (Jericfatep,  welche  mit  zechts- 
gelehrtMi  Ulemas  besetzt  sind  und  ausschliesslich  das  Scheriatsrecht  anwendenv  nnd 
den  bttrgerlichen  Gerichten,  welbhe  die  kaiserlichen  Verordnungen  anwenden. 

Aehnlich  Amisud,  Apercu  des  I^gislations  dviles,  8. 151  (1884). 

Diese  Anomialie  hat  in  neuerer  Zeit  dadureh  an  Bedentong  verloren,  dass  die 
kaiserlichen  Verdrdnungen  einen  grosseren  Theil  des  Redits  behenrschen«  und  dem- 
entsprediend  die  kaiserlichen  Gerichte  zu  entscheidender  PHlponderanz  gehngt  sind. 

0  Das  ottomanische  Handelsgesetzbuch  ist  eine  Kopie  des  franzOsisdien  Handels* 
gesetzbuohs  von  1807.  Dasselbe  wurde  im  Jahre  1276  (1850)  verkflndet  und  zerfiült 
in  zwei  Bücher.  Das  erste  handelt  von  den  Kanfleuten,  Handelsbttchem,  Handels- 
gesellschaften, EommissionAren  und  dem  Frachtfllhrer  und  enthült  femer  das  Wechselrecbt. 
Das  zweite  3uch  enthält  das  Eonkursrecht.  Das  Handelsgesetzbuch  ist  türkisch  ab- 
gedruckt in  DestQr,  Sammlung  der  ottomanisehen  (}6setze,  Bd.  I  S.  375;  franzö- 
sisch in:  Aristarchi  Bej,  Legislation  Ottomane,  Bd.  IS.  277,  Feraud-Giraud, 
Jurisdiction  fran^se,  Bd.  I  S.  812 f.,  Gatteschi,  Manuale  S.  287f.,  Testa,  Reeueil, 
Bd.  I  S.  215  f.;  deutsch  in  Borchardt,  Handehnifesetze  V.  S.  18if.  (1887).  1864  ist 
ein  Gesetzbuch  dber  den  Seehandel  publizirt  worden.  Vgl  dasselbe  in  deutscher 
Ue^rsetzung  bei  Borchardt  a.  a.  0.  V.  S  238 f. 

*)  Vgl.  darüber  Kohl  er.  Zur  (beschichte  der  idamiüschen  Rechtosysteme«  in  der 
Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtev.  V.  S.  387  f. 

^  Die  Verbreitung  des  Islam  genau  festzustdlen  bietet  grosse  Schwierigkeiten, 
da  er  noch  immer  zahlreiche  Anh&nger  neu  erwirbt-  Im  Ganzen  darf  man  200  Millionen 
Bekenner  des  Islam  annehmen,  die  in  Europa  die  Türkei,  Asien  aber  in  seiner  ganzen 
Aasdehnung  einschliesslich  des  indischen  Archipels  bewohnen,  vielfach,  wie  in  Indien, 
als  Minoritäten  inmitten  brabmanischer  oder  in  China,  buddhistischer  Volker.  Audi  in 
Afrika  gewann  sich  der  Islam  weite  Lfindergobiete  am  Rothen  und  Indischen  Meere« 
wie  auch  im  Nordwesten  am  Atlantischen  Ozean  und  er  dringt  von  den  Küsten  noch 
unaufhörlich  ins  Innere,  indem  er  die  NegerbevOlkerung  mehr  und  mehr  zu  sich  honsn- 
ziehtr  Meist  gehören  sämmtliche  Bewohner  eines  grosseren  Lftndergebietes  derselben 
Sekte  an;  so  folgt  die  Türkei,  wie  alle  Volker  tfirkisch-tartarischer  Abstunmung  im 
weiten  Bereidi  Centralasiens,  femer  der  grOsste  Theil  der  Mohammedaner  Indiens 
der  Doktrin  des  Abu  Hanifa.  Schafeiten  hingegen  sind  die  meisten  Beweger  der 
arabischen  Halbinsel,  auch  Syriens  und  Egyptens,  obgleich  in  diesen  beiden 
Lindem  jetzt  mehrfach  Uebertritte  zum  herrschenden  Hanefitismus  erfolgen;  ferner 
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Toiiiaiideiien  vielfacheii  Streitfragen,  und  der  Sehwierigkeit,  aus  den 
zahlreichen,  yerstreuten  Kommentaren  der  Rechtslehrer  sich  über  dag, 
was  Rechtens  ist,  zn  informiren,  hat  die  tflrkische  Regierung  eine  atta 
namhaften  Rechtsgelehrten  zusammengesetzte  Kommission  mit  Abfassung 
eines  Gtosetebuchs  über  das  Yertragsrecht  ^)  (eines  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs) beauftragt,  das  auf  dem  heiligen  Rechte  beruhen,  den  Bedarf* 
nissen  der  Gegenwart  entsprechen  und  ausreichen  soll,  um  die  tkglich 
Tqrkommendea  Rechtsfragen  zu  entscheiden.^ 

Es.  wfirde  Ober  den  Rahmen  dieser  Arbeit  hinausgehen,  wollten 
wir  hier  die  Bemfihungen  darlegen,  welche  die  Kommission  angewtadet 
hat^  um  auf  der  Grundlage  des  heiligen  Rechts  das  Vertragsrecht  fest- 
zostellen,  welches  in  der  Gegenwart  eine  so  grosse  und  bedeutsame 
Entwicklung  erfahren  hat,  und  ebensowenig  können  wir  hier  das  Re* 
snttat  dieser  Bemühungen  einer  Eiitik  unterziehen.    Es  mag  die  Angabe 

md  die  Somalis,  die  ganze  Ostkflsto  Afrikas  itnd  der  Sudan,  wie  auch  die  Insela 
des  Indischen  Archipels,  schafeitisch.  Zu  den  Malekit en  wird  die  BerOlkenuig  der. 
BsKberei,  also  Mafocco's,  Algier's,  Tunis'  und  Tripolis*,  femer  TJnter-Egyp- 
tens  ge^Ahlt,  w&hrend  die  geringe  Anhfinicerschaft  des  Hamhal  am  unteren  Laufe 
ies  'Hgris'  und  auf-  der  Halbinsel  Bahrein  am  Persischen  Golf  ansissig  ist. 

Unter  den  Mohammedanern  der  deutschen  Schutzgebiete  in  Ostafrikar  ist 
neben  den  Schafeiten  die  Sekte  derlbaditen  stark  verbreitet,  der  auch  das  Herrscher- 
luuis  von  Zanzibar  angehört  üeber  das  Ibaditische  Erbrecht  vgl.  unten  S'.  418. 
Dier  haue fiti sehe  Jurisprudenz  ist  im  ottomannischen- Reiche'  <He  für  die  Gerichte 
naflsgebende  (vgl.  Aristarchi  Bey,  Legislation  ottomane,  Bd.  VI  S»/!  Note). 

^)  Vertragsrecht  bedeutet  hier  das  gesammte  bargerliche  Recht  mit  Ausschluss 
des  Familien-  und  Erbrechts.  Der  Bericht  der  Kommission  sagt:  la  partie  de  la  Science 
8acr6e  qui  a  trait  aux  choses  de  ce  monde  se  divise  en  trois  catögories:  celle  qui  tndte 
da  manage,  celle  qui  rögle  les  transactions  en  g6n6ral,  en&i  celle  qui  a  pour  ol^et  les 
lois  pönales.  La  Ügislation  de  toutes  les  nations  civilisöes  se  ramöne  anssi  k  cette 
dhigion  en  trois  parties,  dont  celle  qur  rögle  les  transactions  prend  le  nom  de  Code 
CSviL    Aristarchi  VI  S.  8. 

*)  In  dem  an  den  Gross-Yezir  erstatteten  Bericht  der  zm^  Abfassung  des  bürgerlichen 
GMetebuciis  niedergesetzten  Kommission  heisst  es:  La  jnrisprudence  sacr^e  ressemble  k 
WD»  mer  immense  au  fond  de  laqueDe  il  üitut  aller  chercher,  au  prix  des  plus  grands  eiforts, 
Im  perles  qu*e}le  j  reeöle  ....  les  hommes  comp^tents  en  mati^re  de  droit  8acr4 
deviennent  de  plus  en  plus  rares,  au  point  qu'il  est  difficile  de  trouver,  non  seulement 
des  membres  des  tribunaux  Nizamie  en  etat  de  recourir  au  besoin  aux  traitös  de 
jnrisprudence  sacröe  pour  dissiper  leurs  doutes,  mais  encore  des  Cadis  en  nombre  süf- 
fisant pour  tous  les  tribunaux  du  Ch^ri  de  TEmpire.  On  ressentait -donc  depuis  long- 
iemps  la  nöcessitö  d'un  ouvrage  tndtant  des  transactions  en  genöral  sur  la  base  du 
droit  sacre,  ne  contenant  que  les  opinions  les  moins  contest^es,  les  moins  sujettes  a 
controverse,  et  redige  d'une  maniöre  suflisamment  claire  pour  que  chacun  puisse  facile* 
meht  retudier  et  y  conformer  ses  actions  ....  notre  Auguste  Souverain  a  daign^  or* 
donner  larödaction  d*un  Code,  bas6  sur  le  droit  sacrd  approprie  aux  besoins 
Äe  r^poque  actuelle   et   süffisant  pour  r^soudre   les   questions  qui  stir- 

gissent  journellement  dans  les  transactions dans  la  r^daction  du  pro* 

sent  code,  nous  ne  sommes  jamais  sortis  des  limites  de  rite  Han6fite  et  les  r^gles  que 
nous  y  avons  inser^es  sont,  pour  la  plupart,  actuellement  en  vigueur  au  Fetwa-Han6 
(Fetwa-Hane  ist  das  Spezialbureau  des  Scheik  ül  Islam,  welches  aus  moslemischen 
Reehtslehrern  zusammengesetzt  ist,  deren  A^it  es  ist,  gelehrte  Entscheidungen  [Fetwas} 
allen  denen  zu  ertheilen,  die  ihnen  Rechtsfragen  zur  Beantwortung  vorlogen).  Aristarchi 
Bey.  VI  S.6f. 
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genttgen,  dass  dieses  glücklich  begonnene  Werk  so  eifrig  gefördert  wird, 
dass  bereits  16  Bücher  desselben  unter  dem  Titel  eines. bürgerlichen 
Oesetzbuchs  (Me^jelei  Alskiam  Adili6)  fertig  gestellt  and  mit  Gesetzes- 
kraft pnblizirt  worden  sind.^) 

n. 

Aus  der  Ldteratur  über  das  türkische  Recht  ist  zu  raw&hnen: 

Aristarchi  Bey,  Legislation  Ottomane  etc.  7  Bände.  Konstan- 
tmopel  1873 — 1888.  (Ck>rpu8  iuris  ottomani.)  Enth&lt  u.  A.  das  Han- 
delsgesetzbuch (I.  S.  275),  den  Anhang  zum  Handelsgesetzbuch, 
enthaltend  das  Gesetz  über  Organisation  und  Kompetenz  der  Handels* 
gerichte  (11.  S.353f.),  die  Prozessordnung  für  die  Handelsgerichte 
(H.  S.  374 f.),  das  bürgerliche  Gesetzbuch  (VI.  u.  YH.),  die  Gesetze 
über  das  Grundeigenthum,  darunter  das  Gesetz  vom  7.  Sefer  1287 
(I.  S.19f.,  57 f.,  y.  S.  2töf.),  die  Reformgesetze  Hatti-Scherif  (Tan- 
zimat)  vom  3.  November  1839  u.  Hatti-Humajun  vom  18.  Februar  1856 
(n,  S.  7f.,  14f.),  Gesetze  über  Gerichtsverfassung  (H.  S.289f.,  299, 
303,  307,  312)  darunter  den  Zirkularerlass  über  Vollstreckung  türkischer 
Urtheile  gegen  fremde  Unterthanen  (H.  S.  299),  Verträge  der  Türkei 
mit  fremden  Mächten,  insbesondere  Kapitulationen,  Reglements  fDr 
die  Konsuln  (IV.). 

Testa,  Recueil  des  traitte  de  la  Porte  Ottomane  avec  les  Puissances 
6trang6res  depuis  le  premier  trait^  conclu  en  1536  jusqu'ä  nos  jours. 
8  Bde.    Paris  1864—1894. 

L.  J.  D.  F6raud-Giraud,  De  la  juridiction  fran^aise  dans  les 
Gebelles  du  Levant  et  de  Barbarie.    2.  Aufl.    2  Bde.    Paris  1866. 

de  N6val,  Systeme  I^gislatifmusulman.   Mariage.  Petersburg  1890. 

Nauphal,  Legislation  musulmane.  Filiation  et  divorce.  Petersburg 
1893. 

D.  Gatteschi,  Manuale  di  diritto  publico  e  private  ottomano. 
Alexandrien  1865. 

Derselbe,  Laproprietä  fondiaria,  le  ipoteche,  ed  i  vaquf  secondo 
la  legge  ottomana.    Alexandrien  1869. 

£.  Engelhardt,  La  Turquie  et  le  Tanzimat.    Paris  1882. 


')  Die  16  Bücher  des  bflrgerlichen  Gesetzbncbs  behandeln: 

Buch  I.  Kauf.  —  Bach  II.  Miethe.  —  Bach  III.  Sicheiheitaleistang  (BOrgBchaftJ. 
—  Buch  IV.  SchaldQbertragung.  Cession.  —  Bach  Y.  Pfuidvertrag.  —  Buch  VL  Binter* 
legungSTertrag.  —  Buch  VII.  Schenkung.  —  Buch  VIII.  Widerrechtliche  Besite- 
ergreifung  und  Sachbesch&digung.  —  Buch  DL  Entmündigung.  Nüthigung.  Retrakt- 
recht  —  Buch  X.  Gemeinschaft  und  GeseUschaft  —  Bach  XL  Auftrag.  —  Buch  XII. 
Vergleich.  —  Buch  XIII.  Anerkenntniss.  —  Buch  XIV.  Die  Klagen.  Titel  I:  Be- 
dingungen und  Wirkungen  der  Klagen  und  der  Vertheidignng  dagegen;  Titel  II:  Ver- 
jährung. —  Buch  XV.  Beweis  und  Eid.  Titel  I:  Acht  Kapitel,  vom  Zeugniss  han- 
delnd; Titel  2:  Urkunden  und  Vermuthungen;  Titel  8:  Ueber  das  VerhSlioiss  der  Be- 
weismittel zu  einander.  Schiedseid.  —  Buch  XVI.  Urtheile.  Titel  1:  Richter  und 
Audienzen;  Titel  2:  Urtheile;  Titel  8:  Rechtsmittel  gegen  das  Urtheil;  Titel  4:  Schieds- 
Tertrag. 
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0.  Tchacos,  De  la  succession  en  droit  ottoman.    Paris  1893. 

Luciani,  Trait^  des  successiond  musulmans.    Paris  1890. 

Eug.  Clavel,  Droit  musulman  du  Status  personnel  et  des  succes- 
sions.    2  Bde.    Paris  1895. 

Syed  Ameer  Ali,  Tbe  Law  relating  to  gifts,  trusts,  and  testamen- 
tary  dispositions  among  the  Mahommedans.  According  to  tlie  Hanafi, 
Haliki,  ShäfeT  and  Shiah  Schools.    Calcutta  1885. 

Sawas  Pascha,  Theorie  du  droit  musulman.    Paris  1892. 

S.  F.  G.  Wahl,  Der  Koran  oder  das  Gesetz  der  Moslemen.  Halle 
1828. 

N.  T.  Tornauw,  Das  Moslemische  Recht  aus  den  Quellen  dar- 
gestellt.   Leipzig  1855. 

Derselbe,  Das  Erbrecht  nach  den  Verordnungen  des  Islams  in 
der  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.    V.  S.  116  f.    (1884.) 

Eherecht,  Familienrecht  und  Erbrecht  der  Mohamedaner 
nach  dem  hanefitischen  Ritus.  Wien  1883.  (Ein  für  die  Osterreichi- 
schen Gerichte  und  Behörden  auf  amtliche  Veranlassung  in  Gesetzes- 
form zusammengestelltes  kurzgefasstes  systematisches  Handbuch.) 

D.  Arslanian,  Das  gesammte  Recht  des  Grundeigenthums  und 
das  Erbrecht  für  alles  Eigenthum  in  der  Türkei.    Wien  1894. 

J.  Kohl  er.  Zur  Geschichte  der  islamitischen  Rechtssysteme.  Zeit- 
schrift f.  vergl.  Rechtsw.    V.  S.  384  f.    (1884.) 

Derselbe,  Die  Commenda  im  islamitischen  Rechte.  Würzburg  1885. 

Derselbe,  Moderne  Rechtsiragen  bei  islamitischen  Juristen.  Würz- 
burg 1885. 

Derselbe,  Islamitisches  Obligationen-  und  Pfandrecht.  Zeitschr.  f. 
vergl.  Rechtsw.  VI  S.  208  f.  (1886). 

Derselbe,  Das  islamitische  Retractrecht  (Schaffa)  ebenda  Bd.  VI 
S.  272  f.  (1886). 

Derselbe,  lieber  das  yorislamitische  Recht  der  Araber  ebenda 
Bd,  Vm  S.  238  f.  (1889). 

Derselbe,  Die  Wirklichkeit  und  Un Wirklichkeit  des  islamitischen 
Rechts  ebenda  Bd.  Vm  S.  424  ff.  (1889). 

Derselbe,  lieber  Islamitisches  Recht  in  „Rechtsvergleichende  Stu- 
dien**. BerUn  1889.  (Erbrecht  S.  98  f.  Testirrecht  S.  121  f.  Prozess- 
recht  S.  146  f. 

J.  Goldziher,  Muhammedanisches  Recht  in  Theorie  und  Wirklich- 
keH.  Zeitschr.  für  vergl.  Rechtsw.  VHI  S.  406  f.  (1889). 

A.  Sprenger,  Eine  Skizze  der  Entwickelungsgeschichte  des  mus- 
limischen Gesetzes.    Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  X  S.  1  f.  (1892).^) 

L.  Hirsch,  Der  überfliessende  Strom  in  der  Wissenschaft  des  Erb- 
rechtes der  Haneflten  und  Schafeiten.  Arabischer  Text  vom  Schech 
Abdul  Kadir  Muhammed.    Uebersetzt  und  erläutert.    Leipzig  1891. 


>)  Liieratar  der  nicht  hanefitischeii  Jarispnidenz  des  Islams   siehe  in   den  ange- 
fohlten  Werken  von  Kohl  er. 
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Bei  der  nachfolgenden  Darstellung  ist  ttb^all  der  O^siditspiuikt 
massgebend  gewesen,  das  hervorzuheben,  was  für  den  Ausländer  ron 
praktischem  Werth  ist,  und  dagegen  die  Partien  zurttcktreten  «p  lass^ 
welche  wesentlich  nur  türkische  Unterthanen  interessiren. 

1.  Was  zunächst  den  Civilprozess  anlangt,  so  kam  Folgendes 
in  Betracht: 

Die  ordentlichen  türkischen  Givilgerichte  sind  fOr  Aus- 
länder zuständig  in  allen  Streitigkeiten  über  Immobilien.  Dieselben 
Gerichte  sind  zuständig  in  Streitigkeiten  der  Ausländer  mit  türkiseben 
Unterthanen  in  allen  Bagatellsachen  (unter  1000  Piaster),  die  nicht 
zu  den  Handelssachen  gehören.  Das  Verfahren  richtet  sich  in  diesen 
Fällen  nach  der  türkischen  Civilprozessordnung  yon  1879. 

In  allen  Handelssachen,  die  zwischen  Ausländern  und  türki- 
schen Unterthanen  streitig  sind,  und  ferner  in  allen  nichthandelsredit* 
liehen  Streitigkeiten  über  Mobilien  mit  einem  Objekt  von  mehr  als 
1000  Piaster  zwischen  Ausländem  und  türkischen  Unterthanen  entscheid 
den  die  gemischten  Handelsgerichte  auf  Grund  der  Pr'ozessord- 
hbng  für  die  Handelsgerichte. 

Es  war  deshalb  sowohl  das  Yerbhren  vor  den  CÜTiIgeriditen 
nach  der  Civilprozessordnung,  wie  das  Verfahren  vor  den  genüsehten 
Handelsgerichten  nach  der  Prozessordnung  für  die  Handelsgerichte  dar- 
zustellen. 

2.  Im  Eonkursrecht  sind  vornehmlich  die  für  den  Ausländer 
wichtigen  Fragen  behandelt:  Wirkung  des  im  Auslande  eröffneten  Kon- 
kurses sowohl  auf  das  Eigenthum  der  in  der  Türkei  wohnenden  oder 
sich  aufhaltenden  Ausländer,  wie  gegenüber  türkischen  Unterthanen; 
Konkurs  der  Ausländer,  Stellung  der  ausländischen  Gläubiger  u.  a. 

3.  Im  Erbrecht  gilt  der  Grundsatz,  dass  der  Ausländer  den 
Türken  nicht  beerbe.  Die  MittheUungen  über  die  Erbfolge  haben 
ausser  für  ottomanische  Unterthanen  aber  auch  noch  für  alle  Staaten,  aut 
deren  Gebiet  Bekenner  des  Islams  wohnen,  wie  Grossbritannien,  Frank- 
reich, Russland,  Oesterreich,  das  Deutsche  Reich  (in  den  Schutzgebieten), 
praktische  Bedeutung.  Von  allgemeinem .  Interesse  ist  die  in  diesem 
Theil  behandelte  Regulierung  von  Hinterlassenschaften  der  Aus- 
länder. 

L  I^ach  den  geltenden  Kapitulationen  werden  die  zwischen  Aus- 
ländern derselben  Nationalität  ebenso  wie  die  zwischen  Ausländem  ver* 
schiedener  Nationalitäten  entstehenden  Streitigkeiten  von  den  betben 
ligten  Konsuln  entschieden.  Die  Konsulargerichtsbarkeit  hat  da- 
her in  der  Türkei  grosse  praktische  Bedeutung. 
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L  TheU. 

Givilprozess. 

1.  filnleitiuig.    <{ueIleB  ilea  Cirilpi^zessreelite. 

A,  Bis  zum  Jahre  1861  bestand  in  der  Tfirkei  kein  besonderes 
Gtiilprozessgesetzbuch.  Die  streitigen  Rechtsangelegenheiten  wordeü 
vor  den  Kadi  gebracht.  Als  Richter  in  Religions-  und  Civilsachen, 
gewählt  aus  der  Körperschaft  der  Ulemas  (Doktors  nach  mos- 
lemisQhem  Gesetz),  vrttieilte  er  über  die  ihm  unterstellten  Streitig« 
ketten  nanh  den^  mosIeioJBchen  Gesetz  ^£1  Scheriat^.  Das  vom 
Kadi  beobachtete  Verfahren  stützte  sich  auf  die  Grundsätze  d«6  Beli* 
gioQsgesetzes  und  war  sehr  einfach.  Der  Kläger  trug  ihm  seinen  An» 
sprach  Yor^  der  in  einem  Protokoll  niedergeschrieben  wurde^  und  der 
Beklagte  wurde  in  der  Kegel  mit  Gewalt  vor  den  Kadi  geführt.  —  Er« 
kannte  er  seine  Schuld  an,  so  wurde  er  verurtheilt,  leugnete  er  oder 
verweigerte  er  die  Antwort,  so  musste  der  Kläger  seinen  Ansprach 
durch  Zeugen  beweisen  oder  dem  Beklagten  den  Eid  zuschieben..  — 
Daraufhin  eiüess  der  Kadi  sein  Urtheil,  das  von  den  Yerwaltungct- 
behSrden  yoUstreckt  wurde.  —  War  es  nicht  mOglich,  den  Beklagten 
TOT  den  Kadi  zu  führen,  so  schickte  mui  ihm  drei  Ladungen  an  yer- 
schiedenen  Tagen,  und  im  FaOe  des  Nichterscheinens  ernannte  der 
Richter,  für  den  Beklagten  Ton  Amtswegen  einen  Bevollmächtigten,  vor 
dem  der  Kläger  seinen  Kiageanspruch  bewies.  —  Die  Handelssaehen 
wurden  nicht  vor  den  Kadi  gebracht,  sondern  ohne  jegliche  Prozessform 
von  Kommissionen  abgeurtheilt,  die  bei  der  ZoHbehOrde  bestellt  waren^ 
und  die  sich  aus  ausländischen  und  ottomannischen  Unterthanen  zu« 
sammensetzten. 

B.  In  Folge  der  Errichtung  von  Handelsgerichten,  deren  Organh- 
si^on  im  Anhang  zu  dem  im  April  1860  verkündeten  Handelsgesetx* 
buch  geregelt  ist,  wurde  ein  Gesetz  für  das  Verfahren  in  sti^itigen 
Handelssachen  veröffentlicht.^)^  Diese  Prozessordnung  fllr  die  Handels- 
gerichtet»)  welche  das  Datum  vom  10  Reb!  ul.  Ähir  1278  (September  1861)*) 
trägt,  behandelt  das  Verfahren  bei  Erhebung  der  Klagen,  die  Zuständig* 

')  Genannt  „Ossotil  Muhakiemei  Ti^Järet  Kizamnamessi«. . 

')  Der  Anhang  zum  Handelegesetzbach  ist  in  tQrldscber  Sprache  in  der 
Sammlung  der  ottomanischen  Gesetze  ^Destfir",  Bd.  1  S.  445,  abgedraekt  Frans^V- 
sische  üebersetcungen  sind  veröffentlicht:  in  Aristarchi  Boy  Bd.  2  8.853;  femer 
in  Feraud-Giraud;  in  Testa,  Recaeil,  Bd.  1  S.  286;  in  Gatteschi,  Annnale, 
&340. 

Die  Prozessordnung  far  die  Handelsgerichte  ist  in  tQrkischer  Sprache  abgedrückt 
in  DestGr  a.  a.  0.  Bd.  1  6.  780  nnd  in  französischer  Uebersetzung  in  den  oben  er- 
wShnten  Werken  Aristarchi  Bey  Bd.  2  S.  374.  F^rand-Girand  Bd.  1  S.  438 
Gatteschi  S.  856,  Testa  Bd.  1  S.  300. 

*)  WiitI  im  Folgenden  H.G.O.  citirt. 

*)  Vgl.,  soweit  im  Folgenden  nur  das  türkische  Gesetzesdattim  iOigegebeii  ist, 
Wfistenfeld,  Vergieiehongstabellen  der muham.  mid chrisU.  Zeitrechnung.  Leipsig  1887* 
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keit  „ratione  personae'',  Ort  und  Fristen  der  Vertagungen,  die  Oeffent- 
lichkeit  und  Gerichtspolizei  in  der  Sitzung,  die  Sachverhandlung,  das 
Versäumnissurtiieil  und  den  Einspruch  dagegen,  die  Widerspruchsklage 
eines  Dritten  gegen  die  Pfändung,  die  Berufung  und  des  Wiederaufhahme- 
yerfahren  (siehe  unten  §  30).  —  Dieses  140  Artikel  enthaltende  Oesetzbuch 
ist  sehr  unvollständig.  Bei  verschiedenen  Bestimmungen  verweist  es 
auf  besondere  Kapitel,  welche  die  Fragen  der  Ablehnung  von  Richten, 
die  Prüfung  von  Urkunden,  die  Yeijährung,  das  Beweis-  und  Eidesver- 
fahren behandeln  sollen.    Doch  sind  alle  cUese  Ki^itel  nicht  vorhanden. 

C.  Nach  Errichtung  der  Civilgerichte,  welche  über  die  bfirgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten  zwischen  Moslems  und  Nicht-Moslems  zu  entscheiden 
haben,  wurde  bei  denselben  die  Prozessordnung  ffir  die  Handelsgerichte 
angewendet.  Als  aber  im  Jahre  1879  in  der  TUrkei  eine  durch- 
greifende Oerichtsorganisation  stattfand,  bei  der  auch  die  Trennung  der 
Justizgewalt  von  der  Administrativgewalt  erfolgte,  wurde  für  die  Ci vil- 
sachen  eine  besondere  Givilprozessordnung^)  verkündet.  Diese  ist 
vollständiger  als  die  Prozessordnung  flir  die  Handelsgerichte. 

D.  Die  Givilprozessordnung  findet  vor  den  Gerichten  erster  Instanc^ 
Anwendung.  Diese  Gerichte  sind  Civilgerichte.  Aber  auch  die  Handels- 
gerichte') haben  jene  Prozessordnung  bei  handelsrechtlichen  Streitig- 
keiten zwischen  Ottomanen  anzuwenden.  Handelt  es  sich  aber  um 
Prozesse  zwischen  Ottomanen  und  Ausländern,  so  findet  die  Prozess- 
ordnung für  die  Handelsgerichte  Anwendung,  da  die*  Givilprozess- 
ordnung von  den  ausländischen  Gesandtschaften  bisher  noch  nicht  an- 
erkannt worden  ist.'*)*) 

§2. 
2.  Grundsätze  des  ClTilproiesses. 

Das  Civilprozessrecht  der  Türkei  gewährt  den  Parteien  die  vollste 
Freiheit  bei  Vertretung  ihrer  Rechte.  Das  Verfaliren  selbst  ist  im 
Allgemeinen  ein  mündliches.  Der  Klageantrag  (ohne  nähere  Be- 
gründung) wird  bei  Gericht  schriftlich  eingereicht.  Alsbald  nach  seiner 
Vorlage  bei  Gericht  erfolgt  die  Vorladung  der  Parteien,  sodann  eine 
mündliche  Sachverhandlung,  wofern  die  in  der  Sitzung  erschienenen 
Parteien  nicht  erklären,  dass  sie  ihre  Angriffs-  und  Vertheidigungsmittel 
in  schriftlicher  Begründung  einreichen  wollen. 

Die  Gerichtssitzungen  sind  öffentlich,   mit  Ausnahme   der  Fälle, 


')  Genannt  „Ossoul  MahaJdemei  Houkoakie  kanoni". 

^  Genannt  „BedSyet  Mehkemesi**. 

^  Genannt  Mehkeme-i  Tidjäret. 

*)  Siehe  Ober  diesen  Punkt:  Engelhardt,  La  Torquie  et  le  Tanzimat,  Paris  1882, 
Bd.  2  S.  331  und  332. 

*)  Die  CiTÜprozessordnung  (fortan  C.P.O.  citirt)  ist  in  tOirkischcr  Sprache  in  der 
Sammlung  der  ottomanischen  Gesetze  DestQr,  Bd.  4  S.  251  abgedruckt.  Eine  Iran- 
zOsiscbo  Uebersetzimg  derselben  ist  im  Journal  „Annales  judiciaires**  (Constan- 
tinopel  1881  No.  26  u.  flg.)  yerOffentlicht.  Von  diesem  Journal  ist  leider  nur  ein  Jahrgang 
erschienen. 
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in  denen  Cffentliclies  Aergemiss  oder  sonstige  schwere  Unzuträglich- 
keiten  zu  besoi^n  sind.  In  solchen  Fällen  kann  das  Grericht  die  Ver- 
handlung der  Sache  bei  verschlossenen  Thttren  beschliessen. 

Die  Oeffentlichkeit  der  Sitzungen  wurde  durch  Art.  22  H.G.O. 
eingeführt,  und  ist-  ebenso  im  Art.  35  C.P.O.  vorgeschrieben.  Dieser 
Grundsatz  stimmt  mit  dem  ottomanischen  (religiösen)  Gesetz  überein 
und  bildet  ein  Recht,  das  den  Ausländem  durch  das  dem  Gesetze  vom 
7  Sefer  12810  beigefOgte  ProtokoU  zugesichert  ist. 

S.  Die  Gerichte. 

§3. 

A.  Qerlolitaorgaiiisatlon  and  GUiedeanmg. 
Die  Organisation  der  türkischen  Gerichte  ist  nachstehende: 

I.  Gerichte  erster  Instanz. 

Das  Gericht  erster  Instanz^  besteht  aus  einem  Präsidenten  und 
zwei  Mitgliedern.  In  den  Provinzen  erfolgt  die  Ernennung  des  Präsi* 
deuten  durch  die  Kaiserliche  Regierung.  Die  beiden  übrigen  Mitglieder 
werden  gewählt.  Das  eine  derselben  ist  ein  Moslem,  das  andere  ein 
Nichi-Moslem.  Gerichl^  erster  Instanz  befinden  sich  in  den  Haupt- 
orfen  der  Provinz  (Wilfijet),  und  in  jedem  Liwä  und  Eazä.^) 

Femer  bestehen  Handelsgerichte,*)  besetzt  mit  einem  Präsi- 
denten, zwei  ständigen  und  zwei  nichtständigen  Richtern.  Der  Präsident 
und  die  ständigen  Mitglieder  werden  von  der  Kaiserlichen  Regierung 
ernannt,  die  nichtständigen,  deren  Amt  nur  ein  Jahr  dauert,  werden 
von  einer  Versammlung  von  Kaufleuten  gewählt.*^)  Jeder  dieser  Richter 
hat  berathende  Stimme.  Doch  Ist  die  Gegenwart  von  einem  oder 
mehreren  der  nichtständigen  Richter  nicht  unerlässlich.  Das  Gericht 
ist  gehörig  besetzt,  wenn  der  Präsident  und  zwei  Richter  anwesend  sind. 

So  ist  das  Handelsgericht  besetzt,  wenn  Streitigkeiten  aus- 
schliesslich ^wischen  Ottomanen  in  Frage-  sind. 

Ist  jedoch  beim  Prozess  auch  nur  ein  ausländischer  Staats- 
angehöriger betheiligt,  sei  es  als  Kläger  oder  als  Beklagter,  so  wird 
das  Gericht  mit  dem  Präsidenten  und  zwei  ständigen  Richtern  (oder 
auch  nichtständigen),  femer  mit  zwei  Richtern  besetzt,  die  von  dem 
Konsulate  des  Staates  emannt  werden,   zu  dem  der  bei  der  Sache  be- 

^)  Dies  Gesetz  giebt  AnsiSndern  die  Befugniss,  Liegenschaften  in  der  Türkei 
zu  erwerben  und  zu  besitzen. 

')  Genannt  „Bedäyet  MehkemesI''. 

^  Das  türkische  Reich  ist  in  Wiläjets  oder  Genenügouvemements  eingetheilt. 
Die  Wil&jets  zerfallen  in  Liwäs  oder  Provinzen,  diese  wiederum  in  Kaz&s  oder  Distrikte. 
In  jedem  Wiläjet  befindet  ein  Civilgericht,  ebenso  hat  jedes  Liwä  und  Eazft  sein  Civil- 
gericht. 

*)  Genannt  „Mehkeme-i  Tidjäret**. 

*)  Siehe  Anhang  zum  Handelsgesetzbuch  a.  a.  0.  Art.  8  (abgeändert  durch  Ge<* 
setz  vom  3.  Juli  1893),  10,  13.  Seit  der  Errichtung  von  Handelskammern  erfolgt  die 
Wahl  der  nichtständigen  Mitglieder  durch  diese  Kammern. 
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theiligte  ausländische  Staatsanprefaörige  geMhl    Dfese  letzterwUinten 
beiden  Richter  haben  entscheidende  Stimme. 

Das  Handelsgericht  wird  „gemischtes  Gericht***)  genannt,  w^nn 
es  mit  ottomanischen  und  ausländischen^  Richtern  besetzt  ist.  Handels- 
gerichte haben  ihren  Sitz  in  den  Kazas  und  liwäs. 

n.  Oberlandesgeriehte. 

An  den  Hauptorten  der  Provinzen  befinden  sich  (N>erlandesgerichtei^) 
Jedes  Obergericht  besteht  aus  einem  Präsidenten,  der  T4>a  der  Kaiser- 
lichen Regierung  ernannt  wird,  und  vier' gewählten  Bichtem»  von  denen 
zwei  Moslems  und  zwei  Nicht-Modems  sind. 

Das  Handelsgericht  im  Wiläjet  versieht  auch  die  Oeriehtsbarkeit 
des  Oberlandesgerichts  für  die  von  den  in  den  Kazas  und  Liw&s  ge- 
legenen Handelsgerichten  erlassenen  Ürtheile.  In  Konstantinopel  be- 
steht ein  Handelsoberlandesgericht,  das  Ober  die  Berufimgen  gegen 
Ürtheile,  die  in  erster^  Instanz  von  den  Handelsgerichten  in  den  Pto- 
vinzial-Hauptorten  (Wilajet)  erlassen  werden,  entscheidet. 

in.  Kassationshof. 
Derselbe  hat  seinen  Sitz  zu  Konstantinopel  und  theitt  sich  in  zwei 
Kanmiem,    nämlich  die  für  das  Wiederaufiiahmevedfabren^)  und  die 
ittr  €ivfl8achen.^) 

B.   Zuatiadlgkelt  der  Geriflibte. 

I.    Sachliche  Zuständigkeit. 

1.  eMTieM  ertitr  IsttMo. 

Das  Gericht  erster  Instanz   entscheidet  Über  alle  streitig»  Givil- 

rt^chtssachen   mit  Ausnahme  deijenigen,   die  den  Personenstand  zum 

Gegenstand  haben,   wie   die  Ehe,  Ehescheidung,  Kindschaft  und  Ver- 


1)  „Mehkemei  Tidjarot  Muhtelit  Me^'lisi.** 

I  ^  Vergl.  über  die  Zasammensetzung  des  gemischten  Oerichii^  Salem,  Les  ^tnuH 

giert  derant  les  tribunaaz  consulaired  et  nationaox  en  Turquie,  im  Janmal  da  Droit 
Jatenational  priv^,  Jahrgang  l^i.  S.  796,  797. 

*)  Genannt  „Mehkemei  IsÜDef  Hukük  Dairesi**. 
^)  Siehe  unten  §  30. 

I  ^  Die  bisherige  Darstellung  betrifft  die  ordentlichen  (}eiidile.   Es  giebt  in  der 

I  Tflfk^i  aber  noch  das  ^«Mehkemei  Scherlat"  (geistliches  Gericht).  Diese»  ist  nmr  mit 

einem  Richter  (Kadi)  besetzt,  in  allen  Kazas  und  in  den  liwfis  flbt  der  Kadi  die  Fonk- 
iionen  des  Präsidenten  des  Tribunals  erster  Instanz.  Das  geistliche  Gericht  entscheidet 
aber  alle  Fragen  des  Personenstandes  oder  vielmehr  über  die  Fhigen,  wejdie  die  Bhe, 

I  Ehescheidung,  Kindschaft,  femer  Fragen  betreffen,  die  nicht  im  bflrgerlichen  Gesetz- 

buch  geregelte  sind,  und  von  denen  angenommen. wird,  dass  sie  ^eichsam  Yon  religiösen 
Gesetzen  abhftngen.  Das  geistliche  Gericht  verhandelt  und  entscheidet  hierftber,  wenn 
nur  Moslems  betheiligt  sind.  Handelt  es  sich  um  Nicht-Moslems,  so  werden  die 
Sireitsachen  derjenigen  geistlichen  Gerichtsbarkeit  ^  Yeihandlung  und  Entscheidung 
überwiesen,  zu  welcher  die  Parteien  gehören.,.  Die  Hohe  Pforte  hat  in  einer  gelegent- 
lich der  Verkandung  der  Hati-Hu-majum  von  1856  an  die  ausländischen  Gesandt; 
Schäften  gerichteten  Denkschrift  Aber  die  Gerichtsbarkeit  der  geistlichen  Gerichte  er- 
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lassenscjiafton.  Diese  Fragen  werden  in  der  Türkei  als  auf  religiösen 
Gesetzen  beruhend  angesehen  und  gehören  deshalb  für  die  Moslems  vor 
die  geistlichen  Gerichte^)  und  für  die* Nicht-Moslems  vor  die  geistlichen 
Gemeindegerichte. 

Das  Gericht  ersteir  Instanz  entscheidet  in  erster  und  letzter  In- 
stanz (d.  i.  ohne  Berufung)  über  Streitsachen,  deren  Werth  5000 
Piaster  (1150  flrcs.  oder  920  Mk.)  nicht  überet^igt,  ebenso  über  die- 
jenigen, welche  wiederkehrende  Leistungen  im  Betrage  zu  je  500  Piastern 
(115  frcs.  oder  92  Mk.)  zum  Gegenstande  haben;  in  erster  Instanz  (mit 
Berufung)  über  die  Sachen,  deren  Werth  die  genannte  Summe  über- 
steigt, oder  über  wiederkehrende  Leistungen  von  höherem  Botrage,  als 
500  Piaster,  oder  über  Sachen,  deren  Werth  unbestimmt  ist  ^ 

Das  Gericht  erster  Instanz  hat  über  Ausländer  nur  in  dem  Falle 
Gerichtsbarkeit,  wenn  es  sich  um  eine  Streitsache  über  das  Eigen*- 
thum  an  Grundstücken  handelt.  In  dieser  Hinsicht  sind  die  Aus- 
länder unmittelbar  den  ottomanischen  Gerichten  unterworfen  und  werden 
wie  Ottomanen  behandelt.^ 

üeber.jede  andere  Civilklage,  bei  der  ein  Ausländer  als  Kläger 
oder  Beklagter  betheiligt  ist,  entscheidet  das  Givilgericht^  wenn  der 
Streitwerth  1000  Piaster  (230  frcs.  oder  184  Mk.)  nicht  übersteigt. 
bt  er  höher,  so  gehört  die  Sache  vor  das  gemischte  Handelsgericht.^) 

An  den  Orten,  wo  bisher  noch  kein  Handelsgericht  besteht,  fungirt 
das  Gericht  erster  Instanz  als  Händelsgericht,  wobei  es  durch  Bichter 
ans  dem  Handelsstande  ^)  ergänzt  wird. 

Das  Gericht  erster  Instanz  in  den  Liwäs  hat  auch  die  Funktion 
des  Oberlandesgerichts  für  die  in  erster  Instanz  von  dem  Gericht  des 


USrt:  ^Bechtsstreitigkeiteiif  die  nacli  religi<>seti  QeJMteea  lu  benrtbeUen  Bind,  geboren, 
wenn  dabei  nur  Moslems  oder  nnr  Gbristea  betbeiligt  sind,  vor  das  Gericht  des 
Seberi  filr  die  Moslems  and  Tor  die  geistlieben  Oericbte  fOr  die  Gbriste;^ 
(oehe  Aristarcbi  Bej  Bd.  2  S.  90).  Das  Recbt  der  Gericbtebarkeit  der  nicbt  mos- 
lemischen Gemeinden  wurde  bestfttigt  und  näher  bestimmt  in  einem  ministeriellen 
Rundschreiben,  erlassen  auf  Grund  einer  Kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  Januar  1892 
(23  Dschemazi-ul-Ähir  1308).  Dies  Rundschreiben  ist  im  türkischen  Journal  „Hukuk*' . 
(das  Recht).  Eonstantinopel,  Jahrgang  18^1  No.  9,  erschienen. 

')  ^Mehkiemei  Scheriat*'. 

')  Gesetz  aber  die  Gerichtsorganisation  genannt  „Teschekkfllftt  Meh&kim  Kanüni''. 
Art.  11  ist  in  tfirkischer  Sprache  abgedruckt  in  de^  Sammlung  ottomanischer  Gesetze 
Destür  Bd.  4  S.  235;  in  französischer  Uebersetzung  im  Journal  des  Annales  Jndidatres 
a.  a.  O.  1880  No.  2. 

^  Siehe  das  Gesetz  vom  7  Sefer  1284  (1867),  das  den  Ausllnden  das  Eigenthums- 
recht  an  Liegenschaften  in  der  Türicei  einräumt  und  das  beigeheftete  Protokoll  in  der 
Snamlung  von  Aristarcbi  Bey  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  22.  Siehe  auch  di^  Abhandlung 
Ton  Rougon  unter  dem  Titel  „Du  regime  de  la  propri^t^  immobili^re  et  do  droit  pour 
les  ^tnmgers  d'acquMr  en  Turquie",  im  Journal  du  droit  international  privö/  Jahr- 
gang 1886  S.  57. 

*)  Rundschreiben  an  die  auslftadiscben  Gesandtschaften  von  1872,  siehe  bei 
Aristarcbi  Bey  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  427  und  im  Journal  du  droit  international  priv6. 
Jahrgang  1891  S.  798. 

^)  Siehe  Gericht6organisation^;esetK  a.  a.  0.  Art  10. 
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Eazä;  erlassenen  Urtheile,  sofern  es  nicht  der  Berufungskläger  yor- 
zieht,  die  Berufung  vor  das  Oberlandesgericht  im  Provinzialhauptort 
(Wüäjet)  zu  bringen. 

Hiervon  kann  jedoch  nur  dann  Gebrauch  gemacht  werden,  wenn 
der  StreüwerUi  10000  Piaster  (2300  frcs.  oder  1840  Mk.)  übersteigt. 

2.  HaiMifeHoht 

Das  Handelsgericht  verhandelt  und  entscheidet  Aber  alle  Sachen^ 
welche  den  Handel  und  das  . Seewesen i)  betreffen,  sowie  in  Kon- 
kursen. 

a)  Es  entscheidet,  ohne  dass  Berufung  gegen  die  Urtheile  statt- 
haft ist,  in  den  Sachen,  deren  Streitwerth  5000  Piaster  (1150  fircs.  oder 
920  Mk.)  oder  500  Piaster  bei  jährlich  wiederkehrenden  Leistungen 
nicht  übersteigt; 

b)  Mit  Zulässigkeit  der  Berufung,  wenn  der  Streitwerth  höher 
oder  unbestimmbar  ist. 

Das  Handelsgericht  an  den  Provinzialhauptorten  hat  auch  über  die 
Berufungen  gegen  die  Urtheile  erster  Instanz  deijenigen  Handelsgerichte 
der  Eazas  oder  Liwäs,  welche  ihm  untergeordnet  sind,  zu  erkennen;  es 
übt  in  Handelssachen  dieselben  Funktionen  wie  das  civilgerichtliche 
Oberlandesgericht. 

Das  gemischte  Handelsgericht  entscheidet  über  alle  Handelssachen^ 
die  zwischen  Ausländem  und  Ottomanen  streitig  sind,  ohne  Rücksicht 
auf  den  Streitwerth;  über  alle  civilrechtlichen  Sachen  zwischen 
Ausländern  und  Ottomanen,  wenn  der  Streitwerth  1000  Piaster 
(230  frcs.  oder  184  Mk.)  übersteigt. 

3.  OberiaAdesgerioht 

Die  Oberlandesgerichte,  die  ihren  Sitz  in  den  Provinzialhauptorten 
(Wiläjet)  haben,  entscheiden  über  die  Berufungen,  die  gegen  die  in  erster 
Instanz  von  aen  Gerichten  erster  Instanz  der  Liwäs  und  Kazäs  ergan- 
genen Urtheile  eingelegt  werden,  wenn  es  der  Berufungskläger,  wie 
oben  dargelegt,  vorzieht,  seine  Berufung  unmittelbar  an  das  Oberlands- 
gericht zu  bringen.  Das  Oberlandesgericht  hat  das  Urtheil  erster  In- 
stanz entweder  zu  bestätigen  oder  aufzuheben  und  zugleich  die  Sache 
selbst  von  Neuem  zu  prüfen.^) 


')  FOi'  die  das  Seewesen  betreffenden  Sachen  besteht  eine  besondere  Kammer 
beim  Handelsgericht  zu  Konstantänopel. 

*)  Ueber  die  Berufung  in  Handelssachen  siehe  oben  2.  Unter  Aufhebung  der 
allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Gerichtsverfassung  sind  die  Berufungen  gegen 
die  von  den  gemischten  Handelsgerichten  in  den  KazSs  oder  liwäs  und  an  Plt>vinzial« 
Hauptorten  in  den  Rechtsstreitigkeiten  zwischen  Ottomanen  und  Ausländern  er* 
lassenen  Urtheile  jetzt  unmittelbar  an  dos  gemischte  Handelsgericht  zu  Konstantinopel 
verwiesen.  —  Die  Sachen,  fiber  welche  das  letztgenannte  Gericht  in  erster  Instanz  er- 
kennt, sind  weder  der  Berufung  noch  dem  Rekurs  unterworfen;  doch  kann  man  da- 
gegen von  dem  Rechtsmittel  der  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  (vgl.  unten  §  30) 
Gebrauch  machen,   welches  bei  dem  nftmlichen  Gericht  einzureichen  ist.    Vgl.  Salem, 
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4.  KaMatioRshof. 

Der  Eassationshof  entscheidet  über  die  Rekurse  gegen  die  Urtheile 
der  Oberlandesg^chte  in  Civil-  und  Handelssachen,  sowie  Ober  die  von 
den  CiTilgerichten  erster  Instanz  und  von  den  Handelsgerichten  in 
letzter  Instanz  ergangenen  Urtheile,  gegen  welche  Berufung  ausge- 
schlossen ist. 

Der  Eassationshof  (Kammer  für  das  Wiederaufnahmeyerfahren,  siehe 
unten  §  30)  ist  zust&ndig  fOr  die  Entscheidung,  ob  der  Eassationsrekurs  in 
richtiger  Form  und  Frist  eingelegt  ist,  und  ob  er  überhaupt  sachlich  zulässig 
ist.  Er  bestätigt  oder  vernichtet  die  Urtheile,  welche  über  Fragen  der 
Zuständigkeit  oder  Elageverjährung  entscheiden.  —  Der  Eassationshof 
(Eammer  für  Givilsachen)  bestätigt  das  Urtheil,  wenn  es  dem  Gesetze 
entspricht,  oder  vernichtet  es,  wenn  es  das  Gesetz  verletzt,  und  ver- 
weist die  Sache  an  das  Gericht  erster  Instanz  oder  an  das  Oberlandes- 
gericht, welches  das  Urtheil  erlassen  hat,  oder  an  ein  anderes  Ober- 
landesgericht oder  Gericht  desselben  Grades.^) 

§6. 
n.   Oertliche  Zuständigkeit. 

Nach  der  Givilprozessordnung  muss  jede  E^age  bei  dem  Eichter 
des  Wohnsitzes  des  Beklagten  erhoben  werden  (forum  domicilii).  Hat 
der  Beklagte  keinen  Wohnsitz,  so  kann  ihn  der  Elä-ger  nach  seiner 
Wahl  vor  dem  Gericht  seines  vorläufigen  Aufenthaltsorts,  oder  vor 
demjenigen,  in  dessen  Bezirk  der  Vertrag  abgeschlossen  oder  die  Waare 
geliefert  worden  ist  oder  die  Zahlung  erfolgen  soll,  belangen. 

Jede  Begress-Elage,  die  während  eines  schon  anhängigen  Rechts- 
streits erhoben  wird,  gehört  vor  das  Gericht,  das  mit  der  Hauptsache 
befasst  ist. 

Diese  im  Art.  18  der  (civilgerichtlichen)  Givilprozessordnung  ent- 
haltenen Bestimmungen  sind  auch  auf  Handelssachen  anwendbar,  da 
dieses  Gesetzbuch  auch  vor  den  Handelsgerichten  gilt.  Ebenso  ist  in 
Handelssachen  die  Elage  bei  dem  Gericht  des  Wohnsitzes  des  Beklagten 
zu  erheben.  In  Ermangelung  eines  Wohnsitzes  hat  der  Eläger  die  Wahl, 
die  Elage  entweder  beim  Gericht  des  vorläufigen  Aufenthaltsorts  des 
Beklagten  oder  des  Orts,  wo  der  Vertrag  zu  Stande  kam  oder  die 
Zahlung  erfolgen  soll,  zu  erheben.^ 

Les  ^{Tangers  devant  les  taibunauz  consulaires,  im  Journal  da  droit  international  priy^. 
Jahrgang  1891  S.  1188  Note  1. 

^)  Gegen  die  ürtheÜe  des  gemischten  Handelsgerichts  ist  kein  Rekurs  an  den 
Eassationshof  zulässig,  weil  die  fremden  Staaten  die  Gerichtsbarkeit  des  Eassations- 
hofes  noch  nicht  anerkannt  haben. 

*)  Das  gemischte  Handelsgericht  zu  Eonstantmopel,  das  ausschliesslich  die  Prozess- 
Ordnung  fOr  die  Handelsgerichte  anwendet,  hat  entschieden,  dass  der  E[lSger  nach  seiner 
Wahl  die  Elage  vor  das  Gericht  des  Wohnsitzes  des  Beklagten  oder  das  Gericht  des 
Orts,  wo  der  Vertrag  abgeschlossen,  die  Waare  geliefert  worden  ist,  etc.,  bringen  kann. 
Siehe  Journal  Huktik  a.  a.  0.    1.  Jahrgang  1891  No.  6. 
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Ans  den  dargelegten  Vorschriften  der  Civilprozessordnnng  ergiebt 
sich,  dass  das  Gesetz  die  Immobiliarklagen  nicht  von  den  Personal- 
klagen unterscheidet,  und  dass  der  Kläger  in  jeder  Sache  ohne  Unter- 
schied verpflichtet  ist,  die  Klage  beim  Gericht  des  Wohnsitzes  des 
Beklagten  einzureichen.  Indessen  hat  der  Kassationshof  (Kammer  für 
Wiederaufnahme  des  Verfahrens,  vgl.  unten  §  30)  entschieden,  dass  in 
liegenschaftssachen  der  Kläger  seine  Klage  vor  dem  Gerichte  der  be- 
legenen Sache  (forum  fei  sitae)  erheben  kann.') 

§  6- 
C.  OeilohtBsprMha, 

Die  Gerichtssprache  ist  die  türkische.  Den  In  fremder  Sprache 
verfassten  Schriftstücken,  welche  im  Laufe  der  Verhandlung  Torgelegt 
werden,  muss  eine  türkische  Uebersetzung  beiliegen,  welche  vor- 
schriftsmässig  entweder  notarie)!  oder  von  einem  bei  Gericht  zu  diesem 
Behufe  besonders  bestellten  Dolmetscher  zu  beglaubigen  ist. 

Ebenso  finden  die  mündlichen  Verhandlungen  in  türkischer  Sprache 
statt.  Ist  eine  der  erschienenen  Parteien  dieser  Sprache  nicht  mächtig, 
so  zieht  das  Gericht  einen  Dolmetscher  zu,  der  das  Parteivorbringen 
übersetzt.  Andererseits  weist  das  Gericht  in  der  Praxis  diejenigen  als 
Bevollmächtigte  zurück,  die  sich  nicht  in  türkischer  Sprache  aus- 
zudrücken verstehen.  Jedoch  wird  den  Rechtsanwälten  gestattet,  vor 
dem  gemischten  Handelsgericht  in  französischer  Sprache  vorzu- 
tragen.') 

4.  Ble  ParteieB. 

§7. 
▲.  Prozessflblgkeit. 

I.  Um  vor  Gericht  auftreten  zu  können,  l»tiucht  man  nicht 
grossjährig  zu  sein,  jedoch  muss  man  zum  Alter  der  Verstandes  reife 
gelangt  sein,  d.  h.  UnterscheidungsvermOgen  besitzen^.  Das  otto- 
manische Civilrecht  unterscheidet  nicht  zwischen  Grossjäbrigkeit  und 
Geschlechtsreife  (PubertAt). 

Jede  Person,  welche  das  15.  Lebensrjahr  vollendet  hat,  gilt  von  Redits- 
wegen  für  geschlechtsreif;  aber  um  grossjShrig  und  prozessfähig  zu  sein, 
muss  man  bei  Eingehung  von  Verträgen  eine  Verpflichtung  geringerer 
Art  von  einer  grösseren  zu  unterscheiden  vermögen.  FolgUch  kann 
auch  derjenige,  der  noch  nicht  zum  Alter  der  Pubertät  gelangt  ist,  als 


0  Entscheidung  vom  24  Eanfln  Evel  1306  (24.  Dezember  1890)  Im  tOildschea 
Journal  Hukük  1.  Jahrgang  No.  7. 

^  Gesetdich  gewflhrleistet  ist  ihnen  dieseb  Recht  nicht 

')  Art.  1616  des  BorgcrL  Gesetzbuchs  (Destür  Bd.  8  8.  410.  Aristarchi  Hey 
Bd.  7  S.  442)  lautet  in  der  französischen  Uebersetaung:  H  fant  qne  le  demandeor  et 
le  d^fendeur  soient  capabies  de  diseemement.  Les  actkuis  intent^es  par  le  fon  oa 
rimpubere  incapahle  de  disc«*ner  ne  sont  pomt  valables.  Mais  leurs  tuteura  ou  leuis 
curateurs  peuyent,  en  cette  qualit^,  les  repr^senter  eomme  demandeijrB  ou  comme  d^- 
fendeurs. 
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Kläger  oder  Beklagter  vor  Gericht  auftreten,  wenn  er  nur  Üntersch6i- 
dungsvermögen  besitzt. 

n.  Die  Minderjährigen,  oder  vielmehr  Diejenigen,  denen  das  ünter- 
ficheidungsvermOgen  fehlt,  und  die  Sntmündigten  handeln  vor  Gericht 
•durch  ihre  Tutoren  oder  Kuratoren.^)  Yerheirathete  Frauen  sind  ohne 
Ermächtigung  ihres  Ehemanns  prozessfähig.^ 

Einer  Ton  mehrere  Erben  kann  vor  Gericht  als  Kläger  oder  Be- 
klagter in  den  Personalklagen  auftreten,  bei  denen  es  sich  um  den  Nach* 
lass  des  Erblaasers  handelt.')  Wenn  es  sich  dagegen  um  eine  din^che 
Klage,  z.  B.  um  die  Eigenthumsklage  in  Betreff  einer  bestimmten  Sadie 
handelt,  so  muss  die  Klage  gegen  denjenigen  Erben  gerichtet  werden, 
der  die  beanspruchte  Sache  im  Besitze  hat.^) 

in.  Bei  den  Klagen,  die  sich  auf  Gegenstände  beziehen,  die,  wie 
ein  Bach  oder  ein  Weideplatz,  den  Bewohnern  einer  Gemeinde  gemein« 
ischaftlich  gehören,  soll,  falls  diese  Bewohner  nur  hundert  an  der  Zahl 
sind,  jeder  dieser  Bewohner  persönlich  oder  durch  einen  Prozess- 
bevollmächtigten  vor  Gericht  auftreten,  wenn  aber  die  Zahl  der  Be- 
wohner hundert  übersteigt,  so  genügt  es,  wenn  einige  von  ihnen  vor 
<zeridit  auftreten.^ 

iy.  Die  offenen  Handelsgesellschaften  handeln  vor  Gericht  unter 
ihrer  Firma  durch  eines  ihrer  Mitglieder,  das  dazu  ermächtigt  ist,  die 
^Flrma  su  zeichnen.  Diese  Vorschrift  beruht  auf  den  Grundsätzen  über 
die  Handelsgesellschaften,  und  auf  Art.  26  G.P.O.  (entsprechend  dem 
Art.  20  H.G.O.),  der  bestimmt,  daae  Gesellschaften  während  ihres  Be- 
stehens zu  Händen  des  Geschäftsführers  oder  eines  der  Gesellschafter 
i;eladen  werden.^ 


0  Art  1616  das  B.  Ob. 

^  Kach  d^n  VorBchriften  des  intemationalen  Rechts  soll  die  Prozessfltiiigkeit  der 
Parteien  nach  dem  Rechte  ihrer  Staatsangehörigkeit  beurtheilt  werden.  Folglich  kann 
«in  Ausländer,  der  16  Jahr  ah  und  nach  seinem  Landesrecht  mindeijährig  ist,  nicht 
wie  ein  Qrostj&hriger  Yor  Gericht  stehen.  Die  Ehefirao,  deren  LandesgeMte  die  ehe- 
ndbuüiche  Ermächtigung  erfordert,  kann  ohne  diese  yor  dem  ottomannischen  Gericht 
nicht  handeln;  doch  ist  die  Frage  osseres  Wissens  noch  nicht  Ton  den  ottomanischan 
Gerichten  entschieden. 

^  Ans  diesem  Gnmde  kann  ein  einzelner  EYbe  den  Schuldner  des  Erblassers  auf 
•die  ganze  Schuldsumme  yerklagen.  Das  Gericht  erkennt  auf  Yerurtheilung  ia  die 
gßaa9  Schuld«  aber  der  klagende  Erbe  kann  nur  seinen  Theü  in  Emj^fong  nehmen« 
Ebenso  kann  ein  Nachlassgläubiger  einen  einzelnen  Erben  verklagen  und  wenn  er  diesem 
^egenOber  seinen  Anspruch  beweist,  so  wirkt  dies  gegen  die  übrigen  Erben  und  dam 
XJrtheil  ergeht  gegen  AUe.  Wenn  der  £Uäger  ohne  Beweisführung  ein  yerurthellendes 
TTrtheii  eriangt,  weS  der  geladene  Erbe  die  Schuld  anerkannt  oder  weil  er  den  su* 
g«gehobenen  Eid  verweigert  hat,  so  hat  dasselbe  keine  rechtlidie  Wirkung  gegenüber 
den  nicht  geladenen  Erben. 

^)  Ottomanisches  B.Gb.,  Buch  von  den  Klagen  Art.  1642. 

')  Ottomanisches  B.  Gb.  Art.  1645. 

^  Das  gemischte  Handelsgericht  zu  Konstantinopel  hat  entschieden,  dass  eine 
offene  Handelsgesellschaft  als  Firma  den  Namen  einer  ver8tori)enen  Person  tragen  und 
unter  diesem  Nomen  vor  Gericht  auftreten  kann.  Siehe  dies  Urtheil  in  der  Revue  pra- 
tique  des  Soci^t^s  de  Bruxelles  Jahrg.  1891  S.  315. 
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§8. 
B.  Intervention. 

Das  Recht,  in  einem  anhängigen  Rechtsstreit,  zu  interveniren,  ist 
im  Art.  117  C.P.O.  anerkannt,  der,  wie  folgt,  lautet:  „Wenn  im  Laufe 
eines  zwischen  zwei  Parteien  anhängigen  Rechtestreits  ein  Dritter 
mit  der  Behauptung  das  Recht  zu  haben,  in  diesem  Prozcss  zu  inter- 
veniren, einen  Antrag  stellt,  und  wenn  er  in  Gegenwart  der  Par- 
teien jenes  Recht  beweist,  so  wird  seine  Intervention  zugelassen.  Die- 
selbe darf  jedoch  das  Verfahren  in  der  Haupteache,  wenn  es  zum  ür- 
theil  reif  ist,  nicht  verzögern.** 

§9. 
C.  Streitverkündmig. 

Art.  115  C.P.O.  bestimmt,  dass,  wenn  der  Beklagte  bei  Beginn 
des  Rechtsstreite  beweist,  dass  er  einen  Regressanspruch  gegen  eine 
dritte  Person  bat,  und  wenn  er  beantragt,  dass  dieselbe  geladen  werde^ 
das  Gericht  diesem  Antrage  stattzugeben  hat,  indem  es  die  Ladung  dieser 
dritten  Person  mit  kurzer  Frist  anordnet.  —  Auch  über  diesen  Incident- 
anspruch  wird,  wenn  thunlich,  zugleich  mit  der  Hauptklage  entechieden. 
Ist  dies  nicht  möglich,  so  urtheilt  das  Gericht  zunächst  über  die  Haupt- 
klage und  sodann  über  die  Incidentklage. 

§  10. 
5.  Beistände  und  Prozessbevollmäelitigte  der  Parteien. 

I.  Den  Parteien  steht  frei,  vor  Gericht  in  eigener  Person  oder  durch 
einen  Bevollmächtigten  zu  handeln.  Sie  sind  nicht  gehalten,  sich  von 
einem  Rechteanwalt  vertreten  zu  lassen.  —  Früher  konnten  die  Par- 
teien als  Bevollmächtigten  nur  einen  ihrer  Verwandten  oder  Mit- 
betheiligten  oder  einen  Rechteanwalt  ernennen,  der  die  Ermächti- 
gung zum  Auftreten  vor  Gericht  besitzt,  eine  Ermächtigung,  die 
vom  Justizminister  ertheilt  wird.  —  Im  Jahre  1886  wurde  ent- 
schieden,^) dass  es  biUiger  und  mit  den  Grandzügen  des  ottomanischen 
Rechte  übereinstimmend  ist,  den  Parteien  freizustellen,  sich  vor  den 
Civil-  und  Handelsgerichten  durch  einen  Bevollmächtigten  ihres  Ver- 
trauens, sei  er  Rechtsanwalt  oder  nicht,  vertreten  zu  lassen. 

n.  Der  Bevollmächtigte,  sei  er  Rechteanwalt  oder  nicht,  kann 
keinen  gerichtlichen  Akt  vornehmen,  ohne  mit  einer  authentischen 
Vollmacht  versehen  zu  sein.  In  der  Praxis  kann  ein  Notar  in  der 
Türkei  oder  ein  ottomanischer  Konsul  im  Auslande  mittelst  Depesche 
dem  Gericht  das  Vorhandensein  einer  authentischen  Vollmacht  bekannt 
geben.  In  der  Türkei  wird  die  Vollmacht  vom  Notar  beglaubigt.  — 
Ist  sie  im  Auslande  errichtet,   so   muss  sie  mit  der  Beglaubigung 

*)  Siehe  den  Text  dieser  Entscheidung  des  Ministerraths,  best&tigt  durch  Kaiser- 
liche Irade  vom  7.  September  1886,  in  der  Gkrichtszeitung,  genannt  Sjeridei  Mehäldm 
No.  362. 
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des  türkischen  Konsulats  versehen  sein.  Die  Ausländer  können, 
selbst  in  der  Türkei,  die  Vollmacht  von  ihren  Konsuln  errichten  lassen. 
Die  im  Auslande  oder  von  den  Konsuln  in  französischer  Sprache  aus- 
gestellten Vollmachten  können  dem  Gericht  vorgelegt  werden.  Sind 
sie  in  einer  andern  Sprache  verfasst,  so  sollen  sie  von  einer  türkischen 
oder  französischen  Uebersetzung  begleitet  sein.^) 

Die  Vollmacht  kann  auch  in  der  Sitzung  selbst  vor  dem  Gericht 
zu  Protokoll  erklärt  werden.  —  Sie  muss  Namen,  Vornamen  und  Wohn- 
ort der  Parteien,  den  Prozessgegenstand  und  das  Gericht,  das  über 
denselben  erkennen  soll,  enthalten.  —  Die  Vollmacht  muss  dem  Be- 
vollmächtigten die  Befugniss  einräumen,  den  Auftraggeber  in  Bezug 
auf  das  ganze  in  Verfolgung  der  Klage  durchzuführende  Verfahren, 
also  auch  im  Falle  des  Einspruchs,  der  Berufung,  der  Wiederaufnahme 
(siehe  unten  §  30)  und  des  Kassationsrekurses  vor  Gericht  zu  vertreten. 
Wenn  die  Vollmacht  diese  Ermächtigung  des  Bevollmächtigten  nicht 
ausdrücklich  enthält,  oder  wenn  sie  nicht  erwähnt,  dass  der  Bevoll- 
mächtigte die  Sache  bis  zur  letzten  Instanz  betreiben  kann,  oder  doch, 
dass  ihm  ganz  allgemein  und  unbedingt  alle  Befugnisse  zustehen,  so 
kann  der  Bevollmächtigte  seinen  Auftraggeber  in  den  Prozessen  be- 
treffend den  Einspruch,  Widerspruch,  die  Berufung  oder  den  Kassa- 
tdonsrekurs  (C.P.O.  Art.  42)  nicht  vertreten.  Wenn  der  Auftraggeber 
dem  Bevollmächtigten  in  einer  besondern  in  der  Vollmacht  enthaltenen 
Bestimmung  die  Befugniss,  Geständnisse  abzulegen,  nicht  entzogen  hat, 
so  bindet  das  vom  Bevollmächtigten  bei  Gericht  abgelegte  Geständniss 
den  Vollmachtgeber.^ 

Der  Bevollmächtigte  hat  nicht  das  Recht,  Gelder  einzukassiren  oder 
Gegenstände,  die  seinem  Vollmachtgeber  zugesprochen  sind,  in  Empfang 
zu  nehmen,  wenn  ihm  die  Befugniss  hierzu  nicht  ausdrücklich  in  der 
Vollmacht  übertragen  ist.'*)  Deshalb  soll  die  Vollmachtsurkunde  all- 
gemein die  dem  Bevollmächtigten  ertheilte  Befugniss  enthalten,  die  zu 
erwirkenden  Urtheile  mittelst  aller  Rechtswege  in  Vollzug  zu  setzen, 
um  jede  dem  Vollmachtgeber  zukommende  Einnahme  einzukassiren. 

Der  Bevollmächtigte  kann  ohne  ausdrückliche  Ermächtigung  in 
Bezug  auf  die  Rechte  des  Vollmachtgebers  keinen  Vergleich  schliessen;*) 
er  ist  nicht  ermächtigt,  Eide  zuzuschieben,  wenn  ihm  die  Vollmachts- 
urkunde diese  Ermächtigung  nicht  giebt.^)  Daraus  folgt  die  Nothwendig- 
keit,  in  der  Vollmacht  zu  erwähnen,  dass  der  Bevollmächtigte  zur 
Eideszu^chiebung  ermächtigt  ist. 

Endlich  kann  der  Bevollmächtigte  weder  einen  Antrag  auf  Zwangs- 
vollstreckung, noch  eine  Klage  auf  Haftung  gegen  den  Richter  (la  prise 


*)  Rundschreiben  vom  27.  September  1879. 
^  B.Gb.,  Buch  von  der  VoUmacht  Art.  1518,  C.P.O.  Art.  69. 
^  B.Gb.  Art  1519,  Buch  von  der  Vollmftcht,  Aristarchi  Bev  a.  a.  0.  Bd.  7 
8.199. 

*)  Civilgesetzbuch,  Buch  vom  Vergleich  Art.  1542. 

'^)  Entscheidung  des  Staatsraths  vom  7  Bebt  'ul  ewwel  1292  (1875). 
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ä  paiüe),  noch  einen  Antrag  auf  Ernennung  von  Schiedsrichtern  stellen, 
ohne  hierzu  in  der  Vollmacht  ermächtigt  zu  sein. 

Im  Allgemeinen  ist  für  den  Fall  der  Ernennung  eines  Bevollmäch- 
tigten, um  im  Konkurse  zu  handeln,  rathsam,  in  der  Vollmacht  als 
Rechte  des  Bevollmächtigten  zu  erwähnen,  im  Prüfungstermine  ver- 
hindliche  Erklärungen  abzugeben,  allen  Berathungen  im  Konkursverfahren 
beizuwohnen,  einen  Zwangsvergleich  zu  unterzeichnen,  Einspruch  zu 
erheben  und  bei  einfachem  oder  betrügerischem  Bankerutt  als  Civil- 
Partei  aufzutreten,  sowie  die  Dividenden  in  Empfang  zu  nehmen. 

Endlich  ist  der  Bevollmächtigte  an  sich  nicht  ermächtigt,  sich  selbst 
vertreten  zu  lassen,  wenn  ihm  die  Vollmacht  diese  Befugniss  nichi 
überträgt  oder  doch  erwähnt,  dass  der  Bevollmächtigte  ermächtigt  ist^ 
zu  handeln,  wie  er  für  gut  findetJ) 

§  11- 
6.  BechtsanwUte. 

Die  Ausübung  des  Berufs  als  Rechtsanwalt  ist  in  der  Türkei  durch 
eine  Verordnung  über  die  Advokaten,  verkündet  im  Jahr  1875  (16  Zi-1- 
Hidje  1292)  geregelt  worden,  jedoch  nur  für  Konstantinopel.  Erst  im  Jahre 
1879  wurde  sie  auch  für  die  Provinzen  fttr  anwendbar  erklärt.  Nach 
dieser  Verordnung  kann  Niemand  als  BevoUmächtigter  vor  Gericht 
auftreten,  wenn  er  nicht  ein  Verwandter  oder  Mitbetheiligter  der  strei- 
tigen Partei  ist,  oder  wenn  er  nicht  mit  einer  Ermächtigung  des  Justiz- 
ministers, als  Rechtsanwalt  vor  Gericht  aufzutreten,  versehen  ist.  — 
Die  Ermächtigung  wird  denjenigen  ertheilt,  welche  ihre  Studien  in  der 
Rechtsschule  zu  Konstantinopel  gemacht  haben,  sowie  denen,  die  zur 
Zeit  der  Verkündung  der  Verordnung  ihren  Beruf  schon  ausübten  und 
ihre  Befähigung  durch  eine  Prüfung  nachgewiesen  haben,  die  in  Konstan- 
tinopel vor  einer  besonders  hierzu  niedergesetzten  Kommission  im  Justiz- 
ministerium und  in  den  Provinzen  vor  den  Gerichtsbehörden  stattfindet. 
Die  Bedingungen  dieser  Prüfungen  sind  geregelt  in  einer  neuen  Ver- 
ordnung, verkündet  am  1.  Zi-l-Hidje  1301  (1875). 

Nach  den  Bestimmungen  dieser  Verordnungen  sollen  die  Rechts- 
anwälte ihre  Gebühren  nach  untenstehendem  Tarif  beziehen.^    In  den 


1)  B.G.B.  von  der  VoUmacht  Art.  1466. 

^  Tarif  der  mit  Ermächtiguiig  zur  Ausübnng  üireB  Berufs  versehenen  Rechts- 
anwSlte: 

Bei  den  Gerichten  erster  Instanz  anhängige  Streitsachen.      Piaster 
§  1.  FOr  einen  schriftlich  ertheilten  Rath  (Konsultation)  in  Folge  des  Anti*ags 

einer  Partei 50 

§  2.  Flir  Abfassung  der  bei  Gericht  einzureichenden  Klagen    und  der  seitens 
des  Klägers  oder  Beklagten  einzureichenden  ausfflhrlichen  Schriftsätze  (Lalha) 

(für  die  ersten  160  Worte) 30 

und  5  Piaster  mehr  für  jedes  weitere  Hundert  von  Worten. 
§  3.  Für  Abfassung  der  an  das  Gericht  gerichteten  Berichte  (muzekkdr^s),  für 
Anträge  an  die  beauftragten  Richter  oder  andere  vom  Gericht  beEeichnete 
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Sadien,  welche  die  Summe  von  5000  Piastern  übersteigen,  kOnnen  sie 
bestimmte  Hon(»ure  vereinbaren,  vorausgesetzt,  dass  dieselben  20  Prozent 
der  Streitsumme  nicht  übersteigen. 

Die  Streitigkeiten  des  Rechtsanwalts  und  seines  Auftraggebers, 
welche  die  Feststellung  von  Gebühren  betreffen,  werden  nach  der  auf* 
geführten  Verordnung  vor  das  Gericht  gebracht,  das  über  den  Haupt* 
prozess  entschieden  hat,  für  den.  die  Grebühren  beansprucht  werden* 
Indessen  ist  es  seit  1886,  wie  schon  erwähnt.  Jedem  freigestellt,  als 
Bevollmächtigter  vor  Gericht  aufzutreten,  ohne  dass  er  eine  Befähigung 
hierzu  nachzuweisen,  und  ohne  dass  er  mit  einer  Ermächtigung  seitens 
des  Justizministers  ^)  versehen  zu  sein  braucht.  Die  Vorschriften  der 
genannten  Verordnung  haben  dadurch  ihre  Bedeutung  verloren.  *^ 
Thatsächlich  geht  die  beständige  Praxis  dahin,  dass  die  Kechtsanwälte 

PUster 

Beamte,  für  Proteste,  Arreste,  Vergleiche,  Vollmachten  und  sonstige  Akte 
und  Urkunden  dieser  Art 20 

§  4.  Für  Einsjamchsklegen  gegen  VersftnmnissnrtheUe 20 

§  5.  Ftlr  jede  mfindüche  Verhandlung  bei  den  Rechtsstreitigkeiten,  die  der  Be- 

mfong  nicht  unterliegen 80 

und  bei  den  bemfungsfilhigen 50 

§  6.  Fflr  die  Verhandlungen  in  einer  Arrestklage  und  in  einem  sonstigen  summa- 
rischen Verfahren,  ebenso  in  den  F&llen  des  „R^f6r6- Verfahrens/)  femer  ttit 
Antrftge  auf  Erlass  eines  Versftnmnissurtheils  wird  die  HAlfte  der  in  §  5 
aufgeitihrten  Gh)bflhr  beaahlt. 

§  7.  Für  einen  Gang  bu   Gericht  behufs  Erwirkung  einer  Ladung,  Hinterlegung 

einer  Bürgschaftseitiämng  oder  einer  Greldstrafe 15 

§  8.  Für  Zeitversäumniss  von  je  2  Stunden  bei  ZeugenverhOren,  Abgabe  von 
Gutachten  durch  Sachverständige,  Aufstellung  eines   VermOgensverzeich- 

nisses,  Vollzug  eines  üftheils  und  andere  Akte  dieser  Art 20 

(NB.   Die  für  die  mündlichen  Verhandlungen  vor  dem  Gerichte  geschul- 
deten Honorare  werden  besonders  bezahlt). 

§  9.  Für  die  Abschrifton,  die  im  Fall  des  Bedürfnisses  von  den  Rechtsanwälten 
zu  liefern  sind,  wird  ein  Drittel  der  oben  in  §  2  angegebenen  Gebühr  be- 
zahlt. 

Rechtsstreitigkeiten  vor  den  Oberlandesgerichten  und  dem 

Eassationshof. 

§  10.  Fflr  Abfasstmg  eines  Berufungs-,  Eassationsrekurs-,  Wiederaufnahme-Aktes, 
ebenso  für  ausführliche  Schriftsätze  (Lalha)  seitens  des  iüägers  und  Be- 
klagten (für  die  ersten  150  Worte) 50 

§  11.  Für  jede  mündliche  Verhandlung  vor  dem  Oberlandesgericht  oder  dem  Eassa- 
tionshof       60 

NB.    Erging  das    ürtheil  im   Versäumnissyerfahren,   so  sind  nur  zwei 
Drittel  der  angegebenen  Gebühren  zu  zahlen. 

§  12.  Die  den  Rechtsanwälten  geschuldeten   Gebühren  für  Abfassung  einer  Ein- 

Bpmchsklage,  ebenso  für  die  Ausfertigung  der  Ladung  und  für  sonstige 

Prozesshandlungen   vor  einem  Oberlandesgericht  oder  dem  Eassationshof 

sind  die  nämlichen,   wie  die  für  die  Gerichte  erster  Instanz  festgesetzten, 

welche  in  den  §§  5  u.  7  des  Tarifs  angegeben  sind. 
*)  Snninarisetaes  Verfahren  ror  dem  Gericbtflpräsidenteii  in  DiingllcbkeitsflJlen  oder  tnr  rot- 
Unflgen  Sntsebeidnng  Ton  Schirierigkelten,  die  sich  bei  der  Zw&ngsvollBtrecknng  ergeben. 

')  Diese  Bestimmung  gut  nicht  vor  den  Zuchtpolizei-  und  Eriminalgerichten.  Die 

vor  diesen  Gerichten  auftretenden  Rechtsanwälte  müssen  immer  mit  der  Erlaubniss 

ihrer  Zulassung  seitens  des  Justizministers  versehen  sein. 
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ihre  GebOhron  und  Honorare  im  Voraus  in  einer  fest  bestimmten  Weise 
mit  den  Klienten  vereinbaren.  In  Ermangelung  einer  solchen  vor- 
gängigen  Uebereinkimft  bestimmen  sie  die  Honorare  nach  ihrem  billigen 
Ermessen;  Streitfälle  hierüber  werden  vor  das  Grericht  gebracht,  das 
die  vom  Rechtsanwalt  geleisteten  Dienste  abschätzt.  In  der  Praxis  wird 
immer  der  der  Verordnung  beigefügte  Rechtsanwalts-Tarif  zu  Grunde 
gelegt,  wenn  auch  eine  gesetzliche  Vorschrift  für  seine  Anwendung 
nicht  besteht. 

Die  Rechtsanwaltsgebühren  fallen,  gleich  den  Prozesskosten,  der 
unterliegenden  Partei  zur  Last,  jedoch  setzt  das  Gericht  im  Urtheil 
diese  Gebühren  fest  und  gewöhnlich  werden  sie  weit  unter  der  Summe 
festgesetzt,  welche  die  Partei  thatsädüich  an  ihren  Rechtsanwalt  be- 
zahlt. 

§12. 
7.  Annenreeht. 

In  Bezug  auf  das  Annenrecht  besteht  ein  Rundschreiben  vom  12.  Schä- 
ban  1296  (1879),  bestätigt  durch  kaiserliche  Irad6,  nach  welcher  jede 
bedürftige  Person  von  demjenigen  Gericht,  vor  welchem  der  Rechtsstreit 
verhandelt  werden  soll,  die  Befreiung  von  Zahlung  der  Gerichtsgebühren 
erlangen  kann,  wenn  sie  ein  von  drei  glaubwürdigen  Personen  unter- 
zeichnetes Zeugniss  vorlegt,  das  ihren  Stand  und  ihre  Bedürftigkeit  be- 
stätigt. Auf  einfache  Vorlage  dieses  Zeugnisses  hin  gewährt  das  Gericht 
in  der  Rathskammer  die  geforderte  Befreiung.  Dieselbe  Befreiung  ist 
auf  alle  Gerichtsgebühren,  mit  Ausnahme  der  Stempel-  und  Urtheils- 
gebühren  anwendbar. 

.  Den  unentgeltlichen  Beistand  eines  Rechtsanwalts  können  bedürftige 
Parteien  durch  das  Gericht  nicht  erhalten. 

üeber  die  Frage,,  ob  das  Armenrecht  auch  Ausländern  bewilligt 
wird,  besteht  keine  gesetzliche  Vorschrift,  aber  in  der  Praxis  gewähren 
die  Gerichte  bedürftigen  Ausländern  die  Befreiung  von  den  Gebühren 
in  derselben  Form,  wie  sie  den  Ottomanen  zugestanden  wird. 

§13. 

8.  Kautioiieii« 

Bezüglich  der  Klageerhebung  vor  Gericht  werden  in  der  Türkei 
die  Ausländer  ebenso  wie  die  Ottomanen  behandelt.  Folglich 
haben  sie  keine  Sicherheit  für  die  .Zahlung  der  Kosten  und  für 
Schadensersatzansprüche  des  Gegners  zu  leisten.  Eine  Sicherheit  ist 
nur  zu  leisten  für  den  Fall  der  Berufung  und  des  Kassationsrekurses: 
doch  ist  dies  eine  ebenso  den  ottomanischen  ünterthanen  wie 
den  Ausländern  auferlegte  Verpflichtung,  und  der  letztere  wird  be- 
handelt wie  der  erstere.  ^)^ 

»)  Vgl.  Bd.  1  S.  768,  769. 

^  Art.  186  der  ttirkisch^n  Civilprozessordnung  vom  Jahre  1879  lautet  in  deut- 
scher Uebersetznng: 
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§  14. 
9.  Prozesskosten. 

Die  für  den  Prozessbetrieb  zu  zahlenden  Gebühren  sind  folgende: 

I.  Jeder  Antrag  und  jede  Vorlage  einer  Urkunde  bei  Gericht  unter- 
liegt einer  Einregistrirungs-Gebühr  von  5  Piastern  (1,15  Frcs.  oder 
0,92  Mark).  Die  von  Ausländern  durch  das  Konsulat  gestellten  An- 
träge sind  von  dieser  Gebfihr  befreit. 

II.  Bevor  das  Gericht  überhaupt  thätig  wu*d,  hat  der  Kläger  ein 
Viertheil  der  Gerichtsgebühren  zu  erlegen. 

Die  Gerichtsgebühren  betragen: 
10  Piast  in  Gold  für  die  ürtheile  über  Streitobjekte  von  Piast.  600 
^«w«««„  nn  »,»      500—1000 

^      7t         ff        n       n       n  n  n  r  n  n     1000 — 2000 

oü„„„„„„  „  „  w»  2000 — 3000 
100,„„„„„    „     „     «w  3000—5000 

Für  die  Urtheüe  für  Streitobjekte  von  5000  bis  500000  Piaster  be- 
tragen die  Gebühren  zwei  Prozent  und  für  jede  500000  Piaster  über- 
steigende Summe  beträgt  sie  ein  Prozent  mehr. 

Wenn  man  also  z.  B.  eine  Klage  bei  einem  Streitwerth  von 
500000  Piastern  (11500  Frcs.  oder  9200  Mark)  erhebt,  so  betragen  die 
Urtheilsgebühren  2  Prozent  bis  zu  1000  Piaster  (230  Frcs.  oder  184  M.), 
und  der  vorzuschiessende  Betrag  (=  V4)  57»56  Pres,  oder  46  Mark. 
Für  die  Klagen  unter  2500  Piaster  ist  die  vorzuschiessende  Gebühr  un- 
veriüiderlich  auf  20  Piaster  festgesetzt. 

m.  Für  jeden  Ladungsakt  beträgt  die  Gebühr  10  Piaster,  für  die 
Zustellimg  dieses  Aktes  10  Piaster. 

„Der  BerafiingBkl&ger  hat,  fOr  den  Fall  der  Verwerfang  der  Berufung,  dem  Be- 
Tofiingsbeklagten  Ifir  die  Prozesskosten  der  Instanz,  die  ordnungsmftssig  festgestellten 
Reiseauslagen  und  den  sonstigen  Schaden  Sicherheit  zu  leisten  und  zu  diesem  Zwecke 
einen  sicheren  Bfirgen  zu  steUen.  Eine  auf  diese  Bürgschaft  bezOgliche,  amtlich  be- 
glaubigte Urkunde  ist  dem  Schriftsatz,  durch  welchen  die  Berufung  eingelegt  wird, 
beizufügen.* 

Art  106  der  Prozessordnung  für  die  Handelsgerichte  vom  Jahre  1861  lautet  nach 
der  amtlichen  französischen  Uebersetzung: 

L*appel  sera  form6  par  requdto  contenant: 

1.  les  noms,  profession  et  domicile  de  Tappelant  et  de  Fintimd; 

2.  la  d^signation  du  jugement  dont  est  appel,  et  le  tribunal,  qui  Ta  rendu; 
8.  Fobjet  de  Tappel; 

4.  la  demande  d'assigner  l'intimö  de  se  präsenter,  en  personne  ou  par  fond6  de 
pouToir,  devant  la  cour  d*appel  dans  le  d^lai  pr^scrit  par  la  loi  les  ajoume- 
ments; 

5.  la  mention  que,  par  acte  y  annexi  et  düment  16galis^,  Tappelant  a  fourni 
une  caution  solyable  pour  l'exöcntion  du  premier  jugement  et  pour  le 
paiement  des  frais  de  transport  et  autres  d^penses  et  dommages  intörfits  de 
rintim^,  en  cas  qu'il  succomberait  en  appel. 

Le  tout  k  peine  de  nullit^  de  la  requdte  sauf  k  Tappelant  de  präsenter  une 
nonvelle  conform6ment  auz  conditions  ci-dessns  pr^scrites  s*il  se  trouve  encore  dans 
le  d61ai  de  Tappel. 

Siehe  auch  Bd.  I  S.  768. 
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IV.  Für  Zustellung  jedes  Aktes  beträgt  die  Oebtthr  10  Piaster. 

y.  Für  jedes  zu  einer  Summe  verurtheilende  Urtheil  beträgt  die 
Gebühr  so  viel,  als  oben  sub  n  angegeben  ist. 

VI.  Für  jedes  Beweisurtheil  oder  Urtheil  in  einer  Sache,  wo  es- 
sich  nicht  um  Verurtheilung  zur  Lieferung  einer  Sache  handelt,  ist  die 
Oebühr  folgende: 

Piaster  20,  wenn  der  Streitwerth  weniger  als  500  Piaster  beträgt, 
„      50,      „      „  „  zwischen  500 — 5000  Piaster  beträgt, 

»      100,         n         n  V  n         6000 — 30000        ^  „ 

u.   „    150,      „      „  „  30000  Piaster  übersteigt. 

Vn.  Für  jedes  Urtheil,  welches  die  Zuständi^eit  betrifft,  wird  eine 
Gebühr  von  25  Piastern  erhoben,  wenn  der  Streitwerth  unter 
5000  Piastern,  und  yon  50  Piastern,  wenn  er  über  5000  Piaster  beträgt. 

Vm.  Für  jeden  Einspruchsakt  oder  jede  ohne  Prüfung  des  Grundes 
der  Sache  abgewiesene  Wiederaufnahme  des  Verfahres  werden  die 
oben  sub  VI  festgesetzten  Gebühren  gezahlt.  Wenn  der  Einspruch 
und  die  Wiederaufnahme  geprüft  wurden  und  das  Gericht  eine  Summe 
zuspricht,  welche  nicht  hoher  ist  als  die  im  Urtheil,  gegen 
das  Einspruch  erhoben  wurde,  ausgesprochene,  so  werden  die 
sub  vn  aufgeführten  Gebühren  angesetzt.  Für  jede  hOhere  Summe 
wird  entsprechend  die  Gebühr  wie  unter  ü.  gezahlt. 

Die  im  Rechtsstreit  unterliegende  Partei  hat  dem  Ctogner  die  Yon 
ihm  verauslagten  Gerichtsgebühren  zu  bezahlen.  —  Art.  138  dar  Civil* 
prozessordnung  bestimmt,  dass  die  unterliegende  Partei  die  ProzesfiK 
kosten  bezahlen  muss.  Unterliegen  der  Kläger  und  Beklagte  theil- 
weise,  so  verordnet  das  Gericht,  dass  die  Kosten  getheilt  ^werden. ^) 

§  15. 
10.  Die  prozessualen  Angriffs-  und  TerUieidigangsmitteL 

A.  Die  Klage. 

I.  Die  Erhebung  der  Klage  bei  Gericht  muss  mittelst  eines  Schrift- 
satzes erfolgen,  der  auf  Stempelpapier  zu  schreiben  oder  mit  einem 
Stempel  zu  versehen  ist.  Die  Klage  muss  enthalten:  den  Tag,  Monat 
und  das  Jahr,  den  Familien-  und  Vornamen,  den  Stand,  das  Gewerbe 
und  den  Wohnort  des  Klägers  und  des  Beklagten,  ihre  StaatsangehSrig- 
keiten,  insbesondere  ob  eine  der  Parteien  Ottomane  ist,  und  den  Gegen- 
stand des  Rechtsstreits.  Femer  ist  die  Klage  mit  der  Unterschrift  und 
dem  Siegel  des  Klägers  zu  versehen. 

Die  Klageschrift  kann   auch  von   einem  Bevollmächtigten  unter- 


')  Nach  der  ProsesBordnung  für  die  Handelsgerichte,  die  fOr  die  tot  dem  gemischteoi 
Handelsgericht  verhandelten  Sachen  in  Geltang  ist,  können  die  Prozesskosten  ganz 
oder  theilweise  aufgerechnet  (kompensirt)  werden,  wenn  die  Parteien  gegenseitig  onter^^ 
liegen  in  einzelnen  Hauptpunkten,  oder  wenn  die  Parteien  Ehegatten,  Aacendenten 
oder  Descendenten,  Geschwister  oder  Verschwfigerte  in  demselben  Grade  sind  (H.G.O. 
Art  63  und  Anhang  zum  ottomanischen  Handelsgesetzbuch  Art  102), 
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seichnet  werden,   der  aber  mit  einer  authentischen  Vollmacht  yerseben 
sein  und  bei  der  Unterzeichnung  deraelben  Erwähnung  thun  musd.^) 

In  den  zwischen  Ausländern  und  Ottomanen  anhängigen  Streit- 
sachen, die  vor  die  gemischten  Handelsgerichte  gehören,  bei  denen  die 
Prozessordnung  für  die  Handelsgerichte  gilt,  hat  die  Klageschrift  ausser 
obigen  Angaben  noch  eine  kurze  Darlegung  der  Beweismittel  zu  er- 
halten. 2) 

n.  Bis  zu  der  im  Jahre  1879  erfolgten  Trennung  der  Justiz  von 
der  Verwaltung  musste  jede  Klage  in  den  Provinzen  dem  Oeneral- 
gouverneur  vorgelegt  werden,  der  sie  dem  zuständigen  Gericht  über- 
mittelte. Seit  der  im  Jahr  1879  erfolgten  Verkündung  der  Civilprozess- 
Ordnung  werden  die  Klagen  unmittelbar  beim  Gericht  eingereicht.^ 
Dies  gilt  auch  für  die  Ausländer,  die  vor  den  Givilgerichten  in  liegen- 
Schaftssachen  auftreten  (vgl.  oben  §  4).  Will  der  Ausländer  aber  eine 
Klage  in  einer  Civilsache,  die  1000  Piaster  (vgl.  §§  4,  5)  nicht  über- 
steigt, oder  in  einer  Handels-  oder  Civilsache  beim  gemischten  Handels* 
gericht  erheben,  so  hat  er  dieselbe  seinem  zuständigen  Konsul  vor- 
zulegen, der  sie  dem  Gerichtspräsidenten  übersendet.^) 

Die  beim  Konsul  einzureichende  Klageschrift  ist  auf  der  einen 
Seite  zur  Hälfte  in  französischer  Sprache,  oder  in  der  Sprache  des 
Konsuls,  und  auf  der  anderen  Seite  in  türkischer  Sprache  zu  verfassen* 
Das  türkische  Gericht  hält  sich  streng  an  letzteren  Text. 

ni.  Der  Kläger  kann  seiner  Klage  einen  motLvirten  schriftlichen 
Antrag  beifügen,  welcher  seine  Angriffs^  und  Beweismittel  enthält.  — 
Abschrift  dieser  motivirten  Anträge  und  Beweisanträge  wird  dem  Be- 
klagten zugestellt,  der  die  Befugniss  hat,  binnen  acht  Tagen  die  Klage- 
beantwortung einzureichen.  Kach  Eingang  derselben  oder  nach  fruchte 
losem  Ablauf  dieser  Frist,  werden  die  Parteien  in  die  Sitzung  des  Ge- 
richts ohne  förmliches  Verfahren  geladen.^) 

Ln  Hinblick  darauf,  dass  der  Beklagte  die  Befugniss,  nicht  aber 
Pflicht  hat,  motivirte  Anträge  vorzulegen,  und  dass  der  Beklagte 
schriftlich  antworten,  oder  auch  sich  die  Befugniss,  in  der  Sitzung 
zu  antworten,  vorbehalten  kann,  werden  in  der  Praxis  keine 
motivirten  Anträge  eingereicht.  Man  begnügt  sich,  dem  Beklagten 
Abschrift  der  Klage  mit  Ladung  zum  Erscheinen  in  der  Sitzung  zu- 
zustellen. 

IV.  Ladung  der   Parteien.     Auf  die  beim  Präsidenten  einge- 


»)  CP.O.  Art.  16. 

«)  H.G.O.  Art.  1. 

^  CP.O.  Art  17. 

^)  Einige  Eonsnln  yon  koosenrativer  Richtimg  überschicken  die  Klage  mit  einer 
Bemeikong  an  den  Gonvemenr,  damit  er  sie  dem  Handelsgericht  übermittle,  indem 
sie  sich  darauf  stützen,  dass  die  Konsuln  beim  Generalgouvemeur  beglaubigt  sind  und  mit 
diesem  korrespondiren  müssen.  Dieses  Verfahren  verzögert  nur  die  Sache  um  ein  oder 
zwei  Tage  und  hat  keinen  praktischen  Werth. 

*)C.P.O.  Art  20  u.  21. 
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reichte  Klage  verordnet  dieser  die  Ladung  der  Parteien.  Der  Kläger 
hat  sich  auf  der  Kanzlei  des  Gerichts  einzufinden  und  die  vorschrifts- 
mässigen  Gebühren  zu  bezahlen;  unmittelbar  nachdem  dies  geschehen, 
wird  der  Ladungsakt  durch  die  Gerichtskanzlei  ausgefertigt.  Er  ent- 
hält in  Kürze  die  Aufstellungen  der  Klage,  die  Fristen  oder  den  für 
das  Erscheinen  der  Parteien  bei  Gericht  festgesetzten  Termin,  sowie  den 
Namen  des  Gerichtsypllziehers,  der  mit  der  Mittheilung  der  Ladung 
beauftragt  ist.  Der  Ladungsakt  und  die  Abschrift  der  Klage  wird, 
wie  schon  erwähnt,  durch  Vermittlung  des  GerichtsTollziehers  den  Par- 
teien in  Person  oder  in  ihrer  Wohnung  zugestellt. 

Die  Zustellung  geschieht  an  die  Ottomanischen  ünterthanen  un- 
mittelbar, während  die  den  ausländischen  Ünterthanen  zuzustellenden 
Akte  dem  zuständigen  Konsul  übersendet  werden,  der  die  Akte  kosten- 
frei an  seine  Staatsangehörigen  weiter  zustellen  lässt. 

Betrifft  der  Rechtsstreit,  bei  dem  der  Ausländer  betheiUgt  ist, 
eine  Liegenschaft,  so  wird  ihm  die  Ladung  unmittelbar  zugestellt, 
denn  in  Liegenschaftssachen  stehen  die  Ausländer  den  Ottomanen  gleich 
und  sind  unmittelbar  der  ottomanischen  Gerichtsbarkeit  unterworfen 
(vgl.  oben  §  4). 

V.  Klageänderung.  Es  besteht  keine  gesetzliche  Vorschrift, 
welche  dem  lüäger  die  Aenderung  der  Klage  gestattet.  Indessen  gilt 
(wie  nach  dem  religiösen  ottomanischem  Recht)  als  bei  Gericht  erhoben 
die  Klage  in  der  Begründung,  wie  sie  bei  der  mündlichen  Verhandlung 
vor  dem  Richter  vorgetragen  wird,  und  man  erkennt  daher  in  der 
Praxis  dem  Kläger  die  Befugniss  zu,  seine  Klage  in  der  Sitzung  zu 
«mendiren.  Doch  darf  diese  Emendation  nicht  im  Widerspruch  zu  der 
Klage  stehen;  ist  ein  solcher  vorhanden,  so  wird  letztere  abgewiesen. 

§  16. 
B.  Die  VertheicUgung. 

L  Einreden. 

Die  Partei  kann  ihre  Vertheidigungsmittel  mündlich  vortragen. 
JBat  sie  eine  Incidentkiage  zu  erheben  oder  die  Einrede  der  Unzustän- 
digkeit, der  Niditigkeit  der  Zustellung  oder  eine  Streitverkündung 
wegen  Regressanspruchs  vorzubringen,  so  kann  sie  solches  mündlich  und 
ohne  jede  Förmlichkeit  thun. 

A.  Die  Einrede  der  Unzuständigkeit.  Wenn  der  Beklagte 
die  Zuständigkeit  des  Gerichts  „ratione  personae^  ablehnt,  so  hat  er 
diese  Einrede  vor  jeder  andern  vorzubringen.  Dagegen  kann  er  diese 
Einrede  „ratione  materiae''  in  jedem  Stande  der  Sache  vorbringen,  und 
das  Gericht  ist  selbst  von  Amtswegen  zur  Prüfung  seiner  Zuständigkeit 
verpflichtet.^)  In  dem  einen,  wie  dem  andern  der  beiden  Fälle  kann 
die  Einrede  der  Unzuständigkeit  mündlich   geltend  gemacht  werden, 


0  G.P.O.  Art.  48  und  Anhang  zam  H.G.B.  Art  88  u.  89. 
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und  es  ist  nicht  nothwendig,  einen  schriftlichen  Antrag  zn  stellen.^) 
lieber  die  Unzuständigkeitseinrede  entscheidet  dajs  Gericht  in  einem 
berufungsfiüügen  ürtheil.^  Abgesehen  von  den  Sachen,  die  vor  dem 
gemischten  Handelsgericht  abgeurtheilt  werden,  kann  der  Sitzung  des 
Gerichts,  das  über  eine  Znständigkeitsfrage  entscheidet,  der  General* 
prokurator  (Oberstaatsanwalt)  oder  ein  Vertreter  desselben  beiwohnen 
imd  seine  Anträge  stellen.') 

Wird  gegen  ein  die  Einrede  der  Unzuständigkeit  verwerfendes 
UrÜieil  Berufimg  eingelegt,  so  wird  es  der  Partei  zugesteDt,  und  der 
Lauf  des  Rechtsstreits  wird  gehemmt,  bis  das  Oberlandesgericht  darüber 
entschieden  hat>) 

B.  Die  Einrede  der  Nichtigkeit  der  Lädung,  Dieselbe  muss 
vor  jeder  Einlas^ng  zur  Hauptsache  geltend  gemacht  werden.  In- 
dess  geht  die  Einrede  der  Unzuständigkeit  „ratione  personae''  der  Ein- 
rede wegen  Nichtigkeit  der  Ladung  vor.^) 

n.   Widerklage. 
Die  Widerklage  kann  in  der  Sitzung  des  Gerichts,  ohne  dass  Ein- 
reichung eines  Schriftsatzes  nothwendig  ist,  erhoben  werden.^ 

11.   y erfahren  in  erster  Instanz. 

§  17. 
A.  Vorbereitong  der  mündlichen  Verhandlung. 
Es  besteht  keine  Verpflichtung  der  Parteien  zum  Sühneversuch  vor 
der  Elageerhebung.  Wenn  die  Parteien  jedoch  in  der  Sitzung  er- 
scheinen, und  es  sich  um  einen  Rechtsstreit  zwischen  Verwandten 
handelt,  oder  wenn  die  erschienenen  Parteien  sich  zum  Vergleiche  bereit 
zeigen,  hat  das  Gericht  die  Pflicht,  den  Parteien  zu  empfehlen,  sich  zu 
versöhnen  oder  die  Sache  einem  Schiedsrichter  zu  unterbreiten.  Lehnt 
die  eine  Partei  ab,  so  verfährt  das  Gericht  weiter.'') 

§  18. 

B.  Die  mündliche  Verhandlung. 

Auf  die  Zustellung  der  Klageschrift  und  die  Ladung  der  Parteien 

sind  dieselben  gehalten,  in  der  zur  Sach Verhandlung  anberaumten  Sitzung 

zu  erscheinen.    In  dieser  Sitzung  verliest  der  Kläger  die  Klage  und  die 

zu  ihrem  Beweise  dienlichen  Urkunden  und  Beläge.    Ebenso   geschieht 


0  Vgl.  Entscheidnng  des  Kassationshofes  vom  6.  Jali  1887;  siehe  aber  diese 
Fragen  den  interessanten  Kommentar  zur  ottomanischen  GiTÜprozessordnung  in  tfirki* 
scher  Sprache  yon  Torgaki  Bey  und  Chevkiet  Bej.    1.  Bd« 

«)  Art.  178  der  C. P.O.  und  R'G.O.  Art  97. 

^  Gerichtsorganisationsgesetz  a.  a.  0.  Art-.  65. 

*)  Siehe  in  Beziehung  auf  die  Berufung  gegen  die  vom  gemischten  Handelsgericht 
zwischen  Ausländem  und  Ottomanen  erlassenen  Urtheile  oben  §  3. 

*)  H.G.O.  Art.  123  in  der  Note,  vgl.  mit  C.P.O.  Art.  114. 

«)  Art  58  CP.O. 

^  Siehe  in  diesem  Sinne  Art.  1826  B.G.B.  und  Art.  60  C.P.O. 
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es  seitens  des  Beklagten  bezüglich  der  schriftlichen  Elagebeantwortung, 
i^enn  er  eine  solche  eingereicht  hat.  Kläger  und  Beklagter  erwidern 
auf  die  gegenseitigen  Vor-  und  Anträge,  bis  der  Präsident,  falls  er  die 
Sache  fQr  genttgend  aufgeklärt  erachtet,  den  Schluss  der  Verhandlung 
Yerkttndet. 

Legt  im  Laufe  der  Verhandlung  eine  Partei  Beweisstücke  vor,  und 
will  der  Gregner  vor  Abgabe  seiner  Erklärung  über  dieselben  Abschrift 
davon  nehmen,  so  ist  dem  darauf  gestellten  Antrage  stattzugeben  und 
die  Sache  eu  vertagen. 

Nach  yerkOndetem  Schluss  der  Verhandlung  steht  keiner  Partei 
das  Wort  mehr  zu;  es  können  dem  Gerichte  nur  noch  einfache  Be- 
merkungen Über  das  Ergebniss  der  Veriiandlung  schriftlich  Überreicht 
i^erden.  ^) 

C«  BewelsvezfUiren. 
§19. 

a)  Beweistheorie. 

Nach  ottomanischem  Gesetz  müss  der  Riditer  seine  Entscheidung 
auf  das  Geständniss,  die  Beweise,  den  Eid  oder  die  Eidesver- 
weigerung stutzen. 

Wenn  also  der  Beklagte  den  Anspruch  des  Klägers  zugesteht,  so 
verurtheilt  ihn  der  Richter.  Leugnet  der  Beklagte  denselben,  so  hat 
der  Kläger  die  Klage  zu  beweisen.  Wird  der  Beweis  nicht  erbracht, 
so  kann  der  Kläger  dem  Gegner  den  Eid  zuschieben.  Leistet  dieser 
den  Eid,  so  wird  die  Klage  abgewiesen,  verweigert  der  Beklagte  die 
Eidesleistung,  so  wird  er  verurtheilt. 

Nach  Art.  75  G.P.O.  giebt  es  drei  Arten  von  Beweismitteln: 
1)  Zeugen,  2)  Urkunden  und  8)  Vermuthungen.  Geständniss  und 
Eid  gelten,  wenn  sie  auch  fOr  da«  Urtheil  in  der  Sache  von  recht- 
licher Bedeutung  sind,  nicht  als  Beweismittel. 

b)  Beweismittel. 

§20. 

a)  Zmvm  omI  SaattvanttiiiNfe. 
A.  Zöugen. 

L  Nach  dem  moslemischen  Gesetz,  welches  das  Staatsgrundgesetz 
bildet,  ist  der  Zeugenbeweis  der  bevorzugteste.  Seine  Zulassung  ist  an 
keine  Bedingung  gebunden,  er  ist  unbeschränkt  zulässig  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Höhe  der  Streitsumme  und  gegen  vorhandene  schriftliche 
Beweisurkunden. 

Jene  Regel  des  moslemischen  Gesetzes  mochte  zu  ein^  Zeit  gut 
sein,  wo  die  Glaubwürdigkeit  der  Zeugen  Ober  jedem  Verdacht  stand; 
sie  .wurde  aber  in  dem  Masse  bedenklich,  als  man  Gründe  hatte,  an  der 
Wahrheitsliebe  der  Zeugen  zu  zweifeln. 

Auch  in  den  Kapitulationen,  welche  die  ausländischen  Regierungen 

»)  C.P.O.  Art.  67. 
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Ton  den  Sultaiien  erhielten,  suchte  man  den  Missbräuchen,  die  der 
Zengenbeweis  nach  sich  .  ziehen  kann,  vorzubengen,  und  vereinbarte, 
dMs  jeder  zwischen  ausl&ndischen  und  ottomanischen  Staatsangehörigen 
«anzugehende  Vertrag  schriftlich  geschlossen  werden  sollte,  um  die 
Ausländer  nicht  durch  die  Möglichkeit  von  Ansi»ilchen  gegen  sie,  die 
sich  auf  falsches  Zeugniss  stutzen,  zu  beunruhigen.^) 

TL  Das  ottomanische  Handelsgesetzbuch,  das  im  Jahre  1860  ver- 
^UfentUcht  wurdet)  und  wörtlich  dem  französischen  Handelsgesetzbuch 
-enüehnt  ist,  giebt  die  Bestimmongen  des  letzteren  Gesetzbuchs  in  Bezug 
Mxd  den  Beweis  von  Käufen  und  Verkäufen  wieder.  Art.  69  des  otto- 
manischen Handelsgesetzbuchs  bestimmt,  dass  Käufe  und  Verkäufe  im 
Palle,  wo  das  Handelsgericht  sie  zuzulassen  für  gut  befindet, 
durch  Zeugen  bewiesen  werden  können.  Wie  hieraus  zu  ersehen, 
liebt  diese  Bestimmung  des  ottomanischen  Handelsgesetzbuchs  die  ent- 
gegenstehende der  Kapitulationen  auf;  indessen  wird  sie  vom  Handels- 
bericht ohne  jegliche  Verwahrung  seitens  der  Ausländer  dagegen  an- 
gewendet 

HL  Im  Jahre  1876  hat  man  das  Budi  des  ottomanischen  Civil- 
Gesetzbuchs  veröffentlicht,   das  von  den  Beweisen  und  laden  handelt,  *) 


«b 


^)  Art.  23  der  Frankreich  bewilligten  K^italatioM»  Ton  1740  bestimmt:  Die 
framOsischen  Kanfleute,  Dolmetscher  and  Konsuln  haben  sich  bei  ihren  Kanfgesehfifteo 
und  sonstigen  gerichtlichen  Geschäften  sum  Kadi  zu  begeben,  oder  sie  lassen  Über 
ihre  Vertrftge  einen  Akt  errichten  und  einregistriren,  damit  bei  künftig 
entsteheitdem  Rechtsstreit  darüber  auf  den  Akt  und  das  Register  Bezug  genommen 
und  deren  üebereinstimmTing  mit  den  VerkrSgMi  fustgestellt  werden  kann;  damit 
bei  Kiehtbeobachtong  der  einen  oder  der  anderen  Form,  faUs  ein  Rechtsstreit  ent- 
stehen sollte,  die  Vorführang  fiedscher  Zeugen  Termieden  werde,  soUen  Klagen,  die 
jenen  Vorschnften  widersprechen,  unzulässig  sein. 

Art  5  des  Freundschafts-  und  Handelsrertrages  zwischen  der  Türkei  und 
Preussen  vom  22.  März  1761  bestimmt  ebenso,  dass  im  ^Falle  eines  Rechtsstreits 
iswischen  Mnhamedanem  oder  anderen  Unterthanen  der  Hohen  Pforte  einerseits  und 
Preussen  andererseits  in  Betreff  der  Kaufgeschäfte  und  Geldd^rlehne,  wenn  kttne  üfTent« 
£chen  oder  andere  rechtsgiltigen  Urkunden  vorliegen,  Zeugenbeweis  ausgeschlossen  ist 
Siehe  die  Staatsverträge  bei  Aristarchi  Bey  a.a.O.  Bd.  4  S.  169  und  26;  Qattesohi 
JL  a.  O.  S.  31  u.  88. 

Der  preossisch-türkische  Vertrag  vom  22.  Man  1761  (alten  8tiIi)«-~  ausgedehnt 
auf  das  Deutsche  Reich  durch  den  Handelsvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und 
-der  Türkei  vom  26.  August  1890  —  ist  abgedruckt  in  der  amtlichen  Ausgabe  der 
Deutschen  Konsular-Verträge,  Berlin  1078  (v.  Decker)  S.  158  und  bei  Poschinger, 

Ke  wirthschafüiehen  Verträge  Deutschlands  Bd.  1  S.  184  Art.  V:  „ S*il  arrivait 

•quelque  dispute  entre  les  Mahom^tans  on  autres  Sujets  de  la  Sublime  Porte  et  les 
Pmasiens  ou  leups  sigetSy  toudiant  les  causes  qui  conceraent  la  vente,  Tachat  et  les 
«mprunts  d*argent»  et  qu*il  ne  se  trouve  point  dlnstrumens  ou  autres  documeas  validee, 
<m  n'^coutera  point  les  tömoignages  forc^s.**  Der  Vertrag  ist  in  italienischer  und 
tbldschet  Sprache  ausgefertigt 

^  Das  Gesetzbuch  ist  abgedruckt  in  türkischer  Sprache  in  der  Sammlung  der 
«ttoBHUiischen  Gesetze  Destür  Bd.  1  S.  375  und  in  französischer  Uebersetzung  bei 
Aristarchi  Bey  Bd.  1  S.  277;  F^raud-Giraud  Bd.  1  S.  312;  Gatteschi  a.  a.  0. 
8.  287;  Testa  Bd.  1  S.  215. 

*)  Siehe  das  Gesetzbuch  in  türkischer  Sprache  bei  Destür  a.  a.  O.  Bd.  4  S.  93 
und  in  französischer  uebersetzung  bei  Aristarchi  Bej  a.  a.  0.  Bd.  7  S.  272. 


376  Buropa.  

und  in  diesem  Gesetzbuch,  welches  eine  Kodifikation  des  moslemischen 
Rechts  enthält,  wird  der  Zeugenbeweis  behandelt,  ohne  dessen  Zu- 
lassung an  irgend  eine  Bedingung  oder  Beschränkung  bezüglich  der 
Bedeutung  der  Sache  oder  sonstwie  zu  knüpfen.  Der  Justizminister 
hat  indesien  die  Veröffentlichung  dieses  Buchs  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs mit  einem  Rundschreiben  begleitet,  datirt  vom  9.  Zilkade  1293 
(November  1876),  um  darzulegen,  dass,  wenn  auch  dies  Gesetzbuch  den 
Zeugenbewds  allgemein  zulässt,  man  doch  bd  Handelssachen  annehmen 
muss,  dass  der  Zeugenbeweis  nur  nach  dem  Ermessen  der  Handelsgerichte 
zulässig  ist,  und  dass  es  andererseits  auch  Akte  giebt,  bezüglich  derea 
die  Uebung  schriftlicher  Abfassung  besteht,  wie  die,  welche  den  Ge- 
sellschaftsvertrag,  Wechsel,  Unternehmungen  und  ähnliche  Fälle  zum 
Gegenstande  haben,  in  denen  die  Gerichte  schriftlichen  Beweis  fordern 
sollen. 

IV.  Als  im  Jahre  1879  die  Civilprozessordnung  verkündet  wurde, 
hat  man  die  Bedeutung,  welche  das  ottomanische  Gesetz  dem  Zeugen- 
beweis beimisst,  abgeschwächt,  indem  die  C.  P.  0.  vorschreibt:  „dasa 
alle  Schuldverbindlichkeiten  und  Verträge,  bei  denen  schriftliche  Ver- 
einbarung üblich  ist,  bei  Klagen,  welche  eine  Gesellschaft,  ein  Unter- 
nehmen oder  ein  Darlehen  zum  Gegenstande  haben,  durch  Urkunden 
bewiesen  werden  müssen,  sobald  der  Werth  des  Streitgegenstands 
5000  Piaster  (1150  Frcs.  oder  920  Mk.)  übersteigt,  und  dass  jede  Be- 
hauptung, die  einer  Urkunde  entgegengestellt  wird,  wenn  sie  jene  Arten 
von  Klagen  betrifft,  ebenfalls,  sei  es  durch  Urkunden  oder  durch  Ge-^ 
ständniss  oder  durch  Bücher  des  Gegners,  bewiesen  werden  muss,  selbst 
dann,  wenn  bei  dieser  Einrede  der  Streitwerth  weniger  als  5000  Piaster 
beträgt.«  1) 

Diese  Regel  findet  keine  Anwendung,  vielmehr  ist  der  Zeugen- 
beweis statthaft: 

1.  bei  Schuldverbindlichkeiten,  eingegangen  zwischen  Eheleuten,, 
zwischen  Verwandten  und  Verschwägerten  in  gerader  Linie: 
und  zwischen  Seitenverwandten  bis  zum  dritten  Grade; 

2.  bei  Klagen,  für  die  es  in  Folge  höherer  Gewalt  oder  aus  gesetz- 
lich zulässigen  Gründen  unmöglich  war,  sich  Urkundenbeweis 
zu  beschaffen; 

3.  wenn  der  Gläubiger  die  Urkunde  zufällig  verloren  hat; 

4.  wenn  sich  die  Parteien  in  einem  Dorfe  aufhalten,  wo  Niemand 
eine  Urkunde  abfassen  kann.^ 

V.  Aus  den  bisherigen  Darlegungen  ergiebt  sich,  dass  das  otto* 
manische  Handelsgesetzbuch  ebenso  wie  die  Civilprozessordnung  in  er- 
heblicher Weise  das  religiöse  Gesetz  verletzt  haben,  das  den  Zeugen— 
beweis  ohne  jeglichen  Unterschied  unbeschränkt  zulässt,  und  das& 
bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Dinge  der  Zeugenbeweis  nur  in. 
den  sub  IV  angegebenen  Fällen  statthaft  ist. 

')  Art.  80  CP.O. 
«)  Art,  82  CP.O. 
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VI.  Die  Partei,  welche  ihren  Anspruch  in  den,  wie  oben  gezeigt,  zu* 
lässigen  Fällen  durch  Zeugen  beweisen  will,  hat  in  der  •:"  czung  vor  Allem 
die  Familien-  und  Vornamen  und  den  Wohnort  der  Zeugen  anzugeben, 
femer  die  Zeit,  bis  zu  der  sie  ihre  Zeugen  vorführen  kann;  endlich 
soll  sie  erklären,  ob  ausser  den  Zeugen,  die  erschienen,  noch  andere 
Zeu^gen  vorhanden  sind,  und  in  diesem  Falle  auch  die  Familien- 
und  Vornamen  dieser  Zengen  benennen.  Die  Erklärungen  und  Aeusse- 
rungen  der  Partei,  welche  Zeugen  verhören  lässt,  werden  im  Sitzungs- 
protokoll niedergeschrieben,  und  daraufhin  entscheidet  das  Gericht 
über  die  Zulassung  des  Beweises  und  den  Tag  des  VerhOrs.^) 

Die  für  das  ZeugenverhOr  zu  bewilligende  Frist  beträgt  2  Wochen, 
wenn  die  Zeugen  am  Sitze  des  Oerichts  wohnen.  Wohnen  sie  in  einer 
andern  Stadt,  so  wird  die  Frist  mit  Rücksicht  auf  die  Entfernungen 
festgesetzt.  ^ 

Als  Zeugen  können  die  Parteien  nur  diejenigen  verhören  lassen, 
welche  sie  als  solche  in  der  Sitzung,  in  welcher  ihr  Verhör  beantragt 
wird,  benennen.^  Der  Art.  1753  B.Gb.  im  „Buch  von  den  Beweisen"  be- 
stimmt ebenfalls,  dass  derjenige,  der  erklärt,  keine  Zeugen  zu  haben,  nicht 
ohne  Weiteres  berechtigt  ist,  solche  noch  später  vorzuführen,  und  dass 
•demjenigen,  der  erklärt,  dass  er  keine  anderen  Zeugen  habe,  als  die  be- 
nannten, nicht  gestattet  ist,  nachher  zu  sagen,  dass  er  noch  einen 
anderen  Zeugen  habe.  Die  Ladung  der  Zeugen  geschieht  durch  Partei- 
betrieb, nicht  seitens  des  Oerichts.  Das  Zeugniss  ist  freiwillig  und 
kann  nicht  erzwungen  werden.*) 

Vn.  Zeugenverhör.  Erscheinen  die  Zeugen  in  der  Sitzung,  so 
prüft  das  Gericht  zunächst,  ob  sie  benannt  sind,  bejahenden  FaUs  werden 
sie  vernommen,  und  zwar  getrennt.  Zur  Gültigkeit  der  Aussage  des 
2eugen  gehört,  dass  er  derselben  zufügt:  „Ich  bezeuge  das,  was  ich 
ausgesagt  habe."  Giebt  der  Zeuge  diese  Erklärung  nicht,  so  fragt  ihn 
4er  lichter:  „Treten  Sie  als  Zeuge  auf?^  Bejaht  dies  der  Zeuge,  so  ist 
sein  Zeugniss  vollständig,  anderenfalls  ist  es  nichtig.^) 

Nach  der  Vernehmung  der  Zeugen  wendet  sich  das  Gericht  an  die 
Partei,  gegen  die  sie  ausgesagt  haben,  und  fragt  dieselbe :  „Was  sagen 
Sie,  haben  die  Zeugen  in  ihrer  Aussage  die  Wahrheit  gesagt  oder 
nicht?*^  Wenn  die  Partei  ersteres  bestätigt,  so  wird  das  Zeugniss  zu- 
gelassen; anderenfalls  soU  der  Richter  ein  geheimes  und  ein  öffent- 


*)  Art  83  CP.O. 

«)  Art.  84  CP.O. 

>)  Art.  85  CP.O. 

'}  Das  Mofilemisch^  Gesets  verpflichtet  Jeden  zum  Zengniss,  gestattet  aber 
keinen  Zwang  dazu.  Die  Hohe  Pforte  hat  diese  Regel  in  Strafsabhen  aufgehoben.  Die 
2engen  werden  hier  vom  Untersnchnngsrichter  geladen,  und  sind  bei  Vermeidung  von 
Strafe  zur  Aussage  verpflichtet.  —  Da  also  in  der  Türkei  weder  Zeugniss - 
zwang  besteht,  noch  eine  Ladung  der  Zeugen  von  Amtswegen  erfolgt, 
so  haben  Ersuchen  fremder  Gerichte  um  Zeugenvernehmungen  in  Civil- 
sachen  nur  dann  Erfolg,  wenn  die  Zeugen  freiwillig  erscheinen. 

^  B.G.B.,  Buch  vom  Beweis,  Art.  1689. 

«.  LoswBiivBLD,  BoehtSTeffolgang.  U.  25 
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liebes    Enpittlungsverfahren    über    die    Ehrbarkeit   der   Zeugen    ein- 
leiten: 

a)  Das  geheime  Ermittlungsverfahren  verläuft  folgendermasseii : 
Das  Gericht  verfasst  ein  Schriftstück,  genannt  ,,Mestur6**,  mit .  dem 
Betsatz  „geheim".  Darin  sind  die  Namen  der  streitenden  Personen,  der 
Streitgegenstand,  die  Familien-  und  Vornamen,  Stand  und  Wohnort  der 
Zeugen,  endlich  die  Thatsachen,  welche  die  Zeugen  bekunden  sollen, 
angegeben.  Sind  die  Zeugen  Studirende,  so  wendet  sich  das  Gericht 
an  ihre  Lehrer  und  an  das  Personal  ihrer  Schule,  sind  sie  Bedienstete 
eines  Amts  —  an  ihre  Genossen,  sind  sie  Kaufleute  —  an  die  No- 
täbeln  des  Handelsstandes,  gehören  sie  nicht  zu  derartigen  Kategorieen, 
so  wendet  man  sich  an  Yertrauenspersonen.  die  im  Viertel  des  Ortes, 
wo  die  Zeugen  wohnen,  ihre  Wohnung  haben.  ^) 

Das  Gericht  kann  sich  im  heimlichen  Ermittlungsverfahren  an 
eine  einzige  Person  wenden,  doch  ist  ihm  im  Allgemeinst  empfohlen, 
sich  mindestens  an  zwei  Personen  zu  wenden.^ 

Die  Personen,  an  die  der  „MesturÄ**  gerichtet  ist,  öffnen  ihn  und 
schreiben  darauf:  „Die  Zeugen  sind  ehrbar**  oder  „die  Zeugen  sind 
nicht  ehrbar.'*  Drückt  sich  die  Antwort  nicht  klar  aus,  so  beweist  sie 
unter  keinen  Umständen  zu  Gunsten  der  Ehrbarkeit  der  Zeugen.  Wird 
Ä.  B.  gesagt:  „Wir  kennen  die  Zeugen  nicht **,  oder  wird  der  „Mesturö*' 
ohne  Antwort  zurückgeschickt,  so  betrachtet  man  diese  Thatsachen  als 
zu  Ungunsten  der  Ehrbarkeit  der  Zeugen  sprechende. 

Bestätigt  die  Antwort  nicht  die  Ehrbarkeit  der  Zeugen,  so  verwirft 
das  Gericht  das  Zeugniss.  Wenn  Von  den  Personen,  an  <Ue  man  sich 
gewendet  hat,  um  Au&chlttsse  über  die  Ehrbarkeit  zu  bekommen,  die 
Einen  antworten,  der  Zeuge  ist  ehrbar,  und  die  Anderen  das  Gegen-* 
theil  bestätigen,  so  entscheidet  die  Meinung  derjenigen,  welche  das 
Zeugniss  entkräften.*) 

Bestätigt  die  Antwort  die  Ehrbarkeit  der  Zeugen,  so  schreitet  das 
Gericht  zum  öffentlichen  Ürmittlungs verfahren  über  die  Ehr- 
barkeit. 

b)  Das  öffentliche  Ermittlungsverfahren  findet  in  Gegenwart 
derselben  Personen  statt,  die  sub  a)  für  das  heimliche  angegeben  sind. 
Dieselben  werden  vor  das  Gericht  geladen.  Die  Parteien  sind  dabei 
zugegen,  die  {"ragen  und  Antworten  erfolgen  in  demselben  Sinne,  wie 
im  heimlichen  Ermittlungsverfahren. 

Vm.  Zeugeneid.  Die  Aussage  der  Zeugen  braucht  nicht  unbedingt 
durch  den  Eid  unterstützt  zu  werden.  Wenn  jedoch  die  Partei,  gegen 
welche  die  Zeugen  ausgesagt  haben,  die  Eidesleistung  beantragt,  und 
das  Gericht  dieselbe  für  erforderlich  hält,  so  verlangt  ea  vom  Zeugen 
den  Eid.*) 


0  B.G.B.  Art.  1718. 

^  B.G.B.  Art.  1725,  1721. 

')  B.G.B.,  Bach  vom  Beweisr,  Art.  1725. 

*)  B.G.B.  Art.  1727. 
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IX.  Anzahl  der  Zeugen.  Zur  Gültigkeit  des  Zeugenbeweises 
gehört,  dass  zwei  Männer  oder  ein  Mann  und  zwei  Frauen  die  streitige 
Thatsache  bezeugen.  Der  Zeugenbeweis,  welcher  ausschliesslich  durch 
zwei  Frauen  geführt  wird,  ist  gültig,  wenn  die  zu  beweisende  That- 
sache an  Orten  sich  ereignet  hat,  zu  denen  den  Männern  der  Zutritt 
verboten  ist. 

Z.  Persönliche  Eigenschaften  der  Zeugen.  Der  Zeuge  darf 
weder  stumm  noch  blind  sein.  ^)  Er  muss  grossjährig  und  in  das  Alter 
der  Terstahdesreife  gelangt  sein.  Er  muss  ein  „rechtschaffener''  Mann 
sein.  Nach  Art.  1705  des  B.Gb.  ist  ein  ^rechtschaffener''  Mann  der 
jenige,  dessen  gute  Eigenschaften  seine  schlechten  Leidenschaften  zügeln. 
Folglich  ist  das  Zeugniss  von  Peraonen  ungültig,  die  gewöhnlich  ein 
ehrloses  Betragen  zeigen,  wie  Tänzer,  Komödianten  und  die  als  Lüg- 
ner bekannten  Leute. 

Der  Zeuge  darf  nicht  von  dem  Gedanken  geleitet  sein,  durch  das 
Zeugniss  einen  Verlust  zu  vermeiden  oder  einen  Gewinn  zu  machen. 
Auf  Grund  dieser  Bestimmung  können  Aszendenten  nicht!  zu  Gunsten 
ihrer  Deszendenten  und  umgekehrt,  ebenso  wenig  Ehegatten  gegenseitig 
zu  ihren  Gunsten,  femer  nicht  deijenige,  welcher  mit  seinen  Existenz- 
mitteln von  einem  Anderen  abhängt,  zu  Gunsten  des  letzteren,  endlicli 
auch  nicht  der,  welcher  seine  Dienste  vermiethet  hat,  zu  Gunsten  seines 
Dienstherm  als  Zeuge  zugelassen  werden.^  Das  sind  jedoch  lediglich 
Beispiele,  die  sich  vervielfältigen  lassen.  Die  Regel  ist  hierbei,  dass  der 
Zeuge  kein  Interesse  an  der  Sache  haben  darf.  —  Der  Zeuge  darf  in 
der  Sache  nicht  Kläger  sein,  ebenso  wenig  wird  das  Zeugniss  des  Be- 
vollmächtigten in  der  Sache  seines  Auftraggebers  zugelassen. ')  Femer 
darf  der  Zeuge  keine  Feindschaft  gegen  den,  zu  dessen  «Ungunsten  er 
Zeugniss  ablegt,  hegen.  Der  BegrifT  „Feindschaft"  ist  der  im  Sprach- 
gebrauch übliche.  Zum  Beispiel  lässt  man  das  Zeugniss  einer  Person, 
die  verwundet  forden  war,  gegen  den  Angreifer  nicht  zu,  ebenso  wenig 
das  Zeugniss  der  Erben  eines  Getödteten  gegen  den  Mörder. 

XI.  Religion  der  Zeugen.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  enthält 
keine  Vorschrift  über  die  Reli^on  der  Zeugen.  Dies  Schweigen  ist 
bedeutsam.  Denn  nach  dem  religiösen  Gesetz  ist  das  Zeugniss  der 
Nicht-Moslems  unter  sich  gültig,  d.  h.  ein  Israelit  kann  gegen 
Christen,  aber  ein  Nicht-Moslem  kann  nicht  gegen  ^en  Moslem 
Zeuge  sein.  Das  Zeagniss  eines  Moslems  gegen  den  Christen  ist  statt- 
haft, weil  der  Moslem  an  die  Existenz  der  Religion  des  Christen  und 
an  ihre  Propheten  glaubt,  während  der  Nicht-Moslem  nicht  an  die 
moslemisQhe  Religion  glaubt.  Abgesehen  von  den  Gründen  des  mos- 
lemischen G^etses,  ist  so  viel  gewiss,  dass  nach  demselben  der  Nicht- 
Moslem  nicht  gegen  den  Moslem  Zeuge  sein  kann«  Ind^n  das  ottoma- 


0  B.G.B.  Art.  i«86. 
«)B.G.B.  Art.l70Q. 
•)B.G-B.  Art.  1704. 

25* 
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nische  bflrgerliche  Gesetzbuch  vollständiges  Stillschweigen  bezüglich  der 
Religion  des  Zeugen  beobachtet,  wollte  es  wenigstens  stillschweigend 
das  Zeugniss  der  Christen  gegen  die  Moslems  zulassen.  —  Uebrigens 
besagt  das  im  Februar  1856  verkündete  und  dem  Eongress  zu  Paris 
von  1866  mitgetheilte  Kaiserliche  Reskript  (Hat  Humajum),  ausdrück- 
lich, dass  die  Sitzungen  der  Grerichte  (es  handelt  sich  um  die  ordentlichen 
Gerichte)  öffentlich  sein  sollen,  dass  die  Parteien  persönlich  erscheinen 
und  ihre  Zeugen  vorführen,  und  dass  deren  Aussagen  unter- 
schiedlos unter  Eid,  der  nach  der  Religion  eines  jeden  Kultus  ab- 
genommen wird,  angenommen  werden  sollen.  ^)  Diese  Vorschrift  des 
Kaiserlichen  Reskripts  ist  nicht  ein  todter  Buchstabe  geblieben  und 
wird  von  den  ottomanischen  ordentlichen  Gerichten  streng  ange- 
wendet. Dagegen  hält  sich  das  geistliche  Gericht  (Mehkemei  Scheriat) 
an  das  religiöse  Gesetz  und  lässt  das  Zeugniss  der  Christen  gegen  die 
Moslems  nicht  zu.^ 

Endlich  ist  noch  zu  erwähnen,  däss  das  Zeugniss  mit  dem  Anspruch 
der  Klage  übereinstimmen  muss,  es  darf  nicht  über  denselben  hinaus- 
gehen. Die  Zeugen  dürfen  sich  nicht  gegenseitig  widersprechen  in  Bezug 
auf  den  Gegenstand  des  Zeugnisses;  endlich  darf  dasselbe  nidit  offen- 
kundigen Thatsachen  widersprechen. 

Xn.  Einwendungen  gegen  die  Zeugen.  Hat  die  Partei,  gegen 
welche  das  Zeugniss  vorgeführt  wird,  Gründe  flir  die  Ungültigkeit  des- 
selben vorzubringen,  wie  wir  sie  aufigezählt  haben,  so  kann  sie  dieselben 
vor  wie  nach  dem  Verhör  geltend  machen.^ 

Xm.  Widerruf  der  Zeugenaussage.  Der  Widerruf  der 
Zeugenaussage  soll  bei  Vermeldung  der  Nichtigkeit  bei  dem  Gericht 
erklärt  werden,  vor  dem  die  Aussage  abgegeben  wurde,  oder  vor  einem 
anderen  Gericht.  Wurde  die  Aussage  vor  der  Verkündung  des  Urtheils 
widerrufen,  so  betrachtet  das  Gericht  die  Aussage  als  nichtig  und 
verkündet  sein  ürtheil  nicht.  Ist  es  aber  schon  erlassen,  so  schadet 
der  'Widerruf  keineswegs  der  Gültigkeit  des  Urtheils,  und  der  Zeuge 
wird  verurtheilt,  die  Partei  zu  entschädigen,  gegen  welche  er  Zeugniss 
abgelegt  hat  Dieser  Schadensersatz  hindert,  jedoch  die  strafrechtliche 
Verfolgung  gegen  den  Zeugen  wegen  Abgabe  falschen  Zeugnisses 
nicht.  *) 

B.   Sachverständige. 

Wenn  im  Laufe  des  Rechtsstreits  in  einem  Mobiliar-  oder  Immobi- 
liarrechtsstreit  das  Grericht  es  für  erforderlich  hält,  sich  durch  ein  Gut- 


')  Siehe  den  Text  dieses  Kais.  Reskripts  in  firanzOsischer  üebersetzong  in  der 
SBxmnlang  von  jLristarchi  Bej  a.  a.  0.  und  bei  F^rand-Girand  Bd.  1  S.  275. 

')  Siehe  hiernber  die  von  Sir  Travers  Twis  in  seiner  inttressanten  Mittheilnng 
an  das  „Institut  de  droit  international^  (Session  zu  Oxford)  angefllhrten  Konsiliar- 
berichte.   Vgl.  Annuaire  de  Tlnstitut  de  Droit  International  1881 — 82  p.  140  f. 

3)  B.G.B.  Art.  1724. 

*)  B.G.B.  Art.  1728,  1729  und  1731. 
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achten  Über  den  Streitgegenstand  Auf  klSrung  zu  yerschafifen,  oder  wenn 
eine  der  Parteien  es  beantragt,  ernennt  das  Gericht  in  einem  Beschluss 
einen  Richter-Kommissar,  der  das  Sachverständigen-Gutachten  in  Gegen- 
wart der  Parteien  erhebt.  Der  Beschluss  enthält  auch  die  Namen  der 
zu  verhörenden  Sachverständigen,  den  Gegenstand  des  Gutachtens,  den 
Termin  und  Ort,  wo  die  Vernehmung  der  Sachverständigen  statt- 
finden soll. 

Der  das  Sachverständigen-Gutachten  anordnende  Beschluss  wird 
dem  Bichter-Kommissar  übergeben,  eine  Abschrift  davon  wird  den  Par- 
teien zugestellt.*)^ 

Nach  der  Abgabe  des  Gutachtens  verfasst  der  Richter-Eommissär 
einen  Bericht,  der  das  Ergebniss  des  Gutachtens  und  der  Erhebungen 
enthält,  welche  an  Ort  und  Stelle  von  den  Sachverständigen  gemacht 
wurden.  Dieser  Bericht  wird  von  ihm  und  den  Sachverständigen  unter- 
zeichnet. 

§  21. 
ß)  UrkmdM. 

I.  Art.  90  C.P.O.  bestimmt,  dass  der  schriftliche  Beweis  bestehe 
in  den  kaiserlichen  berats  (Urkunden,  Diplomen),  den  Auszügen  aus 
den  Registern  des  Bezirks  und  der  Staatsarchive  (Defter,  Hakani)  und 
den  Urtheüen,  die  frei  von  jeder  Fälschung  oder  Aenderung  in  letzter 
Instanz  von  einem  geistlichen  Gericht  (Mehkemei  Scheriat)  oder  einem 
Civil-  oder  Handelsgericht  ergangen  sind. 

Aus  dieser  Bestimmung  der  Civilprozessordnung  ergiebt  sich,  dass 
zum  schriftlichen  Beweis  nur  der  mittelst  amtlicher  Akte  geführte  ge- 
hört oder  vielmehr  der  durch  Akte,  die  von  den  hierzu  zuständigen 
Behörden  ausgehen,  dass  aber  Akte,  die  von  der  Person  aus- 
gehen, gegen  welche  man  von  ihnen  Gebrauch  macht,  nicht 
zum  schriftlichen  Beweis  gehören.  —  Solche  Akte,  welche  von  der  ver- 
pflichteten Person  ausgehen,  werden  als  Akte  betrachtet,  die  ein 
schriftliches  Geständniss  enthalten. 

Das  Geständniss  hat,  wie  schon  erwähnt,  Verurtheilung  zur  Folge, 
aber  um  rechtswirksam  zu  sein,  muss  es  vor  dem  Richter  abgelegt  sein. 
Wurde  es  aussergerichtlich  abgelegt,  so  muss  es  durch  einen  schrift- 
lichen Akt  bewiesen  werden,  und  der  Zeugenbeweis  ist  über  ein  solches 
Geständniss  nur  zulässig,  wenn  er  über  Thatsachen  angetreten  wird, 
welche  die  Wahrheit  des  Geständnisses  beweisen.  Die  Civilprozess- 
ordnung giebt  in  Betreff  der  Urkunden,  die  ein  Geständniss  enthalten, 
nachstehende  Vorschriften: 

1.  Nach  Art.  72  C.P.O.  sind  die  über  Schuldverbindlichkeiten  und 
Verträge  aufgenommenen  Akte  zweifacher  Art,  und  zwar:  a)  Authen- 

^)  Das  Gesetz  bestimmt  -weder  die  Zahl  der  SachyerstSndigen  noch  die  Art  ihrer 
Wahl.  —  In  der  Praxis  fordert  das  Gericht  die  Parteien  auf,  drei  oder  fünf  Sachver- 
stftndige  mittelst  Uebereinlcnnft  zu  wfthlen.  Können  sie  sich  nicht  einigen,  so  ernennt 
sie  das  Gericht  von  Amtsw«g«n. 

»)  C.P.O.  Art  63. 


382  Earbpft. 

tvlfiche  Akte,  das  sind  dieje^ig6n,  welche  amtliph  errichtet  und  yoa 
den  an  den  Oilen,  wo  die  Akte  verfasst  sind,  gesetzlich  zuständigen 
Beamten  beglaubigt  sind;  und  b)  Privaturl^unden,  das  sind  diejenigen, 
welche  mit  der  Unterselmft  oder  dem  Siegel  der  Unte^zeicl^le^  ver- 
sehen sind,  aber  ohne  Beglaubigung  der  zuständigen  Beamten. 

Der  authentische  Akt  liefert  vollen  Glauben  bezüglich  der 
Uebereinkunft,  die  er  enthält,  und  zwar  zwischen  den  Parteien,  ihren 
Erben  und  Rechtsnachfolgern.^)  Die  Gegenscheine  (Contre-lettres), 
welche  zum  Theil  oder  ganz  den  Inhalt  der  authentischen  Akte  ab- 
ändern, äussern  rechtliche  Wirkung  nur  zwischen  den  yertragschliessen- 
den  Parteien.  2) 

Die  Privaturkunde,  welche  mit  der  Unterschrift  oder  dem  Siegel 
der  vertragschliessenden  Theile  versehen,  aber  nicht  amtlich  beglaubigt 
ist,  hat  dieselbe  rechtliche  Wirkung,  wie  der  authentische  Akt,  sobald 
sie  von  demjenigeu  anerkannt  ist,  dem  man  sie  entgegenhält, 
oder  wenn  sie  gesetzlich  für  echt  anerkannt  ist.*) 

2.  Zu  den  .  schriftlichen  Beweisen,  aus  denen  sich  ein  Geständ- 
niss  ergiebt,  gehören  die  Einträge,  die  in  den  Büchern  der  Kaufleute 
stehen,  und  die  ebenfalls  nach  ottomanischem  Hecht  als  ein  Geständ- 
nisB  begründend  betrachtet  werden.  Art.  1608  B.Gb.  (Buch  über  das 
Anerkenntniss)  bestimmt,  dass  der  Eintrag,  den  ein  Kaufmann  in  sein 
Buch  macht,  zu  Gunsten  eines  Dritten  die  Bedeutung  eines  Ge- 
ständnisses hat.  Nach  diesem  Artikel  hat  der  Eintrag,  der  sich  in  den 
Büchern  eines  Kaufmanns  befindet,  und  der  bezweckt,  den  Gegner 
zu  verpflichten,  keine  Beweiskraft. 

Soweit  es  sich  um  Handelssachen  handelt,  bestioimt  Art.  8  des 
Handelsgesetzbuchs,  dass  die  ordnungsmässig  geführten  Handelsbücher 
als  Beweis  in  den  Streitigkeiten,  die  zwischen  Kaufleuten  ent- 
«stehen,  zugelassen  sind.*)  Diese  Vorschrift  des  Handelsgesetzbuchs, 
welche  dem  ottomanischen  Becht  derogirt,  soweit  es  die  Zulässigkeit 
des  Beweises  der  Handelsbücher  im  Auge  hat,  wird  vom  Handelsgericht 
angewendet.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  hat  den  Art.  8  des  Handels- 
gesetzbuchs nicht  aufgehoben. 

*)  aP.O.  Art  74. 

^  CP.Q.  Art.  75. 

^  UaQbaaatnigtidie  Feststellung  der  Echtheit  eines  Sduiftstflckes,  wenn  deijenige 
dem  man  eine  Priyatarkande  entgegenhält,  die  ^htheit  der  Unterschrift  oder  des 
Siegels,  das  darauf  gedrückt  ist,  bestreitet,  oder  wenn  die  Erben  des  üntenseichnerB 
dieses  Aktes  erklären,  diese  Unterschrift  oder  das  Siegel  nicht  zn  kennen  (C.P.O. 
Art.  77  and  78,  siehe  tlber  Handschriftenvergleichang  weiter  unten  HJ). 

*}  üeber  die  Bedentong  des  Art  8  H.G.B.  besteht  Streit.  Der  türkische  Text 
bestimmt,  dass  ordnungsmässig  geführte  Handelsbflcher  in  Streitigkeiten  zwischen 
Kanflenten  als  Beweismittel  zuzulassen  sind.  Dagegen  interpretiren  F^raud-Giraud, 
Testa  und  der  Rath  im  Justizministerium  Vahan  Ilffendi  in  seinem  Kommentar  zum 
Handelsgesetzbuch  den  Art.  8  H.G.B.  im  Ananhln««  an  den  Art.  lä  code  de  eommeroe, 
dem  er  entlehnt  ist,  dahin,  dass  ordnungsmässig  geffthrte  Handelsbt^cher  in  Streitig- 
keiten zwischen  Eaufleuten  als  Beweismittel  (nach  Ermesse^  des  ^^erichts)  zugelassen 
werden  können,  und  nur  Aber  Handelssachen. 
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II.V  Wie  eobon  erwälmt,  vmd  nach  der  Civilprozessordnung  der 
Schriftenbeweis  geliefert  durcli  Urkunden  oder  Einregistrirungen,  die 
bei  einer  öffentlichen  Behörde  geschehen.  Der  Kläger  kann  die  Gewährung 
^er  Frist  beatatragen,  um  sich  diese  Urkunden  oder  Einregistrirungen 
%a  Yerschaffen,  und  wenn  er  sie  nicht  erlangen  kann,  so  fordert  sie 
das  Gericht  mittelst  eines  an  die  Behörde,  bei  der  sie  sich  befinden,  zu 
richtenden  Schreibens. 

Besteht  der  Schriftenbeweis  in  einer  Urkunde,  die  von  der  Partei 
ausgestellt  ist,  gegon  welche  sie  vorgelegt  wird,  und  ist  sie  keine 
authentische,  so  ist  deijenige,  dem  man  sie  entgegenhält,  verpflichtet, 
die  Echtheit  seines  Siegels  oder  seiner  Unterschrift  anzuerkennen  oder 
SU  bestreiten.  Thut  er  keines  von  beiden  imd  beharrt  er  beim  Schweigen, 
so  wird  Nichtanerkennung  angenommen.  Wird  die  Urkunde  den  E^ben 
oder  Bechtsnachfolgem  des  Ausstellers  entgegengehalten,  so  sind  sie 
gehalten,  ihre  Erklärung  des  Anerkenntnisses  oder  Nichtanerkenntnisses 
abzugeben.  Sie  können  einfach  erklären,  dass  sie  die  Echtheit  des 
Siegels  oder  der  Unterschrift  des  Unterzeichners  nicht  kennen. 

Wenn  die  Unterschrift  von  den\jenigen,  dem  sie  zugeschrieben  wird, 
bestritten  wird,  so  kann  sich  das  Gericht  ein  Schriftstück  unmittelbar 
vorlegen  lassen  und  die  Schriftenvergleichung,  wenn  nöthig,  durch  Sach- 
verständige anordnen.  Unerlässlich  ist  übrigens  diese  Schriftenver- 
gleichung, wenn  es  sich  darum  handelt,  die  von  den  Erben  oder  Rechts- 
nachfolgern des  Unterzeichners  nicht  anerkannte  Unterschrift  zu  prüfen.^) 

EL  Die  Schriftvergleichung  durch  Sachverständige  geschieht 
folgendermassen:  Die  Parteien  wählen  nach  Uebereinkunft  drei  Sach- 
verständige. Kommt  eine  Einigung  hierüber  nicht  zu  Stande,  so  werden 
die  Sachverständigen  vom  Gericht  ernannt.  Dieses  beauftragt  eines 
seiner  Mitglieder  mit  der  Ueberwachung  des  Schriftenvergleichungs- 
Yerfahrens.  Der  in  dieser  Richtung  ergehende  Beschluss  bezeichnet 
den  Zustand  des  bestrittenen  Schriftstücks,  die  Namen  der  Sachver* 
ständigen  und  die  Art,  auf  welche  diese  ernannt  wurden.^ 

Darauf  bestimmt  der  Bichter-Kommissar  den  Termin  und  den  Ort, 
wo  die  Sachverständigen  sich  einfinden  sollen,  um  in  Gegenwart  der 
Parteien  die  Schriftenvergleichung  vorzunehmen. 

Das  bestrittene  Schriftstück  wird  mit  einer  der  zum  Vergleich 
herbeigeschafften  Schriften,  welche  von  den  Parteien  als  echt  an- 
erkannt ist,  verglichen.  Stimmen  die  Parteien  hierin  nicht  überein,  so 
hat  der  Bichter  nachstehende  Yergleichüngs-Schriftstücke  als  solche 
zuzulassen: 

1.  die  Siegel  oder  Unterschriften,  die  sich  auf  Urkunden  be- 
finden, welche  von  dem,  dessen  Unterschrift  zu  vergleichen 
ist^  vor  einem  Gericht  oder  einem  öffentlichen  Beamten  an- 
erkannt sind, 


')  CP.O.  Art  97. 
^  C.P.O.  Art.  97. 
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2.  die  Schriftstücke,  welche  vor  OfFentlichen  Beamten  von  dem^ 
dessen  Schrift  zn  vergleichen  ist,  errichtet  sind, 

3.  diejenigen  Privaturknnden,  welche  von  demjenigen,  dem  das 
zu  vergleichende  Schriftstück  zugeschrieben  wird,  anerkannt 
sind,  jedoch  nicht  die  von  ihm  in  ihrer  Echtheit  bestrittenen, 
selbst  wenn  sie  durch  Entscheidung  des  Gerichts  als  von  ihm 
herrührend  erklärt  worden  wären.*) 

Fehlen  zur  Yergleichung  geeignete  Schriftstücke,  so  liefert  der  Be- 
klagte ein  solches,  das  ihm  von  den  Sachverständigen  in  die  Feder 
diktirt  wird.^ 

Als  Zeugen  können  diejenigen  gehOrt  werden,  welche  gesehen 
haben,  dass  das  bestrittene  Schriftstück  vom  Aussteller  geschrieben,^ 
unterzeichnet  oder  untersiegelt  wurde,  oder  auch  diejenigen,  welche 
Eenntniss  von  den  Thatsachen  haben,  die  zur  Entdecbing  der  Wahr- 
heit dienen  können.^ 

Wenn  die  bestrittenen  Buchstaben  und  die  Schriften  notorisch  sind,, 
d.  h.  wenn  sie  als  von  ihrem  Urheber  herrflhi^end  allgemein  anerkannt 
sind,  wird  die  Urkunde  als  echt  anerkannt>) 

Ist  das  Schriftenvergleichungsverfahren  beendet,  so  wird  ein  Bericht 
darüber  erstattet,  ob  die  bestrittenen  Buchstaben  und  die  Schrift  von 
ihrem  Urheber  herrühren  oder  nicht.  Der  Bericht  wird  von  dem  Richter 
und  den  Sachverständigen  unterzeichnet  und  mit  den  bestrittenen  Schrift- 
stücken dem  Gerichte  übergeben. 

Ist  bewiesen,  dass  die  Urkunde  von  dem,  der  die  Echtheit  be- 
stritten hat,  unterzeichnet  ist,  so  wird  er  zum  Schadensersatz  gegen- 
über der  Gegenpartei  bezüglich  der  durch  das  Schriftenvergleichungs- 
verfahren  entstandenen  Kosten  verurtheilt.  ^)  Sodann  werden  auf  Be- 
trieb des  einen  oder  anderen  Theils  die  Parteien  vor  das  Gericht  ge- 
laden, und  auf  den  Inhalt  des  Berichts  und  die  Vorträge  der  Parteien 
hin  erlässt  das  Gericht  sein  Urtheil. 

Dies  Urtibeil  wird  naturgemäss  von  der  Schlussfolgerung  des  Be- 
richts beeinflusst.  Nach  den  Bestimmungen  des  ottomanischen  B.Gb. 
(Buch  über  die  Geständnisse  Art.  1610)  kOnnen  in  dieser  Hinsicht  nur 
drei  Fälle  in  Betracht  kommen: 

1.  Ist  die  Unterschrift  geleugnet,  ist  aber  offenkundig,  dass  sie 
vom  Urheber  herrührt,  so  wird  das  Bestreiten  nicht  weiter  be- 
achtet. 

2.  Ist  die  Unterschrift  nicht  offenkundig  echt,  aber  hat  die  Schriftien- 
vergleichung  erwiesen,  dass  dieselbe  vom  Schuldner  herrührt» 
so  wird  er  ebenfalls  verurtheilt. 


*)  C.P.O.  Art.  99. 
>)  C.P.O.  Art  102. 
^  C.P.O.  Art  103. 
*)  C.P.O.  Art.  101. 
»)  CP.O.  Art.  105. 
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3.  Besteht  dagegen  ein  Verdacht  wegen   der  Echtheit  der  Unter- 
schrift (was  der  Fall  ist,   wenn   die  Sachverständigen  kein  be- 
stimmtes  Gutachten   darüber   abgeben  können),   so   kann  das 
Gericht  auf  Antrag  des  Klägers  dem  Beklagten  den  Eid  darüber 
auferlegen,   dass   die  Urkunde  nicht  von  ihm  herrührt  und  er 
nichts  schuldet. 
Wenn  deijenige,   dem   man  eine  Urkunde  entgegenhält,  sich  nicht 
auf  das  Ableugnen  derselben  beschränkt^   sondern  behauptet, .  dass  sie 
gefälscht  ist,   und  die  Prüfung   dieser  Fälschungsfrage   beantragt,   und 
wenn  das  Gericht  der  Ansicht  ist,  dass  dafür  hinreichende  Beweise  und 
Anzeichen  vorliegen,  so  hat  es  die  Sache  vor  das   zuständige  Gericht 
zu  verweisen,  die  Entscheidung  der  Hauptsache  dem  Grunde  nach  aber 
auszusetzen,  vorausgesetzt,  dass  deijenige,   der   den  Antrag   auf  Fest- 
stellimg  der  Fälschung  stellt,  Sicherheit  für  Zahlung  von  Schadens* 
ersatz  an  den  Gegner  leistet,   falls  er  den  Beweis  der  Fälschung  nicht 
erbringt.  ^) 

§  22, 
r)  VemiutliMiBaB. 
Art.  1741  B,Gb.  (Buch  über  die  Beweise)  bestimmt  den  Begriff  der 
Vennuthungen  dahin:  „Die  zuverlässigen  Yermuthungen  eines  ernsten 
Menschen  resultiren  aus  Anzeichen,  welche  eine  der  Gewissheit  nahe 
üeberzeugung  begründen.**  —  Das  Gesetzbuch  führt  zur  Erläuterung 
folgendes  Beispiel  an :  Wenn  man  aus  einem  unbewohnten  Hause  einen 
Menschen  mit  einem  bluttriefenden  Messer  rasch  herauskommen  und 
unruhig  weitergehen  sieht  und  beim  sofortigen  Eintritt  in  das  Haus 
den  Leichnam  einer  Msch  getOdteten  Person  findet,  so  wird  man  nicht 
zweifeln,  dass  das  Individuum  der  Mörder  gewesen  ist,  das  aus  dem 
Hause  heraustrat.  Man  wird  in  solchem  Falle  weder  auf  Selbstmord 
noch  auf  einen  sonstigen  freiwilligen  Tod  schliessen. 

§  23, 
c)   Offenkundigkeit  (Notorietät). 

Art.  1677  B.Gb,  bestimmt:  „Unter  Offenkundigkeit  versteht  man 
die  Aussage  einer  Menge  von  Menschen,  von  denen  man  nicht  an- 
nehmen kann,   dass  sie  sich  verabredet  haben,  zu  lügen.** 

Im  Allgemeinen  nimmt  man  keine  Rücksicht  auf  die  Mehrheit  der 
Zeugen,  das  heisst,  wenn  die  Zeugen  der  einen  Partei  in  der  Zahl 
diejenige  der  anderen  Partei  Übersteigen,  so  giebt  das  keinen  Grund, 
den  Zeugen  der  einen  Parteien  vor  denen  der  anderen  den  Vorzug  zu 
geben.  Die  Zeugen  der  beweispflichtigen  Partei  werden  allein  zu- 
gelassen, ausgenommen,  wenn  sie  etwas  bestätigen  wollen,  was  notorisch 
erdichtet  ist.'^») 

')  C.P.O.  Art.  66. 

^  B.Gb.  Art.  16Ö8  n.  1732. 

^  Zk  B.  A.  hat  von  B.  100  Piaster  gefordert»  von  denen  er  behauptet,  er  habe  sie 
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Beim  Offenkundigkeitsh^weis  besteht  k^^  Bestimmung  bezüglich 
4er  :Zahl  der  Personen,  die  .  aussagen,  jedoch  müssen,  wie  erwähnt, 
4i0se  Personen  in  solcher  Zahl  vorhanden  sein,  dass  hierdurch  die 
WatiFgeheinlichkeit  ausgeschlossen  wird,  das!»  sie  sich.ttb^  die  Abgabe 
eines  falschen  Zeugnisses  geeinigt  haben.  ^) 

Die  Personen,  welche  die  offenkundige  That  bezeugen,  sind  nicht 
gehalten,  der  Aussage  die  Worte:  „Ich  bezeuge^  beizufügen;  auch  findet 
in  Bezug  auf  ihre  Ehrbarkeit  nicht  das  oben  erwähnte  Verfahren  statt 
<vg^.  oben  §  20). 

§  24. 
d)   Eid. 

Der  Kläger,  der  seinen  Anspruch  nicht  beweisen  kann,  hat  das 
Recht,  seinem  Gegner  den  JBid  zuzuschieben.  Das  Gericht  soll  den  Kläger 
fragen,  ob  er  von  diesem  Recht  Gebrauch  machen  will.^  In  diesem 
Falle  ordnet  das  Gericht  an,  dass  der  Eid  geleistet  werde  und  setzt  die 
Sitzung  fest,  in  der  die  Eidesleistung  stattfinden  soll.  Dieselbe  findet 
vor  Gericht  und  in  Gegenwart  der  Gegenpartei  statt.  ^ 

Wenn  der  Person,  der  der  Eid  zuzugeschoben  wird,  für  das  Nicht- 
erscheinen ein  gesetzlicher  Entschuldigungsgrund  zur  Seite  steht,  z.  B. 
dass  .sie  krank  oder  weiblichen  Geschlechts  ist,  so  dass  die  Leistung 
des^Eides  ausserhalb  der  Gerichtsstelle  nothwendig  ist,  so  ernennt  das 
Gericht  einen  Delegirten  (Naib),  der  sich  mit  noch  einer  anderen  Person 
in  die  Wohnung  des  Eidespflichtigen  begiebt  und  hier  in  Gegenwart  der 
Gegenpartei  den  Eid  abnimmt.'^) 

Da.  das  Gesetz  nicht  bestimmt,  ob  der  Delegirte  aus  der  Zahl  der 
iBUtglieder  des  Gerichts  oder  ausserhalb  derselben  genommen  werden  soll, 
andererseits  Art,  1744  des  B.  Gb.  sagt,  dass  der  Eid  vor  dem  Richter 
oder  seinem  Delegirten  geleistet  werden  soll,  so  stützt  man  sich  in 
der  Praxis  auf  die  angeführte  Gesetzesstelle,  um  das  Gericht  einer 
anderen  Stadt,  in  der  der  Eüdespfliohtige  sich  befindet,  mit  der  Eides- 
abnahme zu  beauftragen.  ^ 

Die  eidespflichtige  Partei  nimmt  den  Koran  in  dieBand^  wenn  sie 


demselben  am  1.  J&naar  189SL  su  Berlin  gelieh^.  B.  «teilt  die«  ToUst&adig  in  Abrede 
und  beweist  durch  eine  Menge  von  Personen,  d.  h.  ndttebt  Offenkundigkeit,  dass  er 
sich  am  1.  Januar  1892  zu  Paris  befand.  A.  darf  in  diesem  Falle  das  in  Beiiin 
gegebene  Darlehen  nicht  durch  Zeugen  beweisen,  d^nn  dieser  Beweis  widerspricht  der 
Offenkundigkeit. 

0  Nach  der  neuesten  Bechtsprechung  des  Eassationshofes  (1895)  gehören  ssurn 
Notoriet&tsbeweis  mehr  als  25  Zeugen. 

^  CP.O.  Art  92. 

^  CP.O.  Art93. 

*)  CP.O.  Art.  95. 

*)  Das  Handelsgericht  zu  Salonichi  hat  den  türkischen  Eoninil  zor  Iiondon  beanf- 
tragt,  den  Eid  yon  einer  Partei  entjg^egenzunehmen,  die  sich  in  dieser  Stadt  be&nd» 
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MofileiQ  ist,  das  ETangelium,  wemi  sie  Christ  ist,   und  die  Bibel,  wenn 
sie  Israelit  isti  und  ruft  dabei  die  Gottheit  an.^)^ 

§  25, 

e)  Persönliches  Erscheinen  der  Parteien  vor  Gericht  zur 

Aufklärung  des  Sachverhältnisses. 

Art.  51  C.P.O.  (in  Uebereinstimmung  mit  Art.  32  H.G.O.)  bestimmt, 
dass  das  Gericht  auch  von  Amtswegen  anordnen  kann,  dass  die  Parteien 
persönlich  in  der  Sitafong  vernommen  werden.  Im  Fall  der  Verhinde- 
rung beauftri^  das  Gericht  einen  der  Eichter,  sich  in  die  Wohnung 
der  Partei,  die  befragt  werden  soll,  zu  begeben  und  ihre  Erklärung 
in  Gegenwart  des  Gerichtsschreibers  und  zweier  Zeugen  entgegenzu- 
nehmen. —  Die  Befragung  der  Parteien  über  Pragstücke  und  Artikel 
"^8  sie  in  Frankreich  oder  Italien  geübt  wird,')  ist  bei  den  ottomani- 
ficben  Gerichten  unbekannt.  Auch  bestimmt  das  Gesetz,  welches  das  Ge» 
riebt  ermächtigt,  das  persönliche  Erscheinen  der  Parteien  anzuordnen, 
nicht  die  Folgen  des  Nichterscheinens  oder  der  Verweigerung  der  Aus- 
sage seitens  einer  Partei  auf  die  ihr  vom  Gericht  vorgelegten  Fragen.^) 

§  26. 
P.   Verfkhren  in  Beohnungssaolien. 
Handelt  es  sich  in  einem  Bechtsstreit  um  Prüfung  von  Rechnungen 
()der  Büchern  oder  um  Verhandlung  über  eine   verwickelte  Sache,   so 


«)  B.Gb.  Art.  1743. 

')  Bis  zur  VerkOndung  der  Civilprozessordnung  verwies  das  Gericht,  wenn  es 
entschied,  dass  eine  Partei  den  Eid  leisten  sollte,  dieselbe  vor  den  Vorstand  der  kirch- 
lichen Gemeinde,  zn  der  sie  gehörte,  z.  B.  die  Griechen  vor  den  Metropoliten,  die  Israe- 
liten Tor  den  Rabiner.    Dieser  Gebrauch  ist  jetzt  abgekommen. 

^  Interrogatoire  sur  faits  et  artides. 

*)  Ueber  die  Behandlung  dieses  Falles  gehen  die  Meinungen  auseinander.  Es  be- 
stehen zwei  Systeme.  Das  erste  überlasst  es  dem  Gericht,  nach  den  Umstanden  die 
Folgen  des  Nichterscheinens  der  persönlich  geladenen  Partei  zu  erwftgen  und  dem- 
gemSfls  den  Aufstellungen  ihres  Gegners  einen  gewissen  Glauben  zu  schenken.  Dies 
ßyitem  findeit  eine  grosse  Stfltze  nicht  nur  in  der  Auffassung  angesehener  SchriftsteUer, 
welche  die  Civilprozessordnung  kommentirt  haben  (Komm,  in  türkischer  Sprache  von 
Yorgaki  Eff.  und  Cheyket  Bey),  sondern  auch  in  der  französischen  Wissenschaft 
und  Rechtsprechung  (ürtheil  des  AppeUgerichts  von  Rennes  yom  15.  August  1828 
[Sirey  29.  2.  126  und  Boitard,  Komm,  des  Code  de  proc^dure  cinle]).  Nach  einem 
nreiten  Systun  soll  die  Partei,  welche  ihr  Erscheinen  verweigert,  durch  Versäumniss- 
nrtheil  venurtheilt  werden.  Dieses  System  scheint  den  Vorzug  zu  verdienen,  denn  nach 
einer  aosdrücklichen  Bestimmung  im  Gesetze  können  die  Behauptungen  des  Klägers 
lediglich  in  Folge  der  Thatsache  des  Nichterscheinens  der  anderen  Partei  als  bewiesen 
«ngesehen  werden,  und  zwar  um  so  mehr,  als  das  Gericht,  indem  es  verfügt,  dass  die 
Partei  persönlich  erscheinen  soll,  nicht  gehalten  ist,  die  Fragen  anzugeben,  welche  es 
der  smn  personlichen  Erscheinen  geladenen  Partei  vorlegen  will.  Folglich  scheint  es 
Jtf^  deopi  gegenwärtigen  Stande  der  Prozessgesetzgebung  das  Richtige,  dass  das  Ge- 
licht,  indem  es  die  Befugniss  hat,  die  Partei  zum  personlichen  Erscheinen  vorzuladen, 
deren  Nichterscheinen  feststellen  und  die  Sach&  im  Versäuinnissverfahren  ent- 
scheiden, kann. 
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ernennt  das  Gericht  eine  Kommission   bestehend   aus   zwei   od^  vier 
Mitgliedern. 

Nach  Prüfung  der  Sache  macht  die  Kommission  thunlichst  einen 
Sühneversuch  zwischen  den  Parteien;  im  Falle  seines  Misslingens  er- 
stattet sie  Bericht.  Ist  dies  geschehen^  sei  es,  dass  die  Mitglieder  der 
Kommission  in  ihrem  Gutachten  übereinstimmen  oder  verschiedener 
Ansicht  sind,  dann  entscheidet  das  Gericht  über  die  Sache  nach  Ver- 
nehmung der  Parteien  über  ihre  Einwendungen.^)  Das  Gericht  kann 
auch,  um  die  Verhandlung  in  einer  verwickelten  Sache  zu  erleichtem, 
eines  seiner  Mitglieder  beauftragen,  einen  Bericht  über  die  Thatsachen, 
Erklärungen  der  Parteien  und  den  Inhalt  der  vorgeführten  Beweise  zu 
erstatten,  ohne  dass  das  Mitglied  jedoch  irgend  eine  Ansicht  dabei  aus- 
sprechen darf. 

§27. 
B.  Das  XJrtheiL 

I.  Ueber  die  Fällung  des  Urtheils  enthält  das  ottomanische 
bürgerliche  Gesetzbuch  nachfolgende  Vorschriften: 

Art.  1816.  Wenn  die  Parteien  vor  dem  Richter  erscheinen,  lässt 
derselbe  zunächst  den  Kläger  seine  Klage  vortragen.  Hierauf  befragt 
er  den  Beklagten. 

Art.  1817.  Gesteht  der  Beklagte  zu,  so  wird  er  verurtheilt,  leugnet 
er,  so  fordert  der  Richter  den  Kläger  auf,  die  Beweise  zu  liefern. 

Art.  1818.  Der  Richter. verurtheilt  den  Beklagten,  wenn  der  Kläger 
seine  Behauptung  beweist,  andernfalls  lässt  der  Richter  den  Beklagten 
den  ihm  vom  Kläger  zugeschobenen  Eid  ableisten. 

Art.  1819.  Schiebt  der  Kläger  keinen  Eid  zu,  oder  leistet  der  Be- 
klagte den  zugeschobenen  Eid,  so  weist  der  Richter  die  Klage  ab. 

Art.  1820.  Verweigert  der  Beklagte  die  Eidesleistung,  so  ent- 
scheidet der  Richter  über  die  Folgen. 

n.  Es  giebt  zwei  Arten  von  Endurtheilen:  das  kontradiktorische 
imd  das  Versäunmissurtheil. 

a)  Kontradiktorisches  Urtheil.  Nach  Sehluss  der  Parteivor- 
träge imd  der  Verhandlung  verkündet  das  Gericht  sein  ürtheil  ent- 
weder in  derselben  Sitzung  oder  in  einer  nachfolgenden.  Die  Ver- 
kündung desselben  geschieht  durch  den  Präsidenten  in  öffentlicher 
Sitzung. 

b)  Versäumnissurtheil.  Erscheint  eine  der  Parteien  in  der  fest- 
gesetzten Sitzung  nicht,  so  ergeht  auf  Antrag  der  erschienenen  Partei 
ein  Versäumnissurtheil.  Das  Verfahren  ist  verschieden,  je  nachdem 
der  Kläger  oder  der  Beklagte  ausbleibt  (s.  §  28). 

c)  Abgesehen  von  den  Endurtheilen  giebt  es  noch  Ürtheile,  die 
im  Laufe  des  Verfahrens  ergehen.  Es  sind  deren  drei  Arten: 
das  vorläufige  Urtheil,  das  vorbereitende  Urtheil  und  das  Beweis- 
urtheil  (Interlokut). 

')  C.P.O.  Art.  59. 
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a)  Das  vorläufige  ürtheil  (einstweilige  Verfllgung  im  Sinne  der 
deutschen  Civilprozessordnung)  ist  dasjenige,  welches  vor  Erlass  des 
Endurtheils  eine  vorläufige  Massnahme  anordnet,  um  Unzukömmlich- 
keiten oder  Gefahren  vorzubeugen,  welchen  die  Parteien  oder  die  im 
Streite  befindlichen  Gegenstände  ausgesetzt  sind,  z.  B.  wenn  das  Ge- 
richt die  vorläufige  Erhaltung  des  gegenwärtigen  Standes  des  Streit- 
gegenstandes oder  dessen  Verkauf  bestimmt,  um  seinen  gänzlichen 
Verlust  zu  verhüten.^) 

ß)  Ein  vorbereitendes  ürtheil  wird  erlassen,  um  die  Ver^ 
handlung  des  Rechtsstreits  selbst  zu  erleichtem  und  das  Gericht  in 
den  Stand  zu  setzen,  das  Endurtheil  zu  erlassen,  z.  B.  ein  Ürtheil, 
das  die  Verweisung  einer  Sache  vor  rechnungsverständige  Richter 
anordnet  oder  Sachverständige  ernennt,  um  den  Streitgegenstand  zu 
prüfen.^ 

y)  Das  Beweisurtheil  ergeht,  um  die  Weiterverhandlung  und 
Entscheidung  des  Rechtsstreits  zu  erleichtem.  Dasselbe  lässt  zugleich 
die  Art  der  Entscheidung  im  Voraus  vermuthen:  So  verhält  es  sich 
insbesondere  mit  dem  Ürtheil,  das  auf  Leistung  eines  Eides  erkennt. 
Denn  es  ist  gewiss,  dass  die  Partei,  der  der  Eid  auferlegt  ist,  im  Falle 
der  Verweigerung  seiner  Leistung  verurtheilt  wird. 

Die  vorläufigen  und  vorbereitenden  ürtheile  sind  vor  Erlass  des 
Endurtheils  nicht  berafungsfähig,  während  die  Berafung  gegen  das 
Beweisurtheil  vor  Erlass  des  Endurtheils  statthaft  ist. 

Ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  Ürtheil,  welches  das  Gericht  über 
die  Zuständigkeit  und  Verjährung  der  Klage  erlässt.  Diese  ürtheile 
irerden  als  Endurtheile  angesehen  <  In  diesen  Fällen  hemmt  die  Ein- 
legung der  Berufung  die  Fortsetzung  des  Prozesses. 

in.  Form  der  ürtheile.  Die  ürtheile  enthalten  im  allgemeinen 
die  Angaben  über  Namen,  Stand  und  Wohnort  der  Parteien,  eine  kurze 
Darstellung  des  Sachverhältnisses,  die  Anträge  der  Parteien  und  die  ür- 
ihellsgründe. 

Das  ürtheil  wird  in  ein  besonderes  Buch  eingetragen  und  im  Ori- 
ginal an  die  obsiegende  Partei  herausgegeben,  nachdem  dieselbe  in  der 
Oeiichtskanzlei  die  nothwendigen  Gebühren  bezahlt  hat.  Abschrift  des 
Uribeils  wird  durch  Vermittelung  des  zuständigen  Gerichtsvollziehers 
der  verurtheilten  Partei  in  Person  odet  In  ihrer  Wohnung  zugestellt. 
Diese  Zustellung  ist  wesentlich,  denin  kein  Ürtheil  kajin  vollstreckt 
werden,  bevor  es  zugestellt  ist,  und  die  Fristen  zur  Einlegung  des 
Einsprachs,  der  Berufung  oder  des  Rekurs^  laiifen  vom  Tage  der  Zu- 
stellung desselben  an. 


^>H.G.O.  §  105  mit  Anmerkung  und  C.P.O.  Art.  66   mit  Anmerkung. 
^  H.G.O.  Art.  105  u.  Anmerkxmg  vgl.  mit  G,P.O,  Art.  66  u.  Anmerkung. 
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§38. 
12.  Daa  Yersiumnisdrerfahreii. 

I.  Eii^cheint  der  Kläger  im  Termin  nicht,  so  kann  der  Beklagte^ 
ohne  ein  Yertheidigungsmittel  vorzubringen,  ein  Yersäümnissurtheil 
dahin  beantragen  und  erlangen,  dasd  der  Kläger  vorläufig  mit  seiner 
ELlage  abgewiesen  wird.^) 

Diese  vorläufige  Abweisung  der  Klage  besteht  in  der  Aufhebung^ 
des  Verfahrens  und  Yerurtheilung  des  Klägers  zu  den  Kosten  und  zum 
Ersatz  des  vom  Beklagten  nachssuweisenden  Schadens,  ohne  jedoch  dem 
ausgebliebenen  Kläger  das  Becht  der  Wiederaufnahme  des  Yerfsüirens 
zu  entziehen.^ 

n.  Bleibt  dagegen  der  Beklagte  im  Termine  aus,  so  ernennt  das 
Gericht  fUr  ihn  von  Amtswegen  einen  Yertreter  (Yekil  Mussahar),  der 
beauftragt  ist,  seine  Interessen  zu  Wahren.^) 

Das  Gericht  nimmt  in  Gegenwart  dieses  Vertreters  den  Kiagevortrag 
und  die  hierfür  angebotenen  Beweise  entgegen  und  erlässt  sodann  sein 
Versäunmiseurtheü. 

m.  Weigert  sich  jedoch  die  bei  Gericht  erschienene  Partei,  zu  ver- 
handeln, so  wird  sie  als  nicht  erschienen  betrachtet .  und  das  Gericht 
erlässt  ebenfalls  ein  Versämnnissurtheil  gegen  sie  (C.P.O.Art.  148), 

IV.  Einspruch  gegen  das  Versäumnissurtheil.  Die  ausge« 
bliebene  Partei,  welche  durch  Versäumnissurtheil  verurt heilt  wurde^ 
kann  dasselbe  im  Wege  des  Einspruchs  anfechten.^) 

Während  der  durch  Versäumnissurtheil  verurtheilte  Beklagte  alles 
Interesse  hat,  sich  des  Rechtsmittels  des  Einspruchs  zu  bedienen,  um 
das  gegen  ihn  erlassene  Versäumnissurtheil  zu  Aufhebung  bringen,, 
kann  der  Kläger,  wenn  die  Klage  durch  Versäumnissurtheil  ^.bgewiesen 
wurde,  Einspruch  erheben,  um  £feine  Klage  wieder  aufzunehmen  oder 
unmittelbar  eine  neue  Klage  erheben.  In  dem  einen,  wie  in  dem  ^änderen 
Fall  hat  das  gegen  den  Kläger  ergangene  Versäumnissurtheil .  zur 
Folge,  dass  ihm  die  Kosten  dieses  Urtheils  Tur  Last  fallen.  ^)^ 


1)  C.P.O.  Art.  142. 

«)  Q.P.O.  Art.  U3. 

^  Der  von  Amtswegen  bestellte  Vertreter  wird  aus  der. Zahl  der  Kechtsanw&lte 
gewählt  Er  darf  die  Ansprache  des  Klftgers  nicht  anerkennen,  noch  ein  Gest&ndniss 
ablegen.  Vor  dem  gemischten  Handelsgericht,  bei  dem  noch  die  ProzeSsordnung 
für  die  Handdigerichte  angewendet  wird<  erlässt  das  Gericht  sein  VersänmnissnrtheO 
entsprechend  dem  Anspruch  des  Klfig^rs  auf  Gnmd  der  vorgelegten  Beweise,  ohne 
dem  Beklagten  von  Amtswegen  einen  Vertreter  seiner  Interessen  eu  ernennen  CB[.6.0» 
Art.  67  u.  68). 

*)  C.P.O.  Art  161  n.  160. 

»)  CP.O,  Art  142. 

^  Vom  Standpunkt  der  C.  1^.0.  ist  die  Befugniss  des  durch  Versftamnissurtheil  ab- 
gewiesenen IQägers,  Einspruch  oder  eine  neue  Klage  zu  erheben,  auf  Qmnd  der  ausdrück- 
lichen Vorschriften  der  C.P.  0.  unzweifelhaft.  Die  H.  G.  0.  die  vor  dem  gemischten  Handels- 
gericht gilt,  schweigt  jedoch  über  diese  Frage,  und  die  Rechtsprechung  hat  dchf  soviel 
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I  T.  FormdesEinspruchs.  Der  Einspruch  gegen  das  V  ersäumniss- 
urtheil  wird  bei  demselben  Gericht  eingelegt,  das  jenes  Urtheil  er- 
lassen hat.  Er  wird  erhoben  mittelst  eines  Schriftsatzes,  der  ausser 
dea  Angaben  der  Familien-  und  Vornamen  der  Parteien,  ihres  Standes 
nnd  Wohnorts^  die  Ailgriffs*-  oder  Vertheidigungsmittel  ehthait^  welche 
der  Einspruchskläger  geltend  macht,  um  den  Anspruch  des  Gegners 
and  das  daraufhin  ergangene  Urtheil  Ku  beseitigen.  Bei  Einreichung 
des  Schriftsatzes  hat  der  Einspruchskläger  die  tarifmässigen  Gebühren 
an  die  Gerichtskanzlei  zu 'bezahlen,  und  hiemach  erst  wird  der  Ein- 
sprachsakt der  Gegenpartei  mit  der  Ladung  zu  einer  bestimmten  Sitzung 
in  der  Aber  den  Einspruch  entschieden  werden  soll,  zugestellt.  ^) 

VI.  Einspruchsfrist.  Der  Einspruch  muss  innerhalb  einer  Frist 
Ton  31  Tagen,  von  der  Zustellung  des  Yersäumnissurtheils  an*  gerechnet, 
erhoben  werden,  ohne  dass  zwischen  denjenigen,  der  nicht  erschienen 
ist,  oder  den\jenigen,  der  die  Erklärung  verweigerte,  unterschieden 
wird.*)*) 

YEL  Wirkung  des  Einspruchs.  Der  Einspruch  hemmt  die 
Zwangsvollstreckung  des  Yersäumnissurtheils,  sofern  nicht  das  Grericht 
in  seinem  Urtheüe  angeordnet  hat,  dass  es  vorläufig  vollstreckbar  sei>) 

Vni.   Einspruchsverhandlung.    In  dem  zur  Einspruchsverhand- 


bekumt,  noeh  nicht  darftber  Aasgesprochen.  Indessen  ist  anEnnehmen,  dass  das  (in 
AswendtiBg  der  G.P.O.)  von  dem  Civilgerichte  beobachtete  Verfahren  auch  vom  ge- 
üOBehten  Gericht  anzuwenden  ist,  denn  in  Frankreich,  aus  dessMi  Gissetzgebung  der 
öttomanische  Gesetzgeber  die  Vorschriften  der  H.G.O.  entnommen  hat,  folgt  man 
eben  demselben  System  (siehe  hierüber:  Boitard,  Le^ns  de  Proc^dure  civile  Bd.  1 
No.818. 

VCP.O.  4rt.l56  u.  166. 

»)  CP.O.  Art.  153  u.  160- 

^  Naeh  der  9.G.O.,  die  vof  dem  gemischten  Haiidel8ge]:ich4  bei  Rechtsstreitig'^ 
kdten  zwischen  Ausländem  und  Ottomanen  gilt^  soU  der  Einspruch  binnen  14  Tagen 
▼on  der  Zustellung  der  Veraftumnissurtheile,  welche  wegen  Verweigerung  der 
Bfkiftrung  ^r^geir,  an  gerechnet,  erhoben  werden.  ;Erging  das  Urtheil  wegen- 
Niohterscheiilenfl,  so  kann*  der  Einspruch  noch  bis  zur  ZwaltgsvoUstreckung 
erbeben  werden.  Als  vollstreckt  gilt  das  Urtheil,  wenn  der  Verurtheilte  verhaftet 
wurde,  oder  wenn  seine  bewegliche  Habe  gepftndet  und  verkauft  ist,  oder  wenn  ihm 
die  Zwangsvollstreckung  gegen  eine  seiner  Liegenschaften  bekannt  gegeben  ist,  oder 
wenn  die  Kosten  des  Urtheils  bezahlt  sind;  es  genflgt,  wenn  irgend  ein  Akt  vorliegt^ 
aas  dem  sich  ergiebi,  dasa  die  Zwangsvollstreckung  des  Urtheilik  der  im  Vers&umnisd- 
Ter&hren  verurtheilten  Partei  bekannt  ist  (H.G.O.  Art  77). 

*)  Daz  Gerioht  erster  Instanz  yerordnet  die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  des  Ur« 
theils,  wenn  es  sich  auf  eine  authentische  Urkunde,  auf  ein  Anerkenntnisa.oder  eine 
Vemrüienung  in  einem  vorgftogigen  nicht  bemfimgsfUiigen  Urtheil  stfltzi.  Auch  kann 
es  im  FaQe  der  Dringlichkeit  die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  aussprechen«  In  den 
ersten  drei  Fällen  ist  der  Kläger  zur  Sicherheitsleistung  verpflichtet,  um  das  Urtheil 
ra  vollstrecken,  und  wenn  er  diese  Sicherheit  nicht  leistet,  ist  das  Urtheil  zwar  voll- 
streckbar, jedoch  wird  die  Urtheilssumme  hinterlegi  -^  Im  FaUe  der  vorläufigen  Voll- 
streckbaikeit  wegen  DringliehkeH  kann  die  Vollstreckung  nur  soweit,  als  der  Gläubiger 
Sicherheit  leistet,  angeordnet  werden.  —  Die  vorläufige  Volhrtreckbarl^eit  soll  in  eben 
demselben  UrtheUe  angeordnet  werden,  sie  kann  nicht  durcld  ein  zweites  U/theil  aus* 
gesprochen  werden  (H.G.O.  Art  60,  61,  62,  G.P.O.  Art  ISO,  181). 
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limg  festgesetzten  Sitzungstermin  prüft  das  Gericht  in  Gegenwart  der 
Parteien,  ob  die  gesetzliche  Frist  und  Form  bei  Erhebung  der  Einspruchs 
beobadhitet  wurde.  Ist  dies  der  FaJl,  so  wird  der  Einspruch  für  zu- 
lässig erklärt  und  die  Sache  von  Neuem  nach  den  gewöhnlichen  Prozess- 
vorschriften verhandelt.  Das  Gericht  erlässt  ein  das  erste  Urtheil  be- 
stätigendes, aufhebendes  oder  abänderndes  Urtheil.  Die  Kosten  des 
Yersäumnissurtheils  fallen  der  ausgebliebenen  Partei  zur  Last.^) 

Wenn  in  der  Einspruchsverhandlung  der  Einspruchskläger  aus- 
bleibt, so  wird  der  Einspruch  verworfen  und  gegen  das  neuerliche  Ver- 
«äuiQnissurtheil  findet  kein  Einspruch  mehr  statt. 

Wenn  dagegen  die  andere  Partei  ausbleibt,  so  ist  das  in  ihrer  Ab- 
wesenheit ergehende  Urtheil  dem  Einspruch  in  den  vorgeschriebenen 
Formen  und  Fristen  unterworfen.^ 

13.  BechtsmltteL 

§  29. 

A«    B0raftixi^« 

I.  Die  von  den  „Gerichten  erster  Instanz"  erlassenen  Urtheüe 
können,  soweit  dieselben  nicht  endgültige  sind  (vgl.  oben  §  4),  mittelst 
Berufung  angefochten  werden. 

Im  Allgemeinen  findet  die  Berufung  nur  gegen  Endurtheile  statt. 
Indessen  ist  vor  dem  Erlass  des  Endurtheils  Berufung  gegen  die 
Beweisurtheile  (Interlokute  vgl.  oben  §  27  n  C.  7*.)  und  die  Urtheile, 
welche  über  die  Zuständigkeit  oder  ttber  die  Verjährung  der  Klage  ent- 
scheiden, zulässig. 

II.  Berufungsfrist.  Dieselbe  beträgt  regelmässig  61  Tage;  sie 
beträgt  aber  91  Tage,  wenn  der  Berufungskläger  entweder  an  einem 
Orte,  der  15  Tagesmärsche  oder  mehr  vom  Sitze  des  Oberlandesgerichts 
entfernt,  oder  im  Auslande  oder  auf  Inseln  wohnt,  die  von  Dampf- 
booten nicht  regelmässig  besucht  werden.*) 

Di6  Berufungsfrist  läuft  für  die  kontradiktorischen  Urtheüe  vom 
Tage  ihrer  Zustellung  an  und  für  die  Versäumnissurtheile  vom  Ta.ge 
des  Ablaufs  der  Einspruchsfrist  an.*) 

Art.  185  C.P.O.  bestimmt,  dass  die  Versäumniss  der  Berufungs- 
frist für  alle  Parteien,  welche  Berufung  zu  erheben  berechtigt  sind, 
den  Verlust  der  Berufung  nach  sich  zieht,  und  dass  diejenigen,  die 
durch  die  seitens  der  Rechtsvertreter  versäumte  Berufung  Schaden 
erlitten  haben,  binnen  der  gesetzlichen  Fristen  gegen  die  letzt- 
genannten eine  Klage  in  erster  Instanz  erheben  können.  Daraus  folgt, 
daas   der  Ablauf  der  Berufungsfrist  den  Verlust  des  Berufungsrechts 


»)  C.P.O.  Art  158. 
*)  C.P.O.  Art.  159,  H.G.O.  Art  84. 

^)  Nach  Art.  100  H.G.O.^  die  Yor  dem  gemischten  Handelsgerichte  gilt,   betriigt 
die  BeinifuiigsMst  120  Tage^ 
*)  C.P.O.  Art.  181,  182. 
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selbst  gegenüber  Mindeij&hrigen  nach  sich  sdeht^  vorbehaltlich  des  Bttckr 
anspnichs  derselben  gegen  ihren  Vormund. 

Ist  da3  ürtheil  auf  Grund  einer  gefälschten  Urkunde  erlassen,  oder 
wurde  die  Partei  verurtheilt,  weil  sie  versäumte,  ein  die  €ache  ent- 
scheidendes Schriftstück  vorzulegen,  das  vom  Gegner  zurückgehalten 
war,  so  läuft  die  Berufungsfrist  erst  von  dem  Tage  an,  wo  die  Fäl- 
schung von  dem  Gegner  erkannt  oder  richterlich  festgestellt,  oder  das 
zurückgehaltene  SchriftetQck  wiedererlangt  war.  In  diesem  letzteren 
Fall  ist  schriftlicher  Beweis  bezüglich  des  Tags  der  Wiedererlangung 
des  Schriftstücks  erforderlich,  i) 

Gehemmt  ¥rird  die  Berufungsfrist  durch  den  Tod  der  verurtheilten 
Partei.  Ihr  Lauf  beginnt  erst  wieder  von  der  Zustellung  des  Urtheils 
an  die  Erben  der  verstorbenen  Partei  an  ihrem  Wohnsitze.^ 

m.  Der  Berufongsbeklagte  kann  Anschlussberufung  in  Bezug 
auf  die  Hauptpunkte  des  Urtheils  erster  Instanz,  die  ihm  ungünstig 
sind,  in  jedem  Stadium  der  Sache  einlegen  und  zwar  ungeachtet  des 
Ablaufs  der  Fristen. 

YL  Form  der  Berufung.  Die  Berufung  wird  mittelst  eines  an 
das  Oberlandesgericht  gerichteten  Ersuchschreibens  (requdte)  erhoben. 
Dasselbe  soll  bei  Vermeidung  der  Nichtigkeit  enthalten  den  Familien- 
und  Vornamen,  Stand  und  Wohnort  des  Berufungsklägers .  und  Ben 
rufungsbeklagten,  die  Bezeichnung  des  Urtheils,  gegen  das  die  Berufung 
eingelegt  wird,  des  Gerichts,  von  dem  das  Urtheil  erging  und  das  Da- 
tum der  Zustellung  desselben  an  den  Beruf ungskläger;  femer  die  Gründe 
der  Berufung,  die  Voriadung  des  Berufungsbeklagten  zum  Erscheinen 
vor  dem  Oberlandesgericht  in  gesetzlicher  Frist,  sei  es  in  Person  oder 
durch  einen  Bevollmächtigten. 

Endlich  ist  durch  einen  beigefügten  und  gesetzlich  beglaubigten 
Akt  darzuthun,  dass  der  Berufungskläger  einen  zahlungsfähigen  Bürgen 
f&r  die  Gerichtekosten,  die  Reisekosten  des  Berufungsbeklagten  und  für 
den  sonstigen  demselben  etwa  gesetzlich  zuzusprechenden  Schadens- 
ersatz für  den  Fall,  dass  der  Berufungskläger  in  der  Berufung  unterliegt, 
bestellt  hat.«) 

*)  CP.O.  Art  183. 

")  CP.O.  Art.  184. 

^  Nach  Art.  106  der  beim  gemischten  Handelsgericht  angewendeten  H.G.O.  soU 
der  Berufongsklfiger  einen  Bürgen  steUen  nicht  nur  ffkr  die  Kosten,  sondern  anoh 
f&r  die  Vollstreckung  des  Urtheils  erster  Instanz.  Es  ist  in  der  That  sn 
bedaaern,  dass  die  anslftndischen  Gesandten  die  Civilprozessordnung,  welche  voll- 
stAndiger  ist  als  die  Prozessordnnng  fOr  die  Handelsgerichte,  noch  nicht  anerkannt 
haben.  Um  hier  nur  vom  Art.  106  der  letzteren,  der  Yon  der  Stellung  eines  Borgen 
für  die  Vollstreckung  des  Urtheils  erster  Instanz  handelt,  zu  sprechen,  so 
bfldet  dieselbe  eine  Bedingung  fOr  die  Berufung;  wenn  also  die  Terurtheilte  Par- 
tei dieselbe  nicht  zu  erfoHen  vennag,  so  bleibt  sie  von  der  Verurtheilnng,  die  un- 
gerechtfertigt sein  kann,  betroffen.  Die  Zahlungsfthigkeit  des  Btirgen  wird,  wenn 
er  Kanftnann  ist,  von  der  Handelskammer,  und  wenn  er  GrundeigenÜitlmer  ist,  yom 
Notar  bestätigt.    Die  Unterschrift  des  Borgen  wird  auch  vom  Notar  beglaubigt. 

Lmcb  v.  Lobwbifbia,  Bflchtiferfolsimf .    U.  26 
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Binnen  acht  Tagen  nach  Einlegung  der  Benifang  hat  der  Be- 
rufongskläger  einen  Schriftsatz  einzureichen,  der  die  Beschwerden  gegen 
das  Uriheil  erster  Instanz  begründet.  Abschrift  daton,  sowie  von  der 
Berufungsschrift  und  dem  erwähnten  ihm  beigefügten  Bttrgsehaftsakt 
wird  dem  Berufungsbeklagten  durch  die  Kanzlei  des  Berufungsgerichts 
zugestellt.  Gleichzeitig  wird  den  Parteien  eine  Vorladung  zum  Er- 
scheinen in  der  Sitzung  des  Berufungsgerichts  zugestellt.^) 

Der  Berufimgsbeklagte  legt  in  der  Sitzung  einen  Schriftsatz  vor, 
in  dem  er  auf  die  Beschwerden  der  Berufung  antwortet.  Solches  ist 
aber  nur  fakultativ,  nicht  obligatorisch.  Der  Berufungsbeklagte  kann 
sich  auch  auf  den  mündlichen  Vortrag  bei  der  Verhandlung  beschränken. 

V.  VFirkung  der  Berufung.  Die  BerUfting  hemmt  den  Vollzug 
des  Urtheils  erster  Instanz,  wofern  dasselbe  nicht  die  Klausel  der  vor- 
läufigen Vollstreckbarkeit  enthält.^ 

Hat  das  Gericht  erster  Instanz  die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  in 
einem  Falle  angeordnet,  in  dem  es  nicht  statthaft  war,  so  kann  der 
Berufungskläger  seinen  Gegner  sofort  vor  das  Berufungsgericht  laden 
und  einen  Beschluss  erwirken,  der  die  Vollstreckung  hemmt.  Wurde 
dagegen  die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  in  cdnem  Falle  nicht  gewährt, 
in  dem  sie  hätte  angeordnet  werden  soUen,  so  kann  auch  der  Be- 
rufüngsbeklagte  sich  an  den  Gerichtshof  wenden  und  in  der  Sitzung 
beantragen,   dass  das  Urtheil  fOr  vorläufig  vollstreckbar  erklärt  wird.  ^ 

VI.  Berufungs verfahren.  Das  Verfahren  ist  das  nämliche,  wie 
in  der  ersten  Instanz.  Wenn  eine  der  Parteien  nicht  erscheint,  wird 
ein  Versäumnissurtheil  erlassen,  gegen  welches  nach  den  für  das  Ge* 
ridit  erster  Instanz  gegebenen  Vorschriften  Einspruch  statthaft  ist. 

In  der  Berufung  darf  kein  neuer  Anspruch  geltend  gemacht  werden, 
wofern  es  sich  nicht  bloss  um  eine  Kompensation  oder  um  ein  Ver- 
theidigunga-  oder  ein  Angriffsmittel  bezüglich  der  ursprünglichen  Klage 
handelt.  Auch  kann  man  in  der  Berufong  Zinsen  oder  sonstige  Neben- 
forderungen des  ursprünglichen  Anspruchs  geltend  madien.^) 

Findet  das  Berufungsgericht,  dass  die  Berufung  zwar  in  gehöriger 
Form  eingelegt,  aber  unbegründet  ist,  so  verwirft  es  die  Berufung  und 
bestätigt  das  erste  ürtheil.  Ist  dagegen  die  Berufung  gerechtfertigt,  so 
wird  das  erste  Urtheil  aufgehoben  und  der  Gerichtshof  entscheidet  über 
die  Sache  von  Neuem.  ^ 

Vn.  Eflöschen  des  Befüfungsverfahrens  (Peremtion).  Wenn 
der  Berufungskläger  ohne  Entschuldigungsgrund  während  sechs  auf- 
einander folgender  Monate  seine  Berufung  nicht  betreibt,  so  spricht  der 


*)  Der  Berüfungaklftger  hat  daf(lr  za  sorgen,  das«  er  bei  Vorlage  des  Berufangs- 
ersuchschreibens  (i^^u^te  d^appel)  auf  der  Gerichtskanzlei  die  zur  MnreglBtrining  des- 
selben und  züf  Zustellung  eifoldeffichen  Gebühren  bezahlti 

^  Siehe  über  die  vorläufige  Zwangsvollsireckung  oben  §  2&  Note  6. 

»)  C. P.O.  Art  1^1. 

*)  C.P.O.  ÄrtlW. 

»)  CP.O.  Art.  Idff. 
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Oerichtshof  auf  Antrag  des  Berufungsbeklagten  aus,  dass  die  Berufung 
erloschen  und  das  Urtheil,  gegen  das  dieselbe  eingelegt  wurde,  end- 
^tig  seL^) 

§30. 
B.   WiederanftiahiiieYerliBkhren  (BeqnAte  oivüe). 

L  Die  vom  Gericht  erster  Instanz  in  letzter  Instanz  ergangenen 
lontradiktörischen  ürtheile,  ferner  die  vom  Oberlandesgericht  erlassenen, 
sowie  die  von  diesen  Gerichten  ergangenen  Versäumnissurtheile,  gegen 
welche  ein  Einspruch  nicht  mehr  statthaft  ist,  können  mittelst  des 
Rechtsmittels  der  Wiederaufnahme  (requßte  civile)  angefochten  werden.^) 

II.  Fristen.   Dieselben  sind  die  nämlichen,  wie  für  die  Berufung.') 

Für  die  Mindeijährigen,  die  bei  dem  Urtheil  nicht  gesetzlich  ver- 
treten waren,  läuft  die  Frist  für  dies  Rechtsmittel  erst  vom  Tage  der 
nach  erreichter  Grossjährigkeit  bewirkten  Zustellung  an.*) 

m.  Form  der  Einlegung.  Die  £inlegung  dieses  Rechtsmittels 
geschieht  durch  ein  an  das  Gericht,  welches  das  Urtheil  erlassen  hat, 
gerichtetes  Ersuchschreiben. 

Beigelegt  werden  fünf  türkische  Pfund  in  Gold  zur  Haftung  für 
Schäden,  die  für  die  Gegenpartei  daraus  einwachsen  könnten,  vorbehalt- 
lich einer  Haftung  für  etwaigen  grösseren  Schaden.*) 

Die  Wiederaufnahme  (requßte  civile)  ist  nur  in  den  im  Art.  202 
C.P.O.^  vorgeschriebenen  Fällen  statthaft,  nämlich: 

1.  wenn  der  Urtheilsspruch  sich  auf  einen  in  der  Klage  nicht  be- 
anspruchten Gegenstand  bezieht; 

2.  wenn  ein  Mehr,  als  mit  der  Klage  beantragt  war,  zuge- 
sprochen ist; 

3.  wenn  unterlassen  wurde,  über  einen  der  Hauptpunkte  der  Klage 
zu  erkennen; 

4.  wenn  unter  denselben  Parteien,  in  der  nämlichen  Parteirolle 
und  über  die  nämlichen  Streitpunkte  von  einem  Gerichte  erster 
Instanz  oder  einem  Oberlandesgerichtshof  zwei  einander  wider*- 
sprechende  ürtheile  ergingen^  ohne  dass  seit  Erlass  des  ersteren 
eine  Tbatsache  entstanden  war,  die  zu  einer  demselben  ent- 
gegenstehenden Entseheidung  Veranlassung  gab; 


')  In  der  ersten  Instanz  ist  die  Elag^  erloäcbeü  (peiimirt),  %^ena  sie  dnreh 
sechs  Monate  nicht  weiter  hetrieben  wird.  Dieses  Erlöschen  hindert  nicht,  den  An- 
sprach von  Neuem  geltend  zu  machenl  —  l^ach  Art.  115  der  H.G.O.,  die  für  das 
gemischte  Verfahren  gHt,  beträgt  die  ErlOs^ungsfrist  der  Berufung  drei  Jahre  statt 
sechs  Monate. 

C.P.O.  Art  201. 
C.P.O.  Art  203  ff. 

*)  CP.O.  Art  205,  vgl.  §  10  Art.  202  der  C.P.O. 

*)  CP.O.  Art  210. 

^  Das  Wiederaufhahmeverfehren  gegen  Urtheüe  der  gemischten  Handelsgerichte 
richtet  sich  nach  den  Bestimmungen  der  Artikel  123  ff.  der  H.G-.0. 

26* 
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5.  wenn  in  ein  und  demselben  ürtheil  (d.  h.  in  der  Entscheidnngs- 
formel)  widersprechende  Verfügungen  getroffen  sind; 

6.  wenn  die  Gegenpartei  bei  der  Verhandlung  durch  Arglist  die 
richterliche  Entscheidung  beeinflusst  hat; 

7.  wenn  die  dem  Urtheil  zu  Grunde  liegenden  Schriftstücke  seit 
dem  Erlass  des  Urtheils  als  gefälscht  erkannt  oder  erklärt 
worden  sind; 

8.  wenn  nach  Erlass  des  Urtheils  dem  Gericht  die  Sache  selbst 
entscheidende  Schriftstücke  vorgelegt  werden,  welche  die  Gegen- 
partei verborgen  oder  zurückgehalten  hatte;* 

9.  wenn  die  bei  Vermeidung  der  Nichtigkeit  vorgeschriebenen 
Prozessformen  verletzt  sind,  sei  es  vor  oder  bei  Erlass  des 
angegriffenen  Urtheils,  vorausgesetzt,  dass  im  Fall  der  Ver- 
letzung vor  ergangenem  Urtheil  die  Nichtigkeit  nicht  durch  das 
Stillschweigen  der  beklagten  Partei  geheut  war; 

10.  wenn  der  Staat,  die  Bewohner  einer  Stadt  oder  eines  Dorfes, 
Öffentliche  Anstalten  oder  Wakfs  und  Mindeijährige  verklagt 
worden  sind,  und  das  Urtheil  in  Abwesenheit  des  gesetzlichen 
Vertreters,  dessen  Gegenwart  nothwendig  war,  um  die  Inter- 
essen der  Vertretenen  zu  vertheidigen,  erlassen  wurde. 

IV.  Wirkung  der  eingelegten  Wiederaufnahme.  Die  Ein- 
legung dieses  Rechtsmittels  hemmt  in  keinem  Falle  die  Vollstreckung 
des  angegriffenen  Urtheüs.^) 

V.  Verfahren  bei  der  Wiederaufnahme.  Auf  den  in  der 
Wiederaufnahmeschrift  gestellten  Antrag  werden  die  Parteien  vorgeladen. 
Das  Gericht  prüft,  ob  die  Gründe  dieses  Rechtsmittels  gerechtfertigt  sind. 
Im  Vemeinungsfall  verurtheilt  es  den  Wiederaufiaahmekläger  zu  einer 
Geldstrafe  von  100  bis  500  Piaster  und  verordnet,  dass  dem  Wieder- 
aufnahmebeklagten die  hinterlegten  500  Piaster  als  Sicherheit  für  dessen 
Schadensforderung  herausgegeben  werden,  vorbehaltlich  des  Anspruchs 
auf  noch  weitere  Entschädigung. 

Wenn  dagegen  die  Wiederaufnahme  begründet  ist,  so  lässt  das  Ge- 
richt dieselbe  zu,  verordnet  die  Rückgabe  der  5  türkischen  Pfund  Goldes 
an  den  Wiederaufnahmekläger,  hemmt  den  Vollzug  des  Urtheils  und 
erlässt  nach  neuerlicher  Prüfung  der  Sache  ein  neues  Urtheil,  welches 
das  erste  Urtheil  dem  Gesetze  gemäss  abändert  oder  aufhebt^ 

Das  auf  die  Wiederaufnahme  ergangene  Urtheil  kann  nicht  ein 
zweites  Mal  angegriffen  werden.^ 

§31. 

C.   KassationBrekurs  (NiohtigkeitsbeBOhweirde}. 

I.  Der  Eassationsrekurs  ist  zulässig: 

1.  gegen  kontradiktorische,  vom  Oberlandesgericht  eriassener  Ur- 
theile; 

»)  CP.O.  Art  211. 
«)  CP.O.  Art  214. 
»)  CF.O.  Art  216. 
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2.  gegen  die  vom  Oberlandesgericht  erlassenen  Versäumnissurtheile, 
fOr  welche  die  Frist  zur  Erhebung  des  Einspruchs  abgelaufen 
ist; 

3.  gegen  die  von  den  Gerichten  erster  Instanz  in,  letztei*  Instanz 
erlassenen  Urtheile; 

L  gegen  die  von  den  Gerichten  erster  Instanz  in  letzter  Instanz 
erlassenen  Versäumnissurtheile,   fOr  welche  die  Frist  zur  Ein- 
legung des  Einspruchs  abgelaufen  ist; 
5.  gegen  die  von  den  Gerichten  erster  Instanz  in  erster  Instanz 
erlassenen  Versäumniss-  oder  kontradiktorischen  Urtheile,   die 
aber  in  Folge  der  Yersäumung  der  !E2inspruchs-  und  Berufungs- 
frist endgültig  geworden  sind^ 
Der  Eassationsrekurs  ist  nur  gegen  Endurtheile  zulässig.  Wenn 
jedoch  festgestellt  ist,   dass   die   Verzögerung  in  der  Einlegung  des 
Eassationsrekurses   gegen   ein   Beweisurtheil   fUr   eine  der  Parteien 
einen  unersetzlichen  Nachtheil  verursacht,  so  kann  das  Urtheil  mittelst 
des  Kassationsrekurses  vor  dem  Endurtheil  *  angegrilTen  werden. 

n.  Form  der  Einlegung  des  Eassationsrekurses.  Das 
Keditsmittel  des  Eassationsrekurses  wird  mittelst  Ersuchschreib^s 
eingelegt,  das  unmittelbar  beim  Eassationshof  (Eammer  für  Wieder- 
aufnahmen) zu  Eonstantinopel,  und  in  der  Provinz  beim  Oberlandesge* 
rieht  oder  beim  Gericht  erster  Instanz  eingereicht  wird,  um  dem 
Eassationshof  überschickt  zu  werden.  Der  Tag  des  Einregistrirens  des 
Ersachschreibens  beim  Oberlandesgericht  oder  beim  Gericht  erster  In- 
stanz in  der  Provinz  wird  als  Tag  der  Einlegung  beim  Eassationshof 
bezüglich  der  Einhaltung  der  zur  Einreichung  des  Rechtsmittels  fest- 
gesetzten Frist  betrachtet. 

Der  Eassationsrekurs  muss  enthalten:  Datum  des  Tags,  Monats, 
Jahrs,  Familien-  und  Vornamen,  Stand  und  Wohnort  der  Parteien, 
femer  die  Angabe  des  Gerichts,  welches  das  angefochtene  Urtheil  er- 
lassen hat,  das  Datum  der  Zustellung  und  die  gesetzlichen  Bestimmungen, 
deren  Verletzung  im  Urtheil  behauptet  wird. 

Dem  Ersuchschreiben  wird  eine  beglaubigte  Abschrift  des  angefochr 
tenen  Urtheils  und  ein  Schriftsatz  beigefügt,  der  in  einzelnen  Artikeln 
die  Beschwerdepnnkte  gegen  das  Urtheil  enthält,  ferner  ein  Akt,  der  in 
authentischer  Form  feststellt,  dass  der  Eassationskläger  eine  Sicherheit 
fOr  Zahlung  der  Gerichtskosten,  Schäden  und  Zinsen  der  Gegenpartei 
ffir  den  Fall,  dass  der  Eassationskläger  mit  seinem  Rechtsmittel  unter« 
liegt,  geleistet  hat.  Abschrift  aller  dieser  Akte,  Ersuchschreiben,  Schrift* 
Sätze  und  Akte  der  Sicherheitsleistung  werden  dem  Eassationsbeklagten 
zugestellt  und  zwar  durch  Vermittelung  der  Eanzlei  des  Gerichts» 
hofs  oder  des  Gerichts,  bei  dem  der  Eassationsrekurs  eingereicht 
wurde. 

Der  Eassationsbeklagte  soll  binnen  acht  Tagen  einen  Schriftsatz 
einreichen,  in  dem  er  auf  die  Beschwerdepunkte  des  Eassationsklägers 
antwortet.     Nach  Vorlage  dieses  Schriftsatzes   oder  nach  fruchtlosem 
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Ablauf  der  Frist  hierzu  übersendet  das  Gericht  die  Akten  dem  Kassa* 
tionshof  (Kammer  für  Wiederaufnahmen)  zur  Entscheidung. 

ni.  Frist  zur  Einlegung  des  Kassationsrekurses.  Die 
Frist  zur  Einlegung  des  Kassationsrekurses  beträgt  90  Tage«  Die  Frist 
läuft  vom  Tage  der  Zustellung  des  Urtheils,  gegen  daa  der  Kassations- 
rekurs gerichtet  ist,  wenn  gegen  dasselbe  der  Kassationsrekurs  unmittel- 
bar statthaft  ist.  Dazu  gehören  die  kontradiktorischen  Urtheila,  dio 
vom  Oberlandesgericht  oder  vom  „Gericht  erst^  Instanz^  in  letzter  In- 
stanz erlassen  wurden  (v^.  oben  I  Ziff.  2  u.  4). 

War  das  Urtheil  berufungsfähig  und  hat  es .  die  Beehtekraft  be- 
schritten wegen  Ablaufs  der  Berufungsfrist,  so  beginnt  die  Frist  zur 
Einlegung  des  Kassationsrekurses  mit  dem  Tage,  an  dem  die  Berufungs- 
frist abgelaufen  ist. 

FaUs  die  Partei,  der  das  Recht  zum  Kassationsrekurs  zusteht^ 
stirbt,  bevor  die  Frist  hierzu  abgelaufen  ist,  so  wird  nicht  bloss  der 
Lauf  dieser  Frist  gehemmt,  ebenso  wie  bei  der  Berufung,  sondern  es 
beginnt  eine  neue  Frist  von  90  Tagen  mit  der  Zustellung  des  Urtheils 
an  die  Eri)en.^) 

IV.  Wirkung  des  Kassationsrekurses.  Die  Einlegung  des 
Kassationsrekurses  hemmt  den  Vollzug  des  Urtheils  in  liegenschafto- 
sachen.  Sie  hemmt  denselben  auch  in  Mobiliarsachen,  wenn  der  Kassa- 
tionskläger entweder  eine  Sicherheit  für  den  Vollzug  des  Urtheils  ge- 
leistet hat,  oder  wenn  das  Vermögen  des  Verurtheilten  bereite  ge- 
pßlndet  ist.^) 

V.  Verfahren  beim  Kassationsrekurs.  Die  Akten,  mittelst 
deren  der  Kassationsrekurs  eingeigt  wird,  werden  an  den  Kassations- 
hof (Kammer  für  requßtes)  gechickt.  Dieser  Gerichtshof  prüft  ohne 
Vorladung  der  Parteien,  ob  der  Kassationsrekurs  zulässig  (vgl.  oben  §  4 
No.  4)  und  ob  derselbe  in  gesetzlicher  Frist  und  Form  eingelegt  ist. 

Im  bejahenden  Falle,  lässt  der  Gerichtshof  den  Sekurs  zu  und  über- 
weist die  Sache  an  seine  Civilkammer  (vgl.  VI). 

Ist  die  Rekurseinlegung  zwar  zulässig  und  innerhalb  gesetzlicher 
Frist  geschehen,  verstösst  sie  aber  gegen  die  vorgeschriebene 
Form,  und  ist  die  Frist  für  den  Kassationsrekurs  noch  nicht 
abgelaufen,  so  wird  der  Kassationsrekurskläger  aufgefordert,  die 
Förmlichkeiten  des  Rekurses  zu  vervollständigen.  Ist  aber  die  Frist 
fUr  den  Rekurs  bereifs  abgelaufen,  so  gewährt  man  dem  Rekurskläger 
noch  eine  kurze  Frist  von  15  Tagen,  um  die  vorgeschriebenen  Förm- 
lichkeiten zu  erfüllen.^) 

Die  Kammer  für  Wiederaufnahmen  entscheidet  unmittelbar  über  die 
Zulassung  oder  Abweisung  des  Kassationsrekurses,  wenn  das  angefochtene 
Urtheil  die  Zuständigkeit  des  Gerichts  oder  die  Verjährung  der  Klage 
betrifft,   oder  wenn   es  sich  um  ein  Beweisurtheil  handelt.    Weist  die 

')  C.P.O.  Art.  219. 
*)  CP.P.  Art.  224. 
»)  C.P.O.  Art.  223. 
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Kammer  für  Wiederaaftiahmen  den  Rekurs  zurück,  so  ist  gegen  das  an- 
gefochtene Urtheil  kein  weiterer  Rekurs  statthaft.  Wird  der  Rekurs 
zugelassen,  so  vernichtet  die  genannte  Kammer  das  Urtheil  des  Ge- 
richts oder  Oberlandesgerichts  und  verweist  die  Parteien  vor  das  Gericht 
oder  das  Oberlandesgericht,  von  dem  das  UrtJieil  ergangen  war,  cum 
Zwecke  nochmaliger  Verhandlung.^) 

VI.  Eassat(onsrekurs*Verfahren  im  Falle  der  Verweisung 
vor  die  Giviiks^mmer.  Wenn  die  Kci.mmer  für  Wiederaufnahmen 
die  Akten  über  die  £inlegung  des  Kaesationsrekurses  an  die  Civilkammer 
übersendet,  werden  die  Parteien  vor  dieselbe  geladen.  In  der  Sitzung 
entscheidet  der  Gerichtshof  Ober  die  Sache  nach  Anhörung  beider  Par- 
teies, oder  auch  nur  einer  derselben,  wenn  die  andere  nicht  erscheint 
oder  wenn  beide  Parteien  ausbleiben.  ^ 

Die  Aufgabe  des  Kassationshofs  besteht  darin,  das  angefochtene 
Urtheil  m  prüfen,  es  m  bestätigen,  wenn  es  dem  Gesetz  entspricht, 
oder  es  im  entgegengesetzten  Falle  zu  vernichten  und  den  Erlass  «unes 
neuen  ürtbeils  zu  veranlajssen.  ^ 

Die  Gründe  der  Kassation  sind  folgende  vier: 

1.  die  Unzujitändigkeit  des  erkennenden  Gerichtp; 

2.  die  Verletzung  des  Gesetees; 

3.  die  Nichtbeobachtung  der  Prozessvorschriften; 

i.  der  Widerspruch  von  zwei  in  denselben  Sache  ergangenen  Ur- 
theilen.*) 

Vernichtet  der  Kassationsbof  ein  Urtheil  wegen  Unzuständigkeit 
des  erkennenden  Gerichts,  so  verweist  es  die  Sache  unmittelbar  an 
das  zuständige  Gericht;^)  vernichtet  er  dasselbe  wegen  Verletzung  des 
Gesetzes  oder  des  Frozessverfahrehs,   so  verweist  er  die  Sache  an  das 


')  Die^Kammer  für  die  Wiederaufnahmen  (requdtes  civiles)  wurde  im  Jahre  1887  ein- 
gerichtet. Der  ottomanische  Gesetzgeber  hat  diese  Einrichtung  zwar  Frankreich  entlehnt, 
ist  jedoch  nicht  ganz  und  gar  dem  System  dieses  Landes  gefolgt.  In  Frankreicli  unter- 
Bucht  die  Kammer  f^  requdtes  civiles,  ob  die  geltend  gemachten  Gründe  des  Kassations- 
antrags eul&ssig  sind  oder  nicht.  Im  ersteren  Falle  verweist  sie,  ohne  ihre  Entscheidung 
zu  begründen,  die  Sache  vor  die  Civilkammer,  im  anderen  Falle  verwirft  sie  den  Kassa- 
tionsantrag mit  Begründung.  Die  türkische  Kammer  für  requdtes  ist  befugt,  endgiltig 
über  die  Zulässigkeit  oder  die  Verwerfung  des  Kassationsrekurses  zu  erkennen,  wenn 
das  angefochtene  Urtheil  ein  Beweisurtheil  ist,  oder  auch  wenn  es  eine  Frage  der  Zu- 
ständigkeit oder  Verjährung  der  Klage  betrifft.  In  allen  übrigen  Fftllen  besteht  die 
Aufgabe  des  Kassationshofs  darin,  zu  prüfen,  ob  der  Rekurs  formgerecht  und  in  ge^ 
setzlicher  Frist  erhoben  ist.  Wird  beides  bestätigt,  so  verweist  der  Gerichtshof  ohne 
Prüfung,  ob  die  geltend  gemachten  Kassationsgründe  gerechtfertigt  sind  oder  nicht, 
die  Sache  vor  die  Civilkammer.  Solches  ist  die  Vorschrift  des  Gesetzes  vom  7.  Kiar 
nun  Ewwel  1303  (19.  November  1893),  welches  die  Zuständigkeit  der  Kammer  für 
Wiedcraoihahmen  Isestimmt;  aber  nichts  lässt  ersehen,  dass  man  sich  in  der  Praxis 
Tou  den  französischen  Vorschriften  beeinflussen  Hess,  und  dass  die  Kammer  für  Wiedeiv 
au&ahmen  ihre  Zuständigkeit*  erweitert  hat. 

»)  CP.O.  Art.  229. 

5)  CP.O.  Art.  231. 

*)  CP.O.  Art  232. 

*)  CP.O.  Art.  248. 
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Gericht,  welches  das  angefochtene  Urtheil  erlassen  hat,  zur  anderweitigen 
Entscheidung. 

Der  Eassationahof  kann  jedoch  mit  Zustimmung  der  Parteien 
die  Sache  auch  an  ein  anderes  Gericht  derselben  Ordnung  Te]> 
weisen.^)  Wenn  das  Gericht  erster  Instanz  oder  da«  Oberlandes- 
gericht,  dessen  Urtheil  vernichtet  wurde,  ein  zweites  Urtheil  erlässt, 
das  die  nämliche  Begründung,  wie  das  erste  UrtheU  enthält,  *und 
wenn  die  eine  der  Parteien  gegen  das  zweite  Urtheil  KassationBrekurs 
einlegt,  so  entscheidet  der  Kassationsgerichtshof  in  vereinigten  Kammern 
(Kammer  für  Civil-  und  Kammer  für  Strafsachen). 

Wenn  die  Entscheidung  des  ganzen  Gerichtshofs  (der  vereinigten 
Kammern)  sich  auf  dieselben  Gründe  stützt,  wie  die  erste  Entschei- 
dung der  Civilkammer  des  Ka^sationshofs,  so  ist  das  Gericht  erster  In- 
stanz oder  das  Oberlandesgericht,  an  das  die  Sache  zurückverwiesen 
wird,  gehalten,  seinem  Urtheil  die  Entscheidung  des  Kassationshofe  zu 
Grunde  zu  legen.  ^ 

Yn.  Rekurs  gegen  die  Entscheidungen  des  Kassations- 
hofs. G^gen  die  Entscheidungen  der  Kanuner  für  Wiederaufnahmen 
findet  kein  Rekurs  statt.  Diejenigen  der  Civilkammer  können  nur  in 
folgenden  Fällen  abgeändert  werden: 

1.  wenn  der  Kassationsbeklagte  nicht  rechtzeitig  seine  -Gegen- 
schrift als  Antwort  auf  die  motivirten  Anträge  des  Kassations- 
klägers eingereicht  hat,  oder  wenn  er  aus  irgend  einem  Grunde 
vom  Gerichtshof  nicht  gehört  worden  war; 

2.  wenn  einer  der  motivirten  Anträge  in  dem  Schriftsatz  des 
Kassationsklägers  oder  Kassationsbeklagten,  wiewohl  sich  der- 
selbe auf  einen  Gesetzesartikel  stützte,  in  der  Entscheidung 
ganz  mit  Stillschweigen  übergangen  und  nicht  erwähnt  worden 
war; 

3.  wenn  das  Urtheil  einer  Gesetzesbestinmiung  widerspricht,  oder 
einen  Widerspruch  erthält; 

4t.  wenn  in   dem  Verfahren  vor  dem  Kassationshof  eine  absicht- 
liche Fälschung  vorlag,  welche  die  Entscheidung  desselben  be- 
einflusst  hat.^) 
Ein   solcher   Antrag  muss  beim  Gerichtshof  binnen  einem  Monat 
von   der  Zustellung   der  Entscheidung  an  vorgelegt  werden  und  die 
Gründe  des  Antrags  auf  Abänderung  enthalten. 

Der  Gerichtshof  prüft  (in  der  Rathskanmier);*)  ob  die  in  dem  An- 
ti^ag  vorgebrachten  Gründe  gerechtfertigt  sind.  In  diesem  Falle  lässt 
er  den  Antrag  zu  und  verordnet  die  Ladung  der  Parteien  in  die  Sitzung 
des  Gerichtshofs.    Wenn   die  Parteien  oder  auch   nur  eine  von  ihnen 


0  C.P.O.  Art  TAI. 
^  C.P.O.  Art  249. 
»)  C.P.O.  Art.  253. 
*)  d.  i.  die  Kammer  in  nicht  öffentUcher  Sitzung. 
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erscheint,  entscheidet  der  Gerichtshof  nach  Anhörung  der  Parteien,  und 
im  Falle  ihres  Nichterscheinens  nach  Verlesung  der  Urkunden,  und 
ändert  seine  erste  Entscheidung  ab. 

§  32. 

D»  Drittopposition. 

I.  Drittopposition  ist  ein  Rechtsmittel,  dessen  sich  ein  Dritter 
bedient,  um  ein  ohne  seine  Mitwirkung  ergangenes  Urtheil,  das  seine 
kteressen  schädigt,  anzufechten,  wenn  der  Dritte  nicht  zum  Prozess, 
weder  in  Person  noch  durch  einen  Vertreter,  zugezogen,  und  in  die 
Streitsache  nicht-  eingetreten  war.^) 

Die  Drittopposition  kann  erhoben  werden  gegen  die  Urtheile  der 
Gerichte  erster  Instanz  und  diejenigen  des  Oberlandesgerichts. 

n.  Form  der  Einlegung.  Die  Drittopposition  wird  erhoben  ent- 
weder mittelst  Hanptklage  oder  mittelst  Inzidentantrags : 

a)  Die  Drittopposition  geschieht  mittelst  Hauptklage,  wenn  kein 
Streit  zwischen  dem  Drittopponenten  und  demjenigen,  der  das  Urtheil 
erlangt  hat,  vorhergegangen  ist.  2) 

Die  Drittopposition  mittelst  Hauptklage  erfolgt  mittelst  eines  bei 
dem  Gericht,  welches  das  Urtheil  erlassen  hat,  eingereichten  Antrags^ 
Hierauf  werden  die  Parteien  in  gewöhnlicher  Form  geladen. 

b)  Die  Inzidentopposition  wird  während  des  Laufs  des  Ver- 
fahrens gegen  ein  Urtheil  eingelegt,  das  von  einer  der  Parteien,  die 
daraus  zu  Gunsten  ihrer  Behauptung  einen  Nachweis  folgern  will,  er- 
wkt  wurde.*) 

Die  Inzidentopposition  geschieht  mündlich  oder  schriftlich  Vor  dem 
Gericht,  das  mit  der  Hauptsache  befasst  ist.  Ist  dasselbe  demjenigen 
Gericht,  welches  das  Urtheil  erlassen  hat,  gegen  das  Inzidentopposition 
eingelegt  wird,  untergeordnet,  so  muss  dieselbe  mittelst  Antrags  bei 
demjenigen  Gericht  erhoben  werden,  welches  das  Urtheil  erlassen  hat, 
gegen  das  die  Drittopposition  gerichtet  ist. 

m.  Wirkung  der  Drittopposition.  Die  Drittopposition  hemmt 
nicht  die  Vollstreckung  des  angefochtenen  Urtheils,  jedoch  kann  das 
Gericht,  Yor  dem  die  Opposition  erhoben  ist,  die  Vollstreckung  des  an- 


0  aP.O.  Art  161. 

^  Die  CiYÜprozessordnuiig  führt  in  dieser  Hinsicht  folgendes  Beispiel  an:  Der 
Gläubiger  erlangt  gegen  den  Bürgen  eine  verartheilende  Entscheidung.  Der  Schuldner 
erhebt  Drittopposition,  um  die  Wiederaufhehung  dieses  Urtheils  zu  erzielen  mit  der 
Behauptung,  dass  die  Schuld,  in  Bezug  auf  welche  sein  Borge  verurtheilt  worden  ist, 
schon  getilgt  sei. 

^  Die  Girilprozessordnung  fahrt  als  Beispiel  hierfOr  den  FaU  an,  dass  der  El&ger 
behauptet,  er  habe  eine  Besitzung  fttr  Rechnung  der  Gesellschaft  gekauft,  w&hrend 
der  Beklagte  ein  Urtheil  vorlegt,  das  in  Folge  eines  Prozesses  erging,  den  er  mit  einer 
dritten  Person  hatte,  welches  erklärt,  dass  jene  Besitzung  dem  Beklagten  allein  ge- 
hört Der  Klftger,  der  seine  Behauptung  gegenüber  einem  solchen  Urtheil  durchsetzen 
^,  erhebt  Drittopposition  gegen  dies  Urtheil  in  der  Sitzung  und  dieselbe  wird  als 
incidenter  geschehen  bezeichnet. 
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gefochtenen  Urtheils  aussetzen,  wenn  eine  Gefahr  oder  ein  Nachtheil 
durch  Vornahme  der  Vollstreckung  zu  beflirchten  ist.^) 

Wird  die  Opposition  während  eines  vor  einem  Oericht  schweben- 
den Prozesses  erhoben,  bevor  dieses  sein  Urtheil  erlassen  hat,  so  kann 
das  mit  der  Hauptklage  befasste  Gericht,  wenn  es  solches  für  erfor- 
derlich hält,  das  Verfahren  aussetzen,  bis  das  zuständige  Gericht  fiber 
die  Drittopposition  entschieden  hat.^ 

IV.  Frist  für  die  Opposition.  Die Drittoppositioii kann,  solange 
das  Urtheil  nicht  yollstreckt  worden  ist,  eingelegt  werden,  und  selbst 
noch  nach  der  Vollstreckung  in  Bezug  auf  die  vom  Urtheil  betroffenen 
Parteien,  jedoch  nur,  wenn  der  Anspruch,  auf  den  sich  der  Drittoppo^ 
nent  stftt^,  nicht  veigährt  ist.^ 

§33. 
14.  Besondere  Arten  des  TerTahrens. 

Das  in  der  Türkei  geltende  Prozessverfahren  ist  im  Allgemeinen 
für  alle  Klagen  dasselbe,  und  es  besteht  kein  besonderes  Verfahren  fUr 
Klagen,  die  sich  auf  Urkunden  oder  Wechsel  stützen.  Dem  otto* 
manischen  Prozessrecht  ist  auch  die  Beweisaufnahme  zum  ewigen 
Gedächtniss  bezw.  die  Sicherung  des  Beweises  für  eine  künftige  Strdt- 
Sache  fremd. 

Die  einzige  Ausnahme  bildet  das  Arrestverfahren.  Der  Arrest 
kann,  ohne  mündliche  Verhandlung,  in  der  Rathskammer  erlassen  werden. 
Das  Verfahren  ist  nachstehendes. 

1.  Jeder  Gläubiger  kann  auf  Grund  einer  zu  Gunsten  seines  An- 
spruchs bestehenden  Urkunde,  sei  es  einer  Privat-  oder  einer  öffent- 
lichen Urkunde,  den  dinglichen  Arrest  in  die  bewegliche  Habe  imd 
die  Liegenschaften  seines  Schuldners,  beantragen.  Der  Anspruch  muss 
fällig,  darf  aber  nicht  bedingt  sein.  Besitzt  der  Gläubiger  keine  Ur- 
kunde zum  Nachweis  seiner  Forderung,  so  kann  das  Gericht  zu  diesem 
Behufe  andere  Beweismittel  zulassen.^) 

2.  Form  des  Arrestantrags.  Der  Arrestkläger  hat  seinen 
Antrag  an  das  Gericht  erster  Instanz^)  des  Wohnsitzes  des  Schuldners 
oder  auch  des  Aufenthaltsorts  der  Person,  bei  der  sich  Vermögen  des 
Schuldners  und  des  Drittbesitzers  befindet,  zu  richten,  ferner  den  Titel 
für  seine  Forderung  und  den  Betrag  derselben  anzugeben,  für  den  die 
Beschlagnahme  angeordnet  werden  soll. 

3.  Arrestbeschluss.  Das  Gericht  prüft  den  Schuldtitel  oder 
den  gelieferten  Nachweis  und  nach  Bestellung  einer  Sicherheit  seitens 
des  Antragstellers,  um  die  Gegenpartei  gegen  Schäden  zu  sichern,  ordnet 

*)  C.P.O.  Art.  168. 
»)  CP.O.  Art  163,  164,  165,  167. 
»)  C.P.O.  Art.  166. 
*)  C.P.O.  Art.  271  u.  273. 

^)  Handelt  es  eich  um  eine  Sache,  die  zor  Zuständigkeit  des  Handelsgerichts  ge- 
hört, so  ist  der  Arrestantrag  bei  diesem  Gerichte  zu  stellen. 
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es  den  Arrest  an.  Der  Gläubiger,  der  den  Arrest  erwirkt,  ist  von  der 
Bestellung  einer  Sicherheit  nur  in  ^em  Falle  befreit,  wenn  er  ein  rechts- 
kräftiges Urtheil  für  sich  hat.^) 

Nach  Anordnung  des  Arrestes  wird  Abschrift  des  Antrags  dem 
Schuldner  und  der  Person  zugestellt,  bei  der  sich  die  beschlagnahmten 
Vennögensstficke  befinden.  Diese  Person  muss  binnen  acht  Tagen,  von 
der  Zustellung  des  Arrestes  an,  dem  Gericht  eine  Erklärung  über  die 
in  ihrem  Besitz  befindlichen  Gegenstände  abgeben.  Handelt  es  sich  um 
bewegliche  Habe,  deren  Erhaltung  nothwendig  ist,  sp  bestellt  das  Ge- 
richt hierfür  eine  geeignete  Person.  —  Erstreckt  sich  der  Arrest  auf 
Liegenschaften,  so  wird  der  Arrest  dem  Einregistrirungsbureau  zuge« 
stellt)  welches  eine  bezügliche  Eintragung  vornimmt,  damit  die  Liegen- 
schaften nicht  verkauft  werden  kOnnen. 

4.  Klage  auf  Gültigkeit  des  Arrestes.  Binnen  acht  Tagen^ 
seit  der  Zustellung  des  Arrestbeschlusses  hat  der  Arrestgläubiger,  bei 
Vermeidung  der  Nichtigkeit  des  Arrestes,  sich  mit  einer  Klage  an  das 
Gericht  des  Wohnsitzes  des  Beklagten  zu  wenden,  um  den  Arrest- 
schuldner vorzuladen,  seinen  Arrestantrag  zu  beweisen  und  um  ein  den 
Arrest  .bestätigendes  Urtheil  zu  erlangen.^  Abschrift  dieser  Klage 
wird  dem  Schuldner  und  dem  Drittbesitzer  zugestellt.  Auf  die  Klage 
hin  werden  die  Parteien  vor  das  Gericht  geladen  und  das  Verfalu^en 
nimmt  seinen  regelmässigen  Lauf. 

5.  Vorzugsrecht.  Der  Arrest  begründet  kein  Vorzugsrecht  be- 
züglich der  in  Beschlag  genommenen  VermOgensgegenstände.  Haben 
noch  andere  Gläubiger  Arrest  erwirkt  oder  doch  eine  vom  Gericht 
schon  zugesprochene  Forderung  beschlagnahmt,  so  wird  der  Erlös  dar- 
aus unter  alle  Gläubiger  verhältnissmässig  vertheilt.*) 

6.  Persönlicher  Arrest  des  Schuldners.  Ausser  dem  Arrest 
giebt  es  kein  Verfahren,  das  die  vorläufige  Haft  des  Schuldners  ge- 
stattet. Wird  indessen  eine  Person  verklagt,  die  keinen  Wohnsitz  an 
dem  Gerichtssitze  hat,  so  hat  dieselbe  in  der  ersten  Sitzung  einen 
Wohnsitz  zu  wählen. 

Weigert  sie  sich  dessen  und  hat  das  Gericht  Gründe,  anzunehmen, 
dass  sie  die  Flucht  ergreifen  könnte,  so  fordert  es  eine  persönliche 
Sicherheit,  das  heisst,  eine  Sicherheit  dafür,  dass  der  Beklagte  auf  je- 
weüiges  Anfordern  bei  Gericht  erscheint. 

Verweigert  der  Beklagte  die  Leistung  der  Sicherheit,  so  wird  er 
vorläufig  verhaftet,  und  das  Gericht  hat  Tags  darauf  über  die  Sache 
als  dringliche  vor  jeder  anderen  Sache  zu  verhandeln  und  sein  Urtheil 
zu  fällen,  ö) 

•}  CP.O.  Art.  272. 

^  Wohnt,  der  Arrestglftubiger  nicht  am  Wohngitz  des  Beklagten,  so  steht  ihm^ 
je  nach  der  Entfernung  seines  Wohnsitzes  von  dem  zuständigen  Gericht,  eine  ent- 
sprechend längere  Frist  offen. 

^  CP.O.  Art  283. 

*)  CP.O.  Art  295. 
•  *)  CP.O.  Art.  52. 
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15.  Exekution  (ZwangSTolIstreekimg). 

§  34. 
A.   Allgemeüies* 

Die  Vollstreckung  der  Urtheileist  einem  Exekutionsbureau 
übertragen,  das  unter  der  Leitung  des  Gerichts  erster  Instanz  steht. 
In  den  Provinzen  ist  dies  Exekutionsbureau  miC  der  Vollstreckung  aller 
von  den  Gerichten  erster  Instanz,  den  Handelsgerichten  und  Oberlandesge« 
richten,  zu  deren  Bezirk  diese  Gerichte  gehören,  erlassenen  Urtheile  betraut« 

Die  Vollstreckung  des  Urtheils  kann  beantragt  werden  bei  dem 
Exekutionsbureau  entweder  des  Orts,  wo  das  Urtheil  erlassen  wurde, 
oder  des  Orts,  wo  sich  die  verurtheilte  Partei  befindet  (Art.  7  des  Zwangs- 
Yollstreckungsgesetzes).  ^) 

Der  Antragsteller  hat  dem  Präsidenten  des  Exekutionsbureaus  das 
Exekutionsgesuch  zu  ttberreichen  und  darin  das  Urtheil  und  den  Nach- 
weis der  Zustellung  desselben  an  den  Beklagten  zu  bezeichnen  (Art.  22 
des  ZwangsyoUstreckungsgesetzes). 

Xuf  den  ZwangSYollstreckungsantrag  hin  stellt  das  Exekutions* 
bureau  der  yerurtheilten  Partei  eine  Aufforderung  zu,  welche  enthält: 
Pamilieu;  und  Vornamen,  Wohnort,  Staatsangehörigkeit  der  Parteien, 
Benennung  des  Urtheils,  um  dessen  Vollstreckung  es  sich  handelt^  Ajuf- 
forderung  an  die  verurtheilte  Partei,  das  Urtheil  zu  erfüllen,  binnen  einer 
Frist  von  acht  Tagen,  wenn  es  sich  um  eine  gewöhnliche  Sache  handelt, 
und  binnen  drei  Tagen  in  dringenden  Sachen  (z.  B.  in  dem  Fall,  dass 
die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  angeordnet  wurde).  -In  dieser  Aufforde- 
rung wird  dem  Schuldner  eine  Frist  von  24  Stunden  gewährt,  um  seine 
Einwendungen  geltend  zu  machen,  falls  er  solche  gegen  den  Zwangs- 
vollstreckungsantrag hat.') 

Trägt  das  Urtheil  nur  die  Klausel  der  vorläufigen  Vollstreck- 
barkeit, und  beabsichtigt  die  verurtheilte  Partei  dagegen  Einspruch, 
Berufung  oder  Eassationsrekurs  einzulegen,  so  widerspricht  sie  der 
Zwangsvollstreckung,  indem  sie  eine  Fristgewährung  beantragt,  um 
nachzuweisen,  dass  sie  von  einem  der  genannten  Rechtsmittel  Gebrauch 
gemacht  hat.  Ist  dieser  Nadiweis  erbracht,  so  wird  angenommen,  dass 
sie  sich  der.  Vollstreckung  des  Urtheils  widersetzt  und  dasselbe  wird 
auf  die  im  Nachstehenden  darzulegende  Weise  vollstreckt.^ 

§  35. 
B.   Arten  der  Exekution. 
Es  bestehen  zwei  Arten  der  Zwangsvollstreckung: 
1'.   die   Pfändung  von   baarem  Geld,  beweglichen  Gegenständen 

und  Liegenschaften  des  Schuldners; 
2.  die  persönliche  Haft. 


^)  Der  Text  dieses  Gesetzes  ist  eingereiht  in   die  ottomanische  Gesetzsunmlimg 
Destür  Bd.  i  S.  225. 

*)  Zwangsyellstreckungsgesetz  Art.  23. 
^)  ZwangSTollstrecknngsgesetz  Art.  25. 
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A:  Die  Pfändung.  Die  ZwangSToIlstreckung  ins  unbewegliche 
Vermögen  oder  die  Pföndung  von  baarem  Geld  und  beweglichen  Gegen- 
ständen, die  sich  bei  dem  Schuldner  oder  bei  einem  Dritten,  der  sie  für 
Rechnung  des  Schuldners  inne  hat,  befinden,  wird  yom  Gerichtspräsi- 
denten angeordnet. 

a)  Befinden  sich  baares  Geld  und  bewegliche  Habe,  die  ge- 
pfändet sind,  im  Besitze  des  Schuldners,  so  werden  sie  durch  Agenten 
des  Exekutionsbureaus  an  dem  Orte,  wo  sie  sich  befinden,  bewacht  oder 
an  einen  besonderen  Ort  gebracht. 

Befinden  sich  baares  Geld  oder  bewegliche  Habe  im  Besitze 
eines  Dritten,  so  weist  das  Exekutionsbureau  den  Dritten  an,  diese 
Gegenstände-  zu  verwahren  und  an  Niemanden  herauszugeben.  Der  Dritte 
hat  binnen  2^  Stunden  dem  Exekutionsbureau  eine  ins  Einzelne  gehende 
Darlegung  der  Geldsummen,  der  Beschaffenheit  und  des  Werths  der  in 
seiner  Gewalt  befindlichen  Gegenstände  zu  übergeben.  Wenn  erforder- 
lich, nimmt  das  Exekutionsbureau  sofort  Besitz  yom  Baargeld  und  den 
Weithpapieren,  um  sie  zu  bewahren. 

b)  Die  Zwangsvollstreckung  ins  unbewegliche  Vermögen  er» 
folgt  durch  einen  seitens  des  Exekutionsbureaus  an  die  zuständige  Be- 
hörde, vor  der  die  Verkäufe  von  Liegenschaften  stattfinden,  hierüber 
zn  madiende  Mittheilung,  damit  das  Grundstück  nicht  an  einen  Dritten 
Qbertragen  werden  könne.  NacEdem  die  Zwangsvollstreckung  beschlossen 
ist,  erlässt  das  Exekutionsbureau  eine  neue  Aufforderung  an  den  Schuld- 
ner, seine  Schuld  binnen  bestimmter  Frist  zu  bezahlen,  widrigenfalls 
zum  Verkauf  der  gepfändeten  Vermögensstücke  geschritten  werden  solle. 

c)  Man  beginnt  mit  dem  Verkauf  der  beweglichen  Habe,  und  dann 
erst  folgt  der  der  Liegenschaften.  Der  Verkauf  geschieht  nach  einer 
öffentlichen  in  den  Zeitungen,  und  zwar  für  die  bewegliche  Habe  drei 
Tage  vorher  und  für  die  Liegenschaften  14:  Tage  vorher,  erfolgenden 
Bekannbnachung.  Diese  Bekanntmachungen  enthalten  die  Aufzählung  der 
zum  Verkauf  gelangenden  Gegenstände,  sowie  den  Tag  und  die  Stunde 
der  Versteigerung. ') 

Für  die  Dauer  der  Versteigerung  ist  keine  bestimmte  Frist  vor^ 
geschrieben  soweit  sie  die  bewegliche  Habe  betrifft,  bezüglich  der 
Liegenschaften  beträgt  sie  91  Tage.  2)«) 

d)  Vom  Verkaufserlös  werden  die  Kosten  der  Zwangsvollstreckung 
vorweg  getilgt  und  vom  Reste  wird  der  Gläubiger  befriedigt.  SinJ  mehrere 
Öl&ubiger  vorhanden,  welche  die  Zwangsvollstreckung  beantragt  haben, 
80  wird  der  Erlös  unter  sie  pro  rata  vertheilt,  wofern  sich  unter  ihnen 
nicht  ein  Gläubiger  mit  Vorzugsrecht  befindet,  in  welchem  Falle  dessen 
Forderung  zuerst  geregelt  wird. 

—   '         

^)  ZwaagSToUstreckuiigsgesetz  Art.  58,  69,  60. 

*)  ImmoMlitf-  und  ZwangsToUstreokungsgesetz  Art.  9. 

^  Dieses  Gesetz  ?om  27.  Schäbän  1286  (19.  November  1869)  ist  eingereiht  in  die 
Sftmmlimg  der  ottomanischen  Gesetze  Destcir  Bd.  1  S.  288,  in  französischer  lieber* 
Setzung  bei  Aristarchi  Bey  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  270. 
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Daraus  folgte  dass  der  G-läübiger,  der  zuerst  die  Zwangsvollstreckung 
erwirkt  hat,  kein  Vorzugsrecht  auf  die  Pfandgegenstände  hat,  doch 
muss  der  Kläger,  der  an  der  Vertheilung  des  Erlö&es  Theil  nehmen 
inll,  auch  tnit  einem  den  Schuldner  verurtheilenden  Urtheil  ver- 
sehen sein. 

e)   Der  Pfändung  sind  nicht  unterworfen: 

1.  der  vom  Präsidenten  des  Gerichts  festzusetzende  Theil  des 
Einkommens  des  Schuldners,  welcher  fUr  seinen  Unterhalt  un- 
entbehrlich ist; 

2.  die  für  Unterhalt,  Kleidung  und  Wohnung  des  Schuldners  und 
seiner  Familie  unentbehrlichen  Gegenstände; 

3.  die  Maschinen,  Werkzeuge  und  Zubehör,  welche  zur  Ausübung 
seines  Berufs  dienen; 

4.  zwei  Stück  Rindvieh  zur  Feldarbeit^  die  Acket^eräthe,  die  noch 
nicht  eingebrachte  Ernte,  der  Theil  der  Ernte,  der  zur  Fort- 
setzung der  Wirthschaft  für  den  Schuldner  unentbehrlich  ist, 
und  dei^'enige,  der  seinem  Gesellschafter  zukommt,  falls  er  einen 
solchen  hat^  die  Früchte  jeder  Art,  die  noch  am  Halm  oder  am 
Baum  und  noch  nicht  gepflückt  sind; 

5.  die  Gehälter  der  Beamten  im  Allgemeinen  bis  zu  einem  Vier« 
theil; 

6.  die  amtliche  Kleidung  der  Givilbeamten,  Bichter  und  Milit£r- 
I>ersonen ; 

7.  die  dem  Staate  gehörigen  beweglichen  Sachen  und  Liegen- 
schaften. 

Die  hier  aufgezählten  Gegenstände  unterliegen  jedoch  dann  der 
Versteigerung,  wenn  die  Schuld  in  Beziehung  auf  sio  entstanden  ist. 

Ebenso  darf  das  Haus  des  Schuldners  nicht  versteigert  werden, 
wenn  es  in  Beziehung  zu  seiner  Stellung  und  seinem  Beruf  steht.  Wenn 
der  Schuldner  Landwirth  ist,  so  wird  ihm  ein  Theil  des  Ackerlandes 
belassen,  soweit  es  für  die  Bewirthschaftung  nothwendig  ist. 

Aus  dem  Vorstehenden  ergiebt  sich,  dass  man  entgegen  der  Praxis  der 
vorhergehenden  Zeit,  nach  dem  schon  angeführten  G^etz  vom  27.  Schäbän 
1285  (19.  Notember  1869)  thatsächlich  die  Liegenschaften  des  Schuld« 
ners  zur  Deckung  der  Schulden  verkaufen  kann,  und  es  ist  gleich^ 
gültig,  zu  welcher  Art  das  unbewegliche  Eigenthum  gehört.  Jedoch 
können  Domanialgüter,  gmBUät  „Erad  Miri^^^  und  Liegenschafton, 
welche  „Wakf  Icyaretein*'  genannt  werden,  nicht  zur  Tilgung  von' 
Schulden  eines  verstorbenen  SchfuMners  verkauft  werden.  Die  Erben 
erben  diese  Liegenschaften,  ohne  zur  Zählung  der  darauf  haftenden 
Schulden  des  Verstorbenen  verbunden  zu  sein.*) 

^)  lieber  die  yerschiedenen  Arten  von  Liegenschaften  in  der  Türkei  siehe  Kon- 
go n,  dn  regime  de  la  propri^t^  immobili^re  et  du  droit  ponr  las  ^trangers  d^acqadrir 
«n  TnrqiBe,  im  Joomtf  du  ^it  intern.  priy6  1886  8.  57  n.  527.  —  Stirbt  während 
der  Zwang8y6Ustreckung  der  verarthellte  Schuldner,  faintepltest  er  MinderjShige  «nd 
ist  der  Nachlass  vor  dem  reb'giOsen   Gerichte  „Mebkiem4  Schenat"  eröffnet^  so  vird 
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B.  Die  Haft.  Die  Haft  kana  nur  angeordnet  werden,  wenn  der 
Schuldner  weder  bewegliche  Habe,  noch  Liegenschaften  besitzt,  die  man 
zur  Tilgung  seiner  Schuld  pfänden  und  yerkaufen  kann,  und  wenn 
er,  obwohl  pfändbares  Vermögen  nicht  erkennbar  ist,  Mittel  zur 
Zahlung  seiner  Schuld  besitzt,  diese  Zahlung  jedoch  verweigert,  und 
der  Gläubiger  solches  in  glaubwürdiger  Weise  darthut.  In  diesem  Falle 
verordnet  der  Präsident  des  Exekutionsbureaus  die  Haft  des  Schuldners. 

Sie  wird  gegen  den  Schuldner  angeordnet,  ob  er  türkischer  Staats- 
angehöriger oder  Ausländer  ist. 

Der  Gläubiger  hat  dem  Schuldner  für  Unterhalt  täglich  5  Piaster 
(1,10  Frcs.  oder  88  Pf.)  zü  bezahlen.  Der  Schuldner  darf  nicht  länger 
als  91  Tage  in  Haft  gehalten  werden.  Nach  deren  Ablauf  kann  er 
nicht  mehr  vefhaftet  werden,  ausser  behufs  Vollstreckung  eines  anderen, 
vorher  gegen  ihn  ergangenen  Urtheils. 

Entdeckt  der  Gläubiger  nach  Ablauf  der  91  tägigen  Haft  VefTmögen 
des  Schuldners,  so  kann  er,  wie  rorher,  dessen  Pfändung  und  Versteige- 
rung betreiben.*) 

G.  Alle  die  ZwangSTolIstfeekung  betreffenden  Fragen 
werden  yom  Präsidenten  des  Gerichts,  zu  dem  das  Exekutionsbureau  ge- 
hört, entschieden.  Gegen  dessen  Entscheidungen  besteht  kein  Rechts- 
mitlei. Der  Präsident  kann  wegen  seiner  Entscheidung  nur  mit  dem 
Rechtsmittel  der  „prise  k  partie^  haftbar  gemacht  werden.^ 

D.  Die  gegen  ottomanische  Unterthanen  zu  Gunsten  von  Aus- 
ländern oder  Ottoiüanen  erlassenen  Urtheile  werden  unmittelbar  vom 
Exekutionsbureau  in  der  oben  entwiekelten  Weise  vcdlstreckt.  Dagegen  darf 
bei  Yoüstreckung  der  gegen  ausländiseho  Unterthanen  zu  Gunsteif 
der  Ottomanen  ergangenen  Urtheile  das  Exekutionsbureau  nicht  unmittd«» 
bar  handeln,  hat  vielmehr  alle  Zustellungen  dnrch  Vermittlung  des  Eon-» 
sulats  des  Landes,  dem  der  verurtheilte  Ausländer  angehött,  zu  bewirken, 
und  ebenso  erfolgen  die  Pfändung  der  beweglichen  Habe  des  Schuldners, 
sowie  seine  Verhaftung  unter  Mitwirkung  des  Konsulats. 

§  36. 
16.  Bie  Vollstreckung  ausläüdlselief^  Urtketle. 

Da  in  der  Tfirkei  die  Ausländer  für  Streitigkeiten,  die  sie  mit 
ihren  Landslenten  oder  anderen  Ausländern  haben,  der  Gerichtsbarkeit 
ihrer  Konsuln  unterstehen,  so  ist  die  Frage  der  Vollstreckung  aus- 
ländischer Urtheile  von  drei  Gesiöhtst>imkten  zü  prüfen: 

1.  ob   es   sich  darum  handelt,   gegen    einen    ausländischen 
Unterthan  ein  von  den  Gerichten  deä  Staats,   dem  der  Aus- 

der  Lauf  der  ZwangSYoUfitrecktmg  gehemmt  imd  der  Gl&abiger  hat  sich  an  das  Ge- 
richt m  wenden,  nm  seine  Ansprüche  geltend  sa  machen.  Vgl.  Journal  du  droit 
intern.  priT^  Jahrg.  1888  S.  191.  De  la  condition  faite  auz  ötrangers  cr^aneiers  d'une 
snecession  ottomane. 

0  ZwongsYollstreckHDgsgeflets  Art.  32,  35,  36  u.  89. 

^  ZwaogsvoUstreckangageaetfl  Art  13. 
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1  an  der  angehört,  erlassenes  Urtheil  zu  vollstrecken,  z.  B.  ein 
in  Deutschland  ergangenes  Urtheil  in  der  TQrkei  gegen  einen 
deutschen  Unterthan  zu  vollstrecken; 

2.  ob  das  zu  vollziehende  Urtheil  in  einem  ausländischen  Staat 
zwar  gegen  einen  Nicht-Ottomanen,  aber  gegen  einen  Nicht- 
aligehörigen  jenes  Staats  ergangen  ist,  z.  B.  ein  in  Deutsch- 
land gegen  «inen  italienischen  Unterthan  erlassenes  Urtheil; 

3.  ob  das  im  Auslande   ergangene   Urtheil   gegen   einen   otto-       1 
manischen  Unterthan  vollstreckt  werden  soll. 

A.  Das  von  den  Gerichten  des  Staats,  zu  dem  der  ver- 
urtheilte  Ausländer  gehört,  erlassene  Urtheil  kann  in  der  Türkei 
unter  Mitwirkung  des  SüOnsuls  des  betreffenden  Staats  vollstreckt 
werden. 

Die  Konsuln  sind  im  Allgemeinen  ermächtigt,  in  der  Türkei  die 
Akte  und  Urtheile,  welche  von  den  Gerichten  des  Staats,  den  sie  ver- 
treten, ausgehen,  gegenüber  ihren.  Staatsangehörigen  zu  vollstrecken. 

Diese  Vollstreckung  geschieht  unmittelbar  durch  die  Konsuln,  so- 
weit sie  gegen  die  Person  und  bewegliche  Habe  des  Schuldners  ge- 
richtet ist;  handelt  es  sich  um  Zwangsvollstreckung  ins  unbewegliche 
Vermögen,  so  muss  auf  Anordnimg  des  Konsuls,  dessen  Gerichtsbarkeit 
der  verurtheilte  Ausländer  unterworfen  ist,  durch  Vermittelung  der 
ottomanischen  Behörden  vorgegangen  werden. 

B.  Das  von  den  Gerichten  eines  fremden  Staats  gegenüber  einem 
Ausländer,  aber  Nicht-Ottomanen,  erlassene  Urtheil  kann  in  der 
Türkei  nur  nach  Erfüllung  der  Förmlichkeiten,  die  durch  die  Gesetze 
des  Staates,  dem  die  verurtheilte  Partei  angehört,  für  die  Vollstreckung 
vorgeschrieben  sind,  vollstreckt  werden.  Demgemäss  muss,  um  in  der 
Türkei  ein  deutsches  gegen  einen  italienischen  Unterthan  ergangenes 
Urtheil  zu  vollstrecken,  das  Verfahren,  genannt  „delibazione",  das  in 
Italien  für  die  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile  besteht,  beobachtet 
werden.  Dies  ist  eine  Folge  der  Geltung  der  Kapitulationen.  Nach 
denselben  sind  die  Ausländer  der  Gerichtsbarkeit  ihrer  Konsuln  für 
Kechtsstreitigkeiten  unterworfen,  welche  sie  unter  einander  haben,  und 
eine  feststehende  Uebung  will,  dass  der  Kläger  seinen  G^gnei*  vor  dem 
Konsul,  zu  dem  letzterer  gehört,  verfolgt.  Folglich  muss  sich  derjenige,  der 
ein  ausländisches  Urtheil  gegen  einen  italienischen  Unterthan  vollstrecken 
lassen  will,  an  den  Konsul  wenden,  unter  dem  jener  steht,  und  der  ita- 
lienische Konsul  wird  das  Urtheil  nur  nach  Erfüllung  der  durch  die 
italienischen  Gesetze  für  die  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile  in 
Italien  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  vollstrecken. 

C.  Anlangend  die  ausländischen,  gegen  einen  ottomanischen 
Unterthan  erlassenen  Urtheile,  so  sind  solche  Urtheile  in  der  Türkei 
nicht  vollstreckbar.  Denn  die  in  Geltung  befindlichen  Prozess- 
ordnungen haben  die  Vollstreckung  der  ausländischen  Urtheüe  nicht 
geregelt  und  nach  einem  Schreiben  des  Justizministeriums  an  die  Ge- 
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lichtsbehSrden  zu  Salonichi  vom  12  Agostos  ISOl  sind  die  von  den 
ausländischen  Gerichten  ausgehenden  Uiiheile  in  der  Tttrkei  rechts- 
un  wirksam.^) 

§37. 
17.  Schiedsrichterliches  Yerfahren. 

I.  Das  schiedsgerichtliche  Yerfahren  muss  in  der  TUrkei  von  zwei 
yerschiedenen  Gresiohtspunkten  aus  betrachtet  werden: 

a)  das  obligatorische  Schiedsgericht; 

b)  das  freiwillige  Schiedsgericht 

A*  Dm  obligatoiiaohe  Scbiedsgexloht. 

Obligatorisch  ist  das  Schiedsgericht,  wenn  es  sich  um  Eechts^ 
Streitigkeiten  unter  den  Mitgliedern  einer  Handelsgesellschaft  bezüglich 
der  Gresellschaft  handelt. 

Diese  Bechtsstreitigkeiten  müssen  dem  Urtheü  von  Schiedsrichtern 
nach  den  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs  (Art.  40  bis  50)  unter- 
worfen  werden.^ 

Die  Schiedsrichter  werden  von  den  Oesellschaftem  ernannt,  im 
Falle  der  Nichteinigung  derselben  durch  das  Handelsgericht 

Die  Parteien  oder  auch  die  Schiedsrichter  und  im  Falle  der  Nicht- 
eiaigung  das  Handelsgericht  ernennen  einen  Obmann. 

Das  schiedsrichterliche  Urtheü  muss  Entscheidungsgrttnde  enthalten 
und  ist  berufiingsfBhig ,  wenn  die  Parteien  nicht  im  Voraus  auf  Be- 
mlung  dagegen  verzichtet  haben.  Art.  50  des  Handelsgesetzbuchs  be- 
stimmt, dass  das  schiedsgerichtliche  Urtheü  ohne  jegliche  Einschränkung 
vollstreckbar  ist  und  auf  Anordnung  des  Handelsministers  in  die 
Register  eingetragen  werden  soll.  Letztere  Bestimmung  ist  durch  6e- 
wdmheit  in  Wegfall  gekommen,  da  der  Handelsminister  keinen  Ein- 
floss  mehr  auf  die  gerichtlichen  Angelegenheiten  hat 

In  der  Praxis  wird  das  schiedsgerichtliche  Urthml  dem  ordentlichen 
Gericht  unterbreitet,  welches  dasselbe  nach  Anhfirung  der  Parteien 
bestätigt  und  für  vollstreckbar  erklärt. 

Hervorzuheben  ist,  dass  das  ordentliche  Gericht  nicht  die  Be- 
fagniss  hat,  zu  prüfen,  ob  das  Urtheü  der  Schiedsrichter  richtig  oder 
unrichlig  ist  Es  kann  nur  prüfen,  ob  die  Schiedsrichter  gehörig  er- 
nannt waren,  ob  sie  das  Urtheil  in  der  richtigen  Frist  geßUlt,  und 
ihre  Zuständigkeit  nicht  fiberschritten  haben,  aber  es  kann  nicht  so 
weit  gehen,  zu  erwägen,  ob  das  schiedsricht^üche  Urtheil  gerecht- 
fertigt ist  oder  nicht,  denn  das  hiesse,  über  einen  Rechtsstreit  unter 


*)  Sah«  Hber  die  VoUatreekong  anaüadischer  Drtheüe  in  der  Toricei  Salem 
im  JoiuiiaI  du  droit  intern,  piiv^  Jahrg.  1888  S.  603  £  nnter  dem  Titel  »de  res6eutian 
des  jngements  ^traagers  en  Tnrqpit*^^ 

')  Die  Art.  40  faU  60  sind  identiadi  mit  den  Art.  51  bia  61  dea  franzAaiaohen 
H.fib.  Ton  1807.  Daa  oUigatoxiache  Sehiedagericht  in  Frankreich  iat  dorch  daa  Gtotets 
Tom  17.  Jidi  1866  an^iahoben  w<unden. 

Lmu  a.  LoiwsHfn»,  BMlitiferfelcuiii.  IL  27 
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Handelsgesellfichaftem  erkennen,  den  das  Gesetz  der  Entscheidung'  des 
ordentlichen  Gerichts  entziehen  wollte,  um  ihn  ausschliesslich  den 
Schiedsrichtern  zu  unterbreiten. 

B.    Das  fireiwiUjge  Sohiadsgeiiiiht» 

Art.  6  der  Civilprozessordnung  bestimmt,  dass  die  von  Scbiads- 
richtem,  die  seitens  der  Partien  ernannt  sind,  ergangenen  Entscbel* 
düngen  dieselbe  rechtliche  Wirkung  wie  Urtheile  haben,  wenn  den 
Vorschriften  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  entsprechend  verfahren  wurde. 
Art.  61  der  Oivilprozessordnung  sieht  den  Fall  vor,  dass  die  Pv- 
teien  vor  dem  ordentlichen  Gericht  erklären,  ihren  Rechtsstreit  einem 
Schiedsgericht  zu  unterbreiten  und  schreibt  die  BcbriftUcbe  Abfassung 
des  Kompromisses  vor,  das  von  den  Parteien  unterzeichnet  und  in 
die  Register  der  Protokolle  des  ordentlichen  Gerichts  eingetragen  wird* 
Die  Entscheidung  der  also  ernannten  Schiedsrichter  wird  vom  ordent- 
lichen Gericht  beglaubigt  und  den  Parteien  in  der  Fonn  eines  Urtheils 
mitgetheilt. 

Art.  61  bestimmt  femer,  dass  die  im  Kompromiss  vereinbarten  Be- 
dingungen berücksichtigt  werden,  dass  folglich,  wenn  die  Parteien  auf 
Berufung  dagegen  verzichtet  haben,  keine  von  ihnen  das  Recht  hat, 
die  Entscheidung  der  Schiedsrichter  im  Wege  der  Berufung  anzufechten. 

Der  angeführte  Art.  61  spricht  von  den  Schiedsrichtern,  die  vor 
dem  ordentlichen  Gericht  ernannt  werden,  doch  steht  es  den  Parteien 
frei,  ihren  Rechtsstreit  aussergerichtlich  einem  Schiedsgericht  mittelst 
Kompromisses  zu  unterbreiten.  Auch  in  diesem  Falle  hat  das  schieds- 
richterliche Urtheil  rechtliche  Wirkung  gemäss  den  Bedingungen  des 
Kompromisses,  und  nachdem  das  ordentliche  Gerieht  dasselbe  für  voll- 
streckbar erklärt  hat. 

n.  Es  ist  nicht  ttberflttssig,  hier  die  Vorschriften  des  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  über  die  Schiedssprüche  darzulegen. 

Auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  kann  man  über  Ansprüche, 
welche  VermSgensrechte  zum  Gegenstand  haben,  einen  Schiedsvertrag 
schliessen.  ^) 

Die  Entscheidung  der  Schiedsrichter  hat  rechtliche  Wirkung  nur 
unter  den  Parteien,  welche  sie  ernannt  haben.') 

Rechtsgültig  kann  man  einen  oder  mehrere  Schiedsrichter  ^nennen. 
Im  letzteren  Falle  muss  ihr  Urtheil,  um  rechtsgültig  zu  sein,  mit  Ein- 
stimmigkeit erlassen  werden.^  Nach  dem  Wortlaute  dieser  Bestimmungai 
könnte  man  sägen^  dass  das  mit  Stimmenmehrheit  erlassene  schieds- 
gerichtliche Urtheil  nicht  rechtsgültig  sei,  allein  man  kann  zu  einem 
rechtsgültigen  Ergebniss  gelangen,  wenn  man  von  der  im  Art.  1845 
B.Qr.B.  eingeräumten  Befogniss  Gebrauch  macht,  welche  beetimmt, 
dass  die  Schiedsrichter,  wenn  sie  von  den  Parteien  hierzu  ermächtigt 


0  B.Ob.  Art.  1841* 

^  RGb.  Art.  1842,  v|^  H.0.0.  Art.  86  o.  Anm. 

^  B.Gb.  Art  1848  n.  1844. 
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sind,  andere  Seliiedsriohter  ernennen  kOnnen.  Folglich  kSnnen  die 
Parteien,  wenn  sie  eine  Theüung  der  Ansichten  der  Scbiedsriditer  vor- 
aufis^en,  entweder  einen  Obmann  ernennen  oder  dessen  Srnennnng  den 
Scfaiedsrichtem  überlassen. 

Setsen  die  Parteien  den  Schiedsrichtern  eine  Frist  für  den  Schieds- 
iqiimeh,  so  mflssen  diese  den  Schiedsspruch  inneriialb  dieser  Frist  er- 
lassen. 

Jeder  Partei  steht  es  frei,  einen  ernannten  Schiedsrichter  solange 
XU  widerrufen,  als  er  noch  nicht  das  Urtheil  mitgesprochen  hat.  Doch 
ist  dies  Recht  unanwendbar,  wenn  die  Ernennung  der  Schiedsrichter 
Yom  ordentlichen  Gericht  gebilligt  worden  war.^) 

Die  Schiedsrichier  kSnnen  rechtsgOltig  unter  den  Parteien  eine 
Yerst&ndigung  (Vergieich)  herbeiführen,  wenn  ihnen  die  Befügniss  hieniu 
ttberbragen  worden  ist.^ 

Der  Schiedsspruch  ttber  die  dem  Schiedsgericht,  unterbreiteten  Sachen 
ist  fOr  besw.  gegen  die  Parteien  Vollstreckbar.^ 

Indessen  muss  deijenige,  der  diesen  Spruch  roUstrecken  will,  sich 
an  das  ordentliche  Gericht  wenden,  um  ein  die  Vollstreckung  an- 
ordnendes Urtheil  sn  erlangen.^) 

§  38. 
18.   Die  Tollstareeknng  ansUndiseher  ScUedssprfielie. . 

Weder  die  ottomanische  dvilprocessordnung  noch  das  bOrgerliche 
Gesetzbuch  erw&hnen  diese  Art  von  Urttieilen  besonders;  aber  da  diese 
kräieswegs  die  Verpflichtung  aussprechen,  dass  die  Schiedsrichter 
tu  der  Türkei  ernannt  werden,  so  kann  man  wohl  annehmen,  dass 
die  Ton  den  im  Auslande  freiwillig  ernannten  Schiedsrichtern  er- 
lassenen  Schiedssprflche  in  der  Türkei  vollstreckbar  sind  und  zwar  in 
derselben  Weise,  wie  die  Urtheile  der  in  der  Türkei  ernannten  Sehieds- 
riehter. 

Es  handelt  sich  darum,  eine  von  den  Parteien  getrofifene  Verein- 
barung zu  beachten  und  unseres  Erachtens  muss  eine  solche,  wenn  sie 
nichts  Gesetzwidriges  noch  der  Öffentlichen  Oixlnung  Widersprechendes 
enthUt,  berücksichtigt  werden. 


^  B.Ob.  Art  1S47. 

^B.Gb.  Art.  1850. 

^)  B.OI1.  Art  184a 

^  Nack  Art.  1849  des  B.O.B.  Terordnet  der  Richter  die  Vollstreckbarkeit  des 
Sehiedrapntohs,  wenn  er  dem  Oesetse  entspricht  Diese,  im  weiten  Sinne  sa  ver- 
fitahende  VerBdbiift  iet  mit  der  des  Art  6t  der  CSvilprosessordnmig  nicht  verein- 
bar,  da  die  letatere  bestimmt,  dass  der  Schiedsspruch  so  urie  er  erging,  Tollstreckt 
werden  sott,  nnd  dass  die  Parteien,  die  auf  die  Bemftmg  dagegen  rerzichtei  haben, 
sich  dieses  Rechtsmittels  nicht  gegen  den  Sehiedssprach  bedienen  kennen.  Folglich 
mllasen  unseres  Eraehtens  die  Bestimmungen  des  Art  1849  B.Q.B.  in  dem  Sinne  aus« 
gelegt  werben,  dass  das  ordentliche  Oericht  prOft,  ob  die  Sdnedsrichter  yorschrifts- 
raSssig  ernannt  wurden,  ob  sie  die  ihnen  gesogenen  Schranken  nicht  aberschritten  und 
den  ^meh  in  der  ihnen  gewährte  Frist  abgegeben  haben. 

27* 
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Hierbei  ist  Art.  64  der  Cüyilprozessordnung  anwendbar,  welche 
besagt,  dass  die  Akte,  welche  sich  auf  Verträge  beadehen,  die  weder 
verboten  sind,  noch  der  öffentlichen  Ordnung  widersprechen  und 
dem  Gesetze  gemäss  sind,  für  die  Unterzeichner  derselben  rechtswirk* 
sam  sind.^) 

Es  ist  kaum  nOthig,  beizufügen,  dass  man  die  Vollstreckung  eines 
von  den  ausländischen  Gerichtsbehörden  erlassenen  Urtheils  nidit  ver- 
wechseln darf  mit  der  Vollstreckung  des  im  Auslande  ergangenen  Schieds- 
spruchs. 

Das  ürtheil  geht  von  Richtern  aus,  deren  Gewalt  an  der  Grenze 
des  Staats,  in  dem  sie  bestellt  sind,  aufhört,  während  der  Schieds- 
spruch von  Richtern  ausgegangen  ist,  welche  die  Parteien  fireiwillig 
gewBhlt  und  deren  Gewalt  sie  sich  unt»:worfen  haben,  ohne  dass  der 
Ort,  wo  die  Schiedsrichter  ihre  Befugnisse  ausüben,  länfluss  auf  ihr 
Urtheil  haben  kann. 

IL  ThafiL 

Konkursreoht 

§39. 
1.  Allgemeines. 

Für  das  Konkursrecht  in  der  Türkei  sind  die  Vorschriften  des 
ottomanischen  Handelsgesetzbuchs,  „Buch  von  den  Eonkursen  und 
Bankerutten*^,  massgebend,  die  dem  französischen  Handelsgesetzbuch 
livre  ni  Code  de  commerce),  (besetz  vom  28.  Mai  1838,  entlehnt  sind. 

Da  das  französische  Eonkursrecht,  dessen  Bestimmungen  im  otto> 
manischen  Handelsgesetzbuch')  wiedergegeben  sind,  bereits  seine  Dar- 


^)  Diese  Frage  ist,  unseres  Wissens,  von  den  ottomanischen-Oerieliten  noch  nicht 
entschieden  worden.  Dem  Verfasser  ist  nur  ein  einziger  FaU  hekannt,  in  dem  das 
Handelsgericht  von  Salonichi  über  die  Gültigkeit  eines  von  dem  Schiedsgerichts* 
Komitee  der  Triester  Börse  nach  dem  yon  den  Parteien  Toreinbarten  Kompromiss  er- 
lassenen Schiedsspruch  genrtheilt  hatte.  Die  Partei,  welche  den  Schiedsspruck  erlangt 
hatte,  hatte  beantragt^  dass  das  Handelsgericht  diesen  Schiedsspruch  f&r  yoUstreckbar 
erklSre,  wfihrend  die  verurtheüte  Partei  behauptet  hatte,  dass  eine  Vollstreckung  des- 
selben, da  er  im  Auslände  ergangen  sei,  unzullssig  wäre.  Das  gemischte  Handels- 
gericht zu  Salonichi  hat  jedoch  erklärt,  dass  man  das  von  freiwillig  ernannten  Schieds- 
richtern ergangene  Urtheil  nicht  mit  dem  tou  ordentlichen  ausländischen  Bichtem  er- 
lassenen verwechseln  dflrfe,  hat  den  Inhalt  des  Urtheils  geprOft,  und  es,  weil  es  dem 
Oesete  entsprach,  ftür  vollstreckbar  eridärt  (Entscheidung  des  gemischten  Handels- 
gerichts zu  Salonichi  unter  dem  Vorsitz  des  Mustafa  Helmi  Effendi  in  Sachen  Mar- 
purgo  und  Parente  gegen  Abastado.) 

^  Siehe  das  ottomanische  H.Gb.  in  franzosischer  Uebersetzung  bei:  Aristarchi 
Bey  Bd.  1  S.  277;  Föraud-Giraud  Bd.  1  S.  312;  Gatteschi  S.  287;  Teata.Bd.  1 
S.  215.  Das  ottomanische  Handelsgesetzbuch  ist  mit  geringen  Abänderungen  eine 
wörtliche  Uebersetzung  des  französischen  Code  de  commerce,  ins  Tflrkische. 

Art.  290  des  ottomanischen  H.Gb.  (abereinstimmend  mit  Ajt  586  des  franz.  H.Gb.) 
bestimmt,  dass  der  Gemeinschuldner  des  einfachen  Bankerutts  sdiuldig  erklärt  werden 
kann,  wenn  er,  verheirathet  nach  dem  Dotalsjstem  oder  nach.  Gütertrennung  die  Be* 


Türkei.  413 

steSimg  gefuBden  hat,^)  so  soll  das  tflrkische  Konkursrecht  nur  in  den 
Punkten  behandelt  werden,  die  eine  besondere  Darlegung  erfordern. 

§40, 
2.  Onmdprinxipien  des  Konknrsecu 

L  Die  Frage,  ob  bei  Eonkursen  in  der  Tfirkei  das  Universalitäts- 
(ESnheite-)  Prinzip  oder  das  Territorialitäts-  (Mehrheits-)  Prinsdp 
herrscht,  ist  sehr  schwer  zu  entscheiden.  Keine  gesetzliche  Yprschrift 
sieht  den  Fall  vor,  und  kein  Staatsvertrag  besteht  ttber  diesen  Gegenstand 
zwischen  der  TQrkei  und  den  ausländischen  Staaten. 

In  der  Segel  l&sst  sich  die  tOrkische  Regierung  von  den  Vorschriften 
des  internationalen  Rechts,  wie  sie  allgemein  von  den  europäischen 
Staaten  angenommen  werden,  beeinflussen.  Aber  damit  hier  ein  Grund- 
satz des  internationalen  Rechts  als  geltend  angenommen 
werden  kOnne,  muss  erst  bewiesen  werden,  dass  derselbe 
in  den  yerschiedenen  Ländern  anerkannt  und  geflbt  wird. 
Es  ist  bekannt,  dass  die  grSsste  Unsicherheit  in  Wissenschaft  und 
Beditsprechung  und  in  den  verschiedenen  Gesetzgebungen  Ober  die 
Frage  herrscht,  ob  das  Prinzip  der  Universalität  oder  der  Territo- 
rialität des  Konkurses  gelten  soll,  und  wenn  auch  die  Anwendung 
des  Systems  der  Universalität  des  Konkurses  vom  Standpunkt  der 
internationalen  Rechtsverfolgung  und  im  Interesse  der  gegenseitigen 
Handelsbeziehungen,  welche  eine  einheitliche  Konkurs vertheilung  er- 
strebenswerth  erscheinen  lassen,  zu  wttnschen  ist,  so  liegt  es  doch  bei 
den  erheblichen  Schwierigkeiten,  die  sich  der  praktischen  Durchführung 
dieses  Prinzips  entgegenstellen,  noch  sehr  fem,  dass  das  Universalitäts- 
Prinzip  von  den  positiven  Gesetzgebungen  der  verschiedenen  Staaten 
anerkannt  wird.^ 


sUmmimgeB  der  Art  69  o.  70  des  C.  d.  com.  mcht  beobachtet  hat.  Diese  Art  69  n.  70  des 
fnns.  H.Gb.,  welche  die  Förmlichkeiten  vorschreiben,  die  yon  den  yerheiratheten  Kaof- 
lenten  beobachtet  werden  mttssen,  sind  im  ottomanischen  H.Gb.  nicht  wiedergegeben. 
Folglich  bezieht  rieh  Art  290  des  ottom.  H.Gb.  auf  die  Art.  69  n.  70  C.  d.  c,  die  in 
diesem  Qesetsbnch  nicht  vorhanden,  daher  anch  in  der  TOrkei  nicht  anwendbar  sind.  Es 
ist  an  bedauern^  dasa  man  den  französischen  G.  d.  c  abgeschrieben  hat,  ohne  die  Orond- 
gesetae  nnd  die  Sitten  des  Landes  za  berllcksichtigen.  Es  ist  zu  hoffen,  dass  die 
t&Hdsche  Staatsregiemng,  die  im  Lande  Refonnen  für  eine  gute  Justizverwaltung 
einzufOhren  sucht,  auch  in  der  Gesetzgebung  Aber  die  Eonkurse  Aenderungen  vor- 
nehmen wird,  welche  die  gegenw&rtige  Entwicklung  des  Handels  fibrigens  nothwendig 
macht 

0  VgL  auch  den  Artikel  Bulgarien  Bd.  II  S.  294  f.  In  Bulgarien  gilt  türkisches 
Eonknrsrecht  A.  a.  0.  sind  die  Abweichungen  des  bulgarischen  (türkischen)  Konknrs- 
rechts  vom  franzOrischen  im  Einzelnen  angegeben. 

*)  Es  kann  hier  keine  Auseinandersetzung  Aber  Wissenschaft,  Gesetzgebung  und 
Rechtqirechung  hinsichtlich  dieser  Materie  in  den  verschiedenen  Lfiadem  gegeben 
werden.  Wir  beschrfinken  uns  lediglich  darauf,  auf  folgende  Werke  hinzuweisen:  Carle, 
la  dottrina  ginridica  del  faüimento  nel  diritto  private  intemazionale,  Neapel  1872,  flber- 
setst  mid  annotirt  von  Dubois,  Paris  1876;  Thaller,  Faillites  en  droit  compar^  11. 
8.  S35ffl;  AsserundRiTier,  ^l^ments  du  droit  international  privd,  Paris  1884  No.  122 
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Bei  diesem  Stande  der  Sache  ist  noch  bervorsuheben»  dass  in 
der  Tflrkei,  wo  im  AUgiE^meinen  das  im  Aosiande  erlassene  Urtbeil  keine 
vollstreckbare  Wirkung  äussert,  dem  im  Auslande  erklärten  Konkurs 
keine  Bedeutung  gegenQber  einem  ouomanischen  Unterthan  zu- 
k(Hnmt,  dass  femer  die.  VoIIstreckunfr  der  den  Konkni*s  äusq)rechend6n 
Entscheidung  bezüglich  des  Vermögens,  das  der  Schuldner  in  der 
Tttrkei  besitzt,  nicht  zulässig  ijst,  yielmehr  one  KonkurserklSioing  er- 
wirkt werden  muss.  Die  tfirkischen  Gerichte  werden  hiemäch  geneigt 
sein,  sioh  eher  dem  Prinsip  der  Territoriaiität  des  Konkurses  als 
dem  der  Universalität  anzuschliessen«  Eine  Entscheidung  der  Frage 
ist  bisher  nicht  bekannt  geworden. 

IL  Wird  der  Eonkurs  im  Auslande  gegen  einen  nicht-ottama* 
II Ischen  Unterthan  erklärt,  so  ist  die  YoUMreckung  der  den  Konkurs 
aussprechenden  Entscheidung  in  der  Tttrkei  möglibb« 

In  dieser  Hinsicht  sind  noch  folgende  Onterscbeidungen  zu  macben: 

a)  Wenn  das  Gericht  eineb  ausländischen  Staats  den 
Konkurs  über  einen  Unterthaii  dieses  Staats  erklärt,  z.  B, 
ein  italienisches  Gericht  erklärt  einen  italienischen  Unterthan  in  Kon- 
kurs,  so   kann   das  den  Konkurs   erklärende  Urthei^  in   d^  Türkei 

0 

rechtliche  Wirkung  äussern«  und  es  wml  an  der  beweglichen  Habe 
durch  unmittelbares  Eingreifen  des  itaUenJschen  Konsuls  und  an  den 
Liegenschaften  durch  Vermittlung  der  oltomanlschen  Behörden  voll* 
streckt.  Die  ottomanisohen  Behörden,  die  selbst  in  der  Türkei  dem  den 
Konkiu*s  erßßnenden  Urtheil,  das  vom  Konsul  Über  tinen  Angehörigen 
seines  Landes  erlassen  wird,  rechtliche  Wirkung  zueikennen.  hätten 
keinen  Grund  anders  zu  handeln  in  Beinig  aut  dids  den  Konkurs  er- 
öffnende Urtheil,  welches  vom  Gericht  des  ausländischen  Staates  gegen- 
über einem  Angehörigen  dieses  Staates  ergangen  ist. 

Wenn  das  den  Konkurs  eröffnende  Uitheil,  das  in  B^ug  auf  einen 
nicht-ottomanischen  Staatsangehörigen  ergeht,  einen  in  dem 
Staat)  dessen  Gericht  den  Konkurs  erklär,  tiat,  ausländischen 
Unterthan  betrifft«  z.  B.  wenn  das  Urtheil  eines  französisöhen  Gerichts 
einen  italienischen  Staatsangehörigen  in  Konkurs  erklärt  hat,  so  musfe 
unseres  Erachtens  das  Urtheil  vorher  von  dem  Gericht  des  Staates^ 
zu  dem  der  in  Konkurs  gerathene  Schuldner  gehört^  ftir  vollstt'eokbar 
erklärt  werden. 

III.  Bisher  war  von  der  rechtlichen  Wirkyrig  die  Bede,  die  das 
den  Konkurs  im  Auslande  eröffnende  Urtheit  in  der  Täri^Bi  haben 
kann.  Anlangend  die  Wirkung  des  von  einem  ottomanisch^n  Gericht 
ergehenden,  den  Konkurs  erklärenden  Urtheüs  im  Auslande,  so  mflsseu 
wir  uns  darauf  beschränken,  hervorzuheb^,  das?  die  Türkei  in  dfesor 


und  123;  LyoD-CaSxi  vnd  Keni^ultv  Pr^Qis.  du.  droit  coBimeroial  Bd.  JS.SMfl; 
Weids,  trait^  ^InmeDtalm  de  dsoit  intern..  priVe  S.86}:  «ehe  $nA  das  Diktioimifc das 
internationalen  Privatrechts  von  Vincent  nnd  Penasd  unter  dem  Werte c  «FlSKte** 
Ko.  1  bis  85.  Vgl.  ferner  y.  Bar,  Theorie  u.  Prssds  des  intetitationsha  Pris^lnehts, 
2.  AuA.  Bd.  2  S..553ff.,  595 ff.,  und  Köhler,  Kohknrsn^eht.    Stiit4«Brt  ISSt  9.901V. 
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Richtimg  keinen  Staatsvertrag  mit  fremden  Staaten  abgeschlossen  hat^ 
und  dass  desbÄlb  t&joh  Massgäbe  der  in  jedem  einzelnen  ansländi- 
schen  Staate  bestehendeii  Vonehriften  m  prüfen  ist,  ob  und  welche 
Wirkung  das  in  der  Tfirkei  erlassene,  den  Konkurs  eröffnende  Urtheil 
im  Auslande  zu  äussern  vermag. 

§  *i. 

3,  Konkurs  des  Nickt-KaufSmanus. 

Das  ottomanische  Handelsgesetzbuch  ist  nur  für  den  Konkui's 
von  Eaufleuten  massgebend.  Nicht-Kaufleute  können  überhaupt 
nicht  in  Konkurs  erklärt  werden.  Gegenwärtig  wird  der  Nicht  -Kauf* 
mann,  der  sich  im  Zustande  des  VermOgensYerfalls  befindet,  von  den 
Gläubigern  mittelst  des  ordentlichen  Prozessverfahrens  verfolgt.  Die 
Gläubiger  erwirken  v^oirtheilende  gerichtliche  Entscheidungen  und  die 
Zwuigsvollstreckung  in  das  Yermtfgen  des  Schuldners  auf  die  gewöhn- 
liehe  Weise  nuttelst  des  Exekutions-Bureaus.  Der  ErlOs  aus  dem  ver- 
steigerten Vermögen  des  Schuldners  wird  unter  die  Gläubiger  nach 
Verhältniss  der  Grösse  ihrer  Forderungen  vertheilt.  Diese  Art  des  Ver- 
fahrens ist  nicht  darnach  angethan,  die  Interessen  der  Gläubiger  zu 
sichern.  Denn  einerseits  hat  jeder  Gläubiger,  um  am  Vertheilungs- 
verfahren  Theil  zu  nehmen,  die  Kosten  einer  Klage  gegen  den  Schuldner 
aufzuwenden,  um  eine  verurtheilende  Entscheidung  zu  erlangen,  anderer- 
seits ist  dem  Schuldner  nicht  die  allgemeine  Verwaltung  seines  Ver- 
mögens entzogen.  Der  Gläubiger,  der  Letzteres  erreichen  will,  kann 
sieh  an  das  Civilgericht  wenden,  um  ein  Verbot  der  Vermögensver- 
waltung gegen  den  Schuldner  zu  erwirken.  Art.  999  des  B.  Gb.  (Buch 
vom  Verbot  der  Vermögensverwaltung)  ^)  bestimmt,  dass  auf  den  Antrag 
des  Gläubigers  das  Gericht  dem  Schuldner  die  Verwaltung  seines  Ver- 
mögens untersagen  und  das  Recht  zur  Anerkennung  von  Schulden  ent- 
ziehen kann,  um  nicht  die  Interessen  seiner  Gläubiger  zu  schädigen. 

Indessen  wurde  in  der  Praxis,  so  viel  bekannt,  von  der  Anwendung 
dieses  Art.  999  bisher  kein  Gebrauch   gemacht,   da   das  Gesetz  weder 


*)  Art  999  B.Ob,  laatet  in  der  fransOsischeii  UeberseUimg: 

Les  cr6anciers  (masse)  d*im  döbitenr  en  d^confiture  (c*estr^dire  du  d^biteur  dont 
le  pasdf  ^gal6  oa  snrpasse  Tactif)  peuvent  aussi  s^adresser  au  jage  ä  Feffet  de  liii  faire 
interdire  radminiataration  de  aes  biena  et  la  reconnaissance  de  dettes,  8*ils  oDt  des  sujets 
de  crsindre  que  le  d^biteor  ne  dissimule  ses  biens,  ne  les  fasse  passer  sous  d^autres 
Doms»  oa  qae  las  Mens  ne  viennent  k  p^rir  par  suite  de  la  continnation  de  son  com- 
meree.  Une  fois  rinterdiction  prononc^e,  le  joge  proc^dera  a  la  vente  des  biens  du 
d^bitenr  et  en  distribnera  le  priz  entre  les  creanciers. 

n  sera  laissö  au  d6bitenr  quelques  linges  et  habits.  N6anmoins,  si  le  d^biteur 
a  nn  habit  de  yaleur  et  qn'il  soit  possible  de  lui  en  donner  un  moins  riebe,  le  juge 
devra  le  yetidre,  et  avec  le  prix  en  provenant,  il  sera  achet^  un  habit  plus  ordinaire 
et  le  auiplus  sera  ren6  ä  la  masse.  -De  mdme  si  le  d^biteur  en  d^onfiture  habite 
m  conak  (h6tel)  et  qu'une  habitation  modeste  lui  sufflce,  le  conak  sera  vendu,  et  avec 
le  prix  de  la  vente  il  sera  achet^  pour  le  d^biteur  une  maison  oonvenant  k  son  ^tat:. 
le  reale  du  prix  sera  remis  k  la  masse. 
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die  Art  und  Weise  der  YermOgensyerwaltung  des  Sdioldners,  dem 
solche  fernerhin  untersagt  ist«  noch  das  Verfahren  fflr  PrOfong  der 
Forderungen  regelt. 

§42. 
4»  Konkurs  fiber  den  Naehlass  eines  Kaufinauuu 

Art.  147  des  ottomanischen  Handelsgesetzbuchs  bestimmt,  dass  jeder 
Kaufmann,  der  seine  Zahlungen  einstellt,  ün  Zustande  des  Konkurses 
ist.  Dieser  Artikel  stimmt  mit  Absatz  1  des  Art.  437  des  firanzBsischen 
Handelsgesetzbuchs  ttberein.  Der  zweite  und  dritte  Absatz  dieses  Ar- 
tikels, wonach  fiber  den  Nachlass  eines  Kaufmanns  der  Konkurs 
erklärt  werden  kann,  und  zwar  nur  innerhalb  eines  Jahres  nach  seinem 
Tode,  sind  in  das  ottomanische  Handelsgesetzbuch  nicht  mit  au^nommen 
worden.  Man  wSre  versucht  zu  glauben,  dass  der  ottomanische  Qeseta^ 
geber  die  Erklärung  des  Konkurses  ttbor  den  NacUass  nicht  zulassen 
wollte.  Dies  ist  aber  nicht  richtig.  Denn  die  Art.  186  und  189  des 
ottomanischen^  Handelsgesetaibuchs  ^  (flbereinstimmend  mit  Art.  478  und 
481  des  firanzOsischen  Handelsgesetzbuchs)  sprechen  davon,  wie  in  Kon- 
kursen ttber  den  Nachlass  des  Schuldners  Inventar  und  Bilanz 
aufgestellt  werden  sollen.  Folglich  ergiebt  «ich  aus  den  Bestimmungen 
der  Art  186  und  189  des  ottomanischen  Handelsgesetzbuchs,  dass  der 
Konkurs  Über  das  YermOgen  eines  Kauftnanns,  der  seine  Zahlungen 
eingestellt  hatte,  selbst  nach  seinem  Tode  erklärt  werden  kann,  und 
dass  nur  die  Fristbestimmung  von  cin^n  Jahr, .  die  im  franzSaisdien 
Handelsgesetzbuch  hierfür  bestimmt  ist,  in  der  TOrkei  unanwendbar  ist. 

§  43. 
5.  Konkurs  der  Ausliiider« 

Ffir  den  Konkurs  ist,  soweit  ottomanische  Unterthanen  in 
Betracht  kommen,  das  ottomanische  Gesetz  massgebend,  während  der* 
Konkurs  gegen  einen  ausländischen  Unterthan  von  dem  Konsul 
des  Landes  eddärt  werden  soll,  dem  er  angehSrt,  und  das  Konkurs- 
veriSEihren  nach  dem  (Pesetas  des  Staats  geregelt  wird,  dem  der  Konsul 
angehört.  Dies  Recht  der  Konsuln,  den  Konkurs  ihrer  Unterthanen  zu 
regeln,  leitet  sich  nicht  aus  einer  ausdrücklichen  Bestimmung  der  Ka- 
pitulationen, sondern  aus  der  Uebung  ab.  Die  tOrkische  Regierung 
hätte  ohne  Zweifel  die  Gesetzmässigkeit  dieser  Uebung  bestreiten  kSnnen, 


')  Die  Art  186  v.  1S9  des  ottonumischeii  H.Ob.  laaiea  fblgendenDassen: 
Alt.  188.  Wenn  ein  KanHauain  nioh  seinem  Tode  in  Konkan  «ridiri  wurde« 
•der  wenn  der  Gemeinschnldner  nach  der  KonknrBexklSmng  gestorben  ist^  so  kSmea 
sefne  Wittwe,  seine  Kinder,  seine  Erben,  falls  sie  nicht  abwesend  sind,  an  seiner  Stelle 
auftreteo  oder  sidi  yertreten  lassen,  un  bei  der  Herstellung  der  Bflans,  sowie  bei 
aUen  anderen  Massnahmen  des  Konkurses  mitiawiiken. 

Art  189.  Im  FaDe  der  Konknrseikllmng  nach  dem  Tode,  wenn  Tor  djeeer  Br- 
Idftnmg  kein  Inventar  eirichtet  wnfde,  oder  im  FaUe  des  Todes  des  Oernrnnscknldaers 
vor  ErOffiiong  des  Inventars  wird  sofort  hieno  in  den  Formen  des  voihergehenden 
Artikels  und  im  Beisein  der  Brben  oder  nach  deren  g^h^Hriger  Ladimg  gesehritteo. 
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aUebi  de  hat  im  Gregeniheil  sie  in  fSrnüicher  Weise  bei  der  Yei^fln- 
dong  des  schon  angefflhiten  Gesetzes  vom  7.  Sefer  1284  (1867),  welches 
den  Ansiändern  die  Befngniss  zugestand,  Liegenschaften  in  der  Tthicei 
za  besttzen,^  bestätigt.  Dies  Gesetz  bestimmt  im  Art.  3,  dass  die 
Konkiirsverwaiter  eines  ausländischen  Unterthanen  sich  an  das  Otto- 
manische  Gericht  wenden  kOnnen,  um  den  Verkauf  der  dem  G«mein- 
sdmldner  gehörigen  liegenschaiten  zu  erlangen.  Hierdurch  hat  die 
türkische  Begierung  einerseita  das  Recht  der  Konsuln,  den  Konkurs 
ihr^  Landsleute  zu  erklären  und  zu  regeln,  bestätigt,  andererseits  dem 
T<nn  Konsul  ^klärten  Konkurs  alle  gesetzlichen  Wirkungen  zuerkannt, 
selbst  in  Bezug  auf  die  Liegenschaften  des  Gemeinschuldners,  indem 
fiia  dem  Konkursverwalter  das  Becht  gewährt  hat,  die  Liegenschaften 
des  Gemeinsdiuldners  zu  yersteigem  und  den  Erlös  fOr  die  Aktivmasse 
des  Konkurses  einzuziehen.  Darin  liegt  eine  Anerkennung  des  Grund- 
satzes der  Einheitlichkeit  des  Konkurses. 

§44. 
6.  Bie  ansUiidiseken  Gläubiger. 

Die  ausländischen  Gläubiger,  welche  eine  Förderung  in  dem  von 
einem  ottomanischen  Gericht  eröffneten  Konkurs  geltend  zu 
machen  haben,  werden  c^eich  den  ottomaniscben  Staatsangehörigen 
ohne  je^che  Beschränkung  hierzu  zugelassen.  Die  ausländischen 
Gläubiger  sind  also  den  inländischen  yQlIig  gleichgestellt 

§  45. 
7.  Konkurs  der  Handelsgesellscliafteii. 

Die  zwischen  einem  ausländischen  Staatsangehörigen  und  einem 
Ottomanen  bestehende  Handelsgesellschaft  wird  als  ottomanische  Ge- 
sellschaft betrachtet,  und  zuständig  fOr  das  Konkursverfahren  einer 
solchen  Gesellschaft  ist  das  ottomanische  Handelsgericht  Solches  er- 
giebt  sich  aus  einem  Rundschreiben  des  Justizministers  vom  5.  KanQn4- 
Sani  1295  (27.  Januar  1878),  wonach  die  offene  Handelsgesellsehaft,  die 
zwischen  einem  Ausländer  und  einem  Ottomanen  in  der  Türkei  geUldet 
wird,  die  ottomanische  Staatsangehörigkeit  besitzt.  Folglich  kann  der 
Konkurs  nur  von  dem  ottomanischen  Gericht  eröffnet  werden.  Dieses 
regelt  den  Konkurs  jedoch  nur,  soweit  er  das  GesellschaftsyermOgen 
betrifft.  Handelt  es  sich  aber  darum.  Aber  das  PrivatvermOgen  des 
ausländischen  Gesellschaft;er8  den  Konkurs  zu  eröffnen,  so  kann  dies 
nur  durch  das  Konsulat  des  Landes,  dem  er  angehört,  geschehen. 

Setzt  ach  die  Gesellschaft  aus  Angehörigen  verschiedener  aus- 
ländischer Staaten  zusammen,  z.  B.  aus  Belgiern  und  Franzosen,  so  ist 
die  Begel,  dass  die  Gesellschafter  bei  Bildung  der  Gesellschaft  verein- 
baren,  dass  sich  dieselbe  der  Gerichtsbarkeit  deijenigen  Konsuln  unter- 


0  Vgl  oben  8.  860  Note  B. 
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wirft,  desBen  Staat  der  eine  der  Gesellscbafter  angehOrt.  In  Ermangelung 
einer  solchen  Vereinbaning  besteht  die  Praxis,  dass  sich  die  Oesell- 
schaft  der  Gerichtsbarkeit  desjenigen  Konsulats  unterwirft,  zu  dem  der 
Gesellschaftler  gehört,  dessen  Name  in  der  Firma  zuerst  aufgefllhrt  ist. 
Das  Konsulat,  zu  dem  die  Gesellschaft  gehOrt,  erklärt  den  Konkurs 
Über  dieselbe.  Handelt  es  sich  aber  darum,  den  Konkurs  ttber  die 
Person  eines  der  Gesellschafter  zu  erklären,  so  geschielt  dies  nur 
seitens  des  Konsuls  des  Landes,  dem  der  betreffende  Gesellschafter  an- 
gehört. 

Diese  Ausfllhrungen  reichen  hin,  um  darzulegen,  wie  die  Geltung 
der  Kapitulationen  ein  Hindemiss  ftir  den  regelmässigen  Gang  des  g^ 
richtlichen  Verfahrens  in  der  Türkei,  sowie  ftir  die  Ausflbung  der 
Gerichtsbarkeit  bildet,  welche  jeder  Staat  Aber  die  Personen  haben 
muss,  die  in  seinem  Lande  sich  aufhalten,. 

m.  ThelL 

Erbsohaftsregolierang.^) 

§46. 

1.  Zuständigkeit  der  Gerichte* 

L  Das  Erbrecht  ist  in  der  Türkei  noch  nicht  in  ein  Gesetz  zu- 
sammengefasst.  Daa  religiöse  Gesetz  (Scherlat)  ist  stete  massgebend, 
und  dementeprechend  werden  die  Hinterlassenschaften  vom  geistlichen 
Gericht  „Mehkiemei  Scheriat^  reguliert  (siehe  hierüber  oben  §  3  Note  5 
und  §  4). 


^)  Die  unter  den  mohammedamflchen  Araber-  und  NegerbevOlkeriuigen  der  deni- 
Bchen  S chu tz gebiete  in  Oatafrika  neben  der  Schafeitischen  geltende  Ibadi tische 
Doktrin  ist  uns  in  ihren  einzelnen  Rechtsnormen  noch  fast  unbekannt,  und  nur  ProlSachau 
hat  neuerdhigs  auf  Grund  einer  allerdings  nicht  YoUstfindigen  arabischen  Quelle  das  Erbrecht 
der  Ibaditen  einer  ausfOhrlichen  Bearbeitung  unterzogen  (Sachau,  Mohammedanisdies 
Erbrecht  nach  der  Lehre  der  Ibadiüsohen  Araber  von  Zanzibar  und  OstaMka.  Sitzungs- 
bericht d.  KOnigl.  Prenss.  Akad.  d.  Wiss.  1894,  VIII).  Ein  Vergleich  des  Ibaditischen  Erb- 
rechts mit  dem  der  Hanefiten  und  Schafeiten  ergiebt  in  den  Grnmdzügen  nur  unwesentliche 
Unterschiede,  da  die  massgebendsten  Beßtimmungen  bereits  im  Koran  (Sure  IV,  die 
Weiber)  getroffen  wurden,  also  göttlichen  Ursprungs  und  daher  unabänderlich  sind,  so.  dass 
den  Kommentatoren  und  Rechtslehrem  nur  die  Ausarbeitung  in's  Einzelne  blieb.  Und  da 
diese  Materie  wesentlich  praktischer  Natur  ist,  entstammen  wohl  die  Abweichungen  der 
yerschiedenen  Sekten  von  einander  weniger  Glaubensgegensätzen,  als  der  Oeltend- 
maiphung  lokaler  Bechtsgewohnheiten,  die  bei  der  ungeheuren  Ausdehnung  des  Islam 
und  der  Verschiedenartigkeit  der  ihm  zugehörigen  Nationalitäten  nothwendig  bedeut- 
same Unterschiede  ausweisen  mfissen.  Demselben  Boden  entspringen  sidierlich  auch 
die  meisten  Ungleichheiten,  die  in  einzelnen  Punkten  bei  den  Lehrern  derselben 
Sekte  zu  Tage  treten  und  oft  mit  den  subtilsten  RechtsgrOnden  verUieidigt  werden. 

In  Bezug  auf  die  Erbtheile,  die  den  nächsten  Angehörigen  eines  Verstorbenen 
zustehen,  gehen  die  Lehren  der  Hanefiten,  Schafeiten  und  Ibaditen  nicht  auseinaader« 
Bei  der  testamentarischen  Bestimmung  ist  es  nach  Ibaditiachem  Recht  durchans 
nicht  erlaubt,  einem  der  Erben  etwas  zu  yermachen,  während  dies  bei  den  anderen 
beiden  Sekten  gestattet  ist,  allerdings  nur  mit  Genehmigung  aller  anderen  Erben,  und 
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n.  Ton  dieser  Regel  bestehen  bezüglich  der  Zuständigkeit  des 
geistUehen  Gerichts  nachstehende  Ausnahmen: 

a)  Ist  der  Erblasser  ein  ausländischer  Unterthan,  so  wird  sein 
in  beweglicher  Habe  bestehender  NachJasä  von  dem  Konsul  der  Nation 
reguliert,  dem  der  Verstorbene  angeh^^rte,  und  das  geistliche  Gericht 
hat  sich  nicht  einzumischen  (vgL  unten  4  ^1)- 

b)  Ist  der  Erblasser  zwar  ein  öttomanlscher  Staatsangc* 
hOriger,  aber  nicht  Moslem,  dann  beschäftigt  sich  das  geistliche 
Gericht  nur  in  d^m  Falle  mit  der  Au^ioAndersetzung  des  Nachlasses, 
wenn,  der  Verstorbene  ohne  Hinterlassung  eioes  Testamente  gestorben 
ist  und  unter  den  Erben  Sti^eit  besteht.  Hat  dagegen  der  ottomanischo 
Staatsangehörige  Ober  sein  Vermögen  in  einem  Testament  T^^gt^  so 
st^ht  den  Vorständen  der  religiösen  Gemeinschaft,  zu  welcher  der  Ver« 
storbene  gehörte,  oder  dem  Konsul^  der  bei  dieser  Gemeinschaft  bestellt 
ist,  die  BefpgBiss  zu,  die  testamentarische  Hinterlassenschaft  zu  regeln. 
Die  Zuständigkeit  der  Geineinschaft  zur  Auseinanderseteuhg  ded  Kaeh* 
lasses  fällt  jedoch  weg,  wenn  die  Rechtsnachfo^r  nicht  dieser  Be« 
hörde  unterstehen,  z.  B.  wenn  sie  einer  anderen  Gemeinschaft  an* 
gehören.  Die  Zuständigkeit  der  Oemeinschaftsbehörde  erstreckt  sich 
endUch  nicht  auf  die  ReguUening  des  unbeweglichen  Nachlasses,  da 
Liegenschaften  zu  den  Sachen  zählen,  über  welche  testanrentari^ch  ^) 
nicht  verfügt  werden  kann. 


erst  nach  ddtn  Tode,  des  Erblasse»,  w&hrend  ihre  Zastfinmung  bei  Aeizüen  Lebieite&  bin- 
flOig  ist.  Wesentlich  verschieden  ren  den  beiden  andf»re]|  Doktrmen  behandelt  Schaf $i[ 
die  Stellung  des  väterlichst  GrossTaters  in  det  Erbschi^t  Während  dieser  4»ei 
den  Hanefften  und  Ibaditen  ^eich  dem  Vater,  in  dessen  Stelle  er  einrQckt,  die  6e-< 
icbwister  von  der  Erbschaft  ansschliesst,  thailt.er  nach  Schafei  mit  den  GeschwisCem 
des  BrblasserB,  doch  so,  dasser  mindestens  ein  Sechstel  der  Erbtehaft  erhält  SolHe 
et  «bor  fttr  ihn  vörtheilhafter  sein,  so  kann  er  statt  dessen,  nach  Befriedigung  der 
ffslen  Antheüe,  4in  Drittel  des  Uebeprestes  beuispmchen,  oder  auch  mit  den  Qe* 
sehwistern  thi^n» 

Während  bei  den  Hanefiten  und  Scbafeiten  mit  oinem  festen  Erbthei)  nur  dier 
jeajgen  Oros^miltter  bedacht  sind,  die  ihre  Verwandtfichäfir  mit  dem  Verstorbenen 
estweder  auf  llännet,  odar  anf  Weiber  in  gen^der  linie  sorflc^tlhren,  i^nd  bei  den 
Ibafiten  auch  die  Orosamütier  in  wechselnder  linie  aur  Eril>8chäft  berufen. 

Die  en^fe^nten  Verwandten  erben  bei  Schafei  in  dem  Verbältniss  der /Erben. 
deren  Stelle  sw  einnehmen,  während  bei  Abo  Hudfa  die  nach  Zahl  der  Zwischen- 
glieder Vtehstverwandten  den  Voizug  haben;  bei  gleicher  Entfernung  vom  Erblaaser 
hat  such  hier  das  Kind  eines  berechtigtea  Erben  ein  gKfsseres  Anrecht,  als  das  Kind 
entfernter  Verwaudien.  Die  Indischen  Mohammedaner  des  deutschen-  Sehutsgebiets 
gehören  sameist  sohiitischen  Sekten  an,  während  Hanefiten  unter  ihnen  nnr  sehwadi 
vertreten  sind.    (Naibh  Mittheünngen  von  Herrn' Leo  Hirsjsh.) 

0  VgL  aber  die  Unterscheidusg  der  Uegensehafteia  imd  über  die  Befhgniss 
darOber  mittelst  Testaments  sn  verfAjBP!^  u&t^  1 49  u,  62.  Die  Befügniss  d^r  Vor- 
iftände.  der  religiösen  Oemeinsehaften,  die  Hinterlassensdlial^  ihrer  Glaubensgenossen» 
welche  «her  ihr  Vermögen  testamentarisch  verf&gt  haben,  au  ordnen,  isV  bestimmt 
und  geivgeli  in  einem  Rundsdureiben  der  HoIh^  Pforte  mit  Kaiseriicher  Bestäägukig 
vom  92.  Kanün-i-Sani  1906.  Im  AUgemeinqm  a^taen  die  Nicht  <r  Moslems  ireiwiffiig 
ihre  Erbschaften  nadi  ihrem  religiösen  Runs  auseinander  und  Menden  sich  selten 
an  das  ottooianische  Geridit.  —  Die  Befugnisse  der  Vorstände  der  jeHgiOsen  Gemein- 


h 
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§  47. 
2.  Erbfolge  im  AUgemelneii.    Erbf&Ugkelt»    Enrerb  der  ErbschafL 

Hftftmig  des  Erben.    Erbentsagnng. 

Die  Erbschaft  wird  eröffnet  in  Folge  natürlichen  Todes  oder  der 
wegen  langer  Abwesenheit  gerichtlich  ausgesprochenen  Todes-  (Yer- 
schoUenheits-)  Erkl&ning. 

Wenn  man  von  einer  schon  bejahrten  Person,  deren  Tod  man 
vernünftigerweise  vermiathen  kann,  lange  keine  Nachricht  erhalten  hat, 
so  erlässt  der  Kichter  auf  Antrag  die  Todeserkl9mng  über  dieselbe 
und  eröffnet  die  Erbschaft  fiber  ihren  Nachlass.  Das  Alter,  welches 
man  vernünftigerweise  als  nothwendig  erachtet,  um  den  Tod  eines  Ab- 
wesenden gerichtlich  zu  erklären,  wechselt  nach  den  Kommentatoren 
des  moslemischen  Rechts  zwischen  70  und  120  Jahren;  die  meistbe- 
gründete  Ansicht  geht  jedoch  dahin,  bei  dem  Abwesenden  dne  Lebens- 
dauer anzunehmen,  die  gleich  ist  dem  Lebensalter  des  ältesten  Be- 
wohners seines  (Geburtsorts.^) 

A.  Brbflhigkeit. 
Die  Erbfähigkeit  setzt  das  Leben  der  Erben  voraus.    Das  bereits 
empfangene  Kind  wird  als  lebend  angesehen. 
Gründe  der  Erbunfähigkeit  sind: 

a)  TSdtung  des  Erblassers  durch  den  Erben, 

b)  Verschiedenheit  der  Religion, 

c)  Verschiedenheit  der  StaatsangehSrigkeit^ 

Zu  a.  Anlangend  die  Tödtung  des  Erlassers,  so  wird  nioht 
zwischen  vorsätzlicher  und  fahrlässiger  Tödtung  unterschieden. 
Die  eine  wie  die  andere  macht  den  Erben,  der  sich  einer  solchen 
schuldig  macht,  erbunfähig.  Indessen  gilt  dies  nur,  wenn  die  TSdtong 
nicht  im  Stande  der  Nothwehr  oder  des  Nothstands  begangen  ist.') 

Zu  b.  Verschiedenheit  der  Religion  begründet  Erbunfähigkeit. 
Auch  der  Moslem  ist  unfähig  den  Nicht-Moslem  zu  beerben  und  um- 
gekehrt. Jedoch  ist  Zugehörigkeit  zu  einer  anderen  Sekte  derselben 
Religion  kein  Grund  zur  Erbunfähigkeit.  So  beerben  sich  die  mos- 
lemischen Sunniten  und  Schiiten  gegenseitig.  Der  Unterschied  unter 
den  Christen,  ROmisch-  oder  Griechisch-Eatholischen  und  Protestanten 
und  selbst  zwischen  Christen  und  Israeliten  wird  als  ein  Sektenunter- 
schied betrachtet,  deshalb  beerben  sich  dieselben  gegenseitig. 


Schäften,  die  HinterlBSsenschAften  ihrer  Glaubensgenossen  im  Wege  der  freiwilligen 
Gerichtsbariceit  zu  ordnen,  sind  ahrigens  unbestritten. 

0  Siehe  hierQber  das  interessante  Werk  in  tflrkischer  Sprache  von  Mahmad 
Bin  Essad  Bffendi  S.  115. 

")  Zu  den  Gründen  der  Erbunfthigkeit  zShlt  man  auch  die  Stellung  als  Sklave; 
die  SUaverei  ist  indess  in  der  Tüikei  als  abgeschaift  zu  betrachten. 

*)  Siehe  hierüber  Mahmud  Bin  Essad  Effendi'a.  a.  0.  8. 104;  ygl.  Tornaaw, 
Das  moslemische  Recht.   Leipzig  1S55  und  franz.  Paris  ISSO.  S.  286. 
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In  Anwendung  .  dieser  Begel  des  moslemischen  Rechts  hat  die 
ottomanische  Regierung,  welche  die  erbrechtlichen  Bestinunungen  be- 
züglich der  Domänengilter  (Er&zi  Mine)  in  ein.  Gesetz  vereinigt  hat, 
im  Art.  109  des  Gesetzes  Aber  das  Grundeigenthum  vorgeschrieben,  dass 
die  Liegenschaft  des  Moslems  im  Wege  der  Erbfolge  nicht  an  dessen 
Eltern  gelangen  darf,  wenn  dieselben  Nicht-Moslems  sind,  ebenso  dass 
die  Liegenschaft  des  Nicht-Moslems  durch  Erbfolge  nicht  auf  seine 
Kinder  und  Eltern,  die  Moslems  sind,  übergehen  kann.^) 

Zu  c.  Verschiedenheit  der  Staatsangehörigkeit.  Die  Vor- 
schrift, dass  Personen  verschiedener  Staateangehtfrigkeit  von  dem  Rechte 
der  Erbfolge  ausgeschlossen  sein  soUen,  scheint  aus  der  Erwägung 
hervorgegangen  zu  sein,  dass  zwischen  diesen  Personen  kein  Band  der 
„Treue^  bestehen  könne.  Hieraus  zog  man  den  Schluss,  dass  alle 
Moslems,  ob  sie  nun  dieselbe  Staatsangehörigkeit  besitzen  oder 
nicht,  Mahomed  unterworfen  sind,  und  daher  sich  gegenseitig  beerben, 
während  die  Nicht-Moslems  sich  nicht  gegenseitig  beerben  können, 
wenn  sie  von  verschiedener  Staatsangehörigkeit  sind.^ 

Art.  110  des  Gesetzes  über  das  Grundeigenthum  bestimmt,  dass  „die 
Liegenschaft  des  ottomanischen  Staatsangehörigen  durch 
Erbfolge  nicht  auf  seine  Kinder  und  Eltern,  die  Aosl&nder 
sind,  übergeht."«)  Dieser  Artikel  giebt  also  nicht  den  Unterschied 
wieder,  den  wir  zwischen  Moslem  und.  Nicht-Moslem  erwähnt  haben. 
Nach  diesem  Gesetz  kann  der  ausländische  Staatsangehörige, 
ob  er  Moslem  ist  oder  nicht,  Liegenschaften,  die  ein  ottomanischer 
Staatsangehöriger  hinterlassen  hat,  nicht  erben.  Während  also  nach 
dem  religiösen  Gesetz  ein.  Moslem,  der  ausländischer  Unter- 
than  ist,  Vermögen  seines  Verwandten,  der  Moslem  und  ottomani- 
scher Staatsangehöriger  ist,  erben  kann,  gewährt  das  Geiäetz 
Aber  Grundeigenthum  das  Recht  dem  ausländischen  Staats- 
angehörigen nicht,  auch  wenn  er  Moslem  ist.^) 


0  Siehe  hieraber:  Aristarchi  Bey  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  150.  —  Art  109  des  oben 
angeführten  Gesetzes  bezeichnet  als  Ert)en  die  Kinder  nnd  Eltern.  Denn  zur  Zeit 
der  Vericündung  dieses  Geseties  war  das  Erbrecht  an  Liegenschaften  auf  diese  Klasse 
Ton  Erben  beschrftnkt  Dies  Erbrecht  wurde,  wie  nnten. gezeigt  wird  (§49X  sp&ter 
»af  die  Seitenlinie  ausgedehnt 

*)  Diese  Vorschrift  des  moslemischen  Rechts  ist  ebenfalls  in  dem  interessanten 
Werke  von  Tornauw  Aber  das  moslemische  Recht  S,  255  dargelegt  ^ie  Ungl&abigen,*' 
sagt  Tornauw,  ,,beeiben  sich  gegenseitig  nur,  wenn  sie  in  demselben  Lande 
leben.  Von  den  Moslems  dagegen  beerben  die  Einen  die  Anderen,  ohne 
dass  es  darauf  ankommt,  ob  sie  Angehörige  desselben  Staates  sind  oder 
nicht"  Daraus  kann  man  schliessen,  dass  nach  dem  religiösen  Gesetz  der  ünter- 
sdüed  der  Staatsangehörigkeit  zwischen  dem  Erbep  und  dem  Erblasser  eine  ErbunfUu'g- 
keit  fttr  Nicht-Moslems  begründet 

^  Siehe  die  folgende  Anmerkung. 

*)  Solches  erklärt  sich  nur  aus  dem  Umstände,  dass  zur  Zeit  der  Yerkündung 
des  Qrundeigenthumsgesetzes  (April  1858)  die  Anslftader  noch  nicht  zum  Besitz  Ton 
Liegenschaften  in  der  TOrkei  zugelassen  waren,  und  dass  daher  die  tflrkische:  Staats- 
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um  diese  Frage  erschöpfend  darzulegen,  erübrigt  nooh  imimfUireiii 
ob  zwei  Ausländer  verschiedener  Staatsangehörigkeit  sich 
gegenseitig  beerben  kOnnen.  So  weit  bewegliche  Habe  in  Betracht 
kommt,  hat  diese  Frage  keine  Bedeutung,  da  der  Nachlass  insoweit 
Von  dem  Konsul  der  Nation  des  Verstorbenen  nach  den  Oesetzen  seines 
Landes  geregelt  wird.  Es  handelt  sich  hier  lediglich  um  den  Fall,  dass 
der  Ausländer  GrundyermOgen  hinteriassen  hat,  und  dass  seine 
Erben,  die  keine  Ottomanen  sind,  eine  andere  Staatsangehörigkeit 
besitzen,  als  der  Erblasser  gehabt  hat  Nach  dem  religiösen  Oeseti 
w&reta  die  Erben  erbtmfShig,  aber  der  Staatsrath  hat  entschieden, 
dass  diese  Vorschrift  des  religiösen  Gesetees  nicht  angewendet  werden 

r^gierang  dem  MoflleiOy  der  ftaBlIndiacher  Staatstaf^ehOriger  ist,  kein  Eife- 
reciit  auf  die  Liegenachafteii  aas  der  einzigeii  ErwXgimg,  dass  er  Hoslem  wire,  §^6* 
wtiiroD. konnte.  Aus  deoiselben  Onmde  beschftftigt  doh  Art,  HO  des  Onmdiigon* 
thumsgesetaes  ntür  mit  dem  Erbrecht  d^  Auslftnder  in  Besng  auf  LiegeascfaafteBt 
die  von  Ottomanen  hinterlassen  \verden,  und  sieht  den  I*idl  des  Eibreohts  der 
otiomanischen  Staatsangehörigen,  auf  das  von  ansUndischea  Staatsangta- 
hörigen  hinterlassene  GrundT%nn5gen  nicht  vor,  denn  diese  letateren  waren  damals 
vom  Besita  von  I«iegenschaften  in  der  Türkei  ausgMchlossen.  Es  konnte  also  ron  dem 
dttreh  sie  hinteriiäseteen  GnmdrermOgen  keine  Rede  sein« 

Seitdem  hat  die  ottomanische  Regierung  das  Geseta  erlassen,  das  den  AnsUndem 
das  Recht,  LiegeiiBchaflen  in  der  'Tflrkei  an  besitaen,  gewahrt,  und  der.  Minister  dar 
auswftrtigdn  AÜ^legenheiten  bei  der  Hohen  Pforte  hatte  geglaubt,  dass  dies  Gesetz 
zur  Folge  habe,  die  Erbunfkhigkeit  wegen  Verschiedenheit  der  Staatsangehörigkeit  zu 
beseitigen.  Jedoch  hat  der  Staatsrath,  der  mit  dieser  Frage  beiasst  wurde,  ent- 
schieden« dass  die  ottomanische  Regierung,  indem  sie  den  Aasliadern  daa  Recht 
zum  Besitz  von  Liegenschsiten  in  der  Torkei  gewährte,  ihi^en  nicht  die.Befkgaisa  der 
fSrbfolge  in  das  QnmdyennOgen  desottomani'schen Btaatsangehdrigen  euBgerinmt 
hat,  und  dass  man  den  Grundsatz  berücksichtigen  muss,  wonach  der  Auslinder  weder 
die  beweglidie  iBabe  noch  Liegenschaften,  die  Tön  den  Verwandten,  die  ^tioma- 
nische  StamtsaayehOrige  sind,  hinterlassen  sind,  erben  kann.  jDarans  kann  auui 
schüessen,  dass  gegenwirtig  feststeht  dass  die  Thatsache  der  ansl&ndischen  Staats- 
angehörigkeit eine  firbunfUiigkeit  bezüglich  der  von  einem  ottomanischen  Staats- 
.angehOrigen  hinterlassenen  Güter  begründet,  und  zwar  sowohl  nach  der  Grundregel 
des  religiösen  Gesetzes  als  auch  nach  der  oben  angeführten  Entscheidung  des  Staataratha. 

Diese  Entscheidung  des  Staatsraths  beschftftigt  sich  nur  mit  dem  Rechte  des 
Ausländers,  Vermögen  eines  ottomanischen  Staatsangehörigen  zu  ezben.  Sie 
hat  den  Fall  nicht  Torgesehen,  dass  Ottomanen  zur  Erbfolge  in  das  von  einem 
auslftndi sehen  StaatsiängehOrigen  hinterlassone  Vermögen,  berufen  sind. 
Nach  der  Vorschrift  des  oben  erwähnten  religiösen  Gesetzes  kOnnen  die  Ottomanen 
Vermögen  von  Ausländern  nicht  erben.  Allein  nach  einer  vom  Staatsrath  aof- 
gestellten  Riegel*  kann  der  ottomanische  Staatsangohörige  das  von  seineii  Ver- 
wandten, di0  ausländische  Staatsangehörige  sind,  hinterlassene  VermiBgen 
erben.  Diese  Entscheidung,  des  St^attinths  wurde  bisher«  soviel  bekannt,  durch  den 
Dmck  m'cht  veröiTentlicht. 

Vgl  die  Ebitscheidung  des  Staatsraths  Tom  24.  Temmüz  1291,  abgedradit  in  der 
Sammlung  der  türkischen  Gesetze  „Desüir''  £d.  V  S.  417.  Vgl.  auch  eine  andere 
Entscheidung  des  Staatsraths  gleichen  Inhalts  Tom  26.  Mi^is  1903;  der  Fall  betraf 
die  Nationalität  einer  an  einen  Fremden  verheiratbeten  ottomanischen  Frau  and  die 
von  ihr  hinterlassenen  Güter.  Der  türkische  Text  d«r  Entscheidung  ist  abgedruckt 
in  No.  490  der  türkischen  GerichtsZeitung  genannt  Djeridei  Vehakim'^.  Eine  firan- 
aOsisCbe  Uebersetzung  jener  Entscheidung  findet  sich  im  Journal  du  droit  international 
priv^  1888  S.  46i: 
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darf,   und  dass  die  Ausländer  sich  gegenseitig  beerben  können, 
selbst  wenn  sie  von  verschiedener  Staatsangehörigkeit  sind.^) 

B.   Brweib  der  Erbschaft. 

Der  Erbe  erwirbt  das  YermSgen,  das  der  Verstorbene  hint^lassen 
hl^ty  ohne  dass  er  ein  Inventar  zu  errichten  oder  sich  die  Erbschaft  zu- 
»preälf  1^  m  ll^en  braucht.  Die  Erben  haben  jedoch  die  Lasten  des 
NflälllKSPM  KR  tl^Sfeii,  die  Beerdigungskosten,  Schulden  und  Vermächt- 
fd^  m  besrid^H  Wd  erst  nach  Deckung  dieser  Lasten  kSnnen  sie 
das  Unterlassene  Vermögen  unter  sich  theilen. 

Der  Erwerb  der  £rbsobc^ft  erfolgt  von  Rechtswegen  im  Augenblick 
des  Todes  ohne  IkfiUlung  irgend  weteber  Förmlichkeiten.  Diese  Regel  er- 
leidet eiuQ  Ausnahme  bassQgUch  der  Liegenschaften.  Der  Erbe  kann  that- 
sSehlich  von  den  vom  Erblasser  lünterlassenen  Liegenschaften  Besiüs 
ergreifen,  aber,  um  als  Eigenihfimer  anerkannt  zu  sein,  hat  er  sich  den 
auf  seinen  Namen  lautenden  Eigenthumstitel  zu  verschaffen,  den  die 
Behörde  besonders  ausstellt,  nachdem  der  Erbe  die  Eigentlmmsverftnde- 
rungs-Gebühren  bezahlt  hat. 

Der  Eigenthumstitel  wird  dem  Erben  durch  die  genannte  Behörde 
ausgefolgt,  nachdem  seine  Erbqualität  entweder  mittelst  eines  vor  Zeugen 
errichteten  Aktes  oder  eines  Notorietätsaktes  festgestellt  ist. 

0.  Haltung  des  ■rben. 

Nach  moslemischem  Recht  setzt  der  Erbe  die  Person  des  Erb- 
lassers nicht  fort.  Er  ist  niemals  für  die  Erfüllung  der  Schuldverbind- 
lichkeiten  des  Erblassers  Über  das  von  diesem  letzteren  Unterlassene 
Vermögen  Unaus  verhaftet.  Die  Annahme  der  Erbschaft,  ohne  Errich- 
tung eines  Inventars,  giebt  keinen  Grund  zur  Haftung  fKr  die  Schulden 
Aber  die  Kräfte  des  NacUasses. 

Allgemein  lassen  jedoch  die  Erben,  um  Streitigkeiten  zu  vermeiden, 
durch  Vermittlung  des  Gerichts  auf  das  Vermögen  des  Erblassers  Siegel 
anlegen  und  ein  Inventar  errichten,  damit  sie  in  jedem  Stande  der 
Sache  den  Aktivbestand  des  NacUasses  beweisen  kOnnen.^ 

Es  giebt  auch  Liegenschaften,  welche  für  die  Schulden  des  Ver- 


^)  Siehe  biertber  die  Abbaadiang  im  Journal  da  droit  international  priv^,  Jabig. 
1887  S.  2S8ff.:  de  la  d^volntion  par  snccesaion  des  Mens  immenbles  aitnöa  en  Tnrquie  et 
appartenant  ä  des  ötrangers. 

*)  Von  Amtswegen  werden  die  Siegel  angelegt  und  das  Inventar  erriebtet,  wenn 
flieh  miter  den  Erben  Mindeij&hrige  oder  Abwesende  befinden  (Art  1  des  Gesetces 
abeir  die  Verwaltung  des  Vermögens  der  Waisen,  Sammlung  der  ottomanischen  Q^ 
fletce  Pesttfr  Bd.  1  8. 276).  Handelt  es  steh  um  den  Nachlaas  eines  Nicht-Moslems, 
so  l€^  das  geistliche  Gericht  die  Siegel,  auch  wenn  Mindeijfthrige  betheiUgt  sind, 
in  dem  Falle  nicht  an«  wenn  die  MindeijShrigen  bereits  einen  Vormund  haben,  aus- 
genommen, wenn  von  dritter  Seite  Ansprüche  an  den  Nachlass  erhoben  werden. 
Kaiaeri.  Reskript  vom  13.  Zilkade  12d2  (12.  Deaember  1875)  in  der  Sammlung  der  otto- 
maniaehen  Gesetze  Bd.  3  8. 8  und  Schreiben  des  Staatsraths  an  die  Behörde  des 
ScbeiTat  sn  Konstantmopel  vom  6.  Januar  1898,  in  tUridsoher  Sprache  im  Jonmal 
Hnk6k  ^  Jahrg.  8.304. 
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storbenen  nicht  haften.  Es  sind  das  die  zur  Klasse  der  Domänengfiter, 
genannt  Er^e  Mine,  gehörigen  und  die  Güter  Wakf  Idjaretein  (Aber 
die  verschiedenen  Arten  von  Liegenschaften  siehe  unten  §  49).  Die 
zur  Beerbnng  berufenen  Personen  erben  sie,  ohne  fOr  die  Schulden  auf- 
kommen zu  müssen. 

Aus  diesen  Darlegungen  folgte  dass  der  Erbe  nicht  verpflichtet  ist^ 
ein  Inventar  über  das  Vermögen  des  Nachlasses  zu  errichten,  noch  zu 
erklären,  ob  er  die  Erbschaft  annimmt  oder  ablehnt.  Der  Erbe  haftet 
für  die  Nachlassschulden  nur  bis  zum  Betrage  des  vom  Erblasser  hinter- 
lassenen  Aktivvermögens. 

D.  Brbentsagung  (Au—olilagnng  der  Xrbsohaft). 

Aus  dem  Gesagten  ei^ebt  sich,  dass  der  Erbe  im  Allgemeinen 
kein  Interesse  daran  hat,  eine  Erklärung  über  Verzicht  auf  die  Erb- 
schaft oder  über  deren  Annahme  abzugeben.  Denn,  selbst  wenn  er  die 
Erbschaft  annimmt;  haftet  er  für  die  Schulden  des  Erblassers  nicht  weiter 
als  dw  Aktivbestand  reicht;  jedoch  gestattet,  das  ottömanische  Becht, 
auf  die  Erbschaft  zu  verzichten,  um  Streitigkeiten  über  den  Nacfalass 
des  Erblassers  zu  verhüten,  oder  um  die  übrigen  Miterben  zu  be- 
günstigen. Eine  Verzichterklärung  muss  in  vorschriftsmässiger  Weise 
vor  dem  geistlichen  Gericht  geschehen. 

8.  Intestaterbfolge« 

§48. 
A.  Beweglicher  Haöblaos. 

A.  Die  Intestaterbfolge  ist  verschieden  je  nach  der  Art  des  hinter- 
lassenen  Vermögens. 

Die  Intestaterbfolge  in  die  bewegliche  Hinterlassenschaft  des  Erb- 
lassers ist  im  geistlichen  Cresetz  geregelt.  Die  nach  dem  moslemischim 
Gesetz  massgebenden  Bestimmungen  sind  in  Kürze  folgende. 

Die  zur  Erbschaft  Berufenen  theilen  sich  in  zwei  Klassen.  Die  eine 
Klasse  hat  Anspruch  nur  auf  ^inen  fest  bestlnunteii  Theil  von  dem 
Vermögen  des  Erblassers,  die  andere  erhält  den  ganzen  übrigen  Nacb- 
lass  nach  Berichtigung  der  erst  erwähnten  bestimmten  Ertytbefle  an  die 
Berechtigten.^) 

Es  bestehen  sechs  Arten  von  bestimmten  Erbthdlen:  die  Hälfte, 
das  Viertel,  das  Achtel,  das  Drittel,  zwei  Drittel  und  das  ZehnteL 

Auf  einen  bestimmten  Erbtheil  des  Nachlasses  haben  folgende 
Personen  Anspruch. 

I.  In  der  absteigenden  Linie: 

a)  Die  einzige  Tochter,  welche  keinen  Bruder  hat,  ertüUt 
die  Hälfte  des  Nachlasses. 

b)  Mehrere  Töchter  erhalten,  wenn  sie  keinen  Bruder  habea, 
zwei  Drittel  des  Nachlasses,  den  sie  unt^  sich  theilen. 

*)  Hirsch  S.  9f7  f.,  89 1  und  ihm  folgend  Sacliaa  S.  9  f.,  21 1  nennoa  die  Eiben. 
XDit  fest  bestimintem  Antheil  „Ereterben"*,  die  andern  Erben  JStesterben.* 
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Haben  die  Töchter  einen  oder  mehrere  Brüder,  so  verlieren  sie 
den  Erbanapruch  auf  einen  festen  Antheil,  und  nehmen  mit  ihrem  Brüder 
die  Eigenschaft  von  sogenannten  „Universalerben"  an.  In  diesem  Falle 
wird  der  Nachlass  unter  sie  derart  vertheilt,  dass  einem  männlichen 
Erben  ebenso  viel  zufällt,  als  zwei  weiblichen  Erben. 

c)  Die  einzige  Enkelin,  welche  von  einem  vorverstorbenen  Sohne 
stammt,  erhält  die  Hälfte  der  Erbschaft,  wenn  der  Erblasser  weder 
Söhne,  noch  Töchter,  noch  Enkelsöhne  hinterlassen  hat. 

d)  Sind  zwei  oder  mehrere  Enkelinnen  unter  der  vorstehend 
(Bt.  c)  erwähnten  Voraussetzung  vorhanden,  so  erhalten  sie  zwei 
Drittel  der  Erbschaft,  welche  sie  unter  sich  theilen. 

e)  Enkelinnen,  welche  von  einem  vorverstorbenen  Sohne  stammen, 
erhalten,  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Zahl,  ein  Sechstel  der  Erbsdiaft, 
wenn  der  Erblasser  eine  einzige  Tochter  hinterlässt  Hinterlässt 
er  mehrere  Töchter,  so  erhalten  die  Enkelinnen  keinen  TheiL 

Haben  die  Enkelinnen  in  dem  vorstehenden  Falle  Brüder,  so  ver- 
lieren sie  die  Eigenschaft  von  Erben  mit  Ansprach  auf  bestimmten 
Antheil.  Sie  haben  dann  mit  ihrem  Bruder  die  Eigenschaft  von  ^üni-* 
vers^derben'',  und  bei  der  Theilung  erhält  der  männliche  Erbe  den  dop- 
pelten TheU  von  dem,  den  der  weibliche  erhält. 

H.  Inder  aufsteigenden  Linie  erhalten  folgende  Personen  einen 
fest  bestimmten  Erbtheil: 

a)  Der  Vater  bekommt  ein  Sechstel  des  Nachlasses,  wenn  der 
Erblasser  SSbne  oder  Enkel,  die  von  Söhnen  stammen,  u.  s.  f.  hinter- 
lässt. Sind  solche  nicht  vorhanden,  so  hat  der  Vater  die  Eigenschaft 
eines  ^^Universalerben". 

b)  Der  väterliche  Grossvater  erhält,  wenn  der  Vater  nicht 
mehr  vorhanden  ist,  ein  Sechstel  des  Nachlasses,  gerade  wie  der  Vater. 

c).  Die  Mutter  hat  Anspruch  auf  ein  Sechstel  des  Nachlasses, 
wenn  der  Erblasser  einen  Söhn  oder  mehrere  Söhne  oder  Töchter  oder 
Enkelinnen,  die  von  Söhnen  stammen,  hinterlässt  Ebenso  erhält  sie 
das  Sechstel,  wenn  der  Erblasser,  ohne  erbberechtigte  Deszendenten  zu 
hinterlassen,  mehr  als  einen  Brudw  oder  eine  Schwester  hinterlässt. 
In  aöen  übrigen  Fällen  bekommt  sie  ein  Drittel  des  ganzen  Nach- 
lasses. — •  Von  dieser  letzteren  Vorschrift  besteht  eine  Ausnahme,  wenn 
der  Erblasser  einen  Ehegatten  und  seinen  Vater  hinterlässt.  In  diesem 
Falle  empfängt  die  Mutter  das  Drittel  nicht  von  dem  ganzen  Nachlass, 
«ondern  von  dem  Reste,  der  verbleibt  nach  Vorwegnahme  des  Antheils, 
der  dem  überlebenden  Ehegatten  zukommt.  Wenn  Zt  B,  eine  Ver- 
storbene ihren  Ehemann,  ihren  Vater  und  ihre  Mutter  zurücklässt,  so 
erhält  der  Ehemann  die  Hälfte,  vom  Rest  nimmt  die  Mutter  das 
Drittel,  und  das  hiernach  noch  Verbleibende  gehört  dem  Vater. 

d)  Die  Grossmutter  von  väterlicher  oder  mütterlicher  Seite 
erhält  ein  Sechstel  des  Nachlasses,  wenn  der  Erblasser  weder  Vater 
noch  Mutter  hinterlässt.  Sind  die  beiden  Grossmütter  noch  am  Leben, 
so  liieüen  sie   das  Sechstel  unter   sich.    Die  mütterliche   Grossmutter 
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erhält  das  Sechstel  auch,  wenn  der  Erblasser  keine  Mutter,  aber  einen 
Vater  hinterlassen  hat. 

m.   In  der   Seitenlinie  haben  folgende  Personen  Anspruch   auf 
fest  bestimmten  Erbtheil: 

a)  Der  (einzige)  Halbbruder  von  mütterlicher  Seite  (ebenso  die 
Halbschwester)  erhält  ein  Sechstel  des  Nachlasses,  wenn  der  Erblasser 
weder  Söhne,  noch  Töchter,  noch  Enkel  oder  Enkelinnen,  die  von 
söhnen  stammen,  noch  Vater,  noch  Grossvater  hinterlässt.  Sind  mehrere 
solcher  Brüder  vorhanden,  so  bekommen  sie  ein  Drittel  und  theilen 
es  zu  gleichen  Theilen  unter  sich.  In  diesem  Falle  ist  die  Regel,  dass 
der  Mann  ebenso  viel  erhält,  als  zwei  Frauen,  nicht  anwendbar. 

b)  Die  einzige  leibliche  Schwester  erhält  die  Hälfte  des- 
iJachlasses,  wenn  der  Erblasser  weder  Söhne,  noch  Töchter,  noch  Enkel 
oder  Enkelinnen^  die  von  Söhnen  stanunen,  noch  Vater,  noch  Gross- 
vater hinterlässt.  Mehrere  leibliche  Schwestern  erhalten  zusammen 
zwei  Drittel,  die  sie  unter  sich  theilen. 

Trifft  eine  leibliche  Schwester  mit  einem  Bruder  zusammen,  so 
erbt  sie  als  „Universalerbin*'  und  theilt  mit  dem  Bruder,  wobei  dem 
Mann  ebenso  viel  als  zwei  Frauen  zukommt;  hat  der  Erblasser  weder 
Vater,  noch  Söhne  hinterlassen,  wohl  aber  eine  Tochter  oder  eine  vom 
Sohne  stammende  Enkelin,  so  haben  die  leiblichen  Schwestern  die  Eigen- 
schaft von  „Universalerben**. 

c)  Die  einzige  Halbschwester  von  väterlicher  Seite  erhält 
die  Hälfte  des  Nachlasses,  wenn  der  Erblasser  weder  Vater,  noch 
Kinder,  noch  Enkel,  noch  auch  Brüder  oder  voUbUrtige  Schwestern 
hinterlässt. 

Sind  mehrere  Halbschwestern  von  väterlicher  Seite  vor« 
banden,  so  kommen  ihnen  zwei  Drittel  zu,  welche  sie  unter  sich 
theilen.  Die  Halbschwestern  väterlicherseits  bekommen  ein  Sechstel, 
wenn  der  Erblasser  eine  einzige  voUbürüge  Schwester  hinterlassen  hat. 

Trifft  in  diesem  Falle  die  halbbürtige  Schwester  väterlicherseits 
mit  einem  halbbürtigen  Bruder  väterlicherseits  zusammen^  so  gilt  die- 
selbe Regel,  wie  für  den  Fall,  wo  die  vollbürtige  Schwester  mit  dem 
voUbürtigen  Bruder  zusammentrifft  (siehe  oben  IH  lit.  b). 

IV.  Weiter  haben  folgende  Personen  Anspruch  auf  einen  bestimmten 
ErbtheU: 

a)  Der  überlebende  Ehemann .  erhält  die  Hälfte  des  Nachlasses, 
wenn  die  -verstorbene  Ehegattin  keine  Kinder  oder  Enkel,  die  von 
Söhnen  stammen,  und  ein  Viertel,  wenn  sie  solche  Erben  hinterlässt^ 

b)  Die  überlebende  Ehefrau  bekommt  ein  Viertel  des  Nachlasses, 
wenn  der  verstorbene  Ehemann  keine  Kinder  oder  Enkel,  die  von. 
Söhnen  stammen,  und  ein  Achtel,  wenn  er  solche  Erben  hinterlässt. 

Sind  mehrere  überlebende  Ehefrauen  vorhanden,  so  theilen  sie  das 
Viertel  oder  Achtel  unter  sich  zu  gleichen  Theilen. 

Bisher  war  von  Erben  die  Rede,  welche  Anspruch  auf  einen  be- 
stinmiten  Erbtheil  haben,  und  die  man  „Theil-Erben**  nennt.    Nun  soll 
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voa  den  sogenannten  „Üniversal-Erben"  gesprochen  werden,  welche 
die  Gesammtheit  des  Nachlasses  empfangen  nach  Abzug  der  Ansprüche 
der  Theü-Erben. 

B,    „Universal-Erben**  sind: 

1.  Die  Söhne  des  Erblassers  und  ihre  männlichen  Deszendenten« 
Der  nähere  schliesst  den  entfernteren  ans.  Ein  Repräsentationsrecht 
besteht  nach  moslemischem  Recht  nicht.  Die  Enkel  des  Erblassers 
werden  durch  den  überlebenden  Sohn  ausgeschlossen.  Die  Töchter,  die 
mit  Söhnen  zusammentreffen,  erhalten  die  Hälfte  von  dem,  was  dem 
männlichen  Theil  zukommt  (ygl.  oben  S.  424  No.  I). 

2.  Sind  männliche  Deszendenten  nicht  vorhanden,  so  kommen  die 
männlichen  Aszendenten  an  die  Reihe,  wie  Vater,  Grossvater  etc.  Der 
nähere  schliesst  den  entfernteren  aus. 

3.  Fehlen  auch  männliche  Aszendenten,  so  folgen  die  leiblichen 
Brfider.  Mit  ihnen  treffen  die  leiblichen  Schwestern  zusammen,  welchen 
die  Hälfte  von  dem,  was  dem  Bruder  zukommt,  zufällt  (siehe  oben  HI 
lit.  b). 

4.  In  Ermangelung  von  leiblichen  Brüdern  folgen  die  halbbürti- 
gen Brüder  väterlicherseits. 

5.  Fehlen  direkte  Erben  in  dez  Seitenlinie,  so  folgen  die  Deszen- 
denten der  Seitenverwandten,  und  zwar  ,sind  die  Deszendenten  des  leib- 
lichen Bruders  in  erster  Linie  berufen,  und  in  ihrer  Ermangelung  ge- 
langen die  Deszendenten  der  halbbürtigen  Brüder  väterlicherseits  zur 
Erbfolge. 

Sind  auch  keine  Erben  in  der  Seitenlinie  vorhanden,  so  folgen  die 
leiblichen  Oheime  der  väterlichen  Linie  des  Erblassers  und  in  ihrer  Er- 
mangelung die  halbbürtigen  Oheime  väterlicherseits  von  derselben  Linie 
und  endlich  ihre  männlichen  Deszendenten. 

Das  ist  kurz  zusammengefasst^)  die  Erbfolgeordnung  in  der  Türkei, 
soweit  sie  den  beweglichen  Nachlass  betrifft* 

')  Die  Erbfolgeordnung  ist,  wie  man  aus  obiger  Darstellung  sieht,  eine  sehr 
komplizirte;  nach  Ansicht  der  moslemischen  Hechtögelehrten  ist  die  Kenntniss  des 
Erbrechts  an  Werth  der  ,,Hälfte  aller  Wissenschaft^  gleichzustellen.  Dies  Gebiet  be- 
darf demnach  einer  genauen  und  gründlichen  Prüfung,  die  über  den  Rahmen  dieser 
Abhandlung  hinausgehen  würde.  Zu  yerweisen  ist  in  dieser  Hinsicl^t  auf  das  Werk 
Tornauw's  über  das  moslemische  Recht  S.  253£f.;  ferner  auf  Gatte  sohl,  Diritto 
Ottomano  S.  421  ff.«  Hirsch,  Wissenschaft  des  Erbrechts  S.  27ff„  und  die  Abhandlung 
über  die  Erbfolge  in  der  Türkei  von  Mahmud  bin  Essad.  Die  Vorschrifton  Maho- 
med*s  über  die  Erbfolgeordnung  finden  sich  im  Koran,  4.  Kapitel  vers  8,  12,  13,  14, 
15  n.  175, 

Ueberdies  kann  der  Leser  das  in  Paris  erschienene,  sehr  ToUstSndige  Werk  von 
Luciani,-  Sous-Chef  beim  Generalgouvernement  ron  Algerien,  Snr  la  succession  en 
Droit  Musülman,  zu  Rathe  ziehen.  Hierin  findet  er  jede  wünschenswerthe  Erläuterung 
über  das  Recht  der  Erben  mit  bestimmtem  Erbstheils^mspruch  und  über  das  Recht  der 
üniTersalerben,  wie  ich  beide  im  Text  kurz  angeführt  habe,  femer  über  das  Anwachsungs- 
recht in  Gunsten  der  Erben  mit  festem  Erbtheilsanspruch  und  endlich  über  das  Erb- 
recht der  Cognaten  in  Ermangelung  Ton  erbberechtigten  Agnaten.  Zu  vergleichen 
ist  ferner  Eng.  Clayel,  Droit  mnsulman  du  Status  personel  et  des  successions.  Paris 
1895.    2  Bde. 

28* 
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§  49. 
B.   Unbewoglicher  IFftohlass. 

In  der  Türkei  giebt  es  verschiedene  Arten  von  Liegenschaften.^) 
Die  Erbfolge  ist  bei  jeder  Art  derselben  eine  andere.  Wir  wollen  nns 
darauf  beschränken,  die  Liegenschaften  aufzuführen,  welche  im  Privat- 
besitz stehen  und  Gegenstand  einer  Erbfolge  sein  können. 

A.   Domanialgüter,  genannt  „Erazi  Mirle'', 

Das  Eigenthum  daran  steht  dem  Staate  zu,  der  dem  Privaten  nur 
ein  Nutzungsrecht  daran  gewährt.  Im  Allgemeinen  gehören  die  zum 
Ackerbau  und  zur  Viehweide  dienenden  Ländereien  dazu.  Neben  den 
Domanialgütern  giebt  es  auch  Oüter,  genannt  „Mevküfe^,  die  ursprüng- 
lich Domanialgüter  waren,  später  aber  von  den  Sultanen  oder  mit 
ihrer  Ermächtigung  in  „Wakf^  umgewandelt  wurden.  Diese  Umwand- 
lung hatte  nur  zum  Zweck,  das  {öffentliche  Einkommen  aus  diesen 
Gütern,  d«  h.  die  Zehnten,  oder  anderen  Einkünfte  irgend  einer  frommen 
Bestimmung  zuzuweisen. 

Das  Eigenthum  an  diesen  Gütern  „Erazi  Mirie  und  „MevktEfe^ 
gehört,  wie  schon  erwähnt,  dem  Staate,  und  der  Private  hat  nur  das 
Nutzungsrecht  daran.  Bis  zum  Jahre  1867  konnte  dies  Recht  nur  an 
die  Kinder  des  Erblassers  beiderlei  Geschlechts  vererbt  werden  und 
in  deren  Erinangelung  an  den  Vater,  und  wenn  ein  solcher  nicht  vor- 
handen war,  an  die  Mutter.  Wenn  Ihrben  in  diesen  Graden  fehlten,  fiel 
die  Länderei  an  den  Staat  zurück,  der  das  Nutzungsrecht  daran  gegen 
einen  durch  Sachverständige  festzusetzenden  Preis  an  andere  Verwandte 
des  Erblassers  nach  der  vom  Gesetz  über  das  Grundeigenthum  Art.  54, 
66,  69  bestimmten  Ordnung  überliess. 

Nach  dem  Gesetz  vom  17.  Muharrem  1284  (21.  Mai  1867)  hat  die 
Begierung  des  Sultans  in  der  Absicht,  die  Verträge  über  das.  Grund- 
eigenthum, die  Entwicklung  der  Landwirthschaft  und  des  Handels,  folg- 
lich auch  den  Beichthum  und  das  Gedeihen  des  Landes  zu  fördern  und 
za  erleichtem,  das  Erbfolgerecht  in  Bezug  auf  diese  Domanialgüter  nach 
folgender  Ordnung  gewährt. 

1.  Grad:  Die  Kinder  des  Erblassers  des  einen  oder  anderen  Ge- 
schlechts zu  gleichen  Theilen, 

2.  Grad:.  Die  Enkel  des  Erblassers  des  einen  öder  anderen  Ge- 
schlechts zu  gleichen  Theilen, 

3.  GrfMi:  Der  Vater  und  die  Mutter  des  Erblassers  zu  gleichen 
Theilen, 

4.  Grad :  Die  leiblichen  Brüder  und  Halbbrüder  väterlicherseits  za 
gleichen  Theilen, 

6.  Grad:  Die  leiblichen  Schwestern  und  die  halbbürtigen  Schwestern 
väterlicherseits  zu  gleichen  Theilen, 


^)  Vgl.  Arslanian,  Recht  des  Grondeigenthams,  Wien  1894,  und  JoTanoTi6, 
Die  ottomaDisehe  Agrargesetagebimg,  in  B0hm*8  Zeitschr.  Bd.  4  6.  562C 
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6.  Orad:  Die  .Halbbrüder  mtttterlicherseits, 

7.  Grad:  Die  Halbschwestern  mütterlicherseits, 

8.  Grad:  Der  überlebende  Ehegatte. 

Der  nähere  Grad  schlfesst  den  entfernteren  aus.  Jedoch  ist  in  der 
Linie  der  Deszendenten  das  Bepr8aentationsrecht  in  der  Art  zugelassen, 
dass,  wenn  der  Erblasser  einen  Sohn  und  Kinder  eines  verstorbenen 
Sohnes  hinterlSsst,  das  vom  Erblasser  besessene  Landgut  im  Wege  des 
Erbgangs  zur  einen  Hälfte  auf  seinen  Sohn  und  zur  anderen  auf  die 
Kinder  seines  verstorbenen  Sohnes  übergeht. 

Nach. Art.  2  des  erwähnten  Gesetzes  vom  21.  Mai  1867  hat  der 
Überlebende  Ehegatte  einen  Anspruch  auf  einen  Theil  des  Erbtheils  an 
den  Ländereien,  die  auf  die  Erben  vom  3.  Grade  an  (Erbfolge  der 
Eltem)  bis  zum  7.  Grade  (Erbfolge  der  Halbschwestern  mütterlicher^ 
seits)  übei^ehen.^) 

B.   Liegenschaften  Wakf. 

Die  Wakf  -  Liegenschaften  werden  ,,Mussakafat^  genannt,  wenn 
auf  ihnen  Gebäude  errichtet  sind,  oder  „Mustagelat^,  wenn  sich  sokdie 
nicht  darauf  befinden,  sie  aber  einen  Ertrag  oder  eine  Rente  liefern 
und  mit  „Ic^'aretein^  (d.  h.  mit  Doppelpachtzins)  besessen  werden.  Sie 
unterliegen  der  Erbfolge  nach  dem  Gesetz  vom  7.  Sefer  1284:  (1867), 
welches  an  demselben  Tage  verkündet  wurde  wie  das  Gesetz,  das  den 
Ausländem  das  Recht  zum  Besitz  von  Liegenschaften  in  der  Türkei 
gewährt.  ^ 


>)  Siehe  das  Gesetz  yom  21.  Mai  1867  bei  Aristarchi  Bey  n.  a.  0.  Bd.  1  S.256. 
ICaa  irird  wahrnehmen,  dass  dies  Gesetz  mehr  von  den  in  den  enropSisohen  Lfindem 
geltenden  Erbfolge- Vorschriften,  als  von  den  moslemischen  Gesetsesbestimmgen  be- 
einflosst  ist.  WShrend  nach  don  letzteren  der  Sohn  immer  das  Doppelte  Yon  dem  er- 
hält, was  der  Tochter  gewfihrt  wird,  giebt  das  obige  Oesetz  der  Tochter  dieselben 
Bechte  wie  den  Söhnen.  Das  neue  Gesetz  lässt  audx  die  Beprftsentation  zu,  welche 
das  moslemische  Gesetz  ansschliesst. 

*)  Vor  Darstellnng  der  Bestimmimgen  Aber  die  Erbfolge  ist  noch  hervorzuheben,  dass 
die  Liegenschaften  Wakf,  die  mit  Doppelpachtzins  besessen  werden,  diese  Bezeiclmung 
folgendem  umstände  verdanken.  Alle  diese  Liegenschaften,  die  in  der  Tflrkei  zahlreich 
sind,  gehörten  fronmien  Stiftungen  und  wurden  unmittelbar  von  den  Kuratoren  der- 
selben, welche  diese  Grundstücke  in  Pacht  gaben,  verwaltet.  Später  hat  man,  um  die- 
selben ver&usserlich  oder  vererblich  zu  machen,  das  Mittel  erdacht,  die  Nutzung  daran 
an  Private  mittelst  eines  doppelten  Pachtzinses  abzutreten.  Der  eine,  der  in  einem 
fest  bestimmten  Betrage  besteht,  war  im  Zeitpunkt  der  üebertragung  des  Nutzung»- 
redits,  der  andere,  von  geringerer  Bedeutung,  jährlich  zu  bezahlen.  Auf  diese  Weise 
Termied  man  von  einem  Verkauf  einer  einer  frommen  Stiftung  gehörigen  Liegenschaft 
zu  sprechen,  und  um  derselben  die  ihr  gegebene  Bestimmung  zu  bewahren,  hat  man 
die  Liegenschaft  als  Eigenthum  der  frommen  Stiftung  aufrecht  erhalten  und  die  bei 
der  üebertragung  der  Nutzung  bezahlte  Summe,  ebenso  den  jährlich  zu  bezahlenden 
Gnmdzins  Pachtzinse  genannt.  Mitbin  bleibt  die  Liegenschaft  Eigenthum  der  frommen 
Stiftong,  und  der,  welcher  die  festbestimmte  Summe  und  den  jährlichen  Grundzins  zahlt 
liat  nur  das  Nutzungsrecht  am  Grundstück. 

Der  Besitzer  des  Nutzungsrechts  konnte  es  während  seines  Lebens  an  eine  dritte 
Person  übertragen  und  nach  seinem  Tode  ging  dies  Recht  auf  seine  Kinder  beiderlei 
Oeechlechts  zu  gleichen  Theüen  über. 
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Durch  das  schon  oben  erwähnte  Oesetz  vom  7.  Sefer  1284  (1867) 
wurde  das  Erbrecht  bezüglich  der  Nutzung  an  Wakf-Gütem  folgender- 
massen  ausgedehnt: 

1.,  2.  und  3«  Grad:  Dieselben  Erben  wie  bei  den  Domanialgfitem, 

4.  Grad:   Die  leiblichen  Geschwister, 

5.  Grad:   Die  Halbgeschwister  von  väterlicher  Seite, 

6.  Grad:   Die  Halbgeschwister  von  mdtterlieher  Seite, 

7.  Grad:   Der  Uberieb^nde  Ehegatte. 

Das  Repräsentationsrecht  besteht  in  der  absteigenden  Linie  ebenso 
wie  für  die  Domanialgüter,  und  der  überlebende  Ehegatte  erhält  einen 
Erbtheil,  wenn  er  mit  Erben  des  3.  bis  6.  Grades  zusammertrifft  ^) 

C.  Liegenschaften  Mukatta. 

Es  giebt  Wakf- Ländereien,  die  mittelst  eines  Pausohaipachtzinses 
unter  dem  Namen  „Mukatta^  übertragen  werden.  Der  Berechtigte 
übernimmt  die  Verflichtung,  an '  die  Verwaltung  des  Wakf  oder  für 
dieselbe  an  den  Staat  einen  jährlichen  Grundzins  dafür  zu  bezahlen, 
dass  ihm  die  Befugniss  dafür  gewährt  wird,  auf  dem  Grund  und  Boden 
Gebäude  zu  errichten,  die  als  freies  Eigenthum  „Mülk^  betrachtet 
werden.  Das  Erbfojgerecht  bei  diesen  Arten  von  Liegenschaften  ist 
in  denselben  Gesetzen,  welche  von  dem  Eigenthum  „Mülk^  handeln, 
geregelt. 

D.  Liegenschaften  Mülk. 

Darunter  versteht  man  in  der  Türkei  das  freie  Eigenthum.  Es 
umfasst  Ländereien  oder  sonstige  Liegenschaften,  die  vom  Staate  in 
keiner  Hinsicht  abhängen,  auch  in  keiner  rechtlichen  Beziehung  zu 
einer  frommen  Stiftung  stehen,  sondern  im  vollen  und  freien  Eigenthum 
von  Privaten  sich  befinden. 

Die  Liegenschaften  dieser  Art  sind  bezüglich  der  Erbfolge  den  Vw- 
Schriften  des  religiösen  Gesetzes  unterworfen,  das  keinen  Unterschied 
zwischen  den  Liegenschaften  Mülk  und  der  "beweglichen  Habe  des  Erb- 
lassers macht  (siehe  oben  §  48), 

§  50. 
'     4.  LetztwilUge  Dispositionell. 

A.   Testirfähigkeit. 

Um  über  sein  Vermögen  durch  Testament  zu  verfügen,  muss  man 
handlungsfähig  sein,  d.  h.  grossjährig  und  im  Besitz  des  Unterscheidungs- 
vermOgens.  Verschiedenheit  der  Staatsangehörigkeit  und  Religion  be- 
gründet keine  Testirunfähigkeit.  - 

^)  Siehe  das  Gksets  Ober  die  Erbfolge  in  die  Liegenschaften  Wakf  Tom  7.  Sefer 
1284  in  der  Sammlimg  von  Aristarchi  Bey  Bd.  1  S.  261.  Nur  ist  noch  sn  bemeriten, 
dass,  damit  die  liegenschalten  Wakf  die  Ausdehnung  des  Erbrechts  gemessen,  welche 
i^' Gesetz  vom  7.  Sefer  1284  gewährt  ist,  der  Eigenthflmor  solches  bei  der  Behörde 
zu  beantragen  und  eine  Gebühr  Ton  3  Prozent  vom  Preise  der  Liegenschaft  Wakf 
zu  zahlen  hat.  Nur  in  diesem  FaUe  gut  für  die  Erbfolge  vorstehendes  Gesetz,  sonst 
geht  dio  Liegonschaft  im  Wege  des  Erbgangs  nur  auf  die  Kinder  über,  und  in  Ermange« 
lung  solcher  gehört  es  zu  den  heimgefallenen  Gütern. 
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B.  Form. 

Eine  besondere  Form  für  die  Errichtung  eines  Testaments  ist  nicht 
Torgeschrieben.  Nach  dem  moslemischen  Gesetz  kann  das  Testa- 
ment durch  Zeugen  bewiesen  werden,  aber  die  Regierung  des  Sultans, 
Tyelche  sich  mit  Feststelluiig  der  Fonn  für  die  von  den  nicht-mos- 
lemischen Staatsangehörigen  errichteten  Testamente  zu  beschäftigen 
hatte,  hat,  soweit  insbesondere  Liegenschaften  in  Betracht  kommen, 
vorgeschrieben,  dass  das  Testament  in  Gegenw^art  glaubwürdiger  Zeugen 
errichtet  und  vom  Patriarchen,  Metropolitan,  Bischof  oder  ihren  Ver- 
tretern beglaubigt  werden  muss,  um  bei  den  Obrigkeiten  für  gültig  an- 
gesehen zu  werden.  Der  Staatsrath  hat  überdies  entschieden,  dass 
das  von  Moslems  errichtete  und  von  dem  Rathe  der  Alten  des  Dorfs 
oder  Orts-Yiertels  beglaubigte  Testament  anerkannt  werden  muss,  wenn 
es  frei  von  Verdacht  ist.^) 

In  Anwendung  dieses  Grundsatzes  wurde  entschieden,  dass  die. 
Testamente  der  ausländischen  Staatsangehörigen  in  Bezug  auf 
Liegenschaften  ebenfalls  gültig  siJid,  wenn  sie  durch  den  Konsul  er- 
richtet und  einregistrirt  sind.  IlSe  Förmlichkeiten  der  Beglaubigung, 
welche  von  den  ottomanischen  Behörden  gefordert  werden,  haben  keinen 
anderen  Zweck,  als  die  Authentizität  des  Willens  des  Testators  zu 
sichern,  und  diese  Authentizität  wird  durch  die  Errichtung  und  Beglau- 
bigung seitens  des  Konsuls  erlangt.^ 

C.  Erbfähiges  Vermögen, 

Die  Befugniss,  testamientarisch  zu  verfügen,  ist  auf  bewegliches 
Vermögen  und  Liegenschaften,  die  zur  Klasse  des  frden  iägenthums 
gehören,  beschränkt.  Bezüglich  der  Liegenschaften;  Eräzi  Mirie  und 
yfdJd  ist  testamentarische  Verfügung  unzulässig  (vgl.  oben  §  49),  denn 
an  ihnen  hat  der  Berechtigte  nur  ein  Nutzungsrecht. 

D.  Publikation  des  Testaments. 

'*  Für  die  Eröffnung  und  Bekanntgabe  des  Testaments  besteht  keine 
besondere  Förmlichkeit. 

E.  Testaments-Exekutor. 

Hat  der  Testator  in  seinem  Testament  einen  Testaments-Exekutor 
bestellt;  so  hat  derselbe  die  Ausführung  des  letzten  Willens  des  Erb- 
lassers zu  überwachen.  Hat  der  Testator  unterlassen,  einen  Testaments- 
Exekutor  zu  bezeichnen,  so  ernennt  der  Richter  einen  solchen. 

F.  Verfügbarer  Theil. 

Der  Testator  kann  über  ein  Drittel  seines  nach  Deckung  der  Schul- 
den und  Beerdigungskosten  übrig  bleibenden  Vermögens  verfügen,  jedoch 
nur,  wenn  die  Verfügung  zu  Gunsten  eines  Fremden  (Nichterben)  erfolgt; 
es  kann  also  kein  Erbe  zum  Nachtheil  seiner  Miterben  begünstigt  werden. 


0  'Siehe  diese  Entscheidung  vom  7.  Mart  1294  in  der  Oesetzessammlnng  Destflr 
Bd.  4  S.  3Ö3. 

*)  Rnndschreiben  des  Jagtizministers  an  die  Gerichtsbehörden  Tom  12.  Sefer  1298 
in  der  Gkrichtszeitung  genannt  „Djeridö  Mehäkim*'. 
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Hinterlässt  der  Testator  einem  seiner  Erben  ein  Vermach tniss,  so  ist  das- 
selbe mir  mit  Genehmigung  aller  Erben  gültig.  Ebenso  ist  es  nicht  zu- 
lässig, einen  der  Erben  vollständig  zu  enterben,  i) 

5.  Eegnliening  toh  Hlnterlassenscliaften  der  Ausländer« 

§51. 

A«  Beweglicher  B'aohlass. 

I.  Die  Kapitulationen  sichern  den  ausländischen  Konsuln,  die  im 
ottomanischen  Reiche  sich  aufhalten,  das  Recht  zu,  Besitz  vom  Ver- 
mögen ihrer  Staatsangehörigen  zu  ergreifen. 

Art.  6  des  Freundschafts-  und  Handelsvertrags  zwischen  Preussen 
und  der  Hohen  Pforte  vom  22.  März  1761  lautet  dahin:  „.  .  .  Lorsque 
quelque  Prussien  ou  quelqu'un  de  ceux  qui  leurs  sont  assijgettis  viendra 
ä  mourir  dans  les  Etats  de  la  Sublime  Porte,  leurs  biens,  qui  resteront 
aprös  leur  mort,  seront  mis  entre  les  mains  des  Ministres  ou  Consuls 
Prussiens  pour  6tre  redtituäs  ä  leurs  häritiers,  et  s'il  ne  se  trouvoit 
aucun  Ministre  ou  Gonsul,  ils  seront  dölivrös  k  leurs  compafriotes  et 
ils  ne  seront  pas  molest6s  par  les  Juges  et  Officiers  de  la  Sublime 
Forte  Ottomane.  Si  cependant  il  ne  se  trouvoit  aucun  sujet  Prussien 
k  Tendroit  oü  le  defimt  est  venu  &  mourir,  on  fera  un  Inventaire  de 
ses  biens  qui  sera  8ceU6  du  sceau  du  Juge  de  ce  lieu,  et  les  biens 
seront  remis  et  consignös  sans  difficult^  k  celui  que  le  Ministre  de 
Prusse  enveira  pour  les  prendre,  et  on  ne  demandera  pas  le  droit 
appelö  Besmikismet  •  «  .^^ 

Art.  22  der  französischen  Kapitidaüonen  von  1740  bestunmt: 
„Wenn  ein  Franzose  stirbt,  so  werden  sein  Vermögen  und  seine  Werth- 
papiere,  ohne  dass  sich  Jemand  einmischen  darf,  seinen  Testamente- 
Exekutoren  übergeben.  Stirbt  er  ohne  Testament,  so  wird  sein  Ver* 
mögen  an  seine  Landsleute  durch  Vermittlung  seines  Konsuls  ausge- 
händigt, ohne  dass  die  Beamten  des  Fiskus  wegen  des  Heimfallsrechts 
„beitulmaldgy  und  cassamf*  oder  sonst  die  Behandlung  der  Sache  stören 
dürfen.^  Die  Bestimmungen  dieser  Verträge  finden  sich  mehr  oder  minder 
wörtlich  in  den  Kapitulationen  der  übrigen  Mächte^  wieder.  Eine  jede  der- 
selben geniesst  überdies  das  Becht^  wie  die  meistbegünstigte  Nation  behan- 
delt zu  werden,  und  daraus  folgt,  dass  alle  ausländischen  Konsuln  in 
der  Türkei  berechtigt  sind,  unmittelbar  Massnahmen  zur  Erhaltung  der 
Hinterlassenschaft  ihrer  Landsleute  ohne  Einmischung  der  örUichen  Be- 
hörde zu  treffen.  Die  Anlegung  der  Siegel,  der  sofortige  Verkauf  von 
Nachlassgegenständen,  der,  um  einer  Verschlechterung   derselben  oder 

')  Siehe  Mahmud  bin  Essad  S.  122;  Tornaaw,  Moslemisches  Recht  S.  187. 

')  Die  Bestimmungen  dieses  Vertrags  sind  durch  den  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  der  Türkei  abgeschlossenen  Freundschafts-,  Handels-  und  SchifiF!ahrtsverti:ag 
Tom  26.  August  1890  (Art.  24)  (R.G.B1.  1891  S.  117)  aufrecht  erhalten  und  auf  das 
Deutsche  Reich  ausgedehnt  worden. 

*)  Bezüglich  Oesterreich- Ungarns  vergl.  Jettel,  Handbuch  des  internationalen 
Privat-  und  Strafrechts  §  25  S.  88.ff. 
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einer  sonstigen  Gefahr  Yorzubeugen,  erforderlich  ist,  vnrd  vom  Konsul 
angeordnet  Ebenso  besorgt  er  die  Beitreibung  der  ausstehenden  Forde« 
rangen  und  die  Auseinandersetzung  aller  Interessen  des  Verstorbenen, 
indem  er  einen  Administrator  oder  Liquidator  ernennt,  wenn  er  es 
wegen  Abwesenheit  der  Erben  für  nothwendig  erachtet;  kurz  er  ergreift 
alle  Massregeln  zur  Erhaltung  und  Verwaltung  des  Nachlasse^,  soweit 
sie  erforderlich  sind,  um  die  Interessen  der  Erben  zu  wahren  ohne 
jegliche  Beschränkung  und  ohne  die  Mitwirkung  der  Ortlichen  Behörden 
zu  beantragen. 

Ist  an  dem  Orte,  wo  der  ausländische  Staatsangehörige  starb,  kein 
Konsul,  so  nehmen  die  ottomanischen  Behörden  den  Nachlass  in  Besitz 
und  übergeben  ihn  der  dem  Nachlassorte  nächsten  Konsularbehörde. 

Selbstverständlich  bezieht  sich  das  den  Konsuln  zur  Verwahrung 
und  Auseinandersetzung  der  Hinterlassenschaft  gewährte  Recht  auch 
auf  den  Fall,  dass  der  Verstorbene  über  sein  Vermögen  letztwillig 
vei  fUgt  hat. 

n.  Dieses  Recht  der  Konsuln  erleidet  auch  in  dem  Falle  keine 
Beschränkung,  wenn  Streitigkeiten  der  Erben  über  die  Ausein^^ndersetzung 
der  Erbschaft  entstehen.  Den  Konsuln  steht  eine  G-erichtsbarkeit  zu. 
Sie  haben  auch  die  Befugniss,  die  Hinterlassenschaft  des  Verstorbenen 
.in  Besitz  zu  nehmen,  um  sie  an  die  Erben  auszuhändigen.  Daraus 
folgt,  dass  jeder  unter  den  letzteren  über  die  Theilung  und  Auseinander- 
setzung entstehende  Rechtsstreit  nicht  vor  die  rottomanischen  Behörden, 
sondern  vor  den  Konsul  gebracht  werden  muss,  zu  dem  der  Verstorbene 
gehört  hat. 

Ebenso^)  sind  die  erwähnten  Befugnisse  des  Konsuls  in  Bezug  auf 
die  Hinterlassenschaft  seines  Landsmanns  für  den  Fall  nicht  beschränkt, 
dass  in  dem  Lande  Gläubiger  vorhanden  sind,  welche  Ansprüche  gegen 
den  Nachlass  geltend  zu  machen  haben,  selbst  wenn  der  Verstorbene 
im  Zustande  des  V^rmögensverfalls  gestorben  ist. 

Allerdings  sehen  die  Kapitulationen  in  der  Türkei  diesen  Fall  nicht 
TOT,  aUein  Uebung  und  Herkommen  haben  immer  die  den  Ausländem 
gewährten  Vorzugsrechte  bestimmt  und  nach  und  nach  ausgedehnt,  und 
Memach  duldet  und  anerkennt  die  Hohe  Pforte  das  Recht  der  Konsuln, 
die  Hinterlassensdiaften  ihrer  verstorbenen  Landsleute  auch  im  Falle 
des  Vermögensverfalls  auseinanderzusetzen  und  unter  die  Gläubiger  zu 
vertheilen. 

Sich  stützend  auf  dieses  Recht,  haben  in  analoger  Weise  die  aus- 
ISUidischen  Gesandtschaften  für  ihre  Konsuln  auch  das  Recht  in  An- 
spruch genommen  und  erhalten,  die  Konkurse  ibrer  Staatsangehörigen 
zu  regulieren. 

HI.  Der  einzige  Anspruch,  den  die  ottomanische  Behörde  in  dem 
Falle,  wo  im  Lande  Gläubiger   des   vom  Konsul   zu   ordnenden  Nach- 


')  Vgl.  De  Clercq  und  de  Valiat,  Guide  pratique  des  Consulats.    Paris  1880. 
Bd.  2  S.  409;  Lehr,  Manuel  des  agents  diplomatiques  et  copsulairea  N*  704. 
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lasses  vorhanden  sind,  erhebt,  ist,  dass,  faUff  zwischen  dem  Gläubiger, 
der  ottomanischer  Staatsangehöriger  ist,  und  der  Verwaltung  der  Hinter- 
lassenschaft ein  Bechtsstreit  entsteht,  derselbe  vor  das  ottomanische 
gemischte  Handelsgericht  gebracht  werden  muss,  welches  für  den  ver- 
storbenen Schuldner,  wenn  er  noch  lebte,  zuständig  gewesen  wäre. 

tV.  Jeder  Konsul  verfährt  nach  den  Gesetzen  seines  Staates.  Alle 
ausländischen  Regierungen  zuerkennen  ihren  Konsuln  das  Recht  der  Ver- 
wahrung und  Auseinandersetzung  des  Nachlasses  ihrer  verstorbenen 
Landsleute  innerhalb  des  Konsularbezirks.  Beschränkungen  in 
der  Ausübung  dieses  Rechta  der  Konsuln  bestehen  nur  nach  Massgabe 
der  mit  der  Regierung  ihres  Landes  abgeschlossenen  Staatsverträge 
oder  nach  den  maassgebenden  Gesetzen  oder  dem  Herkommen.') 

Hiemach  also  gewähren  die  Kapitulationen  und  das  Herkommen, 
die  im  ottomanischen  Reiche  herrschen,  den  Konsuln  die  weitgehend- 
sten Befugnisse  bezüglich  der  Verwahrung,  Verwaltung  und  Ausein- 
andersetzung der  Hinterlassenschaften  ihrer  Landsleute,  und  die  Kon- 
suln üben  diese  Befugnisse  nach  den  Bestimmungen  der  Gesetze  ihres 
Staates  aus.  Daraus  folgt,  dass  in  der  Türkei  das  nationale  Gesetz 
des  verstorbenen  Ausländers  seine  bewegliche  Verlassenschaft  be- 
herrscht. 

§  52. 
B.  Unbeweglicher  Naohlass. 
Indem  die  türkische  Regierung  den  Ausländem  das  Recht  gewährt, 
Liegenschaften  in  der  Türkei  zu  besitzen,  hält  sie  daran  fest,  dass  der 
Grundsatz,  wonach  alle  Rechte  an  Liegenschaften  nach  türkischem  Landes- 
recht zu  beurtheilen  sind,  streng  beachtet  werde,  und  als  Folge  dieses 
Grundsatzes  bestimmt  Art.  4  des  Gresetzes  vom  7.  Sefer  1284,  welches  den 
Ausländem  das  Recht  zum  Besitze  von  Liegenschaften  in  der  Türkei 
einräumt:  „Der  ausländische  Staatsangehörige  ist  befugt,  mittelst  Schen- 
kung oder  Testament  über  diejenigen  Liegenschaften  zu  verfügen,  für 
welche  jene  Form  der  Verfügung  gesetzlich  zulässig  ist.  Bezüglich  der 
Liegenschaften,  über  welche  er  nicht  verfügt  hat,  oder  worüber  die 
Verfügung  mittelst  Schenkung  oder  Testament  gesetzlich'  unstatthaft 
ist,  regelt  sich  die  Erbfolge  nach  dem  ottomanischen  Gesetz."^) 

^)  Mit  Frankreich:  Rundschreiben  vom  22.  Juli  1858,  De  Clercq  und  Vallat 
a.  a.  0.  Bd.  2  S.  359;  Lehr  a.  a.  0.  N.  691. 

Mit  Belgien:  Konsulatsgeseiz  vom  81  JDezember  1851  Art.  13,  und  ministerieUes 
Handschreiben  vom  16.  Juni  1886,  siehe  belgische  Eonsular-Reglements  Bd.  2  S.  208. 

Mit  Italien:  Konsulargesetz  Tom  Januar  1866  Art.  26,  und  Eonsular-Reglements 
Art.  104  ff. 

Mit  Spanien:  Derecho  ConsuUird*Espagnapar  Eduard o  Todo  e  Guell  S.77ff. 

*)  Aus  dem  Texte  dieses  Artikels  konnte  man  schliessen,  dass  sich  die  Zustfindigkeit 
des  ottomanischen  Gerichts  zur  Regelung  der  Erbfolge  in  die  Ton  einem  auslfindischen 
Staatsangehörigen  hinterlassenen  liegenschafton  nu^  auf  den  FaU  beschi&ikt,  wo  der  aus- 
ländische Staatsangehörijge  nicht  testamentarisch  übef  sein  Vermögen  verfugt  hat,  oder 
wenn  es  sich  um  Liegenschaften  handelt,  aber  welche  durch  Testament  zu  yerf&gen 
unzulässig  ist.    Indessen  ist. eine  solche  Folgerung  nicht  begründet.  Man  kann  darüber 
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Die  Immobiliar-Hinterlassenschaft  des  ausländischen  Staatsange- 
hörigen wird  nach  diesem  Gesetz,  ob  sie  sich  auf  Testament  stützt 
oder  nicht,  von  den  ottomanischen  Behörden  geregelt  und  aus- 
einandergesetzt. Das  Gesetz  vom  7.  Sefer  1284  bestimmt,  dass  die  aus- 
ländischen Eigenthümer  von  Liegenschaften  in  Bezug  auf  letztere  den 
ottomanischen  Staatsangehörigen  gleichstehen,  und  diese  Gleichstellung 
be'wirkt  für  sie  die  Verpflichtung,  allen  Vorschriften  zu  entsprechen, 
nach  denen  die  Nutzniessung,  der  Uebergang,  die  Veräusserung  und 
Hypothekarbestellung  des  Eigenthums  zu  beurtheilen  ist,  und  verpflichtet 
sie,  sich  für  alle  Fragen,  welche  das  Grund eigenthum  betreffen, 
und  für  alle  dinglichen  Klagen,  gleich  den  ottomanischen  Staats- 
angehörigen, den  ottomanischen  Gerichten  zu  unterwerfen.  Die 
Befugnisse  der  Konsuln,  das  Nachlassvermögen  ihrer  Lands- 
lente  auseinanderzusetzen,  ist  also  auf  den  Mobiliar-Nachlass 
beschränkt  und  wird  nicht  auf  denImmobiliar-Nachlass  aus- 
gedehnt; derselbe  wird  vielmehr  von  den  ottomanischen  Bei^ 
hOrden  geordnet. 

§  53. 
6«   Erbsehaftsstener. 

Die  in  der  Türkei  zu  bezahlenden  ErbschaftsgebUhren  sind  ver- 
sdiieden,  je  nachdem  das  Nachlassvermögen  aus  beweglichen  oder  un- 
beweglichen Sachen  besteht,  und  bezüglich  der  letzteren  je  nach  der 
Klasse,  zu  der  sie  gehören. 

A.  Kacblass  von  beweglicher  Habe. 
Die  Erbschaftssteuer  beträgt  bezüglich  der  hinterlassenen  beweg- 
lichen Gegenstände  2V2  Prozent.  Doch  wird  diese  Gebühr  nur  in  dem 
einzigen  Falle  erhoben,  wenn  das  geistliche  Grericht  in  den  im  Gesetz 
vorgesehenen  lUIlen  (d.  h.  wenn  der  Erblasser  ottomanischer  Staats- 
angehöriger ist,  ohne  Testament  verstarb,  und  wenn  Minderjährige  oder 
Abwesende  vorhander.  sind  oder  wenn  ein  Rechtsstreit  entsteht)  ein 
Inventar  über  das  Nachlassvermögen  errichtet  hat. 

B.  HaolilasB  von  liegenschaften. 

Die  Erbschaftsgebühr  muss  bezahlt  sein,  damit  der  Erbe  als  Eigen- 
ththner  der  Liegenschaft  angesehen  werden  kann.  Diese  Gebühr  wechselt 
nach  der  Klasse,  zu  der  die-  Liegenschaften  gehören.  Für*  die  Liegen- 
sdiaften  „Mttlk^  beträgt  die  Gebühr  ^/2  Prozent,  für  die  Domanialgüter 
5  Prozent.    Was   die  Liegenschaften  „Wakf'    betrifft,   so  beträgt  die 


streiten,  ob  die  testamentarische  Erbfolge  des  anslfindischen  StaatsangebOrigen,  soweit 
LiagenBcbalten  in  Betracht  kommen,  über  welche  testamentarisch  zn  yerfQgen  das  Ge- 
sein  gestattet,  nach  dem  nationalen  Gesetz  des  Verstorbenen  oder  nach  dem  türkischen 
Gesetz  zn  benrtheüen  ist,  und  in  diese  Frage  kann  man  die  Ffthigkeit  des  Testators 
xur  Verfügung  Über  die  disponible  Quote  etc.  mitbegreifen.  Allein  diese  Erwfigung 
betriilt  die  Frage,  nach  welchem  Gesetz  die  Erbfolge  beurtheilt  werden  soll,  .berührt 
dagegen  nicht  die  Frage  der  Zuständigkeit,  um  die  es  sich  hier  handelt 
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Erbschaftssteuer,  wenn  die  Erbschaft  auf  die  Kinder  des  Erblasser  Aber- 
geht,  Va  Prozent,  geht  sie  ttber  auf  Enkel:  8  Prozent,  auf  die  Eliem: 
i  Prozent,  und  auf  sonstige  Erben:  6  Prozent. 

Bei  den  Liegenschaften  „Mukatta^  werden  erhoben:  1^1%  Prozent 
für  die  Gtobäude  und  5  Prozent  für  den  Grund  und  Boden. 

Die  Ausländer  sind  der  Zahlung  einer  Nachlassgebflhr  nur,  soweit 
Liegenschaften  in  Betradbt  kommen,  unterworfen,  da  der  Mobiliar- 
Nachlass  yon  den  Konsuln  ihres  Landes  geordnet  wutL 

IV.  TheiL 

KonsulargericlitBbarkeit  ^) 

1«   OertUehe  und  sachliche  Znsttaidigkeit. 

§64. 
A.  Die  Oetiohtsbarkeit  der  ottomaaisohen  Konsuln  im  Auslände. 

L  Der  ottomanische  Gesetzgeber  hat  den  Konsuln  im  Auslände 
kdne  streitige  Gerichtsbarkeit  Über  ottomanische  Staatsangehörige  ein- 
geräumt. In  der  That  überträgt  keine  Bestimmung  des  organisdien 
Beglements  Über  die  ottomanischen  Konsulate^  den  Konsuln  eine  Ge- 
richtsbarkeit und  das  Reglement  enthält  demgemäss  auch  keine  Yor^ 
Schriften  über  das  dabei  zu  beobachtende  Verfahren.  Art.  75  der  In- 
struktionen, die  der  Minister  für  auswärtige  Angelegenheiten  an  die  otto- 
manischen Konsuln  im  Auslände^  erliess,  ermächtigt  jedoch  den  Konsul, 
als  Schiedsrichter  über  Streitigkeiten  zu  entscheiden,  welche  ottomanische 
Staatsangehörige  unter  sich  oder  mit  Ausländem  haben,  wenn  die  strei- 
tigen Parteien  ein  Kompromiss  schliessen  und  unterzeichnen,  nach  dem 
sie  auf  jedes  Rechtsmittel  dagegen,  insbesondere  auf  die  Berufung,  vor 
den  örtlichen  Gerichten  und  Behörden  Verzicht  leisten. 

n.  Den  ottomanischen  Konsuln  steht  die  Befugmss  zu,  das  Amt 
des  Notars  und  Standesbeamten  in  Bezug  auf  ottomanische  Staats- 
angehörige auszuüben.  Auch  nehmen  sie  die  Testamente  derselben 
entgegen  und  beurkunden  sie.  Im  Falle  des  Todes  eines  Ottomanen 
hat  sich  der  Konsul  jeglicher  Einwirkung  auf  den  Nachlas  zu  ent- 
halten, wenn  die  Erben  anwesend  oder  vertreten  sind,  oder  wenn  ein 
Testaments-Exekutor  vorhanden  ist.  Sind  minderjährige  ]^ben  vor- 
handen, so  ernennt  der  ottomanjsche  Konsul,  falls  die  Gresetze  des 
Landes,  wo  er  sich  aufhält,  es  gestatten,  einen  Vormund  oder  er  nimmt 
das  Vermögen  der  MLndeijährigen  unter  seine  Verwaltung.  Sind  die 
Erben  abwesend,  so  errichtet  der  Konsul  allein  oder  nach  Einvernehmen 
mit  den  Behörden  das  Inventar  über  das  Nachlassvermögen  und  nimmt 


0  F.  T.  Härtens,  Das  Konsularwesen  und  die  Konsulaijnrisdiktion  im  Orient. 
Berlin  1874. 

*)  Siehe  den  türkischen  Text  dieses  Reglements  im  Anhang  (Zeil)  der  Saipmlung 
der  ottomanischen  Gesetse  DestUr  B.  2  S.  192. 

*)  Siehe  diese  Instruktionen  in  dem  bei  Note  2  aufgeführten  Anhang  rar  Gesetses- 
sammkmg. 
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Besitz  davon.  Der  Konsul  bewahrt  den  Theil  desselben,  dessen  Yer- 
werthung  gegen  das  Interesse  der  Betheiligten  wäre  und  verkauft  das 
Uebrige.  Das  verwahrte  Vermögen  wird  den  Erben  ausgeantwortet,  und 
wenn  sich  dieselben  binnen  einem  Jahre  nicht  melden,  setzt  der  Konsul 
den  Minister  für  auswärtige  Angelegenheiten  davon  in  Kenntniss  und 
verfährt  nach  dessen  Anweisungen,  i) 

§  56. 
B.  Gaiiohtsbarkeit  d«r  aimlKndlfidhen  Konstdn  in  der  Türkei 
I.  Die  im  ottomanischen  Reiche  noch  in  Greltung  befindlichen  Ka- 
pitulationen bestimmen,  dass  die  Streitigkeiten,  welche  zwischen  den 
ausländischen  Unterthanen  derselben  Nationalität  entstehen,  von  dem 
Konsul  ihres  Landes  nach  deren  Gebräuchen  und  (rewohnheiten  ent- 
schieden werden.^ 

0  Siehe  die  oben  an^fohrte  Instruktion  des  Ministen  fUr  answftrtige  Angelegen- 
lieüen  Art  64  bis  08»  81,  86,  98  iL  Anhang  der  Sanunlong  der  ottomanischen  Oesetee 
Bd.4S.47£ 

*)  Französische  Kapitolationen  yon  1740  Art.  26.  Staatsvertrag  zwischen  Prenssen 
und  der  Türkei  yom  22.  März  1761  Art.  5.  Es  sind  hier  nnr  diese  Elapitnlationen  mit 
naakreloh  nnd  Prenssen  bezw.  dem  Deutschen  Reich  angefahrt,  jedoch  ist  zu  be- 
merken, dass  alle  Hbrigen  Mächte  dieselben  Vorzugsrechte  in  ihren  Staatsverträgen 
erlangt  haben,  üebrigens  hat  jede  vereinbart,  auf  dem  gleichen  Fusse  behandelt  zu 
'werden,  vrie  die  meistbegünstigste  Nation,  so  dass  die  Stellung  der  ausländischen  Kon* 
Silin  in  der  Türkei  für  alle  die  gleiche  ist. 

-     Der  Art.  V  des  preussisch-tüikischen  Vertrags  vom  22.  März  1761  lautet  folgender- 
massen: 

„S*ü  anivait  quelque  dispute  entre  les  Prussiens  et  leurs  sijets  le  lifinistre  on 
las  Consuls  Prussiens  d^cideront  rajQfaire  d*aprös  leurs  lois  et  tant  que  les  Prussiens 
ne  demandent  pas  eux-mdmes  ä  dtre  jugös  par  la  Justice  Ottomanne,  les  Juges  et 
Couremeurs  de  la  Sublime  Porte  ne  pourront  8*ing4rer  par  force  k  vouloir  les  juger. 
Lies  Consuls  qui  r^sideront  dans  le  Territoire  Ottoman  ne  seront  pas  mis  aux  arrdts, 
•et  tous  les  proc^s  qu*ils  auront  se  döcideront  dans  la  r^sidence  Imperiale  par  le 
secours  de  leurs  Ministres.  Leurs  maisons  seront  ezemptes  de  scellö,  de  recherche  et  de 
Visite,  et  s'il  s*61evait  quelque  procös  entre  les  sigets  de  la  Sublime  Porte  et  ceuz  de 
la  Pmsse,  on  proc4dera  dans  les  Tribunauz  Ottomans  avec  assistance  de  leurs  Mi- 
nistres, Consuls  ou  Vice-Consuls  et  aussi  par  celui  des  Dragomans,  et  si  quelque 
Mahomötan  ou  antra  siyet  de  la  Sublime  Porte  forcait  quelques  s^jets  Prussiens  ä 
comparattre  devant  le  Tribunal  dans  un  temps  oft  aucun  de  leurs  Ürogomans  ou  Pro* 
enreurs  ne  serait  präsent,  ils  ne  seront  point  Obligos  de  r^pondre;  et  si  des  procös 
des  Consuls  ou  Dragomans  surpassent  la  valeur  de  quatre  mille  aspres,  ils  seront 
«zaznin^  dans  la  rteidence  de  TEmpire  Ottoman.  S*il  arrivait  quelque  dispute 
entre  les  Mahomötans  ou  autres  sujets  de  la  Sublime  Porte  et  les  Prus- 
siens ou  leurs  sujets,  touchant  les  causes  qui  concernent  la  vente, 
l*achftt  et  les  emprunts  d*argent,  et  qu*il  ne  se  trouve  point  d'Instru- 
ments  ou  autres  documents  valides,  on  n*^coutera  point  les  tömoignages 
-forc^s;  et  s*il  amve  quelque  dispute  au  moment  du  d6part  de  quelque  vaisseau 
Prossien,  eile  sera  dödd^e  sans  dölai  par  le  secours  du  Consul  ou  du  Dragoman,  et  le 
vaissean  ne  sera  point  arrdtö  ni  retard^  dans  son  d^part  sans  raison;  et  si  quelque 
Pmssien  endettd  ou  coupable  prenait  la  fuite,  un  autre  Prussien  qui  n^est  pas  coupdile 
4a  d^lit  ne  sera  pas  saisi  ni  molest^,  et  si  en  quelque  endroit  oft  demeure  un  Prussien 
oa  trouve  le  corps  de  quelque  hemme  tuö,  le  Prussien  ne  sera  pas  molest^  paf  la 
recherche  appeO^e  prezzo  di  sangue  si  l'on  ne  peut  le  convaincra  ]6galement  qu^il  est 
coapable." 
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n.  Bezüglich  der  Streitigkeiten  sswischen  zwei  Ausländem  Ter- 
schiedcner  Nationalität  bestimmen  die  Kapitulationen,  dass  dieselben 
von  ihren  Gesandten  und  Konsuln  entschieden  werden  sollen,  und  dass 
sich  die  ottomanischen  Behörden  nur  in  dem  Falle  in  diese  Angelegen- 
heiten mischen  können,  wenn  die  beiden  sti^eitigen  Parteien  sich  freiwillige 
an  sie  wenden  (franz.  Kapit.  von  1740  Art.  52).  Da  sich  die  Kapitu- 
lationen darauf  beschränken,  vorzuschreiben,  dass  die  ottomanischen 
Gerichte  sich  nicht  in  die  Angelegenheiten  zwischen  den  Ausländem 
verschiedener  Nationalität  mischen,  ohne  sich  mit  dem  dabei  zu  beob- 
achtenden Verfahren  zu  beschäftigen,  so  befolgte  man  früher  die  Praxis, 
diese  Angelegenheiten  gemischten  Kommissionen  zu  unterbreiten,  die 
aus  drei  Mitgliedern  bestanden,  von  denen  zwei  vom  Konsulate  des  Be* 
klagten  und  eines  vom  Konsulat  des  Klägers  gewählt  wurde.  Dieser 
Gebrauch  ist  weggefallen,  und  gegenwärtig  ist  im  Allgemeinen  Begel, 
dass  der  Kläger  seine  Silage  bei  dem  Konsul,  vor  den  der  Beklagte 
gehört,  anbringt.  Daraus  kann  man  folgern,  dass  die  verschiedenen  im 
ottomanischen  Reiche  befindlichen  Konsuln  in  civil-  und  han- 
delsrechtlichen Rechtsstreitigkeiten  eine  Gerichtsbarkeit  über 
ihre  Staatsangehörigen  ausüben,  welche  diese  mit  ihren  Lands- 
leuten oder  mit  anderen  Ausländern,  wenn  diese  Letzteren  Kläger 
sind,  haben.  ^) 

in.  Nicht  unter  die  Konsulargerichtsbarkeit  fallen  die  Rechtsstreitig- 
keiten, welche  das  Grundeigenthum  zum  Gegenstand  haben,  wenn  sie 
zwischen  zwei  Ausländem  derselben  oder  verschiedener  Staatsangehörig- 
keit entstehen.  '  Denn  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  7.  Sefer 
1284,  welche  den  Ausländern  den  Besitz  von  Liegenschaften  in  der 
Türkei  gestatten,  sagen  ausdrücklich,  dass  die  Ausländer  auf  dem  G^e- 
biete  des  Immobiliarrechts  den  ottomanischen  Gesetzen  unterworfen 
sind  und  ebenso  wie  die  Ottomanen  unmittelbar  von  den  ottomanischen 
Gerichten  Recht  zu  nehmen  haben. 

§56. 
2.   Yerfahren  vor  dem  Konsnlargericlit. 

Jede  ausländische  Regierung,   welche   eine  Konsulargerichtsbarkei 
in  der  Türkei  ausübt,  hat  das  Verfahren  festzustellen,  welches  von  den 
Konsuln  und  Konsulargerichten  bei  Aburtheilung  der  vor  sie  gebrachten 
Rechtsstreitigkeiten  zu  beachten  ist. 

Um  hiervon  ein  Bild  zu  geben,  müsste  man  die  verschiedenen 
Konsulargesetze  darstellen,  was  über  den  Rahmen  dieser  Arbeit  hinaus- 
ginge. Wir  beschränken  uns  zunächst  auf  einen  Ueberblick  des  von  den 
Konsulargerichten  Belgiens,  Frankreichs,  Hollands   und  Italiens  einge- 


')  Ueber  das  Nähere  bezüglich  der  ElnrichtuBg  der  erwähnten  gemischten  Kom- 
missionen und  der  Zuständigkeit  der  Konsuln  siehe  Salem,  Les  dtrangers  devant  les 
tribonaux  oonsulaires  et  nationaux  en  Turquie,  im  Journal  du  droit  intertiational  piiv^ 
Jahrgang  1891  S.  413  u.  425. 
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haltenen  (in  yerschiedenen  Funkten  ähnlichen)  Verfahrens,  welches  mit 
einigen  Abänderungen  seine  Quelle  im  Edikt  vom  Juni  1778  Über  die 
Gerichtsbarkeit  der  französischen  Konsuln  hat. 

A.   Form  der  Slageerhebuxig. 
Die  Erhebimg  der  Eiage  erfolgt  mittelst  ejines  vom  Kläger  persön- 
lich oder  durch  seinen  Bevollmächtigten   beim  Konsul   einzureichenden 
Schriftsatzes.    Doch  kann  die  Klageerhebung  auch  auf  der  Kanzlei  des 
Konsulats  mündlich  zu  Protokoll  erklärt  werden.  ^) 

^  Der  Schriftsatz  muss  den  Vor-  und  Familiennamen,  Beruf  und 
Wohnort  des  Klägers,  den  Gegenstand  der  Klage  und  in  Kürze  die 
Angabe  der  Beweismittel  enthalten.^ 

Handelt  es  sich  um  eine  Klage  zwischen  Ausländem  verschiedener 
Nationalität,  so  ist  die  Regel,  dass  der  Kläger  den  Schriftsatz  an  den 
Konsul  seines  Landes  richtet,  der  ihn  dem  Konsul,  zu  dem  der  Be- 
klagte gehört,  übersendet.  Diese  Art  der  Uebermittlung  beruht  auf  einer 
ständigen  Uebung  und  wurde  durch  eine  besondere  Bestimmung  im  eng- 
lischen Konsulargesetz  bestätigt.*)  Sie  ist  nicht  bei  Vermeidung  der 
Nichtigkeit  vorgeschrieben ;  denn  die  verschiedenen  Konsulargesetze  be- 
sagen hierüber  nichts.  —  Auch  der  Appellationsgerichtshof  von  Aix 
hat  durch  Urtheil  vom  10.  Juni  1864*)  entschieden,  dass  die  Klage 
eines  ausländischen  Staatsangehörigen  gegen  einen  Fran- 
zosen unmittelbar  vor  dem  französischen  Konsulat  erhoben  werden  kann. 

B.  Iiadung  der  Parteien. 
Nach  Vorlage  der  Klage  verordnet  der  Konsul,   dass   die  Parteien 
vor  ihm   oder  vor  dem  Konsulargericht^)  an  dem  Orte,  dem  Tage  und 

0  Französisches  Edikt  vom  Juni  1778  Art.  9  (s.  Bd.  I  S.  532);  siehe  F^rand- 
Giraud,  traitö  de  la  Jurisdiction  fimn^aise  dans  les  !£)cheUes  du  Levaut.  Paris  1866. 
Bd.  2  S.  278.  —  Holländisches  Gesetz  vom  25.  Juli  1871,  das  die  Konsolargerichts- 
barkeit  regelt,  Art  48  (s.  Bd.  I  S.  504);  Eonsular-Reglements  der  Niederlande  von 
Zila  Ken6dit6  &  la  Haye  S.  21;  belgisches  Gesetz  vom  81.  Dezember  1851  über 
die  Konsoln  und  die  Konsulargerichtsbarkeit  Art.  87;  belgische  Konsular-Reglements, 
verCffentlicht  durch  den  Minister  fUr  auswärtige  Angelegenheiten  in  Brüssel  Bd.  1  S.  8 
(&  oben  Bd.  I  S.  533);  italienisches  Gesetz  vom  28.  Janu&r  1866  Art.  80  u.  81  (s. 
oben  Bd.  I  S.  598  ff.). 

*)  Holländisches  Gesetz  vom  25.  Juli  1871  Art  48;  belgisches  Gesetz  vom 
81.  Dezember  1851  Art.  37;  italienisches  Gesetz  vom  28.  Januar  1866  Art.  80.  Be- 
zflglich  Frankreichs  findet  im  Hinblick  darauf,  dass  das  Spezialgesetz  vom  Juni  1778 
keine  Bestimmung  darüber  enthält,  der  Code  de  Proc^dure  civile  Anwendung. 

»)  Order  in  Coundl  von  1873  Art.  11. 

«)  F6raud-Giraud  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  279. 

^)  Die  Konsuln  entscheiden  entweder  aUein  oder  sie  berufen  das  Konsulargericht, 
-welches  aus  dem  Konsul  und  zwei  Hichtem  als  Beisitzern  besteht,  die  aus  den  Notabein 
des  betreffenden  Staates  gewählt  werden,  je  nachdem  die  Sache  von  grösserer  oder 
geringerer  Bedeutung  ist.  Z.  B.  entscheiden  die  holländischen  Konsuln  allein,  wenn 
die  Klage  75  holländische  Gulden  nicht  übersteigt  (Gesetz  vom  25.  Juli  1871  Art.  81). 
Die  belgischen  Konsuln  entscheiden  allein  über  Klagen,  deren  Streitwerth  100  Franken 
nicht  übersteigt  (Gesetz  vom  31.  Dezember  1851  Art.  34).  Die  Konsuln  von  Italien 
nrtheilen  allein  über  Streitigkeiten,  deren  Betrag  500  Franken  nicht  übersteigt  (Konsular- 
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ZU  der  Stunde  erscheinen  sollen,  die  er  je  nach  der  Entfernung  der 
Orte  und  nach  den  Umständen  für  gut  befindet  Die  Konsuln  kOnnen 
in  dringlichen  Sachen  das  sofortige  Erscheinen  der  Parteien  anordnen«^) 
Die  Klage  und  die  VerfDgung  der  Konsuln,  welche  den  Tag  des 
Erscheinens  festsetzt,  und  die  etwa  vorhandenen  Beweisstocke  werden 
dem  Beklagten  zugestellt.  Sind  die  letzteren  weitläufig,  so  können  sie 
in  der  Kanzlei  niedergelegt  werden,  wo  der  Beklagten  davon  Kenntniss 
nehmen  kann.^ 

O.  Bas  Brsoheinen  der  Parteien. 

In  der  zur  Sachverhandlung  bestimmten  Sitzung  erscheinen  die 
Parteien  in  Person  oder  ein  Bevollmächtigter  für  sie.  Im  Falle  der 
Verhinderung  können  die  Parteien  auch  dem  Gericht  einen  Schriftsatz 
eüisenden,  der  von  ihnen  unterzeichnet  ist  imd  ihre  Angriffs-  und  Yer- 
theidigungsmittel  enthält.^ 

In  allen  Fällen  kann  das  Gericht  das  persönliche  Erscheinen  der 
Parteien  anordnen.*) 

B.  Smennuzig  TO>n  Saehverstfiadigen, 
Handelt  es  sich  um  Ernennung  von  Sachverständigen,  so  ernennt 
der  Konsul  oder  das  Konsulargericht  dieselben;  dieselben  erstatten  nach 
Ableistung  des  Eides  in  Gegenwart  der  gehörig  dazu  geladenen  Parteien 
ihr  Gutachten  und  errichten  darüber  ein  Protokoll,  das  in  der  Kanzlei  des 
Konsulats  hinterlegt  wird.  ^)  Das  Gutachten  der  Sachverständigen  wird 
den  Parteien  nicht  zugestellt,  aber  sie  können  auf  ihren  Antrag  davon 

geseta  Tom  28.  Januar  1866  Art.  77).  Die  deutschen  Konsuln  Oben  aOein  die  Befug- 
nisse des  Amtsgerichts  aus,  und  das  Konsulargericht  entscheidet  Ober  die  der  Zu- 
stftndigkeit  der  Landgerichte  in  I.  Instanz  unterworfenen  Sachen  (Gesets  rom  10.  Juli 
1879  Art.  12).  Die  französischen  Konsuln  urtheilen  gar  nicht  aHein,  sondern  immer 
mit  zwei  Beisitzern,  d.  h.  die  Gerichtsbarkeit  wird  vom  Konsulargericht  ausgeflbt. 

^)  Franzosisches  Edikt  Vom  Juni  1778  Art.  10;  italienisches  Gesetz  vom  25.  Januar 
1866  Art.  82;  belgisches  Gesetz  vom  31.  Dezember  1851  Art.  88;  holländisches  Gesetz 
vom  25.  Juli  1871  Art.  49.  Der  letztgenannte  Artikel  bestimmt  jedoch,  dass  vor- 
behaltlich des  FaUs  der  Dringlichkeit,  eine  Frist  von  zwei  Tagen  zwischen  dem  Tage 
des  Erscheinens  und  dem  der  Zustellung  der  Ladung  frei  bleiben  muss. 

^  Franzosisches  Edikt  vom  Juni  1778  Art  11  u.  15 ;  belgisches  Gesetz  vom  81.  De- 
zember 1851  Art.  89 ;  holländisches  Gesetz  vom  25.  Juli  1871  Art  51. 

^  Franzosisches  Edikt  vom  Juni  1778  Art.  14,  15;  holländisches  Gesetz  vom 
25.  Juli  1871  Art.  54:  belgisches  Gesetz  vom  81.  Dezember  1851  Art.  42.  Der  letzt- 
erwfthnte  Artikel  giebt  die  Befugniss,  Schriftsätze  einzusenden,  ohne  dass  ein  Hinde- 
rungsgrund fOr  das  Erscheinen  besteht;  italienisches  Gesetz  vom  28.  Januar  1866 
Art.  86.  Dieser  Artikel  gestattet  nur  das  Erscheinen  in  Person  oder  durch  einen  Be- 
vollmächtigten.   Es  erklärt  also  die  Einsendung  von  Schriftsätzen  für  unstatthaft. 

^)  Franzosisches  Edikt  vom  Juni  1778  Art.  17;  belgisches  Gesetz  vom  31.  De- 
zember 1851  Art  42;  holländisches  Gesetz  vom  25.  Juli  1871  Art  58;  italienisches 
Gesetz  vom  28.  Januar  1866  Art.  87  u.  88. 

^  Franzosisches  Edikt  vom  Juni  1778  Art.  19.  Dieser  Artikel  fordert,  dass  die 
Sachverständigen  Franzosen  sind;  belgisches  Gesetz  vom  81.  Dezember  1851  Art.  46; 
italienisches  Gesetz  vom  28.  Januar  1866  Art.  95  u.  99;  hoUändisches  Gesetz  vom 
25.  Juli  1871  Art  60.  Der  letztgenannte  Artikel  bestimmt,  dass  es  ein  oder  drei 
Sachverständige  sein  sollen. 
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Abschrift  nehmen  und  ihre  Einwendungen  beim  Gericht,  welches  das 
Urtheil  zu  erlassen  hat,  geltend  machen.  Hält  das  Gericht  die  im  Gut* 
achten  enthaltenen  Dariegongen  nicht  für  genügend,  so  kann  es  eine 
neuerliche  Prttfung  durch  Sachverständige  anordnen.^) 

B.  Zengenbeweis. 

Sind  die  von  den  Parteien  vorgebrachten  Thatsachen  in  den  Fällen, 
wo  Zeugenbeweis  zulässig  ist,  bestritten,  so  verordnet  das  Gericht  auf 
den  Antrag  der  einen  der  Parteien,  dafis  die  Zeugen  vorgeladen  werden. 
Die  Zeugen,  die  der  Nationalität  des  Konsuls  oder  des  Gerichts,  das 
die  Ladung  verordnet,  angehören,  müssen  bei  Vermeidung  einer  Geld- 
strafe nnd 'Selbst  der  Haft  erscheinen  und  aussagen.  Die  Zeugen,  die 
einer  äudändischen  Nationalitäi  oder  der  ottomanischen  angehören, 
werden  durch  Vermittlung  der  zuständigen  Behörden  geladen.^  In 
der  Praxis  halten  die  ausländischen  Konsuln  selbst  ihre  Staatsange- 
hörigen zum  Erscheinen  vor  den  übrigen  Konsulargerichten^  zu  denen 
sie  ala  Zeugen  gdaden  sind,.an,  und  diesem  Becht  der  Gegenseitigkeit 
ist  es  zu  verdanken,  dass  das  Erscheinen  von  ausländischen  Zeugen 
als  gesichert  betrachtet  werden  kann.  Wenn  es  sich  jedoch  darum 
handelt,  ottomanische  Zeugen  vor  Gericht  zu  laden,  so  beschränken 
sich  die  ottomanischen  Behörden  darauf,  die  Ladung  dem  ottomanischen 
Staatsangehörigen,  der  als  Zeuge  geladen  ist,  mitzutheilen,  aber  sie 
unternehmen  nichts,  um  ihn  tom  Erscheinen  zu  zwingen.  —  Diese  Hal- 
tung der  ottomanischen  Behörden  erklärt  sich  durch  dies  Thatsache, 
dass  nach  dem  ottomanischen  Gesetz  die  Zeugen  auclt  vor  den  otto- 
manischen Gerichten  (vgl.  oben  §  20)  nicht  verpflichtet  sind,  in  Givil- 
sachen  zu  erscheinen  und  auszusagen.  —  Die  Zeugen  müssen  vor  Ab- 
gabe ihrer  Aussage  den  Eid  dahin  leisten,  dass  sie  die  ganze  Wahrheit, 
und  nichts,  ^  die  Wahrheit  sagen  werden.^ 

F.   Anwendung  der  aUgemeinen  FrosessgesetBe  des  Staate»  dem  der 

Konanl  angehört. 

Bisher  haben  wir  in  Kfirze  die  bei  den  verschiedenen  Konsulateh 

geltenden  Prozess-Instruktipnen  bis  zum  Erlass  des  Urtheils   dargelegt. 


^)  HoUSndisches  (xesete  vom  25.  Juli  1871  Art.  61  u.  62;  belgisches  Gesetz  vom 
31.  De£ember  1851  Art  47,  48;  französisches  Edikt  vom  Juni  1778  Art  20.  Wenn 
anch  der  letztgenannte  Artikel  nicht  von  der  dem  Gericht  zustehenden  Befagniss, 
eine  neueriiche  PrQfong  durch  Sachverständige  anzuordnen,  spricht,  so  kann  dem  Ge> 
rieht  doch  das  Recht  dazu  nicht  bestritten  werden. 

*)  Französisches  Edikt  a.  a.  O.  Art  21,  22,  24;  belgisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art.  49, 
50,  51,  53;  hoUSadisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art  63,  64,  65,  66;  italienisches  Gesetz  a.  a.  0. 
Art.  95,  96. 

*)  Belgisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art  52;  hoUSndisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art  67; 
itaHenisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art  97;  das  französische  Edikt  enthftlt  nichts  aber  die 
Eidesleistnng,  aber  unseres  Erachtens  ist  das  gemeuie  Prozessrecht  anzuwenden,  und 
nach  Art  252  des  Code  de  Proc^dure  dvile  hat  der  Zeuge  den  Eid  zu  leisten.  Das 
belgische  Konsulargesetz  (Art  52)  und  das  italienische  (Art.  97)  sehen  den  Fall  vor, 
dasa  der  religiöse  Glaube  des  Zeugen  die  Eidesleistung  durch  Anruf^ng  Gottes  nicht 
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Soweit  in  dem  Konsular-Prozessverfahren  eine  Vorschrift  fehlt,  ist  das 
allgemeine  Prozessgesetz  des  betheiligten  Staates  anzuwenden,  ausge* 
nommen,  wenn  diese  Anwendung  unmöglich  ist.  In  diesem  Fiüle  mnss 
in  den  Akten  dieser  Unmöglichkeit  Erwähnung  gethan  werden.  ^ 

G.  Dm  VrtlieiL 

Nach  der  Verhandlung  der  Sache  erlässt  der  Konsul  oder  das 
Konsulargericht  ein  kontradiktorisches  Urtheil,  das  je  nach  der  Wichtig- 
keit der  Streitsache  und  den  Bestimmungen  der  Konsulargesetze  be- 
rufungsfähig ist  oder  nicht 

So  1.  B.  entscheidet  das  französische  Konsulargericht  in  letzter 
Instanz  Ober  die  Rechtsstreitigkeiten,  deren  Werth  1500  Franken  nicht 
Übersteigt.^  r-  Das  belgische  Konsulargericht  entscheidet  mit  Zulässig- 
keit  der  Berufung  über  alle  den  Werth  von  100  Franken  ttbersteigendea 
Rechtfistreitigkeiten. *)  —  Das  niederländische  Konsulargericht  ent- 
scheidet in  letzter  Instanz,  wenn  der  Streitwerth  der  Klage  600  Gulden 
nicht  fiber8teigt>)  —  Das  italienische  Konsulargericht  urtheilt  eben- 
falls in  letzter  Instanz  über  die  Bechtsstreitigkeiten,  deren  Werüi 
1500  Franken  nicht  ttbereieigt.  ^) 

H.  Vorlinfige  VoUstreokbarkeit  des  Urtheils* 

Fttr  Yorläufig  voUstreckbar  können  die  Konsulargericht^Urtheile, 
ungeachtet  der  Zulässigkeit  des  Einspruchs  oder  der  Berufung,  erklärt 
werden^  wenn  es  sich  handelt  um  Ansprüche  aus  Wechseln,  Ordrepapieren, 
Be-  und  Abrechnungen  oder  sonstige,  auf  öffentlichen  Urkunden  beruhende 
oder  aberkannte  Schuldverbindlichkeiten.^ 

Handelt  es  sich  um  einen  mündlich  abgeschlossenen  Vertrag  oder 
nicht  abgeschlossene  Kontokurrente,  so  kann  die  Yorläuflge  VoUstreck- 
barkeit  angeordnet  werden,  jedoch  gegen  Sicherheitsleistung.^ 

geBtattet  In  diesem  Falle  wird  der  Zeuge  vernommen  und  in  dem  darüber  aof- 
genommenen  Protokoll  vird  der  Orund  der  Niehtloistiing  des  Bides  erwihBt 

')  Vgl.  belgisches  (besetz  a.  a.  O.  Art.  16;  koUftndisches  Gesets  a.  a.  0.  Art.  19; 
itaUeusckes  Gesetz  a.  a.  0.  Art  106;  bezüglich  Frankreichs  siehe:  F^rand-Giraud 
a.  a.  0.  Bd.  2  S.  237. 

^  F^rand-Girand  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  804;  Lehr,  Hannel  des  Agents  Consolaires 
No.  782. 

^  Gesetz  vom  31.  Dezember  1851  Art  26. 

«)  Gesetz  Tom  21.  Juli  1871  Art  43. 

*)  Gesetz  yom  Jannar  1886  Art.  106. 

^  Belgisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art  59;  italienisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art  107.  Dieser 
Artikel  ennftchtigt  jedoch  das  Konsulargericht,  eine  Sicherkeitsleistang  zu  Teriangen; 
hoUfindisches  Gesetz  a.  a.  0.  Dieser  Artikel  flberlässt  es  nicht  dem  Ennessen  des 
Gerichts,  die  voriäufige  Vollstreckbarkeit  anzuordnen,  sondern  yerpflichtet  es  dazu,  mtd 
überlässt  es  seinem  Ermessen,  eine  Sicherheit  zu  fordern  oder  nicht  Das  firanzOnaclie 
Edikt  a.  a.  0.  Art.  30  hat  dieselben  Bestimmungen,  wie  das  holländische  (besetz,  ohne 
jedoch  zu  verlangen,  dass  die  schriftliche  Sdiuldverbindlichkeit  authentisch  und  an- 
erkannt sei,  und  ohne  dem  Gericht  die  Befugniss  zu  ertheilen^  die  Sicheriieit  sn. 
rerlangen. 

^  Belgisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art.  60;  italienisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art  107;  hol- 
lündisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art.  72;  französisches  Edikt  Art  31. 
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Obwohl  es  nach  den  (in  Kote  6)  angeführten  Bestimmungen  der 
Konsulargesetze  dem  Eonsnlargericht  gestattet  ist,  in  We<^hsel8achen  eto»^ 
das  Urtheil  für  yorläuflg  yollstreck!bar  zu  erklären,  und  zwar  ohne 
Sicherheitsleistung,  so  gewBhrt  man  in  der  Praxis  doch  die  vor- 
länflge  YoUstreckbarkeit  ohne  Sidierfaeitsleistung  nicht,  wenn  der  ob*- 
siegende  Kläger  im  Yerfa&ltmss  zu  dem  Gericht,  das  das  Urtheil  er- 
lasse^ ein  ausländischer  Staatsangehöriger  ist. 

L  VeninimiiMnirtheiL 

a)  Bleibt  die  eine  oder  andere  Partei  in  der  zur  Terhandlung  der 
Sache  anberaumten  Sitzung  aus,  so  entscheidet  der  Konsul  oder 
das  Konsulargericht  nach  loige  der  Sache  durch  Versäumnissurtheil, 
gegen  welches  Einspruch  zulässig  ist.  Dieser  wjrd  durch  Schriftsatz 
eAoben.  *) 

b)  Die  Einspruchsfristen  richten  sich  nach  der  Konsulargesetzgebung 
eines  jeden  Staates. 

FQr  das  französische  Konsulargericht  beträgt  die  Frist  drei 
Tage  Yon  der  an  die  Partei  oder  ihren  Bevollmächtigten  geschehenen 
Zustellung  des  Urtheils  an  gerechnet.  Ist  jedoch  die  yerurtheilte  Partei 
abwesend  und  hat  sie  keinen  sie  Tertretenden  Beyollmächtigten»  so  läuft 
die  Einspruchsfrist  gegen  sie  erst  y on  dem  Tage  an,  wo  sie  Kenntniss 
Ton  der  Yerurtheilung  erlangt  hat  (Edikt  yom.Juni  1778  Art.  28). 

Fflr  das  belgische  Konsulargericht  wird  die  Eimrpruchsfrist 
Tom  Konsul  je  nach  den  Entfernungen,  den  OerUichkeiten  und  den  Um- 
ständen festgesetzt,  jedoch  betrilgt  sie  nicht  weniger  als  acht  Tage 
(Ges.  yom  31.  Dezember  1851  Art.  57). 

Ffir  das  italienische  Konsulargericht  beträgt  die  Einspruchs- 
frist drei  Tage  yon  der  Zustellung  des  UrtheUs  an  gerechnet.  Befindet 
sich  die  yerurtheilte  Partei  nicht  am  Orte  des  Konsulats,  so  bestimmt 
das  Yersäumnissurtheil  die  Eincq^ruchsfrist  (Gres.  yom  28.  Januar  1866 
Art.  103). 

Für  das  holländische  Konsulargericht  beträgt  die  Emsprachs- 
fnst  drei  Wochen  yon  der  Zustellung  des  Urtheils  an  die  yerurtheilte 
Partei  in  Person;  fand  eine  Zustellung  nicht  statt,  so  ist  der  l^spruch 
so  lange  zulässig,  als  das  Urtheil  noch  nicht  yoUzogen  wurde  (Ges.  y. 
25.  JuU  1871  Art.  67). 

c)  FQr  den  Einspruch   gilt  dasselbe  Yerfahren  wie   für  Erhebung 


^  FniisOgisehes  Edikt  &.  a.  0.  Art  2S;  belgisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art.  57;  itaUe- 
usehes  Gesetz  a.  a.  0.  Art.  103;  hoIUndisdies  Gesetz  a.  a.  0.  Art.  57.  Dieser  letztere 
Artflc^  besliBtint,  dass  der  durch  VersSnmnissiutheil  Temrtheüte  Beklagte  Eintprndk 
«rheb«a  haan.  Hiernach  wtlide  also  dem  bei  der  VerhandloBg  ausgebhebenen  EUgfor 
dieses  Rechtsmittel  nicht  zustehen.  Dies  erklärt  sich  daraus,  dass  nach  dem  niedir- 
Bbi&c]i0n  Prozessrecht  wider  das  gegen  den  El&ger  ergangene  Yersftnmnissiirtheil 
ein  jBmspmch  nicht  statthaft  ist,  denn  der  KUger  kann,  wenn  er  die  Kosten  des  Yer- 
slamaissuriheils  bezahlt  hat,  diie  Klage  tob  Nenem  erheben  (niederländische  CiTil- 
proeesBorduiDg  Art  75,  TgL  das  in  der  Tttrkei  zu  beobachtende  GiTÜprozessTerfahren 
Thefl  1). 
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der.  Klage.    DerEonsol  yerorddet  die  Ladung  der  Parteien  und  m  der 
anberaumten  Sitztttig  entedieidet  das  Geridit  ¥on  Neuem. 

Ki  Bsroftixi^* 

a)  Die  Berufung  gegen  Urth^le  der  Konsulargerichte  muss,  Boweü 
sie  zulässig  ist,  in  den  Formen  eingelegt  werden,  welche  durch  die 
Prozessgesetze  des  Konsulargerichts,  das  Aber  die  Sache  entaeheidet, 
vorgeschrieben  sind,  wofern  das  Konsulargesetz  nicht  andräs  bestimmt. 

b)  Gegen  die  Urtheile  der  französischen  Konsulargerichte  kann 
die  Berufung  mittelst  Schriftsatzes  erhoben  werden,  der  bei  dem  fran- 
zösischen Konsulat  oder  auch  unmittelbar  bei  dem  Appellationsgericht 
zu  Aix  eingereicht  wird.  Aber  in  dem  einen  wie  in  dem  anderen  Falle 
muss  die  Berufung  in  der  Frist  und  in  den  Formen  erhoben  werden, 
welche  der  französische  Code  de  Proc^dure  dvile  yorschreibtJ) 

c)  Die  Berufung  gegen  ein  tJrtheil  des  italienischen  Konsular- 
gericht« muss  bei  dem  Appellationsgericht  zu  Ancona,  und  in  folgender 
Weise  eingelegt  werden. 

Die  Partei,  welche  Berufung  einlegen  will,  hat  die  Berufungsr 
erUftrung  in  der  Kanzlei  des  Konsulats,  welches  das  Urtheil  erlassen 
hat,  binnen  10  Tagen  von  der  Verkündung  des  Urtheils  an  abzugeben, 
wenn  dieselbe  in  Gegenwart  der  Parteien  öder  ihrer  Vertreter  erfolgte, 
anderenfalls  binnen  10  Tagen  von  der  Zustellung  des  urtheils  an  ge- 
rechnet. Diese  Berufungserklärung  hat  eine  WohnsitzerwShlung  bei 
dem  Appellationsgericht  zu  enthalten;  in  Ermangelung  einer  solchen 
können  die  Zustellungen  an  den  Berufungskläger  bei  der  Staatsanwalt- 
schaft (Procureur)  des  Appellationsgerichts  erfolgen.  Die  Berufungs- 
etklärung wird  durch  Vermittlung  der  Kanzlei  des  Konsulats,  bei  dem 
sie  eingereicht  wurde,  dem  Berufungsbeklagten  binnen  acht  Tagen  zu- 
gestellt. Nach  dieser  Erklärung  hat  der  Berufungskläger  die  Berufung  vor 
dem  Appellationsgericht  binnen  einer  Frist  von  vier  Monaten  einzuleiten. 
Der  Berufungsbeklagte  kann  solches  selbst  vor  Ablauf  dieser  Frist  be- 
wirken (Ges.  V.  28.  Januar  1866  Art.  106). 

d)  Die  Berufung  gegen  das  belgische  Konsularurtheil  geht  an 
den  Appellationsgerichtshof  zu  Brüssel  (Ges.  vtm  31.  Dezember  1851 
Art.  30).  Die  Berufungserklärung  geschieht  beim  Konsulat  des  Orts, 
wo  das  Urtheil  verkündet  worden  ist  und  binnen  zehn  Tagen  von  der 
Zustellung  des  Urtheils  an.  Sie  muss  Erwählung  eines  Wohnsitzes  beim 
Gerichtshof  enthalten,  widrigenfalls  die  an  den  Berufnngskläger  zu 
machenden  Zustellungen  an  den  Generalprokurat-or  beim  Appellhof  ge- 
schehen können.  Die  Berufungserklärung  wird  an  den  Generalprpku- 
rator  am  Appellationsgericht  überscMckt  und  Abschrift  davon  dem  Be^ 
rufüngsbeklagten  zugestellt.^ 


>)  Art.  456  ü.  443;  vgl.  F^raud-Giraud  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  Sil  u.  327. 
^  Gesetz  yom  31.  Dezember  1851  Art,  65,  67,  68,  abgeSndert  durch  das  Gesets 
Tom  25.  Juni  1883,  belgisches  Konsular-Reglement  B4. 1  S.  44. 
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e)  Die  Berufung  gegen  die  Uttheile  des  niederländlscben  Kon- 
sulargeriehts  geht  an  das  Appellationsgericht  zu  Konstantinopel,  welches 
ans  dem  bei  der  Hohen  Pforte  beglaubigten  Gesandten  und  zwei  Bei- 
sitzern besteht.  —  Der  Berufungskläger  hat  binnen  zehn  Tagen  nach 
ZuMellung  des  Urtheils  die  Berufungserklärung  .in  der  Eanzlei  des  Kon- 
sulats abzugehen;  Diese  Eiidärung  hat  Wohnsitzerwählung  am  Ort  des 
Appellationsgerichts  zu  enthalten,  widrigenfalls  die  Zustellungen  an  den 
Chef  der  Gesandtschaft  zu  Konstantinopel  geschehen.  Binnen  einer 
Frist  Ton  einem  Monat  naeh  der  Berufängserklärung  wird  dieselbe  d6m 
Berufungsbeklagten  iEUgedteDt.  Dieser  giebt  dem  Beruüskläger  den  von 
ihm  am  Orte  des  Äppellationsgerichts  erwählten  Wohnsitz  bekannt, 
widrigenfalls  die  an  den  Berufungsbeklagten  zu  machenden  Zustellungen 
eb^faUs  an  den  Chef  der  Gesandtschaft  zu  Konstantinopel  erfolgen. 
BiQnen  einem  Monat  von  der  durch  den  Berufungsbeklagten  geschehenen 
Bekanntgabe  der  Wohnsitzerwählung,  oder  wenn  solche  nicht  statt- 
gefunden hat,  nach  Ablauf  der  einmonatlichen  Frist  hat  der  Berufungs- 
kläger seine  Berufung  durch  Vorlegung  eines  Schriftsatzes  an  den  Qief 
der  Gesandtschaft  zn  Koüstantinopel  zu  betreiben.  Im  Schriftsatze 
werden  die  Parteien  zum  Erscheinen  vor  dem  Appellationsgericht  ge- 
laden nach  den  fQr  die  Gerichte  erster  Instanz  geltenden  Prozess- 
b^timmungen.  i) 

3*  InabesOBdere  das  Terfahreü  Tor  den  Konsulargerichten  des 
Deotseli^ii  Reichs,  Oesterreiehfl  und  Englands. 

§57. 

A.  Deutsehes  Beich. 

Für  das  von  den  deutschen  Konsuln  bei  Ausübung  ihrer  Gerichts- 
barkeit beobachtete  Verfahren  ist  das  Reichsgesetz  vom  10.  Juli  1879 
(Deutsdiea  Reichsgesetzblatt  1879  S.  197)  massgebend.^  Darnach  ist 
d^  Konsul  für  die  durch  das  deutsche  Gerichtsrerfassungsgesetz  und 
die  Koidtürsordnung  den  Amtsgerichten  zugewiesenen  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkdten,  und  das  Konsulargericht  {bestehend  aus  dem  Konsul 
alft  Vorsitzendem  und  zwei  Beisitzern)  fttr  die  den  Schöffengerichten  und 
den  Landgeridbten  in  erster  Instanz  zugewiesenen  Sachen  zuständig 
(§  12,  6  a.  a.  0.).  In  den  zur  Zuständigkeit  des  Konsuls  gehörenden 
bfb^erlichen  Rechtsstreitigkeiten  finden,  sofern  der  Werth  des  Streit- 
gegenstands die  Summe  von  300  Mark  nicht  übersteigt,  Rechtsmittel 
nicht  statt.  Im  Uebrigen  ist  in  den  vor  dem  Konsul  oder  dem  Konsular- 
gericht verhandelten  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  sowie  in  Konkurs- 
Sachen  zur  Veihandlung  und  Entscheidung  über  die  Rechtsmittel  der 
Beschwerde  und  der  Bfmifung  das  Reichsgericht  zuständig  (§  18  a.  a.  0.). 


1)  GeseU  vom  25.  JoH  1871  Arfc.  76  ff. 

^  Siehe  Eonig,  fiandbach  des  deutschen  Konsularwesens.  4.  Ailfl.  Berlin  1888. 
Eine  franz.  Ueberaetzung  des  genannten  ReichsgesetEes  findet  sieh  in  dem  ^Annuaire  de 
üon  ^trang&re%  Jahrgang  1879  S.  80. 
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Das  Verfahren  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  vor  dem  Kon- 
8ulf  sowie  vor  dem  Konsulargericht  regelt  sich  nach  den  Bestimmimgen 
der  GiTÜprozessordnung  über  das  Verfahren  vor  den  Amtegerichten  mit 
der  Massgabe,  dass  auch  die  Vorschriften  der  §§  313  bis  319  C.P.O. 
Aber  das  vorbereitende  Verfahren  in  Rechnungssachen,  Auseinander- 
setzungen und  ähnlichen  Prozessen  Anwendung  finden  (§15  a.a.O.). 

Das  Rechtemittel  der  Berufung  wird  bei  dem  Konsul  eingelegt. 
Die  Einlegung  erfolgt  durch  Einreichung  der  Berufungsschrift.  Da 
das  Konsulargesetz  ttber  die  Form  und  Frist  der  Berufung  keine  be- 
sondere Bestimmung  enthält,  so  sind  hierfür  die  §§  477  und  479  C.P.O. 
massgebend.  Auf  die  Einlegung  findet  die  Vorschrift  des  §  74  Abs.  1 
G.P.O.,  welche  erfordert,  dass  sich  die  Parteien  durch  einen  bei  dem 
Prozessgericht  zugelassenen  Rechtsanwalt  als  Bevollmächtigten  ver- 
treten lassen  mflssen,  keine  Anwendung. 

Der  Konsul  hat  eine  Abschrift  der  Beruf  ungsschrift  der  Gegenpartei 
von  Amtewegen  zustellen  zu  lassen  imd  die  Prozessakten  dem  Benifungs- 
geiicht  zu  übersenden. 

Das  letztere  hat  den  Termin  zur  mflndlichen  Vertiandlung  von 
Amtswegen  zu  bestimmen  und  den  Parteien  bekannt  zu  machen  (§  20 
a.  a,  0.).  In  Betreff  des  bürgerlichen  Rechte  haben  die  Konsuln  die 
deutechen  Reichsgesetze,  das  preussische  Allgemeine  Landrecht  und  die 
das  bürgerliche  Recht  betrefifenden  allgemeinen  Gesetze  deijenigen  preussi- 
schen  Landestheile,  in  welchen  das  Allgemeine  Landredit  Gesetzeskraft 
hat,  anzuwenden.  In  Handelssachen  kommt  zunächst  das  in  dem  Kon- 
sulargerichtebezirke  geltende  Handelsgewohnheitsrecht  zur  Anwendung 
(§  8  a.  a.  0.). 

§  58. 
B.  Gesteiveioli-üiiginL 

Das  Verfahren  in  bürgerlichen  Rechtestreitigkeiten  vor  den  Konsuln 
Oesterreich-Ungarns  bei  Ausübung  der  Gerichtebarkeit  im  ottomanischen 
Reich  ist  in  der  Kaiserlichen  Verordnung  vom  29.  Januar  18&&  mit 
AusfUhrungs-Erlass  der  Minister  für  auswärtige  Angelegenheiten  und 
Justiz  vom  31.  März  1855  geregelt.  *)  Nach  den  Bestimmungen  dw 
letzteren  ist  fttr  das  Verfahren  im  Allgemeinen  die  westgalizische  Oe- 
richteordnung  vom  19.  Dezember  1796  massgebend  mit  nachst.ehenden 
Beschränkungen.^)  Auf  jede  beim  Konsulat  eingereichte  Klage,  mit 
Ausnahme  der  Wechselklagen,  für  die  ein  besonderes  Verfahren  in  der 
Verordnung  vom  25.  Januar  1850  vorgeschrieben  ist,  verfügt  der  Konsul 
das  Erscheinen  der  Parteien  in  einer  Sitzung,  in  der  er  versucht,  die 
Parteien  zu  versöhnen  oder  sie  zu  bestimmen,  den  Streit  einem  Schieds- 
spruch zu  unterwerfen.  Ist  dieser  Versuch  fi*uchtlos  oder  erscheint 
eine  der  Parteien  nicht  in  der  Sitzung,  so  greift  auf  Antrag  das  regel- 


^)  Siebe   den  Text  dieser  Verordnung  in  italienischer  Sprache  im   Werke  ▼<» 
SoBSOgno,  sonstige  Literatur  oben  Bd.  I  S.  415. 
J)  Vgl  JetUl  A.  a.0.  S.  133. 
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massige  schriftliche  Verfahren  je  nach  dem  Fall  und  den  Erfordernissen 
der  allgemeinen  Prosessordnong  Platz  (V.O.  a.  a.  0.  Art.  17).  In  diesem 
Fall  ist  es  Uebung,^)  dass  der  Konsul  nach  Auswechslung  der  Prozess* 
akten,  anstatt  ein  Urtheil  zu  erlassen,  eine  Kommission,  gewöhnlich  aus 
drei  Mitgliedem  bestehend,  die  aus  den  Notabein  des  Staats,  dem  er  ange- 
hört, gewählt  werden,  beruft,  und  für  die  Parteien  eine  Sitzung  zum  Er- 
scheinen vor  dieser  Kommission  anberaumt:  Vor  dieser  Kommission  wer- 
den die  Prosessschriften  verlesen,  die  Parteien  mit  ihren  Vorträgen  und  An- 
trägen g^ört  und  sodann  von  ihr  das  Urtheil  erlassen.  Dasselbe  bedarf 
noch  der  Bestätigung  seitens  des  Konsuls,  der  dieselbe  nur  dann  verwei- 
gert, wenn  er  findet,  dass  die  Kommission  nicht  in  gesetzlicher  Weise 
zosammengesetzt  war,  dass  sie  prozesswidrig  verfahren,  oder  dass 
ihre  Entscheidung  unverständlich  ist,  oder  dass  eines  der  Mitglieder 
der  Kommission  Beziehungen  zu  einer  der  streitigen  Parteien  hatte, 
welche  vermuthen  lassen,  dass  er  beim  Erlass  des  Urtheils  nicht  un* 
befangen  war.  Wird  das  Urtheil  nicht  bestätigt,  so  werden  die 
Parteien  von  Neuem  zur  Entscheidung  der  Sache  vor  die  Kommission 
verwiesen;  wird  das  Urtheil  bestätigt,  so  wird  es  den  Parteien  zu- 
gestellt. 

Die  Berufungen  gegen  die  endgültigen  Urtheüe  der  Konsuln  in 
Wechselsachen  müssen  binnen  drei  Tagen,  und  bei  allen  anderen 
Sachen  binnen  vierzehn  Tagen  eingelegt  werden.  Die  Berufung 
wird  beim  Konsulat  eingereicht,  welches  das  Urtheil  erlassen  hat  und 
die  Sache  nach  Zustellung  des  Urtheils  an  den  Gegner  und  nach  etwaigem 
Empfange  der  Gegenerklärung  desselben  an  das  zuständige  Appellations- 
gericht sendet.  Dieses  ist  ftlr  die  in  der  Türkei  erlassenen  Urtheile 
das  Appellationsgericht  zu  Tri  est.  2) 

§69. 
Ö.  OroBSbritaainiexL 

Das  Prozess verfahren  vor  den  britischen  Konsuln  ist  geregelt 
durch  die  Verordnung  vom  Dezember  1873.  Nach  den  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  soll  die  Klage,  mit  der  das  Verfahren  eingeleitet 
wird,  ein  gedrängte,  in  nummerirten  Sätzen  zu  gebende  Darstellung 
der  verschiedenen  Tbatsachen  enthalten,  auf  denen  der  Anspruch  be- 
ruht, ohne  Rechtsausführung  oder  Darlegung  der  zur  Unterstützung  der 
Klage  zu  führenden  Zeugenbeweise  (V.O.  a.  a.  0.  Art.  122).     Die  zum 

')  Diese  Uebung  scheint  Terschvinden  ztt  woUen.  Da?  Osterreichische  Eonsolat 
za  Sftloaichi  hat  einen  Prozess  im  schriftlichen  Verfahren  entschieden,  ohne  eine  Kom- 
mission zu  benifen,  nnd  das  AppellatioASgericht  zu  Triest  hat  dies  Urtheil  des  Konsuls 
bestätigt,  indem  es  bemerkte,  dass  die  Berufung  der  Kommission  nicht  unbedingt  nOthig 
sei,  und  zwar  um  so  weniger,  als  dieselbe  in  erster  Instanz  nicht  beantragt  war 
(Sache  der  Kredit-Anstalt  gegen  Tiano). 

^  Nach  dem  Osterr.  Gesetz  vom  90.  August  1891  und  dem  ungarischen  G.  A| 
XXXi,  1891  ist  fOr  sfimmtliche  Österreichisch-ungarische  Konsulargerichte  als  zweite 
und  dritte  Instanz  ein  gemeinsames  Eonsularobergericht  in  Konstantinopel  in  Aussicht 
genommen.    Vgl.  Jettel  a.  a.  0.  S.  128,  129. 
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Beweis  der  Klage  erforderlichen  Urkunden  werden  entweder  mit  ihren 
wesentlichen  Stellen  in  die  Klage  selbst  aufgenommen,  oder  der  Klage 
beigefügt. 

Nach  Einreichung  der  Klage  yerordnet  der  Konsul  deren  Zustellung 
au  die  beklagte  Partei  und  bestimmt  ihr  zur  Beantwortung  eine  Frist, 
gewöhnlich  von  acht  Tagen  (V.O.  Art.  126). 

Hat  der  Bekla^gte  eine  rechtliche  Einrede  gegen  die  Klage  geltend 
zu  machen^  so  wird,  wenn  die  Einrede  begrttndet  ist,  die  Klage  abge- 
wiesen. Der  Beklagte  hat  diese  Einrede  in  einem  dem  Konsul  ein-^ 
zureichenden  Akte  (genannt  Motions-paper)  auszuführen,  in  welchem 
er  in  Kürze  die  rechtlichen  Gesichtspunkte  darstellt  und  die  Abweisung 
der  Klage  beantragt,  ohne  eine  Antwort  auf  die  der  Klage  zu  Grunde 
liegenden  Thatsachen  zu  geben  (V.O.  a.  a.  0.  Art«  158). 

Auf  diesen  Akt  („Motions-paper^)  hin  werden  die  Parteien  vor  den 
Gerichtshof  geladen.  ^)  Nach  Anhörung  der  Parteien  lässt  der  Gerichtshot 
die  „Motion"  entweder  zu  und  weist  die  Klage  ab,  oder  verwirft  die 
„Motion",  und  im  letzteren  Fall  wird  der  Beklagte  angehalten,  die  Klage 
materiell  zu  beantworten  (V.O.  Art.  168).  In  der  Klagebeantwortung 
hat  der  Beklagte  die  der  Klage  zu  Grunde  liegenden  Thatsachen  enir 
weder  zu  bestreiten  oder  anzuerkennen.  Bezüglich  des  Beweises 
wird  in  der  oben  dargelegten.  Weise  verfahren.  Die  Klagebeantwortung 
darf  Rechtsausführungen  nicht  enthalten. 

Nach  Vorlage  dw  Klagebeantwortung,  oder  falls  eine  solche  in  der 
bestimmten  Frist  nicht  eingereicht  wird,  nach  Ablauf  der  Frist,  haben 
die  Parteien  auf  Astrag  des  betreibenden  l%eils  vor  dem  Qerichtshof 
zu  erscheinen,  um  über  die  Streitsache  zu  verhandeln  (V.O.  a.a.O. 
Art.  135). 

Die  vom  Konsulargerichtshof  in  der  Provinz  ergangenen  Urtheile 
sind  bezüglich  der  Rechtsstreitigkeiten,  welche  50  Pfund  Sterling  fiber- 
steigen, vor  dem  obersten  Gerichtshof  zu  Konstantinopel  bemfungs- 
ftbig  (V.O.  a.  a.  0.  Art.  240). 

Die  Berufung  wird  mittelst  eines  beim  Geriektdiof  erster  Instanz 
einzureichenden  Antrags  erhoben,  der  darauf  geht,  die  Berufung  zuzu- 
lassen. Die  Zulassung  wird  vom  Konsulargerichtshof  gewährt,  wenn 
der  Antrag  binnen  sechs  Monaten,  und  vom  obersten  Gerichtshof,  wenn 
der  Antrag  binnen  12  Monaten  vom  Tage  des  Urüieils  an  gerechnet, 
gestellt  wurde,  Nach  Ablauf  dieser  Fristen  ist  d^  Antrag  auf  Be- 
rufung unzulässig  (V.O.  Art.  241).  Binnen  vierzehn  Tagen  nach  Ein- 
reichung des  Antrags  auf  Zulassung  der  Berufung  hat  der  Berufungs- 
kläger eine  Sicherheit  für  die  Berufungskosten  zu  erlegen,  welche 
100  Pfund  Sterling  nicht  übersteigt. 

Die  Einlegung  der  Berufung  hemmt  an  sieh  die  Vollstreckung  des 


^)  In  der  PtotIiik  seist  8ic&  derselbe  aus  dem  Konsul  und  zwei  Beisitsem  zn- 
sammen,  in  Eonstantinopel  wird  derselbe  von  einem  bescmderen  Richter  oder  Semem 

Ergänzungsrichtor  geleitet. 
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Uräieils  nicht,  wofern  der  Konsul  nicht  nach  den  obwaltenden  Umständen 
befindet,  dass  dieselbe  nicht  statthaben  soH  (V.O.  Art.  242). 

Die  Bemfungssehrift  wird  denot  Berofungsbeklagten  zugestellt,  der 
seine  Antwort  binnen  einer  Frist  yon  vierzehn-  Tagen  einreichen  musd. 

Eeicht  derselbe  yortier  keine  Gegenerklärung  ein,  so  kann  er  dieselbe 
in  Bezug  auf  den  Grund  der  Sache  noch  in  der  Yom  Gerichtshof  anbe- 
raumten Sitzung  ttberreichea;  doch  darf  er  hier  keine  Einrede  dahin** 
gebend  vorbringen,  dass  die  Berufung  nicht  rechtzeitig  ^gereicht  sei. 
Diese  Einrede  muss  bei  Vermeidung  der  Nichtigkeit  in  der  Berufangs- 
beantwortung  vorgebracht  werden  (V.O.  Art.  248). 

Beicht  der  Berufungsbeklagte  innerhalb  der  Frist  von  14  Tagen 
die  Gegenerklärung  ein,  dann  ttbersendet  der  Gerichtshof  erster  Instanz 
die  Prozessakten,  Berufung  und  Antwort,  an  den  obersten  Gerichtshof. 
Wurde  keine  Beruf  ungsantwort  eingereicht,  dann  ttbermitt^  der  Gerichts- 
hof demselben  nur  die  übrigen  Aktenstücke.  Nach  ihrem  Empfang 
verfügt  der  oberste  Gerichtshof  die  Ladung  der  Parteien  zur  Sadk*- 
veriiandlung. 

Die  vor  dem~  obersten.  Gerichtshof  zu  Eonstantinopel  in  erster  In^ 
stanz  verhandelten  und  entschiedenen  Streitsachen  sind  nur  berufungs^ 
fähig,  wenn  es  sich  um  einen  Prozess  handelt,  dessen  Streitwerth 
500  Pfund  Sterling  übersteigt  Die  Berufimg  geht  in  diesem  Fall  an 
den  Geheimen  Rath  der  Königin  (Privy  Council)  ^)  zu  London.  Die  Zu- 
lassaug  zur  Berufung  muss  beim  obersten  Crerichtshof  bihnen  15  Tagen 
vom  Tage  des  Urtheils  an  beantragt  werden,  und  binnen  einem  Monat 
muss  die  Sicherheit,  welche  500  Pfund  Steri.  nicht  übersteigen  soll, 
geleistet  werden  (V.O.  Art.  257).^ 

§  60, 
4.  ToUstreekung  der  Konsulargeiiehtsuräieile. 

L  Bei  der  Vollstreckung  der  konsulargerichtlichen  ürtheile  ist  die 
Pfändung  der  beweglichen  Habe  und  die  Haft  des  Schuldners  von 
der  Zwangsvollstreckung  in  die  Liegenschaften  des  Schuldners  zu  unter- 
scheiden. Die  Pfändung  der  beweglichen  Habe  wird  durch  den  {Konsul 
der  Nation  des  Schuldners  nach  den  im  Staate  des  Konsuls,  der  das 
ürtheil  erlassen  hat,  geltenden  Prozessvorschriften  bewirkt.  In^  gleicher 
Weise  kann  das  Urtheil  durch  Haft  vollstreckt  werden,  wenn  solches 
nadii  den  Gesetzen  des  Staats,  zu  dem  der  Verurtheilte  gehört,  zulässig  ist. 

n.  Die  verschiedenen  Eonsulargesetze  schreiben  vor,  dass  die  Ent- 
scheidungen der  Konsulargerichte  nach  den  in  ihrem  Heimathlande 
geltenden  Vorsduiften  vollstreckt  werden,  und  dass  die  Konsulargerichte 

^  Vgl.  durfSiber  oben  Band  I  S.  895  Note  3. 

^  um.  dai  vom  englischen  Gerichtshof  beobachtete  ProeessverfiB^iren  genauer  kennen 
sn  lernen,  ist  tu  verweisen  anf  das  Eonsnlar-Reglement  vom  Dezember  1878  nnd  die 
Bachtsprechnng  von  1878  bis  1875,  deren  Ergebnisse  im  Annuaire  de  lägislation  ^tran- 
gi6re  verOflentliii^t  sind.  Vgl.  aaeh  Glasson,  „Histoire  de  droit  et  des  institntions  de 
rAngletem'',  Paris,  Bd.  6  S.  594ff. 
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in  den  Fällen,  in  welchen  sie  nach  den  GesetEen  ihres  Landes  dazu 
befugt  sind,  die  Haft  anordnen  können.  ^)  Demnach  ist  der  Ausländer  in 
Bezug  auf  seine  Person  und  seine  bewegliche  Habe  nach  den  in  seinem 
Lande  geltenden  Vorschriften  zu  beurtheilen  und  in  diesen  Richtungen  der 
Ctorichtsbariceit  seines  eigenen  Konsuls  unterworfen;  und  dementsprechend 
wird  die  Vollstreckung  des  Konsularurtheils,  soweit  dieselbe  gegen  die 
bewegliche  Habe  und  Person  des  Schuldners  gerichtet  ist,  durch  die 
Vermittlung  des  Konsuls  nach  den  Gesetzen  seines  Staats  ausgefOhrt. 

m.  Besitzt  der  yerurtheüte  Schuldner  Liegenschaften  in  der 
Türkei  und  handelt  es  sich  bei  der  Vollstreckung  des  Urthefls  darum, 
dieselben  zu  rersteigem,  so  muss  sich  der  Gläubiger  an  die  ottomani- 
flchen  Behörden  wenden,  denn  die  ottomanische  Staatsbehörde  gestattet 
nicht,  dass  die  ausländischen  Gerichte  einen  Akt  der  Zwang^oUstreckung 
in  die  Liegenschaften  vollziehen. 

Das  Becht  des  ausländischen  Gläubigers,  sich  behufis  Veikauüs 
der  Liegenschaften,  die  ein  gleichfalls  ausländischer  Staatsangehöriger 
besitzt,  an  die  ottomanischen  Behörden  zu  wenden,  ist  durch  die  Be- 
stimmungen des  Art.  3  des  Gesetees  vom  7.  Sefer  1281  gesichert,  das 
den  Ausländem  das  Recht  gewährt,  Liegenschaften  in  der  Türkei  zu 
besitzen.  Dieser  Artikel  bestimmt,  dass,  wenn  ein  Ausländer  gegen 
einen  anderen  Ausländer  ein  Konsularurtheil  erlangt  hat,  und  wenn  in 
Vollzug  desselben  zum  Verkauf  der  Liegenschaften,  die  dem  verur- 
theilten  ausländischen  Staatsangehörigen  gehören,  geschritten 
werden  soll,  der  Gläubiger  sich  an  die  ottomanischen  Gerichte  zu 
wenden  hat,  um  den  Verkauf  dieser  Liegenschaften  zu  beantragen.  Die 
Zwangsvollstreckung  geschieht,  nachdem  die  ottomanischen  Gerichte 
festgestellt  haben,  ob  die  Liegenschaften  zu  der  Kategorie  derjenigen 
gehören,  welche  für  die  Befriedigung«  von  Schulden  ver- 
äussert werden  können.^ 

Aus  den  Bestimmungen  dieses  Artikels  ersieht  man,  dass  die  otto- 
manischen Behörden  durchaus  nicht  die  Richtigkeit  oder  Gesetzmässig- 
keit des  Konsulanirtheils  prüfen,  sondern  nur  untersuchen,  ob  die  Liegen- 
schaft, welche  der  Schuldner  besitzt  und  deren  Verkauf  er  beantragt, 
zur  Deckung  der  Schulden  des  Schuldners  verkauft  werden  kann 
oder  nicht.*) 

0  Siehe  in  dieser  Hinsicht:  Französisches  Edikt  vom  Juni  1778  Art  35,  96; 
hoUftidisches  OesetE  nber  die  Konsulate  Yom  25.  Juli  1671  Art.  69,  70;  italienisches 
OesetB  Tom  2S.  Janaar  1866  Aii.  111,  112;  belgisches  Geseta  Aber  die  Konsalate  vom 
31.  DeEember  1851  Art  55,  56;  englische  Verordnung  Ton  1873  Art.  186  £  Die  Kon- 
salargesetse,  welche  keine  besonderen  Vorschriften  Aber  die  Vollstreekong  der  ürtheile 
enthalten,  nehmen  Besnig  auf  das  allgemeine  Prozessrerfahren  ihres  Staates,  folglich  sind 
die  in  den  Landesgesetzen  enthaltenen  Bestimmungen  so  lange  anzuwenden,  als  die 
Gesetze  oder  Uebungen  des  Landes  nicht  entgegenstehen. 

^  Siehe  Über  den  Text  dieses  Gesetzes  Aristarchi  Bej  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  21 
und  Salem,  de  Tex^cution  des  jugements  ^trangors  en  Turqnie  im  Journal  du  Droit 
Internat,  priv^  Jahrgang  1888  S.  609  Anmerkung. 

^  Siehe  Qber  die  Liegenschaften,  welche  zur  Deckung  der  Schulden  Ter&osserlich 
sind,  oben  §  35. 
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Aus  dem  Vorstehenden  ergiebt  sich,  dass  man  sich  an  die  otto- 
manischen Behörden  wenden  nnd  von  denselben  die  Verftusserang  der 
liegraschaften  des  Schuldners  im  Vollzog  des  Konsularortheüs  erwirken 
kann.  Zur  Zeit  der  VerkUndung  des  Gesetzes  yom  7.  Sefer  1284,  das 
den  Ausländem  das  Recht,  Liegenschaften  in  der  Tflrkei  zu  besitzen,  ein- 
räumt, musste  die  Veräusserung  der  Liegenschaften  des  Schuldners  yom 
Gericht  angeordnet  werden,  während  diese  Anordnung  jetzt  vom 
„Exekutions-Bureau '^  auszugehen  hat. 

Nach  einem  Rundschreiben  des  Justizministers  vom  7.  Schabftn 
1906  ist  das  Verfahren,  betreffend  die  Versteigerung  der  Liegen- 
schaften des  Schuldners  auf  Grund  eines  Eonsularurtheils  ia 
nachstehender  Weise  geregelt: 

Der  Gläubiger,  der  das  Eonsularurtheil  erlangt  hat,  hat  bei  dem 
Präsidenten  des  Gerichts  erster  Instanz  des  Orts,  wo  das  Konsulat,  das 
das  Urtheil  erlassen  hat,  seinen  Sitz  hat,  die  Veräusserung  der  Liegen- 
schaft zu  beantragen. 

Dieser  Antrag  muss  eine  Bestätigung  des  Konsulats  enthalten,  dass 
das  Urtheil,  dessen  Vollstreckung  man  beantragt,  yollstreckbar  ist. 

Auf  den  Antrag  mit  Bestätigungsyermerk  hin  yerordnet  der  Prä- 
sident des  ottomanisdnen  Ciyilgerichts  den  Verkauf  der  Liegenschaft 
des  Schuldners  in  denselben  Formen,  als  wenn  es.  sich  um  die  Voll- 
streckung eines  yon  den  ottomanischen  (Berichten  gegen  einen  Otto- 
manen erlassenen  Urtheils  handelt.^) 

§61. 
6.  FreiwlUige  Oeriehtsbarkeit  4er  KobsuIb« 

Vorstehende  Ausftlhrungen  zeigen,  dass  die  ausländischen  Konsuln 
in  der  Tfirkei  ausgedehnte  Befugnisse  auf  dem  Gebiete  der  streitigen 
Rechtspflege  besitzen.  Mit  noch  mehr  Grund  haben  sie  bezüglich  ihrer 
Staatsangehörigen  die  weitesten  Befugnisse  auf  dem  Gebiete  der  frei- 
willigen (nicht  streitigen)  Gerichtsbarkeit.  Sie  ttben  das  Amt  eines 
Standesbeamten  bezflglich  ihrer  Staatsangehörigen  aus,  ebenso  das  des 
Notars  in  Bezug  auf  die  Verlautbarung  und  Beglaubigung  der  Urkunden, 
bei  denen  ihre  Staatsangehörigen  betheiligt  sind,  oder  die  in  ihren 
Ländern  rechtliche  Wirkung  äussern  sollen.  Es  können  bei  ihnen 
Hinterlegungen  geschehen,  sie  nehmen  die  Testamente  ihrer  Staats- 
angehörigen auf,  sie  leiten  die  Vormundschaft  ttber  Mindeijährige  ein  — 
Alles  nach  den  Vorschriften,  welche  ihre  Landesgesetze  ttber  diese 
Materie  enthalten.  Ebenso  haben-  die  Konsuln  die  Befugniss,  die  Ver- 
lassenschaften  ihrer  Staatsangehörigen,  soweit  sie  die  bewegliche  Habe 
beti^ffen,  zu  yerwahren  und  zu  regehi  (siehe  hierüber  oben  §  51). 

0  Vgl.  hieH&ber  Salem,  De  U  vente  des  biens  immeubles  en  Tnrquie  et  apparte- 
iiant  k  dea  Strängen  en  Tertn  de  jogement  eonralaire,  im  Jouraal  da  Droit  Intema- 
tioMl  piifi,  Jahigaag  1889  S.  790. 


Neunzehnter  Abschnitt. 
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Von 

Dr.  W«  Uppströniy 

Richter  in  Stockholm. 
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L  TheU.^) 

Civilprozess. 
§1. 

1.  QmUeB.    Literatur.    OeschlchtUelies« 

I.  a)  Als  Quelle  für  das  schwedische  Prozessverfahren  und  die 
Gerichtsorganisation  lommt  in  Betracht:  Das  Gesetzbuch  des  Schwedi- 
schen Seichs,  genehmigt  und  angenommen  auf  dem  Reichstage  im  Jahre 


0  Materielles  Rec^i.t.  Das  schwedische  Gtvilrecht  ist  enthalten  in  dem  „Gresets- 
bnch  des  schwedischen  Reidies''  Ton  1734.  Dieses  Qeeetsbnoh  beruht  anf  alten  schwe- 
dischen PartikolaiTBchten,  Oeseteen  und  Gewohnheiten, .  welche  bereits  im  14.  und 
15.  Jahriinndert  als  schwedisches  nLandreehf  und  „Stadtrecht**  kodifidrt  worden  sind. 
ÜB  beruht  auf  germaniBcher  Kechtsanschauung  und  zeichnet  sich  durch  ausdrucksvollen, 
karaigen  Btil,  Ftisision  und  £[larheit  aus;  eigenthflmliche  Bestimmungen  trifft  es  auf  dem 
Gebiet  des  Familien-  und  Eigenthumsredits.  Vgl.  femer  die  Gesetze  vom  19.  Mai  1845 
Über  Erbtheilungen;  vom  8.  November  1872  über  das  Eecht  grossjfthriger  Personen  weib- 
Hcheii  Geschlechts  aur  Eheschliessung  und  zum  Abschluss  von  Ehepakten;  vom  10.  August 
1877  über  das  literarische  Eigenthum;  vom  81.  Oktober  1878  und  15.  Oktober  1880 
tiber  zulfissige  Givilehen  efc;  vom  16.  Juni  1875  fiber  Eintragung  von  Hypotheken  und 
Eigoathumsrechten  an  Immobilien;  vom  22.  April  1881  Aber  die  20jfthrige  Veijfihrung; 
die  Notariateordnung  vom  6.  Oktober  1882;  sowie  das  Gesetz  Tom  24.  Mai  1895  Aber 
das  unbewegliche  Vermögen  und  vom  28.  Juni  1895  Aber  die  Geeellscfaaften. 

Es  giebt  zwei  alte  deutsche  Üebersetsungen  des  Gklsetzbuchs  des  schwedischen 
Rdehs,  nfimlich: 

a)  eine  ohne  Utel  und  unvoUstlndlg,  wahrscheinlich  von  J.  Wilde,  Stock- 
holm 1755; 

b)  die  fOr  Schwedisch-Ponmiem  bestammte  Gesetzesausgabe  von  1807,  enthaltend: 

I.  Band:  „Des  Schwedischen  Reichs  Gesetz,  genehmigt  und  angenommen 
auf  dem  Reichstage  im  Jahre  1784,  Stockholm  1807.** 

IT.  Band:  „Sammlung  worin  unter  des  allgemeinen  Gesetzes  Abschnitte, 
E^)itel  und  Paragraphe  solche  zn.  Nachgelebung  jetzt  geltende  Verfassungen 
und  Verordnungen  aufgenommen  sind,  welche  entweder  das  Gesetz  selbst  an 
verschiedenen  Stellen  Andern  und  erklbren  oder  andere  Gegenstände  betreffen, 
so  mit  ihnen  einen  n&heren  Zusammenbang  haben,  verfasst  und  heraus- 
gegeben auf  Sr.  EOnigl.  Miyest&t  gnädigen  Befehl  im  Jahre  1^07.  Stock- 
holm 1807.« 
Diese  TJebersetzung  wurde  von  einer  amtlichen  Kommission,  deren  Mitglied  der 
Gieifswalder  Professor  G.  Schildener  war,  besoi^. 

Beide  üebersetzungen  sind  jetzt  veraltet  und  fOr  praktische  Juristen  ziemlich 
werthlos. 

Eine  firanzOsische  üebersetzung  des  schwedischen  Gtesetzbuchs  nach  dem  System 
des  Code  Napoleon  findet  sich  bei  St  Joseph,  Concordance,  2.  Aufl.  Bd.  III 
8.494fll    Paris  1856. 

VgL  femer:  Maurer,  üeberblick  Ab^^r  die  (beschichte  der  nordgermanischen 
BechtsitueDen,  in  Holtzendorff,  Encjklopkdie  der  Rechtswisstoschaft   in  System. 

B.  LoiwsufUD,  B6«htSveffolc1l]lg^  IL  30 
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1734,  vom  König  bestätigt  am  23.  Januar  1736  (Svenges  Rikes  Lag), 
Abschnitt  vom  Prozess  (Rättegänpbalk),  nebst  ergänzenden  Gesetzen  und 
Eönigl.  Verordnungen.*) 

b)  Literatur:  G.  6room6e,  Allmänna  Civilprocessen,  Lund  1882; 
derselbe  in  Nordisk  Reteencyklopaedi  B.  IV,  Kjöbenhavn  1879—1880. 

Schrewelius,   Lärobok  i  Svenges   allmänna  nu   gällande   Civil« 
process,  Lund  1853. 

Backman,  Handbok  i  Tviste,  Utsöknings  och  Rättegängsmäi,  Stock- 
hohn 1883. 

Lindblad,  Läran  om  bevisning  inför  Rätta,  Upsala  1842. 

Derselbe,  Om  eget  erkännande,  Upsala  1838. 

Derselbe,  Om  rOstberäkning  vid  domstolame,  Upsala.  1853. 

Nordling,  Remedia  juris,  Upsala  1863. 

Derselbe,  FOrhandlingen  om  rätt  i  fönnögenhetsrättliga  saker  och 
bevisbOrdans  fördelning  mellan  stridande  parter,  Upsala  1886. 

J.  K(reüger),  Den  Svenska  bevisningsrätten,  Lund  1871. 

Trygger,  Skriftliga  bevis,  Stockholm  1887. 

Afzelius,  Om  parts  ed,  Upsala  1879. 

Husberg,  Domens  materiela  rättskraft,  Wexiö  1882. 

Grenander,  Om  förfarandet  mot  tredskande  part,  Stockholm  1879. 

Annerstedt,  Om  domarens  processledande  verksamhet,  Upsala  1875. 

Aubert,  Den  Nordiske  Vexelret,  Kjöbenhavn  1880. 

Bergstrand,  Kommentar  öfver  nya  vexellagen,  Stockholm  1885. 

Derselbe,  Utsöknings  Processen,  in  Nordisk  Retsencyklopaedi  B.  IV. 

Wolf f,  Zur  Geschichte  der  Stellvertretung  vor  Gericht,  in  der  Zeit- 
schrift für  vergleichende  Rechtswissenschaft,  B.  VI  S.  1  ff. 

Upp ström,  Der  Civilprozess  und  die  Gerichteverfassung  Schwedens 
nebst  Bemerkungen  für  Finnland,  in  derselben  Zeitschrift,  B.  X  S.  32  ff. 

Stjernhöök,  De  jure  Sveonum  et  Gotorum  vetusto,  Stockholm  1672. 

Nordström,  Svenska  Samhällsförfattningens  historia,   Helsingfors 
1840. 

Uppström,  Svenska  processens  historia,  Stockholm  1884. 


Bearbeitung,  V.  Aufl.,  Leipzig  189Ö,  S.  365  ff.;  Maurer,  Esquisse  de  rhistoire  des 
sources  du  droit  scandinave,  Ghnstiama  1878;  Dareste,  Memoire  sur  les  andennes 
lois  su^doises;  Angelot,  Sommaire  des  l^gislations  du  Nord,  Paris  1834:  das  schwe- 
dische Land-  und  Stadtrecht,  Frankfurt  und  Leipzig  1709;  Aschehoug,  Das  Staats- 
recht der  vereinigten  Königreiche  Schweden  und  Norwegen.  Freiburg  i.  B.  1886  (Maj*- 
quardsen,  Handbuch  Bd.  IV,  2.  Halbband,  2.  Abth.),  S.  103  f.:  „Die  Gerichte  in  Schwe- 
den**;  West,  EzpOB(^  de  la  lögislation  de  la  Su^de,  in  der  Revue  de  droit  fran^ais  et 
ötranger.  Band  I  S.  530;  Sparre,  Apercu  de  la  l^gislation  civile  de  la  Suedc,  in  der- 
selben Kevue  Band  XIV  S.  662f.;  Glasson,  Le  manage  dvil  et  le  divorce,  S.  71; 
d'Olivecrona,  Du  regime  des  biens  enti*e  öpouz,  4.  Aufl.,  Upsala  1878,  und  Revue 
de  droit  international  1870  S.  534  und  1883  S.  52.  Vgl.  femer  Aber  die  einzelnen  oq- 
gefflhrten  Gesetze  Annuaires  de  l^gislation  etrangere  1873  S.  488,  lvS^76  S.  804  f.,  1878 
S.  658,  663;  De  la  Grasserie,  Los  codes  su^dois  de  1734  (civil,  p^nal,  commercial), 
suivis  des  lois  post^rieures  promulguees  jusqu'a  ce  jour,  Paris  1895;  in  der  Collec- 
tion  des  principaux  codos  etraugers,  Verlag  von  A.  Durand  &  Pedone  Lauriel. 
^)  Siehe  UppstrOm.  Sveriges  Rikes  Lag  XL  Aufl.,  Stockholm  1895,  8.  304—421. 
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n.  Oesehiehtllche  Yorbemerkung.  Nachdem  durch  den  Einfluas 
kanonischer  und  gemeinrechtlicher,  auf  eine  zweckmässige,  feste  Form- 
gestaltung hinzielender  Prozessgnindsätze  der  altschwedische,  in  so 
vielen  Theilen  noch  unklare  Prozessbau,  sowie  die  spezifisch  mittel- 
alterlichen Einrichtungen  zerbröckelt  waren,  hat  seit  dem  Anfange  des 
XVIL  Jahrhunderts  während  einer  beständigen  noch  später  fortgesetzten 
Tilgung  und  Umbildung  der  Präklusionsregeln  und  Vereinfachung  der 
Formen  der  neuschwedische  Prozess  sich  zu  dem  durch  das  oben  er- 
wähnte Gesetzbuch  von  1734  bezeichneten,  mit  unwesentlichen  Modi- 
fikationen beibehaltenen  Standpunkte  entwickelt.  Aus  den  einfachsten 
Elementen  zusammengesetzt,  erscheint  der  jetzige  schwedische  Prozess 
im  Vergleich  mit  den  massgebenden  europäischen  Prozesssystemen  als 
eine  alterthUmliche  Ueberlieferung  mit  starker  volksthUmlicher  Färbung. 
Seine  durch  die  Macht  der  Umstände  bedingte  Formlosigkeit  ist  in  An- 
betracht der  komplizirten  Rechtsverhältnisse  der  Gegenwart  eine  selt- 
same, aber  nichtsdestoweniger  von  dem  innersten  Wesen  des  Typus 
untrennbare  Eigenheit. 

§2. 
2.  Prinzipien  des  Civilprozesses. 

Das  erstinstanzliche  Verfahren  i)  ist  in  der  Regel  mündlich-proto- 
koIlarisGh  und  öffentlich.  In  zweiter  und  dritter  Instanz  ist  das  Ver- 
fahren fast  rein  schriftlich  und  nicht  öffentlich.  Es  besteht  kein  An- 
waltszwang. Die  Parteien  erscheinen  persönlich  oder  durch  einen 
Bevollmächtigten  vertreten.  Vorbereitende  Schriftsätze  werden  nicht 
gewechselt.  Die  Verhandlungsweise  ist  schlicht  und  formlos.  Von 
Eventualprinzip  und  Präklusion  ist  ka;um  die  Rede.  Die  wenigen,  eine 
begtinmite  Ordnung  der  Verhandlung  bezielenden  Gesetzvorschriften 
erscheinen  in  ihrer  thatsächlichen  Gestaltung  als  unzweckmässig  und 
ungenfigend.  Sie  sind  deshalb  auch  erfolglos  und  unwirksam  geblieben. 
Nova  werden  reichlich  zugelassen;  Vertagimgen '-^  müssen  regelmässig 
viele  Male  bewilligt  werden,  anfangs  meistens  unter  Andi*ohung  einer 
Geldstrafe,  später  mit  der  Bestimmung,  dass  ohne  Rücksicht  auf  die  Ver- 
säunmiss  oder  das  Ausbleiben  der  Parteien,  in  der  Sache  erkannt  werde. 
Alles  was  zur  Aufklärung  der  Sache  gehört,  die  Darstellung  des  Saeh- 
verhalts,  Anträge,  Begründung,  Rechtsausführungen,  soll  nach  der 
unbestrittenen  Auffassung  des  Gesetzes,  unter  der  Leitung  des  Vorsitzen- 
den mtlndlich  oder  durch  zu  verlesende^  Schriftsätze,  Urkunden  und  der- 
gleichen vorgebracht  und  nebst  den  Beweiserhebungen  ins  Protokoll 
eingetragen  werden.  Von  dem  richterlichen  Prozessleitungs-  und  Frage- 
recht muss  ein  sehr  umfassender  und  ausgedehnter  Gebrauch  gemacht 
werden.    Thatsächlich   ist  der  Richter  genöthigt,  für  die  Ermittelung 

0  RftttogangB-Balk  ==:  Rgs.-B.  Kap.  14,  16,  17. 

^  Reditsmittel:  Beschwerde  an  das  vorgesetzte  Gericht,  wodurch  das  Verfahren 
nicht  gehemmt  wird. 

^  Die  Verlesung  wird  oft  fingirt 
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der  Wahiiieit  ex  nobili  officio,  doch  ohne  Yerrückang  oder  IJnter- 
drückimg  der  Parteirechte  zu  wirken.  Am  trefiTendsten  schieint  die  vor- 
heiTSchende  Yerhandlungsart  in  der  ersten  Instanz  als  eine  die  Partei* 
rechte  nicht  beeinträchtigende  Untersuchungsmethode  bezeichnet  werden 
zu  können.  In  zweiter  und  dritter  Instanz  ist  eine  nackte  Verband- 
lungsmethode  zur  Alleinherrschaft  gekommen.  Die  Beweiserhebungen 
in  erster  Instanz  finden  in  der  Regel  vor  dem  erkennenden  (zerichte 
statt.  Sie  können  einem  anderen  Gerichte,  niemals  aber  einem  beauf- 
tragten oder  ersuchten  Richter,  überlassen  werden. 

Die  ProtokoUirungsarbeit  in  derselben  Instanz  ist  während,  sowie 
nach  der  Verhandlung  eine  sehr  umfassende.  Die  Protokollsurkunde, 
die  auch  als  Grundlage  für  die  oberinstanzUche  Behandlung  und  Seur- 
theilung  der  Sache  zu  dienen  hat,  wird  gewöhnlich  erst  nach  beendigter 
Sitzung  an  der  Hand  schriftlicher  Aufzeichnungen  des  Richters  bezw. 
eines  zu  seiner  Ausbildung  bei  ihm  beschäftigten  Juristen  oder  der- 
gleichen angefertigt.  Nur  ausnahmsweise  wird  das  Pilotokoll  (d.  h.  diese 
Aufzeichnungen)  behufs  Grenehmigung  während  der  Sitzung  Torgelesen. 
Nach  beendigter  Veriiandlung  ist  das  Urtheil,  durch  Verlesung  oder 
Mittheilung  des  wesentlichen  Inhalts,  sofort  zu  verkündigen  oder  —  wie 
es  meistens  geschieht  —  es  wird  den  Parteien  erOfbet,  wann  die  ürtheils- 
yerkUndigung  erfolgen  soll.  Die  Berathung,  Abstimmung  und  Urtheils- 
verkündung  findet  also  gewöhnlich  in  einer  besonderen  Sitzung  statt. 
Abweichende  Meinungen  (doch  nicht  die  der  Laienbeisitzer  [„Ernann- 
ten"], siehe  §  3)  werden  zu  Protokoll  aufgenommen.  Vom  Protokoll 
nebst  dem  Erkeiintnlss  muss  der  Kläger  auf  seine  Kosten  eine  Abschrift 
erwirken.  Für  den  Beklagten  wird  ein  Exemplar  auf  Verlangen  aus- 
gefertigt. 

lieber  die  Einlegung  der  Rechtsmittel  sind  die  Parteien  zu  belehren. 

3.  Die  Oerichte. 

§3. 

A»  OiganüittioiL    OeriohtnpiriMalie. 

I.   Die   ordentlichen   Gerichte   erster  Instanz  sind  in  den 

Städten  die  Rathhaus-Gerichte^  (Ridstufvurätter,  Stadsrätter),   auf 

dein  flachen  Lande  die  Hundertschafts-Gerichte  (Häradsrätter,  Landt- 

domstolar).  *) 

Das  Rathhaus- Gericht^  (als  städtidche  Verwaltungsbehörde: 
Magistrat)  besteht  in  der  Regel  aus  einem  rechtsgelehrten  Vorsitzenden 

*)  Zwei  Yon  den  imbedeutendsten  St&dten  in  Schweden  sind  dem  nAchsten  Land- 
(Härads-)  Gericht  zugetheilt. 

*)  In  der  amtlichen,  ftlr  Pommern  bestimmten  deutschen  Oesets-tJebersetzang 
Ton  1807  ^jAmtsgerichte''  genannt.  „Landgericht*'  heisst  in  derselben  üeberset^uig 
die  damalige  im  Jahre  1849  eingegangene  zweite  Instanz  auf  dem  Lande,  schwedisch 
Lagmans-r&tt.    Siehe  Schildener,  Guta-Lagh,  Greifswald  1818,  p.  XXII. 

^  Rg8.-B.  Kap.  6.  Das  Rathhaus-Gericht  —  früher  der  städtische  .Rath  —  war 
bi^  1849  städtisches  Obergericht.  Das  alte  Untergericht,  Eämnersgericht,  ist  ein- 
gegangen. 
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(dem  BOrgermeisterj  und  2*— 3  meistens  rechtsgelehrten  Beisitzern  (Räd- 
man,  Rathmannen,  Rathsherren).  In  einigen  Ueinen  Städten  sind  die 
Beisitzer  oder  einzelne  derselben  Laien,  d.  h.  Bürger,  die  als  ständige 
besoldete  Richter  ^),  also  Beamte,  angestellt  werden,  und  als  solche 
gleiches  Stimmrecht  wie  die  gelehrten  Richter  haben.  In  den  grösseren 
Städten  sind  die  Rathhaus-Gerichte  in  mehrere  Kammern,  die.  in  einer 
Besetzung  von  3 — 4  Mitgliedern  erkennen,  eingetheilt. 

Der  Gerichtssprengel  des  Rathhaus- Gerichts  ist  das  städtische  Ge- 
biet, d.  h.  die  Stadt  nebst  den  dazu  gehörigen,  innerhalb  des  Weich- 
bildes liegenden  Grundstücken,  Aeckem,  Waldungen,  Wiesen  u.  s.  w. 
Die  Sitzungen  der  Rathhaus-Gerichte  werden  ein  oder  mehrere  Male 
wöchentlich  abgehalten. 

Die  Untergerichte  auf  dem  Lande, ^  die  Hundertschafts-  oder 
Härads-Gerichte,  die  noch  einige  ökonomische  Angelegenheiten  des  Be- 
zirks handhaben,  bestehen  aus  einem  rechtsgelehrten  Richter,  als  Vor- 
sitzenden, Häradshöfding  (Hundertschafts-Häupüing),  auch  Landtdomare 
(etwa  Landrichter),  oder  Domhafvande  (Gerichtsherr)  genannt,  nebst 
einem  Ausschusse  (Nämnd)  von  12  für  bestimmte  Zeit  gewählten  (er- 
nannten) Mitgliedern  des  Bezirks,  Ton  denen  wenigstens  7^  an  jeder 
Sitzung  theünehmen  müssen. 

Die  „Ernannten"  der  Hundertschafts-Gerichte  urtheilen,  wie  die  Bei- 
sitzer der  Stadtgerichte  und  die  jetzigen  deutschen  Schöffen,  sowohl 
über  die  That-  als  über  die  Rechtsfrage,  unterscheiden  sich  aber  von 
den  letzterwähnte!^  dadurch,  dass  sie  kein  individuelles,  sondern  nur  ein 
kollektives  Stimmrecht  haben.  Ihre  Meinung  erlangt  jedoch  unter  der 
Bedingung,  dass  sie  alle  einig  sind,  gegen  die  des  Vorsitzenden  Geltung, 
ein  Fall,  der  nur  ganz  ausnahmsweise  vorgekommen  ist.^)  Sonst  ist  das 
Yotnpi  des  Vorsitzenden  entscheidend.  Vor  der  Beschlusslassung  hat  der 
Richter  die  Ergebnisse  der  Verhandlungen  in  gedrängter  Darstellung 
zusammenzufassen  und  die  Laien  über  die  in  Betracht  kommenden 
rechtlichen  Gesichtspunkte  zu  belehren.  Da  bei  der  Berathung  das 
Erkenntniss  gewöhnlich  in  der  schriftlichen  Ausfertigung  bereits  fertig 
vorliegt,  wird  nicht  viel  Zeit  auf  die  Berathung  verwendet. 

Der  Gerichissprengel  des  Hundertschafts-Gerichts  besteht  aus  einem 
oder  mehreren  Hundertschaften  (Hundari,  Härad,  Tings-lag)  bezw.  einem 
Theile   einer   grösseren.    Gewöhnlich  ist  der  Richter   (Häradshöfding) 


^)  Di6  Bt&dtischen  Richter  werden  von  den  Städten  besoldet;  die  Etats  werden  vom 
König  nadi  dem  Vorschlag  der  betreffenden  Stadt  festgestellt.  Die  BOrgermeister,  in 
Stockholm  auch  die  Rathsherren,  werden  vom  König  unter  drei  Yon  den  Wahlberech- 
lagten  der  Stadt  prüsentirten  Kandidaten  ernannt.  Die  Rathsherren  werden  in  den 
Übrigen  St&dten  gew&hlt.  Die  ordnnngsmfissig  stattgeftmdene  Wahl  ist  von  der  Pro- 
vxnzdalregienmg  zn  bestätigen. 

^  Rgs.-B.  Kap.  1  §§  1,  3,  Kap.  2;  Verordnung  vom  17.  Mai  1872. 

^  Bei  gewissen  Besichtigungen  zwei  bis  sechs. 

*)  Der  EHnfluss  der  Ernannten  ist,  mit  Ausnahme  von  Schätzuagsfragen,  kein  er- 
hebüeher.  Ihr  selbstständiges  Vorgehen  hat  gewöhnlich  uicht  den  glQcklichsten  Er- 
folg gehabt. 
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Gerichtsherr  in  zwei  oder  mehreren  Gerichtssprengeln  ^),  in  denen  er 
bezw.  ein  von  dem  vorgesetzten  Hofgericht  jedesmal  bestellter  Hülfe- 
richt<3r,  in  bestimmter  Ordnung  Gerichtssitzungen  (Hundertschaftsver- 
sammlungcn,  Ting),  die  längere  oder  kürzere  Zeit  dauern,  zu  halten  hat. 

Ordentliche  Gerichtssitzungen  (lagüma  ting)  sollten  nach  dem  Cre- 
setzbuche  in  jedem  Gerichtssprengel  dreimal  jährlich  innerhalb  bestimm- 
ter Zeitabschnitte  ^m  Winter,  Sommer  und  Herbst)  gehalten  werden. 
An  manchen  Orten  wurden  sie  später  auf  zwei  beschränkt.  Zur 
Zeit  sind  die  Ting  oft  in  mehrere  Perioden  (allgemeine  Zusammen- 
künfte) getheilt.  In  Folge  dessen  werden  ordentliche  Gerichtssitzungen 
5  bis  10  mal  jährlich  in  jedem  solchen  Gerichtssprengel  gehalten. 
Unter  gewissen  Voraussetzungen  kOnnen  auch  ausserordentliche  Sitzungen 
(urtima  ting)  stattfinden.*)  Bei  jeder  ordentlichen  Hundertschaflsver- 
sammlung  tagt  das  Grericht  so  viele  Tage  oder  Wochen,  bis  alle  aus- 
gesetzten und  neuen  streitigen  und  nichtstreitigen  Sachen  erledigt  sind. 
Die  Erkenntnisse  werden  entweder,  allerdings  selten,  sofort,  oder  meistens 
einige  Wochen  oder  Monate  später,  bei  einer  besonderen,  bezw.  der 
nächsten  ordentlichen  Sitzung  (Zusammenkunft)  verkündet. 

n.  Die  Gerichte  zweiter  Instanz*)  sind  die  Hof-Gerichte 
(Svea  Hof-Gericht  in  Stockholm,  GOta  Hof-Gericht  in  JOnkOping 
und  das  Hof-Gericht  über  Skäne  und  Blekinge  in  Christianst<ad),  die  in 
mehrere  Kammern  eingetheilt  sind,  welche  in  der  Besetzung  von  5  Mit- 
gliedern (Hofgerichtsräthen  und  Assessoren)  oder  4,  wenn  wenigstens  3 
einverstanden  sind,  entscheiden. 

Die  Hof-Gerichte  eritennen  als  Berufungs-  und  Beschwerde-Gerichte, 
und  sind  ausserdem  in  gewissen  Sachen  fora  privilegiata'für  (in-  und 
ausländische)  Adlige.  Auch  in  einigen  anderen  privilegirtcn  Sachen 
entscheiden  sie  in  erster  Instanz,  und  zwar  Svea  Hof- Gericht  über 
Klagen  gegen  die  Reichsbank  und  die  Reichsschulden- Vei^waltung. 

HI.  In  dritter  Instanz  erkennt  der  oberste  Gerichtshof 
desK(5nigs^)  in  Stockholm,  bestehend  aus  16  sog.  Justizräfchen,  die 
in  zwei  Abtheilungen,  jede  in  der  Besetzung  von  7  (bez^v.  6,  5,  höch- 
stens 8)  Mitgliedern,  in  geringfügigen  Sachen  ^ogar  von  4,  wenn  alle 
einverstanden  sind,  urthellen.  Der  König  hat  in  dem  oberatcn  Gerichts- 
hofe zwei  Stimmen,  wenn  Er  persönUch  den  Vorträgen  und  der  Be- 
schlussfassung beizuwohnen  geruht.  In  der  Regel  wird  von  diesem 
Recht  kein  Gebrauch  gemacht.  Will  eine  Abtlieilung  in  einer  Rechts- 
frage von  früheren  Entscheidungen  des  Gerichtshofes  abweichen,  so  wird 
die  Sache  in  der  Regel  vor  das  Plenum  der  vereinigten  AbtbeUungen 


0  Die  gesammten  Gerichtssprengel  eines  Landrichters  bilden  einen  Kreis  (Domsaga), 
deren  es  in  Schweden  117  giebt    Die  Mittelgrosse  des  Kreises:  38200  Einwohner. 

*)  Ueber  Verhaftete  wird  auch  in  besonderen  Sitzungen  (oft  im  Gkrichtssaal  des 
Gefängnisses)  erkannt. 

^  Rgs.-B.  Kap,  8. 

*)  Regierungsform  §§  17—26;  siehe  UppstrOm;  Sveriji^es  Grundlagar,  Stockholm 
1895,  3.  Aufl.;  Rgs.-B.  Kap.  30. 
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verwiesen  und  die  Entscheidung  in  ein  besonderes  Denkbuch  eingetragen. 
Neben  dem  obersten  Gerichtshof  besteht  ein  besonderes  Kollegium,  die 
sog.  Untere  Justiz-Revision,  bestehend  aus  11  oder  mehreren  aus 
dem  Richterstand  genommenen  Berichterstattern  (Revisionssekretären), 
welche  die  Sachen  vorbereiten  und  dem  Gerichtshofe  vortragen. 

IV.  Besondere  Gerichte  sind  a)  die  Grundstücks-Ausein- 
andersetzungs-Gerichte  (Egodelnings-,  Egoskilnads-rätter),  in  der 
Regel  aus  dem  Landrichter  als  Vorsitzenden  und  3  besonders  erwählten 
sachverständigen  Laien  als  Beisitzern  zusammengesetzt,  b)  die  Militär- 
gerichte, c)  das  Eammergericht  (Rechnungshof)«  d)  die  Gonsistoria 
ecclesiastica,  e)  die  Grenz-Zoll-Gerichte,  f)  die  Polizeigerichte 
Xin  Stockholm  und  Göteborg,  aus  einem  Einzelrichter  bestehend),  und 
g)  die  in  einigen  Städten  eingerichteten  Polizeikammern. ^) 

V.  Die  Gerichtssprache  ist  die  schwedische. 2)  Dolmetscher 
können  von  den  Parteien  oder  Gerichten  zugezogen  werden.  Eingaben 
in  fremden  Sprachen  müssen  in  der  Regel  übersetzt  werden. 
Die  Uebersetzung  ist  vom  Notarius  publicus  zu  bestätigen. 

§*• 

B,  SSnutiiidigkeit  der  QeriQhte.^ 

1.  Sachliche  Zuständigkeit.  Die  sachliche  Zuständigkeit  der  ein- 
zelnen Gerichte  in  jeder  Instanz  ist,  von  den  oben  erwähnten  Ausnahmen 
abgesehen,  in  .der  Hegel  eine  gleiche.  Doch  sind  die  Rathhaus-Gerichte 
in  Wechsel- und  Sperechtssaehen  ausschliesslich  zuständig,  und  zwar  in 
Di^achesachen  nur  die  ia  den  Städten,  wo  Dispacheure  angestellt  sind 
(Stockhiiilm,  %St0bcn*^,  Halmö,  llemösand).  In  Streitigkeiten  betreffend 
fremde  WaarenmarkeH,  sowie  in  Patentstreitigkeiten,  die  sich  nicht 
auf  Verfolgung  unerlaubter  Nachahmung  beziehen,  ist  das  Rathhaus- 
Gericht  in  Stockholm  ausschliesslich  zuständig. 

n.  Oertliche  Zuständigkeit,  Gerichtsstände.  In  Klagen  wegen 
Forderungen*)  und  anderer  persönlicher  Ansprüche,  einschliesslich  Ge- 
währleistung in  Folge  eines  Verkauf,  ist  das  Gericht  des  Wohnsitzes 
<ies  geklagten  zuständig.  Als  Wohnsitz  gilt  der  Ort,  wo  jemand  in  die 
staatliche  Steuerrolle  eingetragen  ist.  Schwedische  ünterthauen,  die  keinen 
festen  Wohnsitz  im  Lande  haben,  werden  verklagt,  wo  sie  angetroffen 
werden,  und  wenn  sie  sich  im  Auslande  aufhalten,  wo  sie  ihi'en  letzten 
Wohnsitz  hatten. 

~  Ausländer,   ohne  Wohnsitz  in   Schweden,   werden  verklagt  bei 

0  Si^he  UppstrOxn,  Domstolarnas  imüttniiig,  Kap.  4  Om  Jurisdiktionen  i  polismftl, 
Stockholm  1884. 

^  Ffir  die  Finnen  und  Lappen  in  Norrland  werden  besondere  Dolmetscher  zu- 
gezogen. 

^  Rgs.-B.  Kap.  10;  Kap.  15  §  12. 

^  Ueber  das  l^ekulionsverfahren  bei  Ansprüchen  wegen  der  aul  Schuldscheine 
nnd  dgL  Urkunden  gestützten  Forderungen  siehe  unten  f  18. 
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dem  Gericht,  in  dessen  Bezirk  sie  angetroffen  werden.  FQr  Klagen 
auf  Erfüllung  einer  von  einem  Ausländer  in  Schweden  eingegange- 
ner Verpflichtung  oder  Bezahlung  einer  yon  ihm  während  seines  Auf- 
enthalts in  Schweden  eingegangenen  Schuld  gilt  in  der  Regel  als  zu- 
ständig entweder  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  er  YermOgen  hat,  oder 
das  forum  contractus,  oder  das  Gericht  des  Orts,  wo  die  Schuld  ent- 
standen ist  (Gesetz  vom  20.  März  1891).  In  Ansehung  der  Dänen 
gilt  eine  besondere  Konvention  vom  25.  April  1861. 

Die  bei  städtischen  Jahrmärkten  zwischen  Käufer  und  Verkäufer 
entstehenden  Streitigkeiten  gehören  vor  das  Stadtgericht,  wenn  sie  sofort 
anhängig  gemacht  werden  oder  wenn  der  Beklagte  später  —  doch  «ho 
er  in  der  Sache  vor  ein  anderes  Gericht  vorgeladen  ist  —  wieder 
nach  der  Stadt  kommt. 

Erbschafts-  und  Testamentsklagen,  sowie  Str^tigkeiten  wegen 
Forderungen  an  einen  Verstorbenen  werden  vor  dem  Gericht,  bei  weldiem 
dieser  seinen  persönlichen  Gerichtsstand  hatte,  oder  an  dem  Orte,  wo 
er  angestellt  war,  erhoben. 

Fttr  Klagen  gegen  den  Vormund  ist  entweder  das  Gericht  seines 
Wohnsitzes  oder  das  die  Aufsicht  Über  die  Vormundschaft  ausübende 
Gericht  zuständig. 

Der  Gerichtsstand  des  Verwalters  wird  durch  den  Ort,  wo  die 
Verwaltung  gefQhrt  wird,  bestimmt. 

Handelsgesellschäften,  bezw.  die  Mitglieder  derselben,  werden, 
wenn  kein  besonderer  Gerichtsstand  begründet  ist,  an  dem  Orte,  wo 
die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat,  verklagt;  Spaikassen,  wo  der  Sitz  der 
Direktion  ist  (Gesetz  vom  29.  Juli  1892,  §  6),  und  Aktien-Gesell- 
schaften an  dem  in  der  Gesellschafts-Ordnung  als  Sitz  des  Verwaltungs- 
raths  bestimmten  Orte  (Kgl.  Verordn.  vom  6.  Oktober  1848,  ^  12,  und  Ge- 
setz über  die  Aktien-Gesellschaften  vom  28.  Juni  1895).  Das  zuständige 
Gericht  für  Privatbanken,  welche  Banknoten  ausgeben,  ist  das  Bath- 
haus-Gericht  in  der  Stadt,  wo  das  Hauptbetriebslokal  der  Bank  ist. 

Mehrere  Personen,  die  ihren  persönlichen  Gerichtsstand  bei  ver- 
schiedenen Gerichten  haben,  kSnnen  als  Streitgenossen  bei  'dem  Ge- 
richt, in  dessen  Bezirk  der  am  meisten  Betheiligte  seinen  Wohnsitz  hat, 
verklagt  werden.  Bei  Klagen  gegen  mehrere  Schuldner  i)  kann  ein 
joder  in  seinem  persönlichen  Crerichtsstand  belangt  werden,  oder  es 
erfolgt  die  Ladung  sämmtlicher  Betheiligter  vor  das  Gericht  eines  der- 
selben nach  der  Wahl  des  Klägers. 

FQr  Entschädigungsansprüche  aus  einem  Delikt  idt  das  Ge- 
richt zuständig,  bei  dem  die  öffentliche  Klage  wegen  des  Delikts  erhoben 
ist.^    Für  Klagen  wegen  Ansprüchen  aus   einem  aüsserehelichen  B^- 


0  Die  Aaslegnng  des  Gesetzes  ist  nicht  ganz  unstreitig. 

^  Solche  Ansprache  'iverden  in  der  Regel  als  Nebenfingen  zu  der  Stesftache  be- 
handelt. Der  allgemeine  Gerichtsstand  in  Strafsachen  ist  bei  den^jenigen  Gericht  be^ 
gründet,  in  dessen  Bezirk  die  strafbare  Handlang  begangen  ist. 
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schlal  ist  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  der  Beischlaf  stattgefunden  hat, 
zuständig. 

Der  Gerichtsstand  in  Ehe-  und  Yerlöbnisssachen  wird  nach 
dem  Wohnorte  des  Unschuldigen,  oder  nach  dem  letzten  Wohnsitz  des 
Entwichenen,  bezw.  nach  dem  Orte  des  Ehebruchs  u.  s.  w.  bestimmt. 

Streitigkeiten  wegen  Eigenth ums,  Besitzes  oder  Niessbrauchs 
an  einem  Grundstock,  sowie  Grenzstreitigkeiten  und  dergleichen 
dingliche  Klagen  gehören  Yor  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  das  Grund- 
stock (bezw.  das  Hauptgu,t)  liegt  (forum  rei  sitae).. 

FOr  Klagen  eines  Prozessbevollmächtigten  wegen  Auslagen 
und  GebOhren  ist  das  Gericht  zuständig,  welches  auf  Antrag  dieses 
Bevollmächtigten  zuletzt  in  der  Sache  erkannt  hat. 

üeber  sonstige  Ansprüche,  die  aus  einer  Hauptsache  herfliessen, 
wie  Schadenersatz,  Prozesskosten  und  dergleichen,  worüber  eine 
besondere  Klage  vorbehalten  ist,  wird  vom  Gerichte  des  Hauptprozesses 
erkannt. 

Bei  dem  Gerichte  der  Klage  kann  Widerklage  erhoben  werden^ 
wenn  beide  Klagen  Zusammenhang  (Konnexität)  mit  einander  haben. 

Yereinbarung  über  den  Gerichtsstand  ist,  mit  Ausnahme  der  See- 
rechtssachen, ^  nur  mit  Erlaubniss  des  Königs  statthaft.  Unseres- Wissens 
ist  von  diesem  Bewilligungsrecht  niemals  Gebrauch  gemacht  worden. 

§5. 
4.  Bie  Parteien. 

A.   ProBessffthigkeit. 

Die  Fähigkeit  einer  Partei  vor  Gericht  zu  stehen,  d.  h.  die  Fähig- 
keit, vor  Gericht  prozessualische  Handlungen  vorzunehmen,  bestimmt 
sich  nach  den  aUgemeinen  Grundsätzen  des  bürgerlichen  Rechts.  Pro- 
zessfähigkeit kommt  sonach  jeder  Person  zu,  welche  civilrechtlich  hand- 
lungs-  und  verpflichtunprsfähig  ist.  Unfähig  sind  in  der  Begel  Unmün- 
dige und  Ehefrauen.  Jene  werden  durch  den  Vormund,  diese  durch 
den  Ehemann  vertreten.  Jedoch  kann  die  Frau  Scheidung  von  Tisch 
und  Bett,  Ehetrennung  oder  Aufhebung  der  Gütergemeinschaft  bean- 
tragen, sowie  betreu  ihres  dem  Yerwaltungsrecht  des  Mannes  ent- 
zogenen PrivatvermOgens  selbständig  klagen.^  Ais  prozessfähig  gilt 
auch  die  Handelsfrau.') 

B.  Intervention.^)    StreitgenoBBenschaft. 

Haupt-  sowie  Nebenintervention  kann  in  jeder  Lage  des  Rechts- 
streits bis  zur  rechtskräftigen  Entscheidung  statt  finden  und  ist  nicht  be- 


■)  SeegesetK  Tom  12.  Juni  1891,  §  334. 

^  Giftennals-Balk  im  Gesetzbacli  von  1734  Kap.  9  §  1.  EOnigl.  Yerordn.  todx 
11.  Dezember  1874.  Erkenntnisse  des  obersten  Gerichtshofs  vom  23.  NoTember  1887, 
24.  September  1889. 

^  Gewerbeverordn.  vom  18.  Juni  1864,  §  4. 

^)  Rgs.-B.  Eap.  18. 
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dingt  durch  eine  Vorladung,  die  nur  bei  der  Hauptintervention ')  auf  An- 
trag, in  den  oberen  Instanzen  auch  von  Amtswegen,  vorgeschrieben  wird. 
Die  Vorladung  erfolgt  vor  das  erstinstanzliche  Gericht.  In  den  oberen 
Instanzen  ruht  die  Sache  bis  zur  rechtskräftigen  Entscheidung  über  die 
Hauptintervention. 

Ueber  die  Streitgenossenschaft  enthält  die  schwedische  Gesetz- 
gebung keine  allgemeinen  Vorschriften.^ 

5.  ProzessbevoUm&ehtlgte.    Anwälte«^) 

Es  besteht  kein  autoiisirter  Anwaltsstand  und  auch  kein  Anwalts- 
zwang. Die  Anwälte  kOnnen  jedoch  die  Genehmigung  des  Gerichts 
ssur  Ausübung  der  Froxis  nachsuchen.  Als  Prozessbevollmächtigte  werden 
sowohl  Rechtegelehrte  ^)  als  Laien  ohne  Unterschied  zugelassen.  Voll- 
macht ist  in  allen  streitigen  Sachen  nOthig.  Sie  muss  vom  Auftraggeber 
unterzeichnet  und  mit  einem  Abdruck  seines  Siegels^)  versehen  oder, 
wenn  der  Auftraggeber  nicht  schreiben  kann,  von  zwei  glaubwürdigen 
Zeugen  bestätigt  sein.  Ein  Ausländer  thut  gut,  seine  Unterschrift 
amtlich  bestätigen  zu  lassen.^) 

Telegraphische  Prozessvollmacht  gilt  nur  unter  gewissen  Bedin- 
gungen, wenn  sie  von  einer  Telegraphen-  oder  Eisenbahnstation  des 
schwedischen  Staates  abgesandt  und  die  Namensunterschrift  des  Auftrag- 
gebers von  ihm  selbst  oder  einem  Zeugen  vor  dem  betreffenden  Stations- 
baamten  bestätigt  worden  ist.'') 

Ueber  AnwaltsgebOhren  siehe  §  8  C  S.  469. 

§7. 
6.  Armenreekt.    Kaottonspllieht. 

▲.  Armenrecht.  ^ 
Die  einheimischen  Armen,  d.  h.  mittellose  Personen,  welche  durch 
ein  amtliches  Attest  ihre  Mittellosigkeit  nachweisen,  sind  von  Stempel- 
und  Gerichtsgebühren  —  Behändigungskosten  ausgenommen  —  sowie 
von  Appell-  und  Revisionsabgaben,  Hinterlegungs-  und  Sicherstellungs- 
pflicht bei  Einlegung  von  Rechtsmitteln  und  dergleichen  befreit.  Die 
vom  Gericht  genehmigten  Anwälte  sind  verpflichtet,  Armen  unentgelt- 
lich vor  dem  Gericht  Beistand  zu  leisten. 


0  Rgi.-B.  Kap.  J8  .§  2. 

*)  Einzelne  Bestimmongen  siehe  unter:  Gerichtsstände,  Klage,  Klage- 
hflafnng,  Einreden,  s.  o.  §  4  nnd  u.  §  9. 

")  RgB.-B.  Kap.  15. 

^)  Solche  giebt  es  an  allen  Orten  von  einiger  Bedeutung. 

^  Nicht  indispensabel,  nach  mehreren  Präjudikaten,  siehe  UppstrOm,  Svoriges 
Rikes  Lag,  Rgs.-B.  Kap.  15  §  4  Anmerkungen. 

*)  Betreffend  Uebersetzung  und  Bescheinigung  siehe  Gerichtssprache  §  3  V. 

')  Gesetz  vom  13.  Juli  1887. 

^  KOnigl.  Verordn.  fiber  die  Expeditionsgebflhren  vom  7.  Dezember  18^,  §  14. 
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Gesetzliche  Bestimmungeii  über  die  Gewälirung  des  Armenrechts 
an  Ausländer  existiren  nicht;  ihre  Zulassung  zum  Armenrecht  unter- 
Kegt  jedoch  keinem  Bedenken.  ^) 

B.  Kaution« 
In  erster  Instanz  ist  der  schwedische  Bürger  von  jeder  Sicherstellung 
irei.  Von  ausländischen  Klägern  kann  der  Beklagte,  wenn  er  schwe- 
discher Bürger  ist,  mit  Ausnahme  der  im  §  1  des  Gesetzes  vom  19.  No- 
vember 1886  bezeichneten  Fälle,  2)  im  ersten  Termin,  in  weichem  jener 
erscheint,  Sicherstellung  wegen  der  Kosten  und  etwaiger  Entschädigung 
verlangen.  In  Ermangelung  einer  Vereinbarung  darüber  wird  der  Betrag 
und  die  Art  der  Sicherstellung  vom  Gericht  unter  Androhung  der  Löschung 
der  Sache  bestimmt.  Durch  Staatsvertrag  vom  7.  Juli  1887  sind  dänische 
Staatsangehörige  von  dieser  Verpflichtung  befreit,  ^j  Ueber  Sicher- 
stellung bei  Einlegung  von  Rechtsmitteln  siehe  §  12. 

')  In  emein  vor  dem  KOnigl.  L&ndgericht  I  in  Berlin  verhandelten  Prozesse 
CO.  573/89  C.  K.  2  (ü,  931/90  C.  S.  IV)]  hat  die  Königl.  Sch\?edisch-Norwegi8che  Ge- 
sandtschaft  unter  dem  23.  Juli  1890  folgende  Auskunft  ertheilt: 

„Die  Königlich  Schwedisch-Norwegische  Gesandtschaft  bestätigt  hierdurch,  dass 
ein  in  Schweden  vor  Gericht  klagender  Ausländer  in  Betreff  sämmtiicher  dem 
Staate  oder  dessen  Beamten  zufallenden  Gerichtskosteu  den  Inifindern  vollständig 
gleichgestellt,  also  auch  wie  diese,  unter  Umständen,  wie  zum  Beispiel  durch 
amtlichen  Nachweis  der  Mittellosigkeit,  davon  befreit  ist.** 

*)  Vgl.  Gesetz  betr.  die  Verpflichtung  der  Ausländer  in  Klagen  gegen 
schwedische  Bflrger  bei  schwedischen  Gerichten  Bürgschaft  für  Kosten 
und  Schäden  zu  stellen,  vom  19.  November  1886.    Dasselbe  lautet: 

n§  1.  Wenn  ein  Ausländer,  sei  es,  dass  er  in  Schweden  wohnt  oder  nicht,  gegen 
einen  Schweden  klagen  will,  so  liegt  es  dem  Kläger  ob,  auf  Antrag  des  Beklagteii 
diesem  eine  schriftliche  Bürgschaft  von  zwei  zahlungsfWgen  in  Schweden  wohnhaften 
schwedischen  Leuten  zu  leisten,  welche  Einer  für  Beide  und  Beide  für  Einen  wie  für 
eigene  Schuld  (9lt  Kosten  und  Schäden  bürgen,  die  der  Kläger  durch  rechtskräftiges 
Urtbeil  in  der  Sache  dem  Beklagten  zu  zahlen  schuldig  erkannt  werden  kann,  oder 
andere  Sicheriieit  dafür  zu  stellen.  Dieser  Antrag  darf  nicht  später  gestellt  werden, 
als  im  erstem  Termin,  in  welchem  der  Beklagte  erscheint,  und  es  darf  eine  solche 
Bürgschaft  oder  Sicherheit  auch  nicht  gefordert  werden,  wenn  die  BUage  des  Aus- 
länders nur  eine  Widerklage  ist  oder  auf  Wechsel  gegründet  ist  oder  in  Folge  einer 
gerichtlich  erlassenen  Ediktalladung  erhoben  ist. 

§  2.  Wenn  der  im  §  1  erwähnte  Antrag  gestellt  ist,  so  wird  dem  Kläger  bei 
Strafe  der  Löschung  der  Sache  aufgegeben,  binnen  einer  besümmteii  Zeit  solche  Bürg- 
schaft, wie  oben  erwähnt,  oder  andere  Sicherheit  in  dem  Betrage  und  in  deijenigen 
Beschaffenheit  zu  stellen,  welche  vom  Beklagten  als  genügend  anerkannt  oder  vom 
Gericht  bestimmt  wird. 

§  3.  Das  hier  Gesagte  findet  keine  Anwendung  auf  Bürger  eines  fremden  Staates, 
in  welchem  schwedische  Unterthanen  vertragsmässig  nicht  verpflichtet  sind,  bei 
Etagen  solche  Sicherheit,  wie  oben  erwähnt,  zu  stellen.  ** 

^  Dieser  Vertrag  lautet: 

„Seine  Majestät  der  KOnig  von  Schweden  und  Norwegen  und  Seine  Mi^estät  der 
KOnig  von  Dänemark  haben  die  Endesunterzeichneten  folgende  Uebereinkunft  zu 
schlioBsen  beauftragt: 

Ein  schwedischer  Unterthan,  welcher  bei  einem  dänischen  Gericht  gegen  einen 
dänischen  Unterthan  klagen  will,  ist  nicht  verpflichtet,  Bürgschaft  oder  andere  Sicher^ 
heit  ftlr  Kosten  und  Schäden,  die  er  dem  Beklagten  zu  entrichten  verurtheilt  werden 
kann,  zu  stellen. 
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7«  Prozesskosteiu 

A.  Prosesakosten.  >) 

üeber  den  Kostenpunkt  idrd  neben  der  Hauptsache  erkannt.  Bei 
den  üntergerichten  kann  jedoch  eine  besondere  Klage  darttber  vorbe- 
halten werden.  Die  Parteien  müssen  den  Betrag  ihrer  Kosten  recht- 
zeitig, bei  den  Untergerichten  vor  dem  Schluss  der  Verhandlungen^ 
angeben.  Ist  die  Sache  so  dunkel  und  zweifelhaft,  dass  gegründete 
Ursachen  zum  Prozesse  vorhanden  waren,  oder  ist  der  obsiegenden 
Partei  ein  richterlicher  Eid  auferlegt,  so  findet  kdne  Kostenerstattungis- 
Pflicht  statt.  Wenn  die  Parteien  wechselweise  obsiegen  und  unterliegen 
oder  wenn  die  im  Untergericht  gewinnende  Partei  beim  Obergericht 
unterliegt,  sind  die  Kosten  zu  kompensiren. 

B.  Gteiiohtskosten.') 

Die  Yorladungsresolution  kostet  an  Stempel  und  Gebühren 
2  Kronen. 

Die  Zustellungsbeauftragten  bekommen  ein  Jeder  lOr  jede 
Behändigung  50  Oere  nebst  den  etwa  nOthigen  Beisekosten. 

Protokoll  und  Urtheil  (gewöhnlich  im  Zusammenhang  ausge* 
fertigt)  bei  den  Untergerichten  kosten  an  Stempel  und  Gebühren 
für  den  ersten  Bogen  3  Kronen,  für  jeden  folgenden  2  Kronen. 

Die  Urtheile  der  Hofgerichte  werden  mit  einem  Stempel  von 
10  Kronen  fOr  den  ersten  Bogen  und  2  Kronen  für  jeden  folgenden 
versehen. 

Der  Bescheid  über  das  Revisionsgesuch  sowie  über  Erfüllung 
der  vorgeschriebenen  Präs  tan  da  und  die  Protokolle  des  Hofgericbts 


8o  lange  diese  Bestimmung  in  Geltung  ist,  soU  ebenso  ein  d&nischer  Unterthan 
Ton  der  nach  dem  Gesetz  Tom  19.  November  1886  den  AuslAndem  obliegenden  Ver- 
pflichtung in  Klagen  Tor  schwedischen  Gerichten  Bürgschaft  oder  andere  Sicherheit 
für  Kosten  und  Schäden  zu  stellen  befreit  und  folglich  in  dieser  Hinsicht  -zu  keinen 
anderen  Verpflichtungen  als  den  einem  schwedischen  ünterthan  obliegenden  ver- 
bunden sein. 

Diese  Üebereinkunft  soll  am  1.  September  1887  in  Kraft  treten  und  bis  zum  Ab- 
lauf eines  Jahres  von  dem  Tage,  an  welchem  eines  der  Reiche  dieselbe  gekündigt  h&t, 
gültig  bleiben. 

Zur  Bestätigung  dessen  haben  die  Endesunterzeichneten  diese  Deklaration  unter- 
schrieben und  mit  ihrem  Siegel  versehen,  welches  geschah  in  Kopenhagen  in  zwei 
Exemplaren  den  7.  Juli  1887. 
Sr.  Majestät  des  Königs  von  Schweden  und  Norwegen  ausserordentlicher  Gesandter 

und  bevollmäohtigter  Minister 

Lave  Beck-Friis, 

Sr«  Miyestät  des  Königs  von  Dänemark  Müiistw  des  Auswärtigen 

0.  D.  BosenOhn-Lehn.^ 

0  Bgs.-B.  Kap.  21. 

')  Verordnung  über  die  Expeditionsgebühren  vom  7.  Dezember  1883;  Verordn. 
über  die  Stempelabgaben  vom  9.  August  1894. 
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fOr  die  reyisicmssncheiide  Partei  werden  bezahlt  mit  4  Kronen  an  Stempel 
iBr  den  ersten  Bogen,  2  Kronen  f&r  jeden  folgenden;  für  Protokolle,  welche 
auf  fakultatives  Begehren  ausgegeben  werden,  sind  bei  den  Hofgericfateh 
die  Kosten  noch  geringer. 

Die  ürtheile  der  dritten  Instanz  werden  fOr  den  Bevisionskläger 
mit  einem  Stempel  zu  20  Kronen  für  den  ersten  Bogen,  5  Kronen  fOr  jeden 
folgenden  Bögen  versehen.  Dem  Bevüsionsbeklagten  wird  auf  Verlangen 
ein  Exemplar  des  ürtheils  (nach  dem  Massstab  der  Kosten  für  Protokolle, 
deren  Auslösung  hier  in  der  Begel  nicht  obligatorisch  ist)  gegen  Stempel 
und  Grebtihren,  zusammen  4  Kronen  für  den  ersten  Bogen  und  2,50  für 
jeden  folgenden,  ausgehändigt. 

Andere  gerichtliche  Abgaben  für  das  Verfahren  werden  nicht  er- 
hoben. 

C.  AnwaltsgebührezL 

Ueber  die  Honorare  und  Entschädigungen  der  Rechtsanwälte  giebt 
es  keine  gesetzlichen  Bestimmungen.  Sie  werden  durch  Vereinbarung 
oder  gerichtlich  festgesetzt.  Letzteren  Falls  werden  sie  in  Stockholm 
usuell  nach  etwa  folgenden  Normen  berechnet.^) 

Bei  Eintreibung  von  Forderungen  auf  Grund  klarer  Schuldscheine 
und  dei^leichen  im  Wege  des  Exekutiv-Verfahrens  (siehe  u.  §  13B) 
beträgt  das  Honorar  5 — 6  Prozent  der  einzutreibenden  Summe. 

In  streitigen  Sachen,  die  grössere  Werthe  betreffen,  wird  unter 
der  Voraussetzung,  dass  die  Sache  gewonnen  wird,  derselbe  Prozentsatz 
von  dem  nach  Vollstreckung  des  ürtheils  fiir  den  Gläubiger  erlangten 
Betrag,  bezw.  von  dem  Werthe  des  zuerkannten  Streitgegenstands 
berechnet.  Bei  einem  geringeren  Streitgegenstände  stellt  sich  der  Pro- 
zentsatz höher  (etwa  10  Prozent).  FUr  den  Fall  des  Unterliegens  wird 
ein  geringerer  Betrag  als  Minimalsatz  festgestellt.  Ausser  dem  Honorar, 
welches  hauptsächlich  als  Vergütung  fOr  Information,  Geschäftsbetrieb, 
Schriftsätze  und  Mergleichen'  zu  betrachten  ist,  wird  für  jeden  Termin 
bei  den  Untergerichten  an  dem  Ort,  l^o  der  Anwalt  wohnt,  eine  Summe 
von  15 — 21b  Kronen  bezahlt.  FOr  das  Erscheinen  bei  Gerichten  an 
anderen  Orten  werden  50—100  Kronen  an  Tagegeldern  nebst  Fuhrkosten 
gefordert.  -^  In  zweiter  Instanz  wird,  wenn  anderes  nicht  yereinbart 
ist,  ein  Pauschquantum  von  50  Euronen,  in  dritter  Instanz  von  1(X)  Kronen 
n^>8t  etwaigen  Gebühren  für  Schriftsätze  berechnet. 

In  der  Provinz  stellen  sich  die  Sätze  niedriger. 

§9. 
8»  Bas  Verfahren  Im  Allgemeinen. 

A.  Die  Klag e.^  Die  Klageerhebung,  die  durch  keinen  voraus- 
gehenden Sühneversuch  bedingt  ist,  erfolgt  durch  Behändigung  einer 
schriftlichen  Vorladung,   wodurch  Beklagter  richterlicherseits   zum  Er- 

^)  Nach  Mittheilung  des  Herm  Rechtsanwalts  E.  Uddenherg,  Stockholm. 
*)  Rgs.-B.  Kap.  11. 
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scheinen  an  einem  bestimmten  Termin  geladen  wird.  ^)  Die  Yorladungs- 
frist  beträgt  bei  den  Land-Gerichten  14,  bei  den  Stadt-Gerichten  8  Tage 
nach  der  Behändigung,  wenn  der  Beklagte  innerhalb  des  Gerichts- 
bezirks wohnt.  Sonst  sind  längere  Ladimgsfrißten  vorgeschrieben;  — 
für  Personen,  die  sich  im  Auslande  aufhalten,  beträgt  die  Ladungs- 
frist 6  Monate.  In  Wechselsachen  kann  Beklagter  zum  sofortigen  Er- 
scheinen vorgeladen  werden. 

Die  Zustellung,  die  vom  Kläger  diu:ch  (zwei)  gerichtlich  bestellte 
und  beeidigte  oder  andere  unverwerflicbe  Zustellungsbeauftragte  be- 
sorgt werden  soll,  geschieht  in  der  Regel  durch  Behändigung  der  Vor- 
ladungsurkunde in  Person,  worüber  von  den  Zustellungsbeauftragten 
ein  Zeugniss  behufe  Vorlegung  beim  Gericht  angefertigt  wird.  Die 
Verlesung  der  Vorladungsurkuude  bei  der  Zustellung  ist  fakultativ. 

Wenn  der  Beklagte  nicht  angetroffen  wird,  so  erfolgt  unter  gewissen 
Bedingungen  die  Behändigung  durch  Anschlag  an  seiner  HausthOr  oder 
durch  Bekanntmachung  in  der  Amts-Zeitung. 

Die  Wirkung  der  Einreichung  der  Klage  ist  die  Rechtshängig- 
keit der  Sache.  Durch  die  Behändigung  der  Vorladung  wird  der  Kläger 
eventuell  kostenerstattungsplOüchtig. 

Klagehäufung  in  subjektivem  Sinn  ist  nach  dem  Gesetz  zulässig. 
Objektive  Klagehäuiung  wirkt  keine  Nichtigkeit. 

B.  lieber  Aenderung  und  Emendirung  der  Klage  enthält  da& 
Gesetz  keine  Vorschriften.  Ergänzungen  und  Berichtigungen  werden 
in  der  Praxis  zugelassen.  Eine  die  Identität  des  Anspruchs  beseitigende 
Aenderung  des  Klagegrundes  ist  jedoch  als  imstatthaft  anzusehen. 

G.  Einreden'^)  sind,  wenn  mögUch,  sogleich  im  Anfange  des 
Prozesses  auf  einmal  vorzubringen.  Die  gesetzliche  Androhung  von 
Geldsti*afen  wegen  vorsätzlicher  Zurückhaltung  derselben  ist  ohne  Er- 
folg geblieben.  Prozesshindernde  Einreden  sind  nur  die  der  Unzu- 
ständigkeit des  Gerichts  (nicht  die  der  Unzulässigkeit  des  Rechts- 
weges) und  die  der  Streitgenossenschaft  (exceptio  plurium  cit^indo- 
rum).  Gegen  Entscheidungen  über  die  prozesshindemden  Einreden  findet 
sofortige  Beschwerde  an  das  vorgesetzte  Hof-Gericht  statt.  Die  Zu- 
ständigkeit des  Gerichts  wird  von  Amtswegen  geprüft.  An  Entschei- 
dungen über  die  Ausschliessung  oder  Ablehnung  eines  Richters  nimmt 
dieser  selbst  Theil.^ 


^)  Gewöhnlich  wird  vom  Kläger  ein  VorladongsgeBach,  worin  die  Klage  nnd  der 
Gegner  bezeichnet  werden,  beim  Gericht  bezw.  Richter  eingereicht  und  richterlicher- 
seits  mit  Resolution  versehen.  Seltener  wird  die  gvazß  Yorladungsurkunde  von  dem, 
Richter,  bezw.  einem  Beauftragten  auf  mündlichen  Antrag,  ausserhalb  der  SiUung  aus- 
gefertigt. 

•)  Rgs.-B.  Kap.  16. 

')  Rg8.-B.  Kap.  13  §  1.  Erkenntniss  des  obersten  Gerichtshofs  vom  3.  April  1876^ 
vom  26.  Mai  1891. 
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§  10. 
9.  Yerfahren'  in  erster  Instanz. 

A.  Die  Parteien -Verhandlung.^) 
Die  einzige  Vorbereitung  der  mttndlichen  Verhandlung  ist  die 
Klage,  welche,  oft  von  Persoixen  niedriger  Bildungsstufe  verfasst,  in 
den  meisten  Fällen  weder  leicht  verständlich  ist,  noch  einigermassen 
gentigende  BegrOndung  enthält.  £s  wird  deshalb  Aufgabe  de» 
Richters,  nachdem  die  Sache  gemäss  der  (in  einer  am  Anfang  der 
Hundertschaftsversammlung,  der  allgemeinen  Zusammenkunft,  oder  der 
Sitzung  des  Rathhausgericbts  angesclilagenen  Liste ^  bestimmten)  Reihen- 
folge aufgerufen  worden  ist  und  die  Parteien  erschienen  sind,  bei  oder 
nach  der  fast  immer  durch  den  Richter  stattfindenden  Verlesung  der 
Klage  durch  umständliches  Fragen  den  Kernpunkt  der  Sache  zu  er- 
forschen und  die  Parteien  zu  der  erforderlichen  Auskunftsertheilung 
zu  bewegen.  Die  etwaigen  Schriftsätze,  auf  welche  die  Parteien  sich 
beziehen,  sind  gewöhnlich  von  gleicher  Art  wie  die  Klage.  Erscheinen 
für  beide  Theile  geschulte  Rechtsanwälte,  so  wird  der  Verlauf  ein- 
facher. Weil  aber  der  Kläger  von  den  gegnerischen  Einreden,  Gründen 
und  Beweisstücken  gewöhnlich  gar  keine  Vorkenntniss  hat,  schleppt 
^ch  die  Sache  meistens  mühsam  und  langsam  vorwärts  und  sie  ist 
oft  bei  der  Antretung  des  gewöhnlichen  Beweises,  d.  h.  des  Zeugen- 
beweises, der  nur  durch  Benennung  der  Zeugen  geschehen  kann  und 
sehr  oft  schon  bei  der  ersten  Verhandlung  erfolgt,  wenig  geklärt. 
Behufs  weiterer  Informirung  bezw.  Beantwortung  der  gegnerischen 
Ausführungen  finden  in  der  Regel  viele  Vertagungen  statt,  bis  die  Sache 
spruchreif  erscheint  oder  die  Auskunftsquellen  versiegen.  —  In  Rech- 
nungssachen  kann  eine  Abrechnung  vor  einem  oder  mehreren  Beauf- 
tragten angeordnet  werden.*) 

B.  Das  BeweiBYerftthreii*^) 
1.  Beweislast.  Beweistheorie.  Beweisregeln. 
Das  Gesetz  folgt  der  römisch-kanonischen  Regel  „actori  incumbit 
probatio** ;  —  „der  Kläger  hat  seine  Klage  gesetzlich  zu  beweisen  oder 
der  Beklagte  ist  frei".  Auch  die  vom  Beklagten  zu  seiner  Vertheidigung 
vorgesdiützten  Thatsachen  sind  durch  Beweise  zu  bestätigen.  Nach  dem 
Wortlaut  des  Gesetzes  gilt  auch  die  gesetzhche  (formelle)  Beweistheorie 
insofern,  als  die  übereinstimmende  Aussage  zweier  klassischer  Zeugen 
den  vollen  Beweis  einer  behaupteten  Thatsache  liefert.  Ein  Zeugfr 
oder  Indizien  sollen  nur  den  halben  Beweis  liefern.  In  diesem  Falle 
ist  es  vorgeschrieben,  dass  dem  unbescholtenen  Beklagten  der  Reinigungs- 
eid auferlegt  werde.    Die  Eidesleistung  liefert  in  dem  Rechtsstreit  den 

1)  RgB.-B.  Kap.  14. 

■)  KOnigl.  Erlass  Tom  6.  Oktober  1882. 

>)  Rgs.-B.  Kap.  24  §  2. 

*)  Rg8.-B.  Kap.  17. 
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vollen  Beweis  fUr  die' Bichtigkeit  der  beschworenen  Thatsache,  sowie 
die  Nichtleistung  des  Eides  fUr  das  Gegentheil.  Von  den  wesentlich- 
sten Misslichkeiten  der  legalen  Beweistheorie  hat  die  Oerichtsprazis 
sich  jedoch  aUmählich  freigemacht.  Besonders  wird  auch  Indizien  volle 
Beweiskraft  beigelegt.  Yerwcrfungs-  oder  Verdachtsgrttnde  werden  da- 
gegen in  ziemlich  umfangreichem  Masse  zugelassen.  Eine  angeblich 
auf  freie  BeweiswUrdigung  gegründete,  von  häufigem  Verkennen  ihres 
Wesens  zeugende  Gesetzvorlage  von  1889  ist  gescheitert. 

2.  Beweismittel. 

a)  Der  Zeugen  beweis  ist  in  allen  Sachen  zulässig.  Die  Zeugen 
werden,  mit  seltenen  Ausnahmen,  vor  dem  erkennenden  Gericht  in  der 
gewöhnlichen  Gerichtssitzung  beeidigt  und  vernommen.  Vor  der  Be- 
eidigung werden  die  Zeugen  sowie  die  Parteien  befragt,  ob  Yerdachts- 
grQnde  vorliegen.  Auch  nachti^lich  kOnhen  solche  geltend  gemacht 
werden.  Die  Zeugenvernehmung  wird  vom  Bichter  (Vorsitzenden)  be- 
wirkt. Von  den  Parteien  beantragte  Fragen  werden  vom  Bichter  vor- 
gelegt, wenn  sie  zulässig  erscheinen.  Die  Aussagen  werden  sofort 
aufgeschrieben  und  vom  Bichter  mündlich  wiederholt.  Der  vernommene 
Zeuge  wird  angehalten,  zu  erklären,  ob  seine  Aussage  richtig  aufgefasst 
ist.  Die  Zeugengebühren  werden  von  der  das  Erscheinen  des  Zeugen 
veranlassenden  Partei  erstattet,  vorbehaltlich  einer  Wiedererstattung 
seitens  der  unterliegenden  Partei. 

b)  Sachverständige  kOnnen  eidlich  vernommen  werden,  wie 
Zeugen,  oder  ein  schriftliches  Gutachten  abgeben.  Ueber  dieses  Beweis- 
mittel enthält  das  Gesetz  keine  Vorschriften. 

c)  Der  Eid  ist  entweder  ein  richterlicher  oder  ein  „angebote« 
ner*'.  Als  richterlicher  Eid  ist  hauptsächlich  der  Reinigungseid 
.zu  erwähnen.  Der  Ergänzungseid  ist  nur  ausnahmsweise  vorge- 
schrieben, i)  Er  kommt  ausserdem  in  der  Praxis,  obwohl  vom  Obersten 
Gerichtshof  nicht  recht  geduldet,  hin  und  wieder  vor.  Der  richter^ 
liehe  Eid  wird  durch  Endurtheil,  gegen  welches  sofortige  Berufung') 
stattfindet,  auferlegt.  Dem  Schwurpflichtigen  ist  eine  gewisse  Bedenk- 
zeit zu  gestatten.  Er  kann  behufs  Ermahnung  und  religiöser  Unter- 
weisung seinem  Seelensorger  überwiesen  werden.  Die  Eidesleistung 
kann  erst  nach  dem  Eintritt  der  Rechtskraft  des  Eidesurtheils  statt- 
finden.  Die  speziellen  Folgen  einer  Eidesleistung,  bezw.  der  Nicht- 
leistung des  Eides,  werden  erst  nachträglich  in  einem  besonderen  '4urch 
die  gewöhnlichen  Rechtsmittel  anfechtbaren  Urtheil  festgestellt. 

Eine  Eideszuschiebung  im  Sinne  der  deutschen  Civilprozessordnun|^ 
ist  dem  schwedischen  Prozessrecht  unbekannt  Ueber  den  angebotenen 
Eid  findet  sich  im  Gesetz  folgende  Bestimmung:   „Mit  Eid  kann  man 


^)  ÄrfdarB.  Kap.  5  §  1;  KOnigL  VerordiL  vom  4.  Mai  1855,  §  16,  Aber  die  Beeidi- 
gung von  Handelsbachem;  vergL  „Bemerkungen**  bei  Rgs.-B.  Eap.  17  §  34. 
^  Siehe  die  „Bemerkungen"  in  der  vorigen  Note. 
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antworten,  aber  nicht  klagen.  Bietet  eine  Partei  der  anderen  den  Eid  an 
und  nimmt  diese  die  Sidesleistong  ai»,  bd  mnss  sie  üire  Aussage  mit  Eid 
erhärten,  sie  sei  EIKger  oder  Beklagter.^  Naeh  d^r  Praxis  kann  anch 
eme  Partei  sich  selbst  rar  Eidesleistung  erbieten.  Dem  Oegoer  steht 
es  in  beiden  FUlen  fird,  den«  Antrag  anzunehmen  oder  absuldmen. 

d).  üeber  den  ürkundenbeweis  enthält  daisi  Gtesetit  nichts  eiiielH 
liebes. .  In  Streitigkeitea  sswischen  Kaufl^uten  können  ordnungsmSssig 
gefDhrte  HandelsbUcher,  iv'enn  sie  eidlich  bekräftigt  werden^)  oder  ihre 
Glaubwürdigkeit  durch  andere  Oriinde  bestätigt  whrd,  den  vollen  Beweis 
ihres  liihalts  liefern. 

e)  Das  Beweismittel  des  Augenscheins  und  der  Ortsbesiohti«^ 
gung  kommt  in  Streitigkeiten  wegen  fiigenthums  Imd*  anderer  Rechte» 
an  Grundstficken,  Wässern  u.  s.  w.  häufig  tot  und  ist  sehr  ausgebildet 

Zu  den  Beweismitteln  wird  schliesslich  gezäUt: 

f)  Gerichtliches  Geständniss,*)  welches  :  nach  dem  Geseta 
dem  Zeugnisse  zweier  klassischer.  Zeugen  gleich  zu  erachten  ist  Daa» 
Oeständniss  verliert  seine  Wirkung  durch  Widerruf,  wenn  nadigewiesen 
wird,  dass  es  der  Wahrheit  nicht  entspricht  oder  durch  Irrthum  ver- 
anlasst worden  ist.  lieber  qualiii!Bil*t6iii  Geständniss  sowie  ttber  No« 
torietät  enthält  das  Gesetz  kerne  Bestfanmungen. 

9L  Beweisaufnahme.    Be^eisbeschluss. 

Wie  aus  dem  oben  Gesagten  erhellt,  gilt  der  Grundsatz  der  Beweii»- 
Verbindung.  Die  Beweiserhebung  findet  ohne  Beweisinterlokut  statt 
Ein  Beweisbeschluss  kommt  nur  dann  yoir,  wenn  derFühr^cag  eines  Be- 
weises  widersprochen  wird..  Die  Beweise^. kQojaeii  sofort  bezw.  jn  einem 
folgenden  Termin  geiUhrt  werdea. .  ^ei^gon  un4  »Sachverständige  können 
die.  Parteien  entweder  selbst  miti)ringen,  i^er  yorladen  lassen.  Wenn 
der  etwa  erforderliche  Gegenbeweis  nidit:  f^igleich  vorgebracht  werdeo. 
kann,  wird  .die  Sache  vertagt  Neue  Beweise,  bezw,  Gegenbeweise, 
könnesu  im. Laufe  der  Yerhandlungen  jederzeit  angetreten  und  aufige^ 
noiomen  werden,  bis  die  Sache  genOgend  aufgeklttrt  erschwit  und 
weitere  Vertagung  als  Missbrauch  der  Parteirechte  erachtet  werden 
muss. 

C.  Berathung  und  Abstimmung.') 

Wenn  die  Sache  spruchreif  ist,  erfolgt  bei  ausgeschlossener  Oeffeni- 
lichkeit  und  unter  Ämtsversdiwiegenheit  die  Berathung  nebst  der  Ab^ 
Stimmung.  In  den  Kollegialgerichten  richtet  sich  bei  der  Abstimmung 
die  Reihenfolge  nach  dem  Dienstalter.  Wenn  ein  Berichterstatter  er- 
nannt ist,  stimmt  jedoch  dieser  zuerst.  Der  Vorsitzende,  unter  dessen 
Leitung  die  Berathung  und  Abstfanmüng  erfolgen,  giebt  öetne  Stimme 
zuletzt  ab.    Die  Abstimmung  über  PrSjuaidalfiagen  geht  der  über  di^ 

\  KOnjgl.  Verordn.  vom  ^  Mai  IJBK,  §  16, 
*)  l^-B.  Kap.  17  §  86. 
*)  Rgi.-B.  Kap.  28. 

1.  LownFUD,  BoehtiTerfolgvaf.  IL  31 
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Hauptsache  voraus.  Der  fii  einer  Prozess-  oder  PrHjüdizildfrage  iL  der 
Mind^heit  gebliebene  darf  cUe  Abstinunung  fiber  die  Haupteache  nicht 
verweigern.  ^)'  Bei  der  Abstimmung  wird  Jeder  Klagepunkt  in  seiner 
Gesammtheit  beurtheilt  Üeber  die  Elemente  der  Entscheidung  wird 
nicht  getrennt  abgestimmt;  also  nicht  besonders  Aber  That-  und  Sechts- 
frageU)  Aber  das  Ergebnlss  der  Beweisaufnahme,  oder  Aber  Bodit»- 
fragen,  wie  Veijährung  u.  dergl.  Die  Entscheidung  erfolgt  nach  der 
^Stimmenmehrheit".^  Bei  Stimmengleichheit  giebt  die  Stinune  des  Vor* 
sitzenden  den  Ausschlag.  Bilden  sich  mehr  als  zwei  Meinungen,  so^ 
„bleibt  es  in  bArgerlichen  Rechtssachen  bei  der  MeiAung  der  Meisten, 
welche  auf  einen  Grund  sich  stAtzen;  obwohl  mehrere  Meinungen  aus 
vsrsddedenen  GrAndeAf)  vorhanden  sind."  —  lieber  das  Ergebnlss  der 
Abstimmung  entscheidet  ftSthigenf aus  das  Gericht.  Die  Abstimmung^ 
wird  in  das  Audienzprotokoll  aufgenommen  und  also  bei  den^  unter* 
gerichten  den  Parteien  ohne  besonderen  Antrag  mitgetheflt.  Bei  den 
Obftrgerichten  steht  die  Durchsicht  des  Protokolls,  bezw.  die  Ektheilung: 
^er  Abschrift  desselben,  einem  Jeden  zu. 

D.  UrtheiL 
a)  Arten.   Inhalt. 

Der  schwedische  Ausdruck  fAr  Endurtheil  ist  D  o  m  oder  Utslag.  Vor- 
hergehende Entscheidungen  heissen  gewöhnlich  B  eslut  (Beschluss),  mit- 
unter auch  ütslag.  Diese  ProzessverfAgungen  sind  vor  dem  Endurtheile 
ni6bt  anfechtbar.  Entscheidungen  Aber  prozesshindemde  Einreden  wer- 
den gewöhnlich  Utslag  genannt  und  sind  sofort  durch  Beschwerde 
anfechtbar.  Bedingte  EAdurthdle,  sowie  Zwischenurtheile  sind  dem 
schwedischen  Rechte  fremd.  Man  hAtet  sich  vor  antizipirter  Entschei- 
dung Abesp  Angriffs-  und  Yertheidigungsmittel  u.  s.  w.  Die  BeschlAsse 
Abef'  dnen  Zwischenstreit  mit  einem  Dritten,  Aber  die  Ediiaonspfiidit 
u.  s.  w.  sind  nicht  besonders  anfechtbar.  Das  Urtheil,  Welches  auch, 
von  iM)lch€fn  Richtem  gefällt  werden  kann,  welche  der  dem  UrtheOe  zu 
Grunde  liegenden  Verhandlung  nicht  beigewohnt  haben,  soQ  die  Bezeich- 
nung der  Sache  nebst  den  wesentlichen  umständen  (Thatbestand),  sowie 
die  wesentlichen  EntscheidungsgrAnde  enthalten.  Das  Gesetz,  worauf  deir 
Urtheilsspruch  beruht,  ist  ebenfalls  zu  erwähnen.  Auf  ausländische 
Gesetze  darf  der  Richter  im  Urtheil  nicht  Bezug  nehmen,  nodi  fremde 
Sprachen  gebrauchen.  Die  Ausfertigung  des  Urtheils,  welches  gewöhn- 
lich nur  EntscheidungsgrAnde  und  Urtheilsformel,  seltejier  auch  ein  sog. 
Recit  (gedrängte  Darstellung  des  Sach-  und  Streitstandes)  enthält^  ist 


0  Bedenkfrist  kann  verlangt  werden,  gesetzlich  auf  4  Tage,  was  niefat  strenge 
eingehalten  wird.  Vor  der  Veikündignng  des  Urtlieils  ist  es  erlaubt,  die  Meinung  sn 
ändern. 

*)  Betr.  d.  Hnndertsdiaftsgerichte  siehe  §  2. 

")  Die  Folge  dieser  gänzlich  yeralteten  Bestimmung  ist  eine  ToIlskl^Aige  Kon- 
fusion der  Mehr*  und  Minderzahlbegriifej  Die  gesetzliche  Stimmenmehriieit  kann  tns- 
weilen  aus  einer  oder  zwei  Stimmen  gegen  alle  übrigen  (5—6)  bestehen. 
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vom  Vorsitsenden,  bezw   von  einem  Gtoriehtsbeamten  zu  unterzeichnen 
lieber  die  Verktodung  des  Urtheils  siehe  §  2. 

b)  Rechtskraft. 
Wenn  die  Nothfrist  zur.  Einlegung  des  Rechtsmittels  abgelaufen  ist, 
ist  das  Urtheü  als  rechtskräftig  anzusehen  und  kann  ohne  JBde  Bedin- 
gung vollstreckt  werden.  Nach  der  allgemeinen  Ansicht  erlangen  die 
Gründe  des  urtheils  nicht  Rechtskraft.  Besondere  Vorschriften  Ober 
diesen  Gegenstand  fehlen  im  Gesetz. 

§  11. 
10*  Ters&umnlssverfahren.  1) 

I.  Wenn  beide  Parteien  im  ersten  Termin  ausbleiben,  wird  die 
Sache  gestrichen. 

n.  Bleibt  der  Kläger  aus,  erscheint  aber  der  Beklagte,  so  wird 
dem  SLlägOT  eine  unbedeutende  Geldstrafe  nebst  der  Wiedererstattung 
der  gegnerischen  Kosten  auferlegt,  sofern  er  nicht  binnen  gesetzlich 
voi^eschriebener  Zeit  nachweist,  dass  er  vom  Gesetz  an^kannte  Hin- 
demisse, dbne  dem  Gericht  rechtzeitig  davon  Anzeige  machen  zu  können, 
gehabt  hat.  Wenn  der  Kläger  nicht  binnen  der  vorgeschriebenen  Zeit 
durch  neueKlageeriiebung  die  Sache  verfolgt,  ist  das  Klagerecht  verloren«. 

m.  Wenn  der  Kläger  im  ersten  Termin  erscheint,  der  Beklagte 
aber  ohne  gesetAlicfara  Grund  ausbleibt  und  die  rechtzeitige  Behän- 
digung  der  Yorladung  erwiesen  wird^  so  soll  in  der  Sache  erkannt 
werden,  so  wie  die  Wahrheit  ermittdt  werden  kann,  vorbehaltlich  des 
Rechts  fOr  den  Beklagten  in  der  gewöhnlichen  Frist  Berufung  einzulegen 
oder  binnen  gewisser  Zeit  nach  der  Behändigung  des  urtheils^  den  Geg- 
n^  det  „Wiedergewinnnhg^  -wegen  t^orzuladen  (=>  Einspruch  erheben)* 

§  12^ 
11*  VeditsviitteL 

A;  ttBroftmg^ 

Das  ordentlieiie  Rechtsmittel  gegen  die  Endurthefle  der  ünterge- 
nchte  ist  die  Borufui^  (sdiwed.  Yad^  Wette);  Ausserdem  können 
Niditigkeitsklagen  durch  Beschwerde  bei  dem  vorgesetzten  Hof gericht 
erhoben  werden.  Die  Einiegung  der  Benlfung  erfolgt  bei  dem  ünteiv 
gericht  cRler  einem  beauftragten  Mitglied  desselben  binnen  einer  Woehe 
nach  tter  VetkQnduiig  des  Urtheils  durch  Entrichten  einer  Abgabe  (Wett^ 
summe),  von  1,50  Kronen^)  bei  den  Landgerichten,  und  von  2,50  &onen  bei 
den  Stadtgerichten«  Heber  die  von  den  Parteien  weiter  zu  beobachtenden 
Massregeln  wird  dem  Aiq^ellanten  vom  Richter  schriftlicher  Bescheid 
ertheflt.    Der  Gegner  hat  sich  selbst  beim  Richter  danach  zu  erkun- 

^)  Bg8.-B.  Kap.  12. 

^  90  Tage  in  der  Stadt,  auf  de^  Lande  tm  tkäehsten  «Ting*. 

*)  SgB.-B.  Kap.  25—27. 

^  1  Krone  =  Mk.  1,12. 

81* 
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digen.  Die  Nothfiist  für  die  weitere  Verfolgang  der  Sache  in  der 
Appellinstanz  beträgt  je  nach  der  Entfernung  vom  Sitae  des  Hofgeiichts 
80—00  Tage,  in  Wechsel-  nnd  Seerechtssachen  die  Hälfte.  Will  der 
AppeUant  die  Sache  in  der  Berufiings-Instanz  nicht  verfolgen,  so  hat 
er  den  Oegner  davon  binnen  der  Hälfte  der  Nothfrist  zu  benachrichtigen; 
bei  Gefahr,  dass  er  die  Kosten  des  Gegners,  wenn  dieser  rechtzeitig 
vor  dem  Hofgericht  erscheint,  wiedererstatten  mnss. 

An  dem  zur  Yerfolgong  der  Sache  in  der  Bemfungs-Instanz  ^)  be- 
stimmten Tage  hat  der  Bemlüngskläger  im  BOreau  des  Hofgerichts 
persönlich  oder  dnrch  einen  Bevollmächtigten  eine  Berofiingsschrifb 
(Libell)  in  zwei  Exemplaren  einzureichen,  nebst  einem  von  zwei  zahlungs- 
fähigen inländischen  PerSoiien  unter  solidätrischer  Verantwortlichkeit 
ausgefwtigten  Bttrgschaftsschein^  wegen  der  Kosten  und  der  Entschä- 
digung, die  dem  Berufungskläger  auferlegt  werden  kennen.  Enthält 
die  Berufungssohrift  keine  genügende  Rechtfertigung  der  Berufung,  so 
kann  das  Versäumte  später  nachgeholt  werden.  An  dem  oben  erwähn^ 
ten  Tl^e  muss  auch  der  Gegner,  bei  Gefahr  in  der  Bemfnngs-Tnstanz 
nicht  gehört  zu  werden,  persönlich,  oder  durch  einen  Bevollmächtigten 
vertreten,  erscheinen,  um  die  Berufungsschrift  zu  empfangen.  Nach 
einer  Woche  (bei  Gerichtsferien  später)  wird  die  Sache  nach  voraus- 
gegangenem Anschlag  an  der  GerichtsthUr  aufgerufen,  damit  der  Be- 
ruftmgsbeklagte  persSnlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten  seine 
Gegenanträge  (Gtensvar)  in  duplo  abgebe.  Bei  dieser  Gelegenheit  müssen 
auch  die  Einreden  gegen  die  klägerische  Kaution  b^  Präklusionsgefahr 
mSndlich  oder  schriftlich  ai^emektot  werden.  Eine  Aussetzung  der 
Sache  behufs  Stellung  der  Gegenantrt^;e  ist  zulässig. 

Nachdem  der  Schriftwechsel  beendigt  ist,  werden  die  Sachen  durch 
das  Leos  unter  die  vier  jüngsten  Mitglieder  jeder  Kamnmr  zur.  Bericht- 
erstattung verthdlt.  Ein  von  dem  Referenten  verfasster  schriftlicher 
„Bericht^*)  wird  den  Parteien  zur  Durchsicht  und  Unterschrift  über- 
geben. Beim  Unterzeichneh  desselben'  k^ftinen  die  Parteien  münd- 
liche  Verhöre,  deren  ursprüngliche  Bedeutung  jedoch  jetzt  ziemlich 
geschmälert  ist,  ilwecks  weiterer  Begründung^  Beweiserhebungen  und 
dergleichen  beantragen.  Mit  dar  Beweisaufnahme,  insofern  sie  in  Ver- 
nehmung von  Zeugen  besteht,  wird  gewöhnlich  ein  Untergerieht  beauf- 
tragt. Die  spruchreifen  Sachen  werden  von  dem  Berichterstatter  in 
nichtöffentlicher  Sitzung  vorgetragen  und  nach  erfolgter  Verlesung  (bezw. 
Durchlesung)  der  Akten  und  Berathung,  wenn  mOglich,  sofort 


^)  Das  Ver^üiren  in  den  bei  den  Hofgerichten  zu  verhaadelnden 
Sachen  ist  mit  wenigen  Ausnahmen  ein  gleiches  wie  in  den  Bemfnngssachan. 

*)  Statt  der  BOrgschaftestellang  kann  baares  Geld«  Silber  oder  Gold  deponirt 
werden. 

*)  Der  Bericht  enthftlt  eine  in  zasammehhflngender  Form  abgefii88te,-gedrlagtd 
Darstellung  der  Streitpunkte  nebst  dem  Spruch  des  ünterOerichts.  In  Konkurs-, 
Wechsel-  und  Seerechtssachen,  die  als  Eilsachen  behandelt  werdenv  ist  schriftlicher 
Bericht  nicht  erforderlich. 
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Erseheiiit  eine  genauere  Eeimtiiissnahme  der  Akten  den  Richtern  wtti^ 
sdimswerih,  so  findet  Abfltimmimg  und  Beschlossfassimg  in  einer  fol- 
genden Sitzung  statt.  Das  Erkenntniss  wird  mit  Präsidialnnterschrift 
an  einem  Torher  bekannt  gemachten  Tage  in  duplo  ausgegeben.  An- 
schlus^berulung  findet  nicht  statt.    Reformatio  in  peius  ist  unzulässig. 

B.  Baaoliwairde. 
Die  Jfothftiflt  in  Besohwerdesachen  beträgt  nur  die  Hälfte  der  Be- 
rafungsMrt.  Der  Beschwerdeführer  hat  spätestens  yor  dem  Ablauf  der 
Ifoihfirist  schrifUiche  Aütrilge  an  das  vorgesetzte  Hofgericht  einzureichen. 
Perstaliches  Erscheinen  oder  Bestellung  eines  ^rvolimächtigten  ist  nur 
dann  BOthig,  wenn  der  Kläger  jücht  selbst  den  Schriftsatz  unterzeichnet 
hat.  Wird  die  Anhörung  des  Gregners  fOr  nOthig  erachtet,  so  bestimmt 
das  Hofgerieht  nach  dem  Vortrage  des  Sekretärs  oder  eines  Fiskals, 
dass  ihm  die  Akten  mitautheilen  sind,  sowie  die  Zeit  für  die  Einreichung 
seiner  Erklärung.  Nach  ihrer  Einlieferung  oder  nach  dem  Ablaufe  d^r 
dafür  festgesetzten  bezw.  yerlängerten  Frist,  werdeA  auch  diese  Sadien 
wie  die  Bemfungssachen,  yertheflt,  vorgetragen  und  erledigt.  Schrift- 
licher Bericht  yrixd  jedocdi  in  Beschwerdesachen  nicht  ausgegeben. 

0.  Bevision.^) 

Das  Rechtsmittel  gegen  die  Endurtheile  der  Hofgerichte,  die  Revi- 
sion, die  ursprQnglidi  nur  auf  eine  Durchsicht  der  Akten  (examen 
actorum  prioris  instantiae)  berechnet  war,  ist  ihrem  Wesen  nach  nidits 
anderes  als  ein  Oberappell.  Sowohl  die  That-  als  die  Rechtsfragen 
unterliegen  der  Prüfung  dels  drittinstanzlichen  Richters.  Neue  Beweise^ 
sollten  eigentlich  nur  in  Restitutionsfällen  zugelassen  werden,  eine  Vor- 
Schrift,  die  jetzt  nicht  mehr  beobachtet  wird. 

Die  Revision  muss  spätestens  am  20.  Tage  nach  der  ürtheilsaus- 
fertigung  des  Hofgerichta  schriftlich  nebst  Entrichtung  einer  Abgabe 
(Bevisionsschilling)  von  100  Kronen  beim  Hofgmcht  angemeldet  werden 
(Bevisionf^esuch).  Die  Abgabe  fäUt,  wenn  das  Urtheil  des  Hofgerichts  be- 
stätigt wird,  der  Staatskasse  zu;  anderenfalls  wird  sie  dem  Revisionskläger 
auf  Antrag  zurückerstattet.  Weniger  Bemittelte  werden  unter  gewissen 
Bedingungen  von  diesw  Abgabe  befreit  Nach  Anhörung  des  Gegners 
schreibt  das  Hofgericht  die  weiter  zu  beobachtenden  Massregeln  vor. 

Die  Nothfrist  fOr  die  Verfolgung  der  Sache  beim  obersten  Oerichts- 
hofe  beträgt  Je  nach  der  Entfernung  60—90  Tage,  in  Wechsel-  und 
Seerechtssachen  die  Hälfte. 

Der  Revisionskläger  muss  vor  dem  Ablauf  der  Nothfrist  oder,  wenn 
er  ausserhalb  des  Landes  wobnt,  binnen  sechs  Monaten  das  dem  Gegner 
durch  das  angefochtene  Urtheil  Zuerkannte  bei  der  Provinzialregierung 
oder   einem  zuverlässigen  BQrgen  hinterlegen.    Unter  gewissen  Bedin- 


1)  Bg8.-B.  Kap.  80. 

*)  Tflir  KoaknmMhea  nehe  i^l  U  A.  &  i05. 
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gongen  genttgt  auch  Pfandbestellung  oder  Bfirgscbaft.^)  Ffl^  Kosten 
und  Schadenersatz  wird  binnen  derselben  Zeit  dne  besondere  Kantion 
gestellt.  Ausserdem  ist  die  gesetzliche  Stempelabgabe  zu  entiidbteD 
für  die  Protokolle  des  Hofgerichts,  welche  nebst  den  Akten  an  die  ontere 
Revision  geschickt  werden,  wenn  rechtzeitig,  nachgewiesen  wird^  iIms 
obenerwähnte  Yorschriften  (die  sog.  Prästanda)  ordnungsmSssig  er- 
fOUt  sind. 

Das  Verfahren  in  dritter  Instanz  bietet  keine  erheblichen  Abweichun- 
gen Yon  dem  zweitinstanzlichen.  Auf  die  Anträge  des  Reyisionsklftgeis 
(die  Deduktion),  die  spätestens  an  dem  zur  Verfolgung  der  Sache  be- 
stimmten Tage  im  Bureau  der  unteren  Reyision  eingereicht  werden 
müssen,  hat  der  Oegner  binnen  22  Tagen  seine  Gregenanträge  (Eontra- 
deduktion)  abzugeben. 

Nach  Beendigung  des  Schriftwechsels  wird  von  einem  Revisions- 
sekretär,  dem  die  Sache  durch  das  Loos  zugetheilt  worden  ist,  ein  Bericht, 
wie  im  Hofgericht,  angefertigt.  Mündliche  VerhOre,  Beweiserhebungen 
(bestrittene  Zeugenvernehmungen  nur  mit  Erlaubniss  des  obersten  Gre- 
richtshofes)  und  dergleichen  können  vor  der  unteren  Revision  (Zeugen- 
vernehmungen in  gewissen  Fällen  auch  bei  einem  Untergericht)  statt- 
finden. Nachdem  die  Vorbereitungen  zum  Abschluss  gelangt  sind,  trägt 
der  berichterstattende  Revisionssekretär  die  Sache  erst  in  der  unteren 
Revision  in  Gegenwart  von  (regehnässig  und  mindestens)  zwei  Kollegen 
vor,  worauf  von  den  betheiligten  Revisionssekretären  unter  Beobachtung 
der  gewöhnlichen  Abstimmungsregeln  ein  Outachten  abgegeben  wird. 
Schliesslich  wird  die  Sache  in  nichtöfTentlicher  Sitzung  voip  Bericht- 
erstatter vor  dem  Gerichtshof  vorgetragen.  Die  Berathung  und  Ab- 
stimmung der  erkennenden  Richter  erfolgt  in  der  Regel  sofort  nach 
der  Verlesung  der  Schriftsätze.  Weitere  Ueberlegungsfrist  kann  vor- 
behalten werden.  Ueber  die  Verhandlung  im  Plenum  siehe  §  3  m. 
Von  dem  Urtheüe  wird  obligatorisch  nur  ein  Exemplar  für  den  Revisions^ 
kläger  ausgefertigt.  Die  Ausfertigung  wird  unter  dem  Siegel  des 
Königs  von  dem  vortragenden  Revisionssekretär  unterzeidimet. 

D.  In  NuUitäts-  und  gewissen  Präliminarfragen,  sowie  in  Fragen 
der  nichtstreitigen  Rechtspflege  u.  s.  w.  kann  auch  in  dritter  Instanz 
das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  stattfinden.  Durch  die  Nullitätsklage 
wird  die  Vollstreckbarkeit  des  angefochtenen  Urtheils  nicht  gehemmt, 
sofern  nicht  anders  von  dem  Beschwerdegericht  verfügt  wird.  Hinter- 
legungs-  und  Sicherstellungspflicht  liegt  dem  Beschwerdeführer  in  dritter 
Instanz  ob. 

E.  Die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  sowie  die  Wiederein- 
setzung in  den  vorigen  Stand  wegen  Versäumniss  der  Nothfristen^ 

^)  W^iin  dio^ß  Vorschriften  befolgt  sind,  kann  das  angefochtene  Urtheil  nidit 
zwangsweise  vollstreckt  werden.  Das  Hinterlegte  kann  von  der  obsiegenden  Partei 
gegen  Pfand  oder  Kaution  erhoben  werden. 

*)  Rgs.-B.  Kap.  31.  —  In  Berufongssachen  können  die  flofgerichte  bei  nnrer- 
schuldeten  Versäumungen  in  gewissen  F&llen  die  Wiedereinsetenng  bewilligen. 
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Icann  in  gewissen  FSUen  aofi  tiöfUgen  Oränden,  oder  wenn  neue  ThaU 
Sachen  oder  Beweise  beigebracht  werden,  vom  obersten  Gerichtshof 
bewilligt  werden.  Durch  den  Antrag  auf  Wiederaufnahme  des  Ver- 
fahrens wird  die  YoUstreckbarkeit  desürtheils  nicht  gehemmt.  Hinter- 
legungs-  und  Sicherstellungspflicht  findet  statt  wie  in  Beschwerde- 
sachen (D), 

§  IS. 
12..  Besondere  Arten  des  Terfahrens. 

A.  Beweisaulhahme  som  ewigen  Gedfichtnlss.^) 
Die  sachliche  Yoraussetsung  dieses  nach  dem  schwedischen  Gesetz 
^uf  Zeugenvernehmung  beschränkten  Yerfahrens  ist  das  Interesse  der 
Sicherung  des  Beweises  wegen  hohen  Alters,  Krankheit  oder  bevor- 
stehender Entfernung  des  Zeugen  und  dergleichen,  die  formelle,  dass 
bcsflglich  des  Gegenstands  der  Beweisaufnahme  wider  ^den  anderen'', 
-d.  h.  eine  interessirte  Gegenpartei  keine  Klage  erhoben  ist.  Die  Beweis- 
aufQahme,  welche  an  kein  bestimmtes  Gericht  gebunden  ist  und  meistens 
behufs  Sicherung  des  Beweises  über  ein  Testament  vorkommt,  erfolgt 
nach  den  allgemeinen  Yorschriften  des  Zeugenbeweises.  Das  Recht  des 
eventuellen  Gregners  in  einem  etwa  künftigen  Rechtsstreit  seine  Yer- 
werfungsgrfinde  und  Erinnerungen  gegen  die  Zeugen  und  deren  Aussage 
vorzubringen,  bleibt  vorbehalten.  Der  Antrag  erfolgt  meistens  mttnd- 
üch  in  Anwesenheit  der  Zeugen,  deren  Herbeischaffung  der  BewaisfUhrer 
gewöhnlich  selbst  besorgt.  Bezüglich  der  bei  diesem  Yerfahi^en  gegen 
einen  etwa  vorgeladenen  Zeugen  zulässigen  Zwangsmittel  enthält  das 
-Gesetz  keine  Bestimmungen.  Sie  «ind  jedoch  nicht  als  ganz  ausge- 
schlossen zu  betrachten.  Der  Richter  hat  sich  über  möglicherweise 
gegen  die  Zeugen  geltend  zu  machende  Yerwerfungsgründe  genau  zu 
erkundigen  und  alles,  was  zur  Erläuterung  der  Sache  dienen  kann,  zu 
erforschen. 

B.  Urkunden-,  Mandats-  und  Weohselprozesa. 

A.  Der  schwedische  Gi vilproze^gkennt  keine,  weder  dem  Urkunden- 
^rozess  im  Sinne  der  deutschen  Civilprozessordnung,  noch  dem  Mandats- 
INTozess  entsprechenden  Yerfahrensarten. 

Bei  Ansprüchen  wegen  Forderungen,  welche  auf  Schuldscheine, 
Hypothekenbriefe  oder  andere  schriftliche  Urkunden  gestützt  sind,  kann 
jedoch  der  Gläubiger  statt  des  ordentlichen  Gerichtsverfahrens  ein 
thefls  dem  Mahnverfahren,  theils  dem  Urkundenprozess  analoges  Exe- 
kutiv-Yerfahren  (Lagsökning)^)  durch  schriftlichen  Antrag  beim  Ober- 
^XBtoxUjT  einleiten.  Oberexekutor  ist  in  Stockholm  das  königliche  Ober- 
fitatthalteramt,  in  den  übrigen  Städten  der  Magistrat,  bezw.  ein  Mitglied 
desselben,  und  auf  dem  Lande  die  kOnigl.  Provinzialregierung.  Für  dieses 
Yerfafaren  gelten  hauptsächlich  folgende  Yorschriften.   Wenn  das  Gesuch 


>)  RgB..R  Kap.  17  §  28. 

^  ütsOkningslag  d.  10.  Augast  1877,  §§  12— i^ 
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des  AntragsteUers  den  Bestimmuiigen  deis  -Gesetzes  entspricht»  wird  der 
Gegner  durch  eine  dem  Antragsteller  obliegende  Behändigong  des  Ge^ 
sndts  nebst  Beilagen  und  der  Resolntion  des  Oberexekutors  (ni^ond- 
lieh  oder  in  beglaubigter  Abschrift)  aufgefordert,  sich  innerhalb  vorge- 
setaster  Frist  zu  erkl&lren.  Die  vom  Gesetz  besonders  berücksichtigten: 
Einreden  sind  die  des  Zwanges  oder  Yerleitens  (Irrthum,  Betrug)  und  die* 
des  Leugnens  der  NamensuntersduifL  Andere  Einreden  müssen  durcL 
schriftliche  Beweise  bestätigt;  weiid^n^  Wjrd,  die  Sache  als  streitig  er- 
achtet, so  werden  die  Parteien  dahin  yerständigt,  dass  die  Klage  beim 
scuständigen  Grericht  zu  erheben  sei.  Wenn  der  A^pruch  begründet- 
erscheint  od^  der  Schuldner  die  Frist  versäumt,  wird  er  verpflichtet, 
die  Schuld  nebist  den  Eosten  des  Verfahrens  zur  Vermeidung  der  Pfän- 
dung zu  bezahlen,  oder  es  wird  die  Subhastation  des  hjpothezirtea 
Grundstücks  angeordnet.  Bei  Abweisung  des  Antrags  kann  eventuell 
Arrest  oder  ein  Beiseitebringungsverbot^)  verhSingt  werden.  Gegen  die 
Verfügung  (Utslag)  des  Oberexekutors  findet  Beschwerde  an  das  voi*- 
gesetzte  Hoi^ericht  statt.  Wenn  der  Schuldner  seine  VerpfUchtung- 
nicht  anerkannt  hat,  steht  es  ihm  frei,  sofern  nicht  die  Forderung  auf 
eine  Hypothek  gegründet  ist^  binnen  sechä  Monaten  nadi  eingetretener 
Itoöhtskraft  der  Entscheidung  des  Oberezekutors ,  bezw.  des  hofgericht- 
iichen  Erkenntnisses,  gegen  welches  kein  Bechtsmittel  stattfindet,  den. 
Bechtssireit  im  Wege  des  ordentlichen  Verfahrens  durch  Klage  („Wieder- 
gewinnungsklage^)  beim  zuständigen  (Bericht  anhängig  zu  machen.  Die 
Verfügung  des  Oberexekutors  ist  durch  Pfändung  vollstreckbar,  insofern 
nicht  der  Schuldner  Bürgschaft  oder  Pfand  für  die  ihm. auferlegte  Lei- 
stung nebst  Schadenersatz  für  die  Verzögerung  stellt.  Die  Subhastatioa 
eines  hypothezirten  Grundstücks  findet  jedoch  nicht  statt,  ehe  die  Ver- 
fflgimg  rechtskräftig  geworden  ist. 

B.  Wechselprozess.^  Das  zuständige  Gericht  in  Wechselsachen, 
ist  das  Rathhausgericht  der  Stadt,  in  welcher  der  Beklagte  seinen 
Wohnsitz  hat^  bezw.  angetroffen  wird.  Wenn  der  Wechselschuldner  auT 
dem  Lande  wohnt^  bezw.  angetroffen  wird«  hat  er  in  Wechselsachen 
seinen  Gerichtsstand  beim  Bathhausgericht  der  nächsten  Stadt.  Der 
Wechselgläubiger  kann  jeden  von  mehreren  Wechselschuldnem  wegen  der 
ganzen  Forderung  verklagen.  Die  Vorladung  erfolgt  auf  Verlangen  zu 
demselben  Tage,  an  dem  sie  beantragt  worden  ist,  wenn  das  Gericht. 
Sitzung  hat  und  der  Beklagte  „so  bei  der  Hand  ist'',  dass  er  erscheinen 
kann.  Nur  wechselrechtliche  oder  auf  das  Verhältniss  des  Beklagten 
zum  Kläger  gegründete  Einreden  sind  zulSssig.  Ausländisches  Wechsel- 
recht  und  Herkommen  müssen  auf  Verlangen  des  Gegners  nachgewiesen 
werden.  Wird  .die  Sache  vertagt^  so  kann  das  Gericht  auf  den  klägerl* 
sehen  Antrag  erforderlichenfalls  dem  Beklagter  Geldhinterlegung  bezw. 
Bestellung  von  Pfand  oder  Bürgschaft  vorschreiben,  sowie,  wenn  dies 


>)  üts..L.  §  148. 

^  EinitlhrungsYerordniing  zum  Wechselgesetz  Tom  7.  Mai  1880,  %  5. 
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nieht  geleistet  wird,  ihm  die  Veränderung  des  Aufenthaltsorts  bei  Ver^ 
meidung  der  Haft  verbieten.  Das  Erkenntniss  ist  ohne  Rflcksicht  auf 
die  Eintogung  eines  Sechtsmittels  sofort  vollstreckbar)  gegen  Aea  Tras* 
fiULten  oder  Indossanten  eines  inländischen  protestirten  Wechsels  jedoch 
nicht  vor  drei  Tagen  nach  erweislicher  ZahlungsaüiFordening.  -  Wenb 
Aer  Obsiegende  vor  eingetretener  Rechtskraft  des  UrQieils  daa  flim  Zü^ 
erkannte  erheben  inll,  muss  er  dafür  Pfand  od^  Bflrgschaft  steUeo* 
Betreffend  Rechtsmittel  und  oberinstanzliches  Verfahren  siehe  §  12. 

C.  Airesl^proceM.^) 

Die  nach  dem  schwedischen  Recht  anu*  Verhütung  der  Entziehung 
des  Exekutionsobjekte  oder  sonstiger  Hintertreibung  der  ZwangsvoU-* 
Streckung  zuläsdgen  Sicherheitemassregeln  sind:  dinglicher.  Arrest 
(Qvarstad),  Veräusserungs-  oder  Beiseitebringungsverbot  und  Verbot 
des  Aufenthaltewechsels  (Resefifrbud,  Reiseverbot).  Der  Arrest  bezieht 
sich  auf  bewegliches  Vermögen,  Vermögensrechte  oder  eine  bestimmte 
bewegliche  Sache,  das  Veräusserungs-  oder  Beiseitebringungsverbot 
auch  auf  Immobilien,  während  das  Reiseverbot  voraussetzt,  dass  der 
^huldner  kein  hinreichendes  Vermögen  am  Ort  seines  Aufenthalts 
hinterlässt.  Die  zustl^dige  BehOrde  ist  der  Oberexekutor.  Der  Antrag 
nebst  einer  BOrgschafts-  oder  Pfandbestellung  wegen  der  dem  Schuldner 
drohenden  Nachtheile  ist  schriftlich  einzureichen  und  glaubhaft  zu 
machen.  Das  Verfahren  richtet  sich  nach  den  im  vorhergehenden  Ab-- 
schnitte  QS)  erwähnten  Regeln.  Der  Oberexekutor  ist  befugt,  die  nach- 
gesuchten Massregeln  sofort  interimistisch  zu  verhängen.  Der  Antrag- 
stdler  muss  binnen  30  Tagen,  beim  Reiseverbot  innerhalb  14  Tagen 
nadi  der  endgültigen  Verfügung,  die  Klage  beim  zuständigen  Gericht 
erbeben^  oder  seine  Forderung  beim  Oberezekutor  aühängig  mächen 
md  in  vorgeschriebener  Ordnung  verfolgen,  bei  Gefahr,  dass  die  An^ 
Ordnung  rflckgängig  gemacht  wird.  Die  verfügten  Massregeln  verlieren 
die.  WiJrkung,  wenn  der  Schuldner  Pfand  oder  Bflrgschaft  steBt. 

13.  ZwangsvoUstreckuiig«^ 

A.  VoraussetBiingen. 

Die  Zwangsvollstreckung  findet  statt  aus  inländischen  voUsti^eck' 
baren  Endurtheilen*)  der  Gerichte,  Entscheidungen  des  Obemekutors^ 
Yei^eichen  und  Schiedssprüchen  (siehe  §  16).  Rechtskraft  der  Urtheile 
1>esw.  der  Entscheidungen  ist  in  der  Regel  für  die  Zidässigkeit  der  VoU- 
sdehung  erforderlicl^.  Von  nicht  rechtskräftigen  Erkenntnissen  etc.  sind 
die,  welche  1)  auf  Zahlung  eines  bestimmten  Geldbetrages,  inkl.  Leistung^) 


*)  Üt8.-L.  §§  145—161. 

»)  Üts.-L.  §§  87—144. 

^  Dass  Eidesnrthefle  ansgenommen  sind,  folgt  aas  §  10  B  2c  S»  472» 

^  Begrfindimg  an  §§  aO— 44  t.  Uto.-L. 
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-einer  bestimmten  Menge  yertretbarer  Sachen,  2)  auf  die  Herausgabe  einfir 
bestimmten  beweglichen  Sache  sich  beziehen,  unter  gewissen  Bedingungen 
vollstreckbar,  und  zwar  in  dem  unter  1  erwähnten  Falle,  wenn  der 
Unterliegende  nicht  durch  Bestellung  von  Pfand  oder  Bfli^chafk  für 
die  dereinstige  Erfüllung  des  rechtskräftig  gewordenen  Urtheils  und  fOr 
den  Ersatz  alles  desjenigen,  was  in  Folge  des  Unterbleibens  der  Tor- 
Jäufigen  Vollstreckung  dem  Gläubiger  abgeht,  die  Exekution  abwendet, 
in  dem  Falle  unter  2,  wenn  der  Obsiegende  solche  Sicherheit  fOr  die 
Eückgabe  der  streitigen  Sache  im  Falle  der  Aufhebung  oder  Ab- 
änderung des  Urtheils  leistet. 

Andere  vollstreckbare  Schuldtitel  sind:  die  auf  das  Protokoll 
über  eine  öffentliche  Versteigerung  von  beweglichen  Sachen  gegrttndet^i 
Forderungen,  wenn  der  Schuldner  bei  der  Pfändung  ohne  EinsjMrnch 
die  Schuld  anerkannt  hat,  sowie  Steuern,  öffentliche  Abgaben  u.  d«^ 
betreffende.  ^) 

B.   Organe.^ 

Die  Vollziehungsbehörden  sind  in  den  Städten  der  Stadtvoigt,  auf 
dem  Lande  der  Eronenvoigt  bezw.  ein  von  der  Provinzialregierung  als 
Unterexekutor  besteUter  Subaltembeamter  (der  Lehnsmann,  „Länsman'^) 
oder  ein  „Anderer'^,  dem  der  Eronenvoigt  auf  sein  eigenes  Risiko  die 
Vollziehung  in  gewissen  Fällen,  jedoch  mit  beschränkter  Eompetenz 
Mnsichtlich  der  Vertheilung  u.  s.  w.  Überlassen  kann.  Beschwerde  ttber 
4as  Verfahren  der  Vollstreckungsbehörde  wird  beim  Obererekutor  ein- 
gelegt.  Die  höheren  Beschwerdeinstanzen  sind  die  Hofgerichte  und  der 
oberste  Gerichtshof. 

G.  Arten  und  MitteL') 

Die  Vollziehung  geschieht  durch  PAndung  bezw.  Wegnahme  und 
Uebergabe  bestimmter  oder  vertretbarer  beweglicher  Sachen.  Durch  die 
Pfändung  erlangt  der  Gläubiger  ein  nach  der  Rangordnung  des  bürger- 
lichen Rechts^)  bemessenes  Vorrecht  auf  Befriedigung  aus  den  ge- 
pfändeten Geldern  bezw.  der  bei  der  Versteigerung  erreichten  Eauf- 
summe,  welche  unter  Abzug  der  Exekutionskosten  ^)  auszuzahlen  bezw. 
zu  vertheilen  sind. 

Ueber  den  Verkauf  unbewe^glicher  Sachen  sowie  das  darauf  fol- 
gende Vertheilungsverfahren  gelten  besondere  Vorschriften. 

D.  Binwendongen. 

Durch  den  Widerspruch  eines  Dritten,  welcher  ein  Eigenthums- 
recht  an  den  im  Besitze  des  Schuldners  befindlichen  beweglichen  Sachen 
behauptet,    wird   die   Vollstreckung  nicht  gehemmt.     Bei   Glaubhaft- 

0  Uts..L.  §  55,  Einf.-G.  §  14. 
•)  UtB..L,  §§  2-6. 
*)  Üt8.-L.  §§  54  ff. 
.  *)  Handels-Balk  Kap.  17. 
')  Siehe  unten  £;  Ut8.-L.  §  164. 
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machnng  seines  Rechts  wird  der  Intervenient  aagewiesen,  binnen  drei 
Monaten  bei  dem  Grericht,  in  dessen  Bezirk  das  Pfandstttck  sich  be- 
findet, sowohl  gegen  den  Gläubiger  als  den  Schuldner  die  Klage  zu 
erheben.  ^) 

X.  Bzekatlonskosten.^ 

Die  Kosten  des  VollstreckungSTerfahrens  fallen  dem  Schuldner  zur 
Last  und  sind  zugleich  mit  dem  zu  vollstreckenden  'Hauptanspruch 
l)eizutreiben.  Auf  Verlangen  des  Exekutors  müssen  sie  vom  Gläubiger 
Yorgesehossen  werden. 

Die  Exekutionskosten^  betragen 

a)  bei  Mobilien:  für  die  Pfändung  2  Kronen  nebst  etwa  er- 
forderlichen Reisekosten,  fUr  die  Versteigerung  2  Kronen  nebst  Reise- 
kosten. 

b)  bei  Immobilien:  für  die  Pßlndung  wie  bei  a;  für  die  Ver- 
steigerung auf  dem  Lande  ausser  den  Reisekosten  1^/2  Prozent  Yom 
Kau^reis  des  Pfandobjekts  bis  zu  1500  Kronen,  darüber  hinaus  bis  zu 
7500  Kronen  1  Prozent,  von  7500  bis  zu  15000  Kronen  •/4  Prozent  und 
darüber  hinausgehend  V2  Prozent,  jedoch  nicht  über  500  Kronen. 

Für  die  Städte  gelten  bezüglich  der  Versteigerung  von  Immobilien 
besondere  Vorschriften  (in  Stockholm  für  einen  Kaufpreis  von  100000 
Kronen  ^5  Prozent,  für  das  darüber  hinausgehende  Vio  Prozent). 

§15. 
14»  Die  Vollstreckung  ansUndiseher  TJrtheile. 

Die  schwedischen  Gesetze  enthalten  keine  Bestimmungen  über 
die  Vollstreckung  von  ürtheUen  ausländischer  Gerichte.  Thatsäch- 
lieh  werden  fremde  Urtheile  in  Schweden  nicht  vollstreckt.^) 
Eine  Ausnahme  machen  nur  die  UrtheUe  dänischer  Gerichte,  gemäss 
einer  zwischen  Schweden  und  Dänemark  abgeschlossenen  Konvention 
vom  25.  April  1861.«)«) 

*)  üt8..L.  §  69. 

*)  Ut«..L.  §§  162—165. 

^  Eönigl.  Verordn.  vom  12.  Juli  1878.  —  EOnigl.  Erlasfl  vom  10.  Oktober  1890. 

*)  Vgl.  andh  d'Olivecrona,  im  Jonnml  du  droit  intern,  priv^,  1880,  Bd.  7  S.  83. 
Ferner  ürtheil  des  deutschen  Reichsgerichts  vom  29.  Jannar  1888  in  Entscheidungen 
in  Civüsachen  Bd.  8  No.  115  S.  885,  390,  Seuffert's  Archiv  Bd.  39  No.  69,  und  die 
dort  angef&hrte  literator,  sowie  die  allgemeine  Verfügung  des  Preossischen  Jüstis- 
.jninisters  vom  10.  Mai  1878,  J.M.B1.  S.  82. 

")  Auf  Gnmd  dieses  Staatsvertrags  ist  folgende  kgl.  Verordnung  vom  .15.  Juni 
1861  ergangen: 

§  1.  urtheile  und  Eikenntnisse,  welche  von  einem  Gericht  innerhalb  des  EOnig- 
reichs  Dänemark  mitgetheilt  werden,  sollen,  soweit  sTe  etwas  Anderes  als  Strafe  fest- 
setsen,  in  Schweden  durch  Piftndung  auf  die  unten  angegebene  Art  vollzogen  werden. 
—  Danischen  ürtheilen  gleichgeachtet  werden  die  vor  Vergleichskommissionen-  oder 
Gerichten  im  EOnigreich  DSnemark  abgeschlossene  Vergleiche,  sowie  die  daselbst 
entweder  vom  Amtmann  oder  Oberprftsidenten  in  Eopenhagen  ergangenen  Entschei* 
düngen,  welche  die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  von  Unterhalt  an  die  geschiedene 
odOT  veriassene  Ehefrau  oder  zur  Gewährung  von  Unterhalt  und  Erziehung  ehelicher 
oder  unehelicher  Einder  aussprechen. 
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$  2.  Die  ürktmde,  ftuf  Omnd  welcher  die  Fft&dimg  betntragt  niid,  bmibs  mit- 
eiBAm  ZeugnisB  des  dAnischen  Amtmanns  oder  Obeiprftsidenten  von  Eöpenhegea  Ter- 
lehen  sein,  welches  bestitigt,  dass  die  Urkunde  in  solcher  Form  ausgefertigt  ist,  welche*' 
gemflss  dem  dinischen  Gesets  snr  Vollstre^ong  erforderiich  ist;  ferner:  besflgtich  der 
Pflndimg  auf  Grmid  gerichtlichen  Erkenntaisses,  dass  dasselbe  ton  dem  dinisoheB  Ge- 
richt ansgefertigt  sei;  bezflglich  der  Pftndmig  auf  Grond  eines  Vers^eiehs,  dass  der 
Vergleich  vor  einer  dinischen  Vergleichskommisscn  oder  dem  Gericht  abgesdilossen 
sei;  nnd  besllglich  der  Pftndnng  ajof  Gmnd  einer  dorch  einen  dänischen  Amtmann  oder 
den  Oberprisidenten  in  Kopenhagen  mitgetheilten  Entscheidong,  dass  dieselbe  nach, 
dftnischem  Geseta  Pflndnng  snr  Folge  habe. 

§  8.  Anf  ürtheQe  oder  Britenntnisse,  erlassen  vom  dtoischen  obersten  Geri^ts^ 
hof  oder  dnreh  den  dinischen  Amtmann  oder  Oberprisidenten  in  Kopenhagen^  ist  eine 
Pftndnng  sogleich  an  bewilligen  und  su  Tollsiehen.  Ist  die  Entsdieidung  durch  ein 
anderes  Gericht  als  den  Obersten  (Gerichtshof  ausgefertigt,  so  dari  die  Pllndung  nicht> 
geschehen«  bevor  8  Monate  von  dem  Tage,  wo  das  ürtheil  oder  Brkenntniss  dem  Schuld- 
ner knndgethaa  wurde,  Tdüossen  sind.  Kann  dieser  dann  nicht  darthun,  dass  er  Klage* 
in  hohersr  Instans  wegen  Aendenmg  dieses  Urtheils  oder  Erkenntnisses  erhoben,  so^ 
soll  die  PAndung  vor  sich  ge)ien.  Weist  er  sp&ter  nadi,  dass  er  inneriialh  oder  nach 
Ablauf  der  angegebenen  Zeit  solche  Klage  eriioben  hat,  so  soll  die  Pftndung  unter- 
bleiben, und  soweit  sie  bewerkstelligt  ist,  bestehen  bleiben,  bis  die  Sache  in  der  h5hereä 
Instans  abgeurtheilt  ist  ünterüegt  deijenige,  welcher  Pftndung  beantragt  hatte,  so- 
wird  das  Gepftndete  aurickgegeben.  Gewinnt  er  und  ist  das  ürtheil  nicht  TOm  Ober» 
sten  Geriditshof  ausgefertigt»  so  bleibt  die  Pftndung  ferner  bestehen,  bis  drei  Monate 
▼on  dem  Tage,  da  das  obergerichtliche  ürtheil  dem  Schuldner  angestellt  wurde  ^  Ter* 
flössen  sind.  Vermag  dieser  dann  nicht  nachanweisra,  dass  er  die  Sache  tot  de» 
Obersten  Gerichtshof  gebracht  hat,  so  soll  die  Pftndung  ohne  Versug  ihren  VeriaaT 
nehmen,  sofern  der  Antragsteller  das  obeigeriehtliche  Urthefl  mit  dem  im  §  2  erwihnten 
Zeugniss  roriegt. 

§  4.  Anf  Gnmd  eines  Vergleiehi  sott,  sewe^  der  flohuldner'niehtftachweist,  dass. 
er  bei  einem  dinischen  Gericht  die  Klage  wegen  Aufhebung  des  Ver^^eichs  eckoben: 
hat,  die  Pftndung  sofort  geschehen.  Doch  soU  der  Verkauf  des  gepftndeten  Gutes, 
oder,  sofsm  dasselbe  gemiss  dem  Veigleich  dem  Kläger  bitte  ausgehändigt  werdeit 
mllssen,  das  Ausliefem  desselben,  ohne  des  Sdiuldners  Zustimmung,  nicht  eher  be- 
werkstelligt werden,  als  bis  drei  Monate  Ycrflossen  sind  roa  der  Zeit,  da  die  Pttadung 
stattfand.  Ist  Pfftndung  Yorgenommen,  aber  weist,  der  Schuldner  naohi  dass  er  inner- 
halb besagter  Zeit  solche  Klage  eriioben,  so  bleibt  die  Pftndung  bestehen  und  e» 
wird  weiter  in  Uebereinstimmung  mit  dem,  was  im  §  8  von  der  Fftndung  auf  ürtheil 
gesagt  ist,  yerfthren.  Die  Silage  auf  Aufhebung  des  Ver^eichs  soU  ohne  die  besagt» 
Wirkung  bleiben,  wenn  sie  als  später  eriioben  befänden  wird,  wie  drei  Monate,  nach«^ 
dem  die  Pftndung  stattfiMid. 

§  5.  Die  in  Dinemarit  erfolgte  Zustellung  der  Urtheile  oder  Ericenntnisse,  deren: 
Vollstreckung  in  Schweden  nachgesucht  wird,  mnss  best&tigt  werden  durch  die  Zu* 
steDungsbeauftiagten  des  Orts,  und  deren  yorerwihnte  Eigenschaft  durch  den  zustän- 
digen Richter,  in  Kopenhagen  durch  den  Justaasekretir  des  Ober-Landes-,  sowie  Hof* 
und  Stadtgerichts.  Gesdiieht  die  Zustellung  in  Sdiweden,  so  muss  das  ürtheil  durek 
einen  Stadt-  oder  Kronenbediensteten  mit  Zengen  oder  durch  awei  Eniannte  dem- 
jenigen, auf  welchen  das  ürtheil  lautet,  zugestelit  werden. 

§  6.  Sind  em  Jahr  und  sechs  Wochen  verflossen  seit  dem  Tage,  an  welchem 
das  ürtheil  oder  Ei^nntniss  verkflndigt  wurde,  so  seil  auf  Grund  ^sselben,  soweit 
es  sich  um  Erlegung  von  (ieldem  handelt,  Pflkadung  nicht  stattfinden,  wenn  nidit  da» 
ürtheil  oder  Eritenntniss  durch  einen  neuen  Beschluss  in  exekntiye  Kraft  geaetnt  ist. 
—  Dasselbe  gilt  vom  Vergleich  mit  der  Massgabe,  dass,  wenn  ein  beetimaiter  1^  fflr 
die  Vollziehung  des  Vergleichs  festgesetst  ist,  die  Frist  Ton  diesem  Tage  ah  gerech- 
net wird. 

Sind  in  derselben  Vergleichsurkunde  besondere  Tage  fllr- besondere  Leistangen 
beetimmt,  so  wird  die  Frist  von  einem  jeden  derMlben  geiechnet  Das  in  diesem  Para- 
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§.  16. 

15.  SeUedsrieliterliehM  TeifahnrnJ) 

Dieses  Yerfahren  beruht  auf  einem  schriftlichen  Schiedsrertrag 
•oder  besonderen  gesetzlichen  Vorschriften  (Seegesetz  vom  12.  Juni  1891, 
^23,  24,  28,  45,  68,  81,  110,  111,  113—115,  122,  125,  127—129, 
159—161,  164,  170,  331).  Der  Schiedsvertrag  ist  insoweit  wirksam, 
4ds  die  Parteien  berechtigt  sind,  Aber  den  Gegenstand  des  Streite  nach 
btti^erlichem  Recht  einen  Vergleich  zu  schliessen,  insbesondere  kann 
^er  auch  die  Entscheidung  Über  Entschädigung  wegen  eines  Delikte  zum 
Gegenstand  haben.  Ist  die  Sache  schon  rechtshängig,  so  wird  der 
Vertrag  ungflitig,  wenn  das  gerichtliche  Verfahren  nicht  eingestellt  wird. 
In  Ermangelung  anderer  Bestimmungen  im  Schiedsverträge  wird  von 
Jeder  Partei  ein  Schiedsrichter  ernannt.  Diese  zwei  berufen  einen 
dritten.  Die  betreibende  Partei  hat  den  ihrerseite  ernannten  Schieds- 
richter dem  Gegner  schriftlich  zu  bezeichnen.  Nach  firuchtlosem  Ablauf 

^gnpiieQ  Festgesetzte  gilt  jedoch  nicht  in  Besag  auf  den  dnrch  den  dinischen  Amt- 
mann oder  den  Oberprftsidenten  in  Kopenhagen  gefassten  Beschlnas. 

§  7.  Ist  das  Eigentluun  des  Schvldners  in  Offenflidie  Vertheilongsbehaadbing 
in  Dinemark  genommen,  so  verftUt  das  durch  diese  Verordnung  sagestaadene  Recht 
Mar  Pfiiadang. 

§  8.  BoEOglich  der  Befogniss,  die  VoUstrecknng  einer  ürknnde  der  oben  erwAhn- 
-ton  Beschaffenheit  nachensnchen,  sowie  bezflgiich  der  mit  der  Vollstreckung  yerbnndenen 
Xosten  gilt,  was  fAr  solche  Ffille  hinsichtlich  schwedischer  Urtheile  vorgeschrieben  Ist 

§  9.  Sine  Klage  gegen  einen  dänischen  Unterthan  wird  vor  einem  schwedischen 
Ckncht  nur  dann  angelassen,  wenn  das  Gericht  anständig  wftre,  falls  der  Verklagte 
Schwede  wire;  doch  kann  der  d&nische  Unterthan,  welcher  sich  einige  Zeit  in  Schwe- 
den anigehalten  hat,  wfthrend  dieses  seines  Aufenthalts  daselbst  wegen  Schulden  oder 
-anderer  Verbindlichkeiten  da  Terklagt  werden,  wo  er  sich  nur  Zeit  befindet 

§  10.  WiU  Jemand  auf  Omnd  einer  Urkunde  in  Dfinemaik  Pftndung  beantragen, 
xo  soU  das  Oberstatthalteramt  gder  die  ProTinaialregierung,  welche  darum  angegangen 
werden,  den  Umstfinden  nach  ein  Zengniss  ausstellen  darttber,  dass  di^  Urirande  .in  der 
ftar  die  Sxekution  erforderlichen  Form  ausgestellt  ist  und  dass  die  Entschadung  nach 
rschwedischem  Recht  die  Sigenfäiaft  unbedingter  VöDstreckbarkeit  besitet  Dtoselbe 
^itt  für  die  SportelgebOhren  und  die  Stempelpapierabgaben  bei  OifentlicheA  Uriamden. 

§  11.  Vorstehende  Vorschriften  bleiben  bestehen  vom  ersten  künftigen  JnU  nnd 
l^is  ein  Jahr  Terflossen  ist  von  dem  Tage,  da  die  schwedische  oder  dänische  Regierung 
•der  anderen  ihre  Absicht,  dieselbe  auizuheben,  mitgetheilt  hat" 

^  Eine  Konigl.  Verordnung  vom  20.  Januar  1863  bestimmt  Folgendes:  Sucht 
.Jemand  auf  Chnnd  eines  Urtheils  oder  Erkenntnisses  schwedischer  Behörden  Voll- 
streckung durch  Pftndung  von  Eigenthum,  welches  sich  in  einem  Staat  befindet,  dessen 
■Qesets  solche  Vollstreckung  zulfisst;  und  i«t  seit  Erlass  des  Urtheils  oder  Erkennt- 
^lisses  die  Zeit  verflossen,  nach  deren  Verlauf  gem&ss  dem  Gesetz  des  fremden  Staats 
die  Entscheidung  nicht  vollstreckt  werden  darf,  sofern  sie  nicht  durch  eine  neue  Ent- 
.Scheidung  wieder  in  exekutive  Eraft  versetzt  wird,  so  soU  solche  neue  Entscheidung 
l>eim  Oberstatthalteramt  oder  der  Provinzislregierung  beantragt  werden,  und  es  soU 
-dann  dem  Schuldner,  nachdem  ihm  Gelegenheit  gegeben  ist,  sich  Aber  den  Antrag  au 
JUiasem,  soweit  er  dagegen  nicht  solche  Einreden  vorbringt,  dass  Rechtshfilfe  zur  Voll- 
streckung des  Urtheils  oder  Erkenntnisses  nach  schwedischem  Gesetz  nicht  bewilligt 
-werden  kann,  auis  Neue  aufgegeben  werden,  dasselbe,  wozu  er  durch  die  erste  Ent- 
scheidung verurtheilt  ist,  zu  leisten. 

>)  Gesetz  betr.  Schiedsmänner  von  28.  Oktober  1887;  Uts«*L.  §  4ft 
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Ton  14  Tagen  wird  der  gegnerische  Schiedsrichter,  wenn  anderes  im 
Schiedsverträge  nicht  vorgesehen  ist,,  auf  Antrag  der  betreibenden  Par- 
tei vom  Oberexekntor  ernannt,  oder  es  steht  derselben  Partei  frei^ 
ihre  Klage  beim  zuständigen  Grericht  zu  erheben.  Wenn  die  beiden: 
von  den  Parteien  berufenen  Schiedsrichter  sich  Ober  den  dritten  nic&t 
einigen  können,  so  kann  die  |Smennung  desselben  beim  Oberezekutor 
beantragt  werden.  Hinsichtlich  der  Schiedsrichter  gelten  besondere 
Ablehnungsgrunde.  Der  Schiedsspruch  ist  schriftlich  abzufassen  und  zu 
unterschreiben.  Er  kann  nur  aus  NichtigkeitsgrOnden  beim  zuständigen 
Gericht  angefochten  werden.  Die  Zwangsvollstreckung  aus  einem  auf 
Schiedsvertrag  gegründeten  Schiedsspruch  findet  nach  vor^Lngiger  PriU 
fung  ihrer  Zulässigkeit  sdtens  des  Oberexekutors  statt. 

n.  ThelL 

Eonkiirsrecht 

§.  17. 
1.    Quellen.    Literatur.    Oesehielitliflies« 

I.   ({ueUen.   Eonkurslag  (Eonkursgesetz)  vom  18.  September  1862. 

KongL  Förordning  om  boskilnad  och  undanskiftande  af  egendom 
i  makars  bo  (Auseinandersetzung  der  Gütergemeinschaft  und  Aussende 
rung  von  Eigenthum  eines  Ehegatten  betreffend)  vom  18.  Sept.  1862. 

Kongl.  FOrordning,  huru  gäld  vid  dtfdsfall  betalas  skall  och  om 
urarfvagOrelse  s&  ock  ang&ende  undanskiftande  af  egendom  i  i0d 
makes  bo  (Schuldzahlung  bei  Sterbefällen,  Verzichüeistung  auf  die  Erb^ 
Schaft,  sowie  Eigenthums- Aussonderung  im  Sterbehaus  betreffend)  vom 
18.  September  1862. 

Eongl.  FOrordning  innefattande  särskilda  föreskrifter  angiende 
lagfart  och  inteckning  af  jemväg  sä  ock  i  fr2ga  om  förvaltning  ai 
jeraväg  under  konkurs  (Eintragung  von  Eigenthums-^  und  Hypotheken- 
rechten an  Eisenbahnen,  sowie  Yerwultung  derselben  beän  Eonkura  be^ 
treffend)  vom  16.  Oktober  1880. 

Lag  angäende  enskild  sedelutgifvande  banks,  bankaktiebolags  och 
sparbanks  konkurs  (Gesetz  betreffend  Eonkurs  der  Privatbanken,  wBlche 
Banknoten  ausgeben,  Bankaktiengesellschaften  und  Sparbanken)  vom 
7.  Juni  1889. 

n.  Literatur.  Eonkurs  Boskilnads  och  Uraifva  LaglBüme  med 
Motiver  samt  Högsta  Domstolens  och  Statsrädets  Protokoller,  Stock- 
höhn  1868. 

Weser-Westring,  Eonkurstagen  jämte  dithörande  fOrfättningar 
med  anmärkningar  etc.  YII.  Auflage.   Stockholm  1893. 

üppsiröm,  Sveriges  Bikes  Lag,  S.  499,  532,  636,  926  ff. 

Bergstrand,  Processen  i  Eonkurs  boskilnads  och  urarfva  mSi^ 
in  Nordisk  Betsencyklopaedi,  B.  IV.    Ejöbenhavn  1879—80. 

Broom6e,  Gust.  Studier  i  Eonkursrätt.  Lund  1880. 
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Landtmansson,  Om  Kooknrsbo,  Upsala  1866. 

Martin,  Ackord  i  Eonkors,  Upsala  1880. 

Derselbe,  Huru  skall  iSSrUUlas  med  deü  egendom,-  som  en  gäl- 
denär,  hvilken  blifvit  i  ritt  liemland  försatt  i  konknrs,  eger  mom  annat 
land,  Stockholm  1881.  Forbandlinger  paa  det  IV.  Nordiske  Juristmöde,. 
Kjöbenhavn  1881,  Beü.  V  und  S.  71-^112. 

Nordling,  FOrel&sningar  om  boskilnad  och  om  behaadling  af 
dOd  mans  bo,  JE.  Anfl.    Upsala  1892. 

Derselbe,  Om  Eonkm^bos  rätt  vid  kOp  eller  leveransaftal,  upp- 
gjordt  af  ^denären.  Siehe  Nanmann,  Tidskrift  för  lagstiftning,  lags-^ 
köming  och  förvaltnlBg,  Jahrg.  1875,  S.  657  ff. 

Oli vecrona,  Bidrag  tili  den  Syenska  Eonlnirslagstiftningeiis  historia,, 
siehe  Upsala  Universitäts  ArBskriit  1862. 

Rydin,  Om  EonkursfSrbrytelser,  Upsala  1888. 

Sandberg,  Om  bolags  Konkurs,  Lundl893. 

Winroth,  Om  arfvingames  ansvarighet  för  arflätarens  förbindelser, 
Upsala  1879. 

ni.  Oeschlehtllches.  Die  ältesten  Bestimmungen  konkursrecht- 
licher  Natur  in  den  schwedischen  Bechtsquellen  beziehen  rieh  auf  eine 
Klage  im  Wege  des  ordentlichen  Prozesses,  welche  auf  die  Uebergabe 
des  verschuldeten  Vermögens  zunächst  an  die  vigilanten  Gläubiger  zur 
Yertheilung  nach  dem  Massstabe  ihrer  Forderungen  mit  subsidiärer 
Arbeitshaft  bei  mangelnder  Zahlung  gerichtet  ist.  Nebenbei  findet  man 
auch  Spuren  von  Vorschriften  über  Akkord,  Stundung  und  Vorzugs- 
rechte. In  der  Mitte  des  XTV.  Jahrhunderts  machte  sich  schon  das 
Römisch-rechtliohe  beneficium  cessionis  bonorum  geltend,  welches  be- 
zweckt, den  ehrenhaften,  seine  Güter  freiwillig  abtretenden  Schuldner 
von  der  Arbeitshaft  m  befreien.  Gegen  Ende  des.  XVII.  Jahrhunderte 
werden  diß.  diesbezüglichen  Grundsätze  eingehender  bearbeitet  und  mit 
Bestimmungen  über  Ediktalladung.  und  Inventaraufnahme  verbunden. 
Durch  das  Gesetzbuch  von  1734  wurden  nur  die  Vorschriften  über  die 
persönliche  Haftung  des  Schuldners,  das  beneficium  cesrionis  «ind  die 
Bangordnung  der  privflegirten  Forderungen  näher  geregelt.  Dagegen 
fehlte  es  beinahe  gänzlich  an  prozessualen  Bestimmungen.  Diese  wur- 
den in  der  zweiten  Hälfte  des  XVHI.  Jahrhunderts  Gegenstand  der 
gesebsgeberischen  Thätigkeit.  Das  erste  vollständigere  Eonkursgesetz 
stammt  aus  dem  Jahre  1818.  Ein  revidirtes  Eonkursgesetz  folgte  1830. 
Die  zu  einer  unertiftglichen  Verschleppung  des  Verfahrens  führenden 
Bestimmungen  dieser  Gesetze  ttber  die  Anmeldungsfristen  und  Termine 
sowie  fiber  die  richterliche  Prüfung  der  bestrittenen  Forderungen  und 
die  Ordnung  sämmtlicher  Vorrechte  nebst  der  Unzulänglichkeit  der 
auf  Verhütung  groben  Geschäftsunfugs  abzielenden  Strafbestimmungen, 
veranlassten  eine  unter  Berücksichtigung  des  Code  de  Commerce, 
sowie  der  Preussischen  Eonkursordnung  von  1865  in  den  fünfziger 
Jahnto  durch  eine  Eommission  vorgenommene  Ausarbeitung  *^euer 
Gesetzentwürfe,   durch   welche   ein    schnelleres  liquidaüonsverfahren 
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durch  Konkursverwalt^,  Qerichtskommissar  und  Giäubigerferwaltnng 
niit  gerichtlicher  bezw.  richterlicher  Interrention  in  gewissen  vom  Oe* 
fietz  vorgesehenen  Fällen^  die  Möglichkeit  der  Rettang  der  ökono- 
mischen Lage  des  Gemeinscholdners  und  die  Wiederherstellnng  seiner 
ErwerbsthSügkeit  durch  Akkord  besweckt  wurden.  Nach  einigen  Miss- 
geschicken wurden  die  neuen  GesetsentwOrfe  von  den  Reichsständen 
1860  angenommen  und  zwei  Jahre  später  promulgirt.  ^) 

§.18. 
2.    QnmdpriBsipieii  des  Konkursreehts. 

Die  Eröffnung  des  Eonkurses,  welcher  als  eine  Generalzwangsvoll- 
streckung in  das  Vermögen  des  zahlungsunfähigen  Schuldners  zum 
Zwecke  einer  dem  Rechte  entsprechenden  Befriedigung  der  Gläubiger 
zu  betrachten  ist,  erfolgt  nur  auf  Antrag  des  Gemeinschuldners  oder 
eines  Gläubigers.  Sie  setzt  die  Zahlungsunfähigkeit  oder  die  Entfer- 
nung des  Gemeinschuldners  voraus  und  erfolgt  auf  Anordnung  des- 
jenigen Gerichts,  bei  welchem  der  Schuldner  seinen  allgemeinen  per- 
sönlichen Gerichtsstand  hat 

Das  Eonkursverfahren  findet  sowohl  auf  Eaufleute,  wie  auf  ^cM- 
kaufleute  Anwendung.  Ausser  einem  etwa  nOthigen  präparatorisdien 
Verfahren  besteht  das  Eonkursverfahren  aus  dem  ErOffnungsverfahren, 
der  Eonstituirung  der  Aktiv-  und  Passivmadse,  dem  PrQfungs-  und  Prio- 
ritätsverfahren und  dem  Reaüsations-  und  Vertheilungsverfahren,  Das 
Gesetz  enthält  weder  Bestimmungen  bezüglich  des  im  Auslande  befind- 
lichen Vermögens  des  Eridars,  noch  Ober  das  in  Schweden  befindliche 
Vermögen  eines  ausländischen  Schuldners  oder  den  Parükularkonkurs 
eines  solchen.  Der  Inhaber  eines  Faustpfands  oder  eingetragenen 
Hypothekenrechts,  sowie  der  nur  eine  Aufrechnung  beanspruchende 
Gläubiger  ist  nicht  verpflichtet,  seine  Forderung  im  Eonkurse  anzu- 
melden. Der  Ueberschüss  des  EMOses  aus  dem  Pfand-  oder  fi^p^potheken- 
objekt  ist  an  die  Eonkursmasse  abzuliefern. 

8.   Materielles  Konknrsreeht 

§  19. 

A«  Konstitnirnng  deir  Aktivmasse. 

I.  Voraussetzungen  der  EonkurserOffnung.   Eonkursantrag. 

Das  Eonkursverfahren  wird  (vgl.  oben  §  18)  nur  auf  Antrag 
des  Gemeinschuldners   oder  eines   Gläubigers   eröffnet.    Dem  Gemein- 

^}  Das  Eonknrsgesets  Ton  1862  ist  keine  g^fickliche  gesetEgeberische  Leistimg 
Es  mangelt  ihm  die  Grondlage  fester  ^rissenschsfUicher  Prinzipien  nnd  ungleich  leidet 
M  einerseits  an  einer  UeberfUle  yon  ins  Einzelne  gehenden  kasoistischen  VorsGh]ifte&, 
andererseits  an  Lficken  mid  Unklarheiten.  Die  Reihenfolge  der  Vorschriften  ist  nach 
der  Zeitfolge  der  Verhandinngen  im  Eonkars  geordnet  Die  Ansdnicksweise  leidet  an 
schleppender  Breite.  Der  werthyollste  —  obgleich  in  der  Praxis  nicht  immer  -glück- 
lich verwerthete  —  Gewinn  ans  dem  fremden  Recht  ist  die  Einrichtsng  des  richter* 
liehen  Kommissars, 
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Schuldner  ist  keiiie  Angabe,  eines  Grundes  flir  seinen  Antrag  vor  ge- 
schrieben.^) Die  VoriMxssetzungen  des  Eonkursantrages  seitens  der 
Gläubiger^  sind:  1)  die  Mucht  des  Gemeinsohuldners  wegen  Schul» 
den,  2)  seine  Reise  nach  dem  Auslande  nebst  der  Muthmassung  seines 
Wegbleibens,  um  den  Ansprüchen  der  Gläubiger  zu  entgehen;  3)  die 
Zahlungsunfähigkeit  des  Gemeinschuldners  bezw.  die  Gefahr  mangelnder 
Befriedigung,  Die  FSUe,  in  welchen  eine  solche  Unfähigkeit  oder  Gefahr 
anzunehmen  ist,  sind  im  Gesetze  kasuistisch  angegeben.  Es  gehören 
hierzu  die  über  eine  Woche,  dauernde  Zahlungseinstellung  eines  Kauf- 
manns, betrQgerische  Beiseiteschaffung  oder  Entziehung  von  Yermögens- 
stücken  zur  Benachtheiligung  der  Gläubiger  u.  s.  w.  Fällige  Schulden 
sind  besonders  berttcksichtigti 

n.   Wirkung  der  Konkurseröffnung. 

Wie  Überhaupt  die  zum  materiellen  Konkursrecht  gehörenden  Vor- 
schriften sind  die  Ober  die  Beehtswirkungen  der  KonkurseröfEnung  un- 
genügend. Aus  den  Bestimmungen  im  §  13  »des  Konkursgesetzes 
folgt  indessen,  dass  keine  Zwangsvollstrec^kung  in  das  unprivilegirte 
bewegliche  YeimOgen  des  Gemeinschuldners  weiter  stattfinden  darf^ 
und  dass  eine  schon  begonnene,  aber  nicht  durch  Versteigerung  er- 
ledigte Zwangsvollstreckung  in  solches  Vermögen  sistirt  wird.  An 
dem  innerhalb  eines  Monats  vor  der  KonkurseröfFnung  gepfändeten 
beweglichen  oder  unbeweglichen  Eigenthum  wird  kein  Vorrecht  be- 
gründet,^ Der  Verkauf  eines  gepfändeten  Grundstücks,  Schiffes  oder  der 
Güter  in  ^neip  Schiffe  wird  durch  die  Konkurseröffnung  nicht  gehemmt« 
Vorbehalten  3ind  auch  die  Bechte  der  Faustpfandgläubiger,  sowie  die 
der  Inhaber  von  HypoÜieken  an  Grundeigenthuxn.  Ob  und  inwieweit 
der  Konkurs  sich  auf  da3  iiA  Ausland  befindliche  Vermögen  des  Kridars 
erstreckt,  ist  bei  dem  oben  erwähnten  Mangel  an  Vorschriften,  deren 
es  auch  in  den  Staatsverträgen  mangelt,  unbestimmt  Selbstverständ-' 
lieh  wird  auf  eine  gutwillige  Ausanwortung  solchen  Vermögens  hin-^ 
gewirkt.  Ein  im  Ausland  eröffnetes  Konkursverfahren  hindert  nach 
allgemeiner  Ansicht  niQht  die  Zwangsvollstreckung  schwedischer  und 
dänischer  Urtheile  in  das  inländische  Vermögen  des  Schuldners;  jedoch 
sind  dänische  Urtheile^  wenn  in  Dänemark  das  Konkursverfahren  gegen 
einen  Gemeinschuldner  eröffnet  wird,  in  sein  hiesiges  Vermögen  nicht 
vollstreckbar  und  umgekehrt.*)  Ob  über  das  persönliche  Vermögen 
eines  Ausländers  Konkurs  in  Schweden  eröffnet  werden  kann,  ist 
fraglich. 

An  die  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  dienende  Aktivmasse  fällt 
das  gesammte  Vermögen  (N^utzungsrechte  einbegriffen,   das  literarische 

^  Konk-Ges.  §  6^  Abschn.  1,  §  7  Abschn.  1. 
^  Konk-Geß.  §§  2—5. 
^  HandelsbaUc  E«p.  17  §  8,  §  9  Abschn.  6. 

^  KOnigl.  Verordn,  vom  15.  Jnni  1861,  §  7;  Konvention  Yom  25.  April  1861,  §  1 
der  Dfloischen  Abfassung. 

Lbmu  n.  LoBWB»BLo,  BechtsYerfolgnns.  II.  32 
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Eägenthumsrecht  aber  ausgeschlossen),  welches  dem  Gemeinschuldner 
ZOT  Zeit  der  Emretchung  seines  Eonkursgesuchs,  oder,  wenn  der  Kon- 
kurs auf  Antrag  eines  Gläubigers  zu  Stande  gekommen  ist,  zur  Zeit 
der  Ausfertigung  der  Ediktalladung  gehört,  und  welches  während  des 
Eonkurses  dem  Gemeinschuldner  zufällt,  insoweit  es  zur  Vollstreckung 
verwendet  werden  kann,  endlich  auch  dasjenige  Vermögen,  welches 
durch  eine  (gegen  die  vor  der  Eröffnung  des  Eonkurses  vom  Gemein- 
schuldner vorgenommenen,  den  Gläubigem  nachtheiligen  Rechtsgeschäfte 
gerichtete)  Anfechtungsklage  revindizirt  werden  kann.^)  Aus  dem  nach 
Abzug  der  Besoldung  eines  Stellvertreters  oder  der  Verlagskosten  ver- 
bleibenden Lohn  bezw.  Arbeitsverdienst  des  Gemeinschuldners  werden 
zuerst  die  zu  seinem  und  seiner  Familie  Unterhalt  nöthigen  Mttel  an- 
gewiesen. 

Die  nur  im  thatsächlichen  Besitze  des  Eridars  sich  befindenden, 
ihm  nicht  gehörigen  Gegenstände  gehören  nicht  zur  Eonkursmasse.  Die 
Herausgabe  der  an  den  Gemeinschuldner  verkauften,  aber  nicht  be- 
zahlten und  vor  der  Eonkurseröffnung  noch  nicht  flbergebenen  Waaren 
kann  die  Eonkursmasse  nur  gegen  Zahlung  beanspruchen.  Pacht-  und 
Miethsrechte  werden  durch  den  Eonkurs  gegenseitig  kündbar.^ 

Wenn  der  Gemeinschuldner  nicht  schon  vor  der  Eonkurseröf&iung 
das  Inventar  eingereicht  hat,  verfügt  das  Gericht  bezw.  der  Riditer 
die  Inventaraufnahme,  sowie  etwaige  Anlegung  der  Siegel  oder  der- 
gleichen Massregeln  durch  einen  oder  mäirere  Beauftragte,  welche  ge- 
wöhnlich auch  zu  interimistischen  Verwaltungsagenten  mit  beschränkter 
Eompetenz  bestimmt  werden.')  Der  sogenannte  (Jeneral-  oder  offene 
Arrest  ist  in  dem  schwedischen  Recht  nicht  erwähnt.  D^  Gemein- 
schuldner ist  verpflichtet,  seine  Vermögensmasse,  Gläubiger  und  Schuld- 
ner genau  anzugeben,  alle '  erf orderiiche  Auskunft  zu  ertheüen,  sowie 
das  Inventar  unter  Eidespflicht  zu  unterzeichnen  und  bei  Gefahr  der 
Haft  zu  beeidigen.^)  Die  Eidesleistung,  die  auch  von  der  Ehefrau  und 
den  Eindem  des  GemeinschuMners,  sowie  von  seiner  Dienerschaft  und 
anderen,  welche  von  seinen  Vermögensverhältnissen  Eenntniss  haben, 
gefordert  werden  kann,  findet  in  der  Regel  statt  bei  dem  ungefähr  drei 
Wochen  nach  der  Eonkurseröffhung  abzuhaltenden,  sogenannten  „ersten 
Verhör",  wozu  die  umwohnenden  Gläubiger  einberufen  werden  und  wobei 
einstweilige  Eonkursrerwalter  von  Gläubigem  gewählt  bezw.  vom  Gmcht 
oder  Richter  ernannt  werden.  Das  Vermögen  des  Gemeinscfauldiiers 
nebst  allen  Forderungen  und  nicht  besonders  ausgenommenen  Rechten 
hat  er  den  Agenten  bezw.  den  einstweiligen  oder  den  auf  dem  Proklama- 
tage  erwählten  definitiven  Eonkursverwaltem   oder  den  Gläubigem  zu 

')  Konk.-G6s.  §§  35 — 87;  Ges.  ttber  das  literarische  Eigenihum  vom  10.  August 
1877,  §  22.  Erkenntnisse  des  obersten  Gerichtshofes  yom  22.  Fiehnnur  1889  nnd 
4.  Februar  1891. 

")  Erkenntnisse  des  obersten  Gerichtshofs  vom  17.  Dezember  tB68,  26.  Hai  1886. 

^  Vergl.  die  unklaren  Bestimmungen  des  §9. 

*)  Konk.-Ges.  §§  19,  21. 
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Überliefern.^)  Bis  dahin  ist  er  gewissen  Beschränkungen  des  Auf- 
enthaltsorts unterworfen.^  Aus  dem  oben  Gesagten  folgt,  dass  der 
Oemeinsehtddner  das  KecM,  sein  za  der  Eotikursmasse  gehöriges  Ver- 
mögen zu  Terwalten  and  Bber  dasselbe  zu  verfugen,  verHert.  Seine 
Bechtshandlungen  werden  den  GlSubigem  gegenüber  nichtig.^  Das 
Terwaltungs-  und  Verttgungsrecht  geht  auf  die  Gläubiger  und  die 
KonfcuTBverwpltung  über.  Anhängige  Rechtsstreitigkeiten  kOnnen  nur 
Ton  der  Masse  oder  ihren  Vertretern  aufgenommen  werden.'*) 

DI.  Stellung  der  Konkursverwalter  und  der  Gläubiger. ß) 
Die  Eonkursverwalter,  welche  als  Maodatarien  der  Gläubiger  2u 
betrachten  sind,  und  fUr  die  Geschäftsfahrung,  wena  sie  nicht  getheilt 
ist,  pro  parte  rata  haften,  haben  die  Interessen  der  Gläubiger,  wie  ihre 
eigenen,  wahrzunehmen,  die  Forderungen  einzutreiben  und  die  Abwicke* 
lung  des  Eonkurses  vorzubereiten,  sowie  die  nöthigsten  Schritte  zur  Ver- 
-werthung  des  ScbuldvermOgens  zu  Üiun.  Die  regelmässige  Verwaltung 
und  Verwerthung  geschieht  unter  der  Aufsiebt  des  Gerichtskommissars 
nach  BeraÜumg  mü  den  Eonkucsgläubigern  bez.  nach  ihrem  Beschluss.  In 
gewissen  Fällen  muss  die  Ansieht  bez.  die  Zustimmung  des  Gemeinschuld- 
ners  eingeholt  werden.  Die  Rechte  der  Gläubiger  werden  in  den  öffent- 
licb  bekannt  zu  machenden  Gläubiger- Versammlungen  nach  dem  Mass- 
stabe ihrer  Forderungen  ausgeübt.  Entscheidend  ist  die  Forderungs- 
MiÜ^ri^ä^  welche  gleichzeitig  mindestens  ein  Viertel  der  Abstimmenden 
vertritt.  Wenn  keine  gesetzliche  Majorität  zu  Stande  kommen  kann, 
wird  das  Gutachten  des  Gerichtskommissars  eingefordert;  die  Meinung, 
welcher  dieser  sich  Anschliesst,  erlangt  Geltung. 

Die  Berufung  der  Gl&ubigerversammlung  geschieht  durch  die  Ver- 
walter nach  Berathung  mit  dem  Gerichtskommassar.  Die  Gläubiger 
sowie  der  Gemeinschuldner^  können  solche  Berufung  beim  Gerichts- 
kommissar  beantragen.  Bei  Abweisung  ^itscheidet  auf  Antrag  das 
Eonkursgericht.  Gegen  die  Beschlüsse  der  Gläubigerversammlung  findet 
^U6  formellen  Gründen  Beschwerde  an  das  Gericht  statt.  Erinnerungen 
gegen  die  Verwaltung  werden  auf  Antrag  des  richterlichen  Eommissars 
vom  Gericht  geprüft.  —  Dass  ausländische  Gläubiger  den  inlän- 
dischen gleich  stehen^  ist  trotz  des  Stillschweigens  des  Ge- 
setzes unzweifelhaft. 

Die  Verwalter  haben  Anspruch  auf  Erstattung  angemessener  baarer 
Auslagen  und  auf  Vergütung  für  die  Geschäftsführung.  Die  Festsetzung 
der  Vergütung  g^eschieht  durch  die  Gläubigerversammlung.  Streitig- 
keiten werden  vom  Gericht  geprüft.  Die  Vergütung  des  Gorichts- 
kommissai-s  wird  durch  das  Gericht  nach  dem  Vorschlag  der  Gläubiger 
festgestellt. 

*)  Koiik.-Ges.  §§  25—28,  89—40,  43. 

'O  Konlc-Geg.  §  19—24. 

^  Aasdrflckliche  Bestimmungen  fehlen. 

*)  Erkenntnisse  des  olMcsten  Qerichtshofs  vom  18.  Oktober  1883,  30.  April  1888. 

»)  Konk..Qes.  §§  39—68. 
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§  20. 
B»   Ans-  und  Absond^nuigs-i  Kompexuiatioiis-  nnd  Anfeohtiiiigarecht. 

I.  Dem  Gemeinschuldner  unstreitig  nicht  gehörige  Gegenstände 
sin4  durch  die  Verwalter^)  dem  rechtmässigen  üigenthümer  auszufolgen« 
Derartige  streitige  Ansprüche,  welche  von  der  Gläubigeryersammlung 
nicht  anerkannt  werden,  sind  im  Wege  der  Klage  geltead  zu  machen. 

Die  Ehefrau,^  welcher  ein  Geschäftsführer,  wenn  sie  keinen  Ein* 
Spruch  dagegen  erhebt,  beigeordnet  wird,  hat  die  Ansprüche  auf  Ersatz 
ihrer  „verwandelten*',  d.  h.  in  specie  nicht  mehr  vorhandenen  Mobilien 
und  Gelder  als  eine  Eonkursforderung  anzumelden.  Um  ihr  Recht  so- 
wohl darauf,  als  auf  ihr  noch  rückständiges  Privateigenthum  und  ihren 
Antheil  am  gemeinschafüichen  Vermögen  behaupten  zu  können,  hat  sie 
die  Auseinandersetzung  der  Gütergemeinschaft  spätestens  auf  dem  Pro- 
klamatage  zu  beantragen.  Den  Gläubigern  gegenüber  kann  sie  keine 
Entschädigung^  für  veräusserte  Grundstücke,  bez.  was  sonst  zum  unbe- 
weglichen Vermögen  gehört,  beanspruchen.  Keiner  von  den  Ehegatten 
kann  Ersatz  verlangen  ifür  Zahlungen,  welche  aus  dem  gemeinschaft- 
lichen Vermögen  für  die  Schulden  des  Anderen  gemacht  worden  sind. 

n.  Gläubiger,  welchen  an  beweglichem  Gut  ein  Faustpfandrecht 
oder  kraft  stattgefundener  Pfändung  an  solchem  Gut  ein  Vorrecht  zu- 
steht, können  aus  diesen  Gegenständen  besondere  Befriedigung  ver- 
langen. Bei  mangelnder  Einlösung  seitens  der  Masse  kann  der  bevor- 
zugte Gläubiger  die  Versteigerung  des  Gegenstands  veranstalten,  ist 
abör  verpflichtet,  die  Verwalter  einen  Monat  voraus  davon  zu  benach- 
richtigen und  über  den  Erlös  Rechnung  abzulegen;  Sonst  erfolgt  diö 
Realisation  durch  die  Verwalter  oder  durch  den  Exekutor.^ 

Den  Faustpfandgläubigem  stehen  gleich  Vertnieiher,  Verpächter, 
Handwerker  und  Vorschuss  gebende  Kommissionsverkauf  er.*)  Schiffs- 
gläubiger geni^ssen  abgesonderte  Befriedigung  gemäss  besonaerer  Vor- 
schriften. *) 

DI.  Soweit  ein  GlS^ubiger  für  seine  Forderung  nur  eine  Aufrech- 
nung beansprucht,  braucht  er.  diese  Forderung  im  ^^Konkursverfahren 
nicht  geltend  zu  machen,  ist  aber  verpfüiehtet,  auf  Antrag  eidlidi  zu 
erhärten,  dass  er  die  Forderung,  ehe  der  Eonkursantrag  ihm  bekannt 
wurde,  in  gutem  Glauben  erworben  hat,,  sowie  dass  sie  keine  betrü- 
gerische sei.*) 

IV,  Gegenüber  den  vor  der  Konkurseröffnung  vom  Gemeinschuld- 
ner vorgenommenen  Rechtshandlungen  steht  den  Konkursgiäubigem  in 


0  Konk.-Ge8.  §  46. 

^  KOnigl.  Verordnnng  vom  18.  September  1862  über  Aosemandcrseteang  der  Güter- 
gemeinBchaft  dtc.  §§7,  8;  Eonk.-Gks.  §  140. 
3)  Konk.-Qes.  §  54. 
*)  Handel8-Ba]k  Kap.  17  §§  3—6. 

^)  E^ekutions^Ges.  vcm  10.  August  .1877;  §  89  Abschn.  2. 
«)  Konk.-Ge8.  §§  91,  82. 
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den  iixr§  36  des  Konkurggesetzes  angegebenen  FSIlen  das  Anfechtungs- 
recht zu,  und  zwar  unterliegen  der  Anfechtung: 

1.  unentgeltliche  und  diesen  gleichgestellte  Verfügungen  ÜberEigen- 
thum  von.  solchem  Werth,  dass  den  Gläubigem  ein  erheblicher 
Schaden  dadurch  entstanden  ist,  sofern  nicht  längere  Zeit  als  drei 
Monate  zwischen  der  Hingabe  und  der  Eröffnung  des  Konkurses, 
oder  in  Bezug  auf  unbewegliches  Gut,  zwischen  dem  Antrage 
auf  Emschreibung  in's  Grundbuch  und  der  Eröffnung  des  Kon- 
kurses verflossen  ist; 

2.  die  während  der  letzten  30  Tage  vor  der  Eröffiaung  des  Kon- 
kurses gemachten  Zahlungen  von  a)  nicht  vor  diesem  Zeitpunkt 
fälligen  Schulden,  sowie  b)  von  fälligen  Schulden  mit  ausser- 
ordentlichen Zahlungsmitteln; 

3.  die  während  derselben  Zeit  in  der  dem  anderen  Theile  muth- 
masslich  bekannten  Absicht,  die  Gläubiger  zu  benachtheiligen, 
abgeschloss^ien  Verträge; 

4.  das  während  derselben  Zeit  bestellte  Pfand  fttr  Schulden,  bei 
deren  Entstellung  solche  Sicherheit  nicht  bedungen  war,  und 

5.  die  während  derselben  Zeit  stattgefundene  Pfändung  und  Ver- 
äusserung  von  beweglichem  Gut. 

Das  Anfechtungsrecht,  welches  in  einem  Monat  nach  dem  zur 
Anmeldung  der  Forderungen  bestimmten  Proklamatage  verjährt,  wird 
"von  den  Konkiu^verwaltern  oder  der  Gläubigerversammlung  bez.  einem 
einzelnen  Gläubiger,  von  diesem  mit  der  Verpflichtung,  die  Konkurs- 
Terwaiter  vor  dem  Komparitionstage  davon  zu  benachrichtigen,  aus- 
geübt. 

§21. 
4.    Formelles  Konkiirsreelit* 

I.  ISröflhmigsverMiren.^) 
Dass  auf  den  von  einem  mündigen  und  geistesgesunden  Gemein- 
^chuldner  bei  dem  zuständigen  Gericht,  bez.  Richter  auf  dem  Lande, 
gestellten  Antrag  das  Konkursverfahren  ohne  weitere  Formalitäten 
zu  eröffnen  ist,  folgt  aus  dem  oben  (S.  486)  Gesagten,  üeber  den 
Antrag  eines  Gläubigers  ist  der  Gemeinschuldner,  in  der  Stadt  vom 
Gericht,  auf  dem  Lande  vom  Richter,  schleunigst  zu  hören.  Kann  die 
Ladung  weder  ihm  noch  seinem  Bevollmächtigten  zugestellt  werden, 
so  muss;  insofern  sein  Aufenthaltsort  nicht  ermittelt  werden  kann  und 
zugleich  anzunehmen  ist,  dass  ersieh  verborgen  hält,  flüchtig  geworden 
ist  oder  sich  ausser  Landes  begeben  hat,  eine  neue  Vorladung  dreimal 
in  die  Amts-Zeitung  eingerückt  werden.  In  diesem  Falle  wird  die  Er- 
scheinungsfrist  auf  höchstens  zwei  Monate  nach  der  letzten  Bekannt- 
machung bestimmt  und  das  bekannte  Vermögen  des  Gemeinschuldners 
unter  sichere  Aufsicht  gestellt. 


1)  Konk..Ges.  §§  6— li,  14—18, 
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Bei  Einwilligung  des  Gpexneinscfauldners  wird  dem  Aatrag  Tom 
Richter,  bez.  in  der  Stadt  vom  Grericht,  stattgegeben.  Giebt  der  Qe^ 
meinschuldn^r  keine  ErklSning  ab,  oder  bestreitet  er  die  Voraussetsungen 
der  Konkurseröffnung,  bo  hat  das  Gericht  die  Frage  zu  prüfen.  Gewinnt 
der  Antrag  die  Zustinuuung  des  Gerichts,  so  ist  der  Konkurs  als  an 
dem  Tage,  an  welchem  der  Eröffnungsantra^  eingereicht  worden  ist^ 
eröffnet  oder  „angefangen^  anzusehen.  Die  Gläubiger  werden  durch 
Edüctalladung  aufgefordert  —  sp&testens  vor  zwölf  Uhr^)  an  einem 
bestimmten  Tage  nach  zwei,  höchstens  vier  Monaten  seit  dem  Tage 
des  Eröffnungsbeschlusses  —  ihre  Forderungen  beim  Gericht,  bez.  auf 
dem  Lande  beim  Richter  durch  zweifache  Einlage  anzumelden.  Die 
Ladung  wird  durch  Anschlag  an  der  Gerichtsthür  und  durch  Kund- 
machung in  der  Amts-  und  den  Orts-Zeitungen  veröffentlicht.  Inlän- 
dische Gläubiger  werden  besonders  benachrichtigt.  Gegen  die  Ent- 
scheidung des  Gerichts  findet  sofortige  Besehwerde  an  das  vorgesetzte 
Hofgericht  statt.  Die  Vollziehung  des  Erkenntnisses  wird  dadurch  nicht 
gehemmt. 

n.  KonatJtcdnmg  der  FasaiTmaase« 

A.   Prüfungs-  und  Prioritätsverfahren. 

Im  Inventar  sind  die  Schulden  zu  verzeichnen.  Spätestens  auf  dem 
Proklamatage  haben  die  Gläubiger  ihre  Forderungen  nebst  Angabe  des 
zu  beansprachendon  Yoirechts  anzumelden.  Die  Beweisstücke  sind  ur- 
kundlich  oder  in  beglaubigten  Abschriften  beizufügen.  Die  Angabe  eines 
bestimmten  Betrages  ist  bei  dieser  Gelegenheit  nicht  unbedingt  erfor- 
derlich. Die  Beweisstücke  können  auch  nachträglich  bei  der  unten  er- 
wähnten Zusammenkunft  vor  dem  Gerichtskommissar  vorgelegt  werden. 
Sämmtliche  angemeldete  Forderungen,  welche  auf  Antrag  zu  beeidigen 
sind  (vgl.  oben  S.  492  HI),  werden  avd  dem  Proklamatage  zur  Behand- 
lung voi^enommen  und  einzeln  erörtert,  ohne  Rücksicht  auf  das  Aus- 
bleiben des  Gläubigers  oder  des  Gemeinschuldners.  Die  Forderung  so- 
wie das  beanspruchte  Vorrecht  gilt  als  festgestellt,  soweit  kein  Wider- 
spruch erhoben  wird. 

Will  ein  Gläubiger  oder  Konkursverwalter  Einwendungen  gegen 
eine  Forderung  oder  das  beanspruchte  Vorrecht  erheben,  so  wird  eine 
bestimmte  Zeit  festgesetzt,  binnen  welcher  schriftliche  Anträge  an  das 
Gericht  bez.  den  Richter  einzureichen  sind,  sowie  eine  Zusammenkunft 
vor  dem  Gerichtskommissar,  welcher  ein  Verzeichniss  der  Forderungen 
mit  Angabe  des  behaupteten  Vorrechts  zur  Einsicht  der  Gläubiger  zu 
besorgen  hat,  anberaumt.  Bei  dieser  Zusammenkunft  sind  schriftliche 
Gegenanträge  zu  stellen  und  werden  die  Parteien  angehalten,  sich  zu 
einigen.  Die  nicht  beigelegten  Streitigkeiten  werden  an  das  Konkurs- 
gericht zu  schleuniger  Beurtheilung  verwiesen,  wobei  eine  weitere  Be- 
gründung der  gestellten  Anträge  nur,  wenn  dies  bei  obenerwUmter  Zu- 

0  Darauf  wird  nicbt  streng  gehalten.  In  der  Regel  ftngt  die  Verhaadlong  um 
12  Ijlip  an. 
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sammeHkunft  vorbehalten,  besw.  vom  Oericht  für  nöthig  erachtet  wird, 
stattfindet.  Was  im  Prüfungstermin  anerkannt  wird  oder  unangefochten 
bleibt,  kann  nachträglich  nicht  angefochten  werden. 

(regen  das  Urtheil  des  Eonkursgerichts  findet  Berufung  statt.  Neue 
Beweise  sind  in  Eonkurssachen  in  der  Berufungsinstanz,  wo  sie  als 
schleunige  Sachen  behandelt  werden,  nur  dann  zulässig,  wenn  der  Be- 
rufungskläger gerichtlicherseits  verhindert  worden  war,  sie  vorher  zu 
führen,  oder  das  angefochtene  Urtheil  auf  andere  Gründe  als  die  von 
den  Parteien  vorgebrachten  gestützt  ist. 

Gläubiger,  welche  nadi  dem  Prokiamatage  Forderungen  anmelden, 
tragen  die  Eosten  eines  besonderen  Prüfiingstermins,  Wenn  ein  Ver- 
theilungsplan  schon  ziu*  Vorlegung  für  die  Gläubiger  bekannt  gemacht 
worden  ist,  so  sind  die  nachträglich  angemeldeten  Gläubiger  auf  den 
etwa  verbleibenden  Rest,  jedoch  mit  Vorzugsrecht,  angewiesen.  Die 
unterlassene  Meldung  hat  nicht  den  Verlust  des  Fordwungsrechts 
zur  Folge. 

B.    Vertheilungs verfahren.^) 

Nach  der  Abhaltung  des  allgemeinen  Prüfungstermins  erfolgt,  so  oft 
ein  geeigneter  Bestand  (das  Gesetz  erwähnt  vorschlagsweise  5  Proz.)  vor- 
handen ist,  eine  Vertheilung  an  die  Eonkursgläubiger.  Der  Vertheilungs- 
plan  wird  von  den  Eonkui-sverwaltem  nach  Berathung  mit  dem  Gerichts- 
kommissar, welcher  bei  Meinungsverschiedenheit  das  Entscheidungsrecht 
ausübt,  aufgesetzt.  Der  Plan  ist  der  Gläubigerversammlung  vorzulegen. 
Gläubiger,  welche  gegen  den  Plan  bei  dieser  Gelegenheit  Einspruch 
erhoben  oder  der  Versammlung  nicht  beigewohnt  haben,  können  binnen 
einem  Monat  die  gerichtliche  Prüfung  des  Vertheüungsplans  beantragen. 
Abschlagsvertheilung  geschieht  gegen  Bürgschaft,  wenn  der  VertheUungs- 
plan  nicht  von  sämmtlichen  Gläubigern  genehmigt,  bez.  der  Elagetermin 
abgelaufen  oder  das  gerichtliche  Erkenntniss  rechtskräftig  geworden  ist. 
Die  Antheile  noch  nicht  festgestellter  Forderungen  werden  reservirt. 
Die  Schlussvertheilung  erfolgt  nach  den  für  die  Abschlagsvertheilung 
bestimmten  Gründen,  sobald  die  Verwerthung  der  Masse  beendigt  ist. 

§  22. 
5.    Beendigung  des  Konkurses,^  Vergleich,  Akkord.^) 

I.  Bei  der  Schlussvertheilung  ist  die  Schlussrechnung  den  Gläubi- 
gem vorzulegen.  Die  Elage  gegen  die  Rechenschaft  steht  den  Gläubi- 
gern sowie  dem  Gemeinschuldner  binnen  einer  Frist  von  drei  Monaten 
zu.  Der  Eonkurs  ist  mit  dem  Ablaufe  des  für  die  Schlussvertheilung  be- 
stimmten Tages  als  beendigt  anzusehen.  Dem  Gemeinschuldner  ist  auf 
Antrag  ein  Zeugniss  darüber  von  dem  Eonkursverwalter  zu  ertheilen. 
Bei  Verweigerung  eines  solchen  entscheidet  das  Gericht.  Nach  der  in 
dieser  Ordnung  stattgefundenen  Aufhebung  des  Eonkurses  können  die 

1)  K(mk..Ges.  §§  114—125. 
»)  Konk.-Ges.  §§  124—126. 
3)  Konk.-Ges.  §§  94—113. 
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nicht   beMedigten   Konkursgläubiger   ihre    rttckständigen  Forderutkgen 
gegen  den  Schuldner  unbeschränkt  geltend  machen. 

n.  Ohne  stattgefundene  Verwerthung  und  Yertheilung  durch  die 
Verwaltung  kann  der  Eonkurs  auch  beendigt  werden  durch  Vertrag 
(=  Vergleich)  nach  dem  Proklamatag  oder  durch  Akkord  (Zwangsver- 
gleich), wovon  ein  schriftlicher  Vorschlag  spätestens  am  Proklamatag  vom 
Gemeinschuldner  eingereicht  werden  muss. 

Der  von  den  Eonkursgläubigern  durch  Abstinunung  nach  Massgabe 
des  Eonkursgesetzes  angenommene  Vorschlag  des  Zwangsvergieichs  ^) 
wird  vom  Gericht  nach  Anh()rung  der  Parteien  geprüft.  Der  Zwangs- 
vergleich  ist  unzulässig,  wenn  der  Beschluss  der  Gläubiger  nicht  gesetz- 
mässi^  zu  Stande  gekommen  war,  —  wenn  der  Schuldner  wegen  Be- 
trugs oder  Unehrlichkeit  gegen  die  Gläubiger  verurtheilt  bez.  angeklagt 
oder  verdächtigt  ist,  —  wenn  der  Zwangsvergleich  nicht  allen  nicht- 
bevorrechtigten Gläubigem  gleiche  Rechte  gewährt,  —  wenn  alle  be- 
betheiligten  Gläubiger  nicht  mindestens  50  Prozent  ihrer  Forderungs- 
beträge, spätestens  ein  Jahr  nach  der  gerichtlichen  Feststellung  des 
Akkordes  zahlbar,  erhalten,  soweit  sie  nicht  in  etwas  Anderes  aus- 
drücklich eingewilligt  haben,  —  oder  wenn  der  Zwangs  vergleich 
den  Gläubigem  offenbar  nachtheilig  ist.  Wenn  in  Folge  eines  Ver- 
trags oder  Zwangsvergleichs  die  Masse  dem  Gemeinschuldner  zurück- 
zuerstatten ist,  haben  die  Eonkursverwalter  sofort  dem  Schuldner 
Rechnung  über  die  Verwaltung  abzulegen.  Die  Elagefiist  beträgt  auch 
in  diesem  Falle  drei  Monate.  Wenn  nachträglich  entdeckt  wird,  dass 
der  Gemeinschuldnar  sich  des  betrüglicben  oder  unehrlichen  Bankerutts 
schuldig  gemacht  hat,  oder  dass  er  bei  Abschluss  des  Akkords  gewisse 
ißläubiger  heimlich  bevorzugt  hat,  so  verfällt  der  durch  den  Zwangs- 
vergleich begründete  Erlass. 

m.  Eonkurskosten.  Bei  Abweisung  des  Eonkurseröffnungs- 
Antrages  fallen  die  Eosten  dem  Antragsteller  zur  Last.  Im  Falle  der 
Eonkurseröffnung  gehören  die  Gerichtskosten  zu  den  Massekosten. 
Mit  der  ordnungsmässigen  Anmeldung  einer  Eonkursforderung  sind 
keine  Gerichtskosten  verbunden. 

Die  gerichtlichen  Eonknrskosten  einschliesslich  der  Entgeltung  ftir 
etwaige  Reisen  des  Richters  auf  dem  Lande,  gerichtliche  Bekannt'- 
machungen  und  dergl.  können  auf  etwa  100  Exonen  berechnet  werden. 
Die  Verwaltungskosten  betragen  in  der  Regel  1 — 2  Prozent  vom  Werthe 
des  unbeweglichen  Eigenthums  und  6 — 10  Prozent  vom  Werthe  der  Mobi^ 
lien,  ausschliesslich  der  Eosten  für  Bekanntmachungen^  etwaige  Reisen 
der  Konkursverwalter  u.  s.  w. 

§  23. 
6.   Besondere  Arten  des  Konkursverfahreiis« 

I.  Für  Eonkurse  von  Privatbanken,  welche  Banknoten  ausgeben,  und 
von  Bankaktiengesellschaften  und  Sparbanken  gelten  theilweise  besondere 

')  Konk.-Ges.  §§  95  ff. 
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Vorschriften.  Zur  Betheiligung  an  der  Verwaltung  neben  dem  Genchts- 
kommissar  und  den  nach  den  Regeln  des  Konkursgesetzes  erwäJilten 
Verwaltern  ernennt  der  Chef  des  königl.  Pinanzdepartements,  be«.  bei 
Spärbanken  die  Provinzialregierung»  einen  Sachwalter,  welcher  theils 
•dieselben  Befugnisse  wie  der  Gerichtskommissar  ausübt,  theils  eine 
überwachende  und  kontrolirende  Stellung  gegenüber  der  regelmässigen 
Eonkursverwaltung  einnimmt.^) 

Wenn  über  eine  dem  allgemeinen  Verkehr  eröffnete  Eisenbahn 
Konkurs  eröffnet  wird,  so  hat  das  Gericht  bez.  der  Richter  einen 
oder  mehrere  Sachwalter  zu  ernennen,  bis  die  definitiven  Konkursver- 
walter von  den  Gläubigern  erwöMt  worden  sind.  In  Bezug  auf  die 
Veräusserung  der  Bahn  gelten  sti^ngere  Bestimmungen.^ 

n.  Nachlasskonkurs.*)  Wenn  der  überlebende  Ehegatte  bez. 
ein  Erbe  die  Befreiung  von  der  Haftung  für  die  Schulden  des  Erb- 
lassers erlangen  will,  hat  er  binnen  einem  Monat  nach  dem  rechtr 
zeitigen*)  Abschluss  der  Inventaraufnahme  oder,  wenn  neue  Schulden 
nachträglich  bekannt  werden,  binnen  derselben  Zeit,  nachdem  er  von 
solchen  Schulden  Kenntniss  erhalten,  die  Nachlassenschaft  bei  dem  Ge- 
richt, wo  der  Erblasser  zur  Zeit  des  Todes  seinen  allgemeinen  persön- 
lichen Gerichtsstand  hatte»  zum  Konkurs  abzutreten.  Andere  Erben, 
bez.  der  überlebende  Gatte,  können  die  Erbschaft  spätestens  auf  dem 
Proklamatag  gegen  Bürgschaft  antreten. 

Unentschuldbare  Versäumniss  der  Inventaraufnahme,  sowie  unbe- 
fugte Massnahmen  mit  dem  Vermögensbestand  zieht  die  Haftung  für 
die  Schulden  nach  sich.  Erben,  welche  von  der  Theilnahme  an  der 
Nachlassenschaft  ausgeschlossen  sind  und  weder  der  Inventaraufnahme 
beigewohnt  haben,  noch  dazu  verpflichtet  waren,  auch  mit  den  An- 
gelegenheiten des  Nachlasses  sich  nicht  befasst  haben,  noch  davon 
irgend  einen  Vortheil  genossen  haben,  sind  von  der  Haftung  frei.  Bei 
dem  Nachlasskonkurs  finden  die  allgemeinen  Vorschriften  des  Konkurs- 
gesetzes in  der  Regel  Anwendung. 

m.  TheU. 

Erbschaftsregiüierung.^) 

§  24. 
1.   Zuständigkeit  der  Gerichte.    Erbfolge  im  Allgemeinen. 

I.  Zuständig  in  Erbschafts-  und  Testamentsangelegenheiten  ist  das 
allgemeine  üntergericht,  für  Adlige  und  diesen  Gleichstehende  das  Hof- 
gericht, in  dessen  Bezirk  der  Erblasser  seinen  Wohnsitz  oder  Dienst  gehabt 

0  Gesetz  vom  7.  Juni  1889. 

^  Königl.  Verordnung  vom  15.  Oktober  1880,  §§  19—22. 

^  EOnigl.  Verordnung  vom  18.  September  1862  betreffend  Scholdzahlung  bei 
Sterbef&Uen  etc. 

*)  Vergl.  unten  §  27  Nachlassverfahren. 

^  Vgl.  auch  Böhm,  Handbuch  der  intemat.  Nachlassbebandlung,  2.  Aufl.,  1895, 
8.  401  ff.  und  die  dort  angegebene  Literatur 
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hat.i)  Das  zust&adige  Gericht,  bei  welehem  die  Sterbefälle  der  In- 
länder ^  y(Ht  der  Priest^rschalt  angemeldet  und  Testamente  aufgewiesen 
werden,  überwacht  die  rechtzeitige  Einreichung  des  Inventars  und  be- 
steUt  auf  Antrag  oder  bei  Veranlassung  des  Inventars  Kuratoren  zcur 
Wahrung  der  Interessen  Abwesender  oder  des  Nachlasses.  ^  Es  beruft 
und  beaufsichtigt  die  Vormünder.  Ausserhalb  dieser  Grenzen  erstreckt 
sich,  mit  Ausnahme  gewisser  Städte,  der  Offizialbetrieb  der  Gerichte 
nicht  auf  Nachlassangelegenheiten. 

II.  Da  das  schwedische  Erbrecht  gänzUch  von  der  Blutsverwandt- 
schaft abhängt,  erfolgt  der  Erwerb  der  Erbschaft  ipso  iure  nach  dem 
Tode  des  Erblassers  ohne  besondere  Antretung.  Erbfähig  ist  jeder 
der  überlebenden  Erben  (sofern  er  nicht  wegen  groben  Verbrechens  aus 
dem  Lande  entwichen  ist  oder  den  Erblasser  absichtlich  getödtet  hat), 
sowie  das  vom  Erblasser  erzeugte  Kind,  welches  nach  seinem  Tode 
lebendig  geboren  wird.  Die  römische  Universalsuccession  hat  nur -in 
Bezug  auf  die  Haftung  für  die  Schulden  theilweise  eingewirkt.^) 

§  25. 

2.  Intestaterbfolge.^) 

I.  Die  Vertheilung  des  Nadilassvermögens  unterliegt  ohne  Rück- 
sicht auf  seine  Art  oder  Herkunft  denselben  Bestimmungen.  Weder 
männliches  Geschlecht  noch  Erstgeburt  gewähren  irgend  welche  Vor- 
rechte. Vollbürtige  Verwandte  schliessen  die  halbbürtigen  nicht  aus; 
sie  können  jedoch,  wenn  beide  gleichzeitig  zur  Erbschaft  berufen  sind, 
in  der  Regel  nur  den  Theil  beanspruchen,  wozu  der  gemeinsame  Stamm- 
Vater  bezw.  die  gemeinsame  Mutter  berechtigt  war.  Die  Leibes^ben 
sind  (unabhängig  von  etwaigen  Enterbungsvorschriften  des  Erblassers) 
pilichttheilsberechtigt  zur  Hälfte  des  gesetzlichen  Erbtheils  und  sie 
haben  ausserdem  bei  Minderjährigkeit,  geistiger  oder  körperlicher  Krank- 
heit Anspruch  auf  Alimentation.  Anerkannte  uneheliche  Kinder  können 
irnter  gewissen  Bedingungen  neben  den  ehelichen  die  gemeinsame  Mutter 
beerben,  jedoch  ohne  Beeinträchtigung  des  Pflichttheils  der  Leibeserben. 
Eine  Enterbung  ist  nur  in  gewissen  Fällen  der  Eheschliessung  ohne 
Einwilligung  der  Eltern  oder  des  rechtmässigen  ,JBi*autvaters'^  (Sponsor) 
zulässig.  ^) 


»)  Rg8.-B.  Kap.  10  §  6;  Kap.  8  §  2. 

^  Sterbefälle  der  Ausläader  sind  nnter  Angabe  ihrer  in  Sdiweden  befindÜchea 
Erben,  ihrer  Eltern,  ihres  Gewerbes,  ihrer  Heimath  «nd  ihrer  VermOgeDSverfeftltusst, 
soweit  sie  bekannt  sind,  bei  dem  KOnigL  statistischen  Gentralboreau  sn  melden.  EdnigL 
Verordnung  betr.  die  Kirchenregister  vom  6.  Augnst  1894  §  38. 

')  Ärfda-Balk  Kap.  9  §§  2  ff.  nebst  dazu  gehörenden  Verordnungen. 

^)  Siehe  §  23  und  §  27  Nachlasskonkuis  und  Nacfalassverfahren,  wo  die  Rechts* 
wohlthat  des  Inventars  und  der  Erbschaftsvensicht  erwfthnt  sind. 

»)  Ärfda-Balk  Kap.  1—8. 

^)  Wenn  ein  unmündiges  Mftdchen  gegen  den  WiUen  ihres  Vaters  oder  ihrer 
Mutter  heirathet,  so  ist  der  Vater  bezw.  die  Mutter  berechtigt,  sie  zu  enterben.  Das- 
selbe gilt,  wenn  der  Sohn  oder   die  verwittwet*?  Tochter,   welche   kein   eigenes   Haus- 
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Die  Erbklassen  sind  theils  nach  Linien  (Parentelen),  ttieils  nach 
Graden  bestimmt.  Eintrittsrecht  greift  Platz  in  den  zwei  ersten  Paren« 
telen,  die  mit  den  drei  ersten  Erbklassen  zusammenfallen.  In  Bezug 
auf  die  Obrigen  ErbklMsen  macht  sich  als  Hauptaregel  der  Gradual- 
grundsatz,  nur  durch  den  Parentelgrundsatz  modlfizirt,  geltend.  Die 
Kegeln  ttber  die  Berechnung  der  Grade  stimmen  ndt  denen  der  römi- 
schen Komputation  fiberein.  Der  nähere  Grad  schliesst  den  entfernteren 
aus.  Seitenverwandte  gehen  Aszendenten  gleichen  Grades  vor.  Von 
Seitenverwandten  desselben  Grades  sind  die  von  einem  näheren  Zweig^ 
(Parentel)  vor  den  anderen  berufen.  Wenn  Aszendenten  bezw.  Seiten* 
verwandte^  sowohl  väterlicher-  als  mütterliehei'seits,  gleichzeitig  berufen 
sind,  nimmt  jede  Linie  oder  Seite  die  Hälfte.  Innerhalb  jeder  Linie 
geschieht  die  Erbtheilung  nach  Zweigen  (Hauptzweigen),  wenn  solche 
vorhanden  sind,  innerhalb  der  Zweige  nach  Unterzweigen  und  zwischen 
Individuen  desselben  Unterzweiges  nach  KopfÜieilen. 

Nach  der  gesetzlichen  Erbfolgeordnung  sind  also  zur  Erbschaft  be- 
rufen: 1)  Leibeserben  (Busen)  nach  Stämmen  —  Parentel  des  Erblassers 
mit  Eintrittsrecht  für  Nachkommen  von  Verstorbenen;  2)  und  3)  Eltern^ 
und  neben  dem  überlebeikden  Elterntheil,  bezw.  nach  den  Eltern,  wenn 
beide  gestorben  sind,  Geschwister  und  ihre  Abkömmlinge  — 
Parentel  der  Eltern  mit  Eintrittsrecht  wie  bei  1;  4)  Grosseitern: 
5)  Geschwister  der  Eltern;  6)  Urgrosseltern ;  7)  Vettern  und  Basen ; 
8)  Greschwister  der  Grosseltern;  9)  Voreltern  des  viwten  Grades  u.  s.  w. 

In  Ermangelung  von  Erben  hat  der  Staat  Anspruch  auf  den  Nach- 
lass.  ^) 

n.  Eheliches  Güterrecht.^)  Zwischen  Ehegatten  besteht,  wenn 
vor  der  Abschliessung  der  Ehe  anderes  nicht  unter  Beobachtung  der 
gesetzlichen  Vorschriften  verabi*edet  ist,  Gütergemeinschaft  zu  gleichen 
Tbeilen  des  Gesammtvermögens,  wovon  jedoch  die  von  dem  einen  der 
Ehegatten  ererbten  oder  vor  der  Ehe  erworbenen  Grundstücke  auf  dem 
Lande,  nebst  einigen  anderen  Eigenthumsobjekten,  ausgeschlossen  sind. 
Aus  dem  Nachlass  bekommt  der  überlebende  Gatte  von  dem  nach  der 
gesetzlichen  Schuldenregulierung  erübrigten  Rückbestand  sein  Privat- 
vermögen  und  seinen  Antheil  am  gemeinschaftlichen  Vermögen  nebst 
dem  Besttheil,  und  ausserdem  die  Wittwe,  wenn  sie  von  dem  verstorbe- 
nen Mann  keine  Kinder  hat,  die  Morgengabe.  *'^) 


wesen  haben,  aus  Yerachtuiig  und  Unehrerbietigkeit  oder  eine  Pereon  von  schlechtem 
Ruf  gegen  den  Willen  ihrer  Eltern  heirathen.  Wenn  ein  Mfidchen  nach  dem  Tode 
der  Eltern  wider  den  Willen  des  rechtmftssigen  „ Brautvaters"  (VerlOber,  Sponsor,  De- 
sponsator),  dessen  Erbin  sie  ist,  heirathet,  so  ist  derselbe  berechtigt,  sie  eu  entei:il>en. 
Giftennais  Balk  Kap.  6.    KOnigl.  Verordn.  vom  8.  Nov.  1S72. 

0  Dana-arf.  Äifda-BaUc  Kap.  15  §§  1,  2. 

^  Giftermils-Balk  Kap,  8—11.  01ive<rrona,  Makars  Giftorfitt  i  bo,  6.  Anfl. 
Upsala  1882. 

^  Vgl.  auch  UppstrOm,  „Sveriges  Rikes  Lag"^  GiftermAls  Balk  Kap.  8  S.  11 
über  Ehepakten;  Kap.  0  §  1  S.  12  aber  da.8  Verwaltungsrecht  des  Ehemanns;  und 
Kap.  10  und  11  S.  18—16  Ober  das  beliebe  GflterrecLt 
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§  26. 
3.   LetztwllUge  Dispositionell.^) 

Testamente  könaen  mündlich,  oder  schriftlich  gemacht  werden.  War 
der  Testator  bis  zu  seinem  Tode  ausser  Stande  Zeugen  beizuziehen,  so 
genügt  für.  die  Rechtsgttltigkeit  der  Verfügung  seine  eigenhändige 
Namensunterschrift.  Sonst  müssen  zwei  unyerwerfliche  Zeugen  bestä- 
tigen, dass  der  Testator  bei  gesundem  und  vollem  Verstand  und  aus 
freiem  Willen  das  Testament  gemacht  hat.  Die  volle  Testirfähigkeit 
fällt  mit  der  Mündigkeit  zusammen.  Ueber  das  durch  eigene  Arbeit 
Erworbene  kann  auch  der  Minderjährige,  der  15  Jahre  vollendet  hat, 
durch  Testament  verfügen.    Testirfähig  ist  auch  die  Ehefrau. 

Für  Kodizille  gelten  dieselben  Bestimmungen.  Beim  Widerruf  des 
Testaments  sind  die  oben  angegebenen  Formalitäten  nicht  unbedingt 
nöthig.^ 

Von  zwei  oder  mehreren  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  ein- 
gerichteten, aber  unvereinbaren  Testamenten  ist  das  jüngste  als  das 
gültige  anzusehen.  Die  Einsetzung  eines  TestamentsvoUstreckers  fällt 
in  Ermangelung  besonderer  Vorschriften  unter  die  allgemeinen  Bestim- 
mungen. Das  Vermachte  wird  von  des  Testators  AntheU  am  Ver- 
mögen genommen.  Wenn  die  Verfügung  das  Pflichttheil  der  Leibes- 
erben, beeinträchtigt,  ist  sie  nach  dem  Gesetze  zu  berichtigen,  bleibt 
aber  im  Uebrigen  gültig. 

Der  Testamentarius  hat  bei  Grefähr  der  Unwirksamkeit  des  Testa- 
ments, in  der  Stadt  innerhalb  sechs  Monaten,  nachdem  er  von  dem 
Tode  des  Testators  und  dem  Testament  Eenntniss  erhielt,  und  auf  dem 


In  ganz  Schweden  gelten  gesetzlich  dieselben  Bestimmungen  d.  h.  ÜberaU  Güter- 
gemeinschaft.  Von  der  Gütergemeinschaft  ansgenommen  sind  kraft  Gesetzes  Ifind- 
liehe  Immobilien  innerhalb  des  schwedischen  Staats,  die  ein  Eheste  geerbt  oder  vor 
der  Eheschliessung  erworben  hat.  Zn  den  Immobilien  zfthlen  aach  gewisse  Renten 
.(Frälserftntor).  Im  Uebrigen  fftUt  unter  diese  Bestimmung  nur  das  Eigenthumsredkt, 
nicht  auch  der  Niessbrauch  von  Immobilie&i 

Dem  Ehemann  gebUjirt  gesetzlich  dus  Verwaltungs recht.  Hiervon  ausge- 
nommen ist: 

1.  Vermögen  der  Ehefrau,  welches  durch  Ehepakt  dem  Verwaltungsrecht  des 
Ehemanns  entzogen  ist, 

2.  Vermögen,  welches  durch  „Gabe  oder  Testament"  der  Ehefrau  unter  der 
Bedingung  zugewendet  ist,  dass  der  Ertrag  der  Frau  aUein  zufaUen,  und  bei 
dem  zugleich  vorgeschrieben  ist,  dass  dieses  Vermögen  dem  Verwaltungsrecht 
des  Mannes  entzogen  sein  soll. 

Ein  Ehepakt  (fOrord)  kann  geschlossen  werden  zur  Regelung  des  Güterrechts 
.und  dep  Verwaltungsrechte  des  Ehemanns.  Um  gültig  zu  sein,  muss  er  vor  der  Ehe- 
schliessimg  schriftlich  und  vqr  zwei  Zeugen  errichtet,  und  falls  .-beide  oder  auch  nur 
einer  der  Ehegatten  Auslfinder  ist,  binnen  sechs  Monaten  nach  der  Niederlassung  der 
Ehegatten  in  Schweden  dem  Gericht,  bei  dem  der  Ehemann  seinen  aUgemeinen  Ge- 
richtsstand hat  (Domizil,  Niederlassungsort),  vorgewiesen  werden.  Für  schwedische 
Eheleute  gelten  andere  Fristen. 

0  Äi-fda-Balk  Kap.  16-*18.    Olivecrona,  Testament&ir&tten,  Upsala.1880. 

*)  Erkenntnisse  des  obersten  Gerichtshofs  vom  8.  Auguat  1880,  10.  Mftrz  1891. 
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Lande  nicht  später  als  bei  der  Hundertschaftsversaminlung,  welche^ 
nachdem  sechs  Monate  vom  obengenannten  Zeitpunkt  verflossen  sind, 
zuerst  gehalten  wird,  vor  dem  zuständigen  Gericht  das  Testament  vor-r 
zuweisen,  oder,  wenn  er  es  nicht  in  Händen  hat,  Anmeldung  davon  zu 
machen.  Das  Testament  ist  vom  eingesetzten  Erben  durch  beglaubigte 
Abschrift  den  nächsten  Erben  9U  behändigen.  Die  EQagefrist  der  Erben 
beträgt  ein  Jahr  nach  der  Behändigung. 

Ueber  Erbverträge  enthält  das  Gesetz  keine  Bestimmungen. 

§27, 
4.   NaeUassverfahreii.  ^) 

Die  Nachlassregulierung,  einschliesslich  der  Erbtheilung,  ist  auf 
dem  Lande,  sowie  in  den  meisten  Städten,  wenn  kein  Nachlasskonkurs 
(b.  §  23)  entsteht,  eine  Privatangelegenheit  des  überlebenden  Gatten 
und  der  Erben,  welche  verpflichtet  sind,  unter  Zuziehung  zweier  zu- 
verlässiger Leute,  und  zwar  wenn  nicht  vom  Gericht  längere  Zeit  zu- 
gestanden wird,  binnen  drei  Monaten  nach  dem  Sterbefall  ein  Inventar, 
welches  in  der  Stadt  innerhalb  eines  Monats  und  auf  dem  Lande  beS 
der  nächsten  ordentlichen  Hundeitschaftsversammlung  eingereicht  wer- 
den muss,  aufzunehmen.  Bezüglich  der  richterlichen  Massregeln  siehe 
§  23. 

Yersäumniss  der  Inventaraufiiahme  bewirkt  theils  Haftung  für  die 
Schulden,  theils  Yermögensnachtheile  und  Geldstrafe.  In  diesem  Falle 
soll  der  Richter  betreffs  des  beweglichen  Vermögens  Arrest,  betreffs 
des  unbeweglichen  ein  Veräusserungs-  oder  Beiseitebringungsverbot  aus- 
sprechen.^ Von  diesen  Vorschriften  hat  jetzt  Hur  die  von  der  Haf- 
tung für  die  Schulden  praktische  Bedeutung. 

Statt  anderer  Massregeln  befiehlt  das  Gericht,  wenn  das  Inven- 
tar nicht  rechtzeitig  eingereicht  wird ,  den  Hinterbliebenen  bei  Strafe 
einer  gewissen  Geldsumme  binnen  festgesetzter  Z^it  das  Inveiitar  ein- 
zuliefern. 

In  einigen  Städten,  unter  anderen  in*  Stockholjtn  und  Göteborg,  werden 
vom  Magistrat  zwei  oder  mehrere  Mitglieder  desselben,  oder  auch 
andere  zuverlässige  Leute  zur  Aufnahme  des  Inventars  und  zur  Erb- 
Iheilung  abgeordnet.  In  diesem  Falle  ist  meistens  eine  Abgabe  vou 
höchstens  1^/2  Prozent  des  Bruttoertrages  an  die  Stadtkasse  bez.  an  den 
Magistrat  oder  die  Beauftragten  zu  entrichten. 

Sonst. werden  zur  Vornahme  der  Erbtheilung  ehrliche  und  glaube 
würdige  Leute  von  den  Erben  berufen.  Bei  Versäumniss  oder  Ueinig- 
keit  in  dieser  Hinsicht  setzt  das  Gericht  auf  Antrag  Zeit  und  Ort  zur 
Theilung  fest  und  bestimmt  dabei  in  der  Regel  „gute  Männer**,  in 
deren  Gegenwart  die  Erbtheilung  stattzufinden  hat  Die  Theilung  ge- 
schieht in  der  Regel  durch  Löosung,  insofern  nicht  alle  Erben  (ein- 
schliesslich der  VSTittwe)  mündig  sind  und  etwas  anderes  vereinbaren.  Die 

>)  Ärfda-Balk  Kap.  9,  11-^14 

^  Einführangg-Verordnung  zum  Ezekutionsgesetz  vom  10.  Augast  1877,  §  15. 
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Erbtheilungsnrkiuid«  ist  Ton  den  Betheiligten,  bez.  derm  Bev^Umftdi- 
tilgten,  sowie  von  den  „guten  Männern''  zu  unterschreiben.  Die  Erben 
und  die  Wittwe  können  auch  schrifüich  verabreden,  in  ungetheilter 
Nachlassenscfaaft  zusammen  zu  leben. 

§28. 
5.    Erbrecht  der  Ansliitder. 

War  der  Erblasser  schwedischer  Staatsangehöriger,  so  gilt  in  Bezug 
auf  das  Erbrecht  seiner  ausländischen  Erben  der  Grundsatz  der  Gegen- 
seitigkeit,^) bez.  entscheiden  die  Staats  vertrage.  ^  Der  ausländische  Erbe 
muss  jedoch  binnen  einem  Jahr  nach  dem  Sterbefall  des  inländischen  Erb- 
lassers seinen  Anspruch  unter  Nachweisuhg  seines  Erbrechts  annelden. 
Von  Erben  aus  solchen  Staaten,  wo  schwedische  Unterthanen  vom  Erb- 
recht ausgeschlossen  sind,  werden  nur  die  Leibeserben  zugelassen,  und 
zwar  unt^  der  Bedingung,  dass  sie  sich  hier  niederlassen  und  Bürg- 
Bchaffc  dafilr  binnen  einem  Jahr  stellen.  Die  Abzugsgelder  und  Heim- 
fallsrechte  sind  durch  königl.  Verordnungen,  Erlasse  oder  Staatsverträge, 
welche  gegenseitiges  Erbrecht  voraussetzen  oder  ausdrücklich  feststellen 
(das  letztere  siehe  in  den  unten  erwähnten  Verträgen  mit  Bajrem^ 
BelgleBy  Italien,  Porfengal,  Spaalea),  bezüglich  der  meisten  efuropäi- 
schen  Staaten  aufgehoben.^) 

War  der  Erblasser  Bürger  eines  fremden  Staates,  mit  dem  Schweden 

*)  Ärfda-Balk  Kap.  15  §§  1—7.  Krager,  HufVoddragen  af  ütlaiidingars  rttts- 
fOrhanande  i  Sverige,  in  Naumana,  Zeitechrift  1875  S.  735  ff. 

^  Siehe  die  Verträge  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  3.  April 
1783  Art.  VI;  Italien,  14.  Juni  1862  Art.  XIII  (Sv.Förf.S.  No.  54);  Liberia,  I.Sep- 
tember 1863  Art.  III  (Sv.Förf.  S.  1864  No.  48);  Mexico,  29.  JoU  1885  Art  XVI  (Sv. 
FOrf.  S.  1886  No.  57);  Portugal,  Handelstraktat  29.  Juli  1641,  §  13;  Rassland,  9.  April 
1889  Art.  XIV  (Sv.  Forf.  S.  No.  45).  Bei  Rechtsstreitigkeiten  über  das  Erbrecht  der 
Bürger  eines  Landes,  in  Bezug  auf  welches  kein  ktMiigl.  Erlass  ergangen  ist,  haben  die 
Gerichte  Auskunft  beim  Minister  des  Auswar tigui  einzuholen.  KOnigi.  Brief  vom  19.  De- 
zember 1757. 

')  Verträge  mit  a)  Deatsehen  Htaateii:  Baden,  Deklaration  26.  Mflrz  1855 
<Königl.  Erlass  16.  Mai  1855.  Sv.FOrf.S.  No.  52);  Bayern,  Deklaration  28.M&nE  1845 
(Kteigl.  Erlass  28.  November  1845,  Sv.  Fori.  S.  No.  43);  Bremen,  Deklaration  vom 
17.  Februar  1846;   Hessen-Darm  Stadt,  M-ecklenbnrg-S<chwerin   (Kanzlei-Eriass 

1.  Juni  1820);  Hamburg,  Deklaration  17.  Februar  1845;  Labeck,  Deklaration  5.  Mai 
1855  (KOnigl.  Erlass  13.  September  1855,  Sv.  FOrl  S.  No.  82);  Mecklenburg- 
StTelitz,  16.— 20.  April  1819  (Kanzlei-Erlass  2.  September  1819);  Preussen,  Kanzlei- 
Erlass  6.  September  1826  (Sv.  Forf.  S.  No.  45);  Königreich  Sachsen,  Konvention 
27.  November  1847 ;  Sachsen-^oburg-Gotha,  Deklaration  2.  November  1862  (Königl. 
Erlass  30.  Dezember  1862,  Sv.  Forf.  S.  No.64);  Württemberg.,  Deklaration  vom 
22.  Juü  1829  (Königl.  Erlass  17.  Oktober  1829,  Sv.  Förf.  S.  No.  42). 

b)  AuBserdeiitBelroii  StMten:  Belgien,  Deklaration  2.  August  1838;  Dänemark, 
Kieler-Friedens-Traktat  10.  Dezember  1809  Art.  VIII,  Handels-  und  Schülahrts-Traktat 

2.  November  1826,  besonderer  Artikel;  Frankreich,  KOnigl.  Verordnung  7.  Dezember 
1814;  Griechenland,  Handels-  and  Schiffahrts-Tnaktet  27.  Oktober  1862  Art.Xn  (Sv. 
Fdrf.  S.  1853  No.  69);  Grossbritaanien  und  Irland,  in  den  Theiien,  -wo  Common  law 
gilt,  nur  betr.  „personal  property^  Handels-  und  SchüSahrta-TraktAt  18.  Bifins  1826 
Art.  XI  (Kanzlei-Erlass  22.  Dezember  1827,  Sv.  Förf.  S.  1826  No.  40, 1828  Ba.  S.  242); 
l^ied«rlajide,  Deklaration  26.  November  1826   (Sv.  FOrf.  S.  1B28  No.  74>^    Porta- 
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keine  vertraglichen  Abmachungen^)  über  die  Xaehlassbehandlung  ge- 
getrofien  hat,  so  kommen  die  allgemeinen  Yölkerrechtllchen  Grandsätze 
ssnr  Anwendung.  In  Rechtsstreitigkeiten  Ober  das  in  Schweden  nach^ 
gelassene  Vermögen  eines  Ausländers  sind  nach  einem  Erkenntnisse 
des  obersten  Gerichtshofes  vom  30.  Oktober  1888  die  schwedischen  Ge- 
richte zustftndig.  Durch  die  Konvention  mit  Bussland  vom  9.  April 
1889  wird  bezüglich  der  verschiedenen  VermOgensarten  der  Unter- 
schied gemacht,  dass  in  Bezug  auf  Immobilien  die  lex  loci*)  eur 
Anwendung  kommt,  sowie  der  Grundsatz,  dass  das  forum  rei  sit« 
das  zuständige  Gericht  bestimmt,  Ansprüche  auf  das  bewegliche  Ver- 
mögen aber  nach  den  Gesetzen  und  von  den  Behörden  des  Landes 
d^  Erblassers  beurtheilt  werdea,  insofern  von  keinem  Bürger  des- 
jenigen Staates,  in  dessen  Gebiet  das  Vermögen  sich  befindet,  recht- 
liche Ansprüche  darauf  geltend  gemacht  werden. 

Wenn  der  Unterthan  eines  firemden  Staates  bei  Lebzeiten  eine 
kömgl.  Erlaubniss,^  Grundeigentiium  zu  besitzen,  erwirkt  hat,  steht 
seinen  ausländischen  Erben  auch  in  Bezug  auf  solches  Eigenthum  un* 
besduiUiktes  Erbrecht  zu.  Sie  müssen  jedoch  eine  neue  Besitzerlaubniss 
auswirken*)  und  ihr  Recht  bei  dem  Ctericht,  in  dessen  Bezirk  das 
Grundstück  liegt,  eintragen  lassen. 

§  29. 
6.  Erl^seliaftsklagen. 

I.  Bescmders  erwähnt  ist  die  Klage  zum  Zwecke  einer  Ausreichung 
der  Erbtheile,^)   wenn   nach   erfolgter  Theilung   „jemand  seinen  Thdl 

gal,  Brasilien  uad  Algarvien,  Kanzlei-Erlaas  25.  November  1819,  Portugal,  Kon- 
▼ention  17.  Dezember  1868  Art.  I  (Sv.  Forf.  S.  1864  No.  44);  RusBland,  Deklaration 
i7.  Februar  1827  (Sv.  Föif.  S.  1828  No.  74);  Schweiz,  Deklaration  4.  Dezember  1842; 
Spanien,  Konrention  27.  Juni  1892  Sy.FOrf.8.  1893  No.  86;  Oesterreich-Ungarn,. 
Note  28.  JuM  1819  (Kanzlei-Erkss  2.  September  1819). 

')  Derartige  Bestimmungen  siehe  beti*.  Frankreich,  KOnigl.  Verordn.  7.  De- 
zember 1752;  Russland,  Vertrag  9.  April  1889  Art.  I— II;  Italien,  Vertrag  14.  Juni 
1862  Art.  XUI. 

*)  Anderer  Ansicht  das  Erkenntniss  des  obersten  Gerichtshofs  rom  16.  Jan.  1863. 

^  Bei  der  £rtheilung  einer  solchen  Erlanbniss,  die  fOr  Norweger  nicht  erforderlich 
ist,  wird  vorgeschrieben,  dass  der  fremde  EigenthtUner  einen  im  Orte  wohnhaften 
schwedischen  Unterthan  als  Bevollmächtigten  zu  bestellen  hat,  dem  es  obliegt,  Namens 
•des  Eigenthümers,  wenn  dieser  sich  nicht  im  Lande  aufhAlt,  in  den  das  Grundstock 
betreffenden  Angelegenheiten,  Ladungen  und  Zustellungen  zu  empfangen,  sowie  bei 
den  Gerichten  und  anderen  Behörden  ihn  zu  vortreten.  Bei  der  Eintragung  des  Eigen* 
thomsrechts  muss  der  Eigenthfimer  von  dem  Namen  und  Wohnort  des  Bevollmilchtigten, 
sowie  nachtrSglich  von  etwaigen  VerSnderungen  in  dieser  Hinsicht,  dem  Gerichte  An- 
zeige zu  machen,  bei  Gefahr,  dass  sonst  vorkommenden  Falls  ein  Bevollmächtigter 
gerichtlicherseits  bestellt  wird. 

*)  In  dem  Freundschafts-.  Handels-  und  Sehifahrts-Traktat  mit  Mexico  vom 
29.  Juli  1885,  Art.  XVI..  ist  fihr  die  bestmOgliefae  Veräusserung  eines  solchen  Grund- 
stlldES  dem  nicht  beaitzberechtigten  fremden  Erben  eine  Frist  von  drei  Jahren,  von 
dem  Zeitpunkt  gerechnet,  von  dem  er  Aber  das  Eigenthum  zu  verfOgen  berechtigt  war; 
Toigeschrioben. 

^)  Ärfda-Balk  Kap.  13.    Bättegtogs-Balk  Kap.  10  §  a 
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schlechter  findet^,  oder  des  Ersatzes  flir  etwas,  was  nach  der  Eihthei-* 
hing  durch  Eviktion  verloren  gegangen  ist.  Der  Antrag  auf  Ausglei* 
chung  ist  auf  dem  Lande  binnen  einem  Jahr,  in  der  Stadt  binnen 
drei  Monaten  nach  der  stattgefundenen  Erbtheilung  zu  stellen.  Der 
Richter  ernennt  zwei  ,,gute  Männer",  um  die  Theile  zu  übersehen  und 
auszugleichen,  jedoch  so,  dass  Jeder  sein  Haupterbtheil*  behält  und  nicht 
von  neuem  getheilt  wird.  Sind  die  Erben  mit  der  Ausgleichung  nicht 
zufrieden,  so  steht  es  ihnen  frei,  die  Entscheidung  des  Gerichts  nachzu- 
suchen. 

Sonst  ist  keine  Klagefrist  festgesetzt.  Eine  von  sämmtlichen  Erben 
genehmigte  oder  sonst  vereinbarte  Erbtheilung  kann,  mit  oben  erwäha-r 
ten  Beschränkungen,  nicht  rückgängig  gemacht  werden. 

§30. 
7.  Erliscliaftssteuer, 

Durch  gewisse  Bestimmungen  der  Verordnung  über  die  Stempel- 
abgäbe  vom  9,  August  1894  ist  in  Schweden  eine  Art  Erbschaftssteuer 
eingeführt  worden,  f Yeüich  kommt  .der  Name  Erbschaftssteuer  im  Texte 
des  neuen  Gesetzes  nicht  vor.  Aber  sowohl  aus  der  Begründung 
der  Regierungsvorlage,  als  aus  den  Verhandlungen  der  Kammer  und 
den  endgültigen  Bestimmungen  der  Verordnung  ist  ersichtlich,  dass 
in  Wahrheit  eine  Erbschaftsbesteuerung  beabsichtigt  ist.  Nach  den 
früheren  Stempelverordnungen  vnirde  das  nach  dem  Erblasser  aufge- 
nommene Inventar  mit  einem  Stempel  von  0,5 — 0,6  Prozent  des  Netto- 
vermögens des  Erblassers  belegt,  soweit  dieses  —  nach  Abrechnung 
des  zur  Hallte  dieses  Vermögens  angeschlagenen  Güterrechts  nebst 
Morgenabgabe  für  die  Wittwe  und  Besttheil  des  nachlebenden  Ehe- 
gatten -^  1000  Kronen  betrug.  Diese  Abgabe  war  also  eine  nach  dem 
Sterbefall  zu  entrichtende  Besteuerung  des  Vermögens  des  Erblassers. 
Durch  die  neue  Gesetzgebung  wird  diese  Steuer  in  eine  Abgabe  von 
dem  jedem  gesetzlichen  oder  im  Testament  eingesetzten  Erben  zufallen- 
den Antheil  des  Nettonachlasses  verwandelt.  Weil  aber  in  dem  bürger- 
lichen Gesetz  Bestimmungen  fehlen,  binnen  welcher  Zeit  die  Erbtheilung 
stattilndeb  soll,  und  ausserdem  diese  Theilung  in  der  Regel  eine  staat- 
lichbrseits  nicht  kontrollirte  Privatangelegenheit  der  Erben  ist,  die  auch 
ohne  ihr  Verschulden  durch  Testamentsstreitigkeiten  u.  s.  w.  verzögert 
werden  kann,  und  hierbei  in  nächster  Zeit  keine  Aenderung  voraus- 
zusehen war,  so  Wurde  es  am  zweckmässigsten  erachtet,  auch  die  neue 
Steuer  bei  der  gerichtlichen  Einregistrirung  des  Inyentars  durch  eine 
Gesammt-Stempelabgabe  von  den  zu  berechnenden,  in  Geldwerth  ge- 
schätzten Antheilen  der  Erben  vom  Nachläss  zu  erheben. 

Wird  bei  der  Einreichung  des  Inventars  ein  ordnungsmässiges 
Erbtheilxmgsinstrument  urkundlich  oder  in  beglaubigter  Abschrift  vor- 
gelegt, so  ist  dies  unter  gewissen  Bedingungen  (siehe  dieselben  unten. 
S.  506  No.  16)  der  Berechnung  des  Stempels  zu  Grunde  zu  legen.  *) 

^)  EOnigl.  Verordnimg  Tom  6.  September  1890  aiier  Stempelabgaben  §  8. 
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Abgesehen  yon  den  zu  den  Yorschriften  Aber  die  sogenannte  Erb- 
tM^haftsstener  nur  uneigentlich  zu  redinenden  Bestimmungen  Über  die 
Stempelabgaben  für  Schenkungsbriefe  (donatio  inter  yiyos),  Morgen- 
gaben und  Ehepakte,  sowie  für  die  ins  Hypothekenbuch  einzutragenden 
Fideikommissbriefe  und  letztwilligen  Verfügungen  über  Immobilien  gelten 
folgende  Normen: 

1.  Befreit  yon  der  Steuer  sind: 

a)  Die  den  Werth  yon  400  Kronen  nicht  erreichenden  Antheile, 
welche  a)  zufolge  Erbrechts  oder  Testaments  einem  Leibes^ben  oder 
ß)  zufolge  Testaments  dem  hinterlassenen  Ehegatten  oder  „dem  Ab^ 
kOmmUng  eines  (noch  lebenden)  Leibeserben^  zukommen; 

b)  alle  anderen,  den  Werth  yon  200  Kronen  nicht  erreichenden 
Antheile  (§  8  Anfang). 

2.  Der  Antheil  des  Überlebenden  Ehegatten  des  Erblassers  am  ge- 
meinschaftlichen Vermögen  nebst  dem  sogenannten  Besttheil  (am  un- 
getheSten  EheyermOgen)  und  bei  einer  Wittwe  nebst  einer  etwaigen 
Morgengabe  ist  auf  die  Hälfte  des  Nettoyermögens  zu  berechnen  und 
diese  Hälfte  ist  stempelfrei  (§  8  alin.  c).  ^) 

3.  Bei  der  Berechnung  des  Stempels  wird  nur  das  in  das  Inyentar 
aafgenonunene,  oder  das  diesem  urkundlich  oder  in  beglaubigter  Abschrift 
beigefügte,  oder  yor  der  Einregistrirung  gerichtlich  yorgewiesene 
Testament  berücksichtigt;  wird  das  Testament  aber  erst  nach  erfolgter 
Einregistrirung  des  Inyentars  yorgewiesen  und  ist  es  bei  der  Berechnung 
des  Inyentarstempels  nicht  berücksichtigt  und  in  Folge  dessen  der 
Stempel  zu  niedrig  berechnet,  so  hat  der  Testamentserbe  die  Abgabe  für 
einen  dem  Unterschied  entsprechenden,  dem  Vorweisungs-Protokolle  beizu- 
legenden Zuschlagsstempel  zu  entrichten.  Schliesslich  hat  der  Testaments- 
erbe, der  yon  einem  nicht  yorgewiesenen  Testament  Grebrauch  machen 
will,  unter  den  obengenannten  Voraussetzungen,  sobald  die  Zeit  für  die 
Vorweisung  des  Testaments  abgelaufen  und  das  Testament  „yom  Erben'' 
durch  Unterschrift  oder  auf  andere  Weise  anerkannt  worden  ist,  binnen 
einem  Monat  nach  dem  letzterwähnten  Zeitpunkt  das  Testament  mit 
einem  Zuschlagstempel  yon  obengesagtem  Betrage  bei  Strafe  des  Dop- 
pelten, jedoch  nicht  unter  25  Kronen  zu  y^rsehen,  sowie  den  Stempel 
b^  einer  Geldstrafe  yon  5  Kronen  zu  kassiren  (§  7,  §  8  und  §  54  alinea  6, 
7,  §  65). 

4.  Als  der  einem  Erben  zukommende  Antheil  des  Nachlasses  wird 
betrachtet,  was  nach  dem  Gesetz  oder  einem  solchen  Testament,  welches 
nach  den  in  der  Stempelyerordnung  gegebenen  Vorschriften  bei  der  Be- 
rechnung des  Inyentarstempels  berücksichtigt  worden  ist,  sein  Antheil 
ist  (§  8  alinea  d). 

5.  Bei  der  Berechnung  des  Nettonachlasses  werden  nicht  gerechnet: 
unter  die  Aktiya  der  Werth  eines  Immobiliar-Fideikommisses,  sowie 
unter  die  Passiya  die  Grundschulden  eines  solchen  Fideikommisses. 


^)  Das  FrivEtrennOgeB  des  üeberlebenden  wird  iiic]ii4)6ncliB6t. 
Lhbb  b.  LoBWBVfiiD,  ReeUBrerfolfwif.  IL  33 
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Dagegra  werden  unter  die  Aktiva  des  Nachlasses  gerechnet:  die  einem 
anderen  ab  dem  Fideikommissar  zukommenden  Nutzungs-  und  Ertrags- 
rechte von  solchem  Fideikommissgut,  sowie  solche  Beträge,  welche  der 
Fideikommissar  der  Fideikommissurkunde  gemäss  einem  Anderen  aus* 
zuacahlen  verpflichtet  ist  (§  8  alinea  a). 

6.  Von  der  Aktivmasse  kann  mit  Erlaubniss  der  Regierung  aus« 
genommen  werden  der  Weiih  einer  geschichtlichen,  wissenschaftlichen 
oder  Kunstsammlung,  welche,  ohne  Ersatz  oder  Yergtltung  an  einen 
von  den  Hinterbliebenen,  einem  Fideikommissbriefe  oder  Testamente 
gemäss,  als  solche  erhalten  werden  soll  (§  8  alinea  b). 

7.  Wenn  es  nach  dem  Inventar  noch  andere  als  die  daselbst  an- 
gegebenen Erben  giebt,  deren  Anzahl  aber  unbekannt  ist,  so  wird  die 
Stempelabgabe  für  die  Gesanuntantheile  solcher  Erben  so  bereohnet, 
als  ob  diese  Antheito  nur  einem  dieser  Erben  zugefallen  wären  (§  8 
alinea  f). 

8.  Ist  das  Inventar  beim  Rathhauggencht  dnzuregistiren,  ao  wird 
ein  dem  regelmässigen  Gebühren  entsprechender  Betrag  vom  Stempel 
abgezogen  (und  zwar  auch,  wenn  nach  den  geltenden  Statuten  selche 
Gebühren  nicht  gefordert  werden  können).    §  8  alinea  g. 

9*  Der  Werth  des  Immobiliar-Eigenthums  darf  nicht  unter  dem 
Steuereinschätzungswesrth  des  vergangenen  Jahres  berechnet  werden 
(§  10). 

10.  Aktien,  Obligationen  und  d^leichen  Werthpapiere  dürfen  nicht 
unter  dem  nach  Zeugniss  sachverständiger  Personen  zur  Zeit  der  »Nadb- 
lassenschaftsauÜEeichnung"  (Inventarau&ahme)  allgemein  geltenden  Werth 
berechnet  werden  (§  15). 

11.  Hat  der  Erblasser  an  mehreren  Orten  Eigenthum  hinteriagsea, 
worüber  besondere  Inventare  errichtet  w<»tlen  sind,  so  ist  der  Stempel 
nach  dem  Gesammtbetrage  des  jedem  Erben  zukommenden  Anthtils  des 
Nettovermögens  zu  berechnen  und  unter  Einreichung  der  venudhiede- 
nen  Inventare  beim  Gericht  des  Wohnsitzes  des  Verstorfoeneü  zu  ent- 
richten (§  U). 

12.  Für  das  ün  Inventar  zu  keinem  bestimmten  Geldweiih  auf- 
genommene Eigenthum  ist  der  Stempelberechnungswerth  nach  Zeugniss 
glaubwürdiger  Personen  oder  nach  dem  Ermessen  des  Bichters  bu  be- 
stimmen (§  17  a). 

la.  Auf  ähnliche  Weise  ist  der  jährliche  Werth  der  Nutzangs- 
und dergleichen  Rechte  (Fiddkonuniss  ausgenommen,  §  18)  m  be- 
stimmen, wenn  sokdier  Werth  im  Inventar  nicht  angegeben  ist  (( 17  c). 

1^.  Für  die  Berechnung  des  Stempels  ist  der  jährliche  Werth 
solcher  Rechte  mit  5  Prozent  nach  besonderen  Vorschriften  und  Ta- 
bellen zu  kapitalisiren  (§  17  b,  4,  c). 

15.  Pas  fideikommissarische  Recht  wird  hinsichtlich  der  Stempel- 
berechnung als  Eigenthumsrecht  betrachtet  (§  18). 

16.  Das  bei  der  Einreichung  des  Inventars  vorgelegte  Erbtheilungs- 
instrument  ist  für  die  Stempelberechnung  massgebend,  wenn   dadurch 
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mit  Angabe  des  Betrages  des  jedem  gesetzlichen  oder  Testamenteerben  zu- 
kommenden Antheils  sämmtliche  Aktiven,  mit  Ausnahme  vom  Immobiliar- 
fideikommiss,  vertheüt  werden,  sofern  der  Gesammtnettobetrag  nicht  zu 
einem  geringeren  Werth  aufgenommen  ist,  als  er  im  Inventar  veran- 
sdüagt  ist  oder  nach  der  Bestimmung  im  §  16  des  Gresetzes  (s.  oben 
unter  10)  festgestellt  werden  kann  (§  8  alinea  e). 

17.  Fttr  das  Immobiliar-Fideikomnuss  ist  bei  jeder  Eintragung  des 
Fideikommissbriefes  in  das  Grundbuch  die  Stempelabgabe  zu  entrichten 
mit:  a)  0,60  Prozent  des  Einsch&tzungswerthes  und  b)  mit  einem  Zu- 
schlagsbetrag, welcher  gemäss  den  für  die  Berechnung  des  Inventar- 
stempels geltenden  Vorschriften  von  dem  ebenerwähnten  Werth  zu  be- 
rechnen ist,  und  zwar  nach  Abzug  der  auf  das  Fideikommiss  einge* 
tragenen  Hypotheken,  sowie  der  vom  neuen  Fideikommissar  auszu« 
zahlenden  Betrilge  und  der  einem  anderen  als  dem  Fideikommissar 
zukommenden  Nutzungs-  und  dergleichen  Rechte. 

18.  Die  für  das  Inventar  aus  der  Hinterlassenschaft  zu  entrichtende 
Stempelabgabe  ist  auf  die  Erben  so  zu  vertheilen,  dass  ein  jeder  soviel 
davon  bestreitet,  als  verhältnissmässig  auf  seinen  Antheil  entfällt  (§  9 
alinea  3). 

19.  Ist  der  Beamte,  welcher  von  Amtswegen  das  Inventar  in  Em- 
pfang zu  nehmen  hat,  auch  Stempelverkäufer,  so  müssen  die  erforder- 
lichen Stempel  bei  ihm  gekauft  werden«  Der  Käufer  kann  eine  unent- 
geltliche Quittung  verlangen,  wenn  er  zwei  gleichlautende  Beversale 
mit  Bezeichnung  des  Betrages  und  der  Urkunde  einreicht  (§  34  alinea  3, 4). 

20.  Restitution.  Wenn  das  bei  der  Berechnung  berücksichtigte 
Testament  durch  richterliches  Erkenntniss  gänzlich  oder  theilweise  auf- 
gehoben wird,  so  ist  das  zuviel  Entrichtete  in  der  für  die  Restitution 
der  staatlichen  Steuern  bestimmten  Ordnung  unentgeltlich  zurückzuzahlen. 
Dasselbe  gQt,  wenn  nach  der  Einregistrirung  des  Inventars  neue  Schulden 
sich  offenbaren.  In  diesem  Falle  muss  jedoch  der  Anspruch  auf  Wieder- 
erstattung binnen  zwei  Jahren  nach  der  Einregistirung  angemeldet 
werden  (§  2by) 

1)  Dit  Stempelabgftbe  beMgt: 

A.  FOr  fliiien  Antiiail,  welcher  kraft  Erbrechts  oder  Testtments  einem  Leibet» 
erben  oder  kreft  Testaments  dem  ttberiebenden  Ehegatten  oder  dem  Abkömmling  eines 
Leibesecben  zukommt: 

Für  jede  yoüe  100  Kronen 
—  Kr.  50  Ore  vom  Antheü,  welcher  sich  auf   400  Kr.  beUtaft,  aber  nicht  auf  2000  Kn 
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lY.  TheU. 

Konsulargerichtsbarkeit 

§31. 

Die  Gerichtsbarkeit  der  schwedisch-norwegischen  Eonsnlarfoeamten 
ist  nur  in  der  Türkei  sowie  in  gewissen  aussereurop&ischen  Lindem 

B.  FOr  einen  AnÜieilf  welcher  kraft  ErbreohtB  oder  Testaments  dem  Vator, 
der  Matter,  dem  Bmder  (Halbbruder),  der  Schwester  (Halbschwester)  oder  dem  AbkCmm- 
ling  des  Bniders  (Halbbmders)  oder  dem  Abkömmling  der  Schwester  (Halbschwester) 
ankommt: 

Fflr  jede  volle  100  Kronen 

—  Er.  50  Qre  Tom  Antheü,  welcher  sich  auf    200  Er.  belftnft,  sber  nicht  auf    600  Er. 

*■"    «      w    n         n  n  n  n        n  öüü  9  f,  »  »  »  IWv  „ 

—  »      70    ,,          .  „  ^  .        „  1000  n  n  n  n  n  1500  , 

—  i»80„„  ,1  „  »11  1500   n  f,  n  n  m  2000  „ 

—  »  90  »  »  n  n  n  n  2000  n  n  n  n  n  2500  , 
1  »  —  »  »  »  n  n  n  2500  »  „  „  »  »  3000  , 
1|»10»»  r  n  n        n  3000   „  ^  n  n  n  3500  , 

1»20„„         „  »»»»    8500  „  „  »        n      »»    ^000  , 

1     •      30     ^  «  ^  „  «        „      4000   n  n  n  n         n      4500  , 

1   ,    40  „       «  „  „  ^     «  4500  „  ,  n  »  »  5000  . 

Iii50„«  «  ^  „„  5000  „  „  »  »  «  5500  , 

1||00„„  „  „  n     n  5500  „  „  1»  II  1»  6000  , 

1  «  70  ,  ,  „  „  ,  „  6000  ,  „  «  ^  ,  6500  , 
liiw„„  n  „  »11  6500  n  »  «I  11  11  7000  „ 

lj»W»„  „  ,,  »9»      7000   „  „  n  n         n      7500  „ 

2»    —   f>»         »  n  UM    7500  „         „  »        »      1t    8500  ^ 

2  »     10    ^        ^  n  »  n       r,     8500  „  M  „  „        n  10000  , 

2  »  20  ,  ,  „  ,  ,  „  10000  »  »  »  »  »  15000  . 
2  n  30  „  „  ,  „  ,  „  15000  „  »  »  »  ,  20000  , 
2  ,  40  ,   .    „     „    ^  «  20000  »    »    „   »   »  25000  , 

2  .  50  ,    „     „  ,     „   „  25000  „  n  n  n       r,   30000  , 

2  „  60  „    „     ,       „     ,   ,  30000  n  n  y.         n       .   35000  „ 

2  ^  10  „  „  ,  ,  „  „  85000  „  »         »        n      n  40000  „ 

a   •  80  „  „  ,  ,  ,  „  40000  „  »         .        »      .  45000  . 

2  „  90  ,  „  «  „  ,  „  45000  M  ,         ,        ,      ,  50000  , 

3„  —  „  n  n  n  n  n  50000  „  Und  darüber  hinaus. 

C.  Fflr  einen  Antheil,  welcher  kraft  Erbrechts  oder  Testaments  denjenigen  zu- 
kommt, welcher  zu  dem  Verstorbenen  in  entfernterer  Yerwandtschjaft  steht,  als  oben 
gesagt  ist,  sowie  ftln  einen  Antheil,  welcher  kraft  eines  su  Ounsten  eines  anderen  als 
des  nachlebenden  Ehegatten  errichteten  Testaments  dengenigen  zukommt,  welcher  mit 
dem  Verstorbenen  nicht  verwandt  gewesen  ist,  und  fflr  einen  Antheil,  welcher  in  £r- 
miangelung  Ton  Erben  dem  Staate  anheimftllt: 

Fflr  jede  volle  100  Kronen 

—  Er.  50  Ore  vom  Antheil,  welcher  sich  auf    200  Kr.  belauft,  aber  nicht  auf    500  Er. 

""     n       '^     n  yf  n  »  »»  Oüü   „  ,|  9  n         n      lOUÜ   . 

^     n      "~     »Hl»  I»  »        »      lUUU  ,1  „  »Hl»      lOUU  - 

lii25„„  „  „  ft      fi     1500  „  „  »UM     2000  ^ 

1»»50„„  „  „  ntt      2000   „  „  nun      2500   j, 

1»»75„„  „  „  91»  2500  „  „  »  »  »  3000  ^ 

2»—   »»  »  »  »n  3000  „  „  »  »  »  3500  - 

2»25„„  „  „  n     n  3500  „  „  »  »  »  4000  ^ 

2»ö0„i,  ^  ,f  rt      n  4000  „  »  •»  »  »  4ÖÜÜ  ., 
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gemäss  besonderer  Verträge^)  anerkannt.  In  Bezug  anf  bürgerliche 
Klagen  ist  sie  in  der  Segel  auf  Rechtsstreitigkeiten  zwischen  schwedisch- 
norwegischen  Unterthanen  beschiiLnkt. 

Von  Yorlänfigen  Yerfflgungen  in  Streitigkeiten  zwisdien  Schiffern 
und  SchifEdeuten  auf  schwedischen  und  norwegischen  Schiffen  abge- 
sehen, ist  in  dieser  Hinsicht  hier  nur  weiter  zu  erwähnen,  dass  in  China 
Bechtsstreitigkeiten  zwischen  einem  schwedischen  oder  norwegischen 
Borger  und  dem  Unterthan  eines  dritten  Staates,  ohne  Einmischen  der 
chinesischen  Behörden,  gemäss  den  mit  dem  betreffenden  Staat  be- 
stehenden Traktaten  behandelt  werden.  Im  Gebiete  des  Eongostaates 
sind,  bis  die  dortige  Grerichtsorganisation  geordnet  wird,  die  schwedisch- 
norwegischen Konsuln  berechtigt,  Konsulargerichte  zu  organioren  und 
die  Gerichtsbarkeit  Über  Person  und  Eigenthum  schwedischer  und  nor- 
wegischer Unterthanen  auszuüben. 

Es  fehlen  bis  jetzt  allgemeine  Bestimmungen  Aber  die  Ausfibung 
der  Konsulaigerichtsbarkeit  und  die  dabei  zu  befolgende  Prozedur. 

Nach  der  Königlichen  Verordnung  ttber  das  Konsulatwesen  vom 
4.  November  1886,  §  57,  haben  die  schwedisch-norwegischen  Konsuln  bei 
Sterbef&llen  schwedischer  und  norwegischer  Unterthanen,  in  Abwesen- 
heit anderer  gesetzlicher  Vertreter  oder  mangels  Mittheilungen  der  Be- 
treffenden, gewisse  Massregeln  zur  Wahrung  der  Rechte  der  Erben  zu 
treffen,  und  zwar,  wenn  die  Ortsstatuten  es  erlauben,  die  Inyentar- 
aufnabane  zu  veranstalten,  den  Nachlass  fltlssig  zu  machen  und  den 
Ertrag  an  die  in  der  Verordnung  bezeichneten  Behörden  zu  übermitteln. 

2  Kr.  76  Ore  Tom  Antheü,  welcher  rieh  anf  4500  Er.  helEnft,  aber  nicht  anf  5000  Kr. 

5»      —     n  n  n  n  »i»      5000   „  ^  »  »         »      5500   „ 

3w25„„         ^  „  ^„    6500  „  „         »        »      »    6000  „ 

3»50„„  „  yt  wi»     6000  „  „  n  n        n     6600  n 

S»76„„         j,  „         ♦»»    6500  „         „         »        »      ».    7000  « 

*  ,    26  » 7600  ,         ,         »       ,      ,  10000  , 

*  n  60  „  „  ,  n  ,  „  10000  ,  ,  ,  ,  „  16000  , 
4  ,  75  ,  ,  ,  „  ,  ,  16000  „  „  ,  n  ,  aOOOO  „ 
5.—  ,.         »  .         .»  20000 26000 


n 
n 
n 


5  .  25  ^    «     ,       ^     ^       n   25000  „     „     n         n       n   80000 
5»50„„    ^      w     »»  30000  „     „  n        n      n   85000 

5  «  75  „    „     „       „     «   „  85000  n  n  „         n       n   *0000 

6„    —   n       n         n  n         n     n  40000  ^    nud  darUber  hinans. 

>)  Ifit  der  Türkei,  10.  Jannar  1787,  6.  Mfiic  1862;  Tripolis,  15.  April  1741, 
2.  Oktober  1802;  Marokko,  14.  Mai  1763;  China,  20.  Mfirs  1847  (Syensk  FOrfatt- 
mngg-Samling  No.  48);  Japan,  11.  NoTomber  1868  (St.  Forf.  SamL  1871  No.  28);  Slam, 
18.  Mai  1868  (3t.  Jorf.  SamL  1869  No.  74);  Persien,  17.  November  1857  (ST.FOrL 
SamL  18^  No.  67);  Kongo-Staat,  10.  Februar  1886  (St. FOrf. Saml.  No.  35). 
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EiBleituiig.  ^) 

■ 

Finland*)  war  bis  1809'  ein  Theil  des  Königi'eichs  Schweden  und 
stand  demzufolge  unter  schwedischem  Recht.  Da  bei  der  Vereinigung 
mit  Russland  die  „Grundgesetze  des  Landes  sammt  den  Privilegien  und 
Rechten,  welche  ein  jeder  Stand  im  GrossfUrstenthum  für  sich  und  alle 
seine  Einwohner  insgemein  gemäss  der  Konstitution  genossen^  yom 
Kaiser  Alexander  I.  „bestätigt  und  befestigt"*)  wurden,  so  blieb  das 
schwedische  Recht  in  Geltung,   und  das  Civil-  und  Prozessrecht  Fin- 

*)  Diese  Darstellung  liber  Finland  ist  mit  Benatzimg  eines  Mannskripts  des 
Professors  Freiherm  R.  A.  Wrede  in  Helsingfors  verfasst  worden. 

^  Privatrecht.  Es  gut  das  Gesetzbuch  des  schwedischen  Kelchs  von  1734 
nebst  zahlreichen  Noyellen,  von  denen  die  bedentendsten,  seit  der  Trennung  Finlands  von 
Schweden  erlassenen  hier  erwähnt  werden  mögen:  Gesetz  vom  29.  März  1858  enthaltend 
das  Wechselrecht;  vom  31.  Oktober  1864  betreffend  die  Geschäftsfähigkeit  nnverheiratheter 
Tersonen  weiblichen  Geschlechts ^  vom  24.  November  1864  betreffend  Aktiengesellschaften; 
von  demselben  Tage  betreffend  Eommanditgeselischaften;  vom  12.  Dezember  18G4  betreffend 
die  Expropriation  von  Grundstücken;  vom  19.  Dezember  1864  betreffend  Vormondschaft; 
vom  30.  Januar  1865  enthaltend  das  Gesinderecht;  vom  9.  November  1868  enthaltend  das 
Konknrsrecht;  von  demselben  Tag  betreffend:  Bezahlung  von  Schulden  eines  Verstor- 
benen und  Nachlasskonkurs;  Präskription;  Immobiliarhypctheken;  Rangordnung  der  Gläu- 
biger im  Konkurs;  vom  4.  November  1872  enthaltend  Aufhebung  des  Eheverbots  für  Ge- 
schwisterkinder; vom  24.  Februar  1873  betreffend  die  B&rgschaft;  vom  9.  Juni  1873  enthal- 
tend das  Seerecht;  vom  30.  März  1876  enthaltend  das  Patentrecht;  vom  27.  Juni  1878 
betreffend  das  Hetraktrecht  der  Erben  und  Nachbarn;  von  demselben  Tag  botreffend  das 
■eheliche  Güter-  und  Schnldenrecht;  vom  31.  M&rz  1879  enthaltend  das  G^werberecht 
•(iL  A.  Dienstmiethe) ;  vom  15.  März  1880  betreffend  das  Autorrecht  der  Verfasser  und 
Künstler;  vom  18.  September  1882  betreffend  Aufhebung  des  Eheverbots  für  Vor- 
■schwägerte;  vom  6.  Juni  1888  betreffend  das  erbliche  Nutzungsrecht  der  Inhaber  von 
Landgütern,  welche  der  Krone  gehören  (kronohemman);  vom  10.  Mai  1886  betreffend 
Bankbetrieb  von  Aktiengesellschaften;  vom  3.  September  1886  enthaltend  das  Forst- 
redit;  vom  11.  Februar  1889  betreffend  Schatz  von  Waarenmaxken;  vom  15.  April  1889 
enthaltend  das  eheliche  Güter-  und  Schuldenrecht;  vom  30.  September  1892  betreffend 
Warrant«;  vom  10.  November  1892  betreffend  Pacht  von  Landgütern.  In  jüngster  Zeit 
sind  Tom  Landtage  angenommen  worden:  ein  Gesetz,  enthaltend  das  Recht  der  Exe- 
kution und  das  ezekutivische  Verfahren  in  Schnldsachen,  dessen  Einführungsgesetz 
verschiedene  Normen  des  Obligationenrechts  enthält;  nnd  femer  Gesetze  betreffend 
das  Recht  der  Aktiengesellschaften  und  betreffend  Handelsregister,  Firma  und  Prokura. 

*)  Yersichemng  an  die  sämmtiichen  Einwohner  F^lands,  gegeben  am  27.  (15.)  März 
1809;  siehe  Mechelin,  Das  Staatsrecht  des  GrossftLrstenthums  Finnland  in  Mar - 
•qsardten's  Handbuch  des  Öffentlichen  Rechts.    Freibnrg  i.  B.  1889. 
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lauids  ist,  ähnlich  wie  in  Schweden,  hauptsächlich  im  Gesetzbuch  des^ 
schwedischen  Reichs  vom  Jahre  1734  enthalten.  Die  neuere  Gesetzgebung- 
in  den  beiden  Ländern  hat  sich  ebenfalls  yorzugsweise,  obgleich  nicht 
immer,  in  derselben  Bichtung  entwickelt.  Was  im  Abschnitt  ttber 
Schweden  dargelegt  worden  ist,  aber  hier  nicht  näher  be- 
rührt wird,  ist  daher  als  für  beide  Länder  gleichmässig  gel- 
tend zu  erachten,  und  der  Artikel  „Schweden*'  somit  bei  der 
folgenden  Darstellung  fortdauernd  zu  Rathe  zu  ziehen. 

L  TheU. 

Civüprozesa.^) 

§1. 

1.  Llteratar. 

Zu  der  im  Abschnitt  „Schweden^  erwähnten  Literatur  kommt  noch, 
hinzu: 

Sveriges  Rikes  lag,  med  tÜlägg,  fSrändringar  och  fBrklaringar,  gäl- 
lande  i  Storfurstendömet  Finland,  hrsg.  v.  K.  W.  Sulin  (das  Gesetz- 
buch nebst  den  Novellen)*-^. 

Tidskrift,  utgifyen  af  Juridiska  FOreningen  i  Finland  1865— 189& 
(SSeitschrift  des  Vereins  finländischer  Juristen,  in  welcher  u.  A.  eine  Aus- 
wahl von  Gerichtsentscheidungen  publizirt  wird). 

Wrede:  Om  kvittning,  Helsingfors  1888, 

Derselbe;  Processin vändningarna,  Helsingfors  1884. 

Derselbe:  Grunddragen  af  bevisrätten,  Helsingfdrs  1893. 

Serlachius:  Atervinning  tili  konkursbo,  Helsingfors. 

Mechelin'):  Das  Staatsrecht  des  GrossfOrstenthums  Finland.  (Mar- 
quardsen's  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts,  Freiburg  i.  B.  1889,  Bd.  4^ 
2.  Halbband,  1.  Abth.). 

Bergh:  Juridisk  Handbok,  Helsingfors  1883. 

§2. 

2.  Prinzipien  des  Ciirilprozesses. 

Vertagungen  werden  oftmals  zugelassen,  jedoch  wird  der  Regel  nach 
schon  bei  der  ersten  Vertagung  bestimmt,  dass  im  nächsten  Termin  ohne 
Rücksicht  auf  das  Ausbleiben  des  Beklagten  in  d^  Sache  erkannt  werden 
wird,^)  sowie  auch  Vertagung  zur  Beschaffung  von  Beweismaterial  Öfters 
nur  mit  Präklusionsbestimmung  zugelassen  wird.  Was  bei  der  mflnd- 
liehen  Verhandlung  aufgezeichnet  wird,  soll,  wenn  die  Parteien  es  yer- 
langen  oder  das  Gericht  es  nOthig  findet,  yerlesen  werden.^)  Aussagen 


')  Vgl.  Cävilprozessgesetze  Tom  27.  April  1868  und  21  Februar  1873. 

*)  iEine  neue  Auflage  ist  im  Jahre  1894  ersduenen. 

^  QerichtsYerfaftsmig  8. 275  f.  Jastizverwaltiiiig  S.  388  f.   RechtaqueUen  S.  249  iL 

«)  Kaiser!.  Brief  vom  25.  Mai  1871. 

^)  Rattegangs-Balken  Kap.  14  §  6. 
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der  Zeugen  soll  der  Richter  genau  aufschreiben  lassen  und  danach  in 
Gegenwart  der  Parteien  laut  vorlesen,  damit  die  Zeugen  erklären 
können,  ob  ihre  Worte  und  deren  Sinn  richtig  aufgefasst  worden  sind; 
diese  lirklärung  soll  in  das  Protokoll  eingetragen  werden.^) 

Die  Berathung,  Abstimmung  und  Urtheilsyerkttndung  findet  in 
erster  Instanz  gewöhnlich  unmittelbar  nach  beendigter  Verhandlung 
statt.  Auf  dem  Lande  pflegt  das  Gericht  in  grösseren  Sachen  das 
Urtheil  an  einem  späteren  Tage  während  derselben  Gerichtssitzung 
(tang,  Ding)  zu  yerkOnden;  die  Stadtgerichte  nehmen  oft  eine  zwei  bis 
vier  Wochen  lange  Bedenkzeit. 

3.  Die  Gerichte. 

§3. 
A.  Organisation,  GtoiiohtBspxmdhe. 

I.  Die  Zahl  der  Laienbeisitzer  der  Untergerichte^  auf  dem 
Lande  (Häradsgerichte)  beträgt  wenigstens  7,  höchstens  12.  Ihre  Er- 
nennung erfolgt  durch  das  Gericht  selbst,  das  von  drei  durch  die  Wahl- 
berechtigten der  zum  Gerichtssprengel  gehörigen  Kommunen  Vorgeschla- 
genen einen  zu  der  erledigten  Stelle  auf  drei  Jahre  bestinmit.^  Das 
H&radsgericht  ist  mit.  dem  Vorsitzenden  und  fQnf  Beisitzern  vollzählig.^) 
Bei  der  Berathung  des  Richters  mit  den  Beisitzern  ist  das  ürtheil 
noch  nicht  schriftlich  abgefasst.  Als  genaue  Kenner  der  Ortsverhält- 
nisse  sind  die  Beisitzer  dem  Richter  von  bedeutendem  Nutzen,  wie  auch 
ihre  Theilnahme  an  der  Rechtspflege  dieser  Volksthttmlichkeit  sichert 
und  eine  Garantie  gegen  Missbräuche  darbietet.  Die  Bedeutung  dieser 
«Iterthfimlichen  Gerichtsorganisation  ist  daher  nicht  zu  unterschätzen. 

Der  Amtsbezirk  eines  Richters  (domsaga)^)  besteht  aus  mehreren 
Gerichtssprengeln  (tingslag),  in  denen  die  ordentlichen  Gerichtssitzungen 
(lagtima  ting)  zweimal  jährlich,  im  Wiater  und  Herbst,  —  ausnahmsweise 
nur  eine  Sitzung  jährlich  —  abgehalten  werden.  Diese  Sitzungen  sind 
nicht  in  Perioden  getheilt,  sondern  es  sitzt  das  Gericht  täglich,  bis 
fiämmtliche  Sachen  entweder  endgültig  oder  durch  Vertagung  zur 
nächsten  Sitzung  erledigt  worden  sind. 

^n.  Gerichte  zweiter  Instanz  giebt  es  drei:  die  Hofgerichte 
in  Abo,  Wasa  (Nikolaistad)  und  Wiborg,  Ihre  Funktion  als  fora  privile- 
giata  des  Adels  ist  seit  1868  aufgehoben.  Ebenso  ist  das  Hofgericht 
in  Abo  nicht  mehr  forum  privUegiatum  der  Staatsbank  (Finlands  Bank). 

in.  In  dritter  Instanz  erkennt  das  Justizdepartement  des  Kaiser- 
lichen  Senats   in  Helsingfors,  bestehend^   aus  wenigstens   10  Sena- 

0  Rattegings-Balken  Kap.  17  §  28. 

*)  Das  K&nmSrsgeiicht  (kfimnärsrätten),  das  alte  städtische  Untergericht,  sowie 
das  Lagmansgericht  (lagmansrätten)  sind  im  Jahre  ISSS  eingegangen. 

^  Verordnung  25.  Januar  1886. 

^  Verordnung  27.  April  1868. 

^  Die  Anzahl  der  Amtsbezirke  in  Finnland  ist  62.  Die  Anzahl  der  Einwohner  in 
jedem  Bezirke  ist  durchschnittlich  89000. 

f)  Verordnung  13.  September  1892. 
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toren.  Die  Kevisionssachen  werden  yon  den  Sekretären  (referendarie* 
und  protokollssekreterare)  des  Departements  yorgetragen.  Das  Departe- 
ment flbt  seine  richterliche  Funktion  gewöhnlich  in  zwei  „Divisionen*' 
aus.  Jede  Division  ist  in  der  Besetsung  von  fünf  Mitgliedern,  in  Streit- 
sachen mit  vier  Mitgliedern,  falls  drei  einig  sind,  besohlnasf&hig.  Ein 
der  „Nedre  Revision**  entsprechendes  Institut  fehlt.  Plenarsitzungen 
für  Streitsachen  sind  nicht  vorgeschrieben.  Ein  „Denkbuch**  fehlt  eben- 
falls. 

IV.  Besondere  Gerichte.  „Egodelningsrätten*  (das  Bodenthei- 
lungsgericht)  besteht  aus  einem  Vorsitzenden  und  zwei  Beisitzeni.: 
Auch  der  erstere  sollte  gleich  den  letzteren  von  den  Grundeigenthfimem 
der  Gemeinde  gewählt  werden;  weil  aber  die  Wahlberechtigten  von 
diesem  Recht  in  der  Regel  keinen  Gebrauch  machen,  wird  gewöhnlich 
der  Richter  am  Ort  vom  Hofgericht  zum  Vorsitzenden  ernannt.  Eine 
Provinz  oder  „län**,  nämlich  die  Provinz  Wiborg,  welche  bis  zum 
Jahre  1812  russische  Provinz  war,  hat  ein  ständiges  solches  Geridit, 
bestehend  aus  dem  vom  Eaiser-GrossfQrsten  ernannten  Vorsitzenden 
und  dem  Provinzialfeldmesser  (Länelandtmätaren)  sowie  zwei  von  den 
Grundeigenthtimem  gewählten  Beisitzern. 

Grenzzollgerichte  und  Einzelrichter  in  Polizeisachen 
fehlen. 

Die  Rechtsprechung  in  Civilsachen  steht  nur  den  obengenannten 
ordentlichen  (Berichten  zu.  Von  der  Kompetenz  der  Provinzialverwal«- 
tnngsbehCitien  folgt  unten  S.  529  Näheres. 

V.  Gerichtssprachen  sind  schwedisch  und  finnisch. 

Die  Gerichte  erster  Instanz  sind  verpflichtet,  ihre  ürtheile  und 
sonstige  Ausfertigungen  in  deijenigen  Sprache  —  schwedisch  oder  flu* 
nisch  —  abzufassen,  welche  die  ProtokoUsprachc  bei  den  kommunalen 
Verhandlungen  des  Ortes  bildet,  sofern  nicht  die  Partei,  welche  dl» 
Sache  anhängig  gemacht  hat,  die  Anwendung  der  andern  Sprache  ver- 
langt. In  jeder  Sache  sollen  die  Ürtheile  der  höheren  Instanzen  in 
derselben  Sprache,  wie  in  der  ersten  Instanz,  ausgegeben  werden.^) 
Eingaben  in  fremden  Sprachen  werden  nicht  angenommen;  sonstige 
Urkunden  müssen  übersetzt,  und  eventuell,  wenn  das  Gericht  es  for- 
dert, von  einem  beeidigten  Translator  beglaubigt  werden.  Eine  Aus- 
nahme gilt  für  Eingaben  und  sonstige  Dokumente  in  russischer 
Sprache,  die  angenommen  werden  und  deren  Uebersetzung  von  Geriehts*^ 
wegen  besorgt  wird.*) 

§*• 

B.   ZusOndiskeit  der  Geziehte. 
I.   Sachliche  Zuständigkeit.   In  Streitsachen,  welche  nach  dem 
Seerecht  abzuurtheilen  sind,   sind  sowohl  die  Härads-  als  die  Rathhaus- 
Gerichte  sachlich  zuständig;  jedoch  gehören  Havarei-  und  Assekuranz- 

^)  Verordnung  29.  Dezember  1S83. 
^  Verordnung  3.  Dezember  lSe6. 
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Sachen  anssdüiesalich  zur  Zuständigkeit  der  Rathhausgericlite.  ^)  Ddi& 
Rathhausgericht  in  der  Hauptstadt  HeMngfors  ist  das  allein  zuständige 
Gericht  in  Streitigkeiten  betreffend  ausländische  Waarenmarken.^  Aus* 
nahmebestimmungen  über  die  sachliche  Zuständigkeit  in  Patentsachen 
fehlen. 

n.  Oertliche  Zuständigkeit.  Gerichtsstände.  Als  Wohnsitz 
des  Beklagten  gilt  nicht  immer  der  Ort,  wo  er  in  die  staatliche  Steuer^ 
rolle  (mantalslängd)  eingetragen  worden  ist.  Sein  Forum  wegen  per- 
sönlicher Ansprüche  wird  durch  seinen  thatsächlichen  Wohnsitz  be- 
stimmt. —  Ausländer  werden  wegen  personlicher  Ansprüche  verklagt 
bei  dem  Gericht,  in  dessen  Bezirk  sie  sich  aufhalten/"^  Anderweitige 
Bestimmungen  über  das  Forum  der  Auslände  in  solchen  Streitsachen 
fehlen. 

Die  bei  städtischen  Jahrmärkten  oder  sonst  in  der  Stadt  zwischen 
Käufer  und  Verkäufer  entstehenden  Streitigkeiten  gehören  vor  das 
Stadtgericht,  wenn  sie  sofort  anhängig  gemacht  werden  oder  Beklagter 
später,  doch  ehe  er  in  der  Sache  vor  ein  anderes  Gericht  vorgeladen 
worden  ist,  wieder  zur  Stadt  kommt.  Dasselbe  gilt  betreffs  der  Schul- 
den, die  ein  Fremder  wegen  seiner  Nahmng,  Wohnung  oder  ähnlicher 
Bedürfhisse  in  der  Stadt  gemacht  hat.^) 

Mne  Els^e  gegen  den  Vormund  wegen  seiner  Verwaltung  kann 
anhängig  gemacht  werden,  nach  Wahl  des  Klägers,  entweder  wo  der- 
jenige, dessen  Hinterlassenschaft  die  Vormundschaft  betrifft,  wohnhaft 
war  und  die  Vormundschaft  vom  Voimund  übernommen  wurde,  oder 
im  Forum  domicilii  des  Vormunds.^) 

Privatbanken  werden  bei  dem  Gericht,  in  dessen  Bezirk  die 
Direktion  ihren  Sitz  hat,  verklagt,  oder  auch,  wenn  die  Klage  aus  einem 
Geschäft  entspringt,  welches  bei  einer  Bankfiliale  geschlossen  worden 
ist,  beim  Gericht  des  Orts,  wo  die  Filiale  sich  befindet.  ^) 

Forum  der  Staatsbank  (Finlands  Bank)  ist  das  Rathhausgericht 
in  Helsingfors.  ^ 

Mehrere  Schuldner,  welche  sich  nicht  solidarisch  vorpflichtet 
haben,  können,  falls  Streit  betreffs  der  Richtigkeit  der  Schuld  oder  des 
Antheils  eines  jeden  entsteht,  sämmtlich  bei  dem  Forum  domicilii  eines 
von  ihnen  belangt  werden,  der  Solidarschuldner  aber  nur  in  seinem 
Forum  domiciliL^ 

Bei  Streit  wegen  eines  Verlöbnisses,  dessen  Erfüllung  oder  Tren- 
nung verlangt  wird,  ist  das  Forum  domicilii  der  weiblichen  Partei  im 


1)  Seegesetz  9.  Jani  1873  §  234^ 

^  Verordnung  11.  Februar  1889  §  18. 

f)  B&ttegAngs-Balken  Kap.  10  §  1« 

^  Rätteg&igs-BaU[en  Kap.  10  §  5. 

^  Rättegangs-Balken  Kap.  10  §  4^ 

<)  Verordnung  10.  Mai  1886  §  1&. 

^  Beglement  Tom  19.  Februar  1895  §  14. 

■)  Battegängs-BaUcen  Kap.  10  §  6. 
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Allgemeinen  zusifindig,  jedoch  ist  diese  berechtigt,  die  Sache  entweder 
dort,  oder  wo  der  Mann  zu  finden  ist,  anhängig  zu  machen.^) 

Klagen  wegen  Beischlafs  unter  Eheversprechen  sollen,  falls  der 
Mann  den  Elagegnind  verneint,  bei  demjenigen  Gericht,  in  dessen 
Bezirk  der  Beischlaf  stattgefunden  hat,  anhängig  gemacht  werden.^ 

In  Ehetrennungssachen  wegen  böswilligen  Verlassens  wird  Be- 
klagter vor  das  Gericht  geladen,  in  dessen  Bezirk  die  klagende  Partei 
wohnhaft  ist;  kennt  man  den  Aufenthaltsort  des  bez.  der  Entwichenen 
nicht,  so  ist  das  letzte  Forum  domicilii  der  genannten  Part^  zu- 
ständig.^ 

Wenn  das  Honorar  des  Prozessbevollmächtigten  nicht  yer- 
tragsmässig  festgestellt  worden  ist,  soll  dasselbe  von  dem  Gericht  be^ 
stimmt  werden,  welches  zuletzt  in  der  Sache  erkannt  hat>) 

Bei  Streit  um  Aufhebung  eines  Patentrechts  ist  das  Gericht  des 
Wohnsitzes  des  Patentinhabers  oder,  falls  dieser  ausserhalb  des  Landes 
wohnhaft  ist,  das  des  Wohnsitzes  seines  BeyoUmächtigten  zuständig. 
Klagen  betreffs  unbefugter  Ausnutzung  einer  patentirten  Erfindung  sind 
am  Forum  domicilii  des  Beklagtea  anhängig  zu  machen.^) 

Ein  besonderes  Recht,  in  Seerechtssachen  durch  Vereinbarung 
den  Gerichtsstand  zu  ändern,  giebt  es  nicht«  Verschiedene  Ausnahmen 
Yon  den  Regeln  über  das  Forum  enthält  das  Seerecht  (Seegesetz  vom 
11.  Juni  1873  §§  236,  237,  2i2,  246  und  Verordnung  v.  11.  November 
1889).  Betreffs  der  privaten  Eisenbahnen  siehe  Verordnung  v.  15.  April 
1889  §  31. 

Der  Gerichtsstand  bestimmt  sich  nach  der  Lage  der  thatsächlichen 
V^hältnisse  zur  Zeit  der  ersten  Gerichteverhandlung  in  der  Sache.  ^ 

§6- 
4.  Die  Partelen. 

Partei^  und  Prozessfähigkeit. 

Die  Ehefrau  kann  klagen  und  beklagt  werden,  wenn  der  Rechte^ 
streit  Vermögen  betrifft,  welches  unter  ihrer  Verwaltung  steht, ^  Ist 
sie  Handelsfrau,  oder  hat  sie  das  Recht,  ihr  Grundeigenthum  selbst  za 
verwalten,  so  kann  sie  Schulden  kontrahiren  und  wegen  solcher  be- 
langt werden.  ^ 

Hat  der  Unmündige  das  Alter  erreicht,  in  welchem  er  beurtheüco 
kann,  dass  sein  Vormund  sein  Eigenthum  nicht  gut  verwaltet,  so  daif 
er  gegen  den  Vormund  Klage  erheben.^)    Nach  erreichtem  fOn&ehnten 

>)  RAtteglngB-Balken  Kap.  10  §  8. 

^  R&ttegAngs-Balken  Kap.  10  §  9. 

>)  Rfttteglngs-BaUcen  Kap.  10  §  10.    Giffcermils-BalkMi  Kap.  13  §  4. 

^  RftttegAngs-BaDcen  K^>.  15  §  12. 

^  Verordnung  SO.  MSn  1876  §§  U  u.  15.  • 

^  Rfttfeeglngs-Balken  Kap.  10  §  13. 

')  Was  darunter  zu  yerstehen  ist,  siehe  Gesetz  vom  15,  April  1889. 

^  Gesetz  vom  15.  April  1889  Kap.  2  §§  3,  5  u.  6. 

")  Verordnung  yom  19,  Dezember  1864  §  7. 
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Lebensjahr  ist  der  Unmündige  prozessfaMg  in  Ansehung  dessen,   was 
er  selbst  erwirbt.  *) 

§6. 
5.  ProzessbeTollmäehtigte.    Anwälte. 

Berufsmässige  Rechtsanwälte  sollen  nach  dem  Gesetz  die  Geneh- 
migung des  Gerichts,  Yor  dem  sie  auftreten,  nachsuchen.^  Diese 
Yorschrift  ist  jedoch  beinahe  Yollständig  ausser  Uebung  gekommen. 
Bestimmungen  darüber,  ob  FtozessvoUmachten  telegraphisch  ertbeüt 
werden  können,  fehlen,  es  kann  jedoch  als  sicher  angenommen  werden, 
dass  eine  solche  Vollmacht  als  nicht  gesetzgemäss  behandelt  wird. 

'      §7- 
6.  Armenreelit.    Kantion. 

A.  In  den  Städten  Helsingfors,  Wiborg  und  Abo  steht  ein  von 
der  Stadt  besoldeter  Jurist  den  Armen  als  Rathgeber  und  Anwalt  gegen 
eine  geringe  Abgabe,  die  äusserst  selten  erhoben  wird,  zu  Diensten. 

B.  Ausländer  sind  nicht  in  weiterem  Masse  als  Einhei- 
mische zur  Eautionsleistung  verpflichtet.') 

§8. 
7«  Prozesskosten. 

A.  Angemeines, 
üeber  den  Kostenpunkt  muss  im  Zusammenhange  mit  der  Haupt- 
sache erkannt  werden;  können  die  Kosten  nicht  gleich  angegeben  wer- 
den, so  kann  eine  besondere  Klage  darüber  vorbehalten  werden.  Wenn 
die  im  Untergericht  obsiegende  Partei  im  Obergericht  unterliegt,  so 
sind  die  Kosten  zu  kompensiren,  falls  nicht  das  Obergericht  aus  beson- 
deren Gründen  anders  entscheidet.  Wird  das  Urtheil  des  Hofgerichts 
vom  Senat  bestätigt,  so  muss  die  unterliegende  Partei  nach  Ermessen 
des  Gerichts  der  Gegenpartei  die  Kosten  ersetzen. 

B.   Geiioht8ko8ten>) 

Die  Vorladungsresolution  kostet  an  Stempel  und  Gebühren 
2  mark  50  penni.^)  Der  Zustellungsbeauftragte  erhält  f(ir  jode 
Behändigung  60  penni  nebst  Ersatz  für  etwa  nöthige  Reisekosten. 

Protokoll  und  Urtheil  (gewöhnlich  im  Zusammenhang  ausge- 
fertigt) kosten  bei  den  Untergerichten  an  Stempel  und  Gebühren  für 
den  ersten  Bogen  4  mark  50  penni  und  für  jeden  folgenden  2  mark. 

Für  die  Urtheile  der  Hof  gerichte  betragen  Stempelabgaben  und 
Gebühren  10  mark  für  den  ersten  Bogen  und  5  mark  fiir  jeden  folgen- 

0  ÄrfdA-Balken  Kap.  19  §  1.    Verordnung  vom  31.  Oktober  1864  §  1. 

*)  Bättegängs-Balken  Kap.  15  §  2.    Verordnang  vom  24.  Februar  1878. 

^  YgL  auch  Art  2  des  deutsch-russischen  Handelsvertrags  vom  10.  Februar  /  29.  Fe- 
bruar 1894  (R.G.BL  S.  154)  und  oben  Bd.  1  S.  743,  768,  993. 

*)  Verordnung  vom  15.  Januar  1883  betr.  Gebühren  und  Yom  14.  Dezember  1894 
betr.  Stempelabgaben. 

^)  Der  Mark  »  100  penni  ^  80  Pfennige. 

n.  IjOBWsxniLD,  BaehttT«rfi>lcttiis.  11.  84 
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den.  Für  den  Bescheid  über  das  RevisioDSgeBuch  sowie  Aber  Er- 
füllung der  vorgeschriebenen  Praestanda  und  ftir  die  Protokolle  des 
Hofgerichts,  welche  die  revisionssuchende  Partei  zu  erwirken  hat^ 
sind  zu  zahlen  7  mark  flir  den  ersten,  und  4  mark  für  jeden  folgenden 
Bogen. 

Die  Steflipelabgaben  für  die  Urthelle  der  dritten  Instanz  be- 
tragen 4:  mark  per  Bogen.  Hierzu  kommen  aber  noch  andere  Abgaben, 
defen  Betrag  vom  Werth  der  Streitsache  abängtJ)  Diese  Abgaben 
sind  meistens  von  der  obsiegenden  -Partei  zu  entrichten.  Ausserdem 
mflssen  schriftliche  Vollmachten  und  Eingaben,  sowie  auch  Urkunden, 
z.  B.  Schuldscheine,  Wechsel,  Kaufbriefe,  Fakturen,  Miethskontrakte, 
Ehepakten,  Testamente  u.  dergl.,  wenn  sie  dem  Gericht  vorgelegt  werden, 
mit  Stempelmarken  belegt  werden.  Wenn  durch  mündliche  Vorladung 
anhängig  gemachte  Sachen  beim  Häradsgericht  zur  Eintragung  in  die 
Liste  (siehe  Schweden  §  10  Abth.  9  A  S.  471)  angemeldet  werden,  so 
ist  ebenfalls  eine  kleine  Abgabe,  50  penni,  zu  entrichten. 

O.   Anwaltigebühren. 

Die  Honorare  der  Rechtsanwälte,  über  deren  Betrag  es  keine  ge- 
setzlichen Bestimmungen  giebt,  werden  durch  Vereinbarung  oder,  fallsr  eine 
Vereinbarung  nicht  getroffen  worden  ist  oder  wird,  auf  Antrag  gericht- 
lich festgesetzt.  Bestimmte  Normen  für  die  Berechnung  der  Honorare 
fehlen.  Als  meist  gebräuchlich  ist  anzunehmen,  dass  dem  Anwalt  zu 
zahlen  ist,  ausser  Ersatz  aller  Gerichts-  und  sonstigen  Kosten,  15  bis 
25  mark  für  jede  gerichtliche  Verhandlung  in  der  Sache,  cBe  der  An- 
walt wahrzunehmen  hat,  ein  gleicher  Betrag  für  jede  vom  Anwalt 
verfasste  Schrift,  50—100  mark  per  Tag  nebst  ileisekööten  für  Reisen; 
doch  werden  bei  bedeutenderen  Sachen  und  bei  Sachen,  die  grossere 
Werthe  betreffen,  diese  Beträge  öftei*s  überschritten.  Nicht  selten  änd 
Uebereinkommen^  wobei  dem  Anwalt  im  Falle  eines  glücklichen  Aus- 
gangs der  Streitsache  ein  gewisser  Prozentsatz  des  zu  gewinnenden  Be- 
trags  zugesichert  wird,  anderen  Falls  aber  nur  Ersatz  der  Kosten. 

§9. 
8*  Das  Velfahren  im  AUgeneinen. 

A.  Die  Klage« 

In  allen  Streitigkeiten,  die  Grundbesitz  oder  Häuser  betreffen,  ist 
schriftliche  Vorladung  (stämning)  vorgeschrieben.  Sonst  ist  mündliche 
Vorladung,  die  in  Schweden  aufgehoben  ist,  in  Finland  aber  noch  be- 
steht, zulässig.^  Doch  ist  bei  den  Stadtgerichten  schriftliche  Vorladung 
Regel.  Die  Vorladungsurkunde  soll  enthalten:  die  Parteien,  die  Streit- 
sache, Zeit  nebst  Ort,  wann  und  wo  der  Beklagte  vor  Grericht  zu  er- 
scheinen hat,   sowie   dass  die   Sache  voi'genommen  und  entschieden 

0  Siehe  Staatskaiender  (Finlaads  statskalender)  über  „Kartasigülata-reeogoitions-, 
fattig-  och  arbetshus-  samt  krigsmanshusafgifter**. 
*)  Rättegängs-Balken  Kap.  11  §  2. 
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werden  söU,  aach  wenn  der  Beklagte  sich  nicht  einfindet  J)  Die  münd- 
liche Vorladang  hat  den  gleichen  Inhalt. 

Die  Behändigung  der  schriftlichen  Vorladung  geschieht  gewöhn- 
lich in  der  Stadt  durch  zwei  Stadtdiener,  auf  dem  Lande  durdi  einen 
Beisitzer  des  Eäradsgerichts  (n&mndeman)  mit  einem  Zeugen,  kann 
jedodi  auch  von  zwei  anderen  unverwerf  liehen  Männern  oder  Von  einem, 
der  ein  Recipisse  bekomimt,  bewerkstelligt  werden.  Mündliche  Vorladung 
kann  in  der  Stadt  nur  von  den  Stadtdienern,  auf  dem  Lande  nur  von 
einem  Beisitzer  des  H&radsgerichts  oder  dem  Länsmän  (Lehensmann  = 
administrativer  ünterbeamter),  begleitet  von  einem^.  unverwerflichen,  im 
Gerichtsbezirke  wohnhaften  Zeugen,  vollzogen  werden.^  Zustellung 
doFch  Bekanntmachung  in  der  legalen  Zeitung  (Finlands  allmänna  tid- 
ning;  Suomalainen  wiralinen  lehti)  ist  nur  in  Ausnahmsfällen  für  be- 
sondere Streitsachen  erlaubt. 

Durch  die  Behändigung  der  Vorladung  wird  Rechtshängigkeit 
der  Sache  begründet  und  der  Kläger  eventuell  kostenerstattungspflicbtig. 

Objektive  Klagenhäufung  ist  zulässig. 

B.  Aenderung  und  Bmendinmg  der  EUige. 

Die  Klage  darf  nicht  über  den  Umfang  der  Vorladung  ausgedehnt 
werden.  Diese  Vorschrift  wird  jedoch  in  der  Praxis  gewöhnlich  nur 
auf  Antrag  der  Gegenpartei,  nicht  ex  officio,  1)eachtet. 

O.  SbEredexi. 

Eine  sofortige  Beschwerde  über  Entscheidungen  betreffend  die  Ein- 
reden der  Unzuständigkeit  des  Gerichts  und  der  Streitgenossenschaft  ist 
in  Wechsel-,  Seerechts-  und  Konkurssachen  nkht  zulässig.') 

§  10. 
9.  Terfahreii  in  erster  Instanz« 

A.  Die  Parteienverhandlong. 
Unter  energischer  t^ozessleitung  des  Richters,  wie  sie  das  Gesetz 
Toraussetzt,  entwickelt  sich  der  Prozess  sieher  und,  wenn  die  Sache 
nicht  allzu  umfangreich  oder  verwickelt  ist,  auch  ziemlich  schnell.  Da  die 
Gerichtsverhandlungen  in  der  ersten  Instanz,  wie  es  Bich  aus  dem  Vor- 
hergehenden ergiebt,  Offentlieh  und  wesentlich  mündlich  sind,  und  da 
die  Parteien,  wenigstens  diejenigen  niedrigeii  Standes,  meistens  sich 
unmittelbar  an  den  Vetfaandlungen  betheiligen  und  die  Parteien  ver- 
hältnissmässig  billig  zu  ihrem  Recht  gelangen,  so  ist  das  Verfahren 
volksthümlich  und  beliebt.  Auch  ist  die  (xerichtsverfassung  auf  be- 
stehender Ghrundlage  entwickelungsfähig,  Wie  aus  neueren  Reformvor- 
schlägen  zu  entnehmen  ist. 


0  R&ttegangs-Balken  Kap.  11  §  L 
^  RSttegängs-Bälkea  Kap.  11  §  7.. 

^  Wechselgesetz  yom  29.  H9n  1858  §  86;  SeegesetE  Tom  9.  Juni  1873  §  238; 
Konkoisgesets  vom  9.  November  1868  §§  23  il  118. 
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B.  Das  Beweisrerfiiliren. 

a)  Der  Zeugenbeweis.^)    Folgende  Personen  werden  als  Zeugen 
nicht  zugelassen: 

a)  Wer  zu  der  Strafe  des  Verlustes  der  Ehrenrechte  („des  bürger- 
lichen Zutrauens")  verurtheilt  worden  ist,  oder  eines  Verbrechens, 
dem  diese  Strafe  folgt,  derzeit  angeklagt  ist;^ 

ß)  wer  mit  einer  der  Parteien  zur  Zeit  einen  Rechtsstreit  hat  und 

wer  ofTenbarer  Feind  irgend  einer  der  Parteien  ist; 
7*)  Wahn-  und  Blödsinnige  und  Personen  unter  15  Jahren; 

d)  Unbekannte  und  Fremde,  bis  deren  Leumund  erwiesen  ist; 

e)  NichtChristen  und  diejenigen,  welche  ihrem  Glauben  nach  Yom 
Zeugeneid  eine  falsche  oder  schädliche  Meinung  hegen; 

0  Gesinde  und  andere  Hausleute  während   der  Dienstzeit,   wobei 
jedoch  Prozesse  zwischen  der  Dienstherrschaft  und  den  Dienst- 
boten ausgenommen  sind; 
rj)  nahe  Verwandte  und  Verschwägerte,  wobei  Verlobung  der  Ehe 

gleichgestellt  ist; 
^)  der  an  der  Streitsache  Betheiligte   und   dessen  Verwandte  und 
wer  selbst  und  wessen  Verwandte  vom   Rechtsstreit  Nutzen 
oder  Schaden  erwarten  können; 
c)  der  Anwalt  in  Betreff  vertraulicher  Mittheilungen,  die  ihm  vom 

Vertretenen  während  des  Prozesses  gemacht, worden  sind; 
x)  Priester  in  Betreff  des  Beichtgeheimnisses. 
Diese  Disqualifikationsgründe  mit  Ausnahme  der  unter  a  und  d  ge- 
nannten fallen   weg,   falls  die   Parteien   auf  ihr  Recht,  sie  geltend  zu 
machen,  ausdrücklich  verzichten   und  das  Gericht  solches  für  zulässig 
erachtet.*) 

Von  den  Zeugen  geltend  zu  machende  Entschuldigungsgründe  sind 
dem  Gesetze  fremd. 

b)  Richterlicher  Eid.  Der  richterliche  Eid  ist  entweder  Reini- 
gungseid (väijemälsed)  oder  Ergänzungseid  (fyllnadsed).  Der  Reinigungs- 
eid wird  durch  Urtheil,  gegen  welches  sofortige  Berufung  stattfindet, 
auferlegt.  Der  Ergänzungseid  kommt  hauptsächlich  in  Strafsachen 
(vorzugsweise  Diebstahl)  vor  als  Mittel,  den  Schaden  zu  beweisen. 

'  c)  ürkundenbeweis.  Ueber  Urkundenbeweis  sagt  das  Gesetz: 
„Legt  jemand  schriftliche  Beweise  vor,  xmi  seine  Klage  damit  zu  er- 
härten, so  prüfe  der  Richter  genau  ihre  Beschaffenheit  und  Richtigkeit, 
sowie  auch  welche  Beweiskraft  und  Wirkung  sie  in  der  Sache  haben."*) 
Somit  ist  die  Beweiskraft  von  Urkunden  dem  Ermessen  der  Gerichte 
anheimgestellt. 


>)  R&ttegibgs-Balken  Kap.  17  §  7. 
^  Strafges.  v.  19.  Dez.  1889  Kap.  2  §  14. 
^  R&ttegAngs-Balken  Kap.  17  §  14. 
*)  RättegiUkgs-Balken  Kap.  17  §  1. 
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üeber  den  Beweis  durch  Handelsbücher  enthält  eine  Verordnung 
vom  3.  März  1868  besondere  Bestimmungen.  In  Folge  dessen  kann  in 
Prozessen  wegen  Forderungen  für  Waaren,  die  auf  Borg  genommen 
sind^  der  Kläger,  welcher  städtischer  Kaufmann  (Apotheker  und  Buch- 
händler ausdrücklich  inbegriffen)  oder  städtischer  Industrieller  ist,  sich 
gegen  einen  nicht  geschäftstreibenden  Beklagten  auf  sein  Handelsbuch 
berufen^  und  soll,  falls  das  Buch  gemäss  den  Vorschriften  der  Ver- 
ordnung geführt  worden  ist  und  der  Schuldner  Rechnung  über  die 
Waaren  im  Verlaufe  des  der  Kreditirung  nächstfolgenden  Kalender- 
jahrs erhalten  hat  oder  ein  Prozess  gegen  ihn  während  dieser  Zeit  an- 
hängig gemacht  worden  ist,  der  Beklagte  den  Reinigungseid  leisten, 
wenn  er  es  nicht  Torzieht,  den  Eid  dem  Kläger  oder  dem,  der  das  Buch 
geführt  hat,  zuzuschieben,  oder  wenn  nicht  das  Gericht  Ursache  findet, 
die  Eidesleistung  dem  Kläger  oder  Buchführer  aufzuerlegen.  Hat  der 
Schuldner  binnen  sechs  Monaten  nach  Empfang  der  Rechnung  nicht 
Einspruch  gegen  dieselbe  erhoben,  so  gilt  sie  als  voller  Beweis,  gegen 
welchen  jedoch  Gegenbeweis  zuzulassen  ist.  In  Prozessen  zwischen 
städtischen  Kaufleuten  und  Industriellen,  deren  Bücher  ordnungsmässig 
geführt  worden  sind,  prüft  das  Gericht,  welche  yon  den  Parteien  die 
Sichtigkeit  ihrer  Bücher  eidlich  erhärten  soll. 

d)  Das  Gericht  kann  aus  zureichenden  Gründen,  auch  ohne  Antrag, 
eine  Besichtigung  durch  Sachverständige  anordnen  oder  selbst  zur 
Besichtigung  schreiten.  In  Streitsacbra,  die  unbewegliches  Eigenthum 
belreffen,  kann  das  Gericht  dabei  an  Ort  und  Stelle  auf  Grund  des 
Ergebnisses  der  Besichtigung  das  Urtheil  fällen.  Dieses  IJrtheil  ist  durch 
die  gewöhnlichen  Rechtsmittel  anfechtbar.^) 

C.   Berathung  und  Abatimmong. 

In  den  Häradsgerichten  hat  der  Vorsitzende  vor  der  Abstimmung 
die  Sache  den  Nämndemän  darzustellen  und  sie  über  die  in  Betracht 
konmienden  rechtlichen  Gesichtspunkte  zu  belehren.  Sind  alle.  Beisitzer 
derselben  Ansicht,  so  wird  ihr  Votum  zum  Urtheil  erhoben ;  anderenfalls 
entscheidet  der  Vorsitzende. 

Die  Bestimmung,  wonach  ein  Mitglied  sich  eine  viertägige  Bedenk- 
zeit ausbitten  kann,  ist  zwar  in  den  unteren  Gerichten  ausser  üebung 
gekommen,  weil,  wie  oben  schon  gesagt,  in  weitläufigeren  oder  schwie- 
rigeren Fällen  die  Entscheidung  oft  auf  längere  Zeit  vertagt  wird,  um 
allffli  Mitgliedern  des  Gerichts,  bez.  dem  Vorsitzenden  im  Häradsgerichte, 
Gelegenheit  zu  geben,  die  Akten  genauer  durchzusehen;  aber  in  den 
oberen  Grerichten  wird  diese  Vorschrift  genau  eingehalten. 

Der  den  Parteien  zu  ertheilende  Auszug  aus  dem  Protokoll  enthält 
nicht  die  einzeflnen  Vota  der  Mitglieder,  sondern,  falls  verschiedene 
Meinungen  geäussert  worden  sind,  nur  eine  Bemerkung  des  Inhalts, 
dass  Abstimmung  erfolgt  ist;  jedoch  wird  gewöhnlich  auf  Verlangen 
auch  ein  voUständiger  Protokollauszug  über  die  Abstinmiung  ausgefer- 

1)  Jordft-Balken  Kap.  14. 
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tigt.  In  Betreff  endgültig  entschiedener  Streitsachen  ist  das  Recht, 
einen  solchen  Auszug  aus  dem  Protokoll  zu  erhalten,  ausdrücklich  im 
Gesetz  ausgesprochen.  Ueberhaupt  steht  bei  den  Gerichten  die  Durch- 
sicht der  Protokolle,  bez.  das  Recht,  amtlich  bestätigte  Auszfige  ans 
denselben  zu  erhalten,  im  Allgemeinen  einem  Jeden  zu.  ^) 


I.  lieber  die  Anfechtbarkeit  von  Urtheilen  besäOglich  prozesshindem- 
der  Einreden  siehe  oben  §  9  C.  S.  523. 

n.  Das  Urtheil^  Wd  immer  vom  Vorsitzenden  unterzeichnet. 
Beschlüsse  werden  jedoch  bei  deigenigen  Stadtgerichten,  bei  -welchen 
der  Vorsitzende  nicht  selbst  die  Ausfertigung  der  Protokolle  besorgt, 
öfters  nur  vom  ProtokoUftthrenden  (Notarius)  amtlicb  unterschrieben. 

m.  Rechtskraft.  Dieselbe  Wirkung  wie  der  Ablauf  der  Noth- 
frist  hat  auch  die  Erklärung  der  Parteien,  dass  sie  sich  dem  Urtheil 
unterwerfen.  Das  rechtskräftiige  Urtheil  bewirkt,  dass  das  Rechts ver- 
hältniss,  welches  Gegenstand  des  Urtheils  ist,  als  endgültig  festgestellt 
zu  erachten  ist  und  dass  der  Anspruch,  welcher  durch  das  Urtheil  ent- 
schieden worden  ist,  nicht  wieder  erhoben  werden  darf. 

§  11- 
10.  TersänmidgSTerfalmii« 

Eontumazialentscheidungen,  gegen  welche  Berufung  nicht  eingelegt 
worden  ist,  sind  vollstreckbar,  obwohl  der  Beklagte  Wiedergewinnungs- 
klage  erhoben  hat,  jedoch  mit  Ausnahme  solcher  Fälle,  in  denen  die 
Wiedergewinnung  durch  die  Vollstreckung  unnütz  würde.  *) 

§  12. 
11«  Beehtsmittel. 

A.   Bemftixig* 

Die  Wettsumme  beträgt,  sowohl  bei  den  Land-  als  bei  den  Stadt- 
gerichten, 5  mark  76  penni.  Die  Nothfrist  für  die  Verfolgung  der  Sache 
in  der  Appellinstanz  beträgt,  je  nach  der  Entfernung  vom  Sitze  des 
Hofgerichts,  30  bis  60  Tage,  in  Wechsel-  und  Seerechtssachen  15  bis 
30  Tage.^)  Alle  Eingaben  nebst  Beilagen,  ausser  den  Protokollen  nnd 
dem  Urtheil  des  Untergerichts,  sind  in  duplo  einzureichen. 

Beim  Appell  ist  keine  Bürgschaft  erforderlich.   Ik^oheiiit  eine  Partei 


*)  Verordnung  vom  18.  Juni  1891  §§  8,  9.  u.  10. 

^  Die  Vorschrift  des  Gresetzes  in  Rättegängs  Balken  Kap.  24  §  8,  gemfiss  welcher 
der  Richter  im  Urtheil  ^ich.auf  aaslftndische  Gesetze  nicht  berafen  darf,  bezieht  sich 
darauf,  da&d  der  Richter  in  Fällen,  wo  die  einheimischen  Gesetze  massgebend  sind, 
sich  nach  diesen  zu  richten  hat;  was  das  Gesetz  wohl  nur  deshalb  ansdrQcklich  aus- 
gesprochen hat,  um  der  Gefahr  des  Eindringens  rOmischrechtlicher  Gnmds&tse  in  das 
einheimische  Recht  vorzubeugen. 

^  Rftttegangs-Balken  Kap.  12  §§  3  u.  4. 

*)  Im  Amtsbezirk  Lappmarken  beträgt  die  Frist  immer  00  Tage. 
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Bicht,    so  ist  ihr,   ausser  in  Konkurssachen,  eine  Frist  fik  den  Beweis 
eines  gesetzlichen  Hindernisses  bewilligt. 

Die  Berichterstattungspflicht  ist  nicht  auf  die  vier  jüngsten  Mitr 
gUeder  beschränkt.^)  Erscheint  nach  erfolgter  Verlesung  der  Aktei 
eine  genauere  Eenntnissnabme  derselben  den  Richtern  nöthig,  so  werden 
sie  jedem  derselben  der  Beihe  nach  auf  höchstens  vier  Tage  ^r  Durchsicht 
Übergeben.  Reformatio  in  peius  kann  insofern  vorkommen,  als,  falls,  wie 
öfters  geschieht,  der  Berufungskläger  die  Aufhebung  des  Urtheils  der 
ersten  Instanz  und  eine  neue  Prtifung  der  Sache  in  ihrem  ganzen  Um- 
Hange  (d:  h.  nicht  Annulirung  des  Verfahrens ,  sondern  nur  Aufhebung 
des  IMheils)  erwirkt  hat,  das  neue  Urtheil  eine  für  ihn  noch  ungünsti- 
gere Entscheidung  treffen  kann. 

B.    Beschwerde. 

Die  Nothfrist  in  Beschwerdesachen  beträgt  30  bez.  15  Tage.-)  Per- 
sSnliches  Erscheinen  oder  Bestellung  eines  bevollmächtigten  Vertreters 
in  der  Beschwerdeinstanz  (Hofgericht)  ist  unter  allen  umständen  erfor- 
derlich. Wird  es  fllr  nöthig  erachtet,  dass  dem  Gegner  Gelegenheit 
gegeben  werde,  sich  in  Folge  der  Beschwerde  zu  erklären,  was  immer 
der  Fall  ist,  wenn  das  Hofgericht  das  Urtheil  der  ersten  Instanz  auf- 
heben oder  ändern  will,  so  hat  der  Beschwerdeführer  die  Akten  mit 
der  beigefügten  Eommunikationsresolution  des  Hofgerichts  dem  Gegner 
schleunigst  zu  Übermitteln  und  den  Nachweis  der  erfolgten  Mittheil^ng 
dem  Hofgericht  einzureichen. 

Findet  Jemand  sein  Recht  beeinträchtigt  durch  ein  Urtheil  in  einem 
Prozesse,  in  welchem  er  nicht  vorgeladen  und  mangels  Vorladung  nicht 
erschienen  war,  so  kann  er  binnen  Nacht  und  Jahr,  nachdem  er  von 
dem  Urtheil  Kenntniss  erhielt,  durch  Beschwerde  bei  dem  Hofgericht 
Abhülfe  suchen.^ 

C.    Bevision. 

Neue  Beweise  sind  in  Revisionssachen  nur  dann  zugelassen,  wenn 
sie  nicht  rechtzeitig  gefunden  worden  sind,  oder  wenn  sie  aus  anderen 
Gründen  nicht  früher  bei  der  Hand  sein  konnten.*) 

Der  Revisionskläger  muss  spätestens  am  21.  Tage  vor  12  Uhr, 
(wobei  der  Tag,  an  dem  das  Urtheil  des  Hofgerichts  ausgefertigt  wurde, 
nicht  mitgerechnet  wird)^),  beim  Hofgericht  schriftlich  den  Antrag  ein- 
reichen, die  Sache  der  JPrüfung  des  Kaisers  (=  der  dritten  Instanz)  zu 
unterstellen.    Die  hierbei   zugleich  zu  entriditende  Abgabe  (revisions- 


*)  Bchrütliche  Berichte  werden,  ausser  in  Konkurs- Wechsel-  und  Seerechtssachen, 
aach  in  einigen  anderen  Sachen,  hauptB&chilich  solchen,  die  städtische  Miethe  und  Woh- 
nung, sowie  Trennung  ehelicher  Gatergemeinschaft  betreffen,  nicht  erstattet. 

*)  Im  Amtsbezirk  Lappmarken  beträgt  die  Frist  immer  60  Tage. 

^  Rfttteg&ngs-Balken  Kap.  25  §  22. 

^)  Rättegängs-Balken  Kap.  80  §  11. 

^)  Die  Urtheile  des  Ho^erichts  erhalten  das  Datum  des  Tages,  an  dem  sie  aus- 
gefertigt werden. 
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8kiIIiiig)  beträgt  192  mark.  Falls  das  Urtheil  des  Hofgerichts  geändert 
wird,  erhält  der  Revisionskiäger  diese  Abgabe  znrfick;  in  allen  an- 
deren Fällen,  so  wenn  die  Parteien  sich  vergleichen^  oder  die  Sache 
nicht  weiter  gesetzgemäss  verfolgt  wird,  oder  wenn  das  Urtheil  be- 
stätigt wird,  fällt  die  Gebühr  dem  Hofgericht  zu. 

Eine  Kaution  ist  in  Revisioussachen  nicht  erforderlich^) 
Vor  Ablauf  der  Nothfrist,  die  60  Tage  nach  Ausfertigung  des  hof- 
gerichtlichen Urtheils    beträgt,^    werden   die  Akten    an   das  Justiz- 
departement des  Senats  eingesandt. 

Das  Aenderungsgesuch  (Deduktion,  von  dem  beim  Hofgericht  ein- 
zureichenden Revisionsgesuch  zu  unterscheiden)  ist  spätestens  vor  12  Uhr 
desjenigen  Tages,  an  welchem  die  Nothfrist  abläuft,  vom  Bevisions* 
kläger  oder  seinem  bevollmächtigten  Vertreter  einzureichen.  Dabei 
muss  auch  das  Urtheil  des  Hofgerichts' nebst  dem  Protokoll  über  das 
Revisionsgesuch  beigefügt  werden.  Die  Frist  für  Einreichung  der  Gegen- 
anträge (Kontradeduktion)  beträgt  14  Tage  vom  Ablauf  der  obigen 
Frist  an.  Nur  die  beiderseitigen  Anträge,  nicht  auch  die  übrigen  Schrift- 
stücke, sind  in  duplo  einzureichen.  Eine  Nothfrist  für  den  Nicht- 
erschienenen  fehlt. 

Ein  der  schwedischen  unteren  Justizrevision  entsprechendes  In- 
stitut ist  in  Finland  nicht  eingerichtet.  Der  die  Sache  im  Justiz- 
departement vortragende  Unterbeamte  (referendarie-  oder  protokoUs- 
sekreterare)  hat  einen  schriftlichen  Bericht  abzufassen,  welcher  von  den 
Parteien  bezw.  ihren  Vertretern  zu  unterschreiben  ist. 

Auch  kann  mündliches  VerhOr  erwirkt  werden.  Solches  Verhör 
findet  dann  vor  zwei  dieser  Unterbeamten  statt. 

Das  Urtheil  der  obersten  Instanz  wird  von  den  Mitgliedern  des 
Senats,  welche  die  Sache  entschieden  haben,  unterschrieben,  und  im 
Namen  des  Kaisers  unter  dem  Siegel  des  Senats  ausgefertigt.') 

Bei  Beschwerde  in  der  dritten  Instanz  liegt  dem  Kläger  keine 
Hinterlegungs-  oder  Sicherstellungspflicht  ob.  Zu  bemerken  ist  noch, 
dass  gegen  Urtheile  des  Hofgerichts,  durch  welche  Entscheidungen  der 
unteren  Instanzen  aufgehoben  und  Sachen  zu  fortgesetzter  Verhandlung 
an  die  Untergerichte  verwiesen  werden,  sowie  auch  gegen  Urtheile 
über  Einreden,  die  durch  besondere  Beschwerde  dem  Hofgericht  unter- 
stellt worden  sind,  kein  Rechtsmittel  bei  der  höheren  Instanz  gegeben  ist. 

D.   Wiederaulhahme  des  Verfkhrens  und  Wiedereinsetzung  in  den 

vorigen  Stand. 

Beide  Rechtsbehelfe  können  nur  vom  obersten  Gerichtshof  im 
Namen  des  Kaisers  wegen  Versäunmiss  der  Nothfristen  bewilligt  werden. 

')  Ueber  VoUstrecknng  der  Urtheile  des  Hofgerichts  siehe  untea  S.  590  Note  3. 

^  Einzig  fOr  den  Amtsbezirk  Lappmarken  1^  Tage. 

^  Das  Urtheil  wird  beiden  Parteien  ausgefertigt  and  mit  dem  Datum  des  Tages 
yersehen,  an  d^m  der  Senat  die  Sache  entschieden  bat;  aasgegeben  wird  das  Urtheil 
oft  erst  einige  Wochen  spftter. 
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Bevor  das  Gesuch  um  Wiedereinsetzung  vorgetragen  wird,  muss  das 
frühere  ürtheil  erfüllt,  sowie  auch  Kaution  für  Kosten  und  Schaden- 
ersatz gestellt  worden  sein.  Dann  wird  der  Gegner  über  das  Gesuch 
gehört  und  die  Sache  geprüft 

Ist  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  bewilligt  worden,  so  wird  die 
Sache  an  dasjenige  Gericht  verwiesen,  das  zuletzt  darin  erkannt  hat. 
Bei  der  Vornahme  der  Sache  muss  der  Kläger  ebenfalls  das  frühere 
Urtheil  erfüllen  und  Kaution  stellen,  sowie  eine  eidliche  Versicherung 
ablegen,  dass  er  die  neuen  Gründe  nicht  früher  gekannt  oder  auch  nicht 
gewusst  hat,  dass  sie  von  solcher  Bedeutung  seien,  und  dass  er  nicht 
in  böswilliger  Absicht  den  Gegner  in  seinem  Hechte  aufhalten  tmd  ihm 
schaden  wolle.  Nach  Vernehmung  des  Gegners  und  Prüfung  der  Gründe 
hat  der  Gerichtshof  alsdann  die  Befugniss,  das  frühere  Urtheü  zu 
ändern.  Gegen  das  neue  Urtheil  können  die  gewöhnlichen  Rechtsmittel 
angewandt  werden. 

§  13. 
12.  Besondere  Arten  des  Verfahrens. 

A.  Beweissufhahme  zum  ewigen  Ged&chtxiiss. 

Auch  Urkunden,  besonders  Testamente,  werden  öfters  in  das  Pro- 
tokoll des  Gerichts  zum  ewigen  Gedächtniss  eingetragen. 

B.  Urkunden-,  Mandats-  und  Wechaelproseaa. 

Das  Exekutiwerfähren  in  Schuldsachen  findet  ausschliesslich  bei 
der  Provinzialregierung   (dem  Gouverneur)  in  jeder  Provinz  (län)  statt. 

Eine  schriftliche  Bestätigung  der  Einreden  ist  nicht  erforderlich. 

Arrest  findet  nur  auf  ausdrücklichen  Antrag  statt,  worüber  Näheres 
unten  S.  530,  sub  C.  Wiedergewinnungsklage  nach  beendigtem  Exekutions- 
verfahren kennt  das  Gesetz  nur  in  gewissen  Fällen.')  Die  Verfügung 
des  Gouverneurs  ist,  wenn  der  Werth  der  Streitsache  nicht  300  Daler 
=  576  mark  übersteigt,  vollstreckbar  gegen  Sicherstellung  für  die 
Summe  nebst  Kosten  und  Schadenersatz.  Das  Gesagte  gilt  nicht  für 
KontumazialverfÜgungen,  die  ohne  Rücksicht  auf  den  Werth  vollstreckt 
werden  können.  Gegen  die  Entscheidungen  der  Hofgerichte  in  Exe- 
kutionssachen findet  Revision  statt. 

Wenn  die  Entscheidung  sich  auf  ein  Inhaber-  oder  Ordrepapier 
oder  einen  Wechsel  gründet,  wird  in  der  Verfügung  des  Gouverneurs  be- 
stimmt^ dass  der  Schuldner,  falls  er  nicht  Sicherheit  stellt,  in  Schuld- 
haft genommen  wird. 

Wechselprozess.^)  Das  Nichterscheinen  des  Beklagten  hindert 
nicht  die  Vornahme  und  Erledigung  der  AV  echselsache.  Bei  Vertagung 
der  Sache  kann  das  Gericht  Sicherstellung  bei  Haftgefahr  anordnen. 
Als  Vollstreckungsmittel  wird  Schuldhaft  auch  vor  Realexekution  und 
ungeachtet  der  Einlegung  eines  Rechtsmittels  angewendet.  Wechsel 
können  auch  beim  Gouverneur  eingeklagt  werden. 

<)  UtoOknings-Balken  Kap.  4  §§  3  u.  6.    R&ttegdngs-Balken  Ka^.  8  §  2. 
^  WechselgesetB  Yom  29.  M&rz  1858. 
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C.  Airefttproiesfl. 

Als  Sicherheitsmassregel,  welche  vor  dem  Prozess  oder  auch  wSh- 
rend  desselben  angewendet  werden  kann,  ist  ausser  dinglichem  Arrest, 
Veräusserungs-  oder  Beiseitebringungsverbot  (förbud  mot  förskingring) 
und  Verbot  gegen  Aufenthaltswechsel  noch  die  präventive  Schuldhaft 
zu  nennen.  Diese  kann  bei  der  Provinzialregierung  erwirkt  werden, 
wenn  Gefahr  vorliegt,  dass  der  Schuldner  entweiche  oder  sein  ISgen- 
thum  verberge.  >)  Kann  der  Schuldner  Sicherheit  stellen,  oder  hat  er 
zureichendes  Vermögen  im  Lande,  so  darf  Schuldhaft  in  der  Regel 
nicht  angeordnet  werden. 

Das  Gesetz  scheint  vorauszusetzen,  dass  der  Arrest  auch  Immobilien 
betreffen  kann.^  Ob  Bürgschaft  (bezw.  Pfandbestellung)  nOthig  ist, 
entscheidet  betreffenden  Falls  der  Oberexekutor.  Die  Klage  ist  sofort 
zu  erheben. 

§U. 
13.  ZwangsvoUrtretBlnuig.') 

A.  Voraosaetaangen.^ 

Vollstreckung  setzt  Rechtskraft  voraus. 

Ausnahmsweise  sind  nicht  rechtskräftige  Urtheile  vollstreckbar: 
a)  gegen  Sicherstellung  und  unter  der  Bedingung,  dass  das  Rechts- 

0  -UtsOknings-Balkea  Kap.  8.  Das  Institut  der  Schuldhaft  ynrd  durch  die  neuen 
Exekutionsgesetse  (s.  Anm.  3)  aufgehoben. 

*)  UtsOknings-Balken  Kap.  8  §  6.    Jorda-Balken  Kap.  10  §  2; 

^  Durch  die  vom  Landtag  im  Jahre  1894  angenommenen,  noch  nicht  sanktionirten 
Ezekutionsgesetse,  deren  detaülirte  Bestimmungen  betreffend  das  ExekutionsTerfahren 
hier  nicht  Platz  finden  kennen,  wird  Aber  die  Voraussetzungen  der  Zwangsvoll- 
streckung und  die  Organe  des  Ezekutionswesens  Folgendes  bestimmt: 

A.  Ueber  die  ZwangSTollstreokung  nicht  rechtskräftiger  Urtheile: 
Die  VoUstrecknng  eines  nicht  reohtskr&ftigen  ürtheüs  kann  im  Allgemeinen  rem 

Oberexekutor  beschlossen  werden,  falls  der  Exekutionssuchende  -Sicherheit  leistet 
für  den  eventuellen  Sehaden  der  Gegenpartei  und  falls  das  Rechtsmittel  dadurch  nicht 
nnnflt9  wird.  Von  der  Vollstreckung  durch  den  Unterexekutor  g^t  Folgendee: 
Wenn  jemand  zur  Zahlung  von  Öeld  oder  anderen  Fungibilien  verurtheilt  ist,  so  ist 
das  Urtbeil,  falls  er  nicht  Sidierheit  leistet,  voUstreckbar;  jedoch  darf  sein  Gut,  wenn 
es  ohne  Gefahr  der  Verschlechterung  liegen  bleiben  kann,  ohne  seine  EinwiSligong 
nieht  verkauft  werden,  ehe  das  Urtheü  rechtskräftig  geworden  ist.  (Solche  Urtheile 
der  Hofgerichte  sind  jedoch  immer  yollstreckbar;  doch  darf  das  Immobiliareigenthum 
des  Schuldners  nicht  verkauft  werden,  ehe  das  Urtheil  rechtskräftig  geworden  ist) 
Ein  Urtheil,  welches  speziell  bestimmte  Mobilien  betrifft,  ist  yollstreckbar,  faüs  der 
Exekutionssu6hehde  Sicherheit  leistet  für  die  Rackgabe,  anderenftdls  wird  nur  Se- 
questration bewilligt  Ein  Urtheil,  durch  welches  das  Gericht  Sequestration  oder  ein 
Verftufiserungsverbot  beschlossen  hat,  ist  immer  vollstreckbar,  so  auch  Urtheile  in  ge- 
wissen die  Gesindemiethe  betreffenden  Sachen.  (In  Konkurs-  und  Wechselsachen  gelten 
die  einschlägigen  Spezialbestimmungen.)  Urtheile,  durch  welche  solche,  die  fremden 
Boden  bebaut  oder  fremde  Häuser  bewohnt  haben,  zur  Räumuilg  verpflichtet  werden,  sind 
vollstreckbar,  wenn  der  Exekutionssucher  Sicherheit  leistet  für  den  eventnellen  Schaden 
der  Gegenpartei. 

B.  Ueber  die  OrganedesExekutionswesens  bestimmt  das  Gesetz,  dass  in  den 
Städten  —  sofern  nicht  der  Kaiser  und  Grossfürst  fttr  die  kleineren  ein  anderes  beschliessen 
wird  —  die  Funktionen  des  Oberexekutors  auf  den  „Magistntt^  Qbertaragen  werden. 
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mittel  dadurch  nicht  unnUtz  wird,  Urtbeile  der  unteren  Gerichts- 
höfe in  Seerechtssachen  und  ürtheile  der  Hofgerichte  ;^) 

b)  nur  gegen  Sicherstellung :  ürtheile,  wodurch  derjenige,  der  frem- 
den Boden  bebaut  (Pächter  oder  Prekarist)  oder  wodurch  in 
der  Stadt  der  Miether  einer  Wohnung  das  Grundstück  bezw. 
die  Wohnung  zu  räumen  verpflichtet  worden  ist; '^ 

c)  ohne  Sicherstellung:  ürtheile  in  einigen  Streitsachen  betreffend 
Dienstmiethe  und,  in  besonderen  FlUlen,  Entscheidungen  auf 
Grund  von  Inhaber-  und  Ordrepapieren.^) 

Bezüglich  der  Entscheidungen  des  Obereiekutors  und* in  Wechsel- 
sachen siehe  oben  S.  529.  üeber  das  Recht  der  Konkursgläübiger,  vor 
rechtskräftigem  ürtheile  Austheilang  zu  erlangen,  siehe  §  21  BES.  546. 

Die  Vollstreckbarkeit  der  ürtheile  der  unteren  Gerichtshöfe  wird 
nicht  durch  Klage  wegen  fehlerhaften  Verfahrens  aufgehoben,  jedoch 
muss  der  Gläubiger,  der  das  Gut  vom  Exekutor  in  Empfang  nehmen 
will,  Sieh^heit  stellen. 

B.  Oisane. 
Die  allgemeiae  und  eigentliche  Vollziehungsbehörde  ist  die  Provinzial- 
regierung,  d.  h.  der  Gouverneur  (Kejsarens  Befallningshafvande),*)  welcher 
hierbei  sich  der  Magistrate  in  den  Städten  und  der  E^ronvögte  auf  d^m 
Lande  bedient.  Daneben  sind  die  Magistrate  und*  Eronvögte  ohne  Auf- 
trag des  Gouverneurs  be&gt,  rechtskräftige  ürtheile,  welche  bestimmte 
Geldsummen  oder  bestimmte  Mobilien  betreffen,  sowie  auch  ürtheile  in 
Wechselsachen,  obwohl  sie  noch  nicht  rechtskräftig  geworden  sind,  zu 
vollziehen.  Gewöhnlich  wird  dann  die  eigentliche  Exekution  von  unter- 
beamten  auf  „Ordre"  und  unter  unmittelbarer  Verantwortung  der  Mä- 
gistrato  und  Eronvögte  vollzogen.  Diese  ünterbeamten  sind  die  Stadt- 
vögte und  Länsmän. 

C.  Arten  und  Mittel. 

Die  Vollziehung  geschieht  bei  Mobilien  in  der  Art,  daas,  nachdem 
die  Resolution  des  Gouvei'neurs  erwirkt  worden  ist  bezw.  sofort,  das 
ürtheil  dem  betreffenden  Beamten  bei  dem  Magistrat  oder  dem  Kron- 
vogt eingehändigt  wird,  von  welcher  Behörde  es  darauf,  mit  Exekutions- 


C.  Zur  VollstrAckang  rechtskräftiger  ürtheile  ist  im  AUgemeinen  der 
ünterezekator  ao  vie  bisher  kompetent  Der  Vollstreckungsbefehl  des  Oberexekntor  muss 
jedoch  in  gewissen  F&Uen  erwirkt  werden,  so  z.  B.,  faUs  Beklagter  yerortheilt  forden 
ist»  etwas  zu  thnn  oder  zu  unterlassen. 

D.  Das  ExekutivTerfahren  in  Schuldsachen  wird  derart  verändert,  dass  der 
Magistrat,  wenn  er  die  Funktionen  eines  Oberexekutors  Übernommen  hat,  auch  Forum 
competens  im  Exekutivprozess  sein  wird. 

0  UtsOknings-Balken  Kap.  3  §  5.    Verordnung  vom  27.  April  1868. 

^  Verordnung  vom  20.  Juni  1864  und  15.  März  1892. 

^  Verordnung  vom  19.  Mai  1756,  22.  Februar  1770  und  28.  Juni  1798. 

*)  Finland  hat  8  Provinzen  QM),  In  jeder  dieser  Provinzen  ist  oberste  Ver- 
waltungsbehörde der  Grouvemeur,  bezw.  in  Abwesenheit  des  Gouverneurs  das  Gouver- 
neursamt (GuvemOrsembetet). 
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ordre  versehen,  dem  Stadtvögt  bezw.  „L&nsman^  fibergeben  wird.   Vor 
Ablauf  der  bestimmten  Frist  (höchstens  14  Tage  in  der  Stadt  und  auf 
dem  Lande  drei  Monate)  hat  der  Stadtvögt  bezw.  Länsman,  begleitet 
von  einem  Zeugen,  entweder  dem  Schuldner  die  im  Urtheile  bestimmten 
Sachen  wegzunehmen  und  sie  dem  Magistrat  bezw.  Eronvogt  zu  über- 
geben,  wo   sie   der  Gläubiger  in  Empfang  nehmen  kann,  bezw.  dem 
Gläubiger  unmittelbar  zuzustellen,  oder  auch,  falls  das  ürtheil  auf  eine 
Geldsumme  lautet,  dem  Werthe  entsprechende  Mobilien  (in  erster  Beihe 
Geld  oder  Gold  und  Silber,  zuletzt  aber  die  Sachen,  welche  dem  Schuld- 
ner am  meisten  nöthig  sind^  wie  z.  B.  Gewerbegeräthe)  zu  verzeichnen 
und  abzuschätzen.    Diese  Sachen  kann  der  Gläubiger,  falls  der  Schuld- 
ner mit  der  Werthschätzung  einverstanden  ist,   an  zahlungsstatt  in 
Empfang  nehmen,  oder  aber  der  Gläubiger  kann  Pfändung  fordern,   in 
welchem  Falle  die  Exekutionsobjekte  dem .  Besitz  des  Schuldners   ent- 
nommen werden.     Der  Gläubiger   erwirbt  durch  die  Pfändung,   falls 
nicht  Konkurs  binnen  bestimmter  Frist   (gewöhnlich   30  Tage)  erfolgt, 
ein  gesetzlich  bestimmtes  Vorzugsrecht  zur  Befriedigung  aus  dem  ge- 
pfändeten Eigenthum.  ^)    Die  Reaüsation  besorgt  die  Exekutionsbehörde 
durch  öffentliche  Versteigerung,  üeber  die  Exekution  in  Immobiliar- 
vermögen, welches,  falls  nicht  die  Forderung  hypothekarisch  eingetragen 
worden  ist,  nur  in  dem  Falle  zur  Befriedigung  des  Gläubigers  benutz 
werden  darf,  wo  Mobiliarvermögen  fehlt,   s.  Verordnung  vom  23.  Juli 
1868  und  Hypothekenverordnung  vom  9.  November  1868. 

Die  Exekution  in  das  Vermögen  eines  Beamten  ergreift  zuletzt 
den  Gehalt;  davon  ist  nur  die  Hälfte  ExdLutionsobjekt.  Diese  Hälfte 
wird  auf  Antrag  bei  der  Behörde,  welche  über  den  Gehalt  zu  ver- 
fügen hat,  dem  Gläubiger  ausgezahlt.  Hierbei  muss  nachgewiesen 
werden,  dass  anderweitige  Mittel  zur  Befriedigung  des  Gläubigers 
fehlen.«) 

Falls  bei  der  Exekution  eines  rechtskräftigen  Urtheils  erwiesen 
wird,  dass  dem  Schuldner  Mittel  zur  Befriedigung  fehlen,  kann  der  Gläubi- 
ger bei  dem  Gouverneur  die  Verurtheilung  des  Schuldners,  seine  Schuld 
durch  Arbeit  abzutragen,  öder  Schuldhaft  erwirken.  Befreit  sind  jedoch 
Bürge,  Erbe,  Ehefrau  (nicht  die  Handelsfrau),  sowie,  von  der  Arbeit, 
aber  nicht  von  der  Schuldhaft,  öffentliche  und  gewisse  andere  Beamte 
und  Angestellte.  Die  längste  Dauer  der  Haft  bezw.  Arbeit  beträgt 
drei  Jahre.  Der  Schuldner,  der  sein  Eonkursgesuch  einreicht,  ist  sofort, 
nachdem  er  das  Inventar  beeidigt  und  sein  Vermögen  den  „Guten  Männern^ 
(siehe  §  19  A  DI  S.  538)  abgetreten  hat,  freizulassen,  und  das  Eonkurs- 
gericht hat  im  Endurtheile  zu  bestimmen,  ob  er  für  die  betreffende  Ford^ 
rung  bezw.  für  Forderungen,  die.  vor  dem  Eonkurse  entstanden  sind, 
zu  Arbeit  oder  Haft  verpflichtet  ist.    Da   ein  Schuldner,   dem  Betrug, 


^)  UtsOknings-Balken  Kap.  5.   PrioritfttsyerordnTmg  Yom  9.  November  1868.    Ueber 
die  Exekution  betreffs  PriYateisenbahnen  s.  Verordnung  Tom  15.  April  1889. 
')  Ge&ndert  durch  das  neue  Exekutionsgesetz. 
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unredliches  oder  widefspenstiges  Verfahren  oder  Nachlässigkeit  nicht 
nachgewiesen  werden  kann,  von  solcher  Verpflichtung  zu  befreien  ist, 
kommt  das  in  Rede  stehende  Recht  des  Gläubigers  selten  zur  An- 
wendung. 

D.  Freigebung  ftremder  Sachen. 

„Jede  Exekution  soU  geschehen  ohne  dem  Rechte  nahe  zu  treten, 
das  ein  Anderer  an  das  Gut  des  Schuldners  hat.^^)  In  Folge  dessen 
sollen  fremde  Sachen,  die  sich  beim  Schuldner  befinden,  Ton  der  Exe- 
kution ausgenommen,  werden.^  Entsteht  Streit  darüber,  ob  eine  Sache 
dem  Sdiuldner  gehört  oder  nicht,  so  hat  der  in  seinem  Rechte  Ver- 
letzte, falls  nicht  die  vollziehende  Behörde  seinem  Anspruch  Folge 
leistet,  bei  dem  Gouverneur  oder  bei  dem  Gericht  ein  Verbot  gegen 
den  Fortgang  der  Exekution  und  Prttfung  seines  Anspruchs  zu  erwirken. 

Ein  solcher  Anspruch  wird  dann  vom  Gouverneur  in  gewöhnlicher 
Ordnung  behandelt  bezw.  als  streitig  an  das  zuständige  Untergericht 
verwiesen. 

E.  BxekutionBkoBten. 

1.  Die  Exekutionskosten  betragen  auf  dem  Lande: 

a)  Bei  Mobilien :  für  jede  Amtshandlung  8  mark.  Uebersteigt  die 
Entfernung  vom  Wohnsitz  des  Exekutionsbeamten  30  Kilometer,  so 
kommen  für  je  10  Kilometer  2  mark  hinzu. 

b)  Bei  Exekution  in  Immobilien  beträgt  die  Abgabe  an  die  die 
Versteigerung  besorgenden  Beamten,  je  nach  der  Grösse  der  Versteige- 
nmgssumme,  15  bis  50  mark,  wozu  noch  die  Kosten  für  die  Anschaffung 
nöthiger  Dokumente,  für  Bekanntmachungen  und  das  Protokoll  über 
die  Versteigerung,  sowie  die  Reisekosten  und  Tagegelder  des  Kronvogts 
treten. 

2.  In  der  Stadt^  ist  bei  Exekution  zu  zahlen: 

a)  Bei  beweglichem  Eigenthum  2  mark,  falls  die  Amtshandlung 
weniger  als  einen  Tag  in  Anspruch  nimmt;  währt  sie  aber  einen  ganzen 
Tag  oder  länger,  8  mark  für  den  Tag.  Hierzu  kommen  noch  Versteige- 
rungskosten mit  1  bis  3®/o  vom  Werthe  nebst  Kosten  für  Bekannt- 
machungen der  Versteigerung  u.  dergl. 

b)  Wird  Grundbesitz  versteigert,  so  ist  an  Provision  bis  1^/2% 
von  dem  bei  der  Versteigerung  erzielten  Erlöse  zu  erlegen.  Bekannt- 
machungen u.  dergl.  sind  ausserdem  zu  bezahlen. 

Die  Abgabe  für  den  Exekutionsbefehl  beträgt  1  mark.  In  allen 
Fällen  ist  ausserdem  die  Ueberführung  des  sequestrirten  Eigenthums  zum 
Orto  der  Versteigerung  besonders  zu  begleichen.*) 


1)  UtsOknings-Balken  Kap.  5  §  9. 

*)  Utfiöknings-BaULen  Kap.  7  §  1. 

^  Verschieden  in  verschiedenen  Städten. 

^)  Verordnung  vom  15.  Januar  1883  u.  a. 
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§15. 
U.  ToUstreckung  auflUndlscher  Urtbelle. 

Ausländische  Urtheile  werden  in  Finland  nicht  voll- 
streckt (S.  0.  Bd.  1  S.  827). 

§  16. 
16i  S^hiedsriehterllehes  Terfahren.  Yergletelb^) 

I.  Für  den  Schiedsvertrag  ist  schriftliche  Form  nicht  y(»-geschriebeni 
Bejondere  B3Stimmungen  ttber  den  Vertrag  enthalten  das  Seerecht  nnd 
die  Vorschriften  über  Plössung.^) 

Das  Prozessrecht  bestimmt  hauptsächlich,  dass,  wenn  vereinbart 
worden  ist,  eine  Streitsache  von  Schiedsrichtern  entscheiden  su  lassen 
und  mit  ihrer  Entscheidung  sich  zu  begütigen,  diese  Entsch^dung  end- 
gtlHig  und  vollstreckbar  ist.  Weirn  eine  Sache  durch  Vorladung  rechts- 
hängig geworden  ist,  so  gelten  |Ur  den  nachher  geschlossenen  Schieds- 
vertrag die  Regeln  tiber  Vergleiche  während  des  Prozesses, 

II.  Ein  Vergleich  ist  jederzeit  wählend  des  Prozesses  zulässig. 
Eine  besondere  Form  ist  nicht  vorgeschrieben. 

Wird  ein  Vergleich  geschlossen,  nachdem  die  Sache  rechtshängig 
geworden  ist,  so  ist  er  bei  Strafe  dem  Gerioht  anzuzeigen.  Diese  Vor- 
schrift ist  jedoch  ausser  Uebung  gekommen,  indem  das  Ausbleiben  d^ 
Parteien  an  dem  zur  Gerichtsverhandlung  bestimmten  Tennin  der  ^- 
gemeinen  Praxis  nach  nur  die  Löschung  der  Sache  zur  Folge  hat  Die 
Parteien  haben  das  Recht,  den  Vergleich  Tom  Gericht  bestätigen  zu 
lassen,  und  das  bestätigende  Urtheil  ist  vollstreckbar.  Entsteht  später- 
hin Streit  dartlber,  wie  ein  vom  Gericht  bestätigter  Vergleich  ai^zulegen 
sei,  oder  behauptet  eine  Partei,  dass  sie  zum  Vergleiche  betrügerischer- 
weise verleitet  worden  sei,  so  kommt  die  Entscheidung  hierüber  i&m 
Gericht  zu,  das  den  Vergleich  bestätigt  hat. 

Ohne  ausdrückliche  Genehmigung  des  Vertretenen  darf  ein  Be- 
vollmächtigter nicht  Vergleiche  schliessen.^ 

n.  TheU. 

Konkursreclit 

§  17. 
1«  Quellen« 

Als  hauptsächlichste  Quellen  sind  zu  nennen: 

Eonkursstadga  fOr  Storfürstendömet  Finland  (Eonkursgesetz)  vom 
9.  November  1868. 

Förordning  om  gälds  betabiing  vid  dödsfall  samt  om  urarfvagörelse 
och  undanskiftande  af  egendom  i  död  makes  bo  (Nachlasskonkurs)  vom 
9.  November  1868. 

')  ÜtsOkmngs-Balken  Kap.  4  §§  14,  15;  Rftttegangs-BaUcen  Etp.  90. 
')  Seegesetz  vom  9.  Juni  1873  §  243;  Lootsen-  nnd  BaakenTerordnaiig  yom  9.  Mai 
1S70;  Verordnung  vom  24.  März  1873  §§  9,  10. 
')  Rätteg&ngs-Balken  Kap.  15  §  7. 


Finlaad.  535 


'  .•  -mm, 


FQrordBijig  om  foorgeuäfers  r&tt  ocb  fOreträde  för  bvarandra  tili 
betalning  ur  egendom,  eom  blifTit  ÜU  kookurs  afträdd,  (Vorzugsrechte) 
vom  9.  November  1868. 

Sjölag  fi(r  StorfurstendOmet  Finlaad  (Seegesetz)  vom  9.  Juni  1873 
nebst  FOrordning,  innefottande  ändring  af  särskilda  stadganden  i  sjö^ 
lagen,  (Aenderongen  im  Seegesetz)  vom  11,  November  1889,  §  12. 

Lag  om  ma.kar8  egendoms-  oeh  gäldsförhällanden  (eheliches  Güter- 
nnd  Schuldenrecht)  vom  15.  April  1889. 

Lag  angäenda  lagfart  och  inteckning  af  enskild  jernväg  för  allmän 
samfärdsel  (private  Eisenbahnen)  vom  16.  April  1889. 

Förordning  angäende  bankrörelse,  som  af  bolag  idkas,  (Bankbetrieb) 
vom  10.  Mai  1886. 

§  18. 
2.  Grundprinzipien  des  Konknrsreehts. 

Kbnkursvoraussetzung  ist  nicht  nur  Zahlungsunfähigkeit,  sondern 
auch,  unter  gewissen  Bedingungen,  Zahlungsunterlassung  des  Schuldners. 

t>er  Inhaber  eine  ^  eingetragenen  Hypothekenrecbts  ist  im  AUgOr 
meinen  gleich  anderen  Gläubigem  verpflichtet,  seine  Forderung  im 
Konkurse  anzumelden,  i) 

3.  Materielles  Konkorsreelit. 

§  19. 

A.  Epnstituinuig  der  Aktlvmasse« 

L  Voraussetzungen  der  Konkurseröffnung.  Konkursantrag. 

Auf  Antrag  eines  Gläubigers,  der  eine  klare  und  fällige  Forde^* 
rung  hat,  kann  Konkurs  verhängt  werden,  wenn 

a)  der  Schuldner  entwichen  ist  oder  sich  versteckt  hält  und.  weder 
einen  Bevollmächtigten,  der  für  ihn  zu  zahlen  bereit  wäre,  gest^t, 
noch,  nach  Prüfung  des  Gerichts,  hinreichendes  Vermögen  hinter- 
lassen hat  und  nach  Vorladung  nicht  erscheint.^ 

Weiter  kaim,  bei  klarer  und  unstreitiger  Forderung,  Konkurs 
beantragt  werden 

b)  falls  Exekution  wegen  anderer  Forderungen  beantragt  worden 
und  Zahlungsunfähigkeit  zu  befürchten  ist; 

c)  falls  der  Schuldner  zum  Nachtheil  seiner  Gläubigei:  ^h  seines 
Eigenthums  entäussert  oder  es  bei  Seite  schafft; 

d)  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  hei  Exekution; 

e)  falls  ein  Geschäftstreibender  unterlassen  hat,  eine  unstreitige 
und  fällige  Schuld  binnen  acht  Tagen  nach  beweislicher  Auf- 
forderung zu  zahlen; 


1)  Ausnalimen  siehe:  Konkorsgesetz  §  31;  Verordnang  betr.  private  Eisenbahnen 
▼om  15.  April  1889  §  86.  Durch  die  neuen  Exekutionsgesetze  wird  das  Pfandrecht  der 
Hypothekengläubiger  vom  Konkurse  unabhängig. 

»)  Konk.G.  §  5. 
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f)  falls  der  Schuldner  sich  in  Schuldhaft  befindet; 

g)  bei  Trennung  der  ehelichen  Gütergemeinschaft  wegen  lieber- 
schuldung.  ^) 

Kann  der  Schuldner,  über  den  Antrag  vernommen,  nicht  sogleich 
beweisen,  dass  er  den  Antragsteller  befriedigen  kann,  oder  stellt  er 
nicht  Sicherheit,  so  ist  der  Eonkurs  über  ihn  zu  verhängen.  L&sst  er 
die  Vorladung  des  Gerichts  unbeachtet,  so  hat  das  Gericht  zu  ent- 
scheiden, ob  Gründe  vorhanden  sind,  dem  Antrage  des  Gläubigers  nach- 
zukommen. ') 

n.  Wirkung  der  Konkurseröffnung. 

Nach  der  Eonkurseröffnung  darf  keine  Zwangsvollstreckung  in 
das  Vermögen  des  Schuldners  geschehen.  Eine  schon  begonnene,  aber 
nicht  durch  Versteigerung  erledigte  Vollstreckung  wird  sistirt.^  Ein 
Ausnahmsrecht  kommt  dem  Faustpfandgläubiger  und  den  ihm  gleich- 
gestellten, privilegirten  Gläubigem  zu.*)  Ist  aber  der  Termin  für  die 
exekutive  Versteigerung  eines  Grundstücks  (nicht  wie  in  Schweden 
eines  Schiffes  oder  der  Güter  in  einem  Schiffe)  veröffentlicht,  so  soll 
die  Versteigerung  dennoch  stattfinden.^ 

Bei  dem  Gouverneur  im  Wege  des  Exekutionsverfahrens  geltend 
gemachte,  jedoch  von  dieser  Behörde  noch  nicht  erledigte  Ansprüche 
sind,  auf  Meldung  vom  Konkurse,  an  das  Konkursgericht  zu  verweisen, 
falls  der  Gläubiger  nicht  sich  jeden  Anspruchs  auf  die  Masse  begiebt. 
Ist  die  Sache  vom  Gouverneur  schon  entechieden  und  dem  Schuldner 
Zahlung  auferlegt  worden,  so  kann  das  gewöhnliche  Rechtsmittel  gegen 
diese  Entscheidung  (Beschwerde  an  das  Hofgericht)  zur  Anwendung 
kommen,  und  der  Gläubiger  hat  inzwischen  seinen  Anspruch  im  Kon- 
kurse gesetzgemäss  anzumelden,  wobei  jedoch  das  Konkursgericht  im 
Konkursurtheil  an  die  endgültige  Entscheidung  in  dem  besonderen  Ver- 
fahren gebunden  ist.^) 

Prozesse,  die  bei  einem  anderen  Gericht  als  dem  Konkursgericht 
gegen  den  Schuldner  anhängig  geworden  sind,  gehen  ihren  Gang, 
nur  haben  dabei  die  Verwalter  der  Masse  (gode  man,  sysslomän)  den 
Schuldner  zu  vertreten;  es  hat  aber  der  betreffende  Gläubiger  auch  in 
diesem  Falle  sich  im  Konkurse  gesetzgemäss  zu  melden,  und  ist  die  Ent- 
scheidung dem  Konkursurtheil  eventuell  zu  Grunde  zu  legen.  ^) 

Der  Konkurs  erstreckt  sich  auch  auf  das  im  Aus  lande  befind- 
liche Vermögen  des  Kridars,  soweit  dasselbe  der  Konkursverwaltung 
erreichbar  ist.  Ein  im  Auslande  verhängtes  Konkursverfahren  hin- 
dert nicht   die  Realisation  in  Finland  geltend  gemachter  Rechte.    Auch 


>)  Koiik.G.  §6. 
^  Koiik.G.  §10. 
^  Konk.G.  §76. 
*)  Konk.G.  §  11. 
*)  KonkG.  §  12. 
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gegen  emen  Ausländer  kann  persönlicher  Eonkars  in  Fioland  er- 
Qfinet  werden. 

Als  ErOflCQongstennin  des  Konkurses  gilt  der  Tag,  an  dem  das  Ge» 
sncli  des  Schuldners  bezw.  Gläubigers  eingereicht  worden  ist.^) 

Zur  Befriedigung  der  Gläubiger  dient  das  Vermögen  des  Schuld- 
ners, welches  ihm  zur  Zeit,  als  der  Schuldner  sein  Eonkursgesuch  ein- 
germcht  oder  das  Gericht  auf  Antrag  eines  Gläubigers  den  Eonkurs 
erOffiiet  hat,  gehörte,  sowie  auch  das,  welches  dem  Schuldner  während 
des  Konkurses  zufällt  und  laut  Gesetz  Exekutionsobjekt  ist  (Eonkurs- 
piasse).*) 

Von  dem  Schuldner  vor  Eröffnung  des  Eonkurses  yorgenommene 
Rechtsgeschäfte  sind  unter  gewissen  Voraussetzungen  anfechtbar,  und 
fällt  das,  was  hierdurch  gewonnen  werden  kann,  ebenfalls  der  Masse 
zu  (siehe  §  20).  Vom  Gehalt  des  Schuldners  während  des  Konkurses 
ffiUt  nach  Abzug  dessen,  was  dem  Stellvertreter  zukommt,  die  Hälfte 
an  die  Masse,  jedoch  soll  jedenfalls  dem  Schuldner  so  Yiel  verbleiben, 
als  zu  seinem  nothdfirftigen  Unterhalt  und  demjenigen  seiner  Familie 
nOtUg  ist^ 

Ueber  die  Einwirkung  des  Eonkurses  auf  Pacht-  und  Miethsver« 
träge  enthält  das  Gesetz  keine  Bestimmungen. 

Hat  ein  Verkäufer  Zahlung  nicht  erhalten,  und  ist  die  Waare 
nicht,  bevor  der  Schuldner  sein  Konkursgesuch  beim  Gericht  einge- 
reicht oder  das  Gericht  auf  Antrag  eines  Gläubigers  den  Eonkurs  ver** 
hängt  hat,  dem  Schuldner,  noch  fOr  dessen  Rechnung  einem  Anderen 
Übergeben  worden,  so  ist  der  Verkäufer  nicht  verpflichtet,  die  Waaren 
zu  liefern,  wenn  er  nicht  Zahlung  erhält.  Ist  die  Waare  nach  be- 
sagtrai  Zeitpunkt  der  Eonkursverwaltung  Übergeben  oder  sonst  für 
Rechnung  des  Schuldners  von  einem  Anderen  empfangen  worden,  so 
sollen  die  Gläubiger  Zahlung  leisten,  wenn  sie  die  Waare  behalten 
wollen.^)  Hat  der  Verkäufer  dem  Schuldner  ein  die  Waaren  betreffen«« 
des  Eonnossement  zukommen  lassen  und  demnächst,  weil  ttber  den 
Schuldner  Eonkurs  verhängt  worden  ist  oder  weil  der  Schuldner  Akzept 
oder  Zahlung  eines  auf  ihn  befugter  Weise  gezogenen  Wechsels  auf  den 
Preis  den  Waare  verweigert  hat,  ein  neues  Eonossement  einem  Andern 
zugestellt,  so  ist  der  Inhaber  des  späteren  Eonnossements  berechtigt, 
die  Waare  zu  empfangen;  jedoch  geniesst,  falls  das  erste  Eonnossement 
inzwischen  einem  gutgläubigen  Dritten  übergeben  worden  ist,  dieser 
das  Vorrecht  vor  dem  Inhaber  des  späteren  Eonnossements.^) 


1)  EoiülG.  §9. 

^  EoDk«G.  §  45.  Ueber  litenrisohes  imd  artistiflcheB  Eigenthum  s.  Verordnung 
Tom  15.  Mftrz  1880  §  80. 

')Eonk.O.  §45. 

«)  Konk.G.  §  49. 

^  Seegesets  vom  9.  Jnni  1878  §  119,  Betreft  der  Auslegung  obiger  Beetimmungen 
und  besonders  des  Ausdrucks  „einem  Andern  fflr  Rechnung  des  Eäufers** 
(Schiffer?)  ist  die  Geriebtspraxis  bflchst  unsidnr« 

Lhbi  m.  LoaimvB»,  BeehtsTerfelfOBg.  U.  85 
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Ausser  dem  SchuMiier,  dessen  Ehefrau,  Kindern  und  Dienstboten 
können  auch  Andere,  welche  Eigenthum  des  Schuldners  unter  ihrer 
Verwaltung  gehabt  haben,  eur  Beeidigung  des  Inventars  angebalten 
werden.  ^) 

Ueber  das  erste  Verhör  B.  §  21  S.  641.2) 

m.  Stellung  der  Konkursverwalter  und  der  Gläubiger.^ 

Die  vor  dem  Proklamatage  (s.  §  21  B.  S.  542)  fungirenden  Konkurs- 
verwalter (gode  man)  haben  hauptsächlich  die  Aufgabe,  die  Masse  zur 
Vertheilung  vorzubereiten,  die  am  Proklamatage  gewählten  (sysslo-> 
m&n)  die  Masse  flüssig  zu  machen  und  die  Vertheilung  zu  bewerk- 
stelligen. 

Haben  Mehrere  die  Verwaltung  ungetheilt,  so  ist  ein  jeder  be^ 
rechtigt)  Gelder  in  Empfang  zu  nehmen  und  sonstige  Massregeln  vor» 
zunehmen,  die  zur  gehörigen  Klarstellung  der  Masse  erförderlich  sind, 
aber  sie  dürfen  nur  gemeinsam  Verträge  schliessen,  durch  welche  der 
Masse  ein  Recht  entfremdet  oder  eine  neue  Verpflichtung  aiiferlegt  wird: 
Gleichermassen  haften  sie  für  die  ganze  Verwaltung;  doch  ist  der  Eine 
nicht  verpflichtet,  Verluste  zu  ersetzen,  die  von  dein  Anderen  ver- 
schuldet sind,  falls  jener  sie  nicht  hätte  abwenden  können. 

Wollen  die  Verwalter  die  Verwaltung  unter  sich  theilen,  so  hat 
bei  den  „gode  man**  das  Gericht,  bei  den  „sysslomän"^  die  GlSubiger- 
versaminlung  darüber  zu  entscheiden  und  die  Grenzen  der  Verwaltungs- 
gebiet6  zu  bestimmen.^) 

Einen  Gerichtskommissar  kennt  das  Gesetz  nicht.  Doch  kann  das 
Gericht  ausnahmsweise  den  „gode  män^  einen  Verwalter  oder  Kon- 
trolleur zur  Seite  stellen.^) 

Bei  Beschlüssen  der  Gläubiger  entscheidet  die  Forderungsmehrheit  ^ 
Ausnahmsweise,  z.  B.  beim  Akkord,  ist  Einstimmigkeit,  zuweilen  auch 
Genehmigung  des  Schuldners  nöthig.^ 

§  20. 
B.  Aus-  und  Absonderangs-»  Kbmpensations-  und  AnlMhtongsreohl 
I.^)  Sind  Sachen,  die  dem  Schuldner  zum  Verkauf  oder  anderweitig 
anvertraut  worden  sind^  verkauft,  und  ist  der  Kaufpreis  ganz  oder  theil-^ 

*)  Koiik.G.  §§  17  u.  18. 

^  Ueber  Inventarau^hme  imd  prftliminfire  Masgregeln  b.  KoiülG.  §§  2,  S  n.  4. 
Betreffs  der  Verpflichtung  des  Schuldners,  den  Glftubigem  BeihOlfe  zu  leisten,  und 
seiner  Eidespflicht  s.  Eonk.Q.  §§8,  15,  18,  82,  87  n.  A.  Von  den  BeschrSnkiingen, 
denen  der  Schuldner  hinsichtlich  des  Aufenthalts  unterworfen  ist,  handeln  §§  37 — il 
Konk.  G. 

^  KonkG.  §§50-84. 

*)  Konk.G.  §70. 

*)  Konk.G.  §  52. 

<)  Eonk.G.  §69. 

')  Konk*G.  §  71. 

*)  Ueber  Gegenstände,  die  dem  Schuldner  mdit  gehören,  b.  Konk.G.  §§  54  u.  55^ 
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inaisd  nach  ErOffiiiing  des  Eonkurses  in  die  Masse  eingezahlt  worden, 
oder  haftet  der  Käufer  noch  fUr  den  Kaufpreis,  so  hat  der  frühere  Eigen- 
thflmer,  der  gesetzlichen  Ansprüche  unbeschadet,  ein  gleiches  Recht 
an  dem  Kau^reis,  als  er  an  den  Sachen  gehabt  hätte,  falls  sie  yor- 
banden  gewesen  wären  J) 

Der  iSiefrau  wird  nicht  ein  OeschäftsfQhrer  yon  Amtswegen  bei- 
geordnet. 

Kur  das  der  Ehefrau  allein  gehörende  unbewegliche  und  solches 
bewe^che  Vermögen,  welches  der  Verwaltung  des  Mannes  nicht  unter- 
liegt, ist  ohne  Weiteres  von  der  Masse  auszuscheiden.^  Ueber  das 
Redit  der  Ehefrau,  eine  gesetswidrige  Veräusserung  ihr  gehörigen  Im- 
mobiliarelgenthums  amsufechten  b.  ^  26.  n.  S.  549. 

n.^)  Eine  bestimmte  Benachrichtigungsfrist  bei  Realisation  Tön 
Faustpfand  und  dem  Gleichgestdlten  durch  den  Gläubiger  ist  nicht  vor« 
gesdirieben. 

m.  Der  Eid,  weldien  der  Aufrechnung  beanspruchende  Gläubiger 
auf  Antrag  abzulegen  hat,  ist  der  gewöhnliche  Gläubigereid  (s.  §  21 
B.  L  S,  5^.*) 

IV.  Der  Anfechtung  unterliegen  nach  §  43  des  Konkursgesetzes 
folgende,  vom  Gemeinschuldner  vorgenommene  Rechtsgeschäfte: 

a)  Alles,  was  der  Schuldner  durch  Betrug  oder  unredlidie  Ver- 
Schenkung, Verpfändung  oder  anderweitige  Verschleuderung,  welche 
nach  §  86  utad  §  87  Mom.  b  des  Konkursgesetzes  strafbar  ist,  zum 
Schaden  seiner  Gläubiger  veräussert  hat,  fällt  ohne  Erlös  der  Masse  zu. 

b)  Hat  der  Schuldner  durch  Schenkung  Eigenthum  von  solchem 
Werthe  veräussert,  dass  den  Gläubigem  dadurch  merklicher  Schaden 
geschehen  ist,  und  sind  bei  der  Eröffnung  des  Konkurses  nicht  mehr  als 
30  Tage  verflossen,  seitdem  eine  solche  Schenkung  an  beweglichem 
Eigenthum  vorgenommen  worden  oder  ein  öffentliches  Aufgebot  (lag- 
frurt)  einer  Schenkung  an  unbeweglichem  Eigenthum  nachgesucht  worden 
vsti  80  kann  die  Schenkung  rückgängig  gemacht  werden.  Dasselbe  gilt 
für  andere  Rechtsgeschäfte,  die  im  Wesentlichen  die  Eigenschaft  einer 
Schenkung  haben  oder  die  Absicht  einer  Benachtheiligung  der  Gläubiger 
erkennen  lassen.  Hierbei  muss  jedoch  die  Masse  die  auf  das  lägen- 
tfaum  verwendeten  nothwendigen  Kosten  ersetzen;  sowie  auch,  falls  eine 
Gegenleistung  vorliegt,  diese  oder  deren  Werth  erstatten. 

c)  Hat  der  Schuldner  während  der  letzten  30  Tage  vor  Eröffnung 
des  Konkurses  ein  Rechtsgeschäft  abgeschlossen,  wodurch  er  den 
Gläubigem  zum  Nachtheil  eine  Verpflichtung  Übernommen  hat  unter 
solchen  Umständ^i^  dass  der  daran  Betheiligte  Ursache   gehabt  hat. 


0  KoidE.G.  §  55.    Ist  der  Kani^reis  vor  der  KonkurserOffnimg  eingeiihlt>  so  üt 
der  GlSvbiger  den  flbrigen  nicht  Torfoerechtigten  Olftabigem  gleichgestellt. 
^  Gesetz  Tom  15.  April  1889  Kap.  4  §  6. 
')  Konk.G.  §  76. 
«)  Konk.G.  §  83. 
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bei  ihm  eine  unredliche  Absicht  anzunehmen,  so  geht  auch  ein  solches 
Oesch&ft  zurück. 

d)  Hat  der  Schuldner  während  der  letzten  80  Tage  vor  ErOffiiung 
des  Eonkurses  eine  Schuld  bezahlt,  die  nicht  yor  EMffiiung  des  Eon* 
kurses  f&Uig  war,  so  ist  die  Zahlung  rückgängig  zu  machen.  Bezüg- 
lich eines  Wechsels,  der  auf  den  Schuldner  gezogen  ist,  kann  ein  An- 
spruch, dass  eine  geschehene  Zahlung  rückgängig  werde,  nur  gegen 
denjenigen  geltend  gemacht  werden,  „für  dessen  Rechnung"'  der  Wechsel 
gezogen  ist,  oder,  wenn  dieser  der  Schuldner  selbst  ist,  gegen  den 
ersten  Empfänger. 

e)  Hat  der  Schuldner  während  der  letzten  30  Tage  vor  dem  Eon- 
kurse ein  Pfand  bestellt  für  eine  Forderung,  welche  nicht  yor  ErGfr« 
nung  des  Eonkurses  fällig  wurde  und  bei  deren  Entstehung  eine  solche 
Sicherheit  nicht  bedungen  worden  war,  so  ist  die  Pfandbestellung  wir- 
kungslos. 

f)  Ist  während  letztgenannter  Zeit  unbewegliches  oder  bewegliches 
Vermögen  im  Wege  der  Exekution  gepfändet  worden,  welches  für  die 
betreffende  Schuld  nicht  als  Pfand  haftete,  so  wird  die  Pfändung  auJ^e* 
hoben,  oder  es  ist,  falls  das  PfandstUck  mittlerweile  yerkauft  worden 
ist,  die  Eaufsumme,  soweit  sie  noch  bei  dem  Gerichtsyollzieher  sich 
befindet^  der  Eonkursmasse  einzuzahlen. 

g)  Ist  ein  YermOgensstück,  in  Bezug  auf  welches  den  (xläubigem 
ein  Anfechtungsrecht  zusteht,  unter  solchen  Umständen  in  den  Besitz 
eines  Dritten  übergegangen,  dass  der  Besitzer  berechtigt  gefunden  wird, 
das  YermOgenstück  zu  behalten,  oder  ist  ein  solches  YermOgensobjekt 
anderweitig  so  yeräussert  oder  zerstört  worden,  dass  es  nicht  wieder- 
erstattet werden  kann,  so  soll  die  Masse  für  dessen  Verlust  Ersatz 
nach  dem  Werthe  desselben  yon  denjenigen  erhalten,  der  das  Gut  yom 
Schuldner  empfangen  hatte. 

h)  Hat  Jemand,  dessen  Erbe  der  Schuldner  ist,  durch  Testament 
oder  Schenkung  den  Schuldner  gesetzwidrig  benachtheiligt,  so  sind  die 
Oläubiger,  falls  die  ElagefriBt  noch  nicht  abgelaufen  ist,  anstatt  des 
Schuldners  klageberechtigt,  und  fällt  das,  was  durch  solche  Elage  ge- 
wonnen wird,  an  die  Eonkursmasso. 

Das  Anfechtungsrecht  nach  a  bis  g  erlischt,  wenn  nicht  eine  gericht- 
liche Vorladung  binnen  einem  Monat  nach  dem  Proklamatage  erwirkt 
und  der  Gegenpartei  eingehändigt  wird.  Ist  unbewegliches  Eigenthum, 
dessen  sich  der  Schuldner  entäussert  hat,  yor  dem  Proklamatag  zum 
Aufgebot  (lagfart)  nicht  gemeldet  worden,  so  läuft  die  Frist  yom  An- 
meldungstage.  Will  ein  einzelner  Gläubiger  eine  Anfechtungsklage  er- 
heben, so  hat  er  die  Eonkursyerwalter  yor  der  gerichtlichen  Verhand- 
lung dayon  zu  benachrichtigen,  widrigenfalls  sein  Anspruch  yom  (xericht 
nicht  zu  beachten  ist.^) 

Derjenige,   gegen  den  eine  Wiedergewinnungsklage   yor  dem  Pro- 


»)  KonlcG.  §  47. 
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klamatage  angestrengt  worden  ist,  hat,  falls  er  sich  zu  einer  Gegen- 
forderung bei  einem  ungQnsügen  Ausgang  des  Prozesses  berechtigt  hält, 
diese  Forderung  als  eventuelle  am  Proklamatage  anzumelden.  ^) 

§  21. 
4.  Fofmelles  Konkorsreclit. 

A«  XröftaungsTeifUiren. 

Hält  das  Gericht  keine  Sitzung  ab,  so  kann  das  Eonkursgesuch 
bei  dem  Vorsitzenden  des  Gerichts  bezw.  einem  dazu  bestellten  Beamten 
eingereicht  werden.^ 

Erachtet  das  Gericht  bezw.  der  Vorsitzende  das  Gresuch  fUr  nicht 
gesetzmässsig,  so  ist  dies  auf  die  Eingabe  schriftlich  zu  verfUgen  und 
diese  zurückzugeben.^  Wird  der  Antrag  angenommen,  so  ist,  beim 
Eonkursgesuch  des  Schuldners,  ein  Gerichtstermin  zu  bestimmen  zum 
Verhör  der  Gläubiger.  Hat  dagegen  ein  Gläubiger  Eonkursantrag 
gestellt,  so  ist  zuvörderst  der  Schuldner  darüber  zu  hören.  Ist  letzterer 
entwichen  oder  hält  er  sich  versteckt,  so  dass  die  Vorladung  ihm  nicht 
zugestellt  werden  kann,  so  kann  unter  gewissen  Voraussetzungen  (s.  §  19 
A.  I S.  535)  eine  Vorladung  durch  die  offizielle  Zeitung  mit  einem,  hOohstend 
zwei  Monaten  Frist  stattfinden.  Erscheint  der  Schuldner  dennoch  nicht, 
oder  erscheint  er,  kann  aber  die  Grttnde  des  Antragstellers  nicht  wider^ 
legen,  oder  stimmt  er  dem  Antrag  zu,  so  hat  das  Gericht  den  Eonkun^ 
Aber  ihn  zu  verhängen,  worauf  Termin  zum  Verhör  der  übrigen  Gläu- 
biger anzusetzen  ist.^) 

Zu  dem  Verhör,  welches  vor  Gericht  binnen  zwei  bis  drei  Wochen 
zu  halten  ist,  werden  die  zunächst  wohnenden  Gläubiger,  vorzugsweise 
soldie,  welche  grosse,  nicht  vorberechtigte  Forderungen  haben,  vorge- 
laden; auch  ist  „allmänne  iklagaren'^  (der  öfientliche  Eläger)  vom 
Tennin  zu  benachrichtigen,  damit  er  bereit  sei,  geeigneten  Falls  Straf- 
anträge zu  stellen.  Zugleich  hat  der  Schuldner  zu  erscheinen,  um  das 
Inventar,  das  womöglich  dann  schon  aufgenommen  sein  muss,  zu  be- 
eidigen. Ist  die  Inventarisirung  nicht  beendet,  so  wird  die  Eidesleistung 
vertagt.^)  Inzwischen  haben  die  erschienenen  Gläubiger  vor  dem  Ge- 
richt Eonkursverwalter  (Gode  man)  zu  ernennen,  einen  oder  mehrere, 
die  das  Gericht  darauf  im  Amte  bestätigt  (s.  §  19  HI  S.  538).  Zu  diesem 
Amte  ist  auch  der  Schuldner  wählbar.^  Hauptsächlich  ist  als  Zweck 
des  Verhörs  zu  erachten,  die  Eonkursmasse  der  Verwaltung  der  Gläu- 
biger zu  überliefern. 

Nach  Beendigung  des  Verhörs  hat  das  Grericht  die  Ediktalladung 
zu  beschliessen,  durch  welche- sämmtliche  Gläubiger  aufgefordert  werden. 


0  Eo]ik.G.  §48. 

^  Konk.G.  §1. 

^  Koiik.G.  §  8. 

^  Eoiik.6.  §$6q.  6. 

^  EonlcG.  §§  13,  1&~18. 

«)  KonkG.  §§51  a.  52. 
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an  einem  besümmten  Tage  (nach  zwei  bis  Tier,  hSchstens  sechs  Mo- 
naten) bei  den  Raihhausgerichten  vor  12  ühr  Mittags  und  bei  den 
Häradsgerichten  yor  7  Uhr  Abends^)  vor  Gericht  sa  erscheinen  und 
ihre  Forderungen  in  der  Ordnung  anzumelden  und  nachzuweisen,  wie  sie 
das  Eonkursgesetz  vorschreibt,  bei  Gefahr,  das  Recht  zur  Befriedigung 
aus  der  Masse  zu  verlieren.')  Diese  Y(»ladung  wird  an  der  Gerichts- 
thlir  angeschlagen  und  dreimal  in  der  offiziellen  Zeitung  publizirt,  und 
ein  Exemplar  davon  soll  ausserdem  jedem  inländischen  Gläubiger  be- 
sonders zugestellt  werden.  Auf  diese  letztere  Vorschrift  kann  sich 
jedoch  ein  Gläubiger,  der  den  l^ermin  versäumt,  nicht  berufen;  nur  der 
Inhaber  einer  hypothekarisch  eingetragenen  Forderung  ist  in  seinem 
Recht,  insofern  es  das  Grundstock  betrifft,  geschützt,  fialls  er  die  Yor* 
ladung  nicht  erhalten  hat.*) 

B.  Xonstitnining  der  PaszivinaMe. 
I.  Prttfungs-  und  Prioritätsverfahren. 

1.  An  dem  in  der  Ediktalladung  bestinmiten  Proklamatermin  (in- 
ställelsedagen)  sollen  die  Gläubiger,  persönlich  oder  durch  bevollmäch- 
tigte Yertret^,  sich  einfinden  und  ihre  Forderungen  dem  Gericht  an- 
melden und  beeidigen,  sowie  nach  Bedarf  beweisen.  Kann  der  Betrag 
der  Forderung  nicht  genau  angegeben  werden,  so  ist  allenfalls  ein 
Maximalbetrag  anzumelden.  Beanspruchte  Yorrechte  sind  ausdrflcklich 
anzugeben.  Die  Meldung  muss  schriftlich  geschehen;  eine  Ausnahme  gilt 
für  unbemittelte  des  Schreibens  unkundige  Personen.  Zugleich  sollen  die 
Urkunden,  auf  welche  der  Gläubiger  seine  Forderung  stfitzt,  eingereicht 
werden.  Alle  Schriftstflcke  sind  in  duplo  einzureichen.  Die  Gläubiger 
können  jedoch  auch  vor  dem  Proklamatage  ihre  Anmeldung  nebst  Bei- 
lagen bei  dem  Gericht  einreichen  oder  dem  Gericht  durch  die  Post 
einsenden,  in  welchem  Falle  ihr  Erscheinen  nur  nöthig  ist,  falls  sie 
Einwendungen  gegen  ihre  Forderungen  zu  befOrchten  haben.  ^) 

Genau  ist  darauf  zu  achten,  dass  alle  Eingaben  nebst  Beilagen 
gesetzgemäss  mit  Stempelmarken  belegt  sind,  weil  sie  sonst  nicht 
vom  Gericht  entgegengenommen  werden  dürfen  und  die  Forderung  im 
Konkurse  nicht  berBcksichtigt  wird.  Das  Duplikatezemplar  ist  vom 
Stempel  befreit.«) 

Der  Gläubiger  hat  eidlich  zu  erhärten,  „dass  er  die  Forderung  im 
guten  Glauben  hat  und  dass  er  nichts  anderes  weiss,  als  dass  die  Yer- 
pflichtung  des  Schuldners,  worauf  selbige  Forderung  sich  gründet,  vor 


')  Dieser  Termin  wird  äasserst  genau  beobachtet,  so  dass  die  Thflren  des  Gerichte- 
Baals  genau,  wenn  die  Uhr  geschlagen,  geschlossen  werden^  worauf  Gläubiger,  die  sich 
nicht  im  Saal  befinden,  nicht  mehr  Zutritt  erhalten. 

^  Konk.O.  §  19. 

^  Eonk  G.  §  81.  S.  jedoch  §  21  Qyrpothekenyerordnong  Tom  9.  NoTomber  1868 
(Inhaber-  und  Qrderpapiere). 

«)  Kunk.0.  §24. 

^)  Verordnung  betr.  Stempelsteuer  Tom  14.  Desember  1S94. 
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Anfang  des  Eonkorse^  entstanden  ist,  ohne  Hinterlist  und  Betrug. '^^) 
Beeidigt  Einer,  dem  solches  dem  Gesetz  gemäss  zukommt,  z.  B.  ein 
Vormund,  die  Forderung  eines  Anderen,  so  wird  der  Eid  darnach  ent- 
sprechend formulirt.^  Dieser  Eid  kann  auch  vor  oder  nach  dem  Pro- 
klamatage,  bei  demselben  oder  einem  anderen  Gericht,  geleistet  werden. 
Gläubiger  im  Auslande  können  den  Eid  ablegen  bei  demjenigen  Gericht 
oder  der  Behörde,  welche  nach  dem  Gesetz  des  Landes,  wo  sie  sich 
aufhalten,  für  die  Eidesabnahme  zuständig  ist.  Der  Beweis  über  die 
Eidesleistung  muss  jedoch  spätestens  bei  dem  „letzten  Aufruf"  (s.  S.  544) 
eingereicht  werden.*)  Der  Eid  ist  im  Allgemeinen  obligatorisch.  Aus- 
nahmen von  der  Eidespflicht  kommen  jedoch  vor.^) 

Ein  gesetzliches  Hindemiss,  den  Eid  abzulegen,  muss  spätestens 
beim  letzten  Aufrufe  angemeldet  und  bewiesen  werden.*)  Der  Eid 
hindert  nicht  die  freie  Prüfung  der  Forderung,  faUs  sie  streitig  wird.^ 

ünterlässt  ein  Gläubiger  seine  Forderung  gehörig  anzu- 
melden und  zu  beeidigen,  oder  den  Beweis  über  den  abgeleg- 
ten Eid  rechtzeitig  einzureichen,  so  hat  er  alles  Recht  zur 
Befriedigung  aus  der  Eonkursmasse  verloren,^  ausser  in  fol- 
genden Fällen: 

a)  wenn  er  am  Proklamatage  ein  gesetzliches  Hindemiss  gehabt 
hat  und  solches  dem  Gericht  nicht  hat  melden  können,  kann 
er  die  Forderung  noch  bei  dem  Aufruf  anmelden;®) 

b)  unter  gewissen  Voraussetzungen  der  Hypothekargläubiger,  der 
keine  Ladung  zum  Proklamatermin  erhalten  hat;^ 

c)  der  Faustpfandgläubiger  betreffs  des  Pfandes  ;i^) 

d)  der  Gläubiger,  der  nur  Aufrechnung  beansprucht;  ^i) 

e)  in  gewissen  Fällen  der  Anfechtungsgegner;  ^^ 

f)  betreffs  der  Forderungen  an  eine  Bank  s.  Verordn.  v.  10.  Mai 
1886  §§13  u,  14;»») 

g)  betreffs  der  hjpoüiekarisch  eingetragenen  Forderungen  an  eine 
private  Eisenbahn  s.  Verordn.  v.  15.  April  1889  §  36. 

Nichtfällige  Forderungen  sind  ebenfalls  im  Eonkurse  anzumelden 
und  können  auch  zur  Aufrechnung  geltend  gemacht  werden.  »^) 

>)  Eonk.G.  §25. 

*)  EonkG.  §  25. 

^  EonlcG.  §§26  o.  29. 

*)  EonkG,  §25. 

»)  Koiik.G.  §27. 

•>Koiik.G.  §97. 

^  Konk.O.  §29. 

^  Eonk.O.  §  80. 

")  EonkG.  §  31.    S.  jedoch  §  21  HypothekenTerordiiung  vom  9.  November  1868 
(Inhaber-  und  Orderpapiere), 
w)  Konk.G.  §  32. 
")  Eonk.O.  §  33. 
^  EonkG.  §48. 
»«)  KonkG.  §  110. 
M)  Eonk.G.  §  34. 
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Nach  beendigter  Verhandlung  am  Proklamatage  haben  die  Gläu- 
biger ausserhalb  des  Grerichts  neue  Verwalter  (sysslomän)  zu  wählen 
und  die  Wahl  dem  Gericht  zu  melden,  welches  ihre  Vollmacht  ausfer- 
tigt. Zu  diesem  Amte  können  auch  die  früheren  Verwalter  (gode  man), 
oder  der  Schuldner,  ernannt  werden.^) 

Die  Abschriften  der  Schriftstücke  —  das  Eonkursgesuch,  wie  das 
Inventar  und  überhaupt  alle  Schriften  im  Eonkurse  sind  in  duplo  ein- 
zureichen^ —  werden  zu  einer  Doppelakte  vereinigt,  welche  von  den 
Eonkursverwaltem  den  Gläubigern  auf  Begehren  vorzulegen  ist  und 
aus  der  die  Gläubiger  Stoff  zur  Prüfung  angemeldeter  Forderungen 
u.  A.  einholen  kOnnen.  Auch  der  Schuldner  kann  Einspruch  gegen 
angemeldete  Forderungen  erheben.^ 

Nach  dem  Proklamatage  erfolgen  bei  den  Rathhausgerichten  zwei 
Aufrufe  (upprop),  der  erste  drei,  und  der  zweite  fünf  Wochen  nach 
dem  Proklamatage.  Auf  dem  Lande  wird  nur  ein  Aufruf,  vier  Wochen 
nach  dem  Proklamatage,  abgehalten.  Auch  kann  auf  dem  Lande  der 
Eonkurs  ohne  Aufruf  beendigt  werden.  Vertagung  der  Aufrufe  wird 
aus  zureichenden  Gründen  bewilligt.  Diese  Aufrufe  bezwecken,  don 
Betheiligten  Gelegenheit  zu  geben,  die  Anmeldungen  zu  prüfen  und 
Einwendungen  zu  erheben,  sowie  erforderlichenfalls  noch  nöthige  Be- 
weise zu  erbringen.*) 

Das  Urtheil  soll  binnen  zwei  Monaten  nach  dem  letzten  Aufruf 
erlassen  werden.^)  Darin  sollen  Forderungen,  welche  nicht  bestritten 
worden  sind,  als.^nerkannt  behandelt  werden.  Der  Gläubigereid  ver- 
hindert, wie  schon  ^sagt,  nicht  die  freie  Prüfung  der  Forderung.  Ver- 
säumniss  gehöriger  Anmeldung  und  Beeidigung  wird  ohne  Antrag  be- 
achtet. Vorzugsrechte  werden  ohne  Antrag,  welcher  bei  der  Anmel- 
dung zu  geschehen  hat,  nicht  bewilligt  Dagegen  sind  auch  unbestrit- 
tene Ansprüche  auf  Vorrecht  vom  Gericht  zu  prüfen.  Die  Verwerfung 
einer  Forderung  konmit  allen  Gläubigem  zu  Gute.^  Ist  eine  Forde- 
rung streitig  geworden  und,  wie  auf  Antrag  gesch^en  kann,  zum  be- 
sonderen Prozesse  verwiesen,  oder  ist  betreffs  einer  Forderung  sonst 
ein  besonderer  Prozess  anhängig  (s.  oben  19  n  S.  536),  so  wird  die  Forde- 
rung eventuell  zur  Zahlung  festgestellt.  '^  Das  Urtheil  hat  die  Rangfolge 
der  Forderungen  anzugeben. 

Das  Rechtsmittel  gegen  das  Endurtheil  im  Eonkurse  ist  die  Wette 
(Berufung),^  gegen  sonstige  Entscheidungen  Beschwerde  an  das 
Hofgericht.») 

1)  Eonk.O.  §  62. 

*)  KonkG.  §  114. 

5)  KonkG.  §97. 

«)  Koiik.G.  §  85. 

»)  KonlcG.  §  94. 

«)  Konk.G.  §97. 

'i  Konk.G.  §96. 

^  KonlcG.  §98. 

^  Konk-G.  §  84  u.  113. 
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Keue  Beweise  dürfen  in  höherer  Instanz  nicht  vorgebracht  werden, 
wenn  nicht  das  Gericht  findet,  dass  der  Antrag  des  Gläubigers  auf 
Vertagung  wegen  Beweiserbringung  ohne  Grund  nicht  bewilligt  worden 
oder  dass  die  ihm  gegebene  Frist  unzureichend  gewesen  ist.  Sind  im 
Urtheil  Gründe  aufgeführt,  die  nicht  in  den  gewechselten  Schriften  ent- 
halten sind,  so  dürfen  sie  durch  neue  Beweisstücke  widerlegt  w^en.^) 

Gewinnt  ein  Gläubiger  durch  Berufung  Aenderung  des  Eonkurs- 
urtheils,  so  gereicht  solches  nicht  den  anderen  Gläubigem  zum  Yortheil.^ 

Alle  interimistischen  Verfügungen  des  Gerichts  bezw.  des  Vor- 
sitzenden in  Eonkurssachen  sollen  befolgt  werden,  bis  eine  höhere  In- 
stanz Anderes  bestimmt.  Die  einzige  Ausnahme  bildet  der  Beschluss 
bezüglich  des  Honorars  der  Eonkursverwalter;  hier  ist,  falls  der  Be- 
schluss des  unteren  Gerichts  der  höheren  Instanz  unterworfen  wird,  die 
Entscheidung  des  Hofigerichts  abzuwarten.') 

2.  Vorzugsrechte^)  bei  Befriedigung  aus  der  Eonkursmasse  oder  einem 
Theile  derselben  kommen  in  verhältnissmässig  ausgedehntem  Masse  yor. 
Hauptsächlich  gemessen  folgende  Forderungen  in  untenstehender  Bang- 
folge solches  Vorzugsrecht: 

a)  Zuerst  Faustpfandgläubiger  in  Ansehung  des  Pfandes  und  Hand- 
werker in  Ansehung  der  ihnen  zur  Bearbeitung  übergebenen  Stoffe  und 
Sachen. 

b)  Beerdigungs-  und  Inventarisirungskosten,  Armensteuer,  ärztliches 
Honorar  und  dergl.;  dem  gleichgestellt  ist  der  Lohn  der  Dienstboten 
und  anderer  Bediensteter  für  das  letzte  und  das  laufende  Jahr. 

c)  Forderungen  des  Vermiethers  fOr  Miethe  und  Eost  während 
kürzerer  Zeit  in  Ansehung  der  in  die  Miethswohnung  eingebrachten 
Sachen. 

d)  Gewisse  öffentliche  Abgaben  vom  Grundeigenthum,  die  den 
Grundeigenthümem  zu  entrichtenden  Abgaben  für  ein  auf  fremdem 
Boden  erbautes  Haus,  Pachtzins  und  der  dem  Pächter  auferlegte 
Schadenersatz,  für  welche  Forderungen  das  Grundeigenthum,  bezw. 
Haus,  oder  Mobiliar  des  Pächters  haftet.  Das  Vorzugsrecht  für  die  Ab- 
gaben und  den  Pachtzins  gilt  jedoch  hauptsächlich  nur  für  drei  Jahre. 
Das  Becht  des  Fiskus  geht  dem  Rechte  Einzelner  :sroT. 

e)  Die  übrigen  staatlichen  und  kommunalen  Steuern  des  letzten 
und  des  laufenden  Jahres. 

f )  Die  Gläubiger,  welche  Exekution  erlangt  haben.  Siehe  §  14  G 
S.  532. 

g)  Der  Käufer  eines  Grundstücks  hat  bis  zum  Ende  der  Aulgebots- 
zeit (laga  stand)  ein  Vorzugsrecht  fUr  den  Eau4;>reis  auf  Befriedigung 
aus  dem  Grundstück.  Lässt  er  seine  Forderung  hypothekarisch  ein- 
tragen, so  geniesst  er  jenes  Recht  auch  weiterhin. 

>)  Konk.O.  §  99. 

^  EofikG.  §  100. 

»)Koiik.G.  §113. 

^)  Handels-Balken  Kap.  17;  VerordBiimg  betr.  Vorzngsrechte  Tom  9.  Not.  1868  a.  A. 
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h)  Die  übrigen  hypothekarisch  eingetragenen  Forderungen;  Forde- 
rungen gegen  Vonnttnder  bezw.  Eltern  auf  Mflndelgelder;  die  Forde- 
rungen einer  Ehefrau  gegen  den  ihr  in  gewissen  FUlen  vom  Gerichte  be- 
stellten Eigenthumsverwalter;  die  Forderungen  aus  Verwaltung  öffent- 
lichen Eigenthums  (Staats-,  Gemeinde-,  Eirchengut  und  dergl.)  und 
Forderungen  von  Privatpersonen  gegen  Beamte  wegen  der  Gelder,  die 
diese  yon  Amtswegen  erhoben  haben.  FOr  alle  diese  Forderungen,  mit 
Ausnahme  der  hypothekarisch  eingetragenen,  haftet  das  ganze  Yermdgen 
des  Schuldners.  Von  zwei  hypothekarischen  Forderungen  hat  die  an 
einem  früheren  Tage  eingetragene  bezw.  diejenige,  deren  Eintragung 
ao  einem  irQheren  Tage  beantragt  wurde,  den  Vorrang;  Auch  im 
Uebrigen  bestimmt  sich  der  Vorrang  der  Forderungen  nach  dem  Alter, 
und  zwar  so,  dass  der  Beginn  der  Verwaltung  entscheidet.  In  Folge 
dessen  steht  eine  jüngere  Hypothekarforderung  einer  Forderung  aus 
einer  älteren  Verwaltung  bezw.  Vormundschaft  nach,  ausgenommen 
jedoch  den  Fall,  dass  die  Forderung  schon  eingetragen  war,  als  der 
Verwalter  bezw.  Vormund  das  Gut  erwarb.  Bei  Forderungen  aus  der- 
selben Verwaltung  hat  der  Fiskus  das  Vorrecht.  Hat  der  Fiskus  hyi>o- 
thekarische  Sicherheit,  so  gelten  besondere  Bestimmungen. 

Die  Hypothek,  welche  bei  oder  nach  der  Eröffnung  des  Kon- 
kurses eingeschrieben  worden  ist,  bewirkt  kein  Prioritätsrecht.  Wird 
der  Eonkurs  eröffnet,  nachdem  eine  l^npo^^^^  nachgesucht  oder  binnen 
dreissig  Tagen,  nachdem  eine  solche  bewilligt  worden  ist,  so  hängt  es 
von  besonderen  Bestimmungen  <ab,  ob  ihr  ein  Vorzugsrecht  zukommt 
oder  nicht. 

i)  Ansprüche  gegen  ein  Lagerhaus,  des  Deponenten  auf  Schaden- 
ersatz und  des  Warrantinhabers  auf  den  Eauö)rei8  der  vom  Lager- 
baus yerkauften  Waare.^) 

Wenn  das  bewegliche  Vermögen  des  Schuldners  zur  Befriedigung 
der  das  ganze  Vermögen  erfassenden  Vorzugsrechte  ausreicht,  so  soll 
das  unbewegliche  Vermögen  dazu  nicht  verwendet  werden. 

Die  Forderung  auf  Zinsen  ist  der  Hauptforderung  gleichzustellen, 
jedoch  nur  für  die  letzten  drei  Jahre,  wenn  der  Gläubiger  nicht  nach- 
weisen kann,  dass  er  die  Zinsen  nicht  frtther  hat  eintreiben  können. 

Besondere  Bestimmungen  ttber  Prioritätsrecht  gelten  im  Seerecht,  ^ 
sowie  für  gewisse  hypothekarisch  eingetragene  Darlehne  an  Industrielle 
(förlagsUn).') 

n.    Vertheilungsverfahren. 

Die  bevorzugten  Gläubiger  sind  berechtigt,  vor  dem  Urtheil  gegen 

Sicherstellung  Zahlung   zu   fordern.^)     Nach   gefälltem  Urtheil  können 

alle  Gläubiger,   deren  Forderungen  nicht  verworfen  worden  sind,  Aus- 

theilung  beanspruchen,  jedoch,    falls   das  Urtheil    angefochten    wird, 

^)  Verordnung  rom  90.  September  1898. 

*)  Verordnung  Tom  11.  November  1889  §  12  u.  A. 

^  Handels-Balken  Kap.  17  §  7  (siehe  Nfiheres  in  der  Aasgabe  von  Salin). 

*)Konk.G.  §§76,  77  a.  78. 
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nur,  wenn  nicht  dio  Betheiligten  anders  beschliessen,  gegen  Sicher- 
stellung J)  Die  Antheile  für  verworfene,  aber  noch  streitige  Forden- 
ningen  werden  reservirt.^ 

Nach  dem  Uriheil  soU  eine  Gläubigerversammlung  abgehalten 
werden^  zu  welcher  der  Schuldner  zu  laden  ist.  Bei  dieser  Yersamm- 
Inng  sollen  die  Verwalter,  soweit  möglich,  Rechnung  ablegen  und 
einen  schriftlichen  Vertheilungsplan  vorlegen.^  Nachher  folgen  weitere 
Bedmungsabschlüsse  und  Dividendenaustheilungen,  so  oft  ein  geeigneter 
Bestand  sich  vorfindet,  und  jedenfalls,  sobald  wenigstens  eine  fQnfpro- 
jsentige  Dividende  ausgetheilt  werden  kann.  Endgültige  Abrechnung 
muss  binnen  zwei  Monaten,  nachdem  das  letzte  Hindemiss  beseitigt 
worden  ist,  stattfinden.^} 

§  22. 
5.  Beendigung  des  Konkurses.    Tergleieli  (AUord). 

I.  Drei  Monate  nach  der  endgültigen  Abrechnung  erlischt  die 
Klage  gegen  die  Bechnungsablegung.  ^)  Diese  Klage  wirkt,  wenn  sie 
von  einem  Gläubiger  angestellt  wird,  nicht  zum  Yortheil  der  anderen 
Gläubiger;  was  der  Schuldner  durch  solche  Klage  gewinnt,  filllt  der 
Konkursmasse  zu.^) 

Was  der  Schuldner  nach  dem  Konkurse  erbt  oder  erwirbt,  kann 
zum  Gegenstand  der  Exekution  gemacht  werden  für  Forderungen,  die 
ihre  volle  Befriedigung  im  Konkurse  nicht  gefunden  haben,  sowie  für 
Forderungen,  die  darin  nicht  angemeldet  oder  aus  formellen  Gründen 
abgewiesen  worden  sind;  doch  geniesst  der  redliche  Schuldner  ein  bene- 
ficium  competentiae.'O 

n.  Das  Konkursgesuch  des  Schuldners  kann  mit  Bewilligung 
sämmülcher  beim  ersten  Verhör  erschienener  Gläubiger  zurückgenommen 
werden,  bevor  das  Gericht  Ediktalladung  beschlossen  hat.^  Kommen 
späterhin  die  Gläubiger  unter  sich  und  mit  dem  Schuldner  überein, 
dass  der  Konkurs  ohne  Urtheil  beendigt  werde,  so  ist  solches  zulässig, 
nur  müssen  sämmtliche  Gläubiger,  die  am  Proklamatage  oder,  in  oben 
schon  näher  genannter  Art,  später  sich  als  Gläubiger  erwiesen  haben, 
damit  einverstanden  sein.^  Der  Vergleich  ist  schriftlich  abzufassen 
und  von  sämmtlichen  Parteien  zu  unterzeichnen,  worauf  er  vom  Ge- 
richt festzustellen  ist.^<>) 

Einen  Zwangsakkord  kennt  somit  das  Gesetz  nicht;  wohl  aber 
wirkt  ein  Vergleich,   durch  welchen   dem   Schuldner  Erlass  bewilligt 

1)  Eonk.G.  §  102. 
«)  Konk.G.  §103. 
«)  Konk.G.  §  101. 
*)  Koiik.a  §105. 
^  Koiik.G.  §  107. 
«)  Eoiik.G.  §  lOS. 
^  Koiik.G.  §  85. 
«)  Koiik.G.  §  21. 
^Koiik.G.  §71. 
^  KonkO.  § 
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worden  ist,  auch  gegen  solche  Gläubiger,  die  ihre  Forderungen  nidii 
angemeldet  haben,  mit  Ausnahme  der  Faustpfands-  und  Hypotheken- 
gläubiger. ^) 

in.  Eonkurskosten.  Alle  Kosten  für  Inventarisirung,  Verwal- 
tung und  Realifiirung  der  Konkursmaaie,  für  die  Zusammenkünfte  der 
Gläubiger,  sowie  allgemeine  Gerichtskosten  fallen  der  Masse  zur  Last. 
Der  Betrag  dieser  Kosten,  wozu  auch  das  Honorar  der  Verwalter  zu 
zählen  ist,  ist  sehr  verschieden.  Jeder  einzelne  Gläubiger  trägt  selbst 
die  Kosten  der  Anmeldung  und  dergl.  Gerichtskosten  werden  fDr  die 
Meldung  nicht  erhoben,  jedoch  müssen,  wie  schon  oben  gesagt,  die 
Schriftstücke  mit  Stempelmarken  versehen  sein. 

§23. 
6.  Besondere  Arten  des  Konkursverfahrens. 

I.  Falls  eine  Bank,  welche  berechtigt  gewesen  ist,  Obligationen 
auszugeben,  in  Konkurs  geräth  oder  sonst  aufgelöst  wird,  soll  der  Senat 
einen  Sachwalter  ernennen,  der  zu  überwachen  hat,  dass  die  SeaJi- 
sation  schleunigst  vor  sich  gehe  und  die  Obligationen  eingelöst  werden. 
Der  Senat  hat  die  Inhaber  solcher  Obligationen  mittels  allgemeiner 
Bekanntmachung  au&ufordem,  bei  Verlust  des  Zahlungsrechts  ihre 
Obligationen  in  besonderer,  für  solche  Fälle  geltender  Ordnung  anzu- 
melden.^ 

Die  auf  eine  private  Eisenbahn  hypothekarisch  eingetragenen 
Forderungen  brauchen  im  Konkurs  nicht  angemeldet  zu  werden.^  Auch 
sonst  gelten  für  einen  derartigen  Konkurs  besondere  Bestimmungen. 

n.  Nachlasskonkurs.^)  Die  Frist  ist  auf  30  Tage  bestimmt. 
Erben,  welche  durch  Testament  vom  Antheil  an  der  Nachlassenschalt 
ausgeschlossen  oder  bei  der  Inventarau&ahme  nicht  „am  (Me''  ge- 
wesen sind,  noch  mit  dem  Nachlasse  sich  befasst  oder  davon  Vortheil 
genossen  haben,  sind  von  jeder  Haftung  frei. 

m.^)  Als  Mittel,  um  unbekannte  Gläubiger  zu  zwingen,  mit  ihren 
Ansprüchen  hervorzutreten,  kann  in  gewissen,  im  Gesetz  atiigezählten 
Fällen  Ediktalladung  erwirkt  werden.  Diese  Fälle  sind:  Todesfall, 
Trennung  einer  Ehe,  Auflösung  einer  Gesellschaft  und  die  Verfügung, 
wod^Lrch  eine  mündige  Person  unter  Vormundschaft  gestellt  wird.  Zu- 
ständig ist  dasjenige  Gericht,  bei  dem  der  Erblasser  u.  s.  w.  seinen 
persönlichen  Gerichtsstand  hatte.  Bei  Todesffillen  beträgt  die  Frist 
dreissig  Tage  nach  der  gesetzmässig  bewerkstelligten  Inventaraufinahme» 
in  den  übrigen  Fällen  ist  kein  Termin  vorgeschrieben.  Alle  bekannten 
Gläubiger  und  der  Betrag  ihrer  Forderungen  sind  anzugeben.  Durch 
die  Vorladung    werden    alle    Gläulnger   aufgefordert,   an   einem   be* 

i)Eoiik.O.  §85. 

^  Yerordnnng  y.  10.  Mai  1886  §§  IS  n.  14. 

^  Verordnimg  t.  15.  April  1889  §  86. 

^)  Verordnimg  betr.  Naclüasskonkiirs  Yom  9.  November  1868. 

^  Verordnimg  betr.  n.  a.  Proklama  vom  9.  November  1868  §§  7  ff. 
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stimmten  Tage  nach  Ablauf  eines  Jalires,  vor  12  ühr  Vormittags  in 
der  Stadt,  vor  7  Uhr  Abends  auf  dem  Lande,  ihre  Forderungen  beim 
Gericht  anzumelden.  Gläubiger,  die  an  diesem  Termin  oder  früher 
Ach  nicht  gemeldet  haben,  haben  ihren  Anspruch  an  den  Erblasser, 
den  Entmündigten  bezw.  anderen  Schuldner  verloren,  falls  nicht  er- 
"wiesen  werden  kann,  dass  der  Schuldner  bezw.  der  Vormund  spätestens 
am  Proklamateimin  von  dem  Anspruch  des  Gläubigers  Kenntniss  er- 
halten hat.   Diese  Unkenntniss  muss  auf  Antrag  eidlich  erhärtet  werden. 

in.  ThelL 

Erbschaftsregnilierung. 

§24, 
!•  Zuständigkeit  der  Oerlekta.    Erbfolge  im  AUgemeiiteii. 

L  Die  Bestimmungen  über  das  forum  privilegiatum  des  Adels  sind  auf- 
gehoben (über  Inventuraufnahme  der  Nachlassenschaft  s.  §  27,  4  S.  550). 

n.  Nicht  nur  vorsätzliche  TOdtung  des  Erblassers,  sondern  auch  seine 
TOdtung  durch  grobe  Fahrlässigkeit  bewirkt  in  einigen  Fällen  Verlust 
des  Erbrechts.^)  Auch  sonst  kommen  einige  Ausnahmen  von  den  all- 
gemeinen Erbfolgebestimmungen  vor. 

§  25. 
2.   Intestaterbfolge. 

I.^  Die  Erben  sind  zu  einem  Pflichttheil  berechtigt,  der  auf  dem 
Lande  alles  ererbte  Grundeigenthum  und  in  der  Stadt  fünf  Sechstel 
des  ganzen  Vermögens  fOr  Leibeserben,  bezw.  die  Hälfte  des  ererbten 
Grundeigenthums  umfasst. 

Uneheliche  Kinder  beerben  ihre  Mutter;  wenn  eheliche  Kinder  da 
sind,  ist  der  Antheil  dieser  um  die  Hälfte  grösser  als  derjenige  der 
unehelichen.^ 

n.  Eheliches  Güterrecht.*)  Die  Morgengabe  besteht  nur  noch 
für  Ehen,  welche  vor  dem   1.  Januar  1879   geschlossen  worden   sind. 

Ohne  die  ausdrückliche  Zustimmung  der  Ehefrau  ist  der  Mann  im 
Allgemeinen  nicht  befugt,  unbewegliches  Eigenthum,  das  nicht  sein 
Einzelgut  ist,  zu  veräussem  oder  zu  verpfänden.  Die  Ehefrau  bat  die 
Befugniss,  ein  solches  Bechtsgeschäft  binnen  Nacht  und  Jahr  nach  der 
Kenntnissnahme  anzufechten. 

Die  Ehefrau  hat  das  Recht,  aus  besonderen  Gründen,  hauptsäch- 
lich wenn  der  Mann  ein  Verschwender  ist,  die  Trennung  der  ehelichen 
Gütergemeinschaft  zu  bewirken,    üeber  einen  solchen  Antrag  sind  auch 


0  JUfda-Balken  Kap.  6  u.  7. 

*)  Ueber  ein  Vorrecht  der  Kinder  mftnnliches  Geschlechts  s.  Ärfda-Balken  Kap.  12 
§§  4,  5  und  6. 

^  Verordnung  vom  27.  Juni  1878. 
*)  Gesetz  vom  15.  April  1889. 
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die  Gläubiger  m  vernehmen,  zu  welchem  Zwecke  Ediktalladung  er- 
geht. Nachdem  die  Entscheidung  des  Gerichts  zu  Gunsten  des  Antrags 
ausgefallen  ist,  ist  das  Vermögen  zu  theilen»  Was  der  Ehefrau  zuge- 
thellt  wird,  darüber  steht  ihr  freie  Verfligung  zu;  auch  haftet  sie  da- 
nach nicht  mehr  mit  ihrem  Vermögen  für  Schulden,  die  vom  Manne 
während  der  Ehe  gemacht  worden  sind,  es  sei  denn,  dass  sie  sich 
gleich  dem  Manne  zur  Zahlung  verpflichtet  hätte,  oder  dass  die  Schuld 
sonst  dem  Gesetz  gemäss  als  ihre  Schuld  anzusehen  wäre.  Aufhebung 
der  Trennung  steht  den  Ehegatten  zu;  doch  muss  solches  Ueberein- 
kommen,  um  volle  gesetzliche  Wirkung  zu  haben,  beim  Gericht  einge- 
tragen und  vom  Gericht  bekannt  gemacht  worden  sein. 

§26. 

5.  LetttwilUge  DtepoBttfonen» 

Die  letctwillige  Verfügung  muss,  falls  der  Testator  bis  zu  seinem 
Tode  ausser  Stande  gewesen  ist,  Zeugen  beizuziehen,  von  ihm  eigwir 
händig  geschrieben  und  unterschrieben  sein.  Der  Erbe  hat  binnen 
sechs  Monaten,  nachdem  er  von  dem  Tode  des  Testators  und  dem 
Testament  Kenntniss  erhalten,  das  Testament  dem  Richter  aufzuweisen 
bezw.  Meldung  davon  zu  machen.  Befindet  sich  der  Testamentsert^e 
im  Auslande,  so  ist  die  Frist  Nacht  und  Jahr.  Wenn  der  Aufenthalts* 
ort  des  Testamentserben  unbekannt  ist,  ist  die  Erbschaft  sicherzustellen; 
jedoch  können  die  Erben  in  diesem  Falle  das  Eigenthum  gegen  Sicher- 
heit in  Empfang  nehmen.  Meldet  der  im  Testament  Bedachte  sich 
nicht  binnen  zwanzig  Jahren,  so  hat  er  sein  Recht  verloren,  falls  er 
kein  gesetzliches  Hindemiss  nachweisen  kann.^) 

Die  Elagefrist  der  Erben  beträgt  Nacht  und  Jahr  nach  der  Behäa- 
digung  des  Testaments. 

§27. 
4.  NaehlassverfSdireii. 

In  allen  Städten  werden  vom  Rathhausgericht  zwei  Mitglieder  des- 
selben (bezw.  andere  zuverlässige  Leute)  zur  Aufnahme  des  Inventars 
und  zur  Erbtheilung  bestimmt  Bei  SterbeflUlen  von  Personen  adligen 
und  des  Priesterstandes,  zu  welchen  letzteren  auch  Universität^-  und 
Schullehrer  zählen,  haben  die  Hinterbliebenen  jedoch  das  Recht,  die 
Inventaraufnahme  und  die  Erbschaftstheilung,  ähnlich  wie  es  auf  dem 
Lande  geschieht,  ohne  Mitbetheiligung  des  Gerichts  zu  besorgen. 

§28. 

6.  Erbrecht  der  Aaslinder.^ 

Betreffs  der  MobUiarhinterlassenschaft  von  linländem,  welche  in 
Russland,  und  von  Russen,  welche  in  Finland  sterben,  gelten  die  Ge- 
setze und  richten  die  Geridite  des  Heimathlandes.^ 


0  Irfda-Balken  Ki^.  15  |§  4,  5. 

^  üeber  Abschaffong  der  Abnigsgelder  (las  detracttts)  «i^kt  üebereinkomBiea 
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Aüsfiahmebestammungen  fOr  den  Fall,  dass  ein  Aufiländor  die  Er- 
lanbnisl^,  Grundeigenthum  zu  besitzen,  erwirkt  hat,  kommen  im  Gesetz 
nicht  TorJ) 

§29. 
6«  ErtMieliaftMteiiw» 

Die  hauptsächlichen  Abgaben  für  die  Inventaraufnahme  sind: 

a)  Armensteuer  V«  Prozent  der  Aktiva; 

b)  Stempelsteuer,  steigend  von  0,1  Prozent  vom  Nettobetrage, 
wenn  dieser  500  Mark  ausmacht,  bis  0,75  Prozent  bei  einen) 
Betrage  von  200000  Mark  oder  mehr.  Hinterlässt  Erblasser 
keinen  überlebenden  Ehegatten,  wohl  aber  Deszendenten,  so  er- 
hobt sich  diese  Abgabe  um  hundert,  und  im  Falle  Erblasser 
nur  von  Eltern,  Greschwistem  oder  deren  Deszendenten  Überlebt 
wird,  um  weitere  zweihundert  Prozent.  Fehlen  auch  diese 
näheren  Verwandten,  so  steigt  die  Abgabe  abermals  um  zwei- 
hundert Prozent^ 

c)  Justizabgabe:  0,25  Prozent  vom  Nettobetrage;  Hinterlassen- 
schaften der  niederen  Gesellschaftsklassen  sind  hiervon  be- 
freit. 

d)  Abgabe  an. die  Stadtkassen  für  Hinterlassenschaften  in  Städten 
(Adelige  und  Mitglieder  des  geistlichen  Standes  ausgenommen) 
1  Prozent  des  Nettobetrages. 


mit  folgenden  Lftndem:  Baden,  13.  Juni  1825;  Belgien,  2./14. Februar  1846;  Brann- 
Bchweig-Lfinebarg,  3.  Juni  1866;  D&nemark,  vom  10.  September  1827;  Frank- 
reieh,  16.  Mai  1825;  Qrossbritannien,  22.  November  1824;  Hamburg,  22.  April 
1861;  Hessen,  10.  September  1827.  27.  April  1843;  Lttbeck,  22.  April  1861;  Meck- 
lenburg-Schwerin,  17.  Januar  1825;  Niederlande,  14.  Januar  1835;  Norwegen, 
28.  April  1827;  Oesterreich-Ungarn,  17.  Januar  1825;  Oldenburg,  25.  August 
1828;  Portugal,  13./15.  Mai  1844;  Preussen,  18.  Juni  1825;  Reuss-Schleis, 
19.  November  1832;  Sachsen,  3.  Juni  1861;  Sachsen-Altenburg,  19.  November 
1832;  Sachsen-Goburg-Ootha,  30.  Mftrz  1863;  Sachsen-Meiningen,  14.  Januar 
1835;  Schwarzburg-Rudolstadt,  9.  Mai  18^;  Sardinien,  14.  September  1829, 
21.  August  1841,  19.  September  1856;  Schweden-Norwegen,  28.  April  1827, 
14.  September  1829;  Spanien,  10.  September  1827;  Waldeck,  16.  Januar  1848. 

Konventionen  hinsichtlich  der  Regulierung  von  Hinteriassenschafben  sind  ge- 
schlossen mit  Deutschland,  31.  Oktober  (12.  November)  1874  [Deutsches  Reichs- 
gesetzblatt 1875  S.  186  ff.];  Frankreich,  20.  M&rz  (1.  April)  1874;  Italien,  16. 
(28.)  April  1875;  Sachsen,  11.  (23.)  April  1864;  Schweden-Norwegen,  9.  April 
1889;  Spanien,  14./26.  Juni  1876. 

*)  Verordnung  vom  6.  November  1843. 

^)  üeber  das  Recht  der  Ausl&nder  Orundbesitz  in  Finland  zu  erwerben  s.  Ver- 
ordnung vom  25.  Februar  1851  und  11.  Mfirz  1879.  Auf  Russen  bezieht  sich  die 
Verordnung  vom  16.  Februar  1891. 

^  Stempelgesetz  vom  14.  Dezember  1894. 
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Fttr  firbBchaftstheilimgeii,  weloheii  Abgeordnete  des  Bathhaiu- 
gerichts  beiwohnen,  ist  eine  Abgabe  Ton  0,5  Prozent  yom  Netto* 
betrage  zu  erlegen. 

IV.  ThalL 

Konsulargerichtsbarkeit 

§  30. 

Die  Interessen  der  Finländer  werden  yon  den  Vertretern  des 
mssisohen  Reichs  im  Auslande  wahrgenommen,  unter  Berücksichtigang 
der  Oesetzgebung  Finlands. 


Einnndzwanzigster  Abschnitt. 
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Dr.  J.  Engelmann, 
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L  TheU. 

Civilprozess.O 

§1. 

Quellen  und  Literatur. 
I.  Quellen  und  EassationBentsoheidungen. 

A.  Quellen. 
1.   Geriehtsordnungen  Kaiser  Alexander  11.   vom  20.  November 
1864  (Sudebnyje  ustavy  Imperatora  Alexandra  n.).    Ausgabe  von  1892 
mit  Ergänzung  von  1893.    Sie  enthalten: 

1.  Die  Gerichtsordnung  (UczreMenije  sudebnych  ustanovleni) 
betreffend  Organisation  und  Dienst  der  Gerichte,  der  Prokuratur,  der  Ge- 
richtsvollzieher, der  Advokaten,  Notare,  vereidigten  Uebersetzer  und  Photo- 
graphen, nebst  besonderen  Bestimmungen  für  den  Kaukasus,  Polen  und  die 

^)  Materielles  Recht.  Das  älteste  russische  Recht  ist  Gewohnheitsrecht,  in 
Blutrache  und  Bussensjstem  den  germanischen  Volksrechten  ähnlich.  Am  Anfang  des 
XI.  Jahrhunderts  zum  ersten  Mal  kodifizirt,  wurde  es  hesonders  in  Westrussland  weiter 
ausgestaltet  und  im  XVI.  Jahrhundert  unter  vielfachem  Einfluss  des  Magdeburger 
Rechts,  des  römischen  und  polnischen  Rechts  als  Litauisches  Statut  kodifizirt.  Die 
privatrechtlichen  Bestimmungen  desselben  galten  in  den  litauischen,  weiss-  und  klein- 
russischen Gouvernements  bis  1842,  wo  sie,  weil  man  das  Litauische  Statut  für  pol- 
nisches Recht  hielt,  aufgehoben  und  durch  das  lückenhafte  und  unentwickelte  russische 
Privatrecht  ersetzt  wurden. 

Im  moskauischen  GrossfÜrstenthum  (Ostrussland)  blieb  das  Privatrecht  mit  Aus- 
nahme des  Rechts  an  Landgütern  verhältnissmässig  unentwickelt.  Für  die  selbst« 
ständige  Entwickelung  eines  Gewohnheitsrechts  war  hier  kein  Raum,  und  wo  sich  ein 
solches,  wie  in  Nowgorod  und  Pleskau  entwickelt  hatte,  wurde  es  bei  der  Unterwerfung 
unter  Moskau  vernichtet. 

Bei  der  Kodifikation  im  Jahre  1649  (üloäenije)  wurde  nur  das  Ukasenrecht 
'berücksichtigt  und  durch  Bestimmungen  des  byzantinischen  und  kanonischen  Rechts 
und  des  Litauischen  Statuts  ergänzt,  das  Gewohnheitsrecht  völlig  ausser  Acht  gelassen. 
Die  Reformen  Peters  des  Grossen  grifien  tief  in  das  Rechtsleben  ein,  das  Familienrecht, 
mit  Ausnahme  der  Ehescheidung,  und  die  Testamente  wurden  der  Jurisdiktion  der  geist- 
lichen Gerichte  entzogen,  das  Recht  an  Landgütern  und  das  Erbrecht  wurden  abge- 
ändert. Zu  einer  Kodifikation,  die  dieses  neue  Recht  in  umfassender  Weise  ausge- 
staltet hätte,  kam  es  trotz  vielfacher  Versuche  während  des  XVLII.  und  im  ersten 
'Viertel  des  XIX.  Jahrhunderts  nicht.  Zehn  Kommissionen  hatten  im  Laufe  der  Zeit 
vergeblich  getagt,  die  zehnte  unter  Speranski*s  Leitung.  Erst  die  elfte,  offizieU  als 
„II.  Abtheilung  der  kaiserlichen  Kanzlei''  bezeichnet,  brachte  eine  chronologische  Samm- 
lung der  Gesetze,  vom  Gesetzbuch  von  1649  an,  zu  Stande.  Aus  diesem  Material  sollte, 
xmter  prinzipiellem  Ausschluss  des  Gewohnheitsrechts,  eine  ZusammensteUung  (Swod) 
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baltischen  Provinzen.  Art.  1 — 605.  Ferner  folgende  Beilagen:  Sonder- 
bestimmungen fQr  Archangel,  das  Land  der  donischen  Kosaken,  die 
neun  westlichen  Provinzen,  Orenburg  und  Astrachan;  Bestimmungen 
Über  die  Eidesformel,  die  Gehaltssätze,  die  Gebührentaxe  für  Gerichts- 
vollzieher, die  Gebührentaxe  für  vereidigte  Rechtsanwälte,  die  Gebühren- 
des geltenden  Ukasenrechts  angefertigt  werden.  Im  Jahre  1832  erschien  das  Reichs - 
gesetzbnch  in  XV  Bänden.  Der  I.  Theil  des  X.  Bandes  enthält  das  Privatrecht. 
(Eine  französische  Uebersetznng  desselben  nach  der  Ausgabe  von  1842  giebt 
St.  Joseph,  Concordance,  Bd.' III,  S.  278—415.  Paris  1856.)  Von  Zeit  zu  Zeit 
(1842,  1857,  1887)  erschienen  neue  Ausgaben  desselben  mit  Abänderung  und  ErgSnzung 
zahlreicher  Artikel  und  dadurch  verursachter  vermehrter  Artikelzahl.  Die  Artikel  sind 
durch  Zitate  aus  dem  Gesetzbuch  von  1649  oder  späteren  (besetzen,  oft  durch  ganze 
Reihen  von  Zitaten  belegt.  Vergleicht  man  jedoch  diese  scheinbar  auf  historischer 
Grundlage  erwachsenen  Artikel  mit  dem  Inhalt  der  unter  dem  Text  angegebenen  QueUen, 
so  aberzeugt  man  sich  sehr  oft,  dass  sie  sich  nicht  decken.  Eingehende  Forschungen 
(Vinaver,  Zur  Frage  nach  den  Quellen  des  X.  Bandes  des  Reichsgesetzbuchs.  Journal 
des  Justizministeriums,  Oktober  1895  [russisch])  haben  ergeben,  dass  zahlreiche  Artikel 
sehr  verschiedenartigen  europäischen  Gesetzbüchern  (Code  Napoleon;  Preussisches  All- 
gemeines Landrecht;  Oesterreichisches  Allgemeines  bfirgerliches  Gesetzbuch,  I.  Theil, 
Wien  1786;  Ostgalizisches  bfirgerliches  Gesetzbuch,  Wien  1797;  Westgalizisches  bfirger- 
liches Gesetzbuch)  entlehnt  und  zwischen  die  dem  Gesetzbuch  von  1649  oder  einzelnen 
Ukasen  entnommenen  Artikel  einfach  eingeschoben  sind,  unter  Berufung  auf  russische 
Quellen.  Da  eine  ausgleichende  systematische  Ueberarbeitung  nicht  stattfand  und  bei 
der  Entlehnung  dazu  noch  Verstfimmelungen  vorikamen  (durch  Verstfimmelung  einer 
InstitutionensteUe  ist  die  Vermischung  der  Begriffe  Vertrag  und  Obligation  dem  russi- 
schen Gesetzbuch  eingeimpft  worden;  Vinaver,  1.  c,  S.  17  u.  18),  so  hat  eine  solche 
Zusammenstellung  eine  Einheitlichkeit  der  Rechtsauffassung  und  des  Systems  nicht  be- 
wirken können.  Das  russische  Privatrecht  unterscheidet  sich  von  anderen  daher  weniger 
durch  Eigenart  der  Rechtsauffassung,  als  durch  Lfickenhaftigkeit  und  Inkonsequenz  und 
durch  Abwesenheit  fest  ausgeprägter  Rechtsbegrifie.  Bei  den  Versuchen,  aus  einem 
Institut  logische  Schlfisse  zu  ziehen,  stOsst  man  auf  Widersprfiche  und  wird  vom  Gesetz 
im  Stich  gelassen.  Der  Senat  als  oberster  Gerichtshof  hat,  besonders  seit  der  Errich- 
tung der  Kassationsdepartements  und  mit  besonderem  Glfick  seit  1875,  in  anzuer- 
kennendster  Weise  sich  bestrebt,  Logik,  Konsequenz  und  feste  Rechtsbegriffe  in  der 
Präzis  einzubfirgem,  doch  können  dadurch  die  Mängel  und  Lficken  des  Gesetzbuchs 
nicht  beseitigt  werden.  Die  seit  15  Jahren  tagende  Kommission  zur  Redaktion  des 
Privatrechts  steht  also  nicht  vor  dieser,  sondern  vor  der  viel  grösseren  Aufgabe  der 
Schaffung  eines  Privatrechts. 

Eigenthfimlichkeiten  bietet  das  russische  Recht  auf  dem  Gebiet  des  Erbrechts 
(den  Vorzug  der  Männer  vor  den  Frauen,  ähnlich  wie  im  serbischen  und  tfirkischen 
Recht,  den  Unterschied  zwischen  ererbtem  und  wohlerworbenem  Gut),  femer  im  ehe- 
lichen Qttterrecht,  in  der  Behandlung  der  Ausländer.  Näheres  fiber  diese  Fragen  vgl. 
unten  S.  784,  über  Volljährigkeit  S.  741,  Testamente  S.  743.  die  Stellung  der  Unehe- 
lichen S.  729, 736,  die  Legitimirung  derselben  S.  736  Note  6,  die  Adoption  S.  737  Note  2. 

Im  Familienrecht  gelten  besondere  Bestimmungen  fiber  die  Mischehen  mit 
Personen,  die  der  russischen  Kirche  angehören. 

Im  Sachenrecht  ist  das  Fehlen  einer  Hypothekenordnung  bemerkenswertitu 

Im  Obligationenrecht  ist  auf  die  Vermischung  der  Begriffe  Vertrag  und  Obli- 
gation hinzuweisen.  Ffir  viele  Verträge  ist  die  schriftliche  Form  vorgeschrieben 
und  in  der  Praxis  herrscht  die  Neigung,  die  Forderung  der  Schriftlichkeit  auszudehnen. 
Das  pactum  de  contrahendo  berechtigt  immer  nur  auf  das  Interesse,  nicht  auf  den 
Vollzug  zu  klagen. 

Zur  Charakteristik  des  Privatrechts  der  Ostseeprovinzen  diene  vor  AUem 
der  Satz,  dass  es  echtes  Privatrecht  ist,  nicht  bloss  für,   sondern   auch   durch   Privat- 
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taxe  für  Gerichtsvollzieher  in  Polen;  das  Gesetz  über  die  Führung  der 
Verzeichnisse  von  Personen,  die  zur  Bekleidung  von  Friedensrichter- 
posten in  den  baltischen  Provinzen  geeignet  sind;  die  Taxe  für  die 
Gerichtsvollzieher  der  Friedensrichtersessionen  in  den  baltischen  Pro- 
vinzen u.  a. 


Personen  gebildet,  und  fast  ausschliesslich  auf  dem  Wege  des  Gewohnheitsrechts  entstanden. 
Seinem  Inhalt  nach  gehört  es  zu  der  grossen  Rechtsfamilie  Westeuropas,  in  welcher 
eine  Verschmelzung  germanischen  Stammes-  und  Partiknlarrechts  mit  römischem  Recht 
stattfand.  Dabei  pr&valirt  in  Liy-  und  Estland  mehr  das  erstere,  in  Kurland  mehr  das 
letztere. 

Schon  hieraus  erklftrt  sich,  dass  das  Privatrecht  der  Ostseeprovinzen  mit  dem 
des  eigentlichen  Russlands  weder  formell  noch  materiell  eine  Aehnlichkeit  oder  eine 
Verbindung  hatte.  Auf  dem  Gebiet  des  eigentlichen  Privatrechts  hat  sich  dasselbe, 
der  dispositiven  und  gewohnheitsrechtlichen  Natur  wahren  Privatsrechts  entsprechend, 
auch  noch  jetzt  vor  jeder  Beeinflussung  durch  das  russische  Recht  zu  wahren  ver- 
standen. Auch  auf  dem  Gebiet  des  Civilprozesses  hat  erst  die  Reorganisation  von 
1889  die  bisherige  Entwicklung  unterbrochen  und  den  russischen  Civilprozess  mit  einer 
Reihe  von  —  häufig  wiUkttrlich  herausgegriffenen  —  Abänderungen  an  die  SteUe  der 
früheren  Normen  gesetzt. 

Das  eigentliche  Privatrecht  findet  sich  in  der  Kodifikation  von  1864  („Pro- 
vinzialrecht  der  Ostseegouvernements,  zusammengesellt  auf  Befehl 
des  Kaisers  Alexander  U.,  Theil  lU")  gesammelt.  Es  liegt  hier  eine  wahre 
Kodifikation  vor,  wie  schon  die  unter  jedem  Artikel  zitirten  Quellen  (römisches 
Recht,  deutsches  Recht  und  einheimische  Satzungen)  bezeugen.  Ja,  es  wäre  bisweDen, 
insbesondere  um  die  allzu  grosse  Mannigfaltigkeit  der  einzelnen  Statutenrechte  jeder 
Provinz  sowie  der  Städte  Riga  und  Reval  zu  vernngem,  wanschenswerth  gewesen, 
dass  die  Hand  der  Gesetzgebung  mehr  eingegriffen  hätte,  als  sie  es  gethan  hat.  Natür- 
lich ist  die  Kodifikation  aber  immer  eine  von  der  gesetzgebenden  Gewalt  veranstaltete, 
und  daher  mit  Kraft  und  Rang  der  authentischen  Interpretation  des  Rechts  versehene. 
Es  geht  somit  der  Wortlaut  der  Kodifikation  den  bisherigen  Quellen,  auch  den  direkt 
zitirten  vor,  wenn  —  was  nicht  selten  der  FaU  ist  —  ein  Widerspruch  zwischen  beiden 
hervortritt. 

Die  Kodifikation  hat  in  ihrer  Treue  gegen  die  wesentlichen  Normen  des  älteren 
Rechts  nnd  in  ihrer  Ausführlichkeit  grosse  Vorzüge.  Ihre  Mängel  bestehen  hauptsäch- 
lich in  der  allzu  grossen  Breite  mancher  Partien,  welche  fast  an  die  Behandlungsart 
des  Lehrbuchs  streift  Die  Kodifikation  geht  bisweilen  mehr  schildernd  und  referirend 
als  dekretirend  vor.  Damit  zusammen  hängt  die  Thatsache«  dass  sie  nicht  immer  wirk- 
liches Recht  (aUgemein  verbindliche  Normen),  sondern  bisweilen  —  insbesondere  im 
Yormundschaftsrecht  —  blosse  Instruktionen  und  Rathschläge  (leges  imperfectae)  ent- 
hält. Doch  treten  diese  Mängel  gegenüber  der  Thatsache  zurück,  dass  sie  das  an- 
gewöhnte nnd  lieb  gewordene  Recht  selbst,  nicht  blosses  Ukasenrecht  wiedergiebt. 

Ans  dem  Handelsrecht  finden  sich  nur  zerstreute  Bestimmungen,  insbesondere 
die  Lehre  von  den  Handelsgesellschaften  und  Handelsgeschäften  betreffend. 

Eine  wirkliche  Weiterentwicklung  des  in  der  Kodifikation  von  1864  geborgenen 
Rechtsstoffs  fand  bis  1889  durch  die  Rechtssprechung  der  baltischen  Obergerichte  statt. 
Seit  der  Aufhebung,  resp.  Russifikation  derselben,  hat  die  mangelhafte  Kenntniss  des 
—  ausdrücklich  anerkannten  —  baltischen  Privatrechts  Seitens  der  russischen  Gerichte 
die  Weiterentwicklung  ins  Stocken  gebracht  (Vgl.  auch  Th.  v.  Bunge,  Die  russische 
Gesetzgebung  in  den  baltischen  Provinzen  auf  dem  Gebiet  des  Privatrechts,  im  Archiv 
ftlr  bürgerliches  Recht  Bd.  9,  S.  1  f.). 

Literatur.  Was  die  den  westeuropäischen  Juristen  zugänglichen  Darstellungen 
des  russischen  Privatrechts  betrifft,  so  sind  zu  erwähnen: 

E.  Lehr,  ^l^ments  de  droit  civil  russe  (Russie,  Pologne,  Provinces  Baltiques), 
Bd.  I.  Droit  des  personnes  et  droit  de  famille ;  droits  r^els  successions  ab  intest.  Paris 
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2.  Die  Civilprozessordnung  (ügtav  graSdanskavo  sudoproYsvod- 
Btya),  nebst  besonderen  Bestimmungen  für  den  Kaukasus,  Polen  und 
die  baltischen  Provinzen  Art.  1 — 2097.  Die  Beilagen  enthalten :  Sonder- 
bestimmungen für  Ärchangel,  mehrere  Formulare  und  die  Gresetze  über 
das  Verfahren  in  Grenzstreitigkeiten  und  in  Eonkurssachen  f&r  die 
baltischen  Provinzen. 


1877.  573  S.  Bd.  II.  SucceBBions  testamentaires.   Droit  des  obligationB.  Modes  de  con- 
Btatation  et  de  preuve  de  droits.    Proprio!^  intellectuelle.    ibid.  1890.   509  S. 

Der  Verfasser  giebt  eine  parallele  DarsteUung  des  russischen,  polnischen  und 
baltischen  Priyatrechts,  die  Rechtssfttze  möglichst  mit  den  Worten  des  Gesetzes  wieder- 
gebend. (Vgl.  in  Beziehung  auf  die  Darstellung  des  baltischen  Rechts  im  I.  Band 
die  Rezension  yon  Prof.  C.  Erdmann  in  der  „Zeitschrift  ftlr  Rechtswissenschsit  her- 
ausgegeben von  der  Juristenfakult&t  der  Universit&t  Dorpat"  Bd.  VII,  2,  S.  113—121.) 

Dr.  G.  E.  Leuthold,  Russische  Rechtskunde.  Systematische  Darstellung  des  in 
Russland  geltenden  Privat-,  Handels*  und  Strafrechts,  sowie  des  Prozesses.  Leipzig 
1889.  876  S.  8^  (giebt  Auszflge  aus  den  betreffenden  Gesetzbüchern).  (Vgl.  dar&ber 
die  Rezension  von  Prof.  Engelmann  in  der  [Dorpater]  Zeitschrift  für  Rechtswissen- 
schaft Bd.  X,  H.  1,  S.  45-67.) 

Französische  üebersetzungen  des  russischen  Civilrechts  (Bd.  X,  Art  1 
bis  2024  des  Swod)  geben: 

Pouch  er,  Code  civil  de  TEmpire  de  Russie  traduit  sur  les  6ditions  officielles 
.  .  et  pr^c6d6e  d*un  aper^u  historique  sur  la  l^gislation  de  la  Russie  .  .  .  Rennes  et 
Paris  1841. 

St.  Joseph  Concordance,  Bd.  ÜI,  p.  278—415.  Paris  1856.  Vgl.  auch  Digeste 
de  TEmpire  de  Russie.    Paris  1835. 

Für  Handels-  und  Wechselrecht  vergleiche: 

V.  Zwingmann,  Russisches  Handelsgesetzbuch  (die  Handelsordnung  des  rassi- 
schen Reichs  nach  der  Ausgabe  von  1887  aus  dem  XI.  Band  des  Kodex  der  Reichs- 
gesetze übersetzt).    Riga  1889. 

F.  V.  Schultz,  Das  Handelsgesetzbuch  des  russischen  Reichs  (Ausgabe  von  1842), 
Obersetzt.    Riga- Leipzig  1851. 

M.  Nachmann,  Russische  Wechselordnung  nach  der  Ausgabe  des  Sswod  sakonow 
vom  Jahre  1857  nebst  deren  Ergänzungen  .  .  .    Petersburg  1879. 

Die  Stellung  der  Ausländer  in  Russland  behandeln: 

Russische  Gesetze  Ausländer  betreffend.    Deutsch  von  Philippi.    Berlin  1841. 

Witte,  Die  Rechtsverhältnisse  der  Ausländer  in  Russland.    Dorpat  1847. 

De  la  posiüon  legale  des  ^trangers  en  Russie.  Extrait  du  coips  des  lois.  Peters- 
burg 1848. 

Handtmann,  Bestimmungen  und  Vorschriften  für  die  dauernd  oder  zeitweilig 
in  Russland  sich  aufhaltenden  Angehörigen  fremder  Staaten.    Riga  u.  Leipzig  1893. 

Vergleiche  femer: 

Geschichtliche  Einleitung  in  das  corpus  juris  des  russischen  Reichs.  Uebersetznng 
aus  dem  Russischen.    Riga  u.  Dorpat  1833. 

Sur  la  16gislation  civile  russe,  im  Journal  du  droit  intern,  privö  1877,  p.  204 — 210. 
Amiaud,  Apercu  des  l^gislations  civiles,  p.  130  f.    Paris  1884. 
Z^ras,  £]tudes  historiques  sur  la  lögislation  russe  ancienne  et  moderne.  Paris  1862. 
J.  Engelmann,  Die  Verjährung  nach  russischem  Privatrecht.    Dorpat  1867. 
A.  Sokolow,  Der  Kaufkontrakt  nach  russischem  Recht.    Dorpat  1853. 
Turner,  Slavisches  FamUienrecht.    Strassburg  1874. 

G.  Steinbaoh,  Die  allgemeine  gesetzliche  Erbfolgeordnung  der  Blutsverwandten 
nach  dem  russischen  Reichsrecht.    Dorpat  1850. 

Vgl.  auch  Annuaires  de  l^gislation  Strengere  seit  1873. 
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3.  Die  Notariatsordnung  Art.  1 — 377.  Fünf  Beilagen  enthalten 
Spezialregeln,  Fonnulare  und  die  Gebührentaxe. 

4.  Die  Strafprozessordnung. 

5.  Die  Regeln  über  die  Organisation  der  Justiz  und  das  gericht- 
liehe Verfahren  in  den  Gebieten,  in  denen  das  Gesetz  über  die  Land- 
hauptleute eingeführt  worden  ist  (zitirt:  Regeln). 


Die  Gesetze  werden  (seit  1863)  in  der  Sammlung  der  Gesetze 
und  Verordnungen  der  Regierung  (Sobranije  usakoneni  i  raspora- 
seni  pravitelstva)  abgedruckt  und  dadurch  publizirt.  Mit  jedem  Jahr 
beginnt  eine  neue  Numerirung. 

Die  Gesetze  werden  ausserdem  abgedruckt  in  der  „Vollständigen 
Gesetzsammlung  des  russischen  Reichs"  (Polnoje  Sobranije  Sa- 
konow  Rossiskoi  Imperii),  welche  von  der  Kodifikationsabtheilung  des 
Reichsraths  herausgegeben  wird.  Der  Abdruck  in  dieser  Sammlung  ist 
nicht  Publikationsmittel.  Die  Gesetze  eines  jeden  Jahres  bilden  einen 
Band,  oft  aus  mehreren  Theilen  bestehend.  Die  Numerirung  beginnt  nach 
längeren  Zeitabschnitten  von  Neuem.  Die  erste  Sammlung  mit  fort- 
laufenden Nummern  enthält  die  Gesetze  vom  Jahre  1649  bis  zum  Tode 
Alexander  I.  Die  zweite  Sammlung  die  Gesetze  Nikolaus  I.  und 
Alexander  IL  Die  dritte  Sammlung  beginnt  mit  den  Gesetzen 
Alexander  m. 

Für  das  Königreich  Polen  sind  die  Gesetze  enthalten  im  Dzien- 
nik  Praw,  Amtsblatt  des  Königreichs  Polen  von  1816  bis  1871.  Seit 
1871  werden  die  Gesetze  in  russischer  Sprache  vom  Senat  in  Petersburg 
in  der  Sobranije  usakoneni  u.  s.  w.  (siehe  oben)  publizirt  und  dann  in 
die  „Vollständige  Gesetzsammlung"  aufgenommen. 

Als  Privatausgabe  erscheint  eine  Sammlung  der  seit  1871  für  Polen 
erlassenen  Gesetze  und  Verordnungen  in  russischer  und  polnischer 
Sprache,  unter  dem  Titel  „Zbior  Praw",  herausgegeben  von  der  „Biblio- 
thek der  Rechtswissenschaft"  in  Warschau. 

Bei  der  Einführung  der  russischen  Gerichtsordnungen  in  den  drei 
baltischen  Provinzen*)  wurde  im  Auftrage  des  Justizministeriums 
von  A.  Gassmann  und  A.  Baron  Nolcken  herausgegeben: 

PoloSenije  preobrasovanija  sudebnoi  ßasti  i  krestjanskich  prisutst- 
vennych  mest  v  pribaltiskich  gubemijach  i  pravila  privedenija  v  deistvije 
s  soobraäenyami.    St.  Petersburg  1889.    2  Bde. 

Diese  Ausgabe  erschien  in  deutscher  Uebersetzung  mit  Geneh- 
migung des  Justizministers,  herausgegeben  von  Baron  A.  Nolcken 
unter  dem  Titel: 


Die  Literatur  des  baltischen  Privatrechts  ist  deutsch.    Das  Hauptwerk  bildet: 
Carl  Er d mann,  System  des  Privatrechts  der  Ostseeprovinzen  Liv-,  Est-  und  Kur- 
land.   4  Bde.    Riga  1889  - 1894.    (I.  AUgemeiner  Theil.    Familienrocht.    II.  Sachen- 
recht.   III.  Erbrecht.    IV.  Obligationenrecht.) 

')  Vgl.  fQr  das  frühere  Verfahren:  v.  Bunge,  Geschichte  des  Gerichtswesens  und 
Gerichtsverfahrens  in  Liv-,  Est-  und  Kurland.    Reval  1874. 
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Die  Verordnungen  über  die  Reorganisation  des  Gerichtswesens  und 
der  Bauernbehörden  in  den  baltischen  Gouvernements  und  die  Regeln 
betreffend  die  Ausführung  der  erwähnten  Verordnung,  mit  Motiven. 
Bd.  I:  Die  Verordnung  über  die  Reorganisation  des  Justizwesens. 
Bd.  n:  1.  Verordnung  über  die  Reorganisation  der  Bauernbehörden. 
2.  Einführungsverordnung.  3.  Notariatsordnung.  4.  Verordnung  über 
das  Konkursverfahren.  Dorpat  und  Riga,  Schnakenburg's  Verlag,  1889. 8®. 

Vgl.  auch  A.  Gassmann,  Gesetze  über  Gerichtsverfahren  und 
Geschäftsführung,  welche  auf  Grund  der  Allerhöchst  am  11.  Oktober 
1868,  28.  Mai  1880  und  3.  Juni  1886  bestätigten  Reichsrathsgutachten 
in  den  gegenwärtigen  Gerichtsbehörden  der  baltischen  Gouvernements 
Gültigkeit  haben.    Mitau  1886. 

Von  den  Gerichtsordnungen  sind  zwei  deutsche  Uebersetzun- 
gen^)  erschienen,  beide  auf  Anordnung  des  Justizministeriums: 

1.  Die  Gerichtsordnungen  vom  20.  November  1864  (übersetzt  von 
Hackel),  St.  Petersburg  1868.  (Eine  Uebersetzung  der  1.  Ausgabe 
der  Prozessordnung.) 

2.  Die  Gerichtsordnungen  vom  20.  November  1864  und  die  in  Er- 
gänzung derselben  erlassenen  allgemeinen  Gesetzesbestimmungen.  St. 
Petersburg  1882.  Uebersetzung  der  2.  Ausgabe  von  1876  enthaltend: 
I. — in.  Die  Gesetze  über  Einführung  der  Friedensgerichte  in  den  balti- 
schen Provinzen  vom  28.  Mai  1880  (NB.  diese  Gesetze  sind  nie  in  Kraft 
getreten).  IV.  u.  V.  Die  Organisation  der  Gerichtsbehörden.  VI.  Die 
Civilprozessordnung.  VII.  Die  Kriminalprozessordnung.  Vin.  Das  Frie- 
densrichter-Strafgesetz. 

Die  Gerichtsordnungen  von  1864  sind  mit  (unvollständigen  Aus- 
zügen aus)  den  Motiven  herausgegeben  von  der  Reichskanzlei  unter 
dem  Titel:  Ssudebnyje  ustavy  s  isloshenijem  rassushdeni  na  koich  oni 
osnowany.    Bd.  I— IV.    St.  Petersburg  1866. 

Zu  erwähnen  sind  noch: 

Die  Friedensrichter-Gesetze  nach  dem  Kodex  der  Reichsgesetze 
übersetzt  von  Max  v.  Oettingen  und  Victor  Zwingmann.  Riga 
1880  u.  1881.  Heft  1.  Die  Verfassung  der  Friedensrichter-Institutionen. 
Heft  2.  Civilprozessordnung.  Heft  3.  Strafprozessordnung.  Heft  4.  Ein- 
führungsgesetz für  die  Ostseeprovinzen  (von  1880)  und  Sachregister. 

Max  und  Heinr.  London,  Sammlung  der  in  den  Ostseeprovinzen 
geltenden  Bestimmungen  des  Civilprozesses,  Nach  der  russischen  Aus- 
gabe übersetzt  und  vervollständigt.  3.  Theil  des  Provinzialrechts  der 
Ostseegouvernements  aus  den  Verordnungen  über  die  Reorganisation 
des  Justizwesens  und  der  Bauernbehörden  in  den  baltischen  Gouverne- 
ments übersetzt.    Riga  1890. 

^)  Die  Gerichtsordnungen  sind  auch  ins  Lettische  und  Estnische  übersetzt 
worden.  Als  aber  unter  Kaiser  Alexander  III.  auf  Veranlassung  des  Justizministers 
Manassein  bestimmt  wurde,  dass  die  deutsche  Sprache,  ebenso  wie  das  Lettische  und 
Estnische  vor  Gericht  als  Verhandlungssprache  nicht  zugelassen  seien,  wurden  diese 
Ausgaben  aus  dem  Verkehr  gezogen. 
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J.  deKapnist,  Code  d ' Organisation  judiciaire  de  TEmpire  de 
Russie  de  1864  (6d.  de  1883  avec  le  Supplement  de  1890)  traduit  et 
annot6  Paris  1893.  ^) 

2.  Gesetz  über  die  Organisation  der  Oeriehte  alter  Ordnung 
und  das  Verfahren.  (Keichsgesetzgebung.  Bd.  XVI.  Th.  2.  Aus- 
gabe von  1892  nebst  Fortsetzung  von  1893.) 

Die  Gerichtsordnung  Kaiser  Alexander  11.  gilt  mit  geringen  Aus- 
nahmen im  europäischen  Russland,  einschliesslich  der  baltischen  Pro- 
vinzen und  des  Königreichs  Polen,  und  im  Kaukasus.  In  Sibirien  be- 
stehen Gerichte  alter  Ordnung;  in  Astrachan,  Orenburg,  Archangel  und 
einigen  Kreisen  von  Wologda  ist  die  Institution  der  Friedensrichter  ein- 
geführt worden,  im  üebrigen  sind  hier  —  mit  einigen  Aenderungen  — 
die  alten  Kollegialgerichte  bei  ihrer  früheren  Organisation  und  dem 
alten  Prozess  belassen  worden.  Diese  reorganisirten  Gerichte  alter 
Formation  sind  später  im  Steppen-Generalgouvernement  und  in  Turkestan 
neu  eingeführt  worden. 

Das  Gesetz  über  die  Organisation  der  Gerichte  etc.  enthält  3  Theile: 

1.  Organisation  der  örtlichen  Gerichte  früherer  Ordnung  (Art.  1 — 817). 

2.  Gesetz  über  das  Verfahren  in  streitigen  Sachen  (Art.  1 — 852).   3.  Ge- 
setz über  das  Verfahren  in  unstreitigen  Sachen  (Art.  1 — 463). 

3.  Die  Organisation  und  das  Verfahren  der  Kommerzgerichte  ist 
enthalten  im  Reichsgesetzbuch  Bd.  XI.  Th.  2.  Ausgabe  von  1893: 
Handelsprozessordnung  Art.  1 — 643  nebst  Formularen. 

Dieser  Band  enthält:  1.  Kreditordnung  (Organisation  der  Kredit- 
anstalten). 2.  Wechselordnung.  3.  Handelsgesetz.  4.  Prozessordnung 
für  Handelssachen.    5.  Konsularstatut.    6.  Gewerbeordnung. 

4.  Die  Organisation  und  das  Verfahren  der  gelstliehen  Gerichte 
wird  geregelt:  für  die  russische  Kirche  durch  das  Reglement  des 
AUerheiligsten  Synod,  erlassen  von  Peter  dem  Grossen  1720,  und 
das  Statut  der  geistlichen  Konsistorien  vom  27.  März  1841.  Die  neueste 
Ausgabe  vom  9.  April  1883  enthält  vielfache  Modifikationen  des  ur- 
sprünglichen Textes. 

Für  die  Evangelisch-lutherische  Kirche  besteht  die  Kirchen- 
ordnung  vom  28.  Dezember  1832  (neueste  Ausgabe  unter  dem  Titel: 
Gesetz  für  die  evangelisch-lutherische  Kirche  in  Russland.  St.  Peters- 
burg 1881.  Alphabetisches  Realregister  von  Hesselbladt.  Moskau 
1892). 

Für  die  Römisch-katholische  und  Armenisch-katholische 
Kirche  gilt  ein  Gesetz  von  1893,  enthalten  in  der  Beilage  zur  Fort- 
setzung des  Reichsgesetzbuchs  von  1893.  Bd.  XI.  Th.  1.  Statuten  der 
fremden  Konfessionen  (russisch). 

5.  Die  Organisation  und  das  Verfahren  der  Wolostgerichte  ist  ent- 
halten  in   der  Bauerordnung   vom    19.  Februar  1861  (R.G.B.  Bd.  IX. 


»)  Vgl.  auch  BuUetin  de  la  Societö  de  legisl.  comp.  1876  p.  506-  519   und   1878 
p.  422—435  (Organisation  des  justices  de  paix). 
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Besondere  Beilage.    Ausgabe  von  1882)   und   in   einigen  weiter  unten 
(S.  581)  zu  erwähnenden  Gesetzen. 

B.   Eassationsentscheidungen. 

Nach  der  Civilprozessordnung  von  1864  sollen  alle  Kassations- 
entscheidungen durch  den  Druck  veröffentlicht  werden.  Die  Entschei- 
dungen eines  Jahres  bilden  einen  Band  mit  besonderer  Numerining. 
Citirt:  K.E.  1871,  1  u.  s.  w.  Die  Publikation  gab  also  ein  vollständiges 
Bild  der  wirklichen  Praxis  des  Senats.  Seit  1877  werden  nur  solche 
Entscheidungen  gedruckt,  die  in  der  Plenarversammlung  des  Eassations- 
departements  gefällt  worden  sind  und  eine  Interpretation  eines  Gesetzes 
enthalten.  Sie  werden  nach  Auswahl  veröffentlicht  und  erschemen 
unter  dem  Titel: 

Entscheidungen  des  Civil -Eassationsdepartements  des  dirigirendea 
Senats  (Reszen\ja  Graidanskavo  Eassazionnavo  Departamenta  Pravitel- 
stvujuszÄavo  Senata).  Jedes  Jahr  erscheint  ein  Band  mit  besonderer 
Numerirung. 

Von  Privatpersonen  sind  systematisch  nach  Materien  gesonderte 
Sammlungen  dieser  Entscheidungen  herausgegeben  worden;^)  die  beste 
Sammlung  ist  von 

Dumaszevski,  Sistematiöeski  svod  reszeni  Eass.  depart.  Senata 
s  podlinnym  textom  reszeni  i  isvleöennymi  is  nich  tesissami.  T.  I. 
GraSdanskoje  pravo  Isd.  3.  St.  Petersburg  1877.  T.  H.  Graädankoje 
sudoproYsvodstvo.  Isd.  2.  St.  Petersburg  1874.  (Entscheidungen  von 
1866 — 1872.  Ein  Ergänzungsband  enthält  die  Entscheidungen  von 
1873 — 1880.)  (Systematische  Sammlung  der  Entscheidungen  des  Civil- 
Eassationsdepartements  des  Senats  mit  dem  Texte  der  Entscheidungen 
und  den  ihnen  entnommenen  Thesen.  Bd.  I.  Privatrecht.  Bd.  n.  Civil- 
prozess.) 

Diese  Sammlung  ist  die  einzige,  wo  der  Text  der  Entscheidungen 
angeführt  wird,  alle  anderen  begnügen  sich  mit  Anführung  von  Thesen, 
die  den  Entscheidungen  entnommen  sind.  Die  wchtigeren  sind  fol- 
gende: für  das  Jahr  1875  von  Goshev.  St.  Petersburg  1877  u.  1878. 
2  Bde.;  für  das  Jahr  1876  von  A.  Enieriem  und  E.  Eowalewski. 
2  Bde.  St.  Petersburg  1878;  für  das  Jahr  1877  von  Borowikowski 
und  Gerhard.  2  Bde.  St.  Petersburg  1879;  für  das  Jahr  1878  von 
Povorinski  und  Schaikewitsch.  2  Bde.  St.  Petersburg  1880;  für 
die  Jahre  1879  und  1880  von  denselben.    2  Bde.  St.  Petersburg  1881. 

Alle  diese  erschienen  unter  dem  Titel:  Sistematifeeski  sbornik  re- 
szeni Graidanskavo  Eass.  Dep.  Senata. 

Ein  Hülfsmittel  bietet: 

Moskalski,  Alphabetisches  Register  der  Fragen  des  (russischen) 
.Privatrechts  und  Civilprozesses,   die  vom  Civüdepartement   des  Senats 


^)  In  den  Entscheidungen  finden  sich  zahlreiche  V^idersprache,  doch  hat  sich  seit 
1875  allmählich  eine  etwas  konstantere  Praxis  herausgehildet. 
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entschieden  sind  in  den  Jahren  1866—1876.  2.  Auflage  1879.  (Alfa- 
vitny  ukasatel  voprossov  graädanskavo  prava  i  ssudoproYsvodstva  ras- 
reszennych  Graid.  Eass.  Dep.  Senata.) 

n.   Idteratnr. 
Kronid  Malyszev,  Kurs  graädanskavo  sudoproisvodstva.     3  Bde. 
St.  Petersburg  1874—1879.    (Kursus  des  Civilprozesses  in  vergleichen- 
der Darstellung,  mit  historischen  Einleitungen.) 

Holmsteen,  Uöebnik  ruskavo  graädanskavo  sudoproisvodstva. 
2.  Aufl.  391  S.  St.  Petersburg  1894.  (Lehrbuch  des  russischen  Civil- 
prozesses.) 

Annenkov,  Opyt  kommentaria  k  ustavu  graädanskavo  sudo- 
proisvodstva. Isd.  2.  6  Bde.  St.  Petersburg  1887  —  1888.  (Versuch 
eines  Kommentars  zur  Civilprozessordnung.)  Umfassender,  aber  sehr  breit 
gehaltener  Kommentar.  Sach-  und  Artikelregister  fehlen.  Da  einzelne 
Artikel  des  Zusammenhangs  wegen  ausser  der  Reihe  behandelt  werden 
mussten,  sind  diese  nur  schwer  aufzufinden. 

Andere  Kommentare  begnügen  sich  damit,  zu  den  einzelnen  Ar- 
tikeln der  Civilprozessordnung  Auszüge  aus  den  sie  erläuternden  Kassa^ 
tionsentscheidungen  des  Senats  anzuführen;  die  besten  sind: 

Borovikovski,  üstav  graidanskavo  sudoproisvodstva  s  rasjasne- 
nijanii.  St.  Petersburg  1894.  (Civilprozessordnung  mit  Erläuterungen 
aus  den  Kassationsentscheidungen.) 

Roszkovski,  üstav  graädanskavo  sudoproisvodstva  s  kommen- 
tariani  i  rasjasnenijami.  Isd.  3.  St.  Petersburg  1892.  (Civilprozessordnung 
mit  Kommentar  und  Erläuterungen  aus  den  Kassationsentscheidungen.) 
I  Sagorovski,  Oöerki  graSdanskavo  sudoproisvodstva  v  novych 
administrativno-sudebnych  i  sudebnych  uöreädenijach.  (Abriss  des  Civil- 
prozesses in  den  neuen  administrativ-gerichtlichen  und  richterlichen  In- 
stitutionen.)   Odessa  1892. 

Savadski,  Ponuditelnoje  ispolnenije  i  uproszCennoje  sudoproYsvod- 
stvo.  Novyje  sakony  i  primeßanija  k  nim.  (Die  Zwangsexekution 
und  das  vereinfachte  Verfahren.)  Die  neuen  Gesetze  mit  sehr  instruk- 
tiven Bemerkungen.    Moskau  1892.     110  S.   8^. 

Th.  V.  Bunge,  Der  baltische  Civilprozess  nach  der  Justizreform 
vom  Jahre  1889.   I.  11.    Reval  1890, 1891.    (Verfahren  in  der  n.  Instanz.) 

Dr.  C.  E.  Leuthold,  Bussische  Rechtskunde.  Systematische  Dar- 
stellung des  in  Russland  geltenden  Privat-,  Handels-  und  Strafrechts, 
sowie  des  Prozesses.  Leipzig  1889.  Vgl.  dazu  die  Kritik  von  Engel- 
mann in  der  Dorpater  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft  X.,  1.  De- 
zember 1889. 

V.  Kupffer,  Die  Gesetze  über  den  Civilprozess  vor  den  Friedens- 
richtern in  den  Ostseeprovinzen.    Dorpat  1882.     187  S.  8^. 

E.  Lehr,  La  nouvelle  Organisation  judiciaire  de  la  Russie  d'aprös 
Poukase  du  26  nov.  1864.    Paris  1875. 

J.  Hasselbladt,  Die  Justizreform  in  Russland.  St.  Petersburg  1876. 
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Ad.  Ossipow,  Die  Thätigkeit  der  Staatsanwaltschaft  im  russi- 
schen Civil  verfahren.    Dorpat  1868. 

Zeitschriften. 

Shurnal  ministerstva  Justizii  (Zeitschrift  des  Justizministeriums). 
12  Hefte  jährlich.    St.  Petersburg  1859—1868.    Neue  Folge  1894  ff. 

Shurnal  graSdanskavo  i  torgovavo  prava  (Zeitschrift  für  Privat- 
und  Handelsrecht).  4:  Hefte  jährlich,  herausgegeben  von  Knieriem 
und  Tuhr.    St.  Petersburg  1871  u.  1872. 

Shurnal  graädanskavo  i  ugolovnavo  prava  (Zeitschrift  flir  Privat- 
und  Strafrecht).  12  Hefte  jährUch.  St.  Petersburg  1873—1893.  Ver- 
wandelte sich  in  das 

Shurnal  juridiczeskavo  obszczestva  (Zeitschrift  der  juristischen  Ge- 
sellschaft).   12  Hefte  jährlich.     St.  Petersburg  1894  ff. 

Sudebny  vestnik  (Gerichtsbote).  Tägliche  Zeitung  1866  —  1876. 
St.  Petersburg.  Zuerst  vom  Justizministeriimi  herausgegeben,  ging  die 
Zeitung  1868  in  Privathände  über,  verwandelte  sich  in  ein  politisches 
Blatt  und  wurde  unterdrückt. 

Juridiczeski  Vestnik  (Juristischer  Bote).  12  Hefte  jährlich,  Moskau 
1867 — 1892.  Organ  der  Moskauer  juristischen  Gesellschaft.  (Wurde 
im  Jahre  1893  unter  die  Censur  gestellt  und  ging  ein). 

§2. 
Geschichtliche  Einleitung. 

Im  alten  russischen  Prozess,  enthalten  im  X.  Kapitel  des  ülosenije 
von  1649,  beherrschte  die  Verhandlungsmaxime  alle  Prozesse  aus 
Forderungssachen  von  Privatpersonen.  In  Sachen,  die  Grundeigen- 
thum  und  das  Interesse  der  Krone  betrafen,  herrschte  das  ünter- 
suchungsprinzip.  Justiz  und  Verwaltung  waren  in  der  Hand  eines  und 
desselben  Administrativbeamten.  Unter  Peter  I.  wurde  bestimmt,  dass 
der  von  ihm  in  russischer  und  deutscher  Sprache  publizirte,  nach 
schwedisch-deutschem  Muster  (offenbar  von  einem  deutschen  Juristen) 
verfasste  „Kriegs-Prozess"  als  Hülfsrecht  auch  bei  Civilprozessen  benutzt 
werden  sollte.  Dadurch  wurde  in  allen  Civilstreitigkeiten  das  ünter- 
suchungprinzip  das  herrschende.  Der  1724  von  Peter  gemachte  Versuch, 
die  Verhandlungsmaxime  wieder  einzuführen,  blieb  resultatlos.  Katha- 
rina n.  organisirte  die  Gerichte  (drei  Instanzen,  abgesehen  vom  Senat) 
getrennt  von  den  Administrativbehörden.  Allein  in  gewissen  Fällen 
hatten  Gouverneure  und  Minister  ihr  Gutachten  zu  geben  und  so  blieb 
die  Beeinflussung  der  Justiz  durch  die  Verwaltung  bestehen.  1832  bei 
der  Abfassung  des  Reichsgesetzbuches  wurde  der  Civilprozess  im  zweiten 
Theil  des  X.  Bandes  kodifizirt.  Das  Verfahren  war  geheim,  schriftlich 
und  vom  Untersuchungsprinzip  beherrscht,  sehr  komplizirt  und  schlep- 
pend. Die  Ausführung  der  Urtheile  lag  in  den  Händen  der  Polizei. 
Schon  unter  Nikolaus  I.  wurde  an  der  Verbesserung  gearbeitet,  jedoch 
zogen  sich  die  Arbeiten  in  die  Länge.  Unter  Kaiser  Alexander  II. 
.wurde,  sofort  nach  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft,  die  Justizreform 
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in  Angriff  genommen.  Im  Jahre  1862  wurden  die  Grundsätze  publi- 
zirt,  nach  denen  die  Gerichtsordnungen  ausgearbeitet  werden  sollten. 
Am  20.  November  1864  wurden  die  neuen  Gerichtsordnungen  bestätigt. 
—  Die  Civilprozessordnung  ist  wesentlich  nach  dem  französischen  Code 
de  proc6dure  civile  gearbeitet,  doch  hat  man  dabei  immer  nur  den  Text 
des  Gesetzes  vor  Augen  gehabt,  ohne  auf  die  jurisprudence,  die  Gerichts- 
praxis einzugehen,  woraus  sich  manche  Mängel  erklären. 

Das  Einführungsgesetz  wurde  am  19.  Oktober  1865  erfassen.  Die 
Einführung  begann  im  Juli  1866  in  Petersburg  und  Moskau  und  den 
zu  diesen  Appellhöfen  gehörigen  Bezirken.  Dann  folgten  die  übrigen 
Theile  des  Reiches,  so  dass  die  Gerichtsordnungen  jetzt  (1896)  im 
ganzen  Kaiserthum  eingeführt  sind,  mit  Ausnahme  von  Sibi- 
rien, Mittelasien,  Turkestan  und  den  Gouvernements  Archan- 
gel, Orenburg  und  Astrachan.  Mit  gewissen  Modifikationen  wurden 
die  Gerichtsordnungen  eingeführt:  im  Kaukasus  durch  Gesetze  vom 
22.  November  1866  und  9.  Dezember  1867,  in  den  neun  westlichen 
Provinzen:  Witebsk,  Wilna,  Kowno,  Grodno,  Minsk,  Mohilew,  Kiew, 
Wolhynien,  Podolien,  durch  Gesetz  vom  23.  Juni  1871,  im  Königreich 
Polen  durch  Gesetz  vom  19.  Februar  1875,  in  den  drei  baltischen 
Provinzen  unter  Alexander  HI.  durch  Gesetz  vom  9.  Juli  1889. 

Im  Jahre  1876  wurden  die  ein  einheitliches  Ganze  bildenden  Gerichts- 
ordnungen von  einander  getrennt  und  verschiedenen  Bänden  des  Reichs- 
gesetzbuchs einverleibt:  das  Gesetz  über  die  Gerichtsorganisation  dem 
n.  Band  (Verfassung  der  Gouvernementsbehörden),  die  Civilprozess- 
ordnung dem  X.  Band  (Privatrecht)  und  die  Kriminalprozessordnung 
dem  XV.  Band.  Alexander  III.  befahl,  die  Gerichtsordnungen  seines 
Vaters  in  ihrer  Einheitlichkeit  wiederherzustellen.  Sie  bilden  jetzt  unter 
dem  Titel  „Gerichtsordnungen  Kaiser  Alexander  n."  den  XVI.  Band 
des  Reichsgesetzbuchs.  Die  Gerichtsordnungen  sind  durch  zahlreiche 
spätere  Gesetze  ergänzt  und  zum  Theil  abgeändert  worden.  Diese  Ge- 
setze im  Einzelnen  anzuführen,  ist  entbehrUch,  weil  in  Russland  neu 
erlassene  Gesetze,  bald  nach  ihrem  Erlass,  in  die  betreffenden  Theile 
des  Gesetzbuchs  so  eingeschoben  werden,  dass  der  Text  der  durch  sie 
abgeänderten,  ergänzten  und  ersetzten  Artikel  in  den  von  Zeit  zu  Zeit 
erschienenen  Fortsetzungen  des  Reichsgesetzbuchs  in  der  erfolgten  Mo- 
difizirung  abgedruckt  wird  und  bei  neuen  Ausgaben  an  die  Stelle  der 
ursprünglichen  Artikel  tritt,  so  dass  die  von  Zeit  zu  Zeit  erscheinenden 
neuen  Ausgaben  der  Gesetzbücher  alle  neuen  Gesetze  in  sich  schliessen. 
Diese  beständige  in  Fluss  befindliche  Kodifikation  trägt  freilich  ein  sehr 
äusserliches  Gepräge. 

Die  einschneidendste  Abänderung  der  Gerichtsordnungen  erfolgte 
durch  das  Gesetz  vom  12.  Juli  (a.  St.)  1889  über  die  Ersetzung  der 
Friedensrichter  in  den  grossrussischen  Gouvernements  jenseits  des  Dnepr 
und  des  Peipus  durch  die  Landhauptleute,  d.  h.  durch  Uebertragung 
des  Friedensrichteramts  auf  Administrativbeamte,  die  ausschliesslich  dem 
Adel  entnommen  werden. 

Leskb  IL  LoBWBHFBLD,  Bechtsverfolgniig.  ]I.  37 
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Die  neueste  Ausgabe  der  „Gerichtsordnungen  Alexander  n."  er- 
schien im  Jahre  1892  und  enthält  alle  bis  zum  31.  Januar  1892  er* 
folgten  Abänderungen  und  Ergänzungen.^) 

§3. 
Prinzipien  des  Civilprozesses. 

C.P.O.  1—13.    Regeln  1—4. 

I.  Gegenstand  der  Verhandlung  auf  dem  Wege  des  Civüpro- 
zesses  können  nur  fällige,  bestrittene,  privatrechtliche  Ansprüche  über 
erworbene  Rechte  sem  (Rechtsstreit  C.P.O.  Art.  1).  Nur  in  den  bal- 
tischen Provinzen  (Livland,  Estland,  Kurland)  gehören  zu  den  Rechts- 
streitigkeiten auch  die  Ansprüche  auf  Anerkennung  eines  Rechts  (Art.  1801). 
Auch  Klagen  gegen  den  Fiskus  (kasnä)  sind  zulässig  (siehe  §  7  S.  590). 
Dagegen  unterliegen  den  Gerichten  nicht  Administrativsachen,  d.  h.  Forde- 
rungen von  Administrativbehörden  und  Administrativbeamten,  denen  das 
Gesetz  den  Charakter  unstreitiger,  keine  Einwendungen  im  kontradik- 
torischen Verfahren  zulassender  Forderungen  zuschreibt.  Solche  Forde- 
derungen  können  nicht  vor  den  Gerichten,  sondern  nur  vor  den  Ver- 
waltungsbehörden angefochten  werden.^) 

Welche  Angelegenheiten  diesen  Charakter  tragen,  ist  in  den  Ge- 
setzen nirgends  erschöpfend  aufgezählt.  Es  gehören  dahin  3)  alle  Sachen 
betreffend:  1)  den  Personen-  und  Familienstand;  2)  die  Ableistung  der 
Wehrpflicht;  3)  den  Militär-  und  Civildienst;  4)  die  Expropriation  von 
Privateigenthum  im  Interesse  des  Staats;  5)  die  Ablösung  des  Bauer- 
landes auf  Grund  des  Gesetzes  von  1861  über  Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft; 6)  die  Beitreibung  von  Staats-,  Landschafts-  und  Gemeindesteuern. 
Zöllen,  Gebühren  und  Strafgeldern  aller  Art;  7)  polizeiliche  Anordnungen 
aUer  Art  wie:  Konzessionirung  von  Fabriken,  Apotheken,  Buchhand- 
lungen, Druckereien,  lithographischen,  photographischen  u.s.  w.  Anstalten, 
Genehmigung  von  Bauten  u.  dergl.;  8)  Massregeln  zur  Sicherstellimg 
der  Volksverpflegung,  Volksgesundheit,  Volksbildung,  ferner  betreffend 
Presse,  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit  u.  dergl.  In  allen  diesen 
und  ähnlichen  Fällen  ist  der  Schutz  der  etwa  verletzten  Rechte  von 
Privatpersonen  nur  auf  dem  Wege  administrativer  Beschwerde  zulässig. 

Wo  hingegen  durch  Nachlässigkeit,  Mangel  an  Umsicht  oder  Säumig- 
keit eines  Beamten  einer  Privatperson  Schaden  und  Nachtheil  zugefügt 
worden  ist,  da  kann  der  Ersatzanspruch  auf  gerichtlichem  Wege  erhoben 
werden  (Art.  1316  ö.)>) 

n.  Verhältniss  des  Civilprozesses  zum  Straf-  und  zum 
kirchenrechtlichen  Prozess. 

*)  Im  Jahre  1894  "wurde  vom  Justizminister  Murawiew  eine  Kommission  zur 
Revision  der  Gerichtsordnungen  berufen  und  beauftragt,  alle  dem  Wesen  derselben 
"widersprechenden  Bestimmungen  zu  beseitigen. 

2)  C.P.O.  1  Anm.  1. 

')  Annenkow,  I.  S.  12—25;  Malyschew,  I.  S.  28-32;  Holmsteen,  S.  49—53. 

*)  Klagen  gegen  Justizbeamte  dürfen  nur  nach  vorläufiger  Genehmigung  der  Ä^ppell- 
hOfe  resp.  des  Senats  erhoben  werden  (Art  1331  ff.). 
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Ueber  civilrechtliche  Ansprüche  entscheidet  das  Civilgericht, 
über  strafrechtliche  das  Strafgericht,  über  kirchenrechtliche  das 
geistliche  Gericht.  Das  Verhältniss  zwischen  diesen  Gerichten  wird  durch 
folgende  Grundsätze  geregelt :  1)  Der  civilrechtliche  Anspruch,  der  sich 
auf  eine  strafrechtlich  oder  kirchenrechtlich  (Gültigkeit  oder  Ungültig- 
keit der  Ehe,  eheliche  Geburt,  Ehescheidung)  zu  beurtheilende  That- 
sache  stützt,  kann  erst  nach  Beurtheilung  derselben  durch  die  Straf- 
bezw.  Kirchenbehörde  angebracht  und,  wenn  jener  Umstand  erst 
während  des  bereits  anhängigen  Civilprozesses  hervortrat,  durchgeführt 
werden.  2)  Die  Entscheidung  des  kirchlichen  oder  Strafgerichts  über  das 
Vorhandensein  oder  Nichtvorhandensein  der  Thatsache  ist  für  das  Civil- 
gericht bindend.  ^)  Hat  jedoch  das  Strafgericht  aus  irgend  einem  Grunde 
über  diese  Thatsache  nicht  geurtheilt  (z.  B.  der  der  Fälschung  Ange- 
klagte ist  freigesprochen  worden,  ohne  Entscheidung,  ob  die  Urkunde 
als  gefälscht  anzusehen  sei),  so  beurtheilt  das  Civilgericht  sie  selbst- 
ständig. Ebenso  wenn  bei  anhängigem  Civilprozess  die  Behauptung  der 
Fälschung  einer  Urkunde  ohne  Hinweis  auf  einen  Thäter  aufgestellt 
wird  (s.  u.  S.  645)  oder  das  Strafgericht  in  Folge  Nichtermittelung  des 
Verdächtigen  oder  Geisteskrankheit  des  Angeklagten  das  Verfahren  nicht 
begonnen  oder  eingestellt  hat.  3)  Wird  nach  Entscheidung  des  Civil- 
anspruchs  das  Strafverfahren  in  Folge  Entdeckung  oder  Gesundung  des 
Beschuldigten  eingeleitet,  so  ist  das  Strafgericht  an  den  Spruch  des 
Civilgerichts  über  die  Thatsache  gebunden; 2)  nicht  aber  wenn  das  Straf- 
verfahren nur  suspendirt  worden  war.  ^)  In  beiden  Fällen  hat  das  Civil- 
gericht über  das  Vorhandensein  rechtsbegründender  Thatsachen  geurtheilt, 
wozu  es  kompetent  war,  und  nach  der  allgemeinen  Regel  ist  sowohl  das 
Civil-  als  auch  das  Strafgericht  jedes  an  die  Entscheidung  des  anderen 
über  Rechtsthatsachen  gebunden.  *)  Die  Folge  einander  widersprechender 
Entscheidungen  von  Civil-  und  Strafgerichten  ist  die  Zulässigkeit  eines 
Gesuches  um  Revision. 

Wo  der  Civilkläger  den  Strafantrag  vertritt  (bei  Antragsverbrechen), 
kann  er  auch  vor  dem  Strafgericht  seinen  Anspruch  auf  Schaden- 
ersatz geltend  machen.  Ebenso  ist  der  Geschädigte,  wenn  der  Straf- 
antrag von  der  Prokuratur  erhoben  wird,  berechtigt,  als  Civilpartei 
seinen  Anspruch  auf  Schadenersatz  vor  dem  Strafgericht  zu  erheben, 
jedoch  unter  der  Voraussetzung,  dass  er  den  Anspruch  vor  Eröffnung 
der  Verhandlung  im  Strafverfahren  anmeldet,  rechtzeitig  vorbringt  und 
vertritt^)  und  der  Angeklagte  verurtheilt  oder  in  Folge  Verjährung,  Ver- 
gleichs unter  Vorbehalt  des  Schadenersatzes,  Amnestie  oder  anderer 
gesetzlicher  Ursachen^)  von  gerichtlicher  Verfolgung  bloss  befreit  wird. 


0  CP.O.  Art.  5,  6,  563,  1338. 

3)  CP.O.  Art.  565. 

^  CP.O.  Art.  6;  Str. P.O.  Art.  29. 

*)  Ebenda  u.  Str. P.O.  Art.  27,  29,  30,  31. 

5)  Str. P.O.  Art  6,  7. 

<^)  Str. P.O.  Art  16,  17,  771. 
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Wird  er  freigesprochen  oder  die  Untersuchung  vor  der  gerichtlichen 
Verhandlung  niedergeschlagen,  so  kann  der  Anspruch  überhaupt  nur 
vor  dem  Civilgericht  erhoben  werden.*) 

ni.  Der  Civilrechtsstreit  kann  nur  vom  ordentlichen 
Richter  oder  dem  gewählten  Schiedsrichter  entschieden  werden. 
Für  die  Entscheidung  jeder  Sache,  mit  Ausnahme  der  Bagatellsachen 
(nicht  über  30  Rubel  an  Werth),  bestehen  zwei  Instanzen.  Die  dritte 
Instanz  ist  nur  Kassationsinstanz  zur  Entscheidung  der  Frage  über 
Verstösse  gegen  das  Gesetz  und  der  Zulässigkeit  der  Revision  rechts- 
kräftiger Urtheile. 

IV.  Die  Parteien  haben  mit  einzelnen  Ausnahmen  (im  Kontu- 
mazial-  und  vereinfachten  Verfahren)  gleichen  Anspruch  auf  Gehör 
und  gleiche  Rechte.  ^^ 

V.  Im  Civilprozess  gilt  die  Verhandlungsmaxime  mit  Ausnahme 
der  Fälle,  in  denen  es  sich  um  den  Familienstand,  Standes-  und  über- 
haupt öffentliche  Rechte,  die  Grenzen  der  Gerichtsbarkeit  und  die  An- 
wendung der  Gesetze  handelt;  hier  tritt  die  Offizialmaxime  ein.  Ab- 
gesehen hiervon,  ist  der  Richter  an  die  Anträge  der  Parteien  gebunden, 
er  darf  den  Prozess  ohne  Antrag  der  Parteien  weder  beginnen,  noch  fort- 
setzen,*) weder,  was  nicht  vorgebracht  wurde,  berücksichtigen,  noch 
über  die  Anträge  hinaus  erkennen.*) 

Im  Besonderen  gilt  der  Grundsatz  iura  novit  curia:  das  für  den 
Fall  massgebende  Recht  muss  der  Richter  anwenden,  unabhängig  davon, 
ob  die  Partei  sich  darauf  berufen  hat  oder  nicht.  Nur  auf  das  örtliche 
Gewohnheitsrecht  muss  sich  die  Partei  direkt  berufen,  eventuell  die 
Existenz  nachweisen,  worüber  jedoch  Regeln  nicht  bestehen.  Auf 
fremdes  Recht,  unter  dessen  Geltung  die  rechtsbegründende  Thatsache 
entstanden  ist,  muss  die  Partei  sich  ausdrücklich  berufen  und  die  Gel- 
tung und  Tragweite  desselben  begründen,  wenn  auch  das  Gericht  ver- 
pflichtet ist,  sich  selbst  davon  Kenntniss  zu  verschaffen  und  direkt 
oder  durch  das  Ministerium  des  Auswärtigen  Auskunft  darüber  einholen 
zu  lassen.^) 

1)  Str. P.O.  Art  18. 

^  CP.O.  Art.  13. 

^  Diese  Gleichberechtigung  yor  Gericht  geniesst  Jeder,  der  sich  auf  russischem 
Territorium  befindet,  er  sei  Inländer  oder  Ausländer.  Bei  dieser  prinzipiellen' Gleich- 
stellung darf  eine  Beschränkung  zu  Ungunsten  eines  Ausländers  nie  präsumirt  werden, 
im  Gegentheil,  zu  präsumiren  ist  stets  die  Gleichberechtigung  und  eine  Ungleichheit 
greift  nur  da  Platz,  wo  sie  ausdrücklich  im  Gesetz  bestimmt  ist.  Die  CP.O.  spricht 
nur  zweimal  von  Ausländem,  indem  sie  das  eine  Mal  bestimmt,  dass  Ausländer  nicht 
vereidete  Rechtsanwälte  werden  dürfen  (§  15),  das  andere  Mal  im  Art.  571  P.  5  (Kaution), 
wo  sie  eine  wirkliche  tief  einschneidende  Beschränkung  der  Ausländer  statuirt  (vgl.  unten 
§  17  S.  612).  Aber  diese  ausdrücklich  gemachten  Ausnahmen  bekräftigen  die  allge- 
meine Kegel  der  sonstigen  Gleichberechtigung  aller  Kechtsuchenden,  einschliesslich 
der  Ausländer. 

*)  CP.O.  367. 

*)  CP.O.  Art.  4. 

^)  CP.O.  707—709.    Auswärtigen  Gerichten  ertheilt  auf  im  diplomati- 
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VI.  Das  Prinzip  der  Mündlichkeit  im  Sinne  der  Unmittelbarkeit 
und  Abkürzung  des  Prozessverfahrens  ist  in  den  Prozessordnungen 
nicht  konsequent  durchgeführt.  Es  sind  nicht  nur  Ausnahmen  gestattet, 
sondern  es  ist  vieMach  aufgegeben. 

Im  Verfahren  vor  den  Frieden sgerichten  beherrscht  das  Prinzip 
der  Mündlichkeit  und  Unmittelbarkeit  die  gesammte  Verhandlung. 

Im  Verfahren  vor  den  allgemeinen  Gerichten  ist  da^  Verfahren 
zur  Vorbereitung  der  mündlichen  Verhandlung  schriftlich  und  bei  der 
UrtheilsfäUung  hat  das  Gericht  das  Urtheil  auf  das  zu  gründen,  was 
schriftlich  oder  mündlich  vorgebracht  ist  (Art.  339).  Die  Praxis 
hält  die  Mündlichkeit  des  Verfahrens  aufrecht. 

Beim  Verfahren  in  der  E.  Instanz  ist  die  Nothwendigkeit  der  münd- 
lichen Verhandlung  und  das  Erscheinen  der  Parteien  aufgegeben,  doch 
kann  eine  mündüche  Verhandlung  stattfinden  und  das  mündlich  Vor- 
gebrachte muss  berücksichtigt  werden. 

Das  Verfahren  vor  dem  Kassationssenat  wird  vom  Prinzip  der 
Schriftlichkeit  beherrscht:  Was  nur  mündlich  vorgebracht  ist,  wird 
nicht  berücksichtigt. 

Das  Prinzip  der  Mündlichkeit  schliesst  selbstverständlich  nicht  aus, 
dass  alle  erheblichen  Verfügungen  des  Gerichts  schriftlich  ausgefertigt 
werden,  dass  bei  den  allgemeinen  Gerichten  Klage,  Sonderbeschwerde, 
Einspruch,  Appellation,  Gesuche  um  Aufhebung  eines  Urtheils  und  gewisse 
Anträge  schriftlich  angebracht  werden  müssen^)  und  dass  über  jede  Ver- 
handlung ein  Protokoll  aufgenommen  wird,  2)  in  welchem  die  Vornahme 
gewisser  Verhandlungen  vermerkt  werden  muss,  widrigenfalls  sie  als 
verletzt  anzusehen  sind.  Wenn  Jemand  sich  auf  Verletzung  anderer 
Bestimmungen  oder  auf  Beeinträchtigung  seiner  Rechte  durch  münd- 
liche Anordnungen  des  Richters  berufen  will,  muss  er  deren  Vermerk 
im  Protokoll  beantragen.  Die  Praxis  des  Senats  in  diesen  Fragen  ist 
schwankend. 

Vn.  Die  Oeffentlichkeit  der  Verhandlung  ist  die  Regel,  die  Be- 
rathung  der  Richter  und  die  Urtheilsfällung  findet  dagegen  stets  geheim 
statt,  ebenso  die  Verhandlung  über  Rekusation  eines  Richters.  Die  Oeffent- 
lichkeit der  Verhandlung  kann  ausgeschlossen  werden,  falls  die  Verhand- 
lung für  Religion,  Sittlichkeit  oder  öffentliche  Ordnung  nachtheilig  wirken 
könnte;  ebenso  wenn  die  Parteien  den  Ausschluss  der  Oeffentlichkeit 
nachsuchen  und  das  Gericht  dem  zustimmt.  3) 

sehen  Wege  gestelltes  Ersuchen  Auskunft  ttber  Bestimmungen  des  russi- 
schen Hechts  das  kaiserliche  Justizministerium  in  St.  Petersburg.  Kussische 
Uebersetzungen  fremdsprachiger  Urkunden  beglaubigt  auf  Ersuchen  yon  Gerichts- 
behörden das  Ministerium  des  Auswärtigen  (R.G.B.  I   Ausg.  v.  1892  Art.  778,  808  f.). 

')  Telegraphisch  können  nur  solche  Anträge  gestellt  werden,  die  auch  mOnd- 
lich  zulässig  wären.  Es  geht  das  hervor  aus  verschiedenen  Eassationsentscheidungen, 
die  telegraphische  Gesuche  um  Verschiebung  eines  Termins  (1870,  575;  1892,  95),  um 
Inhibirung  der  Exekution  (1887,  83)  für  zulässig,  jedoch  Appellation  durch  Telegramm 
für  unzulässig  erklären  (1892,  95). 

^  Org.  d.  Ger.  Art.  164. 

^  C.P.O.  68,  324,  261,  693. 
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Das  Urtheil  wird  stets  öffentlich  verkündigt. 

Nach  den  Regein  über  die  Organisation  der  Landhauptleute  ist  bei 
den  Verhandlungen  vor  denselben  die  Anwesenheit  von  unmündigen 
und  Schülern  nicht  gestattet;  bei  den  Verhandlungen  der  Gouverne- 
mentssessionen ist  die  Oeffentlichkeit  ausgeschlossen.^) 

Vni.  Das  Gericht  fällt  das  ürtheil  mit  Rücksicht  auf  den  ge- 
sammten  Inhalt  der  Verhandlungen  nach  freier  Beweiswürdigung; 
über  deren  Gründe  hat  es  sich  jedoch  Rechenschaft  zu  geben  und  die- 
selben im  ürtheil  anzuführen.  2)  An  feste,  gesetzlich  vorgeschriebene 
Beweisregeln  ist  das  Gericht  nur  gebunden,  wo  die  Civilprozessordnung 
besondere  Vorschriften  ertheilt.^ 

Die  Eventualmaxime  ist  nicht  anerkannt,  nur  die  dilatorischen 
Einreden  müssen  alle  zugleich  vorgebracht  werden.  Das  Vorbringen  von 
Beweismitteln  ist  bis  zum  Schluss  der  Verhandlung  zulässig. 

KAPITEL  I. 

Die  Gerichte. 

§4. 

Abtheilung  L   Gerlchtsorganisation. 

Gerichtsorganisationsgesetz  Art.  1 — 136.    Regeln  I.  1 — 42. 
L  Unabhängigkeit  und  Qualifikation  der  Bichter. 
Die  Gerichtsordnungen  Kaiser  Alexander  11.  haben  das  Prinzip  der 
Unabhängigkeit  der  Richter  zum  Schutze  der  Rechtssicherheit  aufgestellt. 
Demgemäss  bestimmen  dieselben: 

1.  Ein  Urtheil  kann  nur  von  einem  Richter  gefällt  werden  —  also 
Aufhebung  der  Kabinetsjustiz  und  Trennung  der  Justiz  von  der  Ver- 
waltung, wobei  freilich  der  Begriff  der  Administrativsachen  sehr  weit 
gefasst  wurde  (s.  oben  §  3  I.  S.  570). 

2.  Ein  Richter  kann  nur  „durch  Urtheil  und  Recht"  zur  Verant- 
wortung gezogen  werden  —  also  Unabsetzbarkeit  der  Richter. 

3.  Ein  Richter  kann  nur  mit  seiner  Zustimmung  auf  einen  anderen, 
selbst  höheren  Posten  versetzt  werden. 

4.  Zum  Richter  kann  nur  ernannt  werden  ein  russischer  Unter- 
than,  der  das  Alter  von  25  Jahren  überschritten  hat,  im  Vollbesitz  der 
bürgerlichen  Rechte  und  von  untadelhafter  Führung  ist  (eine  Verurthei- 
lung  zu  mehr  als  einem  Jahr  Gefängniss  macht  zum  Richteramt  unfähig), 
und  der  die  theorische  und  praktische  Ausbildung  als  Jurist,  letztere  durch 
fünfjährigen  Dienst  im  Justizfach,  erhalten  hat.  Ausnahmsweise  genügt 
praktische  Ausbildung  allein.  Letztere  Bestimmung,  die  nur  bei  Ein- 
führung der  Justizreform  ihre  Berechtigung  hatte,  ist  auch  für  die 
Folgezeit  aufrecht  erhalten  worden. 


>)  Regeln  2,  135. 

*)  C.P.O.  411,  437,  533. 

3)  S.  u.  §  27. 
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Vom  gewählten  Friedenrichter,  der  als  Einzelrichter  entscheidet, 
auch  keinen  Sekretär,  geschweige  denn  einen  rechtsgelehrten  zur  Seite 
hat,  wird  keine  juristische  Bildung  verlangt,  sondern  Gyranasial- 
bildung  und  ein  gewisses  Vermögen  (Grundbesitz),  i) 

Die  Wahl  verleiht  das  Amt  auf  drei  Jahre.  Ueberall,  wo,  wie  im 
Kaukasus,  in  den  neun  westlichen  Gouvernements,  im  Königreich  Polen, 
in  Archangel,  Astrachan,  Orenburg,  in  Livland,  Kurland  und  Estland, 
der  Friedensrichter  vom  Justizminister  ernannt  wird,  muss  er  die  Quali- 
fikation für  das  Justizamt  besitzen.^ 

XL   Gliedemng  der^Gerichte. 

Die  Gerichte  sind  allgemeine  Gerichte  oder  besondere  Gerichte. 

Die  allgemeinen  Gerichte  üben  die  Gerichtsbarkeit  in  allen  ihnen 
nicht  ausdrücklich  entzogenen  Sachen  über  Jedermann  aus.  Es  sind: 
Friedensgerichte  (resp.  Landhauptleute,  Stadtrichter,  Kreisglieder  dos 
Bezirksgerichts),  Bezirksgerichte,  Appellhöfe  (im  Russischen  „Gerichts- 
höfe*^  schlechtweg  genannt)  und  das  Kassationsdepartement  des  dirigi- 
renden  Senats. 

Die  besonderen  Gerichte:  Kommerz-,  geistliche  und  Wolo.stgerichte, 
bestehen  auf  Grund  besonderer  Gesetze,  haben  ihre  besonderen  Prozess- 
ordnungen,  wenden  jedes  ein  besonderes  Recht  an  und  sind  daher  von 
den  allgemeinen  Gerichten  völlig  getrennt.  Die  zweite  Instanz  für  die 
Kommerzgerichte  ist  das  IV.  (alte)  Departement  des  Senats,  für  die 
Bauemgenchte  sind  es  die  Kreis-  und  Gonvemementssessionen, 


0  EngelmmBB,  Staatsrecht  des  Kaiserthnms  Russkad.    §§  111--113.    8.  158  bij» 
160,  162  u.  163. 

")  Die  JustirrKonn  im  Kaukasus  (1867j  and  in  den  neun  weslüchen  Proviiizen  (\Ki\f 
beschränkte  die  Urabsetzbarkeit  der  vom  Ju5ti3riinii'*''r  emzefetz»>»n  Friedens- 
richter (Engeljnaac,  Staatsrecht  des  Kais^rtLums  Russiani  Leipzig  18%lf.  H.  214. 2ii4, 
Kaukasus:  Ger.Orz.  Art.  438.  440.  44L  454.  ArcLan^el:  ib.  Beilage  zu  Art.  12  K  2 
u.  5.  Westliche  Prxninzai  AstruiLan  u-  Orenlurg:  Beila;?e  zu  Art.  40)  ui*d  die  J':>,t;7^ 
reform  in  Polen  '1&75<  und  in  d^n  laitifchen  Prorlnzes  9.  Juü  l'y:'^  V/u  feie  ir<a*zjj^h 
auf  (Ger.Or^  ArL  oVL  560 — 5^3.  l^rrl .  I/ös  Ge:^tt  Cver  die  L-jiiLCla..^:-^  At  rccü  12.  Juii 
1889  (HL  Tülle  Ges-SainisL  Xo.  ClyS  teselt^zte  a-sis^^rdes  f*:r  das  Liz-d  Iid  Oejrei.- 
satz  za  den  St&dien  dieTrecsui.?  d^r  Jibiiz  tc:;  der  V^rvaiiuLg.  i^deto  «a  da« 
Richteraait  den  rom  W.'st^  öe^  Imkeren  a:ir^.iI>e->l:':L  a*^  den;  ixu  KreiM;  axt^e' 
sesseoen  Adel  zu  emenz^enien  x-^i^' >i;^t  c-  ^ 'r^-As. t>*i  des;  JL3ii.di.^'j;^:.e..t/es.  to^rUx,(. 
Mass  wegiflB  Maiigel  aa  EasdliLoez  de$  ^r::zAxi^»si^bb*n,*fL  Or^*,s^L  Ade^j  ein  5ici,v 
angesoeacncr  rmirTit  irtrcei,  «<•  "vird  t^x  ira  e-i.  i.:i.erw  lyi<C'^;.>/n-d  Ter<>-i.^.  S  .r 
aosnalmisveise  kernen  XicLiaii^  enaocLi  irerö^nL.  m.-  ii.  des  Oouveii*ec:.<r:.U  A^t/-^ 
Cham  Waika,  Oioneiz.  Perm,  dit  kfcii*^  Ace-1  i#et;ti<fL.  la  <ieiL  ^t^Cw«  i*t  *le  7reL;.j;./ 
der  Justiz  toh  der  Venri^nx  »iain»'-Li  en-iw^ei.  ▼orG«^  ai^er  der  roia  J?-«*v.z:i,j:>v 
zu  eriienuemde  StAdtricl«eB'  rJi  Qi.£.Liliiti<7L  zul  JunJr^.at  ic^^^La  ^i>^v>  «le  de; 
T  .•«*ii|y ^p jit.fti*w  jasf  adsatrdfir&sjT^riL  V.'ef»  TerMfizt  ixd  erUkSfi^i  »*rrdeL  'Jie.'*.v^«rHrta> 
bach^  Ausgabe  Toa  lKf2L  Bo.  ü-  x>e«)iiüert:  Belia^e  roriM^zu^j^  »oa  l'^^i  iii  •  Art  ^ 
bis  10  Bd-XVLV.  1 — ll ,  I'.iz:;«l.iArB*.nJ«L  cl*-w:j*-^«i  C-e  .^'-«.^•.-*'.;-*'er  Ci^'*6*^ 
nur  ,»na<^  Urtheäl  aad  Bau.;". 

Die  G«öüii*ordL'iz^*x   eciti^-'-tx   keii*  Benii-LL-tx^   t^er  d*  K'^ife «»--•-    0*=' 
Richter.    Jx^den  verÄes  j^iw^L  ihll^i  zl  xlix:«»  «iriiT."^ 
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1.  Allgemeine  Gerichte. 
Die  allgemeinen  Gerichte  zerfallen  in  zwei  von  einander  völlig  ge- 
trennte Gruppen  von  je  zwei  Instanzen,  die  auf  demselben  Gebiete 
dasselbe  Recht  anzuwenden  haben,  —  eine  eigenthümliche  Trennung  der 
Justiz  in  minderwerthigen  Sachen  von  der  Justiz  in  Sachen  höheren 
Streitwerthes.  Die  einzige  Verbindung  zwischen  beiden  Gruppen  besteht 
in  gemeinsamer  Unterordnung  unter  die  Aufsicht  des  Justizministers 
und  des  Senats.  Nur  in  Transkaukasien  findet  eine  solche  Trennung 
der  Justiz  nicht  statt,  ebenso  wenig  da,   wo   noch   die   alten   Gerichte 

bestehen. 

a)  Die  FiieilentQeriohte. 

Jeder  Kreis  (ujesd)  bildet  einen  Friedensgerichtsbezirk  (mirovoi 
okrug).^)  Jeder  Bezirk  zerfällt  in  zwei  bis  sieben  Distrikte.  In  jedem 
Distrikt  bildet  ein  Distriktsfriedensrichter  (uczastkovy  mirowoi  sudja) 
die  erste  Instanz  in  Civil-  und  Strafsachen.  Ausserdem  bestehen  Er- 
gänzungs-  (dobavoczny  m.  s.)  und|Ehrenfriedensrichter  (poczotny  m.  s.). 
Die  Ehrenfriedensrichter  konkurriren  mit  den  Distriktsfriedensrichtern: 
sie  haben  die  Entscheidung  solcher  Sachen,  in  denen  sich  beide  Par- 
teien an  sie  wenden. 

Die  zweite  Instanz  bildet  die  Friedensrichterversammlung 
(mirovoi  sjesd).  Sie  ist  keine  ständige  Behörde,  sondern  tritt  zu  ge- 
wissen Terminen  zusammen,  da  sie  aus  sämmtüchen  (Distrikts-,  Er- 
gänzungs-  und  Ehren-)  Friedensrichtern  des  Kreises  oder  der  Stadt  be- 
steht. In  grösseren  Städten  schliessen  sich  die  Termine  ohne  Intervalle  an 
einander,  so  dass  die  Friedensrichterversaramlung  beständig  tagt.  Sie  kann 
sich  in  Abtheilungen  konstituiren ;  drei  Richter  sind  beschlussfähig;  die 
Glieder  wechseln  der  Reihe  nach.  Die  gewählten  Friedensrichter  wählen 
ihren  Präsidenten  aus  ihrer  Mitte.  In  den  neun  westlichen  Gouvernements, 
in  Astrachan,  in  Orenburg,  in  Stawropol,  in  den  Gebieten  des  Kuban, 
des  schwarzen  Meeres  und  des  Terek  werden  die  Präsidenten  vom  Justiz- 
minister  aus  den  Friedensrichtern  ernannt.  In  Archangel,  wo  es  keine 
Ehrenfriedensrichter  giebt  und  die  Distrikts-  und  Ergänzungsfriedens- 
richter vom  Justizminister  ernannt  werden,  bildet  der  dortige  Gerichts- 
hof erster  Instanz  die  Appellationsinstanz  für  die  Friedensrichter.  In 
Polen  und  den  baltischen  Provinzen  wird  ein  besonderer  Präsident 
der  Friedensrichterversammlung  ernannt,  der  nicht  Friedensrichter  ist, 
sondern  nur  die  allgemeine  Leitung,  und  in  den  baltischen  Provinzen 
auch  die  Entscheidung  in  Hypothekensachen  hat. 

b)  Landhauptlente,  Stadtriobter,  Kreisglieder  der  Beziricsgericlite. 

Im  eigentlichen  Grossrussland,  wo  die  Landschaftsversammlungen 
nach  dem  Gesetz  vom  1.  Januar  1864:  eine  umfassende  Selbstverwaltung 
ausübten,  hatten  diese  die  Wahl  der  Friedensrichter:  alle  drei  Jahre  konnte 
durch  Neuwahl  das  gesammte  Personal  erneuert  werden.    In   den  Mo- 

*)  Nur  in  Witebsk  und  Mohilew  bilden  je  zwei  Kreise  den  Bezirk  eines  Friedens- 
gerichts und  in  Polen  zerfällt  jedes  Gouvernement  in  zwei  Bezirke. 
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tiven  der  Gerichtsordnungen  war  dieses  Hecht  direkt  als  eine  Kontrolle 
der  „Gesellschaft"  über  die  Friedensrichter  bezeichnet  worden.  In  diesen 
Gouvernements,  dem  Sitze  des  grossrussischen  Stammes,  ist  das  Friedens- 
richterinstitut mit  geringen,  gleich  zu  erwähnenden  Ausnahmen  be- 
seitigt und  auf  dem  Lande  durch  Administrativbeamte  des  Ministers 
des  Inneren,  in  den  Städten  durch  Richter  ersetzt,  die  vom  Justiz- 
minister abhängen.  Gewählte  Friedensrichter  gieht  es  jetzt  nur  noch 
in  einigen  grösseren  Städten  und  im  Gebiete  der  donischen  Kosaken,  i) 

Die  Friedensrichter  blieben  femer  überall  bestehen,  wo  sie  vom 
Justizminister  ernannt  werden  (s.  oben  S.  575). 

In  den  grossrussischen  Gouvernements  wurden  sie  ersetzt:  a)  für 
geringere  Sachen  auf  dem  Lande  durch  die  Landhauptleute,  in 
den  Städten,  mit  Ausnahme  der  ganz  kleinen,  die  in  dieser  Beziehung 
dem  Lande  gleichgestellt  werden,  durch  die  Stadtrichter, 2)  und 
b)  für  wichtigere  Sachen  in  Stadt  und  Land  des  ganzen  Kreises 
durch  die  Kreisglieder  der  Bezirksgerichte.^*) 

Die  zweite  Instanz  für  die  von  den  Landhauptleuten  und  Stadt- 
richtem  entschiedenen  Sachen  bilden  die  Kreis  Versammlungen  (üjesdny 
sjesd),  welche  unter  dem  Vorsitze  des  Kreismarschalls  (wo  es  keine 
Adelsversammlungen  und  Kreismarschälle  giebt,  eines  besonderen  Prä- 
sidenten) tagen  und  deren  Mitglieder  das  Kreisglied  des  Bezirksgerichts 

^)  Die  Einrichtung  der  Wahl  der  Friedensrichter  besteht  noch:  1)  in  neun  Städten 
(St.  Petersburg,  Moskau,  Nischnij  Nowgorod,  Kasan,  Saratow,  Odessa,  Eischinew,  Samara, 
Charkow)  und  deren  nächster  Umgebung,  für  diese  Städte  werden  die  Friedensrichter  von 
den  Stadtverordnetenversammlungen  (Duma)  gewählt;  2)  im  Gebiete  der  donischen 
Kosaken,  wo  sie  durch  eine  besondere  Delegation  gewählt  werden.  Im  Jahre  1894  gab 
es  143  Friedensrichter  nach  Wahl  und  17  Friedensrichterversammlungen. 

^  Im  Jahre  1894  gab  es  deren  378. 

^  Im  Jahre  1894  gab  es  348. 

*)  Die  Friedensrichter  sind  in  folgenden  Gouvernements  durch  die  Landhaupt- 
leute und  Stadtrichter  (Gesetz  vom  12.  Juli  1889)  ersetzt:  Gouvernements: 
Astrachan  (ausgenommen  die  Stadt  Astrachan),  Bessarabien  (ausgenommen  die  Stadt 
Kischenew),  Wologda  (Ejeise  Wologda,  Wels,  Griazow,  Kadnikov,  Totma),  Woronei, 
W^iatka,  Ekaterinoslaw,  Kasan  (ausgenommen  die  Stadt  Kasan),  Kaluga  Kostroma, 
Kursk,  Moskau  (ausgenommen  die  Stadt  Moskau),  Nischni  Nowgorod  (ausgenommen  die 
Stadt  Nischni  Nowgorod),  Nowogorod,  Oloneck,  Orenburg,  Pensa,  Perm,  Poltawa,  Pskow, 
Räsan,  Samara,  St.  Petersburg  (ausgenommen  die  Stadt  St.  Petersburg  und  der  Kreis 
St.  Petersburg),  Saratow  (ausgenommen  die  Stadt  Saratow),  Simbirsk,  Smolensk,  Sta- 
wTopol,  Taurien,  Tambow,  Twer,  Ufa,  Charkow  (ausgenommen  die  Stadt  Charkow), 
Cherson,  Tchemigow,  Jaroslaw. 

Gewählte  Friedensrichter  fungiren  in  den  Städten:  St.  Petersburg  (Stadt  und 
Kreis),  Moskau,  Kasan,  Kischenew,  Nischnij  Nowgorod,  Odessa«  Samara,  Charkow,  Sa- 
ratow und  in  dem  Don-Gebiet. 

Vom  Justizminister  ernannte  Friedensrichter  fungiren  in  neun  West-Gouverne- 
ments (Kowno,  Wilna,  Grodnow,  Minsk,  Witebsk,  Mohilew,  Wolynien,  Kiew,  PodoHen), 
in  drei  Ostseegouvemements  (Estland,  Livland,  Kurland),  in  Archangelsk,  in  der  Stadt 
Astrachan,  im  Kaukasus,  Turkestan,  Semipalatinsk  und  Siemirietschinsk.  In  diesen 
Goavemements  bestehen  119  Friedensrichterversammlungen. 

In  Polen  werden  die  Friedensrichter  (in  den  Städten)  vom  Justizminister  er- 
nannt und  die  Gemeinderichter  sowie  auch  die  Assessoren  der  Gemeindegerichte 
(Lawnik)  gewählt. 
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und  die  Ehrenfriedensrichter,  Stadtrichter  und  Landhauptleute  sind.  Die 
Ehrenfriedensrichter  und  Landhauptleute  nehmen  an  den  Kreisversamm- 
lungen  nach  vereinbarter  Heihenfolge  Theil. 

Die  zweite  Instanz  für  die  Kreisgüeder  der  Bezirksgerichte  bilden 
diese  letzteren,  wobei  sie  nach  den  Bestimmungen  für  die  Friedens- 
richterversammlungen zu  verfahren  haben. 

Die  Kassationsinstanz  in  Sachen,  die  von  den  Kreisversammlungen 
entschieden  sind,  bildet  die  Gouvernementssession.  Dieselbe  tagt 
unter  Vorsitz  des  Gouverneurs  und  besteht  aus  dem  Gouvernements- Adels- 
marschall, dem  Vizegouverneur,  dem  Prokureur  des  Bezirksgerichts  oder 
Gerichts  älterer  Formation  und  zwei  beständigen  (aus  dem  örtlichen 
Adel  nach  Wahl  des  Gouverneurs  und  Gouvernements-Adelsmarschalls 
auf  Vorstellung  des  Ministers,  des  Inneren  durch  den  Kaiser  ernannten) 
Gliedern;  in  Civilsachen,  die  in  der  Kreisversammlung  entschieden 
sind,  tagen  sie  unter  dem  Vorsitz  des  Präsidenten  des  örtlichen  Bezirks- 
gerichts oder  des  Gerichts  alter  Formation.  Der  Prokureur  nimmt  in 
Justizsachen  nicht  Theil  an  der  Entscheidung,  hat  aber  in  jeder  Sache 
sein  Gutachten  abzugeben. 

Bemerkt  der  Justizminister,  in  Folge  erhaltener  Kunde,  im  Ver- 
fahren oder  der  Entscheidung  einer  Gouvemementssession  eine  offen- 
bare Abweichung  vom  wahren  Sinn  des  Gesetzes,  so  bringt  er,  nach 
Verhandlung  mit  dem  Minister  des  Inneren,  die  Sache  an  die  vereinigte 
Session  des  ersten  und  Civil-Kassationsdepartements  zur  Feststellung  der 
richtigen  gleichmässigen  Anwendung  des  Gesetzes  und  Wiederherstellung 
der  verletzten  Ordnung.^) 

c)  Bezirksgerichte,  AppelIhSfe  und  Senat 

Die  Bezirksgerichte  (Okrusnoi  sud)  sind  meist  für  je  ein  Gouverne- 
ment errichtet.  Hin  und  wieder  befinden  sich  zwei  in  einem  Gouvernement. 
Sie  bestehen  aus  einer  bis  acht,  meist  aus  zwei  bis  drei  Abtheilungen, 
Im  europäischen  Russland,  in  Polen  und  im  Kaukasus  sind  87  Bezirks- 
gerichte.   Nach    europäischen  Begriffen   haben   sie  ungeheure  Bezirke. 

Die  zweite  Instanz  bilden  die  Appellhöfe  (Sudebnaja  Palata),  zehn 
an  der  Zahl:  in  Petersburg,  Moskau,  Kasan,  Saratow,  Charkow,  Odessa, 
Kiew,  Wilna,  Warschau  und  Tiflis.  Sie  bestehen  aus  je  zwei  Departe- 
ments für  Civil-  und  je  einem  für  Strafsachen.  In  Petersburg  und 
Warschau  bestehen  sie  aus  je  drei  Departements  für  Civilsachen  (in  Peters- 
burg eines  für  die  baltischen  Provinzen)  und  zwei  für  Strafsachen. 

Das  Civil-Kassationsdepartement  des  Senats  ist  Kassationsinstanz 
für  Appellhöfe ,  Friedensrichterversammlungen  und  Gouvernements- 
sessionen. 

d)  Gerichte  alter  Ordnung. 

Die  Gerichte  alter  Formation  sind: 

Die  Gerichtshöfe  für  Civil-  und  Strafsachen   (Palata  grasdanskavo 


^)  R.G.B.  IX.    Besondere  Beüage  UV.    Art.  130  Anm.  (Fortsetzung  von  1890). 
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i  ugolovnavo  suda)  in  Astrachan,  Orenburg  und  Archangel.  Sie  ver- 
handeln in  erster  Instanz  alle  Sachen,  welche  die  Kompetenz  der 
Friedensrichter  überschreiten,  alle  Grenzvermessungssachen  und  die  Kor- 
roboration  von  Urkunden.  In  Archangel  bildet  der  Gerichtshof  die 
zweite  Instanz  der  Friedensgerichte,  während  in  Astrachan  und  Oren- 
burg Friedensrichterversammlungen  bestehen. 

In  Sibirien  bestehen  vier  Gouvernementsgerichte  als  zweite  Instanz 
in  Tobolsk,  Tomsk,  Irkutzk  und  Jeniseisk;  und  in  den  Bezirken  (Okrüga 
=  Kreisen  der  Gouvernements)  und  clen  selbstständigen  Gebieten  (Oblasti) 
in  Jakutsk,  Tschita,  Blagowescensk,  Chabarovka  und  Wladiwostok  Be- 
zirksgerichte (okruäny  sud)  als  Gerichte  erster  Instanz.  Die  dritte 
Instanz  bilden  die  alten  Departements  des  Senats.  Diese  Gerichte  ver- 
fahren nach  der  alten  Prozessordnung. 

In  Turkestan  und  im  Steppen-Generalgouvernement  (dem  ehemaligen 
Gebiet  der  Kirghisen)  i)  bestehen  Friedensrichter,  wie  im  Kaukasus,  und 
Gebietsgerichte  (Oblastny  sud)  als  Appellationsinstanz  flir  die  Friedens- 
richter und  als  erste  Instanz  in  wichtigeren  Sachen,  für  welche  letzteren 
die  alten  Departements  des  Senats  die  zweite  Instanz  bilden. 

Die  Friedensrichter  verfahren  nach  der  neuen  Prozessordnung  mit 
gewissen  Modifikationen;  die  Gebietsgerichte  nach  der  alten  Prozess- 
ordnuüg,  jedoch  bei  Appellationen  gegen  Urtheile  der  Friedensrichter 
nach  der  neuen  Prozessordnung.  Da  bei  solch  einem  künstlichen 
Wechsel  in  der  Form  des  Verfahrens  Verstösse  gegen  das  Gesetz  fast 
unvermeidlich  sind,  so  ist  dagegen  ein  höchst  einfaches  Auskunftsmittel 
ergriffen  worden:  Kassationsgesuche  sind  nicht  zulässig,  sondern  nur 
Kevisionsgesuche  nach  der  neuen  Prozessordnung.  Diese  gehen  an  die 
alten  Senatsdepartements.  Bei  Aufhebung  des  Urtheils  geht  die  Sache 
an  dasselbe  Gericht  zur  Fällung  eines  neuen  Urtheils.  Exekution  er- 
folgt nach  der  alten  Prozessordnung. 

Die  Friedensrichter  und  Gebietsgerichte  entscheiden  1)  alle  Streitig- 
keiten, in  denen  Nichteingeborene  (d,  h.  Russen  und  überhaupt  Europäer) 
Kläger  oder  Beklagte  sind,  2)  dieselben  Streitigkeiten  zwischen  Ein- 
geborenen (d.  h.  Asiaten)  verschiedener  Stämme,  die  eigene  Gerichte 
haben,  3)  Klagen  aus  Urkunden,  die  nach  russischem  Becht  abge- 
fasst  sind. 

Die  Streitigkeiten  der  Eingeborenen  desselben  Stamms  unter  ein- 
ander (tusemzy)  werden  von  ihren  Stammesgerichten  entschieden.  Aehn- 
Uche  Gerichte  bestehen  bei  den  Eingeborenen  (inordzy)  in  Astrachan, 
Stewropol  und  Sibirien. 

2.   Besondere  Gerichte. 
Die  besonderen  Gerichte  sind: 

a)  Die  Kommerzgerlchte 
in   Petersburg,  Moskau,  Archangel  -und  Odessa   für   diese   Städte   und 
ihren  Kreis,  in  Taganrog  für  das  Gebiet   der   ehemaligen   Stadthaupt- 

^)  Engelmann«  Staatsrecht  des  Eaiserthnms  Rassland.    S.  205  u.  209. 
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mannschaft  Taganrog  (die  Städte  Mariupol,  Nachitschewan,  Rostow  und 
Berdänsk  und  deren  nächste  Umgebung),  in  Kertsch  für  alle  Städte  der 
Halbinsel  Krim,  in  Kischenew  für  alle  Städte  Bessarabiens. 

Die  Kommerzgerichte  bestehen  aus  Juristen  (Präsident,  Vizepräsi- 
dent und  ein  oder  mehrere  Käthe)  und  Kaufleuten  (Käthe);  die  Käthe 
aus  den  Kaufleuten  werden  sämmtlich  von  den  Kaufmannschaften  der 
betreffenden  Städte  gewählt;  die  Präsidenten,  Vizepräsidenten  und  juri- 
stischen Käthe  werden  in  Petersburg,  Moskau  und  Odessa  gleichfalls 
von  der  Kaufmannschaft  aus  dem  Kreise  der  Juristen  gewählt,  in  an- 
deren Kommerzgerichten  werden  nur  die  Präsidenten  von  der  Kauf- 
mannschaft gewählt,  die  Vizepräsidenten  und  juristischen  Käthe,  in 
Archangel  auch  der  Präsident,  vom  Justizminister  ernannt.^) 

Die  von  der  Kegierung  ernannten  Mitglieder  haben  ihr  Amt  auf  un- 
bestimmte Zeit,  sind  aber  nicht  „unabsetzbar";  die  von  der  Kaufinann- 
schaft  erwählten  erhalten  das  Amt  aut  vier  bis  sechs  Jahre.  An  der  Wahl 
nehmen  in  Petersburg,  Moskau  und  Archangel  auch  die  ausländischen 
Kaufleute  Theil,  in  Archangel  sind  diese  auch  wählbar.  In  Petersburg, 
Moskau  und  Archangel  werden  die  Käthe  aus  der  Kaufmannschaft  auf 
drei  Jahre,  in  den  übrigen  Städten  auf  zwei  Jahre  gewählt.  Bei  der 
Wahl  dieser  Kichter  werden  zugleich  auch  „Kandidaten"  flir  die  Stell- 
vertretung gewählt.  2) 

Wo  keine  Kommerzgerichte  bestehen,  d.  h.  in  der  weitaus  über- 
wiegenden Anzahl  der  Städte,  werden  die  Streitigkeiten  in  Handels- 
sachen von  den  Friedens-  oder  Stadtrichtem,  den  Kreisgliedern  der 
Bezirksgerichte  oder  den  Bezirksgerichten  nach  der  allgemeinen  Prozess- 
ordnung verhandelt  und  entschieden.  5) 

b)  Die  geistlichen  Gerichte  (Duchovny  eud). 

In  der  russisch-rechtgläubigen  Kirche  bildet  die  erste  Instanz 
das  Konsistorium  der  Eparchie,  dessen  Urtheile  der  Bestätigung  des 
Bischofs  unterliegen,  der  befugt  ist,  die  Sache  auch  gegen  die  einstimmige 
Meinung  des  Konsistoriums  zu  entscheiden.*)  Die  zweite  und  letzte 
Instanz  bildet  der  Heiligste  Synod. 

In  der  römisch-katholischen  Kirche  Kusslands  bildet  die 
erste  Instanz  der  Eparchialbischof  und  sein  Konsistorium,  die  zweite 
der  Erzbischof-Metropolit  und  sein  Konsistorium,  und  wo  dieses  in  erster 
Instanz  geurtheilt  hat,  ein  vorher  vom  Papst  bezeichnetes  benachbartes 
Konsistorium.^).    Wenn  die  Urtheile   verschieden  sind,  sowie  im  FaUe 


»)  H.P.O.  Art.  1,  2.  7—14,  17—19,  21. 

^  H.P.O.  Art.  1,  2,  7—14,  17—19,  21. 

3)  C.P.O.  28. 

*)  Statut  der  geistlichen  Konsistorien.   St.  Petersburg  1883.    Art.  328—330,  334. 

^)  An  die  zweite  Instanz  gehen  Ehesachen  ex  officio,  ohne  AppeUation  und  Be- 
schwerde. Sind  die  Urtheile  gleichlautend  und  wird  keine  Unzufriedenheit  verlaatbart. 
so  ist  das  Urtheil  allendlich. 
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einer  Appellation,  Beschwerde  oder  eines  Protestes,  so  geht  die  Sache 
zur  Entscheidung  an  die  Römische  Kurie.  ^) 

Für  die  armenischen  Katholiken  ist  erste  Instanz  in  Ehesachen 
die  geistliche  Verwaltung  in  Tiflis,  die  zweite  der  Bischof  von  Tiraspol 
und  sein  Konsistorium.  2) 

In  der  evangelisch-lutherischen  Kirche  Russlands  bilden  die 
Gerichte  erster  Instanz  die  Provinzialkonsistorien,  die  zweite  Instanz  das 
Generalkonsistorium . 

In  der  evangelisch-reformirten  Kirche  in  den  westlichen  Gou- 
vernements ist  erste  Instanz  das  Wilnasche  evangelisch-reformirte  Kolle- 
gium; in  den  übrigen  Theilen  des  Reichs  sind  es  die  evangelisch-luthe- 
rischen Konsistorien,  in  denen  die  reformirten  Sessionen  in  der  Weise  ge- 
bildet werden,  dass  an  Stelle  der  evangelisch-lutherischen  geistlichen 
Räthe  ein  oder  zwei  reformirte  Prediger  treten.') 

Beschwerden  über  das  Generalkonsistorium  werden  an  den  Senat 
(IV.  Departement)  gerichtet.  In  Ehescheidimgssachen  geht  an  den 
Senat  nur  die  Nichtigkeitsbeschwerde,  da  über  die  Scheidung  der  Ehe 
das  Generalkonsistorium  allendlich  entscheidet.  Die  Konsistorien  der 
„Kirche  evangelisch-augsburgischer  Konfession"  und  der  evangelisch- 
reformirten  Kirche  des  Königreichs  Polen  in  Warschau  entscheiden 
Ehesachen  allendlich  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  16.  März  1836 
(Dziennik  Praw.  T.  XVTQ.  S.  56)  nach  den  Bestimmungen  des  fran- 
zösischen Code  de  proc6dure  civile..*) 

0)  Die  Wolostgerlohte. 

Die  Wolostgerichte  sind  in  den  verschiedenen  Landestheilen  wie 
Grossrussland,  westliche  Provinzen,  Polen,  baltische  Provinzen,  Kau- 
kasus, Sibirien  verschieden  organisirt,  überall  werden  sie  durch  Wahl 
der  Wolostgemeinden  besetzt.^) 

Die  Wolostgerichte  sind  Standesgerichte  und  zuständig  nur  zur 
Entscheidung  von  Streitigkeiten   zwischen  Bauern. 

In  Polen  wurden  die  Wolostgerichte  gelegentlich  der  Agrarreform 
durch  Gesetz  vom  19.  Februar  1864  organisirt.  Seit  dem  1.  Juli  1876 
heissen  sie  Gemeindegerichte  und  sind  keine  Bauerngerichte,  sondern  all- 
gemeine Gerichte  für  Personen  aller  Stände.  Friedensrichter  fungiren 
nur  in  den  Städten. 

In  den  baltischen  Provinzen  bildet  die  zweite  Instanz  das  Ober- 
bauemgericht,  bestehend  unter  Vorsitz  eines  rechtsgelehrten  Präsidenten 
aus  sämmtlichen  Vorsitzenden  der  Gemeindegerichte  eines  Bezirks;  die 
Kassations-  und  Aufsichtsinstanz  ist  die  Friedensrichterversammlung. 


0  Gesetz  für  die  Verwaltung   der  Romisch-katholischen  Kirche.    (R.G.B.  XI.  1. 
Fortsetzung  Ton  1893.)    Beilage  zu  Art.  11,  Art.  50. 
»)  ib.  Art.  234. 

*)  Kirchenordnung  Art.  790— 796  (R.G.B.  XI.  1). 

*)  R.G.B.  Bd.  XI.  1.    Fortsetzung  von  1893.    Art.  51  der  Beilage  zu  Art.  134. 
^)  Engelmann,  Staatsrecht  des  Eaiserthums  Hussland.    S.  123,  224,  229  u.  230 
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m.    Gtoschäftsfühmng. 

1.  Geschäftsführung  des  Gerichts:  Wirkungskreis,  Besetzung, 
Vertretung,  Gerichtssprache,  Zeit  und  Ort,  Ordnung  der 

Sitzung. 

Der  Wirkungskreis  des  Senats  erstreckt  sich  auf  das  ganze  Kaiser- 
thum  und  das  Königreich  Polen;  der  eines  Appellhofes  auf  mehrere  (bis 
11)  Gouvernements;  der  Wirkungskreis  eines  Bezirksgerichts  auf  ein 
Gouvernement,  hin  und  wieder  nur  auf  einen  Theil  eines  Gouverne- 
ments: der  der  Kommerzgerichte  auf  eine  Stadt  und  deren  Kreis,  hin 
und  wieder  auf  mehrere,  zuweilen  auf  alle  Städte  eines  ganzen  Gou- 
vernements; der  der  Gouvemementssessionen  und  der  Gerichte  alter 
Ordnung  auf  je  ein  Gouvernement  resp.  einen  Kreis:  der  der  Friedens- 
richterversammlungen  und  der  Kreisglieder  der  Bezirksgerichte  auf  einen 
Kreis:  der  der  Friedensrichter  und  Landhauptleute  auf  einen  Distrikt 
eines  Kreises:  der  der  Stadtrichter  auf  eine  Stadt. 

DerFriedensrichter,  Stadtrichter,  Landhauptmann  und  das 
Kreisglied  des  Bezirksgerichts  verhandeln  und  entscheiden  als 
Einzelrichter,  ohne  Betheiligung  eines  Sekretärs. 

In  sämmtlichen  Kollegialgerichten  ist  die  Anwesenheit  dreier  Richter 
und  des  Sekretärs  zur  Verhandlung  und  Urtheilsfällung  genügend.  Nur 
in  Plenarsitzungen  des  Kassationsdepartements  ist  die  Anwesenheit 
von  wenigstens  7  Mitgliedern  erforderlich.  ^) 

Die  Verfügungen  und  Urtheüe  werden  mit  einfacher  Majorität  ge- 
fällt, mit  2  gegen  1,  und  3  gegen  2  Stimmen.  2) 

Bei  Stimmengleichheit  giebt  die  Stimme  des  Präsidenten  den  Aus- 
schlag.^) Die  Abstimmung  beginnt  beim  jüngsten  Mitgliede,  der  Präsi- 
dent giebt  zuletzt  seine  Stimme  ab. 

Ein  Richter  kann  nur  von  einem  Richter  vertreten  werden,  der 
Friedensrichter  vom  Ergänzungsfriedensrichter  oder  vom  Ehrenfriedens- 
richter; ein  Mitglied  des  Bezirksgerichts  vom  Ehrenfriedensrichter:  ein 
Mitglied  eines  Appelhofes  auch  durch  ein  Mitglied  eines  Bezirksgerichts: 
der  Stadtrichter  vom  Gerichtsamtskandidaten,  der  jedoch  in  diesem  Falle 
als  Richter  vereidigt  wird.  Der  Landhauptmann  wird  von  den  bei  der 
Kreisversammlung  befindlichen  Kandidaten  für  dieses  Amt  vertreten. 

Zur  Vertretung  der  Beisitzer  des  Kommerzgerichts  aus  dem  Kauf- 
mannsstande \Cerden  zugleich  mit  den  Beisitzern  auch  deren  Stellver- 
treter gewählt,  ebenso  bei  den  Wolostgerichten. 

Senatoren  können  nur  von  Senatoren  vertreten  werden. 

Jedem  Gericht  ist  (vgl.  oben  S.  576  ff.)  ein  bestimmter  Bezirk  zuge- 

»)  G.O.  Art.  56,  140.    H.O.  1329.    Bauer-Ordn.  93  P.  1. 

^  Ist  das  Eollegium  zahlreich  and  spalten  sich  die  Meinungen,  so  dass  sich  nicht 
zwei,  sondern  mehrere  Ansichten  gegenüberstehen,  dann  werden  die  Anhanger  der 
Minoritäten  aufgefordert,  zu  erklären,  welche  der  beiden  von  den  grOssten  Minoritäten 
vertretenen  Ansichten  sie  fOr  die  gerechtere  halten.  Entsprechend  ihrer  Eridärong 
wird  ihre  Stimme  der  einen  oder  anderen  dieser  Ansichten  zugezählt.  C.  P.  0.  Art^  €99. 

*)  C.P.O.  Art  698. 
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wiesen,  in  dem  es  die  Gerichtsgewalt  auszuüben  hat.  Wird  durch  eine 
Kassationsentscheidung  ein  ürtheil  aufgehoben,  so  wird  die  Sache  zur 
nochmaligen  Entscheidung  in  der  Regel  vor  ein  anderes  Gericht  ver- 
wiesen. Wird  von  Seiten  eines  Appellhofes  oder  des  Senats  eine 
Schadensersatzklage  gegen  einen  Justizbeamten  genehmigt,  so  wird  zu- 
gleich das  Gericht  bezeichnet,  vor  dem  die  Klage  zu  erheben  ist. 

Die  Gerichtssprache  ist  die  russisch  e,  nur  in  den  Volks-  (Stammes-) 
und  Wolostgerichten  Asiens  inkl.  des  Kaukasus  und  in  den  Wolost- 
gerichten  der  baltischen  Provinzen  wird  in  den  örtlichen  Idiomen  ver- 
handelt (wozu  jedoch  nicht  die  deutsche  Sprache  gerechnet  wird). 
Versteht  Jemand  nicht  russisch,  so  wird  ein  (meist  schlecht  bezahlter 
und  daher  vöUig  ungenügender  )vereidigter  üebersetzer  zugezogen.  Das 
Protokoll  wird  stets  in  russischer  Sprache  geführt.^) 

Die  Sitzungen  der  Friedensrichter,  Stadtrichter,  der  Kreisglieder 
des  Bezirksgerichts  werden  mit  Ausnahme  der  Feiertage  täglich  abge- 
halten, ebenso  die  der  Landhauptleute,  abgesehen  von  den  Tagen,  an 
denen  sie  in  Administrativgeschäften  abwesend  sind. 

Die  Landhauptleute  nehmen  schriftliche  und  mündliche  Gesuche 
überall  entgegen  und  verhandeln  die  Givüsachen  in  ihrem  Amtslokal, 
sowie  an  bestimmten  Wochentagen  in  den  einzelnen  Gemeinden.  Wo 
nöthig,  verhandeln  sie  an  Ort  und  Stelle,  zu  welchem  Zweck  die  Be- 
theiligten rechtzeitig  vorgeladen  werden.  2) 

Die  Friedensrichter-,  Kreis-  und  Gouvernementsversammlungen 
halten  Gerichtssitzungen  (Juridiken),  deren  Tage  für  das  ganze  Jahr 
vorher  bestimmt  sind.  Die  Bezirksgerichte,  Appellhöfe  und  der  Senat 
sitzen  während  des  ganzen  Jahres.  Die  Sitzungstage  der  einzelnen  Ab- 
theilungen (gewöhnlich  zwei  in  der  Woche)  werden  bekannt  gemacht. 
Ebenso  bei  den  Kommerzgerichten. 

Gerichtsferien  haben  nur  die  Bezirksgerichte,  Appellhöfe  und  der 
Senat  während  der  drei  Sommermonate,  jeder  einzelne  Richter  jedoch 
nur  durch  sechs  Wochen,  so  dass  die  Gerichtssitzungen  in  verminderter 
Zahl  auch  während  der  Ferien  abgehalten  werden. 

Die  in  den  einzelnen  Sitzungen  zu  verhandelnden  Prozesse  werden 
vorher  bekannt  gemacht,  jedoch  hängt  die  Reihenfolge  der  Verhand- 
lungen vom  Präsidenten  ab,  so  dass  die  Parteien  und  die  Zeugen  von 
Eröffnung  der  Sitzung  an  den  ganzen  Tag  anwesend  sein  müssen,  da  sie 
nicht  wissen,  wann  sie  aufgerufen  werden,  und  eine  auch  nur  augen- 
blickliche Abwesenheit  als  Termin versäumniss  angesehen  wird.  Bei  den 
Bezirksgerichten,  Handelsgerichten,  Appellhöfen  und  im  Senat  wird  in 
der  Praxis  eine  bestimmte  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden  Sachen 
beobachtet. 


^)  In  der  6.0.  befindet   sich   nur   eine  Bestimmung   hierüber   fOr   die  baltischen 
Provinzen.    Art.  557. 

*)  R.G.B.  IX.    Besondere  Beilage  IJIK    Art.  54. 
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2.   Geschäftsführung  der  einzelnen  Beamten. 

a)  Der  Präsident  des  Gerichts  oder  der  Vorsitzende  der  Abthei- 
lung  hat  die  Oberaufsicht  über  die  Thätigkeit  des  Gerichts;  er  regelt 
dieselbe,  er  leitet  die  Verhandlungen  und  verkündet  das  Urtheil  oder 
die  Verfügung.^) 

In  bestimmten  Fällen  kann  er  vorläufige  Beschlagnahme  und 
Sicherstellungen  verfügen  (§  17).  Er  lässt  das  Vollstreckungsmandat 
ausfertigen  und  designirt  den  mit  der  Vollstreckung  beauftragten  Ge- 
richtsvollzieher (S.  681).  Er  sorgt  für  Aufrechterhaltung  der  Ordnung 
während  der  mündlichen  Verhandlung  und  ergreift  zur  Verhütung  oder 
Unterdrückung  von  Störungen  die  geeigneten  Massnahmen.  Alle  An- 
wesenden haben  sich  seinen  Anordnungen  zu  fügen.  Wegen  Störungen 
kann  er  unbetheiligte  Anwesende  sofort  entfernen,  ja  bis  zu  24  Stunden 
in  Haft  abführen  lassen.  Bei  allgemeinen  Störungen  kann  er  bei  Er- 
folglosigkeit seiner  Ermahnungen  den  Saal  räumen  lassen.  Er  ist  be- 
rechtigt, die  Hülfe  der  Polizei  und  des  Militärs  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Bei  der  Sache  Betheiligte  oder  deren  Vertreter  hat  er  bei  ähnlichen 
Verstössen,  oder  falls  sie  sich  beleidigende  Aeusserungen  gegen  den 
Gegner  erlauben,  oder  nicht  zur  Sache  gehörige  difiamirende^Thatsachen 
über  sie  mittheilen,  zunächst  zu  verwarnen  und  kann  ihnen  dann  das 
Wort  entziehen  und  sie  aus  dem  Sitzungssaal  entfernen  lassen. 

b)  Der  Prokureur.  In  den  allgemeinen  Kollegialgerichten  ist  der 
Prokureur  berechtigt,  bei  der  Verhandlung  zugegen  zu  sein.  Seine  An- 
wesenheit und  sein  mündliches  Gutachten  ist  nothwendig:  in  allen 
Sachen,  bei  denen  der  Fiskus,  die  Kirche,  die  Landschaftsinstitutionen, 
Stadt-  und  Landgemeinden,  Eisenbahn  Verwaltungen,  Minderjährige  oder 
Unmündige,  Taubstumme,  Geisteskranke,  Abwesende  (in  den  baltischen 
Provinzen  auch  Wohlthätigkeitsanstalten  und  Verschwender)  2)  betheiligt 
sind,  ebenso  in  Ehesachen,  bei  Schadensersatzklagen  gegen  Beamte,  in 
allen  Fragen  betreffend  das  Armenrecht,  die  Gerichtsbarkeit  und  Zu- 
ständigkeit des  Gerichts,  in  Fragen  der  Rekusation  eines  Richters  und 
wo  in  einer  Civilsache  ein  Umstand  strafrechtlichen  Charakters  hervor- 
tritt. In  den  Kreis-  und  Gouvernementsversammlungen  hat  der  Pro- 
kureur stets  anwesend  zu  sein,  in  ersteren  giebt  er  sein  Gutachten  wie 
im  Gerichtsverfahren,  in  letzteren  in  allen  Sachen  ab.^)  Li  Kassations- 
sachen hat  er  stets  der  Verhandlung  beizuwohnen  und  nach  Schluss  der 
Verhandlung  sein  Gutachten  abzugeben. 

Der  Prokureur  hat  stets  als  Vertreter  des  Gesetzes  zu  sprechen. 
Nur  in  Ehesachen  ist  er  verpflichtet,  die  abwesende  oder  verstorbene 
Hauptpartei  zu  vertreten  und  hat  in  Folge  dessen  das  Recht,  Appel- 
lation und  Kassation  einzulegen.*) 

1)  G.O.  154-159. 
^  C.P.O.  1815. 
»)  R.G.B.  XVI,  V,  123,  136. 

*)  Ossipow,  Die  Thätigkeit  der  Staatsanwaltschaft  im  russischen  Civilverfahren. 
Dorpat  1868. 
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Die  Prokuratur  vermittelt  die  Beziehungen  zwischen  der  Admini- 
stration und  den  Gerichten,  ebenso  die  Beziehungen  zwischen  Civil-  und 
Strafgerichten. 

Sie  ist  hierarchisch  organisirt,  aber  in  der  Abgabe  seines  Gut- 
achtens soll  der  Prokureur  selbstständig  sein. 

c)  Der  Gerichtssekretär  (wo  Abtheilungen  sind,  einer  für  jede 
Abtheilung)  hat  das  Protokoll  der  Gerichtssitzung  zu  führen,  er  führt  die 
Audienzrolle  und  ist  Chef  der  Gerichtskanzlei;  ein  Sekretärgehülfe 
hat  die  allgemeine  Registratur  des  Gerichts,  einer  das  Archiv,  einer 
die  Kasse  unter  sich. 

d)  Die  Gerichtsvollzieher  (sudebny  pristav)  haben  die  Ladungen 
der  Parteien  zu  besorgen  und  die  Exekution  der  Urtheile,  sowie  die 
Ausführung  der  Sicherheitsbestellung,  die  Aufnahme  des  Inventars  zur 
Sicherung  von  Nachlassenschaften  und  die  öffentlichen  Versteigerungen 
vorzunehmen  (vgl.  auch  S.  681). 

Ausser  den  Gerichtsvollziehern,  welche  in  den  ihnen  übertragenen 
Handlungen  selbstständig  verfahren,  bestehen  noch  Gerichtsboten  (su- 
debny rassylny)  für  alle  Zustellungen. 

Bei  dem  grossen  Umfange  der  Bezirke  haben  die  Bezirksgerichte 
nicht  nur  am  Orte  ihres  Sitzes  mehrere  Gerichtsvollzieher,  sondern  auch 
in  den  Elreisen  wenigstens  je  einen. 

Den  Gerichtsvollziehern  eines  Appellhofbezirks  ist  es  gestattet,  sich 
korporativ  mit  solidarischer  Haftung  zu  organisiren.  Diese  Organisation 
ist  jedoch  nirgends  auch  nur  versucht  worden. 

Die  Gerichtsvollzieher  haben  bei  ihrer  Anstellung  zur  Sicherstel- 
lung für  zugefügten  Schaden  6(K)  Rubel  beim  Gericht  zu  deponiren. 

e)  Die  Gerichtsamtskandidaten.  Zur  Vorbereitung  für  Richter- 
posten können  junge  Leute,  die  das  Rechtsstudium  absolvirt  haben, 
vom  Justizminister,  von  dem  Gerichtspräsidenten  und  beim  Senat  vom 
Oberprokureur  zur  Beschäftigung  in  den  Gerichtskanzleien  zugelassen 
werden.  In  Ermangelung  von  Rechtsanwälten  kann  ihnen  die  Ver- 
tretung der  Parteien,  die  das  Armenrecht  geniessen,  übertragen  werden. 

f)  Die  Notare  sind  zwar  Justizbeamte,  üben  aber  keine  Funktionen 
bei  den  Gerichten  aus,  sie  haben  die  Abfassung  und  Beglaubigung  aller 
Art  Urkunden  nach  der  Notariatsordnung  zu  bssorgen.  Bei  den  Bezirks- 
gerichten bestehen  Obernotare,  welchen  die  Korroborirung  des  Erwerbs 
der  Rechte  an  Immobilien  und  die  Verwaltung  des  Notariatsarchivs 
übertragen  ist.  Der  Obernotar  gilt  als  Mitglied  des  Bezirksgerichts.  So- 
wohl er  wie  die  Notare  stehen  unter  Aufsicht  des  Bezirksgerichts.  In 
den  baltischen  Provinzen,  wo  eine  Hypothekenordnung  besteht,  sind  für 
die  Führung  der  Hypothekenbücher  bei  den  Friedensrichterversamm- 
lungen Hypothekenabtheilungen  errichtet.  Unter  Oberaufsicht  des  Prä- 
sidenten führt  der  Sekretär  die  Hypothekenbücher  und  ist  berechtigt, 
als  Notar  alle  auf  Immobilien  bezüglichen  Urkunden  abzufassen  oder  zu 
beglaubigen. 

Leckb  o.  LoBWBiTFBLD,  Hcchts Verfolgung.  II.  38 
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Die  Notare  dürfen  kein  anderes  Amt  bekleiden  und  keine  Advo- 
katengeschäfte betreiben. 

§5. 
IV.  Bekusation  der  Biohter. 

C.P.O.  195-199,    667-680  Regeln  18. 

Jeder  Richter,  Prokureur  und  Sekretär  kann  sich  aus  bestimmten  ge- 
setzlichen (in  Note  1  angeführten)  Gründen  der  Behandlung  einer  Sache  ent- 
halten, sowie  von  den  Parteien  rekusirt  werden.^) 

Das  Rekusationsgesuch  muss  spätestens  in  der  zur  Verhandlung 
der  Sache  angesetzten  Sitzung  vorgebracht  v^erden,  es  sei  denn,  dass 
der  Grund  erst  später  entstand.^)  Es  v^ird  schriftlich  eingereicht  oder 
mündlich  zu  Protokoll  gegeben,  doch  müssen  die  Gründe  angeführt  und 
sofort  bewiesen  werden.  Der  Friedensrichter  entscheidet  selbst  über 
seine  Rekusation  und  übergiebt,  falls  er  sie  für  begründet  erachtet,  die 
Verhandlung  des  Prozesses  seinem  Stellvertreter;  ebenso  wenn  die  Partei 
mit  der  Ablehnung  ihres  Rekusationsgesuches  unzufrieden  ist,  doch 
hat  er  die  Frage  über  die  Rekusation  der  Friedensrichterversammlung 
zur  prinzipiellen  Entscheidung  für  spätere  Fälle  vorzulegen. 

Vom  Landhauptmann,  dem  Stadtrichter,  den  Gliedern  der  Kreis- 
und  Gouvemementsversammlung  ist  nur  gesagt,  dass  sie  sich  selbst 
rekusiren  müssen.  Die  Rekusation  gegen  Mitglieder  der  Friedensrichter- 
Versammlung  muss  vor  Eröffnung  der  Verhandlung  beim  Präsidenten  vor- 
gebracht werden.  In  Kollegialgerichten  wird  das  Gesuch  dem  betreffen- 
den Richter  mitgetheilt,  von  ihm  beantwortet  und  vom  Kollegium  ohne 
seine  Theilnahme  endgültig  darüber  entschieden.  Gegen  die  Ablehnung  der 
Rekusation  durch  das  Bezirksgericht  oder  den  Appellhof  ist  eine  Beschwerde 
im  Laufe  dreier  Tage  mit  Suspensiveffekt  zulässig.^)  Die  Ablehnung  emer 
Rekusation  durch  die  Friedensrichterversammlung  kann  nur  zugleich 
mit  dem  ganzen  Urtheil  durch  ein  Kassationsgesuch  angefochten  werden. 

Ueber  die  Rekusation  der  Sekretäre  entscheidet  das  Gericht. 

Der  Prokureur  muss  sich  beim  Vorhandensein  der  gesetzlichen  Re- 
kusationsgründe  selbst  rekusiren,  thut  er  es  nicht,  so  hat  das  Gericht 
seinem  Vorgesesetzten  darüber  Mittheilung  zu  machen.*) 

§6. 

V.  Klagen  gegen  riohterliche  Beamte. 

C.P.O.  1331-1336. 

Wie  gegen  alle  Beamten,  durch  deren  Nachlässigkeit,  mangelnde 
Umsicht  oder  Säumigkeit  Jemand  Schaden  oder  Verlust  zugefügt  wor- 

1)  C.P.O.  195, 667, 668.  1)  FaUs  er  selbst,  seine  Ehefrau,  seine  Verwandten  in  direkter 
Linie,  in  den  Seitenlinien  der  ersten  vier  Grade,  Verschwägerte  der  ersten  drei  Grade 
oder  seine  Adoptivkinder  bei  der  Sache  betheiligt  sind;  2)  falls  er  Vormund  einer  der 
Parteien  ist;  3)  faUs  er  die  Geschäfte  einer  der  Parteien  führt  oder  eine  der  Parteien 
seine  Geschäfte  führt;  4)  falls  er  oder  seine  Frau  die  nächsten  gesetzlichen  Erben  einer 
der  Parteien  sind,   oder  5)  mit  einer  der  Parteien  einen  Prozess  führen. 

*)  ib.  196,  669. 

8)  ib.  672-676. 

*)  ib.  679,  680. 
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den  ist,  so  kann  auch  gegen  Gerichtsbeamte,  durch  deren  ungerecht- 
fertigte oder  parteiische  Handlungen  ein  Schaden  erwachsen  ist,  auf 
Ersatz  desselben  geklagt  werden. 

Bei  Administrativbeamten  muss  die  Klage  im  Laufe  von  sechs 
Monaten  (vom  Tage  der  Eröffnung,  dass  die  beschwerende  Massregel  er- 
griffen worden,  oder  falls  eine  solche  Eröffnung  nicht  erfolgte,  vom 
Tage  der  Ausführung  derselben)  erhoben  werden,  und  zwar  gegen  Be- 
amte der  neun  unteren  Klassen  beim  Bezirksgericht,  der  achten  bis 
fünften  Klasse  beim  Appellhof,  der  höheren  Klassen  beim  Kassations- 
departement des  Senats.  Bei  dem  betreffenden  Gericht  wird  eine  be- 
sondere Kommission  gebildet,  aus  einer  gleichen  Zahl  richterlicher  und 
Administrativbeamten.  Im  Senat  werden  die  Sachen  verhandelt  in  ge- 
meinsamer Sitzung  des  ersten  und  des  Civil-Kassationsdepartements. 

Die  Klage  wird  dem  Beklagten  zugefertigt  zur  Beantwortung 
binnen  bestimmter  Frist.  Nach  Eingang  der  Antwort  oder  Ablauf  der 
Frist  findet  Verhandlung  vor  der  Kommission  statt,  die  das  Urtheil 
fällt.  1) 

Bei  Klagen  auf  Schadenersatz  gegen  Richter,  Prokureure  und  alle 
Justizbeamten  muss  zunächst  eine  Zulassung  der  Klage  nachgesucht 
werden.  Gegen  Einzelrichter,  Mitglieder  und  den  Prokureur  des  Bezirks- 
gerichts und  andere  Justizbeamte  ist  der  Antrag  beim  Appellhol,  gegen  den 
Prokureur  und  Glieder  höherer  Gerichte  bei  der  vereinigten  Session  des 
ersten  und  der  Kassationsdepartements  zu  stellen.  Nachdem  das  Ge- 
richt die  formelle  Zulässigkeit  des  Gesuchs  geprüft  hat,  fordert  es  den 
Beklagten  mit  bestimmter  Frist  zur  Erklärung  auf;  nach  Empfang  der 
Antwort  oder  Ablauf  der  Frist  wird  über  die  Zulassung  der  Klage  in 
geheimer  Sitzung  entschieden.  Wird  die  Klage  für  zulässig  befunden, 
so  wird  zugleich  das  Bezirksgericht  bezeichnet,  bei  dem  die  Klage  im 
Wege  des  ordentlichen  Civilprocesses  anzubringen  ist.  2) 

Abtheilung  II.   Zuständigkeit  der  Gerichte.^) 

C.P.O.  29-39,  202-228.    Regeln  20,  21. 

§7. 

I.  Saohliohe  Zuständigkeit. 
1.  Zuständigkeit  der  Einzelrichter. 
A.  Die  Friedensrichter  fungiren  in  Sachen  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit bei  Sicherung  von  Nachlässen  und  Fürsorge  für  Er- 
nennung von  Vormündern  und  Kuratoren  durch  Anträge  bei  der  Vormund- 
schaftsbehörde und  dergleichen,  sie  haben  ferner,  wo  keine  Notare  am 
Orte  sind,  die  Beglaubigung  von  Unterschriften  und  Urkunden  vorzu- 
nehmen. In  allen  streitigen  Sachen,  die  ihrer  Gerichtsbarkeit  unter- 
liegen, haben  sie  den  Vergleich  zwischen  den  Parteien  anzustreben.*) 

1)  C.P.O.  Art.  1316—13301-6. 

>)  C.P.O.  Art,  1331—1336.    Gerichtsvollzieher  Art.  953,  1206,  1207. 

^  Die  Bestimmungen  über  Rechtshülfe  siehe  unter  „Polen"  S.  762. 

*)  Vgl.  die  in  der  Anm.  zu  Art.  9  der  Gerichtsordnung  angeführten  Gesetze. 
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Im  streitigen  Verfahren  entscheiden  sie  endgültig  Sachen  bis 
30  Rubel,  femer  in  erster  Instanz: 

1.  Sachen  bis  500  Rubel  an  Werth,  ausgenommen  a)  dinghche 
Rechte  an  Immobilien ;  b)  Sachen  der  Krone,  wobei  jedoch  Sachen  wegen 
Feldbeschädigungen,  Sachen  der  Eisenbahnverwaltungen  und  Wechsel- 
forderungen der  Reichsbank  bis  500  Rubel  ihrer  Entscheidung  unter- 
liegen; 

2.  alle  Sachen  des  Besitzschutzes,  sofern  seit  Verletzung  oder 
Verlust  des  Besitzes  noch  nicht  sechs  Monate  verflossen  sind; 

3.  Servitutstreitigkeiten,  falls  seit  der  Verletzung  noch  nicht  ein 
Jahr  verflossen  ist; 

4.  alle  Sachen  wegen  Beleidigungen  und  Ehrenkränkungen; 

5.  sind  sie  zuständig  für  die  Sicherung  des  Beweises;^) 

6.  in  Livland,  Estland  und  Kurland  sind  sie  zuständig  für 
Sicherstellungsmassregeln  hinsichtlich  des  Klageobjekts  vor  Beginn  des 
Prozesses.  2) 

Der  Friedensrichter  ist  nicht  zuständig: 

1.  Falls  die  Widerklage  an  Werth  500  Rubel  tibersteigt  und  von 
der  Klage  untrennbar  ist; 

2.  in  Streitigkeiten  über  Privilegien  auf  Erfindungen; 

3.  in  Grenzvermessungssachen; 

4.  in  Sachen,  die  vor  die  Wolostgerichte  gehören,  es  sei  denn, 
dass  beide  Parteien  sich  an  ihn  wenden.^) 

B.  Die  sachliche  Zuständigkeit  der  Landhauptleute  und  Stadtriehter 
ist  beschränkter.  Sie  entscheiden  endgültig  Streitigkeiten  bis  30 Rubel 
und  in  erster  Instanz: 

1.  über  Beleidigungen  und  Ehrenkränkungen; 

2.  Klagen  aus  der  Pacht  oder  über  Beschädigung  ländlicher  Grund- 
stücke, und  aus  der  Dienstmiethe  ländlicher  Arbeiter  bis  zu  einem 
Streitwerth  von  500  Rubel  und  aus  sonstigen  persönlichen  Forderungen 
bis  zu  300  Rubel. 

3.  In  Sachen  der  Krone  sind  sie  nur  zuständig,  wo  es  sich  um 
Besitzschutz  handelt,  und  für  Klagen  wegen  Beschädigung  ländlicher 
Grundstücke  bis  zu  500  Rubel. 

4.  Sie  sind  nicht  zuständig  in  Servitutenstreitigkeiten,  in  Schaden- 
klagen, wo  der  Betrag  sich  nicht  von  vornherein  angeben  lässt,  in 
Klagen  gegen  Personen,  deren  Aufenthalt  unbekannt  ist,  oder  die  sich 
im  Auslande  befinden,  in  Sachen,  wo  bei  mehreren  Beklagten  einige 
der  Gerichtsbarkeit  der  Stadtrichter  oder  Friedensrichter  unterstellt 
sind.**) 

C.  Die  Krelsglieder  der  Bezirksgerichte  sind  zuständig  in  allen 


>)  C.P.O.  29,  821-8. 

^  C.P.O.  1806  P.4. 

3)  C.P.O.  31. 

*)  R.G.B.  XVI,  V,  II,  20,  21. 
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Sachen,  die  zur  Gerichtsbarkeit  der  Friedensrichter  gehören  und  die 
Kompetenz  der  Landhauptleute  und  Stadtrichter  überschreiten,  sowie 
in  allen  Sachen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit:  .Sicherung  des  Nach- 
lasses u.  s.  w.^)^ 

2.  Zuständigkeit  der  besonderen  Gerichte. 

a)  Geistliche  Gerichte.  Diese  sind  zuständig  für  die  Klagen 
auf  Nichtigkeitserklärung  einer  Ehe  und  auf  Ehescheidung,  s) 

Die  vermögensrechtlichen  Folgen  der  Nichtigkeitserklärung  oder 
Scheidung  einer  Ehe  werden  vom  bürgerlichen  Gericht  (Bezirksgericht) 
entschieden.*) 

ß)  Kommerzgerichte  entscheiden  in  den  Städten  und  Bezirken, 
für  welche  sie  errichtet  sind,  die  Handelssachen,  einschliesslich  der  For- 
derungen aus  Wechseln  über  500  Rubel  (unter  500  Rubel  entscheiden 
Friedensrichter  resp.  Stadtrichter).  ***) 

Wo  keine  Kommerzgerichte  bestehen,  sind  für  Handels-  und  Wechsel- 
sachen je  nach  dem  Werthe  Einzelrichter  oder  Bezirksgerichte  zuständig, 
wobei  nicht  nach  dem  Handelsprozess,  ^)  sondern  nach  der  allgemeinen 
Prozessordnung  verfahren  wird. 

Y)   Wolostgerichte  (Zeitweilige  Regeln  vom  12.  Juli  1889). 

Für  die  russischen  Wolostgerichte  hat,  soweit  es  sich  um  Kläger 
nicht  bäuerlichen  Standes  handelte,  niemals  die  Regel  gegolten  actor 
sequitur  forum  rei.  Es  sind  stets  Standesgerichte  gewesen  für  die 
Streitigkeiten  der  Bauern  untereinander.  Jeder  Nichtbauer  belangt  den 
Bauer  beim  allgemeinen  Gericht.  Erst  das  obige  Gesetz  hat  bestunmt, 
dass  die  Handwerker,  Kleinbürger  und  Händler,  welche  in  den  Dörfern 
oder  auf  dem  Lande  leben,  gleichfalls  der  Gerichtsbarkeit  der  Wolost- 
gerichte unterliegen.'^ 

^)  R.G.B.  I,  29. 

^  In  zweiter  Instanz  entscheiden:  1.  über  AppeUationen  gegen  Urtheile  der 
Friedensrichter  und  über  Eassationsgesuche  gegen  endgültige  Urtheile  derselben  die 
Friedensrichterversammlungen.  Eassationsgesuche  gegen  deren  Entscheidungen 
gehen  an  das  Civil -Eassationsdepartement  des  Senats  (0.  P.  0.  Art.  162, 
185,  186). 

2.  Ueber  AppeUations-  und  Eassationsgesuche  gegen  Urtheile  der  Landhauptleute 
und  Stadtrichter  entscheiden  die  Ereisversammlungen  (Ujesdny  sjesd). 

Eassationsgesuche  gegen  deren  Entscheidungen  werden  an  die  Gouvernements- 
behOrden  (Gubemskoje  prissutstvije)  gerichtet  (R.  G.  B.  XVI,  V,  Art.  111,  129).  Vgl.  im 
Uebrigen  S.  655  f. 

*)  Statut  der  geistlichen  Eonsistorien  (der  russischen  Eirche),  Ausgabe  von  1883 
Art.  149.  Eirchenordnung  der  evangelisch-lutherischen  Eirche  in  Russland  Art.  444 
P.  9 ,  460  P.  1  und  461  P.  1.  Gesetz  über  die  Verwaltung  der  römisch-katholischen 
und  armenisch-katholischen  Eirche  Art.  34,  50,  234. 

*)  C.P.O.  Art.  1337,  1338. 

*)  Handels-P.O.  Art.  43— 45. 

•)  C.P.O.  28. 

^)  Dagegen  waren  in  den  baltischen  Provinzen  die  Bauem-Gemeindegerichte  keine 
Standesgerichte,  sondern  zuständig  in  allen  Sachen  der  Bauern,  unabhängig  vom  Stande 
der  El&ger.    Seit  der  Justizreform  sind  auch  sie,  Standesgerichte  geworden. 
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Die  Wolostgerichte  sind  zuständig  in  Streitigkeiten  von  Bauern 
untereinander,  und  mit  Personen  anderer  Stände,  falls  diese  als  Kläger 
bei  ihnen  Klage  erheben.    Sie  entscheiden: 

1.  Streitigkeiten  bis  zum  Werthe  von  300  Rubel,  doch  niemals 
über  Grundeigenthum  oder  Besitzrechte  auf  Grund  notariell  beglau- 
bigter oder  korroborirter  Urkunden; 

2.  Streitigkeiten  der  Bauern  über  den  Besitz  von  Parzellen  des 
Bauerlandes,  ohne  Beschränkung  auf  einen  bestimmten  Werth; 

3.  Erbschaftssachen  und  Erbtheilungen  bäuerlichen  Nachlasses, 
ohne  Rücksicht  auf  den  Stand  der  Erben;  besteht  der  Nachlass  aus 
bäuerlichem  (Gemeinde-)  Lande,  so  entscheiden  sie  ohne  Beschränkung 
auf  einen  bestimmten  Streitwerth,  besteht  er  aus  Vermögensobjekten, 
die  nicht  zum  Bauerlande  gehören,  so  sind  sie  bis  zum  Werthe  von 
500  Rubel  zuständig. 

In  den  Gouvernements,  wo  die  Landhauptleute  nicht  eingeführt 
sind,  sind  die  Wolostgerichte  nur  für  Sachen  bis  zu  100  Rubel  und  für 
Streitigkeiten  über  Bauerland  und  Nachlasssachen  auch  nur  bis  zu 
100  Rubel,  und  nur  soweit  es  sich  um  bäuerliches  Eigenthum  handelt, 
zuständig. ') 

In  den  baltischen  Provinzen  entscheiden  die  Wolostgerichte  über 
Klagen  bis  zum  Betrage  von  100  Rubel  und  über  Besitzschutz  und 
Servitutenschutz,  aber  nur  zwischen  den  Mitgliedern  der  Bauergemeinde,  es 
sei  denn,  dass  Personen  anderer  Stände  sich  freiwillig  ihrer  Gerichtsbarkeit 
unterwerfen.  Niemals  unterliegen  den  Wolostgerichten  Sachenrechte  an 
Immobilien,  Klagen  gegen  Gemeinden  und  gegen  Gemeindebeamte. 

3.   Zuständigkeit  der  Bezirksgerichte. 
Ihnen  unterliegen  alle  Sachen,   welche  den  Einzelrichtem  oder  be- 
sonderen Gerichten  nicht  zugewiesen  sind,  also  auch  die  Sachen  wegen 
Nichtigkeitserklärung  und  Scheidung  von  Ehen  der  Raskolniken.^) 

§8. 

n.  O  ertliche  Zuständigkeit. 

1.  Der  allgemeine  Gerichtsstand  wird  bestimmt  durch  das 
Domizil  des  Beklagten.-'^) 

Juristische  Personen  und  Gesellschaften  haben  ihr  Domizil  am  Ort, 
wo  die  Verwaltung  oder  Firma  sich  befindet.  Ist  mit  einem  Agenten, 
einer  Eisenbahnstation  u.  s.  w.  kontrahirt  worden,  so  entscheidet  deren 
Domizil  (C.P.O.  35,  220,  222,  H.P.O.  164).  Der  Fiskus  wird  belangt  am 
Ort,  wo  die  Behörde  sich  befindet,  mit  der  kontrahirt  ist  oder  die  das  strei- 
tige Objekt  verwaltet  (1284, 1305).  Die  Zuständigkeit  flir  den  Konkui's  be- 
stimmt sich  nach  dem  Ort  der  Konkursverwaltung  (21,  223,  H.P.O.  509), 
die  Zuständigkeit  für  die  Nachlassregulierung  nach  dem  Orte,  wo  die  Erb- 


')  Gesetz  vom  19.  Februar  1861. 

>)  C.P.O.  Art.  202. 

»)  C.P.O.  Art.  203,  1339,  H.P.O.  160. 


Russland.  591 


Schaft  eröffnet  wurde  (215).  Handlungsunfähige  Personen  haben  ihren 
Gerichtsstand  am  Domizil  ihrer  Eltern  oder  Vormünder.  Personen,  die 
im  Auslande  sich  befinden,  oder  deren  Wohn-  und  Aufenthaltsort  unbe- 
kannt ist,  sowie  Verstorbene  können  belangt  werden  am  Orte  des 
letzten  Domizils  (210).  Hat  Jemand  mehrere  Domizile,  so  kann  er 
beim  Gericht  eines  jeden  belangt  werden,  haben  mehrere  in  derselben 
Sache  Beklagte  verschiedene  Domizile,  so  können  alle  bei  einem  der 
mehreren  zuständigen  Gerichte  belangt  werden  (205).  In  Ehesachen, 
wo  der  Beklagte  gestorben  ist,  wird  der  Gerichtsstand  durch  das  Domizil 
des  Klägers  bestimmt  (1339). 

Hat  Jemand  keinen  Wohnsitz,  oder  ist  derselbe  dem  Kläger  unbe- 
kannt, so  kann  er  beim  Gericht  seines  Aufenthaltsorts  (mit  Aus- 
nahme vorübergehenden  Aufenthalts  auf  der  Reise)  belangt  werden. 
Doch  ist  er  berechtigt,  seinen  Wohnort  nachzuweisen  und  zu  verlangen, 
dass  die  Klage  dort  erhoben  werde.  ^)  Ausgenommen  sind  nur  dring- 
liche Fälle,  wo  Gefahr  im  Verzuge  ist,  oder  wo  die  Schuld  am  Aufent- 
haltsorte und  auf  der  Eeise  kontrahirt  wnrde,  oder  wo  der  zeitweihge 
Aufenthaltsort  auch  der  Erfüllungsort  ist.  2) 

2.   Besondere  Gerichtsstände  sind: 

1)  Das  forum  rei  sitae  für  dingliche  Immobiliarklagen  und  für  alle  Erb- 
schaftssachen. ^)  Das  forum  rei  sitae  geht  allen  anderen  Gerichtsständen 
vor,  auch  wo  der  Eigenthüm er  Ausländer  ist  und  im  Auslande  sein 
Domizil  hat.  Nur  bei  einer  dinglichen  Klage,  die  auf  eine  Gesammtheit 
von  Immobilien  und  Mobilien  geht,  hat  der  Kläger  die  Wahl  zwischen 
dem  forum  rei  sitae  und  dem  forum  domicilii.^)  Ist  Domizil  und  Auf- 
enthaltsort unbekannt,  dann  kann  jede  Klage  gegen  den  Eigenthümer 
einer  Sache  bei  dem  forum  rei  sitae  anhängig  gemacht  werden.  0) 

2)  Forum  solutionis,  Erfüllungsort,  geht  allen  anderen  vor,  wenn 
dieser  Gerichtsstand  von  den  Kontrahenten  stipulirt  worden  ist,  oder 
die  Erfüllung  nur  an  diesem  Orte  stattfinden  konnte;  anderenfalls  steht 
es  dem  Gerichtsstand  des  Domizils  und  Aufenthaltsorts  nach.  ^) 

3)  Das  forum  contractus,  der  Abschliessung  des  Vertrages,  wenn 
der  Beklagte  im  Auslande  ist  oder  sein  Domizil  oder  sein  Aufenthalts- 
ort unbekannt  sind,  und  er  keine  Grundstücke  besitzt  oder  dem  Kläger 
solches  unbekannt  ist  und  am  Ort  der  Erfüllung  nicht  geklagt  werden 
kann  (210). 

4)  Der  Ort,  wo  eine  Handlung  begangen  wurde,  für  alle  Klagen 
auf  Ersatz  des  durch  diese  Handlung  verursachten  Schadens  (217,  1288, 
1317). 

5)  Forum  connexitatis  und  forum  reconventionis  für  alle  Sachen, 

1)  C.P.O.  32,  206,  207,  H.P.O.  160. 
«)  ib.  208. 

^  Befinden  sich  Theüe  der  Erbschaft  in  verschiedenen   Bezirken,   so   unterliegt 
Alles  der  Entscheidung  des  Gerichts,  wo  die  Sache  zuerst  anhängig  gemacht  wurde. 
*)  C.P.O.  219.    Annenkow,  II.  Aufl.   I.  S.  166—170. 
*)  ib.  212—215. 
«)  ib.  208,  209. 
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die  im  inneren  Zusammenhange  mit  einer  bereits  anhängigen  stehen, 
und  fttr  Widerklagen,  die  im  russischen  Prozess  auf  breitester  Basis 
zulässig  sind  und  die  Folge  haben  können,  dass  die  ursprüngliche  Klage, 
falls  sie  in  untrennbarem  Zusammenhange  mit  der  Widerklage  steht,  bei 
einem  anderen  Gericht,  für  das  die  Widerklage  ihrem  Werthe  nach  zu- 
ständig ist,  anhängig  gemacht  werden  muss  (38,  39,  226,  340 — 342). 

Dasselbe  forum  besteht  für  die  Nachklage:  Klagen  auf  Ersatz  Yon 
Gerichtskosten  und  Schadenersatz  gegen  den  Bevollmächtigten  können 
anhängig  gemacht  werden  bei  dem  Gericht,  das  die  Sache,  aus  der  sie 
erwuchsen,  erledigt  hat  (896,  898,  899). 

6)  Forum  conventionis  et  prorogationis,  wenn  die  Parteien  sich  über 
ein  Gericht  erster  Instanz  geeinigt  haben.  Bauern  können  statt  des 
Wolostgerichtes  sich  an  den  Friedensrichter  oder  den  Landhauptmann 
wenden,  also  an  ein  Gericht  anderer  Art.  Dieses  forum  geht  allen  Yor 
mit  Ausnahme  des  forum  rei  sitae  (227,  228). 

Die  Bestimmungen  über  den  Gerichtsstand  gelten  ebenso  für  Aus- 
länder wie  für  Inländer,  soweit  das  Vermögen  sich  innerhalb  der 
Grenzen  des  Reiches  befindet  und  in  den  Konsularverträgen  über  Rege- 
lung des  Nachlasses  keine  anderen  Bestimmungen  getroffen  sind,  lieber 
Immobilien,  die  ausserhalb  der  Grenzen  des  Reichs  belegen 
sind,  urtheilen  russische  Gerichte  nie,  auch  wenn  diese  Immobüien 
russischen  Unterthanen  gehören.  Dagegen  ist  das  russische  Gericht  im 
Allgemeinen  zuständig  in  allen  anderen  Klagesachen  der  Ausländer, 
sowohl  untereinander  als  gegen  russische  Unterthanen,  einerlei  wo  und 
nach  welchem  Recht  kontrahirt  worden  ist.^)  Ausgenommen  sind  nur 
die  Personen,  die  das  Recht  der  Exterritorialität  gemessen.  2) 

§9- 

m«  Kompetensstreit  und  Kompetenzkonflikt. 

CP.Ü.  40—43,  229-255.    Regeln  10—16. 

Die  Anwendung  der  Regeln  über  den  Gerichtsstand  liegt  zunächst 
dem  Kläger  ob.  Er  wählt  aus  mehreren  gleichartigen  Gerichtsständen 
einen, ^)  oder  wählt  zwischen  mehreren  zulässigen  Gerichtsständen.*) 

^)  C.P.O.  224:  Die  Prozesse  der  Ausl&nder,  die  sich  in  Rassland  befinden^  sowohl 
unter  einander  als  mit  russischen  Unterthanen,  unterliegen  der  Gerichtsbarkeit  d» 
russischen  Gerichte  nach  den  allgemeinen  Gesetzen  über  die  Zuständigkeit. 

*)  Russische  Unterthanen,  die  gegen  exterritoriale  Personen  Geldforderungen  liaben, 
können  die  Yermittelung  des  Ministeriums  des  Auswärtigen  anrufen.  C.P.O.  225. 
Ausgenommen  von  den  Bestimmungen  des  Art.  224  sind  die  Klagen  gegen  Personen, 
die  zu  auswärtigen  Gesandtschaften  gehören.  Russische  Unterthanen,  die  gegen  solche 
Personen  Geldforderungen  haben,  können  sich  an  das  Ministerium  des  Auswärtigen 
wenden,  welches  verpflichtet  ist,  auf  Befriedigung  derselben  zu  bestehen.  Personen, 
die  zur  Bedienung  der  Botschafter,  Gesandten  und  anderer  diplomatischer  Agenten  ge- 
hören, unterliegen  der  Gerichtsbarkeit  der  (russischen)  Gerichte  nach  den  allgemeinen 
Gesetzen  ttber  den  Gerichtsstand,  aber  die  Ladung  vor  Grericht  wird  ihnen,  wenn  ihr 
Domizil  bekannt  ist,  durch  das  Mmisterium  des  Auswärtigen  zugestellt.  Gesetz  rem 
19.  Februar  1868  No.  45503  Art.  2. 

^  z.  B.  wo  Jemand  mehrere  Domizile  hat  oder  mehrere  Grundstücke  besitzt 

^)  Oder  der  Kläger  wählt  zwischen  dem  Gericht  am  Wohnsitz   des  Agenten  des 
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Der  Beklagte  kann  verlangen,  dass  der  Kläger,  falls  er  beim  Ge- 
richt des  letzten  Domizils,  des  Aufenthaltsorts,  der  Abschliessung  des 
Vertrages  oder  des  Erfüllungsorts  geklagt  hat,  an  das  Gericht  des 
Domizils  verwiesen  werde.  ^) 

Jedes  Gericht  entscheidet  selbst  über  seine  Zuständigkeit;  gegen  die 
Entscheidung  ist  stets  Beschwerde  beim  Obergericht  und  gegen  dessen 
Entscheidung  Beschwerde  beim  Senat  zulässig.  2) 

Kompetenzkonflikte  (positive  und  negative)  zwischen  Gerichten  ent- 
scheidet die  höhere  Instanz,  und  zwischen  Gerichten  verschiedener  Appell- 
hofsbezirke der  Appellhof,  in  dessen  Bezirk  die  Sache  zuerst  anhängig 
war.*) 

Kompetenzkonflikte  zwischen  Stadtrichtern,  Landhauptleuten  und 
Kreisversammlungen  einerseits  und  Bezirksgerichten  andererseits  können 
nur  von  den  Gouvernementssessionen  erhoben  werden.  Sie  werden  in 
einer  dreigliedrigen  Kommission  des  Appellhofs,  zu  der  der  Gouverneur 
hinzugezogen  wird,  entschieden.*) 

Bei  Kompetenzkonflikten  zwischen  Gerichten  und  Administrativ- 
behörden dürfen  letztere,  wenn  erstere  sich  für  kompetent  erklärt 
haben,  in  der  Sache  nicht  verfahren,  können  aber  durch  den  Prokureur 
dem  Gericht  mittheilen,  dass  sie  sich  für  kompetent  halten.  Der  Kon- 
flikt wird  durch  eine  gemischte  Kommission  von  Mitgliedern  des  Appell- 
hofs und  von  Administrativbeamten  endgültig  entschieden.  Entstand 
der  Kompetenzkonflikt  im  Appellhof,  so  entscheidet  die  vereinigte  Session 
des  ersten  und  der  Kassationsdepartements.  ^) 

Handelt  es  sich  um  Geistliche  Gerichte  der  russischen  Kirche,  so 
wird  im  Senat  der  Oberprokureur  des  Synod  hinzugezogen. 

Falls  der  Beklagte  nach  Beginn  des  Prozesses  sein  Domizil  ändert, 
so  bleibt  das  ohne  Einfluss  auf  den  Gerichtsstand  der  Sache.  Ergiebt 
es  sich  während  des  Verfahrens,  dass  dem  Gericht  die  sachliche  Kom- 
petenz (vedomstvo)  mangelt,  so  kann  dies  in  jedem  Stadium  des  Pro- 
zesses geltend  gemacht  werden,  und  ist  Kassationsgrund.  Das  ganze 
Verfahren  und  das  Urtheil  eines  sachlich  nicht  zuständigen  Gerichts  ist 
nichtig.  Das  Gericht  muss  ex  officio  die  Regeln  der  sachlichen  Zu- 
ständigkeit berücksichtigen.  ^) 

Im  Falle   eines  Kompetenzkonflikts  kann  die  Partei  bei  einem  der 


Ortlichen  Eomptoirs  und  dem  Gericht  am  Sitz  der  Hauptverwaltung,  bei  Eisenbahnen 
zwischen  den  Stationen  der  Absendung,  der  Bestimmung  und  der,  wo  der  Schaden 
sogeftlgt  wurde,  zwischen  dem  Domizü  des  Schädigers  und  dem  Ort  der  Schädigung, 
zwischen  dem  Gerichtsstand  des  Domizüs  und  dem  Ort  der  belegenen  Sache,  wo  die 
Klage  auf  Immobilien  und  Mobilien  geht.    C.P.O.  205. 

»)  ib.  207. 

*)  ib.  229,  232,  233,  587. 

»)  ib.  40,  43,  179,  230—234. 

*)  ib.  236  >. 

»)  ib.  237—244. 

•)  ib.  186  P.  3,  584  F.  1,  793  P.  3, 
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Gerichte  den  Antrag  auf  Bezeichnung  des  kompetenten  Gerichts  stellen, 
der  der  oberen  Instanz  zur  Entscheidung  vorzulegen  ist.^) 

CAPITEL  n. 

Die   Parteien. 

§  10. 
I.  Prozessf&higkelt.  Unterbrechung  und  Aussetzung  des  Yerfahrens. 

C.P.O.  15—27. 

L  Nach  der  russischen  Civilprozessordnung  ist  jeder  Mensch  prozess- 
fähig, soweit  er  handlungsfähig  ist.  In  Folge  dessen  sind  Personen, 
die  zum  Verlust  aller  Standesrechte  verurtheilt  sind,  prozessunfähig.^)'*^) 
In  der  Prozessfähigkeit  beschränkt  sind: 

1.  Bevormundete  (Unmündige  und  Minderjährige,  Geisteskranke, 
Taubstumme,  Blinde).*)^)  Minderjährige  von  17  bis  20  Jahren,  die  ihr 
Vermögen  unter  Aufsicht  eines  Kurators  selbst  verwalten,  müssen  in 
Folge  dessen  auch  für  berechtigt  gelten,  Prozesse  zu  führen.  Entmün- 
digte Verschwender  müssen  der  Vormundschaftsbehörde  Anzeige  von 
der  Prozessführung  machen  und  bedürfen  zur  Bestellung  eines  Bevoll- 
mächtigten, zu  Vergleichen,  Anerkenntnissen  und  sowohl  zur  Erhebung 
einer  Klage  wegen  Urkundenfälschung,  wie  auch  zur  Einlassung  auf 
eine  solche  der  Genehmigung  dieser  Behörde.®) 

2.  Insolvente  Schuldner.  Ihr  Klagerecht  geht  auf  die  Konkurs- 
verwaltung über,  der  es  jedoch  freisteht,  ihnen  die  Führung  einzelner 
Prozesse  zu  überlassen.*') 

Jeder  ist  berechtigt,  seinen  Prozess  selbst  oder  durch  Bevollmächtigte 


")  C.P.O.  43. 

>)  ib.  17,  18. 

^)  Im  Grunde  jedoch  nur,  weü  durch  das  UrtheU  ihr  Vermögen  auf  ihre  Erben 
oder  im  Falle  der  Konfiskation  auf  den  Staat  abergegangen  ist.  Sind  sie  aus  der 
Zwangsarbeit  entlassen  und  Ansiedler  geworden  und  haben  sie  als  solche  Eigenthum 
erworben  oder  Verträge  abgeschlossen,  so  sind  sie  wieder  prozessfthig,  obwohl  jener 
Verlust  der  Rechte  lebenslänglich  ist. 

*)  Für  die  Bevormundeten  handeln  ihre  Vormünder,  für  Kinder  die  Eltern  als 
natürliche  Vormünder,  falls  sie  nicht  als  Vormünder  bestellt  sind. 

Nach  dem  Recht  der  baltischen  Provinzen  sind  Minderjährige,  die  mit 
Einwilligung  ihrer  Eltern  oder  Vormünder  selbstständig  leben,  auch  prozessfähig  und 
können  unter  bestimmten  Voraussetzungen  vom  Gericht  die  venia  aetatis  erhalten 
(Privatrecht  der  Ostseeprovinzen  Livland,  Kurland  und  Estland  Art.  270,  271).  Unter 
Vormundschaft  Stehende  erhalten  bei  einem  Rechtsstreit  mit  ihrem  Vormund  einen  Vor- 
mund ad  hoc  (kriegerischer  Vormund)  (ib.  363).  Nach  russischem  Recht  hat  die  Fraa 
unbeschränkte  Prozessfähigkeit.  Nach  baltischem  Recht  nur  die  unverheirathete,  die 
Handelsfrau  und  die  Ehefrau  in  Prozessen  um  ihr  Sondergut.  Soweit  ihr  Vermögen 
nicht  Sondergut  ist,  wird  sie  vom  Mann  ipso  iure  vertreten.  Nach  russischem  Recht 
kann  der  Mann  sie  nur  kraft  einer  Vollmacht  vertreten. 

*)  C.P.O.  19. 

«)  ib.  20. 

')  ib.  21,  22.  .    . 
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ZU  führen,  1)  Anwaltszwang  besteht  nicht.  Juristische  Personen  und 
Gesellschaften 2)  prozessiren  durch  ihren  Vorstand  oder  Bevollmächtigte. 
Der  Fiskus  (kasnä),  das  Kaiserhaus  und  die  einzelnen  Glieder  desselben 
werden  durch  die  Behörden  und  Beamten  vertreten,  denen  die  Verwaltung 
der  Angelegenheiten,  auf  die  sich  die  Streitsache  bezieht,  übertragen  ist. 

Die  Prozessfähigkeit,  die  legitimatio  ad  causam  und  die  Prozess- 
vollmacht muss  von  Amtswegen  geprüft  werden.  Eine  solche  Prüfung 
ist  in  jeder  Lage  der  Sache  zulässig. 

Ausländer  haben  dasselbe  Recht  wie  Inländer,  mit  der  einzigen 
Ausnahme,  dass  einem  Ausländer  gegenüber,  der  weder  im  Staatsdienst 
steht,  noch  in  Russland  Grundeigenthum  besitzt,  der  beklagte  Inländer 
sich  auf  die  Klage  nicht  einzulassen  braucht,  bevor  jener  die  Prozess- 
kosten sichergestellt  hat.^) 

II.  Im  Laufe  eines  Prozesses  können  auf  Seiten  der  Parteien  Verände- 
rungen eintreten,  die  von  Einfluss  auf  den  Gang  des  Processes  sind. 
Der  Tod,  die  Verurtheilung  zum  Verlust  aller  Standesrechte  und  der 
Verlust  der  Prozessfähigkeit  der  Partei  oder  ihres  Vertreters  bewirkt 
Stillstand  des  Prozesses,  bis  der  Rechtsnachfolger  resp.  neue  Vertreter 
denselben  wieder  auinimmt.*)  Die  Gegenpartei  kann  durch  neue  La- 
dung oder  Antrag  auf  Ernennung  eines  Nachlass-  oder  Prozesskura- 
tors die  Wiederaufnahme  des  Prozesses  beschleunigen.^)  Im  Stadium 
der  Exekution  ruht  das  Verfahren  bis  zur  Ernennung  eines  Vormunds 
oder  bis  zur  Bestätigung  der  Erben,  es  wäre  denn,  dass  das  Gericht 
auf  Antrag  des  Betreibenden  die  Fortsetzung  der  Exekution  anordnet. 
War  jedoch  bereits  der  Termin  zur  öffentlichen  Versteigerung  von  Ver- 
mögensobjekten anberaumt,  so  wird  diese  nicht  inhibirt.^)  Falls  bei 
Lebzeiten  eines  zur  Zahlung  oder  Leistung  verurtheilten  Schuldners  die 
Ausführung  des  Urtheils  noch  nicht  begonnen  hatte,  so  kann  sie  nach 
seinem  Tode  erst  erfolgen,  nachdem  dem  ernannten  Vormunde  oder  den 
bestätigten  Erben  eine  bezügliche  Anzeige  gemacht  worden  ist. 

§  11. 
U.   Interrention. 

C.P.O.  31,  51,  80,  662-66,  795.    Regehi  85—87. 

Die  russische  Civilprozessordnung  berührt  das  materielle  Prozess- 
recht und  die  grundlegenden  prozessualen  Rechtsbegriffe  nur  selten. 
Sie  begnügt  sich  meist  mit  rein  formellen  Vorschriften  und  überlässt 
das  materielle  Recht  zu  finden  dem  Ermessen  des  Richters,  der  hierbei 
von  dem  höchst  unentwickelten  russischen  Privatrecht  völlig  im  Stiche 


1)  Ö.O.  Art.  386.    C.P.O.  14,  16. 

^  Anch  ausländische.  Vgl.  für  Deutschland  Art.  4  Handelsvertrag  vom  10.  Fe- 
bruar /  29.  Januar  1894.    S.  o.  Bd.  I  S.  749,  750. 
')  C.P.O.  571,  5.    S.  u.  S.  612  ff. 

♦)  C.P.O.  681,  751,  752.    Vgl.  auch  §  21  S.  618  und  §  14  S.  601» 
*)  ib.  687. 
^  ib.  959.  960  (Wiederholung  von  752)  Regeln  106,  116. 
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gelassen  wird.  Die  Folge  sind  willkürliche,  einander  widersprechende 
Entscheidungen. 

Der  russischen  Civilprozessordnung  ist  das  Institut  der  Intervention 
bekannt,  ebenso  ist  der  Unterschied  zwischen  Haupt-  und  Nebeninter- 
vention, wenn  auch  nicht  erwähnt,  so  doch  der  Sache  nach  vorhanden, 
da  bei  der  ersteren  der  Intervenient  gegen  beide  Parteien  auftritt, 
bei  der  zweiten  eine  der  Parteien  unterstützt,  weil  sein  Interesse  den 
Sieg  dieser  Partei  erheischt.^) 

Die  Civilprozessordnung  giebt  folgende  Regeln: 

1.  Für  Eintritt  eines  Dritten  in  einen  Prozess.  Der  Eintritt  ist 
in  jedem  Stadium  des  Prozesses  zulässig,  also  auch  in  der  Exekution 
und  im  Kassationsverfahren. 

Der  Nebenintervenient  reicht  ein  einfaches  Gesuch  mit  zwei 
Abschriften  ein,  die  den  Parteien  zugefertigt  werden.  Die  Entschei- 
dung des  Gerichts  kann  durch  sofortige  Beschwerde  angefochten  werden.^ 
Der  Hauptintervenient  reicht  eine  förmliche  Klage  (mit  Klagegebühr) 
ein  und  der  anhängige  Prozess  wird  inhibirt,  bis  der  neue  gegen  beide 
Parteien  als  Streitgenossen  entschieden  ist.*) 

2.  Für  Hinzuziehung  eines  Dritten  zu  einem  Prozess.  Wäh- 
rend bei  dem  Eintritt  eines  Dritten  in  einen  Prozess  noch  davon  die 
Rede  ist,  dass  er  ein  Interesse  oder  ein  selbstständiges  Recht  zu  ver- 
treten habe,  wird  hier  einfach  gesagt:  der  Beklagte,  der  einen  Dritten 
zur  Theilnahme  am  Prozess  heranziehen  will,  muss  das  bezügliche  Gesuch 
zum  Termin,  zu  dem  er  geladen  ist,  also  bei  Beginn  des  Vorbereitungs- 
stadiums, der  Kläger  mit  der  Replik  auf  die  Klagebeantwortung  an- 
bringen. Im  Streitfall  entscheidet  das  Gericht  über  die  Zulässi^eit 
der  Ladung.  Die  Adzitation  ist  ohne  Zwang.  Giebt  der  Zitirte  der 
Ladung  keine  Folge,  so  kann  der  Zitirende  um  Sicherstellung  seinem 
Regresses  nachsuchen.  Die  Kosten  der  Zitation  trägt  er,  kann  aber  seiner 
Zeit  bei  Geltendmachung  seiner  Regressforderung  auf  Ersatz  derselben 
dringen.  *) 

Wie  man  sieht,  macht  die  russische  Civilprozessordnung  keinen 
Unterschied  zwischen  den  verschiedenen  Fällen  der  Adzitation,  weist  nicht 
darauf  hin,  wann  sie  berechtigt  ist  und  giebt  dem  Richter  ebensowenig 
Anhalt  für  die  Entscheidung  der  verschiedenen  an  ihn  herantretenden 
Fragen,  wie  das  russische  Privatrecht.  ^) 


>)  C.P.O.  665  und  663. 

»)  ib.  662—664. 

8)  ib.  665,  666. 

*)  ib.  653-661. 

')  Im  baltischen  Privatrecht  dagegen  wird  nicht  nur  zwischen  litis  denonciatio 
und  nominatio  auctoris  unterschieden,  sondern  es  sind  auch  die  Folgen  der  Geltend- 
machung und  Unterlassung  festgestellt.  Vgl.  Bunge,  Der  baltische  GiTÜprozess,  I. 
S.  229  ff.  Liv-,  Kur-  und  EstlÄndisches  Privatrecht  Art.  3224—3227,  3243,  899,  3783. 
C.P.O.  1836—1839. 
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§  12. 
UL  Streitgenossenschaft. 

Die  Streitgenossenschaft  ist  der  russischen  Civilprozessordnung  be- 
kannt,*) doch  fehlt  es  an  genauen  Bestimmungen.  Aus  der  Art  und 
Weise,  wie  sie  gelegentlich  erwähnt  wird,  2)  sowie  aus  dem  Verbot, 
Ansprüche  aus  verschiedenen  KlagegrOnden,  wenn  sie  auch  gegen  einen 
und  denselben  Beklagten  gerichtet  sind,  in  einer  Klageschrift  zusammen 
vorzubringen,^)  kann  man  schliessen,  dass  das  russische  Kecht  die  von 
der  Theorie  geforderten,  und  in  allen  Prozessordnungen  anerkannten 
Bedingungen  der  Gemeinsamkeit  des  Gegenstandes,  des  Klagebegehrens, 
und  des  Klagegrundes,  der  Gleichartigkeit  der  Ansprüche  und  der  Ver- 
handlung nach  gleicher  Prozessart  als  selbstverständlich  voraussetzt; 
die  Praxis  ist  dementsprechend. 

Die  Streitgenossenschaft  begründet  Prozess-  und  Kosteneinheit: 
Der  Richter,  der  für  die  Klage  gegen  einen  der  beklagten  Streitgenossen 
zuständig  ist,  wird  es  durch  die  Erhebung  der  Klage  auch  gegenüber 
den  anderen  Streitgenossen.'*)  Die  Streitgenossenschaft  berechtigt  zur 
Streitverkündigung. 

Streitgenossen  stehen  dem  Gegner  als  eine  Partei  gegenüber,  doch 
hängt  es  von  ihnen  ab,  ob  sie  gemeinsam  oder  einzeln  verhandeln 
wollen.  *)  Im  letzteren  Falle  verantwortet  jeder  nur  die  eigenen  Hand- 
lungen. Daher  bindet  auch  das  Geständniss  eines  einzelnen  Streit- 
genossen nur  ihn.  ß)7) 

Versäumen  von  mehreren  Streitgenossen  einzelne  die  gerichtliche 
Verhandlung,  so  gilt  das  Urtheil  nicht  als  Versäumnissurtheil  (Prozess- 
einheit), ausgenommen  gegen  die,  deren  Wohnort  vom  Kläger  nicht 
angegeben  war.^) 

Haben  nur  einzelne  von  getrennt  verhandelnden  Streitgenossen  Appel- 
lation eingelegt,  so  ist  die  Frist  auch  für  die  Uebrigen  gewahrt  und 
es  steht  denselben  das  Recht  zu,  sich  der  Prozessführung  in  zweiter 
Instanz  selbst  nach  Ablauf  der  Appellationsfrist  anzuschliessen.  ^) 


1)  C.P.O.  15,  113  (482),  218,  263,  724,  766. 

'O  ib.  273  P.  3. 

^  ib.  258,  ein  Verbot,  welches  übrigens  in  der  Praxis  meist  nicht  beobachtet  wird. 

*)  ib.  33,  218. 

»)  ib.  15. 

«)  ib.  113,  482.    Regeln  75. 

')  Immerhin  stellt  die  C.P.O.  den  Satz  auf  (Art.  114,  483):  „Streitgenossen  unter- 
liegen den  Folgen  des  Geständnisses  eines  Einzelnen  im  Falle  sie  sich  zu  solidarischer 
Haftung  verpflichtet  haben."  Gegen  die  Folgen  dieses  in  seiner  Allgemeinheit  höchst 
bedenklichen  Satzes  werden  die  Streitgenossen  sich  aber  ofienbar  durch  sofortigen 
Protest  schützen  kOnnen  (Bunge,  Der  baltische  Civilprozess,  I.  S.  220  u.  Anm.  23). 
Ferner  wird  dieser  Satz,  seinem  Wortlaut  entsprechend,  nur  Anwendung  finden  dürfen, 
wo  die  solidarische  Haftung  freiwillig  übernommen,  nicht  wo  sie  in  gesetzlichen  Vor- 
schriften (z.  B.  bei  Klagen  aus  Delikten)  begründet  ist. 

«)  C.P.O.  724. 

»)  ib.  766. 
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Haben  sie  sich  nicht  angeschlossen,  so  kommt  ihnen  die  in  zweiter 
Instanz  erfolgte  andere  Entscheidung  nicht  zu  Statten.^) 

§  13. 
IT.  ProYokation  zum  Prozess. 

Die  russische  Civilprozessordnung  kennt,  abgesehen  von  der  Ediktal- 
ladung  von  Erben,  sowie  im  Konkursverfahren  keine  Provokation  zum 
Prozess.  ^ 

§  u. 

y.   Beistände  und  Prozessbevollmäehtigte. 

1.   Fähigkeit  sum  Auftreten  vor  Gericht. 

C.P.O.  14,  16,  44—50,  245—255.    Regeln  Art.  5,  Beüage  6-9. 

Jeder  ist  berechtigt,  seine  Sache  vor  Gericht  selbst  zu  führen,  oder 
sich  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  zu  lassen  (§  10);  nur  der 
Eid  kann  weder  durch  einen  Vertreter  beantragt  noch  geleistet  werden. 

Es  besteht  kein  Anwaltszwang. 

Als  Beistände  erscheinen  die  Nebenintervenienten.  Als  Vertreter 
können  thätig  sein: 

1.  die  gesetzlichen  Vertreter  (§  10) ; 

2.  Rechtsanwälte  (§  15) ; 

3.  Streitgenossen,  Geschäftsführer,  Verwalter,  Eltern,  Ehegatten  und 
Kinder  der  Parteien,  soweit  letztere  prozessfähig  sind; 

4.  Vor  dem  Friedensrichter  wird  jeder  als  Vertreter  zugelassen,  der 
die  zur  Erlangung  der  Privatanwaltschaft  (§  15)  erforderliche  Qualifikation 
besitzt,  jedoch  nur  für  drei  Prozesse  im  Laufe  eines  Jahres  in  einem 
und  demselben  Friedensgerichtsbezirk.*) 

Für  das  Verfahren  vor  den  Landhauptleuten  und  Stadtrichtern 
sind  befugt  Vertreter  zu  sein: 

a)  Streitgenossen,  Verwalter,  Wirtschaftsbeamte  und  Aufseher  aller 
Art,  Ehegatten,  Verwandte,  Stiefsöhne  und  Pflegekinder;*) 

b)  vereidigte  Rechtsanwälte; 


')  In  den  baltischen  Provinzen  ist  die  SteUung  der  Streitgenossen  zu  einander 
durch  das  Ortliche  Privatrecht  in  ähnlicher  Weise  wie  in  den  meisten  modernen  Gesetz- 
gebungen geregelt.    Bunge,  Der  baltische  Givilprozess,  I.  S.  218 ff. 

*)  Im  bisherigen  baltischen  Prozess  bestanden  die  Provocatio  ex  lege  si  con- 
tendat  und  die  Provocatio  ex  lege  diffamari.  An  Stelle  der  letzteren  war  in  der  Praxis 
des  Rigaschen  Raths  eine  (der  C.P.O.  des  Deutschen  Reichs  nachgebildete)  Fest- 
stellungsklage getreten.  Bei  der  Justizreform  in  den  baltischen  Provinzen  ist  die 
erstere  als  ttberflüssig  beseitigt,  die  Feststellungsklage  aber  als  Sonderinstitut  ftlr  die 
baltischen  Provinzen  in  die  C.P.O.  aufgenommen  worden  (C.P.O.  1801).  Sie  ist  zu- 
lässig überall  da,  wo  der  Kläger  „ein  rechtliches  Interesse  an  der  Feststellung  des 
Vorhandenseins  oder  Nichtvorhandenseins  eines  Rechtsverhältnisses  hat^. 

3)  G.O.  Art.  416,  18. 

*)  Reichsgesetzb.  Bd.  XVI.  Regeln  über  das  Verfahren  vor  den  Landhauptleütcn 
Art.  5. 
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c)  Personen,  die  von  der  Kreissession  die  Konzession  als  Privat- 
anwälte mit  Genehmigung  des  Ministers  des  Innern  und  der  Justiz 
(Allerhöchster  Befehl  vom  Jahre  1890)  erhalten  haben,  i)  2) 

2.  Die  Prozessvollmaoht. 

Die  Vollmacht  wird  mündlich  oder  schriftlich  ertheilt.  Mündlich 
durch  mündliche  oder  schriftliche  Erklärung  vor  dem  Gericht,  schriftlich 


')  A.  a.  0.  Beilage  zu  Art.  5. 

^  Der  Gesetzgeber  zählt  die  Umstände  detaiUirt  auf,  die  zur  Vertretung  vor 
Gericht  unfähig  machen,  und  zwar,  bei  seiner  Vorliebe  für  kasuistische  Bestimmungen, 
zuerst  in  der  G.O.  Art.  355  in  Bezug  auf  vereidigte  Rechtsanwälte,  dann  in  der 
C.P.O.  Art.  45  für  den  Prozess  vor  dem  Friedensgericht,  im  Art.  246  für  den  Pro- 
zess  in  den  allgemeinen  Gerichten,  endlich  in  den  Regeln  für  das  Verfahren  vor  den 
Landhauptleuten  und  Stadtrichtem  (Art.  18).  Jede  dieser  Bestimmungen  diffenrt  von 
der  anderen. 

Gemeinsam  ist  diesen  Artikeln  die  Bestimmung  über  Unfähigkeit  in  Folge  a)  Ver- 
lust oder  Beschränkung  staatsbürgerlicher  Rechte  oder  des  Rechts,  Bevollmächtigter 
zu  sein  durch  Gerichtsurtheil.  Dem  steht  gleich  der  Fall,  wo  Jemand  wegen  eines 
solchen  Verbrechens  in  Untersuchung  befindlich  ist,  oder  in  Anklage  versetzt  nicht 
freigesprochen  worden  ist,  d.  h.  wo  die  Verhandlung  wegen  Begnadigung,  Verjährung 
und  dergleichen  ohne  freisprechendes  Urtheil  beendet  worden  ist;  b)  der  Ausschliessung 
aus  dem  Staatsdienste,  aus  dem  geistlichen  Stande  wegen  Laster,  aus  der  Adels- 
korporation, aus  der  Gemeinde;  c)  der  Insolvenz. 

Für  vereidigte  Rechtsanwälte  ist  ausserdem  bestimmt,  dass  solche  nicht 
sein  können:  Personen,  die  das  25.  Jahr  nicht  erreicht  haben  und  Ausländer. 

Für  Privatanwälte  und  Bevollmächtigte  wird  Volljährigkeit  verlangt  und  ausser- 
dem werden  als  unfähig  bezeichnet  a)  Personen,  die  durch  Urtheil  eines  geistlichen  Ge- 
richts aus  der  Kirche  gestossen  (d.  h.  mit  dem  Kirchenbann  belegt)  sind.  Das  Gesetz 
spricht  ganz  allgemein  von  „Kirche'',  meint  aber  offenbar  die  nissische  Kirche;  b)  Kloster- 
geistliche, ausgenommen  im  Auftrage  ihrer  Oberen  oder  als  Vertreter  ihres  Klosters; 
c)  Weltgeistliche,  ausgenommen  als  Vertreter  ihrer  Kirchen  und  geistlichen  Anstalten 
oder  ihrer  Frauen,  Kinder  und  Pfleglinge;  d)  volljährige  Schüler  und  Studenten,  aus- 
genommen als  Vertreter  ihrer  Eltern  oder  Geschwister. 

Für  Bevollmächtigte  bestimmt  das  Gesetzbuch,  dass  als  solche  nicht  auftreten 
können:  a)  Analphabeten  vor  den  allgemeinen  Gerichten;  vor  dem  Friedensgericht  und 
den  Landhauptleuten  u.  s.  w.  können  sie  also  als  Bevollmächtigte  auftreten ;  b)  Richter 
und  Prokureure  bei  dem  Gericht,  wo  sie  dienen,  bei  allen  anderen  Gerichten  können 
sie  ihre  oben  bezeichneten  Verwandten  vertreten ;  c)  Friedensrichter  und  der  Prokureurs- 
gehülfe  des  Friedensrichterplenums  im  Bezirk  dieses  Gerichts;  d)  bei  den  Landhaupt- 
leuten und  Stadtrichtern  Personen,  denen  nach  Vereinbarung  zwischen  dem  Minister 
des  Inneren  und  dem  Justizminister  das  Recht  der  Praxis  entzogen  ist. 

Für  Bevollmächtigte  vor  Landhauptleuten,  Stadtrichtem  u.  s.  w.  enthält  das  Gesetz 
eine  Erweiterung  des  Kreises  der  als  Vertreter  zuzulassenden  Verwandten  und  Wirth- 
schaftsbeamten  und  lässt  die  Beschränkung  der  sonstigen  Bevollmächtigten  auf  nur 
drei  Prozesse  im  Jahre  fallen. 

Ausländer  können  nicht  vereidete  Rechtsanwälte  sein,  wie  das  Gesetz  ausdrück- 
lich bestimmt.  In  das  Gesetz  über  die  Privatanwälte  ist  diese  Bestimmung  nicht  auf- 
genommen. Eine  solche  direkte  Weglassung  einer  Bestimmung,  die  der  Gesetzgeber 
bei  Abfassung  des  Gesetzes  über  Privatanwälte  direkt  im  Auge  haben  musste,  weist 
darauf  hin,  dass  er  den  Ausländer  in  dieser  Beziehung  nicht  beschränken  wollte.  In 
der  Praxis  werden  Fälle,  wo  Ausländer  zur  Privatanwaltschaft  zugelassen  werden,  wohl 
kaum  vorkommen.  Ebenso  müssten  Ausländer  als  Bevollmächtigte  vor  den  Friedens- 
gerichten nach  G.  0.  406  (s.  oben  S.  598,  4)  zugelassen  werden.  Ohne  Weiteres  können 
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im  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter  mit  beglaubigter  Unterschrift. 
Die  Beglaubigung  kann  erfolgen  durch  einen  Notar,  Friedensrichter, 
Ehrenfriedensrichter,  die  Polizei  oder  den  Gemeinde  vorstand.^)  MOnd- 
liehe  Vollmacht  kann  ertheilt  werden  zum  Verfahren  vor  dem  Friedens- 
gericht an  Bevollmächtigte  aller  Art;  zum  Verfahren  vor  den  allge- 
meinen Gerichten  nur  an  vereidigte  Rechtsanwälte,  während  alle 
anderen  Personen  einer  schriftlichen  Vollmacht  bedürfen.^ 

Die  schriftliche  Vollmacht  muss  gesetzlich  vollzogen  sein,  d.  h.  no- 
tariell oder  im  Nothfalle  beim  Friedensrichter.  Nur  fQr  vereidigte 
Rechtsanwälte  genügt  eine  einfache  schriftliche  Vollmacht  mit  beglau- 
bigter Unterschrift.^) 

Im  Auslande  werden  Vollmachten  entsprechend  dem  örtlichen 
Rechte  errichtet ;  russische  Unterthanen  können  Vollmachten  auch  beim 
russischen  Konsul  errichten,  die  Vollmachten  von  Nichtrussen  müssen 
vom  russischen  Konsul  und  in  beiden  Fällen  die  Unterschrift  des  Kon- 
suls vom  Ministerium  des  Auswärtigen  beglaubigt  werden.  Die  in  der 
Geschäftssprache  eines  anderen  Landes  errichtete  Vollmacht  muss  von 
einer  Uebersetzung  ins  Russische  begleitet  sein;  dieselbe  muss  im  Aus- 
lande von  einem  russischen  Konsul  und  in  Russland  von  einem  Notar, 
einem  vereidigten  Uebersetzer  eines  Gerichts  oder  von  einem  vereidig- 
ten Rechtsanwalt  als  dem  Original  entsprechend  beglaubigt  sein.  Wer 
die  Uebersetzung  angefertigt  hat,  ist  gleichgültig. 

Ohne  Vollmacht  kann  auch  ein  vereidigter  Rechtsanwalt 
keine  für  seinen  Klienten  rechtswirksamen  Akte  vornehmen. 
Alles  so  vorgenommene  gilt  als  null  und  nichtig  und  kann  auch  nach 
der  herrschenden  formalistischen  Praxis  durch  Ratihabirung  nicht  wirk- 
sam gemacht  werden.^) 

Die  Vollmacht  kann  unbeschränkt  für  die  Führung  des  ganzen 
Prozesses  oder  beschränkt  nur  zur  Vornahme  bestimmter  Handlungen 
ertheilt  werden.^)  Die  unbeschränkte  Vollmacht  schliesst  im  Prozess 
vor  dem  Friedensrichter  das  Recht  zum  Abschluss  eines  Vergleichs  ipso 


Ausländer  als  Bevollmächtigte  auftreten  in  ihrer  Eigenschaft  als  Ehegatten,  Verwandte, 
Geschäftsführer,  Wirthschaftsbeamte,  Streitgenossen  u.  dergl. 

»)  C.P.O.  46,  47. 

•)  G.O.  390.    C.P.O.  247,  248. 

^)  Telegraphische  Vollmacht  wird  von  den  Gerichten  acceptirt,  wenn  das  Tele- 
gramm von  einer  offiziellen  Persönlichkeit  ausgeht  und  die  Identität  der  Person  vom 
Chef  der  Telegraphenstation  beglaubigt  ist  (z.  B.  ein  Notar  telegraphirt  dem  Gericht, 
dass  er  soeben  eine  Vollmacht  des  und  des  Inhalts  vollzogen  habe).  Für  den  inter- 
nationalen Verkehr  erwähnt  jedoch  die  russische  Telegraphenordnung  nicht  der  be- 
glaubigten Depeschen. 

*)  Dem  vereidigten  Rechtsanwalt,  aber  auch  nur  ihm,  steht  das  Recht  zu,  auch 
wenn  ihm  das  Recht  der  Uebertragung  der  Vollmacht  nicht  ausdrücklich  verliehen  ist, 
im  Behinderungsfalle  durch  Erklärung  vor  Gericht  die  Vertretung  der  Sache  zeitweilig 
einem  anderen  vereidigten  Rechtsanwalt  zu  übertragen. 

^)  G.O.  391.  Die  C.P.O.  erwähnt  nur  dieses  Unterschiedes.  Das  baltische  Privat- 
recht unterscheidet  (Art.  4371)  zwischen:  Universalvollmacht  fttr  sämmtliche  Geschäfte, 
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jure  in  sich.^)  Vor  den  „allgemeinen  Gerichten"  muss  dies  Recht  dem 
Bevollmächtigten  ausdrücklich  in  der  Vollmacht  eingeräumt  sein.  Das 
Becht:  Appellation  und  ein  Gesuch  um  Aufhebung  eines  Urtheils  (Kassa- 
tion, Restitution)  einzureichen,  Fälschung  einer  Urkunde  zu  behaupten 
oder  sich  im  Falle  einer  solchen  in  den  Streit  einzulassen,  Schieds- 
richter zu  wählen,  die  Vollmacht  zu  übertragen,  beim  Gericht  für 
Rechnung  des  Klienten  eingezahlte  Gelder  zu  empfangen,  mit  Ausnahme 
zu  erstattender  Kosten,  die  Syndikatsklage  anzustellen,  kann  nur  durch 
Spezialvollmacht  verliehen  werden,  die  in  der  Generalvollmacht  auf- 
genommen sein  kann.  2)  8)  üeberhaupt  sind  in  der  Praxis  detaillirte  Voll- 
machten üblich.  Die  Vollmacht  zur  Zustellung  der  Klageschrift  an  das 
Gericht  kann  am  Schluss  der  Klageschrift  vom  Kläger  ertheilt  werden.*) 

Die  Annahme  einer  Vollmacht  hängt  vom  freien  Willen  des  Rechts- 
anwalts, von  seiner  Vereinbarung  mit  dem  Vollmachtgeber  ab.  Aus 
dieser  Vereinbarung  ist  der  Bevollmächtigte  berechtigt  und  verpflichtet 
und  haftet  für  vorkommende  Versehen.  Die  Vollmacht  muss  ex  officio 
geprüft,  die  Prüfung  kann  in  jeder  Rechtslage  vorgenommen  und  ein 
Mangel  der  Vollmacht  auch  vom  Gegner  gerügt  werden.  Was  direkt 
gegen  eine  ausdrückliche  Bestimmung  der  Vollmacht  vom  Bevollmächtigten 
vorgenommen  und  vom  Gericht  zugelassen  ist,  kann  von  der  Partei  als 
nichtig  angefochten  worden.  Dagegen  hat  der  Vollmachtgeber  im  Falle 
von  Versehen,  Versäumnissen,  selbst  dolosen  Handelns  seines  Bevoll- 
mächtigten nur  die  Klage  auf  Ersatz  des  Schadens  gegen  den  Bevoll- 
mächtigten. Ueber  die  Folgen  der  Vornahme  von  Handlungen  ohne 
Vollmacht  äussert  sich  die  russische  Civilprozessordnung  nicht.  ^) 

Die  Vollmacht  erlischt  durch  den  Tod  des  Vollmachtgebers  oder 
des  Bevollmächtigten,  durch  Ausführung  des  Auftrags,  durch  Widerruf 
seitens  des  Vollmachtgebers  und  durch  Verzicht   des  Bevollmächtigten. 

Im  Falle  des  Todes  der  Partei  ß)  wird  das  Verfahren  suspendirt,  bis 
die  Erben  des  Vertretenen  in  den  Prozess  eingetreten  sind,  was  der 
Gegner  durch  Ladung  beschleunigen  kann;  beim  Tode  des  Vertreters 
ruht  das  Verfahren,  bis  von  der  Partei  oder  im  Nothfalle  vom  Gericht 
ein  neuer  Bevollmächtigter  ernannt  ist.  ^)    Im  Falle  des  Widerrufs  muss 

GeneralvoUrnacht  für  eine  gewisse  Gattung  von  Geschäften  und  Spezialvollmacht  für  ein 
bestimmtes  Geschäft.  Das  russische  Privatrecht  enthält  nichts  Über  die  Arten  der 
Vollmacht,  was  natürlich  nicht  hindert,  dass  in  der  Praxis  alle  drei  Arten  vorkommen 
können. 

0  C.P.O.  48. 

^  ib.  250. 

^  In  den  baltischen  Provinzen  wird  ausserdem  noch  Spezialvollmacht  verlangt 
für  Zugeständnisse,  ftlr  den  Antrag  auf  Entscheidung  durch  den  Eid  und  das  Eingehen 
auf  solchen  Antrag. 

*)  C.P.O.  259,  266,2. 

^)  Nach  baltischem  Recht  sind  Handlungen  eines  Nichtbevollmächtigten  nichtig, 
künnen  aber  von  der  Partei  ratihabirt  werden.  Privatrecht  Liv-,  Est-  und  Kurlands 
Art.  3113.    Bunge,  a.  a.  0.  I.  S.  276. 

•)  Vgl.  auch  oben  §  10  S.  595  und  §  21  S.  618. 

')  C.P.O.  255. 

LsfKB  Q.  LoBWBKrBLD,  BechtsYerfolsiiBg.  II.  39 
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der  Vollmachtgeber  für  rechtzeitige  Vertretung  sorgen  und  kajin  keinen 
Auüschub  verlangen J) 

Ein  Verzicht  des  Bevollmächtigten  ist  so  rechtzeitig  anzuzeigen,  dass 
rechtzeitig  die  Neubestellung  erfolgen  kann,  wobei  der  Präsident  des 
Gerichts  die  Frist  bestimmt,  innerhalb  deren  der  Bevollmächtigte  ver- 
pflichtet ist,  die  Sache  zu  vertreten;  doch  kann  der  Präsident  unter 
Umständen  ihn  sofort  seiner  Verpflichtung  für  enthoben  erklären  und 
voriäuflg  die  Sache  einem  anderen  vereidigten  Rechtsanwalt  ttb^irageQ.^ 

Ein  solcher  Bevollmächtigter  legitimirt  sich  durch  den  schrifBichen 
Auftrag  des  Präsidenten.  Beamte,  welche  Behörden  vertreten,  legiti- 
miren  sich  durch  den  schriftHchen  Auftrag  derselben»)  oder  durch 
Nachweis  ihrer  Eigenschaft  als  Vertreter  einer  juristischen  Person,  der 
Konkursverwalter  durch  die  Verfügung  des  Gerichts  über  Konstituirung 
der  Konkursverwaltung,  der  Vormund  durch  das  Dekret  über  Ernen- 
nung eines  Vormunds;  der  vertretungsberechtigte  Mitinhaber  einer 
offenen  Handelsgesellschaft  durch  den  Gesellschaftsvertrag,*)  der  Ver- 
treter einer  Aktien-  und  anderer  Gesellschafben  durch  eine  Vollmacht 
des  Vorstands,*)  der  Testamentsexekutor  durch  das  gerichtlich  be- 
stätigte Testament.*) 

§  15. 

3.  BeohtMmwUte. 

GerichtsorganisationsgeBetz  358—406,  1—19. 

Erst  die  russische  Civilprozessordnung  von  1864  hat  in  Russland 
eine  Rechtsanwaltschaft  geschaffen.  Sie  suchte  die  „vereidigten 
Rechtsanwälte"  durch  Verleihung  einer  korporativen  Organisation 
und  gesteigerte  Anforderungen  an  ihre  Qualifikation  auf  eine  hohe  Stufe 
zu  stellen.  Für  die  erste  Zeit,  so  lange  die  Zahl  der  vereidigten  Rechts- 
anwälte nicht  genügend  gross  sei,  gestattete  sie  eine  nur  wenig  be- 
schränkte Vertretung  durch  private  Bevollmächtigte,  bestimmte  jedoch, 
dass  für  jedes  Gericht  durch  Gesete  die  Minimalzahl  der  für  dasselbe 
erforderlichen  vereidigten  Rechtsanwälte  festgesetzt  werden  und  dass 
liach  Erreichung  dieser  Zahl  nur  vereidigte  Rechtsanwälte  als  Vertreter 
vor  Gericht  aufzutreten  berechtigt  sein  sollten.^) 

Da  die  Zahl  der  vereidigten  Rechtsanwälte  sich  nur  sehr  langsam 
vermehrte,^)   so   war   die   Beschäftigung  mit   der  Vertretung  vor  Ge- 


»)  C.P.O.  50,  251.    Regeln  41.    G.O.  399. 

»)  ib.  49,  252—254. 

»)  ib.  1285. 

*)  ib.  26. 

*)  ib.  27. 

•)  ib.  24,  25. 

')  Die  Befugniss  der  Parteien,  Verwandte,  Geschäftsführer  und  Streitgenofisen 
zur  Vertretung  vor  Gericht  zu  beTollmächtigen,  soUte  daneben  bestehen  bleiben. 

^)  Am  hinderlichsten  war  die  Forderung  füniQfthiiger  praktischer  Th&tigkeit  im 
Justizfach. 
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licht  SO  gut  wie  freigegeben.  Während  nun  die  tüchtigen  Kräfte 
zur  Erlangung  der  Adyokatur  den  beschwerlichen  Weg  durch  das 
Noviziat  als  Recbtsanwaltsgehttlfen  einschlugen,  wurden  die  Gerichte 
überschwemmt  durch  Winkeladvokaten  schlimmster  Art,  und  sehr 
bald  überzeugte  sich  die  ßegierung,  dass  die  fast  uneingeschränkte 
Freigebung  der  Vertretung  vor  Gericht  ein  Fehler  gewesen  war  und  zu 
beseitigen  sei.^) 

Am  25.  Mai  1871^  wurde  ein  Gesetz  erlassen,  durch  welches  eine 
neue  Kategorie  von  Anwälten  geschaffen  wurde,  die  Privatanwälte, 
die  sich  von  den  Rechtsanwälten  dadurch  unterscheiden,  dass  an  ihre 
juristische  Ausbildung  geringere  Anforderungen  gestellt  werden. 

Es  bestehen  also  jetzt  zwei  Kategorieen  von  Anwälten:  1)  die  vert- 
eidigten Rechtsanwälte  (Frissäshnyje  poverennyje)  und  deren  Ger 
hülfen  (Pomosczniki  prissäshnych  poverennych),  und  2)  die  Frivat- 
anwälte  (Czastnyje  poverennyje).  Beide  Kategorieen  sind  von  einander 
umabhängig  organisirt;  einen  Unterschied  wie  in  Frankreich  zwischen 
avou^  und  avoeat  giebt  es  niebt. 

A.   Vereidigte  Rechtsanwälte. 

Vereidigter  Rechteanwalt  kann  werden,  wer  die  Qalifikation  zum 
Richtwamt  besitzt,  •'^)  wobei  der  fünfjährige  Dienst  im  Justizfach  durch 
eine  ebensolange  Praxis  als  Gehülfe  eines  vereidigten  Rechtsanwalts 
ersetzt  werden  kann.  Die  Recbteanwaltschaft  gilt  als  Amt  im  Justizdienst 
und  ist  daher  unvereijabar  nut  einem  anderen  Amte  im  Staats-  oder  Selbst- 
verwaltungsdienst. *)  ö) 

Die  Konzessionirung  der  vereidigten  Rechtsanwälte  steht  dem 
Rathe  (Kammer)  der  vereidigten  Rechtsanwälte  zu,  der  von 
den  vereidigten  Rechtsanwälten  eines  Appellhofsbezirks  jährlich  gewählt 
wird.^ 


^)  Der  Begierong  bot  8i(^  wie  von  selbst  ein  sehr  emfackes  und  zweckent- 
spredieiides  Mittel  in  der  Organisirung  der  Anwaltsgehülfen.  Bald  nach  Ein^ 
fohrong  der  Justizreform  hatten  die  jungen  Juristen,  die  sich  der  Anwaltslaufbahn 
widmen  wollten  und  als  Gehülfen  der  vereidigten  Rechtsanwälte  eingetreten  waren, 
mit  Genehmigung  der  Käthe  der  yereidigten  Rechtsanwälte  sich  eine  korporative  Or- 
ganisation nach  dem  Vorbilde  der  fOr  die  vereidigten  Rechtsanwälte  gesetzlich  fest- 
gesteUten  gegeben.  Diese  wurde  vom  Publikum  sympathisch  aufgenommen,  die  Re- 
gierung verstand  es  jedoch  nicht,  diese  selbstst&ndige  Organisation  zur  Beseitigung 
jenes  Uebels  auszunutzen.  Im  Justizwesen  gewann  eine  büreaukratische  Richtung  die 
Oberhand,  welche  an  Stelle  gesetzlicher  Organisation  das  Ermessen  der  Behörden  und 
Beamten  setzte.  Anstatt  die  Organisation  der  Anwaltsgehttlfen  entsprechend  aus- 
zugestalten^  suchte  man  auch  die  selbstständige  Organisation  der  vereidigten  Rechts- 
anwSÜte  zu  beschränken,  und  im  Jahre  1874  wurde  die  Organisation  weiterer  Korpo- 
rationen der  vereidigten  Rechtsanwälte  suspendirt. 

»)  VoUständige  Gesetzsamml.  No.  53573.    G^.  406,  1—19. 

^  Oben  §  4  S.  574,  4. 

*)  Ausgenommen  sind  unbesoldete  Ehren-  und  Hofämter. 

^)  Auch  die  Vereonigung  der  Anwaltschaft  mit  dem  Notariat  ist  unbedingt  aus- 
gescMossen. 

')  Bei  Bezirksgerichten,  die  sich  nicht  am  Sitz  des  Appellhofs  belinden,   können, 
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Ausser  den  gesetzlichen  Erfordernissen  zieht  der  „Rath^  noch  in 
Betracht,  was  ihm  über  die  sittliche  Führung  des  Petenten  bekannt  ge- 
worden ist  und  ertheilt  oder  verweigert  die  Konzession.^) 

Jeder  vereidigte  Rechtsanwalt  wählt  seinen  Sitz  bei  einem  be- 
stimmten Gericht.  Nach  Ertheilung  der  Konzession  verfügt  das  Gericht 
die  Vereidigung.  Die  Konzessionirung  verleiht  das  Recht  zur  Ver- 
tretung von  Parteien  vor  allen  Gerichten  innerhalb  des  Appellhofebezirks, 
sowie  das  fernere  Recht,  die  in  den  unteren  Instanzen  vertretenen 
Sachen  auch  vor  dem  Senat  in  Petersburg  zu  betreiben. 

Der  Rath  der  vereidigten  Rechtsanwälte  2)  hat  die  Disziplinar- 
gewalt über  die  vereidigten  Rechtsanwälte  bis  zur  Konzessionsentziehung 
und  Versetzung  in  Anklagezustand.  Gegen  Entscheidungen  des  Rathes 
der  vereidigten  Rechtsanwälte  ist  Beschwerde  mit  zweiwöchentlicher 
Frist  an  den  Appellhof  zulässig,  der  endgültig  entscheidet.  Gegen  er- 
theilte  Verwarnungen  und  Verweise  ist  keine  Beschwerde  gegeben.  Die 
Kontrolle  von  Seitfen  des  Rathes  ist  eine  sehr  eingehende  und  sehr 
strenge.  Ausserdem  stehen  die  vereidigten  Rechtsanwälte  unter  der 
Disziplin  der  Gerichte,  resp.  des  Gerichtspräsidenten.  Privatpersonen 
können  einen  vereidigten  Rechtsanwalt  bei  den  Gerichten  oder  beim  Rathe 
belangen.^)  Wo  kein  Rath  der  vereidigten  Rechtsanwälte  besteht, 
stehen  dessen  Funktionen  dem  örtlichen  Bezirksgericht  zu  (Art.  378). 

Der  Jurist,  der  sich  der  Anwaltslaufbahn  widmen  will,  wird  ent- 
weder Auskultant  (Gerichtsamtskandidat)*)  oder  Gehülfe  eines  vereidigten 
Rechtsanwalts.  Diesen  Charakter  erhält  er  jedoch  —  wenigstens  in 
Bezirken,  wo  Räthe  der  vereidigten  Rechtsanwälte  bestehen  —  nur  aui 
ein  Zeugnis  des  Rathes  der  Gehülfen  der  vereidigten  Rechtsanwälte  des 
betreffenden  Appellhofsbezirkes.  ^) 


wenn  am  Orte  wenigstens  zehn  vereidigte  Rechtsanwälte  vorhanden  sind,  Abtheilungen 
des  Raths  gebildet  werden,  denen  die  gleichen  Befugnisse  zustehen. 

^)  FOr  die  baltischen  Provinzen  bedarf  es  zur  Erlangung  der  Befugniss  zur 
Praxis  noch  der  Zustimmung  des  Justizministers.  Ebenso  im  ganzen  Reiche  fün  die 
Ertheilung  der  Konzession  an  NichtChristen. 

^  Im  Jahre  1874  wurde  durch  Allerhöchsten  Befehl  vom  5.  Dezember  (G.  0.357 
Anm.)  die  Bildung  neuer  Räthe  vereidigter  Rechtsanwälte  bis  auf  Weiteres  suspendirt. 
und  dabei  ist  es  bis  heute  (1896)  geblieben.  Im  Jahre  1889  wurde  durch  AUerhOchsten 
Befehl  vom  11.  Oktober,  d.  h.  kurz  vor  Einführung  der  Justizreform  in  den  baltischen 
Provinzen,  die  Bildung  neuer  Abtheilungen  der  bestehenden  Räthe  der  vereidigten 
Rechtsanwälte  gleichfalls  bis  auf  Weiteres  suspendirt  (G.O.  366  Anm.).  Bis  1874  hatten 
sich  nur  drei  Räthe  vereidigter  Rechtsanwälte  gebildet:  in  St.  Petersburg,  zu  dessen 
Appellhofsbezirk  die  Gouvernements:  Petersburg,  Olonetz,  Nowgorod,  Pskow,  Witebsk. 
Kurland,  Livland,  Estland  gehören,  in  Moskau  (Gouvernements:  Moskau,  Wladimir. 
Wologda,  Jaroslaw,  Kostroma,  Nischni-Nowgorod,  Räsan,  Tula,  Kaluga,  Smolensk)  and 
in  Charkow  (Gouvernements:  Charkow,  Poltawa,  Orel,  Woronesch,  Kursk,  das  Gebiet 
der  donischen  Kosaken,  Theile  von  Tambow,  Jekatarinoslaw  und  Taurien). 

')  G.O.  353—378. 

*)  S.  oben  S.  585. 

')  Wie  erwähnt,  haben  die  Gehalfen  der  vereidigten  Rechtsanwälte  sich  selbst 
als  Korporation  organisirt.  Diese  Organisation  hat  sich,  obwohl  nicht  gesetzlich  an- 
erkannt, bis  heute  erhalten  —  eine  in  Russland  seltene  Erscheinung. 
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Die  Gehtilfen  sind  entweder  wirklich  solche  und  arbeiten  dann  im 
Auftrage  und  für  die  vereidigten  Rechtsanwälte,  oder  sie  sind  es  nur 
nominell  und  treiben  dann  Advokatengeschäfte  für  eigene  Rechnung.^) 
Seit  dem  Jahre  1874  bedürfen  sie  aber,  um  vor  Gericht  als  Vertreter 
fremder  Interessen  auftreten  zu  können,  der  Konzessionirung  als  Privat- 
anwälte. 2) 

Sie  stehen  unter  der  Disziplin  des  Rathes  der  Gehülfen  der  ver- 
eidigten Rechtsanwälte,  des  Rathes  der  vereidigten  Rechtsanwälte,  der 
Gerichte  und  als  Privatanwälte  unter  der  Disziplin  des  Justizministers. 

B.   Privatanwälte. 

Vom  Privatanwalt ^)  wird  eine  ähnliche  Qualifikation  wie  für  die  ver- 
eidigten Rechtsanwälte  mit  Ausnahme  der  juristischen  Bildung  verlangt. 
Ausserdem  ist  noch  ausdrücklich  bestimmt,  dass  Frauen  nicht  Privat- 
anwälte sein  können.  Die  Konzession  wird  auf  Grund  einer  Prüfung 
beim  Gericht  ertheilt.  Von  dieser  Prüfung  ist  befreit,  wer  ein  Diplom 
über  Erlangung  eines  juristischen  Grades  beibringt,  oder  ein  Zeugniss 
über  die  besondere  Prüfung  bei  einem  gleichen  oder  höheren  Gericht, 
wie  das  ist,  zu  dem  er  die  Zulassung  nachsucht.  Die  Konzession  wird 
nur  für  das  einzelne  Gericht,  von  den  Appellhöfen,  den  Bezirksgerichten 
und  Friedensrichterversammlungen  ertheilt.  Die  Konzession  für  letztere 
berechtigt  auch  zur  Praxis  vor  den  betreffenden  Friedensrichtern.  Für 
die  Konzession  wird  jährlich  eine  Gebühr  entrichtet,  bei  den  allge- 
meinen Gerichten  von  75  Rubel,  bei  den  Friedensgerichten  von  40  Rubel. 
Wer  bei  mehreren  Gerichten  fungiren  will,  muss  bei  jedem  eine  Kon- 
zession nachsuchen.'*)  Das  Gericht  berücksichtigt  alles,  was  ihm  über  die 
Persönlichkeit  des  Petenten  bekannt  ist  und  ertheilt  oder  verweigert  die 
Konzession.  Gegen  die  Entscheidung  ist  Beschwerde,  sowie  Protest  von 
Seiten  des  Prokureurs  beim  Appellhof  und  wo  dieser  über  die  Kon- 
zession zu  entscheiden  hat,  beim  Senat  in  zweiwöchentlicher  Frist  zu- 
lässig. Dem  Gericht  steht  die  Disziplin  wie  über  vereidigte  Rechts- 
anwälte zu,  nur,  dass  gegen  Privatanwälte  das  Disziplinarverfahren 
auch  von  der  Prokuratur  beantragt  werden  kann. 

Der  Justizminister  hat  über  Zulassung  von  NichtChristen  zu  ent- 
scheiden und  besitzt  die  Befugniss  jedem  Privatanwalt  seine  Konzession 
zu  entziehen,  „wenn  derselbe  nach  den  dem  Minister  zugekommenen 
unzweifelhaften  Nachrichten,  eine  anstössige,  der  Stellung  eines  An- 
walts nicht  entsprechende  Handlungsweise  offenbart"  (G.  0.  406,  15).  Von 
der   Zulässigkeit   einer  Beschwerde  ist  in  diesem  Falle  nicht  die  Rede. 

Die  Konzessionen  zur  Praxis  vor  Landhauptleuten,  Stadtrichtern 
und  Kreisgliedern  des  Bezirksgerichts  werden  nach  dem  Gesetz  von  den 


^)  Das  letztere  ist  die  Regel,  obwohl  es  vom  Gesetzgeber  nicht  beabsichtigt  war. 
«)  G.  0.  406, 17. 
3)  G.O.  407,1-19. 

*)  Die  Konzession  berechtigt  auch  zur  Betreibung   der  begonnenen  Sache  in  der 
höheren  Instanz  und  beim  Senat. 
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7.  Für  die  Führung  einer  Sache  im  schiedsrichterlichen  Verfahren  erh&lt  er 
so  viel,  wie  in  der  ersten  Instanz. 

8.  Für  die  Führung  einer  Kassationssache  im  Senat  erhält  er  den  vierten  Theil 
des  im  Punkt  1  angesetzten  Honorars. 

9.  Im  Fall  der  Prozess  auf  Grund  einer  Einrede  (C.P.O.  Art.  571 — 576)  einge- 
stellt wird,  hat  der  vereidigte  Rechtsanwalt,  der  die  Einrede  vorgebracht  hat,  Anspruch 
auf  V«  <1g8  Honorars  für  Durchführung  der  Sache  in  der  ersten  oder  zweiten  Instanz, 
je  nachdem,  wo  die  Einrede  vorgebracht  wurde. 

10.  Im  Fall  der  Zurücknahme  der  Vollmacht  (Art.  251)  ohne  genügenden  Gnmd, 
ebenso  im  Fall  eines  Vergleichs  hat  der  vereidigte  Rechtsanwalt  das  Recht  zu  ver- 
langen, dass  das  Gericht  ihm  das  volle  Honorar  zuspreche,  und  zwar,  wenn  die  Sache 
von  ihm  bereits  in  die  zweite  Instanz  gebracht  worden  ist,  für  zwei  Instanzen,  wenn 
sie  von  ihm  nur  in  einer  geführt  war,  für  eine  Instanz  (oben  Art.  1 — 6).*) 

11.  Wenn  der  vereidigte  Rechtsanwalt  durch  schwere  Krankheit  oder  in  Folge 
einer  von  ihm  nicht  abhängigen  Nothigung  zur  Abreise  oder  aus  anderer  berücksichti- 
genswerthen  Ursache  gezwungen  ist,  von  der  Führung  der  Sache  vor  Beendigung 
derselben  zurückzutreten,  so  kann  er  gerichtlich  nur  die  Hälfte  des  im  Art.  10  be- 
zeichneten Honorars  verlangen.  Tritt  er  ohne  berücksichtigenswerthe  Gründe  vor  Be- 
endigung einer  Sache  von  der  Führung  derselben  zurück,  so  hat  er  keinen  Ansprach 
auf  Honorar. 

12.  Der  Rechtsanwalt  des  Klägers  hat,  falls  er  den  Prozess  verliert,  nur  den 
Anspruch  auf  den  vierten  Theil  des  Honorars,  welches  ihm  auf  Grund  obiger  Be- 
stimmungen zukommen  würde,  falls  er  den  Prozess  gewonnen  hätte ;  und  dies  Honorar 
kann  nicht  hoher  sein  als  200  Rbl.  für  die  erste,  und  100  Rbl.  für  die  zweite  Instanz, 
wie  gross  auch  der  Werth  des  Streitgegenstandes  sein  möge. 

13.  Wenn  dem  Kläger  nicht  die  ganze  Forderung  zuerkannt  oder  der  Beklagte 
nicht  von  der  ganzen  Summe  der  Forderung  befreit  worden  ist,  so  wird  das  Honorar 
des  Anwalts  vom  Gericht  bestimmt:  für  die  dem  Kläger  nicht  zuerkannt«  oder  dem 
Beklagten  nicht  aberkannte  Summe  nach  Art.  1,  für  die  übrigen  Theile  des  Prozesses 
(nach  Art.  12  u.  14  dieser  Beilage)  im  Betrage  von  V«  oder  Vs  des  Honorars,  das  ftlr 
den  Gewinn  der  Sache  bestimmt  ist. 

14.  Der  Anwalt  des  Beklagten  hat  im  Fall  des  Verlustes  des  Prozesses  nur  An- 
spruch auf  den  dnttcn  Theil  des  Honorars,  welches  ihm  auf  Grund  obiger  Bestimmungen 
zukäme,  falls  er  den  Prozess  gewonnen  hätte. 

15.  Die  verlierende  Partei  wird,  auch  wenn  der  Gegner  mehrere  Anwälte  gehabt 
hat,  nicht  zum  Ersatz  höheren  Honorars,  als  für  einenAnwalt  angesetzt  ist,  verurtheilt. 

16.  In  den  im  Art.  404  der  Gerichtsorganisation  angeführten  Fällen  (Termin- 
versäumniss  und  andere  Fälle  von  Nachlässigkeit,  die  Anspruch  auf  Schadenersatz  be- 
gründen) verliert  der  Anwalt  jedes  Recht  auf  Honorar. 

17.  Von  der  Summe,  die  dem  vereidigten  Rechtsanwalt  nach  dieser  Taxe  zusteht, 
müssen  10  7o  in  das  im  Art.  398  der  Gerichtsorganisation  erwähnte  Kapital  gezahlt 
werden. 

18.  Der  Rath  der  vereidigten  Rechtsanwälte  hat  das  Recht,  zu  verlangen,  dass 
die  Partei:  die,  ohne  das  Armenrecht  zu  getiiessen,  sich  an  den  Rath  um  Zuweisung 
eines  Rechtsanwalts  (Art.  392)  wendet,  das  in  den  Art.  12  oder  14  dieser  Beilage  be- 
stimmte Honorar  für  die  verlangte  Prozessführung  einzahle  oder  sicherstelle  und  ebenso 
eine  Summe  für  die  Gerichtsgebühren  und  sonstige  Kosten  einzahle.  So  lange  das 
nicht  geschehen  ist,  ist  der  Rath  nicht  verpflichtet,  einen  Anwalt  zu  ernennen. 

Diese  Taxe  wurde  zunächst  für  vereidigte  Rechtsanwälte  erlassen, 
dann  aber  durch  das  Gesetz  über  Privatanwälte  auf  diese  ausgedehnt 
(G.O.  406,  16). 


')  Auch   bei   den  in   den   Art.  7  u.  8   erwähnten   Sachen   haben   die  vereidigt 
Rechtsanwälte  in  den  im  Art.  10  angefühlten  Fällen  Anspruch  auf  volles  Honorar. 
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§  16. 
Tl.   Armenreeht. 

C.P.O.  200,  Tu.  8,  880—889.    Regeln  139. 

Das  Gesetz  spricht  jedem,  der  die  Hilfe  des  Civilrichters  anruft 
und  nicht  im  Stande  ist,  die  Gerichtskosten  zu  bezahlen,  das  Recht  auf 
Stundung  bezw.  Eriass  und  in  gewissen  Fällen  auf  Vorschuss  der  Ge- 
richtskosten zu,  ohne  eine  Ausnahme  zu  Ungunsten  der  Ausländer  zu 
machen.  Es  muss  daher  den  Ausländern  der  Anspruch  auf  das  Armen- 
recht zuerkannt  werden  und  derselbe  wird  ihnen  in  der  Praxis,  und 
zwar  ohne  Rücksicht  auf  Reziprozität,  zuerkannt.*) 

Im  Verfahren  vor  dem  Friedensgericht  kann  das  Gesuch  beim 
Beginn  des  Prozesses  angebracht  werden;  über  die  Gewährung  ent- 
scheidet das  Gericht  inappellabel.  2) 

Im  Verfahren  vor  den  „allgemeinen  Gerichten**  muss  das  Ge- 
such vor  der  Eröffnung  des  Verfahrens  angebracht  werden,  unter  Bei- 
bringung eines  schriftlichen  Zeugnisses  seitens  der  Gemeinde-,  Standes- 
oder Dienstobrigkeit.  ^*) 

Dieses  Zeugniss  muss  genaue  Angaben  über  Vermögens-  und  Fa- 
milienstand und  nicht  etwa  bloss  die  Bescheinigung  enthalten,  dass  An- 
tragsteller arm  und  die  Gebühren  zu  zahlen  nicht  im  Stande  sei.  Das 
Zeugniss  soll  die  thatsächliche  Grundlage  für  die  Entscheidung  des 
Gerichts  bilden.  Ohne  ein  solches  Zeugniss  wird  das  Gesuch  nicht  an- 
genommen. 

*)  Trotzdem  ist  in  der  Litteratur  eine  Stimme  (Annenkow,  2.  Aufl.  IV.  S.  577) 
laut  geworden,  die  das  Gegentheü  behauptet.  Dagegen  vertritt  Malyszew,  2.  Aufl. 
I.  S.  133,  gestützt  auf  Gesetz  und  Logik,  den  Anspruch  der  Ausländer  auf  das  Armen- 
recht und  ihm  folgt  die  Praxis. 

*)  C.P.O.  200^:  „Unvermögende  Personen  werden  von  der  Klagebahr  (l^/o  vom 
Werth  und  10  Kop.  vom  Bogen  des  Gesuches,  Art.  200  2  a- 8)  und  der  Abgabe  befreit, 
wenn  der  Friedensrichter  ihre  ZahlungsunfiLhigkeit  zur  Entrichtung  derselben  anerkennt, 
lieber  die  Befreiung  von  der  Zahlung  der  Gebühr  und  Abgabe  und  über  die  Ablehnung 
eines  solchen  Gesuchs  thfi't  der  Friedensrichter  eine  besondere  Verfügung  in  jeder 
Sache  und  in  Bezug  auf  jede  Person,  die  darum  nachgesucht  hat.  Beschwerden  über 
solche  Verfügungen  sind  nicht  zulässig." 

In  den  Regeln  für  das  Verfahren  vor  den  Land hauptleut en  ist  einfach  gesagt: 

Art.  189.  Von  der  Zahlung  der  Qerichtskosten  sind  ausgenommen  Personen,  die 
vom  Landhauptmann  oder  Stadtrichter  als  unfähig,  dieselben  zu  zahlen,  anerkannt 
worden  sind. 

^  Für  Bauern  der  Gemeindeälteste,  für  Kleinbürger  der  Aelteste,  für  Stadt- 
bewohner das  Stadthaupt,  für  Edelleute  der  Ejreismarschall,  für  Beamte  der  Vorgesetzte, 
für  Personen,  die  nicht  in  diese  Kategorieen  fallen,  also  eventuell  für  Ausländer  der 
Ortliche  Distriktsfriedensrichter  resp.  Stadtrichter  oder  Landhauptmann. 

*)  Personen,  die  in  Deutschland  domiliziren,  müssen,  um  das  Armenrecht  zu  er- 
langen, ein  Armuthszeugniss  der  nach  dem  Heimathsrecht  zur  Ertheilung  solcher  Zeug- 
nisse befugten  Behörde  oder  Amtsperson,  beglaubigt  von  dem  russischen  Konsul  und 
dem  russischen  Ministerium  des  Auswärtigen,  vorweisen.  Doch  ist  eine  Bestimmung 
hierüber  in  der  Civilprozessordnung  nicht  enthalten.  Für  das  Verfahren  vor  dem  Friedens- 
richter, vor  dem  die  meisten  Armensachen  vorkommen  werden,  sind  solche  Zeugnisse 
nicht  erforderlich;  hier  wird  der  Ausländer  wie  jeder  Einheimische  seine  Armuth  durch 
Zeugenaussagen  erweisen  können. 
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Das  Gericht  hat  sich  von  der  wirklichen  Armuth  des  Antragstellers 
zu  überzeugen  und  entscheidet  nach  Anhörung  des  Prokureurs  defini- 
tiv und  inappellabel.  Das  Bezirksgericht  ertheilt  dann  auf  Grund  seiner 
Entscheidung  ein  Zeugniss,  dass  dem  Petenten  das  Arnienrecht  zustehe 
und  auf  dieses  Zeugniss  hin  muss  es  ihm  bei  jedem  Gericht  gewährt 
werden.    Gesuch,  Verfahren  und  Zeugniss  sind  kostenfrei.^) 

Der  Friedensrichter  entscheidet  über  das  Armenrecht  in  der  ein- 
zelnen bei  ihm  verhandelten  Sache.  ^) 

Die  Zuerkennung  des  Armenrechts  befreit  zunächst  von  der  Leistung 
aller  Gerichts-  und  Prozessgebühren , 5)  welche  jedoch  vorgemerkt 
werden.  Die  in  den  Art.  857 — 865  aufgeführten  unvermeidlichen  Aus- 
lagen für  Fahrten  u.  s.  w.  werden  der  Partei  vom  Fiskus  vorge- 
schossen.*) 

Geräth  eine  Partei  während  eines  Prozesses  in  Armuth,  so  kann  sie 
das  Armenrecht  durch  besondere  Eingabe  erlangen.^) 

Der  Prokureur  hat  darüber  zu  wachen,  dass  niemand  das  Armen- 
recht unbefugter  Weise  geniesse.  Erweisen  sich  die  Angaben  des 
Armen  als  unwahr,  so  wird  er  für  falsche  Aussage  vor  Gericht  be- 
straft und  muss  sofort  alle  gestundeten  Kosten  bezahlen. 

Die  Zuweisung  der  Armensache  an  einen  vereidigten  Rechtsanwalt 
erfolgt  auf  Gesuch  des  Armen  durch  den  Rath  oder  das  Gericht.  Die 
gestundeten  Gebühren  und  die  Vorschüsse  der  Krone,  sowie  die  Kechts- 
anwaltskosten  für  die  Führung  der  Sache  werden  vom  Gegner,  der  in  die 
Kosten  verurtheilt  worden  ist,  beigetrieben,  falls  der  Arme  den  Prozess 
gewinnt.  Verliert  der  Arme  den  Prozess,  so  werden,  falls  er  zahlungs- 
fähig wird,  die  Kosten  von  ihm  beigetrieben.  Ebenso  ist  er  im  Falle 
des  Unterliegens  zum  Ersatz  der  Kosten  des  Gegners  verpflichtet. 

§  17. 
yn«  Kautioneii  (Arrest).^) 

C.P.O.  125—128,  590-652,  3. 

Der  russische  Civilprozess  unterscheidet  die  vom  Beklagten  zu  ge- 
währende Sicherstellung  der  Klageforderung  (entsprechend  dem  Arrest 
der  deutschen  Civüprozessordnung)  und  die  vom  Kläger  dem  Beklagten 
zu  leistende  Sicherstellung  für  die  Prozesskosten. 

»)  C.P.O.  880—889.    Kass.-Entsch.  1869,  981. 

')  Ein  Zeugniss  über  das  Armenrecht,  das  von  jedem  anderen  Gericht  respektirt 
werden  muss,  kann  nur  yon  einem  Bezirksgericht  ausgestellt  werden.  Ea8S.-Ent8ch. 
1867,  86. 

')  Vgl.  wegen  der  Eautionspflicht  §  17  S.  613. 

*)  Die  Praxis  des  Senats  hat  diesen  Satz  auf  alle  F&lle,  wo  ähnliche  Auslagen 
(z.  B.  zu  Gunsten  von  GeiichtsTollziehem)  vorkommen,  ausgedehnt.  Annenkow, 
2.  Aufl.  IV.  S.  577. 

»)  Nach  Malyszew  (2.  Aufl.  I.  S.131)  und  Holmsteen  (2.  Aufl.  S.  128)  bei  dem 
Gericht  der  Instanz,  nach  Annenkow  (2.  Aufl.  IV.  S.  581)  beim  Gericht  ihres  Wohn- 
sitzes. 

«)  Annenkow,  2.  Aufl.  III.  §  3  S.  128—166  und  die  S.  128  angefahrten  Literatur- 
nachweise.   Malyszew,  2.  Aufl.  I.  S.  331-334.    Holmsteen,  2.  Aufl.  S.  258-269. 
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I.  Kaution  wird  nur  auf  Antrag  des  EJägers  dem  Beklagten  auf- 
erlegt und  zwar  entweder  beim  Beginn  des  Prozesses,  oder  während 
eines  solchen.  Beim  Verfahren  Tor  dem  Friedensrichter  hängt  die 
Auferlegung  einer  Kaution  von  dem  Ermessen  des  Richters  ab,  „doch 
darf  er  die  Sicherstellung  nicht  verweigern,  wenn  eine  in  gesetzlicher 
Ordnung  beglaubigte  Obligation  oder  ein  schriftlicher  Kontrakt  über 
Dienstmiethe  zur  Feldarbeit  vorliegt",  oder  wo  ein  nicht  im  Bezirk 
Ansässiger  Appellation  einlegt.^) 

Vor  den  allgemeinen  Gerichten  ist  eine  solche  Sicberstellung 
nur  zulässig,  wo  der  Anspruch  auf  eine  bestimmte  Summe  geht  „und 
der  Kläger  nachweisen  kann,  dass  er  sonst  der  Möglichkeit  beraubt 
werden  könnte,  Befriedigung  zu  erlangen.^  Die  Entscheidung  hat  das 
Gericht,  doch  kann  es  bei  Wechseln  oder  Forderungen  aus  notariell 
oder  gerichtlich  beglaubigten  Urkunden  die  Bestellung  der  Kaution 
nicht  verweigern.  ^^) 

Die  Verfügung  über  Bestellung  der  Kaution  wird  vom  Gericht,  wo 
Gefahr  im  Verzuge  ist,  vom  Präsidenten  erlassen.  Gegen  die  Ver- 
fügung ist  Beschwerde  zulässig,  die  jedoch  die  Ausführung  nicht  hindert. 
Werden  die  Gründe  für  Bestellung  der  Kaution  hinfällig,  so  kann  sie 
auf  Antrag  aufgehoben  werden.  Die  Beschwerde  gegen  diese  Verfügung 
hindert  die  Ausführung  derselben.*)  Gewinnt  der  Beklagte  den  Prozess, 
so  kann  er  Ersatz  der  durch  die  Kaution  verursachten  Einbusse  fordern.^) 

Kautionsmittel  sind:  gerichtliches  Pfand  resp.  Einzahlung  einer 
Geldsumme,  Arrestanlegung  an  Mobilien,  Veräusserungsverbot  eines 
Immobiles  (in  den  baltischen  Provinzen  Vermerk  im  Hypotheken- 
buche), Bürgschaft,  schriftliche  Verpflichtung  des  Schuldners  den 
Wohn-  oder  Aufenthaltsort  nicht  zu  verlassen.  Wo  nicht  durch  die 
Streitsache  selbst  das  Objekt  und  die  Art  der  Sicherstellung  indizirt  ist, 
entscheidet  das  Gericht  darüber.  Die  Civilprozessordnung  enthält 
detaülirte  Regeln  über  das  Bestellungsverfahren,  zum  Theil  Wieder- 
holung gewisser  Bestimmungen  über  die  Zwangsvollstreckung.^)^ 

')  C.P.O.  125—128.    Regeln  81. 

»)  C.P.O.  590-595. 

^  Ausser  der  ftllgemeinen  Regel  werden  im  Gesetz  noch  einzelne  FäUe  erwähnt, 
wo  der  Anspruch  auf  Bestellung  einer  Kaution  zulässig  sei:  Art.  652,  nach  der  UrtheilS' 
fiUlung  gegen  den  Bflrgen;  659,  gegen  den  Adzitirten,  der  sich  weigert  am  Prozess 
Theil  zu  nehmen;  686,  hei  Suspendirung  des  Verfahrens;  581,  wenn  die  heim  zeit- 
weiligen Aufenthaltsort  des  Beklagten  angebrachte  Klage  kraft  der  Einrede,  sie  sei 
beim  forum  domicüii  anzubringen,  abgewiesen  wird;  738,  imFaUe  der  vorläufigen  Aus- 
führung eines  nicht  rechtskräftigen  Urtheils. 

*)  C.P.O.  596—600. 

•)  ib.  601. 

•)  ib.  602—652,  8. 

^  In  den  baltischen  Provinzen  ist  nach  dem  Ortlichen  Privatrecht  die  Sicher- 
Stellung  der  Klagoforderung  nicht  nur  während  des  Prozesses,  sondern  auch  vor  der  Klage- 
erhebung, bevor  die  Forderung  fällig  ist,  zulässig,  wenn  der  Schuldner  sich  verbirgt, 
sein  Vermögen  Veräussert  oder  aus  dem  gemietheten  Hause  sein  Mobiliar  entfernt.  Der 
Antrag  wird  beim  ortlichen  Gericht  gesteUt  und  muss   sofort  bewiesen  werden.    In 
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Bei  den  Prozessen  gegen  den  Fiskus  kann  Kautionsstellung  seitens 
desselben  nicht  verlangt  werden.  Wird  jedoch  gegen  den  Fiskus  auf 
Herausgabe  eines  Grundstücks  geklagt,  so  kann  ein  Yeräusserungsver- 
bot  erlassen  werden,  i) 

IL  In  Beziehung  auf  Kautionsstellung  für  die  Prozesskosten 
enthält  die  russische  Civilprozessordnung  eine  Bestimmung,  die  den 
Ausländer  als  Kläger  ungünstiger  stellt,  als  den  Inländer,  während 
sonst  die  Civilprozessordnung,  wie  erwähnt,  die  volle  Gleichstellung 
durchführt. 

Nach  Art.  571  P.  5  ist  der  von  einem  Ausländer  Beklagte^  be- 
rechtigt, bevor  er  sich  auf  die  Klage  einlässt,  zu  verlangen,  dass  Kläger 
für  den  eventuellen  Ersatz  der  Prozesskosten  und  etwaiger  Einbusse 
Kaution   leiste.^)     Die  Kaution   wird   also   nicht  ex   officio,   nicht  im 


dringenden  Fällen  entscheidet  das  Gericht  oder  der  Präsident  sofort,  ohne  den  Be- 
klagten vorzuladen,  der  eine  nochmalige  Verhandlung  verlangen  kann.  Das  Gencbt, 
das  dem  Antrag  des  Klägers  nachgiebt,  kann  von  ihm  wiederum  Sicherstellung  ver- 
langen und  ihm  eine  Frist  zur  Erhebung  der  Klage  stellen,  bei  deren  unbenutzter 
Verstreichung  die  Kaution  aufgehoben  wird  (1823 — 1835).  lieber  das  Verfahren  beim 
Vermerk  in  Hypothekenbücher  siehe  Art.  1831 — 1834.  Sucht  der  Kläger  im  Laufe  von 
zwei  Wochen  nicht  um  Ausführung  der  Verfügung  über  BesteUung  der  Kaution  nach. 
so  verliert  sie  ihre  Kraft  (1829). 

>)  C.P.O.  1291. 

^  Im  Gesetz  steht  einfach:  „Der  Beklagte**  also  geniesst  dieses  Recht  nach  der 
Civilprozessordnung,  ebenso  wie  nach  der  deutschen  und  nach  der  französischen  Gtü- 
prozessordnung,  jeder  Beklagte,  einerlei  ob  er  Inländer  oder  Ausländer  ist.  Die  Be- 
hauptung Annenkow's  (III.  S.  63),  dass  diese  Einrede  nur  einem  Beklagten  zustehe, 
der  russischer  Unterthan  sei,  ist  vOllig  unbegründet.  Denn  wenn  auch  aus  den 
Motiven  zur  Civilprozessordnung  hervorgeht,  dass  die  Verfasser  den  Schutz  d^r 
russischen  Unterthanen  im  Auge  gehabt  haben,  so  gehören  doch  die  in  Russland  an- 
sässigen Ausländer  als  zeitweilige  Unterthanen  in  dieselbe  Kategorie.  Das  Gesetz  er- 
klärt selbst,  dass  sie  den  angereisten  Ausländem  nicht  gleichstehen,  sondern  von  der 
Kaution  befreit  sind.  Um  so  mehr  mnss  man  ihnen  das  Recht  zugestehen,  sich  gege: 
Klagen  zu  schützen.  Jedenfalls  enthält  das  Gesetz  keine  Beschränkung.  Man  kasn 
ein  Gesetz  wohl  aus  den  Motiven  erläutern,  aber  man  darf  aus  den  Motiven  nichts  ic 
dasselbe  hineintragen,  was  in  demselben  nicht  enthalten  ist.  Die  Stellung  der  Prai^i 
zu  dieser  Frage  lässt  sich  nicht  feststellen. 

^  Holmsteen  meint  (S.  259),  dass,  nachdem  der  Ausländer  Kaution  bestellt 
habe,  er  nun  seinerseits  berechtigt  sei,  gleichfalls  Sicherstellung  seiner  eventuellen  Eü- 
busse  zu  verlangen.  Diese  Behauptung  beruht  auf  einer  missverständlichen  Aufiassun^ 
des  Art.  578,  der  freilich  recht  unglücklich  redigirt  ist.  Zur  besseren  Benrtheilci^ 
setzen  wir  den  Text  der  betrefifenden  Artikel  her: 

„Art.  571.  Der  Beklagte  kann,  ohne  sich  auf  die  Sache  einzulassen,  Einreden  Tor- 
schützen:   

5.   wenn  ein  Ausländer,   der  weder  im   russischen  Staatsdienste  steht,  noch  :: 

Russland  ein  Grundstück  besitzt,  keine  Sicherstellung  der  Prozesskosten  oci 

der  Einbussen  leistet,  die  dem  Beklagten  erwachsen  können. 

Art.  577.   Auf  Einreden  wegen  mangelnder  Sicherstellung  der  Gerichtskosten  tmd 

Einbussen  (571  P.  5)  seitens  eines  Ausländers  bestimmt  das  Gericht,  je  nach  Beschaffe:- 

heit  der  Klage,  annähernd  den  Betrag  dieser  Sicherstellung. 

Art.  578.  Zur  Ausführung  der  Verfügung  des  Gerichts  auf  die  im  Art.  577  tr- 
wähnte  Einrede  kann  der  Kläger  um  Ergreifung   von  Massnahmen   zur   Sicherstellu:: 
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Interesse  des  Gerichts  oder  des  Staats  verlangt,  sondern  nur  der 
Beklagte  ist  befugt,  sie  in  seinem  Interesse  zu  verlangen.  Sie  darf 
jedoch  nicht  verlangt  werden :  a)  von  einem  Ausländer,  der  im  russischen 
Staatsdienste  steht  oder  in  Russland  ein  Grundstück  besitzt:  b)  bei 
Klagen  aus  dem  internationalen  Transport  von  Sendungen  per  Eisen- 
bahn. ^) 

Die  zu  leistende  Kaution  erstreckt  sich  ausschliesslich  auf  die 
Kosten,  die  dem  Beklagten  erwachsen  können  (Stempelpapier,  Zitations- 
gebtihren,  Kosten  für  die  Vertretung  nach  der  Taxe)  und  die  Einbusse, 
die  er  etwa  durch  die  unberechtigte  Klageerhebung  erleiden  könnte; 
ihre  Höhe  wird  vom  Gericht  annäherungsweise  bestimmt.^ 

Es  mag  noch  hinzugefügt  werden,  dass  der  Kläger  gegen  den  Aus- 
länder als  Beklagten  keinerlei  Vorrechte  hat,  wie  der  Senat  ausdrück- 
lich konstatirt  hat.  3)4) 

Während  die  deutsche  Civilprozessordnung  die  Kautionspflicht  des 
Ausländers  aufhebt,  wenn  ihm  das  Armenrecht  zugesprochen  worden 
ist,  lässt  die  russische  Civilprozessordnung  in  Folge  ihrer  Ausdrucks- 
weise eine  solche  Ausnahme  nicht  zu  und  macht  so  das  Armen- 
recht des  Ausländers  meist  illusorisch.  Diese  Bestimmung  ist 
um  so  härter,  als  die  Kaution  sogar  bei  unstreitigen  Forderungen 
verlangt  werden  kann. 

Durch  den  Handelsvertrag  zwischen  Bnssland  und  Deutschland 
vom  29.  Januar  / 10.  Februar  1894,  ratiflzirt  zu  Petersburg  am  5.  März, 


der  Gerichtskosten  und  Einbussen  nach  den  Bestimmungen  über  die  Sicherstellung  von 
Klagen  bitten." 

Der  Klager,  Ton  dem  im  Art.  578  gesprochen  wird,  ist  nicht  der  Ausländer,  der 
orsprQngliche  Kläger,  sondern  der  Beklagte,  der  Antragsteller,  der  die  Kaution  ver- 
langt. Das  geht  zweifellos  aus  den  Eingangsworten  des  Art.  578  hervor.  Nach  Annen - 
Icow  (III.  S.  63)  hat  der  Art.  578  die  Bedeutung,  dass  der  ursprüngliche  Kläger  (der 
Ausländer)  das  Gericht  ersuchen  kann,  statt  einer  Geldkaution,  eine  Sicherstellung 
durch  Bürgschaft  und  Arresthinterlegung  auf  sein  mobiles  oder  immobiles  Vermögen 
ersetzen  zu  dürfen,  wobei  Annenkow  übersehen  hat,  dass  der  Ausländer,  der  ein 
Immobile  besitzt,  überhaupt  von  der  Verpflichtung,  in  solchem  Falle  Kaution  zu  leisten, 
be&eit  ist.    Damit  ftUt  auch  seine  Interpretation.  —  Vgl.  auch  S.  626  Note  2. 

*)  C.P.O.  571  P.  5  u.  Anm. 
*)  ib.  577,  578. 

')  Diese  von  einem  Ausländer  als  Kläger  dem  Beklagten  zu  leistende  Kaution 
ist  erst  von  der  Prozessordnung  von  1864  eingeführt  worden,  wie  in  den  Motiven  gesagt 
ist,  weil  in  allen  Prozessordnungen  sich  solche  Bestimmungen  befänden,  wodurch  russische 
Unterthanen  gegenüber  den  Einheimischen  benachtheiligt  seien;  früher  hat  sie  nicht 
bestanden.  Im  Prozess  vor  dem  Kommerzgericht  kommt  sie  daher  nicht 
vor.  Dagegen  in  allen  Sachen,  die  nach  der  Civilprozessordnung  verhandelt  werden, 
^0  auch  in  Wechsel-  und  Handelssachen,  nicht  nur  im  ordentlichen  Verfahren,  son- 
dern auch  im  verkürzten  und  also  auch  im  vereinfachten  Verfahren,  nicht  aber  im 
Urkundenprozess  vor  LandhanpÜeuten,  Stadtrichtem  u.  s.  w.,  soweit  hier  der  Zahlungs- 
befehl erlassen  wird,  ohne  den  Beklagton  erst  zu  hören. 

*)  Kass.-Entsch.  1866,  22. 
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publizirt  uad  in  Kraft  getretea^)  am  8./20.  März  1894,^)  der  den  deutr 
sehen  Reicfasangehörigen  in  Russland  die  gleichen  Rechte,  wie  den 
russischen  Unterthanen  zuspricht,  muss  die  Bestimmung  des  Art.  571 
P.  5  als  gegen  Reichsdeutsche  und  Angehörige  der  mdstii)egiinstigteii 
Nationen  nicht  mehr  anwendbar  angesehen  werden.^  Sie  behält  ihre 
Kraft  gegen  alle  übrigen  Ausländer. 

§  18. 
Till,  Prozesskosten. 

C.P.O.  839-890,  200,  1-10.   Regeln  252-254. 

Die  Prozesskosten  setzen  sich  folgend ermassen  zusammen: 

1.  Stempelgebühr:  80  Kopeken  vom  Bogen  aller  Eingaben  und 
deren  Kopien  und  Beilagen,  sowie  aller  vom  Gericht  auf  Wunsch  der 
Parteien  ausgefertigten  Schriftstücke  (siehe  Stempelsteuergesetz).*) 

Das  Verfahren  vor  den  Friedensrichtern  und  den  sie  ersetzenden 
Landhauptleuten  und  Stadtrichtern  ist  von  der  Stempelgebühr  befreit,^) 
doch  wird  eine  Gebühr  von  10  Kopeken  vom  Bogen  erhoben,  und 
ebensoviel  von  der  mündlich  vorgebrachten  Erläge.  ^ 

2.  Gerichts-  (Klage-)  gebühr  (von  Klage,  Widerklage,  Gesucli 
des  Intervenienten,  Einspruch  gegen  Kontumazialurtheil,  Appellation) 
vor  den  allgemeinen  Gerichten  ^2%  ^^m  Werthe  des  Klageobjekts, 
vor  dem  Friedensrichter  u.  s.  w.  1%.^  Von  Klagen,  die  der  Schätzung 
nicht  unterliegen,  wird  eine  Gebühr  von  1 — 50  Rubel  (bei  Friedens- 
richtern bis  5  Rubel)  erhoben.^ 

Die  Gebühr  wird  der  Eingabe  beigelegt;  ist  der  Werth  nicht  oder 
nicht  sofort  abschätzbar,  so  ist  die  Gebühr  nicht  als  Yorschuss  einzu- 
zahlen, sondern  wird  im  Urtheil  festgestellt  und  von  dem  Unterlegenen 
beigetrieben.  ^) 

Für  Erlegung  der  Stempel-  und  Gerichtsgebühren  bestehen  Marken,'^ 


^)  Sammlung  der  Gesetze  und  Kegierungsverordnungen  No.  31  Tom  8.  Mftrz  1894, 
Art.  241. 

*)  Art.  2,  Alinea  3  lautet  im  französischen  Original:  IIb  Ges  ressortissans  de 
chacune  de  parties  contractantes)  auront  le  droit,  en  se  conformant  auz  lois  da  pajs, 
d'ester  en  justice  devant  les  tribunaux,  seit  pour  intenter  une  action  seit  pour  s'j  de- 
fendre,  et,  ä  cet  ^gard,  ils  jouiront  de  tous  les  droits  et  immunit^s  des  nationaux,  et, 
comme  ceux-ci,  ils  auront  la  facult^  de  se  servir,  dans  toute  cause,  des  avocats,  avones 
et  agents  de  toutes  classes  autoris^s  par  les  lois  du  pays. 

5)  Vgl.  auch  Band  I  S.  743,  768,  993.  Am  18.  Februar/ 2.  März  1895  gleicher 
Handelsvertrag  mit  Pttnemark. 

*)  C.P.O.  844-847. 

»)  ib.  200. 

•)  ib.  200,  3.    Regeln  138. 

')  Im  Streitfalle  leird  bei  letzteren  (C.P.O.  55,  56)  der  Werth  durdi  Abschitnmg 
Sachverständiger,  in  ereteren  die  GebOhr  vom  höheren  Satz  erhoben  und  der  definitiv« 
Werth  im  Urtheil  festgesteUt  (272  u.  274.    Spezialregeln  273). 

«)  CP.O.  200,2,  848,  849.  Regeln  über  das  Verfahren  138.  Regeln  Aber  die 
Organisation  40. 

•)  CP.O.  852. 

»0)  ib.  853,  1—8. 
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doch  kann  sie  auch  durch  Einzahlung  in  die  Bentei,  im  Auslande  beim 
rassischen  Konsul  oder  der  Gesandtsdiaft,  gegen  Quittung  erfolgen.  In 
Marken  idrd  nur  der  Betrag  bis  25  Rubel  erlegt,  sonst  in  baar.  Ge- 
suche um  Kostenerstattung  sind  von  der  Gerichts-  (lüage-)gebtthr  befreit.^) 

3.  Die  Kanzleigebühr  für  Ausfertigungen  beträgt  bei  den  allge- 
meinen Gerichten  40  Kopeken  vom  Bogen  und  20  Kopeken  fOr  Bei- 
drückung  des  Gerichtssiegete.^) 

4.  Für  bestimmte  Handlungen  bestehen  nachstehende  Gebühren: 
für  Publikation  in  der  Senatszeitung,  einer  Ladung  oder  eines  Kontu- 
mazialurteils 6  Rubel,  eines  öffentlichen  Verkaufs  u.  a.  3  Rubel,  der 
Erlassung  oder  Aufhebung  eines  Veräusserungsverbots  1  Rubel  50  Ko- 
peken. Post-  und  Botenauslagen,  Reisekosten  betragen  10  Kopeken  pro 
Werst,  die  Entschädigung  für  Zeugen  25  Kopeken  bis  3  Rubel,  für 
Sachverständige  25  Kopeken  bis  25  Rubel,  die  Reisekosten,  Diäten  und 
Quartiergelder  für  Richter  bei  Beweisaufnahmen,  der  Gerichtsvollzieher 
für  Ladung,  Kautionsbestellung  und  Exekution,  sowie  für  Gerichtsboten 
sind  durch  eine  besondere  Taxe  narmirt;  die  Vergütung  an  den  Geist- 
lichen für  Abnahme  des  Eides  beü'ägt  1  Rubel  von  jeder  Sache. 

Die  Kosten  hat  der  betreibende  Theil  zu  tragen  und  sofort  einzu- 
zahlen. Wo  das  Gericht  nach  seinem  Ermessen  eine  Handlung  vor- 
schreibt, tragen  beide  Parteien  die  Kosten  zu  gleichen  Theilen.  Bevor 
die  Zahlung  erfolgt  ist,  wird  die  Handlung  nicht  vorgenonmien. 

5.  Die  Kosten  für  die  Führung  der  Sache  (Anwaltskosten).  Sie 
bestimmen  sich  für  die  Partei  durch  schriftliche  Vereinbarung  mit 
Bevollmächtigten,  und,  wenn  keine  solche  vorliegt,  im  Streitfalle  nach 
der  Taxe.  Beim  Ersatz  durch  den  Gegner  entscheidet  stets 
die  Taxe,^  im  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter  das  Ermessen  des 
Richters,  ebenso  beim  Landhauptmann  und  dem  Stadtrichter,  wobei  je- 
doch das  Maximum  auf  25  Rubel  fixirt  ist>). 

Ersatz  der  nothwendigen  Kosten  wird  auf  Antrag  gewährt  resp. 
der  Unterliegende  zum  Kostenersatz  an  den  Sieger  verurtheilt.  Ausge- 
nommen sind  bestimmte  Fälle,  wo  ein  Ersatz  ausgeschlossen  ist.^) 

Kompensation  tritt  ein,  wenn  jede  Partei  theilweise  siegt,  theil  weise 
unterliegt.^  Sind  mehrere  betheiligt,  so  bestimmt  das  Gericht  die 
Antheile. 

1)  ib.  853. 

*)  ib.  854. 

^  S.  §  15.    AnwWte. 

*)  Regehl  89.    Vgl.  auch  §  15. 

^)  z.  B.  C.P.O.  683,  bei  Suspendirung  des  Verfahrens,  weil  eine  Foa-malität  nicht 
erfflllt  worden;  448,  die  Kosten  der  Aufforderung  Dritter  zur  Herausgabe  von  Urkunden; 
723,  Kosten  des  Versäumnissyerfahrens ,  wenn  auch  das  Versäumnissurtheil  ange- 
hoben wird. 

^)  Da  beim  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter  (Art.  133)  nur  gesagt  ist,  der 
Friedensrichter  yerurtheilt  auf  Antrag  die  unterliegende  Partei  zum  Ersatz  der  Kosten, 
nnd  von  Kompensation  nicht  die  Rede  ist,  so  halten  manche  Friedensrichter  sich  nicht 
für  berechtigt,  die  Kompensation  auszusprechen.  Mit  Rücksicht  auf  Art.  80  scheint 
diese  Praus  unberechtigt. 
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Die  Beitreibung  der  Anwaltsgebühren  geschieht  nicht  ex  officio, 
nur  wo  das  Gericht  der  Partei  im  Armenrecht  einen  Vertreter  bestellt 
hat,  werden  die  taxmässigen  Kosten  für  die  Führung  der  Sache  ei 
officio  beigetrieben.  Das  Gericht  verfügt  Ersatz  der  Anwaltskosten  nur 
auf  Antrag. 

Befreit  von  den  Gerichtskosten  ist  der  Fiskus,  die  Anstalten  und 
Verwaltungen,  denen  die  Rechte  des  Fiskus  verliehen  sind,  geistliche 
Anstalten  u.  a.  m.,  doch  tragen  sie  die  Kosten  im  engeren  Sinne  (oben 
P.  4),  sind  verpflichtet  dem  Sieger  alle  Kosten  zu  ersetzen  und  haben 
als  Sieger  Anspruch  auf  Ersatz  der  (nicht  gehabten)  nothwendigen  tax- 
mässigen Kosten.^) 

Beim  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter  sind  befreit  von  den 
Gerichtskosten  (Gerichtsgebühr  und  vom  Bogen  der  Eingaben  oben 
P.  1  u.  2):  a)  alle  Sachen,  die  vor  dem  Ehrenfriedensrichter  ver- 
handelt werden,  b)  alle  Sachen  im  Werthe  bis  10  Rubel,  c)  Forderungen 
aus  Delikten,  die  zugleich  mit  der  Strafsache  verhandelt  werden.  Die 
eingezahlten  Gebühren  der  betreffenden  Instanz  werden  zurückgezahlt, 
wenn  die  Parteien  sich  vor  der  Urtheilsfällung  vergleichen,  oder  wenn 
der  Kläger  vor  der  Verhandlung  und  innerhalb  Monatsfrist  seine  Klage 
zurücknimmt.  ^ 

§  19. 
IX.    Zustellangen. 

C.P.O.  61-66,  275-288,  309-311.    Regeln  35—40. 

Die  Zustellung  der  Ladung  ergeht  infolge  der  Klage  auf  Anord- 
nung des  Richters,  resp.  Präsidenten,  an  die  Partei  oder  an  Hausange- 
hörige, Nachbarn,  Gemeindevorstand,  Ortspolizei,  in  letzteren  Fällen 
zugleich  mit  Anheftung  einer  Kopie  am  Gemeinde-  oder  Polizeilokal.  Der 
Ladungszettel  wird  in  zwei  Exemplaren  ausgefertigt  und  durch  Gerichts- 
vollzieher oder  Gerichtsboten,  vor  dem  Friedensrichter  auch  durch  Po- 
lizei oder  Gemeindevorstand  dem  Vorzuladenden  übergeben.  Im  fremden 
Gerichtsbezirk  geschieht  dies  durch  Requisition  des  örtlichen  Gerichts, 
im  Auslande  durch  Vermittelung  des  Ministeriums  des  Auswärtigen.*^) 
Auf  dem  zweiten  Exemplar  des  zuzustellenden  Schriftstückes  wird  der 
Empfang  seitens  der  Partei  bescheinigt  oder  die  Weigerung  der  Beschei- 
nigung vermerkt.*)  Beide  Parteien  müssen  von  der  Ladung  an  ihr  (In- 
sinuations-)  Domizil  am  Gerichtsorte  nehmen  und  bei  Gericht  anzeigen. 
Alle  weiteren  Zustellungen  werden  in  derselben  Weise  dahin  gerichtet. 
Ist  die  Anzeige  des  Insinuationsdomizils  unterlassen,  so  werden  alle  Zu- 
stellungen in  der  Gerichtskanzlei  niedergelegt  und  gelten  als  am  Datum 
der  Niederlegung  insinuirt.  *)   Die  Ladung  von  Personen,  deren  Adresse 


')  C.P.O.  868—873. 

»)  ib.  200,  4—6. 

«)  ib.  58,  62—65,  275,  277,  281-283. 

*)  ib.  66,  284. 

^)  ib.  309—311.    Ausnahmen  siehe  beim  Versäumnissurtheil. 
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unbekannt  ist,   sowie  die  Zustellung  von  Eontumazialurtheilen  erfolgt 
durch  Publikation  in  der  Senatszeitung.  ^) 

§20. 
X.  Fristen  und  Termine. 

C.P.O.  816-838,  61-67.    Regeln  17,  85—40. 

Zur  Bezeichnung  von  Frist  und  Termin  braucht  das  russische 
Recht  ein  und  dasselbe  Wort:  srok. 

Die  Fristen  sind  gesetzliche,  richterliche  und  vereinbarte.  Sie 
werden  nach  Monaten,  Wochen  und  Tagen  berechnet.  Die  nach  Mo- 
naten berechnete  Frist  läuft  mit  demselben  Tage  des  letzten  Monats 
ab;  hat  der  Monat  kein  solches  Datum,  mit  dem  letzten  Tage  dieses 
Monats.  ^  Die  nach  Wochen  berechnete  Frist  läuft  mit  demselben  Tage 
der  letzten  Woche  ab.«"^)  Wird  die  Frist  nach  Tagen  berechnet,  so  wird 
der  Tag,  an  dem  sie  beginnt,  nicht  mitgerechnet.  Läuft  die  Frist  an 
einem  Feiertage  ab,  so  gilt  der  erste  auf  den  oder  die  Feiertage 
folgende  Sitzungstag  als  Ende  der  Frist  (822). 

Die  Frist  läuft  um  12  Uhr  nachts  des  letzten  Tages  ab.  Ist  eine 
Handlung  vor  Grericht  vorzunehmen,  so  muss  sie  vor  3  Uhr  nach- 
mittags des  letzten  Tages  stattfinden,  dauert  die  Sitzung  länger,  vor 
Schluss  derselben.^)  Wird  ein  Gesuch  durch  die  Post  ttbersandt,  so 
gilt  die  Frist  als  gewahrt,  wenn  das  Gesuch  zum  Termin  am  Gerichts- 
ort auf  der  Post  eintraf  (828). 

Wird  das  Verfahren  unterbrochen,  so  gilt  der  Lauf  der  Fristen 
als  unterbrochen,  von  dem  Ereigniss  an,  welches  die  Suspendirung  ver- 
ursachte.^) Bei  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  bestimmt  das  Gericht, 
ob  die  vorher  abgelaufene  Zeit  bei  der  Berechnung  der  Frist  einzu- 
rechnen ist  oder  nicht  (831). 

Wohnen  die  Parteien  nicht  am  Gerichtsort,  so  tritt  zur  gerichtlichen 
Frist  noch  eine  Werstfrist  von  je  50  Werst  per  Tag,  bei  Eisenbahnen 
von  250  Werst  per  Tag.«) 

Eine  Verlängerung  der  Frist  ist  gestattet,  jedoch  nur  einmal: 
a)  im  Falle  einer  Vereinbarung  der  Parteien;  b)  im  Falle  der  Unmög- 
lichkeit, die  Handlung  innerhalb  der  Frist  auszufahren.^ 

Unzulässig  ist  die  Verlängerung  a)  bei  gesetzlichen  Fristen  zur 
Einreichung  von  Beschwerden  und  Appellationen  (bei  diesen  kann  je- 
doch Restitution  eintreten);  b)  nach  Ablauf  der  Frist,  es  sei  denn,  dass 

1)  Siehe  S.  628. 

*)  Beispiel:  Eine  dreiinonatliche  Frist  vom  15.  November  endet  mit  Ablauf  des 
15.  Febroar,  dieselbe  Frist  vom  80.  November  endet  am  28.  Februar. 

*)  Beginnt  sie  z.  B.  an  einem  Mittwoch,  so  läuft  sie  mit  Ablauf  des  Mittwoch 
der  letzten  Woche  ab. 

4\  r«  p  Q    721. 

»)  ib.  829,  880,  758,  754  (AppeUation). 

^  ib.  800  bei  der  Monatsfrist  für  Ladungen  im  Inlande;  728  und  784  bei  Ein- 
sprach und  Appellation  gegen  Yers&umnissurtheile;  760  bei  der  Frist  zur  Beantwortung 
der  Appellation« 

')  ib.  832. 
Lb«kb  u.  LoBwmvBLD,  B«elitSTerfolgimg.  U.  4() 
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der  die  Frist  festsetzende  Akt  fehlerhaft  insinuirt  worden.  ^)  Krankheit 
ist  keine  Entschuldigung  bei  Versäumniss  von  Fristen.^) 

Restitution  abgelaufener  Fristen  wird  vom  Gericht  ertheilt,  wenn 
der  Ablauf  durch  Beamte  verschuldet  oder  als  Folge  unvorherzusehender 
Umstände  ohne  Schuld  der  Betheiligten  erfolgte.*^) 

Im  Falle  eines  Krieges  erhält  der  Behinderte  eine  Frist  zur  Er- 
wählung eines  Bevollmächtigten  (685). 

Im  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter,  im  verkürzten  und  verein- 
fachten Verfahren,  sowie  im  Verfahren  vor  den  Kommerzgerichten  vird 
bei  der  Ladung  Termin  anberaumt. 

Durch  Versäumniss  verliert  die  Partei  das  Recht,  gewisse  Hand- 
lungen vorzunehmen.  Ist  die  Versäumniss  durch  den  Richter  oder 
die  Kanzlei  verschuldet,  so  wird  eine  neue  Frist  oder  ein  neuer  Tennin 
gewährt. 

Zeugen  und  Sachverständige  werden  für  Versäumniss  von  Ter- 
minen gestraft,  im  Verfahren  vor  den  Kommerzgerichten  auch  die 
Parteien. 

§21. 
XI.  Auf  hebnng  nnd  Stillstand  des  Verfahrens. 

C.P.O.  581—692,  77-79.    Regeln  48,  44. 

Ein  Stillstand  im  Verfahren  tritt  ein: 

1.  auf  Vereinbarung  der  Parteien,  wobei  eine  Erklärung,  wer  die 
bisherigen  Kosten  trage,  bei  Verlust  des  Anspruchs  auf  Ersatz  uner- 
lässlich  ist;*) 

2.  in  Folge  Ausbleibens  beider  Parteien  im  Termine  zur  mündüchen 
Verhandlung,  es  sei  denn,  dass  sie  beantragt  haben,  die  Sache  in  ihrer 
Abwesenheit  zu  entscheiden;^) 

3.  in  Folge  Todes,  Geisteskrankheit,  Verlust  aller  Standesrechte, 
oder  der  Prozessfähigkeit  (z.  B.  im  Falle  des  Konkurses,  der  Entmün- 
digung) einer  der  Parteien  oder  ihrer  Vertreter.^ 

4.  in  Folge  der  Einleitung  eines  Strafverfahrens,  dessen  Entschei- 
dung für  die  Entscheidung  der  Civilsache  präjudicirlich  ist.  7) 

Der  Stillstand  hat  die  Unterbrechung  des  Laufes  aller  Fristen  zur 
Folge.  8) 

Das  Verfahren  wird  wieder  aufgenommen  auf  Antrag  beider  Par- 
teien oder  durch  Antrag  einer  Partei  auf  Ladung  des  Gegners,  oder  im 


^)  C.PO.  833. 

*     «)  ib.  834. 

8)  ib.  835-838. 

*)  ib.  681,  682.  77.    Regeln  43. 

*)  ib.  718. 

«)  ib.  ebenda  u.  255,  1840.    S.  oben  S.  595. 

^)  ib.  8,  564,  1338.    S.  o.  §  3  II.  S.  571. 

®)  S.  o.  §  20.  Der  StiUstand  (priüstanovlenije)  hindert  aber  weder  die  Abgabe 
des  Gutachtens  des  Prokareurs.  noch  die  FäUung  der  Entscheidung,  wenn  die  mQnd- 
liehe  Verhandlung  schon  geschlossen  ist  (Art.  6,  682). 
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angeführten  Falle  2,  beim  Antrag  auf  Ansetzung  eines  neuen  Ter- 
mins; im  Falle  4  erfolgt  die  Aufnahme  nach  Beseitigung  des  Hinder- 
nisses. *) 

Der  Stillstand  (priostanovienije,  in  der  deutschen  Uebersetzung:  Aus- 
setzung) hat,  wenn  das  Verfahren  im  Laufe  dreier  Jahre  nicht  wieder 
aufgenommen  wird,  zur  Folge,  dass  das  Verfahren  als  nichtig  betrachtet 
wird.  Doch  hindert  das  nicht  den  Kläger,  seinen  Anspruch  durch  eine 
neue  Klage  wieder  geltend  zu  machen,  falls  die  Verjährungsfrist  unter- 
dess  nicht  abgelaufen  ist,  denn  das  Verfahren,  welches  seiner  Zeit  den 
Lauf  der  Verjährung  unterbrach,  verliert  diese  Wirkung  durch  seine 
Vernichtung.^  Immerhin  kann  die  Partei  im  neuen  Prozess  sich  auf 
die  in  das  Protokoll  des  früheren  Verfahrens  eingetragenen  Geständ- 
nisse der  Gegenpartei,  und  die  Aussagen  inzwischen  verstorbener  Zeugen 
berufen.  ^) 

Der   frühere   Prozess  ist  also  in  dieser  Beziehung  nicht  annuUirt. 
Endlich  muss  der  Richter  von  Amtswegen  das  Verfahren  einstellen: 

1.  wenn  er  zur  Entscheidung  sachlich  nicht  kompetent  ist;*) 

2.  in  Folge  des  Einwendens  der  Inkompetenz,  der  Identität  oder 
Konnexität  mit  einem  bereits  anhängigen  Prozess;^) 

3.  wenn  der  Kläger  nicht  erscheint,  speziell  auch  in  dem  Falle, 
wo  er  beantragt  hatte,  die  Sache  in  seiner  Abwesenheit  zu  erledigen, 
das  Gericht  aber  diesen  Antrag  abgelehnt  hatte.  ^)  Der  Beklagte  ist 
jedoch  berechtigt,  auf  Fällung  einer  Entscheidung  anzutragen,  die  auf 
Aufhebung  des  Verfahrens  und  Verurtheilung  des  Klägers  in  die  Kosten 
lauten  kann.  Auch  hier  ist  durch  die  Einstellung  des  Verfahrens, 
obwohl  der  Ausdruck  Vernichtung  nicht  gebraucht  ist,  die  Unterbrechung 
der  Klageverjährung  beseitigt.-^) 

KAPITEL  m. 

Das  Verfahren. 

Abtheilung  L    Klage  und  Tertheldigung. 

§  22. 
i.   Im  Allgemeinen. 

Das  ordenthche  Verfahren  vor  den  „allgemeinen  Gerichten"  gliedert 
sich  in  ein  schriftliches  Verfahren  der  Vorbereitung  und  in  die  münd- 


i)  C.P.O.  687,  688. 

')  ib.  689,  690,  692. 

»)  ib.  691. 

*)  ib.  79,  vgl.  584. 

*)  S.  Einreden  S.  625.    C.P.O.  571,  69.    Regeln  45. 

•)  C.P.O.  718,  719,  1. 

^)  ib.  718,  2.  In  den  baltischen  Provinzen  ist  eine  nachträgliche  Beseitigung 
der  einmal  stattgehabten  Unterbrechung  des  Laufs  der  Verjährung  nicht  zulässig. 
C.P.O.  1841. 

40* 
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liehe  Verhandlung  vor  Gericht.^)  Das  Vorverfahren^  bezweckt,  den 
Streitgegenstand  festzustellen  und  den  im  Hauptverfahren  zu  behandeln- 
den Stoff  und  besonders  die  Beweismittel  zusammenzubringen.  Uebrigens 
steht  der  Frozess  auch  hier  unter  Leitung  des  Gerichts,  wenn  auch 
gewöhnlich  nur  der  Präsident  thätig  wird.^)  Die  vorbereitenden  Schritten 
werden  beim  Gericht  eingereicht  und  von  demselben  dem  Gegner  zu- 
gestern.*) 

Die  Parteien  haben  das  Dispositionsrecht  über  den  materiellen  In- 
halt des  Prozesses,  der  Richter  ist  an  das  Parteivorbringen  gebunden,  er 
hat  die  Beurtheilung  und  die  Prozessleitung:  ihm  liegt  ob  die  Entgegen- 
nahme der  Anträge,  die  Anordnung  der  Zustellung,  die  Aufforderung 
zur  Aeusserung  unter  dem  Zwange  bestimmter  Nachtheile  im  FaUe  des 
Ausbleibens,  endlich  die  Ansetzung  der  Verhandlung.  Die  materielle 
Prozessleitung  äussert  sich  in  provisorischen  Verfligungen  zur  Sicherang 
der  Parteienrechte  und  in  der  fortlaufenden  Prüfung  der  Parteihand- 
lungen. In  der  mündlichen  Verhandlung  hat  der  Richter  ein  Frage- 
recht, wenn  die  Parteien  sich  unklar  oder  unbestimmt  ausdrücken,^)  er 
kann  verfügen,  dass  über  die  Elageansprüche  getrennt  verhandelt 
werde ^)  und  hat  die  Parteien  zum  Vergleiche  geneigt  zu  machen.^ 
Der  Präsident  leitet  die  Verhandlungen  und  schliesst  sie,  wobei  er  darauf 
achtet,  dass  die  Parteien  gleich  oft  zu  Worte  kommen. 

§  23. 

n.   Die  Klage. 

C.P.O.  61—67,  262—276.  Regeln  31—34. 

1.  Inhalt. 
Die  Bestimmung  der  Civilprozessordnung  über  den  Inhalt  der  Klage 
ist  rein  formalistisch.  Die  Klageschrift  muss  enthalten:  1)  die  Bezeich- 
nung des  Gerichts,  2)  die  Vor-  und  Vaters-,  Familien-  oder  Beinamen, 
den  Stand  des  Klägers  und  des  Beklagten  und  ihren  Wohnort,  3)  die 
Angabe  des  Werths,  4t)  die  Darstellung  des  Thatbestands,  5)  den  Hin- 
weis auf  die  Beweise  und  die  Gesetze,  auf  welche  die  Klage  sich  gründet, 
6)  das  Petitum.«) 

^)  Im  yerkürzten  Prozess  findet  das  Vorverfahren  nur  aasnahmsweiBe  statt, 
im  vereinfachten  Prozess  mid  vor  dem  Friedensrichter  ftllt  es  ganz  weg. 

*)  Bei  Klagen  auf  Schadenersatz  gegen  Richter  und  Prokurenre  muss  eine  vor- 
l&ufige  Genehmigung  zur  Erhebung  der  Klage  nachgesucht  werden.  Siehe  oben  S.  587. 

«)  C.P.O.  266. 

^)  Von  dem  Recht  der  vereidigten  Rechtsanwfilte,  diese  Schriften  einander  direkt 
zu  ttberreichen,  wird  kaum  Gebrauch  gemacht. 

*)  CP.O.  Art.  385. 

•)  336. 

^  70,  71,  887.  Dem  Friedensrichter  ist  ansdrflcklich  vorgeschrieben,  er  soUe  nur 
dann  zur  Urtheilsßülung  schreiten,  wenn  ihm  die  Herbeiführung  eines  Vergleichs  nicht 
gelingt. 

^)  Art.  257,  54.  Regeln  32.  Unterschrift  und  Datum  sind  im  Gesetz  nicht  auf- 
geführt, aber  selbstverständlich  erforderlich.  Der  Auslftnder  muss  die  Klageschrift  in 
russischer  Sprache  einreichen,  darf  sie  aber  in  seiner  Muttersprache  unterzeichnen,  doch 
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Die  Vereinigung  mehrerer  Klagen  in  einer  Klageschrift  ist  im  Ge- 
setz^) verboten,  wird  in  der  Praxis  aber  vielfach  zugelassen.  2)  Unbe- 
dingt unzulässig  ist  die  Kumulation,  falls  durch  dieselbe  die  sachliche 
Zuständigkeit  verletzt  wird,  sowie  im  Falle  nicht  alle  Klageansprüche 
in  derselben  Prozessart  verhandelt  werden  können.^ 

Zugleich  mit  der  Klageschrift  sind  als  Beilagen  einzureichen :  1)  die 
Originalurkunden,  auf  welche  die  Klage  sich  gründet,  oder  Abschriften 
oder  Auszüge  aus  denselben;  eventuell  ist  anzugeben,  dass  und  warum 
sie  noch  nicht  zu  beschaffen  waren,  2)  Uebersetzungen  der  in  fremden 
Sprachen  abgefassten  Urkunden,  3)  wenn  ein  Bevollmächtigter  die  Klage 
einreicht,  die  Vollmacht,  falls  selbige  nicht  mündlich  ertheilt  wurde, 
4)  die  Gerichts-  (Erläge-)  Gebühren  und  das  Ladungsgeld,  5)  Abschriften 
der  Klageschrift  und  sämmtlicher  Beilagen  (beglaubigt  vom  Kläger),  ent- 
sprechend der  Zahl  der  Beklagten.*)*) 

Die  Klageschrift  wird  beim  Gericht  eingereicht  oder  durch  die  Post 
übersendet.  Die  Klageschrift  wird  mittelst  besonderer  schriftlicher  Ver- 
fügung zurückgegeben:*)^  1)  wenn  nicht  angegeben  ist,  von  wem  oder 
gegen  wen  geklagt  wird,  2)  wenn  bei  Einreichung  durch  einen  Bevoll- 
mächtigten oder  Zustellung  durch  Boten  die  Vollmacht  fehlt,  3)  wenn  sie 
kein  Petitum  enthält,  4)  wenn  der  Werth  nicht  angegeben  ist,  mit  Aus- 
nahme, wo  Schätzung  unmöglich,  5)  wenn  sie  beleidigende  Ausdrücke 
enthält,^)  6)  wenn  das  Gericht  nicht  die  sachliche  Kompetenz  besitzt, 
7)  wenn  der  Kläger  nicht  prozessfähig  ist.^) 

In  gewissen  Fällen  endlich,  wo  es  sich  um  Klagen  gegen  Eisen- 
bahnverwaltungen handelt,  verlangt  das  Gesetz,  dass  der  Kläger  vor 
der  Klageerhebung  sich  mit  seiner  Forderung  an  die  betreffende  Ver- 
waltung wende  und  die  Klage  erst  erhebe,  wenn  die  Befriedigung  seiner 
Forderung  ganz  oder  theilweise  abgelehnt  worden  ist.^^ 


mnss  seine  Unterschrift  übersetzt  und  diese  Uebersetzung  durch  eine  amtliche  oder 
dem  Gericht  bekannte  Person  beglaubigt  sein.    261. 

')  C.P.O.  Art.  258. 

^  Dieses  Verbot  ist  jedoch  eine  lex  imperfecta  und  in  der  C.P.O.  weisen  andere 
Artikel  darauf  hin,  dass  auch  der  Gesetzgeber  eine  solche  Vereinigung  unter  Um- 
ständen fOr  zulassig  erachtet  (C.P.O.  836),  sogar  bei  subjektiver  Kumulation  (C.P.O. 
15).  Die  Praxis  war  sehr  schwankend,  doch  scheint  sie  sich  der  Zulassung  zuzu- 
neigen. 

5)  Annenkow,  I.  S.  267-275. 

*)  C.P.O.  263,  264,  57.    Regeln  34. 

*)  C.P.O.  259. 

^  Werden  diese  Mängel  nicht  sofort  bemerkt,  so  wird  das  Verfahren  ex  of&cio 
eingestellt,  sobald  das  Gericht  darauf  aufmerksam  wird.  Der  Beklagte  ist  seinerseits 
berechtigt,  in  seiner  Beantwortung  der  Klage  darauf  anzutragen,  doch  befreit  ihn  das 
nicht  Ton  der  Einlassung  (C.P.O.  579). 

^  266,  267,  53.    Regeln  31. 

^  Im  Russischen  ist  ein  Ausdruck  gebraucht,  der  eigentlich  Vorwurfe  bedeutet. 
Dadurch  erhält  dieser  Punkt  einen  unklaren  Charakter. 

•)  C.P.O.  584. 

^^  AUg.  Statut  der  russ.  Eisenbahnen.    Art  121—124. 
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In  anderen  Fällen,  wo  die  Klageschrift  den  gesetzlichen  Anforde- 
rungen nicht  entspricht,  wird  sie  nicht  zurückgegeben,  sondern  vor- 
läufig aufbew^ahrt  unter  der  Bedingung,  dass  der  Kläger  im  Laufe  von 
sieben  Tagen  die  Mängel  ergänze;*)  nämlich:  1)  wenn  der  Wohnort  des 
Beklagten  gar  nicht  oder  nicht  genau  angegeben  ist,  ohne  die  Erklärung, 
er  sei  unbekannt,  2)  wenn  Stempelmarken  fehlen,  3)  wenn  die  ange- 
gebenen Beilagen  fehlen,  4)  wenn  die  Kopien  nicht  in  gesetzlicher  Zahl 
beigefügt  sind,  5)  wenn  die  Gerichts-  (Klage-)  Gebühr  und  die  Ladungs- 
gelder fehlen,    6)  wenn  der  Wohnsitz  des  Klägers  nicht  angegeben  ist. 

Werden  diese  Mängel  vom  Kläger  in  7  tägiger  Frist,  eventuell  mit 
Hinzufügung  der  Werstfrist,  nicht  ergänzt,  so  wird  die  Klageschrift, 
wie  oben,  zurückgegeben 2)  und  gilt  als  nicht  eingereicht.^) 

Da  durch  die  Rückgabe  einer  Klageschrift  die  Erhebung  der  Klage 
verhindert  wird,  wenigstens  an  dem  betreffenden  Tage,  so  ist  gegen 
diese  Verfügung  eine  Beschwerde  im  Laufe  von  ll  Tagen  an  den  Ge- 
richtshof zulässig."*) 

2.  Klageerhebung  und  ihre  Wirkung. 
Die  Klageerhebung  erfolgt  durch   die  Annahme   der  KJage   seitens 
des  Gerichts.    Dadurch  wird 

1.  der  Gerichtsstand  für  diese  Sache  begründet,  eventuell  auch  für 
die  Widerklage,  es  sei  denn,  dass  Exceptionen  geltend  gemacht  werden. 

2.  der  Lauf  der  Verjährungsfrist  unterbrochen.^) 

3.  die  Sache  rechtshängig:  der  Kläger  ist  an  seine  Klage  gebunden 
und  kann  sie  nicht  mehr  ändern.^) 

4.  Vom  Tage  der  Klageerhebung  beginnen  die  Verzugszinsen  zu 
laufen. 

5.  Dagegen  wird  der  beklagte  gutgläubige  Besitzer  erst  durch  die 
Insinuation  der  Klage  in  bösen  Glauben  versetzt. '^) 

Alle  diese  Folgen  fallen  weg,  wenn  die  Klage  zurückgegeben,  zurück- 
gezogen, das  Verfahren  eingestellt  (384:)  oder  annullirt  vrird. 

3.  Aenderung  der  Klage. 

C.P.O.  331-334,  747. 

Eine  Wirkung  der  Klageerhebung  ist  die  Feststellung  des  Inhalts 
der  Klage.  Der  Kläger  darf  die  Klage  nicht  mehr  ändern.  Er  kann 
seine  Forderung  herabsetzen,  aber  nicht  erhöhen.  Gestattet  ist  nur, 
und  zwar  auch  in  der  mündlichen  Verhandlung  und,  wenn  sie  wieder- 
holte Sitzungen  beansprucht,  nicht  bloss  in  der  ersten,  sondern  auch  in 

1)  C.P.O.  269. 

^)  Ist  die  Adresse  des  Klägers  nicht  bekannt,  so  wird  die  Verfügung  aber  Röck- 
gabe bloss  im  Parteienzimmer  ausgehängt. 
3)  270. 
*)  268. 

*)  Vgl.  übrigens  §  21. 
6)  Vgl.  unten  S.  623  Note  1. 
')  Russisches  Privatrecht  Swod  Bd.  X  Th.  1  Art  626. 
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den  folgenden,  Präzisirung  der  Forderung,  Zuschlag  von  Zinsen  und 
Zuwachs,  im  Falle  der  Veräusserung  oder  des  Untergangs  einer  Sache 
Forderung  des  Werths.  Solche  „Aenderungen"  müssen  in  derselben 
Sitzung,  in  der  sie  mündlich  vorgebracht  worden  sind,  schriftlich  ein- 
gereicht werden.  1)2) 

^)  Leider  sind,  wie  das  in  der  russischen  G.P.O.  nicht  selten  vorkommt,  die  be- 
treffenden Artikel  so  unklar  redigirt,  dass  sie  zu  vielen  Zweifeln  Anlass  geben  und 
direkte  Widersprüche  in  sich  schliessen: 

Art.  832  bestimmt:  „Der  ElSger  kann  seine  in  der  Xlageschrift  angegebenen  Forde- 
rungen herabsetzen,  ist  aber  nicht  berechtigt,  sie  zu  erhöhen,  ihrem  Wesen  nach  zu 
ändern,  oder  neue  Forderungen  zu  erheben,  es  sei  denn,  dass  sie  unmittelbar  aus  den 
in  der  Klageschrift  angegebenen  hervorgehen. 

333.  Als  Erhöhung  oder  Aenderung  der  Forderungen  ihrem  Wesen  nach  wird 
es  nicht  angesehen,  wenn  der  Kläger  dieselben  bestimmter  ausdrückt,  wenn  er  zu  ihnen 
Zinsen  und  Zuwachs  hinzufügt,  oder  im  FaUe  der  Veräusserung  oder  des  Verlustes  der 
den  Gegenstand  der  Forderung  bildenden  Sache,  vom  Beklagten  den  Ersatz  des  Werthes 
fordert  (vgl.  Art.  747). 

334.  Ein  Kläger,  welcher  seine  Forderungen  ändert,  muss  solches  beim  Gericht 
schriftlich  in  der  Sitzung  anmelden.** 

Die  zweite  Hälfte  des  Art.  332  steht  in  direktem  Widerspruch  mit  der  ersten: 
sie  gestattet  die  Klägeänderung,  die  die  erste  verbietet.  Man  wird  also  diese  zweite 
Hälfte  so  interpretiren  müssen,  als  spreche  sie  von  Ausnahmen  wie  Art.  333,  die  ohnehin 
schon  recht  weit  gehen  und  genau  genommen,  gleichfalls  positive  Elageänderungen  zu- 
lassen. Ganz  sonderbar  nimmt  sich  Art  334  ausi  der  angiebt,  in  welcher  Form  die 
verbotenen  Aenderungen  anzubringen  seien.  Es  liegt  hier  ein  in  der  russischen  Gesetz- 
gebung oft  vorkommender  Fall  vor,  dass  ein  Terminus  technicus  inkonsequenter  Weise 
nicht  als  solcher  gebraucht  wird,  sondern  in  anderem  Sinne.  Der  Gesetzgeber  hat  die 
Aenderung  der  Klage  unbedingt  verboten  („Der  Kläger  hat  nicht  das  Hecht");  er  giebt 
dann  an,  welche  Emendationen  nicht  als  Aenderung  anzusehen  seien.  Anstatt  nun  zu 
sagen,  solche  Präzisirung  muss  schriftlich  angemeldet  werden,  sagt  er,  indem  ihm  zum 
Bewusstsein  gekommen  ist,  dass  er  wirkliche  Aenderungen  zugelassen  hat:  wer  seine 
Forderungen  ändert  (und  meint:  wie  das  im  vorhergehenden  Artikel  angegeben  ist) 
u.  s.  w.  Der  Senat  entscheidet  (1875,  540)  ebenso,  doch  aus  anderen  Motiven.  Ver- 
schieden entscheiden  die  Streitfrage  Holmsteen,  Lehrbuch  des  russ.  Givilprozesses, 
2.  Aufl.  S.  158,  159;  Annenkow,  Kommentar,  2.  Aufl.  I.  S.  405— 417;  Malyschew, 
Kursus  des  (Hvilprozesses,  2.  Aufl.  I.  S.  380. 

Auch  in  der  Praxis  zeigt  sich  eine  grosse  Verwirrung.  So  hat  der  Petersburger 
Appellhof  (Gerichtsbote  [russ.]  1876  No.  222)  erklärt,  dass  der  Kläger,  der  in  der  Klage  ein 
Gut  als  Eigenthum  beanspruchte,  berechtigt  sei,  seine  Klage  dahin  zu  ändern,  dass  er 
den  lebenslänglichen  Niessbrauch  verlange,  da  hierin  eine  Aenderung  der  Klage  liege, 
was  gestattet  sei.  Der  Senat  hat  (1868,  596)  für  zulässig  erachtet,  die  Klage  aus  einem 
Kontrakt  auf  Zahlung  des  Heugeldes,  in  die  Forderung  der  ErfüUung  des  Kontrakts  zu 
ändern.  Dagegen  hat  er  entschieden  (1878,  136),  dass,  wenn  die  Klage  auf  Herausgabe 
des  Werths  einer  Sache  gerichtet  sei,  die  Aenderung  der  Klage  in  die  Forderung  der 
Herausgabe  der  Sache  nicht  zulässig  sei.  Mit  Hecht  hat  der  Senat  entschieden  (1877, 
67),  dass  der  Ersatz  der  Einnahmen  für  die  Zeit  wälirend  des  Prozesses  hinzugefügt 
werden  könne.  Ebenso,  dass,  wenn  die  den  Klageanspruch  begründende  Urkunde  in 
der  Klage  irrthümlicher  Weise  als  Depositalschein  bezeichnet  worden,  trotzdem  die 
Forderung  aus  einem  Schuldschein  geltend  gemacht  werden  könne. 

*^  Es  fragt  sich,  was  für  Folgen  hat  die  Unterlassung  der  schriftlichen  Einreichung 
der  mündlich  vorgebrachten  zulässigen  Emendation?  Eine  Sanktion  fehlt  im  Gesetz. 
Annenkow  meint,  die  Emendation  müsse  trotzdem  vom  Gericht  berücksichtigt  werden, 
jedenfalls  müsse  eine  ProtokoUirung  der  schriftlichen  Einreichung,  die  oft  in  derselben 
Sitzung  nicht  möglich   sein   werde,   gleichwerthig   sein.    Der  Senat   hat   entschieden 
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§  24. 

m.   Die  Vertheidigung. 

C.P.O.  69,  571—589.    Regeln  45,  46. 

1.  Allgemeines. 
Der  Beklagte  muss  sich  auf  die  erhobene  Klage   einlassen  durch 
Anerkennung  oder  Vertheidigung.  Auf  die  Anerkennung  kann  eventuell 
sofort   das  Urtheil   und   die  Exekution  folgen.    In  der  Vertheidigung 
kann  er 

1.  die  Klagebehauptungen  leugnen  und  dadurch  den  Kläger  zwingen, 
sie  zu  beweisen,  und  zugleich  auf  Umstände  hinweisen,  durch  welche 
die  Klage  widerlegt  wird  —  Einlassung, 

2.  auf  Umstände  hinweisen,  durch  welche  die  Klage  beseitigt  wird, 
selbst  wenn  sie  begründet  wäre  —  Einreden, 

3.  eine  Widerklage  erheben  und  seinerseits  Verurtheilung  des 
Klägers  verlangen. 

2.  Einlassung. 

Die  Einlassung  wird  als  Antwort  (otvet)  bezeichnet.  Sie  muss  die 
positive  Erklärung  enthalten,  ob  „der  Beklagte  die  Anspräche  des  Klägers 
und  die  Thatsachen,  auf  welche  sie  gegründet  sind,  anerkenne  oder  be- 
streite.'' ^)   Eine  Sanktion  ist  aber  an  diese  Bestimmung  nicht  geknüpft 

„In  der  Antwort  müssen  die  Thatsachen,  auf  welche  er  seinen 
Streit  gründet,  angeführt  und  der  Streit  durch  Beweismittel  bekräftigt 
werden."^ 

Alles  dieses  soll  schon  in  den  vorbereitenden  Schriftsätzen  vorge- 
bracht werden,  aber  auch  hier  ist  keine  Sanktion  an  diese  Vorschrift 
geknüpft  und  es  kOnnen  solche  Umstände  bis  zum  Schluss  der  Ver- 
handlung vorgebracht  werden,^  was  dann  zur  Folge  haben  kann,  dass 
auf  Antrag  des  Gegners  eine  Vertagung  der  Sitzung  und  eine  neue 
Frist  gewährt  werden.*) 

Die  Einlassung  bewirkt  (soweit  es  sich  nicht  um  die  sachliche 
Kompetenz  handelt),  falls  die  mangelnde  Kompetenz  nicht  geltend  ge- 
macht ist,  Prorogation. 

3.  Einreden. 
Einreden  sind  selbstständige  Behauptungen  des  Beklagten,  welche 
dazu  dienen  sollen,  die  Behauptungen  des  Klägers  zu  entkräften.  Man 
unterscheidet  dilatorische  und  peremtorische,  und  bei  beiden,  je 
nachdem  die  Einrede  auf  die  Sache  selbst  eingeht  oder  nur  die  prozes- 
sualischen Formen  und  Voraussetzungen  betrifft: 

(1875,  82),  dass  der  Beklagte,  wenn  er  den  Mangel  der  schriftlichen  Eingabe  nicht  sofort 
gerQgt  habe,  sich  später  auf  diesen  Mangel  als  einen  Kassationsgnind  nicht  bemfen 
könne. 

>)  313,  314. 

^  315. 

')  C.P.O.  163,  589. 

♦)  331. 
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1.  dilatorische  Einreden,  welche  die  Einlassung  hindern  und  gegen 
die  Elagefonn  gerichtet  sind, 

2.  dilatorische  Einreden,  welche  das  Elagerecht  selbst  betreffen, 

3.  peremtorische  Einreden,  welche  gänzliche  Zurückweisung  der 
Klage  bezwecken  und  gleichwohl  die  Einlassung  hindern  (exceptio  rei 
iudicatae,  Vergleich), 

4.  eigentlich  peremtorische  Einreden,  i) 


*)  Die  rassische  C.P.O.  behandelt  die  Einreden  in  den  Art.  511—589  im  Kapitel 
vom  „Verfahren  in  Nebenfragen**,  auf  gleicher  Linie  mit  der  Sicherstellung  der  Klage, 
der  Intervention,  der  Rekusation  der  Richter  und  der  Suspendirung  des  Verfahrens, 
unter  dem  Titel  Otvody  i  vosraSen^a.  OtYod  ist  von  jeher  als  technischer  Ausdruck 
ftir  Einrede  gebraucht  worden,  es  heisst  wörtlich:  Abführung,  Ablenkung.  VosraSenije 
heisBt  Antwort,  Erwiderung,  Einwand  und  wird  ausserdem  in  der  C.P.O.  zur  Bezeich- 
nung der  Replik  gebraucht  Ohne  Rücksicht  auf  die  innere  Bedeutung  der  Einreden 
für  den  ganzen  Prozess  bestimmt  die  Prozessordnung  ihre  Stellung  im  System  nach 
dem  Umstände,  dass  eine  beschrfinkte  Zahl  derselben  in  einem  besonderen  Verfahren 
vor  der  Einlassung  behandelt  werden  kann,  und  dass  dieses  Verfahren  ebenso  genannt 
wird  wie  das  Verfahren  in  Nebenaachen.  Ebenso  auffallend  ist  die  obige  Bezeichnung: 
die  Einreden  werden  danach  mit  Einwänden  und  Erwiderungen  zusammengeworfen  und 
die  Folge  davon  ist  Unklarheit  und  Streit  Ober  den  Unterschied  zwischen  otvod  und 
YOsraSen^je.  Wir  können  hier  auf  diesen  Streit  nicht  weiter  eingehen  (siehe  Annen- 
kow,  III.  S.  33— 127,  wo  auch  die  Literatur  angegeben;  Holmsteen,  S.  253-258) 
und  bemerken  nur,  dass  unter  vosrademje  verstanden  werden  können:  1)  alle  Ein- 
wände, 2)  die  ganze  sachliche  Erwiderung,  3)  die  Replik  des  Klägers.  Unter  otvody 
werden  verstanden  die  Einreden  und  diejenigen  Prozesshindemisse,  die  der  Richter  ex 
officio  berücksichtigen  muss.  Was  die  C.P.O.  unter  Erwiderungen  oder  Einwänden 
YosraSenije  versteht,  ist  also  weiter  als  das,  was  sie  unter  Einrede  (otvod)  versteht. 
Sie  spricht  sich  über  keinen  dieser  Begriffe  aus,  sie  giebt  auch  nicht  ausdrücklich  eine 
Einiheilung  der  Einreden  in  dilatorische  und  peremtorische.  Sie  bestimmt  einfach,  dass 
folgende  (6)  Einreden  vor  der  Einlassung  vorgebracht  werden  kOnnen  (571  und  572): 
(Art.  571)  1)  die  Einrede  der  Inkompetenz  des  Gerichts,  2)  der  Identität  oder  Konnexität 
mit  einer  bereits  anhängigen  Sache,  3)  der  Anspruch  des  Klägers  beziehe  sich  auf  eine 
andere  Person,  4)  der  mangelnden  ProzessfiLhigkeit  des  Klägers,  5)  der  mangehiden 
Kaution  für  Prozesskosten  seitens  eines  in  Russland  nicht  angesessenen  und  nicht  im 
Staatsdienste  stehenden  Ausländers  (siehe  oben  Kautionen  §  17),  6)  der  mangelnden 
Vollmacht  des  Bevollmächtigten  (572). 

Ebenso  sagt  die  Prozessordnung:  (Art.  576)  Während  des  ganzen  Prozesses  können 
geltend  gemacht  werden  die  Einreden:  1)  der  bereits  anhängigen  Sache,  falls  der  Be- 
klagte erst  später  davon  Kunde  erhielt,  2)  der  Prozessunfähigkeit  des  Klägers,  3)  der 
mangelnden  Vollmacht  des  Bevollmächtigten.  Die  letztere  Einrede  kann  auch  vom 
Kläger  erhoben  werden  gegen  den  Bevollmächtigten  des  Beklagten  (C.P.O.  572). 
Nach  baltischem  Privatrecht  darf  der  Beklagte  ausser  diesen  Einreden,  die  im  Ortlichen 
Privatrecht  gewährten  Einreden  auf  Grund  des  Deliberationsrechts  und  des  beneficium 
inyentarii  (Privatrecht  Art.  2633  u.  2634,  2651—2655),  sowie  die  nach  Art.  1768  und 
1769,  2686  ihm  zustehenden  vor  der  Einlassung  vorschützen. 

Femer  sagt  die  Prozessordnung:  (Art.  584)  Das  Gericht  ist  verpflichtet  unabhängig 
von  den  Einreden  der  Parteien  die  Sache  nicht  zur  Verhandlung  anzunehmen:  1)  wenn 
sie  nach  ihrer  sachlichen  Kompetenz  der  Verhandlung  vor  Bezirksgerichten  entzogen 
ist,  2)  wenn  sie  nach  dem  forum  rei  sitae  eines  Immobile  einem  anderen  Bezirks- 
gericht unterliegt,  3)  wenn  der  Kläger  prozessunfähig  ist,  4)  wenn  der  Bevollmächtigte 
keine  Vollmacht  hat.  —  Hier  wird  unter  Einrede  das  Vorbringen  einer  Einrede  ver- 
standen. Otvod  heisst  ja  Ablehnung.  Solcher  Wechsel  in  der  Bedeutung  technischer 
Ausdrücke  kommt  oft  in  der  russ.  C.P.O.  vor. 
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Ueberblicken  wir  nun  die  Bestimmungen  der  russischen  Civilprozess- 
ordnung  über  die  Einreden,  ^)  so  sehen  wir,  dass  sie  unter  Einreden 
(otvody)  nur  bestimmte  dilatorische  Einreden  versteht  (571,  572),  dass 
sie  alle  anderen,  also  einige  dilatorische  (570)  und  alle  peremtorischen 
(589)  in  die  Einlassung  verweist  und  als  Einwendungen  (vosraJenija) 
bezeichnet.  Da  die  Civilprozesssordnung  die  peremtorischen  Einreden 
wie  jede  andere  Beantwortung  der  Klage  aufifasst,  so  erklärt  sich  auch 
die  Bestimmung^)  über  die  Einlassung,  dass  der  Beklagte  die  That- 
umstände,  auf  die  er  seine  Vertheidigung  stützt,  anführen  und  mit  Be- 
weisen bekräftigen  müsse. 

Bei  den  dilatorischen  Einreden  bestimmt  die  Prozessordnung,  dass 
diejenigen,  welche  das  Klagerecht  selbst,  die  Prozessfähigkeit,  und  die 
sachliche  Zuständigkeit  betreffen,  jeder  Zeit  geltend  gemacht  werden 
können  und  vom  Gericht  ex  officio  berücksichtigt  werden  müssen. 

Von  den  Einreden^  ist  die  der  Inkompetenz  des  Gerichts  vor  allen 
anderen  vorzubringen,  die  übrigen,  sofern  sie  nicht  während  des  ganzen 
Prozesses  vorgebracht  werden  dürfen,  sind  bei  Gefahr  des  Verlustes 
gleichzeitig   in   der   ersten   schriftlichen  Antwort   oder,  wenn 


Endlich  sagt  die  C.P.O.:  (Art.  579)  Die  Rüge  wegen  Verletzung  der  Fonnalien 
in  der  Klageschrift  (also  exceptio  obscuri  libelli)  befreit  den  Beklagten  nicht  von  der 
Einlassung.  (Art  589)  Der  Beklagte,  der  behauptet:  dass  das  Klagerecht  der  Person, 
die  die  Klage  erhebe,  gar  nicht  zustehe,  dass  es  vor  Erhebung  der  Klage  durch  Er- 
füllung der  betreffenden  Obligation,  durch  richterliches  Erkenntniss,  durch  Vergleich. 
durch  Verjährung  erloschen  sei,  hat  nicht  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  diese  Ein- 
wendungen (vosrasenija)  vor  der  Einlassung  und  getrennt  von  derselben  verhandelt 
"werden. 

Im  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter   werden  nur  die  vier  ersten  Einreden 
des  Art  571,  als  vor  der  Einlassung  einzubringen,  angeführt    Die  Einrede   der  sach 
liehen  Inkompetenz  kann  in  jeder  Lage  geltend  gemacht  werden  und  muss  vom  Friedens- 
richter ex  officio  berücksichtigt  werden  (C.P.O.  69  u.  79.   Vgl.  Regeln  L  d.  Verfahren 
d.  Landhauptleute  45). 

Die  Einrede  der  mangelnden  Sicherstellung  der  Prozesskosten  gegen  einen 
Kläger,  der  Ausländer  ist,  wird  gar  nicht  erwähnt.  Da  ein  Privilegium  odiosum  strikt 
interpretirt  werden  muss,  so  muss  die  Weglassung  dieser  Einrede  im  Art  69,  der  sonst 
den  Art.  571  reproduzirt,  als  Aufhebung  dieser  Einrede  für  das  friedensrichterliche 
Verfahren  aufgefasst  werden.  Unter  dem  Einfluss  eines  engen  Nationalismus  sprechen 
sich  die  Kommentare  dafür  aus,  dass  es  auch  im  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter 
gelte  (siehe  Annenkow  und  die  von  ihm  citirten  Schriftsteller  VI.  S.  109).  In  der 
Klausel,  dass,  wo  die  Bestimmungen  in  der  Friedensrichter-Prozessordnung  nicht  aus- 
reichen, der  Friedensrichter  die  Bestimmungen  der  allgemeinen  Prozessordnung  anzu- 
wenden hat,  ist  die  Handhabe  dazu  geboten  (C.P.O.  80).  Im  Verfahren  vor  denLand- 
hauptleuten  u.  s.  w.  ist  diese  Einrede  gegen  einen  Ausländer  nicht  erwähnt  und  moss 
daher  als  in  diesem  Verfahren  nicht  zulässig  betrachtet  werden,  da  in  den  Regeln 
Art  1  die  Artikel  der  C.P.O.  angegeben  sind,  welche  die  Landhauptleute  Ausser  ihren 
Regeln  anzuwenden  haben  (es  sind  die  Art.  1 — 28,  also  ist  571  P.  5  nicht  anzuwenden). 
Es  ist  dies  wohl  als  Bestätigung  unserer  Ansicht  anzusehen,  dass  auch  die  Friedens- 
richter ihn  nicht  anzuwenden  haben. 

1)  Vgl.  S.  625  Note  1. 

^)  Bei  der  Vorbringung  müssen  die  Einreden  sofort  bewiesen  werden,  d.  h.  also 
liquide  sein. 
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kein  Schriftwechser stattfand,   in  der  ersten  mündlichen  Verhand- 
lung vorzubringen.') '^) 

Sind  die  Einreden  getrennt  von  der  Einlassung  vorgebracht  worden, 
so  wird  über  sie  besonders  verhandelt  und  sie  werden  durch  eine  be- 
sondere Verfügung  erledigt.  Sind  sie  zusammen  mit  der  Einlassung 
vorgebracht  worden,  so  kann  auf  Antrag  der  Parteien  oder  nach  den 
Umständen  getrennt  oder  zugleich  mit  der  Entscheidung  der  Hauptsache 
über  sie  verhandelt  und  entschieden  werden.^) 

Gegen  Ablehnung  einer  Einrede  ist  Beschwerde  nur  zugleich  mit 
der  Appellation  zulässig,  gegen  Zulassung  sofortige  Beschwerde  in  zwei- 
wöchentlicher Frist  gestattet.  Nur  bei  Ablehnung  der  Beschwerde  man- 
gelnder Kompetenz  ist  gleichfalls  Beschwerde,  getrennt  von  der  Appel- 
lation, in  Ttägiger  Frist  zulässig.  Vom  Gericht  hängt  es  ab,  dieser 
letzteren  Beschwerde  Suspensiveffekt  zu  verleihen,  "^j^) 

Die  Zulassung  einer  Einrede  bewirkt,  falls  nicht  Kemedur  eintritt 
oder,  wie  bei  der  mangelnden  Kaution  des  Ausländers,  der  Mangel  nicht 
in  bestimmter  Frist  beseitigt  wird,  Abweisung  der  Klage,  und  hat  zur 
Folge,  dass  dieselbe  als  gar  nicht  angebracht  betrachtet  wird.  Diese 
Folge  tritt  nicht  ein  bei  der  Einrede  der  Inkompetenz  auf  Grund  des 
forum  des  beständigen  Wohnsitzes.^) 

4.    Widerklage. 

C.P.O.  340—343. 

Die  Civilprozessordnung  enthält  über  die  Widerklage  nur  folgende 
Bestimmungen:  Die  Widerklage  darf  nicht  später  als  in  der  Antwort 
des  Beklagten  oder  in  der  ersten  mündlichen  Verhandlung  vorgebracht 
werden.  Bei  Vorbringung  in  der  mündlichen  Verhandlung  wird  die- 
selbe auf  Bitte  einer  Partei  oder  Ermessen  des  Gerichts  ausgesetzt  und 
dem  Beklagten  eine  Frist  von  drei  bis  sieben  Tagen  gegeben,  die  Wider- 
klage schriftlich  einzureichen. 

Die  Widerklage  ist  nach  der  russischen  Civilprozessordnung  nicht  nur 


0  C.P.O.  574,  575.  Die  Sanktion  ist  im  Gesetz  nicht  direkt  ausgesprochen,  aber 
bei  der  apodiktischen  Form  der  Bestimmung  ist  die  Praxis  konstant. 

^  Sie  können  aber  auch  im  Eingang  der  Einlassungsschrift  in  der  angegebenen 
Reihenfolge  vorgebracht  werden,  dann  folgt  ihnen  die  sachliche  Klagebeantwortung 
oder  es  folgen  statt  der  Klagebeantwortung  peremtorische  Einreden  eventualiter  für  den 
Fall,  dass  die  dilatorischen  Einreden  abgewiesen  würden. 

3)  C.P.O.  585. 

♦)  C.P.O.  586-588. 

*)  Nach  der  allgemeinen  Regel  hat  die  Beschwerde  gegen  solche  prozessleitende 
richterliche  Verfügungen  keinen  Suspensiveffekt.  Eine  weitere  Ausnahme  von  dieser 
Regel  wurde  oben  §  17  bei  Kautionen  erwähnt. 

*)  Die  C.P.O.  sagt:  Die  Bitte  des  Beklagten,  um  Ueberweisung  der  Sache  an 
das  in  seinem  beständigen  Wohnsitz  befindliche  Gericht  (207;  s.  oben  §  8  II),  wird 
•nur  erfüllt,  falls  die  Sache  nicht  ihrer  Beschaffenheit  nach  unverzügliche  Entscheidung 
erfordert.  „Wenn  die  Ueberweisung  der  Sache  an  ein  anderes  Gericht  aus  diesem 
Grunde  verfügt  ist,  so  wird  die  Klage  als  erhoben  angesehen,  falls  der  Kläger  binnen 
3  Monaten  die  Klageschrift  bei  dem  betreffenden  Gericht  einreicht**  (C.P.P.  580 — 583). 
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wenn  die  Ansprüche  konnex  sind,  sondern  auch  in  anderen  Fällen  zulässig. 
Bedingungen  fttr  die  Zulässigkeit  sind,  dass  sie  eine  selbstständige  Forderung 
des  Beklagten  gegen  den  Kläger  geltend  mache,  vor  Schluss  des  Verfahrens 
bei  demselben  Gericht  eingebracht  werde  ^)  und  dass  dieses  Grericht  die 
sachliche  Kompetenz  habe/^  In  Folge  dessen  hat  der  Friedensrichter, 
Landhauptmann  u.  s.  w.,  wenn  die  Widerklage  nicht  untrennbar  mit  der 
Klage  verbunden  ist  und  seiner  sachlichen  Kompetenz  nicht  unterliegt, 
sie  abzuweisen;  wenn  sie  aber  mit  der  Klage  untrennbar  verbunden 
ist,  die  weitere  Verhandlung  einzustellen  und  dem  Kläger  zu  überlassen, 
seine  Klage  beim  Bezirksgericht  anzustellen,  welches  auch  ihm  eigent- 
lich nicht  kompetirende  Klagen  annehmen  muss  und  annehmen  kann, 
da  die  umfassendere  Kompetenz  die  geringere  in  sich  schliesst.  Darüber, 
ob  die  beiden  Sachen  gemeinsam  oder  getrennt  verhandelt  und  ent- 
schieden werden,  entscheidet  das  Gericht.^) 

Abtheilung  IL    Terfahren  in  erster  Instanz. 

§  25. 
L   Vorbereitung  der  mündlichen  Verhandlang. 

C.P.O.  309-323. 

Die  Erhebung  der  Klage  erfolgt  durch  Einreichung  der  Klage- 
schrift beim  Gericht.  Die  Klageschrift  wird  vom  Präsidenten  auf  die 
gesetzlichen  Anforderungen  geprüft  (§  23).  Ist  allen  Formalien  Genüge 
geschehen,  so  wird  die  Ladung  des  Beklagten  verfügt.  Die  Ladung  er- 
folgt, falls  das  Domizil  oder  der  Aufenthaltsort  des  Beklagten  bekannt  ist 
durch  Zustellung  (§  19)  eines  Ladungszettels,  dessen  Inhalt  und  Form 
im  Gesetz  genau  bestimmt  sind;^)^)  falls  Domizil  oder  Aufenthaltsort  un- 
bekannt ist,  durch  dreimalige  Publikation  des  Ladungszettels  in  der 
Senatszeitung  und  in  zwei  in  Bussland  in  deutscher  und  französischer 
Sprache  erscheinenden  Zeitungen;  ausserdem  nach  Ermessen  des  Klägers 
und  ohne  Anspruch  auf  Ersatz  in  anderen  Zeitungen.  ^  Hat  der  Kläger 
darauf  hingewiesen,  dass  der  Beklagte  in  Russland  ein  Grundstück  be- 
sitzt, so  wird  ausserdem  dahin  ein  Ladungszettel  gesandt.'^) 

Die  Frist  zum  Erscheinen  ist:®) 

a)  bei  der  Ladung  durch  Zustellung  für  die  in  Russland  Befind- 
lichen eine  einmonatliche  mit  HinzufUgung  der  Werstfrist;   für  die  im 


')  Kass.Entsch.  des  Senats  1871,  445. 

^  S.  0.  §7  la.    C.P.O.  39. 

^  C.P.O.  286. 

*)  276,  277-292,  306. 

^)  Verstösse  gegen  diese  Bestimmungen  ziehen  Nichtigkeit  nach  sich.  Eines  Ein- 
gehens auf  das  Detail  bedarf  es  nicht,  da  für  die  Beobachtung  der  Form&Iien  der 
Richter  resp.  der  zuständige  Beamte  verantwortlich  ist;  die  Partei  verantwortet  nur 
die  Richtigkeit  der  Bezeichnung  der  Partei  und  der  Adresse.  Für  Fehler  bei  der  Ladung 
können  vom  Schuldigen  die  Kosten  verlangt  werden  (304). 

«)  293,  294-297. 

»)  294. 

8)  299,  300,  301. 
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Auslande  Befindlichen  eine  viermonatliche  —  gerechnet  vom  Tage  der 
Zustellung; 

b)  bei  der  öffentlichen  Ladung  eine  sechsmonatliche,  gerechnet 
vom  Tage  der  letzten  Publikation  in  der  Senatszeitung. 

Bei  mehreren  zu  Ladenden  mit  verschiedenen  Fristen,  erhalten  alle 
die  längste  Frist.  ^)  Der  Zweck  der  Ladung  ist,  abgesehen  davon,  dass 
im  Laufe  dieser  Frist  beide  Parteien  dem  Gericht  ihr  Domizil  am  Ge- 
richtsort anzugeben  haben,  je  nach  der  Form  der  Ladung  ein  ver- 
schiedener: bei  der  Ladung  durch  Zustellung,  wo  mit  dem  Ladungs- 
zettel die  Kopien  der  Klageschrift  und  deren  Beilagen,  also  eventuell 
schon  schriftliche  Beweismittel  des  Klägers  übergeben  werden,  schrift- 
liche Beantwortung  der  Klage  durch  Einreichung  der  „Antwort"  (otvet);^) 
bei  der  Ladung  durch  Publikation,  das  Erscheinen  des  Klägers  zur  Ent- 
gegennahme der  Kopie  der  Klageschrift,  wobei  er  eine  besondere  Frist 
zur  Einreichung  der  Antwort  erhalten  kann. 

Auf  die  „Antwort"  des  Beklagten,  die  dem  Kläger  vom  Gericht 
zugesteUt  wird,  kann  in  lltägiger  Frist  eine  Beplik  (vosraäenie)  des 
Klägers  und  auf  diese  gleichfalls  in  14tägiger  Frist  die  Duplik^) 
(oprovershenije)  des  Beklagten  erfolgen. 

Jede  Partei  kann  auf  die  ihr  zustehende  Frist  verzichten  und  so- 
fortige Ansetzung  eines  Termins  zur  mündlichen  Verhandlung^)  be- 
antragen. *) 

Sind  dilatorische  Einreden  vorgebracht  worden  (§  24,  II),  und  wird 
über  dieselben  getrennt  verhandelt,  so  geschieht  das  in  einer  besonders 
anzusetzenden  mündlichen  Verhandlung  (czastnoje  proYsvodstvo,  Sonder- 
oder Nebenverfahren).  ^)  Wird  eine  Widerklage  (§  24,  IE)  eingebracht, 
so  ist  sie  wie  eine  Klage  zu  behandeln.'^ 


»)  803. 

*)  313.    Ueber  den  Inhalt  der  Antwort  siehe  §  24. 

^  Für  Inhalt  nnd  Zustellang  dieser  Satzschriften  gilt  das  für  Klage  nnd  Antwort 
Gesagte  (§§  28  u.  24)  (319). 

*)  Es  konnte  also  auch  ein  ordentliches  Verfahren  ohne  jeden  vorbereitenden 
Schriftenwechsel,  ja  ohne  jede  schriftliche  Klagebeantwortung  stattfinden.  Ob  das  vom 
Gesetzgeber  beabsichtigt  ist,  ist  fraglich^  da  im  verkürzten  Verfahren,  wo  regelmässig 
kein  Sehriftenwechsel  stattfindet,  das  Gericht,  wenn  in  der  mündlichen  Verhandlung 
die  Sache  sich  als  verwickelt  erweist,  den  Parteien  einen  einmaligen  Schriftenwechsel 
aufgeben  kann,  wobei  auf  die  Art  817—820,  also  auch  auf  die  Möglichkeit  der  Ver- 
s&umniBS  dieser  Fristen  hingewiesen  wird. 

^)  320.    Ebenso  falls  der  Gegner  den  Einreichungstermin  versäumt. 

6)  666—570. 

^  Zulässig  ist  sie  in  der  schriftlichen  Antwort  des  Beklagten,  oder,  wenn  eine 
solche  nicht  erfolgte,  in  der  ersten  mündlichen  Verhandlung  (§  24  III).  Die  Praxis 
läset  sie  überhaupt  beim  ersten  Auftreten  des  Beklagten,  also  auch  beim  Einspruch 
gegen  ein  Versäumnissurtheil  zu  (Eass.Entsch.  des  Senats  1870,  No.  1286,  No.  1890). 
Obwohl  im  Gesetz  (Art.  340)  gesagt  ist:  „Der  Beklagte  hat  das  Recht,  die  Wider- 
klage einzubringen,  nicht  später  als  in  der  ersten  Antwort,  oder,  wenn  keine  solche 
erfolgte,  in  der  ersten  Sitzung  in  der  Sache,**  also  eine  spätere  Anbringung,  nachdem 
er  bereits  thätig  geworden,  verbietet,  so  geht  die  Praxis  noch  weiter  und  hält  die 
Annahme  der  verspätet   eingereichten  Widerklage  nur  dann  für  unzulässig  und  für 
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Die  Ansetzung  des  Termins  zur  mündlichen  Verhandlung  wird  auf 
Antrag  einer  Partei  vom  Präsidenten  verfügt,  die  Sache  in  das  Re- 
gister eingetragen  und  die  Parteien  werden  geladen.^) 

§  26. 

IL  Mündliche  Verhandlung. 

C.P.O.  324—339,  68—74.    Regeln  41—49. 

Sofort  nach  Einreichung  der  Klage  überträgt  der  Präsident  die  Leitung 
der  betreffenden  Sache  einem  Gerichtsmitgllede  als  Referenten.^  Dieser 
tritt  aber,  da  alle  Verfügungen  vom  Präsidenten  erlassen  werden,  erst 
in  Thätigkeit,  wenn  die  Vorbereitung  geschlossen  und  der  Termin  an- 
gesetzt ist.  Nach  Eröffnung  der  Sitzung  und  Aufruf  der  Parteien  hat 
er  die  Verhandlung  mit  einem  Referat  über  das  Aktenmaterial  zu  be- 
ginnen,') woran  sich  die  mündlichen  Verhandlungen  der  Parteien 
schliessen.  Das  Referat  des  Richters  kann  mündlich  oder  schriftlich 
sein,  den  Parteien  ist  es  aber  nicht  gestattet,  ihre  Anträge  und  Aus- 
führungen abzulesen.  Die  Parteien  sollen  ihre  Ansprüche,  die  That- 
umstände,  auf  die  sie  sie  stützen,  ihre  Beweise  und  Rechtsausführungen 
mündlich  vorbringen.  Da  die  Richter  aber  bei  der  Urtheilsfällung  alles 
berücksichtigen  müssen,  was  mündlich  oder  schriftlich  vorgebracht 
worden  ist,  so  schadet  ein  Weglassen  eines  oder  des  anderen  Punktes 
nicht,  sofern  derselbe  in  den  Schriftsätzen  enthalten  ist.  Die  Parteien 
können  in  der  mündlichen  Verhandlung  nicht  nur  neue  Gründe  und 
Rechtsausführungen,  sondern  auch  neue  Thatsachen  und  Beweismittel, 
auf  die  in  den  Schriftsätzen  nicht  hingewiesen  ist,  vorbringen.  Im 
letzteren  Fall  kann  der  Gegner  um  Vertagung  bitten.*) 

Der  Präsident  leitet  die  Verhandlung,*)  er  und  die  Gerichtsmit- 
glieder  haben  ein  Fragerecht.  Der  Präsident  kann  die  Verhandlung 
über  die  einzelnen  Ansprüche  getrennt  vornehmen  lassen  und  hat  die 
Parteien  zum  Vergleich  geneigt  zu  machen.  Wenn  er  findet,  dass  die 
Sache  genügend  verhandelt  ist  und  die  Parteien  gleich  oft  gesprochen 
haben,  so  schliesst  er  die  Verhandlung.^) 

Nach  der  Verhandlung  hat  in  gewissen  Sachen  der  Prokureur  sein 


einen  Kassationsgrund,  wenn  der  Gegner  dies  sofort  gerügt  hatte  (Eass.Entsch.  1861\ 
1180).  Da  die  Widerklage  wie  eine  Klage  beurtheilt  werden  soll,  so  wird  der  ursprüng- 
liche KlAger  das  Recht  haben  müssen,  auf  die  Duplik  des  Beklagten  in  der  Hauptsache« 
wo  jeuer  seine  Replik  gegen  die  Antwort  auf  die  Widerklage  vorgebracht  hat,  seiner- 
seits eine  Duplik  folgen  zu  lassen  (Hoimsteen  327). 

*)  279,  280.  Die  C.P.O.  spricht  nur  von  der  Ladung  des  Gegners  in  der  Vor- 
aussetzung, dass  der  Antrag  mündlich  stattfand  und  mündlich  genehmigt  wurde.  Ein 
solcher  Antrag  ist  aber  auch  schriftlich  zulässig,  ja  kann  durch  die  Post  eingesandt 
werden,  dann  sind  beide  Parteien  zu  laden. 

')  271. 

5)  323. 

*)  330,  331. 

^)  Ueber  die  Disziplinargewalt  des  Präsidenten  siehe  oben  S.  584.  C.P.O.  343 
bis  347. 

«)  335-338. 
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Gutachten  abzugeben,^)  welches  ins  Protokoll  aufgenommen  werden 
muss.  Nach  ihm  können  die  Parteien,  ohne  jedoch  sich  in  eine  Polemik 
einzulassen,  auf  die  etwaigen  Fehler  in  der  vom  Prokureur  gegebenen 
Darstellung  der  Thatumstände  hinweisen.  2) 

Eine  mündliche  Verhandlung  findet  nicht  nur  am  Schluss  jedes 
Zwischenverfahrens  über  Nebensachen,  wie  Werth  des  Streitgegenstandes, 
Rekusation  der  Richter,  Sicherstellung  der  Klagen,  Intervention  und 
Adzitation,  die  getrennt  vorgebrachten  Einreden,  sondern  auch  beim 
Streit  über  Zulässigkeit  eines  Beweismittels  statt  und  wird  dann  stets 
durch  eine  Sonderverfügung  ^  beendet. 

§27. 

m.   Beweisverfahren. 

A.  Allgemeines. 

C.P.O.  81,  82.  366—369.    Regel  51. 

Die  Thatsachen,  auf  welche  die  Parteien  sich  berufen,  müssen  be- 
wiesen werden.  Keines  Beweises  bedürfen  notorische  Thatsachen.  Die 
Beweismittel  sollen  bereits  in  der  Klage-  und  Antwortschrift  geltend  ge- 
macht und  dem  Gericht  und  der  Gegenpartei  vorgelegt  werden,  nicht 
erst,  nachdem  der  Anspruch  des  Klägers  vom  Beklagten  geleugnet 
worden.  Jedoch  ist  bis  zum  Schluss  der  mündlichen  Verhandlungen 
das  Vorbringen  neuer  Beweismittel  (vgl.  S.  654)  zulässig,  selbst  in  der 
Appellationsinstanz. 

Ein  Beweisurtheil  kennt  die  russische  Civilprozessordnung  nicht, 
sie  hat  nur  die  Bestimmung,  dass  das  Gericht  berechtigt  ist,  falls  er- 
hebliche Thatsachen  nicht  bewiesen  werden,  die  Parteien  darauf  auf- 
merksam zu  machen  und  „eine  Frist  zur  Klarstellung  dieser  Thatsachen 
anzusetzen."^)*) 

Was  die  Beweislast  betrifft,  so  sind  die  Bestimmungen  der  russi- 
schen Civilprozessordnung  sehr  unvollständig.  Sie  erledigt  diese  schwierige 


0  Siehe  oben  S.  584. 

«)  347. 

^)  Diese  Sonderverfflgungen  sind  zweierlei  Art.  Sie  werden  entweder  auf  ein- 
seitigen Antrag  einer  Partei  erlassen:  Fristverlängerang  in  Folge  der  Unmöglich- 
keit eine  Handlung  im  Laufe  der  gegebenen  Frist  auszufahren;  Restitution  einer  Frist 
wegen  Nachlässigkeit  eines  Beamten  u.  dergl.;  oder  auf  Grund  kontradiktorischer 
Verhandlung.  In  diesem  Falle  wird  der  schriftlich  eingebrachte  Antrag  dem  Gegner 
zogesteUt  und  zugleich  der  Termin  bestimmt,  zu  dem  er  seine  Antwort  einzubringen 
hat.  In  diesem  Termin  wird  die  Frage  erledigt,  er  sei  erschienen  oder  nicht.  Die 
Entscheidung,  durch  welche  ein  Sonderantrag  erledigt  wird,  heisst  Sonderverfügxmg 
(2Mschenbescheid,  czastnoje  opredelen^je),  kann  jedoch  eine  sehr  verschiedene  Trag- 
weite haben,  sie  kann  ein  einfaches  Drekret  sein,  aber  auch  faktisch  die  Bedeutung 
eines  Urtheils  haben. 

*)  363. 

^)  In  der  Wahl  der  Beweismittel  sind  die  Parteien  vollkommen  frei,  sie  benutzen 
die.  die  ihnen  gut  dOnken,  und  können  die  bereits  vorgebrachten  wieder  zurückziehen. 
Ist  ein  Beweismittel  aber  einmal  vorgebracht,  so  kann  es  auch  vom  Gegner  benutzt 
werden,  selbst  wenn  es  vom  Produzenten  zurückgezogen  wird  (478). 
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Materie  durch  zwei  Sätze  (Art.  366):  „Der  Kläger  muss  seinen  An- 
spruch beweisen.  Der  Beklagte,  der  gegen  die  Forderungen  des  Klägers 
Einwendungen  erhebt,  muss  seinerseits  seine  Einwendungen  beweisen/  ^) 

Die  Beweiswflrdiignng  ist  eine  logisch  konkrete.  Der  Richter  ist 
im  Allgemeinen  an  keine  Beweistheorie  gebunden,  er  entscheidet  ttber 
den  geführten  Beweis  und  dessen  Erheblichkeit  nach  seiner,  Übrigens 
eingehend  zu  motivirenden  Ueberzeugung.  Er  darf  kein  Beweismittel 
zurückweisen,  er  muss  ausführlich  darlegen,  warum  er  dem  einen  den 
Vorzug  vor  dem  anderen  gegeben  hat  und  aus  welchen  Gründen  er  den 
Beweis  für  geführt  erachtet.^») 

Die  allgemeine  Regel  über  die  freie  Beweiswürdigung  hat  jedoch 
eine  wesentliche  Einschränkung  erfahren  durch  die  Bestimmung  der 
Civilprozessordnung  (Art.  409),  dass  „die  Zeugenaussagen  nur  als  Be- 
weis für  diejenigen  Thatsachen  anerkannt  werden  können,  für  welche 
im  Gesetz  keine  schriftliche  Beglaubigung  verlangt  wird.^'^) 


')  Mit  diesen  beiden  an  und  für  sich  ganz  richtigen,  aber  abstrakten  S&tKen  ist  freilich 
sehr  wenig  gesagt.  In  einigermassen  gflnstigerer  Stellung  befinden  sich  die  baltischen 
Juristen,  weil  in  dem  entwickelten  baltischen  Privatarecht  viele  Bestimmangen  materiell 
prozessualischen  Inhalts  über  Klagen^  Beweispflicht,  Prftsumtionen  sich  finden,  während 
den  russischen  Juristen  das  lackenhafte  russische  Privatrecht  auf  Schritt  und  Tritt  im 
Stiche  Iftsst  In  der  Praxis  herrscht  grosse  Verwirrung.  Erst  seit  dem  Jahre  1975, 
wo  die  ersten  Juristen  der  jOngeren  Generation  Oberprokurenre  im  Senat  wurden,  bahnte 
sich  im  Senat  eine  rationellere  Praxis  an.  In  den  Untergerichten  ist  sie  immer  noch 
sehr  schwankend. 

«)  411,  487,  583,  711  P.  2. 

*)  Bedenklich,  weil  die  Willknr  befördernd,  ist  der  in  Bezug  auf  die  Friedens- 
richter gebrauchte  Satz,  dass  sie  «die  Bedeutung  und  Kraft  der  Beweismittel  nach 
Gewissensaberzeugung  bestinunen'*  (129).  Im  Gesetz  über  die  Landhauptleute 
u.  s.  w.  (Regeln  86)  findet  sich  dieser  Ausdruck  nicht,  sondern  es  ist  derselbe  Ausdmck 
wie  im  allgemeinen  Verfahren  gebraucht. 

^)  Es  giebt  ja  in  allen  (^setzgebungen  Bestimmungen,  dass  gewisse  Rechts- 
geschäfte, entweder  wegen  der  grossen  Bedeutung,  welche  sie  für  das  wirthschaitiiche 
Leben  haben,  wie  die  Uebertragung  des  Eigenthums  an  liegenden  Chrfinden,  oder  wegen 
ihrer  Natur,  wie  der  Wechsel,  nur  schriftlich  vollzogen  werden  können.  Wenn  nun 
das  russische  Privatrecht  eine  unzweideutige  Bestimmung  darüber  enthielte,  welche 
Rechtsgeschäfte  ausser  diesen  nur  schriftJich  vollzogen  werden  könnten,  so  wire  gegen 
jene  Bestinunung  nichts  weiter  zu  sagen,  als  dass  sie  die  fireie  Bewegung  vielleicht 
etwas  zu  sehr  einschränke.  Da  aber  eine  solche  allgemeine  Bestimmmnng  im  rassi- 
schen Privatrecht  fehlt,  während  Art  409  sie  vorauszusetzen  scheint,  so  hat  dieser 
Aräkel  eine  grosse  Verwirrung  angerichtet*  und  vielen  Schaden  angestiftet  Das 
russische  Privatrecht  ist  voll  formalistischer  Bestimmxmgen,  der  alte  Prozess  war  vom 
Formalismus  beherrscht,  und  die  Praxis  pflegte  denselben  als  bestes  Vehikel  der  Will- 
kür. Die  Praktiker,  die  im  Jahre  1866  die  neue  Prozessordnung  ins  Leben  einillhren 
sollten,  besonders  die  Senatoren,  die  über  die  Interpretation  der  Gesetze  und  die  Nulli- 
täten entscheiden  sollten,  standen  mehr  oder  weniger  auf  dem  formalistischen  Stand- 
punkt. Der  Art  409  schien  eine  Bestimmung  über  die  Rechtsgeschäft«,  die  nur  schrift- 
lich vollzogen  werden  konnten,  zu  verlangen.  Man  suchte  und  fand  die  Bestimmung, 
dass  ein  Darlehen  in  Geld  nur  schriftlich  abgeschlossen  werden  konnte  und  nur  is 
diesem  Falle  klagbar  sei.  Bei  der  Abwesenheit  gründlicher  juristischer  Bildung  — 
Pandekten,  als  ein  heute  geltendes  rümisches  Recht  wurden,  ausser  in  Dorpat,  an  keiner 
russischen  Universität  gelesen  —  wandte  man  die  Bestimmung  über  das  Darlehen  toi 
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Ganz  besonders  ungünstig  ist  die  Lage  des  Klägers  bei  Forde- 
rungen auf  Ersatz  zugelügten  Schadens,  weil  hier  von  ihm  der  positive 
Beweis  des  erlittenen  Schadens  gefordert  wird.  Der  Kläger  kann  nicht 
den  Schaden  in  einer  bestimmten  Summe  abschätzen  und  diese  Summe 
fordern,  wobei  es  Sache  des  Beklagten  wäre,  nachzuweisen,  dass  der 
Schaden  ein  geringerer  wäre,  sondern  der  Kläger  muss  beweisen,  dass 
sein  Schaden  eben  in  jener  Summe  seinen  Ausdruck  findet. 

In  vollem  Umfange  gilt  die  freie  Beweiswürdigung  nur  nach  bal- 
tischem Recht,  wo  (abgesehen  von  der  Uebertragung  der  Eigenthums- 
und  der  Sachenrechte  an  liegenden  Gründen,  von  Wechseln,  und  von 
Grenzstreitigkeiten,  die  nach  Karten  entschieden  werden)  der  Beweis 
einer  Thatsache  auf  jede  Weise,  also  auch  durch  Zeugen,  geführt 
werden  kann.^) 

Die  Beweisaufnahme  geschieht  in  der  Regel  vor  dem  Prozess- 
gericht; sie  kann  aber  auch  vor  einem  anderen  geschehen  (wenn  z.  B. 
viele  Zeugen  in  dessen  Bezirk  wohnen)  oder  durch  ein  delegirtes  Ge- 
richtsmitglied, 2)  was  bei  Augenscheineinnahmen  in  der  Praxis  die  Regel 
ist;  ebenso  bei  Prüfung  umfangreicher  Akten  und  bei  der  Ermittelung 
durch  Vernehmung  der  Nachbarn.^) 

Die  Beweisaufnahme  wird  in  der  Civilprozessordnung  als  Prüfung 
der   Beweismittel   bezeichnet   (poverka   dokasatelstv) ;   als   Hauptmittel 


jede  Geldforderang  an,  die  Jemand  aus  irgend  einem  Grunde  geltend  machte.  Der 
Senat  hat  in  zahlreichen  Kassationsentscheidungen  es  ausgesprochen,  dass  die  Existenz 
einer  Schuld  und  im  besonderen  auch  einer  Schuld  aus  dem  Verkauf  beweglicher  Sachen 
(auf  Kredit)  nicht  durch  Zeugen  bewiesen  werden  könne  (Borowikowski,  unter  Art.  409; 
Dumaschewski,  IL  S.  291 — 294;  Koschkowski,  unter  Art.  409;  Annenkow,  II. 
S.  101 — 137).  Dieser  Artikel  hat  unzählige  Kassationsentscheidungen  widersprechend- 
ster Art  hervorgerufen.  Die  Widersprüche  mehrten  sich ,  bis  endlich  von  1875  an  eine 
rationeUere  Praxis  die  Oberhand  gewann,  und  jetzt  jene  Bestimmung  über  die  Unzu- 
lässigkeit der  Kontrahirung  eines  Darlehens  durch  mündlichen  Vertrag  strikt  inter- 
pretirt  wird,  und  bei  Geldforderungen  aus  anderen  Verträgen  Zeugen  als  zulässig  an- 
gesehen werden,  soweit  nicht  direkt  besondere  Bestimmungen  des  Privatrechts  ent- 
gegenstehen. Imme^in  ist  aber  in  vielen  Fällen  der  Beweis  an  schriftliche  Urkunden 
geknüpft,  so  dass  der  Richter  in  diesen  Fällen  an  eine  formelle  Beweistheorie  ge- 
bunden ist. 

*)  Vgl.  z.  B.  Privatrecht  Art.  819—866,  2952,  2993—2994,  3532,  3572,  3605,  3850 
und  dazu  Nolcken  und  Gassmann,  Verordnungen.    Dorpat-Riga  1889.    I.    S.  56ff. 

^)  Durch  Delegation  eines  Gerichtsmitgliedes  findet  das  Zeugenverhör  statt:  1)  wenn 
Zeugen,  welche  mehr  als  25  Werst  vom  Gerichtsorte  entfernt  wohnen,  darum  nach- 
suchen, an  ihrem  Wohnort  vernommen  zu  werden;  2)  wenn  Zeugen  wegen  Gebrech- 
lichkeit, Krankheit,  Abhaltung  im  Dienste  oder  aus  anderen  Ursachen  nicht  vor  Gericht 
erscheinen  können;   3)  wenn  die  Umstände  ein  Verhör   an  Ort   und  Stelle  erfordern; 

4)  wenn  eine  grosse  Anzahl  Zeugen   an   einem   anderen   als  dem   Gerichtsort  wohnt; 

5)  wenn  Beamte,  die  im  Art.  88  der  C.P.O.  bezeichnet  sind  (Minister,  Staatssekretäre, 
Mitglieder  des  Reichsraths,  Generalgouvemeure,  Korps-  und  Divisionskommandeure, 
Generalai^ljutanten,  Gouverneure  u.  dergl.),  innerhalb  dreier  Tage  nach  Empfang  der 
Ladung  den  Präsidenten  des  Gerichts  ersuchen,  sie  in  ihrer  Wohnung  zu  vernehmen. 
Ueber  das  Verfahren  des  Verhörenden  ist  im  Laufe  dreier  Tage  Beschwerde  zulässig 
(386,  389). 

»)  369,  479,  499—506,  507—509. 

Lssmc  o.  LoswnrBLD,  Rechtsverfolguiig.  II.  41 
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werden  Vornahme  des  richterlichen  Augenscheins  und  Sachverständige 
bezeichnet;  für  Prüfung  des  Inhalts  und  der  Echtheit  der  Urkunden 
sind  ausführliche  Regeln  gegeben. 

Die  Prüfung  findet  auf  Antrag  der  Parteien  oder  nach  Ermessen 
des  Gerichts  statt,  doch  ist  dasselbe  nur  dann  befugt,  eine  solche  an- 
zuordnen, wenn  ein  Beweismittel  vom  Gegner  angefochten  ist.  Die 
Beweisaufnahme  wird  stets,  nachdem  die  Parteien  sich  geäussert,  durch 
eine  Verfügung  des  Gerichts  (etwa  dem  „Beweisbeschluss"  der  deutschen 
Civüprozessordnung  entsprechend)  angeordnet,  in  welcher  der  Termin 
und  der  Gegenstand  der  Beweisaufnahme  bezeichnet  ist.  Die  Parteien. 
Zeugen,  Sachverständigen  werden  zum  Termin  geladen.  Wird  die  Prü- 
fung nicht  in  der  Gerichtssitzung,  sondern  vor  einer  Delegation  vor- 
genommen, so  sind  die  Parteien  ebenfalls  berechtigt,  an  derselben  Theil 
zu  nehmen,  doch  hindert  ihr  Ausbleiben  die  Vornahme  der  Prüfung 
nicht,  falls  ihre  Gegenwart  nicht  nothwendig  ist,  um  die  Echtheit  und 
Identität  der  Gegenstände  festzustellen.^) 

B.   Beweismittel. 

Die  russische  Civüprozessordnung  zählt  fünf  (eigentlich  nur  vier) 
Beweismittel  auf:  Zeugen,  Nachbarn,  Urkunden,  Geständniss,  Eid,  und 
rechnet  den  Augenschein  und  die  Sachverständigen  zu  „Mitteln  der 
Beweisaufnahme".  Der  Senat  hat  aber  in  zahlreichen  Kassationsent- 
scheidungen erklärt,  dass  beide  selbstständige  Beweismittel  seien.  Es 
bestehen  also  sieben  (eigentlich  sechs)  Beweismittel. 

§  28. 
1.  Geständniss. 

C.P.O.  479-484,  112—114.    Regeln  74-76. 

Die  russische  Bezeichnung  prisnanije  bedeutet  Anerkennung.  Das 
Geständniss  kann  ein  gerichtliches  und  ein  aussergerichtliches  sein: 
die  Civilprozessordnung  spricht  nur  vom  gerichtlichen.  Gerichtliches 
Geständniss  ist  nur  das  vor  dem  kompetenten  Gericht  in  dieser  Sache 
persönlich  oder  durch  (Spezial-)  BevoUmächtigte  schriftlich  oder  münd- 
lich abgelegte  Geständniss.  Ist  es  mündlich  abgelegt,  so  muss  es 
auf  Antrag  des  Gegners  im  Protokoll  verzeichnet  werden.  In  Folge 
der  Dispositionsbefugniss  der  Partei  gilt  in  allen  Sachen,  wo  dieselbe 
nicht  ausdrücklich  beschränkt  ist,  wie  in  Ehesachen,  im  Konkurs,  in 
Sachen  Minderjähriger,  die  zugestandene  Thatsache  als  erwiesen.  Diese 
Wirkung  des  Geständnisses  kann  durch  Widerruf  nur  aufgehoben  werden, 
wenn  es  nicht  eine  persönliche  Handlung  zum  Gegenstand  hatte  und 
wenn  es  durch  einen  Irrthum  veranlasst  wurde.  ^) 

Schweigen  oder  Ausbleiben  der  Partei  wird  nicht  als  Zu- 
geständniss  angesehen. 


»)  499—506. 

^  lieber  die  Wirkung  eines  Geständnisses  auf  Streitgenossen  siehe  oben  §  12. 
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Das  Schweigea  der  Civilprozessordnung  über  das  aussergerichtliche 
GestÄndniss  darf  nicht  so  ausgelegt  werden,  als  habe  es  keine  Beweis- 
kraft, im  Gegentheil,  es  ist  als  Beweismittel  zulässig.^)  Ist  es  schrift- 
lich ausgesprochen,  so  erscheint  es  in  der  Form  einer  schriftlichen 
Aufzeichnung;  ist  es  mOndlich  geäussert,  so  erscheint  es  als  Aussage 
von  Zeugen  über  Aeusserungen  der  Partei.  Jedenfalls  muss  der  Richter 
es  berücksichtigen. 

§  39. 
2.  Der  Eid. 

C.P.O.  485—498,  115-118. 

Die  Civilprozessordnung  zeigt  ein  entschiedenes  Misstrauen  gegen 
den  Eid,  ein  Misstrauen,  das  sich  schon  im  XVII.  Jahrhundert  zeigte 
und  seitdem  nur  zugenommen  hat.  Jetzt  findet  der  Eid  häufigere  An- 
wendung nur  noch  im  Verfahren  vor  den  Kommerzgerichten.  Nach  der 
Civilprozessordnung  darf  der  Richter  den  Parteien  den  Eid  weder  auf- 
erlegen, noch  auch  nur  vorschlagen.  Der  Eid  ist  nur  zulässig,  wenn 
die  Parteien  übereinkommen,  die  Sache  durch  einen  Eid  zu  entscheiden. 
Der  Antrag  muss  schriftlich  gestellt,  von  beiden  Parteien  selbst  (nicht 
von  Bevollmächtigten),  unterschrieben  sein  und  die  Bezeichnung  der 
durch  den  Eid  zu  bekräftigenden  Thatsachen  und  den  Termin  der  Eides- 
leistung enthalten.  Der  Wortlaut  des  Eides  muss  dem  Gesuch  bei- 
gegeben sein.  Nachdem  das  Gericht  die  Parteien  ermahnt  hat,  sich 
ohne  Eid  zu  vergleichen,  trifft  es  die  Verfügung,  indem  es  den  Termin 
der  Eidesleistung  festsetzt.  Die  Eidesleistung  findet  in  der  Kirche  der 
betreffenden  Konfession  in  Gegenwart  eines  Delegirten  des  Gerichts  statt. 

Stirbt  der  Betreffende  vor  der  Eidesleistung,  so  gilt  der  ganze  An- 
trag als  hinfällig  und  die  Sache  wird  nach  den  vorgestellten  Beweis- 
mitteln entschiden.  Leistet  er  den  Eid  im  Termin  nicht,  so  ist  er 
sachfällig. 

Der  Eid  ist  nicht  zulässig  in  Sachen,  wo  der  Vergleich  ausge- 
schlossen ist,  und  ausserdem  in  Sachen  betreffend  das  Eigenthumsrecht 
an  Immobilien,  zur  Widerlegung  des  klaren  Sinns  von  Urkunden,  in 
Sachen  von  Vereinen,  Gesellschaften  und  Kompagnieen.  Der  Eid  gilt 
als  Beweis,  und  das  eidlich  Erwiesene  darf  nicht  widerlegt  werden. 

§  30. 
3.  Zeugen. 

C.P.O.  83-104,  370—411,    Regehi  53-70. 

Die  russische  Civilprozessordnung  hat,  der  französischen  folgend, 
die  Zulässigkeit  des  Zeugenbeweises,  wie  wir  sahen,  beschränkt.  Diese 
Beschränkung  wurde  in  der  Praxis  in  der  ersten  Zeit  bis  zum  Wider- 
sinn getrieben,  bis  allmählich  eine  rationellere  Praxis  sich  Bahn  brach,^ 


^)  Kass.Entsch.  1868,  371  und  viele  andere,  obwohl  sich  auch  einige  wider- 
sprechende finden.  Die  Mangelhaftigkeit  der  Bestimmungen  über  das  Gestfindniss  be- 
reitet der  Interpretation  viele  Schwierigkeiten.    Annenkow,  II.  S.  280 — 315. 

^)  Siehe  oben  BeweiswQrdigung  S.  632  Note  4. 

41* 


636  Europa. 

die  die  Beschränkung  nur  in  den  Fällen  aufrecht  erhält,  wo  das  Privat- 
recht ausdrücklich  eine  schriftliche  Urkunde  verlangt,  wobei  die  Praxis 
auch  hier  für  Nebenumstände  den  Zeugenbeweis  zulässt.  Aber  auch 
da,  wo  zum  Beweise  einer  Thatsache  im  Gesetz  Urkunden  verlangt 
werden,  wird  der  Beweis  durch  Zeugen  zugelassen:^) 

1.  beim  Depositum,  falls  in  Folge  eines  Unglücksfalls  eine  Urkunde 
nicht  errichtet  werden  konnte; 

2.  falls  eine  Urkunde  in  Folge  eines  Unglückfalls  vernichtet  worden 
ist,  wenn  Existenz  und  Inhalt,  abgesehen  von  Zeugenaussagen,  auch 
anderweitig  bewiesen  werden  können; 

3.  im  Fall  des  Erwerbs  eines  Rechts  auf  ein  Grundstück  durch 
Verjährung. 

Dagegen  kann  der  Inhalt  in  gehöriger  Form  errichteter  oder  be- 
glaubigter Urkunden  durch  Zeugen  nicht  umgestossen  werden,  es  handele 
sich  denn  um  Fälschung.*-^ 

Die  Zeugnisspflicht  ist  eine  allgemeine.  Die  Leistung  kann  durch 
zweimalige  Geldbusse  (von  50  Kop.  bis  25  Rbl.)  erzwungen  werden, 
falls  der  Zeuge  bis  25  Werst  vom  Gerichtsort  wohnt.  Damit  hat  der 
Zwang  ein  Ende,  weder  einer  dritten  Ladung,  noch  weniger  der  Haft 
erwähnt  die  Civilprozessordnung.  *)  Ebenso  wenig  kennt  die  Civil- 
prozessordnung  Strafen  zur  Erzwingung  der  Eidesleistung  oder  der  Aus- 
sage, faUs  sie  vom  Zeugen  verweigert  wird.  Zeugen,  die  weiter  als 
25  Werst  vom  Gerichtsort  wohnen,  können  verlangen,  an  ihrem  Wohn- 
ort verhört  zu  werden. **) 

Zeugnissunfähig  sind:  1)  Geisteskranke,  Personen,  welche  sich 
weder  schriftlich  noch  mündlich  auszudrücken  im  Stande  sind:  2)  die, 
welchen  die  Fähigkeit  der  Wahrnehmung  fehlt;  3)  Kinder  gegen  ihre 
Eltern;  4)  die  Ehegatten  der  Parteien;  5)  Personen,  die  zum  Verlust 
aller  Standesrechte  verurtheilt,  und  solche,  welchen  durch  Urtheil  das 
Recht,  Zeuge  zu  sein,  entzogen  ist;  6)  Geistliche  in  Bezug  auf  das,  was 
ihnen  in  der  Beichte  anvertraut  worden  ist.^) 

Aussagen  dürfen  verweigern:  1)  Aszendenten,  Deszendenten  und 
Geschwister  der  Parteien,  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  Standesrecht<3 
handele;  2)  Personen,  welche  einen  Vortheil  aus  der  Entscheidung  der 
Sache  zu  erwarten  haben,  ß) 

Vom  Gegner  können  rekusirt  werden:  1)  Alle  Aszendenten,  Kolla- 
teralen der  ersten  drei.  Verschwägerte  der  ersten  zwei  Grade  derjeni- 
gen Partei,  die  sich  auf  sie  beruft,  mit  Ausnahme  bei  Standesrechten; 
2)  der  Vormund  der  Partei,  welche  sich  auf  ihn  beruft,  und  deren 
Mündel;  3)  die  Adoptiveltern  und  Adoptivkinder  der  Partei,  welche  sich 


')  409. 
2)  410. 
3j  383,  384. 
*)  382. 
5)  371. 
«)  370. 
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auf  sie  beruft;  4)  Personen,  welche  mit  einer  der  Parteien  in  einen 
Rechtsstreit  verwickelt  sind,  und  solche,  die  von  der  Entscheidung  der 
Sache  zu  Gunsten  der  Partei,  welche  sich  auf  sie  beruft,  einen  Vortheil 
zu  erwarten  haben;  5)  Bevollmächtigte,  auf  die  ihre  Vollmachtgeber 
sich  berufen.^) 

Die  Antretung  des  Zeugenbeweises  geschieht  durch  die  Benennung 
der  Zeugen  (Stand,  Name,  Wohnsitz)  und  die  Bezeichnung  der  That- 
sachen,  worüber  sie  vernommen  werden  sollen.  Der  Gegner  kann  seine 
Einreden  gegen  die  Vernehmung  der  bezeichneten  Zeugen  vorbringen. 
Das  Gericht  erlässt  eine  Verfügung  über  die  Vornahme  des  Vorhörs, 
wobei  es  den  Termin  festsetzt.  Die  Zeugen  werden  durch  Zustellung 
(§  19)  geladen,  wobei  die  Thatsachen,  worüber  sie  vernommen  werden 
sollen,  mitzutheilen  sind.  Hat  der  Gegner  Einreden  bis  dahin  unter- 
lassen, so  kann  er  sie  noch  bis  zur  Vereidigung  vorbringen.  Nachher 
sind  sie  unzulässig.  2}  Im  Falle  schwerer  Krankheit,  oder  falls  er  ver- 
reisen will,  kann  der  Zeuge  eventuell  vernommen  werden,  bevor  der 
Gegner  sich  über  seine  Zulässigkeit  geäussert  hat.  Wird  dann  nach- 
träglich die  Einrede  gegen  die  Zulässigkeit  des  Zeugen  für  begründet 
erachtet,  so  fällt  seine  Aussage  fort,^)  wie  bei  der  Vernehmung  in 
perpetuam  rei  memoriam. 

Das  Zeugenverhör  findet  in  der  Gerichtssitzung  oder  bei  Delegation 
vor  dem  delegirten  Richter  statt.  Die  Parteien  haben  das  Recht,  zu- 
gegen zu  sein  und  Fragen  zu  stellen.  Wo  nöthig,  kann  das  Verhör 
wiederholt  werden.*) 

Die  Zeugen  werden  zuerst  über  ihre  Personalien  befragt,  um  fest- 
zustellen, ob  Hindernisse  für  ihre  Beeidigung  u.  s.  w.  vorliegen,  dann 
werden  sie  gemeinsam,  jedoch  jeder  nach  dem  Ritus  seiner  Konfession 
vereidigt.  Sind  bei  Personen  „fremder"  Konfessionen  keine  Geistlichen 
ihrer  Konfession  gegenwärtig,  so  werden  sie  vom  Präsidenten  vereidigt. 
Der  Einzelrichter  hat  diese  Befugniss  nicht. ^) 

Unvereidigt  werden  vernommen:  1)  Kinder  von  7  bis  14  Jahren 
(Art.  372);  2)  Personen,  die  von  den  Parteien  vom  Eide  befreit  werden 
(395);  3)  Welt-  und  Klostergeistliche  aller  christlichen  Konfessionen; 
4)  Personen,  die  Konfessionen  und  Sekten  angehören,  welche  den  Eid 
verwerfen. 

Die  Bestimmungen  über  das  Verhör  selbst  sind  dieselben  wie  in 
anderen  Prozessordnungen.  Bei  Personen,  die  der  russischen  Sprache 
nicht  mächtig  sind,  wird  ein  vereidigter  Uebersetzer  zugezogen;  die 
Aussagen  werden  in  beiden  Sprachen  niedergeschrieben  (405). 

Der   Anspruch   auf  Entschädigung   muss   seitens   des  Zeugen  am 


»)  373. 

'j  374—376.  Beim  Friedensrichter,  wenn  die  Zeugen  unvereidigt  vernommen  werden 
bis  zum  Verhör,  87. 
3)  377,  378. 
*)  385,  387,  390. 
»)  394,  395. 


638  Europa. 

Tage  der  Vernehmung  angebracht  werden.  Die  Entschädigung  wird 
vom  Präsidenten  oder  dem  Delegirten  inappellabel  bestimmt  und  sofort 
von  der  betreifenden  Partei  beigetrieben. 

§31. 
4.  BefragaRf  der  Nachbarn. 

C.P.O.  411—437. 

Dieses  Beweismittel  unterscheidet  sich  von  dem  der  Zeugen  nur 
dadurch,  dass  die  zu  verhörenden  Personen  nicht  persönlich  bezeichnet, 
sondern  durch  ein  besonderes  Verfahren  ermittelt  werden.  Die  er- 
mittelten Personen  werden  wie  Zeugen  vereidigt  und  verhört.  Dieses 
Beweismittel  ist  zulässig  bei  Streitigkeiten  über  die  Ausdehnung,  die 
Oertlichkeit  oder  die  Dauer  des  Besitzes. 

Das  Verfahren  der  Auswahl  wird  von  einem  Delegirten  des  Ge- 
richts geleitet,  die  Parteien  haben  ein  Rekusationsrecht.  Die  Bestim- 
mungen über  das  formelle  Verfahren  der  Ermittelung,  die  von  Amts- 
wegen geführt  werden  muss,  sind  enthalten  in  den  Art.  412 — 417  der 
Civilprozessordnung. 

§32. 
5.  Gutachten  Sachverständiger. 

C.P.O.  515—533,  112—124.    Regeln  77—79. 

Wenn  es  sich  um  einen  Gegenstand  handelt,  dessen  Beurtheilung 
oder  Schätzung  besondere  wissenschaftliche,  technische  oder  wirthschaft- 
liehe  Kenntnisse  erfordert,  so  kann  das  Gericht  auf  Antrag  oder  nach 
eigenem  Ermessen  ein  Gutachten  Sachverständiger  einholen  (Art.  515). 
Die  Sachverständigen  werden  von  den  Parteien,  oder,  falls  keine  Eini- 
gung zu  Stande  kommt,  vom  Richter  in  der  Zahl  von  dreien  ernannt, 
doch  ist  in  geringfügigen  Sachen  und  vor  dem  Friedensrichter  auch 
Ernennung  nur  eines  Sachverständigen  zulässig.^) 

Die  Uebemahme  des  Gutachtens  hängt  vom  freien  Willen  des  Sach- 
verständigen ab.  Personen  jedoch,  bei  denen  ihrem  Berufe,  ihrem  Ge- 
werbe oder  ihrer  Beschäftigung  nach  besondere  Kenntnisse  voraus- 
gesetzt werden  können,  dürfen  die  Uebernahme  des  Gutachtens  nur 
aus  solchen  Gründen  wie  Zeugen  ablehnen.  2)  Die  Sachverständigen 
können  wie  Zeugen  rekusirt  werden,  jedoch  nur  die  vom  Gericht  er- 
nannten, und  nur  im  Laufe  dreier  Tage,  es  sei  denn,  dass  der  Reku- 
sationsgrund  erst  später  entstanden  ist. 

Das  Gutachten  muss  in  der  Regel  schriftlich  erstattet  werden, 
doch  ist  auch,  besonders  im  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter,  ein 
mündliches  Gutachten  zulässig.  Wo  nöthig,  kann  vom  Sachverstän- 
digen ein  Ergänzungsgutachten  oder  ein  anderes  Gutachten  von  anderen 
S»hverständigen  erfordert  werden.^)     In  der  gerichtlichen  Schlussver- 


»)  516—519,  123. 
>j  520. 
3)  526. 
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handlang  wird  das  Gutachten  verlesen  und  dem  Sachverständigen  können 
Fragen  vorgelegt  werden. 

Was  die  Beweiskraft  des  Sachverständigen-Gutachtens  betrifft,  so 
ist  „das  Gericht  nicht  verpflichtet,  sich  einem  Gutachten  von  Sachver- 
ständigen zu  unterwerfen,  wenn  es  mit  glaubwürdigen  Thatsachen  nicht 
übereinstimmt." ') 

Sachverständige  unterliegen  im  Falle  unentschuldigten  Ausbleibens 
oder  Nichteinlieferung  des  Gutachtens  einer  Geldbusse  von  50  Kop.  bis 
25  Rbl.  Sie  haben  das  Recht,  für  ihre  Mühe,  Geschäftsversäumnisse 
und  Auslagen  Ersatz  zu  verlangen,  der  bei  Einreichung  des  Gutachtens 
angemeldet  werden  muss  und  vom  Gericht  inappellabel  bestimmt  wird.  ^) 

Die  Entschädigung  der  Sachverständigen  wird  zunächst  vom  An- 
tragsteller, wo  das  Gericht  das  Gutachten  angeordnet  hat,  von  beiden 
Parteien  beigetrieben.  ^ 

§33. 

6.  Augenschein. 

C.P.O.  507-514,  119-124.    Regeln  77-79. 

Die  Civilprozessordnung  bezeichnet  den  richterlichen  Augenschein 
als  osmotr  na  meste,  d.  h.  Besichtigung  an  Ort  und  Stelle.  Die  Vor- 
nahme desselben  erfolgt  auf  Antrag  einer  Partei  oder  nach  Ermessen 
des  Gerichts,  stets  durch  eine  Delegation  unter  Theilnahme  der  Par- 
teien. Das  Protokoll  über  dieselbe  wird  in  der  Sitzung  verlesen,  und 
die  Richtigkeit  dessen,  was  durch  das  Protokoll  festgestellt  worden  ist, 
kann  von  den  Parteien  und  den  Zeugen  nur  bestritten  werden,  falls 
sie  ihre  abweichende  Auffassung  im  Protokoll  haben  vormerken  lassen. 
Abgesehen  von  diesem  Fall,  wird  dem  Protokoll  volle  Beweiskraft  zu- 
geschrieben, wenn  auch  die  Erheblichkeit  des  Inhalts  der  Beurtheilung 
des  Richters  unterliegt. 

7.  Schriftliche  Beweismittel. 

C.P.O.  438—484,  534—565,  105-111.    Regeln  69—73. 

a)   Arten. 

„Als  schriftliche  Beweismittel  gelten  nicht  nur  die  im  Privatrecht 
behandelten  gerichtlichen  (krepost-)  notariellen  und  Privaturkunden, 
sondern  auch  schriftliche  Aufzeichnungen  aller  Art"  (Art.  438;  vgl.  105). 

Man  unterscheidet  also: 

a)  Urkunden  (akt,  auch  formalny  akt)  d.  i.  eine  zur  Beurkundung 
der  Errichtung  eines  Rechtsgeschäfts  abgefasste  schriftliche  Aufzeich- 
nung, die  daher  einen  ensprechenden  Inhalt  und  eine  entsprechende 
vorgeschriebene  Form  haben  muss. 

b)  Schriftstücke   (bumagi  =  Papiere)   verschiedenster   Art,    die 


»)  633. 

»)  529-531. 
^  532. 
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Hinweise  auf  Errichtung,  Bestehen  und  Endigung  von  Rechtsgeschälten 
enthalten. 

Die  Urkunden  sind: 

1.  Gerichtliche  (krepost)  Urkunden  über  Sachenrechte  an  Im- 
mobilien ; 

2.  Oeffentliche  Urkunden,  die  von  den  kompetenten  Behörden 
ausgehen ; 

3.  Notarielle  Urkunden,  und  zwar  a)  solche,  die  von  Notaren 
errichtet,  d.  h.  von  ihnen  entworfen  oder  von  ihnen  approbirt  worden 
sind,  b)  solche,  bei  denen  sie  nur  die  Unterschrift  beglaubigt  haben. 

Die  unter  1 — 3  angeführten  Urkunden  entsprechen  den  öffentlichen 
Urkunden  anderer  Rechtssysteme  und  des  baltischen  Rechts.  Diesen  Ur- 
kunden gleichwerthig  sind  „die  in  auswärtigen  Staaten  nach  dortigem 
Recht  errichteten  und  von  einem  Gesandten  oder  Konsul  beglaubigten 
(öffentlichen)  Urkunden,  so  lange  ihre  Unechtheit  nicht  bewiesen  ist."^) 

4.  Privaturkunden  (domaszny  akt,  häusliche  Urkunde)  sind  die 
zum  Zweck  eines  Rechtsgeschäfts  ohne  Hinzuziehung  einer  Amtsperson 
errichteten  Urkunden.  Werden  auf  einer  solchen  Urkunde  nachträgUch 
Unterschriften  vom  Notar  oder  dem  Friedensrichter,  der  Polizei  u.  s.  w. 
beglaubigt,  so  wird  dadurch  der  Charakter  der  Privaturkunde  nicht 
geändert. 

Bei  den  Urkunden  ist  zu  unterscheiden  die  Urschrift  (podlinnik, 
Original)  von  der  Abschrift  (Ivopija). 

Die  Beweiskraft  besitzt  zunächst  die  Ursclirift,  doch  steht  ihr  nach 
russischem,  Recht,  wenn  die  Urschrift  vernichtet  ist  oder  nicht  beschafft 
w^erden  kann,  die  beglaubigte  Abschrift  vollkommen  gleich.  Ausge- 
nommen sind  hier  nur  die  Fälle,  wo  ausdrücklich  die  Vorweisung  der 
Urschrift  im  Gesetz  verlangt  wird.^) 

1)  464,  465. 

•)  C.  P.  0.  Art.  441 :  Die  Partei  kann  die  Vorweisung  einer  Urkunde  in  der  Ur- 
schrift verlangen,  es  sei  denn,  dass  nachgewiesen  werde,  dass  die  Ursclirift  yemichtet 
worden  oder  dass  es  schlechterdings  unmöglich  sei,  dieselbe  herbeizuschaffen. 

C.P.O.  Art.  463:  Eine  gehörig  beglaubigte  Abschrift  einer  Urkunde  dient  zur  Be- 
wahrheitung ihres  Inhalts,  wenn  keine  Zweifel  über  ihre  Richtigkeit  erhoben  werden, 
und  wird  anstatt  der  Urschrift  angenommen,  mit  Ausnahme  derjenigen  Ffille,  wo  das 
Gesetz  ausdrücklich  die  Vorlage  der  Urschrift  verlangt. 

Notariatsordnung  121 :  Ein  Auszug  aus  dem  notariellen  Aktenbuch  ist  von  gleicher 
Beweiskraft  wie  die  Urschrift  selbst,  mit  Ausnahme  derjenigen  Fälle,  wo  vom  Gesetz 
ausdrücklich  die  Vorlage  der  Urschrift  verlangt  wird. 

Der  in  der  Notariatsordnung  121  und  im  Art.  463  der  C.P.O.  enthaltene  Zusatz 
^mit  Ausnhme  der  Fälle,  wo  das  Gesetz  ausdrücklich  die  Vorlage  der  Urschrift  ver- 
langt^ hat  keine  bestimmten  Gesetze  im  Auge,  sondern  ist  nur  eine  allgemeine  Klausel 
für  den  Fall,  dass  solche  Bestimmungen  vorhanden  sein  sollten.  Der  Senat  hat  in 
seiner  Entscheidung  (1868,  581)  erklärt,  diese  Ausnahme  beziehe  sich  besonders  auf 
Privaturkunden,  die  nirgend  v^chrieben  seien  und  deren  Echtheit  durch  Augen- 
schein geprüft  werden  müsste.  Eine  ausdrückliche  Ausnahme  von  der  bisher  im  russi- 
schen Recht  anerkannten  Gleichwerthigkeit  der  Urschrift  und  der  beglftubigten  Ab- 
schrift ist  erst  durch  das  Gesetz  vom  3.  Juni  1891  über  das  vereinfachte  Verfahren 
(C.P.O.  365,  4)  eingeführt  worden.    Siehe  darüber  unten  S.  667. 
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Jede  Partei  hat  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  die  Urkunden  des 
Gegners  in  der  Gerichtskanzlei  zu  ihrer  Einsicht  offen  stehen.^) 

b)   Beweiskraft. 

Die  Beweiskraft  der  Urkunde  ist  bedingt  durch  ilire  Echtheit, 
d.  h.  die  Gewissheit,  dass  sie  von  dem  angegebenen  Aussteller  her- 
rühre, und  ihre  Unverfälschtheit,  d.  h.  die  Gewissheit,  dass  ihr  Inhalt 
nicht  verändert  worden  sei.'^) 

Die  Echtheit  öffentlicher  Urkunden  wird  präsumirt,  bis  die  Fäl- 
schung bewiesen  ist.  Die  Echtheit  von  Privaturkunden  wird  nicht  prä- 
sumirt, sondern  muss  im  Streitfalle  bewiesen  werden.  Der  Inhalt  öffent- 
licher Urkunden  ist  bindend  für  den  Richter.  Die  öffentliche  Urkunde 
hat  den  Vorrang  vor  den  Privaturkunden  und  anderen  Schriftstücken, 
welche  nur  in  Betracht  kommen,  soweit  sie  der  öffentlichen  Urkunde 
nicht  widersprechen.  Privaturkunden,  die  vom  Produkten  als  echt  an- 
erkannt werden,  haben  für  die  Kontrahenten,  ihre  Erben  und  Rechts- 
nehmer  gleiche  Beweiskraft,  wie  die  öffentlichen.  Abgesehen  hiervon 
wird  die  Beweiskraft  der  Privaturkunden  und  Schriftstücke  vom  Richter 
festgestellt.-^)  Der  Inhalt  in  gehöriger  Ordnung  abgefasster  Urkunden  kann 
nicht  durch  Zeugenaussagen  widerlegt  werden."*)  Ausser  diesen  allge- 
meinen Bestimmungen  enthält  die  Civilprozessordnung  noch  eine  Reihe 
besonderer. 

Eine  öffentliche  Urkunde,  die  in  Folge  von  Formmängeln  als  solche 
nicht  anerkannt  wird,  hat  die  Beweiskraft  einer  Privaturkunde  (460). 

Ein  Verstoss  gegen  die  Stempel  gebühren  ist  nie  von  Einfluss  auf 
die  Gültigkeit  der  Urkunde,  sondern  verpflichtet  nur  zur  Zahlung  der 
gesetzlichen  Geldstrafe  (461,  462). 

Handelsbücher  sind  in  Sachen  wider  Nichthandeltreibende  nur 
dann  als  Beweismittel  zulässig,  wenn  die  Lieferung  der  Waaren  oder  die 
Geldschuld  bereits  anderweitig  feststeht,  und  es  sich  nur  darum  handelt, 
die  Zeit,  die  Quantität,  die  Qualität  und  den  Preis  der  Waare  und  den  Be- 
trag der  Summe  festzustellen;  sie  haben  Beweiskraft  nur  im  Laufe  eines 
Jahres  (466,  467). 

Handelsbücher  haben  keine  Beweiskraft,  wenn  in  denselben  neu- 
eingeheftete Blätter  oder  Rasuren  sich  finden,  oder  Ungenauigkeiten  zu 
Gunsten  des  Kaufmanns;  wenn  auf  sie  hin  bereits  einmal  geklagt  und 
dem  Kläger  bewiesen  worden,  er  habe  die  eingeklagte  Zahlung  erhalten; 
wenn  der  Kaufmann  gerichtlich  für  einen  böswilligen  Bankerotteur  oder 
der  Ehrenrechte  verlustig  erklärt  worden  ist. 

Die  Handelsbücher  besitzen  stets  Beweiskraft  gegen  den,  der  sie 
geführt,  hat  (469). 

»)  439,  440. 

^  In  der  russischen  C.P.O.  wird  dieser  Unterschied  nicht  ausdrücklich  gemacht 
und  beide  Erfordernisse  werden  durch  das  Wort  Echtheit  (podlinnost)  bezeichnet 
(457,  458). 

3)  457—459. 

«)  106,  410  vgl.  unten  8.  643  f. 
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Die  Bücher  der  Detail-  und  Kleinhändler,  Gewerbtreibender  u.  s.  w- 
gelten  als  Beweismittel  nur,  wenn  über  den  Empfang  der  Waaren  darin 
quittirt  worden  ist  (470). 

Die  von  den  Lieferanten  geführten,  beim  Empfänger  befindlichen 
Bücher  liefern  Beweis,  wenn  der  Empfänger  im  Laufe  von  sieben  Tagen 
nicht  Protest  erhob  (471). 

Rechnungen,  Notizen,  Aufzeichnungen  aller  Art  haben  Beweiskraft 
gegen  den,  der  sie  geschrieben;  zu  seinen  Gunsten  nur,  wenn  der 
Schuldner  sie  unterzeichnet  hat  (472). 

Eine  Quittung  auf  einer  Rechnung  oder  Urkunde  liefert  vollen  Be- 
weis gegen  den  Aussteller  der  Rechnung  u.  s.  w.  —  eine  besondere 
Quittung  nur,  wenn  angegeben  ist,  wofür  die  Zahlung  geleistet  wurde 
(473—475). 

Bei  öffentlichen  Urkunden  gilt  das  Datum  als  feststehend,  auch 
Dritten  gegenüber,  bei  Privaturkunden  nur  denen  gegenüber,  die  an 
der  Abfassung  betheiligt  sind,  sowie  gegenüber  deren  Erben  und  Kechts- 
nehmern  (476,  477). 

c)  Editionspflicht. 

Jede  Partei  ist  auf  Verlangen  des  Gegners  zur  Edition  (Vor- 
legung) von  Urkunden  verpflichtet,  deren  dieser  sich  zum  Beweise  seines 
Rechts  bedienen  will,  wenn  er  die  verlangte  Urkunde  umständlich  be- 
zeichnet und  die  Gründe  angiebt,  aus  denen  er  vermuthet,  dass  die 
Urkunde  sich  bei  dem  Gegner  befinde.^) 

Weigert  die  Partei  die  Edition,  ohne  den  Besitz  der  Urkunde  in 
Abrede  zu  stellen,  so  kann  das  Gericht  die  Thatumstände,  zu  deren 
Beweis  die  Urkunde  dienen  sollte,  als  bewiesen  erachten.^ 

Dritte  sind  in  derselben  Weise  verpflichtet,  bei  ihnen  befindliche, 
die  Sache  unmittelbar  betreffende  Urkunden  in  der  Urschrift  oder  in 
Abschrift  vorzulegen,  mit  Ausnahme  ihrer  Privatkorrespondenz  und  ihrer 
Handelsbücher.  Die  Vorlage  von  Privatkorrespondenz  kann  nur  von 
solchen  verlangt  werden,  die  als  Kommis,  Kommissionäre,  Makler  oder 
Vermittler  beim  Abschluss  des  Geschäfts,  welches  Ursache  zum  Prozess 
gab,  betheiligt  waren.  8)  Die  Vorlage  von  Handelsbüchem  kann  nur 
bei  Erbstreitigkeiten  und  bei  Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsver- 
trage  verlangt  werden.*)  Der  Antrag  der  Partei  auf  Edition  wird  dem 
zur  Vorlegung  Verpflichteten    zugefertigt   unter  Angabe   der   Frist,  in 


1)  442,  443. 

^  441.  Dies  ist  eine  der  Ausnahmen,  wo  unter  besonderen  Umstftnden  eine  Prii- 
sumtion  eintritt,  die  sich  auf  das  Schweigen  des  Gegners  stützt.  Ein  anderer  Fall  tritt 
ein  bei  dem  Nichterscheinen  zur  Eidesleistung  (§  29). 

^  445.  Die  Redaktion  dieses  Artikels  giebt  zu  vielen  Zweifeln  Anlass.  Der 
Artikel  muss  nach  den  Art.  237—239  der  Handelsprozessordnung  (Ausgabe  von  1893) 
ausgelegt  werden,  aus  denen  einzelne  Sätze  in  ihn  aufgenommen  worden  sind,  ohne 
mit  dem  flbrigen  Text  in  Einklang  gebracht  worden  zu  sein.  VgL  Annenkow,  Kom- 
mentar n.  S.  176-184. 

*)  Handelsprozessordnung  Art.  237—239.    C.P.O.  449. 
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welcher  die  Vorlegung  geschehen  muss.    Die  Kosten  dieses  Verfahrens 
trägt  der  Antragsteller  ohne  Anspruch  auf  Ersatz,  i) 

Zur  Erlangung  der  Edition  von  Urkunden  von  Behörden  erhält  die 
Partei  eine  Bescheinigung  vom  Gericht,  dass  die  Urschrift  oder  be- 
stimmte Auskünfte  zur  Entscheidung  der  Sache  zu  einem  bestimmten 
Termin  nothwendig  seien.  Die  Behörden  sind  verpflichtet,  solche  Aus- 
künfte und  Kopien  zu  ertheilen  und  solche  Originalurkunden  und  Akten 
direkt  dem  Gericht  zu  übersenden.  2) 

d)  Beweisaufnahme. 
Die  Beweisaufnahme  (Prüfung)  bei  schriftlichen  Beweismitteln  ge- 
schieht durch  Schriftvergleichung,  Vergleichung  des  Inhalts  von  Schrift- 
stücken und  Rechnungen  mit  den  Originalbüchern,  wobei  Sachverstän- 
dige hinzugezogen  werden  können.  Die  Vergleichung  von  Uebersetzungen 
mit  dem  in  fremder  Sprache  geschriebenen  Original  geschieht  durch 
vereidete  Uebersetzer,  Lehrer  von  Gymnasien  und  Universitäten  oder 
Beamte  des  Ministeriums  des  Auswärtigen  nach  den  allgemeinen  Regeln 
der  Beweisaufnahme.^ 

e)  Die  Bestreitung  der  Echtheit  von  Urkunden. 

Die  Echtheit  öffentlicher  Urkunden  kann,  da  sie  als  echt  präsumirt 
werden,  nur  durch  Behauptung  der  Fälschung  bestritten  werden. 
Dieses  Vorbringen  verpflichtet  den  Antragsteller  zum  Beweise.*) 

Die  Echtheit  der  Privaturkunden  kann  sowohl  durch  Behauptung 
der  Fälschung,  als  auch  durch  Erhebung  eines  Zweifels  an  der  Echt- 
heit angefochten  werden.  In  Folge  der  Erhebung  eines  Zweifels  an 
der  Echtheit  ist  der  Produzent  zum  Beweise  derselben  verpflichtet.  5)^) 

«r4i6^448. 

^  C.P.O.  452;  Zur  Einforderung  einer  Urkunde  in  der  Urschrift  oder  von  Aus- 
künften, welche  in  Urkunden  oder  Akten  eines  Gerichts,  einer  Behörde  oder  eines 
Beamten  enthalten  sind,  wird  der  Partei  auf  ihre  Bitte  ein  Zeugniss  darüber  ausge- 
stellt, dass  die  Urschrift  der  Urkunde  oder  jene  Auskünfte  unumgänglich  und  zu  welchem 
Zweck  namentlich  nothwendig  sind. 

453:  Alle  Gerichte,  Behörden  und  Beamte  sind  verpflichtet,  die  verlangten  Aus- 
künfte und  Abschriften  der  ein  solches  Zeugniss  vorweisenden  Partei,  wenn  sie  münd- 
lich darum  bittet,  unverzüglich  auszureichen,  wenn  sie  schriftlich  darum  einkommt,  die- 
selben ihr  zuzusenden.  Uebrigens  müssen  auf  ein  schriftliches  Gesuch  solche  Aus- 
künfte und  Abschriften  auch  ohne  Zeugniss  ausgereicht  werden. 

454:  Bei  Gerichten,  Behörden  und  Beamten  befindliche  Urschriften  von  Urkunden 
und  Akten  werden  dem  Bittsteller  nicht  ausgehändigt,  sondern,  nach  Vorzeigung  des, 
Zeugnisses,  unmittelbar  an  das  Gericht  gesandt,  vor  welchem  die  Sache  verhandelt 
wird.  Bücher  und  Urkunden  in  laufenden  Sachen  werden  nicht  in  der  Urschrift  versandt, 
sondern  in  Abschrift. 

455:  Kann  die  Ausreichung  nicht  zu  dem  bestimmten  Termin  erfolgen,  so  muss 
der  Partei  darüber  eine  Bescheinigung  ertheilt  werden,  zu  welchem  Termin  das  erst 
erfolgen  kann.  Auf  Grund  solcher  Bescheinigung  bewilligt  das  Gericht  der  Partei  eine 
angemessene  Fristverlftngerung. 

3)  534—540,  450,  451. 

*)  542,  543,  109. 

*)  541. 

^)  Die  russische  C.P.O.  enthält  die  Bestimmung,  dass  die  Echtheit  von  Urkunden 
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Das  Verfahren  zur  Entscheidung  des  Streits  über  die  Echtheit  einer 
Urkunde  ist  ein  verschiedenes,  je  nachdem  die  Echtheit  bezweifelt  oder 
die  Fälschung  behauptet  wird.^) 

Die  Erhebung  des  Zweifels  an  der  Echtheit  einer  Urkunde  ist 
spätestens  in  der  ersten  Sitzung  nach  Vorweisung  derselben  (also  der 
Urschrift)  zulässig.  Wenn  der  Produzent  die  Urkunde  aufrecht  erhält, 
so  findet  eine  Prüfung  der  Echtheit  durch  Augenschein,  Schriftver- 
gleichung, Befragung  von  Zeugen  oder  Sachverständigen  statt.  Nach 
beendigter  Beweisaufnahme  und  mündlicher  Verhandlung  der  Parteien 
entscheidet  das  Gericht,  indem  es  die  Urkunde  für  echt  erklärt  oder 
aus  der  Zahl  der  Beweismittel  streicht.^ 

Die  Behauptung  der  Fälschung  einer  Urkunde  kann  in  jeder 
Lage  des  Prozesses  vorgebracht  werden,  entweder  mündlich  zu  Pro- 
tokoll oder  schriftlich.  Erklärt  der  Gegner  binnen  zwei  Wochen  nicht, 
dass  er  die  Urkunde  aufrecht  erhalte,  so  fällt  sie  weg.  Hält  er  sie 
aufrecht,  so  hat  der  Produkt  binnen  sieben  Tagen  den  Beweis  der 
Fälschung  anzutreten,  sodann  der  Produzent  in  gleicher  Frist  seine 
Erwiderung  einzureichen,  worauf  eine  eingehende  Prüfung  (547 — 55i) 
erfolgen  kann.  Nach  mündlicher  Verhandlung  und  Gutachten  des  Pro- 
kureui-s  entscheidet  das  Gericht,  ob  die  Urkunde  echt  oder  gefälscht  sei. 

Erweist  sich  die  Behauptung  der  Fälschung  als  unbegründet  oder 
lässt  der  Antragsteller  die  7  tägigo  Frist  verstreichen,  ohne  den  Beweis 
der  Fälschung  anzutreten,  so  wird  er  zu  einer  Geldstrafe  von  10  bis 
300  Kübel  verurtheilt.  Bei  Forderungen  über  3000  Rubel  kann  die 
Geldstrafe  bis  zu  lO^/o  der  streitigen  Summe  erhöht  werden,  falls  das 
Gericht  die  Behauptung  der  Fälschung  für  frivol  erklärt.^) 

Hat  jemand  direkt  eine  bestimmte  Person  als  Fälscher  bezeichnet. 


die  von  dem  Aussteller  unterschrieben  sind  (d.  h.  nach  der  Auffassung  der  Praxis, 
jedes  Schriftstück,  das  den  Namen  des  angeblichen  Ausstellers  als  Unterschrift  trägt), 
von  diesem  nur  durch  die  Behauptung  der  Fälschung  angegriffen  werden  kann  (-^2. 
108j.  Hierdurch  kann  jeder  gezwungen  werden,  gegen  ein  beliebiges  Schriftstück,  auf 
welches  von  einem  Anderen  sein  Name  gesetzt  worden  ist,  den  Beweis  der  Fälschuni; 
ftlhren  zu  müssen  und  Zeit  und  eventuell  auch  Kosten  zu  opfern  in  einer  Sache,  di^ 
ihn  nichts  angeht. 

Durch  diese  Bestimmung  setzt  die  C.P.O.  sich  mit  sich  selbst  in  Widerspruch. 
Wie  wir  oben  sahen,  bestimmt  Art.  458,  dass  Privaturkunden,  die  vom  Aussteller  als  echt 
anerkannt  worden  sind,  für  diesen  die  gleiche  Beweiskraft  wie  öffentliche  Urkunden 
haben.  Hieraus  folgt  logisch,  dass  Privaturkunden,  die  nicht  vom  AussteUer  anerkannt 
worden  sind,  den  öffentlichen  Urkunden  an  Beweiskraft  nicht  gleichstehen,  dass  für  sie 
keine  Präsumtion  der  Echtheit  gilt  und  dass  sie  also  durch  Zweifel  an  ihrer  Echtheit 
angestritten  werden  können.  Dieser  logischen  Schlussfolgerung  widerapricht  der  Art  542. 
der  eine  unberechtigte  Präsumtion  schafft. 

')  Uebrigens  ist  nach  der  Praxis  daa  Civilgericht  nur  dann  verpflichtet,  ein 
solches  Verfahren  zuzulassen,  wenn  die  Entscheidung  der  Frage  über  die  Echtheit  der 
Urkunde  von  Einfluss  auf  die  Entscheidung  der  Hauptsache  sein  kann.  Kass-Ensch. 
1867,  No.  272  bei  Erhebung  von  Zweifeln;  1867  No.  467  bei  Behauptung  der  Fälschung. 

»)  545—554,  107. 

3)  555-562.   . 
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SO  wird  die  weitere  Verhandlung  der  Civijsache,  soweit  deren  Ent- 
scheidung von  der  Echtheit  der  betreffenden  Urkunde  abhängt,  inhibirt, 
und  die  erhobene  Klage  auf  Fälschung  oder  die  ermittelten  Anzeichen 
werden  dem  Prokureur  mitgetheilt,  damit  er  die  Entscheidung  der  Frage 
durch  das  Strafgericht  veranlasse.  Die  Entscheidung  des  Strafgerichts 
über  Fälschung  der  Urkunde  ist  präjudizierlich.  Hat  das  Strafgericht 
sich  über  die  Echtheit  oder  Unechtheit  der  Urkunde  nicht  ausgesprochen, 
weil  die  Sache  wegen  Verjährung,  Tod  und  dergl.  niedergeschlagen 
wurde  — ,  so  hat  das  Civilgericht  die  Frage  wieder  aufzunehmen  und 
zu  entscheiden.^) 

Der  Friedensrichter  entscheidet  über  die  Echtheit  oder  Unechtheit 
einer  Urkunde,  wenn  Zweifel  an  ihrer  Echtheit  vorgebracht  worden 
sind,  ist  aber  nicht  befugt,  über  die  Echtheit  oder  Unechtheit  zu  ent- 
scheiden, falls  eine  Urkunde  mit  der  Behauptung  der  Fälschung  ange- 
griffen wird.  Wenn  in  solch  einem  Falle  der  Produzent  die  Urkunde 
aufrecht  erhält,  so  hat  der  Richter  dem  Gegner  die  Tragweite  seiner 
Behauptung  auseinanderzusetzen;  besteht  derselbe  auf  seiner  Behaup- 
tung und  ist  die  angefochtene  Urkunde  wesentlich  für  die  Entscheidung 
der  Sache,  so  übergiebt  der  Friedensrichter  die  Akten  dem  Prokureur, 
der  je  nach  der  Sachlage,  entweder  eine  Kriminaluntersuchung  einleitet, 
oder  bei  der  Civilabtheilung  des  örtlichen  Bezirksgerichts  die  Entschei- 
dung über  Echtheit  oder  Unechtheit  der  Urkunde  in  einem  Sonder- 
verfahren beantragt.  2) 

Den  Landhauptleuten  und  Stadtrichtern  ist  in  diesen  Sachen 
eine  weitergehende  Kompetenz  zugestanden.  Sie  sind  befugt,  auch  im 
Falle  eine  Urkunde  als  gefälscht  angegriffen  worden,  die  Prüfung  der 
Echtheit  vorzunehmen  und  die  Urkunde  für  echt  zu  erklären.  Sie  sind 
jedoch  nicht  befugt,  die  Unechtheit  einer  Urkunde  auszusprechen.  Halten 
sie  jedoch  die  Urkunde  für  zweifelhaft,  so  wird  das  Verfahren  auf  einen 
Monat  suspendirt,  damit  der  Produkt  die  Entscheidung  über  die  Echt- 
heit der  Urkunde  beim  örtlichen  Bezirksgericht  beantragen  könne.  Ver- 
streicht der  Monat  ohne  Anhängigmachung  der  Sache,  so  wird  das 
Verfahren  fortgesetzt,  wobei  die  als  zweifelhaft  angesehene  Urkunde 
aus  der  Zahl  der  Beweismittel  ausgeschlossen  und  die  Sache  auf  Grund 
sonstiger  Beweismittel  entschieden  werden  muss.^) 

§  35. 
C.    Sicherung  des  Beweises. 

Die  Sicherstellung  des  Beweises  kann  sowohl  vor  wie  nach  Beginn 
eines  Prozesses  stattfinden.  Im  ersten  Falle  wird  die  Beweisaufnahme 
bei  dem  Friedensrichter,  in  dessen  Bezirk  sie  stattfinden  soll,  im  zweiten 
Falle  dagegen  regelmässig  beim  örtlichen  Friedensrichter,    aber  nur  in 


1)  563 --565. 

^.C.P.O.  110,  111.    Annenkow,  IV.  S.  92-97. 

')  Regeln  71,  72. 
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dringenden  Fällen  beantragt,  i)  In  solchen  Fällen  kann  dies  Verfahren 
sogar  ohne  Ladung  des  Gegners  stattfinden,^)  sonst  werden  die  allge- 
meinen Regeln  über  die  Beweisaufnahme  beobachtet.*'^)  Doch  ist  eine 
Beweisaufnahme  zulässig,  wenn  auch  der  zukünftige  Gegner  noch  nicht 
bezeichnet  werden  kann.^)  Durch  die  Beweisaufnahme  ist  das  zu- 
künftige Gericht  in  der  Zulassung  und  Beurtheilung  des  Beweismittels 
nicht  gebunden.^)  Diese  Bestimmungen  gelten  auch  für  die  Land- 
hauptleute und  Stadtrichter.  Der  Landhauptmann  kann  die  Sicherung 
der  Beweismittel,  d,  h.  die  Beweisaufnahme,  auch  der  Polizei  tiber- 
tragen. ^) 

IV.   Das  UrtheiL 

§  36. 

A.  Das  Urtheil  im  Allgemeinen. 

C.P.O.  129-144,  693-717.    Regeln  88-94. 

Jede  mündliche  Verhandlung  zwischen  den  Parteien  wird  durch 
eine  Entscheidung  des  Gerichts  geschlossen. 

1.  Arten  der  UrUieile. 

Die  russische  Civilprozessordnung  unterscheidet  zwischen  der  Entr 
Scheidung  der  Hauptsache  und  der  Entscheidung  über  Sonderanträge, 
die  von  den  Parteien  gestellt  werden  und  die  Entscheidung  der  Haupt- 
sache vorbereiten.  Die  ersten  heissen  Urtheile  (reszenija,  Entscheidungen), 
die  zweiten  Sonderverfügungen  (czastnyja  opredelenya).'^) 

Bei  den  Urtheilen  unterscheidet  man  die  nach  Parteiverhandlung 
gefällten  von  den  Versäumnissurtheilen  (saocznoe  reszenije,  in  Abwesen- 
heit [der  einen  Partei]  gefälltes  Urtheil). 

Ferner  unterscheidet  man: 

a)  Endgültige  Urtheile  (okonczatelnoje  reszenije,  eigentlich  Eüd- 
urtheile),  die  inappellabel  sind,  mit  der  Publikation  die  Rechtskraft  be- 
schreiten und  nur  noch  durch  Kassations-  oder  Restitutionsgesuch  an- 
gegriffen werden  können.  Solche  sind:  a)  Urtheile  der  Friedensrichter 
in  Sachen  bis  zum  Werth  von  30  Rbl.,  ß)  Urtheile  der  Gerichte  zweiter 
Instanz. 

Alle  übrigen  Urtheile  sind: 

b)  Appellable  Urtheile  (neokonczatelnoje  reszenije,  nicht  endgül- 
tige Urtheile),  d.  h.  Urtheile  der  ersten  Instanz,  die  der  Appellation  unter- 


»)  C.P.O.  82, 1-4;  369, 1. 

»)  82,  5. 

^  82,  6. 

*)  82,  7. 

*)  82,  8. 

«)  Regeln  20;  20,1;  51,1. 

')  Die  russische  C.P.O.  weicht  hiervon  ihrem  Vorbilde,  der  französischen  C.P.O., 
ab,  indem  sie  diesen  Begriff  der  SonderverfQgung  dem  alten  Prozess  entnahm  uid  da- 
durch viel  Verwirrung  hervorgerufen  hat,  da  diese  Unterscheidung  zwischen  den  Arten 
der  Entscheidungen  den  weiteren  Unterschied  in  der  Art  der  Anfechtung  der  ver- 
schiedenen Entscheidungen  zur  Folge  gehabt  hat.    Hierüber  vgl.  unten  S.  654. 
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liegen  und  die  Rechtskraft   erst   nach  Ablauf  der  Appellationsfrist  be- 
schreiten. 

Endlich  unterscheidet  die  russische  Civilprozessordnung,  wenn  auch 
nicht  ausdrücklich,  so  doch  der  Sache  nach,  Urtheile,  die  die  Sache 
genau  im  Einzelnen  entscheiden  und  daher  materiell  ohne  weiteres  voll- 
streckbar sind,  und  Urtheile,  in  denen  nur  die  prinzipielle  Anerkennung 
eines  Rechts  ausgesprochen  ist,  die  genaue  Feststellung  aber  einem 
weiteren  Verfahren  überlassen  bleibt.  Das  im  Prinzip  zugesprochene 
Recht  kann  demnächst  entweder  im  Wege  der  gewöhnlichen  Klage  oder 
im  Wege  eines  Exekutions-  (Ausführungs-)  Verfahrens  geltend  gemacht 
werden.^) 

2.  Fällung  und  Inhalt  des  Urtheils. 

Nach  der  mündlichen  Verhandlung  ziehen  sich  die  Richter  zurück 
zur  Urtheilsfällung.  Der  Urtheilsfällung  geht  vorher  die  Formulirung 
der  zu  entscheidenden  Fragen,  die  den  Anträgen  und  Einwendungen 
der  Parteien  zu  entnehmen  sind.  Die  Thatfrage  soll,  wo  möglich,  von 
der  Rechtsfrage  getrennt  werden.  Nach  stattgehabter  Diskussion  wird 
die  Entscheidung  durch  Abstimmung  mit  einfacher  Majorität  gefällt.  2) 
Die  festgestellte  Entscheidung.  Resolution  genannt,  wird  sofort  nieder- 
geschrieben, von  allen  betheiligten  Richtern  unterzeichnet  und  vom  Prä- 
sidenten in  der  wieder  eröffneten  Sitzung  verlesen.^)  Nach  der  Ver- 
lesung können  die  Richter  ihren  Spruch  nicht  mehr  abändern.*)  Die 
Urtheilsfällung  darf  nur  in  schwierigen  Sachen  bis  zur  nächsten  Sitzung 
verschoben  werden. 0)  Die  Resolution^)  muss  enthalten:  das  Datum, 
die  Bezeichnung  des  Gerichts  und  der  Parteien,  eventuell  das  Gutachten 
des  Prokureurs  und  den  wesentlichen  Inhalt  der  Entscheidung.^)  Bei 
der  Verlesung  der  sogenannten  Resolution  (d.  i.  des  Urtheilstenors)  wird 
zugleich  der  Tag  der  Publikation  des  ausführlichen  Urtheils  angegeben, 
die  spätestens  innerhalb  zwei  Wochen  erfolgen  muss.  Von  diesem  Datum 
an  gilt  das  ürtheil  als  publizirt,  ohne  Rücksicht  ob  die  Parteien  zur 
Einsichtnahme  erschienen  sind,  Abschriften  oder  Auszüge  genonmien 
haben  oder  nicht,  ja  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  ausführliche  Ür- 
theil an  diesem  Tage  wirküch  ausgefertigt  war  oder  nicht.  ®)  Dieses  Ür- 
theil wird  von  einem  Gerichtsmitgliede,  dem  Referenten,  ausgearbeitet.^) 
Das  Urtheil  muss  ausser  dem  in  der  sogenannten  Resolution  angegebenen 


^)  Siehe  unten  S.  651. 

')  Siehe  oben  S.  582. 

^  693  -  698. 

^)  700.  Etwaige  Separatvota  müssen  sie  sofort  anmelden  und  vor  der  Unter- 
zeichnung des  motiyirten  Urtheils  einreichen.    703. 

5)  702. 

«)  701. 

^)  Ueber  Mfingel  in  der  Praxis  bei  der  UrtheilsftUung  siehe:  Engelmann^  Die 
ZwangsYoUstreckung  auswärtiger  richterlicher  Urtheile  in  Russland.  Dorpat  1884. 
S.  29—32. 

»)  704.  714—717.    Ausnahmen:  Art.  725,  1292. 

»)  710. 
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Inhalt  enthalten :  die  Forderungen  der  Parteien,  die  Entscheidungsgründe, 
die  Angabe,  ob  es  vorläufig  vollstreckbar  ist  oder  nicht,  und  ob  die 
Kosten  einer  Partei  aufzuerlegen  oder  unt^r  beide  zu  vertheilen  sind.^)'^ 

Der  Sonderbescheid  muss  enthalten:  die  Bezeichnung  der  Sache, 
in  der  er  erfolgte,  die  Entscheidungsgründe  und  die  Resolution  des 
Gerichts.')    Sonst  gelten  dieselben  Bestimmungen  wie  beim  Urtheil. 

Inhalt  des  Urtheils.  Seinem  Inhalt  nach  muss  das  Urtheil  eine 
Entscheidung  über  die  von  den  Parteien  vorgebrachten  Ansprüche  sein; 
das  Gericht  darf  weder  über  Gegenstände  erkennen,  über  die  keine 
Ansprüche  vorliegen,  noch  mehr  zuerkennen,  als  von  den  Parteien  ge- 
fordert wird,  noch  von  Amtswegen  die  Verjährung  geltend  machen.*) 
Das  Gericht  muss  sein  Urtheil  auf  das  gründen,  was  von  den  Parteien 
schriftlich  oder  mündlich  vorgebracht  worden  ist.*)  Speziell  darf  es 
kein  Schriftstück  ohne  eingehende  Beurtheilung  lassen  und  muss  ein- 
gehend motiviren,  warum  es  einer  Zeugenaussage  vor  einer  anderen 
den  Vorzug  gegeben  hat.  ^ 

3.  Die  RecMskrafL 

Rechtskräftig  werden  nur  Urtheile,  nicht  Sonderbescheide.  Die 
letzteren  können  nach  Umständen  jeder  Zeit  vom  Gericht  selbst  auf- 
gehoben und  abgeändert  werden,  das  Gericht  ist  also  durch  sie  nicht 
gebunden.'') 

Die  endgültigen  Urtheile  werden  rechtskräftig  durch  Publika- 
tion des  ausführlichen  Urtheils  (beim  Friedensrichter  durch  die  erste 
Verkündigung),  alle  übrigen  durch  Ablauf  der  Appellationsfrist.  ^  Ein 
rechtskräftiges  Urtheil  kann  nur  auf  dem  Restitutions-  oder  Kassations- 
wege aufgehoben  werden  und  ist  (formell)  verbindlich  nicht  nur  für  die 
Parteien  und  das  betreffende  Gericht,  sondern  für  alle  Gerichte,  Be- 
hörden und  Beamte  des  Reichs.^)  Es  hat  jedoch  (materielle)  Rechts- 
kraft nur  für  den  bestimmten  Streitgegenstand,  der  von  denselben  Par- 
teien aus  demselben  Grunde  beansprucht  oder  bestritten  wird.^^ 

§  37. 
B.  Versäumnissurtheil. 

C.P.O.  718-735,  145—155,1.   Regeln  95—99. 

Ein  Versäumnissurtheil  ist  nach  den  Bestimmungen  der  Civilprozess- 
ordnung  ein  Urtheil  eines  Gerichts  erster  Instanz,    das   nicht   nur  wie 


»)  711. 

^  Ueber  das  Versäumnissurtheil  und  das  sogenannte  Exekutivrerfahren  siehe  §  37 
u.  §  48  S.  669. 
8)  712. 

*)  706,  131,  132. 
*)  339. 

^  367,  711,  456. 
^      ^)  135,  139,  891. 
8)  Siehe  oben  S.  647. 
»)  893,  894. 
10)  895. 
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jedes  andere  durch  Appellation,  sondern  auch  (vor  Einlegung  dieser) 
durch  Einspruch  (otsyy)  angegriffen  werden  kann.  Es  ist  nur  zulässig 
gegen  einen  Beklagten,  der  zum  Verhandlungstermin  nicht  erschienen 
ist,  also  gegen  einen  Kläger  nur,  wenn  er  zugleich  Beklagter  ist,  d.  h. 
wenn  gegen  ihn  die  Widerklage  erhoben  worden  ist.  Es  wird  also 
auch  nur  auf  Antrag  eines  ELlägers  gefällt. 

Die  obenbezeichneten  Artikel  handeln  jedoch  nicht  bloss  vom  Yer- 
säiunnissurtheil  im  technischen  Sinne,  sondern  auch  vom  Yersäumniss- 
verfahren  in  den  Fällen,  wo  der  Kläger  ausbleibt  oder  wo  er  beim 
Ausbleiben  des  Beklagten  kein  Yersäunmissurtheil  beantragt.  Die  Civil- 
prozessordnung  entwickelt  hier  eine  grosse  Kasuistik,  die  in  folgende 
Sätze  zusammengefasst  werden  kann: 

Die  Versäumniss  einer  Frist  hat  zur  Folge,  dass  die  vor  Ablauf 
derselben  zu  vollziehende  Handlung  nicht  mehr  rechtsgültig  vorge- 
nommen werden  kann,  vielmehr  präkludirt  ist,  es  sei  denn,  dass  Resti- 
tution ertheilt  werde.  ^) 

Ist  ein  Termin  zur  Verhandlung  angesetzt,  so  können  beide  Par- 
teien und  jede  einzeln,  das  Gericht  ersuchen,  die  Sache  in  ihrer  Ab- 
wesenheit zu  entscheiden  und  ihnen  das  Urtheil  durch  Zustellung  an 
ihrem  wirklichen  Wohnort  zu  eröffnen.  Geht  das  Gericht  darauf  ein, 
so  ist  das  Urtheil  ein  ordentliches  und  kein  Versäumnissurtheil,  2) 
einerlei,  ob  niemand  oder  nur  einer  erschien  und  ob  dieser  der  Kläger 
oder  der  Beklagte  war.  Geht  das  Gericht  nicht  auf  jenen  Antrag  ein 
und  verlangt  die  Gegenwart  der  Parteien,  so  hat  das  Ausbleiben  der- 
selben oder  einer  dieselben  Folgen,  als  wären  sie  einfach  ausgeblieben, 
ohne  ein  solches  Gesuch  einzureichen.') 

Die  Versäumniss  eines  Verhandlungstermins  kann  zunächst  zur 
Folge  haben,  dass  der  Gegner  weiter  verfährt  und  Beweisaufnahme 
u.  s.  w.  beantragt.  Die  in  solchem  Falle  gefällten  Sonderbescheide 
haben  niemals  den  Charakter  von  Versäumnissbescheiden,  d.  h.  können  nie 
durch  einen  Einspruch  aufgehoben  werden.*)  Der  Gegner  des  Aus- 
gebliebenen ist  aber  auch  berechtigt,  auf  Entscheidung  der  Sache  an- 
zutragen. Trägt  der  Beklagte  darauf  an,  so  wird  ein  Urtheil  (kein 
Versäumnissurtheil  im  technischen  Sinne)  gefällt,  welches  auf  Aufhebung 
des  Verfahrens  und  Verurtheilung  des  Klägers  in  die  Kosten  geht.^) 

Trägt  der  Kläger  darauf  an,  so  wird  ein  Versäumnissurtheil  gefällt, 
in  welchem  ihm  das  zugesprochen  wird,  was  er  bewiesen  hat.  6) 

Die  Präsumtion  eines  Zugeständnisses  findet  nicht  statt. 
Sind  von  mehreren  Beklagten  einige  nicht  erschienen,  so  gilt  das  nach 
Verhandlung  gefällte  Urtheil  auch  für  diese   als   ein  gewöhnliches  Ur- 


>)  Siehe  oben:  Fristen  §  20  S.  618. 

>)  718,  2  (Kläger);  719  (Beklagter). 

')  719, 1;  718,  2.    Vgl.  oben  §  21  S.  619. 

^  718,  2;  720. 

»)  718,  2.    Vgl.  weiteres  Detaü  §§  18,  20  S.  614,  617. 

«)  722. 
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theil;  Yersäumnissurtheil  ist  es  nur  für  diejenigen  ausgebliebenen  Be- 
klagten, deren  Wohnort  dem  Gericht  gar  nicht  angegeben  war,^)  die 
also  überhaupt  nicht  durch  Zustellung  geladen  waren. 

Das  Yersäumnissurtheil  wird  dem  Beklagten,  falls  er  seinen  juristi- 
schen Wohnsitz  nicht  beim  Gericht  angegeben  (Domizil  am  Gerichtsort 
erwählt)  hat,  an  seinen  „beständigen  Wohnort"  übersandt;  ist  aber  sein 
Wohnort  unbekannt  und  von  vornherein  nicht  bekannt  gewesen,  so  wird 
das  Urtheil  in  kurzer  Form  der  Resolution  (im  Tenor)  in  den  Zeitungen 
publizirt.  ^) 

Den  Einspruch  (otsyv)  gegen  das  Versäiminissurtheil  kann  der 
Beklagte  im  ordentlichen  Verfahren  in  Monatsfrist,  beim  verkürzten  in 
zweiwöchentlicher  Frist,  gerechnet  vom  Tage,  wo  er  das  Urtheil  oder 
das  Exekutionsmandat  erhielt  (je  nach  dem,  was  früher  erfolgte),  dem 
Gericht  einreichen.^  Der  Einspruch  muss  enthalten:  die  Bitte,  das 
Yersäumnissurtheil  für  unwirksam  zu  erachten,  und  zugleich  eine  Ant- 
wort auf  die  Klage  oder  den  Hinweis  auf  diese,  wenn  sie  schon  einge- 
reicht war.  Das  Einspruchsgesuch  muss  den  Anforderungen,  die  an 
eine  Appellationsschrift  gestellt  werden,  entsprechen,  sonst  wird  es 
zurückgegeben  oder  bleibt  sieben  Tage  bis  zur  Ergänzung  liegen.*) 
Gegen  Nichtannahme  des  Einspruchs  ist  sofortige  Beschwerde,  gegen 
die  Annahme  ist  Beschwerde  von  Seiten  des  Gegners  nur  in  der  Appel- 
lationsschrift zulässig.^) 

War  das  Yersäumnissurtheil  mit  der  Klausel  der  vorläufigen  Exe- 
kution versehen,  so  kann  der  Beklagte  um  Aussetzung  der  Exekution 
nachsuchen,  worüber  in  drei  Tagen  vom  Gericht  entschieden  werden 
muss;  in  dringenden  Fällen  kann  die  Aussetzung  der  Exekution  vom 
Präsidenten  angeordnet  werden,^)  wobei  wiederum  Sicherstellung  der 
Ansprüche  des  Klägers  zulässig  ist. 

Auf  den  Einspruch  hin  wird  ein  neuer  Yerhandlungstermin  ange- 
setzt und  durch  das  hier  gefällte  Urtheil  wird  das  Yersäunmissurtheil 
ausser  Kraft  gesetzt.  Bleibt  der  Beklagte  zum  zweiten  Mal  aus,  so 
wird  wieder  ein  Yersäumnissurtheil  gefällt,  gegen  welches  kein  Ein- 
spruch, sondern  nur  noch  Appellation  zulässig  ist.^ 

Wie  das  Yersäumnissurtheil  nur  gegen  den  Beklagten  gefällt  werden 
kann,  so  kann  auch  nur  der  Beklagte  den  Einspruch  erheben.  Der 
Kläger,  der  mit  einem  Yersäumnissurtheil  unzuftieden  ist,  was  sehr 
leicht  vorkommen  kann,  da  ihm  nur  zugesprochen  wird,  was  er  be- 
wiesen hat,  kann  es  nur  durch  Appellation  angreifen.®) 

Ein  Yersäumnissurtheil  wird,   wie  jedes  im  ordentlichen  Verfahren 

»)  724.    Vgl.  unten  S.  664. 

^  725,  726. 

»)  728,  729. 

*)  719,  719, 1,  755,  756,  siehe  unter  AppeUation  unten  S.  655  f. 

*)  730. 

«)  732,  732, 1. 

')  730, 1,  731,  733. 

»)  473. 
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erlassene  Urtheil,  nur  auf  Bitte  des  Klägers  exekutirt.  Hat  der  Kläger 
im  Laufe  dreier  Jahre  nicht  Exekution  beantragt,  so  verliert  das  Ver- 
säumnissurtheil  jede  Kraft,  das  ganze  Verfahren  gilt  als  hinfällig  und 
die   unterbrochene  Verjährung  nachträglich    als  nicht  unterbrochen.  ^)  2) 

Beim  Friedensrichter  ist  das  Verfahren  dasselbe, 3)  nur  kann  die 
Verhandlung  des  Antrags  auf  Erlass  eines  Versämnissurtheils  vertagt 
werden,  falls  der  Friedensrichter  auf  irgend  eine  Weise  erfahren  hat, 
dass  die  Partei  in  Folge  unabwendbarer  Hindernisse  nicht  erschienen 
oder  die  Ladung  nicht  rechtzeitig  erhalten  hat.*) 

Die  Bestimmungen  für  das  Verfahren  vor  den  Landhauptleuten 
und  Stadtrichtern  sind  kürzer  gefasst  und  unterscheiden  sich  wesent- 
lich dadurch,  dass  beim  Einspruch  das  Ausbleiben  des  Beklagten  ent- 
schuldigt sein  muss,  und  der  Richter  den  Einspruch  nur  zulässt,  wenn 
er  die  Entschuldigungsgründe  gelten  lässt.^) 

Wenn  bei  einer  Klage  gegen  einen  Arbeiter  auf  dem  Lande 
aus  einem  schriftlichen  Kontrakt  das  zu  Gunsten  des  Klägers  lautende 
Versäumnissurtheil  in  Folge  des  Einspruchs  aufgehoben  wird,  so  hat  der 
Kläger,  wenn  er  zur  Verhandlung  nicht  erschienen  war,  das  Appellations- 
recht auch  in  dem  Falle,  wo  sonst,  der  Summe  nach  Appellation  aus- 
geschlossen ist.  Diese  Regel  gilt  auch  im  firiedensrichterlichen  Ver- 
fahren. ^) 

Das  Versäumnissverfahren  vor  den  Landhauptleuten  und  Stadt- 
richtern ist  auch  dadurch  beschränkt,  dass  sie  nicht  zuständig  sind  bei 
Klagen  gegen  Personen,  deren  Aufenthaltsort  unbekannt  ist.^) 

§38. 

C.  Urtheile,  die  eine  bloss  prinzipielle  Entscheidung  in  Sachen 

um  Ersatz  von  Schaden,  Kosten  und  Einnahmen  enthalten. 

C.P.O.  896-923. 

Die  Artikel  896  ff.  finden  sich  in  der  russischen  Civilprozessordnung 
im  Abschnitt  über  die  Exekution  der  Urtheile  und  tragen  die  Ueber- 
schrift:  „Ausführungs verfahren  bei  Berechnung  von  Schaden,  Einnahmen 
und  Kosten".  Es  handelt  sich  aber  in  diesen  Artikeln  nicht  um  Aus- 
führung des  Urtheils,  sondern  um  Präzisirung  desselben,  um  festzu- 
stellen, was  beigetrieben  werden  soll. 

Ist  ein  Anspruch  sowohl  seinem  Grunde,  als  seinem  Betrage  nach 
streitig  (Ersatz  von  Schaden,  Rückerstattung  von  Einnahmen  oder  Ge- 
richtskosten, Rechnungslegung)  und  „findet  das  Gericht  es  nicht  mög- 
lich, bei  der  Entscheidung   sofort   die  Summe   des  Zuerkannten  festzu- 


»)  735. 

')  Nach  baltischem  Privatrecht  tritt  diese  Folge  nicht  ein.    Art.  1841. 
3)  Die  Art  145-146,  148—155   sind   ein   fast  wörtlicher  Abdruck  der  Art.  718 
bis  734. 

*)  Art.  147. 

*)  Regeln  96. 

«)  Regeln  99.    C.P.O.  155,  1. 

')  Siehe  oben  §  7  S.  587. 

42* 
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stellen",  so  kann  der  Sieger  entweder  seine  Forderung  durch  eine  neue 
Klage  (Gerichtskosten  im  Laufe  von  sechs  Monaten  vom  Tage  der 
Rechtskraft  des  Urtheils,  921),  oder  auf  dem  Wege  des  „AusfÜhrungs- 
(Rechnungs-)  Verfahrens"  bei  demselben  Gericht  geltend  machen.  Im 
letzteren  Fall  muss  er  den  Antrag  im  Laufe  dreier  Monate  (um  Gerichts- 
kosten in  14  Tagen)  vom  Tage  der  Rechtskraft  des  Urtheils  an  stellen.  ^) 
„Auf  dieses  Verfahren  werden  die  Bestimmungen  über  das  ordentliche  Ver- 
fahren angewandt",^)  jedoch  mit  folgenden  Ausnahmen:  Der  Antrag 
muss  eine  Berechnung  der  geforderten  Summe  enthalten,  ausgenommen, 
wo  Rechnungslegung  gefordert  wird.  Bei  Ersatzforderung  von  Schaden 
kann  nur  solcher  gefordert  werden,  der  im  Laufe  des  ersten  Verfahrens 
angemeldet  worden  ist.*)  Der  Beklagte  erhält  zur  Beantwortung  eine 
Frist  von  14  Tagen,*)  und  in  Sachen  wegen  Rückerstattung  von  Ein- 
nahmen und  Rechnungslegung  von  drei  Monaten.  ^)  Nach  Einlaufen  der 
Antwort  oder  Ablauf  der  Frist  wird  ein  Rechnungsverfahren  vor  einem 
Gerichtsmitglied  angesetzt,^)  nach  dessen  Beendigung  eine  mündliche  Ver- 
handlung vor  dem  Gericht  über  das  behandelte  Material  stattfindet; 
Vertagung  zur  Beschaffung  neuer  Beweismittel  ist  nicht  gestattet.  Ein 
Ausbleiben  des  Beklagten  hindert  die  Entscheidung  nicht.  Sie  erhält 
dadurch  auch  nicht  den  Charakter  eines  Versäumnissurtheils,  es  sei 
denn,  dass  der  Beklagte  nachweist,  er  habe  die  Ladung  nicht  erhalten. 
Li  diesem  FaUe  erfolgt  eine  neue  Verhandlung.^ 

Der  Beklagte,  der  dieses  Verfahren  vermeiden  will,  kann  vor  dem- 
selben die  Summe,  die  er  zur  Befriedigung  des  Klägers  genügend  er- 
achtet, beim  Gericht  einzahlen  oder  sicherstellen.  Besteht  der  Kläger 
trotzdem  auf  der  Verhandlung  und  wird  ihm  schliesslich  vom  Gericht 
nicht  mehr  zuerkannt  als  Beklagter  eingezahlt  oder  sichergestellt  hat, 
so  wird  Kläger  in  die  Kosten  dieses  Verfahrens  verurtheilt.  ^) 

Ist  der  auf  Rechnungslegung  Beklagte  überhaupt  nicht  erschienen, 
so  stellt  der  Kläger  eine  annähernde  Berechnung  auf.  Das  Gericht 
entscheidet  nach  seinem  Ermessen  und  kann  auf  Antrag  sofortige  Exe- 
kution verfügen,  deren  Ausführung  der  Beklagte  nur  hindern  kann, 
wenn  er  im  Laufe  eines  Monats  vom  Tage  der  Zustellung  des  Exe- 
kutionsmandats, die  geforderte  Abrechnung  oder  Rechenschaft  einreicht 
und  um  neue  Verhandlung  bittet.  In  diesem  Fall  wird  das  in  seiner 
Abwesenheit  gefällte  Urtheil  hinfällig,  es  kann  aber  dem  Kläger  jetzt 
auch  mehr  zuerkannt  werden,  als  er  ursprünglich  gefordert  hat.^) 

In  Sachen  um  Ersatz   der  Gerichtskosten   muss    der   Kläger    eine 


>)  896, 

899. 

»)  897. 

')  900, 

902. 

.  *)  901. 

*)  903. 

«)  904- 

-906. 

')  907- 

-909. 

8)  912, 

913. 

^911, 

914,  915. 
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genaue  Rechnung  einreichen,  mit  Belägen  aus  den  Akten.  In  dem  Ur- 
theil,  das  auf  Grund  eines  solchen  „Ausführungsverfahrens"  erlassen 
wird,  muss  zugleich  definitiv  über  die  Kosten  desselben  entschieden 
werden.  ^)  Eine  Appellation  gegen  ein  solches  Urtheil  ist  binnen  Monats- 
firist  gestattet.^ 

§  39. 
Abtheilung  III.   Das  yerkfirzte  Yerfahren. 

C.P.O.  74,  348—366. 

Das  verkürzte  Verfahren  ist  kein  ausserordentliches  oder  summa- 
risches Verfahren.  Es  unterscheidet  sich  vom  ordentlichen  nur  dadurch, 
dass  auf  die  Klage  die  Parteien  zu  einem  mit  kurzer  Frist  anberaumten 
Termin  geladen  werden  (sieben  Tage  bis  ein  Monat,  in  dringenden  Fällen 
kürzer),^)  und  dass  die  schriftliche  Vorbereitung  wegfällt.*)  Die 
Fristen  sind  kürzer  bemessen  und  eine  Vertagung  wird  schwerer  ge- 
währt.^) Die  wichtigste  Bestimmung  enthält  Art.  365  C.P.O.:  „Ueberall, 
wo  keine  besonderen  Bestimmungen  vorhanden  sind,  gelten  die  Regeln 
des  ordentlichen  Verfahrens."^ 

Im  verkürzten  Verfahren  müssen  verhandelt  werden:  Art.  349. 
1)  Forderungen  auf  Bezahlung  kreditirter  Waare  und  aus  Sach-  und 
Dienstmiethe;  2)  Forderungen  aus  dem  Depositum;  3)  Klagen  auf  Er- 
füllung von  Verträgen  und  Verbindlichkeiten;  4)  Forderungen  auf 
Ersatz  zugefügten  Schadens  und  in  Folge  widerrechtlichen  Besitzes, 
wenn  damit  nicht  verbunden  sind  Streitigkeiten  über  Eigenthum  von 
Immobilien;  5)  Streitigkeiten,  die  aus  der  Exekution  der  Urtheile  ent- 
stehen; 6)  Streitigkeiten  Ober  Privilegien;  7)  Handelssachen  da,  wo 
keine  Kommerzgerichte  bestehen;  8)  in  den  baltischen  Provinzen 
Klagen  auf  Alimente.    (C.P.O.  1816). 

Im  verkürzten  Verfahren  können  nicht  verhandelt  werden:  1)  Sachen 
des  Fiskus  und  diesen  gleichgestellte;  2)  Schadenersatzklagen  gegen 
Beamte  und  Richter.^ 

Abtheilung  IT.   Beehtsmittel. 

§40. 

!•  Allgemeines. 
Die  Rechtsmittel  werden  in  der  russischen  Civilprozessordnung  unter 
dem  Titel:  „Anfechtung  des  Urtheils"  behandelt.     In  diesem  Abschnitt 

»)  917,  920,  922. 

^  928. 

3)  350-352. 

^)  Unter  Umständen  jedoch  kann  den  Parteien  nachträglich  doch  noch  ein  Schriften* 
Wechsel  auferlegt  werden.    362. 

*)  356,  357. 

^)  Die  Vorschrift,  dass  die  Parteien  yerpflichtet  sind,  alle  Urkunden  sofort  ein- 
zureichen, unterscheidet  sich  nur  im  Wortlaut  von  der  des  ordentlichen  Verfahrens, 
eine  Präklusion  ist  an  dieselbe  nicht  geknüpft. 

^  Von  den  19  Artikeln  (C.P.O.  74,  348—365)  sind  7  aufgehoben  (an  SteUe  dieser 
Artikel  ist  das  „Vereinfachte  Verfahren**  getreten;  siehe  weiter  unten  §  47  S.  666)  und 
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bezeichnet  jedoch  die  Civilprozessordnung  nur  die  Appellation  und  das 
„Gesuch  um  Aufhebung  des  Urtheils"  als  „Rechtsmittel", ')  behan- 
delt darin  aber  auch  die  Sonderbeschwerde,  die  ausserdem  in  vielen 
Bestimmungen  über  das  Verfahren  vorkommt.  Unter  der  Bezeichnung 
„Aufhebung  des  Urtheils"  werden  verschiedene  Rechtsmittel  zu- 
sammengefasst :  „Kassation",  „Wiederaufnahme  des  Verfahrens", 
„Gesuch  eines  Dritten,  am  Prozess  bisher  Unbetheiligten". 
Durch  die  erstere  wird  das  Urtheil  wegen  formeller,  durch  die  zweite 
wegen  materieller  Mängel  angegriffen.  Durch  das  Gesuch  eines  Dritten, 
am  Prozess  bisher  ünbetheiligten,  sollen  Rechte  desselben  geschützt  werden, 
die  durch  das  Urtheil  verletzt  worden  sind.  Wir  haben  also  fünf  Rechts- 
mittel: die  Appellation  gegen  Urtheile  erster  Instanz,  die  Sonder- 
beschwerde gegen  Sonderbescheide,  die  Kassation  gegen  endgültige 
Urtheile  aus  formellen  Gründen,  die  Wiederaufnahme  des  Ver- 
fahrens gegen  rechtskräftige  Urtheile  aus  materiellen  Gründen,  das 
Gesuch  eines  Dritten,  am  Prozess  bisher  Ünbetheiligten  um 
Aufhebung  des  Urtheils,  weil  seine  Rechte  verletzt  seien,  obwohl  ^ 
an  dem  Prozess  nicht  Theil  genommen  habe.  Hierzu  kommt  als  ein 
sechstes  Rechtsmittel  der  Einspruch  gegen  Versäumnissurtheile,  ein 
vor  der  Appellation  zulässiges  Rechtsmittel.  2) 

Von  den  Rechtsmitteln  haben  die  fünf  ersten  Devolutiveffekt,  das 
sechste  nicht.  Die  Appellation,  der  Einspruch  und  die  Sonderbeschwerde 
wegen  Inkompetenz  des  Richters  und  gegen  Aufhebung  einer  Sicher- 
stellung und,  seit  dem  Gesetze  vom  8.  Juni  1893,^  die  Kassation  in 
Sachen  des  Fiskus,  in  Landvermessungssachen,  in  Sachen  uneheücher 
Geburt  und  in  Ehesachen  der  Raskolniken  haben  Suspensiveffekt,  die 
anderen  nicht.*)  Von  diesen  sechs  Rechtsmitteln  sind  die  Appellation 
und  die  Kassation  die  wichtigsten  zur  Regelung  der  Praxis  und  zum 
Schutz  der  Parteienrechte. 

Ueber  die  Anwendung  der  Rechtsmittel  disponiren  die  Parteien. 
Die  Parteien  können  das  Mittel  nur  im  eigenen  Interesse  gegen  Ent- 
scheidungen, die  ihre  Rechte  verletzen,  anwenden  und  nur  auf  solche 
gründen.^)  Der  Prokureur  ist  zur  Ergreifung  eines  Rechtsmittels  nur 
befugt,  wo  er  dazu  im  Gesetz  ausdrücklich  bevollmächtigt  ist.^)  Das 
Verfahren  ist  fast  vollständig  schriftlich;^  die  Gegenwart  der  Parteien 
bei  der  Verhandlung  und  ihre  Theilnahme  ist   zulässig,    aber   ihre  Ab- 


die  übrigen  elf  enthalten  das  oben  Angegebene  nnd  die  Bestimmang,  dass  alle  Sachen 
im  verkürzten  Verfahren  verhandelt  werden  kOnnen,  wenn  die  Parteien  darüber  einig 
sind  und  das  Gericht  kein  Hindemiss  findet 

»)  792. 

')  Siehe  S.  650. 

*)  Siehe  unten  Kassation  §  43  S.  659. 

*)  787.    Siehe  unten  S.  660. 

*)  Kas8.Entsch.  1872,  705. 

«)  Siehe  oben  S.  584. 

')  Siehe  oben  §  3  S.  573. 
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Wesenheit  hindert  weder  den  Vortrag  der  Sache,  noch  die  Entscheidung 
und  hat  keinen  Einfluss  auf  den  Charakter  der  letzteren,  i) 

2.   Appellation. 

CP.O.  11,  12,  743-782,  162-184.    Regeln  111—128. 

a)  Zulässigkeit  und  Wirkung. 

Appellation  kann  gegen  jedes  nicht  endgültige  ürtheil  (§  36,  1) 
eingelegt  werden,  auch  gegen  Urtheile,  die  einen  Anspruch  nur  im 
Prinzip  entscheiden,  und  gegen  Versäumnissurtheile. 2) 3)  Gegen  die 
Entscheidung  im  vereinfachten  Verfahren  und  im  Urkundenprozess*) 
ist  keine  Appellation  zulässig,  ebenso  wenig  gegen  Sonderbescheide^ 
welcher  Art  sie  auch  seien.  0) 

Die  Appellation  muss  innerhalb  der  definitiven  Frist  von  einem 
Monat  gegen  Urtheile  der  Friedensrichter,  Landhauptleute,  Stadtrichter, 
Kreisglieder  des  Bezirksgerichts  und  im  verkürzten  Verfahren,  von  vier 
Monaten  gegen  Urtheile  der  Bezirksgerichte  im  ordentlichen  Verfahren 
eingelegt  werden,  gerechnet  bei  Urtheilen  der  Friedensrichter  u.  s.  w, 
von  der  Verkündung  der  Resolution,  der  Bezirksgerichte  von  der  Publi- 
kation des  ausführlichen  Urtheils.^) 


^)  770.  Seit  dem  Gesetz  Tom  17.  Januar  1878  nicht  mehr;  vgl.  §  44  S.  664^ 
Wiederaufnahme  des  Verfahrens. 

^  Bei  letzteren  kann  sie  nach  Zurückweisung  des  Einspruchs  ergriffen  werden, 
vorher  ergriffen,  schliesst  sie  den  Einspruch  aus. 

3)  743,  733,  734,  923,  154—155, 1. 

^)  Siehe  unten  §§  48  u.  49  S.  669. 

^)  Die  Frage,  ob  auf  die  Appellation  und  überhaupt  auf  die  Einlegung  eines  Rechts- 
mittels rechtsgültig  verzichtet  werden  könne,  ist  in  der  CP.O.  nicht  berührt.  Vom 
Wesen  des  Privatrechts  und  speziell  der  prozessualen  Rechte,  deren  Verwirklichung  vom 
Ermessen  des  Berechtigten  abhängt,  ausgehend,  müsste  diese  Frage  auch  nach  der 
CP.O.  bejaht  werden.  Doch  wäre  zu  unterscheiden  zwischen  dem  Verzicht  in  ab- 
stracto und  dem  in  concreto.  Der  erste  erscheint  unzulässig,  weil  es  ein  Verzicht  ist, 
dessen  Tragweite  gar  nicht  übersehen  werden  kann,  der  zweite  dagegen  muss  als  zu- 
lässig anerkannt  werden.  Der  Senat  hat,  ohne  diesen  Unterschied  ausdrücklich  zu 
machen,  stets  die  Ansicht  vertreten,  dass  niemand  auf  sein  Recht,  zu  klagen,  rechts- 
verbindlich verzichten  könne,  sowie  dass  eine  allgemeine  Abmachung,  zukünftige  Streitig« 
keiten  durch  ein  Schiedsgericht  zu  erledigen,  nicht  bindend  sei.  Dagegen  ist  der  Schieds- 
vertrag in  concreto  verbindlich  und  hindert  die  Elageerhebung  (siehe  unten  §  50  S.  672). 
Bei  dem  Vorherrschen  der  formalistischen  Auffassung  des  Rechts  in  den  russischen 
Gerichten,  nach  der  eigentlich  nur  der  Satz,  der  durch  einen  Gesetzesartikel  belegt  werden 
kann,  anerkannt  wird,  erkennt  die  Praxis  die  Rechtsverbindlichkeit  eines  Verzichts  auf 
ein  bestimmtes  Rechtsmittel  nicht  an,  selbst  da  nicht,  wo  der  Gegner  ihn  ausspricht, 
um  die  sofortige  Exekution  zu  ermöglichen.  Begründet  wird  dies  damit,  im  Gesetz 
bestehe  keine  Vorschrift  darüber,  also  gebe  es  einen  solchen  Verzicht  gar  nicht.  Der 
Senat  hat  einmal  (Eass.Entsch.  1871,  232)  in  diesem  Sinne  entschieden:  obwohl  der 
Vertreter  verzichtet  habe,  habe  die  Partei  das  Recht,  zu  appelliren.  Ein  anderes  Mal 
hat  er  den  Verzicht  anerkannt  (Eass.Entsch.  1876,  290),  allein  seine  Entscheidung 
derart  verklausulirt,  dass  aus  derselben  ein  auf  andere  Fälle  anwendbarer  Schluss  un- 
zolässig  und  vielmehr  der  Satz  von  der  Unverbindlichkeit  eines  Verzichts,  als  auch 
vom  Senat  anerkannt  erscheint. 

«)  162,  748,  749.    Regeln  111.    Vgl.  S.  589  Note  2. 
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Die  Einlegung  der  Appellation  bringt  die  Sache  zur  Entscheidung 
des  Obergerichts  und  hindert  die  Rechtskraft  des  Urtheils  erster  Instanz, 
so  weit  es  angefochten  ist;  die  nicht  angefochtenen  Theile  des  Urtheils 
dagegen  können  die  Rechtskraft  beschreiten  und  auch  ausgeführt  werden, 
so  weit  eine  theilweise  Ausflihrung  des  Urtheils  der  Natur  der  Sache 
nach  möglich  ist.  Der  Gegner  kann  auch  in  der  Antwort  auf  die 
Appellationsschrift  seinerseits  appelliren,  und,  wenn  eine  Partei  aus 
mehreren  Personen  besteht,  so  kann  jeder  Betheiligter  im  Laufe  der 
dem  Appellaten  gewährten  Antwortsfrist  sich  der  Appellation  desselben 
anschüessen.  ^)  Die  Appellation  hindert  die  Vollstreckung  des  Urtheils. 
falls  nicht  vorläufige  Vollstreckbarkeit  verfügt  worden  ist.^') 

b)  Verfahren. 

Das  Verfahren  ist  im  Allgemeinen  dasselbe  wie  in  der  ersten  Instanz. 

Das  Appellationsgesuch  wird  dem  Unterrichter  übergeben;  in  dem- 
selben muss  angegeben  sein:  ob  das  ganze  Urtheil  oder  nur  ein  Theil 
angefochten  wird,  welchen  Thatsachen  oder  Gesetzen  das  Urtheil  wider- 
spreche, das  Petitum,  der  Wohnort  des  AppeDanten;  im  Uebrigen  muss 
es  den  Formalien  eines  Klagegesuchs  entsprechen.  Das  Gesuch  wird 
zurückgegeben,  wenn  die  Frist  versäumt  oder  der  Vertreter  nicht 
bevollmächtigt  ist,  wogegen  Beschwerde  in  einwöchiger  Frist  zulässig 
ist.  Das  Gesuch  wird  beanstandet,  wenn  das  Stempelgesetz  nicht 
beachtet,  Gerichtsgebühren  oder  Abschriften  in  gesetzlicher  Anzahl  nicht 
beigelegt  sind.  Ergänzung  ist  zulässig  bis  zum  Ablauf  der  Appella- 
tionsfrist, eventuell  in  Ttägiger  Frist.*)  Nach  Annahme  des  Gesuchs 
wird  die  Abschrift  dem  Gegner  zugestellt,  der  in  einmonatlicher  und 
etwa  hinzukommender  Werstfrist  seine  Antwort  dem  Appellhof  einzu- 
senden hat;  doch  wird  die  Antwort  auch  bis  zum  Tage  der  Gerichts- 
verhandlung entgegengenommen,  nur  kann  dann  Appellant  um  Ver- 
tagung bitten.^)  Die  Appellationsklage  mit  den  Akten  wird  dem  Ober- 
gericht eingesandt.*) 

Restitution  der  Frist  kann  der  Unterrichter  ertheilen  beim  Ver- 
fahren gelegentlich  der  Einreichung.  ^) 


>)  760,  761,  764,  766. 

*)  Siehe  nnten  S.  680. 

^)  Hat  bei  mehreren  Theilnehmem  nur  einer  appellirt,  ohne  dass  sich  die  anderen 
angeschlossen  haben,  so  kann  das  Urtheil  für  diese  rechtskräftig  werden,  selbst  wenn 
es  zu  Gunsten  jenes  aufgehoben  und  durch  ein  ihm  gdnstiges  ersetzt  wird«  ihre  Rechte 
mögen  noch  so  gleichartig  sind.  Nur  wo  es  sich  um  einen  ungetheilten  Gegenstand 
(Erbschaft)  oder  um  Ansprüche  handelt,  deren  Träger  durch  solidarische  Verantwort- 
lichkeit mit  einander  verbunden  sind,  nützt  die  Entscheidung  des  einen  auch  den  an- 
deren, selbst  wenn  sie  sich  seiner  Appellation  nicht  angeschlossen  hatten  (Eass.£ntsch. 
1867,  136;  1870,  562). 

*)  744,  745,  746,  755—757,  163,  164. 

^)  Freilich  soll  in  der  Praxis  eine  solche  Vertagung  häufig  auch  nicht  gewährt 
werden. 

«)  758-762,  165,  170. 

'^  778-782,    Vgl.  §  20  S.  617. 
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Die  Parteien  müssen  am  Gerichtsort  ihr  Domizil  nehmen,  sonst 
wird  alles  an  sie  Gerichtete  in  der  Kanzlei  deponirtJ)  Nach  Empfang  der 
Antwort  oder  Ablauf  der  Frist  beraumt  der  Präsident  (ohne  besonderen 
Antrag)  den  Verhandlungstermin  an,  zu  dem  die  Parteien  geladen  werden. 
Die  Verhandlung  ist  wie  in  erster  Instanz,  2)  nur  dass  das  Nicht- 
erscheinen einer  oder  beider  Parteien  keinen  Einfluss  auf  den  Fortgang 
der  Sache  hat,  keinen  Stillstand  hervorruft. 8)*)  Klageänderung  ist  ver- 
boten, d.  h.  sie  ist  unter  denselben  Voraussetzungen  zulässig,  wie  in 
der  ersten  Instanz. ^)  Neue  Beweismittel  sind  zulässig,  so  dass  dem 
Obergericht  ein  ganz  anderes  Material  zur  Entscheidung  vorliegen  kann.^) 

Innerhalb  der  durch  die  Anträge  der  Parteien  bestimmten  Grenzen 
findet  der  Rechtsstreit  vor  dem  Appellationsgericht  statt.  Das  ange- 
fochtene Urtheil  bildet  den  Ausgangspunkt  der  Verhandlung  und  das 
Oericht  geht  nur  auf  die  Verhandlung  der  Theile  ein,  die  von  der  einen 
oder  anderen  Seite  angefochten  sind.^  Die  Fällung  des  Urtheils  ge- 
schieht wie  in  der  ersten  Instanz,  nur  muss  im  ürtheil  direkt  ausge- 
sprochen sein,  ob  das  Urtheil  des  Unterrichters  ganz  oder  theilweise 
aufgehoben  oder  bestätigt  wird.  Im  Falle  der  Aufhebung  des  Urtheils 
muss  auch  entschieden  werden,  wem  die  Kosten  des  Verfahrens  in 
erster  Instanz  aufzuerlegen  sind.^)^)  Zur  Ausführung  wird  das  Ur- 
theil dem  ünterrichter  zugesandt.*^ 

8.  Sonderbesohwerde.^^) 

C.P.O.  783-791,  166—169.    Regeln  115. 

Die  Sonderbeschwerde  kann  getrennt  von  der  Appellation  und  vor 
derselben  eingelegt  werden  in  den  Fällen,  wo  sie  durch  besondere  ge- 
setzliche Vorschrift  für  zulässig  erklärt  ist:'^)  1)  Im  Fall  eines  Kompe- 
tenzstreits  und  Kompetenzkonflikts  (232,  239);   2)  im  Fall   der  Nicht- 


^)  763. 

3)  777,  171. 

3)  767—771,  172—184. 

^)  Hat  Appellant,  weU  ihm  die  schriftliche  Antwort  des  Appellaten  erst  im  Ter- 
min selbst  zugestellt  wurde,  eine  Vertagung  verlangt,  so  wird  nichts  dagegen  einzu- 
wenden sein,  dass  er  eine  schriftliche  Erwiderung  dagegen  einreicht.  Die  Praxis  ist 
jedoch  schwankend. 

5)  747. 

ß)  Ka8s.Entsch.  1867,  244;  1868,  122,  719;  1869,  12,  287,  363,  510,  948,  999; 
1870,  1120  und  viele  andere. 

')  772,  773. 

8)  774—776. 

^)  Das  Appellationsgericht  muss  die  Sache  positiv  entscheiden,  wie  unvollständig 
das  Verfahren  in  erster  Instanz  auch  gewesen  sein  möge,  und  hat  nicht  das  Recht,  die 
Sache  zur  Verhandlung  und  Urtheilsföllung  an  das  Untergericht  zurückzusenden  (772). 

w)  775. 

")  Annenkow,  IV,  S.  382—408;  Malyszew,  11,  S.  258—272;  Holmsteen, 
S.  803-305,  670. 

^)  783.  Hier  sind  jedoch  nicht  alle  hierhergehörigen  Artikel  angefflhrt,  es  fehlen 
232,  268. 
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annähme  eines  Gesuchs  (Klage  268,  Einspruch  730,  Appellation  757, 
Verweigerung  der  Restitution  der  Appellationsfrist  780);  3)  im  Fall 
der  Ablehnung  der  Perhorreszirung  eines  Richters  (in  Stägiger  Prist^ 
673 — 676);  4)  wegen  Zulassung  einer  verzögerlichen  Einrede  (571,586); 
5)  wegen  Ablehnung  der  Einrede  der  Inkompetenz  (7  tägige  Frist,  587, 
588) ;  6)  gegen  den  Sonderbescheid  über  Sicherstellung  eines  Anspruchs 
(596)  und  gegen  Aufhebung  einer  Sicherstellung  mit  Suspensivkraft 
(597);   7)  wegen  Zulassung  oder  Abweisung  der  Adzitation  (664).^) 

Eine  Beschwerde  über  Verzögerung  der  Justiz  kann  jeder  Zeit 
direkt  beim  Obergericht  angebracht,  die  Beschwerde  über  Rückgabe 
einer  Beschwerde  auch  direkt  beim  Obergericht  eingereicht  werden.^ 

Die  Beschwerde  gegen  Sonderbescheide  des  Gerichts  oder  des  Prä- 
sidenten^) geht  an  das  Obergericht,  wird  aber  beim  Untergericht  ein- 
gereicht, und  zwar  in  2  wöchentlicher  Frist  vom  Tage  der  Eröfthung 
oder  der  Kenntniss.'*)  Wenn  sie  die  Parteienrechte  des  Gegners  be- 
trifft, muss  eine  Kopie  ^)  beigelegt  werden,  die  dem  Gegner  zugestellt 
wird;  der  Gegner  hat  seine  Antwort  in  zweiwöchentlicher  Frist  einzu- 
reichen, worauf  sie  nebst  der  Klage  und,  wo  nöthig,  Aeusserung  des 
Gerichts  dem  Oberrichter  übersandt  wird.  Die  Entscheidung  des  Ober- 
richters wird  nach  allgemeinen  Grundsätzen  geßlllt,  publizirt  und  dem 
Untergericht  zugesandt.  ^) 

Im  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter,  den  Landhauptleuten, 
Stadtrichtern  u.  s.  w.  sind  Sonderbeschwerden,  getrennt  von  der  Appel- 
lation, nur  zulässig  wegen  Rückgabe  eines  Gesuchs,  wegen  Verfügung 
über  Sicherstellung  der  Klage  und  vorläufiger  Ausführung  eines  Ur- 
theils,  und  zwar  in  7tägiger  Frist.  "^ 

Sonderbeschwerden  gegen  Verfügungen  des  Appellhofs  sind  zu- 
lässig wie  im  Verfahren  in  erster  Instanz  und  werden  an  den  Senat 
gerichtet  und  von  demselben  entschieden. 


^)  Ausserdem  hat  der  Senat  entschieden  (1872,  542,  558),  dass  das  Verbot  Be- 
schwerde getrennt  von  der  Appellation  anzubringen,  sich  nur  auf  die  Fslle  beziehen 
könne,  wo  noch  eine  Appellation  mOglich  sei ;  wo  aber  durch  einen  Sonderbescheid  d&s 
Verfahren  abgeschnitten  werde,  da  müsse  eine  Sonderbeschwerde  gegen  solche  Ent- 
scheidung zulässig  sein  (z.  B.  Aufhebung  des  Verfahrens).  Hier  hat  der  Senat  die  Zq- 
lässigkeit  der  Beschwerde  ausgedehnt.  In  einem  anderen  Fall  hat  er  in  beschranken- 
dem Sinne  entschieden.  Das  Gesetz  sagt:  „in  gewissen  Fälle  ist  eine  Sonderbeschwerde 
getrennt  von  der  Appellation  zulässig",  also  soUte  man  schliessen,  um  so  mehr  ist  sie 
zugleich  mit  der  Appellation  zulässig  und  kana,  wenn  sie  nicht  getrennt  eingereicht 
wurde,  bei  der  Appellation  vorgebracht  werden.  Der  Senat  hat  jedoch  entschieden, 
dass  in  solchem  Fall  die  Beschwerde  versessen  sei  (Kass.Entsch.  1872,  803;  1876,  182; 
1880,  20,  283;  1882,  23,  101). 

»)  784,  785,  166.    Regeln  115. 

«)  Kass.Entsch.  1876,  396. 

*)  784,  785,  786. 

^)  Kopie  des  Bescheides,  gegen  den  die  Beschwerde  gerichtet  ist,  wird  nach  Ent- 
scheidung des  Senats  nicht  verlangt. 

6)  788—791. 

')  Einreichung  und  Verfahren  wie  oben.    166 — 169.    Regeln  115. 
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§43. 

4.  Kassation.^) 
C.P.O.  792,  793,  796—804,  808-815,  189-194.    Regeln  129-137. 

a)  Zulässigkeit. 

Nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  ist  Kassation  nur  zulässig  gegen 
endgültige  ürtheile,  d.  h.  gegen  solche,  wider  die  keine  Appellation 
mehr  möglich  ist.  üeherall  ist  nur  von  Urtheilen,  nicht  von  Sonder- 
bescheiden die  Rede.  Allein  es  giebt  auch  Sonderbescheide,  auf  die 
keine  Appellation  mehr  folgt  und  die  den  weiteren  Fortgang  der  Sache 
abschneiden;  gegen  solche  ist  nach  Entscheidung  des  Senats  gleichfalls 
Kassation  zulässig.  2) 

Die  Kassation  ist  zulässig :  ^)  1)  im  Fall  offenbarer  Verletzung  des 
direkten    Sinnes   des   Gesetzes   oder   unrichtiger  Auslegung  desselben; 

2)  im  Fall  der  Verletzung  wesentlicher  Formen   des  Verfahrens,   deren 
Nichtbeobachtung  dem  Urtheil   die  Kraft   eines  Richterspruches  raubt; 

3)  im  Fall  der  Verletzung  der  Normen  über  die  sachliche  Zuständigkeit. 

Die  Kassation  der  endgültigen  Ürtheile  der  Friedensrichter  (in 
Sachen  bis  30  Rbl.  an  Werth)  geht  an  die  Friedensrichterversammlung, 
gegen  solche  Ürtheile  der  Landhauptleute  und  Stadtrichter  an  die 
Kreissession,  gegen  ürtheile  der  Kreissession  an  die  Gouvernements- 
session, gegen  ürtheile  der  Bezirksgerichte,  wo  sie  in  zweiter 
Instanz  über  ürtheile  ihrer  Kreisglieder  gesprochen  haben,  sowie  gegen 
ürtheile  der  Friedensrichterversammlungen  und  der  Appellhöfe 
an  den  Senat.*) 

Da  die  Kassation  nur  aus  den  oben  angeführten  Gründen  zulässig 
ist,  so  beschränkt  sich  das  Gericht  auf  die  Prüfung  der  Frage,  ob  bei 
der  Verhandlung  oder  Entscheidung  des  Rechtsstreits  ein  Verstoss  gegen 
Rechtsvorschriiten  stattgefunden  hat  oder  nicht.  Das  Gesuch  um  Kas- 
sation muss  daher  den  Nachweis  führen,  dass  ein  solcher  Verstoss  statt- 
gefunden habe,^)  dass  ein  Rechtssatz  falsch  interpretirt  worden,  dass 
die  für  diesen  Fall  geltende  Norm  nicht  oder  nicht  richtig  oder  eine 
nicht  hingehörige  Norm  angewandt  worden  sei.  Handelt  es  sich  um 
Verstösse  gegen  Formen  des  Verfahrens,  so  genügt  es  bei  Verstössen, 
die  in  der  Civilprozessordnung  als  Kassationsgrund  bezeichnet  sind,  den 
Verstoss  zu  konstatiren,  bei  allen  anderen  muss  der  Nachweis  geführt 
werden,    dass  sie  von  Einfluss  auf  das  Urtheil   gewesen   sein  konnten. 

1)  Annenkow,  IV,  S.  408— 425;  Holmsteen,  S.  292—303,  366—370;  Maly- 
szew,  II,  S.  273—334. 

')  Die  Auffassung  des  Senats  über  die  Zulässigkeit  der  Kassation  gegen  solche 
Sonderbescheide  ist  eine  sehr  schwankende  gewesen.  Seit  dem  Anfang  der  siebziger 
Jahre  ist  durch  Entscheidungen  des  Senats  festgesteUt,  dass  Kassation  eingelegt  werden 
kann  nicht  nur  gegen  Ürtheile,  sondern  auch  gegen  Sonderbescheide,  wenn  diese  eine 
Sache  endgültig  beendigen  (Ka8s.Ent8ch.  1872,  1137;  1874,  87  und  zahlreiche  andere, 
vgl.  bei  Dumaschewski  und  Borowikowski). 

3)  793.  186. 

*)  Siehe  oben  §  4  S.  576. 

*)  798. 
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Die  Einlegung  der  Kassation  ist  nur  zulässig  gegen  Urtheile  der 
Friedensrichter,  Landhauptleute,  Stadtrichter,  Kreisglieder  des  Bezirks- 
gerichts innerhalb  eines  Monats  vom  Tage  der  Verkündigung  der 
Resolution;  gegen  Urtheile  der  Friedensrichteryersammlung  resp.  des 
Bezirksgerichts  innerhalb  zweier  Monate;  gegen  Urtheile  der  Appell- 
höfe im  Laufe  von  vier  Monaten  vom  Tage  der  Publikation  des  aus- 
führUchen  Urtheils.^) 

b)  Verfahren. 

Die  Einreichung  des  Kassationsgesuchs  findet  in  derselben  Weise 
statt  wie  bei  der  Appellation,  nur  dass  die  Gerichtsgebühren  fortfallen, 
jedoch  ein  Succumbenzgeld  erlegt  wird,  und  zwar  bei  Gesuchen  gegen 
Urtheile  der  Friedensrichterversammlungen  im  Betrage  von  10  Rbl., 
bei  Gesuchen  gegen  Urtheile  der  Appellhöfe  von  100  Rbl.,  welches  ver- 
fällt, falls  das  Gesuch   abgewiesen  wird.^) 

Das  Kassationsgesuch  wird,  wie  das  Appellationsgesuch,  bei  dem 
Unterrichter  eingereicht,  der  über  die  Beobachtung  der  Formalien  wacht, 
und  die  Kopie  dem  Gegner  zufertigt,  dessen  Antwort  oder  Kassations- 
gesuch direkt  dem  Senat  eingereicht  werden  kann.  Wie  erwähnt,  hat 
die  Einreichung  des  Kassationsgesuchs  nach  den  Grundsätzen  der  Civil- 
prozessordnung  von  1864  keine  Suspensivkraft.  Im  Jahre  1893  wurde 
durch  Gesetz  vom  8.  Juni^)  bestimmt: 

1.  dass  in  Sachen  unehelicher  Geburt,  Scheidung  oder  Ungültig- 
keit der  Ehen  von  Raskolniken,^)  in  Land  Vermessungssachen  und  in 
Sachen  des  Fiskus  die  Urtheile  der  Appellhöfe  erst  rechtskräftig  werden 
nach  Ablauf  der  4  monatlichen  Kassationsfrist,  und  dass  in  diesen 
Sachen  der  Einlegung  der  Kassation  Suspensivkraft  beigelegt  werde; 

2.  dass  in  anderen  Fällen  der  Appellhof  auf  Antrag  des  Kassanten, 
wenn  die  sofortige  Ausführung  des  Urtheils  Veränderungen  an  dem 
Vermögensobjekt  herbeiführen  würde,  die  gar  nicht  oder  nur  schwer 
wieder  beseitigt  werden  könnten,  die  Suspendirung  der  Ausführung  des 
Urtheils  verfügen  könne; 

3.  dass  eine  solche  Suspendirung  unzulässig  sei,  a)  wenn  der  AppeU- 
hof  ein  Urtheil  des  Bezirksgerichts  bestätigt  habe,  bei  welchem  dieses 
die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  verfügt  habe,  —  b)  wenn  die  überein- 
stimmenden Urtheile  beider  Instanzen  ganz  oder  theilweise  dem  Kläger 
Forderungen  zugesprochen  hätten,  die  ihm  bereits  im  vereinfachten  Ver- 
fahren zuerkannt  worden  seien; 


^)  Die  Anschliessung  der  BetheUigten  an  ein  bereits  eingereichtes  Eassations- 
gesuch  wird  in  der  Praxis  nicht  gestattet,  weil  das  Gesetz  die  Zolässigkeit  nicht  direkt 
ausgesprochen  hat.  Jeder  muss  also  ein  eigenes  Gesuch  einreichen  und  das  Succnni' 
benzgeld  bezahlen.  Das  Recht,  Kassation  einzulegen,  geht  weder  durch  Verzicht,  noch 
durch  Vertrag  verloren  (vgl.  Appellation  oben  S.  655  Note  5). 

»)  Siehe  oben  §  18  S.  614. 

3)  C.P.O.  Fortsetzung  von  1893.    Art.  814,  1—6;  1295,  1. 

*)  Es  sind  das  die  einzigen  Ehescheidungssachen,  in  denen  bürgerliche  Gerichte 
zuständig  sind. 
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4.  dass  der  in  zweiter  Instanz  verurtheilte  Beklagte  (auch  vor  der 
Einlegung  der  Kassation,  bei  solchen  Urtheilen,  auf  die  die  oben- 
angefOhrten  Bestimmungen  keine  Anwendung  finden,  wo  also  die  Ur- 
theile  sofort  rechtskräftig  wtirden)  darum  nachsuchen  könne: 

a)  dass  auf  das  dem  Kläger  zu  übergebende  Immobile  ein  Ver- 
äussenings-  und  Deteriorirungsverbot  gelegt,  ihm  verboten  würde,  Ver- 
träge über  dieses  Immobile  anders  als  mit  der  Klausel  abzuschliessen, 
dass  im  Fall  der  Aberkennung  des  Immobiles  der  Vertrag  hinfällig  werde; 

b)  dass,  wo  in  Folge  des  angefochtenen  Urtheils  Mobilien  dem 
Kassaten  übergeben  würden,  Kaution  geleistet  werden  müsse,  oder  dass, 
falls  diese  Mobilien  einen  künstlerischen  oder  Affektionswerth  hätten, 
dieselben  als  Depositum  zu  übergeben  seien; 

c)  dass,  falls  der  Kläger  keine  Sicherheit  leiste,  die  beigetriebene 
Summe  bis  zur  Entscheidung  der  Kassationsklage  in  der  Rentei  oder 
einer  Kreditanstalt  deponirt  werde; 

d)  dass  der  Verkauf  eines  zum  öffentlichen  Ausbot  gestellten  Im- 
mobiles oder  von  Mobilien  mit  besonderem  künstlerischen  oder  Affektions- 
werth verschoben  werde. 

Diese  letzteren  Massregeln  können  auch  vom  Präsidenten  des  Ge- 
richts, bei  dem  der  Verkauf  stattfinden  soll,  verfügt  werden.  Der  An- 
trag unter  c  kann  an  den  Gerichtsvollzieher  gerichtet  werden.  Der 
Kläger  hat  jedoch  ein  Vorzugsrecht  auf  diese  deponirten  Summen,  gegen- 
über anderen  Gläubigern  des  Beklagten,  deren  Forderungen  erst  nach 
der  Deponirung  gegen  diese  Summen  geltend  gemacht  worden  sind. 
Ebenso  hat  der  Beklagte,  im  Fall  er  im  Kassationsverfahren  siegt,  ein 
Vorzugsrecht  vor  anderen  Gläubigem  des  Klägers  auf  die  zu  seinen 
Gunsten  bestellte  Kautionssumme. 

Das  Verfahren  im  Senat  wird  ganz  von  der  Schriftlichkeit  be- 
herrscht; es  wird  bei  der  Entscheidung  nur  das  berücksichtigt,  was 
sich  in  den  Akten  vorfindet.  Die  Parteien  werden  zu  den  Sitzungen 
nicht  geladen,  sie  können  aber  erscheinen,  jedoch  ist,  was  sie  mündlich 
vorbringen,  ganz  ohne  Bedeutung  und  wird,  wenn  es  nicht  in  ihrer 
Kassationsklage  oder  in  den  nachträglichen  Ergänzungen,  die  ohne 
Weiteres  entgegengenommen  werden,  enthalten  ist,  gar  nicht  berück- 
sichtigt.')  Der  Schwerpunkt  des  Verfahrens  liegt  in  der  mehr  oder 
weniger  sorgfältigen  Durcharbeitung  der  Akten,  zuerst  durch  die  Pro- 
kuratur  und  sodann  durch  den  vortragenden  Senator.  Daher  kommt 
es  hauptsächlich  auf  Vollständigkeit  der  Akten  an.  Die  mündliche  Ver- 
handlung der  Parteien  vor  Gericht  hat  im  Senate,  abgesehen  von  einigen 
causes  c61febres,  von  Anfang  an  nur  geringe  Bedeutung  gehabt  und  auch 
diese  mit  dem  Anschwellen  der  Zahl  der  Sachen  fast  völlig  eingebüsst. 

Pro  forma  sind  die  Sitzungen  öffentlich,  aber  das  Erscheinen  der 
Parteien  und  etwaige  Aeusserungen  derselben  sind  zwecklos  und  ziehen 
nur  einen  Zeitverlust  nach  sich,   der  bei  der  ungeheuren  Ueberlastung 


>)  Kass.Entsch.  1868,  795. 
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der  Senatoren  (Entscheidung  von  30  bis  70  Sachen  in  einer  Sitzung 
ist  nichts  Seltenes)  sehr  ins  Gewicht  fällt. 

Ueber  alle  im  Senat  eingelaufenen  Kassationsgesuche  wird  zunächst  in 
einer  Administrativsitzung  referirt:  hier  werden  die  schon  äusser- 
lich  den  Voraussetzungen  eines  Kassationsgesuches  nicht  entsprechen- 
den Gesuche  durch  einfache  Verfügung  beseitigt.  Die  übrigen  werden, 
wenn  sie  voraussichtlich  einfacher  Natur  sind,  den  Abtheilungen,  wenn 
eine  Interpretation  eines  Gesetzes  erforderlich  zu  sein  scheint,  der  Plenar- 
sitzung des  Civil-Kassationsdepartements  zugewiesen.  Uebrigens  kann 
jeder  Senator  bei  der  Verhandlung  durch  seinen  Antrag  die  Sache  aus 
der  Abtheilung  an  die  Plenai Sitzung  bringen.^) 

Die  Verhandlung  der  einzelnen  Sache  in  einer  bestimmten  Sitzung 
wird  vom  Vorsitzenden  angeordnet.  Nach  Aufruf  der  Sache  wird  die 
Prüfung  eröffnet  durch  die  (bei  Verhandlung  in  der  Plenarsitzung  des 
Departements  fast  immer  gedruckt  vorliegende)  Relation  des  Refe- 
renten. Die  Verletzung  der  Parteienrechte  wird  als  Kassationsgrund 
nur  berücksichtigt,  wenn  sie  rechtzeitig  von  der  Partei  geltend  ge- 
macht worden  ist;  Verstösse  gegen  das  Gesetz  müssen  von  Amts- 
wegen berücksichtigt  werden,  die  Parteien  mögen  darauf  hingewiesen 
haben  oder  nicht.  Sind  die  Parteien  erschienen  und  haben  sie  sich  zum 
Worte  gemeldet,  so  folgt  auf  die  Relation  ihre  Aeusserung,  nach  derselben 
das  Gutachten  des  Oberprokureurs.  Die  Urtheilsfällung  und  Ver- 
kündigung erfolgt  nach  der  allgemeinen  Ordnung.  Die  meisten  ürtheile 
werden  in  der  Form  der  „Resolution"  ausgefertigt.  Nur  wo  das  Kol- 
legium es  für  nöthig  erachtet,  wird  ein  ausführliches  Urtheil  ausge- 
arbeitet, und  nur  wo  die  Entscheidung  des  Senats  eine  Interpretation 
eines  Gesetzes  enthält,  wird  sie  durch  den  Druck  veröffentlicht.^ 

Der  französischen  Auffassung  der  Kassation  entsprechend,  hat  der 
Senat  nur  zu  prüfen,  ob  ein  Kassationsgrund  vorliegt  und  entweder 
die  Klage  abzuweisen,  oder  das  angefochtene  Urtheil  aufzuheben.  Ist  das 
letztere  geschehen,  so  bezeichnet  der  Senat  zugleich  das  Gericht  zweiter 
Instanz,  welches  an  Stelle  des  aufgehobenen  Urtheils  ein  neues  zu 
fällen  hat.  3)  Natürlich  findet  dies  nur  in  den  Fällen  statt,  wo  eben 
ein  neues  Urtheil  erforderlich  ist.  Ist  das  ganze  Verfahren  als  unge- 
setzlich aufgehoben,  so  bedarf  es  einer  solchen  Bezeichnung  nicht,  hier 
kann  eben,  wo  nöthig,  ein  neues  Verfahren  von  den  Betheiligten  be- 
gonnen werden.*) 

1)  802,  1-3. 

')  802—804,  815.  In  der  ersten  Zeit  bis  zum  Jahre  1877  wurden  alle  Entschei- 
dungen des  Senats  ausführlich  motivirt  und  durch  den  Druck  veröffentlicht  Diese  Ent- 
scheidungen geben  also  ein  voUst&ndiges  Bild  der  Praxis  des  Senats,  wie  sie  wirldich  war. 
mit  allen  Fehlem  und  Widersprachen.  Seit  1877,  wo  die  zu  yerOffentlichendon  Ent- 
scheidungen ausgewählt  werden,  erhalten  wir  nur  ein  Bild  der  Praxis,  wie  sie  sein  sollte. 

»)  809. 

*)  Ebenso  soUte  es  sein,  wenn  eine  einfache  prozesshindemde  Verfügung  aufge- 
hoben ist,  es  könnte  dann  das  unterbrochene  Verfahren  bei  demselben  Gericht  fort- 
gesetzt werden,  auch  hier  aber  bezeichnet  der  Senat  ein  anderes  Gericht. 
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Die  Kassationsentscheidungen  des  Senats  werden,  abgesehen  von 
der  Verkündigung  der  Resolution  —  falls  Publikum  erschienen  war  — 
und  der  Veröffentlichung  wichtigerer  Entscheidungen  durch  den 
Druck,  Niemandem  in  ausführlicher  Form  publizirt  oder  gar  durch  Zu- 
stellung mitgetheilt.  Viele  erfahren  von  der  Abweisung  nur  dadurch, 
dass  sie  nie  etwas  yon  ihrer  Sache  zu  hören  bekommen.  Natürlich  kann 
jeder,  der  da  will,  in  der  Kanzlei  des  Senats  oder  des  Appellhofs,  an 
den  die  Sache  zurückgewiesen  ist,  Auskunft  erhalten. 

c)  Wirkung  der  Kassation. 

Kraft  der  Aufhebung  des  Urtheils  fallen  die  Folgen  desselben  fort: 
die  Ausführung  des  kassirten  Urtheils  wird  sofort  unterbrochen,  aber 
es  wird  das  auf  Grund  desselben  Geleistete  noch  nicht  zurückbeige- 
trieben,  das  tritt  erst  ein,  wenn  das  neue  Urtheil  zu  Gunsten  des  Kas- 
santen  gefällt  ist.  Bis  dahin  kann  auf  Antrag  des  Kassanten  das  neue 
Grericht  (oder  das  forum  rei  sitae)  Sicherstellung  der  bereits  beige- 
triebenen Summe  verfügen.*) 

Zum  neuen  Verfahren  werden  dem  bezeichneten  Gericht  zweiter 
Instanz  die  Akten  mit  einem  Ukas  des  Senats  zugefertigt. 

Ist  das  Urtheil  bloss  wegen  unrichtiger  Interpretation  eines  Gesetzes 
aufgehoben,  so  werden  die  Parteien  von  dem  Gericht,  dem  die  neue 
Urtheilsfällung  übertragen  ist,  zur  mündlichen  Verhandlung  geladen. 
Da  diese  nach  allgemeinen  Grundsätzen  stattfindet,  so  können  sie  natür- 
lich nicht  gehindert  werden,  neue  Thatsachen  und  neue  Beweismittel 
vorzubringen,  ein  beschränkendes  Verbot  besteht  nicht. 

Wird  das  Urtheil  aufgehoben,  weil  ein  Verstoss  im  Verfahren  statt- 
gefunden hatte,  so  wird  das  Verfahren  bis  zu  der  betreffenden  Hand- 
lung aufgehoben  und  muss  von  da  an  fortgesetzt  werden.  2)  Der  In- 
halt der  Akten  bleibt  bestehen,  so  weit  derselbe  nicht  durch  die  Kas- 
sationsentscheidung direkt  aufgehoben  ist.  Auf  Grund  dieser  Akten 
und  des  durch  die  neue  Verhandlung  hinzugekommenen  Materials  fällt 
das  neue  Gericht  das  neue  Urtheil,  ohne  in  eine  Beurtheilung  des 
früheren  einzugehen,  es  hat  so  zu  verfahren,  als  ob  dieses  gar  nicht 
vorhanden  gewesen  wäre.  5) 

Bei  der  neuen  Entscheidung  der  Sache  hat  das  Gericht  sich  der 
Interpretation  des  Senats  zu  fügen  „und  Kassationsgesuche  gegen  Ur- 
theüe,  die  auf  dieser  Grundlage  ergangen  sind",  werden  in  keinem  Falle 
angenommen.  *)  ^) 

*)  812, 

*)  810. 

^  811,  812. 

*)  813. 

^)  Dieser  letztere  Satz  besagt  gar  nichts,  oder,  was  dasselbe  ist,  er  besagt  nur 
(vgl.  oben  S.  659),  dass  onbegrOndete  Gesuche  zurückgewiesen  werden.  „Angenommen" 
miifls  jedes  Gesuch  werden,  das  den  Formalien  entspricht,  und  wenn  im  neuen  Ver- 
fahren und  im  neuen  Urtheil,  obwohl  das  Gericht  sich  der  Interpretation  des  Senats 
f&gte,  neue  Verstösse  gegen  das  Gesetz  vorgekommen  sind,  so  wird  eben  auch  das 
neae  Urtheil  aufgehoben  werden  müssen.    Der  Interpretation   des  Senats  muss  sich 
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§44. 

6.  Wiederanftiahme  des  VerfUirenfl.  ^) 

CP.O.  794,  7%,  797,2,  798,  805,  806. 

Die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  ist  ein  Rechtsmittel  gegen 
rechtskräftige,  formell  nicht  mehr  anfechtbare  Urtheile  erster  oder  zweiter 
Instanz  und  hat  die  Aufhebung  des  Urtheils  und  Ersetzung  durch  ein 
anderes  zum  Zweck. 

Zulässig  ist  sie  im  Fall  der  Entdeckung  neuer  Thatsachen  oder 
der  Hinfälligkeit  solcher,  auf  welche  das  Urtheil  gegründet  ist.^  Die 
neue  Thatsache  muss  von  wesentlichem  Einfluss  auf  das  Urtheil  und 
zur  Zeit  der  Urtheilsfällung  vorhanden,  aber  nicht  bekannt  gewesen 
sein.  Das  Gesetz  spricht  nur  von  neuen  Thatsachen  und  der  Fälschung 
von  Urkunden,  aber  die  Praxis  wendet  diesen  Satz  mit  vollem  Recht 
überhaupt  auf  die  Hinfälligkeit  jedes  Beweismittels  an,  also  z.  B.  auf 
den  Fall,  wo  der  Meineid  der  Partei  oder  eines  wichtigen  Zeugen  und 
dergleichen  erwiesen  ist.  Ausserdem  steht  aber  dieses  Rechtsmittel  dem 
verurtheilten  Beklagten  zu,  dessen  Adresse  der  Kläger  nicht  aufgegeben 
hatte  und  der  in  Folge  dessen  zur  Verhandlung  nicht  erschienen  war,  d.  h. 
also  dem  in  der  zweiten  Instanz  in  Abwesenheit  Verurtheilten,  wenn  seine 
Abwesenheit  dadurch  hervorgerufen  sein  konnte,  dass  er  nicht  geladen 
war.  Diese  letztere  Bestimmung  ist  erst  durch  Gesetz  vom  17.  Januar 
1878  eingeführt  worden,  weil  die  Erfahrung  gelehrt  hatte,  dass  die  Be- 
stimmung der  Civilprozessordnung  das  Ausbleiben  der  Parteien  in  der 
zweiten  Instanz  habe  gar  keinen  Einfluss  auf  den  Charakter  des  Ur- 
theils, missbraucht  werde.  Thatsächlich  kann  also  der  Satz,  dass  es 
in  zweiter  Instanz  keine  Veräumnissurtheile  gebe,  nicht  mehr  aufrecht- 
erhalten werden.  Bei  der  Einreichung  eines  solchen  Gesuchs  kann 
das  Gericht  zweiter  Instanz  auf  Antrag  die  Ausführung  des  angefochte- 
nen Urtheils  inhibieren.^) 

Dem  Gesuch  um  Wiederaufnahme  der  Verhandlung  wird  nur  statt- 
gegeben, wenn  durch  die  neuen  Thatsachen  oder  die  Hinfälligkeit  der 
Beweismittel  das  Wesen  der  Entscheidung  wirklich  verändert  wird: 
ebenso  müssen  die  Einwendungen  des  in  Abwesenheit  Verurtheilten 
wirklich  geeignet  sein,  das  Wesen  der  Entscheidung  abzuändern.*) 

Die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  ist  nur  zulässig  vor  Ablauf 
der  zehnjährigen  Verjährungsfrist,  vom  Tage  der  Publikation  des 
anzufechtenden  Urtheüs  gerechnet.^)    Vom  Tage   der  Entdeckung  des 

das  Gericht  fQgen,  aber  es  ist  nicht  nothwendig,  dass  das  neue  Urtheü  materiell 
ein  anderes  sei  als  das  aufgehobene.  Das  neue  Gericht  kann  eben  durch  andere  Auf- 
fassung der  Thatsachen,  durch  andere  Motivirung,  durch  die  in  dem  neuen  Ver- 
fahren vorgebrachten  neuen  Thatsachen  und  Beweismittel  zu  demselben  Resultat  wie 
das  frühere  Gericht  kommen. 

1)  Annenkow,  IV,  S.  425—432;  Holmsteen,  S.  276;  Malyszew,  ü,  S.  335-346. 

«)  794. 

^  CP.O.  Fortsetzung  von  1893.    814,  6;  139  Anm.,  184,  191. 

*)  805. 

*)  806. 
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neuen  Umstands  oder  yom  Tage,  wo  das  Urtbeil  über  Fälschung  eines 
Beweismittels  oder  wegen  Meineids  in  Kraft  tritt,  oder  wo  dem  in  Ab- 
wesenheit Verortheilten  das  ürtheil  oder  die  Aufforderung,  es  zu  erfüllen, 
zugestellt  wurde,  ^)  läuft  die  prozessuale  Frist  zur  Einreichung  des  Ge- 
suchs. Qegen  Urtheile  der  Friedensrichter  ist  die  Frist  eine  ein- 
monatliche, gegen  Urtheile  der  Friedensrichterversammlung  eine  zwei- 
monatliche, gegen  Urtheile  der  Bezirksgerichte  und  Appellhöfe  eine  vier" 
monatliche. 

Die  Formalien  des  Verfahrens  sind  dieselben  wie  bei  der  Kassation. 
Das  Gtesuch  wird  bei  dem  Gericht  eingereicht,  dessen  Urtbeil  einer 
nochmaligen  Verhandlung  unterzogen  werden  soll;  es  unterliegt  der 
Entscheidung  des  Senats,  der  über  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens 
entscheidet.^  Handelt  es  sich  um  ein  Urtbeil  erster  Instanz,  so  wird 
ein  Gesuch  um  Zulassung  einer  ausserordentlichen  Appellation  beim 
Appellhof  eingereicht,  der  die  Appellation  zulassen  kann,^)  worauf  das 
gewöhnliche  Appellationsverfahren  folgt. 

§45. 
6.   Qesnoh  eines  am  Froaeaa  biaher  anbetheiligten  Dritten. 

Dieses  Gesuch  (es  soll  der  französischen  tierce  Opposition  ent- 
sprechen) eines  an  der  Sache  bisher  unbetheiligten  Dritten  wird  im 
Gesetz  nur  gelegentlich  erwähnt.^)  Es  „steht  demjenigen  zu,  dessen 
Rechte  durch  das  Urtheil  verletzt  worden  sind".  Im  Gesuch  muss  aus- 
drücklich angegeben  sein,  welcher  Tbeil  des  Urtheils  die  Rechte  des  An- 
tragstellers verletze  und  worauf  er  antrage.  Die  Frist  zur  Einreichung 
läuft  vom  Tage,  wo  dem  Dritten  das  Urtheil  bekannt  wurde.  Die  For- 
malien und  das  Verfahren  sind  dieselben  wie  bei  der  Kassation. 

Ueber  dieses  nicht  unwichtige  Rechtsmittel  wird  theoretisch  viel  ge- 
stritten, besonders  darttber,  wer  es  benutzen  könne.  ^) 

§46. 
Abtheilung  V.  Abweichungen  vom  ordentlichen  Verfahren  In  Sachen 

des  Fiskus. 

CP.O.  1282— 131Ö.    Regeln  140. 

Diese  Sachen  werden  im  Gesetz  „Sachen  der  fiskalischen  Verwal- 
tung^ genannt  und  umfassen  die  Angelegenheiten,  bei  denen  der  Fis- 
kus, die  Apanagen,  die  Hofverwaltungen  (der  kaiserlichen  Familie) 
und  andere  Staatsanstalten,  Verwaltungen  und  Verwaltungszweige,  sowie 
Klöster,  Kirchen,  Bischofssitze  und  christliche  und  muhammedanische 
geistliche  Anstalten  betheiligt  sind.  Seit  1890  gemessen  dieselben  Rechte 


0  796-797. 
«)801. 
«)  750. 

*)  792,  795,  797  P.  3,  799. 

^)  Hier  kann  auf  diesen  Streit  nicht  eingegangen  werden.    Vgl.  darttber  Annen- 
kow,  IV,  S.  432—440;  Malyszew,  II,  S.  346—355;  Holmsteen,  S.  276—277. 

taumm  n.  LovfrmvBLD,  BechtSTerfolgnng.    II.  43 


666  Europa. 

die  Landschaftsinstitutionen  und  seit  1892  die  Städte;^)  ebenso  Lehr- 
anstalten und  Wohlthätigkeitsanstalten ,  wenn  ihnen  die  Rechte  von 
Staatsanstalten  verliehen  sind. 

In  allen  Prozessen  der  erwähnten  Institutionen  haben  die  Prokn- 
reure^  ein  Gutachten  abzugeben,^)  auch  sind  diese  Institutionen  be- 
freit von  der  Kautionspflicht,*)  gegen  sie  ergangene  Urtheile  werden 
in  besonderer  Weise  publizirt  und  beschreiten  die  Rechtskraft  erst 
nach  Ablauf  d^  Kassationsfrist;  die  eingelegte  Kassation  hat  Suspensiv- 
effekt.«^) 

Ausserdem  bestehen  folgende  Abweichungen:  Bei  Verträgen  mit 
dem  Fiskus  ist  der  Rechtsweg  ausgeschlossen,  so  lange  der  Vertrag 
(meist  Lieferung)  nicht  ausgeführt  ist,  doch  kann  der  Kontrahent  seine 
Beschwerde  an  die  vorgesetzte  Behörde  richten.^  Erst  nachdem  die 
Leistung  vollführt  und  die  Abrechnung  ertheilt  ist,  ist  der  Rechtsweg 
zulässig.  7)  Auch  hier  kann  übrigens  der,  der  sich  verletzt  erachtet, 
bei  der  vorgesetzten  Behörde  Beschwerde  führen,  wodurch  aber  der 
Rechtsweg  ausgeschlossen  wird.^  Diese  Bestimmungen  beziehen  sich 
jedoch  nicht  auf  Pachtkontrakte,  bei  denen  der  Rechtsweg  stets,  anch 
während  des  Laufes  des  Kontrakts,  zulässig  ist.^  In  allen  Sachen  des 
Fiskus  haben  die  Prokureure  das  Recht,  Kassation  einzulegen. ^^  Die 
Rechtsmittel  können  ausser  von  der  betreffenden  Behörde  auch  vom 
Ressortminister  eingelegt  werden.  ^^) 

Abtheilang  TL    Besondere  Arten  des  Verfahrens. 

§47. 

L  Bas  ToreiiilkMhte  Verflahren. 
CP.O.  366,  1-24. 

Dieses  durch  Gesetz  vom  3.  Juni  1891  eingeführte  Verfahren  soll. 
wie  der  Urkundenprozess  der  deutschen  Civilprozessordnung,  dem,  der 
seinen  Anspruch  durch  Urkunden  beweisen  kann,  die  Möglichkeit  geben, 
auf  schleunigem  Wege  eine  Entscheidung  zwecks  Beitreibung  seiner 
Forderung  zu  erlangen. 

Im  vereinfachten  Verfahren  können  uur  geltend  gemacht  werden 
folgende  Ansprüche,  und  zwar  nur,  wenn  die  sämmtlichen  zur  Begrün- 
dung des  Anspruchs  erforderlichen  Thatsachen  durch  Urkunden  be- 
.wiesen   werden   können:    1)  Ansprüche   auf  Zahlung   einer  bestimm- 


«)  CP.O.  1232. 
«)  Vgl.  oben  S.  584. 
»)  CP.O.  1290. 

*)  Siehe  oben  S.  612.    CP.O.  1291. 
»)  Siehe  oben  S.  660. 
«)  1301. 
^  1302. 
»)  1304. 
»)  1307,  1308. 
W)  1294. 
")  1295, 
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ten  Summe  aus  Wechseln,  Pfandverschreibungen,  Leihbriefen  und  über- 
haupt schriflichen  Obligationen,  sowie  aus  einem  Mieths-  oder  Pacht- 
kontrakte über  Immobilien,  falls  die  Erfüllung  in  der  Urkunde  selbst 
nicht  abhängig  gemacht  ist  von  einer  Bedingung,  deren  Eintritt  erst 
vom  Kläger  zu  beweisen  ist.  —  2)  Ansprüche  auf  Räumung  eines 
Grundstücks  nach  Ablauf  der  Pacht-  oder  Miethfrist. 

Die  Geltendmachung  einer  Klage  in  diesem  Verfahren  ist  unzu- 
lässig: a)  falls  der  Beklagte  sich  im  Auslande  befindet  oder  sein  Wohn- 
ort unbekannt  ist;  b)  falls  der  Anspruch  gegen  mehrere  Beklagte  ge- 
richtet ist,  die  sich  in  Bezirken  verschiedener  Bezirksgerichte  resp. 
Friedensrichter,  Landhauptleute,  Stadtrichter  befinden;  c)  falls  seit  dem 
Verfalltage,  bei  unbefristeten  Obligationen  seit  dem  Ausstellungstage, 
mehr  als  fünf  Jahre,  oder  seit  dem  Ablauf  der  Pacht  oder  Mietbe  mehr 
als  ein  Jahr  verflossen  ist;  d)  gegen  die  Erben  des  Schuldners,  i) 

Die  Klage  kann  nur  erhoben  werden  beim  Forum  des  Wohn-  oder 
Aufenthaltsorts;  im  letzteren  Fall  ist  die  Einrede  der  Inkompetenz  (der 
sogenannten  üeberführung  der  Sache  an  das  Gericht  des  Wohnorts) 
ausgeschlossen.  ^  ^. 

Das  Verfahren  findet  vor  einem  Ein  zelrichter  statt,  einem  Friedens- 
richter, einem  Mitgliede  des  Bezirksgerichts  oder  in  den  Kreisen,  wo  solche 
bestehen,  dem  Kreisgliede  des  Bezirksgerichts,*)  Die  Klage  wird  schrift- 
lich, wie  im  ordentlichen  Verfahren,  eingereicht^)  und  muss  die  Angabe 
enthalten,  dass  im  vereinfachten  Verfahren  geklagt  wird.  Als  Beweis- 
mittel sind  nur  zulässig:  Urkunden,  welche  in  der  Urschrift  beigefügt 
werden  müssen,  und  ausserdem  nur  noch  ein  in  diesem  Verfahren  ge- 
machtes Zugeständniss.  ^)  Der  Beklagte  wird  zu  einem  möglichst  kurz 
bemessenen  Termin  (jedoch  nicht  kürzer  als  24  Stunden  ausser  der 
Werstfrist)  geladen.  Nur  wo  Gefahr  im  Verzuge  ist  und  der  Beklagte 
im  Gerichtsort  selbst  wohnt,  kann  er  auf  den  Tag  der  Behändigung  der 
Ladung  und  zu  einer  bestimmten  Stunde  geladen  werden.  Im  Ladungs- 
zettel muss  angegeben  sein,  dass  er  im  vereinfachten  Verfahren  ge- 
laden werde,  widrigenfalls  der  Beklagte  eine  Verschiebung  der  Ver- 
handlung beantragen  kann.^)  Bei  der  Verhandlung  muss  der  Be- 
klagte alle  seine  Einreden  und  Einwände  zusammen,  schriftlich  oder 
mündlich  mit  den  gehörigen  schriftlichen  Beweisen,  vorbringen  oder 
einsenden.  Falls  er  Urkunden  vorbringt,  die  der  Widerlegung  bedürfen, 
kann  der  öäger  Vertagung  der  Sitzung  verlangen,  sonst  ist  Ver- 
schiebung der  Verhandlung  nur  nach  Uebereinkunft  der  Parteien  zulässig. 

>)  365,  1,  2. 

«)  365,  3. 

^  Diese  Bestiinmung  ist  sehr  ungOnstig  für  den  Kläger,  der  also  nicht  berechtigt 
ist«  zu  klagen,  weder  beim  Gericht  des  ErftQlungsortes,  noch,  z.  B.  bei  Pfandverschrei- 
bimgen,  beim  forum  rei  sitae. 

*)  365,  6. 

»)  257—263.    Siehe  oben  S.  620  ff. 

•)  365,  4,  10—12. 

^  365,  7,  8. 
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Wird  die  Echtheit  einer  für  die  Entscheidung  wesentlichen  Urkunde 
angegriffen,  tritt  ein  fOr  die  Entscheidung  präjudizirlicher  Kriminal- 
umstand  hervor,  stirbt  eine  der  Parteien  oder  ihr  Vertreter  oder  wird 
er  prozessunfähig,  so  wird  das  Verfahren  eingestellt  und  dem  Bezirks- 
gericht zur  Verhandlung  im  ordentlichen  Verfahren  übergeben.^)  Das- 
selbe kann  auf  Uebereinkunft  der  Parteien  jeder  Zeit  geschehen.  Ausser- 
dem kann  der  Kläger  in  jeder  Sachlage  zum  ordentlichen  Verfahren 
Übergehen,  der  Beklagte  nur,  wenn  die  Klage  sich  auf  eine  Privat- 
Urkunde,  mit  Ausnahme  des  Wechsels,  gründet,  sowie,  wenn  seit  dem 
Verfall  der  Urkunde  mehr  als  ein  Jahr  verflossen  ist,  und  wenn  er 
zugleich  nachweisen  kann,  dass  fUr  die  Entscheidung  der  Sache  Beweis- 
mittel wesentlich  sind,  die  im  vereinfachten  Verfahren  nicht  zugelassen 
werden.  Ein  Gutachten  des  Prokureurs  konunt  nicht  vor.  Intervention, 
Adzitation,  Aufforderung  von  Seiten  des  Gerichts  gewisse  Umstände 
zu  beweisen,  sind  unzulässig.^  Das  Verfahren  muss  in  einer 
Sitzung  erledigt  werden;  es  macht  keinen  Unterschied,  ob  die  Par- 
teien erschienen  sind  oder  nicht.*) 

Das  Urtheil  gilt  als  publizirt  am  Tage  der  Verkündigung  der  Re- 
solution und  muss  in  drei  Tagen  ausgefertigt  sein.  Erfolgt  ein  dem 
Kläger  günstiges  Urtheil,  so  muss  unmittelbar  nach  Verlesung  der  Re- 
solution der  Vollstreckungsbefehl  ausgefolgt   oder   übersandt  werden.^) 

Sonderbeschwerden  sind  nur  zulässig:  wegen  Nichtannahme 
der  Klage  oder  einer  Beschwerde,  wegen  Einstellung,  Vertagung  oder 
Aufhebung  des  Verfahrens,  sowie  gegen  die  Verfügung  über  Sicher- 
stellung der  Forderung,  und  zwar  in  7tägiger  Frist.  ^) 

Gegen  die  Entscheidung  ist  weder  Appellation  noch  Kas- 
sation zulässig,  •j'') 


')  365,  14. 

»j  365,  13. 

»)  365,  9,  11,  16. 

*)  365,  15—18. 

*)  365,  19. 

«)  365,  20. 

^)  Diese  Bestimmimg  ebenso  wie  jene,  ein  in  Abwesenheit  des  Beklagten  ge- 
{Slltes  Urtheil  sei  kein  Versäumnissurtheil  (das  Einsprach  zolfisst),  sind  jedoch  nur 
Schein.  In  Wirklichkeit  hat  die  Entscheidung  nicht  die  Kraft  eines  Urtheils,  wie  die 
nachfolgenden  Bestimmungen  zeigen. 

Jede  der  Parteien  hat  das  Recht,  in  Monatsfrist  die  nochmalige  Verhandlung  der 
Sache  im  ordentlichen  Verfahren  zu  beantragen,  wobei  die  Gericht0gebflhren  auf  die 
Hälfte  verringert  werden  (ebenso  im  FaU  der  AppeUation).  Wenn  der  Beklagte  in 
seiner  Abwesenheit  yerurtheilt  worden  ist,  so  hat  er,  falls  er  die  monatliche  Frist  ver- 
säumte, das  Recht,  im  Laufe  eines  Jahres  um  nochmalige  Verhandlung  der  Sache  im 
ordentlichen  Verfahren,  und  wenn  das  Urtheil  ausgeführt  ist,  um  Rückzahlung  der  ge- 
zahlten Summen,  bezw.  wenn  es  noch  nicht  ausgeffihrt  ist,  um  Inhibinmg  der  Bei- 
treibung, nach  den  Regeln  des  Verfahrens  zur  Sicherstellung  von  Forderongen,  nach- 
zusuchen. Die  Sistirung  der  Beitreibung  kann  sofort  durch  den  Präsidenten  verfügt 
werden.  Dieser  Antrag  wird  in  den  ersten  drei  Monaten,  falls  das  Urtheils  noch  nicht 
ausgeführt  ist,  bei  demselben  Gericht,  später  nach  den  allgenMunen  Regeln  der  Zu- 
st&ndigkeit  angebracht  (365,  22). 
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Die  Vollstreckung  des  Urtheils  findet  nach  den  allgemeinen  Be- 
stimmungen statt.  Falls  der  Beklagte  jedoch  die  Ladung  zum  verein- 
fachten Verfahren  nicht  erhalten  hat  und  daher  nicht  erschienen  ist, 
so  darf  die  Versteigerung  in  Beschlag  genommener  Sachen  nicht  vor 
Ablauf  von  zwei  Wochen,  von  der  Zustellung  der  Anzeige  der  Voll- 
streckung an  den  Verurtheilten,  erfolgen,  und  beigetriebenes  Geld  darf 
vor  Ablauf  dieser  Frist  nur  gegen  Sicherstellung  dem  Gläubiger  aus- 
geliefert werden. 

Ersatz  der  Kosten  wird  beim  vereinfachten  Verfahren  dem 
Kläger  nur  im  Betrage  des  fünften  Theiles  derselben  zugesprochen.^) 

§48. 

2.   Der  UrkundenproBess. 

Regeln  141—160. 

Im  Russischen  wird  dieses,  durch  das  Gesetz  vom  29.  Dezember 
1889  eingeführte,  Verfahren  bezeichnet  als  „Zwangsvollstreckung  aus 
Urkunden". 

Dieses  Verfahren  ist  eigens  für  die  Landhauptleute  und  Stadt- 
richter erlassen  worden  und  kann  daher  nur  Anwendung  finden  auf 
Forderungen  bis  zum  Betrage  von  300  Rbl.  und  in  einigen  Fällen  bis 
500  Rbl.  2)  Die  Bestimmungen  sind  meist  denen  des  vereinfachten 
Verfahrens  konform,  es  genügt  daher,  die  Abweichungen  anzugeben. 

Es  kann  nur  geklagt  werden  auf  Grund  öffentlicher  Urkunden 
(gerichtlicher  po'epost]  und  notarieller,  also  nicht  auf  Grund  von 
Wechseln,  da  notarielle  Wechsel  kaum  vorkommen).  Es  kann  geklagt 
werden :  nur  auf  Zahlung  einer  bestimmten  Summe,  Rückgabe  einer  Sache, 
Räumung  eines  Immobiles,  wo  die  Fälligkeit  der  Forderung  durch 
Zeitablauf  bestimmt  wird  und  aus  der  Urkunde  selbst  sofort  ersichtlich 
ist.')  Ist  in  der  Urkunde  für  die  Versäumniss  der  Zahlung  eine  Straf- 
zahlung stipuUrt,  so  kann  auf  diese  in  diesem  Verfahren  nicht  geklagt 
werden,  wohl  aber  auf  die  im  russischen  Privatrecht  bei  Geldforde- 
rungen gesetzlich  vorgeschriebene  Strafzahlung.*) 


^)  Untersucht  man  diese  Bestimmungen,  so  tritt  vor  Allem  hervor,  dass  das 
Verfahren  zu  sehr  verklausulirt  ist,  um  den  Zweck,  zu  dem  es  erlassen  wurde,  zu  er- 
reichen: es  kann  unter  Umständen  länger  dauern  als  das  ordentliche,  und  das,  was 
durch  dieses  Verfahren  erlangt  werden  kann,  ist  eben  kein  Urtheil,  sondern  eine  vor- 
läufige VerfQgung,  die  noch  rascher,  als  sie  erlangt  ist,  umgestossen  werden  kann.  In 
der  Praxis,  greift  man  zu  diesem  Verfahren,  wo  es  sich  darum  handelt,  rasch  bei  der 
Hand  zu  sein. 

')  Regeln  142.  Siehe  §  7.  Ueber  Helmsteen's  abweichende  Meinung  siehe 
«benda. 

»)  Regeln  141. 

*)  Auch  der  Erbe  und  Rechtsnachfolger  des  Klägers  muss  sich  als  solcher  durch 
«ine  Öffentliche  Urkunde  ausweisen.  Der  Bürge,  der  den  Schuldner,  ffir  den  er  ge- 
zahlt hat.  verklagt,  muss  sich  durch  einen  gerichtlichen  Vermerk  auf  der  Urkunde  als 
klageberechtigt  legitimiren  (Regeln  144).  Der  Erbe  und  Rechtsnachfolger  des  Schuld- 
ners kann  nur  belangt  werden,  wenn  er  als  solcher  auf  der  Urkunde  gerichtlich  oder 
notariell  bezeichnet  ist,  der  Bürge  nur,  wenn  er  als  solcher  in  der  Urkunde,  und  zwar 
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Die  Bestimmung  über  die  örtliche  Zuständigkeit  ist  nicht  so 
eng  gefasst  wie  im  vereinfachten  Verfahren.  Ausser  dem  Forum  des 
Wohn-  und  Aufenthaltsorts  können  Mieth-  und  Pachtkontrakte  beim  forum 
rei  sitae  und  sonstige  Forderungen  beim  Forum  des  Erfüllungsorts  ein- 
geklagt werden.^) 

Der  wesentlichste  Unterschied  gegenüber  dem  vereinfachten  Ver- 
fahren besteht  darin,  dass  der  Beklagte  nicht  erst  geladen  wird,  sondern 
der  Richter  sich  selbst  von  der  Rechtsbeständigkeit  der  Urkunde,  sowie 
davon,  dass  sie  nicht  verjährt  sei,  zu  überzeugen  hat;  dann  verfügt  er  durch 
Aufschrift  auf  die  Urkunde  die  Exekution.  Weist  er  die  Klage  ab,  als 
in  diesem  Verfahren  nicht  zulässig,  worüber  eine  schriftliche  Verfügung 
auszureichen  ist,  so  werden  dem  Kläger  die  Gerichtsgebühren  (1%  vom 
Werth)  zurückgegeben.  2) 

Von  Kosten  werden  in  diesem  Verfahren  nur  die  eigentlichen 
Gerichtskosten  zuerkannt,  für  die  Führung  der  Sache  nichts.^ 

Gegen  die  Ablehnung  der  Beitreibung  in  diesem  Verfahren  ist  weder 
Appellation  noch  Beschwerde  zulässig,  sondern  der  Kläger  hat  das 
Recht,  seine  Klage  im  ordentlichen  (verkürzten)  Verfahren  geltend  zu 
machen.  *) 

Ist  dagegen  eine  theilweise  Beitreibung  verfügt  worden,  so  kann 
der  Kläger  die  bewilligte  Summe  beitreiben  lassen  und  zugleich  wegen 
Ablehnung  des  übrigen  Theils  eine  Beschwerde  in  Ttägiger  Frist  ein- 
reichen, die  in  der  Kreissession  sofort  verhandelt  und  entschieden 
werden  muss.^) 

Unmittelbar  nach  der  Entscheidung  der  Sache  wird  dem  Beklagten, 
falls  Beitreibung  verfügt  worden  ist,  der  Zahlungsbefehl  zugestellt.  Er 
hat  ein  Beschwerderecht  innerhalb  sieben  Tagen:  1)  wenn  der  Kläger 
nicht  das  Recht  hatte,  in  diesem  Verfahren  zu  klagen :  2)  wenn  er  nicht 
der  rechte  Beklagte  ist;  3)  wegen  Verletzung  der  Zuständigkeit;  4)  wenn 
er  gegen  die  Berechnung  der  beizutreibenden  Summe  Einwendungen  er- 
hebt; 5)  wenn  die  Forderung  noch  nicht  fällig  ist.^) 

Der  Kläger  braucht  sich  dieses  Verfahrens  nicht  zu  bedienen,  son- 
dern kann  im  ordentlichen  Verfahren  klagen,  thut  er  das  aber,  so 
werden  ihm,  wie  bemerkt,  Kosten  für  die  Führung  nicht  zuerkannt. 
Ist  er  in  diesem  Verfahren  abgewiesen  worden,  so  werden  ihm,  falls 
er  im  ordentlichen  Verfahren  klagt,  die  Kosten  für  die  Führung  nach 
der  Summe  berechnet,  mit  welcher  er  in  diesem  Verfahren  abgewiesen 
worden  war.^) 

für  einen  bestimmten  Termin  bezeichnet  ist  und  die  Urkunde  in  Monatsfrist  vom  Tage 
der  Fälligkeit  eingeklagt  ist  (Regeln  145). 

1)  Regeln  148. 

>)  Regeln  149,  150. 

3)  Regeln  159. 

^)  Regeln  158. 

*)  Regeln  155  P.  2. 

«)  Regeln  155  P.  1,  156,  157. 

^)  Regeln  160. 
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Die  Exekution  findet  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen  statt, 
nur  dass  dem  Beklagten  mit  dem  Zahlungsbefehl  eine  Kopie  der  Ur- 
kunde, auf  die  hin  er  erlassen  ist,  zugestellt  werden  muss.^) 

Ganz  wie  bei  dem  vereinfachten  Verfahren,  jedoch  in  6  monatlicher 
Frist  vom  Tage  der  Zustellung  des  Zahlungsbeifehls,  hat  der  Beklagte 
das  Recht,  je  nach  den  Umständen  auf  Aufhebung  des  Zahlungsbefehls 
und  Abweisung  des  Klägers,  oder  auf  Rückzahlung  des  Gezahlten  nebst 
Kosten,  im  ordentlichen  Verfahren  zu  klagen,  wobei  er  von  der  Zahlung 
der  Gerichtsgebühr  völlig  befreit  wird.  Die  erste  Klage  wird  bei  dem- 
selben Richter,  die  zweite  innerhalb  der  ersten  drei  Monate  bei  dem- 
selben Richter,  innerhalb  der  letzten  beim  Forum  des  Beklagten  (des 
ursprünglichen  Klägers)  angebracht.^ 

§49. 

8.   Bas  Vergleiohsverfiihren. 

CP.O.  1357—1366. 

Die  Fähigkeit,  einen  Vergleich  abzuschliessen,  wird  nach  dem 
Privatrecht  beurtheilt  und  nach  den  Bestimmungen  über  die  Prozess- 
fähigkeit. Nach  dem  Wortlaut  der  Civilprozessordnung  ist  der  Ver- 
gleich in  allen  Sachen  zulässig,  doch  müssen  als  selbstverständlich 
ausgenommen  betrachtet  werden  aUe  Sachen,  wo  es  sich  um  ein  öffent- 
liches Interesse  handelt,  wie  Standesrechte,  eheliche  Geburt,  überhaupt 
Sachen,  wo  die  Parteien  über  das  betreffende  Recht  nicht  verfügen 
können.^)  Ausdrücklich  ausgeschlossen  ist  der  Vergleich  in  Sachen 
des  Fiskus,  inklusive  der  Kirchen  aller  Konfessionen.*) 

Der  Vergleich  ist  zulässig  vor  dem  Beginn  des  Rechtsstreits  zur 
Verhinderung  desselben, ß)  während  desselben  und  nach  demselben, 
selbst  wenn  das  Urtheil  rechtskräftig  geworden  ist.  Ein  solches  wird 
durch  den  Vergleich  ebenso  ausser  Kraft  gesetzt  wie  jede  andere  Rechts- 
basis. ^ 

Der  Vergleich  wird  abgeschlossen:  nach  russischem  Privatrecht 
durch  formlosen  schriftlichen  Vertrag,  ohne  dass  irgend  eine  Beglaubi- 
gung erforderlich  wäre ;  nach  der  Civilprozessordnung :  a)  durch  solchen 
Vertrag,  der  aber  vom  Notar  oder  Friedensrichter  beglaubigt  sein  muss; 

b)  durch   ein   von   beiden   Parteien   unterzeichnetes  Vergleichsgesuch; 

c)  durch  Eintragung  des  mündlich  abgeschlossenen  Vergleichs  in  das 
Gerichtsprotoll.  7)  In  dem  ersten  und  letzten  Fall  ist  damit  die  Sache 
erledigt  und   das  Gericht  hat  durch  Sonderbescheid  das  Verfahren  ein- 


»)  Regehl  151. 

»)  Regeln  152,  153. 

^  Vgl.  über  das  Recht  Bevollmächtigter  Vergleiche  abzngchliessen  §  14  S.  600. 

^)  1289.    Also  zulässig  in  Sachen  der  Landschaften,  Gemeinden  etc. 

^)  589.    Eas8.Entsch.  1881,  27.    Annenkow.  VI,  S.  225. 

^  Ea88.Ent8ch.  1870,  16;  1875,  580. 

')  1359. 
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zustellen.  Im  zweiten  Fall  müssen  die  Parteien  vor  Gericht^)  ihr  Gesuch 
ausdrücklich  bestätigen,  sonst  wird  es  unberücksichtigt  gelassen.^ 

Das  Vergleichsinstrument  wird  bei  dem  Gericht  eingereicht,  bei 
dem  die  Sache  gerade  verhandelt  wird;  das  Gericht  hat  es  zu  berück- 
sichtigen, selbst  wenn  es  zur  Entscheidung  nicht  zuständig  wäre,  falls 
nur  der  Sonderbescheid  über  Abweisung  der  Sache  noch  nicht  erlassen 
ist.*)    Der  Vergleich  ist  nicht  vollstreckbar.*) 

Kommt  der  Vergleich  nicht  zu  Stande,  so  sind  die  Parteien  an  die 
beim  Vergleichsversuche  gemachten  Zugeständnisse  nicht  mehr  gebunden.^) 

§  50. 

4.  Das  Bohiedsriohterliohe  VerfUiren.^) 

C.P.O.  1367—1400. 

Das  Schiedsgericht  beruht  auf  der  Selbständigkeit  des  Einzehen 
bei  Ordnung  seiner  privatrechtlichen  Verhältnisse:  die  Parteien  wählen 

')  Wie  dargelegt  (vgl.  §  54  S.  685,  wo  nach  C.P.O.  952  die  Polizei  berechtigt 
ist,  die  Bescheinigung  des  Gl&ubigers  Ober  Empfang  der  beigetriebenen  Summe  zu 
beglaubigen  und  diese  Beglaubigung  die  sofortige  Inhibirung  der  Exekution  zur 
Folge  hat)  kann,  wo  Notar  oder  Friedensrichter  nicht  zur  Stelle  sind,  eine  Unterschrift 
Ton  der  Polizei  beglaubigt  werden;  das  mfisste  hier  um  so  mehr  gelten,  als  das  Privat- 
recht  zur  Gnltigkeit  des  Vergleichs  gar  keine  Beglaubigung  verlangt;  der  Senat  hslt 
sich  jedoch  hier  an  den  Wortlaut  der  C.P.O.  und  bestimmt:  ein  solches  Vergleichs- 
instrument muss  erst  durch  die  mündliche  Erklärung  der  Parteien  vor  Gericht  aner- 
kannt werden,  sonst  verliere  es  seine  Bedeutung  (Kass.Entsch.  1873,  473). 

*)  Wie  das  Gericht  sie  übrigens  zur  Fortsetzung  des  Streits  zwingen  will,  ist 
nicht  ersichtlich.  Die  unredliche  Partei  erhält  freilich  die  Möglichkeit,  den  Vergleich 
anzufechten.  Dem  gegenüber  hat  der  Senat  anerkannt,  dass  Vergleiche  nach  rusai- 
Bchem  Privatrecht  formlos  und  ohne  Beglaubigung  abgeschlossen  ihre  Gültigkeit  be- 
halten (Kass.Entsch.  1875,  678),  sie  hätten  die  Bedeutung  von  Beweismitteln  (Kass.- 
Entsch. 1876,  475). 

»)  Kass.Entsch.  1881,  27. 

*)  In  thesi  bestimmt  die  C.P.O.,  dass  dem  Vergleiche  in  jeder  Weise  Vorschub 
geleistet  werden  solle  und  jeder  Richter,  besonders  aber  der  Friedensrichter  einen  Ver- 
gleich anstreben  solle,  jedoch  legt  der  herrschende  Formalismus  dem  Vergleich  Hinder- 
nisse in  den  Weg.  Das  Gesetz  erklftrt:  Der  sicher  beglaubigte  Vergleich  habe  „die- 
selbe Kraft  wie  ein  rechtskräftiges  Urtheil"  (1364).  Hieraus  sollte  man  doch  schliessen 
dürfen,  dass  im  Fall  der  Nichtausführung  der  Berechtigte  die  Ausfertigung  eines  Voll- 
streckungsbefehls verlangen  könnte.  Doch  Literatur  und  Praxis  erkl&ren  solches  f&r 
undenkbar;  auf  Grund  eines  Vergleichs  könne  immer  nur  ein  ordentlicher  Prozess  an- 
gestrengt werden  (Annenkow,  VI,  S.  228;  Kass.Entsch.  1870,  709;  1872,  697;  1875, 
95).  Ja,  als  in  einer  Vergleichsurkunde  die  Parteien  stipulirt  hatten,  im  Fall  der 
Nichtausführung  sollte  der  Berechtigte  befugt  sein,  einen  Vollstreckungsbefehl  zu  ver- 
langen, um  den  Vergleich  zwangsweise  auszuführen,  erkl&rte  der  Senat  eine  solche 
Bestimmung  für  unzulässig  (Kass.Entsch.  1869,  604;  1874,  649)  und  solcher  Bevor- 
mundung und  Beschränkung  der  freien  Verfügung  über  Privatrechte  stimmte  man  in 
der  Literatur  bei. 

Die  C.P.O.  schliesst  die  Bestimmungen  über  den  Vergleich  mit  den  Worten: 
eine  durch  einen  Vergleich  erledigte  Sache  ist  für  immer  beendet  und  kann  nicht  mehr 
wieder  aufgenonunen  werden  (1266).  Thatsächlich  hfingt  aber  der  Berechtigte  insofern 
ganz  vom  guten  Willen  des  Gegners  ab,  als  er  keine  anderen  Zwangsmittel  hat  als 
einen  neuen  Prozess. 

*)  1365. 

^)  Treteiski  sud  bedeutet:  das  Gericht  des  Dritten,  dem  von  den  Parteien  die 
Sache  vorgelegt  wird. 
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selbst  ihre  Richter  und  bestimmen  die  Grundsätze,  nach  denen  ihr 
Streit  entschieden  werden  soll,  insonderheit  das  Verfahren.^) 

Das  Schiedsgericht  ist  zulässig  in  allen  Sachen,  ausgenommen: 
1)  Standesrechte;  2)  Sachen  Bevormundeter;  3)  des  Fiskus,  der  Land- 
schaften und  Gemeinden ;  4)  Sachen  mit  kriminellem  Charakter  (wiederum 
ausgenommen  solche,  wo  Vergleich  zulässig,  und  Schadensklagen  aus 
Delikten  nach  Entscheidung  der  Strafsache);  5)  Sachen,  Immobilien  be- 
treffend und  Personen,  deren  Rechte  auf  den  Erwerb  von  Immobilien 
(aus  politischen  Gründen)  beschränkt  sind.^) 

Das  Schiedsgericht  wird  konstituirt  durch  einen  schriftlichen 
Vertrag,  unterzeichnet  von  den  Parteien  und  Schiedsrichtern  und  be- 
glaubigt von  einem  Notar  oder  Friedensrichter.  Der  Vertrag  muss  die 
Namen  der  Betheiligten,  die  Bezeichnung  des  Streitgegenstands,  die 
Bedingungen  des  Schiedsgerichts,  Kautelen  u.  s.  w.  enthalten.  Ist  keine 
Frist  bestimmt,  so  gilt  die  4  monatliche. *)  Eine  Aenderung  im  Be- 
stände des  Schiedsgerichts  ist  nur  zulässig:  a)  nach  üebereinkunft ; 
b)  im  Fall  während  der  Verhandlung  zwischen  einem  Schiedsrichter 
und  einer  Partei  Schwägerschaft  ersten  oder  zweiten  Grades,  oder  ein 
Prozess  entstanden  ist.*) 

Die  Konstituirung  wird  dem  Gericht,  das  in  der  Sache  zuständig 
ist,  notifizirt  und  hat  die  Wirkung,  dass  der  Kläger  bis  zum  Ablauf 
der  Frist  nicht  klagen  kann,  ^)  und  dass  in  der  bereits  anhängigen  Sache 
das  Verfahren  bis  dahin  eingestellt  wird,  doch  bleiben  die  Kautionen, 
falls  im  Vertrage  nicht  anders  bestimmt  worden,  bestehen.  Die  Par- 
teien übergeben  ohne  weitere  Formalitäten  den  Schiedsrichtern  alle 
nöthigen  Urkunden,  Mittheilungen  und  Erklärungen.  Im  Fall  der  Ver- 
zögerung setzt  das  Schiedsgericht  einen  Präklusivtermin.®)  Das  Schieds- 
gericht ist  befugt,  wie  ein  Gericht  von  Behörden  und  Privaten  die 
nöthigen  Urkunden  und  Auskünfte  zu  verlangen.^) 

Wird  das  Urtheil  innerhalb  der  bestimmten  Frist  nicht  gefällt  und 
erfolgt  keine  Verlängerung  der  Frist  durch  die  Parteien,  so  gilt  das 
Schiedsgericht  als  nicht  zu  Stande  gekommen.  Dasselbe  tritt  ein,  falls 
ein  Schiedsrichter  durch  Tod  oder  sonst  ausscheidet  und  eine  Einigung 
über  eine  Neuwahl  nicht  erzielt  wird.^ 

Das  Urtheil  wird  „nach  Gewissen"  gefällt  und  ist  inappellabel.^) 
Es  wird  den  Parteien  eröffnet;  erscheinen  sie  nicht,  so  gilt  der  letzte 
Tag  der  Frist  als  Tag  der  Eröffnung.    In  Ttägiger  Frist  wird  es  dem 


»)  1371,  1378. 

»)  1368. 

»)  1369,  1372. 

*)  1376,  1377. 

*)  1373. 

«)  1379—1382. 

0  1383,  452—455. 

»)  1384-1386. 

^  1387,  1393. 
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örtlichen,  in  der  Sache  kompetenten  Richter  übergeben,  von  dem  der 
Exekutionsbefehl  ausgefertigt  wird.^) 

Ein  Schiedsspruch  kann  nur  im  Fall  der  Nichtigkeit  angegriffen 
werden,  und  zwar  nur  aus  folgenden  Gründen :  wenn  der  Schiedsspruch 
nach  Ablauf  der  Frist  gefällt,  wenn  bei  der  Entscheidung  eine  Bedin- 
gung des  Schiedsvertrages  verletzt  worden  ist,  wenn  der  ganze  Schieds- 
vertrag hinfällig  ist,  weil  eine  der  betheiligten  Personen  ihn  nicht  unter- 
zeichnet hatte.  2)  Ueberflüssiger  Weise  ist  noch  hinzugefligt,  dass  der 
Schiedsspruch  nicht  verbindlich  sei:  für  Dritte,  in  Sachen  deren  Ent- 
scheidung den  Schiedsrichtern  gar  nicht  übertragen  war,  in  Sachen  in 
denen  Schiedssprüche  unzulässig  sind.^  Die  Beschwerde  um  Auf- 
hebung des  Schiedsspruchs*)  wird  in  einmonatlicher  (nebst  Werst-) 
Frist  eingereicht  bei  dem  Gericht,  dem  das  Urtheil  zur  Ausfertigung 
des  Vollstreckungsbefehls  übergeben  worden  ist.^)^^) 

Ausländische  Schiedssprüche  sind  in  Russland  nicht  voll- 
streckbar. Es  kann  aber  auf  Grund  derselben  im  ordentlichen  (nicht 
im  vereinfachten)  Verfahren  geklagt  werden. 

§51. 
Abtheilung  TIL    Yerfahren  vor  den  Eommerzgerichten. 

Literatur:  Malyszew,  Kursus  des  Civilprozesses.  HE.  St.  Peters- 
burg 1879.    S.  201—304  (russisch). 

Praxis  des  St.  Petersburger  Kommerzgerichts.  Acht  Bände  (russ.), 
St.  Petersburg  1872—1882,  herausgegeben  (6  Bände)  von  N.  Tuhr  und 
(zwei)  von  K.  Martens. 

N.  Tuhr,  Anleitung  zur  Führung  der  Sachen  in  der  Wechsel-Abthei- 
lung des  St.  Petersburger  Kommerzgerichts.   St.  Petersburg  1874  (russ.). 

Nossenko,  Sammlung  der  Entscheidungen  des  Senats  in  Kommerz- 
sachen.   Bd.  I— V  für  die  Jahre  1878—1882  (russisch). 

Die  Handelsprozessordnung,  kommentirt  aus  den  Senatsentschei- 
dungen von  Nossenko.    Moskau  1894  (russisch). 

Die  Handelsprozessordnung  wurde  am  14.  März  1832^  erlassen, 
ist  also  älter  als  die  Civilprozessordnung  und  ein  in  sich  abgeschlossenes 

')  1392,  1394,  1395. 

^  1396. 

»)  1397. 

*)  1396. 

*)  1398,  1399. 

*)  Der  Senat  hat  Schiedsvertrftge  kassirt,  wo  die  Parteien  den  in  gleicher  Zahl 
gewählten  Schiedsrichtern  flhertragen  hatten,  den  Dritten  zu  wählen,  denn  im  Gesetz 
stehe,  die  Parteien  müssen  die  Schiedsrichter  in  ungrader  Zahl  wählen  (Kas8.£ntsch. 
1874,  326). 

^  Hinzugefügt  ist  die  fiskalische  Bestimmung  (1394,  1):  Der  Richter  müsse  vigi- 
liren,  dass  nicht  zur  Umgehung  der  Steuer  ein  Eigenthumsübergang  an  Im- 
mobilien ausgesprochen  werde,  eine  überflüssige  Bestimmung,  da  der  Uebergang 
des  Eigenthums  in  den  Registern  eingetragen  werden  muss,  wobei  die  Steuer  er- 
hoben wird. 

")  Vollst.  Ges  Samml.  No.  5360. 
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Gesetz,  aus  dem  einige  Bestimmungen  (über  Kaufmannsbticher,  Edition 
von  Urkunden  u.  a.)  in  die  Civilprozessordnung  übergegangen  sind.  ^) 
In  neuerer  Zeit  sind  Bestimmungen  der  Civilprozessordnung  an  die  Stelle 
abweichender  Bestimmungen  der  Handelsprozessordnung  getreten,  so  die 
Bestimmungen  über:  das  Verfahren  bei  Bestreitung  der  Echtheit  von 
Urkunden, 2)  das  Vergleichs-  und  schiedsrichterliche  Verfahren,^)  die 
Intervention*)  und  die  Exekution. 

Die  Normen  der  Handelsprozessordnung  stimmen  mit  den  Bestim- 
mungen der  Civilprozessordnung  meist  überein,  nur  sind  sie  einfacher 
und  kürzer  formuUrt  und  vermeiden  die  Kasuistik.  So  finden  sich  in 
der  Handelsprozessordnung  dieselben  Grundsätze  wie  in  der  Civilprozess- 
ordnung über  den  Gerichtsstand  des  Wohnorts  und  Aufenthaltsorts,^) 
über  die  Stellung  der  Parteien,^)  die  Klage  und  die  Vertheidigung, 7) 
den  Beweis  und  die  Beweismittel,  die  Beweislast,  Beweiswürdigung,  ^) 
das  Fragerecht  der  Richter,^)  Urtheile  und  Sonderbescheide,  Sonder- 
beschwerde und  Appellation.  1**) 

Im  Folgenden  werden  daher  nur  diejenigen  Bestimmungen  der 
Handelsprozessordnung  dargelegt,  die  von  den  Grundsätzen  der  Civil- 
prozessordnung abweichen.  ^') 

Vertreter  der  Parteien  können  sein:  1)  vereidigte  Anwälte  (Prissä- 
shnyje  sträpczije).  Sie  erhalten  ihre  Konzession  vom  Kommerzgericht, 
stehen  unter  dessen  Disziplin  und  können  ohne  weiteres  Verfahren  durch 
einfache  motivirte  Protokollverfügung  aus  der  Liste  gestrichen  werden. 
Ausserdem  können  als  Vertreter  vor  Gericht  erscheinen:  2)  Kaufleute, 
3)  Buchhalter,  Kassirer  und  überhaupt  Kommis  der  Parteien,  4)  Beamte 
als  Vertreter  von  juristischen  Personen.  ^^^ 

Das  Verfahren  ist  entweder  mündlich  oder  schriftlich.  Das  münd- 
liche ist  die  Regel,  jedoch  kann  auf  Antrag  des  Klägers  oder  nach 
Ermessen  des  Gerichts  schriftliches  Verfahren  stattfinden,  auf  Antrag 
des  Beklagten  nur,  wenn  er  beachtenswerthe  Gründe  dafür  vorbringt.  ^^) 
Das  mündliche  Verfahren  ist  ein  Verfahren  zu  Protokoll,  wobei  die  Par- 
teien ihr  mündliches  Vorbringen  kurz  formulirt  überreichen  können.  ^^)^^) 

TSiehe  oben  §  34  S.  639. 

*)  H.P.O.  252. 

»)  ib.  208. 

*)  Urtheil  des  St.  Petersb.  Komm.-G.  vom  8.  März  1876.  Siehe  Praxis  Bd.  VI, 
No.  121. 

*)  H.P.O.  50. 

«)  ib.  47. 

')  ib.  315—324. 

»)  ib.  226. 

^  ib.  204,  205,  325,  329. 

*<0  Siehe  unten  S.  678  f. 

^^)  Die  Organisation  der  Eomm.-Ger.  siehe  oben  §  4  II.  2  a.  S.  579.  Die  Zuständig- 
keit §  7  S.  589. 

i>)  H.P.O.  34-39. 

»')  ib.  83,  84. 

w)  ib.  85—87. 

^^)  Die  Praxis  faast  diese  Bestimmung  so  auf,  dass  auch  im  mündlichen  Verfahren 
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Sowohl  im  mündlichen  wie  im  schriftlichen  Verfahren  ww'den  die  Pro- 
kolle  und  Akten  so  geführt,  dass  sie  den  gesammten  Inhalt  des  Vor- 
bringens der  Parteien,  sowie  Alles,  worauf  das  Urtheil  zu  basiren  ist, 
enthalten.  ^) 

Es  werden  in  der  Woche  besondere  Sitzungstage  fttr  das  mündliche 
und  besondere  für  das  schriftliche  Verfahren  anberaumt.  Ausserdem 
können  für  Sachen,  wo  Gefahr  im  Verzuge  ist,  vom  Präsidenten  ausser- 
ordentliche Sitzungen,  sogar  auf  Feiertage  berufen  werden.^  Die 
Kanzlei  muss  alle  Tage  zugänglich  sein,  um  in  solchen  Sachen  Klagen 
entgegennehmen  zu  können.^)  Nicht  nur  Urtheile,  sondern  auch  alle  Ver- 
fügungen können  nur  vom  Kollegium  getroffen  werden,  der  Präsident 
allein  darf  solche  nicht  erlassen;  zur  Beschlussfassung  ist  die  Anwesen- 
heit von  wenigstens  drei  Mitgliedern  ausser  dem  Vorsitzenden  erforder- 
lich.^) Die  Beschlüsse  können  einstimmig  oder  von  einer  Majorität 
gefasst  werden.^)  Sind  die  Meinungen  getheilt  und  keine  Majorität 
zu  erzielen,  so  wird  die  Diskussion  fortgesetzt  oder  die  Sache  auf  eine 
andere  Sitzung  verschoben,  zu  der  weitere  Mitglieder  aus  der  Zahl  der 
Stellvertreter^)  hinzugezogen  werden.^) 

Die  mündliche  oder  schriftliche  Klage  wird  beim  Sekretär  ange- 
bracht, die  erstere  sofort  zu  Protokoll  genommen.  Die  Klage  wird 
sodann  in  der  nächsten  Sitzung  dem  Gericht  vorgelegt,  das  entweder 
die  Abweisung  mangels  Zuständigkeit  oder  Ladung  des  Beklagten  mit 
möglichst  kurz  bemessener  Frist  verfügt.^)  Ist  Gefahr  im  Verzuge,  so 
wird  die  Ladung  in  Form  eines  Befehls  zu  erscheinen,  ausgefertigt.^) 
Die  Ladung  erfolgt  durch  Zustellung,  wobei  ausser  dem  gewöhnüchen 
Inhalt  ^^)  stets  auch  die  Stunde  des  Erscheinens  anzugeben  ist.^^)  Die 
Ladung  muss  am  selben  Tage  vom  Gerichtsvollzieher  ausgefertigt  und 
durch  einen  vereidigten  Boten  zugestellt  werden.  ^2) 

Kläger  und  Beklagter  sind  verpflichtet  zum  Termin  zu  erscheinen 
oder  ihr  Nichterscheinen  zu  rechtfertigen.  Für  Terminsversäumniss 
ohne  stichhaltigen  Grund  wird  eine  Geldstrafe  von  15 — 150  Rbl.  er- 
hoben. ^^)  Es  kann  eine  zweite  und  dritte  Ladung,  aber  je  nach  der  Sach- 


ein  SchriftenwechseL  je  nach  der  Sachlage,  entweder  vor  oder  nach   der  Beweisauf- 
nahme statthaft  ist. 

')  H.P.O.  91,  92,  112,  120-125. 
>)  ib.  56-58,  64,  65. 
3)  ib.  66,  67. 
*)  ib.  75,  357. 
*)  ib.  363,  364. 
^  Siehe  oben  §  4  S.  582. 

')  H.P.O.  365,  366.    Trotzdem  wird   im  Art.  362  von   einem  üebergewicht  der 
Stimme  des  Präsidenten  im  Fall  völliger  Stimmengleichheit  gesprochen. 
ö)  H.P.O.  93-99. 
^  ib.  103. 

>0)  Siehe  oben  §  19  S.  616  n.  §  25  S.  628. 
>»)  H.P.O.  100,  101. 
i>)  ib.  102,  166—175. 
")  ib.  176-179,  181,  185,  186. 
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läge,  namentlich  falls  ein  Aufschub  den  Kläger  ben achtheiligen  könnte, 
auch  sofortige  Entscheidung  auf  Grund  der  vom  Kläger  Torgebrachten 
Beweise  erfolgen.^) 

Erscheint  der  Kläger  ohne  stichhaltigen  Grund  nicht,  so  wird  der 
Beklagte  yon  der  Instanz  absolvirt,  es  sei  denn,  dass  der  Kläger  stich- 
haltige Gründe  des  Nichterscheinens  vorbringe.  2) 

Sind  die  Parteien  erschienen,  so  haben  sie  ihr  Domizil  in  der  Stadt 
anzugeben  und  dürfen  die  Stadt  nicht  ohne  Erlaubniss  des  Ge- 
richts verlassen.  Der  Kläger  erhält  diese  Erlaubniss,  falls  er  sich 
durch  einen  vereidigten  Anwalt  vertreten  lässt,  der  Beklagte  nur,  wenn 
er  für  die  Forderung  Kaution  stellt.  Abgesehen  davon,  ist  der  Kläger 
berechtigt,  Kaution  dafür  zu  verlangen,  dass  der  Beklagte  die  Stadt 
nicht  verlassen  werde,  eventuell  zu  verlangen,  dass  ihm  das  Verlassen 
durch  die  Polizei  verboten  werde.  5) 

Die  Handelsprozessordnung  kennt  nur  zwei  Einreden,  die  vor 
der  Einlassung  vorzubringen  sind:  mangelnder  Zuständigkeit  und 
der  Ablehnung  eines  Richters.*)  Alle  übrigen  Einwendungen  sind  zu- 
gleich mit  der  Einlassung  vorzubringen. 

Bei  der  Protokollirung  der  Verhandlungen  haben  die  Richter  dar- 
über zu  wachen,  dass  die  Aeusserungen  und  Erklärungen  von  Analpha- 
beten und  in  Gerichtssachen  Unkundigen  so  protokollirt  werden,  wie  sie 
gemeint  sind,  damit  nicht  aus  Unkenntniss  Dinge  hineinkommen,  deren 
Tragweite  sie  gar  nicht  ermessen  können.*) 

Wie  erwähnt,  sind  die  Bestimmungen  über  den  Beweis  und  die 
Beweismittel  ihrem  Wesen  nach  dieselben  wie  in  der  Civilprozess- 
ordnung.^)  Es  bestehen  nur  wenige  Abweichungen:  Als  Geständniss 
wird  auch  das  vor  einem  anderen  Gericht  in  einer  anderen  Sache  ab- 
gelegte betrachtet.^)  Dagegen  ist  ausdrücklich  erklärt,  dass  das  Ge- 
ständniss eines  Streitgenossen  keine  Beweiskraft  gegen  die  übrigen 
habe.®)  Bei  verweigerter  Edition  von  Urkunden  wird  der  wahrschein- 
lich gemachte  Inhalt  derselben  nicht  einfach  präsumirt,  wie  in  der 
Civilprozessordnung,  sondern  muss  vom  Gegner  eidlich  erhärtet  werden.  ®) 

Beim  Zeugenverhör  werden  die  den  Zeugen  vorzulegenden  Fragen 
vom  Gericht  formulirt  und  das  Verhör  von  einem  Gerichtsmitgliede 
in  Gegenwart  der  Parteien  vorgenommen.^^) 

*)  H.P.O.  180,  181,  182. 

«)  ib.  185. 

»)  ib.  187,  189. 

*)  ib.  191,  193-202. 

*)  ib.  206. 

•)  H.P.O.  Allg.  Best.  225-228.  Geständniss  229—283.  Urkunden  234—255. 
Handelsbficher  257—267.  Bflcber  und  Schlusszettel  der  Börsenmakler  268-271.  Bücher 
der  Kleinhändler  272—276.  Rechnungen  und  Quittungen  277—282.  Zeugen  288—299. 
Augenschein  331-335.    Sachverständige  336—351. 

T)  ib.  233. 

8)  ib.  232. 

«)  ib.  251. 

»0)  ib.  286. 
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Wesentlich  abweichend  sind  die  Bestimmungen  über  den  Eid.  Die 
Handelsprozessordnung  kennt  ausser  dem  nach  freiwilliger  üeberein- 
kunft  der  Parteien  zu  leistenden  Schiedseide  ^)  noch  einen  vom  Richter 
aufzuerlegenden  Eid,  falls  der  vorgebrachte  Beweis  nicht  über- 
zeugend ist.  Er  erscheint  1)  als  Ergänzungseid  dem  Kläger,  2)  als 
Reinigungseid  dem  Beklagten  auferlegt.  Wird  der  Eid  geleistet,  so 
ist  dadurch  die  Sache  gewonnen,  wird  er  nicht  geleistet,  so  wird  der, 
dem  er  auferlegt  war,  sachfällig. ^)  Ausserdem  kann  3)  ein  Schätzungs- 
eid auferlegt  werden,  wenn  die  Sache  im  Prinzip  entschieden  ist  und 
andere  Beweismittel  fehlen,  um  die  Quantität  des  Zuerkannten  oder  die 
Summe  des  zu  ersetzenden  Schadens  festzustellen,  wobei  das  Gericht 
vorher  das  Maximum  und  Minimum  festzustellen  hat.')  Der  Eid  kann 
nur  persönlich  geleistet  werden.*)  Erben  können  jedoch  zur  eidlichen 
Bekräftigung  zugelassen  werden,  dass  sie  keine  Eenntniss  davon  hatten, 
dass  der  Erblasser  eine  bestinmite  Handlung  vorgenommen  habe,  sowie 
zur  eidlichen  Bestätigung  der  Richtigkeit  seiner  Bücher.^) 

Die  Bestimmungen  über  die  Verhandlung  und  den  Schriftwechsel 
(zwei  Eingaben  von  jeder  Seite  in  Fristen  von  höchstens  sieben  Tagen) 
haben  die  möglichst  rasche  Erledigung  der  Sache  zum  Zweck.  Auch 
im  schriftlichen^)  Verfahren  hat  das  Gericht  das  Recht,  die  Parteien 
selbst  vorzubescheiden  und  ihre  persönlichen  Erklärungen  zu  Protokoll 
zu  nehmen.^ 

Bei  der  Entscheidung  der  Sache  stützt  das  Gericht  sich  auf  die 
Gesetze,  die  Handelsusancen  und  die  Gerichtspraxis.  ^) 

Die  Entscheidungen  sind  ebenso  wie  in  der  Civilprozessordnung, 
entweder  Sonderbescheide  oder  Urtheile.^)  An  die  ersteren  ist  das 
Gericht  nicht  gebunden  und  kann  sie  abändern,  wenn  die  Sachlage 
sich  geändert  hat.^^) 

Rechtsmittel  zur  Anfechtung  der  Entscheidung  sind:  die  Sonder- 
beschwerde und  die  Appellation.  Den  Einspruch  gegen  Versäumniss- 
urtheile  kennt  die  Handelsprozessordnung  nicht,  Versäumnissurtheile 
können  auch  nur  durch  Appellation  angegriffen  werden. 

Die  Sonderbeschwerde  ist  in  der  Regel  mit  der  Appellation  zu 
verbinden,^')  getrennt  von  der  Appellation  ist  sie  nur  zulässig:  1)  wegen 
Justizverweigerung,  2)  wegen  Abweisung  der  obenerwähnten  Einreden, 


1)  H.P.O.  300-301. 
»)  ib.  302—305,  251. 
»)  ib.  306. 

*)  ib.  307,  311-314. 
*)  ib.  309,  310. 
«)  ib.  315-328. 
')  ib.  329. 
•)  ib.  352. 
»)  ib.  353. 
»0)  ib.  868. 
»)  ib.  387. 
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3)  wegen  Zulassung  eines  unzulässigen  Beweismittels.^)  In  diesen 
Fällen  hat  die  Einlegung  der  Sonderbeschwerde  Suspensivkraft.  Sie 
muss  im  Laufe  von  acht  Tagen  eingereicht  werden  und  wird  mit  einem 
Bericht  des  Gerichts  dem  vierten  Departement  des  Senats  zur  Ent- 
scheidung vorgelegt.^ 

Die  Appellation  ist  nur  zulässig  in  Sachen  von  höherem  Werth. 
Inappellabel  sind  die  Urtheile  der  Kommerzgerichte  in  den  Residenzen 
in  Sachen  im  Werthe  bis  3000  Rbl.,  in  den  übrigen  Städten  bis  1500  Rbl. 
Die  Urtheile  in  diesen  Sachen  werden  sofort  rechtskräftig  und  voll- 
streckbar. Die  übrigen  Urtheile  können  durch  Appellation  in  zwei- 
monatlicher und  in  Fracht-,  Wechsel-  und  Konkurssachen  in  einmonat- 
licher Frist  angefochten  werden.^  Jedoch  muss,  um  die  Vollstreckung 
aufzuhalten,  die  Appellation  in  Stägiger  und  in  Fracht-,  Wechsel-  und 
Konkurssachen  in  3tägiger  Frist  angemeldet  werden.*)  Auf  Antrag 
des  Klägers  kann  das  Gericht  indess  die  Vollstreckung  verfügen, 
wenn  Kläger  durch  Pfand  oder  Bürgschaft  Kaution  leistet.^) 

Die  Appellation  wird  beim  Kommerzgericht  eingereicht  und  bei 
schriftlichem  Verfahren  mit  den  Originalakten,  bei  mündlichem  mit  Pro- 
tokollauszügen dem  vierten  Departement  des  Senats  zur  Entscheidung 
in  zweiter  Instanz  übersandt.^  Gegen  die  Entscheidung  des  vierten 
Departements  ist  ein  Gesuch  an  Seine  Kaiserliche  Majestät  zulässig,  in 
Folge  dessen  die  Sache  an  die  allgemeine  Versammlung  des  Senats 
zur  endgültigen  Entscheidung  gebracht  werden  kann.'') 

Stempelgebühren  werden  nach  allgemeinen  Grundsätzen  ent- 
richtet, Klagegebühren  nur  beim  schriftlichen  Verfahren.  Bei  der 
Appellation  wird  ein  Sukkumbenzgeld  von  60  Rbl.  eingezahlt,  das  even- 
tuell zurückgezahlt  wird.  Ausserdem  wird  für  jede  unbegründete  Klage 
und  eben  solchen  Streit  5  Kop.  vom  Rubel  zu  Gunsten  des  Fiskus, 
sowie  für  Beitreibung  von  Wechseln  4  Kop.  vom  Rubel  erhoben;  und 
für  unbegründete  Appellation  10  Kop.  vom  Rubel  als  Strafgeld  zu 
Gunsten  der  Richter  erhoben.^)  Dieses  Geld  wird  bei  Einlegung  der 
Appellation  eingezahlt  und  eventuell  zurückgegeben.  Arme  geben  die 
schriftliche  Erklärung  ab,  dass  sie  nicht  im  Stande  sind,  zu  zahlen. 

Die  Vollstreckung  der  Urtheile  findet  nach  den  Regeln  der  Civil- 
prozessordnung  statt.  ^ 

Die   Wechselsachen,   soweit   es   sich   um   unstreitige   Wechsel- 

*)  H.P.O.  388,  389. 

«)  ib.  390—392. 

^  ib.  391,  395. 

«)  ib.  53,  393,  396. 

«)  ib.  397-402. 

")  ib.  403,  404.  Das  Verfahren  im  Senat  ist  geregelt  dorch  die  Bestimmungen 
des  revidirten  alten  Prozesses:  Gesetze  über  den  Civilprozess  (R.G.B.  XVI.  Th.  2) 
Ausg.  1892  Art.  314,  331,  339-349. 

^  ib.  350-353. 

^  ib.  406 — 409.    Nossenko,  Kommentar. 

•)  ib.  385. 


680  Earopa. 

forderungen  handelt,  werden  auf  Antrag  des  Klägers  nach  dem  verein- 
fachten Verfahren  behandelt.  ^)  Sonst  werden  unstreitige  Wechselsadien 
nach  der  Handelsprozessordnung  verhandelt. 

In  Petersburg  besteht  eine  besondere  Abtheilung  flir  Y^handlnng 
von  Wechselsachen.  2) 

In  Archangel  gehören  alle  Wechselsachen,  auch  die  unter  500  Sbl. 
an  Werth,  zur  Kompetenz  des  Kommerzgerichts. 

KAPITEL  IV. 

Exekution. 

CP.O.  891—1222,  156-161.    Regeln  103—110. 

§  52. 
L  Voranssetzuiigeii. 

CP.O.  891-895. 

Die  Exekution  eines  Urtheils  ist  nur  zulässig  auf  Orund  eines  Yoll- 
Streckungsbefehls  (ispohiitelny  list,  wörtlich :  Y  oUstreckungsbogen),  welcher 
auf  Grund  eines  Urtheils  erlassen  wird.  Auch  im  vereinfachten  Ver- 
fahren und  im  Urkundenprozess  basirt  der  Vollstreckungsbefehl  auf  der 
richterlichen  Verfügung,  nicht  auf  der  Urkunde.  Im  ordentlichen 
und  verkürzten  Verfahren  wird  der  Vollstreckungsbefehl  auf  beson- 
deres Gesuch,  entweder,  nachdem  das  Urtheil  die  Rechtskraft  durch 
Ablauf  der  Appellations-  und  in  gewissen  Fällen  auch  der  Kassations- 
frist beschritten  hat,  oder  falls  das  Gericht  die  vorläufige  Voll- 
streckbarkeit verfügt  hat,  sofort  nach  der  Fällung  ausgereicht.') 

Im  vereinfachten  Verfahren  und  im  Urkundenprozess  wird  der 
Vollstreckungsbefehl,  wenn  der  Kläger  darum  in  der  Klage  nachgesucht 
hat,  sofort  nach  Yerkündung  der  Resolution  ausgereicht  oder  dem 
Kläger  zugeschickt.*) 

Die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  des  ganzen  oder  eines  Theüs 
des  Urtheils  kann  ausgesprochen  werden: 

1.  wenn  das  Urtheil  auf  einer  öffentlichen  Urkunde  beruht  oder 
auf  einer  Privaturkunde,  die  vom  Beklagten  anerkannt  worden  ist; 

2.  wenn  das  Urtheil  lautet  a)  auf  Räumung  oder  Uebergabe  einer 
gemietheten  oder  gepachteten  Sache  wegen  Ablauf  der  Frist,  oder  Rück- 
gabe einer  widerrechtlich  besessenen  Sache;  b)  auf  Entlassung  eines 
Dienstboten; 

3.  wo  die  Verzögerung  der  Ausführung  des  Urtheils  eine  bedeutende 
Einbusse  für  den  Kläger  oder  die  Unmöglichkeit  der  Ausführung  des 
Urtheils  nach  sich  ziehen  könnte;*) 


»)  H.P.O.  82  Anm. 

')  ib.  44  Anm. 

^  924,  925,  926. 

*)  Siehe  oben  S.  668,  670. 

*)  736,  737,  739. 
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4.  auch  aus  anderen  Gründen  a)  bei  Versäumnissurtheilen,  b)  bei 
ordentlichen  ürtheilen,  insoweit  dadurch  ein  Versäumnissurtheil ,  bei 
dem  vorläufige  Ausführung  gestattet  war,  bestätigt  worden  ist.^) 

Das  Gericht  entscheidet,  ob  die  vorläufige  Vollstreckung  gegen 
Kaution  oder  ohne  solche  zulässig  sei;  nur  in  dem  unter  3  angegebenen 
Falle  ist  stets  eine  Sicherstellung  erforderlich,  die  auch  durch  Hinter- 
legung der  beigetriebenen  Summen  oder  einen  Aufschub  der  Ver- 
steigerung erreicht  werden  kann.  2) 

Die  vorläufige  Vollstreckung  ist  unzulässig,  falls  durch  Ausführung 
des  Urtheils  eine  nicht  in  Geld  abschätzbare  Benachtheiligung  des  Be- 
klagten erfolgen  würde.*) 

Der  Vollstreckungsbefehl  wird  in  vorgeschriebener  Form  ausge- 
fertigt und  vom  Präsidenten  unterschrieben.  Er  wird  gewöhnlich  in 
einem  Exemplar  ausgefertigt,  kann  aber,  wo  es  sich  um  mehrere  Gläu- 
biger oder  mehrere  Objekte  handelt,  auch  in  mehreren  ausgefertigt 
werden.*)  Im  Falle  des  Verlustes  kann  ein  neuer  ausgefertigt  werden, 
aber  nur  auf  Verfügung  des  Gerichts  und  nach  Anhörung  des  Schuld- 
ners, faUs  er  zum  angesetzten  Termin  erscheint.^) 

Die  Vollstreckung  eines  Sonderbescheides^)  (z.  B.  über  Sicher- 
heitsbestellung [Kaution])  geschieht  auf  einen  schriftlichen  Befehl  (prikas) 
des  Präsidenten,  der  in  derselben  Weise  ausgeführt  wird.*^ 

n.  Organe. 

Die  ürtheile  der  Friedensrichter,  der  Landhauptleute  und  der  Kreis- 
glieder der  Bezirksgerichte  werden  durch  Gerichtsvollzieher  ausgeführt, 
wenn  solche  bei  diesen  Gerichten  angestellt  sind,  sonst  durch  die  Po- 
lizei und  Gemeindeälteste.  Für  Ausführung  von  Ürtheilen  der  Friedens- 
richterversammlungen, der  Kreissessionen  und  Bezirksgerichte  bestehen 
besondere  Gerichtsvollzieher;^  ftir  jeden  einzelnen  Fall  wird  der  Ge- 
richtsvollzieher vom  Präsidenten  desjenigen  Gerichts  ernannt,  in  dessen 
Bezirk  die  Vollstreckung  stattfinden  soU.^)  Der  Gerichtsvollzieher  hat 
dem  Präsidenten  über  Beginn  und  Beendigung  der  Vollstreckung  zu 
berichten,  ebenso  wie  über  gewährte  Fristen.  ^^)  Alle  Beschwerden  über 
sein  Verfahren  werden  an  das  Gericht  gerichtet,  in  dessen  Bezirk  die 
Vollstreckung  stattfindet.")    Beschwerden  über   falsche  Auslegung  des 


»)  737.  1,  2. 

*)  738. 

»)  740. 

♦)  927—931. 

*)  982. 

•)  Ein  solcher  vertritt  den  Arrestbefehlund  die  einstweiligen  Verfügungen 
der  deutschen  CÜvilprozessordnung,  vgl.  oben  S.  610. 

^  599. 

^  Siehe  oben  S.  585. 

•)  937,  938. 

>0)  940.    Vgl.  S.  685  Note  3. 
")  962. 

Lb8kk  n.  LoEWBvrBLD  BechtsverfolgnDg.   II.  44 
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Urtheils  gehen  an  das  Gericht,  welches  das  Urtheil  ßlllte,  das  sie  wie 
Sonderbeschwerden  zu  erledigen  hat.^) 

§53. 
ni.  Arten  und  Mittel  der  YoUstreeknng. 

CP.O.  963—1222, 
1.  Uebergabe  der  lugesprocheneii  Saohe  in  natura. 

Wird  die  Sache  nicht  freiwillig  übergeben,  so  wird  sie  dem  Ver- 
urtheilten  zwangsweise  abgenommen.  Ist  sie  nicht  mehr  vorhanden,  so 
wird  der  Werth  der  Sache  beigetrieben.  ^ 

2.  Aiuführang  beatimmter  Handlungen. 

Führt  der  Schuldner  die  Handlungen,  zu  denen  er  verurtheilt  worden 
ist,  nicht  in  der  vom  Gericht  im  Urtheil  bestimmten  Zeit  aus,  so  kann 
der  Gläubiger  beim  Gericht  um  die  Genehmigung  nachsuchen,  die  be- 
treffenden Handlungen  (Arbeiten)  für  Rechnung  des  Schuldners  aus- 
führen und  den  Betrag  von  ihm  beitreiben  zu  dürfen.  *) 

8.  Beitreibung  dnroh  Verkauf  beweglicher  Saohen. 

CP.O.  963—1083. 

Die  dem  Schuldner  gehörigen  Mobilien  werden  mit  Beschlag  belegt 
und  über  die  in  seinem  Gewahrsam  befindlichen  wird  ein  Inventar  auf- 
genommen; die  Sachen  werden  besiegelt;  mit  der  Inventur  ist  gewöhn- 
lich eine  Taxation  verbunden;  sie  werden  dann  einer  zuverlässigen 
Person  als  Depositum  übergeben.*) 

Von  der  Beschlagnahme  sind  ausgenommen:  Die  (je  nach  der 
Jahreszeit)  nöthige  Kleidung,  Wäsche  und  das  Geschirr  für  den  täglichen 
Gebrauch  fttr  den  Schuldner  und  seine  Familie,  Betten,  sowie  Lebens- 
mittel und  Holz  fllr  einen  Monat,  Heiligenbilder  ohne  werthvollen 
Schmuck,  Familien-  und  andere  Papiere  mit  Ausnahme  von  Werth- 
papieren;  bei  Beamten  die  Dienstkleidung;  das  Zubehör  von  Immo- 
bilien; Pferde,  Equipagen  und  Geschirre  einer  Poststation,  die  zumver- 
tragsgemässen  Betriebe  der  Posthalterei  nothwendig  sind.*) 

Nur  wenn  keine  anderen  Mobilien  vorhanden  sind,  können  folgende 
mit  Beschlag  belegt  werden:  Ackergeräthe  und  Maschinen  des  land- 
wirthschaftlichen  Betriebes,  Arbeits-  und  Hausvieh,  Saaten  und  daß 
zum  Unterhalt  der  Arbeiter  und  des  Viehs  bis  zur  neuen  Ernte  nöthige 
Getreide,  Bücher,  Instrumente  und  Werkzeuge  fttr  die  Arbeit  des 
Schuldners.  ^) 

Literarische  Erzeugnisse,  Originale  und  Uebersetzungen,  im  Manu- 
skript oder  Druck,  die  der  Autor  nicht  dem  Verkehr  übergeben  hatte 


1)  964—967. 

«)  1209—1213. 

»)  934. 

*)  963-1020. 

*)  978. 

^  974. 
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lind  nicht  übergeben  will,  können  nicht  mit  Beschlag  belegt  werden,  i) 
Der  Verkauf  findet,  je  nach  dem  Werth,  nach  kürzerer  oder 
längerer  Frist  durch  Versteigerang  unter  dem  Hammer  statt.  Die 
Frozessordnung  enthält  hierüber  eine  Menge  kasuistischer  Bestimmun- 
gen.»)») 

Werthpapiere  werden  zum  St.  Petersburger  Tageskurse  über- 
nommen oder  an  der  Petersburger  Börse  verkauft.*)  Werthpapiere 
und  Sachen,  die  sich  bei  dritten  Personen,  bei  Kreditanstalten,  Ge- 
richten und  anderen  Behörden  befinden,  werden  in  der  Weise  mit  Be- 
schlag belegt,  dass  den  betreffenden  Personen  und  Anstalten  der  Be- 
schlag mitgetheilt  wird,  wodurch  sie  verpflichtet  werden,  diese  Sachen 
nicht  dem  bisherigen  Eigenthümer,  sondern  dem  Gerichtsvollzieher  aus- 
zuliefern.^) 

Um  zu  verhindern,  dass  diese  Sachen  vor  Beginn  der  Bei- 
treibung bei  Seite  geschafft  werden,  kann  der  Gläubiger  sofort  nach 
Empfang  des  Vollstreckungsbefehls  von  sich  aus  die  Gerichts-  oder 
Administrationsbehörden  ersuchen,  auf  Grand  des  Vollstreckungsbefehls 
seine  Forderang  aus  den  Kapitalien  und  den  Zinsen  zu  befriedigen.^) 

4.  Beitreibung  duroh  Absüge  vom  Gehalt,  der  Pension  u.  dergL 

C.P.O.  1084—1093. 

Mit  Beschlag  kann  belegt  werden,  durch  den  unmittelbaren  Vor- 
gesetzten des  Beamten,  das  Gehalt  und  alle  Ergänzungszahlungen,  unter 
welchem  Titel  er  sie  auch  erhalte:  Quartiergeld,  Tischgeld,  Arrende, 
Pension,  einmalige  Geldbelohnung. ^  Keiner  Beschlagnahme  unter- 
liegen: Pensionen  für  Wunden,  Beerdigungsgelder  und  Unterstützungen 
in  Nothfällen,  Gelder  zu  Dienstreisen.  8)  Der  Abzug,  der  vom  Gehalt 
eines  Beamten  gemacht  werden  kann,  geht  vom  vierten  Theil  bis  znr 
Hälfte,  je  nachdem  das  Gehalt  unter  500  oder  über  1000  Rbl.  beträgt 
und  der  Beamte  verheirathet  ist,  Kinder  hat  oder  allein  steht.  ^ 

5.  Beitreibung  ans  Immobilien. 

C.P.O.  1094—1191. 

Vom  Gericht  wird  auf  das  Grandstück  ein  Veräusserungs-  und  De- 
teriorirungsverbot  gelegt  durch  Publikation  in  der  Senatszeitung.    Für 


0  1041. 

^  1021—1070. 

')  Die  C.P.O.  findet  es  für  nOthig,  zu  erklären,  dass  derjenige,  der  Erzeug- 
nisse der  Kunst  oder  Literatur  durch  Versteigerung  erwirbt,  deswegen  noch 
nicht  das  literarische  oder  künstlerische  Eigenthum  an  diesen  Erzeugnissen  erworben 
habe  (1040). 

*)  1071—1077. 

^)  Nothigenfalls  werden  die  Werthpapiere,  die  keine  Inhaberpapiere  sind,  Tom 
Oericht  mit  dem  Vermerk  der  Zession  versehen  (1078 — 1083). 

«)  1080. 

')  1085. 

8)  1087. 

»)  1086. 
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den  Schuldner  (Eigenthümer)  tritt  das  Verbot  in  Kraft  mit  dem  Tage  der 
Zustellung  der  Aufforderung  zu  zahlen.  Bis  zum  Tage  der  öffentlichen 
Versteigerung  kann  er  jedoch  das  Grundstück  zum  Zweck  der  Befriedi- 
gung des  Gläubigers  aus  freier  Hand  verkaufen.^) 

Die  Inventur  und  Taxation  findet  erst  nach  Ablauf  einer  zwei- 
monatlichen Frist  statt.  Die  öffentliche  Versteigerung  findet,  je  nach  dem 
Werth,  nach  Ablauf  kürzerer  oder  längerer  Fristen,  in  festen  fftr  jedes 
Gouvernement  alle  drei  Jahre  zu  bestimmenden  Terminen  statt.  ^  Das 
Grundstück  bleibt  im  Besitz  des  Schuldners,  der  jedoch  zur  Rechnungs- 
legung über  die  Verwaltung  verpflichtet  ist.  Wenn  jedoch  auf  Grund 
einer  Pfandverschreibung  geklagt  wird,  so  hat  der  Pfandgläubiger  das 
Recht,  sofort  in  den  Besitz  gewiesen  zu  werden  und  bezieht  die  Einnahmen 
des  Guts  an  Stelle  der  Zinsen  für  seine  Pf andf orderung.  ^) 

Für  die  baltischen  Provinzen,  wo  eine  Hypothekenordnung  be- 
steht, enthält  das  Gesetz  ein  besonderes  Verfahren.^) 

6.   Verbot,  den  Wohnort  sa  Terlassen. 
CP.O.  1222,  1-10. 

An  Stelle  der  vorläufigen  Haft,  der  ein  Schuldner  unter  bestimmten 
Umständen  unterworfen  werden  konnte,  ist  durch  Gesetz  vom  9.  März 
1879  bestimmt  worden,  dass  dem  Schuldner,  der  sich  weigert,  Mittel 
zur  Befriedigung  seiner  Gläubiger  anzugeben,  oder  dessen  Vermögen 
zur  Deckung  der  Schulden  unzureichend  ist,  das  Verlassen  seines  Wohn- 
orts untersagt  werden  kann.*)  Zugleich  hat  der  Gläubiger  mit  oder 
ohne  ein  solches  Verbot  das  Recht,  den  Schuldner  vor  Gericht  laden 
zu  lassen,  wo  ihm  die  Frage  vorgelegt  wird,  ob  er  Mittel  zur  Befrie- 
digung seines  Gläubigers  ausfindig  gemacht  habe;  hierüber  wird  ein 
Protokoll  aufgenommen.  Solche  Ladung  kann  wiederholt  werden,  bis 
die  Schulden  getilgt  sind.^)  Der  am  Gerichtsort  wohnende  Schuldner 
muss  persönlich  erscheinen,  die  übrigen  müssen  zum  Termin  ein  Pro- 
tokoll des  nächsten  Friedensrichters  einsenden,  dass  sie  bei  ihm  er- 
schienen seien  und  die  bezeichneten  Erklärungen  abgegeben  haben'  Im 
Falle  der  Versäumniss  wird  der  Schuldner  zwangsweise  vor  das  Be- 
zirksgericht oder  den  Friedensrichter  sistirt.^)  Das  Verbot,  die 
Stadt  zu  verlassen,  wird  hinfällig:  1)  falls  der  Gläubiger  den 
Schuldner  innerhalb  zweier  Monate  nicht  laden  lässt;  2)  nach  der  Ab- 
fassung des  Protokolls  über  die  Erklärung  des  Schuldners;  3)  falls  der 
Schuldner  seine  Schulden  bezahlt.®) 

*)  1095-1098. 
«)  1101—1191. 
3)  1128-1131. 
*)  1845-1892. 
*)  1222,  1,  2. 
•)  1222,  4—6. 
')  1222,  7—10. 
«)  1222,  3. 
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§54. 
IT.  Terfahren  der  Exekution. 

C.P.O.  924—967. 

Die  Wahl  der  anzuwendenden  Exekutionsmittel  hat  der  Kläger;  es 
können  auch  mehrere  zugleich  angewandt  werden.^)  Der  Gerichts- 
vollzieher beginnt  die  Beitreibung  durch  Zustellung  einer  Zahlungs- 
aufforderung an  den  Schuldner,  der  eine  Abschrift  des  Vollstreckungs- 
befehls, beim  vereinfachten  Verfahren  des  Urtheils,  beim  Urkunden- 
prozess  der  Urkunde  beigefügt  sein  muss.^)  In  der  Aufforderung 
muss  eine  bestimmte  Frist  angegeben  sein,  unter  der  gleichzeitigen 
Verwarnung,  dass  nach  deren  Ablauf  Zwangsvollstreckung  durch  ein 
{vom  Gläubiger  zu  bezeichnendes)  Mittel  eintreten  werde.  ^)  Das  Ver- 
fahren muss  sofort  beginnen  und  kann  inhibirt  und  eingestellt  werden 
nur:  nach  schriftlicher  Zustimmung  des  Gläubigers,  auf  Anordnung  des 
Gerichts,  oder  falls  der  Schuldner  eine  von  der  Polizei,  einem  Notar 
oder  Friedensrichter  beglaubigte  Quittung  des  Gläubigers  beibringt, 
dass  er  das  ihm  gerichtlich  Zugesprochene  erhalten  habe. 

Das  Gesetz  spricht  von  bestimmten  Fristen  bei  der  Zwangsvoll- 
streckung nur  in  folgenden  Fällen: 

a)  Der  Friedensrichter  hat  das  Recht  aa)  in  den  Sachen,  die 
er  endgültig  entscheidet,  im  Urtheil  einen  Termin  zur  freiwilligen 
Ausführung  zu  bestimmen  (135),  bb)  falls  der  Schulder  keine  flüssigen 
Mittel  zur  Bezahlung  besitzt,  ihm  Fristen  zu  Theilzahlungen  zu  ge- 
währen, die  jedoch  sämmtlich  verfallen,  wenn  auch  nur  eine  nicht  ein- 
gehalten wird  (136,  137).  Dieses  Recht  fällt  übrigens  fort,  wo  auf  Grund 
von  Wechseln  im  vereinfachten  Verfahren  geklagt  wird  (80,  1). 

b)  Der  Richter,  der  den  Schuldner  zur  Ausführung  einer  Handlung 
oder  Leistung  einer  Arbeit  verurtheUt,  hat  eine  Frist  zu  bestimmen, 
innerhalb  der  diese  Arbeit  zu  leisten  ist  (934). 

c)  Bei  der  Beitreibung  aus  Immobilien  erhält  der  Schuldner  eine 
zweimonatliche  Frist  zur  freiwilligen  Ausführung  des  Urtheils,  gerechnet 
vom  Tage  der  Zahlungsaufforderung  (1095). 

Der  Gerichtsvollzieher  ergreift  alle  Massregeln  kraft  seines  Amtes, 
doch  ist  der  Gläubiger  berechtigt,  Anträge  zu  stellen  und  im  Falle  der  Ab- 
lehnung einen  schriftlichen  Vermerk  im  Protokoll  und  eine  Abschrift  davon 
zu  verlangen,  um  Beschwerde  zu  führen.  Dasselbe  Recht  hat  der  Schuldner. 
Beide  sind  berechtigt,  bei  allen  Handlungen  zugegen  zu  sein  und  Zeugen 
mitzubringen,  deren  Abwesenheit  jedoch  das  Verfahren  nicht  hindert.*) 
Bei  Einwendungen  des  Schuldners  oder  Dritter  gegen]  Beschlag- 


1)  935,  936. 

'O  942. 

^)  Wer  diese  Frist  festsetzt,  ist  im  Gesetz  nicht  gesagt,  offenbar  wird  sie 
nur  bestimmt  durch  die  Unmöglichkeit,  die  Beitreibung  fraher  vorzunehmen,  denn 
Fristen  zu  gew&hren  ist  dem  Gerichtsvollzieher  unbedingt  verboten  (952). 

*)  937,  948,  949,  951. 
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nähme  gewisser  Gegenstände  ist  der  Gerichtsvollzieher  nicht  berechtigt 
die  Beschlagnahme  von  Sachen,  die  sich  im  Besitze  des  Schuldners  befinden, 
zu  unterlassen,  es  sei  denn,  dass  die  ganze  beizutreibende  Summe  ein- 
gezahlt werde  oder  der  Gläubiger  zustimme.  Die  Dritten  haben  ihr 
Recht  durch  eine  Klage  bei  dem  Gericht,  wo  die  Beschlagnahme  statt- 
findet, geltend  zu  machen.  Der  öffentliche  Verkauf  solcher  Sachen  wird 
nur  durch  eine  Verfügung  des  Gerichts  gehindert.*) 

Wenn  nach  der  Beschlagnahme  von  Immobilien  der  Schuldner 
nachweist,  dass  die  Schuld  aus  den  zweijährigen  Einnahmen  gedeckt 
werden  kann,  so  darf  das  Gut  nicht  versteigert  werden.  Das  Gesuch 
wird  bei  dem  Gericht  eingereicht,  wo  der  Verkauf  stattfinden  soll  und 
wird  bewilligt,  wenn  der  Schuldner  auf  Verlangen  des  Gläubigers  die 
Zahlungen  für  ein  halbes  Jahr  voraus  durch  Bürgschaft  oder  andere 
Kaution  sicherstellt.  Bei  Ausbleiben  der  Zahlung  kann  der  Gläubiger 
entweder  den  Verkauf  des  Gutes  oder  Zahlung  aus  der  Kautionssumme 
verlangen  und  ausserdem  10  Prozent  Strafgeld  für  die  nicht  rechtzeitig 
gezahlte  Summe.  ^) 

Nach  dem  Verkauf  wird  die  Reklamation  eines  Dritten  nur  berück- 
sichtigt, wenn  er  eine  Beschlagnahme  zu  seinen  Gunsten  erwirkt.  ^Trd 
nur  ein  Theil  reklamirt,  so  hindert  das  den  Verkauf  des  Uebrigen 
nicht.  8) 

Beschwerden  über  Unregelmässigkeiten  bei  der  Besclilagnahme 
und  Publikation  über  den  Verkauf  müssen  in  zweiwöchentlicher  Frist 
eingereicht  werden,*)  Beschwerden  über  Unregelmässigkeiten  beim 
öffentlichen  Verkauf  in  siebentägiger  Frist.  Diese  Beschwerde  hindert 
die  Uebertragung  des  Eigenthums. 

Wird  der  Antheil  eines  Miteigenthümers  beschlagnahmt,  so 
erstreckt  sich  die  Inventur  auf  das  ganze  Grundstück,  verkauft  wird  aber 
nur  der  eine  ideelle  Antheil,  es  sei  denn,  dass  die  Miteigenthümer 
den  Verkauf  des  Ganzen  beantragen.  Ein  Streit  über  die  Grösse  des 
Antheils  hindert  nicht  den  Verkauf,  wohl  aber  die  Auszahlung  der 
Summe  und  zwar  bis  zur  Entscheidung.  An  diesem  Prozess  können 
die  Gläubiger  theilnehmen.*) 

Bei  gleichzeitiger  Beitreibung  zu  Gunsten  mehrerer  Gläubiger 
vertheilt  der  Gerichtsvollzieher  die  beigetriebenen  Summen  unter  die 
Gläubiger.  6) 

Ist  das  Vermögen  nicht  genügend  zur  Deckung  der  Forderungen, 
so  stellt  der  Gerichtsvollzieher  die  Summen  dem  Bezirksgericht  zu. 
Dieses  deckt  daraus  die  Kosten  des  Verfahrens  und  beMedigt  die 
etwaigen  Pfandgläubiger.     Die  übrigen  Gläubiger  haben  sich  über  die 

0  1091—1093,  1197. 
»)  1192—1196. 
')  1198—1201. 
*)  1202—1204. 
*)  1188—1191. 
»)  955. 
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Vertheilung  der  Summe  innerhalb  einer  sechswöchentlichen  Frist  zu 
einigen.  Eonmit  eine  Einigung  nicht  zu  Stande,  so  entscheidet  das 
Gericht  auf  Grund  eines  besonderen  Bechnungsverfahrens,  an  dem  nur 
die  Gläubiger  theilnehmen,  die  innerhalb  der  sechswöchentlichen  Frist 
ihre  Vollstreckungsbogen  eingereicht  haben.  Jedoch  hat  natürlich  Jeder 
das  Recht,  weitere  Befriedigung  aus  etwaigem  anderen  Vermögen  des 
Schuldners  zu  suchen,  oder  Konkurs  zu  beantragen.^) 

Die  Kosten  des  Verfahrens^  werden  stets  vom  Schuldner  getragen 
und  vom  Gerichtsvollzieher  ausser  der  Schuldsumme  beigetrieben.  Ist 
die  Beitreibung  beendet  und  Alles  bezahlt,  so  ertheilt  der  Gerichtsvoll- 
zieher dem  Schuldner  eine  Quittung,  vermerkt  die  Bezahlung  auf  dem 
Vollstreckungsbogen  und  reicht  letzteren  dem  Gericht  ein.^) 

§  55. 
y.  Tollstreekung  flnl&ndischer  und  auswärtiger  Urtheile. 

1.    Vollfltreokang  von  Urtheilen  der  Gerichte  des  Grossfürstenthums 

Finland  im  Kaisertham. 
C.P.O.  1267—1272. 

Behufs  Vollstreckung  im  Kaiserthum  muss  das  Urtheil  eines  f in- 
ländischen Gerichts  in  einer  vom  urtheilenden  Gericht  beglaubigten, 
mit    der  Vollstreckungsklausel  versehenen  und  vom  Staatssekretariat 


*)  956,  1214  -1222. 

^  Nach  der  Taxe  für  OeriehtSTollsielier  erhalten  dieselben: 

Far  Zustellungen  25  Eop.  bis  1  Kbl.,  je  nachdem  der  Werth  der  Klage  bis 
2000  Rbl.  betrfigt  oder  5000  Rbl.  übersteigt; 

fOr  luTentur  und  Taxation  Ton  Mobilien  im  Werthe  bis  500  Rbl.  l^/o,  für 
jede  weitere  100  Rbl.  ^8%,  von  5000  Rbl.  an  für  jede  weiteren  1000  Rbl.:  2  Rbl.,  von 
25000  Rbl.  an  für  jede  weiteren  1000  Rbl.:  1  Rbl.; 

für  blosse  Verifizirung  einer  vorhandenen  Inventur  etwa  den  vierten  Theil; 

für  Inventur  ohne  Taxation  nach  der  Zahl  der  Sachen  bis  zu  50  Gegenständen 
a  5  Kop.,  bis  100  ä  4  Eop.,  über  100  ä  3  Kop. ; 

für  Befreiunng  vom  Arrest  je  3,  2  und  1  Kop.  von  dem  einzelnen  Gegen- 
stand. Bei  gleichartigen  Gegenständen  für  Zählen  1  Kop.  für  je  10,  für  Wiegen  3  Kop. 
für  10  Pud; 

für  Inventur  von  Immobilien  im  Werthe  bis  500  Rbl.:  2  Rbl.  50  Kop.,  bis 
2000  Rbl.:  6  Rbl.,  für  je  weitere  1000  Rbl.:  1  Rbl.,  über  5000  Rbl.  für  jede  weiteren 
1000  Rbl. :  50  Kop. ; 

für  Uebergabe  oder  Transport  von  Sachen  im  Werthe  bis  500  Rbl.  und 
bis  5000  Rbl.:  25—75  Kop.,  für  je  weitere  5000  Rbl.:  1  Rbl.; 

für  die  Korrespondenz  mit  den  Behörden  betrefifend  die  Steuerrückstände  bei 
Immobilien  im  Werthe  von  500  Rbl.:  50  Kop.,  über  5000  Rbl.:  2  Rbl.; 

ftlr  Versteigerung  von  Gegenständen  im  Werthe  bis  25  Rbl.:  25  Kop.,  bis 
500  Rbl.:  3  Rbl.,  von  der  höheren  Summe  V«%  dazu; 

für  Arretirung  eines  Schuldners  und  Ablieferung  zur  Haft  4  Rbl.; 

ftlr  Ablieferung  von  Sachen  nach  Verzeichniss  20  Kop.  vom  Bogen; 

für  Vermerke  auf  Urkunden  10  Kop.; 

für  Siegelbeidrückung  je  5  Kop.; 

für  Einweisung  in  den  Besitz  2  Rbl. 

Ausserdem  Fahrgelder  und  Tagegelder,  wo  Fahrten  nöthig  werden  (C.P.O.  858, 864). 

3)  957,  958,  1020. 
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des  Grossflirstenthums  Finland  in  Petersburg  beglaubigten  Abschrift  nebst 
russischer  Ueber Setzung  und  Kopieen  und  mit  einem  Gesuche  um  Voll- 
streckung dem  Bezirksgericht  des  Vollstreckungsortes  eingereicht  wer- 
den. Das  Gericht  ladet  den  Verurtheilten  und  verfährt  im  verkürzten 
Verfahren.  Es  hat  jedoch  „auf  das  Wesen  der  vom  Gerichte  des 
Grossflirstenthums  entschiedenen  Sache  nicht  einzugehen,  sondern  nur 
zu  prüfen,  ob  in  dem  vorliegenden  Urtheil  nicht  Anordnungen  ge- 
troffen sind,  die  der  öffentlichen  Ordnung  zuwiderlaufen  oder  nach  den 
Gesetzen  des  Kaiserthums  unzulässig  sind."^)  Es  fällt  schliesslich  ein 
Urtheil,  das  nach  den  allgemeinen  Regeln  vollstreckt  wird. 

a.  Die  VollBtreokang  auswärtiger  riohterlioher  Urtheüe  in  Bassland. 

C.P.O.  1273-1281. 

Der  Hauptartikel  hierüber  ist  folgender: 

Art.  1273.  „Urtheile  von  Gerichten  auswärtiger  Staaten  werden  auf 
Grund  der  Kegeln  der  hierüber  vereinbarten  Traktate  und  Verträge 
vollstreckt.  In  den  Fällen,  wo  in  diesen  die  Regeln  selbst  für  die  Aus- 
führung nicht  festgestellt  sind,  wird  das  in  den  folgenden  Artikeln  (1274 
bis  1281)^)  festgestellte  Verfahren  beobachtet." 

Nach  diesem  Artikel  werden  richterliche  Urtheile  fremder  Staaten 
in  Kussland  nicht  vollstreckt,  es  sei  denn  solches  in  Verträgen  be- 
stimmt. Für  den  Fall,  dass  hierbei  das  Verfahren  selbst  nicht  festge- 
steDt  sein  sollte,  kommen  die  Artikel  1274 — 1281  der  Civilprozessord- 
nung  in  Anwendung.     Da   nun  Russland  bisher  keinen  Vertrag 


»)  348—351,  353,  356,  357,  360-362,  365. 

*)  Der  Wortlaut  dieser  Artikel,  die  eventuell  in  Kraft  treten  würden,  faUs  Russ- 
land eine  Konvention  über  die  Vollstreckung  auswärtiger  Urtheile  abschlösse,  ist 
folgender: 

1274.  Gerichtliche  Urtheile  auswärtiger  Staaten  werden  im  Kaiserthum  nur  dann 
voUstreckt,  wenn  solches  durch  eine  Verfügung  eines  Gerichts  des  Kaiserthums  ge- 
gestattet  worden  ist. 

1275.  Gesuche  um  Vollstreckung  auswärtiger  Urtheile  werden  dem  Bezirksgericht 
des  VoUstreckungsorts  eingereicht. 

1276.  Dem  Gesuch  muss  beigefügt  sein:  1)  eine  vom  Gericht  der  FäUung  (d.  L 
dem  Gericht,  welches  das  Urtheil  erlassen  hat)  beglaubigte  Abschrift  des  Urtheils  mit 
VoUstreckungsklausel,  vidimirt  vom  russischen  Konsulat  oder  von  einer  Gesandtschaft 
und  beglaubigt  vom  russischen  Ministerium  des  Auswärtigen;  2)  eine  Uebersetznng 
des  Urtheils  ins  Russische;    3)  Abschriften  dieser  Papiere. 

1277.  Die  Ladung  des  Beklagten  erfolgt  in  allgemeiner  Grundlage  (d.  h.  nach 
den  allgemeinen  Regeln). 

1278.  Die  Verhandlung  erfolgt  im  abgekürzten  Verfahren  (348-365). 

1279.  Bei  Verhandlung  dieser  Sachen  haben  die  Gerichte  auf  das  Wesen  des 
Rechtsstreits,  der  bereits  vom  auswärtigen  Gericht  entschieden  ist,  nicht  einzugehen, 
sondern  nur  festzustellen,  ob  das  vorliegende  Urtheil  nicht  etwa  Anordnungen  enthält, 
welche  der  Öffentlichen  Ordnung  zuwiderlaufen  oder  nach  den  Reichsgesetzen  unzu- 
lässig sind. 

1280.  Die  Vollstreckung  geschieht  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen. 

1281.  Gerichtliche  Urtheile  auswärtiger  Staaten  werden  nicht  vollstreckt  und 
haben  gar  keine  Wirksamkeit  im  Reiche,  wenn  sie  Streitsachen  über  Eigentiium  an 
Immobilien,  die  in  Russland  beleihen  sind,  betreffen. 
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abgeschlossen  hat,  in  dem  die  Vollstreckung  auswärtiger 
richterlicher  ürtheile  anerkannt  wäre,  so  können  jene  Ar- 
tikel überhaupt  keine  Anwendung  finden/')^) 

n.  TheU. 

Konkursrecht.^) 

A.  Das  Konkursrecht  in  Livland,  Estland  und  Kurland. 

Von  Professor  Dr.  C.  Er d mann. 

§  56. 
I.  Quellen  und  Literatur. 

Das  Konkursrecht  des  russischen  Kaiserthums  (mit  Ausnahme  von 
Finland  und  Polen)  findet  sich  in  nachstehenden  Quellen: 

Handelsprozessordnung  (Bd.  XI.  ThL  II  des  Reichsgesetzbuchs).  Aus- 
gabe von  1893.    Abschnitt  IH,  Art.  477—643. 

^)  Ungeachtet  des  entgegenstehenden  Wortlauts  des  Gesetzes  hatte  sich  in  der 
Literatur  die  Ansicht  festgesetzt,  dass  nach  der  russischen  C.P.O.  jedes  Urtheil  eines 
auswärtigen  Richters  im  Interesse  des  internationalen  Verkehrs  ohne  Weiteres  voU- 
streckt  werde,  so  sehr,  dass  der  Senat  durch  Kassationsentscheidung  vom  17.  Oktober 
1873  No.  1711  dieselbe  Ansicht  äusserte,  nachdem  das  Odessaer  Bezirksgericht  und 
der  Odessaer  Appellhof  die  Vollstreckung  abgelehnt  hatten.  Als  nun  aber  das  Mos- 
kauer Bezirksgericht  nach  Anleitung  jener  Eassationsentscheidung  verfuhr,  wurde  die 
Unrichtigkeit  dieser  Interpretation  vom  Moskauer  Appellhof  konstatirt  und  sodann 
auch  vom  Senat  die  Nichtvollstreckbarkeit  auswärtiger  richterlicher 
Ürtheile  ausführlich  aus  dem  Gesetz  und  seinen  Motiven  deduzirt. 

Eine  ausführliche  Darlegung  der  ganzen  Frage  giebt  Engelmann,  Die  Zwangs- 
vollstreckung auswärtiger  richterlicher  Ürtheile  in  Russland.  Leipzig  1884.  Dasselbe 
russisch.  St.  Petersburg  1884.  Französische  Ausgabe  im  Journal  du  droit  international 
prive  par  Ed.  Clunet.  1884.  III— IV.  p.  113—140.  Eine  andere  Auffassung  sucht 
festzuhalten  Professor  Martens  in  seinem  „Völkerrecht",  Berlin  1886,  II,  S.  353  Note  1, 
ebenso  in  der  IL  russischen  Ausgabe,  St.  Petersbui^  1884,  II,  S.  353  Note  1,  wo  er 
jedoch  indirekt  zugiebt,  dass  die  Praxis  der  russischen  Gerichte  seiner  Ansicht  nicht  folge. 
S.  auch  0.  Bd.  I  S.  825  ff. 

*)  Ein  ausländisches  Urtheil  ist  in  Russland  kaum  von  irgend  welchem  Werth. 
Es  ist  nicht  als  eine  Urkunde  anzusehen,  auf  Grund  welcher  im  vereinfachten  Verfahren 
geklagt  oder  eine  dem  deutschen  Arrest  oder  der  deutschen  einstweiligen  Verfügung 
entsprechende  VerfQgung  erlangt  werden  könnte.  Es  bildet  nicht  die  Unterlage  für  ein 
Vollstreckungsurtheil.  Es  kann  nur  etwa,  falls  es  auf  einem  Zugeständniss  beruht,  als 
Beweismittel  für  ein  aussergerichtliches  Geständniss  einer  Prozesspartei  von  Werth  sein. 

^)  Zur  Geschichte  des  Konkiurerechts  und  des  KenknrsprcEesses  sei  hier  nur 
hervorgehoben,  dass  das  älteste  russische  Rechtsbuch,  die  Prawda  (XL  Jahrhundert), 
der  damaligen  Zeit  entsprechende  Bestimmungen  über  das  Eonkursrecht  enthält,  dass 
jedoch  im  moskauischen  Grossfürstenthum  und  Zarthum,  wo  überhaupt  die  Regierung 
sich  um  Privatrecht  und  Justiz  nur  in  sehr  einseitiger  Weise  kümmerte,  nämlich  nur 
so  weit  das  Interesse  des  Fiskus  in  Frage  kam,  sich  keine  Fortentwickelung  der  Be- 
stimmungen über  den  Konkurs  bemerken  lässt.  Seit  Peter  des  Grossen  Reformen 
machte  sich  das  Bedürfhiss  nach  einem  festen  Eonkursrecht  immer  mehr  fühlbar  und 
durch  den  Präsidenten  des  Eommerzkollegiums  Baron  Meng  den  wurde  unter  der 
Kaiserin  Anna  ein  Gesetzentwurf  ausgearbeitet  und  am  15.  Dezember  1740  von  der 
Regentin  Anna  zum  Gesetz  erhoben  (Szerszenewicz,  S.  54 — 62). 

Als  mit  dem  Sturze  des  Eaisers  Ivan  und  der  Regentin  Anna  die  hervorragend- 
sten Staatsmänner  nach  Sibirien  verschickt  wurden,   sollte   das  Andenken  an  die  Re- 
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Cmlprozessordnung  (Bd.  XVI,  Th.  I  des  Reichsgesetzbuchs).  Aus- 
gabe von  1892.    Beilage  HI  zu  Art.  1400,  1—67. 

Für  die  Ostseeprovinzen  tritt  hierzu: 

Beilage  zu  Art.  1899  der  Civilprozessordnung  (Reichsgesetzbuch 
Bd.  XVI,  Th.  I.   Ausg.  1892). ') 

Provinzialrecht  der  Ostaeegouvernements,  Th.  HI  (in  einzelnen,  das 
Konkursrecht  berülu'enden  Bestimmungen). 

Was  die  Literatur  betrifft,  so  ist  hervorzuheben: 
Szerszenevicz,  Uczenije  o  nesostojatelnosti.  Kasan  1890.  446  8. 
8^    (Die  Lehre  von  der  Zahlungsunfähigkeit.) 

Holmsteen,  Istoriczeski  oczerk  ruskavo  konkursnavo  prozessa. 
St.  Petersburg  1889.  (Historischer  Abriss  des  russischen  Konkursver- 
fahrens). 

In  den  Ostseeprovinzen  hat  sich  wegen  der  Neuheit  der  erst  1889 
daselbst  eingeführten  Konkursordnung  eine  umfassendere  Literatur  noch 
nicht  auszubilden  vermocht.    Zu  nennen  wäre  nur: 


gierung  Kaiser  Ivan^s  aus  dem  Oedächtniss  der  Menschen  getilgt  werden.  Alle  in 
seinem  Namen  ausgefertigten  Erlasse  wurden  eingefordert  und  im  Senatsarchiv  ver- 
siegelt. So  verschwand  auch  die  neue,  für  Russland  so  nOthige  Konkursordnung.  Der 
Mangel  einer  Konkursordnung  machte  sich  immer  fühlbarer.  Erst  im  Jahre  1800  am 
10.  Dezember  (Szerszenewicz,  S.  63 — 68)  wurde  eine  Bankerottordnung  erlassen. 
Als  im  Jahre  1832  bei  Abfassung  des  Reichsgesetzbuchs  die  Konkursordnung  einer 
Neubearbeitung  unterzogen  wurde,  geschah  das  jedoch  nur  für  einen  Theil,  den  Handel^- 
konkurs,  und  zwar  sollte  dieser  nur  für  „Kaufleute^  Geltung  haben.  Dieser  Theil  war 
in  Folge  dessen  auf  den  Konkurs  von  Personen  anderer  Stfinde  unanwendbar.  Die 
übrigen  Artikel,  die  allein  auf  Konkurse  von  Personen  anderer  Stände  nach  der  da* 
maligen  Auffassung  Anwendung  finden  konnten,  bildeten  ein  blosses  Bruchstück,  eine 
künstliche  Ruine,  dazu  wurden  sie  in  vOUig  ungenügender  Weise  in  die  Bestimmungen 
über  das  Prozessverfahren  eingeschoben.  Sie  erwiesen  sich  auch  als  völlig  ungenügend. 
Bei  der  Abfassung  der  Civilprozessordnung  wurde  der  Konkurs  wohl  erwähnt,  aber  es 
wurden  keine  Regeln  über  denselben  gegeben.  Erst  nach  der  Einfuhrung  derselben 
wurden  am  1.  Juli  1868  zeitweilige  Regeln  über  den  Konkurs  erlassen,  durch  welche 
das  Konkursverfahren  in  Handelssachen  bei  den  Kommerzgerichten  mit  einzelnen  Mo- 
difikationen für  die  Konkurssachen  bei  den  neuen  Gerichten  eingeführt  wurde.  Bei 
diesen  zeitweiligen  Regeln  ist  es,  abgesehen  von  einzelnen  Ergänzungen,  im  Wesent- 
lichen bis  heute  geblieben. 

In  den  Ostseeprovinzen  galt  bis  zum  Jahre  1889  im  Allgemeinen  der  ge- 
meinrechtliche Konkursprozess  und  nur  in  Bezug  auf  die  Aussonderung  und  die  Klassi- 
fikation der  Gläubiger  hatten  sich  in  den  einzelnen  Ortsrechten  Livlands,  Estlands. 
Kurlands,  Rigas  und  Revals  besondere  statutarrechÜiche  Normen  Bahn  gebrochen. 
Durch  das  Gesetz  vom  9.  Juli  1889  wurde  im  Allgemeinen  die  russische  Konkurs* 
Ordnung  daselbst  eingeführt,  wobei  jedoch  die  besonderen  Bestimmungen  des  örtlichen 
Privatrechts  und  einzelne  durch  die  abweichenden  Rechtsverhältnisse  bedingte  Modi- 
fikationen kraft  besonderer  Vorschriften  erhalten  resp.  geregelt  wurden.  Insbesondere 
wurde  für  Immobilien  eine  besondere  Behandlung  und  ein  besonderer  Spezialkonkurs 
eingeführt,  welcher  erst  nach  Befriedigung  der  Hypothengläubiger  des  Grundstücks  den 
etwaigen  Ueberschuss  des  Meistbotschillings  desselben  in  die  allgemeine  Konkursmasse 
fliessen  lässt. 

')  In  der  Ausgabe  der  Verordnung  über  die  Justizreorganisation  in  den  Ostsee- 
provinzen sind  diese  Artikel  in  die  H.P.O.  eingefügt. 
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V.  Kupffer,  Kommentar  zur  baltischen  Konkursordnung  in  den 
^Dorpater  juristischen  Studien",  Bd.  n,  S.  69  ff. 

A.  Reusner,  Die  rechtliche  Stellung  des  vereidigten  Kurators  und 
der  Konkursverwaltung  nach  den  Konkursgesetzen  von  1889.  Eben- 
daselbst S.  235  ff. 

C.  Erdmann,  System  des  Privatrechts  der  Ostseeprovinzen.  Riga, 
N.  KymmeL  1889.    Bd.  IV,  S.  81  ff. 

§57. 
U.  Die  Ornndprinzipieii  des  Konknrsrechts.  ^) 

Das  gegenwärtige  Konkursrecht  Russlands  und  der  Ostseeprovinzen 
beruht  auf  dem  Prinzip  der  freien  Disposition  der  Gläubiger  über 
die  Konkursmasse.  Die  von  der  Gläubigerversammlung  gewählte 
Konkursverwaltung  hat  in  Verwaltungsangelegenheiten  unumschränktes 
Verfligungsrecht  und  nur  in  der  Gläubigerversammlung  ihre  Aufsichts- 
und Oberinstanz.  Auch  in  Prozesssachen  bildet  die  Konkursverwaltung 
eine  Behörde  und  als  solche  die  Unterinstanz ^-^  des  Bezirksgerichts, 
welches  gegenwärtig  überall,  wo  es  an  einem  Kommerzgericht  fehlt, 
als  regelmässiges  Konkursgericht  fungirt.^) 

In  Bezug  auf  die  Ausdehnung  der  Befugnisse  der  Konkursver- 
waltung gilt  in  formeller  Beziehung  der  Grundsatz  der  Universalität, 
indem  die  Verwaltung  auch  alles  dasjenige  Vermögen  in  den  Bereich 
ihrer  Kompetenz  zieht,  welches  nicht  im  Gebiet  ihres  Gerichtsbezirks 
liegt.  ^)  5)     . 

Die  sonstigen  grundlegenden  Normen  des  russischen  Konkursrechts 


^)  Da  in  Folge  der  Ergänzung  der  rassischen  Konkursordnung  durch  die  auf  den 
Konkurs  sich  beziehenden  Normen  des  baltischen  Privatrechts,  die  für  Liv-,  Est-  und 
Karland  bearbeitete  Redaktion  der  Konkursordnung  ein  weit  vollständigeres  Bild  des 
Konkursrechts  und  Konkursverfahrens  bietet  als  die  in  den  russischen  Gouvernements 
geltende,  so  geben  wir  nachstehend  zunächst  eine  DarsteUung  des  in  Liv-.  Est-  und 
Kurland  geltenden  Konkursrechts,  in  einem  folgenden  Paragraphen  (§  65  S.  702)  die 
Abweichungen  nach  russischem  Recht. 

^  Art.  531  der  Handelskonkursordnung. 

^  Art.  2  oder  Beilage  VI  zu  Art.  1400  der  C.P.O.  (Bd.  XVI,  Th.  I.  Beilage  III 
zu  Art  1400  Anm.). 

*)  Handelskonkursordnung  Art.  523  u.  552. 

^)  Auch  für  Immobilien  besteht  an  sich  keine  Ausnahme,  wenn  auch  die  Rechte 
der  Hypothekengläubiger  dadurch  nicht  leiden  soUen. 

Was  jedoch  das  materielle  Recht  betrifft,  so  sind  nach  russischem  Reichsrecht 
Immobilien  stets  nach  dem  Rechte  ihrer  Belegenheit  zu  beurtheilen,  auch 
wenn  sie  Theil  einer  Konkursmasse  sind  (Reichsrathsgutachten  vom  3.  April  1840  §  10). 
In  den  Ostseeprovinzen  findet  in  dieser  Beziehung  ein  Gegensatz  zwischen  Liv- 
land  einerseits  und  Estland  und  Kurland  andererseits  statt.  Während  das  erstere 
gleich  dem  russischen  Recht  das  Prinzip  der  Territorialität  vertritt,  erkennen  die  letzte- 
ren die  Universalitftt  des  Konkursrechts  an  und  beurtheilen  daher  auch  die  Immobilien 
nicht  nach  dem  Rechte  der  Belegenheit  der  Sache,  sondern  nach  dem  Rechte  des  Do- 
mizÜB  des  Konkursschuldners  (Einl.  zum  Provinzialrecht  der  Ostseeprovinzen  Bd.  121, 
Art  IV,  V,  IX). 
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werden  bei  Gelegenheit  der  einzelnen  einschlägigen  Rechtsverhältnisse^) 
hervorgehoben  werden. 

lU.   Das  materielle  Konkursreeht. 

§  58. 
1.  VoraussetBoiigen  der  Eonkarseröffiiiuig. 

I.  Die  Insolvenz  des  Schuldners.  Wie  tiberall,  so  bildet  auch 
hier  die  Insolvenz  des  Schuldners  die  wesentliche  Voraussetzung  des 
Konkurses.  Nur  findet  insofern  eine  besondere  Normirung  der  In- 
solvenz statt,  als  zur  Feststellung  derselben  nicht  bloss  ein  Ueber- 
steigen  der  Passiva  im  Vergleich  zu  den  Activa  vorausgesetzt,  sondern 
auch  der  Mangel  an  Baargeld  zur  Deckung  grösserer  Schulden  im 
FäUigkeitstermin  verlangt  wird.  2)  Als  grössere  Schulden  gelten  dabei 
alle  die  Summe  von  1500  Rbl.  öbersteigende  Posten.  Als  Arten  der 
Insolvenz  werden  die  unglückliche  (unverschuldete),  die  fahrlässige 
und  die  böswillige  bezeichnet,*)  wobei  nur  die  beiden  letzteren  als 
eigentlicher  Bankerott  gelten  und  besonders  nachtheilige  Folgen  für 
die  Person  des  Gemeinschuldners  nach  sich  ziehen  (Haft  und  Verlust 
der  Handelsberechtigung). 

n.  Der  Konkursantrag.  Derselbe  muss  in  der  Regel  von  Gläu- 
bigem gestellt  werden,  welche  sich  dann  auf  das  Geständniss  der  In- 
solvenz seitens  des  Schuldners  oder  auf  den  faktischen  Erweis  derselben 
bei  Gelegenheit  der  Beitreibung  einer  Forderung  zu  stützen  haben.*) 
Doch  kann  der  formelle  Antrag  auch  durch  eine  Selbstanzeige  des 
Schuldners  ersetzt  werden,  vorausgesetzt,  dass  vorher  eine  Schuldbei- 
treibung stattfand,  welche  seine  Insolvenz  aufdeckte.^)  In  beiden 
Fällen  stellt  das  Konkursgericht  vor  Fällung  des  Konkursdekrets  eine 
Untersuchung  über  die  Sachlage  an,  nimmt  ein  Verzeichniss  des  Ver- 
mögens auf  und  verpflichtet  den  Schuldner  durch  einen  Revers,  kein 
Vermögen  bei  Seite  zu  schaffen  und  den  Ort  nicht  ohne  Genehmigung 
des  Gerichts  zu  verlassen.^  Sodann  erfolgt  die  Fällung  des  Konkurs- 
dekrets. 

§  59. 

2.  Die  Wirkung  der  Konknrseröflftiang. 

Mit  der  Konkurseröfifnung  ist  für  den  Fall  der  Insolvenz  eines 
Kaufmanns  regelmässig  die  Inhaftnahme  des  letzteren  verbunden, 
während  der  Nichtkaufmann  nur  im  Fall  der  Verletzung  der  (am  Schluss 


»)  Vgl.  unten  S.  696  f. 

')  Handelskonkursordnung  Art.  479. 

')  Handelsprozessordnung  Art.  480  ff. 

*)  Ebendas.  Art.  503. 

^)  Ebendas.  Art.  498,  500  und  Reichsgesetzbuch  XVI;  Beilage  III  zu  Art  1400 
der  C.P.O.  P.  21. 

«)  Beüage  VI  zu  Art.  1400  der  C.P.O.  P.  21  (Reichsgesetzbuch  XVI,  1,  Beüage  III 
zu  Art.  1400  Anm.). 
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des  §  58)  erwähnten  Reversverpflichtung  dieser  vorläufigen  Haft  unter- 
liegt. 1) 

Durch  das  Konkursdekret  verliert  der  Geimeinschuldner  das  Recht 
der  Disposition  über  sein  Vermögen,  welches  Recht  auf  die  Konkurs- 
gläubiger übergeht.  2)  Die  vor  Beantragung  des  Konkurses  getroffenen 
Verfügungen  sind  ein  Jahr  lang  (gerechnet  von  der  Eröffnung  des 
Konkurses)  anfechtbar,  wenn  sie  absichtlich  zur  Benachtheiligung  der 
Gläubiger  geschehen  sind  und  der  aus  denselben  Vortheilziehende  um 
diese  Absicht  gewusst  hat,  sowie,  wenn  es  sich  um  unentgeltliche  Dis- 
positionen des  letzten  Jahres  vor  der  Konkurseröffnung  handelt.  3) 
Während  hierin  somit  im  Allgemeinen  eine  Rezeption  der  gemeinrecht- 
lichen actio  Pauliana  vorliegt,  geht  die  weitere  Bestimmung,  dass  alle 
Veräusserungen  an  Ehegatten,  Aszendenten  und  Deszendenten  und  alle 
Dispositionen  des  Gemeinschuldners  während  der  letzten  zehn  Tage  vor 
der  Konkursbeantragung  in  jedem  Falle  anfechtbar  sind,  über  den 
Inhalt  der  römisch-rechtlichen  Norm  hinaus.  Noch  nicht  fällige  Schuld- 
forderungen werden,  unter  Berechnung  der  fehlenden  Zwischenzinsen, 
als  fällige  angesehen  und  beigetrieben.*) 

Eine  fernere  Wirkung  des  Konkursdekrets  besteht  in  der  darauf 
folgenden  Erlassung  des  Konkursproklams,  durch  welches  die 
eingetretene  Insolvenz  bekannt  gemacht  wird,  woraus  dann  ipso  iure 
die  Verpflichtung  der  Gläubiger  und  Schuldner  des  Kridars  zur  An- 
meldung ihrer  Ansprüche  binnen  vier  Monaten,  gerechnet  von  der 
letzten  Publikation  in  der  Senatszeitung,  folgt. ^)  Befreit  von  dieser 
Meldungspflicht  sind  in  den  Ostseeprovinzen  die  Aussonderungsbe- 
rechtigten,^)  die  Absonderungsberechtigten,  die  Gläubiger  der 
Konkursmasse  selbst  und  die  Kompensationsansprüche. 

Sodann  erfolgt  die  Ernennung  des  vorläufigen  Kurators,  meist 
aus  der  Zahl  der  vereidigten  Rechtsanwälte  des  betreffenden  Orts,  sowie 
die  Konvokation  der  am  Ort  anwesenden  Gläubiger  zur  Bildung  der 
Konkursverwaltung,  welche  stattfinden  kann,  wenn  der  der  Summe 
nach  grössere  Theil  der  buchmässigen  Gläubiger  in  Person  oder  Voll- 
macht erschienen  ist.*^)^) 


')  Handelskonkursordnung  Art.  503.  Beilage  VI  zu  Art.  1400  P.  29  (Reichsgesetz- 
buch XVI,  1,  Beilage  III  zu  Art.  1400  Anm.). 

*)  In  den  Ostseeproyinzen  wird  schon  vor  der  Beantragung  des  Eonkurses  die 
Disposition  des  Schuldners  eine  seitens  der  Eonkursgläubiger  anfechtbare  (Gesetz  über 
die  Ausdehnung  auf  die  Ostseeprovinzen  [Beilage  zu  Art.  1899  der  G. P.O.]  Art  5  u.  6). 

^  Ebendas.  Art.  7  u.  8. 

*)  Handelskonkursordnung  Art.  505. 

*)  Ebendas.  Art  509  u.  Beilage  III  zu  Art.  1400  (Reichsgesetzbuch  XVI,  1). 

^)  Welche  jedoch,  wenn  sie  nicht  grundbuchmässige  Forderungen  haben,  binnen 
der  erwähnten  yier  Monate  die  IQage  auf  Aussonderung  anstellen  müssen. 

^  Handelskonkursordnung  Art.  515  u.  524. 

^)  Schon  aus  diesem  letzteren  Grunde  ist  den  ausländischen  Gläubigem  die 
Bestellung  eines  Bevollmächtigten  dringend  anzurathen,  wie  denn  überhaupt 
bei  einem  Verfahren,  welches  den  Schwerpunkt  der  Disposition  in  die  Hände  der  Gläu- 
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Besondere  Normen  über  das  im  Ausland  befindliche  Ver- 
mögen des  Kridars  werden  in  den  Gesetzen  nicht  erwähnt.  Auch  an 
Staats  vertragen  fehlt  es  in  dieser  Beziehung.  Aus  dem  in  Russland 
geltenden  Grundsatz  der  Anwendung  des  ius  rei  sitae  geht  hervor, 
dass  ausländische  Immobilien  des  Schuldners  jedenfalls  dem  be- 
treffenden Recht  ihrer  Belegenheit  unterstehen.  Aber  auch  in  Bezug 
auf  sonstige  Habe  desselben  wird  eine  Reklamation  derselben  durch 
die  Eonkursverwaltung  nur  da  möglich  sein,  wo  Überhaupt  auswärtige 
Behörden  die  Verfügungen  russischer  Gerichte  anerkennen.*) 

§  60. 
d.  Die  Stellung  der  Konkursverwaltung. 

I.  Der  vereidigte  Kurator.  Für  die  Zwischenzeiten,  ehe  die 
sämmtlichen  Konkursgläubiger  sich  gemeldet  und  konstituirt  haben,  er- 
nennt das  Konkursgericht  einen  provisorischen  Güterpfleger,  den  soge- 
nannten vereidigten  Kurator.  2)  Derselbe  gilt  als  Vertreter  der  Gläu- 
biger, weshalb  denn  auch  die  schon  ermittelten  Gläubiger  ein  Vor- 
schlagsrecht für  diese  Stellung  besitzen.  Seine  Thätigkeit  besteht  vor 
Allem  in  der  Feststellung  und  Aufnahme  der  Konkursmasse,^)  der  An- 
fertigung einer  vorläufigen  Bruttoabrechnung  und  der  vorläufigen  Ver- 
waltung der  Masse.*)  Als  Honorar  erhält  er  bei  einer  Konkursmasse 
bis  90000  Rbl.  1%  derselben,  bei  einer  diese  Summe  Obersteigenden 
Masse  1%  von  90000  Rbl.  und  ^2%  ^^^  d^m  üeberschuss.  *)  Seine 
Thätigkeit  endigt   mit  dem  Eintritt  der  definitiven  Konkursverwaltung. 

n.  Die  definitive  Konkursverwaltung.  Dieselbe  besteht  aus 
einem  Kollegium  von  wenigstens  drei  Personen,  von  welchen  eine  als 
Präsident  fungirt.  Alle  werden  von  der  Gläubigerversammlung  gewählt.^) 
Die  Konkursverwaltung  gilt  als  eigene  Behörde  und  als  erste  Instanz 
des  Bezirksgerich tS;  wobei  sie  sogar  überall  ausser  in  den  Ostsee- 
provinzen das  Recht  der  ersten  Entscheidung  über  die  angemeldeten 
Forderungen  und  deren  Gültigkeit  besitzt.  •) 

1.  Was  zuerst  das  Verhältniss  der  Konkursverwaltung  zur 
Masse  betrifft,  so  übt  sie  das  Recht  eines  Verwalters  aus  imd  ist 
daher  zu  allen  die  Substanz  der  Masse  nicht  verändernden  Dispositionen 
berechtigt.  Zu  Veräusserungen  bedarf  sie  regelmässig  der  Genehmigung 
der  Gläubigerversammlung. ^)    Jedoch  kann  sie  der  Absonderung  unter- 

biger  legt,  eine  Betheiligung  der  letzteren  an  der  Verwaltung  in  deren  direktestem 
Interesse  liegt. 

')  Es  hängt  dies  in  Ermanglung  von  Vertr&gen  von  den  Gesetzen  des  betheiligten 
auswärtigen  Staats  ab. 

*0  Art.  10  der  Beilage  III  zu  Art.  1400  (Reichsgesetzbuch  XVI,  1. 

^  Art.  7  ebendas.  und  Art.  510  u.  519  der  Handelskonkorsordnung. 

*)  Art.  521  der  Handelskonkursordnung. 

^)  Ebendas.  Art.  639  u.  640. 

«)  Ebendas.  Art.  526  ff. 

^  Ebendas.  Art.  531. 

®)  Ebendas.  Art.  552  und  Verordn.  vom  9.  Juli  1889,  Art  24  der  Beilage  VII  za 
Art.  16. 
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liegende  Objekte  verkaufen  und  vertheilen,  ferner  dem  Verderb  ausge- 
setzte Sachen  veräussern  und  laufende  Abgaben  von  Immobilien  be- 
richtigen, sobald  sie  den  Konsens  des  Konkursgerichts  erlangt  hat,  auch 
ohne  die  Gläubigerversammlung  zu  fragen.^)  Die  Massen-  und  Kon- 
kurskosten berichtigt  sie  direkt  von  sich  aus. 

2.  Die  Konkursverwaltung  vertritt  nicht  den  Gemeinschuld- 
ner. Sie  ist  aber  in  den  Ostseeprovinzen  hinsichtlich  der  vom  Gemein- 
schuldner früher  Übernommenen  und  noch  nicht  erfüllten  kontrakt- 
lichen Verpflichtungen  genöthigt,  sich  auf  Antrag  des  Mitkontrahenten 
binnen  bestimmter  Frist  darüber  zu  erklären,  ob  sie  die  Verbindlich- 
keiten anerkennen  und  erfüllen  will.  Erklärt  sie  sich  zur  Erfüllung 
bereit,  so  gilt  ihre  Verpflichtung  als  Masseschuld,  lehnt  sie  dieselbe  ab, 
so  kann  der  Mitkontrahent  das  seinerseits  schon  Geleistete  aus  der 
Masse  herausnehmen,  wenn  es  noch  in  natura  vorhanden  ist.  2) 

3.  Die  Konkursverwaltung  gUt  als  Mandatarin^)  der  Konkurs- 
gläubiger, beziehentlich  als  Vertreterin  der  Forderungsberechtigen  aus 
den  ordnungsmässig  angemeldeten  Forderungen.  Daher  hat  sie  die  ihr  von 
der  Gläubigerversammlung  ertheilten  Instruktionen  zu  beobachten,  die 
speziellen  Aufträge  derselben  zu  erfüllen,  insoweit  sie  ihr  nicht  unge- 
setzlich erscheinen  und  als  diligens  pater  familias  die  Interessen  der 
Gläubiger  wahrzunehmen.  Jeder  Gläubiger  hat  ein  Aufsichtsrecht  und 
eine  Beschwerdebefugniss  gegenüber  ihren  Handlungen.*)  Die  Hand- 
lungen der  Konkursvertretung  verpflichten  sowohl  die  Gläubiger  als 
die  Masse,  sobald  sie  innerhalb  der  gesetzlichen  Kompetenzbefugnisse 
der  ersteren  vorgenommen  worden  sind.^) 

4.  Zu  dritten  Personen  tritt  die  Konkursverwaltung  nur  inso- 
fern in  Beziehung,  als  dieselben  einen  Anspruch  gegen  die  Masse  be- 
sitzen oder  Schuldner  derselben  sind.  Im  ersteren  Falle  sind  es  nur  die 
Aussonderungs-  und  Absonderungsberechtigten,  sowie  die  Kompensirenden 
(vgl.  hierüber  unten  §  61  S.  696  f.),  die  hier  in  Frage  kommen,  im  letzteren 
einerseits  alle  Schuldner  des  Kridars,  andererseits  die  durch  anfecht- 
bare einseitige  und  zweiseitige  Rechtsgeschäfte  unbillig  begünstigten  Per- 
sonen. Den  direkten  Schuldnern  des  Kridars  gegenüber  ist  die  Ver- 
waltung zur  Beitreibung  gleich  einem  sonstigen  Mandatar  verpflichtet. 
Bei  Rückgängigmachung  der  ungültigen  und  anfechtbaren  Rechtsge- 
schäfte unterscheidet  das  Gesetz  in  den  Ostseeprovinzen  die  Ver- 
äusserungen  des  Kridars  nach  erfolgtem  Antrag  auf  Insolvenzerklärung 
als  nichtige,  wobei  jedoch  die  Nichtigkeit  nur  den  Konkursgläubigern, 
nicht   dem   Kridar   gegenüber   besteht,^)   von   den  schon    vorher   zur 


^)  Handelskonknrsordnang  Art.  523. 

^  Art.  11  der  Beilage  VII  zu  Art.  162  der  Verordn.  vom  9.  Juli  1889. 

^  Art  552  der  Handelskonkursordnang. 

^)  Ebendas.  Art.  537. 

*)  Art  25  der  Beilage  VII  su  Art.  162  der  Verordn.  rom  9.  Jali  1889. 

^)  Ebendas.  Art  6. 
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Schädigung  der  Gläubiger  abgeschlossenen  Rechtsgeschäften,  welche  an- 
fechtbare sind.*) 

Und  zwar  tritt  diese  Anfechtbarkeit,  welche  zu  ihrer  Durchführung 
eines  gerichtlichen  Urtheils  bedarf,  in  den  bereits  oben  (§  59)  erwähnten 
Fällen  ein. 

Die  einzelnen  Gläubiger  werden  bis  zur  endgültigen  Lokation  ihrer 
Forderungen  in  ihren  Rechten  einander  gleichgestellt,  wobei  jedoch  her- 
vorgehoben werden  muss,  dass  die  Stimmenmajorität  in  der  Gläubigerver- 
Sammlung  nicht  nach  Köpfen,  sondern  nach  der  Höhe  der  Forderungs- 
summe berechnet  werden  muss.^) 

Eine  Unterscheidung  zwischen  inländischen  und  auslän- 
dischen Kreditoren  wird  durch  die  Gesetze  nicht  gemacht. 

§61. 
4.   AusBonderong,  Absonderang,  Kompensation  und  Anfechtung. 

I.  Aussonderung.  Unter  der  Aussonderung  versteht  man  die 
Ausscheidung  der  nicht  zur  Konkursmasse  gehörigen  Gegenstände  aus 
derselben.  Aussonderungsberechtigt  sind  daher  diejenigen  Personen, 
welche  einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  die  Gegenstände  erheben  können^ 
sei  es  als  Eigenthümer  (die  sog.  Vindikanten,  wohin  auch  die  Ehefrau 
und  Kinder  des  Kridars  gehören,  falls  sie  separirtes  Eigenthum  haben) 
oder  dinglich  Berechtigte,  sei  es  als  persönlich  Forderungsberechtigte  pe- 
ponenten,  Leihende  u.  s.  w.).  Diese  Personen  sind  nach  der  neuen  Ver- 
ordnung genöthigt,  ihre  diesbezüglichen  Ansprüche  während  der  allge- 
meinen Proklamfrist  und  zwar  beim  Konkursgericht  in  Form  einer 
Klage  gegen  die  Konkursverwaltung  geltend  zu  machen.  ^)  Als  Gegen- 
stände der  Aussonderung  erscheinen  dabei  nicht  bloss  körperliche  Sachen, 
sondern  auch  Rechte,  wie  das  Erbpachtrecht,  das  dingliche  Miethrecht,*) 
wohl  auch  Forderungen  (etwa  solche,  deren  Einziehung  dem  Kridar 
als  Mandatar  oder  Zessionar  übertragen  war). 

II.  Absonderung.  Während  bei  der  Aussonderung  die  durch 
dieselbe  betroffenen  Gegenstände  ganz  aus  der  Konkursmasse  ausschei- 
den, geschieht  dies  bei  der  Absonderung  nur  insofern,  als  die  der- 
selben unterliegenden  Sachen  der  besonderen  Befriedigung  gewisser  be- 
rechtigter Gläubiger  dienen  sollen,  so  dass  der  bei  dem  Verkauf  er- 
zielte Ueberschuss  wieder  der  Konkursmasse  zu  Gute  kommt.  Aus 
diesem  Grunde  übt  die  Konkursverwaltung  ein  Aufsichtsrecht  über 
diesen  Verkauf  aus,  ja  kann  selbst  die  Initiative  zu  demselben  er- 
greifen.*) Der  Verkauf  muss  in  diesem  Fall  stets  ein  öffentlicher 
sein.     Da   die    absonderungsberechtigten  Gläubiger  an  dem  Konkurse 


*)  Ebendas.  Art.  7. 

*^)  Handelskonkursordnang  Art.  526. 

^  Art.  15  der  Beilage  VII  zu  Art.  162  der  Verordn.  vom  9.  Juli  1889. 

«)  Ebendas.  Art.  20  u.  21  und  Motive  dazu  S.  233. 

*)  Art.  24  der  Beilage  VII  zu  Art.  162  der  Verordn.  vom  9.  Juli  1889. 
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sonst  nicht  theilnehmen,  auch  nicht  meldungspflichtig  sind,  so  tragen, 
sie  auch  nichts  zu  den  Masselasten  bei. 

Absonderungsberechtigte  sind  im  weiteren  russischen  Reich 
nur  die  Faustpfandgläubiger,  ^)  in  den  Ostseeprovinzen  ausserdem 
alle  Inhaber  grundbuchmässiger  Pfandrechte  an  Immobilien,  alle  zur  Pfän- 
dung oder  Ketention  gewisser  Effekten  Berechtigten,  die  Eonmiissionäre^ 
Spediteure,  Frachtführer,  und  die  Berger  von  Schiff  und  Waare  hin- 
sichüich  der  in  ihren  Händen  befindlichen  Objekte  und  endlich  die 
Gläubiger  und  Legatare  einer  dem  Kridar  vor  oder  nach  der  Konkurs- 
eröffnung zugefallenen  Erbschaft.  2)  Beim  Faustpfand,  der  Pfändung 
und  Retention  wird  regelmässig  die  bereits  eingetretene  Retention  der 
Sache  durch  den  Berechtigten  vorausgesetzt  und  nur  für  den  Ver- 
pächter gegenüber  den  Früchten  des  Pachtguts  und  den  Vermiether 
gegenüber  den  invectis  und  illatis  des^Miethers  besteht  eine  Ausnahme,^ 
indem  hier  zur  Absonderung  ein  besonderer  Gewahrsam  der  Berech- 
tigten nicht  erforderlich  ist. 

m.  Kompensation.  Das  Recht  zur  Kompensation  steht  Jedem, 
der  zugleich  Gläubiger  und  Schuldner  des  Kridars  ist,  zu;  das  allge- 
meine russische  Reichsrecht  kennt  allerdings  keine  eigene  Norm 
hinsichtlich  derselben.  Wohl  aber  giebt  es  auch  hier  wiederum  Spezial- 
bestimmungen  für  die  Ostseeprovinzen,  nach  welchen  selbst  be- 
dingte und  noch  nicht  fällige  Forderungen  —  jedoch  unter  Abzug  des 
sonst  entstehenden  Zinsengewinnes  (des  Interusuriums)  —  kompensations- 
berechtigt sind  und  ebenso  auch  die  Besitzer  nicht  auf  Geld  gerich- 
teter Ansprüche  diese  Befugniss  ausüben  können.*)  Forderungen,  welche 
erst  nach  der  Beantragung  der  Insolvenzerklärung  auf  dem  Wege 
freiwilliger  Zession  erworben  sind,  gewähren  kein  Recht  auf  Kom- 
pensation.^) Hinsichtlich  des  zu  kompensirenden  Betrages  sind  die 
Gläubiger  von  der  Verpflichtung  zur  Anmeldung  im  Konkurse  befreit.^ 

IV.  Anfechtung.  Alle  Forderungen,  welche  weder  von  der  Kon- 
kursverwaltung noch  von  einem  Gläubiger  in  der  Gläubigerversammlung 
angefochten  werden,  gelten  als  unbestritten.  Andernfalls  unterliegen 
sie  der  Beweispflicht  des  Anmeldenden  und  nur  solche  Ansprüche, 
welche  sich  auf  öffentliche  Dokumente,  auf  gültige  Wechsel,  auf 
rechtskräftige  Urtheile  und  auf  ordnungsmäsig  geführte  Han- 
delsbücher (deren  Auszüge  in  beglaubigter  Form  vorliegen  müssen), 
stützen,  haben  in  den  Ostseeprovinzen  die  Präsumtion  der  Rich- 
tigkeit für  sich  und  müssen  besonders  widerlegt  werden,  um  aus  dem  Ver- 
fahren auszuscheiden.^)    Doch  haben  auch  die  nicht  anerkannten  For- 


*)  Handelskonkursordnung  Art.  572—575. 

*)  Art.  22  der  Beüage  VII  zu  Art.  162  der  Verordn.  vom  9.  Juli  1889. 

3)  Ebenda8.  Art.  23. 

*)  Ebendas.  Art.  16. 

*)  Proyinzialrecht  der  Ostseeprovinzen  Bd.  III  Art.  3461  P.  1. 

^  Art.  14  der  Beilage  VII  zu  Art.  162  der  Verordn.  vom  9.  Juli  1889. 

')  Ebendas.  Art.  31. 
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derongen,  wenn  nur  rechtzeitig  Appellation  wegen  ihrer  ZnrQckweisimg 
angemeldet  wurde,  das  Stimmrecht  in  der  GläubigerversammlungJ) 
Die  Entscheidung  über  die  Forderungen  und  ihre  Lokation  hat  nach 
allgemeinem  russischen  Reichsrecht  in  erster  Instanz  die  6Ea- 
bigerrersammlung, ^  in  den  Ostseeprovinzen  das  Bezirksgericht.^ 
Die  Frist  der  Klaganstellung  beim  letzteren  ist  eine  dreimonatliche,  ge- 
rechnet vom  Tage  der  über  die  Zulassung  der  Forderung  votirenden 
Gläubigerversammlung.  Rechtsmittel  gegen  Entscheidungen  des  Be- 
zirksgerichts werden  auf  allgemeiner  civilprozessualischer  Grundlage 
ergriffen  und  verhandelt. 

§62. 
Y.   Das  formelle  Konkursreelit. 

L  Dm  SröfOiangsTMrfUiren. 

Wie  bereits  oben  (§  58)  erwähnt,  beginnt  das  Eonkursverfahren  ent- 
weder auf  Anzeige  des  Schuldners  oder  auf  Antrag  eines  oder  mehrerer 
Gläubiger.^)  Hie^uf  untersucht  das  Gericht,  nachdem  es  die  Bethei- 
ligten vemonunen  hat,  ob  die  vom  Gesetz  erforderten  Indizien  der  In- 
solvenz vorhanden  sind,  nimmt  im  Bejahungsfall  dem  Schuldner  den 
Revers  über  Verbleiben  am  Ort  ab  und  verfügt  eine  Inventur  seiner 
Mobilien  und  Immobilien.^)  Sodann  wird  durch  ein  Gerichtsnutglied 
eine  Generalabrechnung  der  Aktiva  und  Passiva  zusammengestellt  und 
dann  erst  das  eigentliche  Konkursdekret  gefällt  und  die  Insolvenz 
ausgesprochen. 

Nur  im  Falle  eigenen  Geständnisses  des  Schuldners  oder  seiner 
Flucht  kann  das  Dekret  schon  vor  Inventur  und  Generalabrechnung 
über  sein  Vermögen  gefällt  werden.^)  Eine  Personalhaft  des  Schuld- 
ners findet  nur  gegenüber  dem  kaufm&inischen  Schuldner  oder  im 
Falle  der  Verletzung  seiner  Reversverpflichtung  statt.  7)  Mit  der  Fäl- 
lung des  Konkursurtheils  wird  auch  die  in  den  Senatszeitungen  und  der 
örtlichen  Gouvernementszeitung  zu  inserirende  Publikation  der  Insol- 
venz verbunden,  womit  für  alle  Konkursgläubiger  ipso  iure  die  Verpflich- 
tung beginnt,  binnen  vier  Monaten  von  der  letzten  Insertion  ab  sich 
beim  Eonkursgericht  zu  melden  und  womit  zugleich  die  Verpflichtung 
aller  Gerichte  des  Reichs  entsteht,  auf  in  ihrem  Bezirk  vorhandenes 
Vermögen  des  Schuldners  Beschlag  zu  legen.  ^)  Von  der  obligatori- 
schen Anmeldung  zum  Konkurse  sind   in  den  Ostseeprovinzen  die 

1)  Ebendas.  Art.  34. 

>)  Art,  18  der  Beilage  zu  Art.  1400  der  C.P.O.  (Reichsgesetzbuch  XVI,  1,  Bei- 
lage III  zu  Art.  1400  Anm.)  u.  Art.  784  flf.  der  letzteren. 

3)  Art.  31  f.  der  Beüage  VII  zu  Art.  162  der  Verordn.  vom  9.  Juli  1889. 

*)  Art.  21  der  Beüage  VI  zu  Art.  1400  der  C.P.O.  (Reichsgesetzbuch  XVI,  1, 
Beilage  III  zu  Art.  1400  Anm.). 

*)  Ebendas.  Art.  7  u.  23. 

^  Ebendas.  Art.  25  u.  26. 

^)  Ebendas.  Art.  29. 

°)  Ebendas.  Art.  8.    Uandelskonkursordnung  Art  508. 
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Aussonderungsberechtigten  (§  61 1),  die  Absonderungsberechtigten  (§  61 11), 
die  Massegläubiger  und  die  Besitzer  bloss  zur  Kompensation  gestellter 
Forderungen  befreit,  i) 

Die  Gläubiger  müssen  in  Person  oder  durch  Bevollmäch- 
tigte vertreten  sein  und  nur  bei  Forderungen  unter  600  Rbln.  wird 
Uebersendung  der  Forderungsanmeldung  per  Post  gestattet.  Die  Anmel- 
dung hat  schriftlich,  ohne  Stempelmarke  und  sonstige  formelle  Erforder- 
nisse, aber  unter  Anschluss  der  erforderlichen  Urkunden,  wozu  bei  Handels- 
forderungen ein  beglaubigter  Auszug  aus  den  Handelsbüchern  gehört,  zu 
erfolgen.^  Bereits  laufende  Vollstreckungsmandate  werden  in  ihrer  Durch- 
führung durch  den  Konkurs  nicht  aufgehalten,  müssen  aber  den  Be- 
trag der  beigetriebenen  Summen,  insoweit  er  nicht  den  Aus-  und  Ab- 
sonderungsberechtigten zufällt,  in  die  Konkursmasse  fliessen  lassen.^) 

Sodann  erfolgt  die  Ernennung  des  provisorischen  Kurators, 
bei  welcher  (vgl.  oben  S.  694)  die  bereits  bekannten  Gläubiger  ein  Vor- 
schlagsrecht haben.  Die  letzteren  werden  ausserdem  zur  Theilnahme  an  der 
Inventur  und  Schätzung  des  Vermögens  eingeladen,  welche  durch  den 
Kurator  und  Gerichtsvollstrecker  vorgenommen  wird  und  wobei  das 
Gericht  von  dem  Schuldner  einen  Revers  darüber  verlangt,  dass  er  kein 
Vermögen  verheimlicht  habe.*) 

Die  Bildung  der  definitiven  Konkursverwaltung  findet  statt, 
sobald  der  der  Summe  nach  grössere  Theil  der  Gläubiger  in  Person 
oder  durch  Vertreter  erschienen  ist.  Gewählt  werden  zwei  bis  drei 
Kuratoren,  welche  nicht  Gläubiger  zu  sein  brauchen,  und  von  denen 
einer  zum  Präsidenten  der  Verwaltung  ernannt  wird.^) 

Die  Bildung  der  Verwaltung  wird  publizirt.  Bei  geringfügiger 
Zahl  der  Gläubiger  (weniger  als  drei)  wird  keine  Konkursverwaltung 
gebildet,  sondern  die  Verwaltung  durch  den  provisorischen  Kurator 
fortgesetzt.^)  Die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  führt  das  Konkurs- 
gericht. 

2.   Die  KoüBtitnirung  der  PasBivmasse. 

I.  Das  Prüfungs verfahren.  Die  Prüfung  der  angemeldeten 
Forderungen  erfolgt  durch  die  allgemeine  Gläubigerversammlung,  welche 
nach  allgemeinem  russischen  Reichsrecht  auch  die  Befugniss  hat, 
in  erster  Instanz  ein  ürtheil  über  deren  Zulässigkeit  zu  fällen.^  In 
den  Ostseeprovinzen  wird  dies  Urtheil  dem  Konkursgericht  über- 
tragen, wobei  jedoch  (vgl.  oben  S.  697)  gegenüber  solchen  Gläubigern, 
welche  auf  Vollstreckungsmandate,  laufende  Wechsel,    beglaubigte  Do. 

*)  Beilage  zu  Art.  162  des  Gesetzes  vom  9.  Juli  1889  Art.  14. 
*)  Handelskonkursordnung  Art.  511  ff. 

^  Art.  12  der  Beilage  VI   zu  Art.  1400   der   C.P.O.   (Reichsgesetzbuch  XVI,  1, 
Beilage  lil  zu  Art.  1400  Anm.). 
*)  Ebendas.  Art.  7,  10  ff. 
*)  Ebendas.  Art.  2. 
®)  Ebendas.  Art.  15. 
^)  Handelskonkursordnung  Art.  581  P.  1  u.  3. 
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kumente  oder  ordnungsmässig  geflihrte  Handelsbücher  sich  stützen,  eine 
besondere  Anfechtung  seitens  der  Gläubigerversammlung  erforderlich  ist, 
während  alle  anderen  Gläubiger  ihrerseits  eine  E^age  auf  Anerkennung 
ihrer  Forderungen  bei  dem  Konkursgericht  einreichen  müssen.^)  Nach 
demselben  Prinzip  vertheilt  sich  auch  die  Beweislast  zu  Gunsten  oder  zu 
Lasten  der  angemeldeten  Forderung.  Von  der  Gläubigerversammlung 
anerkannte  Forderungen  können  übrigens  auch  in  den  Ostseepro- 
vinzen später  nicht  mehr  angefochten  werden.^ 

IL  Das  Prioritätsverfahren.  Die  Konkursverwaltung  ist  ver- 
pflichtet, einen  Plan  der  Befriedigung  der  einzelnen  Gläubiger  mit  einer 
allgemeinen  Abrechnung  zu  verbinden. 

Dieser  Vertheilungsplan  muss  die  Forderungen  in  zwei  Klassen 
loziren,  von  welchen  die  zweite  erst  nach  voller  Befriedigung  der  ersten 
zur  Perzeption  kommt.')  In  die  erste  Klasse  gehören  in  den  Ost- 
seeprovinzen: 1)  Begräbnisskosten;  2)  Kur-  und  Pflegekosten  des 
verstorbenen  Schuldners  für  das  letzte  Jahr  vor  seinem  Tod;  3)  der 
Dienstlohn  und  Arbeitslohn  des  letzten  Jahres  vor  der  Konkurseröfi^ung; 
4)  die  Steuerrttckstände  der  letzten  drei  Jahre,  sowie  die  Rückstände 
etwaiger  Reallasten  während  derselben  Zeit;  5)  Pachtrückstände  des 
letzten  Jahres  vor  der  Konkurseröffnung;  6)  Lebensmittelschulden  der 
letzten  vier  Monate;  7)  die  Courtage  der  Börsenmakler  während  de? 
letzten  Jahres ;  8)  die  Morgengabe  des  rigischen  Stadtrechts  zu  Gunsten 
der  kinderlosen  Wittwen  (im  Betrage  von  240  Thaler  Alb.  für  die 
Wittwen  aus  der  Kaufmannsgilde;  von  180  Thaler  Alb.  für  die  Wittwen 
aus  der  Gewerkergilde);  9)  Forderungen  der  Pupillen,  der  Kinder  und 
der  Ehefrau,  des  Kridars  wegen  ilires  in  die  Verwaltung  des  ersteren 
gelangten  nicht  mehr  in  natura  vorhandenen  Vermögens,  während  in 
natura  Vorhandenes  einfach  aussonderungsberechtigt  ist.  Nur  in  den 
Gebieten  der  sog.  Gütergemeinschaft  (livländisches  Stadtrecht  und 
zum  Theil  estländisches  Stadtrecht)  hat  die  Ehefrau  diesen  Anspruch 
nicht.*) 

Die  zweite  Klasse  umfasst  alle  anderen  angemeldeten  Forderungen 
und  zwar  so,  dass  die  Zinsen  mit  dem  Kapital  lozfrt  werden,  wobei  je- 
doch während  des  Konkurses  keine  Zinsen  laufen.  Kosten  werden  nicht 
zuerkannt  und  Forderungen  auf  Geldstrafen  kommen  erst  nach  Bezah- 
lung aller  anderen  Schuldner  an  die  Reihe.*) 

in.  Das  Vertheilungsverfahren.  Zur  Konkursmasse,  aus  wel- 
cher die  Befriedigung  der  Gläubiger  zu  erfolgen  hat,  gehört  alles  Ver- 
mögen des  Schuldners  zur  Zeit  der  Konkurseröffnung,  das  überhaupt 
veräussert  werden  kann,  alles  während  des  Konkurses  erworbene  Ver- 
mögen desselben,  und  alles  durch  Aufhebung  illoyaler  Verfügungen  des 

')  Bbilagb  zu  Art.  162  der  Verordn.  vom  9.  Juli  1889  Art.  30. 

')  Ebendas.  Art.  32. 

^)  Haudelskonkursodnung  Art.  586  ff. 

*)  Beilage  zu  Art.  162  des  Gesetzes  vom  9.  Juli  1889  Art.  27  ff. 

')  Ebendas.  Art.  36. 
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Schuldners  zurückgewonnene  Vermögen,  i)  Aus  dieser  werden  die 
Oläubiger  in  der  (unter  Nr.  11)  erwähnten  Reihenfolge  befriedigt,  so 
dass  zuerst  die  Forderungen  der  ersten  Klasse  und  zwar  in  der  da- 
selbst angegebenen  Reihenfolge  zur  Befriedigung  gelangen.  Innerhalb 
der  ersten  Klasse  genannte  Gläubiger  werden,  falls  die  Masse  nicht 
zur  Befriedigung  Aller  reicht,  pro  rata  entsprechend  der  Höhe  ihrer 
Ansprüche  befriedigt.  2)  Sodann  kommen  die  Forderungen  der  zweiten 
Klasse  daran,  wobei  dieselben  in  Raten  von  je  10  Prozent  ihrer  Höhe, 
Je  nach  Massgabe  des  eingeflossenen  Konkurmassenkapitals  zur  Befrie- 
digung gelangen.^  Noch  nicht  fällige  Forderungen  unterliegen  dabei 
-dem  Abzug  des  Interusuriums  und  bedingte  Forderungen  haben  nur  einen 
Anspruch  auf  Asservirung  ihres  Kapitals  bis  es  sich  entscheidet,  ob  die 
Bedingung  erfüllt  wird,  oder  unerfüllt  bleibt.*) 

§  63. 
3.  Die  Beendigung  des  Konkurses. 

Abgesehen  von  der  sofort  zu  erörternden  normalen  Beendigung  des 
Konkurses  durch  Vertheiluug  der  Masse  kann  der  Konkurs  auch  durch 
Vergleich  der  Gläubiger  zu  seinem  Ende  gelangen.  Schon  sofort 
nach  Ablauf  der  viermonatlichen  Meldungsfrist  kann  nämlich  der 
Schuldner  den  Gläubigern  zweiter  Klasse  einen  Vergleich  anbieten, 
welcher  als  angenommen  gilt,  wenn  zwei  Drittel  dieser  Gläubiger  mit 
drei  Vierteln  der  Forderungssumme  dieser  Klasse  in  ihn  gewilligt  haben 
und  das  Gericht  den  Vergleich  bestätigt.^)  Doch  darf  das  Gericht  bei 
Verdacht  eines  böswilligen  Bankrotts,  ferner  bei  Nichtein willigung  irgend 
welcher  der  genannten  Gläubiger  in  eine  vorgeschlagene  Einräumung 
von  Vergünstigungen  an  bestimmte  Gläubiger,  sowie  im  Falle  der  Ein- 
wirkung von  dolus  auf  den  Vergleich  den  letzteren  nicht  bestätigen.^ 
Gläubiger  der  ersten  Klasse  werden  durch  den  Vergleich  nicht  tan- 
girt.'') 

Kommt  es  zu  keinem  Vergleich,  so  endigt  der  Konkurs  erst  nach 
vollständiger  Vertheilung  der  Masse  unter  die  angemeldeten  Gläu- 
biger nach  der  (S.  700)  angegebenen  Reihenfolge.  Doch  ist  es  gestattet, 
um  eine  nutzlose  Fortsetzung  der  Konkursverwaltung  zu  vermeiden, 
-etwaige  noch  nachgebliebene,  nicht  beigetriebene  Forderungen  des  Kridars 
■einem  Bevollmächtigten  zu  übergeben,  der  nach  einem  Schnurbuch  und 
einer  schriftlichen  Instruktion  die  noch  etwa  eingehenden  Beträge  zu 
vertheilen  hat.®) 


»)  Ebendas.  Art.  18  u.  Art.  973  der  C.P.O. 
>)  Beüage  zu  Art.  162  Art.  27  ff.  u.  36. 
')  Ebendas.  Art  27  u.  31. 
*)  Ebendas.  Art.  35,  39  u.  40. 

^)  Handelskonkursordnung  Art.  634  ff.    Beüage   zu   Art.  162   der   Yerordn.   vom 
9.  Juli  1889  Art.  43  ff. 

«)  Beüage  zu  Art.  162  Art.  45. 

')  Ebendas.  Art.  46. 

^  Handelskonkursordnung  Art.  619. 
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Zum  Schluss  muss  die  Gläubigerversammlung  ihr  Gutachten  über 
die  Beschaffenheit  der  Insolvenz  abgeben.  Erkennt  sie  dieselbe  als  eine 
unverschuldete  an,  so  ist  Haftbefreiung  des  etwa  inhaftirten  Schuld- 
ners, Wiedereinsetzung  in  alle  seine  politischen  und  Gewerberechte  und 
eventuell  Ueberlassung  eines  Theils  der  Konkursmasse  an  ihn  und  seine 
Familie  die  Folge  des  Urtheils.*)  Doch  haftet  auch  der  unverschuldete 
Insolvente  mit  seinem  späteren  Neuerwerb  den  nicht  befriedigten  Eon- 
kursgläubigern, in  gleicher  Linie  wie  seinen  anderen  Kreditoren,  wobei 
ihm  jedoch  in  diesem  Fall  in  den  Ostseeprovinzen  ein  beneficinm 
competentiae  zusteht.^  Bei  fahrlässiger  Insolvenz  (sog.  einfachem 
Bankrott)  kann  der  kaufinännische  Kridar  auf  1 — 2  Jahre  der  Haft 
unterworfen  werden,  auch  ohne  besonderen  Antrag  der  Gläubiger,  der 
nicht  kaufmännische  nur  auf  Kosten  der  letzteren  und  nur  auf  beson- 
deren Antrag  derselben.')  Bei  böswilligem  Bankrott  wird  der  Kri- 
dar dem  Kriminalgericht  übergeben  und  ist  mit  allen  seinen  Theil- 
nehmern  zu  bestrafen,  das  etwa  durch  Betrug  entfremdete  Vermögen 
aber  ist  der  Konkursmasse  zurückzuerstatten.*) 

Die  Schluss  Verfügungen  der  Gläubigerversammlung  werden  vom 
Gericht  bestätigt  und  publizirt.  Die  Entscheidungen  des  Konkurs- 
gerichts unterliegen  sowohl  der  Beschwerde  als  der  Appellation  auf  all- 
gemeiner civilprozessualischer  Grundlage,  letzterer  während  einmonat- 
licher Frist.  ^) 

Besondere  Bestimmungen  über  den  Konkurs  von  Handelsgesell- 
schaften und  Nachlassenschaften  sind  in  der  Konkursordnung 
nicht  enthalten. 

§  65. 

B.  Abweichende  Bestimmungen  im  Konicursverfahren 

nach  russischem  Recht. 

Von  Professor  Dr.  J.  Engel  mann. 

Das  Konkursrecht,  wie  es  vorstehend  (§§  56 — 64)  flir  die  baltischen 
Provinzen  dargestellt  ist,  gilt  im  russischen  Kaiserthum.  Jedoch  bestehen 
in  den  Gouvernements,  wo  das  russische  Privat-  und  Handelsrecht  gilt, 
d.  h.  in  allen  Gouvernements  des  Kaiserthums  mit  Ausnahme  der  Ost- 
seeprovinzen, gegenüber  der  obigen  Darstellung  gewisse  im  Folgenden 
angegebene  Abweichungen. 

Für   die   bezeichneten   Gouvernements   des  Kaiserthums^  fällt  die 


*)  Handelskonkursordnung  Art.  621. 

^)  Provinzialrecht  der  Ostseegouvemements  Thl.  III  Art.  3525  u.  8526.  Beilage  zn 
Art.  162  der  Verordn.  vom  9.  Juli  1889  Art.  42. 

3)  Handelskonkursordnung  Art.  622.  Beilage  VI  zu  Art.  1400  der  C.P.O.  Art  2 
u.  29  (Reichsgesetzbuch  XVI,  1,  Beilage  HI  zu  Art.  1400  Anm.). 

*)  Handelskonkursordnung  Art.  624.    Art.  7  der  Beilage  zu  Art  1400  der  C.P.O. 

*)  Art.  8,  18  u.  19  der  Beilage  zu  Art  1400  der  C.P.O. 


Rassland.  703 


B  eschlagnahme  auf  Immobilien  durch  Vermerk  in  den  Hypo- 
thekenbüchern und  Alles,  was  damit  im  Zusammenhang  steht,  fort^ 
und  wird  durch  ein  sehr  unvollkommenes  Verfahren  ersetzt,  indem  in 
der  Senatszeitung  ein  Veräusserungs-  und  Deteriorirungsverbot  des  mit 
Beschlag  zu  belegenden  Grundstücks  publicirt  wird.  Ferner  sind  die 
Bestimmungen  des  russischen  Hechts  über  das  materielle  Eonkurs- 
recht lückenhaft.  Es  fehlen  genaue  Bestimmungen  über  Aussonderung 
und  Absonderung,  und  die  über  Kompensation  und  Anfechtung  sind 
weniger  durchgebildet.  Die  Kompensation  ist  nach  der  russischen 
Handelsprozessordnung  unbedingt  zulässig,  wo  Schuld  und  Forderung 
sich  in  einer  Hand  finden,^)  doch  ist  eine  Zession  der  Forderungen 
zwischen  Gläubigern  und  Schuldnern  des  Eoidars  unzulässig.^ 

Was  das  formelle  Konkursrecht  betrifft,  so  sind  zunächst  die 
Anmeldungsfristen  für  die  Gläubiger  verschieden,  je  nach  dem  Gericht, 
bei  welchem  der  Konkurs  geführt  wird. 

Für  die  Konkurse  bei  den  Kommerzgerichten  sind  die  Fristen 
je  nach  der  Entfernung  des  Wohnorts  der  Gläubiger  vom  Gerichtsort 
bestimmt:  für  die  am  Gerichtsort  wohnenden  Gläubiger  zwei  Wochen, 
für  die  ausserhalb  des  Gerichtsorts,  aber  im  Reiche  lebenden  vier  Monate, 
für  die  im  Auslande  befindlichen  ein  Jahr,  gerechnet  vom  Tage  der 
letzten  Publikation  in  den  Zeitungen.  Für  die  Konkurse  in  Handels- 
und in  Nichthandelssachen  bei  den  Bezirksgerichten  besteht  die 
oben  erwähnte  einheitliche  Anmeldungspflicht  von  vier  Monaten,  ge- 
rechnet von  der  letzten  Publikation  in  der  Senatszeitung.  In  den  Ge- 
bieten, wo  die  Justizreform  noch  nicht  eingeführt  ist,  und  wo  die 
Konkurse  noch  bei  der  Gouvernementsregierung  geführt  werden, 
wird  von  dieser,  nach  Bedürfniss  des  einzelnen  Falles,  eine  besondere 
Frist,  jedoch  nicht  über  neun  Monate  bestimmt.^) 

Bei  der  Prüfung  der  angemeldeten  Forderungen  werden  dieselben 
in  drei  Arten  (rody)  getheilt.*) 

Zur  ersten  Art  werden  gezählt^)  „unbestrittene  Forderungen,  die 
auf  augenscheinlich  unbestreitbaren  Urkunden  beruhen". 

Dahin  gehören: 

1.  „Formell  gültige  Wechsel,  deren  Ausstellung  für  Geld,  Waaren 
oder  begründete  Forderungen  aus  den  Büchern  des  Schuldners  ersicht- 
lich ist.««)  7) 


»)  H.P.O.  587. 

»)  H.P.O.  586. 

^  Reichsgesetzbuch  Bd.  XVI.    Alte  Prozessordnimg  Art.  678. 

*)  H.P.O.  580  ff. 

*)  H.P.O.  581.    Szerszenewicz,  S.  870  ff. 

^  Das  heisst:  im  Falle  des  Eonkurses  muss  bei  jedem  Wechsel  bewiesen  werden, 
dasB  die  Valuta  wirklich  vorhanden  gewesen,  sonst  wird  die  Valuta,  die  nach  russi- 
schem Wechselrecht  als  wesentlicher  Bestandtheü  des  Wechsels  gilt,  als  nicht  vor- 
handen prftsnmirt  und  der  Wechsel  verliert  seine  Kraft. 

^  Beim  Handelskonkurse  ist  ein  solcher  Beweis  aus  den  Handelsbüchem  möglich, 
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2.  „Schalden  für  ein  erworbenes  Grundstück,  falls  aus  den  Obli- 
gationen hervorgeht,  dass  die  Zahlung  ratenweise  erfolgen  sollte  und  der 
Verkäufer  sie  noch  nicht  erhalten  hat.^^)    Femer  berechtigen 

3.  „Gesetzlich  vollzogene  Leihbriefe,  Verträge  und  Obligationen, 
falls  die  gezahlten  oder  erhaltenen  Summen,  Handgelder,  Kosten  und 
Gewinnantheile  aus  den  Büchern  ersichtlich  sind",  zur  Befriedigung 
in  der  ersten  Klasse.^     Ebenso 

4.  Schulden,  die  in  den  ordnungsmässig  geführten  Kontorbüchem 
verzeichnet  sind. 

5.  „Kapitalien  Unmündiger,  welche  vom  Kridar  zur  Verwendung 
in  seinen  Sachen  oder  im  Handel  genommen  sind,  wenn  dies  aus  den 
unter  No.  1,  3  und  4  bezeichneten  Urkunden  bewiesen  wird."*) 

6.  Steuerrückstände  aller  Art,  aber  nicht  Forderungen  des  Fiskus 
aus  Verträgen. 

7.  Kirchengelder,  die  vom  Kridar  in  seinen  Angelegenheiten  ver- 
ausgabt und  nach  den  Büchern  der  Kirche  von  ihm  zu  fordern  sind. 

8.  Fiskalische  und  Privatforderungen,  die  gerichtlich  zuerkannt 
sind.  *) 

Der  zweiten  Art  werden  zugezählt: 

1.  Wechsel,  welche  die  Wechselkraft  überhaupt  nicht  gehabt  oder 
verloren  haben. 

2.  Wechsel,  welche  die  Wechselkraft  zwar  nicht  verloren  haben, 
bei  denen  jedoch  aus  den  Büchern  und  Akten  keine  klaren  Beweise  vor- 
liegen, dass  sie  für  Waaren,  Geld,  Vermögensstücke  oder  auf  Grund 
früherer  Abrechnung  in  Handelssachen  ausgestellt  sind. 

3.  Leihbriefe,  Verträge  und  Obligationen,  die  zwar  ordnungs- 
mässig vollzogen  sind,  bei  denen  jedoch  aus  ihrem  Gegenstande  oder 
Inhalt  der  Verdacht  begründet  ist,  dass  sie  zur  Belastung  der  Masse 
mit  unberechtigten  Forderungen  vollzogen  seien.*) 


dagegen   gerathen   beim  Nichthandelskonknrse   die  Gl&abiger*  durch  die  PrfisumtioiL  in 
eine  ungemein  schwierige  Lage. 

Mit  Recht  bemerkt  Szerszenewicz  (a.  a.  0.  S.  371),  dass  hier  die  Unhaltbar- 
keit  der  von  den  meisten  neuem  Wechselordnungen  aufgegebenen  Valutabestimmang 
deutlich  herrortrete. 

^)  Eine  solche  Forderung  gehört,  auch  falls  die  Zahlung  nicht  ratenweise,  sondern 
erst  in  einem  späteren  Termin  auf  einmal  erfolgen  sollte,  ebenfaUs  in  die  erste  Ellasse 
(ebenda). 

')  Nur  dieser  letzte  Zusatz  beseitigt  die  schädliche  Wirkung  des  vorhergehenden 
Satzes,  der  sonst  den  Gläubiger  durch  Auferlegung  eines  häufig  unmOglicfien  Beweises 
schädigen  mUsste  (Szerszenewicz,  ebenda). 

')  Diese  Bestimmung  konnte  zur  Folge  habea.  dass,  wenn  der  Kridar  in  seinen 
Büchern  nicht  vermerkt  hat,  er  habe  die  Kapitalien  Unmündiger  verwandt,  diese  letzte- 
ren mit  ihren  Forderunpen  gar  nicht  in  die  erste  Klasse  gelangen  (Szerszenewicz, 
a,  a.  0.  S.  371). 

*)  H.P.O.  581. 

*)  H.P.O.  582. 
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Zur  dritten  Art  der  Schulden  gehören  die,  ^die  sich  auf  ungül- 
tige Urkunden  stützen'^.    Hierher  werden  gezählt: 

1.  Alle  Forderungen,  welche  verj&hrt  sind. 

2.  Alle  Forderungen  aus  Urkunden,  die  nicht  ordnungsmässig  voll- 
zogen sind.  ^) 

Die  Anmeldungen  der  Forderungen  der  zweiten  und  dritten  Art 
werden  mit  der  Aufschrift,  dass  und  aus  welchem  Grunde  sie  nicht 
akzeptirt  worden  seien,  zurückgegeben;  diese  Forderungen  können  als- 
dann nur  durch  eine  Klage  beim  Konkursgericht  in  siebentägiger  Frist 
geltend  gemacht  werden.  Dieses  bestätigt  entweder  die  Verfügung  der 
Konkursverwaltung,  oder  anerkennt  die  Forderung,  welche  dann  unter 
die  Forderungen  erster  Art  aufgenommen  werden  muss.^) 

Nach  Beendigung  der  Prüfung  hat  die  Konkursverwaltung  einen 
Yertheilungsplan  zu  entwerfen,  bei  dem  die  auf  ungültigen  Urkunden 
beruhenden  Forderungen  ausgeschlossen,  die  übrigen  aber  in  vier  Klassen 
eingetheilt  werden:  1)  Forderungen,  die  voll  befriedigt  werden  müssen; 
2)  Forderungen,  die  im  Konkurse  zu  befriedigen  sind;  3)  zweifelhafte 
Forderungen,  über  die  noch  vor  Gericht  verhandelt  wird;  4)  Forde- 
rungen, die  nur  zu  befriedigen  sind,  falls  nach  Befriedigung  der  drei 
ersten  Klassen  noch  ein  Rest  übrig  bleibt.^*) 

Zur  ersten  Klasse  gehören:*) 

1)  Kirchengelder  (s.  oben  S.  704);  2)  Steuerrückstände;  3)  Pfand- 
forderungen; 4:)  Kapitalien  Unmündiger,  die  der  Kridar  kraft  elter- 
licher Gewalt  oder  als  Vormund  verwaltet  und  in  seinem  Geschäft  an- 
gelegt hat;  5)  Lohn  der  Dienstboten  und  Arbeiter  für  die  letzten  sechs 
Monate;^)  6)  Forderungen  der  Lieferanten  von  Lebensmitteln  für  die 
vier  letzten  Monate;  7)  Forderungen  der  Haus-  und  Gastwirthe  für 
Wohnung  und  Tisch;  8)  Forderungen  der  Bauarbeiter;  9)  See-  und 
Landfrachten;  10)  Forderungen  der  Börsenmakler  und  Börsenarbeiter 
für  ein  Jahr;  11)  Konkurskosten. 


*)  Diese  weder  im  Recht  Liv-,  Est-  und  Kurlands,  noch  in  anderen  modernen 
Konkursordnungen  vorkommende  zweckwidrige  und  vOllig  unnütze  Eintheilung  in  „Arten" 
ruft  in  der  Praxis  nur  Verwirrung  und  Streitigkeiten  hervor  (vergl.  auch  Szerszene- 
wicz,  a.  a.  0.  S.  378). 

")  H.P.O.  594. 

3)  H.P.O.  698. 

^)  Der  Eintheilung  in  Arten  (rody)  lag  der  Begriff  der  Unbestreitbarkeit  oder 
der  grosseren  oder  geringeren  Bestreitbarkeit  der  Forderungen  zu  Grunde;  der  soeben 
erwähnten  Eintheilung  in  Klassen  (rasrädj)  liegt  der  Begriff  des  Vorzugs  bei  der  Be- 
friedigung zu  Grunde.  Wir  erw&hnten  oben,  dass  das  russische  Recht  eine  Aus- 
sonderung und  Absonderung  beim  Konkursverfahren  nicht  kennt.  Was  nach  dem  Recht 
Liv-,  Est-  un'd  Kurlands  und  anderer  Konkursordnungen  dadurch  erreicht  wirA«  soll  durch 
Bestimmungen  gelegentlich  der  Eintheilung  der  Forderungen  in  Klassen  bewirkt  werden. 
Freilich  wird  der  Zweck  nur  sehr  unvoUkommen  erreicht,  wie  aus  dem  Folgenden 
hervorgeht. 

*)  H.P.O.  599. 

^  Weiter  zurückgehende  Lohnforderungen  derselben  werden  in  der  zweiten  Klasse 
(im  Konkurs)  befriedigt. 
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Diese  Forderungen  sollen  sämmtlich  von  der  Eonkursverwaltimg 
aus  den  vorhandenen  Mitteln  voll  befriedigt  werden,  wenn  dazu  jedocli 
die  Masse  nicht  ausreicht,  so  werden  zuerst  die  Eirchengelder  ausge- 
zahlt, die  übrigen  im  Konkurse  pro  rata  befriedigt.  ^)  2). 

Sind  die  Forderungen  der  ersten  Klasse  voll  befriedigt,  dann  wird 
die  übrige  Summe  der  Masse  unter  die  der  zweiten  Klasse  angehören- 
den Gläubiger  vertheilt,  falls  sie  nicht  voll  befriedigt  werden  können. 

Zur  zweiten  Klasse  werden  gezählt:  alle  Forderungen  Privater 
und  des  Fiskus,  die  als  unstreitig  von  der  Konkursverwaltung  oder  dem 
Gericht  anerkannt  worden  sind.*) 

Zur  dritten  Klasse  gehören  die  von  der  Konkursverwaltung  als 
streitig  zurückgewiesenen  Forderungen,  doch  müssen  diese  im  Ver- 
theilungsplan  gleich  den  unbestrittenen,  für  den  Fall  der  Anerkennung 
durch  gerichtliches  Urtheil,  berücksichtigt  werden.  Werden  die  Forde- 
rungen vom  Gericht  zurückgewiesen,  so  wird  durch  die  zu  ihrer  Be- 
friedigung bereitgehaltene  Summe  der  Antheil  der  übrigen  erhöht.*) 

Zur  vierten  Klasse  gehören:^) 

1.  Forderungen,  die  in  der  gesetzlichen  Frist  nicht  angemeldet 
worden  sind. 

2.  Forderungen  aus  Leihbriefen,    die  beim  Notar  (zur  Fixirung  des 


»)  H.P.O.  600. 

*)  Der  hier  angegebene  FaU  wird  jedenfalls  yorkommen,  wird  sich  aber  nicht 
einfach  nach  der  oben  gegebenen  Regel  lOsen  lassen.  Wer  wird  den  Pfandgläabiger 
zwingen,  sich  eine  Befriedigung  im  Eonkurse  gefallen  zu  lassen?  Er  wird  einfach  anf 
dem  Verkauf  des  Pfandobjekts  bestehen  und  sich  aus  demselben  bezahlt  machen  (auch 
ist  das  an  einer  anderen  Stelle  der  Konkursordnung  direkt  gesagt).  Ebenso  wenig 
wird  der  Fiskus  sich  eine  Verkürzung  der  Steueirttckstftnde  im  Konkurse  gefallen 
lassen.  Niemand  wird  im  Stande  sein,  ihn  zu  hindern,  die  Steuerrückstände  im  admi- 
nistrativen Wege  beizutreiben.  Endlich,  wer  wird  die  Leitung  eines  Konkurses  über- 
nehmen, wenn  die  Kosten  nicht  gedeckt  werden?  In  der  Praxis  werden  sie  eben  stets 
aus  den  vorhandenen  Mitteln  bezahlt,  und  zwar  mit  Recht  —  in  erster  Linie,  weil  sonst 
das  Verfahren  nicht  vorwärts  ginge.  Die  Vergütung  an  den  Nachlasskurator  und  die 
Mitglieder  des  Konkursgerichts  dagegen  kOnnen  wirklich  unter  die  Schulden  erster 
Klasse  fallen. 

Ausserdem  treten  sofort  Unklarheiten  und  Widersprüche  hervor:  Die  erwShnten 
Forderungen  sollen  von  der  Konkursverwaltung  aus  den  ersten  einlaufenden  Geldern 
befriedigt  werden  —  in  welcher  Frist?  Das  Gesetz  erwähnt  keine  Frist,  es  wird 
jedenfalls  die  Anmeldungsfrist  der  Gläubiger  abgewartet  werden  müssen.  Nach  dem 
Gesetz  geschieht  die  Auszahlung  durch  die  Konkursverwaltung,  unabhängig  von 
irgend  welchen  Beschlüssen  der  Generalversammlung.  Doch  kann  sich  dies  in  vollem 
Umfang  nur  auf  die  Kirchengelder  beziehen,  da  die  übrigen  Forderungen  erster  Klasse 
eventuell  auch  nur  pro  rata  befriedigt  werden  können.  Ob  das  der  FaU  sein  muss, 
wird  sich  ^ber  oft  erst  nach  Feststellung  der  Aktiva,  die  in  der  Generalversammlung 
erfolgt,  ermessen  lassen.  In  solchem  Falle  würde  die  Konkursverwaltung  vor  der 
Generalversammlung  nichts  auszahlen,  ja  nicht  einmal  die  laufenden  Kosten  des  Kon- 
kurses bezahlen  dürfen  —  eine  ganz  unmögliche  Lage. 

»)  H.P.O.  601. 

*)  H.P.O.  602. 

')  H.P.O.  603. 
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Datums)  in  der  gesetzlichen  Frist  nicht  zur  Beglaubigung  vorgewiesen 
sind,  oder  nach  dem  Verfalltage  nicht  in  dreimonatlicher  PYist  zur 
Beitreibung  eingeklagt  oder  wegen  Nichtzahlung  protestirt  worden 
sind.  ^) 

3.  Forderungen  aus  Verträgen,  die  im  Laufe  eines  Jahres  nach 
Verfall  nicht  gerichtlich  geltend  gemacht  worden  sind. 

4.  Forderungen  aus  „Privaturkunden,  ausgefertigt  ohne  Stempel- 
marken." 

Was  sonstige  Abweichungen  betrifft,  so  ist  zu  bemerken,  dass  im 
Gegensatz  zu  den  in  Liv-Est-Kurland  geltenden  Bestimmungen,  nach 
russischem  Recht  an  der  Generalversammlung  nur  Gläubiger  theil- 
nehmen  dürfen,  deren  Forderungen  von  der  Konkursverwaltung  aner- 
kannt worden  sind.^ 

Femer  wird  nach  russischem  Recht  der  Schuldner,  wenn  seine 
Zahlungsunfähigkeit  für  „unverschuldet"  erklärt  worden  ist,  von  jeder 
weiteren  Verantwortlichkeit  für  seine  früheren  Schulden  befreit,  selbst 
wenn  er  später  Vermögen  erwirbt.  *)  Der  einfache  Bankrotteur,  dessen 
Zahlungsunfähigkeit  für  eine  leichtsinnig  herbeigeführte  erklärt  wor- 
den ist,  bleibt  seinen  Gläubigern  nach  wie  vor  verpflichtet,  und 
wenn  er  später  zu  Vermögen  gelangt,  so  haben  die  Konkursgläubiger 
ein  Vorrecht  vor  anderen  Gläubigern  auf  Befriedigung  aus  diesem 
Gute.*) 

Bei  den  Bestimmungen  über  den  Vergleich  fehlt  die  Bestim- 
mung, dass  am  Beschluss  über  den  Vergleich  nur  die  Gläubiger  der 
zweiten  Klasse  Theil  zu  nehmen  haben,  eine  Bestimmung,  die  ihren 
Grund  darin  hat,  dass  die  Gläubiger  erster  Klasse,  da  sie  stets  voll  be- 
friedigt werden,  sehr  geneigt  sein  werden,  auf  Kosten  Anderer  einen 
Vergleich  zu  schliessen.  Ebenso  fehlt  die  Bestimmung,  dass  das  Ge- 
richt einen  Vergleich  nicht  bestätigen  darf,  wenn:  a)  Anzeigen  bös- 
willigen Bankrotts  vorhanden  sind,  b)  einigen  Gläubigern  Vorrechte  zu- 
gestanden sind,  und  dieses  Zugeständniss  nicht  einstimmig  erfolgte, 
c)  wenn  der  Kridar  zur  Herbeiführung  des  Vergleichs  verwerfliche 
Mittel  oder  Täuschung  anwandte,  und  dass  diejenigen,  die  durch  Zwang 
und  Betrug  veranlasst  wurden  zuzustimmen,  die  Aufhebung  des  Ver- 
gleichs ihnen  gegenüber  verlangen  können. 


^)  Hier  i^erden  an  und  fttr  sich  gfiltige  Forderungen  wegen  blosser  Formfehler 
ihrer  Wirkung  beraubt. 

')  Diese  Bestimmung  ist  in  Beziehung  auf  die  Gläubiger,  die  gegen  Abweisung 
durch  die  Konkursverwaltung  beim  Konkursgericht  geklagt  haben,  deren  Sache  nocn 
nicht  entschieden  ist  und  die  möglicher  Weise  vom  Gericht  als  vollberechtigt  aner- 
kaimt  werden  und  daher,  so  lange  das  Gericht  nicht  gegen  sie  entschieden  hat,  als 
Gläubiger  betrachtet  werden  müssen,  ungerecht  (H.P.O.  609). 

»)  H.P.O.  621. 

*)  H.P.O.  623. 
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IDL  TheiL 

Erbscliaftsregalienmg. 

A.    Die  Erbschaftsregulierung  nacli  dem  Recht  der  Ostsee- 
provinzen Liv-,  Est-  und  Kurland. 

Von  Professor  Dr.  C.  Erdmann. 

Quellen  der  Darstellung.  1.  Provinzialrecht  der  Ostsee- 
gouvernements, Bd.  in  in  offizieller  deutscher  Uebersetzung.  St. 
Petersburg  1864. 

2.  Verordnung  über  Reorganijsation  des  Gerichtswesens 
in  den  baltischen  Gouvernements  von  1889.  In  offizieller  deut- 
scher Uebersetzung  von  A.  v.  Nolcken.  Dorpat-Riga  bei  Schnakenburg 
1889  (^gegenwärtig  auch  Theil  der  Civilprozessordnung  des  russischen 
Reichs  Bd.  V.,  Abth.  3,  Art.  1799  ff.). 

3.  Erdmann.  System  des  Privatrechts  der  Ostseeprovinzen  Bd.  HI. 
Riga  bei  N.  Kymmel  1889. 

§65. 
1.  Zuständigkeit  der  Oerichte. 

Das  normale  Nachlassgericht  ebensowohl  in  Russland  wie  in  den 
Ostseeprovinzen  ist  gegenwärtig  das  Bezirksgericht, i)  wobei  jedoch 
geringfügige  Nachlassenschaften  hier  ebenso  wie  im  eigentlichen  Russ- 
land der  Judikatur  des  Friedensgerichts  unterstellt  sind  und  Erbschaften 
der  Bauern,  solange  sich  kein  eigentlicher  Rechtsstreit  unter  den  Inter- 
essenten entwickelt,  der  Judikatur  desjenigen  Gemeindegerichts  unter- 
liegen, in  dessen  Bezirk  sich  der  Nachlass  des  Verstorbenen  befindet.^) 

Und  zwar  ist  dasjenige  Bezirksgericht  das  kompetente,  in  dessen 
Bezirk  der  Erblasser  sein  letztes  Domizil  genommen  hatte.  Es  muss 
ein  wahres  Domizil  und  nicht  bloss  ein  vorübergehender  Aufenthaltsort 
vorliegen.  ^) 

Während  so  für  die  definitive  Behandlung  der  Nachlassangelegen- 
heiten regelmässig  das  Bezirksgericht  zuständig  ist,  steht  die  proviso- 
rische Sicherstellung  des  Nachlasses,  dessen  Versiegelung  und  Ent- 
siegelung,  Schätzung  und  Inventur  unter  der  Leitung  desjenigen  Distrikts- 
friedensrichters, in  dessen  Distrikt  der  Nachlass  sich  befindet.  Doch 
können  die  interessirten  Personen  sich  statt  seiner  auch  an  einen  der 
in  der  Nähe  lebenden  Ehrenfriedensrichter  wenden.*)  Falls  schon  in 
diesem  Stadium  der  Sache  die  Einsetzung  einer  Nachlasskuratel  erfor- 


^)  Verordnung  über  Reorganisation  des  Gerichtswesens  in  den  Ostseeprovinzen  vom 
9.  Juli  1889  Art.  274.  —  C.P.O.  Art.  1801. 

•)  Verordnung  über  Reorganisation  der  BauerbehOrden  vom  9.  Juli  1889  Art.  233. 

»)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Einleitung  Art.  XXXIV  und  Art  3066  ff. 

*)  Verordnung  über  Reorganisation  des  Gerichtswesens  vom  9.  Juli  1889  Art.  234  ff. 
(C.P.O.  Art.  1971  ff.). 
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derJich  scheint,  so  verfügt  der  Friedensrichter  oder  Ehrenfriedensrichter 
eine  solche  und  überiässt  dann  die  Ernennung  und  Beaufsichtigung  des 
Kurators  der  Vormundschaftsbehörde.  ^) 

Was  die  Nachlassenschaften  der  Ausländer  betriJSt,  so  muss 
schon  an  dieser  Stelle  der  Staatsverträge  gedacht  werden,  welche 
das  russische  Reich  mit  Italien  (Konvention  vom  16./28.  April  1875), 
dem  Deutschen  Reich  (Konvention  vom  31.  Oktober/12.  November 
1874),  mit  Frankreich  (Konvention  vom  10.  März/1.  April  1870)  und 
Spanien  (1879)  abgeschlossen  hat.  Nach  diesen  soll  über  den  be- 
weglichen Nachlass  (wohin  auch  alle  Forderungsrechte  gehören)  eines 
Angehörigen  der  gedachten  Staaten  nicht  das  Recht  des  Domizils,  sondern 
das  Recht  der  Unterthanenschaft  entscheiden  und  nicht  das  Ge- 
richt des  Wohnorts,  sondern  das  Konsulat,  resp.  Gericht  seines  Heimath- 
staats die  Beurtheilung  haben.  ^  Nur  wenn  der  Erbprätendent  Unter- 
than  Russlands  ist,  unterliegt  die  Entscheidung  über  sein  Erbrecht  auch 
den  russischen  Gerichten.^) 

§  66. 
2.  Die  Erbfolge  im  Allgemeinen. 

Das  Erbrecht  der  Ostseeprovinzen  hat  gegenwärtig  zu  seiner  allge- 
meinen Grundlage  das  römisch-rechtliche  Prinzip  der  Universalsukzession 
und  der  hereditas  iacens  als  juristischer  Person  angenommen,  wenn 
sich  auch  im  Einzelnen  mannichfache  Abweichungen  von  demselben  er- 
halten haben.*)  An  dieser  Stelle  können  natürlich  nur  die  Hauptpunkte 
Erwähnung  finden. 

I.  Die  Erbfähigkeit.  Die  eigentliche  Erbunfähigkeit  im 
Gegensatz  zu  der  Erbunwürdigkeit  (welche  nicht  bloss  die  Berufung 
ungültig  macht,  sondern  auch  die  bereits  erworbene  Erbschaft  wieder 
entreisst)  ist  nach  dem  Rechte  der  Ostseeprovinzen  nur  vorhanden: 

1.  bei  den  zur  Todeszeit  des  Erblassers  noch  nicht  existenten 
physischen  Personen  oder  den  zu  dieser  Zeit  schon  Verstorbenen. 
Embryonen  können  eingesetzt  werden,  wenn  sie  zur  Todeszeit  schon 
konzipirt  waren,  desgleichen  juristische  Personen,  wenn  sie  zur  Be- 
rufungszeit existiren.^) 

2.  bei  den  zu  schwerer  Zwangsarbeit  oder  zur  Ansiedelung  Ver- 
urtheilten.^) 

Juristische  Personen  jeder  Art,  auch  Stiftungen  und  die  hereditas 
iacens  selbst,  sind  erbfähig.  Im  Uebrigen  muss  aber  die  Erbfähigkeit 
nich  bloss  zur  Berufungszeit,  sondern  auch  zur  Zeit  der  Testamentserrich- 


*)  Ebendas.  Art.  272  u.  273  (C.P.O.  Art.  2009  u.  2010). 

')  Vgl.  die  angeführten  Konventionen  Art.  10  und  S.  748  f. 

^)  S.  die  Konventionen  Art.  10. 

*)  Erdmann,  System  des  Privatrechts  der  Ostseeprovinzen  Bd.  III,  S.  5flf. 

*)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  1695.    Erdmann,  a.  a.  0.  S.  12. 

«)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  1696. 
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tung  vorhanden  sein,  wovon  nur  das  in  den  estländischen  Städten  gel- 
tende lübische  Recht  eine  Ausnahme  macht.  ^) 

Neben  der  absoluten  Erbunfähigkeit  kommt  in  den  Ostseeprovinzen^ 
verbunden  mit  der  Erbunwürdigkeit,  eine  relative  Erbunfähigkeit 
gegenüber  bestimmten  Nachlassenschaften  vor,  bei  welcher  sowohl  die 
Berufung  zur  Erbschaft,  als  auch  der  schon  gemachte  Erbschaftserwerb 
wegfallen.  2)  Und  zwar  fällt  jeder  erbrechtliche  Vortheil  fort  für  Per- 
sonen, die  den  Erblasser  getödtet,  durch  Zwang  beeinflusst,  seine  Rechts- 
fähigkeit bestritten  oder  ohne  sein  Wissen  über  seinen  Nachlass  bei 
seinen  Lebzeiten  paktirt  haben;  ferner  für  den  Ehegatten  im  Falle 
einer  wisssentlich  nichtigen  Ehe  und  für  die  Ehebrecherin.  Der  testa- 
mentarische Nachlass  geht  ausserdem  auch  den\jenigen  verloren,  welcher 
das  Testament  anficht,  eine  testamentarische  Vormundschaft  oder  den 
testamentarischen  Auftrag  der  Besorgung  des  Begräbnisses  ablehnt, 
oder  binnen  Jahresfrist  testamentarische  Auflagen  nicht  erfüllt.  ^  Femer 
geht  das  Recht  auf  Universalsukzession  (nicht  aber  auf  ein  etwaiges 
Legat)  in  einer  ßeihe  von  Fällen  verloren,  wo  Jemand  sich  seiner  Fa- 
milie durch  sein  sittliches  Verhalten  unwürdig  gemacht  hat.^)  End- 
lich führt  das  Gesetz  an  dieser  Stelle  das  Recht  einiger  Wohlthätigkeits- 
anstalten  an,  an  Stelle  der  Blutsverwandten  in  den  ganzen  Nachlass 
oder  einen  Theil  des  Nachlasses  ihrer  Pfleglinge  einzutreten.^) 

n.  Der  Erwerb  der  Erbschaft.  Zum  Erwerbe  einer  Erbschaft 
gehört  hier  als  erste  und  wichtigste  Voraussetzung  der  Erbanfall, 
d.  h.  die  rechtsgültige  Berufung.  Das  Provinzialrecht  der  Ostseepro- 
vinzen unterscheidet  drei  Arten  der  Berulung,  die  Intestaterbfolge, 
die  testamentarische  Berufung  und  den  Erbeinsetzungsvertrag.^j 
wobei  in  Kurland  —  in  konsequenter  Durchführung  des  Prinzips  der 
Universalsukzession  —  eine  Konkurrenz  des  testamentarischen  Erb- 
rechts mit  der  Intestaterbfolge  nicht  gestattet  wird,  während  in  Liv- 
land  und  Estland  in  Erhaltung  alter  deutschrechtlicher  Anschauungen 
die  testamentarische  Berufung  sich  auf  die  im  Testament  genannten 
Vermögenstücke  und  Vermögensbeträge  beschränkt.^) 

Nach  dem  Erbanfall  findet  nun  auch  hier  der  eigentliche  Erwerb 
der  Erbschaft  erst  durch  den  Erbschafts  antritt  statt.  Und  zwar  muss 
jeder  Erbe,  auch  der  vertragsmässige,  die  Erbschaft  antreten,  um  sie 
erwerben  zu  können.^)  Präsumirt  wird  eine  Antretung  nur  für  solche 
Personen,  welche  mit  dem  Erblasser  in  Familiengemeinschaft  in  seinem 
Hause   bis   zu   seinem   Tode   gelebt   haben  und  binnen  Jahr  und  Tag 


1)  Ebendas.  Art.  1697. 

*)  Erdmann,  a.  a.  0.  S.  501  ff. 

»)  Provinzialrecht  Bd.  III  Art.  2848  ff. 

*)  Ebendas.  Art.  2856  ff. 

*)  Ebendas.  Art.  2869  u.  2770. 

•)  Ebendas.  Art  1700. 

')  Ebendas.  Art.  1701.    Erdmann,  a.  a.  0.  S.  17  ff. 

«)  Ebendas.  Art.  2622.    Erdmann,  a.  a.  0.  S.  413. 
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(d.  h.  1  Jahr  6  Wochen  3  Tage)  in  Liv-  und  Estland,  binnen  eines 
Jahrs  in  Kurland,  im  Besitz  des  Nachlasses  bleiben.  ^)  Alle  übrigen 
Personen  müssen  innerhalb  derselben  Frist  ausdrücklich  ihre  An- 
tretungsabsicht  erklären,  widrigenfalls  sie  als  Ausschlagende  ange- 
sehen werden.  Für  alle  Erbprätendenten  verkürzt  sich  diese  Frist  im 
Fall  der  Erlassung  eines  Nachlassproklams.  2) 

Bis  zur  Antretung  der  Erbschaft  gilt  dieselbe  als  hereditas  ia- 
cens  mit  juristischer  Persönlichkeit.^)  Das  Vorhandensein  eines  Nach- 
lasskurators ist  für  dieselbe  nicht  erforderlich  und  tritt  regelmässig 
erst  auf  Antrag  der  Erbprätendenten  ein.  Von  sich  aus  kann  das 
Nachlassgericht  nur  bei  Unbekanntschaft,  Abwesenheit,  Wegfall,  Minder- 
jährigkeit der  Erben  oder  Insolvenz  des  Nachlasses  zur  Anordnung 
einer  Kuratel  oder  zur  Einmischung  in  den  Nachlass  schreiten.^) 

Als  Deliberationsfrist  für  den  Erben  gilt,  abgesehen  von  einem 
Nachlassproklam,  die  schon  erwähnte  Frist  von  Jahr  und  Tag  in  Liv- 
und  Estland,  von  einem  Jahr  in  Kurland,  wobei  jedoch  auf  Verlangen 
von  Gläubigern,  Legataren  oder  Erbschaftssubstituten  vom  Richter  eine 
ausdrückliche  neunmonatliche  Ueberlegungsfrist  gestellt  werden  kann.*) 

Ausser  der  schon  erwähnten  Präsumtion  der  Ausschlagung  der 
Erbschaft  bei  Versäumniss  der  gesetzlichen  oder  richterlichen  Erklä- 
rungsfrist kann  eine  ausdrückliche  Ausschlagung  solange  stattfinden, 
als  nicht  eine  ausdrückliche  oder  präsumirte  Antretung  stattgefunden 
hat.  Doch  gehört  zur  Ausschlagung  die  Kenntniss  des  Delationsgrundes, 
so  dass  Ausschlagung  der  Intestaterbfolge  noch  nicht  Ausschlagung 
einer  dem  Erben  unbekannten  testamentarischen  Berufung  bedeutet.^) 
Auch  Legate  müssen  nach  dem  Rechte  der  Ostseeprovinzen  ausge- 
schlagen werden,  wobei  jedoch  auch  hier  in  der  Nichtmeldung  binnen 
der  Verjährungszeit  oder  während  der  Proklamfrist  eine  Ausschlagung 
zu  sehen  ist.^)  Auch  dem  Erben  des  Legatars  steht  die  Ausschlagung 
des  Legats  zu,  so  lange  dasselbe  nicht  vom  Legatar  ausdrücklich  an- 
genommen war.^) 

m.  D  as  Beneficium  inventarii  hat  in  den  Ostseeprovinzen  in  seiner 
gemeinrechtlichen  Form  Anerkennung  gefunden,  setzt  jedoch  seinen  Vorbe- 
halt bei  der  Antretung  voraus,  lässt  dann  den  Erben  für  Erbschaftsschul- 
den nur  bis  zum  Betrage  der  Erbschaft  haften  und  hält  die  beiden  Ver- 
mögensmassen des  Erben  und  der  Erbschaft  getrennt,  bis  die  letztere 
vollständig  reguliert  ist.  Als  Inventar  gilt  dabei  das  vom  Erblasser 
aufgenommene.    Im  Ermangelungsfalle  hat  der  Erbe  in  Kurland  binnen 

>)  Ebendas.  Art.  2627  u.  2631. 
^  Ebendas.  Art.  2619  ff.  u.  2634  ff. 
«)  Ebendas.  Art.  713,  1691. 

*)  Ebendas.  Art.  2589  und  Regeln  zum  Giyilprozess  von  1889  Art.  64  (C.P.O. 
Art,  2009). 

*)  Provinzialrecht  Bd.  UI,  Art.  2634. 
«)  Ebendas.  Art.  2779  ff. 
')  Ebendas.  Art.  2815  ff. 
»)  Ebendas.  Art.  2200. 
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eines  Jahres,  in  Liv-  und  Estland  binnen  zwei  Monaten  eine  gericht^ 
liehe  Inventarisirung  nachzusuchen.^)  In  Liv-  und  Estland  kann 
er  ausserdem  selbst  dann,  wenn  er  den  rechtzeitigen  Vorbehalt  ver- 
säumt hat,  durch  Einreichung  eines  nachträglich  beeidigten  Verzeich- 
nisses, der  sog.  Spezifikation,  unter  gleichzeitiger  Herausgabe  des  Nach- 
lasses, sich  von  der  Haftung  ex  proprüs  befreien.  2) 

Auch  das  beneficium  separationis  bonorum«  durch  welches  die 
Gläubiger  des  Nachlasses  sich  vor  einer  Vermischung  desselben  mit 
dem  Vermögen  des  überschuldeten  Erben  schützen  können,  ist  hier  re- 
zipirt.  ^ 

§  67. 
3.  Die  Intestaterbfolge. 

Wie  die  meisten  dem  germanischen  Recht  entstammenden  Partiku- 
larrechte hat  auch  das  Recht  der  Ostseeprovinzen  neben  den  Blutsver- 
wandten die  Ehegatten  mit  ihren  Ansprüchen  an  den  Nachlass  der  ver- 
storbenen Gatten  in  erster  Linie  berücksichtigt.  Und  zwar  gehen  deren 
Erbrechte  mit  den  Rechten  der  Blutsverwandten  parallel,  einerlei  wie 
nahe  oder  wie  fern  die  gerade  erbberechtigten  Blutsverwandten  dem 
Erblasser  stehen. 

L  Die  Rechte  der  Wittwe  und  des  Wittwers.  Die  An- 
sprüche der  Ehegatten  haben  darin  auch  hier  einen  eigenthümlichcn 
Charakter,  dass  sie  zum  Theil  Entschädigungen  für  das  während  der 
Ehe  verringerte  Vermögen  enthalten  und  so  nicht  bloss  erbrechtlicher 
Natur  sind.  Die  einzelnen  Ortsstatuten  der  Ostseeprovinzen  differiren 
nur  —  ihrem  verschiedenen  historischen  Ursprung  entsprechend  —  in 
dem  Mass,  welches  die  Höhe  der  Gattenansprüche  normirt,  sowie  in 
der  Art  der  Behandlung  der  beiden  Vermögenskomplexe  des  noch  leben- 
den und  des  verstorbenen  Ehegatten.  Zwar  ist  —  mit  Ausnahme  des 
auf  ein  besonderes  schwedisches  Privilegium  zurückzuführenden  Rechts 
der  livländischen  Landgeistlichkeit  —  keines  der  baltischen  Statutar- 
rechte  bis  zu  einer  wirklichen  materiellen  Gütergemeinschaft  vorge- 
drungen. Aber  in  den  selbständigen  Stadtrechten,  besonders  in  dem 
der  livländischen  Städte  hat  sich  für  den  Todesfall  doch  eine  Art 
von  Massenvermischung  herausgebildet,  welche  nur  in  wenigen  Punkten 
daran  erinnert,  dass  sie  ursprünglich  nur  der  Berechnung  halber  ein- 
drang.*) Die  Landrechte  haben  dagegen  das  System  der  Gütertren- 
nung behalten  und  erkennen  nur  am  wirklichen  Nachlass  Rechte  des 
überlebenden  Gatten  an.^) 

Durch  alle  Statutarrechte  der  Ostseeprovinzen  zieht  sich  der 
Gegensatz  zwischen  der  unbeerbten  und  der  beerbten  Wittwe, 
welcher   dann   später   auch   auf  den  Wittwer  ausgedehnt  worden  ist. 

>)  Ebendas.  Art.  2649  flf. 

«)  Ebendas.  Art.  2656. 

3)  Ebendas.  Ari.  2658  flf. 

*)  Erdmann,  System  des  Privatrechts  der  Ostseeprovinzen  Bd.  III,  S.  70fi. 

^)  Erdmann,  a.  a.  0.  S.  30  ff. 
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Und  «war  versteht  man  unter  der  unbeerbten  Wittwe  überall,  ausser 
nach  esüändischem  Landrecht,  die  ohne  Kinder  Hinterbleibende.  Nur 
im  estländischen  Landrecht  hat  sich  die  historisch  richtigere  aber  für 
die  gegenwärtige  Entwickelung  nicht  ganz  angemessene  Auffassung  der 
unbeerbten  Wittwe  als  einer  solchen,  die  in  der  Ehe  kein  Kind  geboren 
hat,  erhalten. 

Was  nun  die  einzelnen  Statutarrechte  betrifft,  so  restituiren  die 
Landrechte  (welchen  in  Kurland  auch  die  Städte  unterworfen  sind) 
der  unbeerbten  Wittwe  ihre  Illaten  und  ihr  Sondergut,  lassen  sie 
ein  Jahr  (in  Kur-  und  Estland  Jahr  und  Tag)  in  der  Nachlassverwal- 
tung und  Nutzniessung  und  gewähren  ihr  bei  der  Theilung  in  Livland 
bloss  die  Mobilien  (die  sog.  fahrende  Habe)  des  Mannes,  in  Estland 
ausserdem  die  Hälfte  der  ausstehenden  Schuldforderungen,  in  Kurland 
sogar  die  Hälfte  des  ganzen  Nachlasses.  Die  beerbte  Wittwe  bleibt 
mit  ihren  Kindern  im  ungetheilten  Besitz  des  Nachlasses  als  Verwal- 
terin und  Nutzniesserin^und  wird  in  Livland  und  Estland  nur  im  Fall 
der  Wiederverheirathung,  in  Kurland  auch  bei  Grossjährigkeit  eines 
Kindes  zur  Theilung  gezwungen.  Bei  der  Theilung  erhält  sie  in  Liv- 
und  Estland  ausser  dem  eigenen  Vermögen  Kindestheil  (d.  h.  Sohnes- 
theil) an  Immobilien  und  ausstehenden  Forderungen, i)  sowie  die 
fahrende  Habe,  in  Kurland  ein  Wahlrecht  2)  zwischen  ihren  Illaten  oder 
einem  Tochtertheil  der  Gesammtmasse  oder  dem  Genuss  der  doppelten 
Zinsen  der  Illaten,  das  Letztere  offenbar  ein  Rest  der  alten  Morgen- 
gabe, welche  in  dem  duplum  der  Mitgabe  bestanden  hatte.^)  Hierzu 
tritt  in  Kurland  noch  Kindestheil  an  Vieh  und  Hausgeräth  und  ein 
Zehntel  des  haaren  Geldes. 

Das  livländische  Stadtrecht  lässt  auch  für  die  unbeerbte 
Wittwe  scheinbar  Massenvermischung  eintreten,  indem  es  ihr  die 
Hälfte  der  Gesammtmasse  zuwendet.  Allein  ausserdem  gewährt  es  ihr 
als  sog.  Morgengabe  des  rigischen  Rechts  240  Thaler  Albertus  (=  312 
Rbl.  S.),  wenn  sie  der  grossen  oder  Kaufmannsgilde,  und  160  Thaler 
Alb.  (=  208  Rbl.  S.),  wenn  sie  der  kleinen  oder  Handwerkergilde  ange- 
hört, als  ein  Voraus,  offenbar  als  Vertretung  ihres  Eingebrachten,  wie 
schon  der  Name  „Morgengabe"  andeutet.*)  Die  beerbte  Wittwe 
setzt  mit  ihren  Kindern  das  Güterverhältniss  bis  zur  Theilung  fort  und 
theilt  sich  freiwillig  oder  im  Fall  der  Wiederverheirathung  aus  dem 
Gesammtgut  mit  ihren  Kindern  in  der  Weise,  dass  sie  bei  Vorhanden- 
sein nur  eines  Kinder  die  Hälfte,  sonst  ein  Drittel  des  Gesammtguts 
behält.*)  Es  konkurrirt  hier  ein  Erbrecht  jedes  Kindes  am  Nachlass 
des  Vaters  mit  einem  Abfindungsrecht  gegenüber  der  Mutter. 

Im  estländischen  Stadtrecht  hat  sich  die  Massentrennung  kon- 


^)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  1722  ff. 

^  Ebendas.  Art  1776  ff. 

8)  Erdmann,  System  Bd.  II,  §  70. 

*)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  1819.    Erdmann,  a.  a.  0.  IV,  S.  66, 

^)  Ebendas.  Art.  1830  ff. 
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sequenter  erhalten.  Hier  muss  die  unbeerbte  Wittwe  sich  sofort  mit 
Erben  und  Gläubigem  auseinandersetzen,  erhält  dabei  ausser  Sonder- 
gut und  Eingebrachtem  (auch  der  Entschädigung  für  dessen  konsumirte 
Stücke)  die  Hälfte  des  Mannesnachlasses.')  Auch  die  beerbte 
Wittwe,  welche  bis  zur  Theilung  mit  den  Kindern  im  Nachlass  des 
Mannes  sitzen  bleibt,  braucht  nicht  auf  Massenyermischung  sich  einzu- 
lassen, wenn  sie  dies  nicht  selbst  will.  Und  auch  im  letzteren  Fall 
theilt  sie  mit  den  Kindern  nach  Köpfen  nur  das  Mannesgut,  indem  sie 
selbst  die  Hälfte  ihres  eigenen  Vermögens  den  Kindern  als  Erbabfindnng 
aus  demselben  ttberlässt.  Bei  Massentrennung  erhält  sie  KindestheÜ 
am  Mannesgut.  ^ 

Die  Stellung  des  Wittwers  hätte  eigentlich  in  allen  Statutarrechten 
der  Ostseeprovinzen  eine  andere  sein  müssen  als  die  der  Wittwe,  weil 
er  keineswegs  dieselben  Entschädigungansprüche  für  sich  hätte  an- 
führen können,  wie  diese.')  Allein  die  aus  dem  römischen  Recht  her- 
übergenommene Annahme  einer  Reziprozität  der  Ehegattenrechte  hat 
irriger  Weise  die  Rechte  des  Wittwers  vielfach  denen  der  Wittwe  an- 
genähert. So  erhält  er  nach  livländischem  Landrecht,  welches 
sonst  dieser  Reziprozitätsidee  widerstand,  doch  die  fahrende  Habe,  einer- 
lei, ob  er  beerbt  oder  unbeerbt  war,  nach  estländischem  Landrecht 
sogar  alle  die  Rechte,  welche  die  beerbte  Wittwe  dort  vor  und  bei 
der  Theilung  ausübt.*)  Auch  in  Kurland  ist  dies  letztere  der  Fall; 
nur  hat  er  nicht  das  eigenthümliche  Wahlrecht  der  beerbten  Wittwe. 
sondern  bloss  den  Anspruch  auf  Kindestheil. ^)  Nach  livländischem 
Stadtrecht  erhält  er  keine  Morgengabe,  muss  aber  trotzdem  aus  dem 
Gesammtgut  theilen.^  Auch  fQr  den  beerbten  Wittwer  ist  dies  der 
Fall,  nur  kann  er  gegenüber  einem  Kinde  zwei  Drittel,  gegenüber 
mehreren  Kindern  die  Hälfte  des  Gesammtguts  fttr  sich  behalten.  Im 
estländischen  Stadtrecht  endlich  erhält  der  unbeerbte  Wittwer  bei 
der  Theilung  neben  seinem  eignen  Gut  die  Hälfte  des  Frauenvermögens, 
der  beerbte  je  nach  Wahl  Kindestheil  am  Frauengut  oder  daneben  die 
Hälfte  seines  eignen  Vermögens.^) 

Die  Bauerverordnungen  haben  für  die  Rechtsverhältnisse  der  Bauern 
einige  Abweichungen  geschaffen,  in  Bezug  auf  welche  auf  die  lokalen 
Bauemgesetze  zu  verweisen  ist.^ 

n.  Die  Intestaterbfolge  der  Blutsverwandten.  Im  Prinzip 
hat  sich  hier,  namentlich  seit  der  Kodifikation  von  1864,  die  Erbfolge- 
ordnung des  römischen  Rechts   mit   ihrem  Dreiklassensystem  eingebür- 

^)  Ebendas.  Art.  1838  fi. 
8)  Ebendas.  Art.  1857  ff. 
')  Erdmann,  a.  a.  0.  III,  S.  44ff. 
*)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  1751  ff.  u.  1760  ff. 
*)  Ebendas.  Art.  1788  ff. 
«)  Ebendas.  Art.  1819  u.  1830  ff. 
')  Ebendas.  Art.  1835  ff. 

^)  Livlfind.  Bauerverordnung  von  1869  §  983  ff.,  EsÜfind.  Banerverordnung  yon  1856 
§  1067  ff.,  Kurlftnd.  Bauerverordnung  von  1869  §  106  ff. 
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gert.  Doch  haben  sich  auch  eine  Reihe  von  Abweichungen  als  Reste 
des  altgermanischen  Erbrechts  erhalten.  Es  gilt  successio  ordinum  und 
graduum,  sowie  Akkreszenzrecht.  Es  sind  für  die  einzelnen  Statutar- 
rechte  nachstehende  wesentlichere  Modifikationen  auch  hier  zu  erwähnen. 

1.  Nach  livländischem  Landrecht  wird  ein  Unterschied 
zwischen  ererbten  Landgütern  und  sonstigem  Vermögen  gemacht.  Wäh- 
rend das  letztere  nach  römischem  System  sich  vererbt,  wird  bei 
ersterem  das  Prinzip  der  Kinderabtheilung  massgebend,  und  gelten 
insbesondere  abgetheilte  Töchter  und  Schwestern  den  unabgetheilten 
Schwestern  und  den  Söhnen  gegenüber  als  nachstehend.^)  Auch  er- 
halten an  diesem  Gut  Söhne  einen  doppelten  Antheil  gegenüber  Töch- 
tern. 2)  Endlich  ist  hier  auf  das  Herrschen  des  alten  Fall  rechts  in 
der  zweiten  und  dritten  Klasse  hinzuweisen,  wonach  Landgüter  im 
Zweifel  an  diejenige  Linie  zurückgehen  sollen,  von  welcher  sie  her- 
stammen. 3) 

2.  Nach  estländischem  Landrecht  ist  in  der  zweiten  Klasse 
auf  die  Konservirung  des  alten  germanischen  Schoossfalls,  der  Be- 
vorzugung der  Aszendenten  vor  den  Geschwistern,  zu  verweisen.^)  Das 
Fallrecht  gilt  auch  hier,  doch  nur  in  der  zweiten  und  dritten  Klasse.^} 

3.  In  Kurland  ist  für  die  Angehörigen  des  Indigenatsadels  die 
starke  Bevorzugung  der  Söhne  vor  den  Töchtern  gegenüber  dem  väter- 
lichen Nachlass  hervorzuheben,  wonach  jeder  der  ersteren  eine  dreimal 
so  grosse  Erbportion  erhält  als  eine  Tochter.  In  der  zweiten  Klasse 
erhalten  die  Aszendenten  zusammen  die  eine  Hälfte  des  Nachlasses,  die 
Geschwister  und  Geschwisterkinder  die  andere.^) 

4.  In  den  Stadtrechten  Livlands,  Estlands  und  Narwas 
hat  die  etwa  erfolgte  Abtheilung  von  Kindern  die  Folge,  zwei  ver- 
schiedene Gruppen  von  Erben  zu  schaffen,  indem  sowohl  die  unabge- 
theüten  als  auch  die  abgetheilten  Kinder  sich  zuerst  unter  einander 
beerben  ehe  die  andere  Gruppe  darankommt.  Die  Eltern  gehören  dabei 
zu  der  ersten  Gruppe.^)  Ausserdem  existirt  im  estländischen  Stadt- 
recht und  in  Narwa  insofern  ein  Rest  des  alten  germanischen  Parentel- 
systems,  als  hier  die  Eltern  den  Geschwistern  und  die  Deszendenten 
dieser  Eltern  den  Grosseltern  und  deren  anderweitigen  Deszendenten 
vorgehen.^)  Besonders  streng  wird  die  Vererbung  nach  Parentelen  in 
Narwa  durchgeführt.^) 

Die  Legitimation  zur  Intestaterbfolge  muss  beim  Nachlassrichter 
erwiesen  werden,  wozu  Extrakte  aus  den  Kirchenbüchern  und  Bescheini- 

1)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  1901.    Erdmann,  a.  a.  0.  III,  S.  121  ff. 

^  Ebendas.  Art.  1897. 

^  Ebendas.  Art.  1915  ff. 

*)  Ebendas.  Art.  1921. 

*)  Ebendas.  Art.  1924  ff. 

«)  Ebendas.  Art.  1928  u.  1933. 

')  Ebendas.  Art.  1947.  ff. 

^)  Ebendas.  Art.  1942  ff. 

^)  Ebendas.  Art.  1955  ff. 
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gungen  der  Friedensrichter  und  Ehrenfriedensrichter  erforderiich  sind. 
Die  neuen  Gerichte  suchen,  obgleich  die  Gesetzgebung  solches  nicht 
veriangt,  gern  zur  Eriassung  eines  Nachlassproklams  zu  veranlassen, 
um  sich  von  der  etwaigen  Verantwortung  zu  befreien. 

§  68. 
4.  Die  letztwllllgen  Dispositionen. 

I.  Die  Testirfähigkeit.  Dieselbe  ist  aus  praktischen  Gründen 
allen  denjenigen,  welche  ihren  Willen  nicht  verständlich  auszudrücken 
vermögen,  sowie  den  Geisteskranken  entzogen.^)  Ausserdem  können 
Minderjährige  (in  Kurland  ausser  Libau  Personen  unter  zwanzig 
Jahren)  in  Livland  und  nach  estländischem  Landrecht,  Ehefrauen  ohne 
Konsens  ihrer  Ehemänner  und  gerichtlich  erklärte  Verschwender 
(ausser  in  Reval)  kein  Testament  errichten.^) 

n.  Die  Arten  der  letztwilligen  Dispositionen.  Da  in  Kur- 
land überhaupt  die  römische  Testamentslehre  Eingang  gefunden  hat, 
so  werden  daselbst  auch  die  Requisite  der  Testamente  und  der  Gegen- 
satz zwischen  Testament  und  Kodizill  auf  dieser  Grundlage  behandelt.') 
Insbesondere  gilt  hier  die  Erbeinsetzung  als  nothwendiges  Erfordemiss 
des  ersteren  und  wird  die  Regel:  nemo  pro  parte  testatus,  pro  parte 
intestatus  decedere  potest  voll  anerkannt.  Dagegen  bedarf  in  Liv-  und 
Estland  das  Testament  weder  einer  Erbeinsetzung,  noch  braucht  es 
sich  auf  das  ganze  Vermögen  des  Testators  zu  erstrecken.*)  Auch 
kann  eine  Erbeinsetzung  auf  bestimmte  Sachen,  statt  auf  Erbquoten 
hier  stattfinden,  so  dass  sich  jeder  Unterschied  zwischen  Erbfolge  und 
Legat  und  damit  zwischen  Testament  und  Kodizill  daselbst  verwischt.  ^^) 
Alle  Bedingungen,  auch  Resolutivbedingungen  können  in  den  Ostsee- 
provinzen der  Erbeinsetzung  beigefügt  werden  und  von  den  Substitutions- 
arten des  römischen  Rechts  ist  nur  die  Vulgarsubstitution  bekannt.^) 

Was  die  Formen  des  Testaments  betrifft,  so  lehnen  sich  Kurland 
und  das  estländische  Stadtrecht  an  die  des  römischen  Rechts  an,  wäh- 
rend das  liv-  und  estländische  Landrecht  das  Testament  so  gut  wie 
aller  Form  entkleidet  und  nur  auf  die  Authentizität  desselben  Gewicht 
legt.^)  Das  livländische  Stadtrecht  kennt  ausser  dem  testamentum 
pestis  tempore  conditum  nur  öffentliche  Testamente,®)  welche  übrigens 
jetzt  überall  beim  Notar,  statt,  wie  früher,  vor  Gericht  errichtet  werden.^ 

Neben  den  Testamenten  und  Kodizillen   kennt   das  Provinzialrecht 


^)  Ebendas.  Art.  1982  u»  1988. 

«)  Ebendas.  Art.  1989,  1991  u.  1992. 

3)  Ebendas.  Art.  1982. 

*)  Ebendas.  Art.  1982,  a.  E.,  2164. 

*)  Ebendas.  Art.  2135. 

«)  Ebendas.  Art.  2358,  2136  ff. 

7)  Ebendas.  Art.  2024  vu  2061  ff. 

^)  Ebendas.  Art  2045. 

^  Verordnung  über  Reorganisation  vom  9.  Juli  1889,  XVI,  1  ff. 
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der  Ostseeprovinzen  auch  Erbverträge,  jedoch  nicht  als  letztwillige 
Verfügungen,  sondern  als  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden.*)  Dieselben 
sind  daher  den  Rechtsnormen  über  Verträge  unterworfen  und  folgen 
überhaupt  den  Grundsätzen  des  allgemeinen  deutschen  Privatrechts, 
Sie  bedürfen  einer  Erbantretung,  zerfallen  in  verschiedene  Unterarten, 
von  welchen  die  Einkindschaft^)  (die  vertragsmässige  Gleichstellung 
von  Kindern  zweier  Ehen  derselben  Person)  und  die  Gesammthand- 
stiftung  oder  die  Erbverbrüderung  (der  Vertrag  zweier  Familienlinien 
über  eine  agnatische  Vererbung  ihrer  ererbten  Landgüter)  besonders 
behandelt  werden.^) 

Publizirt  müssen  alle  Testamente  werden,  wenn  der  Testator 
solches  nicht  ausdrücklich  verboten  hat.  Als  Publikationsinstanz  gilt 
dabei  das  kompetente  Nachlassgericht>)  Eine  besondere  Rechtskraft, 
d.  h.  die  Unanfechtbarkeit  erwirbt  dasselbe  in  Liv-  und  Estland  mit 
Ablauf  von  Jahr  und  Tag  (1  Jahr  6  Wochen  3  Tage),  in  Kurland  erst 
mit  Ablauf  der  allgemeinen  (dort  5  jährigen)  Verjährungsfrist,  es  sei 
denn,  dass  ein  abkürzendes  Proklam  auf  Bitte  der  Interessenten  er- 
lassen worden  ist,  in  welchem  Fall  das  Gericht  das  Testament  schon 
nach  Ablauf  desselben  für  rechtskräftig  erklären  kann.^) 

In  Bezug  auf  den  Widerruf  des  Testaments  gelten  allgemein  diß 
römisch-rechtlichen  Grundsätze.  ^) 

Die  Ernennung  von  Testamentsexekutoren  ist  bei  allen  etwas 
inhaltreicheren  Testamenten  und  grösseren  Vermögenskomplexen  üblich, 
wenn  auch  keineswegs  nothwendig.  Dieselben  gelten  als  Beauftragte 
des  Erblassers,  bedürfen  nur  nach  estländischem  Landrecht  der  gericht- 
lichen Bestätigung  und  haben  die  Aufgabe  der  Regulierung  des  Nach- 
lasses zu  erfüllen.'') 

§69, 

5.  Das  Ffllchttheilsreelit  und  die  Enterbung. 

1.  Nur  das  kurländische  Recht  kennt  den  Begriff  der  Noth- 
erben im  römisch-rechtlichen  Sinn,  gewährt  aber  den  letzteren,  falls 
sie  vom  Erblasser  ohne  Grund  übergangen  oder  enterbt  worden  sind, 
bloss  einen  Anspruch  auf  den  Pflichttheil.^)  Zu  diesen  Personen 
werden  die  Deszendenten,  die  Aszendenten  und  die  voUbürtigen  Ge 
schwister,  die  letzteren  jedoch  nur,  wenn  ihnen  eine  persona  turpis 
vorgezogen  worden  ist,  gezählt  und  sämmtlich  mit  einem  Pflichttheils- 
anspruch  von  V»  resp.  V2  ihres  Intestaterbtheils  ausgestattet,  je  nachdem 


»)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  2481  flF. 

')  Ebendas.  Art.  2515  ff. 

3)  Ebendas.  Art.  2501  ff.    Erdmann,  a.  a.  0.  III,  S.  381  ff. 

*)  Regeln  vom  9.  JuU  1889  §  219  ff.  (C.P.O.  Art.  1956  ff 

*)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  2452. 

^)  Ebendas.  Art.  2799  ff. 

^  Erdmann,  a.  a.  0.  III,  S.  329  ff. 

»)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  2005  ff. 
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vier  oder  mehr  als  vier  Miterben  mit  dem  Berechtigten  konkumren.^) 
Im  Uebrigen  gelten  hier  die  römischen  Normen  über  die  legitima. 

2.  In  Liv-  und  Estland  findet  ein  Schutz  der  nächsten  Familien- 
genossen vor  der  Willkür  des  Erblassers  nur  hinsichtlich  des  sogenannten 
Erbguts  statt.  Als  Erbgut  gilt  in  Livland  bloss  das  ererbte  Immo- 
bil, in  Estland  alles  ererbte  Kapitalvermögen  und  das  ererbte  Immo- 
bil in  seinem  ein  für  allmal  geschätzten  Kapitalwerth.  Dasselbe  soll 
den  nächsten  gesetzlichen  Erben  durch  Verfügungen  auf  den  Todesfall 
nicht  entzogen  werden  und  kann  daher  im  Kontraventionsfall  von  den 
letzteren  reklamirt  werden,^)  ohne  dass  direkt  die  anderen  Theile  der 
letztwilligen  Verfügung  leiden.  Auch  in  Kurland  hat  sich  in  den 
sogenannten  Stammgütern  ein  Schutz  ererbter  Landgüter  insofern 
erhalten,  als  die  Erben  der  zwei  ersten  Verwandtenklassen  in  ihrem 
Erbrecht  auf  dieselben  geschützt  werden.  5) 

3.  Von  sonstigen  Fällen  des  gesetzlichen  Schutzes  bestimmter  Erben 
sind  hier  nur  noch  die  überlebenden  Ehegatten  anzuführen,  welche 
meist  (in  Kurland  ist  es  nach  der  Fassung  des  Gesetzes  zweifeUiaft) 
in  ihren  gesetzlichen  Ansprüchen  an  den  Nachlass  nicht  durch  Ver- 
fügungen gekränkt  werden  sollen.^)  Ausserdem  sind  es  die  sogenannten 
Vorkinder  beim  Einkindschaf  tsvertrag,  deren  einmal  vertragsmässig 
fixirte  Erbansprüche  vor  einseitigen  Aenderungen  geschützt  werden. 

4.  Eine  Enterbung  der  berechtigten  Notherben  kann  trotzdem  statt- 
finden, aber  nur  aus  bestimmten  gesetzlichen  Gründen.  Dieselben  sind 
der  Novelle  115  entnommen,^)  sind  jedoch  nicht  auf  Ehegatten  und  nicht 
auf  die  vertragsmässig  geschützten  Vorkinder  auszudehnen.  Dagegen 
sind  sie  bei  Erbgütern  und  Stammgütem  zulässig,^  bei  Ehegatten 
treten  an  ihre  Stelle  die  gesetzlichen  Scheidungsgründe.  "^ 

§  70. 

6.  Das  Verfahren  bei  Begullemng  der  Erbschaft. 

Durch  die  Reorganisation  der  Gerichte  der  Ostseeprovinzen  im  Jahre 
1889  ist  auch  in  Beziehung  auf  das  Regulierungsverfahren  bei  Erb- 
schaften eine  wesentliche  Veränderung  hervorgerufen  worden.^) 

I.  Die  Sicherstellung  des  Nachlasses.  Für  die  Sicherstellung 
des  Nachlasses  sowohl  im  Fall  unmittelbaren  Einschreitens  des  Ge- 
richts (s.  oben  S.  710),  als  im  Fall  eines  Antrags  der  Interessenten  ist 


J)  Ebendas.  Art.  2007. 

»)  Erdmann,  a.  a.  0.  II,  §  119  ff. 

3)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  2012. 

«)  Ebendas.  Art.  2022.    Erdmann,  a.  a.  0.  III,  S.  49 ff,  n.  63 ff. 

*)  Ebendas.  Art.  2014  ff. 

•)  Erdmann,  a.  a.  0.  II,  §§  119,  192  u.  III,  §  226. 

')  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  2123. 

^)  Vgl.  hierzu  die  Verordnung  vom  9.  Juli  1889,  in  deutscher  offizieller  Ueber- 
setzung  erschienen,  von  A.  Gassmann  und  A.  Baron  Nolcken,  1889  bei  Schnaken- 
burg, Dorpat  u.  Riga  (C.P.O.  Art.  1971  ff.). 
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nicht  das  Bezirksgericht,  sondern  der  Friedensrichter  oder  einer  der 
EhrenMedensrichter  des  Bezirks,  in  welchem  der  Nachlass  belegen  ist, 
zuständig.  Gläubiger  können  jedoch  um  eine  solche  nur  nachsuchen, 
wenn  ihre  Forderung  ihnen  schon  gerichtlich  zuerkannt  ist  und  auch 
dann  nur  bis  zum  Betrage  derselben.^)  Die  Massregeln  zur  Sicher- 
stellung sind  Versiegelung,  Inventur  und  Schätzung  und  Deponirung 
des  Nachlasses  resp.  der  Nachlasseffekten.  Die  Versiegelung  erfolgt 
durch  den  Gerichtsvollzieher  mit  zwei  Zeugen,  wobei  die  in  der  Woh- 
nung des  Verstorbenen  Lebenden  einen  Revers  unterschreiben  müssen, 
dass  sie  nichts  bei  Seite  geschafft  haben.  ^)  Gegenstände  des  täglichen 
Gebrauchs  der  Wohnenden  und  Gegenstände,  die  aus  natürlichen  Gründen 
nicht  versiegelt  werden  können,  sind  von  derselben  ausgeschlossen. 
Die  Interessenten  können  bei  der  Versiegelung  zugegen  sein.')  Auch 
die  EntSiegelung  erfolgt  im  Auftrage  des  Friedensrichters  durch  den 
Gerichtsvollzieher.  *) 

Die  Inventur  und  Schätzung  findet  auf  Grundlage  der  Normen 
über  Inventur  und  Schätzung  im  Exekutionsverfahren  statt.^) 

Eine  Deponirung  von  Nachlasseffekten  auf  Anordnung  des 
Gerichts  findet  nur  dann  statt,  wenn  kein  Nachlasskurator  ernannt  oder 
kein  Testamentsexekutor  vorhanden  ist.^  Die  Bestellung  der  Nach- 
las skuratel  erfolgt  durch  den  Friedensrichter,  welcher  jedoch  die 
Ernennung  und  Beaufsichtigung  der  Person  des  Kurators  dem  kom- 
petenten Waisengericht  überlässt.^) 

n.  Das  Verfahren  der  Erbtheilung.  Die  einzelnen  örtlichen 
Statuten  enthalten  insbesondere  über  die  Art  der  Theilung  von  Land- 
gütern und  von  Immobilien  überhaupt  detaiUirte  und  vielfach  von  ein- 
ander abweichende  Vorschriften,  in  Bezug  auf  welche  auf  das  Gesetz- 
buch zu  verweisen  ist.®).  Die  neuen  Justizgesetze  ändern  daran  nur 
soviel,  dass  sie  stets  das  Gericht  als  die  kompetente  Erbtheilungsinstanz 
hinstellen  und  die  etwa  zur  Schätzung  von  Immobilien  nothwendige, 
von  der  Provinzialabgabe  vorgesehene  Versteigerung  derselben  stets 
vor  Gericht  vorgehen  lassen.^) 

in.  Die  Kegulierung  von  Nachlassenschaften  der  Aus- 
länder. Im  Allgemeinen  fehlt  es  sowohl  nach  dem  Recht  der  Ostsee- 
provinzen als  nach  dem  russischen  Reichsrecht  an  Bestimmungen  über 
den  Nachlass  von  in  Russland  verstorbenen  Ausländern.  Es  muss  daher 
angenommen  werden,  dass,  wenn  die  Erblasser  ihr  wirkliches  Domizil 


')  Verordnung  über  Reorganisation  von  1889  Art.  235  (C.P.O.  Art.  1971). 

^  Ebendas.  Art.  238  ff.  (C.P.O.  Art.  1975  ff.). 

^  Ebendas.  Art.  235  u.  240  (C.P.O.  Art.  1972  u.  1977). 

*)  Ebendas.  Art.  251  ff.  (C.P.O.  Art.  1988  ff.). 

5)  Ebendas.  Art.  257  ff.  (C.P.O.  Art.  1994 ff.). 

«)  Ebendas.  Art.  260 ff.  (C.P.O.  Art.  1997). 

')  Ebendas.  Art  272  ff.  (C.P.O.  Art.  2009). 

^  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  2685—2762. 

^  Ebendas.  Art.  2703  ff.    Verordnung  Aber  Reorganis.  von  1889  Art.  287  u.  291. 
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in  Rnssland  hatten,  Verfahren  und  materielles  Recht  der  Erbschaft 
nach  dem  Recht  ihres  Domizils  zu  behandeln  ist,  wobei  nur  in  Livland 
Immobilien  eine  Ausnahme  machen  können,  weil  dieselben  stets  dem 
ius  rei  sitae  unterliegen.^) 

Nur  hinsichtlich  von  vier  Staaten  ist  bereits  oben  (S.  709)  her- 
vorgehoben worden,  dass  durch  besondere  Staatsverträge  hier  das  Recht 
der  Unterthanenschaft  an  die  Stelle  des  Rechts  des  Domizils  gesetzt 
worden  ist,  und  dass  daher  hier  die  Konsuln  des  Staats  das  Recht 
haben,  den  Mobiliar-  und  Kapitalnachlass  des  Verstorbenen  zu  rekla- 
miren  und  an  die  Gerichte  ihres  Landes  zu  bringen.^)  Es  sind  dies 
das  Deutsche  Reich,  Frankreich,  Italien  und  Spanien.  Eine  Rezi- 
prozität hinsichtlich  der  Behandlung  von  Nachlassenschaften  anderer 
Staatsangehöriger  ist  weder  in  den  Gesetzen  noch  in  der  Praxis  bemerk- 
bar geworden. 

Endlich  muss  an  dieser  Stelle  auf  das  Gesetz  vom  14.  März  1887  (vgl. 
Gouvernementszeitung  von  1887  Patent  No.  3)  hingewiesen  werden,  kraft 
dessen  der  Erwerb  von  Immobilien  dem  Ausländer  auf  dem  Lande 
gar  nicht  und  in  den  Städten  nur  in  denjenigen  Gouvernements,  welche 
nicht  den  Charakter  unmittelbarer  Grenzgouvemements  haben,  gestattet 
ist.  Fällt  einem  Ausländer  durch  Erbrecht  ein  Grundstück  in  den  Ost- 
seeprovinzen an,  so  muss  er  unter  der  Kommination  öffentlicher  Ver- 
steigerung binnen  sechs  Monaten  nach  Antretung  der  Erbschaft  das 
Grundstück  an  einen  Erwerbsfähigen  verkaufen  oder  sonst  veräussem.*) 

§  71. 
7.  Die  Erbschaftsklage. 

Die  gemeinrechtliche  hereditatispetitio  ist  in  den  Ostseepro vinzen 
völlig  rezipirt.  Und  zwar  muss  dieselbe  in  Livland,  Estland  und  den 
kurländischen  Städten  Mitau,  Bauske  und  Friedrichstadt  binnen  Jahr 
und  Tag  von  Kenntniss  des  Berechtigten  über  sein  Erbrecht  und  dessen 
Anfall,  im  übrigen  Kurland  binnen  fünf  Jahren  von  Eröffnung  der  Erb- 
schaft angestellt  werden,  wenn  nicht  durch  ein  Proklam  die  Frist  ab- 
gekürzt ist.*)  Die  Voraussetzungen,  der  Gegenstand  und  die  Wirkung 
der  Klage  sind  die  gemeinrechtlichen. 

Eine  provisorische  Regulierung  des  Besitzes  der  Erbschaft  findet 
nach  dem  Provinzialrecht  eigentlich  nur  bei  Vorweis  eines  äusserlich 
fehlerfreien  Testaments  zu  Gunsten  der  in  demselben  Eingesetzten 
statt.*)  Doch  hat  die  Praxis  der  Gerichte  auch  dem  Intestaterben 
auf  Grund  vorläufiger  Bescheinigung  seines  Erbrechts  die  Besitzantretung, 
sowie  auch  die  Eintragung  der  gerichtlichen  Resolution  in  die  Grund- 


»)  Provinzialrecht  UI.  Einl.  Art.  XXXIV. 

>)  Vgl.  unten  S.  739  u.  749. 

^  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  2641. 

*)  Ebendas.  Art-  2619  u.  2620.    Erdmann,  System  III,  S.444flF. 

»)  Ebendas.  Art.  2480. 
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bücher  gewährt^)  und   die  neuen  Regeln  haben   eine  derartige  Bestäti- 
gung und  Grundbuchseintragung  ganz  allgemein  zugelassen.^) 

Auch  die  Legatsklage  oder  Klage  auf  Herausgabe  einzelner  ver- 
machter Effekten  folgt  hier  den  Vorschriften  des  römischen  Rechts.  3) 

§  72. 
8.  Die  Erbsehaftssteuer. 

Von  den  alten  gemeinrechtlichen  Steuerabzügen  bei  Erbschaften, 
dem  Abschoss  und  der  Nachsteuer  ist  in  den  Ostseeprovinzen  nichts 
bekannt. 

Dagegen  hat  auch  hier  das  Gesetz  über  Erbschafts- und  Schen- 
kungssteuer vom  15.  Juni  1882  Eingang  gefunden.  Nach  demselben 
muss  von  allen  Erbtheilen  und  wohl  auch  Legaten,  sobald  die  einzelne 
Zuwendung  1000  Rbl.  S.  übersteigt,  eine  Steuer  von  1  bis  8%  des  Werths 
der  ersteren  erhoben  werden,  je  nach  der  Nähe  der  Verwandtschaft 
zwischen  Erben  und  Erblasser.  Deszendenten  und  Ehegatten  zahlen 
1%,  Aszendenten,  Geschwister  und  Geschwisterkinder  4o/o,  anderweitige 
Verwandte  6 o/o,  fremde  Personen  8 o/o.*)  Personen,  denen  bloss  der 
Niessbrauch  einer  Sache,  nicht  deren  Eigenthum  zufällt,  zahlen  nur  die 
Hälfte  der  ihnen  sonst  zufallenden  Steuer. 0)  Eingezahlt  werden  muss 
die  Steuer  vor  der  gerichtlichen  Bestätigung  der  Erbrechte.®)  Normirt 
wird  dieselbe  auf  Eingabe  der  Interessenten  durch  das  Nachlassgericht, 
wobei  jedoch  Nachforderungen  der  Steuerbehörde  selten  ausbleiben.  Be- 
freit von  der  Steuer  sind  Mobilien,  welche  keine  eigenen  Revenuen 
tragen,  ferner  Vermögensobjekte  unter  1000  Rbl.  Werth,  Bauerländereien, 
Gaben  an  den  Fiskus  und  an  Wohlthätigkeitsanstalten, '^)  sowie  durch 
neueres  Gesetz^)  die  ländüchen  Immobilien,  wenn  sie  auf  den  Ehegatten, 
leibliche  Deszendenten,  Adoptivkinder  und  Schwiegerkinder  übergehen. 
Im  Uebrigen  sind  bei  Berechnung  der  Steuer  von  dem  Werth  des  be- 
steuerten Nachlasses  eine  Reihe  privilegirter  Forderungen  abzuziehen,  so 
dass  nur  der  davon  übrigbleibende  Rest  des  Vermögens  besteuert  wird.  ^) 
Hierher  gehört  der  Dienstbotenlohn  und  Arbeitslohn,  die  Krankheits- 
und Begräbnisskosten  des  Erblassers,  die  laufende  und  die  bis  zum 
Tage  der  Erbschaftseröffnung  rückständige  Steuer,  die  Schulden  an  die 
Kreditanstalten  und  an  die  Pfandgläubiger,  wobei  jetzt  dieselben  direkt 
von  dem  Werth  ihrer  Pfand-  und  Sicherheitsobjekte  abzuziehen  sind,*^) 
Welchselschulden   und   anderweitige  Schulden   des   Erblassers,   welche 

0  Erdmann,  System  III,  S.  446. 

*)  Verordnung  über  Reorganis.  von  1889  Art.  282  ff.  (C.P.O.  Art.  2019  ff.). 
^  Erdmann,  a.  a.  0.  III,  S.  447 ff. 
*)  Verordnung  vom  15.  Juli  1882  §  3. 
^)  Ebendas.  §  4. 

«)  Ebendas.  §  13  ff.  u.  Senatsukas  vom  7.  Juli  1882  No.  9526. 
^  Ebendas.  §  2. 

»)  Verordnung  vom  15.  April  1895  No.  63  F.  1. 
^  Verordnung  vom  15.  Juni  1882  §  11. 
*ö)  Verordnung  vom  15.  April  1895  No.  63  F.  2. 
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jedoch,  wenn  der  Erbe  der  Gläubiger  ist,  nur  dann  berechnet  werden, 
wenn  sie  spätestens  drei  Monate  vor  Eröffnung  der  Erbschaft  beglaubigt 
wurden,  endlich  durch  ordnungsmässige  Handelsbücher  bewiesene  Forde- 
rungen. Von  ausstehenden  Forderungen  des  Nachlasses  braucht  die 
Steuer  erst  bezahlt  zu  werden,  wenn  die  Forderungen  einfliessen.  ^)  Da 
aber  zur  Sicherung  der  Steuer  Arrestmassregeln  auf  die  ForderuDgs- 
urkunde  getroffen  werden,  so  ziehen  viele  Steuerpflichtige  vor,  um  nicht 
die  Kursfähigkeit  des  Dokuments  zu  beeinträchtigen,  die  Steuer  sofort 
zu  bezahlen. 

Was  das  Verfahren  bei  Berichtigung  der  Erbschaftssteuer  betrifft, 
so  ist  eine  besondere  Erbschaftsanzeige  von  den  Erben  dem  Nachlass- 
gericht zu  erstatten,  und  zwar  im  Falle  eines  besonderen  Gesuchs  um 
Bestätigung  der  Erbrechte  zugleich  mit  Einreichung  des  Gesuchs  an 
das  Bezirksgericht,  wenn  aber  keine  solche  Bestätigung  nachgesucht 
wird,  beim  örtlichen^)  Friedensrichter  binnen  drei  Monaten  vom  Tage 
des  Besitzantritts  der  Erbschaft.  5)  Die  Gerichte  bestimmen  dann  den 
Betrag  der  Steuer  und  theilen  ihre  Verfügung  mittelst  Abschrift  mit^> 
Eine  Beschwerde  über  dieselbe  kann  nach  allgemeinen  civilprozessua- 
lischen  Grundsätzen  binnen  14tägiger  Frist  eingereicht  werden,^)  eine 
Frist,  welche  von  den  Kameralhöfen  meist  versäumt  wird,  dieselben 
aber  nicht  hindert,  noch  nach  längerer  Frist  Nachforderungen  zu  er- 
heben. Diese  letzteren  können  dann  aber  von  den  Betroffenen  mittelst 
rechtzeitiger  (d.  h.  binnen  zwei  Wochen  eingereichter)  Vorstellung  an 
den  Kameralhof  wieder  an  das  Gericht  gebracht  werden.^  Uebrigens 
hat  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  der  Kameralhof  nur  gegenüber 
Entscheidungen  der  Friedensgerichte,  nicht  gegenüber  rechtskräftigen 
Verfügungen  der  Bezirksgerichte  das  Recht,  die  Sache  nochmals  den 
letzteren  vorzulegen.^ 

Erbschaften  von  Ausländern  unterliegen  der  Steuer  nur  dann, 
wenn  der  bezügliche  ausländische  Staat  seinerseits  auch  die  Nachlassen- 
Schäften  russischer  Unterthanen  besteuert.®) 

Für  Legate  zahlt  der  direkte  Erbe  die  Steuer,  kann  aber  seiner- 
seits den  Legataren  wieder  einen  entsprechenden  Abzug  machen.^ 

Im  Einzelnen  sind  hinsichtlich  der  Anwendung  dieser  Steuer  auf 
verschiedene  den  Ostseeprovinzen  eigenthümliche  Rechtsverhältnisse  noch 
manche  Fragen  streitig,  i®) 


^)  Verordnang  vom  17.  Jani  1882  §  6. 

')  D.  h.  dem  Friedensrichter,  in  dessen  Bezirk  der  Nachlass  liegt 
^  Zeitweilige  Regehi  Aber  Erhebung  der  Erbschaftssteuer  vom  7.  Juli  1882  §  4. 
^)  Ebendas.  §  7. 
*)  C.P.O.  §785. 

^  Zeitweilige  Regeln  aber  die  Erbschaftssteuer  vom  7.  Juli  1882  §  8. 
7)  Ebendas.  §  9. 

»)  Verordnung  vom  15.  Juni  1882  §  20. 
9)  Ebendas.  §  12. 
*»)  Erdmann,  a.  a.  0.  III,  §  277  a.  E. 
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B.  Die  Erbschaftsregulierung  nacli  russischem  Recht. 

Von  Professor  Dr.  J.  Engelmann. 

§  73. 
Quellen  und  Literatur. 

Die  Quellen  sind  enthalten  in  den  Art.  14:01 — 1423  der  C.P.O.  und 
in  den  Art.  1001—1295  des  Privatrechts  (Bd.  X  Th.  1  des  Reichsgesetz- 
buchs). 

Aus  der  Literatur  sind  hervorzuheben: 

1.  Pobedonoszew,  Kurs  grasdanskavo  prava.  11.  Prava  se- 
meistvennyja,  nasledstvennyja  u  saveszczatelnyja  (Kursus  des  Privatr 
rechts,  n.  Th.  Familien-,  Erb-  und  Testamentsrecht).  St.  Petersburg 
1894.    3.  Aufl. 

2.  Szerszenewicz,  Uczebnik  ruskavo  graädanskavo  prava  (Lehr- 
buch des  russischen  Privatrechts).    Kasan  1894.    605  S.   8®. 

3.  Steinbach,  Die  allgemeine  gesetzliche  Erbfolgeordnung  der 
Blutsverwandten  nach  russischem  Reichsrecht.   Dorpat  1850.    74  S.  8^. 

4.  Nikolski,  Ob  osnovnych  momentach  nasledovanija  (Ueber  die 
Grundsätze  des  Erbrechts).    Moskau  1871. 

5.  Demczenko,  Suszcznost  nasledstva  i  prisvanije  k  nasledovaniju 
(Das  Wesen  der  Erbschaft  und  die  Berufung  zur  Erbfolge).   Kiew  1877. 

6.  Orszanski,  Issledovanija  po  ruskomu  pravu  semeinomu  i  na- 
sledstvennomu  (Untersuchungen  auf  dem  Gebiete  des  russischen  Fami- 
lien- und  Erbrechts  [Das  Erbrecht  der  Frauen  und  die  gerichtliche  Be- 
stätigung des  Erbrechts,  S.  346  -498]).   St.  Petersburg  1877.   498  S.   8». 

7.  Kawelin,  K.,  Oczerk  juridiczeskich  otnoszeni  vosnikajuszczich 
is  nasledovanija  imuszczestva  (Abriss  der  Rechtsverhältnisse  aus  der 
Vermögensvererbung).    St.  Petersburg  1885.    130  S. 

8.  Obyczny  porädok  nasledovanija  u  krestjan  (Die  Erbfolge  nach 
dem  Gewohnheitsrecht  der  Bauern.  Zur  Frage  über  die  Stellung  des 
Gewohnheitsrechts  beim  zukünftigen  Gesetzbuch).  St.  Petersburg  1888. 
331  S.   80. 

9.  L.  Casso,  Prejemstvo  naslednika  v  obäsatelstvach  nasledoda- 
telä  (Die  Sukzession  des  Erben  in  die  Verbindlichkeiten  des  Erblassers). 
Dorpat  1895.    299  S.   8o.i) 

10.  Berthold,  Ochranitelnoje  sudoproYsvodstvo  (Das  Verfahren  in 
unstreitigen  Rechtssachen).    Moskau  1881.    256  S.   8o. 

11.  Ernest  Lehr,  Elements  de  droit  civil  russe  (Russie,  Pologne, 
Provinces  Baltiques).    H.  vol.    Paris  1890.   8o. 


^)  Der  Verlasser  giebt  eine  Darstellung  der  Verantwortlichkeit  der  Erben  nach 
dem  romischen  Recht  (S.  1 — 78),  nach  den  leges  barbarorum,  dem  Sachsenspiegel, 
schildert  die  Modifikationen  durch  Eindringen  der  Grundsätze  des  römischen  Rechts, 
die  Spuren  der  römischen  Auffassung  in  den  neueren  Kodifikationen,  das  Recht  der 
Ostseeproyinzen  Russlands  und  das  französische  Recht  (S.  59 — 201).  Den  letzten  Theil 
bildet  das  russische  Recht  (S.  202-299). 
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12.  Gesetzes-Bestimmungen  und  -Erläuterungen  hinsichtlich  der 
Steuer  für  unentgeltlichen  Vermögenserwerb.    Reval  1883.    28  S.  8«. 

§  74. 
I.   Die  Erbfolge  im  AUgemeineii. 

1.   Die  leitenden  GnmdB&tie.^) 

Das  russische  Recht  stellt  an  die  Spitze  der  Bestimmungen  über 
das  Erbrecht  den  Begriff  der  Universalsukzession  und  der  he- 
reditas  iacens.^)  Daher  tritt  der  Erbe  die  Erbschaft  als  etwas 
Ganzes  an  und  die  gerichtliche  Bestätigung  erfolgt,  wo  sie  erforderlich 
ist,  für  die  ganze  Erbschaft,  nicht  für  die  einzelnen  Theile,^)  auch  dann, 
wenn  nicht  eine,  sondern  mehrere  Personen  neben  einander  berufen 
sind.  Jeder  ist  Erbe,  d.  h.  hat  eventuell  den  Anspruch  auf  das  Ganze: 
sie  theilen,  weil  sie  mit  Gleichberechtigten  konkurriren.  Daher  ver- 
grösseit  sich  der  Antheil  des  Einzelnen,  wenn  einer  der  Miterben  weg- 
fällt ipso  iure,  was  bei  dem  nur  zu  einem  fest  bestimmten  Theile  Be- 
rufenen, z.  B.  dem  Ehegatten,  nicht  stattfindet.*)  Das  russische  Recht 
kennt  den  Satz  nemo  pro  parte  testatus  pro  parte  intestatus  decedere 
potest  nicht,  lässt  vielmehr  beide  Berufungsarten  neben  einander 
zu  und  verlangt  daher  auch  nicht,  dass  ein  Testament  die  Ein- 
setzung eines  Erben  enthalte. 

Wo  der  Nachlass  aus  Theilen  besteht,  von  denen  jeder  ein  Ganzes 
bildet,  das  einer  besonderen  Bestimmung  unterliegt  und  nach  besonderem 
Recht  vererbt  wird,  da  findet  Partikularsukzession  statt:  z.  B.  wo  ein 
Vermögen  aus  einem  Fideikommiss,  einem  Majorat,  Erbgütern  väter- 
licher und  mütterlicher  Seite,  wohlerworbenem  Gut,  beweglichen  Sachen, 
Kapitalien  und  „Arrenden"  besteht,  da  giebt  es  im  Grunde  verschiedene 
Vermögen,  von  denen  jedes  selbstetändig  vererbt  wird,  obwohl  sie,  wo 
ein  direkter  Erbe  vorhanden  ist,  alle  an  ihn  fallen.  Der  Charakter  der 
Partikularsukzession  wird  besonders  scharf  hervortreten,  wo  entferntere 
Verwandte  berufen  werden. 

Auch  durch  Testament  kann  sowohl  Universalsukzession  als  Par- 
tikularsukzession bestimmt  werden.  Bei  gleichzeitiger  Vererbung  nach 
testamentarischer  und  gesetzlicher  Berufung  wird  die  Berufung  durch 
das  Gesetz  bestimmt  bei  solchen  Vermögentheilen  (oder  eigentlich 
selbstständigen  Vermögen),  wo  a)  die  testamentarische  Verfügung  aus- 
geschlossen ist,  wie  beim  Fideikommiss,  Majorat  (in  den  westlichen 
Gouvernements)  und  ererbtem  Vermögen  0)  oder  b)  auf  bestinmite  Fälle 
beschränkt,   wie   bei   ererbtem  Vermögen,    „ Arr enden ",^   oder  c)  wo 


')  Ueber  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  bei  der  Erbschaftsregulierung  siehe  oben 
§§  7,  8  S.  587  ff. 
»)  X.  1.  1104. 
»)  C.P.O.  1408. 

*)  Vgl.  auch  Demczenko,  Das  Wesen  der  Erbschaft,  S.  8—13. 
*)  R.G.B.  X.  1.  1068,  1069,  1110  P.  1. 
«)  X.  1.  1068,  1070. 
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Über  wohlerworbene  Güter,  Mobilien  und  Kapitalien  gar  nicht  oder  nur 
theilweise  testirt  worden  ist,^)  oder  d)  ausnahmsweise  nicht  testirt 
werden  konnte,^)  oder  e)  das  Testament  nicht  rechtzeitig  geltend  gemacht 
wurde.^)  Völlig  unbeschränkt  ist  der  Erblasser  in  der  testamentari- 
schen Verfügung  über  wohlerworbenes  Gut.  Mobilien  und  speziell 
Kapitalien  gelten  stets  als  wohlerworben,  selbst  wenn  sie  durch  Ver- 
kauf ererbten  Guts  gebildet  sind.^) 

2.   Der  AnfUl  der  Erbsohaft. 

Der  Anfall  oder,  wie  der  Ausdruck  wörtlich  lautet,  die  „Eröffnung 
der  Erbschaft"  findet  statt: 

1.  durch  den  natürlichen  Tod; 

2.  durch  den  bürgerlichen  Tod.  Als  bürgerlich  todt  werden  im 
russischen  Recht  betrachtet  nicht  nur  die  im  Strafgesetz  ausdrück- 
lich als  „politisch  todt"  Bezeichneten,  0)  sondern  alle  zum  Verlust 
„aller  Standesrechte"  Verurtheilten  vom  Tage  der  Urtheilsverkündi- 
gung  an;«) 

3.  durch  Eintritt  eines  Rechtgläubigen  oder  Römisch-katholischen 
in's  Kloster,  indem  seine  Immobilien,  falls  er  über  sie  vor  dem  Eintritt 
in's  Kloster  nicht  verfügt  hat,  an  seine  gesetzlichen  Erben  fallend) 
Doch  liegt  hier  kein  eigentlicher  Anfall  der  Erbschaft  vor,  da  der  in*s 
Kloster  Tretende  seine  Kapitalien  und  Mobilien  behalten  darf®)  und 
seine  Schulden,  soweit  sie  nicht  etwa  an  den  Immobilien  haften,  nicht 
ohne  Weiteres  auf  den  übergehen,  der  seine  Immobilien  erhalten  hat.^  ^^ 

4.  durch  gerichtliche  Verschollenheitserklärung.^*) 


*)  X.  1.  1110  P.  2  u.  3,  1029. 

8)  X.  1.  1067. 

8)  X.  1.  1065,  1066. 

*)  X.  1.  398. 

*)  Str.G.B.  Art.  71. 

«)  Str.G.B.  22—28.    R.G.B.  X.  1.  1222. 

^  X.  1.  1223. 

«)  R.G.B.  rX.  334—364. 

^)  Demozenko,  Das  Wesen  der  Erbschaft,  S.  32  und  die  dort  zitirten  Schriften. 

^'^  Aehnliche  Bestimmungen  gelten  für  römische  Katholiken  (R.G.B.  IX. 
438 — 443).  Die  Elostergeistlichen  beider  Konfessionen  haben  nicht  das  Recht,  zu 
testiren,  und  ihr  Nachlass  fällt  ihrem  Kloster  zu.  Nur  das  „Aussteuer"-Kapital  der 
römisch-katholischen  Nonnen  fällt  nach  ihrem  Tode  an  ihre  Erben.  Die  Klostergeist- 
lichen der  armenisch -gregorianischen  Kirche  müssen  gleichfaUs  vor  ihrem  Ein- 
tritt in's  Kloster  über  ihre  Immobilien  verfügen,  aber  sie  dürfen  Immobilien  zu  Gunsten 
des  Klosters  kaufen,  sie  können  Immobilien  erben,  die  sie  im  Laufe  von  sechs  Monaten 
verkaufen  müssen  tmd  sie  haben  das  Recht  über  ihre  Kapitalien  zu  testiren ;  nur  wenn 
sie  kein  Testament  hinterlassen,  fällt  der  Nachlass  an*s  Kloster  (IX.  475).  Hier  findet 
also  durch  Eintritt  in*s  Kloster  jedenfalls  kein  Erbanfall  statt. 

^^)  Im  russischen  Privatrecht  ist  dieses  übrigens  nicht  direkt  ausgesprochen,  ob- 
wohl es  aus  den  Bestimmungen  gefolgert  werden  muss.  Auch  in  der  Givilprozess- 
ordnung  wird  es  nur  indirekt  ausgesprochen  (R.G.6.  IX.  8.  X.  1.  54,  1243,  1244, 
1246.  C.P.O.  1451,  1452,  1455—1458.  Kass.Entsch.  1875,  845;  1887,  19;  1892,  97. 
Demczenko,  S.  35—38). 
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8.   Die  Erbfähigkeit. 

A.   Allgemeine  Regel. 

Erbfähig  ist  nach  russischem  Recht  jeder  Mensch,  ohne  Unterschied 
des  Standes,  der  Nationalität,  Religion,  Staatsangehörigkeit  und  des 
Gesundheitszustandes ;  1)  selbst  die  OUter,  die  Jemand  nicht  erwerben 
und  besitzen  darf,  kann  er  erben,  wenn  auch  unter  der  Bedingung  der 
Veräusserung. 

Erbfähig  sind  ausser  physischen  Personen  auch  juristische,  da  sie 
Rechtssubjekte  sind.^  Voraussetzung  der  Erbfähigkeit  der  einzelnen 
Person  ist,  dass  sie  zur  Zeit  des  Anfalls  der  Erbschaft  1)  gelebt  habe.^i 
wobei  Kinder,  die  bereits  konzipirt  sind,  als  lebend  angesehen  werden,*) 
und  2)  rechtsfähig  gewesen  sei;  nicht  aber,  dass  sie,  bei  testamentari- 
scher Erbfolge,  schon  zur  Zeit  der  Abfassung  des  Testaments  erbfähig 
gewesen  sei.*) 

B.   Beschränkungen  der  Erbfähigkeit. 
•)  fieMliiohtliolM  EiRtoitunfl. 

Wie  bemerkt,  erklärt  das  geltende  Recht,  dass  weder  Stand  noch 
Nationalität,  noch  Religion,  noch  Staatsangehörigkeit  von  Einfluss  sein 
sollen  auf  die  Erbfähigkeit.  Ganz  anders  war  es  im  moskauischen 
Zarthum,  dort  waren  sie  von  wesentlichem  Einfluss  auf  die  Rechts- 
fähigkeit, da  eigentlich  nur  der  Russe,  d.  h.  der  Rechtgläubige,  voll- 
berechtigt war.  Seit  den  Reformen  Peter's  des  Grossen  begann  eine 
Bewegung,  welche  die  wirthschaftliche  Gleichberechtigung  aller  Menschen 
anstrebte.  Sehr  allmählich  vorschreitend  gegen  vielfache  Versuche  der 
Reaktion,  schien  diese  Bewegung  unter  der  humanen  Regierung  Alexan- 
der II.,  als  im  Jahre  1860  das  Gesetz,  das  den  Ausländern  den  Erwerb 
ländlichen  Grundeigenthums  verbot,  aufgehoben  und  am  19.  Februar 
1861  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  den  Einfluss  der  Standesrechte 
auf  das  Recht,  Landgüter  zu  erwerben,  beseitigte,  ihr  Ziel  erreicht  zu 
haben.  Doch  die  Regierung  Alexander  lü.  brachte  für  den  ganzen 
Westen  des  Reichs  eine  tiefgreifende  Reaktion.  Im  Jahre  1865  war 
den  Polen  verboten  worden,  im  Westgebiet  Landgüter  anders  als  kraft 
gesetzlichen  Erbrechts  zu  erwerben.  Unter  der  Regierung  Alexander  HI. 
wurde  der  Begriff  „Pole"  umgesetzt  in  den  Begriff  „Nichtrusse**  und 
endlich  verfügt,  dass  nur  solche  Personen  Landgüter  käuflich  erwerben 
dürften,  die  dazu  eine  schriftliche  Erlaubniss  der  Administration  hätten. 
und  dass  die  Ertheilung  solcher  Erlaubnissscheine  vom  Ermessen  der 
Gouverneure   und  Generalgouvemeure    abhinge.*)    Den  Juden,  welche 


1)  R.G.B.  X.  1.  1106.    rX.  1003,  1008,  1009. 

>)  X.  1.  698. 

3)  Kass-Entsch.  1869,  72;  1871,  271,  274;  1873,  201;  1876,  445;  1882,  63. 

*)  X.  1.  1106. 

^)  Eass.Entsch.  1869,  72.   . 

«)  R.  G.  B.  X.  1.  698  Anni.  3  u.  4. 
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die  Regierung  bisher  bestrebt  gewesen  war  dem  Ackerbau  zuzuführen, 
war  1861  verboten  worden,  im  Westgebiet  ländliches  Grundeigenthum 
zu  erwerben.  Da  sie  dort  die  einzigen  Kapitalisten  waren,  so  hatte 
das  zur  Folge,  dass  sie  die  Landgüter  in  Pfand  nahmen  und  von  den 
nominellen  EigenthOmern  Vollmachten  zur  Verwaltung  und  zum  even- 
tuellen Verkauf  erhielten.  Um  dies  unmOgUch  zu  machen,  wurde  am 
3.  Mai  1882^)  durch  eine  „zeitweilige"  Massregel  den  Juden  verboten, 
sich  neu  ausserhalb  der  Städte  anzusiedeln  und  die  Vollziehung  von 
Pfand-  und  Pachtkonktrakten  und  die  Beglaubigung  von  Vollmachten 
zur  Verwaltung  von  Gütern  zu  Gunsten  von  Juden  inhibirt  und  alle 
Verträge,  die  zur  Umgehung  dieser  Bestimmung  abgeschlossen  würden, 
im  Voraus  für  nichtig  erklärt.  Das  konnte  bei  den  bestehenden  Ver- 
hältnissen nur  die  Folge  haben,  dass  die  Pfand-  und  Pachtkontrakte 
mit  untergeschobenen  Personen  abgeschlossen  und  an  solche  die  Voll- 
machten ertheilt  wurden.  Mit  geringen  Ausnahmen,  wo  Deutsche  oder 
Letten  als  Pächter  oder  Bevollmächtigte  auftreten,  sind  es  im  ganzen 
Westgebiet  nur  Juden,  die  Güter  pachten  oder  in  Pfand  nehmen.  Im 
Jahre  1887  wurde  durch  besonderen  Ukas  vom  14.  Mai  1887 2)  Aus- 
ländern der  Erwerb  und  die  Pacht  ländlicher  Grundstücke  im  West- 
gebiet verboten  und  bald  darauf  auch  solchen,  die  in  den  russischen 
Unterthanenverband  traten,  mit  Ausnahme  jedoch  der  Rechtgläubigen.  ^) 

b)  Geltendes  Recht 
Fassen  wir  die  Reste  der   älteren   und   die   neu   eingeführten  Be- 
schränkungen der  Rechtsfähigkeit  in  ihrem  Einfluss   auf   die  Beschrän- 
kung der  Erbfähigkeit  zusammen,  so  ergiebt  sich  Folgendes: 

1.  Adlige  Landgüter,  d.  h.  Güter,  bei  denen  das  Bauemland 
von  den  ehemaligen  Leibeigenen  noch  nicht  zu  eigen  erworben  ist, 
dürfen  nur  von  Edelleuten  besessen  werden.  Dieser  Satz  besagt  aber 
nicht,  dass  Nichtadlige  solche  Güter  nicht  erben  oder  erwerben  dürfen, 
sondern  nur,  dass  in  diesem  Fall  die  Güter  in  die  Verwaltung  der 
adligen  Vormundschaftsbehörde  genommen,  das  Bauemland  sofort  abge- 
löst wird,  worauf  das  Gut,  als  seines  bisherigen  Charakters  entkleidet, 
dem  Erben  oder  Erwerber  übergeben  wird.*) 

2.  Personen  polnischer  Nationalität,  so  weit  sie  nicht  der 
rechtgläubigen  Kirche  angehören,  dürfen  in  den  neun  westlichen  Gou- 
vernements (Witebsk,  Wilna,  Kowno,  Grodno,  Minsk,  Mohilew,  Kiew, 
Wolhynien,  Podolien)  keine  Landgüter  und  keine  Pfandrechte  auf  solche 
anders  als  durch  gesetzliche  Erbfolge  erwerben.*)  Das  ererbte  Gut 
dürfen  sie  besitzen  und  ihren  gesetzlichen  Erben  hinterlassen.  Dem 
gesetzlichen  Erbrecht  konforme  Testamente  und  Schenkungen  sind  nicht 


*)  Dritte  Vollst  G.S.  No.  834. 

*)  Ebenda  No.  4286. 

^  Vgl.  über  die  Rechte  der  Ausländer  in  Rassland  Genaueres  im  Anhang. 

*)  R.G.B.  IX.  330  Anm.  u.  Beüage.    X.  1.  1105,  1108,  1304,  1308. 

^)  X.  1.  688  Anm.  2  u.  Beüage. 
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verboten.  1)  Testamentarisch  zufallende  Güter  müssen  verkauft  werden. 
Auch  Ehegatten  dürfen  Güter  zu  lebenslänglicher  Nutzniessung  nicht 
vermacht  werden.^ 

3.  Ausländern  ist  in  Liv-  und  Kurland,  Polen,  acht  westlichen 
Gouvernements  (Witebsk,  Wilna,  Kowno,  Grodno,  Minsk,  Kiew,  Wolhy- 
nien,  Podolien)  und  Bessarabien  der  Erwerb  ausserhalb  der  Städte  be- 
legener Inunobillen,  zu  welchem  Rechte  und  auf  welcher  gesetzlichen 
Grundlage  es  auch  sei,  verboten  und  alle  dahin  zielenden  Verträge 
werden  für  nichtig  erklärt.  Die  einzige  Ausnahme  bildet  die  Vererbung 
an  Deszendenten  und  Ehegatten,  falls  diese  vor  dem  14.  April  1887 
bereits  nach  Russland  übergesiedelt  waren.  In  allen  anderen  Fällen 
der  Erbfolge  sind  die  Erben  verpflichtet,  das  Grundstück  im  Laufe  dreier 
Jahre  an  russische  Unterthanen  (siehe  oben  2)  zu  verkaufen,  widrigen- 
falls es  sequestrirt  und  öffentlich  versteigert  wird.') 

4.  In  Wolhynien,  wo  ausländischen  Einwanderern,  auch 
wenn  sie  in  den  russischen  Unterthanenverband  getreten  sind,  durch 
Allerhöchsten  Ukas  vom  14.  März  1892  jede  Niederlassung  ausserhalb 
der  Städte  verboten  ist,  dürfen  sie  seitdem  Immobilien  ausserhalb  der 
Städte  zu  Eigen  und  zu  Besitz  oder  Nutzung  nur  durch  gesetzliche 
Erbfolge  erwerben.  Dieses  Verbot  bezieht  sich  nicht  auf  Ausländer, 
welche  der  rechtgläubigen  Konfession  angehören.*) 

5.  Im  Kaukasus,  wo  durch  Gesetz  vom  3.  Juni  1892  Auslän- 
dern und  Juden  der  Erwerb  und  die  Ausbeute  von  Naphta-Lände- 
reien  nur  mit  Genehmigung  der  Minister  der  Reichsdomänen,  des  Inneren, 
der  Finanzen  und  des  Oberchefs  der  Civilverwaltung  des  Kaukasus  ge- 
stattet ist,  können  solche  Ländereien  ohne  Weiteres  durch  gesetzliche 
(Intestat-)  Erbfolge  von  ihnen  erworben  werden.*) 

6.  Juden  dürfen  Immobilien  in  den  Gouvernements,  wo  ihnen  der 
Wohnsitz  nicht  gestattet  ist,  nicht  besitzen;  falls  ihnen  solche  durch 
Erbschaft  zufallen,  müssen  sie  innerhalb  sechs  Wochen  verkauft  wer- 
den. 6)  7) 

7.  NichtChristen  müssen  Heiligenbilder  oder  ähnliche,  nach 
Anschauung  der  russischen  Kirche  geheiligte  Gegenstände,  die  ihnen 
als  Erbschaft  zufallen,   innerhalb   sechs  Wochen  Rechtgläubigen  über- 


^)  Kas8.Ent8ch.  1883,  98;  1886,  50,  55;  1891,  42,  50. 

')  X.  1.  698  Anm.  5.  AUerhOchst  best.  Verordnung  des  Ministerkomit^  vom 
2.  Februar  1891. 

3)  R.6.B.  IX.  1003  Anm.  2,  Beilage  in  der  Fortsetzung  Ton  1893. 

*)  R.G.B.  IX.  1003  Anm.  7  (nach  der  Fortsetzung  von  1893). 

*)  IV.  1005  Anm.  und  960  Anm.  2  (Fortsetzung  von  1893). 

«)  R.G.B.  IX.  960. 

^)  Seit  dem  14.  März  1882  dürfen  sie  auch  in  den  Gouvernements  ihres  bestän- 
digen Wohnsitzes  nicht  mehr  sich  auf  dem  Lande  ansiedeln,  daselbst  weder  Immobilien 
erwerben,  pachten,  verwalten,  in  Pfand  nehmen,  noch  auch  erben  und  doch  sind  sie  die 
Einzigen,  die  ausser  den  Banken  ländliche  Immobilien  beleihen,  und  fast  die  Einzigen, 
die  sie  zu  pachten  die  Mittel  haben  und  faktisch  pachten. 
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geben,  widrigenfalls  sie  ihnen  weggenommen  und  der  geistlichen  Obrig- 
keit übergeben  werden.*) 

C.   Unfähigkeit  zur  Erbfolge. 
a)  Absolute  Unfähigkeit 

Erbunfähig  sind: 

1.  Verstorbene,  d.  h.  Personen,  die  im  Moment  des  Erbanfalls,  also 
des  Todes  des  Erblassers  nicht  mehr  lebten; 2) 

2.  bürgerlich  Todte,  d.  h.  Personen,  die  zum  Verlust  aller  Standes- 
recht^  verurtheilt  sind.^)  Ihr  Vermögen  fällt  an  ihre  gesetzlichen 
Erben,  an  die  auch  nach  dem  Bepräsentationsrecht  Alles  das  gelangt, 
was  ihnen  nach  ihrer  Verurtheilung  etwa  durch  Erbschaft  zufallen 
könnte.^)  Uebrigens  werden  die  zum  Verlust  aller  Standesrechte  Ver- 
urtheilten  nicht  überhaupt  rechts-  und  erbunfähig,  sie  verlieren  bloss 
ihr  bisheriges  Vermögen  und  das  Erbrecht  aus  den  bisherigen  Verhält- 
nissen.^) Wenn  sie  aus  dem  Gefängniss  oder  der  Zwangsarbeit  ent- 
lassen sind  und  angesiedelt  werden,  so  erhalten  sie  ihr  etwaiges  Geld 
und  können  die  bisherige  Ehe  fortsetzen  oder  eine  neue  schliessen, 
haben  in  solchem  Falle  ein  Erbrecht  nach  dem  Tode  ihres  Ehegatten 
und  vererben,  was  sie  erworben  haben,  an  ihre  Ehegatten  und  Kinder, 
die  ihnen  gefolgt  oder  aus  der  neuen  Ehe  geboren  sind.^)  Ebenso 
können  sie  aus  einem  Testament  etwas  erben,  in  welchem  ihnen  als 
Strafgefangenen  oder  Ansiedlern  etwas  vermacht  ist.  Dagegen  würden 
Erbeinsetzungen  und  Vermächtnisse,  durch  die  ihnen  nach  ihrem  frühe- 
ren Stand  etwas  hinterlassen  ist,  als  umwirksam  wegfallen,  da  sie  als 
solche  Personen  nicht  mehr  existiren.    Erbunfähig  sind  ferner 

3.  Klostergeistliche  der  russischen  und  römisch-katholischen  Kirche, 
als  Leute,  die  dieser  Welt  entsagt  haben.  Doch  ist  es  gestattet,  ihnen 
Vermächtnisse'^)  zu  hinterlassen,  falls  diese  nur  nicht  in  Immobilien 
bestehen.  Dagegen  sind  Klostergeistliche  der  armenisch-gregorianischen 
Kirche  erbfähig,  nur  müssen  sie  ihnen  zufallende  Immobilien  innerhalb 
sechs  Monaten  veräussern.  ^)    Erbunfähig  sind 

4.  uneheliche  Kinder.  Sie  haben  nach  russischem  Recht  weder 
einen  Anspruch  auf  Alimentation  seitens  des  Vaters,  noch  ein 
Erbrecht,  auch  kein  Erbrecht  am  Vermögen  der  Mutter.^)  Das 
russische  Recht  spricht  ihnen  jedes  Recht  ab.   Die  durch  Allerhöchste  Re- 

»)  X.  1.  1188—1190. 

»)  X.  1.  1123.    Kass.Entsch.  1871,  274;  1873,  201;  1876,  445. 

»)  X.  1.  1067  P.  4,  1107. 

*)  Str.G.B.  28. 

*)  Auch  ihr  bisheriges  Vermögen  veriieren  sie  nicht  vollständig,  so  können  sie 
Geld  mitnehmen,  das  die  Gefängnissverwaltung  für  sie  aufbewahrt  resp.  nach  ihrem 
Wunsch  verwendet. 

«)  Statut  über  die  Verschickten.    R.G.B.  XIV.  Art.  427—434. 

^  Besonders  Heiligenbilder,  kirchliche  Geräthschaften  und  Bücher  geistlichen  und 
wissenschaftlichen  Inhalts  (X.  1.  1025  Anm.,  1067  P.  3). 

8)  IX.  475. 

»)  X.  1.  136. 
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Skripte  legitimirten  unehelich  geborenen  Kinder  haben  alle  Erbrechte 
ehelich  geborener.^)  Ebenso,  seit  1891,  die  durch  nachfolgende  Ehe  ihrer 
Eltern  legitimirten. 2)  Die  in  einer  putativen  Ehe  erzeugten  Kinder 
können  durch  kaiserliche  Gnade  die  Rechte  ehelicher  Kinder  erhalten, 
allein  sie  erlangen  dadurch  nur  Erbrechte  auf  das  Vermögen  ihrer 
Eltern,  nicht  auch  der  Verwandten  derselben,  ä) 

b)  Relative  Unflhiokeit 

Relative  Unfähigkeit  zur  Erbfolge  besteht  da,  wo  ein  Ausschliessungs- 
grund gegen  den  Erben  geltend  gemacht  werden  kann.  Das  russische 
Recht  kennt  nur  einen  solchen  Fall:  Kinder,  und  zwar  nicht  nur 
minderjährige,  sondern  auch  volljährige,  die  gegen  den  Willen  ihrer 
Eltern  eine  Ehe  geschlossen  haben,  können  auf  Antrag  der  Eltern 
zu  einer  Gefängnissstrafe  von  vier  bis  acht  Monaten  und  zum  Verlust 
des  Erbrechts  verurtheilt  werden.  Doch  können  die  Eltern  ihnen  das 
Erbrecht  wieder  ganz  oder  theilweise  ertheilen.*)^) 

D.    Repr äse ntionsr echt. 

Der  Ausdruck  Repräsentationsrecht  ist  in's  russische  Recht 
aufgenommen,  doch  soll  damit  nur  ausgesprochen  werden,  dass  bei  der 
Berufung  zur  Erbschaft  stets  die  ganze  Linie,  sei  es  nun  der  Deszen- 
denten oder  der  Kollateralen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Gradnähe  be- 
rufen wird,  so  dass  der  dem  Grad  nach  fernere  nur  dann  nicht  berufen 
wird,  wenn  der  ihm  vorangehende  Aszendent  noch  lebt,  sowie  dass  bei 
mehreren  Berufenen  nach  Stämmen  getheilt  wird.^)*^)  Auffallend  ist 
es,  dass  das  Gesetz  bestimmt:®)  Aszendenten  haben  kein  Repräsenta- 
tionsrecht. Es  hängt  das  mit  dem  dem  russischen  Recht  eigenthüm- 
lichen  Ausschluss  der  Aszendenten  von  der  Erbfolge  zusammen.^) 

»)  X.  I.  144,  1119. 

»)  X.  1.  141,  1.    Vgl.  S.  736  Note  6. 

*)  X.  1.  133,  137,  666. 

*)  Str.G.B.  1566. 

*)  Diese  Bestimmung  bezieht  sich  hauptsächlich  auf  das  ererbte  Vermögen,  von  dem 
die  Eltern,  abgesehen  von  diesem  Grunde,  ihre  Kinder  nicht  ausschliessen  dürfen.  Aus 
wohlerworbenem  Vermögen  können  Kinder  durch  einfache  Uebergehung  ausgeschlosseD 
werden. 

«)  X.  1.  1123,  1125,  1126. 

^)  Keinesweges  wollte  das  russische  Recht  mit  der  Aufnahme  dieses  Ausdrucks 
die  längst  von  einer  gesunden  Doktrin  verworfene,  unberechtigte  Folgerung  und  Fiktion 
aufnehmen,  der  Deszendent  beerbe  nicht  den  Erblasser,  sondern  seinen  bereits  frflher 
verstorbenen  Aszendenten,  könne  also  nur  dann  das  Reprfisentationrecht  gemessen, 
wenn  er  diesen  beerbt  habe,  zugleich  hafte  er  fOr  dessen  Schulden  u.  dergl.  Es  er* 
giebt  sich  dies  daraus,  dass  Kinder  nicht  verpflichtet  sind,  Schulden  ihrer  Eltern  zu 
bezahlen,  wenn  sie  von  ihnen  nichts  geerbt  haben  (Art.  1262,  Kass.Entsch.  1870,  1114, 
1879,  392,  342).  Auch  entschied  der  Senat  vollkommen  richtig,  dass  der  nach  Re- 
präsentationsrecht Erbende  nicht  den  verstorbenen  Aszendenten,  sondern  direkt  den 
Erblasser  beerbe  (Kass.Entsch.  1879,  342,  392.  Siehe  Pobedonoszew,  III.  S.291). 
291,  295,  393—397). 

«)  X.  1.  1124. 

•)  Vgl.  unten  S.  734. 
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4.   Der  Erwerb  der  Erbschaft. 
A.  Im  Allgemeinen. 

Durch  den  Erbanfall  erfolgt  die  Berufung  zur  Erbschaft  (russisch 
(lie  „Eröffnung  der  Erbschaft").  Das  russische  Recht  kennt  zwei  Arten 
der  Berufung:  durch  Gesetz  (ab  intestato)  und  durch  Testament,  und 
zwar  kann  die  Berufung  i)  auch  gleichzeitig  nach  beiden  Arten  er- 
folgen. 

Das  Recht  auf  die  Erbschaft  steht  dem  Erben  vom  Moment  des 
Todes  des  Erblassers  zu.  2)^)  Der  Erbe  ist  berechtigt,  die  Erbschaft 
anzutreten  oder  auszuschlagen.  Wird  jedoch  durch  die  Entsagung  ein 
Dritter  geschädigt,  so  kann  dieser  sie  als  ungültig  anfechten,  soweit 
sein  Interesse  verletzt  ist.'*) 

Die  Erben  haben  jedoch  nur  das  Recht,  die  Erbschaft  unbedingt 
anzutreten  oder  abzulehnen.  Sie  haben  nicht  das  Recht  der  bedingten 
Antretung,  um  sich  während  einer  Deliberationsfrist  mit  dem  Stande 
des  Nachlasses  bekannt  zu  machen,*)  dieses  Recht  haben  nur  Kauf- 
leute nach  Handelsrecht.^  Das  russische  Recht  kennt  ferner 
das  beneficium  inventarii  nicht.  Haben  die  Erben  den  Nachlass 
einmal  mit  oder  ohne  Inventar  angetreten,  sich  als  Erben  gerirt,  so 
können  sie  auch  nicht  mehr  entsagen,  sondern  haften  für  die  Schulden 
des  Erblassers  auch  mit  ihrem  eigenen  Vermögen.'^  Nur  gegenüber 
Forderungen  ohne  Frist  oder  nach  Sicht  in  so  und  so  viel  Tagen,  die 
erst  nach  dem  Tode  des  Erblassers  präsentirt  wurden,  haften  sie  nur 
mit  dem  Ererbten.  ^)^) 

B.   Der  Antritt  der  Erbschaft. 
Eine  ausdrückliche  Erklärung,  dass  die  Erbschaft  angetreten  werde, 
ist  nicht  erforderlich,  es  genügt,  dass  der  Erbe   sich  als  solcher  gerire 
und  weder  eine  Erklärung  erlasse,  dass  er  die  Schulden  des  Erblassers 

»)  Siehe  oben  S.  724. 

»)  X.  1.  1254, 

')  Daher  ist  der  Erbe  berechtigt,  die  angefallene  Erbschaft,  ohne  sie  ^mrklich  an- 
zutreten, zu  zediren  (Kass.Entsch.  1868,  552;  1872,  794;  1875,  848;  1878,  343),  wäh- 
rend die  Zession,  Veränssening  und  Verpfändung  einer  noch  nicht  angefallenen  Erb- 
schaft migültig  ist  (X.  1.  710),  anders  in  Kleinrussland,  wo  solches  nach  dem 
Litauischen  Statut  zulässig  ist  (X.  1.  1256,  710  Anm.    X.  1.  1255). 

*)  X.  1.  1547.    Kass.Entsch.  1884,  50. 

*)  Kass.Entfich.  1867,  384;  1878,  243. 

^)  Kass.Entsch.  1870,  244. 

')  X.  1.  1259. 

^)  X.  1.  1259  Anm.  Diese  ungerechtfertigte  Bestimmung  scheint  durch  einen 
Kedaktionsfehler  entstanden  zu  sein.  Eine  sehr  eingehende  und  sorgfältige  mit  grosser 
Sachkenntniss  geschriebene  Erörterung  über  den  Art.  1259  bietet  die  S.  723  ange- 
führte Abhandlung  von  L.  Gas  so,  Die  Sukzession  des  Erben  in  die  Verbindlichkeiten 
des  Erblassers.    Dorpat  1895. 

^  Da  die  Eltern  nicht  Erben  sind,  so  haften  sie  auch  nicht  für  die  Schulden  der 
Kinder,  sondern  nur  mit  dem  Vermögen,  welches  ihnen  als  „Geschenk"  oder  zur  lebens- 
länglichen Nutzniessung  zugefallen  ist  (X.  1.  1261,  1141,  1142.  Kass.Entsch.  1873, 
436,  758;  1875,  821;  1876,  274). 
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nicht  zahlen  werde,  noch  die  Einnahmen  aus  dem  Nachlasse  aufbewahre, 
sondern  fUr  sich  verwende,  i)^ 

C.  Die  Entsagung. 
Der  zur  Erbschaft  Berufene,  der  nach  Art.  1261  eine  Erklärung 
erlässt,  dass  er  die  Schulden  des  Nachlasses  nicht  zahlen  werde  und 
die  Einnahmen  aus  demselben  aufbewahrt,  d.  h.  den  Nachlass  so  ver- 
waltet, dass  er  Rechenschaft  ablegen  kann  und  also  die  Erbschaft  nicht 
angetreten  hat,  hat  damit  derselben  noch  nicht  entsagt  —  er  kann  sie 
immer  noch  antreten:  Die  Entsagung  seitens  eines  solchen  Erben  ge- 
schieht einzig  durch  ausdrückliche  Erklärung  vor  dem  zustün- 
digen Gericht.''^)  Diejenigen  zur  Erbschaft  Berufenen,  die  nicht  ini 
faktischen  Besitz  der  Erbschaft  sich  befinden,  sondern  ihn  erst  erwerben 


')  X.  1.  1261. 

*)  Hieraus  sieht  man,  dass  auf  die  Frage,  wodurch,  d.  h.  durch  welche  Hasdlang 
und  in  welchem  Moment,  die  Erbschaft  erworben  werde,  das  rassische  Recht  keine 
direkte  Antwort  giebt.  Das  Gesetz  sagt  nur,  wer  sich  als  Erbe  gerirt,  gilt  als  Erbe, 
und  zwar  wird  gewöhnlich  angenommen,  der  Tag  des  AnfaUs  sei  auch  der  Tag  des 
Antritts  der  Erbschaft.  Das  Gesetz  äussert  sich  nicht  darüber,  ob  man  nicht  auch 
durch  andere  Handlungen  eine  Erbschaft  rechtsverbindlich  antreten  kOnne.  Bei  dem 
eigenthUmlichen  Charakter  der  Bestimmungen  des  russischen  Gesetzes  hat  jeder  Erbe 
ein  berechtigtes  Interesse,  den  Zeitpunkt  des  Antritts  unbestimmt  zu  lassen,  um  nicht 
in's  Unglück  zu  gerathen.  Die  Härte  des  Gesetzes,  die  das  beneficium  inventarü  und 
jede  Deliberationsfrist  dem  Erben  verweigert,  einigermassen  zu  mildem,  hat  der  Senat, 
so  weit  es  in  seiner  Macht  stand,  sich  redlich  Mühe  gegeben.  So  entschied  er  im 
Jahre  1869  (Kass.Entsch.  No.  1266.  Dieselbe  Anschauung  hat  der  Senat  jetzt  wieder 
in  einer  Entsch.  von  1893  No.  88  geäussert) :  Die  gerichtliche  Erklärung,  dass  Jemand 
Erbe  sei,  bewirke  nur  eine  praesumtio  iuris  darüber,  dass  er  auch  die  Erbschaft  ange- 
treten habe,  wobei  der  Gegenbeweis  zulässig  sei,  dass  er  die  Erbschaft  thatsächlich  gar 
nicht  angetreten  habe.  Nach  dieser  Entscheidung  erscheint  die  Besitzergreifung  als 
einziges  Mittel  des  Erbschaftsantritts.  Im  Jahre  1873  (K.E.  No.  695,  1887,  86)  ent- 
schied jedoch  der  Senat,  dass  die  Anerkennung  des  Erben,  der  seinen  Willen,  die  Erb- 
schaft anzutreten,  erklärt  habe,  den  Beweis  des  Antritts  in  sich  schliesse.  Es  kOnne 
also  der  Antritt  der  Erbschaft  durch  Erklärung  ohne  Besitzergreifung  stattfinden. 
Leider  hat  der  Senat  die  in  diesen  Entscheidungen  bewiesene  Umsicht  bei  der  Ent- 
scheidung der  wichtigen  Frage  Über  Antritt  der  Erbschaft  nicht  immer  walten  lassen. 
Meist  sieht  er  den  Besitz  und  die  Verwendung  der  Einnahmen  zu  eigenem  Nutzen  als 
Merkmal  des  Antritts  der  Erbschaft  an  (K.E.  1888,  71  u.  a.);  und  z.  B.  die  Führung 
eines  Prozesses  über  Rechte  und  Pflichten  des  Erben  (K.E.  1875,  927),  die  Fortsetzung 
einer  Publikation  des  V^aters,  obwohl  die  Erklärung  abgegeben  wurde,  er  entsage  der 
Erbschaft  (K.E.  1868,  552),  die  Erfüllung  einer  Verpflichtung  (K.E.  1867,  384),  end- 
lich jede  Anordnung  in  Bezug  auf  den  Nachlass  (1869,  501),  während  doch  in  allen 
diesen  Fällen  ein  solcher  Schluss  nicht  unbedingt  geboten,  sondern  der  berufene  Erbe, 
der  keine  Erklärung  über  den  Antritt  gegeben  hatte,  alle  diese  Handlungen  als  fak- 
tischer Verwalter  der  hereditas  iacens  ausführen  musste  und  konnte. 

Dagegen  sieht  der  Senat  nicht  als  Antritt  der  Erbschaft  an:  wo  Jemand  sogar  in 
einer  offiziellen  Urkunde  erklärt  hat,  dass  er  der  Erbe  sei  (1871,  819,  843,  871),  da  er 
dadurch  keine  Rechte  erwerbe;  wo  der  Vormund  vom  Gerichtsvollzieher  Sachen  der 
Minderjährigen  entgegennimmt,  wenn  er  nur  in  gesetzlicher  Weise  entsagt  (1888,  71); 
femer  in  der  nicht  rechtzeitigen  Anzeige,  dass  man  den  Nachlass,  den  man  ausschlagen 
wolle,  in  Händen  habe,  wenn  nur  keine  Aneignung  stattgefunden  habe  (1870,  1583). 

3)  X.  1.  1265  P.  1,  1266. 
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inüssten,  können  dadurch  entsagen,  dass  sie  sich  innerhalb  der  gesetz- 
lichen Frist  zum  Antritt  der  Erbschaft  nicht  melden.^)  Die  Nicht- 
betheiligung  eines  gesetzlichen  Erben  am  Prozess  seiner  Miterben  gegen 
den  Testamentserben  gilt  nicht  als  Entsa-gung.  2)  Eine  Frist,  innerhalb 
deren  die  ausdrückliche  Erklärung  der  Entsagung  stattfinden  müsste, 
besteht  nicht.  ^  Eine  Entsagung  ist  jedoch  ausgeschlossen,  nachdem 
einmal  die  Erbschaft  angetreten  ist.*)  Die  blosse  Erklärung  der  Ent- 
sagung genügt  nicht,  wenn  der  zur  Erbschaft  Berufene  im  Besitz  bleibt 
oder  später  den  Besitz  erlangt,  die  faktische  Antretung  überwiegt  jene 
Erklärung.  ^)  Das  blosse  Schweigen  des  zur  Erbschaft  Berufenen  hindert 
seinen  Erben  nicht,  die  Erbschaft  nach  dessen  Tode  anzutreten,  ß) 

Die  Entsagung  bezieht  sich  stets  auf  eine  bereits  angefallene  Erb- 
schaft. Die  Entsagung  einer  zukünftigen  Erbschaft  ist  im  Allgemeinen 
nicht  bindend.  ^)^ 

Die  Entsagung  hat  zur  Folge,  dass  der  Entsagende  nicht  ver- 
pflichtet ist,  die  Schulden  des  Erblassers  zu  bezahlen.^)  Eine  weitere 
Folge  ist,  dass  seine  Deszendenten  und  überhaupt  die  dem  Grad  nach 
nächsten  derselben  Linie,  eventuell  die  nächste  Linie,  berufen  werden.  ^®) 

§  75. 

II.  Die  gesetzliclie  oder  Intestaterbfolge. 

1.  Die  allgemeine  Begel. 

Nach  der  gesetzlichen  (Intestat-)  Erbfolge  werden  sämmtliche  Bluts- 
verwandten des  Erblassers,  d.  h.  alle  von  einem  gemeinsamen  Stamm- 
vater, sowohl  in  männlicher  als  in  weiblicher  Linie  Abstammenden,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Gradnähe  berufen,  so  dass  der  dem  Grad  nach  fernere 
nur  dann  ausgeschlossen  ist,  wenn  der  ihm  vorangehende  Aszendent 
noch  lebt,  ^i)  Allein  diese  die  gesammte  Blutsverwandtschaft  umfassende 
Berufung  ist  nur  in  thesi  vorhanden  und  wird  in  wesentlichen  Theilen 
durch  Spezialbestimmungen  durchbrochen.^^) 

1)  X.  1.  1265  P.  2. 

«)  X.  1.  1267. 

3)  K.E.  1880,  17. 

*)  K.E.  1872,  776;  1876,  447:  1877,  24;  1878,  243;  1880,  17. 

*)  K.E.  1868,  552. 

«)  K.E.  1874,  115. 

^  K.E.  1876,  280. 

^  Das  rassische  Recht  erwfthnt  nur  zweier  FäUe  der  Entsagung  einer  zukünftigen 
Erbschaft:  bei  der  Aussteuer  und  bei  der  Abtheilung  erbberechtigter  Blutsverwandten 
(siehe  unten  S.  748). 

»)  X.  1.  1268. 

i<0  Pobedonos'zpv^,  IL  S.322ir. 
")  X.  1.  1111. 

^^)  Die  im  Text  angezogenen  Spezialbestimmungen  sind  den  alten  vor  Peter  dem 
Grossen  geltenden  Bestimmungen  entnommen,  die  aus  den  damaligen  sozialen  und 
wirthschaftlichen  Verhältnissen  entsprangen.  Den  gegenwärtigen  Verhältnissen  ent- 
sprechen sie  um  so  weniger,  als  mit  der  Befreiung  der  Erb-  und  Dienstgüter  von  der 
Dienstlast  die  Beschränkungen,  welche  den  Zweck  hatten,  diese  Güter  so  rasch  als 
möglich  wieder  dem  Staat  zur  Disposition  zu  stellen,  jetzt,    wo  alle  Unterthanen  per- 
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2.  Die  Beschränkungen  der  Erbfolge. 

Eine  Beschränkung  besteht  darin,  dass  bei  der  Vererbung  in  den 
Seitenlinien  die  Herkunft  des  Guts  als  entscheidend  betrachtet  wird. 
Das  Erbgut  vererbt  sich  nur  im  Geschlecht  dessen,  der  es  erwarb 
und  als  Erbgut  vererbt  hat.  Die  Blutsverwandten,  die  von  Vorfahren  ab- 
stammen, die  dieses  Gut  nicht  besessen  haben,  sind  nach  der  Praxis  von 
der  Erbfolge  ausgeschlossen.  Die  vom  Vater  ererbten  Erbgüter 
gehen  nur  an  das  Geschlecht  des  Vaters  und  an  diejenigen  Linien,  von 
denen  das  Gut  an  ihn  kam;  alle  anderen  sind^)  nach  der  Praxis  von 
der  Erbfolge  in  diese  Güter  ausgeschlossen.  Die  von  der  Mutter  her- 
stammenden Erbgüter  gehen  an  das  Geschlecht  der  Mutter  unter  der- 
selben Beschränkung.  2) 

Eine  weitere  Beschränkung  besteht  darin,  dass  das  wohlerw^orbene 
Vermögen  im  Geschlecht  des  Vaters  vererbt^)  und  die  Praxis  diese 
Regel  so  auffasst,  dass  es  nur  im  Geschlecht  des  Vaters  vererbe.*) 
Durch  diese  Beschränkungen  werden  sehr  oft  nahestehende  Blutsver- 
wandte zu  Gunsten  entfernter  und  ganze  Linien  ausgeschlossen,  selbst 
wenn  (nach  der  beschränkenden  Auffassung)  bevorzugte  Verwandte 
nicht  am  Leben  sind.  Das  Vermögen  fällt  solchenfalls  als  erbloses 
Gut  an  den  Fiskus,  auch  wenn  verhältnissmässig  nahe  Verwandte  vor- 
handen sind.^) 

8.  AuBBohlusB  der  Afliendenten. 

Die  Beschränkungen  des  Erbrechts  werden  weiter  dadurch  ver- 
mehrt, dass  das  Gesetzbuch  (in  Folge  Aufrechterhaltung  missverstande- 
ner und  veralteter  Bestimmungen)  den  Aszendenten  überhaupt  jedes 
Erbrecht  abspricht.^)  Nur  zu  Gunsten  der  Eltern  werden  zwei  Aus- 
nahmen 7)  gemacht:  1)  Wenn  Kinder  ohne  Descendenten  sterben,  so 
erhalten  die  Eltern  die  lebenslängliche  Nutzniessung  des  hinterlassenen 
Vermögens.  ^)  2)  Das  Vermögen,  das  von  den  Eltern  herrührt,  kehrt  zu 
ihnen  zurück,  wie  ein  Geschenk.  ^)^®)^^) 

sönlich  dienstpflichtig  sind,  keinen  Sinn  mehr  haben.  Ihre  Härte  ist  um  so  grossen 
als  sie  auf  aUe  Immobilien,  auch  die  städtischen  und  in  Landschaften,  die  nie  ein 
Dienstrecht  gekannt  hatten,  Anwendung  finden. 

»)  Trotz  Art.  1111, 

^  X.  1.  1138.  Pobedonos'zew,  II.  Ausg.  U.  S.  295— 330,  205—272.  Dem- 
czenko,  S.  49 — 75,  besonders  71—75. 

3)  X.  1.  1138. 

*)  Begründet  wird  dies  damit,  dass  zum  Schluss  dieses  Artikels  gesagt  ist,  „mit 
Ausnahme  des  im  Art.  1140  bezeichneten  Falles*'.  Diese  ganze  den  Art.  1111  be- 
schränkende Auffassung  der  Praxis  halten  wir  für  unberechtigt.  Doch  kann  an  dieser 
Stelle  auf  eine  Widerlegung  nicht  weiter  eingegangen  werden. 

*)  Demczenko,  S.  73. 

^)  Hier  haben  wir  es  wenigstens  mit  einer  direkt  im  Gesetz  ausgesprochenen 
Beschränkung  zu  thun,  die  jedenfalls  geltendes  Gesetz  ist  (X.  1.  1141—1147). 

7)  X.  1.  1141. 

")  Zu  dieser  Beschränkung  hat  der  Senat  noch  die  weitere  gefügt,  dass  hier  nar 
vom  Wohlerworbenen  die  Rede  sein  kOnne,  das  Ererbte  sofort  an  die  entfernteren  Erb- 
berechtigten falle  (K.E.  1872,  16). 

«)  X.  1.  1142. 
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4.   Die  Klassen  der  zur  Erbfolge  Berufenen. 

Mit  der  angegebenen  Beschränkung  werden  die  Blutsverwandten 
nach  Linien  berufen: 

In  der  ersten  Klasse  die  Linien  der  Deszendenten;^) 

in  der  zweiten  Klasse  die  erste  von  den  Eltern  ausgehende  Linie 
der  Kollateralen; 

in  der  dritten  Klasse  die  zweite  von  den  Grosseltern  ausgehende 
Linie  der  Kollateralen; 

in  der  vierten  Klasse  die  dritte  von  den  Grosseltern  ausgehende 
Linie  der  Kollateralen; 

in  der  fünften  und  den  folgenden  Klassen  die  vierte,  fünfte  und  die 
folgenden  Linien  der  Kollateralen. 

Innerhalb  der  Linien  werden  die  Verwandten  nach  Graden  be- 
rufen, 2)  die  Verwandten  gleichen  Grades  gemeinsam,  mit  Berücksichti- 
gung des  Repräsentationsrechts.  ^)  Die  Theilung  geht  stets  nach  Stämmen, 
und  nur  bei  Kindern,  wenn  alle  am  Leben  sind,  scheinbar  nach  Köpfen.*) 
Die  Weiber  sind  im  Vergleich  mit  Männern  im  Erbrecht  benachtheiligt: 
in  der  Linie  der  Deszendenten  erhalten  sie  eine  bestimmte  Quote 
(jede  Tochter  Vu  der  Immobilien  und  ^/s  der  Mobilien),^)  in  den  Seiten- 
linien w^erden  sie  von  Brüdern  ganz  ausgeschlossen ;  ^)  nur  wo  bei  einer 
grossen  Anzahl  Töchter  die  Antheile  der  Söhne  kleiner  sein  würden 
als  die  der  Töchter,  wo  also  der  „bestimmte  Antheil"  den  Töchtern  zum 
Vortheil  gereichen  würde,  wird  das  ganze  Vermögen  unter  alle  Kinder 
gleich  getheilt.'^)  Erbt  eine  Erbtochter  nach  Repräsentationsrecht  an 
Stelle  ihres  Vaters,  so  kann  sie  (einmal  zufällig)  mehr  erben,  als  ihre 
männlichen  Miterben.  S)  9) 


^^)  Die  letzten  Worte  sollen  offenbar  diese  Ausnahme  begründen,  doch  ist  diese 
Begründung  kaum  stichhaltig,  denn  im  russischen  Recht  besteht  gar  nicht  die  Regel, 
dass  bei  kinderlosem  Tode  des  Beschenkten  die  Schenkung  an  den  Schenkgeber 
zurückfalle. 

^^)  Zu  welchen  Sonderbarkeiten  diese  Leugnung  eines  Erbrechts  der  Aszendenten 
führt,  zeigt  folgende  an  sich  richtige  Entscheidung  des  Senats:  Der  Vater  kann  das 
„Erbgut",  das  sein  kinderlos  verstorbener  Sohn  hinterlässt,  nicht  erben;  hat  es  aber 
sein  Bruder  geerbt  und  stirbt  kinderlos,  so  erbt  es  der  Bruder,  d.  h.  der  Vater  des 
vorherigen  Erblassers!!  (K.E.  1876,  573). 

*)  Wenn  solche  nicht  vorhanden  sind,  fallen,  wie  wir  gesehen  haben,  gewisse 
Theile  des  Nachlasses  an  die  Eltern  (X.  1.  1121). 

^  X.  1.  1122. 

3)  X.  1.  1123. 

*)  X.  1.  1125,  1128. 

*)  X.  1.  1130. 

«)  Siehe  unten  S.  736. 

^  X.  1.  1126. 

«)  X,  1.  1131. 

^  Beispiel:  Es  hat  Jemand  drei  Söhne  und  zwei  Töchter  gehabt,  ein  Sohn  ist 
mit  Hinterlassung  einer  Tochter  gestorben  und  eine  Tochter  mit  Hinterlassung  eines 
Sohnes  und  einer  Tochter.  Die  eine  Tochter  erhält  Vu  der  Immobilien  und  ^/g  der 
Mobilien,  die  Kinder  der  zweiten  erhalten  dasselbe  und  theilen  in  der  Weise,  dass  die 
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Sind  keine  Söhne  vorhanden,  so  erben  die  Töchter,  da  ihr  „gesetz- 
licher Antheil"  (ukasnaja  czast)  ein  wahres  Erbrecht  ist,  und  theilen 
nach  denselben  Grundsätzen  nach  Stämmen  mit  RepräsentationsrechtJ) 

Sind  keine  Deszendenten  vorhanden,  so  geht  der  Nachlass,  soweit 
er  aus  Erbgut  besteht,  sofort  an  die  Kollateralen; 2)  soweit  er  von  den 
Eltern  stammt,  zurtick  in  deren  Eigenthum;  soweit  er  vom  Erblasser 
selbst  erworben  ist  (alle  Kapitalien  und  überhaupt  Mobilien  gelten  als 
erworben),  in  die  Nutzniessung  der  Eltern  und  dann  an  die  Erben  des 
Kindes  mit  den  oben  angefürten  Beschränkungen. 

Die  zweite  Klasse  bildet  die  erst«  Seitenlinie,  d.  h.  die  Geschwister 
mit  ihrer  Deszendenz;  und  zwar:  in  vollem  Umfang  die  voUbtirtigen, 
die  dann  das  vom  Vater  stammende  und  vom  Erblasser  selbst  erworbene 
Vermögen  mit  den  Consanguinei  und  das  mütterliche  mit  den  Uterini 
theilen.  In  den  Seitenlinien  schliessen  die  Brüder  und  ihre  Deszendenz 
die  Schwestern  und  deren  Deszendenz  völlig  aus.  Sind  weder  Brüder 
noch  deren  Deszendenz  vorhanden,  so  erben  die  Schwestern  in  derselben 
Weise.  ^)  Sind  weder  vollbürtige  Geschwister  noch  deren  Deszendenten 
vorhanden,  so  geht  das  erworbene  Vermögen,  ganz  abgesehen  von  seiner 
Herkunft,'*)  an  die  Consanguinei  und  Uterini,  die  es  wie  Vollbürtige 
theilen,  d.  h.  es  geht  zuerst  an  die  Brüder,  und,  wenn  keine  da  sind, 
an  solche  Schwestern.  Das  ererbte  Vermögen  vererbt  sich  jedoch  stets 
nach  seiner  Herkunft.^) 

Sind  Erben  der  zweiten  Klasse  nicht  vorhanden,  so  folgt  die  dritte, 
dann  die  vierte  u.  s.  w.,  nur  dass  hier  von  einer  Ausdehnung  des  Erb- 
rechts der  Consanguinei  und  Uterini  nicht  die  Rede  ist. 

Uneheliche  Kinder  christlicher  Eltern,  mit  Ausnahme  der  im  Ehe- 
bruch erzeugten,  können  legitimirt  werden  durch  nachfolgende  Ehe  ihrer 
Eltern  und  erhalten  dadurch  alle  Rechte,  also  auch  alle  Erbrechte  ehe- 
licher Kinder.^) 

Tochter  \'u  und  ^je  und  der  Sohn  das  üebrige  erhält,  die  zwei  Söhne  und  die  Erb- 
tochter des  dritten  theilen  den  übrigen  Nachlass,  d.  h.  ''/14  und  ^/s  zu  gleichen  Theilen. 

»)  X.  1.  1132. 

')  Man  könnte  fragen,  wie  kann  der  Sohn  Erbgut  besitzen,  das  nicht  von  den 
Eltern  stammt?  Es  kann  ihm  nach  russischen  Recht  1)  von  einem  entfernten  Ver- 
wandten vermacht  sein  (siehe  unten  S.  742),  2)  er  kann  es  von  einem  der  Eltern,  der 
bereits  verstorben  ist,  ererbt  haben. 

»)  K.E.  1887,  106. 

*)  Wo  z.  B.  Kapitalien  durch  den  Verkauf  von  Erbgütern   gebildet  worden  sind. 

^)  Doch  wird  dies  (mit  Unrecht)  von  der  Praxis  als  eine  Ausnahme  betrachtet, 
die  strikt  zu  interpretiren  sei,  so  dass,  wenn  die  halbbürtigen  Geschwister  selbst  nicht 
mehr  am  Leben  sind,  ihrer  Deszendenz  für  diese  ausgedehntere  Erbfolge  im  erworbenen 
Vermögen  das  Repräsentationsrecht  nicht  zustehe  (X.  1.  1140  u.  Anm.  K.E.  1868, 
25;  1874,  739;  1880,  289;  1881,  30;  1887,  106;  1892,3). 

®)  X.  1.  144,  1—3  (Fortsetzung  von  1891).  Bis  zur  Regierung  des  Kaisers  Niko- 
laus kamen  Legitimirungen  unehelicher  Kinder  durch  kaiserlichen  Ukas  vor.  Kaiser 
Nikolaus  verbot,  solche  Gesuche  weiter  zu  berücksichtigen.  In  dem  am  6.  Februar 
1850  erlassenen  Gesetz,  über  Gültigkeit  und  Gesetzmässigkeit  der  Ehen,  wurden  Ge- 
suche der  Civilgericht«  an  Kaiserliche  Majestät,  um  Zuerkennung  der  Rechte  ehe- 
licher Geburt   an  Kinder   aus  Putativehen,   gestattet.    Kaiser  Alexander  II.  gestattete 
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Kindern  aus  einer  Putativehe  können  durch  kaiserliche  Gnade 
die  Rechte  ehelicher  Kinder  verliehen  werden;  sie  erlangen  dadurch 
das  Erbrecht  am  Vermögen  ihrer  Eltern,  nicht  aber  der  Verwandten 
derselben.^) 

Adoptivkinder  beerben  den  Adoptivvater  oder  die  Adoptivmutter 
oder  beide,  je  nachdem  von  wem  sie  adoptirt  sind,  jedoch  nur  im  wohl- 
erworbenen Vermögen;  auf  das  ererbte  haben  sie  keinen  Erbanspruch, 
ebenso  wenig  auf  das  Vermögen  der  Verwandten  ihrer  Adoptiveltern, 
es  sei  denn,  dass  sie  zu  den  Blutsverwandten,  ehelichen  oder  legiti- 
mirten,  gehören.  „Wenn  ein  Adoptivvater  keinen  leiblichen  Sohn  hinter- 
lässt,  sondern  nur  Töchter,  so  theilt  der  Adoptivsohn  mit  diesen  zu 
gleichen  Theilen."^) 

6.  Der  gesetzliche  Antheil  der  Ehegatten. 

Der  tiberlebende  Ehegatte  hat  kein  Erbrecht  am  Vermögen  des 
verstorbenen,  sondern  erhält  einen  „gesetzlichen  Antheil"  (ukasnaja 
czast),  1/7  aus  den  Immobilien  und  V4  aus  den  Mobilien.  Dieser  ge- 
setzliche Antheil  ist  aus  dem  ererbten  Vermögen  unentziehbar.  Aus 
dem  erworbenen  kann  er  durch  einfache  Uebergehung  im  Testament 
entzogen  werden.  Hat  der  Erblasser  nur  über  einen  Theil  seines  er- 
worbenen Vermögens  verfügt,  so  erhält  der  überlebende  Ehegatte  nur 
aus  dem  Uebrigen  seinen  gesetzlichen  Antheil.^) 

Da  der  tiberlebende  Ehegatte  kein  Erbrecht  hat,  so  akkreszirt  ihm 
nichts,  sogar  dann  nicht,  w^enn  gar  keine  Erben  vorhanden  sind  und 
der  Nachlass  als  erbloses  Gut  an  den  Fiskus  fällt.'*) 

Während  Kindern  nicht  das  Recht  zusteht,  eine  Auskehrung  ihres 
Erbtheils  bei  Lebzeiten  der  Eltern  zu  verlangen,  ist  verwittweten 
Schwiegerkindem  ein  solcher  Anspruch  zugestanden.  Falls  nämlich  der 
verstorbene  Ehegatte  kein  Grundeigenthum  besass,  jedoch  vor  seinem 
Vater  starb,  von  dem  er  Immobilien  hätte  erben  können,  so  hat  der 
hinterbliebene  Gatte   einen  Anspruch  auf  den  „gesetzlichen  Theil"  aus 


wieder  Gesuche  um  Legitiminmg  Unehelicher,  falls  deren  Eltern  nachträglich  die  Ehe 
geschlossen  hatten.  Am  12.  März  1891  (Samml.  d.  Gesetze  u.  Verordn.  No.  352,  III, 
1 — i)  wurde  das  jetzt  geltende  Gesetz,  über  Legitiminmg  unehelicher  Kinder  christ- 
licher Eltern  durch  nachfolgende  Ehe  der  Eltern,  erlassen. 

*)  X.  1.  135,  137,  144,  4. 

^  X.  1.  156, 1—3  (Fortsetzung  von  1891).  Die  Adoption  ist  in  dem  Gesetz  vom 
12.  März  1891  (Samml.  d.  Ges.  u.  Verordn.  No.  352,  IV)  neu  geregelt.  Adoptiren  kann 
man  Jeden,  nur  nicht  eigene  uneheliche  Kinder,  für  die  die  Legitimation  eingeführt 
ist  (Entscheidung  der  AUg.  Vers,  des  I.  u.  des  Kass.Dep.  1893  No.  23).  Adoptiren 
kann  nur  Jemand,  der  keine  leiblichen  Kinder  hat  (X.  1.  145,  Fortsetzung  von  1891). 
Das  im  Text  angeführte  Gesetz  hat  also  offenbar  nach  der  Adoption  geborene  leibliche 
Tochter  im  Auge.  Ebenso  gut  kann  es  aber  auch  nachgeborene  Söhne  und  Töchter 
geben.  Dann  würde  der  Adoptivsohn  einen  gleichen  Antheil  wie  der  leibliche,  und  die 
leiblichen  Töchter  würden  geringere  Antheile  erhalten. 

»)  X.  1.  1148. 

^)  Dagegen  haften  die  Ehegatten  pro  rata  des  gesetzlichen  Antheils  für  etwaige 
Schulden  des  Verstorbenen  (siehe  oben  S.  731). 
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dem  Theil  der  Immobilien,  die  dem  Verstorbenen  im  Moment  seines 
Todes  hätten  zufallen  können.*) 

Nur  in  dem  Fall,  wo  ein  Edebaaann  mit  kaiserlicher  Genehmigung 
den  Namen  seiner  Frau  in  Folge  Erlöschens  ihres  Geschlechts  annimmt, 
steht  ihm  als  Ehegatten  ein  wirkliches  gesetzliches  Erbrecht  an  dem 
ererbten  väterlichen  Vermögen  seiner  kinderlos  verstorbenen  Frau  zu.*-] 

Das  Recht,  die  Auskehrung  des  gesetzlichen  Antheils  zu  verlangen, 
steht  dem  verwittweten  Ehegatten  während  seines  ganzen  Lebens  zu  und 
geht  weder  durch  Eintritt  in  eine  neue  Ehe,  noch  durch  Ablauf  einer 
Verjährungsfrist  verloren.  Es  ist  ein  persönliches  Recht,  das  nicht  auf 
den  Erben  übertragen  werden  kann;  ist  es  daher  bei  Lebzeit-en  nicht 
geltend  gemacht  und  der  Anspruch  nicht  erhoben,  so  geht  es  nicht 
auf  die  Erben  des  Berechtigten  über.^)*) 

6.   Besondere  Erbfolgeordnimgen,  insbesondere  der  Auslander. 

Besondere  Erbfolgeordnungen  bestehen: 

a)    für  Fideikommisse  ^)  —  nach  dem  Erstgeburtsrecht  mit  Vorzug 
der  männlichen  Linie  vor  der  weiblichen;^ 


^)  X.  1.  1151,  1153.  Diese  Bestimmung  beruht  tlbrigens  auf  dem  Missverständniss 
eines  älteren  Gesetzes.  Vgl.  Dr.  S.  Horowitz,  Das  Ausscheiden  des  Wittwentheils 
aus  dem  Vermögen  des  Schwiegervaters  bei  dessen  Lebzeiten.  (Dorpater)  Zeitschrift 
für  Rechtswissenscbaft  IX.  1.    Dorpat  1886.    S.  59  -  89. 

>)  X.  1.  1160. 

3)  X.  1.  1152. 

^)  Das  Gfiterrecht  der  Ehegatten.  Das  russische  Recht  geht  von  der  voll- 
ständigen Selbstständigkeit  und  Unabhängigkeit  der  Ehegatten  in  Bezug  auf  das  Ver- 
mögen aus.  Die  Ehe  soll  prinzipiell  keinen  Einfluss  auf  das  VerfOgungungsrecht  der 
Ehegatten  über  ihr  Vermögen  haben  (X.  1.  109).  Auch  das  während  der  Ehe  Er- 
worbene gebort  ausschliesslich  dem,  der  es  erwarb  und  Jeder  verfügt  selbstständig  und 
unabhängig  vom  Anderen  über  sein  Vermögen  (X.  1.  114,  115).  SpezieU  die  Aussteuer 
gehört  ausschliesslich  der  Frau  (X.  1.  110).  Ehegatten  können  mit  einander  Verträge 
abschliessen  (X.  1.  116).  Im  Prinzip  haftet  keiner  für  die  Schulden  des  anderen,  mit 
Ausnahme  folgender  Fälle: 

1.  Bei  Beitreibungen  von  einem  Ehegatten  wird  die  ganze  häusliche  Einrichtung 
der  gemeinsamen  Wohnung  als  dem  Schuldner  gehörig  angesehen,  mit  Ausnahme  der 
Wäsche  und  Kleider  des  anderen  Ehegatten  und  derjenigen  Sachen,  die  dieser  als  sein 
Eigenthum  nachweisen  kann  (X.  1.  112.    C.P.O.  976). 

2.  Im  FaUe  des  Konkurses  eines  Ehegatten  gilt  die  Hälfte  der  gesammten  Haus- 
einrichtung,  ganz  abgesehen  von  der  wirklichen  Herkunft  derselben,  als  dem  anderen 
Ehegatten  gehörend.  Vermögensobjekte,  die  dem  anderen  Ehegatten  vom  Kridar  im 
Laufe  der  letzten  zehn  Jahre  unentgeltlioh  zugekommen  sind,  können  von  den  Gläu- 
bigem reklamirt  werden.  Bei  Yermögensobjekten,  die  im  Laufe  derselben  Zeit  ent- 
geltlich erworben  sind,  muss  der  Ehegatte  beweisen,  dass  er  sie  aus  eigenen  Mitteln 
erworben  hat  (Handelskonkursordnung  558,  554). 

Endlich  ist  der  Mann  verpflichtet,  seiner  Ehefrau  die  Lebensnothdurft  und  Nah- 
rung, entsprechend  seinen  Mitteln,  zu  gewähren  (X.  1.  106). 

*)  Russisch:  sapovednoje  imenije  d.  h.  mit  Verbot  (der  Veräusserung,  Theilung 
und  Verpfändung)  belegtes  (jut. 

6)  X.  1.  1192—1213. 
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b)  für  Majorate  1)  in  den  westlichen  Gouvernements  —  nach  dem 
Erstgeburtsrecht  mit  Ausschluss  der  weiblichen  Linie; 2) 

c)  für  einige  andere  Fälle  von  geringem  Interesse; 3) 

d)  für  Ausländer.  Von  diesen  handelt  Art.  1218  (X.  1).  Im  Ein- 
gang verweist  dieser  Artikel  auf  die  Bestimmungen  des  Stände- 
rechts;*) dann  bestimmt  er:  „Die  Erbfolge  nach  Ausländern, 
in  deren  Billete  (russischer)  unkündbarer  in  das  Staatsschuld- 
buch eingetragener  Anleihen  und  der  (russischen)  Rente,  wird, 
wenn  kein  Testament  vorhanden  ist,  durch  sein  Heimathsrecht 
bestimmt."^)  Die  Bestimmungen,  auf  die  der  erste  Theil  dieses 
Artikels  hinweist,  sind  bereits  erörtert  worden.^)  Die  Spezial- 
bestimmung  der  Vererbung  gewisser  Staatspapiere  nach  dem 
Heimathsrecht  des  Erblassers  war  die  erste  Ausnahme  aus  dem 
früher  für  den  ganzen  Nachlass  geltenden  Territorialprinzip, 
nach  dem  der  ganze  Nachlass  eines  Ausländers,  soweit  er  in 
Russland  belegen  war,  von  russischen  Gerichten  nach  russi- 
schem Recht  geregelt  wurde.  —  In  der  am  11. /23.  April  1864 
zwischen  Russland  und  Sachsen  vereinbarten  Nachlassdeklara- 
tion'^  wurde  zuerst  „für  die  Unterthanen  des  Königreichs  Polen" 
in  Sachsen  und  die  sächsischen  Unterthanen  im  Königreich  Polen 
die  Regelung  des  Mobiliarnachlasses  nach  dem  Heimathsrecht 
des  Erblassers  stipulirt.  Im  Jahre  1874  am  20.  März  / 1.  April  ^) 
wurde  mit  Frankreich  die  erste  ausführliche  Nachlasskonven- 
tion abgeschlossen,  die  dieses  Prinzip  für  das  ganze  Reich 
feststellte  und  genau  regelte.  Die  Nachlasskonventionen  mit 
dem  Deutschen  Reich  vom  26.  November  /  8.  Dezember  1874, 9) 
Italien  vom  16./28.  AprU  1875,  i^)  Spanien  vom  14:./26.  Juni 
1876^')  stimmen  wörtlich  mit  der  ersteren  überein;  die  mit 
Schweden  und  Norwegen  vom  21.  März  /  9.  März  1889  ^^j  t^^t 
noch  weitere  Detail-Bestimmungen. 

Nach  diesen  Nachlasskonventionen  vererbt  der  Nachlass  eines  Aus- 
länders in  Russland  nach  folgenden  Regeln: 

1.  Die  in  Russland  belegenen  Immobilien  vererben  nach  dem 
örtlichen  Recht. 


^)  So  werden  in  den  ehemals   polnischen  Provinzen   an  Rassen  nach   besonderem 
Recht  verliehene  Güter  genannt. 

^  X.  1.  1214—1217. 

»)  X.  1.  1185—1191,  1219  u.  1220. 

*)  Siehe  Anhang. 

5)  Kreditordnung  IL  66;  III.  49  (Reichsgesetzbuch  Bd.  XI.  1). 

«)  Siehe  oben  S.  728. 

')  II.  Vollst.  G.S.  No.  41058. 

«)  ib.  No.  53870. 

^  ib.  No.  54550.    Vgl.  Bohm,  internationale  Nachlassbehandlung,   2.  Aufl.  1895, 
S.  378  ff. 

*")  ib.  No.  55355. 
")  ib.  No.  56473. 
»^  m.  Vollst.  G.S.  No.6007. 
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2.  Der  in  Russland  befindliche  Mobiliarnachlass  eines  Ange- 
hörigen der  erwähnten  Staaten  vererbt  nach  dem  Heimathsrecht  des 
Erblassers,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  er  nur  zeitweilig  sich  in  Russ- 
land  aufliielt  oder  beständig  daselbst  lebte,  ja  selbst  falls  seine  Erben 
sämmtlich  sich  in  Russland  befinden  und  gar  nicht  die  Absicht  haben, 
in  ihre  Heimath  zurückzukehren. 

3.  Erheben  Unterthanen  des  Staates,  in  dem  sich  der  Nachlass  be- 
findet,  innerhalb  der  zur  Anmeldung  von  Forderungen  angesetzten 
sechs-  oder  achtmonatlichen  Frist  beim  örtlichen  Gericht  Erbansprüche, 
so  wird  über  diese  entschieden ;  eventuell  werden  die  betheiligten  Unter- 
thanen aus  dem  Nachlass  befriedigt  und  derselbe  dann  erst  den  aus- 
wärtigen Erben  ausgeliefert.^) 

i.  Für  die  Angehörigen  solcher  Staaten,  welche  keine  Nachlass- 
konventionen oder  nur  Spezialkonventionen  abgeschlossen  haben,  wie  z.  B. 
England  über  den  Nachlass  von  Seeleuten,  gilt  als  allgemeine  Regel 
nach  wie  vor  das  Territorialprinzip  mit  den  oben  erwähnten  allge- 
meinen und  den  etwa  noch  sonst  stipulirten  speziellen  Ausnahmen.^) 

§  76. 

lU.   LetztwilUge  YerfQgungen. 

1.  Begriff  des  Testaments. 

Testament  ist  die  Verfügung  eines  Erblassers  über  sein  Vermögen 
auf  den  Todesfall.^)  Da  aber  (vgl.  oben  S.  724)  die  gleichzeitige  Be- 
rufung nach  Testament  und  gesetzlichem  Erbrecht  zulässig  ist,  so  wird 
die  etwa  fehlende  Erbeinsetzung  durch  die  Berufung  nach  Gesetz  er- 
setzt und  jede  letztwillige  Verfügung,  auch  wenn  sie  nur  Ernennung 
eiües  Vormunds  und  dergl.  enthält,  wird  als  Testament  betrachtet.  Das 
Testament  ist  ein  einseitiger  Willensakt,  der  bis  zum  letzten  Augenblick 
einseitig  zurückgenommen  oder  abgeändert  und  ergänzt  werden  kann,*) 
daher  kann  in  einem  solchen  immer  nur  eine  Person  ihren  Wiüen 
ausdrücken.^)    Hierin  liegt  ein  indirektes  Verbot  der  Erbverträge. 

2.  TestirfShigkeit. 

Die  Errichtung  eines  Testaments  setzt  im  Testator  voraus:  Hand- 
lungsfähigkeit^) und  den  Willen,  ein  Testament  zu  errichten.'')  Daher 
sind  unfähig  ein  Testament  zu  errichten: 

1.  Geisteskranke,  mit  Ausnahme  der  Fälle,  in  denen  das  Testament 
in  einem  lucidum  intervallum  errichtet  ist;^ 

0  Art.  10  der  oben  zitirten  Nachlasskonventioiien. 

*)  Frankreich  hat  1893  noch  eine  besondere  Konvention  mit  Russland  abge- 
schlossen über  die  Auslieferung  des  Nachlasses  von  Matrosen. 

^)  X.  1.  1010. 

^)  X.  1.  1030.  Zwei  Testamente  können  also  nach  russischem  Recht  zu  einander 
in  einem  ähnlichen  Yerhältniss  stehen,  wie  Testament  und  EodiziU  nach  anderen  Rechten, 
sie  heissen  aber  beide  Testament. 

5)  X.  1.  1032. 

«)  X.  1.  1018. 

7)  X.  1.  1010,  1016. 

«)  X.  1.  1017  P.  1. 
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2.  Ununterrichtete  Taubstumme,  weil  sie  nicht  im  Stande  sind, 
ihrem  Willen  Ausdruck  zu  verleihen  und  wie  Unmündige  unter  Vor- 
mundschaft stehen;^) 

3.  Unmündige  und  Minderjährige; 2) 

4.  öostergeistliche  der  russischen  und  römisch-katholischen  Kirche 
mit  Ausnahme  der  geistlichen  Würdenträger.  Die  vor  der  Einkleidung 
und  auch  die  noch  während  des  Noviziats  errichteten  Testamente  sind 
gültig*)  und  treten  durch  die  Einkleidung  in  Kraft. 

5.  Zum  Verlust  aller  Standesrechte  Verurtheilte  sind  testirunfähig 
vom  Tage  der  Urtheilseröffnung  an."*)  Dagegen  sind  Gefangene  bis  zur 
Eröffnung  eines  solchen  Urtheils  testirf ähig.  ^)  0) 

6.  Ungültig  sind  die  Testamente  der  Selbstmörder,  jedoch  nicht 
absolut,  sondern  unter  gewissen  Voraussetzungen.'^) 

Personen,  die  nur  aus  bestimmten  Gründen  in  der  Verfügung  über 
ihr  Vermögen  beschränkt  sind,  wie  Verschwender.^^)  Kridare,^)  sind 
testirfähig. 

')  X.  r  381,  1018. 

')  X.  1.  1019  P.  1.    Mit  vollendetem  21.  Lebensjahre  tritt  die  Grossjährigkeit  ein. 

3)  X.  1.  1223,  1025,  1187,  vgl.  S.  729. 

*)  X.  1.  1019  P.  2. 

5)  X.  1.  1020. 

^)  Da  der  Verlust  aller  Standesrechte  die  Folge  haben  soll  (Str.G.B.  28),  dass 
„das  Vermögen  des  Verurtheilten  an  seine  gesetzlichen  Erben  tibergeht,  genau  ebenso, 
wie  es  in  Folge  seines  natürlichen  Todes  übergehen  würde",  so  kann  der  obige  Satz 
logisch  nur  bedeuten:  dass  ein  nach  der  Eröffiiung  des  Urtheils  verfasstes  Testament 
ungültig  sei,  dagegen  das  vorher  errichtete  durch  die  Verurtheilung,  ebenso  wie  durch 
den  natürlichen  Tod,  in  Kraft  trete.  (Hiermit  stimmen  alle  Schriftsteller  überein,  die 
sich  über  die  Sache  geäussert  haben-  D.  Meyer,  Russ.  Privatrecht,  II.  S.  592,  I.  Aufl., 
St.  Petersburg  1861;  Kav^lin,  1.  c,  S.  21,  22;  Pobedonoszew,  IL  1889,  S.  551; 
Szerszenewicz,  1.  c,  539 — 540;  und  Andere.)  Trotzdem  hat  der  Senat  seit  dem 
Jahre  1876  den  Satz  aufgestellt,  dass  durch  die  Verurtheilung  zum  Verlust  allei 
Standesrechte  nur  die  Berufung  zur  gesetzlichen  (Intestat-)  Erbfolge  stattfinde  und  das 
Testament,  das  der  in  Haft  Befindliche  nach  Art.  1020  gesetzlich  errichten  dürfe,  nach- 
träglich für  nichtig  erklärt  werde,  und  die  Gerichte  folgen  seinem  Beispiel.  Diese 
Aufiassung  des  Senats  beruht  auf  einer  unzulässigen  Interpretation  des  im  Art.  28  des 
Str.G.B.  (siehe  oben  S.  729)  gebrauchten  Ausdrucks  „gesetzliche  Erben".  Aus  dem  Zu- 
sammenhang geht  hervor,  dass  dieser  Ausdruck  nicht  als  Terminus  technicus  für  Intestat- 
erben gebraucht  ist,  sonst  wäre  ja  die  Erbfolge  nicht  „genau  so,  wie  beim  natürlichen 
Tode*',  sondern  dass,  wie  im  russischen  Recht  oft  geschieht,  der  Ausdruck  „gesetzlich" 
überflüssiger  Weise  gebraucht  ist,  um  die  ungesetzlichen  Erben  auszuschliessen.  Die  testa- 
mentarischen Erben  sind  eben  auch  gesetzliche  Erben,  wenn  sie  auch  keine  Intestaterben 
sind.  Die  Interpretation  des  Senats  widerspricht  nicht  nur  dem  Wortlaut  des  Art.  28 
des  Str.G.B.,  sondern  macht  auch  die  Anwendbarkeit  des  Art.  1020  des  Privatrechts 
völlig  illusorisch.  Noch  im  Jahre  1867  hat  der  Senat  diese  Bestimmungen  richtig 
interpretirt  (Pobedonoszev,  1.  c,  II.  S.  545).  Erst  seit  1876  hat  der  Senat  sich  jener 
unhaltbaren  Auffassung  zugewandt  und  dadurch  die  Gerichtspraxis  in  direkten  Wider- 
spruch mit  dem  positiven  Gesetz  gebracht.    K.E.  von  1876,  536;  1878,  92. 

^  X.  1.  1016,  1017  P.  1.  Str.G.B.  1472.  Ueber  den  Widerspruch  zwischen  dem 
Privat-  und  dem  Strafrecht  in  diesem  Fall  siehe  Szerszenewicz,  Lehrbuch  d.  russ. 
Privatrechts,  S.  537,  538. 

8)  K.E.  1876,  389. 

»)  X.  1.  1021. 
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Die  Fälligkeit  zu  erben  braucht  auch  bei  der  testamentarischen 
Erbfolge  nur  im  Moment  des  Anfalls  der  Erbschaft  vorhanden  zu  sein, 
nicht  schon  zur  Zeit  der  Errichtung  des  Testaments  (oben  S.  726). 

3.  Inhalt  des  Testaments. 

Ueber  das  wohlerworbene  Gut  kann  der  Testator  absolut  frei 
verfügen,  ohne  gebunden  zu  sein,  seinen  Kindern  oder  seinem  Gatten 
ein  Püichttheil  zu  hinterlassen.*) 

Das  ererbte  Vermögen  geht  nach  gesetzlicher  Erbfolge  auf  seine 
Kinder  über  und  durch  testamentarische  Verfügung  kann  weder  dieses 
Erbrecht,  noch  der  gesetzliche  Antheil  des  Ehegatten  aus  demselben 
beschränkt  oder  durch  Legate  belastet  werden.  Hat  der  Erblasser  jedoch 
keine  Deszendenten,  sondern  nur  Seitenverwandte,  so  kann  er  das  er- 
erbte Gut  1)  einem  Mitglied  des  berechtigten  Geschlechts,  ohne  Etick- 
sicht  auf  die  Nähe  der  Linie  und  des  Grades,^)  und  2)  seinem  überlebenden 
Ehegatten  die  lebenslängliche  Nutzniessung  an  demselben  vermachen.^) 
Beide  Vermächtnisse  können  jedoch  nur  durch  notarielles  Testament, 
oder  durch  holographisches  Privattestament,  das  bei  Lebzeiten  beim 
Petersburger  Pupillenrath  deponirt  worden  ist,  errichtet  werden. 

Der  Erblasser  wohlerworbenen  Vermögens  kann  in  seinem  Testa- 
ment seinem  Erben  Beschränkungen  und  Verpflichtungen  jeder  Art, 
speziell  Auszahlung  von  Legaten  oder  Renten,  auferlegen,  immer  je- 
doch nur  für  dessen  Lebzeiten;  darüber  hinaus  sind  solche  Beschrän- 
kungen nicht  gültig.*)*»)  In  der  freien  Vererbung  und  Verfügung  auf 
den  Todesfall  darf  der  Erbe  nicht  beschränkt  werden.®)  Der  Testator 
darf  dalier  seinem  Erben  keinen  weiteren  Erben  substituiren.  Die 
Substitution  ist  nach  russischem  Recht  nur  zulässig  für  den  Fall, 
dass  der  an  erster  Stelle  eingesetzte  Erbe  vor  dem  Erblasser  sterben 
sollte.^)  Jedoch  ist  die  Verfügung  zulässig,  dass  einer  Person  das 
Eigenthum  an  der  Sache,  einer  anderen  die  lebenslängliche  Nutz- 
niessung derselben  vermacht  wird,  so  dass  der  Erbe  erst  nach  dem 
Tode  des  Nutzniessers  in  den  Besitz  tritt.^) 


0  X.  1.  1067. 

')  X.  1.  1068.  Das  Wesentliche  dieser  Bestimmung  besteht  offenbar  in  der  Ge- 
staltung der  Bevorzugung  eines  entfernteren  Verwandten  vor  den  näheren;  der  Senat 
hat  ausserdem  darin  die  wohl  gar  nicht  beabsichtigte  Bestimmung  gefunden,  dass  in 
diesem  Falle  das  Vermögen  nur  Einem  nicht  mehreren  yermacht  werden  dürfe.  K.£. 
1879,  16;  1880,  1;  1884,  108;  1891,  82.    Vgl.  oben  S.  734. 

^  X.  1.  1070. 

*)  X.  1.  1086. 

*)  Die  Legatare,  die  ihrer  Natur  nach  keine  Erben,  sondern  einfach  Fordenings- 
berechtigte  aus  dem  Testament  sind,  werden,  wo  es  sich  um  die  Verantwortung  ftlr 
die  Schulden  des  Erblassers  handelt,  von  der  Praxis  unberechtigter  Weise  wie  Erben 
behandelt  und  zur  Haftung  neben  den  Erben  herangezogen  (K.E.  1874,  596;  1879,  2i*4. 
Vgl.  Szerszenewicz,  S.  596  —  599). 

^  X.  1.  1011  Anm. 

7)  K.E.  1882,  83. 

«)  X.  1.  1011.    K.E.  1870,  981. 
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Widergesetzliche  Bestimmungen  sind  ungültig;  die  übrigen  Bestim- 
mungen des  Testaments  bleiben  solchenfalls  in  Kraft,  ^)  es  sei  denn, 
dass  sie  in  unlöslichem  Zusammenhang  mit  jenen  stehen.  2) 

4.  Form  and  Arten  der  Testamente. 

Die  Form  ist  die  schriftliche,  die  mündliche  Form  ist  unzu- 
lässig.'^) Man  unterscheidet  das  ordentliche  Testament  vom  ausser- 
ordentlichen und  bei  den  ersteren  öffentliche  und  private  Testamente. 

I.  Oeffent liehe  oder  notarielle  Testamente  werden  durch  die  Notare 
errichtet  nach  den  Regeln  der  Notariatsordnung;*)  oder  (in  den  Gou- 
vernements, wo  die  Notariatsordnung  nicht  eingeführt  ist)  durch  den 
Testator  errichtet  und  von  .  den  Gerichten  bestätigt.  ^)  Als  Urschrift 
gilt  der  in  das  Urkundenbuch  (Aktovaja  kniga)  eingetragene  Text.  Die 
vom  Notar  beglaubigte  Abschrift  (vypis)  steht  der  Urschrift  gleich  und 
muss  dem  Testator  in  Gegenwart  der  drei  Testamentszeugen  übergeben 
werden.  ^ 

Privattestamente  können  in  jeder  Sprache  geschrieben  werden,*^) 
aul  einfachem  Papier  jeder  Art,  jedoch  auf  ganzen  Bogen.®)  Sie  sind 
entweder  holographische,  oder  bloss  vom  Testator  unterzeichnete,  oder 
endlich  im  Namen  des  Testators  von  einem  Beauftragten  (Rukopriklad- 
czik)  unterzeichnet. 

Das  öffentliche  Testament  muss  von  drei,®)  das  holographische 
wenigstens  von  zwei,  ^^)  das  von  einem  Schreiber  geschriebene  und  vom 
Testator  unterzeichnete  von  drei")  Zeugen  und  dem  Schreiber  unterzeich- 
net sein.  ^2)  Das  von  einem  Beauftragten  im  Namen  des  Testators  unter- 
zeichnete Testament  (wegen  Krankheit  oder  Unkunde  des  Schreibens)^^) 
muss  von  drei  Zeugen  (ausser  dem  Schreiber  und  Unterzeichner)  unter- 
schrieben sein.  ^*)  Die  Unterschrift  der  Zeugen  muss  auf  dem  Testament 
selbst  sich  befinden,  nicht  auf  dem  Umschlag.  ^^)  Der  Inhalt  des  Testa- 
ments braucht  den  Zeugen  nicht  mitgetheilt  zu  sein.    Ihre  Unterschrift 


1)  X.  1.  1029. 

'")  K.E.  1878,  235. 

3)  X.  1.  1023. 

*)  Notariatsordnung  83 — 114. 

*)  X.  1.  1013  Beilage.  Solche  Testamente  heissen  Krepoßt-Testamente ;  bei  diesen 
wird  die  beglaubigte  Urschrift  dem  Testator  ausgeliefert. 

«)  X.  1.  1039,  1040. 

^  X.  1.  1046  Anm.  1  u.  2. 

«)  X.  1.  1045. 

9)  X.  1.  1037. 

«>)  X.  1.  1051. 

")  X.  1.  1048.  Wenn  einer  der  Zeugen  der  Beichtvater  des  Testators  ist,  so  ge- 
nügen zwei. 

^^  X.  1.  1048.  Die  Unterschrift  des  Schreibers  kann  auch  später  bei  der  Be- 
stätigung des  Testaments  eingeholt  werden. 

>3)  X.  1.  1048. 

")  X.  1.  1053. 

^s)  X.  1.  1056. 
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bezeugt  nur  die  Identität  und  den   handlungsfähigen  Zustand   des  Tes- 
tators. ^) 

Testamentszeugen  können  nicht  sein,  abgesehen  von  Personen, 
die  überhaupt  nicht  Zeugen  in  Civilsachen  sein  können: 

a)  Personen,  zu  deren  Gunsten  das  Testament  errichtet  ist; 

b)  Verwandte  der  vier  ersten  Grade  und  Verschwägerte  der  drei 
ersten  Grade  dieser  Personen,  jedoch  nur,  falls  das  Testament 
nicht  ganz  oder  theilweise  zu  Gunsten  der  gesetzlichen  Erben 
eiTichtet  wird; 

c)  die  im  Testament  ernannten  Testamentsvollstrecker  und  Vor- 
münder; 

d)  Personen,  die  selbst  nicht  testiren  können,  mit  Ausnahme  von 
Klostergeistlichen.  '^) 

IL  Die  ausserordentlichen  (privilegirten)  Testamente  sind: 

1.  Die  militärischen  Testamente.  Wenn  russische  Truppen  sich  im 
Auslande  befinden,  können  Testamente  bei  den  Feldkanzleien  errichtet 
werden ;  ^ 

2.  Zur  See  auf  Kriegsschifien  errichtete  Testamente  werden  vom 
Vorgesetzten  beglaubigt;*) 

3.  Im  Auslande  k()nnen  russische  Unterthanen  nach  dem  dortigen 
Recht  öffentliche  Testamente  errichten  oder  ihre  Privattestamente  bei 
russischen  Konsuln  oder  Gesandtschaften  beglaubigen  lassen.^) 

Diese  ausserordentlichen  Testamente  haben  den  Charakter  öffent- 
licher Testamente. 

Die  öffentlichen  Testamente  und  die  Privattestamente,  welche  beim 
Pupillenrath  oder  in  der  Verwaltung  der  Philanthropischen  Gesellschaft  ^) 
oder  bei  Notaren  aufbewahrt  werden,  haben  die  Präsumtion  der  Echt- 
heit für  sich  und  können  nur  durch  die  Behauptung  der  Fälschung 
angegriffen  werden."^) 

6.  Aufhebung  und  Abänderung  der  Testamente. 

Jedes  Testament  kann  vom  Testator  jederzeit  ergänzt,  abgeändert 
und  aufgehoben  werden,  jedoch  nur  in  derselben  Weise,  wie  es  errichtet 
worden  ist.  Die  Aufhebung  kann  diu*ch  eine  besondere  Urkunde  oder 
durch  Errichtung  eines  neues  Testaments,  selbst  ohne  Aufhebungs- 
klausel, erfolgen.  Das  dem  Datum  nach  jüngste  Testament  ersetzt  alle 
früheren  gleicher  Art.   Das  Privattestament  w^ird  auch  durch  ein  öffent- 


^)  X.  1.  1050. 

^)  X.  1.  1038,  1054. 

3)  X.  1.  1071. 

^)  X.  1.  1072.  Die  auf  Kauffahrteischi£fen  errichteten  Testamente  sind  einfache 
Privattestamente. 

6)  X.  1.  1077,  1078. 

^)  Der  Pupülenrath  hat  die  Verwaltung  der  hauptsächlich  %'om  Kaiserhaus  tre- 
stifteten  Wohlthätigkeitsanstalten,  die  Verwaltung  der  Philanthropischen  Gesellschalt 
die  Verwaltung  einer  Anzahl  Privat-Stiftungen. 

^  X.  1.  1032,  1.    Vgl  ohen  Civilprozess  §  34  S.  639  f. 
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liches  aufgehoben,  jedoch  nicht  umgekehrt.  Das  öffentliche  Testament 
kann  durch  eine  schriftliche,  an  diejenige  Behörde,  bei  der  es  er- 
richtet wurde,  gerichtete  Erklärung  aufgehoben  werden.  Durch  die  Auf- 
hebung des  der  Zeit  nach  jQngsten  Testaments  tritt  das  etwa  vorhandene 
vorletzte,  durch  die  Aufhebung  des  öffentlichen  das  etwa  vorhandene 
Privattestament  wieder  in  Kraft.*)  Die  verschiedenen  nach  einander 
errichteten  Testamente  können  einander  ergänzen,  oder  auch  theilweise 
abändern  oder  ersetzen,  und  daher  auch  neben  einander  bestehen,  falls 
das  spätere  keine  Aufhebungsklausel  enthält  und  auch  inhaltlich  die 
früheren  nicht  ausschliesst  oder  ganz  oder  theilweise  abändert. 

6.  Geiiohtliohe  Bestätigong  des  Testaments. 

Jedes  Testament,  sowohl  das  öffentliche  wie  das  private,  muss, 
nachdem  es  unabänderlich  geworden  ist,  wenn  es  in  Kraft  treten  soll, 
gerichtlich  bestätigt  werden."^  Zu  diesem  Zweck  wird  das  Testament 
entweder  bei  dem  Gericht,  wo  der  Anfall  der  Erbschaft  stattfand,  oder  wo 
das  Grundstück,  über  das  verfügt  ist,  sich  befindet,  eingereicht.  ^)  Notare, 
Institute  und  Privatpersonen,  denen  Testamente  zur  Aufbewahrung  über- 
geben sind,  haben  nach  der  Anordnung  des  Testators  zu  verfahren, 
eventuell  das  Testament  von  sich  aus  dem  zuständigen  Gericht  einzu- 
senden, ebenso  diejenigen,  die  das  Testament  unter  den  Papieren  des 
Verstorbenen  finden.  Das  Gericht  soll  zur  Prüfung  des  Testaments 
schreiten,  selbst  wenn  kein  Antrag  eines  Betheiligten  vorliegt.*) 

Für  die  Einreichung  des  Testaments  ist  eine  einjährige  und  für 
Personen,  die  sich  im  Ausland  befinden,  eine  zweijährige  Frist  festge- 
setzt, gerechnet  vom  Todestage  des  Testators;  durch  Versäumniss  dieser 
Frist  verliert  das  Testament  seine  KLraft.^) 

Weist  der  Testamentserbe  jedoch  nach,  dass  ihm  das  Vorhanden- 
sein des  Testaments  unbekannt  geblieben  war,  oder  entschuldigt  die 
Versäumniss  der  Frist  durch  andere  gesetzlich  zulässige  Gründe,  so 
kann  das  Testament  im  Laufe  der  allgemeinen,  zehnjährigen  Ver- 
jährungsfrist produzirt  werden.  6) 

Notarielle  und  privilegirte  Testamente,  da  sie  die  Präsumtion  der 
Echtheit  und  Gesetzmässigkeit  des  Inhalts  für  sich  haben,  werden  ohne 
Weiteres  bestätigt.  Bei  Privattestamenten  muss  die  Beobachtung  der 
gesetzlichen  Formalien  geprüft,  und  es  müssen  die  Testamentszeugen 
(unvereidigt)  vernommen  werden,  7)  doch  soll  das  Testament,  aucll  wenn 
alle  Zeugen  gestorben  sind  und  daher  eine  Befragung  unmöglich  ist, 
bestätigt  werden.  Auf  die  Prüfung  der  Gesetzmässigkeit  des  Inhalts  hat 


1)  X.  1.  1090,  1081. 

^  D.  h.  es  soll  gerichtlich  konstatirt  werden,  dass  es  gehörig  errichtet  worden  ist. 

»)  X.  1.  1060. 

*)  X.  1.  1061,  1062,  1060, 1,  2. 

»)  X.  1.  1063,  1065. 

6)  X,  1.  1066,  1303. 

^)  X.  1.  1052,  1066,  3,  4,  5. 

Lbski  o.  Lobwbnpbld,  Rechts verfolga Dg.  II.  43 
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das  Gericht  von  Amtswegen  nur  soweit  einzugehen,  als  es  sich  um  die 
Testiriähigkeit  und  Erbfähigkeit  handelt  und  die  mangehide  Beredlitigung 
des  Testators  oder  des  Erben  ohne  Weiteres  aus  dem  Wortlaut  ersicht- 
lich ist.  ^)  Die  Verfügung  des  Gerichts  über  Bestätigung  des  Testaments 
wird  in  der  Senatszeitung  publizirt.^ 

Die  Bestätigung  des  Testaments  ist  nur  eine  Konstaürung  der 
äusseren  Rechtmässigkeit  und  präjudizirt  in  keiner  Weise  der  späteren 
Anfechtung  durch  etwa  berechtigte  Personen.*)  Wird  während  des 
Schutzverfahrens  das  Testament  beim  Gericht  angefochten,  so  wird 
die  Bestätigung  bis  zur  Entscheidung  des  Rechtsstreits  ausgesetzt.^) 

Verweigert  das  Bezirksgericht  im  Schutzverfahren*)  die  Bestätigung 
des  Testaments,  so  ist  eine  Sonderbeschwerde  im  selben  Verfahren  an 
den  Appellhof  zulässig^)  und  gegen  dessen  Bescheid  ein  Kassations- 
gesuch. '^  ®) 

§77. 
IT.  Verfahren  bei  der  Erbschaftsreguliening. 

1.   BeaitB  and  Siohenmg  des  Naohlasses. 

Die  Sicherung  der  Erbschaft  steht  dem  Friedensrichter  zu,  in  dessen 
Bezirk  die  Erbschaft  belegen  ist,  Privatpersonen  können  sich  auch  an 
einen  Ehrenfriedensrichter  wenden.^) 

Ebenso  wenig  wie  die  Mitwirkung  des  Gerichts  beim  Antritt  und 
dem  Erwerb  der  Erbschaft  in  jedem  Fall  nothwendig  ist,  ebenso  wenig 
ist  die  Ergreifung  von  Sicherungsmassregeln  unbedingt  geboten.  Anlass 
solcher  können  sein:  Anträge  von  Privatversonen,  Mittheilungen  der 
Polizei,  ^^  Aufforderung  von  Seiten  des  Prokureurs  (falls  ein  Arrestant 
gestorben  ist),  Aufforderung  von  Seiten  der  Vorgesetzten  eines  Beamten.^^) 
In  jedem  einzelnen  Fall  entscheidet  der  Friedensrichter,  ob  ein  Grund 
zur  Ergreifung  von  Sicherungsmassregeln  vorliegt.  *^  Wegen  Ablehnung 
solcher  Massregeln  ist  Beschwerde  an  die  Friedensrichterversammlung 
und  Kassationsgesuch  an  den  Senat  zulässig.^') 

Die  Ergreifung  von  Sicherungsmassregeln  ist  geboten:  1)  falls  alle 

»)  X.  1.  1066,  2,  3. 

«)  X.  1.  1066,  8. 

3)  X.  1.  1066,  11. 

*)  X.  1.  1066,  13. 

^)  Russ. :  Ochranitelnoe  ssudoproisvodstYO,  wOrtlich  schützendes  GerichtsverfalireDt 
gewöhnlich  ochr.  proisv.  Schutzverfahren,  "wird  in  der  C.P.O.  das  Verfahren  in  un- 
streitigen Rechtssachen  genannt. 

6)  X.  1.  1066,  9, 10. 

')  K.E.  1884,  103. 

^)  Die  Verweigerung  der  Bestätigung  im  Schutzverfahren  hindert  nicht  die  Er- 
hebung der  Erbschaftsklage  auf  Grund  des  Testaments  (X.  1.  1066, 11). 

»)  C.P.O.  1401,  1402. 

>^)  Dieselbe  ist  übrigens  nicht  verpflichtet,  besondere  Nachforschungen  anzustellen 
(K.E.  1868,  1292). 

")  C.P.O.  1402. 

>«j  K.E.  1868,  602;  1873,  1157. 

»3)  K.E.  1873,  1157;  1874,  268;  1884,  65. 
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oder  einige  Erben  nicht  anwesend  sind;  2)  falls  der  Nachlass  unter 
vormundschaftliche  Verwaltung  kommen  muss.  ^) 

Sind  die  Erben  anwesend  und  im  faktischen  Besitz,  so  kann  der- 
jenige, der  etwa  bessere  Rechte  zu  haben  glaubt,  dieselben  nur  auf  dem 
Wege  des  Civilprozesses  geltend  machen. 

Sind  wegen  Abwesenheit  aller  oder  einiger  Erben  Sicherungsmass- 
regeln ergriffen  worden,  so  können  die  Erben  nur  auf  dem  Wege  des 
Schutzverfahrens  in  den  Besitz  der  Erbschaft  gelangen.  2)  Zu  dem 
Zweck  müssen  sie  sich  legitimiren,  entweder  durch  Vorweisung  des 
Testaments,  oder  durch  den  Nachweis  ihres  gesetzlichen  Erbanspruchs.^) 

Wird  der  Erbstreit  erhoben  zu  einer  Zeit,  wo  noch  niemand  in  den 
Besitz  gelangt  war,  so  wird  der  Nachlass  der  Vormundschaftsbehörde 
zur  Verwaltung  übergeben.*)  In  allen  anderen  Fällen  bleibt  der  Be- 
sitzer bis  zur  Entscheidung  des  Streits  im  Besitz. 

Die  Sicherungsmassregeln  bestehen  in  der  Aufnahme  eines 
Inventars  durch  einen  Gerichtsvollzieher  und  in  der  Ladung  der  Erben 
durch  die  Senatszeitung.  ^)  Eine  Ladung  der  Erben  findet,  abgesehen 
von  den  oben  erwähnten  Fällen,  auch  dann  statt,  wenn  zum  Nachlass 
ein  in  die  Staatsbank  eingezahltes  Kapital  gehört  oder  Sachen,  die  in 
den  St.  Peterburger  oder  Moskauer  Leihkassen  verpfändet  sind.^) 

Diejenigen  Erben,  die  sich  im  Laufe  einer  sechsmonatlicheh  Frist, 
gerechnet  vom  Tag  der  dritten  Publikation  der  Ladung  in  der  Senats- 
zeitung, melden,  können  verlangen,  vom  Gericht  (je  nach  dem  Werth 
vom  Friedensrichter  oder  vom  Bezirksgericht),  nach  Ablauf  dieser 
Frist  durch  Verfügung  im  Schutzverfahren  in  den  Besitz  der  Erbschaft 
gesetzt  zu  werden.  Die  nach  Ablauf  der  sechsmonatlichen  Frist  sich 
Meldenden  müssen  ihre  Rechte  im  Wege  des  Civilprozesses  geltend 
machen.'^)  Meldet  sich  im  Lauf  der  sechs  Monate  Niemand,  so  wird 
der  Nachlass  definitiv  der  Verwaltung  der  Vormundschaftsbehörde  unter- 
stellt und  kann  von  derselben  nur  auf  dem  Wege  des  Civilprozesses 
reklamirt  werden.®) 

>)  X.  1.  1226. 

»)  K.E.  1877,  310, 

^  Das  wichtigste  Legitimationsmittel  sind  die  Trau-  und  Taufscheine  und 
die  von  den  Geistlichen  der  verschiedenen  christlichen  Eonfessionen  und  nichtchrist- 
lichen Religionen  geführten  Matrikhücher,  denen  sie  entnommen  sind.  Sind  solche 
nicht  vorhanden,  so  kOnnen  sie  ersetzt  werden  durch  die  sonstigen  von  Geistlichen 
geführten  Bücher,  wie  Verzeichnisse  der  Aufgebotenen,  Beichtverzeichnisse,  sowie 
durch  andere  Ofientliche  Urkunden,  aus  denen  der  Familienstand,  der  betreffenden  Per- 
sonen hervorgeht  (Adels-  und  BQrgerbücher,  Revisionslisten,  Dienstlisten)  und  in  denen 
die  Ehefrau  und  Eander  stets  mit  verzeichnet  werden.  Endlich  ist  die  Befragung  von 
Zeugen  zulässig,  sowohl  der  Geistlichen,  die  die  Taufe  oder  Trauung  vollzogen  haben, 
wie  der  Pathen  und  Trauzeugen  (X.  1.  34-36.  IX.  1053,  1062,  1072,  1878,  1079, 
1086.    K.E.  1870,  965;  1871,  709;  1872,  666;  1877,  56;  1879,  320). 

*)  X.  1.  1066,  14. 

6)  C.P.O.  1403. 
«)  X.  1.  1239. 

7)  X.  1.  1241. 

8)  X.  1.  1166. 

48* 


748  Europa. 


2.   Die 

An  der  Erbtheilung  nehmen  Theil  alle  zur  Erbschaft  Berufenen, 
mit  Ausnahme  derer,  die  bereits  bei  Lebzeiten  der  Eltern  abgetheilt 
resp.  ausgesteuert  sind  und  weiteren  Ansprüchen  entsagt  haben.  ^)  Wer 
im  wohlerworbenen  Vermögen  abgetheilt  worden  ist,  verliert  nicht  den 
Anspruch  auf  das  ererbte  und  umgekehrt.  ^  Wer  abgetheilt  worden  ist, 
ohne  weiteren  Ansprüchen  entsagt  zu  haben,  ist  berechtigt,  sich  an  der 
Erbtheilung  zu  betheiligen,  doch  wird  das  bereits  Erhaltene  ihm  ange- 
rechnet. ') 

Die  Erbtheilung  ist  zunächst  Sache  der  im  Besitz  befindlichen  oder 
vom  Gericht  in  Besitz  gesetzten  Erben.*)  Kommt  eine  Vereinbarung 
nicht  zu  Stande  und  wird  beim  Gericht  gerichtliche  Theilung  beantragt 
so  wird  den  Erben  vom  Tage  des  Gesuchs  an  noch  eine  zweyährige 
Frist  zu  gütlicher  Vereinbarung  gelassen.  Kommt  die  Vereinbarung 
nicht  zu  Stande,  so  wird  das  Vermögen  unter  vormundschaftliche  Ver- 
waltung des  be treffenden  Waisengerichts  genommen  und  vom  Betrag 
des  Vermögens  werden  6%  als  Strafgeld  erhoben.  Dieses  Strafgeld 
wird  vom  Antheil  derer  erhoben,  „die  am  Streit  schuld  waren".  ^) 

Die  gerichtliche  Erbtheilung  findet,  wo  das  Vermögen  weniger  als 
500  Rbl.«  beträgt,  vor  dem  Friedensrichter,  wo  es  über  500  Rbl.  beträgt  oder 
zu  demselben  Immobilien  gehören,  vor  einem  delegirten  Mitgliede  des 
Bezirksgerichts  statt.  ^)  Der  Richter  lässt  von  den  Erben  Vertrauens- 
personen zur  Inventur  und  Taxation  des  Vermögens  wählen.^  Kommt 
die  Wahl  nicht  zu  Stande,  so  kann  der  Richter  sie  ernennen  oder  die 
Erbtheilung  einem  Notar  übertragen.®)  Der  Richter  muss  auf  eine 
Vereinbarung  hinarbeiten.  Kommt  keine  Vereinbarung  zu  Stande,  so 
entscheidet  der  Richter.  In  diesem  Fall  haben  die  Betheiligten  das 
Recht,  im  Laufe  eines  Jahres  Umtheilung  zu  verlangen.^) 

Gegen  die  Verfügungen  des  Richters  im  Theilungsverfahren  sind 
Sonderbeschwerden  an  den  Appellhof  und  Kassationsgesuche  an 
den  Senat  zulässig,  i^) 

8.  Sioheroxig  des  Nachlasses  eines  Ausländers. 

Sind  die  Erben  Inländer,  so  kann  die  Erbschaft  von  ihnen  nach 
russischem  resp.  provinziellem  Recht  mit  und  ohne  Sicherung  in  Besitz 
genommen  und  mit  und  ohne  gerichtliche  Bestätigung  erworben  werden. 


')  X.  1.  997,  1002,  1004. 

2)  X.  1.  998. 

3)  X.  1.  997,  1003. 

*)  X.  1.  1315.  C.P.O.  1408. 
*)  X.  1.  1317,  1318. 

6)  C.P.O.  1409. 

7)  C.P.O.  1410,  1413. 

«J  C.P.O.  1412,  1414.  1415. 

^)  C.P.O.  1420.  X.  1.  1332,  1335. 

»0)  C.P.O.  1421. 
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Ist  ein  Inländer  nur  theilweiser  Erbe,  so  wird  nach  Auskehrung  seines 
Antheils  der  übrige  Nachlass  dem  betreffenden  Konsul  ausgeliefert. 

Sind  die  Erben  Ausländer,  so  erhalten  die  Bestimmungen  über 
die  Theilnahme  der  Konsuln  in  den  oben  (S.  739)  erwähnten  Verträgen 
Russlands  mit  Frankreich,  Deutschland,  Italien,  Spanien,  Schwe- 
den-Norwegen ihre  eigentliche  Bedeutung. 

Nach  diesen  Verträgen  werden  beim  Tode  eines  Ausländers,  einerlei 
ob  er  im  Inland  ansässig  war  oder  sich  nur  auf  der  Heise  befand,  die- 
selben Sicherungsmassregeln  ergriffen,  wie  beim  Nachlass  von  Inländern.^) 
Doch  muss  vom  erfolgten  Tode  sofort  der  Konsul  benachrichtigt  werden, 
damit  er  gemeinsam  mit  der  »rUichen  Behörde  das  Inventar  aufnehme 
und  sein  Siegel  anlege.^  Erfährt  der  Konsul  früher  vom  Tode  des 
Landsmanns,  so  hat  er  die  betreffende  örtliche  Behörde,  also  den 
Friedensrichter,  zu  benachrichtigen.  In  der  Regel  soll  die  Versiegelung 
und  Inventur  gemeinsam  von  dem  Konsul  und  der  Behörde  vorgenonunen 
werden,  gebieten  jedoch  die  Umstände  sofortige  Sicherung,  so  kann 
jede  dieser  Autoritäten  allein  die  Massregeln  ergreifen.  Falls  eine  ge- 
meinsame Handlung  beabsichtigt  war,  so  braucht  nicht  über  48  Stunden 
gewartet  zu  werden.^  Die  örtlichen  Autoritäten  sind  verpflichtet,  die 
nöthigen  Erbladungen  zu  erlassen,  die  auch  von  Seiten  des  Konsuls 
erlassen  werden  können.^)  Nach  Beendigung  der  Inventur  kann  der 
Konsul  die  Auslieferung  des  gesammten  beweglichen  Nachlasses  ver- 
langen und  Versteigerung  der  dem  Verderb  unterliegenden  oder  un- 
verhältnissmässige  Kosten  verursachenden  Gegenstände  vornehmen.^) 
Nach  Deckung  der  Kosten  ist  das  Ganze  als  depositum  iudiciale  bis 
zum  Ablauf  von  sechs  Monaten  nach  der  ergangenen  Erbladung,  oder 
von  acht  Monaten  nach  dem  AnfaU  der  Erbschaft  aufzubewahren.^) 

Der  Konsul  ist  ermächtigt,  den  Nachlass,  sowohl  Mobilien  wie  Im- 
mobilien, zu  verwalten.^  Klagen  gegen  den  Nachlass,  „soweit  sie 
sich  nicht  auf  das  Erbrecht  erstrecken",  werden  vor  dem  örtlichen  Ge- 
richt entschieden.  Kommt  es  zum  Konkurs,  so  muss  der  Nachlass  dem 
betreffenden  Konkursgericht  ausgeantwortet  werden.^  Macht  vor  Ab- 
lauf der  oben  erwähnten  Fristen  ein  Inländer  Erbansprüche  geltend, 
so  werden  diese  vom  russischen  Gericht  entschieden.^  Nach  Ablauf 
dieser  Fristen  liquidirt  der  Konsul  die  Erbschaft,  worüber  er  nur  seinem 
Staat  Rechenschaft  schuldig  ist.^^)  Ansprüche  an  den  Mobiliarnachlass, 


•)  Art.  1. 

*)  Die  KoüBohi  ei&d  kraft  üiree  Amts  Vertreter  der  Erben  und  befugt,  in  deren 
Namen  irarsOnlieh  oder  durch  SteUyertreter  2u  handehi  (Art.  9). 
»)  Art  2,  !!• 
*)  Art  3. 
»)  Art.  4. 
«)  Art  6. 
')  Art  6. 
•)  Art  7. 
*)  Art  10. 
»»)  Art  8. 
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die  jetzt  erst  erhoben  werden,  können  nur  beim  kompetenten  Nachlass- 
gericht der  Heimath  des  Verstorbenen  angebracht  werden. 

§  78. 
T.   Die  Erbsehaftsklage. 

Die  Erbschaftsklage  geht  auf  die  Herausgabe  der  ganzen  Erbschaft 
oder  eines  Theils  derselben,  je  nachdem  dem  Kläger  ein  besseres 
Erbrecht  als  dem  Besitzer  oder  ein  gleiches  neben  ihm  zusteht. 
Sie  ist  gerichtet  gegen  jeden,  der  im  faktischen  Besitz  der  Evh- 
Schaft  ist,  also  auch  gegen  den  Fiskus  oder  die  Institutionen,  die  den 
Nachlass  als  erbloses  Gut  beanspruchen.  Das  russische  Recht  erwähnt 
ausdrücklich  nur  die  Erbschaftsklage  des  Testamentserben  gegen  den  ge- 
setzlichen Erben.  ^)  Die  Praxis  gesteht  diese  Klage  auch  den  gesetzliehen 
Erben  gegen  den  Testamentserben  und  den  gesetzlichen  Erben  gegen 
einander  zu,^)  speziell  denen,  die  die  sechsmonatliche  Frist  versäumt 
und  die  Einweisung  in  den  Besitz  nicht  erlangt  haben.  ^ 

Die  Erbschaftsklage  verjährt  in  zehn  Jahren.  Die  Erbschafts- 
klage auf  Herausgabe  eines  Fideikommissguts  verjährt  überhaupt 
nicht. 

Wo  die  Erbschaftklage  gegen  ein  Testament  gerichtet  ist,  muss 
sie  im  Laufe  zweier  Jahre,  gerechnet  von  der  letzten  Publikation  über 
Bestätigung  des  Testaments,  erhoben  werden,  widrigenfalls  sie  veii'ährt 
ist.  Für  Minderjährige  läuft  die  zweijährige  Frist  zur  Anfechtung  ihnen 
ungünstiger  Testamente  vom  Tage  erlangter  Volljährigkeit.*)  Die 
Klage  auf  Testamentsfälschung  wird  jedoch  nur  durch  die  allgemeine 
zehnjährige  Verjährungsfrist  ausgeschlossen.  ^) 

IV.  TheU. 

Konsulargericlitsbarkeit. 

Quellen  und  Literatur. 

F.  V.  Martens,  Völkerrecht.  Daö  internationale  Recht  der  civili- 
sirten  Nationen.  Deutsche  Ausgabe  von  C.  Bergbohm.  H.  Bd.  Berlin 
1886.  (Die  russische  Ausgabe  ist  1888  in  H.  Aufl.  erschienen  und  er- 
scheint jetzt  in  in.  Aufl.). 

F.  V.  Martens,  Das  Konsularwesen  und  die  Konsularjurisdiktion 
im  Orient,  übersetzt  von  Skerst.    Berlin  1874.    594  S.  8o. 

A.  P.  Weiner,  Konsuly  v  christianskich  gossudarstvach  Evropv 
u.  s.  w.  (Die  Konsuln  in  den  christliehen  Staaten  Europas  uHd  den  ^Vord- 
amerikanischen  Freistaaten).    St.  Petersburg  1894.     248  S.  8». 


1)  X.  1.  1066, 1 :  1300. 

»)  K.E.  1875,  519;  1878,  60;  1880.  101;  1881,  116. 

3)  K.E.  1879,  113. 

*)  X.  1.  1066. 

^)  K.E.  1893,  11 
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Konsular-Statut  (Ustav  Konsulski).  R.G.B.  XL  2.  Ausg.  von  1893. 
(Ein  neuer  Abdruck  des  alten  Konsular-Status.  Die  darin  enthaltene 
Aufzählung  der  von  Russland  abgeschlossenen  Handels-,  Schiffahrts-, 
Erbschafts-  und  Konsular- Verträge  und  -Konventionen  ist  durchaus  un- 
vollständig.) 

Iwanowski,  Recueil  des  traitös  en  vigueur  conclus  par  la  Russie 
avec  les  puissances  6trang6res.  T.  I.  p.  1.  Traitös  relatifs  aux  inter6ts 
de  l'industrie.  912  S.  8o.  T.  I.  p.  2.  Conventions  consulaires  et  Con- 
ventions relatives  aux  successions.  166  S.  So.     Odessa  1890 — 1891. 

Die  I.  Abth.  enthält  Verträge  etc.  in  alphabetischer  Ordnung  nach 
den  Staaten,  darunter  Handesverträge  und  Deklarationen  über  die  Rechte 
der  Aktiengesellschaften. 

Die  n.  Abth.  enthält  neun  Konsular-  und  sieben  Nachlass-Kon- 
ventionen. 

Die  Verträge  sind  im  französischen  Original  und  russischer  Ueber- 
setzung  veröffentlicht. .  Der  jüngste  ist  von  1889.  ^) 

§  79. 
1.   Allgemeines. 

In  den  christlichen  Staaten  üben  die  russischen  Konsuln  keinerlei 
Gerichtsbarkeit  aus.  Doch  haben  'sie  als  Vermittler  und  Schiedsrichter 
zwischen  ihren  Landsleuten  auf  deren  Antrag  zu  fungiren,  besonders 
in  Streitigkeiten  zwischen  Schiffern  und  der  Mannschaft.^  Sie  haben 
für  die  Angehörigen  des  Staates,  den  sie  vertreten,  als  Notare  zu  fun- 
giren, Testamente  zu  beglaubigen  und  aufzubewahren,  Urkunden  und 
Unterschriften  zu  beglaubigen,  Atteste,  deren  sie  bedürfen,  auszustellen 
(Identitätsnachweise,  Beglaubigung  der  im  Ausland  nach  dortigem  Recht 


')  Seit  1889  sind  von  Russland  nachstehende  hier  interessirende  Verträge  abge- 
schlossen worden:  1891.  8./20. , November.  Deklaration  zwischen  Frankreich  und  Russ- 
land Aber  gewisse  Zahlungen  an  Seeleute  und  Auslieferung  des  Nachlasses  solcher 
(III.  VoUst.  G.S.  No.  8049). 

1893.  5./17.  Juni.  Ergänzende  Artikel  zur  Handelskonvention  zwischen  Russland 
lind  Frankreich  (Samml.  d.  G.  u.  V.  1893  No.  882). 

1893.  15.  Oktober  (a.  St.).  Handelsvertrag  zwischen  Russland  und  Serbien  (ib. 
1894  No.  429). 

1894.  29.  Januar /iO.  Februar.  Handelsvertrag  zwischen  Russland  und  dem  Deut- 
schen Reich  (ib.  1894  No.  241). 

1894.  6./18.  Mai.  Handelskonvention  zwischen  Rassland  und  Oesterreich-Üngarn 
(ib.  No.  729). 

1894.  12.  März  (a.  St.).  Konvention  zwischen  Russland  und  Rumänien  über  den 
direkten  Verkehr  zwischen  den  Gerichten  der  Grenzgebiete  in  Civil-  und  Strafsachen 
(ib.  No.  956). 

1895.  18.  Februar  /  2.  März.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  Zwischen  Russland 
und  Danemark  (ib.  1895  No.  382).  • 

üebrigens  ist  der  Wortlaut  des  Gesetzes  sehr  allgemein  und  unbestimmt.  Kon- 
sidar-Statut  (R.G.B.  XI.  Tb.  2)  Art.  2,  69-81,  99—106.  Prof.  F.  v.  Martens  be- 
zeichnet das  russische  Konsular-Statut  als  ganz  besonders  unzureichend  und  dem  jetzigen 
Bedarfniss  gar  nicht  entsprechend  (Völkerrecht  IL  S.  80). 

»)  Konsular-Statut  Art.  16—18,  80,  107. 
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vollzogenen  Urkunden  u.  dergl.)  und  in  jeder  Weise  für  den  Schutz  der 
Rechte  derselben  zu  sorgen,  besonders  fOr  den  Nachlass.^)  Sie  sind 
kraft  ihres  Amts  Vormünder  der  im  Ausland  zurückgebliebenen  Minder- 
jährigen. Durch  die  Gesandtschaften  und  die  Konsuln  werden  im  Auslande 
lebenden  russischen  Unterthanen  gerichtliche  Vorladungen  vor  russische 
Grerichte  zugestellt.  Für  die  von  ihnen  vollzogenen  Beglaubigungen, 
ausgestellten  Atteste,  Pässe  erheben  sie  Gebühren.^) 

In  Persien^  der  Tfirkei,  Chiniy  Japan  und  Korea  üben  die  Kon* 
suln  und  Gesandten  Russlands  eine  wirkliche  Jurisdiktion  über  die 
dort  anwesenden  russischen  Unterthanen  aus. 

2.  In  Persien. 

Die  Organisation  der  russischen  Konsulargerichte  ist  nur  für  Per- 
sien einigermassen  ausführlich  festgestellt.')  Die  erste  Instanz  bflden 
die  Konsulargerichte  und  das  Gesandtschaitsgericht  erster  Instanz,  in 
den  ersteren  präsidiren  die  Konsuln,  im  letzteren  der  älteste  Drago- 
man; Beisitzer  dieser  Gerichte  sind  von  den  handeltreibenden  russi- 
schen Unterthanen*)  gewählte  Aelteste;  in  Sachen  unter  30  Rbl.  ent- 
scheidet der  Konsul  als  Einzelrichter.  Dem  Konsulargericht  unterliegen 
die  Sachen  der  in  seinem  Bezirk  lebenden  russischen  Unterthanen,  dem 
Gesandtschaftsgericht  die  Sachen  der  ausserhalb  der  Konsulärbezirke 
lebenden.^)  Das  Gericht  zweiter  Instanz  besteht  aus  dem  Ersten 
Sekretär  der  Gesandtschaft,  der  zugleich  erster  Generalkonsul  in  Persien 
ist,  und  Beisitzern,  die  vom  Gesandten  aus  den  in  Teheran  lebenden 
russischen  Unterthanen  ernannt  werden.^  Die  dritte  Instanz  bUdet 
das  IV.  Departement  des  Senats.  Die  Klage  ist  schriftlich,  das  Ver- 
fahren kurz  und  ganz  formlos.^  Die  Beobachtung  d^  Civilprozess- 
Ordnung  ist  nicht  vorgeschrieben.  Das  Urtheil  wird  nach  dem  gelten- 
den Gewohnheitsrecht  gefällt,  und  nur  wo  dasselbe  nicht  ausreicht,  nach 
russischen  Gesetzen.')  Die  Ürtheile  werden  russisch  ausgefertigt,  falls 
Beisitzer  und  Parteien  russisch  verstehen,  sonst  in  beiden  Sprachen.^ 

Appellation  gegen  Ürtheile  erster  Instanz  ist  zulässig  in  Sachen, 
die  150  Rbl.,  und  gegen  Ürtheile  zweiter  Instanz,  die  600  Rbl.  Aber- 
steigen.  !•)  Die  Appellation  hindert  die  Ausführung  des  Urtheils  nicht, 
doch  wird  die  beigetriebene  Summe   bis   zur  Entscheidung   der  Appel- 


>)  Siehe  oben  {  77  8.  749. 

^  K.St.  108-111  nebst  Taxe. 

^  ib.  143 — 177.    Diese  Organisation  beruht  auf  dem  Gesetz  Tom  21.  Janaar  1829 
(Ii;  Vollst  G.S.  No.2606). 

*)  Meist  sind  es  Armenier,  Tataren,  Turkomanen,  Perser  aus  Transkaukasien  und 
Angehörige  anderer  asiatischer  Stftmmc, 

*)  K.St.  147—149,  152. 

«)  ib.  150. 

')  ib.  155—157,  161. 

8J  ib.  158. 

»)  ib.  163. 
10)  ib.  164. 
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lationssache  beim  Gericht  aufbewahrt.^)  Der  Appellant  muss  dem 
Gegner  den  Ersatz  für  Verzögerung  mit  5  %  von  der  streitigen  Summe 
sicherstellen.  Bei  der  Versendung  der  Akten  an  den  Senat  wird  die 
ganze  beim  Gericht  deponirte  Summe  mitgesandt  und  in  die  Reichsbank 
zur  Verzinsung  eingezahlt.  Sind  die  beigetriebenen  Sachen  Waaren, 
so  werden  sie  versteigert  und  die  Summe  nach  Petersburg  gesandt^ 
Streitigkeiten  zwischen  russischen  Unterthanen  und  denen  anderer  aus- 
wärtiger Mächte  werden  vom  Richter  des  Beklagten  entschieden,') 
Streitigkeiten  zwischen  russischen  Unterthanen  und  Persem  vom  persi- 
schen Richter  in  Gegenwart  des  russischen  Konsuls  oder  Dragomans. 
Appellationen  gegen  solche  Urtheile  an  russische  Gerichte  sind  ausge- 
schlossen. Es  ist  dem  Gesandten  gestattet,  mit  der  persischen  Regie- 
rung die  Errichtung  gemischter  Tribunale  zu  vereinbaren.  ^)  Ob  solche 
gemischte  Tribunale  zu  Stande  gekommen  sind,  darüber  fehlt  jeder 
Nachweis- 

3.  lu  der  TflrkeL^) 

Zur  Entscheidung  der  Rechtsstreitigkeiten  zwischen  den  „in  der 
Türkei  handeltreibenden  russischen  Unterthanen  werden  vom  russischen 
Botechafker  in  Konstantinopel  Kommissionen  errichtet,  welche  unter 
seiner  direkten  Aulsicht  stehen".^  Sie  entscheiden  endgültig  Streitig- 
keiten im  Werth  bis  1000  Piaster.  ^  Bei  einem  höheren  Betrag  ist  Appel- 
lation an  das  IV.  Departement  des  Senats  zulässig.  Der  Appellant  hat 
die  Summe,  zu  der  er  verurtheilt  worden  ist,  sicherzustellen.®)  Appella- 
tion ist  in  Ttägiger  Frist  anzumelden  und  die  Appellationsschrift  in  6  monat- 
licher Frist  beim  iudex  a  quo  einzureichen.^)  An  der  Verhandlung  im 
Senat  nimmt  der  Direktor  des  Asiatischen  Departements  des  Ministeriums 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  mit  Stimmrecht  Theil.^^ 

4.  In  China  nnd  Japan. 

Die  Konsuln  haben  die  Jurisdiktion  über  die  russischen  Unter- 
thanen. Civilstreitigkeiten  zwischen  russischen  Unterthanen  einerseits  und 
Chinesen  oder  Japanern  andererseits  werden  entschieden  nach  Verein- 
barung zwischen  dem  russischen  Konsul  und  den  chinesischen  oder 
japanischen  Autoritäten. ")  ^^) 

0  ib.  167. 
*)  ib.  168—170. 
»)  ib.  171,  172. 
*)  ib.  173-175. 
^)  Vgl.  auch  oben  S.  436  f. 
•)  K.St  179. 
')  ib.  180. 
«)  ib.  181.  182. 
•)  ib.  184^188. 
^)  ib.  189. 
")  ib.  191,  193. 

^')  Za  diesen  dürftigen  Bestimmnngen  über  die  Gerichtsbarkeit  der  russischen 
Konsuln  in  der  Tflrkei,  China  und  Japan  bemerkt  Prof.  F.  t.  Märten s  (Völkerrecht 
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5.   In  Korea. 

Die  Jurisdiktion  über  die  russischen  Unterthanen  in  Korea  und  über 
ihr  Eigenthum  haben  die  russischen  Konsularagenten  oder  die  dazu  be- 
vollmächtigten Beamten.  ^)  Bei  Streitigkeiten  zwischen  russischen  Unter- 
thanen einerseits  und  Koreanern  oder  der  Koreanischen  Regierung 
andererseits,  auch  bei  Beschlagnahme  wegen  Verletzung  der  Handels- 
und  Zollbestimmungen,  entscheidet  sich  die  Zuständigkeit  nach  dem 
Forum  des  Beklagten. 2)  Der  Vertreter  des  Landes,  dem  die  Gegen- 
partei angehört,  wird  zugezogen,  kann  Zeugen  laden,  vernehmen  und 
gegen  die  Art  des  Verfahrens  und  die  Entscheidung  protestiren.  Haus- 
suchungen in  der  Wohnung  oder  auf  dem  Schiffe  eines  russischen 
Unterthanen  können  nur  durch  den  russischen  Konsul  vorgenommen 
werden.») 

* 

II.  S.  96):  Dergleichen  Kommissionen,  von  denen  das  Konsular-Statut  redet,  existiren 
in  Wirklichkeit  gar  nicht,  anstatt  derselben  sind,  wie  in  Persien,  Konsulargericht«  ein- 
geführt worden,  nur  dass  der  Konsul  als  Einzelrichter  ausschliesslich  Streitigkeiten 
zwischen  Schiffern  und  Matrosen  entscheiden  kann. 

*)  K.  St.  194.     Diese   Bestimmungen   wurden   erlassen   am   23.  November  IBSS. 

III.  Vollst.  G.S.  No,  5572. 

»)  K.St.  199,  200. 
3)  ib.  202. 
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Von 

Tlctor  Hausbrandt, 

Rechtsanwalt  in  Warschau. 
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§t 

Einleitung. 

Quellen.  Geachiohtliohes.  Literatur. 
In  den  Jahren  1808  bis  1810  wurden  im  damaligen  Fürstenthum 
VSTarschau  die  französischen  Gesetzbücher  (les  codes  Napoleon)  einge- 
führt. Einige  Vorschriften  dieser  Gesetzbücher,  wie  z,  B.  die  Güter- 
gemeinschaft zwischen  Eheleuten^  die  Gültigkeit  stillschweigender  (ge- 
heimer)  Hypotheken  und  Anderes  erwies  sich  als  ungeeignet.  Mit  Rück- 
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sieht  hierauf  traten  Aenderungen  in  der  Gesetzgebung  ein.  Im  Jahre 
1818  wurde  ein  neues  Hypothekengesetz  eingeführt,  welches  grössten- 
theils  die  Grundsätze  der  damaligen  preussischen  Hypothek  aufnahm. 
Im  Jahre  1825  wurde  anstatt  des  I.  Buchs  des  französischen  code  civil 
das  I.  Buch  eines  „polnischen  Civilkodex"  eingeführt.  Dieses  Gesetz 
ist  indess  im  Wesentlichen  eine  verbesserte  Ausgabe  des  französischen 
code  civil,  enthält  aber  über  die  Vermögensverhältnisse  zwischen 
Eheleuten  von  dem  französischen  Recht  völlig  abweichende  Vor- 
schriften. Im  Jahre  1826  wurde  auch  ein  Gesetz  über  PrivUegien 
(Pfand-  und  Vorzugsrechte)  erlassen,  durch  welches  das  18.  Kapitel  des 
ni.  Buchs  des  code  civil  (Des  privü6ges  et  hypothöques)  endgültig  be- 
seitigt wurde.  Im  Jahre  1836  kam  ein  Ehegesetz  heraus,  durch 
welches  Ehescheidungsprozesse  den  geistlichen  Behörden  überwiesen 
und  Vorschriften  erlassen  wurden,  welche  die  Eingehung  und  Trennung 
der  Ehen  auf  die  Grundsätze  des  religiösen  Bekenntnisses,  dem 
die  Eheleute  angehören,  stützen.  Im  Jahre  1864  wurden  durch  die 
bekannte  Gesetzgebung  Alexanders  H.  den  Bauern  die  Grundstücke, 
welche  bisher  mit  der  Verpflichtung  zur  Leistung  von  Feldarbeiten  in 
ihrem  Besitz  gewesen  waren,  zu  vollem  Eigenthum  überlassen.  Gleich- 
zeitig wurden  zur  Erhaltung  des  Bauernstandes  Vorschriften  getroffen, 
welche  die  Möglichkeit  der  Veräusserung  und  Theilung  solcher  Grund- 
stücke einschränkten.  Im  Jahre  1876  wurde  der  russische  Civil- 
prozess  eingeführt,  sowie  eine  neue  Organisation  der  Gerichte,  ähnlich 
der  Gerichtsorganisation  im  Kaiserreich  mit  einigen  Aenderungen.  In 
Folge  dessen  haben  in  den  zehn  Gouvernements  des  Königreichs  Polen 
verbindliche  Kraft:  a)  für  den  Civilprozess  die  russische  Givilprozess- 
ordnung  Kaiser  Alexanders  n.,  von  1864,  mit  einigen  Aenderungen; 
b)  für  Konkursrecht  und  Erbrecht  der  französische  code  civil  und 
code  de  commerce,  ebenfalls  mit  einigen  Aenderungen.  Da  keine  amt- 
liche Uebersetzung  dieser  Gesetzbücher  existirt,.  so  verpflichten  die 
französischen  Texte. 

IdtGratur.  ^) 

Aus  der  Literatur  in  polnischer  Sprache  sind  zu  erwähnen: 

J.  K.  Wolowski,  Kurs  Kod.  Oywilnego  (Kursus  des  Civilrechts). 
Warszawa  1868. 

J.  Walewski,  Kodeks  Cywilny  Polski  ^(Das  polnische  Civilrecht). 
Warszawa  1872. 

A.  Okolski,  Zasady  Prawa  Cywilnego  (Grundsätze  des  Civilrechts). 
Warszawa  1885.  (Enthält  in  den  Noten  die  Benennung  sänmitUcher 
Monographieen.) 


>)  Fflr  Erbrecht  und  Konknrsrecht  ist  die  fraaEOsisehe  und  deatsdid 
über  diiese  Theile  des  firanzöÜBchen  Rechte  zu  Rathe  za  ziehen,  also  die  Werke  tob: 
Zacharifte,  Marcad^,  P.  Pont.  Demolombe,  Laurent,  Sirey,  Dallos  vl  A. 
(vgl.  Genaueres  Bd.  I  S.  529  f.  n.  591  f.).  Für  den  Givüprozess  kommen  die  We^  i& 
Betracht,  die  diesen  Gegenstead  in  der  mssisehen  Literatur  behandeln  (vgl  oben  S.  597). 
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W.  Dutkiewicz^  Prawo  Hypoteczne  (Hjrpothekenrecht).  War- 
szawa  1850. 

W.  Holewinski,  0  stosunkach  maj^tkowych  pomi^dzy  malzon- 
kami  (Eheliches  Güterrecht).    St.  Petersburg  1861. 

W.  Holewinski,  0  Zobowi^zaniach  podhig  Eodeksu  Napoleona 
(Das  Obligationenrecht  nach  dem  code  Napol6on).    Warszawa  1872. 

F.  Jezioraiski,  Prawo  o  przywilejach  i  Hypotekach  z  roku  1825 
(Das  Privilegien-  und  Hypothekenrecht  von  1825).    Warszawa  1882. 

W.  Nowakowski,  Ustawa  Postgpowania  Cywilnego  (Die  Civil- 
prozessordnung).    Warszawa  1879. 

S.  Belza,  0  upadioäciach  i  Bankructwach  (Konkurs  und  Bankrott). 
Warszawa  1892. 

Zeitschriften. 

Themis  Polska  (Polnische  Themis)  1828—1830. 
Biblioteka  Warszawska  (Warschauer  Bibliothek). 
Przegl^d  S^dowy  (Gerichtliche  Rundschau)  1869—1875). 
Gazeta  S^dowa  Warszawska  (Warschauer  Gerichtszeitung). 

Erkenntniss-Sammlungen. 

P.  Kapuscinski,  Jurysprudencja  Senatu  (Rechtsprechung  des 
Senats)  1842—1867.    Warszawa  1869. 

Roczniki  S^dowe  (Jahrbücher  der  Gerichte)  1870 — 1876. 

J.  Karpinski,  Jurysprudencja  Izby  S^dowej  Warszawskiej,  Wyroki 
Senatu,  Pytania  Prawne  (Rechtsprechung  der  Warschauer  Gerichte,  Ur- 
theile  des  Senats,  Rechtsfragen). 

D.  Skurzalski,  Jurysprudencja  Cywilna  (Rechtsprechung  in  Civil- 
sachen)  1842—1895.    Warszawa  1895. 

L  TheU. 

Civilprozess. 

§  2. 
1.  Sie  Gerichte. 

In  den  zehn  polnischen  Gouvernements:  Warschau,  Petrikau,  Kalisz, 
Plock,  Lomza,  Suwalki,  Siedice,  Lublin,  Radom  und  Kielce  gebührt 
die  richterliche  Gewalt: 

a)  den  Friedensrichtern  und  Gemeindegerichten; 

b)  den  Friedensrichterversammlungen  (zweite  Instanz  für  die  Frie- 
densrichter und  Gemeindegerichte); 

c)  den  Bezirksgerichten  (in  jedem  Gouvernement  ein  Bezirksgericht) 
und  dem  Warschauer  Handelsgericht  (fttr  die  Stadt  und  das 
Gouvernement  Warschau); 

d)  dem  Warschauer  Appellhof  (zweite  Instanz  für  die  Bezirks- 
gerichte und  das  Warschauer  Handelsgericht); 

e)  dem  Senat  in  St.  Petersburg  in  der  Eigenschaft  eines  Kiissa- 
tionshofs. 
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Die  Gerichtssprache  ist  die  russische.  Ueber  die  Prinzipien  des 
Civilprozesses,  die  Geschäftsführung,  Rekusation  der  Richter,  Klagen 
gegen  richterliche  Beamte  siehe  Russland  oben  §§  3,  5,  6. 

§3. 
2.  Zuständigkeit  der  Gerichte. 

Der  Gerichtsbarkeit  der  Friedensrichter  (in  den  Städten)  und 
der  Gemeindegerichte  (in  den  Dörfern)  unterliegen: 

1.  Etagen  aus  persönlichen  Verbindlichkeiten  und  Verträgen  und 
über  bewegliches  Vermögen  im  Werth  von  nicht  mehr  als  3(X)  Rbl. 

2.  Schadensersatzklagen,  wenn  der  Betrag  derselben  300  Rbl.  nicht 
übersteigt,  oder  zur  2eit  der  Klageerhebung  nicht  genau  bestimmt 
werden  kann. 

3.  Klagen  über  Wiederherstellung  eines  gestörten  Besitzes,  wenn 
von  der  Zeit  der  Störung  an  nicht  mehr  als  sechs  Monate  verflossen  sind. 

4.  Klagen  betreffend  Nutzungsrechte  am  fremden  Grundeigenthmn 
(Servituten),  welche  im  zweiten  Buch  des  Civilgesetzbuchs  (code  civil) 
behandelt  sind,  wenn  von  der  Zeit  der  Verletzung  eines  solchen  Rechts 
an  nicht  mehr  als  ein  Jahr  verflossen  ist. 

5.  Anträge  auf  Sicherung  des  Beweises. 

Ausserdem  unterliegen  der  Jurisdiktion  der  Gemeindegerichte 
Prozesse  in  Erbschaftsangelegenheiten  und  in  den  daraus  entspringenden 
Vermögenstheilungen  unter  Dorfbewohnern: 

a)  wenn  das  Erbschaftsvermögen  aus  Antheilen  an  Grund  und 
Boden  besteht,  welche  den  Betheiligten  auf  Grund  der  Ukase 
von  1864:  als  Eigenthum  zugefallen  sind; 

b)  wenn  das  Vermögen  aus  Antheilen  an  Gründen  besteht,  die 
den  Dorfbewohnern  auf  Grund  der  erwähnten  ükase  als  Eigen- 
thum zugefallen  sind,  und  ausserdem  aus  Antheilen,  die  unab- 
hängig von  diesen  Ukasen  erworben  sind,  und  wenn  dieser 
letztere  Bestandtheil  nicht  mehr  als  eine  Hufe  umfasst  und 
darauf  keine  andern  Gebäude  sich  befinden,  als  die  in  einer 
gewöhnlichen  Wirthschaft  unentbehrlichen,  der  Werth  der  be- 
weglichen Güter  aber  1500  Rbl.  nicht  erreicht. 

Der  Gerichtsbarkeit  der  Friedensrichter  und  der  Gemeindegerichte 
unterliegen  nicht: 

1.  Klagen  um  Eigenthumsrechte,  ebenso  um  die  Rechte  der  Em- 
phjTteusis,  der  unablösbaren  Pacht,  der  Erbpacht,  um  das  Recht  auf  die 
Oberfläche  und  alles,  was  im  Innern  der  Erde  sich  befindet,  ferner  auf 
Dienstbarkeiten,  Servituten,  Pfand-  und  jegliches  Realrecht  auf  Immobilien. 

2.  Klagen,  welche  das  Interesse  der  Fiskalverwaltungen  (auch 
Kirchen  und  Wohlthätigkeits-Institutionen)  berühren,  mit  Ausnahme  von 
Klagen  um  Restitution  eines  verletzten  Besitzes. 

3.  Streitigkeiten  um  Privilegien  und  Erfindungen, 

Der  Kompetenz  des  Warschauer  Handelsgerichts  (für  Stadt  und 
Gouvernement  Warschau)  unterliegen :  1)  alle  Streitigkeiten,  welche  sich 
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auf  Verpflichtungen  und  Vereinbarungen  unter  Handeltreibenden,  Fa- 
brikanten, Kaufleuten  und  Wechslern  beziehen ;  2)  Streitigkeiten  zwischen 
allen  Personen,  welche  sich  auf  Handelsgeschäfte  beziehen. 

Vor  die  Bezirksgerichte  gehören  alle  Klagen,  welche  der  Ge- 
richtsbarkeit.  der  Friedensrichter  und  Gemeindegerichte  entzogen  sind, 
also  auch  die  Sachen  wegen  Scheidung  von  Ehen  der  Juden. 

§4. 
3.  Hypoihekenbellörden. 

In  jeder  Gouvemementsstadt  befindet  sich  bei  dem  Bezirksgericht 
ein  Hypothekenarchiv ;  hier  liegen  die  Hypothekenbücher  der  Häuser  und 
Landgüter.  Der  Hypothekenschreiber  und  zwei  Mitglieder  des  Bezirks- 
gerichts bilden  die  Hypothekenbehörde.  Das  Warschauer  Appellations- 
gericht (Izba  S^owa-Palata)  ist  die  zweite  Instanz  für  diese  Behörden. 

Für  kleinere  Güter  und  Häuser  in  den  Kreisstädten  (Powiat.  üjezd) 
befinden  sich  Hypothekenbehörden  in  den  Kreisstädten  (Hypoteka  Po- 
wiatowa).  Die  zweite  Instanz  ist  hier  das  Bezirksgericht,  die  dritte 
das  Warschauer  Appellationsgericht,  i) 

§5- 
4.  Anwalte. 

In  Polen  besteht  kein  Rath  der  vereidigten  Anwälte;  die  Rechte 
und  Pflichten  des  Raths  stehen  den  Bezirksgerichten  zu;  im  Uebrigen 
vergleiche,  was  die  Anwaltschaft  betrifft,  Russland   oben  §  15  S.  602  f. 

§  6. 
5.  Das  Yerfahren. 

Der  Civilprozess  wird  mit  einigen  Modifikationen  nach  den. Vor- 
schriften der  Civilprozessordnung  geführt,  welche  im  russischen  Reich 
in  Kraft  ist.^    Die  wichtigsten  dieser  Modifikationen  sind:^) 

1.  Die  gesetzliche  Fähigkeit,  seine  Sache  vor  Gericht  zu  ver- 
treten, bestimmt  sich  nach  den  Vorschriften  des  materiellen  Civilrechts, 
welches  in  Polen  verpflichtet,  in  Folge  dessen  hat  eine  verheirathete 
Frau  nicht  das  Recht,  ohne  Einwilligung  ihres  Gatten  vor  Gericht  zu 
stehen.  Der  Fiskus,  die  Städte,  die  Kirchen  aller  christlichen  Kon- 
fessionen, sowie  auch  alle  Wohlthätigkeitsanstalten  werden  durch  eine 
spezielle  Behörde  (Prokuratorja  w  Krölestwie  Polskiem)  vertreten. 

2.  Der  vorgeladene  Erbe  kann  die  Vertagung  des  Prozesses 
verlangen  für  den  nach  Civilrecht  (Art.  795  code  civil)  ihm  zustehenden 
Zeitraum  zur  Aufstellung  des  Inventars  und  zur  Deliberation  über  An- 
nahme oder  Ablehnung  der  Erbschaft. 

3.  Die  Friedensrichter  und  Gemeindegerichte  entscheiden  in 
letzter  Instanz  Sachen  über  Summen,  die  30  Rbl.  nicht  übersteigen. 


')  Erkenntniss  des  St.  Petersburger  Kass.  Hofs  Civil-Abth.  No.  31,  1882. 
^)  Siehe  Russland  oben  S.  559  f. 
3)  Art.  1483— 1597  C.P.O. 
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In   diesen   Sachen   entscheiden   die   Friedensrichterversammlangen   als 
Eassationshof. 

L  Prozesse  wegen  hypothekarisch  gesicherter  Verpflich- 
tungen werden  von  den^'enigen  Bezirksgericht  entschieden,  in  dessen 
Bereich  der  Grundbesitz  Uegt,  welcher  als  Sicherheit  dient. 

5.  Die  Sicherstellung  des  Elageanspruchs  geschieht:  durch 
Arrestanlegung  auf  bewegliches  Vermögen,  Bürgschaft,  Verbot  des  Ver- 
kaufs des  unbeweglichen,  nicht  hypothezirten  Vermögens  oder  En- 
schreibung  einer  Protestation  in  das  Hypothekenbuch. 

6.  Bei  Anwendung  der  Vorschriften  der  russischen  Civilprozess- 
ordnung  über  den  Beweis  werden  auch  die  Beweis  Vorschriften  ange- 
wendet, welche  in  den  Artikeln  1320,  1321,  1328, 1331, 1332,  1337, 1338, 
1339,  1340,  1349,  1350—1356  des  französischen  code  civü  enthalten 
sind.  Demgemäss  werden  die  Vorschriften  des  code  civil  über  Ratifi- 
kation, Vermuthungen  (Pr6somption)  und  Geständniss  angewendet,  nicht 
dagegen  die  Vorschriften  des  code  civil  über  den  Eid.  In  Folge  dessen 
ist  der  Eid  ein  gerichtliches  Beweismittel  niu*  in  den  Fällen,  wo  beide 
Parteien  freiwillig  erklären,  dass  sie  mit  dieser  Art  von  BeweisfQhrung 
einverstanden  sind.  Beweis  durch  Zeugenverhör  kann  in  all  den  Fällen 
angewendet  werden,  fUr  welche  nach  den  Vorschriften  des  materiellen 
Civilrechts  nicht  scluiftliche  Beweise  verlangt  werden,  aber  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Höhe  der  in  Frage  stehenden  Summe.  In  Folge 
dessen  können  folgende  Verträge,  Rechtsverhältnisse  und  Begebenheiten 
nicht  durch  Zeugenaussagen  bewiesen  werden:  ein  Testament 
(Art.  969  code  civil),  die  Schenkung  (Art.  931  code  civil),  der  Ehever- 
trag (Art.  207  Civ.  Gef?.  1825),  der  Verkaufskontrakt  eines  unbeweg- 
lichen Guts  und  Beschränkungen  des  Eigenthumsrechts  (Art.  241  Nota- 
riatsgesetz), Gesellschaftsverträge  (Art.  1834  code  civil),  Faustpfand 
(Art.  2074  c.  c),  Vollmacht  (Art.  1984  c.  c),  der  Eintritt  in  die  Rechte 
des  Gläubigers  (Subrogation  Art.  1250  c.  c),  die  Anrechnung  der  Zah- 
lungen (Art.  1253 — 1256  c.  c),  der  Darlehnsvertrag  (Art.  1895),  der 
Beti-ag  der  vertragsraässigen  Zinsen  (Art.  1907  c.  c),  der  Vergleich 
(Art.  2044  c.  c),  die  Thatsache  der  Zahlung  bei  allen  diesen  Verträgen, 
sowie  allen  anderen,  wo  der  Vertrag  schriftlich  abgeschlossen  war 
(„lettres  passent  t6moins").') 

7.  Verträge,  welche  im  Auslande  nach  fremden  Gesetzen  ge- 
schlossen sind,  werden  nach  diesen  Gesetzen  beurtheilt  und  verlieren 
nicht  ihre  Kraft  nach  Ablauf  der  Verjährungsfrist  (Art.  2262—2264, 
2271 — 2281  code  civil),  wenn  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  in  welchem 
sie  zu  Stande  gekommen,  eine  längere  Verjährungsfrist  angeordnet  ist. 

8.  In  Handelsprozessen  (Art.  631 — 641  code  de  commerce) 
werden  unter  anderen  folgende  Vorschriften  beobachtet:  von  Ausländern 
wird  keine  Sicherstellung  der  Prozesskosten  (Cautio  iudicatum  solvi) 
verfangt   (Gesetz  vom  19.  Februar  1875  G.P.O.  Art.  1634).    Es  hängt 


')  Erkenntniss  des  Kass.Hofs  Civil- Abth.  No.  12  u.  13,  1884. 
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von  dem  Willen  des  Klägers  ab,  ob  er  den  Prozess  führen  will:  a)  vor 
dem  Gericht,  in  dessen  Bezirk  der  Vorgeladene  seinen  Wohnsitz  hat, 
oder  b)  vor  dem  Gericht,  in  dessen  Bezirk  das  Verkaufsversprechen 
gemacht  oder  die  Waare  geliefert  wurde,  oder  endlich  c)  vor  dem  Ge- 
richt, in  dessen  Bezirk  die  Zalilung  oder  die  Erfüllung  der  Verpflich- 
tungen erfolgen  soll.  In  diesen  Sachen  kann  das  Gericht  die  Parteien 
vorladen,  um  sie  persönlich  im  Sitzungssaal  oder  im  Berathungssaal 
zu  verhören.  Zur  Prüfung  der  Rechnungen,  Dokumente  und  Register 
kann  das  Gericht  Vermittler  bezeichnen. 

9.  Bei  der  Exekution  in  das  Vermögen  eines  der  Ehegatten 
kommen  die  Vorschriften  des  polnischen  materiellen  Civilrechts  in  An- 
wendung. 

Hierzu  ist  Folgendes  zu  bemerken:  Im  Königreich  Polen  wurde  im 
Jahre  1825  die  gesetzliche  Gütergemeinschaft  des  französischen  Civil- 
gesetzbuchs  aufgehoben  und  die  Gütertrennung  eingeführt,  i)  Die  Ver- 
mögensverhältnisse zwischen  Eheleuten,  soweit  sie  durch  Verträge  nicht 
regulirt  sind,  unterliegen  darnach  folgenden  Vorschriften.  Der  Mann 
verwaltet  während  der  Dauer  der  Ehe  das  Vermögen  seiner  Fr8Ä,  und 
ihm,  der  verpflichtet  ist,  die  Lasten  der  Ehe  zu  tragen,  kommt  die 
Nutzniessung  des  Vermögens  seiner  Frau  zu.  Das,  was  die  Frau  durch 
Mühsamkeit  oder  Arbeit  erwirbt,  gehört  dem  Ehemann.  Was  dagegen 
die  Ehefrau  mit  Genehmigung  ihres  Mannes  durch  einen  besonderen 
Handel,  durch  Gewerbe,  Kunst,  Profession  oder  ihr  Talent  erwirbt,  wird 
ihr  ausschliessliches  Eigenthum. 

10.  Bei  der  Beitreibung  aus  mit  Hypotheken  belastetem 
Grundbesitz  muss  die  Aufforderung  zur  Beitreibung  abschriftlich  in  das 
Hypothekenbuch  eingetragen  werden.  Die  Hypothekengläubiger  haben 
das  Recht,  binnen  zwei  Wochen  nach  der  Schätzung  des  Grundbesitzes 
gegen  dieselbe  Einwendungen  zu  erheben. 

Die  öffentliche  Versteigerung  von  Grundstücken,  die  kraft  des 
Ukas  von  1864:  in  den  Besitz  von  Bauern  übergingen,  und  von  solchen 
Immobilien,  die  eine  Hufe  (wloka  =  16,79616  Hektar)  nicht  übersteigen 
und  nicht  höher  als  500  Rbl.  taxirt  sind,  wird,  auch  wenn  sie  ein 
Hypothekenbuch  im  Hypothekenamt  des  Kreises  (powiat.  ujesd)  haben, 
in  der  Friedensrichterversammlung  oder  vor  dem  Gemeindegericht  voll- 
zogen; öffentliche  Versteigerungen  von  allen  anderen  Immobilien  gehen 
vor  dem  zuständigen  Bezirksgericht  vor  sich.  Versteigerungen  von 
Hüttenwerken  finden  nur  im  Warschauer  Bezirksgericht  statt. 

In  Folge  der  Vei-steigerung  des  hypothecirten  Grundbesitzes  wird 
derselbe  von  all  den  ihn  belastenden  Schulden  frei  erklärt.  Die  Summe, 
welche  aus  dem  Verkauf  eines  solchen  Grundbesitzes  erlangt  wird,  wird 
von  dem  Bezirksgericht  unter  die  Gläubiger  nach  Vorschrift  der  Hypo- 
thekenordnung vertheilt.     Im  Fall  die  erste   und   die  zweite  Versteige- 


1)  Art.  192—206  Civil-Gesetzbuch  1825. 

Lbskb  a.  LoBWXNPELD,  Bechtsverfolgung.  II.  49 
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rung  nicht  zum  Äbschluss  kommen  (Art.  1175  C.P.O.),  müssen  die 
Gläubiger  entweder  das  zur  Versteigerung  stehende  Grundstück  laut 
Schätzung  als  Eigenthum  an  sich  nehmen,  oder  die  Vollstreckung  gegen 
ein  anderes  Grundstück  des  Schuldners  richten.  Dieses  Prinzip  der 
russischen  Civilprozessordnung  gilt  auch  für  den  hypothecirten  Grund- 
besitz in  Polen,  jedoch  wird  die  Intabulation  des  Gläubigers,  welcher  die 
Versteigerung  betrieb,  nicht  gestrichen  (d.  h.  das  Grundstück  wird 
nicht  entlastet),  und  der  Besitz  kann  in  der  Folgezeit,  aber  nur  auf 
Verlangen  eines  anderen  Gläubigers,  wieder  versteigert  werden. 

11.  In  den  polnischen  Gouvernements  wurde  die  persönliche 
Haft  des  Schuldners  als  Beitreibungsmittel  nach  folgenden  Grund- 
sätzen ^)  beibehalten :  Bei  Unmündigen ,  bei  mehr  als  70  jährigen, 
bei  schwangeren  Frauen,  oder  Eltern,  deren  unmündige  Kinder  ohne 
ünterhaltsmittel  bleiben  würden,  bei  Offizieren  und  Soldaten  im  aktiven 
Dienst  darf  die  Schuldhaft  nicht  angewendet  werden.  Die  Haft  kann 
ebenfalls  nicht  stattfinden,  wenn  die  Schuld  nicht  100  Rbl.  beträgt,  und 
kann  nicht  sechs  Monate  übersteigen  für  eine  Schuld  von  100 — 2000  Rbl., 
ein  J*r  für  2000—10000  Rbl.,  zwei  Jahre  für  10000—30000  Rbl.,  drei 
Jahre  für  30000—60000  Rbl.,  vier  Jahre  für  60000—100000  Rbl.  und 
fünf  Jahre  für  eine  Schuld,  welche  100000  Rbl.  übersteigt. 

Der  Gläubiger,  welcher  vom  Gericht  einen  Beschluss  erwirkt  hat^ 
welcher  die  Verhaftung  des  Schuldners  anordnet,  muss  dessen  Voll- 
ziehung binnen  sechs  Monaten  verlangen;  wenn  er  den  Schuldner 
bereits  verhaftet  hat,  darf  er  zu  keinem  anderem  Beitreibungsmittel 
greifen.  Mit  Ablauf  der  Zeit,  auf  welche  der  Schuldner  verhaftet 
wurde,  wird  derselbe  von  der  Schuld  ledig,  für  welche  er  ver- 
haftet wurde.  Ausserdem  werden,  was  Civilprozesse  betrifft  (nicht 
kommerzielle),  die  Vorschriften  der  Artikel  2059 — 2062  und  2066  des 
französischen  Civilgesetzbuchs  (code  civil)  über  die  persönliche  Haft 
angewendet.  ^ 

12.  Zur  Einreichung  einer  Appellationsbeschwerde  gegen  die 
Entscheidung  der  Hypothekenbehörde  ist  eine  dreimonatliche  Frist 
verordnet.  Für  eine  Person,  gegen  welche  eine  gesetzliche  oder  ge- 
richtliche Hypothek  intabulirt  wird,  wird  diese  Frist  von  dem  Tage  der 
Einhändigung  der  Entscheidung  an  gerechnet.^ 

§7- 
6.  Bechtshülfe  zur  Erledigung  von  Bequisltionssclireiben. 

Die  Vorschrift  im  Art.  281  der  russischen  Civilprozessordnung  be- 
treffs der  Zusendung  des  Ladungszettels  an  Personen,  die  im  Ausland 
wohnen,   sowie  die  Erledigung   von   Ersuchen   ausländischer   Behörden 


1)  Anhang  zum  Art.  1400  C.P.O. 

•)  Alle  diese  beschränkenden  Vorschriften  der  Civilprozessordnung  über  die  per- 
sönliche Haft  bleiben  ausser  Anwendung,  wenn  das  Gericht  die  Verhaftung  der  Person 
des  Falliten  (Art.  455  code  de  commerce)  anordnet. 

')  Verordnung  des  Statthalters  (Namiestnik)  vom  22.  Januar  1822. 
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durch  russische  Gerichtshöfe  unter  Vermittlang  des  Ministeriums  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  wurden,  was  Polen  betrifft,  durch  eine 
Konvention  modifizirt,  welche  mit  Deutschland  am  23.  Januar  (4.  Fe- 
bruar) 1879  eingegangen  wurde,  i)  und  durch  eine  mit  Oesterreieh  am 
21.  März  (2.  April)  1884  eingegangene  Konvention  über  den  unmittel- 
baren Verkehr  zwischen  den  Justizbehörden  des  Gerichtsbezirks  War- 
schau mit  einigen  Gerichten  von  Deutschland  und  Oesterreieh.  Diesen 
Vorschriften  gemäss  dient  das  Recht  unmittelbaren  Verkehrs :  dem  War- 
schauer Appellhof,  den  Bezirksgerichten  von  Warschau,  Kaiisch,  Kielce, 
Lomia,  Lublin,  Petrikau,  Plock,  Radom,  Suwalki  und  Siedice,  den 
Friedensrichterversammlungen  in  diesen  Gouvernements,  dem  Warschauer 
Handelsgericht,  den  Präsidenten  dieser  Gerichte,  dem  Staatsanwalt  des 
Warschauer  Appellhofs  und  den  Staatsanwälten  der  erwähnten  Bezirks- 
gerichte. Von  preussischer  Seite  den  Oberlandesgerichten  in  Königs- 
berg, Marienwerder,  Stettin,  Posen,  Breslau,  dem  Kammergericht  in 
Berlin,  den  Landgerichten  in  AUenstein,  Bartenstein,  Braunsberg,  Inster- 
burg,  Königsberg,  Lyk,  Tilsit,  Danzig,  Elbing,  Graudenz,  Konitz,  Thorn, 
dem  Landgericht  I.  und  ü.  in  Berlin,  den  Landgerichten  in  Kottbus, 
Frankfurt  a.  0.,  Guben,  Landsberg,  Potsdam,  Prenzlau,  Neuruppin, 
Köslin,  Greifswald,  Stargard,  Stettin,  Strelitz,  Bromberg,  Gnesen,  Lissa, 
Meseritz,  Ostrowo,  Posen,  Schneidemühl,  Beutiien,  Breslau,  Brieg,  Glatz, 
Gleiwitz,  Glogau,  Görlitz,  Hirschberg,  Liegnitz,  Neisse,  Oels,  Oppeln, 
Ratibor  und  Schweidnitz.  Von  Seiten  Oesterreichs  den  Oberlandes- 
gerichten in  Lemberg  und  Krakau,  den  Landesgerichten  in  Lemberg, 
Krakau,  Czernowitz,  den  Kreisgerichten  in  Przemysl,  Zloczow,  Sambor, 
Tamopol,  Stanislawow,  Kolomya,  Tarnow,  Rzeszow,  Neu-Sandec,  Wado- 
witz,  den  Bezirksgerichten,  welche  obigen  Gerichten  untergeordnet  sind, 
den  Präsidenten  dieser  Gerichte,  den  Staatsanwälten  der  Oberlandes- 
gerichte in  Lemberg  und  Krakau  und  den  Staatsanwälten  obiger  Ge- 
richte erster  Instanz.  Im  Bereich  der  Civilprozedur  sind  diese  Gerichte 
verpflichtet,  auf  Verlangen  der  Gerichte  des  Nachbarlandes  folgende 
Akte  zu  erledigen:  Uebergabe  von  Requisitionsschreiben  (la  transmission 
des  citations),  Vorladungsmandate  (mandats  de  comparition),  Requisi- 
tionen der  Gerichtsvollzieher  (des  exploits),  Benachrichtigungen  und 
Requisitionen  sowie  andere  Prozedurakte  (sommations  et  autres  actes 
de  proc6dure),  Zeugenvernehmungen  mit  oder  ohne  Vereidigung.  2) 

Art.  4,  in  beiden  Verträgen  identisch,  erklärt,  dass  die  hohen  ver- 
tragenden Theile  sich  verbindlich  machen,  die  von  den  Gerichten  und 
den  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Abkommens  zum  unmittelbaren  Ge- 
schäftsverkehr befugten  Beamten  ausgegangenen  Requisitionen  (les  r6- 
quisitions  ou  commissions),  insoweit  als  nicht  die  Gesetze  des  Landes, 
in  welchem  die  nachgesuchte  Handlung  vorgenommen  werden  soll,  ent- 

^)  Identisch  mit  dem  in  der  Fr.  Ges.  Samml.  1879  S.  138 — 143  abgegedruckten 
Abkommen.    Vgl.  auch  J.M.V.  vom  20.  Mai  1887  J.M.Bl.  1887  S.  139  No.  35. 

*)  Der  Vertrag  zwischen  Rassland  und  Oesterreieh  erwähnt  noch  die  Vernehmung 
Sachverständiger  und  die  Eidesabnahme  von  den  Parteien. 
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gegenstehen,  zur  Ausführung  bringen  zu  lassen.  Was  die  Sprache  be- 
trifft, so  schreiben  die  österreichischen  und  deutschen  Behörden  an  die 
Behörden  des  Gerichtsbezirks  Warschau  in  deutscher  Sprache,  aber 
letztere  schreiben  an  die  Behörden  von  Preussen  und  Oesterreich  in 
russischer  Sprache.^) 

IL  ThelL 

KonkursverfalireiL 

In  Polen  wurde  im  Jahre  1810  der  französische  code  de  com- 
merce eingeführt,  aber  die  späteren  Modifikationen  dieses  Gesetzes, 
welche  in  Frankreich  im  Jahre  1838  veröffentlicht  wurden,  verpflichten 
in  Polen  nicht.  Demzufolge  verpflichten  hier  in  Fragen,  welche  Kon- 
kursrecht und  Konkursverfahren  betreffen,  die  Artikel  437 — 614  in- 
klusive des  französischen  Handelsgesetzbuchs  in  der  Fassung  des  Jahre.^ 
1807.») 

§8. 
1.  Konkurseröffnung* 

Ein  Konkursverfahren  giebt  es  nur  gegen  Kaufleute  bezw.  Handels- 
gesellschaften und  nur  wegen  Nichtbezahlung  von  Handelsschulden.') 
Der  Konkurs  wird  vom  Warschauer  Handelsgericht  (wenn  der  Schuld- 
ner im  Gouvernement  Warschau  wohnt)  oder  von  einem  Bezirksgericht 


^)  Bechtshtllfe  in  Busslaiid*  Russland  hat  mit  den  drei  Nachbarstaaten  Deutsch- 
land (S.  763),  Oesterreich  (S.  763)  und  Rumänien  Verträge  über  gegenseitige  Rechts- 
hülfe der  Gerichte  in  den  Grenzprovinzen  abgeschlossen.  Die  Konvention  mit  Rnmi- 
nien  vom  12./24.  März  1894  (S.  d.  G.  u.  V.  1894  No.  956)  stimmt  fast  wörtlich  mit 
der  Osterreichischen  überein.  Berechtig^  zu  direktem  Verkehr  zwecks  Rechtshülfe  sind 
in  Bumlandi  Der  Appellhof  zu  Odessa,  die  Bezirksgerichte  zu  Odessa,  Ghersoc. 
Kischenew  und  Kameniec-Podolsk,  deren  Präsidenten  und  Prokuren re;  das  Han- 
delsgericht von  Kischenew;  die  Friedensrichterversammlungen  von  Odessa. 
Kischenew  und  Ismailivo,  die  Kreisglieder  der  Bezirksgerichte  von  Odessa  und  Ki- 
schenew; in  Rumänien:  Die  Appellhofe  von  Jassj  und  Galatz;  die  Distrikts- 
gerichte von  Dorobotn,  Botosani,  Falcin.  Tutova,  Covurluiu  und  Tulcia,  die  General- 
Prokureure  der  Appellhofe  und  die  Prokuratur  der  Distriksgerichte  (Art.  2). 

Die  direkte  Inanspruchnahme  der  Rechtshülfe  in  Civilsachen  erstreckt  sich  auf: 
Insinuation  von  Vorladungen  (citations,  mandats  de  comparition),  Anzeigen  der  Gerichts- 
vollzieher (exploits),  gerichtliche  Eröffnungen  (notications)  und  Aufforderungen  (som- 
mations)  und  andere  gerichtliche  Erlasse;  Zeugenvernehmung  mit  und  ohne  Eid,  Be- 
fragung Sachverständiger,  Eidesleistung  der  Parteien  (Art.  3).  (Art.  4  wie  oben  S.  763.! 

Alle  Schreiben  werden  in  der  Staatssprache  unter  Beifügung  einer  französischen 
Uebersetzung  firankirt  übersandt  (Art.  5  u.  8). 

In  Sachen,  wo  der  direkte  Verkehr  inopportun  sein  könnte,  kann  die  Verhand- 
lung auf  diplomatischem  Wege  geführt  werden  (Art.  6). 

Jeder  Staat  trägt  die  Kosten  der  von  seinen  Beamten  vorgenonmienen  Hand- 
lungen (Art.  7). 

^)  Deutsche  Uebersetzung  herausgegeben  von  Johann  Gramer  (Koblenz  und 
Leipzig,  Karl  Baedeker.  „Les  cinq  codes")  u.  Loersch.  Vgl.  Bd.  I  S.  591  und  Bor- 
chardt,  Handelsgesetze  des  Erdballs,  Bd.  II  S.  530f.   Berlin  1884. 

')  Erkenntniss  des  St.  Petersburger  Kass.Hofs.  21.  Oktober  1895  (Gazeta  Ss^dowa 
1895  S.  761). 
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(wenn  der  Schuldner  in  anderen  Gouvernements  seinen  Wohnort  hat) 
eröffnet.  Durch  das  Eröffnungsurtheü  setzt  das  Gericht  den  Zeit- 
punkt fest,  in  welchem  die  Zahlungseinstellung  erfolgt  ist.  Der  Schuld- 
ner verliert  von  der  Fallimentserklärung  an  die  Verwaltung  seines  Ver- 
mögens. Nichtig  sind  folgende,  seit  dem  Tag  der  Zahlungseinstellung 
und  zehn  Tage  vorher  vom  Schuldner  vorgenommenen  Akte :  unentgelt- 
liche Vermögenszuwendungen,  Zahlung  nicht  fälliger  Schulden,  Be- 
stellung von  Hypotheken.  1) 

Alle  anderen  Zahlungen  und  Rechtsakte  können  für  nichtig  erklärt 
werden,  wenn  sie  betrügerisch,  zum  Nachtheil  der  Gläubiger  vorge- 
nommen sind.  Nicht  fällige  Schulden  des  Falliten  werden  durch  das 
Falliment  filllig.  Ein  Gläubiger,  der  auch  Schuldner  des  Falliten  ist, 
kann  seine  Schuld  mit  der  Forderung  nicht  kompensiren,  wenn  am 
Tag  der  Eröffnung  beide  gegenseitige  Forderungen  nicht  liquide  waren.^) 
Durch  das  Eröffnungsurtheü  werden  aus  den  Mitgliedern  des  Gerichts 
ein  Konkurskommissar  und  ein  oder  mehrere  Konkursverwalter  (Kura- 
toren) ernannt.  Das  Gericht  verordnet  entweder  die  Verhaftung  der 
Person  des  Falliten  und  Inhaftbehaltung  in  dem  Schuldarresthaus  oder 
die  Bewachung  desselben  durch  die  Polizei. 

Der  Konkurskommissar  versammelt  binnen  einer  Frist  von  14:  oder 
28  Tagen  die  vermuthlichen  Gläubiger,  um  sie  über  die  Ernennung  der 
Syndiken  berathen  zu  lassen.    Das  Gericht  ernennt  diese  Syndiken. 

§9- 
2.  Anmeldung  der  Forderangen. 

Nach  Ernennung  der  Syndiken  werden  die  Gläubiger  aufgefordert, 
binnen  4:0  Tagen  ihre  Forderungen  anzumelden.  Die  Anmeldung  ge- 
schieht bei  den  Syndiken  oder  auf  der  Gerichtsschreiberei.  Die  Prüfung 
der  Forderungen  soll  binnen  15  Tagen  nach  Ablauf  der  40  tägigen  Frist 
ihren  Anfang  nehmen.  ^)  Die  Prüfung  findet  in  einer  kontradiktorischen 
Verhandlung  zwischen  den  Gläubigern  und  den  Syndiken  in  Gegenwart 
des  Konkurskommissars  statt.  Wird  die  Forderung  bestritten,  so  wird 
sie  an  das  Gericht  gewiesen. 

Jeder  Gläubiger  ist  binnen  acht  Tagen  nach  der  Verifikation  seiner 
Forderung  gehalten,  in  die  Hände  des  Kommissars  zu  bekräftigen,  dass 
seine  Angabe  über  die  besagte  Forderung  aufrichtig  und  wahrhaft  sei.*) 
Nach  Ablauf  der  zur  Verifikation  der  Forderungen  festgesetzten  Fristen 
nehmen  die  Syndiken  ein  Protokoll  auf,  welches  die  Namen  der  nicht 
erschienenen  Gläubiger  enthält.  Das  Gericht  setzt  eine  neue  Frist  von 
vier  Wochen  (wenn  keine  ausländischen  Gläubiger  betheiligt  sind)  oder 
von  vier  Monaten  (wenn  ausländische  Gläubiger  vorhanden  sind)  zur 
Verifikation  fest.  ^)    Wenn   die   Ausgebliebenen   binnen   der   durch  das 

')  Art.  443,  444,  446  code  de  commerce  1807. 

^)  Erkenntniss  des  St.  Petersburger  Kass.Hofs  Civil- Abth.  No.  14,  1888. 

^)  Art.  503  Code  de  commerce,  Redaktion  1807. 

*)  Seit  1876  ohne  Eid. 

*)  Art  299  CP.O. 


766  Europa. 

Urtheü  festgesetzten  Frist  nicht  erscheinen,  so  werden  ihre  Forderungen 
bei  der  Yertheilung  nicht  berücksichtigt. 

§  10. 
3.  Konkordat. 

Binnen  drei  Tagen  nach  Ablauf  der  den  bekannten  Gläubigem  zur 
Verifikation  vorgeschriebenen  Frist  werden  die  Gläubiger,  deren  Forde- 
rungen anerkannt  sind,  zusammenberufen.  Der  Fallit  hat  sich  zu  der  Ver- 
handlung persönlich  zu  stellen.  Wenn  die  Untersuchung  der  Akte,  der 
Bücher  und  Papiere  des  Falliten  einige  Vermuthung  eines  strafbaren  Bank- 
rotts begründet,  so  kann  kein  Vergleich  zwischen  dem  Falliten  und  den 
Gläubigern  geschlossen  werden.  Der  Vergleich  kann  nicht  anders  zu 
Stande  kommen,  als  durch  die  Mitwirkung  der  Mehrzahl  der  Gläubiger, 
welche  zugleich  zusammen  drei  Viertheile  der  Gesammtsumme  aller 
zugelassenen  Forderungen  ausmachen.  Die  Hypothekengläubiger,  sowie 
diejenigen,  welche  mit  einem  Faustpfand  versehen  sind,  haben  bei  den 
auf  das  Konkordat  bezüglichen  Berathungen  keine  Stimme.  Der  ange- 
nommene Vergleich  bedarf  der  Bestätigung  des  Gerichts.  Die  Be- 
stätigung macht  ihn  für  alle  in  der  Bilanz  eingetragenen  und  benacli- 
richtigten  Gläubiger  verbindlich.*) 

§  11. 

4.  Tereinigung  der  Gläubiger  und  Liquidation. 

Wenn  ein  Vergleich  nicht  zu  Stande  gekommen  ist,  sowie  in  den 
Fällen,  in  denen  das  Gesetz  die  Möglichkeit  eines  solchen  ausschliesst, 
tritt  die  „Vereinigung  der  Gläubiger**  ein.  Die  Gläubiger  ernennen 
einen  oder  mehrere  definitive  Syndiken,  welche  die  Gesammtheit  der 
Gläubiger  repräsentii-en,  den  Verkauf  der  Immobilien,  der  Waaren  und 
der  Mobilien  des  Falliten  betreiben  und  die  Liquidation  seiner  Forde- 
rungen und  Schulden  besorgen,  und  zWar  unter  Aufsicht  des  Kommis- 
sars. Der  Kommissar  erstattet  dem  Gericht  Vortrag  über  die  Lage  der 
Sache  und  das  Gericht  erkennt,  ob  der  Fallit  Entschuldigung  verdiene 
oder  nicht.  Im  letzten  Fall  wird  der  Fallit  als  des  Bankrotts  verdäch- 
tig angesehen  und  von  Rechtswegen  vor  den  Staatsanwalt  verwiesen.^) 

Die  Syndiken  legen  dem  Kommissar  das  Verzeichniss  der  Gläubiger 
vor,  welche  ein  Privilegium  zu  haben  behaupten,  und  der  Kommissar 
ertheilt  die  Ermächtigung,  diese  Gläubiger  aus  den  ersten  eingegangenen 
Geldern  zu  befriedigen.  Sind  Gläubiger  vorhanden,  welche  das  Privi- 
legium bestreiten,  so  entscheidet  das  Gericht.') 

§  12. 

5.  Pfandgläubiger  und  privilegirte  Gläubiger. 

Das  Gesetz  kennt  folgende  Privilegien: 

I.   Auf  Immobilien:    a)  des  Fiskus  und  der  Feuerkassen  für  die 


^)  Erkenntniss  des  St.  Petersbarger  Ka88.Ho£s  Givil-Senat  No.  21,  1894, 
^  Art.  531  Code  de  commerce,  Redaktion  1807. 
')  Art.  533  Code  de  commerce.  Redaktion  1807. 
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Abgaben  des  letzten  Jahres  und  für  zwei  verflossene  Jahre;  b)  Lohn 
der  Dienstboten  für  ein  Jahr;  c)  die  Hypothekengläubiger  (Art.  41  des 
Hypothekengesetzes  von  1818). 

n.  Auf  gewisse  Mobilien:  a)  des  Fiskus;  b)  die  Ansprüche  auf 
Mieth-  und  Pachtgelder  für  das  laufende  Jahr  und  zwei  verflossene; 
c)  jede  Forderung  mit  Bezug  auf  das  für  dieselbe  gegebene  Faustpfand, 
welches  der  Gläubiger  in  Händen  hat;  d)  der  Handwerker  für  die  Ar- 
beit und  im  Allgemeinen  für  die  auf  die  Erhaltung  der  Sache  ver- 
wendeten Kosten  ;A)  e)  wegen  des  Kaufpreises  unbezahlter  Mobiliar- 
effekten ;*^)  f)  wegen  der  Lieferungen  eines  Gastwirths  auf  Effekten 
der  Reisenden;  g)  wegen  der  Frachtkosten  und  der  damit  verbundenen 
Nebenkosten;  h)  wegen  der  Forderungen,  welche  durch  die  von  öffent- 
lichen Beamten  begangenen  Gesetzesverletzungen  entstehen,  an  der  von 
denselben  gestellten  Kaution  (Art.  7  des  Gesetzes  über  Privilegien  von 
1825). 

ni.  Auf  Mobilien  und  Immobilien,  Privilegirt  sind  a)  vor  allen 
Hypotheken  und  vor  allen  Privilegien  die  Beerdigungskosten;  b)  vor 
den  übrigen  Privilegien  gemessen  ein  Vorzugsrecht  auf  gewisse  Mo- 
bilien, die  sich  im  Besitze  des  Gläubigers  nicht  befinden,  aber  nach 
den  Pfandrechten :  die  Gerichtskosten,  die  Kosten  der  letzten  Krankheit, 
der  Lohn  der  Dienstboten  für  das  verflossene  und  das  laufende  Jahr, 
das  was  an  Lebensbedürfnissen  dem  Schuldner  und  dessen  Familie  ge- 
liefert worden  ist  in  den  letzten  sechs  Monaten;  c)  die  Abgaben  für 
das  laufende  und  verflossene  Jahr;  d)  die  Forderungen  der  Minder- 
jährigen und  Interdizirten  an  dem  Vermögen  ihres  Vormunds;  e)  die 
Forderungen  der  Ehefrau  an  dem  Vermögen  ihres  Mannes;  f)  der  Fis- 
kus, die  Kirchen,  öffentliche  Anstalten,  Stadtkassen  für  Abgaben,  sowie 
auch  für  Forderungen  an  den  Gütern  der  zur  Rechnungsablage  ver- 
pflichteten Einnehmer  und  Verwalter  (Art.  9  des  Gesetzes  von  1825 
über  Privilegien). 

§  13. 
6.  Die  Hypothekargl&ubiger. 

Geht  der  Verkauf  der  Mobilien  dem  der  Immobilien  vorher,  so  kon- 
kurriren  die  Hypothekargläubiger  bei  der  Vertheilung  nach  Verhältniss 
ihrer  ganzen  Forderungen.  Nach  dem  Verkauf  der  Immobilien  und 
nach  Erlassung  des  Kollokationsurtheils  unter  den  Hypothekargläubigern, 
erhalten  diejenigen  der  letzteren,  welche  für  ihre  ganze  Forderung  auf 
den  Kaufpreis  der  Immobilien  nützlich  koUozirt  werden,  dasjenige,  was 
ihnen  als  Hypothekargläubigem  im  Kollokationsurtheil  zuerkannt  worden 
ist,  nur  nach  Abzug  der  Summen,  welche  sie  aus  der  Chirographenmasse 
erhalten   haben.    Die   auf  solche   Art  in  Abzug   gebrachten   Summen 


^)  Ueber  das  Privüegium  des  EommissionSrs  siehe  Nftheres  Art.  91^95  code  de 
commerce. 

^  Im  Handelsyerkehr  besteht  hier  nur  die  Vindication.  Erkemitniss  des  St.  Peters- 
barger Kas8.Hofs  GiYÜ-Abth.  No.  42,  1884. 
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fliessen  zur  Chirographenniasse  zurück.  Die  Hypothekargläubiger,  welche 
nicht  nützlich  koUozirt  werden,  werden  als  blosse  Chirographengläubiger 
angesehen.  ^) 

Laut  des  Hypothekengesetzes  vom  1818  giebt  es  keine  geheimen 
(stillschweigenden)  Hypotheken  mehr.  Jeder  Hypothekengläubiger 
erhält  bei  der  Theüung  des  Erlöses  die  Zinsen  für  das  laufende  und 
für  zwei  verflossene  Jahre.  2)  Er  erhält  auch  ohne  Beschränkung  der 
Zeit  die  Zinsen  aus  der  Zeit  vor  der  Intabulation,  wenn  dieselben  in 
der  Intabulation  erwähnt  sind."*)  Die  Hypothek  ist  ein  dingliches  Recht 
auf  Immobilien;  nach  dem  französischen  Civilrecht*)  sind  unbeweglich 
vermöge  ihrer  Bestimmung  alle  Sachen,  welche  der  Eigenthümer  eines 
Grundstücks  zum  Dienst  und  zur  Benutzung  dieses  Grundstücks  auf 
dasselbe  gebracht  hat. 

Die  Frage,  wem  die  Entschädigung  gehört,  welche  im  Fall  einer 
Feuersbrunst  ausgezahlt  wird,  den  Hypothekargläubigem  oder  der  Kon- 
kursmasse, ist  noch  streitig.^) 

§  14. 
7.  Die  Rechte  der  Ehefrau  des  Falliten. 

Die  französische  Gütergemeinschaft  ist  in  Polen  aufgehoben  und 
das  Prinzip  der  Gütertrennung  eingeführt.  Die  Ehefrau  des  Falliten 
nimmt  Alles,  was  sie  dem  Mann  eingebracht  hat,  zurück;  sie  hat 
wegen  dieses  ihres  eingebrachten  Guts  das  Vorrecht  (Privilegium)  vor 
den  Nicht  -  Hypothekargläubigern ,  ^)  muss  aber  den  Beweis  liefern, 
dass  der  Mann  wirklich  ihr  Vermögen  erhalten  hat.  Nach  welchen 
Rechten  auch  der  Ehevertrag  geschlossen  sein  mag,  so  gilt  die  gesetz- 
liche Vermuthung,  dass  die  von  der  Frau  des  Falliten  erworbenen 
Güter  dem  Ehemann  gehören,  dass  sie  mit  dessen  Geld  bezahlt  worden 
sind,  und  dass  sie  zur  Masse  seines  Aktivvermögens  geschlagen  werden 
müssen ;  vorbehaltlich  des  Rechts  der  Frau,  den  Bew^eis  des  Gegentheils 
zu  liefern.  '^)  Alle  Mobilien,  welche  zur  Einrichtung  der  Zimmer  dienen, 
Mobiliareffekten,  Diamanten,  Gemälde,  Gold-  und  Silbergeschirre  und 
andere  zum  Gebrauche  des  Mannes  sow^ohl  als  der  Frau  bestimmte 
Gegenstände  fallen  den  Gläubigern  anheim,  ohne  dass  die  Frau  etwas 
Anderes  davon  erhält,  als  die  zu  ihrem  Gebrauch  nöthige  Kleidung  und 
Leinwand.  Gleichwohl  kann  die  Frau  den  Schmuck,  die  Diamanten 
und  das  Gold-  und  Silbergeschirr  zurücknehmen,   wovon   sie  durch  ein 


*)  Art.  539—543  code  de  commerce  1807. 

2)  Art.  70  Hypothekenordnung  1818. 

')  Erkenn tniss  des  St.  Petersburger  Kass.Hofs  Civil- Abth.  No.  86,  1890. 

*)  Art.  524  code  civil. 

*)  Die  Warschauer  Gerichts-Zeitung  zirtirt  zwei  verschiedene  Anschauungen  des 
Warschauer  Appellationsgerichts  (Jahrgang  1895  S.  425:  Jahrgang  1889  S.  442).  Im 
Kassationshof  ist  diese  Frage  noch  nicht  entschieden  worden. 

')  Art.  9  des  Gesetzes  1825  über  Privilegien,  siehe  auch  Erkenntnisse  des  War- 
schauer Appellationsgerichts  bei  Earpinski,  Jurysprudencja  No.  1055. 

^)  Art.  547  code  de  commerce,  Redaction  18M07. 
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gesetzmässig  gefertigtes,  den  Urkunden  beigeheftetes  Verzeichniss  oder 
durch  gute  und  treue  Inventarien  nachweisen  kann,  dass  dieselben  ihr 
in  dem  Ehevertrag  geschenkt  worden  oder  ihr,  jedoch  bloss  durch  Erb- 
schaft, zugefallen  sind.*) 

§  15. 
8.  Die  Tindikation. 

Die  Vindikation  findet  nur  statt,  so  lange  die  abgesendeten  Waaren 
noch  auf  dem  Wege  sind  und  bevor  sie  in  die  Waarenlager  des  Fal- 
liten oder  in  die  Waarenlager  des  Kommissionärs  gebracht  worden  sind, 
welcher  beauftragt  ist,  sie  für  Rechnung  des  Falliten  zu  verkaufen. 
Sie  können  nicht  vindizirt  werden,  wenn  sie  vor  ihrer  Ankunft  ohne 
Betrug  auf  Fakturen,  Konossemente  oder  Frachtbriefe  verkauft  worden 
sind.  Der  Vindikant  ist  gehalten,  die  Masse  für  Vorschuss  und  Kosten 
schadlos  zu  halten.  Die  Vindikation  findet  nur  dann  statt,  wenn  die 
Ballen,  Fässer  oder  Umschläge  nicht  geöffnet,  die  Verschnürung  und 
Merkzeichen  nicht  w^eggenommen  oder  verändert  worden  sind  und  die 
Waaren  weder  eine  Veränderung  noch  eine  Umgestaltung  erlitten 
haben.  Der  Preis  der  Waaren,  welche  bei  dem  Falliten  als  Depositum 
oder  zum  Verkauf  für  Rechnung  des  Uebersenders  niedergelegt  worden 
sind,  kann  vindizirt  werden,  wenn  er  bezahlt  oder  zwischen  dem  Fal- 
liten und  dem  Käufer  in  laufende  Rechnung  gestellt  worden  ist.  Die 
Rimessen,  welche  noch  nicht  fällig,  oder  zwar  fällig,  aber  noch  nicht 
bezahlt  sind,  können  vindizirt  werden,  wenn  sie  nur  zur  Einkassirung 
gegeben  waren.  Die  Vindikation  der  Rimessen  findet  aber  nicht  statt, 
wenn  der  Eigenthümer  zur  Zeit  der  Remittirung  Schuldner  des  Falliten 
war.  2)  Entsteht  Streit,  so  entscheidet  das  Gericht  nach  Anhörung  des 
Kommissars. 

§  16. 
9.  Kosten. 

Die  Kosten  des  Konkursverfahrens  sind  für  den  sich  meldenden 
Gläubiger  sehr  geringe.  Das  Verfahren  ist  stempelfrei.  3)  Wenn  die 
Forderung  bestritten  wird,  ist  kein  Klagegeld  zu  zahlen.*)  Lässt  sich 
der  Gläubiger  durch  einen  Advokaten  vertreten,  so  fallen  ihm  die 
Kosten  der  Vertreters  zur  Last.  Die  Entschädigung  der  Kuratoren  und 
Syndiken  wird  mit  Rücksicht  auf  die  Lokalverhältnisse  und  die  Be- 
schaffenheit des  Falliments  von  dem  Gericht  zuerkannt.^)  Sind  die 
Kuratoren  und  Syndiken  aus  der  Zahl  der  Gläubiger  gewählt,  so  er- 
halten sie  keine  Entschädigung.  Nach  der  Praxis  des  Warschauer 
Handelsgerichts  muss  der  Gläubiger,    auf  dessen  Antrag   der  Konkurs 


')  Art.  554  Code  de  commerce,  Redaktion  1807. 

*)  Art.  583—584  code  de  commerce,  Redaktion  1807. 

^  Art.  47  Stempelgesetz. 

*)  Erkenntniss  des  St.  Petersburger  Kass.  Hofs  Civil-Abth.  No.  112,  1889. 

^)  Reskript  der  ehemaligen  Justizkommission  vom  25.  Januar  (6.  Februar)  1861. 
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eröffnet  wird,  einen  Vorschuss  im  Betrage  von  50 — 100  Rbl.  einzahlen. 
Dieser  Vorschuss  wird  ihm  aus  den  ersten  Geldern  der  Masse  zurück- 
gezahlt. 

m.  Theil. 

Naclilasswesen. 

§  17. 
1.  Erbfolge. 

In  Polen  verpflichten,  was  Erbschaften  und  Testamente  betrifft,  die 
Vorschriften  des  französischen  Civilgesetzbuchs,  also  die  Artikel  718 
bis  1100  inklusive  des  code  civil.  Für  die  gesetzliche  Erbfolge 
gelten  folgende  Grundsätze: 

1.  Alles  Erbgut  unterliegt  denselben  Bestimmungen,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Art  oder  Herkunft  desselben. 

2.  Weder  das  männliche  Geschlecht  noch  die  Erstgeburt  gewähren 
irgend  welche  Vorrechte. 

3.  Die  Berechnung  der  Grade  der  Verwandtschaft  geschieht  nach 
den  Regeln  des  römischen,  nicht  nach  denen  des  kanonischen  Rechts.^) 

4.  Nicht  erbfähig  sind  a)  derjenige,  der  am  Tage  des  Todes 
des  Erblassers  noch  nicht  empfangen  ist,  b)  das  Kind,  welches  nicht 
lebensfähig  geboren  ist,  c)  derjenige,  welcher  bürgerlich  todt,  d.  i.  zum 
Verlust  aller  Standesrechte  verurtheilt  ist. 2)  Ausländer  sind  erbfähig, 
müssen  aber  in  manchen  Fällen  (siehe  S.  727  u.  „Anhang")  geerbte 
Grundstücke  verkaufen  (Gesetz  vom  14.  März  1887). 

Für  die  Erbfolge  sind  folgende  vier  Klassen  der  Erben  aufgestellt. 
Jede  Klasse  schliesst  die  folgende  aus. 

I.  Klasse.  Die  ehelichen  Nachkommen  und  die  an  Kindesstatt 
Adoptirten.  Dieselben  erben  nach  Kopftheilen  und  nach  Stämmen,  und 
die  Nachkommen  von  Verstorbenen  treten  an  deren  Stelle  (Keprfisenta- 
tion).s) 

II.  Klasse.  Die  Eltern  und  Geschwister  und  deren  Nachkommen. 
Jeder  Elterntheil  erhält  ein  Viertheil.  Ist  dagegen  nur  der  Vater  oder 
die  Mutter  unter  den  Ueberlebenden,  so  wächst  das  Viertheil  des  Ver- 
storbenen dem  Antheil  der  Geschwister  zu.  Die  voUbürtigen  Geschwister 
schliessen  die  halbbürtigen  nicht  aus,  sie  erhalten  aber  doppelte  An- 
theile.  Die  Nachkommen  der  verstorbenen  Geschwister  treten  an  deren 
Stelle  (Repr6sentation).*) 

Giebt  es  keine  Erben  der  I.  oder  der  11.  Klasse,  so  wird  der  Nach- 
lass  in  zwei  Theile  zwischen  der  väterlichen  und  mütterlichen  Linie 
getheilt.    In  jeder  Linie  erben  die  folgenden  Klassen. 


*)  Art.  737  code  civü. 

^)  Art.  725  code  civil.    Art  28  des  Strafgesetzbuchs. 

»)  Art.  745,  740  code  civü. 

*)  Art.  748,  749,  742  code  civü. 
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ni.  Klasse.  Die  Aszendenten.  In  jeder  Linie  theilen  im  Grad  die 
nächsten  den  Nachlass  unter  sich  mit  Ausschluss  der  entfernteren.^) 

IV.  Klasse.  Die  Verwandten  der  Seitenlinien  bis  zum  zwölften 
Grad.  In  jeder  Linie  schliesst  im  Grad  der  Nächste  den  Entfernteren 
aus.^)  Ein  Anfall  von  der  einen  Linie  an  die  andere  geschieht  nur 
dann,  wenn  sich  in  der  einen  von  den  beiden  Linien  weder  ein  Aszendent 
noch  ein  Seitenverwandter  befindet. 

Rechte  des  tiberlebenden  Ehegatten,  wenn  erbfähige 

Verwandten  vorhanden  sind. 

Im  Jahre  1825  wurde  in  Polen  die  Gütergemeinschaft  zwischen 
Eheleuten  aufgehoben,  welche  durch  den  französischen  code  civil 
bestimmt  worden  war,  und  das  Prinzip  der  Gütertrennung  einge- 
führt; in  Folge  dessen  sind  die  Rechte  des  überlebenden  Ehegatten  am 
Vermögen  des  Verstorbenen  folgenden  Vorschriften  unterworfen  (wenn 
die  Eheleute  durch  den  Ehe  vertrag  nicht  anders  bestimmt  haben): 
Dem  überlebenden  Ehegatten  kommt  nach  dem  verstorbenen  ein  Erb- 
theil  zu,  gleich  dem,  das  auf  jedes  Kind  fällt,  indem  man  den  Hinter- 
bliebenen bei  der  Theilung  gleich  einem  Kind  rechnet  und  ihm  die 
Wahl  zwischen  den  Theilen  lässt.  Dieser  Antheil  dient  ihm  nur  zu 
lebenslänglicher  Nutzniessung.  5)  Im  Fall  keine  Kinder  da  sind  und 
sich  Verwandte  des  Verstorbenen  bis  zum  vierten  Grad  inklusive  vor- 
finden, erhält  der  hinterbliebene  Ehegatte  den  vierten  Theil  der  Hinter- 
lassenschaft als  Eigenthum.  Sind  aber  auch  Verwandte  dieses  Grades 
nicht  vorhanden,  so  fällt  dem  Hinterbliebenen  die  Hälfte  des  Vermögens 
als  Eigenthum  zu.*)  Die  ganze  Hinterlassenschaft  des  Verstorbenen  geht 
auf  den  Hinterbliebenen  nur  dann  über,  wenn  keine  Verwandten  in 
erbfähigem  Grad  und  keine  unehelichen  Kinder  vorhanden  sind  (vgl. 
Art.  767  code  civü). 

Wenn  die  Eheleute  in  ihrem  Ehevertrag  die  Gütergemeinschaft 
vereinbart  haben,  so  wird  nach  dem  Tod  des  einen  Ehegatten  der 
Hinterbliebene  Eigenthümer  der  Hälfte  des  der  Gütergemeinschaft  unter- 
liegenden am  Tag  des  Ablebens  vorhandenen  Vermögens.  Wenn  die 
Eheleute  die  Gütergemeinschaft  vereinbart  haben  und  die  Frau  ihren 
Gatten  überlebt,  so  hat  sie  die  Wahl,  die  Gemeinschaft  anzunehmen 
oder  ihr  zu  entsagen.  Im  Fall  der  Annahme  werden  die  beider- 
seitigen Schulden  von  der  allgemeinen  Summe  des  der  Gütergemein- 
schaft unterliegenden  Vermögens  abgezogen  und  die  Nettomasse  wird 
in  zwei  gleiche  Hälften  getheilt.  Im  Fall  der  Entsagung  erhält  die 
Ehegattin  ihr  Vermögen  zurück,  kann  aber  nicht  von  den  Rechten  Ge- 
brauch machen,  welche  das  Gesetz  dem   überlebenden   Ehegatten   ver- 


')  Art.  746,  747  code  civil. 
»)  Art.  750-755  code  civü. 
»)  Art.  282  avü-Ge8.B.  1825. 
*)  Art.  233  Civil-Ges-B.  1825. 
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leiht,  im  Fall  kein  Vertrag  in  diesem  Sinn  eingegangen  wurde.  ^)  Alle 
diese  Erben  treten  von  Rechtswegen  sofort  in  alle  aktiven  und  passiven 
Vermögensverhältnisse  des  Erblassers  ein  (La  saisine).^) 

Ausser  diesen  ordentlichen  Erben  kennt  das  Gresetz  noch  eine 
ausserordentliche  Erbfolge;  solche  ausserordentliche  Erben  erwerben 
nicht  von  Rechtswegen  das  Eigenthum  am  Nachlass,  sondern  bedürfen 
der  gerichtlichen  Einweisung  in  den  Besitz  der  Erbschaft.  Ausser- 
ordentliche Erben  sind: 

a)  Die  anerkannten  unehelichen  Kinder.  Sie  erhalten:  ein 
Drittheil  dessen,  was  sie  als  eheliche  Kinder  geerbt  hätten,  wenn 
sie  neben  ehelichen  Nachkommen  zur  Erbschaft  berufen  worden  wären: 
die  Hälfte  der  Hinterlassenschaft,  wenn  sie  neben  Aszendenten  oder 
Geschwistern  und  deren  Nachkommen  erben;  zwei  Drittheile  des 
Nachlasses,  wenn  andere  Seitenverwandt^n  die  Miterben  sind;  das 
Ganze,  wenn  keine  erbfähigen  Verwandten  bis  zum  zwölften  Grad  vor- 
handen sind.*)*) 

b)  Der  überlebende  Ehegatte^)  erhält  den  ganzen  Nachlass, 
wenn  weder  erbfähige  Verwandte  noch  uneheliche  Kinder  vorhanden  sind. 

c)  Der  Staat.  Wenn  weder  erbfähige  Verwandte,  noch  unehe- 
liche Kinder,  noch  ein  überlebender  Ehegatte  vorhanden  sind,  fällt  der 
Nachlass  an  den  Staat.  ^) 

Für  die  testamentarische  Erbfolge  gelten  folgende  Grundsätze: 

1.  Fideikommissarische  Substitutionen  sind  nur  zulässig: 
a)  bei  Zuwendungen  eines  Elterntheils  an  ein  Kind  zu  Gunsten  der 
Kinder  desselben,  b)  bei  Zuwendungen  eines  Geschwisters  an  ein  Ge- 
schwister zu  Gunsten  der  Kinder  desselben. 

2.  Die  Verfügungsfreiheit  des  Testators  ist  beschränkt  durch 
den  Pflichttheilsanspruch  der  gesetzlichen  Erben.  Der  Pflichttheil 
beträgt  Dreiviertel  des  Nachlasses,  wenn  der  Erblasser  drei  oder 
mehr  Kinder  hinterlassen  hat;  zwei  Drittel,  wenn  er  zwei  Kinder 
hinterlassen  hat;  die  Hälfte,  wenn  nur  ein  Kind  oder  zwar  keine 
Kinder,  aber  Aszendenten  in  beiden  Linien  hinterblieben  sind;  ein 
Viertel,  wenn  Aszendenten  nur  in  der  einen  Linie  vorhanden  sind.^ 
Einem  Ehegatten  ist  bei  Lebzeiten  oder  durch  Testament  nur  so  viel 
zu  verschenken  erlaubt,  dass  der  dem  anderen  Ehegatten  zukommende 
Theil  nicht  mehr  als  um  eine  Hälfte  vermindert  werde.  ^) 


1)  Art.  230  Cii^ü-Ges.B.  1825. 

^  Art.  724  Code  civil;  die  Frau  auch;  siehe  Erkenntn.  d.  Eass. Hofes  No.  108, 1880. 

5)  Art.  757  code  civil. 

^)  Die  im  Ehebruch  oder  in  Blutschande  erzeugten  Kinder  haben  nur  das 
Recht  auf  den  Unterhalt;  hat  der  Vater  oder  die  Mutter  ein  solches  Kind  ein 
Handwerk  erlernen  lassen,  so  kann  es  keinen  weiteren  Anspruch  erheben  (Art.  764 
Code  civil). 

*)  Art.  767  Code  civil. 

^  Art.  768  code  civil. 

^)  Art.  913-915  code  civil. 

»)  Art.  235  Civü.Ges.B.  1825. 
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In  allen  übrigen  Fällen  kann  der  Erblasser  über  den  ganzen 
Nachlass  verfügen.  Doch  können  Ehegatten  zweiter  Ehe,  welche  Kinder 
aus  erster  Ehe  haben,  dem  zweiten  Ehegatten  nicht  mehr  als  dem 
geringst  bedachten  Kinde  und  keinesfalls  mehr  als  ein  Viertel  ihres 
Nachlasses  zuwenden. 

Ein  Viertel  des  Nachlasses  eines  römisch-katholischen  Pfarrers*) 
gehört  der  Kirche. 

Das  Testament  kann  in  dreierlei  Form  errichtet  werden: 

1.  Das  eigenhändige  Testament,  ganz  von  der  Hand  des  Erb- 
lassers geschrieben,  datirt  und  unterzeichnet.  2) 

2.  Das  öffentliche  Testament  von  einem  Notar  in  den  Formen 
einer  öffentlichen  Urkunde  in  Gegenwart  von  vier  Zeugen,  oder  von 
zwei  Notaren  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen  errichtet. 

3.  Das  geheime  Testament,  lediglich  vom  Testator  unterzeichnet. 
Das  Schriftstück  muss  von  dem  Notar  verschlossen,  versiegelt  und  über- 
schrieben werden. 

Wer  durch  Testament  zum  Universalerben  eingesetzt  ist,  tritt  von 
Rechtswegen  in  die  Verlassenschalt  ein,  es  sei  denn,  dass  pflichttheil- 
berechtigte  Erben  vorhanden  wären.  In  diesem  Fall  hat  er  von  den 
letzteren  die  Auslieferung  des  Vermächtnisses  zu  begehren.  Sind  keine 
pflichttheilberechtigten  Erben  vorhanden,  dann  tritt  der  Erbe,  wenn  das 
Testament  ein  öffentliches  ist,  ohne  Weiteres  kraft  des  Testaments  in 
den  Besitz  der  Erbschaft.  Ist  das  Testament  kein  öffentliches,  dann 
bedarf  es  erst  noch  einer  Besitzeinweisung  durch  den  Gerichtspräsi- 
denten. 3) 

Die  Vermächtnissnehmer  zu  aliquoten  Theilen,  sowie  die  Verraächt- 
nissnehmer,  denen  einzelne  Nachlassgegenstände  vermacht  sind,  erwerben 
nicht  von  Rechtswegen  das  Eigenthum  und  den  Besitz  an  demselben; 
sie  haben  vielmehr  die  Auslieferung  der  Vermächtnisse  von  den  pflicht- 
theilsberechtigten  Erben,  oder  in  Ermangelung  solcher  von  den  testa- 
mentarischen Universalerben,  oder  wenn  auch  solche  nicht  vorhanden 
sind,  von  den  anderen  durch  das  Gesetz  zur  Erbschaft  berufenen  Per- 
sonen zu  verlangen.*) 

Jeder  Erbe,  dem  eine  Erbschaft  angefallen  ist,  kann  entweder  die- 
selbe bedingungslos  annehmen,  oder  sie  endgültig  ausschlagen,  oder  sie 
unter  dem  Vorbehalt  des  Inventars  annehmen. 

Die  Erbschaft  gilt  als  angenommen,  wenn  der  Erbberechtigte  sich  in 
einer  öffentlichen  oder  Privaturkunde  als  Erbe  bezeichnet  hat,  oder 
wenn  er  eine  Handlung  vorgenommen  hat,  zu  welcher  er  bloss  als  Erbe 


^)  Ukas  Tom   25.  Dezember  (6.  Januar)  1823/4.    Erklärung   im   Erkenntniss   des 
St.  Petersburger  Kass.Hofs  Civü-Abth.  No.  103,  1891. 
')  Art.  Ö70  Code  civü. 
*)  Art.  1008  Code  civü. 
*)  Art.  1010  Code  civil. 
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berechtigt  war,  oder  wenn  ein  rechtskräftiges  Urtheil  wider  ihn  vor- 
handen ist,  welches  ihn  in  der  Eigenschaft  eines  Erben  ohne  Vorbehalt 
verurtheilt.  ^) 

Laut  Gesetz  vom  11.  Juni  1891  über  Veräusserung  und  Theilung 
der  Bauerngüter  (die  die  Bauern  auf  Grund  der  Allerhöchsten  ükase  vom 
19.  Februar  [2.  März]  1864  zu  Eigenthum  erhalten  haben)  in  den  polnischen 
Gouvernements  ist  es  nicht  gestattet,  solche  Güter  zu  parzelliren  in  Theile, 
welche  weniger  als  sechs  Morgen  (Morgen  =  Vso  ©üiör  Hufe)  haben, 
und  solche  Grundstücke  an  Juden  oder  dem  Bauernstände  nicht  an- 
gehörige  Personen  abzutreten,  zu  verpfänden  oder  zu  verpachten.  Wenn 
das  Bauemgrundstück  durch  Erbschaft,  Testament  oder  Schenkung  an 
eine  Person  übergeht,  welche  kein  Recht  hat,  solche  Grundstücke  zu 
.besitzen,  so  soll  dieselbe  binnen  einem  Jahre  den  Besitz  an  eine  Person 
verkaufen,  die  ein  Recht  hat,  denselben  zu  erwerben.  Im  Fall  diese 
Bedingung  nicht  erfüllt  wird,  wird  das  Grundstück  öfientlicher  Versteige- 
rung (auf  Befehl  des  Gemeindegerichts)  unterzogen  und  die  durch  den 
Verkauf  erlangte  Summe  dem  Besitzer  ausgezahlt.^) 

§  18. 
2«  Erbsehaftssteaer. 

Seit  dem  1./13.  Juli  1884  verpflichtet  in  Polen  das  russische  Ge- 
setz vom  15.  Juni  1882  über  den  unentgeltlichen  Uebergang  des  Ver- 
mögens.*) 

§  19. 
3.  Nachlassregallerung«^) 

1.  Gehören  zur  Erbschaft  Immobilien,  welche  ein  Hypotheken- 
buch haben,  oder  ein  hypothezirtes  Kapital,  so  verkündigt  die  zu- 
ständige Hypothekenbehörde,  auf  Verlangen  der  betheiligten  Personen, 
öffentlich  die  „Eröffnung  der  Erbschaft",  indem  sie  den  Erben  oder  den 
Gläubigem  des  Verstorbenen  einen  Termin  von  sechs  Monaten  festsetzt 
In  anderen  Fällen  werden  solche  Veröffentlichungen  vom  Friedens- 
richter oder  Gemeindegericht  aus  bewirkt,  je  nach  dem  Bezirk,  in 
dem  die  Erbschaft  eröffnet  worden  ist. 

2.  Die  Anlegung  der  Siegel  an  die  Hinterlassenschaft  wird  vom 
Exekutor  oder  dem  Gemeindevorsteher  auf  Befehl  des  Friedensrichters 
oder  des  Gemeinderichters  vollzogen,  je  nachdem  der  Besitz,  welcher  ver- 
siegelt werden  soll,  sich  an  einem  Ort  befindet,  welcher  der  Kompetenz 
des  Friedensrichters  oder  des  Gemeinderichters  unterliegt.  Das  Geld 
und  die  Werthpapiere  werden  in  den  Staatskassen  oder  in  der  Reichs- 


»)  Art.  800  Code  civü. 

*)  Aehnliche  Vorschriften  betr.  Ausländer  siehe  im  „Anhang". 

^  Siehe  Russland  S.  721  §  72. 

*)  Art.  1682— 1774  C.P.O. 
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bank  deponirt  (Art.  82,  83  der  Vorschriften  vom  11.  März  1889.  Art.  502 
der  Org.  der  Gerichte). 

3.  Die  Abnahme  der  Siegel  und  Aufnahme  des  Inventars 
wird  vom  Exekutor  oder  vom  Notar  vollzogen,  einem  Befehl  des  Friedens- 
oder Gemeinderichters  zufolge. 

Wenn  sich  unter  den  Erben  Minorenne  befinden,  so  kann  die  Ab- 
nahme der  Siegel  und  die  Aufnahme  des  Inventars  nicht  stattfinden, 
ehe  nach  den  Vorschriften  des  Civilkodex  über  den  Familienrath  eine 
Vormundschaft  eingeleitet  ist. 

4.  Eine  Abschrift  des  Inventars  wird  von  Amtswegen  der  Mskal- 
kammer  (Kazennaja  Palata)  zugeschickt.  Die  Kammer  berechnet  die 
Erbschaftssteuer.  Ueber  diese  Berechnung  kann  vor  dem  Bezirksgericht 
prozessirt  werden.  Die  Frist  beträgt  zwei  Wochen  vom  Tage  der  Ein- 
händigung an  (Art.  8  des  Gesetzes  vom  15.  Juni  1882  No.  477). 

5.  Die  Entscheidung  über  ein  Gesuch  um  Theilung  einer  Erb- 
schaft, die  500  Rbl.  übersteigt  oder  in  deren  Masse  sich  Immobiliar- 
besitz befindet,  unterliegt  der  Kompetenz  des  Bezirksgerichts;  die  Ent- 
scheidung über  ein  Gesuch  um  Theilung  einer  Erbschaft,  die  500  Rbl. 
nicht  tibersteigt,  gehört  zur  Kompetenz  des  Friedens-  oder  Gemeinde- 
richters, je  nach  dem  Kreise,  in  welchem  sich  die  Hinterlassenschaft 
befindet.  Ein  Gesuch  um  Theilung  eines  Bauernnachlasses  (siehe  Civil- 
prozess:  Zuständigkeit  der  Gerichte)   unterliegt   dem  Gemeindegerichte. 

6.  Im  Kreisgericht  wird  die  Theilung  nach  den  Vorschriften  der 
Artikel  815 — 892  des  französischen  code  civil  durchgeführt.  Die  Ge- 
meindegerichte und  Friedensrichter  führen  eine  solche  Theilung,  ohne  die 
Parteien  an  einen  Notar  zu  verweisen. 

7.  Die  Verfügung  über  die  Einweisung  der  Universalerben  in  den 
Besitz  (Art.  1008  c.  c.)  geht  von  dem  Präsidenten  des  Kreisgerichts, 
dem  Friedens-  oder  Gemeinderichter  aus,  laut  der.  obigen  Grund- 
sätze über  die  Kompetenz  in  Erbangelegenheiten  (No.  5).  Die  Eröff- 
nung des  holographischen  (eigenhändigen)  und  mystischen  (geheimen) 
Testaments  wird  immer  von  dem  Präsidenten  des  Bezirksgerichts  voll- 
zogen. 

8.  Der  Erbe,  welcher  der  Hinterlassenschaft  entsagt  (Art.  784  c.  c), 
oder  dieselbe  bedingungsweise  annimmt  (Art.  793  c.  c),  oder  die  Er- 
laubniss  zum  Verkauf  des  zur  Erbschaft  gehörigen  Besitzes  erhalten 
w^ill,  und  der  Ehegatte,  welcher  der  Gütergemeinschaft  entsagt,  die  in 
dem  Ehevertrag  vereinbart  wurde,  müssen  davon  das  Bezirksgericht, 
den  Friedens-  oder  Gemeinderichter  in  Kenntniss  setzen  nach  den  obigen 
Grundsätzen  über  Kompetenz  der  Gerichte  in  Erbschaftsangelegenheiten 
(siehe  oben  No.  5). 

9.  Um  die  Eintragung  der  Erben  im  Hypothekenbuch  zu  bewirken, 
müssen  die  Erben  1)  eine  Bescheinigung  der  Fiskalkammer  (Kazennaja 
Palata),  dass  die  Erbschaftssteuer  bezahlt  ist,  2)  die  nöthigen  Legiti- 
mationsurkundeo  vorlegen.    Lässt   sich    ein   Erbe   vertreten,   so   muss 
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er  dem  Vertreter  eine  spezielle,   in   den  Formen  einer  öffentlichen  Ur- 
kunde ausgefertigte  Vollmacht')  ertheilen. 

10.  Den  Befehl  zur  Auszahlung  des  in  der  Staaktsasse  deponirten 
Geldes  giebt  der  Friedensrichter  oder  das  Gemeindegericht  laut  der 
obigen  Grundsätze  über  Kompetenz  in  Erbangelegenheiten.  ^)  Be- 
schwerden über  Anordnungen  des  Friedensrichters  oder  des  Gemeinde- 
gerichts werden  binnen  siebentägiger  Frist  bei  der  Friedensrichterver- 
sammlung angebracht.  3) 

§20. 
4.  Erbrecht  der  Ausländer. 

Was  die  Hinterlassenschaft  von  Ausländern  betrifft,  so  stehen  die 
geltenden  Staatsverträge  über  die  Regulierung  der  Erbschaften  der 
Ausländer  mit  dem  Prinzip  des  Artikel  3  des  code  civil,  (nach  wel- 
chem Immobilien,  auch  wenn  sie  Ausländern  gehören,  der  lex  rei 
sitae  unterliegen)  nicht  im  Widerspruch.  Es  sind  folgende  dies- 
bezügliche Verträge  in  Kraft:  1)  Mit  Frankreich,  unterzeichnet  ain 
20.  März  (1.  April)  1874:  (vervollständigt  durch  die  Deklaration  vom 
8./20.  November  1891);  2)  mit  Deutschland,  vom  31.  Oktober  /  12.  No- 
vember 1874;  3)  mit  Italien,  vom  16./18.  April  1875;  4)  mit  Spanien, 
vom  14:./26.  Juni  1876;  5)  mit  Schweden  und  Norwegen,  vom  28.  März 
bezw.  19.  April  1889;  6)  mit  England,  vom  9.  August  1880  und  vom 
31.  Dezember/ 12.  Januar  1858/59;  7)  mit  Oesterreich^  vom  2./14.  Sep- 
tember 1860;   8)  mit  der  Schweiz,  vom  14./26.  Dezember  1872.-*) 

Laut  Gesetz  vom  14.  März  1887  ist  es  Ausländern  nicht  erlaubt, 
im  Zarthum  Polen  Immobilien  zu  erwerben,  zu  pachten  oder  zu  ver- 
walten, die  ausser  dem  Bereich  der  Stadt«  liegen.  Erben  in  gerader 
Linie,  der  Seitenlinie  sowie  Eheleuten  ist  die  Sukzession  in  einen 
Immobiliarbesitz  nach  einem  ausländischen  Unterthanen  gestattet,  wenn 
der  Erbe  vor  dem  14.  März  1887  im  Zarthum  Polen  oder  im  rus- 
sischen Kaiserreich  ansässig  wurde.  In  allen  übrigen  Fällen  der  ge- 
setzlichen Erbfolge  oder  im  Fall  einer  testamentarischen  Erbschaft 
ist  der  ausländische  Unterthan  verpflichtet,  binnen  drei  Jahren,  seit 
dem  Antritt  seiner  Rechte  am  GiTindstück,  dasselbe  einem  russischen 
Unterthanen  zu  verkaufen.  Im  Fall  er  binnen  drei  Jahren  diese  Be- 
dingung nicht  erfüllt,  wird  der  Grundbesitz  auf  Befehl  der  Gouverne- 
mentsbehörde sequestirt  und  öffentlich  versteigert;  die  durch  Versteige- 
rung erlöste  Summe  wird  nach  Abzug  der  Versteigerungs-  und  Seque- 
strationskosten dem  Erben  ausgezahlt.^) 


•)  Art.  2  Hypothekenordnung  1818. 

*)  Art.  27  der  Vorschriften  über  die  Deposita  vom  11.  März  1889. 

»)  Art.  166  C.P.O. 

*)  Nähere  Einzelheiten  siehe  Russland  §  77  u.  S.  749. 

^)  Genaueres  v^l.  oben  S.  728  und  unten  im  Anhang. 
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AnhansT« 

Die  Reclite  der  Ausländer  in  Russland. 

Von  Professor  Dr.  J.  Engel  mann  in  Dorpat 

Im  Moskowischen  Zarthum  konnte  ein  Ausländer  wohl  geduldet, 
ja  sogar  privilegirt,  aber  niemals  einem  Russen,  d.  h.  einem  Recht- 
gläubigen, gleichgestellt  und  gleichberechtigt  sein.  Seit  der  Zeit  Peters 
des  Grossen  zeigt  sich  bei  der  Regierung  im  Allgemeinen,  bei  vielfachen 
Schwankungen  im  Besonderen,  das  Bestreben,  im  Interesse  der  Ver- 
breitung der  Kultur  Ausländer  nach  Russland  zu  ziehen  und  zu  dem 
Zweck  ihnen  gleiche  Rechte  wie  den  Inländern  zuzuerkennen.^)  Seit 
der  Zeit  Katharinas  II.  werden  die  Rechte  der  Ausländer  durch  Handels- 
verträge gesichert.^)  Nachdem  im  Jahre  1860  durch  Gesetz  vom  7.  Juni 
1860  5)  den  Ausländem  das  Recht  des  Erwerbs  von  Grundeigenthum 
auch  ausserhalb  der  Städte  verliehen  und  dieses  Recht  durch  die  Auf- 
hebung der  Leibeigenschaft  eine  bedeutende  Ausdehnung  erhalten  hatte 
(da  nach  Ablösung  des  Bauerlandes  auch  die  ehemals  adligen  Landgüter 
von  Jedermann,  also  auch  von  Ausländern,  erworben  werden  konnten), 
schien  die  wirthschaftliche  Gleichberechtigung  der  Ausländer  mit  den 
Inländern  in  Russland  ebenso  durchgeführt,  wie  im  übrigen  Europa. 
Allein  unter  der  Regierung  Kaiser  Alexander  III.  wurden  wiederum 
Beschränkungen  in  Beziehung  auf  den  Grundbesitz  eingeführt.^) 

Nach  dem  geltenden  Rechte  werden  als  Ausländer  betrachtet, 
alle  in  Russland  befindlichen  Angehörigen  fremder  Staaten,  so  lange 
sie  nicht  in  den  russischen  ünterthanenverband  aufgenommen  sind.*)^ 

Zunächst  haben  Ausländer  aller  Nationen,  mit  Ausnahme  der  Juden, 
das  Recht,  das  russische  Territorium  zu  betreten  und  sich  daselbst  auf- 
zuhalten, falls  sie  mit  gehörigen,  von  russischen  Konsuln  und  Gesandt- 
schaften visirten  Pässen  oder  Wanderbüchern  versehen  sind.'') 8) 

»)  Vollst.  G.S.  No.  3318  Art.  23,  26. 

^  Der  erste  Vertrag  ist  am  81.  Dezember  1786  mit  Frankreich  abgeschlossen 
(V^oUstG.S.  No.  16489).  Auf  diesen  folgt  eine  lange  Reihe  von  Verträgen  bis  herab 
zu  den  neuesten  mit  Frankreich,  Deutschland  und  Dänemark  1894  u.  1895  (s.  oben 
S.  751  Note  1). 

^  VoUstG.S.  No.  85880  Art.  3  u.  5. 

*)  Vgl,  oben  S.  727. 

*)  R.G.B.  IX.  990. 

^  Bis  in  die  neueste  Zeit  wurde  bei  den  in  Russland  lebenden  Ausländem  unbe- 
achtet gelassen,  ob  sie  in  dem  Lande  ihrer  früheren  Angehörigkeit  noch  heimaths- 
berechtigt  seien  oder  nicht.  In  neuester  Zeit  wird  jedoch  der  Nachweis  der  Heimaths- 
berechtigung,  d.  h.  ein  Pass,  verlangt. 

^  R.G.R.  IX.  991—993. 

")  Ein  solcher  Pass  berechtigt  jedoch  nur  zum  Aufenthalt  während  der  Dauer  von 
sechs  Monaten,  wenn  er  auch  auf  längere  oder  unbestimmte  Zeit  ausgestellt  ist.  Nach 
Ablauf  dieser  sechs  Monate  muss  der  Ausländer  sich  einen  Pass  von  der  örtlichen 
Gouvemementsbehörde  ausstellen  lassen,  der  auf  ein  Jahr  ausgestellt  wird  (Pass-Ordn. 
292-— 295,  301).  Doch  hat  dies  nur  den  Zweck  einer  Passsteuererhebung,  und  ein  Pass, 
auf  dem  vermerkt  ist,  dass  auf  seiner  Grundlage  ein  russischer  Pass  ausgestellt  worden 
Lbsu  n.  LoBWBMVBLD,  BechtSTerfolgang.  II.  50 
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Ausser  den  Juden  ist  es  Derwischen  i)  und  Jesuiten  2)  verboten 
nach  Russland  zu  kommen.  Nur  mit  Genehmigung  Kaiserlicher  Majestät 
dürfen  Bischöfe  der  orientalischen  ausländischen  Kirchen,  nur  mit  Ge- 
nehmigung des  Synod  Geistliche  dieser  Kirchen  nach  Russland  kommen.'] 
Mit  Genehmigung  der  Generalgouverneure  von  Orenburg  und  Turkestan 
kann  mittelasiatischen  Juden  die  Uebersiedlung  nach  Russland  gestattet 
werden,*)  und  mit  Genehmigung  des  Ministers  des  Inneren  können  den 
Vertretern  bekannter  europäischer  jüdischer  Firmen,  sowie  jüdischen 
Fabrikanten,  Aerzten  und  Rabbinern  Pässe  zur  Reise  und  zum  Aufenthalt 
in  Russland  ertheilt  werden.^) 

Die  Konsuln  und  Gesandten  haben  ausser  den  erwähnten  das  visa 
allen  Personen  zu  versagen:  1)  denen  das  Betreten  des  Reichs  ver- 
boten ist;  2)  die  sie  für  unzuverlässig  halten;  3)  Zigeunern,  Leier- 
männern, Hausirem  mit  Apothekerwaaren  und  Gipsfiguren:  4)  „rumä- 
nischen Juden,  die  keine  Subsistenzmittel  besitzen".^ 

Die  Ausländer,  die  sich  auf  russischem  Territorium  aufhalten,  werden 
als  „zeitweilige  Unterthanen"  bezeichnet  und  das  Gesetz  spricht  vom 
„Stande  der  Ausländer".  Die  zeitweilige  Unterthanenschaft  unterscheidet 
sich  von  der  beständigen  dadurch,  dass  sie  nur  faktisch,  nicht  rechtlich 
besteht  und  beliebig  aufgehoben  werden  kann,  sowohl  seitens  des  zeit- 
weiligen Unterthanen,  indem  er  das  Reich  nach  eigenem  Ermessen  ver- 
lässt,  als  auch  von  Seiten  des  Staats,  indem  er  den  zeitweiligen  Unt^r- 
than  ausweist.  Nur  für  den  Fall,  wo  der  Ausländer  in  Russland  Grund- 
eigenthum  besitzt,  bleibt  auch  beim  Verlassen  des  Reichs  ein  Rechts- 
verhältniss  bestehen:  mit  seinem  Grundeigenthum  bleibt  er  im  Unter- 
thanen verhältniss. 

Als  zeitweilige  Unterthanen  unterliegen  die  Ausländer  den  russischen 
Gesetzen  und  gemessen  den  Schutz  derselben.'^  Sie  sind  befugt,  gleich 
den  beständigen  Unterthanen  Gewerbe  und  Handel  zu  betreiben,  in 
die  Gilden  und  die  Zünfte  zu  treten,  in  die  letzteren  jedoch  nur  zeit- 
weilig —  übrigens  gilt  der  Eintritt  in  die  Gilde  auch  immer  nur  für 
ein  Jahr.^)^) 


ist,  kann  wiederholt,  bis  zum  Ablauf  seiner  Frist,  benutzt  werden,  wobei  das  erste  risa 
gültig  bleibt  und  keiner  Erneuerung  bedarf.  Ist  ein  Ausl&nder  mit  einem  russischen 
Pass  ins  Ausland  gereist,  so  bedarf  er,  selbst  wenn  er  im  russischen  Staatsdienste  steht, 
zur  Rückkehr  eines  Heimathspasses,  da  der  russische  Pass  nur  für  die  Hinausreise  gilt 
(Pass-Ordn.  von  1893  Art.  264).  Ausl&nder,  die  aus  Ortschaften  kommen,  wo  keine 
russischen  Konsulate  und  Gesandtschaften  sind,  müssen  Pässe  von  den  Ortlichen  Gou- 
verneuren oder  Oberlandeschefs  vorweisen  (ib.  268)  und  sofort  russische  Pässe  nehmen. 

»)  IX.  994. 

>)  Pass-0.  264,  266. 

3)  Pass-O.  270-275. 

*)  R.G.B.  IX.  992  Anm. 

')  R.G.B.  XIV.    Pass-O.  289—291. 

«)  Pass-O.  264. 

')  IX.  995. 

8)  IX.  1001,  1002. 

°)  Zwecks  Eintritt  in  die  Zunft  muss  der  Ausländer  seine  Befähigung  durch  ins 
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Ausländer  sind  berechtigt,  Eigenthum  zu  erwerben,  sowohl  be- 
wegliches als  unbewegliches,  letzteres  nicht  nur  in  Städten,  sondern  auch 
auf  dem  Lande,  Bergwerke,  Fabriken  und  aller  Art  wirthschaftlicher  Be- 
triebe einzurichten  und  zu  betreiben.^) 

Ausländern,  die  Gelehrte,  Künstler,  handeltreibende  Kapitalisten, 
Besitzer  bedeutender  Fabriken  sind,  kann  auf  Vorstellung  des  Ministers 
des  Inneren  durch  kaiserlichen  ükas  das  persönliche  Ehrenbtirgerrecht 
verliehen  werden.^  Nach  zehn  Jahren  können  sie  für  sich  oder  ihre 
Kinder  (je  nachdem,  wer  in  den  russischen  Unterthanenverband  tritt) 
um  Ertheilung  des  erblichen  Ehrenbürgerrechts  bitten.^ 

Ausländische  Edelleute  sind  in  Russland  ihrem  Stande  nach  von 
der  Körperstrafe  befreit.*)*) 

Bis  zum  Jahre  1890  hatten  Ausländer  das  Recht,  in  den  russischen 
Militärdienst  zu  treten.  Seit  diesem  Jahre  haben  Ausländer  weder  das 
Recht  in  den  Militär-  noch  in  den  Civildienst  zu  treten.  0)  Ausnahms- 
weise können  Gelehrte,  Lehrer,  Künstler  und  Techniker  in  den  Civil- 
dienst im  Ressort  des  Ministeriums  der  Volksaufklärung,  im  Berg-,  Münz- 
und  Salz-Fach  oder  als  Aerzte  und  Pharmazeuten  in  den  Staatsdienst 
treten,'')  falls  die  Chefs  es  für  nöthig  erachten. 

Seit  der  Justizreorganisation  von  1864,  der  Landschaftsordnung 
von  1864  und  der  Städteordnung  von  1870  sind  Ausländer,  die  Im- 
mobilien besitzen,  nicht  mehr  berechtigt,  an  der  örtlichen  Selbstver- 
waltung Theil  zu  nehmen,  da  die  erste  Bedingung  des  aktiven  und 
passiven  Wahlrechts  die  ünterthanenschaft  ist.^) 


Russische  übersetzte  und  gehörig  beglaubigte,  yon  fremden  Regierungen  ausgestellte 
„Patente**  oder  durch  Atteste  technischer  Schulen  aUer  Art,  technischer  GeseUschaften 
oder  ZGnfte  nachweisen.  Zur  Aufnahme  eines  Ausländers  in  eine  Zunft  ist  die  Ein- 
willigung des  Kameralhofs  erforderlich  (R.G.B.  XI.  2.  Ausgabe  von  1893.  Gewerbe- 
ordnung Art.  873,  377,  880). 

^)  IX.  1008.  Die  Beschränkungen  in  Bezug  auf  Erwerb  und  Besitz  ländlichen 
Grundeigenthums  siehe  S.  727  f. 

^  IX.  999. 

3)  rx.  1000. 

*)  IX.  996. 

^)  Ebenso  sind  von  der  (übrigens  nur  noch  in  den  Fällen  der  Art.  952  [lügenhafte 
Aussagen  eines  Vagabunden  über  seinen  Stand]  und  Art.  1377  [hartnäckige  Faulheit, 
Ungezogenheit,  Unbotmässigkeit  und  Umhertreiben  von  mindeijährigen  Handwerker- 
lehrlingen und  Gesellen  falls  die  Mittel  der  Hauszucht  nicht  ausreichen]  statthaften) 
Körperstrafe  befreit  Ausländer,  die  im  Staatsdienst  stehen,  Ehrenbürger,  Eaufleute, 
Geistliche  und  Kirchendiener,  und  zwar  mit  ihren  Familien  (Str.G.B.  Beilage  I  zu 
Art.  30  P.  3,  6. 10,  U,  12;  4,  1»  4).  Persönlich  befreit  sind  Alle,  die  mittlere  und  höhere 
Lehranstalten   sowie   solche  für  Ackerbau  und  Handwerk  besucht  haben  (ib.  P.  5  ff.). 

•)  IX.  997.    Fortsetzung  von  1890. 

^)  R.G.B.  HI.  Art.  47—51  u.  58,  ergänzt  durch  Fortsetzung  von  1890  in  Bezug 
auf  Art  50. 

")  Eine  Ausnahme  bildet  das  Recht  der  Kaufleute,  die  Ausländer  sind,  zur  Theil- 
nahme  an  den  Wahlen  zum  Kommerzgericht  in  St.  Petersburg  und  Archangel  und 
noch  mehr  das  passive  Wahlrecht  derselben  zum  Kommerzgericht  in  Archangel  (siehe 

50* 
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Die  Aufnahme  von  Ausländern  in  den  russischen  Unter- 
thanenverband  ist  geregelt  durch  Gesetz  vom  10.  Februar  1864. ') 
Bis  dahin  hatte  jeder  Ausländer,  mit  Ausnahme  der  Juden,  Derwische 
und  Jesuiten,  das  Recht  in  den  Unterthanenverband  einzutreten:  die 
Aufnahme  fand  statt  auf  ein  Gesuch  an  eine  beliebige  Gouvernements- 
behOrde  durch  Ableistung  des  Eides.  Ebenso  hatte  bis  dahin  jeder  in 
den  Unterthanenverband  getretene  das  Recht  des  Austritts  aus  dem- 
selben. Beide  Rechte  sind  durch  das  erwähnte  Gesetz  aufgehoben. 
Nach  dem  Gesetz  von  1864  sind  von  der  Aufnahme  ausgeschlossen: 
Juden,  Derwische,  Jesuiten^  und  Ehefrauen  ohne  ihre  Ehemänner.^ 

Die  Aufnahme  hängt  vom  Ermessen  des  Ministers  des  Inneren  ab, 
der  sie  ohne  Weiteres  versagen  kann.*)  Der  Aufnahme  muss  die 
Uebersiedlung  nach  Russland  und  ein  fünfjähriger  Aufenthalt 
daselbst  vorausgehen.^)  Diese  fünfjährige  Frist  wird  berechnet  von  dem 
Tage  an,  wo  der  Ausländer,  nach  Anmeldung  seiner  Absicht,  in  den 
Unterthanenverband  zu  treten,  unter  Bescheinigung  seiner  bisherigen 
Lebensstellung  im  Staat  seiner  Angehörigkeit  und  Erklärung  über  die- 
selbe in  Russland,  eine  Bescheinigung  über  die  erfolgte  Anmeldung  vom 
örtlichen  Gouverneur  erhalten  hat.^  Die  fünfjährige  Frist  kann  vom 
Minister  des  Inneren  verkürzt  werden  für  solche  Ausländer,  welche 
Russland  besondere  Dienste  geleistet  haben  oder  durch  ihre  Kenntnisse, 
Fähigkeiten  oder  ihr  grosses  Kapital  Nutzen  bringen  können.'^ 

Eine  Ausnahme  von  der  Regel,  dass  die  Aufnahme  in  den  russischen 
Unterthanenverband  vom  Ermessen  des  Ministers  des  Inneren  abhängt, 
findet  nur  in  folgenden  Fällen  statt: 

1.  Kinder  von  Ausländern,  die  in  russischen  Lehranstalten  er- 
zogen sind,  dadurch  das  Recht  zum  Eintritt  in  den  Staatsdienst  er- 
worben haben  und  in  den  Staatsdienst  getreten  sind,  gelten  ipso  iure 
als  russische  Unterthanen.®)^) 

2.  Kinder  von  Ausländern,  die  in  russischen  Lehranstalten  er- 
zogen sind,  haben  das  Recht,  im  Laufe   eines  Jahres   nach  erlangter 


§  4  II.  2  a  S.  579  f.  Organisation  der  Eommerzgerichte).  Die  Kommerzgerichte  sind  eben 
Gerichte  alter  Formation  vor  1864. 

Ausländer  unterliegen  der  Besteuerung  von  den  in  Russland  ausgeübten  Ge- 
werben und  dem  daselbst  befindlichen  Vermögen,  aber  keinen  persönlichen  Steuern 
oder  Leistungen. 

»)  Vollst.  G.S.  No.  40588  =  R.G.B.  IX.  1010—1031. 

•)  Siehe  oben  S.  777. 

»)  IX.  1014. 

«)  ib.  1020. 

»)  ib.  1010. 

«)  ib.  1011. 

^  ib.  1016. 

^  ib.  998.  Vgl  Engelmann,  Das  Staatsrecht  des  Kaiserthums  Russland  (in 
Marquardsen*s  Handbuch  des  Öffentlichen  Rechts)  S.  136  Anm.  2. 

')  Freilich  werden  sie  in  neuerer  Zeit  eben  vor  Eintritt  in  den  russischen  unter- 
thanenverband nicht  in  den  Staatsdienst  aufgenommen,  so  dass  diese  Bestimmung  nicht 
zur  Anwendung  kommt  und  daher  mit  der  folgenden  zusammenflUt. 


RaBBland.  781 


Volljährigkeit  den  Unterthaneneid  zu  leisten,^)  d.  h.  in  den  russischen 
Unterthanenverband  aufgenommen  zu  werden. 

3,  Frauen,  auch  Jüdinnen, 2)  die  durch  die  Eingehung  einer  Ehe 
mit  einem  Ausländer  aus  dem  russischen  Unterthanenverband  getreten 
sind,  haben  nach  Auflösung  der  Ehe  das  Recht,  in  den  russischen 
Unterthanenverband  zurückzutreten.  Dazu  genügt  die  Rückkehr  und 
der  Nachweis  der  Auflösung  der  Ehe.  Als  Beweis  des  Wiedereintritts 
dient  die  Bescheinigung  des  Gouverneurs,  dass  er  die  erwähnte  Be- 
scheinigung erhalten  habe.*) 

4.  Kinder  solcher  Frauen,  sowie  vor  der  Naturalisation  ihrer 
Eltern  geborene  Kinder  haben  nach  erlangter  Volljährigkeit  das  Recht, 
den  Unterthaneneid  zu  leisten.*) 

Nach  Ablauf  der  fünfjährigen  Frist  hat  der  Petent  unter  Bescheini- 
gung der  oben  erwähnten  Bedingungen  sowie  seiner  tadellosen  Führung^) 
sein  Gesuch  um  Aufnahme  in  den  Unterthanenverband  dem  Minister  des 
Inneren  einzureichen.  Der  Eintritt  in  den  Unterthanenverband  geschieht 
durch  Ableistung  des  Unterthaneneides.  ^ 

Im  Staatsdienst  stehende  Ausländer  können  von  ihren  Vor- 
gesetzten in  den  Unterthanenverband  aufgenommen  werden.^ 

Für  Ostsibirien  und  Turkestan  haben  die  örtlichen  General- 
gouvemeure  das  Recht  der  Aufnahme  in  den  Unterthanenverband.^) 

Die  Aufnahme  vereinfachende  Speziairegeln  bestehen  für  die  Auf- 
nahme von  Arbeitern  und  von  Bulgaren  in  Südrussland  und  im  Kau- 
kasus. ^) 

Durch  die  Naturalis«tion  erlangt  der  Ausländer  alle  Rechte  eines 
Einheimischen;*®)  eine  Ausnahme  besteht  im  Gouvernement  Wolhynien, 
wo  nach  einem  Gesetze  Kaiser  Alexanders  HI.  nur  der  Uebertritt  zur 
russischen  Kirche  ihm  volle  Rechtsgleichheit  gewährt. i*)  Abgesehen 
von  dieser  Ausnahmsbestimmung  wird  im  russischen  Recht 
ein  Unterschied  zwischen  geborenen  und  naturalisirten 
Unterthanen  nicht  gemacht.  Dem  in  die  Unterthanenschaft  Auf- 
genommenen wird  im  Laufe  zweier  Jahre  Abgabenfreiheit  gewährt.^-) 

Der  Unterthanenverband  wird  gelöst   durch  Eintritt   einer  Unter- 

»)  DL  1023. 

*)  ib.  998  u.  Anm. 

*)  ib.  1026. 

*)  ib.  993,  1024,  1027. 

*)  Der  Nachweis  der  Ableistang  der  Wehrpflicht  wird  nur  verlangt,  wenn  Russ- 
land mit  dem  betreffenden  Staat  im  EarteUverhältniss  steht  (ib.  1019).  Eine  Erklärung 
oder  der  Nachweis,  dass  Petent  sein  bisheriges  Unterthanenverhältniss  aufgebe,  wird 
nicht  Yerlangt 

•)  DL  1022. 

')  ib.  1025. 

^  ib.  1017  Anm.  u.  1020  Anm.  Fortsetzung  von  1890. 

*)  ib.  1029. 

"0  ib)  1080. 

»')  Vgl.  S.  727  f. 

^^  RG.B.  IV.  Steuerordnung  415. 
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thanin  in  eine  Ehe  mit  einem  Ausländer^)  oder  durch  Entlassung  aus 
demselben  kraft  Kaiserlichen  Gnadenakts.  ^  Das  willkürliche  Verlassen 
des  Vaterlandes  und  der  unbefugte  Eintritt  in  fremde  ünterthanenschaft 
ist  unter  Strafe  gestellt.  8) 

Die  gesetzliehen  Bestimmaiigen  fiber  die  Beehte  der  Ausländer 

in  Rassland. 

Oeseti  Aber  die  Beehte  der  Ivslinder  in  RusslAiid  (R.G.B.  IX.  [Ausgabe 
von  1876].  Ständerecht  Buch  I,  Tit.  VI,  Kap.  II  Art.  995—1009  nebst  Forteeteungen 
von  1890,  1891,  1893. 

995.  Die  Ausländer  unterliegen,  falls  sie  sich  in  Russland  aufhalten,  sowohl  per- 
sönlich als  auch  ihrem  Vermögen  nach,  der  Wirkung  der  russischen  Gesetze  und  ge- 
niessen  deren  gesammten  Schutz. 

Anm.  (nach  der  Fortsetzung  Ton  1890.)  Den  Ausländem  ist  es  nicht  gestattet, 
in  den  Staatsdienst  zu  treten,  weder  in  den  Militär-  noch  Cüvildienst.  Ausnahmen  Ton 
dieser  Regel  für  einzelne  Arten  des  Civildienstes  sind  im  Statut  für  den  Cüvildienst 
angegeben. 

996.  Ausländische  Edelleute  werden  im  Fall  eines  Verbrechens  der  Körperstrafe 
nicht  unterzogen. 

997  (nach  der  Fortsetzung  von  1890)  wiederholt  wörtlich  die  Anm.  zum  Art  995. 

998.  Kinder  von  Ausländem,  die  in  Russland  geboren  und  in  den  Staatsdienst 
getreten  sind,  werden  den  geborenen  Untertbanen  gleichgeachtet.  ^) 

999.  Ausländische  Gelehrte,  Kfinstler,  Handeltreibende,  Kapitalisten  und  Eigen- 
thflmer  bedeutender  Manufakturen  und  Fabriken  können  persönlich  dem  Ehrenbürger- 
Stande  zugezählt  werden,  wenn  in  Berücksichtigung  des  von  ihnen  zu  erwartenden 
Nutzens  das  Ministerium  dämm  nachsucht. 

1000.  (Wer  auf  Grand  des  Art.  999  das  persönliche  Ehrenbürgerrecht  erhalten 
hat,  kann  nach  zehn  Jahren  für  sich  oder  auch  nur  für  seine  Kinder  um  das  erbliche 
nachsuchen,  jedoch  nur,  nachdem  der  Betreffende  in  den  Unterthanenverband  ge- 
treten ist.) 

1001.  Den  Ausländem  ist  es  gestattet,  sowohl  Kaufmanns-  oder  Gilden-  als  auch 
Gewerbescheine  zu  lOsen  und  alle  damit  verbundenen  Rechte  gleich  den  geborenen 
Untertbanen  des  Reichs  zu  gemessen. 

Anm.  1:  Den  nach  Russland  aus  dem  Auslande  kommenden  ausländischen  Juden, 
die  durch  ihre  Stellung  in  der  Gesellschaft  und  durch  ihre  umfasssenden  Handels- 
umsätze bekannt  sind,  ist  es  gestattet,  auf  (}rund  besonderer,  für  jeden  einzelnen  Fall 
von  den  Ministem  des  Innem,  der  auswärtigen  Angelegenheiten  und  der  Finanzen  zn 
ertheilenden  Erlaubniss  im  Reiche  Handel  zu  treiben  und  Bankkomptoire  auf  Handels- 
scheine erster  Gilde  zu  erOffiien.  Speziell  diesen  Juden  ist  auch  die  Errichtung  von 
Fabriken,  der  Erwerb  und  die  Pacht  von  unbesiedelten  LandgUtem  mit  Beobachtong 
der  im  Ständerecht  enthaltenen  Regeln  gestattet.  Ebenso  können  solchen  Juden,  die 
zeitweilig  zum  Ankauf  und  zur  Ausfuhr  rassischer  Erzeugnisse  in  das  Reich  kommen, 
Handelsscheine  erster  Gilde  ausgereicht  werden  nach  Uebereinkunft  der  Ministerien  des 
Auswärtigen,  des  Inneren  und  der  Finanzen.  Ausländischen  Juden  besonders  Kommis- 
sionären bedeutender  auswärtiger  Handelshäuser  ist  es  erlaubt,  in  Russland  die  bekannten 
Fabrik-  und  Handelsorte  zu  besuchen  auf  Grund  der  Vorschriften  der  Passordnung. 

Anm.  2.  Im  Jahre  1842  ist  durch  eine  Allerhöchst  bestätigte  Verordnung  des 
Ministerkomit6s  bestimmt  worden:  Den  in  Handelssachen  aus  Mittelasien  auf  derOren- 


>)  Vgl.  oben  S.  781  No.  3. 

^  R.G.B.  I.    Organisation  der  Ministerien.    Art  1352  Anm.  1. 

»)  Str.G.B.  Art.  325. 

^)  Dieser  Artikel  ist  offenbar  aufzuheben  vergessen  worden;  vgl.  S.  779  u.  780. 
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burgschen  Linie  kommenden  Juden  ist  es  gestattet,  ihre  Angelegenheiten  ebenso  wie 
die  Khivinzen  (Khiwa)  und  Bucharen  zu  betreiben,  jedoch  mit  der  Bedingung,  dass 
bei  der  Reise  aus  Orenburg  in  die  inneren  Gouvernements  in  Bezug  auf  sie  die  allge- 
meinen Regeln  Ober  die  Juden  zu  beobachten  sind.  Juden,  gebürtig  aus  den  an  Turke- 
stan  grenzenden  mittelasiatischen  Staaten,  unterliegen  in  Bezug  auf  Erwerb  von  Lände- 
reien und  Oberhaupt  Immobilien  den  allgemeinen  Gesetzen  über  Erwerb  von  Immobilien 
durch  ausländische  Juden. 

Anm.  3.  Von  allen  Ausländem,  die  nach  Russland  kommen  zum  Eintritt  „in  die 
Handelsklassen**  (d.  i.  um  Handel  zu  treiben)  ohne  Eintritt  in  den  Unterthanenverband, 
oder  Überhaupt  und  mit  Eintritt  in  den  Unterthanenverband,  wird  vor  Auslieferung 
des  betreffenden  Scheins  die  Vorweisung  einer  Bescheinigung  eines  auswärtigen  Kon- 
sistoriums oder  einer  anderen  höheren  geistlichen  Obrigkeit  darüber  verlangt,  dass  der 
Angereiste  und  seine  Familie  Christen  seien.  Dies  bezieht  sich  auch  auf  die  aus  dem 
Königreich  Polen  und  dem  Grossfürstenthum  Finland  Anreisendon,  die  sich  zu  den 
Uandelsklassen  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  anschreiben  lassen  wollen.  Die 
Ausländer,  die  bereits  in  die  Handelsklassen  eingeschrieben  sind,  jedoch  eintraten,  bevor 
den  ausländischen  Juden  die  Ansiedlung  in  Russland  verboten  wurde,  müssen  bei  Er- 
neuerung ihrer  Handelsscheine  ebenfalls  eine  Bescheinigung  einer  ausländischen  oder 
russischen  geistlichen  Verwaltung  beibringen,  dass  sie  und  ihre  Familie  Christen  seien. 
Die  in  dieser  Anmerkung  festgestellten  Regeln  beziehen  sich  nicht  auf  die  nach  Russ- 
land kommenden  Asiaten,  welche  in  den  Gouvernements,  wo  den  Juden  der  beständige 
AufenÜialt  nicht  gestattet  ist,  in  die  Gilden  treten  künnen. 

1002.  Den  Ausländem  ist  es  erlaubt,  in  die  Zünfte  einzutreten  nach  den  Regeln 
der  Handwerksordnung. 

1003.  Ausländer  kOnnen  sowohl  durch  Kauf,  als  auch  durch  Erbschaft,  Testa- 
ment, Schenkung,  Zuweisung  seitens  des  Fiskus  u.  s.  w.  jeder  Art  bewegliche  und  unbe- 
wegliche Güter  erwerben  nach  den  im  Privatrecht  festgesetzten  Regeln,  mit  Ausnahme 
nur  deijenigen  Güter,  welche  nach  den  bestehenden  Gesetzen  nur  zum  mssischen  Erb- 
adel Gehörige  und  Ausländer,  die  die  Rechte  derselben  erhalten  haben,  besitzen  dürfen. 

Anm.  1  bestimmt,  dass  in  Bessarabien  alle  Ausländer  Güter  besitzen  dürfen, 
welche  bis  zum  10.  November  1847  solche  daselbst  besessen  haben. 

Anm.  2  enthält  als  Beilage  das  Gesetz  von  14.  März  1887  No.  4286: 
Besondere  Regeln,  betreffend  den  Erwerb  von  Immobilien  zu  Eigenthum   und  zu 
befristetem  Besitz  und  Nutzung  durch  Ausländer  in  einigen  Gouvernements  des  west- 
lichen Theils  von  Russland. 

1.  In  Livland,  Kurland,  im  Königreich  Polen,  in  den  Gouvernements  Witebsk, 
Wilna,  Kowno,  Grodno,  Minsk,  Kiew,  Wolhjnion,  Podollon  und  in  Bessarabien  kOnnen 
ausländische  Unterthanen  fortan  ausserhalb  der  Hafen-  und  anderer  städtischer  An- 
siedlungen  (ausser  den  in  Anm.  1  angegebenen  Fällen)  Immobilien  weder  zu  Eigen- 
thum, noch  zu  Besitz  und  Nutzung  getrennt  vom  Eigenthum,  überhaupt  noch  im  Be- 
sonderen (zu  Besitz)  aus  dem  Vertrage  der  Pacht  und  Arrende  erwerben,  auf  welche 
Art  und  auf  welcher  durch  die  allgemeinen  oder  Ortlichen  Gesetze  zugelassenen  Grund- 
lage es  auch  sei. 

Anm.  1.  Im  Zarthum  Polen  ist  es  den  ausländischen  Unterthanen  auch  verboten, 
ausserhalb  der  städtischen  Ansiedlungen  belegene  Immobilien  zu  verwalten  in  Eigen- 
schaft von  Bevollmächtigten  oder  Verwaltern  (Disponenten). 

Anm.  2.  Die  im  Art.  1  dieser  Beilage  festgesetzte  Beschränkung  der  Rechte  der 
Ausländer  in  Bezug  auf  Besitz  und  Ausnutzung  ausserhalb  der  Hafen-  und  anderer 
städtischer  Ansiedlungen  erstreckt  sich  nicht  auf  die  Fälle  der  Miethe  von  Häusem 
und  Quartieren  zu  zeitweiliger  Benutzung  und  zu  personlichem  Bewohnen. 

2.  In  den  im  Art  1  bezeichneten  Gouvernements  kOnnen  Ausländer  ihr  Vorrecht 
zur  Befriedigung  ihrer  Schuldforderungen  sicherstellen  durch  Annahme  eines  Inmio- 
biles  als  Pfand,  aber  ähnliche  Sicherstellungen  und  die  Beitreibung  von  Schuldforde- 
rungen kann  für  die  Ausländer  nicht  die  Folge  haben,  weder  dass  sie  solch  eine  Sache 
zu  Eigen  erwerben,  noch  dass  sie  in  thatsächlichen  Besitz  oder  Nutzniessung  derselben 
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treten  (G.P.O.  1068,  1064,  1129,  1171,  1178,  1175,  1209.    Polnisches  PrlTatrecht  2071, 
2072,  2085—2091.    Baltisches  Privatrecht  1336,  1412,  1457).  >) 

8.  In  Bezug  auf  die  Erbfolge  der  Auslftnder  in  Immobilien,  die  ausserhalb  der 
Hafen-  und  anderer  städtischer  Ansiedinngen  belegen  sind,  bestehen  in  den  im  Art.  1 
dieser  Beilage  angefahrten  Gegenden  die  folgenden  Beschränkungen: 

1)  Die  gesetzliche  Erbfolge  in  der  direkten  Linie  der  Deszendenten  und  zwischen 
Ehegatten  in  das  Vermögen,  das  ein  Ausländer  hinterlässt,  wird  gestattet  in  bestehen- 
der Grundlage,*)  falls  der  Erbe  vor  dem  14.  März  1887  nach  Russland  übergesiedelt  ist 

2)  In  allen  flbrigen  Fällen  der  gesetzlichen  Erbfolge  und  ebenso  im  Fall  der 
testamentarischen  Erbfolge  ist  der  ausländische  [Jnterthan  verpflichtet,  im  Laufe  dreier 
Jahre,  von  der  Zeit  des  Erwerbs  der  Rechte  auf  das  Gut,  dasselbe  einem  russischen 
Unterthan  zu  verkaufen. 

3)  Bei  Nichtbeobachtung  der  im  Punkt  2  dieses  Artikels  festgesetzten  Regel  wird 
das  Gut  auf  Anordnung  der  Gouvemementsobrigkeit  in  vormundschaftliche  Verwaltung 
genommen  und  Öffentlich  in  der  betreffenden  Gouvemementsregierung  versteigert  und 
die  erlöste  Summe  nach  Abzug  der  Kosten  der  Verwaltung  und  Versteigerung  dem 
Erben  fibergeben. 

4)  Die  Wirkung  der  beschränkenden  in  den  Punkten  2  und  8  angegebenen  Be- 
stimmungen erstreckt  sich  auf  die  Fälle  des  Erwerbs  von  Grundeigenthum  durch  Aus- 
länder auf  Grund  von  Urkunden,  die  vor  Publikation  der  Regeln  dieser  Beilage  er- 
richtet sind,  falls  die  obenerwähnten  Personen  noch  nicht  in  thatsächlichen  Besitz  ge- 
treten waren. 

5)  Die  in  festgesetzter  Ordnung  auf  bestimmte  Fristen  abgeschlossenen  Verträge 
und  Urkunden,  auf  deren  Grundlage  ausländische  Unterthanen,  in  den  im  Art  1  ange- 
gebenen Gegenden  bis  zur  Publikation  des  Ukases  vom  14.  März  1887,  das  Besitz- 
oder Nutzungsrecht  eines  Immobiles  ausserhalb  der  Hafen-  und  anderer  städtischer 
Ansiedlungen  erworben  haben,  kann  nach  Ablauf  der  in  ihnen  bestimmten  Fristen 
weder  erneuert  noch  verlängert  werden,  mit  Ausnahme  der  in  der  Anm.  2  des  Art  1 
dieser  Beilage  angegebenen  Fälle. 

6)  Die  Kraft  und  Wirkung  der  Bestimmungen  der  vorhergehenden  Artikel  er- 
streckt sich  gleicher  Weise  auf  Gesellschaften,  Handels-  und  Gewerbe-Kompagnieen 
und  -Gesellschaften,  gebildet  auf  Grund  ausländischer  Gesetze,  wenn  sie  auch  die  Ge- 
nehmigung, in  Russland  thätig  zu  sein,  erlangt  haben. 

7)  Jeder  Art  Abmachungen,  die  in  Verletzung  oder  Umgehung  der  Regeln  dieser 
Beilage  getroffen  worden  sind,  werden  ffir  ungfiltig  erklärt. 

8)  Falls  die  in  dem  vorhergehenden  (7)  Artikel  erwähnte  Abmachung  von  der 
Ortlichen  Oberverwaltung  oder  von  der  Gouvemementsobrigkeit  entdeckt  wird,  so  soll 
nach  Einforderung  der  nOthigen  Auskünfte,  welche  die  Gerichte  und  sonstigen  Behörden 
und  Beamten  verpflichtet  sind  sofort  zu  ertheilen,  der  betreffende  Generalgouvemeur 
oder  Gouverneur  durch  Vermittlung  besonders  dazu  bevollmächtigter  Amtspersonen 
(im  Zarthum  Polen  durch  die  Prokuratoria,  in  Livland  und  Kurland  durch  die  Proku- 
reure  des  Örtlichen  Bezirksgerichts)  vor  dem  zuständigen  Gericht  die  Klage  auf  Auf- 
hebung der  zu  Stande  gekommenen  Abmachung  oder  der  enichteten  Urkunde  erheben. 
Diese  Sachen  werden  wie  fiskalische  Sachen  verhandelt 

Anm.  8.  In  Türke  st  an  ist  der  Erwerb  von  Ländereien  und  Immobilien  flber- 
haupt  Personen,  die  nicht  zum  russischen  Unterthanenverbande,  und  gleichfalls  Allen, 
mit  Ausnahme  der  Eingeborenen,  die  nicht  zu  christlichen  Konfessionen  gehören,  ver- 
boten. Dieses  Verbot  erstreckt  sich  nicht  auf  Eingeborene  der  Turkestan  benachbarten 
mittelasiatischen  Staaten. 

Anm.  4.  Den  nach  Russland  (d.  h.  Sibirien)  kommenden  Koreanern  und  anderen 
fiber  die  chinesische  und  koreanischen  Grenze  Einwandernden  ist  es  verboten,  sich  in 
den  Gebieten  an  der  Grenze  Chinas  und  Koreas  anzusiedeln. 


0  Die  angeführten  Artikel  haben  also  fttr  Ausländer  keine  Geltung. 
^  D.  h.  nach  allgemeinen  Grundsätzen. 
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Anm.  5.  In  Bezug  auf  die  Organisation  der  ausländischen  Ansiedler,  die  sich  in 
den  Gonvemements  Kiew,  Wolhynien  und  Podolien  angesiedelt  haben,  sind  Hegeln  er- 
lassen, die  in  der  Beilage  zu  dieser  Anmerkung  enthalten  sind.  ^) 

Beilage  zu  Anm.  5  des  Art.  1003: 

Regeln  fOr  Uebersiedler,  die  nicht  in  den  russischen  Unterthanenverband  ge- 
treten sind: 

Art.  12.  Uebersiedler,  die  nicht  in  den  russischen  Unterthanenverband  getreten 
sind  und  sich  ausserhalb  von  Städten,  Hakelwerken  und  Flecken  auf  eigenen  oder  ge- 
pachteten Ländern  angesiedelt  haben,  werden  zur  Ableistung  der  Prästanden  den  ihrer 
Ansiedlung  benachbarten  Wolostgemeinden  zugezählt,  ohne  dass  sie  eines  Aufnahme- 
beschlusses der  Wolostgemeinde- Versammlung  bedürfen.  Sie  unterliegen  der  Wolost- 
'■erwaltung  auch  in  polizeilicher  Hinsicht.*) 

Anmerkung.  Der  Wirkung  dieses  Artikels  (12)  unterliegen  nicht  ausländische 
£deUeute,  Ausländer,  die  in  den  russischen  Staatsdienst  getreten  sind,  die  den  Ehren- 
bürgern zugezählten  und  die  den  Gilden  zugeschriebenen. 

Art.  13.  Die  im  Art.  12  dieser  Beilage  bezeichneten  Ansiedler  haben  alle  Staats-, 
Landschafts-  und  Gemeinde-Präs tanden  nach  denselben  Grundsätzen  wie  die  den  Wolost- 
gemeinden zugeschriebenen  Bauern  zu  leisten. 

Art.  14.  Für  die  rechtzeitigen  Leistungen  haften  sie  mit  ihrer  ganzen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Habe. 

Art.  15.  Ausländer,  die  keinen  beständigen  Wohnort  ausserhalb  der  Städte, 
Hakelwerke  und  Flecken  besitzen  und  auf  Ländereien  von  Personen  leben,  die  der 
Wolostgemeinde- Verwaltung  unterworfen  sind,  sind  mit  ihren  Familien  der  Autorität 
dieser  Verwaltungen  unterworfen,  ebenso  wie  die  auf  Grund  von  Art.  12  angesiedelten, 
jedoch  nur  in  polizeilicher  Beziehung. 

Art.  16.  Im  Fall  diese  Verwaltung  in  polizeilicher  Beziehung  in  Folge  der  nach 
den  angegebenen  Gnindsätzen  der  Wolostgemeinde  zugezählten  Leute  Schwierigkeiten 
verursacht,  so  kann  die  Gemeindeversammlung  die  erforderliche  Zahl  Beisitzer  zur 
Unterstützung  des  Wolost-Aeltermanns  in  den  ihm  auferlegten  polizeilichen  und  An- 
ordnungssachen wählen. 

Anmerkung.  Die  Beisitzer  können  aus  der  Zahl  der  auf  Grund  von  Art.  4  und  7 
dieser  Beilage  zur  Wolostgemeinde  zugeschriebenen  (d.  h.  Ausländer)  gewählt  werden. 

Art.  17.  Der  Generalgouvemeur  ist  berechtigt,  die  zur  Ausführung  dieser  Ver- 
ordnung nOthige  Instruktion  zu  erlassen  und  über  etwaige  Zweifel  und  Beschwerden  zu 
entscheiden,  mit  Ausnahme  solcher,  die  ihrem  Wesen  nach  der  Allerhöchsten  Ent- 
scheidung oder  der  gerichtlichen  Verhandlung  unterliegen. 

Anm.  6.  Personen,  die  nicht  zum  russischen  Unterthanenverband  gehören,  ist  der 
Erwerb  von  Ländereien  im  Amur-  und  Seegebiet  verboten. 

Anm.  7.  Allen  ausländischen  Uebersiedlem,  auch  solchen,  die  in  den  russischen 
Unterthanenverband  getreten  sind,  ist  verboten:  1)  fortan  sich  innerhalb  der  Grenzen 
des  Gouvernements  Wolhynien  ausserhalb  städtischer  Ansiedlungen  niederzulassen,  und 
2)  in  zukünftiger  Zeit  im  erwähnten  Gouvernement,  auf  welche  Art  es  auch  sei,  ausser 
der  gesetzlichen  Erbfolge,  das  Eigenthumsrecht  an  Immobilien,  die  ausserhalb  städti- 
scher Ansiedlungen  belegen  sind,  und  auch  das  Recht  des  Besitzes  oder  der  Nutzung 
solcher  Güter  zu  erwerben.  Diejenigen  obenerwähnten  Personen,  welche  bis  zum  Tag 
der  Publikation  des  Ukases  vom  14.  März  1892  sich  im  Gouvernement  Wolhynien 
bereits  niedergelassen  haben,  behalten  das  Recht  auf  den  Besitz  und  die  Nutzung  der 
Landstücke,  die  sie  zu  Eigen  erworben  oder  auf  gesetzlicher  Grundlage  arrendirt  haben 
und  die  von  ihnen,  welche  der  rechtgläubigen  Eonfession  angehören,  auch  das  Recht 
des  Erwerbs  zu  Eigen  und  zum  Besitz  und   zur  Nutzung   von   Immobilien   ausserhalb 


')  Die  Regeln,  welche  sich  auf  ausländische  Ansiedler  beziehen,  die  in  den  Unter- 
thanenverband getreten,  also  nicht  mehr  Ausländer  sind,  übergehen  wir. 

^)  Ueber  die  Bedeutung  der  Wolostgemeine  und  den  Unterschied  von  der  Dorf- 
gemeine  siehe  Engelmann,  Staatsrecht  des  Kaiserthums  Russland.  Freiburg i.  Breisgau 
1889,  S.  122. 
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städtischer  AnBiedlungen.  Aller  Art  Abmachungen,  geschlossen  zur  Verletzung  oder 
Umgehung  des  in  dieser  Anmerkung  enthaltenen  Verbots,  werden  für  nngOltig  erklärt. 
Falls  die  erwähnte  Abmachung  von  der  örtlichen  Gouvemementsobrigkeit  entdeckt 
wird,  so  soll  nach  Einziehung  der  nöthigen  Auskünfte,  welche  die  Gerichte  und  son- 
stigen Behörden  und  Beamten  yerpflichtet  sind  sofort  zu  ertheilen,  der  GouTemeor 
eine  ihm  untergebene  Amtsperson  zur  Erhebung  der  Klage  beim  örtlichen  Bezirks- 
gericht auf  Vernichtung  der  Abmachung  oder  der  errichteten  Urkunde  beTollmächtigen. 
Diese  Sachen  werden  wie  fiskalische  verhandelt.  Dem  Wolhynischen  Gouverneur  is 
übertragen,  diejenigen  Personen,  die  sich  gegen  das  in  dieser  Anmerkung  enthaltene 
Verbot,  nach  Publikation  des  Ukases  vom  14.  März  1892,  ausserhalb  der  städtischen 
Ansiedlungen  niedergelassen  haben,  auf  administrativem  Wege  an  ihren  beständigen 
Wohnort  zu  verweisen. 

Anm.  8.  Dem  Generalgouvemeur  von  Kiew,  Wolhjnien,  Podolien  ist  es  über- 
lassen, Ausländern,  die  sich  in  dem  ihm  untergebenen  Gebiet  niedergelassen  haben 
kostenfrei  Emigrationszeugnisse  zu  ertheilen,  ohne  jedesmal  die  Allerhöchste  Genehmi- 
gung dazu  nachzusuchen. 

1004.  Ausländer,  ausser  den  Juden,  können  auf  Grund  von  Vollmacht-en  der 
Eigenthümer  besiedelter  Güter  solche  Güter  mit  dem  Recht  eines  Beauftragten  ver- 
walten. Sie  können  auch  sowohl  besiedelte  als  unbesiedelt«  Immobilien  pachten  nnd 
in  Arrende  haben,  in  Possess  und  überhaupt  auf  Grund  aller  Art  durch  die  Gesetze 
nicht  verbotener  Obligationen,  nur  mit  Beobachtung  der  Bedingungen  und  Beschrän- 
kungen, welche  für  die  angeborenen  Unterthanen  des  Reiches  festgesetzt  sind.  Vgl. 
jedoch  1003  Anm.  5. 

1005.  Ausländem,  die  einen  Kaufmanns-  oder  Gildenschein  genonunen  haben, 
ist  es  erlaubt,  auf  die  Rechte  hin,  die  überhaupt  Kaufleuten  der  beiden  Gilden  zuge- 
standen sind,  Fabriken  und  (Hütten-  und  andere)  Werke  anzulegen,  ohne  in  den  Unter- 
thanenverband  einzutreten. 

Anmerkung.  Ausländem  und  ausländischen  Gesellschaften,  wenn  sie  auch  die 
Genehmigung  erhalten  haben,  in  Russland  thätig  zu  sein,  und  gleicherweise  russischen 
Aktiengesellschaften,  deren  Aktien  auf  den  Inhaber  lauten,  ist  hinfür  der  Erwerb  zu 
Nutzung  oder  zu  Eigenthum,  mit  Ausnahme  der  Fälle  gesetzlicher  Erbfolge,  von 
Naphtaländereieiiy  und  auch  das  Aufsuchen  und  die  Erlangung  von  (Land-)  Anweisungen 
zur  Naphtaausbeute  im  Kaukasus,  nicht  anders  als  mit  besonderer  jedesmaliger  Ge- 
nehmigung des  Ministers  der  Reichsdomänen,  nach  Vereinbarung  mit  den  MinisterD 
des  Inneren  und  der  Finanzen  und  mit  dem  Chef  der  Civilverwaltung  im  Kaukasus, 
mit  Beobachtung  der  in  der  Anm.  2  des  Art.  960  (Fortsetzung  von  1893)  enthaltenen 
Regeln  (Gesetz  vom  3.  Juni  1892)  gestattet. 

960  Anm.  2.  In  Beziehung  auf  die  Beschäftigung  der  Juden  mit  der  Naphta- 
industrie  sind  zeitweilig  folgende  Regeln  bestimmt:  1)  Juden,  welche  das  Recht  des 
Wohnorts  ausserhalb  der  Grenze  ihrer  allgemeinen  Ansässigkeit  haben,  wird  hinfQr 
der  Erwerb  zu  Nutzung  oder  zu  Eigenthum,  mit  Ausnahme  der  Fälle  gesetzlicher 
Erbfolge,  von  Naphtaländereien,  und  auch  das  Aufsuchen  und  die  Erlangung  von  (Land-) 
Anweisungen  zur  Naphthaausbeute  im  Kaukasus,  nicht  anders  als  mit  besonderer 
jedesmaliger  Genehmigung  des  Ministers  der  Reichsdomänen,  nach  Vereinbarung  mit 
den  Ministem  des  Inneren  und  der  Finanzen  und  mit  dem  Chef  der  Civilverwaltnng 
im  Kaukasus,  mit  Beobachtung  der  in  der  Anm.  2  des  Art.  960  (Fortsetzung  von  1893) 
enthaltenen  Regeln  (Gesetz  vom  3.  Juni  1892)  gestattet.  2)  Juden,  die  im  Punkt  1 
dieser  Anmerkung  erwähnt  sind,  wird  verboten  die  Verwaltung  von  Naphtaländereien 
im  Kaukasus  auf  unbeschränkte  Vollmachten  hin.  Die  Wirkung  dieser  Regel  erstreckt, 
sich  nicht  auf  die  Vollmachten,  welche  vor  der  Publikation  der  Regeln  vom  3.  Juni 
1892  (Samml.  d.  Ges.  u.  Verordn.  No.  781)  ertheilt  sind.  3)  Aller  Art  Abmachungen, 
welche  in  Verletzung  oder  zur  Umgehung  dieser  Regeln  getroffen  sind,  werden  für 
ungültig  erklärt.  4)  Das  Verzeichniss  der  'Ländereien,  auf  welche  die  Regeln  vom 
3.  Juni  1892  anzuwenden  sind,  wird  vom  Minister  der  Reichsdomänen  nach  Verein- 
barung mit  den  Ministem  des  Inneren  der  Finanzen  und  mit  dem  Chef  der  Civilver- 
waltung im  Kaukasus,  mit  Beobachtung  der  in  der  Anm.  2  des  Art.  960  (Fortsetzung 
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von  1893)  enthaltenen  Regeln   (Gesetz  vom  8.  Juni  1892)   und  dem  dirigirenden  Senat 
zur  Publikation  unterlegt. 

1006.  Wohnungen  und  Magazine  der  Ausländer  und  alle  dazu  gehörigen  Lände- 
reien stehen  unter  dem  Schutz  der  allgemeinen  Gesetze.  Zur  Haussuchung  bei  ihnen 
und  zur  Durchsicht  ihrer  Handelsbacher  kann  nicht  anders  geschritten  werden  als  auf 
Grund  der  Regeln,  welche  vorgeschrieben  sind  für  russische  ünterthanen,  die  zu  der- 
selben Berufsklasse  wie  sie  geboren. 

1007.  Ausländer  können  aller  Art  Verträge,  Obligationen  und  Vereinbarungen 
in  den  oben  in  den  Art.  995 — 1006  angegebenen  Grenzen  abschliessen.  sowohl  unter 
einander,  als  auch  mit  russischen  Ünterthanen;  aber  um  diesen  Urkunden  die  gehörige 
Kraft  in  Russland  zu  sichern,  müssen  sie  bei  denselben  sowohl  in  Inhalt,  als  auch  in 
der  Form,  alle  durch  die  russischen  Gesetze  vorgeschriebenen  Regeln  beobachten.  Vgl. 
1003  Anm.  2. 

1008.  Die  in  Russland  lebenden  Ausländer  können  frei  testiren  über  ihr  Ver- 
mögen zu  Gunsten  eben  solcher  Ausländer  sowie  russischer  Ünterthanen.  Vgl.  1003 
Anm.  2. 

1009.  Die  Erbfolge  der  Ausländer  (1003)  in  Vermögen,  das  in  Russland  hinter- 
lassen ist,  wird  durch  die  allgemeinen  Regeln  bestimmt,  die  für  die  angeborenen  Ünter- 
thanen gelten,  nur  mit  der  Abänderung,  dass  zur  Geltendmachung  der  Ansprüche  auf 
eine  in  Russland  hinterbliebene  Erbschaft  für  Ausländer,  die  sowohl  in  europäischen 
Staaten,  als  auch  in  entfernteren  Theilen  der  Erde  sich  aufhalten,  eine  zweijährige 
Frist  bestimmt  ist,  gerechnet  vom  Anfall  (Eröffnung)  der  Erbschaft.  Vgl.  1003  Anm.  2. 


Zweinndzwaiizigster  Alwcbnitt. 
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L  TheU.i) 

Ciyüprozess. 

§1- 

1.  Quellen  und  Literatur. 

In   den   Gesetzbüchern  Christians  Y.  für  Dänemark  vom   15.  April 
1683  und  fUr  Norwegen  vom  15.  April  1687  findet  sich  im  ersten  Buche 


')Die  Gnmdlage  des  geltenden  dftnischen  und  norwegischen  Cirilrecliti  biklem 
die  GesetEbficher  Christians  V«,  die  wieder  grOssten  Theils  dem  Alteren,  namentlich 
^Sniscben  Recht  entlehnt  sind,   doch   sind  sowohl  die  Gesetzbficher  selbst  als  ihre 
Qaellen'  in  nicht  geringem  Ghrade  Ton  fremdem  Recht  —  damnter  auch  dem  römischen 
—  beeinflusst.    Eine   neue  Eodifilution  des  Civilrechts  hat  nicht  stattgefunden,  in 
neuerer  Zeit  sind  al^er  mehrere  einzelne  Materien  durch  ausftlhrliche  Gesetze  normirt 
worden,  wob^i  gewöhnlich  fremde  Gesetze  als  Muster  benutet  sind«    So  die  d&nische 
Erbverordnung  Tom  21.  Mai  1845,  das  norwegische  Erbgesetz  vom  81.  Juli  1854;  das 
d&nische  Gesetz  vom  29.  Dezember  1857,  wonach  unverheirathete  Frauen  ebenso  wie 
Mfinner  mit  dem  25.  Jahre  y ollmündig  (ToUjährig),  mit  dem  18.  Jahre  mflndig  d.  h. 
mit  Beistand  eines  Kurators  gesch&ftsf&hi'g  sind.    Das  norwegische  Gesetz  Tom  27.  Mins 
1869  lässt  die  Voliüfihrigkeit  (fbr  Mfinner  wie  für  Frauen)  schon  mit  dem  21«  Jahre 
eintreten.  Vgl.  femer  dss  ausführliche  norwegische  Gesetz  Aber  die  Vermögensrecht* 
liehe  Stellung  der  Ehegatten  vom  29.  Juni  1888;  das  d&nische  Gesetz  vom  12.  April 
1892  und  das  norwegische  Gesetz  Tom  6.  Juli  1892  aber  Unterhaltung  unehelicher 
Kinder  u.  a.;   die  dänischen  Gesetze  vom  29.  Dezomber  1857,  ^.  Februar  1866  und 
21.  Februar  1868  und  das  norwegische  Gesetz  vom   12.  Mai  1894   Ober  Autorrecht; 
daJB  dänische  und  das  norwegische  Wechselgesetz,  beide  vom  7.  Mai  1880  und  ganz 
gleichlautend  (ins   Holländische  Obersetzt  von  J.  M.  Asser  [Gravenhage  1880],   in» 
Englische  von  A.  Kirsebom  [London  1881],  ins  Deutsche  von  Ohr.  Beisael  JKopen- 
hagen  und  Leipzig   1881]).     Das   dänische   Seegesetz   vom   1.  April  1892  ist  fast 
fiberall  mit  dem  norwegischen  vom  20.  Juli  1893  wOrÜich  übereinstimmend  (eine  eng- 
lische üebersetzung  findet  sich  in  The  Law  Magazine  and  Review,   eine   französische 
von  Beauchet  in  La  coUection  des  principauz  codes  6trangers).  Das. norwegische  Ge- 
sets  vom  26.  Mai  1884  und  das  dänische  Gesetz  vom  11.  April  1890   aber  Waaren- 
z eichen;   das  norwegische  Gesetz  vom  16.  Juni  1885   und  das  dänische  Gesetz  vom 
13.  April  1894  tiber  Patente;  das  dänische  Gesetz  vom   1.  März  1889   und  das  nor- 
wegische Gesetz  vom  17.  Mai  1890  Aber  Handelsregijster,  Firma  und  Prokura 
das  norwegische  Gesetz  vom  27.  Mai  1887  Aber  Begrenzung  des  Eigenthnmsrechts  in 
Nachbarverhältnissen. 

Eine  Darstellung  des  dänischen  und  des  norwegischen  Givilrechts  in  der  Ord- 
nung des  franzosischen  code  civil  findiet  sich  in  französischer  Sprache  bei  St.  Joseph^ 
Concordance,  2.  Aufl.  (Dänemark,  Band  U,  S.  134—169  von  Staatsrath  M.  deStenfeld 
—  Norwegen,  Band  III  S.  1—20  von  M.  Reeder). 
Vergleiche  femer: 

Regia  Christiani  Quinti  jus  Danicum  latine  redditum  ab  H.  Weghorst.  Hafniae 
1696.  Königs  €hnstians  des  FOnften  Dänsches  Gesetz.  Aus  dem  Dänischen  ins 
Teut«che  übersetzet    Durch  H.  W(jDg hörst).    Copenhagen  1699. 
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eine  Kodifikation  des  Prozessrechts,   die  zwbt  durch  kein   späteres  all- 

N.  Falck,  Das  jütisch«  Lov,  aus  dem  Dflniscliea  fibersetzt  von  Blasius  Ecken- 
berger.    Mit  einer  hochdeutschen  Uebersetzung.    Altona  1819. 

Brandt,  Le^ns  sur  l*histoire  du  droit  norv^gien.    1880. 

R.  Dareste,  Les  anciennes  lois  du  Danemark.  1881.  —  Les  anciennes  lois 
dlslande.  1881.  -*  Les  anciennes  lois  de  la  Nonr^.  1881.  (Erschienen  im  Jouinal 
des  saTants  1881.) 

Amiaud,  Apercu  de  Tötatactuel  des  16gislations  civiles . . .  Paris  1884.  S.  54  a.  119. 

Die  wichtigeren  dftnischen  und  norwegischen  Qesetse  seit  1872  sind,  meist  ent- 
weder in  wortlicher  Uebersetsung  oder  im  Auszuge  oder  einem  Resumd  in  franzOä- 
sditr  Sprache  wiedergegeben  in  den  Annuaires  de  l^gislation  6trang&re  (Toa 
der  Sociöt^  de  Ugislation  compar^e  herausgegeben,  seit  1873  fortlaufend.  Bis  jetsi 
24  BAnde). 

Vergleiche  auch 

Goos  und  Hansen,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  DAnemaiic  in  Marquard- 
sen,  Handbuch,  Bd.  IV,  Halbband  2,  Abth.  8  (Rechtostellnng  der  AuslSnder  S.  14  f.,  d«8 
Reichsgericht  S.  51  f.,  Organisation  der  Oeriohte  S.  71  f.,  Richter  S.  73  f.,  129 1,  Isluid 
S.  154,  €hrOnland  S.  160,  Westindische  Kolonien  S.  162  fl). 

Aschehoug,  Das  Staatsrecht  der  yereinigten  Königreiche  Schweden  und  No> 
wegen  in  Marquardsen*s  Handbuch,  Bd. IV,  Halbband  2,  Abth..2  (Gesetzgebung  S.  145L, 
Gerichte  S.  189  f.). 

L.  Stein,  Die  Geschichte  des  danischen  GiTilprozesses  und  das  heutige  Ver- 
fahren.   Kiel  1841. 

Besuchet,  Etüde  sur  les  principes  d*organisation  judiciaire  et  de  comp^teace 
en  Danemark  et  en  Norröge  (Bulletin  de  la  soci6t^  de  legisL  comp.  1884,  S.  128). 

Den  Grund  fOr  die  neuere  dänische  und  norwegische  Rechtswissenschaft  htt 
A.  8.  Oersted  gelegt,  namentlich  durch  sein  Hauptwerk:  Handbuch  der  dfinischen  und 
norwegischen  Rechtskunde  (6  Bände.  Kopenhagen  1822—1835)  (dän.).  Die  spätere  Lite- 
ratur ist  ziemlich  reich;  im  Folgenden  werden  nur  die  neuesten  Werice  in  denvenchie- 
denen  Materien  des  Ciyilrechts  genannt: 

A.  W.  Scheel,  Das  Personenrecht,  2.  Au^.  Kopenhagen  1876  (dän.). 

A.  W.  Scheel,  Allgemeiner  Theil  des  PriTatrechts,  I.  und  II.  Kopenhagen  1865 
und  1866  (dän.). 

L.  M.  B.  Aubert,  Die  norwegischen  Rechtsquellen,  L    Kristiania  1877  (dftn.). 

E.  Hertz berg,  Die  nordischen  Rechtsquellen«  Kopenhagen  1890,  in  der  nordi- 
schen Rechtsencyklopädie  I  (dän.). 

P.  J.XoUett,  Das  norwegische  Familienrecht,  5.  Ausg.  durch  E.  Hagernp- 
Bull.    Kristiania  1885  (dän.). 

J.  H.  Deuntzer,  Das  dänische  Famüienrecht,  8.  Ausg.   Kopenhagen  1892  (dän.). 

Fr.  Hailager,  Das  norwegische  Erbrecht.  2.  Ausg.  durch  F.  Hagerup.  Kri- 
stiania 1885  (dän.). 

J.  H.  Deuntzer,  Das  dänische  Erbrecht.    Kopenhagen  1892  (dän.). 

J.  H.  Deuntzer,  Das  nordische  Familien-  und  Erbrecht,  Kopenhagen  1878,  in 
der  nordischen  Rechtsencyklopädie  II  (dän.). 

A.  Aagesen,  Einleitung  zum  dänischen  Vermögensrecht.  Kopenhagen  1881  (dän.). 

Fr.  Hailager,  Allgemeiner  Theil  des  norwegischen  Obligationenrechts,  von 
L.  M.  B.  Aubert  bearbeitet.    Kristiania  1887  (dän.). 

L.  M.  B.  Aubert,  Spezieller  Theil  des  norwegischen  Obligationenrechts,  I— lü. 
Kristiania  1890—1895  (dän.). 

J.  Lassen,  Allgemeiner  Theil  des  Obligationenrechts.    Kopenhagen  1892  (dän.). 

J.  Lassen,  Spezieller  Theil  des  Obligationenrechts,  I.  8.  Ausg.  Kopenhagen 
1889  (dän.). 

E.  W.  Gram  und  H.  H.  Vogt,  Das  nordische  Obligationenrecht,  Kopenhagen 
1888f  in  der  nordischen  Rechtsencyklopädie  II  (dän.). 

A.  C.  Ewaldsen,  Erklärung  des  Wechselgesetzes.    Kopenhagen  1881  (dän.). 
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gemeines  Gesetz  aufgehoben  ist,^)  aber  doch  sowohl  in  den  Einzelheiten 
als  in  den  Prinzipien  durch  eine  Menge  neuerer  Gesetze  und  durch  die 
ganze  Rechtsentwickelung  so  grosse  Veränderungen  erlitten  hat,  dass 
nur  ein  sehr  geringer  Theil  davon  noch  Gültigkeit  hat.  Das  geltende 
Prozessreeht  ist  wesentlich  durch  die  Praxis  der  Gerichtshofe  im  vorigen 
Jahrhundert  ausgebildet  und  stützt  sich  auf  viele  vereinzelte,  ältere 
oder  jüngere  Gesetze. 

Die  Gesetzbücher  Christians  Y.  liegen  in  vielen  Ausgaben^  vor, 
von  denen  jedoch  keine  offiziell  ist.  Die  neueste  Ausgabe  des  däni- 
schen Gesetzbuchs  ist  im  Jahre  1891  von  V.  A.  Secher  heraus« 
gegeben;  die  letzte  Ausgabe  des  norwegischen  Gesetzbuchs  erschien 
im  Jahre  1852  und  ist  von  Fr.  Brandt  herausgegeben. 

Bis  zur  neueren  Zeit  gab  es  keine  autorisirte  oder  offizielle  Samm- 
lung der  dänischen  oder  norwegischen  Gesetze;  sie  finden 
sich  in  privatim  herausgegebenen  Sammlungen,  von  welchen  die  ge- 
wöhnlich benutzte  die  von  J.  H.  Schon  begonnene  ist;  sie  fängt  mit 
dem  Jahre  1670  an,  wird  noch  immer  fortgesetzt  und  enthält  bis  zum 
Jahre  1814,  wo  die  Trennung  Norwegens  von  Dänemark  stattfand,  so- 
wohl die  norwegischen   als   die  dänischen  Gesetze.    In  Norwegen  wird 

L.  M.  B.  Aubert,  Das  nordische  Wechselrecht.  Kopenhagen  1882  (dSn.). 

C.  Torp,  Von  der  Genossenschaft.  Kopenhagen  1893  (dfln.). 

Fr.  Brandt,  Das  norwegische  Dingsrecht.    2.  Aufl.    Kristiania  1878  (dftn.). 

H.  Matzen,  Das  dSnische  Dingsrecht.    2.  Aufl.    Kopenhagen  1884  (dftn.). 

C.  Torp,  Das  danische  Dingsrecht.    Kopenhagen  1892  (dan.). 

F.  Hagernp,  Das  norwegische  Pfandrecht.    Kristiania  1889  (d^.). 

F.  Hagernp,  Von  Kauf  und  Verkanf.    2.  Ausg.    Kristiania  1884  (d&n.). 

H.  Matzen  und  N.  Lassen,  Das  nordische  Dingsrecht,  Kopenhagen  1880,  in 
der  nordischen  Rechtsencyklopftdie  TL  (dän.). 

y.  Bentzon,  Das  dänische  Seerecht,  I.    Kopenhagen  1895  (dän.). 

AUe  genannten  Werke  sind,  wie  bemerkt,  in  dänischer  Sprache  abgefasst,  U eb er- 
setz ungen  in  fremde  Sprachen  liegen  nicht  vor.  Viele  juristische  Abhandlungen  finden 
sich  in  der  dänischen  Wochenschrift  fttr  Rechtswesen  und  in  der  norwegischen  Rechts- 
zeitung (s.  S.  794)  und  femer  in  der  nordischen  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft,  seit 
dem  Jahre  1888  vom  Vorstande  der  St  angesehen  Stiftung  in  Kristiania  heraus- 
gegeben. 

')  Nach  dem  dänischen  Grundgesetz  vom  5.  Juni  1849  §  79  und  dem  revidirten 
Grundgesetz  vom  28.  Juli  1866  §  74  soU  die  Oeffentlichkeit  und  Mündlichkeit  so  bald 
und  so  weit  als  möglich  in  die  ganze  Rechtspflege  eingeführt  werden.  Zur  Erfüllung 
dieses  Gebots  hat  man  mehrmals  dem  Reichstag  Gesetzentwürfe  vorgelegt,  und  zur 
Zeit  tagt  eine  von  der  Regierung  im  Jahre  1892  berufene  Kommission  zur  Aus- 
arbeitung eines  Entwurfs  einer  Civil-  und  Strafprozessordnung  mit  An- 
lehnung an  die  früheren  Entwürfe. 

Auch  in  Norwegen,  wo  bereits  eine  moderne  Stra^rozessordnung  (vom  1.  Juli 
1887)  eingeführt  ist,  ist  eine  neue  Givilprozessordnung,  die  voraussichtlich  auf 
den  Grundsätzen  der  Mündlichkeit  und  Unmittelbarkeit  beruhen  wird,  in  Vorbereitung. 

*)  Das  dänische  Gesetzbuch  ist  in's  Deutsche  übersetzt  von  "BL  Weghorst 
(1699)  (s.  o.)f  in*s  Englische  (London  1756)  und  in's  Lateinische  von  Weghorst 
(s.  0.)  (1698  und  1715)  und  von  P.A.Hoj eisen  (1710).  Das  norwegische  (Gesetzbuch  ist 
in's  Isländische  übersetzt  (1779). 

Das  dänische  Gesetzbuch  wird  zitirt  als  D.  L.  (=»  Danske  Lov),  das  norwegische 
als  N.  L.  (=  Norske  Lov). 
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am  meisten  benutzt   die   allgemeine   norwegische  Gresetzsammlong  yon 

0.  Mejl&nder,  welche  die  Gesetze  vom  Jahre  1660  ab  enthält  und 
noch  fortgesetzt  wird.  Seit  1871  in  Dänemark,  seit  1877  in  Norwegen 
und  seit  1878  auf  Island  erscheinen  die  Gesetze  in  einem  von  dw  Re- 
^erung  herausgegebenen  Gesetzblatt  i)  (Lovtidende). 

ZurKenntniss  der  Entscheidungen  der  Gerichte  dienen  mehrere 
private  Präjudikatensammlungen,  besonders  die  dänische  HOchste-Gtoridite- 
Zeitung  (seit  dem  Jahre  1867),  die  dänische  Wochenschrift  fttr  Reohts- 
wesen  (seit  dem  Jahre  1867)  und  die  norwegische  Rechtszeitung  (seit 
dem  Jahre  1836). 

Insoweit  Bestinmiungen  dvilprozessualen  Inhalts  in  den.  mit  frem- 
den Staaten  abgeschlossenen  Staatsverträgen  vorkommen,  enthalten 
sie  nur  das,  was  ohnedies  geltendes  Recht  in  Dänemark  oder  Norwegen 
ist;  insbesondere  statuiren  sie  den  hier  allgemein  anerkannten  Grand- 
satz, dass  dem  Ausländer  die  Rechtsverfolgung  ganz  wie  dem  Inländer 
offen  steht.  ^») 

Von  der  neueren  dänischen  und  norwegischen  Giyilprozess-Literatar 
sollen  hier  nur  die  systematischen  Handbttcher  genannt  werden  von: 

J.  Nellemann,  Das  dänische  Civilprozessverfahren  (4.  Ausgabe 
1892)  (dän.); 

A.  Schweigaard,  Der  norwegische  Prozess  (1.  Bd.,  6.  Ausg.  1891, 
2.  Bd.,  4.  Ausg.  1893,  3;  Bd.,  2.  Ausg.  1885)  (dän.); 

F.  Hagerup,   Vorlesungen   über  den   norwegischen   CiYilph>zess, 

1.  Bd.  1895  (dän.).<) 

*)  Dah.  OeseU  Tom  25.  Juni  1870,  Oesetse  vom  2L  Aagnat  1877  und  vom 
18.  September  1881  fttr  Island,  norweg.  Gesets  vom  1.  April  1876.  Die  islftndiBchen 
Geeetse  finden  neb  nieht  nur  im  isllndischen  GesetsbUtt,  sondern  auch  ^  ebenso 
wie  die  Gesetce  für  die  dänisch-westindischen  Inseln  —  in  der  Beilage  des 
dBnischen  Gesetzblattes. 

*)  So  z.  B.  der  dinische  Vertrag  mit  OrMtbrltauüen  vom  11.  Juli  1670  Art  24, 
mit  Bratlliea  Tom  26.  April  1828  Art  8,  mit  der  Sekweli  Tom  10.  Febmar  1875 
Art  11,  mit  der  internationalen  Ceago-OeMÜseinll  vom  23.  Febniar  1885  Art  3,  mit 
Buslud  vom  2.  Mins  1896  Art.  2. 

')  In  der  Instruktion  für  den  Prokaniler  derUniyersität  zu  Kopenhagen  Tom 
9.  Jnni  1786  §  20  finden  sich  die  Yoranssetaangen  des  ins  respondendi  der  juristi- 
schen Fakultät  (und  flbiigens  aUer  Fakultäten)  ausgesprochen«  Die  Instruktion  geht 
daron  aus,  dass  die  Fakultät  befugt  ist,  Antworten  auf  juristische  Fragen  su  ertheflen. 
Die  Fakultät  spricht  sich  in  dem  Respoi^um  als  Öffentliche  sachkundige  Autorität  ans. 
Für  die  inltodisAien  Gerichte  hat  das  Responsum  keine  besondere  Bedeutung  —  ebenso- 
wenig, yne  die  Erklärung  des  Justiaministeriums  Aber  eine  Rechtsfrage;  fOr  auslftn- 
dische  Gherichte  wird  das  Responsum  aber  ein  Beweismittel  in  Fragen  übei^  den  In- 
halt des  dänischen  Rechts  bilden,  gegen  das  ein  Gegenbeweis  zuzulassen  sein  wird. 
Solche  Responsa  Ober  dänisches  Recht  zum  Gebrauch  im  Aus  lande  werden  Privaten 
gegwi  eine  geringe  Gkbflhr  gegeben;  die  Fakultät  ist  aber  nicht  dazu  Terpflichtet.  Auch 
das  dänische  Justizministerium  pflegt  dergleiche  Responsa  abzugeben,  doch  nur  wenn 
es  sich  darum  handelt,  die  Existenz  allgemein  bekannter  und  unzweifelhafter  Rechts- 
regeln zu  attestiren;  s.  Nellemann,  Ordinäres  Prozessverfahren,  S.  330  Note.  Re- 
sponsa zum  Gebrauch  bei  dänischen  Gerichten  ertheüt  die  FakultU  jetzt  nic^t  mehr. 

In  Norwepm  giebt  es  keine  Regeln  Aber  diese  Materie. 

^)  Diese  Werke  werden  im  Folgenden  nur  mit  den  Namen  ihrer  Verfasser  zitirt 
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Eine  kurzgefasste  Bearbeitung  des  dänischen  nnd  norwegischen 
Prozesses  von  J.  Ipsen  findet  sich  im  4.  Bande  (1879 — 1880)  der  nor- 
dischen Bechtsencyklopädie.  (Nach  dem  Vorwort  des  Verfassers  er- 
scheint vorlftnflg  nicht  mehr.) 

Die  übrigen  Werke  (doch  nur  die  neuesten)  werden  im  Nachfol- 
genden bei  den  einschlägigen  Materien  angeführt  werden. 

§  2. 
2.  Partei-  und  Prozessfäliigkeit.  Organisation  der  Gerichte.  Biehter. 

Oeriehtssehreiber.    Oerichtszeogen.    Anwälte; 

A.  Partei-  und  Prozessfähigkeit. ^)  Jeder^  ist  fllhig  im  Prozess 
Partei  zu  sein,  der  fähig  ist,  Subjekt  von  Rechten  und  Verbindlich- 
keiten zu  sein.^ 

Das  materielle  bürgerliche  Recht  giebt  die  Norm 'für  die  Prozess- 
fähigkeit. Sowohl  Kläger  als  Beklagter  müssen  daher  in  der  Regel 
Yolhnündig  sein.^)  Für  unmündige  (darunter  auch  entmündigte)  Per- 
sonen tritt  der  Vormund  auf;  Personen  zwischen  18  und  25  Jahren 
müssen  in  Gemeinschaft  mit  ihrem  Kurator  auftreten ;  die  Ehefirau  wird 
durch  den  Ehemann  vertreten.  Personen,  welche  in  Bezug  auf  ge- 
wisse Rechtsgeschäfte  ausnahmsweise  verpflichtungsfähig  sind,  gemessen 
eine  entsprechende  partielle  Prozessfähigkeit,  ^)  so  Ehefrauen  und  Per- 
sonen, die  18  Jahre  alt  sind,  wenn  der  Streitgegenstand  selbsterworbenes 
Gut  oder  Dienstlohn  ist. 

Die  Parteifähigkeit  und  die  Prozessfähigkeit  richtet  sich  nach  d<^r  lex 
domicilii.  ^  Die  Gerichte  weisen  von  Amtswegen  den  Prozess  ab,  wenn 
die  Prozessfähigkeit  fehlt.  "^ 

B.  In  den  Hauptstädten  Kopenhagen  und  Kristiania  bildet  als 
Regel  ein  Kollegialgericht  die  erste  Instanz  und  das  Höchste  Gericht 
die  zweite  und  letzte  Instanz.    Ausserhalb   der  Hauptstädte   giebt  es 

^)  Vgl  auch  die  MittheÜungen  über  Dfinemark  in  der  Zeitsclirift  fOr  intern, 
PiiTEt-  u.  Strafrecht  Bd.  1  S.  104  ff. 

*)  üeber  die  ProzessfXhigkeit  der  juristischen  Personen,  insonderheit  der 
Aktiengesellschaiten,  bestehen  weder  gesetdiche  Bestimmungen  noch  StaatsvertrSge. 
Dass  jede  juristische  Person  prozessfthig  ist,  wird  in  der  Prads  nie  bezweifelt  nnd  in 
der  Theorie  nirgends  erörtert,  ja  kaum  erwfth&t.  Prozesse,  an  denen  AktiengeseU- 
schalten  als  Klilger  oder  Beklagte  betheiHgt  sind,  sind  häufig.  Ausländer  nnd  aus- 
ländisch]^ juristische  Personen  (darunter  Aktiengesellschaften)  sind,  wie  flberaU  im 
dänisch-norwegischen  Prozessrecht,  den  Inländern  und  den  inländischen  juristischen 
Personen  gleichgestellt.  Es  kommt  nur  darauf  an,  dass  sie  nach  der  lex  domicilii 
prozessfähig  sind. 

*)  Nellemann,  Allgem.  Theil  des  Civilprozesses  (8.  Ausg.  1887)  §  46;  Hage- 
rup,  S.  175. 

^  VergL  S.  860  Note  4  und  S.  791  Note  1. 

*)  'Wenigstens  wenn  sie  als  Kläger  auftreten,  vers^L  Nellemann,  Allgem.  Theil 
§50;  Schweigaard,  I.  S.  216  und  Praxis;  a.M.  Hagerup,  S.  178.  In  Dänemark 
auch  wenn  sie  als  Beklagte  auftreten,  vergl.  Nellemann,  Allgem.  Theil  §  50;  in 
Norwegen  scheint  man  dies  nicht  anzuericennen,  vergL  Hagerup,  S.  178. 

^  Neuere  Praxis. 

^  Nellemann,  Allgem.  Theil  §  50;  Hagerup,  S.  179. 
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dagegen  gewffibinlich  drei  Instanzen,  n&mlich  ein  mit  einem  Einzelrichter 
besetztes  Untergericht,  ein  aus  einem  Richterkollegium  bestehendes  Ober- 
gericht als  zweite  Instanz  und  das  HOchste  Gericht   als  letzte  Instanz. 

Im  Einzelnen  ist  Folgendes  zu  bemerken: 

I.  a)  Das  ordentliche  Grericht  erster  Instanz^)  ist  in  Kopenhagen 
das  Hof-  und  Stadtgericht  (Hof-  og  Stadsret),  in  Kristiania  das 
Stadtgericht  (Byret). 

Das  Hof-  und  Stadtgericht  in  Kopenhagen,  das  zugleich  als  Ober- 
gericht für  einen  Theil  des  Landes  ausserhalb  Kopenhagens  fungirt, 
besteht  aus  19  Mitgliedern  (1  Justitiarius  und  18  Assessoren)  und  ent- 
scheidet in  der  Besetzung  yon  5  Mitgliedern.')  Das  Stadtgericht  in 
Kristiania^  besteht  aus  12  Mitgliedern  (1  Justitiarius  und  11  Asses- 
soren) und  entscheidet  in  der  Besetzung  yon  3  Mitgliedern;  in  gering- 
fügigen Sachen  entscheidet  jedoch  nur  ein  Richter  und  in  gewissen  Bechts- 
streitigkeiten,  die  sich  auf  eine  unbewegliche  Sache  beziehen  (Aasteds- 
sager),  ein  Richter  mit  4  Schaffen  (Meddomsmänd).  In  Seesachen  ent- 
scheidet ein  Mitglied  des  Stadtgerichts  mit  2  Schöffen.^) 

In  Kopenhagen  sind  Sachen,  die  sich  auf  Geldforderungen  unter 
200  Kronen  beziehen,  einer  besonderen  Abtheilung  des  Hof-  und  Stadt- 
gerichts, der  Schuldenkomnussion  (GSld^ommissionen),  zugewiesen  und 
werden  yon  einem  Einzelrichter  entschieden,  wenn  die  Forderung 
40  Kronen  nicht  übersteigt.^)  Gewisse  Sachen  gehören  yor  eine  andere 
mit  einem  Einzelrichter  besetzte  Abtheilung  des  Hof-  und  Stadtgerichts, 
das  Gastgericht  (Gästeretten).  ^  Für  See-  und  Handelssachen  ist  in 
Kopenhagen  das  See-  und  Handelsgericht^  zuständig;  es  besteht  ans 
einem  rechtskundigen  Vorsitzenden  und  einer  Anzahl  yon  see-  oder 
handelskundigen  Männern,  yon  welchen  gewöhnlich  4  als  Schöffen  in 
jeder  Sache  mitwirken.*) 

b)  In  den  Kauf  Städten  (Städte,  die  nicht  Hauptstädte  sind)  ist 
in  Dänemark  und  Norwegen  das  Stadtding  (Bything)  erste  Instanz;  der 
Richter  wird  Stadtyogt  (Byfoged)  genannt. 

Auf  dem  Lande  in  Dänemark^  ist  das  Gericht  erster  Instanz  das 
Herred sding  oder  Birkeding;  der  Richter  wird  Herredsyogt  oder 
Birkerichter  genannt  Auf  dem  Lande  in  Norwegen  ist  der  „Sorenskriyer'' 

^)  lieber  die  Gerichte  erster  Instanz  yergl.  Nellemann,  AUgem.  Tbeü  §13; 
Schweigaard,  §§  14  und  15;  Hagerup,  §§  28—32  und  §  35. 

*)  Dfin.  Verordnong  Tom  15.  Juni  1771,  Gesetz  Tom  1.  April  1888. 

^  Norweg.  Gesetz  Tom  17.  Mftrz  1866. 

^)  Norweg.  Seegesets  Tom  20.  Juli  1898  §  812. 

^)  Dan.  Verordnong  rom  6.  Angust  1824,  Gesetz  Tom  1.  April  1888. 

^  Yergl.  darüber  unten  §  16  1  S.  821. 

^  D&n.  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  nnd  vom  13.  April  1894,  Yerordnimg  Tom 
19.  Juli  1872  und  8.  Mai  1894. 

*)  Private  Polizeisachen  sind  in  Kopenhagen  zwei  Abtheilungen  des  Kriminal-  und 
Polizeigerichts  zugewiesen  und  werden  von  f&nf  Richtern  entschieden.  Dan.  Vennd- 
nung  Tom  28.  Februar  1845,  Gesetz  vom  24.  Mai  1879. 

')  Auf  den  Färöern  wird  der  Richter  SorenskriTer  genannt,  und  auf  Island  werden 
die  Richter  ausserhalb  ReykjaTigs  Sysselmftnner  und  ihre  Bezirke  Sjssel  genannt 
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Richter  erster  Instanz;')  sein  Bezirk  ist  in  mehrere  Dingkreise  (Thing- 
lag) getheilt. 

Auf  dem  Lande  und  in  den  Eaufstädten  Nortvegens  entscheidet  in 
gewissen  Bechtsstreitigkeiten,  die  sich  auf  eine  unbewegliche  Sache  be- 
ziehen (Aastedssager),  der  ordentliche   Richter   unter  Mitwirkung  von 

4  Schöffen.^ 

Besondere  Gerichte  ausserhalb  der  Hauptstädte  sind  für  See- 
sachen die  Seegerichte,  die  aus  dem  ordentlichen  Richter  als  Vorsitzen- 
den  und  zwei  seekundigen  Männern  bestehen. ')  In  den  norwegischen  Eauf- 
städten giebt  es  Handwerksgerichte, ^)  welche  aus  dem  ordentlichen 
Richter  und  zwei  Handwerkern  als  Beisitzern  bestehen ;  sie  entscheiden 
Streitigkeiten  zwischen  Handwerksmeistern  und  ihren  Arbeitern  hin- 
sichtlich des  Arbeitsyerhältnisses.  Besondere  Gerichte  finden  sich  femer 
an   den   grossen   norwegischen  Fischfangplätzen.  ^)^ 

IL  Zweite  Instanz  ausserhalb  der  Hauptstädte  bilden  die  Ober- 
gerichte. 

In  Dänemark'^  giebt  es  deren  zwei,^  das  eine  für  Seeland  und 
FQnen  mit  den  umliegenden  Inseln  hat  seinen  Sitz  in  Kopenhagen  und 
ist  mit  dem  Hof-  und  Stadtgericht  yereinigt;^  das  andere  fOr  JUtland 
hat  seinen  Sitz  in  Wiborg  und  besteht  aus  9  Mitgliedern  (1  Justiüa- 
rius  und  8  Assessoren).  Das  Gericht  entscheidet  in  der  Besetzung  von 

5  Richtern. 

In  Noruegen^^)  giebt  es  drei  Obergerichte  („Stiftsobergerichte"): 
in  Ejistiania,  Bergen  und  Drontheim;  ein  jedes  besteht  aus  8  Mit- 
gliedern (1  Justitiarius  und  2' Assessoren),  die  regelmässig  alle  drei 
in  jeder  Sache  fungiren. 

in.  Letzte  Instanz  ist  das  Höchste  Gericht^^)  in  Kopenhagen  und 
in  Kristiania.   Das  dänische  Höchste  Gericht  besteht  aus  1  Justitiarius  und 


*)  Aasnahmsweise  ist  der  Sorenskriver  zugleich  Richter  in  einer  Stadt  an  den 
Grenzen  des  Landbezirks. 

*)  N.L.  1— 7-L  vergl.  Schweigaard,  §  18;  Hagerup,  §  30. 

*)  Norweg.  Gesetz  yom  28.  Augost  1854  §  23  und  Tom  24.  Mftrz  1860  §  123,  See- 
gesetz Tom  20.  Juli  1893  §  312,  Dan.  Gesetz  Ton  12.  April  1892. 

*)  Norweg.  Gesetz  yom  15.  Juni  1881. 

«)  Norweg.  Gesetze  Tom  24.  September  1851,  23.  Mai  1857  und  1.  Juli  1880  §  18. 

^  Ueber  die  richterliche  Zuständigkeit  der  norwegischen  Vergleichskommissionen 
s.  unten  §  3  S.  802. 

^  Dfin.  Verordnung  vom  25.  Januar  1805,  vergl.  Nellemann,  AUgenLTheil  §  18. 

")  Ansseidem  befindet  sich  ein  Obergericht  auf  Island  un^  ein  Obergerioht  auf 
den  d&nisch  -  westindischen  Inseln,  Verordnungen  yom  11.  Juli  1800  und 
25.  Mai  1804. 

^  S.  oben  S.  796. 

^  D&L-norweg.  Verordnung  yom  11.  August  1797  §  7,  norweg.  Gesetze  yom 
16.  JuU  1845, 4.  Juni  1866  und  81.  Mai  1890,  yergl.  Schweigaard,  §  26;  Hagerup,  §  32. 

II)  Dln.-norweg.  Instruktion  yom  7.  Dezember  1771,  norweg.  Grundgesetz  yom 
4.  Noyember  1814  §  88,  norweg.  Gesetze  yom  12.  September  1818  und  15.  Juli  1839, 
yergl.  Nellemaim,  Allgem.  l^eil  §  19;  Schweigaard,  $27. 
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12  Assessoren,^)  das  norwegische  aus  1  Justitiarius  und  8  Assessorea 
sowie  einigen  ausserordentlichen  Assessoren.^  In  Dänemark  sollea 
wenigstens  9,  in  Norwegen  wenigstens  7  Mitglieder  in  jeder  Sache  ent- 
scheiden. 

C.  Die  Richter  kOnnen  nur  durch  Richterspruch  abgesetzt  und 
nicht  gegen  ihren  Willen  versetzt  werden.  Zur  Zeit  gilt  jedoch  dieser 
Grundsatz^  in  Dänemark  nicht  flir  die  Richter  erster  Instanz  ausser- 
halb Kopenhagens,  und  ausserdem  kann  die  Regierung  in  Dänemark 
alle  Richter,  die  66  Jahre  alt  sind,  verabschieden,  jedoch  mit  Belassung 
ihres  vollen  Gehalts. 

D.  Das  Schreibwerk^)  der  Kollegialgerichte  wird  durch  besondere 
Beamte  („ Justizsekretär^ ;  am  Stadtgericht  in  Kristiania  ,yB3r8kriver'') 
besorgt.  ^)  In  Drontheim,  Kristiansand  und  Bergen  ist  je  ein  blonderer 
Gerichtsschreiber  (Byskriver)  am  Stadtgericht  angestellt,  sonst  aber  sind 
die  Einzelrichter  fast  überall  zugleich  Gtorichtsschreiber. 

E.  In  den  Sitzungen  der  Gerichte,  die  mit  einem  Einzelrichter  be- 
setzt sind,  (nicht  aber  der  Kollegialgerichte)  sollen  Gerichtszeugen^ 
anwesend  sein.^  In  Dänemark  giebt  es  ständige,  besoldete,  von  den 
kommunalen  Behörden  angestellte  Gerichtszeugen,  von  weldien  zwd 
jeder  Gerichtssitzung  beiwohnen  sollen.^  In  Nanvegen  ist  die  Funktion 
als  Gerichtszeuge  —  wie  früher  in  Dänemark  —  ein  unentgeltliches, 
den  Bewohnern  des  Gerichtsbezirks  obliegendes  Ehrenamt,  und  an  jedem 
Dinge  müssen  vier  (in  gewissen  Fällen  nur  zwei)  Gerichtszeugen  zu- 
gegen sein.^)    Die  Gerichtssitzungen  sind  öjDTentlich. 

F.  Einen  Anwaltszwang  giebt  es  weder  in  Dänemark  noch  in 
Norwegen.  Jede  Partei  ^^  kann  ihre  Sache  selbst  durchführen.  Will 
sie  sich  aber  eines  Bevollmächtigten  bedienen,  so  steht  ihr 
keine  freie  Wahlzu,^^)  denn  wer  sich  nicht  durch  seinen  Vor- 
mund  oder  einen  Verwandten   oder   eine   in   seinem  Dienste 


^)  Ausserdem  aus  einigen  ausserordentlichen  Assessoren,  die  aber  in  neuerer  Zeit 
sehr  selten  fnngiren. 

*)  Zur  Zeit  sind,  um  die  Reste  zu  erledigen,  fDnf  sogenannte  «feste,  eztraordmire 
Assessoren"  für  eine  gewisse  Reihe  von  Jahren  angestellt,  vergL  Hagerup,^§  35. 

*)  Dftn.  Grundgesetz  vom  5.  Juni  18i9  §  7S,  revidirtes  Grundgesets  vom  "28.  JuM 
1866  §  78,  norweg.  Grundgesetz  vom  4.  November  1814  §  22. 

*)  Nellemann,  AUgem.Theil  §§  29—81;  Schweigaard,  §§86—88;  Hagerup, 
§§  89  und  40. 

*)  Die  Justizsekretärstellen  an  den  norwegischen  Obergerichten  sollen  nach  dem 
Rücktritt  der  jeteigen  Inhaber  eingehen,  s.  Gesetz  vom  31.  Mai  1890  §  6.  Dieses  ist 
schon  in  Bergen  und  Kristiania  geschehen,  wo  jetzt  ein  Assessor  des  Obergerix^ts  das 
Schreibwerk  besorgt. 

*)  Nellemann,  Allgem.  Theil  §§  82  u.  88;  Schweigaard,  §  17;  Hagerup,  §  41. 

^  In  Kopenhagen  werden  Gerichtszeugen  nicht  zugezogen,  selbst  wenn  nur  ein 
Richter  fungirt,  wie  z.  B.  im  Gastgericht. 

«)  Dftn.  Verordn.  vom  9.  Juni  1847. 

^  Norweg.  Gesetz  vom  28.  August  1854. 

^^  Ausl&nder  wie  Inlftnder. 

")  Nellemann,  Allgem.  Theil  §  68;  Schweigaard,  §40;  Hagerup,  §  53. 
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stehende  Person  vertreten  lässt,  muss  einen  Anwalt  (Sag- 
iOrer)  wählen. i)  Bei  dem  norwegischen  Höchsten  Gericht  hat  die 
Partei  sogar  nur  die  Wahl,  entweder  selbst  zu  erscheinen  oder  sich 
durch  einen  Anwalt  vertreten  zu  lassen.^  Auf  der  anderen  Seite  ist 
die  Wahl'  des  Vertreters  in  einigen  Fällen  ganz  frei,  ^  und  in  gewissen 
Fällen  ist  es  sogar  verboten,  sich  eines  Anwalts  zu  bedienen.^) 

Die  Rechtsanwaltschaft^)  ist  freigegeben;  wer  die  in  den  Ge- 
setzen vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllt,  muss  auf  seinen  Antrag 
durch  die  Justizverwaltung  zur  Rechtsanwaltschaft  zugelassen  werden. 
Die  Bedingungen  sind  verschieden, '  je  nachdem  der  Bewerber  als  An* 
walt  bei  den  (reirichten  erster  Instanz  oder  den  Obergerichten  oder 
dem  Höchsten  Gericht  zugelassen  werden  will.  Die  Zulassung  erfolgt 
entweder  bei  allen  Gerichten  erster  Instanz  (in  Dänemark  Kopen- 
hagen ausgenommen),  oder  bei  allen  Obergerichten  und  allen  Gerich- 
ten erster  Instanz,  oder  beim  Höchsten  Gericht  und  allen  anderen  Ge- 
richten.^ 

Das  Honorar  der  Anwälte  ist  durch  keine  gesetzliche  Taxe  ge- 
regelt, nur  dürfen  sie  nicht  „arme  Leute  oder  Andere^  mit  „Ubergrossen 
Honoraransprüchen  aussaugen^. '^  Eine  gesetzliche  Anwaltsorganisation 
giebt  es  nicht;  die  Rechtsanwälte  stehen,  was  die  ProzessfOhrung  be- 
trifft, unter  der  Disziplinargewalt  der  Gerichte. 

Der  Anwalt  braucht  nach  feststehender  Praxis^  im  Prozesse  seine 
Bevollmächtigung  durch  eine  Vollmacht  nicht  nachzuweisen,  so  lange 
nicht  vom  Gegner  behauptet  wird,  dass  er  keine  Vollmacht  hat.  Die 
Vollmacht  ist  nicht  stempelpflichtig.^ 

§3. 
3.   Sfihneversiieli. 

In  Dänemark  und  Norwegen  ist  durch  die  dänisch -norwegische 
Verordnung  vom  10.  Juli  1795  und  die   norwegische  Verordnung  vom 


»)  D.  und  N.  L.  1—0—14. 
^  Norweg.  Gesetc  vom  12.  September  181S  §  8. 

^  So  in  privaten  Polizeisaehen  in  Dfinemark,  yergl.  Denntfcer,  Der  extraordinfire 
GiTilprosesB  (2.  Ausg.  1894)  (dän.)  S.  82.   So  anch  aaf  Island,  weil  es  dort  fast  keine 

Anwälte  giebt. 

*)  So  in  privaten  Polizeisaehen  und  Seesachen  in  Norwegen,  doch  kann  das  Ge- 
richt in  einzelnen  Fällen  die  Vertretung  durch  einen  Anwalt  gestatten,  yergL  Schwei- 

gaard,  §  42. 

*)  Nellemann,  Allgem.  Theil  §§  55— eO;  Schweigaard,  §§  48  nnd  44;   Ha- 

gerup,  §  68. 

•)  Dfin.  Gesetz  vom  26.  Mai  18d8,  norweg.  Gesetz  vom  12.  August  1848  und  vom 

28.  September  1857. 

"^  D.  und  N.  L.  1—9—10. 

*)  Z.  B.  ürtheile  in  der  dfin.  V^ochensohrift  f.  Rechtswissenschaft  1867  S.  864,  in 
der  norweg.  Rechtszeitung  fOr  1871  S.  884  und  ffir  1888  S.  875. 

*)  Uebör  die  Gerichte,  denen  das  Konkursrerüshren.  die  Erbtheilung,  die  Zwangs- 
Tollstreckung  u.  a.  zugewiesen  sind,  s.  unten  S.  848  f.,  862  f.,  888  f. 
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20.  Januar  1797  der  obligatorische  Sühneyersuch^)  erDgefDihrt. 
Danach  muias,  ehe  eine  Civilstreitigkeit  vor  das  Gericht  gebracht  werden 
kann,  ein  Stthneversuch  der  Parteien  stattfinden.  Die  Klage  wird  von 
Amtöwegen  abgewiesen,  wenn  im  Prozesse  nicht  nachgewiesen  wird, 
dass  der  erwähnten  Vorschrift  Folge  geleistet  ist.^  Es  ist  sogar  vor- 
geschrieben, dass  kein  Zeugenbeweis,  der  in  einem  Prozesse  benutzt 
werden  soll,  aufgenommen  werden  darf,  ehe  der  SQhneyersuch  stattr 
gefunden  hat,^  und  in  Norwegen  gilt  dies  auch  für  Erstattung  von  Gut- 
achten Sachverständiger,  die  man  in  einem  Prozesse  zu  verwenden  be- 
absichtigt.^) 

Die  erwähnte  Regel  gilt  natlirlich  nicht,  insoweit  ihre  ErittUuDg 
unmöglich  ist,  z.  B.  wenn  der  Beklagte  im  Auslande  wohnt,^  (vergl. 
unten  S.  804, 842)  und  ausserdem  hat  sie  verschiedene  Ausnahmen.  So  ist 
der  Stthneversuch  nicht  erforderlich  in  Sachen,  die  von  Beamten  wegen 
ehrverletzender  Beschuldigungen  betrieben  werden,^  ferner  in  Dänemark 
in  Wechselsachen^  und  nach  der  Praxis  in  Prozessen,  die  von  höheren 
Behörden  oder  gegen  dieselben  betrieben  werden;  in  Norwegen  in  Sachen 
gegen  Beamte  wegen  Schädigung  durch  eine  Amtshandlung,  in  Sachen 
wegen  Aufhebung  oder  Nichtigkeitserklärung  eines  Patentes  und  bei 
Widerklagen.^ 

Der  Stthneversuch  soll  regelmässig  vor  den  Yergleichskommis- 
sioncn  stattfinden.  In  jedem  Yergleichsbezirke  —  der  von  dem  Ge- 
richtsbezirke verschieden  ist  —  fungirt  eine  Yergleichskommission,  die 
in  Dänemark  aus  zwei  von  den  kommunalen  Behörden  ernannten 
Männern  besteht,^  Kopenhagen  ausgenommen,  wo  ein  Ifitglied  des 
Magistrats,  ein  Assessor  des  Hof-  und  Stadtgerichts  und  ein  Bürger- 
repräsentant die  Kommission  bilden,  i^)  In  Nartcegen  werden  zwei  Yer- 
gleichskommissare  von  den  Einwohnern  des  Bezirks  erwShlt;^^)  in  den 
Landbezirken  besteht  die  Kommission  in  gewissen  Fällen  (AastedsmOder) 

')  Yergl.  Bchweigaard,  §§  6 — 13;  Denntzer,  Yom  Sohnevereach  in  ctTÜen 
Sachen  (2.  Aosg.  1888);  Hagerup,  §§  17—24. 

*)  Dftn.-norweg.  Vorordnung  vom  10.  Juli  1796  §  49,  norweg.  Gesetz  Tom 
20.  JuU  1824  §  87. 

*)  DSn.-norweg.  Verordnong  vom  20.  Januar  1797,  norweg.  Gesetz  vom  2D.  Juli 
1824  §  84. 

*)  Schweigaard,  §  122;  Hagerap,  S.  84. 

^)  Norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli  1824  §  28,  vergl.  Gksetz  vom  4.  Juni  1892  §  42. 
Dass  der  Kläger  im  Auslande  wohnt,  befreit  nicht  Ton  dem  SUhneyersuch. 

^)  Dftn.-norweg.  Verordnung  vom  10.  Juli  1795  §  24,  norweg.  Gesetz  Tom  20.  Juli 
1824  §  80. 

7)  Dan.  Gesetz  vom  28.  Mai  1880. 

^  Norweg.  Gesetz  yom  20.  Juli  1824  §§  28  und  29,  norweg.  Patontgesets  yom 
16.  Juni  1885  §  28.  Andere  Ausnahmen  in  norweg.  Gesetz  yom  11.  Februar  1860  §  3 
und  yom  15.  April  1882  §  29  (88). 

")  Dfin.  Gesetz  yom  4.  März  1857. 

^)  Dän.-norweg.  Verordnung  yom  10.  Juli  1795  §§  2—5,  dän.  Reskript  yom 
14.  August  1801  §  10,  Kopenhagener  Kommunalgesetz  yom  4.  März  1857  §  9. 

")  Norweg.  Gesetz  yom  20.  Juli  1824  §§  3  und  4,  yom  8.  September  1842  §  1, 
yom  14.  Mai  1872  §  1  und  yom  9.  Mai  1891. 
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aus  drei  Mitgliedern.^)  Die  Yergleichskommissare  beziehen  keine  Be- 
soldung, aber  ausserhalb  Kopenhagens  gewisse  (übrigens  unbedeutende) 
Sportein. 

Ausnahmsweise  erfolgt  der  SQhneversuch  nicht  durch  die  Yergleichs- 
kommissare, sondern  durch  das  Gericht  selbst;  so  in  privaten  Polizei- 
sachen, Gastgerichts-  und  Seesachen,  ^  in  Norwegen  auch  in  Wechsel- 
sachen.^ 

Der  SUhneversuch  soll  regelmässig  durch  diejenige  Kommission 
vorgenommen  werden,  in  deren  Bezirk  der  Beklagte  wohnt,  gleichgültig 
wo  der  Prdzess  angestrengt  werden  soll.*)  Nur  ausnahmsweise  ist  der 
Gerichtsstand  für  den  SUhneversuch  massgebend,  z.  B.  in  Dänemark  in 
gewissen  Erbstreitigkeiten,^)  in  Norwegen  in  Streitigkeiten,  die  sich  auf 
unbewegliche  Sachen  beziehen.^) 

Der  Kläger  erhebt  seine  mündliche  oder  schriftliche  Klage  bei  der 
Kommission,  worauf  die  Parteien  mit  kurzer  Frist  geladen  werden,  in 
einem  bestimmten  Termin  vor  der  Kommission  zu  erscheinen  und  zwar 
persönlich.'^)  Sind  sie  daran  verhindert  oder  wohnen  sie  entfernt,  so 
dürfen  sie  sich  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  lassen,  der  jedoch 
im  ersteren  Falle  kein  Anwalt  sein  darf.^  Damit  die  Parteien  mit  der 
grössten  Offenheit  vor  den  YergleichskommisSaren  auftreten  können,  ist 
die  Oeffentlichkeit  ausgeschlossen,  und  es  ist  verboten,  über  den 
Inhalt  der  Yerhandlungen  Zeugen  zu  vernehmen  oder  darüber  Atteste 
oder  Abschriften  zu  ertheilen;^)  doch  kann  in  Nw-wegen  }^<d  Partei  eine 
Abschrift  ihrer  eigenen  Yergleichs vorschlage  erhalten,  ^^  was  damit  zu- 
sammenhängt, dass  in  Norwegen  diejenige  Partei,  welche  zum  Abschluss 
eines  billigen  Yergleichs  nicht  geneigt  gewesen  ist,  in  die  Prozesskosten 
verurtheilt  werden  kann. 

Erscheint  der  Kläger  im  Sühnetermin  nicht,  so  fällt  seine  Klage 
weg;  11)  bringt  er  dennoch  seine  Sache  vor  das  Gericht,   so   wird  sie 

0  Norweg.  Gesetz  Tom  17.  Juni  1880  §  3. 

>)  Dfin.-norweg.  Verordnung  vom  10.  Juli  1795  §§  9-11,  norweg.  Gesetz  vom 
20.  Juli  1824  §§  23  und  24,  vergl.  Gesetz  vom  24.  Mftrz  1860  §  180.  lieber  viele 
andere  norwegische  spezieUe  Ausnahmen  s.  Hagerup  S.  90 — 91. 

*)  Norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli  1824  §  24. 

*)  DSn.-norweg.  Verordnung  vom  10.  Juli  1795  §  85,  norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli 
1824  §  39. 

')  Dan.  Skiftegesetz  vom  80.  November  1874  §§  55,  85  und  86. 

^  Norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli  1824  §  40.  VergL  auch  das«  dän.  Firmagesetz 
vom  1.  H&iz  1889  §  84,  und  das  norweg.  Firmagesetz  vom  17.  Mai  1890  §  34. 

^  D&n.-norweg.  Verordnung  vom  10.  Juli  1795  §  38,  Reskript  vom  11.  Okiober  1799, 
norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli  1824  §  50,  und  vom  4.  Juni  1892  §  20. 

^  Dftn.-norweg.  Verordnungen  vom  10.  Juli  1795  §  38,  und  vom  30.  Oktober  1798, 
norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli  1824  §§  50,  51  und  62. 

^  D&n.^norweg.  Verordnung  vom  10.  Juli  1795  §§  40  und  41,  norweg.  Gesetz  vom 
20«  JuH  1824  §§  22  und  79. 

'^  Norweg.  Gesetz  vom  8.  September  1842  §  6. 

")  Der  erscheinende  Beklagte  kann  in  diesem  FaUe  Ersatz  für  Zeitverlust  fordern. 
In  Notwe^fen  kann  die  Vergleichskommission  ihm  diesen  Ersatz  zusprechen,  s.  (jeeetz 
vom  8.  Mai  1869  §  4;  in  Dänemark  nicht,  vergl.  Verordnung  vom  6.  April  1827. 
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Yo^  Amtewegen  abgewiesen.^)  Erscheint  der  Beklagte  nicht,  so  wird 
die  Sache  dem  Gericht  zugewiesen,  und  wenn  er  nicht  im  Prozesse 
nachweist,  dass  er  am  Erscheinen  verhindert  gewesen  ist,  so.  wird  er 
in  die  Prozesskosten  erster  Instanz,  und  in  Dänemark  ausserdem  in 
eine  Busse  verurtheilt,  gleichgültig  ob  er  den  Prozess  gewinnt  oder 
verliert^  Erscheint  eine  Partei  ohne  hinlänglichen  Grund  nidit  per- 
sönlich, sondern  durch  einen  Bevollmächtigten,  so  wird  sie,  wenn  der  vor  der 
Kommission  gehörig  erschienene  Gegner  dies  im  Prozesso  geltend  macht, 
in  die  Prozesskosten  und  in  Dänemark  zugleich  in  eine  Busse  verur- 
theilt, selbst  wenn  die  nicht  erschienene  Partei  den  Prozess  gewinnt.^) 

In  Norwegen  ist  ein  neuer  SOhneversuch  nothwendig,  wenn  der 
Streit  nicht  innerhalb  Jahr  und  Tag  (=  1  Jahr  und  6  Wochen)  vor 
das  Gericht  gebracht  wird.  ^)  In  Dänemark  gilt  diese  Bestimmung 
nicht  ^) 

Ein  vor  den  Yergleichskommissaren  abgeschlossener  Vergleich  ist 
ebenso  wie  ein  Urtheil  vollstreckbar,^ 

Einwendungen  der  Parteien  gegen  einen  abgeschlossenen  Vergleich 
mflssen  auf  dieselbe  Weise  wie  Einwendungen  gegen  einen  Eontrakt 
geltend  gemacht  werden,  doch,  besteht  in  Norwegen'^  die  besondere  Be- 
istimmung, dass  wer  den  Vergleich  wegen  des  Mangels  der  zur  Gültig- 
keit eines  Kontrakts  nothwendigen  Voraussetzungen  anfechten  wiU, 
seine  Klage  beim  Obergericht  erheben  muss.  Mängel,  welche  das 
Verfahren  der  Vergleichskommissare  betreJDTen,  müssen  in  Norrcegen^ 
vom  Kläger  beim  Höchsten  Gericht  (in  kleinen  Sachen  beim  Ober- 
gericht) geltend  gemacht  werden;  in  Dänemark^  gilt  dies  nur  in  einem 
einzelnen  Fall. 

In  Norwegen  hat  die  Vergteichskommission  auch  eine  gewisse 
richterliche  Gewalt. ^<^)  Wenn  das  geforderte  Kapital  (ohne  Zinsen) 
500  Kronen  nicht  übersteigt,  und  der  Beklagte  entweder  nicht  erscheint 
oder  seine  Verpflichtung  zwar  anerkennt,  aber  doch  keinen  Vergleich 
eingehen  will,  so  soll  die  Kommission  auf  Verlangen  des  Klägers  ein 
Erkenntniss  erlassen.  Wenn  der  Beklagte  die  Gültigkeit  eines  wegen 
der  Forderung  verhängten  Arrestes  oder  Verbotes  bestreitet,  oder  wenn 

>)  S,  oben  S.  800. 

^  Dän.-Dorweg.  Verordnung  vom  10.  Juli  1795  §  39.  dftxL  Verordnung  ^010 
11.  August  1S19  §  1,  norweg.  Gesetz  Yom  20.  Juli  1B24  §  54«  yergl.  §§  62  und  57. 

^  Dfin.  Verordnung  vom  SO.  Oktober  1798  und  vom  11.  August  1819  §  1,  norweg. 
<}esetz  yom  20.  Juli  1824  §  62. 

^)  Norweg.  GeseU  vom  20.  Juli  1824  §.  .38. 

*)  Vergl.  z.  B.  ein  Urtheil  in  der  Wochenschrift  fUr  Kechtswesen  für  1871 S.  618. 
wo  der  Stthneyersuch  9Vt  Jahre  alt  war. 

^)  Dan. -norweg.  Verordnung  vom  10.  Juli  1795  §  43,  norweg.  Gesetz  vom 
20.  Juli  1824'  §  68.  Auch  die  vor  einem  G^jicht.abgeschlossenen  Vergleiche  sind  voU- 
streckbar  s.  unten  §  20,  III  S.  880. 

^)  Norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli  1824  §  74. 

»)  Norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli  1824  §  72. 

*)  Dto.  Verordnung  vom  30.  Oktober  1798, 

*fl)  Vergl.  Hagerup  S.  125-127. 
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er  Gegenforderungen,  die  bestritten  werden  oder  600  Kronen  übersteigen 
und  nicht  nur  ssur  Kompensation  dienen  sollen,  geltend  macht,  hat 
die  Vergleichskommission  keine  richterliche  Zuständigkeit J)  In  den 
Landbezirken  kann  ferner  die  Kommission  auf  Verlangen  der  einen  oder 
beider  Parteien  gewisse  Streitigkeiten,  die  sich  auf  unbewegliche  Sachen 
beziehen,  durch  Erkenntniss  entscheiden,  wenn  sie  nicht  besonders 
wichtig  oder  nicht  verwickelt  sind/'')  Das  Erkenntniss  einer  Vergleichs- 
kommission  kann  zur  näheren  Prüfung  vor  das  Gericht  erster  Instanz 
gebracht  werden.^  Endlich  sollen  die  norwegischen  Vergleichskom- 
missionen auf  Gesuch  beider  Parteien  einen  Schiedsspruch  erlassen, 
wenn  das  geforderte  Kapital  500  Kronen  nicht  übersteigt  und  kein  be^ 
sonderes  Beweisverfahren  nothwendig  ist.*) 

§*. 
4.  Oertltche  Zustilndigkeit  der  Gerichte. 

I.  Der  allgemeine  Gerichtsstand^)  einer  Person  ist  bei  dem  Ge- 
richt, in  dessen  Bezirk  sie  ihren  Wohnsitz  und  in  dessen  Ermangelung 
ihren  Aufenthaltsort  hat.^)  Personen,  die  einer  dänischen  Gesandt- 
schaft im  Auslande  angehören  und  keinen  Wohnsitz  inDänemark  haben, 
können  beim  Hof-  und  Stadtgericht  in  Kopenhagen  belangt  werden.^ 

n.  Besondere  Gerichtsstände^)  sind: 

1.  Das  forum  rei  sitae  für  dingliche  Immobiliarklagen.^ 

2.  Das  forum  reconventionis  für  Widerklagen.^^) 

3.  Das  forum  gestae  administrationis  für  Klagen  wegen  Ver- 
waltung von  öffentlichem  Vermögen.*^) 

4.  Das  forum  delicti  für  private  Ansprüche  aus  strafbaren  Hand- 
lungen auf  Busse  und  in  Verbindung  damit  auf  Schadensersatz.^^ 

5.  Der  Gerichtsstand  des  Ortes,  an  welchem  ein  Vertrag  erfDllt 
werden  soll  (forum  contractus),  doch'  nur,  wenn  der  Beklagte  zur 
Zeit  der  Ladung  an  diesem  Ort  anwesend  ist.^^) 

>)  Norweg.  Gesetz  vom  8.  Uäi  1869  und  vom  29.  Mai  1879. 

*)  Norweg.  Gesetz  yom  17.  Juni  1880. 

^  Norweg.  Gesetz  vom  8.  Mai  1869  §  11  und  vom  17.  Juni  1880  §  13. 

^)  Norweg:  Gesetz  yom  8.  Mai  1869  §  3. 

*)  Nellemann,  AUgemeiner  TheU  §§61  und  62;  Schweigaard,  §45;  Ha- 
gernp,  §  88. 

«)  D.  und  N.  L.  1— 2— 4. 

7)  Dftn.  Verordnung  vom  30.  Mai  1827. 

^)  Nellemann,  Allgemeiner  Tbeii  §  63;  Schweigaard,  §§46  und  47;  Ha- 
gernp,  §  83. 

»)  D.  L.  1-2-18,  N.  L.  1—2- 15. 

««)  D.  L.  1—2—23,  N.  L.  1—2—20. 

")  D.L.  1—2-21,  N.  L.  1— 2-18.- 

*')  D.L.  1—2 — 19,  N.L.  1—2—16.  In  Norwegen  unterliegen  alle  Strafsachen  dem 
Strafprozess,  Hagerup,  S.  137,-  und  die  norwegische  Praxis  wendet  N.  L.  1 — 2 — 16 
an,  seihst  wenn  die  Handlung  nicht  strafbar  ist.  In  Norwegen  gilt  demgemäss  das 
forum  delicti  fOr  AjisprQche  auf  Schadensersatz;  -während  es  in  Dänemark  nur  gilt, 
wenn  der  Kl&ger  Bestrafung  und  in  Verbindung  damit  Schadensersatz  beantragt  hat. 

»')  D.  L.  1—2—19,  N.  L.  1    2—16. 
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6.  Der  Gerichtsstand  der  Niederlassung.  Wer  in  Kopen- 
hagen zun  Betriebe  einer  Handlang  eine  Betriebsstelle  hat,  kann  (beim 
See-  und  Handelsgerichte)  in  Kopenhagen  mit  allen  Klagen  belangt 
werden,  die  sich  auf  seinen  Handelsbetrieb  beziehen.')  FOr  eine  zum 
Handelsregister  angemeldete  Firma,  die  eine  Handlung,  eine  Fabrik, 
ein  Bergwerk  oder  dergl.  betreibt,  ist  der  Gerichtsstand  durdi  den  Ort 
ihres  Komtoirs  bestimmt.^ 

7.  Der  Gerichtsstand  in  Mortifikationssachen.^) 
8«  Das  forum  hereditatis  in  Dänemark.^) 

9.  Durch  Vereinbarung  kSnnen  die  Parteien  sich  einem  besonderen 
(Gerichtsstände  (doch  nur  in  erster  Instanz)  unterwerfen.^)  Der  Aus- 
länder, der  im  Inlande  eine  Waarenmarke  regietriren  lässt,  soll  sich 
in  Streitigkeiten,  die  sich  auf  die  Waarenmarke  beziehen,  in  Dänmark 
dem  See-  und  Handelsgericht  in  Kopenhagen,  und  in  Nancegm  dem 
Stadtgericht  in  Kristiania  unterwerfen.^ 

10.  Im  Allgemeinen  giebt  es  kein  besonderes  forum  arresti.  In 
Dänemark  kann  jedoch  ein  Personal-  oder  Realarrest,  wenn  der  Schuldner 
Ausländer  ist,  bei  dem  Grericht  verfolgt  werden,  in  dessen  Bezirk  der 
Arrest  anzulegen  ist.'')  „Ausländer^  bedeutet  aber  hier  nicht  „fremder 
Staatsbürger^,  sondern  darunter  ist  Jeder  zu  verstehen,  der  im  Aus- 
lande wohnt,  er  sei  Fremder  oder  Däne.  In  Norwegen  kann  ein  Arrest 
bei  dem  Gericht  des  Arrestortes  verfolgt  werden,  wenn  der  Schuldner 
wegen  Schulden  entwichen  ist,^  und  wenn  der  Arrest  in  Schiff  und 
Ladung  wegen  einer  Forderung,  fttr  welche  Schiff  und  Ladung  haften, 
angelegt  ist.*) 

Die  erwähnten  Gerichtsstände  gelten  sowohl  fOr  Ausländer  als  für 
Inländer,  und  wer  ausserhalb  Dänemarks  oder  Norwegens  wohnt,  kann 
also,  wenn  kein  besonderer  Gerichtsstand  anwendbar  ist,  bei  keinem 
dänischen  oder  norwegischen  Gerichte  belangt  werden;  nur  fDr  schwe- 
dische Beklagte  gilt  in  Dänemark  eine  spezielle  Ausnahme.  ^^ 


>)  Dan.  Gesetz  Tom  19.  Febraar  1861  §  20. 

*)  D&n.  Gesetz  vom  1.  März  1889  §  94,  norweg.  Gesetz  vom  8.  Juni  1S74  §  9 
Tergl.  norweg.  Patentgesetz  vom  16.  Juni  1885  §  28. 

')  D&n.  Vorordnang  yom  7.  Febraar  1823,  norweg.  Gesetz  vom  6.  Mftrz  1869. 

*)  Dftn.  Skiftegesetz  vom  80.  November  1874  §§  65  und  84. 

»)  D.  L.  1—2—20.  N.  L.  1—2—17. 

*)  Norweg.  Gesetz  vom  26.  Mai  1884  §  15,  dftn.  Gesetz  vom  11.  April  1890  §  14 
vergl.  auch  dftn.  Gesetz  vom  90.  März  1894  §  18  Aber  Lagerscheine  (Oplagsbeviser)  und 
Garantiescheine  im  Freihafen  zu  Kopenhagen. 

^  Dan.  Plakat  von  90.  November  1821.    Vgl.  §  25. 

^  Norweg.  Gesetz  vom  3.  Juni  1874  §  2. 

')  Norweg.  Seegesetz  vom  20.  Juli  1898  §  315. 

^  Dan.  Gesetz  von  19.  Februar  1861  §  6:  „.  .  .  Hält  ein  schwedischer  Untei^ 
than  sich  in  Dänemafk  längere  Zeit  als  8  Wochen  auf,  so  kann  er  wahrend  dieses  Auf- 
enthalts wegen  Schulden  oder  anderer  Verpflichtungen  in  dem  Gerichtsbeziik  belangt 
werden,  wo  er  sich  befindet." 
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5.  Allgemeine  Gmadgitie  des  Terfahrens. 

Nach  den  GesetzbAchern  Christians  Y.  war  der  Civilprozess  nicht 
wesentlich  verschieden  vom  Strafprozess.  Das  Verfahren  war  in  beiden 
Fallen  eine  Mischung  von  Schriftlichkeit  und  Mündlichkeit  und  der 
Richter  hatte  die  Pflicht,  fUr  die  gebührende  Aufklärung  der  Sache 
Sorge  zu  tragen.  Nach  und  nach  hat  jedodi  der  Ci\ilprozes8  durch 
eine  Praxis,  die  in  yielcQ  Gesetzen  anerkannt  oder  vorausgesetzt  ist, 
einen  ganz  anderen  Charakter  angenommen.^) 

Das  Verfahren  ist  vollständig  schriftlich,  und  das  Gericht  kann 
daher  nur  beachten,  was  ihm  schriftlich  vorgelegt  wird  oder  iii  das 
Gerichtsprotokoll  aufgenommen  ist,  es  seien  Anträge,  thatsächlidie  An- 
gaben oder  Beweise.  Nur  bei  den  Höchsten  Gerichten  findet  ein  münd- 
liches Verfahren  statt  (s.  unten  §  19)  und  beim  See-  und  Handelsgericht 
in  Kopenhagen  ist  die  Schlussverhandlung  mündlich  (s.  unten  §  16). 

Es  gut  femer  die  Verhandlungsmaxime.  Das  Gericht  kann 
einer  Partei  nur  zusprechen,  was  sie  beantragt  hat,  es  darf  keine 
anderen  Thatsachen  als  die  von  den  Parteien  angeführten  beachten,  09 
muss,  was  nicht  bestritten  ist,  als  wahr  annehmen  und  darf  die  Wahr- 
heit bestrittener  Behauptungen  nur  mit  Benutzung  der  von  den  Parteien 
vorgebrachten  Beweismittel  prüfen.  ^  Beweisthema,  Beweislast  und  Be- 
weismittel hat  jede  Partei  selbst  zu  beurtheilen;  ein  interlokutorischer 
Beweisbeschluss  ergeht  nicht.  Das  Gericht  darf  den  Parteien  kaiMa 
Beistand  zur  Betreibung  des  Prozesses  leisten,  doch  soll  es,  wenn  eine 
Partei  ohne  Anwalt  erscheint,  dafür  sorgen,  dass  ihre  Anträge  und 
thatsächlichen  Angaben  in  sachgemässer  Form  und  Ordnung  in  das 
Gerichtsprotokoll  aufgenommen  werden,^)  und  bei  Vernehmung  von 
Zeugen  eine  gewisse  Thätigkeit  zur  Aufklärung  der  Sache  entwickeln.^) 
Ein  Fragerecht  steht  dem  Gericht  nicht  zu,  doch  muss  es  bei  Ver- 
nehmung von  Zeugen  und  dergl.  durch  Fragen  sich  versichern,  dass 
der  Eid  nicht  missverständlich  abgelegt  wird. 

Das  Verfahren  wird  femer  von  der  Eventualmaxime  beherrscht; 
jede  Partei  soll  jedes  Mal,  wenn  sie  das  ViTort  hat,  sich  vollständig 
aussprechen,  und  was  sie  nicht  geltend  gemacht  hat,  kann  ohne  die 
Genehmigung  des  Gegners  nicht  nachträglich  vorgebracht  werden« 
Doch  gut  dieses  nicht  von  Anträgen,  Angaben  und  Behauptungen, 
deren  Existenz  erst  später  begründet  ist,  oder  die  bisher  der  Partei 
unbekannt  waren,  oder  die  erst  durch  das  spätere  Vorbringen  des 
Gegners  veranlasst  sind.  Ausserdem  giebt  es  einige  „privilegirte^  Ein* 
reden,  die  das  Gericht  von  Amtswegen  beachten  muss,  wenn  sie  aus 


>)  Nellemann,  §§  1  und  18;  Schweigaard,  §§  9«  51,  67  und  68;   Hagernp, 
§80ff. 

*)  DftB.-norweg.  Verordnimg  Tom  8,  Mfins  17^9,  JBinleitung  (Prftmissen), 
^  DiUi.-norweg.  Verordnung  vom  8.  Juni  1796  §  15. 
^)  DbL-norweg.  Verordnung  Yom  8.  Juni  1796  §  18. 
Lmkb  n.  LoMimmL»,  Beektercrfolcimg.  IL  .  52 
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den  Prozessakten  ersichtlich  sind,  und  die  daher  in  jedem  Stadium  des 
Verfahrens  geltend  gemacht  werden  kOnnen,  z.  B.  die  Einrede,  dass  dne 
Schuld  aus  dem  Hazardspiel  herrOhrt.^)  In  der  jetzigen  Praxis  scheint 
flbrigens  die  Erentualmaxime  nicht  streng  gehandhabt  zu  werden.  *) 

Für  den  Beweis  gut  die  Erentualmaxime  nicht,  Beweismittel  kSnnen 
Tielmehr,  so  lange  wie  die  Sache  noch  schwebt,  vorgebracht  werden. 

FOr  die  Erörterung  der  Rechtssätze  bleibt  die  Yerhandlungs- 
ünd  Eventualmaxime  ausser  Betracht;  das  Gericht  wendet  das  Becbt 
yon  Amtswegen  an.  Soweit  es  sich  nicht  um  Anwendung  zwingenden, 
sondern  deklaratorischen,  ergänzenden  Rechts  handelt,  sind  die  Par- 
teien berechtigt,  auf  die  Anwendung  einer  solchen  Rechtsregel  zu  ver- 
zichten. Spezielle  und  partikuläre  Gesetze,  Gewohnheitsrecht  und  der- 
jg^eichen  kann  und  soll  das  Gericht  anwenden,  wenn  sie  ihm  bekannt 
sind,  auch  wenn  die  Parteien  sich  nicht  darauf  berufen  haben.') 

§6- 
••  Die  Ladung. 

Die  Ladung^)  ist  der  erste  prozessualische  Schritt,  nachdem  die 
Sache  von  der  Yergleichskommission  dem  Gerichte  zugewiesen  ist.  Die 
Ladung  vor  ein  Gericht  erster  Instanz,  die  Gerichte  in  Kopenhagen 
ausgenommen,  kann  vom  Kläger  selbst  ausgehen.^)  Die  Ladung  vor 
andere  (Berichte  soll  dagegen  im  Namen  und  mit  der  Unterschrift  des 
Gerichts  geschehen,^  doch  ist  dieses  insoweit  nur  eine  Formalität,  als 
der  Kläger  auch  in  diesem  Falle  die  Ladung  abfassen  muss  und  das 
Gericht  keine  Verantwortlichkeit  für  ihre  Richtigkeit  trägt  Der  Gegner 
kann  in  den  Fällen,  wo  die  Ladung  vom  Kläger  selbst  ausgehen  kann, 
darauf  verzichten,  in  anderen  Fällen  aber  nicht.  ^ 

Die  Ladung  muss  die  Namen  der  Parteien,  das  Gericht,  den  Termin 
u.  s.  w.  angeben,  braucht  aber  von  dem  streitigen  Sachveihältnisse  nur 
so  viel  zu  erwähnen,  dass  für  den  Beklagten  ersichtlich  ist,  aus  welchem 
Grunde  er  geladen  wird;   auch   eine  Mittheilung  des  Sachantrages  ist 

Die  Mittheflung  (VerkOndung)  der  Ladung  kann  nur  durch  die 
Meatlioh  angestellten  vereideten  „Ladungsmänner^  oder  einen  Notarius 


0  Dln.-]iorweg.  Verordnung  vom  6.  Oktober  1753. 

^  Wonigstens  wenn  es  lich  nicht  vm  blosse  Formslitfttseinreden  handelt. 

*)  In  vielen  FftUen  gelten  grossere  oder  geringere  Abweiohnngen  Ton  den  er- 
wBhnten  eUgemeinen  Omndsitaen;  darttber  siehe  unten  §  16  des  extrsordinAre  Yer- 
ftdiren. 

*)  Nellemsnn,  §§  2—16;  Sehweigasrd,  §§  51—66;  Hsgernp,  §§  75—77 
und  87. 

*)  D.  und  N.  L.  1—4—8  und  4,  dbL-norweg.  Verordnang  vom  3.  Juni  1796  §  17. 

^  D.  L.  1—4—28,  dia.  Reglement  vom  15.  Jnni  1771  §  24,  dSn.  Verordaimg 
Tom  25.  Januar  1805  §  22,  norweg.  Verordnung  vom  11.  August  1797  §  22,  norweg. 
Gesets  vom  12.  September  1818  §  5. 

*)  D.  und  N.  L.  1—4—1. 

•)  D.  und  N.  L.  1-4—6. 
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publicas  gwchehen,^)  und  muBS  entweder  an  den  Beklagten  selbst  oder  an 
Personen,  die  demselben  Hausstande  oder  Betriebe  angehören,  erfolgen.^ 
Regelmässig  soll  diese  Zustellung  am  Wohnsitze  des  Beklagten  oder, 
wenn  er  einen  solchen  nicht  hat,  an  seinem  Aufenthaltsorte  stattfinden, 
doch  ist  in  Nonvegen  sein  ständi^r  Arbeitsort  und  in  Dänemark  sein 
Bureau,  seine  Werkstätte  oder  eine  andere  feste  Bctriebsstelle  und  fCUr 
Schiffer  und  Seeleute  das  Schiff,  dem  sie  angehären,  dem  Wohnsitze  in 
dieser  Beziehung  gleichgestellt.  Ausserdem  ist  in  Norwegefi  immer  und 
in  Dänemark  in  gewissen  Fällen  die  ZusteUung  an  einem  anderen 
Orte  gültig,  wenn  sie  an  den  Beklagten  persönlich  erfolgt.^  Ist  der 
Wohnsitz  oder  der  Aufenthaltsort  des  Beklagten  unbekannt,  oder  sollen 
unbekannte  Personen  geladen  werden,  so  geschieht  die  Ladung  öffent- 
lich, namentlic^iL  durcJi  Bekanntmachung  in  den  Zeitungen.^) 

Die  Ladungsfrist  beträgt  in  Dänemark  eine  Woche,  wenn  der  Be- 
klagte im  Bezirk  des  Gerichts  wohnt,  vor  welches  er  geladen  wird; 
li  Tage,  wenn  er  anderswo  im  Reiche  wohnt.  Für  Personen«  die  Im 
Auslande  oder  auf  Island,  denFäröern,  den  dänisch-westindischen 
Inseln  oder  in  Grönland  wohnen,  wird  die  Frist  in  jedem  einzelnen  Fall 
vom  Bichter  oder  dem  Vorsitzenden  des  EoUegialgerichts  bestimmt.^) 
In  Noncegen  beträgt  die  Ladungsfrist  in  der  Regel  eine  Woche,  10  Tage, 
2  Wochen  und  3  Wochen,  je  nachdem  der  Beklagte  in  der  Stadt  oder 
In  dem  „Thinglag^  oder  in  der  Sorenschreiberei  oder  in  dem  Amte 
wohnt,  wo  die  Gerichtssitzung,  zu  welcher  er  geladen  wird,  stattfinden 
soll.  Wohnt  er  anderswo,  aber  im  Reiche,  so  beträgt  die  Frist  vier 
Wochen.  Fttr  Personen,  die  ausserhalb  Norwegens  im  nördlichen  Europa 
(einschliesslich  Deutschland  und  Frankreich)  wohnen,  beträgt  die 
Frist  2  Monate  und  sonst  je  nach  der  Entfernung  3  oder  6  Monate.^) 

Die  erwähnten  Bestimmungen  gelten  für  Ladungen  vor  Gericht-e 
aller  Instailzen,  doch  darf  die  Frist  einer  Ladung  vor  das  norwegische 
Höchste  Gericht  nie  kürzer  als  2  Wochen  sein.^  Im  extraordinären 
Verfahren  gelten  gewöhnlich  besondere  kui:ze  Ladungsfristen  (s.  unten 

§  16).«) 

Dass  die  Ladung  oder  deren  „Veritündung^  fehlerhaft  ist,  oder  dass 


^)  DSiL-oorweg.  Verordnung,  vom  8.  Juni  1796  §§  18  ff.,  dfta.  Reglement  yom 
22.  MSn  1814  §  183,  norweg.  Reglement  vom  13.  September  1830  §  70,  norweg.  Gesetz 
▼om  4.  Juni  1892  §§  1—8.  In  NoT%Degen  kann  eine  Mittheilung  gegen  Empfangschein 
Ton  Anwalt  sn  Anwalt  oder  von  einer  Cffentlichen  Behörde  zur  anderen  an  die  Stelle 
der  YerkUndang  treten,  rergl.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  §  11. 

^  Dia.  Oesetz  Vom  11.  April  1890  §  3,  norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  §  5. 

')  Dan.  Gesetz  yom  11.  April  1890  §  3,  norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  §  4. 

*)  Dan.  Gesetz  vom  11.  April  1890  §  3,  norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  §§  9  u.  10 

*)  Dan.  Gesetz  vom  11.  April  1890  §  1. 

*)  Norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  §§  12—15. 

^  Norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  §  19. 

^  Vergl.  auch  fiher  eine  Veriangeruug  der  Ladungsfrist,  wenn  gegen  Ericennt- 
niese  der  danischen  Theilungsgerichte  appellirt  wird,  das  dan.  Plakat  vom  20.  Januar 
1841,  Gesetz  für  Island  vom  2.  Oktober  1895. 
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die  Laibugsfrist  nicht  gewahrt  ist,  muss  Yom  Beklagten  gerflgt  werden; 
nur  wenn  der  Beklagte  nicht  erscheint,  winL  dieser  Mangel  Ton  Amte» 
wegen  beachtet 

§7. 
7«  Gang  lies  TerfUmns.  i) 

In  dem  in  der  Ladung  angegebenen  Termin  soll  der  Kläger  Yor 
Gericht  erscheinen  und  die  Sache  durch  Vorlegung  der  Ladung  an- 
hängig machen.^  Femer  soll  er  einen  Sachantrag  stellen  und 
begründen  (die  Sache  deduziren).  Enth&lt  die  Ladung  das  Sachver- 
h&ltniss  in  der  nSthigen  Ausführlichkeit,  so  kann  der  Vortrag  sich  auf 
die  Stellung  des  Antrags  mit  Verweisung  auf  den  Inhalt  der  Ladung 
beschränken,  sonst  aber  muss  die  Sachdarstellung  durch  Ueberreichiing 
eines  Schriftsatzes  oder  durch  Erklärung  zum  OerichtsprotokoU  (s.  unten 
S.  809  Kote  2)  erfolgen.  JDeduzirt^  der  Kläger  die  Sache  nicht  gleich,  so 
wird  die  Klage  abgewiesen ,  sowohl  wenn  der  Beklagte  nicht  erscheint, 
als  wenn  er  erscheint  und  die  Versäumung  rttgt,  und  im  letzteren  Falle 
wird  Ihm  auf  sein  Gesuch  ausserdem  eine-Enfaschädigung  für  seine  ver- 
gebliche MOhe  („Kost  og  Täring'')  durch  Erkenntniss  des  Gerichts  zu- 
g^sprodien.*)  Dem  Kläger  ist  um  Aussetzung  der  Stellung  und  Be- 
gründung seines  Sachantrags  zu  bitten  nur  gestattet,  wenn  er  nach- 
weist, dasis  er  die  einleitenden  Schritte  gethan  habe,  um  einen  Zeugen- 
beweis oder  dergl.  zu  beschaffen.^) 

Der  Beklagte  ist  nicht  verpflichtet,  sogleich  Zu  antworten,  selbst 
wenn  der  Elläger  nichts  yorbringt  als  die  dem  Beklagten  schon  bekann- 
ten SchriftstOeke;  er  kann  Tielmehr  immer  eine  Aussetzung  der  Ver- 
handlung verlangen  und  muss  erst  in  dem  anberaumten  neuen  Termin 
seine  schriftliche  Klagebeantwortung  vorlegen.  Der  Kläger  kann  dann 
seinerseits  Aussetzung  verlangen,  um  dem  Beklagten  zu  erwidern,  wor- 
auf wieder  der  Beklagte  Aussetzung  beantragen  kann  u.  s.  w.  Eine 
gesetzliche  Grenze  für  die  Diskussion  giebt  es  nicht.  Jede  Partei  hat 
das  Recht,  Aussetzung  zu  verlangen,  so  oft  die  andere  Partei  etwas 
Neues  vorbringt,  um  sich  damit  bekannt  zu  machen  und  eventuell 
darauf  m  antworten.  Femer  hat  jede  Partei  das  Recht,  Aussetzung 
zu  beantragen,  um  die  nöthigen  Beweise  zu  beschaffen.^)  In  Dänemark 
ist  die  Aussetzung  schon  dann  gestattet,  wenn  die  Parteien  daraber 
einig  sind^^  in:  Noncegen  muss  immer  ein  dazu  genügender  Grund  an- 
geführt werden. 'O    Zeigt  es  sich,  dass  eine  Aussetzung  ohne  Verschnl- 


>)  Kellemann,  §§  20-^85;  Schweigaard,  §§  51,  67—69;  Hagemp,  §  75. 

•)  D.  und  N.L.  1    i    L 

^  DiiL-nonreg.  Verordnuig  Tom  8.  Juni  1706  §  5. 

^)  Dln.-]iorweg.  Verordnimg  vom  3«  Joni  1796  §  6.  • 

'^)  Dfta.-norweg.  Verordnung  vom  8.  Juni  1796  |§  7—9,  dSn.  Verwdnung  tob 
16.  Januar  1828,  norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  §§  82—25. 

*)  Eine  Beschiftnkung,  wenn  Anwftlte  auftreten,  enthalten  dfin.  Verordnung  Tom 
8.  Juni  1796  §  7  und  yom  16.  Januar  1828  §  4. 

^  Norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  §  22. 
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den  der  Partei  zur  Erklärung  auf  neues  Vorbringen  etc«  nicht  Unreicht, 
so  kann  eine  neue  Aussetzung  bewilligt  werden. 

Das  geschilderte  Verfahren  Wird  um  so  langwieriger,  als  die  meisten 
ordentlichen  Grerichte  nur  einmal  in  der  Woche  (oder  auf  dem  Lande 
in  Norwegen  noch  seltener)  Sitsningen  abhalten,  Jede  Aussetzung  also 
mmdestens  eine  Woche  betrilgt.  Es  sind  auch  oft  unnOthige  Aus- 
setsongen  nicht  zu  vermeiden,  weil  h&ufig  erst  nach  Beendigung  der 
Sache  ersichtlich  wird,  dass  die  Aussetzung  widdich  grundlos  war. 
ßt^t  sich  dies  heraus,  so  muss  die  betreffende  Partei  die  dadurch  ver« 
nraachten  Kosten  tragen ,  und  das  Oericht  kann  gegen  sie  oder  ihren 
Vertreter  eine  Prozessstrafe  (Busse)  im  Urtheil  leetsetzen.  ^) 

Regelmässig  soll  jede  Prozesserklärung  in  einem  Schriftsatz  yor- 
gcdlegt  werden.  ^  •) 

Wena  die  Verhandlung  der  Sache  beendigt  ist^.  so  wird  sie  .von 
der  einen  oder  von  beiden  Parteien  „eingelassen''  (d.  h«  Entscheidung 
beantragt)^)  und  vom  Gericht  zur  Entscheidung  „aufgenommen*^.*) 
Jede  Partei  kann  fordern.,  dass  die  Verhandlung  sich  vorläufig  .allein 
auf  Prüfung  der  Förmlichkeiten  beschränke,  so  dass  die  Formalit&ts- 
fragen  durch  Erkenntniss  des  Gerichts,  entschieden  werden  und  die 
materielle  Verhandlung  wegfällt,  wenn  die  Sache  ab  instantia  abgewiesen 
wird.  Auch  kann  eine  Partei,  wenn  der  Gegner  ausdrücklich  od^  still- 
schweigend damit  einverstanden  ist,  die  Verhandlung  der  Sache  und 
damit  zugleich  die  Entscheidung  des  (Berichts  zunächst  auf  eine  oder 
mehrere  Formalitätsiragen  unter  Vorbehalt  anderer  formeller  und  mate- 
rieller Einwendungen  beschränken.  Dagegen  steht  ^)  den  Parteien,  selbst 
wenn  sie  darQber  einig  sind,  kein  Trennungsrecht  hinsichtlich  des  mate- 
riellen Prozessstoffs  zu,  sie  können  nicht  beanspruchen,  dass  eine 
gerichtliche  Entscheidung  über  eine  einzelne  materielle  Frage  mit  Vor- 
behalt anderer  gefällt  werde. 

Nach  „Aufnahme*'  der  Sache  zur  Entscheidung  können  die  Parteien^ 
durch  Vereinbarung  das  Verfahren  reassumiren*)  und  weiter  fortsetzen, 


0  Dftn.-norwog.  Verordnung  yom  3.  Juni  1796  $  10,  nonreg.  Ge86ts  Tom  ^  Jnni 
1892  §  26. 

^  Anwftlte  können  ihre  Erklftrungen  nur  zum  Gerichtsprotokoll  diktiren, 
wenn  sie,  ohne  Anseetzung,  sogleich  ihre  Antwort  abgeben  wollen,  nnd  selbst  dann 
darf  das  Diktat  nur  eine  Viertelstunde  dauern.  Dagegen  ist  es  der  Partei,  die  persOn« 
lieh  erscheint^  ohne  solche  Beschränkung  gestattet,  statt  einen  Schriftsata  vorzulegen, 
Ihre  ErkUrungen  zum  ProtokoU  zu  diktiren.  ^ 

f)  Dftn.-norweg.  Verordnung  Tom  d.  Jnni  1796  §  15;  Tg^.  Nellemunn,  §  19; 
Schweij^aard,  §  67;  Hag^rup,  §  d4. 

*)  Der  dXnische  juristisch-technische  Ausdruck  Ist  „indlade**,  wohl  eine  üeber- 
setznng  oder  VerdrehnjDig  des  deutschen  Wortes  „einladen**. 

*)  Nellemann,  §§  164--157;  Sehweigaard,  §.69;  Hagernp,  |  91. 

*)  Dies  ist  die  allgemeine  Meinung.  In  der  Hieorie.  yergl.. Nellemann,  §§  26 
nnd  29;  Sehweigaard,  §§  68  und  69;  Hagernp,  &  301.  In  der  Praads  scheint  die 
Frage  nicht  entschieden  zu  sein. 

^  Nellemann,  §156;  Sehweigaard,  §69;  Hagernp,  §91. 

^  „Reassnmiren"  bedeutet,  dass  man  das  Prözeasverfahren. wieder  aufnimmt,  so 
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SO  lange  das  Urtheil  nicht  erlassen  ist  In  Dänemark  kann  die  Reas- 
siunirung  selbst  nach  Erlass  des  Urtheils  auf  einseitiges  Greeuch  einer 
Partei  erfolgen,  wenn  sie  nicht  rechtzeitig  erschienen  ist,  sich  aber  Tor 
Schluss  der  Sitzung  eingefonden  hat,')  und  femer  auf  Grund  einer 
Bewilligung  des  Gerichts,  die  namentlich  im  Fidle  unverschuldeten  Aus* 
bleibens  ertheilt  wird.* 

Das  Gericht  soU  innerhalb  6  Wochen  nach  Aufnahme  der  Sadie 
das  Urtheil  erlassen;  fQr  Kollegialgerichte  kann  die  Frist  bis  zu 
12  Wochen  erstreckt  werden^).  Die  Verletzung  dieser  Vorschrift  ki^nnen 
die  Parteien  in  der  Berufungsinstanz  geltend  machen,  und  der  oder  die 
betheiligten  Bichter  werden  dann  zu  einer  Busse  verurtheiit. 

Die  ürtheile  sollen  mit  Gr  flu  den  (Prämissen)  versehen  sein')  und 
eine  endgültige  Entscheidung  des  Rechtsstreits  enthalten;  doch  kann  die 
Entscheidung  von  einem  nachträglich  zu  erfordernden  Gutachten  von 
SaidhTerständigen  oder  einem  nachfolgenden  Parteieid  abhängig  gemacht 
werden.^)  Die  Ürtheile  werden  öffentlich  in  einer  Gerichtssitzung  ver- 
lesen. 

§8. 
&   Tersäumnlssverfahren.^) 

L  Erscheint  der  Kläger  in  dem  in  der  Ladung  angegebenen  Ter- 
min nicht,  so  wird  der  Prozess  nicht  verhandelt,  und  dem  Beklagten, 
wenn  er  erschienen  ist,  auf  sein  Gesuch  eine  Entschädigung  für  seine 
vergebliche  Mühe  durch  Erkenntniss  des  Gerichts  zugesprochen.^ 

n.  Erscheint  der  Beklagte  nicht  im  Termin,  so  kann  der  Kläger 
die  Sache  „einlassen".  Das  Gericht  soll  dann  prüfen,  ob  der  Beklagte 
richtig  geladen  ist,  und  wenn  dies  der  Fall  ist,  „nach  den  vorgelegten 
Briefen  und  Beweisen"  urtheilen;^  d.  h.  die  thatsSchlichen  Behauptungen 
des  Klägers  werden  als  bewiesen  betrachtet,  insofern  sie  nicht  durch 
seine  eigenen  Urkunden  und  dergl.  widerlegt  werden,  und  das  ürtheü 
wird  seinem  Antrage  gemäss  erlassen,  insoweit  dieser  nach  seiner  Dar- 
stellung der  Thatsacben  faktisch  und  rechtlich  begründet  ist. 

In  Norwegen  soll  das  Gericht  das  Verfahren  von  Amtswegen  aus- 
setzen und   eine   neue  Ladung   anordnen,  wenn   angenommen  w^en 


dasa  die  Parteien  weiter  prosegsiren.  Aaf  Antrag  hebt  das  Gericht  selbst  die  Ein* 
lasBung  (und  in  den  genannten  Fällen  das  Urtheü)  auf  und  gestattet  Fartsetsang  der 
Prosessyerhandlung. 

Die  Wirkung  der  Reassumirung  ist  wohl  ungeflüir  dieselbe  wie  bei  der  Wieder- 
einsetsung  der  deutschen  C.P.O..  die  Voraussetzungen  sind  aber  Terschieden. 

^  Dan»  Verordnung  yom  16.  Januar  1828  §  12. 

V  D.  und  N.L.  1— 5— 8,  dAn.-norweg.  Verordnung  vom  8.  Juni  1796  §  28. 

*)  Ö.  und  N.L.  1—5— 18, 

*)  D.  und  N.L.  1—5—12,  13  und  14. 

')  Nellemann,  §§  ^3— 47;  Schweigaard,  §§  72  and  73;  Hagerup,  §|  89 
und  90. 

«)  D.  und  N.L.  1—4—32. 

')  D«  und  N.L.  1    \  \  30.  dän«-norweg.  Verordnung  vom  3.  Juni  1796  §  2. 
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muBs,  dass  der  Beklagte  rechtzeitige  Nachricht  toü  der  Ladung  nicht 
erhalten  hat.  ^) 

m.  Bleibt  der  Kläger  in  einem  späteren  Termin  aus  und  hat 
er  seinen  Antrag  nicht  gestellt  und  begrflndet,  so  gilt  dasselbe,  als 
wenn  er  im  ersten  Termin  nicht  erscheint. 

Bleibt  der  Kläger  aus,  nachdem  er  seinen  Antrag  gestellt  und  be- 
gründet hat^  so  kann  der  Beklagte  die  Sache  ^einlassen '^^^  und  es  wird 
dann  auf  Grundlage  des  von  beiden  Parteien  Vorgebrachten  geurtheilt, 
so  dass  auch  die  vom  Beklagten  im  letzten  Termin  behaupteten  neuen 
Thatsachen  oder  Einreden  berficksichtigt  werden  mfissen,  wenn  sie  nicht 
durch  die  Etentualmaxime  ausgeschlossen  sind,  und  als  richtig  be* 
trachtet  werden,  weil  sie  vom  Kläger  nicht  bestritten  sind.  In  Däne-^ 
mark  wird  angenommen,  dass  im  erwähnten  Falle  der  Beklagte  auch 
die  Aufhebung  des  Verfahrens  beantragen  kann,  und  dass  solche  Auf- 
hebung ebenfalls  erfolgt,  wenn  der  Beklagte  zwar  erscheint  aber 
schweigt.^  In  Norwegen  nimmt  man  an,  dass  weder  der  Antrag  noch 
dad  Ausbleiben  des  Beklagten  die  Aufhebung  des  Verfahrens  be- 
wirken känn.'^)  Nur  wenn  der  Beklagte  sogleich  die  ganze  Forderung 
des  Klägers  eriUllen  will,  kann  er  sowohl  nach  norwegischem  als 
nach  dänischem  Becht  die  Aufhebung  des  Prozesses  beantrlE^^en«^) 

Bleibt  der.  Beklagte  aus,  nachdem  er  sidi  in  der  Sache  geäussert 
hat,  so  muss  das  von  ihm  schon  Vorgebrachte  berücksichtigt  werden« 

IV.  Bleiben  beide  Parteien  aus,  nachdem  der  Kläger  seinen 
Sachantrag  gestellt  und  begründet  hat,  so  wird  in  Dänemark  das  Veiv 
fahren  gleich  aufgehoben,^  in  Nortcegen  wird  aber  die  Sache  alsdann 
zur  £nt49cheidung  aufgenommen.^ 

Uebrigens  wird  das  VerfiAren  in  jedem  Stadium  auf  einseitiges 
Gesuch  des  Klägers  ausgehoben.  ^ 

9.  BeweisTerfahren. 

§  9. 

A.    Beweistheorie«    Beweialast.    OestibidniMi.^ 

Im  dänischen  und  norwegischen  Civilprozess  ist  der  Grundsatz 

der  freien  Beweiswürdigung  anerkannt,  doch  giebt  es  auch  eme 

RdSie  gesetzlicher  Beweisregeln,  die  das  Gericht  binden«    In  der  Regel 


>)  Norweg.  Gesetz  yom  4  Juni  1892  §  16. 

')  VorgL  Vexürdnnng  fOr  Island  vom  15.  Angnst  1882  §  14. 

^  Nellemann  8. 837. 

*)  Bchweigaard  8. 826,  Hagernp  S.  865. 

^  D.  und  W.L.  1—6—11. 

^  DSa.  Verordnung  yom  16.  Januar  1828  §  9. 

^)  Schweigaard  I.  8. 388;  Hagerup  S.  862. 

^  8o  Nellemann  8. 886  und  die  dlUiisclie,  und,  wie  es  scheint,  die  norwe« 
gische  Pftois.  Theilweise  anderer  Meinung  8chweigaard  L  8.  884  und  Hagerup 
&  88a 

^  Nellemann,  §§  66—74;  8chweigaard,  §§  76—79;  Hagerup,  §§  94—100. 
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ist  kein  Beweis  ausgeschlossen,  und  Beweis  kann  sowohl  durch  IndisieD 
als  direkt  geführt  werden.  >)  Allgemeine  Bestimmungen  Aber  die  Beweis* 
last  giebt  es  nicht. 

Das  Oest&ndniss^  einer  Partei  liefert  hinl&nglichen  Beweis  und 
ist  unwiderruflich,  wenn  es  Ton  der  Partei  gerichtlich  und  gegen  ihr 
Interesse  abgegeben  ist.^  Im  Givilprozess  wirkt  aber  kraft  der  Ver- 
handluDgsmaxime  das  Qeständniss  einer  Thatsache  meistens  als  eine 
dispositiye  Erklärung  ttber  den  Sachverhalt  (Dispositionsakt),  wodurch 
eben  die  betareffende  Thatsache  unbestritten  und  deshalb  jeder  Beweis 
.dafUr  ttberflflssig  wird.  Als  Beweis  kann  das  gerichtliche  Gestftndmss 
durch  Gregenbeweis  widerlegt  werden;  als  dispositiVe  Erklärung  wiikt 
es  nicht,  wenn  die  für  die  Gültigkeit  einer  solchen  Disposition  notb- 
wendigen  Bedingungen  fehlen. 

Ob  oder  welche  Bedeutung  einem  aussergerichtlichen  Gest&ndniss 
beianilegen  ist,  hängt  von  den  näheren  Umständen  ab. 

B.  BeweismitteL 

§  10. 
a.   Zeugen.^) 

1.  Fähigkeit.  Nur  Personen,  die  16  Jahre  alt  sind,  kSnnen  als 
Zeugen  vernommen  werden.^)  Ausserdem  kOnnen  in  Dänemmrk  mxr 
Christen  und  Juden  Zeugen  sein,  weil  nur  auf  sie  die  gesetalichen  Eides- 
formehi^  passen.  In  Norwegen  soll,  wer  aus  religiösen  oder  ähnlichen 
Grttnden  den  Eid  nicht  leisten  kann  oder  will,  eine  Betheuerung  aof 
Ehre  und  Gewissen  abgeben,  die  dem  Eide  rechtlich  gleichgesteQt  ist^) 

2.  Unglaubwürdige  Zeugen  sind: 

a)  Personen,  die  zu  Ungunsten  einer  Person  aussagen,  gegen  welche 
sie  ofllenbare  Feindschaft  hegen  ;^) 

b)  Personen,-  welche  ein  eigenes  Interesse  am  Ausgange  des  Pro- 
zesses haben  und  zu  eigenen  Gunsten  aussagen; 

c)  Ehegatten,  Verwandte  in  der  geraden  Linie,  Geschwister  und 
eben  so  nahe  Verschwägerte,  wenn  sie  zu  Gunsten  des  Ehegatten  u.  s.w. 
aussagen;  ferner  Dienstleute,  wenn  sie  zu  Gunsten  ihrer  Herrschaft 
aussagen;^    Jedoch  sind  alle  diese  Personen  glaubwürdig,  „wenn  kein 

anderer  Zeuge  zu  haben  ist^,  d.  h.  wenn  es  nach  den  gewöhnlichen  Ver- 

>— —  I II 

0  Nellemann,  §§127—129;  Sohweigaard,  §§  181  und  182;  Hagerop  S.370 
und  879. 

^  Nellemann,  §§  75— BO;  Schweigaard,  §  81;  Hagerap,  §  103. 

*)  D.  nnd  N.L.  l—lö— 1  und  2. 

*)  Nellemann,  §§81—110;  Schweigaard,§§90— 110;  Hagerap,  §§107*115. 

»)  D.L.  1—18—18;  N.L.  1—18—19. 

*)  Dftn.  Verordnung  vom  25.  Juni  1849»  dän.  Oeseta  vom  18*  April  1864.  Die 
rofihrischen  Brflder  geben  eine  Veraichemng  statt  des  Eides  ab;  Plakat  Yom  23.  Dezbr 
1771  §  2. 

.^)  Norweg.  Oesetz  vom  10.  Mai  1898. 

•)  D.L.  1—18—15,  N.L.  1—18— Id. 

•)  D.L.  1—18—16,  N.L.  1-18-17. 
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hUtniflsen  des  Lebens  nicht  erwartet  werden  kann,  dass  man  sich  im 
Yoraiis  mit  einem  Zeogenbeweise  yersieht. 

d)  Mitschuldige  einer  Gesetzesübertretung  bei  hierauB  hergeleitetm 
AnsprDchen.  ^) 

e)  Mörder,  Diebe,  Betrüger  und  dergL  Verbrecher.*) 

Der  Gegner  kann  in  der  Segel  nicht  verhindern,  dass  die  genannten 
Personen  als  Zeugen  yemommen  werden,  sondern  nur  gegen  die  Beweis- 
kraft ihrer  Aussagen  protestiren,  und  die  Zeugen  selbst  kOnnen  in  der 
Regel  das  Zeugniss  nicht  verweigern,  doch  sind  die  unter  litt,  c  erwähn- 
ten Personen  in  den  Fällen  dazu  berechtigt,  wo  ihr  Zeugniss,  wenn  es 
ra  Gunsten  einer  ihnen  nahestehenden  Person  ausfällt,  keine  Glaub- 
würdigkeit hat^  Von  Ehegatten  ist  speziell  vorgeschrieben,  dass  sie 
nicht  als  Zeugen  gegen  einander  geladen  werden  dürfen  in  Sachen,  in 
welchen  sie  beide  „implizirt^  sind  oder  welche  Bussen  beireffen,  die  aus 
der  Gütei^emeinsdiaft  bezahlt  werden  sollen.^) 

3.  Es  ist  Priestern  verboten,  Zeugniss  darüber  abzulegen,  was 
ihnen  in  der  Beichte  anvertraut  ist,  es  sei  denn,  dass  einem  Unglück 
oder  Yerrath  dadurch  vorgebeugt  werden  konnte.^  Anwälte  dürfen 
nieht  aussagen,  was  sie  durch  Vertrauen  einer  Partei  in  dvilsachen 
erfahren  haben.  ^  IMe  Beamten  an  der  kOnigl.  Entbindungsanstalt  au 
Kopenhagen  dürfen  über  die  daselbst  stattgefundenen  Entbindungen 
kein  Zeugniss  ablegen.'') 

1.  Die  übereinstimmenden  Aussagen  zweier  einwandsfreien  Zeugen 
Uefem  vollen  Beweis.^  Die  Grenze  zwischen  den  glaubwürdigen  und 
den  unglaubwürdigen  Zeugen  ist  aber  vom  Gesetze  nicht  immer  ganz 
scharf  gesogen,  und  wo  dies  nicht  geschehen,  ist  durch  die  Praxis  eine 
Zwischenklasse  aufgestellt,  deren  Zeugniss  zwar  nicht  vollständige,  aber 
doch  eine  grossere  oder  geringere  Glaubwürdigkeit  hat.  Die  Aussagen 
soldier  Zeugen  kOnnen,  wenn  deren  mehr  als  zwei  sind,  fBr  sich,  oder 
in  Verbindung  mit  anderen  Umständen  vollen  Beweis  liefern.  Aus- 
sagen ganz  unglaubwürdiger  Zeugen  kSnnen  übrigens  als  Indizien 
dienen. 

5.  Niemand  ist  vefpflichtet,  anderswo  sdn  Zeugniss  abzulegen 
als   vor  einem  Gericht  erster  Instanz,   in   dessen  Bezirk   er  wohnt.*) 


O  D.L.  1—18—17,  N.L.  1-18-18. 

^  D.h.  1—18—19,  N.L,  1—18— 20. 

')  Dies  wird  In  Norwtffen  nicht  angenommen,  nnd  llberhaupt  haben  die  im  Tente 
angefahrten  Beatimmnngen  in  Nwrtoegtn  fast  nur  theoretische  Gfiltigkeit«  wfthrend  in 
der  Praxis  im  Oanaen  eine  freie  Benrtheilnng  der  Glaubwürdigkeit  aUer  SSeugen  statt* 
findet. 

*)  Dtn.-norweg.  Plakat  rem  16.  September  1778. 

»)  D.L.  2-5-20,  N.L.  2—6-19. 

«)  Dftn.*norweg.  Plakat  vom  19.  Juli  1793. 

7)  Reskripte  Tom  18.  Mftn  1750  and  Tom  6.  Januar  1764. 

•)  D.  und  N.L.  1—18-1. 

»)  D.  und  N.L.  1—13-2. 
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Auf  Entech&digong  f Or  Zeitversäumniss  oder  Erstattung  von  ReiBekoBten 
und  derf^  hat  der  Zeuge  keinen  Anspruch. 

Der  Zeuge  wird  nach  denselben  Regeln  geladen  wie  eine  Partei^) 
Bleibt  er  ohne  genügende  Entschuldigung  aus,  so  verfällt  er  in  eine 
Busse  ^  (Falsmaal);  andere  Strafen  oder  zwangsweise  YorfOhrung  kOnoen 
nicht  angewandt  werden.  Zur  Zeugenvernehmung  muas  auch  der  Gegner 
geladen  werden,^  falls  dies  nicht  unausfDhrbar  ist;  und  ebenso  sind 
lu  laden  frOher  abgehörte  Zeugen,  wenn  ihre  Aussagen  widerlegt 
werden  sollen,^)  in  Nancegen  aber  nur,  wenn  ihre  Inhabilität  oder 
die  strafbare  Unrichtigkeit  ihrer  Aussagen  nachgewiesen  werden  solL^ 

Der  BeweisfQhrer  soU  seine  Fragen  an  den  Zeugen  schriftlich 
dem  Gericht  vorlegen,  wenn  er  durch  einen  Anwalt  vertreten  ist,  er 
kann  sie  aber  aum  Gerichtsprotokoll  diktiren,  wenn  er  persönlich  er- 
scheint*) Bleibt  der  Beweisf Obrer  aus,  so  kOnnen  die  Zeugen  nicht 
vernommen  werden,  wenn  sie  nicht  auch  vom  erscheinenden  Gegner 
geladen  sind.  Die  diirch  die  Aussage  eines  Zeugen  veranlassten  weite- 
ren Fragen  des  Beweisfllhrers  oder  seines  Gegners  werden  in  das 
GtorichtsprotokoU  aufgenommen,  wo  auch  alle  Aussagen  der  Zeugen  ver* 
seichnet  werden.  Die  Parteien  dttrfen  den  Zeugen  nicht  direkt  be- 
rgen, vielmehr  werden  alle  Fragen  vom  Gericht  an  den  Zeugen  ge- 
richtet, und  der  Richter  soll  sidi  versichern,  dass  d^  Zeuge  jede  Frage 
wirklidi  versteht.  Die  Beeidigung  des  Zeugen  erfolgt  in  Dänemark 
nach  der  Vernehmung^,  in  Norwegen  dagegen  regelmässig  vor  der 
Vernehmung*);  die  Parteien  kOnnen  aber  auf  die  Beeidigung  ver- 
sichten. 

FOr  Zeugenvernehmung  Über  mündliche  Iigurien  gilt  in  Dänemark 
eine  besondere  Veijährung.*)  Die  Zeugen  kOnnen  nach  Ablauf  d^  Frist 
nicht  vernommen  werden.^*) 

§  11. 
b)  Sachverständige^ 
Für  den  Sachverständigenbeweis  ^^)  weichen  schon  nach  den  Gesets* 
bflchem  Christians  V.  die  Vorschriften  in  Dänemark  und  in  Ifcncegen 


0  D.  und  N.L.  1-4-1. 

^  Diiu-iiorweg.  Varordniuig  Tom  8.  Min  1741  and  yom  1.  Mti  1782. 

«)  D.  und  N.L.  1-4—1. 

*)  D.L.  1—18-12  und  18. 

*)  Norweg.  Gesets  vom  4.  Juni  1892  §  41. 

^  DftiL-norweg.  Verordnung  Tom  8.  Jnni  1796  §§  li  und  18. 

^  Dftn.  Verordnong  vom  10.  April  1888. 

^  Norwegische  Pnoüfl« 

*)  D.L.  1—18—21  und  22.  Die  entsprechenden  Bestimmungen  in  N.L.  1—18—22 
und  28  sind  aufgehoben. 

^  Die  Iigurie  yeijAhrt  nicht,  und  wenn  die  Zeugen  ror  Ablauf  der  Frist  tot- 
nommen  sind,  können  ihre  Ausssgen  such  nach  AbUnf  der  Frist  als  Beweis  benutst 
werden. 

^0  Nellemann,  §§111— 119;  Schweigaar d,  §§119-180; Hagerup, §§118-122. 
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etwas  von  einander  ab.  Der  Hauptonterschied  ^)  beruht  darauf,  dass 
das  Gutachten  in  Dänemark  von  den  SachverstKiidigen  allein  abgegeben 
wird,  in  Nortcegen  dagegen  ist  das  Gutachten  das  Ergebniss  der  ver- 
eini^n  Wirksamkeit  des  Bichters  und  der  Sachverständigen. 

Wer  in  Dänemark  einen  Sachy  erständigenbeweis  wttnscht,  muss 
seinen  Gegner  vor  ein  Gericht  laden,  um  die  Sachverständigen  vom 
Gericht  ernennen  2u  lassen.^  Das  Gericht  ist  gewöhnlich  das  Gericht 
erster  Instanz  des  Bezirks,  in  welchem  die  Erstattung  des  Gutachtens 
•stattfinden  soll.  Wenn  dieses  Gericht  dasselbe  ist,  vor  welchem  der 
Prozess  schwebt,  bedarf  es  keiner  formellen  Ladung,  anderenfalls  müssen 
die  gewöhnlichen  Ladungsregeln  beobachtet  werden.  In  dem  festgesetzten 
Termin  ernennt  derBichter  zwei  Sachverständige,  welche  dann  die 
Parteien  auffordern,  sich  zu  einer  bestimmten  Zeit  einzufinden,  um  bei 
der  Besichtigung  der  betreffenden  Gegenstände  zugegen  zu  sein.  Die 
Sachverständigen  verfassen  dann  ein  schriftliches  Gutachten,  theileu 
den  Parteien  mit,  in  welcher  Gerichtssitzung  es  vorgelegt  wird,  und 
beeidigen  es  alsdann  Tor  Gericht,  nachdem  sie  die  eventuellen  I^agen 
der  Parteien  beantwortet  haben.  Die  Sachverständigen  haben  auf  an- 
gemessene Vergütung  für  ihre  Ai*beit  Anspruch  und  können  durch 
Zwangsbussen  gezwungen  werden,  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  das 
Gutachten  zu  erstatten. 

Der  Einspruch,  dass  die  Sachverständigen  nicht  richtig  vorgegangen 
sind,  z.  B.  den  richtigen  Gegenstand  nicht  besichtigt  haben,  kann  vor 
dem  ernennenden  Gericht  geltend  gemacht  werden;^)  dieses  kann  nöthigen* 
falls  den  Sachverständigen  auflegen,  ein  anderes  Gutachten  zu  erstatten. 
Meint  dagegen  eine  Partei,  dass  das  Gutachten  selbst  unrichtig  ist,  so 
kamd  sie  es  nur  durch  ein  Obergutachten,  das  von  vier  vom  Ge- 
richt ernannten  Sachverständigen  ei^stattet  wird,  anfechten.  Das  Ober- 
gutaditen  hebt  eventuell  das  Gutachten  auf,  ebenso  wie  ein  Urtheil 
höhere  Instanz  das  UrtheU  der  untergeordneten  Instanz  aufhebt.  Eine 
Frist,  innerhalb  welcher  das  Obergutachten  nachgesucht  werden  muss, 
ist  nicht  vorgeschrieben,  und  es  giebt  überhaupt  nur  wenige  allgemeine 
Bestimmungen  auf  diesem  Gebiete. 

In  A'arwegen  muss  die  Partei,  welche  ein  Gutachten  wünscht,  ihren 
Gegner  vor  das  Gericht  laden,  in  dessen  Bezirk  die  streitigen  Gegen- 
stände besichtigt  werden  sollen.  Die  Gerichtssitzung  wird  gewöhnlich 
zu  besonderer  Zeit  und  häufig  an  besonderer  Stelle  abgehalten,  und  der 
Sichter  versieht  die  Ladung  mit  dem  nöthigen  Vermerke  darüber.  Die 
Ladung  wird  nach  den  allgemeinen  Regeln  dem  Gegner  verkündet,  und 
die  Sachverständigen  werden  vor  der  Sitzung  auf  ein  Gesuch  der 
Parteien  vom  Richter  ernannt,   doch  darf,  um  dem  Gegner  Gelegenheit 

')  In  Norwegen  wurden  frflher  die  SachTenlftndiffen  Tom  Vogte  (aieht  wie  In 
Mmmarb  rom  Richter)  ernannt,  nach  dem  (Peseta  vom  2L  Juli  1^  §  8  aollen  de 
vom  Sorenschreiber  ernannt  werden. 

»)D.L.l-4— t 

»)  D.  L.  1-6—2. 


816  Europa. 

I  u  -        — ■ -       - 

XU  geben,  sich  dardber  za  ftussern,  diese  Er&eimiiBg  nicht  Tor  AUanf 
der  Hälfte  der  Ladongsfrist  geschehen.^)  In  der  Regel  werden  yier^ 
Sachverständige  ernannt,  sie  haben  auf  Yergfitung  Anspruch  und 
yerfallen  in  eine  Busse,  wenn  sie  ohne  hinlängliche  Entschuldigung  das 
Gutachten  yerweigern. 

In  der  erwähnten  Gerichtssitzung  nimmt  der  Richter  in  Ver- 
bindung mit  den  Sachverständigen  das  Geschäft  vor;  doch  ist 
die  Thätigkeit  des  Richters  im  Wesentlicfam  darauf  beschränkt,  das 
formeUe  Verfahren  zu  leiten  und  das  Gutaditen  schriftlidi  abzufassen. 
Eine  spezielle  Beeidigung  des  Gutachtens  findet  nicht  statt,  da  die  Sach« 
verständigen  im  Voraus  vereidet  werden.  Der  Einspruch,  dass  das 
Gutachten  formell  fehlerhaft  ist,  muss  durch  Einlegung  der  Berufung 
bei  der  hSheren  Instanz  geltend  gemadit  werden.  Die  vermeintliche 
Unrichtigkeit  des  Gutachtens  selbst  kann  nur  durch  ein  Ob  er  gut- 
achten  von  acht  Sachverständigen  bewiesen  werden.  Zum  Ober- 
gntachten  muss  gewOhlich  innerhalb  drei  Monaten  geladen  werden.*) 
Die  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  übrigens  in  dieser  Matme  in  Nor- 
wegen fast  ebenso  spärlich  wie  in  Dänemark. 

§  12. 

c)  Urkunde n>) 

Oeffentliche  Urkunden,  welche  die  für  solche  Urkunden  vorge- 
schriebene oder  Übliche.  Form  aufweisen,  sind  so  lange  als  echt  zu  be- 
handeln, bis  ihre  Unechtheit  festgestellt  ist.  Dies  gilt  auch  von  aus- 
ländischen öffentlichen  Urkunden,  wenigstens,  wenn  die  Kompetenz 
-des  Urhebers  von  einer  inländischen  Behörde  attestirt  ist. 

Der  Beweis  der  Echtheit  einer  Urkunde  kann  durch  Beglaubigung 
Seitens  eines  Notarius  publicus  im  Voraus  gesichert  werden.  In  Kopen- 
hagen ist  der  Notarius  ein  besonderer  Beamter,  sonst  aber  sind  fast 
überall  die  Notariatsgeschäfte  dem  Sdu^eiber  des  Gerichts  erster  Instanz 
(der  gewSlinlich  auch  Richter  an  diesem  Gericht  ist)  zugewiesen.  Die 
Beglaubigung  geschieht  in  Dänemark  vom  Notarius  unter  Zuaehung 
von  zwei  Zeugen;^  in  Norwegen  wird  nur  ein  Zeuge  zugezogen. 

Für  Frivaturkunden  gilt  die  wichtige  Regel,  dass  wenn  eine 
Partei  eine  angeblich  vom  Gegner  unterschriebene  Urkunde  voriegt, 
deren  Echtheit  aber  von  diesem  bestritten  wird,  das  Gericht  dem  an- 
geblichen Unterzeichner  den  Eid .  auf  erlegen  soll,  selbst  wenn  der  Be- 
weisfQhrer  keinen  Grund  für  die  Wahrheit  seiner  Behauptung  anfahren 
kann.^  Dasselbe  gilt,  wenn  der  Gegner  zwar  die  Unterschrift  als 
richtig  anerkennt,  aber  behauptet,  dass  der  Inhalt  der  Urkunde  später 
verfälscht  ist. 

0  Norweg.  Gesets  Tom  28.  Augnst  1854  §  20. 

*)  N.L.  1-16,  Reskript  Tom  20.  September  1799. 

^  Nonreg.  Gesets  Tom  4.  Jimi  1892  §  88. 

«)  Nellemsan,  §§119-126;  Schweigsftrd,  §§111—117;  Hagerap,  §§128—1251 

*)  DiB.  InsUvct  Tom  28.  Angast  1829. 

•)  D.  und  N.  L.  5-1—6. 
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Autonusirten  und  ordentlich  gefDhrten  Handelsbttchern  kommt 
eine  besondere  Beweiskraft  2u.^)  Die  Eaufleute  sollen  innerhalb  ge- 
wisser Fristen  mit  ihren  Kunden  Abrechnung  halten,  und  wenn  dies 
beobachtet  ist  und  der  Schuldner  seine  Verpflichtung  nicht  gemäss  dem 
Inhalt  der  Handelsbttcher  anerkennen  will,  so  soll  der  Richter  ihmi 
den  Eid  auferlegen.  Ist  der  Schuldner  gestorben  oder  aus  ähnlichen 
GrQnden  ausser  Stande,  vereidigt  zu  werden,  so  kann  es  nach  Be- 
schaffenheit der  Umstände  dem  Kaufmann  oder  der  Person,  die  seine 
Bficher  geführt  hat,  gestattet  werden,  den  Eid  zu  leisten. 

In  den  erwähnten  Fällen  ist  der  Eid  wie  jeder  Vemeinungseid 
(s.  unten  §  13)  ein  beneficium  für  den  Beweispflichtigen  und  findet  daher 
nicht  statt,  wenn  dieser  vollen  Beweis  fttr  die  betreffende  Thatsache 
führen  kann. 

§  13. 
d)  Eid. 

Der  Parteieid ^  dient  nur  in  den  Fällen  als  Beweismittel,  wo 
die  Gesetze  oder  deren  Analogie  es  gestatten,  und  nur  nach  Auferlegung 
durch  das  Gericht.^  In  Dänemark  können  jedoch  die  Parteien  durch 
Vergleich  vor  einer  Vergleichskommission  oder  einem  Gericht^)  die 
Leistung  eines  Eides  festsetzen  oder  durch  Vereinbarung  bewirken, 
dass  ein  streitiger  Punkt  im  Urtheil  zur  Erledigung  durch  Parteieid 
bestimmt  wird;  in  Norwegen  ist  dies  nicht  statthaft.^) 

Gegenstand  des  Eides  können  nur  Thatsachen  sein,  die  der  be* 
treffenden  Partei  persönlich  bekannt  sind,  doch  wendet  man  in  der 
Praxis  bisweilen  ein  iuramentum  ignorantiae  an.  Der  Parteieid  wird 
Vemeinungseid  genannt,  wenn  sein  Gegenstand  eine  Thatsache  betrifft, 
für  welche  die  Beweislast  dem  Schwörenden  nicht  obliegt,  und  Behaup- 
tungseid, wenn  der  Schwörende  die  Beweislast  hat. 

Ein  Verneinungseid  kann  auferlegt  werden,  wenn  „sichere  Ver- 
muthung^  für  die  Wahrheit  der  behaupteten  Thatsache,  z.  B.  durch 
die  Aussage  eines  Zeugen  vorliegt,^  und  femer  kraft  spezieller  Vor- 
schriften in  einzelnen  Fällen,  selbst  wenn  kein  Grund  für  die  Annahme 
der  Wahrheit  der  zu  beschwörenden  Thatsache  vorliegt.  Dazu  gehören 
folgende  Fälle:  wenn  die  Echtheit  einer  Urkunde  oder  die  Richtigkeit 
eines  Handelsbuchs  vemeint  wird  (s.  oben  §  12);  wenn  der  Mann,  der 
von  einer  Frau  als  Vater  ihres  unehelichen  Kindes  bezeichnet  wird, 
die  Paternität  bestreitet;^   femer   wenn   die  Abgabe    gewisser  Ehe- 


>)  D.L.  5-  U-47,  48  und  49,  N.I4.  5-13-47,  48  und  49,  dAn.  VeFordnüiig  rom 
1.  Jimi  1832. 

*)  Nellemaiin,§§184— 152;  Seh weigaard,  §§82-89;  Hagerup,  §§  104— 106. 

»)  D.  und  N.  L,  1—14—4. 

«)  Dftn.  Beglement  Tom  22.  März  1814  §  10,  dftn.  Plakat  Yom  28.  Mai  1825. 

*)  Norweg.  Gesets  rom  20.  Juli  1824  §  66. 

•)  D.  und  N.  L.  1— 14-6* 

^  i).  tmd  N.  L-^  6-13—5. 
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gelQbde^)  oder  die  Existenx  eines  wucherischen  Darlehns^  yemeint 
wird.  Wer  mit  einem  Eridar  (yor  dem  Konkurse)  ein  Rechtsgeschäft 
abgeschlossen  hat,  muss  eidlich  bekräftigen,  dass  keine  Betrfig<»*ei  dabei 
vorgefallen  ist,  und  wenn  das  Rechtsgeschäft  zwischen  dem  Kridar  und 
gewissen  ihm  nahestehenden  Personen  abgeschlossen  war,  so  muss  so- 
wohl der  Kridar  als  sein  Mitkontrahent  beeidigen,  dass  das  Rechts- 
geschäft nicht  KU  einer  Zeit,  wo  der  Kridar  schon  insolvent  war,  oder 
mit  Kenntniss  seiner  Insolvenz  abgeschlossen  worden  ist.')  In  Nor^ 
wegen  ist  übrigens  jeder  Konkursgl8ubiger  verpflichtet,  die 
Richtigkeit  seiner  Forderung  und,  dass  sie  ohne  Betrug  er- 
langt sei,  durch  einen  Eid  zu  bekräftigen.^) 

Der  Behauptungseid  ist  nur  in  bestimmten  Fällen  anwendbar. 
So  kann  die  Orösse  eines  vorsätzlich  oder  unachtsam  zugefügten  Schadens 
durch  den  Eid  des  Beschädigten  festgestellt  werden,  ^)  auch  kann  ein 
Behauptungseid  zur  Bekräftigung  der  Echtheit  einer  Urkunde  oder  der 
Richtigkeit  eines  Handelsbuchs  auferlegt  werden,  3venn  der  oben  er- 
wähnte Verneinungseid  in  casu  nicht  geleistet  werden  kann.  In  Dänemark 
ist  es  dem  Gläubiger,  der  seine  Schuld  an  die  Konkursmasse  mit  seiner 
Forderung  kompensiren  will,  gestattet,  seine  Angaben  über  den  Zeit- 
punkt seines  Erwerbs  der  Forderung  zu  beeidigen.^  Auch  kaim  •  in 
Dänemark  der  Behauptungseid  in  allen  Fällen  auferlegt  werden,  wo  die 
Leistung  eines  Verneinungseides  unmöglich  ist,  weil  der  Schwurpflichtige 
sich  früher  eines  Meineids  schuldig  gemacht  hat. '') 

Ein  bes<mderer  Parleieid  ist  der  Eid,  den  der  Richter  in  gewissen 
Ehescheidungssachen  und  in  Sachen  wegen  des  Erwerbs  des  Vermögens 
vei*8chollener  Personen  dem  Kläger  zur  Betheuerung  der  Richtigkeit 
seiner  Angaben  auferlegen  kann.^  Dieser  Eid  wird  vor  dem  ürtheil 
geleistet,  der  eigentliche  Parteieid  aber  erst  nach  dem  Urtheil,  welches 
deshalb  alternativ  die  Entscheidung  sowohl  für  den  Fall  der  Leiatung 
wie  der  Nichtleistung  des  Eides  enthält. 

Die  Ablegung  des  Parteieides  erfolgt  nach  gehöriger  Ladung  des 
Gegners  vor  das  Gericht  erster  Instanz,  in  dessen  Bezirk  der  Eides- 
pflichtige wohnt.  Der  Gegner  kann  fordern,  dass  der  Eid  nicht  inner- 
halb dreier  Monate  seit  der  Verkttndung  des  Urtheils  geleistet  wird, 
damit  ihm  Zeit  für  die  Entschliessung  bleibe,  ob  er  Berufung  einlegen 
wolle.  *) 


')  D8ii.-norwo|r.  Verordnung  vom  5.  März  1784. 
')  Dftn.-norweg.  Verordnung  vom  14.  Mai  1754. 
^  D.L.  5-14-^,  N.L.  5-13-44. 
^)  Norweg.  Konkorsgesets  vom  6.  Juni  1863  §  04. 
*)  D.  und  K.  L.  5—2  -  88,  dan.-norweg.  Plakat  Tom  28.  Würz  1800. 
^  Dftn.  Eonkarsgesetz  vom  25.  Mfins  1872  §  15. 
^  D8n.  Verordnung  von  15.  April  1840  §  14. 

*)  D8n.-norweg.  Verordnung  vom  29.  Mai  1750,  d&n.  Verordnung  yom  11.  Sep- 
tember 1839  §§  10  und  16,  norweg.  Gesetz  vom  12.  Oktober  1857  §  7. 

")  D&n.-norvreg.  Verordnung  vom  5.  November  1723  und  14.  September  1792. 
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§  u. 

10.  Proiesskesten.f)    Kaution» 

I.  Durch  die  Praxis  hat  sich  die  Regel  ausgebildet,  dass  eine  Partei 
nicht  schon  deshalb,  weil  sie  den  Prozess  verliert,  die  Kosten  zahlen 
muss,  sondern  nur,  wenn  sie  sich  eines  Missbrauchs  des  Prozess- 
instituts schuldig  gemacht  hat,  namentlich,  wenn  die  Partei  ohne  ge- 
nügenden Grund  den  Prozess  begonnen  oder  den  Gegner  genOthigt  hat, 
den  Prozess  zu  betreiben,  oder  wenn  ihr  Verhalten  im  Prozess  lügenhaft 
oder  zurückhaltend  gewesen  ist,  oder  dergl.  Sonst  werden  die  Prozes^- 
kosten  in  der  Regel  gegen  einander  aufgehoben,  d.  h.  jede  Partei  muss 
ihre  eigenen  Kosten  tragen.  Dieser  Grundsatz  gilt  gewöhnlich  auch 
dann,  wenn  der  Streitpunkt  eine  reine  Rechtsfrage  betraf  und  diese  nur 
einigermassen  zweifelhaft  war.  Wird  eine  Sache  wegen  eines  Form- 
fehlers abgewiesen,  so  hat  <ler  Beklagte  in  der  Regel  Ansprach  auf 
Entschädigung  fUr  „yergebllche  Mühe''  (Kost  og  Täring).  Dass  selbst 
der  Sieger  im  Prozess  die  Kosten  zahlen  muss,  wenn  er  die  Sühnevor- 
schriften  nicht  beobachtet,  ist  bereits  oben  (S.  800  f.)  erwähnt. 

Wenn  die  Prozesskosten  einer  Partei  auferlegt  werden,  so  findet 
in  der  Regel  keine  vollständige  Vergütung  der  wirklichen  Kosten  statt, 
sondern  es  wird  ein  runder  Betrag  nach  Schätzung  des  Gerichts  im 
Urtheile  genannt,  der  der  obsiegenden  Partei  von  der  unterliegenden 
zu  erstatten  ist.  In  DänenMurk  verurtheilt  man  jedoch  in  gewisseii 
Fällen  den  Unterliegenden  in  „schadenslose''  Kosten  z.  B.  in  Wechsel- 
sachen. 

Die  Prozesskosten  bestehen  im  Wesentlichen  aus  Gtorichtagebühren 
und  Stempelsteuer^  (die  Übrigens  recht  massig  sind),  wozu  gewöhnlich 
noch  das  Honorar  des  Anwalts  kommt. 

Für  unpassende  ProzessfOhrung  oder  Streitsucht  oder  Verzögerung 
des  Verfahrens  durch  unnöthige  Aussetzungen  oder  dergl.  kann  das 
Gericht  im  ürtheil  eine  Strafe  (Busse)  verhängen.  ^  Bei  Ungebühr  in 
der  Sitzung  kann  das  Gericht  sofort  eine  Ordnungsstrafe  (Busse)  fest- 
setzen^) und  die  betreffende  Person  aus  dem  Sitzungssaal  entfernen 
lassen. 

n.  In  Dänemark  und  Norwegen  besteht  keine  Kautionspflicht; 
der  klagende  Ausländer  hat  ebensowenig  wie  der  Inländer, 
und  ohne  Rücksicht  auf  Reziprozität,  die  Pflicht,  für  even- 
tuelle Prozesskosten  oder  dergl.  dem  Gegner  oder  dem  Ge- 
richt Kaution  zu  leisten.^) 


>)  Nellemann,  §§  177—182. 

^  Dan.  Reglement  vom  22.  Mftrz  1814,  dAn.  Stempelgeseiz  Tom  19.  Februar  1861, 
norweg.  Oesetz  vom  18.  September  1880  und  Tom  9.  Augast  1889. 

^  Dfin.-norweg.  Verordnong  vom  23.  Dezember  1735  und  vom  8.  Juni  1796  §}  10, 
11  nnd  89,  dän.  Verordnung  vom  11.  August  1819  und  yom  16.  Januar  1828  f  14, 
norweg.  Gesetz  yom  12.  September  1818  §§  12  und  18. 

*)  D.  und  N.L.  1—12. 

«)  Dfo.  Konvention  mit  Itallea  yom  25.  M&rz  1883  Art  3:  „Italiener,  die  in 
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Der  Bechtsanwalt,  der  beim  Höchsten  Gerieht  einen  Aosiftnder 
freiwillig  yertritt,  haftet  in  Ncrtcegen  für  die  Prozeeskosten  und  ProECss- 
bussMi,^)  und  gleiches  scheint  auch  in  Dänemark  zu  gelten.*) 

§  16. 
11.  Armenreelit. 

Einer  Partei  kann  das  Armenrecht,  welches  Befreiung  von  allen 
Kosten  gewährt,  durch  administrative  Bewilligong  gewährt  werden, 
wenn  sie  a)  einen  annehmlichen  Omnd  hat,  den  Prozess  za  betareiben, 
b)  während  des  obligatorischen  SQhneversuchs  nicht  abgeneigt  gewesen 
ist,  einen  billigen  Vergleich  zu  schliessen,  und  c)  wenn  sie  ihre  Armuth 
nachweist.^  Das  Honorar  des  IDr  die  arme  Partei  bestellten  Anwalts 
wird  Tom  Fiskus  entrichtet,  wenn  die  Kosten  dem  Gegner  nicht  auf- 
erlegt werden.  Ausländern  wird  das  Armenrecht  unter  den- 
selben Bedingungen  wie  Inländern  gewährt.^)  Die  enriUmte 
Befreiung  Ton  allen  Prozesskosten  kann  flbrigens  auch  inländischen 
Beamten  ohne  Rttcksicht  auf  Armuth  in  Prozessen  gewährt  werden, 
die  durch  ihre  amtliche  Stellung  veranlasst  sind. 

§  16. 
12,  Das  extraonÜBlre  Yerfalumiu 

Ffir  eine  Reihe  von  Sachen  gelten  von  den  allgemeinea  dvil- 
prozessualischen  Regeln  abweichende  Vorschriften,  die  meistens  eine 
schnellere  und  leichtere  Entscheidung  der  Sache  bezwecken. 

DftnexQftric,  und  Dftnen,  die  in  ItiJieii  Be-williguDg  des  ArmenrechtB  erhalten  haben,  nnd 
EQgleich  Ton  jeder  Sicherheitsleistong^  oder  Deponinmg  irgend  einer  Art  befreit«  die 
nidit  gleichfalls  Ton  einem  Kllger,  der  Unterthan  des  Lwades  ist»  nach  der  Oesets- 
gebnng  des  Landes,  wo  der  Prosess  angestrengt  wird,  gefordert  wird."  Dftn.  KonTen- 
tion  mit  Sekweden  Tom  7.  Joli  1887  bei^it  Dftnen  in  Schweden  und  Schweden  in 
Dftnemark  von  der  Eautionspfiicht  Die  Bestünmnngen  dieser  EonTentionen  sind  nach 
dinisehem  Rechte  insofern  fiberflflssig,  als  sie  nnr  das  ohnedies  geltende  Recht  wieder- 
geben.   YgL  auch  Zeitschrift  iflr  intern.  Privat-  u.  Strafrecht  Bd.  1  S.  lOA. 

>)  Norweg.  Oesets  vom  12.  Septonber  1818  §  19:  «Jeder  Advokat  (beim  HOeh- 
sten  Gericht)  .  .  .  haftet  f&r  alle  Kosten  und  Bussen  in  den  Piosessen  fbr  Aasl&nder, 
deren  Führung  er  freiwillig  unternommen  hat,  und  es  ist  seine  eigene  Sache  sich  Er- 
sati  fttr  dieselben  zu  sichern."    Yergl.  Schweigaard,  §  41. 

^  Dftn.-norweg.  Inatmct  Tom  7.  Dezember  1771  §  31:  „Insbesondere  sollen  die 
Advokaten,  wenn  sie  fllr  einen  Ansl&nder  einen  Prosess  fshren«  steh  mit  genauer 
Kaation  eines  zahlnngsfthigen  Mannes  im  Lande  versehen,  welcher  die  beim  Hodisten 
Gericht  auferlegten  Kosten  und  Bussen  entrichten  kann,  wenn  ZwangsvoUstreckong 
des  ürthefls  des  Höchsten  Gerichts  beantragt  wird.** 

*)  Dftn.  Verordnung  vom  28.  Mirs  1827,  dftn.  GeseU  vom  24.  Mai  1879. 

*)  Dftn.  Jttstisministeriakchreiben  (No.  125)  vom  17.  Joai  1876:  „Ein  Atnfanmnii 
hat  gefragt,  ob  Anslftndern  derselbe  Zutritt  wie  den  Einwohnern  des  Landes  zur 
BewilBgnng  des  Annenrechts  in  Rechtsstreitigkeiten  zusteht,  die  von  vertragsmftssigen 
Verhftltnissen  mit  dftnischen  Unterthanen  heirOhren.  Diese  Frage  mnss  nach  der  Mei- 
nung des  Ministeriums  bejahend  beantwortet  werden.**  Dftn.  Konvention  mit  Italien 
vom  26.  Mlrs  1888  Art  1:  „Italiener  in  Dftnemark  und  Dflaen  in  Italien  haben  Zutritt 
zur  Bewilligung  des  Armenrechts,  welches  ihnen  nach  denselben  Begehi  und  in  den- 
selben Formen,  die  fftr  eigene  Unterthanen  gelten,  mitgetheilt  werden  soll.**  Ueber  Nor- 
wegen vergl.  auch  oben  Bd.  2  JS.  467  Anm.  1. 
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1.  Das  „Gastgeriehtsyerlahren.^i)  Dteses  Yerfifihren  kana 
stattfinden,  wenn  der  Kläger  oder  der  Beklagte  ^Gast^  ist,  d.  h,  nicht 
in  dem  Bezirke  wahnt,  wo  der  Prozess  betrieben  werden  soll,  aber 
doch  beim  Beginn  des  Prozesses  daselbst  sich  befindet.  Auch  durch  die 
Vereinbarung  der  Parteien  kann  das  Gastgerichtsverfahren  gew&hlt 
werden,  und  endlich  ist  dasselbe  in  mehreren  einzelnen  Fällen  vor- 
geschrieben, z.  B.  in  Dänemark  in  See*  und  Handelssachen  ausserhalb 
Kopenhagens,^  in  Norwegen  in  Seesachen  ^  und  in  Wechselsachen  vergU 
unten  S.  823. 

Das  Verfahren  bezweckt  eine  schleunige  Entscheidung.  Besonders 
ist  zu  bemerken,  dass  der  obligatorische  SUhneversuch  vom  Gericht 
selbst  vorgenommen  wird,^)  dass  die  LadungsMst  sehr  kurz  ist,^)  und 
dass  die  Gerichtssitzung  eis  „Extragerichf",  d.  h.  zu  besonderer  Zeit 
und  an  besonderer  Stelle  abgehalten  werden  kann. 

2.  Das  Verfahren  beim  See-  und  Handelsgericht  in  Kopen« 
hagen.^  FOr  See-  und  Handelssachen  in  Kopenhagen  gilt  ein  be* 
sonderes  Verfahren,^  dessen  wesentlichste  EigenthQmlichkeit  darin  be- 
steht, dass  die  Parteien  zuerst  ihre  Behauptungen  und  Anträge  durch 
einen  Schriftwechsel  fixiren,  und  dass  dann  ein  mttndliches  Schlussver- 
fahren  stattfindet,  das  jedoch  an  die  schriftliche  Grundlage  gebunden 
ist.  AUe  Beweise  müssen  schriftlich  vorgelegt  werden,  und  Oberhaupt 
gelten  im  Wesentlichen  die  allgemeinen  Beweisregeln,  doch  soll  auf 
Gesuch  einer  Partei  das  Gericht  durch  interlokutorisches  Erkenntniss 
entscheiden,  wer  die  Beweislast  hat,  und  ob  eine  bestrittene  Thatsache 
fUr  die  Entscheidung  der  Sache  von  Erheblichkeit  ist.  Der  Sühnever- 
such erfolgt  vor  emer  aus  zwei  Mitgliedern  des  Gerichts  bestehenden 
Vergleiehskommission,  vor  welcher  die  Parteien  nicht  persönlich  zu  er- 
scheinen brauchen  und  sich  sogar  durch  Anwälte  vertreten  lassen 
können.  Die  Schnelligkeit  des  Verfahrens  wird  dadurch  gefördert,  dass 
die  Aussetzungen  kurz  sein  sollen,  und  besonders  dadurch,  dass  jede  Partei 
vor  der  Gerichtssitzung  ihrem  Gegner  alles,  was  sie  vorlegen  will^  in  Ab- 
schrift mittheilen  soll.  Durch  Vereinbarung  der  Parteien  können  See- 
und  Handelssachen  vor  das  ordentliche  Gericht  gebracht  werden;  in 
diesem  Falle  ist  das  Verfahren  das  gewöhnliche. 

3.  Das  Verfahren  in  privaten  Polizeisachen.^  Zu  den 
privaten   Polizeisachen  gehören  unter  anderem  Streitigkeiten  zwischen 


^)  Denntzer,  Extraordinftrer  Gvilprozess  (2.  Ausg.  1894)  §§  1—8;  Schwei- 
^aard,  §§  147—150;  J.  Bergh  in  der  Nord.  Zeitschrift  f.  Rechtswissenschaft  II  (sftniroi* 
lieh  dAniseh). 

*>  Dan.  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  §  61   und  vom  12.  April  1892  §§  1  and  6. 

^)  Norweg.  Gesetz  vom  24.  März  1860. 

^)  Dan.-norweg.  Verordnung  Tom  10.  Joli  1795  §§  9  nnd  27,  norweg.  Gesetz  vom 
20.  Juli  1824  §  24. 

^)  Dfin.  Gesetz  Tom  11.  April  1890  §  1,   norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  §  2L 

^  Deuntzer,  Extraord.  Cirilprozess  §§4—14. 

'j  Dan.  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  und  vom  13.  April  1894. 

®)  Deuntzer,  Extraord.  Civilprozcss  §§  15-17;  Schweigaard,  §§  176-l1r9. 
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Dienstherrschait  und  Gesinde,  ^)  zwischen  Meistern  und  Lehrlingen  oder 
dergl.*^  und,  besonders  iuDänenmrky  eine  Menge  anderer  Streitigkeiten, 
meistens  solche,  in  welchen  die  Parteien  gewöhnlich  den  niedrigen 
Volksklassen  angehören,  und  die  nur  selten  von  grösserer  Bedeutung 
sind,  z.  B.  mündliche  Injurien,-^)  Sachen  wegen  ausserehelicher  Pater- 
nität und  Alimentationspflicht.^) 

In  privaten  Polizeisachen  ist  es  die  Pflicht  des  Richters  fUr  die 
Aufklärung  der  Sache  Sorge  zu  tragen,^)  sowolü  durch  Hinwirkung 
auf  die  Abgabe  deutlicher  und  wahrhafter  Erklärungen  Seitens  der 
Parteien  als  durch  Herbeischaffung  der  nöthigen  Beweise.  Erscheint 
es  zur  Aufklärung  der  Sache  nothwendig,  so  müssen  die  Parteien  per-, 
sönllch  erscheinen,  und  wenn  eine  Partei  dieses  unterlässt,  so  können 
die  Angaben  des  Gegners  als  bewiesen  betrachtet  werden.  In  Norwegen 
ist  es  in  der  Regel  nicht  gestattet,  sich  durch  einen  Anw^alt 
vertreten  zu  lassen,^)  dagegen  ist  es  in  Dänemark  erlaubt.^)  Jede 
Partei  kann  auf  die  Aufkläiiingswirksamkeit  des  Richters  yerzicbten, 
und  wer  sich  dtirch  einen  Anwalt  verti'eten  lässt,  wird  als  verzichtend 
betrachtet.  Der  Sühne  versuch  wird  vom  Richter  vorgenommen;^  die 
Ladungsfrist  ist  sehr  kurz.^)  Die  Gerichtssitzung  kann  als  Extrage- 
richt ^'^)  abgehalten  werden. 

4:.  Das  Bagatellverfahren.i^)  In  Sti-eitigkeiten  wegen  Geldfor- 
derungen,  die  in  Dänemark  bis  zu  200  Kronen,  in  Norwege^h  bis  zu 
120  Kronen  betragen,  gilt  der  Grundsatz.  ^'-^  dass  der  Richter  den  Par- 
teien im  Pi'ozessbetriebe  beistehen  soll,  sofern  sie  nicht  selbst  darauf 
verzichten.  ^') 

^)  DftD.-norweg.  Verordming  Tom  10.  Juli  1795  §  26,  d&o.  GesetE  Tom  10.  Mai 
1854,  norweg.  GoBetz  vom  13.  September  1880  §  190  und  vom  15.  Juli  1839  §  76. 

*)  Dftn.  Gesetz  vom  29.  Dezember  1857  §  84  und  vom  30.  Mftrz  1889.  In  den 
norwegischen  Kaufstfidten  sind  diese  Streitigkeiten  den  Handwerksgerichten  zugewiesen, 
wo  da»  Verfahren  im  Wesentlichen  mit  dem  Verfahren  in  privaten  Polizeisachen  über- 
einstimmt, vergl.  Gesetz  vom  15.  Juni  1881. 

<)  IHUk.  Plakat  vom  20.  Oktober  1819. 

«)  Dan.  Phikat  vom  28.  Mai  1825,  norweg.  Gesetz  vom  6.  Juli  1892  §  24. 

*)  DAn.-norweg.  Verordnung  vom  8.  Mar?:  1799. 

^  Schweigaard,  §42,  vergL  norweg.  Gesetz  vom  17.  M&rz  1866  §>43. 

^)  Dan.  Gesetz  vom  14.  Juni  1850. 

^  DSn.-norweg.  Verordnung  vom  10.  JuH  1795  §§  10^  11,  26  und  28,  noi'weg. 
Gesetz  vom  20.  Juli  1824  §  23. 

^  Dan.  Gesetz  vom  11.  April  1890  §  1,  norweg.  Gesetz  4.  Juni  1892  §  21. 

^  „Extragericht"  bedeutet  sowohl  Sitzung  zu  besonderer  Zeit  als  an  besonderer 
Stelle,  d.  h.  es  braucht  der  wöchentliche  »Dingstag**  nicht  abgewartet  und  das  ge- 
wöhnliche (^erichtslokal  nicht  benutzt  zu  werden.  Fftr  die  Beschleunigung  des  Ver- 
ftdirens  ist  es  von  grOsster  Bedeutung,  dass  an  jedem  Tage  oder  sogar  mehrmals  am 
selben  Tage  in  einer  und  derselben  ^che  Sitzungen  abgehalten  werden  können.  Extra- 
Sitzungen  finden  nur  auf  Antrag  der  Partei  (des  Klagers)  statt. 

>i)  Deuntzer,  Extraord.  Civilprozess  §§  18  und  19. 

^*)  Dan.  Verordnnng  vom  6.  August  1824,  norweg.  (reseta  vom  14.  Juni  1879. 
Bei  den  Gerichten  erster  Instanz  auf  Island  herrscht  die  Instruktionsmaxime  in  allen 
Sachen,  Verordnung  vom  15.  August  1832« 

^  Der  Richter  soll  Rath  geben  und  helfen   and  die  Intention  des  Gesetzgebers 
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5.  Das  Wechselyerfahren.i)  In  Wechselsachen  findet  eine 
eigenthtimliche  Beschränkung  der  materiellen  Einwendungen  statt.^  Der 
Beklagte  kann  —  ohne  Genehmigung  des  Klägers  —  nur  solche  Ein- 
wände geltend  machen,  die  sich  auf  die  Form  oder  den  Inhalt  des 
Wechsels  oder  den  Wechselzug  oder  dergl.  beziehen,  oder  darauf,  dass 
er  niindeijährig,  oder  dass  die  Unterschrift  oder  der  Inhalt  des  Wechsels 
falsch  ist.  Andere  materielle  Einwendungen  muss  er  sich  ausdrücklich 
vorbehalten,  und  kann  sie  dann  später  in  einem  von  ihm  angestrengten 
Pit)zesse  geltend  machen  und  Schadensersatz  fordern.  Widerklagen  sind 
in  der  Begel  unzulässig;  auch  kann  der  Beklagte  gewöhnlich  keine 
längere  Aussetzung  als  8  Tage  erhalten.  In  Dänemark  ist  kein  Sühne- 
versuch  nothwendig;  in  Norwegen^  wo  Wechselsachen  als  Gastgerichts« 
sstchen  (mit  der  erwähnten  Beschränkung  der  materiellen  Einwände 
oben  S.  821)  behandelt  werden,  wird  der  Sühneversuch  vom  Gericht 
vorgenommen.  In  Norwegen  ist  die  Berufung  direkt  beim  Höchsten  Ge- 
richt einzulegen,  wenn  die  erforderliche  summa  appellabilis  vorliegt. 

Ein  sehr  ähnliches  Verfahren  kann  in  Dänemark  stattfinden,  wenn 
es  in  einem  Schuldscheine  stipulirt  ist.^ 

6.  Das  Verfahren  in  Ehescheidungssachen.^)  Das  Gericht 
soll  sich  von  Amtswegen  vergewissern,  dass  der  angeführte  Scheidungs- 
grund wirklich  existirt;  die  Verhandlungsmaxime  ist  daher  insoweit  aus- 
geschlossen. Hiermit  stehen  einige  andere  Eigenthümlichkeiten  in  Ver- 
bindung, namentlich  die,  dass  die  Ehescheidung  nicht  auisgesprochen 
werden  kann,  wenn  der  Beklagte  sich  nicht  in  der  Sache  geäussert  hat, 
and  d6r  Kläger  muss  desshalb,  wenn  der  Beklagte  nicht  erscheint, 
Sorge  tragen,  dass  ihm  ein  Vertheidiger  bestellt  wird. 

7.  Für  gewisse  Streitigkeiten,  die  sich  auf  eine  unbeweglidie 
Ss^che  beziehen  (Odels-  und  Aastedssachen),  gelten  einige  eigenthttmliche 
Regeln.^) 

§  17. 
18.   Berufung.^ 

Im  dänischen  und  norwegischen  Civilprozess  giebt  es  nur  ein  Becht»- 
mittel  gegen  richterliche  Akte,  nämlich  die  Berufung  (Appel,  Paaanke) 
an  das  höhere  Gericht,  und  diese  Berufung  trl^  immer  dieselbe  Form, 
sei  es,  dass  sich  der  Anfechtungsgrund  auf  formelles  oder  auf  mate- 
rielles Recht  bezieht,  sei  es,  dass  din  Endurtheil  oder  ein  Zwischen- 
ist, dass  den  Parteien  so  geholfen  werden  soll,  dass  sie,  selbst  wenn  sie  volUcommen 
rechtsnnkundig  sind,  den  Prozess  ohne  Benutzung  eines  Anwalts  betreiben  können. 

^)  Deuntzer,  Extraord.  Civilprozess  §§  20  nnd  21;  Schweigaard,  §  150a,  No.  8» 

^  Dan.  Gesetz  Yom  28.  Mai  1880,  norweg.  Gresetis  Tom  17.  Juni  1880,  Gesetz 
für  Island  vom  13.  Januar  1882. 

')  Dan.  Verordnung  vom  25.  Januar  182Ö  vergL  Deuntzer,  Extraord«  Ciyil« 
prozess  §  22. 

^)  Deuntzer,  Extraord.  CiyilprozeBS  §  23;  Schweigaard,  §  151. 

*)  Schweigaard,  §§  152*155;  Deuntzer,  Extraord.  Civilprosess  §  24. 

*)  Deuntzer,  Ueber  Appell  in  civüen  Sachen  (2.  Ausg.  Kopenhagen  1890,  dao.), 
B.  Getz,  üeber  Berufung  ui  ein  boheres  Gericht  (Kristiania  1884,  dfin.). 
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firtheil  angefochten  wifd.  Wiederaufnahme  einer  Sache  bei  demselben 
•Gericht,  das  raimal  Aber  sie  entschieden  hat,  ist  nicht  zulässig,  es  sei 
denn,  dass  das  frühere  Verfahren  vom  bSheren  Qerieht  annnllirt 
worden  ist. 

Oegenstand^)  der  Berufung  sind  nicht  nur  eigentliche  ürtheüe 
und  Entscheidungen,  sondern  Oberhaupt  die  ganze  Behandlung  einer 
Sache  ron  Seiten  eines  Gerichts,  was  besonders  von  Bedeutung  ist  beim 
VoUstreeknnggrerlshren  des  Vogts,  beim  Konkurs-  und  VertheOungs- 
yerfahren  u.  a.  (s.  unten  &•  829  f.^  843  f.,  862  f.),  welche  eine  Menge 
Ton  Handlunges  umlntten,  die  ihrer  Natur  nach  zunächst  als  admini- 
stratiTe  aufzufasswi  wären. 

Die  Berufung  braucht  nicht  eine  Beschwerde  Ober  einen  richter- 
lichen Akt  zu  enthalten,  sondern  kann  im  Gegentheil  auf  die  Bestei- 
gung desselben  beim  höheren  Gericht  abzielen.  So  kann  z.  B.  die  Be- 
rufung SU  dem  Zweck  eingelegt  werden,  um  baldmöglichst  die  streitige 
Frage  zur  Entscheidung  der  höchsten  Instanz  zu  bringen,  oder  um  einem 
yerjährten  Urtheil  neue  Vollstreckbarkeit  zu  verleihen.  Gewöhnlich  trägt 
allerdings  die  Berufung  den  Charakter  einer  Beschwerde,  indem  der 
Beruftingskläger  die  Abänderung  eines  yermeintlich  unrichtigen  Urtheils 
oder  Erkenntnisses,  oder  die  gänzliche  oder  theilweise  Aufliebung  des 
gerichtlidien  Verfahrens  wegen  Verletzung  einer  das  Verfahren  be- 
treffenden Vorschrift  begehrt,  oder  —  was  allerdings  seltener  ist  —  die 
Bestrafung  des  Richters  oder  Schadensersatz  von  dem  Richter  verlangt 
Diese  verschiedenen  Zwecke  können  kumulativ  oder  alternativ  vereint 
werden.  Bei  der  Berufungsklage  muss  der  Grund,  warum  Berufung 
eingelegt  wird,  ausdrücklich  angegeben  sein. 

Die  Berufuaag  hat  nach  den  Gesetzbüchern  Christians  V.  den  Cha- 
rakter einer  Klage  über  den  Richter,  da  sie  eine  Entscheidung  darfiber 
bezweckt,  ob  er  die  Sache  richtig  behandelt  hat.  Bei  der  Berufung 
mOssen  daher  der  Richter  oder  die  Richter  vor  Gericht  geladen  werden, 
die  den  angefochtenen  Akt  vorgenommen  haben. '^^  Diese  Regel  muss 
noch  in  Dänemark  eingehalten  werden,  so  dass  ihre  Nichtbeachtung  die 
Abweisung  der  Klage  nach  sich  zi^t,  während  sie  in  Norwegen^  gegen- 
wärtig nur  da  Geltung  hat,  wo  die  Berufung  von  wirklichem  Inter^se 
fUr  den  Richter  ist,  weil  ein  Klagantrag  wider  ihn  gestellt  wird,  oder 
weil  das  angefochtene  Urtheil  ihm  eine  Verantwortung  auferiegt  hat. 
Ausser  dem  Richter  der  unteren  Instanz  muss  natürlich  auch  der 
Gegner  vorgeladen  werden,  dem  gegenttb^  der  Berufungskläger  das 
Urtheil  abgeändert  haben  will.^) 

Mit  dem  besprochenen  Charakter  der  Berufung  steht  es  in  Verbindung, 
dass  in  der  übergeordneten  Instanz   nichts  vorgebracht  werden  kann. 


0  Veif^  Oeti,  Benifang  §  5;  Deuntzer,  Appell,  Eialeitoag. 

•)  D.  und  N.  L.  1-2-^. 

*)  Nonreg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  §  41. 

«)  DeuBtser,  Appell  §  10}  Qetc,  Benifang  §§  12—14. 
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was  nicht  bereits  in  der  unteren  Instanz  yorgebracht  worden  ist.^) 
Dies^  Grundsatz  ist  jedoch  gegenwärtig,  was  die  Beweisaufiaahme  be^ 
trifft,  thatsächlich  so  gut  wie  aufgehoben,  denn  in  der  Praxis  wird 
jetzt  von  der  JüstizrerwaltuAg^  gegen  Erlegung  von  Gebttfaren  immer  die 
Vorlegung  neuer  Beweise  bewilligt,  ohne  dass  es  n^^g  ist,  sich  auf 
einen  besonderen  Grund  zu  berufen.  Auch  ohne  Bewilligung  kennen 
neue  Beweise  in  verschiedenen  Fällen  vorgebracht  werden,  so  nament- 
lich, wenn  der  Berufungskläger  eidlich  bekräftigt,  dass  er  nicht  früher 
das  Beweismittel  gekannt  habe  oder  habe  erlangen  kOnnen,*)  und  femer 
bei  der  Appellation  gegen  Yollstreckungsakte  des  Vogts  oder  im  Auk* 
tionsverfahren  (S.  829  f.),  weil  das  Verfahren  erster  Instanz  in  diesen 
FSnen  nicht  dieselbe  hiiireichende  Gelegenheit  bietet,  alles  vorzubringen 
wie  ein  gewöhnlicher  Prozess.^)  Auch  ist  eine  Bewilligung  nicht  er* 
forderlich,  wenn  der  Gegner  den  Antritt  und  die  Fflhrung  der  neuen 
Beweise  zulSssti  und  solches  wird  angenommen,  wenn  er  erscheint»  ohne 
Widerspruch  zu  erheben. 

Neue  Thatsachen,  KlagegrOnde  oder  Einreden  kOnnen  bei 
der  Berufung  vorgebracht  werden,  wenn  es  der  Partei  unmOg^h  war, 
sie  froher  vorzul»iAgen ;  femer  sowohl  bei  Appellation  gegen  Voll- 
streckungs-  und  Auktionsakte,  wie  bei  Einwilligung  des  Gegners;  auch 
können  die  sogenannten  privilegirten  Einreden  stets  vorgebracht  werden.^) 
Von  diesen  Fällen,  abgesehen,  ist  zum  Vorbringen  von  neuen  That* 
Sachen  eine  Bewilligung  nothwendig,  und  sie  wird  nur  ertheilt,  wenn 
besondere  Gründe  daffir  sprechen. 

In  der  h(Ateren  Instanz  kann  Aber  kein  Rechtsverbältniss  —  ohne 
besondere  dazu  ertheilte  Bewilfigung  —  entschieden  werden,  welches 
nicht  der  unteren  Instanz  zur  Sntscheidung  unterbreitet  war,  was  aus 
der  Unabänderlichkeit  des  Instanzenzuges  ^  folgt.  Es  kann  femer  bei 
dem  Obergericht  kein  Antrag  gestellt  werden,  der  weiter  geht^  als  der 
hei  der  ünterinstans  gerteilte.  Dazu  gilt  noch  der  Gmndsatz,  dass  ein 
Urtheü  nur  zu  Gunsten  dessen  abgeändert  werden  darf,  der  Berufung 
eingelegt  hat;  sofern  also  beide  Parteien  eine  Abänderung  des  ürtheils 
wfinschen,  mUssen  beide  appelliren. 

§18. 
A.  Allgemeine  Bedirgungen  der  Bernftang. 
Wer  ^ine  richterliche  Handlung  im  Wege  der  Bemfung  aalechten 
wffl,  kann  es  in  der  Begel  sogleich  tliun,  jedoch  gilt  hierbei  eine  wich* 

■)  Bevntcer^  Apf«ll  §  11;  Geis,  Bernftiiig  1 10. 

^  In  Dänemark  von  dem  Joatuuninisteriom,  in  Norwegen  von  dem  Amtmaan» 
Beim  norwegieehen  Höchsten  Gericht  tos  diesem  Gerieht  selbst,  Oesets  Tsm  12.  8ep* 
temher  1618  §  15. 

^  D.  L.  i— ia--a7,  N.  L.  i—ia— «. 

^  Einige  spesieUe  Fllle  finden  sich  im  dftn.  Oesets  Tarn  14.  Jnsl  1860  §  4  uid 
im  narw-e^.  Gesetn  Tom  4.  Juni  1892  §  28. 

^  Ein  spemeller  Fall  im  nerweg.  Oesets  vom  4.  Jnni  1882  §  28. 
•)  D.  und  N.  L.  1-2—8. 
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tige  Ansnabme«  Interlokutorische  Entscheiduagen,  die  während 
des  Hanptstreile  erlassen  werden,  dOrfen  nicht  früher  ausgefertigt  werden, 
als  dfts  EndurÜiefl  gefSlIt  ist,  >)  und  da  jede  angefochtene  Entscheidung 
beim  AppeUationshofe  in  schriftlicher  Ausfertigung  Torgelegt  werden 
iQiisa»  sa  folgt  daraus,  dass  gegen  Z wisch enurtheile  erst  dann 
appellfrt  werden  kann,  wenn  der  Hauptstreit  beendigt  ist. 
Diese.  Bestimmung,  deren  Umfang  übrigens  nicht  genau  feststeht,^  soll 
die  Verzögerung  des  Hauptverfahrens  durch  seine  Suspension  bis  zur 
Entscheidung  des  Zwischenstreits  in  der  Berufungsinstanz  verhindem. 

Die  Berufung  müss  binnen  einer  bestimmten  Frist  nach  Erlass  des 
Urtheils  eingelegt  worden.^  Diese  Frist  beträgt  bei  der  Berufung  an 
ein  Obergericht  in  Dänemark  vier  Monate,  in  Noncegen  drei  Monate, 
und  bei  der  Berufung  an  das  HOchste  Gericht  sechs  Monate.^)  In 
einigen  Fällen  sind  die  Beruftingsfristen  kfirzer,  so  bei  Appellation  im 
Konkurs-  und  Vertheilungsveiiabren,  ^)  und  in  Dänemark  bei  Appella- 
tion in  privaten  Polizeisacben,  *)  in  Seerechts-  und  Gastrechtssachen 
und  bei  Auspfändungen.'^^  FOr  die  Berufung  zum  Zweck  der  Be- 
•tltigirag  einer  Entscheidung  gilt  keine  Berufungsfrist.^ 

Wenn  die  Berufungsfrist  unbenutzt  verstrichen  ist,  kann  die 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  (Opreisning)  bewilligt  werden; 
sie  wird  von  der  Justizverwaltung^^  ertheilt,  aber  nur,  wenn  besondere 
Umstände  dafDr  sprecben,  und  in  Norwegen  nie  und  in  Dänemark  gewöhn- 
lich nicht  nach  Ablauf  von  3  Jahren  seit  Erlass  des  Urtheils.  ^^  In 
einigen  Fällen  ist  die  Wiedereinsetzung  gänzlich  ausgeschlossen,^')  und 
in  anderen  sind  die  Bedingungen  ihrer  Ertheilung  strenger. ^^  Eine 
Wiedereinsetzangsbewilligung  wird  ungültig,  wenn  sie  nicht  baldmöglichst, 
in  Dänemark  innerhalb  i  Wochen,^**)  benutzt  wird. 

In  Noncegen  wird  eine  Wicdereinsetzungsbewilligung  fllr  nicht 
nothwendig  gehalten,  wenn  die  Parteien  Aber  das  Stattfinden  der  Be- 
ruftiBg  einverstanden  sind,  und  die  Frist  fDr  die  Ertheilung  der  Be- 
willigung nicht  verstrichen  ist;  in  Dänemark  aber  wird   eine  Wieder- 

0  I>lB.-nonreg.  Yerordnaag  toiq  17.  Mal  ISSOi 

*)  Denatser,  AppeU  §  4;  Gata,  Berttftwg  §  IS. 

^  Denntier,  Appett  f$  l^--8;  Oats«  Beraftmg  §  18. 

^  Dia«  Oeeets  Tom  11.  April  ISSO  f  7»  aofweg.  Oeseti  Tom  4.  Jimi  1S92  §  85^ 

•)  DbL  Konkursgesets  yoid  25.  Mira  1S7S  §  141,  diu.  Skiftegeseti  tobl  dO.  No* 
venber  1S74  §  SS,  norweg.  KonknrBgMetar  Tom  6.  Juni  1863  §  131. 

^  Y«r^.  oben  §  16  No.8  8.aSlf. 

^  Eine  beumdere  Art  der  FDtaidmig  rergl.  unten  §  20  S.  890  V. 

^  Din.  Verordnung  Tom  1&.  Janur  1817,  din.  Gesete  Tom  ISL  Fete*«ar  1861 
§  58,  din.  OesetB  vom  29.  Uirz  1878  $  11.  Fflr  Norwegen  eödge  rpeneOe  FUle  bei 
OetSt  Benifang  S.  152-15a 

^  D.  L.  1-6-^16,  N.  L.  1-e— 14. 

^  Uebor  Dinemark  s.  oben  8.  825  Note  2;  in  Nonregen  mtt  kOniigl.  Bewfllignng. 

<^  IMDri'  Oeaets  vom  11.  April  1890  §  8,  norweg.  Qeseta  Tom  4.  Jmii  189S,  §  40. 

*^  Norweg.  Konkursgeieta  vom  8.  Juni  1868  §  184. 

>>)  Din.  Geaeta  vom  11.  April  1890  §  8. 

^)  Din.  Plakat  Tom  2.  Jvni  1819. 
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einsetzungsbewilligung  trotz  Einverständnisses  der  Parteien  für  noth- 
wendig  erachtet. 

In  Rechtsstreitigkeiten  über  vermögensrechtliche  Ansprüche,  worunter 
in  Dänemark  auch  Geldstrafen^)  fallen,  ist  die  Zulässigkeit  der  Bc« 
rufung  durch  einen  gewissen  Werth  des  Sachgegenstandes  bedingt.-*) 
Für  die  Obergerichte  beträgt  die  Berufungssumme  in  Dänemark  20 
Kronen,  in  Norwegen  32  Kronen,')  beim  Höchsten  Gericht  m  Dänemark 
gfjwöhnlich  200  Kronen,  in  Norwegen  gewöhnlich  1000  Kronen.*)  Bei 
Rechtsstreitigkeiten  über  persönliche  Angelegenheiten*)  findet  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Werth  des  Sachgegenstaudes  Berufung  statt,^  doch  giöbt 
es  in  Dänemark  für  die  Berufung  an  das  Höchste  Gericht  eine  gewisse 
Begrenzung;^  diese  findet  aber  in  Givilsachcn  nur  selten  Anwendung* 
£me  Bewilligilng  zur  Einlegung  der  Berufung  ohne  Rücksicht  auf  den 
Werth  des  Sachgegenstandes  kann,  wenn  besondere  Umstände  dafür 
sprechen,  ertheilt  werden.^) 

Die  Parteien  können  sowohl  vor  als  nach  der  Urtheilsfällung  rechts- 
wirksam vereinbaren,  dass  Beiiifung  ausgeschlossen  sein  soll. 

§  19. 
B.    Dm  Verüfthren  beim  Obergerioht  und  Höchsten  Gtoridht. 

Bei  den  Obergerichten  findet  im  Grossen  und  Ganzen  dasselbe 
schriftliche  Verfahren  wie  bei  den  Unterinstanzen  statt,  doch  finden 
die  extraordinären  Prozessarten  keine  Anwendung.  Betreffs  des  Be- 
klagten, der  vor  dem  Obergericht  nicht  erscheint,  wird  angenommen, 
dass  er  an  dem  Verfahren  vor  dem  Untergericht  und  dessen  Entsohel* 
düng  festhalten  wolle. 

Das  dänische  und  das  norwegische  Höchste  Gericht^)  halten 
jährlich  mehrere  Sitzungen  ab.  Die  Klage  an  das  Höchste  Gericht 
muss  eingelegt  werden,  in  Norwegen  mindestens  4  Wochen  vor  der 
Sitzung,  zu  welcher  die  Sache    eingebracht  wird,    und    in  Dänemark 

^)  In  Noneegcn  werden  alle  Geldstrafsachen  als  Strafsachen  nach  dem  Straf* 
prozessgesetz  behandelt,  und  für  diese  Sachen  gilt  dort  keine  Appelsumme. 

^  Deuntser,  Appell  §§  2  und  3,  Getz,  Bemfong  §  7. 

*)  Dan.  Verordnung  vom  25.  Januar  1805  f  18,  norweg.  Verordnnng  vem 
11.  August  17Ö7  §  17, 

^)  Dftn.  Verordnung  Tom  6.  September  1805,  norweg.  Gesetz  Tom  21«  Jnul 
1886  §  1. 

*)  D.  h.  Sachen,  die  die  pers((nliche  Stellung  einer  Partei  oder  ihren  Bttf  und 
guten  Namen  betreffen. 

•)  D.  L.  1—6-^18,  N,  L.  1—6— 16. 

^  DiüL  Pkkat  Tom  23.  Mai  1840. 

")  Norweg.  Gesetz  vom  21.  Juni  1686  $  1. 

")  Die  wichtigsten  Bestimmungen  Ober  das  Verfahren  Tor  den  Höchsten  Oeriehten 
finden  siöh  in  der  dlin.-norweg.  Instmct.  Tom  7.  Dezember  1771,  im  dSniech-norwe* 
gischen  Patent  Tom  10.  November  1774,  norweg.  Gksetz  vom  12.  September  1818,  rom 
15.  Juli  1839,  vom  8.  September  1842,  vom  11.  April  1868  und  vom  80.  Mai  1891.  Ord- 
nung und  Verfahren  bei  den  Höchsten  Gerichten  sind  im  Wesentlichen  uralt  und 
stammen  von  den  alten  d&nischen  „Herrentagen**,  wo  EOnig  und  Eeichsratii  die  Sachen 
entschieden.  S.  übrigens  Deuntzer,  Appell  §  17  und  Getz,  Berufung  §§  81  und  82. 
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mindestens  6  Wochen  yor  der  ersten  ordentlichen  Sitzung  ;>)  eine  Be- 
stimmung, die  ein  Ueberrest  aus  der  Zeit  ist,  wo  das  HOcbste  Gericht 
nur  einmal  jUirlich  abgehalten  wurde.  Von  den  angefOhrten  Begehi 
giebt  es  jedoch  verschiedene  Ausnahmen,  uud  auf  Grund  einer  Be- 
willigang  (AnticipationsbewiUigung)  kann  von  der  Kegel  abgewichen 
werden.  Die  Klage  muss  überdies  in  gehöriger  Zeit  dem  Gegner  zu* 
gestellt  werden,  dieser  wird  aber  nicht  zu  einem  bestimmten  Tage  vor- 
geladen, sondern  zu  dem  Termin,  wo  die  Sache  der  QrdnuDg  nach  zur 
Yeihandlung  kommt. 

Das  Verfahren  vor  dem  Höchsten  Gericht  ist  in  Uebereinstimmung 
mit  den  oben  besprochenen  Regeln  an  das  Verfahren  in  den  voran- 
gehenden Instanzen  gebunden,  und  alle  Beweise  mUssen  in  schriftlicher 
Form  vorgebracht  werden.  Aber  das  Verfahren  Ist  doch  im  Prinzip 
rein  mttndlich,  indem  die  Akten  und  die  Beweise  nicht  dem  Gericht 
zur  eigenen  Durchsicht  übergeben  werden,  sondern  nur  insoweit  zur 
Kenntniss  des  Gerichts  kommen,  sAa  sie  durch  einen  GerichtssekretSr 
verlesen  oder  von  den  Parteien  mttndlidi  geltend  gemacht  werden. 
Sollen  neue  Beweise,  Thatsachen  oder  Einreden  vorgebracht  werden, 
so  müssen  sie  im  Voraus  dem  Gegner  mitgetheilt  sein.^ 

Die  Darstellung  der  Parteien  erfolgt  ohne  Schriftwechsel  durch 
freien  mündlichen  Vortrag.  In  wichtigeren  Sachen  pflegen  die  Anwälte 
einen  gedruckten  Schriftsatz,  der  die  wichtigsten  Theile  der  Prozessakten 
auszugsweise  enthält,  unter  die  Mitglieder  des  Gerichtshofes  vertheilen 
zu  lassen.^ 

In  Verbindung  mit  dem  erwähnten  Charakter  des  Prozesses  steht 
es,  dass,  wenn  der  Beklagte  nicht  erscheint,  die  Sadie  nicht  mündlich, 
sondern  durch  Wechsel  von  Schriftsätzen  behandelt  wird,^)  denn  nur 
dadurch  kann  der  Beklagte  davor  gesichert  werden,  dass  der  Gegn^ 
es  unterlässt,  die  vom  Beklagten  in  den  untergeordneten  Instanzen  vor- 
gebrachten Beweise,  Thatsachen  u.  dergL  im  Höchsten  (Bericht  vorzu- 
führen. Auch  in  anderen  Fällen  kann  ein  sohrifUiches  Verfahren  auf 
Beschluss  des  Grerichtshofes  stattfinden,^)  namentlich  um  die  Behandlung 
der  Sachen  zu  beschleunigen.^ 

Die  XJrtheile  der  Höchsten  Gerichte  waren  früher  nicht  mit  Gittnden 


^)  Diese  beginnt  den  ersten  Doimentag  im  Mftra.  Die  SilBugen  des  norwe» 
gischen  Höchsten  Gerichts  beginnen  den  ersten  Dienstag  nach  Neigahr  und  den 
ersten  Dienstag  un  September. 

^  Dftn.  Plakat  vom  12.  Mai  1784,  norweg.  Gesets  Tom  12.  September  1S18  §  15. 

>)  Norweg.  Oeseta  vom  15.  Juli  1839. 

«)  Reskript  Yom  7.  April  1784. 

*)  Wie  bemerkt,  sieht  das  Gericht  die  Akten  nicht.  Wenn  beide  Paiieian  er- 
scheinen, achtet  natttrlioh  jede  Partei  darauf,  dass  alle  ihr  günstigen  UmstSadA  vor- 
gebracht werden.  Wenn  aber  nur  eine  Partei  erseheint,  konnte  sie  Umstftnde,  die  in 
den  Akten  stehen,  verschweigen  oder  erdichtete  Umstftnde  bringen.  Dam  soll  in 
diesem  Fall  schriftliches  Verfahren  stattfinden,  damit  das  Gericht  EinsiGht  ^br  Akten 
erh&lt. 

*)  Norweg.  Gesets  vom  90.  Mai  1891. 


Dftiiemftrk  «nd  Norwegen.  829 


yeiseheiL.  Jetet  ist  aber  in  Dänemark  dem  HOehsten  Gericht  die  Pflicht  auf- 
erlegt,^) UiiheilsgrQnde  zu  geben,  entweder  durch  schriftliche  Abfassung 
oder  durch  Mentliche  Abstimmung  der  Siebter  (Votirung);')  bis  jetzt 
ist  die  ersibenannte  Form  ansschUessiich  benutzt  worden.  lii  Norwegen 
sott  die  Yotinmg  Sftentlich  stattlBnden,  und  eine  kurzgefasste  gemein^* 
same  Begründung  in  den  schriftlieh  behandelten  Sachen  abgegeben 
werden.^ 

§20. 
14^    Exekution.    (ZwangSTollsti'eekuiig).^ 

L  Ist  der  Schuldner  zur  Vornahme  einer  Handlung  verur* 
tibkeilt,  so  wird  im  Urtheil  eine  Geldstrafe  festgesetzt,  durdi  welche  er 
zur  Vornahme  der  Handlung  gezwungen  wird.^)  Besteht  die  Handlung 
in  der  Herausgabe  eines  Grundstücks  oder  einer  beweglichen  Sachet 
und  ist  die  betreffende  Sache  im  Besitz  des  verurtheilten  Schuldners, 
so  kann  das  Urtheil  unmittelbar  dadurch  vollstreckt  werden,  dass  die 
Sache  mit  Hülfe  der  Staatsgewalt  dem  Schuldner  weggenommen  und 
dem  Gläubiger  übergeben  wird. 

Geht  das  Urtheil  auf  Unterlassung  einer  Handlung,^  so 
zieht  jede  Zuwiderhandlung  Schadensersatz,  und  in  Dänemark  zugleich 
Geldstrafe  nach  sich,  doch  müssen  diese  Folgen  in  einem  neuen  Prozess 
geltend  gemacht  werden* 

n.  Wenn  dem  verurtheilten  Schuldner  Zahlung  yon  Geld 
(darunter  Geldstrafe)  auferiegt  ist,  so  wird  das  Urtheil  in  das  beweg* 
Uche  oder  unbewegliche  Vermögen  des  Schuldners  vollstreckt;  die 
Zwangsvollstreckung  zerfällt  gewöhnlich  in  zwei  Abschnitte:  die 
Pfändung  (Udläg,  Exekution),  wodurch  Gegenstände  von  genügendem 
Werth  aus  dem  VermSgen  des  Verurtheilten  zur  Befriedigung  des 
Gläubigers  rechtlich  vorbehalten  (mit  Beschlag  belegt)  werden,  und  die 
Versteigerung  (Auktion),  wodurch  diese  Gegenstände  verkauft  werden 
und  dem  Gläubiger  aus  dem  EriOse  Befriedigung  gewährt  wird. 

Sowohl  Pfändung  als  Versteigerung  sind  selbstständige  judizielle 
Akte,  die  von  einem  Gerichtsbeamten  als  solchem  vorgenonunen  werden 
und  nur  mittelst  Berufung  aufj^ehoben  werden  können.  Die  Pfändung 
wird  —  wie  Vollziehungen,  Arrest  und  einstweilige  Verfügungen  — 
in  Dänemark  aiosserhalb  Kopenhagens  vom  Vogte  vorgenommen,  welches 

0  Dfta.  Qesets  yom  8.  M8n  1S56. 

*)  Jeder  Richter  spricht  also  Öffentlich  seine  Aoffassung  ans.  Man  erfUirt  aaf 
diese  Weise  die  Gründe  jedes  einselnen  Richters«  aber  eigentlich  nicht  die  QrOnde 
des  Greridits. 

^  Norweg.  Gesetz  Tom  11.  April  ISeS  und  Yom  80.  Mai  1891  §  6. 

«)  N ellemann,  Exekution  (3.  Ausg.  1896);  Sehweigaard,  §§  180—906.  Für 
Island  sind  die  Bestimmungen  Ober  Zwangsrollstreckung,  die  im  Wesentlichen  mit 
dem  dftoischen  Recht  übereinstimmen,  durch  ein  Gesets  Tom  L  November  1887  &o- 
diisirt 

*)  D.  und  N.  L.  1— &— 15,  d&n.  Verordnung  Tom  6.  April  184S,  TcrgL  Nellemann 

§  164. 

.  ^  Dia  Vecordaung  Tom  6.  Apia  18ia  §§  8  und  9. 
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Amt  vom  Unterrichter  bekleidet  wird,  während  es  in  Kopenhagen  einen 
besonderen  Beamten  giebt,  welcher  der  Vogt  des  KOnigs  genannt  wird. 
In  Norwegen  wird  die  Pfändung  in  den  Landbezirken  durch  die  Leos- 
männer,^)  in  den  Städten  aber  durch  den  gewöhnlichen  Unterrichter 
Torgenommen.  Bei  der  Pfllndnng  sind  Kwei  Geriehtaseugen  zuzu- 
ziehen/^ 

Die  Berufung  gegen  eine  Pf&ndung  erfolgt  in  Kopenhagen  und 
Kristiania  an  das  Hof-  und  Stadtgericht  besw.  an  das  Stadtgericht,^ 
und  von  diesen  an  das  HOchste  Gericht ^  ausserhalb  der  Hauptstädte 
an  die  Ob^rgerichte^)  und  von  dort  an  das  Hifchste  Goricht. 

ni.  laicht  nur  Urtheile  und  die  vor  den  Ver|^eichskommissionen 
abgeschlossenen  Vergleiche  können  vollstreckt  worden,  sondern  in 
Dänemark  jeder  vor  einem  Grericht  abgeschlossene  Vei^Ieich^)  und  in 
Norwegen  jeder  vor  einem  eigentlichen  Gerichtshof  oder  einem  Ver- 
theilungsgerieht  (aber  nicht  vor  einem  Vogtgericht  oder  Auktions- 
gericht) abgeschlossene  Vergleich.^) 

IV.  Eine  Pfändung  ohne  vorhergehendes  Urtheil  oder  -voriier- 
gehenden  Vergleich  ist  in  Dänemark  zulässig,  wenn  sich  der  Schuldner  in 
einem  Hypothekenschuldbriefe  (der  ein  Pfandrecht  an  einem  Grundstflck 
einräumt)  der  Exekution  unterworfen  hat,  jedoch  kann  hier  nur  Pfän- 
dung in  das  verpfändete  Grundstock,  nicht  in  das  übrige  Vermögen  des 
Schuldners  erfolgen.^  In  Nortcegen  kann  in  ^chen  Fällen  sogar 
die  Pfändung  unterbleiben  und  alsbald  die  Versteigerung  ohne  vorher- 
gehende Bechtsverfolgung  abgehalten  werden;  in  einigen  besonderen 
Fällen  kann  dies  sogar  ohne  Vereinbarung  geschehen.^ 

V.  Eine  besondere  Art  der  Pf&ndung,  die  keine  vorangehende 
Rechtsverfolgung  voraussetKt  und  in  gewissen  Beziehungen  anderen 
Hegeln  folgt  als  den  fiir  die  gewöhnliche  Pfändung  geltenden,  ist  die 
sogenannte  Auspfändung*)  (Udpaotning),  die  ohne  besondere  Verein- 
barung bei  einer  grossen  Menge  von  Forderungen  statthaft  ist,  deren 
Grosse  und  Richtigkeit  gewöhnlich  ausser  Zweifel  sein  werden,  z.  B. 
bei  Steuern  und  Öffentlichen  Abgaben,  bei  den  von  der  Obrigkeit  fest- 
gesetzten Alimentenbeiträgen  u.  a.  Sowohl  unbewegliche  als  bew^- 
liehe  Sachen  sind  dieser  Auspfändung  unterworfen«^^ 

^  Nonreg.  Oesets  Yom  21.  Jali  1894  )  8. 

^  Dftn.  Verordnimg  vom  9.  Jad  1847  $  18,  rorw^g*  GeseU  Totn  S8.  Angiisi 
1854  §  10. 

")  Dan.  Yerordnimg  von  1&  Jmd  1771  §{[  12  und  18,  norweg.  Oesets  tobi 
17.  Min  1808  §§  1  imd  9. 

^1  Ueber  Terschiedene  Aütnahnea  la  Vorwegen  t.  Getz,  Berufung  S.  24. 

*)  Dia.  Plakat  Tom  2L  Jannar  1820. 

*)  Horwag .  Oeaets  rom  20.  Jidi  1824  §  82l 

^)  Din.  Gaaets  Tom  29.  Mira  1878  §  15. 

*)  Norwog.  GaaoU  rom  28.  April  1892  §  45  und  vom  28.  Josi  1887  §  18  (Nor- 
wegens Bank  und  die  Hypothekenbank),  rom  6.  Juli  1887  §  12,  Tom  15.  Septober 
1851  §  1  und  anderweit. 

*)  Nellemann,  Exokution  $§  25—27;  Scbweigaard,  §  182. 

^)  Die  Anapftndnngsbestimmangen  sind  in  DäntmaHt  enthalten  im  Geaetx  Tom 
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YI.  Wenn  Jemand  in  einem  Hause,  ohne  dazu  ein  Recht  zu  haben, 
wohnen  bleibt,  und  speziell,  wenn  der  Miether  nach  vorausgegangener 
gesetzmässiger  Kfindigung  aus  dem  Miethshause  nicht  auszieht,  so  kann 
der  Hauseigenthttmer  ihn  ohne  vorheriges  Urtheil  durch  den  Vogt  des 
Besitzes  entsetzen  lassen,  i)  Diese  Bestimmung  wird  in  Dänemark 
auf  alle  Arten  Ton  Orundstttcken  angewendet,  in  Nonvegen  aber  wird 
es  fQr  zweifelhaft  angesehen,  ob  sie  flu*  Gmndstttcke  auf  dem  Lande, 
die  nicht  Inliegerorte^  sind,  Geltung  hat.^)  Es  ist  Übrigens  anzu- 
nehmen, dass  von  diesem  Recht  zur  Entsetzung  nur  dann  Gebrauch 
gemacht  werden  kann,  wenn  das  Recht  des  Eigenihiimers  klar  ist. 

Der  Pfandhaber  an  einem  Grundstück  kann  ohne  vorhergehende 
Klage  sieh  in  das  Grundstück  durch  den  Vogt  einsetzen  lassen,  wenn 
Zinsen  oder  Abtr&ge  nicht  rechtzeitig  gezahlt  werden;  er  darf  dann 
das  Grundstück  auf  Kosten  des  Schuldners  verwalten  und  nutzen.^) 

Endlich  wird  In  Dänemark  angenommen,  dass  Einsetzung  in  be- 
wegliche Sachen,  deren  Identität  ausser  ZweiÜfel  steht,  durch  den  Vogt 
stattfinden  kann. 

§21. 
A«  Anlkxig  and  Dauer  d«r  VoUstreckbarkait.^) 
Uriheile  können  gewöhnlich  nicht  sogleich  nach  ihrem  Erlass  voll- 
streckt werden,  sondern  erst,  wenn  sie  dem  Yerurtheflten  zugestellt 
sind,  und  eine  bestimmte  Frist  danach  verstrichen  ist.  Diese  Frist, 
die  in  jedem  einzelnen  Falle  im  ürtheile  angegeben  wird,  ist,  wenn  das 
Urtheil  auf  Geldzahlung  gerichtet  ist,  gesetzlich  fOr  die  Ürtheile  der 
Unter-  und  Obergerichte  auf  15  Tage  festgesetzt.^  In  gewissen  Fällen, 
namentlich  in  Gastrechts-  und  Polizeisachen,  betrfigt  die  Yollstreekungs- 
frist  nur  3  Tage«  ^  Die  vom  HSchsten  Oeriobt  erlassenen  ürtheile,  die 
zur  Geldzahlung  verpflichten^  kOnnen  ohne  vorhergehende  Zustellung 
und  ohne  YoUstreckungsfrist  vollstreckt  werden.  Dies  steht  damit  in 
Terbindung^  dass  die  YoUstreckungsfrist  den  Zweck  hat,  dem  Yerur- 
theilten  Zeit  zu  geben  zur  üeberiegimg,  ob  er  Berufung  einlegen  wolle; 
übrigens  gilt  die  YoUstreckungsfrist  bei  den  Urtheilen  der  Unter-  und 


39.  Mftn  1873  nnd  im  Gesetz  fnr  die  FftrOer  vom  BO.VJkf%  18M;  in  Norwegen  Itndea 
sie  sieh  in  einer  grossen  Menge  spezieUer  Gesetze.  F^r  Island  Gesetz  Yom  16.  De- 
zember 1885. 

>)  D.L.  6—14—7,  N.L.  6-14—6;  vergL  NellemEiin,  Budmtion  |23;  Schwei- 
gaard,  §  206. 

^  Inliegerort  bedeutet  in  Norwegen  ein  Ideines  Bans  anf  dem  Lande  mit  einem 
Gnmdstflck,  zn  einem  grosseren  Besitz  gehörig,  nnd  Tom  Elgenthflmw  yermiethet. 
Der  Miether  heisst  „Indügger*'. 

*)  Norweg.  Gesetz  vom  24.  September  1851  §  16  ff. 

*)  D.  nnd  N.L.  6—7—8. 

*)  Nellemann,  Ezekntion  §5;  Nellemann,  §  164;  Scli^eigaard,  §  184;  Hage- 
rup,  $  184  (sSmmtl.  dfin.). 

^  Bftn.  Gesetz  Tom  11.  April  1890  §  6,  norweg.  Gesetz  Tsm  4.  Juni  1892  §  81. 

»)  D.L.  1—24—17,  N.L,  1—22—19,  dSn.  Yerordnnng  Tom  22.  October  1701  §  4, 
dSn.  Gesetz  rom  19.  Febrasr  1861  §  47. 
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Obergerichte,  selbist  wenn  sie  in  concreto  inappellabel  sind,  ivie  antii 
der  AUaof  der  YoUfitreckungsfrist  und  sogar  das  Yomehmen  der  YoU- 
streckung  die  Bemfong  nicht  ausschliesst. 

Was  Urtheile  änderen  Inhalts  betriflt,  so  namentlich  solche,  die 
die  Yomahme  einer  Handlung  gebieten,  so  stellt  das  Urtheil  in  jedem 
einzelnen  Falle  eine  angemessene  Frist  nach  der  Zustellung  des  ürtheOs 
zur  Yollstreckung  fest  Audi  die  Urtheile  des  Höchsten  Gerichts  diesen 
Inhalts  setzen  eine  solche  Frist  fest,  die  mit  der  Zustellung  des  Urtheils 
beginnt 

Zur  Yollstreckung  Yon  Yer  gl  eichen  ist  weder  die  Zustellung  noch 
eine  YoUstz'eckungsMst  erforderlich. 

Die  meisten  Urtheile,  nlbnlich  alle  diejenigen,  welche  auf  Geldzahlung 
(jedoch  nicht  auf  Zahlung  yon  Geldstrafen)  gerichtet  sind,  bewahren  nm* 
innerhalb  begrenzter  Zeit  ihre  YoUstreckungskraft, ^)  und  zwar  in 
Dänemark  Jahr  und  Tag  (1  Jahr  und  6  Wochen)  nach  ihrem  Brlass,^ 
in  üarwegen  3  Jahre  nach  dem  Erlass.  ^  Dasselbe  gilt  von  YoUstreck- 
baren  Yergleichen  des  erw&hnten  Inhalts,  nur  wird  die  Frist  nicht  Tom 
Abschluss  des  Yergleichs,  sondern  von  dessen  Yerfallzeit  an  gereehnet>) 

Ein  Urtheil  kann  die  yerlorene  Yollstreckungskraft  wieder  gewinnen, 
entweder  dadurch,  dass  beim  höheren  Gericht  behufs  Bestätigung  ap- 
pellirt  wird  oder,  wenn  es  ein  Urtheil  des  Höchsten  Gerichte  ist,  durdi 
seine  Einbringung  yor  dieses  Gericht,  oder  durch  Erhebung  einer  neuen 
Klage  in  erster  Instanz.^) 

Die  Yollstreckungskraft  der  Urtheile  fai  suspendirt,  so  lange  die 
Berufung  schwebt  oder  zulSssig  ist^  Doch  können  alle  Urtheile  in 
Wechselsachen  und  alle  anderen  auf  Grund  yon  Urkunden  ergangenen 
und  beim  Höchsten  Gericht  angefochtenen  Urtheile  ohne  Bttcksicht  auf 
die  eingelegte  Berufung  yoUstreckt  werden,  sofern  während  des  Bechts- 
strdte  kein  Widerspruch  gegen  die  Bichü^eit  der  Forderung  ediob^i 
ist.^  Weiter  können  in  N&rw^en  Urtheile,  deren  Yollstreckung  nicht 
durch  „Absetzung^  (yergL  unten)  gesichert  werden  kann,  auf  Antrag 
gegen  Sicherstellung  ohne  Bttcksicht  auf  Berufung  fDr  yollstreckbar  er- 
klärt werden,^  während  dies  in  Dänemark  nur  in  einigen  speziellen 
Fällen  geschehen  kann.*) 

„Absetzung"'  (d&idsch  Afsfttning,  worunter  eine  yorBtafige  Pfftn- 


>)  NellemaBn,  fixekotioii  §  8;  Sekweigaard,  §  186^ 

^  Din.  Yerordnung  tob  17.  Mai  leSO. 

^  Norwog.  GesetB  Tom  22.  Juni  1868. 

*)  Diu.  PUkat  vom  18.  Aagost  1788,  norweg.  Q«ete  Toot  90.  J«li  1884  f  71. 

•)  ])ftii.-iionreg.  Yerordaiuig  Tom  18.  Mite  1796,  norweg;  GcsoU  tob  90u  Jidi 
1884  §  7L 

•)  D.L.  1—24-64,  N.L.  1—22-^66;  TgL  Nelleaaaa,  Ezdcalioii  §§  6  imd  7; 
Sckweigaard,  §  186. 

0  DiiL-iKnireg.  Ymrordniiiig  Tom  18.  Jauur  1792,  dia  Wedtte^ruiaong—otn 
28.  Mai  1880  §  7,  aorweg.  WeehaelfnaeaigiaeU  raa  17.  Jwd  1880  $  a 

^  Norweg.  Geaets  Tom  4.  Juni  1892  $  82. 

>)  Bio.  G«setB  Tom  19.  Felimar  1861  §  46. 
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dung  zu  verstehen  ist,  der  später  eine  endgOltige  Pfändung  nachfolgen 
mnss,  um  zur  Versteigerung  zu  fuhren,  ähnlich  wie  beim  Arrest  nach 
<ler  deutschen  C.P.O.)  kann  in  Norwegen  im  Falle  eingelegter  Berufung 
bei  jedem  ürtheil,  das  auf  Geldzahlung  lautet,  stattfinden,^)  in  Däne- 
mark  aber  nur,  wenn  das  Urthefl  in  einer  Wechselsache  gefällt  ist,  oder 
auf  Grund  von  anderen  Urkunden  ergangen  und  beim  Höchsten  Geridit  an« 
j^efochten  ist,  und  während  des  Verfahrens  Widerspruch  gegen  die  Bichtig- 
keit  der  Forderung  ^hoben  worden  ist.^  „Absetzung^  kann  femer, 
obgleich  das  Urtheil  nicht  angefochten  ist,  in  einigen  speziellen  Fällen 
stattfinden.*) 

§22. 
B*   Ausfnhmng  der  Vollstreckung. 

I.  Die  Vollstreckung  soll  am  Wohnsitz  des  Schuldners  beginnen,^) 
es  sei  denn,  dass  er  im  Auslande  wohnt.  Auch  finden  in  gewissen 
Fällen  Ausnahmen  statt;  so  kann  der  Gläubiger,  wenn  ein  Grundstück 
verpfändet  ist,  mit  der  Vollstreckung  auf  diesem  beginnen,  solchenfalls 
darf  er  aber  die  Pfändung  nicht  auf  andere  Sachen  ausdehnen.^)  Nicht- 
einhaltung der  erwähnten  Regel  hat  die  Folge,  dass  die  Pfilndung  auf 
Antrag  des  Schuldners  im  Wege  der  Berufung  aufgehoben  werden  kann. 

Die  Pfändung  erfolgt^  dadurch,  dass  vom  Vermögen  des  Schuld- 
ners so  viel  aufgezeichnet  und  taxirt  wird,  als  zur  Deckung  der  Forde- 
rung nebst  Kosten  erforderlich  erscheint,  und  dass  der  Vogt  diese  Ver- 
mOgensstflcke  fDr  gepfändet  erklärt. 

Der  Kegel  nach  hat  der  Schuldner  das  Recht,  diejenigen  Sachen 
zu  bezeichnen,  welche  er  gepfändet  zu  sehen  wünscht, 7)  doch  darf  er 
ohne  Nothwendigkeit  nicht  solche  Sachen  anweisen,  deren  Aufbewah- 
rung oder  Veräusserung  besonders  schwierig  ist.  Ist  er  bei  der  Pfän- 
dung nicht  gegenwärtig,  oder  weigert  er  sich,  Sachen  anzuweisen,  so 
kann  der  Gläubiger  die  Pfandstücke  wählen,  jedoch  innerhalb  gewisser 
Beschränkungen.  So  unterliegen  z.  B.  das  nothwendlge  Werkzeug  und 
die  Materialien  eines  Gewerbetreibenden  so  lange  nicht  der  Pfändung, 
als  noch  anderes  bewegliches  Vermögen  vorhanden  ist.^ 

>)  Norweg.  Gesetz  yom  4.  Jani  1892  §  32. 

^  DSiL-norweg.  Verordnung  Tom  13.  Jannar  1792,  dfta.  Wechselprozessgesete  vom 
28.  Mai  1880  §  7. 

»)  D.L.  1—24—22,  N.L.  1-22-^24. 

*)  D.L.  1—24-17.  N.L.  1—22-19;  vergl.N ellemann,  Exekution  §  10;  Schwei- 
gaard,  §  188. 

^)  Wenn  das  Grundstück  nicht  ausreichenden  Werth  hat,  um  den  Gl&uhiger  zu 
decken,  so  wird  derselbe  natorgemfiss  verlangen,  dass  die  Pfändung  auf  andere  Sachen 
aasgedehnt  werde.  Will  er  dies,  so  muss  er  mit  der  Vollstreckung  am  Wohnorte 
des  Schuldners  beginnen  (DL.  1—24^17,  N.L.  1—22—19);  er  braucht  aber  nicht  am 
Wohnort  mit  der  Pfftndung  zu  beginnen,  wenn  er  sich  nur  an  sein  Pfand  halten  will. 

^  Nellemann,  Exekution  §§  13-17;  Schweigaard,  §  200. 

^)  So  hat  sich  das  Verfahren  durch  die  Praxis  entwickelt,  während  die  Gesetz- 
bflcher  Christians  V.  und  mehrere  andere  Gesetze  die  entgegengesetzte  Regel  enthalten. 

*)  DSn.-norweg.  Verordnung  vom  15.  Dezember  1797;  vergl.  D.L.  1 — 24—23,  N.L. 
1—22—25,  dän.  Verordnung  vom  24b  Mai  1845. 
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Gewisse  Sachen   sind   positiver  Bestimmung   zufolge  entweder  un- 
bedingt oder  auf  Antrag  des  Schuldners  der  Pfändung  nicht  unter- 
worfen,^) wie  das  Diensteinkommen,  ^   die  Pensionen  und  dergl.  der 
Beamten,  der  Arbeits-  und  DiensÜohn,  in  Dänemark  so  lange  er  nicht 
fällig  ist,  in  Herwegen  sogar  bis  12  Wochen  nach  der  Fälligkeit,')  in 
Nanvegen  auch  Früchte  auf  dem  Halm.^)    Femer  sind  ausgenommen  die 
nothwendigen  Kleidungsstücke,  Betten   und  dergl.  des  Schuldners  und 
seiner  Familie  nebst  den  zum  Lebensbedarf  gehörigen  Gegenständen,^) 
iu  Dänemark  bis  auf  einen  Werthbetrag  von  60  Kronen  oder;  20  Kronen, 
je  nachdem  der  Schuldner  Familienyersorger  ist  oder  nicht.     In  Nor- 
wegen  erstreckt  sich  die  Befreiung  des  Schuldners  sogar  bis  auf  einen 
Betrag  von  200  Kronen,  er  sei  Familienyersorger  oder  nicht,  und  dehnt 
sich  auf  die   für  ihn  und   seine  Familie  auf  4:  Wochen  erforderlichen 
Nahrungs-  und  Feuerungsmittel,  sowie  auf  die  zum  Unterhalt  fQr  ihn 
und  seine  Familie  nothwendigen  Hausthierö  und  dergl.  aus.    Uebrigens 
gelten  viele   der   gedachten  Ausnahmen   nicht,   wenn   der   betreffende 
Gegenstand  dem  Gläubiger  füi*  seine  Forderung  besonders  verpfändet  war, 
oder  wenn  die  Pfändung  f(ir  Steuern  oder  andere  öffentliche  Abgaben 
oder  ftti'  Entschädigongsforderungcn  oder  zur  Erfüllung  einer  Alimenten- 
verpflichtung erfolgt. 

Der  Schuldner  ist  in  Dänemark  anzugeben  verpflichtet,  welche  Ver* 
mögensstücke  er  besitzt,  und  wo  sie  zu  finden  sind,  und  kann  im 
Weigerungsfalle  durch  Haft,  die  jedoch-  6  Monate  ^  nicht  Übersteigen 
darf,  dazu  gezwungen  werden.^  Die  hierdurch  erwachsenen  Kosten 
werden  von  der  Staatskasse  vorbehaltlich  des  Regresse^,  gegen  den 
Schuldner  verauslagt. 

U.  Einreden,  die  während  des  Vollstreckungs Verfahrens  vom  Schuld- 
ner oder  von  einem  Dritten  vorgebracht  werden,  unterliegen  der  Ent- 
scheidung des  Vogtes.^  Das  Verfahren  vor  diesem  ist  schriftlich  und 
geht  gewöhnlich  durch  Erklärungen  zum  Protokoll  des  Vogtes  vor 
sich,  da  wegen  des  Charakters  und  des  Zweckes  des  Verfahrens  in  der 
Regel  ohne  Einverständniss  beider  Parteien  kein  Ausstand  bewilligt 
werden  kann  weder  zum  Zweck  der  Erwiderung  noch  zur  Beibringung 
von  Beweis.  Die  Entscheidung  des  Vogtes  kann  deshalb  leicht  auf 
nicht  ausreichendem  Material  aufgebaut  sein,  und  hiemit  steht  die  oben 
(S.  825)  erwähnte  Zulassung  des  VorfÜhrens  neuer  Einreden  u.  s.  w.  bei 


^)  Nellemann,  Ezekution  §  12;  Schweigaard,  §  195. 

')  Dftn.  Plakat  vom  27.  Juni  1781  und  vom  7.  Januar  1784,  norweg.  Gesete  Tom 
29.  Mfin  1890  §  1. 

')  Dan.  EonkursgesetE  vom  25.  Alfirz  1872  §  161 ,.  norweg.  Gesetz  vom  29.  MAtl 
1890  §  1. 

^)  Norweg.  Gesetz  vom  29.  März  1890  §  L 

^)  Dan.  Konkursgesetz  vom  25.  März  1872  §  160,  norweg.  Geeetc  vom  29.  M&rz. 
1890  §  2. 

*)  Dan.  Eonkursgesetz  vom  25.  Mfirz  1872  §  167. 

^)  Nellemann,  Exekution  §  16;  Schweigaard,  §  202. 
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der  Berufung  in  Verbindung.  Der  Vogt  kann  nur  entscheiden ,  ob  er  das 
Verfahi-en  —  ohne  oder  gegen  Sicherheitsleistung  —  fördern  oder  nicht 
fordern  will,  im  übrigen  kann  er  die  Sache  nicht  erledigen.  Er  kann 
nur  entscheiden,  was  er  selbst  thun  will;  dies  wird  so  streng  einge- 
halten, dass  der  Vogt  keiner  Partei  die  durch  das  Vollstrecküngsver- 
fahren  entstehenden  Kosten  auflegen  noch  Geldstrafe  für  ungeziemen- 
des Verhalten  vor  dem  Vogtgericht  verhängen  kann. 

HI.  Die  Pfändung  gewährt  ein  sowohl  dem  Schuldner  als  seinen 
Gläubigem  gegenüber  gesichertes  dingliches  Recht*)  zur  Erhaltung 
der  Befriedigung  aus  dem  gepfändeten  Vermögen,  doch  ist  in  ge- 
wissen Fällen  „Dinglesung**  (Verlautbarung)^  der  Pfändung  erforderlich. 
Femer  berechtigt  die  Pfändung  zur  Versteigerung,  und  diese  Wirkung, 
kann  nur  durch  Appellation  gegen  das  Pfändungsverfahren ^)  suspendirt 
werden. 

Die  Anwendung  von  Schuldhaft  (Zwangshaft)  zur  Beitreibung 
von  Forderungen  ist  weggefallen,*)  doch  kann  sie  in  Dänemark^  wenn 
auf  Leistung  einer  Handlung  unter  Androhung  von  Geldstrafe  erkannt 
und  die  Geldstrafe  nicht  beizutreiben  ist,  angeordnet  werden  bis  zur 
Leistung  der  Handlung,  doch  nicht  über  3  Jahre.  ^)  Der  Gläubiger  muss 
während  der  Haft  Unterhaltungs-  und  Bewachungskosten  erlegen  und 
kann  diese  Kosten  vom  Schuldner  nicht  erstattet  verlangen.  Ferner  ist 
zu  bemerken,  dass  die  Zahlung  von  Alimentenbeiträgen  für  unehe- 
liche Kinder,  die  Ehefrau  und  eheliche*  Kinder  in  Däfienark  durch 
Gefängniss  bei  Wasser  und  Brod^)  und  in  Norwegen  durch  Zwangs- 
arbeit (nicht  über  3  Monate)^)  erzwungen  werden  t:ann,  und  dass  an 
Stelle  von  Geldstrafen,  und  in  liarwegen  zugleich  an  Stelle  gewisser 
nicht  beizutreibender  Zollabgaben  Haftstrafe  tritt.  ^) 


^)  Nellemann,  Exekution  §  18;  Schweigaard,  §  197;  C.  Torp,  Dan.  Dings- 
recht  (1892)  §  35. 

*)  Dinglesung  (Thingläsning  oder  Thinglysning)  bedeutet  dass  ein  Dokument  auf 
Antrag  der  int-eressirten  Person  vom  Gerichtsschreiber  in  Öffentlicher  Gerichtssitzung 
verlesen  wird.  Eine  solche  Verlesung  ist  in  vielen  Fällen  noth wendig,  namentlich  um  ein 
dingliches  Recht  Aber  unbewegliches  Gut  zu  begründen  oder  zu  sichern.  Nach  der 
Dinglesong  wird  das  Dokument  protokollirt 

^  Wird  nur  gegen  das  Urtheil  appellirt,  nicht  aber  gegen  das  stattgefundene 
Pfilndungsverfahren,  so  wird  die  Auktion  nicht  suspendirt« 

^)  Dan.  Konkursgesetz  vom  25.  Mftrz  1872  §  162,  norweg.  Gesetz  vom  8.  Juni 
1874  §  1. 

^)  Dan.  Verordnung  vom  6.  April  1842  §  4,  dSn.  Konkursgese.tz  vom  25.  März  1872 
§  162,  dän.  Vorordnung  vom  17.  Februar  1847. 

')  Dfin.  Verordnung  vom  16.  November  1886,  dän,  Konkursgesetz  vom  25.  März 
L872  §  163. 

')  Norwog.  Gesetz  vom  6.  Juli  1892  §  ip»  dass.  D.  §  1. 

^)  Dän.  Strafgesetz  vom  10.  Februar  1866  §  30,  dän.  Gesetz  vom  16.  Februar  1866« 
norweg.  Kriminalgesetz  vom  20.  August  1842  II.  §  26,  norweg.  Gesetz  vom  20.  Septbn 
1845  §  161. 
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§23. 

Die  Zwangsversteigerung ')  (Zwangsauktion)  ist,  wie  (S.  829  §  20 11) 
bemerkt,  ein  judizieller  Akt,  der  von  einem  Grerichtsbeamten  Toi^nommen 
wird.  ^  In  Kopenhagen  und  Kristiania  giebt  es  einen  besonderen  Auktioas- 
verwalter,  gegen  dessen  Entscheidungen  in  Ki>penhagen  Berufung  an  das 
Höchste  Gericht,  und  in  Kristiania  an  das  Stadtgericht,  und  von  diesem 
an  das  Höchste  Gericht  stattfindet  Ausserhalb  der  Hauptstädte  ist  das 
Amt  des  Auktionsverw alters  fast  Überall  mit  dem  des  Unterrichters  ver- 
bunden,  und  es  gilt  die  gewöhnliche  Instansenfolge  (Obergericht  — 
Höchstes  Gericht).  Wenn  Auktionsgericht  (ausserhalb  Kopenhagens) 
abgehalten  wird,  so  sind  zwei  Gerichtszeugen  zuzuziehen.^  {He  Koid- 
petenz  des  Auktionsgerichts  hat  dieselbe  Begrenzung  wie  die  (S.  835) 
erwähnte  des  Vogts,  so  dass  es  nur  bestimmen  kann,  ob  Auktion  statu 
finden  soll  oder  nicht,  oder  was  es  selbst  vornehmen  will.^) 

Regelmässige  Voraussetzung  der  Zwangsversteigerung  ist  eine  vch*- 
gängige  Pfändung,  doch  kann  ein  Faustpfandgläubiger  nach  voraus- 
gegangener Warnung  des  Schuldners  zur  Versteigerung  ohne  vorher- 
gehende Pftndung  (und  ohne  Urtheil  oder  Vergleich)  schreiten.^)  In 
Herwegen  braucht,  wie  (S.  830 IV)  bemerkt,  ein  Unterpfandgläubiger  ao 
unbeweglichem  Vermögen  keine  Pi&ndung  vorausgehen  zu  lassen,  wenn 
dies  in  dem  Hypothekenbriefe  vereinbart  ist,  und  in  gewissen  andaren 
Fällen,  doch  ist  dem  Schuldner  im  ««ten  Fall  durch  Einberufung  zur 
Vergldchskommission  und  im  letzteren  Fall  durch  das  EundmachimgS' 
blatt  die  Auktion  bekannt  zu  machen.*) 

In  Dänemark  ist  deijenige,  der  eine  Pfändung  vorgenommen  hat. 
nicht  verpflichtet,  eine  bestimmte  Zeit  zu  warten,  bis  er  zur  Versteige- 
rung schreitet,  in  Norwegen  aber  dari  diese  nicht  vor  Ablauf  von  sechs 
Monaten  nach  der  Pfändung,  wenn  der  Gegenstand  ein  Grundstück  au 


')  Nellemann,  Die  tiehra  von  der  Auktion  (Kopenhagen  1894);  Scfaweigaard, 
§4  207-226  (beide  dftn.). 

*)  In  Dätiemark  soll  flbrigens  (mit  wenigen  Aasnahmen  z.  B.  Gesetz  vom  11.  M8n 
).892  über  freiwillige  Fbchauktionen)  jede  Versteigemng,  auch  jede  ganz  freiwillige,  tosi 
sostftndigen  Gerichtsbeamten  vorgenommen  werden,  während  dies  in  Norwegen  nur  Wi 
Zwangsanktionen  und  gewissen  anderen  Versteigerungen  nothwendig  ist,  vergl.  norweg« 
Gesetz  Tom  9.  M&rz  1869  und  vom  4.  April  1891. 

*)  Dan.  Verordnnng  vom  9.  Juni  1847  §  13,  norweg.  Gesetz  vom  13.  September 
1830  §§  94  und  190. 

*)  VergL  oben  S.  835,  wo  die  Zuständigkeit  des  Vogts  angegeben  ist»  Das 
Anktionsgericht  kann  die  Vornahme  oder  Unterlassang  aller  Handlungen  beeehliessea, 
die  ee  selbst  aosfflhren  kann,  während  es  nicht  bestimmen  kann,  dass  Andere  etvas 
thnn  oder  unterlassen  sollen. 

*)  D.  nnd  N.  L.  5-7—2  und  3,  d&n.  Konkursgesetz  vom  25.  Mine  1872  §  loa. 
norweg.  Gesetz  vom  12.  Oktober  1857  §  2,  islftnd.  (besetz  Ober  Pfandrecht?  vom 
4.  November  1887. 

*)  Norweg.  Gesetz  vom  19.  Juni  1882. 
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dem  Lande  ist,  und  zwei  Monaten,  wenn  es  ein  Grundstück  in  einer 
Stadt  ist,  stattfinden.^) 

Die  dänischen  Regeln  über  Zwangsversteigerung  sind  übrigens  von 
den  norwegischen  ziemlich  verschieden.  In  Dänemark  hat  man  den 
Gedanken  durchzuführen  gesucht,^  dass  die  Zwangsauktion  für  alle 
an  dem  Auktionsgegenstand  Interessirten  vorgenommen  wird, 
während  sie  in  Norwegen  —  wie  früher  in  Dänemark  —  zunächst  nur 
für  den  Antragsteller  vorgenommen  wird. 

Wer  in  Dänemark  Zwangsauktion  eines  Grundstücks  wünscht, 
hat  einen  dahingehenden  Antrag  beim  Auktionsverwalter  einzureichen, 
und  diesem  Antrag  einen  Entwurf  der  Auktionsbedingungen  und  das 
Ersuchen  beizufügen,  den  Schuldner  und  jeden  anderen,  dessen  Rechts- 
lage durch  den  Verkauf  berührt  werden  kann,  z.  B.  Pfandgläubiger 
oder  Niessbraucher,  zu  einer  Sitzung  behufs  Feststellung  der  Auktions- 
bedingungen einzuberufen.*)  Wenn  die  Einberufung  zu  dieser  Sitzung 
auf  Ersuchen  eines  Pfandhabers  ^)  stattgefunden  hat,  so  kOnnen  andere 
Ffandgläubiger  oder  Pfandhaber  nicht  die  Zwangsversteigerung  des 
Grundstücks  begehren,  so  lange  das  vom  ersten  Pfandhaber  eingeleitete 
Zwangsverfahren  schwebt.^) 

In  der  erwähnten  Sitzung  werden  die  vorgeschlagenen  Bedingungen 
vereinbart,  wenn  kein  Einspruch  dagegen  erhoben  wird.  Es  bestehen 
jedoch  verschiedene  Begeln  über  den  Inhalt  der  Auktionsbedingungen, 
so  z.  B.  über  die  dem  Käufer  einzuräumende  Zahlungsfrist,^)  die 
Sicherheitsleistung  7)  und  dergleichen,  welche  ein  zu  ungünstiges  Er- 
gebniss  verhindern  sollen.  Der  Auktionsverwalter  hat  von  Amtswegen 
darauf  zu  achten,  dass  den  gesetzlich  bestimmten  Bedingungen  ohne 
ausdrückliche  Genehmigung  Seitens  aller  Interessenten  nicht  zuwider- 
gehandelt werde,  und  dass  die  vereinbarten  Bedingungen  nicht  in  Wider- 
spruch mit  den  Rechten  nicht  erschienener  vorberechtigter  Pfandgläubiger 
stehen.^)  Entsteht  Streit  rücksichtlich  der  Bedingungen,  so  hat  der 
Auktionsverwalter  einen  Vergleichsversuch  anzustellen,  und  wenn  dieser 
erfolglos  bleibt,  die  Frage  durch  seine  Entscheidung  zu  erledigen.^ 

Sobald  die  Auktionsbedingungen  festgesetzt  sind,  steht  es  dem  An-» 
tragsteller  nicht  mehr  frei,  das  Auktionsverfahren  wieder  einzustellen, 
sondern  jeder  Pfändungsgläubiger  oder  Pfandhaber,  dessen  Forderung 
fällig  ist,  kann  die  Fortsetzung  des  Verfahrens  fordem.^^  Der  Auktions- 


1)  Norweg.  Gesetz  vom  14.  Juli  1827  und  4.  Joni  1892  §  84. 
^  Gesetz  vom  9.  April  189L 
')  D&n.  Gesetz  Tom  9.  April  1891  §  20. 

*)  ,,Pfiandhaber''  shid  GlAubiger,  die  durch  den  Vogt  Pfändung  und  dadurch  ein 
dingliches  Recht  zur  Befriedigung  ans  den  gepfändeten  Sachen  erlangt  haben. 
»>  Dan.  Gesetz  Tom  9.  April  1891  §  20. 
^  Dan.  Gesetz  vom  9.  April  1891  §  22. 
^  Dan.  Gesetz  vom  9.  April  1891  §  24. 
•)  Dan.  Gesetz  yom  9.  April  1891  §  27. 
*)  Dan.  Gesetz  vom  9.  April  1891  §  27. 
^  Dan.  Gesetz  Tem  9.  April  1891  §  80. 
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Verwalter  hat  von  Amtswegen  die  Auktionen  mittels  Bekanntmachungen 
in  den  Zeitungen  mit  einer  Warnungsfrist  von  mindestens  14  Tagen  anzu- 
beraumen.^) Mehr  als  eine  Auktion  ist  nicht  erforderlich,  doch  kann  der 
Schuldner  und  jeder  andere  Interessent,  der  nach  dem  Grebot  auf  der 
ersten  Auktion  keine  oder  nur  unvollständige  Deckung  erhalten  würde, 
sofort  eine  zweite  Auktion  beantragen.  Mehr  als  zwei  Auktionen  kOnnen 
nur  mit  Genehmigung  aller  Interessenten  stattfinden.^ 

In  Norwegen  findet  keine  Zusammenberufung  zu  einer  vorbereitenden 
Sitzung  statt.    Der  Antragsteller  beantragt  sofort  Vornahme  der  Auk- 
tion,  die   von   dem  Auktionsverwaltcr  anberaumt  und  durch  Bekannt- 
machung in  dem  Kundmachungsblatt  (mindestens  14  Tage  vorher)  und 
auf  andere  Weise  zu  allgemeiner  Kenntniss  gebracht  wird.^   Die  Auk- 
tionsbedingungen werden  vom  Antragsteller  entworfen;  er  ist  hierbei 
aber  durch  verschiedene  den  dänischen  analoge  Bestimmungen  gebunden, 
namentlich   in   Ansehung   der   Zahlungsfrist  fOr  das  Kaufgeld. ^)    Der 
Gläubiger  kann  nur  die  Bedingungen  festsetzen,  die  ihn  selbst  und  den 
Gegenstand  als  ein  Ganzes  betieffen,   während   diejenigen«   welche  die 
Rechte  Anderer  angehen,  von  diesen  selbst  festzusetzen  sind,  z.  B.  die 
Zahlungstermine   ftir   das   den    anderen   Pfandgläubigem   Zufallende.^) 
Einsprüche  gegen  die  Bedingungen  sind  auf  der  Auktion  selbst  zu  er- 
heben und  werden  durch  die  Entscheidung  des  Auktionsgerichts  erledigt. 
Der  Antragsteller  kann  zu  jeder  Zeit  die  Auktion s Verfolgung  einstweilen 
oder  das   geschehene   Auküonsgdbot  verwerfen,   selbst  wenn   es  seine 
Forderung  vollständig  decken  wttrde.    Nur  wenn  er  wegen  mangekder 
Sicherheit  des  Gebots  denZuschlag  verweigert  und  es  sich  später  lier- 
ausstellt,  dass  seine  Annahme  unbegründet  war,   und  wenn   ferner  das 
Grundstück  in  einer  neuen  Auktion  ein  niedrigeres  Meistgeböt  eiTdelt, 
muss  er  Ersatz  zahlen.    Dieser  Anspruch  muss  jedoch  mittels  besonderer 
Klage  verfolgt  werden.^)    Gelangt  der  Antragsteller  durch   das  statt- 
gefundene Auktionsgebot  nur  theilweise  zur  Befriedigung,  so  können  die 
andoren   an   dem  Pfandstück  Interessirten   nicht  verhindom,   dass  der 
Zuschlag   ertheilt   wird,    es   sei   denn,   dass   sie  den  Antragsteller  be- 
friedigen. 

Die  Auktion  schliesst  in  Dänemark  und  Nonicegen  gewöhnlich  damit, 
dass  dem  Meistbietenden  der  Zuschla^g  ertheilt  wird,  worauf  dieser  vom 
Auktionsgericht  einen  Kaufbrief  erhält,  sobald  er  die  festgesetzten 
Auktionsbedingungen  erilillt  hat.  Die  dinglichen  Rechte  (Hypotheken,  Ser- 
vituten, Nutzungsrechte  u.  s.  w.),  die  durch  das  Meistgebot  nicht  ge- 
deckt werden,  erlöschen.    In  Dänemark   können   sie   ohne  Weiteres  in 


0  Dftn.  Gesetz  vom  9.  Apiil  1891  §  31. 
^  Dan.  Gesetz  vom  9.  April  1891  §  36. 

^  Norweg.  Gesetz  rom  14.  Mai  1886,  vom  6.  Mai  1854  §§  1  und  2,  und  30.  August 
1842  §  1. 

^)  Norweg.  Gesetz  Tom  30.  Aagust  1842  §§  6  und  8. 
^)  Norweg.  Gesetz  vom  30.  August  1842  §  7, 
*)  Norweg.  Gesetz  vom  30.  August  1842  §  9. 
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dem  Grund- iünd  Hypothekenbuch  gelöscht  werden;  in  Norwegen  aber 
wird  zur  Löschung  entweder  ein  Mortiflkationsurtheil  oder  Bestätigung 
des  Auktionsverfahrens  durch  ein  endgültiges  Uriheil  erfordert,  oder 
CS  müssen  drei  Jahre  seit  der  Auktion  verstrichen  sein.') 

Das  K  auf  gel  d  wird  in  der  Regel  direkt  vom  Käufer  an  die  ver* 
schiedenen  Berechtigten  ausbezahlt.  In  Dänemark  aber  kann,  wenn 
dieser  Punkt  streitig  ist,  in  den  Auktionsbedingungen  festgesetzt  werden, 
dass  der  zu  zahlende  Betrag  bei  dem  Auktionsverwalter  zu  erlegen  ist, 
welcher  dann  einen  Vertheilungsplan  entwirft  und  die  Berechtigten  zu 
einem  Termine  einberuft.  Hier  wird  dann  der  Streit  sammt  den  gegen 
den  Entwurf  etwa  erhobenen  Einreden  nach  vorausgegangenem  Ver- 
gleichsversuch durch  Entscheidung  erledigt.^) 

Bei  der  Zwangsversteigerung  beweglicher  Sachen  ist  das  Ver- 
fahren einfacher;  weder  in  Dänemark  noch  in  Norwegen  wird  eine 
vorbereitende   Sitzung   zur  Festsetzung  der  Bedingungen   abgehalten.^) 

§  24. 
15.    ToUstredEinig  ausländischer  ürtheile« 

Ausländische  Urtheile  und  Vergleiche  können  in  Danemark  und 
Norwegen  nicht  direkt  vollstreckt  werden.  Nur  schwedische  Urtheile 
werden  in  Dänemark  (und  umgekehrt)  auf  Grund  einer  mit  Schweden 
abgeschlossenen  Konvention  vom  25.  April  1861  vollstreckt.*) 

Dagegen  ist  es  sowohl  in  der  Theorie  als  in  der  Praxis  die  allge- 
meine Meinung,  dass  die  Vollstreckung  eines  ausländischen  Urtheils*'') 
in  D  änemark  dadurch  herbeigeführt  werden  kann,  dass  auf  Grund  des  aus- 


0  Norweg.  Gesetz  vom  19.  August  1845  und  vom  6.  Mftrz  1869. 

«)  Dan,  Gesetz  vom  9.  April  1891  §§  28  und  41. 

«)  Dan.  Gesetz  vom  9.  April  1891  §§  4—19. 

*)  Konvention  vom  25.  April  1861  §  1:  ^UrtheUe  und  Beschlösse  der  schwedischen 
Gerichte  können,  insofern  sie  etwas  anderes  als  Strafe  enthalten,  im  Königreiche  Däne- 
mark durch  Exekution  in  bewegliche  oder  unbewegliche  Gflter  vollstreckt  werden.** 
Vergl.  oben  Band  2  S.  488  ff. 

^)  Dan.  Justizministerialschreiben  vom  29.  November  1854:  ^  ...  es  kann  nicht 
bezweifelt  werden,  dass  ein  im  Auslande  von  einem  unzweifelhaft  kompetenten  Gerichte 
gef&ntes  Urtheil  hier  im  Lande  durch  Belangung  zur  Erftlllung  des  Urtheils  geltend 
gemacht  werden  kann,  und  dass  dann  dieses  Urtheil  unter  der  genannten  Bedingung 
ohne  Weiteres  zu  Grunde  gelegt  werden  will.** 

Dftn.  Justizministerialschreiben  vom  24.  Juli  1868:  »  •  •  •  I^&s  Ministerium 
kann  sich  nicht  mit  Entschiedenheit  darüber  aussprechen,  nimmt  aber  nach  den  vor- 
liegenden Prftjudikaten  an,  dass  man,  wenn  kein  Einspruch  gegen  die  Kompetenz  des 
fremden  Gerichts  oder  die  formelle  Gültigkeit  des  Urtheils  erhoben  wird,  die  im  Aus - 
lande  stattgefundene  Entscheidung  des  Rechtsverhältnisses  auch  hier  im  Lande  als 
endgültig  betrachten  wird.** 

Vergl.  Nelle'mann,  Exekution  §  4;  Getz  in  den  Verhandlungen  des  7.  Nordi- 
schen Juristentages  (1890)  S.  89;  Hagerup,  S.  72,  Urtheil  des  norweg.  Höchsten 
Gerichts  in  der  norweg.  Rechtszeitung  1849  S.  113,  dftn.  Obergerich tsurtheil  in  Jur. 
Wochenschrift  f.  1855  S.  413  und  f.  1860  S.  142  und  Urtheil  des  See-  uüd  Handels- 
gerichts in  Kopenhagen  vom  12.  März  1868.  Vergl.  auch  oben  Band  I  S:  821  und 
Anm.  5.  v 
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Iftndtecben  ürtheils,  dessen  Rechtskraft  anerkannt  wird,  vor  dem  inländi- 
8ch«n  Gericht  nach  stattgefundenem  Stthneversuch  gegen  den  Schuldner 
eine  Klage  erhoben  wird.  Den  Grund  dieser  EJage  bildet  also  das 
ausländische  Judikat,  und  es  findet  hierbei  eine  sachliche  Nach« 
prttfung  (rövision  au  fond)  nicht  statt«  Nur  darf  der  ausländische 
Richter  seine  Kompetenz  nicht  weiter  ausgedehnt  haben,  als  die  in- 
lämBschen  Prozessgesetze  solche  festsetzen;  es  muss  also  das  aus- 
ländische Gericht  nach  inländischem  Prozessrecht  zuständig  gewesen 
sein,  und  das  ausländische  Urtheil  darf  nicht  gegen  inländische  Ver- 
botsgesetze Verstössen. 

§26. 
]6#    Arrest  und  einstweilige  YerfBgimgeuJ)    Schiedsriehterliehes 

TerfahreB. 

Die  ziemlich  strengen  Arrestbedingungen  in  den  Gesetzbüchern 
Christians  Y.^  sind  durch  die  Praxis,  die  in  mehreren  Gesetzen  yoraos- 
gesetzt  wird,  fast  gänzlich  beseitigt;  nur  die  eine  Bedingung  ist  übrig 
geblieben,  dass  die  Forderung,  deren  Sicherung  durch  Arrest  begehrt 
wird,  fällig  sein  muss.  Ferner  wird  in  der  Praxis  gefordert,  dass  die 
Richtigkeit  der  Forderung  einigermassen  glaubhaft')  gemacht  ist;  aber 
dass  sie  urkundlich  bescheinigt  sei,  ist  nicht  erforderlich  und  ebenso 
wenig,  dass  der  Arrestgläubiger  einen  besonderen  Arrestgrund  nach- 
weisen kann,  weshalb  er  Sicherung  durch  Arrest  erstrebt.  Der  Schatz 
gegen  Arreste  wegen  unbegründeter  Ansprüche  besteht  wesentlich  darin, 
dass  der  Antragsteller  zum  Schadensersatz  verpflichtet  ist,  wenn  der 
Arrest  nachträglich  für  unrechtmässig  befunden  wird,  und  in  der  Sicher- 
heit, die  er  für  diese  Verpflichtung  stellen  muss.^)  Wenn  der  Arrest 
wegen  Wechselforderungen  angeordnet  wird,  so  kann  nach  dänischem 
Recht  keine  Sicherheit  verlangt  werden,  wenn  nicht  der  Schuldner 
während  des  Arrestverfahrens  eine  der  im  Wechselverfahren  zulässigen 
Einwendungen  erhebt.^) 

Der  Arrest  kann  immer  dadurch  abgewendet  werden,  dass  der 
Schuldner  Sicherheit  für  den  Anspruch  leistet,^)  woraus  folgt,  dass  der 
Arrest  wegen  einer  Forderung,  die  schon  durch  hinreichende  Sicherheit 
geschützt  ist,  nicht  angeordnet  werden  kann. 

Der  Arrest  wird  vom  Vogtgerichte  angeordnet,^  im  Wesenflichen 
ganz  nach  denselben  Regeln  wie  die  Pfändung.  Der  Arrest  hat  die 
Wirkung,  dass  der  Schuldner  die  arrestirten  Sachen  nicht  versetzen, 


*)  DenntEer,  Üeber  Arrest  und  yerbot  in  civilen  Sachen.  (Kopenh.  1888); 
Schweigaard,  §§  227—248  (beide  dftn.). 

«)  D.  L.  1—21-8  und  9,  N.  L.  1—19-8  und  9. 

*)  In  Norwtgsm  scheint  man  in  dieser  Beziehung  etwas  mehr  als  in  DSnemark 
£u  fordeiiL 

*)  D.  L.  1—21—4,  N.  L.  1  - 19—4. 

*)  Dftn.  Gesetz  vom  28.  Mai  1880  §  9. 

«)  D.  L.  1-21-7,  N.  L.  1-19—7. 

•)  D.  Iju  1—21—1,  K.  L.  1—19-1,  norweg.  Gesetz  vom  21.  Juli  1894  §  a 
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verpfänden  oder  veräussern  darf,  wenn  nicht  der  Gläubiger  vorher  be- 
iriedigt  ist.  Die  Zuwiderhandlung  gegen  dieses  Verbot  ist  strafbar^) 
und  hat  auch  die  Ungültigkeit  der  Torgenommenen  Disposition  zur 
Folge.  Der  Arrest  schützt  jedoch  nur  gegen  freiwillige  Disposltionea 
des  Schuldners,^  hindert  aber  die  anderen  Gläubiger  nicht,  Pfändungen 
der  arrestirten  Sachen  vorzunehmen.  Der  Arrest  wird  unwirksam, 
wenn  der  Schuldner  fallirt. 

Die  Zulässigkeit  des  persönlichen  Sioh^rheitsarrestes  ist  eng 
begrenzt.  Nach  dänischem  Recht ^)  kann  er  Inländern  gegenüber  ver- 
hängt werden,  wenn  sie  im  Begriff  sind,  das  Land  für  immer  oder  für  dne 
unbestimmte  Zeit  zu  verlassen;  gegen  Ausländer  (vgl.  S.  804  u.  842)  findet 
der  persönliche  Sich^heitsarrest  nur  wegen  solcher  Forderungen  statt, 
wegen  welcher  sie — ohne  Bücksicht  auf  den  Arrestgerichtsstand  im  Plakat 
vom  30.  November  1821  —  in  Dänemark  verklagt  werden  kSnnen.  Aehn* 
liehe  Regeln  gelten  im  norwegiedien  Rechte)  In  Dänemark  ist  ausser** 
dem  persönlicher  Arrest  in  den  Fällen  zulässig,  wo  eine  Verpflichtung 
snir  Leistung  einer  Handlung  vorliegt,^)  und  wo  desshalb  nach  Erlass 
des  Urtheils  Zwangshaft  anzuwenden  wäre.  Uebiigens  gilt  als  allge- 
meine Bedingung  für  den  persönlichen  Arrest,  dass  er  nicht  angeordnet 
werden  kann,  so  lange  sich  hinreichendes  arrestirbares  Vermögen  vor- 
findet. In  Dänemark  wird  gefordert,  dass  die  Forderung  100  Kronen 
übersteige,  auch  ist  die  Dauer  des  Arrestes  begrenzt.^  Der  Gläubiger, 
welcher  seinen  Schuldner  verhaften  lässt,  muss  Unterhaltungs-  und 
Bewachungskosten  für  ihn  zahlen  und  kann  für  diese  Kosten  keinen 
Ersatz  vom  Schuldner  verlangen;  die  Schulden  werden  durch  den 
Arrest  nicht  getilgt.  Der  persönliche  Arrest  wird  aufgehoben,  wenn 
der  Arrestgläubiger  Pfändung  ausbringen  kann,  und  wenn  über  das 
Vermögen  des  Schuldners  Konkurs  eröffnet  wird.*^) 

Wenn  ein  dinglicher  oder  persönlicher  Arrest  angelegt  ist,  soll  der 
Arrestgläubiger  ihn  ohne  Aufschub  justifiziren,^)  indem  er  bald- 
möglichst den  Schuldner  zum  Vergleichsversuch  vorladet,  insoweit  ein 
solcher  nothwendig  ist,  und  darauf  baldthunlichst  Klage  erhebt.  Eine 
Versäumniss  in  dieser  Beziehung  bewirkt,  dass  der  Arrest  ohne  Weiteres 
hinfällig  wird,  doch  kann  der  Schuldner  auf  Justiflkation  verzichten. 
Das  Verfahren  bezweckt  die  Bestätigung  des  Arrestes  als  eines  gesetz- 
mässig  nachgesuchten  und  in  Verbindung  damit  die  Erlangung  eines 
Endurtheils  flir  den  Anspruch,  wegen  dessen   der  Arrest   angelegt  ist. 

0  Dan.  Strafgesetz  vom  10.  Februar  1866  §  253,  N.  L.  1—19—14. 

*)  Der  Arrest  ist  zu  dinglesen,  vgl.  oben  S.  835  Note  2,  dfiii.-nonreg.  Plakat  vom 
18.  Januar  1788,  dän.  Verordnung  vom  27.  November  1839. 

^)  Dftn.  Konkursgesetz  vom  25.  März  1872  §  164. 

*)  Norweg.  Gesetz  vom  3.  Juni  1874  §  2. 

^)  D&n.  Konkursgesetz  vom  25.  Mär;  1872  §  163. 

«)  Dän.  Verordnung  vom  17.  Febniar  1847. 

^)  Dän.  Konkursgesetz  vom  25.  März  1872  §  165,  norweg.  Gesetz  vom  8.  Juni 
1874  §  3. 

«)  D.  L.  1-21—20,  N.  L.  1-19-20. 
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Die  Verfolgung  muss  bei  dem  Gericht,  welches  fOr  die  Hauptsache  zu- 
ständig ist,  stattfinden,  woraus  folgt,  dass  ein  Arrest  gewöhnlich 
unzulässig  ist,  wenn  der  Schuldner  ein  Ausländer  ist,^*)  weil  die 
Justiflkation  dann  unmtfglich  wird,  wenn  nicht  fUr  die  Haupteaehe  ein 
besonderer  Gerichtsstand  begründet  ist,  z.  B.  das  forum  contractu^. 
Dies  gilt  auch  in  Nanvegen;^)  in  Dänemark  aber  ist  vorgeschrieben,'} 
dass  im  Falle  ein  Arrest  in  das  Vermögen  oder  in  die  PerBon  eine« 
Ausländers  vollzogen  ist,  die  Justifikation,  wenn  kein  anderes  inlän- 
diBches  Gericht  zuständig  ist,  bei  dem  Gericht  verfolgt  werden  kann, 
in  dessen  Bezirk«  der  Arrest  angelegt  ist.  Dazu  kann  der  Inhaber  des 
arrestirten Vermögens  als  Vertreter  des  Ausländers  vorgeladen  werden, 
wenn  der  letztere  sich  nicht  selbst  im  Reiche  befindet  oder  daselbst 
einen  Bevollmächtigten  bestellt  hat.  Endlich  schliesst  der  Konkurs  ttber 
das  Vermögen  des  Ausländers  die  Justifikation  und  die  darauf  folgende 
Pfändung  des  arrestirten  Vermögens  nicht  aus.  Diese  Regeln  werden 
in  der  Praxis  in  ziemlich  weitem  Umfange  in  Fällen  angewendet,  wo 
Ausländer  bei  in  Dänemark  wohnenden  Personen  ein  Guthaben  in 
Geld  haben,  in  der  Art,  dass  der  (inländische  oder  ausländische)  Gläu- 
biger des  Ausländers  bei  diesen  Inländern  in  das  Guthaben  Arrest 
ausbringt  und  diesen  Arrest  nach  Ladung  der  Drittscfauldner  verfolgt. 

Während  der  Justifikation  kann  der  Schuldner  nicht  nur  g^en 
die  Richtigkeit  der  Forderung,  sondern  auch  gegen  die  Formalien  des 
Arrestes  Widerspruch  erheben,  obgleich  dadurch  das  Verfahren  des 
Vogtes  der  Beurtheilung  eines  Gerichtes  erster  Instanz  unterworien 
wird.  Der  Schuldner  kann  auch,  ohne  den  Erfolg  der  Justifikation  ab- 
zuwarten, gegen  den  Arrest  appelliren. 

Wird  der  Arrest  fQr  unrechtmässig  befunden,  so  hat  der  Arrest- 
sucher dem  Schuldner  den  „erlittenen  Spott  und  Schaden*^  zu  ersetzen.') 

Mit  dem  „Verbot"  (Forbud  =  einstweilige  Verfügung)  ist  ebenso 
zu  verfahren  wie  mit  dem  Arrest,*)  doch  wird  in  der  Praxis  gefordert, 
dass  der  Antragsteller  glaubhaft  macht,  weshalb  er  befllrchtet,  dass  der 
G^gneiT  die  sein  Recht  beeinträchtigende  Handlung  unternehmen  werde, 
deren  Verbot  in  Frage  steht.  Die  Uebertretung  eines  durch  den  Vogt 
verhängten  Verbots  zieht  in  Norwegen  Strafe  und  Ersatzpflicht  nach 
sich,  wenn  das  Verbot  gesetzmässig  befunden  wird;^)  in  Dänemark  2ii%T 
hat  die  Uebertretung  des  Verbots  Schadensersatzpflicht  und  Geld- 
strafe zur  Folge,  die  als  eine  private  Polizeisache  geltend  gemacht 
werden  kann,  selbst  wenn  die  Gesetzmässigkeit  des  Verbots  noch  nicht 
konstatirt  ist.^) 


1»)  VgL  auch  S.  804  Note  7. 
^)  Norweg.  Gesetz  vom  8.  Juni  1874. 
*)  Din.  PlAkat  yom  80.  November  1821. 
»)  D.  L.  1-21—21,  N.  L.  1—19—21. 
*)  D.  L.  1-21—22,  N.  L.  1—19—22. 
»)  N.  L.  1—19-17. 
*)  Dftn.  Verordnung  yom  6.  April  1842  §  8. 


DSnemark  und  Norwegen.  813 


Schiedsrichterliches  Verfahren.  In  Norwegen  gilt  eine  allge^ 
m^e  KegeP)  über  die  Gültigkeit  von  Schiedsverträgen  und  daneben 
bestehen  einige  vereinzelte  Bestimmungen  darüber.'^  In  Dänemark  sind 
zwar  keine  Oesetzesregeln  vorhanden,  die  Gültigkeit  des  genannten  Yer« 
träges  ist  aber  immer  anerkannt  gewesen.  Die  Regeln  im  Einzelnen 
für  das  Verfahren  u.  s.  w.  müssen  aus  der  Natur  des  Rechtsverhältnisses 
abgeleitet  werden.^)  Aus  einem  Schiedssprüche  findet  die  Zwangs- 
vollstreckung nicht  statt,  weder  aus  einem  inländischen  noch  aus 
einem  ausländischen. 

n.  TheU. 

KonkursreclLt 

§26. 
1.  Einleitang. 

Das  geltende  Konkursrecht ^)  beruht  in  Noruegen  auf  dem  Eonkurs- 
gesetz vom  6.  Juni  1863,  das  grösstentheils  der  preussischen  Eonkurs- 
ordnung vom  8.  Mai  1856  nachgebildet  ist,  und  in  DänemarJfi)  auf  dem 
Eonkursgesetz  vom  25.  März  1872^)  dessen  Vorbild  die  norwegische 
Konkursordnung  gewesen  ist,  das  aber  zum  Theil  auch  anderen  Gesetz- 
gebungen gefolgt  ist,  z.  B.  dem  Vorbilde  der  österreichischen  Eonkurs- 
ordnung vom  25.  Dezember  1868  in  der  Materie  vom  Zwangsvergleich. 

Zuständig  für  das  Eonkursverfahren  sind  die  Theilungsgerichte 
(Skifteretter).  In  Eopenhagen  besteht  das  Theilungsgericht  aus  drei 
Assessoren,  des  Obergerichts ^)  und  wird  Skiftekommission^  genannt, 
doch  findet  das  Verfahren,  wenn  der  Schuldner  Kau&nann,  Fabrikant 
oder  Schiffsrheder  ist,  beim  See-  und  Handelsgericht  statt.^)  In  Eristiania 
und  Stavanger  besteht  ein  besonderes  Theilungsgericht,^^  sonst  aber  ist 
sowohl  in  Norwegen  als  in  Dänemark  fast  überall  das  Theilungsgericht 
mit  dem  gewöhnlichen  Untergericht  verbunden. 

0  N.  L.  1—6—1:  ^Wenn  die  Parteien  ihre  Streitigkeit  guten  M&nnem  (Danne- 
mänd)  flbergeben,  entweder  mit  oder  ohne  Obmann,  denn  was  sie  sagen  oder  ent- 
scheiden, so  weit  ihre  Vollmacht  ihnen  gestattet,  das  steht  fest  und  kann  von  keinem 
Gericht  umgestossen  werden,  doch  dem  Könige  seine  Sache  vorbehalten.^ 

^  Die  wichtigste  ist  die  Regel  im  Gesetz  vom  8.  Mai  1869  §  3,  vergL  oben  §  8 
des  Textes  am  Sdilusse. 

^  Nellemann  AUgem.  Th.  §  8;  Hagernp,  S.  111—118. 

*)  J.  H.  Deantzer,  das  dftnische  Sldfterecht,  Eopenhagen  1885;  Schwei- 
gaar d  III  (beide  dftn.). 

^)  Für  die  FarOer:  Anordnung  vom  13.  Februar  1873,  für  Island:  Gesetz  vom 
12.  April  1878  §  90  und  vom  13.  April  1894. 

*)  Da.s  dfinische  und  das  norwegische  Eonkursgei^ets  werden  im  Folgenden  als 
Dftn.  £.G.  und  Norweg.  K.G.  zitirt. 

^  Dan.  Gesetz  vom  23.  Januar  1862. 

'j  Der  vollstAndige  Titel  ist:  Die  Skiftekommission  des  kgl.  Laadesober-  sammt 
flof-  und  Stadtgerichts. 

»)  Dftn.  K.  G.  §  149. 

"0  Norweg.  Gesetz  vom  17.  Mfirz  1866   §  16  und  vom  22.  Mai  1869,  norweg. 
Reskript  vom  14.  Dezember  1889,  vgl.  Hagerup  S.  148. 
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FQr  das  Konkorsyerfahren  ist  dasjenige  (Bericht  örtlich  zost&ndig, 
in  dessen  Bezirk  der  Schuldner  seinen  Wohnsitz  hat,  er  sei  Inländer 
oder  Ausländer.  Wohnt  der  Schuldner  im  Auslande,  so  kann  weder 
ein  ganzes  noch  ein  partielles  Eonkursyerfahren  stattfinden.  Ein  aus- 
ländischer Eonkurs  wird  als  solcher  auch  in  Dänemark  und  Norwegen 
anerkannt,  doch  macht  das  dänische  Recht  i)  hierin  die  wichtige  Ei n^ 
Bchränkung,  dass  der  (in-  oder  ausländische)  Gläubiger  trotz  des  aus- 
ländischen Eonkurses  die  in  Dänemark  befindlichen  Güter  des  aus- 
ländischen Schuldners  mit  Arrest  belegen  und  nach  erfolgter  Justifi- 
kation  Zwangsyollstreckung  in  die  arrestirten  Güter  erlangen  kann. 

Das  Theilungsgericht  hat  eine  doppelte  Funktion.  Es  hat  eine 
leitende  und  beaufisichtigende  Thätigkeit  bei  der  Verwaltung  der 
Konkursmasse  zu  entfalten,  und  ferner  die  während  des  Yerüahrens 
entstehenden  Rechtsstreitigkeiten  zu  entscheiden;  alle  Handlungen  und 
Beschlüsse  des  Theilungsgerichts  sind  aber,  sowohl  wenn  sie  admini- 
stratiyer  als  wenn  sie  judizieller  Natur  sind,  als  richterliche  Akte  an- 
zusehen und  können  als  solche  nur  durch  Berufung,  oder  unter  gewissen 
umständen  yom  Theilungsgerichte  selbst  abgeändert  werden.^  FQr 
die  Theilungsgerichte  in  Eopenhagen  und  Eristiania  ist  das  Höchste 
Gericht  Berufungsinstanz,  sonst  aber  bilden  die  Obergerichte  die  zweite 
und  das  Höchste  Gericht  die  dritte  Instanz. 

Das  Theilungsgericht  soll  jeden  streitigen  Anspruch  entscheiden, 
der  gegen  die  Eonkursmasse  erhoben  wird,  und  eventuell  flir  seine  Er- 
füllung Sorge  tragen,  soweit  die  Mittel  der  Eonkursmasse  es  gestatten. 
In  Norwegen  gilt  jedoch  diese  Regel  nur  für  die  eigentlichen  Eonkars- 
gläubiger, denn  die  Massegläubiger  und  Separatisten  und  die  angeb- 
lichen Eigenthümer  in  der  Eonkursmasse  befindlicher  Sachen  können 
ihre  Rechte  gegen  die  Eonkursmasse  ganz  auf  dieselbe  Weise  wie 
gegen  einen  anderen  Schuldner  betreiben.  In  Dänemark  sind  dagegen 
auch  die  genannten  Personen  genöthigt,  sich  der  Entscheidung  des 
Theilungsgerichts  zu  unterwerfen,^)  doch  können  sie  in  den  Fällen,  in 
denen  hierzu  kein  yorhergehendes  Urtheil  nothwendig  ist,  die  gewöhn- 
liche Verfolgung  durch  Exekution  und  Auktion  eintreten  lassen. 

Die  Ansprüche  der  Eonkursmasse  gehören  nicht  zur  Eompetenz 
des  Theilungsgerichts,  sondern  müssen  auf  gewöhnliche  Weise  yerfolgt 
werden. 

Das  Verfahren  yor  den  Theilungsgerichten  folgt  im  Wesentlichen 
den  allgemeinen  Prozessregeln;  das  Gericht  soll  einen  Sühneyersucb 
yomehmen.^)  Die  judizielle  Autorität  des  Theilungsgerichts  ist  —  ebenso 
wie  die  des  Vogtes  und  des  Auktionsgerichts  —  eigenthflmlich  be* 
schränkt,  so  dass  es  nur  bestimmen  kann,  wie   mit   den  Mitteln  der 


<)  Dftn.  Plakat  vom  80.  NoTember  1821  8.  obea  S.  842. 

^  Norweg.  E.G.  §  131. 

^  D&n.  K.O.  §  7,  ürüiefl  des  din.  Höchsten  Gerichts  vom  18.  Februar  1890. 

^)  Norweg.  Gesets  ¥0111  20.  Juli  1824  §  26,  norweg.  E.  G.  §  54,  din.  E.G.  §  8a 
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Konkursmasse  yerfahren  werden  soll,  Niemandem  aber  die  Pflicht  auf- 
erlegen kann,  etwas  zu  bezahlen  oder  auszuführen.  In  Norwegen  sind 
diese  Beschränkungen  modifizirt  oder  weggefallen,  namentlich  kann 
hier  das  Theilungsgericht  eine  Partei  in  die  Prozesskosten  yerur- 
theilen«^) 

§27. 
2.    Die  KonkurserOAumg. 

Der  Eonkurs  ist  in  folgenden  Fällen  zu  erOfhen:*) 

1.  wenn  der  Schuldner  selbst  die  Eröffnung  beantragt;^) 

2.  wenn  die  Eröffnung  des  Eonkurses  von  einem  G-läubiger  bean- 
tragt wird,  der  eine  ßQlige,  durch  kein  genügendes  Pfand  gesicherte  For- 
derung hat  und  der  die  Zahlungsunfähigkeit  des  Schuldners  nachweist.^) 
Ist  oder  war  der  Schuldner  im  letzten  Jahre  Eaufmann,  Fabrikant, 
Schiffsrheder  oder  (in  Norwegen)  Bergwerksbesitzer,  so  genügt  es,  dass 
er  in  Zahlungsstockung  gerathen,  oder  dass  er  innerhalb  einer  gewissen 
kurzen  Frist  eine  auf  bestimmte  solenne  Weise  abgeforderte  fällige 
Schuld,  die  zugestanden  oder  bewiesen  ist,  nicht  bezahlt  hat;^) 

3.  wenn  der  Schuldner  Schulden  halber  entweicht  und  ein 
Gläubiger  im  Interesse  der  Bechtsverfolgung  die  Eonkurseröffnung  be- 
antragt.*) 

Wird  die  Eonkurseröf&iung  yon  einem  Gläubiger  beantragt,  so  hat 
das  Theilungsgericht  einen  Termin  mit  möglichst  kurzer  Frist  anzu- 
beraumen und  zu  diesem  den  Schuldner  yorzula^en.  Nachdem  die  Par- 
teien sich  geäussert  haben  oder,  im  Falle  der  Schuldner  nicht  erscheint, 
auf  Grundlage  der  thatsächlichen  Behauptungen  des  Gläubigers,  ent- 
scheidet dann  das  Gericht,  ob  die  EröfQaung  des  Eonkurses  und  eyen- 
tuell  gegen  oder  ohne  Sicherheitsleistung  Seitens  des  Gläubigers  statt- 
finden soll  oder  nicht.^  Wird  die  Eonkurseröffnung  beschlossen,  so 
gilt  sie  in  Dänemark  als  yon  dem  Augenblicke  an  eingetreten,  wo  der 
Schuldner  oder  der  Gläubiger  seinen  Antrag  bei  dem  Theilungsgericht 
eingereicht  hat.^)  In  Nanvegen  gilt  dies  nur  in  dem  Falle,  wenn  der 
Schuldner  die  Eonkurseröffnung  beantragt  hat,  andernfalls  gilt  als  Zeit- 
punkt der  Eonkurseröffnung  der  Moment  der  Entscheidung  des  Thei- 
lungsgerichts,^)  jedoch  werden  die  Fristen  bei  der  Anfechtung  yon 
Rechtsgeschäften  auch  in  Norwegen  yon  dem  Eingang  des  Eonkurs- 
antrags des  Gläubigers  an  gerechnet  ^^) 


")  Norweg.  K.G.  §  130,  vgl.  Hagerup  S.  297. 

^  Deuntzer,  Skifterecht  §§  9—16;  Schweigaard,  §§  €0—265, 

*)  Dan.  K.G.  §  40,  norweg.  K.G.  §  1. 

*)  Dan.  K.G.  §  42,  norweg.  K.G.  §  3. 

^  Dan.  K.G.  §§  43  und  44,  norweg.  E.G.  §§  4  und  5. 

•)  Dan.  K.G.  §  41,  norweg.  K.G.  §  2. 

')  Dan.  K.G.  §  48,  norweg.  K.G.  §§  8—10. 

^  Dan.  K.G.  §  50,  dän.  Gesetz  vom  15.  April  1887  §  2. 

^  Norweg.  KG.  §  12. 

»0)  Norweg.  K.G.  §  42  ff. 
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Die  Entscheidung  des  Theilongsgerichts  —  sei  es  Eröflbang  oder 
Nichterffffniüig  des .  Eonkurses  —  unterliegt  sofortiger  Berufung  und 
zwar  direkt  beim  Höchsten  Gericht.  >)  Die  Berufung  gegen  die  Eröff- 
nung des  Konkurses  schiebt  das  Eonkursverfiahren  nicht  auf.^ 

§28. 
S.  Beehtswlrkniigeii  des  Konkurses.    Absonderung.    Aussonderung. 

Kompensation.    Anf eektnng. ') 

I.  Der  Eonkurs  umfasst  nicht  nur  das  ganze  zur  Zeit  der  Eröff- 
nung vorhandene  Vermögen  des  Schuldners,  sondern  auch  sein  künf- 
tiges Vermögen,  insofern  dieses  nicht  durch  seine  persönliche  Thl^g- 
keit  erworben  wird,  und  nach  norwegischem  Rechte  ausserdem 
nicht  zum  Lebensbedarf  des  Schuldners  oder  seiner  Familie  nothwendig 
ist.^)  Das  der  Exekution  nicht  unterworfene  Vermögen  ist  vom  Kon- 
kurs ausgeschlossen.^)  Auch  die  im  Aus  lande  befindlichen  Sachen 
des  Eridars  gehören  zur  Konkursmasse,  und  umgekehrt  können  beweg- 
liche oder  unbewegliche  Sachen,  die  sich  im  Inlande  befinden,  in  die 
ausiftndische  Eonkursmasse  gezogen  werden.^ 

U.  Mit  der  Eröffnung  des  Eonkurses  verliert  der  Schuldner  die 
Befugniss,  Ober  die  Eonkursmasse  zu  verfügen;^  hat  er  aber 
dennoch  mit  einem  in  gutem  Glauben  befindlichen  Dritten  nach  Eröff- 
nung des  Eonkurses  ein  Bechtsgesch&ft  abgeschlossen,  so  kann  nach 
dänischem  Becht*)  die  Eonkursmasse  die  Ungültigkeit  des  Bechts- 
geschäfts  nur  dann  geltend  machen,  wenn  die  Bekanntmachung  des 
Eonkurses  in  den  Zeitungen  erfolgt  ist,  und  wenn,  faUs  das  Bechts- 
geschäft  ein  unbewegliches  Gut  betrifft,  ausserdem  vor  dem  Abschlösse 
des  Bechtsgeschäfts  „Dinglesung''  des  Eonkurses  stattgefunden  hat. 

III.  Ausser  den  Eigenthttmern  einer  in  der  Eonkursmasse  befindif 
liehen  Sache  stehen  auch  die  Separatisten  und  Massegläubiger 
ausserhalb  des  Eonkurses.  Zu  den  Separatisten  gehören  die  Faust- 
pfandgläubiger und  diejenigen,  welche  vor  dem  Eonkurs  durch  Pfän- 
dung oder  Absetzung  (vgl.  oben  S.  832  f.)  ein  Befriedigungsrecht  erworben 
haben;  in  Norwegen^  auch  die  Hypothekengläubiger, ^^  welche  in  Däne- 
mark als  Eonkursgläubiger  anzusehen   sind,   wenn  sie  nicht  innerhalb 


^)  Dftn.  E.G.  §  140,  norweg.  K.  G.  §  181. 

^  Däd.  e.G.  §  60,  norweg.  K.  G.  §  11. 

*)  Deuntzer,  Skifterecht  §§  17 ff.;  Schweigaard,  Anhang  111  (beide  din.). 

*)  Dtou  K.G.  §§  1  und  5,  norweg.  K.G.  §  37. 

*)  Dan.  E.  G.  §  1,  norweg.  GeaeU  yom  29.  Mfira  1890  §  7. 

^  Eine  Ansnahme  kann  kraft  des  dAn.  Plakats  vom  30.  November  1821  eintretQD; 
vergl.  oben  S.  841,  842  und  Uilheil  des  Höchsten  Gerichts  vom  14.  Februar  1887. 

')  Norweg.  K.G.  §  12. 

^  Dan.  K.G.  §  2. 

»)  Norweg.  K.G.  §  116. 

^^  D.  h.  Unterpfandglftnbiger  an  nnbeweglichem  Vermögen,  üeber  ÜnteipCsad- 
gl&ubiger  an  beweglichem  Vermögen  s.  onten  S.  848  bei  Note  7. 
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eines  Monats  nach  der  Eonkurseröffnung   erklären,  dass   sie  sich   nur 
an  ihr  Pfand  halten  wollen.^) 

IV.  Die  Eonkursgläubiger  müssen  ihre  Forderungen  bei  dem  Ver- 
theilungsgerichv  anmelden;  selbst  wenn  sie  vor  Eröffnung  des  Eonkurses 
ein  Urtheil  (oder  einen  vollstreckbaren  Vergleich)  erlangt  haben,  so 
können  sie,  nachdem  der  Eonkurs  eröffnet  ist,  keine  Pfändung  weiter 
betreiben,  und  ein  vor  dem  Eonkurs  verhängter  Arrest  wird  hinfällig.*^) 
Jeder  Anspruch  kann  von  der  Eonkursmasse  (nicht  vom  Eonkurs- 
gläubiger) in  eine  Geldforderung  verwaadelt  werden,  und  jede  Forde- 
rung ist  in  dem  Sinne  als  fällig  zu  betrachten,  dass  die  Masse  berech- 
tigt ist,  sie  gegen  EUrzung  von  Zwischenzinsen  als  fällig  zu  behandeln. •'^) 
Die  Gläubiger  sind  berechtigt,  ihre  Schuld  an  die  Masse  mit  ihrer  For- 
derung zu  kompensiren,  wenn  die  Fordening  vor  dem  Eonkurse  er- 
worben ist.*)  Wenn  bei  einem  zweiseitigen  Vertrage  eine  Leistung 
erst  nach  der  Eröffnung  des  Eonkurses  an  die  Eonkursmasse  gelangt, 
so  kann  sie  zurückgefordert  werden,  falls  nicht  die  Masse  die  volle 
Gegenleistung  entrichten  will.^) 

V.  In  Dänemark  kann  jede  Rechtshandlung,  sogar  die  Uaare 
Zahlung  fälliger  Schulden,  von  der  Masse  angefochten  0)  werden,  wenn 
sie  zu  einer  Zeit  erfolgt  ist,  wo  der  Eonkurs  schwebte,  und,  wenn 
dem  Mitkontrahenten  dies  bekannt  war.*^)  Jedoch  kann  der  Eigen- 
thümer  eines  fälligen  Wechsels  nicht  zur  Rückgabe  der  empfangenen 
Zahlung  verpflichtet  werden;  der  Betrag  kann  aber  vom  letzten  Wechsel- 
schuldner kondizirt  werden,  sofern  dieser  im  schlechten  Glauben  war, 
als  er  den  Wechsel  ausfertigte  oder  indossirte.  *) 

In  Norwegen  giebt  es  eine  solche  allgemeine  Regel  nicht,  dagegen 
finden  sich  sowohl  in  Norwegen  als  in  Dänemark  Bestimmungen  über 
Anfechtung  gewisser  besonders  verdächtiger  Rechtshandlungen. 
So  kann  die  Zahlung  einer  nicht  fälligen  Schuld  o.der  Zahlung  mit  nicht 
gewöhnlichen  Zahlungsmitteln  oder  die  Gewährung  eines  Pfandes  für 
ältere  Forderungen  angefochten  werden,  wenn  die  Rechtshandlungen  in 
den  letzten  8  Wochen  vor  der  Eonkurseröffnung  (nach  norwegischem 
Rechte  .beträgt  diese  Frist  für  Zahlung  und  Sicherstellung  nicht  fälliger 
Schulden  4  Wochen)  erfolgt  sind,  und  femer  kann  eine  Pfändung,  die 
auf  Grand  eines  in  den  gedachten  8  Wochen  erworbenen  Urtheils  oder 
Vergleichs  bewirkt  ist,  angefochten  werden;  doch  kann  der  Anfechtungs- 
gegner nach  dänischem  Recht  die  Anfechtung  abwenden,  wenn  er  seinen 

>)  Dan.  Gesetz  vom  9.  April  1891  §  47. 

^  DftiL  EG.  §  10.    Vgl.  oben  S.  841  bei  Note  7. 

^  Dfau  EG.  §  14,  norweg.  K.G.  §  102. 

*)  Dto.  K.G.  §  15,  norweg.  E.G.  §  119. 

»)  Dan.  EG.  §  4,  norweg.  EG.  §  40. 

^  lieber  Anfechtung  yergl.  B.  Getz  in  der  norweg.  Recbtszeitong  f.  1878  n.  1881: 
Nellemann,  Beitrftge  zur  Erlftatening  des  vierten  Kapitels  des  Eonkursgesetzes  (Kopen- 
hagen 1879);  Denntzer,  Skifterecht  §§  38—47  (sftmmti.  dftn.). 

«)  Dftn,K.G.  §  24. 

*)  DS1LK.G.  §  25. 
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guten  Olauben  beweist.^)  Die  Zahlung  einer  niclit  f&Uigen  Wechsel- 
Bchuld  kann  nach  norwegischen  Recht  nicht  vom  Wechaeleigner, 
sondern  nur  vom  letzten  Wechsebchuldner  kondizirt  werden.^ 

Besondere  Bestimmungen  sind  gegeben  ffir  die  Anfechtung  von 
Schenkungen*)  und  von  Veräusserungen  an  nahestehende  Personen; 
diesen  gegenüber  können  solche  Rechtsgeschäfte  ohne  Rücksicht  auf 
die  Zeit  ihrer  Vornahme  oder  den  guten  Glauben  des  Mitkontrahenten 
angefochten  werden,  wenn  der  Schuldner  zur  Zeit  der  Yeräussenmg 
zahlungsun^ig  war.^) 

Die  Anfechtungsklagen  sind  binnen  einer  bestimmten  kurzen  Rist 
zu  erheben.*) 

VI.  Unter  den  Eonkursgläubigem  haben  einige  ein  Recht  auf 
bevorrechtete  Befriedigung.  Zu  diesen  sogenannten  persönlich  privi- 
legirten  Forderungen^  zählen  besonders  öffentliche  Steuern  und  Abgaben, 
die  Miethzinsforderung  für  ein  Jahr  und  der  Lohn  des  Gesindes  und 
anderer  dienender  Personen  für  ein  Jahr.  In  Dänemark  gehen  die  per- 
sönlich privilegirten  Gläubiger  auch  Unterpfandgläubigem  an  beweg- 
lichem (nicht  aber  an  unbeweglichem)  Vermögen  vor;^)  in  Noruegen 
aber,  wo  ein  Unterpfand  dieser  Art  nur  ausnahmsweise  bestellt  werden 
kann,  gilt  dies  nicht. 

Vn.  Ausländische  Gläubiger  sind  den  inländischen  gleich- 
gestellt. 

4.  Terwaltang  der  Konkarsmasse.  Verwalter.    OläBblgeransschnss. 

Oläobigerversamiiiliuig«  ^) 

§  29. 
I.  Die  Konkursmasse  wird  in  der  Regel  von  den  durch  die  Gläu- 
biger gewählten  Organen  verwaltet.  Bis  zu  dieser  Wahl  verwaltet  das 
Vertheilungsgericht  die  Masse,  es  kann  aber  als  einstweiligen  Ver- 
walter^) einen  geschäftskundigen  Mann  bestellen,  der  als  der  Bevoll- 
mächtigte des  Vertheilungsgerichts  anzusehen  ist,  und  eine  solche  Be- 
stellung soU,  wenn  der  Schuldner  Kaufmann,  Fabrikant,  Schiffsrheder 
oder  in  Norwegen  Bergwerksbesitzer  ist  oder  in  dem  letzten  Jahr  ge- 
wesen ist,  in  jedem  Falle  stattfinden.^^.  Die  Gläubiger  werden  bald- 
möglichst zu  einer,  gewöhnlich  binnen  3  Wochen  anzuberaumenden 
Sitzung  einberufen,  um  den  ordentlichen  Verwalter  zu  wählen.  In 
Dänemark  ist  hiermit  die  Verwaltungsfrage  endgültig  erledigt,  in  Nor- 
wegen aber  unterscheidet  man  ein  vorläufiges  und  ein  endgültiges  Eon- 

1)  Din.  E.G.  §§  20—23,  norweg.  K.G.  §§  44-47. 
>)  Norweg.  E.Q.  §  44. 

*)  Dftn.  K.G.  §§  85  ond  86,  norweg.  SLG.  §§  42  und  48. 
«)  Dftn.  K.G.  §  28,  nonrag.  K.6.  §  43. 
»)  Dfin.  K.G.  §  80,  norweg.  E.G.  §  49. 
•)  Dftn.  E.G.  §  83,  N.L.  5—13—56. 
^  Dftn.  E.G.  §§  87  und  89. 

^  Deantser,  Skifterecht  §§  48 ff.;  Schweigaard,  §§  279 ff. 
»)  Dan.  E.G.  §  58,  norweg.  E.G.  §  14. 
^  Dftn.  E.G.  §  58,  norweg.  E.G.  §  112. 
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kursverfahren.  Bei  ErOflhung  des  endgOltigen  Verfahrens  wird  eine  neue 
Wahl  des  Verwalters  vorgenommen,  dessen  Stellung  übrigens  dieselbe 
ist  wie  die  des  früheren. 

In  der  erwähnten  Sitzung  wählen  die  Gläubiger  einen  Verwalter, 
der  Kurator  heisst;  in  Norwegen  trägt  er  diesen  Namen  erst  in  dem 
endgültigen  Verfahren,  während  er  sonst  als  ,, einstweiliger  Verwalter" 
bezeichnet  wird.  Bei  der  Wahl  hat  jeder  Gläubiger  eine  Stimme  ohne 
Rücksicht  auf  die  Grösse  seiner  Forderung,  und  deijenige,  auf  welchen 
über  die  Hälfte  der  abgegebenen  Stimmen  fällt,  wird  als  gewählt  ange- 
sehen, doch  kann  in  Dänemark  das  Vertheilungsgericht  die  Wahl  ver* 
werfen.^)  Demnächst  wird  ein  Gläubigerausschuss  gewählt,  welcher 
aus  3  (in  Norwegen  2  oder  3)  Männern  besteht;  doch  ist  dieser  Aus- 
schuss  nicht  erforderlich,  wenn  mehrere  Kuratoren  bestellt  werden/"^) 

Die  Gläubiger  können  beschliessen,  dass  kein  Kurator  (einstweiliger 
Verwalter)  zu  bestellen  ist,  doch  kann  in  Norwegen^  wenn  der  Gemein- 
schuldner Kaufmann,  Tabrikant,  Schiffsrheder  oder  Bergwerksbesitzer  ist, 
hiervon  nicht  abgesehen  werden.')  Soll  ein  Kurator  bestellt  werden, 
ist  aber  keine  gültige  Wahl  zu  erlangen,  so  wird  er  vom  Vertheilungs- 
gericht ernannt.*) 

Der  einstweilige  Verwalter  und  der  Kurator  haben  Anspruch  auf 
Honorar,  während  der  Gläubigerausschuss  keine  Vergütung  erhält.^) 

n.  Der  Kurator  (und  ebenso  der  einstweilige  Verwalter)  hat  für 
die  Abwickelung  der  Masse  Sorge  zu  tragen,  aber  seine  Kompetenz  ist 
in  dieser  Beziehung  insoweit  begrenzt,  als  er  nur  die  gewöhnlichen  und 
laufenden  Geschäfte  vornehmen  darf,  während  er  ausserordentliche 
Massregeln  nur  mit  Genehmigung  des  Gläubigerausschusses  oder  des 
Vertheilungsgerichts  oder  einer  Gläubigerversammlung  unternehmen 
darl^  Der  Gläubigerausschuss  übt  die  Kontrolle  über  die  Verwaltung 
des  Kurators  aus.'^) 

Die  oberste  Leitung  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  der  Masse  ruht 
bei  der  Gläubigerversammlung.  Die  Gläubigerversammlungen  können 
jedoch  nichts  beschliessen,  was  den  Rechten  einzelner  Gläubiger  oder 
der  Absicht  des  Konkursverfahrens  widerstreitet.  Bis  die  Anmeldungs- 
frist für  die  Gläubiger  verstrichen  ist,  oder  nach  norwegischem  Recht 
bis  die  Forderungen  geprüft  sind,  kann  das  Vertheilungsgericht  die 
Ausführung  der  Beschlüsse  der  Gläubigerversammlung  untersagen.^) 
Zur  Gültigkeit  eines  Beschlusses  der  Gläubigerversammlung  wird  ge- 
wöhnlich eine  Majorität  erfordert,  die  sowohl  nach  Zahl  als  nach  Be- 
trag mehr  als  die  HäUte  sämmtlicher  bekannter  (oder  in  Norwegen  an- 

»)  Dan.  K.G.  §  16,  norweg.  K.G.  §§  21  nnd  79. 

*)  Dftn.  K.G.  I  68,  norweg.  E.G.  §§  22,  23  und  80. 

^  Norweg.  K.G.  §  112  vergl.  §  113. 

♦)  Dan.  K.G.  §  66,  norweg.  KG.  §  21. 

^)  Dan.  K.G.  §  69,  norweg.  E.G.  §  26. 

•)  Dan.  K.G.  §§  72,  74  und  75,  norweg.  E.G.  §§  25,  27,  80  nnd  81. 

^)  Dan.  E.G.  §§  68  und  77,  norweg.  E.G.  §  25. 

^  Dan.  E.G.  1 64,  norweg.  E.G.  §  85. 
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erkannter)  Forderungen  ausmacht.*)  Gläubigerversammlungen  sind  ins- 
besondere erforderlich  zur  PrQfung  der  Forderungen,  zur  Gewährung 
von  Unterhalt  an  den  Gemeinschuldner  und  zur  Behandlung  des  Zwangs- 
vergleichsYorschlags ;  sonst  finden  sie  nur  statt,  wenn  auf  Antrag  eines 
Interessenten  oder  des  Verwalters  oder  des  Gläubigerausschusses  oder 
nach  dem  Ermessen  des  Vertheilungsgerichts  ein  Grund  dazu  vorliegt.^ 

Die  Stellung  des  Vertheilungsgerichts  während  des  Eonkursver- 
fahrens ergiebt  sich  aus  dem  Obenerwähnten,  wobei  noch  hinzuzufügea 
ist,  dass  es  die  Kontrolle  Über  den  Kurator  fühlten,')  die  Gläubiger- 
Versammlungen  anberaumen  und  leiten  und  die  Vertheilung  der  Masse 
an  die  Gläubiger  vornehmen  soll. 

Wenn  nach  Massgabe  der  angeführten  Bestimmungen  kein  beson- 
derer Verwalter  der  Masse  bestellt  wird,  was  in  der  Praxis  ziemlich 
häufig  vorkommt,  verwaltet  das  Theilungsgericht  die  Masse,  doch 
kann  in  Dänemark  und  soll  in  Norwegen  zur  BeihUIfe  ein  „Inkassa^r*^) 
angenommen  werden.  In  diesem  Falle  ist  ein  Gläubigerausschuss  nicht 
erforderlich,  und  in  den  Fällen,  in  denen  der  Kurator  sonst  dessen 
Genehmigung  einzuholen  hat,  eine  Gläubigerversanunlung  einzuberufen.^) 

§  30. 
6.  Einbemftuig  der  Gläubigen    PrfiftmgsverfiJireii.    Yertheiloiigs* 

verfahren«^) 

Das  Konkursverfahren  beginnt  damit,  dass  die  Masse  in  Gewahr» 
sani  genomtben,  aufgezeichnet  und  taxirt  wird,  7)  dass  eine  die  Ver- 
waltung der  Masse  organisirende  Gläubigerversammlung  einberufen  und 
der  Konkurs  bekannt  gemacht  wird.  Letzteres  geschieht  durch  Be- 
kanntmachung in  den  Zeitungen  und  durch  „Dinglesung''. ^)  Den  be- 
kannten innerhalb  oder  ausserhalb  des  Reichs  sich  aufhaltenden  Giäu- 
bigem^  oder  deren  bekannten  am  Gerichtsort  domizilirten  Vertretern 
werden  die  Eröffnung  des  Konkurses  und  die  ersten  Schritte  des  Ver- 
fahrens durch  Zustellung  bekannt  gemacht;  die  Unterhissung  hat  aller- 
dings irgend  welche  rechtlichen  Wirkungen  nicht.  ^)  Gleichzeitig  mit  der 
Bekanntmachung  des  Konkurses  oder  spätestens  drei  (in  Nortcegei^  zwei) 
Wochen  nach  der  Eröffnung  des  Verfahrens  sind  die  Gläubiger  durch 
öffentliche  Bekanntmachung  zur  Anmeldung  ihrer  ForderuDgen 
binnen  einer   gewissen  Frist  und   zum   Erscheinen  im  PrUfungstennin 

1)  DAil  K.a.  §  64,  norweg.  K.G.  %  85. 

^  Dftn.  K.G.  §  65,  norweg.  K.6.  §  85. 

»)  Dan.  K.G.  §  77,  norweg.  K.G.  §  25. 

^)  ^flnkassator*"  ist  der  dänische  Ausdruck.  Derselbe  findet  sich  hSiufig  in  der 
Gesetzessprache.  Des  Inkass&tors  wesentlichstes  Gesch&ft  besteht  in  der  Einziehung 
Ton  Aussenstftnden. 

5)  Dan.  K.G.  §§  66  und  80,  norweg.  K.G.  §§  112-114. 

*)  J)enntzer,  Skifterecht  §  56;  Schweigaard,  §§  269—271. 

7}  Dfin.  E.G.  §  51,  norweg.  K.G.  §  13. 

»)  Dan.  K.G.  §  52,  norweg.  K.G.  §§  15  und  17;  oben  S.  835  Note  2. 

»)  Dftn.  K.G.  §  55,  norweg.  K.G.  §  18. 
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aufzufordern.^)  Die  Anmeldungsfrist  soll  mindestens  sechs  Wochen  und 
höchstens  vier  (in  Nanityen  drei)  Monate  betragen,  und  der  Termin 
zur  Prttfung  der  Forderungen  darf  nicht  später  als  sechs  (in  Norwegen 
vier)  Wochen  nach  dem  Ablauf  der  Anmeldungsfrist  anberaumt  werden.^ 
Die  Anmeldungen  sollen  schriftlich  eingereicht  werden  unter  Beifügung 
der  Urkunden  (im  Original  oder  in  Abschrift),  auf  denen  die  Forderung 
beruht.*) 

üeber  die  angemeldeten  Forderungen  fertigt  der  Verwalter  der 
Masse  ein  Verzeichniss  an,  weiches  .er  mit  Bemerkungen  über  den  Bang 
jeder  einzelnen  Forderung,  d.  h.  die  Beihenfolge,  in  der  sie  befriedigt 
werden  sollen,  versieht.  Dieses  Verzeichniss  liegt  einige  Zeit  vor  der 
zur  Prttfung  bestimmten  Gläubigerversammlung  zur  Einsicht  aus>)  In 
dieser  werden  die  Forderungen  einzeln  durchgegangen;  diejenigen,  gegen 
welche  kein  Einspruch  erhoben  wird,  können  später  nicht  mehr  be- 
stritten werden.  Wird  gegen  eine  Forderung  von  Seiten  des  Verwalters 
odor  eines  Gläubigers  oder  des  Gemeinschuldners  Widerspruch  erhobeo, 
so  entscheidet  hierüber  das  Konkursgericht  jiach  Anhörung  der  Par- 
teien.*) 

Diejenigen  Gläubiger,  welche  sich  nicht  innerhalb  tier  festgesetzten 
Frist  melden,  verlieren  deshalb  nicht  ihre  Rechte,  können  aber,  wenn 
sie  sich  später  melden,  die  schon  stattgefundenen  Abschlagsvertheilungen 
an  die  anderen  Gläubiger  nicht  rückgängig  machen,  wogegea  sie  bei 
der  nächsten  Abschlagsvertheilung,  insoweit  Mittel  dazu  vorhanden  sind, 
zunächst  soviel  erhalten,  als  sie  bei  den  stattgefiindenen  Abschlagsver- 
theilungen hätten  bekommen  können.^) 

In  jedem  Falle  behalten  die  Gläubiger,  mögen  sie  sich  melden  oder 
ilicht,  soweit  sie  nicht  völlig  befriedigt  werden,  ihren  Anspruch  gegen 
den  Gemeinschuldner,  wenn  nicht  ein  Zwangsvergleich  stattfindet.^ 

Zur  Information  fUr  die  Gläubiger,  namentlich  beim  Vorschlag 
eines  Zwangsvergleichs,  hat  der  Verwalter  eine  Bilanz  über  die  Masse 
anzufertigen  und  gleichzeitig  an  das  Vertheilungsgericht  über  die  Ur- 
sachen des  Konkurses,  sowie  darüber,  ob  Grund  zu  krimineller  Unter- 
suchung gegen  den  GemeinschuJdner  vorliegt,®)  Bericht  zu  erstatten. 

Dem  Gemeinschuldner  liegt  die  Verpflichtung  ob,  gleich  nach  der 
Eröffnung  des  Konkurses  eine  genaue  Aufzeichnung  aUer  seiner  Aktiven 
und  Passiven  einzureichen^  und  während  des  ganzen  Verfahrens  alle 
nothwendigen  Erläuterungen  zu  geben.   Erfüllt  er  diese  Pflichten  nicht. 


»)  Dan.  K.G.  §  84,  norweg.  K.O.  §  50. 

»)  Dan.  K.G.  §  85,  norweg.  K.G.  §  51. 

«)  Dan.  KG.  §  84,  norweg.  k.G.  §  50. 

*)  Dan.  K.G.  §  87,  norweg.  K.G.  §  53. 

*)  Dan.  K.  G.  §§  88,  89  und  93,  norweg.  K.  G.  §§  54,  55,  89  und  90. 

^)  D&L  K.G.  §§  91,  92  und  128,  norweg.  K.Q.  §§  59  und  99. 

^)  Dan.  K.G.  §  135,  norweg.  K.G.  §  106. 

»)  Dfin.  K.G.  §  79,  norweg.  K.G.  §§  32  und  88. 

•)  Dan.  K.G.  §  47,  norweg.  K.G.  §  7, 
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oder  yerlässt  er  ohne  Genehmigung  des  Konknrsgerichts  den  Gerichts- 
bezirk,  so  kann  das  Eonkursgericht  seine  Verhaftung  beschliessen. 
In  Dänemark  wird  er  dann  in  „einfaches  Gefängniss**  gesetzt,  doch 
nicht  länger  als  sechs  Monate,  wobei  die  Kosten  wie  Kriminalkosten 
behandelt  werden;^)  in  Norwegen  ist  die  Halb  als  Schuldhaft  anzusehen 
ohne  andere  Begrenzung  ihrer  Dauer  als  diejenige,  die  aus  dem  Konkurs- 
verfahren sich  ergiebt/^  Andererseits  können  von  den  Gläubigem  in 
einer  Gläubigerversanunlung  dem  Gemeinschuldner  Alimente  gewahrt 
werden.  •) 

§  31. 
6.  Beendigang  des  KonkursTerfahrens.    Terüiefliuig.    Zwangs- 

Tergleieh.^) 

I.  Ist  die  Masse  zur  Deckung  der  Kosten  des  Verfahrens  unzu- 
länglich, so  wird  das  Verfahren  eingestellt,  und  die  Kosten,  die  nicht 
aus  der  Masse  gedeckt  werden  kOnnen,  müssen  von  dem  Antragsteller 
erstattet  werden.^) 

Der  Schuldner  kann  die  Auslieferung  der  Masse  beantragen,  wenn 
die  Anmeldungsfrist  yerstrichen  ist  und  er  die  Zustimmung  aller 
Gläubiger,  welche  Forderungen  angemeldet  haben,  beibringt  oder  ihre 
Befiriedigung  nachweist.^) 

n.  In  normaler  Weise  erreicht  das  Konkursverfahren  sein  Ende 
durch  Erschöpfung  des  Massebestandes  mittels  Vertheilung  an  die 
Gläubiger.  Die  bevorrechtigten  Gläubiger  werden  befriedigt,  sobald 
hierzu  hinreichende  Mittel  vorhanden  sind.^  Eine  Vertheilung  an  die 
Übrigen  Konkursgläubiger  erfolgt  jedes  Mal,  wenn  Mittel  zur  Zahlung 
von  zehn  (in  Norwegen  fünf)  Prozent  disponibel  sind,  so  dass  also  eine 
Reihe  Abschlagsvertheilungen  stattfinden  kann.^  Insoweit  eine  Forde* 
rung  streitig  ist,  wird  ein  entsprechender  Betrag  fOr  sie  hinterlegt.^ 
Der  Verwalter  hat  zu  berichten,  so  oft  hinlängliche  Mittel  bereit  sind; 
das  Vertheilungsgericht  entwirft  einen  Vertheilungsplan,  der  zur  Ein- 
sicht 11  Tage  lang  niedergelegt  wird,  und  dies  wird  öffentlich  bekannt 
gemacht.  Unter  Berücksichtigung  etwaiger  Einwendungen  verfasst  dann 
das  Vertheilungsgericht  den  endgtlltigen  Vertheilungsplan  und  legt  diesen 
in  einer  Gläubigerversammlung  vor.  Von  diesem  Zeitpunkt  ab  kann 
der  Vertheilungsplan  nur  durch  Berufung  angefochten  werden.  ^^    Eine 


1)  Dm.  KO.  §§  81  und  82. 

^  Norweg.  KG.  §  84,  norweg.  G«8ets  Tom  8.  Joni  1874  §  5. 
^  Dfin.  E.6.  §  83,  Borweg.  ELG.  §§  86  utd  87. 
*)  Deuntser,  Skiftemsht  §§  57-^L 
B)  DSa.  K.G.  §  97  norweg«  E.G.  §  20. 
•)  Dfin.  K.G.  §  98,  norweg.  K.G.  §  77. 
7)  Dfin.  K.G.  §  124,  norweg.  K.G:.  §  95. 
^  Dfin.  K.G.  §  124,  norweg.  K.G.  §  96. 
^  Dfin.  E.G.  §  125,  norweg.  K.Q.  §  96. 
M)  Dfin.  E.G.  §  126,  norweg.  E.G.  §  97. 


Di&emtfk  und  Korwegen.  §53 


Yerttieiluiig  erfolgt  erst,  wenn  die.  Beruf ongsfriBt  verstrichen  ist,  ohne 
daas  Berufung  eingelegt  ist  ^)  Ist  die  ganze  Masse  vertheilt,  so  sohliesi^ 
das  Verfahren  und  dies  wird  Öffentlich  kundgemacht.^  Sollte  irich 
spftterhin  YennOgen  finden,  das  in  die  Masse  hätte  einbezogen  werdeii 
mflssen,  so  wird  eine  Nachyertheilung  vorgenommen.') 

ni.  Ein  Zwangsvergleich  kann  geschlossen  werden,  wenn  deip 
Oemeinschuldner  dies  beantragt  und  wenn  er  sich,  falls  er  Kaufinann,  Fa- 
brikant, Schiflsrheder  oder  (in  Norwegen)  Bergwerksbesita^r  ist,  xAtYA  etwa 
einer  unordentlichen  Buchführung  oder  ähnlicher  Unregelmässigkeiten 
schuldig  gemacht  hat.  Insbesondere  darf  er  in  DänawHc  sich  nicht 
einer  Veiietznng  der  diesen  Personen  obliegenden  Pflicht  schuldig  ge« 
macht  haben,  sich  fallit  erklären  zu  lassen,  wenn  die  jährliche  Bilanz 
Jseit  drei  Jahren  einen  stetigen  Rfickgang  anfweist,  und  zwar  so^  dass 
das  Defizit  bis  zu  30  Prozent  der  Aktivmasse  herangewachsM  ist^)  Ist 
der  Gremeinschuldner  schon  frOher  in  Konkurs  gewesen,  so  muss  er  in 
Dänemark  auch  noch  beweisen,  dass  er  seinen  Gläubigern  mindestens 
75  Prozent  gezahlt  hat,  und  in  Noruegen  entweder  nachweisen,  di^s 
der  neue  Konkurs  ohne  sein  Verschulden  eingetreten  ist,  oder  Zählung 
von  mindestens  60  Prozent  anbieten.^) 

Wenn  der  Gemeinschuldner  einen  Zwangsvergleich  abschliessen  will, 
90  muss  er  innerhalb  der  Anmeldungsfrist  beim  Vertheilüngsgericht  einen 
schriftlichen  Vergleichsvorschlag  einreichen.  Nur  ausnahmsweise 
kann  ein  solcher  später  gemacht  werden.^  Der  Akkordvorschlag  wird 
zur  Einsicht  vorgelegt  und  dies  öffentlich  bekannt  gemacht.  Die  Be* 
rathung  hierüber  erfolgt  im  PrOfungstermin,  nachdem  die  Prüfung  der 
Forderungen  stattgefunden  hat.  An  der  Abstimmung  nehmen  nur  die 
einfachen  /nicht  privilegirten)  Konkursgläübiger  TheiL  ^)  Zur  Aiinahme 
des  Verglöichsvorschlags  ist  eine  qualifizirte  Majorität  erforderlich.^) 


>)  DXn.  K.O.  §§  127  and  129,  nonreg.  KG.  §§96  und  100« 

^  Dfia.  K.G.  §  133,  norweg.  K.G.  §  105. 

^  Dftn.  E.G.  §  184«  norweg.  KG,  §  107. 

*)  Dan.  KG.  §46. 

^)  Dftn.  K.G.  §  101,  norweg.  KG.  §  78,  norweg.  Gesete  vom  3.  Jani  1874  §  C. 

«)  Dftn.  KG.  §§  102  nnd  108,  norwpg.  K.G.  §§  61  und  7a 

')  Dftn.  KG.  §§  105—107,  norweg.  K.G.  §§  64  und  74. 

*)  Dftn.  KG.  §  108:  »Zur  Annahme  des  Vergleichsvorschlags  ist  in  jedem  Falle  die 
ErfOllung  der  folgenden  zwei  Bedingungen  erforderlich:  1)  Mindesteub  ^s  der  anwesen- 
den stimmberechtigten  Gläubiger  müssen  sich  für  die  Annahme  erklären,  2)  der  Betrag 
der  Forderungen,  deren  Besitzer  den  Vorschlag  annehmen,  muss  wem'gstens  V«  des  Be- 
trags aller  Forderungen  ausmachen,  die  bei  der  Abstimmung  in  Betracht  kommen. 
Bietet  der  Vorschlag  den  einfachen  persönlichen  Glftubigem  nicht  mindestens  50  Prozent, 
so  ist  überdies  erforderlich,  dass  mindestens  %  der  anwesenden  stimmberechtigten 
Gl&ubiger  sich  dafür  erklftren*** 

Norw^.  KG.  §  65:  „Der  Vergleiehsvorschlag  ist  als  angenommen  zu  betrachtec« 
wenn  l)sftmmtUche  anwesenden  stimmberechtigten  Gl&ubiger  für  seine  Annahme  stimmen, 
und  die  anerkannten  Forderungen  dieser  GlAubiger  mindestens  %  <1^  Betrags  der  an- 
gemeldeten Stimmrecht  gebenden  Forderuhgen  ausmachen,  oder  wenn  2^  der  VorM^hläg 
Ton   '/4   der  anwesenden  Gläubiger  gebilligt  wird,   und  die  anerkannten  Fordeniiigeh 
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Ist  der  VergleichsYorschlag  genehmigt,  so  wird  eine  neue  Gläubiger- 
versammlung  anberaumt,  in  welcher  die  Gläubiger  zur  Eriiebung  etwaiger 
Einwendungen  gegen  den  ZwangSYergleich  aufgefordert  werden.^}  In 
der  neuen  Gläubigerrersammlung  entscheidet  das  Yertheilungsgericht, 
ob  der  Zwangsyergleidi  zu  bestätigen  ist  oder  nicht.  Die  Bestätigung 
muss  verweigert  werden,  wenn  der  Vergleich  nicht  allen  Gläubigem, 
die  gleichstehen  sollen,  gleiches  Recht  gewährt.^  In  Ncruegen  erfolgt 
die  Verwerfung  des  Vergleichsvorschlags,  wenn  das  Vertheilungsgericht 
findet,  dass  die  Rechte  deijenigen  Gläubiger,  die  nicht  eingewilligt 
haben,  nicht  genflgend  gewahrt  sind,^  in  Dänemark  dagegen  nur,  wenn 
bestimmten  Gesetzesregeln  ^)  zuwidergehandelt  ist,  insbesondere  der,  dass 
privilegirte  und  prioritätische  Gläubiger  nicht  zu  einem  Nachlass  oder 
Aufschub  gezwungen  werden  können. 

Ein  bestätigter  Zwangsvergleich  bindet  alle  einfachen  Konkurs- 
gläubiger,  selbst  diejenigen,  die  sich  während  des  Konkursverfahrens 
nicht  gemeldet  haben,  und  befreit  den  Schuldner  von  dem  Theil 
seiner  Schuld,  den  er  nicht  beim  Vergleich  flbemommen  hat.^)  In 
Dänemark  hat  der  Zwangsvergleich  dieselbe  Wirkung  wie  ein  ge- 
richtlich geschlossener  Vergleich,^  woraus  namentlich  folgt,  dass  er 
vollstreckbar  ist.  Der  Gemeinschuldner  verliert  jeden  durch  den  Ver- 
gleich erworbenen  Vortheil  (ohne  von  seinen  Verpflichtungen  nach  In- 
halt des  Vergleichs  befreit  zu  werden),  wenn  sich  binnen  drei  Jahren 
herausstellt,  dass  sein  !Fallissement  betrOglich  wai\  oder  dass  er  ge- 
heime Verabredungen  mit  einzelnen  Gläubigem  getroffen  hatte.  ^ 

Ein  bestätigter  Zwangsvergleich  ist  in  Iforuegen  inappellabel;^  in 
Dänemark  kann  er  angefochten  werden,  wenn  er  die  Gesetzesbestim- 
mungen der  §§  117  und  118  des  Eonkuj*sgesetzes')  verletzt  ^^  Die  Ver- 


dieter  QUabiger  */«  des  Betrags  der  angemeldeten,  Stimmrecht  gebenden  Forderungen 
noimachen.* 

*)  Dftn.  K.O.  §  117,  norweg.  E.G.  §  67. 

^  Dia.  E.O.  §  111,  norweg.  K.O.  §  70. 

'}  Norweg.  K.O.  §§  68  n.  70.  Die  Verwerfung  kann  erfolgen,  wenn  das  Gericht 
findet,  daaa  die  Vei^leicbabedingnngen  tat  die  Glllubiger  nicht  so  gfinstig  sind,  wie 
man  den  vorliegenden  Umst&nden  nach  billiger  Weise  erwarten  kOnnte. 

*)  Dan.  K.O.  §§  111-115. 

^  Dan.  K.G.  §  120,  norweg.  E.G.  §  69. 

•)  Dan.  E.G.  §119. 

^  D&n.  E.G.  §  128.  norweg.  E.G.  §  76. 

^  Norweg.  E.G.  §181. 

*)  Dan.  ](.G.  §  117.  „Vor  der  BesUtigong  soU  das  Theilnagsgeiicht  so  bald  wie 
möglich,  nachdem  die  Abstimmung  stattgefunden  hat,  durch  die  Zeitungen  diqenigen. 
die  gegen  den  Zwangsvergleich  Einspruch  erheben  wollen^  auffordern,  einen  schrift- 
lichen Protest,  spätestens  vier  Tage  vor  der  sur  Bestätigung  oder  Verweigerung  des 
Zwangsvergleichs  anberaumten  Glftnbigerversammlnng  (die  nicht  spAter  als  14  Tage 
"bach  der  Abstimmung  stattfinden  darf)  einzureichen.'' 

§  118.  „Die  Bestätigung  des  Zwangsvers^eiehs  soU,  selbst  wenn  kein  £inspradi 
erhobt  wird,  durch  begrfindetes  Erkenntniss  verweigert  werden:  1)  wenn  die  aUge* 
meinen  Bedingungen  fUr  den  Zwangsvers^eieh  nicht  vorliegen,  oder  wenn  die  vorge* 
schriebenen  Regeln  in  Bezug  auf  das  Verfahren  bei  der  Verig^eiehsverhandlung  nidit 
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werfang  eines  angeaommenen  Yergleichsvorschlags  von  Seiten  des  Ver« 
theilungsgerichts  kann  von  einer  bestimmten  Mehrzahl  der  Gläubiger 
und  in  Dänemark  auch  vom  Gemeinschuldner  angefochten  Ti^erden.^) 

m.  Theil. 

Erbschaftoregnilieraiig. 

§  32. 
1.  Erbfolge  Im  Allgemeinen.^ 

I.  Die  gesetzlichen  Erben  sind  Verwandte  und  der  Ehegatte.^ 
Die  Verwandtenerbfolge  beruht  auf  demselben  Parentelsystem 
wie  die  Regeln  im  Osterreichischen  bürgerlichen  Gesetzbuch  vom  Jahre 
1811.  Zunächst  erben  die  Abkömmlioge  des  Verstorbenen  mit  Reprä- 
sentationsrecht. Sind  keine  Abkömmlinge  da,  so  fSUlt  die  Erbschaft  an 
die  Eltern  zu  gleichen  Theilen;  ist  einer  von  diesen  gestorben,  so  geht 
dessen  Erbschaftstheil  auf  seine  Abkömmlinge  (die  Geschwister  des  Erb- 
lassers und  deren  Abkömmlinge  mit  Repräsentationsrecht)  über;  sind 
keine  solchen  Abkömmlinge  da,  so  fällt  die  ganze  Erbschaft  an  den 
Ueberlebenden  der  Eltern  des  Verstorbenen.  Sind  weder  Abkömmlinge 
des  Verstorbenen  (erste  Erbklasse)  noch  Altern  oder  Geschwister  oder 
deren  Abkömmlinge  (zweite  Erbklasse)  da,  so  fällt  die  Erbschaft;  an  die 
Orosseltem  des  Verstorbenen  und  die  Abkömmlinge  derselben  (dritte 
Erbklasse),  demnächst  an  seine  Urgrosseltem  und  deren  Abkömmlinge 
(vierte  Erbklasse)  und  endlich  an  seine  ürurgrosseltern  und  deren  Ab« 
kOmmlinge  (fOnfte  Erbklasse).  In  jeder  von  diesen  Klassen  werden 
dieselben  näheren  Regeln  befolgt  wie  in  der  ersten  und  zweiten  Erb- 
klasse.^)  Uneheliche  Kinder  beerben  gewöhnlich  den  Vater  und 
dessen  Verwandte  nicht,  wogegen  sie  die  Mutter  und  die  mütterlichen 
Verwandten  zu  gleichen  Rechten  mit  eheUchen  Kindern  beerben.^) 


befolgt  sind,  oder  wenn  andere  in  diesem  Gesetz  vorgeschriebene  Regeln,  die  den 
GlAnbigem  Kenntaiss  vom  Znstand  der  Masse  zn  geben  bezwecken,  in  irgend  einem 
wesentiichen  Pnnkt  tibertreten  oder  bei  Seite  gesetzt  sind;  2)  wenn  der  Vergleich 
etwas  enthalt,  was  gegen  die  Bestimmungen  der  §§  111—115  dieses  Gesetzes  streitet 
oder  sonst  gesetzwidrig  ist.  Dagegen  steht  dem  Theilnngsgericht  keine  Prafung  der 
Billigkeit  oder  Zweckmässigkeit  des  Inhalts  des  Zwangsvergleichs  zu,  und  ebenso  wenig 
sind  derartige  Einspräche  seitens  eines  Gl&ubigers  zu  beachten.*' 

1»)  Dan.  K.G.  §  189. 

1)  Dan.  KO.  §  188,  norweg.  K.O.  §  132. 

*)  Deuntzer,  Das  danische  Erbrecht^  Kopenhagen  1892;  Fr.  Hallager,  Das 
norwegische  Erbrecht,  2.  Ausg.,  bei  F.  Hagerup,  Kristiania  1885  (beide  dan.). 

^  Die  erbrechtliehen  Regeln  in  den  Gksetzbtlchem  Christians  V.  sind  jetzt  durch 
neuere  Gesetze,  namentlich  die  danische  Verordnung  Tom  21.  Mai  1845  und  das 
norwegische  Gesetz  vom  81.  Juli  1854,  fast  gftnzlioh  ersetzte 

*)  Dan.  Verordnung  vom  21.  Mai  1845  §§  1 — 8,  norweg.  (besetz  Tom  80.  Juli 
1854  §§  1,  2,  7—9,  19—27.  In  Norwegen  gilt  ausserhalb  der  geraden  Linie  und  der 
ersten  Seitenlinie  die  Grenze  des  siebenten  Mannes  (nach  römischer  Berechnung). 

*)  D.L.  5—2—70  bis  78,  norweg.  Gesetz  vom  80.  Juli  1854  §§  3—6,  j&orweg. 
Cbsets  Tom  27«  Juni  1892* 
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-  - 

Was  die  Erbschaft  der  Ehegatten  anlangt,  so  ist  Folgendes 
XU  bemerken:  1)  Wenn  der  Verstorbene  Abkömmlinge  hinterfaussen 
hat,  erbt  in  Nwwegen  der  Ehegatte  nicht,')  wogegen  er  in  Dänemark 
einen  in  eigenthttmlicher  Weise  bestimmten  Theil  erhUt,^  n&mlieh  so 
viel  als  ein  Sohn  erhalten  würde,  wenn  er  den  doppelton  Theil  im  Ver- 
hiltniss  tOL  denjenigen  der  Schwester  erbte  (Bruderthefl),^  doch  nicht 
mehr  als  ein  Viertel  der  Erbschaft  nach  Abzug  dessen,  was  durch  letst- 
willige  Verfügung  verschenkt  ist 

Hat  zwischen  den  Ehegatten  GOtergemeinschaft  bestanden  (was  in 
Dänemark  und  Norwegen  regehnSssig  der  Fall  ist),  so  hat  der  nadi- 
lebende  Oatte  Anspruch  auf  Verbleiben  in  ungetrennter  Gftter* 
gemeinschaf t.^)  Die  Eigenthflmlichkeit  besteht  theils  darin,  dass  eine 
Erbschaftstheilung  bis  auf  Weiteres  nicht  stattfindet,  theils  darin,  dass 
die  ganze  Vermögensmasse  im  Besitze  des  Überlebenden  Ehegatten  und 
dessen  VerfDgungsrecht  (nicht  bloss  Niessbrauch)  unterworfen  bleibt,  so 
dass  die  Erben  des  Erstgestorbenen,  so  lange  dies  Verii&Itniss  dauert, 
keinen  Anspruch  auf  die  Masse  erheben  können,  und,  wenn  das  Ver- 
hältniss  aufhört,  ihre  Erbschaft  nach  dem  Zustand  der  Masse  berechnet 
bekommen,  wie  diese  durch  die  Verwaltung  des  fiberlebenden  Ehegatten 
verbesserfe  oder  verschlechtert  worden  ist.  Auf  dieses  Verbleiben  in 
ungetrennter  Gütergemeinschaft  hat  der  Wittwer  ein  gesetzliches  Recht, 
solange  er  ledig  bleibt  und  unter  der  Voraussetzung,  dass  keine  and^n 
Erben  ali»  cße  gemeinschaftlichen  Kinder  vorhanden  sind.  Dagegen  muss 
die  Wittwe,  die  in  der  Gütergemeinschaft  mit  den  gemeinschaftlichen 
Kindern  Veifdeiben  will,  einen  besonderen  Titel  dazu  haben,  der  ent« 
weder  eine  Erlaubniss  von  Seiten  der  Obrigkeit  (welche  in  Dänemark 
nur  gegeben  wird,  sofern  die  Kinder  noch  nicht  \%  Jahre  alt  sind,  in 
Ncfwegen^  sofern  sie  jünger  als  25  Jahre  sind)  oder  (in  Dänemark)  eine 
testamentarische  Verfügung  des  Mannes  sein  kann,  durch  die  er  der 
Wittwe  dasselbe  Recht  auf  Fortsetzung  der  Gütergemeinschaft  gewShTt, 
das  er  selbst  haben  würde. 

Sind  die  Erbeli  die  Stiefkinder  des  nachlebenden  Gatten,  so  ist  so- 
wohl für  den  Wittwer  als  für  die  Wittwe  die  Erlaubniss  der  OMgteit^ 
zum  Vorbleiben  in  der  Gütergemeinschaft  erforderlich,  und  diese  Er- 
laubniss kann  nur  ertheilt  werden,  insoweit  die  Kinder  noch  nicht 
18  Jahre  alt  sind.  In  Norwegen  ist  inn .  Falle  des  Verbleibens  in  der 
Gütergemeinschaft  mit  Stiefkindern  ein  Status  über  den  Bestand  des 
Vermögens  beim  Tode  des  verstorbenen  läiegatten  aufzunehmen,   und 

*)  Norweg.  Gesetz  vom  SL  Juli  1854  §  8. 

*)  Dan.  Verordnung  vom  2L  Mai  1845  §  15. 

^)  Gemtos  dem  älteren  lUoht  bekam  ein  Mann  immer  den  doppelten  Erbtiieia 
im  Vergleich  in  demjenigen  einer  Frau,  dies  ist  aber  in  JDämtmark  dnrdi  Veror&ang 
tom  2L  Mai  1845  eingeschränkt  nnd  später  dnrch  Oesets  vom  29.  Dezemher  1857  auf- 
gehoben nnd  in  üanocgcn  dnieh  Gesetz  Tom  8L  Juli  1854$  8  anfgehoben. 

*)  Dan.  Verordnung  vom  21.  Mai  1845  §  18,  norweg.  Gesetz  vom  80.  Juli  185L 

^)  In  Dänemark  in  Kopenhagen  der  Magistrat  und  sonst  das  TheftnagBgwielLt; 
in  Nonregen  der  Amtmann.  \ 
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von  den  Vonnttndem  der  Kinder  ttber  die  V«rvaltiHig  des  Yennögens 
Yon  Seiten  des  nachlebenden  Gatten  eine  allgemeine  AnÜBicht  zu 
führen.  In  den  anderen  F&Ilen  ^der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft 
wird  keine  Aulsicht  über  die  VermögensTerwaltung  des  nachlebenden 
Ehegatten  geführt,  so  wenig  wie  dieser  den  Erben  gegenüber  die.  Pflicht 
zur  Rechenschaftsablage  hat.^) 

2)  Hat  der  verstorbene  Ehegatte  keine  Abkömmlinge  hinterlassen, 
so  ist  ein  Yeitleiben  in  der  Gütergemeinsehaft  nicht  zulässig.  Der 
Ehegatte  erbt  in  diesem  Falle  einen  Drittheil   des  Nadüasses. 

3)  Hat  der  verstorbene  Ehegatte  gar  keine  erbberechtigten 
Verwandten  hinterlassen,  so  erbt  der  Ehegatte  den  ganzen  Nachlass.^ 

n.  Um  eine  letztwillige  Verfügung  errichten  zu  können,  ist 
erfcMHlerlich,  dass  der  Testator  18  Jahre  alt  und  nicht  unter  Vormund- 
schaft gestellt  ist,  doch  kOnnen  die  von  nidit  achtzehnjährigen  oder 
unter  Vormundschaft  gestellten  PM:9onen  errichteten  Verfügungen  Gül- 
tigkeit durch  königliche  Konfirmation  erlangen.') 

Deijenige,  der  keine  Abkömmlinge  hinterlässt,  kann  durch  Testa* 
ment  sein  ganzes  Vermögen  verschenken,  währrad  derjenige,  der  solche 
hinterlässt,  durch  Testament  nur  über  einen  Theil  seines 'Vermögens 
verfügen  kann,  nämlich  in  Dänemark  über  ein  Drittel,  in  Nartcegen 
Ober  ein  Viertel^)  seines  Vermögens,  doch  kommt  in  gewissen  Fällen 
dem  Testator  ein  weitergehendes  Testirrecht  zu.^)  In  Dänemark  ist 
auch  der  Ehegatte  Zwangserbe,  da  ihm  sein  Pflidittheil  nicht  entzogen 
werden  kann,  wenn  Abkömmlinge  da  sind,  UQd  ihm,  wenn  Abkömmlinge 
nicht  vorhanden  sind,  ein  Drittel  des  Nachlasses  vorbehalten  ist.*) 

m.  Letztwillige  Verfügungen  sind  schriftlich  zu  erriebten  unp 
vom  Testator  anzuerkennen,  und  zwar  entweder  in  Gegenwart  von 
zwei  besonders  zugezogenen  Zeugen  oder  vor  dem  Notarius  pubHcus.^ 
Mündlich  kOnnen  Testamente  nur  errichtet  werden,  wenn  Gefahr  im 
Verzuge  ist.^ 

IV.  Ausländer  haben  dieselbe  Erbfähigkeit  wie  Inländer,  doch 


0  Aach  sonst  finden  in  diesen  FiUen  weder  Sicheriieits-  noch  Anfsichtsmass* 
regeln  statt 

*)  Dia.  Verordnung  Tom  ^1.  Mei  1845  §§  15—17,  norweg.  Oesets  Yom  81.  Juli 
1854  §  28. 

^  Dan.  Veroidnung  yom  21«  Mai  1845  §§  21  n,  22,  norweg.  Gesetz  vom  81,  Juli 
1854  §§  31,  32  und  88. 

*)  DSn.  Qesete  yom  29.. Dezember  1857,  norweg.  Gesetz  vom  81.  Joü  1854  §  38. 

*)  Dfin.  Verordnong  vom  22,  November  1887  nnd  vom  21.  Mai  1854  §§  28—28, 
aorweg.  Gesetz  vom  81.  Joü  1854  §§  36  nnd  87. 

^  Dftn.  Yerordnong  vom  21.  Mai  1845  §  24,  norweg.  Gesetz  vom  31.  Jiüi  1854 
§$  50  und  51,  Hat  Gfltergemeinschaft  bestanden,  so  nimmt  der  Oberlebende  Ehegatte 
immer  (ausser  seinem  Erbe)  die  H&lfte  des  gemeinscbaftlichen  Vermögens  als  sein 
Eigenthom. 

^  .Letztere  Form  ist  die  praktisch  zweckmftssigere.  Dftn.  Verordnmig  vom  21.  Mai 
1845  §  24,  norweg.  Gesete  vom  31.  Juli  1854  §§  50  mid  51. 

^  Dan.  Verordnung  vom  21.  Mai  1845  §  25,  norweg.  Gesetz  vom  81.  Jnli  1854 
$§52  und  58. 


858  Euopft. 


kann  in  Nanvegen  der  EOnig  mitteb  allgemcdner  Verordnang  die  Eis- 
wohner  solcher  fremden  Staaten  Tom  Erbrecht  in  Norwegen  ans- 
BchlicBsen,  in  denen  Nanoeger  nicht  dieselben  Erbrechte  wie  die  eigenen 
Einwohner  des  Landes  haben.  ^) 

y.  Sowohl  gesetzliche  Erben  als  testamentarische  Erben  and  Lega- 
tare erwerben  die  Erbschaft  ipso  inre  ohne  ii^nd  welche  besondere  An- 
tretong,*)  aber  sie  kOnnen  sie  ausschlagen,  und  es  kann  Niemandem 
gegen  oder  ohne  seinen  ausdrücklich  erkl&rten  Willen  eine 
Haftbarkeit  für  die  Schulden  oder  eine  sonstige  Verpflich- 
tung aus  der  Erbschaft  auferlegt  werden. 

VI.  Die  Erbschaftssteuer^  beträgt  in  Dänemark  ein  Prosent 
von  Erbschaften,  die  dem  Ehegatten,  Abkömmlingen  oder  Eltern  zu- 
fallen;^) vier  Prozent  von  Erbschaften,  die  Oeschwistem  oder  Ab- 
kömmlingen derselben  zufallen,  und  sieben  Prozent  von  Erbschaften, 
die  ferneren  Verwandten  oder  Nichtverwandten  zufallen.^  Li  Norwtgen 
beträgt  die  Erbschaftssteuer  sechs  Prozent  von  Erbschaften,  die  den  Ge- 
schwistern des  Erblassers  oder  Abkömmlingen  derselben,  und  acht  Prozent 
von  Erbschaften,  die  ferneren  Verwandten  oder  Nichtrerwandten  zufallen.^ 

Hierbei  ist  es  gleichgOhig,  ob  es  sich  um  eine  Erbschaft  oder  um 
ein  Vermächtniss  (Legat)  handelt,  ob  ab  intestato  oder  ex  teetamento 
geerbt  wird.  Die  Steuer  ist  nur  zu  zahlen,  wenn  die  Erbschaft  im 
Inlands  angefallen  ist;^  dagegen  kommt  es  nicht  darauf  an,  ob  die 
Erben  im  Inlande  wohnen  oder  Theile  des  Nachlasses  sich  dort  befinden.*) 

Weiter  hat  Christian  V.  das  sogenannte  Sechstel-  und  Zehntelgeld  (zu- 
sammen 25  Prozent)  von  aUen  Erbschaften,  die  aus  dem  Reidie  ausgefDhrt 
werden,  verordnet;*)  diese  Abgabe  ist  aber  durch  eine  Menge  Ton  Staats- 
yerträgen^)  jetzt  fast  ganz  weggefallen  und  soll  übrigens  in  Norwegen 
überhaupt  nur  geleistet  werden,  wenn  die  Erbschaft  Unterthanen  eines 
Landes  zufällt,  in  dem  Norweger  eine  solche  Abgabe  zahlen  müssen.  ^) 

>)  Nonr«g.  OeaeU  Tom  81.  Jnli  18M  §  SS.  Vgl  aadi  AUgvm.  Verl  AfA  FteoBs. 
JttstüaniiuBten  Tom  8.  Febniar  1848  die  Ausfertigung  der  Todtenscüeine  der  in  Prenssen 
verstorbenen  sehwedischen  und  norwegischen  Unterthanen  betreffend  (Ptenss.  Jostiz- 
ministerialblatt  S.  60). 

*)  DtaL  Verordnang  v.  11.  Sept  1889  §  1,  norweg.  Oesets  t.  81.  Jnli  18M  §  7(L 

^  H&llager,  norweg.  Erbrecht  §  87;  Amdrnp,  die  din.  Erbschaftastener  (1878); 
Deuntaer,  Skifterecht  §  68  (slmmtL  dän.). 

^  Orosseltera  dagegen  zahlen  sieben  Prosent^  aiehe  ürtheil  des  dIn.  Höchsten 
Gerichts  rom  8.  April  1872. 

*)  IMln.-norweg.  Verordnung  y.  12.  &M-  ^792,  din.  Geseta  ▼.  19.  Februar  186t 

')  Dln.«norweg.  Verordnung  Yom  12.  September  1792,  norweg.  Eundmachuag 
Tom  15.  Juni  1882  und  vom  8.  Mai  1892. 

^  d.  h.  wenn  Erblasser  seinen  lotsten  Wohnsitc  in  DSnemark  hatte. 

")  Dan.  Kanzleischreiben  Tom  1.  December  1827,  din.  Justisministerialsdiraben 
Tom  81.  Mai  185S  und  ybm  24.  Norember  1859,  norweg.  Schreiben  Tom  21.  Mai  1865. 

»)  D.  und  N.  L.  6—2—77  bis  79. 
^)  Vgl.  Uebereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reich  wd  DSnemark  llher  die 
Auihebung  des  Abschosses  und  AbfahrtsgeldeB  yom  5.  Februar  1881  (Deutsehes  Beicbs- 
gesetzblatt  S.  846.) 

^^  Norweg.  kgL  Kundmachung  vom  15.  Mai  1819. 
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Die  Abgabe,  die  jfrOher  unter  dem  Namen  „Forlovspenge**  von  den 
aus  dem  Gerichtsbezirke  herausgehenden  Erbschaften  zu  erlegen  war,^) 
i^  weggefallen.^ 

Yn.  In  Dänemark  sind  Testamente  mit  zwei  Kronen  Stempel  zu 
versteuern,  wenn  das  Vermögen,  worüber  verfügt  wird,  nicht  8000  Kronen 
Übersteigt,  sonst  aber  mit  8  Kronen  Stempel;  die  Verletzung  dieser 
Kegel  hat  aber  nur  zur  Folge,  dass  doppelte  Stempelgebühren  zu  er- 
legen sind.^)  Wenn  das  Testament  in  Kraft  tritt,  so  ist  ausserdem  eine 
Stempelabgabe  von  ^1$  Prozent  des  Werthes,  über  den  durch  das  Testa- 
ment verfügt  ist,  zu  entrichten,  jedoch  unter  Kürzung  desjenigen,  was 
dem  Bedachten  ab  intestato  zugefallen  w&re>) 

§33. 
2.  Das  eheliehe  Gflterreelit. 

Mit  der  Eingehung  der  Ehe  tritt  ipso  iure  vollständige  Güter- 
gemeinschaft zwischen  den  Ehegatten  ein;  alle- Rechte  werden  ge- 
meinschaftlich, und  das  gemeinschaftliche  Vermögen  der  beiden  Ehe« 
gatten  haftet  für  alle  —  vor  oder  nach  der  Ehe  —  gültig  eingegangenen 
Schulden.*) 

Das  gemeinschaftliche  Vermögen  wird  vom  Mannet  verwaltet, 
doch  hat  die  Frau  das  ausschliessliche  Verfügungsrecht  über  alles,  was 
sie  durch  eigene  selbständige  Thätigkeit  erwirbt  oder  nachweislich  aus 
Mitteln  angeschafft  hat,  die  sie  durch  ihre  Thätigkeit  erworben^)  hat. 
Während  ihrer  Lebenszeit  kann  dieser  Erwerb  für  die  von  ihrem  Manne 
eingegangenen  Schulden  ohne  ihre  Grenehmigung  nicht  in  Anspruch  ge- 
nommen werden.^  In  Nanvegen  gilt  das  V^rfügungsrecht  des  Mannes 
über  das  gemeinschaftliche  Vermögen,  mit  der  Einschränkung,  dass 
er  ohne  Qenehmigung  der  Frau  nicht  mehr  als  Vio  des  gemeinsamen 
Vermögens  verschenken,  noch  ein  von  ihr  in  die  Qütergemeinschaft 
eingebrachtes  Grundstück  auf  dem  Lande  ^  verschenken,  veräusseroi 
verpfänden  oder  .vermiethen,  oder  sich  oder  der  Frau  ein  Alten* 
theil  gegen  Zahlung  aus  dem  gemeinschaftlichen  Vermögen  bedingen, 
noch   endlich  den  der  Frau  zustehenden  Altentheil   aufgeben  darf.  ^^ 

1)  D.  L.  5—2—75,  N.  L.  5—2-76. 

*)  DSn.  (besetz  vom  19.  Februar  1861,  norweg.  Geseti  von  1.  Juli  1816  §  8. 

^  D&n.  Stempelgesetz  Yom  19.  Februar  1861  §  24. 

*)  Dan.  StempelgeBetz  Tom  19.  Februar  1861  §  25 

»1  D.  und  N.  L.  5—2—14  und  19. 

«)  D.  L.  1—28-^10  und  5-1—18,  dftn.  Verordnung  vom  21.  Mai  1845  §  12, 
norweg.  Gesetz  vom  29.  Juni  1888  §  14. 

^  Wenn  z.  B.  die  Frau  als  Schauspielerin  Gkld  verdient,  dafOr  einen  Gegen- 
stand aDBchafft,  diesen  Gegenstand  verkauft  und  für  den  Erlös  einen  anderen  Gegen» 
stand  erwirbt,  so  hat  sie  auch  über  diesen  das  ausschliessliche  VeifflgungBrecht  Ihr 
Uegt  aber  die  Beweislast  anf.*^^ 

*)  Dfin.  Gesetz  vom  7.  Mai  1880,  taorweg.  Gesetz  vom  29.  Juni  1888  §  81  und 
vom  29.  Juni  1894  vergl.  Herm.  Scheel,  das  eheliche  Gfiterrechti  Kristiania  1892  (dftn.). 

^  D.  i.  jedes  Grundstock  ausserhalb  der  St&dte. 

10)  Norweg.  Gesetz  vom  29.  Juni  1888  §  14. 
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Klage  aiif  AafMhtnng  solcher  RechtsgesehUfte  muss  binnen  einem  Jahr 
■ach  der  YoIIsiehung  des  Rechtsgeschäfts  erhoben  werden.^ 

Die  personliche  Haftung  fOr  die  gemeinsamen  Schulden  liegt  in 
der  Begel  allein  dem  Manne  ob,  was  namentlich  die  Bedeatnng  hat, 
dass  £e  Frau,  wenn  die  Gtttergemeinschaft  z.  B.  durch  TrMnung  der 
Ehe  oder  Tod  des  Mannes  aufhört,  nicht  fOr  di€\ienigen  Schulden  haftet, 
die  eicht  aus  dem  gemeinschaftlichen  YermOgen  gedeckt  werden  kOnnen, 
aujBser  wenn  die  Frau  durch  Y erbleiben  in  ungetFennter  Güteiffemeinschaft 
oder  UK  aaderer  Weise  die  Haftung  Übernommen  hat.  Doch  wird  an- 
genommen,^ dass  die  volle  persönliche  Haftung  der  Ehefrau  flbr  die 
Schulden,  die  sie  vor  der  Ehe  eingegangen  hatte^  fortdau^  trotzdem 
der  Ehemann  aucli  ftir  diese  persönlich  haftet.  Femer  ist  die  Frau  fllr 
den  Schaden,  den  sie  wShrend  der- Ehe  sufUgt,  ▼erantworlKch.')  In  Nor- 
tc^/en  gilt  die  Ehefrau  alsmUndig^  und  kann  Yerpfliehtungen 
ab  er  nehmen;  diese  kOnnen  aber  nkht  olme  Weiteres  gegen  das  ße- 
sammtgut  geltend  feoiecht  werden. ") 

Sonder  gut  kenn  in  Dänemark  dnrch  königlich  konfinahrten  She- 
Tertrag  gestiftet  werden,  welcher  in  Fdge  ^es  in  der  Koi^raiakion 
enthaltenen  Befehls  bei  dem  Gericht,  in  dessen  Bezurk  die  EhegeMen 
wohnen,  und  zugleich  bei  dem  Gericht,  in  dessen  Beziik  die  lu  dem 
Sondergute  gehörigen  Grundstöcke  belegen  sind,  zu  dinglesea^  ist 
Ein  nid^t  konfirmlrter  Sheyertrag  ist  zwar  fOr  die  laiegatten  selbst 
und  ihre  Erben  btnd^ftd,  hat  aber  rbrea  Gläubigem  und  andren  Dritten 
gegentßier  keine  Wirkung.  Ist  der  Ehevertrag  zwar  konflrmirt,  Bber 
seine  Dinglesang  vereäumt,  so  gilt  er  Dritten  gegenflber  nicht, 
jedenfalls  nicht  |  wenn  ihn^^  der  Ehevertrag  nicht  bekannt  war.^  Die 
Konfirmation  kann  ertheilt  werden,  auch  wenn  der  Ehevertrag  erst 
nach  Eingehung  der  Ehe  errichtet  wird,  sie  wird  aber  dann  nur  unter 
Yorbehait  der  Rechte  deijraigen  GlftuUger  ertheilt,  deren  Ansprache 
Uter  als  die  Konfirmation  sind. 

In  Norwegen  ist  der  Shevertnig  der  Ehegatten  auch  ohne  Konfir- 
mation vollkommen  gültig«  Ebeverträge  sind  schriflüch  und  mit  der 
Untersdirift  der  Parteien  zu  enichtrat  und  nach  vorgängiger  langsamer 
und  deutlicher  Yorlesung  von  ihnen  in  Gegenwart  von  mindestens  zwei 
zugezogenen  Zeugen  anzuerkennen^^  ShevertrSge  sind  bei  dem  Gericht, 
in  dessen  Bezirk  die  Ehegatten  wohnen,  zu  dinglesen,   und  es  ist  in 

0  Nonreg.  Oasets  Tom  29.  Juni  1888  §  15. 

*)  Urtfaeil  d|M  din.  Höchsten  Gerichts  Tom  2.  Juni  ISSS. 

*)  ürtheil  des  dftn.  Hodisten  Gerichts  vom  25.  Oktober  18d4. 

^)  Val  Im  findig  ist,  wer  sich  selbst  verpflichten  kenn  (25  Jshre),  mfindig  (oder 
mfindig  mit  Knrfttor),  wer  sich  in  (j^meinschsft  nlt  einenk  Kontor  Tei^^iehten 
kann  (18  Jthre).    Vgl  auch  oben  S.  791  Note  1. 

*)  Norweg.  OesetE  Tom  29.  Juni  1888  §§  U  imd  li. 

*)  Vgl.  oben  S.  885  Note  2. 

^  Urtheile  des  dm.  Höchsten  Gerichts  vom  29.  April  I85d,  281  Febmar  1879 
nnd  25^  Januar  1884. 

^  Norw«g*  Oesete  vom  29.  Jnni  1888  §  2. 
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dem  gewöhnlichen  Eundmachnngsblatt  bekannt  zu  machen,  dass  der 
Eheyertrag  eingegangen,  ist.  Bia  die  Din'glesang  und  Bekanntmachung 
stattgefunden  hat,  ist  der  EheTeitrag  nur  für  die  Ehegatten  selbst  und 
ihre  Erben  yerbindlich.^)  EhevertrSge  and  femer  bei  dem  Gericht,  in 
dessen  Bezirk  die  snim  Sondergut  gehörigen  Grundstücke  belegen  sind, 
zu  dinglesen.  Nichtbeachtung  dieser  Yorschriffc  bewiiiit,  dass«  wenn 
ein  Ehegatte  ein  ihm  nicht  gehöriges  Gmndstitck  aa  einen  in  gutem 
Glauben  beflndlißhen  Dritten  y^iokuft,  yermiethet,  yerschenkt  oder  yer« 
pfändet,  oder  wenn  einer  der  Gläubiger  des  gedachten  Ehegatten  oder 
des  Sammtguts  in  das  Grundstück  eine  Pfändung  yomehmen  lässt,  der 
Kaufbrief,  llüethyerivag,  Pfandbrief  oder  die  Pfändung  rechtskräftig 
wird,  wenn  die  Dinglesung  des  Rechtsgeschäfts  frflher,  als  die  des  She- 
Vertrages  erfolgt.^  Die  Ehegatten  sind  nickt  gebindert,  die  Erriditimg 
des  Eheyertrags  nach  Eingehung  d^  Ehe  yoramkehmen;  wenn  der  Yer^ 
trag  sich  aber  nicht  darauf  beschränkt,  das  einen  Gatten  später  durch 
iSrbschalt  oder  Schenkung  zufallende  Vermögen  ala  Sondergut  zu  be- 
stellen,^ so  muss  eine  Bilanz  beigelegt  werden,  die  erweist,  dass  der 
fOr  die  Schulden  haftende  Gatte  durch  dm  Eheyertrag  sieht  zahlungs- 
unfähig wird,^)  und  die  schon  yorhandenen  Gläubiger  ktenen,  nachdem 
sie  yergebens  Befiriedigung  bei  ihrem  Schuldner  gesucht  hahen,  sich  an 
das  dem  nicht  fDr  die  Schulden  haftenden  Gatten  zugetheSteTenttOgen 
halten,  wenn  nicht  bewiesen  wird,  dass  der  Schuldner  durch  im.  Ehe- 
yertrag nicht  zahlungsunfähig  geworden  ist.^)  Eheyerträge,  die  einen 
yor  der  Ehe  eingegangenen  Eheyertrag  abändern  oder  aufheben,  sind 
t)hne  königliche  Konfirmation  nicht  gültig.^ 

In  Dänemark  gilt  die  Ehefrau  als  unmündig  ohne  Unterschied, 
ob  Gütergemeinschaft  oder  Sondergutsrecht  zwischen  den  Ehegatten 
besteht;  auch  im  letzteren  Falle  wird  ihr  Sondergut  vom  Ehemann  als 
Vormunj)  verwaltet.  In  der  neuesten  Zeit  werden  aber  bei  der  Kon- 
firmation der  Eheyerträge  oft  Bestimmungen  getroffen,  welche  darauf 
absdelen^  dass  die  Ehefrau  allein  oder  in  Verbindung  mit  einem  Vor- 
mund die  Verfügungsgewalt  über  ihr  Sondergut  haben  soll.  In  JVbr* 
wegen  dagegen  hat  die  Ehefrau  dieselbe  Mündigkeit  wie  die  unver- 
heirathete  Erau,^)  doch  ist  ihre  Bürgschaft,  „schadenslose"  ^)  IJebertra- 
gung  einer  Forderuiig,  Indossament  und  überhaupt  jede  Disposition, 
durch  welche  die  Ehefrau  die  Haftung  für  die  Schulden  des  Ehemannes 
oder  des  Sammtguts.  ttbemimmt,  für  sie  unverbindlich   wie   die  Sicher- 

1)  Norweg.  Gesete  vom  2^  Jwii  1S88  §  4. 

^  Norweg.  Gesetz  vom  29.  Joni  1888  §  9. 

^  Norweg.  Gesetz  yom  29.  Juni  1888  §  8. 

^)  Norweg.  Gesete  vom  29.  Jtmi  1888  §  6. 

»)  Norweg.  Gesetz  yom  29.  Juni  1888  §  7. 

^  Norweg.  Gesetz  vom  29.  Juni  1888  §  5. 

^  Norweg.  Gesetz  Tom  29.  Juni  1888  §  11. 

^  Wer  eine  Forderung  Übertragt,  steht  nur  dafOr  ein,  dass  sie  existirt.  Ist  die 
Uebertragimg  aber  schadenslos,  so  haftet  der  Zedent  auch  für  die  Sicherheit  der 
Forderung  ^d  moss  daher  zahlen,  wenn  der  Schuldner  nicht  zahlen  kann. 
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heitsleistong  zu  Gunsten  des  Ehemanns  oder  des  Sammtguts  oder  der 
Erlass  dnw  Siclierheit  am  Vermögen  des  Mannes  oder  an  dem  Ge- 
sammtgat,  wenn  solches  nicht  mit  Genehmigung  der  Obervor- 
mbndschaft^)  geschieht.')  Jeder  Ehegatte  verwaltet  sein  YermSgen 
selbst ') 

§  34. 
8.  Oeffenfliclie  und  prlrate  ErbsehaftSTerCheUiuig. 

Jeder  Nachlass  ist  in  Behwdiung  des  Yertheilangsgerichts^)  (Skifte- 
ret)  zu  nehmen  (Sffentliche  Erbschaftsyertheilung),  wenn  die  Yorans- 
setzungen  für  die  Verwaltung  des  Nachlasses  durch  die  Erben  —  sei 
es  Intestat-,  sei  es  Testamentserben  ^)  —  private  Erbschaftsyertheihmg) 
oder  fOr  eine  Fortaetzung  der  ungetrennten  Gütergemeinschaft  nicht 
vorhanden  sind. 

Damit  eine  private  Erbschaftsvertheilung  stattfinden  kann, 
ist  erforderlich,  dass  alle  Erben  m findig  sind,  doch  ist  hier  Yolt 
jährigkeit  Qn  Ifanvepen  21,  in  Dänemark  25  Jahre)  nicht  nothwendig, 
sondern  es  genfigt,  wenn  die  Erben  mindestens  18  Jahre  alt  sind  und 
die  Genehmigung  ihrer  Kuratoren  haben.^  Bei  geringffigigen  Nach- 
lässen (deren  Aktiven  OdO  Kronen  nicht  fibersteigen)  kann  private 
Erbschaftsvertheilung  stattfinden,  auch  wenn  Personen  unter  18  Jahren 
als  Erben  daran  beöieiligt  sind.'')  Femer  mfissen  alle  Erben  persön- 
lich anwesend  oder  durch  Bevollmächtigte  vertreten  sein,  woronter 
in  Dänemark  nur  Anwesenheit  im  Reiche,  in  Norwegen  aber  Anwesen- 
heit in  dem  Gerichtsbezirke,  in  dem  die  Yertheüung  vorzunehmen  ist, 
verstanden  wird.^  Endlich  mfissen  alle  Erben  mit  dem  Antrag  auf 
private  Erbschaftsvertheilung  einverstanden  sein.^  Ein  einziger  Erbe 
ist  also  im  Stande,  ein  Qffentliches  Yertheilungsverfahren  zu  erzwingen, 
wogegen  Gläubiger  oder  Legatare  private  Yertheüung  nicht  verhindern 
können.  ^^)  In  einigen  Fällen,  in  denen  die  erwähnten  Yoraussetzungen 
für  private  Erbschaftsvertheilung  nicht  vorhanden  sind,  kann  diese 
fedoch  unter  einer  gewissen  Aufsicht  von  Seiten  des  Theilungsgerichts 
stattfinden.  ^1) 


0  In  jedem  Oerichtskreis  in  Norwegen  giebt  es  zwei  von  den  kommnnalen  Be- 
hörden gewShlte  Oberrormünder,  die  n.  a.  Anfincht  ftber  die  Vormttnder  ttben  eoUen. 

*)  Norweg.  Gesets  Yom  29.  Jnni  1S88  §  18. 

*)  Norweg.  Oesets  Tom  29.  Joni  1888  |  19. 

*)  Ueber  die  Theilnngsgerichte  e.  oben  §  26,  doch  ist  das  See-  and  Huideb- 
gericht  in  Kopenhagen  nur  für  Konkursyerfahren,  nicht  aber  f&r  Nachlassbehaadloag 
suBt&ndig. 

*)  Din.-norweg.  Verordnung  Tom  8.  April  1768. 

')  D.  nnd  N.L.  5^2—1  und  16,  din.  Skiftegesets  yom  80.  Noyember  1874  §  &. 

^)  Dan.  Skiftegesets  yom  80.  Noyember  1874  §  10,  niurweg.  Gesets  yom  27.  Mlia 
1869;  yergl.  einige  andere  Ausnahmen  im  din.  Skütegeseta  §§  ^  b  und  75. 

*)  Din.  SkiftegesetK  yom  80.  Noyember  1874  §  6,  c,  N.L.  5—2—16. 

>)  Din.  Skiftegesets  yom  80.  Noyember  1874  §§  4  und  8,  N.L.  5—2-16. 

^  Din.  Skiftegesets  yom  80.  Noyember  1874  §  4. 

")  Dia.  Skiftegesets  yom  80.  Noyember  1874  §  75,  norweg.  Geseti  Vom  27.  Ifiürs  1869. 
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Andererseits  ist  zu  bemerken,  dass  in  Dänemark  der  Erblasser  die 
PrivatTertheflung  ausschliessen  kann,  nämlich  durch  testamentarische 
Auflage  Öffentlicher  Yertheilung  oder  durch  testamentarische  Einsetzung 
^on  executores  testamenti^),  eine  Bestimmung,  die  bei  grösseren 
Erbsdliaften  fiblich  ist.  Die  Exekutoren  müssen  eine  königliche  Bewil* 
ligung  nachsuchen,^  und  verwalten  dann  die  Masse  nach  denselben 
Begeln,  wie  das  Theilungsgericht,  wie  auch  ihre  Behandlung  der  Masse 
als  eine  öffentliche  anzusehen  ist.  Ihre  Handlungen  sind  jedoch  nicht 
judizieU  und  können  daher  nicht  durch  Berufung,  sondern  nur  im 
ordentlichen  Verfahren  erster  Instanz,  angefochten  werden;  sie  können 
auch  die  etwa  entstehenden  Bechtsstreitigkeiten  nicht  entscheiden,  son- 
dern müssen  sie  dem  Theilungsgericht  zuweisen.^  Ausländer  können 
nicht  executores  testamenti  sein>)  In  Nonuegen  steht  die  er- 
wähnte Befugmss  dem  Erblasser  nicht  zu,  und  die  genannte  Bewilligung 
kann  nicht  gegeben  werden.  Mitunter  kommt  wohl  die  testamentarische 
Einsetzung  von  Testamentsexekutoren  Tor,  sie  köimen  aber  nur  eine 
gewisse  Au&icht  bei  der  Erbtheilung  ausüben«  ^)^ 

Wenn  die  Erben  den  Nachlass  zur  privaten  Erbschaftsvertheilung 
übernehmen,  werden  sie  dadurch  zur  unbedingten  Zahlung  der  Schulden 
des  Verstorbenen  verpflichtet.  Sie  können  wohl  eine  präklusive  Ein* 
berufung  der  Gläubiger  vornehmen,  aber  ein  beneficium  inventarii 
giebt  es  nicht. 

Grundsatz^  ist,  dass  die  Erben  nur  pro  rata  haften,  nämlich 
in  Verhältniss  zu  ihrem  Erbrecht  j  und  für  die  Annahme  einer  subsi- 
diären solidarischen  Haftung  giebt  es  keinen  Anhaltspunkt.  Von  diesem 
Grundsatz  giebt  es  aber  sehr  umfassende  Ausnahmen,  insofern  die 
Erben  in  solidum .  :haften ,  wenn  der  Schuldbrief  des  Verstorbenen  die 
Erben  alle  für  einen  und  einen  für  alle  verbindet,  eine  Klausel,  die  in 
Dänemark  sich  deshalb  in  den  meisten  Schuldbriefen,  namentlich  in 
fast  allen  Pfandschuldbriefen  findet.  Femer  haften  die  Erben  solida- 
risch, wenn,  der  Nachlass  dem  Staate,  der  Kirche  oder  dergl.  Geld 
schuldig  ist,  und  die  Erben  den  NarChlass,  bevor  solche  Schulden  bezahlt 
sind,  theilen,  und  wenn  ein  Gläubiger  vor  der  Theüung  des  Nachlasses 
Zahlung  fordert.  Legataren  gegenüber  haften  die  l^ben  nach  nor- 
wegischem Recht  wie  Gläubigem  gegenüber;  in  Dänemark  wird  an- 
genommen, dass  sie  nicht  ultra  vires  hereditatis  haften. 

Wenn  nicht  gleich  nach  dem  Todesfälle  oder  binnen  einer  kurzen 

<)  DftiL  SkiftegeaetB  yom  30.  November  1874  §  6. 

*)  D&o.  Skiftegesets  Yom  80.  November  1874  §  88. 

^  Dfin.  Yerordnung  vom  29.  April  1785. 

*)  Din.  JuBtismimsteriAlschreiben  vom  22.  Mai  1895  (Nr.  187). 

*)  Schweigaard,  §  299. 

^  Eine  Art  von  Kontrole,  dass  der  Nachlass  richtig  dem  Testament  gemiss  ver- 
theilt  wird. 

^  D.L.  5-2—88,  N.L.  5—2—84,  din.  SkiftegesetE  vom  80.  November  1874  §  53; 
vergl.  §  81. 

^  Norweg.  Oesets  vom  81.  JoU  1854  §  46. 
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FriBt  dem  Vertheilungsgeiicht  giaabhaft  gemadit  inrd,^)  daas  priTate 
Erbschaftgtheiliing  oder  Verbleiben  in  nngetrennter  Gfitergemeioschaft 
solässig  ist  und  beantragt  wird,  so  eröffnet  das  Yertheilungsgericbt, 
in  dessen  Beziilc  der  Verstorbene  wohnte, *)  Ton  Amtswegen  das 
Öffentliche  VertheiiangSYeifahren  Ober  den  Naddass.*)  Die  Beiolgnog 
dieser  Begel  wird  dadurch  gesichert,  dass  jeder  Todesfidl  bei  Strafe 
dem  Verttellangsgericht  zu  melden  ist,  und  dass  der  Leichnam  des 
Verstorbenen  nicht  bestattet  werden  darf,  ehe  nicht  ein  Attest  Aber 
die  Anmeldung  dem  Priester  yorgewiesen  ist.^)  Die  Regel  gilt  flir  Alle, 
die  im  Lande  einen  festen  Wohnsitz  haben,  ohne  BQcksicht  darauf,  ob 
sie  fremde  Staatsbürger  sind  oder  nicht. ^)  Umgekehrt  befasst  sich 
das  Verth^ungsgericht  nicht  mit  den  Nachl&ssen  solch»  Personen,  die 
im  Auslande  ihren  Wohnsitz  hatten,  selbst  wenn  sie  norwegische 
oder  d&nische  Staatsbürger  waren,  doch  kann  das  Justiuninisterinm  in 
DämmtMfk  einen  solchen  Nachlass  einem  mUndischen  VertheUnngsgeridit 
nr  Behandlung  überweisen,  insoweit  er  nicht  im  Auslande  in  Behand- 
lung genommen  wird.^ 

Das  Öffentliche  Vertheilungsverfahren  ist  in  yielen  lUl^ 
ganz  summarisch,  indem  der  Nachlass,  wenn  er  nicht  hoher  als  zur 
Deckung  der  Begrftbnisskosten  ausreichend  yeranschlagt  wird,  dem- 
jenigen, der  die  Begräbnisskosten  bezahlen  will,  ansgehSndigt  wird  als 
Aequivalent  fOr  seine  Kosten.'')  Von  diesen  FUlen  abgesdien  bestdit 
die  erste  Aufgabe  des  Vertheilungsgerichts  in  der  Besitzergreifnng,  Auf« 
Zeichnung  und  Taxirung  des  Nachlasses.  Es  hat  femer  eine  Nach- 
forschung nach  den  Erben  und  Legataren  anzustellen  und  ihnen  Nach« 
rieht  Tom  Todesfall  zu  ertheilen,  sowie  fUr  Bestellung  von  Vormflndem 
für  die  Unmündigen  und  Abwesenden  Sorge  zu  tragen.^ 


0  Als  hinlinglicher  Beweis  dtf&r,  dass  die  Bedingaagen  der  pmatsa  Bibsdisfts- 
rertheüang  vorliegen,  damiiter,  dmss  die  Antragsteller  ^  virkfidiea  «sd  emsigea 
Erben  sind,  wird  ihre  eigene  ErkUnmg  Aber  die  Verwandtsehsfts-  md  GatteaTerkSlt- 
nisse  und  Aber  die  Anxabl  der  Erben  aagesebea,  deeb  kann  das  Vertiieüvagagerieht 
▼ollst&adigere  Anskttnfte  and  Beweise  fordern;  TergL  dSa.  Bkiftegeseta  vom  80.  Novbr. 
1874  §  71.  Diese  Prazii  bat  sieh  gat  bewthrt  In  Ddmmmk  -*  nicht  aber  in  Nbr* 
we^M  —  wird  jedoch,  wenn  eine  nicht  notariell  attestirte  letstwülige  VerfÜgimg  vor- 
gelegt ist»  gefordert,  dass  die  Testamentssengen  vorgeftlhrt  werden. 

*)  Dftn.«norweg.  Verordnong  vom  28.  Juni  1798. 

9)  Die  dSnisoh-norwegisehen  Staatsvertrage  mit  Enaland  vom  IL  Juli  1670 
§  15;  mit  Vrankreleh  vom  28.  Angost  1742,  §  40;  mit  Sasslaad  vom  19.  Oktober 
1792,  §  84;  ebenso  die  dSnisöhen  Staatsvertrige  mit  Slam  vom  3.  Febmar  1800  §  15, 
and  mit  Teaesaela  vom  10.  Angvst  1868  §  21,  schliessen  die  dftnisehen  Thei- 
lungsgerichte  ans. 

^)  Dfta.  Skütegesetz  vom  80.  November  1874  §§  1*8,  dSB.-norweg.  Verordniug 
vom  12.  September  1792  §  8. 

*)  Ausgenommen  sind  englische  Unterthanen  gemftss  dem  Staatsvertrag  mit  Oross* 
britannien  vom  11.  Jidi  1670  Art.  15.    Vgl.  auch  Note  3. 

*)  DSa.  SkiftegesetB  vom  80.  November  1874  §  87. 

^  DSn.  Skiftegesetz  vom  80.  November  1874  §  10. 

>)  Dm.  SkiilegesetK  vom  80.  November  1874  §§  12—16,  N.L.  5— 2-1«  4  and  10. 


Dftnenuric  und  Norwegen.  865 


In  Bezug  auf  das  weitere  Verfahren  besteht  ein  wesentlicher  Untere 
schied,  je  nachdem  die  Erben  die  Haftung  für  die  Schulden  flbernehmen 
oder  nicht,  was  damit  zusammenhängt,  dass  sie  im  ersten  Falle  die- 
selbe unbedingte  Haftung  fUr  die  Schulden  Übernehmen,  wie  wenn  sie 
eine  Privattheilung  vornehmen,  während  sie,  wenn  sie  die  Schulden 
nicht  Übernehmen,  für  diese  nicht  ttber  die  Mittel  des  Nachlasses  hinaus 
haften.  *)  Damit  die  Schulden  als  übernommen  betrachtet  werden  können, 
müssen  sämmtiiche  Erben  erklären,  die  Haftung  für  sie  üoemehmen 
m  wollen.  In  Dänemmrk  richtet  das  Yertheilungsgericht  an  die^  Erben 
eine  dahin  gehende  Frage,')  während  es  in  Nancegen  ihnen  selbsV  über- 
lassen ist^  eine  solche  Erklärung  abzugeben.  Für  die  Unmündigen  und 
Abwesenden  kann  der  Vormund  die  Schulden  anerkennen,  aber  das 
Vertheilungsgericht  kann-  sich  der  Anerkennung  widersetzen,  wenn  es 
findet,  dass  diese  dem  Wohl  der  Unmündigen  oder  Abwesenden  wider- 
streitet*) 

§  35. 

4.  Die  NaeUassbeluuidlmig, 

A.  VmMhtm  bei  einem  VaehlMse,  dessen  8<diulden  von  den  Srben 

niöht  ftbemommen  sind. 

Das  Verfahren^)  muss,  dir  hier  keine  für  die  Schulden  haftende 
Person  vorhanden  ist,  in  erster  Linie  das  Interesse  der  Oläubiger 
wahrnehmen,  und  es  hat  deshalb  einen  konkursähnlichen  Charakter. 
Aehnlich  wie  im  EonkursTcrfahren  sind  die  Gläubiger  von  individueller 
Verfolgung  ihrer  Ansprüche  ausgeschlossen  und  darauf  angewiesen,  sich 
zu  der  Vermögensmasse  zu  melden,  aus  der  sie  nach  Massgabo  der 
Eonkursordnung  befriedigt  werden.  Die  Gläubiger  sind  (wenn  der 
Nachlass  nicht  ganz  unbedeutend  ist)^)  durch  die  Zeitungen  mit 
einer  dreimonatlichen  Frist  zu  laden,  doch  beträgt  die  Frist  sechs 
Monate  in  Dänemark,  wenn  anzunehmen  ist,  dass  der  Verstorbene 
Schuldenverpflichtungen  ausserhalb  Europas  oder  auf  Island  oder  den 
Färöern  gehabt  hat^),  und  in  Norwegen,  wenn  der  Verstorbene  in  um- 
fassendem Geschäftsverkehr  als  Kaufmann,  Fabrikbesitzer,  Rechtsanwalt 
oder  dergl.  gestanden  hat,  und  besonders,  wenn  anzunehmen  ist,  dass 
er  Gläubiger  ausserhalb  des  Reiches  hat.^  Die  Forderungen,  die  nicht 
bis  zum  Ablauf  der  Ladungsfrist  angemeldet  sind,  werden  präkludirt, 
doch  behalten  die  Gläubiger,  die  Pfand  oder  Bürgen  haben,  ihr  Recht, 


')  Dftn.-Bonr«g.  Verordnung  Tom  8.  April  1768. 

^  DSD.  SldftegesetB  vom  80.  November  1874  §  18. 

^  DSU.  Skiftegesets  vom  80.  November  1874  §  16. 

^)  AusfUiriicIie  Regeln  im  dSo.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874,  Kap.  .3, 
frogegen  in  Nenoee$n  nur  vereinselte  Bestimmungen  ezistiren. 

^)  Dftn.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  §  20,  dän.-norweg.  Verordnung  vom 
26.  Oktober  1792. 

*)  Din.  Skiftegesetz  vom  80.  November  1874  §§  21  und  22. 

'')  Norweg.  Gesetz  vom  28.  August  1851. 
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sich  an  diese  zu  halten.^)  Das  Verfahren  mit  Bezng  anf  die  Befriedi- 
gung der  Gläubiger,  Schlussrechnung,  Schlnsstennin  und  Schlussv^- 
theüung  ist  in  Dänemark  im  Wesentlichen  dasselbe  wie  beim  Eonlnirs- 
yerfahren,*)  in  Norwegen  aber  ist  es  nicht  nothwendig,  diese  Regeln  za 
befolgen. 

Findet  sich,  nachdem  die  Gläubiger  vollständig  befriedigt  sind, 
noch  Vermögen  im  Nachlasse  vor,  so  fällt  es  an  die  Erben  und  Lega- 
tare. In  Norwegen  wird  angenommen,  dass  jeder  Erbe  Versteigerung 
aUer  zum  Nachlass  gehörigen-  Sachen  fordern  kann,  so  dass  alle  £rb- 
theile  in  baarem  Geld  entrichtet  werden. 

In  Dänemark  kann  jeder  Erbe  Entrichtung  seines  Erbtheils  in 
Nachlasssachen  nach  SchBtzung  verlangen,  jedoch  nicht  in  Grundstücken.^ 
Der  Überlebende  Ehegatte  kann  sogar  bezüglich-  aUer  im  Nachlasse  be* 
flndlichen  Sachen  Ausfolgung. '  in  natura  gegen  Abfindung  der  Erben 
nach  .der  Taxe  verlangen.^)  In  Nerwegen  gilt  dies  jedenfalls,  wenn  mit 
den  Abkömmlingen  des  verstorbenen  Ehegatten  getheilt  wird.^) 

Das  Vertheilungsgericht  verwaltet  mit  dem  nothwendigen  Bei- 
stand^ die  Nachlassmasse  auf  Kosten  des  Nachlasses.'')  In  Däne- 
mark haben  die  Gläubiger  bei  Beschlüssen  über  Behandlung  des  Nach- 
lasses Stimmrecht,  so  lange,  bis  sie  befriedigt  sind  oder  ihre  Be- 
friedigung gesichert  ist;  erst  dann  kommt  den  Erben  Stimmrecht 
zu;^)  in  Norwegen  wird  angenommen,  dass  nur  die  Erben  stimm« 
bei*echtigt  sind.  Wenn  alle  Stimmberechtigten  Ober  einen  Beschluss 
einig  sind,  ist  dieser  vom  Vertheilungsgericht  auszuführen,  sofern  er 
nicht  dem  Interesse  der  unmündigen  Erben  oder  (so  lange  die  An* 
meldnngsfrist  läuft)  der  nicht  angemeldeten  Gläubiger  widerspricht  oder 
die  Rechte  Jemandes  beeinträchtigt.  Sind  nicht  aUe  Stimmberechtigten 
einig,  so  fasst  das  Vertheilungsgericht,  ohne  an  die  Meinung  der  Mdir- 
zahl  gebunden  zu  sein,  seinen  Beschluss.^ 

Entstehende  Rechtsstreitigkeiten  werden-  vom  Vertheilungsgericht 
entschieden,  im  Grossen  und  Ganzen  nach  denselben  Regeln  wie  beim 
Konkursverfahren.  ^^ 

Es  ist  übrigens  den  Gläubigern  gestattet,  Behandlung  der  hier  er-^ 
Orterten  Nachlässe,  wenn  diese  überschuldet  sind,  gemäss  denselben 
Regeln   wie  im  Eonkursverfahren  zu  beantragen,   was  für  die  Gläu- 


0  Dia.  Sldftegesets  Yom  80.  NoTember  1874  §  22. 

s)  Dln.  Sldftegesets  Tom  80.  Noyember  1874  §§  48,  44  und  5e. 

I)  Din.  Skiftegesetz  vom  80.  November  1874  §  47. 

«)  Dftn.  Skiftegeeete  vom  80.  NoTember  1874  §  00. 

>)  Norweg.  .Gesets  Tom  80.  Juli  1851  §  12. 

*)  Daa  Konknngericht  besteUt  dasu  eine  geeignete  PenOnlichkeit,  fainfig  einen 
Anwilt,  doch  ist  dies  nieht  noth wendig. 

0  Dln.  Skiiftegesets  Tom  80.  November  1874  §  80—88,  dAn.-norweg.  Plaknt  vom 
80.  Oktober  1787,  vom  24.  Mai  1782  und  anderweit 

*)  Dan.  Skiftegesets  vom  80.  November  1874  §  19. 

>)  Dan.  Skiftegesets  vom  80.  November  1874  §§  24—26. 

^  Norweg.  Oesets  vom  24.  April  1869. 
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biger  den  Yortheil  hat,  dass  dann  die  konkursrechtlichen  Bestimmungen 
Aber  die  Verwaltung  der  Masse  und  die  Anfechtung  yon  Bechtegeschäften 
Anwendung  finden J) 

B.  VerfUiren  bei  einem  Nachlasse,  dessen  Schulden  von  den  Brben 

übernommen  sind. 

Die  öffentliche  Behandlung  eines  solchen  Nachlasses  bezweckt  nicht 
die  Sicherung  der  Gläubiger,  sondern  soll  zunächst  eine  HUlfe  fQr  die 
Erben  zur  Abwickelung  ihrer  gegenseitigen  Verhältnisse  sein,  und  inso- 
weit die  Erben  unmündig  oder  abwesend  sind,  besonders  zur  Wahr- 
nehmung  ihrer  Interessen  dienen.  Der  Nachlass  wird  vom  Vertheilungs« 
gericht  mit  dem  nöthigen  Beistand  verwaltet,  und  dabei  sind  Ent- 
Schliessungen  der  Erben  zu  befolgen,  wenn  die  Erben  einig  sind.  Doch  kann 
das  Oericht  die  (jenehmigung  der  Erkläi:ung  eines  Vormunds  verweigern, 
wenn  dieselbe  dem'Jnteresse  des  Unmündigen  widersprechend  erscheint. 
Sind  die  Erben  uneinig,  so  entscheidet  das  Gericht,  ohne  durch  die 
Meinung  der  Mehrzahl  gebunden  zu  sein.  ^  Die  Gläubiger  können  durch 
I^iUdusives  Proklama  einberufen  werden,  aber  es  ist  dies  nicht  noth- 
wendig,  wenn  nicht  ein  Erbe  es  beantragt  oder  das  Gericht  es  durch 
das  Interesse  eines  unmündigen  oder  abwesenden  Erben  geboten  er- 
achtet^ Die  Nachlassmasse  darf  in  Dänemark  nicht  früher  unter  die 
Erben  getheilt  werden,  als  bis  die  augemeldeten  Gläubiger  befriedigt 
oder  mit  der  Theilung  einverstanden  sind;^)  ob  dies  auch  in  Nancegcn 
gilt,  ist  zweifelhaft.  In  Dänemark  bestimmt  das  Gesetz^)  ausdrücklich, 
dass  die  Gläubiger  ohne  Rücksicht  auf  das  Vertheilungsverfahren  die 
Erb^n  verklagen  und  demnächst  oder  auf  Grund  eines  gegen  den  Ver- 
storbenen erlangten  Urtheils  oder  Vergleichs  Pfändung  des  Nachlasses 
bewirken  können;  dies  gilt  jedoch  kaum  in  Norwegen.  Bezüglich  der 
Ausfolgung  des  Nachlasses  an  die  Erben  gelten  dieselben  Regeln  wie 
bei  Nachlässen,  deren  Schulden  nicht  von. den  Erben  übernommen  sind. 
.  Bei  gewissen  Nachlässen  ist  übrigens  von  vornherein  eine  fUr  die 
Schulden  haftende  Person  vorhanden,  so  dass  keine  Anfrage  bezüglich 
der  Uebemahme  der  Schulden  zu  erfolgen  braucht,  nämlich,  wenn  ein 
überlebender  Ehegatte  vorhanden  ist,  der  schon  vor  Eröffnung  des  Ver- 
theilun^verfahrens  für  die  Schulden  verantwortlich  war«  Solche  Fälle 
liegen  gewöhnlich  vor,  wenn  der  Ehemann  nach  dem  Tode  der  Ehefrau 
den  Nachlass  mit  ihren  Erben  theüt,  oder  wenn  der  Wittwer  oder  die 
Wittwe,  die  in  ungetrennter  Gütergemeinschaft  gesessen  haben  und  da- 
durch für  die  Schulden  verantwortlich  geworden  sind,  mit  dem  Erben 
des  anderen  Ehegatten  den  Nachlass  theilen«  Solche  Erbcchaft8ver<> 
theilungen  gehen  gewöhnlich  in  einer  für   den  überlebenden  Ehegatten 


^)  DSU.  K.  O.  vom  25.  März  1872  §  145,  iiorweg.  E.  O.  vom  6.  Joni  186S  §  109. 

*)  Dftiu  Skiftegesetz  Tom  dO.  Novembef  1S74  §  51« 

^  Dftn.  Sldftegesets  Tom  90.  November  1874  §  52. 

^)  Dftn.  SkiftegeBetK  vom  30.  November  1874  §  52. 

*)  Dan.  Sldftegesets  vom  80.  November  1874  §§  54  und  55. 
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sehr  schonenden  Weise  vor  sich,  und  zwar  ohne  dessen  VeriOgangs- 
recht  Über  die  Masse  zu  stOren,  ohne  Au&eichniing  nnd  Taxirang, 
wesentlich  gem&ss  dessen  eigener  Au£BteIlang  Ober  die  Aktiven  and  Pas- 
siven, und  die  Erben  werden  solchenfalls  durch  die  Empfangnahme 
ihres  Erbtheils  für  die  Schulden  nicht  haftbar.^) 

Aehnlich  ist  die  öffentliche  Theilung  des  Sammtgnies  der 
Ehegatten  im  Falle  der  Ehescheidung  oder  der  Trennung  von  lisch 
und  Bett.^  Die  Ehegatten  kOnnen  das  Sammtgut  privatim  unter  sich 
iheilen,  aber  jeder  von  ihnen  kann  Sffentliches  Verfahren  beantrage 
und  dieses  soll  stattfinden,  wenn  der  eine  von  ihnen  entmttndigt  oder 
abwesend  ist.  Gewöhnlich  haftet  der  Ehemann  allein  nnd  persOnKcfa 
für  die  Schulden  des  Sammtguts,  und  dieses  VerhUtniss  wird  weder 
durch  die  VermSgenstheflung  noch  dadurch,  dass  die  Ehefrau  ihren 
Antheil  von  dem  Gesammtgut  empAngt,  verändert.  Beide  Ehegatten 
können  Ausfolgung  nach  erfolgter  Taxirung  verlangen,  und  jeder  hat 
den  Anspruch,  die  von  ihm  selbst  in  die  Oesammtgutsmasse  einge- 
brachten Sachen  ausgefolgt  zu  erhalten.  Die  Theilung  soll  keine 
Unterbrechung  des  Yerfttgungsrechts  des  Ehemannes  verursachen,  doch 
kann  Inventarisirung  und  Taxirung  gefordert  werden.  Die  Bechtsver- 
folgung  der  Gläubiger  wird  durch  die  Theilung  nicht  beeinflusst 

IV.  Theil. 

Konsulargerichtsbarkeit 

§  36. 

Die  däni9(hen  Konsulate  werden  von  Konsuln  und  Viasekonsuln  ver- 
waltet. An  den  wichtigsten  Handelsplätzen  sollen  nach  und  nach 
Berufskonsuln  (consules  missi),  die  ein  festes  (behalt  beziehen,  dänische 
Staatsbürger  und  geschäftskundige  Männer  mit  zulänglicher  Kenntniss 
der  Seerechtsgesetzgobung  sind,  bestellt  werden,  während  an  anderen 
Plätzen  gewählte  Konsuln  oder  Vizekönsuln,  die  fremde  Unterthanen 
sein  kOnnen,  bestellt  werden.  *) 

In  Betreu  der  Gerichtsbarkeit  der  dänischen  Konsuln  ist  zu  be- 
merken, dass  sie  befugt  sind,  nach  vorgängigem  SOhne versuch  durch 
Erkenntnisse  Streitigkeiten  über  das  Dienstverfaältniss  zwischen  däni- 
schen Schiffern  und  ihrer  Mannschaft  und  Oberhaupt  zwischen  dänischen 
Seefahrenden  zu  eriedigen;^)  solche  Erkenntnisse  sind  aber  nur  als  vor- 
läufige Entscheidungen  zu  betrachten  und  schliessen  die  Parteien  nicht 
von  Geltendmachung  ihrer  Rechte  bei  den  gewöhnlichen  Gerichten  aos. 
Ferner  können  die  Konsuln  gewisse  Notariatsgeschäfte  vorndunen, 

1)  Din.  SldftegvsetB  rom  90.  November  1874  Kap.  6,  norweg.  (lesets  Tom.  90.  Juli 
1851  §§  11—13. 

^  Dftn.  SkiftegesetB  yom  dO.  November  1874  Kap.  6. 

^  Dftn.  Oesets  vom  14.  April  1893. 

*)  Diu.  Verordnung  vom  4.  August  1824  §§  4  und  6,  Intimküoii  vom  15.  De- 
zember 1898  §§  17  und  85,  Seegeseti  vom  L  April  1892  $$  100  und  104. 
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namenilicb  die  Echtheit  Yon  „Verträgen  und  gegenseitigen  Yerbindlich- 
keiten^  (nicht  aber  von  Testamenten)  attestiren,^)  und  femer  sind  sie 
berechtigt  und  yerpflichtet,  wenn  defahr  im  Verzuge  ist,  die  noth- 
wendigen  Massregehx  zur  Sicherung  und  Aufbewahrung  der  Nachlässe 
verstorbener  dänischer  ünterthanen  zu  ergreifen,  ^  in  welcher  Beziehung 
ihnen  Übrigens  nach  einzelnen  Staatsverträgen  ^)  weitergehende  Befug- 
nisse zustehen.  Zur  Vornahme  von  Eheschliessungen  sind  die  Konsuln 
an  und  fllr  sich  nicht  berechtigt,  aber  das  dänische  Auswärtige  Ministe- 
rium kann  an  den  Plätzen,  wo  es  für  nffthig  angesehen  wird,  die  Kon- 
suln dazu  bevollmächtigen,  insoweit  die  eine  oder  beide  Parteien  dä- 
nische ünterthanen  sind.^) 

Die  erwähnten  Regeln  gelten  auch  für  solche  Länder,  wo  Dänen 
nach  Herkommen  oder  auf  Grund  von  Staats  vertragen^)  das  Recht  der 
Exterritorialität  gemessen,  aber  ttbe>rdies  kann  das  dänische  Auswärtige 
tiOnisterium  für  solche  Länder  den  Konsuln  eine  umfassende  Gerichts- 
barkeit und  Obrigkeitsgewalt  übertragen.^  In  Civilstreitig- 
keiten  gegen  Dänen  wird  der  Konsul  dann  Richter  in  der  ersten  In- 
stanz, und  seine  Entscheidung  kann  bei  dem  Landesobergericht  sowie 
dem  Hof-  und  Stadtgericht  in  Kopenhagen  nach  den  gewöhnlichen 
Berufungsregeln  angefochten  werden,  wobei  es  den  Parteien  erlaubt 
ist,  im  Verfahren  neue  Thatsachen  und  Beweise  vorzuführen.  Der 
Konsul  hat  einen  Stthneversuch  zwischen  den  Parteien  vorzunehmen, 
und  die  vor  ihm  abgeschlossenen  Vergleiche  können  ebenso  wie  seine 
Entscheidungen  in  seinem  Bezirk  von  ihm  selbst,  in  Dänemark,  wie 
Untergerichtsurtheile  vollstreckt  werden.  Der  Konsul  kann  ferner  das 
Vogts-Vertheilungs-  und  Auktionsverfahren  vornehmen  und  als  Notar 
ftogiren. 

Ausserhalb  der  Länder,  in  denen  die  Konsuln  Exterritorialitäts- 
recht besitzen,  haben  sie  gewöhnlich  keinen  Anspruch,  auf  Befreiung 
von  den  gewöhnlichen  Gesetzen  und  der  Gerichtsbarkeit  des  Landes, 
aber  nach  völkerrechtlichem  Herkommen  sind  ihnen  doch  —  und  nament- 
lich den  Berufskonsuln  —  einige  Vorrechte,  vor  anderen  Fremden  ge- 
währt Die  von  Dänemark  abgeschlossenen  Staatsverträge  ^  beschränken 

')  DBtt.  Verordnung  vom  4.  August  1824  {  9,  Instruktion  vom  15.  Dezember 
1883  §  16. 

^  Dan.  Verordnung  Yom  L  August  1824  §  11,  Instruktion  vom  15.  Dezember  lä93 
§§80  und  40,  Seegesetz  Tom  L  April  1892  §  46. 

>)  Vergl.  Staatsvertrag  mit  Siiglmd  vom  11.  Juli  1670  §  15,  mit  Russland  vom 
B./19.  Oktober  178^  §  84,  bit  Frankreich  vom  28.  August  1842  §  40,  mit  Venesneia 
vom  19.  Dezember  1862  §  21. 

*)  D&n.  Gesetz  vom  19.  Februar  1892.  Zur  Zeit  ist  die  erwähnte  ErmAchügung 
den  Konsuln  in  China^  Japan  und  Slam  ertheilt 

*)  Staatsvertrag  mit  Tripolis  vom  22.  Januar  1752,  mit  Marokko  vom  18.  Jniii 
1758,  mit  der  Tflrket  und  Vasal-LlUidem  (Tunis  ausgenommen)  vom  14.  Oktober  1756» 
mit  Fersien  vom  80.  November  1857,  mit  Slam  vom  21.  Mai  1858,  mit  China  vom 
13.  Juli  1868,  mit  Japan  vom  12.  Januar  1867. 

^)  B&L  Gesetz  vom  15.  Februar  1895  mit  Instruktion  vom  1.  September  1895. 

^)  Yergl.  Staatsvertrag  mit  Hordamerika  vom  26.  April  1826  §  8^  mit  Brasilien 
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sich  darauf,  den  dänischen  Eonsuki  dieselben  Privilegien  zu  gewähren, 
die  den  Konsuln  der  meistbegünstigten  Länder  eingeräumt  werden. 
Dieselben  Regeln  gelten  in  Dänemark  in  Bezug  auf  die  hier  angestellten 
Konsuln.  ^) 

Norwegen  hat  ein  gemeinsames  Konsulats wesen  mit  Schweden,^ 
und  in  Folge  von  Staatsverträgen  haben  die  Konsuln  Geriditsbarkeit  in 
der  Türkei,  in  China,  Japan,  Slam  und  im  Kongostaate,  üebrigens 
gelten  bezüglich  ihrer  ungefähr  dieselben  Regeln  wie  bezüglich  der  dä- 
nischen Konsuln,  nur  dass  sie  in  keinem  Fall  zur  Yomahme  von  Ehe- 
schliessungen befugt  sind. 

AnhansT* 

Die  überseeischen  Besitzimgexi  Dänemarks. 

Für  die  Färöer  ist  die  geltende  Rechtsgrundlage  das  norwegische 
Gesetzbuch^)  Christians  Y.  Von  den  späteren  norwegischen  und  dänischen 
Gesetzen  sind  viele  auf  den  Inseln  anwendbar,  und  nach  dem  dänischen 
Grundgesetz  vom  5.  Juni  1849  gelten  alle  dänischen  Gesetze  ohne 
Weiteres  auf  den  Inseln,  insofern  sie  nicht  ausdrücklich  anderes  bestimmen. 
Einige  spezielle  in  den  lokalen  Verhältnissen  gegründete  Bestimmungen 
ausgenommen,  ist  das  färöische  Recht  im  Ganzen  das  dänische.^) 

Auf  Island  gelten  noch  das  Jonsbuch  vom  Jahre  1280  und  einige 
noch  ältere  Gesetze,  doch  hat  das  Jonsbuch  jetzt  nur  geringe  praktische 
Bedeutung.  Viele  spätere  norwegische  und  dänische  Gesetze  sind  auf 
Island  in  Kraft  gesetzt,  und  das  isländische  Recht  ist  dadurch,  insoweit 
die^eigenthümlichen  Verhältnisse  es  gestattet  haben,  im  Wesentlichen 
mit  dem  dänischen  (norwegischen)  übereinstimmend  geworden.  Nach- 
dem Island  eine  Verfassung  erhalten  hat,^)  sind  mehrere  wichtige  und 
umfassende  Gesetze   gegeben,   die   aber   fast   gänzlich   dem   dänischen 

Recht  entlehnt  sind.^) 

.^■_^— ^^^— ^— — •  ^ 

Yom  26.  April  1828  §  7,  mit  Grieehenland  vom  28.  Dezember  1846  §  15,  mit  den  Nieder- 
landen  vom  6.  Januar  1856  §  15,  mit  Italien  vom  1.  Mai  1864  §  11,  mit  Oesterreie]i 
vom  14.  März  1887  §  5. 

>)  Dftn.  Plakat  vom  25.  September  1834. 

')  Vergl.  H.  Blomberg,  Das  nordische  Verwaltungsrecht  S.  383 — 389  (schwe- 
disch), und  oben  S.  508  f. 

<)  Reskript  vom  12.  Mai  1688. 

^)  Vgl.  auch  oben  S.  796  Note  9  (Richter);  807.  865  (Ladungsfristen  fflr  auf  den 
FarOem  wohnende  Personen);  830  Note  10  (Auspfändung  auf  Grund  privilegirter  For- 
derungen); 843  Note  5  (Konkursgesetz). 

*)  Gesetz  vom  5.  Januar  1874. 

■)  Vgl.  aucl^^oben  S.  791  Note  1  GLiiteratur) ;  793  Note  2  (Uebersetzung  des  nor- 
wegischen Gesetzbuchs);  794  Note  1  (Publikation  der  G^etze);  796  Note  9  (Richter): 
797  Note  8  (Obergeridht) ;  799  Note  3  (Vertretung) ;  807,  865  (Ladungsfristen  fOr  auf 
Island  wohnende  Personen);  807  Note  8  (Ladungsfristen  im  extraordin&ren  Verfahren): 
811  Note  2  (Einlassung  im  extraordinftren  Verfahren);  822  Note  12  (Instruktionsmazime); 
823  Note  2  (Wechselverfahren);  829  Note  4  (Zwangsvollstreckung);  830  Note  10  (Aus- 
pfändung fftr  privilegirte  Forderungen) ;  836  Note  5  (Versteigerung  ohne  vorhergehende 
Pfändung);  843  Note  5  (Eonkursgesetze). 
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Die  däiilsch-westiiidisehen  Inseln  sind  dem  dänischen  Recht  unter- 
worfen,^) doch  gelten  die  dänischen  Gesetze  dort  nicht  ohne  Weiteres, 
sondern  müssen  durch  besondere  Gesetze  für  anwendbar  erklärt  werden, 
und  viele  neuere  dänische  Gesetze  sind  noch  nicht  auf  diesen  Inseln 
-eingefahrt.  ^) 

In  Grönland  sind  die  Europäer  und  die  im  Dienste  der  Miasions- 
oder  HandelsetabUssements  istehenden  Eingeborenen  dem  dänischen  Becht 
unterworfen.  Für  die  übrigen  Eingeborenen  gilt  Billigkeit  und  Gewohn- 
heitsrecht, und  ihre  Rechtsstreitigkeiten  werden  von  der  Administration, 
wenn  zweckmässig,  unter  Zuziehung  einiger  rechtschaffener  Grönländer, 
entschieden.  ^) 


')  Anordnung  vom  31.  Man  1755. 

^  Vgl.  aach  8.791  Note  1   (literator);   794  Note  1   (Publikation   der   Gesetze); 
797  Note  8  (Obergericht);  807  (Ladungsfristen). 

<)  Vgl.  oben  S.  791  Note  1  (Literatur);  807  (Ladungsfristen). 
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§  11.     10.  Eonkurseröfihung   (Ac^udication).     Beginn    des   Eonkurses.     Wirkühg 

der  EonkurserOffnung 888 

§12.     11.  Trustee    (Eonkursverwalter).      Sicherheitsleistung.      Bestellung.      Ab- 
setzung.   Verwaltung.    Aufsicht.    Entlassung.    Discharge  ....    889 

§  13.    12.  GläubigerausschuBS  (Committee  of  inspection) 891 
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welche  der  Eonkursmasse  gegenüber  ungültig  werden.   Bevorzugung 

von  Gläubigem 898 

§  18.    17.  Privilegirie  Forderungen 894 

§  19.    18.  Zurückstehende  Forderungen 895 

§20.     19.  Dividenden.     Zeitpunkt   der   Vertheilung.     Deklarirung.     Schlnssver- 

theilung 895 

§  21.    20.  Eonkursschuldner.    Verhaftung.    Mitwirkung  bei  der  Verwaltung.    Be- 
strafung.   Remuneration .    896 

§  22.    21.  AnnuUirung  der  EonkurserOfinung 897 

§  23.    22.  Discharge 898 

§  24.    23.  Summarisches  Verfahren  . 899 

B.  Die  Nachliissregvlieriiiair  in  England. 

§25.      Vorbemerkung 899 

A.  Die  Nachfolge  in  den  Immobiliarnachlass    . 900 

§  26.  I.  Beim   Vorhandensein   letztwilliger  Verfügungen    (Freehold   estates. 

Leasehold  estates.  New  Wills  Act.  Verfügungen  zu  Ghinsten  juri- 
stischer Personen.  VerfÜgungsfähigkeit  der  Ehefrauen.  Geistes- 
kranke.   Ezecutor) .    900 
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§  27.        n.  In  Brmangelimg  letstidlfiger  Verfttgangen  (Leasehold  estataf,  pw 

aatre  yie,  in  fee  tail,  in  fee  aimple,  freehold) ^901 

B.  Die  Nachfolge  in  den  Mobiliamachlafa 903 

I.  Beim  Voriiandensein  leteiwilliger  Verfügangen 906 

§  28.               1.  PflichttheiL  Teetament.  EodisUi.  Form.  Testirfthi^eit  Wider- 
ruf.   Maasgebendea  Recht 90B 
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§  81.  4.  Executor  of  hia  own  wrong.    Nachlaas  Ton  AuslSndem.    Tod, 

Mindeij&hrii^eit,  Abwesenheit  des  Executor. 910 

§  82.        n.  In  Ermanglung  letstwilüger  Verfolgungen  (Bestellung  eines  RepiVaen- 

tanten.  Letters  of  admüiistration.  Berufene  Personen.  ZustSndiges 

Oeiicht    Antrag.    Intestatfolge) 910 
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§  34.    D.  Der  Nachlasskonkuxs 916 


iL  Das  eng^Usehe  Konkursreeht^) 

(seit  der  Bankruptcy  Act  1890,  nnter  besonderer  Berücksichtigung 

ausländischer  Forderungen). 

Das  heutige  englische  Eonkursrecht^^^)**^)  beruht  auf  den  Bankruptcy 
Acts  1883  und  1890«)  und  auf  den  Rules  von  1886  und  1890. 7) 

§1. 
!•  VoTauBsetsangen  des  Sonkursantrags  (Baokraptoy  petition.   Act  of 

bankraptoy). 

Jeder  Eonkursantrag  setzt  Toraus,  dass  der  Schuldner  einen  Bankerottakt 
<act  of  bankruptcy)  begangen  hat.  Zufolge  B.  A.  88  s.  4  in  Verbindung 
mit  B.  A.  90  s.  1  b^eht  der  Schuldner  eine  act  of  bankruptcy^ 

1.  wenn  er  in  England  oder  8<MD8two,  zum  Vortheile  seiner  Gläubiger 
generell,  eine  üebertragung  seines  Vermögens  an  trustees  vornimmt; 

2.  wenn  er  in  England  oder  sonstwo  eine  betrügerische  üebertragung 
seines  Vermögens  oder  eines  Theils  desselben  romimmt; 

8.  wenn  er  in  England  oder  sonstwo  eine  üebertragung  seines  Vermögens 
oder  eines  ^eils  desselben  oder  eine  Belastung  desselben  vornimmt,  welche 
als  eine  betrügerische  Bevorzugung  ungültig  sein  würde,  falls  der  Eon- 
knrs  erOfbet  würe; 

4.  wenn  er,  um  seine  Gläubiger  um  ihre  Forderungen  zu  bringen,  oder 
dodi,  um  dieselben  hinzuhalten,  England  verläset,  oder  ausserhalb  Englands 
Terbleibt,  od&r  sein  Wohnhaus  verläset,  oder  sich  sonst  abseutirt,  oder  end- 
lich anfängt,  sich  in  seinem  Hause  gegen' die  Aussen  weit  abzuschliessen; 


0  Wir  geben  mit  Rüoksicht  auf  die  inzwischen  eingetretenen  Aenderungen  der 
Gesetzgebung  im  Folgenden  eine  nene  DarsteUung  des  englischen  Eonkors-  und  Nach- 
lasswesens.   Die  Herausgeber. 

*)  Anaeeihalb  des  Bereiehs  dieser  Darstellung  verbleibt  die  Darstellung  des  Eonkurs- 
verfahrens über  das  Vermögen  von  Eorporationen  und  Assoziationen,  welche  in 
Oemässheit  der  Compaaies  Act  1862  registrirt  sind.  Die  B.A.  83  s.  128  bestimmt 
ausdrücklich,  dass  gegen  Eorporationen  und  Assoziationen  der  gedachten  Art  keine 
reeeiving  order  erlassen  werden  soll.  (Vgl.  das  NShere  betreffend  den  Eonkm«  über 
diese  Assoziationen  bei  Lindley,  on  Partnership,  1893,  p.  638  ff.) 

*)  Die  B.A.  83  wie  die  B.  A.  90  finden  Anwendung  auf  nicht-inkorporirte 
companies  und  auf  partnerships. 

^  üeber  Eonknrs  inp  Allgemeinen  ist  zu  vergleichen  Williams*  Bankruptcy 
Praetice,  6.  Auflage,  189i.    Weiters  Literatur  vgl  Bd.  I  S.  666  Note  1. 

^  Von  dem .  allgemeinen  Bats,  wonach  der  Eonkurs  über  das  Vermögen  einer 
jeden  Person  erülfiiet  werden  kann,  welche  fähig  ist,  Rechtsgeschäfte  abzuschliessen, 
giebt  es  insofom  eine  wichtige  Ausnahme,  als  —  abgesehen  von  dem  Fälle,  wo  eine 
Ehefrau  ein  Geschäft  getrennt  von  ihrem  Ehemann  betreibt  —  Aber  ihr  Vermögen 
kein  Eonknrs  stattfinden  kann  (conf.  SnelTs  Principles  of  Equity,  1894,  p.  378). 

*)  Zitirt  B.A.  88  bezw.  B.  A  90. 

^  Beide  Acts  finden  auf  Schottland  und  Irland  nur  insoweit  Anwendung,  als 
die  Acts  dies  aosdracklich  bestimmen. 
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5.  wenn  im  ZwangsYollstreckungswege  eine  Mobiliarpfändang  bei  ihm 
stattfand,  und  der  Vollstreckungsbeamte  entweder  xnm  PümdYerkaafe  ge- 
schritten ist  oder  die  PfandgegenstAnde  21  Tage  im  Gewahrsam  gehabt  hat:'> 

6.  wenn  der  Schuldner  beim  Oerieht  eine  Erklärung  einreicht,  wonach  er 
nicht  im  Stande  ist,  seine  Schulden  zu  bezahlen,  oder  wenn  er  gegen  räch 
selbst  einen  Konkursantrag  stellt; 

7.  wenn  ein  Gläubiger,  welcher  fOr  irgend  einen  Betrag  gegen  den  Schuld- 
ner ein  Endurtheil  erwirkte,  oh^e  dass  gerichtsseitig  die  ZwangSYollstreekung 
eingestellt  ist,  dem  Schuldner  —  in  England,  oder  mit  gerichtlicher  Erlaubnis^ 
ausserhalb  Englands  —  eine  der  vorgeschriebenen  Form  entsprechende  Eon- 
kursandrohung vorschriftsmässig  zustellt,  mit  der  die  Folgen  der  Nicht- 
beachtung angebenden  Aufforderung,  die  Urtheilssumme  zu  zahlen,  sicherzn» 
stellen  oder  sich  darflber  zu  yergleichen,  —  und  der  Schuldner  binnen  sieben 
Tagen  nach  der  Zustellung^  weder  der  Aufforderung  nachkommt,  noch  don 
Gericht  nachweist,  dass  ihm  eine  mindestens  gleich  hohe  Gegenforderung  zu- 
kommt, welche  er  vor  dem  Urtheil  nicht  gdtend  machen  konnte;^ 

8.  wenn  der  Schuldner  irgend  einen  seiner  Gläubiger  benachrichtigt,  das» 
er  seine  Zahlungen  eingestellt  hat,  oder  im  Begriff  steht,  dieselben  ein- 
zustellen. 

§2. 

Weitere  VoranaaetsongeiL  des  KonkiiTsaatraga.    Gtoaioherte  Gläubiger 

(Secured  oreditora).    Sidliohe  Srklänuig.    KostenTorBchnaa« 

Die  weiteren  Voraussetzungen  des  Konkursantrags  giebt  die  B.  A.  83  s.  6^ 
wie  folgt,  an: 

Ein  Gläubiger  ist  nicht  berechtigt,  gegeo  seinen  Schuldner  einen  Konkurs- 
antrag einzureichen,  es  sei  denn: 

1.  dass  die  Forderung  des  betreibenden  Gläubigers  oder  die  Summe  der 
Forderungen  der  betreibenden  Gläubiger  £  50  beträgt; 

2.  dass  die  Forderung  liquide  und  entweder  sofort  oder  zu  einer  be- 
stimmten, zukünftigen  Zeit  zahlbar  ist; 

3.  dass  die  act  of  bankruptoj,  auf  welche  der  Antrag  sich  gründet,  inner- 
halb der  letzten  drei  Monate  Tor  der  Einreichung  des  Antrags  begangen 
wurde ; 

4.  dass  der  Schuldner  in  England  domizilirt  ist  oder  doch  innerhalb 
des  letzten  Jahres  yor  der  Einreichung  des  Antrags  in  England  gewöhnlich 
wohnte,  ein  Wohnhaus  oder  Geschäftslokal  besass. 

Ein  gesicherter  Gläubiger^)  hat  im  Konkursantrag  entweder  zu  er- 
klären,   dass   er   für   den   Fall   der  Konkurseröffhung  auf   seine  Sicherheit  zu 


')  Erfolgt  von  dritter  Seite  Einspruch  gegen  die  Pftndung,  so  wird  in  die  21  tilgige 
Frist  derjenige  Zeitraum  nicht  eingerechnet,  welcher  zwischen  dem  Einspruch  nnd  der 
Pfandentlassnng  bezw.  der  endgflltjgen  Entscheidung  Über  den  Einspruch  liegt. 

*)  Bezw.  im  Fall  einer  ausserhalb  Englands  erfolgenden  Zustellung  binnen  der 
gerichtsseitig  gesetzten  Frist 

*)  Als  Gläubiger,  welcher  ein  Endurtheil  erwirikte,  gilt  jede  Person,  welche  je- 
weilige berechtigt  ist,  ein  Endurtheil  zu  ToUstrecken. 

^)  Secured  creditor,  d.  h.  eine  Person,  welche  als  Sicherheit  für  ihre  Fordemiig 
gegen  den  Schuldner  an  dem  Vermögen  desselben  oder  an  einem  Theil  dieses  Ver- 
mögens eine  mortgage,  Charge  oder  lien  —  ein  Pfand-  oder  Retentionsrecht  besitzt 
B.  A.  88  8.  168. 
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Gunsten  der  Oläabigerschaft  verzichtet,  oder  er  hat  in  dem  Antrag  den  Werth 
seiner  Sicherheit  anzugeben.  Letzterenfalls  kann  er  für  seine  „weitergehende" 
Forderung  den  Eonkurs  betreiben. 

Jeder  Eonkursantrag  ist  durch  eine  schriftliche,  eidliche  Erklärung 
zu  unterstützen,  welche  nicht  bloss  von  dem  betreibenden  Gläubiger  selbst, 
sondern  auch  Ton  einer  anderen  Person  abgegeben  werden  kann,  welche  mit 
dem  Thatbestande  vertraut  ist. 

Der  betreibende  Gläubiger  hat  femer,  ausser  den  sofort  zu  zahlenden 
Gerichtskosten  im  Betrage  von  £  5,  weitere  £  5  zu  deponiren,  sowie 
die  jeweilig  gerichtsseitig  aufgegebenen  weiteren  Beträge;  überhaupt  trägt  er 
alle  Eosten,  welche  bis  zur  receiving  order  entstehen,  vorbehaltlich  späterer 
Erstattung  aus  der  Masse  nach  vorgängiger  Berichtigung  einiger  anderer  Kosten. 

§3. 
2.    Konknrsgerichte.    Zuständigkeit.    Sinreiohung  des  EonlLarsantragB. 

Eonkursgerichte  (B.A.  83  s.  92  ff.)  sini: 

1.  der  High  Court  of  Justice  für  den  sogenannten  LondDU  Bankruptcy 
District  d.  h.  für  die  City  of  London,  deren  Vororte  und  für  die  Bezirke  von 
zehn  zur  Metropole  gehörigen  Grafschaftsgerichten;  im  üebrigen 

2.  die  Countj  Courts. 

Im  High  Court  sind  die  Eonkurssachen  der  Queen's  Bench  Abtheilung 
zugewiesen;  sie  werden  von  einem  Judge  dieser  AbtheUung  und  von  einer 
Reihe  von  Bankruptcy  Kegistrars  erledigt.  Die  Berufung  gegen  Entschei- 
dungen, des  High  Court  geht  an  den  Court  of  Appeal;  eine  weitere  Be- 
rufung ist  mit  besonderer  Erlaubniss  an  das  House  of  Lords  zulässig.  Gegen 
die  Entscheidungen  des  County  Court  kann  Berufung  beim  Divisional  Court 
und,  mit  besonderer  Erlaubniss,  weitere  Berufung  beim  Court  of  Appeal  ein- 
gelegt werden. 

Der  Eonkursantrag  soll  beim  High  Court  eingereicht  werden: 

1.  wenn  der  Schuldner  im  London  Bankruptcy  District  währenddes 
grösseren  Theils  der  der  Einreichung  voraufgehenden  6  Monate  —  oder  doch 
während  dieser  Zeit  länger  als  im  Bezirke  eines  County  Court  —  wohnte  oder 
ein  Creschäft  betrieb; 

2.  falls  er  nicht  in  England  wohnt; 

3^  falls  der  betreibende  Gläubiger  seinen  Wohnort  nicht  festzustellen 
vermag. 

Anderenfalls  ist  der  Eonkursantrag  bei  dem  County  Court  einzureichen, 
in  dessen  Bezirk  der  Schuldner  die  längste  Zeit  während  der  gedachten  6  Mo- 
natß  wohnte  oder  ein  Geschäft  betrieb. 

Das  Gericht  prüft  den  Eonkursantrag,  der,  sobald  er  einmal  eingereicht  ist, 
nur  noch  mit  gerichtlicher  Erlaubniss  zurückgezogen  werden  kann. 
Es  wird  ein  Verhandlungstermin  anberaumt,  und  der  betreibende  Gläubiger 
erhält  2  beglaubigte  Abschriften  seines  Antrags,  von  denen  er  eine  se^'pcir 
Schuldner  in  Person  zuzustellen  hat,  es  sei  denn,  dass  eine  Ersatzzustellung 
gestattet  wird. 

8.  Vorläufige  Sohatsmassregeln.    Verhaftung.    Besohlagnahme. 

Bereits  in  der  Zeit  zwischen  der  Eiureichung  des  Eonkursantrags  und 
dem  Erlass  der   receiving    order   kann    das  Gericht,   falls    die   Sicherheit   der 
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Hasse  es  erfordert,  den  Offlcial  Beceiyer  sttm  interimistischen  Sequester 
beeteilen  und  ihm  aufgeben^  von  dem  sohuldneriscben  Vermögen  sofort  Besitz 
zu  ergreifen.  Die  Einreichung  des  Konkursantrags  genügt  femer,  um  die  Ein- 
Stellung  eines  gegen  den  Schuldner  gerichteten  Verfiihreas  zu  erwirken. 

Das  Gericht  kann  endlieh  den  Schuldno*  Terhaften  und  die  in  seinem 
Besitz  befindlichen  Sachen  mit  Beschlag  belegen  lassen: 

1.  falls  nach  Erlass  der  Eonkursandrohung  oder  nach  Einreichung  d« 
Konkursantrags  das  Oericht  <3rund  zu  der  Annahme  hat,  dass  der  Schuldner 
sich  heimlich  entfernt  hat  oder  sich  heimlich  entfernen  will,  um  das  Eon- 
kursverfahren  zu  yermeiden,  zu  TerzOgem  oder  zu  erschweren; 

2.  falls  nach  Einreichung  des  Konkursantrags  das  Oeridit  Orund  zur  An- 
nahme hat,  dass  der  Schuldner  im  Begriff  steht,  Sachen  auf  die  Seite  zq 
bringen,  um  deren  Inbesitznahme,  seitens  des  Offidal  ReceiTer  oder  Tmstee 
zu  verhindern  oder  zu  yerzögem,  —  oder  dass  der  Schuldner  Sachen,  wetehe 
im  Konkurse  den  GlAubigem  Ton  Nutzen  sein  können,  rerheimlidit  hat  oder 
Im  Begriff  steht,  dieselben  zu  yerheimlichen  oder  zu  zerstören; 

8.  falls  der  Schuldner,  nach  der  Zustellung  des  Konkursantrags  oder  nach 
Erlass  der  receiving  order,  ohne  Erlaubniss  des  Offleial  Receiyer  oderTrostee, 
in  seinem  Besitz  befindliche  Sachen  im  Werthe  Ober  £  5  entfernt. 

Eine  Verhaftung  auf  eine  Konkursandrohung  hin  ist  indessen  nur  unter 
der  Voraussetzung  gfiltig,  dass  die  Konkursandrohung  sp&testens  bei  der  Ver- 
haftung zugestellt  wird. 

§5. 
4.  Verha&dliuig  über  den  Konkanantng.    Baoeiyittg  order« 

Im  Veihandlüngstermin  fiber  den  Konkursantrags  hat  der  betrdende 
Glftubiger  seine  Forderung,  die  act  of  bankruptcj  und  die  Zustellung  der  Kon- 
kursantrags nachzuweisen.  Werden  diese  Nachweise  geführt,  so  kann  das  Ge- 
richt eine  sequestrirende  Verf  flgung  (receiying  order)  erlassen;  anderen- 
falls, sowie  in  F&llen,  wo  der  Schuldner  triftige  Gründe  nachweist,  weiche  den 
Erlass  einer  receiving  order  unzulSssig  erscheinen  lassen,  kann  das  Gericht 
den  Konkursantrags  abweisen.^) 

Eine  receiying  order  ergeht  sofort,  wenn  der  Schuldner  selbst  den 
Konkursantrag  gegen  sich  einreicht.  Auch  ein  solcher  Antrag  kann  nur 
mit  gerichtlicher  Erlaubniss  wieder  zurückgezogen  werden. 

Das  Gericht  kann  femer  eine  receiying  order  erlassen,  statt  dem  An- 
trag eines  Urtheilsgläubigers  auf  Abführung  seines  Sdiuldners  zur  Schuld- 
haft stattzugeben.  Solchenfalls  wird  angenommen,  dass  der  Schuldner  zur 
Zeit  des  Erlasses  der  receiying  order  eine  act  öf  bankruptcy  beging. 

Die  receiying  order,  welche  dem  Schuldner  zugestellt  und  in  der  LcoMkm 


^)  Eine  Abweisung  des  Konkursantrags  oder  doch  eine  EiasteUang  des  Konkums 
kann  insbesondere  dann  erfolgen,  falls  die  act  of  bankruptcy  in  der  Niehtbeachtmig  einer 
Konkursandrohung  besteht  und  eine  gegen  das  ürtheil  eiagelegte  Berofnng  sohwebt.  Er- 
scheint der  Schuldner  und  bestreitet  er,  dass  dem  GfiUibiger  eine  Fordervag  m  ansrei- 
ehender  Höhe  zusteht,  so  kann  das  Gericht,  statt  den  Konknrsaatng  abznweiaea,  eine 
Einstellung  des  Konkursyerfahrens  bis  zur  Entsdieiduag  fiber  die  Streitfrage  unter 
eyentoeller  Aufgabe  einer  Sicherheitsleistung  fBr  Forderung  und  Frozesskoslen  ver- 
fdgen.  Die  Einstellung  hindert  nicht  den  Erlass  einer  reeeiring  orte  auf  Grand 
des  Antrags  eines  anderen  Gläubigers;  solchenfalls  ist  der  Antrag  des  ersten  Qtelä* 
gers  abzuweisen. 


England. 881 

Gazette  und  in  einer  Lokalzeitung  Offentlieh  bekannt  gemacht  wird,  ist  eine 
den  Scliutz  der  Masse  bezweckende,  gerichtliche  Verfügung,  welche  den  Official 
Receiver  zma  Sequester  des  schnldneriadien  Vermögens  bestellt.  Ihre  Wir- 
kung ist  die,  dass  im  Konkurse  nachweisbare  Forderungen  you  da  ab  nur 
noch  koi^ursmässig  gegen  Person  und  Vermögen  des  Schuldners  geltend  ge- 
macht werden  dürfen,  und  dass  em  Verfahren  nicht  mehr  ohne  konkurs- 
g^richtliche  Erlaubniss  begonnen  werden  kann.  Gesicherte  Gläubiger  (s.  o. 
§  2  Note  4)  können  jedoch  ungeachtet  der  reoeiving  order  genau  wie  sonst  über 
ihre  Sicherheiten  disponiren. 

§6. 
5.  Offloial  Beoeivairs.    Statement  of  aflUzs.    Pnblio  Bxamination. 

Die  Official  Beceivers  sind  dem  Board  of  Trade  untersteDte  Beamte,  welches 
dieselben  ernennt  und  entlftsst;  gleichzeitig  sind  sie  jedoch  Beamte  deijenigen 
Gerichte,  welchen  sie  zugewiesen  sind.  Ihre  Pflichten  beziehen  sich  sowohl 
auf  die  Person,  als  auch  auf  das  Vermögen  des  Schuldners.  Bezüglich  der 
Masse  sollen  sie  thunlichst  die  Gläubiger  um  ihre  Wünsche  befragen.  Soweit 
das  Board  of  Trade  nicht  abweichende  Instruktionen  ertheilt,  dürfen  sie  nur 
die  zum  Schutz  der  Masse  oder  zur  Bealisirung  verderblicher  Sachen  noth- 
wendigen  Unkosten  irerursachen.  Sie  haben  dem  Board  of  Trade  Bechnung 
abzulegen,  alle  Gelder  an  dasselbe  abzuführen  und  mit  Sicherheiten  nach  den 
Instruktionen  desselben  zu  yerfshren.  Ihre  Gebühren  und  Auslagen  sind 
Massekosten.  Nach  der  Eröibiung  des  Eonkurses  haben  sie  die  Befugnisse 
eines  Trustee,  bis  ein  solcher  bestellt  ist.  In  F&Ilen,  wo  die  Natur  des  schuld- 
nerischen Vermögens  oder  Geschäfts  oder  das  allgemeine  Gläubigerinteresse 
es  erheisdit,  kann  der  Official  Receiver  auf  Gläubigerantrag  bis  zur  Bestellung 
eines  Trustee  einen  speziellen  Geschäftsführer  (special  manager)  ernennen, 
welcher  dem  Board  of  Trade  Sicherheit  zu  bestellen  hat  und  dessen  Remune- 
ration die  Gläubiger  flziren  können. 

Sofern  nicht  das  Gericht  die  Fristen  yerlängert,  hat  der  Schuldner  binnen 
drei  bezw.  sieben  Tagen  nach  Brlass  der  receiving  order  —  je  nachdem  letz- 
tere auf  seinen  eigenen  Antrag  oder  auf  Antrag  eines  Gläubiger»  erlassen  ist,  — 
dem  Official  Receiver  eine  beschworene  Uebersicht  über  seine  finan- 
zielle Lage  (Statement  of  afTairs)  vorzulegen.  Versäumt  der  Schuldner  die 
rechtzeitige  Vorlegung  ohne  triftige  Ursache,  so  kann  das  Gericht  auf  Antrag 
—  z.  B.  eines  Gläubigers  —  den  Eonkurs  eröflhen.  Jeder,  der  sich  schrift- 
lich als  Gläubiger  bekennt,  ist  berechtigt,  zu  jeder  angemessenen  Zeit  persön- 
lich oder  durch  seinen  Vertreter  das  Statement  einzusehen  und  Abschriften 
davon  zu  nehmen.  Ein  summarischer  Auszug  Hegt  zudem  der  Benachrichti- 
gung von  der  Einberufung  der  ersten  Gläubigerversammlung  an. 

Thunlichst  bald  nach  Ablauf  der  für  die  Vorlegung  des  Statement  ge- 
setzten Frist  setzt  das  Gericht  eine  öffentliche  Sitzung  zur  eidlichen  Ver- 
nehmung des  Schuldners  über  sein  Gebahren,  seinen  Geschäftsbetrieb  und 
seine  Vermögensverhältnisse  an.^)  In  dieser  Sitzung  kann  jeder  Gläubiger, 
der  seinen  Forderungsnachweis  einreichte,  oder  sein  schriftlich  zu  bestellender 
Bevollmächtigter  dem  Schuldner  bezüglich  seiner  Vermögensverhältnisse  und 
der  Ursachen   seiner  Zahlungsunfähigkeit   direkt  Fragen  vorlegen.    Das  Ver- 


1)  Das  Gericht  ist  befagt,   diese  Vemehmong  von  einem  Zeitpunkte  auf  den  an- 
dern zu  vertagen. 
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nehmimgsprotokoll  kann  femer  von  jedem  Gläubiger  zn  jeder  angemessenea 
Zeit  eingesehen  werden.  Sobald  das  Gericht  die  Untersuchung  der  Verhält- 
nisse des  Schuldners  für  ausreichend  erachtet,  wird  die  Vernehmung  durch 
gerichtlichen  Bescheid  geschlossen;  doch  darf  dieser  Bescheid  erst  nach  der 
ersten  Gläubigerversammlung  erlassen  werden. 

§7. 

6.  Meetings  of  Creditora.    Stlmmberechtigung.    Vollmachten. 

Vorbehaltlich  gerichtsseitig  gestatteter  Ausnahmen  soll  binnen  14  Tagen 
nach  Erlass  der  receiving  order  die  erste  Gläubigerversammlung  abge- 
halten werden,  um  zu  beBchliessen,  wie  mit  dem  schuldnerischen  Yennibgen 
verfahren  werden  soll,  insbesondere,  ob  ein  Vergleichs  vor  schlag  anzunehmen 
oder  der  Konkurs  zu  eröffnen  ist.  Zeit  und  Ort  werden  mindestens  sieben 
Tage  zuvor  vom  Official  Keceiver  in  der  London  Gazette  und  in  einer  Lokal- 
zeitung bekannt  gemacht:  ausserdem  hat  derselbe,  sobald  thunlich,  jedem  im 
Statement  benannten  Gläubiger  eine  besondere  Benachrichtigung  zugehen  zu 
lassen. 

Gläubigerversammlungen  können  jeder  Zeit  vom  Official  Receiver  oder 
vom  Trustee  einberufen  werden ;  es  muss  geschehen  auf  gerichtliche  AnordnuBj^, 
sowie  auf  schriftlichen  Antrag  von  Gläubigern,  welche  V4  ^^  Gesammtbetrags 
der  Forderungen  repräsentiren.  Die  B.  A.  90  s.  18  ftlgt  hinzu,  dass  ein  GlSa- 
biger,  welcher  die  Kosten  der  Einberufung  deponirt,  in  Gemeinschaft  mit  anderen 
Gläubigem,  welche  mit  ihm  zusammen  V6  <1^  Gesammtbetrags  der  Forderungen 
darstellen,  den  Ofücial  Receiver  oder  Trustee  jeder  Zeit  zur  Einberufung  einer 
Gläubigerversammlung  auffordern  kann;  letztere  ist  solchenfalls  binnen  14  Tagen 
einzuberufen;  das  Depositum  wird  aus  der  Masse  erstattet,  falls  Gläubiger  oder 
Gericht  dies  anordnen.  Mit  Ausnahme  der  ersten  werden  Gläubigerversamm- 
lungen in  der  Weise  einberufen,  dass  jedem  Gläubiger  eine  Benachrichtigung 
betreffend  Ort  und  Zeit  zugesandt  wird. 

Stimmberechtigt  sind  nur  Gläubiger,  welche  eine  im  Konkurse  an- 
meldbare Forderung  nachgewiesen  und  den  Nachweis  vor  der  ffir  die  Versamm- 
lung festgesetzten  Zeit  eingereicht  haben.  Auf  Grund  nicht-liquider,  bedingter 
oder  dem  Werthe  nach  nicht  festgestellter  Forderungen  kann  nicht  gestimmt 
werden.^) 

Ein  gesicherter  Gläubiger,  welcher  auf  seine  Sicherheit  nicht  verzichtet, 
hat  zwecks  Betheiligung  an  der  Abstinunung  im  Forderungsnachweise  die  De- 
tails, das  Datum  und  den  Werth  seiner  Sicherheit  anzugeben.  Stimmberech- 
tigt ist  derselbe  nur  für  den  „weitergehenden^  Betrag  seiner  Forderung. 
Stimmt  er  auf  Grund  seiner  ganzen  Forderung,  so  verzichtet  er  damit  auf 
seine  Sicherheit,  es  sei  denn,  dass  das  Gericht  zu  der  Ansicht  gelangt,  dass 
die  Schätzung  der  Sicherheit  in  Folge  von  Unachtsamkeit  unterblieben  ist. 
Auf  Grund  einer  Forderung  aus  einem  noch  nicht  fälligen  Wechsel  oder  auf 
Grund  einer  durch  einen  solchen  Wechsel  gesicherten  Forderung  kann  ein  Gläu- 
biger nur  dann  stimmen,  falls  er  die  Haftung  aller  vor  dem  Schuldner 

0  Vorbehaltlich  der  Herbeiführung  gerichtlicher  Entscheidung  kann  der  Vor- 
sitzende der  Versammlung  für  die  Zwecke  der  Abstimmung  einen  Forderungsnachweis 
zulassen  oder  abweisen;  in  Zweifelsfällen  vermerkt  er  auf  den  zum  Nachweise  bei- 
gebrachten Urkunden,  dass  Einwendungen  erhoben  sind;  letzterenfalls  ist  der  beti«!- 
fende  Gläubiger  stimmberechtigt,  seine  Stimme  wird  jedoch  ungültig,  falls  die  Ein- 
wendungen aufrecht  erhalten  werden. 
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haftenden  Wechselyerpflichteten  als  Sicherheit  behandelt,  deren 
Werth  sctiätzt  und  für  die  Betheiligung  an  der  Abstimmung  kürzt. 
Binnen  28  Tagen,  nachdem  auf  Grund  eines,  den  Werth  einer  Sicherheit  ab- 
schätzenden und  berücksichtigenden  Forderungsnachweises  gestimmt  wurde, 
kann  der  Official  Receiver  oder  Trustee  verlangen,  dass  gegen  Zahlung  des 
Tom  Gläul»ger  selbst  geschätzten  Werthes  unter  Hinzurechnung  von  20%  auf 
die  Sicherheit  zu  Gunsten  der  Eonkursmasse  verzichtet  wird.  Der  Gläubiger 
kann  jedoch  vor  der  Aufforderung  zum  Verzicht  seine  Schätzung  berichtigen: 
solchenfalls  fallen  aber,  wenn  der  Verzicht  gefordert  wird,  die  20®/o  weg. 

Die  Stimmberechtigung  kann  entweder  persönlich  oder  durch  einen  Be- 
vollmächtigten ausgeübt  werden.  Formulare  zur  Vollmacht  (proxy)^)  gehen 
den  Gläubigem  mit  der  Benachrichtigung  von  der  Einberafung  der  Versammlung 
zu;  jede  Vollmacht  muss  der  vorgeschriebenen  Form  entsprechen,  und  nur  der 
Vollmachtgeber  selbst  oder  ein  ordentlicher  AngesteUter  desselben  darf  das 
Formular  ausfüllen  (B.  A.  90  s.  22).  Dem  Official  Receiver  kann  sowohl  eine 
generelle  Vollmacht  (general  proxy),  wie  eine  spezielle  Vollmacht  (special  proxy) 
ertheilt  werden.  Abgesehen  hiervon  kann  der  Gläubiger  eine  general  proxy 
nur  seinem  ordentlichen  Angestellten,  eine  special  proxy  dagegen  jeder  belie- 
bigen Person  ertheiien.  Eine  proxy  ist  nur  dann  verwendbar,  wenn  sie  vor 
der  Zeit  der  Versammlung  eingereicht  wurde. 

Abgesehen  von  der  Wahl  des  Vorsitzenden,  von  dem  Nachweise  von  For- 
derungen und  von  der  Vertagung  der  Versammlung,  kann  eine  Gläubigerver- 
sammlung nur  dann  thätig  werden,  wenn  mindestens  drei  Gläubiger  oder  doch 
alle  Gläubiger  anwesend  oder  vertreten  sind,  üeber  die  Verhandlungen  der 
Versammlung  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen. 

§8. 

7.  Anmeldung  von  Forderungen.    Bedingte  Forderungen.    Zinsen. 

Gesicherte  Forderungen.   Forderongsnachweis.   Eidliche  ErklärangQ»'. 

Prüfung  der  angemeldeten  Forderungen. 

A.  Die  B.  A.  83  s.  37  bestimmt,  dass,  vorbehaltlich  der  sogleich  zu  erwäh- 
nenden Ausnahmen,  alle  gegenwärtigen  oder  zukünftigen,  bedingten  oder  un- 
bedingten Forderungen  angemeldet  werden  können,  welche  zur  Zeit  des  Er- 
lasses der  receiving  order  gegen  den  Schuldner  bestanden  oder  auf  Grund 
einer  vor  der  receiving  order  eingegangenen  Verpflichtung  vor  der  Discharge- 
erklärung  entstehen. 

Nicht  angemeldet  werden  können: 

1.  Forderungen,  welche  die  Natur  nicht  liquider  Schadensansprüche  haben 
und  nicht  auf  Vertrag,  Versprechen  oder  Nichterfüllung  eines  trust  beruhen 
(z.  B.  Schadensersatzansprüche  aus  Delikten); 

2.  Forderungen,  welche  der  Schuldner  nach  der  Zeit  kontrahirte,  wo  dem 
Gläubiger  bekannt  wurde,  dass  der  Schuldner  eine  in  die  letzten  drei  Monate 
vor  der  Einreichung  des  Konkursantrags   fallende   act   of  bankruptcy  beging. 

B.  Eine  Forderung,  welche  (z.  B.  weil  sie  bedingt  ist)  keinen  bestimmten 
Werth  hat,  wird  vom  Trustee  geschätzt.  Fühlt  der  Gläubiger  sich  durch  die 
Schätzung  beschwert,  oder  fühlen  andere  Personen  sich  benachtheiligt,  so  kann 
die  gerichtliche  Entscheidung  herbeigeführt  werden.  .  Hält  das  Gericht  eine 
Schätzung  für  unmöglich,   so   kann    die   Forderung  nicht  angemeldet  werden. 
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Anderenfalls   ordnet  das   Gericht  eine  Schätsung  an;   die  Schätsongasomme 
stellt  den  anmeldbaren  Being  dar. 

Bei  periodisch  fälligen  Forderungen  kann,  falls  die  receiving  order  awiachen 
den  FftUigkeitsterminen  erging,  ein  verh&ltnissmftsBiger  Theil  der  Forderung 
bis  sum  Datum  der  receiving  order  angemeldet  werden. 

Forderungen,  welche  noch  nicht  fällig  waren,  als  der  Schuldner  eine  aet 
of  bankruptcy  beging,  sind  anmeldbar,  als  wAren  sie  fällig.  Die  Dividende  Ter- 
kürst  sich  jedoch  um  5<^/o  Zinsen. 

•    G.   Hinsichtlich  der   anmeldbaren  Zinsen  ist  iwischen  rereinbarten  und 
nicht  yereinbarten  lu  unterscheiden. 

1.  Schliesst  eine  angemeldete  Forderung  Zinsai  ein,  so  wird  bei  der  Di- 
▼idendenvertheilung  der  Zinsfnss  nicht  höher  als  5  %  angenommen.  Der 
weitere  Zinsansprudb  kann  jedooh  geltend  gemaeht  werden,  nachdem  alle  nach* 
gewiesenen  Forderungen  yollbeiahlt  sind. 

2.  B.  A.  90  s.  28.  Sind  keine  Zinsen  yereinbart  und  wnrdm  die  an- 
meldbaren  Forderungen  vor  der  receiving  order  fiUUg,  so  kann  der  Gltabiger 
40/0  Zinsen  bis  zur  receiying  order  anmelden  und  swär: 

a)  falls  eine  Schuldurkunde  vorliegt,  weiche  einen  bestimmten  FiUifl^brits- 
termin  fizirt,  von  diesem  Terrain  ab,  anderenfalls 

b)  von  der  Zeit  ab,  wo  eine  schriftliche  Mahnung  mit  der  Benadiriehti- 
gung  erging,  dass  Zinsen  gefordert  werden  wflrden. 

3.  Zinsen  (4  %)  für  die  Zeit  nach  der  reoeiving  order  werden  nur  ge» 
sahlt,  wenn  ein  Üeberschuss  vorhanden  ist. 

D.  Ein  gesicherter  GlAubiger,  welcher  seine  Sicherheit  reaiisirte,  kann  nadi 
Absug  des  erzielten  Nettobetrages  seine  etwaige  Bestforderung  anmelden.  Ver- 
zichtet er  auf  seine  Sicherheit  zu  Gunsten  der  Eonkursmasse,  so  ist  seine 
ganze  Forderung  anmeldbar.  Hat  er  endlich  seine  Sicherheit  weder  realiairt, 
noch  darauf  verzichtet,  so  hat  er  in  der  Porderungsanmeldung  seine  Sicherheit 
zu  schätzen  und  deren  Details  anzugeben.  Vorher  erhält  er  keine  Dividende, 
und  nachher  nur  auf  die  Differenz  zwischen  dem  Betrage  seiner  Fordernis 
und  dem  von  ihm  geschätzten  Werthe  seiner  Sicherheit.  G^gen  Zahlung  dieses 
letzteren  Werthes  kann  der  Trustee  jeder  Zeit  die  Sicherheit  einlösen.  Er- 
achtet derselbe  die  Schätzung  des  Gläubigers  für  unrichtig,  so  darf  er  den 
Verkauf  der  Sicherheit  fordern;  das  Nähere  hat  er  mit  dem  Gläubiger  zu  vei^ 
einbaren,  eventuell  wird  es  vom  Gericht  bestimmt;  im  Auktionsfeille  dürfen 
Gläubiger  wie  Trustee  mitbieten.  Andererseits  kann  der  Gläubiger  jeder  Zeit 
den  Trustee  schriftlich  zur  Entscheidung  darüber  auffordern,  ob  er  die  Sicher- 
heit einlösen  oder  verkaufen  lassen  wilL  Zeigt  der  Trustee  alsdann  nicht 
binnen  6  Monaten  dem  Gläubiger  an,  dass  er  die  Einlösung- oder  den  Verkauf 
wünscht,  so  kann  er  diese  Befiagniss  nidit  mehr  geltend  machen.  Die  von 
dem  Schuldner  auf  den  Trustee  übergegangenen  Beohte  an  der  Sicherilieit  gehen 
damit  auf  den  Gläubiger  über,  welcher  die  Differenz  zwischen  dem  Betrage 
seiner  Forderung  und  dem  von  ihm  geschätzten  Werthe  seiner  Sidlieriiait  im 
Konkurse  anmelden  kann.  Abgesehen  von  dem  Über  Einlösung  und  Verkauf  Be- 
merkten soll  der  Gläubiger  nie  mehr  als  100  %  und  die  konkursrechtUcheB 
Zinsen  erhalten.  Der  Gläubiger  kann  auf  eigene  Kosten  seine  Schätsung  be- 
richtigen, falls  er  nachweist,  dass  die  Schätzung  im  guten  Glauben  auf  Grund 
eines  irrigen  Anschlags  erfolgte,  oder  dass  der  Werfh  der  Sicherheit  gestiegen 
oder  gefallen  ist.  Er  hat  alsdann  sofort  zurückzuzahlen,  was  er  zuviel  an  Divi* 
denden  erhielt,  bezw.  erhält  er  eine  nachträgliche  Dividende  aus  den  Torhandenen 
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Geldern,  ohne  dass  jedoch  eine  vor  der  Berichtigung  deklarirte  Dividende  be- 
rührt wird.  Realisirt  der  Gläubiger  seine  Sicherheit  nach  der  Schätzung,  oder 
wird  dieselbe  auf  Verlangen  des  Trustee  realisirt,  so  gilt  der  erzielte  Netto- 
betrag als  der  berichtigte  Schätzungswerth.  Nichtbeachtung  dieser  Vorschriften 
hat  für  den  Gläubiger  Verlust  des  Anspruchs  auf  Dividende  zur  Folge. 

E.  Jeder  Gläubiger  soll  seine  Forderung  möglichst  bald  nach  Erlass  der 
receiving  order  nachweisen.  Der  Nachweis  hat  durch  eine  die  Forderung  be- 
stätigende, schriftliche  eidliche  Erklärung  zu  erfolgen,  welche  beim  Offic^al 
Receiver  oder  Trustee  einzureichen  oder  frankirt  durch  die  Post  einzusen- 
den ist.  Die  eidliche  Erklärung  kann  entweder  von  dem  Gläubiger  selbst 
oder  von  einem  Bevollmächtigten  desselben  abgegeben  werden;  letzterenfalls 
sind  darin  Vollmacht  und  Mittel  der  Eenntniss  anzuführen.  Die  eidliche 
Erklärung  hat  eine  Rechnungsaufstellung  mit  den  Details  der  Forderung 
zu  enthalten  und  die  Beläge  für  dieselbe  zu  spezifiziren.  Die  Vorlegung  der 
letzteren  kann  jeder  Zeit  gefordert  werden.  Die  eidliche  Erklärung  hat  femer 
anzuführen,  ob  der  Gläubiger  ein  gesicherter  Gläubiger  ist  oder  nicht.  Kassa- 
diskont bis  zu  50/0  braucht  nicht  gekürzt  zu  werden;  sonstiger  Handelsdiskont 
ist  zu  kürzen.  Die  Kosten  des  Forderungsnachweises  fallen  in  der  Regel  dem 
Gläubiger  selbst  zur  Last.  Die  Forderungsnachweise  anderer  Gläubiger  darf 
der  Gläubiger  einsehen,  sobald  er  seinen  eigenen  Forderungsnachweis  einge- 
reicht hat.  üebrigens  haben  Offidal  Receiver  oder  Trustee  zu  Folge  B.A.  90 
8.  16  einem  Gläubiger  auf  dessen  Antrag  und  Kosten  (3  d.  für  je  72  Worte, 
und  Porti)  eine  Liste  der  Gläubiger  und  ihrer  Forderungen  durch  die  Post  ein- 
zusenden. 

Jede  Anmeldung  wird  vom  Official  Receiver  oder  Trustee  geprüft  und 
schriftlich  —  entweder  ganz  oder  zum  Theil  —  zugelassen  oder  verworfen, 
oder  endlich  es  werden  schriftlich  weitere  Beweise  eingefordert.  Die  Gründe 
der  Verwerfung  sind  dem  Gläubiger  schriftlich  mitzutheilen.  Auf  Antrag  des 
Official  Receiver  oder  Trustee  kann  femer  das  Gericht,  nachdem  der  Gläubiger 
benachrichtigt  ist,  eine  ungehöriger  Weise  zugelassene  Forderung  noch  nach- 
träglich verwerfen  oder  reduziren.  Ueber  den  Bescheid  des  Official  Receiver 
oder  Trustee  kann  der  Gläubiger  binnen  21  Tagen  die  gerichtliche  Entschei- 
dung herbeiführen.  Das  Gericht  kann  endlich  auch  auf  Antrag  eines  anderen 
Gläubigers,  und  im  Falle  eines  Vergleichs  auch  auf  Antrag  des  Schuldners 
selbst  eine  Forderung  verwerfen  oder  reduziren. 

§9. 

8.  Beitreibang  von  Forderimgen  ohne  Anmeldung  im  Konknrae. 
Gtosioherte  Gl&nbiger.    Vermietber.    Verpächter.    Kompenaation. 

ZwangBVoUstreoknngBgläabjger. 

Nicht  in  den  Eonkurs  einzutreten  brauchen: 

1.  Gesicherte  Gläubiger  (s.  0.  §  2  Note  4).  Sie  werden  durch  die  re- 
ceiving Order  nicht  berfihrt. 

2.  Personen,  welche  Hausmiethe  oder  Pachtzins  zu  fordern  haben.  Sie 
können  jeder  Zeit  —  nach,  wie  vor  Beginn  des  Eonkurses  —  die  Mobilien  des 
Schuldners  pfänden  und  verkaufen.  Nach  Beginn  des  Eonkurses  ist  dies  je« 
doch  nur  wegen  des  sechsmonatlichen  Zinses  zulässig,  welcher  vor  der  Eon- 
kurserOi&ung  fällig  wurde;  die  etwaige  weitergehende  Forderung  kann  nur  im 
Eonkurse  angemeldet  werden.  Der  Eonkurseröfhung  steht  hier  die  gerioht- 
liche  Verfügung  gleich,   welche  einen  Naohlasskonkurs  oder  die  gerichtliche 
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Regulierung  des  Vermdgene  eines  Schuldners  anordnet,    dessen  Schulden  £50 
nicht  übersteigen. 

3.  Personen,  welche  auf  Grund  Ton  B. A.  83  s.  88  kompejisiren  können« 
Fand  zwischen  dem  Schuldner,  gegen  den  die  receiving  order  erging,  und 
einer  anderen,  als  Eonkursgläubiger  auftretenden  Person  ein  gegenseitiges 
Kreditiren  statt,  oder  lagen  gegenseitige  Forderungen  vor  oder  bestanden  sonst 
gegenseitige  Oeschftftsbeziehungen,  so  soll  festgestellt  werden,  was  der  Eine 
dem  Anderen  aus  den  gegenseitigen  Qesch&ftsbeziehungen  schuldet.  Es  hat 
Aufrechnung  zu  erfolgen  und  nur  die  Differenz  soll  angemeldet  bezw.  gezahlt 
werden.  Dem  Schuldner  gegenüber  kann  jedoch  eine  Aufrechnung  nicht  Ton 
einer  Person  gefordert  werden,  welche  zur  Zeit,  als  sie  kreditlrte,  Kenntniss 
davon  hatte,  dass  der  Schuldner  eine  act  o£  bankruptcy  beging,  faUs  letztere 
in  die  letzten  3  Monate  yor  der  Einreichung  des  Eonkursantrages  fällt,  auf 
welchen  die  receiying  order  erlassen  wurde. 

4.  ZwangsTollstreokungsgläubiger  unter  den  nachstehenden  Vor- 
aussetzungen (B.  A.  83  s.  45,  B.  A.  90  s.  11,  12,  B.  A.  83  s.  46  ss.  3): 

a)  Hat  ein  Gläubiger  gegen  die  Mobilien  oder  Immobilien  seines  Schuldners 
die  ZwangsToUstreckung  eingeleitet,  oder  eine  Forderung  desselben  gepfändet, 
so  darf  er  den  dadurch  erlangton  Yortheil  der  Eonkursmasse  des  Schuldners 
gegenüber  nur  dann  behalten,  wenn  er  die  Vollstreckung  oder  Pfändung  vor  der 
receiving  order  und  vor  Eenntniss  von  der  Einreichung  eines  Eonkurs- 
antrages oder  von  der  Begehung  einer  in  die  letzten  3  Monate  vor  der  Ein- 
reichung  des  Eonkursantrages  fallenden  act  of  bankruptcy  vollendete.  Die 
Mobiliarzwangsvollstreokung  vollendet  sich  mit  der  Beschlagnahme  und  dem 
Verkaufe,  die  Forderungspfändung  durch  den  Empfang  des  Betrages  der  ge- 
pfändeten Forderung,  die  Immobiliarvollstreckung  durch  die  Beschlagnahme 
bezw.  Bestellung  eines  Sequester?. 

b)  Sind  Mobilien  eines  Schuldners  Im  Vollstreckungswege  gepfändet,  und  wird 
vor  dem  Verkaufe  oder  vor  der  Vollendung  der  Vollstreckung  durch  Empfang 
oder  Beitreibung  des  vollen  zur  Erhebung  kommenden  Betrages  dem  Voll- 
streckungsbeamten eine  Benachrichtigung  darüber  zugestellt,  dass  gegen  den 
Schuldner  eine  receiving  order  erlassen  ist,  so  hat  der  Vollstrecknngsbeamte 
auf  Ersuchen  die  Mobilien  oder  Gelder,  welche  er  beschlagnahmte  oder  absdüäg- 
lich  erhielt,  an  die  Eonkursmasse  abzuführen.  Die  Exekutionskosten  lasten 
jedoch  als  erste  Last  darauf  und  zu  ihrer  Begleichung  kann  Seitens  der  Eon- 
IcursmaKse  zum  Verkaufe  geschritten  werden. 

C)  Sind  zufolge  einer  Vollstreckung  wegen  einer  £  20  übersteigenden 
ürtheilsschuld  Mobilien  eines  Schuldners  verkauft,  oder  ist  zur  AbwenduDg 
des  Verkaufis  Oeld  gezahlt,  so  hat  der  Vollstreckungsbeamte,  nach  Abzug 
der  Vollstreckungskositen,  den  Resterlös  14  Tage  einzubebalten.  V^ird  ihm 
innerhalb  dieser  Frist  eine  Benachrichtigung  daliin  zugestellt,  das5  ein 
Eonkursantrag  eingereicht  wurde,  und  wird  auf  Grund  desselben  oder  anf 
Grund  eines  anderen,  dem  Vollstreckungsbeamten  bekannten  Eonkursanfarages 
eine  receiving  order  erlassen,  so  hat  letzterer  den  Resterlös  an  die  Eonkurs- 
masse  abzuführen,  welche  denselben  dem  Vollstreckungsgläubiger  gegenüber 
einbehalten  darf. 

d)  Hat  eine  Vollstreckung  in  Mobilien  eines  Schuldners  stattgefunden,  und 
hat  der  Vollstreckungsbeamte  von  einer  oder  meht'eren  anderen  Vollstreckungen 
Eenntniss,  so  darf  das  Gericht  einen  Antrag  auf  Verstattung  eines  Verkaufs 
unter   der  Hand  nicht  eher  in  Erwägung  ziehen,  bis  die  vorgeschriebene  Be- 
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nachrichtigung  an  die  anderen  VoUstreckungsglftubiger  ergangen  ist.   Letztere 
können  bei  der  Verhandlung  über  den  Antrag  gehört  werden. 

e)  Eine  durch  Beschlagnahme  und  Verkauf  yon  Mobiliea  eines  Schuldners 
erfolgte  Vollstreckung  ist  nicht  schon  deshalb  ungültig,  weil  darin  eine  act  of 
bankruptcy  zu  erblicken  ist,  yielmehr  erwerben  Personen,  welche  Mobilien  im 
^ten  Glauben. Tom. Vollstreckungsbeamten  käuflich  erstehen,  der  Konkursmasse 
gegenüber  stets  einen  guten  Rechtstitel. 

§  10. 

9.  Vergleich  (Gomposition).    Geriohtliehe  Bestätigmig,    Ablebnung» 

Wirkung,  SrfüUung  des  Vergleichs.    Deeds  of  Airangem^nt. 

1.  Einen  VergleichsTorschlag  (H.A.  90,  s.  8;  B. A.  88,  s.  19)  hat  der 
Schuldner  in  der  Regel  binnen  4  Tagen  nach  der  Einreichung  seines  Statement  of 
«ffairs  in  schriftlicher  Form  beim  Offidal  Receiyer  einzugeben.  Letzterer  theilt 
den  Vorschlag  abschriftlich  jedem  Oläubiger  mit  und  hält  Tor  Schluss  der  öffent- 
liehen  Vernehmung  des  Schuldners  eine  Oläubigenrersaminlung  ab.  Zur  An- 
nahme Seitens  der  Gläubiger  bedarf  der  Vorschlag  der  Zustimmung  einer 
Majorität  der  Oläubiger,  welche  ihre  Forderungen  nachgewiesen  haben,  Toraus* 
gesetzt,  dass  diese  Majorität  ^/i  des  Werthes  der  nachgewiesenen  Forderungen 
repräsenürt.  Ein  Oläubiger  kann  hier  sein  Stimmrecht  durch  ein  in  Yorge» 
«ehriebener  Form  abgefasstes  Schreiben  an  den  Offlcial  Receiyer  ausüben;  das 
Schreiben  mnss  jedoch  spätestens  am  Tage  vor  der  Gläubigerversammlung 
•eingehen. 

2.  Schuldner,  wie  Offlcial  Receiyer  können  auf  gerichtliche  Bestätigung 
des  yon  den  Gläubigern  acceptirten  Vorschlags  antragen.  Das  Gericht  beraumt 
sodann  —  nach  Schluss  der  öffentlichen  Vernehmung  des  Schuldners  —  einen 
Termin  an,  welcher  jedem  Gläubiger  mitgetheilt  wird,  der  seine  Forderung 
nachwies.  Im  Termine  kann  jeder  Gläubiger,  welcher  seine  Forderung  nach* 
^wiesen  hat,  Einwendungen  yorbringen. 

B.  Das  Gesetz  stellt  eine  Reihe  yon  Fällen  auf,  in  welchen  das  Gericht  den 
Bestätigungsantrag  ablehnen  muss.  Des  weiteren  giebt  es  bestimmte  Fälle,^) 
wo  eine  Bestätigung  nur  erfolgen  darf,  wenn  der  Vergleich  allen  nachweis- 
baren, ungesicherten  Forderungen  eine  angemessene  Sicherheit  für  87^/2  % 
bietet.  Abgesehen  hiervon  üborlässt  das  Gesetz  die  Bestätigung  dem  richter- 
lichen Ermessen. 

4.  Der  gerichtlich  bestätigte  Vergleich  bindet  alle  Gläubiger,  welchen  im 
Konkurse  nachweisbare  Forderungen  gegen  den  Schuldner  zustehen.  Nicht 
berührt  werden  indessen  ürtheilsforderungen  wegen  VerlQhrung,  unehelicher 
Vaterschaft  und  Ehebruchs,  es  sei  denn,  dass  das  Gericht  diese  Forderungen 
ausdrücklich  einschliesst.  Durch  die  Annahme  des  Vergleichs  seitens  eines 
Old'ibigers  werden  Personen,  welche  im  Falle  der  Konkurseröflhung  durch  die 
Discharge  des  Eonkursschuldners  nicht  liberirt  werden  würden,  yon  ihren 
Verbindlichkeiten  nicht  liberirt.  Endlich  wird  der  Schuldner,  trotz  der  ge- 
richtlichen Bestätigung  des  Vergleichs,  nicht  yon  einer  Forderung  liberirt,  yon 
welcher  er  nicht  durch  Discharge  liberirt  werden  würde,  —  es  sei  denn  dass 
4»T  betreffende  Gläubiger  dem  Vergleiche  beitritt. 

5.  Die  Erfüllung  des  Vergleichs  kann  Seitens  des  Gerichts  auf  Antrag 
eines  Interessenten  erzwungen  werden.    Bleibt  eine  Vergleichsrate  rüctotändig. 
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oder  wird  dem  Gericht  ntchgewiesen,  dass  die  Durchffihrimg  des  Vergleichs  eine 
Ungereehtigkeit  oder  eine  imgebahiiiche  Verzögerung  fQr  die  Gläubiger  oder 
den  Schuldner  bedeuten  würde,  oder  dass  die  gerichtliche  BestfttiguBg  durch 
Betrug  erwirkt  wurde,  so  kann  das  Gericht  auf  Antrag  (z.  B.  eines  Gläubigers) 
den  Vergieieh  kassiren  und  den  Eonkurs  erOi&ien.  Solchenfalls  darf  im  Kon- 
kurse jede  Forderung  nachgewiesen  werden,  welche  vor  der  fonkurserOffiaung 
kontnJiirt  wurde  und  sonst  nachweisbar  ist. 

Es  mag  bereits  hier  Erwfihnung  finden,  dass  auch  nach  der  EonkurserOffiiung 
seitens  der  Gläubiger  jeder  Zeit  ein  Vergleichsvorschlag  angenommen  werden 
kann,  üeber  die  zur  Annahme  erforderliche  Majorität,  fiber  Verfahren  und  Eon- 
sequenzen gilt  dasselbe,  wie  in  dem  Falle,  wo  der  Vorschlag  vor  der  Eonkurs- 
erOilnung  eingereicht  wird.  Wird  der  angenommene  Vergleich  gerichtlich  be- 
stätigt, so  anuUirt  das  (Bericht  den  Eonkurs  und  überträgt  die  Eonkursmasse 
an  den  Schuldner  oder  an  die  sonst  rom  Gericht  bestellte  Person.  Der  be- 
stätigte Vergleich  kann  aus  denselben  Gründen,  wie  vor  der  Eonkurseröffnnng 
gerichtlich  kassirt  werden,  in  welchem  Falle  der  Eonkurs  wieder  eröfi&iet  wird. 
Das  in  der  Zwisdienseit  G(esohehene  bleibt  jedoch  unberührt,  und  alle  sonst 
nachweisbaren,  yor  der  Wiedererüfiiung  kontrahirten  Forderungen  können  im 
Eonkurse  nachgewiesen  werden  (B.  A.  88,  s.  28;  B.  A.  90  s.  6). 

6.  Durch  ein  besonderes  Gesetz  (Deeds  of  Arrangement  Act  1887)  sind  die 
Vergleiche  geregelt,  welche  man  zur  Vermeidung  der  receiving  order  mit  den 
Gläubigem  zu  schliessen  pflegt.  Es  wird  eine  förmliche  Urkunde  (deed  of 
arrangement)  Seitens  des  bedrängten  Schuldners  vollzogen  (z.B.  eine  Cessio 
bonorum  an  einen  trustee),  und  sodann  jeder  einzelne  Gläubiger  auljgefordert^ 
eine  Beitrittserklärung  (assent)  zu  zeichnen.  Durch  Vollziehung  dieser  Er- 
klärung unterwirft  sich  der  Gläubiger  den  Stipulationen  der  deed  und  Ter* 
sichtet  auf  jede  anderweite  Geltendmachung  seiner  Forderung.  Wünscht  ein 
Gläubiger  der  deed  nicht  beizutreten,  so  ist  zu  beachten,  dass  die  Vermögens- 
yerhftltnisse  eines  Schuldners  betreffende  deeds  of  arrangements,  weiche  zu 
Gunsten  seiner  Gläubiger  generell  errichtet  sind,  binnen  1  Tagen  nach  der 
ersten  Vollziehung  zu  registriren  sind.  Die  gehörige  Registrirung  macht  in- 
dessen den  Vergleich  noch  nicht  unanfechtbar;  derselbe  wird  vielmehr  hinfiUlig» 
falls  innerhalb  8  Monaten  der  Eonkürsantrag  eingereicht  wird,  unterbleibt 
letzteres,  so  ist  der  Vergleich  nicht  mehr  aus  der  Welt  zu  schaifen.  Der 
Gläubiger,  welcher  nicht  beitreten  will,  kann  sich  alsdann  nur  an  das  nicht 
sedirte  Vermögen  seines  Schuldners  halten^). 

§  11. 
10.  Konknrseröffiiung  (Adjudication).    Beginn  des  Konkurses.    Wirkung 

der  Konkorseröfihong. 

1.  Ist  eine  receiving  order  erlassen,  und  besehliesst  entweder  die  erste 
Gläubigerversammlung  die  Eröfßaung  des  Eonkurses,  oder  fasst  dieselbe  keinen 
Beschluss,  oder  findet  eine  Gläubigerversammlung  nicht  statt,  oder  wird 
binnen  14  Tagen  oder  binnen  der  gerichtsseitig  gewährten  weiteren  Frist  nach 
Schluss  der  öfi'entlichen  Vernehmung  des  Schuldners  ein  Vergleichsvorschlag 
nicht  angenommen  oder  nicht  bestätigt,  so  eröffnet  das  Gericht  den  Eonkurs. 


^)  Es  bedarf  kaum  der^rwähnung,  dass  derartige  deeds  vielfach  mala  fide  errichtet 
werden,  wo  eine  receiving  order  gar  nicht  zu  befflrchten  steht. 
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Auf  Antrag  des  Schuldners  kann  die  Konkurseröffnung  bereits  bei  Erlass 
der  receiying  order  und  jeder  Zeit  später  erfolgen. 

Der  Eonkurs  kann  femer  auf  Antrag  des  Official  Receiver  oder  eines 
Olftubigers  eröffnet  werden,  falls  nach  Erlass  der  receinng  order  die  erste 
Oläubigerversanunlung  nicht  beschlussfähig  ist,  oder  der  Schuldner  sich  heim- 
lich entfernt  hat  oder  keinen  Vergleich  Yorschlägt. 

Die  Eonkurseröffnung,  welche  vom  Tage  der  gerichtlichen  Verfügung  da* 
ürt,  wird  in  der  London  Gazette  und  in  einem  Lokalblatt  öffentlich  bekannt 
gemacht. 

2.  Die  Konkurseröffnung  fällt  nicht  mit  dem  Beginn  des  Konkurses  zu- 
sammen; letzterer  wird  vielmehr  zurQckdatlrt,  und  zwar  auf  den  Zeitpunkt,  wo 
<iiejenige  act  of  bankruptcy  begangen  wurde,  auf  Orund  welcher  die  rec«ring 
•order  erging,  oder  falls  der  Schuldner  nachweislich  mehrere  acts  of  bankruptcy 
beging,  auf  den  Zeitpunkt,  in  welchem  während  der  letzten  8  Monate  Yor  der 
Einreichung  des  Konkursantragi'S  die  erste  act  of  bankruptcy  begangen  wurde. 
Konkursantrag,  receiying  order  und  KonkurseröSnung  werden  jedoch  noch  nicht 
dadurch  ungültig,  4ass  vor  der  Entstehung  der  Forderung  des  betreibenden 
Gläubigers  eine  act  of  bankruptcy  liegt.  Für  den  Fall,  dass  das  Gericht,  statt 
-«inem  Antrag  auf  Abführung  zur  Schuidhaft  stattzugeben,  eine  receiving  order 
-erlässt,  datirt  (zu  Folge  B.  A.  90,  s.  20)  der  Konkurs  Ton  d^  Zeit  der  reoeiving 
order,  oder  falls  der  Schuldner  nachweislich  zuvor  acts  of  bankruptcy  beging, 
Ton  der  ersten  act  of  bankruptcy «  welche  er  in  den  letzten  drei  Monaten  vor 
4er  receiving  order  beging. 

8.  Die  Wirkung  der  Konkurseröffnung  besteht  darin,  dass  das  Ver- 
mögen dea  Schuldners  auf  einen  Trustee  übergeht  und  unter  die  Gläubiger 
Tortheilbar  wird.  Die  Konkursmasse  geht  Ton  Trustee  auf  Trustee  (einschliess- 
lich Official  Receiver,  falls  letzterer  Trustee  ist)  über  und  gehört  (dem  nackten 
Rechte  nach,  nicht  etwa  auch  benefiziarisch)  dem.  je  weiligen  Trustee  während 
der  Dauer  seines  Amts,  ohne  dass  irgend  weiche  besonderMi  Uebertragungsakte 
vorgenommen  werden  müssten.^)  Der  Trustee  setzt  ideh,  so  bald  wie  möglich, 
in  den  Besitz  der'Mobilien;  zu  diesem  Ende  und  zwecks  Behauptung  des 
Besitzes  hat  er  die  Befugnisse  eines  vom  High  Court  bestellten  Sequesters 
und  auf  Verlangen  steht  ihm  der  gerichtliche  Zwang  zur  Verfügung.  Ver- 
mögensstücke, welche  durch  Umschreibung  übergehen,  kann  er  umschreiben 
lassen;  Ansprüche  gelten  als  an  ihn  zedirt.  Bei  Vermeidung  der  auf  Miss- 
achtung des  Gerichts  stehenden  Strafen  sind  an  ihn  alle  Gelder  und  Sicher^ 
heiten  auszuliefern,  welche  sich  im  Verfügungsbereich  Dritter  befinden  und 
dem  Schuldner  oder  Trustee  gegenüber  nicht  retinirt  werden  dürfen.  Ver- 
mögensstücke des  Schuldners,  mögen  dieselben  sich  in  seinem  Besitz  oder  im 
JBesitz  Dritter  befinden,  können  auf  richterlichen  Befehl  beschlagnahmt  werden; 
-zn  diesem  Ende  können  Haus  und  Behälter  des  Schuldners  aufgebrochen 
werden;  das  Gericht  kann  selbst  andere  Pläuser  durchsuchen  lassen. 

§  12. 

IL  Trustee  (Konkursverwalter).    Sicherheitsleistung.    Bestallung. 

Absetzung.    Verwaltung.    Aufsicht.    Entlastung  (Disohaige). 

1.  Haben  die  Gläubiger  Konkurseröffnung  beschlossen  oder  ist  letztere  er- 
folgt, so  können  dieselben  entweder  selbst  eine  geeignete  Person  —  Gläubiger 


*)  Anders  das  deutsche  Recht  R.K.O.  §  5. 
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oder  mdht  —  zniji  Trustee  bestellen  oder  die  BesteUimg  dem  Glftubigerausschuse 
flberlassen.  Die  bestellte  Person  hat  dem  Board  of  Trade  Sicherheit  zu  leisten 
und  erhfllt  von  dieser  Behörde  eine  Bescheinigung  Qber  die  Bestellung.  Letztere 
wirkt  Tom  Datum  der  Bescheingung.  üeber  Einwendungen  des  Board  of 
Trade  gegen  die  Bestellung  kann  die  gerichtliche  Entscheidung  herbeigeffihrt 
werden,  unfähig,  bestellt  zu  werden,  ist  zufolge  B.  A.  90  s.  4  eine  Potsou^ 
welche  wegen  schlechter  AuflRlhrung  oder  Püichtyemacblässigung  in  einem 
anderen  Eonkurs  als  Trustee  entlassen  wurde. 

Falls  die  Gläubiger  nicht  binnen  Tier  Wochen  nach  der  Eonkurseröibiung^ 
bezw.  falls  dann  ein  Vergleichsyorschlag  schwebt,  nicht  binnen  sieben  Tagen 
nach  der  Nichtannahme  oder  Nichtbestätigung  desselben,  einen  Trustee  bestellai, 
so  wird  ein  solcher  Tom  Board  uf  Trade  bestellt,  yorbehaltlich  der  Befngnias 
der  Gläubiger,  jeder  Zeit  eine  andere  Person  zu  substituiren. 

2.  Seitens  des  Official  Reoeiyer  ist  eine  QläubigerTersammlung  zwecks  Be» 
Stellung  eines  Trustee  einzuberufen,  wenn  nach  Abhaltung  der  ersten  Gläubiger» 
yersammlung  der  Konkurs  erGfihet  wird  und  nicht  bereits  Tor  der  ErGihung 
ein  Trustee  bestellt  ist 

Das  Gesetz  gestattet  den  Gläubigem,  mehrere  —  sei  es  gleichzeitig 
thätige,  sei  es  sukzessiTe  aufeinander  folgende  —  Trustees  zu  bestellen. 

8.  Der  Trustee  kann  durch  Beschluss  der  Gläubiger  abgesetzt  werden^ 
und  tritt  ab,  wenn  eine  receiTing  order  gegen  ihn  ergeht.  In  bestimmten  Fällen 
(fergleiehe  jetzt  auch  B.  A.  90  s.  19)  kann  das  Handelsamt  den  Trustee  ent- 
lassen, TorbehalÜich  der  Befugniss  der  Gläubiger,  die  gerichtliche  Entscheidung 
darflber  herbeizuführen. 

Im  VakanzfiftUe  kOnnen  die  Gläubige  eine  andere  Person  zum  Trustee 
bestellen  und  auf  Antrag  eines  Gläubigers  hat  der  Offlcial  ReceiTer  zu  diesem 
Ende  eine  Gläubigerversammlung  einzuberufen.  Bestellen  die  Gläubiger  nidit 
binnen  drei  Wochen  nach  Eintritt  der  Vakanz  eine  andere  Person,  so  bestellt 
das  Handelsamt  einen  Trustee,  an  dessen  Stelle  die  Gläubiger  indessen  eine 
andere  Person  substituiren  können.  Während  der  Vakanz  füngirt  der  Official 
ReceiTer  als  Trustee. 

4.  Der  Trustee  prozessirt  unter  der  Bezeichnung  „The  Trustee  of 
the  property  of  A.  B.  a  bankrupt*";  unter  diesem  Titel  ist  er  befugt,  Ver- 
mOgensstöcke  jeder  Art  zu  besitzen,  ihn  selbst  und  seine  Amtsnachfolger 
bindende  Verpflichtungen  einzugehen  und  die  sonstigen  Amtshandkingen  Tor- 
zunehmen. 

Seine  Bemuneration  wird,  soweit  deren  Festsetzung  nicht  dem  Gläubiger- 
ausschuss  flberlassen  ist,  durch  Beschluss  der  Gl&ubigerrersammlung  bestimmt 
Die  Festsetzung  geschieht  in  Prozenten,  und  zwar  zur  einen  Hälfte  Ton  dem  Be- 
trage, den  der  Trustee  realisirte  (B.  A.  90  s.  15),  nach  Abzug  der  an  gesicherte 
Gläubiger  aus  dem  ErlOse  ihrer  Sicherheiten  gezahlten  Summen,  und  zur  an- 
deren Hälfte  Ton  dem  im  DiTidendenwege  Tcrtheilten  Betrage.  Der  Beschluss 
soll  zum  Ausdruck  bringen,  welche  Unkosten  die  Remuneration  deckt;  für 
derartig  gedeckte  Unkosten  haften  weder  Masse  noch  Gläubiger.  In  Fällen, 
wo  der  Tierte  Theil  der  Gläubiger  —  der  Zahl  oder  dem  Werth  nach  — 
dem  Beschluss  nicht  zustimmt,  bestimmt  das  Handelsamt  die  Höhe  der  Re- 
muneration. Ein  ohne  Remuneration  thätiger  Trustee  erhält  die  Ton  den  Gläu- 
bigem mit  Genehmigung  des  Handelsamts  zugebilligten  Unkosten  aus  der 
Masse  erstattet. 

Die  Tereinnahmten  Gelder  sind  Seitens   des   Trustee  in   ein  Konto  des 
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Handelsamts  bei  der  Bank  of  England  einzuzahlen,  sotem  nicht  das  Handels- 
amt  anf  Antrag  des  Glftnbigersausschüsses  gestattet,  dass  der  Tmstee  ein  auf 
den  Namen  der  Masse  lautendes  Konto  bei  eiuer  Lokalbank  erOflhet.  Ueber- 
steigt  das  Konto  des  Handelsamts  den  augenblicklichen  Bedarf,  so  wird  der 
Ueberschuss  durch  Vermittlung  des  Schatzamts  zinstragend  angelegt.  Der 
Trustee  hat  gehörige  Bücher  zu  führen,  ^«reiche  von  den  Konkursglänbigem 
eingesehen  werden  können.  Mindestens  zweimal  jährlich  hat  er  dem  Handels- 
amt eine  Aufstellung  über  Einnahmen  und  Ausgaben  vorzulegen;  letzteres  ver- 
anlasst eine  Revision,  welche  jeder  Gläubiger  einsehen  kann.  Ausserdem  hat 
der  Trustee  mindestens  einmal  jährlich  dem  Handelsamt  einen  Bericht  über 
das  Verfahren  zu  unterbreiten.  Jeder  Gläubiger  kann  endlich  zufolge  der 
B.  A.  90  s.  17  in  Gemeinschaft  mit  anderen  Gläubigem,  welche  mit  ihm  Ve  der 
Gläubiger  repräsentiren,  den  Trustee  oder  Official  Receiver  jeder  Zeit  auf- 
fordern, eine  Abrechnung  bis  dato  einzusenden,  vorausgesetzt,  dass  zur  Deckung 
der  Kosten  ein  genügender  Betrag  deponirt  wird,  welcher  später  aus  der  Masse 
erstattet  wird,  falls  Gläubiger  oder  Gericht  dies  anordnen. 

5.  Die  Beaufsichtigung  des  Trustee  ist  Sache  des  Handelsamts,  welches 
insbesondere  auf  die  Beschwerde  eines  Gläubigers  hin  eine  Untersuchung  ein« 
zuleiten  hat.  Ein  Gläubiger,  welcher  sich  durch  einen  Bescheid  des  Trustee 
beschwert  fühlt,  kann  zudem  anf  gerichtliche  Entscheidung  antragen.  Der 
Trustee  kann  das  Gericht  um  Direktiven  bitten  und  hat  die  Beschlüsse  der 
Gläubigerversammlung  und  des  Gläubigerausschusses  zu  beachten.  Wider- 
sprechen sich  dieselben,  so  gebührt  den  ersteren  der  Vorzug.  Abgesehen  hier- 
von verfährt  der  Trustee  nach  seinem  eigenen  Ermessen,  soweit  er  nicht  bei  der 
Sealisirung  der  Masse  die  Erlaubniss  des  Gläubigerausschusses  einholen  muss. 

6.  Seine  Entlastung,  gegen  deren  Ertheüung  jeder  Gläubiger  EinwendungeA 
vorbringen  kann,  erhält  der  Trustee  vom  Handelsamt;  Im  Fall  die  Disoharge 
verweigert  wird,  kann  jeder  Gläubiger  beim  Gericht  beantragen,  dass  der 
Tmstee  mit  den  Folgen  seiner  pflichtwidrigen  Handlungen  oder  Unterlassungen 
belastet  wird.  Wird  Betrug  oder  Unterdrückung  öder  Verheimlichung  einer 
wesentlichen  Thatsache  nachgewiesen,  so  kann  die  Disoharge  widerrufen  werden. 
Die  Amtsthätigkeit  des  Tmstee  erlischt  spätestens  mit  seiner  Discharge;  an 
seine  SteUe  tritt  alsdann  der  Official  Receiver. 

§  13. 
12.   GHäubigeratissolLtuis  (Committee  of  Inspeotion). 

Zwecks  UeberwachuDg  der  Beguliemng  der  Masse  Seitens  des  Tmstee 
können  die  stimmberechtigten  Gläubiger  in  der  ersten  oder  in  einer  späteren 
Gläubigerversammlung  einen  Gläubigerauschuss  bestellen,  welcher  mindestens 
drei  und  höchstens  fünf  Mitglieder  zählen  darf.  Zu  Mitgliedern  können  Gläu« 
biger  oder  Generalbevollmächtigte  derselben  bestellt  werden;  ein  Gläubiger 
kann  jedoch  erst  thätig  werden,  nachdem  seine  Forderung  nachgewiesen  ist. 
Die  Absetzung  eines  Mitgliedes  kann  durch  Beschluss  der  Gläubigerversamm- 
lung erfolgen.  In  Ermangelung  eines  Gläubigerausschusses  stehen  dessen  Be- 
fugnisse dem  Handelsamt  zu. 

§  14. 
18,  EonkiirBmasse.    Belastete  Vermögensstüeke  (onerona  property). 

Bei  der  Frage  nach  den  Vermögensstücken,  welche  auf  den  Trustee  über- 
gehen, unterscheidet  man  zwischen  Vermögensstücken ,  welche  dem  Schuldner 
gehören,  und  anderen  Vermögensstücken. 
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Vermögen  des  Sehuldners: 

1.  VemiGgeiisstficke,  welche  dem  Scbuldner  beim  Beginn  des  Konkimef 
geboren,  oder  Tor  seiner  Discbarge  Ton  ihm  erworben  werden,  oder  «n  ihn 
fallen. 

2.  Das  Recht,  Ober  ,,VermOgeD8Stücke*  alle  di^enigen  Befugnisse  ans- 
zuüben,  welche  der  Schuldner  beim  Beginn  des  Konkurses  oder  tot  astnar  Dia- 
Charge  zu  seinem  eigenen  Yortheil  hätte  ausüben  können,  anogenmamen  die 
Berechtigung,  den  Nachfolger  in  ein  Eirchenamt  zu  präsentiren. 

Unter  „Vermügensstücken'*  sollen  nach  s.  168  der  B.A.  83  rerstanden 
werden:  „Geld,  Mobüien,  Forderungen,  Immobilien  und  jede  Art  von  Ver- 
mögen, sei  es  Immobiliar*  oder  Mobiliarvermögen,  in  England  oder  sonstwo  be- 
legen ;  auch  Ansprüche  aus  bonds,  Servituten,  und  jede  Art  Ton  Berechtignng, 
Recht  und  Nutzen,  gegenwärtig  oder  zukünftig,  fest  zustehend  oder  bedingt^ 
entstehend  aus  dem  oben  definirten  Vermögen  oder  incidenter  damit  ver- 
bunden/* 

U.  Zu  dem  unter  die  Gläubiger  vertheilbaren  Vermögen  des  Schuldners 
gehören  nicht: 

1.  Veimögensstücke,  welche  der  Schuldner  nur  dem  nackten  Recht  nach 
—  als  trustee  —  besitzt,  während  die  benefiziarische  Berechtigung  Anderen 
zusteht. 

2.  Die  Geräthschaften  seines  Gewerbes,  die  nothwendige  Kleidung  und 
Betten  für  ihn  selbst,  seine  Frau  und  Kinder,  bis  zum  Gesammtwerth  Ton  £  20. 

m.  Besteht  ein  Vermögensstück  in  einer  mit  lästigen  Verpflichtungen 
belasteten  Immobilie,  oder  in  einem  Gesellschaftsantheil,  oder  in  einer  keinen 
Gewinn  bringenden  Forderung,  oder  in  einem  anderen  Vermögensstück,  welches 
nicht  oder  doch  nicht  leicht  Terkäuf  lieh  ist  (weil  dessen  Inhaber  verpflichtet  ist, 
eine  lästige  Handlung  vorzunehmen,  insbesondere  eine  Geldsumme  zu  zahlen)  so 
kann  der  Trustee,  obwohl  er  versucht  hat,  das  Vermögensstück  zu  verkaufen, 
oder  Besitz  davon  ergriff,  oder  mit  Bezug  darauf  andere  Eigenthumshandlungen 
vornahm,  jeder  Zeit  binnen  12  Monaten  nach  der  ersten  Bestellung  eines 
Trustee  in  schriftlicher  Form  auf  das  Vermögensstück  Verzicht  leisten. 
Für  den  Fall,  dass  das  Vermögensstück  nicht  binnen  Monatsfrist  nach  der 
gedachten  Bestellung  zur  Kenntniss  des  Trustee  gelangt  ist,  beginnt  die 
zwölfmonatliche  Frist  von  seiner  ersten  Kenntniss  zu  laufen.  Die  Frist 
kann  femer  gerichtsseitig  verlängert  werden.  Die  Wirkung  des  Veniohts  be- 
steht darin,  dass  am  Tage  der  Verzichtsleistung  alle  Rechte  und  Verbindlich- 
keiten des  Konkursschuldners  mit  Bezug  auf  das  Vermögensstück  erlöschen, 
und  dass  der  Trustee  von  dem  Tage  ab,  wo  das  Vermögensstück  auf  ihn  über- 
ging, von  jeder  persönlichen  Haftung  wegen  desselben  liberirt  wird.  Die  Rechte 
und  Verbindlichkeiten  Dritter  bleiben  unberührt^  soweit  sie  nicht  zwecks  Libe- 
rirung  des  Trustee,  des  Konkursschuldners  und  seines  Vermögens  in  Mitleiden- 
schaft gezogen  werden  müssen.  Das  Recht,  zu  verzichten,  geht  verloren,  wenn 
ein  an  dem  Vermögensstück  Interessirter  den  Trustee  schriftlich  zur  Rrklärung 
auffordert,  und  der  Trustee  binnen  28  Tagen  oder  der  gerichtsseitig  gewährten, 
weiteren  Frist  nach  Eingang  der  Aufforderung  sich  nicht  erklärt  oder  sich 
weigert,  zu  verzichten.  Steht  ein  Vertrag  in  Frage,  so  hat  er  denselben  damit 
übernommen.  Auf  Antrag  einer  Person,  welche  dem  Trustee  gegenüber  aus 
einem  mit  dem  Konkursschuldner  geschlossenen  Vertrage  berechtigt  oder  ver- 
pflichtet ist,  kann  femer  das  Gericht  —  unter  eventueller  Zuerkennung  oder 
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Venirtliefluiig  in  eine  SchadenserBatzsomme  wegen  Nichterfüllung  —  den  Ver- 
trag für  aufgelöst  erklären;  die  zuerkannte  Summe  ist  im  Eonkurse  anmeldbar. 
Endlich  kann  das  Gericht  auf  Antrag  einer  Person,  welche  auf  ein  Yermögens- 
«tück,  auf  welches  der  Trustee  Terzichtete,  Anspruch  erhebt  oder  bezüglich 
desselben  unter  einer  nicht  erloschenen  Verbindlichkeit  steht,  eine  üeber- 
tragung  oder  Auslieferung  des  Vermögensstücks  an  den  Antragsteller  Ter- 
fQgen«  falls  er  darauf  Anspruch  hat  oder  billiger  Weise  als  Entschädigung  für 
seine  Vei'bindlichkeit  die  Auslieferung  verlangen  kann.  Durch  die  Verzicht- 
leistuBg  des  Trustee  Verletzte  sind  berechtigt,  ihre  Schadensforderungen  im 
Konkurse  anzumelden. 

§  15. 
14,  Gültigkeit  der  in  die  Zeit  des  Eonknrees  fUlenden  BeohtagesohlAe. 

Wenn  auch  der  Rechtstitel  des  Trustee  erst  mit  seiner  Bestellung  ent- 
steht, so  gilt  derselbe  doch  als  rechtswirksam  vom  Beginn  des  Konkurses  an. 
Es  giebt  indessen  eine  Anzahl  von  Rechtsgeschäften,  welche  gültig  sind,  ob- 
wohl sie  in  die  Zeit  des  Eonkurses  fallen.  Vorbehaltlich  der  Bestimmungen 
über  ZwangSYollstreckungen ,  VermGgensübertragungen  und  Bevorzugungen^ 
werden  im  Eonkursfalle  nämlich  nicht  ungültig: 

1.  Zahlungen  des  Eonkursschuldners  an  seine  Gläubiger; 

2.  Zahlungen  oder  Leistungen  an  den  Eonkursschuldner; 

8.  Uebertragungen,  welche  derselbe  aus  rechtlich  ausreichender  causa 
Tomalim; 

4.  Rechtsgeschäfte  desselben  aus  rechtlich  ausreichender  causa;  voraus- 
gesetzt, dass  die  nachstehenden  beiden  Bedingungen  erfüllt  sind: 

a)  Die  Zahlung,  Leistung,  TJebertragung,  oder  das  Rechtsgeschäft  müssen 
vor  der  r/'^Diving  order  geschehen  sein; 

b)  Bei  der  Vornahme  der  Zahlung  u.  s.  w.  darf  der  Dritte  nicht  gewusst 
haben,  dass  der  Eonkursschuldner  vorher  eine  Act  of  bankruptcj  beging,  auf 
welche  zur  Zeit  der  Einreichung  des  der  receiving  order  zu  Grunde  liegenden 
Eönkursantrags  ein  Eonkursantrag  hätte  gegründet  werden  können. 

§  16. 
16.  Bepated  ownership. 

Ausser  den  Vermögensstücken  des  Eonkursschuldners  gehen  auf  den 
Trustee  über  alle  Mobilien,  welche  sich  mit  Erlaubniss  ihres  wirklichen  Eigen- 
thümers  beim  Beginne  des  Eonkurses  im  Besitze  oder  Verfügungsbereiche  des 
Eonkursschuldners  in  seinem  Handels-  oder  sonstigen  Geschäfte  unter  solchen 
Verhältnissen  befinden,  dass  der  Eonkursschuldner  für  den  Eigenthümer  der- 
selben gehalten  wird.  Abgesehen  von  fälligen  oder  fällig  werdenden  Forde- 
rungen, welche  dem  Eonkursschuldner  im  Betriebe  seines  Handels-  oder  son- 
stigen Geschäfts  zustehen,  fallen  Forderungen  nicht  darunter. 

§  17. 
18.   VeimögenBÜbertragnngen   oder  Versprechen;   Vermögen  sn   über- 
tragen, welche  der  Konkorsmasse  gegenüber  ungültig  werden.    Bevor- 
zugung von  Gläubigem* 
L  Jede  VermOgensübertragung,  welche  weder 
1.  vor  einer  die  causa  derselben  bildenden  Ehesohliessung  erfolgte,  noch 
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2.  sü  Gonsteii  eines  gutgläabigen,  aus  rechtlich  ausreiche&der  causa  er- 
werbenden Empfängers  geschah,  noch  endlich 

3.  SU  Gunsten  der  Frau  oder  der  Kinder-  des  üebertragenden  aus  Ver- 
mögensstflcken  vorgenommen  wurde,  welche  an  den  üebertragenden  nach  der 
Eheschliessung  als  Ehemann  gelangten, 

wird   der  Konkursmasse  gegenüber   ungflltlg,   falls  binnen  2  Jahren  nach  der 
üebertragung  über  das  Vermögen  des  üebertragenden  der  Konkurs  erGffiiet  wird. 

Geschieht  letzteres  später,  jedoch  binnen  10  Jahren  nach  der  üebertragung, 
so  gilt  das  Gleiche,  es  sei  denn,  dass  der  Erwerber  nachweist,  dass  der  üeber- 
tragende  zur  Zeit  der  üebertragung  ohne  Inanspruchnahme  der  übertragenen 
Yermügensstücke  seine  s&mmtlichen  Schulden  zu  zahlen  vermochte,  und  dass 
die  Rechte,  welche  der  Uebertragende  an  den  übertragenen  Gegenständ«!  be- 
saas,  mit  der  Vollziehung  der  Uebertragungsurkunde  auf  den  Erwerber  über- 
gingen. 

Jedes  auf  Eheschliessung  als  causa  sich  gründende  Versprechen,  zukünftig 
zu  Gunsten  seiner  Frau  oder  Kinder  VermOgensstüc^e  zu  übertragen,  an  denen 
der  Promittent  zur  Zeit  seiner  Eheschliessung  keine  Rechte  besass,  und  welche 
ihm  nicht  bloss  als  Ehemann  zustehen«  wird  der  Konkursmasse  gegenüber 
ungültig,  falls  vor  der  thatsächlichen  üebertragung  über  das  Vermögen  des 
Promittenten  der  Konkurs  eröfhet  wird. 

Obschon  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  nicht  ungültig,  kann  eine 
ohne  rechtlich  ausreichende  causa  vorgenommene  Vermögensübertragung  zu 
Folge  von  18  Eliz.  c.  6  ungültig  sein,  falls  die  Absicht  vorlag,  die  Gläubiger 
um  ihre  Forderungen  zu  bringen. 

n.  Alle  Vermögensübertragungen  und  Vermögensbelastungen,  jede  Zahlnng 
und  Eingehung  dner  Verbindlichkeit,  jedes  gerichtliche  Verfahren  Seitens  oder 
gegen  eine  Person,  weldie  unfähig  ist,  ihre  Schulden  bei  Fälligkeit  aus  eigenem 
jOelde  zu  zahlen,  gilt  als  betrügerisch  und  ist  der  Konkursmasse  gegenüber 
ungültig,  falls  die  üebertragung  u.  s.  w.  zu  Gunsten  eines  Gläubigers  in  der 
Absicht,  ihn  vor  den  anderen  Gläubigem  zu  bevorzugen,  vorgenommen  nnd 
über  das  Vermögen  des  üebertragenden  u.  s.  w.  der  Konkurs  auf  Grund  eines 
Konkursantrages  eröffnet  wird,  welcher  binnen  3  Monaten  nach  der  üeber- 
tragung u.  8.  w.  eingereicht  wurde.  Die  Rechte  der  Rechtsnachfolger  eines 
Gläubigers  des  Konkursschuldners  bleiben  jedoch  unberQhrt,  falls  dieselben  die 
Vermögensstücke  in  gutem  Glauben  aus  rechtlich  ausreichender  causa  erworben 
haben. 

§  18. 
17.  Privüegirte  Fordemngen. 

Bei  der  Vertheilung  der  Konkursmasse  werden  zu  Folge  der  Preferentisl 
Payments  in  Bankruptcy  Act  1888  nachstehende  Forderungen  vor  allen  anderen 
Forderungen  bezahlt: 

1.  Alle  lokalen  Steuern,  welche  der  Schuldner  zur  Zeit  des  Erlasses  der 
receiving  order  schuldete,  vorausgesetzt,  dass  sie  in.  den  der  receiving  order 
voraufgehenden  12  Monaten  föUig  wurden.  Femer  alle  angesetzten  Abgaben, 
Grund-,  Vermögens-  oder  Einkommensteuem,  welche  bis  zu  dem  der  receiving 
order  voraufgehendon  5.  April  zu  Lasten  des  Schuldners  angesetzt  wurden; 
sie  dürfen  jedoch  im  Ganzen  nicht  die  Ansetzung  für  1  Jahr  übersteigen. 

2.  Alle  Gehalts-  oder  Lohnansprüche  eines  GeschäftsangesteUten 
oder  Dienstboten  wegen  ihrer  dem  Schuldner  geleisteten  Dienste  während 
4  Monaten  vor  der  receiving  order  bis  zum  Maximalbetrage  von  £  60. 
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3.  Alle  Lohnansprücho  Yon  Arbeitern  wegen  der  während  der  letzten 
2  Monate  vor  der  receiving  order  geleisteten  Dienste  bis  zum  Maximalbetrage 
Ton  £  25, 

Die  Bub  1  bis  8  gedachten  Forderungen  haben  unter  sieh  gleichen  Rang; 
reieht  die  Masse  nicht  aus,  so  verkfirzen  dieselben  sich  gleichmässig  unter 
einander.  Vorbehaltlich  der  für  die  Kosten  der  Kegulieining  u.  s.  w.  noth- 
wendiger  Weise  einzubehaltenden  Summen,  soll  die  Zahlung  der  gedachten 
Forderungen,  soweit  die  Masse  reicht,  sofort  erfolgen.  Sind  ferner  während 
der  letzten  3  Monate  vor  der  receiring  order  Mobilien  des  Schuldners  wegen 
rückständiger  Pacht  oder  Hausmiethe  gepföndet,  so  lasten  die  gedachten  pri- 
YÜegirten  Forderungen  als  erste  Last  auf  den  Pfandobjekten  und  auf  dem 
Verkaufserlöse;  mit  der  Berichtigung  einer  solchen  Forderung  erwirbt  der 
Pfai^dgläubiger  das  Privileg  derselben.^) 

§  18. 
18.  Zurückstehende  Fordenmgen. 

Die  Married  Women*s  Propertj  Act  1882  s.  8  und  die  Partnership  Act 
1890  s.  3  haben  nachstehenden  Forderungen  eine  ungünstige  Stellung  im 
Eonkurse  zugewiesen. 

1.  Falls  eine  Ehefrau  ihrem  Ehemanne  Sondergut  leiht  oder  anyertraut 
und  der  Eonkurs  über  das  Vermögen  des  Ehemanns  erOfihet  wird,  soll  das 
Sondergnt  als  Bestandtheil  der  Aktiven  des  Ehemanns  behandelt  werden.  Die 
Ehefrau  kann  allerdings  eine  bezügliche  Forderung  im  Eonkurse  anmelden,  sie 
steht  aber  mit  dieser  Forderung  hinter  allen  anderen  auf  rechtlich  ausreichen- 
der causa  beruhenden  Forderungen  zurück. 

2.  Wird  einer  Person,  welche  ein  Geschäft  betreibt  oder  betreiben  will, 
ein  Darlehn  mit  der  Vereinbarung  gegeben,  dass  der  Darlehnsgeber  Zinsen  in 
einer  mit  dem  Oeschäftsgewiun  yarürenden  Höhe  oder  einen  Theil  dieses  Ge- 
schäftsgewinnes erhalten  soll;  oder  verkauft  Jemand  die  Eundschaft  eines 
Geschäfts  gegen  einen  Antheil  an  dem  Gewinn  aus  demselben;  und  wird 
über  das  Vermögen  des  Darlehnsnehmers  bezw.  Eäufers  der  Eonkurs  eröffnet, 
oder  schliessen  sie  ^en  Vergleicb,  welcher  den  Gläubigem  weniger  iJs  100  Vo 
gewährt,  oder  endlich  versterben  sie  insolvent,  —  so  kann  der  Darlehnsgeber 
sein  Darlehn  und  der  Verkäufer  seinen  Gewinnantheil  nicht  eher  fordern,  bis 
die  übrigen  Gläubiger  befriedigt  sind,  deren  Foinierungen  sich  auf  eine  recht- 
lich als  ausreichend  anerkannt.e  causa  in  Geld  oder  Geldeswerth  gründen. 

§  20. 
19.  Dividenden.    Zeitpunkt  der  Vertheilnng.    DeUacining.    SchliiM- 

vertheilnng. 
1.   Eine  Deklarirung  und  Vertheilung  von  Dividenden   unter  die  nach- 
gewiesenen Forderungen  hat   der  Trustee  mit  angemessener  Beschleunigung' 

')  Die  B.  A.  83  8.  41  bestimmt  noch,  dass  in  Fällen,  wo  zur  Zeit  der  Eüureichung 
des  Eonknrsantrages  der  Schuldner  einen  Lehrling  hat,  der  Lehrvertrag  mit  der 
Eonkm*serö£hnng  erlöschen  soll,  falls  Schuldner  oder  Lehrling  dem  Trustee  eine  dahin- 
gehende, schriftliche  Benachrichtigung  zustellen.  War  Lehrgeld  gezahlt,  so  kann  der 
Trustee  auf  Antrag  des  Lehrlings  an  letzteren  eine  angemessene  Summe  aus  der  Eonkurs- 
masse zurflckzahlen;  erscheint  die  vom  Trustee  festgesetzte  Summe  nicht  angemessen« 
so  kann  die  gerichtliche  Entscheidung  herbeigeführt  werden.  Uebrigens  kann  der 
Trustee  anf  Antrag  des  Lehrlings  anch  eine  andere  Person  als  Lehrherm  sub- 
stituiren.  • 


TonraBehmen,  und  zwar  durch  Einbehaltung  deijenigen  Summen,  welche 
ffir  die  Kosten  der  Eonkursregollrung  erforderlich  sind.  Wenn  der  Trustes 
dem  OlftubigerauBschuBS  nicht  etwa  hinreichende  Gründe  für  ein  weiteres  Hin- 
ausschieben nachweist,  so  soll  die  erste  Dividende  —  falls  dieselbe  überhaupt 
cur  Vertheilung  kommt  —  binnen  4  Monaten  nach  dem  Schlüsse  der  ersten 
Gläubigerversammlung  deklarirt  und  yertheilt  werden.  Die  Zwischenrfiume 
zwischen  der  ersten  und  den  etwaigen  weiteren  Dividenden  sollen  6  Monate 
nur  dann  übersteigen,  falls  hinreichende  Gründe  für  ein  weiteres  Hinausschieben 
vorliegen. 

2.  Bevor  eine  Dividende  deUarirt  wird,  macht  der  Trustee  seine  Absicht, 
eine  Dividende  zu  deklariren,  in  der  London  Gazette  bekannt,  und'lässt  jedem 
im  Statement  of  affairs  verzeichneten  Gläubiger,  welcher  seine  Forderung  nicht 
nachwies,  eine  angemessene  Benachrichtigung  zugehen.  Nach  erfolgter  Deklari- 
rung  wird  jedem  Gläubiger,  welcher  seine  Forderung  nachwies,  eine  Benach- 
richtigung über  Betrag,  Zahlungszeit  und  Zahlungsort  der  Dividende  und  über 
die  Details  der  Masse  zugestellt.  Bei  Berechnung  und  Vertheilung  einer  Divi- 
dende hat  der  Trustee  anmeldbare  Forderungen  von  Gläubigem  zu  berüidsiGh- 
tigen,  welche  soweit  entfernt  wohnen,  dass  dieselben  unter  gewöhnlichen  Ver- 
hältnissen zum  Nachweise  ihrer  Forderungen  nicht  genügend  Zeit  gehabt  haben; 
femer  anmeldbare  Forderungen,  welche  bestritten  sind,,  und  endlich  die  für  die 
Eonkursregulierung  nothwendigen  Summen.  Abgesehen  hiervon  sind  alle  vor- 
handenen Gelder  im  Dividendenwege  zu  veriheilen^  Ein  Gläubiger,  welcher 
seine  Fordemng  erst  nach  der  Deklarirung  nachweist,  erhält  die  auf  ihn  ent- 
fallende Dividende  aus  dem  jeweilig  vorhandenen  Baarbestande,  bevor  eine 
weitere  Dividende  zur  Vertheilung  kommt;  er  kann  jedoch  nicht  die  Verthei- 
lung  der  vor  dem  Nachweise   seiner  Fordemng  deklarirten  Dividende  stOren. 

3.  Die  Schlussdividende  wird  deklarirt,  sobald  der  Trustee  die  gesammte 
Masse  oder  doch  soviel  realisirt  hat,  als  nach  seiner  Ansicht  und  nach  der 
Auffassung  des  Gläubigerausschusses  ohne  unnüthige  Verlängerang  seines  Amtes 
realisirt  werden  kann.  Vorher  werden  diejenigen  Gläubiger,  welche  Forderungen 
anmeldeten,  aber  nicht  nachwiesen,  davon  benachrichtigt,  dass  falls  der  Nach- 
weis nicht  binnen  einer  bestimmten  Frist  erbracht  wird,  ohne  Rüdmicht  auf 
ihre  Forderangen  zur  Vertheilung  der  Schlussdividende  geschritten  werden 
wird.  Die  Frist  kann  auf  Antrag  eines  solchen  Gläubigers  gerichtsseitig  ver- 
längert werden;  wird  dieselbe  versäumt,  so  wird  ohne  Berücksichtigung  der 
gedachten  Forderungen  mit  der  Schlussvertheüung  verfahren. 

Der  Tmstee  kann  nicht  auf  Zahlung  einer  Dividende  verklagt  werden;  das 
Gericht  kann  ihm  aber  auf  Antrag  Zahlung  der  Dividende  nebst  Zinsen  und 
Eosten  aufgeben.  Dividenden,  welche  über  6  Monate  nicht  eingefordert  werden, 
zahlt  der  Tmstee  bei  der  Bank  of  England  in  das  Eonto  des  Handelsamts  ein; 
Ansprüche  sind  alsdann  beim  Handelsamt  geltend  zu  machen,  über  dessen  Be- 
scheid gerichtliche  Entscheidung  herbeigeführt  werden  kann. 

§  21. 
20.   Eonkarsachiüdner.    Verhaftong.    Mitwirkung  bei   der  Verwaltung. 

Bestrafung.    Bemnneration. 

1.  Es  wurde  bereits  oben  (S.  880)  erwähnt,  dass  das  Gericht  den 
Gemeinschuldner  in  gewissen  Fällen  verhaften  darf.  Dies  gilt  insbesondere 
auch  für  den  Fall,  wo  derselbe  ohne  triftigen  Grund  einer  gerichtsseitig  ver- 
fflgten  Vernehmung   nicht   beiwohnt.    Nach   einer   derartigen  Verhaftung   ge- 
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machte  Zahlungen  oder  sonstige  Leistungen  bilden  keine  Ausnahme  von  den 
oben  gedachten  Vorschriften  über  betrügerische  Bevorzugungen.  Nach  Erlass 
der  receiving  order  pflegt  das  Gericht  auf  Antrag  der  Postbehörde  aufzugeben, 
alle  an  den  Schuldner  adressirten  Briefe  an  den  Official  Receiver  oder  Trustee 
abzuliefern.  Das  Gericht  kann  femer  nach  Erlass  der  receiving  order  den 
Schuldner  und  dessen  Ehefrau  laden,  überhaupt  jede  Person,  welche  im  Ver- 
dacht steht,  ihm  gehörige  Vermögensstücke  zu  besitzen  oder  ihm  etwas  zu 
schulden,  oder  welche  nach  Ansicht  des  Gerichts  über  ihn  selbst,  seine  Ge- 
schäfte und  sein  Vermögen  Aufschluss  zu  geben  vermag.  Allen  diesen  Personen 
kann  die  Vorlegung  von  Urkunden  aufgegeben  werden;  die  Vernehmung  selbst 
erfolgt  nöthigenfalls  auch  im  Auslande. 

2.  Der  Schuldner  soll,  bei  Vermeidung  der  auf  Missachtung  des  Gerichts 
stehenden  Strafen^  in  jeder  Weise  bei  der  Feststellung  und  Realisirung  seines 
Vermögens  behilflich  sein;  die  Verwaltung  desselben  darf  ihm  der  Trustee  aber 
nur  dann  überlassen,  falls  der  Gläubigerausschuss  seine  Genehmigung  dazu 
ertheilt  hat. 

8.  Die  Vorschriften  über  die  Bestrafung  wegen  betrügerischen  Eonkurses 
und  wegen  heimlicher  Entfernung  unter  Mitnahme  von  Vermögensstücken  sind 
in  der  Debtors  Act  1869  s.  11,  12,  13  enthalten.  Die  B.  A.  88  verweist  auf 
diese  Vorschriften  und  bestimmt,  dass  sie  auch  auf  Nichtkaufleute  und  auch 
dann  zur  Anwendung  kommen  sollen,  wenn  der  Eonkursantrag  vom  Schuldner 
selbst  eingereicht  wurde.  Die  Strafverfolgung  kann  vom  Eonkursgericht  an- 
geordnet werden,  in  welchem  Falle  der  Director  of  Public  Prosecutions  ver- 
pflichtet ist,  das  Strafverfahren  zu  betreiben.  Vergleich  oder  Discharge  machen 
die  Strafverfolgung  nicht  unzulässig.^)  Zu  beachten  ist  die  Bestimmung  der 
B.  A.  88,  wonach  sich  ein  Schuldner,  über  dessen  Vermögen  der  Eonkurs  er- 
öffnet wurde,  kriminell  strafbar  macht,  wenn  er  sich  einen  Eredit  in  Höhe  von 
20  £  oder  mehr  verschafft,  ohne  seinen  Gläubiger  davon  zu  benachrichtigen, 
dass  ihm  noch  keine  Discharge  ertheilt  wurde.^ 

4.  Mit  Erlaubniss  des  Gläubigerausschusses  und  vorbehaltlich  einer  Reduzi- 
rung  Seitens  des  Gerichts  darf  der  Trustee  dem  Schuldner,  lu  seiner  und 
seiner  Familie  Unterhalt,  sowie  als  Remuneration  für  die  von  ihm  bei  der 
Liquidation  geleisteten  Dienste,  eine  Unterstützung  aus  der  Masse  bewilligen. 
Der  etwa  nach  Berichtigung  der  Eosten,  Forderungen  und  Zinsen  verbleibende 
Ueberschuss  der  Masse  gebührt  dem  Schuldner. 

§  22. 
21.  Annullining  der  KonkurseröfOiung, 

Die  Eonkurseröffhung  kann  auf  Antrag  einer  interessirten  Person  ge- 
richtsseitig  annullirt  werden,  falls  nach  Ansicht  des  Gerichts  der  Eonkurs 
nicht  hätte   eröffnet  werden   sollen,   sowie   falls   nachgewiesen  wird,   dass  die 

^)  Ausländischen  Gläubigem  wird  die  Strafverfolgung  dadurch  erschwert,  dass 
der  AnkLiger  in  der  Regel  den  Strafantrag  persönlich  zu  stellen  hat.  Dass  die  Eosten 
der  Strafverfolgung  in  den  meisten  Fällen  vom  Ankläger  selbst  zu  tragen  sind,  ist  eine 
Schwierigkeit,  welche  jeder  Ankläger  in  England  in  den  Eauf  nehmen  muss. 

')  Ein  Schuldner,  über  dessen  Vermögen  der  Eonknrs  eröffnet  wiu'de,  ist  unfähig, 
im  Parlament  zu  sitzen,  das  Amt  eines  Friedensrichters  und  Eommunalämter  zu  be- 
kleiden. Diese  Unfilhigkeit  erlischt  jedoch  mit  der  Annullinmg  der  EonknrserOffiiung, 
unter  Umständen  mit  der  Discharge  und  zu  Folge  der  B.  A.  90  s.  9  jedenfalls  nach 
Ablauf  von  5  Jahren  nach  der  Discharge. 
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Schulden  roll  bezahlt  worden  sind.  Die  AnnoUinuig«  welche  sofort  in  der 
London  Gazette  und  in  einer  Lokalzeitung  rerOffentlicht  wird,  madit  die  znror 
T9in  Offioial  Receiver,  Trustee  u.  s.  w,  Torgenonuaenen  Handlungen  ni«^t  un- 
gültig; die  Hasse  geht  jedoch  auf  die  etwa  Tom  Gericht  bestellte  Person  und 
in  deren  Ermangelung  auf  den  Schuldner  selbst  über.  Bestrittene  Fordernngon 
gelten  als  toU  bezahlt,  wenn  der  Schuldner  fOr  die  Erfüllung  des  demnfidifitigen 
Urtheils  Bürgen  stellt;  die  Forderungen  nicht  aufzufindender  oder  nicht  zu 
identifizirender  Gläubiger  gelten  mit  der  gerichtlichen  Deponining  der  Forde- 
cungsbetrftge  als  voll  berichtigt. 

§28. 

9S.  Bisoharge« 

Yen  der  AnnuUirung  der  EonkurserOfTnung  zu  scheiden  ist  die  Disc&arge, 
um  welche  der  Schuldner  jeder  Zeit  nach  der  Konkurseröffnung  beim  Gerichte 
einkommen  kann.  Letzteren  l^eraumt  —  nicht  Tor  Schluss  der  Offentlichai 
Vernehmung  des  Schuldners  —  einen  üffenüichen  Termin  zur  Verhandlung 
über  den  Antrag  an.  Von  diesem  Termine,  der  öffentlich  bekannt  gemacht 
wird,  geht  jedem  Gläubiger,  welcher  seine  Forderung  nachwies,  mindestens 
14  Tage  zuTor  eine  besondere  Benachrichtigung  zu.  Im  Verhandlungstermin 
nimmt  das  Gericht  den  Bericht  des  Offlcial  Receiver  entgegen  und  hört  jeden 
Gläubiger,  welcher  Anträge  zu  stellen  hat.    Das  Gericht  kann: 

a)  die  Discharge  yerweigem, 

b)  absolute  Discharge  ertheilen, 

c)  die  Discharge  für  eine  bestimmte  Zeit  suspendlren. 

d)  an  die  Discharge  Bedingungen  bezüglich   des   später  zu  erwerbendim 
Vermögens  knüpfen, 

e)  die  Anordnungen  c  und  d  kombiniren. 

In  bestimmten  Fällen  (bei  strafbai'cn  Handlungen)  soll  das  Gericht  in  Er- 
mangelung spezieller  eine  Abweichung  rechtfertigender  Gründe  die  Discharge 
yerweigem. 

Werden  gewisse  im  Gesetz^)  näher  bestimmte  Thatsachen  nachgewiesen,  so 
muss  das  Gericht  entweder: 

a)  die  Discharge  yerweigem,  oder 

b)  dieselhe  auf  mindestens  zwei  Jahre  suspendiren,  oder 

o)  dieselbe   bis   zur   Zahlung   yon   mindestens   50  o^   suspendiren,   oder 

endlich 
d)  die  Discharge  davon  abhängig  maoiien,  dass  ein  aus  später  zu  er- 
werbendem Vermögen  zu  erfüllendes  Urtheil  auf  Zahlung  eines 
weiteren  Theils  der  Konkursforderungen  gegen  den  Schuldner  ergeht. 
Dieses  ürtheii  ergeht  zu  Gunsten  des  Trustee  oder  Offlcial  Receiver: 
es  ist  jedoch  erst  vollstreckbar,  nachdem  nachgewiesen  ist,  dass  später 
seitens  des  Schuldners  verwendbares  Vermögen  erworben  wurde.^ 
Die  Wirkung   der  Discharge   ist,    dass    der  Schuldner  von   allen  m 
Eonkurse  nachweisbaren  Forderungen   liberirt  wird.     Eine  Ausnahme  hiervon 
machen  nur  folgende  Forderungen: 


*)  A.  B.  90  s.  8  Ziffer  3  a— e. 

^  Das  Gericht  kann  übrigens  die  VeHfigung  findem,  falls  der  Schuldner  nach 
Ablauf  von  zwei  Jahren  den  Beweis  erbringt,  dass  die  Eriüllung  der  Verfägung  ob- 
wahrscheinlich  ist. 
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1.  gewisse  Forderungen,  welche  nur  mit  schriftlicher  Einwilligung  d6S 
Schatzamts  erlöschen. 

2.  Forderungen  oder  Verpflichtungen,  welche  zu  Folge  von  Betrug  oder 
betrQgerischer  Nichterfüllung  eines  trust  entstanden,  falls  der  Schuldner  sich 
an  dem  Betrüge  bezw.  der  Nichterfflllung  betheiligte;  sowie  Forderungen  oder 
Verpflichtungen,  deren  Stundung  er  durch  einen  Betrug  erlangte,  an  welchem 
er  betheiligt  war;  endlich 

8.  zufolge  B.  A.  90  s.  10,  sofern  das  Gericht  nicht  ausdrücklich,  die  Libe- 
rinmg  verfügt,  Verbindlichkeiten  wegen  Verführung,  unehelicher  Vaterschaft 
und  Ehebruchs. 

Trotz  der  Discharge  hat  der  Schuldner  auf  Verlangen  dem  Trustee  bei 
der  Sealisirung  und  Vertheilung  der  Miaisse  behülflich  zu  sein,  bei  Vermeidung 
der  auf  Missaehtung  des  Gerichts  stehenden  Strafen.  Das  Gericht  kann  auch 
die  Discharge  widerrufen,  jedoch  unbeschadet  der  Gültigkeit  der  in  der  Zwischen- 
zeit Tom  Schuldner  vorgenommenen  Transaktionen. 

§  24. 
23.   Summarisches  Verfahren. 

Das  bisher  geschilderte  Verfahren  ist  das  „ordentliche*'  Eonkursverfahren. 
Daneben  besteht  ein  summarisches  Verfahren  für  den  Fall,  dass  der  Werth 
der  Masse  £  800  nicht  übersteigt. 

Bie  B.  A.  88  s.  122  ordnet  femer  den  Fall,  dass  die  gesammte  Schul- 
denlast eines  Urtheilsschuldners  £50  nicht  übersteigt.  Statt  Baten- 
sahlungen  aufzugeben,  kann  das  Grafschaftsgerioht  im  letzteren  Falle  eine  ge** 
richtliche  Regulierung  des  Vermögens  veranlassen. 

Beide  Prozeduren  haben  für  das  Ausland  wenig  praktische  Bedeutung. ^)^ 

B.   Die  Naelilassregaliemng  in  England. 

§  25. 
Vorbemerkung. 

Der  Begriff  einer  üniversaisuccession  in  einen  Naohlass  ist 
dem  englischen  Recht  vollständig  fremd.  Es  folgt  hieraus,  dass  dem 
englischen  Recht  alle  diejenigen  römisch-rechtlichen  Begriffe  unbekannt  sind, 
welche  eine  Universalsuccesion  voraussetzen.  Es  giebt  daher  in  England  keine 
Erben,  Erbschaften,  Testamente,  Kodizille,  Legate  im  römisch-rechtlichen  Sinne. 
Die  Anwendung  dieser  Ausdrücke  auf  englisch-rechtliche  Verhältnisse  sollte 
nach  Möglichkeit  vermieden  werden. 

Wie  überhaupt  im  englichen  Recht  zwischen  Immobilien  und  Mobilien  scharf 
geschieden  wird,  so  ist  auch  zwischen  der  Nachfolge  in  den  Immobiliarnaoh- 
lass  und  der  Nachfolge  in  den  Mobiliarnachlass  streng  zu  scheiden.  Eine 
weitere  Eintheilung  ergiebt  sich  daraus,  dass  letztwillige  Verfügungen 
entweder  vorliegen  oder  fehlen  können. 

^)  Die  Vorschriften  ttber  den  Nachlasskenkurs  vgl.  nnten  S.  916. 

^  Die  internationalen  Prinzipien  des  englischen  Konknrsrechts  finden  sich  ans- 
fohrlich  dargestellt  bei  Westlake,  Private  International  Law,  1890,  dritte  Ausgabe. 
Eine  Früfong  der  Westlake*8chen  AnsfÜhmngen  dürfte  zu  der  Ueberzeagong  fcdiren, 
dass  England  den  Verfügungen  ausländischer  Gerichte  in  Konkorssachen  eine 
weitgehende  Beachtung  schenkt  und  daher  Anspruch  auf  Berücksichtigung  hat,  falls 
deutscher  Seits  in  Erwägung  gezogen  werden  sollte,  zu  Gunsten  welcher  Staaten  vom 
Abs.  2  des  §  207  derR.K.O.  Gebrauch  zu  machen  ist 
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§  26. 
A.   Die  Nachfolge  In  den  Immobiliarnaohlass. 

L  Beim  Vorhaadenaein  letstwüliger  Verfolgungen. 

(Freehold  estates.    Leasehold  estates.  NewWillsAct.   YerfQgungen 
zu  Gunsten  juristischer  Personen.    Verfügungsfähigkeit   der  Ehe- 
frauen.   Geisteskranke.    Ezecutor.) 

A.  Allodialrech  te  an  Immobilien  stehen  in  England  seit  der  normannischen 
Eroberung  nur  dem  Souverän  zu;  im  üebrigen  giebt  es  nur  feuda,  welche 
nach  ihrer  Qualit&t,  wie  folgt,  eingeteilt  werden: 

1.  Freehold  estates. 

a)  estates  of  inheritance. 

«)  estate  in  fee  simple,  d.h.  das  lehnsrechtliche  RechtsverhiUtniss  an 
einer  Immobilie,  welches  aus  einer  Beleihung  zu  Gunsten  des  ersten 
Erwerbers  und  seiner  Lineal-  und  Seitenrerwandten  beiderlei  Ge- 
schlechts entsteht. 

ß)  estate  in  fee  tail.  Dieses  Rechtsyerhältniss  ergiebt  sich,  wenn 
ausser  dem  ersten  Erwerber  nur  seine  Linealverwandten  oder  nur 
gewisse  Linealverwandten  beliehen  sind. 

b)  eetate  for  lifo  only,   das  Resultat  einer  auf  Lebenszeit  beschrfinkten 
Beleihung. 

2.  Chatteis  real  oder  leasehold  estates. 

a)  estate  for  years  z.  B.  auf  8,  7,  14,  21,  99,  999  Jahre. 

b)  estate  at  will,  das  Resultat  einer  prekrären  Beleihung. 

c)  estate  bj  sufferance,   welche  dadurch  entsteht,  dass  nach  Ablauf  der 
Zeit  der  Beleihung  der  Besitz  fortgesetzt  wird.^) 

B.  FQr  am  oder  nach  dem  1.  Januar  1838  errichtete,  letztwillige  VerfQgnngeE 
ist  die  sogen.  New  Wills  Act  massgebend.  Damach  kann  eine  jede  Person^ 
welche  das  21.  Lebeneijahr  yollendet  hat  und  nicht  eine  Ehefrau  ist,  letztwillig 
Aber  alle  Immobiliarberechtigungen  yerfdgen,  welche  ihr  beim  Tode  zustehen, 
und  welche  in  Ermangelung  solcher  Verfügung  and  den  «heir**  fallen  würden.^ 


0  Aus  den  Ausdrücken  Beleihung,  feudom  n.  s.  w.  darf  man  nicht  folgern,  dass 
noch  Leistungen  gefordert  werden  können,  wie  sie  im  Mittelalter  der  YasaU  seinem 
Lehnsherrn  ^huldete.  Die  moderne  Gegenleistung  für  die  Beleihung  ist  in  der  Regel 
lediglich  eine  Geldzahlung  (rent).  Nur  die  eigenartigen  lehnsrechtlichen  Beziehungen 
zum  Lande  selbst  bestehen  heute  noch  in  England;  das  persönliche  YerhSltniss  zwisdien 
Lehnsherrn  und  Vasallen  ist  langst  dahin  geschwunden. 

Die  letztwillige  Uebertarsgung  oder  Neuschaffung  von  Immobiliarberechtigungen 
der  gedachten  Art,  conveyance  by  devise  genannt,  wird  gewöhnlich  nicht  in  Vei^ 
bindung  mit  dem  sonstigen  Nachlassrecht,  sondern  als  ein  besonderer  Fall  der  Im* 
mobüiarübertragnng  überhaupt  zur  Darstellung  gebracht. 

Es  bedarf  im  Hinblick  auf  die  lehnsrechtliche  Natur  dieser  LnmobÜiarberechti- 
gungen  kaum  der  Erwähnung,  dass  hinsichtlich  der  freehold  estates  eine  conTeyance 
hj  devise  erst  nach  und  nach  als  znlftssig  anerkannt  worden  ist.  Leasehold  estates, 
welche  in  lehnsrechtlicher  Beziehung  von  geringerer  Bedeutong  waren,  konnten  dagegen 
seit  Alters  her  letztwilHg  übertragen  werden. 

*)  Das  Gesetz  dehnt  dies  ausdrücklich  auf  die  estate  pur  autre  vie  aus,  d.  h.  aut 
eine  estate  for  lifo  only,  falls  das  Leben  das  Leben  eines  „Dritten*'  ist  Dagegen 
kann  der  Inhaber  einer  estate  in  fee  tail  über  dieselbe  nicht  letztwillig  verfQgen;  seine 
estate  ftllt  nach  seinen  Tode  an  diejenige  Person,  welcher  die  estate  für  diesen 
Fall  in  der  die  estate  konstituirenden  Urkunde  (setüement)  gegeben  ist»    Wohl  ab^ 
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C.  Es  ist  zulSssig,  zu  Gunsten  juristischer  Personen  über  Immobilien 
zu  verfügen,  yorbehaltlich  jedoch  der  sogen.  Statutes  of  Mortmain,  wonach  juri- 
stische Personen  der  Srlaubniss  der  Erone  bedürfen,  um  Immobilien  be- 
sitzen zu  können,  und  vorbehaltlich  ferner  des  Verbots  letzwilliger  Verfügungen 
über  Immobilien  zu  Gunsten  wohlthätiger  Zwecke,  ein  Verbot,  von 
welchem  es  nur  wenige  Ausnahmen  giebt. 

D.  Ehefrauen  können  nur  insoweit  über  Immobilien  verfügen,  als  sie  vor 
Inkrafttreten  der  New  Wills  Act  dazu  befugt  waren,  d.  h.  insoweit  es  sich  um 
ihr  Sondergut  handelt  oder  ein  Fall  vodiegt,  wo  ihnen  ausdrücklich  eine  da- 
hin gehende  Befagniss  gegeben  wurde.  Die  Married  Women's  Property  Acts 
haben  den  Umkreis  des  Sonderguts  erweitert  und  damit  die  Fälle  vermehrt, 
in  welchen  eine  Ehefrau  über  Immobilien  letzwillig  verfügen  kann. 

E.  Nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  bleiben  Geisteskranke  und 
andere  an  persönlicher  Unfähigkeit  leidende  Personen  von  der  Testaments- 
errichtung ausgeschlossen. 

F.  Während  eine  letztwillig  hinterlassene  freehold  estate  direkt  an  den  Be* 
dachten  (devisee)  fällt,  geht  eine  letztwillig  vermachte  leasehold  estate  —  genau 
wie  eigentliche  Mobilien  —  zunächst  auf  den  letztwillig  ernannten  bezw.  nach- 
lassgerichtlich bestellten  Mobiliamachlassrepräsentanten  (executor  bezw.  ad- 
ministrator)  über.  Dieser  hat  —  ebenso  wie  bei  eigentlichen  Mobilien  —  erst 
einzuwilligen,  bevor  der  devisee  die  ihm  vermachte  leasehold  estate  bean- 
spruchen kann.  Eine  ausschliesslich  über  freehold  estate  verfügende,  letzt- 
willige Verordnung  bedarf  nicht  der  nachlassgerichtlichen  Anerkennung.  Im 
Hinblick  auf  diesen  Gegensatz  zwischen  freehold  estates  einerseits  und  leasehold 
estates  und  eigentlichen  Mobilien  andererseits  pflegt  man  die  freehold  estates, 
die  real  estate  und*  die  leasehold  estates  und  eigentlichen  Mobilien  die  per- 
sonal estate  zu  nennen. 

G.  lieber  die  Errichtung  und  den  Widerruf  letztwilliger  Verfügungen^)  ist 
an  dieser  Stelle  nur  zu  erwähnen,  dass  über  englische  freehold  estates  nur 
in  der  vom  englischen  Recht  vorgeschriebenen  Form  letztwillig  verfügt  werden 
kann,  während  bei  der  letztwilligen  Verfügung  über  englische  leasehold  estates 
die  Beachtung  derjenigen  Vorschriften  ausreicht,  deren  Beachtung  erforderlich 
ist„  damit  eine  letztwillige  Verfügung  über  eigentliche  Mobilien  formelle  Gül- 
tigkeit besitzt.  Hinsichtlich  ausländischer  Immobilien  entscheidet  vom  eng* 
lischen  Rechtsstandpunkte  aus  die  lex  rei  sitae. 

§  27. 

n.  In  Bnnangelnng  letstTfiUiger  Veifü^^imgen, 

(Leasehold  estates,  pur  autre  vie,  in  fee  tail,  in  fee  simple,  freehold.) 

1.  Leasehold  estates  fallen  in  Ermangelung  letztwilliger  Verfügungen  an 
den  nachlassgerichtlich  bestellten  Mobiliamachlassrepräsentanten  (administrator). 

2.  Im  Falle  einer  estate  pur  autre  vie  ist  zu  unterscheiden,  ob  die  estate 
dem  Verstorbenen  und  seinen  heirs  verliehen  War,  oder  ob  die  heirs  in  der  Yer- 
leihungsurkunde  nicht  erwähnt  wurden.  Ersteren  Falls  ist  der  heir  als  sogen* 
special  occupant  sucoessionsberechtigt;  letzteren  Falls  fällt  die  estate  an  den 
Mobiliamachlassrepräsentanten.  '^ 

kann  der  gedachte  Inhaber  in  modemer  Zeit  die  estate  in  fee  tail  aufheben;  dies  kann 
aber  nicht  durch  letztwillige  Verfägong  geschehen. 

»)  S.  o.  B.  I  S.  903. 

^  Vgl.  Williams,  Piüiciples  of  the  Law  of  Real  Property  1885,  S.  26. 
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8.  Der  Soksessor  in  eine  estate  in  fee  tail  ergieU  sieh  niifl  der  jed 
maligen  Urkunde,  welche  die  eetate  konstünlrte. 

L  Der  L^teetateakiefisor  in  eine  eetate  in  fee  simple  führt  im  eDg]]8die& 
Recht  die  Beseichnnng  ^heir*.  0 

Welche  Person  im  einielnen  Falle  „heir*  ist,  wird  an  der  Hand  der  nach- 
stehenden sieben  Regeln  festgestellt: 

Erste  Regel.  In  jedem  Falle  mass  die  Abstammung  yon  dengenigen 
hergeleitet  werden,  ^reicher  die  eptate  zoletst  aof  andere  Weise  als  aof  Gmnd 
Ton  Abstammung  erwarb  (sogen,  purchaser). 

Zweite  Regel  Zunichst  lUlt  die  estate  linienweise  an  die  Nachkommen 
des  porchaser  in  infinitnm. 

Dritte  RegeL  Die  Kinder  des  pnrohasw  geh«i  ihren  eigenen  Nach- 
kommein  Tor.  Unter  den  Kindern  wird  das  mftnnliche  Geschlecht  dem  weib- 
lichen Torgeiogen.  Unter  den  minnliqliea  Kindern  hat  das  älteste  den  Vor- 
rang.  Mehrere  weibliche  Kindor  suksediren  jedoch  snsammen. 

Vierte  Regel.  Die  Nachkommen  der  Kinder  des  purchaser  rqprisen- 
tiren  ihre  Eltern  in  infinitnm.  Kinder  desselben  parens  sind  unter  sieh  stets 
der  dritten  Regel  unterworfen. 

Fflnfta  Regel.  In  Ermangelung  Ton  Nachkommen  des  purchaser  flllt 
die  estate  an  den  dann  in  der  su  boTorsugenden  Linie  (conl  Regel  6)  leben- 
den niohsten  LinealTorftJiren,  Torausgesetit,  dass  Nachkommen  eines  niheren 
•Terstorbenen  Vorfahren^  in  dicker  Linie  nicht  existireh. 

Sechste  RegeL  Unter  den  LinealyörfUir«i  des  purchaser  wird  stets 
die  Titerlich6  Linie  (sei  es  des  purchaser  oder  eines  minnliohen  oder  weib- 
lichen Vorfahren)  der  mfltterliohen  Torgesogen. 

Siebente  RegeL  Falls  ein  Vorfahr,  an  welchen,  falls  rar  Zeit  des 
Todes  des  purchaser  am  Leben,  die  estate  zu  Folge  der  fünften  Regel  fdlen 
wflrde,  TOT  dem  purchaser  mit  Hinterlassung  yon  Nachkommen  Torstaib,  re- 
prflsenUren  diese  Nachkommein  den  Vorfahren  in  infinitum.  Die  Sukzession 
ist  dieselbe,  wie  bei  Nachkommen  des  purchaser;  Tollbflrtige  Verwandte  des 
purchaser  gehen  jedoch  den  halbbflrtigen  Tor. 

Fehlt  ein  heir,  so  flUlt  die  estate  an  den  ursprOnglichen  Verleiher  der- 
selben. 

Ausser. Missgeburten. sind  uneheliche  Kinder  unikhig,  heirs  zu  sein. 
Stirbt  ein  unehelich^  Kind  mit  Hinterlassung  einer  estate  in  fee  simple,  so 
liegt  in  Ermangelung  Ton  letatwilligen  VerfOgungen  und  Ton  Nachkommen  ein 
Fall  Tor,  wo  der  heir  feUt.  Das  englische  Recht  lAsst  selbst  eine 
legitimatio  Jper  subsequens  matrimonium  nicht  zu. 

Soweit  es  sich  nicht  um  Herleitung  der  Abstammung  mit  Bezug  auf  eine 
estate  handelt,  welche  Tor  dem  12.  Hai  1870  anwuchs,  stehen  A'uslftnder  den 
InUndem  gleich. 

Einer  nachlassgerichtlichen  Bestätigung  bedarf  der  heir  nicht. 

Die  Intestatsukzession'  in  eine  englische  freehold  estate  bestimmt  sieh 
nach  englischem  Recht  ohne  Rücksicht  auf  das  letzte  Domizil  des  Ver- 
storbenen. Das  Gleiche  gilt  Ton  der  Intestatnachfolge  in  eine  englische  leasehold 
estate,  welche  flberhaupt,  abgesehen  von  dem  oben  (S.  901)  bezflglidi  letzt- 
williger Verfügungen   Bemerkten,  im   internationalen   Verkehr  als   real 


^  Heres,  d.  h.  der  Unirersalsakzessor  des  rOodsehea  Rechts,  und  .heir*  sind  mit- 
hin total  Tersehiedene  Begriffe. 
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«State  behandelt  wird,  obwohl  sie  für  das  englische  Recht  selbst  xur  personal 
«State  gehört.  Bezfiglich  ausläiidischer  Immobilien  entscheidet  naoh  eng- 
lischer BechtsaufiiASsung  die  lex  rei  sitae,  i) 

B.  Die  Nachfolge  in  den  IWobiliamaohlass, 
I.  Beim  Vorhaadensein  letstwilliger  Verfagnngen. 

§  2a 

1.  Plllciittlieil.  Testameai  KedJzili.  Fora.  Testirfiliigkeit  Wiierraf.  Massotbeides  Reokt 

A.  Eine  letztwillige  Yerfügong  über  Mobilien  war  in  England  sdt  unror- 
denkliehen  Zeiten  znlftssig,  and  ist  noch  heute  durch  keiAc  Pflichtheils* 
berech tigungen  beschränkt. 

B.  Für  die  Errichtung  Yon  am  oder  nach  dem  1.  Januar  1888  errichteten 
ietztwilligen  VerfOffangea  gilt  Folgendes.  Keine  letztwillige  Verfügung,  ihag 
darin  über  Immobilen  oder  Hobilien  oder  über  Beides  dispotiirt  werden,  ist 
gültig,  es  sei  denn,  dass  sie  schriftlich  errichtet  und  an  ihrem  Fusse  oder 
Ende  von  dem  Testator  oder  in  seiner  Gegenwart  und  auf  seine  Weisung  Ton 
einer  anderen  Person  gezeichnet  ist.  Die  Unterschrift  mu  femer  yon  ihm 
in  GkigeiMrart  von  mindestens  zwei  Zeugen  vollzogen  oder  anerkannt  sein; 
diese  Zeugen  müssen  endlich  zur  selben  Zeit  anwesend  sein  und  in  Cregenwart 
des  Testators  die  Verfügung  attestiren  und  unterschreiben.*^ 

Abgesehen  von  den  Ietztwilligen  Verfügungen  der  Soldaten  und  Seeleute 
kennt  das  englische  Recht  nur  schriftliche  letztwillige  Verfügungen,  und  zwar 
ist  die  Urkunde  stets  eiiie  Privaturkunde.  Die  Urkunde  kann  allerdings  einer 
Behürde  zur  Aufbewahrung  übergeben  werden;  es  geschieht  dies  indessen  sehr 
selten;  in  der  Regel  yerbleibt  die  Urkunde  im  Gewahrsam  des  Testators  oder 
seines  Anwalts,  welcher  die  Urkunde  angesetzt  hat.*) 

So  guir  wie  unbekannt  ist  ein  gemeinschaftliches  Errichten  letzt* 
williger  Verfügungen. 

Wfthrend  man. früher  eine  letztwillige  Verfügung,  welche  keinen  exeeutor 

d.  h.  Mobiliamachlassrepräsentanten  emandte,  als  ein  codicil  bezeichnete,  im 

.1      'I     '    ,  ■ 

0  Nicht  berücksichtigt  sind  im  Vorstehenden  die  sogen,  copyhold  estates.  In 
London  selbst  soll  eine  solche  estate  noch  in  Islington  bestehen;  in  der  ProYins  kom- 
men sie  Yereinzelt  vor.  Diese  estates  werden  immer  seltener;  sie  werden  gegen  Geld- 
entschädigong  in  eine  estate  der  oben  gedachten  Arten  umgewandelt 

Ueberhaupt  lehrt  die  Praxis,  dass  das  englische  Immobiliamachlassrecht  für  den 
Ausländer  Yon  yerschwindender  Bedeutung  ist,  jedenfalls  was  die  Nachfolge  in  free- 
hold  estates  betnft.  Von  praktischer  Bedeutung  ist  für  den  Ausländer  für  die  Regel 
nur  das  Mobiliarnachlassrecht» 

*)  Die  Attestationsklausel  lautet  gewöhnlich  wie  folgt : 
Signed  by  the  testator  (te^tatrix),  in  the  joint  presence  A.  B, 

of  US,  who  thereupon  signed  cur  names  in  his  (her)  and  (Unterschrift  des 

each  other*s  presence.  Testators.) 

(Unterschriften  und  Adressen  beider  Zeugen). 

Die  Fähigkeit,  als  Zeuge  zu  fnngiren,  geht  nicht  dadurch  verloren,  dass  der 
Zeuge  interessirt  ist;  wohl  aber  ist  eine  Zuwendung  an  den  attestirenden  Zeugen  oder 
an  dessen  Ehegatten  ungültig. 

^  Englische  Notare  als  solche  spielen  weder  bei  der  Errichtung  letftwiUiger  Ver- 
fügungen, noch  bei  der  Regulierung  des  Nachlasses  eine  Rolle,  wenn  man  davon  ab- 
sieht, dass  eine  Uebersetzung  einer  in  fremder  Sprache  aufgesetzten  letztwiOigen  Ver- 
fügung Tön  einem  englischen  Notar  anzufertigen  oder  genauer  als  richtig  zu  be- 
stätigen ist» 
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Gegensais  zu  dem  last  will  der  letstvDligen  Verfügung,  welche  eine  derartige 
Emenntuig  enthielt,  versteht  man  heute  unter  codicU  jede  zur  £rginiung  oder 
Abftttderung  einer  letztwilligen  Verfügung  errichtete  letztwillige  Disposition. 
Ffir  die  Errichtung  eines  codidl  gilt  nichts  Besonderes,  Tielmehr  genau  dasselbe^ 
was  oben   generell   über  Errichtung  letztwilliger  Verfügungen  bemerkt  wurde. 

C.  Hinsichtlich  der  Testirfähigkeit  ist  im  Allgemeinen  Folgendes  zu 
sagen.  Ein  Ausländer  kann  seit  der  Naturalization  Act  1870  über  Mobilien 
(und  Immobilien)  ebenso  verfügen,  wie  ein  Inlinder.  Dies  gilt  indessen  nur  für 
nach  der  gedachten  Act  errichtete,  letztwülige  Verfügungen.^)^ 

Eine  Person,  welche  das  21.  Lebensjahr  nicht  vollendet  hat^ 
kann  keine  lotztwillige  Verfügung  errichten.') 

Sehr  komplizirt  ist  die  Lehre  von  der  Testirf&higkeit  der  Ehefrauen.^ 
Die  Fülle,  wo  eine  Ehefrau  testiren  kann,  sind  jedoch  heute  h&ufiger,  als  die 
Fülle,  wo  ihr  diese  Befugniss  fehlt.  ^) 

D.  Die  Lehre  vom  Widerruf  letztwilliger  VerfOgui^n  lässt  sich  kurz 
in  folgenden  Sfttzen  zusammenfassen : 

1.  Eine  letztwülige  Verfügung  wird  durch  Eheschliessung  widerrufen. 

2.  Dieselbe  kann  femer  widerrufen  werden  durch  die  Errichtung  einer 
neuen  letztwilligen  Verfügung. 

8.  Ein  Widerruf  kann  auch  dadurch  erfolgen,  dass  die  letztwillige  Verfügung 
vom  Testator  oder  in  seiner  Gegenwart  und  auf  seine  Weisung  von  einer 
anderen  Person  animo  revocandi  zerstört  wird. 

4.  Nach  der  Errichtung  vorgenommene  Aenderungen  sind  wiribmgslos,  falls 
der  ursprüngliche  Sinn  noch  zu  entzüTem  ist,  es  sei  denn,  dass  die  für  die 
Errichtung  letztwilliger  Verfügungen  vorgeschriebenen  FormaUtftten  beachtet 
werden.    Es  genügt  jedoch,  dass  gegenüber   oder  in  der  N&he  der  geünderten 

0  Williams,  Ezecutora  and  Administrators,  1888,  Theil  I  Bach  II  Kap.  I  ftgt 
hier  folgendes  hinzu:  „Die  Form  des  n^iU**  ^^M  dadurch  nicht  berührt;  die  Act  er- 
möglicht es  nicht  einem  Ausländer,  einen  »will**  zu  errichten,  der  nicht  dem  Recht  seines 
eigenen  Landes  entspricht;  wird  der  »will*'  von  ihm  im  Auslande  den  englischen  Form- 
vorschriften entsprechend  errichtet,  so  ist  der  n^nll"  ungültig.*'  Siehe  jedoch  Seite  905. 

*)  Die  TestirAhigkeit  des  englischen  Souverains  wurde  bereits  unter  Richard  IL 
(1377 — 1899)  anerkannt  Am  ScUnsse  des  letzten  Jahrhunderts  wurde  gesetzlich  ge- 
nauer festgestellt,  über  welche  Mobilien  der  Souverain  letztwillig  verfügen  darf.  Die 
letztwillige  Verltlgung  muss  schriftlich  und  unter  dem  Handzeichc^i  des  Souverains 
errichtet  werden.  Es  besteht  kein  (Hricbt,  welches  kompetent  ist,  die  letztwillige 
Verfügung  des  Souverains  nachlassgerichtlich  anzuerkennen. 

^  üeber  Taube,  Stumme,  Blinde,  Schreibensunkundige  cf.  Williams 
eod.  Abt  I.  Ebendaselbst  über  letztwülige  Verftigungen  Geisteskranker  (idiots; 
lonatics)  und  insbesondere  Über  lucida  intervalla. 

Im  Theil  I  Buch  II  Kap.  I  Abt.  11  handelt  Williams  ausftihriich  von  der  ünfthig- 
keit  Mangels  der  Freiheit  oder  des  freien  Willens,  nnd  in  Abt.  HE  V(m  der  Unfthig- 
keit  zu  Folge  krimineller  Handlungen. 

^)  Williams  eod.  Abt  II  am  Schlüsse. 

^)  Ausländer,  welche  zu  einem  englischen  Testator  in  einem  verwandtschaftlichen 
Verhältnisse  stehen,  welches  ihnen  nach  kontinentalen  Recbten  Notherbenrechte  geben 
würde,  sind  geneigt,  falls  der  Testator  sie  unberücksichtigt  lässt,  nach  Analogie  des 
romischen  Rechts  einen  Fall  der  Geisteskrankheit  zu  vermhthen  oder  nach  anderen 
Anfechtungsgründen  zu  suchen.  In  der  Regel  fUlt  das  angebliche  Beweismaterial  bei 
genauerer  Prüfung  in  nichts  zusammen,  ganz  abgesehen  davon,  dass  Anfechtungs- 
prozesse nicht  unerhebliche  Kosten  verursachen  und  daher  wohl  nnr  da  einen  praktischen 
Werth  haben,  wo  es  sich  um  grössere  Nachlässe  handelt. 
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Stelle  öder  am  Fusse  oder  Ende  eines  auf  der  letetwilUgen  Verfügung  ge- 
schriebenen, auf  die  Aenderung  verweisenden  Yermerks  die  Unterschriften  des 
Testators  und  der  Zeugen  vollzogen  werden. 

5.  Eine  einmal  widerrufene  letztwillige  Verfügung  lebt  nur  dadurch  wieder 
«uf,  dass  die  Originalverfügung  wieder  errichtet,  oder  ein  die  Wiederbelebungs- 
absicht dokumentirendes  Kodizill  gehörig  aufgesetzt  wird. 

E.  In  d^r  Regel  entscheidet  das  Recht  des  letzten  Domizils,  ob  eine 
ietztwillige  Verfügung  gültig  ist.  Für  letztwillige  Verfügungen  von  Personen, 
welche  nach  dem  6.  August  1861  verstorben  sind,  gilt  jedoch  der  wichtige  Satz, 
-dass  ein  späterer  Domizilwechsel  die  letztwülige  Verfügung  weder  „widerruff^, 
noch  ungültig  macht.^)  Es  muss  sonach,  vorbehaltlich  der  sofort  zu  gedenkenden 
Ausnahmen,  eine  letztwillige  Verfügung,  um  gültig  zu  sein,  entweder  dem 
Recht  am  letzten  Domizil  oder  dem  Recht  an  dem  Domizil  zur  Zeit  der  Er- 
richtung entsprechen. 

Die  soeben  vorbehaltenen  Ausnahmen  sind  folgende: 

1.  Jede  von  einem  britischen  Staatsangehörigen  im  Vereinigten  Königreich 
-errichtete,  letztwillige  Verfügung  gilt  —  ohne  Rücksicht  auf  sein  Domizil  zur 
2eit  der  Errichtung  oder  zur  Zeit  seines  Todes  —  hinsichtlich  von  Mobilien 
4ÜS  gehörig  errichtet,  falls  die  von  dem.  am  Errichtungsorte  geltenden  Rechte 
Torgeschriebenen  Formalitäten  beachtet  sind. 

2.  Jede  von  einem  britischen  Staatsangehörigen  ausserhalb  des  Vereinigten 
Königreichs  errichtete  letztwillige  Verfüg^ung  gilt  —  ohne  Rücksicht  auf  sein 
Domizil  zur  Zeit  der  Errichtung  oder  zur  Zeit  des  Todes  —  hinsichtlich  von 
Mobilien  für  die  nachlassgerichtliche  Behandlung  im  Vereinigten  Königreieh 
als  gehörig  errichtet,  falls  die  Formalitäten  des  Rechts  am  Errichtungsorte  oder 
die  Formalitäten  des  Rechts  an  dem  Orte,  wo  der  Testator  zur  Zeit  der  Er^. 
xiehtung  domilizirt  war,  oder  endlich  die  Formalitäten  des  zur  Zeit  der  Er- 
richtung am  britischen  ürsprungsdomizil  des  Testators  geltenden  Rechts  be- 
■achtet  worden  sind. 

Beide  Ausnahmen  gelten  nur  für  letztwillige  Verfügungen  von  Personen, 
welche  nach  dem  6.  August  1861  verstorben  sind,  solchenfalls  gelten  sie  auch 
für  naturalisirte  britische  Staatsangehörige. 

§  29. 
2.  Exeoutor.    Legates  <resMiiary,  iwifersal).    Tmstee.    Probate. 

Es  ist  die  Regel,  in  der  letztwilligen  Verfügung  einen  oder  mehrere  Mobi- 
liarnachlassrepräsentanten —  executors  —  zu  ernennen,  welche  mit 
dem  Tode  des  Testators  —  nicht  etwa  erst  mit  der  nachlassgerichtlichen  Aner- 
kennung —  IQ  den  Mobiliamachlass  sukzediren.  Von  den  Repräsentanten  zu 
scheiden  sind  die  legatees,  d.  h.  die  in  der  letztwilligen  Verfügung  benefiziarisch 
bedachten  Personen.  Es  ist  möglich,  dass  ein  executor  gleichzeitig  legatee 
ist,  nothwendig  ist  dies  indessen  nicht.  Werden  zunächst  spezielle  Zuwen- 
dungen (particular  legacies)  gemacht  und  der  verbleibende  Nachlass  (residuum) 
alsdann  einer  bestimmten  Person  hinterlassen,  so  nennt  man  letztere  den  re- 
siduarj  legatee.  Unter  universal  legatee  versteht  man  denjenigen,  welchem 
der  gesammte  Nachlass  benefiziarisch  hinterlassen  ist.  Die  legatees  sukzediren 
nicht  mit  dem  Tode  des  Testators;    der  Nachlass   geht  vielmehr  zunächst  auf 

^)  So  Westlake  eod.  S.  104  ff.  Eine  andere  Meinung  beschränkt  diesen  Satz 
wohl  mit  Recht  auf  Verfügungen  britischer  Staatsangehöriger.  Vgl.  In  hülsen,  in 
der  Zeitschr.  f.  intern.  Privat-  und  Strafrecht,  Band  6,  S.  138. 
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den  ezeciitor  fiber;  erst  mehdem  letsterer  d«r  legtucj  seine  Zastunmong  er- 
theüt  hat,  habeii  die  legatees  Ansprach  auf  die  ihnen  hinterlassenen  Vermögens- 
stocke.  Wenn  endlich  in  englischen  letztwiUigen  VerfOgongen  häufig  trnstees 
ernannt  werden,  so  liegt  darin  keine  Eägenthflmlichkeit  einer  letztwilligen 
VerfQgung.  Tmstees  werden  ebenso  auch  in  anderen  Uitoinden  ernannt,  s.  B. 
ist  es  üblich,  dass  Schuldner,  welche  sich  mit  ihren  Olftubigem  zu  yergleichen 
wünschen,  einen  trustee  ernennen  und  diesem  ihr  Vermögen  übertragen,  damit 
derselbe  es  unter  die  Oliubiger  yertheile^).  Trusts  und  tmstees  sind  BegrüTe, 
welche  den  kontinentalen  Rechten  fremd  sind,  da  letztere  auf  dem  jusUnianisehen 
rönüsohen  Becht  beruhen  und  daher  nicht  mehr  eine  Periode  durohzumaohen 
hatten,  wo  neben  dem  ius  dvile  ein  ins  praetorium  galt.  Das  englische  Becht 
hat  noch  heute  nicht  den  Gegensatz  zwischen  law  und  equitj  überwunden, 
und  zu  den  Schöpfungen  der  letzteren  gehören  auch  die  BegrilTe  trusts  und 
tmstees.  Deutsche  Aequivalente  fUr  diese  Worte  giebt  es  nicht;  es  ist  ferner 
nicht  möglich,  in  wenigen  Worten  diese  Begriffe  genau  zu  definiren;  für  den 
praktischen  Gebrauch  genügt  indessen  die  Bemerkung,  dass  es  sich  hier  um 
den  Unterschied  zwischen  iiuduM  ius  und  beneficium  handelt.  Der  trustee  ist 
eine  Person,  welchemi  ein  nudüm  ius  mit  der  Auflage  (tmst)  zusteht,  das  bene» 
ficium  dieses  ius  einer  anderen  Person  zukommen  zu  lassen,  z.  B.  ein  Testator 
hinterlftsst  ein  Vermögensstflok  dem  A  mit  der  Auflage,  die  Beyenuen  an  die 
Terheirathete  Tochter  des  Testators  und  nadi  ihrem  Tode  an  die  Kinder  der- 
selben zu  zahlen,  und  das  Vermögensstüok  selbst  den  Kindem  nach  erreichter 
VoUjihrigkeit  auszuliefern.  Tmstees  werden  in  englischen,  letztwiUigen  Ver- 
fügungen insbesondere  dann  ernannt,  wenn  der  Testator  mindeijihrigen  Per^ 
sonen  Zuwendungen  machen  will.  Der  Grund  ist  darin  zu  finden,  dass  die 
Auszahlung  einer  l^gai^  an  den  Vater  des  minderjihrigen  legatee  den  executor 
nicht  liberirt*) 

Es  ist  bereits  bemerkt  worden,  dass  der  executor  bofort  mit  dem  Tode  des 
Testators  suksedirt.  Er  kann  daher  sogleich  nach  dem  Ableben  des  Testators 
th&tig  werden,  ohne  dass  er  zu  diesem  Ende  der  nachlassgerichtliohen  An- 
^kennung  bedarf.  Wenn  trotzdem  jeder  executor  sich  beeilt,  seine  nachlass- 
gerichtliche Anerkennung  herbeizuführen,  so  hat  das  unter  Anderem  seinen  Gnmd 
darin,  dass  in  England  «ine  letztwüiige  Verfügung  und  damit  die  Braennung 
eines  excutor  nur  bei  der  Probate,  Divorce  and  Admiralty  Divisian  des^ 
High  Gourt  of  Justice  —  sei  es  in  der  Hau^tregistratur«  sei  es  in  einer  der 
Districtsregistraturen  —  zur  gerichliichen  Anerkennung  gebracht  werden  kann. 

^)  VgL  auch  Inhfilsen,  die  Gründe  für  und  gegen  Einführung  eines  Public 
Trustee  in  England  im  Archiv  für  öfTentL  Becht,  Bd.  S^  8.  2ß8t 

*)  Der  englische  Executor  und  der  deutsche  TestamentsToUstrecker,  der  eng- 
tische  legat.ee  and  der  deutsche  ^egatar  sind  nicht  dieselben  BegrüTe.  Der  deutsche 
TestamentSTollstrecker  —  ein  seit  der  Bezeption  des  rOnuschen  Bechts  kontrpVerser  Be^ 
griff  —  ftmktionirt  neben  den  Erben  oder  ünJYersaliiachlassrepriaentsnten,  •  ihüupend  der 
executor  oder  Mobiliamachlassreprftsentant  nur  mit  legätees  zu  schaffen  hat.  liCgatee 
ist  jeder  benefiziarisch  Bedachte,-  Legatare  dagegen  nur  diejenigen  letztwillig  Bedachten, 
welche  nicht  zu  Eiben  eingesetzt  sind»  Wie  im  llteren  romischen  Becht  ist  das 
Mass  der  legades  in  England  unbeschrSakt;  eine  Besehrtnknng  nach  Art  der  Lex 
Faloidia  ist  auch  nicht  nOthig,  da  ein  executor  nicht  tiber  den  NaeUass  hiaaiis  haftet, 
eine  Ablehnung  seines  Amtes  daher  mit  Bücksioht  auf  seine  eigene  Sicherheit  kaum 
KU  beftirchten  steht.  Hinzuzufftgen  ist  allerditagi,  dass  die  Fhnmce  Act  1894  die 
Stellung  einea  executor  bedeutend  weniger  angenehm  gestaltet  hat,  und  dass  die  Lex 
Falcidia  gerade  durch  eine  neue  Erbschaftssteuer  veranlasst  wurde. 
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Andere  englieohe  Gerichte  lassen  siob  ^of  die  Prflfcmg  des  Beohtstitels  .der 
exeontors  nicht  ein,  sondern  verlangen' Vorlegung  des  probate  d.  lu  einer 
Urkunde,  worin  die  gedachte  Probate  .Division  die  letztwillige  Yerfflgung  und 
damit  die  Ernennung  des  execator  anerkannt  hat:  Solange  daher  der  executor 
probate  nicht  erwirkVhat,  kanj^  er  bei  anderen  englischen  Gerichten  eine  Klage 
in  der  Regel, nicht  durchfOhren. 

Hinzutritt  die  BestbonLung  der  Revenue  Act- 1884  s.  11,  wonach  sum 
Kachweise  des  Redits  auf  Rückforderung  oder  Empfangnahme  von  im  Ver- 
einigten Königreich  belegenen  MobUiamachlassstücken  eine  Urkunde  vorzulegen 
ist,  worin- ein  Gericht  des  Vereinigten  Königreichs  den.  Nachlassreprftsentanten 
anerkannt  bezw.  bestellt  hat. 

Von  dieser  allgemeinen  Bestimmung  giebt  es  Jedoch  eine  wichtige  Aus^ 
nähme.  In  Fällen,  wo  eine  Lebensversiclierungspolize  in  Frage  steht, 
welche  bei  irgend  einer  Versicherungsgesellschaft  seitens  einer  Person  erwirkt 
ist,  die  ausserhalb  des  Vereinigten  Königreichs  domizilirt  verstirbt,  ist  die  Vor- 
legung  einer  gieriohtlichen  JJrkunde  der  gedachten  Art  zum  Nachweise  des 
Rechts  auf  Empfangnahme  dei  auf  Grand  der  Polize  zu  zahlenden  Gelder  nicht 
erforderlich  (Revenue  Act,  1889'  s.  19). 

Des  Weiteren  ist  zu  beachten,  dass  eine  Person,  welche  sich  in  den  Be« 
sitz  eines  Mobiliamachlasses  setzt  oder  denselben  regulirt,  ohne  binnen  sechs 
Monateii  nach  dem  Tode  des  Verstorbenen  oder  binnen  zwei  Monaten'nach 
Beendigung  eines  über  vier  Monate  nach  dem  Tode  dauernden  Nadilassstreits 
die  gerichtliche  Anerkennung  bezw.  Bestellung  zum  Nachlassreprftsentanten  zu 
erwirken,  die  doppelte  Nachlasssteuer  zu  zahl^i  hat. 

Durch  Verzögerung .  des  Antrags  auf  nachlassgerichtliche  Anerkennnng 
setzt  sich  endlich  der  executor  der  Gefiahr  aus,  dass  er  von  deijenigen  Person 
belangt  wird,  welche  subsidi&r  berechtigt  ist,  sich  zum  Repräsentanten  be- 
stellen zu  lassen. 

Es  hat  mithin  der  executor  alle  Ursache,  möglichst  schnell  probate  zu 
erwii^en.^) 

§  80. 
a.  AasÜMlIsohe  leWwilllae  Verflgosieii.    Aaerkenftzni.    YerfaJirea.    WIrkaag. 

A«f|ate  des  Exeeater. 

A.  Sieht  man  von  der  oben  gedachten  s.  19  der  Revenue  Act  1889  ab,  so 
sind  aüslftndische  leitzlwiUige  Verfügungen  beim  englischen  Nachlassgerieht 
in  allen  Fällen  zur  Anerkennung  zu  bringen»  wo  zum  Nachlasse  in  England 
belegene  Hobiliamachlassstöcke  gehören.     Z.  B.  der  Testator  hinterlftast  For- 

0  Westlake,  Private  International  Law,  1890,  §  74  bemerkt,  dass  in  FftUen, 
wo  ansUndische,  letctwillige  Verfügungen  nicht  aosdracklich  ezecutors  emeanen,  dem 
eingesetzten  heres  als  executor  to  the  tenour  probate  zu  gewähren  ist,  d.  h.  als  dem 
„stillschweigend^  ernannten  executor.  Dies  ist  ohne  Zweifel  richtig,  da  sowohl  der 
execator,  wie  der  heres  vom  Testator  ernannte  Nachlassreprftgentanten  sind.  Bei  der 
intehiationalen  Nachlassregelung  wirken  indessen  nicht  bloss  Juristen  ndt,  und  die- 
jenigen, welche  mitwirken,  smd  in  der  Bßgeit  nur  mit  ihrem  eigene  Rechte  ver- 
traaL  Daher  kommt  es,  dass  der  deutsche  Testamentsvollstrecker  in  äet  dem  NachliM8>- 
geridit  eingereichten  Uebersetznng  als  „executor*  figiorirt  und  vom  engUsdien  Gerieht 
ab  ansdrflcklich  emumter  execator  anerkannt  wird.  Es  ist  dies  oifenbar  gjnaoAhMkf 
wenn. auch  vom  praktischen  Oesichtspankte  aus  selten  etwas  dagegen  einsowenden  ist, 
vovaasgesetzt,  dass  die  Amtsdaner  des  TestamentsvoUstrockers  nidit  eine  lindtirte  ist, 
wie  dies  a^  B»  aaeh  dem  CSode  civfl  und  einigen  deutschen  Statatarrechten  der  Fall-^ist. 
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derangen,  welche  in  EngUnd  geltend  zu  maohen  sind,  oder  Antlieüe  «n  eng- 
lischen HandelBgesellsohaften  n.  s.  w. 

Dem  englischen  Anwalt  nnd  die  letstwilligen  YttfUgongen  einziuenden, 
nnd  zwar  ohne  Baeksicht  darauf,  ob  man  dieselben  in  Deutschland  Testament^ 
Intestatkodizill  oder  sonstwie  beseiohnen  wflrde.  Es  sind  ferner  sftmmtliche 
letstwilligen  Verfügungen  elnsusenden,  nicht  etwa  bloss  diejenigen,  worin  Aber 
die  englischen  Mobiliamachlassstüoke  disponirt  wird.  Die  englische  üeber- 
setzung  kann  nur  von  einem  englischen  Notar  angefertigt  werden,  und  sind 
daher  in  Deutschland  angefertigte  üebersetzungen  zwecklos.^)  Wo  die  letzt- 
willigen VerfQgungen  nicht  urschriftlich  übersandt  werden  kOnnen,  ist  eine  ge- 
richtliche Ausfertigung  einzusenden.  Notarielle  Ausfertigungen  werden 
in  der  Regel  bemSngrtt.  Eine  Legalisirung  der  gerichtlichen  Ausfertigung 
ist  fQr  die  Regel  flberflflssig. 

Der  englische  Anwalt  prflft  zunAohst,  ob  eine  Pwson  Torhanden  ist,  weldie 
Anspruch  auf  Anerkennung  als  executor  hat.^ 

Da  der  englische  Notar  Testamentsrollstreeker  mit  executor  übersetzt, 
und  in  Ermangelung  eines  TestamentsroUstreokers*)  der  heres  als  executor 
according  to  the  tenour  zu  behandeln  ist,  wird  im  Falle  eines  deutschen  Testa- 
ments immer  eine  Person  Torhanden  s^,  welche  Anspruch  auf  Anerkennung 
als  executor  hat. 

um  seine  nachlassgerichtliche  Anerkennung  zu  erwirken,  hat  der  executor 
zwei  schriftliche,  eidliche  Erklärungen  (den  oath  for  executor  und  das  Inland 
Reyenue  afüdarit)  abzugeben,  welche  ihm  Tom  .ei^lischen  Anwalt  in  der  dem 
gegebenen  Falle  entsprechenden  Form  eingesandt  werden.  Bulben  hat  ein 
executor  nicht  zu  bestellen,  da  er  Tom  Testator  selbst  benannt  ist.^) 


V  Vor  Kurzem  hat  allerdings  das  englische  NachlasBgericht  eine  Ton  einem  bri- 
tiflohen  Konsul  geiertigte  Uebersetzung  akzeptirt. 

*)  Westlake,  §  65  ff.,  geht  von  dem  Falle  aus,  dass  das  ausländische  Gericht 
des  letzten  Domizils  bereits  einen  Repräsentanten  anerkannt  bezw.  besteUt  hat,  und 
bemerkt,  dass  das  englische  Nachlassgericht  diese  Anericennung  oder  BesteUong  adop- 
tiren  wflrde.  Dies  int  richtig,  es  fragt  sich  aber,  ob  ein  solcher  Fall  in  Deutsehiand 
je  Yorkonmien  kann.  Die  badischen  Theilungsbeamten  und  die  bigrerischen  Verlassen- 
schaftskomnussare  dflrften  schweriich  als  derartige  Repräsentanten  aufsn&ssen  sein. 
Das  Anwendungsgebiet  des  gedachten  Westlake^schen  Satzes  beschiünkt  sich  wohl 
auf  diejenigen  Staaten,  in  welchen  Nachlassgeriohte  Funktionen  haben,  die  denen  des 
englischen  Nachlassgerichts  analog  sind,  d.  h.  auf  englisch')  Kolonieen. 

*)  Zufolge  Westlake  §  74. 

^)  Bekanntlich  giebt  es  deutsche  Bundesstaaten,  in  welchen  eine  schriftliche,  eid- 
liche Erklärung  in  der  vom  englischen  Recht  geforderten  Form  nur  in  AusnahmsfiUlen 
zu  beschaffen  ist.  Befindet  sich  der  executor  in  einem  dieser  deutschen  Bundesstaaten, 
so  sollte  derselbe  eine  yon  seinem  englischen  Anwalt  dem  fraglichen  Falle  entsprechend 
aufzusetzende  Vollmacht  vollziehen,  worin  er  eine  in  England  wohnhafte  Vertrauens- 
person  ermächtigt,  sich  vom  englischen  Nachlasssgericht  zum  Repräsentanten  besteDen 
zu  lassen.  Solchenfalls  hat  der  Bevollmächtigte  die  eidlichen  Erklärungen  abzugeben; 
letzterer  wird  indessen  nicht  als  executor  aneriaumt,  sondern  nur  zum  a  d  mini  s  trat  er 
with  the  will  annezed  bestellt,  und  hat  daher  zwei  in  England  ansässige  Bürgen  zu 
bestellen.  Als  executor  kann  nur  eine  vom  Testator  selbst  benannte  Person  anerkannt 
werden;  wird  daher  —  wie  dies  z.  B.  in  Hamburg  vorkommt  —  im  Testamente  der 
Name  des  Testamentsvollstreckers  offen  gelassen  und  nach  dem  Tode  des  Testa- 
tors die  Person  bestimmt,  welche  Testamentsvollstredcer  sein  soll,  so  kann  diese 
Person  in  England  nur  zum  admiaistrator  bestellt  werden,  und  hat  mithin  zwei  in 
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B.  Was  die  im  Auslände  oft  überschätzte  Wirkung  der  nachlassgericht- 
liclien  Anerkennung  anbetrifft,  so  ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  die  An* 
erkennung  nur  für  die  in  England  belegenen  Mobiliarnachlassstücke  gilt, 
wenn  auch  in  Fällen,  wo  sich  das  letzte  Domizil  in  England  befand,  englischer 
Seits  erwartet  wird,  dass  die  Anerkennung  im  Auslande  adoptirt  werden  wird.^) 
Des  Weiteren  ist  zu  beachten,  dass  eine  nachlassgerichtliche  Anerkennung,  so 
lange  sie  ein  Akt  der  nicht  streitigen  Gerichtsbarkeit  ist,  widerrufen  werden 
kann.  Tritt  z.  B.  ein  Dritter  mit  einer  anderen  letztwilligen  Verfügung  hervor 
und  behauptet,  die  anerkannte  letzwillige  Verfügung  sei  gefälscht  oder  wider- 
rufen worden,  so  findet  vor  der  Probate  Division  (in  der  Regel  vor  einem 
Richter  und  zwGlf  Oeschworenen)  ein  Nachlassprozess  statt,  welcher  gewöhnlich 
mit  einer  prohibitorischen  Verfügung  beginnt,  die  dem  anerkannten  exeoutor 
untersagt,  über  den  Nachlass  zu  verfügen. 

C.  Die  Thätigkeit  des  nachlassgerichtlich  anerkannten  executor  besteht 
im  Allgemeinen  darin,  dass  er  zunächst  die  Nachlassschulden  und  sodann  die 
legaoies  zu  zahlen  und  zu  diesen  Zwecken  den  Nachlass  zu  realisiren  hat.  Dabei 
gilt  der  bereits  gelegentlich  erwähnte  Satz,  dass  der  executor  nur  bis  zum 
Betrage  des  Nachlasses  haftet.  Soweit  der  Testator  über  den  Nachlass  nicht 
verfügt  hat,  ist  derselbe  an  die  nächsten  Verwandten  des  Testators  auszu- 
zahlen; der  exeoutor  darf  heute  das  nach  Berichtigung  der  Schulden  und  le- 
gaoies Verbleibende  nur  dann  für  sich  behalten,  wenn  aus  der  letztwilligen 
Verfügung  dies  als  gewollt  hervorgeht.  Wer  im  gegebenen  Falle  die  nächsten 
Verwandten  sind,  bestimmt  sich  nach  dem  Recht  des  letzten  Domizils.  Für 
den  Fall,  dass  das  englische  Recht  massgebend  sein  sollte,  ist  auf  das  unten 
S.  918  Gesagte  zu  verweisen.  Klagen  wegen  Nachlassschulden,  aus  Ansprüchen 
der  nächsten  Verwandten  oder  wegen  legacies  gehören  vor  die  Chancery 
Division  des  High  Court  of  Justice;  die  Probate  Division  ist  für  derartige 
Klagen  nicht  kompetent.  Im  Laufe  solcher  Prozesse  kommt  es  auch  heute 
noch  vor,  dass  der  Nachlass  bei  der  Chancery  Division  eingezahlt  und  gericht- 
lich regulirt  wird.*^ 

Hat  der  Verßtorbene  niemals  in  England  gelebt  und  sind  legacies  an  in 
England  wohnhafte  Personen  nicht  vergeben  worden,  überhaupt  aus  England 
selbst  Ansprüche   an   den  Nachlass  nicht  zu  erwarten,  so  besteht  die  Thätig- 

England  wohnhafte  Bürgen  za  bestellen.  Der  aui  Grund  der  Vollmacht  bestellte  ad- 
ministrator  ist  der  Tollberochtigte  MobiliaraachlasBrepräsentant  und  nicht  blosser  Man- 
datar des  Ausstellers  der  Vollmacht.  Wie  in  der  Vollmacht  selbst  ausgeführt  wird, 
muss  der  Vollmachtgeber  seine  eigene  nachlassgerichtliche  Anerkennung  erwirken,  um 
die  Funktionen  seines  zum  administrator  bestellten  Bevollmächtigten  zu  beendigen. 

0  Diese  Erwartung  dürfte  mit  Beziehung  anf  Deutschland  und  andere  rOmisch- 
rechtliche  Rechtsgebiete  häufig  sich  als  trügerisch  herausstellen. 

*)  Früher  wurde  ein  derartiges  Verfahren  bei  der  geringsten  Veranlassung  ein- 
geschlagen, und  im  Anschluss  daran  hat  sich  die  irrthümliche  Meinung  verbreitet,  dass 
bei  der  Chancery  Millionen  noch  unerhoben  lägen.  Allerdings  liegen  dort  unerhobene 
Beträge,  welche  aus  Nachlässen  stammen;  indessen  sind  die  Betrtige  selten  von  grösserer 
Bedeutung,  und  in  der  Regel  erscheint  es  recht  zweifelhaft,  ob  die  Beträge  die  Kosten 
der  Legitimation  werth  sind.  Eine  Liste  der  Hinterlegungen  wird  periodisch  in 
Verbindung  mit  der  London  Gazette  veröffentlicht;  weitergehende  Ermittelungen  sind 
durch  Vermittelung  eines  Anwalts  vorzunehmen;  insbesondere  mag  noch  darauf  hin- 
gewiesen werden,  dass  in  London  auf  dem  Somerset  House  alle  London  selbst 
nnd  das  Erzbisthum  Canterbuiy  betreffenden  Testat-  und  Intestatverlassenschaften  re- 
gistrirt  sind. 
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keit  des  englitchen  NacUaMrepriBentaatra  «tgvntBeh  nur  darin«  daaa  «r  die 
engliscbeii  NacUaaastQeke  raaligfrt  und  dea  EriOa  an  die  analindiflflhon  Intet- 
eaaenten  remittiit. 

§  31.  _      


Unter  ezecutor  of  hia  own  wrong  (de  son  tort)  rersteht  man  eine 
Person,  welche  aich,  ohne  execator  oder  ädminiatrator  su  sefai,  in  einen  NaiAr 
lass  einmiacht  oder  Handlangen  Tomimmt«  welche  das  Amt  dea  Nachlasnepri- 
sentanten  charakteriairea.  Bin  solcher  ezecutoY  hat,  allgemein,  aoagedrllekt, 
alle  Pflichten  und  keines  der  Rechte  eines  ordentlichen  execator.  Yorbehaltlidi 
der  dorch  Staatarertrag  ani  rerbfirgenden  Gegenseitigkeit  and  dea  Brlasses 
einer  entsprechenden  Verordnung'  beatimmt  jedoch  ein  Geseti  Ton  1861,  dass 
falla  in  den  britischen  Territorien  ein  AaslAnder  stirbt  and  eine  Person  nicht 
an weaend  lat,  welche  aom  .Beprisentanten  dea  Nachlaases  besteQt  werden  kaän, 
der  betMirende  Eonsal  den  Mobiliamachlass  an  sich  nehmen,  BegribnisskoBtea 
und  Soholden  daraas  sahlen  nnd  den  Beafaachlass  f&r  die  Interessirtea  em« 
behalten  darf;  der  Konaal  hat  sich  jedoch  sofort  som  Naohlaaarepriaentantea 
gerichtlich  beatellen  an  lassen. 

Bin  execator  kann  aein  Amt  nicht  inter  tItos  an  einen  Andern  Über* 
tragen;  stirbt  er  indessen  mit  Hinterlaaaong  einer  letatwilligen  VerfQgang, 
welche  einen  execator  ernennt,  so  wird  dieser  letitere  uecator  aach  execator 
dea  ersten  Teatatora.  Stirbt  dagegen  der  erate  execator,  ohne  letxtwiUig  einen 
execator  sa  ernennen,  ao  wird  der  administratdr  seinea  Nachlasoeo  nädit  etwa 
aach  der  Repriaentant  dea  Kachlassea  des  ersten  Testators.  Solchenfalla  be- 
stellt daa  Nachlassgericht  fUr  den  Naohlaas  des  ersten  Testators,  soweit  dieser 
Nachlaas  noch  nicht  regalirt  ist,  einen  admiAistrator  de  ,bonia  non  (sc. 
adminiatratia).  8tlr)>t  femer  der  erste  execator,  boTor  derselbe  seine  geridit- 
liche  Anerkennang  erwirkt  hat,  so  wird  sein  execator  nicht  execator  dea  ersten 
Testatore,  sondern  es  ist  fflr  den  Naohlaas  des  ersten  Testatus  «n  ädmi- 
niatrator with  the  will  ännexed  (a.  o.  S.  908)  sa  bestellen. 

Ist  endlich  der  execator  noch  mindeijAhrig,  so  bestellt  das  Nadilass- 
gerioht  einen  ädminiatrator  dnrante  minore  aetate,  welcher  in  der  B^T^ 
aber  nicht  nothwendig  mit  dem  Vater  des  minor  identisch  ist.  Bei  Abwesen- 
heit des  execator  wird  ein  ädminiatrator  darante  absentia,  and  im  Falle 
einea  Prosesses  Aber  die  letitwillige  VerfOgang  ein  administrator  pendente 
litebesteUt. 

§  82. 
n.  Die  Vaohfblge  in  den  Mobüianiadhlaaa  in  Brmangehing  letstwilliger 

Veifllgiingen. 

(Bestellang  eines  Beprftsentanten.    Letters  of  administration. 
Berufene  Personen«    Zastfthdiges  Gericht.*  Antrag.    In  testatfolge.) 

A.  In  Fallen,  wo  der  Verstorbene  keinen  Beprftsentanten  seinea  Nadilaases 
ernannt  hat,  treten  nach  römischem  Becht  die  gesetalichen  Beprftsentanten  (Eiben) 
ein. .  Anders  das  (englische  Becht.  Als  den  Bisch^tfoi  die  Mohiliazinteskat- 
Terlassenschaften  genommen  warden,  fOhrte  die  engiiache  Oeaetagebong  kräe 
„gesetalichen^  Nachlassreprftsenianten  ein,  isondem  gab  den  BischOfon  anf,  aai| 
der  Zahl-  der  nftchsten  Verwandten  des  Verstorbenen  einen  Beprftsentanten 
(administrator)  sa  bestellen.    Dieses  Becht,  einem  Intestatnadilass   einen  Be- 
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Präsentanten  zu  bestellen,  wird  heute  yon  der  Frobi^te  Division  ausgeübt. 
Das  englisohe  Gesetz  kennt  sonach  keine  ,,ge8etzliohen^\  sondern  nur  ^.nach- 
lassgerichtlich  bestellte'*  Repräsentanten.  Bis  zu  der  Yomahme  der  nachlass- 
gerichtlichen Bestellung  ist  der  Nachlass  ohne  Repräsentanten,  und  der  naoh- 
lassgerichtlich  bestellte  Repräsentant  sukzedirt  erst  mit  seiner  gericht- 
lichen Bestellung  in  den  Nachlass.  Während  der  exeeutor,  als  der  vom 
Verstorbenen  selbst  ernannte  Repräsentant,  seinen  Rechtstitel  aus  der  letzt- 
unlligen  Verfügung  und  damit  vom  Verstorbenen  selbst  herleitet,  gründet  sich 
der  Rechtstitel  des  administrator  einzig  und  allein  auf  die  gerichtliche  Be- 
stellungsurkunde (lo^ters  of  administration).  Aus  dieser  prinzipiellen  Verr 
schiedenheit  erklärt  sich  die  verschiedene  rechtliche  Behandlung  der  ezecutors 
und  administrators.i)^ 

B.  Bevbr  die  nach  englischem  Recht  Berechtigten  einzeln  aufgeführt  werden, 
ist  noch  zu  erwähnen,  dass  das  englische  Nachlassgericht  nicht  bloss  in  Er- 
mangelung letztwiUiger  Verfügungen  einen  administrator  bestellt.  Die  Be- 
stellung eines  administrator  ist  vielmehr  in  allen  Fällen  vorzu- 
nehmen, wo  die  letztwillige  Verfügung  entweder  ganz  fehlt  oder 
doch  weder  ausdrücklich,  noch  stillschweigend  einen  exeeutor  er- 
nennt. Liegen  letztwülige  Verfügungen  vor,  welche  weder  ausdrücklich,  noch 
stillschweigend  einen  exeeutor  ernennen,  so  bestellt  das  Naohlassgericht  einen 
administrator  with  the  will  annexed.  Besonderes  gilt  für  einen  solchen  ad- 
ministrator eigentlich  nur  insofern,  als  derselbe  bei  der  Regulierung  des  Nach- 
lasses an  die  letztwiUigen  Dispositionen  in  erster  Linie  gebunden  ist. 

Bei  der  Auswahl  der  zum  administrator  zu  bestellenden  Person  befolgt 
das  englische  Nachlassgericht  —  von  besonderen  Umständen  abgesehen  —  fol- 
gende Regeln: 

1.  Zum  adminiltrator  des  Nachlasses  einer  Ehefrau  wird  ihr  Ehemann 
oder  dessen  Repräsentant  bestellt;  zum  administrator  des  Naohlassos  eines 
Ehemannes  dessen  Wittwe  oder  dessen  nächster  Verwandter,  oder  dessen 
Wittwe  und  dessen  nächster  Verwandter.  Das  Nachlassgericht  zieht  jedoch 
die  Bestellung  eines  administrator  der  Bestellung  mehrerer  Personen  vor. 
'2.  Unter  den  Verwandten  werden   die  dem  Grade  nach  nächsten  vor- 


0  Es  wird  auf  dem  Kontinent  viel  zu  wenig  beachtet,  dass  das  englische  Recht 
keine  „gesetzlichen'',  sondern  nur  ^^gerichtliche''  Mobiliarintestatrepräsentanten  kennt. 
Wahrend  man  im  römischen  Recht  nach  den  letztwillig  eingesetzten  oder .  nach  den 
gesetzlichen  Universalnachlassreprasentanten  zu  forschen  hat,  lautet  im  Geltungsgebiet 
des  englischen  Rechts  die  Frage:  „Hat  der  VersU^bene  einen  Mobiliamachlassreprftsen- 
tanten  (exeeutor)  ernannt?  falls  nicht,  welche  Person  ist  vom  Nachlassgericht  zum 
Mobiliarnachlassrepräsentanteu  (administrator)  bestellt  worden?"  Behält  man  dies  im 
Auge,  so  dürfte  es  nicht  wieder  vorkommen,  dass  bei  der  Auslegung  einer  ezecutors 
ernennenden,  englischen  letztwilligen  Verfügung  eine  „gesetzliche  ftibfolge" .  ange- 
nommen wird,  weil  eine  „Erbeseinsetzung"  vennisst  werde!  Englisäi-isechtliehe  letzt- 
willige Verfügungen  dürfen  ebenso  wenig  rOmisch-rechtlich  interpretirt  werden,  wie 
letztwillige  Verfügungen,  welche  vor  der  Rezeption  des  ritanischen  Rechts  in  Deutsch- 
land errichtet  wurden. 

^  Es  bestimmt  sich  in  allen  Fsllen  nach  englischem  Recht,  welche  Person  An- 
spruch hat,  vom  englischem  Nachlassgericht  zum  Repräsentanten  (administrator)  be- 
stellt zu  werden.  Das  Recht  am  letzten  Dotaizil  des  Verstorbenen  ist  Ittr  diese  Frage 
irrelevant,  insbesondere  ist  es  unerheblich,  welche  Personen  nach  dem  Recht  am  deut- 
schen, letzten  Domizil  als  gesetzliche  Eri>en  anzusehen  sind;  eine  deutsche  Erb- 
bescheinigung hat  mithin  für  diese  Frage  gar  keine  Bedeutung. 
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gesogen,  und  zwar  wird  die  OradesnShe  nicht  nach  der  kanonischen,  sondeni 
nach  der  ciTÜen  Komputation  berechnet,  unter  gleich  nahen  Verwandten  hat 
das  Nachlassgericht  freie  Wahl.  Männliche  Verwandte  pflegen  indessoi  den 
weiblichen  vorgezogen  zu  werden,  es  sei  denn,  dass  die  benefiziarisdien  An- 
sprache auf  den  Nachlass  bei  den  letzteren  fiberwiegen. 

Zunächst  kommen  die  Kinder  in  Betracht,  welche  beim  Zusammentreffen 
mit  £ltem  letzteren  Yorgezogen  werden.  Sodann  folgen  die  Eltern  und  auf 
diese  die  Geschwister,  welche  vor  den  GrosseUem  den  Vorzug  erhalten.  Daran 
schliessen  sich  die  Grosseltem;  es  folgen  Onkel,  Neffe,  Tante,  Nichte  und 
schliesslich  Vettern  und  Kousinen. 

Halbbfirtige  werden  wie  Vollbflrtige  berücksichtigt. 

Verwandte  Täterlicherseits  gehen  den  mütterlicherseits  gleichen  Grades 
•nicht  Tor.    Das  Naehlassgericht  hat  die  Wahl. 

8.  Lehnen  die  bisher  gedachten  Personen  die  Bestellung  ab,  so  kann  sich 
ein  Nachlassgläubiger  bestelien  lassen. 

4.  In  Ermangelung  aller  dieser  Personen  kann  das  Naehlassgericht  eine 
geeignet  erscheinende  Person  bestellen.^)  Stirbt  eine  Person,  welche  unrer- 
heirathet  ist  und  weder  Verwandte,  noch  letstwillige  Verfügungen  hinterlässt, 
so  wird,  falls  Nachlassgläubiger  sidi  nicht  bestellen  lassen,  der  Anwalt  des 
Schatzamts  zum  administrator  bestellt  und  sind  Ansprüche  gegen  denselbcaL 
spätestens  binnen  20  Jahren  nachzuweisen«  Derartige  Fälle  kommen  insbe- 
Bond«re  leicht  bei  unehelichen  EJndem  Tor,  weil  ein  Bastard  nach  englischem 
Recht  selbst  mit  seiner  Mutter  nicht  verwandt  ist.  Uebngens  dürfte  es  der 
Mutter  in  der  Regel  gelingen,  das  Schatzamt  zu  bewegen,  im  Gnadenwege  den 
Nachlass  der  Mutter  zu  überlassen. 

5.  Liegt  ein  Fall  vor,  wo  ein  administrator  with  the  will  annexed  zu 
besteUen  ist,  so  zieht  das  Nachlassgericht  den  residuarr  l^atee  yor. 

C.  Die  Bestellung  zum  administrator  ist  bei  der  Probate  Diyision,  in  der 
Hauptregistratur  oder  in  einer  der  Distriktsregistraturen,  zu  beantragen.  Die 
antragsberechtigte  Person  kann  sich  entweder  in  Person  l^estellen  lassen  oder 
eine  in  England  wohnhafte  Person  ermächtigen,  sich  selbst  zum  administrator 
bestellen  zu  lassen  (sog.  administrator  under  a  power).^  Die  zu  bestellende 
Pwson  hat  zwei  schriftliche,  eidliche  Erklärungen  (den  Oath  for  Administrator 
und  das  Inland  Revenue  Affidavit)  abzugeben,  und  femer  unter  Mitzeiohnung 
von  zwei  in  England  ansässigen  Bürgen,  den  sog.  Administration  Bond  zu 
vollziehen.')  Die  gerichtliche  Bestellungsurkunde,  welche  dem  administrator 
ertheilt  wird,  führt  den  Namen  „letters  of  administration*'.  Sie  wirkt  nur 
für  die  englischen  Mobiliamachlassstücke  und  ist  widerruflich,  so  lange  die 
Ertheilung  ein  Akt  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  bleibt. 

Der  administrator  ist  der  vollberechtigte  Repräsentant  des  Mobiliamach- 
lasses:  er  sukzedirt  in  die  bezüglichen  Rechte  und  Verbindlichkeiten  mit  und 
kraft  seiner  nachlassgeriohtlichen  Bestellung.  Gronau,  wie  der  executor,  hat  er 
den  Nachlass  zu  realisiren  und  die  Nachlassschulden  und  —  falls  administrator 


^)  lieber  die  Befugnisse  ausländischer  Konsuln  vgl.  oben  S.  910. 

*)  Gf.  oben  S.  908. 

^  Alle  diese  drei  Urkunden  variiren  inhaltlich  mit  dem  gegebenen  Fall.  Der  ad- 
ministrator und  seine  beiden  in  England  wohnhaften  Bürgen  geloben  durch  Vollziehung' 
des  Administration  Bond  dem  Präsidenten  der  Probate  Division,  den  Nachlass,  d.  h. 
die  englischen  Mobiliamachlassstücke,  gehörig  zu  regulieren,  und  zwar  reicht  die  Haf- 
tung bis  zum  doppelten  Werth  der  englischen  MobiliamachlBSSStUcke. 
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with  the  will  annezed  —  die  legacies  zu  zahlen.  Soweit  über  den  Nachlass 
nicht  letztwillig  verfügt  ist,  hat  er  denselben  an  die  nächsten  Verwandten  des 
Verstorbenen  auszukehren.  Letztere  kommen  mithin  im  englischen  Nachlass- 
recht in  zwiefacher  Hinsicht  in  Betracht:  einmid  insofern,  als  sie  auf  Be- 
stellung zum  Heprftsentanten  Anspruch  haben  können,  wovon  bereits  g^iandelt 
wurde,  und  sodann  ids  möglicher  Weise  benefiziarisch  Berechtigte,  in  welcher 
Beziehung  sie  mit  den  legatees  auf  gleiche  Stufe  gesetzt  werden  können. 

D.  An  welche  Verwandten  des  Verstorbenen  der  administrator  den  Rest- 
nachlass  (d.  h.  den  reinen  Nachlass  nach  Abzug  der  Schulden  und  Legate) 
auszukehren  hat,  ist  eine  Frage,  welche  nach  dem  Recht  des  letzten  Do* 
mizils  zu  beantworten  ist. 

Was  das  englische  Recht  anbelangt,  so  ist  diese  Frage  durch  das  Statute 
of  Distribution  geordnet  worden.  Die  benefiziarischen  Ansprüche  auf  den 
Restnachlass  beruhen  mithin  auf  Gesetz,  während  der  Repräsentant  nachlass- 
gerichtlich bestellt  wird.  Im  Einzelnen  ist  über  die  benefiziarischen  Ansprüche 
auf  den  Restnachlass  Folgendes  zu  sagen: 

1.  Den  Restnachlass  einer  Ehefrau  hat  ihr  Ehemann  zu  beanspruchen. 

2.  Treffen  Wittwe  und  Kinder  zusammen,  so  erhält  die  Wittibe  ^/s  und 
die  restlichen  ^s  fallen  zu  gleichen  Theilen  an  die  Kinder,  oder,  falls  dieselben 
verstorben  sind,  an  ihre  Linealdeszendenten. 

8.  Fehlen  Kinder  und  Linealdeszendenten  derselben,  so  erhält  die  Wittwe 
^/s  und  die  andere  Hälfte  Allt  den  nächsten  Verwandten  gleichen  Orades  (oder 
deren  Repräsentanten)  zu. 

4.  Fehlt  die  Wittwe,  so  erhalten  die  Kinder  das  Ganze. 

5.  Fehlen  Wittwe  und  Kinder,  so  wird  das  Ganze  unter  die  nächsten 
Verwandten  gleichen  Grades  (oder  deren  Repräsentanten)  vertheilt.  Unter  den 
Seitenverwandten  werden  Repräsentanten  nur  bis  zu  den  Geschwisterkindern 
zugelassen. 

6.  Die  Komputation  ist  die  dvile. 

7.  Der  Vater  schliesst  die  Mutter  aus. 

8.  Die  Mutter  schliesst  die  Geschwister  und  deren  Repräsentanten  nicht 
aus.  Sie  erhalten  den  Restnachlass  zu  gleichen  Theilen.  Dagegen  schliesst 
der  Vater  die  Geschwister  aus. 

9.  Soweit  der  Verstorbene  seinen  Kindern  (mit  Ausnahme  des  heir)  bei 
seinen  Lebzeiten  Vermögen  zuwandte,  welches  den  bei  der  Vertheilung  sich 
ergebenden  Theilen  der  anderen  Kinder  gleichkommt,  partizipiren  die  Kinder 
nicht  an  dem  Restnachlass;  haben  sie  nicht  ganz  soviel  erhalten,  so  erhalten 
sie  nur  die  Differenz. 

10.  Ein  Gesetz  von  1890  hat  bestimmt,  dass,  falls  ein  ohne  Testament 
Verstorbener  eine  Wittwe  und  keine  Deszendenz  hinterlässt,  die  Wittwe  das 
Ganze  erhalten  soU,  falls'  der  gesammte  Immobiliar-  und  Mobiliarnachlass  £  500 
an  Werth  nicht  übersteigt.  Uebersteigt  der  Werth,  d.  h.  der  Nettowerth,  £  500, 
so  hat  sie  Anspruch  auf  £  500,  welche  nebst  4  o/o  Zinsen  seit  dem  Tode  auf 
dem  gesammten  Immobiliar-  und  Mobiliarnachlass  lasten.  Dieser  neue  An- 
spruch der  Wittwe  tritt  zu  ihrem  Anspruch  auf  einen  Theil  des  Restnach- 
lasses kumulativ  hinzu. 

Die  benefiziarisch  am  Restnachlass  berechtigten  nächsten  Verwandten  haben 
ihre  Ansprüche  dem  administrator  oder  exeeutor  gegenüber  geltend  zu  machen.^ 


')  Ihre  Position  ist  daher  eine  ganz  andere  als  die  der  deutschen  Intestaterben, 
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§  38. 
C.  Dm  NaohlMwteuarwvMii. 

Bei  Festätellung  der  zu  entrichtenden  Nachlasssteaem  ist  zonflclist  zu 
fragen,  ob  der  Verstorbene  nach  dem  1.  Augast  1894  yerstorben  ist  oder  nicht» 

Ist  diese  Frage  zu  yerneinen,  so  kommt  die  Finance  Act  1S94  nicht  zur 
Anwendung,  und  es  ist  auf  die  frühere  gesetzliche  Kegelang  des  Naddass- 
steuerwesens  zurückzugreifen«  Ausser  der  l^gacy  duty  und  succession  dutj, 
welche  noch  heute  erhoben  werden  und  weiter  unten  eingehend  zu  erwähnen 
sind,  wurden  früher  folgende  Nachlasssteuem  erhoben: 

1.  Die  probate  duty,  d.  h.  die  bei  der  nachlassgerichtlichen  Anerkennung 
oder  Bestellung  des  Naohlassreprftsentanten  (executor,  administrator)  sn  ent- 
richtende ,Jfobiliar''steuer; 

2.  die  account  duty,  d.  h.  eine  die  probate  duty  ergänzende  Steuer,  welche 
in  mehreren  Fällen  erhoben  wurde,  welche  Ton  der  probate  duty  nicht  getroffen 
wurden; 

S.  die  (alte)  estate  dnty,  welche  auf  Nachlässe  gelegt  war,  deren  W^h 
&  10000  überstieg. 

Diese  drei  Steuern  kommen  für  Todesfälle,  welche  nach  dem  1.  Aagost 
1894  eingetreten  sind«  in  Wegfall  die  Finance  Act  1894  bestimmt  nämlich, 
dass  bei  den  nach  dem  1.  August  1894  eintretenden  Todesfällen  von  dem  Yer- 
kaufswerthe  dcir  mit  dem  Tode  des  Verstorbenen  übergehenden  Immobilien  und 
Mobilien,  mQgen  dieselben  festgelegt  (settied)  sein  oder  nicht,  eine  (neue) 
estate  dutj  entrichtet  werden  soll. 
Die  Steuersätze  sind  folgende: 

Verkauftwerth  des  Nachlasses  esUle  ddily 

Mehr  als  100  £  bis  500  £ .    1     o/o 

500,    ,  1000, 2     o/e 

1000,    ,         10000, 8     «/o 

10000,    ,         25000, 4     7o 

26000,    ,         50000, 4V5% 

50000,    ,         76000, 5     % 

76000,    ,       100000, 5V8% 

,      ,       100000,    ,       150000^ 6     % 

,       ,       150000,    ,       -250000, 6V2% 

,   ,   260000,  ,   500000, 7  «/o 

,   ,   500000,  ^  1000000,  , 7y2®/o 

._.    1000000,  8  0/^ 

welche  nicht  bloss  beaiefisiarisch  berechtigt,  saadorn.  stets  gleichzeitig  ReprSseatanten 
sind;  ganz  abgesehen  dsTon,  dass  sie  den  gessmmten  Nachlass  reprSsentiren.  De  lege 
ferenda  kOonte  die  Frsge  aufgeworfen  werden,  ob  nicht  das  englische  Nadilassrecht 
Tor  dem  römischen  Erbrecht  den  Vorzug  verdient.  Sieht  man  auf  das  alte  deutsche 
Nachlassrecht,  wie  es  vor  der  Rezeption  des  römischen  Rechts  in  Deutschland  galt»  — 
auf  das  Fehlen  der  Universalsokzessioa,  auf  die  repräsentatiye  Stellong  des  altdeutschen 
Testamentsvollstreckers  —  so  konnte  man  zu  der  Ansicht  gelangen,  dass  das  eagliscfae 
Nadüassrecht  nicht  so  grondverschieden  von  dem  deutschen  Naohlassrecht.  zu  sein 
brauchte,  wie  es  heutzutage  zam  Schaden  nnd  Nachtheil  der  internationalen  Bechls- 
verfolgong  thatsftchlich  ist.  Wie  die  Sache  heute  liegt ,  bleibt  wohl  nichts  Anderes 
übrig,  als  die  prinzipiellen  Verschiedenheiten  der  beiden  Rechte  anzuerkennen  nnd  in  der 
Praxis  liberal  zu  vorfahren.  Mag  man  das  römische  Recht  auch  noch  so  hoch  stdleo, 
man  muss  mit  dem  Augenblick  davon  absehen,  wenn   es   sich  um  die  Interpretation 
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Ausserhalb  des  Vereinigten  Eönigsreichs  belegene  VermGgens- 
stücke  dind  steuerpflichtig,  wenn  das  letzte  Domizil  sich  im  Ver- 
einigten Königreich  befand. 

Bei  Feststellung  des  Werthes  des  Nachlasses  kommen  angemessene  Be- 
gräbnissunkosten,  sowie  Schulden  und  Belastungen  in  Abzug,  eüi  Satz,  ych 
dem  es  indessen  mehrere  Ausnahmen  giebt.  Wichtig  sind  insbesondere  fol- 
gende Bestimmungen: 

1.  „Abgezogen  sollen  zunächst  nicht  werden:  Nachlassforderangen  von 
Personen,  welche  ausserhalb  des  Vereinigten  EOnigsreichs  wohnen  (es  sei  denn, 
dasB  sie  yertragsmftssig  im  Ver:ainigteh  Königreich  zu  zahlen  sind  oder  auf  im 
Vereinigten  Königreich  belegenen  Vermögensstficken  lasten),  ausgenommen  vom 
Werth  ausserhalb  des  Vereinigten  KOnigsreichs  belegener,  versteuerter  Mobiliar- 
nachlasBstficke;  eine  Steuerrückzahlung  wegen  solcher  Nachlassforderungen 
findet  nicht  statt,  ausgenommen  in  dem  Umfange,  in  welchem  der  Steuer- 
behörde nacbgewieden  wird,  dass  zu  deren  Zahlung  die  Mobiliamaohlassstficke 
nicht  ausreichen,  welche  in  dem  ausländischen  Staat  oder  der  britischen  Be- 
sitzung, wo  der  Gläubiger  wohnt,  belegen  sind.^ 

Ferner  ist  Ton  Bedeutung  nachstehende  Vorschrift: 

2.  «Sind  beim  Tode  übergehende  Vermügensstücke  in  einem  auslän  dis chen 
Staat  bel^pen  und  wird  der  Steuerbehörde  nachgewiesen,  dass  zufolge  des  Todes 
in  dem  ausländischen  Staat  Yoa  den  VermOgensstüoken  eine  Steuer  zu  zahlen 
ist,  so  soll  letztere  vom  Werth  der  VennOgenstüoke  in  Abzug  gebracht  werden.*^ 

Die  Begel  ist,  dass  fOr  die. Berechnung  der  estate  duty  alle  beim  Tode 
fibergehenden  VermOgensstücke  als  eine  Masse  behandelt  werden.  Es  giebt 
jedoch  FäUe,  wo  ein  VermOgensstück  gesondert  versteuert  wird,  und  man  hat 
für  diese  Fälle  die  Bezeichnung  estate  by  itself  duty  erfunden. 

Handelt  es  sich  um  festgelegte  VermOgensstücke,  so  tritt  im  der  estate 
dnty  ioLOch  eine  settlement  estate  duty  in  Hohe  von  1  %  hinzu. 

Beträgt  der  Nettowerth  des  gesammten  Nachlasses  nicht  über  £  1000,  so 
ist  nur  estate  duty  (keine  settlement  estate  duly,  keine  legacy  duty  und  keine 
succession  duty)  zu  entrichten. 

Nicht  graduirende,  sondern  feststehende  Steuern  werden  erhoben,  wo  der 
Bruttowerth  des  gesammten  Nachlasses  £  500  oder  £  SOO  nicht  übersteigt; 
die  Steuer  beträgt  ersteren  Falls  50  Schillinge  —  und  letzteren  Falls  30  Schil- 
linge;—  weitere  Nachlasssteuera  kommen  in  diiesen  Fällen  nicht  zur  Er- 
hebung. 

Nicht  in  Wegfall  gekommen  sind  mit .  der  Finance  Act  1894  die  legacy 
duty  und  die  succession  duty.^) 

Trat  der  Todesfall  am  oder  nach  dem  1.  Juni  1881  ein,  so  ist  jede  peku- 
niäre legacy  (oder  residuum  odei(«.Theil  eines  residuum),  wenn  auch  nicht  im 
Betrage  oder  Werthe  von  £20,  zu  Folge  44  Vict.  c.l2  s.  42  steuerpflichtig.^ 

englischer  letztwilliger  Verfügungen  handelt.  Selbst  wenn  das  römische  Recht  uni- 
verselle Anerkennung  verdiente,  darf  doch  nicht  vergessen  werden,  dass  es  nicht  überall 
^t  und  dass  die  Intentionen  eines  Verstorbenen  auch  der  Beachtung  werth  sind. 
England  bringt  den  deutschen  Erbrechten  mehr  Verständniss  entgegen,  als  Deutsch- 
land dem  englischen  Nachlassrecht  Der  Grand  liegt  allerdings  wohl  darin,  dass  das 
römische  Recht  in  England  mehr  Verehrer  zählt,  als  das  englische  Recht  in  Deutschland. 

')  Beide  daties  werden  ausführlich  bei  Westlake,*  Private  International  Law  p.  121 
behandelt. 

*)  üeber  die  «Steuerbefreiung  kleiner  NachlSsse  YgL  oben  estate  duty. 
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Hat  beraitg  eine  gwiöhtliehe  NacUMgregolieniiig  begonnen,  wo  tat  der 
Antrag  anf  konkursmftseiga  Regnlierang  onznlAsrig.  Wird  indessen  naelige- 
wiesen,  dass  der  Nachläse  cur  Befriedigung  der  Sohnlden  nicht  ausreicht,  se 
kann  das  den  Nadüass  regulierende  Oericht  —  und  svar  neuerdings,  ohne  dass 
ein  Oläubiger  darauf  ansirttagen  braucht  •—  die  Sache  an  das  Eonkuri^ericht 
Terweisen,  weldies  alsdann  konkursmässige  Begulierung  anordnen  kann.  Die 
UVIrfcongen  und  das  Yerliüireii  sind  dieselben,  wie  im  Falle,  wo  diese  Anord- 
mmg  auf  Olftubigeraatrag  ergeht. 

Wie  im  Falle  eines  gewöhnlichen  Eonkurses  sind  die  Oliubiger  befügt,  einen 
Trustee  und  einen  Oltnbigeransschuss  lu  bestellen,  für  welche  dieselben 
Yefsciirifken  gelten,  wie  bei  gewNinlichen  Eonkursen.  Mit  der  Anordnung^  der 
konkursrnftssigen  SegulieruBg  geht  der  Naehlass  auf  den  Offcial  Recelyer,  als 
Tmstee,  über;  derselbe  hat  den  Naehlass  feu  realisiren  und  su  yertheilen.  An* 
Wendung  finden  die  gewöhnlichen  Bestimmungen  über  die  RegnUeiung  des  Yj&r* 
mügens  eines  Eoidnossohuldners,  nicht  aber  die  Bestimmungen  über  Heran- 
riehung  Ton  VermOgeBSstücken  anderer  Personen,  z.  B.  nicht  die  Vorschriften 
über  Anfechtung  von  YermOgraisflbertragungen. 

Yor  allen  anderen  Forderungen  rangiren  die  Ansprüche  des  Mobiliar- 
naehlassreprasentanten  wegen  Begrabnisskosten  und  der  mit  Besag  auf  die 
letstwilligen  Yerfügungen  u.  s.  w.  erwachsenen  Eosten.  Die  Preferential  Paj- 
ments  in  Bankruptoj  Act  1868,  weldie  dieses  Privileg  unberührt  griassen  hat, 
findet  im  üebrigen  ebenso  Anwendung,  als  wftre  der  Yerstorbene  ein  Eonkurs- 
Schuldner.  An  die  Stelle  des  Datums  der  receiving  order  tritt  der  Todestag.  Der 
nach  Yollbefriedigung  aller  Forderungen  nebst  Zinsen  und  Eosten  etwa  rer- 
bleibende  üeberschuss  wird  in  der  Regel  an  den  Mobiliamachlasarepräsentanten 
gesahlt. 

Die  Benachrichtigung  desselben  roa  einem  Antrage  auf  konkursmässige 
Begulierung  steht,  falls  letstere  anf  den  Ajitrag  angeordnet  wird,  der  Eenntniss 
Tim  der  Begehung  einer  act  of  bankrupt«^  gleich.  Zahlungen  und  Leistungen, 
welche  der  MobiliamachlassreiMrasentant  später  romimmt,  liberiren  ihn  dem 
Qfflcial  BeceiTer  gegenüber  nicht.  Abgesehen  hierron  werden  jedoch  Hand- 
lungen nicht  ungültig,  welche  er  im  guten  Glauben  ror  der  Anordnung  der 
konkursrnftssigen  RegidieraD(g  vornahm. 
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ir«eM39  adr  tif  m^doc  rdg  df^orra/t^Mic 

'l}  ptMUüoeac  mÖToO  ^ixac  xard  toB  Jhpioo 

xwro(xou 


D       Herr 
wohnhaft      in  «rtheilt 

hiermit  im  Namen 
dem  He^rn 

wohnhaft  in  YoUmacAt,  den* 

selben  in  allen  seinen 

jetzigen  oder  kfinlUgen  Reehtsstreitig* 
keiten  gegen  wohnhaft 

in  Tor  jedem  zustftndigen 

kdniglioh  grieehisehen  Gericht ,  sowie 
audi  Tor  jeder  anderen  Behörde   di^ 


^)  VgL  hierzu,  insbesondere  Aber  die  Frage,  /  wer  snm  Vertreter  bestellt  werden 
kann,  Aber  Form  der  yoUmaehten,  nsmentlich  audi  der  im  Ans  lande  ausgestellten» 
Uebersetzung,  .  Beglaabigtmg,  Besonderheiton  der  General-  und  Spezialvollmaditea^ 
Widenrof  und  Dauer  der  VoUmachton  oben  S.  20  f. 

')  Wann  zu  einer  im  Analande  ertheilten  Yolbnacht  die  Form  der  Brivaturkmide 
genflgt,  darttber  vgl.  obeÄ  S.  21,  Formular  für  notarielle  Urkunden  s.  unter  No.  R 
Die  Form  der  Privaturkunde  (die  für  die  'in  Deutschland  errichteten  Vollmachten  ge- 
ndgt)  hat  den  Nachtheil,  dass  sie  keinen  Beweis  der  Echtheit  der  Unterschrift  liefert 
(s.  o.  S.  46  IT.  bes.  §  88  No,  8  vnd  5),  der  erentL  von  dem  Produzenten  zu  fBhroi*  ist. 

*)  „Tutoren,  Kuratoren  und  andere  in  -fremdem  Namen  handelnde  Personen  haben 
der  VoUmaeht  den  uAnndlichen  Beweis  der  MachtbefUgniss  beizufügen,  in  ^der  de  die 
VoUmacht  ertheilen,  wenn  dies  nicht  schon  gerichtokundig  ist*,  C.P.O«  Art.  91. 

^)  Stempel«  Nach  griechischem  Stempelgesete  (Hauptgesetz  vom  80.  Dezember 
1887)  unterliegt  einer  Stempeltaxe  jedes  Schriftstflck,  welches  vor  einer  gried^hen 
Behörde  Tovgebracht  wirdi  Auch  die  im  Auslände  vor  einer  nicht-griecMschen .Be<» 
hOrde  ausgefertigten  Urkunden  unterliegen  der  Stempelung,  falls  sie  vor  einer  Behörde 
des  Landes  vorgebrachi  Werden;  jedoch  wird  eine  dem  Werthe  der  in  denUrkundMi 
enthfdtenen  Vereinbarungen  proportjonelle  Taxe  nur  dami  erhoben,  wenn  dieselben 
im  Mande  zu  erfüllende  Verpflichtungen  oder  im  Inlande  belegeneis  Mobiliar-  oder 
ImmobiliarrermOgen  zum  Gegenstande  haben  (Art.  9).  Die  privaten  oder  die  vor  ITo- 
taren  ertheilten  Vollmachten  unterliegen  einer  fixen  Stempeltaxe  von  5  Drachmen. 
Es  i^t  Dicht  gestettet,  däss  mehrere  Personen,  welche  nicht  Streitgenossen  oder  durch 
gemeinsames  Interesse  verbunden  sind,  in  einer  Vollmacht  Bevollmftohtigte  ernennen 
(Art  24t  §  8).     Die  Abschriften  unterliegen  einer  fixen  Stemp^ltaxe  von  1  Dr. 

*)  Dieses  Formular  einer  doppelt  zu  unterfertigenden  Vollmadit  in  dentech'er  und 
griechischer  Sprache  verdanken  die  Herausgeber  gatiger  Mittheilung  des  dentseken 
Konanlati  in  Athen.  Das  Eüseiliche  Konsulat  bemerkt  dazu,  dass'  das  Formular 
unbeanstandet  bisher  vor  den  griechischen  behorden  verwandt  worden  sei  und  je  nach 
dem  Zwecke  leicht  umgeändert  werden  kOnne.    Es  fügt  hinzu:  „Da  eine  solche  Privat- 
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1j  wdffij^  iJLJbii£  dpjflQ  aÖT6&i  Sc  Mi/wra^ 

v^  ät€(dyif  rdg  Sixa^  aövoS  Si*  oXmv  nfiy 
ßadßwuf'  }fä  ^t/>/7  än^axonaQ  xm  i^iaus 
xal  vi,  di^pjrat  adtäg'  vd  i^tp^rj  t6  ixTax' 
rov  fiiüou  T^g  dkatpiinmg  xal  ^id  rov  dvn- 
npoatttxxo'Q  ivmmoy  rou  ^Apxioo  IJä/ou'  yd 
xapaXajiSdvjf  2^i}/iara,  fyypa^a  xal  äJiXa 
ispdfßara  xm  M^  ntpl  odriSw  i^o^l'^ztQ' 
vd  i^tpjrj  rijfv  ixTiXtüOf  r&y  dif0^da9wy' 
ud  itapatriJTat  Mixoo  nv^  ftiaoo  ^  xat 
oXoxl^poo  dixt^g'  ud  int)^tpj  xaraa^^iaxtg 
xal  dtpr^  adrdg  itdJlvf'  yd  iyypd^Tj  xal  i^' 
^^n.  ^ifo0i^xag  xal  itpo^fituia^tg  bxadi^- 
xaty  yd  icot^  oußMa^oo^  yd  Kapi^fj  mty- 
xaraJSda^ic  xak  diopKj^  ^tatnirdt,  Utpf 
Kkioy  ruy  i^oomoSortt  Xya  iy  dydjrxii  wpa* 
xaHtrp  ri^y  x^po^  imv/KaM«*^  roö  ^Ipti* 
niyoo  d^ttXitou  aöroo  Mal  yd  iltaJiijdföaff 
rd  ddyua  abroo'  in^i  yd  dwpt'Zjf  dyrf 
nAifpt^uaioog  ßk  ra  a^rd  i)  fiäXXoy  Kfptm- 
pwftiya  dtxatmfiaxa'  bK^ax^tan  dk  y*  dva- 
yy^pim^  iräda»  <vr^  n&v  öpimy  t^c  Kapö6a^c 
itXiip§foitm6niTOC  ifMpjrf^Oijaofiiviqy  xpäftp 
Toö  ichiptfoüaU>n  toci  i}  xoö  önoxar9&vdroo 
a&vüu, 

xi^y  189 


selbst  als  Kläger,  Widerkifiger  oder 
Beklagten  zu  yertreten;  er  ermächtigt 
ihn,  seine  Prozesse  durch  alle  Instan- 
zen zu  fflhren;  Oppositions-  nnd  Appel- 
lations-Oesuche  zu  machen  oder  ent- 
gegenzunehmen, ebenso  das  Rechts- 
mittel der  Kassation  zu  ergreifen  und 
ihn  vor  dem  Kassationshof  zu  yer- 
treten; Gelder,  Urkunden  und  andere 
Effekten  in  Empfang  zu  nehmen  und 
darOber  zu  quittiren,  die  Exekution 
der  Urtheile  zu  betreiben,  auf  einzelne 
Rechtemittel  oder  einen  ganzen  Rechts- 
streit zu  Terzichten,  Beschlagnahmen 
▼orzunehmen  und  wieder  aufzuheben. 
Hjrpotheken  und  Hypothekarvormer- 
kungen einzutragen  und  wieder  zu 
löschen,  Vergleiche  einzugehen,  Nach- 
lässe zu  gewähren  und  Schiedsrichter 
zu  ernennen.  Des  Weiteren  ermäch- 
tigt er  ihn,  im  Nothfall  die  Deklaration 
des  Falliments  seines  oben  genannten 
Gläubigers  zu  beantragen  und  seine 
Forderungen  zu  yerifiziren,  auch  Sub- 
stituten mit  den  gleichen  oder  be- 
schränkteren Befugnissen  zu  ernennen 
und  yerspricht,  jede  von  seinosi  Be- 
yollmächtigten  oder  dessen  Substituten 
innerhalb  der  Grenzen  dieser  Voll- 
macht yorgenommene  Handlung  anzu- 
erkennen. 
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2.  Tliell-  und  SpesdalTollmaolit  zur  ProzeBsf&liruiisr.^) 

Ich,  Unterzeichneter,  wohnhaft  zu  ,  ernenne  Herrn  N.  N., 

Rechtsanwalt  zu  ,  zu  meinem  Beyollmächtigten  in  meinem  vor  dem 

(Angabe  des  Gerichte  z.  B.  „dem  Bezirksgericht  zu  Patras*",  »dem  Appella- 
tionsgericht zu  Korfu*',  oder  «den  Gerichten  zu  Athen**)  schwebenden  Prozess 
gegen  (Name  des  Gegners)  wegen  (kurze  Angabe  des  Streitgegenstands)  mit 
Substitutionsbefugniss  und  mit  dem  Auftrage,  mich  vor  benanntem  Gericht  (oder 
Gerichten)  in  jeder  Parteieigenschaft  zu  vertreten.  Inabesondere  ermächtige 
ich  denselben  in  genanntem  Prozess  als  mein  InsinuationsbevoUmächtigter 
Schriftstücke  jeder  Art  in  deinem  Namen  in  Empfang  zu  nehmen,  jeden  Pro- 

vollmacht  in  Deutschland  Ofiltigkeit  hat,  so  genOgt  sie  auch  in  Ghiechenland;  eine 
Legalisirung  .der  in  Deutschland  ausgestellten  Vollmacht  aber  durch  den  griechi- 
schen Konsul  des  Bezirks,  wenn  auch  in  der  Praxis  nicht  immer  gefordert,  vornehmen 
zu  lassen,  ist,  um  VerzOgenmgen  und  Einsprachen  vorzubeugen,  in  jedem  Falle  an- 
zurathen.'' 

')  Die  Formulare  2 — 9  unu  die  Eriäuierangen  zu  denselben  verdanken  die  Herans- 
i^bei  Herrn  Rechtsanwalt  und  Privatdozent  G.  v.  Streit  in  Athen. 
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sesBakt  Yorzunehmen  .  .  .  ,   (folgt   die  Aufzeichnung  der  besonderen  Prozess- 
befugnisfie,  welche  ertheilt  werden  sollen,  wie  im  Formular  No.  1  oder  7)  und 
▼erspreche  Alles  von  ihm  Vorgenommene  zu  genehmigen. 
G^chehen  zu  den 

Der  Vollmachtgeber. 

8.  Konkursvollmaolit. 

Ich,  Unterzeichneter  (wie  oben)  ertheile  Herrn  (Rechtsanwalt 

zu  )  die  Vollmacht,  mich  im  Eonkurs  des  Kaufmanns  » 

und  zwar  bei  allen  denselben  betreffenden  Eechtsakten  vor  den  Gerichten,  den 
Gerichtskommissaren  und  Eonkursrerwaltern  zu  vertreten,  meine  Forderungen 
gegen  den  Eridar  anzumelden  und  zu  bestäügeu,,  die  erforderlichen  Beweis- 
stficke  vorzubringen,  Forderungen  anderer  Gläubiger  zu  bestreiten,  an  allen 
Oläubigerversammlungen,  Berathungen  und  Beschlüssen  in  meinem  Namen  theil- 
zunehmen,  im  Zwangsvergleich  für  mich  abzustimmen  und  zu  unterzeichnen,  Ein- 
spruch und  Widerspruch  gegen  Zwangsvergleiche  und  Dividendenvertheilungen 
einzulegen,  Zahlungs-  und  Auüschubsfristen  zu  bewilligen,  überhaupt  im  ge- 
nannten Eonkurs,  alles  zu  thun,  was  er  zur  Wahrung  meiner  Interessen  für 
geboten  h&lt,  in  jeder  Parteirolle  vor  Gericht  aufzutreten,  mit  der  Befugniss, 
auch  andere  Bevollmäohtigte  zu  ernennen,  als  mein  Insinuationsbevollmächtigter 
Schriftstücke  jeder  Art  in  Empfang  zu  nehmen  ....  (folgt  eventuelle  Prozess- 
vollmacht etc.  wie  unter  No.  1)  und  verspreche  alles  zu  genehmigen  und  gut- 
zuheissen. 

Geschehen  zu  ,  den 

Der  Vollmachtgeber. 

4.  Vollmaolit 

für  Anmeldung,  und  Bestätigung  einer  Eonkursforderung. 

Ich,  Unterzeichneter  (wie  oben)  ernenne  Herrn  (Rechtsanwalt 

zu  )  zu  meinem  Bevollmächtigten  im  Eonkurs  des  Eaufmanns 

zu  ,  und  ermächtige  denselben,   in  genanntem  Eonkurs   meine  Forde- 

mng  gegen  den  Falliten,  im  Betrage  von  frs.  Eapital  (und  frs. 

Zinsen)   auf  Grund   (Forderungsgrund   -^  Wechsel   vom  ,  Mieths- 

reriamg  etc.)*)  anzumelden  und  alle  dazu  nothwendigen  Handlungen  vor  dem  Ge- 
richt oder  den  Eonkursverwaltem  oder  dem  vom  Gericht  ernannten  Eommissar 
vorzunehmen  und  verpflichte  mich,  alle  von  ihm  vorgenommenen  Handlungen 
als  rechtsverbindlich  für  mich  anzuerkennen.  Zugleich  erkläre  ich,  dass  oben 
genannte  Forderung,  was  ihre  Existenz  (event.  auch  was  das  Vorzugsrecht, 
das  sie  geniesst)  angeht,  wahr  ist  und  erkläre  mich  bereit,  dies  mit  dem  Eide 
zu  bekräftigen. 

Geschehen  zu  ,  den 

Der  Vollmachtgeber. 

»)  FftUs  die  Forderany  stehMgesteUt  ist  oder  ein  Vonagsreeht  veniesst»  ist  diei  htuttmAfeB. 

5.  VoUmaoht 

zur  Anmeldung  einer  Eonkursforderung  in  der  Gerichtsschreiberei 
während  der   auf   die  Gläubigerversammlung   folgenden  acht  Tage. 

Idif  Unterzeichneter  (wie  oben),  Eonktirsgläubiger  nach   der  vom  Eridar 
aufgestellten  Liste  der  Gläubiger  erthßile  Herrn  (Rechts- 
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•awalt  s«  )  die  Y(4bMebt,  «tae  Fordamiig  im  fliUMninftfitriigii  tob 

tarn  ZwaBgsren^aiok  aammeldM  nad  alle  daiu  nMhigen  BaUge 
und  Bewdmittel  T<irsiil«g«ii.    loh  gebe  Ihm  die  Befagniis,  dm  Tom  Kridar  in 
der  GUnbigenrersammlnng   gemnehtea  ZwiagsfirgleichsmiMge   nnsimelimen 
eder  noenneoMegen  ....  and  Terqpffeohe  ellee  HL  geadimigen, 
Geeehehen  m  ,  den 

Der  VellmnolitgelMr. 

lok,  Unteneiehneter  (wie  oben)  ertbeile  Hinrn  «  Rechtsanvnlt 

n  f  die  VoUmachi,  micb  in  meiner  Bigeneehaft  als  Biben  des  so 

Tereterbenen  «  auf  Gmnd  ,  in  allen  bei 

Liquidation  und  Vertbeilnng  dieeer  Brbeeliaft  Tomnehmenden  Reohtahandhiagen 
in  Tertreten,  insbeaondere  die  benannte  Brbeehaft  in  meinem  Namen  mit  oder 
ohne  die  Wohlthat  des  Inrentars*)  anaonehmen  oder  anainaohlagen,  Siegel- 
anlegnng  oder  die  Inyentariairung  in  beantragen,  die  Bibachaft.  anxtttreten  md 
einzniiehen,  die  auf  derselben  ruhenden  Lasten  und  Steaern  jeder  Art  xu  be- 
lahlen,  an  allen  die  Brbeehaft  betreffenden  Verhandlungen  theilznnehmeii,  Yor 
jeder  Behörde,  insbesondere  Tor  jedem  Qerkht  in  meinem  Namen  aobutretea, 
VerfQgungen  jeder  Art  xu  Teranlasaen,  Beehte  und  Vorbehalte  fOr  mich  geltend 
lu  machen,  Wftchter,  Verwalter  und  Depositare  des  Nachlasses  nach  seineni 
Ermessen  ernennen  sn  lassen  oder  sn  eniennen;  beim  Vollxug  der  letstwiUigeB 
Verfügungen  des  Erblassers  mitsuwirken,  dagegen  Verwahrung  einsulegea, 
jedwede  Annahme-  und  Versichtseridlrung  in  meinem  Namen  aassu^rechen, 
insbesondere  auf  die  quarta  fuloidia  sieh  au  berufen,  die  AktiTa  der  Erbschaft 
einznxiehen,  die  su  derselben  gehOrmiden  Mobilien  —  auch  Renten  und  Staats- 
papiere, überhaupt  Werthpapiere  jeder  Art  --  in  Empfang  lu  nehmen,  durch 
öfTentliche  Versteigerung  oder  priTatim  derartige  Sachen,  sowie  sur  Erbschaft 
gehörige  Immobilien  su  Terkaufen  und  den  Erlös  derselben  einauziehen;  xnr 
Erbschaft  gehörige  Werthpapiere  zu  indossiren,  lu  Terpiftnden,  Oberhaupt  zu 
Tcräussem,  die  Dividenden  und  Zinsen  derartiger  Pi^j^iere  einzukassiren,  die 
auf  Namen  lautenden  Papiere  in  Inhaber-,  die  Inhaber-  in  auf  Namen  lautende 
Papiere  umzuwandeln,  jedwede  der  Erbschaft  geschuldete  Geldsumme  oder  Sache 
in  Bmpfang  zu  nehmen,  betreifend  die  Erbschaftssteuer  ErklArungen  abzugeben 
od«r  Anträge  zu  stellen;  Sicfaerungsmassregeln  jeder  Art  zu  eigreifHn  und  die 
diesbesflglichen  Antrftge  zu  stellen,  bei  allen  Auseinandersetzungen  und  gericht- 
lichen wie  aussergerichüichen  Theilungen,  bei  allen  Kollationen  mitzuwirken, 
an  den  Verloosungen  und  der  Loosbildung  theilzunehmen,  auf  P&mdrecfate  und 
Hypotheken  und  Vormerkungen,  sowie  dingliche  Beohte  jeder  Art  zu  Tenichten, 
derartige  Beehte  geltend  zu  machen,  die  zur  Erbschaft  gehörenden  Forderungen 
einzuziehen,  die  Schuldner  Tor  jedem  Gericht  zu  Torfolgen,  Oberhaupt  jede  ge- 
richtliche und  aussergerichtliche  Handlung,  die  zur  Sicherung,  Wahrung,  Ver- 
folgung meiner  Beehte  dienlich  sein  kann,  rorzundimen,  mich  bei  allen  mit 
der  Erbschaft  zusammenhfingenden  Prozessen  in  jeder  Parteieigenschalt  zu  ver- 
treten,  jmdere  BevoUmSchtigte  mit  gleicher  oder  geringerer  Vollmacht  zu  er- 
nennen ....  (folgt  event.  ProzessTollmaeht  nach  Formular  1)  und  yer- 
spreohe  Alles  zu  genehmigen  und  gutzuheissen. 

Geschehen  zu  ,  den 

Der  Vollmaehtgebor. 

a)  bt  ü«  6iw«rfrMd«  Penott  ntodcdiMs,  to  kam  die  kmuhmti  m  mit  dar 
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7.  Oeneral»  und  SpeadalToUmaoht 

(In  Form  einer  Priyaturkiiiide)^)^') 
leh  Unterzeichneter  wohnhaft  m  emeime  die 

Henen  su  und  sn  ,  Sechtsanwfilte^ 

SU  meinen  General-  nnd  Speslalbeyollmftohtigten.  Denselben  wird  die  Voll- 
macht ertheilt,  einzeln  oder  gemeinsam,  mich  vor  jedem  grieohiachen  Gericht 
nnd  Tor  jeder  griechischen  Behörde  zn  Tertreten,  mit  der  Befogniss,  auch 
andere  BcTollmächtigte  unter  Ertheünng  gleicher  oder  geringerer  Vollmacht  zu 
snbslitoiren. 

Insbesondere  ermächtige  ich  dieselben,  in  jeder  bereits  anhängigen  Saehe 
nnd  in  jeder,   die   in  Zukunft  anhängig  wird,   für  mich  rechtsyerbindlich  als 

0  IMeses  F6n&ular  enthält  eine  Vollmacht  zur  Vertretung  Tor  allen  Gerichten 
und  Behörden,  lür  jede  Sache  des  Mandanten  und  zur  Vornahme  aller  Hand- 
lungen, sowohl  deijenigen,  die  den  gesetzlichen  Inhalt  der  VolUnacht  ausnuuihen  als 
auch  deijenigen,  zu  denen  eine  SpezialyoUmadit  erforderlich  ist 

)  For  welche  Handlungen  des  Beyollmächtigten  eine  Spezialyollmacht  noth- 
wendig  darfiber  ygl.  oben  S.  22.     Der  diesbesjngliche  iüt.  97  der  C.RO.  lautet: 

«Eine  Spezialyollmadit  ist  immer  notb wendig: 

1.  zur  Abschliessung  yon  Veigleichen,  Sehieds-  und  NachlassyerMgen, 

2.  zu  jedem  ausdrflckliehen  Verzicht  auf  ein  Rechtsmittel  oder  auf  den  gmzen 
Rechtsstreit  oder  auf  die  Ablegung  eines  yon  den  Parteien  oder  Zeugen  zu 
leistenden  Eides; 

8.  zur  Ergreifung  der  ausserordentlichen  Rechtsmittel  der  Kassation  oder  der 
Wiederaufnahme  des  Verfahrens; 

4.  zur  Anstellung  der  Syndikatsklage  gegen  richterliche  Beamte  und  Gerichte 
nach  Art.  &6  (s.  darüber  o.  S.  18  §  6); 

5.  zun  Empfang  oder  zur  Herausgabe  yon  Geldern,  Urkunden  und  sonstigen 
Effekten; 

6.  zur  Veräusserung. 

Diese  Spezialyollmacht  setzt  eine  ausdrückliche  Erwfthnung  dieser  Hand- 
lungen in  der  iin  Art.  98,  94  und  96  erw&hnten  oder  amch  in  einer  beson- 
deren Notariatsnrkunde  yoraus.** 

Dagegen  ist  eine  spezielle  ausdrückliche  Erwähnung  deijenigen  Handlungen  nicht 
nothwendig,  welche  einfach  kraft  der  gegebenen  allgemeinen  Prozesszollmacht  yorge- 
nommen  werden  können,  nämlich  fär  ,,die .  Vornahme  aller  Haupt-  und  Nebenhand- 
lungen, welche  zur  Ffihrung  des  Rechtsstreites  in  erster  Instanz,  die  Exekution  des 
gesprochenen  ürtheils  und  die  Appellationserklfirung  mit  inbegriffen,  gehören,  sowohl 
hinsichtiich  der  Klage  als  Widerklage,  insbesondere  auch  die  Ablegnng  yon  Gestfind- 
Bissen,  die  Zuschiebung,  Annahme  und  ZurUckschiebung  yon  Eiden  und  Anerkennung 
yon  Urkunden*'  (Art.  95  Abs.  1).  Jedoch  pflegen  auch  diese  Handlungen  besonders 
genannt  zu  werden.  Zu  bemerken  ist,  dass  nach  Art.  95  Abs.  2  dieser  gesetzliche  In- 
halt der  Vollmacht  beschrfinkt  werden  kann:  „Sollen  Vollmachten  beschrfinktere  Wir- 
kung haben  (als  im  Abs.  1  dargelegt  ist),  so  ist  dieses  in  der  Vollmacht  selbst  ans- 
zndrOckea,  denn  eine  solche  Annahme  kann  nur  durch  die  Vollmacht  selbst  oder  durch 
gerichtliches  Gestfindniss^  oder  mittelst  ei|ies  zugeschobenen  Eides  erwiesen  werden.'' 

')  lieber  den  Unterschied  yon  General-  und  Theilyollmaohten  s.  o.  S.  21. 
Der  diesbezUs^che  Art.  96  der  C.P.O.  lautet)  „Eine  Generalyollmacht  fOr  alle  Rechts- 
streitigkeiten des  Vollmachtgebers  berechtigt  und  yerpfliohtet  den  Beyollm&chtigten, 
seineu  Mandanten  regelmässig  in  allen  yorkommenden  Füllen,  insbesondere  bei  den  im 
Art.  95  (s.  dens.  u.  in  Note  7)  genannten  Handlungen  als  Kl&ger  oder  Beldagten  zu 
yertreten.  Es  genfigt  dann  bei  jedenv  besonderen  Rechtsstreit  die  Zustellung  einer 
beglaubigten  Abschrift  dieser  Generalyollmacht  oder  deren  Vorzeigung  in  der  Audienz.** 
TheilyoUmachten  sind  die  oben  unter  No.  2,  8,  4,  5,  6  abgedruckten. 
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KlSger  oder  Beklagter  oder  in  sonstiger  Parteicigenschaft  Tor  jedem  Friedens- 
gericht, Gericht  erster  Instans  oder  Appellationsgericht,  sowie  tot  dem 
Kaasationshof  und  vor  jedem  Strafgericht  anfzutreten,  jeden  Prozessakt  Torsn- 
nehmen,  jedes  Rechtsmittel,  insbesondere  die  Rechtsmittel  der  Kassation  nnd 
der  Wiederauüuthme  des  Verfahrens,  sowie  die  ordentlichen  Rechtsmittel  der 
Appellation  und  Opposition  einzulegen,  Eide  zuzuschieben,  anzunehmen  und 
zurückzuschieben,  Urkunden  anzuerkennen  und  anzufechten,  auf  den  ganzen 
Prozess  oder  auf  einzelne  Rechtsmittel,  insbesondere  die  Rechtsmittel  der 
Opposition,  Appellation,  Kassation  und  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  sowie 
auf  die  Leistung  eines  von  den  Parteien  oder  den  Zeugen  oder  den  Sachvei- 
ständigen  zu  leistenden  Eides  und  auf  das  VerhOr  von  Zeugen  zu  verzichten, 
sich  Urtheilen  zu  fügen,  zu  akquiesziren,  Geständnisse  abzulegen,  Richter, 
Zeugen  und  Sachverständige  zu  rekusiren,  die  Syndikatsklage  gegen  richter- 
liche Beamte  und  Gerichte  zu  erheben,  Gelder,  Papiere  und  Effekten  und 
Sachen  jeder  Art  in  Empfang  zu  nehmen  und  Quittungen  auszustellen,  Ver- 
gleiche einzugehen,  Schieds-  und  Nachlassverträge  abzuschliessen,  Schieds- 
richter zu  ernennen,  ürtheile  zu  vollstrecken,  jedes  Sicherungs-  und  jedes 
Zwangsmittel,  namentlich  Personalaireste,  Beschlagnahmen  von  Immobilien  und 
Mobilien,  Hypothekeneinschreibungen  und  Versteigerungen  «inzuleiten,  im 
Zwangsverkaufe,  im  „Konkurs**,  im  gerichtlichen  und  aussergerichtlichen  Thei- 
lungsverfahren  in  meinem  Namen,  jedwede  prozessuale  und  ausserprozessuaie 
Rechtshandlung  vorzunehmen,  im  Kollokations-  und  Konkursverfahren,  Forde- 
rungen anzumelden  und  zu  bestätigen,  die  dazu  nothwendigen  Beweisstficke 
vorzubringen,  die  Kollokationstabellen,  die  Geldvertheilungen  und  Zwangsver- 
.gleiche  durch  Opposition  anzufechten,  im  Zwangsvergleichs-  und  Umonsver- 
fahren  und  im  Konkurse  mitzuwirken,  rechtsverbindliche  Erklärungen  jeder 
Art,  insbesondere  auch  Qber  bei  mir  als  Dritten  in  Beschlag  genommene 
Effekten  und  Gelder  abzugeben,  Erbschaften  anzunehmen  mit  oder  ohne  die 
Reohtswohltbat  des  Inventars  Erbschaften  auszuschlagen,  Rechte  und  Vorbe- 
halte jeder  Art  fQr  mich  geltend  zu  machen,  Forderungen  in  meinem  Namen 
einzuziehen,  Dividenden,  Zinsen  und  Renten  einzukassiren,  Werthpapiere  zu 
veräussem,  die  Umwandlung  vpn  Namen-  in  Inhaberpapiere  und  umgekehrt  von 
Inhaber-  in  Namenpapiere  zu  veranlassen,  als  meine  Icsinuationsbevollmäch- 
tigten  Schriftstflcke  jeder  Art  fdr  mich  in  Empfang  zu  nehmen,  Veräusserongen 
jeder  Art  von  beweglichem  und  unbeweglichem  Vermögen  vorzunehmen,  mein 
bewegliches  und  unbewegliches  Vermögen  zu  verpfänden  und  zu  verhypothe- 
ziren,  zu  verkaufen  —  auch  unter  Verzicht  auf  das  Recht  aus  der  laesio  enormis 
—  und  zu  vermiethen,  Schenkungen  vorzunehmen  und  anzunehmen,  Schulden 
einzugehen,  Geld  zu  verborgen  —  Oberhaupt  mein  Vermögen  zu  verwalten  und 
jede  diesbezügliche  Handlung  vorzunehmen  und  Alles  zu  thun,  was  in  meinem 
Interesse  liegt  und  der  Verfolgung,  Sicherung  und  Realisirung  meiner  Rechte 
dienlich  sein  kann,  und  verpflichte  mich,  Alles  fQr  gut  und  rechtsverbindlich 
anzusehen. 

(Geschehen  zu  ,  den 

Der  Vollmachtgeber. 

8.  Notarielle  VoUinaolit. 

Vor  mir,  dem  Notar  zu  ,  wohnhaft  zu  ,  in  meinem 

Amtsbureau,   welches   zu  in  dem  Hause  des  (folgt  Strassennamen 

und  Nummer)  belegen  ist,  ist  heute,   den    (Datum    und  Angabe  des  lochen 
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tages)  in  Anwesenheit  von  zwei  Zeugen,  der  Herren  (Name  und  Voraaiiie, 
Profession,  Wohnsitz),  welche  griechische  Staatsbürger,  Toiyährig,  mir  bekannt, 
mit  keinem  Rekusationsansprach  behaftet  sind  und  allen  gesetzlichen  Anfor- 
dernngen  genügen,  Herr  (Name  und  Vorname,  Profession,  Wohnsitz  des  Auf- 
traggebers) erschienen,  mir  und  den  Zeugen  bekannt,  weder  mit  mir,  noch  mit 
den  Zeugen'  in  einem  vom  Oesetz  nicht  gestatteten  Orade  verwandt  oder  ver- 
schwägert und  hat  (event.  in  seiner  Eigenschaft  als  )  Folgendes  er- 
klärt: dass  er  (folgtt  der  Text  der  Vollmacht  wie  oben).  Zur  Beurkundung  ist 
Obiges  aufgenommen,  welches  dem  Auftraggeber  und  den  Zeugen  vorgelesen 
und  von  ihnen  allen  und.  mir  unterschrieben  worden. 

Der  Auftraggeber  Der  Notar 

(L.  S.) 
Die  Zeugen. 

9.  Notarielle  Vollmaolit  vor  einem  griecliisolieii  Eonstil  im 

AaBlande.^) 

Egl.  Griech..  Eon&ulat  zu 
In  heute,   den  ,   im  Griechischen  Konsulats- 

bureau, belegen  auf  (Strasse  und  Nummer  oder  wie  in  Formular  sub  No.  3)  ist 
vor  mir  dem  in  der  Stellvertretung  des  Herrn  Konsuls  von  Griechenland  zu 
fungirenden   Sekretär   des   griechischen  Konsulats  zu  , 

(Name  und  Vorname  des  Sekretärs)  wohnhaft  zu  ,  und  in  Anwesen- 

heit von  zwei  Zeugen,  der  Herren  (wie  im  Formular  sub  8),   Herr 

(Name  und  Vorname  des  Auftraggebers,  Profession  und  Wohnsitz  desselben) 
erschienen  und  hat  Folgendes  erklärt  (das  Uebrige  wie  im  Forumul^re  sub  8). 


')  Nach  Art.  119  des  Konsulargesetzes  vom  21.  December  1877  (s.  o.  S.  112  ff.) 
„fimgiren  die  griechischen  Konsuln  als  Notare.  Sie  nehmen  auch  jedes  andere 
Schriftstück  auf,  falls  solches  nach  den  Gesetzen,  den  Gewohnheiten  und  den  Ver- 
trägen vorgeschrieben  ist.**  Die  Konsnlarverträge  (s.  o.  S.  112)  enthalten  spezielle  Be- 
stimmungen; insbesondere  schreibt  Art.  IX  des  Konsularrertrags  mit  d^m  Deut- 
sehen  Reieli  (s.  S.  112)  vor: 

JDie  Generalkonsuln,  Konsuln  und  ihre  Kanzler,  sowie  die  Vizekonsuln  und  Konsular- 
agenten beider  Länder  haben  das  Recht,  in  ihrer  Kanzlei  sowohl  als  auch  in  der  Woh- 
nung der  Betheiligten  und  an  Bord  der  Schiffe  ihrer  Nation  diejenigen  Erklärungen 
aufzunehmen,  welche  die  Schiffsfflbrer,  die  Schiffsmannschaft,  die  Passagiere,  Handels- 
treibende und  alle  sonstigen  Angehörigen  ihres  Landes  abzugeben  'haben.  Sie  sind  in 
gleicher  Weise  befugt,  als  Notare  die  letztwilh'gen  Verfügungen  ihrer  LandesangehOrigen 
aufeunehmen. 

Die  erwähnten  Konsuln  und«  Konsularbeamten  sollen  das  Recht  haben,  jedes  no- 
tarielle Rechtsgeschäft  aufzunehmen,  welches  bestimmt  ist,  in  ihrem  Lande  ausgefUirt 
zu  werden,  und  welches  abgeschlossen  wird  entweder  lediglich  zwischen  ihren  Landes- 
angehorigen  oder  zwischen  einem  oder  mehreren  ihrer  LandesangehOrigen  und  Be- 
wohnern des  Landes,  in  welchem  sie  ihren  Amtssitz  haben.  Sie  sollen  auch  Rechts- 
geschiUte  aufioiehmen  können,  bei  denen  lediglich  Angehörige  des  Landes,  in  welchem 
sie  ihren  Amtssitz  haben,  die  Betbeiligten  sind,  sofern  diese  Rechtsgeschäfte  sich  aas- 
Bohliesslich  auf  Vermögensstücke,  welche  im  Gebiet  der  Nation,  welcher  der  instrumen- 
tirende  Konsul  oder  Agent  angehört,  belegen  sind,  oder  auf  Geschäfte,  welche  dort  zu 
yerhandehi  sind,  sich  beziehen. 

Notarielle  Rechtsgeschäfte,  welche  bestimmt  sind,  in  dem  Lande  ihres  Amtssitzes 
ausgefOhrt  zu  werden,  sind  die  erwähnten  Konsuln  und  Agenten  dann  aufzunehmen 
berechtigt,  wenn  ihre  Landesangehörigen  allein  betheiligt  sind;  sie  dOrfen  ausserdem 
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1.  Vollmadht.') 
Proonra.  Poavoir. 

Pria  Öftre  m  ratorisi  Dl.  Par  leqiiel  IL 

ftTocat  de  a  —  represinta  oa  deplinä     aTooat  4  est  autorisA  a  -^^ 

ptttere  te  afccerile  -^  oonira  reprtseoter  avee  piein  pouToir  daiis 

"^    aiburee  contre 


atit  pe  eale  particalarfti  cftt  fi  tnaintea  taat   en   parfeieQlier   qoe  per  derant 

tnturor  antorit&^or  pabttoe  de  Terl«ee  tontes  les  antoritte  poUlques  de  tont 

grad  saü  oategorie.    D-luI  prin  unaare  degr6  oa   eat6ig;oiie.    Par  cona^qaent 

In  Tirtntea  aeeetol  mandat,   Ta  avea  fl  anra,  ea  Torta  de  oa  uandat,  toot 

aoeh  solche  RechtogeBchifte  anftiebmen,  welche  awigchea  einem  oder  mehreren  ihnr 
LaadesangehOrigen  and  Bewohnern  des  Lsades«  in  welchem  sie  ihren  AmtssitK  haben, 
Abgeschlossen  werden,  sofern  es  sich  nicht  nm  Rechtsgesohllte  handelt,  bei  denen, 
nach  der  Gesetsgebnng  des  Lsndes,  die  Hitwirkong  einea  Richters  oder  bestimmter 
Öffentlicher  Beamten  nnerlässlicli  ist 

Wenn  die  in  dem  Torstehenden  Satie  erwähnten  Reehtsgeschifte  sich  aof  Grand- 
eigenthum  beaiehen«  so  sollen  sie  nicht  eher  rechtsgOltig  sein,  als  bis  ein  Notar  oder 
anderer  Öffentlicher  Beamter  des  Landes  dabei  mitgewirkt  and  sie  mit  seiner  Unter- 
schrift Tersehen  haben  wird.*  (Aehnliche  Bestimmungen  enthalten  die  Obrigen  Kon- 
solarrertrlge.) 

Betreffs  LefaUslrang  and  üeianelnug  von  Urkunden  wird  weiter  in  dem- 
selben Artikel  dee  Vertrages  mit  dem  Deutschen  Reiche  bestimmt: 

„Die  Konsuln  oder  Agenten  können  auch  jede  Art  tou  Verhandlungen  und 
Schriftstacken,  welche  you  Behörden  oder  Beamten  ihres  Landes  aasgegangen  sind, 
abersetsen  und  beglaubigen.*    (So  auch  in  den  flbrigen  KonsularTortragen.) 

Nach  Art  119  §8  des  oben  genannten  griechis-chen  Konsulargesetaes  haben 
endlich  die  griechischen  Konsnlarbeamten  fiberhaupt  die  Befugniss,  „Schriftstftcket  welche 
innerhalb  ihres  Bezirkes  ausgefertigt  sind  und  auswärts  Yorgebracht  werden  soilaa,  m 
legalisiren  und  beglaubigte  Abschriften  dßr  von  ihnen  ausgefertigten  oder  bei  fluien 
deponirten  Urkunden  ausKugeben.* 

Betreffend  Uebersetzung  der  nicht  in  griechischer  Sprache  Terfassten  ÜrinindeB 
8.  0.  S.  46  Anm.  9. 

^)  Vgl.  oben  S.  181, 188  (ProsessroUmachten  der  Ausliader),  180  (Authentifizinuig 
und  Legalisirung),  185  (Prosessfthigkeit),  185  (Gmchtssprache),  187  (Armenrecht). 
178  (KonkursToUmachten),  18^  und  166  (Stempel). 

*)  Die  fttr  Rumftnien  bestimmten  Vollmachten  werden  zweckmftssig  nicht  nur' der 
Unterschrift  nach  beglaubigt,  sondern  von  einem  Notar  aufgenommen  (▼gj.oben 
S.  188).  Die  Unterschrift  des  Notars  muss  (durch  Vermittlung  der  ZwischenbehOrden 
wie  Landgerichtsprftsident  etc.)  von  dem  Justizminister,  dem  der  amtirende  Notar 
untersteht  utod  die  Unterschrift  des  Justizministers  ihrerseits  durch  Vermittlung  des 
Auswärtigen  Amts  von  der  rumänischen  Gesandtschaft  befi^anbigt  werden.  . 

Eine  deutsche  VoUrnischt  muss  von  einem  hierzu  bereditigten  Beamten  ins  Ru- 
minische  fibersetzt  werden.  Es  geschieht  dies  durch  die  mmiaische  LegatioB  in 
Berlin,  ein  rumänisches  Konsulat  in  Deutschland,  die  deutsche  Gesandtschaft  od^  ein 
deutsches  Konsulat  in  Rumftnien,  oder  durch  das  nunSnische  Ministerium  des  Aenaaeren 
in  Bukarest  wo  ein  yereideter  Dolmetsoher  der  deutschen  Sprache  amtlich  fnngirt 
oder  auch  an  der  (jblatser  oder  Brailaer  BOrse,  wo  ein  gleicher  Dienst  wenn  aadi 
nicht  in  so  vollkommener  Weise,  eingerichtet  ist-   Bind  diese  Behörden  nor   schwer 
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BOi' 


deplina  putere  pentru  '^;^  ^  in  nu- 

^^^^  aeft  ^  pomi,  suB^e  saü  retrage 
veil-oe  cerere  saü  actione  dvilä,  oomer- 
cialä  ^  penalft,  jnclusiy  cn  denuncia- 
^iunl  penale  i^i  cu  oonstitoirl  ca  parte 

dyilä,  ft  ^  ap^a  In  prlTin^  omrerilor 

diriKiate  de  al^tt  contra  \^^  d^impre- 

unä  eu  ter^ia  interven^imef  opositiime 
fiaü  contestatiune,  a  Ina  In  prtmire  töte 
h&rtiele  antoritä^ilor  publiee,  precnm: 
cita^unl  ^i  hotär&il,  InTestite  saü  nu  cu 
formula  esecntorie,  a  ae  tnf&^^  ple* 
dtod  tnaintea  tnturor  instanter,  a 

f«M,  in  anmele  ^  Tert^  ded«- 

^anl,  a  r^punde  aname  la  interoga- 
toriü,  a  se  tnscrie  in  fala,  aaü  a  face 
verl-ce  declara^innl  cemte  la  yerifi- 
carea  soripturilor,  aeemenea  a  forma 
cereil  de  |nteryen^iune,  tn  garan^e, 
saü  alte  oereil  incidente,  a  Incheia 
transac^iunX  (inyoelX)  saü  compromise 
en  facultatea  de  a  numi  §i  persönele 
arUtrilor,  a  deferi,  acc^ta,  saü  referi 
YOri-ee  jnrämftnt  deoisoriü  saü  suple- 
toriü,  a  introduce  saü  a  retrage  opo- 
si^nl,  apelurl,  reTisuirl,  recursurX  tn 
casa^nne,  recasafinnl,  ac^unl  recur- 
sorie  onrile  saü  yerl-ce  alte  nujlöce  de 
prooedurft,   a  cere   i^i  opera  sequestre 


pouToir  de  ponr  -^—r  «t  en  ~— :  nom 


BOtre 


intenter,  soutenir  on  retirer  toutes  do- 
rnendes ou  actions  dviles,  oommerciales 
et  pönales,  j  compris  los  dönonciationa 
pönales    et   los    constitutions    oommo 


partie  ciTile; 


noos 


d^fendre  dans  les 


procte  dlrigte  contre 


mol 

noas 


inolosiye* 


ment  la  tierce  intenrention,  les  oppo- 
sltions  et  contestations;  recoToir  tons 
actes  des  autoritös  pnbliques,  oomme: 
assignations  et  jugelnente,  rev^tas  ou 
non  de  la  formnle  exöcntoire;  com- 
parattre  et  plaider  deyant  tonte  jnri- 


dicti(Hi;   faire  en 


«on 
BOtre 


nom  toute  d6- 


daration;  r6pondre  k  rinterrogatoire 
sar  faits  et  arüdes;  s*inscrire  en  HaoA- 
on  faire  toutes  autres  döolaration^ 
exig6es  pour  la  yöriflcation  des  tori- 
tures;  faire  toute  demande  d'interyen- 
tion,  de  garantie  ou  autres  demandes 
incidentes;  fidre  toutes  transaotions  ou 
compromis,  ayeo  faoultö  de  nommer 
aussi  les  personhes  des  arbitres;  dö- 
f^rer,  accepter  ou  r6f6rer  tont  smrment 
dödsoire  ou  supplötoire,  faire  ou  re- 
tirer toutes  oppositions,  i^pels,  r6yi- 
sions,  reoours  en  Cassation,  r6cusa* 
Üons,  actions  röoursoires  ciyiles,  et 
tous  autres  moyens  de  prooMure,  de* 


oder  nicht  ssn  erreidien,  so  kann  die  üebersetsang  allenfalls  durch  ein  Osteirreichiiches 
Konsulat  in  Romftnien  angefertigt  und  beglaubigt  werden. 

Ist  der  Vollmachtgeber  der  rumfiniBchen  Sprache  nüLcfatig,  so  bedarf  es  weder  der 
Beglaubigung  im  diplomatischen  Wege,  noch  einer  Ueberseteung,  yielmehr  kann  die  Voll- 
macht direkt  yor  der  romSnischen  Legation  in  Berlin  oder  einem  Konsulat  authenti- 
fisirt,  d.  h.  durch  wörtliche  Vorlesung  des  Textes  der  Vollmacht,  Bestfttigung  des 
freien  Willens  des  Erklärenden,  und  ausdrflcklicfae  AuthentiEitfttserkl&mng  in  der  Legali- 
sirongsformel  yejriautbart  werden  (y^.  oben  S.  ISO  und  162  Note  4  Absate  8). 

Die  Unterschrift  des  in  letzter  Linie  die  Signatar  des  obersten  deutschen  Beamten 
legalisirenden  ram&iiischMi  Gesandten  oder  G^esandtschaftsbeamten  oder  des  direkt  als 
Notar  fungirenden  rumänischen  Gesandtschaits-  oder  Konsulatsbeamten  ist  (vgl.  oben 
S.  188  f.)  Yom  Ministerium  des  Aeusser^n  in  Bukarest  zu  beglaubigen. 

Deutsche  Vollmachtgeber  können  sich  hierzu  der  Vermittlung  der  deutschen  (Ge- 
sandtschaft oder  des  deutschen  Konsulats  in  Bukarest  bedienen.  Rumfinische  Konsuln 
in  Deutschland  fnngiren  in  Berlin,  Breslau,  Frankfurt  a.  M.,  Hamburg,  München,  Leipzigs 
Stettin,  Stuttgsrt  und  Mannheim,  deutsche  Konsuln  in  Rumänien  in  Bukarest,  Jasify,  Gra- 
joya,  Bralia,  Galate,  Botuf ani,  Bacäu,  Pitest,  Giurgevo,  Roman  und  Küsten^je  (Gonstan^). 

f)  Vorstehende  GeneralyoUmacht  in  romanischer  und  französischer  brache  yer- 
danken  die  Herausgeber  der  Vermittlung  des  kaiserllell  dentseben  Konsulats  in 
BttkMrest 


980 


Europa. 


jadiciare  saü  asigurätöre,  precum  9! 
oil-ce  alt4  mösurä  de  asigurare,  a 
aproba  fi  priimi  inscrip^iuni  de  hypo- 
tecl  saa  gagiurl    ce   se   Tor  coBSÜtui 

,  a  primi  sub  dare  de 


In  favoml 


Bottrn 


nofttrc 
meu 


▼ert-ce  sumä 


ehitanVi  tn  numele 

de  bani,  ralöre  de  bani,  efecte  publice 
saü  eoinerciale,  lucruil  mobile  saü  imo« 
bile,  acte  anientice  saü  prirate,  a  face 


9!   a  primi  In   namele 


Dottni 
neii 


cesiuni 


saü  subroga^iunl,   a  descftrca  pe  debi- 
consim^ind   dupä   tmpr€(ja- 


toril 


BOftrt 


rärl  ^i  ia  desflintarea  de  hypoted  saü 
a  altor  asigurärl,  a  cere  f  i  infiin^  tot 
felnl  de  urmftrirl  ^  esecuviunl  mobi- 
liare  ^  imobiliare. 

La  esecutiunl  de  avert  ale  debito- 

rilor  —^^ji   a  concura  ^  cumpöra  In 


socot^la  crean^el  -^1«-,  a  cere  dedara- 

tia  tn  fttliroent  a  debitorilor  ^^f-,  a  "! 

representa  In  töte  fasele  falimentulul, 
mal  ales  la  alegerea.  sindicilor  fi  a 
delega^iunil  creditorilor,  la  Terificarea 
ürean^elor,  cu  facultatea  d'a  contesta 
crean^le  produse  de  al^il  9!  d*a  Incre- 

din(a  p'ale  -^j}-  tn  numele  -^  oon- 
form  codulul  comercial; 
a  subscrie  tnvoell,  concordate  saü  mo- 
ratorie  put^nd  dupä  circomstan^  a  fi 
ataca  aceste  acte  pe  tote  cäile  legale, 

Asemenea  a  cere  tnregistrarea  de 
märcl  industriale  saü  comerciale,  inta- 
bulare  de  firme  ^i  publicare  de  con* 
tracte  sociale. 

In  fine  va  area  facultatea  d^a  se 
servi  la  orl-ce  ocasiune  de  un  Substi- 
tut, ^  tn  genere  de  a  opera  saü  a  de- 
dara  tn  rood  expres  orl-ce  ya  gäsi 
oportun  pentru  men^inerea  intereselor 

m^i^  ;  iar  cheltuelile  D-lal  ^i  ale  sub- 

stitutulul  D-lul  precum  ^i  onorariile 
cuyenite  i  so  vor  r^punde  tn  locul 
(Bururesd),  unde  este  fi  domiciliul 
ales  al  acestui  mandat 


mander  et  op6rer  tous  s^queetres  ja- 
diciaires,  saisies-gageries  et  toute  autre 
mesure  conserratoire;  appronver  et  ac- 
cepter  toutes  inscripUons  d'hypotheqnes 
ou  gages  constitu6es  en  notre  &veur: 

receyoir   sous   quittance  en 


■OB- 

▼otre 


nom 


toutes  sommes  d^argent,  yaleurs,  effets 
publios  ou  de  commerce,  objets  mobi- 
liers  ou  immobiliers,  actes  authentlques 

ou  priyes;  faire  et  accepter  en  ~^  nom 

toutes  cessions    ou    sulnrogations,   d6- 

obarger  —^  döbiteurs,  en  consentant 

d'apr^s  les  eiroonstances  k  la  radia- 
tion  d^hypoth^ues  ou  d^autres  Bürette; 
demander  et  exercer  toutes  poursuites 
et  ex6cutions  mobiliöres  et  immobi- 
li^res,  en  cas  de   yente  des   Mens   de 

d^biteurs,    concourir   et  acheter 


pour    compte    de 


DOS 


cr6ance^;   de- 


mander la  df claraüon  en  faillite  de 
~BM  ^^blteurs,  ^^  reprösenter  daas 
toutes  les  pbases  de  la  faillite,  sartont 
k  rölection  de  la  ddögation  des  Qr6aa- 
ciers,   k  la  y^riflcation   des   cr^ances, 

ayec  facultö   de   les  afBrmer  en   ^^ 

nom  coDformöment  au  code  de  com- 
merce; 

accepter  et  signer  tout  concordat,  mo- 
ratoire  ou  autres  arrangements  pouyant 
d*apr6s  les  circonstances  attaquer  ces 
actes  par  toutes  les  yoies  legales. 

Demander  aussi  t4>ns  enregistre- 
meuts  de  marques  industrielles  ou  com- 
merciales,  inscriptions  de  raisons  com- 

■  merciales  et  publications  de  contrats 
de  8oci6t>6: 

Enfin  se  seryir  en  toute  occasion 
d*un  Substitut  et  en  g^n^ral  Daire  et 
döclarer   express6ment   tout    ce    qn*il 

•  jugeitt  opportun   pour   la   sauyegarde 

de  — ^  int^r^ts.   Par  contre  ses  frais 

comme  oeux  de  ses  Substituts  ainsi  que 
ses  honoraires  lui  seront  paj^  ä 
(Bucarest)  comme  domicile  61u  de  ce 
mandat. 
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2.  Prozessvollmaclit.^) 


Subsenmatul  de  pro- 

fesiane  domiciliat  in 

autoriz  pe  Dl.  avocat,  do- 

mldliat  in  ,  de  a  intenta  in 

numele  meü  orl-ce  ac^une  ^i  de  a  me 
reprezeuta  ^i  ca  pär&t  in  acele  ce  se  vor 
intenta  contra  mea.  Dl.  avocat  va 
pntea  sezisa  töte  autorit&^ile  i^i  instan- 
(«le,  civile,  conierciale,  pönale  etc.  ^i 
a  se  c^nstitni  parte  civilä,  primind  ^i 
imän&nd  t6te  ßomatiile,  cita^iile,  copiile 
etc.  aleg&ndu  ml  domiciliul  meü  la 
Dsa.  D.  avocat  va  a^ea  facoltatea  de 
a  recurge  la  töte  n4jl6cele  de  drept, 
Inaintea  tuturor  instan^lor  ^i  autori- 
tä^or,  putönd  face  oposi^e,  chemirl 
in  garan^ie,  apoi,  reviaie,  recurs,  trans^ 
ac^ie,  desistare,  declarafil,  cerönd  orl-ce 
preparatorid  saü  procedura,  respundönd 
la  interogatoriü,  deferind,  referind  ^i 
primind  juräminte;  va  pntea  esecuta  ho- 
t&rtrile  orl-cärel  autoritä^l,  va  pntea  cere 
orl-ce  sechestre  provizorie,  judiciare  fi 
definitive;  va  pntea  face  orl-ce  contes- 
tärl,  va  putea  scöte  in  vänzare  orV-ce 
mobil  saü  imobil  fi  indeplini  tot  ce  este 
necesar  ^i  uza  de  töte  m\jlöcele  de  drept 
pentm  terminarea  esecu^iunel,  putönd 
primi  ^i  cbitan^  orl-ce  sumä  ^i  cumpara 
in  numele  meü,  unde  Constitu^ia  romänä 
nn  se  opune,  ^i  luänd  pe  numele  meü 
ordonan^  de  adjudecare  pe  care  o  va 
putea  pune  in  esecutare.  In  flne  va 
putea  face  in  numele  meü  ^i  töte  actele 
pentru  care  s*ar  cere  o  procura  spe- 
cialä. 

D.  avocat  va  putea  trece  pM*te  saü 
totalitatea  drepturilor  prezente  cäträ 
nnul  saü  mai  mul^I  al(l  avoca^l. 


leb  Endesunterzoiebneter 
von  Profession  ,  wohnhaft  in 

,  ermächtige  den  Rechts- 
anwalt ,  wohnhaft  in  , 
in  meinem  Namen  Klagen  aller  Art 
anzustellen  und  mich  als  Beklagten 
in  den  gegen  mich  angestrengten  Pro- 
zessen zu  vertreten.  Derselbe  ist  be- 
fugt, alle  Behörden  und  Instanzen, 
civile,  kommerzielle,  strafrechtliche  etc., 
anzugehen  und  Civilersatzansprüche 
geltend  zu  machen;  alleAufiorderungcn, 
Vorladungen,  Abschriften  etc.  zu  em- 
pfangen und  sich  einhändigen  zu  lassen, 
auch  erwähle  ich  Domizil  bei  ihm. 
Er  ist  befugt,  alle  Rechtsmittel  zu  er- 
greifen, vor  allen  Instanzen  und  bei 
allen  Behörden  Opposition,  Appell,  Re- 
vision und  Rekurs  einzulegen,  Re- 
gross zu  nehmen,  Transaktionen  ab- 
zuschliessen,  Erklärungen  abzugeben, 
jedes  Vorverfahren  und  Prozessver- 
fahren zu  verlangen,  auf  Fragen  Ant- 
wort zu  geben,  Eide  zuzuschieben, 
zurückzuschieben  und  anzunehmen;  Ur- 
theile  jeder  Behörde  zu  vollstrecken; 
jederlei  Beschlagnahme  und  Arrest,  vor- 
läufige und  definitive,  sowie  gericht- 
lichen Sequester  zu  verlangen,  jederlei 
Anfechtung  vorzunehmen,  bewegliche 
oder  unbewegliche  Güter  zum  Zwangs- 
verkauf zu  bringen,  sowie  alles  Nöthige 
zu  thun'  und  alle  Rechtsmittel  anzu- 
wenden, um  die  Vollstreckung  durch- 
zuführen; anch  jedwede  Summe  zu 
empfangen  und  darüber  zu  quittiren, 
und  in  meinem  Namen  zu  kaufen  (so- 
weit die  rumänische  Konstitution  es 
zulässt)  und  auf  meinen  Namen  Zu- 
schlagsbescheide zu  erwirken  und  zu 
vollstrecken.  Auch  ermächtige  ich  ihn, 
in  meinem  Namen  noch  alle  diejenigen 
Handlungen  vorzunehmen,  für  die  eine 
Spezialvollmacht  gefordert  wird,  sowie 


')  Die  Vollmachten  2  bis  5  sind  auf  Ersuchen  der  Herausgeber  von  dem  früheren 
ersten  PrSsidenten  des  Tribunals  zu  Galatz,  jetzigen  Rath  am  Appellhof  in  Bukarest 
Herrn  Dr.  G.  G.  Flaischlen  entworfen. 


«sa 


Bvropa. 

eiii«ii  Theil  oder  die  Pfwammtheit  der 
^flge&wirtlgeiLReehte  efaem  oder  neh- 
reren  anderen  Adroketen  zu  fiber- 
tnif^en. 

8.  Bttndtfaklaga-  und  KonknrsTollfliaotit.^) 


Subeeaumtiil,  de  pro- 

feeinne  demioOiat  In 

eTind  «  tan  de  In  DL  «  eo> 

merdant  w  «  i^foe  benl,  antorli 

pe  DL  ,  ATOoat  in  , 

stndn  No.     ^  de  »  me  repre* 

lentn  tayk  en  debitor. 

[DL  erocnt  Tm  pntee  cere  ^  prini 
benil  oe  mi  ee  datoreee,  remitend 
tiüiirfle  eaü  dind  ^ädten^^;  ▼&  pnten 
proteetn  oambiele  fi  oeie  deoleraren 
D^lnl  in  etare  de  fUi- 

meni.    DL  avocat  Ta 

pntea  redama  plata  ^t»i^*"*^^  jneti- 
^el,  eertod  ee(^e6tre  ^  proprirl  de 
ofl«ce  M;  Ta  putea  eeaiea  t6te  inetan« 
^le«  oia  de  töte  mijiöoele  de  drept, 
primi«  face  fi  imäna  oopil  de  hotärfiil« 
dta^unX,  soma^anl  etc.,  oere  prepara- 
torie,  deferi,  referi  fi  aceepta  jiir&- 
minte,  traneige,  rennn^,  reeponde  la 
interogatorie,  &oe  oxi-ce  declarafie  fi 
orl-oe  oerere  eaü  act  de  eeecatare.] 


In  deonreol  falifflentulaX,  [fi&  pro- 
Yocat  de  D.  arooat,  fift  de  altul,] 
Domnia-Sa  va  putea  Ina  parte  la  t6te 
dellberftrüe  creditorilor,  ra  prezenta 
cambiele  satt  oele  lalte  titlurl  spre 
reriflcare,  afimnAnd  fi  sinoeritatea  lor; 
me  ya  representa  la  TOtarea  conoorda- 
tuluX  satt  moratorinluX  fi  la  orl-oe  aet 
al  falimentaltil«  va  putea  faoe  oil-ce 
cerere,  opofitie«  oontesta^e,  chiar  la 
▼erificare  satt  ooneordat  oil  moratoritt. 
D.  aroeat  ra  pntea  usa  de  oil-ce  myioc 
de  dreptf  fi  proroca  orl-oe  procedura; 


Bndesunterzeielmeter,  Ton 

Profeesion  ,   irohnbaft  in 

,  erm&chtige,  da  idk  Ton 
in  Geld  sn  erhalten 

habe^  Herrn  Reehtsanwalt 
in  Strasse  No.      , 

mieli  Qun  gegenflber  zu  Ter  traten. 

[Ich  enniditige  ihn,  das  mir  geeoknl' 
dete  Geld  zu  Terlangen  und  in  TSrnpüMig 
an  nehmen,  unter  Aushändigung  der  Be- 
iige oder  gegen  Quittung,  Wechbel  zu 
protestieren  und  die  EonlnirsarOflhnng 
gegen  meinen  Sehuldner  zu  Teraulassen, 
Zahlungen  vor  Gericht  zu  Terlai^en, 
sowie  jede  Art  der  Beschlagnahme  und 
Sicherheitsamst  anzulegen;  alle  In- 
stanzen anzugehen,  alle  Beditsmittel 
zu  ergreifen,  Urtheile,  AbedirifteD« 
Vorladungen,  AulTordeningen  ele^  an- 
sunehmeo,  ergehen  und  sieh  dnhändi* 
gen  zu  lassen,  YorbereitangSTerEAhreB 
an  Teranlassen,  Bide  zuzuscUeben, 
surHokzusehieben  und  anzundimen,  sidi 
za  Tergleichen,  Verdcht  sn  leisten, 
auf  Fragen  Anwort  zu  stehen  und 
jedwede  Erklärung  abzugeben  vnd 
jederlei  Sehritte  öder  Antrag  behnfr 
Vollstreckung  zu  machen.] 

Im  Verlaufe  des  Konkurses«  [sei 
dersdbe  auf  Veranlassung  meines  Be» 
Tollmftchtigten  oder  eines  Andern  er^ 
klArt  worden,]  ermftditige  ich  Herrn 
Rechtsanwalt  an  aDen  Be- 

rathungen  der  GHiubiger  Theü  sn  neli- 
men,  die  Wechsd  und  Forderungsbellge 
zurPrttfungTorzuweisen  und  ihre  Wahr- 
haftigkeit zu  bestätigen,  mioh  beim 
Votiren  des  Konkordats  oder  des  Ms- 
ratoriums  und  bei  allen  andern  Akten 
des  Falliments  zu  vertreten;  jeden  An» 
trag  zu  stdlen,  Oppositiim,  Anfsoh- 


^)  BoU  die  Vollmacht  zur  Eintreibnng  einer  Sehdd  ohne  Einldtoag  dei 
jahreng  dienen,  so  können  die  eingddammerteii  Theüe  derVoUmadit  ftgttch  fertbldbeii. 


Vollmachtsformulare. 


933 


Dsa  Ya  putea  primi  oil-ce  cotä  de  dis- 
tribaire,  dänd  chitan^  in  numele  meü, 
saü  a  lua  sigoran^  chiaripotecarä,  ^i 
da  oil-ce  declara^e  de  indestulare,  de 
radiäre,  deimpacare,  desiatare,  retrac- 
tiune  etc.;  ya  putea  a  se  constitui 
parte  dvilä  in  caz  de  urmärire  penalä 
a  debitorelnl  ^  va  putea  chiar  el  insu^l 
proYoca  asemene  urmärire.  In  fine  va 
putea  ÜEtee  oil-ce  act  ^i  orl-ce  demers 
ar  crede  de  cUTÜn^,  chiar  dacä  legea 
ar  cere  o  procura  specialä. 


Ml  aleg  domiciliul  meü  la  dtnsul. 

D.  avocat  ya  putea  treoe  parte  saü 
totalitatea  prezentelor  puterl  caträ  unul 
saü  mal  mul|l  al^l  ayoca^I. 


tung,  auch  im  Prtifungsverfahren,  gegen 
das  Konkordat  und  Moratorium  einzu- 
legen, jedes  Rechtsmittel  zu  ergreifen 
und  jedes  Verfahren  zu  yeranlassen, 
jede  Yertheilungsquote  in  Empfang  zu 
nehmen  und  in  meinem  Namen  den 
Empfang  zu  bestätigen,  Sicherheit, 
auch  hypothekarische,  bestellen  zu 
lassen,  Erklärungen  aller  Art,  insbe- 
sondere betreffend  Befriedigung,  Ver- 
gleiche, Widerruf,  Zurücknahme  und 
Löschungen  abzugeben,  bei  strafrecht- 
licher Verfolgung  des  Schuldners  Ciyil- 
ersatzansprüche  geltend  zu  machen 
und  auch  selbst  eine  solche  Verfolgung 
zu  yeranlassen,  kurz,  jede  Handlung 
und  jeden  Schritt  zu  unternehmen, 
den  er  für  angemessen  erachten  wird, 
auch  wenn  das  Gesetz  eine  Spezial- 
yoUmacht  yerlangen  sollte]. 

Ich  erwähle  Domizil  bei  ihm, 
ermächtige  ihn  auch,  einen  Theil  oder 
alle  gegenwärtigen  Rechte  an  einen 
oder  mehrere  andere  Rechtsanwälte  zu 
fibertragen. 


4.  Erbsohaftsvollmaolit. 


Subsemnatul  ,  de  pro- 

fesiune  ,  domiciliat  in  , 

autoriz  pe  Dl.  ayocat  ,  do- 

miciliat in  ,  de  a  reclama 

pentru  mine  ^i  in  numele  meü  partea 
ce  mi  se  cuyine  diu  succesiunea  de- 
functulul.  Dsa  ya  cere  punerea  mea 
in  posesiune  ;i  impär^ala  ayerel.  Dsa 
me  ya  reprezenta  actiy  fi  pasiy  in 
töte  litigiele  ce  ar  nai^ce  din  ac^sta 
succesiune,  putänd  intenta  oil-ce  soi 
de  acfiune,  chiar  pönale,  uza  de  töte 
m^löcele  de  drept,  proyoca  orl-ce 
procedura  si  face  orl-ce  cerere,  tnain- 
tea  orY-cärel  instand  orl  autoritä^l, 
put&id  transige,  compromite,  face  orl- 
ce  dedara^iunl,  renun^rl,  respunde  la 
interogatorie,  deferi,  referi,  ^i  primi 
juräminte,  imäna  ^i  primi  cita^ie,  soma- 
^iunl,  sentin^  etc.,  ^i  se  ya  bucura 
de  drepturile  cele  mal  largl  al  unul 
mandatar  procesual,  putönd  a  se  con- 
stitui 9!  parte  dyilä.    Dl.  ayocat  ya 

Lbcu  q.  LoBwnvsLo,  BechtiTerfolgaiig.  IL 


Ich  Endesunterzeichneter, 
yon  Profession  ,  wohnhaft 

in  ,  ermächtige  Herrn  Rechts- 

anwalt ',  wohnhaft  in  , 

für  mich  und  in  meinem  Namen  Alles 
zu  fordern,  was  mir  aus  der  Nach- 
lassenschaft des  yerstorbenen 
zukommt,  meine  Erbeinweisung  und 
die  Vermögenstheilung  zu  yerlangen, 
mich  aktiy  und  passiv  in  allen  Rechts- 
streiten zu  yertreten,  die  aus  dieser 
Nachlassenschaft  entstehen  können; 
jederlei  Klagen  anzustehen,  auch  straf- 
rechtliche; ein  jedes  Rechtsmittel  zu 
ergreifen;  ein  jedes  Verfahren  zu  be- 
antragen, yor  jeder  Instanz  und  jeder 
Behörde;  Vergleiche  und  Kompromisse 
zu  schliessen,  und  jederlei  Erklärung 
abzugeben,  Verzicht  zu  leisten,  auf 
Fragen  zu  antworten,  Eide  zuzuschie- 
ben, zurückzuschieben  und  anzunehmen, 
Vorladungen,  Aufforderungen,  ürtheüe 
etc.  anzunehmen  und  zuzustellen,  und 

eo 
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patea  cump&ra  pentru  mine,  pe  o&t 
permit  legile  (ftrel,  ort-ce  imobil  saü 
mobil  din  succesiune,  cu  orl-ce  sar- 
dsl,  §i  impunönduml  chiar  noi  sar- 
cmX  pentru  egalarea  loturilor,  ^i  ra 
putea  primi  $i  chitan^  orl-oe  sumä 
de  banl.  Dsa  ya  mai  area  dreptul  de 
a  contesta  pe  verl-ce  copretendent,  fiä 
prin  proces  regulat,  fia  la  tabloü;  va 
patea  aplica  sechestre  provizorie  ^i  de 
esecutare,  face  opozitie  ^i  contestatie 
la  eeecutare,  in  Ane  orl-ce  oerero  saü 
aot  ar  crede  oportun,  p&nft  la  liohi- 
darea  ^i  realizarea  definitivä  a  dreptu- 
lal  meü. 


Aleg  domiciliü  la  Donmia-Sa. 

D.  aTocat  ra  putea  face  fi  acele 
acte  pentru  carl  legile  ar  oere  o  pro- 
cura specialä. 

D.  ayocat  va  putea  treoe  parte  saü 
totalitatea  drepturilor  acestol  procuil 
c4trä  unul  saü  inai  mul(l  al^I  avoca^l. 


ertheile  ihm  alle  Befugnisse  eines  Pn>- 
zessbevollmfickUgten,  ermftchtlge  um 
auchfCivilansprüche  geltend  zu  machen, 
für  mich  aus  der  Hinterlassenschaft, 
soweit  es  die  Landesgesetze  erlaaben, 
jedes  bewegliche  oder  unbewegliche 
Gut  zu  kaufen,  mit  jedweder  Belastung, 
mir  auch  zum  Ausgleich  des  Erbtheils 
Lasten  aufzulegen  und  jede  Geldsamme 
in  Empfang  zu  nehmen  und  darüber 
zu  quittiren,  auch  die  Ansprüche  tob 
Mil^rätendenten  zu  bestreiten,  sei  es 
im  ordentlichen  Prozess,  sei  es.  im 
Vertheilungsstatus;  Sicherheits-  und 
Ezekutionsarrest  anzulegen,  Opposition 
und  Kontestation  gegen  die  Exekution 
einzulegen,  endlich  aUe  Anträge  zu 
stellen  und  alle  Handlangen  und  Akte 
Torzunehmen,  die  er  für  angezeigt  hillt, 
bis  zur  endgültigen  Liquidirung  und 
Realisirung  meiner  Rechte. 

Ich  wfthle  mein  Domizil  bei 
demselben  und  ermftchtlge  ihn,  auch 
diejenigen  Handlungen  vorzunehmen, 
fUr  die  die  Gesetze  eineSpezialTollmacht 
verlangen  und  einen  Theil  oder  alle 
Rechte  dieser  Vollmacht  an  einen  oder 
mehrere  andere  Rechtsanwälte  zu  über- 
tragen. 


6.  Qeneralvollmaoht. 


Subsemnatul  ,  de  pro- 

fesiune  ,  domiciliat  in  , 

autoriz  pe  Dl.  avocat  ,  do- 

miciliat in  ,  a  me  prezenta  in 

mod  general  in  töte  afacerile  mele. 
Dsa  va  putea  primi,  chitan^,  admi- 
nistra  orl-oe  avere  a  mea,  fftc^nd  §1 
orl-ce  platä:  o  va  putea  vinde,  arenda, 
inchfria,  ipoteca;  va  putea  cumpara 
pentru  mine  ^i  in  numele  meü;  va 
putea  inchela  orl-ce  act  saü  contriict 
relativ  la  proprietä^le  mele  ^i  avere 
mea;  va  putea  cere  orl-ce  sechestre, 
poprirl,  cau(iunl;  va  putea  face  orl-ce 
altä  cerere,  intenta  proces  de  orl-ce  na- 
tura §i  a  se  consütui  parte  civilä;  me  va 
reprezenta  inaintea  tutulor  instan^lor 
saü  autoritärer;  va  putea  uza  de  orl-ce 
myioc  de  drept   ^1   de   procedura,   va 


Ich  Endesunterzeichneter 
von  Profession  ,  wohnhaft 

in  ,  ermächtige  Herrn  Rechts- 

anwalt ,  wohnhaft  in 

mich  allgemein  in  allen  meinen  An- 
gelegenheiten zu  vertreten,  ein  jegliches 
meiner  YermügensstQcke  in  Empfang 
zu  nehmen,  den  Empfang  zu  beschei- 
nigen, dasselbe  zu  verwalten,  jederlei 
Zahlung  zu  leisten;  zu  verkaufen,  zu 
verpachten,  zu  vermiethen,  zu  hyiK>- 
theziren :  in  meinem  Namen  und  für  mich 
zu  kaufen;  jederlei  Handlung  in  Be- 
zug auf  meine  Besitzthümer  und  mein 
Vermögen  vorzunehmen,  Verträge  zu 
schliessen,  jederlei  Beschlagnahme,  Ar- 
restanlegung, SicherheitoStellung  zu 
verlangen,  jeden  anderweitigen  Antaig 
zu  stellen,  Prozesse  aller  Art  anzustren- 
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putea  primi  ^i  imäna  sama^iunl,  cita^l 
^i  Bentinf«  etc.;  respunde  la  interoga- 
torie;  deferi,  referi  ^i  accepta  jur^ 
minte;  transige,  renun^;  face  ort-ce 
declara^iiiDl.  In  fine  oil-oe  lucrü  Dl. 
avocät  crede  oportun  a  fiace  in  numele 
meü,  Ta  fi  considerat  ca  fäout  de  mine 
insaml,  chiar  in  caz  cänd  legile  ar  cere 
o  procura  spedalft. 


Aleg  donuciliü  la  Dl.  avocai. 

Dsa.  va  putea  trece  parte  saü  to- 
talitatea  drepturilor  prezente  caträ  una 
8aü  mai  multe  alte  persöne. 


gen  und  CiYÜschadenersatz  zu  yer- 
langen;  mich  vor  allen  Instanzen  und 
Behörden  zu  yertreten;  alle  Rechts-  und 
Prozessmittel  zu  gebrauchen,  Aufforde- 
rungen, Vorladungen,  Urtheile  etc.  zu 
empfangen  und  einzuhändigen;  auf 
Fragen  zu  antworten;  Eide  zuzuschie- 
ben, zurückzuschieben  und  anzunehmen, 
sich  zu  vergleichen,  Verzicht  zu  leisten 
und  jede  Erklärung  abzugeben.  Alles, 
was  mein  genannter  Bevollmächtigter 
ffir  gut  finden  wird,  in  meinem  Namen 
zu  thun,  soll  als  von  mir  selbst  ge-' 
ihan  betrachtet  werden,  sogar  weni\ 
die  Gesetze  eine  Spezialvollmacht  ver- 
langen. 

Ich  erwähle  Domizil  bei  dem 
Herrn  Rechtsanwalt  und  ermäch- 
tige ihn  auch,  einen  Theil  oder  alle 
vorstehenden  Befugnisse  einer  oder 
mehreren  anderen  Personen  zu  über- 
tragen. 


m.  Serbien/)^ ^') 


VoUmaolit^) 

Hiermit   eriheile   ich    dem  Herrn 

Vollmacht,  mich  bei  allen  Landesbe^ 
hOrden  im  Königreich  Serbien^)  in 
allen  meinen  Civil-  und  Erfminalpro- 
zessen  zu  vertreten. 


nyKOMOniiJE. 

Obhm  oBjamhyjGM  r. 
j^^  ve  KOA  CBHJy  8eiiaa>cKnx  BxacxR  j 
KpajbeBUHH  CpÖnjn  saciyna  no  OBHiia 
rpa^cKHM  H  KpHBK^wiiac  napHimaifa:  jia 
vose  lyacße  noAHaaTx  n  ox  hcthx  ox- 
yerajaTR,  xa  ee  nose  paBHaii,  ua  HsGopun 

0  Die  gesetiliohen  Bestiamnngen  über  Vollmachten  lauten  in  deutscher  lieber- 
setBung: 

§  78  C.P.O.;  ,,Jede  Prozesspartei,  di^  an  ihrer  SteUe  einen  Machthaber  zur 
Prozessführung  zu  Gericht  entsendet,  muss  diesen  mit  einer  ordentlichen  schriftlichen 
Vollmacht  versehen.*' 

§  79:  „Jede  schriftliche  Vollmacht  mnss  enthalten:  1)  den  Namen,  Vornamen, 
Stand  und  Aufenthaltsort  der  Prozesspartei  (des  Machtgebers)  und  des  Machthabers» 
2)  den  Streitgegenstand,  3)  die  Bevollmächtigung  des  Machthabers  zur  Führung  des 
Prozesses,  4)  Ort  und  Zeit  der  Ausstellung  der  Vollmacht** 

§  80:  ^Die  Urkunde  muss  vom  Aussteller  unterschrieben,  oder  falls  er  nicht 
schreiben  kann«  dgenhllndig  unterkreuzt  sein.  Das  Kreuzzeichen  ist  neben  den  Namen 
zu  setzen  und  kann  der  Aussteller  statt  desselben  auch  sein  Siegel  auf  die  Urkunde 
drucken.  Es  bedarf  jedoch  sowohl  die  Unterschrift,  als  auch  das  Siegel  und  das  Ereuz- 
zeichen  der  Bestätigung  der  Echtheit  von  Seite  eines  Oeiichts  oder  der  Ejreis-  oder 
Bezirks-PolizeibehOrde.** 

§  88:  «Wer  eine  allgemeine  (d.  i.  eine  auf  alle  Geschäfte  lautende)  Vollmacht 
besitzt,  ist  berechtigt,  sämmtliche  im  Laufe  der  Zeit  sich  ergebenden  Prozesse  zu 
fahren,  Sicherstellung  zu  begehren,  sich  zu  vergleicheii,  auf  ein  Schiedsgericht  aber> 
einzukommen,  Eide  aufzutragen  und  zurflckgeschobene  anzunehmen  und  für  die  Exekution 

eo* 
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eyM,  npseiajan,  eyjpije  m  BenRmse  fopan,  In  Folge   doBsm   ist   derselbe   be* 

aauersy  ByxsTH  h  npBmm,  8a6paae  m      rechtigt: 

■HTaÖyjJu^Bje  onB&ara  n  cnuarM,  Bonaa  Klagen  zu.  erheben   und  zorfickza- 

■  HOB^uwe  BpexBOCTB  npniaTB  ■  xbbtb-  riehen,  Ver^eiche  zu  schliessen,  auf 
patB,  na  nocxeTsy  xa  obo  nymoKohsje  ein  Schiedsgericht  einzugehen,  B^ter 
noxe  H  na  xpyror  speseTB«  nnd  Sachverständige   zn   wählen,  di» 

y  189  Eidesleistung  zu  beanspruchen  wie  aneh 

RiAOTCAABAU  anzunehmen,  Beschlagnahmen  und  ge- 

richtliche Eintragungen  zu  bean» 
spruchen  und  auch  dieselben  wieder 
aufzuheben,  Geld  und  Wertiigegeii- 
stände  in  Empfang  zu  nehmen  und 
darüber  zu  quittiren,  endlich  diese 
Vollmacht  auf  andere  Personen  zu 
fibertragen. 

,  den  189 
Der  Vollmachtgeber. 


der  Ürtheile  zu  sorgen,  insoweit  ia  dieser  Vollmacht  nicht  einzelne  der  anfgeftüirteii 
Befugnisse  ausdracklich  ausgenommen  sind." 

§  84:  »Alle  in  den  §§  613  nnd  614  bflrgerl.  Gesetzbuchs  erwähnten  Rechtsge- 
schäfte mfissen  sowohl  in  der  aUgemeinen  Vollmacht  als  auch  in  einer  für  einzelne 
Prozesse  ertheilten  ansdrficklich  anfgeftlhrt  werden."  —  §  613  bflrg.  G.B.  lautet:  fol- 
gende Geschäfte:  im  Namen  eines  Andern  Sachen  yeräussem  oder  entgeltlich  fiber- 
nehmen, SchnldTertrftge  schliessen,  fremde  Gelder  ertieben,  Prozesse  anhängig  machen, 
Eide  auftragen,  annehmen  oder  znrfickschieben,  Vergleiche  schliessen  erfordern  «ne  aof 
dieselben  lautende  Vollmacht*  —  §  614:  „Soll  eine  Erbschaft  im  Namen  eines  Andern 
angenommen  oder  ausgeschlagen,  ein  Gesellschaftsvertrag  geschlossen,  eine  Schenkung 
gemacht,  ein  Schiedsgericht  gewählt  oder  ein  Kecht  unentgeltlich  abgetreten  werden, 
so  ist  hierftir  eine  auf  das  einzelne  Geschäft  lautende  Vollmacht  erforderlich.* 

*)  Vgl.  auch  oben  S.  208  (Vollmachten),  209  (LegaUsirung  und  Vidimirong),  224 
(Gerichtssprache),  205  (Prozessflhigkeit). 

')  Die  im  Auslände  in  fremder  Sprache  ausgestellte  Vollmacht  bedarf  immer 
einer  vom  serbischen  Ministerium  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  er- 
theilten Bestätigung  der  Echtheit  der  Vollmachtsurkunde  und  einer  serbischen  üeber- 
setzung.  Die  Taxgebflhren  betragen:  ftlr  die  Bestätigung  2  dinars  und  50  paras 
(Centimes),  für  die  Uebersetznng  für  je  100  Worte  der  Originalurkunde  10  dinars, 
welche  Taxe,  wenn  dem  Ministerium  die  Vollmacht  mit  einer  serbischen  Uebersetzung 
fiberreicht  wird,  sich  auf  die  Hälfte  (5  dinars  fOr  100  Worte)  ermässigt 

^)  Vorstehendes  Formular  einer  ProzessvoUmacht  nebst  serbischer  Uebersetzung 
empfingen  die  Herausgeber  tou  dem  Kaiserlieh  deutschen  Konsulat  für  Serbien  in 
Belgrad  mit  dem  Bemerken,  dass  dasselbe  bei  dem  Kaiserlichen  Konsulat  in  (Gebrauch 
und  dass  andere  derartige  Formulare  nicht  vorhanden  seien.  —  Die  Eriäntemngen 
stammen  von  Herrn  Professor  Dr.  A.  Georgeyitch  in  Belgrad. 

')  Bei  Ertheilung  einer  GeneraWollmacht  ist  hier  einzufügen:  «allgemein 
in  allen  meinen  Rechtsangelegenheiten  gerichtlich  und  aussergerichtlich  zu  reitret»! 
und  Erklärungen  aller  Art  in  meinem  Namen  abzugeben.  Derselbe  ist  insbesondere 
auch  ermächtigt,  Klagen  zu  erheben  etc.**  (wie  oben  bis  zum  Schluss).  Bei  Ertiieävng 
einer  Erbschaf tsvollmacht  ist  einzufQgen:  „mich  im  Verfahren  bei  Regulierung 
des  Nachlasses  des  N.  N.  gerichtlich  und  aussergerichtlich  zu  vertreten,  sich  in  meinon 
Namen  bedingt  oder  unbedingt  als  Erbe  zu  erklären  und  Erklfirungen  aUer  Art  rechts- 
verbindlich abzugeben.  Derselbe  ist  insbesondere  auch  ermächtigt,  Erlagen  zu  erheben 
etc.**  (wie  oben  bis  zum  Schluss). 

^  V<m  Aufnahme  von  VoDmachtsformularen  fOr  Montenegre  ist  mangels   dnes 
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IV.  Bulgarien-^)^^*) 

n^LIHOMOmHO.  Vollmaoht. 

(Hier  ist  der  Name. des  BevoUm&iih- 
tigten,  die  Bezeichnung  des  Prozesses 
oder  der  Angelegenheit,  zu  deren  Füh- 
rung die  Vollmacht  dienen  soll,  anzu- 
führen, und  falls  Generalvollmacht 
oder  Erbschaftsvollmacht  ertheilt 
T^erden  soll,  dies  zu  vermerken.) 
erh  cjL%jsj¥)mjBiA  npasa:  npaso  3a  cno-  und  ermächtige  ihn  insbesondere:  zu 
raxAaHxe  b'bh'b  orh  C3t^T»rh  cb  cipaHHift,      aussergerichtlichen  Vergleichen  mit  den 

—  sa  csAeHHe  K  npliACTaBJieHHe  B'B  BCBH-  Parteien,  zur  Einklagung  und  Ver- 
KHii  GMßßÖBMf  o6ii;eciBeHHH  K  •HHaHi^H-  trotung  vor  allen  Gerichts*,  Admini- 
a^HH  y^p&BxenHH,  —  aa  noAaBaHHa  Bca-  strativ-  und  Finanzbehörden,  zur  Ein- 
Kasn&B'B  BHA'B  npomeHHH  h  ^caciHH  aR&sGii,      reichung  von  Gesuchen  und  Rekursen 

—  sa  oaflBflBaHHe  Hacpi^num  bcrobc  b  (Beschwerden)  aller  Art,  zur  Erhebung 
OTroBapflHHe  cpinity  TaBBH3H  BCKose,  —  von  Widerklagen  und  zum  Vorbringen 
3a  c&AesBe  b'b  Mhpobbt^,  Okpxshh  h  von  Einreden  gegen  solche  Klagen, 
AimejiaTHBiiHGsAHjuiniaHB'BB'BpzoBHHft  zur  Verhandlung  vor  den  Friedens- 
ICaccamioHeB'B  Cxa^b,  KaKio  h  sa  no^a-  gerichten,  Gerichtshöfen,  Appellations- 
BaHBe  npomeHHH,  npoTeciH  b'b  thh  C2sah-  gerichten  und  dem  Obersten  Kassa^ 
jinmjBL  —  Aa  ce  zoAai^aficTByBa  sa  oTMftHeHH-  tionshof,  zur  Einreichung  von  Gesuchen 
CTO  HJiH  BaccDpaHHero  Ha  onpeA&ieHBflTa  und  Protesten  an  diese  Gerichte,  zur 
SAH  pftmeHHaxa,  —  sasBHBaHHe  hoaiofl  Einleg^ung  von  Berufungen,  Bekursen 
H  oTTOBapHHBH  Ha  TaK^BX  —  sa  npHC-     und  Nichtigkeitsbeschwerden  gegen  TTr- 


praktischen  Bedürfnisses  Abstand  genommen.  Im  Bedarfsfälle  kann  für  Angelegenheiten 
oder  Prozesse  in  Montenegro  vorstehende  serbische  Vollmacht  Verwendung  finden. 
Vgl.  im  Uebrigen  fOr  Montenegro  Ober  die  Form  der  Vollmacht  und  üebersetzang 
oben  S.  831  und  über  die  Fälle,  in  denen  Spezialvollmacht  erforderiich  ist,  oben  S.  832. 

')  Dieses  Vollmachtsformnlar  nebst  Uebersetznng  und  Erläuterungen  verdanken  die 
Herausgeber  Herrn  Dr.  M.St.  Seh  ischmanov,  Vizepräsidenten  des  Kassationshofs  inSofia. 

^  In  Bulgarien  ist  für  alle  Zwecke  (Prozess,  Konkurs,  Erbschaftsregnlierung  u.  A.) 
das  obige  Vollmachtsformular  im  Gebrauch.  Das  etwa  Fehlende,  z.  B.  dass  die  Voll- 
macht zur  Vertretung  in  allen  Angelegenheiten  und  Prozessen  (Generalvollmacht),  oder 
zur  Regulierung  einer  Erbschaft,  zur  Vertretung  in  einem  Konkurse  dienen  soll,  wird 
an  der  im  Eingang  offen  .gelassenen  Stelle  eingefügt,  ünnöthiges  aber  durchstrichen« 
Auch  soll  der  offene  Raum  zur  Angabe  des  Namens  des  Bevollmächtigten  und  zur  Be- 
zeichnung des  Prozesses  oder  der  Angelegenheit  dienen,  für  welche  die  Vollmacht  er- 
theilt wird. 

')  Taxen  und  Stempel.  Die  Prozessvollmacht  erfordert  einen  Stempel  von 
1  franc  (andere  Vollmachten  erfordern  ev.  höhere  Stempel).  Fflr  die  Legalisirung 
wird  femer  1  franc  Stempel  und  ausserdem  1  fr.  40  cent.  Legalisirungstaxe  erhoben. 
Für  Beglaubigung  der  üebersetzung  einer  in  fremder  Sprache  ausgestellten  Vollmacht 
(gleich,  ob  letztere  mitüberreicht  oder  vom  Dragoman  des  Ministeriums  des  Aeusseren 
angefertigt  wird)  werden  7  francs  für  jeden  Bogen  (von  türkischen  5  &ancs),  ausserdem 
b  francs  Stempel  und  femer  für  Beglaubigung  des  fremden  Siegels  5  francs  Taxe  er- 
hoben, so  dass,  wenn  die  Urkunde  nicht  mehr  wie  einen  Bogen  umfasst,  zusammen 
17  francs  an  Stempel  und  Taxen  zur  Erhebung  gelangen. 

^)  Vgl.  im  Uebrigen  über  Vollmachten  oben  S.  247,  wobei  berichtigend  bemerkt 
wird,  dass  die  Zuziehung  von  Zeugen  bei  der  notariellen  Beglaubigung  nothwendig  ist,, 
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thefle  und  Bescheide,  zur  Anfechtosg^ 
der  Echtheit  yon  Urkunden  und  Sr- 
widening  auf  solche  Anfechtungen,  zur 
Annahme,  Rückschiebung  und  Antra- 
gung Yon  Eiden,  zur  Erledigung  des 
Prozesses  durch  Vergleich,  zur  Aus- 
dehnung der  Klage  oder  Einrede  auf 
dritte  lutenrenienten  und  zum  Eintritt 
in  den  Prozess  als  dritter  Intonrenient, 
zum  Ansuchen  um  Restitution  des  Be- 
rufungs-  oder  Eassationstermins,  zur 
Klage  auf  Sichersteliung,  zu  Exeku- 
tions-  und  Feilbietungsanträgen,  zu 
Gesuchen  um  EW^finung  des  Konkurses 
gegen  meine  Schuldner  od^  Verhaf- 
tung derselbeu,  zur  Entnahme  amt- 
lieber  und  privater  Abschriften  in  allen 
Prozessen,  zur  Empfangnahme  ron 
anderen  Schriften  und  Dokumenten,, 
zur  Empfangnahme  von  Zwangsroll- 
Streckungsbefehlen  auf  seinen  oder 
eines  Anderen  Namen,  zur  Einkassi- 
rung  Ton  Oeldbetrftgen,  zur  Beyoll- 
mächtigung  anderer  Personen  mit  allen 
Torstehenden  Befugnissen  oder  mit 
einem  Theil  derselben.  Ich  yerpflicht« 
mich,  was  immer  mein  Vertreter  oder 
der  Ton  ihm  Bevollmächtigte  thun 
wird,  zu  genehmigen,  indem  ich  da- 
rauf verzichte,  ohne  gesetzliche  Gründe 
meinem  Bevollmächtigten  diese  Voll- 
macht zu  entziehen,  mich  auch  zur 
Zahlung  des  vereinbarten  Honorars 
•verpflichte. 

(Ort  und  Datum.) 
(Unterschrift  des  Vollmachtgebers.) 

V.  Türkei^)') 

1.  Prozess  und  Eonkursvollmaolit.^ 

Ich  Endesunterzeichneter  zu  ertheUe  hierdurch  dem 

(den)  Herrn  zu  vorbehaltlich  seiner  (ihrer)  Zustimmung, 

Vollmacht,  die  mir  gegen  den  zustehende  Forderung  in  Höhe  von 

einzuziehen,  erforderlichen  Falles  vor  sämmtlichen  weltliehen  und 

wenn  die  die  Vollmacht  aussteUende  Person  dem  Notar  unbekannt  ist;  über  die  Le- 
gahsimng  vgl.  8.  247  Note  3,  Umfang  der  Vollmacht  S.  247  Note  4,  Stempel  S.  252  f., 
ausländische  Urkunden  S.  265,  ProziBssfUiigkeit  S.  245.  Die  Gerichte  lassen  Bevollmäeh> 
tigte  nur  auf  Grand  beglaubigter  oder  mflndlich  vor  Gericht  ertheilter  Vollmachten  zu. 

1)  Vgl.  hierzu  oben  S.  364—866  u.  301  f.  (Form  und  Inhalt  der  Vollmacht);  362 
bis  365  (Gerichtssprache.    Uebersetzung);  862  (Prozessfähigkeit). 

*)  Die   bei  dem  Kaiserlich  deutschen  Konsulargericht  zur  Verwendung 


Manne,  oriSxa^cBaHno  h  Baiarune  Kiftna, 
—  aa  uptEpanBanHC  Atjata  c^b  eDorox6a, 
aa  npuBXK^aBHe  vju  BCx^uiBaBBe  xaxo 
TpcTO  xnvfi  Wh  A^fc^ara,  —  sa  xojiaiafteisy- 
BaHHC  B^CTaHOBjcmie  npano  aa  annejTB 
HJia  sacaiiBH,  3a  ucRanve  o6ecne^eHHC  aa 
ncsoBeil  3a  oeKaecTpnpaiive,  h  npoAaBauae 
miymeeiBa  na  AvxacBumiTa  Kacro  x  o6aB- 
AeuHero  hvb  aa  nccbcToaTCiBu,  aa  xopiA- 
laAcTByBauxe  aa  itxHoro  jibhuo  ;iajri>p- 
annaei  sa  nOiiy^BaHue  no  Bca-tBHTjb  Aluia 
•opnaiun  n  lacTun  Konua.  KniuBa  s  Aozy- 
xeHTV,  aa  noji3rTBaHMe  na  cBoe  ujh  na 
xpyro  nxe  Hcn'BJunTCJHH  ancioBe,  aa  ciGai- 
paHRC  napB^wu  cjumb,  aa  ynauHOHonw- 
Banae  xpyiR  jnua  crh  caüirtI  npasa  un 
'lacTb  erb  t&xt>  h  kabboto  uanpan 
B.U  orB  yiZAJBOMomes 

aa^i^JiaEaBavB  ce  aan^iao  xa 

npHOM  saio  oCaBKBaK  ^e  6evh 

aaRoaHB  npannHu  uftMax  npaBo  wi 

OTucx  uacToameTo    nxJuiOMonino. 

ycioBCHOTo  uH  B^BHarpaacAeuBe  me  aa- 
uara  nan'&aHo. 

189      roA. 

rp. 
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geistlichen  Gerichten,  sei  es  als  Kläger  oder  Beklagter,  sei  es  als  Interre- 
nient  oder  Drittbetheüigter,  in  erster  Instanz,  im  Einspruchsy erfahren,  in  der 
Bemfangsinstanz ,  in  der  Requ^te  civile,  und  vor  dem  Eassaüonshof  mich  zu 
yertreten;  an  der  Verhandlung  sich  zu  betheiligen,  und  hierbei  alle  zur  Wahr- 
nehmung meiner  Interessen  erforderlichen  Schritte  zu  unternehmen,  Schreiben, 
Schriftsätze  und  Gesuche  jeder  Art  in  meinem  Namen  gültig  zu  yerfassen  und 
zu  überreichen,  Proteste  zu  erheben,  Zeugen  zu  benennen  und  zu  yerhören, 
den  Eid  zuzuschieben,  und  den  zugeschobenen  Eid  anzunehmen,  Urkunden  zu- 


kommenden VoUmachtfiformnlare  sind  nach  einer  den  Herausgebern  zugegangenen  Mit- 
theilung des  Auswärtigen  Amtes  dieselben,  -welche  bei  den  preussischen  Gerichts- 
behörden im  Gebrauche  stehen.    Vgl.  dieselben  Bd.  I,  S.  935  f. 

Vollmachten,  die  bei  ausländischen  Konsulaten,  z.  B.  dem  französischen  oder 
italienischen  benutzt  werden  sollen,  also  in  Fällen,  in  denen  etwa  ein  deutscher 
Staatsangehöriger  einen  Franzosen  oder  Italiener  verklagen  will,  sind  von  dem  ent- 
sprechenden Konsulat,  also  dem  französischen  oder  italienischen  des  Ortes,  wo  die 
Vollmacht  ausgestellt  wird,  zu  beglaubigen.  Noch  richtiger  wSre  es  solchenfalls'  die 
Beglaubigung  durch  das  Ministerium  des  Aeusseren  zu  Paris  oder  Rom  bewirken  zu 
lassen.  Allein  in  der  Praxis  vermeidet  man  dies  und  befolgt  nachstehende  Regel: 
Dio  in  Deutschland  ausgestellte  Vollmacht  wird  von  dem  zuständigen  Minister,  und 
die  Unterschrift  des  Ministers  von  dem  deutschen  in  der  Türkei  residirenden' Konsul 
beglaubigt.  Diese  Beglaubigung  des  deutschen  Konsuls  wird  von  dem  franzosischen, 
italienischen  u.  a.  Konsuln  als  genügend  anerkannt.  Ausserdem  ist  noch  auf  Folgendes 
hinzuweisen.  Will  ein  Deutscher  eine  Klage  gegen  einen  in  der  TOrkei  wohnenden 
(nicht  deutschen)  Ausländer  erheben  oder  als  Gläubiger  eines  solchen  eine  Forderung 
im  Konkurse  desselben  anmelden,  so  ist  zu  prüien,  ob  die  Gesetze  des  Staats,  dem 
der  Schuldner  angehört  bezw.  des  Konsuls,  dem  die  Vollmacht  vorgelegt  werden  soll, 
nicht  eine  besondere  Vorschrift  Ober  die  Abfassung  der  Vollmacht  enthalten.  So  z.  B. 
muss  eine  Vollmacht,  auf  Grund  welcher  eine  Forderung  in  einem  bei  dem  italienischen 
Konsul  erOffiieten  Konkurse  über  das  Vermögen  eines  italienischen  Staatsangehörigen 
angemeldet  werden  soll,  sowohl  die  dem  Gläubiger  geschuldete  Sunune  enthalten,  wie 
die  Ermächtigung,  die  Richtigkeit  der  Forderung  zu  versichern  (Art.  760  cod.  com.). 
(Advokat  £.  R  Salem  in  Salonichi.) 

*)  Diese  Formulare  kommen  nach  Mittheilnng  des  Auswärtigen  Amtes,  dem 
die  Herausgeber  dieselben  verdanken,  bei  den  türkischen  Gerichtsbehörden  all- 
gemein zur  Verwendung. 

„Ueber  die  Fassung  von  Vollmachten  giebt  es  keine  besonderen  Vorschriften. 
Zu  beachten  ist  indess,  dass  es  üblich  ist,  die  jeweiligen  Umstände,  die  zur  Ausstel- 
lung der  Vollmacht  Veranlassung  gegeben  haben,  im  Texte  anzuführen,  und  dass  es 
sich  nach  türkischem  Rechtsbrauch  empfiehlt,  die  einzelnen  Rechtsbandlungen,  zu  wel- 
chen der  Vollmachtsempfänger  ermächtigt  sein  soll,  thunlich  vollständig  aufzuzählen. 
Nach  mohammedanischem  geistlichen  Recht  ist  zur  Reclitsgültigkeit  der  Vollmacht  er- 
forderlich, dass  dieselbe  durch  mündlichen  Akt  vor  dem  Richter  in  Gegen- 
wart zweier  Zeugen  errichtet  wird.  Auf  Beachtung  dieser  Form  wird  indessen  nur 
vor  dem  in  erster  Ijinie  in  Erbschaftssachen  zuständigen  geistlichen  Gericht  be- 
standen. Zum  Gebrauche  vor  den  weltlichen  Gerichten  wird  im  allgemeinen  Errich- 
tung durch  notariellen  Akt  für  genügend  erachtet. 

Was  die  Sprache  betrififl,  in  der  die  Vollmacht  abzufassen  ist,  so  wird  bei  dem 
gemischten  Handelsgericht  die  französische  Sprache  zugelassen;  bei  den  übrigen 
Gerichten  sind  Vollmachten  in  ausländischen  Idiomen  mit  einer  beglaubigten  Üeber- 
setzung  ins  Türkische  zu  versehen. 

Die  Legalisirung  der  im  Auslande  ausgestellten  Vollmacht  erfolgt  durch  die  be- 
betreffende türkische  diplomatische  Vertretung  oder  durch  das  zuständige  türkische 
Konsularamt".    (Mittheilung  des  Auswärtigen  Amtes  an  die  Herausgeber.) 
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lOBtaUen  und  in  Empfang:  zu  nehmen,  Aireste  auszubringen  und  wieder  zu- 
rflokzunehmen,  die  Vollstreckung  etwa  zu  meinen  Gunsten  geftllter  IJriheüe 
bei  der  zuständigen  Behörde  zu  betreiben  und  zu  beschleunigen;  und,  weui 
Ansprüche  irgend  welcher  Art  Seitens  Dritter  gegen  mich^)  geltend  gemacht 
werden,  auch  diesen  gegenüber  meine  gerichtliche  Vertretung  zu  übemehmeo. 
Ich  erm&ohtige  den  Genannten  desgleichen  Zahlungen  jeglicher  Art  für  mich 
in  Empfang  zu  nehmen  und  mir  das  Empfangene  zukommoa  zu  lassen,  Sdueds- 
richter  und  Sachverständige  zu  ernennen  und  abzusetzen,  den  Antrag  auf  £i^ 
Öffnung  des  Konkursverfahrens  zu  stellen  und  sftmmtliche  hierbei  erforderiiehen 
Aechtshandlungen  auszuführen  bezw.  deren  Ausführung  zu  fordern  und  zu  fiber- 
wachen, in  den  zur  Prüfung  der  Schulden  und  zum  Abschlüsse  eines  Vor» 
gleiches  einberufenen  Gläubigerversammlungen  für  mich  zu  erschien  und  an 
den  Verhandlungen  Theil  zu  nehmen,  Eonkordatsvorschläge  anzunehmen  und 
zurückzuweisen,  nüthigenfalls  gegen  die  vorkommenden  Rechtshandlungen  Wi- 
derspruch zu  erheben  und  eventuell  wegen  Betruges  Klage  anzustrengen. 
Endlich  soll  er  befugt  sein,  zur  Ausführung  aller  oben  angeführten  Bechts- 
handlungen  einen  Substituten  zu  ernennen,  sowie  demselben  das  Mandat  wieder 
zu  entziehen. 

Zur  Beurkundung   des  Vorstehenden   ist   vorliegende  Vollmacht  von  mir 
dem  übergeben  worden. 

2.  ErbsohaftsTollmaohl') 

Am  ist  zu  (seinem  Wohnort)  der  Sohn 

des  verstorben.    Seine  Erben   sind  nachfolgend  benannte  Peisonen 

1)  2)  S)  Ich,  der  Miterbe  zu  1)  ertheile  hier^ 

mit  dem  Herrn  zu  vorbehaltlich  seiner  Zustimmung  Voll- 

macht, mich  bei  der  Erbauseinandersetzung  zu  vertreten.  Ich  ermächtige  den 
Genannten  insbesondere,  die  Nachlassreguliernng  zuständigen  Orts  in  gesetsüdi 
vorgeschriebener  Weise  zu  beantragen«  die  dem  Einzelnen  zustehenden  Erb- 
schaftstheile  zu  bestimmen,  die  Erbschaft  unter  die  Erben  zu  vertheflen  und 
die  Grundstückstheilung  unter  den  Erben  vorzunehmen;  nöthigenfalls  die,  sei  es 
am  Wohnort  des  Erblassers,  sei  es  anderswo  befindlichen  Bficher  und  Rech- 
nungen einzusehen,  ausstehende  Forderungen  einzutreiben,  meinen  Antheil  an 
den  zum  Nachläss  gehörigen,  nach  Lage  und  Grenzen  bekannten  Immobilien 
(Mülk,  Mirie  oder  Wakf)  nach  den  Grundsätzen  des  geistlichen  Rechts  zu  den 
ü  buchen  Miethsbedingungen  an  Dritte  zu  vermiethen  und  die  Miethzinsen  vom 
Miether   in  Empfang  zu  nehmen.    Wenn  dem  (Name  des  Bevoll- 

mächtigen) hierbei  seitens  Dritter  Widerstand  entgegengebracht  oder  Hinder- 
nisse in  den  Weg  gelegt  werden,  so  soll  er  des  weiteren  befugt  sein,  vor 
sämmtlichen  weltlichen  und  geistlichen  Gerichten  u.  s.  w.  (folgt  die  Prozess- 
und  Eonkursvollmacht  wie  zu  1  angegeben  mit  folgendem  Schluss):  Zur  Be- 
urkundung des  Vorstehenden  ist  vorliegende,  den  Vorschriften  des  heiligen 
Rechtes  gemäss  errichtete  Vollmacht  als  Aeusserung  meines  Willens  von  mir 
dem  pp.  übergeben  worden. 

8.   GteneralvoUmaolxt.^ 

Ich  Endesunterzeichneter  zu  (genöthigt,  behufs  einer 

Reise    den  Ort   meiner  Geschäftsniederlassung   zu  verlassen  oder  ähnlich)  er- 

^)  In  der  Erbsohaftsvollmacht  (unten  No.  2)  ist  zuzufügen:  „oder  den  Erblasser". 
^  Siehe  S.  939  Note  3. 
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theile  hiermit  dem  (den  Herren)  zu  vorbehaltlicli  seiner 

(ihrer)  Zustimmung,  Generaly ollmacht,  mich  in  meinen  sftmmtlichen  Oe- 
schäftsangelegenheiten  (sei  es  gemeinschaftlich,  sei  es  getrennt)  zu  ver- 
treten. Ich  ermächtige  denselben  insbesondere  auch,  meine  ausstehenden  For- 
derungen einzuziehen,  erforderlichen  Falles  Yon  sämmtlichen  weltlichen  und 
geistlichen  Gerichten  u.  s.  mr.  (folgt  der  Text  der  Prozess-  und  Eonkursvoll- 
macht  wie  zu  1). 

VI.  Schweden^)  und  Finland.^ 


1.  Prozessvollmaolit.') 


FuUmakt. 
för 

eller  den  han  i  sltt  stalle  lörordnar 
att  yid  samtliga  öfver-  och  under- 
domstolar,  exekutionssfiten  och  öfriga 
myndigheter  1  Sverige  anhängiggöra, 
utfOra  och  bevaka  talan 


Vollmaoht. 

für 

oder  den  von  ihm  bestellten  Substi- 
tuten, bei  sämmtlichen  Ober-  und  unter- 
gerichten,  Exekutions-  und  übrigen  Be- 
hörden in  Schweden  Gerecht- 
same 


att  jemväl  utom  domstolen  vid  alla  de 
tillfällen,  da  rätt  kau  vara  i 

fräga,  densamma  iakttaga  och  bevaka; 
att  ingä  och  utöfva  administration,  att 
uppbära  och  qvittera  alla  uti 

ifrägavarande  sak  tillkommande  medel 
och  handlingar,  samt  att  antaga  eller 
fdrkasta  förlikning  eller  ackord;  god- 
kfinnande  hvad  ombudot  lag- 

ligen  gör  och  läter 

Egenhändiga  namnteckning  bevittna: 

Ofvanstäende    fuUmakt    Ofverlätes 
tiUsvidare  pä 


anhängig  zu  machen,  auszuführen  und 
zu  bewachen,  auch  aussergerichtlich 
bei  allen  Gelegenheiten,  wo 
Rechte  in  Frage  kommen  können,  die- 
selben zu  vertreten  und  zu  bewachen; 
Administration  einzugehen  und  auszu- 
üben, alle  in  der  vorliegenden  Sache 
zukommenden  Gelder  und  Do- 
kumente in  Empfang  zu  nehmen  und 
darüber  zu  quittiren,  sowie  Vergleiche 
und  Akkorde  anzunehmen  oder  zu  ver- 
werfen, indem  alle  gesetzlichen 
Massnahmen  Bevollmächtigten 
gutheissen  werde  . 

den  18 

(Unterschrift) 

Die   eigenhändige  Unterschrift  be- 
zeugen >) 

Vorstehende   Vollmacht    wird    bis 
auf  Weiteres  auf  übertragen. 

a)  2  Zeugen. 


^)  Vgl.  oben  S.  465  (Prozessfähigkeit);  466  (Form  der  Volhnackten);  463  Gerichts- 
sprache). 

^  Finland.  Vgl.  oben  S.  520  (Partei  und  Prozessfähigkeit),  521  (Prozessvoll- 
machten),  518  (Gerichtssprache).  Telegraphische  Vollmachten  sind  nicht  zulässig. 
Die  fUr  Sch^veden  gegebenen  Vollmachtsformulare  sind  auch  iflr  Finland 
zu  verwenden.  Besondere  Formulare  sind  laut  Mittheilung  des  Kaiserlich  deut- 
schen Konsulats  in  Helsingfors  nicht  in  Gebrauch. 

')  Dieses  Formular  und  die  beigefügte  deutsche  Uebersetznng  empfingen  die 
Herausgeber   von    dem   Kaiserliek    devtsehen  Konndat   zu  Stockholm    mit  dem 
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2.  KoBknrsTollmaclit.  0  *) 

Yallmacht  fOr  den  Inhaber  meiner  Forderung  anf  Orond  eines  Schuld* 
Scheines  (Wechsels)  Tom  über  Reichsmaric  nebst  Zinsen  in 

Konkurse  des  EaufinaiiDes  N.  N.  aus  bei  dem  Gericht  aaxu- 

melden;  bei  der  Behandlung  der  Eonkurssache  vor  dem  Gericht,  sowie  bei  des 
Gläubigenrersaminlungen  meine  Rechte  wahrzunehmen  und  mein  Stimmrecht 
ausiuflben,  auf  Vergleiche  oder  Akkorde  einxugehen  oder  solche  zurückzuweisen, 
die  mir  für  meine  Forderung  zukommcndrai  Antheile  zu  erheben  und  darüber 
zu  quitliren;  und  gutheisse  ich  die  gesetzlichen  liassregeln  meines  Vertreten. 
(Ort  und  Datum.)  N.  N. 

Die  eigenhändige  Namensunterschrift  bezeugen 

3.  ErbsohaftBvollmaolit.^ 

Wir  bcTollmächtigen  hierdurch  Herrn  in  oder  den  tod 

ihm  bestellten  Substituten,  bei  sämmtlichen  Ober-  und  üntergeridit^  £xe- 
kutions-  und  übrigen  Behörden  in  Schweden  unsere  Gerechtsame  als  Miterben 
in  den  Nachlass  des  in  Terstorbenen  wahrzunehmen  und 

zu  bewachen,  bei  der  InTcntarisirung  des  Nadüasses  zugegen  zu  sein,  die 
Regulierung  und  Theilung  des  Nachlasses  Yorzunehmen,  sowie  auch  ausser- 
gerichtlich  bei  allen  Gelegenheiten,  wo  unsere  Rechte  in  Frage  kommen  können, 
dieselben  zu  yertreten  und  zu  bewachen,  alle  uns  in  der  vorliegenden  Sache 
zufallenden  Gelder  in  Empfang  zu  nehmen  und  darüber  zu  quittiren  sowie  Ver- 
gleiche oder  Akkorde  anzunehmen  oder  zu  yerwerfen,  indem  wir  alle  gesetz- 
lichen Massnahmen  unseres  Vertreters  gutheissen  werden. 

4.   Oeneralvollmaöht.^) 

Hiermit  ermächtige  ich  N.  N.  oder  denfenigen,  den  er  an  seinerstatt  Ter- 
ordnet,  Ton  bis  ,  meine  Angelegenheiten  zu  übernehmen^ 

sowie  mein  sftmmtliches  Eigenthum  zu  pflegen  und  zu  yerwalten;  alle  mir  zu- 
fallenden Geldmittel  zu  erheben  und  darüber  zu  quittiren;  die  Wohnungen  und 

Bemerken,  dass  dasselbe  bei  dem  Eaiserlichen  Eonsnlat  gebraucht  und  bisher  stets  ans- 
kOnimlich  befanden  worden  seL  Dasselbe  ist  je  nach  dem  Status  der  zu  behandelnden 
Sache  auszufüllen. 

Vollmachten  an  schwedische  Vertreter  sind  in  s chwedisch er  Sprache  abznfSisseiL 
oder  mit  schwedischen  Uebersetcungen  zu  begleiten.  Dieselben  müssen  entweder  durch 
den  Ortlichen  schwedischen  Eonsul  legaliairt  oder  yon  zwei  Zeugen  unterschiieben  werdeo. 
In  letzterem  Falle  wird  eine  konsularische  Legalisation  in  der  Regel  nicht  gefordert 
Ebenso  genflgt  es,  wenn  die  Richtigkeit  der  Uebersetzung  durch  die  Zeugen  mit  be- 
stätigt worden  ist  (Ifittheilnng  des  Eaiserlich  deutschen  Konsulats  zu  Stockholm  an 
die  Herausgeber). 

*)  Bei  Abfassung  einer  fttr  den  Gebrauch  bei  schwedischen  Behörden  bestimmten 
Vollmarht  kommt  es  nur  darauf  an,  dass  der  Auftrag  deutlich  bezeichnet  und  die  Identit&t 
des  AxMnggehen  beglaubigt  wird.  Die  Au&iahme  der  Snbstutionsklausel  ist  zu 
empfehlen,  da  die  Vollmacht  ohne  dieselbe  anf  keinen  Anderen  übertragen  werden  kann.  Die 
Gntheissungsklausei  ist  gesetzlich  yorgeschrieben,  in  der  Praxis  werden  wohl  auch 
Vollmachten  zugelassen,  in  denen  sie  fehlt  Zur  Beglaubigung  genügt  die  Mitunter- 
zeichnung der  Vollmacht  dunch  zwei  Zeugen,  ja  sogar  die  Beidrücknng  des  Siegels  des 
Anftraggebers,  der.  Ausl ander  thut  aber  gut,  seine  Namensnnterschrift  oder  die 
der  Zeugen  von  einer  Behörde  beglaubigen  zu  lassen.  Vollmachten  sind  in  Schweden 
Stempel  fr  ei.  Die  schwedischen  Behörden  sind  berechtigt  ausser  der  OriginalYoll- 
macht  eine  von  einem  schwedischen  notarius  publicus  beglaubigte  Uebersetzung  zn 
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Läden  meiner  Häuser  zu  vermiethen,  meine  Orundstücke  zu  yerpachten,  den 
jetzigen  Miethern  zu  kündigen,  bei  allen  Versammlungen  der  (Aktien)  (Gesell- 
sohaften,  deren  Mitglied  ich  bin,  meine  Interessen  wahrzunehmen  und  mein 
Stimmrecht  auszuüben,  sowie  im  übrigen  bei  Gerichten,  Oberezekutoren  und 
Behörden  in  Allem  mein  Recht  zu  wahren  usd  mich  zu  vertreten;  und  gut- 
heisse  ich  das  gesetzliche  Thun  und  Lassen  meines  Vertreters. 

Ort  und  Datum.  N.  N. 

Die  eigenhändige  Namensunterschrift  bezeugen. 

YIL  Russland. 

a)  Russland  mit  Ausschluss  der  Ostseeprovinzen  und  Polens.^) 

1.  Frozess-  und  KonkursvollmaolLt.^ 
iloBtpeHHOCTb.  Vollmaolit. 

HnsenojunicaBm                       yAOCTO-  Endesunterzeichnete      beurkunden 

BipKvyrh,  Hxo  OHH  H86pajiR  CBOBSCB  no-  hien^it,    dass    sie    zu   ihrem   Bevoll- 

BipeHHfiiH'B  no  CBOBX'B  cyAe^HUM'B  A^asTB  m  ächtigten   in   ihren  Rechtssachen  in 

r.                     B'b                  npHcsasHaio  RuRsland  Herrn              in          *  ,  ver- 

noBipeHHaio.  eideten  Advokaten,  ernannt  haben. 

rocno^pin'B        BxfterB  nP^Bo  npeji^'B-  Herr                   hat  das  Recht,  un- 

HBJiHTB  Hamn  Tpe6oBaHis  b'b  Mhpobbix'b,  sere   Forderungen   den  Handels-,   Be- 

OKpy;KHiix'B  H  Eonep'^tecBiixx  Cy.iKax'B  zirks-  und  Friedensgerichten  mit  Elag& 

X   ÖiiTB    HanfniTB   npeACTaBHiejieM'B   no  einzureichen  und  uns  in  allen  unseren 

BiAwh    5e3'B    HciuLD'ieHifl    js^jiSM'h    BTb  Rechtssachcu  ohne  Ausnahme  vor  allen 

Ba^ecTB%HCTita,apaBHOHnpOTnB'BHCEOB'B  Gerichten  als  Kläger  und  Beklagte  zu 

VTh  naiFB  npe^i&xBJiflexux'B,  npeAciasjifln»  yertreten,   nöthige  Erklärungen  abzu- 

Beo6xoxBjuia   o6'Bacuemfl,   npexhOBJKUh  geben,  Streitigkeiten  wegen  Fälschun- 

cnopii  o  uojiAOT^  B'B  asrax'B,  nojy^aiB  gen  in  Akten  zu  erheben  und  zu.iüh- 


verlangen.     Dieselbe  kostet  5,50  Kronen  Stempel  und  Gebühren  für  jeden  Bogen  (Dr. 
W.  UppBtrOm  in  Stockholm). 

*)  Formular  des  Kaiserlich  deutschen  Konsulats  zu  Stockholm. 

^  Von  Herrn  Dr.  W.  üpp  ström  in  Stockholm. 

*)  Vgl.  oben  S.  582  (Gerichtsprache),  594  (ProzessflOiigkeit),  599— 602  (Prozess- 
vollmacht), 640  f.  (Urkunden). 

^  Die  Herausgeber  empfingen  vorstehendes  VoUmachtsformnlar  von  dem  Kaiser^ 
lieh  üentschen  C^eneralkonsulat  in  Odessa. 

„Die  Vollmachten  müssen  in  ^einer  öffentlichen  Urkunde  ausgestellt  sein.  Der 
Zuziehung  von  Zeugen  bedarf  es  in  der  Regel  nicht,  es  müsste  sich  denn  um  den 
Fall  handeln ,  wo  ein  Blinder  oder  des  Schreibens  Unkundiger  die  Vollmacht  ertheilt. 
Eine  russische  Uebersetzung  ist  beizufügen,  diese  bedarf  gewöhnlich  der  Beglaubi- 
gung nicht,  falls  nicht  Zweifel  an  der  Richtigkeit  entstehen  oder  der  Prozessgegner 
eine  Beglaubigung  verlangt.  Die  von  Anwälten  mit  Uebersetznng  eingereichten  Voll- 
machten werden  von  den  Gerichten  ohne  weiteres  angenommen.  Die  Vollmacht  muss 
nach  den  Bestimmungen  der  mssi sehen  Givilprozessordnung  von  dem  russischen  Bot- 
schafter, Gesandten  oder  dem  zuständigen  Konsul  des  Landes,  in  dem  sie  ausgestellt 
worden  ist,  legalisirt  werden.  Der  Legalisaiion  ist  der  Vermerk  hinzuzu- 
fügen, dass  die  Vollmacht  nach  den  Gesetzen  des  betreifenden  Landes 
gültig  ist.**  (Mittheilung  des  Kaiserlich  deutschen  Generalkonsulats  in  Odessa  an  die 
Herausgeber.) 
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Europa. 


enpaBU,   xoniM,   AOKyMeHTUy    Hcnoiioi- 

T&IUOie      JiaCTU     M     MfiBhTU,      npHUOCHTb 

^actHUOy  anejHiMOHHUs  h  KacoiyoHHua 
saioÖH,  zoAaiaflcTBouTib  o<5'b  HcnoiueiiiH 
ptmeidt,  oöx  omcM  h  npo^urt  iixyme- 

cyjcBy  npMBaTb  y^acrie  vb  nyfSiH^Hoi  npo- 
MßaAj  «MBHTfc  o  HecoenMiTeiuloeni  ffULMr 

HMKOrB  H  yUlCTBOBaTfc  &*&  XOHSypCHUX'B 

yiqMtuemsx'b  co  Beftm  npaHiAieamiMani 
Han  HO  «ueoHy  npoun,  osau^vBau 
Aftja  KMpovb,    BiitoTO   ceiSa    Haana^arB 

nOBikpCHHHX'B. 

Bee,  ^to  r.  h  ero  noB^>eHHue 

B'B  cmgy  ceft  xoBlpenHOCTB  oasoHHO 
y^nHarB,  mi  npUbieirB,  onopMTB  h  npeso- 
CIOBHTB  He  6yAeM'B. 


ren,  Eopieen,  Dokumente,  Ezekutioii^ 
mandate  und  Gelder  in  Empfang  n 
nehmen,  Appellationa-  und  Kassations- 
klagen einzureichen,  die  Exekution  der 
ürtheile  durchzufOhren,  Arrest  und 
Verkauf  des  Vermögens  der  Schuldner 
durchzufahren,  sie  yor  Gericht  Torzu- 
laden,  ihre  Falliterklflrung  zu  bean- 
tragen und  an  der  Eonkursyerwaltung 
mit  allen  uns  gesetzlich  zustehoidea 
Rechten  Theil  zu  nehmen,  sich  zu  Ter- 
gleichen  und  Substituten  zu  ernennen. 

Alles,  was  Herr  auf  Grund 

dieser  Vollmacht  gesetzlich  Yomehmen 
wird,  nehmen  wir  an  und  werden  da- 
gegen nicht  streiten. 


2.  General-  (andi  Xbrbsohafts-)  Vollmaolit.^) 


MiuocTHBUt  Focyiapb! 

HacToanie»  AOBftpeHHOOTB»  ynouo- 
no^BBa         BacB  na  ciij^yi>mee: 

1.  ynpaBJSTB  ■  sayjjtHBaTB  BCftHH, 
4Se3%  HCKiDieHia,  npmtULMAemMMEuaa 


sozHH  so  aazony  noseie  ynpasjsiB, 
npioOpftiaxB  ais  no  BoiBHoik  npo- 

xasft  H  trh  nyO.UHHHX'B  loproB^  aa  cymiu 
H  na  y&iOBiaz'B  no  yeiiOTptHii)  bcii- 
zaro  pojMi  xBBxaniu  m  HexBRXHioia  uy- 
mecTBa,  bx  nem  6u  TazoBiia  hh  aasn^a- 
jncB;  npHHaMesanux  hhbI  ABman- 

uu  H  BexBMZBKua  mymecTBa,  a  paBHo 
n  it,  KOTopufl  BnpexB  6y.^yrB  npioOpft- 
Tenu,  (ytßßB9,Th  bb  apeHjQr,  naeiTB,  na 
npoxarB,  npcAasaxB,  nepe^aBaTB,  mpbtb, 

BHXftlflTB  X  BBHirB  OÖpaSOVB   OTHySiWTB 

M  oasjaAHBaiB  bx  ^lacTiiua  pymi  b  rocy- 
MpcTBeHHUs,  oCmecTBeHiuis  x  uaciHEia 
xpeABTBiia  y^peacj^eniii,  no  HaciaxB,  bjx 
vh  jj^kAOVh  cocraBi,  aa  cyvBU,  nacpon 
■  na  ApyTHX'B  ycjiOBiax'B  no  ycKo- 

TplniD,  6paTB  b'b  apenj^  h  HaeM'B  abb- 
BODOia  ■  HeABBaonuui  BxymecTBa;   b3- 

BJLeXaTB   BCeB03H0XHIie    AOXOAEI    CTh   Bxy- 

n^ecTB'B,  nponsBOAUTB  nocTpoftini,  nope- 
cipoJhcB    X    BcnpaBJieuia,    HauBxaTB    x 

yjVUflIB    apXBieRTOpOB'B,    n04pHA^B£0B'B, 


Geehrter  Herr! 
Hiermit  berollmfichtige  ich  Sie: 

1.  Mein  ganzes  bewegliches  und  un- 
bewegliches Vermögen  zu  yerwalten, 
wie  es  gesetzlich  yerwaltet  werden 
kann,  zu  meinen  Gunsten  sowohl  aus 
freier  Hand  als  auch  bei  öffentlicher 
Versteigerung,  fOr  die  yon 
zu  bestimmende  Summe  und  unter  voil 
zu  bestimmenden  Bedingungen 
aller  Art  bewegliche  und  unbewegliche 
VermQgensstfloke,  worin  sie  auch  be- 
stehen mögen,  zu  erwerben;  die  mir 
gehörigen  Vermögensstücke,  auch  die 
neuerworbenen,  zu  verpachten,  zu  rer- 
miethen,  zum  Gebrauch  zu  überlassen, 
zu  verkaufen,  zu  übertragen,  zu  ver- 
schenken, auszuscheiden  und  auf  an- 
dere Weise  zu  veräussem,  an  Privat- 
personen, Staats-,  Kommunal-  und  Pri- 
vatbanken g^nz  oder  theilweise  zu  ver- 
pfänden für  Summen,  auf  Fristen  und 
Bedingungen  nach  Ermessen, 

bewegliche  und  unbewegliche  Sachen 
zu  pachten  und  zu  miethen;  alle  mög- 
lichen Einnahmen  aus  diesen  Vermögens- 
stücken zu  ziehen;  Bauten,  ümbaaten 
und  Reparaturen  auszuführen;   Areh» 


')  Siehe  S.  943  Note  2,  Zeile  1—15  vo«  unten. 
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ynpaBJifls>iiuix'B,  noBtpeHHHZ'B,  npHsas- 
^BSOB'B,  cjiyaRanmx'b  h  ^ipymx'B  pa6o^nix'B 
jnDAefi;  cipaxoBAT&  MHymecTBa,  b^  toitb 
HHCjt  TOBapu  H  BCflsio  rpyszi  h  vh  cjy- 
Haft  noxapa,  mGe^v,  nopHii  jlxvl  noBpe- 
x^euifl  TpeCoBaTB  B03Haipa9KAeHisi;  bxo- 
AHTi>  cTb  CTpaxoBioni  o6i[i,eeTBaHu  bi 
corjuuneHis,  noxjHxth  BOSHaipasAeHis, 
b*b  pasKftpift  no  ycMOtpftHix)  h  bei- 

jViBaTi»  pocnHCKH  H  RBOTaHiÜH.  üpHnaj^- 
.ieasainjji  AGHBrn  OTjo^aBaTB  Vh  aafiioz 
noA'B  saiorB  BCHBaro  po^a  ABHXinim%  h 
HeABnxHHHX'B  HMymeeTBi  no  3aKjuiäMiiarB 
nepBioTB  n  nocj[%Ay»°ua>^itOBesce.iHirBy 
aaeMiiiziTB  nncBiiairB  h  BCflsaro  poAa  m 
HaasaHiH  jtfijoovawh  oGfisaTai&CTBau'B. 


2.  CoBepmaTB  orB  HHeHH  n  Ha  na 
AOxaniHiiirBy  hbo'^hbtjix,  HorapiajLuuarB 
H  icptnocTHHirB  nopsiAKoirb  na  cymiii, 
opoini  H  Ha  xpyTBX'B  ycjOBiflX'B  no 
ycMorptHUO  Bcsncaro  poxa:  xoroBOpK,  sa- 
AaTo^mufl  pocnHCKH,  aanpoAasHHK,  He- 
ycToe^HiiH  H  nopjT^iHTexBHHs  aanHCH, 
Kyn^H  H  saBJtaAHEza  KpiknooTH,  a&hhixh, 

EplHOCTHIIH  CBHA^TeJtBCTBa,  OTXftXBHKH, 
PSAHUS    H  AApCTBeHHUff    OailHCH     CBpBH- 

TyniHe,  pasAibJiBnire  k  npoHie  aimi,  o6fl- 
3EiBaTB  H  oÖasuBaTBca  HeycToäRavH,  nepe- 
AABaTB,  npHHHHaTi»  npaBa  n  otfasaHHocTH  no 
jloroBopaiTB,  asTaiTB  h  BOHBaro  pOAa  oösrsa- 
Teju»cTBavB  n  OTKasiraaTBCsi   otb  arx^b; 

HCn0.3HHTB  AOFOBOpU  H  HCnOJIHeHiH  HO 
IIHM'B  TpeÖOBaiB,  pOCnHCUBaTBCH  Be3A%  PAt 

HaAOÖHOCTB  ysaxerB;  xcAaiaficTBOBaTB  y 
CrapmHX'B  HoTapiycoB^  h   b'b  ApyrRX'B 

NiCTaX'B  O&h  yTBepSACHiH  aSTOB'B  h  o6'b 
OTH^TEi  A&HHHX'B  H  EpinOCTHUX'B  CBHA%- 

TOJiBCTB'B,  a  TaKace  o  BsiAa^ib  saioroBHX'B 
CBHA^TejGbCTB^,  H  sonifi  OHHX'B;  npOCHTB 
o  BHeceHht  n  oCrh  ynKTrosemH  BcaKaro 
poxa  3anpenieHifi)  orpaHH^enift  n  AP3rrnx'& 
OTHtTOKx  no  HnoTe^HinrB  h  npo^nvB 
KHHnui'B,  coBcpmaTB  Ha  3TorB  npejpcerB 
ycraHO&iOHHHe  asm,  A'^aTBB'BBimHcax'B 
HBHtaeHiH  H  AonoxHeniH,  bhochtb  nom* 
xBHiiHc6opn,  no jgnuiTB  rjaBHiia  BiooieH 


tekten,  Unternehmer,  Verwalter,  Be- 
YoUmächtigte ,  Geschäftsführer ,  Auf* 
seher,  Arbeiter  aller  Art  anzunehmen 
und  zu  entlassen;  die  Vermögensstüoke, 
speziell  auch  Waaren  und  Ladungen 
zu  Tersiehern  und  im  Falle  eines  Feuer- 
schadens, des  Verderbs,  der  Beschädi- 
gung Ersatz  zu  verlangen,  mit  den 
Versicherungsgesellschaften  Vereinba- 
rungen einzugehen,  den  Ersatz  ia  dem 
Beirage   den  für   gut   finden, 

entgegen  zu  nehmen,  Einpfangsbeschei- 
nigungen  und  Quittungen  auszustellen. 

Die  ^  gehörigen  Gelder   auszuleihen 

gegen  Verpfändung  Ton  Immobilien  oder 
Mobilien  auf  erste  und  folgende  Hypo- 
theken, Wechsel,  Leihbriefe  und  Schuld- 
verschreibungen jeder  Art  und  jeden 
Namens. 

2-  1^1  me?n7a  Namen  und  auf  den- 
selben aller  Art  private,  beglaubigte, 
notarielle  und  korroborirte  Urkunden, 
als  Verträge,  Handelsquittungen,  Ver- 
kauf sverträge.  Straf-  und  Beugelds- 
abmachungen,  Bürgschaftsverträge, 
Kauf-,  Verkaufs-  und  Verpfändungs- 
urkunden, Eigenthumsbescheinigungen, 
Theilungs-,  Abfindungs-,  Schenkungs- 
urkunden, Servitutbestellungen  und  an- 
dere auf  Summen,  Fristen  und  Bedin- 
gungen nach  Ermessen  auszu- 
stellen. Straf-  imd  Reugelder  zu  sti- 
püliren.  Rechte  zu  übertragen,  zu  über- 
nehmen und  auf  solche  zu  verzichten, 
Verpflichtungen  durch  Verträge,  Ur- 
kunden und  aller  Art  Obligationen  zu 
übernehmen,  Verträge  auszuführen  und 
deren  Erfüllung  zu  fordern,  wo  nöthig 
Quittungen  und  Unterschriften  zu  er* 
theilen,  bei  den  älteren  Notaren  und 
anderen  Behörden  die  Bekräftigung  der 
Urkunden  und  den  Vermerk  in  den 
Eorroborirungsbüchem  und  die  Be- 
scheinigung der  Zulässigkeit  der  Ver- 
pfändung zu  beantragen;  die  Eintra- 
gung und  Aufhebung  von  Verboten 
und  Beschränkungen  und  aller  Art 
Vermerke  in  Hypotheken-  .und  anderen 
Büchern  zu  beantragen,  die  dazu  nöthi- 
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axTOB'B,  xaiinua,  sptnocTiniu  v  uAioroBUX 
CBHj(tTeai»cTBa  ■  BCsuEaro  pojut  asTii, 
xoniB,  jgriUHKaTU,  ciipaBKH,yj|ocTOBtpei[ui 
■  AOKyMeBTii;  npoBSBOAiiTi»  pasc^eni, 
]ioj[y^UTb  H  ywuL^nauLTh  A^ubm,  yiiH*!- 
TOSATfc  asm  H  nojyiaTb  o6paiHo  no* 
nuBnu  H  c6opu;  Vh  ciy^at  iiaAoGuocni 

npBHOCHTB     HB    ;^iftCTBiu    HOTl»piyCO£'&    H 

CT&piniix'B  HOiapiycoBX  v  Apymx'B  xojlx- 

HOOTüHX'B  JIMITB,  Bl»  yCIBHO&ICHHOMT»  VO- 

pfl^Kt,  ^BCTHUfl,  ancjflJiioiiHHsi  H  Kacca- 
lUOHBiia  saio6u  bo  Bot  HHeTaiiiUB  cjMfid- 

IIHTB  MtCTB. 


3.  SfinexHUH  cyiiiiu,  nponcirriiusi  u 
KtHUHg  Öyvani,  Bynonu  h  BCSKaro  poxn 
j^yroc  ABHaniMdc  BMymecTBO  vrh  Focy- 
MP^neyraaro  Banica,  ero  Koinop^  ■ 
OTAtaenit,    KaanaHeioTB^,    ropcxcKEXi», 

^aOTHUX'B,  XpexVTHHX-B,    (SjarOTBOpHTOJli- 

Hini»,  cyAeÖHiocB,  ajpivHHCTpaTnBuux'&, 
BOflxaro  poAa  Kaaemuixi»  r  MpyruxT» 
y^eamesift  BoeRHaro  m  ipaauauoKaro 
BtAoi|o<»nrB,  mvh  wrewtctvh  napoxoxoHX'B 
ROMsaidil,  ynpaBJieRift  r  CTaHidft  xaiftQ- 

RHX'>   XOporB,    TpaRCnOpTHUX'B    RORTOp'&y 

or&  j(aiaRHOCTHiix'&  r  ^aerHHX'B  jriii  r 
OTRyxa  ''LMM  or&  Roro  cj^AOBBTi»  6yAfirh 
HO  BeRoejunrBy  poesROKaR^  oneraRX, 
TpaRO^epraRi,    teieipaRRaH^,    nepeBOA* 

ilHR%  R  TpaHC«epTBil]r&  6RJ[eTaR7>,  t&io- 
HBR^y  KBRTaHQlflR'B,  HeRaR^,  HaXJaAHMR'B, 
KynHRR^>      QtLRAtLAßUWh,     J^OPOBOpaR^      R 

npouRR'B  AOKyReHTaRx  n  aKiav^  lum 
6601»  OHUX'B— naiy^raxb,  Beax^  lAi  uyxHO 
6yAerB  pocnBcuBaT&cx,  RBRTOBarfc  aaExaK- 
HiiR,  RBXHBjuTb  corjBcie  Ma  CHflTie  oa- 
RpemeniA  r  yuHvroxeiiie  orpaHR^enift  r 
Atjaxfc  OTCpoHRR  RJiaTeseft.  Bciadii  npR- 
HaAiesamla  xeReauaui  oyRRU,  npa- 

^eRIBIIs   R   ntwHHg    6yRarR:    rooyxap- 

«TBeHRSia  R  ^UU»RU9>   AOSyRORTSy  BCaRlR 

i^RHOCTR  R  npo^ee  RRymeciBO  OTAaBaiB 
Ra  xpaRORie,  leRynüft  o^erB  r  rb  bxjma'b 
B'B  FopyxiipoiBeHRHt  EaHRrby  ero  ror- 
TOpS  k  OIWifORlR,  RpexRZHHR  y^posMO- 


gen  Urkunden  zn  errichten,  abzuändern 
und  zu  ergänzen,  die  Gebühren  und  Ab- 
gaben einzuzahlen,  Auszüge,  Kopieen 
und  Urkunden,  Eigenthums-  und  Ver- 
pAndungsbesoheinigungen  zu  empfan- 
gen; ebenso  aller  Art  Urkunden,  Ko- 
pieen, Duplikate,  Auszügd,  Bescheini- 
gungen und  Dokumente  entgegenzu- 
nehmen; Abrechnungen  Yonunehmen, 
Geld  zu  zahlen  und  zu  empfangen,  Ur- 
kunden zu  annulliren,  Gebühren  und 
Abgaben  zurückzuemp£ingen,  wo  nöthig, 
über  dasVerfahren  der  Notare  und  älte- 
ren Notare  und  anderer  Amtspersonen 
Klage  zu  führen,  Beschwerde,  Appella- 
tion undKassationin  gehöriger  Ordnung 
in  allen  Instanzen,  einzulegen. 

S.  Geld  in  Werthpapieren,  Ck^upons 
und  aller  Art  bewegliches  Vermügen 
aus  der  Reichsbank,  ihren  Kontoren 
und  Abtheüungen,  Renteien,  städti- 
schen, privaten,  Kredit-,  Wohlthätig- 
keits-,  Gerichts-,  Administrativ-  und 
aller  Art  Institutionen  des  Militär-  und 
Clvilressorts,  den  Agenturen  derDampf- 
schif^esellschaften,  Verwaltungen  und 
,  Stationen  der  Eisenbahnen,  Transportr 
komptöiren,  von  Beamten  und  Privat- 
personen von  wo  oder  von  wem  es 
sei,  auf  Wechsel,  Quittungen,  Rechnun- 
gen, Transferte,  Telegramme,  Ueber- 
tragungs-  und  TransfertbiUete,  Talons, 
Quittungen,  Cheks,  Frachtbriefe,  Kauf- 
briefe, Pfandbriefe,  Verträge  und  andere 
Dokumente  und  Urkunden  oder  ohne 
solche  — .  zu  empfangen,  überall  wo 
nöthig.  darüber  Bescheinigungen  zii  er- 
theiien,  über  Pfandbriefe  zu  qyitriren, 
die  Zustimmung  zur  Aufhebung  von  Ver- 
boten oder  Beschränkungen  zuertheileii, 
Fristen  zu  gewähren,  jeder  Art 
gehöriges  Vermögen,  Geld  und  aller  Art 
Werthpapiere  (Staats-  und  Privat-)  und 
Urkunden  aller  Art  Werthsachen  und 
andere  Vermögensstücke  der  Reichs- 
und anderen  Banken,  ihren  Abtheilun- 
gen und  Kontoren,  an  Kreditinstitute, 
Privatpersonen  als  Depositum  oder  auf 
Kontokurrent  oder  als  Einlage  zn  über> 
geben  und  zurückzuerhalten,  Deposita 
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Hin,  HacTuxoTB  iBiiaM'L  H  oCpaiHO  noiEy- 
uaTB,  npHHBHaTB  TaKOBKe  Ha  xpaneme  h 
BOSBpaiuaTi»  o6paTuo ;  xo^aTaficTBOsaTL  bo 

BCJJ^Z'B       XpeAHTHHX'B       y^peaf^CHlHX'B       o 

Biij^aHft  nepBOHa^ajtBUHX'B  h  AonojEini- 
TeiBUHX'B  ccyA'B,  noÄjnaah  xaROBiza,  noA- 
mcHLBaTB  omcB,  oKJbHRn,  njuiHU  h  bIao- 

HOCTH,   BXIAaBaTB  BCflBarO  pOAa  ^OJ^lHCKHy 

QajoroBHH  n  Apyria  o6fl3aTejiiiCTBa,  ipe- 
<Syx>Ti2lflCH  ycTasaxH  KpeAmHux'B  y^ipes- 
ABHifi  H  Hcnojnaib  bc%  neo6zojpußisL 
#opxajBHocTB;  noABHCHBaTi»  ^CKH  H  no- 
jiyitaxB  no  uhitb  MfiRMni.  Bexcej«  h  ^py* 
rifl  ^^ojcroBHH  o6fl3aT&ii>CTBa  npoiecTOBaiB 
H  «BxsTB  Bxx  3a  HenjaTesR'B  B  nojcy^aiB 
oGpaino  c%  npoTeciaMB,  a  paBBo  yiLia- 
^LHsaTB  j^eBBrn  h  nojiy^uiTB  ojuaYCHHue 
BeseejLsi  h  o^flsaiejBCTBa. 

4.  AApecoBaHHy»  aa  biuz        Bcasaro 

POAE   KOppeCIIOHjll^eiUQD,    BpOCTEZfl,   3aKa3- 

uiia  ■  oipaxoBBis  HBCBKa,  AeHBm,  y3JCEz 
u  BaReTHy  QftHHue  B  663^  js!Abu,  a  paBBa 
Tejerpaifxu  fl3'B  noTravTa,  bo^tobhx'b 
xoBTop'B,  TavoaseB'B  B  TBierpaAHHX'B 
ciaHiqit  nojiyHaTB  b  pocnBCKBaiBCS. 

5.  BecTB  Bcft  6eox  Bcmn^eBiB  rpas- 
ßfgäesdg.  B  yrojOBHUB  a^^^msl,  kkrt»  vunt 
npOBSBOABDiiaca,  TaiTB  b  snpeAB  BorymJB 

BOSBBKHyTB:     B'B    MHpOBHXX     B    OGb^BX'B 

•cyAeÖBHX'B  y^exAGHiflX'B,  KoBBep^e- 
•CEBX'B  cy^ax'B,  npaBBTejiBCTByx>meBi& 
CeuxAy  BO  Bcftx'B  ero  JlenapTaMeBiax'B 

H     06mBX'B     GoÖpaBlBX'B,     OneKyBCRBX'B 

ynpasjieBiBX'B,  BOHOBcropiax'B  b  Booön^e 

BO  BCftXX  npaBBTeJBCTBOBHHX'B  B  aipIBHB- 
«ipaTBBBUX'B  BJbCraX'B  B  y  AOJIXHOCTHUX'B 

H  BaiajEBCTBynmBX'B  jlricb  rpaaiAAHCBaro, 
jtyzoBBaroBBoeBHaroBJbi^oMcecTB'B;  npe^'B- 

SLBlXJh  OaMOCTOflTeiBBUe  B  BCTpi^HSie 
HCSB  B  HO  TaKOBBOTB  OTBl^UiTB,   BCiyHaTB 

B'B  Xl^jUk  Wh  Ka^ecTBft  tpeiBflro  XBi^a  b 
BpBBJLeEaij^  Wh  A^jy  TpeTBBxi  jxn^f 
y^acTBOBaiB  B'B  Ka^ecTBib  rpaasj^awcKaro 
Bcnxa  no  yrojoBHSB'B  a^juutb,  B036ys- 
ASLTb  o6BBBeBia  B  yrojOBBHH  npecjübAO- 
Banifl,   oBjaxBcs  sa  cjßlk  B'B   Ba^ecnli 

oGBBHBTeja  H  61ITB  8an;BTBBB0B%  HO 
yTOlOBBSOrB      X^fcJÜOrB,       BSHCKSBaiB      0% 

AO.iSHOCTBHX'B  jiBi^B  B03Barpaa;AeBi6  sa 


zu  empfangen  und  zurückzuerstatten; 
in  allen  Kreditanstalten  um  erste  und 
folgende  Beleihungen  von  Werthen 
nachzasuchen,  die  Summen  zu  em- 
pfangen, die  Inventur,  Taxation,  Pläne 
und  Beschreibungen  zu  unterzeichnen, 
jeder  Art  Erklärungen  auszustellen, 
ebenso  Pfandbestellungen  und  andere 
Obligationen,  die  Von  den  Statuten  der 
Banken  verlangt  werden,  Oberhaupt 
alle  Formalitäten  zu  erfüllen,  Cheks 
zu  unterzeichnen -«nd  auf  sie  Geld 
zu  empfangen,  Wechsel  und  andere 
Schuldverschreibungen  zu  protestiren 
und  wegen  Nichtbezahlung  einzureichen 
und  zürückzuempfangen,  Geld  zu  zah- 
len und  die  bezahlten  Wechsel  und 
Obligationen  zu  empfangen. 

4.  Die  auf  Nsmen  adrcssirte 
Korrespondenz:  einfache,  rekomman- 
dirte,  versicharto.  Briefe,  Geld,  Packen, 
Banderolen  mit  und  ohne  Werth,  Tele- 
gramme aus  dem  Postamt,  den  Post- 
kontoren, Zollbehörden  und  Telegra- 
phenstationen zu  empfangen  und  dar- 
über Bescheinigungen  zu  ertheilen. 

5.  .\lle  Civil-  und  Kriminalsachen 
ohne  Ausnahme  zu  führen,  sowie  die 
jetzt  schon  verhandelt  werden,  als  auch 
die  später  entstehen  könnten:  vor  Frie- 
dens*, allgemeinen  und  Kommerzgerich- 
ten, vor  dem  dirigirenden  Senate,  in 
allen  Departements  und  allgemeinen 
Versammlungen,  bei  Yormundschafts- 
behörden,  Konsistorien  und  Gberhaupt 
allen  Regierungs-  und  Administrativ- 
behörden, Beamten,  den  Chefs  der  Civil-, 
geistlichen  und  Militärverwaltungen; 
selbständige  Klagen  und  Widerklagen 
zu  erheben  und  -zu  beantworten,  bei 
Prozessen  zu  interveniren  und  andere 
zu  adzitiren,  in  Kriminalsachen  als 
Civilpartei  aufzutreten,  Anklagen  und 
strafrechtliche  Verfolgung  zu  bean- 
tragen, als  Ankläger  und  Vertheidiger 
in  Strafsachen  vor  Gericht  aufzutreten, 
von  Beamten  Schadensersatz  zu  ver- 
langen; Gesuche,  Erklärungen  und  an- 
dere Papiere  einzurdchen;  die  Thei- 
lung  gemeinsamen  Eigenthums  zu  be- 
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Bpexh  H  y6BiTKH,  nojuusaTB  opomeida, 
eaaB^emsi  h  j^jrria  Cynam»  npooR»  o 
pnaf%i%  o6iiuix'B  KxymecTB'B  s  yiaciBO- 
B«TB  B%  TftEOBKix'B  pa3At jax'B,  zojtaiaft- 
CTBOBaxb  o  npHauaHiK  xaBHocTHaro  Bia- 
xkuiH  X  o  BBOAft  BO  BJiaAlHie,  AftBatfc  ha 
cjAft  ciOBeoHus  H  mcBMeHBux  o6%ao- 
ReHUi,  BastBJunb  otboxb  x  cnopu  o  nox- 

«OTt  X  COKXlHis  Vh  no;(nHKOCTK  aSTOB^ 

K  no  imKOBim  BoapasaTb,  npocxu  o 
JipncyMMfiBin  cjAetfxiirB  x  oa  BOAeuie 
XJU'b  xoA^psoKiS  Aiyniaii»  ptmexbi,  onpe- 
XftieHix,  peaoADQix  x  npvroBopu,  3a- 
XBJHT&  xeyAOSOJiumiie,  npxHOOXTb  ^lacr- 
RHXy  anejjmioHKiu  x  BaccaiQoxxHx  sa- 
Mo6Uy  a  TaKse  npocBtSu  o  nepeoxorpil  x 
ontxt  ptDieirift,  BCTyiiKBiiixx'&  b'b  Baxox- 
xyD  exi7,  npoexTb  o  BOscTaBO&iexix 
epoxoB^,  noijHKth  x  npeACTa&uTbr 
xonix,  onpaBKB,  yAOcroBlpema,  no;uxBKiie 
AOKyxexm,  xeTpx^ecxiit  cBHA^TexBOiBa» 
xoaojmxTeiBRiie  x  BBo^HHe  xxciu  x  npo- 
Hix  Bbsocaro  nasBaHix  6yxarx,  xpoxa- 
BOMßth  BaHCKanix  Bctxx  yxawiwmixx  vh 
oaxoRt  csoco6axx,  npooxTi»  o  Hajoaxexix 
apeeiOBTB  x  Banpeiueiiift  xa  xxyiueciBa 

OTBtmaCOB«  X  O  OHETIK  TaSOBSZX'B  Bax^ 

0%       xxyiuecTB'B,  taiTB  x  cb  xxyn^ecTB'B 

OTBftnUXOBX,  HpHOjTTCTBOBaTB  XpX  BBOA& 

BO  BJUAftHio,  a  laxace  xpu  onxcx,  OAtHidk 

X  npOAaSRt  BKViAeCTBl^  OTBJlT^XXOB^ 
OCTOBJUITB  TaSOBUSl  3a         ,  XpoCXTB  O  SKHr 

KOK%  saAepxauiH  AOiUKUxKOBTb,  0  oarpax* 
xenix  BXi^  BHt3Aa  x  o6'b  OToCpaBix  otb 
BBxx  noAuncKH  0  HeBHftSAlk,  a  Taxaxe  o 
spuDBanix  xxi>  iiecocTOHTeji&BUKK,  o&b 
TTipexAeHiB  iiaA'B  a^akh  bx'B  aAHXHx- 
OTpaidft  H  KOHKypciiux'B  ynpaBJtOHifl,  bx 
KOTopux'B  y^acTBOBaib  CB  npaBOKib  ro- 
joca,  X36pania  h  Cuth  X36painiiix'&  x 
BC^MH  npaBaxH  spCAHiopa,  xBAoacexmix 
B'B  ycTasax'B  o  loproBoft  x  neioproBoft 
HecoGToaxeji&HocTH,  sepeAaBaTB  xcnojux- 
Teju>Hue  jincTS  x  npasa  na  kckh,  nojiy- 
uaxB  jifinexüJisL   cyxxu   x   Apyroe  xxy- 

meCTBO,    OEaUTHBaTB  A^a  XBpOM'B,   EaS'B 

AO  TaKx  K  HO&ift  cyAa^  noAsepraTB  ji,%MJSk 
pftmeHix)  ipeTeftcKaro  cyAS^  noAasaTi»  xx- 
poBLZfl  npomeniH,  oaKJLiD^iaTB  xspoBBis 
CAftAKx  X  TpcieficKifl  3ainicu,   Tpe6oBaT& 


antragen  und  durchzafQhren;  die  An* 
erkennung   der   Verjährung    und   die 
Besitieinweisnng    nachzusuchen;    vor 
Gericht    mündliche    und    schriftliehe 
Erkltrungen  abzugeben,  Einreden  Tor* 
zubringen,  Zweifel  an  der  Echtheit  von 
Urkunden   zu  erheben,   die  Fälschung 
Yon  Urkunden   zu   behaupten   und  in 
solchen  Sachen  zu  antworten,   Ersatz 
der  Oerichtskofiten  und  Anwaltsgebüh* 
ren    zu    verlangen;    Entscheidungen, 
Verfügungen,  Kesolutionen  und  Urtheile 
anzuhören,  Unzufriedenheit   zu   erklä* 
ren,  Beschwerden,  Appellationen,  Kas* 
sationsgesuche  einzureichen,  ebeiuo  Ge- 
suche   um    Keyision   und   Aufhebung 
rechtskräftiger  Urtheile,  um  Restitution 
der  Fristen  und  Termine  nachzusuchen; 
entgegenzunehmen    und   einzureichen: 
Eopieen,  AuskQnfte,  Bescheinigungen, 
Originalurkunden ,      Metrikscheine,  *} 
Vollstreckungs-  und  Besitzeinweisungs- 
bogen^)  und  aller  Art  Papiere;  Zwangs- 
ToUstreckung   mit    allen    gesetzlichen 
Mitteln  zu  betreiben,  um  Verhängung 
von  Verboten  und  Arrestanlegnng  auf 
das  Vermögen   des   Beklagten,   sowie 
um  Aufhebung  solcher  vom  Vermögen 

desselben    und    des    ^^i_.    nachzu« 


suchen;  zugegen  zu  sein  bei  Besitz» 
einweisungen,  Inventur,  Taxation, 
öffentlicher  Versteigerung  des  Vermö- 
gens des  Beklagten,  dasselbe  statt  Zah- 
lung für  :^^  anzunehmen;  Verhaftung, 

Verhinderung  der  Abreise  und  Ver- 
pflichtung zum  Verbleib  am  Orte,  Er- 
klärung der  Insolvenz  des  Schuldners, 
Errichtung  von  Administration  oder 
Eonkursverwaltung  zu  beantragen,  an 
der  Errichtung  mit  Stimmrecht  wie  ein 
Gläubiger  nach  den  Statuten  Qber  Han- 
dels- und  Nichthandelsinsolvenz  thefl- 
zunehmen;  die  VoUstreckungsbogen  und 
das  Elagorecht  zu  cediren,  Geld  und 
andere  Vermögensstficke  entg^enzu- 
nehmen,  Vergleiche  abzuschliessen  so- 
wohl vor  Beginn  des  Rechtsstreits  als 
auch  nachher,  schiedsrichterliche  Ent- 
scheidung zu  beantragen,   Vergleicha- 
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OTX  noBlpeBHiix'B  H  j^pyrHX'B  xHin»  OT-  gesuche  einzureichen,  Yergleicheurkun- 
Hern,  HenpaBHjamie  ocnapHBarjb,  yvwir  den  und  solche  über  Schiedsverfahren 
ToxaiB  BcsBisi  AOBtpeHHOcTH  lAwh  6h  to  XU  orrichten ;  Von  Bevollmächtigten 
HH  6iuo  BBAaHHiis  ■  BooGu^e  nojLBBO-  und  anderen  Personen  Bechenschafts- 
BftVbca  BctKv  npaBAMH  spHBaAxe-     ablegung  zu  verlangen,  unrichtige  an- 

zufechten, aller  Art  Vollmachten,  von 
wem  sie  auch  ausgestellt  sein  mögen, 

zu  widerrufen  und  überhaupt  alle  ^. 
zustehenden  Rechte  auszuüben. 

a)  d  h.  Tauf-,  Tr»a-  und  TodtensclMtae. 

b)  d.  h.  Befehle. 

b)  Die  Ostseeprovinzen  Livland,  Estland  und  Kurland.^) 
1.  Prozess-,  Eonknrs-,  tmd  Erbsoliafts-  (Qeneral-)  Vollmaolit.^ 

Die  gewünschten  Spezialvollmachten   sind   durch   entsprechende  Streichungen 
im  Texte  der  Vollmacht  jeder  Zeit  nach  Belieben  herstellbar.) 

MuoCTHBUtt  Focyj^pb.  Hochgeehrter  Herr 

1.  TnomoMoiBBa     Baei^  aaiitHaTi»  1.  Hiermit  ermächtige         Sie 

so  m&twh  A&uiTB,  Kaoannuraca  in  allen  Angelegenheiten  zu  vertreten^ 

H  wnymfitfuvh;  npemymeciBeHHo  weiche  und  Vermügen 

ase  sauo^aib  otb  mKeM  Bca*  betreffen;  insbesondere  abor  in 

xaix>  poxa  cßiusuj  Bs^aBaTB  o6awtejar  Namen  jegliche  Art  von  Rechtsgeschif* 


^)  iJfaeh  roBBischem  ProzeBSiecht  müssen  Vollmachten  in  einef  Öffentlichen  no- 
tariell zn  beglaubigenden  UiAnnde  ausgefertigt  werden,  wobei  die  Handlungs-  und 
RechtefUdgkeit  des  Vollmachtgebers  zu  beurkunden  ist.  Wird  die  Vollmacht  zur  Ver- 
tretung einer  Handelsfirma  oder  Gesellschaft  ertheilt,  so  ist  vom  Notar  im  Beglau* 
bigungsvermerk  zu  bescheinigen,  dass  der  Aussteller  der  Vollmacht  als  Gerent  der 
Firma  resp.  als  Vertreter  der  Gesellschaft  zur  Ertheilung  der  Vollmacht  berechtigt  ist; 
bandelt  es  sich  im  letzteren  Falle  um  eine  Gesellschaft,  die  sich  auf  Grund  eines 
obrigkeitlich  bestätigten  Statuts  konstitoirt  hat,  so  ist  ausserdem  erforderlich,  dass  in 
dem  Attestationsvermerk  die  VoUmachtsertheüung  als  den  resp.  Gesellschaftsstatuten 
entsprechend  beurkundet  wird. 

Wird  die  Vollmacht  im  Auslände  ausgefertigt,  so  ist  die  Legalisation  der- 
selben seitens  der  Ortlichen  russischen  Eonsulargewalt  erforderlich,  welche  gemäss 
Art.  465  der  Civilprozessordnung  des  Kaisers  Alexander  IL  ausdrücklich  bescheinigen 
muss,  dass  die  Vollmacht  gemäss  den  Ortlichen  Landesgesetzen  ausgefertigt  ist» 

Nach  Art  250  derselben  Civilprozessordnung  muss  dem  Bevollmftchtigten  in  der 
VoUmacht  das  Recht  ausdrücklich  eingeräumt  werden: 

1.  Appellationsklagen  zu  führen. 

2.  Um  Aufhebung  rechtskräftiger  Ürtheile  zu  petitioBiren. 
8.  Sachen  durch  Vergleich  zu  erledigen. 

4.  Eia  Streitverfalu-en  wegen  Fälschung  einzuleiten,  sowie  ^ch  anf  ein  solcbeo 
einzulassen. 

5.  Schiedsrichter  zn  erw&hlen,  und 

6.  Die  ertheilte  Vollmacht  auf  andere  Personen  zn  nbertragen« 

Loa  entgegengesetzten  Falle  gilt  die  Vollmacht  als  zur  Vornahme  der  bezeich* 
neten  Handlungen  nicht  ertheilt.''  (Mittheilung  des  Kaiserlleli  deutsehen  General* 
kMUvlato  zu  Biga  an  die  Herausgeber.) 

*)  Formular,  mitgetheilt  durch  das  Kaiserlich  deutsche  Generalkonsulat 
zu  Biga. 
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ema,  npoMßMvth  h  3«KiawiaTB  npinaA- 

xvMOeTM  u  otay  h  na  ycxoBisx'B  nn 
BamoHy  yoMorptHi»;  ofnuauBaihea  otb 
npHB^,  ]ipiiiaMeaBauaix'&  coBep- 

nuTB  nepeyeiyiixy  A6Hesiiux'B  oGsisa- 
leUiOTB^  BimaBHUX'B  iia  hhb: 

]XpBUUaT&  "MMM  OTBaaUBaTbCH  0T1>  liaCJlftj(- 

ersa,  coBepinaTfcpa9Aijn»BH&»anncB,  unpe- 
M^tÄHZ  ]ipH^BTaK>myi>eH  a<»k»  uo 

Bamerny  yoKorptaiB). 


2.  HeaaBVcno     i>r&    cero     ynojno- 
xo^aoa  Ba<rB  xo^aTaficTBODan  no 

BCtlTB  A^'AH'B  KBEX  rpax- 

AaHCKBM'Bi  TBTB  B  yrOJOBIIHH'B.  npOBO- 
BOJMIIURMCS    H    BnpOAfc   BOQIlBRliyib  MOiy* 

mBui'fcy  BO  Boar&  Gyxetfnuxii  ycranoBJie- 
idflxi,  a  Taxxe  vh  ntcrax'B  m  y  j«u<b 
AjQOiHBeTpaTBBiiaro  Bt^OHOTBa,  b'b  J(yxoB- 

BHX'B  KonCBOTOpiJCX'B,  ilenyTftTCRBX^  Co- 

<Spafllsxra  b  Bctx'b  06mecTBeiiiiiiTxx  y^pe- 
XAeniBX'b,  bi>  npaBBT6jiB0TByi>meirb 
Ceiiari  no  BCtai^  ero  JtenapraMeBTaB'b, 
ue  BOBiDTafl  KaccauionHUxx,  h  vh  0(5- 
mBXi»  Co6paiiiHX'B  AenapTHBCiiTOB'L  Ce- 
iiata,  HBJUiTbCfl  B^  KavecTBt  Bcma«  otbIt- 

HBKa     H     TpOTbAlX)     JIBUa;      UpeA'&HSJMIfc 

BCflKaro  poAa  bckh  b  oTBtHatB  no  toko 
Bioix ;  B086yxAaTB  b  noM^psHBaTi»  yro 

JIOBHHB     0(SBBUeiliii;      nOAdBATb      BCftKai'O 

poxa  npomenifi»  xo^ataflcTBa,  oC^xsiBjeHiff- 
OTOBBH  n  ^yriii  6ynani;  npBcyrovBOBan- 

npn  AOEMAMßX'h   Ml^'hy    OaklBJIflT&    otboxh^i 

npejietaBiflTb  (uoBecHH«  b  nBci»MeHUira 
otfxflCHeHisi ;  npOA'BiouHTL  b  nuM^^pBCBRaTi» 
cnopBi  0  uoMAOvh  B  oiBtHaxi»  no  tokbitb 
cnopavB;  Z0AaTaflcTB0BaT&  o6'B  o6e3- 
neHOHin  bckob^  b  xoBaaaTejiBCTB^  ofo 
oTBtHt  TBKOBaro  o6e3ne^eBiH,  o  HaioxeaiR 
■  CBüiiB  sanpomeHift  no  nnynieciBaHnb; 
BHCjymBBaTb  pibmeHui,  onpeAlJesix,  peso- 
Mm^m  H  nparoBopH;  oG^aBJsm  na 
BCBBÜI  nocranoBjenia  yAOBOi&ciBie  hjb 
neyxoBaiBciBie ;  npBnocBT&  HacraiiH, 
annejjjgutoHHHH  h  KaccaipoHnHB  aeaioÖH; 
noiyvrn,  orny^a  dy^erB  nyxno^  Bonin, 
cnpasKH,    BCBBaro    pOAa    MfiKyueBm    u 


ten  abzuBchliessen,  verbindliehe  BrUft- 
rungen  aussastellen,  geli^rigiee 

bewegliches  und  unbewegliches  Ver- 
mögen zu  Preisen  und  unter  Bedin- 
gungen nach  Ihrem  GutdOnken  su  rer- 
kaufen  und  zu  Terpftnden;  auf 
gehörige  Rechte  zu  verzichten,  Zessio- 
nen auf  Namen  ausgestellter 
Geldeswerth  reprfisentirender  Verpllich« 
tungsscheine  vorzunehmen,  Erbschaf- 
ten anzunehmen  oder  auszuschlagen. 
Theiluiigsvertrftge  abzuschliessen  und 
hierbei  nach  Ihrem  Ermessen  die  anf 
entfallende  Quote  su  bestimm«L 
2.  Ausserdem  erm&chtlge  Sie, 
in  allen  Civil-  und  Eriminal- 
sachen,  welche  zur  Zeit  bereits  an- 
hängig sind  oder  künftig  entstehen 
können,  sich  als  Vertreter 
zu  geriren,  in  sfimmtlichen  Gerichts- 
institutionen, desgleichen  bei  Admi- 
nistrativpersonen  und  -Behörden,  in 
geistlichen  Konsistorien,  Deputirten- 
Versammlungen  und  allen  Kommanal- 
Institutionen,  im  dirigirenden  Senat  in 
allen  seinen  Departements,  einschüees- 
lich  der  Kassationsdepartements,  so- 
wie in  den  Plenarversammlungen  der 
Departements  des  Senats  als  Kläger, 
Beklagter  und  dritte  Person  aulzu- 
treten; jede  Art  von  Erlagen  anzu- 
stellen, sowie  sich  auf  solche  einzu- 
lassen; Kriminalklagen  zu  erheben 
und  aufrecht  zu  erhalten;  jede  Art 
von  Gesuchen,  AntrSgen,  Deklaratio- 
nen, Erklärungen  und  sonstige  SchrlfU 
Stöcke  einzureichen;  bei  der  Verhand- 
lung zugegen  zu  sein,  Einreden  vor« 
zubringen,  mfindliche  und  schrift- 
liche Erklärungen  abzugeben;  Streit- 
verfahren wegen  Fälschung  einzuleiten 
und  fortzuföhren,  sowie  sich  auf  der^ 
artige  Streitverfahren  einzulassen;  An- 
träge zur  Sicherung  von  Klagen  und 
Beweismitteln,  femer  wegen  Aufhebung 
einer  solchen  Sicherung,  sowie  auf  Ver* 
hängung  und  Hebung  von  Verboten, 
betreifend  die  Veräusserung  von  Ver- 
mögensobjecten,  zu  stellen;  sich  mit 
jeglichen  Verfügungen  zufrieden,  resp. 
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■oEOjaniejiuuie  jcucih,  no  isoropiDTB 
npoasBOAVDk  nsHCsaBia;  B3HCEHBaT&  cy* 
AeÖBUK  wißfipxsm  s  76utkh;  ipe5oB8Tb 

OneTHOCTH,  ZOJtaiaftCTBOBaXI»  O&h  OTKtBt 

ptmeaid,  BOTyuBnuizx  wh  8«K0Hfiyi> 
ouy,  ■  oOx  Bx-L  HcnojiaeniH;  npocan 
o  jM*iiiOH7i  :)aACp»aHiB  h  061»  odi>HBJieuiH 

UeOOCTOBTCdibaiiUlH  JieMCUpARHUX'B  AOJUR- 
UHKOBl«. 


H.  YuacTBOBaTB  b^  KoitRypcaxi«  u 
«AmHBCTpaiuax'B  co  bcI^mb  spaBHMB,  Epe- 
ABTopaM'b  no  saxoHy  spBHsvM^samBKB ; 
npn  npoAaaet  jocymecTB'B  e^  ny<5jiHHBaro 
lopra  npBiiuxaTb  ^nuterie  b'b  obbch, 
OKlkuicty  Wh  Toprax'L  m  nepeiopsBaz'B ; 
]ipuuBxaT&  npnoyaKAeiuiua  k  BCsiRaro  po^a 
csi^yionUH  Muft  BByn^ecTBa  b  AoiiexHUH 

CJUMfil. 

4.  npeACiaBAHTb  Kyn^i«  KptoocTB, 
o6jiBnuuB  B  AORyncBTU  BCsiRai'o  po^a  M^ 
:sBec6uiH  bx^b  bi»  Bnore^oiua  Kuara,  aa- 
HBJHTi»  npoci»6u  0  npouafiOAOTBt  yRpin- 
jiemA  M%  I^taOGTBEizii  ÜTJitJOijiflXT»,  no- 
JiyuiTfc  wFh  CBZ*»  OTji;bj[euift  KpiknoeTuue 
Mcm,  AfiKyueaju,  OBBj^iejifcciBa  b  yAOOio- 
9&peiiia,  a  xaKvo  bohIb,  BtumcB,  cnpasRH 

B  T.  n.  nS'B  XptnOCTHHZ'B  peocTpOB%  X 
apyilHX'l»  XHBrB  KpftnOCTHKX'b  B  HoTa- 
piaiHHXT»  ApXBBOB'b;    npOCBTB   o   coeAB- 

ueBiB  JUM  paar&eABHeDiB  no  snoTe^Biurb 
KBBraHrb  npBiiaAzesamBX'b  ucabbxb- 
xocreft,  a  TaRxe  jijiBBJh  coiMacie  na  no- 
Tameuie  (ascrpoccai^io)  BHOieirL  b  aa- 
naeeft;  cxouomt»  A^ficTBOBaTi»,  samBiuau 
HHiepecu  ,  noBCDAyi  BaKTt 

6u  cax  JKB^HO;  npeicpamaTB  j^tÄ^ 
MBpoM'B,  eoBepmaxb  XBpoBua  oancB  b 
aoAaBan»  XBpoBua  npomoBis;  Bo5upaTL 
nocpeAHBKOB'B  jua  TpereftcBaix)  pasOopa 
s  oaKWHaTB  TpeieflcKia  oanacB;  nepe- 
AOBftpaTb  cii>  AOBjkpeBBOciB  Apyraarb  jul- 
Hß,wh  CB  npaBOBT»  AajSQbiilifiinaro  bbh 
uepcAOBibpi».    Bo    Bceai»,   ^to   Bu    bjb 


unzufrieden  zu  erklären:  Sonder-,  Ap« 
pellations-  und  Eassationsbesch werden 
einzureichen;  von  wo  erforderlich,  Eo- 
pieen,  Auskünfte,  jede  Art  von  Doku- 
menten sowie  Vollstreckungsbefehle  zu 
empfangen  und  auf  Grund  letzterer 
Beitreibungen  auszuführen.  Gerichts- 
kosten  und  Schäden  beizutreiben,Rechen- 
Bchaftslegung  zu  fordern,  um  Aufhebung 
von  Urtheilen,  welche  die  Rechtskraft 
beschritten  haben,  nachzusuchen,  des- 
gleichen auch  um  Vollsti  ockung  der- 
selben, auf  Verhaftung  und  Insolvenz- 
erklärung von  Zahlungssäumigen  und 
Schuldnern  anzutragen. 

S.  In  Eonkursen  und  Administra- 
tionen mit  allen  den  Gläubigem  nach 
dem  Gesetz  zustehenden  Rechten  theil- 
zunehmen;  bei  der  Öffentlichen  Ver- 
steigerung von  VermOgensobjekten  an 
der  Inventur,  Abschätzung,  ersten  und 
zweiten  Versteigerung  sich  zu  bethei- 
ligen; zuerkannte  sowie  jegliche' 
zukommende  Vermögensobjekte  und 
Geldsummen  zu  empfangen. 

4.  Eaufkontrakte,  Obligationen  so- 
wie jegliche  Art  von  Dokumenten  zwecks 
Eintragung  in  die  Hypothekeubücher 
vorzulegen,  Anträge  auf  Vollziehung 
von  Eorroborationen  in  den  Grundbuch- 
abtheilungen zu  stellen,  aus  diesen 
Abtheilungen  Grundbuchakte,  Doku- 
mente, Bescheinigungen  und  Beurkun- 
dungen, sowie  Eopieen,  Auszüge,  Aus- 
künfte etc.  aus  den  Grundbuchregistern 
und  sonstigen  Grundbüchern,  sowie  den 
Notariatsarchiven  zu  erhalten;  um  Ver- 
einigung resp;  ■  Trennung  von 
gehörigen  Immobilien  in  den  Hypothe- 
kenbüchem  nachzusuchen,  desgleichen 
Ihre  Zustimmung  zur  Löschung  (Ex- 
grossation)  von  Hypotheken  und  Ver- 
schreibungen  zu  erklären;  mit  einem 
Worte  unter  Wahrnehmung 
Interessen  überall  so  zu  handeln,  wie 
es  selbst  thun  würde;  Sachen 
durch  Vergleich  zu  erledigen,  Ver- 
gleichsverschreibungen zu  vollziehen 
und  Vergleichsanträge  einzureichen ; 
zwecks    schiedsrichterlicher   Entscheid 
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BamM  noBftpewuie  so  ceft  AoatpesHOon 
oftBOBBo  CKluete,  BavB  Btp  ,  eso- 
pwth  w  npesooiOBsn  h«  6yj(  .  AoBft- 
pemoers  na  spuiajuasvrb 


dang  Schiedsmliuier  %n  a^rihlen  mid 
SchiedsTerirftge  abzusohlieesen;  diese 
Volimacht  auf  andere  Personen  in  über- 
tragen mit  dem  Rechte  weiterer  Sub- 
sütation.  Alles,  was  Sie  oder  Ihre 
BeTollmAchtigten  auf  Grand  dieser 
Vollmacht  gesetxlich  roUsiehen  werden, 
anerkenne  ,  und  werde  es  nicht 

bestreiten  oder  anfechten.  Diese  Voll- 
macht ist  ertheilt  dem  Herrn  QfameD 
des  BeToUmftchtigten). 


2.  VoUmaoht  tüx  Oivll-  und  Qmndbuolisaohen.^ 


JOBtpeUHOCTb. 

HaeiomieD  AoatpenHocTb» 
ynonono^BBaerca  na  BexeBie  —  bo  bcAtb 
€j$fi6BMrh  H  ajmBUMerpaTWBHHX'B  y^peac- 
AcaiarB,  ae  vcBjno^aa  npaBBTCucTByiH 
maro  CenaTa  ■  Otfmax'B  Go6paHift  ero 
XeBapnuieBTov&  —  aotx'B  rpaauaHCKKX'B 

JUa  eero  npeAoeiaBJU  r-ay 
BeaaBBCHao  erb  npas^b,  ae  Tpe<$yi>iiuiz'B 
ocoOaro  yaoxBaaida  Bb  AOBibpeuBoen, 
aet  tevh  Boxatia  npaaa,  ac^aeieBBiia 
B-b  er.  250  Jet.  rpa;^  Gyxonp.  HMHEPA- 
TOPA  AÜERCAHJIPA  II  n  apoKi  toro 
6iiTb  i^paaBAaHCBBM'b  aen^oa^,  aoiy^atb 
yAOCTOBipeals,  aonia,  xoRyaeara,  acnoiaa- 
tejibBHe  aBOTU,  ^eabra  x  nponia  oanaocTB 
a  BxymecTBa;  yiuuiUBaTb  cuocoCh  aenoi- 
aenia  ptaienift  b  oirpCj^txeHift;  npaeyr- 
CTBOBaTb  npa  onaca,  outaat  a  Topraarb; 
Atjum  aaA0aBRB  a  ]iaA4aHa  aa  Toprax-b 
B  npioCpfttatb  na  aoe  aaa  ABaacnaua  a  ae- 
ABBaooiiia  Baymeeraa;  cosepmaTb  i^eocia 
a  uoaaiQB  ipeCioBanift  no  oGaaaTC  jbCTBaax ; 
Xfcxaib  iiepe8%  HorapiyooB^  aaafijeaia, 
npoTecTOBatb  Beacejut  a  xpyria  xojroBua 
o6a8aTexbCTBa,  ncAaBaib  vh  Kpftrociaiix'b 
yTpeacAeaiax'b  aaaBxeaia  06%  oiaiiaax'b 
a  saaeceHÜi  b'b  anore^iBHa  noseaexbaux 
xaara  BCtx'b  npsBX  a  o6fl3aTexbCTB%Y 
BOSaBKXDUlBX'b  831^  npexcTaBXfloaHX'b 
AoayaeiiTOB'b  a  KptaocTaHX'b  aaroB'b; 
y^acTBoaaTb  vh  Koaaypcax'b,  Ajqtaaa- 
dpaqiaxx  a  Oneaax'b  ex  noaHuaa  npa- 


Vollmaolit. 

Dnrch   diese   Vollmacht  wird   der 
bevollmächtigt  inr  Fflhnrag 
aller  Qyilsachen  und  Grandbach- 

sachen, and  zwar  in  allen  Gerichten 
and  AdministraÜTbehOrden,  aach  im 
dirigirenden  Senat  and  den  allgemeinen 
Versammlangen   seiner  Departements. 

Zo  diesem  Zwecke  ermichtige 
den  Herrn  abgesehen  Ton  den- 

jenigen Handlangen,  deren  Vomahme 
eine  besondere  Erw&hnang  in  der  Voll- 
macht nicht  erfordert,  za  allen  denjoii- 
gen  Handlangen,  ohne  Aasnahme,  welche 
im  Art.  250  der  Civilprozessordnong 
des  Kaisers  Alexander  H.  aafgez^ilt 
sind,  aasserdem  Ciyilklfiger  za  sein, 
Beurkandangen,  Kopieen,  Dokamente, 
VoUstreckangsbefehle,  Gelder  and  an- 
dere Werthe  and  VermOgenaobjekte  zu 
empfangen,  Mittel  zar  ErfOUang  ge- 
richtlicher Entscheidangen  and  Anor- 
dnangen  nachzaweisen ,  bei  Inyentoren, 
Abschätzangen  and  Versteigerangen 
anwesend  za  sein,  Gebot  und  üeber- 
bot  bei  Versteigerangen  za  machen, 
und  bewegliches  und  unbewegliches 
Vermögen  auf  Namen  zu 

erwerben;  NoTaüonen  und  Zessionen 
von  Forderungen  zu  vollziehen;  durch 
die  Notare  Antrfige  und  DddaiBtionen 
zu  machen,  auf  Wechsel  und  an- 
dere Schuldyerbindlichkeiten  Proteste 
zu    erheben;    in    den     Grondbnchbe- 


^)  Formular,  mitgetheüt  durch  das  Kaiserlich   deutsche  GeneralkonanUt 
in  Riga. 


VoUmuihtBfomuJare. 
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BaaiH  xpeAHTopoFB;  bhooht&  nomjuHKy 
pocmoiiBaTikCSBii&CTO  Heiifl.nojyiaTb  n^rh 
KptnocTHHX'BOTAtJieByi  xpftnociiuie  asnz, 
AOKyxeHXH,  cBHxftxei&ciBa,  jAoeiOBtpeBia, 


Romx,  BHimcKH  ■  T.  n. 


Boeiij,  HTO  r-HOiTB  Hom  ero 

noBftpeBHZoai  no  ceft  aobIpohhootb  3a- 
KOBHO  ooBepmeHO  6yxerB,  Bbp 
cnopsTb  V  speKocioBBTi»  ue  6jff,  , 

spH  nen'B  npejiocTaBJui  npano, 

nepeAOBikpflTi»  cid  j^OBApeiraooTB  f^jmwh 
XHiuurb  CB  npaBOiTB  x^uBHUmaro  bkh 
nepe^oBipia.    AoBtpeHHooT  aia  npHHaA- 


hOrden  Anträge  wegen  Vermerk  und 
Eintragung  in  die  Hypotheken*  nnd 
Orundbücher  am  machen,  hinricht- 
lich  aller  Rechte  und  Verpflichtungen, 
welche  aus  den  vorgestellten  Doku- 
menten und  Orundbuchakten  entstan« 
den  sind;  an  Eonkurs-,  Administra* 
tions-  und  Kuratelverhandlungen  mit 
dem  ToUen  Hechte  eines  CHftubigers 
theilzunehmen;  Gebühren  einzuzahlen, 
sich  an  Statt  zu  unterzeichnen, 

aus  den  Orundbuchbehörden  Orund- 
buchakte,  Dokumente,  Bescheinigungen, 
Attestate,  Abschriften,  Auszüge  etc. 
zu  empfangen. 

Alles,  was  Herr  oder  sein 

Bevollmächtigter  gemäss  dieser  Voll- 
macht gesetzlich  vollziehen  wird,  an* 
erkenne  und  werde  es  nicht 

bestreiten  oder  anfeckten;  gleichzeitig 
räume  Herrn  das  Recht 

ein,  diese  Vollmacht  auf  andere  Per* 
sonen  mit  dem  Rechte  weiterer  Substi- 
tution zu  übertragen.  Diese  Vollmacht 
gehört 


c)  Polen.  ^)*) 

1.  Prozess-  und  Eonkurevollmaolit.^ 


JlCRbpeUHOCTb. 
HnsenoxnnoaBm      ynoiHOiioHJBBa 

r.  BeCTH  BO 

Bejbxx  cyAeÖHHX'B  ycraBOBJtemjix'B  Bap- 
maBCsaro  GyAe^Haro  OBpyra  a  Tasse  vh 
KacaiQOHHUx'B    Aenapraxeuiax'B    IIpaBH- 


Vollmaolit. 

Endesunterzeichnete  bevollmäoh« 
tig  hierdurch  den  Herrn  Vereidigten 
Rechtsanwalt  zur 

Führung 
in  allen  Gerichten   und  Instanzen  des 


')  Vgl.  oben  S.  769  {Prozessf&higkeit). 

*)  In  Polen  kann  eine  Generalvollmacht,  wie  sie  anderweit  üblich  ist,  selten 
verwendet  werden,  weil  die  Gesetze  viele  Vorschriften  enthalten,  welche  den  Gebrauch 
solcher  allgemeinen  Bevollmächtigungen  begrenzen;  so  ist  laut  Art.  187  des  Civil- 
gesetzbuches  von  1825  jede  Generalvollmacht,  welche  der  Ehemann  seiner  Frau  er-* 
theilt  (ausser  der,  welche  ihr  die  Verwaltung  ihres  Vermögens  gestattet)  ungültig; 
nach  Art.  1988  code  civil  berechtigt  die  Generalvollmacht  nur  zur  Verwaltung  des 
Vermögens;  aber  zur  Veräusserung  von  .Immobiliarbesitz,  Hypothezirong  desselben, 
oder  Vollziehung  anderer  Geschäfte,  welche  sich  auf  das  Eigenthumsrecht  beziehen, 
also  auch  zum  Ankauf  u.  dgl.  muss  die  Berechtigung  in  der  Vollmacht  deutlieh 
(ganz  speziell  mit  Bezug  auf  das  bestimmte  Geschäft)  angeführt  werden.  Nach  Art.  77 
des  Civilgesetzbuches  von  1825  muss  die  Greneralvollmacht  zur  Ausfertigung  eines  Civil* 
Standsaktes  eine  spezielle  sein;  nach  dem  Art.  882  C.G.B.  v.  1825  muss  die  Berochügung 
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Europa. 


Tej&enyDiiviro  Ceium  cti  spaBom  npe^- 


apaaHKaT&  Bce  to,  ^no 


nyxuHVB 


HO  xftcnaurb  8aKoiuur&,  Bur&  wh  nopiu- 
K%  o6uiuioBeiuiiu*o  h  HcnojuiiTeju»iiAro 
npoiBBO^CTBa,  jtach  ■  WBUOp^iA  oco6iix'b 
npomaBe^cTBb  v&BapiiuuieKov»  Cyx&dnovh 
Ospyrt  no  ycTasy  on  Ht  oespaia  1875  r. 


Brh  ocoCeojiooiA  yi'atHOHOHeitaiiUl 
Cy^erb  bi»  ii|MLBt  npejTBsi&iHTb  r^asHue 
K  BOTpft^HEie  mcrh  m  AftBaib  otbItu  na 

MCBOBiUI    npOmeBISI  npOTBBHHKOB'b,    npH- 

eyronoBaTbnpB  paaGBparejucTBt  X^h  bo 
BOtX'B  cyAeÖHUTb  noTaiupsix'b  m  jßBxth 
inicbveHilUff  M  eiOBccRUH  06'bHCHCida,  — 
spexBSiBiUTii  Bescvaro  po^u  otboui  ■  ot- 
Bftiatb  na  onHe,  —  npanooBib  otoubu, 
a  Tasse  ^taenrax  11  annejaidouHSia  aca- 
JO0U  ua  ^npeAtJcnia  n  plnieiiiH  oyjia  h 
juoatb  flo  TaniMX  sajio<SaM'&  OTBtni,  — 

m 

xojunaflcTBOBaTit  06*6  onfta^  plineHift 
BCTynnBiniix'b  bi>  aaKOHHyn  CBjy.  -  -  npo- 
CHTi»  oß-b  o6c3ne?eHifl  ■OKOB'b  bc^mii  b-b 
Ba^coiili  yKaaaifHUMU  cnoco^aiiM,  bhocbti« 

OXpAUBTeJbnU     OTMibTK»     BT»     unOTCIHKlft 

ymsarejb  n  nciuvHaTb  TaROBUx,  —  noiy- 
naib  ncnouiMTOJbHHie  .nicTU,  a  TaKse 
KOviK    ptiueiiiü,    onpcjilieiiii»    aniieu* 


Wanehaaer  Gerichtsbeziiks  901m  ia 
den  KaftsatioDsdepartoment  des  Bep^- 
renden  Senats,  mit  dem  Auftrage, 
alles  Dasjenige  Tommebmen,  was  naoh 
den  LandesgBsetzen  erforderlich  seiB 
wird,  sowohl  im  gewöhnlichen  nnd  Exe- 
kutions-Ver£ahren,  wie.  in  allen  spe- 
xiellen  für  den  Warschauer  Gerichta- 
l>ezirk  dar«^h  d.  Gesetz  vom  19.  Fe* 
bruar  1 875  Torgeschriebenen  Verfahren. 
Insbesondere  soll  derselbe  ermilcb- 
tigt  sein,  Klagen  und  Widerklagen  wie 
auch  aller  Art  Inzidentalklagen  einzu- 
roicben,  so  wie  die  des  Gegners  in 
Empfang  xu  nehmen  und  xn  beantwor- 
ten, den  Verhandlungen  in  allen  In* 
stanzen  beizuwohnen,  und  sowohl  mfind- 
liche,  wie  schriftliche  Erkllrungen  ab- 
zugeben, Einwendungen  jeder  Art  zu 
machen  und  zu  beantworten,  Opposi- 
tioneu  sowie  AppeUations-,  Kassations- 
und Restitutionsklagen  gegen  erfolgte 
Erkenntnisse  und  gerichtliche  Ent- 
scheidungen einzun^ff^hen  und  die  dar 
Gegenpartei  zu  beantworten,  —  die 
Sicherstellung  der  eingeklagten  For- 
derungen durch  alle  im  Gesetze  Tor- 
geeehenen  Mittel  zu  beantragen,  hypo- 
tilifikarisehe  Proteatationen  einzutragen 
und  zu   löschen,  —  ExekutionsrerfO- 


Bor  Vertretung  eines  Mitgliedes  des  FamiKenratheS|bei  seinen  Sitzungen  deutlich  aas- 
gedrftckt  nnd  bezeichnet  werden. 

Die  wichtigsten  Begrenanngen  der  Goneralrollmacht  rOhren  aber  von  dem  ia 
Polen  geltenden  Hypothekensystem  her.  Laut  Art.  1  und  2  der  Hypothekenordnung 
Ton  1818  können  alle  Oesihäfte  unter  Lebenden,  deren  Folge  die  Debertragung  des 
Immobiliarbesitzes,  die  Begrenzung,  Belastung  oder  EnUastong  dieses  Besitzes  ist, 
und  alle  erwibnten  Geschäfte,  wenn  sie  sich  auf  hypothekarisch  eingetragene  Kapi- 
talien be7iehen,  nur  auf  Grund  spezielle  rnot^ri  eller  Vollmacht  intabulirt  werden. 
Die  Vollmacht  zu  solchen  Geschftften.  im  Aaslande  ertheilt,  muss  nach  den  f&r 
OlTentliche  Urkunden  in  dem '  betreffenden  Lande  geltenden  Vorschriften  ausgefertigt 
werden.  Von  Mittheilung  eines  Formulars  einer  GencralTollmacht  ist  deshalb  Abstand 
genommen.  Vielfach  köuneu  als  Generalvollroacht  und  als  ErbischaftsvoUmacht  die 
Bd.  I,  S.  963  und  959  roitgetheilten  Vollmachtsformtilare  benutzt  werden.  Gehören  aber 
dem  Vollmachtgeber  oder  zu  einer  Erbschaft  hypothezirte  Güter  .oder  Kapitalien,  so 
muss  in  der  Vollmacht  spezieller  gesagt  werden,  was  der  BevoUmächtigte  im  Hypo- 
thekenbuche des  Gutes  N.N.  oder  der  Hftuser  N.N.  vornehmen  solL  (Advokat  V.  Haus - 
brau  dt  in  Warscliau.) 

")  Mitgetheilt  von  dem  Kalserlleh  deutsehen  Generalkonsulat  zu  Warsehaa 
mit  dem  Bemerken,  dass  dieses  Formular  dort,  ün  Gebrauch  sei  und  je  nach  Bedarf 
ffir  den  be>timmten  Zweck,  um  den  es  sich  handelt,   näher  ausgefüllt  werden  kOnne. 


Vollmaohtsformalare. 
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itfOHHHZ'B  H  ^laCTflUX'B  XaSO&b,  —  HA- 
]||MBJ2T1»   dKSeJSyiUOHHUS    XlpU    HA    HHy- 

meciBO  AOJaKHHKOB'b  no  CBoeiiy  ycHOipft- 
Büo,  a  B^  oeoÖeuuocTH  o6pamarB  B3h- 
enmie  ba  BeABBXBM  hh  vx'h  HMtuifl  h  npe^- 

JipniXXATb  BCt  X^fiCTBlB  XAKUL  IpoOyWTCH 
SAKOHOVB    npH    npOHBBOACTBJb     üpHByAH- 

TejiuoH  npoxaaKH,  —  aaaBjflTJb  enopii  o 

UOMOTl  H  OTBt^ATI»  nO  TARBMI»  CnOpAMl, 

— npHdUABAU»  H  onpoBepmTi»  aasiRiems  b 
ipeÖoBauJfl  npoTHBHoi  ciopouiii  oiKAaii* 
BATLca  BuaiHi  BJH   OT^iACTR  orB  npej^- 

flBJieHUHX'B  BCKOB'L  H  ÖpATB  OÖpATHO 
npe^CTABJieHHHH    B^    CyAX    AOByMCHTH   B 

CyiiarH,  —  BAKiin^ATB  HnpoBHa  CAtJXx, 
nepejiaBATB  A^o  ba  paBCMorpluie  Tpeiefl- 

CBATO  CyAA,  V  CB  9T04  I^ftdBV)  COBepiffATb 

ipereftcKy»  SAiiHeb  m  h36rpati>  rpeTeft- 
taasTh  eyßfi%  jabau  AOJiXHMKy  OTqio^KH 
B'B  niAxext,  —  nojiyHATb  Aeni»Tu  b  bcb-. 

KBJO  pOAA  ItkUHOCTH  OTB  AOJXHBBOB'L  He- 

soepeAeiBeHHo,  a  TAiuice  hs'b  A«iio3fliA 
CyAA  B  racyAApCTBeiuiaro  Ehoka,  ero 
KoBTop^  B  OTA^enift  n  taiukb  h  Apyniz'B 
Kacex   A  BT»  BOjy^eBiH  pocnncifBaTbca, 

B36flpAT&  ,14a  »pBAllHeCROe  BtCTO  SB- 

TeiBCTBA,  —  npooBTi»  o6'B  oGxsiBjeiiiu  ue- 
ooeiAsrrejnbHOCTB  BeBcnpaBHHX'B  j^ojiboib- 

BOB'B,  A  TAKSe  0  JB^UOB'b  BX'b  SAAepBUIBiB 

—  SAcryiiATB  B'b  EonBypcHOB'b  npo- 

BBBOACTBli,  npe^ltBBJlUTB  BCAKAl'O  pOM  Tpe- 
ÖOBAillH,  y^ACTBOBATL  B7^  OOtfpADlBX'B  SpO- 
MMJOpOWhy  npBOHABATI»  BJIB  OlEpOBepiATb 
TpetfOBABlfl  XPyiKXX  RpeABTOpOB'b,   G01.IA- 

lOATBca  HA  BBpoByn  cxtMXy  cTh  uecocToa* 
lesjMharh  aoxxjibkob'b  bjeb  ha  OTBtuy 
KouBypcA,  npHUBBan»  njAiesB  b'b  c^erB 
npereHdifi,  b  Boo6ni,e  iipeAnpAHMBATB  no 
ROHKypcnoBy  A*-iy  Bce  to,  hto  oui>  npn- 
SBAerL  HyBciiiufB,  —  jiARoneu'B  ynojiuo- 
BOHBBA  Ero  nepeAATi»   MAcrosiuiyio 

AOBikpOBHOCTB  BBOJIB^    VIM    CX  OipailBHe- 

HBfl»  xpyi^By  Ämny  no  CBÖeBy  ycBO- 
ipftaii). 


Beeay  wo,  F.  bjib  ero 

noBtpaHBuft  Wh  cBjy  aroft  AOBtpeBHocTB 


gangen,  Ausfertigungen  von  Erkennt- 
nissen und  gerichtlichen  Entscheidung 
gen,  so  wie  Kopien  von  Appellations- 
lUkd  Inzidenzklagen  in  Emp&ng  cu 
nehmen,  —  Exekutionen  jeder  Art 
sowie  Subhastationen  von  Immobilien 
nach  seinem  Ermessen  zu  beantragen, 
und  im  SubhastaMousprozesse  alles  das 
Torzunehmen,  was  nach  den  Landes- 
geseizen  erforderlich  ist,  —  Ein  wen- 
düngen  wegen  Fälschung  Toi'zubringen 
und  zu  ber.ntworten,  —  Forderungen 
anzuerkennen  und  zu  bestreiten,  — 
dem  Prozesse  ganz  oder  theilweise  zu 
entsagen  und  die  im  Gerichte  deponir- 
ten  Dokumente  in  Empfang  zu  nehmen, 
—  Vergleiche  und  Kompromisse  abzu- 
schliessen,  die  Angelegenheit  einem 
Schiedsgericht  zur  Entscheidung  vor- 
zulegen, zu  diesem  Zwecke  eine  schieds- 
geiichtlicheYerschreibung  zu  vollziehen 
und  Schiedsrichter  zu  wählen,  —  dem 
Schuldner  Nachsicht  und  Terminzali* 
lungen  zu  bewilligen,  —  aller  Art 
Wertbsachjdn  und  Gelder  vom  Schuld- 
ner direkt,  sowie  aus  dem  Depot  des 
Gerichts,  der  Reichsbank  sowie  von 
anderen  Kassen  zu  erheben  und  darüber 
rechtsgültig  zu  quittiren,  —  Rechts- 
domizile für  zu  w&hlen,  — 
den  Konkurs  zahlungsunfähiger  Schuld- 
ner sowie  Personalhaft  gegen  dieselben 
zu  beantragen,  im  Konkursver- 
fahren zu  vertreten,  in  letzterem  For- 
derungen anzumelden,  imd  dieselben 
in  die  Hände  des  Kommissars  zu  be- 
kräftigen, den  Gläubigerversammlungen 
beizuwohnen,  Forderungen  anderer  Li- 
quidanten  anzuerkennen  oder  zu  be- 
streiten, dem  Akkorde  mit  dem  Schuld- 
ner oder  der  Konkursaufhebung  beizu- 
iitimmen,  Perzipienda  in  Empfang  zu 
nehmen,  und  alles  das  im  Konkursver- 
fahren vorzunehmen,  was  er  für  nöthig 
erachten  wird,  —  schliesslich  zu  allen 
vorstehend  aufgetragenen  Angelegen; 
heiten  sich  einen  Anderen  nach  seinem 
Ermessen  zu  substituiren. 

Alles,    was    der    Bevollmächtigte 
Herr  oder  sein  Substitut 


9&6 


eBopnfc  m  npiBWih 


auf  Onmd  obiger  VoUmaoht  Tornehmea 
wird,  Tdrpiliclite  als  bindend  tu 

baCraohten,  und  kdnerlei  Einwendiugeii 
an  erh^ben.^) 


e.  ErbsobaftaToUmadht.') 
JoßtpeHHOCTi»  jufl  BeieniH  ßArh 

O   HaCJtiCTBt 

]S9       TOßjk  atcflivi  xaa  ko 

Miia  Borapiyoy  vh  ropoxi 

9BUTeji>CTBy«>meii]r.  sibhjc«  ja^HO  Hat 
adBacTinii  h  ottMOwayn  npaaocnocoÖHoeTi» 
aatDuuft  aniT&ubCTByvnUft 

Wh  B  oaxBHi'B  aicTB  Aotpea. 

B0CT1I    oiajgmmaro    coAeiMaaiiia:    noojift 
caepTH  pOACTBeHHHsa  aoero 
ocTMOCb  HBCdtACTBo  cooTosiiuee:   a)  mvh 
BMtHia  ,  paenoxoseHHaro  wh 

ItapcTBl  noj&eaoiTB  vh  rytfepHia 
0)  aai»  ooBiajdiiia   HexBBannioeTfci)  wh 
ropOAt  no  jäMBik  nojcB 

M  pienaioxeHHovi   b>  msrh  sina- 

taia  p.  e.»  oCeeneH6BBaro  nojca 

.>'^  paoA^hJUi  IV  Hnore^oiaro  yxaaa- 

Teaa  nexBBSKBBoeni  wh  ropoxi 
^/  B*B  rpaaet  Bepeyorynora  r)  bbi^ 

cyaxu  p.  c,  apaaavef  ea  Vh 

xa3uaH0iicTBa,  AenoBBTovB  XBpoBaro  ey* 
a!b  ynacTBa  ropo^a  lO  pts" 

Hiix'B  cya'B  npa^iBTBDmaxc«  noxotaoBy 

OT&pmiBHX'L  IHITB   6)  ABBSaBOCTeft;  OBBl 

ynoAiioBO^VBa»  Fa  vh  ropoAi 

SBieA&cTBynmaro,  c^npaaovB 

nepeAOBftpifl:  Tpe^OBaTbcocraBjeaiaoiaiOB 

BacAtACTBenuoay  BxymeoTBy,  npacyrcTBO- 

BBTI»  BpB  TBROBOft)  A^aT&  BpB  nOWh  BOH- 

Karo  poAa  onopu  n  BaBanania,  exaun 
oaaBJCiiie  o  BpanaTia  naoxtACTBa  aa  bb- 
BciiTapiiox%  BpaBa,  BJB  oTKaaanoa  ora 
upuiiHTi»  nacjLlACTBa,  o6'&flaBBT&  aacjrtA- 
CTBeiinoe  npoaoBOACTBO  no  anoTeaa  a 
TpeCoBaTL  nepeaoAa  npaa'B  na  BeA^axa- 
xocTB  9TH  B  sanai&iu  no  Bnotexa  aa 
Mens   H    npa  aioai^    npaaBaBaTb  npaaa 


VoUinaolit. 

Am  erschien   ror  dem 

Notar  der  ihm  persönlich 

bekannte  und  die  gesetzlich  yerlangte 
Ffthigkeit  besitiende  Herr 
wohnhaft  in  und  bestätigte 

den  BeTollmaehtigungsakt  folgenden 
Inhalts:  Nach  Ableben  meines  Ver- 
wandten eröfhiete  sidi  eine 
Erbschaft  bestehend:  a)  ans  einem 
Orundbesiti  im  Bezirk 
Gouvernement  im  GzartJium 
Polen  gelegen;  b)  aus  dem  Ifiteigm- 
thum  eines  Hauses  in  der  Stadt 

No.         Strasse  be- 

findlich;   c)    aus    einem   Kapital   ron 
Rbl.,   au^nommen  in  dem 
Hypothekenyerzeichnisse  des  Grundbe- 
sitaes  im  Bezirk 

gelegen;  d)  aus  einem  Kapital  yon 
Rbl.  im  Hypothekenyerzeich- 
nisse des  Hauses  No.  in  der  Stadt 
in  der  IV.  Abtheilung  des 
Verseichnisses  in  der  Rubrik  der  Sub- 
intabttlationen  sab  No.     angenommen ; 

e)  aus  einem  Kapital  yon  Rbl. 
welches   sich  in   der  Gouvernements- 
kasse,    als  Depositum   des  Friedens- 
richtera  der  Stadt  befindet; 

f)  aus  Kapitalien,  welche  dem  Ve^ 
storbenen  von  yerachiedenen  Personen 
zukommen;  g)  aus  Mobiliar.  Hiermit 
beyollmSchtige  ich  den  Herrn 
in  wohnhaft  mit  dem  Rechte 
der  Substitution:  die  Aufoahme  des 
Inventars  zu  verlangen,  bei  derselben 
zugegen  zu  sein   und  dabei  jede  Art 


^)  Hier  folgt  die  Unterschrift,  die  Bej^abigong  derselben  und  die  Bescheiaignag 
der  russischen  Botschaft,  Gesandtschaft  oder  des  Kensnlats,  dass  die  Vollmacht  aadi 
den  Gesetzen  des  fremden  Staates  errichtet  ist.    Vgl.  oben  S.  943  Kote  2. 

*)  Von  Herrn  Adyokat  V.  Hansbrandt  in  Warschau  übennittelt. 
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fpyrmxrb  eoHaoAixBHKOB'B  aaBtABtsan  ue- 
XBHXHXBDiH  BifyiuecTBaMR,  npHuaAiexft* 
nuixv  iSTb  uacJtACTBy,  nojiy^aTb  xoxoj^ 
OHBX'B  H  npoDteuTH,  noiy^aTb  bc^  Biime 
03Ha^eHHiie  h  Bcb  Boo6me  HpHuamexa- 
mje   BTh   BacxftACTBy  KanHTajiH   U3i>  cy- 

XeÖHHX'B  A6n03BTOB'B  H  OTB  HaCTHKX'B 
ABIpB»     Orb    AOJLaKBHSOB'b    lUU    OrB  älUSTb 

sxoTomax'B  oa  AOUKHHRa,  vh  HOJiy^eirin 

TaKOBBDL'b  pOCIIBCEIBaTIkCa,  HCKJU)^:aTI»  Ba- 

nHTaiii  erh  spoi^enTaHii  h  orpasH^eHunm 
BVh  uHoresH,  Wh  exyiAt  ymiaTU  nocTO- 
poHUiiM'B  jmxeM'B  3a  AO<uKUHKa,  nepe- 
BOXHTB  Ha  910  JLHQO  MOH  iipaBa;  npasa 

JIOH  HE  03Iia^eHHH!I  BHme  HeABHSBMOCTH, 

xamiara  h  npoi^eHTEi  ■  Bce  Boo6me  Ea- 

OI^CTBO    BCft    BXiCTft    UH    BO    HaeHUTB 

nepeyciynaT&y  a  b%  cjqr^aft  nepeyonymcK 
YacTH  Kamnajia,  iipH3HaBai&  aia  nepe- 
yeiyiueHBot  ^nusn  anore^raoe  nepses- 
cxBo  nepex'B  ociaTKoirB.  noBipemiKi 
BXftn  npaBO  cor.iaoHTi>cx  ua  Ao6poBOAfc* 
■ot  paax&K'B,  HjiH  Tpe6oBaTfc  cyx^($iiara, 

SpeXBJDUaTB  HCEH   npOTHBl  AiXUKHHBOB'B 

a  BecTH  x^o  BO  Bcl^xx  cyAeÖHfiucB  hb- 
eiampax'B,  ue  hckjd^üih  KaooaiuoHBiiX'B 
AenapxaiieHTOB'B  CeHaia,  A^HBrn  h  AOKy- 
MeHTH  nojiyHATi»,  bccth  B3ncEaiiie,  xtia 
npeKpamaTb  hau  oKOM^aBati»  mipoBoio 
et^MXOW}  coBeproaTb  Boasoro  po^a  uoTa- 
I^axume  h  BnoTennHe  asiiz  b  saaBJie- 
iiia  ■  npejuaraTb  npoeETH  oraveft  aw 
moTe^maro  yBasaTejis  h  aMat^  Bce,  hto 
OBaaseTca  HOoGxoABicsiirby  a  a  o6H3aBaB>e& 
Bee  To,  HTo  noBtpeKHHft,  Km  jib]](o  bitb 
ynoxHOHo^eHHoe  b%  xqieA^arB  AOBtpeH- 

HOCn  y^BHHrB,  HpiIUflTb  H  npOTHBX  3Toro 

enopHTb  R  npexocjLOBBTB  HO  6yAy. 


von  Bemerkung  und  Einwendung  zu 
machen,  eine  Deklaration  betrefllB  der 
Erbschaftsannahme  unter  dem  Yorbe- 
halt  des  Inventars  zu  machen,  oder 
auch  der  Erbschaft  zu  entsagen,  das 
Erbverfahren  in  denHypothekenbüchem 
vorzunehmen  und  darauf  die  Ueber- 
tragung  der  Rechte  des  Verstorbenen 
betreffs  oben  angeführter  Immobilien 
und  Kapitalien  auf  mich  zu  verlangen 
und  dabei  andere  Miterben  als  Erben 
anzuerkennen,  die  zur  Erbschaft  ge- 
hörigen Immobilien  zu  verwalten  und 
die  Einkünfte  derselben  sonrie  die  Zin- 
sen der  Kapitalien  einzuziehen,  alle 
obigen  sowie  alle  anderen  zur  Erb- 
schaft gehörigen,  auch  in  gerichtlichen 
Depositen  befindlichen  Kapitalien  ein- 
zukassiren,  ebenso  von  Privatpersonen, 
von  den  Schuldnern  selbst  oder  von 
Personen,  die  für  den  Schuldner  zah- 
len, und  über  den  Empfang  zui  quitti- 
ren,  die  Streichung  der  Summe  sammt 
der  Zinsen  und  Beschrftnkungen  aus 
der  Hypothek  zu  bewilligen,  wenn 
eine  dritte  Person  für  den  Schuldner 
zahlt,  die  Uebertragung  meiner  Rechte 
auf  sie  zu  bewilligen,  meine  Rechte 
an  den  obigen  Immobilien  und  Kapi- 
talien mit  Zinsen  und  an  der  ganaen 
Erbschaft  theilweise  oder  insgesammt 
zu  zediren,  im  Falle  der  Zession  eines 
Theils  der  Kapitalien  den  Vorrang  für 
den  zedirten  Theil  vor  dem  Rest  ab- 
zutreten. Der  BevoUmftchtigte  hat  das 
Recht,  zur  gütlichen  oder  gerichtlichen 
Theilung  zu  schreiten,  gegen  die  Schuld- 
ner E[lage  zu  führen  und  den  Prozess 
in  allen  Instanzen,  sowie  auch  vor  dem 
Kassationshofe  durchzuführen,  Gelder 
und  Dokumente  in  Empfang  zu  nehmen, 
die  Exekution  durchzuführen,  den  Pro- 
zess durch  Klagerücknahme  oder  auf 
andere  Art  durch  gegenseitiges  üeber- 
einkommen  zu  beendigen,  alle  Arten 
von  notariellen  und  hypothekarischen 
Akten  und  Ansprüchen  anzuerkennen, 
Intabulationen  für  die  Hypothekenver- 
zeichnisse zu  entwerfen  und  alles  zu 
thun,  was  nOthig  sein  wird,   und  ich 
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Enropft» 


Terpflicht«  mich,  keine  Sunwendungen 
lu  machen  und  alles  zu  akzeptaren, 
was  der  Bevollinftchtigte  oder  sein* 
Substitat  in  den  Orenien  der  ertheilten 
Vollmacht  thnn  wird« 


YJJL  Dänemark^  und  Norwegen.*)^ 

L  Proz688-  und  KonkuraTOllmaolit.^) 


ünderskreTne 
befoldm^gtige  herred  Herr  SagArer 

i  til  enm  jore 

tnbttitutionia  paa  ^^  Vegne  at  is* 

kassere  ^<>«?  TQgodeharende 

tu  at  modtage  <^  krittere  derfor,  til 
i  fomOdent  Fald  at  indstsTne 
for   Retten    og   Forligakommisaionen, 
iammeeteds    indgaa   Forlig,   modtage 
Acoord-Tilbud«  i  ConküretUfelde  at  re- 

hlMB_ 

prieaentere  ^en^«    i  Boet  samt  til 

dem 

iOvrigt  at  foretage  Big  alle  de  retslige 
og  udenretslige  Skridt,  aom  han  maatte 
finde  hensigtsmessige  i  Anledning  af 
OTennemte  Tilgodeharende 


Unteneichn<ite/r 
beTolimächtigt    hiermit  Herrn    Sack- 
fllhrer  in  ,  mit 

dem  Rechte  snr  Beetellung  rinea  Ver- 

tretere,   in    ^^   Namen   -^   Goi- 

baben 

einiuiiehen,  es  in  Empfang  zu  nehmen 
und  «larüber  an  quittiren,  nöthigenlalls 

Yor  das  Gericht  und  die 
Schiedskommission  zu  laden,  ebenda^ 
selbst  Vergleiche  zu  schliessen«  Akkord- 
anträge anzunehmen,  im  Eonkarsfalle 

-^-  bei  der  Masse  zu  Twlareteii, 

sowie  im  Uebrigen  alle  diejenigen 
gerichtlichen  und  aussergerichtliehen 
Schritte  zu  unternehmen,  die  er  zur 
Eintreibung  oder  Sicherstellung  oben- 
genannte.. Guthaben  für  dien* 


>)  Vgl.  oben  S.  799  (ProzessrelhnachtX  799  (Partei-  und  Prosessilhigkeit),  816 
(Urkunden). 

'*)  „Fttr  die  in  Herwegen  erforderlichen  Vollmtchten  ist  nach  den  bestehenden  B^ 
Stimmungen  eine  besondere  schrifUicbe  Form  nicht  TOigesdinebeiL 

In  der  Kegel  fordern  die  norwegischen  Anwälte  der  Sichexheit  halber  Ton  ihren 
Ifachtgebem.  welche  im  Auslände  wohnen,  Vollmachten,  welche  durch  die  norwegischen 
Konsulate  beziehungsweise  Oessndtschaftbn  beglaubigt  sind«  Aber  auch  dies  ist  ge- 
setzlich nicht  Torgescbrieben. 

Anwälte  bedOrfen,  wenn  sie  Tor  den  norwegisehen  Gerichten  aaltreten,  einer  Voll- 
macht nicht,  da  letztere  pitsumirt  wird. 

Nur  bei  Uebertrtgung  Ton  liegenschallen  haben  auch  Anwilte  eine  Vollmacht 
vorzuweisen,  während  bei  anderen  Akten  der  freiwilligen  Gerichtsbsrkeit  eine  solche 
Ton  ihnen  rerlaugt  werden  kann.*  (Ifittheilusg  des  Kaiserlieh  dentsehen  Konsulats 
in  KHstlania.) 

^  Vgl  auch  oben  8.  795,  799,  816. 

^)  Mitgetheilt  von  dem  KalserllA  dentaeken  Kemnüat  in  Kapenhagen  aiit 
dem  Bemerken ,  dass  die  Formulare  Ton  dem  Rechtsbeistand  des  Konsulats  Ober- 
gerichtssachfhhrer  Oppenhejm  in  Kopenhagen  entworfen  und  seitens  des  Konsulats  mit 
deutscher  Debersetsung  Tersehen  worden  sind,  und  mit  dem  Hinzufügen,  dass  nach  Aus- 
kunft des  genannten  Rechts  beistands  die  U  eher  Setzung  eüier  in  deatseher,  eng- 
lischer  oder  französischer  Sprache  abgefassten  Vollmacht  seitens  der  diaisehen  Qe* 
richte  und  Behörden  gewöhnlich  nicht  gefordert 


VoIImaehtsfomiilin. 
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InddriTdBe  eUer  SikkreU»,  og  akal  Alt,     y^  erachtot,  imd  8oU  Alles,  was  -^ 


deras 


eaalede» 


BeTollmftchtigte..  dergestalt  ~^^  • 


maatte  foretage  sig,  v^re  ftüdkommen     Tollkommen  reohtgrerbindlich  fUr 


ihn 
sie 


forbindende  for   iwi^ 

,4  **189 


sein. 


,  den 


189 


Vontebende  ProMMTollBaebt  wird  uich  — 
«nter  Wegstreielmiig  des  Uel^erllftsalsan  ~  tl«  Kon- 
knnroUntcbt  beontsi.  Ein«  notarielle  Beglaubig 
gnng  viid  nur  in  leCsterem  Falle,  beßonders  frenn 
ee  lieh  an  frftwere  Betric«  handelt,  bisweffen  ge- 
fordert Das  Notariatsatieet  bedarf  nur  der  dlploma- 
ttschem  Legallsatioa,  nichl  aber  einet  lof  enanntw 
Kompetensatteftea. 


2.  ErbsoliaftSTollmadht.  1) 


Undertegnede 
neddeler  herved  til  Herr 

eller  den  -^  maatte  sstte  i  Bit  Sted, 

QindBkr»nket  Faldmagt  til  i  enhver 
Henseende  at  repnesentere  mig 

hyilket  Bo  behandles  ved  den 
EgL  Skiftekommission  i 

Bemeldte  skal 

namlig  ogsaa  viere  bemündiget  til  paa 
mine  Yegne  at  erklsBre  sig  med  Ren- 
ten til  Overtagelsen  af  Oieldsansraret 
samt  til  at  h»re  og  meddele  skadeelös 
Eyittering  for  det  mig  i  Boet  Tilkom- 
mende,  ligesom  ogsaa  til  paa  mine 
Yegne  sammen  med  de  örrige  Arvinger 
i  Boet  at  tage  dette  eztraderet  til  pri- 
vat Skifte  og  Deling  og  til  for  saadan 
Extradition  at  meddele  skadeslös  Evit- 
tering;  og  skal  oTerbovedet  Alt,  bvad 

paa  mine  Vegne  maatte  fore- 
tage eller  beslntte  i  Boet,  derunder 
Anerkendelse  af  Opgörelse  i  Boet,  bare 
samme  Retsvirknlng  og  vsare  ligesaa 
forbindende  for  mig,  som  om  jeg  selv 
barde  foretaget  eller  besluttet  det. 


Unterzelcbnete/r 
ertbeilt  hiermit  Herr 


oder  denjenigen,   den  ^~  m  -^J— 
Vertretung  bestellen  ^^^^^^  ,  uneinge- 

scbrankte  Vollmaobt,  -^  in  jeder  Hin-* 

siebt  zu  vertreten  bei  Regulierung  des 
Nachlasses  , 

welche  Nachlassmasse  bei  derTheilungs- 
kommission  des  Egl.  gerichts 

in  behandelt  wird.    Genannte/r 


_»oll_ 
sollen 


namentlich  auch  er- 


mächtigt sein,  sich  in  meinem  Namen 
bezüglich  der  Uebemahme  der  Schul- 
denverantwortlichkeit zu  erklären,  so- 
wie liberironde  Quittung  zu  erhalten 
und  für  das  mir  aus  der  Masse  Zukom- 
mende zu  ertheilen,  wie  auch  dieses 
in  meinem  Namen  zusammen  mit  den 
übrigen  an  der  Masse  betheiligten  Er- 
ben im  privaten  Theilungsvoiahren 
sich  aushändigen  zn  lassen  und  für 
eine  solche  Aushändigung  liberirende 
Quittung  zu  ertheilen;  auch  soll  über- 

haupt  Alles,  was  -j-  in  meinem  Namen 
bezüglich    der   Erbmasse    vornehmen 

oder  beschliessen  ^teii*  ^^  gleiche 
Kechtswirkung  haben  und  für  mich 
ebenso  verbindlich  sein,  als  wenn  ich 
es  selbst  vorgenommen  oder  beschlos- 
sen hätte. 


I)  Siehe  S.  958  Note  4. 
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SnropA. 


Til  Bekn»ftelBe  bar  jeg  aBderskreret 
denne  Fuldmagt  i  OverrarelBe  af  No* 
Urins  publicuB. 

.  dMi  189 


Zum  Zeichen  der  Genehmigung  habe 
ioh  diese  Vollmacht  im  Beisein  des 
{öffentlichen  Notars*)  unter- 

sohrleben. 

,  den  189 

a)  la  BrbMhaftrfUloi  omm  die  VoUiMchl  M- 
UiMl  bicLaabIct  MlB. 


3.  OeneralToUmaoht.^) 


Herred   befuldmsgtiger  jeg  Herr 

tu  at  besl;^ 
min  hole  Formue  her  i  Landet,  intet 
undtaget,  og  foretage  enhrer  Disposi- 
tion orer  den  med  samme  Betsrirkniag, 
som  om  den  Tsr  foretagen  af  mig  per* 
sonlig.    Som  Folge  heraf  er  Herr 

berettiget  til  at  bestj]^ 
pantsatte  og  s»lge  mine  taste  Eien- 
domme^  krittere  for  enhrer  mig  tfl« 
kommende  Pengebetaling  eller  anden 
Indtttgt,  udsfBtte  mine  Penge  paa  Rente, 
Ted  aUe  judicielle  og  esctngudicielle 
Midier  inddrive  mine  udestaaende  For- 
dringer samt  til  at  anl»gge  og  udl&re 
alle  de  mig  Tedkommende  Retssager, 
saaledes  som  han  maatte  finde  hen- 
sigtsmessigt    Bndelig  skal  Herr 

Tnre  berettiget  til  at 
afgOre  mine  Retsforhold  Ted  Forlig 
paa  saadanne  Yilkaar,  som  han  maatte 
finde  passende.  Hrad  Herr 
er  berettiget  til  personlig  at  foretage 
if51ge  denne  Fuldmagt,  kan  han  ogsaa 
lade  udfOre  Ted  andre. 

TU  Bekreftelse  bar  jeg  underskre- 
Tet  denne  Fuldmagt  i  Notarii  publid 
OTerTerelse. 

,  den  189 


Hiermit  boToUmachtige  ioh  Hram 

mein  ganies 
Vermögen  hier  im  Lande,  nichts  aus- 
genonunen,  su  Terwalten  und  jede  Vw- 
fOgung  darüber  mit  der  gleichen  Beohts- 
Wirkung,  als  ob  ioh  sie  selbst  Tcnrge- 
nommen  hätte,  su  treffen.  DemstdTolge 
iit  Herr  bwedi- 

tigt,  mein  Orundeigenthum  su  Terwal- 
ten, XU  TerpflBndai  und  lu  Terkaufen, 
fiber  jede  mir  sukommende  CMdsahlung 
oder  andere  Rinnahme  su  quittirsa« 
mein  Geld  gegen  Zins  aussuleiheD, 
meine  ausstehenden  Forderungen  mit 
allen  geriohtUchen  und  aossergericht- 
Ifitteln  einsutreiben,  sowie  aUe  mich 
berflhrenden  Prozesse  einzuleiten  und 
durohzuf&hrai,  so  wie  er  es  für  zwecdi- 
mftssig  erachten  mag.  Endlich  soll 
Herr  berechtigt 

sein,  meine  RechtsTerhaltnisse  durch 
Vergleich  unter  solchen  Bedingungen, 
wie  sie  ihm  angezeigt  erscheiiLen,  zu 
erledigen.    AUes  dasjenige,   was  Heir 

in  Folge  dieser 
Vollmacht  persönlich  Torzunehmen  be- 
rechtigt ist,  kann  er  auch  durch  An- 
dere ausfOhren  lassen. 

Zum  Zeichen  der  Genehmigung  habe 
ioh   diese  Vollmacht  im  Beisein   des 
öffentUchen  Notars  a)  unterschrieben. 
,  den  189 

a)  Dfa  GeaaralToUBadit»  towdt  sie  aick  «af 
Oraa4«ls«Btli«m  und  Hypotheken  entieokt,  i 
notariell  utenckrieben  sein. 


>)  Siehe  S.  9&B  Note  4. 


Anhang  II. 

Ziisammenstellimg 

der 

in  Prenssen  erlassenen,  den  internationalen  Rechtsverkehr 
m  Giviisaehen  betreffenden  Justizministerialverfügnngen. 


i 


inbaltsuborsicht 

No.  d.  Vofl 

Ableben  von  Ausl&ndern,  Die  beim  Ableben  von  AuslSndem  den  frem- 
den Regierungen  zu  machenden  Mittbeilungen  .........    13.  86 

Ableben  von  deutschen  ReichsangehOrigen  in  Ungarn,  Mittheilung 

an  das  deutsche  Generalkonsulat  in  Budapest ^    .  65 

Amerika,  siehe  Vereinigte  Staaten  von  Amerika 40  No.  42 

Amtliche  Auskunft  über  im  Auslande  geltende  Rechtss&tse  (§  102  C.P.O.)  85 

Armenrecht,  Rechtsverkehr  mit  Luxemburg  in  Armenrechtssachen     •  87 

—  Uebersendung  der  Zustellungsnrkundeu  in  Anuensachen  ....  46 
-*-  Gegenseitige  Zulassung  von  preussischt'  n  uudniederl&ndisohen  Staats- 
angehörigen zum  Armenrecht 49 

Ausländer,  Ausfertigung  der  Todtenscheine  von  Ausländern 1 

Beglaubigung,   Befugniss   der  Justizbeamten   im   Königreich   Sachsen 
zur  gerichtlichen  Beglaubigung  von  Urkunden,  Unterschriften,  Siegeln 

und  Handzeichen 57 

—  zum  Gebranch  in  Russland  bestimmter  gerichtlicher  und  notarieller 
Urkunden 4 62 

Beitreibung  von  Gerichtskosten  im  Auslande 38 

—  in  anderen  Bundesstaaten •  41 

Belgien,  Rechishfllfeverkehr  mit  Belgien  .    . .    .    .  40  No.  25 

—  Bescheinigungen  über  belgisches  Recht 25 

Bescheinigungen  über  belgisches  Recht 25 

—  der  Gesetzmässigkeit  einer  inlandischen  ffflbntlichßn  Urkunde  .    .    •  50 
Beweisaufnahmen,  Anträge  auf  Beweisaufnahmen,  von  denen  im  Aus- 
lande Gebrauch  gemacht  werden  soll ....,.,,,,,..  84 

—  betreffend  den  §  102  C.P.O.  .,,,.. ,85 

Brasilien,  Rechtsbülfeverkehr  mit  Brasilien 40  No,  89 

CivilprozesBverfahren  in  Bussland 10.28 

Dänemark,  Ausfertigung  der  Todtenscheine  der  in  den  preussischen  Staaten 

verstorbenen  dänischen  Unterthanen 8 

•^  RechtshQlfeverkehr  mit  Dänemark 40  No.  27 

Eides  ab  nahmen,  Verfahren  bei  Requisitionen  an  Bundeskonsuln  um  Ab- 
nahme von  Eiden 9 

England,  Verfahren  in  Civilprozessen  zum  Zweck  der  Vernehmung  der 

in  England  sich  aufhaltenden  Zeugen 7 

Ersuchungsschreiben,  im  Auslande  zu  erledigende  Ersuchungsschreiben 

der  Justizbehörden 40.  40  No.  4  u.  No.  6  54 

Exterritoriale,  Zustellungen  an  dieselben 51 

Finland,  Bestimmungen  der  iinniscben  Konkursordnung 42 

Frankreich,  Rechtsbülfeverkehr  mit  Frankreich 40  No.  28 

—  Verpflichtung  der  vor  französischen  Gerichten  als  Kläger  auftretenden 
Ausländer  zur  Sicherheitsleistung 60 
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Gemüthszustandes  russischer  Unterthanen ö 

Gerichtsverfassung  in  Russland 10.  11.  28.  81 


964  Bnropa. 


Oebahrem,   welche   bei  LegAlisatioii  toh  Urkunden   seitens  fremder 

SUaten  erfordert  werden 61 

OeriehtsbehOrden  in  der  Ogterreich-nngariechen  Monezthie  ...    82 

—  in  den  schweiseriicben  Kantonen 43 

—  im  Kanton  Zürich 45 

—  in  Rüssland,  mit  denen  nnmittelbaier  Oeschiftererkehr  stattfindet     .    66 
GesehäitsTerkehr,   unmittelbarer,  der  Gerichte  nnd  der  Beamten  der 

Staatsanwsltschafl  mit  den  Vertietem  fremder  Staaten  am  diesseitigen 

Hofe 12.  23 

— ,  immittelbarer,  swischen  den  deutschen  und  schweizerischen  Gerichts- 
behörden nebst  Abkommen 16 

—  bei  der  Legalisation  Ton  Urkunden     «    , , 68 

— ^  unmittelbarer,  swischen   den  Justizbehörden   der  preussischen  Grenz- 

proTinsen  und  des  Gerichtsbesirks  Warschau.  Abkommen  Tom  4.  Fe- 
bruar /  28.  Januar  1879,  vom  29./17.  August  1888  u.  vom  88./16.  Jsnuar 
1892 17.  18.  19.  29.  21.  27.  65.  64 

—  Unzulassigkeit  eines  unmittelbaren  OesdiftftsTerkehrs  der  Geriohte  und 
Beamten  der  Staatsanwaltschaft  mit  Vertretern  fremder  Staaten  am 
diesseitigen  Hofe .    # 28 

Orossbritannien,  RechtshfÜfeTerkehr  mit  Grossbritannien 40  Na  29 

Hinterlassenschaften,  Handhabung  der  KouTention  ttber  die  Begnlie« 
rung  der  Hinterlassenschaften  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Rnss- 

land  Tom  12.  November  /  80.  Oktober  1879 59 

Italien,  RechtshnifeTe^ehr  mit  Italien 40  Ho.  89 

Konkursverfahren,  Bestimmungen  der  finnischen  Konkursordnung    •    42 
Konsuln,  Bekanntmachung  des  Just. Min.  vom  8.  August  1888  betr.  die 
Konsuln  im  Deutschen  Reich 44 

—  Ersuchen  um  im  Auslande  zu  bewirkende  Zustellungen 40  No.  6 

—  Verfahren  bei  Requisitionen  an  Bundeskonsuln  um  Vernehmung  von* 
Zeugen  und  Abnehmong  von  Eiden 8.  9 

—  Kosten  bei  Erledigung  von  Requisitionen 26 

Konsulate,   Erstattung  der  Gebfihren  und  Auslagen,  welche  bei 

den  Konsulaten  des  Deutschen  Reichs  durch  die  Erledigung  von  Er- 
suchen prenssiseher  Justizbehörden  erwachsen 29.  33 

Korrespondenz,  Behandlung  der  portopflichtigen  Koirespondenz  zwischen 
deutschen  und  schweizerischen  Behörden 14 

—  iniindischer  Justizbehörden  mit  Behörden  des  Auslsndes  ausserhalb  des 

GebieU  der  Rechteholfe 40  No.  48 
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^  Erstattung  der  bei  den  Konsulaten  des  Deutschen  Reichs  durch  die  Er- 
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—  Beitreibung  von  Gerichtskosten  im  Auslande 88 

—  der  zum  Zweck  der  Einziehung  von  Gerichtskosten  unter  den  Bundes- 
staaten zu  leistende  Beistand « 41 

Ladungen,  im  Auslande  zuzustellende  Ladungen 40  No.  6 

Legalisation,  Geschfiftsgang  bei  der  Legalisation  von  Urkunden   ...    68 

—  Zusammenstellung  der  GebOhren,  welche  bei  den  durch  die  Geheime 
Kanzlei  des  Justizministeriums  vermittelten  Legalisationen  von  Urkunden 
zur  Zeit  seitens  der  Vertretungen  der  ii*emden  Staaten  erfordert  werden    61 

Luxemburg,  Recbtshaifeverkehr  mit  Luxemburg  in  Armensachen   ...    37 

—  Rechtehfilfeverkehr  mit  Luxemburg 40  No.  31 

—  Zustellungen  in  Luxemburg 40  No.3 

Niederlande,  AUg.  Verf.  des  JustMin.  vom  20.  Mai  1864  betr.  die  an 

die  Königlich  niederlfindischen  Behörden  zu  richtenden  Schriftstflcke    •      6 

—  Rechtshaifeverkehr  mit  den  Niederlanden ^  No.38 
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Na  1.  AUg,  Tert  dea  J,]L  rem  19.  Dezembor  1836  1)etreffeii4  die  Ans-' 
fextiffiaag  der  Todtenadheine  ron  Atudäiideni  (Kamptz  Jabxbfli^heri  Bd.  4S 

S.487).») 

„Von  den  Königlichen  Ministerien  der  geistlichen  Angelegenheiten,  der  Justiz,  der« 
AnswSrtigen  Angelegenheiten,  des  Krieges  und  des  Innern  und  der  Polizei  ist  be- 
schlossen worden: 

dasB  wenn  ein  Ausl&nder 

a)  in  diesseitigen  Militär-  oder  Qyfl-Lazarethen,  in  HospitSlem,  Gefängnissen« 
Lehr-,  Erwerb*,  milden,  Invaliden«  oder  Straf-Instituten,  und  wie  die  Anstalten 
«onst  heissen  mOgen,  oder 

b)  an  einism  Orte  Terstirbt,  wo  er  keine  Verwandte  oder  Bekannte  hat,  welche 
den  Todtenschein  einlösen  und  ihn  an  die  heimathlich^  Familie  senden  können, 

der  Todtenschein  desselben  stets  von  Amtswegen  ausgefertigt  und  dem  König- 
lichen Munsterinm  der  auswärtigen  Angelegenheiten  zur  weiteren  Beförderung  in  ge- 
sandtschaftlichem Wege  an  die  vaterländische  Regierung  des  Verstorbenen  eingereidit 
werden  soll 

Indem  -der  Justizminister  die  sämmtlichen  Königlichen  Landes -Justiz -Kollegien 
hiervon  in  Kenntniss  setzt,  werden  dieselben  zugleich  angewiesen,  die  Üntergerichte 
ihorer  Bezirke  mit  der  nOthigen  Anweisung  zu  versehen,  und  —  soweit  ihr  Ressort  da- 
bei konkurrirt  —  sich  selbst  nach  jener  Bestinmiung  zu  achten." 

No.  2.  Allg.Ver£  dea  J.  IL  Tom  17.  Januar  1838»  betreffend  die  Auaüertigimip 
der  Todtenaohelne  Ton  Anal&ndem  (E^axnptz  Jahrbüeher,  Bd.  51  8, 156). 

„In  Beziehung  auf  die  Verfügung  vom  19^  Dezember  1836  (Jahrbflcher,  Bd.  48 

&  487)* 

wonach   die  Todtenscheine   der   Ausländer  in  den  darin  bezeichneten  Fällen  von 
Amtswegen  ausgefertigt  und  dem  Königlichen  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiteii  eingereicht  werden  sollen, 
wird  hierdurch  anderweit  bestimmt, 

dass  die  Gerichte  von  Einsendung  dieser  Todtenscheine  in  den  Fällen  entbanden 
werden,  wenn  die  Ortsgeistlichen  und  Elirchenbedientein  dieselben  bereits  aufgestellt  und 
an  die  Regierung  eingesandt  haben. 

Das  —  hat  hiemach  die  Üntergerichte  seines  Departements  mit  Anweisung  zu 
versehen  und  sich  selbst  in  vorkommenden  Fällen  nach  dieser  Bestimmung  zu  achten." 

No.  3.  AUg.Verf:  dea  J.X,  vom  ao.  April  1847,  die  AoMlertlgjmg  der  Todten- 
solieixie  der  in  den  Preoaaiaohen  Staaten  verstofbenen  D&niaolien  ünter- 
thaaen  betreffend.  (J.M.B1.  S,  147). 

„Die  durch  die  Reskripte  vom  19.  Dezember  1836  (JahrbOcher,  Bd.  48  S.  487) 
und  vom  17.  Januar  1888  (Jahrbücher,  Bd.  51  S.  156)  den  KOnig^chen  Landes -Jnstiz- 
Kollegiäi  bekannt  gemachten  Bestimmungen  über  das  Verfahren  hinsichts  der  von 
Amtswegeh'  zu  bewirkenden  Ausfertigung  und  Einsendung  der  Todtenscheine  der 
im  Bereich  der  Preussischen  Staaten  verstorbenen  Ausländer  sind  in  Bezug  auf  die 


0  Unter  dem  12.  Dezember  1836  ist  dieselbe  Verfügung  for  die  Rheinprovinz  er* 
gangen  (Kamptz  Jahrbücher,  Bd.  48  S.  551). 

62* 
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D&nischen  Unterthanen,  welche  in  Preussen  ohne  HinterlMSung  hiesiger  Leibesetben 
Teraterben,  in  Gemlssheit  eines  mit  der  Königlich  Dftnischen  Regiening  getroffenen  Ab- 
kommens dahin  erweitert  worden,  dass  mit  der  Uebersendung  des  Todtenscheins  an  die 
heimathliche  Behörde  des  Verstorbenen  ingleich  eine  Nachricht  Aber  dessen  Ver- 
mOgens-Verhftltnisse  und  die  muthmaasslichen  Erben  desselben,  soweit 
die  betreffenden  Behörden  Kenntniss  davon  besitsen,  verbunden  werden  soll, 

rra  die  Gerichte  hierttber  am  füglichsten  Auskunft  su  geben  im  Stande  sein 
werden,  so  sind  die  GeisÜichen  von  Seiten  des  Herrn  Ministers  der  geistlichen  An^ 
gelegenheiten,  im  Einverst&ndniss  mit  dem  Justiz-Minister,  angewiesen  worden,  die  von 
ihnen  ausgefertigten  Todtenscheine  D&nischer  Unterthanen  in  Zukunft  nicht  mehr  an 
die  Königlichen  Regierungen,  sondern  an  das  Gericht  des  jedesmaligen  Sterbeorts  aar 
weiteren  Veranlassung  zu  übersenden. 

Indem  die  Gerichtsbehörden  hiervon  Kenntniss  erhalten,  werden  dieselben  —  mit 
Ausnahme  der  Rheinischen  Gerichte  —  hierdurch  veranlasst,  die  in  Folge  der  ge- 
dachten Anordnung  an  sie  gelangenden  Todtenscheine  unter  Beifügung  eines  mit  dem 
Amtssiegel  zu  versehenden  Legalisations-Attestes  dem  KOnigL  Ministerium  de^  aus- 
wlrtigen  Angelegenheiten  einzureichen,  und  soweit  der  Todtenschein  ausser  dem  Namen. 
Alter,  Stand,  Geburts-  oder  Heimaths-Orte  des  Verstorbenen  Ober  dessen  sonstige  Ver- 
hlltnisse  keine  Auskunft  enthftlt,  dasjenige,  was  der  (Gerichtsbehörde  des  Sterbe-Ortes 
in  dieser  Hinsicht  und  namentlich  Ober  das  von  dem  Verstorbenen  in  den  hieeigen 
Staaten  etwa  hinterlassene  Vermögen  und  Aber  die  muthmaasslichen  Erben  desselben 
bekannt  geworden  ist,  im  Einsendungsberidit  mit  aufzunehmen. 

Wenn  an  dem  Sterbe-Orte  ein  Ober-  und  ein  Untergericht  sich  beffaiden,  so  hat 
das  Obergericht  sich  dieser  Verbindlichkeit  au  unterziehen.'' 

Hoi.4>  Allg.Vex£  des  J.X.  Tom  SbFelmar  1848,  diß  Auml&rtigaDS  der 
TodfeeBsehetae  der  la  Prenssen  Terstorteneii  EkdiwediBoben  und  Norpegiaolien 
Uaterthanen  betreffend.  (J.ILBL  a  66.) 

«»Nachdem  mit  der  Königlich  Schwedischen  Regierung  Ober  das  Verfahren  ^m 
Ausfertigung  und  Einsendung  der  Todtenscheine  der  im  Bereich  der  Preussischen 
Staaten  verstorbenen  Schwedischen  und  Norwegischen  Unterthanen  neuerdings 
ein  gleiches  Abkommen  getroffen  worden,  wie  dies  nach  Inhalt  der  allgemeinen  Ver- 
fügung vom  80.  April  v.  J.  (J.M.B1.  S.  147)  hinsichts  der  in  Preussen  verstorbenen 
Dftnischen  Unterthanen  geschehen  ist^  werden  sAmmtliche  Gerichtsbehörden  hierdurch 
angewiesen,  nach  den  in  dieser  Verfflgung  vom  90.  April  v.  J.  enthaltenen  Bestinmiungen 
auch  hinsichts  der  in  Preussen  verstorbenen  Schwedischen  und  Norwegischen 
Unterthanen  zu  verfahren." 

No.  0.  AU|r<Ver£  des  J.M.  vom  IL  Dezember  1860,  betreffend  das  Ver- 
ftüiren  bei  der  Uatersnobnag  und  Feststellttag  des  GemUflisziistaades 
Rassisolier  Uaterthaaea.  (J.M.BL  S.  409) 

«Von  der  Kaiserlich  Russischen  Regierung  ist  durch  einen  Ukas  vom  13.  08l)  Mlrz 
d.  J.  die  Anordnung  getroffen: 

dass   die  Untersuchung  und  Feststellung  des  GemOthszustandes  Russischer 
Unterthanen,   die  im   Auslande  von  einer  Geisteskrankheit  befallen  worden 
sind,  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  in  welchem  sie  sich  befinden,  aber  jeder- 
zeit unter  Ifitwirkung  eines  Abgeordneten  oder  BevoUm&chtigten  der  Russischen 
Gesandtschaften  oder  Russischen  Konsulate,  die  in  dem  betreffenden  Lande 
angestellt  sind,  erfolgen  solle,  und  dass  nur  die  in  solcher  Weise  aufgenom- 
menen Akte  in  Russland  rechtliche  GHlltigkeit  haben. 
Die   Gerichtsbehörden  werden  hiervon  mit  der  Anweisung  in  Kenntniss  gesetzt, 
im  vorkommenden  FaUe,  insoweit  es  sieh  als  nOthig  erweist,   dem   Königlichen  Mini- 
sterium der  auswärtigen  Angelegenheiten  behufiB  der  weiteren  Veranlassung  in  Betreff 
der  von  der  Russischen  (Gesandtschaft- oder  dem  Russischen  Konsulate  abzucHrdnenden 
BevoQmichtigten,   von   der   bevorstehenden  Untersuchung  des  GremQthszustandes  An- 
zeige zu  erstatten,  und  bei  den  Verhandlungen  selbst,  deren  Direktion   Übrigens    dem 
Preussischen  Richter  verbleibt,  die  Bevollmächtigten  zuzulassen.*^ 
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Na  6.  Allg.  Varf  (L  J.  H.  vom  20.  dtai  1864,  t^tr.  die  att  die  König- 
Uch  Niederländisohen  Behörden  zu  riohtendeii  Schriftstfloke  (J.K.B1.  A,  138). 

n  Auf  Wunsch  der  Königlich  Niederländischen  Regierung  werden  die  Gerichte  und 
die  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  hierdurch  angewiesen,  die  auf  Grund  des  Vertrages 
vom  17.  Noyemher  1850  an  die  Königlich  Niederländischen  Behörden  zu  richtenden 
Schriftstücke  mit  lateinischen  Buchstaben  schreiben  zu  lassen.^ 

No.  7.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  Tom  14.  Juni  1866»  t>etreffend  das  Verfabren 
in  Olvilprozessen  zum  Zweck  der  Vemehmnng  der  in  England  siok  aufhal- 
tenden Zeugen  (J.lLBl.  8.  182—184). 

„In  England  sind  durch  die  Parlamentsakte  vom  29.  Juli  1856  gesetzliche  Be- 
stimmungen getroffen,  welche  bezwecken,  in  den  bei  ausländischen  Gerichten  anhän- 
gigen GiYilprozessen  die  Vernehmung  der  in  England  und  in  den  englischen  Be^tzungen 
sich  aufhaltenden  Zeugen  auf  Requisition  des  Prozessgerichts  zu  ermöglichen.  Da 
dieses,  anscheinend  nur  wenig  bekannt  gewordene  Gesetz  für  das  Verfahren  in  inlän- 
dischen Civilprozesstta  nicht  ohne  Interesse  ist,  so  findet  der  Justizminister  sich  veranlasst, 
dasselbe  durch  dib  in  der  Anlage  abgedruckte  Uebersetzung  behufs  Berücksichtigung  in 
den  geeigneten  Fällen  zur  Kenntniss  der  Gerichtsbehörden  zu  bringen.  Es  wird  hier- 
bei bemerkt,  dass  das  Gesetz  sich  nicht  auf  Polizei-  und  Kriminalsachen  bezieht,  und 
dass  es  nicht  selten  sich  erfolglos  erwiesen  haben  soll,  wenn  die  Ablegung  des  Zeug- 
nisses verweigert  wurde." 

(Uebersetzung.) 
a.  Im  19.  und  20.  Jahre  der  Königin  Viktoria. 

Kap.  113.  Eine  Akte,  welche  dazu  dienen  soll,  um  in  Ihrer  Migestät  Besitzungen 
die  Abnahme  von  Zeugenaussagen  in  Bezug  auf  bürgerliche  und  kommerzielle  Rechts- 
aachen, die  bei  auswärtigen  Gerichten  schweben,  herbeizuführen. 

(Den  29.  Juli  1856.) 

Da  es  angemessen  ist,  in  Ihrer  Mig'estät  Besitzungen  für  die  Abnahme  von 
Zeugenaussagen  in  Bezug  auf  bürgerliche  und  kommerzielle  Rechtssachen,  die  bei  aus- 
wärtigen Gichten  schweben,  Erleichterungen  eintreten  zu  lassen,  so  wird  durch  der 
Königin  Allerhöchste  Majestät  durch  und  mit  Anräthen  und  Zustimmung  der  Güt- 
lichen und  Weltlichen  Lords  und  der  Gemeinen,  in  dem  gegenwärtig  versammelten 
Parlamente  und  kraft  der  Autorität  derselben  verfügt,  wie  folgt: 

Verfügung  zur  Vernehmung  von  Zeugen  in  England  bezüglich  irgend 
einer  bei  einem  auswärtigen  Tribunal   schwebenden  bürgerlichen   oder 

kommerziellen  Rechtssache. 

I.  Wo  es,  auf  Grund  eines  dahin  zielenden  Antrages,  einem  Gerichte  oder  Richter, 
welche  unter  dieser  Akte  Befugniss  haben,  dargethan  ist,  dass  eine  Gerichtsbehörde 
oder  ein  Tribunal  kompetenter  Jurisdiktion  in  einem  fremden  Lande,  bei  welchem  eine 
bürgerliche  oder  kommerzielle  Rechtssache  anhängig  ist,  den  Wunsch  hat,  in  Bezug 
aaf  solche  Sache  die  Aussage  eines  oder  mehrerer  Zeugen  zu  erlangen,  die  sich  inner- 
halb der  Jurisdiktion  eines  solchen  oben  erwähnten  Gerichts,  oder  eines  Gerichts,  zu 
welchem  solcher  Richter  gehört,  oder  eines  solchen  Richters  befinden,  so  soll  ein  solches 
Gericht  oder  Richter  gesetzlich  befugt  sein,  dem  entsprechend  die  eidliche,  in  Frage 
und  Antwort  oder  in  sonstigen  Formen  bestehende  Vernehmung  solches  und  solcher 
Zeugen,  vor  irgend  einer  in  solcher  Verfügung  genannten  Person  oder  Personen  anzu- 
ordnen; imd  das  genannte  Gericht  oder  Richter  soll  kraft  derselben  Verfügung,  oder 
solches  Grericht  oder  Richter,  oder  irgend  ein  anderer  Richter,  welcher  unter  dieser 
Akte  Kompetenz  hat,  soll  kraft  einer  nachfolgenden  Verfügung  gesetzlich  berechtigt 
sein,  das  Erscheinen  einer  in  solcher  Verfügung  namhaft  zu  machenden  Person  behufs 
ihrer  Vernehmung  oder  behufs  Vorlegung  von  Schriftstücken  oder  von  anderen  in 
solcher  Verfügung  zu  bezeichnenden  Dokumenten,  anzuordnen,  sowie  alle  Anordnungen 
hinsichtlich  der  Zeit,  des  Ortes  und  der  Art  und  Weise  solcher  Vernehmung  und  aller 
anderer  damit  verbundener  Sachen  zu  treffen,  wie  solche  billig  und  angemessen  er- 
scheinen; und  jede  solche  Verfügung  kann  in  ähnlicher  Weise,  wie  eine  Verfügung, 
die  von  solchem  (Berichte  oder  Richter  in  einem  bei  solchem  Gerichte  oder  vor  solchem 
Richter  anhängigen  Prozesse  erlassen  ist,  zwangsweise  geltend  gemacht  werden. 
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Begcheinigong  des  BoischafterB  etc.  genügender  Beweis  für  die 

BogrQndung  des  Antrages. 

n.  Eine  Bescheinignng,  nnteneichnet  von  dem  Botschafter,  dem  Gesandten  oder  einem 
anderen  diplomatischen  Agenten  einer  fremden  Macht,  der  als  solcher  yon  Durer  Mljestat 
angenommen  worden,  oder  im  Falle  kein  diplomatischer  Agent  da  ist,  von  dem  Oeneral- 
konsnl  oder  Konsol  einer  fremden  Macht  an  London,  der  als  solcher  von  Ihrer  Majestät 
yigenommeu  und  zugelassen  ist,  dahin  lantend,  dass  eine  Rechtssache,  hezfiglich  welcher 
Otter  dieser  Akte  ein  Antrag  gestellt  ist,  eine  hürgeriiche  oder  kommendeile  Sache  sei« 
die  in  dem  Lande,  dessen  diplomatischer  Agent  oder  Konsul  er  ist,  bei  einem  Gerichts- 
hofe oder  Tribunal  schwebe,  welcher  oder  welches  in  der  so  schwebenden  Sache  Juris- 
diktion habe,  und  dass  solches  Gericht  oder  Tribunal  die  Aussage  des  oder  der  Zeugen« 
auf  welchen  oder  auf  welche  sich  der  Antrag  bezieht,  zu  erhalten  wünsche,  —  soü  als 
Beweisstück  der  so  bescheinigten  Sachen  gelten;  wo  aber  keine  solche  Bescheinigung 
Toigelegt  ist,  soll  ein  anderes,  jenen  Zweck  Terfolgendes  Beweisstück  zulässig  sein. 

Eidliche  Vernehmung  der  Zeugen. 

OL  Jede  Person,  welche  durch  eine  in  Ausführung  gegenwärtiger  Akte  erlassene 
Veifttgnng  zur  Vernehmung  yon  Zeugen  ermächtigt  ist,  soll  gesetzlich  befugt  sein,  alle 
solohe  Voniehmnngen  in  seugeneidlicher  Form  vorzunehmen  oder  dieselben  in  den- 
jenigen Fallen,  in  welchen  das  Geseta  die  gerichtliche  Versicherung  statt  des  Eides 
snlisst,  in  Form  einer  solchen  Versicherung  zu  bewirken. 
Personen^  welche  falsches  Zeugniss  ablegen,  sind  des  Meineids  schuldig. 

Der  Eid  ist  dann  Ton  der  solchergestalt  ennächtigten  Person  abzunehmen,  und 
wenn  eine  Person  bei  einer  solchen  eidlichen  Erhärtung  oder  solcher  Versicherung,  in- 
dem sie  dieselbe  absichtlich  und  unredlicher  Weise  abgiebt,  ein  frisches  Zeugniss  ab- 
Ibgt,  so  soll  eine  jede  sieh  so  tergehende  Person  fOr  schuldig  des  Meineids  erachtet 
und  gehalten  werden. 

Vergfltigung  der  Ausgaben. 

IV.  Vorausgesetst  jedoch,  dass  jede  Person,  deren  Erscheinen  so  gefordert  wird, 
zu  dem  gleichen  Geleitgelde  (Gondnct  Money)  und  der  gleichen  Schadloshaltung  für 
Ausgaben  und  Zeitverlust  beroehtigt  sein  soll,  wie  beim  Erscheinen  vor  Gericht. 
Zeugen  solleir*Hias  Recht  haben,  die  Beantwortung  Ton  Fragen  nnd  die 

Vorlegung  von  Dokumenten  zu  yerweigern. 

V.  Vorausgesetzt  femer,  dass  jede  Person,  yelche  in  Folge  einer  unter  dieser  Akte 
erlassenen  Verfügung  veraommen  wird,  dasselbe  Recht  halx«  soll,  Antworten  zu  yer- 
weigern auf  -dia^  Fragen,  welche  auf  eine  Selbstanklage  abzielen,  sowie  auf  diejenigen 
anderen  Fragen,  ^n.  deren  Ablehnung  ein  Zeuge  in  irgend,  einer  Sache  berechtigt  sein 
würde,  welche  entweder  bei  dem  Gerichtahofe,  yon  dem  oder  yon  dessen  Richter  die 
Vernehmung  erlassen  ist,  schwebt,  oder  welche  anhängig  ist  yor  dem  eine  solche  Ver- 
nehmung anordnenden  Richter;  und  dass  Niemand  gezwungen  werden  soll,  in  Fol^ 
einer  solchen  Verfligung,  wie  sie  oben  erwähnt,  irgend  ein  Schriftstück  oder  anderes 
Dokument  yorzulegen,  welches  er  nicht  bei  einer  gerichtlichen  Verhandlung  einer  sol- 
chen Sache  yorzulegen  gezwungen  sein  würde. 

Gewisse  Gerichtshöfe  und  Richter  sollen  unter  dieser  Akte 

Befugniss  haben. 

VI.  Die  Königlichen  ObergerichtahOfe  des  (Gemeinen  Rechts  (Superior  Gourts  of  Com- 
mon Law)  beziehungsweise  zu  Westminster  und  Dublin,  der  Sessionsgeriditshof  (Court 
of  Session)  in  Schottland  und  jedes  Oberste  Gericht  in  irgend  einer  Kolonie  oder  sos- 
wirtigen  Besitzung  Ihrer  Mijestftt,  und  jeder  Richter  eines  solchen  Glerichtshofes,  so- 
wie jeder  Richter  in  solcher  Kolonie  oder  Besitzung,  der  durch  einen  Geheimoi  Raths- 
Befehl  Ihrer  M^jest&t  zu  diesem  Zwecke  ernannt  sein  mochte,  sollen  Gerichte  resp. 
Richter  sein,  welche  unter  dieser  Akte  Befugniss  haben. 

Lordkanzler  etc.  hat  Verordnungen  etc.  zu  entwerfen. 
Vorausgesetzt,   dass   der  Lordkanzler   unter  dem  Beistande  zweier  Richter  der 
Common  Law  Gerichtshofe  zu  Westminster  solche  Vorschriften  und  Verordnungen  er- 
ISsst,  die  nothwendig  und  geeignet  sein  werden,  die  Vorschriften  dieser  Akte  in  Wirk- 
samkeit zu  setzen  und  das  Verfahren  nach  derselben  zu  regeln." 
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No.  &  AUg«  Vex£  d.  J.IL  vom  20.  November  1869,  betreffend  das  Ver- 
liükren  bei  ReqniaitioBen  an  Bimdeskonsnln  um  Vemehmiincr  von  Zengen  nnd 
Abnahme  von  Eiden  (J.H.BL  S.  230). 

J>ie  Konsuln  des  Norddeutochen  Bundes  sind  nach  §  20  des,  die  Organisation 
der  Bundeskonsulate  betreffenden  '  Gesetzes  vom  8.  November  1867  zur  Yemehmnng 
von  Zeugen  und  zur  Abnahme  Yon  Eiden  nur  dann  befugt,  wenn  sie  dazu  von  dem 
Herrn  Bundeskanzler  besonders  ermächtigt  sind.  Es  bedarf  deshalb  in  den  Fallen,  in 
welchen  die  Vernehmung  von  Zeugen  oder  die  Abnahme  eines  Eides  durch  einen 
Bnndeskonsul  erfolgen  soll,  dem  die  Ermächtigung  zur  Vornahme  derartiger  Amts- 
handlungen nicht  allgemein  ertheilt  worden  ist,  einer  für  den  einzelneu  Fall  nachzu- 
sachenden  besonderen  Ermächtigung.  Im  Einverständniss  mit  dem  Herrn  Bundes- 
kanzler werden  die  sämmtlichen  Justizbehörden  hinsichtlich  des  in  solchen  Fällen  zu 
beobachtenden  Verfahrens  angewiesen,  die  Erthoilnng  der  Ermächtigung  unter  Ein- 
reichung des  an  den  betreffenden  Bundeskonsul  zu  richtenden  offenen  Requisitions- 
schreibens  unmittelbar  bei  dem  Herrn  Bundeskanzler  nachzusuchen. 

Die  mit  einer  allgemeinen  Ermächtigung  zur  Vornahme  der  in  Rede  stehenden 
Amtshandlungen  versehenen  Bundeskonsuln  werden,  wie  dies  bereits  in  Betreff  der 
Generalkonsuln  des  Norddeutschen  Bundes  zu  New- York  und  zu  London  geschehen  ist 
(J.M.BL  von  1869  S.  188  und  171).  durch  das  Justiz-Ministerialblatt  zur  Eenntniss  der 
Justizbehörden  gebracht  werden.**^) 

No.  9.  Allff.  Verl  des  J.IL  vom  10.  April  1870,  betreffend  das  Verüabren  bei 
Requisitionen  an  Bnndeskonsoln  um  Vemebmnng  von  Zeu^n  nnd  Abnahme 
von  Siden  (J.1LB1.  S.  111). 

„Durch  die  allgemeine  Verfügung  vom  20.  November  v.  J.  ist  das  Verfahren  vor- 
geschrieben worden,  welches  die  Justizbehörden,  zu  beachten  haben,  wenn  sie  die  be- 
sondere Ermächtigung  eines  Bundeskonsuls  zu  einer  einzdnen  Eidesabnahme  oder 
Zeugenvernehmung  erwirken  woüen. 

Die  auf  eine  solche  Ermächtigung  gerichteten  Anträge  kOnnen  nur  dhnn  zum  Ziele 
fähren,  wenn  diejenige  Partei,  die  einen  Eid  leisten  soll,  oder  die  zu  vernehmenden 
Zeugen  an  einem  Orte,  wo  ein  Konsul  des  Norddeutschen  Bundes  angestellt  ist,  oder 
doch  ganz  in  der  Nähe  dieses  Ortes  wohnen,  und.  die  Personen,  um  deren  Vernehmung 
es  sich  handelt,  Deutsche,  resp.  geneigt  sind,  sich  zu  dem  gedachten  Behuf  vor  dem 
Bondeskonsul  zu  gestellen. 

Die  Justizbehörden  werden  veranlasst,  sich  vor  Stellung  derartiger  Anträge  über 
das  Vorhandensein  dieser  Voraussetzungen  zu  yergewissem.'' 

No.  10.  Allg.  Verfl  d.  J.  IL  vom  16.  September  1870,  betrefliond  die  Gto- 
TiiditBvezCassnng  nnd  das  Oivilprozessverfabren  in  Rnssland  (J.ILBL  8.  277).') 
„Die  Gerichtsverfassung  und  das  Civilprozessverfahren  in  Russland  haben  in  Oe- 
mässheit  der  Gesetze  vom  20.  November  1864  eine  wesentliche  Umgestaltung  erfahren. 
Die  Folgen,  welche  sich  hieraus  fClr  den  Prozessbetrieb  diesseitiger  Parteien  und  den 
G^eschäftsverkehr  zwischen  den  beiderseiUgen  Gerichten  ergeben,  veranlassen  den  Justiz- 
Minister  zu  den  nachstehenden,  auf  MLttheilungen  des  Herrn  Bundeskanzlers  beruhenden 
Bemerkungen. 

1.  Die  neue  G^chtsverfassung  beruht  auf  dem  Prinzip  der  völligen  Trennung 
der  Justiz  von  der  Verwaltung.*)  Ein  Eingreifen  der  Verwaltungsbehörden  in 
die  Verhandlung  und  Entscheidung  der  Rechtsstreitigkeiten  ist  danach  gänz- 
lioh  ausgeschlossen.  »Die  Klageschriften,  welche  die  Angabe  der  Beweis- 
mittel enthalten  müssen,  sind  bei  den  Friedensrichtern,  wenn  aber  der 
Streitgegenstand  500  Rubel  fibersteigt,   bei  den  Bezirksgerichten  aazu- 

')  Ueber  die  zur  Vernehmung  von  Zeugen  und  zur  Abnahme  von  Eiden  ermäch- 
tigten Konsularbeamten  gewährt  das  alljährlich  durch  das  Auswärtige  Amt  verOfTent- 
lichte  und  im  Buchhandel  erscheinende  „Verzeichniss  der  Kaiserlich  deutschen  Konsu- 
late" den  erforderlichen  Aufschluss. 

^  Vgl.  oben  S.  558  ff. 

»)  Vgl.  S.  570  §  8  I  Abs.  2.  -  S.  576  1  b. 
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bringen.^)  Die  Parteien  können  sich  unbeschrftnkt  durch  Berollmflchtigte  Ter- 
treten  lassen,  wosu  sich 'insbesondere  die  zu  einer  Korporation  TereinigleB 
vereideten  Anwalte  eignen;  doch  ist  die  Wahl  anderer  Vertreter  nidit 
geschlossen.*)  Die  ProzessyoDmachten  diesseitiger  Parteien  müssen 
oder  notuiell  aufgenommen  oder  beglaubigt  und  mit  der  üblichen  Legalisation 
versehen  sein.  Bin  den  Russischen  Gesetzen  entsprechendes  Formular  einer 
solchen  Vollmacht  ist  dieser  Verfügung  unter  A.  beigefügt.') 

2.  Mit  jeder  dageschiift  müssen  zugleich  die  Qeiichtsgebühren,  welche  60  Ko- 
peken für  je  100  Rubel  der  Streitsumme  betragen,  eingezahlt  werden.  Piar- 
teien,  welche  ausserhalb  Russlands  wohnen,  können  die  Einzahlinig  auch  bei 
emem  Russischen  Konsul  bewirken  und  haben  alsdann  die  betreffende  Quit- 
tong  der  Klageschrift  beizufügen.^) 

3.  Die  Vollstreckung  diesseitiger  Erkenntnisse  in  Russland  richteit  sich 
nach  den  in  der  Anlage  B.  (s.  u,  S.  1042)  mitgetheilten  Bestimmongen  der 
Russischen  Givilprozessordnung  vom  20.  November  1864  (s.  o.  S.  687 — €89). 
Danach  findet  die  Vollstreckung  im  Requisitionswege  nicht  femer  statt;  es  ist 
viehnehr  Sache  der  betheiligten  Partei,  den  Antrag  auf  Vollstreckimg'  un- 
mittelbar bei  dem  betreffenden  Russischen  Bezirksgericht  anzubringen.  Das 
hierauf  gerichtete  Gesuch  muss  in  Russischer  Sprache  verfasst  und  demselb«B 
eine  mit  der  Bescheinigung  der  VoDstreckbarkeit  versehene  beglaubigte  Ab- 
schrift des  diesseitigen  Erkenntnisses  nebst  der  Uebersetsung  ins  Rnssiaehe 
in  zwei  Exemplaren  beigefügt  sein  (§  1276  a.  a.  0.).^) 

Der  Herr  Bundeskanzler  hat  sich  bereit  erklfirt,  die  Beförderung  der- 
artiger  Parteigesuche,  wenn  sie  ihm  durch  die  diesseitigen  Gerichte  einge- 
reicht werden,  in  der  Art  zu  vermittehi,  dass  die  Schriftstücke  mit  der  er- 
forderlichen Legalisation  versehen,  und  durch  die  Bundes-Gesandtschaft  in 
St  Petersburg  dem  betreffenden  Russischen  (Bericht  übermittelt  werden. 
Hinsichtlioh  der  XJebertragung  ins  Russische  haben  die  diesseitigen  Parteien 
die  Wahl,  ob  sie  dieselbe  durch  einen  gerichtlichen  Translator  seihst  be- 
wirken oder  den  Animg  stellen  wollen,  dass  sie  bei  der  genannten  Gesandt- 
schaft durch  einen  Russischen  Notar  auf  ihre  Kosten  erfolge»  Voransgeeetst 
ist  Übrigens,  dass  in  a^^en  Füllen  die  Erstattung  der  durch  die  Vemittelung 
des  Henn  Bundeskanzlerr  erwachsenden  Kosten  von  Seiten  der  betreifenden 
hiesigen  Partei  sichergestellt  ist. 

4.  Noch  nicht  durchgeführt  ist  die  neue  Gerichtsverfassung  in  den  <jrou- 
vemements  Archangel,  Wologda,  Orenburg,  Astrachan,  Kiiew,  Po- 
dolien,  Tobolsk,  Tomsk,  Eniseisk,  Irkutsk,  Volhjnien,  Mohilew, 
Grodno,  Witebsk,  Wilna,  Kowna  und  im  Königreich  Polen»^ 

Hier  besteht  in  Rechtsstreitigkeiten  im  Wesentlichen  noch  das  frühere 
Ver&hren.  Danach  ist  es  zulässig,  sich  zur  Beitreibung  liquider  Schuldforde- 
rungen an  die  Polizeibehörden  zu  wenden,  und  daher  diesseitigen  Unter- 
thanen  die  Möglichkeit  nicht  abgeschnitten ,  derartige  Ansprüche  auf  diesem 
Wege  mit  Hülfe  der  gesandtschafüichen  Vermittelung  zur  Geltung  zu  bringen. 
Ein  Erfolg  solcher  Schritte  Iftsst  sich  jedoch  niemals  mit  Sicherheit,  und 
jedenfalls  nur  dann  erwarten,  wenn  der  Antragsteller  Wechsel  oder  schrift- 
liche Anerkenntnisse  des  Schuldners  vorzulegen  vermag. 

In  den  Ostseeprovinzen,*)  woselbst  die  neue  Gerichtsverfassung  gleich- 
falls noch  nicht  in  Wirksamkeit  getreten  ist,  findet  eine  Erledigung  von 
Rechtsstreitigkeiten  auf  dem  Verwaltungswege  nicht  statt.  ^ 


»)  Vgl.  S.  587  ff.  §  7. 

•)  Vgl  S.  698  ff.  §§  14  u.  15. 

^  Vgl.  jetzt  A.  V.  vom  22.  Februar  1888  (J.M.B1.  S.  46,  unten  S.  988  u.  996). 

*)  Vgl.  S.  614. 

»)  Vgl  S.  688. 

•)  Vgl  S.  978  Note  1. 

^  Vgl  S.  675. 
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Sftmmtliche  GrerichtsbehOrdeQ  werden  angewiesen,  sich  nach  den  vorstehenden  Be- 
merkungen sowohl  selbst  zu  achten,  als  auch  hiemach  vorkommendenfalls  die  Parteien 
mit  Belehrung  zu  versehen. 

Zugleich  werden  dieselben  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  Uebersetzungen  in  das 
Russische  erforderlichenfalls  durch  Vermittelung  des  Königlichen  l^ammergerichts,  bei 
welchem  ein  Translator  fOr  die  Russische  Sprache  angestellt  ist,  bewirkt  werden  können«" 

Ko.  U.  AUg.  Verf.  des  J.M.  Tom  4.  Juli  1872,  tetreffend  die  nene  Qe- 
HohtSYerfassimg  in  Rnssland  (J.ICBL  S.  158).  0 

^Zur  üebersicht  über  den  Umfang,  in  welchem  sich  die  in  Russland  eingefühirte 
nene  Gerichtsverfassung  zur  Zeit  in  Wirksamkeit  befindet,  werden,  unter  Bezugnahme 
auf  die  allgemeine  Verfügung  vom  16.  September  1870,  die  nachstehenden,  auf  einer 
Mittheüong  des  Kaiserlich  Russischen  Justiz-Ministeriums  beruhenden  Verzeichnisse 
lur  Kenntniss  der  Justizbehörden  gebracht 

A.  Verzeichniss  der  Gouvernements,  in  welchen  die  neue  Gerichtsverfassung 
ToUstSndig  in  Kraft  besteht:  1)  St.  Petersbui^,  2)  Nowgorod,  3)  Moskau,  4)  Pskow, 
5)  Wladimir.  6)  Kaluga,  7)  Rjäzan.  8)  Twer,  9)  Smolensk,  10)  Kostroma,  11)  Nishe- 
gorod,  12)  Tula,  13)  Jaroslawl,  14)  Charkow,  15)  Kursk,  16)  Orel,  17)  Tambow,  18)  Wo- 
ronesh,  19)  Poltawa,  20)  Chersson,  21)  Tanrien,  22)  Jekaterinoslaw,  23)  Bessarabien, 
d4)  Kasan,  25)  Ssimbirsk,  26)  Ssamara,  27)  Ssaratow,  28)  Pensa. 

B.  Verzeichniss  deijenigen  anderen  Gouvernements,  in  welchen  das  Friedens- 
riohter-Institut  eingeführt  ist:  1)  Tschernigow,  2)  Olonez,  8)  die  Kosacken- (hegend, 
i)  Wjfttka,  5)  Kiew,  6)  Volhynien,  7)  Podolien,  8)  Minsk,  9)  Grodno,  10)  Kowno, 
11)  Wüna,  12)  Witebsk,  13)  Mogüow.« 

No,  12.  AUg.  Verl  des  J.M.  Yom  20.  Juni  1875,  betrefltad  den  Oesoh&fts- 
TeiMhr  der  Gerichte  und  der  Beamten  der  Staatsanwaltsobaft  alt  den  Ver- 
tretern fremder  Staaten  am  diesseitigen  Hofe  (J.ILB.  S.  162). 

„Die  Gerichte  und  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  werden  darauf  anftnerksam 
gemacht,  dass  der  Geschftftsverkehr  mit  den  Vertretern  fremder  Staaten  am  diesseitigen 
Hofe  nur  durch  Vermittelung  des  Herrn  Beichskanclers  (Auswärtiges  Amt)  stattfinden 
kann,  eine  direkte  Korrespondenz  mit  denselben  dagegen  nneulftssig  erscheint.* 

No.  13.  iJlg.  Verl  des  J.IL  Tom  14.  Jnni  1876,  l)etreffend  die  beim  Ab- 
leben von  Ausländem  den  firemden  Regienmgen  zn  machenden  Mittheilnngen 
(J.ILBL  S.  123). 

„In  den  mit  dem  Königreich  Italien  unterm  21.  Dezember  1868  (Bundes-GesetzU. 
von  1869  S.  118)  Art.  11,  12,  mit  Spanien  unterm  22.  Februar  1870  (Bundes-GesetzU. 
S.  99)  Art.  11,  12,  mit  den  Vereinigten  Staaten  Amerikas  unterm  11.  Dezember  1871 
(Reichs-GesetzbL  von  1872  S.  95)  Art  10,  und  mit  dem  Kaiserthum  Russland  unterm 
12.  November  /  81.  Oktober  1874  (Reichs-GesetzbL  von  1875  S.  136)  Art.  II,  XI,  abge- 
schlosseilen  Verträgen  ist,  im  Wesentlichen  tibereinstimmend  fOr  Ffille,  in  denen  es 
sich  um  Sicherstellung  des  Nachlasses  eines  im  Auslande  Verstorbenen  handelt,  be- 
ftimmt  worden,  dass  die  LandesbehOrden  von  dem  Sterbefall  dem  zust&ndigen  auslän- 
dischen Konsul  sofort  Nachricht  zu  geben  haben. 

Unter  Bezugnahme  auf  die  diesseitigen  Erlasse  vom  12.  und  19.  Dezember  1886, 

17.  Januar  1888  und  30.  April  1847  werden  die  Behörden  darauf  hingewiesen,  dass  sie 

die  an  sie  gelangenden  Sterbeurkunden  eines  Ausländers  unter  Beifügung  eines  mit  dem 

.  Amtssiegel  zu  versehenden  Legalisationsattestes  dem  Auswärtigen  Amte  nach  Massgabe 

der  allgemeinen  Verfügung  vom  30.  April  1^7  schleunigst  einzureichen  haben. 

Es  wird   dadurch  nicht  ausgeschlossen,   dass   die  Behörden  im   einzelnen  Falle, 

^)  Nachdem  im  Jahre  1896  die  auf  S.  579  erwähnten  Gerichtshöfe  alter  Ordnung 
durch  Bezirksgerichte  ersetzt  worden  sind,  ist  die  Justizreform  in  allen  Gou- 
vernements des  europäischen  Rasslands  und  in  allen  Theilen  des  Kau- 
kasus durchgeführt.  Friedensrichter  S.  577  Note  1  u.  4,  doch  ist  hier  die  Stadt 
Samara  zu  streichen.  Landhauptleute  n.  s.  w.  S.  577  Note  4,  doch  ist  hier  das  Gou- 
yemement  Wladimir  hinzuzufügen. 
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soweit  iiif<^gB  jener  VertrSge  eine  Ififcwirkiing  dee  snständigen  EodboIb  eintritt,  mit 
demselben  der  leichteren  Verstlndigung  oder  Beschleunigung  halber  sich  direkt  in  Ver- 
bindung setcen.** 

No.  14.  Allg.  Verl  d.  J.M.  Tom  &  April  1878  betreffend  die  Beliandlnng  der 
portoplüohtigea  KoRespondeiiB  zwisähen  den  Dentsdhen  nnd  den  Bcliveize- 
rlfldhen  Behörden  (J.K.B1.  8.  60)« 

^Der  Bundesrath  hat  durch  Beschluss  Tom  1.  NoTember  t.  J.  dem  Abeddoss 
eines  Abkommens  mit  der  Schweiz  seine  Zustimmung  ertheilt,  wonach  ftlr  die  Behand- 
lung der  portopflichtigen  Korrespondens  zwischen  den  Deutschen  und  den  Schweize- 
rischen Behörden  folgende  Grundsätze  anzuwenden  sind: 

1.  Portopflichtige  Sendungen  sind  stets  Ton  der  absendenden  Behörde  zu  frankirftn. 

2.  Bei  KoTTospondenz  zwischen  Behörden  in  Parteisachen  entrichtet  die  absendende 
Stelle  das  Porto  auch  in  solchen  Fftllen,  in  welchen  die  Pflicht  zur  Porto- 
Zahlung  einer  im  Gebiete  der  empfangenden  Stelle  befindlichen  Partei  obliegt 

8.   Die  empfangende  Stelle  ist  zwar  befugt,  den  Portobetrag  von  der  Partei  ein- 
zuziehen, jedoch  soll  von  einer  Erstattung  desselben  an  die  absendende  Be- 
hörde des  anderen  Staates  bis  auf  Weiteres  Abstand  genommen  werden. 
Nach  einem  weiteren  Beschlüsse   des  Bundesraths  vom  7.  Januar  d.  J.  ist  das 
▼orgedachte  Uebereinkommen  vom  1.  Mira  d.  J.  ab  in  Wirksamkeit  getreten,   ^inunt- 
liche  Justizbehörden  werden  hierron  zur  Nachachtung  in  Eenntniss  gesetzt  ** 

No.  16.  AUg.  Verl  d.  J.X.  Tom  10.  Mai  1878  betrefltond  die  mohlToll- 
■treoklMrkeit  der  Brkeimtnliwie  Prenaeifloher  Gtorlohte  in  Soliweden  nnd  Nor- 
weg«n  (J.X.BL  8. 82). 

i^Nach  einer  Mittheilung  des  Kaiserlic&en  Reichs-Justäzamts  gehen  dem  Kaiser- 
lichen Gesandten  in  Stockholm,  sowie  den  Kaiserlichen  Konsulaten  in  Schweden  und 
Norwegen  nicht  selten  Ersuchungsschreiben  zu,  mittels  welcher  Deutsche  Geridite,  in 
der  Annahme,  dass  ihre  Urtheile  in  beiden  Königreichen  ohne  Weiteres  foDstreckbar 
seien,  die  RechtshtQfe  der  Schwedischen  und  Norwegischen  Behörden  zu  diesen  Zwecke 
in  Anspruch  nehmen. 

Da  nach  der  Gesetzgebung  beider  L&nder  aus  dem  Urtheile  eines  auswirtigen 
Gerichts  die  Zwangsrollstreckung  nicht  stattfindet,  vielmehr  der  dem  Urtheile  zu  Ghmnde 
liegende  Anspruch  im  Wege  einer  neuen  Klage  bei  dem  zustfindigen  Schwedischen  oder 
Norwegischen  Gerichte  geltend  gemacht  werden  muss,  so  kann  diesen  Ersuchungs- 
schreiben keine  Folge  gegeben  werden. 

Die  (Berichte  werden  demgemiss  aufgefordert,  von  Erfassung  der  bezeichaeien 
Requisitionen  Abstand  zu  nehmen.  ** 

Ho.  16.  Allff.  Verl  d.  J.M.  vom  28.  Jannar  1879  'beirefllend  den  nnmittti/» 
baren  OeochdUtererkelLr  swisoüien  den  Dentsohen  nnd  den  fikdnreiseilfldlwa 
Geriohtebebörden  (J.lLBl.  8.80). 

„Den  Justizbehörden  wird  das  zwischen  der  Kaiserlich  Deutschen  Regierung  und 
dem  Schweizerischen  Bundesrath  abgeschlossene  Uebereinkommen  zur  HerbeüÜhning^ 
eines  unmittelbaren  Gesch&ftsverkehrs  zwischen  den  Deutschen  und  Schweizerisoben 
Gerichtobehörden  vom  l.'ia  Dezember  1878  (GentralbUttt  für  das  Deutsche  Reich  S.6) 
zur  Kenntnissnahme  mitgetheilt. 

Uebereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Schweiz  wegen 
Herbeiftthrung  eines  unmittelbaren  Geschäftsverkehrs  zw^ischen  den  Deut- 
schen und  den  Schweizerischen  Gerichtsbehörden.  Vom  1./10.  Dezember  1878. 

Zwischen  der  Kaiserlich  Deutschen  Regierung  und  dem  Schweizerischen  Bundes- 
rath ist,  um  die  Verwaltung  der  Rechtspflege  beiderseits  zu  erleichteni,  nachstehende 
Vereinbarung  getrogen  worden. 

Den  Deutschen  und  Schweizerischen  Gerichtsbehörden  ist  der  unmittelbare  Qe- 
schiftsrerkehr  in  allen  FSUen  gestattet,  in  welchen  nidit  der  diplomatisdbie  Verkdir 
dnroh  Staatsvertrftge  yorgeschiieben  ist,  oder  in  Folge  besonderer  Verhiltnisse  i«tk- 
lieh  erscheint. 
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Die  gegenwärtige  Erklfining  tritt  am  1*  Januar  1879  in  Wirksamkeit  und  bleibt 
in  Kraft  bis  nach  sechs  Monaten  nach  erfolgter  Kündigung  seitens  des  einen  oder  des 
andern  der  beiden  Theile. 

Gleichzeitig  mit  dem  Vollzüge  derselben  treten  die  zwischen  Preussen  und  der 
Schweiz  im  Jahre  1868  geschlossene,  im  Jahre  1872  auf  Elsass-Lothringen  ausgedehnte 
Vereinbarung,  betreffend  den  unmittelbaren  Geschäftsverkehr  zwischen  den  beiderseitigen 
Justizbehörden,  sowie  die  im  Jahre  1857  zwischen  Bayern,  Württemberg,  Baden  einer- 
seits und  delr  Schweiz  andererseits  über  den  gleichen  Gegenstand  getroffenen  Verab- 
redungen ausser  Wirksamkeit. 

Die  gegenwärtige  Erklärung  wird  gegen  eine  entsprechende  Erklärung  des  Schwei- 
zerischen Bundesratiis  ausgetauscht  werden.** 

No.  17.  AUg.  Verl  d.  J.H  Tom  80.  Mal  1879  tetreffend  das  Abkommen 
mit  Russland  wegen  des  anmittelbaren  Gesobäftsrerkehrs  zwischen  den  Justiz- 
behörden der  Prenssisolien  Grenzprovinzen  und  des  Oeriobtsbezirks  Warsohan 
▼om  4.  Febmar  /  23.  Januar  1879,  G.a  von  1879»  S.  138  (J.M.BL  S.  128). 

Die  Justizbehörden  werden  davon  in  Kenntniss  gesetzt,  dass  das  Abkommen  mit  der 
Ejuiserlich  Russischen  Regierung  vom  4.  Februar  /  28.  Januar  1879  mit  dem  16./4.  Mai 
d.  J.  in  Ejraft  getreten  ist. 

Da  nach  Artikel  2  des  Abkommens  nur  die  dort  bezeichneten  Appellationsgerichte 
und  die  Ober-Staatsanw&lte  bei  denselben  zu  Requisitionen  im  Wege  des  unmittelbaren 
Geschfiftsverkehrs  berechtigt  sind,  so  haben  die  in  jenen  Provinzen  befindlichen  Gre- 
richte  erster  Instanz  und  die  Staatsanwälte  bei  denselben  sich  wegen  Erlassung  der 
Requisitionen  an  die  Appellationsgerichte  beziehungsweise  die  Ober-Staatsanw&lte  ihres 
Bezirks  zu  wenden. 

Zugleich  wird  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  nach  Artikel  5  des  Abkommens 
die  diesseitigen  Requisitionen  in  Deutscher  Sprache  abzufassen  sind. 

No.  18i.  Allg;  Verl  d.  J.K.  vom  16.  Dezember  1879  betreffend  daii  Ab* 
kommen  vät  Rassland  wegen  des  unmittelbaren  Gesohfiftsverkebrs  swisdhen 
den  Justizbehörden  der  Prenssisoben  Grenzprovinzen  und  des  Geriähtsbezirks 
Warsoban  vom  4.  Febmar  /  2a  Januar  1879»  G.S.  8. 138  (J.X.BL  S.  474). 

J^t  Bezug  auf  Artikel  2  des  Abkommens  vom  4.  Februar  /  28.  Januar  1879  wird 
den  diesseitigen  Justizbehörden  eine  von  der  Kaiserlich  Russischen  Regierung  mitge- 
theilte  Zusammenstellung  der  Jurisdiktionsbezirke  der  in  Betracht  kommenden  Russi- 
schen Gerichtsbehörden  hiermit  zur  Kenntniss  gebracht.** 

Abkommen  vom  4.  Februar  /  28.  Januar  1879. 

Verzeichniss 

der  in  dem  mit  Deutschland  wegen  des  unmittelbaren  Geschfiftsverkehrs  zwischen  dem 

Gerichtsbezirke  Warschau   und   den  Justizbehörden   der  Preussischen   Grenzprovinzen 

getroffenen  Abkommen  aufgefflhrten  Russischen  Gerichtsbehörden  mit  Bezeichnung  der 

Jurisdiktionsbezirke  der  letzteren. 


Bezeichnung 
der  Gerichtsbehörden 

L 
Warschauer  Gerichtskammer 

IL 

Bezirksgerichte: 

a)  Warschau 

b)  Elalisch 

c)  Kielce 

d)  Lomscha 

e)  Lublin 

f )  Petrikau 


Jurisdiktionsbezirke 


die  zehn  Grouvemements  des  Weichselgebiets. 


das  Gouvernement  Warschau. 
„  „  Kalisz. 

Kielce. 
Lomia. 
Lublin. 
Petrokow. 
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Beieichnang 
der  Gerichtsbehörde 

g)  Plock 

h)  Rftdom 

i)  Suwalki 

i)  Siedliec 

m. 

Friedensrichter^Pienain: 

a)  1.  Besirk  des  €k>uyememeiit8 
Lnblin 

b)  2.  Besiric  des  Oouyernements 
Lttblin 

c)  1.  Bezirk  des  GouTemements 
PloUk 

d)  9.  Bezirk  des  Gouremements 
Plotsk 

e)  der  Sudt  Warschau 

f )  1.  Bezirk  des  GonTemeoients 
Warschau 

g)  2.  Beiirk  des  OouTememe&ls 
Warscbaa 

h)  1.  Bezirk  des  GoaTeraements 

Kaliss 
i)  2.  Besirk  des  (3ottTemements 

Kalisz 
j)  1.  Bezirk  des  GouTemements 

Petrikau 
k)  2.  Bezirk  des  GoaYemements 

Petrikau 
1)  1.  Bezirk  des  GouTemements 

Suwalki 
m)  2.  Bezirk  des  GouTemements 

Suwalki 
n)  1.  Besirk  des  GouTemements 

Radom 
o)  2.  Bezirk  des  GouTemements 

Radom 
p)  1.  Bezirk  des  GouTemements 

Lfomsoha  (Lomia) 
q)  2.  Besirk  des  GouTemements 

Lomscha 
r)  1.  Besirk  des  GouTemements 

Siedice 
s)  2.  Bezirk  des  Gk>uTemement8 

Siedice 
t)  1.  Bezirk  des  GouTemements 

Kielce 
u)  2.  Besiriic  des  GouTemements 

Kielce 

IV. 
Das  Warschauer  Kommerzgericht 


Jnrisdiktionsbezirke 


das  GouTemement  Plotsk. 

Radom. 
Suwalki. 
Sedlieta. 


m 


folgende  Kreise  des  Lublinschen  GouTemements:  Lub- 

lin,  Kowoalezandria,  Lubartow,  Janow,  Krasnostaw. 
blgende  Kreise  des  Lublinschen  €h>uTememeiits:  Sa^ 

mots,  Bielgondsk,  Tomaschow,  Grubeschow,  Ghelm. 
bigende  Kr^se  des  GouTemements  Plock:  flock, 

Lipno,  Rjpin,  Serpts. 
bigende  Kreise  des  GouTemements  Ploek:  Plonsk, 

Ziechanow,  lOawa,  Prsaanysch. 
die  Stadt  Warschau, 
bigende  Kreise  des  GouTemements  Warschan:  Wai^ 

schau,  Radzimin«  Nowominsk,  Gomokalwaria,  Gro- 

jetz.  Blonie,  Sochatscheff. 
bigende  Kreise  des  GouTemements  Warsdian:  Sker- 

newiste,  Lowitsdi,  Kutno,  Gostjnin,  Wlodawek, 

Nieszawa. 
bigende  Kreise  des  GouTemements  Kalisdi:  KaHsdi, 

Turek,  Sieradi,  Wielun. 
bigende.  Kreise  des  GouTemements  Malisch:  Kola, 

Lentschitza,  Konin,  SInptsa. 
bigende  Kreise  des  GouTemements  Petrokow:  Pe- 
trikau, Briesiny«  Bawa,  Lodz,  Lask. 
bigende  Kreise  des  GouTemements  Petrikan:  Nowo- 

radomsk,  Bendin,  Csenstochowo.  ^ 

bigende  Kreise  des   GouTemements   Suwalki:   Su- 
walki, E^slwaria,  Seiny,  Awgustow. 
bigende  Kreise  des  GouTemements  Suwalki:   Wolr 

kowyschki,  Wladislawow,  MariampoL 
bigende  Kreise  des  GouTemements  Radom:  Radom, 

Kosenitze,  Konskie,  Opotschno. 
bigende  Kreise  des  GouTemements  Radom:  Saado- 

mierz,  Opatow,  Uta. 
bigende  Kreise  des  GouTemements  Lomta:  Lomsa, 

Szczuczyn  (Schtschutschyn)  Kolo, 
bigende  Kreise  des  GouTemements  Lomaa:  Ostano- 

lenka,  Makow,  Pultusk,  Ostrow. 
bigende  Kreise  des  GrouTemements  Siedice:  Medice, 

Wengrow,  Sokolow,  Luckow,  Garwolin, 
bigende  Kreise  des  Ck>uTemements  Siedice:  Radün, 

Konstantinow,  Biala,  Wlodawa. 
bigende  Kreise  des  GouTemements  Kielce:  Kioloe, 

Stopnitsa,  Pintschoif. 
bigende  Kreise  des  GouTemements  Kielce:  Mechow, 

Andrejeff,  Olkusch,  Wloszczow. 

alle  GouTemements  des  Weichselgebiets. 
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Na  19.  Abkommen  mit  Russland 
▼erkehrs  zwisohen  den  JnstisbehOrden 
des  GerioktsbedrkB  Warsolian*   Vom  4. 

Sa  M^jest^  rEmpereur  d'Allemange« 
Roi  de  Prasse,  et  Sa  Majest^  rEmpereur 
de  toutes  les  Rnssies,  däsirant  faciliter  et 
regier  la  correspondance  entre  les  tribu- 
naux  des  provinces  limitrophes  du  Royaume 
de  Prasse  et  les  tribunaox  de  Tarrondisse- 
ment  judiciaire  de  Varsovie  dans  les  af- 
faires ciTÜes  et  pönales  ont  r6solu  d'un 
commun  accord  de  condure  dans  ce  but 
une  conyention  speciale  et  ont  nommö  a 
eet  efTet  pour  Lfeurs  plönipotentiaires,  sa- 
voir: 

Sa  Majest^  rEmpereur  d*Allemagne, 
Roi  de  Prusse: 
Son  Aide-de-camp-G6n6ral,   Lieutenant- 
Gr^n^ral  Hans  Lothar   de  Schwei- 
nitz,  Son  Ambassadeur  Extraordinaire 
et   Pl^nipotentiaire    prös    Sa   M^jest^ 
rEmpereur  de  toutes  les  Russies,  Che- 
valier  de  Tordre   de  la   Couronne  de 
Irt  classe  avec  le  Ruban   en  ^maü,  de 
Fordre  de  TAigle  Rouge    de  Prasse, 
Chevalier  de  Tordre   de  St.  Alexandre 
Nevski  de  Russie  etc   etc., 
et 

Sa  Majest6  TEmpereur  [de  toutes 
les  Russies: 
Monsieur  Nicolas  de  Giers,  Adjoint 
da  Ministre  des  Affaires  Etrang^res, 
Son  Secr^taire  d*Etat,  Conseiller  Privö 
Actuel,  S^nateur  et  Chevalier  des  ordres 
de  Russie:  de  St.  Alexandre  Nevski, 
de  TAigle  Blanc,  de  St  Wladimir  de 
2^6  dasse,  de  Ste.  Anne  1^  classe,  de 
St.  Stanislas  de  V^  classe,  des  ordres 
^trangers:  de  la  Couronne  de  fer  de 
2^«  classe  d*Autriche,  de  TEtoile  polaire 
de  1^^  classe  de  Suede,  du  Danebrog 
de  1^  classe  du  Danemark,  du^Sauveur 
de  1^  classe  de  Gröce,  Grand-Croix  de 
Tordre  de  Charles  III  d^Espagne,  Grand- 
Croix  de  St.  Olaf  de  Norvege  et  de 
plusieurs  autres  ordres  6trangers,  ayant 
le  Portrait  du  Shah  de  Perse,  ennchi 
de  diamants  et  la  m6daille  pour  la  cam- 
pagne  de  Hongrie  et  la  m^daille  com- 
m^morative  deg  annöes  1858 — 1856. 


Lesquels,    apr^s    8*6tre    communiqu^s 
lenrs   pleins   pouvoirs   respectifs,   trouves 


wegen  des  unmittelbaren  Gescliäftfl- 
der  Prenssisolien  Grenzprovinzen  nnd 
Febmar  /  23.  Jannar  1879  (G.S.  S.138). 

(Ue  bersctzung.) 

Seine  Miy'est&t  der  Deutsche  Kaiser, 
König  von  Preussen,  und  Seine  Miyestät 
der  Kaiser  aller  Reussen,  von  dem  Wunsche 
geleitet,  den  Geschäftsverkehr  zwischen  den 
Gerichten  der  Grenzprovinzen  des  König- 
reichs Preussen  und  dei^enigen  des  Ge- 
richtsbezirks Warschau  in  Civil-  und  Straf- 
sachen zu  erleichtern  und  zu  regeln,  haben 
Übereinstimmend  l)e8chlossen,  zu  diesem 
Zwecke  ein  Abkommen  zu  treffen,  und  zu 
diesem  Behufe  zu  Ihren  Bevollmächtigten 
ernannt: 

Seine  Majestät  der  DeutscheKaiser, 

KOnig  von  Preussen: 

AüerhOchstihren  Grenerala<^'utanten   und 

(}enerallieutenant  Hans  Lothar  von 

«Schwetnitz,  Ihren  ausserordentlichen 

und  bevollmächtigten  Botschafter  bei 

SeinerM^jestät  dem  Kaiser  aller  Reussen, 

Ritter  des  Kronen-Ordens  I.  Klasse  mit 

dem  Emaillebande   des   Rothen  Adler* 

Ordens,  Ritter  des  Russischen  St.Ale- 

xander-News]gr-Ordens  u.  s.  w.  u.  s.  w. 

und 

Seine    Majestät    der    Kaiser    aller 

Reussen: 

Herrn  Nikolaus  von  Giers,  Gehülfen 
des  liünisters  der  Auswärtigen  Angele- 
genheiten, AllerhOchtsihren  Staatssekre- 
tär, Wirklichen  Geheimen  Rath,  Senator 
und  Ritter  folgender  Russischer  Orden: 
des  St  Alexander-Newsky,  des  Weissen 
Adlers,  des  St.  Wladimir  2.  Klasse,  des 
St.  Annen-Ordens  1.  Klasse,  des  St.  Sta- 
nislaus  1.  Klasse,  sowie  folgender  aus- 
ländischer Orden:  der  Oesterreichischen 
Eisernen  Krone  2.  Klasse,  des  Schwe- 
dischen Nordsterns  1.  Klasse,  des  Dä- 
nischen Danebrog  1.  Klasse,  des  Grie- 
chischen Erlöser  -  Ordens  1.  Klasse, 
Grosskreuz  des  Spanischen  Ordens 
Karls  HI.,  Grosskreuz  des  Norwegi- 
schen Ordens  des  heiligen  Olaf  und 
mehrerer  anderer  ausländischer  Orden, 
Inhaber  des  Portraits  des  Schah  von 
Persien  mit  Diamanten,  der  Ungarischen 
Feldzngs-Medaille  und  des  Erinnerungs- 
zeichens fOr  die  Jahre  18&8— 1856, 

welche,   nachdem   sie   sich   ihre  in  guter 

und  gehöriger  Form  befundenen  Vollmach- 
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en  bonne  et  due  foime,  sont  oo&t^ds  des 
articlei  atunuiU: 

Artide  1. 
Les  tribuiiAax  des  proTinces  limitrophes 
du  Royvune  de  Prasse  d*uii  c6t6  et  les 
tribuiuuix  de  rarrondissement  judidaire  de 
Yarsovie  de  Tautre  coiresponderont  dor6- 
ftayant  directement  entre  eux  pour  tout  ce 
qui  concerne  TenToi  et  Tescp^ditioii  des 
commissions  rogatoires  taut  en  matiöre 
dvile  que  pönale. 

Artide  2. 
Seront  admis  au  droit  de  corre<«poD- 
dance  directe  du  c6t^  de  la  Prusse:  Le 
Tribunal  de  la  Chambre  (das  Kammerge- 
richt) de  Berlin,  les  Cours  d'Appd  (Appd- 
lationsgerichte)  d'Insterboiurg,  de  Marien- 
werder, de  Posen,  de  Bromberg,  de  Bres- 
lau, de  Ologau,  de  Ratibor,  de  Stettin,  de 
Francfort  s.  Od.,  de  EoesHn,  le  Tribunal 
de  la  Prasse  Orientale  de  Koenigsberg  et 
les  Procureurs  sup^rieurs  des  Cours  d'Ap- 
pel  pr^dtöes.  Du  cöt6  de  la  Russie:  la 
Chambre  de  Justice  de  Yarsovie  (Bapmas- 
cxaa  CyAetfHaa  Ilajuana);  les  tribnnaux 
d*axTondis8ement  (Oxpysaue  cyxu)  de  Yar- 
sovie, de  KaUsch,  de  Kielcy,  de  Lomta,  de 
Lubline,  de  Pietrkow,  de  Plock,  de  Radom, 
de  Souvalky  et  de  Siedlice;  les  assises  de 
Juges  de  Paix  (C'BtSAH  Mnponnx'B  Cyxefl) 
des  arrondissements  susindiqu^;  le  tribii-. 
nai  de  Commerce  de  Yarsovie  (BapmaBOKift 
KoMxep^iecnft  CyA'B);  les  I^ndents  *de^ 
ces  tribunaux,  le  Procureiur  de  la  Chambre 
de  Justice  de  Yarsovie  et  les  Procureurs 
pr^s  les  tribunaux  d*arrondissement  pr6- 
dt^s. 

liS  d^nomination  des  cours  et  des  tri- 
bunaux önum^r^s  d-dessus  ponvant  subir 
des  modifications,  les  Hautes  Parties  con- 
tractantes  se  röservent  do  s'en  faire  r6d- 
proquement  part  en  temps  utile  afin  de 
pr^venir  les  malentendns  qui  pourraient  en 
r^sulter. 

Article  3. 

Les  rdations   ou  les   correspondances 

direktes  entre  les  tribunaux  comprendront: 

a)  Les  röquisitions  relatives  aux  enqudtes 

Bommaires  et  Instructions   des  crimes 

et  d^lits,  commis  sur  le  territoire  des 

deux  pajs  respectiÜB,  aux  interroga- 

toires,  descentes  sur  les  lieux,  Visites 

domidliaires ,    saisies,    visites    m^di« 

cales  etc. 


ten  mitgetheilt,  fiber  folgende  Artikel  Ober- 
eingekommen  sind. 

Artikd  1. 
Die  Oerichte  der  Grenzprovinsen  des 
Königreichs  Preussen  einersdtB  mid  die 
Oerichte  des  Gerichtsbenrks  Waischaa 
anderersdts  werden  in  Zukunft  alle  Re- 
quidtionen,  wdche  dieselben  sowohl  in 
Civil-  als  in  Stcafisaehen  an  einander  zu 
richten  haben,  im  Wege  des  unmittelbaren 
Geschäftsverkehrs  eriedigen. 

Artikd  2. 
Befugt  zu  dem  unmittdbaren  GesphSfts- 
verkehr  sind  auf  Sdten  Preussens:  das 
Kanmieigericht  zu  Beriin,  die  Appeüations* 
gerichte  zu  Insteri^urg,  Marienwerder,  Po- 
sen, Bromberg,  Breslau,  Glogan,  Batibor, 
Stettin,  Frankfurt  a.  0.,  KOslin,  das  Ost^ 
preussische  Tribunal  zu  Königsberg  und 
die  OberstaatsanwSlte  bei  den  vorgenannten 
AppellhOfen;  auf  Seiten  Russlands:  die 
Justizkammer  zu  Warschau,  die  Bezirks- 
gerichte zu  Warschau,  Kaiisch,  Kieloe, 
Lomza,  Lublin,  Petrikau  (Piotrkow),  Plock, 
Radom,  Suwalki  und  Siedice,  die  Assisen- 
hofe  bd  den  Friedensgerichten  der  oben 
bezdchneten  Bezirke,  das  Handdsgeridit 
zu  Warschau,  die  PrSddenten  dieser  Ge- 
richte, der  Staatsanwalt  bei  der  Justiz- 
kammer zu  Warschau  und  die  Staatsan- 
wSlte  bei  den  vorgenannten  Bezirksge- 
richten. 


Sollte  in  der  Benennung  der  oben  aof- 
gezAhlten  Justizbehörden  eine  YerSnderung 
eintreten,  so  behalten  sich  die  Hohen  ver- 
tragenden Theile  vor,  dch  hiervon  behuÜB 
Yermeidung  etwdger  Unzufarftgüdikeiten 
rechtzeitig  gegensdtig  zu  benachrichtigen. 

Artikd  3. 
Der  unmittelbare  G^chftftsverkehr  unter 
den  Gerichten  hat  einztltreten: 
a)  bei  Requidtionen   auf  Yornahme    von 
YorerOrterungen  und  üntersuchiuigen 
^       von  Yerbrechen  und  Yergehen,  welche 
auf  dem  Gebiete  eines   der  vertrag- 
schliessenden  Staaten  begangen  wor- 
den   sind,    auf  Yeraehmungen,     auf 
Einnahme  richterlichen  Augenscheins, 
Durchsuchungen3eschlagnahman,  Srzt- 
liche  Untersuchungen  u.  s.  w.. 
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b)  Les  demandes  pour  la  remise  des 
piöoes  de  oonviction,  des  valeurs  et 
des  doooments  ayant  frait  k  rinstrac- 
tion  des  affaires  poursuivies  derant  les 
txibimauz. 

o)  La  correspondance  des  procureurs  daos 
les  affaires  de  d^tenns. 

d)  La  transmission  des  dtatioDS,  des  man« 
dats  de  comparition,  des  ezploits, 
notificatioDS ,  sommations  et  autreac 
actes  de  procödure,  taut  dans  les 
affiiires  ciyües  que  pönales. 

e)  Les  d^positions  des  t^moins  sous  la 
foi  pu  saus  la  prestation   de  SAiment. 

Les  r6c6pisste  des  dtatlons,  exploits, 
notifications  et  autres  actes  seront  döliyrös 
r^ciproqaement  munis  des  16galisations  re- 
qaises. 


Article  4. 
Les  Hautes  Parties  contractantes  s*en- 
gagent  k  faire  ex^cuter  les  röquisitions  ou 
commissions  d^cem^es  par  les  tribonaiix 
et  les  magistrats  admis  par  la  präsente 
Conyention  k  la  correspondance  directe  en 
tant  que  les  lois  du  pays,  oü  Texöcution 
derra  avoir  lieu,  ne  s'j  opposeront  pas. 


Article  5. 
Les  r^uisitions  que  les  tribunaux  et 
les  magistrats  d^sign^s  dans  Tarticle  2  de 
la  präsente  Convention  s*adressMX>nt  r^ci- 
proqnement  seront  r^dig^es  en  langue  du 
pays  du  tribunal  requ^rant 

Les  r^ponses  proYoqu6es  par  les  dites 
röqnisitions  seront  r^di^öes  en  langue  du 
pays  du  tribunal  saisi  de  la  röquisition. 

Article  6. 
Dans  les  cas  oü,  par  des  considdrations 
sp^dales,  il  aura  6t4  reconnu  inopportun 
d'appliquer  a  une  affaire  quelconque  le 
mode  de  la  correspondance  directe,  il  sera 
loisible  auz  Hautes  Parties  contractantes 
de  se  transmettre  r^dproquement  les  r^- 
quisitions  judiciaircs  y  relatives  par  In  voie 
diplomatique. 

Artide  7. 
Les  frais  occasionn^s  par  la  remise  des 
significations  et  des  dtations  ou  par  Tex^- 


b)  bei  Ersuchen  um  üebersendnng  von 
Beweismitteln  sowie  von  Werthsachen, 
und  Urkunden,  welche  auf  die  vor  den 
Gerichten  anhängigen  Untersnchiongen 
Bezug  haben, 

c)  bei  der  Korrespondenz  der  Staats- 
anwälte in  Gefangenensachen, 

d)  bei  der  Uebersendung  von  Vorladungen, 
Erscheinungsbofehlen,  gerichtlichen  Zu- 
stellungen, Benachrichtigungen,  Auf- 
lagen und  anderen  gerichtlichen  Ver- 
fügungen, sowohl  in  Gvil-  als  in  Straf- 
sachen, 

e)  bei  Zeugenvernehmungen  mit  oder  ohne 
Beeidigung  des  Zeigen. 

Die  Empfangsbescheinigungen  über  Vor- 
ladungen, Zustellungen,  Benachrichtigungen 
und  andere  Verfügungen  werden  vor  ihrer 
Auslieferung  von  den  betreffenJLen  Behör- 
den mit  den  erforderlichen  Beglaubigungen 
verseben  werden. 

Artikel  4. 
Die  Hohen  vertragenden  Theile  mach;sn 
sich  verbindlich,  die  von  den  Gerichten 
und  den  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Ab- 
kommens zum  .unmittelbaren  (Geschäfts- 
verkehr befugten  Beamten  ausgegangenen 
Requisitionen  insoweit,  als  nicht  die  Ge- 
setze des  Landes,  in  welchem  die  nachge- 
suchte Handlung  vorgenommen  werden  soll, 
entgegenstehen^  zur  Ausführung  bringen 
zu  lassen. 

Artikel  5. 

Die  Bequisitionen,  welche  die  in  Ar- 
tikel 2  dieses  Abkommens  bezeichneten 
Gerichte  und  Beamten  an  einander  richten, 
werden  in  der  Sprache  desjenigen  Landes 
abgefasst  werden,  welchem  die  ersuchende 
Behörde  angehört. 

Die  auf  diese  Requisitionen  ergehenden 
Antworten  werden  in  der  Sprache  des  Landes 
der  ersuchten  Behörde  abgefasst  werden. 

Artikel  6. 
Fflr  den  Fall,  dass  Erwägungen  beson- 
derer Natur  die  Anwendung  des  unmittel- 
baren Geschäftsverkehrs  in  irgend  einer 
Sache  nicht  geeignet  erscheinen  .lassen, 
soll  es  den  Hohen  vertragenden  Theilen 
fireistehen,  sich  gegenseitig  die  bezfiglichen 
gerichtlichen  Requisitionen  auf  diploma- 
tischem Wege  zukommen  zu  lassen. 

Artikel  7. 
Die  durch   die   Behändigung  von   Zu- 
stellungen und  Vorladungen,   sowie  durch 
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cation  des  oommianonfl  rogatoires  rette- 
ront  i  la  Charge  de  TEtat  requia. 

Artide  8. 
La  prteaiite  Convention  sera  ratifi^  et 
lee  ratifications  en  seront  ^chang^  a  St 
P^tenbonrg  auaaitAi  que  laire  se  poorra. 

Elle  aera  ezteatoire  4  dater  du  treu* 
titee  jour  aprte  la  promalgation  dana 
las  fomiea  pmoritea  par  les  loia  en  ▼!- 
gueur  dana  las  teniUurea  d*^tat  des  Hautea 
Parties  contractantes. 

Elle  oontinuera  4  ^tre  en  vigueor  jas- 
qtt*a  siz  mois  aprte  dMaration  oontnire 
de  la  part  de  l'une  des  Hautes  Parties 
contractantes. 

En  fei  de  quoi  les  pl^nq>otentiaires 
respectifs  ont  8ign6  la  präsente  ConTon* 
tion  et  j  ont  appos^  le  cachet  de  leurs 


de  Tan  de  gitoe  mii  liiiit  oent  soizante 
dizHienfL 


die  Eriedigong  sonstiger  Requisitionen  er- 
wachsenden Kosten  Oftllen  dem  ersuchten 
Staate  sur  Last 

Artikel  8. 

Das  yorstehende  Abkommen  soll  rali- 
ftdrt  nnd  es  sollen  die  Katifikations-Ür- 
knnden«  sobald  als  thunlich«  au  St  Peters- 
burg ausgetanseht  werden. 

Dasselbe  tritt  mit  dem  dreissigsten  Tage 
nach  seiner  in  Gam&ssheit  der  durch  die 
Landeegesetagebung  der  Hohen  vertragen- 
den Theile  Torgeschiiebenen  Formen  er- 
folgten Veröffentlichung  in  Kraft. 

Dasselbe  bleibt  in  Kraft  bis  nach  Ab- 
lauf von  sechs  Monaten  nach  der  tob.  dem 
einen  oder  dem  anderen  der  Hohen  ver- 
tragenden  Theile  erfolgten  AnfkAndigung. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  beider- 
seitigen BevoUrnftehtigten  gegenwiitiges 
Abkommen  unteraeichnet  und  mit  dem 
Abdrucke  ihrer  Wappen  ▼eiaeheii. 

So  geschehen  zu  St  Petersburg«  den 

Eintausend  achthundert  und  neuAund- 
siebenaig. 


Vo.  ftO.  Zoflil^obe  Ueberetakonft  m  dem  mit  Rusalaad  am  4.  Februar 
boBw.  M.  Jftiittar  1879  gesohloflsenen  Abkommen  wegen  des  unmittelbaren 
OeeohAflanrerkehre  swieohen  den  JnetinbebOrden  der  PreoselBohen  Garens- 
prorlnaen  nnd  de«  Oerlobtsbesirks  Waredhnu.  Vom  29./17.  Augnet  1888  (G.& 
1884  B.  72). 

(Uebersetzung.) 
Seine  Mi^estftt  der  Deutsche  Kaiser, 
KOnig  von  Preussen,  und  Seine  Migestftt 
der  Kaiser  aller  Reossen,  von  dem  Wunsche 
geleitet,  den  Geschfiftsverkehr  zwischen 
den  Gerichten  der  Grenzprovinzen  des 
KOnigsreichs  Preussen  und  dem  Militär* 
gerichte  des  Gerichtsbezirks  Warschan  in 
den  zu  ihrer  Zuständigkeit  gehörigen  Sachen 
zu  erleichtem  und  zu  regeln,  haben  Aber- 
einstimmend  beschlossen,  zu  diesem  Zwecke 
eine  zusätzliche  Uebereinkunft  zu  dem  am 
23.  Januar  /  4.  Februar  1879  zu  St  Peters- 
burg unterzeichneten  Abkommen  zu  treifen 
und  zu  diesem  Behnfe  zu  Ihren  Bevoll- 
mächtigten ernannt: 

Seine  Majestät  der  DeutscheKaiser, 

KOnig  von  Preussen: 

AllerhOchstihren  (jenenda^jutanten  und 

Generallieutenant  Hans  Lothar  von 

Schweinitz,  Ihren  ausserordentlichen 

und   bevollmächtigten  Botschafter  bei 

SeinerMijest&t  dem  Kaiser  aUerReussen, 

und 


Sa  M^estä  TEmpereur  d*AILemagne, 
Roi  de  Prusse,  et  Sa  M%jest^  r£mpereur 
de  toutes  les  Russies,  d^sirant  faciliter  et 
regier  la  correspondance  entre  les  tribu- 
naux  des  provinces  limitrophes  du  Royaume 
de  Prusse  et  le  tribunal  d'arrondissement 
militaire  de  Varsovie  dana  les  affaires  de 
leur  comp^tenoe,  ont  r^solu,  d*uu  commun 
accord,  de  conclure  dans  ee  but  un  Acte 
additionnel  a  la  Convention,  sign^  k  St. 
P^tersbourg  le  28  Janvier  /  4  F^vrier  1879, 
et  ont  nomm^  ä  oet  effet  pour  leurs  Plöni- 
potentiaires,  savi^ir: 


SaMajest^  rEmpereurd'Allemagne, 
Roi  de  Prusse: 
Son  Aide-de-Gamp-G^n^ral,  Lieutenant- 
G6n^ral   Hans  Lothar   de  Schwei- 
nitz, Son  Ambassadeur  Elztraordinaire 
et   Pl^nipotentiaire    pris    Sa   Miyest^ 
TEmpereur  de  toutes  les  Russies, 
et 
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Sft  Majest^  rEmpereur   de   tontes 
leg  Russies; 

Homdeur  Nicolas  de  Giers,  Son  Gon- 
seiUer  Priv^  Actuel  et  Secr6tair  d*Etat, 
Son  Mimstre  des  Affaires  Etrang^s, 

lesquela,  aprös  8*6tre  commumqn^  leurt 
plein-pouToirs  respectifs,  trouyes  en  bonne 
et  due  forme,  sont  convenus  des  articles 
smyants; 

Artide  1. 
Les  tribunaux  des  corps  d*ann6e  (Korps- 
gericbte)  sayoir:  le  tribunal  da  corps  d*ar- 
m6e  de  la  garde  k  Berlin,  du  l«r  corps 
k  Eoenigsberg,  du  2^^  corps  a  Stettin,  da 
8"M  corps  k  Berlin,  du  5o>«  corps  k  Posen 
et  du  6»^  k  Breslau  d*un  c6t^  et  le  Tri- 
bonal  d'arrondissement  militaire  de  Yar- 
Bovie  de  Faatre  ainsique  leurs  Procureurs 
respectifB  corresponderont  dor^navant,  dans 
les  affidres  de  leur  compötance,  directe* 
ment  tant  entre  euz,  qu*ayec  les  tribunaux 
et  les  procureurs  respectiüs  admis  au  droit 
de  correspondance  directe  par  Tartide  2 
de  la  ConYention  du  23  Janyier  /  4  F^vrier 
1879. 


Article  2. 
Les  dites  coirespondances  seront  6chan- 
g^es  et  entretenues  en  tout  point,   con- 
form^ment  aux  articles  3,  4,  5,  6  et  7  de 
la  Convention  susmentionnde. 

Artide  3, 
Toutes  les  correspondances  et  tous  les 
enTois,  ezp^6s  par  Tune  des  autorit^s 
reapectives  admises  au  droit  de  correspon- 
dance directe  tant  par  la  Convention  du 
4  F^vrier  /  23  Janvier  1879«  que  par  le 
präsent  Acte  additionnel,  seront  affianchis. 

Article  4. 
Le  präsent  Acte  sera  ratifiö  et  les  ra- 
tifications  en  seront  ^changöes  k  St.  P^ters- 
bourg  aussitöt  que  faire  se  pourra. 

n  sera  ex^cutoire  k  dater  du  trentitoe 
jour  aprös  sa  Promulgation  faite  la  demiöre 
dans  les  formes  prescrites  par  les  lois  en 
vigueur  dans  les  territoires  d*6tat  des 
Hautes  Parties  contractantes. 

n  restera  en  vigueur  tant  que  le  sera 
la  Convention  k  laquelle  il  sert  de  compl^-» 
menti 

Lbskb  a.  LovwBvvBLD,  BaehtgTerfolgmic.   ü. 


Seine    Majestfit    der    Kaiser    aller 
Reussen: 

Herrn  Nikolaus  v.  Giers,  Allerhöchst- 
.  ihren  Wirklichen  GeheimeM  Rath   und 
SttiatssekretSr,  Minister  der  Ausw&rti- 
gen  Angelegenheiten, 

welche,  nachdem  sie  sich  ihre  in  guter  und 
gehöriger  Form  befundenen  Yollmachten 
mitgetheilt,  über  folgende  Artikd  überein- 
gekommen sind: 

Artikd  1. 
Die  Eorpsgerichte,  und  zwar  das  Korps- 
gericht  des  Ghurdekorps  zu  Berlin,  des 
1.  Armeekorps  zu  Königsberg,  des  2.  Armee- 
korps zu  Stettin,  des  3.  Armeekorps  zu 
Berlin,  des  5.  Armeekorps  zu  Posen  und 
des  6.  Armeekorps  zu  Breslau,  einerseits, 
und  das  MilitSrgericht  des  Geriektsbezirks 
Warschau  andererseits,  wie  auch  die  bei 
denselben  die  staatsanwaltschaftlichen  Ge^ 
sch&fte  versehenden  Beamten  werden  in 
Zukunft  die  zu  ihrer  Zuständigkeit  ge- 
hörenden Sachen  sowohl  unter  sich  als 
auch  mit  den  auf  Ghrund  des  Artikels  2 
des  Abkommens  vom  23.  Januar  /  4.  Fe- 
bruar 1879  zu  dem  unmittelbaren  Geschäfts- 
verkehr befugt«!  beiderseitigen  Gerichten 
und  Staatsanwälten  im  Wege  des  unmittel- 
baren Geschäftsverkehrs  erledigen. 

Artikel  2. 
Dieser  Geschäftsverkehr  wird   in  alleo 
Punkten  den  Artikeln  3,  4,  5,  6  und  7  des 
oben  erwähnten  Abkommens  gemäss  ge- 
führt und  unterhalten  werden. 

Artikd  3. 
Alle  Schrdben  und  Sendungen,  wdche 
von  einer  der  beiderseitigen,  auf  Grand  des 
Abkommens  vom  23.  Januar  /  4.  Februar 
1879  oder  dieser  zusätzlichen  üeberein- 
kunft  zum  unmittelbaren  Geschäftsverkehr 
befugten  Behörden  ausgehen,  werden  frei 
gemacht 

Artikel  4. 

Die  vorstehende  Uebereinkunft  soll  ra- 
tifizirt  und  es  sollen  die  Ratifikations- 
Urkunden,  sobald  als  thunlich,  in  St.  Peters- 
burg ausgetauscht  werden. 

Diesdbe  tritt  mit  dem  dreissigstenTage 
nach  ihrer  in  (^emässheit  der  durch  die 
Landesgesetzgebung  der  Hohen  vertragen- 
den Theile  vorgeschriebenen  Formen  er- 
folgten Veröffentlichung  in  Kraft. 

Dieselbe  bleibt  so  lange  in  Kraft,  als 
das  Abkommen,   dessen  Zusatz  sie  bildet. 
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£n  foi  de  quoi  les  Pl^nipotentiairet 
respectäfB  Font  sign^  et  y  ont  appos^  le 
cachet  de  leun  armes. 

Faite  en-  double  i  St  P^tersbourg  le 
29/17  Aoftt  188a. 


Zu  Urkund  dessen  haben  die  beider- 
seitigen Bevolimftchtigien  dieselbe  unter- 
zeichnet und  mit  dem  Abdrucke  ihrer 
Wappen  versehen. 

In  doppelter  Ausfertigung  geschehen 
zu  St.  Petersburg,  den  29./17.  August  1883. 


No.  2L  ZiuAtalloiie  Srklänmg  zu  den  mit  Rnssluid  am  4.  Februar  bezw. 
sa.  Juiiiar  1879  uad  29./17.  Ansäst  1883  wegen  des  nnmittelbsren  Oesoli&fts- 
Terkelirs  swisohen  den  Prenssisohen  nnd  den  Rnasisolien  Jnstixbelidrden  ge- 
sdhlossenen  Abkommen  (G*.  8.  Ar  1879  3.  138  nnd  für  1884  S.  72).  Vom 
8a/l6.  Jannsr  1893  (G  a  8.  83). 


DMaratiM. 

Afia  de  faeiliter  et  d^  regier  la  oor- 
respondante  entro  les  tribunaux  et  triba- 
nanxd^arrondissement  militaires  limitrophes 
de  TEmpire  d*AUemagne  d*un  c6U^  et  les 
tribunaux  des  arrondisflements  de  Libau, 
de  Kovno  et  de  Grodno,  les  chambres  de 
Justice  de  St.  P^tarsbour^  et  de  Vilno, 
ces  demi^res  en  tant  qu*ü  s*agirait  d*af- 
faires  dmanant  des  tribunaux  pr^cit^s, 
ainsi  que  le  tribunal  d'arrondissement  mi- 
litaire  de  Yilno  et  le  procureur  militaire 
pr^s  ce  tribunal,  de  Tautre,  les  Gouverne- 
ments d*Allemagne  et  de  Russie  sont  tom- 
b^s  d*accord  des  dispositions  suivantes: 


La  chambre  de  Justice  (Kammergericht) 
de  Berlin,  les  tribunaux  sup^rieurs  de  pro- 
Yince  (Oberlandesgerichte)  a  Breslau,  Kö- 
nigsberg, Marienwerder,  Posen  et  Stettin, 
et  leurs  procureurs  sup^rieurs,  les  tribu- 
naux de  province  (Landgeridhto),  apparte- 
nant  aux  arrondissements  des  tribunaux 
snp^rieurs  pröcit^  et  leurs  premiers  pro- 
cutenrs,  ainsi  que  les  tribunaux  de  corps 
d*arm4«  (Korpsgerichte),  savoir:  le  tribunal 
du  corps  d*arm^e  de  la  Garde  a  Berlin, 
du  l«r  Corps  d*ann^e  a  Königsberg,  du 
2«  Corps  a  Stettin,  du  8«  corps  k  Berlin, 
du  5«  corps  k  Posen,  du  6«  corps  k  Bres- 
lau et  du  17*  corps  k  Danxig,  avec  leurs 
procureurs,  d'un  c6t^,  et  les  tribunaux 
d'arrondissement  de  Libau,  de  Kotuo  et 
de  Grodno  et  los  procureurs  prös  ces  tri- 
bunaux, les  assises  des  jdges  de  paix  des 
arrondissements  prödt^s,  les  Chiimbres  de 
Justice  de  St.  P^tersbourg  et  de  Vilno  et 
les  procureurs  pr^s  ces  Chambres  de  Ju- 
stice, ainsi  que  le  tribunal  d'arrondissment 
militaire  de  Vilno  et  le  procureur  mili- 
taire pr^s  ce  tribunal,  de  Tautre,  corre- 
6]tondront  dorönavant,  dans  les  affaires  do 


(U  eher  Setzung.) 
Erfcl&niiif. 

Um  den  C^eschftitsYerkehr  awisdien  den 
Civil-  und  Militärgerichten  der  Deutschen 
Grrai^iroTinsen  einerseits  und  den  Ge- 
richten der  Gerichtsbesirke  Libau,  Kowno, 
Grodno,  den  Justizkammem  zu  St.  Peters-, 
bürg  und  Wilna  —  diesen  beiden  letzte- 
ren, soweit  es  sich  um  Sachen  handelt, 
die  von  den  Gerichten  der  drei  erstge- 
nannten Gerichtsbesirke  ausgehen  —  so- 
wie dem  Militärgerichte  des  Gerichtsbe- 
zirks Wilna  und  dem  bei  diesem  Gerichte 
die  staatsanwaltschaftlichen  Gesdiftfte  ver- 
sehenden Beamten  andererseits  zu  leich- 
tem und  zu  regeln,  haben  die  Deutsche 
und  die  Russische  Regierung  folgende  Be- 
stimmungen vereinbart: 

Das  Eammergericht  zu  Berlin,  die 
Oberlandesgerichte  zu  Breslau,  Königsberg, 
Marienwerder,  Posen  und  Stettin  und  die 
Oberstaatsanwftlte  bei  diesen  Gerichten, 
die  zu  den  Bezirken  des  Kammergerichts 
und  der  genannten  Oberlandesgerichte  ge- 
hörigen Landgerichte  und  die  Ersten  Staats- 
anwälte bei  den  letzteren,  das  Kofpsgericht 
des  Gardekorps  zu  Berlin,  des  I.  Armee- 
korps zu  Königsberg,  des  II.  Armeekorps 
zu  Stettin,  des  III.  Armeekorps  zu  Berlin, 
des  V.  Anneekorps  zu  Posen,  des  VI.  Ar- 
meekorps zu  Breslau  und  des  XVII.  Armee- 
korps zu  Danzig,  sowie  die  bei  ihnen 
die  staatsanwaltschaftlichen  Geschäfte  ver- 
sehenden Beamten  einerseits  —  und  die 
Bezirksgerichte  zu  Libau,  Kowno,  Grodno, 
die  Staatsanwälte  bei  diesen  Gerichten, 
die  Assisenhöfe  bei  den  Friedensgerichten 
der  vorgenannten  Bezirke,  die  Justizkam- 
mem zu  St.  Petersburg  und  Wilna  und  die 
Staatsanwälte  bei  diesen  Justizkammem, 
das  Militärgericht  des  Gerichtsbezirks 
Wilna  und  der  bei  diesem  die  staataan- 
waltschaftlichen  Geschäfte  versehende  Be- 
amte  andererseits  —  werden  in  Zukunft 
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renn  cbmp6tence,  directement,  tant  entre  die  zu  ihirer  ZvstSndigkeit  gehörenden 
eux  qa*ayec  les  tribanaoz  et  les  procureurs  Sachen  sowohl  nntet  sich,  als  auch  .  mit 
retipectäfs  admis  an  droit  de  correspondance  den  anf  Grand  der  Abkommen  vom  4.  Fe- 
directe  par  les  Conventions  da  4  F6-  bruar  /  28.  Janoar  1879  nnd  29./17.  Aagast 
yrier/28  Janyier  1879  et  da  29/17  Aoüt  1883  zam  nnmittelbaren  GeschftitsTerkehr 
1883.  befugten    beiderseitigen    Gerichten     und 

Staatsanwfilten  anf  dem  Wege  des   un« 
mittelbaren  GeschUftsverkehrs  erledigen. 
Les  dites  correspondaaces  seront  öchan-  Dieser  G^schftltsverkehr  wird  in  allen 

g6es  et  enüretenues  en  tont  point  eon-  Punkten  den  Artikeln  8,  4,  5,  6  und  7 
form^ment  aoz  articles  3,  4,  5,  6  et  7  de  des  Abkommens  von  1879  gemäss  nnd  in 
la  Convention  de  1879,  elles  auiont  Hen  Ueberstimmnng  mit  Artikel  8  des  Ab- 
firatic  de  port,  conforintoent  k  la  disposi-  kommens  von  1888  portofrei  geftthrt  und 
tion  de  rartide  8  de  la  Convention  de  1888.      unterhalten  werden. 

£n  foit  de  quo!  les  Pl^nipotentiaires  Zu  Urkund  dessen  haben  die  beider- 

respeiBti&  bat  sign^  cette  dMaration  et  j  seitigen  BevoUm&chtigten  diese  .Erklärong 
ont  apposÖ  le  cachet  de  l^turs  armes.  unterseichnet  und  mit  dem  Abdrucke  ihrer  ~ 

Wappen  versehen. 
Fait  k  Berlin,  le  28/16  Janvier  1898.  Geschehen  zu  Berlin,  den  28./16.  Ja- 

nuar 1898. 
(L.  S.)  Baron  de  Marschall  (L.  S.)    Frhr.  v.  Marsch«}!. 

(L.  S.)  Comte  de  Sehouvaloff.  (L.  S.)    Gr.  Schuwaiow. 

Der  Austtusch  dieser  Erklärung  hat  am  28.  Januar  1898  zu  Berlin  stattgeiundea. 

Sie  tritt  nach  der  zwischen  den  vertragschliessenden  Theilen  getrofienen  Ver- 
ständigung mit  dem  dreissigsten  Tage,  nachdem  sie  von  beiden  Seiten  gemflss  den 
durch  die  Landesgesetzgebung  vorgeschriebenen  Formen  veröffentlicht  worden  ist  in 
Kraft  und  bleibt  ebenso  lange  in  Geltung,  wie  die  Abkommen,  deren  Zusatz  sie  bildet. 

No.  22.  Alig.  Verl  d.  J.X.  Tom  3.  September  1880,  betrefltad  die  im 
▲nelande  zn  bewirkenden  Znetellan^n  (J.M.B1.  S.  205)« 

Nach  den  Vorschriften  der  §§  182^  185  der  CSvUproBessordnung  erfolgt  eine  im 
Analande  zu  bewirkende  Zustellung  mittels  Ersuchens  der  zustfindigen  Behörde  des 
fremden  Staates  oder  des  in  diesem  Staate  residirenden  Konsuls  oder  Gesandten  des 
Reichs.  Die  erforderlichen  Ersuchungsschreiben  sind  von  dem  Vordtsenden  des 
Prozessgerichts  zu  erlassen..  Die  Zustellung  wird  durch  das  schriftliche  Zeugniss  der 
ersuditen  Behörden  oder  Beamten,  dass  die  Zustellung  erfolgt  sei,  nachgewiesen. 

Diese  Vorschriften  sind  von  <leu  einzebien  Gichten  bisher  verschieden  gehand- 
habt worden  und  haben,  sowohl  hinsichtlich  der  Wahl  der  ZustellungsbehOrde.  als  hin» 
sichtlich  der  Form  und  Adressirung  der  betreffenden  Ersuchungsschreiben,  sowie  hin- 
sichtlich der  Ausstellung  der  Zustellungszeugnisse  vielfach  zu  Beanstandungen  geführt. 
Im  Einvernehmen  mit  dem  AuswSrtigen  Amte  hat  das  Reichsjustizamt  die  nachstehen^ 
den  Grundsätze  ffir  geeignet  erachtet,  nicht  nur  das  wünschenswerthe  einheitliche  Ver- 
fiediren  auf  dem  in  Rede  stehenden  Gebi^  herbeizuführen,  sondern  auch  den  hftafi|r 
wiederkehrenden  EQagen  der  Gerichtsbehörden  über  verspätete  Eriedigung  der  Za* 
stellungsgesuohe  oder  ungenügende  Zustellungsnachweise  abzuhelfen. 

L  Die  auf  Grund  des  §  182  der  Givilprozessordnung  zu  erlassenden  jE^uchungs- 
schreiben  sind  zu  richten: 

1.  an  die  fremden  LandesbehOrden  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  nadi  den 
bestehenden  internationalen  Vereinbarungen  ein  direkter  Schriftwechsel  nii 
den  Behörden  des  betreffenden  Landes  zulässig  i^t; 

2.  in  allen  übrigen  Fällen: 

a)  an  den  Konsul,  sofern  anzunehmen,  dass  die  Zustellung  ohne  diplomatische 
Verwendung  bei  der  fremden  Regierung  bewirkt  werden  kann,  welche 
Voraussetzung  allgomein  zutrifft  in  Ghx>sBbritannien  und  Irland  nebst  den 
Kolonien,  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  in  den  Bezirken 
der  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Konsulate;  in  den  übrigen  Ländern. 
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•ber  nur  dann,  wenn  die  Penon,  welcher  Bogeetelit  werden  soll, 
lieh  oder  prienmÜT  dem  Deutschen  Reiche  angehört; 
b)  an  die  Qeaandten  in  demjenigen  FiUen«  in  welchen  die  YoraOBsetnngeQ 
■n  a  nicht  gegeben  sind. 

n.  In  Zostellangsangelegenheiten  findet  thunüchst  ein  unmittelbarer  Gesdiitti* 
Terkehr  der  Deutschen  Gerichtsbehörden  mit  den  betreifenden  ZusteQungsbehflr« 
den  statt 

Diese  Grundsltse  beruhen  auf  folgenden  Erwägungen. 

Der  §  182  der  CiTÜprosessordnung  liest  an  und  fflr  sich  dem  Richter  die  Wahl, 
ob  er  die  Zustellung  durch  die  fremde  LandesbehOrde  oder  durch  den  KmisoI,  oder 
durch  den  Gesandten  bewirken  lassen  wilL  Nicht  jeder  dieser  drei  Wege  erscheint 
mdessen  im  einzelnen  Falle  gleichmlssig  anwendbar  oder  sweckmissig. 

Was  den  saehgemiss  sunicfastliegenden  Weg  der  Zustellung  durch  die  fremdea 
LandesbehOrden  anbelangt,  so  ist  derselbe  selbstrentindlich  dann  an^geediloBsen,  wenn 
diese  Behörden  sich  mit  Erledigung  derartiger  Requisitionen  Oberhaupt  nidit  beikssen, 
wie  dies  i.  B.  in  Grossbritannien  und  dessen  Kolonien,  sowie  in  den  Vereinigtea  Staakea 
von  Amerika  der  Fall  ist»  Die  in  solchen  Lindem,  su  bewiricenden  ZusteHungwi  kttunsa 
daher  nur  durch  die  Konsuln  oder  Gesandten  des  Reichs  erfolgen. 

.  Biledigen  dagegen  die  fremden  LandesbehOrden  die  Requisitionen  Deutscher  Ge- 
richte, so  hingt  es  noch  Ton  thatslchlichen  Verhlltnissen  und  internationalen  Be- 
nehungen  ab,  ob  es  sich  im  einseinen  Falle  empfiehlt.  Zustellungsantrige  seitens  Deut» 
scher  (Berichte  an  jene  Behörden  su  richten.  Diese  Yerhltoiisse  und  Besiehungen  zu 
fibersehen,  sind  die  Gerichte  nicht  immer  in  der  Lage.  Zur  Vermeidung  yon  Unsatrigiidi- 
keiten  im  Falle  eines  leicht  möglichen  Missgrifiis  empfiehlt  es  sidi,  die  answlrtigeii 
Behörden  als  ZustellungsbehOrden  im  Sinne  des  §  182  nur  dann  in  Anspruch  su  nehmen, 
wenn  durch  bezflgliche  internationale  Vereinbarungen,  wie  z.  B.  das  Uebweinkommen  zwi- 
schen dem  Deutschen  Reiche  und  der  Schweiz  vom  I./IO.  Dezember  1878  (Gentr.BL  fOr  das 
Deutsche  Reich  1879  S.6),  ein  unmittelbarer  Geschlftsyerkehr  mit  den  answlrtigen 
Behörden  gestattet  ist 

Wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  verbietet  sich  ein  direkter  Schriftwedisel  mit  den 
fremden  Behörden,  auch  wenn  sich  diese  ausnahmsweise  auf  einen  solchen  einlassen, 
meistens  schon  aus  praktischen,  in  der  Unbekanntsdiaft  mit  der  fremden  Zustlndigkeit 
und  ißt  Sprachverschiedenheit  liegenden  Schwierigkeiten  yon  eelbst.  Er  erscheint 
hier  ausserdem  unzullsig,  weil  fOr  den  Verkehr  der  Behörden  verschiedoier  Staaten 
mit  einander  die  internationalen  Grundsltse  Aber  diplomatische  Vermittelung  eines 
solchen  Geschlftsverkehrs  nach  wie  yor  maassgebend  sind.  Die  ReichqustizgesetEe 
haben  in  dieser  Beziehung  an  den  bestehenden  Verhlltnissen  nichts  gelndert  Unter 
•biger  Voraussetzung  wfirden  hiemach  die  (Berichte  die  Vermittelung  des  Answlrtigen 
Amts  besw.  des  bei  der  fremden  Regierang  beglaubigten  Vertreters  des  Reichs  oder 
des  betreffenden  Bundesstaates  in  Ansprach  zu  nehmen  haben,  um  die  fraglichen  Re« 
qnisitionen  den  answlrtigen  Behörden  zu  fibermitteln. 

Nach  den  gemachten  Erfahrungen  empfiehlt  sich  letsterer  Weg  indessen  nicht. 
Abgesehen  dayon,  dass  er  in  yielen  FlUen  unerwünschten  Zeityeriust  und  besondere 
Kosten  yerursacht,  insofern  es  sich  darum  handelt,  eine  Uebersetzung  der  Deutsdien 
Requisition  in  die  Amtssprache  der  ersuchten  fremden  LandesbehOrde  zu  beschaifon, 
sieht  derselbe  auch  meistens  Schwierigkeiten  hinsichtlich  des  Nachweises  der  erfolgten 
Zustellung  nach  sich.  Dieser  Nachweis  ist  nach  §  185  der  Giyilprozessordnnng  durch 
ein  Zeugniss  der  ersuchten  Behörde  zu  führen.  Bei  strikter  Auslegung  dieses  Para- 
graphen würde  iu  deigenigen  Flllen,  in  welchen  die  Vermittelung  einer  answlrtigen 
Mission  nur  zum  Zwecke  der  Weiterbeförderung  eines  an  die  betreffNide  LandesbdiOrde 
gerichteten  Zustellungsantrags  in  Ansprach  genommen  worden  ist,  das  yorschiifts- 
mlssige  Zustellungszeugniss  nur  yon  der  letzteren  und  nicht  yon  der  diplomatischen 
Vermittelungsstelle  ertheilt  werden  können.  Die  Ertheilung  eines  solchen,  bisher  nicht 
üblichen  Zeugnisses,  wird  aber  nach  den  gemachten  Er&hrangen  yon  den  answlrtigen 
Behörden,  mit  welchen  ein  direkter  Schriftwechsel  den  Deutschen  Gerichten  nicht  yer- 
atattet   ist,  vielfach  beanstandet,   und  der  Versuch,  diese  Anstlnde  im  Wege  inter- 
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nationaler  VerembanmgeQ  zu  beseitigen,  erscheint  erst  dann -angezeigt,  wenn  der  Weg 
der  Znateilung  durch  die  Konsuln  oder  Qesandten  sich  als  nicht  ausreichend  erweisen 
sollte. 

Was  die  Wahl  unter  den  beiden  letztgenannten  Kategorien  Ton  Znstellungsbe« 
h<Men  anbelangt,  so  ist  im  Interesse  des  auswärtigen  Dienstes  Wertfa  darauf  zu  legen, 
dass,  soweit  thunlich,  in  erster  Reihe  die  Konsuln,  die  Kaiserlichen  Gesandten  dagegen 
nur  dann  angegangen  werden,  wenn  im  einzehien  Falle  die  Zustellung  durch  den 
Konsul  nicht  angftngig,  oder  die  Zustellung  durch  den  Qesandten  aus  besonderen 
QrOnden  vorzuziehen  ist. 

lieber  die  im  Auslände  bestehenden  Konsulate  und  die  Abgrenzung  ihrer  Amts- 
bezw.  Jurisdiktionsbezirke  gewShrt  das  amfthrlich  durch  das  Auswärtige  Amt  yerOffent* 
lichte  und  im  Buchhandel  erscheinende  „Verzeichniss  der  Slaiserlich  Deutschen  Kon« 
Sttlate**  den  erforderlichen  Aufschluss.  Insoweit  es  yorkommenden  Falles  Weiterer 
Aufschlüsse  bedarf,  bleibt  es  den  Gerichten  überlassen,  sich  dieserhalb  an  das  Aus* 
wftrtige  Amt  zu  weiden.  Einem  direkten  Geschäftsverkehr  derselben  mit  den  Deut- 
schen Könsiiläten  stand  schon  bisher  nichts  im  Wege.  Nur  waren  die  Gberichte  in 
Preussen  und  einzelnen  anderen  Bundesstaaten  unter  der  Herrschaft  deir  frOheren 
Prozessgesetze  angewiesen,  sich  mit  ihren  Anträgen  auf  Bewirkung  konsularischer  Zä- 
Stellung  in  Grossbritannien  imd  Irland  jedesmal  an  das  Generalkonsulat  in  London  zu 
wenden.  Diese  Einrichtung  hat  sich  als  zweckmässig  bewährt,  imd  es  ist  daher  sämmt- 
lichen  (lerichten  anheimzugeben,  ihre  desfaUsigen  Anträge,  auch  wenn  dieselben  an 
eines  der  übrigen  in  Grossbritannien  und  Irland,  ausschliesslich  der  Kolonien,  bestehen- 
den Konsulate  gerichtet  sind,  und  zwar  im  letzterem  Falle  unter  offenem  Siegel,  an  das 
Generalkonsulat  in  London  zu  senden. 

Die  Srtheilnng  von  Zustellnngszeugnissen  seitens  der  Konsuln  ergiebt  keine 
Schwierigkeiten,  da  diese  Beamten  schon  früher  zu  deren  Ausstellung  verpflichtet 
waren. 

2dit  den  Gresaadten  des  Reichs  war  bisher  den  Justizbehörden  ein  direkter  Ghe« 
sdhäftsverkehr  nur  ausnahmsweise  gestattet.  Behufs  Besdileunigung  des  Zustellungs- 
verfahrelis  hat  das  Auswärtige  Amt  sich  bereit  erklärt,  den  Justizbehörden  im  ganzen 
Umfange  des  Reichs,  jedoch  nur  für  Zustellungen,  nicht  auch  für  andere  gerichtliche 
Requisitionen,  den  Weg  der  direkten  •  Korrespondenz  mit  sämmtUchen  Kaiserlichen 
Missionen  im  Auslande  zu  verstatten,  so  dass  künftighin  die  Ersuchungsschreiben  um 
Bewirkungen  von  Zustellnngen  durch  die  Gresandten  denselben  ohne  Dazwischenknnft 
des  Auswärtigen  Amts  zugesandt  werden  können. 

Aus  dem  Obigm  ergiebt  sich,  dass  es  wünscheüswerth  erscheint,  dass  die  Kaiser- 
lichen Gesandten  auch  in  deigenigen  Fällen,  in  welchen  dieselben  die  Zustellunger.  nicht 
selbst  oder  durch  Unteigebene,  sondern  nur  mittels  Inanspruchnahme  der  fremden  Landes- 
behOrde  bewirken  können,  nur  in  ihrer  Eigenschaft  als  ZusteUungsbehOrde  und  nicht 
als  diplomatische  YermittelungsbehOrde  in  Anspruch  genommen  werden.  Es  mag  da- 
hingestellt bleiben,  ob  zutreffenden  FaUs  zum  Nachweise  der  Zustellung  ein  Zeugniss 
der  betreffenden  fremden  Behörde  genügt,  oder  nicht  vielmehr  dem  Wortlaute  des  §  182 
der  Civilprozessordnung  gemäss  ein  solches  des  als  ZusteUungsbehOrde  in  Anspruch 
genommenen  Gesandten  erforderlich  ist.  JedsnMLs  werden  die  Kaiserlichen  Missionen 
allgemein  angewiesen  werden,  in  allen  solchen  FäUen  das  Zustellungszeugniss  zu  er- 
theilen,  und  es  soU  denselben  nur  vorbehalten  bleiben,  dasselbe  geeigneten  FaUs  dahin 
zu  fassen, 

es  werde  anf  Grund  des  von  der  LandesbehOrde  ihnen  mitgetheilten  —  in 
dem  Atteste  näher  zu  bezeichnenden  —  beglaubigten  Nachweises  bescheinigt, 
dass  die  Zustellung  erfolgt  sei 

Die  oben  unter  den  Nummern  I  und^  bezeichneten  Grundsätze  nebst  den  die- 
selben erläuternden  und  bei  Ausführung  derselben  zu  berücksichtigenden  Erwägungen 
werden  den  GteriohtsbehlMen  zur  Kenntnissnahme  und  Nachaohtung  hierdoreh  mit- 
getheilt** 
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No.  83.  AU«.Verld.XlC.TOm2a0«Kenb6rl88O,botreftiBBddien]ixii]aaslg- 
kelt  «laM  uaiUtlterra  OMOhillsTwkehni  der  Oeridbte  und  Beanten  der 
StaatM&waltacihAA   mit  yertretem  fremder   Staaten  am'  diesseitlseii  Hofe 

(j.JLBL  a  aaex 

i^Dureh  die  allgemeine  VerfÜgnng  Tom  29.  Juni  1875  sind  die  Gerichte  und 
Beamten  der  Staataanwaltecbaft  auf  die  Unsnllasigkeii  einer  Eoirespondenx  zwischen 
ihnen  nnd  den  am  hieaigen  Hofe  beglaubigten  Vertretern  fremder  Staaten  hingeviesen 
worden. 

Da  diese  VerfOgong  in  wiederiiolten  Fallen  unbeachtet  geblieben  ist,  eo  wird  sie 
hierdurch  mit  dem  Bemerken  in  Erinnerung  gebracht,  daas  eine  Korrespondenz  der  ge- 
dachten Art  auch  nicht  durch  Vermittelnng  des  AuswirtigeD  Amts  bezw.  des  Mini- 
•teriums  der  Aatwirtigen  Angelegenheiten  stattfinden  darf^  dass  vielmehr  die  Justiz- 
behörden Sehreiben  an  fremde  diplomatische  Vertretungen  überhaupt  nicht  zn  richten» 
aoadem  in  allen  FiUen  sich  daraof  zn  beschränken  lutben,  ihre  Anträge  n.  s.  w.  bei 
dem  Herrn  Ifinister  der  Answirtigen  Angeleg^eitok  zu  stellen. 

Die  Ton  den  Gerichten  zu  erlassenden  Anschreiben  dieser  Art  sind  flbrigens  tod 
dem  Vorsitaenden  besw.  Ton  dem  Amtnrichter  selbst  zn  yoDziehen  und  dürfen  in  keinem 
Falle  unter  dem  Namen  des  Gerichtsschreibers  ergehen. 

Ko.  M.  All«,  yerC  d.  J.IL  Tom  12.  JnU  1881,  betr^ifeiid  die  In  Oester- 
taittlft-Uatani  sa  bewirkmideB  2iiatellu«ea  (J.ILBL  B.  169). 

„Ans  Veranlaasong  eines  SpeztalfaDes  hat  di«  Oesteneichisch-Ungarisdie  Regierung 
dwrauf  aufrnerksam  gemacht,  dass  es  den  in  Oesterreich-Ungam  residirenden  Eonsuhi 
nmht  gestattet  ist,  Znstellnngen  in  gerichtlichen  Angelegenheiten  an  Oesterreichische 
eder  Ungarische  Staatsangehörige  an  bewirken.  In  Folge  dessen  sind  die  in  Oester- 
leiflh-Uagara  bestehenden  Dentschen  Konsulate  seitens  des  Auswärtigen  Amtes  ange- 
wiesen worden«  sich  hinfort  solcher  Zustellungen  an  die  bezeichneten  Staatsangehörigen 
m  enthalten. 

Insoweit  daher  nicht  die  Rechtshfllfe  der  Oesterreichisohen  Gerichte  zur  Bewir- 
knng  der  Zustellungen  an  Personen,  welche  sich  im  Gebiete  des  Oesterreich-Üngari- 
sehen  Staates  aofhaheiL  mit  Erfolg  in  Anspruch  zu  nehmen  ist,  haben  die  Gerichte  des 
Ildhiides  die  im  §  182  der  Qvilprozessordnung  yorgesehene  Vermittelnng  des  betreffen- 
den Dentschen  Konsuls  nmr  dann  nachzusuchen,  wenn  die  Deutsche  Staatsangehörigkeit 
der  Person,  an  welche  die  Zustellung  erfolgen  soll,  ausser  Zweifel  steht 

Ho.  86.  AJlf.  Verl  de«  J.  X.  Tom  14.  Febroar  1888»  betr«fltad  Beadbetaii- 
togm  ftber  B^lglflohe«  BMht  (J.ILBL  &  28y. 

»Seitens  der  EOnigHeh  Belgischen  Regierung  ist  zur  Sprache  gebracht  worden» 
dass  Behörden  anderer  Staaten  in  Rechtsangelegenheiten,  in  welchen  die  Gültigkeit. 
die  Beweiskraft  oder  die  Gesetamässigkeit  einer  Urkunde  priyatreehüichen  Inhalts,  der 
Umfang  der  Befiignisse  eines  gesetzlichen  Vertreters,  die  Geschäftsfähigkeit  eines  Mln- 
dcQährigen  oder  andere«  dem  (Gebiet  des  Privatrecbts  Angehörige  Umstände  nach  Bel- 
gischem Recht  zn  benrtheflen  sind,  von  den  Betheiligten  in  nicht  seltenen  Fällen  die 
Beibringung  einer  Beseheinigong  des  Belgischen  Herrn  Justizministers  verlangen.  Es 
wird  dabei  hervorgehoben.  Ine  ein  solches  Verlangen  nutzlose  Kosten  und  Weiterungen 
herbeifOhre,  da  nach  der  in  Belgien  bestehenden  Gesetzgebung  der  Justizminister  zur 
Drtheüung  von  Bescheinigungen  weder  Ober  die  angegebenen  noch  Ober  sonstige  privat- 
rechtliche  Fragen  oder  Ober  die  Geltung  einer,  nicht  ihrem  Wortlaut  nach  in  einem 
Gesetze  enthaltenen  Norm  des  Belgischen  Rechts  ermächtigt  sei.  Nur  in  BetrelT  d^ 
Geltung  solcher  Vorschriften,  welche  fOrmlich  in  einem  Gesetz  enthalten  seien,  werde 
auf  Anauchea  eines  Betheiligten,  sofern  die  Vorschriften  in  dem  Gesuch  bestinmit  be- 
zeichnet worden,  yon  dem  Belgischen  Herrn  Jnstizminister  eine  Bescheinigung  ertheiit, 
wohingegen  die  Belgischen  Gerichte  zur  Ertheilung  selbst  derartiger  Bescheinigungen 
Oberhaupt  nicht  befugt  seien. 

Die  Justizbehörden  werden  yon  dieser  Mittheilung  der  Königlich  Belgischen  Re- 
giehmg  sor  Beachtung  in  Torkonunenden  Fällen  in  Kenntniss  gesetzt* 
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Ka  96  AU«-  Verf.  des  J.K.  vom  a  September  1882,  ,  betreffend  die  Er- 
stattnsg  der  bei  den  Konsulaten  des  Deutsohen  Relobes  dorob  die  Erledlganir 
▼on  Ersnähen  Prensslsdher  Jnstisbebörden  naob  Hassgabe  des  Oesetaes  vom 
9,  Jnl}  1872  (R.G.BL  8.  24G)  entstandenen  Kosten  (J.M^BL  S.  282). 

„Nach  einer  Mittheilung  des  Herrn  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
sind  mehrfach  FSlle  vorgekommen,  in  welchen  Preussische  Justizbehörden  die  Thl^tigkeit 
"eineä  Eonsulata,  des  Deutschen  Reiches  in  Anspruch  genommen,  demn&chst  ab^r  die 
^Erstattung  der  Kosten«  welche  hierfOr  in  (xemftssheit  des  (Gesetzes  vom  1.  Juli  1872 
(Reichs-OesetzbL  S.  245),  betreffend  die  Gebühren  und  Kosten  bei  den  Konsulaten  des 
Dentsehen  Reiches,  und  des  diesem  Gesetze  beigefügten  Tarifes  angesetst  worden 
waren,  aus  dem  Grunde  abgelehnt  haben,  weil  eine  ersatzpflichtige  Partei  nicht  vor- 
handen sei,  oder  dieselbe  zur  TAhlnng  nicht  angebalten  werden  könne. 

Im  Interesse  einer  möglichst  gleichmftssigen  Behandlung   dieser  Angelegenheit 
'seitens  der  Justizbehörden  werden  dieselben  hierdurch  angewiesen,   bei  der  Erstattung 
derartiger  Kosten  nach  folgenden  Grundsätzen  zu  verfahren: 

1.  Die  bei  den  Konsulaten  entstandenen  baaren  Auslagen  im  Sinne  des  ^6- 
des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1872  sind  von  der  erauchenden  Justizbehörde  unbedingt  omi^ 
alsbald  zu  erstatten,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ^e  ersatzpflichtige  Partei  vorhanden 
und  ob  dieselbe  zahlungsfthig  ist.  KOnnen  dies&  Auslagen  nicht  von  einer  ersatz- 
pflichtigen Partei  wieder  eingezogen  werden,   so  bleiben  sie  der  Staatskasse  zur  Last. 

2.  Die  von  den  Konsulaten  zu  liquidirenden  Gebühren  sind  von  der  ersuchenden 
Justizbehörde  zu  berichtigen,  insoweit  sie  nicht  wegen  Dürftigkeit  der  Befheiligten 
(§  2  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1872}  ausser  Ansatz  zu  lassen  beziehentlich  auf  Reichs-^ 
fonds  zu  übernehmen  sind.  WeniT  eine  ersatzpflichtige  Partei  nicht  vorhanden  ist,  so* 
sind  die  Gebühren  alsbald  zu  berichtigen,  und  defiioitiv  auf  Justizfonds  zu  übernehmen« 
Andernfalls  sind  dieselben  zwar  regelmässig  erst  dann  abzuführen,  wenn  sie  von  der 
ersatzpflichtigen  Partei  eingezogen  worden  sind.  Hat  dies  jedocl^  aus  anderen  Gründen, 
als  wegen  Armuth  der  Partei,  nicht  stattfinden  können,  so'.sind  die  Gebühren  gleich- 
wohl den  Konsulaten  zu  berichtigen  und  auf  Justizfonds  zu  übernehmen. 

Zur  Vermeidung  von  Weiterungen  haben  die  ersuchend^a  Behörden  bereits  bei 
Erlass  der  Ersuchungsschreiben  von  der  ersatzpflichtigen  Partei  einen  angemessenen 
Kostenvorschuss  zu  erfordern,  aus  welchem  demnftchst  dem  ersuchten  Konsulate  mit 
den  baaren  Auslagen  auch  die  Gebühren  sofort  berichtigt  werden  kOnne/i,  oder  aber 
eine  etwaige  Zahlungsunfähigkeit  der  ersatzpflichtigen  Partei  dem  ersuchten  Kon- 
sulate mitzntheilen  bezw.  zu  bescheinigen,  damit  gemftss  §  2  des  Gesetzes  vom  1.  Juli 
1872  die  Gebühren  von  vornherein  ausser  Ansatz  bleiben. 

Zugleich  werden  die  Justizbehörden  darauf  aufmerksam  gemacht»  dass  auf  deii 
Ansatz  von  Kosten  für  die  Erledigung  der  Ersuchen  Preussischer  JustazbehOrden  an 
die  mit  Gerichtsbarkeit  versehenen  Konsuln  in  Angelegenheiten  der  streitigen  Ge- 
richtsbarkeit das  Gesetz  vom  1.  Juli  1872  nach  den  §§  18  und  44  des  Gesetzes 
über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  10.  Juli  1879  (Reichs-GesetzbL .  S.  107)  keine 
Anwendung  mehr  findet.** 

No.  27.  Allg.  Verl  des  J.K.  vom  9.  Febmar  1883,  betreffend  das  Ab- 
kommen mit  Rnssland  wegen  des  unmittelbaren  Gesdhftftsrerkehrs  zwischen 
den  Justizbehörden  der  Frensslsoben  Grenzprovinzen  und  des  Gerlohtsbezlrkes 
Warsoban  vom  4.  Febmar  /  28.  Januar  1879  O.S.  1879  S.  188  (J.K.BL  8.  82). 

„Der  Kaiserlich  Russischen  Regierung  ist  seitens  des  Herrn  Ministers  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  mitgetheilt  worden,  dass  in  Folge  der  Justizorganisation  von 
1879  an  Stelle  der  im  Artikel  2  des  Abkommens  vom  4.  Februar  /  23.  Januar  1879 
(Gesetz-Samml.  S.  138)  benannten  Behörden  nunmehr  das  Kammergericht  zu  Berlin, 
die  Oberlandesgerichte  zu  Breslau,  Königsberg  Ostpr.,  Marienwerder,  Posen  und  Stettin, 
die  OberstaatsanwSlte  bei  diesen  Gerichten,  sowie  die  zu  den  Bezirken  des  Kammer- 
gerichts und  der  genannten  Oberlandesgerichte  gehörigen  Landgerichte  und  die  Ersten 
Staatsanwälte  bei  den  letzteren  als  zum  unmittelbaren  Geschäftsverkehr  mit  den  Justiz- 
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iehOrden  des  GerichUbezirkes  Wanchaa  in  Oeiiitaheit  des  gedachten  Abkonoieos  be- 
fugt aitfusehen  smd. 

Die  betreffenden  JusticbehOrden  werden  hienron  mit  dem  Bemerken  in  Keimtnist 
gesetst,  dass  die  Amtsgerichte  in  den  bezeichneten  Besirken  sich  wegen  Erlus  toh 
Ersnchongsschreiben  an  die  sustindigen  Landgerichte  su  wenden  haben." 

Ho.  d&  All«.  Text  dM  J.K.  Tom  88.  V^tamar  1883,  befereffnui  die  Ge- 
ridhtsmrikMWUic  und  das  OtfilproneMtnrflAmn  in  Ihmnlnnd  (J.KBL  8.  46)^ 

^Die  in  der  allgemeinen  Veifügang  yom  16.  September  1870  im  Interesse  des 
Plroaessbetriebs  diesseitiger  Parteien  in  Russland  nnd  mit  Racksicht  auf  den  Gescfaifts- 
Terkehr  swischen  den  beiderseitigen  Gerichten  gemachten  Ifittheilnngen  Hber  die  Ge- 
tichtsrerfassong  and  das  GiTÜprosessrerlüiren  in  Rassland  sind  nach  neueren  Riis8isch«B 
Gesetsen  und  nach  erfolgter  EinfOhrung  der  Gerichtsrerfassung  in  weitere  Gebiete  des 
Russischen  Reichs  den  bestehenden  Verhlltnissen  nicht  mehr  in  allen  Besiehungen  ent- 
sprechend. Es  wird  deshalb  die  nachstehende,  Ton  dem  Herrn  Minister  der  aoswir- 
tigen  Angelegenheiten  mir  cur  VerfUgung  gestellte  Zusammenstellimg  der  wesent- 
lichsten  Bestimmungen  der  in  Rede  stehenden  (iesetse  nebst  swei  Anlagen  (VerzeichEiiss 
der  Russischen  Gerichtsbehörden  und  Veilmachtsformular)  cur  Kenntniss  der  Justiz- 
behOrdea  gebracht*^ 

Znsanuneasiellnng 
der  fflr  die  Deutschen  Interessenten  wesentlichsten  Bestimmungen  der 

GerichtSTerfassung  nnd  des  GiTilproiessverfahrens  in  Russland. 

I.  Die  Reform  des  Russischen  Justiiwesens  auf  Grund  der  G^esetse  vom  20.  No- 
vember 1864  (a.  St)  ist  gegenwärtig  in  dem  grOssten  Theile  ues  Enropiischen  Rnss- 
laads  und  I^ankasiens  durchgefllhrt  (Tgl.  S.  973  Note  1).  Eine  Ausnahme  bilden  nur 
noch  die  folgenden  Gebietsthefle: 

1.  In  den  GouTernements  Wilna»  Eowno,  Grodno,  Witebsk,  Ifinsk,  Mohilew, 
Olones,  Ufa,  Orenburg  und  Astrachan  sind  die  gedachten  Gesetse  bisher  nnr 
theilweise  in  Kraft  getreten,  nimlich  insoweit  sie  die  sogenannten  fiiedens- 
richterlichen  Institutionen  betreffen.  Die  Gesetse  sollen  jedodi  in  den  Gon- 
Temements  Wilna,  Kowno,  Grodno,  Witebsk,  Minsk  und  Mohilew  im  Laufe 
des  letzten  Quartals  des  Jahres  1888  voUstindig  eingeführt  werden. 

2.  Die  Ostseeprovinsen  (Eurlsnd,  Ldvland,  EstUand)  und  das  GiossfllTStentham 
Finland  haben  bisher  ihre  alte  Gerichtsverfassung  behalten.  Ftkr  die  ersteren 
ist  indessen  die  Einführung  der  friedensrichterHchen  Institutionen  in  Aus- 
sicht genommen.*) 

8.  Im  GouTemement  Archangel,  in  den  Kaukasischen  Gebieten  Da^^estan,  Sa- 
katal  und  im  Bezirk  des  Schwanen  Meeres,  endlich  in  Sibirien  und  in  den 
Mittelasiatischen  Besitzungen  hat  die  Einf&hrung  der  neuen  Justizgesetze 
gleichfalls  noch  nicht  stattgefunden.*) 

II.  Die  Gesetze  vom  20.  NoTember  1864  b^nhen  auf  dem  Grundsätze  der  Tren- 
nung der  Justiz  Ton  der  Verwaltung.  Ein  Eingreifen  der  Verwaltungsbehörden  in  die 
Verhandlung  und  Entscheidung  der  bflrgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  ist  danadi  gftnzlich 
ausgeschlossen. 

Die  Gerichtsbarkeit  erster  und  zweiter  Instanz  wird  ausgetlbt  theils  Ton  den 
i^friedensrichterlichen  Behörden*',  nSmlich  den  Friedensrichtern  und  den  ftiedensrichter- 
Tersanunlungen,  theils  Ton  den  n^lg^m^iiion  Gerichtsbehörden*',  nSmlioh  den  Beaiiks- 
gerichten  und  den  Appellationsgerichten  ((Jerichtspalaten).  Beide  Arten  von  Behörden 
stehen  y Ollig  selbständig  neben  einander,  insbesondere  sind  die  friedensri^teilichen 
den  allgemeinen  GrerichtsbehOrden  in  keiner  Weise  untergeordnet.  Üeber  beidoi  bildet 
der  dirigirende  Senat  in  St  Petersburg  als  Kassationshof  die  dritte  und  letzte  Instanz. 

»)  Vgl.  jetzt  oben  S.  569  ff. 

*)  In  den  Ostseeprovinzen  ist  die  Justizreform  im  Jahre  1889  eingef&hrt  worden. 

^  In  Archangel  und  den  bezeichneten  kaukasischen  Gebieten  ist  die  Jnstizrefonn 
1895  und  1896  eingefOhrt  worden.  Im  Kaukasus  wie  in  Azchangel  bildet  das  Bezirks- 
gericht die  Appellationsinstanz  für  die  Friedensrichter.    V^^.  S.  579. 


Preassen  —  JastisminigterialyerftigQngen.  989 

A.  Die  Zoständigkeit  der  Friedensrichter  umfasst: 

1.  Klagen  aus  persönlichen  Verbindlichkeiten  tind  Verträgen  and  über  beweg- 
liches Vermögen  im  Werthe  Yon  nicht  mehr  als  500  Rubeln; 

2.  Schadensersatzklagen,  wenn  der  Betrag  derselben  500  Rubel  nicht  flbersteigt 
oder  sur  Zeit  der  Elageerhebung  nicht  genau  bestimmt  werden  kann; 

3.  BesitsstOrungsklagen  innerhalb  6  Monaten  nach  der  Störung; 

4.  Klagen,  betreffend  Nutzungsrechte  an  fremdem  Grundeigentiium,  inneriialb 
eines  Jahres  nach  der  Verletzung. 

Von  der  Gerichtsbarkeit  der  Friedensrichter  sind  ausgeschlossen: 

a)  Klagen  über  das  Eigenthums-  oder  Besitzrecht  an  Immobilien,  wenn  dieses 
Recht  durch  eine  formelle  Urkunde  bestätigt  ist; 

b)  Klagen,  bei  welchen  der  Fiskus  interessirt  ist,  mit  Ausnahme  der  Besitz- 
stOrungsklagen« 

Im  General-Gouyernement  Warschau  (Königreich  Polen),  wo  die  Gesetze 
Ton  1864  am  1./18.  Juli  1876  in  einer  mannigfach  modifizirten  Grestalt  eingeführt  wor- 
den sind,  giebt  es  Friedensrichter  nur  für  die  Städte;  auf  dem  Lande  vertreten  ihre 
Stelle  kollegiaÜsche  Gemeindegerichte,  aus  einem  Gemeinderichter  und  mehreren 
Beisitzern  bestehend.  Die  Zuständigkeit  der  Friedensrichter  und  der  Gemeindegerichte 
ist  dort  überdies  eine  beschränktere,  als  diejenige  der  Friedensrichter  im  übrigen  Russ- 
land«  insofern 

a)  die  vorstehend  zu  1  und  2  aufgeführten  Klagen  nur  bis  zu  einem  Betrage 
von  250  RbL,  und 

b)  an  Stelle  der  vorstehend  zu  4  aufgeführten,  nur  Klagen  wegen  Störung 
in  der  Ausübung  der  im  IL  Buch  des  code  civil  aufgeführten  Servituten 

ihrer  Entscheidung  unterliegMi,  während  andererseits  alle  Klagen,  betreffend  Eigenthum 
oder  dingliche  Rechte  an  Immobilien,  insbesondere  Emphytense,  Erbpacht,  Erbzins« 
rechte  auf  die  Oberfläche  und  den  Schooss  der  Erde,  sowie  femer  Klagen,  welche  Pri- 
vilegien auf  Grund  von  Entdeckungen  oder  Erfindungen  betreffen,  ihnen  ganz  ent- 
zogen sind. 

Die  Friedensrichterversammlungen  werden  durch  periodisches  Zusammen- 
treten der  einzelnen  Friedensrichter  (im  General-Gouvernement  Warschan  der  Friedens- 
richter und  der  Gemeinderichter)  gebildet  und  stehen  als  zweite  Instanz  über  den 
Friedensrichtern  (bezw.  Gemeindegerichten).  An  den  Orten,  wo  die  Friedensrichter- 
versammlungen regelmässig  zusammentreten,  ist  ein  einzelner  Friedensrichter,  als  sog. 
„beständiges  Mitglied  der  Friedensrichterversammlung"  mit  der  Erledigung  des  laufen* 
den  Dezernats  betraut. 

B.  Vor  die  Bezirksgerichte  gehören  diejenigen  Rechtsstreitigkeiten,  welche 
nicht  den  Friedensrichtern  (bezw.  Gemeindegerichten)  zugewiesen  sind.  Von  ihren 
Entscheidungen  geht  die  Berufung  an  die  Appellationsgerichte. 

In  den  Städten  St.  Petersburg,  Moskau,  Warschau,  Archangel,  Odessa,  Tagaarog, 
Kertsch  und  Nowo-Tscherkask  bestehen  besondere  Handelsgerichte.  Die  örtlidie 
Zuständigkeit  derselben  erstreckt  sich  bei  den  Handelsgerichten  in  St.  Petersburg, 
Moskau,  Odessa,  Warschau  und  ,Archangel  auf  die  Stadt  und  den  Kreis  gleichen 
Namens,  bei  dem  Handelsgericht  in  Tagcmrog  auf  das  Grebiet  dieser  Stadt  und  die  Stadt 
Rostow  a.  Don,  bei  dem  Handelsgericht  in  Kertsch  auf  sämmtliche  Städte  der  Halb- 
insel Krim  und  die  Stadt  Berc(jansk,  bei  dem  Handelsgericht  in  Nowo-Tscherkask  auf 
das  ganze  (]^biet  der  Donischen  Kosaken.  Die  sachliche  Zuständigkeit  der  Handels- 
gerichte bezieht  sich  auf  aUe  Prozesse  in  Handelssachen  gegen  Beklagte,  welche  im 
Bezirke  des  Handelsgerichts  ihren  Wohnsitz  oder  zeitweiligen  Aufenthalt  haben,  sowie 
auf  diejenigen  Prozesse,  bei  denen  die  den  Gegenstand  desselben  bildende  Waare  nch 
im  Gerichtsbezirk  befindet.  Die  Berufiing  von  den  Entscheidungen  der  Handelsgerichte, 
soweit  eine  solche  zulässig  ist,  gdit  an  den  dirigirenden  Senat  in  St.  Petersburg.^) 

In  denjenigen  Gouvernements,  in  denen  bisher  nur  die  Medensrichterlichen  Insti- 


^)  Das  Handelsgericht  in  Nowo-Tscherkask  ist  aufgehoben,   dagegen  bestand  und 
besteht  ein  solches  in  Kischenew  für  alle  Städte  Bessarabiens. 
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tutionen  eingoftthrt  worden  sind  (vergL  obo&  I,  1),  sind  die  alten  Gerichispalate  flir 
alle  Proaease,  welche  nicht  zur  Zostlndigkait  der  Friedenariehter  gehören,  beatehea 
geblieben.  Von  den  Palaten  findet,  wie  früher,  die  AppeDatioD  an  den  dirigiienden 
Senat  iii  St  Peteraburg  atatt  Solcher  Palate  giebt  ea  in  jedem  der  fragtichen  Goo- 
Temementa  eina  mit  dem  Sitae  in  den  oben  bezeidmeten  Goaveniementahanptatftdtea. 
Nach  EinfUinmg  der  neuen  Oerichtaordnungen  in  die  oben  unter  L  1  aufgefUhrtea 
6  QoBTemementa  werden  am  Schluaee  dea  Jahrea  188S  Pldate  nur  noch  in  den  Stidtea 
Olonez,  Ofa,  Orenburg  und  Aatnushan  beatehen.') 

Ein  Verzeichniaa  der  auf  (}mnd  der  neuen  Gterichtaordnungen  bisher  erricfatetea 
besw,  im  Laufe  dea  Jahrea  1883  zu  errichtenden  Beairka-,  Appellations-  und  Handels- 
gerichte, femer  der  wichtigsten  Gerichte  in  den  Provinsen  Esthland,  Livland  und  Kur- 
land, aowie  in  Finland  iat  in  der  Anlage  A  enthalten. 

in.  Hinsichtlich  dea  Verfahrena  nach  der  neuen  Ginlprozessordnung  ist  Folgen- 
dea  au  bemerken. 

1.  Die  Parteien  können  sich  unbeschränkt  durch  Bevollmlchtigte  Tertreten  lassea, 
wozu  sich  inabesondere  die  vereideten  Anwälte  eignen;  jedoch  ist  die  WaW 
anderer  Vertreter  nicht  ausgeschlossen.  Ein  Vollmachtaformular  ist  als  An- 
lage B  hier  beigefügt 

Ausserhalb  Russlands  ausgestellte  Vollmachten  mflasen  nach 
den  am  Orte  der  Ausstellung  geltenden  Formen  aufgenommen 
und  mit  der  Legalisation  der  zuständigen  Russischen  diploma- 
tischen oder  konsularischen  Behörde  Tersehen  sein.  Von  der 
letzteren  muss  zugleich  ausdrücklich  beseheinigt  werden,  dafi 
die  Form  der  Ausstellung  den  Bestimmungen  der  betreffenden 
Landesgesetze  entspricht 
8.  Der  Parteieid  ist  als  Beweismittel  nur  sugelaasen.  wenn  beide  TbeQe  darüber 
eiaTerstanden  sind.  EideasuscMebung  oder  gerichtliche  Auferiegung  des  Sdes 
findet  nicht  statt 
8.  Bei  Einreichung  der  Elageachrift  müaaen  sugieich  die  Gerichtakosten  einge- 
zahlt werden.  AubMrhalb  Russlands  lebende  Personen  können  die  Einzah* 
long  bei  einer  Russischen  diplomatischen  oder  konsularischen  Behörde  be- 
wirken, und  deren  Quittung  der  Klageschrift  beifügen.  Die  eigeatüchen  Go- 
richtsgobühren  betragen: 

a)  in  friedonsrichterlichen  Sachen  1  Prozent  der  Streitsumme   und  10.  Kop. 
Stempel  für  jede  Bittschrift  und  jede  Anlage. 

b)  in  bezirksgerichtlichen  Sachen:  Vf  Prozent  der  Streitaumme  und  60  Kop. 
Stempel  für  jede  Bittschrift,  jede  Anlage  und  jede  Abschrift 

Die  Zustellungskosten,  die  Zeugen -SachverständigengebÜhren  u.  s.  w. 
müssen  besonders  erlegt  werden.  Falls  Kläger  den  Wohnort  des  Beklagten 
nicht  anzugeben  vennag,  so  hat  er  behufs  Ennö^chung  der  öflenüichen^  Vor- 
ladung 6  Rubel  im  Voraus  einzuzahlen. 

Für  Ausfertigungen  und  Abschriften,  welche  das  Gericht  ertheflt,  sind 
besondere  Kanzleigebühren  zu  entrichten,  welche  20  Kop.  für  den  Bogen  und 
10  Kop.  fBr  jedes  Grerichtssiegel  betragen. 

4.  Ausländer,  welche  nicht  in  Russischen  Diensten  stehen  oder  in 
Russland  Immobilien  besitzen,  müssen  dem  Beklagten  auf  dessen 
Verlangen  wegen  der  Prozesskosten  und  Prozessschäden  Sicher- 
heit bestellen.  Die  Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung  tritt 
nicht  ein  bei  Handelssachen,  welche  Tor  den  Handelsgerichten, 
im  General-Gouyernement  Warschau  auch  bei  denjenigen,  welche 
Tor  den  gewöhnlichen  Gerichten  geltend  gemacht  werden. 

Die    Zulassung    zum    Armenrecht   befreit    dagegen   ron   der 
Kantionspflicht  nicht 

5,  Die  (Gerichtssprache   ist   die   Russische.     Die    einzureichenden   SchriltsStBe 


^)  Auch  diese  sind  jetzt  durch  Bezirkss^nöhte  ersetat 
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müssen  in  dieser  Spracho  abgefasst  sein.  Etwaige  Belfige  in  einer  anderen 
Sprache  sind  mit  Russischen  Uebersetzungen  zn  versehen,  und  Abscfafiften 
dieser  Uebersetzungen  für  die  Gegenpartei  beizufügen. 

Bei  den  Gemeindegerichten  ün  General-Gouvernement  Warschau  ist  aus- 
nahmsweise der  Gebrauch  der  Polnischen  Sprache  gestattet. 
6.   Auf  Grund  der  §§  1273 — 1281  der  Russischen 'Civilprozessordnung 
über    die    YoIIf  treckung   der   Urtheile  ^  aiisländischer    Gerichte 
können   nach  einem  Erkenntnisse   des   Civilkassations^-Departe- 
ments  des   dirigirenden  Senats   vom  Jahre- 1882  in  R'ussland  nur 
die  Urtheile   der  Gerichte  solcher   Staaten  vollstreckt'  werden, 
welche  mit  Russland;ein  Abkomnfen  über  die  gegenseitige  Voll- 
streckung   der   Erkenntnisse    der    Gerichte    in   Civilsacheft    ge- 
trbffen   haben.     Ein   solches'  Abkommen   besteht  zwischen    dem 
Deutscheu  Reiche  beziehungsweise  Prpussen  und  Russland  nicht. 
lY.  In  deigenigen  Theilen   des  Russischen  Reichs,   in  welchen  die  Justizgesetze 
vom  20.  November  1864  weder  ganz  noch  theilweise  eingeführt  sind,   mit  Ausnahme 
jedoch  der  Ostseeprovinzen  und  des  GrossfQrstenthums  Finland,  ist  es  zulftssig,  behuüs 
Beitreibung  liquider  Schuldforderungen   sich   an   die  Polizeibehörden   zu  wenden.    Zu 
diesem  Zwecke   kann   seitens   der  Deutschen  Reichsangehürigen   die  Vermittelung  der 
Kaiserlichen  Botschaft  in  St.  Petersburg  iii'. Anspruch   genommen  werden.    Ein  Erfolg 
derartiger  Schritte   lässt   sich  jedoch   niemals  mit  Sicherheit  und  jedenfalls  niur  dann 
erwarten,  wenn  der  Gl&ubiger  Wechsel  oder  schriftliche  Anerkenntnisse  des  Schuldners 
▼orzulegen  vermag. 

Anlage  A. 
■  Terseicliiil» 


der  in  Rnssland  auf  Grund  der  neuen  Gerichtsordnungen  vom  20.  November  1864  bis- 
her errichteten,  beziehungsweise  im  Laufe  des  Jahres  1888  zu  errichtenden  Appellhofe, 
Bezirks-  und  Handelsgerichte,  femer  der  wichtigsten  Gerichte  in  den  Provinzen  Esth- 

land,  Livland  und  Kurland,  sowie  in  Finland, 

A.  Veneiehiiist  der  auf  Grund  der  neuen  fieriehtsordnimgen  ve»  20.  November  1864 

bisher  errichteten  Appellbifb  und  PezirksgeHehte. 

I.   Appellhof  zu  St.  Petersburg. 
Bezirksgerichte: 

1.  zu  St.  Petersburg  (Gouvernements-Stadt)  fOr  sämmtliche  Kreise  des  Gou- 
yemements  St.  Petersburg; 

2.  zn  Pskow  (Gouv.  Stadt)   für  die  im  Gouvernement  Pskow  belegenen  Kreise 
Pskow,  Porchow,  Opotschka  und  Ostrow; 

3.  zfi  Welikije-Lnki  (Gouv.  Pskow)  für  die  im  Gouvernement  Pskow  belegenen 
Kreise  Welikije-Luki,  Toropetz,  C^olm  und  Noworoshew; 

4.  zu  Nowgorod  (Gouv.  Stadt)   für   die  im  Gouvernement  Nowgorod  helegenen 
Kreise  Nowgorod,  Staraja-Russa,  Krestez,  Demjansk,  Waldai,  Tichwin  undBorowitsdii; 

5.  zn  Tscherepowetz  (Glouv.  Nowgorod)   für   die  in  demselben  Gouvernement 
belegenen  Kreise  Tscherepowetz,  Ustjushna-Beloserk  und  Kirillow.') 

n.   Appellhof  zu  Moskau. 
Bezirksgerichte: 

1.  zu  Moskau  (Gouv.  Stadt)  für  sfimmtliche  Kreise  des .dbuvemements  Moskau; 

2.  zu  Wladimir  (Gouv.  Stadt)  für  sfimmtliche  Kreise  des  €K)uvemements  Wladimir; 

')  Hinzutreten: 

6.  zu  Petrosawodsk  (Gouv.  Stadt)  für  das  ganze  Gouvernement  Olonetz; 

7.  zu  Witebsk  f&r  das  ganze  Gouvernement  gleichen  Namens; 

8.  zuj»Riga  f&r  das  ganze  Gouvernement  Livland; 

.  9.  zu  Reval  fSr  das  ganze  Gouvernement  Estland; 

10.  zu  Mitau  fOr  die  Kreise  Dohlen,  Tuckum,  Bauske,  Fredriehstadt,  Illoxt; 

11.  zu  Libau  für  die  Kreise  Grebin,  Windau,  Geldingen,  Talsen,  Hasenpiy^, 
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8.  xa  KAlagaO  (Ctour.  Stodt)  ftr  ■Immtliiihft  Knise  des  Goiif«MBMBti  K^faig»; 
4  SU  ^Asan  (Govr.  Stsdt)  flir  slamtlidii»  Kreise  des  GonveneneBls  ^ii>*i^; 

5.  SU  Twer  (Oout.  Stadt)  fbr  die  im  Oonrenement  Twer  belesenen  Kreise  Twer, 
Kortsdewai  WTScfani-Wolotschok  und  Nowolorshok; 

6.  ra  Rshew  (Gour.  Twer)  für  die  im  Govremement  Twer  belegenen  Kreise 
RAew,  Subsow,  Stsntsa  und  Ostssebkow; 

7«  sa  Kaschin  (Qonr.  Twer)  fBr  die  im  GoaTemement  Twer  belegenen  Kieise 
Kssehin,  Ksjjssin,  Beshetsk  und  We^jegonsk;*) 

8.  sa  Smolensk^)  (Ooay.  Stadt)  fftr  das  ganse  GonreneBMiit  Smolensk; 

9L  s«  Kostroma  (Oout.  Stadt)  fllr  das  ganse  Goirreniement  Kostroma; 

10«  sa  Nishni -Nowgorod  (Gour.  Stadt)  fOr  das  ganse  Goofemenient  N.  Now- 
gorod; 

IL  sa  Tala  (Cbor.  Stadt)  für  das  ganse  Ooareneme&t  Tola; 

IS.  sa  Jaroslaw  (Goot.  Jaroslaw)  Ar  die  im  GouTemement  Jaroslaw  beiageaea 
Kreise  Jaroslaw,  Rostow«  I^jabim,  Danilowo,  Posehechoiu,  Romanowo,  Borisaoglebsk; 

18.  sa  Rybinsk  (Goar.  Jaroslaw)  für  die  in  demselben  Goorenement  belegenen 
Kreise  Rjbbsk«  Ufl^tseb,  Mdoga  and  Myscbkin; 

14.  sa  Wologda  (Goor.  Stadt)  fBr  das  ganse  gi«chnamige  GoorenenMnit.') 

m.  Appellhof  sa  Charkow. 

Besirksgerichte: 

1«  Sa  Charkow  (Goor.  Stadt)  für  die  im  gleichnamigen  Goofenesnen*  belegenen 
Kreise  Gbaikow,  Wolkow,  WoltsrJiansk.  Sn^jew  and  Bogodaohow; 

8»  sa  Jsjam  (Goor.  Ghaikow)  fOr  die  im  Goaremement  Charkow  belegeaea 
Knlse  J^nm«  Kapisnsk  and  Starobelsk  and  für  die  Kreise  Bacbmat  and  Slayjaao- 
setbsk  des  Gooreniements  Jekatennoslaw; 

8.  sa  Ssamj  (Goor.' Charkow)  fttr  die  Kreise  Ssomy,  Lebedinsk  and  Aditirka 
des  Qurtowsdien  Gonremements  and  Rjlek  and  PatiTl   des  Goaremements  Knrsk; 

4.  sa  Kursk  (€k>aT.  Stadt)  fttr  simmtüche  Kreise  des  gieiohnamigen  Gowenie- 
ments  mit  Ausnahme  tmi  Itylsk  und  PntiTi; 

5.  SU  Orel  (Goor.  Stadt)  iHr  die  im  gleichnamigen  Goaremement  belegenen 
Kreise  Orel,  Bolchow,  Altsensk,  Bijansk,  Karatschew,  Kroqj,  Dmitrowsk,  Ifalosrchan- 
gelsk,  Trubtschewsk,  Ssewsk; 

6.  SU  Jelets^  (Goor.  Orel)  fOr  die  Kreise  Jelets  andÜTiqr  des  Oonrenieaients 
Orel,  lipets  und  Lebe^jensk  des  Gouvernements  Tambow  und  Seüdonsk  des  Gomene- 
ments  Woronesh; 

7.  SU  Woronesh  (Gout.  Stadt)  für  die  Kreise  Woronesh«  Sem^ensk,  Nishnede- 
witsk,  Korotojak,  fiobrow,  Nowochoper  des  Woronesh-GkraTemements  und  den  Kreis 
Usmam  des  Tambow'sGhen  Goaremements; 

8.  Ostrogoshsk  (Gour.  Woronesh)  für  die  im  GouTemement  Wefonesh  bel»> 
genen  Kreise  Ostrogoshsk,  Pawlowsk,  Biijutachi,  Waluisk  und  Bogotschar; 

9.  zu  Poltawa  (Gout.  Stadt)  f&r  die  im  GouTemement  Poltawa  belegenen  SLreise 
Poltawa,  Go^jatsch,  Seigkowo,  Kobe^aki,  Konstantinograd,  Krementsehug,  Mirgorod, 
Perejoslawl,  Romnj  und  Qiorol; 

10.  SU  Lubny  (Gout.  Poltawa)  für  die  im  (jkmTemement  Poltawa  belegenen 
Kreise  Lubnjr,  Solotonoscha,  Lochwitaa,  Piijatin  and  Priluki; 


^  Siehe  unten  B.  XI. 

*)  Hinsutreten:  Kortschew,  Uglitsch  und  Id^ysskin. 

*)  Von  den  14  Besirksgeriehten  sind  die  in  Rshew  (dessen  Besisk  zwisehen  Twer 
und  Kaschino  getheilt  ist)  imd  Ifybinsk  (dessen  Besirk  su  Jaroslaw  geschlagen)  sn 
streichen,  dagegen  hinsusufllgen  die  Bezirksgerichte 

SU  Jelets,  frfiher  unter  Charkow  (8.  III  No.  Q; 

zu  Archen  gel,  neu  errichtet,  ftlr  das  ganse  gleichnamige  GouTemement. 

*)  Das  Besirkageridit  su  Jelets  ist  dem  AppeDhof  sa  Moskau  onteqpeordnet 
worden,  dem  Appelhof  su  (^hsrkow  dagegen  das  zu  Taganrog  (S.  988,  V.  5). 
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11.  zu  NowO'Tscherkask  (Land  der  Donischen  Kosaken)  für  die  in  demselben 
Land«  belegenen  Bezirke  Nowo-Tscherkask,  1,  Donisches,  Mioss-,  Donetz^  nnd  Eal- 
mflcken  Lagers; 

12.  zu  Üstj-Medwedjiza  (Land  der  Donischen  Kosaken)  für  die  Bezirke  Ustj» 
Medwe4)iza,  C^oper  und  2«  Donisches. 

rV.  Appellhof  zu  Kiew. 
Bezirksgerichte: 

1.  zu  Kiew  (GouY.  Stadt)  für  die  im  €k>UYemement  Kiew  belegenen  Kreise 
Gew,  WassiljkQWf  Badomys^,  .Berditschew,  Skwir,  Kanew,  Tscherkassy  nnd  Tschigizin; 

2.  zu  Umanj  (Gk>uY.  Eaew)  für  die  im  Gonyemement  Kiew  belegenen  Kreise 
Umanj,  Swenigorod,  Lipo  wetz  und  3araschtschansk; 

.  3,  zu  Shitomir  (Gk>UT.  Yolhynien)  für  die  in  dem  GouYemement  Yolfaynißn  be- 
legenen Kreise  Shitomir,  Oyrutschi,  Starokonstantinowo,  Sasslawl,  Nowgorod^YoIbynaki, 
imd  Gstroshsk; 

4.  zu  Lutzk  (GouY.  Yolhynien)  für  die  in  dem  GouYemement  Yolhynien  bele- 
legenen  Kreise  Dubny,  Rowno,  Kremenetz,  Lutzk,  Wladimir- Wolynsk  und  Kowel; 

5.  zu  Tschernigow  (Gouy.  Stadt)  für  die  im  GouYemement  Tschemigow  bele- 
genen  Kreise  Tschemigow,  Gorodi\ja,  Sosnitzy,  Oster  und  Koseletz; 

6.  zu  Sstarodub  (Gouy.  Tschemigow)  für  die  im  GbuYemement  Tschemigow 
belegenen  Kreise  Sstarodub,  Mglin,  Surash,  NoYO-Sybkowo,  NowgcMrod-SjeYersk;- 

7.  zu  Neshin  (Gooy.  Tschemigow)  für  die  im  GouYemement  Tschemigow  bele* 
genen  Kreise  Neshin,  KroloYetz,  Borma,  Konotop  und  Gluchow.') 

Yp  Appellhof  zu  Odessa, 
Bezirksgerichte : 

1.  zu  Cherson  (Gouy.  Stadt)  für  den  Kreis  Cherson  und  den  im  GouYernement 
Taurien  belegenen  Kreis  Digeprow; , 

2.  zu  Odessa  (Gouy.  Cäieroon)  für  die  im  GouYemement  Cherson  belegenen 
Kreise  Odessa,  Tiraspol  und  Anaigew; 

3.  zu  JelissaYetgrad  (Gk>uY.  Oherson)  für  die  im  GouYemement  Cherson  bele- 
genen Kreise  JelissaYetgrad  und  Alezandria; 

4.  zu  Jekaterinoslaw  (Gouy.  Stadt)  für  die  im  GouYemement  Jekaterinoslaw 
belegenen  Kreise  Jekaterinoslaw,  NoYomoskowsk,  Werchnedneprowsk,  Pawlogrod  und 
Alezandrowsk; 

5.  zu  Taganrog*)  (Gouy.  Jekaterinoslaw)  für  die  Kreise  Mariupol  und  Rostow 
(am  Don)  des,  GouYomements  Jekaterinoslaw,  und  Melitopol,  Berdjansk  und  Kertsch 
des  GouYemements  Tannen; 

6.  zu  Ssimferopol  (Gouy.  Stadt  Yon  Tauiien)  für  die  Kreise  Ssimferopol,  Jalta, 
Eupatoria,  Perekop  und  Feodosia  des  Tauiischen  GouYemements; 

7.  zu  Kischinew  (Gouy.  Stadt  Yon  Bessarabien)  für  sftmmüiche  Kreise  des  Gou«» 
Yemements  Bessarabien. 

8.  zu  Kamenetz-Podolskj  (Gouy.  Stadt  Yon  Podolien)  für  sSmmtliche  Kreise 
des  GouYemements  Podolien. 

YI.  .Appellhof  zu  Kasan. 
Bezirksgerichte: 

1.  zu  Kasan  (Gk>UY.  Stadt)  fQr  sftmmtliche  Kreise  des  (jouYemements  Kasan; 

2.  zu  Ssimbirsk  (Gouy.  Stadt)  für  sfimmtliche  Kreise  des  Gh>UYemement8 
Ssimbirsk; 

3.  zu  S Samara  (Gouy.  Stadt)  für  sftmmtliche  Kreise  des  GouYemements  Ssamara;^ 

')  Hinzu  tritt  das  Bezirksgericht  zu  Mohüew  für  das  ganze  gleichnamige  Gou- 
Yemement (Ygl.  S.  995,  XI.  4). 

*)  Das  Bezirksgericht  zu  Taganrog  gehört  jetzt  zum  Charkower  Appellsprengal. 

^  Das  Bezirksgericht  zu  Samara  gehört  zum  Sprengel  des  Appellhofs  Saratow, 
statt  dessen  ist  hier  zu.  setzen:  3.  zu  Sarapul  für  die  südlichen  Kreise  des  GouYeme- 
ments W&tka.  . 
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4.  lu  Wjatka  (Gtmr.  Stadt)  fttr  die  im  gleidmamigen  Oonrwuemeiit  belegmei 
KreiM  Wj«tiu^  Oriow,  Slobodak^  GUsow,  Nolinsk,  Unhom,  Jannsk  und  KoMnica; 

5.  SU  Perm  (Gonr.  Stadt)   fDr  die  im  glsichnamigeii  Oomrememeat  betogfMA 
Kreise  Perrn^  Ssoliksrnsks,  Tsoherdjn,  Ochsnsk,  Ossinsk,  Kungorsk  and  Enmoidlmisk; 

tf.  SU  Jeksterinenburg  (Oout.  Penn)  fOr  die  im  Gonremement  Perm  belegem 
Kreise  Jeksterinenbnrg,  Werchotoige,  Jrbit,  Ksmjschlow  mid  Schsdiiask.^) 

YII.  Appellhof  in  Ssarstow. 
Besirksgerichto: 

1.  ra  Ssaratow  (Gout.  Stadt)  für  sAmmtlidie  Kreise  des  Goorememeiito  Ssa- 
ratow; 

2.  sn  Pensa  (Gout.  Stadt)  für  simmtliche  Kreise  des  Gonremements  Penaa; 

8.  10  Tambow  (Gout.  Stadt)  für  simmtiiehe  Kreise  des  Gonreniemento  Tanbov 
mit  Attsnahme  der  Kreise  lipetak,  Lebe^jaaak  oiid  Usmann.*) 

VUL   Appellhoff  an  Tiflis. 
Becixksgeriohto: 
1.  SU  Tiflis  (Gout.  Stadt)  fOr  simmtliche  Kreise  des  Gourememente  Tiflis; 
8.  sn  Kutais  (Geur.  Stadt)  für  simmtliche  Kreise  des  Gouremamenta  Kutsis 
■nd  Ar  das  Gebiet  Ssuchum-Kale; 

8.  SU  Jelisawetpol  (Gout.  Stadt)   fttr  simmtliche  Sjraise  des  (jouTememeata 
Jelisawetpol; 

4.  SU  Baku  (Gout.  Stadt)  fOr  simmtiiehe  Kreise  des  GouTemementa  Baku; 

6.  SU  Eriwan  (Gout.  Stadt)   fOr  simmtiiehe  Kreise  des  (^uTememente  Eriwan; 

6.  sn  Stawropol  ((}out.  Stadt)  fttr  simmtliche  Kreise  des  GouTernemento  Staw- 
ropol; 

7.  sn  WladikaWkas  Ar  das  Terek-Gebiet; 

8.  zu  Jekaterinodar  fOr  das  Kuban-Gebiet 

IX.   Appellhof  SU  Warschau. 
Besirksgerichte: 

1.  SU  Warschau  für  simmtliche  Kreise  des  gleichnamigen  GonTememente; 

2.  •   Ssuwalki 
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B.   tai  iMmfB  des  letitsa  Qmirtala  iea  lahrea  1883  sellea  errieirtet  «ertfan 

X.   Der  Appellhof  zu  Wilna.^ 

Bezirksgerichte: 
1.  KU  Wilna  für  das  gleichnamige  GouTemement; 

2.     „    KownO     n       n  n  m 

8.   „  Grodno  »     »  »  » 

4.   -  Minsk    •     «  »  • 


')  Hinzu  tritt:  7.  das  Bezirksgericht  zu  Ufa  für  das  geeammto  CrouTeniement U£a. 
*)  Hinzu  treten  die  Bezirksgerichte 

4.  zu  Samara  für  das  ganze  GouTemement.  Samara; 

5.  zu  Orenburg  für  die  europiischen  Kreise  des  Gontememento; 

6.  zu  Troitzk  fOr  die  asiatischen  Theile  des  GouTemements  Orenbuig; 

7.  zu  Astrachan  für  das  ganze  GouTemement  dieses  Namens.. 
*)  Ist  planmissig  errichtet  worden. 
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XI.  Der  Appellhof  zu  Smolensk.^) 

Zn  demselben  sollen  folgende  Bezirksgerichte  gehören: 

Die  von  dem  Bezirke  des  Appellhofes  zu  Moskau  abzutrennenden  Bezirks- 
gerichte : 

1.  zu  Smolensk  (Rayon  siehe  A.  IL): 

2.  ,  Ealuga        (  „  »        ^     ); 

sowie  die  neu  zu  errichtenden  Bezirksgerichte: 

3.  „  WitebskfOr  das  gleichnamige  Gouvernement; 

4.  „  Mohilew    ,     »  „  „ 

C.  HtnMsoeriohte.  '* 
Jurisdiktions-Bezirk : 

1.  St  Petersburg  .; 

2.  Moskau  1 

3.  Odessa  \  Stadt  und  Kreis  gleichen  Namens; 
L  Warschau  I 

5.  Archangel  ^ 

6.  Taganrog  —  Stadtgebiet  von  Taganrog  und  die  Stadt  Rostow  am  Don; 

7.  EertBch  —  sfimmtliche  Städte  der  Halbinsel  Krim  und  die  Stadt  Ber^jansk; 

8.  Nowo-Tscherkask  —  das  ganze  Gebiet  der  donischen  Kosaken«') 

D.  Die  wiektigsten  Gerichte  in  ifea  Provinzen  Eathland,  Uvianil  vnd  Knritnil,  anwie  in 

Finiand. 

1.  Esthland. 

Gerichte  1.  Instanz:  in  Reval  der  Magistrat, 

n  Narwa  der  Magistrat. 
Gericht  2.  Instanz:    in  Reval  das  Oberlandgericht. 

2.  Livland. 

Gerichte  1.  Instanz:  in  Riga  der  Magistrat, 

„  Dorpat  der  Magistrat, 

,,  Pernau  der  Magistrat, 

„  Arensburg  der  Magirstat. 
Gericht  2.  Instanz:    in  Riga  das  Hofgericht 

3.  Kurland. 

Gericht  1.  Instant:  in  Mitau  der  Magistrat. 
Gericht  2.  Instanz:  in  Mitau  das  Oberhofgericht.') 

4.  Finiand. 

Gerichte  1.  Instanz:   in  den  Städten   der  Magistrat  oder  eine  Abtheilnng 

desselben  unter  verschiedenen  Bennungen,   auf 
dem  Lande  die  sogenannten  Häradsgerichte; 
Gerichte  2.  Instanz:  in  Abo 

„  Wasa  f    Appellationsgerichte. 

„  Wiborg       f 


0  Ist  nicht  errichtet  worden,  daher  sind  die  Bezirksgerichte  zu  Smolensk  und 
und  Kaluga  beim  Moskauer  Sprengel  verblieben,  Witebsk  dem  Petersburger  und  Mohilew 
dem  Kiewer  zngez&hlt  (No.  31  S.  997). 

')  Das  Handelsgericht  zu  Nowo-Tscherkask  ist  aufgehoben,  statt  dessen  ist  jetzt 
8.  ein  Handelsgericht  in  Kischenew  für  sämmüiche  Städte  des  Gouvernements  Bess- 
arabien. 

*)  In  den  Ostseeprovinzen  sind  im  Jahre  1889  die  neuen  Gerichte  eingeführt 
worden.    (Vgl.  oben  S.  991  Note  1.) 
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Anlage  B. 

Y»UMM]|trf«ni«lar.  <) 

Hiennit  berollmlohtige  ich  Hemi  N.  N.,  in  meiner  Rechtsangelegenhät  gegea 

N.  N.  wegen mich  bei  allen  QerichU-  nnd  Verwaltungsbehörden  su  yertieleii; 

alle  Arten  Klagen  anaufangen  nnd  solche  su  beantworten,  um  InsolTens-Brklining 
meines  Schuldners  su  bitten,  Appellationsklagen  und  KassationsUagen  zu  fthien«  Fil- 
schnngsklagen  zu  erheben  und  aiif  derartige  Klagen  zu  antworten,  Urkunden,  Bzekn- 
tionsscheine,  Sachen  und  Gelder  zu  empfangen  und  darftber  in  meinem  Namen  su  qnit- 
tiren,  friedliche  Veri^eiche  zu  schliessen,  kurz  so  zu  handeln,  als  ich  seihet  handehi 
konnte,  ndt  dem  Rechte,  diese  Vollmacht  auf  andere  Personen  zu  flbertragen»  Alles 
Ton  meinem  Berolfanichtigten  auf  Orund  dieser  Vollmacht  gesetzlich  Vollzogene  Ter- 
pflichte  ich  mich  bedingungslos  anzuerkennen. 

No.  M.  AUff.  Verl  des  J.IL  yom  M.  April  1888»  betreffend  die  SnUt> 
ttmc  Aap  GelxUren  imd  Anwlngen,  welöhe  bei  den  gonenl>ten  des  Deoteohen 
BeUbs  im6h  die  Xrledjgiuig  toa  Xrenobeii  BremMriaober  JnatisbebiOrdea  er- 
Wfttfbee&  (J.ILBL  a  180). 

«Durch  die  allgemeine  Verfügung  yom  8.  September  r.  J.  sind  die  JustizbehOcdeB, 
welche  die  Thfttigkeit  eines  Konsulats  des  Deutschen  Reichs  in  Ansprudi  nehmen, 
Teranlaast  worden,  für  eine  möglichst  schleunige  Berichtigung  der  bei  den  Konsalaten 
«itstandenen  Qebflhren  und  Auslagen  Sorge  zu  tragen,  auch  bereits  bei  dem'Sriasa 
der  Ersnehungsschieiben  Aber  eine  etwaige  ZahlungsunfUiigkeit  der  ersatzpffichtigen 
Partei  dem  ersuchten  Konsulate  Mittheilung  zu  machen,  damit  die  GebOhren,  welche 
nach  §  2  des  Gesetzes  Tom  1.  Juli  1872  (Reicbs-OesetzbL  S.  245}  im  Falle  der  Dürftig- 
keit der  Betheüigten  su  erlassen  sind,  von  vornherein  ausser  Ansatz  bleiben. 

Diese  Anordnung  wird  hierdurch  dahin  erweitert,  dass  dem  auf  direktem  Wege 
ersnohten  Konsulate  und  ebenso  dem  Auswärtigen  Amte,  &lls  dessen  Veraüttelnng  in 
Anspruch  genommen  wird,  in  dem  Ersuchungsschreiben  gleichzeitig  mitzutheilen  ist. 
ob  und  eventuell  zu  welchem  Betrage  von  der  kostenpflichtigen  Partei  ein  Kosten- 
Torschuss  bezahlt  worden  ist. 

Zugleich  wird  aber  den  Justizbehörden  die  sorgfUtige  Beachtung  der  allgemeinen 
Verflkgung  vom  8.  September  ▼.  J.  hierdurch  nochmals  besonders  zur  Pflicht  gemadik" 

No.dO.  AUg.Veil  des  J,M.  Tom  18.  Juni  1888,  betreffend  d—  OiyfliKro«eaB- 
▼efflsbren  in  Rnsslsnd.  (J.ILBL  S.  192.) 

»Im  Anschluss  an  die  durch  die  allgemeine  Verfügung  vom  22.  Februar  d.  J, 
mitgetheflte  Zusammenstellung  der  für  die  deutschen  Interessenten  wesentlichsten  Be» 
Stimmungen  der  Gerichtsverfassung  und  des  Givüprozessvwfiahrens  in  Russland  wird 
noch  Folgendes  zur  Kenntniss  der  Justizbehörden  gebracht: 

1.  In  dem  Grossfflrstenthum  Finland  ist  die  schwediBche  Sprache  die  Ge- 
richtssprache. Urtheile  auslflndischer  Gerichte  werden  in  Finland  flberhanpt 
nicht  vollstreckt, 
2.*)  Die  an  die  Gerichte  in  den  Ostseeprovinzen  einzureichenden  Sehriftstflcke 
können  nicht  nur  in  russischer,  sondern  auch  in  deutscher  Sprache 'oder  in 
der  Lokalsprache  der  betreffenden  Gerichtssprengel,  esthnisch  oder  lettisch, 
abgefasst  sein.  Urtheile  ausländischer  Gerichte  werden  in  den  Ostseeprovinzen 
nur  vollstreckt  auf  Grund  völkerrechtlicher  Verträge  oder  im  Falle  voüstin- 
diger  faktischer  Reziprozität  Da  keine  dieser  Voraussetzungen  auf  das  Ver- 
hältniss  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  beziehungsweise  Preussen  und  Russ- 
land zutrifft,  so  findet  eine  Vollstreckung  von  ürtheilen  preussischer  Ge- 
richte in  den  genannten  russischen  Gebietstheilen  nicht  statt. 

"'        »)  Vgl.  S.  943  ff. 

^  Seit  EinfOhrung  der  Justizreform  in  den  Ostseeprovinzen  ist  auch  hier  die 
Gerichtssprache  die  russische,  daher  sind  keinerlei  Eingaben  in  deutscher  Sprache  mebr 
zulässig.  Bei  den  Banergerichten  ist  ausser  der  russischen  die  estnische  und  lettische 
Sprache  zulässig. 
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Ko.  dt  AXLg.Yert  de»  J.X.  Ton  20.  Hins  1884,  betreffend  die  OeHohte- 
▼erüMemig  in  Rnesland.  (J.KBL  8. 59.) 

«Im  Anschlnss  an  die  mit  der  allgemeinen  Yerffigong  vom  22,  Februar  1888 
(J.M.BL  S.  46)  bekannt  gemachte  Zusammenstellung  der  wesentlichsten  Bestimmungen 
der  Gerichtsverfassung  und  des  Civilprozessverfahrens  in  Russland  und  an  das  der- 
selben beigefügte  Verzeichniss  der  Russischen  Gerichtshofe  werden  die  JustisbehOrden 
davon  in  Kenntniss  gesetzt,  dass  inzwischen  die  Russischen  Justizgesetze  vom  20.  No- 
vember 1864  (a.  St)  auch  in  den  Gouvernements  Wilna,  Kowno,  Grodno«  Witebsk, 
Minsk  und  Mohilew  in  Kraft  getreten  sind  (vergl.  P  der  Zusammenstellung). 

Von  den  fOr  diese  Gebietstheüe  in  Aussicht  genommenen  Gerichtshöfen  and  der 
Appellhof  zu  Wilna  und  die  zu  dessen  Bezirk  gehörigen  Bezirksgerichte  zu  Wüna, 
KownOf  Grodno  und  Minsk,  sowie  die  Bezirksgerichte  zu  Witebsk  und  Mohilew  er« 
Ofinet  worden.  Dagegen  ist  die  Errichtung  des  Appellhofes  zu  Smolensk  einstweilen 
noch  aufgeschoben,  und  es  ist  deshalb  vorläufig  fUu  Bezirksgericht  zu  Witebsk  dem 
Benrk  des  AppeiDhofes  zu  St.  Petersburg  und  das  Besirksgericht  zu  Mohilew  dem- 
jenigen des  Appellhofes  zn  Kiew  zngetheilt  worden  (vergL  B  X  und  XI  des  Veiv 
seichnisses). 

Nasa  T>i»v^<»i*«w*^hwng  rom  18.  Mal  1884,  betreffend  die  OerlAt»» 
1)eliörden  in  der  OeterrebdileokpiingftrlMflien  Xonarohie.  (J.ILBL  8. 114.) 

Unter  Bezugnahme  aof  die  allgemeine  Yerfdgung  vom  9.  August  1866,  betreffend 
den  unmittelbaren  Gesehftftsrerkehr  zwischen  den  Osterreichischen  und  preussischen 
Gerichten,  wird  in  der  Anlage  eine  anderweite  von  der  K  und  K.  Osterreichisch-ungari- 
flchen  Regierung  hierher  mitgetheilte  Uebersicht  der  Gerichtsbehörden  in  der  Oster- 
reichisch-ungarischen  Monarchie  zur  Kenntniss  der  Justizbehörden  gebraobt. 

Ueberaleht  der  Cterlelitsbelidrden  in  der  Merrelelüaek-nngnriselien  Mennrehle» 

I.  Verzeichniss  der  Gerichte  in  den  im  Osterreichischen  Reichsrath  ver- 
tretenen Königreichen  und  Ländern.*) 

IL  Yerseichniss  der  Gerichte  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone.*) 

A.  Ungarn. 

L  Die  oberste  Gerichtsbehörde  ist  die  „Ungarische  kOnigüche  Curie"  in 
Budapest. 

IL  Obergerichtshofe:  Obergerichtshofe  sind  die  königlichen  Tafeln,  deren 
Zahl  Gesetzartikel  XXV  vom  Jahre  1890  mit  11  festgesetzt  hat,  und  zwar: 

1.  Koniglidie  Tafel  in  Budapest  mit  den  Gerichtshöfen  zu  Balassa-Gjrarmat, 
Budapest,  BesstereseUmya,  Eger,  Fiume,  Ipolysig,  Kalocsa,  Kecskem^t,  Pestvid^k  (Pest 
Landbezirk),  Sz^kes-Feh^rv&r,  Szolnok. 

2.  Königliche  Tafel  in  Debreczen  mit  den  Gerichtshöfen  zu  Debreczen,  M&r- 
maros-Sziget,  Nyiregyhitza,  Szatm^N^meti,  Zihüi. 

8.  Königliche  Tafel  in  GyOr  mit  den  Gerichtshöfen  zu  GyOr,  Kom&rom,  Sopron, 
Szombathely,  Veszpröm  und  Zala-Egerszeg. 

^)  Das  in  der  Bekanntmachung  vom  12.  Mai  1884  mitgetheilte  Verzeichniss  der 
Dstenreichischen  Gerichte  entspricht  nicht  mehr  dem  gegenwartigen  Stande.  Mit  Rack- 
sicht  auf  die  am  1.  Januar  1898  in  Kraft  tretende  neue  Ginichtsverfassung  ist  die 
in  derselben  enthaltene  Uebersicht  der  Osterreichischen  Gerichtsbehörden  nicht  abge» 
druckt  worden.  Im  Anschluss  an  die  Einführung  der  neuen  Givilprozessordnung  soll  diis 
2jahl  der  Gerichte  vermehrt  werden.  Das  Verzeichniss  der  neuen  Gerichte  ist  noch 
nicht  erschienen.  Wir  werden  gleichzeitig  mit  einer  Darstellung  des  neuen  Osterreichl- 
Bchen  Prozessrechts  ein  vollständiges  Verzeichniss  der  kOnftigen  Gerichtsbehörden  ver- 
öffentlichen. .  Die  Herausgeber« 

*)  Das  nachstehende  Verzeichniss  der  ungarischen  Gerichte  ist  von  unserem  Mit- 
Brbeiter  Herrn  Gerichtsrath  Dr.  Fodor,  HOlfsarbeiter  im  ungarischen  Jnstizinisterium, 
joitgetheilt.  Das  im  J.M.BL  1884  S.  114,  124ff.  veröffentlichte  entspricht  nicht  mehr 
dem  gegenwärtigen  Stande. 
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4.  Kjmigtidie  Tafel  in  Kaiaa  Bit  daa  Oeriehtshofen  m  Bangsnas,  Bpajei, 
Kaaaa*  LOcaa,  Ifiakoles,  Rimaasombat,  Siiton()a-Üjhely. 

5.  KoaigHfJia  Tafel  in  Koloxarir  mit  den  GoichtahOfen  an  Beaxtercaa»  IMi, 
Mva,  Gyiila-Fah^iTir,  BjoIosst^,  Nagy-Sseben  nnd  Torda. 

6.  KOnigliehe  Tafel  in  Maroa-Yia&rhely  mit  den  Gerichtalififen  sa  Bnm^ 
Ctikaaeieda,  Ena^betriroa,  E^sdi-ViaiiMj,  Maroa-Viairiielj,  Sz^kelf.üdTaikc^. 

7.  KOniglielie  Tafel  in  Nag jrirad  mit  den  QerichtshOfen  an  Arad,  Bate-Ojida 
«nd  NagyrAnd. 

8.  Konigtielie  Tafel  in  P^ea  mit  den  Oerichtahöfen  an  Ea^oarir,  Nagy-Kawiaia, 
Pto  nnd  SaegiiML 

0.  KOnigliclie  Tafel  in  Pozsonjr  mit  den  OerichtahOfen  in  AnDyoa-lfarol^ 
Nyitrm,  Poaa^nj«  Rteaahegy  nnd  TnatUn. 

10.  KOni^clie  Tafel  in  Saeged  mit  den  OerichtahOfen  in  Nagy-Becafcoiek,  ^HSJ' 
Kikinda,  Saabadka,  Saeged,  üjnd^k  und  Zombor. 

11.  Kdnii^clie  Tafel  ia  Temesviir  mit  den  OerichtahOfen  an  FehMemplom,  Ki- 
r&naebea,  Logoa,  PuusaoTa  nnd  TemeaT^r. 

HL  Geriehtahofe  1.  Inatana: 

B«Btrkaaf.    Dl«  alt  cfaMM  *  Ufdrhmttea  Baslrksawichto  alad  alt  4tr  GflcifabMfcril 
ia  Qraadb«ckMC«I«a«Bk«ltett  bekMdeL 

L  Gerichtahof  in  Arad  mit  den  Besirkageriditen  an  Aiad,  *Pecska«  ^Badna, 
*MiUigoa,  ^BoroqenO,  *EiBJenO,  Kagy-BuUjin,  Nagj-Halmigy. 

2.  (Gerichtahof  in  Aranyo8-Mar6th  mit  den  Besirkageriehten  zn  Aimnjoa- 
Ifartth,  ^Vereb^,  •Ur^  *KOnnOcabinya,  ^Ujb&nya. 

8.  Gerichtahof  in  BalaBsa  Gjarmat  mit  den  Beaürksgerichten  zn  Ralaam  Gyar- 
mat»  *8tAcUDj,  ^SziriUc  *Lo8onca,  ^Folek,  *Rteig. 

4.  Geriditahof  in  Beregaaisa  mit  den  Bezirksgerichten  zn  Beregaziaz,  Kiazonj« 
Boara,  *Munk4c8,  Alaö-Verecake,  ^Nagy-SzÖUOa,  ^Nagy-Berezna,  ^Ungrr&r,  Nagy-Kapoa, 
Saobrinca. 

6.  Gerichtahof  in  Besäte rcze  mit  den  Beziriesgerichten  zu  Besztercze,  ^Naszöd, 
Ö-Badna. 

6.  Gerichtshof  in  Beszterczeb&nya  mit  den  Bezirtcsgerichten  zn  Besztercze- 
bA^ya^  *Brezn6Umya,  *Z61yom,  *Turoc8-Szent-M4rton,  Znio-Varatja. 

7.  (Gerichtshof  in  Brassö  mit  den  Beaiiksgerichten  zn  Brasad,  Hosszufeln,  *Fo* 
gaiaa,  SUday,  Zernest. 

8.  Gerichtahof  in  Budapest  mit  den  Beziricsgeriehten  an  *  Budapest  I.~III.Be> 
airk,  IV.  Bezirk,  V.  Bezirk,  VL-VH.  Bezirk,  Vm.— X.  Bezirk. 

•  Ausserdem  besteht  in  Budapest  ein  Handels-  und  Wechselgerich tahof  und 
ein  Straf  gerichtahof  mit  Bezirksgericht  filr  StraÜBachen. 

9.  Gerichtshof  in  Csikszereda  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Osikszereda,  *Gsik- 
azentm&rton»  *Gyeigy6szentmiklö8. 

10.  (Gerichtshof  in  Dehreczen  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Debreczen,  *Sso- 
boszlö,  Derecske,  *PO8p0klad4^y«  ^Hjudik-BOszOrm^ny,  *H.-N4nis. 

11.  (Gerichtshof  in  Deös  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Dete.  *Bethlen,  ^Magyar- 
L&poa,  ^Saamos-UJTir,  *Gsiki-Gorb6,  K6kes,  *Nagy-Somk6t,  ^Nagy-Ilonda. 

12.  Gerichtshof  in  Döva  mit  den  Bezirksgerichten  zu  ItönL,  Ifaros-I^re,  Yiyda- 
Hui^ad,  *Hatszeg,  ^Szjuizv&ros,  Pig,  Algy6gy,  ^KOrOsbinya. 

18.  (Gerichtshof  in  Eger  mit  den  Bezirksgerichten  zu  E^r,  ^Heves,  P6tMTasar, 
^Hatran,  ^(GyOngyOs,  Hsza-Fnred. 

14.  Gerichtshof  in  Eperjes  mit  den  Bezirksgerichten  zn  Epeijes,  (GiriUt,  Lenus, 
^Kis-Saeboi,  ^B&rtfe,  Svidnik. 

15»  (Gerichtshof  in  Erzs^betv&ros  mit  den  Bezirksgerichten  zu  ^DiGsnasent- 
mirton,  ErzsöbetvAros,  *SegesT&r,  *Kohalom,  *Nagy-Sink,  ^Medgyes,  *Hoa8z6-Aa»* 
Szt.  Agotha. 

16.  Gerichtshof  in  Feh6rtemplom  mit  den  Bezirksgerichten  zn  Feh^rtemploni, 
^Temes-Kubin,  'Versecz,  *Detta,  ^KiroljMYtk,  ^Grariczab&nya,  Szasskabinya. 

17.  (Gerichtshof  in  Fiume  mit  dem  Bezirksgericht  in  Finme. 
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18.  Gerichteliof  in  GyOr  mit  den  Besirksgerichten  zu  GyOr,  T6th,  Szeni-M&rton^ 
*Magyar-Ovir,  ^Nessider. 

19.  Qerichtshof  in  Gjul.a  mit  den  Bezirkageriditen  zu  *B6k60,  ^B^k^s-Csaba, 
Gynla,  ^Orosh^sa,  ^Szaivas,  ^Szeghalom. 

20.  Gerichtshof  in  Gy  ula-FehörY&r  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Gyula-F^henr&r, 
^AbrodUmja,  ^Baliasfalya,  Maros-ÜJT^r,  ^Nagy-Enjed,  *Vizakna. 

21.  Gerichtshof  in  Ipolys&gh  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Ipolysägh^  ^V&mos- 
Mikola,  *Korpona,  *SelmecKb&nya. 

22.  Gerichtshof  in  Kalocsa  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Kalocsa,  *Duna-Vec8e, 
^EOs'KorOs^  Kun-Halas. 

28.  Gerichtshof  in  Eaposy&r  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Kapo8v4r,  *Marczali, 
*Nagy-At^,  Igal,  ^SzigetT^,  *Lengyeltöti,  ^Gsurgo,  *Tab. 

24.  Gerichtshof  inKar&nsebes  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Ear&nsebes,  *Bozo« 
vics,  *Tereg0Ta,  •Ö-Orsoira. 

25.  Gerichtshof  in  Kassa  mit  den  Bezirksgeriditen  zu  Kassa,  Zsadiny,  *Szänt6, 
Ssiksz6,  *Tonia,  ^Szepsi. 

26.  €h»richtshof  in  Kecskem^t  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Kecskem^t,  *Nagy« 
KOr(ta,.*GzegiH  *Kiknszentmikl6s,  ^F61egyhÄza. 

27.  Gerichtshof  in  K6zdi-V4s&rhely  mit  den  Bezirksgerichten  zu  K^zdi-V&s^- 
hely,  *KoT4szna,  *Sepsi-Szent-GyOrgy,  ^Nagyigta. 

28.  Gerichtshof  in  Kolozbv&r  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Kolozsv&r  y&ros 
(Stadt),  KolozsY&r  yid^k  (Landbezirk),  *B&nfi-Hunyad,  Hidalmiui,  Mocs,  *Teke. 

29.  Gerichtshof  in  Kom&rom  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Kom4rom,  *Tata 
Pertwte,  Nagy-Igm^d,  *Eaztergom,  Muzsla. 

80.  Gerichtshof  in  LOcse  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Löcse,  ^Igl6,  ^Gtolnicz« 
b^Dja,  Szepesy&raÜa,  ^K^sm&ric,  *Szepes-8zombat,  *Lubl6,  Szepes-Öfalu. 

81.  Gerichtshof  in  Lngos  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Lugos,  *Bogs&n,  *Facsöt. 

82.  Gerichtshof  in  Marcs -V&s&rhely  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Marcs* 
V&B&rhely,  *Ny&r4d-Szereda,  MezO-B&nd,  *SzÄ8z-Rögen. 

88.  Gerichtshof  in  M&rmaros-Sziget  mit  den  Bezirksgerichten  zu  M4rmaro8- 
Sziget,  *Fel80-Viss6,  Aknarahö,  *T4csO,  *HHSzt,  OkOrmezO. 

84.  Gerichtshof  in  Miskolcz  mit  den  Bezirksgerichten  zu  l^kolcz,  Szent-P^tec» 
^Edel^ny,  *MezOkOvesd,  *Gs&th. 

35.  Gerichtshof  in  Nagy-Becskerek  mit  den  Bezirksgerichten  Nagy-Becskerek, 
*TOrOk-Becse,  *M6dos. 

86.  Gerichtshof  in  Nagy-Kanizsa  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Nagy-Kanizsa, 
^Keszthely,  *Letenye,  *Gs4ktoniya,  *Perlak. 

37.  Gerichtshof  in  Nagy-Kikinda  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Nagy-Kikinda, 
^TOrök-Kanizsa,  ^Zsombolya,  *Nagyszentmikl6s,  *Billed,  *Nagy-Szt-Mikl6s. 

88.  Gerichtshof  in  Nagy-Szeben  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Nagy-Szeben^ 
^Szäsz-Sebes,  Szelistye,  Üj-Egyh&z,  *Szerdi^ely. 

89.  Gerichtshof  in  Nagyv&rad  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Nagyvtoid  T^tfos 
(Stadt),  Nagyy&rad  vidök  (Landbezirk),  *&esd,  Beretlyö-Üjfaltt,  *Nagy-Szalonta,  *Tenke» 
*Margitta,^*Bel^nyes,  Vasköh,  Magyar-Gs^ke,  ^Sz^kelyhid. 

40.  Gerichtshof  in  Nyiregyh&za  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Nyiregyh&za, 
«KisT&rda,  *Nagy-K^Ö,  *Nyirb4tor,  *TiszalOk. 

41.  Gerichtshof  in  Nyitra  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Nyitra,  ^Erseki^v&r, 
*S^Uye,  •Nagy-TapolcsÄn,  •Privigye,  •(Wgöcz,  ♦V&g-Ujhely,  •Szenicz,  ♦Szakplcza. 
*Miava. 

42.  Gerichtshof  in  Pancsova  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Pancsova,  ^Perlaszi 
AntalfalTa,  Alibuniu:. 

48.  Gerichtshof  in  Pestvid^k  (Pest  Landbezirk)  in  Budapest  mit  den  Bezirks- 
gerichten zu  *8zent-Endre,  *y4cz,  *GodOllG,  ^Nagy-Kita,  ^llohör,  ^Rluszkeve,  Öcsa, 
-Pestrid^k  (Pest  Landbezirk  in  Budapest). 

44.  Gerichtshof  in  P^cs  mit  den  Bezirksgerichten  zu  P^cs,  P6csv^d,  SzenU 
Lorincz,  ^S&sd,  «Mohikes,  *Sikl6s,  ^D&rda. 
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45.  Oerichtahof  in  Poisony  mit  den  Bezirkggerichten  sa  Porsonj,  ^Halacska, 
*SomoQft,  ^Buna-Ssenbliely,  'Baiüi,  ^Nagyssombat,  *G«UuitlML 

46.  Qerichtohof  in  Rimassombat  mit  den  Bezirksgerichten  sa  Rimaiwsoinhat, 
Rimassecs,  ^Rosnyö,  ^Tornaa^a,  'Nagy-ROcae. 

47.  Gerichtshof  in  Rössahegy  mit  den  Bezirksgerichten  zu  RAiaahegy,  *Alfi6- 
Kubin,  *Name8zt6,  'Trastena,  ^Ldptöszentmikloa,  ^liptöt^gv^r. 

48.  Gerichtshof  in  84toralja-Üjhely  mit  den  Bezirksgerichten  zn  S&ton^jar 
Üjhely,  KiriJyhelmecz,  ^G41sz4cs.  *Tok%j,  *Szerenc8,  *Homonna,  'Nag^-lfihily,  Varaanö, 
Bztropkö. 

49.  Gerichtshof  in  Sopron  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Sopron,  ^Nagy-Marion, 
*Ki8*Marton,  FelsO-Pulya,  'Csepreg,  ^Kapuvir,  *CM>nia. 

60.  Gerichtshof  in  Szabadka  mit  den  Bezirksgerichten  zn  Bzabadka,  *Topo]ya; 
^Zenta,  ^B^a,  B4os-Alm4s. 

51.  Gerichtshof  in  8aatm4r*N4meti  mit  den  Bezirimgerichteo  so  Szatmär- 
Nteeti,  *Feh4r^Gyannat  «Halmi,  «Nagy-Kiroly,  Erdod,  *M4t4^zalka«  «Nagy-Banyi, 
^Nagysomknt.  *Szin«r-V4nUa. 

52.  Gerichtshof  in.  Szeged  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Sseged,  ^Csongri^ 
*Nagy-Lak«  *Mak6,  ^Batonya,  *HödmezO-V4s4rhe^,  *Szentes. 

58.  Gerichtshof  in  8zegs4rd  mit  den  Bezirksgerichten  zu  8zegz4rd,  *Boiiyh4d, 
*Dana-F0ldY4r,  *Paks,  *Tam4si,  *Gy5nk. 

54.  Gerichtshof  in  Sz^kely-UdTarhely  mit  den  Bedricsgeriehten  zu  Sz^kelj- 
Ddvarhely,  *Sz4kely-Kere8zt4r,  *0kl4nd. 

55.  Gerichtshof  in  Sz4kes-Feh4rTir  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Sz4kes- 
Feh4nr4r,  ^Adoiy,  *Va4l  S4riK>g4rd,  *Mo6r. 

56.  Gkriehtshof  in  Szolnok  mit  den  Bezirksgerichten  zu  *Ab4dssalök»  *Jisi»r 
p4ti«  *J4szber^ny,  *Karoaag,  *Kis-UjsaiU4s,  *Kun-8zt-M4rton,  ^MesOtor  und  Szofaiok. 

57.  Gerichtshof  in  Szombathely  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Szombathelyt 
*FelsO-EOr,  *yasv4r,  *KOnnend,  ^Kis-Gsell,  ^S4nr4r,  ^Koszeg,  ^Szent-GottUurd,  *Mun- 
Szombat,  *N4met-Ujv4r. 

58.  Gerichtshof  inTemesvir  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Temesrir,  ^GsikoTar. 
Buzüs,  «Vingm,  *Lippa,  ^Uj-Arad,  *R4k4s« 

58;  Gerichtshof  in  Tor  da  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Torda,  ^Maros-Lndas, 
*Felvinez,  Al86^4ra,  *Top4nfalTa. 

00.  Gerichtshof  inTrencs^n  mit  den  Bezirksgerichten  zu Trenos^n,  * Ba4n,  * lUaTa» 
*Puchö,  ^Zsolna,  ^Bittse,  V4g-Besztercze,  Gsacza. 

61«  Gerichtshof  in  ÜJTid^k  mit  den  Bezirksgerichten  zu  ÜJYid4k,  ^Pftlinka, 
*0-Bec8e,  Jözseffalva,  *  Titel. 

62.  Gerichtshof  in  Veszprdm  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Veszprdm,  Enyijig, 
*Zircz,  Balaton-Ffired,  *Pi4>a,  *Devec6er. 

63.  Gerichtshof  in  Zala-Egerszeg  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Zalari!g«razeg, 
*Ti4>olcza,  *Sflmeg,  ^Als6-LendTa. 

64.  Gerichtshof  in  Zilah  mit  den  Bezirksgerichten  zn  ZOah,  ^SsOAgy-Gseh, 
*Tasn4d,  ^SziUgy-SonJyö,  *Zsib6. 

65.  Gerichtshof  in  Zombor  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Zombor,  ^Kula,  *  Apatin 
Hödsig. 

B.  Kroatien  und  Slavonien.^ 

1«   Septemyiraltafel  in  Agram. 

2.  Banaltafel  und  Oberstaatsanwaltschaft  in  Agram. 

3.  Gerichtstafeln  und  Staatsanwaltschaften  in  Agram,  Vaialdin,  Belovar,  Poi^ra^ 
Esseg,  Vukovar. 

4.  St&dtisch-delegirte  Bezirksgerichte  in  Agram,  Varaidin,  Belovar,  Poiega«  Baseg, 
VukoTar. 

5.  Bezirksgerichte  in  Zengg,  Bukkari,  Nori,  Cabar,  Delnice,  Karlstadt«  J&ska, 
Pisarovina,  Sissek,  Gross-Gorica,  St.  Ivan  in  Zelina,  Pregrada,  Klaigec,  Kn^pina,  Ztatar« 


^)  Die  Bezirice  der  Gerichtstafeln  sind  nicht  mitgetheilt  worden. 
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Stubica,  Ivanec,  Kopreinits,  Kreuz,  St.  Georgen,  Cazma,  Oaresnioa,  Grabisnopolje, 
Damoar,  VerOtze,  Slatina,  Naäice,  Djakoyar,  Unter-MihoUac,  Yalpo,  Bdk,  8i^  Rama, 
Irig,  Pakratz,  Boi^akoTina,  Samobor. 

.  C.  Die  aufgelöste  Militftrgrenze. ') 

1.  Qerichtstafeln  und  Staatsanwaltschaften  in  Gospid,  Ogulin,  Petri^ja,  YinkoTei 
und  Semlin. 

2.  Bezirksgerichte  in  Gospiö,  Udbina,  GraSac,  Otto&c,  Eorenica,  OguHn,  Cemer- 
niea,  Brttndl,  Sluxg,  En\jak,  RakoYac  in  Earlstadt,  Glina,  Eosti^nica,  Rujevac,  Petrii^ 
Nen-Gradisca,  Okuöani,  Brod  a.  d.  Save,  YinkoTci,  BoSigaki,  Mitrovitz,  Semlin^  Alt- 
Pazua,  Earlovic. 

No.  83.  Allg.y erf .  des  J.  K.  Tom  Id.  Oktober  1884,  betreffend  die  Erstattanir 
der  Oebtthzen,  welche  bei  den  Konsulaten  des  Dentsoben  Beiobs  dnrob  itte 
Srledi^rnng  von  Ersuoben  Preossisdber  Justizbehörden  erwachsen  (J.ILBL 
B.  241> 

Die  Justizbehörden  werden  darauf  aufioierksam  gemacht,  dass  in  Untersuchungen, 
welche  auf  Grund  eriiobener  Öffentlicher  Elage  gefOhrt  werden,  ausser  dem  etwaigen 
Kebenklfiger  eine  ersatzpflichtige  Partei  im  Sinne  der  Nummer  2  der  allgemeinen  Ver- 
fügung vom  8.  September  1882  überhaupt  nicht  vorhanden  ist.  In  derartigen  Unter- 
suchungen sind  daher  auch  die  von  den  Eonsulaten  aus  Anlass  der  Erledigung  von  Er- 
suchen der  Justizbehörden  zu  liquidirenden  Gebühren  in  allen  Fftllen  -alibald  zu  1»e- 
richtägen,  ohne  Rücksicht  darauf^  ob  etwa  deren  Wiedereinziehung  von  einer  zur 
Tragung  der  Eosten  verurtheilten  Person  werde  erfolgen  können. 

Gleichzeitig  mache  ich  den  Justizbehörden  die  pünktliche  Befolgung  der  Vor- 
schriften der  allgemeinen  Verfügungen  vom  8.  September  1882  und  vom  25.  April  1888 
wiederholt  zur  besonderen  Pflicht,  da  ich  zu  meinem  Bedauern  wahrgenonunen  habe, 
das«  es,  um  die  Erstattung  der  in  Bede  stehenden  Gebühren  und  Auslagen  herbeiso- 
führen,  sehr  h&ufig  erst  der  wiederholten  Erinnerung  des  Herrn  Ministers  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  bedurft  hat,  und  dass  vielfach  auch  diese  Erinnerungen  nicht 
nur  nicht  befolgt,  sondern  sogar  ohne  jegliche  Antwort  gelassen  worden  sind,  so  dass 
im  Aufsiohtswege  Abhülfe  hat  geschafft  werden  müssen,  loh  erwarte  deshalb,  dass 
in  Zukunft  wegen  der  Erstattung  derartiger  Eosten  ohne  jede  ZOgerung  das  Er- 
forderliche veranlasst  werden  wird. 

Ko.  84.  Allg.Verf.  des  J.X.  Tom  24.  Oktober  1884,  betreffend  Antrfi^ 
auf  Beweisaulhahmen,  Ton  denen  im  Auslande  Gebrauch  gemaoht  werden  soB 
(J.ILBL  &  246). 

In  mehreren  zu  meiner  Eenntniss  gelangten  FfiUen  haben  die  Amtsgerichte  An- 
trage von  ReichsangehOrigen,  betreffend  die  Aufiiahme  von  Beweisen,  insbesondere  Ab- 
hOrung  von  Zeugen  oder  Abnahme  von  Eiden  in  Rechtsangelegenheiten,  welche  im  Aus- 
lände vor  Gerichten  oder  anderen  Behörden  anhängig  sind  oder  anhängig  gemacht 
werden  sollen,  beim  Mangel  eines  Ersuchens  der  auswärtigen  Behörde  oder  eines  die 
Zeugenvernehmung  oder  die  Eidesleistung  anordnenden  Gerichtsbesohlusses  abgelehnt, 
obgleich  der  Antragsteller  dargelegt  hatte,  dass  die  auswärtige  Gesetzgebung  die  Er- 
wirkung der  Beweisaufnahme  lediglich  dem  Parteibetrieb  überlasse,  und  dass  die  Erledi- 
gung des  gestellten  Antrags  fOr  die  Rechtsverfolgung  im  Auslande  nothwendig  oder 
nützlich  seL 

Durch  die  Ablehnung  derartiger  Gesuche  werden  berechtigte,  auf  den  Schute  der 
inländischen  Behörden  angewiesene  Interessen  der  Bittsteller  gefährdet»  und  da  die 
Beibringung  der  die  Beweisaufnahme  klarstellenden  Urkunden  nach  den  Gesetzen  des 
Auslandes  zuweilen  an  Fristen  gebunden  ist,  kann  im  Auüsichtswege  nicht  immer  recht- 
seitig  Abhülfe  gewährt  werden. 

In  Uebereinstimmung  mit  den  in  dieser  Beziehung  in  einzelnen  FäUen  schon  vor 
der  EinfBhrung  der  Reichsjustizgesetze  wiederholt  ausgesprochenen  Grundsätzen  nehme 

^)  Die  Bezirke  der  Gerichtstafeln  sind  nicht  mitgetheilt  worden. 
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ich  dethalb  VenidMSuiig,  die  Amtigeridite  dannf  loiiEiiweiseii.  dass  ne  in  FSUea  der 
angegebeBen  Art  den  gestellten  Antrigen  ebne  beAondeie  Rückfrige  Folge  sn  gelMn 
haben.') 

')  Für  die  snm  Gehranch  in  England  beaümmten  Bewciaanftiahnien  wird  auf 
Folgendes  hingewiesen: 

Wfthrend  die  britischen  JnstisbehOrden  bei  Eidesahnahmen  nnd  Zengenrer- 
nehmongen  f&r  in  Devtachland  schwebende  Rechtsstieitigkeiten  nach  Masagabe  des 
englischen  Oesetses  Tom  29.  Joli  1856  (19  A  20  Viel.  cap.  US)  dentache  Konankr^ 
beamte  (nach  Eriedignng  gewisser  —  wenig  Zeit  beanspnichender  —  Formalit&tea) 
ermftchtigen,  die  Zengen  sn  Yemehmen  nnd  Eide  absoBehmen,  anch  wenn  es  sich  ua 
die  Vemehmnng  nnd  Vereidigung  britischer  Unterthanen  handelt  (cf.  Frettssische 
JnsÜzministerialTerfllgang  vom  29.  Mai  1887«  J.M.B1.  1887  S.  146,  li7  unten  Xo.  40), 
entstehen  im  umgekehrten  FaDe  viel&ch  Schwierigkeiten. 

I^r  gegenwärtige  Rechtssostand,  soweit  er  hier  in  Betracht  kommt,  ist  folgender: 

I.   Beweisaufnahmen  durch  Zeugenvernehmungen  und  Eidesleistangen. 

Da  dem  englischen  Recht  der  Begrüf  der  »Eidesauschiebnng*'  fremd  ist^  die  Plv- 
teien  Tielmehr  als  Zeugen  ^  anf  ihr  Verlangen  —  ?ereidigt  wenlen,  ao  fra^  ea  sieh 
sun&chst,  ob  es  sulftssig  ist,  bei  in  England  schwebenden  Rechtsstreiten  in  Deotsch- 
land  wohnende  Parteien  als  Zeugen  au  Temehmen.  Die  Frage  ist  in  der  Pkam 
in  bejahendem  Sinne  entschieden  worden,  s.  B.  in  Sachen  Pauli  c/a  Indian  Trust  (Tom- 
panj,  Amtsgericht^ Potsdam  IV  b.  R.H.  180.  92,  in  der  die  deutsche  Kllgerin  als 
Zeugin  vernommen  und  vereidigt  wurde. 

Um  eine  Eidesabnahme  oder  Zeugenvernehmung  im  Aualande  au  bewirken,  sind 
folgende  Wege  möglich: 

1.  Das  englische  Gericht  sendet  eine  sogenannte  MCommisaion**  aas,  in  welcher 
eine  von  dem  englischen  (Bericht  ernannte  Person  (commissioner)  ersucht  wird,  den  be- 
treifendett  Zeugen  au  vernehmen  und  au  vereidigen,  sowie  eine  Reihe  streng  ▼ofge- 
schriebener  Formalitäten  au  erfallen.  Der  Commissioner,  der  zumeist  ein  Rechtsanwalt 
ist,  hat  sich  selbst,  die  Schreiber,  Dolmetscher  etc.  au  vereidigen. 

Dieser  Weg  ist  in  Deutschland  nicht  angingig,  da  in  Deutschland  Eide  nnr  von 
dem  austlndigen  deutschen  Richter  abgenommen  werden  dfirfen,  anderweite  com- 
missioners  aber  sich  der  Gefahr  aussetaen,  auf  Grund  des  §  182  Stnigesetsbudis  wegen 
Vornahme  einer  Handlung,  welche  nur  kraft  eines  eiTentlichen  Amts  vorgenommeo 
werden  darf,  bestraft  au  werden.  Thataftchlich  haben  gegen  englische  Anwilte,  welche 
als  commissioners  nach  Deutschland  kamen  und  die  commission  eriedigten,  Strafver- 
folgungen stattgefunden. 

2.  Gerade  mit  Rflcksicht  daraut  daas  der  Weg  zu  1,  in  Deutschland  (lUn^gens 
auch  in  Spanien)  nicht  eingeschlagen  werden  kann,  hat  der  Oberste  englische  (lexidits- 
hof  am  24.  Oktober  1884  in  Regdativ  87  Vorschrift  G«  (Order  87  rule  6«)  angeo^dcet, 
dass  an  Stelle  der  commission  d^e  Absendung  eines  Requisitionsschreibens  an  das  zn- 
etlndige  Gericht  au  erfolgen  habe.  Diese  Requisitaonsschreiben,  welche  im  diploma- 
tischen Wege  durch  die  zuständigen  auswärtigen  Aemter  und  Jnstizministeriea  be- 
fördert werden,  haben  sich  jetzt  in  England  auch  anderen  L&ndem  gegenUber  —  abge- 
sehen von  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  —  ganz  allgemein  eingehHigert. 
Das  vorgeschriebene  Formular  der  Ersuchungsschreiben  enthält  das  Ersuchen,  den 
oder  die  Zeugen  in  (Gegenwart  der  Psrteivertreter  zu  vernehmen,  die  Antworten  nieder- 
schreiben zu  lassen,  alle  von  den  Zeugen  abergebenen  Anlagen  mit  einer  genan«!  Be- 
zeichnung zu  versehen  und  das  Protokoll  mit  dem  Gerichtssiegel  zu  versehen  und  zu 
unterzeichnen. 

3.  Da  der  Weg  zu  2,  welcher  an  sich  als  der  normale  zu  erachten  ist,  ein  ttber- 
aua  zeitraubender  und  verwickelter  isty  da  femer  die  englischen  Gerichte  Ksnehunga- 
schreiben  nur  dann  erlassen«  wenn  der  Betrieb  nicht  den  Parteien  selbst  ftberlasaen 
ist,  was  bei  den  sub  II  zu  behandelnden  affidavits  stets  der  Fall  ist,  so  hat  das 
preussiiche  Justizministerium  am  24.  Oktober  1884  (J.M.B1.  1884  S.245)  obige  allge- 
meine Verfügung  erlassen.    Die  Partei  wendet  sich  in  diesem  Falle  an  den  zuständigen 
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Na  3G.  AUg.  Verl  d.  J.M.  Tom  16.  Juni  1886»  betreffead  den  §  102  der 
OMlprezesBordntmg  (J.1C.BL  S.  186). 

„In  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  in  welchen  Aasländer  als  Klfiger  auftreten, 
und  in  welchen  in  Frage  kommt,  ob  der  Auslfinder  dem  Beklagten  wegen  der  Prozess- 
kosten Sicherheit  zu  leisten  hat,  wird  zuweilen  eine  Beweisau&ahme  darüber  noth* 
wendig,  ob  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  welchem  der  auslftndische  Kläger  angehört, 
ein  Deutscher  im  gleichen  Falle  zur  Sicherheitsleistung  verpflichtet  ist  oder  nicht 
(§  102  der  GiTÜprozessordnung).     In   solchen  Fällen  ist  mehriach  seitens  der  Gerichte 

Richter  (je  nach  Lage  des  Falls  entweder  an  den  Requisitionsrichter  oder  den  Richter 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit)  desjenigen  Bezirks,  in  welchem  der  Zeuge  oder  Eides- 
leistende wohnt,  mit  der  Bitte  um  Terminsanberaumung.  Sie  weist  in  ihrem  Antrage 
nach,  dass  die  Eidesleistung  beziehungsweise  ZeugeuTemehmung  nothwendig  und  nach 
englischem  Recht  dem  Parteibetriebe  überlassen  ist.  Es  wird  in  der  Praxis  als  ge- 
nügend erachtet,  wenn  dieser  Nachweis  durch  Vorlegung  des  Instruktionsbriefes  eines 
englischen  Anwalts  im  Original  und  beglaubigter  Uebersetzung  geführt  wird.  Handelt 
es  sich  nicht  um  eine  Zeugenvernehmung,  so  überreicht  die  eidesleistende  Partei  zum 
Termin  das  englische  Original  und  die  beglaubigte  Uebersetzung  der  von  ihr  abzu- 
liebenden eidlichen  Erklärung.    Dos  Gericht  vereidigt  die  Pertei  und  bemerkt  auf  dem 

der  Partei  zurückzugebenden  englfschen  Originale:   Beschworen  vor  mir,   dem 

Amtsgericht  (Unterschrift,  Siegel).  Die  beglaubigte  Uebersetzung  der  Erklärung  bleibt 
bei  den  Gerichtsakten.  —  Dm  bei  dem  Königlichen  Amtsgericht  I  Beriin  übliche 
Formular  wird  in  der  Anlage  mitgetheilt. 

4.  Den  englischen  Konsuln  in  Deutschland  ist  es,  wie/bemerkt|  an  sich  nicht  ge- 
stattet, britische  Unterthanen  zu  vereidigen,  und  ebenso  wenig  sind  sie  befugt,  deut» 
sehen  Unterthanen  einen  Eid  abzunehmen,  und  sie  würden  sich  eventuell,  da  ihnen  das 
Recht  der  Exterritorialität  nicht  zusteht,  nach  §  132  Strafgesetzbuchs  strafbar  machen. 
In  einigen  Fällen,  in  denen  ihm  die  Nothwendigkeit  und  die  Dringlichkeit  des  Falls 
dargestellt  wurde  (cf.  Herman  &  Kent  c/a  Tarlan,  Ven'ügung  des  Reichskanzlers  vom 
16.  Oktober  1896,  III  32059),  hat  mit  Rücksicht  auf  diese  Schwierigkeit  der  Reiehs- 
kanzler  den  englischen  Konsuln  seine  Genehmigung  zur  Vernehmung  von  Zeugen  und 
Abnahme  von  Eiden  ertheilt. 

II.   Affidavits. 

Affidavits  sind  schriftliche  Erklärungen,  welche  vor  einer  autorisirten  Person 
unterzeichnet  und  deren  Inhalt  vor  derselben  Person  beschworen  wird  (Schuster, 
Rechtspflege  S.  110).  Für  diese  Erklärungen  ist  eine  strenge,  genau  innezuhaltende 
Form  vorgeschrieben.  Es  giebt  kaum  ein  Gebiet  im  englischen  Rechtsleben,  in  dem 
nicht  die  Ausstellung  von  affidavits  nothwendig  werden  kann  und  gerade  hier  entstehen, 
dft  der  Begriff  der  affidavits  dem  deutschen  Rechte  fremd  ist,  Schwierigkeiten.  Auf 
folgende  wichtige  Anwendungsfälle  der  affidavits  sei  hier  speziell  hingewiesen: 

a)  im  Prozesse  finden  affidavits  bei  den  Verhandlungen  in  Chambers  (dem  vor- 
bereitenden und  aufklärenden  Verfahren)«  im  summarischen  Verfahren,  bei  der  discoveiy 
of  documents  (der  Erklärung,  welche  auf  den  Prozess  bezüglichen  Urkunden  die  Partei 
besitzt),  bei  den  interrogatories  (eidlich  zu  beantwortende  Fragestücke),  in  gewissen 
FftUen  bei  der  vorbereitenden  und  endgültigen  Beweisaufhalime  und  vielen  anderen 
Fällen  Anwendung; 

b)  im  Konkursverfahren  ist  die  Anmeldung  des  Konkurses  seitens  eines  Gläu- 
bigers durch  affidavit  zu  bekräftigen,  ebenso  muss  bei  Anmeldung  der  Konkursforde- 
mngen  ein  affidavit  beigebracht  werden; 

c)  im  Patentverfahren  sind  in  gewissen  Fällen  eidliche  Erklärungen  er- 
forderlich. 

d)  im  Nachlassreguliernngsverfahren  hat  der  designirte  Administrator  oder 
Executor  ein  für  die  Steuerbehörde  bestimmtes  affidavit,  in  dem  der  Werth  des  in 
England  befindlichen  Nachlasses  zu  beschwüren  ist,  und  ein  zweites  affidavit,  in  dem 
er  beschwürt,  seine  Obliegenheiten  gewissenhaft  erfüllen  zu  wollen,  einzureichen.  Diese 
affidavits  sind  in  den  sehr  häufigen  Fällen  abzugeben,  in  denen  sich  im  Nachlass  eines 
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die  Vermittelnng  des  Auswirtigeii  Amts  des  Deutschen  Reiches  in  Ansprach  genonuaea 
worden«  um  eine  amtliche  Aoskonit  über  die  betreffenden  im  Aaslande  geltenden  Beehts- 
sftt^e  EU  erlangen« 

Nach  einer  Mittheflong  des  Herrn  Ifinisters  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
lehnt  das  Answlrtige  Amt  des  Deutschen  Reichs  es  indessen  ab,  in  derartigen  FllleB 
im  Interesse  der  aoallndischen  Partei  thfttig  su  werden. 

Dentschen  englisehe  Aktien  oder  Obligationen  vorfinden,  za  deren  Umschimbong  diese 
eidlichen  BriEUrangen  schlechthin  erforderlich  sind. 

UeberalL  wo  derartige  affidavits  in  Deatschland  su  beschworen  sind,  wird  der 
Weg  der  Beweisreqnisition  yon  Gericht  zu  Gericht  unzolAssig  sein,  da  die  engUsdien 
Gerichtshöfe  die  Beschaffong  der  eidlichen  Erklftning  den  Parteien  ttberiassen;  es  bleiben 
nar  die  sab  I  8  und  4  bezeichneten  Wege  ftbrig.  Es  mnss  hierbd  herrorgehobea 
werden,  dass  die  obige  Jostizministerialverfflgung  Tom  24.  Oktober  1884  sich  nicbt 
nur  auf  schwebende  Prosesse  bezieht,  sondern  auf  alle  Fftlle,  in  denen  nach  englisdiein 
Recht  eine  Eidesleistong  erforderiich  ist,  dass  es  im  Prinzip  auch  keinen  Unterschied 
macht,  ob  der,  welcher  den  Eid  zu  leisten  hat,  Deutscher  oder  AnsUnder  ist.  Bemokt 
werden  mag  noch,  dass  in  Ausnahmefällen,  in  denen  deutsche  Gerichte  sich  ge- 
weigert hatten,  den  Eid  abzunehmen,  feierliche  ErkUnmgen  (solemn  dedarations),  die 
Yor  dem  englischen  Konsul  abgegeben  wurden,  fllr  genügend  erachtet  worden  sind, 
wenn  denselben  ein  den  Sachverhalt  auf klirendes  affidarit  beigefQgt  ist  (vgl.  Annnal 
Practice  1896  von  Snow,  Burney  and  Stringer  S.  1254);  indessen  ist  dies  nur  ein 
Nothbehelf. 

III.  Zustellungen. 

Das  eng^*8che  Recht  schreibt  genau  vor,  wann  und  wie  Prozessschriften  im  Aus- 
lande zuzustellen  sind  (vgl  Prentice,Proceeding8  in  an  actionl880S.70ff.;  Schuster*, 
Rechtspflege  S.  87;  Annual  Practice  1896  S.  809  ff.).  Die  Zustellung  kann  nach  eng- 
lischem Recht  durch  jede  beliebige  Person  erfolgen,  und  kann  es  einem  Bedenken 
nicht  miterliegen,  dass  derartige  Zustellungen  auch  in  Deutschland  durch  anders  Per- 
sonen als  durch  Gerichtsvollzieher  bewirkt  werden,  da  die  Vorschriften  der  deuts<^en 
CXvilprozessordnung,  in  der  die  Zustellungen  den  Gerichtsvollziehern  überwiesen  sind, 
nur  auf  das  Prozessverfahren  nach  der  deutschen  Givilprozessordnung  Anwendung  finden. 

Der  Zustellende  hat  eine  eidliche  Erklärung  (affidavit)  etwa  folgenden  Inhalts  ab- 
zugeben: 

Rubrum  der  Saehe. 

Ich,  A.  B.  zu  Berlin  im  Deutschen  Reich,  sage  eidlich,  waa  folgt  aas: 
Ich  habe  am  in  Berlin  im  Deutschen  Reich,  Strasse 

No.  ,  dem  vorgenannten  Beklagten  in  Person  die  Benachrichtignng  von  der 
Klageladung,  von  der  ein  mit  A.  bezeichnetes  Duplikat  hier  beigeftlgt  wird, 
zugestellt 

Eidesvermerk.  Unterschrift. 

.  Dieser  Eid  muss  in  der  sub  I  8  und  4  beschriebenen  Art  und  Weise  geleistet 
werden.  Von  diesem  affidavit  nimmt  der  Oberste  Gerichtshof  von  England  in  der 
Regel  nicht  Abstand  und  hat  in  dem  Rechtsstreit  Ford  c/a  Mieske,  Queens  Beuch 
Division  16.  57  (cf.  Annual  Practice  S.  809,  Schuster  S.  87)  Erlass  emes  Yersäumniss- 
urtheils  abgelehnt,  weil  die  eidliche  Erklftrung  des  Zustellenden  nicht  beschafft  werden 
konnte.  Allerdings  wird  an  der  citirten  Stelle  der  Annual  Practice  von  einem  Fall 
berichtet,  in  dem  ein  deutscher  Gerichtsvollzieher  die  Klage  zugestellt  und  der  Eligw 
den  Nachweis  geftihrt  hatte,  dass  der  Gerichtsvollzieher  die  Zustellung  nicht  durch 
eidliche  Erkl&rung  beuriranden  ddrfe;  in  diesem  Falle  hat  das  Gericht  folgenden  Be- 
schluss  erlassen:  ^s  steht  dem  Klftger  frei,  nach  Ablauf  von  acht  Tagen  ürtheil  zu 
erwiricen;  Benachrichtigung  von  diesem  Beschluss  ist  dem  Beklagten  nach  seiner 
Adresse  in  Mfinchen  in  frankirtem  Einschreibebrief  zu  flbersenden.*' 

Es  ist  dies  jedoch  ein  Ausnahme&ll  und  kann  in  g^eiehüegenden  Fillen  nicht 
auf  dieselbe  Praxis  gerechnet  werden,  so  dass  die  eidliche  Erklärung  des  Zustellenden 
als  nothwendig  erachtet  werden  muss. 
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Die  OerichtsbehOrden  werden  hieiYon  mit  dem  Bemerken  in  KenntoiBS  gesetst, 
dass  es  sich  regelmilssig  empfehlen  wird,  dem  ausländischen  Kläger,  welcher  sich  auf 
die  angezogene  Bestimmung  beruft,  zu  überlassen,  wegen  Beschaffung  des  erforder- 
lichen Nachweises  seinerseits  die  geeigneten  Schritte  zu  thun,  und  nOthigenfalls  zu 
diesem  Zweck  die  Yermittelung  seiner  eigenen  LandesbehOrden  in  Anspruch  zu  nehmen/ 

No.  36.  Allg.  Verf:  d.  J.M.  Tom  IL  Juli  1885»  betrelTe&d  die  in  Folge  des 
Ablebens  von  Anslfiadem  im  Inlande  zu  machenden  Uittheilnngen  (J.  M.Bl. 
8.  269> 

„Unter  Bezugnahme  auf  die  allgemeine  Verfügung  vom  14.  Juni  1876,  betreffend 
die  bei  dem  Ableben  von  Ausländem  den  fremden  Regierungen  zu  machenden  ]^t- 
theüungen  (J.M.B1.  S.  123),  werden  die  Justizbehörden  darauf  aufmerksam  gemacht, 
dass  hinsichtlich  der  Benachrichtigung  der  ausländischen  Konsularbeamten  von  dem  im 
Inlande  eingetretenen  Sterbefall  eines  ausländischen  Staatsangehörigen,  sowie  hinsicht- 
lich der  Mitwirkung  dieser  Konsularbeamten  bei  der  Sicherstellung  des  Nachlasses  des 
Verstorbenen  ähnliche  Vereinbarungen,  wie  in  den  in  der  Verfügung  vom  14.  Juni  1876 
erwähnten  Verträgen,  auch  in  dem  zwischen  dem  Norddeutschen  Bunde  und  dem  Zoll- 


Anlage, 

Königliches  Amtsgericht  I.  Verhandelt 

Berlin,  den 

Vor  dem  Unteneichneten  erschien  heute  (un)vorgeladra  an  der  Gerichts- 
steUe  Herr 

Der  Erschienene  ist  geschäfts-  und  verftlgungsfähig  und  flbenreiehte  eine 
für  den  (Obersten  Gerichtshof  von  England,  Abtheilung  für  )  be- 

stimmte eidliche  Erklärung  in   englischer  Sprache,   sowie   eine  beglaubigte 
Uebersetzung  derselben  mit  d^m  Antrage, 

ihm  den  nach  englischem  Recht  erforderlichen  Eid  abzunehmen,  und 
dass  dies  geschehen,  auf  dem  englischen  Original  zu  attestiren. 
Nach  geschehener  Verwarnung  vor  dem  Meineide,  und  nachdem  der  Er- 
schienene uoch  erklärt  hatte,  dass  er  Jahre  alt  und  Religion 
sei,  hat  derselbe  den  qu.  Eid  gemäss  §  444  der  Civilprozessordnung  nach 
Verlesung  der  Eidesnorm  und  Verweisung  auf  die  letztere  in  der  Eidesformel 
wOrÜich  abgeleistet. 

Demnächst  wurde  unter  Siegel  und  Unterschrift  auf  der  englischen  Ur- 
schrift attestirt: 

Beschworen  von  dem  obengenannten  zu  Beriin  (Preussen, 

Deutschland)  im  Königlichen  Amtsgericht  I  am 

vor  mir,  dem  KOnigl.  Amts 

Siegel.  Unterschrift, 

(der  unterzeichnete  Richter  zeichnete  sodann  seinen  Namen  noch  auf  den  der 
als  Anlage  A  beigefügten  und  zeichnete  den  Anfangsbuchstaben 

seines  Namens  -am  Rande   der  Urkunden   an   demjenigen  Stellen,   an   denen 
Ausstreichungen  oder  Weglassungen  vorgenommen  waren). 
Die  englische  Abschrift  wurde  hierauf  zurückgegeben, 
vorgelesen,  genehmigt  und  unterschrieben. 

lilteratnr:  Inhülsen,  Die  Zustellung  englischer  Klageladungen,  in  der  Zeit- 
schrift für  intern.  Privat-  und  Strafrecht  Bd.  IE  (1893)  8.  498—510. 

Inhülsen,  Die  Behandlung  englischer  affida^^  in  Deutschland,  in  derselben  Zeit- 
schrift Bd.  IV  (1894)  S.  643—552;  vgl.  auch  daselbst  Bd.  V  (1895)  S.  147  ff. 

Inhülsen,  Die  von  englischen  Gerichten  angeordneten  Beweisaufnahmen  im 
Deutschen  Reich,  im  Archiv  für  Öffentliches  Recht  1896  S.  494—514. 

Vorstehende  Mittheilung  verdanken  die  Herausgeber  Herrn  Rechtsanwalt  Dr.  V. 
Schneider  in  Berlin. 


1006  Europa. 

▼ereiii  einenaito  und  dem  FreiBUate  SalTador  andererseits  abgeschlossenen  Freond* 
Schafts-,  Handels-  und  SchüRahrtsrerirage  yom  18.  Juni  1870  (Reichs-Gesetsbl.  1872 
8.  877)  Artikel  27,  sowie  in  den  seitens  des  Deutschen  Beiches  mit  folgenden  Staaten 
ahgesdiloseenen  Vertrftgen  enthalteu  sind,  nimüch 

a)  in  dem  Freundschafts-,  Handels-  und  Schifffahrtsvertrage  mit  dem  Freistaat 
Kosto-Rika  vom  18.  Mai  1875  (Reichs-GesetabL  1877  8. 18)  Artikel  80, 

b)  in  dem  Freondschafls-,  Handels-,  und  SchiiBahrts-  und  Konsularrertnge  mit 
dem  Königreich  ütr  Hawaischen  Inseln  Tom  25.  März/ 19.^ September  1879 
(Reichs-GesetzbL  1880  S.  121)  Artikel  19, 

und  in  don  Konsularvertrfigen 

c)  mit  Griechenland  vom  26.  November  1881  (Reichs-GesetabL  1882  S.  101) 
Artikel  16  £, 

d)  mit  Brasilien  Tom  10.  Januar  1882  (Reichs-Gesetabl.  S.  69)  Artikel  17  fL 

e)  mit  Serbien  Tom  6.  Jaouar  1888  (Reichs-Gesetabl.  S.  62)  Artikel  11  ff. 

Die  JnstiabehOrden  werden  yeranlasst,  auch  besüglich  der  Angehörigen  der  ge- 
nannten Staaten  nach  der  allgemeinen  VeHUgung  vom  14.  Juni  1876  au  yerlahreiL'' 

No.  87.  AUg;  ▼«!£  d  J.IL  Tom  27.  Oktober  1886»  betreffmd  den  Red&ta- 
Kftlfererkehr  mit  Ituxembiuv  in  Armenreohtseaohen  (J.ILBL  8.  366). 

„Nach  einer  Mittheilung  der  Gro8«hersoglich  Luxemburgischen  Regierung  kOnneu 
Ersnd^en  Deutscher  Gerichte  um  RechtshtUfe  in  Streitsachen,  fOr  welche  das  Armen- 
recht  bewilligt  ist,  seitens  der  Luxemburgischen  (Terichte  nach  Lage  der  dortigen  Ge- 
aetsgebung  nur  unter  folgenden  Voraussetzungen  als  Armenrechtssaohen  erledigt  werden: 

1.  Dem  gerichtlichen  Ersuchen  um  RechtshOlfe  ist  ein  besonderer  Antrag  des 
Gerichts  um  Gewfthrung  des  Armenrechts  fttr  die  Erledigimg  des  Ersuchens, 
sowie  eine  beglaubigte  Abschrift  desjenigen  Beschlusses  des  Deutschen  Ge- 
richts beizufügen,  durchweichen  fBr  die  vorliegende  Streitsache  das  Annen- 
recht bewilligt  ist 

2.  Die  durch  die  Erledigung  des  Ersuchens  entstehenden  haaren  Auslagen, 
namentlich  die  an  Zeugen  und  SachverstAndige  gezahlten  Gebfihren  nnd  die 
Portokosten,  müssen  unbedingt  seitens  des  ersuchenden  Gerichts  erstattet 
werden. 

3.  Die  Generalstaatsanwaltschaft  in  Luxemburg  ist  von  dem  Ausgange  des 
Prozesses,  in  welchem  das  Ersuchen  nothwendig  geworden,  seinerzeit  in 
Kenntniss  zu  setzen. 

Die  Gerichtsbehörden  werden  hiervon  mit  dem  Bemerken  in  Kenntniss  gesetzt, 
dass  in  FiOen  der  vorliegenden  Art  gleichzeitig  mit  dem  betreffenden  Ersuchungs- 
schreiben an  das  Lnxembtu^sche  Gericht  die  unter  No.  1  bezeichneten  SchriftsiAcke 
dem  Justizminister  behufs  ihrer  Uebermittelung  an  das  ersuchte  Gericht  auf  diploma- 
tischem Wege  einzureiclien  sind. 

No.  38.    AU|r*  Verf.  d.  J.IL  vom  23.  Norember  1886,  betrefltad  die  Bei- 
treilNuiff  Ton  QeriolitskoeteB  im  AnoUmde  (J.IL  Öl  S.  372> 

In  neuerer  Zeit  ist  seitens  einzelner  Gerichtskassen  die  Vermittelnng  des  Aus- 
wSrtigen  Amts  des  Deutschen  Reichs  oder  des  Justizministers  behufs  zwangsweiser 
Einziehung  von  Gerichtskosten  von  Personen,  welche  in  ausserdeutschen  Staaten  sieh 
aufhalten,  nachgesucht  worden. 

Diesen  Gesuchen  hat  nicht  entsprochen  werden  können,  da  mit  keinem  auslSndi- 
schen  Staate  Vertrüge  abgeschlossen  sind,  welche  die  Beitreibung  hier  entstandener 
Gerichtskosten  im  Auslande  gewährleisten,  und  da  erfahrungsmissig  die  auslfindischen 
Regierungen  es  ablehnen,  zu  dem  Ift'Rede  stehenden  Zweck  ihre  Mitwirkung  ein^eten 
zu  lassen.  Die  Einziehung  von  Gerichtskosten  im  Auslande  ist  vielmehr  nur  im  Wege 
einer  vor  dem  zqstfindigen  ausländischen  Gericht  gegen  den  Eostenschuldner  anzn* 
stellenden  Klage  mOglich.  Eine  solche  Klage  wird  aber  meist  unverhältnissmflssig 
hohe  Aufwendungen  erfordern  und  ausserdem  im  Erfolg  sehr  zweifelhaft  sein,  so  dass 
von  der  Erhebung  derselben  in  der  Regel  Abstand  zu  nehmen  sein  wird.    Sollten  au^ 


Preassen  —  JustizminiBterialverfÜgiuigen.  1007 

nahmgweise  besondere  Umstftnde  die  Einklagimg  von  G^erichtskosten  im  Aaalande  an- 
gezeigt erscheinen  lassen,  so  ist  vorher,  unter  Darlegung  der  Gründe  f&r  die  Zweck- 
mSssigkeit  dieses  Vorgehens,  auf  dem  Instanzenwege  an  den  Jnstizminister  zu  be- 
richten. 

Ist  dagegen  der  Kostenschuldner  Deutscher  ReichsangehOriger  oder  Deutscher 
Schtttcgenosse  und  befindet  sich  derselbe  in  dem  Amtsbezirk  eines  mit  Gerichtsbar- 
keit ausgestatteten  Kaiseiücben  Konsuls  (vergl.  .inlage  A  zur  Bekanntmachung  vom 
10.  Juli  1885,  J.M.BL  S.  249),  so  kann  die  Beitreibung  von  Gerichtskosten  durch  Er- 
suchen des  betreffenden  Kaiserlichen  Konsuls  erfolgen,  vorausgesetzt,  dass  der  Schuldner 
sich  am  Amtssitze  des  Konsuls  oder  doch  in  unmittelbarer  Nähe  desselben  aufhält.  In 
diesem  Fall  ist  das  Ersuchen  durch  Vermittelung  des  zuständigen  Landgerichtspräsi- 
denten an  den  zuständigen  Kaiserlichen  Konsul  unmittelbar  abzusenden."* 

No.  80.  Allg.  Vevf.  d.  J.K.  vom  3t  Besiember  1886,  betreflfiaiid  die  Un- 
suläsfldgkeit  der  Ffiuadxmg  von  Falirbetrietoxnitteln  Kalseriloh  daterreU^hlaoher 
XtaenlMlineii  (J.K.BL  1887  S   2). 

^Nach  dem  dritten  Absätze  des  Reichsgesetzes  vom  8.  Mai  1886,  betreffend  die 
Unzulässigkeit  der  Pfändung  von  Eisenbahn-Fahrbetriebsmitteln  (Reichs-GesetzbL  S 131), 
findet  die  Bestimmung,  wonach  die  Fahrbetriebsmittel  der  Eisenbahnen,  welche  Per- 
sonen oder  Gäter  im  Öffentlichen  Verkehr  befördern,  von  der  ersten  Einstellung  in  den 
Betrieb  bis  zur  endgültigen  Ausscheidung  aus  den  Beständen  der  Pfändung  nicht 
unterworfen  sind,  auf  die  Fahrbetriebsmittel  ausländischer  Eisenbahnen  nur  insoweit 
Anwendung  als  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist. 

Mit  Bezug  hierauf  wird  zur  Kenntniss  der  Gerichtsbehörden  gebracht,  dass  nach 
einer  in  dem  Osterreichischen  Reichs-Gesetzblatt  fOr  die  im  Reichsrathe  vertlretenen 
Königreiche  und  Länder  vom  9.  November  d.  J.  S.  404  unter  No.  151  veröffentlichten 
Kundmachung  des  Gesammtauinisteriums  vom  8.  desselben  Monats  der  Reichsrath  der 
nachstehend  abgedruckten  Kaiserlich  Osterreichischen  Verordnung  vom  19.  September 
d.  J.  (Oesterreich.  Reichs-GesetzbL  8.  899  unter  No.  144)  die  verfassungsmässige  Ge- 
nehmigung ertheüt  hat. 

Kaiserliche  Verordnung   vom   19.  September  1886, 
betreffend   die  Unzulässigkeit  der  Pfändung  von  Fahrbetriebsmitteln 

fremder  Eisenbahnen. 

Mit  Beziefating  auf  den  §  14  des  Grundgesetzes  fiber  die  Reichsvertretung  vom 
21.  Dezember  1867  {R.G.BL  No.  41)  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt: 

Artikel  1. 

Die  Fahrbetriebsmittel  fremder  Eisenbahnen,  welche  Personen  oder  Gflter  im 
öffentlichen  Verkehr  befOrdem,  sind  von  der  ersten  Einstellung  in  den  Betrieb  bis  zur 
endgültigen  Ausscheidung  aus  den  Beständen  innerhalb  des  Geltungsgebietes  dieser 
Verordnung  der  Pfändung  nicht  unterworfen,   wofern  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist. 

Artikel  2. 
Mit   dem  Vollzuge  dieser  Verordnung,   welche  am  Tage  ihrer  Kundmachung  in 
Wirksamkeit  tritt,  ist  Mein  Juslizminister  beauftragt. 

No.  40.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  vom  20.  Mai  1887»  betreffend  die  im  Ans- 
Isiade  Sil  erledigenden  BrgpolnmgsecTireiben  der  Jti8tisüA>e]iOrden  (J.  H.BL 
8.  lB9).i) 

I.  BeelitslifUfe«  A.  Allgemeine  Bemerkungen.  1)  Begriff  und  Arten  der 
Rechtshfilfe;   2)  Form   der  Ersuchungsschreiben;   8)  Inhalt  der  ^suchungsschreiben; 


^)  Von  dieser  Allgemeinen  Verfügung  ist  (Berlin  1895,  R.  v.  Decker*8  Verlag) 
eifiB  neue  Ausgabe  » unter  Berflcksichtignng  der  Aenderungen  und  Ergänzungen**  er- 
schienen. Die  darin  enthaltenen  Aenderungen  und  Ergänzungen  werden  im  Folgenden 
in  Noten  zum  Texte  mitgetheilt. 
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4)   Vorgiogige  Prafang  der  Enachongssehreibeii  durch  den  LudgerichtopriaidieMteB; 
6)  Befdrdenuig  der  Ersachangsschreibeii;  6)  Bimchen  um  ZvttoUniigen. 

fi.  Ersuchen  an  die  OerichtshehOrden  in  den  deuteehen  Schnti- 
ge bieten.  7)  Befdrderong  der  Ersnchnngeeohreiben  nach  denSchntcgebieten;  8)  Amt- 
liche ZoBtindii^eit  der  OerichtebehOrden  in  den  Sohntogebieten;  9)  Ersnchen  nm  Zn- 
eteUnngen  in  den  Schutsgebioten;  10)  Ersuchen  um  ZwangSToUstreckungen  in  den 
Schutsgebieten. 

C.  Ersuchen  an  diplomatische  Vertreter  des  Reichs.  11)  Verkehr  mit 
den  diplomatischen  Vertretern. 

D.  Ersnehen  an  deatsehe  Konsuln.  12)  Unmittelbarer  Sehriftwechael  mit 
den  Konsuln  sulftssig;  18)  Amtliche  Zustlndigkeit  der  Konsuln;  13)  Konsuln  mitKoa- 
snlargerichtsbarkeit;  14)  Ersuchen  an  die  Konsuln  mit  Gerichtsbarkeit;  15)  Ersuchea 
an  die  Konsuln  um  Vernehmung  Ton  Angeklagten;  16)  Ersuchen  an  die  Konsuln  um 
Eidesabnahme  und  Zeugenremehmung;  17)  Urtheilsrollstreckung  durch  die  Konsuln; 
18)  Oebflhren  und  Auslagen  der  Konsuln. 

E.  Ersuchen  an  ausländische  Behörden.  19)  Allgemeines;  90)  Beorde- 
rung der  an  fremde  Behörden  gerichteten  Ersuchungsschreiben;  21)  Sprache  und  Ab- 
lissung  der  Ersuchungsschreiben;  22)  Erledigung  Ton  Beweisbeschltlssen  im  Auslände 
auf  Betreiben  der  Partei;  28)  Ersuchen  nm  Zengemremehmung  in  Stral^Hudien;  24)  ür^ 
theilsToUstreckung. 

F.  Besondere  Bemerkungen  Aber  den  Reohtshfllfeverkehr  mit  ein- 
seinen fremden  Staaten.  25)  Belgien;  28)  Brasilien;  27)  Dlnemai^;  28)  Frsnk- 
rei^h;  29)  Grossbritannien;  80)  Italien;  81)  Luxemburg;  82)  Miederiande;  88)  Oester- 
ieich«Ungani;  84)  Portugal;  85)  Russland;  88)  Schweden  und  Nonregen;  37)  Schweis; 
88)  Seri»ien;  89)  Spanien;  40)  Sttdafrikanische  Republik  (Trsnsvaal);  41)  Uroguaj; 
42)  Vereinigte  Staaten  ron  Amerika. 

IL  Sesnehe  nasserhalh  des  Gebiets  der  BeehtskUie.  48)  Im  AJlgemeinMi; 
44)  Insbesondere  in  Strafimchen;  45)  Ersuchen  in  Kassenangelegenheiten;  46)  BeitreibuBg 
▼on  Gerichtskosten  im  Auslände. 

Bei  dem  Erlass  und  der  geschlfUichen  Behandlang  Ton  solchen  Ersnchongs- 
schreiben  und  iLntrftgen,  welche  im  Auslande  zu  eriedigen  sind,  wird  seitens  der 
Justizbehörden  nach  rielfachen  Wahrnehmungen  nicht  immer  sachgemlss  Terfthren. 
Zur  Vermeidung  der  hieraus  entstehenden  Weiterungen  sieht  sich  der  Jnstizminister 
Teranlasst,  die  (}esichtspunkte,  welche  in  derartigen  Angelegenheiten  su  berlleksichtigen 
sind,  soweit  diese  Anträge  nicht  die  Festnahme  oder  Auslieferung  yerfolgter 
Personen  betreffen,  susammensustellen  und  die  nachstehenden  Anordnungen  den 
Justizbehörden  sur  sorgftltigen  Beachtung  zu  empfehlen. 


I. 

A.  Allgemeine  Bemerkungen. 
Begriff  und  Arten  der  RechtshtUfe. 

1.  IHe  nachfolgenden  Bestimmungen  beziehen  sich  auf  die  Ersodien  nm  Vornahme 
gerichtlicher  Amtshandlungen  im  Auslande  (RechtshUlfe),  g^eichTiel  ob  dieselben  Ange- 
legenheiten der  freiwilligen  oder  der  streitigen  Gerichtsbaiteit  betreffen. 

Form  der  Ersuchungsschreiben. 

2.  Das  Ersuchen  um  RechtshAlfe  erfolgt  mittels  eines  in  deutscher  Sprache  an 
die  ersuchte  Behörde  gerichteten  Schreibens,  welches  von  der  ersuchenden  Behörde  zu 
unterzeichnen  ist.    Unstatthaft  ist  die  Form  eines  Randscfareibens. 

Nansens  des  Gerichts  hat  der  Vorsitzende  oder  der  Untersuchungsrichter  mit  An- 
gabe seines  Amtscharakters  zu  unterzeichnen. 

Der  Unterschrift  ist  das  Amtssiegel  beizudrücken. 

Inhalt  der  Ersuchungsschreiben. 
8.  Das  Ersuchungsschreiben  muss  den  Gegenstand  des  Ersuchens  voUstftndig  und 
deutlich  bezeichnen. 
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Bei  Ersuchen  um  Vemehmung  toü  Beschuldigten,  Zeugen  oder  Sachverständigen, 
oder  um  Abnahme  .  von  Siden  ist  in  dem  Schreiben  hervorzuheben,  welche  Personen 
nach  den  inl&ndischen  Vorschriften  das  Recht  haben,  der  Yemehmung  beziehungsweise 
der  Eidesabnahme  beizuwohnen.  Damit  ist,  falls  solche  Personen  bezeichnet  sind,  und 
nicht  mit  Rücksicht  auf  den  Aufenthaltsort  dieser  Personen  die  Benachrichtigung  der- 
selben von  dem  Termine  in  anderer  Weise  zweckmässig  erscheint,  die  Bitte  zu  yer- 
binden,  die  ersuchende  Behörde  von  dem  anberaumten  Termine  rechtzeitig  zu  benach- 
richtigen. Die  letztere  hat  dann  die  BetheiHgten  von  dem  Termine  in  Kenntnis»  zu 
setzen  (veigl.  jedoch  für  Norwegen  Ziffer  36). 

Die  üebersendung  von  Akten  zur  Erläuterung  des  Ersuchens  ist  unstatthaft.  Ist 
zur  Erledigung  des  Ersuchens  die  Kenntniss  des  Akteninhalts  erforderlich,  so  ist  eine 
gedrängte  Darstellung  des  Sachverhältnisses  in  das  Ersuchungsschreiben  auizunehmen 
oder  demselben  als  Anlage  beizufägen.  Bedarf  es  der  lüttheilmig  von  Urkunden,  s)» 
ist  beglaubigte  Abschrüt  derselben  beizufELgen,  das  Original  aber  nur  dann,  wenn  densen 
Einsicht  unentbehrlich  erscheint.^ 


1)  Girk.-Verf.  vom  15.  November  1889  (I.  8728). 

In  Ziffer  3  der  Allgemeinen  Veriügung  vom  20.  Ifai  1887  (Just.  Min.  Bl.  S.  139) 
sind  die  Justizbehörden  auf  einige  Gesichtspunkte  aufmerksam  gemacht,  welche  bei 
der  Ablassung  von  Ersuchungsschreiben  um  Rechtshülfe  an  im  Auslände  befindlich^ 
Behörden  (deutsche  Konsulate  oder  iremde  Behörden)  zu  beachten  sind.  Die  bezüg^ 
lieh  der  Handhabung  dieser  Vorschrifton  gemachten  Wahrnehmungen  veranlassen  mich 
zu  folgenden  Bemerkungen: 

1.  Die  Bestimmung,  in  das  Ersuchungsschreiben  die  Bitte  um  Mittheilung  des 
zur  Erledigung  des  Ersuchens  um  Reehtshülfe  anzuberaumenden  Termins  behufs  Be- 
nachriontigung  derjenigen  Parteien  aufzunehmen,  welche  nach  dem  inländischen  Recht 
zur  Wahrnehmung  desselben  berechtigt  sind,  ist  nicht  dahin  aufzufassen,  dass  stet» 
um  Bekanntgabe  des  Termins  gebeten  werden  soll.  Häufig  werden  die  betheiligten 
Parteien  nicht  die  Absicht  haben,  dem  Termin  persönlich  beizuwohnen  oder  sich  in 
demselben  vertreten  zu  lassen,  zumal  wenn  die  Rechtshülfe  in  einem  entlegenen  Lande, 
geleistet  werden  muss.  Sie  werden  alsdann  auch  kein  Interesse  daran  haben,  von  dem 
Termin  vorher  Kenntniss  zu  erhalten,  vielmehr  dabei  interessirt  sein,  dass  die  Benach- 
richtigung unterbleibt.  Denn  die  Erledigung  des  Ersuchungsschreibens  wird  namentlich 
in  solchen  Fällen,  in  welchen  dieselbe  nach  den  in  Betracht  kommenden  örtlichen  Ver- 
hältnissen ohnehin  schon  längere  Zeit  in  Anspruch  nimmt,  noch  erheblich  verzögert, 
wenn  den  Betheiligten  rechtzeitig  vorher  von  dem  anberaumten  Termin  Mittheilnng 
gemacht  und  daher  der  Termin  so  weit  hinaus  angesetzt  werden  muss,  dass  ihnen  die 
Möglichkeit  bleibt,  für  ihre  Vertretung  in  dem  Termin  Sorge  zu  tragen.  Es  empfiehlt 
sich  deshalb,  in  den  hierzu  geeigneten  Fällen  die  Betheiligten  zu  befragen,  ob  sie  auf 
die  Benachrichtigung  von  dem  zum  Zweck  der  Erledigung  des  Ersuchens  anzuberaumen« 
den  Termin  verzichten  und  bejahenden  Fall6  dies  in  dem  Ersuchungsschreiben  zum 
Ausdruck  zu  bringen.  Alsdann  ist  es  auch  unnöthig,  in  dem  Schreiben  diejenigen  Per- 
sonen, welche  nach  inländischem  Recht  zur  Theilnahme  an  dem  Termin  berechtigt  sind 
zu  bezeichnen. 

2.  Häufig  wird  dem  Ersuchungsschreiben  eine  Abschrift  des  gerichtlichen  Be- 
schlusses, welcher  zu  dem  Ersuchen  um  Reehtshülfe  Anlass  giebt,  als  Anlage  beigefügt 
und  auf  dieselbe  Bezug  genommen  oder  es  wird  der  in  Betracht  kommende  Sach- 
verhalt, auch  in  solchen  Fällen,  in  welchen  derselbe  sich  in  wenige  Worte  zusammen- 
fassen lässt,  in  einer  besonderen  Anlage  dargestellt.  Dieses  Verfahren  ist  nicht  zweck- 
mässig, weil  es  einestheils  der  zur  Erledigung  des  Ersuchens  berufenen  Behörde  die 
Uebersicht  über  den  Sachverhalt  erschwert,  und  weil  anderentheils  hierdurch  die 
Kosten  für  die  Uebersetzung  der  Schriftstücke  in  die  Landessprache  der  ersuchten 
Behörde  sich  erhöhen.  Es  ist  deshalb  darauf  hinzuwirken,  dass  das  im  Wege  der 
Rechtshülfe  zu  erledigende  Beweisthema  und  ebenso,  in  gedrängter  Darstellung,  der 
zum   VerstAndniss  des  Beweisthemas  nothwendige   Sachverhalt    in   das  Ersvchungs- 
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Voigliigig«  Pküfiiiig  der  Enndiiiiigisehreibea  durch  dea  LandgwJchtgprKgideatwL 
4.  AlU  im  Aiula&de  in  «iledigeDdeD  SrsaoliaiigRschreibeii,  emtchliessfieh  dar  «if 
ZatteUangea  gerichteteii,  sind,  wenn  sio  von  emon  Amtsgerichte  oder  von  dem  Unter- 
•ochnngsrichter  bei  einem  Landgerichte  ansgehen,  vor  dem  Abgänge  dem  Primdenten 
des  Landgerichts  Torznlegen.  Derselbe  hat  sa  prüfen,  ob  das  Schrdben  den  gegebenen 
Bestunmnngen  entspricht  nnd  snr  Weiterbelbrderong  geeignet  ist;  OTentneQ  ist  von 
ihm  anf  die  scblennige  Beseitigung  etwaiger  Mingel  hinsuwirken.  Auf  den  Beridit, 
mit  welchem  das  ErsnchnngsschrBiben  dem  Jnstinminister  oder  dem  Herni  Minister  der 
answirtigai  Angelegenheiten  eingereicht  wird,  beciehnngsweise  anf  das  Emochnngs- 
schreiben  selbst,  fiüOs  dasselbe  unmittelbar  an  seine  Adresse  befördert  wird,  ksi  der 
Prftsidsnt  sam  Zeichen,  dass  das  Gesuch  ihm  T<»gnlegen  hat,  und  dasa  es  Toa  ihm  snr 
Beförderung  flir  geeignet  befunden  worden  ist«  dea  Vermerk  sa  setaea:  Gesehea 
(Datvm),  der  Laadesgeriditopriaideat  Der  Uaterschrift  ist  ia  diesem  Falle  das  Amts- 
siegel  aieht  beisufBgea.O') 

Beförderung  der  Ersuchungsschreiben. 
5u  Ob  das  Ersuchen  unmittelbar  oder  durch  VermitteluBg  des  JnstizministerB  be- 
siehnngsweise  in  eiligen  Fällen  des  Herra  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenhextea 
an  seine  Adresse  lu  befördern  ist,  entscheidet  sich  nach  den  unten  folgenden  Bestim- 
mungen (yergl.  Ziffer  6,  7,  11,  12,  li,  20). 


schreibea  selbst  aulgeaommea  und  dadurch  die  Beillignag  anderer  Schriftstncke,  soweit 
thualich,  eatbehrlich  gemacht  wird. 

8.  Geht  das  Ersuchea  auf  V eraehmung  voa  Zeugta  oder  SachTerstladigea,  so  ist 
es  sar  Vermeidung  etwaiger  Weitemagen  angozeigt,  ausdrftcklieh  ansuAhresu  ob  die 
betre0ende  Person  ihre  Aussage  mit  dem  Eide  bekriftigen,  oder  ob  ihre  Vernehmung 
eine  niehteidliche  sein  soll. 

Betriflt  das  Ersuchen  die  Ableistung  eines  Eides,  so  ist  in  das  Sdiiwiben  die 
Eideenorm  in  deijenigen  Fassung  aufsunehmen,  in  welcher  der  Eid  geleistet  werden 
soll;  insbesondere  sind  auch  die  Eingangs-  nnd  Schlnssworte  der  Norm  Tollstindig 
ansuföhren.  Angaben,  wie  «Ich  etc.  schwOre  etc."  und  deigleichen  können  leicht  zu 
Weiterungen  föhren. 

^)  Girk.-Verf.  Tom  16.  Juni  1888  Q.  1858). 

In  Ziffer  4  der  AUgemeinen  Verftignng  vom  20.  Mai  1887  (JustMin^l.  S.  189) 
ist  bestimmt,  dass  alle  im  Auslände  su  erledigenden  Ersnchungsschreibeni  einschliess- 
lich der  auf  Zustellungen  gerichteten,  wenn  sie  von  einem  Amtsgerichte  oder  Tim 
dem  üntersnchnngsrichter  bei  dem  Landgerichte  ausgehen,  vor  dem  Abgänge  dem 
PrMidenten  des  Landgerichts  Torzulegen  sind,  welcher  sn  prflfen  hat,  ob  das  Schreiben 
den  gegebenen  Bestimmungen  entspricht  und  snr  Weiterbefördernng  geeignet  ist^ 

Zur  Beseitigung  entstandener  Zweifel  mache  ich  dsraaf  aufmerksam,  dass  diese 
Vorschrift  sich  anf  Amtsanwilte  nicht  bezieht.  Amtssnwftlte  haben  rielmebr  sich 
des  selbststlndigen  Eriasses  von  Ergiichungsschreiben  der  bezeichneten  Art,  sowie  der 
Erstattung  von  Berichten  an  den  Justizminister  oder  den  Herrn  Miniater  der  ans- 
wlrtigen  Angelegenheiten  in  den  F&)len  der  Tafter  43  der  angeföhrten  Allgemeinen 
Verfögung,  in  der  Regel  su  enthalten  und  statt  desMn  an  den  Torgesetzten  Ersten 
Staatsanwalt  unter  Dariegung  des  Sachverhnltnisses  behafs  weiterer  Veranlassang  zu 
berichten.  Das  Ersuchungsschreiben  bezw.  der  Bericht  ist  demnftchst  eveutneJl  ron 
dem  Ersten  Staatsanwalt  zu  erlassen  bezw.  zu-  erstatten. 

*)  No.  22  der  Allg.  Verf.  Tom  25.  Juni  1892,  betr.  die  Befugnisse  des 
Amtsgerichtspräsidenten  bei  dem  Amtsgericht  I  in  Berlin  in  Angelegen- 
heiten der  Justizverwaltug  (JustMin.Bl.  8.200). 

Bei  Anwendung  der  Vorschriften  unter  Ziffer  4  nnd  45  der  AUgemeinen  Vec^ 
ftgung  Tom  20.  Mai  1887,  betreffend  die  im  Auslände  zn  eriedigenden  Srsndiangs- 
schreiben  der  Justizbehörden  (Just  Min.BL  S.  ISO),  tritt  in  Ansehung  der  Eisiiclinngs* 
schreiben,  welche  Ton  dem  Amtsgericht  I  in  Beriin  ansgohen,  sowie  der  Anfragen  o.  s.  w. 
in  Kassenangelegenheiten,  welche  die  Gerichtskasse  I  in  Berlin  betreffen,  der  Amts- 
gerichtsprftsident  an  die  Stelle  des  Landgeriehtsprftsidenten. 
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Aüe  im  unmittelbaren  Geschäftsyerkehr  beforderten  ErroehangBSchreiben,  insbe- 
sondere auch  die  an  die  diplomatischen  Vertreter  des  Reichs  imd  an  die  Konsuln  (vgl. 
Ziiler  11  und  12)  abgehenden  Sendungen  sind  von  der  absendenden  Behörde  seu  fran- 
Idren.  Zur  Erleichterung  der  postalischen  Behandlung  dieser  Schreiben  empfiehlt  sich 
für  die  ftussere  Adresse  derselben  die  Anwendung  lateinischer  Schrift- 
seichen, soweit  in  dem  betreffenden  fremden  Lande  die  deutsche  Sprache  nicht  als 
Landessprache  gilt 

Die  an  diplomatische  Beamte  oder  an  Konsuln  gerichteten  lESrsuchen  sind  zur 
Vermeidung  von  Verzögerungen  in  der  Erledigung  der  gestellten  Anträge  auf  dem 
Briefumschläge  nicht  als  für  die  Person  des  zuständigen  Beamten,  sondern  als  für  die 
betreffende  Amtsstelle  bestimmt  zu  bezeichnen  und  deshalb  z.  B:  An  das  Kaiserlich 
deutsche  Konsulat  zu  N.  zu  adressiren.') 

Ersuchen  um  Zustellungen. 
6.  Das  Ersuchen  um  eine  im  Auslande  zu  bewirkende  Zustellung  ist  zu  richten-: 

a)  an  die  zuständige  Behörde  des  fremden  Staates  in  demjenigen  Fällen,  in 
welchen  nach  den  bestehenden  Vereinbarungen  ein  unmittelbarer  Schrift- 
wechsel mit  den  Behörden  des  betreffenden  Staates  zulässig  ist  (vergl.  Ziffer 
38:  Oesterreich-Ungam.  jedoch  Ausnahme  Abs.  8  daselbst;  35:  Russland; 
37:  Schweiz.  Ausnahme  s.  Ziffer  27  Abs.  2:  Dänemark); 

in  anderen  Fällen  f 

b)  an  deiyenigen  deutschen  Konsul,  in  dessen  Amtsbezirk  die  Person,  an  welche 
die  Zustellung  erfolgen  soll,  sich  befindet,  fidls  anzunehmen  ist,  dass  die  Zu- 
steUung  ohne  diplomatische  Verwendung  bei  der  fremden  Regierang  bewirkt 
werden  kann; 

sonst 

c)  an  den  bei  dem  fremden  Staat  beglaubigten  diplomatischen  Vertreter  des 
Reichs.*) 

Die  in  Rede  stehenden  Ersuchen  sind  unmittelbar  an  ihre  Adresse  zu  übersenden. 

Die  unter  b  angegebene  Voraussetzung  trifft  ohne  Rflcksicht  auf  die  Staatsange- 
hörigkeit der  Person,  welcher  zugestellt  werden  soll,  allgemein  zu,  sobald  es  sich  um 
eine  Zustellung  in  den  Besdrken  der  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Konsuln  (vergL 
Ziffer  18),  in  Grassbritannlen  und  Irland  oder  iu  den  britischen  Kolonien  und  aus- 
wärtigen Besitzungen  (vergL  Ziffer  29)  oder  in  den  Vereinigten  Staaten  you  Amerika 
(vergL  Ziffer  42)  handelt,  in  den  übrigen  Ländern  aber  nur  dann,  wenn  diejenige  Person 
an  welche  die  Zustellung  erfolgen  soll,  erweislich  oder  muthmasslich  die  deutsche 
Reichsangehörigkeit  besitzt. 

Handelt  es  sich  um  die  Zustellung  einer  Ladung,  so  können  in  der  Ladung  zwar 
die  prozessualischen  Nachtheile  hervorgehoben  werden,  welche  iür-den  Geladenen  durch 
sein  Ausbleiben  in  dem  Termin  entstehen  würden,  dagegen  ist  von  der  Androhung  von 
.  Strafen  und  Nachtheilen  anderer  Art  för  den  Fall  der  Nichtbefolgung  der  Ladung,  z.  6. 
von  Geldstrafen  bei  der  Ladung  von  Zeugen,  von  der  Androhung  der  Vorführung  und 
Vorhaftung  bei  der  Ladung  von  Angeschuldigten  oder  Angeklagten  abzusehen,  da  die 
Verwirklichung  solcher  Androhungen,  solange  der  Geladene  sicli  im  Auslande  befindet, 
in  der  Regel  nicht  ausführbar  ist,  und  die  ausländischen  Behörden  aus  solchen  Androhungen 
Anlass  n^thmen  können,  die  Zustelliing  abzulehnen.  Es  ist  deshalb  fOr  die  hier  inRede  stehen- 

^)  Vgl.  die  Allg.  Verf.  vom  22.  April  1888  unten  No.  54. 

«)  Cirk.-Verf.  vom  5.  Februar  1881  (I.  431). 

Nachdem'  bei  der  Grossherzoglich  luxemburgischen  Regierung  ein  eigener  diplo- 
matischer Vertreter  des  Reichs  in  der  Person  eines  KaiserHdhen  Minister-Residenten 
beglaubigt  worden  ist,  sind  die  Ersuchen  um  Zustellungen  an  im  Ghrossherzogthum 
Luxemburg  befindliche  Personen,  welche  gemäss  Ziffer  6  c  der  Allgemeinen  Verfügung 
vom  20.  Mai  1887,  betreffend  die  im  Auslande  zu  erledigenden  Ersuchungsschreiben 
der  Justizbehörden  (Just  Min.  Bl.  S.  139),  bisher  an  den  Kaiserlichen  Gesandten  im  Haag 
•SU  richten  waren,  fortan  dem  Kaiserlichen  Minister-Residenten  in  Luxemburg  zu  über- 
senden. 
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den  hädxmgva  dM  tf&  Lidiingeii  im  Inknde  ftbliohe  Formular  aicht  sa  benatscn.  Dia 
Yontehanda  Baatimmung  findat  jadoch  nicht  Amrendong«  wenn  die  i-^n^g  im  Basiilt 
eines  mit  Oariditabarkelt  anageatattotan  Konanla  einer  dieaer  Oeriehtabaikeit  mißt- 
worfenen  Peraon  angestellt  werden  soIL 

Fflr  alle  Ladnngen,  welche  im  Auslände  angeatellt  werden  mfiaaen,  ist  bei  dar 
Anbetanmimg  dea  Tannins  nadi  llsasgabe  der  Ortlichen  and  Yerkehrsrerhiltnisse  und 
anter  Berftcksichtigang  des  doreh  die  Inanspraofanahme  anallndiacher  Behörden  entr 
slehenden  Zeitveriostea  eine  gerinmige  Friat  offen  sa  lasaen  (toes^  flir  Rnsaland 
2Sier  85).0 

Hinsichtlich  der  Brsaehen  am  ZosteUongen  in  den  deutschen  Schntsgebiaten  ist 
UMdT  9  an  Ters^eicheB.*)') 


^  Vgl  die  AUg.  Verf.  vom  9.  lllrs  1898  onten  No.  53,  dnrch  welche  ^ffer  6 
Abaats  6  iit  daaelbat  angegebene  anderweitige  Faasong  eihaltan  hat. 

*)  GirlL-Verf.  Tom  8.  Mära  1888  ^  754). 

In  Ziffer  6  der  Allgemeinen  VerfÜgong  Tom  90.  Mai  1887  (Ja8t.Min.BL  8. 139) 
iat  bestimmt,  dass  die  im  Aaslande-  sosasteUenden  Ladnngea  swar  die  proseaaaaliachfla 
Nachtfaaile  henroiheben  dfirfen,  welche  für  den  Geladenen  dnrch  sein  Aa^leiben  im 
Tarmine  entatahen  wflrden,  daas  in  denselben  dagegen  Ton  der  Androhang  Ton  Strafen 
nnd  Nachtheilen  anderer  Art  für  den  Fall  der  Nichtbefolgong  abanaehen  sei,  da  die 
Varwirklichnng  solcher  Androhungen,  so  lange  der  Oeladene  sich  im  Analaada  befinde, 
in  der  Regel  nicht  ausführbar  sei,  auch  die  ausllndischen  Behörden  aus  demselben 
Anlass  nehmen  konnten,  die  ZuateUung  absolehnen.  Ba  aoll  deahalb  wie  in  der  Sffer  6 
a.  a.  0.  femer  Torgeachiieben  iat,  für  die  hier  in  Rede  atahendan  Ladongan  daa  ^ 
Ladungen  im  Inlande  fibliche  Formular  nicht  benutst  werden. 

Qleichwohl  ist  es  wiederholt  au  meiner  Kenntniss  gekommen,  das  JustisbehOrden 
Ladungen  sn  im  Auslande  befindliche  Personen  unter  Anwendung  des  gewöhnlichen 
Formulars  und  Androhung  von  Oeldstraie,  Verhaftung  oder  Vorführung  erlassen 
haben.  Da  dieae  Ladungen  cur  Ausantwortung  an  die  ausländischen  Behörden  nicht 
geeignet  wsren,  sondern  durch  andere,  vorschi^tsm&ssige  ersetzt  werden  mnasten,  so 
sind  in  den  betreffenden  Rechtsangelegenheiten  Verzögerungen  und  Nachtheile  anderer 
Art  entstanden. 

Indem  ich  daher  die  oben  angefahrte  Bestimmung  der  Allgemeinen  Vezftgung 
▼om  20.  Mai  1887  hierdurch  in  Erinnerung  bringe,  darf  ich  mich  der  Erwartung  hin* 
geben,  dass  dieselbe  fortan  genaue  Beachtung  finden  wird. 

•)  Cirk.-Verf.  Tom  18.  Juli  1890  (l.  2180). 

Die  Gerichtsbehörden  unteriassen  bknfig,  in  den  Erauchnngsschreiben,  welche 
behufs  Zustellung  von  Urkunden  gem&ss  Ziffer  6  der  Allgemeinen  Verfügung  Yom 
20.  Mai  1887  (Just.  Min.  Bl.  S.  139)  an  die  Kaiserlichen  Gesandten  und  Konsuln  im 
Auslande,  bezw.  direkt  an  die  auswärtigen  Behörden,  soweit  mit  denselben  ein  direkter 
Verkehr  in  diesen  Angelegenheiten  zugelassen  bt,  gerichtet  werden,  die  Namen  der 
Parteien  und*  Adressaten,  sowie  die  Aktenzeichen  und  die  Bezeichnung  des  zuzustellen- 
den Schriftsücks  snzugeben,  so  dass  nicht  selten  Schwierigkeiten  Terursaoht  werden, 
die  näheren  Daten  aus  den  auszuhändigenden  Schriftstficken  festzustellen  und  zu 
ergänzen.  Im  Interesse  eines  schleunigen  G^chäftsgangea  ist  es  wfinschenswerth, 
daaa  die  zuzustellenden  Urkunden  mit  einer  Adresse  yersehen  werden,  da  es  für  die 
Uebermittelung  der  Schiiftstflcke  an  die  Adressaten  eine  wesentliche  Erleichtening 
gewährt,  wenn  die  Adresse  nicht  erst  aus  der  Urkunde  selbst  ermittelt  werden  oiiisa. 

Die  Ziffer  6  der  Allgemeinen  Verfügung  vom  20.  Mai  1887  (Just Min.  BL  S.  139) 
erhält  deshalb  folgenden  Zuaatz: 

[In  dem  Ersuchen  um  Zustellung  ist  die  Prozesssache  nebst  Aktenzeichen  und 
die  Person,  an  welche  die  ZuateUung  zu  bewirken  ist,  sowie  daa  zuzustellende  Schrift- 
attlck  genau  zu  bezeichnen.  Femer  ist  auf  jede  zuzusteUende  Urkunde  unmittelbar 
unter  dem  oberen  Rande  der  ersten  Seite  der  VermeriE  zu  setzen:  „Zuzustellen  an 
(Name  des  Adressaten)  in  (Wohnort  des  Adressaten)''.] 
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B.  Ersuchen  an  die  Gerichtsbehörden  in  den  deutschen  Schutsgebieten. 
Beförderung  der  Ersuchungsschreiben  n»ch  den  Schutzgebieten. 

7.  Ersuchungsschreiben,  welche  in  den  Schutzgebieten  zur  Erledigung  gebracht 
werden  sollen,  sind  bis  auf  Weiteres  dem  Justizminister  beziehungsweise  in  eiligen 
FftUen  unmittelbar  dem  Heim  Idinister  der  auswfirtigen  Angelegenheiten  zur  Weiterbeför- 
derung einzureichen. 

Amtliche  Zuständigkeit  der  Gerichtsbehörden  in  den  Schutzgebieten. 

8.  Die  amtliche  Zustftndigkeit  der  Gerichtsbehörden  in  den  Schutzgebieten  ergiebt 
sich  aus  dem  Gesetz  Tom  17.  April  1886  betreffend  die  Rechtsverhjütnisse  der  deut- 
schen Schutzgebiete  (Reichs-GesetzbL  S.  75),  und  den  auf  Grund  desselben  erlassenen 
Anordnungen.  ^)*) 

Ersuchen  um  Znstellungen  in  den  Schutzgebieten. 

9.  Znstellungen  an  Personen,  welche  sich  in  einem  Schutzgebiet  befinden,  sind 
mittels  Ersuchens  der  Gerichtsbehörde  zu  bewirken;  bei  Ladungen  ist  der  Termin  unter 
Offenlassnng  einer  besonders  ger&umigen  Frist  zu  bemessen. 

Ersuchen  um  Zwangvollstreckungen  in  den  Schutzgebieten. 

10.  Die  Ersuchungsschreiben  an  die  Gerichtsbehörden  der  Schutzgebiete  um. 
Zwangsvollstreckungen  in  bürgerlichen  Sachen  sind  in  entsprechender  Anwendung  des 
§  700  der  Civüprozessordnnng  von  dem  Prozessgericht  zu  eriassen.  Der  Beifügung 
einer  vollstreckbaren  Ausfertigung  bedarf  es  nicht 

C.  Ersuchen  an  diplomatische  Vertreter  des  Reichs. 
Verkehr  mit  den  diplomatischen  Vertretern. 

11.  liEt  den  im  Auslande  beglaubigten  diplomatischen  Vertretern  des  Reichs  dfirfen 
die  Justizbehörden  nur  in  Zustellungsangelegenheiten  in  Schriftwechsel  treten,  imd 
zwar  ist  in  diesen  FftUen  der  unmittelbare  Geschftftsverkehr  gestattet  (vergl.  Ziffer  6)» 
Soll  in  anderen  Rechtshtllfesachen  die  Thfttigkeit  eines  diplomatischen  Beamten  in  An- 
spruch genommen  werden,  wie  insbesondere  dann, 'wenn  es  sich  um  die  Beförderung 
von  Ersuchungsschreiben  an  auslAndische  Behörden  im  diplomatischen  Wege  handelt 
(vergL  Ziffer  20),  so  ist  an  den  Justizminister  beziehungsweise  in  eiligen  Fällen  an  den 
Herrn  Minister  der  auswfirtigen  Angelegenheiten  zu  berichten. 

D.  Ersuchen  an  deutsche  Konsuln. 
Unmittelbarer  Verkehr  mit  den  Konsuln  zulftssig. 

12.  Die  an  einen  Konsul  gerichteten  Ersuchungsschreiben  sind  in  der  Regel  dem- 
selben unmittelbar  zu  übersenden  (vergl.  jedoch  für  die  britischen  Kolonien  und  aus- 
wfirtigen Besitzungen  Ziffer  29  Abs.  4).  Der  HeiT  Minister  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten ist  indessen  bereit,  in  eigentlichen  RechtshOlfesachen  —  ausschliesslich  der 
Ersuchen  um  Zustellung  —  auf  Ansuchen  der  Justizbehörden  seine  Vennittelung  ein- 
treten zu  lassen.  Machen  die  Justizbehörden  hiervon  Gebrauch,  so  ist  dem  an  den 
Jüstizminister  beziehungsweise  in  eiligen  Fällen  unmittelbar  an  den  Herrn  Minister  der 
auswfirtigen  Angelegenheiten  deshalb  zu  erstattenden  Bericht  das  an  den  Konsul  ge- 
richtete Ersuchungsschreiben  unverschlossen  beizufügen. 

Amtliche  Zuständigkeit  der  Konsuln. 

18.  Die  amtliche  Zuständigkeit  der  Konsuln  im  Allgemeinen  ergiebt  sich  aus 
dem  Gesetze  vom  8.  November  1867  (Bundes-Gesetzbl.  S.  137),  die  der  Konsuln  mit 
Gerichtsbarkeit  insbesondere  aus  dem  Gesetze  vom  10.  Juli  1879  (Reicbs-GresetzbL 
S.  197). 

Die  im  Auslande  bestehenden  Konsulate,  sowie  die  Abgrenzung  ihrer  Amts-  be- 
ziehentlich Jurisdiktionsbezirke  weist  das  aUjährlich  durch  das  Auswärtige  Amt  ver- 


*)  Vgl.  die  AUg.  Verf.  vom  1.  Mai  1891  unten  No.  48. 

^  Vgl  die  ADg.  Verf.  vom  20.  Februar  1893  unter  No.  51. 
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OfenÜichte,  im  Bochhandel  encheiiMiide  »VenwilrAmgii  dar  Kaifriich  ilnnfirlw 
talftto*  iiftch. 

Eue  üebenicht  fiber  die  mit  Omditibakttfc  «ugeotettetaa  Konguhi  igt  dmch 
die  Bekumtmachaiig  Tom  11.  Min  189b  (J.ILBL  S.  117)  sur  g^^üfai^—  dar  Jimtis- 
beheidMi  gebneht 

Konsnlaigeiiclilebvkeit  wird  snr  Zeit  thateichtich  aoagefibt:  in  Chnn«  Ja^aa, 
Korea,  lieroeeo,  Penieii,  Rnmlnien,  Seriaen,  ßiam,  eaf  den  Inaebi  der  Sfldeea»  enf  der 
BalkanbriHnt^l  and  in  der  Levante,  eowie  in  Zaniihar. 

Ersvchen  in  die  Konmdn  nit  Gkrichtebeikeit. 

14.  Soll  die  RechUhfilfe  in  einem  Lande  geleistet  werden,  in  wddwm  Konsolar- 
gerichtabarkeit  geübt  wird  (vergL  Ziffer  18X  ao  ist,  aelbst  wenn  der  Konral  cor 
Eiiedigang  des  Ersucbena  nicht  sostlndig  ist,  doeh  das  Ersoehangasdireiben 
selben  mit  der  Bitte  am  amtliche  Verwendong  sa  richten.  In  der  Regel  wird  der 
Konsol  durch  Verwendong  bei  der  snstindigen  LaadesbehOrde  oder  bei  dem  sustia- 
digen  Richterkonsul  einer  anderen  Macht  die  Leistung  der  ReehtshlUfe  keriieilttrsn 
kOonen.  Reicht  die  konsularische  Verwendung  nidit  aus,  oder  ersdieint  tobi  tqdi- 
herein ,  aas  besonderen  Orllnden  diplomatische  Vermittehmg  aagemessen,  so  ist  die 
bieraal  gerichtete  Bitte  aa  den  Justisminister  besiehungsweise  in  eiligen  FÜlan  ua» 
ndttelbar  an  den  Herrn  Minister  der  .auswirtigen.  Angdegeaheiten  su  riditen.  Der 
BeifBgnng  eines  an  die  fremde  Behörde  gerichteten  Ersnehnngssdmibens  bedarf  es  in 
beiden  FlDen  nicht 

Wegen  Ersuehen  um  ZnsteUnngen  Torg^  Ziffer  6. 

Ersudien  an  die  Konsuln  am  Vernehmung  tod  Aageklagtea 
16.  Die  Befagniss  sur  Vemehmnag  Toa  Angeklagten,  wddie  gerichtsseitig  Toa 
der  Verpflichtung  sum  Erscheinen  in  der  HJauptverbandlung  entbunden  sind  und  sich 
im  Auslaade  aaihaltea.  habea  nur  die  sur  Ausübung  der  Grerichtsbaikeit  eimlditigten 
Konsuln  (rerg^  2Sffer  18),  da  nur  sie  als  ersuchte  ^Richter"  im  Sinne  des  §  233  der 
Stra^vroseesordnung  su  betrachten  sind.  Den  flbrigen  Konsuln  steht  eine  ^ekb»  Be- 
fngnisa  nicht  su.  Ersuchen  um  Rechtshfilfe  in  dieser  Richtung  sind  deshalb,  laDs  die 
Vemehmang  in  einem  Lande  stattfinden  soll,  in  weldiem  Konsulaigericfatsbarkeit  nicht 
geübt  wird,  selbst  dann,  wenn  der  Angeklagte  ReidisangehOriger  ist.  nicht  an  den  be- 
treffenden Konsul,  sondern  an  das  sustindige  ansUndiscbe  Gericht  tu  richten  und  auf 
dem  ZUkg  90  angegebenen  Wege  su  belördem. 

Brsachea  aa  die  Koasuln  um  Eidesabnahme  und  ZeogenTeraehmung. 

16.  Ausser  den  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Konsuln  sind  snr  Ahnalime 
Ton  Eiden  und  cur  Vernehmung  Ton  Zeugen  nur  diejenigen  Konsuln  befugt,  denen 
hiena  die  ErmlchttgaBg  voa  dem  Herrn  Reichskanzler  aidT  Grund  des  §  20  des  Ge- 
setaes  Tom  a  Koyember  1867  (Bandes-GesetcbL  S.  187)  ausdrttddidi  erthdlt  isk  Die 
allgemein  hiersn  ermächtigten  Konsuln  sind  in  dem  KonsnlatsvenBeidimsa  (j9t^ 
Ziffer  18)  besonders  ersiehtlich  gemacht  Eine  üebersicht  derselben  ist  mit  der  Belcaant> 
machnag  Tom  11.  Mira  1885  (J.M.B1.  8. 117)  zur  Kenntnis»  der  Justizbeherden  g«fara^k 

FOr  den  einzelnen  Fall  können  die  Justizbehörden  die  Ertheilung  dieser  Ermäch- 
tigung an  einen  nicht  allgemein  mit  der  entsprechenden  Befugmss  ausgestattet^L  Konsul 
durch  Vermittelung  des  Justizministers  be&ehnngsweise  in  eiligen  Fillen  des  Herrn 
Mmisters  der  auswirtigen  Angelegenheiten  unter  ^eichzeitiger  Einreidiung  des  aa  den 
Konsul  gerichteten  offenen  Etsuchungsschreibens  nachsuchen. 

Regelmissig  sind  Ersuchen  wegen  Abnahme  eines  Eides  oder  AbhOros^  eines 
Zeugen  nur  dann  an  einen  nicht  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Konsul  za  riditen, 
wenn 

a)  die  Justizbehörden  sich  zuvor  versidiert  haben,  dass  deijenige,  um  dessen 
Beeidigung  oder  Vemehnuug  es  sich  bandelt,  an  dem  Amtssitze  des  Kon- 
suls selbst  oder  in  dessen  unmittelharer  Nahe  sich  aufhält,  und  daas  der^ 
selbe  Reichsangehoriger  ist,  sowie  wenn 

b)  nach  Lage  der  Sache  anzunehmen  ist^  dass  er  bereit  sein  wird,  wiA  ver^ 
nehmen  zu  lassen. 
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weil  der  Konsul  nur  unter  diesen  Voraussetsungen  in  der  Lage   ist,  dem   Ersuchen 
Folge  zu  geben  (vergL  jedoch  für  Qrossbiitannien  Ziffer  29). 

üriheilsyollstreckung  durch  die  Konsuln. 

17.  Zur  Vollstreckung  inl&ndischer  Strafurtheile  sind  nur  die  Konsuln  mit  Ge- 
richtsbarkeit befugt,  und  auch  diese  nur,  wenn  das  Urtheil  gegen  eine  Person  ergangen 
ist.  welche  der  Gerichtsbarkeit  des  Konsuls  unterliegt,  und  insoweit  es  sich  um  Geld- 
strafen oder  um  Freiheitsstrafen  handelt,  welche  die  Dauer  von  sechs  Wochen-  nicht 
übersteigen.  Um  höhere  Freiheitsstrafen  durch  einen  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestat* 
teten  Konsul  vollstrecken  zu  lassen,  bedarf  es  einer  von  Reichswegen  zu  ertheilenden 
Weisung  an  den  Konsul,  welche  in  einem  von  der  Strafvollstreckungsbehörde  an  den 
Justisminister  beziehungsweise  in  eiligen  Fftllen  unmittelbar  an  den  Herrn  Minister  der 
autwftrtigen  Angelegenheiten  zu  richtenden  Gesuche  zu  erbitten  ist. 

Auch  zur  Zwangsvollstreckung  in  bürgerlichen  *  Sachen  sind  ausschliesslich  die 
Konsuln  mit  Gerichtsbarkeit,  und  nur  gegen  die  ihrer  Gerichtsbarkeit  unterliegenden 
Personen  befugt  Das  betreuende  Ersuchungsschreiben  ist  in  GemAssheli;  des  §  700  der 
Civilprozeesordnung  von  dem  Prozessgerichte  zu  erlassen.  Dem  ErsuchungsBqbireibe& 
ist  die  vollstreckbare  Ausfertigung  beizufügen. 

Gebahren  und  Auslagen  der  Konsuln. 

18.  Zur  Deckung  der  durch  die  Erledigung  des  Ersuchens  bei  dem  etsuchten 
Konsul  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1872  (Reichs*Gesetzbl.  S.  245)  ent* 
stehenden  Gebühren  und  Auslagen  ist  seitens  der  ersuchenden  Behörde  thunlichst  bald, 
spätestens  aber  gleichzeitig  mit  dem  ErUss  des  Ersuchungsschreibens  von  dem  Antrag- 
steller beziehungsweise  von  der  hierzu  verpflichteten  Partei  ein  angemessener  Koste^- 
vorschuss  zu  erfordern,  und  davon«  dass  dies  geschehen,  dem  ersuchten  Konsul  Mit» 
theilung  zu  machen.  'Die  Beitreibung  des  Yorschnsses  ist  zu  beschleunigen. 

Nach  Eingang  der  auf  die  Erledigung  des  Ersuchens  bezüglichen  Schriftstücke 
sind  die  entstandenen  haaren  Auslagen  unverzüglich  und  ohne  Rücksicht  darauf 
zu  erstatten,  o6  eine  ersatzpflichtige  Partei  vorhanden,  und  ob  der  erforderte  Vorschußs 
eingegangen  ist  oder  nicht.  In  gleicher  Weise  sind  auch  die  liquidirten  Gebühren 
aus  der  Staatskasse  alsbald  zu  erstatten,  wenn  eine  ersatzpflichtige  Partei  nicht  vor* 
handen  ist,  oder  wenn  das  Ersuchen  sich  auf  Untersuchungen  bezieht,  welche  auf 
Grund  erhobener  Öffentlicher  Klage  oder  zur  Vorbereitung  einer  solchen  geführt  werden. 

In  allen  anderen  Fftllen  sind  die  berechneten  Gebühren  bei  den  Gerichts- 
behörden als  nach  dem  Eingange  zahlbare  durchlaufende  Gelder  zu  registriren  und 
erst  dann  zu  berichtigen,  wenn  sie  von  dem  Kostenschuldner  eingezogen  sind  (§§  98  ff. 
des  Gerichtskostengesetzes  und  §  27  des  Ausführungsgesetzes  vom  10.  Mftrz  1879» 
Gesetz-Samml.  S.  145). 

Werden  die  Grerichtskosten  wegen  Armuth  der  zahlungspflichtigen  Partei  ausser 
Ansatz  gelassen  oder  niedergeschlagen,  so  ist  hierüber  eine  Bescheinigung  auszustellen 
nnd  dem  Herrn  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  einzureichen,  damit  auf 
Grund  derselben  die  Gebühren  gemftss  §  2  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1872  von  dem 
Konsul  erlassen  werden  können.  In  der  Besoheinigang  ist  einerseits  die  derzeitige  (^age 
der  Sache  beziehungsweise  der  Inhalt  der  ergangenen  Entscheidung  ersichtlich  zii 
machen,  soweit  diese  ümstftnde  auf  die  Frage  von  Einfluss  sind,,  welche  Partei  die 
Kosten  zu  tragen  hat,  andererseits  sind  diejenigen  Thatsachen  hervorzuheben,  «us 
welchen  die  !2ahlungsunfähigkeit  des  Kostenschuldners  gefolgert  wird. 

Sind  die  G^richtskosten  nicht  wegen  Armuth,  sondern  aus  anderen  Grflnden 
ausser  Ansatz  gelassen  oder  niedergeschlagen  worden,  z.  B.  weil  der  Aufenthaltsort 
des  Zahlungspflichtigen  unbekannt  oder  ausserhalb  des  deutschen  Reiches  belegen  ist, 
80  sind  die  bei  dem  Konsul  erwachsenen  Gebühren  alsbald,  nachdem  von  der  Ein- 
ziehung der  Kosten  Abstand  genommen  ist,  auf  den  Fonds  zu  „haaren  Auslagen  in 
Civil-  und  Strafsachen**  zur  Zahlung  anzuweisen.  Dem  Herrn  Minister  der  auswttrtigen 
Angelegenheiten  ist  hiervon  Anzeige  zu  erstatten. 

Für  die  Rechtshülfe,  welche  von  den  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Konsuln 
in  Angelegenheiten  der  streitigen  Gherichtsbarkeit  geleistet  wird,   richtet  sich  in  Gre- 
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miMlieit  im  ü  ^^  ^^  ^  ^'^  Gesetzet  vom  10.  Juli  1879  (Reichs-GesetebL  &  197) 
die  Berecbnnng  der  Kosten  und  die  Pflicht  snr  Erstattung  derselben  nach  dem  Gerichts- 
kostengesetc  und  den  GebOhrenordnnngen  beziehungsweise  nach  §  165  des  Gerichts« 
yerfassungsgesetzes. 

Die  Erstattnng  der  Auslagen  und  Gebflhren  hat  in  der  Regel  nidit  an  den  er* 
snditen  Konsul  selbst,  sondern  an  die  Legationskasse  in  BeiMn  W.,  Wilhelmstarasse  Ko.  Td, 
kostenfrei  zn  erfolgen. 

K   Ersuchen  an  auslftndische  Behörden. 

Allgemeines. 

19.  BechtshOlfe  durdi  fremde  Behörden  ist  dem  Reich,  beziehentlich  Preussen 
rertragsmissig  fllr  EIbschifl!ahrtMchen  durch  die  Additional-Akte  rom  13.  April  1844 
(Geseta-SanunL  8.  458),  zur  Elbschifflüurta-Akte  Tom  28.  Juni  1821  (Gesetz-SammL 
fllr  188^  8.  9),  sowie  f&r  RheinsehÜRahrtssachen  durch  £e  reridirte  Rheinschifi&hrts- 
Akte  Tom  17.  Oktober  1868  (Gesetz-8ammL  Ar  1869  S.  798X  im  Uebrigen  nur  mit 
Bezog  anf  Btrafsaehen  in  den  bestehenden  AuslieferungsTertrSgen  gewährleistet.  Die 
Mehnahl  dieser  Vertrige  enthAlt  ausser  den  auf  die  Auslieferung  bezüglichen  Verein- 
bannigen  auch  Bestimmungen  aber  die  gegenseitige  Bewirkung  von  ZeugenTemehmungen 
und  anderen  üntersuchungshandlnngen  in  Strafeachen  (vergL  das  Nähere  unter  F  bä 
den  einzelnen  Lindem). 

Hiervon  abgesehen  gewihren  die  Behörden  der  frtsmden  Kulturstaaten  den  dies- 
seitigen Justizbehörden  auch  ohne  Vertrag  nach  internationalem  Herkommen  und  ant 
Grund  bestehender  Gegenseitigkeit  RechtshOlfe  sowohl  in  Strafsachen  als.  in  bOiger- 
liehen  Sachen,  indessen  mit  deiyenigen  Beschrinknngen,  welche  sich  aus  intematüwalem 
Gebranch  und  den  betreffenden  Landesgesetsen  ergeben. 

Beförderung  der  an  fremde  Behörden  gerichteten  Ersuchungsschreiben. 

20.  Die  an  fremde  Behörden  gerichteten  Ersuchungsschreiben  sind  in  der  RegeU  d.  h. 
soweit  der  direkte  Verkehr  nicht  durch  die  bestehenden  Vereinbarungen  ausdrficklidi 
gestattet  ist  (vergl.  Ziffer  27:  Dänemark,  38:  Oesterreich-Ungam,  35:  Rusaland  und 
87:  Schweiz,  siehe  auch  für  Rheinschifffahrts-Angelegenheiten  Ziffer  82:  Niederlande, 
Abs.  8),  auf  diplomatischem  Wege  zu  befördern. 

Die  ersuchende  Behörde  hat  das  Schreiben  zu  diesem  Zweck  nicht  dem  im  Aus- 
lande beglaubigten  diplomatischen  Vertreter  des  Reichs  (vergL  Ziffer  11),  sondern  dem 
Justizminister,  in  eiligen  Fillen  unmittelbar  dem  Herrn  Minister  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten unverschlossen  mittels  Berichts  einzureichen.  Ist  die  Adresse  der  aas- 
Iftndischen  Behörde  dem  Gerichte  nicht  bekannt,  so  kann  dieselbe  behufs  AusflUluug 
durch  den  Gesandten 'offen  gelassen  werden.  Auch  wenn  das  ersuchte  Gericht  bekannt 
ist«  empfiehlt  es  sich,  der  Adresse  hinzuzufögen:  „oder  an  die  sonst  zuständige  Be- 
hOrde**,  damit,  wenn  die  Unzuständigkeit  der  ersuchten  Behörde  sich  nachtrfiglich 
ergiebt,  das  Ersuchungsschreiben  ohne  Weiteres  an  die  znstSndige  anderweitige  Behörde 
des  fremden  Staates  abgegeben  werden  kann. 

Soll  die  RechtshOlfe  in  einem  Lande  geleistet  werden,  in  welchem  von  den  Kon- 
sidn  Gerichtsbarkeit  geflbt  wird,  so  kommt  die  Vorschrift  untv  Ziffer  14  zur  An- 
wendung. 

Sprache  und  Abfassung  der  Ersuchungsschreiben. 

21.  Wegen  Sprache  und  Abfassung  der  Ersuchungsschreiben  und  der  sonst  dabei 
zu  beobachtenden  Förmlichkeiten  vergL  Ziffer  2,  8  und  4. 

Die  BeifQgung  einer  Uebersetzung  in  die  fremde  Landessprache  ist  im  Allge- 
meinen nicht  eif orderlich,  vielmehr  zu  unterlassen  (vergl.  jedoch  Ziffer  32:  Niederlande, 
34:  Portugal  und  85:  Russland). 

^  Die  Bezugnahme  auf  Bestimmungen  der  deutschen  Prozessgesetze  ist  zu  ver- 
meiden, da  hierdurch  der  Schein  erweckt  wird,  als  sollten  die  auslfindischen  Behörden 
bei  der  Ausföhrung  des  Ersuchens  das  -fllr  sie  nicht  verbindliche  deutsche  Recht  zur 
Anwendung  bringen. 
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Erledigung  von  Beweisbeschlüssen  im  Auslande  auf  Beireiben  der  Partei. 

22.  In  vielen  auslftndischen  Staaten  stOsst  die  Erledigang  von  Anträgen  auf  Be- 
t^eisauftudune  nicht  selten  auf  Schwierigkeiten,  wenn  diese  Anträge  unmittelbar  von  der 
Partei  bei  den  ausländischen  Behörden  gestellt  werden.  Zur  Vermeidung  daraus  zu 
besorgender  Weiterungen  werden  deshalb  die  Gerichte  von  der  ihnen  nach  §  S29  der 
Civilprozessordnung  zustehenden  Befngniss,  dem  Beweisführer  die  Besorgung  des  Er- 
sachungsschreibens,  sowie  die  Betreibung  der  Erledigung  desselben  aufzugeben,  oder 
anzuordnen,  dass  der  BeweisfQhrer  eine  den  Gesetzen  des  fremden  Staates  oitspreohende 
öffentliche  Urkunde  über  die  Beweisaufnahme  beizubringen  habe,  ^weckniftBai gerweise 
nur  dann  Gebrauch  machen,  wenn  sie,  z.  B.  auf  Grund  früherer  FftUe,  Ursache  haben, 
anzunehmen,  dass  die  Gerichte  des  betreffenden  fremden  Staates  sich  der  Gewährung 
der  durch  die  Partei  unmittelbar  nachgesuchten  Rechtshülfe  unterziehen,  ohne  dass 
hieraus  für  die  Partei  besondere  Schwierigkeiten  und  Belästigungen  erwachsen.  Bei 
dieser  Prüfung  wird  auch  auf  den  Umstand  Gewicht  gelegt  werden  können,  ob  der 
BeweisfQhrer  selbst  Angehöriger  des  fremden  Staates  ist  oder  nicht. 

Besteht  keine  Ursache  zu  jener  Annahme,  so  ist  die  Regel  festzuhalten,  dass  das 
Gericht  selbst  das  Ersuchungsschreiben  erlässt  und  auf  dem  Ziffer  20  angegebenen 
Wege  befördert. 

Die  Beobachtung  dieser  Regel  erweist  sich  insbesondere  auch  im  Rechtshfllfevw^ 
kehr  mit  Belgien,  Frankreich,  den  Niederlanden  undRussUnd  forderlich,  da  in 
diesen  Ländern  die  Erledigung  von  Beweisbeschlüssen  auf  Antrag  dner  Partei,  soweit 
sie  überhaupt  zu  ermöglichen  ist,  doch  nur  durch  Aufwendung  besonderer  Kosten,  z.  B. 
ür  die  Bestellung  eines  Anwalts  in  dem  fremden  Lande,  sich  bewirken  lässt  Im  Interesse 
der  beweispflichtigen  Partei,  namentlich  wenn  dieselbe  nicht  dem  betreffenden  fremden 
Staate  angehört,  empfiehlt  es  sidi  daher,  dass  das  Ersuchungsschreiben  um  Gewährung 
der  Rechtshülfe  vom  Gericht  erlassen  wird  (vergL  jedoch  für  Portugal  Ziffer  ä4). 

Zu  einer  diplomatischen  Vermittelung  behufs  Herbeiführung  einer  Beweisaufnahme, 
deren  Betreibung  gerichtsseitig  der  Privatthätigkeit  einer  Partei  überlassen  ist,  liegt 
ein  Anlass  in  der  Regel  nicht  vor;  der  Herr  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
pflegt  deshalb  von  seiner  amtlichen  Mitwirkung  zur  Beförderung  von  Anträgen  einer 
Partei,  welche  die  Vornahme  von  Beweishandlungen  durch  ein  ausländisdies  Gericht 
bezwecken,  abzusehen. 

Ersuchen  um  Zeugenvernehmung  in  Strafsachen. 

23.  In  Belgien,  Frankreich,  Luxemburg  und  Spanien  ist  nur  das  nach 
dem  Erlass  des  Anklagebeschlusses  (arrdt  d*accusation)  wissentlich  falsch  abgegebene 
Zeugniss  strafbar.  Ersuchen  um  eidliche  Yemehmung  von  Zeugen,  welche  in  jenen 
Ländern  erledigt  werden  sollen,  sind  deshalb,  wenn  thunlich,  erst  nach  der  Eröffnung 
des  Hauptverfahrens  zu  erlassen. 

UrtheilsvoUstreckung. 

24.  Zur  Vollstreckung  diesseitiger  Urtheile  in  Strafsachen  wird  von  keinem  fremden 
Staate  Rechtshülfe  geleistet. 

Dasselbe  gilt  im  Allgemeinen  auch  von  der  Zwangsvollstreckung  in  bürgerlichen 
Sachen.  Nach  den  Gesetzen  fast  aUer  fremden  Staaten  kann  eine  solche  nur  in  einem 
von  der  Partei  vor  dem  fremden  Gericht  zu  betreibenden  Verfahren  erwirkt  werden. 
Die  Vorschrift  des  §  700  Absatz  1  der  Civilprozessordnung  hat  deshalb  zur  Zeit  nur 
geringe  praktische  Bedeutung. 

Die  Vollstreckung  von  Entscheidungen  der  Eibzollgerichte  und  der  Rheinschiff- 
fahrtsgerichte  in  Strafsachen  vrie  in  bürgerlichen  Sachen  ist  jedoch  durch  §  50  der 
Additional-Akte  zur  Elbschiffahrts-Akte  vom  13.  April  1844  (G.S.  S.  458)  und  be- 
ziehungsweise durch  Artikel  40  der  revidirten  Rheinschiffahrts-Akte  vom  17.  Oktober 
1868  (G.S.  für  1869  S.  796)  auch  in  den  in  Betracht  kommenden  fremden  Staaten  ge- 
währleistet 
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F.  Besonder«  Bemerkungen  Aber  den  RechtihlllfeTerkehr  mit  eiAselftea 

fremden  Ländern. 

Belgien. 

25.  Die  Rechtehfllfe  in  StnAMhea  regelt  sich  nach  Artikel  IS,  U  and  15  des  Ans- 
lieferangvrertregs  swieehen  dem  Reicli  nnd  Belgien  vom  24.  Desember  1874  rBeid»- 
Gesetsbl.  für  1875  8.  73  fll). 

Fttr  Reehtsbfllfe  in  bfligeritchen  Sachen  berechnen  die  belgischen  JoatidMhdrdeB 
Oebflhren  und  Aaslagen,  einschliesslich  der  Uebersetcnogskosten  nnd  der  dai^  dk 
Bestellung  eines  Anwalts  som  Betriebe  der  Saehe  tot  dem  belgischen  Gericht  enrach- 
senen  Kosten. 

Seitens  der  belgischen  JustisbehOrden  werden  Ersuchnngssehraiben  deutscher 
Gerichte  in  Streitsachen,  für  welche  im  Reich  der  betreltoden  Partei  das  Atmenredit 
bewilligt  iat|  derart  erledigt,  dass  die  Kosten  bis  anm  Aasgange  des  Rechtaatreita  ge- 
stundet werden  and  ihre  Bcnfi  ohtigmig  nur  für  den  Fall  beanqinifiht  wird,  dass  die  ia 
die  Kosten  Teraitheilte  Partei  aablangsfthig  ist.  In  diesen  Fillm  ist  Toa  deas  Aas- 
gauge  des  Rechtsstreites  (§4  93  ff.  des  Gerichtskostengesetaes)  nnd  danran»  ob  die  aar 
nagang  der  Kosten  verartheUte  Partei  sahlungsfUiig  ist  oder  nicht,  dam  JoBtimninst» 
beaiehongsweise  dem  Herrn  IGnister  der  auswärtigen  AngelegenheitaB  aUiald  Amn^ 
an  erstatten. 

Wegen  Betreibong  der  Brledigung  Ton  BeweiabeschlOssen  dnreh  die  Partei  ist 
SSffer  22,  wegen  der  Ersuchen  um  eidliche  Yemehmang  von  Zeagen  ia  Stratecfa^a 
Ziffer  28  n  Terg^eichea. 

Brasilien» 
28.  Wegen  der  Beehtshfllfe  in  Strafsachen  vergL  Artikel  14.  15  and  16  des  Aus* 
lieferangsrertraga  swiaehen  dem  Reich  und  Brasflien  vom  17.  September  1877  (Beiehs- 
GesiBtsbL  (Qr  1878  &  28881). 

D&nemark. 

27.  Dia  Jnstiaibehllrden  im  Bezirk  des  Oberiandesgerichts  au  Kiel  dfiribn  mit 
den  dinisohen  Beherden  in  schleunigen  Sachen  anter  Beschrlakang  auf  daa  thatsBdi- 
liche  YerfilltaiBs  und  mit  Vermeidung  jeden  Bingehens  auf  prinzipielle  Fragen  nach 
Maasgabe  des  Ciiknlars  der  Schleswig-Holsteinischen  Laadesregieraag  Tom  17.  Febnuur 
1865  nnd  des  Anaachreibens  der  Regierung  des  Heraogthoms  Laaenbnig  Tom  18.  de»- 
aelben  Monats  nnmittelbar  yerkehren  (Verordnungsblatt  Ar  SchleawIg-HolBtesn  und 
.Lanenburg  fllr  1865  8. 27;  Offiaielles  Wochenblatt  fllr  Lauenbnrg  Uhr  1885  8.  28)l 

Dieser  anmittelbare  Geschäftsverkehr  erstreckt  sich  jedoch  nicht  an/  die  Er- 
suchen am  ZusteUungen  oder  um  Aushändigung  gerichtlicher  Schriitstllcke;  in  der> 
artigen  Angelegenheiten  ist  vielmehr  das  Ersuchungsschreiben,  sobald  ea  sieh  nidit  um 
eine  Zasteliong  oder  Aushftndigung  an  einen  ReichsangehOrigen  handelt  (vergL  Ziffer  6 
anter  b),  stets  an  d«&  Kaiserlichen  Gesandten  in  Kopenhagen  au  richten. 

Fflr  Reditshfilfe  in  borgerlichen  Sachen  berechnen  die  däniadien  JustiibehOrdea 
Gebtthren  und  Auslagen  in  gleicher  Weise  wie  die  belgischen  (rergL  Zaffm  25  Abs.  2jl 
Däniseherseits  ist  jedoch  im  Wege  der  Gegenseitigkeit  din  kostenfreie  Erledigung  toh 
EflMichungssehreibett  in  Streitsachen  zugesagt,  in  welchen  die  betreffende  Partei  iai 
Reiche  zam  Armeniecht  zugelasssen  ist 

Frankreich. 

28.  Die  Oewähmng  der  R^chtshoUe  durch  fhonOsiache  Bekllrden  geschieht  kosten- 
frei, aoch  in  bärgeriiehen  Rechtsatreitigkeiten* 

Wegen  Betreibang  der  Siledigang  von  Beweisbeaehlflsscn  dnroh  die  Partei  ist 
Ziffer  22,  wegen  der  Brsiiehen  nm  ei^che  Vemehmong  van  Zeigen  fai  Strafcarhea 
Ziffer  28  au  ^^eri^eiehaii. 

Orossbritannien. 

29.  Der  }Jrlass  von  Ersuchongsaehreiben  an  biitiaehe  JoatiibehllrdeQ  ea^pftehH 
sich  wegen  dei   dabei  zu  beobachtenden  Fermiiohketten  und  der  danna  aioh  lai^ 
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ergebettden  Weltennigea  im  Allgemeinen  nkht,  ist  aber  anch  entbehriiob«  da  die 
kl  Teranigten  Königreiche,  in  den  britisdien  Kolonien  vnd  aasvftrtigen  BesitEongeii 
besteüten  dentschen  Konsuln  vorkommMidenfalla  die  Reditahfilfe  selbet  gewähren  oder 
dearen  OewShrong  bei  den  LandesbehOrden  erwirken  können.  Insbeiondere  gut  Am 
von  ZengenTernehmungen  mid  Eidesabnahmen. 

Die  beseichneten  Konsuln  sind,  wenn  sie  von  einem  deutschen  Oerichte  um  Herbei* 
ftthmng  eines  solchen  Aktes  der  Bechtshlllfe  ersucht  werden.  In  bOrgeriichen  Sachen 
m  GbmSasheit  des  durch  die  allgemeine  Verfügung  vom  14.  Juni  1866  (J.M*B1.  S.  182) 
mitgetheilten  brilaschen  Gesetzes  vom  29.  Juli  1856  (19  und  20  VIet  c  118),  in  Straf- 
sachen nicht  politischer  Natur  auf  Grund  des  britischen  Geaetses  vom  9.  August  1870 
(38  und  84  Tict  c  52  s.  24)  in  der  Lage,  sich  selbst  oder  ein«  dritten  Person,  ins» 
besondere  einem  anderen  deutschen  Konsularbeamten,  die  Ermächtigung  sur  Ver» 
aehmung  des  Zeugen,  beziehentlich  zur  Abnahme  des  Eides  seitens  des  sustAndigen 
britischen  Gerichtehofes  selbst  dann  ertheilen  zu  lassen,  wenn  es  sich  um  die  Ver- 
nehmung von  Personen  handelt,  welche  nicht  EeichsangehOrlge  sind. 

Soll  die  Bechtshfllfe  in  Grossbritannien  selbst  oder  in  Irland  geleistet  werden, 
■o  ist  das  Ersuchungsschreiben  stets  an  den  Generalkonsul  in  London  zu  riditen« 
welcher  die  Erledigung  desselben  auch  dann  yeranlassen  beziehungsweise  vermitteln 
wird,  wenn  diese  im  vereinigten  Königreiche  ausserhalb  Londons  stattzufinden  hat. 

Handelt  es  sich  um  Leistung  von  Rechtshfilfe  in  einer  britischen  Kolonie  oder 
«Dswftrtigen  Besitzung,  so  ist  das  Ersuchen  an  den  für  den  Bezirk  zustfindigen  Konsol 
sn  lichten  und  dem  Justizminister,  in  eiligen  Fällen  dem  Herrn  Minister  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  mit  der  Bitte  um  Vermittelung  der  Erledigung  uuversehlossen 
einzureichen. 

Ffir  Strafsachen  nicht  politischen  Charakters  bieten  ausserdem  die  Pariameats- 
akte  86  und  87  ^ct  c  60  s.  5  die  Möglichkeit,  durch  einen  anf  diplomatisciiem  Wege 
SU  erwirkenden  Befehl  eines  secretary  of  State  die  Auibahme  des  Zeugenbeweises  einem 
britischen  Polizei-  oder  Friedensrichter  Obertragen  zu  lassen.  Sollten  aus  besonderen 
in  der  Sache  liegenden  Grflnden  die  Gerichte  ausnahmsweise  Veranlassung  haben,  dis 
Erledigung  von  Beweisaufhabmen  auf  diesem  letzteren  Wege  zu  beantragen,  so  sind 
die  desfallsigen  Gesuche  unter  Darlegung  der  Grflnde,  aus  welchen  dieser  Weg  ge- 
wählt worden,  stets  bei  dem  Justizminister  anzubringen. 

Ersuchen  um  Zustellungen  sind  stets  an  denjenigen  Konsul  zu  richten,  in 
dessen  Amtsbezirk  die  Zustellung  erfolgen  soll,  und  wenn  es  sich  um  eine  Zustellung 
Im  vereinigten  Königreiche  handelt,  dem  Generalkonsul  in  London  mit  der  Bitte  nm 
Uebermittelung  an  den  zuständigen  Konsul  unverschlossen  zu  Obersenden.  Soll  die 
Zustellung  dagegen  in  einer  britischen  Kolonie  oder  auswärtigen  JBesitzung  bewirict 
werden,  so  ist  das  Ersuchen  an  den  zustfindigen  Konsul  direkt  abzusenden  (vergl.  ZÜEsr  6)« 

Fjär  die  Gewährung  der  Bechtshfllfe,  soweit  sie  durch  die  Konsuln  erfolgt,  werden 
Oebflhrdn  und  Auslagen  berechnet.    Wegen  Erstattung  derselben  veigL  Ziffer  18. 

Italien. 
80.  Die  Rechtshfilfe  in  Straüsachen  regelt  sich  nach  dem  Auslieferungsvertrage 
swisehen  dem  Reich  und  Italien  vom  81.  Oktober  1871  (Reichs-Oesetzbl  S.  446  ff.) 
Artikel  12,  18  und  14. 

Ffir  Rechtfihfllfe  in  bfirgerlichen  Sachen  berechne  die  itafienischen  Gerichte  Ge« 
bohren  und  Auslagen. 

Luxemburg. 

8L  Die  Rechtshfilfe  in  Strafsachen  regelt  sich  nach  dem  Ausli^rungsvertrage 
des  Reichs  mit  Luxemburg  vom  9.  März  1876  (Reichs-GesetzbL  S»  288  iL)  Artikel  Uk, 
14  und  15. 

Wegen  der  Ersuchen  um  eidliche  Vernehmung  von  Zeugen  in  StraÜMchen  ist 
2ffer  28  zti:  Vorzeichen. 

Ffir  die  Gewährung  der  Rechtshfilfe  in  bfirgerlichen  Sachen  berechnen  die  luxem- 
burgischen Gerichte  Gebfihren  und  Auslagen« 
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Die  Enachen  um  Rechtshüfe  in  Streitsachen,  für  welche  im  Reich  der  betreffen- 
den Partei  das  Armenrecht  bewilligt  ist,  werden  seitens  der  Inzembargisdien  Gerichte 
nur  unter  folgenden  VoraussetKongen  als  Armenrechtssachen  eriedigt: 

a)  dem  Ersuchen  des  Gerichts  um  Rechtshfllfe  ist  ein  besonderer  Antrag  des 
Gerichts  um  Oewfthrung  des  Armenrechts  für  die  Ehrledigung  des  Ersuchens, 
sowie  eine  begianbigte  Abschrift  desjenigen  gerichtlichen  Beschlusses  beiza- 
fttgen,  durch  welchen  f&r  die  vorliegende  Streitsache  das  Armenredit  be- 
willigt worden  ist; 

b)  die  durch  die  Eriedigung  de«  Ersuchens  entstehenden  haaren  Auslagen,  nament- 
lich die  an  Zeugen  und  Sachverst&ndige  gezahlten  Gebühren  und  die  Porto- 
kosten sind  unbedingt  seitens  des  ersuchenden  Gerichts  au  erstatten: 

c)  die  G«neialstaatsanwalt8chaft  in  Luxemburg  ist  Ton  dem  Ausgang  des  Rechts- 
streites, in  welchem  das  Ersuchen  nothwendig  geworden  (§§  98  ff.  des  Gerichts- 
kostengesetses),  in  Kenntniss  zu  setzen. 

Die  unter  a  bezeichneten  Schriftstflcke  sind  gleichzeitig  mit  dem  Ersuchnngs- 
lehreiben,  die  unter  c  gedachte  Mittheilnng  alsbald  nach  Beendigung  des  Rechtsstreits 
gemäss  Ziffer  20  dem  Justizminister  zur  Weiterbeforderung  einzureichen. 

Niederlande. 

82.  Die  Reohtshtllfe  in  Strafsachen  regelt  sich  nach  dem  Ausltefemngsrertrage 
zwischen  Preussen  und  den  Niederianden  vom  17.  November  1850  (G.S.  S.  609£) 
ArUkel  8,  9  und  10. 

Die  im  Artikel  8  Absatz  8  dieses  Vertrags  yorgeschriebene  firanzSsische  üeber- 
•etsung  des  Ersuchungsschreibens  wird  niederlftndischerseits  nicht  gefordert,  wenn  das 
Ersuchungsschreiben,  gleich  dessen  Anlagen,  mit  lateinischen  Buchstaben  geschrieben 
istb  In  diesen  F&llen  und  bei  den  in  bOrgeriichen  Sachen  an  die  niederifindischen  Ge- 
richte ergehend«!  Ersuchungssehreiben  und  deren  Anlagen  ist  deshalb  aus  nahm  •• 
weise  lateinische  Schrift  anzuwenden. 

Hinsiehtlich  der  Reohtshülfe  in  Rheinschiffahrts-Angelegenheiten  ist  der  Artikel  40 
der  revidirtMi  RheinscyffUirts-Akte  vom  17.  Oktober  1868  (G.S.  itlr  1869  S.  796)  mass- 
gebend. In  derartigen  Angelegenheiten  findet  zwischen  den  Rheinschifiahrtsgeriehten 
und  den  niederlindisehen  l^hOrden  unmittelbarer  Schriftwechsel  statt  (vergL  Ziffer  19 
und  24). 

Für  die  Eriedigung  von  Ersuchungsschreiben  in  bfirgerlichen  Sachen  berechne 
die  niederländischen  GerichtsbehOnfen  Gebflhren  und  Auslagen. 

Wegen  Betreibung  der  Erledigung  von  Beweisbeschlüssen  durch  die  Partei  vergL 
Ziffer  22. 

Oester  reich -Ungarn. 

83.  Zwischen  den  preussischen  Justizbehürden  und  den  Justizbehürden  Oester- 
reich-Ungamp  ist  unmittelbarer  Schriftwechsel  zulässig,  und  diplomatische  Ver> 
mittelung  findet  nur  dann  statt,  wenn  besondere  Verhältnisse,  wie  z.  B.  sprachliche 
Schwierigkeiten,  eine  solche  Vermittelung  unvermeidlich  oder  wünschenswerth  ei^ 
scheinen  lassen. 

Die  Rechtshülfe  in  ElbschÜbhrtsangelegenheiten  regdt  sich  nach  dem  §  60  der 
Additional-Akte  zur  Elbschiffeüirts-Akte  vom  18.  April  1814  (G.S.  S.  458)  —  vergi. 
Ziffer  19  und  24. 

Ersuchen  um  Zustellungen  an  Personen,  welche  in  der  Annee  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie  dienen,  sind  an  äsA  Ckneralkommando  derjenigen  Provinz  zu 
richten,  in  welcher  die  betreffende  Militärperson  ihren  Standort  hat;  ist  dieser  Ort 
nicht  bekannt,  so  ist  das  Ersuchen  dem  Ejoseriichen  Botschafter  in  Wien  zu  über- 
mitteln. Der  letztere  ist  auch  dann  um  die  Erledigung  des  Ersuchens  anzugehen, 
wenn  es  sich  um  die  Zustellung  der  an  eine  im  aktiven  Militärdienst  stehende  Person 
gerichteten  Ladung  vor  ein  deutsches  Gericht  handelt. 

Ersuchen  um  Zustellungen  werden  seitens  der  ungarischen  Justizb^ürden  nur  in 
der  Weise  erledigt,  dass  diejenige  Person,  welcher  das  betreffende  Schriftstück  ans- 
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gehftndigt  werden  soll,  aufgefordert  wird,  dasselbe  binnen  acht  Tagen  persönlich  oder 
durch  einen  Bevollrnftchtigten  an  der  Gerichtsstelle  abzuholen,  widrigenfalls  angenommen 
werde,  dass  sie  die  Empfangnahme  des  SchriftstAcks  ablehne,  und  dessen  RQoksendung 
an  die  ersuchende  Gerichtsbehörde  erfolgen  würde.  Wenn  die  Partei  zur  Abholung 
des  Schriftstücks  erscheint,  so  wird  ihr  von  der  ungarischen  Gerichtsbehörde  der  Inhalt 
desselben  mitgetheilt  und  sie  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  sie  das  Schriftstück 
annehmen  oder  dessen  Uebemahme  ablehnen  könne. 

Die  Osterreichischen  und  die  ungarischen  Gerichte  berechnen  für  die  Erledigung 
▼on  Ersuchen  um  Rechtshülfe  sowohl  haare  Auslagen,  wie  auch,  falls  die  ersatzpflichtige 
Partei  zahlungsfähig  ist,  Gebühren;  die  ungarischen  Gerichte  inbesondere  auch  die 
Kosten,  welche  für  die  Uebersetzung  des  Ersuchungsschreibens  in  die  ungarische 
Sprache  erwachsen.  Jedoch  wird  die  Erstattung  deijenigen  Gebühren  und  Auslagen 
niclit  verlangt,  welche  bei  der  Zustellung  oder  Aushändigung  gerichtlicher  Verfügungen 
und  Urtheile  entstehen. 

Für  die  Behandlung  der  portopflichtigen  Korrespondenz  zwischen  den  diesseitigen 
lud  den  Behörden  Oesterreich-Ungams  gelten  folgende  Grundsätze  (vergl.  Bekannt- 
machung des  Reichskanzlers  vom  31.  Oktoter  1873,  Reichs-Gesetzbl.  S.  366): 

a)  portopflichtige  Sendungen  sind  stets  von  der  absendenden  Behörde  zu  fhm- 
kiren; 

b)  bei  Korrespondenz  zwischen  Behörden  in  Parteisachen  entrichtet  die  ab- 
sendende Stelle  das  Porto  auch  in  solchen  Fällen,  in  welchen  die  Pflicht  zur 
Portozahlung  einer  im  Gebiete  der  empfangenden  Stelle  beflndlichen  Partei 
obliegt; 

c)  die  empfangende  Stelle  ist  zwar  befugt,  den  Portobetrag  von  der  Partei  ein- 
zuziehen, jedoch  soll  von  einer  Erstattung  desselben  an  die  absendende  Be- 
hörde des  anderen  Staates  bis  auf  Weiteres  Abstand  genommen  werden. 

Ein  Verzeichniss  der  österreichischen  und  der  ungarischen  Gerichte  ist  mit  der 
Bekanntmachung  Tom  12.  Mai  1884  (J.M.B1.  S.  114)  abgedruckt. 

Portugal. 

84.  Den  Ersuchungsschreiben  an  portugiesische  Justizbehörden  sind  Uebersetsungen 
in  die  portugiesische  Sprache  beizugeben,  welche,  gleich  den  Ersuchungsschreiben  selbst, 
▼on  einem  portugiesischen  Konsul  zu  beglaubigen  sind.  Der  Justizminister  wird  die 
Beschaffung  der  Beglaubigung  und  erforderlichenfalls  der  Uebersetzung  vermitteln. 

Beweisbeschlüsse  in  bürgerlichen  Sachen  lassen  sich  in  Portugal  nicht  im  Wege 
des  Ersuchungsschreibens,  sondern  nur  durch  Privatthätigkeit  der  Partei,  welche  einen 
in  Portugal  fungirenden  Anwalt  zu  bestellen  hat,  der  Erledigung  zuführen. 

Russland. 

85.  Nach  Massgabe  des  Abkommens  vom  4.  Februar  /  23.  Januar  1879  (G.  S. 
S.  138)  flndet  unmittelbarer  Schriftwechsel  statt  im  Verkehr  der  folgenden 
preussischen  Justizbehörden,  nämlich  des  Kammergerichts,  der  Oberlandesgerichte 
zu  Breslau,  Königsberg  L  Pr.,  Marienwerder,  Posen  und  Stettin,  der  zu 
dem  Bezirk  der  vorbezeichneten  Gerichte  gehörigen  Landgerichte,  sowie  der  Oberstaats- 
anwälte und  der  Ersten  Staatsanwälte  bei  diesen  Gerichten  einerseits,  mit  den  russi- 
schen Justizbehörden  des  Gerichtsbezirks  Warschau,  nämlich  der  Justizkammer, 
dem  Handelsgericht  und  dem  Beziriesgericht  zu  Warschau,  den  Bezirksgerichten  zu 
Kaiisch,  Kielce,  Lomza,  Lublin,  Petrikau,  Plock,  Radom,  Siedice  und 
Suwalki,  den  Assisenhöfen  bei  den  Friedensgerichten  der  Torbezeichneten  Bezirke, 
den  Präsidenten  und  den  Staatsanwälten  bei  diesen  Gerichten  andererseits.^)^ 


^)  Erklärung  vom  28./16.  Januar  1893  (Ges.Samml.  S.  83). 


Das  Kammergericht  zu  Berlin,  die  Oberlandesgerichte  zu  Breslau,  Königsberg, 
Marienwerder,  Posen  und  Stettin  und  die  Oberstaatsanwälte  bei  diesen  Gerichten,  die 
zu  den  Bezirken  des  Kammergerichts  und  der  genannten  Oberlandesgericbte  gehörigen 


lOBB  Europa. 

Die  n  dm  ToitaiMuiteii  BenikM  fehOng«B  fmnmthtm  AitttafarickU  hihm 
bthoff  der  Abfumag  dar  aati^reelMadea  Snodumgm&rriba«  la  &  m  8i  ' 
d«B  raiiiMheB  JutisbehOrden  die  Yermitteliiiig  der  LendgerichtoitiMdeBlc«, 
nwllto  bei  de&  bei  Amtegeriebten  fBfcfldeCe&  Stnflnoimeni  «ad  fie 
VennMefaBg  der  Enten  SteitaawilCe  bei  den  LeadgericbteB  in  Aaq. 

Die  Joriadiklaoasbesirke  der  in  Rede  etebenden  nieriecben  Qeiiobte  oad  duvbdfe 
allfeneine  Verftgnng  tob  1«.  Desember  1879  (J.M.BL  S.  474)  bekannt  gma^t  verdea. 

Bei  dieie«  dirdEten  OeadiAftireritebr  aind  aUe  Sendungen  an  raagiacbe  Oeriebia, 
aelbet  aoldie  ron  grOaeenn»  umfang,  in  eineat  Papiernmaeblag  sa  befördern  nad  nidil 
in  Leinewand  einsanlben,  denn  im  letaleren  F^  werden  dieae  Sendungen  iBoüaintKcb 
niehi  ala  Bdelii  aendem  ala  F^kete  bebaadeit,  an  der  Orenae  ^on  der  maeiadan 
ZoDbebflrde  geQflbet  nad  mit  den  bierdnrcb  eatatebeadea  GebObrea.  m  denn  Tn^aag 
die  «ranebte  raaaiaebe  JnatiabebOrde  aieli  nicbt  fttr  Terpfliclitei  enebtel,  beadiwert 

Die  Sendnngen  aind  ateta  ikanUrt  ibinlaaien  Die  Gewibnmg  der  Baebtahtifi 
geaeMaht  bei  dieeem  direkten  Oeaeblftuferfcebr  koatenfrai  (Art  7  dea  Abkommens). 

Inaowelt  daa  obengedacbte  AbkoaMiea  aiebi  Pinta  greifU  aiad  den  nach  Bneabad 
eniebenden,  eehleebtbin  anf  ^loamtiaekam  Wege  (toi^  ZUfor  90)  an  belMLenden 
Efanchangaacbraiben  üeberaetmmgen  fai  die  maaiache  Sprache  beianfligen,  Dieae  letaterea 
werden,  falls  sie  nicht  gieidiaeitig  mit  dem  Eranchongaaehreiben  eingersidit  worden 
aind«  anf  Venmlaaanng  dea  Herrn  Ministers  der  anawirtigen  AngeJeganbaiteB  dnreb  die 
Botaehaft  in  St  Peterabnig  gegen  Errtattong  der  Ueberaetaongakoaten  beaeigt  werdea. 

Betrült  das  Brauchen  die  Zuatellung  einer  Ladung  an  eine  im  emopÜacheB 
Bnasland  beihidliohe  Peraon,  und  kommt  auf  daaaelbe  daa  Abkoaunen  ?om  4.  Fehniar 
beaw.  2S.  Januar  1879  nicht  mr  Anwendung,  ao  ist  bis  cum  Termin  eine  Frist  Ten 
mindeatens  drei  Monaten  yom  Abgang  dea  ErsuchnngsschreibeBs  ab  frei  sa  lasaea, 
uad  swar  auch  dann,  wenn  fie  ZosteUong  durch  einen  Konsul  bewirkt  werden  kann. 

Bfaie  üebersioht  Aber  die  OerichtabebOrden  Rnsslands  ist  der  Anlage  A  su  der 
AUfiBeinen  VerAgung  rem  tt.  Februar  1888  (J.M.BL  S.  46)  bekannt  gesucht 

Fttr  die  Oewfthrung  der  RechtshfUfe  in  bOrgerlidien  Sachen  wwdoi  Ton  den 
fwaaiachen  Oerichten  der  Oataeeprovinaea  OebOhren  und  Analagen  berechnet;^  im 
Uebfigen  erMgt  auch  auaaerhalb  dea  Abkoauaena  Tom  4.  Febraw  /  S8.  Janaar  1879 


Lsndgariehte  and  die  eraten  Btaataanwttte  bei  den  letateren  ...,•...  efaeneits  — 
und  dUe  Deaiikegerichte  au  Libaa,  Kowno,  Orodno,  die  Staataanwilte  bei  dieaen  6e- 
rjehten,  die  AaaiaenhOfe  bei  dea  Friedenageriditen  der  Toxgenannten  Besiike»  ün 
Juatislonnmetn  au  St  Petersburg  und  Wilna  und  die  Stäatesnwilte  bei  dieaen  Jnstia» 
kammem  •••»••..  andereraeita  —  werden  in  Zukunft  die  su  ihrer  Zustiadigkeit 
gehUrenden  SaelMSi  sowohl  unter  sich,  als  auch  mit  den  anf  Grund  der  Abkommen  Tom 

•  4.  Februar  /  28.  Januar  1879  und anm  unmittelbaren  Geschiftsveikehr  be* 

ftigten  beideraeitigen  Gerichten  und  Staatsanwälten  auf  dem  Wege  des  unmittelbaren 
Geaebiftsveriwhrs  erledigen. 


*)  Allg.  Verl.  Tom  81.  Juli  1898,  betr.  die  ansitsliche  Erkl&rnng  vom 
88./16.  Januar  1898  su  den  mit  Boasland  am  4.  Februar  /  23.  Januar  1879  und 
29./17.  August  1888  wegen  des  unmittelbaren  Geachftftsverkehrs  xwischen 
den  Preussischen  und  Russischen  JustisbehOrden  geschlossenen  Ab- 
kommen (Ges.Samml.  S.  88).    (JustMin.BL  8. 200). 

Die  Jnstik-BehOrden  werden  davon  in  Kenntnisa  gesetst  dass  die  xuaStsIiche  Br- 
kllrung  vom  28./18.  Januar  1898  au  den  mit  Russland  am  4.  Februar  /  28.  Januar  1879 
und  a§./17.  August  1888  wegen  des  nnmittelbsren  GesdiAftsTeikehrs  swiachen  den 
Preussischen  und  Russischen  JustisbehOrden  geschlossenen  Abkommen  am  8.  August  -* 
22.  JttU  d.  J.  in  Kimft  tritt. 

')  Nachdem  in  den  Gatseeprovinsen  die  neuen  Gerichte  1889  eingeftlhrt  worden 
aind,  gelten  auch  itlr  diese  die  Bestimmungen  Aber  die  kostenfreie  iMedignng  der 
Gesuche  um  Oewihrunig  der  Rechtshfllfo. 
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die  Leistung  der  Rechtshüfe  seitens  der  mssieckea  (}eriehte  0<ywolü  in  bfirgerlichen 
Sachen  wie  in  Strafsachen  in  der  Regel  kostenfreL 

Wegen  Betreibung  der  Erledigung  von  Beweisbeichltkssea  durch  die  Partei  vergl, 
Ziffer  22. 

Schweden  und  Norwegen. 

86.  Die  Rechtshfilfe  in  Strafsachen  regelt  sich  nach  dem  Aualiefemngsvertnig 
»wischen  dem  Reich  und  Schweden  und  Norwegen  Tom  19«  Januar  1878  (Reichs- 
OesetabL  8. 110  ff.)  Artikel  12,  18  und  U. 

Ausserhalb  des  so  geordneten  RechtshUlfevericehrs  ist  bei  Branchen  um  Abnahme 
von  Eiden  und  um  Vernehmung  Ton  Zeugen,  welche  in  Norwegen  erledigt  werden  sollen, 
SU  beachten,  dass  das  norwegische  C^ete  dem  Richter  nicht  gestattet,  im  Laufe  eines 
Prozesses  einen  Parteieid  abzunehmen;  die  Abnahme  eines  solchen  kann  viehnehr  nur 
auf  Grund  eines  den*  Bid  festsetzenden  Urtheils  erfolgen.  Die  Ladung  Ton  Zeugen 
findet  nicht  durch  das  (bricht,  sondern  lediglich  durch  die  Parteien  beiiehungsweise 
deren  Anwfilte  statt  Ebensowenig  befasst  sich  das  (Bericht  damit,  den  Parteieia  oder 
dem  ersuchenden  Oericht  von  dem  anberaumten  Termin  Eenntniss  zu  geb«n4  Bei  dem 
Eriaes  des  Ersuchungsschreibens  ist  deshalb  zu  berQcksichügen,  daes  mn  eine  Benach- 
richtigung von  der  Anberaumung  des  Termins  nicht  gebeten  werden  kannl  Eine  solche 
Benachrichtigung  kann  vielmehr  nur  in  der  Weise  herbeigeftihrt  werden,  das»  die  Par- 
teien an  dem  Ort»  an  welchem  die  Vernehmung  stattfinden  soll,  Anwälte  bevoUmftch- 
tigen,  welche  ihnen  privatim  von  dem  Termine  Eenntniss  geben;  ein  Verfahren,  welches 
erhebliche  Weiterungen  und  Kosten  verursacht. 

Für  die  Eriefigdng  von  Ersuchungsschreiben  in  borgerlichen  Saoben  berechnen 
die  schwedisciien  und  die  norwegischen  Justizbehörden  OebOhren  nnd  Auslagen. 

Schweiz. 

87.  Die  ReehtshflUls  in  Strafsachen  regelt  sich  nach  dem  AuaUeteiingevertrag 
swischen  dem  Beicli  vnd  der  Schweiz  vom  24.  Januar  1874  (Reieht-GesetibL  &  118  ff.) 
Artikel  12,  18  und  14. 

Zwischen  den  dentseken  imd  de«  sdiweiserischen  Jnstazbehftrdea  Ibdet  an* 
mittelbarer  Schriftwechsel  atactt,  nach  Massgabe  des  Abkommens  vom  L/l€lD^ 
zember  1878  (J.M.B1.  für  1879  8.  W),  d«h.  in  aüen  Fallen,  in  welchen  nicht  der  diplo« 
matische  Vericehr  durch  Staatsvertrig»  vofgeschneben  ist  oder  in  Folge  besondmr  Ver* 
h&ltnisse  r&thlich  erscheint. 

FQr  die  Behandlung  der  portopHiehllgen  Korrespondenz  zwischen  den  diesseitigen 
und  den  Behörden  der  Schweiz  gelten  die  oben  für  den  Verkehr  mit  Oesterreich* 
Ungarn  angegebenen  Grundsätze  (vergl.  Ziffer  88  Abi.  6  und  J.M.BL  Ikir  1878  S.  60). 

Die  schweizerischen  Justizbehörden  berechnen  ftlr  die  Briedigung  von  Ersuchen 
«m  Rechtshttlfe  in  bArgerlichen  Sachen  Oebtthren  und  Auslagen. 

Verzeichnisse  der  schweizerischen  Justizbehörden  sind  veröffentlicht  durch  die 
Bekanntmachungen  vom  20.  April  1888  (J.ILBL  8. 108)  und  vom  6.  Februar  1890^ 
(J.M.BL  &  78). 

Serbien. 

88.  Die  Bechtshfilfe  in  Strafsachen  erfolgt  bis  auf  Weiteres  in  OemSssheit  des 
Artikels  XXV  des  Konsularvertrags  zwischen  dem  Reich  und  Serbien  vom  6.  Januar 
1888  (Reichs-GesetzbL  S.  82  ff.)  seitens  der  serbischen  Behörden  unter  Voraussetzung 
der'  Gegenseitigkeit  nach  deigenigen  Orundsfttzen,  welche  seitens  Serbiens  mit  anderen 
Staaten  in  dieser  Hinsicht  vminbart  sind«  Nach  Inhalt  dieser  letzteren  Abreden  sollen 
in  Strafsachen  nicht  politisdier  Natur  alle  anf  diplomatischem  Wege  beförderten  Er- 
suchen um  Rechtshoife  im  Wesentliohen  unter  denselben  Voraussetzungen  erledigt 
werden,  unter  denen  solche  nach  Massgabe  der  in  neuerer  Zeit  seitens  des  Reichs  ab« 
geschlossenen  Anslieferungsvertr&ge  zur  AusfOhrung  zu  bringen  sind.  Die  Erledigung 
geschieht  in  der  Regel  kostenfrei,  jedoch  werden  die  flir  ^e  Gutachten  Saehverstin» 
diger  entstehenden  Kosten  berechnet«  falls  dieselben  mehr  ahi  einen  Termin  eirford«ni. 
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Spanien. 

39.  Die  Rechlehfllfe  in  Strafsachen  regelt  sich  nach  dem  AnsliefenugBrertrag 
twischen  dem  Reich  tmd  Spanien  vom  2.  Mai  1878  (Reichs-Gesetzhl.  S.  213  ff.)  Artikel  13, 
14  und  15. 

Hinsichtlich  der  Ersuchen  nm  eidliche  Vernehmung  von  Zeugen  in  Strafsachen 
ist  Ziffer  28  su  yergleichen. 

GebOhren  und  Auslagen  werden  von  den  spanischen  Justizbehörden  ftlr  die  Er- 
ledigung von  Ersuchungsschreiben  aach  in  bürgerlichen  Sachen  in  der  Regel  nicht 
berechnet. 

Sfldafrikanische  Republik  (Transvaal). 

40.  In  Oemässheit  des  Artikels  81  des  Freundschafts-  und  Handelsrertrags 
Ewischen  dem  Reich  und  der  Südafrikanischen  Republik  vom  22.  Januar  1883  (Reichs- 
GesetcbL  fQr  1886  S.  209)  erfolgt  die  Gewfthrung  der  RechtshOlfe  in  Strafsachen  seitens 
der  Behörden  der  genannten  Republik  bis  auf  Weiteres  unter  Voraussetzung  der 
Gegenseitigkeit  nach  demjenigen  Grundsitzen,  welche  seitens  der  Republik  anderen 
Staaten  gegenflber  in  dieser  Beziehung  beobachtet  werden.  Bei  Stellung  etwaiger  An- 
trige  sind  seitens  der  diesseitigen  Justizbehörden  die  aus  den  Vereinbarungen  des 
Reichs  mit  anderen  Staaten  sich  ergebenden  Voraussetzungen  zu  berflcksichtigen. 

Uruguay. 

41.  Die  RechtshoHe  in  StraÜBachen  regelt  sich  nach  dem  Auslieferungsrertrag 
zwischen  dem  Reiche  und  Uruguay  vom  12.  Februar  1880  (Reichs-Gesetzbl.  ftlr  1888 
S.  287  ff.)  Artikel  18,  14  und  15. 

Wenngleich  hiemach  vereinbart  ist,  dass  das  Ersuchungsschreiben  auf  diploma- 
tischem «oder  konsularischem**  Wege  der  fremden  Regierung  mitgetheilt  werden  soll 
so  haben  doch  die  diesseitigen  Behörden  die  Beförderung  des  Ersuchungsschreibens 
stets  auf  dem  Ziffer  20  angegebenen  Wege  zu  veranlassen  und  nicht  etwa  dasselbe 
dem  zustAadigen  Konsul  zur  Weiterbeförderung  zu  übersenden. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

42.  Ersuchen  um  ZusteUungen  sind  stets  an  den  zustBndigen  deutschen  Konsul 
zu  richten  (vergl.  Ziffer  6). 

Soll  die  Vernehmung  von  Zeugen  oder  die  Abnahme  eines  Eides  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  erfolgen,  und  kann  die  GkwShrung  dieser  Rechtshdlfe  nach 
Ziffer  16  nicht  durch  einen  Konsul  bewirkt  werden^  so  ist  das  Ersuchen  entsprechend 
der  Gesetzgebung  der  in  Rede  stehenden  Staaten  in  die  nachstehend  angegebene  Form 
einer  commission  zu  kleiden  und  unter  Offenlassung  der  Adresse  mit  der  Bitte  um 
Vermittelung  an  demjenigen  Konsul  zu  flbersenden,  in  dessen  Bezirk  der  Zeuge  oder 
die  Schwurpflichtige  Partei  sich  anfbftlt.  Die  eommission  ist  in  folgender  Form  aus- 
zufertigen: 

Im  Namen  des  Königs  von  Preussen. 

Das  Königlich  preussische  Amts-  (Land-)  Gericht  zu 

an  Herrn zu 

Sie  weMen  hierdurch  benachrichtigt,   dass   das   obengenannte  Gericht  Sie 

zum  comnussioner  bestellt  hat  und  durch  Gegenwärtiges  ermächtigt, 

den  zu in  dem  Bezirk im  Staate 

wohnenden  A.  in  der  vor  dem  genannten  Amts-  (Land-)  Gericht  schwe- 
benden Prozesssache  des Klägers  wider  den Be- 
klagten als  Zeugen  in  C^emftssheit  der  beigeschlossenen  beglaubigten  Ab- 
schrift des  Beweisbeschlusses  vom und  der  nachfolgenden 

Instruktion  eidlich  zu  vernehmen; 

bezw, 

den  in    der  beigefttgten   beglaubigten  Abschrift   des  Beweiriiescliliiftses 

(Urtheils)  vom eothalteneii  und  darin  dem  A.  zu ,  . 

vom  genannten  Gericht  aufefiegtmi  Eid  in  der  vor  diesem  Cbricht  sekwe- 
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benden  ProBessaache  des Klägers  jnder  den 

Beklagten  in  Uebereinstimmung  mit  den  hier  beigefügten  Instroktionen 

dem  genannten  A.  abzunehmen. 

Urkundlich   unter  der  Unterschrift  des  Vorsitzenden  des   genannten  Ge- 
richts zu unter  Beidrttckung   des  Gerichtssiegels  ausgefertigt 

am 

Siegel.  Unterschrift. 

Amtscharakter. 

Ausser  einer  beglaubigten  Abschrift  des  betreffenden  Beweissbeschlusses  bezw. 
Urtheils  ist  eine  gleichfalls  beglaubigte  Abschrift  der  gesetzlichen  Bestimmungen  ttber 
das  Verfahren  bei  Zeugenvernehmungen  bezw.  bei  der  Abnahme  von  Eiden,  soweit 
dies  erforderlich  erscheint,  dem  Ersuchen  beizufügen. 

Neben  dem  "Wohnort  der  zu  Temehmenden  Person  oder  der  Schwurpflichtigen 
Partei  ist  auch  der  Staat  und  der  Bezirk  (county),  in  welchem  dieser  belegen  ist,  genau 
anzugeben.  Ist  der  hiemach  zustandige  Konsul  von  dem  ersuchenden  Gericht  nicht 
zu  ermitteln,  so  ist  das  Ersuchen  dem  Justizminister  einzureichen. 

Das  in  die  obige  Form  gekleidete  Ersuchen  wird  von  dem  Konsul  unter  Aus- 
füllung der  Adresse  einer  nach  .dem  Recht  des  betreffenden  Staates  zur  Erledigung 
desselben  zuständigen  und  befugten  Person  übergeben,  welche  alsdann  das  Ersuchen 
ausführt. 

Auch  in  Strafsachen  kann  ein  in  obiger  Form  ausgefertigtes  Ersuchen  zur  Er- 
ledigung gebracht  werden,  sobald  dasselbe  nicht  von  der  Staatsanwaltschaft,  sondern 
von  der  mit  der  Untersuchung  befassten  Gerichtsbehörde  ausgeht. 

Die  durch  die  Erledigung  der  Ersuchen  entstehenden  Kosten  werden  zur  Er- 
stattung liquidirt  (vergL  Ziffer  18). 

Es  ist  nicht  rathsam,  das  Ersuchen  um  Rechtshfllfe  in  der  Weise  zu  steilen, 
dass  ein  förmliches  Ersuchungsschreiben  an  ein  Gericht  in  den  Vereinigten  Staaten 
gerichtet  wird,  da  die  Eriedigung  eiues  solchen  Schreibens  nur  nach  vielen  Weiterungen 
und  mit  eriieblichen  Kosten  würde  herbeigeführt  werden  können.  Sollte  jedoch  trotz- 
dem ausnahmsweise  aus  besonderen  in  der  Sache  liegenden  Gründen  diese  Form  ge- 
wählt werden,  so  ist  das  Ersuchungsschreiben  unter  Darlegung  dieser  besonderen  Um- 
stände dem  Justizmiuister  einzureichen. 

II.  GMielie  aiiwarlialb  des  Gebiets  der  Reohtabfilfe. 

43.  Ausserhalb  des  (Gebiets  der  im  Ausland  zu  erwirkenden  Rechtshülfe  hat  eine 
Korrespondenz  inländischer  Justizbehörden  mit  Behörden  des  Auslandes  regelmässig 
nicht  stattzufinden,  auch  nicht  in  der  Form,  dass  ein  an  eine  ausländische  Behörde 
gerichtetes  Ersuchungsschreiben  dem  Justizminister  oder  dem  Herrn  Minister  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  zur  Beförderung  auf  diplomatischem  Wege  überreicht  wird. 
Vielmehr  ist  in  allen  Fällen,  in  welchen  für  eine  inländische  Justizbehörde  die  An- 
regung einer  ausserhalb  des  Gebiets  der  Recbtshülfe  liegenden  Thätigkoit  der  Behörden 
eines  ausserdeutschen  Staats  in  Frage  kommt,  deshalb  unter  Beobachtung  der  in 
Ziffer  4  gegebenen  Vorschriften  an  den  Justizminister  und  in  besonders  schleunigen 
Fällen  unmittelbar  an  den  Herrn  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu  be- 
richten. 

Dies  gilt  auch  für  den  Fall,  dass  eine  inländische  Justizbehörde  eine  amtliche 
Auskunft  über  fremdes  Recht  zu  erhalten  wünscht,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  nach 
Ansicht  der  inländischen  Behörde  die  Auskunft  von  einem  Gerichte  des  anderen  Staats 
zu  ertheilen  ist  Zu  diesem  Zweck  hat  die  inländische  Justizbehörde  ihrem  Antrag 
eine  in  deutscher  Sprache  abgefasste  kurze  Darstellung  des  Thatbestandes.  um  dessen 
rechtliche  Berurtheilung  es  sich  handelt,  in  Strafsachen  zugleich  den  Wortlaut  der 
nach  inländischem  Recht  in  Anwendung  kommenden  Bestimmungen  beizufügen. 

Wenn  es  sich  jedoch  zur  Entscheidung  der  Frage,  ob  ein  Ausländer,  welcher  im 
Inland  als  Kläger  auftritt,  dem  Beklagten  wegen  der  Prozesskosten  Sicherheit  zu  leisten 
(§  102  der  Civilprozessordnung,   §  419  der  Strafprozessordnung)   oder   den  in  §  85  dos 
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OariehtokostongeseUes  bestimmtmi  KottenTonehiuv  au  aildfCLltat,  um  Brimgang  «ner 
Auskniift  darOber  huiddlt,  ob  ikaeh  den  Geseteen  des  betrafltodtti  hmndan.  Staates  ein 
Dautsoher  in  gleioben  FlUen  cor  Sicherfaeitoleistimg  beäehnngswem  m  mer  beioa- 
derea  Vormtohlnng  oder  snr  SicherateUang  der  Gerichtakosten  verpflichtot  ist,  so  nt  die 
Beibringung  dieses  Nftobweises  regelmlssig  der  Mslindischen  Purtei  enCnigeben,  di 
der  Herr  Minister  der  aosiArtigen  Angelegenheiten  es  ablehnt,  jm  Interesse  der  au- 
lindischen  Partei  nach  dieser  Kohtnng  hin  seine  Vermittelang  eintreten  sa  lassen. 

Eine  Korrespondens  der  inlSadischen  Behörden  mit  den  im  Anstand  begUs- 
bigten  diplomatischen  Vertretern  des  Reichs  ist  in  allen  diesen  Angelegenhaiten  aas- 
geschlossen.') 

44.  In  StraÜMchon  können  Gerichte  und  Staatsanwftlte«  soweit  ein  na- 
mittelbarer  Schriftwechsel  mit  analindiscfaen  Behörden  statthaft  ist  (TorgL  Sffer  27: 
Dftnemariu  88:  Osterreich-Ungam,  85:  Rnaaland  und  87:  Sehwets),  mit  aoswiitigan 
StaatsaawUten  und  PoliseibehOrden  insofern  in  unmittelbaren  Schriftwechsel  treten, 
als  bei  der  Untersuchung  oder  der  StrafroUstreckung  Handlungen  in  Frage  kommea, 
die  nicht  in  das  Gebiet  der  BechtshOlfe  iallenf  s.  B.  poliaailiche  ErmittelungeB.  Ans- 
kunftsertheilung  u.  deigL 

Den  Staatsanwälten  bleibt  auch  in  demjenigen  Grensgebieten,  in  wntefaen 
bisher  ein  die  gedachten  Angelegenheiten  betreuender  unmitteDMrer  Gesdiiftsveikebr 
mit  ansserdentschen  Staatsanwilten  und  PoliseibehOrden  ohne  einen  denselben  regelnden 
Staatsvertrag  in  Uebnng  geweaen  ist,  die  Fortsetsnng  dieses  Verkehrs  in  der  dnrdi 
den  Toriiergehenden  Absau  bestimmten  Begrensung  bis  auf  Weiteres  gestattet. 

46.  Bedarf  es  in  Kassenangelegenheiten  einer  Anfrage  u.  s.  w.  bei  einem  Konsul 
oder  bei  einer  solchen  snsUndischen  BehlMe,  mit  welchen  die  Justizbehörden  in  un- 
mittelbaren GeschlftsTcricehr  su  treten  befugt  sind  (TorgL  Ziffer  27:  Dinemark,  33: 
Oesterreich-Üngan,  85:  Russland  und  87:  Schweis),  so  hat  nicht  die  Geriditskasse, 
Sonden  der  Prlsident  des  betreffenden  Landgerichte  den  Schriftwechsel  an  fikhrea. 
Der  Unterschrift  des  Präsidenten  ist  daa  Amtesiegel  beizudrftdLen. 

.  Kommt  es  in  solchen  Angelegenheiten  anf  eine  Anfrage  u.  s.  w.  bei  den  Behörden 
eines  anderen  als  der  Toibeaeiehneten  Linder  an,  und  kann  das  Ersuchen  nicht  durch 


*)  Girk.-Verf.  Tom  24.  Desember  1887  (L  40eia). 

Die  Allgemeine  Verfügung  Tom  20.  Mai  d.  J.,  betreffend  die  im  Auslande  su 
erledigendea  Ersuchungsschreiben  der  JustiabehOrden  ^nst^Min.BL  S.  139)  bestimmt 
unter  Ziffer  48»  Absata  1,  dass  in  deigenigvn  mien,  in  welchen  flir  eine  Justizbehörde 
dw  Anregung  einer  ansseriialb  des  Gebiete  der  Rechtohfllfe  liejg^enden  Thfttigkeit  der 
Behörden  eines  ansserdeutochen  Staate  in  Frage  kommt,  an  den  Justisminister  und  in 
besonders  schleunigen  FiUen  an  den  Herrn  Minister  der  answirtigen  Angelegenheiten 
EU  berichten  ist  . 

Diese  Vorschrift  ist  mehrfach,  insbesondere  wenn  es  sich  um  die  Anstellung 
polixeilicher  Ermittelungen  im  Auslande  handelte,  dahin  aofgefaset  worden,  dass  es 
genfige,  die  Punkte,  su  deren  Erledigung  die  HOlfeleistong  auslfindischer  Behörden 
eri>eten  werde,  in  dem  Bericht  selbst  auseiaanderzasetzen.  Da  jedoch  die  an  den 
Justisminister  besw.  an  den  Herrn  Minister  der  answirtigen  Angelegenheiton  erstatteten 
Berichte  sich  sur  Mittheilung  an  eine  fremde  Regierung  nicht  eignen,  so  empfiehlt  es 
sich  sur  Vereinlachung  der  geschäftlichen  Behandlung  derartiger  Antrftge,  dem  Bericht 
eine  sur  üebermittelung  an  die  fremde  Regierung  bestimmte  kurze  Darstellung  des- 
jenigen Sachterhalte  beisufDgen,  welcher  zu  der  erbetenen  Holfeleistung  der  aus- 
lindischen  Behörden  Anlass  giebt,  und  in  derselben  diejenigen  Punkte  anzugeben, 
Qber  welche  Auskunft  gewflnscht  wird.  Diese  Sachdarstellnng  ist  ebenso  wie  die  im 
zweiten  Absatz  der  erwähnten  Ziffer  43  angeordnete  in  deutscher  Spradie  absofhssen, 
mit  Datum  und  Unterschrift  zu  versehen,  und  wenn  die  Thfttigkeit  einer  nieder- 
UUidischen  Behörde  in*Anspruch  genommen  werden  soll,  mit  lateinischen  Schiiftseichen 
zu  schreiben.  In  dem  Eiaaendungsbericht  bedarf  es  dsnn  des  Eingehens  auf  die  Sa^e 
selbst  nicht 
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y«nDitte]niig  des  zuständigen  EonBolB  eriedigt  werden,  so  hat  der  LandgerichtBprftsident 
an  den  Jostizmister  zu  berichten.  0 

46.  Mit  keinem  auslftndischen  Staat  sind  Verträge  abgeschlossen,  welche  die  Bei- 
treibung von  im  Inlande  entstandenen  Grerichtskosten  im  Ausland  gewährleisten,  auch 
lehnen  es  erfahrungsgemäss  die  ausländischen  Regierungen  ab,  zu  diesem  Zweck  ihre 
Mitwirkung  eintreten  zu  lassen.  Anträge  um  zwangsweise  Einziehung  solcher  Kosten 
Ton  Personen,  welche  in  ausserdeutschen  Staaten  sich  aufhalten,  können  deshalb,  ab- 
gesehen von  den  Ländern,  in  welchen  Konsulargerichtsbarkeit  geflbt  wird  (vergL  Zi£ferl3), 
kernen  Erfolg  haben  und  sind  zu  unterlassen. 

Die  Einziehung  Ton  Oerichtskosten  im  Ausland  ist  vielmehr  nur  im  Wege  einer 
vor  dem  zuständigen  ausländischen  Qericht  gegen  den  Kostenschuldner  anzustellenden 
Klage  möglich;  von  der  Erhebung  einer  solchen  ist  aber  in  der  Regel  Abstand  zu 
nehmen,  da  dieselbe  meist  unverhältnissmässig  hohe  Aufwendungen  erfordern  wird  und 
im  Erfolg  sehr  zweifelhaft  ist.  Sollteii  ausnahmsweise  besondere  umstände  die  Ein- 
klagung von  Gerichtskosten  im  Ausland  angezeigt  erscheinen  lassen,  so  ist  vorher 
unter  Darl^^g  der  Gründe  fär  die  Zweckmässigkeit  dieses  Vorgehens  an  den  Justiz- 
minister zu  berichten. 

Es  bleibt  jedoch  den  Geriditskassen  in  den  dazu  geeigneten  Fällen  unbenommen, 
SU  versuchen,  ob  durch  Vermittelung  des  zuständigen  Konsuls  in  der  Ziffer  45  an» 
gegebenen  Weise  der  Kostenschuldner  zur  freiwilligen  Berichtigung  seiner  Schuld  ber 
stimmt  werden  kann. 


Na  4L  AllST*  Verf.  d.  J.M.  Tom  4.  Juni  1887  1>etreffend  den  xnm  Zweok 
4er  Einztohnng  von  Gerlchtakoeten  unter  den  Bundesstaaten  eu  leistenden 
Beistand  (J.X.B1.  S.  158). 

Die  Bestimmung  in  §  3  der  von  dem  Bundesrath  unterm  28.  April  1880  be* 
schlosaenen  Anweisung,  betreffend  den  zum  Zweck  der  Einziehung  von  Gerichtskosten 
unter  den  Bundesstaaten  zu  leistenden  Beistand  (J.M.BL  1880  S.  129),  nach  welcher 
die  ersuchte  Behörde  die  Einziehung  betreibt  und  f&r  Uebersendung  der  eingezoge- 
nen Beträge  sorgt,  hat  bei  den  Behörden  eine  versdiiedene  Auffassung  erfahren.  Die 
Landesjustizverwaltnngen  der  Deutschen  Bundesstaaten  sind  in  Folge  dessen  überein- 
gekommen, bei  der  Ausfähruag  dieser  Bestimmung  nach  den  f&r  die  Behandlung  der 
portopflichtigen  Korrespondenz  zwischen  Behörden  verschiedener  Bundesstaaten  be- 
stehenden allgemeinen  Vorschriften  (Allgemeine  Veifägung  vom  22.  September  1879 
SU  §  1  des  Regulativs  No..  4  —  J.M.BI.  S.  368)  zu  verüüiren  und  demgemäss  den  nach- 
stehenden Grundsatz  zur.  AusfOhrung  bringen  zu  lassen: 

Das  von  der  ersuchenden  Behörde  verauslagte,  demnächst  mit  den  Kosten 
eingezogene  Porto  fdar  das  Ersuchungsschreiben  verbleibt  der  ersuchten  Be- 
hörde und  ist  der  ersuchenden  Behörde  nicht  zu  erstatten. 

Die  Justizbehörden  werden  angewiesen,  diesem  Grundsatz  gemäss  zu  verfshren. 

Ko.  42.  BekanntmaolLung  d.  J.X.  Tom  2&  September  1687  betreffend  Be* 
Stimmungen  der  finnisdhen  Konkureordnung  (J.lCBl.  8.  266). 

Aus  Veranlassung  von  Forderungen,  welche  von  Prenssisehen  Staatsangehörigen 
bei  finnländischen  Gerichten  geltend  gemacht  worden  sind,  werden  nachstehende  Be- 
stimmungen der  in  dem  Grossfürstenthum  Finnland  geltenden  Konkursordnung  vom 
9.  November  1868  in  deutscher  üebersetzung  hiermit  zur  Kenntniss  der  Justizb^Orden 

gebracht: 

§25. 

Der  Gläubiger,  welcher  seine  Forderung  im  Konkurse  bewacht,  seD 
zugleich  eidlich  erhärten,  dass  er  dieselbe  in  gutem  Glauben  inne  hat,  und 
dass  die.  Verj^ichtnxig  des  Gemeinschuldners,  auf  welche  diese  Forderung 
sich  grOndet,  seines  Wissens  vor  Beginn  des  Konkurses  und  ohne  Trug  und 
Falsch  entstanden  ist. 

Wird  im  Konkurs  die  Forderung  eines  Dritten  von  einer  gesetzlich 

0  Vgl.  No.  22  der  AUg.  Verf.  vom  26.  Joni  1892  oben  S.  1010. 
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hiemi  berechtigten  Penon  beeidigt,  so  wird  die  Eidedomel  danadi  einge- 
richtet; doch  bleibt  der  rechte  Forderongsinhaber  Teipflichtet,  den  £Sd  per- 
■Onlioh  ebsoleisten.  Imlls  er  daani  flkr  fiüiig  erachtet  wird,  einer  der  GUnbiger 
die  penOniiche  Eidesleiatong  beantragt,  ond  daa  Gerieht  diesen  Antng  fSr 
begrfindet  erachtet 

Gebort  der  Gl&ubiger  einem  solchen  GHanbentbekenntniaa  an,  daas  er 
den  Eid  nicht  in  der  Torgeschriebenen  Weise  leisten  kann,  so  veifthri  das 
Gericht  nach  den  diesbesQglichen  beeondeien  Beatimmongen.  Gehört  er  einer 
solchen  Lehre  an,  dass  er  aberhanpt  keinen  Eid  leisten  kann,  so  ist  er  Tom 
Eide  frei 

§  26. 

Will  der  Gl&ubiger  beha&  AbleiBtang  des  in  §  25  TorgeschriebeDen 
sich  nicht  znm  PrUfongstennin  einfinden,  so  steht  es  ihm  frei,  vor  dem- 
jenigen Gericht,  bei  welchem  die  Konknrssache  anhängig  ist,  oder  tot  einem 
anderen  Gericht,  den  Eid  Torfaer  oder  nachher  an  leisten,  jedoch  spitestens 
an  dem  Tage,  an  welchem  in  Gemissheit  der  Bestimmnngen  des  §  35  der 
letste  Anfrof  festgesetst  wird.  Der  ausser  Landes  sich  anfhaltende  Glänhiger 
kann  in  dem  Lande,  wo  er  aich  anfhilt,  tot  einem  zur  Eideaabnnlune  so- 
atindigen  Grericht  oder  einer  aolchen  Behörde  den  Eid  ableisten. 

Der  Gl&ubiger,  welcher  den  Eid  anderswo,  ab  Tor  dem  Konkangeiicht, 
abgelegt  hat,  hat  den  Nachweis  Ober  die  erfolgte  Eidesleistong  spiteetens 
bei  dem  lotsten  Aufruf  bei  dem  Konkursgericht  einzureichen. 

1». 

Der  GUnbiger,  welcher  nicht  im  PrOfungstermin.  oder  Toiher,  seine 
Forderung  beim  Gericht  so  angemeldet  hat,  wie  im  §  24  Yorgeschrieben  ist, 
hat,  Ton  den  in  den  §§  SO,  31,  32,  83  und  48  aufgefOhrten  Fällen  abgesehen, 
allen  Anspruch  auf  Befriedigung  aus  der  Konkursmasse  Terioren.  Ist  die 
Forderung  des  GUUibigers  angemeldet,  jedoch  nicht  beeidigt,  oder  hat  der 
Gl&ttbiger  seine  Forderung  zwar  beeidigt,  es  aber  unterlassen,  innerhalb  der 
gesetzlichen  oder  ihm  Torgeschriebenen  2^it  den  Nachweis  Ober  die  Eides- 
leistung, wo  gefordert,  beim  Gericht  einzureichen,  oder  yermag  er  den  Eid 
nicht  zu  leisten,  so  gilt  ein  Gleiches.  Wird  der  Gl&ubiger  aus  gesetzlichen 
GrOnden  nicht  zum  Eide  Terstattet,  so  stehen  ihm  dieselhen  Rechte  so,  als 
wenn  er  den  Eid  geleistet  h&tte. 
Die  Amtagerichte  werden  hiemach  und  gem&ss   der  allgemeinen  YerfOgung  vom 

24.  Oktober  1884  (J.M.B1.  S.  245)   Torkommendenfalls  Anträgen  auf  Abnahme  Ton 

Eiden  der  Torbezeichneten  Art  zu  entsprechen  haben. 

Na  4a.  Bakmnwtmnnhung  vom  20.  April  1888  betreffend  die  scliweise- 
ilaoken  Geriohtsbehörden  in  den  Kantonen  (J.ILBL  8.  103). 

Unter  Bezugnahme  auf  die  21ifrer  37  der  allgemeinen  VerfOgung  vom  20.  Mai  1887 
(J.ILBL  S.  139  ff.)  wird  das  neuerdings  mitgetheüte,  nachstehend  abgedruckte  Yer- 
zeichniss  der  schweizerischen  Gerichtsbehörden  in  den  Kantonen  hiermit  zur  Kenntnisa 
der  Justizbehörden  gebracht. 

Veraeielinlaa  der  aohweizerlsehen  GerichtabehSnlee  In  den  KaBtenea.  1888. 

Kanton  Zürich. 
Das  Obergericht  in  Zürich;  die  Staatsanwaltschaft  in  Zflrich;  die  Bezirksgerichte 
in  Zflrich,   Affolteni,   Borgen,   Meilen,  Hinweil,   Uster,   Pf&fßkon,  Winterthur,  Gross- 
andelfingen, BOlach,  Dielsdorü 

Kanton  Bern. 

Der  AppeUations-  und  Kassationshof  des  Kantons,  in  Bern;  der  Generalprokurator 

des  Kantons,   in  Bern;   der  Gerichtsprftsident   und   das  Amtsgericht  in  Aarberg;   die 

Regierungestatthalter  in  Aarbeig,  Aarwangen,  Bern,  Biel,  Büren,  Burgdorf,  Gonrtdaiy« 

Delsberg  (D^lemont),  Erlaeh,  Fraubrunnen;  der  Gerichtsprftsident  und  das  Amtsgericht 
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in  Siignel^gier;  die  Regieruogsstatthalter  in  Stignel^er,  Fratigen,  Interiaken,  SehloM» 
HÜ,  Laufen,  Laapen,  Mttnster  (Montier),  Neuenstadt  (NeaveYÜle),  Wbnmii,  Nidao, 
Meinngen,  Blankenburg,  Pmntnit  (Porrentnq^),  Saanen,  Schwansenburg,  Belp,  Langnan, 
Thun,  Trachaelwald,  Wangen  (an  der  Aare). 

Kanton  Lneern. 
Das  Obergericht  in  Lnzern;  die  Staatsanwaltschaft  in  Losem;  die  Statthalter- 
imter  in  Luxem,  Hochdorf,  Sursee,  Willisau,  Entlebuch;  die  Bezirksgerichte  von  Luxem, 
Habsborg,  Kriens  und  Malters,  Weg^^s,  Hochdorf,  Hitzkirch,  Rothenburg,  Monster, 
Ruswil,  Sempach,  Sursee,  Triengen,  Altishofen,  Reiden  und  Pfaffiiau,  WiUisaat  Zell« 
Entlebuch,  Eschholzmatt,  Schttpfheim. 

Kanton  UrL 
Das  Kantonsgerieht  und  das  Kriminalgericht  in  Altdorf;   die  Bezirksgeriehte  in 
Altdorf  and  Andermatt*) 

Kanton  Schwyz. 
Das  Kantonsgerieht,  das  Kriminalgerioht  und  das  VerhOramt  in  Schwjz;  die  Be^ 
sirksgerichte  in  Schwyz,  Gersau,  Lachen,  Einsiedeln,  Kflssnacht,  WoUerau. 

Kanton  Unterwaiden,  ob  dem  Wald. 
Das  Landammann-Amt  in  Samen. 

Kanton  Unterwaiden,  nid  dem  Wald. 
Das  Obergericht  und  das  Kantonsgerieht  in  Stans. 

Kanton  Glarus, 
Das  Obergericht,  das  Kriminal  und  das  Giyilgericht  in  Glaras^ 

Kanton  Zug. 
Das  Kantonsgerieht  und  das  Obergeridit  in  Zog; 

Kanton  Freiburg. 
Das  Kantonsgerieht  (Tribunal  cantonal)  in  Freiburg;  die  Prftsidenten  der  Bezirks- 
gerichte in  Freiburg,  Tarel,  Bulle,  Murten,  Estavayer,  Romont,  Gh&tel  8U  Denis« 

Kanton  Solothurn. 
Das  Obergericht  des  Kantons,  die  Anklagekammer  des  Kantons   und  die  Staats- 
anwaltschaft des  Kantons  in  Solothum;   die  Amtsgerichte  Solothum-Lebem,  in  Solo- 
thqm;  Bucheggberg'Kriegstetten,  in  Solothum;  in  Balsthal;  Olten-GOsgen,  in  Ölten; 
Doraeck-Thierstein,  in  Domeck. 

Kanton  Basel-Stadt. 

Das  Appellationsgericht  des  Kantons,  das  Civügericht  und  die  Staatsanwaltschaft 
in  Basel. 

Kanton  Basel-Landschaft. 

Das  Obergericht  des  Kantons,  das  Kriminalgericht  des  Kantons  und  die  Staats*- 
anwaltschaft  des  Kantons,  in  Liestal;  die  Bezirksgerichte  in  Ariesheim,  Liestal,  Sis- 
sach,  Gelterkinden,  Waidenburg;  die  Statthalterftmter  in  Ariesheim,  Uestal,  Sissaeh, 
Waidenburg. 

Kanton  Schaffhausen. 

Das  Obergericht  des  Kantons,  das  Kantonsgerichti  das  VeriiOramt  des  Kantons 
und  die  Justiz-  und  Polizeidirektion  des  Kantons,  in  Schaffhausen;  die  Beeirkagerichte 
in  Neunkirch,  Thayingen,  Sdiaffhansen,  Schieitheim,  Stein.  UnteriiaUau« 

Kanton  Appenzell,  Ausserrhoden. 
Das  Obergericht  des  Kantons,  Ptftsident  in  (hin;  das  Kriminaigericht  des  Kantons, 
Prftsident  in   Gais;   die  Bezirksgerichte   des  BSnteriandes,  Frftsident  in  Herisau;  des 
Mittellandes,  Prteident  in  Bfthler;  des  Yorderiandes,  Plt«sident  in  Rehtobel*) 

*)  Zwei  Kreisgeriehte:  Uli  (Altdorf),  Urseren  (Aadennatt). 
^  Siteungsorte  der  Gerichte  sind:   Hinteriand  (Herisau),    Mittelland  (Teufen), 
Vorderiand  (Heiden),  die  Kanzleien  der  Gerichte  befinden  sich  stSndig  in  Trogen. 


1030  Europa. 

Kanton  Appenzell,  Innerrhoden. 
Das  KantonBgericht  in  Appenzell;  die  Bezirksgerichte  in  Appenzell  und  Oberem 

Kanton  St.  Gallen. 

Das  Kantonsgericht,  die  Staatsanwaltschaft  des  Kantons,  das  Lan^jSgeckommando 
in  St  Gkdlen;  das  BeairiESgericht  und  der  Beziricsammann  der  Besii^e:  8t  GaÜNi,  in 
8t  Gallen;  Tablat  in  Wittenbach;  Rorschach,  in  Rorschaoh;  UnterrheinihaL,  in  Rbeiaeck;, 
Oberrheinthal,  in  Altst&tten;  Werdenberg,  in  Buchs;  Saigans,  in  Mels;  Gaster,  in  Benken; 
Seebeeirk,  in  Uznach;  Obertoggenbnrg,  in  Neu  St  Johann;  Nentoggenhuig,  in  WatU 
wil;  Alttoggenburg,  in  Kirchberg;  Untertoggenburg,  in  Flawyl;  Wyl,  in  Wjl;  Gossau, 
in  Gossau. 

Kanton  Graubfinden. 

Das  Kantonsgericht  in  Chur;  die  Bezirksgerichte  Plessur,  in  Ghur;  Im  Boden,  in 
Beichenaa;  Unterlandquart,  in  Malans;  Oberiandquart,  in  Klosters;  Albula,  in  Hefen* 
kästen;  Heinzenberg,  in  Thusis;  Hinterrhein,  in  Andeer;  Mofisa,  in  Grono;  Vorderihein, 
in  Truns;  Glenner,  in  Jlans;  Maloja,  in  Silvaplana;  Bemina,  in  PoschiaTo;  Ins,  in  Schuls; 
Mflnsterthal,  in  St  Maria. 

Kanton  Aargau. 

Das  Obergericht  des  Kantons,  das  Kriminalgerioht  des  Kantons,  die  Staatsanvalt» 
sehaft  des  Kantons*  in  Aarau;  die  Bezirksgerichte  und  die  Bezirksbnter  in  Aaran,  Baden, 
Bremgarten«  Bmgg,  Kulm,  Lanfenburg,  Lenzburg,  ICnri,  Rheinfelden,  Zofingen.  ZurzacL 

Kanton  Thurgau. 
Das  Obergericht  des  Kantons,   die  Kriminalkammer  des  Kantons,  die  Anklage» 
kanuner  des  Kantons,  die  Staatsanwaltschaft  des  Kantons  und  das  VerhOrriditeramt  des 
Kantons,  in  Frauenfeld;   die  Bezirksgerichte  und  die  Bezu^sftmter  in  Arbon,  Bischöfe- 
Zell,  Diessenhofen,  Frauenfeld«  Kreuzlingen,  Mflnchweilen,  Stedkihom,  Weinfelden. 

Kanton  Tessin. 
Das  Appellationsgerichts  des  Kantons,  Prftndent  in  Lugano  (Tribonale  d'Appeüo 
del  Cantone  del  Ticino,  Presidente  in  Lugano);  der  Staatsanwalt  des  Kantons,  in  Lu- 
gano (Procnratore  Publice  del  Cantone  del  Ticino  in  Lugano);  der  VeriiOrrichtei  des 
Kantons  Tessin  in  Locarao  (Instruttore  Griudiziario  del  Gantone  del  Ticino  in  Locamo); 
die  Bezirksgerichte  (Tribunali  distrettuali)  in  Mendrisio,  Lugano,  Locamo,  Ce^io,  Bellin- 
zona,  Lottigna,  Faido.') 

Kanton  Waadt 

Das  Kantonsgericht  in  Lausanne  (Tribunal  cantonal  4  Lausanne);  der  General- 
Prokurator  (Procureur  g^n^ral)  des  Kantons,  in  Lausanne;  der  Untersuehungsrichter 
(Juge  d*instruction)  des  Kantons,  in  Lausanne;  die  Prftsidenten  der  Beziriesgerichte  (les 
Ppösidents  des  Tribunaux  des  Districts)  in  Aigle,  Aubonne,  Ayenches.  Gossonaj.  EchnlleDi». 
Grandson,  Lausanne,  La  Vall^e.  Lavaux,  Morges,  Moudon,  Nyon,  Orbe,  Oron,  Pajeme. 
Pays-d*Enhaut  Rolle,  Vevey,  Yverdon. 

Kanton  Wallis. 
Der  Appellations-  und  Kassationshof  des  Kantons,  in  Sitten  (la  Cour  d*Appel  et 
de  Cassation);  der  Einleitungsrichter  des  Bezirks  (Juge  d'instmction  du  District)  Ck>n- 
cbes,  zu  Münster;  Barogne-Oriental,  in  Moerel;  Brigue;  Yi^ge  (Visp);  Rarogne-Ocd- 
dentai,  in  Rarogne;  Lo6che  (Leuk);  Sierre  (Siders);  Herens,  zu  Sitten  (Sion);^  Sitten; 
Conthey;  Martignj-Ville;  Entremont,  in  Bagnes;  St  Maurice;  Monthej. 

Kanton  Neuenbürg. 
Das  Kantonsgericht  des  Kantons  (ie  Tribimal  cantonal  du  Ganton),  der  Präsident 
des  Kriminalgerichts  des  Kantons   Qe  President  du  Tribunal  criminal   du  Canton)    und 

')  Nach  dem  Gerichtsyerf.-Gesetz  vom  4.  Mai  1895  haben  die  drei  StaatsanwSlte 
ihren  Sitz  in  Lugano,  Locamo,  Bellinzona.  Von  den  zwei  VerhOrrichtem  wohnt  einer 
in  Lugano,  der  andere  in  Locamo  oder  Bellinzona. 

*)  Jetzt  in  Vex  (Fäsch). 
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der  Staatsanwalt  des  Kantons  Qe  Procurear  g^n^ral  du  Canton),  in  Ifeuenburg;  die 
Präsidenten  der  Bezirksgerichte  (les  Pr^sidents  des  Tribiinaux  des  Districts)  de  Neu- 
Ghfttel,  de  Boudiy,  du  Val  de  Travers,  du  Yal  de  Ruz,  du  Lode,  de  la  Chaux-de-fonds» 

Kanton  Genf. 
Le  Pr68ident  de  la  Cour  de  Justice  du  Canton  de  Gen^ye;   le  President   du  Tri- 
bunal dyil  du  Ganton  de  QenÄve;  le  President   du  Tribunal  de  Commerce  du  Canton 
de  Cto^ye;  le  Procureur  gön^ral  du  Canton,  4  Gen^ye;  le  Juge  d'instructi(m  du  Canton^ 
k  Gen^ye. 

No.  44.  Bekanntmaolmngr  d.  J.K.  yom  S.  Angnst  1888  betreiltad  die 
Xonsnln  im  Deutsohen  Reioli  (J.M.BL  8. 194). 

Unter  Bezngnahme  auf  die  allgemeinen  Verfügungen  yom  14.  Juni  1876  und  yom 
11.  JuH  1885  betreffend  die  in  Folge  des  Ablebens  yon  AnslSndem  im  Inlande  wn 
inachenden  Mittheilungen«  wird  der  nachstehende  Auszug')  aus  dem  yon  dem  Aus- 
wärtigen Amt  mitgetheilten  neuesten  Verzeichniss  der  Konsuln  im  Deutischen  Reich 
zur  Kenntniss  der  Justizbehörden  gebracht 

Zugleich  werden  die  Justizbehörden  darauf  aufinerksam  gemacht,  dass  mit  Rflck« 
sidit  auf  Artikel  24  des  Handels-,  Schiffahrts-  und  Konsularyertrages  zwischen  dem 
Deutschen  Reiche  und  der  Dominikanischen  Republik  yom  80.  Januar  1885  (Reichs* 
Gesetzbl.  1886  S.  8)  auch  bei  dem  im  Inlande  erfolgenden  Ableben  eines  Angehörigen 
der  Dominikanischen  Republik  die  Bestimmungen  der  erwfihnten  allgemeinen  Verfflgungen 
zur  Anwendung  zu  bringen  sind. 

No.  45.  Bekanntnutolmiig  Tom  6.  Februar  1890,  betreffend  die  Qerlohte« 
behOrden  Im  Kanton  Züxlob  (J.X.BL  S.  78). 

JDie  mit  der  Bekanntmachung  yom  20.  April  1888  (J.M.B1.  S.  108)  miCSretheilte 
Uebersicht  über  die  schweizerischen  Gerichtsbehörden  in  den  Kantonen  .wird,  soweit  sie 
den  Kanton  Zürich  betrifft,  durch  das  nachstehend  abgedruckte  Verzeichniss  ersetzt» 

Unter  Bezugnahme  auf  die  Ziffer  87  der  allgemeinen  Verftlgung  yom  20.  Mai  1887 
(J.M.BL  S.  189  ff.)  und  auf  die  Ziffer  42  der  Zusammenstellung  im  nichtamtlichen  Theile 
des  Justbs-Ministerial-Blattes  yon  1889  S.  8  ff.  wird  dasselbe  mit  dem  Bemerken  hier- 
durch zur  Kenntniss  der  Justizbehörden  gebracht,  dass  Ersuchen  um  Rechtshülfe  in 
bttrgeriichen  Angelegenheiten  an  die  Bezirksgerichte,  Ersuchen  um  Rechthülfe  in  Straf- 
sachen dagegen  an  die  Statthalterftmter,  Air  die  Bezirke  Zürich  und  Winterthur  an  die 
Bezirksanwaltschaften,  zu  richten  sind. 

Verzeichniss  der  Gerichtsbehörden  im  Kanton  Zürich. 
Das  Obergericht  in  Zürich,  das  Bezirksgericht  in  Zürich,  die  Staatsanwaltschaft 
in  Zürich,  die  Bezirksanwaltschaft  in  Zürich,  das  Bezirksgericht  in  Affoltem  und  das 
Statthalterami  in  Affoltem;  das  Bezirksgericht  in  Borgen  und  das  Slatthalteramt  in 
Borgen;  das  Bezirksgericht  in  Meilen  und  das  Statthalteramt  in  Meilen;  ,,iß8  Betjakä* 
gericht  in  Binweil  und  das  Statthalteramt  in  Binweil;  das  Bezirksgericht  in  Uster  und 
das  Statthalteramt  in  Uster;  das  Bezirksgericht  in  Pf&f&kon  und  das  Statthalteramt  in 
PfUifikon;  das  Bezirksgericht  in  Winterthur  und  die  Bezirksanwaltschaft  in  Winter- 
thur; das  Bezirksgericht  in  Grossandelflngen  und  das  Statthalteramt  in  GrossandeU 
fingen;  das  Bezirksgericht  in  Bülach  und  das  Statthalteramt  in  Bülach;  das  Bezirksgericht 
in  Dielsdorf  und  das  Statthalteramt  in  Dielsdorf» 

No.  48.  AUff.  Verf.  des  J.K.  yom  7.  NoYember  1890,  betreffend  die  Uebexw 
sendtixiflr  der  Ziifltellim^iirkimde&  in  Armenaaolien  (J.lLBl.  8.  822). 

„Die  Urkunden  über  Zustellungen,  welche  im  Auftrage  einer  zum  Armenrecht 
zugelassenen  Partei  oder  des  derselben  zur  Wahrnehmung  der  Rechte  zugeordneten 
Rechtsanwalts  bewirkt  werden,  sind  von  den  Gerichtsvollziehern  der  armen  Partei  be- 
ziehungsweise dem  zugeordneten  Rechtsanwalt  portofrei  zu  übersenden.^ 

^)  Der  Auszug  ist,  da  er  wegen  der  seit  Erscheinen  eingetretenen  Veränderungen 
nicht  mehr  zweckdienlich  ist,  nicht  aufgenommen. 

Ö6' 
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V<k47.  Allff.yer£  4M  J.X.  Ton  O.DeaeBibertQQO,  betrefüMiddieKoatett 
Im  B(»e^fhtHli8Tirtehr  nit  Oasterrsläb-niigani  (J.ILBL  8.  aM). 

«In  der  «llginatBcn  Verfügung  Tom  20.  Mai  1887,  betreffend  die  im  Aoalande  ra 
«riedigenden  Enaehongsachreiben  der  JastubehOrden,  ist  unter  Züfer  33  Abaats  5  er- 
wihni,  daas  die  Oaterreieliiachen  und  dCe  nngariachen  (Berichte  für  die  Sdedigimg  tob 
Brauchen  um  Rechtahllife  baare  Aoalagen,  deagleichen,  wenn  die  ersatepfliditige  Pvtei 
lahlongafthig  iat,  Gebflbren  berechnen,  die  ungarisdien  (Berichte  insbeaondere  andi  die- 
jenigen Koaten,  welche  jRlr  die  Ueberaetsung  dea  £riBuchungaachreibena  in  die  ungi- 
riache  Sprache  erwachaen,  daaa  jedoch  die  Eratattnng  de^enigen  Oebtthren  und  Ana- 
lagen  nicht  TerUngt  wird,  welche  durch  die  Zuatellung  oder  Aoahindigang  gencht- 
licher  Verfügungen  oder  Urtheile  entstehen. 

Die  JuatisbehOrden  werden  dannf  anfinerkaam  gemadit,  daaa  bei  der  EriedigaBg 
Ton  Erauchen  um  Rechtahfilfift  Oaterreichiacher  und  ungariacher  Behörden  die  gie^iea 
Orundaitse  Aber  den  Anaata  ron  Koaten  sur  Anwendung  zu  bringen,  inabeacndete  also 
auch  jenen  BehOr4en  ftlr  die  auf  ihren  Antrag  erfolgte  Zustellung  oder  Auahindignag 
gQrichtli4dier  V eiittgongen  oder  Urkunden  weder  Oebflhren  noch  baare  Aualagen  an  be- 
rechnen aind. 

Oleichaeitig  wird  darauf  hingewieaen,  daas  nach  der  Bekanntmachung  dea  Hem 
Seichakanaler«  yom  81.  Oktober  1878  (Reicha-OeaetabL  S.  368)  mit  der  Kaiseilidi  und 
Königlich  Oaterreich-ungaiiachen  Regierung  Aber  die  Behandlung  der  portopffichtigen 
Koireapondena  swischen  den  beideraeitigen  Behörden  iolgende  Orundafttze  Tereinbait 
worden  aind: 

L   Portopflichtige  Sendungen  aind  stets  Ton  der  absendenden  "Behörde  sv  fraa- 

kiren. 
2.  Bei  Korrespondena  swiachen  Behörden  in  Parteiaadien  entrichtet  die  abaen- 
dende  SteUe  daa  Porto  auch  in  solchen  Fällen,  in  welchen  die  PIlicht  aar 
Portoaahlung  einer  im  Gebiete   der  empfiuigenden  Stelle  befindlichen  Partei 
obHegt. 
8.   Die  empfangende  Stelle  iat  awar  befugt,  den  Portobetng  yon  der  Partei  dn- 
auaiehen,  jedoch  aoU  von  eraer  Erstattung  desselben  an  die  abaendoide  Be- 
hörde dea  anderen  Staatee  bia  auf  Weiteres  Abstand  genommen  werden. 
Die  Justizbehörden  werden  ▼eranlaaat,  diese  Grundsätze  im  Yerkehr  mit   den 
Itateireiöhiachen  und  den-  nngariachen  Behörden  genau  zu  befolgen. 

Sollte  eine  unfrankirte  oder  nidkt  genügend  frankirte  Sendung  aua  Oestemidi 
oder  Ungarn  bei  einer  diesseitigen  Behörde  eingehen,  so  ist  die  Sendung  zwar  anzu» 
nehmen,  jedoch  über  die  Angelegenheit  unter  BdifOgnng  des  betreffenden  Briefiam- 
schlagea  an  den  Justizminister  auf  dem  Instanzenwege  zu  berichten.  ** 

Na  48.  AUg.  Verl  des  J.M.  rom  1  lud  ISQl,  betreffend  die  in  den 
Dentaehen  Sohntsgebieten  sn  erledigenden  ErsndhnngsBchreiben  der  Jnstta- 
Behörden  (J.ILBL  ai29). 

„Unter  Bezugnahme  auf  die  Nummer  8  der  Allgemeinen  Verfttgmig  vom  20.  Mai 
1887  (J.M.B1.  S.  189)  werden  die  Justizbehörden  darauf  aufmerksam  gemacht,  daas  die 
dort  angeführten  Vorschriften  über  die  Zuständigkeit  der  OerichtsbehOrden  in  den 
deutschen  Schutzgebieten  und  über  die  in  den  Schutzgebieten  zu  erledigenden  Er- 
suchungsschreiben inzwischen  mehrfach  geändert  ui^d  ergänzt  worden  sind.  Gegen- 
wärtig gelten  in  dieser  Beziehung,  neben  dem  Gesetze,  betreffend  die  Rechtsrerhäit- 
nisse  der  deutschen  Schutzgebiete,  vom  17.  April  1886  in  der  ans  der  Bekanntmndinng 
dea  Reichskanzlers  vom  19.  März  1888  (Reichs-GesetzbL  S.  75)  sich  orgebend^i  Faa* 
aung,  folgende  Bestimmungen,  und  zwar: 

a)  fär  die  Schutzgebiete  von  Kamerun  und  Togo:  die  Verordnung,  betcedfend 
die  Rechtsveriiältnisse  in  den  Sdiutzgebieten  Yon  Kamerun  und  Togo, 
2.  Juli  1888  (Reichs-Gksetzbl.  S.  211)  imd  die  Dienstanweisung, 
die  Ausübung  der  Gericht^baikeit  in  diesen  Schutzgebieten.  Tom  7.  Jnli  1888 
(Gentralbl.  f.  d.  deutsche  Reich  S.  404); 
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b)  Ar  das  Sttdwestafrikaiiisc^e  SdHztegebiet:  ^e  Verordnungen,  betreffend 
die  Reohtsverhflltnisse  in  dem  SüdwestaMkanischen  Schutzgebiete,  vom  21. 
Dezember  1887  und  vom  10.  August  1890  (Reichs-QesetzbL  1887  S.  585  und 
1^0  S.  171),  sowie  die  Dienstanweisung,  betreffend  die  AosQbung  der  Ge^ 
richtsbariceit  in  diesem  Schutzgebiete,  vom  27.  August  1800  (CentralbL  f, 
d.  deutsche  Reich  S.  80i); 

o)  fOr  das  Deutsch-Ostafrikanische  Schutzgebiet:  die  Verordnungen,  be- 
treffend die  Rechtsverhfiltnisse  in  Deutsch-Ostafrika,  vom  18.  November  1887 
und  Tom  1.  Januar  1891  (Reichs-Gesetzbl.  1887  S.  527  und  1891  S.  1),  so- 
wie die  Dienstanweisung,  betreffend  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  in 
Deutsch -Ostafrika,  vom  12.  Januar  1891  (CentralbL  f.  d.  deutsche  Reich 
S.  14); 

d)  für  das  Schutzgebiet  der  Neu-Guineakompagnie:  die  Verordnungen,  be-* 
treffend  die  Rechtsverhältnisse  im  Schutzgebiete  der  Neu  -  Guineakompagnie, 
vom  5.  Juni  1886  und  vom  13.  Juli  1888  (Reichs-Gesetzbl.  1886  S.  187  und 
1888  S.  221),  sowie  die  Dienstanweisung,  betreffend  die  Ausübung  der  Ge- 
richtsbarkeit im  Schutzgebiete  der  Neu-Guineakompagnie,  vom  1.  November 
1886  (CentralbL  f.  d.  deutsche  Reich  S.  871); 

e)  fOr  die  zu  dem  vorstehend  bezeichneten  Schutzgebiete  gehörigen  Salomons- 
Inseln:  die  Verordnung,  betreffend  die  Regelung  der  RechtsverhAltnisee  auf 
den  Salomons-Inseln,  vom  11.  Januar  1887  (Reichs-Gesetzbl.  S.  4),  sowie  der 
Erlass  des  Reichskanzlers,  betreffend  die  Ausdehnung  von  Verfügungen  des 
Reichskanzlers  auf  die  Inseln  der  Salomonsgruppe,  vom  24.  Januar  1887 
(CentralbL  f.  d.  deutsche  Reich  S.  28); 

f)  für  das  Schutzgebiet  der  Mar-echall-,  Brown-  und  Providence-Inseln: 
die  Verordnung,  betreffend  die  ReohtsverhSltnise  in  dem  Schutzgebiete  der 
Marschall-,  Brown-  und  Providence-Inseln,  vom  18.  September  1886  (Reichs- 
Gesetzbl.  S.  291)  und  die  Verordnung,  betreffend  die  Rechtsverhfiltnisse  im 
Schutzgebiete  der  Marschall -Inseln,  vom  7.  Februar  1890  (Reichs  -  GksetzbL 
S.  55),  femer  die  Dienstanweisung,  betreffend  die  Ausübung  der  Gerichtsbar- 
keit im  Schutzgebiete  der  Marschall-,  Brown-  und  Providence-Inseln,  vom 
2.  Dezember  18^6  (CentralbL  f.  d.  deutsche  Reich  S.  397),  sowie  die  Dienst- 
anweisung, betreffend  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  im  Schutzgebiete  der 
MarschaU-Inseln,  vom  10.  Mfirz  1890  (Centralbl.  f.  d.  deutsche  Reich  S.  55). 

No  49.  AUg.  Verl  des  J.K.  vom  15.  Juli  1891,  betreflSend  die  gegenseitige 
Zulassung  von  prenssisoheii  und  niedeirläzidisolieii  Staatsaageliörlgea  sam 
Anaenreoht  (J.K.B1.  8.  200). 

„Durch  die  im  Haag  am  22.  August  1822  unterzeichnete  Uebereinkuiift  (abge- 
gedruckt  in  den  Jahrbüchern  für  die  preussische  Gesetzgebung,  Rechtswissenschaft  und 
Rechtsverwaltung,  Jahrgang  1822  S.  88  bis  89)  ist  zwischen  der  preussischen  und  der 
niederlfindischen  Regierung  die  gegenseitige  Zulassung  der  Staatsangehörigen  beider 
Lfinder  zum  Armenrecht  verbürgt,  jedoch  ausdrücklich  vorbehalten,  dass  die  Verpflich- 
tung der  Auslftnder  zur  Sicherheitsleistung  unberührt  bleiben  solle. 

Die  Justizbehörden  werden  hieran  erinnert  und  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass 
die  Bewilligung  des  Armenrechts  an  einen  niederlfindischen  Staatsangehörigen,  welcher 
als  Elfiger  auftritt,  nach  der  Bestimmung  im  §  106  Absatz  2  der  (^vilprozessordnung 
keinen  Anspruch  auf  die  im  §  107  No.  2  ebendaselbst  erwfthnte  Befreiung  von  der 
Sicherheitsleistung  gewfthrt,  weil  in  dieser  Beziehung  die  Gegenseitigkeit  nicht  ver- 
bürgt ist.** 

Mo.  50.  Allg.  Verl  des  J.K.  vom  17.  Oktober  1891,  betreOtond  die  Besohei- 
aigung  der  Ghesetzmftsslgkeit  einer  inländiscben  öfEtatlidhen  Urkunde  (J.K.BL 
8.  264). 

„Oeffentliche  Urkunden,  welche  im  Inlande  errichtet  und  zur  Vorlegung  bei  Be- 
hörden  des  Auslandes  bestimmt  sind,    kOnnmi   diesem  Zweck  in   manchen  Füllen  nur 
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dann  dienen,  wenn  nicht  blos  die  Untenchrüt  des  inatrumentirenden  Beamten  legali- 
flirt,  sondern  die  Urkunde  fiberdies  mit  der  Bescheinigung  versehen  ist,  dass  dieselbe 
den  am  Orte  ihrer  Errichtung  geltenden  Gesetzen  entspricht  und  dadurch  die  Zustän- 
digknt  jenes  Beamten  zur  Aufnahme  der  Urkunde  sowie  die  Statthaftigkeit  des  In- 
halts der  letzteren  bezeugt  wird.  Die  Instruktion  der  Königlichen  Ministerien  der 
Justiz  und  der  auswärtigen  Angelegenheiten  vom  22.  MArz  1883  (Jahrbflcher  für  die 
P^ussische  Gesetzgebung,  Rechtswissenschaft  und  Rechtsverwaltung  S.  220)  geht  da- 
Ton  aus,  dass  derartige  Bescheinigungen  in  der  Regel  von  den  höheren  Gerichten 
(Landes-JustizkoUegien)  zu  ertheiien  seien,  und  mit  Rttidcsicht  hierauf  sind  Zweifel 
darfiber  entstanden,  welche  Behörde  gegen >iSrtig  hierfür  zuständig  ist 

Im  Einverständniss  mit  dem  Herrn  J^fiiäster  der  auswärtigen  Angele|?enheiten  be- 
stimme ich  daher  auf  Grund  des  §  77  des  AusfQhningtfgesetzes  zum  deutschen  Ge- 
fichtsverfassungsgesetz  vom  24.  April  1878  (Gesetz  >SammL  S,  230),  dass  die  vorer- 
wAhnte  Bescheinigung  ebenso  wie  die  gerichtliche  Beglaubigung  amilicher  UnterFchriften 
sum  Zwecke  der  Legalisation  im  diplomatischen  Wege  (§  43  des  erw&hnten  Gesetzes) 
4urch  den  Präsidenten  des  Landgerichts  zu  erfolgen  hat 

No.  61  AUg.  Verf.  des  J.X.  Tom  fiO.  Januar  1893,  betreffend  die  Vor- 
aalune  Ton  ZnateUnngen  in  den  Wohnnn^n  yon  PenN)nen,  welche  Ton  der 
Inliadisohcn  OeriohtolMirkeit  befreit  sind  (J.ILBL  a  37). 

Zustellungen  in  gerichtlichen  Angelegenheiten  kOnnen  an  Personen,  weldie  nach 
{{  18,  19  des  deutsdien  Gerichtsverfassungsgesetses  Ton  der  inl&idischen  Gmchtabar- 
keit  befreit  sind,  nur  im  diplomatisohen  Wege  erfolgen.  Auch  dOrfen  Handlungen, 
welche  eine  AnsQbung  der  Gerichtsbarkeit  enthalten,  in  den  Wohnungen  dieser  Per- 
sonen nicht  ohne  ihre  Zustimmung  Torgenommen  werden,  und  es  bedarf  deshalb  ihrer 
Zustimmung  auch  fDr  die  \''omahme  yon  Zustellungen  in  ihrer  Wohnung  an  solche 
Personen,  welche  der  inlftndischen  Gerichtsbarkeit  unterworfen  sind. 

Demgemäss  werden  für  Zustellungen  in  diesen  Fillen  die  nachstehenden  Bestim- 
mungen getroffen: 

1.  Die  Wohnungen  der  Chefs  und  Mitglieder  der  bei  dem  Deutschen  Reiche 
beglaubigten  Missionen,  welche  von  der  inlilndischen  Gerichtsbarkeit  befreit 
sind,  der  Chefs  und  Mitglieder  der  bei  dem  Preussischen  Staate  beglaubigten 
Missionen,  der  Mitglieder  des  Bundesraths,  welche  nicht  von  dem  Preussi- 
schen Staate  abgeordnet  sind,  desgleichen  die  Wohnungen  des  von  der  in- 
ländischen Gerichtsbarkeit  befreiten  Geschftftspersonals  der  vorerwähnten 
Personen  und  solcher  Bediensteten  derselben,  welche  nicht  Deutsche  sind, 
dllrfen  zum  Zweck  einer  Zustellung  in  Rechtsangelegenheiten  irgend  welcher 
Art  nur  dann  betreten  werden,  wenn  der  Inhaber  der  Wohnung  sdne  Zu- 
stimmung dazu  ertheilt  bat. 

2.  Die  Einholung  der  Zustimmung  ist  bei  dem  Justizminister,  in  eiligen  FiUen 
immittelbar  bei  dem  Herrn  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu  be* 
antragen.  Geht  der  Antrag  von  einem  Amtsgericht  oder  von  dem  Unter- 
suchungsrichter bei  einem  Landgericht  aus,  so  ist  derselbe  vor  dem  Abgange 
dem  Prtksidenten  des  Landgerichts  vorzulegen.  Letzterer  hat  zu  prüfen,  ob 
der  Antrag  zur  Weiterbeförderung  geeignet  erscheint;  eventuell  ist  von  ihm 
auf  die  schleunige  Beseitigung  etwaiger  Mängel  hinzuwirken. 

Auf  den  Antrag  hat  der  Präsident  zum  Zeichen,  dass  derselbe  ihm  vor- 
gelegen hat  und  zur  Beförderung  fflr  geeignet  befunden  worden  ist,  den  Ver- 
merk zu  setzen:  „Gesehen  (Datum).  Der  Laadgerichtspräsident**  Der  Unter- 
schrift ist  in  fliesem  Falle  das  Amtssiegel  nicht  beizuffigen. 

3.  Der  Gerichtsvollzieher  darf  die  Wohnung  einer  der  in  Ziffer  1  erwähnten 
Personen  zum  Zwecke  der  Zustellung  nur  dann  betreten  und  eine  Zustellung 
in  der  Wohnung  einer  dieser  Personen  durch  Aufgabe  zur  Post  nur  dann 
bewirken,  wenn  ihm  die  Zustimmung  des  Inhabers  der  Wohnung  schriftlich 
vorgelegt  wird. 
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4. .  Die  P^st  darf  von  dem  GericbtsroDzieher  und,  insoweit  eine  Zastellnng  anter 
VemitteLiing  des  Gerichtsschreibers  zulftssig  ist,  von  dem  Crerichtsschreiber 
lan  Bewirkung  einer  Zustellung  in  der  Wohnung   einer   der  in  Ziffer  1  w- 

.  wähnten  Personen  nur  dann  ersucht  werden,  wenn  die  Zustimmung  des  In- 
habers der  Wohnung  schriftlich  vorliegt. 

6.  Wird  dem  Gerichtsvollzieher  oder  dem  Gerichtsschreiber  die  erforderliche 
Zustimmung  nicht  vorgelegt,  so  hat  derselbe,  sobald  ihm  bei  dem  Empfang 
oder  bei  Ausftihrung  des  Auftrags  erkennbar  wird,  dass  die  Zustellung  nicht 
vorgenommen  werden  darf,  von  der  Zustellung  Abstand  zu  nehmen  und  den 
Auftrag  oder  das  Ersuchen  dem  Amtsgerichte,  bei  welchem  er  angestellt  ist, 
vorzulegen.  Das  Amtsgericht  hat  alsdann  die  Einholung  der  Zustimmung  on 
Amtswegen  zu  beantragai. 

« 

No.  62.  AUg.  Text,  d.  J.H.  vom  20.  VetauBT  1893  betreffend  die  in  den  Deut» 
•(flien  861uitKfir6bieten  zu  erledigenden  BrsnchnngBsolirelben  der  Justizbehörden 
(J.JLBL  8.  59). 

In  neuerer  Zeit  sind,  wiederholt  Ersuchungsschreiben  der  Justizbehörden,  welche 
in  den  Schutzgebieten  zur  Erledigung  gebracht  werden  soUten,  unmittelbar  und  unter 
unrichtiger  Adresse  dorthin  gesandt  worden. 

Die  Justizbehörden  werden  daher  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  Ersuchungs- 
schreiben der  erw&hnten  Art  nach  Ziffer  7  der  allgemeinen  Verfügung  vom  20.  Mai 
1887  (J.M.BL  8. 189)  dem  Justizminister,  in  eiligen  F&llen  dem  Herrn  Minister  der 
auBWfirtigen  Angelenheiten  einzureichen  sind,  und  dass  die  Bestimmungen  über  Zu- 
stfindigkeit  und  dienstliche  Bezeichnung  der  Behörden  in  den  Schutzgebieten  aus 
der  aUgemeinen  YerfClgung  vom  1.  Mai  1891  (J.M.Bi.  S.  129)  ersehen  werden  können. 
Der  dort  gegebenen  Zusammenstellung  ist  -unter  c  fQr  das  Deutsch-Ostafrikanisdie 
Schutzgebiet  hinzuzufügen: 

der  Nachtrag  zur  Dienstanweisong  vom  12.  Januar  1891.    Ymn  25.  Oktober 
1891  (Centralblatt  für  das  Deutsche  Reich  S.  299). 

Nach  den  in  der  Zusanmienstellung  erwähnten  Dienstanweisongen,  betreffend  die 
Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  in  den  Schutzgebieten,  haben  die  dortigen  Gerichts- 
behörden erster  Instanz  in  den  von  ihnen  ausgehenden  Schriftstücken,  sofern  es  sich 
um  Geschäfte  bandet,  welche  von  dem  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  ermächtigten 
Beamten  ohne  Zuziehung  von  Beisitzern  erledigt  werden,  die  -BezeiclMiung  als  „Kaiser- 
licher Richter  des  Schutzgebiets  zu  *  oder  ^Kaiserlicher  Richter 
des  Schutzgebiets  der                    .zu                      **  anzuwenden. 

Die  in  den  Schutzgebieten  zu  erledigenden  Ersuchungsschreiben  sind  dem  ent- 
sprechend zu  adressiren. 

Der  Beifügung  einer  Ortsangabe  bedarf  es  nicht. 

No.  63.  Allff.  Verl  d.  J.M.  vom  9.  März  1893  betreffend  die  Znatellungr 
gerlohtliolier  Zahlnnss«  oder  Leistnngerverbote  an  im  Ansdand  beiflndUohe 
IMttsohnldner  (J.M.B1.  a  70). 

Die  Bestimmung  in  Ziffer  6  Abs.  6  der  aUgemeinen  Verfügung  vom  20.  Mai  1887, 
betreffend  die  im  Ausland  zu  erledigenden  Schreiben  der  Justizbehörden  (J.M.B1.  S.  139), 
erhält  folgende  anderweitige  Fassung: 

Den  diplomatischen  Vertretern  imd  den  Konsuln  des  Reichs,  mit  Ausnahme  der 
zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  befugten  Konsuln,  ist  nicht  gestattet,  die  Zustellung 
eines  zum  Zwecke  der  Pfändung  erlassenen  gerichtlichen  Zahlungs-  oder  Leistungs- 
verbots an  den  im  Ausland  befindlichen  Drittschuldner  auf  unmittelbares  Ersuchen 
auszuführen.  Unmittelbare  Ersuchen  an  die  diplomatischen  Vertreter  oder  an  die  nicht 
mit  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Konsuln  um  solche  Zustellungen  sind  daher  zu  unter- 
lassen. Zur  Bewirkung  von  Zustellimgen  der  in  Rede  stehenden  Art  ist,  sofern  andere 
Ländern  als  Grossbritannien  und  Irland,  die  britischen  Kolonien  urd  auswärtigen  Be- 
sitzungen, sowie  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in  Frage  kommen,  ^  Rechts- 
htflfe  der  zuständigen  auswärtigen  Behörde   auf,  dem   2iiffer  20    angegebenen  Wege  in 
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Aaqmidi  sa  iMhineii«  das  ErvndumgBscfaraben  aber,  soweit  nicht  dsr  nnnittdham 
Ycrkekr  dwch  die  beetehenden  VertcSge  ausdrOcklich  gestattet  ist,  den  Jostisiunsteiv 
im  efligea  FiBea  dea  Harm  Minister  der  auswirtigea  Ang«Uig«ni^Ait^in  unfeEscUeesen 
und  mit  offensr  Adresse  mittelst  Berichts  emsueiclifln. 

Handelt  es  sich  um  die  ZustelliiDg  eines  nim  Zweck  der  Pftndiing  ffliasTfirm  ge- 
lichtüchen  ZaUmgs-  oder  Leistnngsreihots  an  einen  in  Grossbritannien  oder  Iriaad,  in  den 
britiechen  Kolonien  oder  aoswirtigea  Besitsongen  oder  in  den  Vereinigten  Staaten  ram 
Amerika  befindlichen  Drittscholdner,  und  hat  der  Schuldner,  gegen  den  sich  die  Voll- 
stncknng  riditet,  im  Deatschen  Reich  seinen  ailgameinen  Gerichtsstand,  so  kann  der- 
jenige deotsche  Konsul,  in  dessen  Amtsbesiik  der  Drittscholdner  sich  beindeti  um  die 
Znstellnng  ersacht  werden.  Das  dieserhalb  an  den  Konsul  su  richtende  Ersochen  ist 
ihm  aber  nicht  unmittelbMr  tu  flbersenden,  sondern  dem  Justisnunister,  in  eiligen  FUlen 
dem  Hern  Minister  der  soswirtigen  Angelegenheiten  unverschlosson  mittelst  Berichts, 
aas  dem  die  Sachlage  sich  ergeben  muss,  einsoreichea.  Hat  der  Schuldner,  gegen  den 
sich  die  Vollstreckung  richtet,  im  Deatschen  Reich  keinen  allgemeinen  Gerichtsstand, 
so  ist  Ton  einem  Antrag  auf  Bewirknng  derartiger  Zostellangen  inneriialb  der  tot- 
stehend  beseichneten  Gebiete  flberhaapt  absosehen,  da  eine  solche,  durch  einen  Konsul 
des  Reichs  bewirkte  Zustellung  als  ein  Eingriff  in  die  Getifhtsbsrkeit  des  ausUndischen 
Staates  angesehen  werden  konnte  and  eine  denurtige  Zostellnng  aof  dem  Wege  dar 
Rechtshfllle  sowohl  in  Rngtsnd  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ansge- 
sehlossen  isk 


Vp.  64.    AH»  Vtrl  C  /,1L  wm  M.  Ayfl  |g>8  Irtfsftnd  dtotnsA— Inad 


Wi  BfawMn«  mn  Aasdtoteraa«»  (J.M.BL  8.  IM). 

Um  die  saohgemiMe  geechiftliohe  Behandlang  der  im  Ausland  ra  eriedigenden 
Brsuehungsschreiben  der  JustisbehOrden  und  der  Antitge  auf  AusUelsrung  oder  vor- 
linfige  Festnahme  des  Verfolgten  cu  sicheni,  werden  in  Ergtusung  der  bestehenden 
Verschrillen  folgende  Bestimmungen  getroffen: 

1«  AUe  Berichte,  Antrtge  oder  Mittbeilungen,  welche  einer  Beschleunigung  be- 
dirfcn,  sind  auch  in  der  Reinschrift  an  einer  in  die  Augen  fiülenden  Stelle  als  Eil- 
sache und,  wenn  eine  Verhaftung  in  Frage  kommt,  als  Haftsache  su  beseicfanen. 

2.  Aenderuagen,  welche  nach  Einreichung  eines  E^uchens  oder  nach  Anbringung 
eines  Antrages  auf  Auslieferung  in  den  thatsMchlichen  VeriiSltnissen  eintreten  und  filr 
die  Erledigung  jener  Ersuchen  oder  Antrige  Ton  Interesse  sind,  mflssen  sofort  dem 
Justizminister,  in  eiligen  FlUen  nnmittelber  dem  Herrn  Minister  der  auswirtigen  An- 
gelegenheitMi  sur  Kenntniss  gebracht  werden.  Insbesondere  ist  Ton  jeder  Eriedigung 
eines  Auslieferungsantrags  durch  freiwillige  Gestellung  oder  Ergreifung  des  Verfolgten 
im  Inlsnd,  durch  Aufhebung  des  Haftbefehls,  durch  Kinstiftllfmg  des  Strafrer&hrens  oder 
durch  sonstige  Umstinde  unTersfiglich,  nOthigenfBlls  teiegraphisch  Anzeige  zu  erstattMi, 
damit  der  Antrag  schleunigst  auf  diplomatischem  Wege  zurückgezogen  werden  kann. 
In  Ansehung  der  im  unmittelbaren  Gesch&ftsrericehr  beförderten  Ersuchungssdireiben 
ist  die  ersuchte  Behörde  Ton  etwa  eingetretenen  Aenderungen  ebenfalls  unTeizflglich 
su  benachrichtigen. 

Ist  die  Festnahme  und  Ablieferung  einer  Terfolgten  Person  unmittelbar  bei  einem 
zur  Ausllbung  der  Gerichtsberkeit  befugten  Kaiserlichen  Konsul  beantragt,  oder  ist  auf 
Grund  der  in  einzelnen  Auslieferangsvertrigen  enthalt«nen  Bestimmungen  eine  aus- 
Undische  Behörde  unmittelbar  um  die  vorilufige  Festnahme  eines  Verfolgten,  oder  ein 
Kaiseriicher  Gesandter  oder  Konsul  um  seine  Vermitteiung  zur  Bewirkung  der  Fest- 
nahme ersucht  worden,  wegen  Herbeiftlhrung  der  Auslieferung  aber  noch  nicht  an  den 
Jttstizminister  oder  den  Herrn  Minister  der  auswirtigen  Angelegenheiten  berichtet,  so 
ist  die  ersuchte  Behörde  in  gleicher  Weise  ungesäumt  zu  benachrichtigen,  wenn  der 
gestellte  Antrag  binfMlig  wird. 

No.  6A.  Allg;  Verf.  d.  J.M.  Tom  81.  Juli  1803  betreffend  die  gnagtslloha 
Xrklftnuiff  rom  28./16.  Jwnimr  1803  sa  den  mit  Ramilaad  am  4.  Fetoonr  beanr. 
93.  Janunr  1879  und  M./17.  Aogost  1688  wegen  des  luunittelberea  Qeeohfifts- 


PreuBBen  *-  JugtiiminiBteMWerfttgungen. 
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▼«rk^hra  swlaohen  den  Preosoisdhen   und  Rosslsdlieii  Jnstizbeliörden   ge- 
•ohlomendn  Abkommen  (Q.a  &  88)  (J.ILBL  8.  260). 

IHe  JastbebehOrden  werden  davon  in  Kenntniss  gesetzt,  dass  die  zus&tzliche  Er- 
kUürong  vom  28./16.  Januar  1898  zu  den  mit  Russland  am  4.  Februar  /  28.  Januar  1879 
und  ä^./17.  August  1883  wegen  des  unmittelbaren  Gesch&ftsverkehrs  zwischen  den 
Preussischen  und  Russischen  Justizbehörden  geschlossenen  Abkommen  vom  8.  August 
bezw.  22.  Juli  d.  J.  in  Kralb  tritt 

Na  66.  AXig.  VeatL  d.  J.K.  rem  88.  Jnnl  1894  betreffend  den  onmittel- 
bwea  OeeobäftvFerkelir  swleoben  den  Prenselsoben  und  den  RoesiBclien  Be« 
lUMen  (J.M.B1.  BT  167). 

Das  nachstehende  Verzeichniss  der  nach  Art  2  des  Abkonunens  vom  4.  Februar 
besw.  28.  Januar  1879  (G.S.  S.  188)  und  der  zusätdichen  EikUürung  yom  28./16.  Januar 
1898  (G.S.  S.  88)  ffir  den  unmittelbaren  Qeschftftsverkehr  zwischen  den  Preussischen 
und  den  Russischen  Justizbehörden  gegenwärtig  in  Betracht  kommenden  Russischen 
GhsiicfatsbeherdeB  und  der  Jnrisdiktionsbemrke  derselben  wird  hiermit  zur  Kenntaiss 
j^ebradlit 

IL  GeriektsbehOrden,  auf  die  sich  die  Zusatzerklftrung  vom  28./16.  Januar 

1898  bezieht 


Bezeichnung 

der 

Qerichtsbezirke 


Juris  diktionsbezirke 


1.  Gerichtskammern: 
a)  St  Petersburg  .    . 


b)  Wilna  .... 

%  Bezirksgerichte: 

a)  Libau   .... 


b)  Grodno 

c)  Kowno 

8.  Friedensrichter-Plena: 
a)  libauer  Bezirk: 
a)  Hasenpoth-Grobin 

ß)  Windau-Goldingen 


/)  Tuckum-Talsen 

b)  Grodno*er  Bezirk: 

a)  Grodno    .    .    . 
ß)  Belostock-Sokolka 
r)  Belsk  .... 
S)  Brest-Litowsk  . 

b)  Eobrino-Prushanj 
C)  Wolkowysk 
ij)  Slonim     .    .    . 

c)  Eowno'er  Bezirk: 

a)  Kowno     ... 
ß)  Wilkomir     .    . 
jr)  Nowoalexandrowsk 
^)  Schawli   .    .    . 

c)  Telschi  .  .  . 
C)  Rossieny .  .  . 
19)  Ponewesh     .     . 


GouvememcAt  Pskow,  Witebsk,  livland,  EsÜand^ 

und  Kurland. 
Gouvernement  Wilna,  Kowno,  Ghrodno  und  Minsk. 

folgende  EJreise  des  Grouyemements  Kurland:  Hasen- 

poth,  Grobin,  Windau,  Groldingen  und  Talsen. 
das  GouYemement  Grodno. 
M  «  Kowno. 


folgende  Kreise  des  Gouvernements  Kurland:  Hasen- 

poth  und  Grobin. 
folgende  Ejreise  des  Gouvernements  Kurland:  Win- 

dau  und  Gh>ldingen. 
f&r  den  Kreis  Talsen  im  Gouvernement  Kurland. 


Kreis  Grodno, 

die  Kreise  Belostok  und  Sokolka, 

Kreis  Belsk, 

„     Brest-Iitowsk, 
die  Kreise  Kobrino  und  Prushany, 
Kreis  Wolkowysk, 

„      Slonim, 


Gouvernement 
Grodno. 


Kreis  Kowno, 
„      Wilkomir, 
„      Nowoalexandrowsk, 
„     Schawli, 
„     Telschi, 

Rossieny, 

Ponewesh, 


n 


Gouvernement 
Kowno. 
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No.  57.  Xng.  Ymri  d.  J.K.  tob  20.  Deamaber  18M  beireffBiid  die  Befii«- 
siM  4«r  JvBtlmbauiteB  im  KönlgreiA  teohsm  sor  geriohtHolim  BeglMWguag 
TOA  Urkimda&,  Untenidliriftea,  Siegeln  und  HandaedöheB  (J.X  BL  &  300). 

Nach  cnner  Mittheiluog  de«  Königlich  SichBischen  Justizminifteriums  bähen  aeit 
dem  15.  Deeember  1890  die  hei  einem  Königlich  SichsiBchen  Amtegerichte  imter  Bel- 
drflclnmg  dee  Siegels  oder  Stempele  dieser  Behörde  aufgenommenen  Begieafaigimgen 
Ton  Urkonden,  Unterschriften,  Siegeln  und  Handxeiehen  nicht  nur  dann  als  gedditiidie 
Beglaabignngen  au  gelten,  wenn  sie  Ton  einem  riditerlichen  Beamten  herrfihreD^  gon. 
dem  auch  dann,  wenn  sie  von  einem  Referendar  oder  Ton  einem  Oerichtsheamten  be- 
wirkt worden  sind,  der  seiner  Unterschrift  die  Beamchnnng  «▼«rpfiichteter  (TerpfL) 
ProtokoUanf  beigefllgt  hat.  Nur  in  den  FiUen,  in  denen  ein  Dolmetscher  zugeiogen 
worden  ist,  wird  zur  Gültigkeit  der  Beglaubigmig  die  Ifitwiiki^  eines  richleiüchea 
Beamten  erfordert. 

Die  JustisbehOrden  werden  hiervon  in  Kenntniss  gesetat  und  zwar  die  Justiz- 
behörden im  Geltungsbereiche  der  Grundbuchordnung  mit  dem  Bemerken,  daas  die  Mit- 
theflung  insbesondere  auch  auf  die  im  §  88  der  letzteren  erwihnte  Befugniss  sidi  bezieht. 

Ka  68.  AUir.  Verl  d.  J.K.  Tom  20.  AprÜ  1806  tofereffnid  den  Oesiddtfla- 
gmns  bei  der  LegeUsattoii  Toa  urkonden  (J.ILBL  &  181). 

Fflr  die  Legalisation  der  zum  Gebrauch  im  Auslande  bebtinmiten  Urkunden  werden 
von  den  Konsulaten  beziehungsweise  Gesandtsdiaften  der  meisten  ansUndisehen  Staaten 
Gebflhren  erhoben,  die  Ton  der  Geheimen  ir^««l^  des  Justizministeriums  Terandagt 
und  demnichst  von  den  Interessenten  wieder  eingezogen  werden.  Um  dieses  Yerhkuna 
thunlichst  einfich  zu  gestalten,  wird  unter  Aufhebung  der  Allgemeinen  VerfHgnng  vom 
5.  Oktober  1869  Folgoides  bestimmt: 

1.  Die  zum  Gebraudie  im  Auslande  bestimmten,  der  Legalisation  im  diploma- 
tischen Wege  bedfirfenden  Urkunden  sind  nach  der  Beglaubigung  durch  den  Land^ 
gerichtsprtaidenten  (§  48  des  Ausfllhrungsgesetses  zum  Deutschen  Gerichtsrerfassungs- 
gesetse)  den  Antragstellern  surOdEzugeben. 

2.  Den  AntragsteUem  bleibt  flberiassen,  die  Urkunden  behufs  Beschaffung  der 
Beglaubigungeii,  fOr  welche  die  Mitwirkung  des  Justizministers  orfordexlich  ist,  an  die 
Geheime  Kanzlei  des  Justizministeriums  fhmldrt  einzusenden.  Dabei  ist  anzugeben, 
wo  Ton  der  Urkunde  demnftchst  im  Auslände  Gebranch  gemacht  werden  solL 

8.  In  besonders  dringlichen  FlUen  darf  die  Einsendung  auch  durch  die  Gerichts- 
schreiberei des  Landgerichts  als  portopflichtige  Dienstsache  .unfrankirt  unter  Briefum- 
schlag erfolgen.  Dabei  ist  der  Name  und  die  Wohnung  des  Antragstellers,  soweit  sie 
nicht  ans  der  Urkunde  oder  dem  mit  eingereichten  Antrage  erhellen,  genau  anzugeben. 

4.  Bestehen  hinsichtüdi  der  Beglaubigung  besondere  Bedenken  oder  be4aif  der 
Beglanbigungsantng  einer  besonderen  Begründung,  so  erfolgt  die  Einsendung  der  Ur- 
kunden, wie  seither,  durdi  den  Landgerichtsprisidenten  an  den  Justizminister  mittelst 
besonderen  Berichts,  und  zwar  ebenfdls  als  portopflichtige  Dienstsache  unfranldrt. 

5.  Die  Geheime  Kanzlei  des  Justizministeriums  sendet  die  Urkunden  in  allen 
Fillen,  sofern  sie  nicht  vom  Antragsteller  persönlich  in  Emp&ng  genommen  werden, 
unmittelbar  an  diesen  unter  Brieftimschlag  als  portopflichtige  Dienstsache  unfrankirt 
zurilck,'  und  zwar  unter  Nachnahme  der  etwa  entetandenenen  Legalisationagdi&hien, 
sowie  der  erwachsenen  Postgebflhien,  soweit  diese  BetrSge  nicht  etwa  schon  Torher  b« 
der  Geheimen  Kanzlei  eingezahlt  worden  sind. 

6.  Die  besonderen  Anordnungen,  welche  fBr  Legalisationen  ergangen  sind,  die 
einer  Zwischenbeglaubigung  durch  den  Justizminister  nicht  bedflrfen,  bleiben  unbertthrt^) 

^)  Die  Prftsidenten  des  Landgerichts  I  u.  11  in  B^riin  senden  die  Urkunden  un- 
mittelbar an  das  Auswirtige  Amt.  J.M.V.  vom  7.  April  1880  I  1598,  b«  Weissler 
S.  866.  Vf^.  auch  J.M.y.  vom  6.  Mai  1890  II  d  666  (Weissler  S.  868),  wonach  die 
gerichtliche  Beglanbignng  amtlicher  Unterschriften  zum  Zweck  aar  Legalisation  im 
diplmnatischen  Wege  durch  den  Präsidenten  des  Landgerichts  erfolgt.  Vgl  auch  die 
Reskr.  ¥om  17.  Dezember  1886  und  27.  April  1891  (Mfiller,  Die  preus^.  Justisrer- 
waltung,  d.  Aufl.,  S.  1188)  betreffend  schlesische  und  posensche  Urkunden. 
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No.  M.  Allg.  VerL  d.  J.K.  vom  a  Kai  1895  1>etrelfeiid  die  Handlialiimff 
der  Koavention  Hber  die  Regrulienui^  der  Hlnterlassensohaften  zwlsohen  dem 
Dentedhea  Reioh  und  Russland  Tom  12.  November  /  3t  Oktober  1879  (J.M.BU 
1896  8.  150). 

Die  in  der  Allgemeinen  Verfllgnn^  vom  26.  Februar  1895  erwähnte  Rundverfagung 
des  Herrn  Ministers  des  Inninm  vom  4.  Februar  1995  wird  hiermit  zur  Kenntniss  der 
Justizbehörden  gebracht. 

Cirkular  an  s&mmtliche  EOniglithe  Regieruugs-Präsidenten  und  an  den 
Königlichen  Polizei-Präsidenten  in  Berlin  vom  4.  Februar  1895,  betreffend 
die  Konvention  zwischen  dem   Deutschen  Reich    und  Russland   über   die 

Regelung  von  Hinterlassenschaften. 

Einzelne  Bestimmungen  der  Konvention  über  die  Regelung  von  Hinterlassen- 
schaften zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Russland  vom  81.  Oktober  /  12.  November 
1874  (Reichs-Gesetzbl.  für  1875  S.  136)  haben  zu  Zweifein  Veranlassung  gegeben.  Zur 
Behebung  dieser  Zweifel  bestinmie  ich  im  Einverständniss  mit  den  Herren  Ministem 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  und  der  Justiz  was  folgt: 

Unter  den  im  Artikel  1  der  Konvention  erwähnten  „zuständigen  Behörden  dea 
Sterbeorts"  und  unter  den  im  Artikel  2  daselbst  bezeichneten  „LokalbehOrden**,  welche  die 
erforderlichen  Sicherungsmassregeln  hinsichtlich  des  Vermögens  in  Preussen  verstorbener 
Bussen  zu  treffen  und  die  Russischen  KonsulatsbehOrden  von  dem  Tode  zu  benachrichtigen 
haben,  sind  die  Amtsgerichte  zu  verstehen.  Die  Polizeibehörden  haben  nur  insoweit 
einzuschreiten,  als  es  sich  um  vorläufige  keinen  Aufschub  duldende  Ma^sregeln  handelt. 
Da  indessen  die  Amtsgerichte  nicht  in  allen  Fällen  von  dem  Tode  der  in  ihrem  Bezirke  ver- 
storbenen Russen  Kenntniss  erlangen,  so  haben  die  OrtspolizeibehOrden  die  zuständigen 
Amtsgerichte  yon  dem  Ableben  Russischer  Staatsangehöriger  in  Kenntniss .  zu  setzen, 
and  wenn  sie  im  einzelnen  Fall  vorläufige  Sicherungsmassregeln  vornehmen  müssen,  sofort 
die  Russischen  KonsularbehOrden  unmittelbar  zu  benachrichtigen.  Mit  der  dem  Amts- 
gerichte zu  machenden  Mittheilung  von  dem  Todesfall  haben  die  Polizeibehörden  den 
Pass  des  Verstorbenen  einzureichen. 

Mt  Anlegung  der  Siegel  und  Aufstellung  des  Inventars  haben  regelmässig  die 
Amtsgerichte,  in  Ausnahmefällen  die  OrtspolizeibehOrden,  in  Gemeinschaft  mit  den 
Russischen  KonsularbehOrden  gemäss  Artikel  2  a.  a.  0.  vorzugehen.  Sollten  in  den 
Fällen  des  Art.  2  Abs.  3  und  7  a.  a.  0.  die  Amtsgerichte  die  Theilnahme  an  der  ge- 
meinschaftlichen Siegelung  und  Inventarisirung  ablehnen,  so  sind  die  OrtspolizeibehOrden 
verpflichtet,  den  Russischen  Konsularbeamten  diejenige  Unterstützung  zu  gewähren, 
deren  sie  zum  alleinigen  Vorgehen  bedürfen.  Die  OrtspolizeibehOrden  haben  deto- 
gemäss  auf  ein  gehörig  begründetes  Gesuch  der  Russischen  KonsularbehOrde  einen 
Beamten  abzuordnen,  um  dieser  bei  der  Vornahme  einer  Siegelung  und  Inventarisirung 
des  Nachlasses  eines  Russen  gegen  einen  etwaigen  Widerspruch  Dritter  die  erforder- 
liche Unterstützung  zu  gewähren. 

Beschwerden  über  das  Verfahren  der  OrtspolizeibehOrden  in  vorstehenden  AngiB- 
legenheiten  sind  bei  Ew.  Hochwohlgeboren,  in  höherer  Instanz  bei  mir  anzubringen. 

Ew.  Hochwohlgeboren  ersuche  ich  ergebenste  hiemach  die  OrtspolizeibehOrden 
Ihres  Verwaltungsbezirks  mit  entsprechender  Anweisung  zu  versehen. 

No.  60.  BekazmtmaohTmer  vom  10.  Oktober  1805  betreffend  die  Verpflioh- 
tflXLg  der  vor  fraxizösiöhen  Geriobten  als  Kläger  auftretenden  Ausländer  zur 
Bicherbeitsleistnng  (J.H.BL  S.  316). 

Im  Hinblick  auf  die  Vorschriften  in  §  105  der  Civüprozessordnung  wird  zur  Kennt- 
niss der  Justizbehörden  gebracht,  dass  die  nach  Art.  423  des  code  de  proc^dure  civile 
und  Art  16  des  code  civil  in  Handelssachen  bisher  bestehende  Befreiung  der  vor  fran- 
zösischen Gerichten  als  Kläger  auftretenden  Ausländer  von  der  Verpflichtung  zur 
Sicherheitsleistung  durch  die  in  einem  franzosischen  Gesetz  vom  5.  März  1895  -ausge- 
sprochene Aufhebung  der  ersteren  und  entsprechende  Abänderung  der  letzteren  Ge- 
setzesbestimmung in  Wegfall  gekommen  ist. 
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No.  OL    Ziiaaaa«ii0tel]iiii9  der  OeUluea,  w«ldh#  b«i  daa  dineh  die  Ge- 
bolme  Kaaslei  desJugtiimlirigifiriitM  TemiiUelteB  L6gttllMiti0B«n  ron 
war  Zeit  settene  der  Vertreuuiceii  der  naohbeiuauiteB  StaetoA  erfordert 
(J.M.BL  1896  a  136). 
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No.  ea.  AH«.  Verl  d.J.]L  Tom  aXirs  1886  betraflted  die  Beg^uliiguiff 
der  nun  Oelmiioh  in  Rneiilmnd  besfebnmten  geriolitUoheii  nad  Botnxiellea  Ur- 
kunden (J.ILBL  8.  08/03). 

Nach  den  fOr  Rusiland  geltMiden  Beatimmungen  werden  gerichtliche  und  notarielle 
Urkunden  dort  als  beweiakrftftig  nur  angeaehen,  wenn  mit  der  Beglaubigung  seitens 
dea  suatftndigen  Ruaaiachen  Konaulata  eine  Ton  diesem  in  russischer  Sprache  su  er- 
tlieilende  Bescheinigung  darflber  yerbunden  wird,  dass  die  Urkunde  den  am  Orte  ihrer 
Errichtung  geltenden  Gesetsen  entq»richt  Nach  neuerer  Entscheidung  der  Kaiseriich 
Russischen  Regierung  kennen  die  fraglichen  Erkllrungen  in  gflltiger  Weise  nur  von 
dengenigen  Russischen  Konsulate  abgegeben  werden,  in  dessen  Bezirk  der  Landgericfats- 
prisident»  welcher  die  auf  Grund  der  Allgemeinen  Yerftgung  yom  17.  Oktober  1891 
(J.M.BL  S.  264)  su  ertheilende  Bescheinigung  ausgestellt  hat,  seinen  Amtssitz  hat 
Mit  ROcksicht  hierauf  wird  eine  Beglaubigung  der  Unterschriften  der  Landgeridits- 
prftsidenten  auf  den  fBr  Russland  bestimmten  Urkimden  behufs  Herbeiführung  einer 
Beg^bigung  durch  das  Auswlrtige  Amt  seitens  des  Justizministers  nicht  mehr  er- 
folgen; vielmehr  mnss  es  den  Betheiligten  flberiassen  bleiben,  das  betreffende  Russische 
Konsulat  um  Legalisation  der  Unterschrift  des  Landgerichtsprindenten  und  Beifügung 
des  fraglichen  Vermerks  anzugehen. 


')  Pensionsquittungen  der  Hinterbliebenen  von  Gefiallenen  aus  dem  Sezessionskriege 
werden  gebflhrenfrei  beglaubigt. 

*)  Seitens  der  Vertretungen  von  Belgien,  Dftnemark,  Grossbritannien,  der  Nieder- 
lande und  Siam  werden  Legalisationsgebühren  nicht  erfordert. 

*)  Atteste  der  Geistlichen  oder  Standesbeamten  haben  GebflhrenermSssigung. 

^)  Legalisationen  sind  nicht  erforderlich;  Vertrag  yom  26.  Februar  1880  (Reiehs- 
GesetsbL  1881  a  4). 

*)  Mit  jeder  zu  beg^bigenden  Urkunde  ist  eine  einfache  Abschrift  derselben 
sowie  der  darunter  befindlichen  Atteste  iflr  das  Archiv  des  Kaiserlich  Russischen  Kon- 
sulats einzusenden;  bei  Urkunden  mit  zwiesprachigem  Text  genügt  Abschrift  des  deut- 
schen Textes.    Vollmachten  dürfen  nicht  in  blanco  ausgestellt  sein. 


Pretusen  —  Jastisinlmsterialyerfftguiigeii. 
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Die  Rossifldieii  Konsnlate  in  Ptoussen  Jind  ilire  AmtabeEirke  sind  «u  der  nach- 
stehenden  Zqiwi.ininwiBt>ft]1nng  eraichtlidi. 

UeberBicht  der  Kaiserlich  RnssiBchen  Eonsalate  in  Prenssen  und  ihrer 

Amtsbezirke. 


Sits  des  Eonsalats 


Amtsbezirk 


Berlin»  Oenendkonsnlat    .    .    . 

(Bremen,  Konsulat) 

(BremerhaTen,  Konsoiaragentiir) 
Bredaii,  Konsulat  ..... 
Banzig,  Oeneralkonsolat  .  .  . 
Emdem,  Yizekonsnlat  .... 
Üensburg,  Konsulat  .... 
Frankfurt  a.  M.,  Generalkonsulat 

Kiel,  Konsulat 

Königsberg,  Konsulat  .    .    .    . 

(Lübeck,  Konnilat)  ..... 
Memd,  Konsulat 

Stettin,  Konsulat 

(Stuttgart,  Gesandtschaft) 


die  ProTinzen  Brandenburg,  Hannover  und  Sachsen  (das 
Herzogthum  Anhalt  und  beide  Fflrstenthttmerlippe). 

die  Ufer  der  Weser  yon  Bremen  bis  Bremerhaven. 

(Bremerhaven  und)  (}eestemttnde. 

die  Provinz  Schlesien. 

die  Provinzen  Westpreussen  und  Posen. 

Emden. 

der  nördliche  Theil  der  Provinz  Schleswig-Holstein. 

die  Provinzen  Westfalen,  Hessen-Nassau,  die  Rhein- 
provinz und  das  FOrstenthum  Waldeck. 

der  südliche  Theil  der  Provinz  Schleswig-Holstein. 

die  Provinz  Ostpreussen  mit  Ausnahme  des  Amtsbezirks 
von  MemeL 

(Lübeck  und)  der  Kreis  Herzogthum  Lauenburg, 

der  Kreis  Memel  mit  dem  nördlichen  Theile  der  Kuri* 
sehen  Nehrung  vom  Dorf  Nidden  ab,  sowie  die 
Kreise  Heydekrug,  Ragnit,  Tilsit  und  Niederung. 

£e  Provinz  Pommern. 

die  Hohenzollemschen  Lande. 


No.  63.  Bekanntmftohong  Yom  7.  K&xz  1896  betreifend  die  yerpflidhtimg 
der  Tor  imgarlsohen  Gerichten  als  Kläger  «uftretenden  Ausländer  nur  Sioheiu 
lieitsleistiniir  (J-U-Bl.  S.  93). 

Im  Hinblick  auf  die  Vorschrifben  in  §  102  der  CHvilprozessordnung  wird  zur  Kennt- 
niss  der  Justizbehörden  gebracht,  dass  die  vor  den  Ungarischen  Gerichten  als  Kläger 
auftretenden  Ausl&nder  nach  den  §§  9  bis  12  und  §  27  Abs.  2  Ziffer  6  des  Ungariscben 
Gesetz-Artikels  XVni  vom  Jahre  1893  im  summarischen  Rechtsstreite  und  nach  §  220 
desselben  Gesetz-Artikels  auch  im  ordenüichen  Proeess-  und  im  Handelsverfahren  ani 
Verlaugen  des  Beklagten  zur  Deckung  der  Prozesskosten  und  der  UrtheilsgebOh^  eine 
Kaution  zu  geben  verpflichtet  sind.  Zwar  kann  nach  §  9  Abs.  2  Ziffer  1  a.  a.  O.  eine 
Kaution  dann  nicht  verlangt  werden,  „wenn  in  dem  Staate,  dessen  Angehöriger  der 
Kläger  ist,  der  Ungarische  Staatsbürger  in  einem  gleichem  Falle  zum  Erläge  einer 
Kaution  nicht  verpflichtet  ist**.  Diese  Voraussetzung  trifft  jedoch  nach  Ungarischer 
AuffsBSung  bezüglich  des  Deutschen  Reichs  mcht  zu,  da  die  Gegenseitigkeit  weder  durch 
einen  Staatsvertrag  noch  durch  den  Austausch  von  Reziprozitäts- Erklärungen  ver- 
bürgt ist. 

Im  Wechselverfahren  kann  nach  §  220  Abs.  5  a.  a.  0.  die  Sicherstellung  der  Prozess- 
kosten nicht  verlangt  werden. 

No.  64.  Allff.  Verl  d.  J.M.  vom  18.  September  1896,  betreffend  den  n3u 
mittelbaren  Gesohftftsverkehr  zwischen  den  Prenesieohen  JostlzbeliOrden  nnd 
den  Rnssisdhen  Jnsfeiskunmem  zu  St.  Fetemtnirg  nnd  Wilna  (J.lLBl.  S.0O9)& 

In  neuerer  Zeit  sind  von  Prenssischen  Justizbehörden  wiederholt  Ersuchen 
um  Rechtshü]fe  an  die  Rnssischen  Justizkammem  zu  St.  Petersburg  und  Wilna  in 
solchen  Angelegenbeiten,  welche  bei  den  ersudienden  Behörden  anhängig  waren,  unter 
Berufung  auf  die  zusätzliche  Erklärung  vom  28./16.  Januar  1893  zu  den  mit  Rassland 
geschlossenen  Abkommen  wegen  des  unmittelbaren  Gesch&ftsveikehrs  zwischen  den 
Prenssischen  und  den  Russischen  Justizbehörden  (G.8.  S.  83)  unmittelbar  fibersandt 
w43Tden.    Dabei  ist  übersehen,  dass   nach  der  erwähnten  zusätzlichen  Erklärung  ein 
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tmmitteUMnr  OeichlftsTeikehr  swifchen  den  PreiusiBcheii  JofitizbeliOrdeii  und  den  ge- 
naimteii  RoMiachflii  Jattizkammeni  nur  insoweit  znlftssig  ist,  als  ea  sieh  nm  Sachen 
handelt,  die  Ton  den  Oerichten  der  Gerichtsbeörke  Ton  Laban,  Kowno  nnd  Grodno 
aosgehon,  d.  h.  nraprUnglich  —  in  erster  Inataax  —  bei  einem  dieser  snm  nnmittel- 
baren  OeachiflaTerkehr  angelassenen  Gerichte  geschwebt  haben  nnd  bei  den  Jnsüz- 
kammem  zn  St  Petersburg  und  WOnn  in  höherer  Instans  anhlngig  geworden  snd. 
Soweit  dies  nicht  der  Fall,  sind  Elrsachen  um  Rechtshfllfe,  weldie  in  den  Besirken  der 
genannten  Jnstizkammem  an  erledigen  aind,  an  das  zqstlndige  Rassische  Besiikagericht 
sn  richten  und,  soweit  mit  diesem  ein  unmittelbarer  GeschiftsTerkehr  nicht  stattfindet» 
gemiss  Ziffer  90  der  Allgemeinen  Yerftgnng  Tom  20.  Mai  1887  (J.M.BL  S.  139)  dem 
Justiaminister  nnd  in  eiligen  Ffillen  dem  Herrn  Ifinister  der  answftrtigen  Angelegen- 
heiten unverschlossen  mittelst  Berichts  einzureichen.  Eine  Ausnahme  findet  nur  bei 
Ersuchen  um  die  Bewirinmg  ron  Zustellungen  statt;  diese  sind,  wenn  ein  unmittel- 
barer Oeschiftsyerkehr  mit  dem  zuständigen  Russischen  Bezirksgericht  nicht  statt- 
findet gemftss  Ziffer  6  der  Allgemeinen  Verfügung  Tom  20.  Mai  1887  je  nach  Lage 
dar  Sache  dem  sustftndigen  deutschen  Konsul  oder  dem  Eaiseilichen  Botschafter  in 
St.  Petersburg  unmittelbar  zu  abersenden. 

No.  66.  AU^  Verl  Tom  28.  Febroar  1897  btttreffend  die  ItitthMlimy  toh 
TodasflUen  der  in  Ungnm  Ter8torl>enen  AagebArigen  des  I>6iits<die&  ReJoha 
Miteu  der  KdnigUoli  üngulaoben  Beiirkageriokte  an  das  Sslsertioihe  General- 
konsnlmt  in  Bndspest 

Nach  einer  MittheUung  des  Herrn  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten  hat 
der  Königlich  Ungarische  Justizminister  durch  Verordnung  Tom  27729.  Mai  1896  die 
Ungarischen  Bezirksgerichte  angewiesen,  Ton  dem  in  Ungarn  erfolgten  Ableben  Ange- 
höriger des  Deutschen  Reichs  das  Kaiseriiche  Generalkonsulat  in  Budapest  in  jedem 
einzelnen  Falle  unter  kurzer  Angabe  der  auf  die  Personal-  und  VennOgensrerhSltnisse 
des  Verstorbenen  bezflglichen  Daten  der  Todesfallsaufidahme  zu  benachrichtigen. 

Die  Justizbehörden  werden  hiervon  mit  dem  Bemerken  in  Kenntniss  gesetzt,  dasa 
Anfragen  um  Auskunft  fiber  das  Ableben  von  ReichsangehOrigen  in  Ungarn»  hiernach 
künftig  zwdckmAssig  an  das  Kaiserliche  Generalkonsulat  in  Budapest  zu  richten  sind. 

Anlage  sor  AUg.  Vert  Yom  la  September  1870  (J.M.BL  8. 277).   S.  o.  S.  972. 

B. 

(Asang  an  der  maüaehen  Ciirilpreisaaardawii.) 

Zehntes  Hauptstflck. 

Von  der  Vollstreckung  von  Erkenntnissen  der  Justizbehörden  fremder  Staaten. 

§  1278. 
Erkenntnisse  der  Justizbehörden   fremder   Staaten  werden   auf  Grund   der  ftber 
diesen  Gegenstand  geschlossenen  Traktate   und  Vertrftge  vollstreckt.    In  den  Fftllen, 
wo  in  denselben  Bestimmungen  Ober  das  VoUstreckungsterfahren  fehlen,  ist  die  in  den 
niichstfolgenden  Artikeln  dargelegte  Ordnung  zu  beobachten. 

§  1274. 
Erkenntnisse  der  Justizbehörden  fremder  Staaten  weiden   im  Reiche   nur  dann 
ToUstreckt,  wenn  Solches  durch  Verfügungen  der  Gerichte  des  Reichs  bewflligt  wird. 

§  1276, 
Bittschriften   um  Vollstreckung  von  Erkenntnissen   der  Justizbehörden  fremder 
Staaten  werden  bei  demjenigen  Bezirksgericht  eingereicht,  in   dessen   Geschftftskreise 
die  Vollstreckung  geschehen  soll. 

§  1276. 

Der  Bittschrift  mfiss^n  beigefflgt  sein: 
1.   eine  Abschrift   des   Erkenntnisses;   diese  muss  von  demjenigen  Gerieht  be- 
glaubigt sein^   welches   das   Erkenntniss  gefällt  hat,  und  mit  einem  Voll- 
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streckungsdekret  odor  einer  gerichtlichen  Bescheimgong  darüber  versehen 
sein,  dass  das  Erkenntniss  yollstreckbar  ist.  Die  gerichtliche  Bescheinigung 
muss  Ton  einer  Russischen  Gesandtschaft  oder  von  einem  Konsulat  legalisirt 
sein;  die  Unterschrift  der  Gesandtschaft  oder  des  Konsulats  muss  vom 
Ministerium  der  auswftrtigen  Angelegenheiten  bestätigt  sein; 

2.  die  Uebersetzung  des  Erkenntnisses  ins  Russische; 

3.  Abschriften  dieser  Dokumente. 

§  1277. 

Die  Ladung  des  Beklagten  vor  Gericht  geschieht  auf  Grundlage  der  allgemeinen 
Bestimmungen. 

§  1278. 

_  • 

Bittschriften  wegen  Vollstreckung  von  Erkenntnissen  der  Justizbehörden  fremder 
Staaten  werden  im  abgekürzten  Verfahren  (Art.  348—865)  entschieden. 

§  1279. 
Bei  der  Verhandlung  dieser  Sachen  haben  die  Justizbehörden  nicht  auf  eine  Be- 
turtheilung  des  Wesens  der  Streitfrage  einzugehen,  welche  bereits  von  den  Gerichten 
fremder  Staaten  entschieden  worden,  sondern  nur  zu  bestimmen:  ob  das  vorliegende 
Erkenntniss  nicht  Anordnungen  enthalte,  welche  der  Öffentlichen  Ordnung  zuwider 
oder  den  Reichsgesetzen  nach  unstatthaft  sind. 

§  1280. 
Die  auf  oben  angeführten  Grundlagen  gef&llten  Erkenntnisse  werden  nach  den 
allgemeinen  Regeln  über  die  Vollstreckung  von  Erkenntnissen   der  Justizbehörden  des 
Reichs  vollstreckt 

§  1281. 
Erkenntnisse  von  Justizbehörden  fremder  Staaten   werden   nicht  vollstreckt  und 
haben  gar  keine  Kraft  im  Reiche,  wenn  sie  Streitsachoi  über  das  Eigenthumsrecht  an 
Immobilien,  die  in  Russland  belegen  sind,  entscheiden. 


Nachtrftge. 


Band  L 
Erster  Abselmltt    DeatseliM  Seieh* 

I.   Quellen  nnd  Literatur. 

8. 1:  Am  18.  Angust  1896  ist  das  borgerliche  Oesetibneh  für  dms 
Deutsche  Reich  nebst  Binfthrungegeseti  ausgcfert^t  und  in  No.  21  des  Reichs- 
gesetsbhttts  für  1896  (8.  196)  verkandigt  worden;  es  tritt  am  1.  Januar  1900 
in  Kraft. 

8.  698:  Als  No.  21  ist  hinsuzuffigen: 

Gesets  Aber  den  Beistand  bei  Einiiehung  Ton  Abgaben  und  Yollstreckung 
Ton  Vermögensstrafen  rom  9.  Juni  1895  (R.G.B1.  S.  256). 

S.  698  &:  Besflglich  der  Reobtapflege  in  den  deutadhen  8oiMitag«lii0t«n 
ist  Folgendes  nachiutragen: 

L  AiisesMiass« 

1.  Kaiserliche  Verordnung  betreffend  die  Regelung  der  Verwaltung  und 
Rechtepflege  in  den  su  den  Schutsgebieten  nicht  gehMgen  Theilen  der  deut- 
achen  Interessensphären  in  Afrika  Tom  2.  Mai  1894.  (Deutsches  Kolonialblatt 
8.  265.) 

2.  VerfQgung  des  Reichskanilers  betreffend  Eintheilung  der  Stationen 
tt.  B.  w.  in  Jurisdiktionsbesirke  Tom  16.  September  1894.  (Deutsches  Kolonial- 
blatt  S.  495.) 

3.  Kaiserliche  Verordnung  betreffend  die  Gerichtsbarkeit  ttber  die  Einge- 
borenen in  den  afrikanischen  Schutsgebieten  Tom  25.  Februar  1896.  (Beflage 
sum  Deutschen  Kolonialblattt  rom  1.  MSn  1896.) 

4.  Kaiserliche  Verordnung  betreffend  die  Rechtsrerhfiltnisse  dw  Landes- 
beamten in  den  deutschen  Schutsgebieten  vom  9.  August  1896.  (Deutachee 
Kolonialblau  S.  520.) 

(Hierdurch  sind  die  Verordnungen  Yom  3.  August  1888  betreffend  die 
Rechtsrerhältnisee  der  Landesbeamten  in  den  Schutzgebieten  Ton  Kamerun  und 
Togo,  und  Tom  22,  April  1894  betreffend  die  Rechtsrerhfiltnisse  der  Landes- 
beamten  in  Deutsch-Ostafrika  ausser  Kraft  getreten.) 

N.  SSdwettaffHka. 
Verordnung  betreffend  Erginzung  des  §  2  No.  8  der  Dienstanweisung  be- 
treffend die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  in  dem  südweetafrikanischen  Schutz- 
gebiet vom   27.  August  1890,   rom   29.  Juni  1895.    (Deutsdies  KolonialUatt 
8.  345.) 
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III.  KtiMruii  «nd  Toflf. 

1.  Verordnung  des  Kaiserlichen  OouTemeurs  von  Kamerun  betreffend  die 
Oebüliren  für  das  summarische  Gerichtsverfahren  vom  10.  Mai  1894.  (Deut- 
sches Eolonialbatt  S.  367.) 

(Durch  dioBO  Verordnung  ist  die  Verordnung  vom  7.  September  1891 
(Band  1  S.  699)  ausser  Kraft  gesetzt.) 

2.  Verordiiung  des  stellvertretenden  Kaiserlichen  Gouverneurs  von  Käme* 
run  betreffend  die  Abänderung  des  §  2  der  Verordnung  betreffend  die  Gebühren 
für  das  summarische  Gerichtsverfahren  vom  10.  Mai  1894,  vom  4.  Juni  1895. 
(Deutsches  Kolonialblatt  S.  374.) 

8.  Verordnung  des  Kaiserlichen  Gouverneurs  von  Kamerun  betreffend  £in- 
führung  eines  Eingeborenen-Schiedsgerichts  für  die  Dörfer  am  mittleren  Wnri 
vom  12.  September  1895.    (Deutsches  Kolonialblatt  S.  570.) 

4.  Verordnung  des  Kaiserlichen  Gouverneurs  von  Kamerun  betreffend  di» 
Einführung  eines  Eingeborenen-Schiedsgerichts  für  die  Landschaft  Bodiman  vom 
12.  September  1895.     (Deutsches  Kolonialblatt  S.  571.) 

5.  Verordnung  des  stellvertretenden  Kaiserlichen  Gouverneurs  von  Käme* 
run  betreffend  die  Einführung  eines  Eingeborenen-Schiedsgerichts  für  die  An- 
wohner des  Sannaga  vom  80.  September  1895.   (Deutsches  Kolonialblatt  S.  572.) 

6.  Verordnung  des  Kaiserlichen  Gouverneurs  von  Kamerun  betreffend  die 
Einführung  eines  Eingeborenen-Schiedsgerichts  für  die  Landschaft  Dibombari 
vom  25.  AprU  1896.     (Deutsches  Kolonialblatt  S.  364.) 

7.  Verordnung  des  Kaiserlichen  Gouverneurs  von  Kamerun  betreffend  die 
Einführung  eines  Eingeborenen-Schiedsgerichts  für  die  Landschaften  Dibamba 
und  Rdokama  vom  21.  Mai  1896.    (Deutsches  Kolonialblatt  S.  489.) 

8.  Kaiserliche  Verordnung  über  die  Schaffung,  Besitzergreifung  und  Ver- 
äusserung  von  Kronland  und  über  den  Erwerb  und  die  Veräusserung  von  Grund- 
stücken im  Schutzgebiet  von  Kamerun  vom  15.  Juni  1896.  (Deutsches  Kolo- 
nialblatt  S.  435.) 

9.  Verordnung  des  Kaiserlichen  Gouverneurs  von  Kamerun  betreffend  die 
Einführung  eines  Eingeborenen-Schiedsgerichts  für  die  Bakoko-Niederlassungen. 
am  unteren  Abo  vom  3.  Juli  Uß96.    (Deutsches  Kolonialblatt  S.  575.) 

10.  Verordnung  des  Kaiserlichen  Gouverneurs  von  Kamerun  betreffend 
Einführung  von  Eingeborenen-Schiedsgerichten  für  das  Unke  bezw.  rechte  Abo* 
Ufer  vom  27.  Juli  1896.    (Deutsches  Kolonialblatt  S.  607.) 

11.  Verfügung  des  Reichskanzlers  betreffend  die  Ausführung  der  Aller- 
höchsten Verordnung  vom  15.  Juni  1896  (s.  No.  8),  vom  17.  Oktober  1896. 
(Deutsches  Kolonialblatt  8.  667.) 

IV.  Ostafrika. 
Gouvemementsbefehl  des  Kaiserlichen  Gouverneurs  von  Deutsch-OstaMka 
betreffend  das  Gerichtsverfahren  gegen  Eingeborene  vom  4.  April  1896.  (Deut- 
sches Kolonialblatt  S.  889.) 

V.  Net-6iiinet-Kom|NHiiiie. 

1.  Verfügung  des  Reichskanzlers  betreffend  Uebertragung  konsularischer 
Befugnisse  auf  den  Landeshauptmann  für  das  Schutzgebiet  der  Neu-Guinea- 
Kompagnie  vom  21.  Februar  1894.    (Deutsches  Kolonialblatt  S.  121.) 

2.  Verfügung  des  Landeshauptmanns  des  Schutzgebiets  der  Neu-Guinea- 
Kompagnie  betreffend  die  Uebertragung  konsularischer  Befugnisse  auf  den 
Kaiserlicher  Richter  des  Schutzgebiets  der  Neu-Guinea-Kompagnie  zu  Herberts» 
höhe  vom  4.  Juni  1894.    (Deutsches  Kolonialblatt  S.  525.) 
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8.  VerfQgung  des  LandeshMiptnanns  des  Schutigebiete  der  Nen-Giimea- 
Kompagnie  betreffend  die  Uebertragang  konsalarischer  Befugnisse  «of  den 
Kftiserliohen  Richter  des  Schotsgebiets  der  Nen-Ouinea-Eompngnie  sa  Friedrieh- 
Wilhelmshsfen  Tom  14.  Juni  1894.    (Deutsches  Eolonialblmtt  8.  546.) 

4.  Verfügung  des  Landeshauptmanns  des  Schutzgebiets  der  Neu-Guine»- 
Eompagnie  betreffend  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  erster  Instans  im 
Kaiser  Wilhelmsland  und  die  Stellyertretung  der  Kaiserlichen  Richter  des 
Schutsgebiets  unter  einander.    (Deutsches  Koionialblatt  S.  184.) 

Zu  S.  701  No.  10,  S.  712  No.  7,  S.  726  No.  9,  S.  740  No.  5,  S.  767  No.  8, 
S.  778  No.  6: 

Der  swischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Dominikanisohen  Bepnblik 
am  80.  Januar  1885  abgeschlossene  Handels-,  Schiflahrts-  und  KonsnlarYertrag 
(RO.Bl.  1886  S.  8)  ist  in  Folge  seiner  Kflndigung  durch  die  Dominikanische 
Regierung  mit  dem  Ablauf  des  26.  Januar  1897  ausser  Kraft  getreten  (Be- 
kanntmachung des  Reichskanzlers  Tom  27.  Januar  1897,  R.G.B1.  S.  5). 

5.  702:  No.  18.  An  die  SteUe  des  Vertrags  vom  20.  Februar  1869  tritt 
*^  jedoch  nicht  vor  iem  17.  Juli  1899  —  der  Handels-  und  Schiffahrtsrertrag 
s wischen  dem  Deutschen  Reich  und  Japan  vom  4.  April  1896  (RO.Bl.  S.715) 
▼gl.  Art.  I,  XX. 

S.  705:  Von  J.  W.  Planck,  Lehrbuch  des  deutschen  Civilprosessrechts 
ist  der  Schluss  (Band  2  Abth.  2),  Manchen  1896,  erschienen. 

S.  706:  Qaupp*s  Kommentar  sur  Cirilprosessordnung  erscheint  seit  1896 
in  dritter  Auflage  unter  Mitwirkung  Ton  Professor  Stein  in  Halle  a.  S.  Als 
Anhang  I— VI  lu  diesem  Kommentar  sind  erschienen: 

I.   F.  Schierlinger,   Die  auf  den  CiTÜprozess  bezüglichen  Normen  des 

bayerischen  Landesrechts.    Freiburg  i.  B.  und  Leipzig  1893. 
IL  L.  Gaupp,  Die  auf  den  Cirilprozess  bezOglichen  Nonnen  des  wflrt- 

tembergischen  Landesrechts.    Preiburg  i.  B.  und  Leipzig  1893. 
m.   B.  Betzinger,   Die   auf  den   Civilprozess   bezQglichen   Normen  des 

badischen  Luidesrechts.    Freiburg  i.  B.  und  Leipzig  1895. 
IV.   Gretschmar,    Die    auf   den   Civilprozess   bezaglichen  Nonnen    des 
rheinpreussischen  Landesreohts.   Freiburg  LB.  und  Leipzig  1895. 
V.   Reitzenstein,   Die  auf  den   Civilprozess   bezüglichen  Normen   des 

preussisohen  Landesrechts.    Freiburg  i.  B.  und  Leipzig  1896. 
VI.   Michaelis,  Die  auf  den  CiTÜprozess  bezüglichen  Normen  des  elsass- 

lothringischen  Ijandesrechts.    Freiburg  i.  B.  und  Leipzig  1896. 
S.  705:  0.  Reincke,  die  deutsche  dvilprozessordnung  ist  in  dritter  Auf- 
lage, Berlin  1896,  erschienen. 

S.  706:  Von  K.  Frhr.  v.  Stengel,  Die  deutschen  Schutzgebiete,  ihre 
rechtliche  Stellung,  Veriassung  und  Verwaltung,  ist  eine  neue  Bearbeitung  in 
den  Annalen  des  Deutschen  Reichs,  1895  S.  493  ff.,  erschienen. 

S.  708:  Zu  f  No.  5:  Von  Freudenthars  Jahrbuch  ist  (1895)  der  dritte 
Band  erschienen.    (Das  Jahrbuch  wird  nicht  fortgesetzt.) 

S.  708:  Zu  §  2  b  No.  1:  In  der  Bekanntmachung  des  k.  bayerischen  Staats- 
ministeriums der  Justiz  Tom  19.  Oktober  1895^  den  Konsulanrertrag  mit  Bra- 
silien betreffend  (J.M.Bl.  S.  241),  werden  die  Justizbehörden  darauf  anfinert[- 
sam  gemacht,  dass  der  deutsch-brasilianische  Konsularvertrag  Tom  10.  Januar 
1882  (R.G.B1.  S.  69)  von  Seite  BrasiUens  am  22.  September  1886  gekündigt 
trorden  und  mithin  seit  dem  22.  September  1887  ausser  Kraft  getreten  ist 
(Zeitschrift  fOr  intern.  Prirat-  u.  Strafrecht,  Bd.  5  S.  599). 


Nachtrftge.  l(Mt 

S.  709:  Als  No.  2  a  tritt  hinza:  Eonsularrertrag  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  Japan  vom  4.  April  1896  (R.  G.  Bl.  S.  732)  Art.  XIV  f. 

S.  710:  Von  6.  t.  Wilmowski,  Deutsche  Reichs-Eonkursordnong  ist  die 
fünfte  Auflage  (1896)  erschienen. 

S.  711:  Zu  b  als  dd:  Gesetz  betreffend  die  Abänderung  von  Bestimmungen 
des  Ausführungsgesetzes  zur  deutschen  Girilprozessordnung  vom  24.  Mfirz  1879 
und  des  Gesetzes  Yom  12:  ItQlrz  1869  betreffend  die  Ausstellung  gerichtlicher 
£rbbeschelnigungen  vom  5.  Juni  1895  (G.S.  S.  185). 

S.  712:  Als  No.  13a  tritt  hinzu:  Eonsularvertrag  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  Japan  vom  4.  April  1896  (R.G.BL  S.  782)  Art.  X,  XIH,  XIV. 

S.  715:   Zu  m.  Bayern: 

H.  Becher,  Das  rechts-rheinisch-bayerische  Landescivilreoht  und  Landes- 
civilprozessrecht  unter  Berücksichtigung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit.  Münr 
chen,  2Bde,  1896. 

Von  J.  Wagner,  Handbuch  des  amtsgeriohtiichen  Verüahrens  in  der  frei- 
willigen Rechtspflege  ist  die  zweite  Auflage  (München  1895)  erschienen. 

S.  715:   Zu  IV.  Braunschweig  ist  hinzuzufügen: 

A.  Hampe,  Das  partikulare  Braunschweigische  Privatrecht.  Braun- 
schweig  1896. 

S.  719:  Zu  3  b:  H.  Jünger,  Die Nassauischen Landrechte.  Wiesbaden  1895. 

S.  719:  Zu  3  c:  H.  Jünger,  Territorien  und  Rechtsquellen  im  Bezirk  des 
Oberlandesgerichts  zu  Frankfurt  a.  M.     Wiesbaden  1896. 

S.  722:  Zu  12.  Westfalen: 

J.  Riehl,  Westfälisches  BauemrechW  (Erb-  und  Famiiienrecht)  im  Gel- 
tungsbereiche  des  Gesetzes  betreffend  das  eheliche  Güterrecht  in  der  Provinz 
Westfalen  vom  16.  April  1860.    Minden  i.  W.  1896. 

S.  726:  Zu  No.  15:  Vgl.  Art.  XX,  XXI  des  Handels-  und  SohifTahrts- 
Vertrags  zwischen  dem  Dejutschen  Reich  und  Japux  vom  4.  April  1896  (R.G.B1. 
S.  715)  und  Eonsularvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Japan 
vom  4.  April  1896  (R.G.B1.  S.  732). 

S.  728:  Zu  B:  B.  W.  E/)nig,  Handbuch  des  Konsularwesens  ist  in  fünfter 
Auflage,  besorgt  von  B.  v.  König,  Berlin  1896,  erschienen. 

n.    Partei-  und  Prozessfähigkeit.    Kautionspflicht   der  Ausländer. 

S.  741:  (Staatsverträge.)  9a.  mit  Japan,  Art.  I,  Abs.  2  des  Handels- 
und Schiffahrtsvertrags  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Japan  vom  4.  Aprü- 
1896  (R.G.Bl.  S.  715):  (Die  Angehörigen  eines  jeden  der  beiden  vertragschliessen- 
den  Theile)  „sollen  freien  und  ungehinderten  Zutritt  zu  den  Gerichten 
haben  zur  Verfolgung  und  Vertheidigung  ihrer  Rechte;  sie  sollen  in 
gleicher  Weise  wie  die  Inländer  'das  Recht  haben,  Anwälte,  Advokaten  und 
Vertreter  zur  Verfolgung  und  Vertheidigung  ihrer  Rechte  vor  diesen  Gerichten 
zu  wählen  und  zu  verwenden,  und  in  allen  anderen  auf  die  Rechtspflege 
bezüglichen  Angelegenheiten  alle  Rechte  und  Begflnstigungen  der 
Inländer  geniessen.'' 

S.  748:  (Juristische  Personen  des  Auslandes.)  Notel:  Das  Recht 
deutscher  Handelsgesellschaften  als  Kläger  vor  französischen  Gerichten  aufzu- 
treten ist  jetzt  durch  ürtheil  des  Kassationshofes  in  Paris  vom  14.  Mai 
1895  (abgedruckt  in  der  Zeitschriffc  für  intern.  Privat-  u.  Strafrecht,  Bd.  5 
S.  401)  auf  Grund  des  Art.  11  des  Frankfurter  Friedensvertrags  vom  10.  Mai 
1871  anerkannt. 
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8.  750:  Zu  Note  2:  Vgl.  auch  Erler,  in  der  Zeitschrift  fOr  deutschen 
avilproiees,  Bd.  21  8.  269. 

S.  752:  (Staatsangehörigkeit  juristischer  Personen.)  Zu  Note  2; 
Vgl.  jetzt  auch  Qierke,  Deutsches  Priyatrecht,  Bd.  1  S.  516  Note  12. 

S.  752:  Zu  §  12  I:  Von  einer  in  England  domizllirenden,  nicht  registrirlen 
Handelsgesellschaft  —  partnership  — ,  welche  in  Deutschland  klagt,  braucht 
Sicherheit  wegen  der  Prosesskosten  nicht  geleistet  zu  werden,  wenn  sftmmt- 
liehe  Theilhaber  der  Gesellschaft  Deutsche  sind,  ürtheil  des  R.O.,  CS.  VI 
▼om  25.  November  1895,  Entsoh.  Bd.  36  No.  100  S.  393. 

8.761:  (Höhe  der  Kaution.)  Note  2:  Vgl.  auch  ürtheil  des  O.L.G. 
Köln  Yom  11.  Juni  1895,  im  Rhein.  Archiy,  Bd.  89  S.  76. 

8.  761:  Note  4:  Vgl.  Ürtheil  des  R.O.,  aS.  VI,  vom  19.  November  1894, 
in  Seuffert's  Archiv,  Bd.  51  No..219. 

S.  762:  (Wirkung  der  Kaution.)  Note  1:  Vgl.  auch  Betzinger,  Die 
auf  den  Civilprozess  bezüglichen  Normen  des  badischen  Landesrechts,  Frei- 
burg  i.  B.  und  Leipzig  1895,  S.  32,  und  Gretschmar,  Die  auf  den  Civil- 
prozess bezflglichen  Normen  des  rheinpreussischen  Landesrechts,  Freiburg  i.  B. 
und  Leipzig  1895,  S.  90, 

S.  767:  (Reziprozität.)  Als  No.  16a  tritt  hinzu:  JmptJi.  FrQhestens  vom 
17.  Juli  1899  ab  sind  auch  die  Japaner  im  Deutschen  Reich  von  der 
Kautionspflicht  befreit.  (Art.  I  Abs.  2  des  Handels-  und  Schiffahrtsvertrags 
zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Japan  vom  4.  April  1896  [R.G.B1.  S.  715] 
[freier  und  ungehinderter  Zutritt  zu  den  Gerichten].) 

S.  768:  No.  26:  FOr  die  Kaationsfirelheit  der  Oesterreioher  auch  die 
bayerische  Praxis;  vgl.  Schierlinger,  Die  auf  den  Civilprozess  bezüglichen 
Normen  des  bayerischen  Landesrechts,  Freiburg  i.  B.  und  Leipzig  1893,  S.  18. 

S.  768:  Zu  No.  29.  Russland:  Finland  kennt  keine  Auslftnderkaution, 
vgl.  Bd.  2  S.  521.  —  Eine  (in  Warschau  gegründete)  liquidirende  Handelsgesell- 
schaft ist  gemäss  Art.  4  des  deutsch-russischen  Handelsvertrags  vom  10.  Fe- 
bruar /  29.  Januar  1894  in  Deutschland  parteif&hig  und  nach  Art.  2  von  der 
Sicherheitsleistung  für  die  Prozesskosten  (§  102  C.P.O.)  befreit,  ürtheil  des  R.G., 
CS.  I,  vom  11.  Mftrz  1896,  in  der  deutschen  Juristenzeitung  von  1896,  S.  141 
No.  30  und  in  der  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  u.  Strafrecht  Bd.  VI 
S.  497.    Vgl.  Bd.  1  S.  743  unter  No.  16  und  S.  749,  750  unter  No.  9. 

In  RuBsland  ist  jetzt  auch  auf  gesetsgeberisohem  Wege  ausgesprochen, 
dass  Angehörige  solcher  Staaten  von  der  cautio  pro  expensis  befreit  sind,  in 
denen  nach  Gesetz  oder  auf  Grund  mit  Russland  abgeschlossener  Traktate  oder 
Konventionen  russische  ünterthanen  von  der  Sicherstellung  der  Prozesskosten 
befreit  sind.    Vgl.  unten  S.  1063. 

S.  769:  Zu  No.  36.  Ungarn:  Seit  dem  1.  November  1894,  dem  Inkraft- 
treten des  Ungarischen  (}esetz-Artikels  XVIII  vom  Jahre  1893  (vgl.  Bd.  1 
S.  456)  ist  jetzt  auch  der  Ungar  im  Deutschen  Reich  kautiondpflichtig,  aus- 
genommen in  Wechselsachen.  (Vgl.  Bekanntmachung  des  preuss.  Justizministers 
vom  7.  März  1896  J.M.B1.  S.  93.) 

S.  772  zu  No.  IV.  (Gebührenvorschusspflicht  der  Ausländer.) 
Das  Reichsgericht,  I.  G.S.,  hat  in  Sachen  I  85/1896  durch  Beschluss  vom 
5.  Dezember  1896  (abgedruckt  in  den  Bl&ttern  für  Rechtspflege  im  Bezirk 
des  Kammergerichts  1897  S.  17)  einen  Beschluss  des  Eammergerichts,  XI.  C.  S., 
vom  19.  Februar  1896,  welcher  die  auf  §  85  G.E.G.  gestützte  Gebühren- 
vorschusspflicht einer  klagenden  englischen  Aktiengesellschaft   auf  Grund   des 
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Abs.  2  No.  1  des  §  85  cit.  yerneint  hatte,  aufgehoben  und  angenommen,  dass 
für^einen  in  Deutschland  klagenden  Engländer  der  Ausnahmefall 
des  §  85  No.  1  O.E.O.  nicht  gegeben  sei.  Es  hat  angenommen,  dass  Eng- 
land zu  dei^enigen  Staaten  gehöre,  die  eine  Sicherstellung  der  Prozess- 
kosten beanspruchen,  indem  es  der  nach  englischem  Recht  bei  den  countj 
courts,  dem  high  court  und  court  of  appeal  bestehenden  Pflicht  zur  Voraus- 
bezahlung der  Qerichtskosten  für  eine  kostenpflichtige  Prozesshandlung  als 
eine  Sicherstellung  der  Gerichtskosten  im  Sinne  des  §  85  G.K.G.  erachtet.^) 

S.  773.:  Als  No.  IIa  tritt  hinzu:  Japan.  Von  der  GebührenTorschuss- 
pflicht  des  §  85  G.K.G.  sind  frühestens  vom  17.  Juli  1899  ab  auch  die  Japaner 
befreit.  (Art.  I  Abs.  2  des  Handels-  und  Schifiahrtsvertrages  zwischen  dem 
Deutschen  Reich  und  Japan  yom  4.  April  1896  [R.G.B1.  S.  715].) 

S.  773:  No.  19:  Bezüglich  der  Befreiung  der  Russen  Yon  der  Vorschuss- 
pflicht des  §85  G.E.6.  vgl.  auch  Beschiuss  des  O.L.G.  Marienwerder  vom 
18.  Juni  1894,  in  der  Zeitschrift  für  deutschen  Civilprozess,  Bd.  21  S.  332,  und 
Zeitschrift  für  intern.  Privat-  u.  Strafrecht,  Bd.  5  S.  510;  Seuffert*s  Archiv, 
Bd.  50  No.  205. 

m.   Armenrecht  der  Ausländer. 

S.  774:  Zu  n  1:  Die  Zession  des  einem  Ausländer  zustehenden  Anspruchs 
an  einen  Inländer,  welche  lediglich  in  der  Absicht  erfolgt,  um  das  Armenrecht 
zu  erlangen,  gewährt  dem  Zessionar  keinen  Anspruch  auf  Gewährung  des 
Armenrechts.  Beschiuss  des  O.L.G.  Breslau  vom  8.  Mai  1895,  in  der  Zeit- 
schrift für  deutschen  Civilprozess,  Bd.  22  S.  151. 

S.  774:  Note  1:  In  den  auf  Antrag  von  Ehefrauen  ertheilten,  gemäss  §  109 
G.P.O.  den  Gerichten  überreichten  Zeugnissen  sind  stets  auch  die  Vermögens- 
verhältnisse ihrer  Ehemänner  darzustellen.  Verf.  des  preuss.  Min.  d.  Innern 
vom  4.  Dezember  1895.    M.Bl.  f.  d.  i.  V.  1896  No.  4. 


^)  Hierzu  mag  Folgendes  bemerkt  werden: 

Das  deutsche  G.E.G.  unterscheidet  Vorauszahlung  und  Sicherstellung  der 
Gerichtskosten.  Beides  sind  juristisch  Yerschiedene  Begriffe  und  als  solche  auch  durch 
die  Nebeneinanderstellung  vom  Gesetz  offenbar  anerkannt.  Die  Sicherstellung  ist  eine 
dem  Fiskus  zu  leistende  cautio  pro  expensis.  Vorauszahlung  ist  Zahlung,  d.  h.  Til- 
gung  einer  Verbindlichkeit,  Kaution  ist  Sicherung  künftiger  ErfOtUung  einer  Verbind- 
lichkeit. Vorauszahlung  ist  also  keine  Sicherstellung,  und  gerade  mit  Rücksicht  aut 
die  Vorauszahlung  der  Gerichtskosten  hat  der  englische  Fiskus  nicht  nOthig,  deren 
Sicherstellung  zu  verlangen. 

Daraus  folgt  also,  dass.  englische  Gerichte  von  deutschen  Klägern  keine  Siehe r - 
Stellung  (Kaution)  verlangen  und  damit  ist  zunächst  der  Beweis  erbracht,  dass  ein 
als  Kläger  auftretender  Deutscher  in  England  zu  einer  Sichers  teil  ung  der  Gerichts- 
kosten nicht  verpflichtet  ist 

Dass  der  Deutsche  aber  auch  zu  einer  besonderen  Vorauszahlung  der  Ge- 
richtskosten in  England  nicht  verpflichtet  ist,  nimmt  das  Reichsgericht  selbst  aa  und 
ist  auch  nicht  zu  bezweifeln.  Denn  eine  besondere  Vorauszahlung  im  Sinne  des 
§85  G.K.G.  kann  nur  die  sein,  die  den  Ausländer  als  solchen,  d.h.  besonders, 
im  Gegensatz  zur  Allgemeinheit,  trifft.  Eine  solche  besondere  Vorauszahlung  kennt 
aber  das  englische  Recht  nicht,  rielmehr  verlangt  es  eine  allgemeine  Vorauszahlung 
von  jedem  AntragsteUer  einer  gebührenpflichtigen  Prozesshandlnng,  also  nicht  ^nmal 
bloss  vom  Kläger. 

Die  Gründe  des  Reichsgerichts  sind,  wie  die  Motive  zum  G.K.G.  zu  $  85,  mehr 
rechtspolitischer  Natur. 

Wir  haben  daher  vorläufig  keine  Veranlassung,  unsere  Bd.  1  S.  772  begründete 
Ansicht  zu  ändern. 
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8.  782:  D«r  Antng  auf  Bewilligung  des  Annenrecbts  imterbriolit  nidit 
dto  KkieTtQlhnmg.  Urth«il  dM  RO.,  CS:  VI,  Tom  4.  Mfen  1895,  in  Gru- 
eliot*8  Beitrig«B,  Bd.  89  S.  918,  91&. 

8.788:  Note  8:  Vgl.  A.V.  des  preuss.  J.M.  Tom  19.  Oktober  1895  be- 
treffend die  AoMteDnng  Ton  Armatbsseagniflsen.  J.M.Bl.  S.  322. 

S.  786:  Note  8:  Die  arme  Partei  bat  ein  Reobt  auf  Beiordnung  eines 
Recbtea« walte;  ob  sie  aber  von  diesem  Recbt  Oebraucb  macben  oder  selbst 
einen  Anwalt  bestellen  wiU,  bangt  Ton  Oirem  Willen  ab.  Bescbluss  des  R.6., 
G.S.  in,  Yom  22.  M&n  1896,  Bntscb.  Bd.  86  No.  96  S.  869,  Seuffert's  Arebiv 
9d.  61  No.  292. 

8.  786:  Note  7:  Vgl.  aueb  Besobluss  des  O.L  ß.  Jena  vom  6.  Dezember 
1898,  in  Seuffert*s  Arobiv,  Bd.  50  No.  43,  und  in  den  Blattern  fOr  Recbte- 
pilcge  in  Tbflringen,  Bd.  41  S.  250. 

8.  788:  Note  6:  (Entiiebung  des  Armenrecbts.)  Vgl.  Besobluss  des 
O.L.O.  Karlsmbe  Tom  12.  Oktober  1885  in  Seuffert's  Arcbiy  Bd.  42  No.  154; 
Bescbluss  des  RG.,  CS.  D,  vom  4.  Dezember  1885  in  den  Annalen  der  bad. 
Ger.  Bd.  52  S.  291  und  Bescbluss  des  O.L.G.  Jena  in  Seuffert*s  Arcbiv 
Bd.  51  No.  298. 

S.  791:  Note  4:  (Abtragung  der  gestundeten  Scbuld.)  Bescbluss  des 
O.L.G.  KOln  vom  18.  Mai  1895,  im  Rbein.  Arcbiv,  Bd.  89  S.  70. 

IV.   Vollstreckung  ansländiscber  Urtbeile. 

S.  798:  Note  2:  Ueber  die  Gleicbbebandlung  der  materiellen  Recbtskraft 
iM>d  der  Vollstrei^barkeit  eines  auslftndischen  Urtbeils  vgl.  jetst  aucb  ürtheil 
des  R.G.,  CS.  n,  vom  22.  Norember  1895.  Bntscb.  Bd.  36  No.  96  S.  381£ 

S.  795:  Notel:  Ueber  Anerkennung  von  im  Auslande  (Oesterreieb)  er- 
folgten Todeserklärungen  inPreuaseo  s.  Zeitscbrift  für  intern.  Prlyat-  u.  Straf- 
reebt,  Bd.  5  S.  218. 

S.  797:  Note  3:  Vgl.  aucb  UrtheU  des  O.L.G.  Jena  vom  1.  April  1895, 
in  den  Blatter  lOr  Recbtspflege  in  Tbflringen  u.  Anbalt,  Bd.  42  S.  245. 

S.  798:  Note  8:  Fflr  die  fortdauernde  Geltung  der  von  einzelneu  Bundes- 
staaten abgescblossenen  StaatsTertrftge  aucb  Betzinger,  Die  auf  den  Civil- 
prozess  besflglicben  Nonnen  des  badiscben  Landesrecbts,  Freiburg  i.  B.  und 
L«pzig  1895,  S.  58,  54. 

S.  804:  (Voraussetzung  der  Anerkennung  ausländisober  Ur- 
tbeile.) Not«  1  u.  2:  ürtbeil  des  R.G.,  CS.  11,  vom  22.  November  1895, 
Bntscb.  Bd.  86  No.  96  S.  381  ff. 

S.  814:  Note  1:  Fflr  abstr^e  Zust&ndigkeit  des  auslflndlscben  Gericbts 
aucb  Klein,  in  der  Zeitscbrift  fflr  intern.  Privat-  u.  Strafrecht,  Bd.  6  S.  102 
Anm.  8. 

S.  815:  (Prorogirter  Gericbtsstand.)  Note  8:  Vgl.  ürtbeU  des  R.6., 
CS.  n,  vom  13.  März  1896,  in  der  Deutseben  Jnristenzeitung  1896,  S.  161, 
162  No.  36,  und  G.S.  m,  vom  14.  April  1896,  in  der  Jur.  Wocbenscbrift 
1686,  S.  301  No.  10;  s.  aucb  S.  300  No.  4. 

S.  817:  Note  5:  Vgl.  Klein,  Das  Erfordemiss  der  verbflrgten  Gegen- 
seitigkeit bei  Vollstreckung  auslAndiscber  Urtbeile  in  Deutscbland,  in  der  Zeit- 
scbrift fflr  intern.  Privat-  u.  Strafrecbt,  Bd.  6  S.  97  ff. 

S.  824:  Note  4:  ürtbeil  des  obersten  Gericbtsbofs  in  Wien  vom  30.  April 
1895,  in  der  Zeitscbrift  fflr  intern.  Privat-  u.  Strafrecbt,  Bd.  5  S.  408;  s.  aucb 
S.  405  (Ebescbeidungsurtbeil). 
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Die  Yollstreokbarkeit  der  von  einem  (VsterreichiBchen  KonkurskommisBai* 
in  Gemftssheit  des  §  121  österr.  K.O.  ertheUten  amtlichen  Auszüge  aus  dem 
Liquidirungsprotokolle  ist  im  Deutschen  Reich  von  dem  Nachweise  abhftngig, 
dass  Einträge  in  die  Eonkurstabelle  eines  deutschen  Eonkursgerichts  mit  dem 
in  den  §§138,  151^  R.E.O.  bezeiclmeten  Inhalt  in  Oesterreich  gegen  den 
früheren  Oemeinschuldner  yollstreckbar  werden,  ürtheil  des  R.O.,  CS.  ü, 
vom  24.  April  1896,  in  der  Jur.  Wochenschrift  1896,  S.  321  No.  9. 

S.  825:  Zu  No.SO.  Rumänien:  Das  Landgericht  I  in  Berlin,  CE.  I,  hat 
in  Sachen  Carradis  contra  Dehnert  0.  163/85  Yerbürgung  der  Gegenseitig- 
keit mit  Rumänien  angenommen.    So  auch  Elein,  a.  a.  0.  S.  128. 

S.  842:  Notel:  Wadlinger,  Die  Zwangsvollstreckung  ausländischer 
S<^iedssprüche  nach  der  Reichscivilprozessordnung.    München  1896. 

V.   Legitimation  der  Parteivertreter. 

S.  874:  Note  4;  (Prozessfähigkeit  des  Entmündigten.)  Vgl.  jedoch 
jetzt  ürtheil  des  R.G.,  G.S.  IV,  vom  7.  März  1895,  in  Entsch.  Bd.  35  No.  90 
S.  351  fr.    S.  auch  diesen  Nachtrag  zu  S.  890  Note  2. 

8.  881:  Zu  VII:  In  Preussen  ist  jetzt  für  die  Stempelpflioht  von 
Vollmachtsurkunden  das  Stempelsteuergesetz  vom  31.  Juli  1895  (O. S. 
S.  413)  massgebend,  welches  für  den  Umfang  der  Monarchie,  mit  Ausschluss  der 
HohenzoUemschen  Lande  und  der  Insel  Helgoland,  ergangen  ist. 

Bei  ProzessvoUmachten  beträgt  jetzt  der  Stempel,  wenn  der  Werth  des 
Oegenstandes  der  Prozessmacfbt 

500  Mark  nicht  übersteigt,  0,50  Mark 
1 000       „         .,  „  1, —     •„ 

3000      ,        „  ,  1,50    , 

6000^     ,        ,  ,     ,      2.-    , 

10000         »  n  V  3, „ 

15000      .        „^  „  4,-    , 

bei  einem  höheren  Betrage  5, —    „ 
(Pos.  73  des  Stempeltarifs.) 

Befi'eit  von  der  Stempelsteuer  sind  Prozessvollmachten  über  Gegenstände, 
deren  Werth  nach  Qeld  geschätzt  werden  kann,  wenn  dieser  Werth  150  Mark 
nicht  übersteigt  (§  4  sub  a).- 

Substitutionen  bei  einer  Prozessvollmacht,  welche  nicht  in  einer  nach  dem 
Stempeltarif  einem  besonderen  Stempel  unterliegenden  Verhandlung  ausgestellt 
werden,  sind  stempelfrei,  sotem  über  die  ursprüngliche  Vollmacht  eine  vor- 
schriftsmässig  versteuerte  Urkunde  vorhanden  und  dies  entweder  auf  der  Sub- 
slätutionsvollmacht  vermerkt  ist,  oder  die  ursprüngliche  Vollmacht  sich  bei 
den  Gerichtsakten  befindet. 

Der  Stempel  ist  vom  Aussteller  binnen  zwei  Wochen  nach  dem  Tage  der 
Ausstellung  zu  verwenden  (§  169). 

Ueber  die  Verstempelung  der  im  Auslande  ausgestellten  Prozessvoll- 
machten vgl.  jetzt  §§  2  und  16  f.  des  preuss.  Stempelsteuergesetzes  vom 
81.  Juli  1895. 

S.  890:  Note  2:  (Gesetzliche  Vertretung.)  Das  Reichsgericht  erachtet 
den  nach  §609  C. P.O.  dem  Entmündigten  beigeordneten  Rechtsanwalt  nicht 
als  gesetzlichen  Vertreter  einer  prozessunfähigen  Partei,  sondern  als  Prozess- 
vertreter einer  prozessfähigen  Partei;  dagegen  erklärt  es  den  nach  §620 
C.P.O.  dem  Entmündigten   im  Verfahren   auf  Wiedcraufhebuag   der  Entmün- 
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diguDg  beigeordneten  Vertreter  als  gesetzlichen  Vertreter  einer  prozess- 
unfähigen Partei,  ürtheil  des  CS.  IV  vom  7.  März  1895,  in  Entsch.  Bd.  95 
No.  90  S.  351  ff.  und  in  Seuffert*s  Archiv,  Bd.  51  No.  157.  Vgl.  jedoch  CS. 
VI  Tom  24.  Mai  1888,  in  Entsch.  Bd.  21  No.  70  S.  369. 

S.  903:  Note  1:  Vgl.  Weissler,  Das  Notariat  der  preassischen  Monarchie, 
Leipzig  1896,  lieber  die  notarielle  Urkunde  im  WeltTerkehr,  S.  363--3T7. 

S.  9(^:  Note  3:  üeber  die  Behandlung  der  Nachlassenschaften  deutscher 
Beichsangehöriger  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  ygl.  Zeitschrift  für  inter- 
nationales PriTat-  und  Strafrecht  Bd.  6  S.  376. 

S.  904:  Note  7:  Vgl.  Verf.  des  WflrU.  Justizministeriums  vom  25.  Oktober 
1895  betreffend  die  Mittheilungen  über  die  Todesfälle  Dänischer  und  Schwedisch- 
Norwegischer  Staatsangehöriger  in  Wflrttemberg.  AmtsbL  des  Kgl.  Wfirtt 
Justizministeriums  1895  No.  10  S«  62. 

Femer  Verf.  desselben  Justizministeriums  Tom  17.  Mai  1895  betreffend 
die  Anwendung  der  Konvention  Ober  die  Regulierung  von  Hinterlassenschaften 
zwischen  dem  Deutschen  Beich  und  Russland  Tom  12.  NoYember  /  31.  Oktober 
1874.  RO.Bl.  1875  S.  136.     AmtsbL  des  WOrtt  J.M.  1895  No.  5  S.  24. 

Zweiter  Absehnitt.    OesterreleUseh-ünguisclie  Monarehie. 

L  Oeaterrelohlsohea  Staatagebiot. 
Die  neuen  Civilprosessgesetie  Oesterreiohs,  welohe  spätestens  am  1.  Januar 
1898  in  Kraft  treten  sollen,  sind: 

1.  Die  Jurisdictionsnorm:  Gesetz  vom  1,  August  1895,  Raiehs-Oesetz- 
Blatt  No.  111,  über  die  Ausübung  der  Oeriohtsbarkeit  und  die  Zuständig- 
keit der  ordentlichen  Gerichte  in  bürgerlichen  Reohtssachen,  sammt  Bin» 
fflhrungsgesetz  Ton  demselben  Tage,  R.Q.B1.  No.  110. 

(Enthält  auch  Aenderungen  bezüglich  der  Gerichtsbarkeit  und  Zuständig- 
keit im  Verfahren  ausser  Streitsachen.) 

2.  Die  Civilprozessordnung:  Gesetz  Tom  1.  August  1895,  RG.Bl. 
No.  113,  über  das  gerichtliche  Verfahren  in  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 
keiten,  sammt  Einführungsgesetz  tou  demselben  Tage,  R.G.BL  No.  112. 

3.  Die  Exekutionsordnung:  Gesetz  Tom  27.  Mai  1896,  R.O.BL  No.  30, 
über  das  Exekutions-  und  Sicherungsverfahren«  sammt  Binffthrungs- 
gesetz  Ton  demselben  Tage,  R.0.B1.  No.  29. 

(Enthält  auch  Normen  über  die  Gerichtsbarkeit  uadZuständigkeiit 
der  Gerichte  im  Exekutions-  und  SicherungSTertebren.) 

4.  Das  Gerichtsorganisationsgesets:  (}esets  Tom  87.  NoYember  1896, 
RG.Bl.  No.  217,  über  die  Besetzung,  innere  Einrichtung  und  Geschäftsordnung 
der  Gerichte. 

5.  Die  Gewerbegerichtsordnuag:  Gesetz  vom  27.  November  1896, 
RG.Bl.  No.  218,  betreffend  die  Einführung  von  Gewerb^erichten  und  die 
Gerichtsbarkeit  in  Streitigkeiten  aus  dem  gewerblidieQ  Arbeits-,  Lehr-  und 
Lohnverhältnisse. 

Am  1.  Februar  1896  sind  auf  Grund  des  Art  LIV  des  Einführungs- 
gesetses  zur  (äTilprosessordnung,  die  in  diesem  Gesetze  in  den  Artikeln  XIM 
bis  XXVI  enthalteneu  Bestimmungen  über  die  Börsensehiedsgeriohte  in 
Kraft  getreten,  

Am  27.  Hai  1896  sind  die  Artikel  XXIX  und  XXX  des  Einführungs- 
gesetzes ZBT  Bxckutioiisordnung  über  die  Klage  auf  Aufhebung  der  Exekution 
auf  Grund  toi.  Bärsenschiedssprüchen,  die  über  klaglose  Differenzgesdiifte 


NachMge.  1053 

oder  auf  Grund  von  Schiedsverträgen  erji^angen   siad^   die   durch  Kartelle   er- 
swungen  wurden,  in  Kraft  getreten. 

Zahlreiche  Durchführungsverordnungen  zu  den  neuen  Gtvilproiesigesetzen 
sind  in  den  oben  citirten  Gesetzen  in  Aussicht  gestellt 

(Prof.  Dr.  T,  Canstein.) 

n.  Ungarisohes  Staatsgebiet. 

S.  456:  (Kautionspflioht.)  Die  Kautionsfreiheit  der  in  Wechsel« 
Sachen  vor  ungarischen  Gerichten  als  Kläger  auftretenden  Ausländer  setst 
§  220  des  Gesetfisartikels  XVIII  vom  Jahre  1893,  das  Summarverfahren  be- 
treffend, fest.  Derselbe  lautet:  «Die  §§  9,  10,  11,  12  dieses  Gesetzes  bezüg* 
lieh  der  Kautionspflicht  sind  auch  im  ordentlichen  Verfahren  und  im  Handels» 
verfahren  anzuwenden.  Im  Wechselverfahren  kann  die  Sicherstellnng 
der  Prozesskosten  nicht  gefordert  werden. **  (Vgl.  auch  die  Bekannt- 
machung des  Preuss.  Just.  Min.  vom  7.  März  1896,  J.M.B1.  S.  93,  und  oben 
S.  1041.)  Der  Budapester  Handels-  und  Wechselgerichtshof  hat  entschieden, 
dass  eine  in  Ungarn  im  Handelsregister  eingetragene  Niederlassung  (pr^to- 
kollirte  Filiale)  einer  ausländischen  Handelsgesellschaft  Prozesskaution  nicht 
zu  leisten  hat  (Akg.  E.  2  v.  J.  1894);  sowie  ferner,  dass  österreichische 
Staatsbürger  in  Ungarn  Prozesskaution  zu  leisten  haben  (Entsch;  vom  271  April 
1895  Zahl  137).  (Gerichtsrath  Dr.  Podor.) 

Dritter  AbBchnitt    Schweiz. 

S.  468:  (Staatsverträge).  Durch  Uebereinkunft  mit  Frankreich  vom 
14.  Oktober  1896  sind  die  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  bestehenden 
Verträge  auf  Tunis  ausgedehnt. 

S.  115/468:  Basel-Stadt.  Das  Gesetz  betr.  Wahl  und  Organisation 
der  Gerichte  und  der  richterlichen  Beamtungen  vom  27.  Juni  1895  (G.  S. 
XXm  S.  179  [vgl.  Zeitschrift  für  Schweizerisches  Recht  Bd.  37  S.  357  ff.])  hat 
an  der  Zuständigkeit  nichts  wesentliches  geändert. 

S.  468:  Basel-Stadt.  Nachtragsgesetz  zur  Givilprozessordnung  vom 
27.  Juni  1895,  führt  ein  rein  mündliches  Verfahren  in  Streitwerthen  zwischen 
100  und  300  fr.  vor  den  drei  Präsidenten  des  Givilgerichts  ein. 

S.  117:  Luzern.  Gesetz  über  das  Civürechtsverfahren  vom  5.  März  1895: 
An  Stelle  der  Gerichtsausschüsse  sind  die  Gerichtspräsidenten  getreten.  Die 
Appellationssumme  bei  bezirksgerichtlichen  Urtheilen  ist  auf  300  fr.  erhöht. 

S.  114/464:  A.  Reichel,  Das  Bundesgesetz  über  die  Organisation  der 
Bundesrechtspflege,  kommentirt.  Bern  1896  (enthält  auch  die  Bundescivil- 
prozessordnung). 

S.  465:  Glarus.  avilprozessordnung  vom  5.  Mai  1895  (s.  S.  996).  §  97: 
Der  Kläger  und  der  Beklagte  haben  binnen  8  Tagen  nach  Bestellung  des  Leit- 
Bcheines  (friedensrichterliche  Weisung)  ihre  Urkunden  mit  Verzeiclmiss,  sowie 
die  Namen  der  anzurufenden  Zeugen  mit  Bezeichnung  des  Beweisthemas  ein- 
zureichen. 

Zürich.  Gesetz  betr.  die  Organisation  gewerblicher  Schiedsgerichte, 
9.  September  1895.  Zum  Kommentar  von  Sträuli  ist  ein  ,,Supplementband'' 
von  Dr.  H.  Sträuli,  Winterthur  1896,  erschienen.  Zürcher  und  Sträuli, 
Grundlagen  und  Ergebnisse  der  Statistik  der  Rechtspflege  im  Kanton  Zürich. 
Zürich  1895.  —  Gerichtsverfassung  und  Civilprozess  sind  augenblicklich  in 
Umarbeitung  begriffen. 
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8.  466:  St.  Gallen.  Die  Bension  der  Cirilprosessgeeetigebiuig  Ist  in 
Arbeit 

Zag.  VerordDuog  Aber  da«  sommarische  Verfiüireii  bei  AnsQbiing  ö» 
Einselkompetens  der  Friedensrichter  und  der  Kantonagerichtsprftsideiiteii  Tom 
21.  AnguBt  1895. 

Tesein.  Legge  di  procedura  per  la  trattaiione  delle  cause  ciTili  in 
appeUo,  del  9  Maggie  1895.  BolL  off.  delle  Leggi  N.  S.  XXI  S.  73.  —  Im 
Uebrigen  ist  die  ReTision  der  CirilproseBSordnung  im  Gange. 

S.  467:  Lnsern.  Geeetc  Qber  das  Giyilreofatsverüüiren  vom  5.  Hin 
1895.  8.  d.  G.  Vn  S.  8d2  ff.  —  Gesetz  betr.  die  Kosten  des  aTÜrechtsrer- 
fahrens  Tom  29.  NoTember  1895.  —  Das  Geeeti  betr.  die  Gewerbegerichte 
bleibt  bestehen,  die  übrigen  Gesetse  sind  anlgehoben. 

S.  472:  Vgl.  Kreisschreiben  des  Bnndesraths  an  sftmmtliche  Kantons- 
regierungen,  betreffend  die  Pflicht  tuv  Eautionsleistung  für  Prozesskosten 
und  Urtheüsgebflhr  in  Giril-  upd  Handelsrechtsstreitigkeiten  im  Königreich 
Ungarn  rom  8.  Mftn  1895  (Schw.  Bandesblatt  1895 1  S.  820);  auch  mitgetheüt 
in  der  Zeitschrift  fflr  Internat  Privat-  und  Strafrecht  Bd.  5  S.  208,  209; 

Zu  S.  475:  üeber  das  Armenredht  sind  seither  zwei  Gesetze  ersckienen: 

Basel-Land.  Gesetz  betr.  unentgeltliche  Rechtshfllfe  Ton  Unbemittelten 
Tom  18.  Februar  1895. 

Neuchfttel.  Loi  sur  Tassistance  judiciaire  gratuite  en  mati^re  eiTile  du 
17  AttU  1895.  —  Vgl.  auch  Glarus  S.  997. 

Zu  8.  478:  In  Basel-Land  bestellt  das  Gericht  einen  Annenanvalt,  in 
Heuenburg  ist  das  Gesuch,  nachdem  das  Gericht  das  Armenrecht  bewilligt  hat, 
dem  Justizdepartement  einzureichen. 

Luzern.    Nunmehr  weist  das  Gericht  den  Armenanwalt  an. 

S.  484:  In  Luzern  muss  nunmehr  die  Vollstreckungsbewilligung 
beim  Obergericht  nachgesucht  werden. 

Zu  S.  491 :  Durch  das  Bundesgeseta  betr.  die  Uebertragung  der  Ober- 
autsicht  Qber  das  Schuldhetreibungs-  und  Konkurswesen  an  das  Bunde^^erichi, 
d.  d.  28.  Juni  1895,  sind  die  Art.  15,  19,  23,  334  des  Schuldbetreibungs-  und 
Konkursgesetzes  im  Sinne  der  Ueberschrift  abgeändert. 

Von  dem  angeführten  Kommentar  von  Weber  und  Brüstlein  ist  eine 
zweite  Auflage  im  Erscheinen  begriffen. 

Zu  8.  142/499:  Vereinbarung  zwischen  der  Schweiz  und  Brasilien  betr. 
die  Behandlung  der  Verlassenschaften  von  SchweizerbQrjrem  in  Brasiliai 
und  von  brasilianischen  Staatsangehörigen  in  der  Schweiz  vom  28.  Dezember 
1895,  gültig  vom  1.  Januar  1896  —  regelt  die  Mitwirkung  der  Sonsularagenteo. 

Druckfehler: 
S.  493  Zeile  7  von  unten  lies:  Fortsetzungsbegehren  statt -ver&hren. 
S.  996  Zeile  4  von  unten  lies:  Justiz depart  statt  Joristendepart. 

(Professor  Dr.  Zürcher.) 

Vierter  Abschnitt.    Kftnigreicli  der  Miederlande. 

S.  152:  (Verfahren  in  erster  Instanz.)  Das  Bd.  I  S.  997  erwihnte, 
damals  in  VorbereltuDg  befindliche  Gtosetz,  durch  welches  das  Givflprozess- 
verfahren  erster  Instanz  in  mancher  EUnsicht  vereinfacht  wird,  ist  am  1.  Januar 
1897  in  Wirksamkeit  getreten. 

S.  155:  Note  1:  (Ausländerkaution.)  Artikel  8  des  bürgerlichen  (Seeetz- 
buchs,  welcher  bestimmte,  dass  Fremde  den  Niederländern  gleichgestellt  werden. 
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wenn  sie  gewiBse  Formalitäten  erfüllt  haben  (namentlich  mit  Eönigl.  Genehmigung 
ihren  Wohnsitz  in  den  Niederlanden  haben  und  dieses  dem  Oemeindevorstand 
anzeigen,  oder  wenn  sie  sechs  Jahre  in  den  Niederlanden  in  derselben  Ge- 
meinde gewohnt  haben  und  dem  Gemeindevorstand  anzeigen,  dass  sie  in  den 
Niederlanden  wohnhaft  bleiben  wollen,  —  Fälle,  in  denen  ein  Ausländer  von 
der  Kautionsstellung  befreit  war),  ist  durch  Gesetz  vom  12.  September  1892, 
mit  Wirksamkeit  seit  dem  1.  Juli  1893  (Staatsblad  No.  268),  aufgehoben. 
Das  neue  Gesetz  enthält  keine  dem  aufgehobenen  Art.  8  a.  a.  0.  analoge  Be- 
stimmung, so  dass  die  immerhin  seltenen  Fälle  Ton  Gleichstellung  der  Aus- 
länder mit  den  Niederländern  angehoben  sind  und  ausnahmslos  die  Regel  gilt, 
dass  jeder  Fremde,  soweit  nicht  eine  Befreiung  durch  Staatsverträge  verein- 
bart ist,  Kaution  stellen  muss. 

S.  157,  508:  (Konkurs.)  Die  neue  Konkursordnung  vom  80.  September 
1898  ist  mit  dem  1.  September  1896  in  Wirksamkeit  getreten. 

S.  503:  (Quellen  und  Literatur.)  Von  C.  Asser  und  van  Heusde, 
Handleiding  tot  de  beoefening  van  het  Burgeriyk  Becht.  Zwolle  1895/96,  ist 
die  dritte  Auflage  erschienen. 

Richtig  lautet  (vgl.  Bd.  I  S.  998)  der  Titel  des  Land'schen  Kommentars 
zum  bfirgerlichen  Gesetzbuch:  N.  K.  F.  Ijand,  Verklaring  van  het  Burgerlijk 
Wetboek.    Haarlem  1889—1894.  (Prof.  Dr.  C.  Asser.) 

Sechster  und  siebenter  Abschnitt.    Fraiihreich  nnd  Belgien. 

I.  Frankreioh. 

S.  194:  Durch  Gesetz  vom  18.  April  1895  (Journal  officiel  vom  17.  April 
1895)  ist  Art.  1033  des  Code  de  proc^dure  civile  dahin  erweitert  worden,  dass 
alle  Prozessfristen,  deren  Ende  auf  einen  Feiertag  fällt,  erst  mit  dem  Ablauf 
des  nftehstfolgenden  Werktages  endigen. 

S.  534:  Zu  §  17  vgl.  0.  Mayr,  Das  französische  Fremdenrecht  unter  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  Rechtsstellung  der  Deutschen,  in  den  Annalen 
des  Deutschen  Reichs  1896  S.  329  ff.,  365  fi. 

S.  536:  (Prozessfähigkeit  ausländischer  Handelsgesellschaften.) 
Durch  ürtbejl  des  Kassationshofs  (Civilsenat)  vom  14.  Mai  1895  in  Sachen 
Banque  d'Alzace-Lorraine  c.  Chabert  u.  Gen.,  mitgetheilt  in  der  Zeitschrift  für 
intern.  Privat-  u.  Strafrecht  Bd.  Y  S.  401  f.,  ist  im  Gegensatz  zur  bisherigen, 
deutschen  Handelsgesellschaften  die  Prozessfähigkeit  absprechenden  Judikatur, 
die  Prozessfähigkeit  deutscher  Handelsgesisllschaften  in  Frankreich  aner- 
kannt worden.    Vgl.  auch  Bd.  IV  S.  492  derselben  Zeitschrift. 

S.  591:  0.  Barazetti,  Das  Eltern-  und  Kindesrecht  nach  dem  Code  Napo- 
leon und  dem  badischen  Landrecht.    Hannover  1896. 


n. 

S.  204  Zeile  13 f.  u.  S.  999  Zeile  30  ff.:  (Armenrecht.)  Die  Armuths- 
erklärung,  welche  der  Antragsteller  bisher  vor  dem  Bürgermeister  seiner  Wohn- 
ortsgameinde  abgeben  musste,  kann  nach  einem  Gesetz  vom  27.  Juni  1895  von 
dem  Antragsteller  abgegeben  werden  vor  dem  Bürgermeister  oder  seinem 
Delegirten. 

S.  197f.:  (Summarische  Sachen.)  Das  Verfahren  in  summarischen 
Sachen  kann  vor  einem  delegirten  Richter  statt  wie  bisher  vor  dem  aus  drei 
Richtern  bestehenden  Tribunal  erster  Instanz  stattfinden  (Gesetz  vom -9.  Sep- 
tember 1895).  (Dr.  P.  Errerik) 
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Achter  Abscknitt    Italien. 

S.  227:  (Gerichte.)  Ein  Dekret  Tom  27.  September  1894  (No.  426)  modi- 
fizirt  die  Zueammensetzung  der  Tribanale  nnd  Appellhöfe. 

S.  228:  (Zu8t&ndigkeit)  Vgl.  Ansilotti,  Die  Zustftndigkeit  der  italie- 
nischen Gerichte  gegenüber  fremden  Staaten,  in  der  Zeitsehr.  f.  intern.  PriTat- 
u.  Strafrecht  Bd.  V  S.  24  f . 

Nennter  Abschnitt    Fflrstentham  Monaco. 

Die  ersten  Bücher  einer  neuen  GiTilproBessordnung  (444  Artikel)  sind  auf 
Grund  der  Ordonnanzen  Tom  25.  Mai  und  3.  September  1894  am  15.  Juli  1894 
und  1.  Januar  1896  in  Kraft  getreten.  Ausserdem  sind  auf  Grund  der  Ordon- 
nanz Tom  26.  Mai  1894  einige  in  die  folgenden  Bücher  der  CiTÜprozeBsordnung 
gehörige  Bestimmungen  wegen  ihrer  Dringlichkeit.  proTisorisdi  in  Wirksam- 
keit gesetzt  worden. 

Zehnter  Abschnitt   Spanien. 

S.  264:  (Erbschaftssteuer.)  Die  Bestimmungen  über  die  Erbschafts- 
steuer sind  abgeändert  durch  Königliche  Verordnung  nebst  Tarif  Yom  23.  August 
1893  die  Erbschaftssteuer  betreffend,  abgedruckt  in  der  Zeitschritt  für  intern. 
Prirat*  n.  Strafrecht  Bd.  IV  S.  98. 

Zwölfter  Abschnitt    Grossbritannien  nnd  Irland. 

L  Bngland. 
8.  682:  Note  1:  (Vollstreckung  ausl.  ürtheile.)  Vgl  auch  Inhfllsen, 
in  4er  Zeitschrift  f.  intern.  Prirat-  u.  Strafreoht  Bd.  VI  S.  183  ff. 

S.  271,  1002:  (Gounty  Courts.)  Im  Jahre  1895  sind  sehr  nmfangrelGhe 
County  Court  Rules  erlassen  worden. 

8. 288:  (FroiessTerfahren.)  Im  Februar  1896  ergiitg  eine  Bekannt- 
machung, welche  eine  beschleunigte  Erledigung  von  Handelssachen  ermög- 
lichen soll.  (Dr.  Inhfllsen.) 

n.  Schottland. 

S.  322:  (Oerichtsverfassung.)  Der  oberste  Gerichtshof  fOr  (Jiyilsachen 
in  Schottland  heisst  Court  of  Session  (nicht  (Tourt  of  Sessions). 

S.  323  Zeile  3  Ton  unten  muss  es  heissen:  arrtstment  Ott  ihe  d^ftendence; 
S.  327  Zeile  6:  defender;  Zeile  22:  condescendence;  Zeile  34:  enter  appearance. 

S.  334,  339:  (Literatur.)  In  der  zweiten  Auflage  sind  erschienen: 
a)  M.  J.  0.  Mackay,  L.  L.  D.  Advocate,  The  Practice  of  the  Court  of  Session. 
Edinburgh  1893.  b)  Henry  Ooudie,  D.  C.  L.  Adyocate,  A  Treatise  on  the 
Law  of  Bankruptcy  in  ScoÜand.    Edinburgh,  T.  &  T.  aark,  1895. 

(W.  Cunninghame  Steele.) 

Band  IL 
Dreizelinter  Abschnitt    OrieehenlAnd. 

S.  5:  1.  Seitens  Griechenlands  sind  inzwischen  noch  folgende  Verträge 
geschlossen  werden: 

a)  Provisorischer  Handelsrertrag  mit  Serbien  Tom  17.  Juni  1894. 
(Meistbegünatigungsklausel  betr.  Ansiedelung  der  beiderseitigen  Untertfaanen, 
Handel  und  Schiffahrt  etc.) 

b)  Handelsyertrag   mit  Belgien  und  Eonsularyertrag  mit  Bei- 
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gien,  beide  vom  13./25.  Mai  1895.  (Meistbegünstigungsklausel.  Gleichstellung 
mit  den  Einheimischen  bei  Verfolgung  der  Rechte  vor  den  Gerichten  [s.  o. 
"XTTT.  Abschnitt,  Griechenland,  §§  9,  15,  16,  68  u.  s.  w.],  Befugnisse  der  Kon- 
suln im  Wesentlichen  wie  in  den  übrigen  Eonsulanrerträgen  [s.  o.  Theil  III 
und  IV]). 

c)  Handelsvertrag  mit  Aegypten  vom  9./21.  März  1895.  (Meist- 
begünstigungsklausel betr.  Handel  und  Schiffahrt.  Rechte  und  Privilegien, 
die  Griechenland   auf  Grund   der  Kapitulationen  zustehen,  bleiben  unberührt.) 

S.  99:  2.  Im  Eonkursrecht  (oben  Theil  U.  S.  bes.  §  65)  ist  eine  wesent- 
liche Veränderung  eingetreten,  indem  das  Gesetz  vom  6.  Februar  1893  über  den 
pr&ventiYen  ZwangBvergleioh  durch  Gesetz  vom  7.  August  1895  {BTyid^^ 
aufgehoben  worden  ist.  Die  vor  den  Gerichten  schwebenden,  den  präventiven 
Zwangsvergleich  betreffenden  Prozesse  sind  nach  den  Bestimmungen  des  alten 
Gesetzes  zu  beendigen.^)  (Dr.  v.  Streit.) 

Vierzehnter  Abschnitt.    Bumftnien. 

S.  126, 131:  (Friedensrichter.)  Das  Friedensrichtergesetz  vom  4./16.  Mars 
1894  ist  durch  Gesetz  vom  I./IS.  Juni  1896,  welches  am  1./13.  Juli  1896  in 
Kraft  getreten  ist,  wieder  aufgehoben. 

Doch  behält  das  neue  Gesetz  im  Wesentlichen  die  Bestimmungen  des 
früheren  in  Bezug  auf  Kompetenz  und  Verfahren  bei. 

Es  zeichnet  sich  besonders  dadurch  aus: 

1.  dass  es  die  Dorfgerichte  wieder  einführt,  mit  besonders  sorgfältig  er- 
iHTOgenen  Vorschriften  über  die  Zusammensetzung  und  Besetzung  derselben; 

2.  dass  es  die  so  gearteten  Friedensgerichte  auf  eine  kleinere  Anzahl 
(140)  reduzirt,  und 

8.  dass  es  den  Friedensrichtern  höheren  Rang  und  Gehalt  giebt  als 
bisher. 

Die  Kompetenz  der  Dorfgerichte  reicht,  wie  vor  1894,  bis  5  Frcs.  in  letzter, 
und  bis  50  Frcs.  in  erster  Instanz  mit  Appell  an  den  Friedensrichter.  Bei 
Besitzstreitigkeiten  muss  derjenige,  der  im  letzten  Jahre  am  längsten  unan- 
gefochten besessen  hat,  im  Besitz  aufrecht  erhalten,  beziehungsweise  in  den 
Besitz  wieder  eingesetzt  werden. 

An  den  Orteu,  wo  Friedensrichter  fungiren,  üben  diese  auch  die  Befug- 
nisse der  Dorfgerichte  aus  (Art.  55). 

S.  168 f.:  (Konkursrecht.)  Die  den  Konkurs  betreffenden  Bestimmungen 
des  rumänischen  Handelsgesetzbuchs  vom  16.  April  1887  sind  (vgl.  oben  S.  168 
Note  2)  durch  Gesetz  vom  20.  Juni  (2.  Juli)  1895^  in  mehrfacher  Beziehung 
umgestaltet  worden.^)    Die  wichtigsten  hier  interessirenden  Neuerungen   sind: 

1.   Das  Institut  des  Gläubigerausschusses  ist  aufgehoben.^) 


<)  Die  Aufhebung  des  präventiven  Zwangsvergleichs  ist  mit  Freuden  begrüsst 
worden.    Da43  Institut  hat  sich  in  Griechenland  nicht  bewährt. 

')  Vgl.  auch  G.  Flai  schien,  „La  nouvelle  lögislation  roumaine  sur  les  faillites", 
und  „Traduetion  frangaise  des  principaux  articles  de  la  loi  da  20  Jain  1895  se  r^f^rant 
aux  jüges-sjndici"  in  der  Hevue  de  droit  international  Bd.  28  No.  2  (1896). 

')  Das  Gesetz  ist  publizirt  in  No.  63  des  Jahrgangs  1895  des  Monitorul  oficial 
und  am  1.  Jali  1895  in  Kraft  getreten. 

*)  Das  durch  das  Handelsgesetzbuch  am  16.  April  1887  neu  eingeführte  Institut 
des  Gläubigeransschusses  hatte  sich  nicht  bew&hrt. 
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2.  Die  Zulftssigkeit  des  Zwangsrergleichs  (Konkordat)  ist  daTon  abhfingig 
gemacht,  dass  der  Oemeinsohuldner  die  OlAnbiger  wenigstens  in  Höhe  von 
40®/o  ibrer  Forderungen  befriedigt. i) 

8.  Der  den  Oläubigem  im  ZwangsrergleichsTeriahren  nach  Art.  852  H.O.B. 
bisher  lustehende  Einfluss  auf  die  strafrechtliche  Verfolgung  des  Oemön- 
Schuldners^  ist  aufigehoben.  Das  ätra&ninimum  fOr  einfachen  Bankerott  ist 
auf  16  Tage  Gefängniss  normirt.') 

4.  Die  Abtretung  Ton  Konkursforderungen  ist,  ohne  Rficksicht, 
ob  de^  OlAubiger  im  Inlande  oder  Auslande  wohnt,  von  Eröffnung 
des  Verfahrens  ab  fQr  unzulässig  und  wirkungslos  erklftrt.*) 

5.  Die  Verwaltung  der  Konkursmasse  erfolgt  nicht  mehr  durch  gewählte 
Verwalter  (Sjndici,  vergl.  oben  S.  175  No.  4),  sondern  durch  Beamte.  Bei 
jedem  Tribunal  ist  ein^)  Judicator-Sindic  (Richter-Syndikus)  bestellt,  der  aus- 
schliesslich mit  der  Verwaltung,  Liquidation  und  Verthoilung  der  Konkurs- 
massen in  den  Konkursen,  die  von  dem  beti*effenden  Tribunal  erftCTnet  werden, 
betraut  ist.  Der  Ricnter^Syndikus  hat  die  Konkursmasse  auch  in  Prozessen 
zu  rertreten.    Er  untersteht   dem  Konkurskomniissar  (vergl.  oben  S.  176  c).^ 


*)  Art  858  Code  de  com.  Die  sonstigen  Erfordernisse  des  Zwangsrancleidis 
(vgl.  oben  179)  sind  daneben  aufrBcht  erhalten. 

*)  Art  852  des  H.G.B.  (Fassung  yon  1887)  lautet: 

„Sollte  aus  den  Umstanden  des  Konkorses  und  aus  den  Bedingnissen  des  Kon- 
kordats henrorgehen,  dass  der  Gemeinschuldner  einer  besonderen  BerOcksichtigusg 
wOrdig  ist  so  kann  darch  den  die  Bestätigung  enthaltenden  Beschluss  verfügt  werden, 
dass  der  Name  des  Schuldners  nach  yollstftndiger  ErfttUnng  der  durch  das  Konkordat 
llbeniommenen  Verbindlichkeit  aus  der  Liste  der  Bankrotteure  gelöscht  werde. 

Aach  kann  durch  dasselbe  Urtheil  erklärt  werden,  dass  nach  ErAlllung  eben  dieser 
Ausgleichsverpflichtungen  das  die  Konkurserklftnmg  enthaltende  Urtheil  auch  in  Besag 
auf  die  strafrechtlichen  Folgen  aufgehoben  werden  wird. 

DieErfttllung  der  erwähnten  Bedingnisse  wird  durch  ein  von  demselben  Gerich 
hof  gesprochenes  Erkenntniss  festgestellt** 

')  Leichtsinnige  Kridare  haben  demnach  eine -«Gefibignisss träfe  zu  gew&nigen. 

*)  Art  715  Code  de  com.  Hierdurch  soll  dem  unsauberen  Handel  mit  Konkars- 
forderungen gesteuert  werden. 

>)  Nur  beim  Tribunal  Ilfov  (Bukarest,  vgl.  oben  S.  127  Note  3)  fongiren  zwei 
Richter-Syndici. 

*)  Die  Konkürsverwaltung  erfolgt  nicht  mehr  darch  gewählte  Advokaten  oder 
Kaulleate,  sondern  durch  Beamte  mit  richterlicher  Qualität.  Der  Richter-S^dikns  hat 
Rang,  Gehalt  und  QualitSten  eines  Landgerichtsraths  und  gehört  zum  Personalbestande 
des  betrefTenden  Gerichts.  Nur  in  ansseige wohnlichen  FSÜlen  darf  er  sich  der  Hülfe 
eines  Anwalts  bedienen,  doch  bedarf  er  hierzu  einer  vorausgehenden  Genehinigong  des 
Gerichts,  und  das  Gericht  muss.  wenn  es  einem  solchem  Antrage  Folge  giebt  in  seinem 
Beschlüsse  das  dem  Anwalt  zu  gewährende  Honorar  festsetzen,  welches  den  Betrag 
von  800  Francs  fUr  eine  Instanz  nicht  fibersteigen  darf  (Art  733  Code  de  com.).  Der 
Richter-Syndikus  kann  auch  sonst  Hfllispersonen  in  Anspruch  nehmen,  z.  B.  SachTcr-. 
ständige  zur  Inventurau&iahme,  Wächter  u.  A.,  jedoch  muss  auch  hierfiber  das  Ge- 
richt in  jedem  einzelnen  Fall  vorher  Beschluss  fassen  .  und  die  zu  zahlenden  Betrage 
festsetzen. 

Um  die  Kosten,  welche  durch  diese  Neuerung  dem  Staat  erwachsen,  zu  decken, 
ist  eine  aUjftbriich  durch  Beschluss  des  Gesanuntministeriums  festausetaende  Quote  bis 
zu  3%  des  Bmttowerthes  der  Konkursmasse  durch  den  Richter-Syndikus  an  den  Fiskus 
abzuliefern. 

Die  Einführung  der  neuen  Institution  des  Richter-Syndikus  ist  auf  die  InitiatiTe 
des  damaligen  Justizministers  Alezander  Marghiloman  zurflckzufohren.  Sie  faielet 
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In  Folge  der  durdi  dieses  Gesetz  getroffenen  Bestimmungen  ändert  sich 
die  oben  S.  168 — 181  gegebene  Darstellung  in  folgenden  Punkten: 

Durch  die  Neugestaltung  der  Eonkursordnung  ist  die  Numerirung  der 
entsprechenden  Artikel  des  Handelsgesetzbuchs  (cod.  de  com.)  fast  durchgängig 
eine  andere  geworden,  und  sind  demgemäss  die  Gesetzeszitate  in  der  Dar- 
stellung des  Konkursrechts  (oben  S.  168 — 181)  nicht  mehr  zutreffend. 

Naeh  der  neuen  Numerirung  sind  statt  der  alten  Zahlen  folgende  Ziffern 
zu  setzen: 

Seite  168,  Note  8,  statt  880  setze  man  888, 


»  *. 

,      718      ,        ,     696. 

»    6, 

,      712      „        „     708. 

Seite  169,  Note  S, 

statt  699        setze  man  700, 

,    *. 

,712           ,        ,  .  713, 

»     5, 

,     713           ,        „     714, 

,    8, 

„716           ,       ,•    717, 

,     9, 

,     840a.882,        „     842  a.  834, 

,  10. 

,835           ,       ,     837, 

»  11. 

»     887           „       „     889. 

9> 

1» 


Seite  170,  Note  1,  statt  836        setze  man  837, 

,    2,     ,     839,  840  .       ,     841, 
.     3,     ,     832  „        ,     834, 

.     *,     .     817  „       ,     814, 

„    5,     „     817  al.  3    „       „     814  al.  3. 

Ausserdem  sind  im  Text  dem  letzten  Absatz  bei  Note  3  die  Worte 
hinzuzufügen:  aber  nur  binnen  3  Tagen  nach  der  Publizirung  des 
Eonkursurtbeils  (Art.  834  cod.  de  com.). 

Seite  171,  Note  1,  statt  818        setze  man  815, 

2,  „819  „       ,     816, 

3,  „     816  „        „     813, 
»     4,     „     815           „        „     812, 

„    5.     „     785-788  „        „     782—785. 
Seite  172  ersetze  man  im  Text  793  durch  790,  794  durch  791   und   795 
durch  792.    Femer: 

Note  1,  statt  789—792  setze  man  786—789, 
„     2,     „      794  „        „     791, 

„     3,     „     796  „       jf     793. 

Seite  173  ersetze  man  im  Text  799  durch  796  und  761  durch  758. 
Note  2,  statt  800  setze  man  797, 
,     4,      „     822     ,        ,     819-820. 
Seite  174  §  37  No.  1    setze   man  im   Text   statt   Eonkurskömmissar   das 
Wort  Richter-Sjndikus.    Ibid.  No.  2  fällt  Alles,   was   sich  auf  den  proTi- 
sorischen  Konkursyerwalter,   den   Aufsichtsausschuss   der  Gläubiger  und   den 
Termin   betreffs  Wahl   des   definitiven   Syndikus  bezieht,   fort.    Das   ürtheil 
wird,  ausser  im  Gerichtssaa],   noch  in  der  Börse  und   dem  Bürgermeisteramt 
(primärie,  mairie)  angeschlagen. 

Note  2,  statt  704  setze  man  705, 
,     3,     ,      703      „        ,     704, 

grOfiStmOgliche  Gewähr  für  Bchnelle,   billige   und   zuverlässige  Liquidimng   der  Masse 
und  Durchführaag  des  Verfahrens. 
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Note  4,  lUtt  706  setze  man  706  n.  94S, 
,    5,     ,     710      .        .     711. 
,    7.     .     706     .       .707. 
.    8,     ,     896     ,       .     707, 
,    9.     .     717     .       ,     718. 

Seite  175,  4  ist  Alles,  vm  afadi  auf  Oltabigenuissehoss   and  Wahl  des 
delinitiTen  KonkursTenralten  besteht,  zu  streichen. 

Note  1,  Btott  717  aetM  man  718, 


2, 

7, 
8, 

10, 

11. 
12. 
13, 


717 
768 
757 
766 
762 
712 
714 
712 


718, 

755, 

754, 

758,  760,  808  £,  768, 

759, 

713, 

718, 

718. 


Die  Noten  3—6  fiJlea  fort 

Seite  176,  b,  statt  Konkurskomnissars  setn  man  Tribnnals.  Bei  c  ibid. 
ist  n  bemeiken,  dass  der  Konknnkommissar  nioht  mdir  den  Wideirof  der 
des  Syndikas  bei  Geridit  beantragen  kann,  «nd  dass  der  Kiidar  und  dl« 
Oltnbiger  etvaige  Beschwerden  gifBii  den  Slfndfkas  dem  Jastizministw  lo 
ontertweiten  haben. 

Statt  Art  778  im  Taste  des  $  88,  1  aetxe  man  770. 
Note  1,  statt  768       setie  man  760, 
,    2,     ,     828  ,       .     819-820, 

,    8,     ,     740—746.       ,     789—742, 
.    7,     .     765  .       ,     762. 

.    8,     .     771  .       ,     768, 

,    9,     ,     778  .       ,769. 

Die  Noten  4—6  fidlen  fort 
Seite  177.    Im  Teste  setse  man  staU  757  die  Züer  754. 
Note  1,  statt  744       setu  man  771, 
.    2,     ,     775U.T76,       .     772u.774, 
,    8,     .     788  .       .     780.») 

Srite  178  streiche  man  in  der  lotsten  Z^e  des  §  88  die  Worte  .des  GUii- 
Ugerausschusses*.    Femer: 

Note  8,  statt  828  sstse  man  825, 
.    4.     ,     829     .       .     826  n.  831, 
.    5,     .     880     ,       ,882, 
-    6,     „     848     ip       9     845. 


^)  Hier  sei  jedoch  bemerkt^  daet  die  nAehMuliche  Aameldimg  auch  an  den  Orefier 
oder  den  Prftsidenten  des  GeHchtö  bu  erfolgen  bat,  nnd  dass  nach  der  Praxis  vieler 
Gerichte  hierzu  eine  einfache  Eingabe  mit  einer  Stempelmarke  von  25  cts.  genfigt; 
doch  mtlssen  in  jedem  Falle  die  Kosten  der  Voriadang  des  Richter-Syndikus  und  der 
Notiflsirung  der  Forderung,  die  an  denselben  zu  geschehen  hat,  von  der  Partei  be- 
stritten werden«  so  dass  es  rathsam  ist,  in  solchen  Fftllen  die  Hfllfe  eines  Anwalts  in 
Anspruch  zn  nehmen  und  diesem  den  erforderlichen  Betrag  (ca.  10 — dO  Frcs.)  sur  Ver- 
fQgung  zu  stellen. 
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Seite  179.    Im  Texte  fallt  AUes  Ton  Note  8  Mb  9  fort. 
Note  1,  statt  844        setee  man  846, 


«1 

2, 

n 

845 

II 

n     847, 

» 

8, 

847 

II 

.     848, 

» 

4, 

846 

• 

,     848U.S50, 

n 

5, 

847 

II 

,     850, 

19 

6, 

848-849 

It 

,     851—852, 

n 

7, 

849  id.  7 

II 

„     854  u.  856, 

» 

8. 

848 

9 

.     845, 

« 

10. 

858 

9 

.     859, 

n 

11, 

854 

9 

.     860, 

n 

12, 

855 

9 

.     862. 

Note  9  fftUt  fort 

oi 

6l, 

statt  859  setze 

maD 

.  866, 

11 

2, 

» 

880     , 

9 

867, 

• 

8, 

n 

860     , 

9 

867, 

» 

4. 

9 

860     . 

9 

867, 

n 

6, 

9 

861     , 

9 

868, 

9 

«. 

n 

862     . 

9 

869, 

n 

7, 

9 

868     . 

9 

870. 

Ot 

el, 

Statt  868  setze 

man 

870, 

» 

2. 

n 

864     . 

9 

871, 

» 

3, 

9 

865     . 

9 

872, 

1» 

*. 

9 

866     . 

9 

878, 

9 

5, 

9 

867     , 

9 

874, 

1> 

6. 

9 

867     , 

9 

874. 

Im  Uebrigen  wird  die  oben  S.  168 — 181  gegebene  Darstellung 
durch  das  neuere  Gesetz  nicht  berührt  und  ist  auch  jetzt  noch  zu- 
treffend. (Dr.  G.  Flaischlen.) 

Fünftehnter  Abschnitt    Serbien. 

S.  199:  (btaatsvertrftge.) 

Handelskonyention  mit  Montenegro  vom  30.  Noyember/4.  Dezember  189ö. 

Konsularkonvention  zwischen  Serbien  und  der  Türkei  Tom  26.  Februar 
1896.*) 

S.  200:  (Gerichtsverfassung.  Handelsgericht  in  Beigrad.)  Zur 
Beschlussfassung  des  Handelsgerichts  in  Belgrad  ist  stete  die  Anwesenheit  des 
Präsidenten  und  des  ständigen  Mitgliedes  erforderlich  (Gesetz  vom  30.  No- 
yember  a.  St.  1895),  an  den  Sitzungen  dieses  Gerichts  nehmen  sonach  jetzt 
stets  fünf  Richter  Theil.  (Staatsminister  Dr.  Georgevitch.) 

SeehssEelinter  Absehnitt    Balgarien. 

8.  254:  (Prozesskosten.)  Das  Verfahren  vor  Friedensrichtern  ist  nur, 
wenn  der  Werth  des  Streitgegenstandes  100  Frcs.  nicht  übersteigt,  gebühren- 
frei, d.  h.  firei  von  der  Prozessgebühr.    Klagen  sowie   alle  Ausfertigungen  ge- 

*)  Diese  Konsularkonvention  enthalt  im  Wesentlichen  dieselben  Bestimmungen 
wie  die  Konsularkonvention  zwischen  dem  Deutschen  Reich  and  Serbien  vom  6.  Januar 
1888  (R.G.B1.  1883  8. 62  f.). 
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richtlicber  Entsoheidiingen  onterliegen  auch  in  diesen  Sachen   der  aügemebien 
Stempelgebühr  (Oeeeti  Tom  24.  Januar  1896  No.  27). 

S.  809:  (Regalierang  der  Erbschaft)  Durch  Gesetz  vom  24.  Janaar 
1896  (No.  26)  sind  die  §§  240,  241,  246   des  Brbechaftsgesetzes   abgeSndert^) 

In  Vorbereitang  ist  ein  neues  Handelsgesetsbach,  sugleich  Wechs^-  und 
Konkursordnung  entlialtend.  Die  Eonkarsordnong  folgt  dem  Muster  der  ru- 
minischen  bezw.  italienisöhen,  das  Handel^^esetsbach  und  die  Wechselordnung 
dem  Vorbilde  des  deutsehen  Handelsgesetsbuchs  und  der  deutschen  Wechsel- 
ordnung. Der  Deputirtenkammer  bereits  unterbreitet  sind  Gesetzentwürfe  über 
Ablnderung  mehrerer  Bestimmungen  der  Gitilprozessordnung,  des  Gerichte 
ToUsiehergesetzes  und  der  GerichtsTerÜMSung. 

(Kassationshof-Tioeprisident  Dr.  M.  St.  Schischmanow.) 

Biebselinter  Absehnitt.    Montenegro. 

S.  822:  (Handelsvert rftge.)  d)  Handelsrertrag  mit  Serbien  vom  24./28.  De- 
zember 1895,  in  Kraft  getreten  am  12.  Februar  1896.  Derselbe  ruht  auf  der 
Grundlage  der  Meistbegünstigung.  Femer  werden  die  Angehörigen  jedes  der 
▼ertragschliessenden  Theile  in  dem  Gebiete  des  anderen  Theils  keinen  and«nen 
Steuern,  Abgaben,  Gebühren  und  Taxen  unterworfen,  als  solche  die  eigenen 
Staatsangehörigen  zu  leisten  haben. 

e)  Handels-  und  SchilTahrtsyertrag  zwischen  Frankreich  und  Montenegro 
vom  18./90.  Juni  1892  (Martens-Stoerk,  RecueU  Bd.  XVII  S.  612). 

Aebtieluiter  Abselmitt    TilrkeL 

S.  8ö2:  (Literatur.)  Kompetenz  und  Wirkungskreis  der  ottomanischen 
Gerichte,   in   der  Zeitschrift  f.  intern.  Priratr  und  Strafrecht  Bd'.  lY  S.  406  f. 

S.  857:  (Gerichtsorganisation.)  Durch  Beformdekrete  Tom  20.  Okto- 
ber 1895  (Revue  du  droit  intern.  1896  S.  119)  und  Mai  1896  ist  für  mehrere 
WiliO®^  ^^  Institut  der  Justizinspektoren  eingeführt  worden.  Aufgabe  der- 
selben ist  es  u.  A.  den  regelm&ssigen  Grang  der  Justiz  zu  überwachen  und  die 
Erledigung  der  Prozesse  zu  beschleunigen.  Man  Yerspricbt  sich  von  dieser 
Neuerung,  Toraus^setzt,  dass  das  Amt  kompetenten  Personen  übertragen  und 
gewissenhaft  und  energisch  gehandhabt  wird,  eine  Besserung  der  Rechtspflege. 

S.  898:  Die  Frist  zur  Einlegung  des  Eassationsrekurses  betrügt  nicht 
mehr  90,  sondern  nur  60  Tage  (Gesetz  vom  11./28.  September  1896). 

S.  429:  (Intestaterbfolge  in  Immobilien.)  Der  überlebende  Ehegatte 
hat  Anspruch  auf  Vi  ^^  Erbtheils  an  den  Domanial-Lftndereien,  die  an  Seiten- 
rerwandte  im  B.  bis  6.  Grade  übergehen. 

S.  485:  (Erbschaftssteuer.)  Die  Erbschaftssteuer  für  Domanial-Oüter 
betrügt  nach  einem  Gesetz  vom  Juni  1896  nur  noch  1%  (bisher  5%). 

Bei  den  Liegenschaften  Mukatta  werden  ^k%  für  die  Geb&ude  (nicht 
IVs^)  und  5%  für  den  Grund  und  Boden  an  Erbsdi^ftssteuer  erhoben. 

S.  451:  (Vollstreckung  der  Eonsulargeriohtsurtheile.)  Vgl.  die 
Anweisung  des  kais.  ottom.  Justizministers  zun^  2.  und  3.  Absatz  des  Art  IQ 
des  Gesetzes  vom  7.  Sepher  1284   an  die  Präsidenten   der  kais.  ottom.  GiTi]- 


*)  Bei  Theilung  der  unbedeckten  Liegenschaften  (Felder,  Hutweiden,  Wiesen, 
Weing&rtea  im  Gegensatz  zu  den  Häusern,  Gehöften  und  IntraTillangftrten),  weldie 
weniger  wie  15  Hektare  umfassen,,  haben  alle  bezw.  einige  mftnnliche  Erben  das  Recht, 
die  auf  die  weiblichen  Erben  entfallenden  Antheile  dieser  Liegenschaften  zum  Sch&tzaiigs- 
werthe  zu  Übernehmen. 
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gerichte  v/egen  der  Exekutionsführung  in  unbewegliche  Güter  eines  Fremden 
im  ottomanischen  Reiche  znr  Eintreibung  von  Schulden  auf  Orund  von  Eon- 
sttlargerichtserkenntnissen  (Oesterr.  J.M.  V.Bl.  1895  No.  X  S.  70  und  Zeitschrift 
f.  intern.  Privat-  u.  Strafrecht  Bd.  V  S.  828). 

S.  451:  (Staatsvertr&ge.)  Konsularkonvention  vom  26.  Februar  1896 
mit  Serbien  (vgl.  oben  S.  1061).  (Advokat  E.  R.  Säle  he) 

Neunzehnter  Absehnitt.    Schweden. 

S.  457:  Note  1:  (Materielles  Recht.)  Gesetz  vom  1.  Oktober  1894  Ober 
Erwerb  und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit,  in  Kraft  seit  dem  1.  Januar  1895^ 
in  französischer  Uebersetzung  im  Annuaire  de  legisl.  ötrang^pe  24.  Jahrgang 
S.  765  f.  (Paris  1895). 

S.  462:  (Die  Gerichte.)  Nach  dem  Gesetz  vom  27.  Juni  Iffyß  sind  die 
allgemeinen  Zusammenkünfte  dem  Ting  (Hundertschaftsversammlung)  in  Bezugs 
auf  Fatalien  (Nothfristen)  fOr  Klagen,  Meldungen  u.  dergl.  gleichgestellt  (vgU 
oben  S.  501). 

Durch  (besetz  vom  29.  November  1895  ist  der  privüegirte. Gerichtsstand, 
ausländischer  Adligen  aufjgehoben. 

S.  464:  (Zuständigkeit  der  Gerichte.)  Nach  den  Gesetzen  vom  28.  Juni 

1895  über  a)  Handelsgesellschaften,  §  24,  und  b)  registrirte  Genossenschaften^ 
§  46,  welche  am  1.  Janual*  1897  in  Eiraft  getreten  sind,  ist,  in  Uebereinstimmnn^^ 
mit  älteren  Vorschriften,  betreflend  die  Zuständigkeit  der  Gerichte,  libstlmmt, 
dass,  wenn  kein  besonderer  Gerichtsstand  begründet  ist,  die  Genossenschaften 
Verklagt  werden  an  dem  in  den  Statuten  als  Sitz  des  Vorstandes  bestimmten 
Ort,  und  die  Handelsgesellschaften  an  dem  Ort,  wo  der  Geschäftsbetrieb  der 
G^ellschaft  stattfindet  oder,  falls  dies  an  verschiedenen  Orten  geschieht,  da 
wo  das  „Hauptkomptoir  belegen  ist^,  d.  h.  da,  wo  die  Hauptniederlassung  erriditet 
ist.  Als  Regel  gilt  also  nach  wie  vor,  dass  der  ordentliche  Gerichtestand  der 
als  juristische  Personen  anerkannten  Gesellschaften  und  Genossenschaften  durch 
den  Sitz  der  Verwidtung  bestimmt  wird. 

S.  504:  Note  1:  (Erbschaftssteuer.)  Die  Köni^^l.  Verordnung,  auf  Grund 
deren  ein  ordnungsmässiges  Erbtheilungsinstrument  der  Berechnung  deis  Stempels 
zu  Gnmde  gelegt  werden  kann,  datirt  vom  9.  August  1894.  (Dr.  W.  ü  pp ström.) 

Einundzwanzigster  Absehnitt.    Bassland. 

Zu  S.  618  u.  760:  (Kautionsstellung  fOr  die  Pjozesskosten.)  Die 
Befreiung  der  Ausländer  als  Kläger  von  der  cautio  pro  expensis  ist  für  den 
Fall,  dass  russischr  ünterthanen  durch  Gesetz  oder  Traktat  in  dem  betreffen- 
den Staat  von  der  Hinterlegung  solcher  Kaution  befreit  sind,  auf  Vorlage  des 
Justizministers  durch  Allerhöchst  bestätigtes  ßeichsraths-Gutachten 
vom  11.  März  1896  (publizirt  in  der  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen 

1896  No.  403)  ausgesprochen  worden.    Dasselbe  lautet: 

I.  „Die  im  Punkt  5  des  Art.  571  der  C.P.O.^)  bezeichnete  Einrede  darf 
gleicherweise  (d.  i.  wie  bei  Streitigkeiten  aus  dem  internationalen  Transport 
von  Waaren  per  Eisenbahn)  nicht  vorgebracht  werden  gegen  Unterthanen 
i^olcher  Staaten,  in  denen  nach  Gesetz  oder  auf  Grund  mit  Russland  abge- 
schlossener Traktate  oder  Konventionen  russische  Unterthanen  befreit  sind  von 


>)  Vgl.  aber  Art  571  P.  5  oben  S.  612.  Vgl.  auch  Engelmann,  Die  Einrede 
mangelnder  Kantion  der  Prozesskosten  gegen  einen  Auslände'^,  im  Journal  Min.  Jnstizii 
1896,  22.  Dez.,  S.  8  (russisch). 
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der  Siohentellttiig  der  ProiesskoBten  imd  der  Binbusse,  die  der  Beklagte  er- 
leiden kann. 

Die  Befreiong  rueeisolier  ünterthanen  von  der  Sioherstelliing  der  erw&hn- 
ten  Proiesskosten  und  Binbuseen  kann  bewiesen  werden  dnrdi  Zeugnisse 
russischer  Botschaften,  GeeandtschaftMi  oder  Konsulate,  unter  Beglaabigong 
ihrer  Unterschrift  durch  das  Ministerium  des  Auswärtigen. 

Die  Vorlage  solcher  Zeugnisse  wird  nicht  yerlangt  Ton  EUgem,  die 
Ünterthanen  eines  Staates  sind,  der  in  das  Verzeichniss  der  Staaten  aui^ 
uommen  ist,  in  denen  russische  Ünterthanen  Yon  solcher  Sicherstellung  befreit 
s>nd.  Dieses  Verseichniss  wird  Tom  Justisministerium  nach  Angaben  des 
Ministeriums  des  Auswärtigen  susammengestellt  und  in  gehöriger  Ordnung 
publisirt^ 

n.  «Art.  16  des  bürgerlichen  Oesetsbuchs  des  KOnigsreichs  Polen  1825 
i&t  aufgehoben.*^ 

Eine  Nichtbeobachtung  der  Bestimmungen  des  HandelsTertrages  zwisdm 
Bussland  und  Deutschland  Tom  29.  Januar  /  10.  Februar  1894  in  Rnssland 
durch  Erfordern  einer  Sicherheitsheitsleistung  für  Prosesskosten  Ton  deutschen 
Klägern   wird   durch   das  Torstehende  Oeseti  für  die  Zukunft  ausgeschlossen. 

8.  709  u.  720:  (Erbschaftsregulierung  in  LIt-,  Esth-  und  Kur- 
land.) Ausser  den  Staatsyerträgen  mit  Italien,  dem  Deutschen  Reich 
(Konvention  über  die  Regulierung  von  Hinterlassenschaften  zwischen  dem  Deut- 
schen Reich  und  Russland  vom  12.  Noyember  /  81.  Oktober  1874  und  Konsular- 
tertrag swischen  dem  Deutschen  Reich  und  Russland  Tom  8.  Desember  /  26.  No- 
yember 1874),  Frankreich  (Konyention  yom  1.  April  1874,  Bulletin  de  la 
Soci6t6  de  lAgislation  compar6e  Ko.  209)  und  Spanien  (Konvention  yon 
14./26.  Juni  1876),  ist  su  berücksichtigen  die  Nachlasskonvention  mit  Sohweden 
und  Korwaten  yom  21./9.  Mars  1889,  welche  S.  739  angeführt  ist. 

S.  720  Absatz  2:  (Verfahren  bei  Regulierung  der  Erbschaft)  Das 
hier  Gesagte  ist  nach  Inbslt  des  S.  788  ff.  abgedruckten  Gesetzes  yom  14.  Man 
1887  su  berichtigen. 

S.  722  Absatz  2:  (Erbschaftssteuer  für  Erbschaften  der  Aus- 
länder.) Durch  Gesetz  yom  11.  März  1889  (Sammlung  der  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen 1889  No.  809,  Liyländische  Gouyemementszeitung  1889  No.  71, 
m  yollständige  Gesetzsammlung  1889  No.  5824,  R.G.B.  Bd.  V  Steueigesetz, 
Art.  171  der  Gebührenordnung,  Ausgabe  yon  1898)  wurde  bestimmt,  dass  der 
Erbschaftssteuer  auch  das  in  Russland  oder  nach  Russland  anfallende  Ver- 
mögen yon  Ausländem  unterliege,  und  zwar  nach  denselben  Grundsätzen,  wie 
das  Vermögen  yon  Inländern.  —  Damach  ist  die  Angabe  im  Test  zu  berich- 
tigen. (Prof.  Dr.  Engelmann.) 

Zweioiidzwaiizigster  Absehnitt.    Dänemark  und  Norwegen. 

S.  819:  (Ausländeryorschuss.)  Laut  Mittheilung  des  Königlich  dtni- 
•eh^n  General-Eonsulats  zu  Hamburg  yom  19.  Februar  1897  an  die  Heraus- 
geber hat  das  Königlich  dänische  Justizministerium  in  Kopenhagen 
dem  genannten  General-Konsulat  auf  die  Anfrage,  „ob  deutsche  ünterthanen, 
im  Auslande  wohnhaft,  welche  mit  dänischen  Ünterthanen  bei  einem  dänischen 
Gericht  prozessiren.  nöthig  haben,  die  Gerichtskosten  yorauszubezahlen  oder 
dieselben  sicherzustellen*',  unter  dem  21.  Noyember  1896  mitgetheilt,  „dass  die 
aufgestellten  Fragen  mit  nein  beantwortet  werden  müssen**.  (Vgl.  auch  Jurist 
Wochenschr.  1897  S.  123.) 


Sachregister, 

(Die  Zalüen  besetduieii  die  Seiten.) 


Armenrecht,  Aimuthserklftnm^  Abgabe 
derselben  laut  Gesetas  TOm  27.  Juni  1895 
Tor  dem  Delegirten  des  Bflrgermeisters 
1055. 

Snmmari  8  cheSachen, Verhandlung  deN 
selben  laut  G^esetz  vom  9.  September 
1895  Tor  einem  delegirten  Richter  1055. 
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Administrationsgebühr  252,  252^ 

Adoption,  Gesetz  über  die  —  und  Legi- 
timation nngesetzlicher  Kinder  Yom 
17.  Dezember  1889  239  S  308  ^ 

Advokaten,  Erfordernisse  derZnlassong 
eines  —  248,  249,  Vertretongsbefug- 
nisse  der  —  246,  247  a.K,  Form  der 
Yollmaeht  der  —  247,  987,  Disziplinar* 
ffewalt  der  Ereisgerichte  über  oie  — 
250,  Beschwerden  über  —  251,  Honorare 
nnd  Gebühren  der  —  251,  254. 

Adyokatendiplom  249. 

Adyokatenexamen  249. 

Advokatengesetz  Vom  16.  Dezember 
1888  246,  248. 

Advokatenrath  (Anwaltskammer)  250. 

Advokatengehülfen  246,  250. 

Akkord,  Büdong  eines  —  im  Eonkurs- 
verfahren 297  f.,  Wirkung  des  —  298, 
Aufhebung,  Annullirung  des  —  298. 

Aktenstempel  253. 

Amerika,  Honorarkonsulate  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Nord-  —  814. 

Anmeldung  von  Eonkursforderungen  300  K 

Anwaltskammer  250. 

Appellationsgerichte,  Eintheilung  der 
—  242,  243,  Besetzung  der  —  243,  Zu- 
stöndigkeit  der  —  2^,  Verfahren  bei 
Nichterscheinen  der  Parteien  vor  den  — 
241,  Zustftndigkeit  der  —  im  schieds- 
richterlichen Verfahren  291. 

Armenanwalt  252. 

Armenrecht  251. 

Armuthszeu'gniss  251. 

Augenschein  als  Beweismittel  261,269. 

Ausländer,  Prozesse  mit  —  245',  —  be- 
sitzen   kein    Armenrecht    251',    252, 


Eautionspflicht  der  —  252,  Gläulöger^ 
rechte  der  —  im  Eonkurse  297,  90Ö*, 
Regulierung  der  Hinterlassenschaft  von 

-  812. 
Auslftndische  Testamente  306. 

—  Urkunden,  Beweiskraft  der  —  265. 

—  ürthttle,  VoUstreckbariceit  der  —  288. 
Bankerott,  einfacher  nnd  betrügerisdier 

-  299. 

Belgien,  Eonsulate  von  ~  314. 

Beneficium  inventani  803. 

Berufung  274,  ZulAssigkeit  der  —  275, 
Frist  zur  Einlegung  der  —  275,  Wir- 
kung der  Einleffung  der  —  275,  Ver« 
fahren  der  —  2T5. 

Berufungsinstanz,  Verfaliren  bei  Nicht- 
erscheinen der  Parteien  in  der  —  241. 

Berufungsschrift  "275» 

Bescheide  272,  —  über  Einreden  259. 

Beschwerde  über  Advokaten  251,  —  im 
Vollstreckungsverfahren  285,  —  im 
schiedsrichterlichen  Verfahren  291. 

Beweis    durch    Augenschein   261,   269, 

—  durch  Einschnitte  (EerbhOlzer)  260, 
266,  —  durch  Enqudte  der  nachbarlichen 
Leute  260,  263,  —  durch  Eid  260,  267, 

—  durch  Geständniss  260, 266,  —  durch 
Sachverstfindige  261,  "270,  —  durch  Ver- 
nehmung der  Parteien  260,  267,  —  durch 
Urkunden  260, 264,  Sicherung  des  —  279. 

Beweisaufnahme  zum  ewigen  Gedftcht- 
niss  279. 

Beweisführung,  freie  —  242. 

Beweislast  242. 

Beweismittel  260. 

Beweisverfahren  260. 

Brachialgewalt  309. 

Givilkodex,  ottomanischer  —  vom9.M8rz 
1869  239*. 

Civilprozess,   Ldteratur  über  —   289-fl 

Givilprozessnovellen  von  1885  und 
1887  240. 

Givilprozessordnung  vom  8./20.  Fe- 
bruar 1892  239. 

Givilrecht  239. 

Civilstreitigkeiten,  Gesetz  über  das 
Ver&hren  in  —  vor  dem  Friedensrichter 
vom  25.  Mai  1888  240. 
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Civilyerfahren,  Oesetc  aber  das  ver- 
kOrzte  —  vom  15.  Deeember  1887  240. 

Dftnemark,  Honorarkoiifliilate  von —  814. 

Deutschland,  Konanlate  Ton  —  814. 

DissiplinarTerfahren  gegen  Advokaten 
250. 

Dispositionen,  letstwilüge  —  805  f. 

Dorfgemeindegerichte  291t,  Zustftn- 
digkeit  der  —  292,   Verfahren  vor  den 

—  292,  Rechtsmittel  gegen  Urtheile  der 

-  292. 
Dragomanamt  248. 
Editionseid  265. 

Ehegatte,  Erbrecht  des  —  805.  Pflicht- 
theil  des  —  808. 

Eheliches  Gflterrecht  805 ^ 

Eid  als  Beweismittel  267,  richterlicher  — 
268,  Ablegung  des  ^  269. 

Einreden,  prosesshindemde  —  258,  Be- 
scheid aber  —  259,  —  der  Örtlichen 
UnsttstOndii^eit,  der  Rechtshängigkeit, 
des  Znsammenhangs,  der  mangelnden 
Prozessflüiigkeit,  der  mangelnden  gesets- 
licbeii  Vertretung,  der  mangelnden 
Sicherheit  fOr  die  Prosesskosten  258. 

Einschnitte  (KerbhOlxer)  als  Beweis- 
mittel 260,  266. 

Binwendunffen  imZwangsroUsireckungs- 
verfahren  2Sb. 

England,  Konsulate  Ton  —  814. 

Enquete  der  nachbarlichen  Leute  als  Be- 
weiHmittel  260,  268. 

Enterbung  808. 

Erbf&higkeit  801. 

Erbfolge  801. 

Erbrecht,  Gesets  aber  das  —  vom 
17.  Dezember  .1889  289',  800,  —  unge- 
Mtzlicber  Kinder  804,  —  des  aberieben- 
den  Ehegatten  805,  —  der  TOrken  809. 

£ri>6chaft,  Erwerb  der  —  802,  Antre- 
tung der  —  802,  Entsagung  der  —  802, 

Erbschaftsregulierung    BOOf.,    809, 

—  bei  Hinteriassenschaiten  von  Aus- 
ländem 812,  Vorrecht  mftnnlicher  St- 
erben bei  Theüung  unbedeckter  Liegen- 
schaften laut  Gesetz  Tom  24.  Januar 
1896   1062. 

Erbschaftssteuer  818. 

Erbschaftstheilung  809. 

Ersitzung  289*. 

Exceptio  cautionis  258. 

Exceptio  connexitatis  258. 

Exceptio  litis  pendontis  258. 

Exekution  s.  Zwangsvollstreckung. 

Falliment  295,  vgL  Konkurs. 

Frankreich.  Konsulate  von  —  314. 

Friedensrichter,  Gesetz  aber  das  Ver- 
fahren in  Civilstreitigkeiten  vor  dem  — 
vom  25.  Mai  1888  240,  Funktionen  der 

-  -  242,  243,  Verfiidiren  vor  dem  —  255, 
Zuständigkeit  des  —  in  Erbschaftssachen 
301,  —  als  zweite  Instanz  im  schieds- 
richterlichen Verfahren  291,  Kosten  1062. 


Funktionstaxen  252,  252*. 

Geistliche  Gerichte  243. 

Gerichte,  Organisation  der  — 2421,  Zu- 
stindigkeit  der  —  244,  ragtliehe  —  243. 

Gerichtsgebahren  s.  ProzessgebOhreD. 

Gerichtssekretir,  ProtokcmfOhrung 
durch  den  —  243. 

Gerichtssprache  244. 

Gerichtsvollzieher,  VoUstreckung, 
Pftndung  durch  den  —  281  f..  Gesetz 
aber  die  ~  vom  .29.  Dezember  1884  281. 

Geständniss  als  Beweismittel  260,  266. 

Griechenland,  Konsulate  von  —  314. 

Grossbritannien  s.  England. 

Grundbuch  240'. 

Grundgesetz  Tom  11.  Ittrz  1858  239'. 

Gat errecht,  eheliches  305*. 

Handelsbacher,  Beweiskraft  der  —  261, 
266». 

Handelsgerichte  existiren  nicht  244. 

Handelsurkunden,  Beweiskraft  der  — 
266,  266  >. 

Hauptintervenient  246. 

Heirathsvertrag  305^ 

Hereditas  iacens  302. 

Holographisches  Testament  306. 

Honorarkonsulate  315. 

Hypothekenrecht  239^ 

Hypotheken  Urkunden,  ZwangSToll- 
streckung  ans  —  281. 

Immobilien,  Eigenthumserwerb  an  — 
239  ^ 

Interrention  246. 

Intestaterbfolge  303. 

Inventar,  Beantragung  des  —  eines 
Gmndstacks  im  Zwangsvollstreckuncs- 
verfiüiren  283,  —  bei  der  Erbschafts- 
re^erung  308,  810. 

Italien,  Konsulate  von  —  814^ 

Kansleigebahren  252,  252^  258« 

Kassationsbeschwerde  «=»  NuUitits- 
besehwerde. 

Kassationshof  in  Sofia  243,  Besetzung 
des  —  243,  Zustlndi^eit  des  —  245. 

Kassationsinstanz  ä3. 

Kataster  248. 

Kautionspflicht  der  Ausländer  252. 

Kerbhölzer  als  Beweismittel  260,  266. 

Klage,  Erfordernisse  der  —  256,  desgl. 
im  Verfshren  vor  den  Dorfgemeinde- 
gerichten  292,  Ergänzung  der  —  256 
a.E.,  Aenderung  der  —  257,  Erhebung 
der  -  257. 

Klageerhebung,  Zeit  der  —  257,  Wir- 
kung der  —  257. 

Kodizille  305,  806  a.E. 

Kompetenz  s.  Zuständigkeit. 

Konkordat,  Zwangsviulstreckung  aus 
dem  —  281. 

Konkurs,  ErOffhunff  des  —  295,  Ver- 
fshren des  —  295  l,  Einstellung  des  — 
bei  Insuffizienz  der  Masse  298,  Ver- 
theilung  unter  die  Gl&nbiger  299,  Ver- 
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kauf  von  Mobilien  und  Immobilien  299, 
ReehtBinittel  im  —  299,  Vorsagsrechte 
im  —  298,  Anlegung  der  Siegel  im  — 

295,  Akkord  and  Vereinigang  der  Gläu- 
biger im  —  297. 

Konkurseröffnung  295. 
Konkursforderungen.  Anmeldung  von 

—  300^ 
Konkurskommissar,  Emennun«^  eines 

—  295. 

Konkursrecbt,  litteratur  Ober  —  294. 
KonkursYerfabren  295  f. 
Konkui'SYerwalter,  Ernennung  des  — 

296,  Absetzung  des  •—  296,  Funktionen 
des  —  296.  297,  Abnabme  der  Siegel 
und  Inventur  durch  den  —  296,  Verkauf 
der  Waaren  durch  den  —  297. 

Konsulargerichte  315,  Rechte  der  — 
bezflglich  der  Hinterlassenschaften  von 
Auslindem  812. 

Konsulargerichtsbarkeit  314,  315. 

Kontumazyerfahren  273. 

Kreisgerichte,  Eintheilung  der  —  242, 
Verfahren  vor  den  —  242, 243,  Besetzung 
der  —  241,  ZustSndigkeit  der —  244,  desgL 
bei  Beschwerden  gegen  die  Advokaten 
und  als  DiadplinarbehOrde  der  Advoka- 
ten 250,  251,  desgl.  im  schiedsrichter- 
lichen Verfahren  291. 

Legali sirun^  von  Vollmachten  durch 
das  Ministenom  des  Aeusseren  248. 

Leffitimirung  ungesetdicher  Kinder, 
Gesetz  vom  17.  Dezember  1889,  239  ^ 

—  per  subsequens  matrimonium  293. 
Letztwillige  Dispositionen  305  f. 
Literatur  über  CSvUprozess  239f.,  —  Aber 

Konkursrecht  294,  --  über  Erbrecht  314  >. 

Medschellesr  ottomanischer  Civilkodez. 

Milit&rtestamente  306. 

Ministerium  des  Aeusseren,  Legali- 
sirung  von  Vollmachten  durch  das  — 
248,  Beglaubigung  auslftndischer  Urtheile 
und  der  Vollstreckungsklauseln  dersel- 
ben durch  das  —  288. 

Mirowi  Sudii  =»  Friedensrichter. 

Mobiliarpfändung  282. 

Mündlichkeit  des  Verfahrens  241. 

Mufti gerichte,  Zuständigkeit  der  — 
293  f. 

Nebenintervenient  246. 

Notariatsgesetz  von  1885,  289^ 

N^otarielle  Testamente  306. 

Nullitätsbeschwerde,  Zulftssigkeit  und 
Form  der  277  f.,  —  gegen  Beschlüsse 
278  a.  E.,  —  im  schiedsrichterlichen  Ver- 
ehren 291,  —  im  Verfahren  vor  den 
DoHgemeindegerichten  292. 

Obligationenrecht,  Gesetz  über,  das  — 
vom  3.  Dezember  1892  239  ^ 

Oeffentlichkeit  des  Verfüirens  241, 
Ansschliessunff  der  —  242. 

Oesterreioh-Ungarn,    Konsulate    von 

-  815. 


Ottomanischer  2iivilkodez  vom  9.  März 
1869  239 ^ 

Parteien,  Prozessfthigkeit  der  —  245, 
Beist&nde  und  Bevollmächtigte  der  — 
246,  Vernehmung  der  —  zum  Beweise 
260,  267. 

Personalarrest  287. 

Pfändung  281  f.,  von  der — ausgeschlossene 
Objekte  a.  E.  287,  vgL  auch  Zwangsvoll- 
streckung. 

Pfandrecht,  Erwerb  eines  —  durch  Pfän- 
dung 283. 

Pflichttheil,  Begriff  des  —  307,  Betrag 

Pflichttheiisre*cht  308. 
Portugal,  Honorarkonsulate  von  —  314. 
Procuror  =  Staatsanwalt. 
Protokollführung  durch  den  Gerichts- 
sekretär 243. 
Prozessbevollmächtigte  der  Parteien 

246. 
Prozessfähigkeit  der  Parteien  245,  — 
von   Anstalten,    Korporationen,    Gesell- 
schaften und  Behörden  245,  —  der  im 
Konkurse    befindlichen    Personen   245, 
Einrede  der  mangelnden  —  258. 
Prozessffebühren  252,  256^  258^  254. 
Prozesskosten,  Eintheilung  der  — 252/., 
Einrede  der  mangelnden  Sicherheit  für 
die  —  258,  Verfahren  vor  Friedensrich- 
tern,  wenn  Streitgegenstand   unter  100 
Francs,  gebührenfrei,  aber  stempel- 
pfiichtig  lant  Gesetz  vom   24.  Januar 
1896   1062. 
Quellen  s.  Litteratur. 
Rechtsmittel  274,  ^ — gegen  Versäum- 
nissurtheüe  274,  —  im  Konkursverfahren 
299. 
Rehabilitation  des  Kridars  300. 
Rekurs,  Zuläsngkeit  des  —  276,  Ver- 
fahren und  Frist  des  —  276,  —  gegen 
Bescheide  Über  Einreden  259,  Frist  des- 
selben 259,   —  fi[®fir^  Zuschlaffsbestäti- 
gungsbescheide  äs5,  —  im  schiedsrichter- 
Bchen  Verfahren  291. 
Restitutio  in  integrum  gegen  Versäum- 

nissurtheile  273. 
Revision,  Zulässigkeit  der  —  277,  Frist 
und  Verfahren  der  —  277,   278,   —  z« 
Gunsten  Dritter  277. 
Rumänien,   Berechtigung   von    —,    die 
Hinterlassenschaften   seiner  Staatsange- 
hörigen in  Bulgarien  zu  reguliren  312. 
Russland,  Konsulate  von —  314. 
Sachverständige  als  Beweismittel  261, 

270. 
Schenkung  auf  den  Todesfall  306. 
Schiedsrichter,  Befugnisse  des  —  290. 
Schiedsrichterliches  Verfahren  290 f. 
Schiedssprüche.  Vollstreckung  aus  — 
2^1,  Aufhebung  der  —  291,  Beschwerde 
gegen  —  291,  ausländische  —  291. 
Schriftliohkeit  der  Klage  241,  256. 
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Serbien,  Berecfatig[ang  Yon — ^  die  Hinter- 
lassenschaften seiner  Staatsangehfirigen 
in  Bulgarien  an  regnliren  812. 

Sicheranff  des  Beweises  durch  Be- 
weisanfhanme  snm  ewigen  G^dlehtaiss 
279. 

Siegelung  der  Konkursmasse  durch  den 
Fnedensrichter  295,  —  des  Nachlasses 
309.  ^ 

«Spanien,  Bonorarkonsniate  *  von  —  814 

Staatsanwaltschaft,  Befugnilae  der  — 
im  CiTÜrerfahren  248,  desgL  insbesondere 
im  Konkursrerfiüiren  295  f.,  desg^.  ins- 
besondere bei  der  Nachsuchnng  des 
Armenrechts  251. 

Stempelgebtihren  252^  Oesets  vom 
15.  Desember  1890  Ober  —  258. 

Streitgenossen,  Wiitang  des  Geetlad- 
nisses  eines  —  267*,  Benifung  eines  — 
275. 

Streitgenossenschaft  246. 

Theilurtheil,  Unaulissigfceit  eines  — 
26G. 

Testament  806,  Wideimf  des  —  907, 
im  Ausland  errichtetes  —  806. 

Testirf&higkeit  806. 

Todesfall,  Sohenknng  anf  den  —  806. 

Ungarn,  s.  Oesterreich-Ungam. 

ünsesetEliche  Kinder,  Qesets  Yom 
l7.  Desember  1889  Aber  die  Adoption 
nnd  Legitimation  Ton  —  289 ',  808 '  Krb- 
recht  der  —  807. 

Unterbrechung  der  Yenlhrung  289^ 

Urkunden  als  Beweismittel  2(90,  264, 
authentisehe,  Priyat-  und  Vertrags-  — 

265.  Handels r  266,  Beweis  der  jEScht- 

heit  Ton  —  270. 

Usucapion  289'. 

Verfahren  Tor  dem  Friedensrichter  255, 
— TordenKoll^pa]gerichten255,  schieds- 
richterliches 290  f.,  —  im  Konkurse  295f., 
der  ZwangsToUstreckung  285  f.,  Ver- 
sftomniss-  —  273,  Gesets  Ober  das  ab- 
gekürzte CiTÜ —  Tom  15.  Dezember  1887, 
240,  abgekorztes  —  255^  279,  280,  Ge- 
setz üW  das  —  in  Cirilstreitu^keiten 
Tor  dorn  Friedensrichter  vom  25.  Mai 
1680,  240. 

Vergleich  260,  ZwangsTollstrecknng  aus 
einem  gerichtlichen  —  280,  —  vor  dem 
Dorfgemeindegericht  292. 

Verhandlungsmazime  242. 

Verjährung  239',  Unterbrechung  der  — 
durch  Klageerhebung  257. 

Vernehmung  der  Parteien  als  Beweis- 
mittel 260,  267. 

Versftumnissurtheil  274. 

Versftumnissverfahren  273. 

Versteigerung  eines  Grundstücks  im 
ZwangSToUstreckungsverlahren  284. 

Verwaltung  eines  Grun^lstAcks  im 
ZwangSToUstrecknngsyer&hren  284. 

Vollmacht  der  Advokaten  nnd  Prozess- 


berollmAchtigten  der  Parteien,  legaUnrte 

-  247a.E.  248.  Vollmadit  967,  Tkxen 
und  Stempel  937. 

Vollstreckung.  Hemmung  der  —  durch 
die  Berufung  2p74,  TgL  andi  Zwangsvoll- 
streckung. 

Vollstrecknngsbefehl  281,  281'. 

Vollstreckungsklausel  ansUndiseher 
Gerichte  288. 

Vorladung  259. 

Vorladungsfristen  259,  —  imabgekfln- 
ten  VerftJiren  279. 

Vorlftufige  Vollstreckiing,  Nicht- 
hemmung  der  —  durch  die  Bemfung 
274. 

Vormundschaftsgesetz  Tom  27.  No- 
vember 1889,  289 ',  --  beztlgtich  Erb- 
sehafksregnlirung  802,  909. 

Widerklage  »7. 

Zahlungseinstellung  295. 

Zeuj^en  als  Beweismittel  260,  Aussage- 
püicht  der  —  261,  Ausnahmen  von  der- 
selben 262. 

Zeugengebflhren  263. 

Zeugnissverweigerung  263. 

Zuschlag  284 a.E.  285. 

Zuständigkeit  der  Geridite  244,  desgL 
in  Erbschaftsregulimngen  800. 

Zwangsvergleich  281. 

Zwanffsvo  11  Streckung,  Vcnunssetann- 
gen  der  —  280,  Verfahrender —  281,  — 
ans  Bescheiden  und  gerichtlichen  Ver- 
gleichen 280,  —  ans  Zwaiupsverftleiohen, 
Beschlossen  von  BehOroen,  Schieds- 
sprachen  nnd  HypothekenuriEunden  281, 

—  wegen  einer  zuerkannten  Geldforde- 
rung 2B1— 287,  —  in  das  bewegliche 
Vermögen  281,  —  in  das  unbewegliche 
Vermögen  283,  —  wegen  eines  An- 
spruchs auf  Herausgabe  eines  Ghegen- 
Standes  287,  —  zur  Erwirkung  von 
Handlungen  287,  —  bei  Ansprttchen  anf 
Rechnungslegung  287,  —  auf  Grund  von 
Urtheilen  ausländischer  Gerichte  288.  — 
auf  Grund  von  Urtheilen  der  Dorfge- 
meindegerichte 292  a.  E.,  293,  —  in  Geld- 
forderungen 286,  Einwendungen  gegen 
die  — »5. 

IMneHaark  mmd  Horwe^em 


Aastedssachen,  s.  unbewegliche Saeheiu 

Abgaben,  Öffentliche,  deren  Beitreibung 
mittelst  Auspflndung  830. 

Absetzung  (vorlänfieePftndung)  832, 833. 

Absonderung  im  Konkurs  8w. 

Alimentenbeiträge,  deren 
mittelst  Auspfändung  830. 

Anfechtung  im  Konkurs  647. 

Anträge  im  Givilprozess  808,  809. 

Anwälte  798,  Pflicht  der  Wahl  von  sol- 
chen für  Personen,  die  sich  nicht  durch 
den  Vormund  oder  einen  Verwandten 
oder   eine    in    ihrem  Dienst    stehende 
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Person  vertreten  lassen  799;  Freigabe  der 
Rechtsanwaltschaft,  Honorar  der  An- 
wtite,  Nachweis  der  Bevollmächtigang 
799;  Erklftrqngen  im  Verfahren  sn  Ge- 
richtsprotokoll  809';  Vertretung  in  pri- 
vaten Polizeisachen  822. 

Appell,  s.  Berufung. 

Armenrecht  820. 

Arrest,  Gerichtsstand  hierfür  804;  femer 
s.  Absetzung;  Arrestbedingungen  840; 
Abwendung  durch  Sicherheitsleistung 
840;  Zuständigkeit  der  Vogtgerichte  841 ; 
Wirkung  840.  841;  persönlicher  Sicher- 
heitsarrest 841;  Rechtfertigung  des 
Arrestes  841;  gegen  Ausländer  842. 

Auktions-Beamte,  -Gericht  s.  Zwangs- 
versteigerung. 

Ausland,  Ladung  im  Gi**i]prozess  807; 
Vollstreckung  ausländischer  Urtheile  839 ; 
im  Ausland  befindliche  Masse  des  Kon- 
kursschuldneis  846. 

Ausländer  ohne  Wohnsitz  in  Dänemark, 
angehorig  einer  dänischen  Gesandtschaft 
im  Ausland  803;  bezüglich  der  besonde- 
ren Gerichtsstände  804 :  keine  Kautions- 
pflicht 819,  1064;  Haftung  des  ihn  ver- 
tretenden Rechtsanwalts  für  Prozess- 
kosten und  Bussen  820;  Armenrechtsbe- 
willigung 820;  Arrest  gegen  Ausländer 
842;  Zwangsvollstreckung  aus  den  gegen 
Ausländer  erlassenen  Schiedsprücfaen 
843;  Konkurs  gegen  Ausländer  844; 
als  Gläubiger  im  Konkurs  848;  Aus- 
länder, deren  Erbfähigkeit  857;  Ün- 
fthigkeit  Testamentsvollstrecker  zu  sein 
868. 

Auspfändung  bei  Steuern,  Öffentlichen 
Abgaben  u.  dergl.  830. 

Aussetzung  der  Verhandlung  808,  809. 

Aussonderung  im  Konkurs  o46. 

Autorrecht  nach  dänischen  und  norwe- 
gischen Gesetzen  791  ^ 

Bagatellverfahren  822. 

Berufung  823,  Gegenstand  824,  Vor- 
bringen neuer  Thatsachen,  Klage^ünde 
und  Einreden  825;  allgemeine  jBedin- 
ffungen  825,  826;  Frist  der  Einlegung 
826;  Berufungssumme  827;  gegen  Pfän- 
dung 880;  Suspension  der  Vollstreckbar- 
keit 832. 

Besitz entsetzung  als  Ezekutionsmass- 
regel  831. 

Beweislast,  Bestimmunffen  812. 

Beweismittel,  Zeugen  812—814,  Sach- 
verständige 814,  815,  Urkunden  816, 817, 
Eid  817,  818. 

Beweisverfahren,  Beweistheorie,  Be- 
weisla&t,  Geständniss  811.  812;  Beweis- 
mittel: Zeugen  812,  Sachverständige 
814,  Urkunden  816,  Eid  817. 

Beweiswürdigung,  freie  811. 

Birkeding,  Gericht  erster  Instanz  auf 
dem  Lande  796. 


Busse  als  Prozessstrafe  809;  als  Ord- 
nungsstrafe 819. 

Civilprozess,  Quellen  und  Literatur  791, 
Partei-  und  Prozessfähigkeit;  G^richts- 
organisation,  Richter,  Gerichtsschreiber, 
Gerichtszeuge,  AnwiJte  795;  Sühnever- 
such 799;  Ortliche  Zuständigkeit  der  Ge- 
richte 803;  allgemeine  Grundsätze  des 
Verfahrens  805;  die  Ladung  806;  Gang 
des  Verfahrens  808;  Versäumnissver- 
fahren 810;  Beweisverfahren  811;  Be- 
weistheorie, Beweislast,  Geständniss  811; 
Beweismittel:  Zeugen,  Sachverständige, 
Uricunden,  Eid  812—817;  Prozesskosten, 
Kaution  819;  Armenrecht  820;  das  extra- 
ordinäre Verfahren  820;  Berufung  823; 
allgemeine  Bedingungen  der  Berufung 
825;  das  Verfahren  beim  Obergericht 
und  Höchstgericht  827;  Exekution  829, 
Anfiang  und  Dauer  der  VoUstreokbarkeit 
831;  Ausführung  der  Vollstreckung  833, 
Zwangsversteifi[erun^836;  Vollstreckung 
ausländischer  Urtheile  839;  Arrest  und 
einstweilige  VenFOg^ungen  840. 

Civilrecht,  dänisches  und  norwegisches 
791  ^ 

Dänemark,  überseeische  Besitzungen  870 ; 
Civilrecht,  Erbverordnung,  Gesetz  über 
die  Vollmündigkeit  und  Geschäftsfähig- 
keit, über  Autorrecht,  Weehselgesetz, 
Seegesetz,  Gesetz  über  Patente  791'; 
Staatsrecht  792;  dänisches  Gesetzbuch, 
Sammlung  dänischer  Gesetze  793. 

Dinglesung,    Verlautbarung    der   Pfän-  ' 
düng  835;  der  Eheverträge  860,  861. 

Ehefrauen,  deren  Prozessfähigkeit  795; 
die  Frage  der  Münxligkeit  derselben  im 
Güterrecht  860,  861. 

Ehegatten,  deren  vermögensrechtliche 
Stellung  nach  norwegischem  Gesetz  791  \ 
Erbsch^t  derselben  856,  Öffentliche  Thei- 
lung  des  Sammtgutes  der  Ehegatten 
868. 

Eheliches  Güterrecht,  voUständiffe 
Gütergemeinschaft  859,  Sondergut  8oO, 
Eheverträge  860,  861. 

Ehemann,  Haftung  desselben  fUr  die  ehe- 
lichen Schulden  861.  im  Fall  eines  Ehe- 
vertrags 861. 

Ehescheidungssachen,  Verfahren  823. 

Eheverträge  der  Ehegatten  860,  861. 

Eid,  Parteieid,  Gegenstand,  Verneinungs- 
eid 817 ;  Bekräftigung  der  angemeldeten 
Konkursforderungen  818 ;  Behauptungseid 
bezüglich  der  Echtheit  von  Urkunden  oder 
der  Kichtigkeit  des  Handelsbuchs  818. 

Einreden,  Yorbringung  neuer  Einreden 
in  der  Berufung  825. 

Entscheidungen,  interlokutorische  826. 

Erben,  deren  Haftung  für  die  Schulden 
des  Erblassers  863. 

Erbfolge,  gesetzliche,  der  Verwandten 
und  Ehegatten  855. 
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ErbgeseiB,  norwegiicliet,  Tom  81.  Juli 
18o4  791'. 

Erbschaft/  GeiichUstand  804;  Regulie- 
rung. Erbfolffe  im  Allgemeinen  856; 
Öffentliche  and  private  ErbschaftaTerthei- 
long  862;  Nachlastbehandlong  865;  An- 
faU  858. 

Erbtchaftsregnlierung,  Erbfolge  im 
Allgemeinen  855;  das  eheliche  Gflter- 
recht  850;  Öffentliche  and  private  Erb- 
BchaftsTertheilung  862;  Nachlaiabehand- 
lang  865. 

Erbfchaftssteaer  858,  859. 

ErbachaftaTertheilung,  öffentliche  and 
private  862, 863;  Rechtswohlthai  des  In- 
ventars 863. 

Erbschaftsvollmacbt,  Formuüur  959. 

Erbverordnang,  dänische  vom  21.  Mai 
1845  791 1. 

Eventaalmazime  des  Civilproaeasver- 
fahrens  805. 

Ezekntion,  Verartheilaag  aar  Vornahme 
einer  Handlanff,  aar  Unterlasaang  einer 
solchen,  aaf  Zahlongyon  Qeld,  Pfln- 
dang«  Versteigernng  829,  890,  Beraftmg 
gegen  PfiUidang  830,  AaspOndang  830, 
DMitientaetiang  831;  Anfang  und  I>aner 
der  Vollstreckbarkeit  831«  Anaftthrong 
der  Vollatreckang  883,  Zwangsverstei- 
geronff837;  Vollstrecknng  aoslindiaeher 
Urtheüe  839,  von  SchiedssprOchen  848; 
siehe  femer:  Vollstrecknng. 

Faustpfandgiftabiger.  Recht  cor 
Zwangsversteigerung  (96,  Rechte  im 
Konkurs  846. 

Firma,  norwegisches  and  dänisches  (}e- 
seU  791*. 

Frauen«  unverheirathete«  deren  Vollmfln- 
digkeit  (VoUjAhrigkeit)  791  >. 

ßastgerichtsverfahren  821;    Anfang  i 
und  Dauer   der  Vollstreckung  in  Gast- 
gerichtssachen 831. 

Generalvollmacht,  Formular  960. 

Gerichte  795—797.  Hof-  und  Stadtge- 
richt in  Kopenhagen,  Stadtgericht  in 
Kristiania;  Zusammensetxung  und  Zu- 
suindigkeit  796,  das  Stadtding,  Hemds- 
ding  oder  Birkeding,  der  »orenakriver 
796, 797 ;  besondere  Gerichte :  Seegerichte, 
Handwerksfferichte  797.  Gerichte  II.  In- 
stana: die  Obergerichte,  ihre  Zosammen- 
setaung  and  Zustlndi^eit  797;  Höchste  | 
Gerichte  797,  798;  Ortliche  Zostindig-  ' 
keit  der  Gerichte  803.  804. 

Gerichtsstände,  allgemeine  803;  be- 
sondere 803,  804. 

Gerichtsorganisation,  Kollegialgericht 
und  HOohstes  Gericht  795,  Untemricht. 
Obei^ericht  796^  insbesondere:  Hof-  und 
Stadtgericht  in  Kopenhagen,  Stadtge- 
richt, deren  Zuständigkeiten  796,  daa 
Stadtding«  Herredsding  oder  Birkedi^ 
796;  Seegerichte,  Handwerksgerichte  797; 


Zaaammensetsang  der  ObenerichtelL  In- 
stans  in  Dänemark  nnd  Irrwegen,  der 
höchsten  Gerichte  797. 
Gerichtsschri^ber  798. 
Oerichtsaeug'en,  deren  Anwesenheit  bei 

den  Sitsongen  der  Gerichte  798. 
Gesetse,  spesielle  und  partikuläre,  deren 

Anwendung  806. 
Geständnis s  einer  Partei,  gerichtliches, 

aossergerichtliches  812. 
Gewohnheitsrecht,  dessen  Anwendung 

806. 
Gläubigerausschuss  im  Konkurs  849. 
Gläubigerversammlung    im    Konkurs 

849. 
Gfitergemeinschaft,   ungetrennte,  der 

Ehegatten  856. 
Handelsbftcher,  Beweiskraft  817;   eid- 
liche Bekräftigung  der  Richtigkeit  8ia 
Handelsgerichte  in  Kopenhagen  796; 
besonderes  Veriahren  821;  Skiftekom- 
mission  im  Konkurs  843. 
Handelsregister,  norwegisches  und  dä> 

nisches  Gesets  791  ^ 
Herredsding,   Gerichte   I.  TnntJina   auf 

dem  Lande  796. 
Höchstes  Gericht  797,  798;  Ver£üuen 

vor  demselben  827,  827",  828. 
Immobiliarklagen,  din^che,  Gerichts- 
stand 803. 
Indiaienbeweis  812. 
Injurien,  mflndliche,  Zeugenvernehmung 

814;  deren  Verjähmng  814'». 
Interlokntorische  Entscheidungen 826. 
Inventar,  RechtswohlChat  des  Inventars 

863. 
Kautionspflicht   im  Civilprosess  819; 
Haftung  des  Anwalts   iHr  die  von  ihm 
vertretäien  Ausländer  820;  Konvention 
mit  Italien  819  ^  mit  Schweden  820  ^ 
Kinder,  imeheliche  791  ^  deren  Erbrechte 

855. 
Klagegrund,   Vori>ringnng  eines  neuen 

Klagegrundes  in  der  Serafun|^  824. 
Konkurseröffnung,     Voraussetsongen 
und  Verfahren  845,  846,  Rechtswiiknag 
846. 
Konkursgläubiger.  Anmeldung  der  For- 
derung, Kompensation  847. 
Konkursmasse  846.  Gläubiger  846;  Ver- 
waltung,   einstweiliger  Verwalter   848, 
Kurator,  Gläubigerausschuss,  Glänbiger- 
versammlung  849. 
Konkursrecht,  Einleitung 843;  dieKon- 
kurserOffinniu^  845,  Rechtswirinmgen  des 
Konkuräes,  Aussonderung,  Absoiäerung. 
Kompensation,  Anfechtu^  846;  Verwä^ 
tung  der  Konkursmasse,  Yerwaltiar,  Glän- 
higeraassehuss,    Gläabigerversammlung 
84%;  Einberufung  der  Gläubiger,  Prfi- 
fungsverCahren,      Vertheilun^pmrfahren 
850;  Beendigung  des  Konkursverfahrens. 
Vertheilung,  Zwangsvergleich  852. 
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Konkursverfahren,   Zuständigkeit  des 
Theilungsgerichts  (Skiiteretter);  die  der 
Skiftekominission  843,  gegen  Auslftnder 
844;  KonkurserOfbung  845,  Verwaltung 
der  Masse,  Gläubigerausschuss.  Glflubi- 
gerversammlung  848—850,   Einberufung 
der  Gläubiger,  Prüfungsverfahren,   Ver- 
theüungsverfahren    850  —  852.    Verthei- 
lung,  Zwangsvergleich  852    855. 
Konkursverwalter,   einstweiliger,  Ku- 
rator im  Konkurs  848.  849. 
Konkur» vollmacht.  Formular  958. 
Konsuln  868. 

Konsulargerichtsbarkeit  und  Nota- 
riatsgeschäfte  der  Konsuln  868,  869. 

Ladung  im  Civilprozess,  Mitteilung  der- 
selben durch  Ladungsmftnner  oder  Notar 
806.  807,  am  Wohnsitz,  persönliche  Zu- 
stellung, Ofientüche  Ladung  807,  im  Aus- 
land, Island,  FärOer,  'den  dänisch-west- 
indischen Inseln,  Grönland  807,  im  nörd- 
lichen Europa  807. 

Legatare,  deren  Haftung  gegenfiber  den 
Glftubip^eni  des  Erblassers  963. 

Letztwillige  Verfflgungen,  deren 
Form  857. 

Literatur  des  Civilprozesses  791 — 795. 

Mortifikationssachen,  Gerichtsstand 
804. 

Nachbarverhältnisse,  Beffrenzung  des 
Eigenthumsrechts  in  denselben,  norwe- 
gisches Gesetz  791'. 

NokChlassbehandlung,  Verfahren,  wenn 
die  Schulden  von  den  Erben  nicht  über- 
nommen sind  865,  bei  Uebemahme  der 
Schulden  867. 

Niederlassung,  Gerichtsstand  804. 

Norwegen,  Erbgesetz,  Gesetz  aber  die 
VoUjiSirigkeitL'^  Gesetze  ttber  die  vermO- 
gensrechtiich^(.Bte}kmg  der  Ehegatten, 
Über  Unterhaltung  unehelicher  Kinder, 
über  Autorrecht,  Wechselgesetz,  See- 
gesetz, Gesetz  über  Waarenzeichen,  Pa- 
tente, über  Handelsregister,  Firma  und 
Prokura,  über  Besrenzung  des  Eigen- 
thumsrechts in  Naehbarverhfitnissen  791 ' ; 
Gesetzbuch  und  Sammlung  von  Gesetzen 
798. 

Notariatsgeschäfte  der  Konsuln  868. 

Ob erge richte  797;  Verfahren  bei  den- 
selben 827,  828. 

Odelssachen,  s.  unbewegliche  Sachen. 

Oeffentliche  Urkunden,  deren  Beweis- 
kraft 816. 

Oertliche  Zuständigkeit  der  Gerichte  SOB, 
allgemeiner  Gerichtsstand  803,  besondere 
Gerichtsstände  803,  804. 

Paaanke  s.  Berufung, 

Parteifähigkeit  795. 

Patente,  norwegisches  und  dänisches  Ge- 
setz 791  ^ 

Pfändung  829,  830;  sog.  Absetzung  (vor- 
läufige Pfändung,  Arrest)  882;   Beginn, 


Art  des  Vollzugs.  Beschränkungen  833, 
Befreiungen  834,   Einreden  834,   recht- 
liche   Natur    des   Pfändungspfandrechts 
835,  Schuldhaft  835,   Zwangsversteige- 
rung 836. 
Polizeisachen,  private,  besonderes  Ver- 
fahren 821,  822;  Anfang  und  Dauer  der 
Vollstreckbarkeit    der    ergangenen    Ur- 
theüe  831. 
Präjudikatensammlungen,   der   Ent- 
scheidungen der  Gerichte  794. 
Privaturkunden,  deren  Beweiskraft  816. 
Prokura,  norwegisches  und  dänisches  Ge- 
setz 791  ^  . 

Protokoll,  Erklärungen  der  Anwälte  zu 
Gerichtsprotokoll  im  Civilprozessver- 
fahren  809*. 

Prozessfähigkeit,  insbesondere  für  un- 
mündige oder  entmündigte  Personen, 
Ehefrauen;  partielle  Prozessfähigkeit  der 
Ehefrauen  und  Unmündigen  für  gewisse 
Rechtsgeschäfte  795. 

Prozesskosten,  Gerichtsgebühren  und 
Stempelsteuer  819 ;  Busse  für  unpassende 
Prozessführung,  Streitsucht  und  als  Ord- 
nungsstrafe 819. 

Prozessstrafen,  Busse  809. 

Quellen  und  Literatur  des  Civilpro- 
zesses 791—795. 

Rechtssätze,  deren  Anwendung  von 
Amtswegen  806. 

Rechtswohlthat  des  Inventars  863. 

Richter,  deren  Versetzung  u.  Absetzung 
798;  Erstattung  des  Gutachtens  durch 
die  Sachverständigen  in  Verbindung  mit 
dem  Richter  816. 

Sachverständige,  Beweis,  Schriftlich- 
keit des  Gutachtens  815,  Obergutachten 
815;  Vornahme  des  Geschäfts  durch  den 
Richter  in  Verbindung  mit  dem  Sach- 
verständigen 816. 

Sammtgttt  der  Ehegatten,  dessen  Thei- 
lung  868. 

Schiedsrichterliches     Verfahren. 
Schiedsspruch,  Zwangsvollstreckung  843. 

Schiedsspruch   der  Vergleichskommifi- 
.  sionen  803;  Zwangsvollstreckung  843. 

Schriftlichkeit  des  Civilprozessver- 
fahrens  805. 

Schuidhaft  835. 

Seegericht  in  Kopenhagen  797;  b^sop- 
deres  Verfahren  821,  Skiftekommission 
für  das  Konkursverfahren  843. 

Seegesetz,  dänisches  nnd  norwegisches 
791». 

Separatisten  im  Konkurs  846. 

Sicherheitsleistung  bei  Arresten  841, 
842. 

Skiftekommission  im  Konkurs  843. 

Skifter^tter  s.  Theilungsgericht  843. 

Sonde rgüt  der  Ehegatten  861. 

Staatsrecht,  Dänemarks  792. 

Staatsverträge     mit    Grossbritannien, 
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Dftnenuurk  und  Nonregen. 


8chwms,  Con^o-OeMllscIufi,  RnaiUnd 
794*;  mit  lulien  und  Schweden  wwea 
der  KAatioiiraflicht819*,  820*;  mit  Ita- 
lien wegen  des  Armenrechts  820^  mit 
Schweden  wegen  der  VoUetreokonff  der 
Urthefle  839. 

Stadtding«  Gerichte  L  Initaaz  in  den 
Kanfttidten  796. 

Stevern,  Beitreibong  mittelst  Auapftn- 
dong  890. 

Stiefkinder  des  nachlebenden  Ehegatten, 
Eibrecht  856. 

Strafbare  Handinngen,  Gerichtsstand 
ftlr  private  Ansprüche  aas  denselben  auf 
Bosse  nnd  Schadensersats  803. 

SflhneTersttch  799—803«  obligatorische 
Natur  desselben  799,  Ansnahmen  800; 
Vornahme  vor  den  Vergleichskommis- 
sionen 800,  deren  Zusammensetaang,  on- 
entffeltliche  Thiti^keit  801;  Stthnerer- 
snch  durch  das  Gericht  in  gewissen  FlUen 
801 ;  Form  des  Antrsgs,  Ausschluss  der 
Oeffentikhkeit  und  lutwirkung  der  An- 
wälte 801;  Verfahren  im  Termin  801, 
802;  Vollstreckbarkeit  des  Vergleichs 
802;  Anfechtung  desselben  802;  gewisse 
riditerliche  (Gewalt  der  Vergleid^om- 
missionen  802,  803. 

TestamentsTollstrecknng  863. 

Theilung  des  Sammtguts  der  Ehegatten 
868. 

Theiiungsgericht  im  Konkursverfahren 
843,  dessen  Wirkungskreis  und  Ver- 
fahren 844.  860. 

Uebersetaung  von  Vollmachten  958. 

Unbewegliche  Sachen,  eigenthflmüehe 
Regeln  des  Verfahrens  823. 

Uneheliche  Kinder,  deren  Erbrechte 
855. 

Unmündige  Personen,  deren  Prosess- 
Ohigkeit  795. 

Urkunden,  öffentliche,  anslftndische,  pri- 
vate 816,  HandelsbOcher  817;  eidliche 
Bekräftigunj;  der  Richtigkeit  818;  Voll- 
streokbsrkeit  der  auf  Urund  von  Ur- 
kunden ergangenen  Urtheile  882. 

Urtheil,  dessen  Fftllung,  Entscheidattgs- 
grflnde,  VerkQndung  in  Öffentlicher  Ge- 
richtssitEung810;  VoUstreckbai^eit  831, 
882,  insbesondere  auslftndischer  Urtheile 
839. 

Verbot  (einstweilige  Verfügung)  842,  bei 
Uebertretung  Schadensersatspflicht  und 
Geldstrafe  842. 

Vereinbarung  des  Gerichtsstandes  804. 

Verfahren,  allgemeine  Grunds&tze,  Schrift- 
liehkeit,  Verhandlungsmazime,  Eventoal- 
mazime  805,  Anwendung  der  Rechts- 
sitse  von  Amtswegen  806;  Gnng  des 
Verfahrens,  Antrige,  Schrifts&tse,  Aus- 
setzung der  Verhandlung  808,  809;  Auf- 
nahme der  Sache  zur  Entscheidung  809; 
Urtheilsfiülung  810;  Aufhebung  auf  ein- 


seitiges Gesuch  des  Klügers  811;  eztra- 
ordinire:  das  Gastgexichtsvofahren,  beim 
See-  und  Handelsgwicht  in  prirat«!  Po- 
lizeisachen 821.  das  BagateOverfüiren 
822,  Wechselverfahren  823,  in  Eheschei- 
dungasaehen  823;  beim  Obergericht  und 
H0<äst6n  Gericht  827,  828. 

Verfügung,  letztwillige  857. 

Vergleich,  abgeschlossen  yor  der  Ver- 
gleichskommission, dessen  VoUstreck- 
barkeit  802,  830;  Vollstreckbarkeit  aus 
Vergleidien  832. 

Verffleichskommissionen  für  das 
Süluieversuchverfidiren.  deren  Znstindig- 
keit  800-803. 

Verhau dlungsmaxime  des  CSvilprozess- 
Verfahrens  805. 

Vers&umnissverfahren  810.  811. 

Vertheilung  im  Konkurs  852,  der  Erb- 
sehaltsmasse 864. 

Vertragserfüllung.  Gerichtsstand  803. 

Verwaltung  Offenthchen  VennOgena.  Ge- 
richtsstand 803. 

Verwandte,  erbberechtigte  855—869. 

Vizekonsuln  868. 

Vogtgericht,  Pftndnngserklining  833,. 
anreden  gegen  Pfindungen  884,  835. 
Zuständigkeit  für  Arreste  840. 

Vo  11  m  a  c  h  t ,  deren  Befreiung  von  Stempel- 

?  flicht  fOr  Rechtsanwilte  im  F^sesa 
99. 

Vollmündiffkeit.  dünisches  Gesetz  791  ^. 

Vollstreckbarkeit,  Anfang,  Dauer  831, 
namentlich  in  Gastgerichts-  und  Polizei- 
sachen 831,  bei  Vergleichen  832,  Sus- 
pension der  Volistreckungskraft  des  Ur- 
theils  832. 

Vollstreckung  von  Urtheilen  829.  830, 
831,  Beginn  derselben.  Art  des  Vollzugs, 
Beschrftnkungen  833,  Bestimmungen  SSi; 
Einreden  834,  rechtliche  Natur  des  Pftn- 
dungspfsndrechts  835,  Schuldhaft  835, 
Zwangsversteigerung  836;  ausländischer 
Urtheiie  889,  von  ^diiedssprüchen  843. 

Vorzugsrechte  im  Konkurs  848. 

Waarenzeichen,  norwegisches  und  d&- 
nisches  791  ^ 

Wechselgesetz,  dänisches  und  norwe- 
gisches 791  ^ 

Wechselverfahren  in  Wechselsacheii 
823;  VoUstreckbarkeit  der  Urtheiie  in 
Wechselsachen  832. 

Widerklagen,  Gerichtsstand  803. 

Wiedereinsetznngsgesuch,  gegen  Ab- 
lauf der  Berufungsfrist  826. 

Zeugen  als  Beweismittel  im  Givilprozess, 
Fih^keit,  Unglaubwürdigkeit  812; 
schrSüiche  Voriage  der  Frajgen  durch 
die  Beweisführer  814;  Beeid^g^g  814; 
Über  mündliche  lujnrien  814. 

Zuständigkeit,  örtliche,  der  Gerichte, 
allgemeiner  G^erichtsstand.  besondere  Ge- 
richtsstände:  für  dingliche  ImmobiUar- 
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klagen,  Widerklagen,  Klagen  wegen  Ver- 
waltung Ton  Öffentlichem  Vermögen,  fOr 
private  Ansprüche  aus  strafl>aren  Hand- 
langen, der  V^rtraffserfOllun^  803,  der 
Niederlassung,  der  Mortifikationssachen, 
der  Erbsehaft,  der  Vereinbarung,  des 
Arrestes  804. 

Zwangsauktion  s.  Zwangsversteigerung. 

Zwangshaft  885. 

Zwangsvergleich  im  Konkurs  853,  854. 

Zwangsversteigerung,  Auktions- 
beamte, Auktionsgericht  836,  887,  Vor- 
aussetzungen. Rechte  des  Faustofand- 
glftubigers  836;  bezüglich  der  Grund- 
stücke, Bedingungen,  Zuschlag,  Sicher- 
heitsleistung 837,  888^  Auszahlung  des 
Steigerlüses  839;  bei  beweglichen  Sachen 
839. 

Zwangsvollstreckung  s.  Exekution. 

Zwischenurtheile,  an  sich  nicht  be- 
rufungsfthig  826. 

Bevtsehes  Kelch. 

Amtliche  Auskunft  über  ausIftndiBcheB 
Recht  1003. 

Armenrecht  der  Ausländer,  kein  An- 
spruch des  Zessionars  auf  Armenrecht 
1049;  in  Armuthszeugnissen  für  Ehe- 
frauen sind  VermOgensverhfiltnisse  der 
Ehemänner  anzugeben  1049;  Antrag  auf 
Bewilligung  des  Armenrechts  untert)richt 
nicht  KlageveijShrung  1050;  Entziehung 
des  Armeorechts  lOoO;  Abtragung  der 
gestundeten  Schuld  1050,  vgl.  963. 

Beglaubigung  vgl.  963. 

Beweisaufnahme  zum  Gebraudiim  Aus- 
lande 1001  f. 

Brasilien,  der  deutsch-brasilianische  Kon- 
sularvertrag in  Folge  Kündigung  ausser 
Kraft  getreten  1046. 

Bürgerliches  Gesetzbuch  1044. 

Dominikanische  Republik,  Handels-, 
Schiffahrts-  und  Konsularvertara«  mit 
26.  Januar  1897  in  Folfife  Kündigung 
ausser  Kraft  getreten  1046. 

GebührenvorschusspflichtinDeutsch- 
land  klagender  Engländer  1049;  Befreiung 
der  Russen  1049. 

GerichtsbeiiOrden,      schweizerische 
1028  f.,  ungarische  997  f.,  russische  1037. 

Japan,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag 
mit  dem  Deutschen  Reich  vom  4.  AprU 
1896  1047. 

Juristische  Personen  des  Auslands, 
Klagerecht  derselben  vor  französischen 
Gerichten  anerkannt  1047;  Staatsange- 
hörigkeit derselben  1048;  Sicherheits- 
leistung englischer  Handelsgesellschaften 
in  Deutsch^d  1048;  einer  in  Warschau 
domizilirenden  Handelsgesellschaft  1048. 

J  US  tizministerial  Verfügungen, 
preussische  961;  alphabetische  Inhalts- 
übersicht derselben  963 — 966. 


Kautionspflicht  der  Ausländer  1048, 
der  Oesterreicher  1048,  der  Finländer 
1048;  Kautionsfreiheit  der  Russen  in 
Deutschland  1048;  Kautionspflicht  der 
Ungarn  1048;  Kautionspflicht  von  Fran- 
zosen in  Handelssachen  1035. 

Legalisation,  Gebühren  1040,  Geschäfts- 
gang 1038. 

Legitimation  der  Parteivertreter 
1051  f, 

Nachlassregulierung  1052. 

Prozessfähigkeit  und  Vertretung  des 
Entmündigton  1051. 

Quellen  und  Literatur  1044  f.,  1046, 
1047,  1048,  1051,  1052. 

Rechtshülfeverkehr  vgl.  965. 

Russland,  Rechtshülfeverkehr  etc.  vgU 
965. 

Schutzgebiete,  Rechtspflege  in  densel- 
ben 1045  f.,  Südwestafrika  1044,  Kame^ 
run  und  Togo  1045,  Ostafrika  1045,  Neu- 
Guinea-Kompagnie  1045  f. 

Staatsverträge  1047  f. 

Vollmachtsurkunden,  Stempelpflichtig- 
keit  derselben  1051. 

Vollstreckung  ausländischer  Ur- 
theile,  Voraussetzungen  der  Aner- 
kennung dM*selben  1050;  prorogirtor 
Gerichtsstand  1050;  Vollstreckbarkeit 
Osterr.  Einträge  in  die  Konknrstabelle 
in  Deutschland  1051. 

Zeugen,  Vernehmung  von  Zeugen  in  Eng- 
land 969. 

Zustellungen  vgl.  966. 

Abweisung  des  Konkursantrages  880 ^ 

Account  duty,  die  Mobiliarsteuer  er- 
gänzende Nachlasssteuer  914. 

Administration  Bond,  zu  vollziehen 
vor  der  Bestellung  zum  Repräsentanten 
eines  Intostatnachlasses  912. 

Administrator  eines  Nachlasses  910,911, 
912. 

Allodialrechte  an  Immobilien  900. 

Anerkennung,  gerichtliche,  seitens  des 
Exekutors  907. 

Annullirung  der  KonkurserOffiiunff,  An- 
trag, Entocheidung  durch  das  Gericht 
897,  898. 

Antrag  auf  Bestollung  des  Repräsentanton 
eines  Intostatnachlasses  912. 

Anwalt  des  Schatzamto  als  Repräsentant 
des  vakanton  Intostatnachlasses  912. 

Assoziationen,  Konkursverfahren  über 
deren  Vermögen  877*. 

Ausfertigung,  gerichtliche,  der  auslän» 
dischen  letztwUligen  Verfügungen  908. 

Ausländer  als  Konkursgläubiger,  deren 
Strafanträge  gegen  den  Konkursschuld- 
ner 897  ^;  Veifügimgen  ausländischer  Ge- 
richto  in  Konkurssachen  899',  deren 
GleichstoUung  mit  Inländern  bezüglich 
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der  Immobiluurnacblasfiregelnn^  902;  be- 
zOglich  ausländischer  Immobilien  903; 
Ns^hfolge  in  den  Mobiliamachlass  903  S 
TestirfWgkeit  90i.  Anfechtung  Ton 
Testamenten  904',  bei  Nichtemeunung 
Ton  Exekntoren  in  letztwilligen  Verftt- 
gnngen  907';  Nachlass  910. 

Ausländische  letztwillige  Verfägui^n, 
mit  Nichtemennnng  eines  Exekutor  907  \ 
Anerkennung  907,  908,  Verfahren  908 
bis  910,  Wirkung  909,  Administrator, 
Aufgabe  des  Exekutors  909. 

Bankerottakt  (act  of  bankruptcy)  877. 

Bankruptcy  notice,s.  Konkursandrohung 
877. 

Bankruptcy  petition,  s.  Konkurseröff- 
nung. 

Bedinffte  Forderungen,  deren  Abschätzung 
und  Anmeldung  im  Konkurs  888,  884. 

Beginn  der  Konknrseröffhung  889. 

Beleihung,  lehensrechtliche  Natur  und 
Beziehungen  900. 

Berufung  gegen  Entscheidimgen  des  Uigh 
Court  und  des  Court  of  Appeal  in  Kon- 
kurssachen 879;  gegen  Entscheidungen 
des  County  Court  879. 

Beschlagnahme  von  im  Besitz  des 
Schuldners  befindlichen  Sachen  als  vor- 
läufige Schutzmassregel  nachEinreichnng 
des  Konknrsantrags  o80. 

Bestrafung  des  Konkurssohuldners  897. 

Bestellung,  gerichtliche,  des  Repräsen- 
tanten aus  der  Zahl  der  nächsten  Ver- 
wandten des  Verstorbenen  bei  einem 
Intestatnachlass  911. 

Betrug,  durch  Uebertrai^ung  des  Vermö- 
gens, oder  betrflgerische  Bevorzugung  877. 

Bevollmächtigter  für  Ausflbung  des 
Stimmrechts  in  der  Gläubigerversamm- 
lung 883. 

Bevorzugung  von  Gläubigem  893,  894, 
895 

Blinde,  Testirfähigkeit  904 ^ 

Board  ofTrade,  zuständig  fflr  Ernenn img 
und  Entlassung,  sowie  für  die  Verwal- 
tung der  Officud  Receivers  881. 

Chattele  real  oderlease  hold  estates900. 

Committee  of  Inspection,  s.  Gläubi- 
gerausschuss  891. 

Composition.  s.  Vergleich. 

Copyhold  estates  903*. 

County  Courts,  deren  Zuständigkeit  für 
Konkurse  879,  neue  —  Rules  1056. 

Court  of  Appeal.  Zuständigkeit  für  Be- 
rufungen gegen  Entscheidungen  des  High 
Q/ovLTt  of  Justice  879. 

Deklarirung  der  Dividende  durch  den 
Trustee  896. 

D  i  s  c  h  a  r g  e ,  gerichtliche  Verhandlung  hier- 
über. Gründe  der  Verweigerung,  Wir- 
kung derselben,  898,  899. 

Dividenden,  Zeitpunkt  der  Vertheilunff, 
Deklarirung,  Schlu8Svertheilung895,89o. 
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Domizil,  letztes,  massgebend  für  die  Gül- 
tigkeit einer  letetwüligen  Verfügung« 
Ausnahmen  905. 

Ehefrau,  Konkurs  über  deren  Vermügen 
877^;  Forderung  ihres  Sondergnts  im 
Konkurs  ihres  Ehemanns  895;  V^fÜ- 
gungsfähiffkeit  über  den  Immolnliar- 
nachlass  §00,  deren  Testirfthifiikeit  904, 
Bestellung  des  Ehemanns  als  Reprisen- 
tanten  der  verstorbenen  Ehefrau  911. 

Eidliche  Erklärung  zur  Unterstützung 
des  Konkursantrags  879;  eidliche  Ver- 
nehmung des  Gemeinschuldners  881 ;  des 
Exekutors  bei  ausländischen  letstwilügt^ 
Verfügungen  908. 

Einstellung  des  Konkurses  880^ 

Erbe,  Erbschaften,  s.  Kachlassregnlie- 
rung. 

Es  täte  duty,  Nachlässstener  914. 

Exekutor  als  Mobiliamachlassreprftsentant 
901,  903,  905,  906,  907^,  908,  909,  of 
bis  own  wrouz  (Einmischung  in  den 
Nachlass  als  Exekutor)  910,  bei  Toi. 
Minderjährigkeit  und  Abwesenheit  des 
Exekutors  910. 

F  e  u  d  a ,  deren  Eintheilung :  Freehold  esta- 
tes. Chatteis  real  oder  Leasehold  estates 
900. 

Forderungen,  Anmeldung  im  Konkurs. 
Bedingte,  gesicberte  Forderungen.  23nsen, 
Forderungsnachweis,  eidüche  Erklärun- 
gen, Prüfong  der  angemeldeten  Forde- 
rungen 883.884,885;  Nachweis  der  Foi^ 
derungen  885;  deren  Beitreibung  ohne 
Anmeldung  im  Konkurs  885,  pri^egirte 
894,  895;  zurückstehende,  der  Ehefrau, 
des  Theilnehmers  am  Betriebe  eines 
Geschäfts  895;  Geltendmachung  aus- 
ländischer Forderungen  908. 

Freehold  estates  ^X).  Intestatsukzes- 
sion  in  eine  solche  901. 

Gehaltsansprflche,  deren  Vorzugsrecht 
im  Konkurs  894. 

Geisteskranke,  deren  VerfÜgungsfthig- 
keit  901,  deren  TestiHUdgkeit  904*. 

Gemeinschuldner,  Voraussetzungen  für 
den  Antrag  des  Gläubigers  auf  Konkurs- 
eroffiiung  878,  dessen  Verhaftung  896. 
897.  Mitwirkung  bei  der  Vorwaltung  897, 
Bestrafung  897,  Unterstützung  897,  Un- 
fähigkeit desselben  zu  gewissen  Stellun- 
gen 897*. 

Gerichtskosten,  Deponirung  seitens  des 
den  Konkurs  betreibenden  Gläubigers  879. 

Geschäftsgewinn,  Geltendmachung  im 
Konkurs  durch  den  Antheilhaber  895. 

Gesicherte  Gläubiger,  deren  Erklä- 
rungen im  Konkursantreg  878,  deren 
Disposition  über  ihre  Sicherheiten  881; 
deren  Stimmrecht  in  der  ersten  Gliubi- 
gerversammlung  882,  Anmeldung  ihres 
Ausfalls  im  Konkurs  884,  die  Beitrei- 
bung ihrer  Forderungen  885. 
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Giftabi ger,  Voraussetsungen  für  den  Kon- 
kursantrag  desselben  878;  gesicherter 
Glftnbiger.  dessen  Erkifirung  im  Eonkurs- 
antrag 878,  879,  Nachweis  der  Forde- 
rung oei  der  Verhandlung  Ober  den  Eon- 
kursantrag 880,  deren  Bevorzugung  824; 
siehe  auch:  Gesicherte  Gläubiger. 

GlftubigerausschussznrUeberwachung 
der  Regulierung  der  Masse,  Mitglieder 
891,  .beim  NacMasskonkurs  917. 

GlftubigerYersammlung,  Vergleichs- 
Yorschlag,  EonkurserOffhung,  Stimmbe- 
rechtigung. Betheiligung  des  gesicher- 
ten Gläubigers  an  der  Abstunmung, 
Schätzung  der  Sicherheit  882;  Ausübung 
des  Stimmrechts  durch  Bevollmächtigte 
883. 

Handelsgesellschaft,  Geltendmachung 
von  Antheilen  a&  englischen  Handels- 
gesellschaften 908. 

Handelssachen,  beschleunigte  Erledi- 
gung von  Handelssachen  1056. 

Hausmiethe,  Geltendmachung  derselben 
im  Eonkurs  885. 

heir  902. 

High  Court  of  Justice,  Zuständigkeit 
für  Eonkurse  879 ;  Berufung  gegen  dessen 
Entscheidungen  879. 

Hinterlegung  von  Nachlassbetrftgen  909 
0.  909». 

Immobiliarnachlass  899 — 908,  Nach- 
folge 900 — 908,  beim  Vorhandensein 
letztwilliger  VerfOgungen  900, 901,  Ver- 
fügungen zu  Gunsten  juristischer  Per- 
sonen 9Ö1.  Verfügungsfähigkeit  der  Ehe- 
trauen. Geisteskranke  901,  Exekutor  901. 

Immobilien,  Allodialrecht  daran  900, 
ausländische,  Verfügung  Ober  dieselben, 
massgebendes  Hecht  901,  903. 

in  fee  tail.  Sukzession  in  eine  estate  in 
fee  tail  902. 

Intestaterbfolge  913. 

Intestatnachlass.  naclilassgerichtliche 
Bestellung  eines  Repräsentanten  aus  der 
Zahl  der  nächsten  Verwandten  des  Ver- 
storbenen 910,  911. 

Intestatsukzession   in   eine  estate   in 

fee  simple  902. 
Juristische  Personen.    Verfügungen   zu 
deren  Gunsten  900,  901. 

Eodizill  903,  904. 

Eom  pensation  von  Forderungen  im  Eon- 
kurs 886. 

Eonknrsandrohung,  Voraussetzung  des 
Eonkursantrags  878.' 

Kon  kursantrag,  Voraussetzungen  877. 
878;  Einreichung  beim  High  Court  879, 
Prüfung,  dessen  Zurückziehung  879,  Ver- 
handlungen darüber  880,  Abweisung  des 
Konkursantrags  und  Einstellung  des  Kon- 
kurses 880'. 
Konkurseröffnung,  Beschhiss  in  der 
ersten   Gläubigerversammlung  882,   Er- 


'  Öffnung  durch  das  Gericht,  Bedingungen 
887;  Beginn  des  Eonkurses,  Wirkung 
der  EonkurserOffiaung  889. 
Eonkursforderüng,  deren  Voraus- 
setzung für  den  Eonkursantrag  878,  deren 
Anmeldung,  eidliche  Erklärung  und  Prü- 
fung 883—885,  Nachweis  885. 
Eonkursgerichte,   deren  Zuständigkeit 

879. 
Eonkurs masse,    belastete    VermOgens- 
stücke  891^893,  deren  Vertheilung  895, 
896. 
Eonkursrecht,     Voraussetzungen     des 
Eonkursantrags,  Eonkursandrohung  887. 
Gesicherte  Gläubiger;  eidliche  Eridärung, 
Eostenvorsehuss  878i   Eonkursgerichte, 
Zustän^keit,  Einreichung  des  Eonkurs- 
antrags  879 ;  vorläufige  Schutzmassreffeln, 
Veriiaftung.  Beschlagnahme   879;    Ver- 
handlung über  den  Ronkui*santrag  880, 
Gfificial-Keceivers,   Statement  of  affairs, 
public  examination  881,  Meeting  of  Gre- 
ditors,  Stimmberechtigung,  Vollmachten 
882,  Anmeldung  von  Forderungen,   be- 
dingte Forderungen,  Zinsen,   gesicherte 
Forderungen,  Forderungsnachweis,   eid- 
liche Erklärungen,  Prüfung  der  angemel- 
deten Forderungen  883,  Beitreibung  von 
Forderungen  ohne  Anmeldung  im  Eon- 
kurs, gesicherte  Gläubiger,  Venniether, 
Verpächter,  Eompensation,  Zwangsvoll- 
streckungsgläubiger 885.  Vergleich  (Com- 
Position),   gerichtliche  Bestätigung.  Ab- 
lehnung, Wirkung,  Erfüllung   des  Ver- 
gleichs. Deeds  of  Arrangement  887,  Eon- 
kurserOfihung,   Beginn   des   Eonkurses, 
Wirkung    der    Eonkurserüfinnng    888, 
Trustee  (Eonkursverwalter),  Sicherheits- 
leistung,   Bestallung,    Absetzung,    Ver- 
waltung,   Aufsicht,    Entlastung     889. 
Gläubigerausschuss  891,  Eonkursmasse, 
lästige  VermOgensstücke  891,  Gültigkeit 
der  in  die  Zeit  des  Eonkurses  fallenden 
Rechtsgeschfiite  898,  Reputed  ownership 
893,  VermOgensübertragungen  oder  Ver- 
sprechen,    vermögen     zu     übertragen, 
welche  der  Eonkursmasse  gegenüber  un- 
gültig werden,   Bevorzugung  von  Gläu- 
bigem 893,  privilegirte  Forderungen  894, 
zurückstehende  Forderungen  895,   Divi- 
dende, Zeitpunkt  der  Vertheilung,   De- 
klarimng.  ächluss vertheilung  895,  Eon- 
kursschuldner, Verhaftung,   Mitwirkung 
bei  der  Verwaltung.  Bestrafung.  Remu- 
neration 896,  AnnuUirung  der  Konkurs- 
erOffuung  897,  Discharge  898,  summari- 
sches Verfahren  899. 
E  0  n  k  u  r  8  s  c  h  u  1  d  n  e  r,  Voraussetzungen  für 
den  Antrag  auf  EonkurserOffhun^  878, 
dessen  Verhaftung  896, 897,  Mitwirkung 
bei  der  Verwaltung  897,  Bestrafung  897. 
Remuneration,   UnterstfltAung  897,  Un- 
fähigkeit zu  gewissen  Stellungen  897  ^ 
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KonkurBverwalter,  Fihigkeii 
gen,  Sicherheitaleistniiff.  Besttllimg, 
Absetzung,  Verwaltung  890,  891,  Anf- 
richt,  EnUastnng  891. 

Konsul,  Inbesitsnalune  des  NachUssea 
Ton  Auslindem,  Nschkssreprftsentant 
910,  912*. 

Korporationen,  KonkursTerfahren  über 
deren  VennOgen  877^. 

last  will,  s.  verAlgungen. 

Leasebold  estates  900,  901. 

LebensTersichernnffspoliae,  Nioht- 
erfordemiss  der  Yoriage  einer  gericbt- 
lichen  Urkunde  aur  Eim)fsngnalune  der 
Versicherungssumme  9v7. 

Legalisirung  der  gerichtlichen  Ausferti- 
gung Ton  andlndischen  letstwilligen  Ver- 
fUiguigen  908. 

Legatees,  in  der  letztwilligen  VerfÜjeung 
benefiziarisch  bedachte  Personen  905. 

LehrTertrag,  Erloschen  desselben  mit 
der  Konkurseröffnung  895*. 

Letters  of  administration,  gerichtliche  Be- 
staUungsurkunde  des  Repräsentanten  des 
Mobilianachlasses  910. 

Letstwillige  Verfllgungen,  s.  Veift* 
gungeiL 

Liberirang  des  Schuldners  von  allen  im 
Konkurs  nachweisbaren  Forderungen 
durch  Discharge  998,  Ausnahmen  8^. 

Lohnansprflche,  deren  Vorzugsrecht  im 
Konkurs  894,  895. 

Meetings  of  Greditors,  s.  Ol&ubiger- 
Tersamnilung. 

Minderjährige,  deren  TestirfUdgkeit 
904. 

Mobiliarnachlass  899,  der  Resprisen- 
tant  desselben,  Exekutor,  Administrator 
901;  Kachfolge  in  denselben  in  Ermange- 
lung  letstwüliger  Verfügung  910,  fie- 
steUung  eines  Heprftsentanten  910,  911, 
Letters  of  administration  911,  berufene 
Personen  911.  912,  zustAndiges  Gericht 
912.  Antrag,  Intestaterbfolge  913. 

Mobiliarnachlassrepr&sentant  901, 
903,  905. 

Mobiliarpfftndung,  Bedeutung  für  den 
Konkursantrag  878. 

Mobiliars  teuer  des  Nachlasses  914. 

Nachfolge  in  den  Immobiliamachlass  900 
bis  903,  in  den  Mobiliarnachlass  bei  Vor- 
hsndensein  letztwilliger  Verfügung  908 
bis  910;  desffl.  in  Ermangelung  solcher 
Verfügung  910—913. 

Nachlassgl&ubiger  als  Repräsentant  des 
Verstorbenen  912. 

Nachlasskonkurs,  zuständiges  Gericht, 
Trustee,  Qläubigerausschnss  917. 

Nachlassregulierung  899 — 917,  bezüg- 
lich der  Verlassenschaften  Yon  Auslän- 
dem 910,  Berechnung  des  Werthes  der 
NachlassvermOgensstücke  915. 

Nachlasssteuerwesen  914 — 916. 
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Notar,  Anfertigung  und  Bestätigong  in 
fremder  Sprache  yerfasster  letstwOHger 
Verfügungen  903',  908, 

Official  Receivers,  deren  Pflichten  in 
Bezug  auf  die  Person  und  das  Vermö- 
gen des  Gfemeinschuldners  881,  deren 
Gebühren881,  Bestellung  eines  Geechälts- 
führers  881;  Prüfung  der  Konkursforde- 
rungen 885;  Uebemng  des  Nachlass- 
konkurses auf  den  Official  ReceiTer917. 

Onerous  property,  s.  lästige  VermOgens- 
stOcke  891-893. 

Pachtzins,  dessen  Greltendmachung  im 
Konkurs  885. 

Pfändung,  Geltendmachung  der  hieraus 
erworbenen  Rechte  im  Konkurs  886. 

Pflichttheilsbeschränkungen  bezüg- 
lich des  Mobiliamachlasses  903. 

Priyilegirte  Forderungen  im  Konkurs 
894,  895. 

probate  dutT,  die  bei  dar  nachlassge- 
richtlichen  Anerkennung  oder  Bestellung 
des  Nachlassrepräsentanten  in  entrich- 
tende Mobiliarstener  914. 

Prüfung  der  Konkursforderungen  885. 

Public  Ezamination  nadi  Stellung  des 
konkursantrags  881,  882. 

pur  autre  Tie,  Estate-Unterscheidungen 
901. 

ReceiTing  order,  den  Schute  der  Masse 
bewirkende  gerichtliche  Verfügung  880, 
881. 

Rechtsgeschäfte,  in  die  Zeit  desKca- 
kurses  fallende,  deren  Gültigkeit  893. 

Regist  rirung  der  Konkursrergieiche  8B8. 

Repräsentanten,  nachlassgeriditliche, 
Bestellung  des  nächsten  Verwandten  des 
Verstorbenen  bei  Nachfolge  in  den  Mo- 
biliarnachlass in  Ermangelung  letztwilli- 
ger Verfügung  910,  911;  Ehemann  für 
die  YerstodbeneEhefrau«  sonst  der  nächste 
Verwandte.  Vorzug  der  männlichen  912^ 

Reputed  ownership  893. 

Residuary  legatee,  Hinterlassung  des 
verbleibenden  Restnachlasses  an  eine  be- 
stimmte Person  905. 

Restnachlass  nach  Abzug  der  Schulden 
und  Lasten  913. 

Schatzamt,  Anwalt  desselben  ala  Reprä- 
sentant eines  vakanten  Intestatnachlasses 
912. 

Schlussvertheilung  im  Konkurs  896. 

Schreibensunkundige,  deren  Teetir- 
fähigkeit  904^ 

Schutzmassregeln,  vorläufige,  Be- 
stellung eines  interimistischen  Sequesters, 
Verhaftung  des  Schuldners»  Beschlag- 
nidune  von  Sachen  879,  880. 

Sequester,  interimistischer,  seine  Be- 
stellung nach  Stellung  des  Konkurs-' 
antrages  879,  880. 

Sonde  rgut  der  Ehefrau,  deren  Verfügungs- 
recht, soweit  es  Immobilien  betrifft  901. 
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Souverän,  Allodialrecht  an  Immobilien 
dOO,  dessen  Testirföhigkeit  904*. 

Staatsangehörigkeit,  britische,  von 
Bedeutung  IQr  die  Form  der  Errichtong 
letztwilliger  Verfügungen  905. 

Statement  of  affairs,  vom  Gemein- 
schuldner beschworene  Uebersicht  aber 
seine  finanzielle  Lage  881. 

Steuern,  deren  Vorzugsrecht  im  Konkurs 
894. 

Steuern  flicht  der  im  Auslande  gelege- 
nen Nachlassgegenstände  915;   Serech- 

.  nung  des  Werthes  915. 

Steuersätze  fELr  Nachlässe  916. 

Stimmberechtigung  der  Konkursgläu- 
biger in  der  Glänbigerversammlung  882, 
Ausübung  durch  Bevollmächtigte  883. 

Stumme,  Testirfähigkeit  904'. 

Summarisches  Konkursverfahren,  Fälle 
desselben  899. 

Taube,  Testirfähigkeit  904 ^ 

Testament,  Schrirtlichkeit,Pri  vaturkunde, 
gemeinschaftliches  903. 

Testamentsvollstrecker  nicht  iden- 
tisch mit  Exekutor  906*,  908. 

Testirfähigkeit,  Bedingungen  904. 

trustees,  Üebertragung  des  Vermögens 
an  solche,  Folge  877;  Prüfung  der  an- 
gemeldeten Forderungen  im  Konkurs 
885;  Uebergang  der  Konkursmasse  von 
Trustee  auf  Trustee,  dessen  RechUr  und 
Pflichten  889,  Fähigkeitsbedingungen, 
Sicherheitsleistung,  Bestallung,  Ab- 
setzung, Verwaltung  890,  891,  Aufsicht, 
Entlastung  891.  Dividendenvertheilung 
896,  deren  Ernennung  in  letztwilligen  Ver- 
fügungen 906;  bei  Nachlasskonkurs  917. 

Uebersetzung  der  in  fremder  Sprache 
verfassten  letztwilligen  Verfügungen 
durch  Notare  903*,  908. 

Uebersicht,  beschworene,  über  die  finan- 
zielle Lage.  Vorlage  durch  den  G^mein- 
schuldner  881. 

Uebertragung  des  Vermögens  an  tru- 
stees,  betrügerische  877. 

Uneheliche  Kinder,  deren  Unfähigkeit 
heir  zu  sein  902. 

Universal  legatee,  beneflziarische  Hinter- 
lassung des  gesammten  Nachlasses  an 
eine  bestimmte  j^erson  905. 

Univorsalsukzession  in  einen  Nach- 
läse 899. 

Unterstützung  des  Konkursschuldners 
897. 

Verfügung,  sequestrirende,  nach  Stellung 
des  Konkursantrags  880. 

Verfügungen,  letztwilli^e  899,  900,  901, 
908 — 910,  zu  Gunsten  juristischer  Per- 
sonen 901,  der  Ehefrauen  901,  der  Geistes- 
kranken 901,  Exekutor  901 ;  Verbot  von 
solchen  zu  Gunsten  wohlthätiger  Zwecke 
901;  deren  Errichtung  und  Widerruf 
901,  904. 

Lbwh  n.  LoBWBMFBLD,  tiechtsverfolgQns.  II. 


Vergleich  im  Konkurs  887,  gerichtliche 
Bestätigung  887,  Erfüllung  887,  888,  zur 
Vermeidung  der  receiving  order  888. 

Vergleichsvorschlag  in  der  ersten 
Gläubigerversammlung  882. 

Verhaftung  des  Schuldners  als  vorläufige 
Schutzmassregel  879.  880. 

Verhandlung  über  den  Konkursantrag. 
Receiving  order,  gerichtliche  Verfügung 
zum  Schutz  der  Masse  880,  881. 

Vermiether,  Anmeldung  von  deren  For- 
derungen im  Konkurs  &5. 

VermOgensstücke,  belai^tete,  im  Kon- 
kurs 891,  892.  893. 

VermOgensübertragungen  im  Kon- 
kurs 893,  894. 

Verpächter,  Anmeldunfi"  von  deren  For- 
derungen im  Konkurs  885. 

Versprechen,  Vermögen  zu  übertragen, 
welche  der  Konkursmasse  gegenüber  un- 
gültig werden  893,  894. 

Vertheilun g  der  Di videnden,  Deklarirung, 
Zeitpunkt,  Schlussvertheilung  896. 

Vo  1 1  m  a  ch t  der  Konkursgläubiger  bei  der 
Abstimmung  in  der  Gläubigerversamm- 
lung 883. 

Vollstreckung  ausländischer  Urtheile 
1056. 

Vorläufige  Schutzmassregeln,  Be- 
stellung eines  interimistischen  Sequesters, 
Verhaftung  des  Schuldners,  Beschlag- 
nahme von  Sachen  879,  880. 

Vorzugsrechte  im  Konkurs  894,  895. 

Wechsel,  Stimmrecht  des  Wechselgläu- 
bigers 882,  883. 

Werthberecbnung  des  Nachlasses  915. 

Widerruf  von  letztwiUigen  Verfügungen 
904,  905. 

Wirkung  der  KonkurserOffinung  889. 

Zahlungseinstellung  als  Voraussetzung 
des  Konkursantrags  878. 

Zeuge  bei  Errichtung  letztwilliger  Ver- 
fügungen, Fähigkeit  903  u.  903*. 

Zinsen,  deren  Anmeldbarkeit  im  Kon- 
kurs 884. 

Zwangsvergleich,  s.  Vergleich. 

Zwangsvollstreckung  mittelst  Mobi- 
liarpf&ndung,  rechtliche  Bedeutung  für 
den  Konkursantrag  878;  Gläubiger  mit 
den  Rechten  der  erlangten  ZwangsvoU- 
sti*eckung,  Geltendmachung  ihrer  Hechte 
im  Konkurs  886. 

Finland. 

Abgaben  Öffentliche,  Vorzugsrecht  im 
Konkurs  545. 

Absonderungsrecht  im  Konkurs  538, 
539. 

Abzugsgelder  in  Verlassenschaften  der 
Ausländer,  Staatsverträge  550*. 

Adel,  Privilegium  bezüglich  der  Zustän- 
digkeit der  Gerichte  in  Erbschaftssachen 
549,  Nachlassverfahren  550. 
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Aktivmatse  des  Konkiines,  deren  Anf- 

BteUang  685. 
Anfechtangsrecht  im  Konkurs  539, 540. 
Autf  onderangirecht  im  Konkors  588, 

589. 
AnwILUe  521. 
Anwaltsgebflhren  522. 
Armenrecht  521. 

Arrest,  VomasseUnnff,  Veril&hren  529. 590. 
AnsUnd,  daselbst  befindliches  Vermögen 

des  im  Konkurs  befindlichen  Gemein- 

Schuldners    586«    rechtliche    Bedeutung 

de»  im  Auslsttde  eroffiieten  Konkui'ses 

586. 
AnsUnder,    Zustlndigkeit   (fkr  Kls^n 

gegen  dieselben  519,  deren  Verpflich- 

niur  Ksutionsleistanff  521,  ausUn- 
e  ürtheile  nicht  ToUstreckber  534, 
Konkurs  gegen  einen  AusUnder  587, 
Erbrecht  der  -  550,  551,  deren  Recht 
suffl  Erwerb  Ton  Qrundbesitis  in  Fin- 
knd  551  *. 

Bank,  Konkurs  derselben,  Verfahren  548. 

Beerdigungskosten,  Vorsugsrecht  im 
Konkurs  545. 

Beischlaf  ausserehelicher,  Zustftndigkeit 
fQr  Ansprflehe  aus  demselben  520. 

Berathung  und  Abstimmung  bei  der  Ur- 
theilsiUlunft  525. 

Berufung,  Zulissigkeit,  Verfshren«  Noth- 
Mst  526,  527,  im  Konkurs  544. 

Beschwerde,  Verfahren  527,  in  der 
dritten  Instans  Pflicht  cur  Hinterieffung 
und  Sicherstellung  528,  —  im  Kouurs 
544. 

Beiseitebrinffungsverbot  im  Arrest- 
▼erfahren  580. 

Beweisaufnahme  cum  ewigen  C^edldit- 
niss  529. 

BeweisTerfahren,  Beweis  durch  Zeu- 
gen, richterlichen  Eid,  Urknndeyi,  Orts- 
besichtigung  durch  SachTerständige  und 
das  Oencht  524,  525. 

Bodentheilungsgericht  518.  . 

Bflrgschaftsbestellung  im  Arrestpro- 
prosess  580. 

GiTÜprosessrecht,  Literatur,  Prindpien 
516,  517. 

CiTilrechi  515. 

£diktalladu«9  unbekannter  Gläubiger 
548,  549,  Bd&talladung  bei  Gfltertren- 
nung  550. 

Egodelttinrnrftthe  s.  Bodentheilungs- 
gericht 518. 

Ehefrau,  deren  Partei-  und  Prosessfthig- 
keit  in  Besng  auf  das  unter  ihrer  Ver- 
waltung stehende  Vem^gen  520,  Vor- 
sugsrecht der  Eheiran  im  Konkurs  des 
ihr  bestelltefei  EigenUmmsrerwalters  546, 
Recht  auf  Gfltertrennung  549. 

Eh'etrennungssachen,  Klage.  Zustftn- 
digkeit 520. 

Eid    richterlicher   524,  ^  der   Konkurs- 


glAnbiger  542,  —  der  im  Auslande  wohn- 
haften 543. 

Einreden  der  Unzustftndi^eit  und  Streit- 
genossenschaft in  Wechsel-,  Seerechts- 
und Konkurssachen  523. 

Erben,  Pflichttheilsanspruch,  Verlust  des- 
selben 549. 

Erbrecht,  Verlust  desselben  549,  IntestaU 
erbfolge  549. 

Erbschaftsreguliernng  549 — 552.  Za- 
stftndigkeit  der  Gerichte,  Erbfolge  im 
-  Allgemeinen,  Intestaterbfolge  549,  letet- 
wilfige  Dispositionen,  NachlassreriEBÜireii, 
Erblicht  der  Ausländer  550,  Erbschafts- 
steuer 551. 

Erbschaftssteuer  551. 

Exekutionskosteu  533. 

Faustpfandgl&ubiger,  Vorzugsrecht  im 
Konkurs  b&. 

Freigebung  fremder  Sachen  in  der 
ZwangSTollstreckung  533. 
.Gerichte,  Organisation,  Untergerichte, 
Laienbeisitzer,  Gerichte  zweiter  und 
dritter  Instanz  517,  518;  besondere  Ge- 
richte, Grenzzollgerichte  und  Einzel- 
richter in  Polizeisachen  518;  Zustlndig- 
keit, sachliche  518,  Ortliche  519;  gegen 
Vonnund.  Privatbanken,  die  Staatsbuk. 
mehrere  Schuldner,  wegen  Verlöbnisses 
519,  wegen  aussereheUdien  Beischlafa 
526l|  in  Ehetrennungssachen,  wegen  des 
Honorars  des  ProzessbeTollmftcAtigten, 
wegen  Patentrechte,  in  Seerechtsssdien 
durch  Vereinbarung  52D. 

Gericht^kosten,  der  Vorladung,  der 
Zustellung,  des  Protokolls,  der  Uxiheile, 
521,  522. 

Gerichtssitzungen  bei  den  Unteiigeridi* 
ten  517. 

Gerichtssprache  518. 

GouTerneurals  Vollstreckungsorgan  531. 

Grenzzollgericht  518. 

Grundbesitz  betrefrende  Klagen,  deren 
Form.  522,  523. 

Gttterrecht,  eheliches  549. 

Gütertrennungsanspruch  derEhefimu 
549. 

Handel  sb  fleh  er,  Beweismittel  5^. 

H&user  betrefTende  Klagen,  Form  etc. 
522. 

Hypothekenforderungen  im  Konkurs 
546. 

Inhaber-  oder  Ordrepapiere,  Verfahren 
bei  Klagen  aus  denselben  529. 

Intestaterbfolge  549. 

Inyentarisationskosten,  Vorzugsrecht 
im  Konkurs  545. 

Kautionspflicht  der  Ausländer  in  Pro- 
zessen 521 ;  in  der  Rerisionsinstanz  528. 

Klage,  betreifend  Grundbesitz  und  HILuser, 
Form,  Ladung,  522,  523;  Klagenhiufung 
523;  Aenderung  und  Emendirung  der 
Klage  523. 
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Konkursanmeldang  548,  ihre  Versänm- 
nisB,  Wirkang  543,  544. 

Konkars beendigung,  Reohnungsable- 
gung,  ZarQcknahme  des  Eonknrs- 
geBQches,  Zwanfsrergleich  547,  548. 

Eonkurs,  Einreden  der  UnEnBtfindkkeit 
und  StreitgenossenBchaft  523;  Aufstel- 
lung der  Aktivmasse  535;  Yertheilnngs- 
verfahren  546,  547;  Beendigung  547; 
besondere  Arten  des  Eonkurses,  -wenn 
eröffnet  gegen  eine  Bank,  Priyateisen- 
bahn,  Nachlass  548. 

EonkurserG  f  f  n  u  n  g ,  Voraussetzung,  An- 
trag 535,  536;  Wirkung  in  Bezug  auf 
Zwangsvollstreckungen,  Prozesse,  das 
im  Ai^and  befindhche  Vermögen  586; 
Reehti^schftft  vor  dem  Eonkurs  einge- 
gangen   537;   ErOfihungsverfahren  541, 

Eonkursgläubiger,  deren  Stellung,  Ab- 
stimmung 538. 

Eonkurskosten  548. 

Eonkursrecht,  Quellen,  Grundprinzipien, 
materielles  Eonkursrecht  534 — 549. 

Eonkursverwalter,  dessen  Stellung 
und  Wirkungskreis  538;  Meldung  neuer 
Verwalter  nach  dem  Proklamatag  544. 

Eonsulargerichtsbarkeit  552. 

Eronvogt  als  Vollstreckungsorgan  531. 

Lagerhaus,  Ansprache  de^  Deponenten 
gegen  dasselbe,  Vorzugsrecht  im  Eonkurs 


■ 

iftn,  VoUstreckun^i^gan  531,  532, 

Letztwillige  Dispositionen,  Testa- 
mente, Form,  Anfechtung  550. 

Magistrate  der  St&dte  als  VoUstreckungs» 
Organe  531. 

Mandatsprozess  529. 

Mobiliarezekution  531,  Vorzugsrechi 
der  Pftndung  532. 

Morgengabe  ffir  Ehen  549. 

Mündliche  Verhandlung  516. 

Nachlass  im  Eonkurs  548. 

Nachlassverfahren  550. 

Nothfrist  bei  der  Berufung  526,  —  bei 
der  Beschwerde  527,  —  bei  der  Revi« 
sion  527. 

0 öffentliches  Eigenthum,  Vorzugsrecht 
fQr  Forderungen  hieraus  gegen  den  Ver« 
Walter  546. 

Ordrepapiere,  Verfahren  bei  Elagen  aus 
denselben  529. 

Ortsbesichtigung,  Beweismittel  525. 

Parteien,  Partei-  und  ProzessfiLhigkeit 
520. 

Parteiverhandlun^,  richterliche  Pro- 
zessleitung, MOndlichkeit  und  OeiSent- 
lichkeit  523. 

Passivmasse  im  Eonkurs,  deren  Auf- 
stellung, PrQfungs-  und  Prioritätsver- 
fahren 542-547. 

Patentrecht,  Elagen  auf  Aufhebung, 
Zuständigkeit  520. 


Pfändung  531,  deren  Vorzugsrecht  532, 

—  im  Konkurs  545. 
Pflichttheilsanspruch  der  Erben  549^ 
Polizeirichter  518. 
Privateisenbahn  im  Eonkurs  548. 
Privatrecht  515  und  515*. 
Privatbanken,  Elagen  gegen  dieselben» 

Zuständigkeit  519. 
Proklamatag  im  Eonkurs  543,  544. 
Protokoll,  Auszüge  daraus  525,  ^26. 
Prozessbevollmächtigte,  Elagen  we-^ 

Sen  des  Honorars  derselben  520,  deren 
Luftreten  vor  Gericht,  Rechtsanwälte  521. 

Prozesskosten,  Entscheidung  hieraber 
521;  Geriohtskosten  521. 

Rechtskraft  des  ürtheils  526. 

Rechtsmittel,  Berufung,  Beschwerde^ 
Revision,  Wiederaufiiahme  des  Verfah- 
rens und  Wiedereinsetzung  in  den  vori- 
gen Stand  526—529,  die  Wette  (Berufung) 
im  Eonkurs  544. 

Revision,  Verfahren  527,  528. 

Sachverständige,  Beweismittel  585. 

Schiedsgerichtliches  Verfällen,  Ver- 
gleich 584. 

Schuldhaft,  deren  Zulässigkeit  529.  532t 

Schuldner,  mehrere,  nicht  solidarisch  ver* 
pflichtete,  Zuständigkeit  ftlr  Elagen  ge* 
gen  dieselben  519. 

Seerechtssachen,  Vereinbarung  dejs 
Gerichtsstandes  520,  bezüglich  der  Zvl^ 
lässigkeit  der  Einreden  der  Unzustän- 
digkeit und  Streitgenossensohäft  523. 

Sicherheitsleistung,  Pflicht  der  Aus- 
länder in  Prozessen  hierzu  521,  in  der 
Revisionsinstanz  528,  Vollstreckbarkeit 
nicht  rechtskräftiger  Urtheüe  mit  oder 
ohne  S.  530,  581. 

Staatsbank,  Elagen  gegen  dieselbe,  Zu- 
ständigkeit 519. 

Staatsverträge  über  Abschaffung  der 
Abzugsgelder  aus Verlassenschaften  550*. 

StadtvOgte  als  Vollstreckungsorgan  531. 
532. 

Steuern,  Vorzugsrecht  im  Eonkurs  545. 

Testament,  Form,  Anfechtung  550. 

Uneheliche  Einder,  Erbanspruch  549. 

Unmündige,  deren  Partei-  und  Pro* 
zessiähigkeit  520,  521. 

Unzuständigkeitä-Einrede  528. 

Urkunden,  Beweismittel  524,  525. 

Urkundenprozess,  Voraussetzung,  Vemc 
fahren  529. 

Urtheil,  Berathung,  Abstimmung,  Vet- 
kündung  517,  525;  Anfechtbarkeit  be- 
züglich der  prozesshindemden  Einreden 
525,  526;  Ausfertigung  526;  Rechto- 
kraft  526. 

Veräusserungsverbot  im  Arrestver» 
fahren  580. 

Verfahren  im  allgemeinen,  Elage,  Aen- 
derung  und  Emendirung  derselben  522; 
Einreden  528;  in  erster  Instanz  528  bis 
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526;  VeraiiiiDmasTeriahreii  526;  Rechts- 
mitUl  626,  527;   ÖMondere  Arten  529. 

Vergleich  584. 

Verk&nier  eines  Gmndstllcks,  Yonugs- 
recht  im  Konkors  545. 

VerlObniss,  Zostindigkeit  ftlr  Klagen 
aus  demselben  519. 

YersiumnissTerfahr^n^VoUstreckbar- 
keit  der  Urtheile  im  —  526. 

Versteigerung  der  gepAndeten  Mobi- 
lien  582. 

VertheilungsTcrfahren  im  Eonkars 
546,  547. 

Vollmacht  cur  Prozessfbhrung,  insbe- 
sondere auf  telegraphischem  Wege  521, 
Formulare  941. 

Vollstreckbarkeit  nicht  rechtskrftitiger 
UrtheUe  530,  53L 

VollsiehungsbehOrde  e.  Vollstreckung 
der  Urtheile  531. 

Vormund,  Klagen  gu^n  denselben  aus 
seiner  Verwaltung,  Zustftndi^eit  519; 
Vorzugsrecht  der  Mttndelforderungen  im 
Konkurs  des  Vormunds  546. 

Vorzugsrechte  im  Konkurs  545. 

Wechselsachen,  Einreden  der  Unzu- 
stindigkeit  und  Streitgenossenschaft  528. 

Wechselprosess,  Verfahren  529. 

Wette,  Kechtsmittel  gegen  das Endurtheil 
im  Konkurs  544. 

Wideraufnahme  des  Ver&hrens,  ZuUs- 
sigkeit,  Verfahren  528,  529. 

Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand,  Voraussetzungen,  Verfahren  528, 
529. 

Widergewinnungsklage  im  Konkurs 
589,  540. 

Zeuffen,  ihre  Aussagen  516,  517;  als  Be- 
weismitteL  Unzulftssigkeit  524. 

ZwangSTorgleich  im  Konkur8-547. 

Zwangsrollstreckung,  Voraussetzun- 
gen und  Organe  580  und  530*,  531, 
ArUn  und  Mittel  531,  532,  533;  in  das 
Vermögen  eines  Beamten  532;  Frei- 
gebung fremder  Sachen  533; 'Kosten  533; 
auslindisches  Urtheil  584. 

Framkreieli. 

Literatur.  Fremdenrecht,  Rechtsstellung 

der  Deutschen;  Elt^n-  und  Kindesrecht 

1055. 
Prosessffthigkeit    deutscher   Handels- 

geseUschaften  1055. 
Proze  SS  fristen,  deren  Ablauf  am  n&ch- 

sten  Werktag,  wenn  ihr  Ende  auf  einen 

Feiertag  fiült  1055. 

li^rieelieHls^nd. 

Abstehen,  Beendigung  einer  gerichtlichen 
Handlung  oder  des  Prozesses  durch  —  63. 

Acquiesciren  63. 

AcquisitiTTer jährang,  Unterbrechung 
der  —  durch  die  Klagerhebung  33. 


Adcitation  18. 

Aegypten,  HanddsYertrag  t.  9./21.]fin 
1895  1057. 

Aenderung  der  Klage  84. 

Akkord  im  Konknrse  96,  AnfheboBg  und 
Nichtigkeit  des  —  97. 

Akkordurkunde  96. 

Aktiengesellschaft,  Konkurs  einer  — 
99. 

Aktivlegitimation  als  Srfordemias  der 
Klage  M. 

Alimente,  Freiheit  der  —  von  der  Be- 
schlagnahme 71. 

Amerikanische  Vereinigte  Staaten, Han- 
delsvertrag vom  10.  Dezember  1837  mit 
den  —  5,  desgl.  bezC^lich  der^^tzons- 
pflicht  der  l^iderseitigen  Stfi&untar- 
thanen  28.  ^^ 

Anfechtungsrecht  im  Konkurse  88. 

An  griff  8  mittel,  prozessuale  —  32. 

Anordnungen,  provisorische  —  bei  Be- 
sitzstreitigkelten 14. 

Antizipirter  Beweis  39. 

Anwälte  8.  Rechtsanwälte. 

Anwaltsgebfihren  im  Falle  des  Armen- 
rechts 25. 

Anwaltszwang  24. 

Appellation  54,  —  bei  Klagen  geffea 
richterliche  Beamte  14,  —  gegen  Ur- 
theile der  Friedensgerichte  14,  —  eines 
Streitgenossen  20. 

Appellation8fri8t54,  —  im  Ezekutions- 
prozess  55. 

Appellationsrecht,Verjähnmgdes — 54. 

Appellationsschrift.  Erfordernisse  dar 

—  56. 

Appell hofe  10.  Besetzung  der  —  11, 
Zuständigkeit  der  —  11,  14. 

Areopag,  Entscheidung  der  Kompetena- 
konflikte  durch  den  —  11,  Besetzung 
des  -  12. 

Areopagmitglieder,  Gesetz  von  1877 
Ober  die  Rekusation  von  —  12. 

Armenrecht,  Zulassung  zum  —  24,  — 
in  der  Appellationsinstanz  56. 

*A^Tix6g  Nößios  vom  29. Oktober  1856  7. 

Athen,  Kassationshof  zu  —  10. 

Audienzgerichtsboten  12. 

Audienzrolle,  Führung  der  —  durch 
den  Gerichtssekretär  11  No.  V,  12, 33. 37. 

Audienzverfahren.  mOndliches  —  9. 

Augenschein,  richterlicher  —  42. 

Ausland,  Form  der  im  —  ertiieilten  Voll- 
macht 20,  desgl.  der  im  —  errichteten 
Testamente  104. 

Ausländer,  Erbfähigkeit  der  -  102^  Re- 
gulierung von  Hinterlassenschaften  der 

—  106,  Arresthandlungen  g^en  —  15, 
Gerichtsstände  der  —  16,  Prozessfthig- 
keit  der  —  18,  Kautionspflicht  der  — 
26,  HafL  des  —  64,  PersonaUrrest  gegen 

—  66,  74,  —  als  Konkursgläubiger  83, 
86,  Konkurs  eines  —  83. 
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Aasl&ndische  EonkunerOffnungen  82. 

—  Konknrsyerwalter  82. 

—  SchiedsBprache,  Vollstreckimgyon — 80. 

—  Urtheüe,  Exekution  auf  Grund  von  — 
76,  Anerkennung  Ton  —  76. 

Anssonderungsreeht  im  Eonkurse  86, 

—  der  Ehefrau  87. 
Avoeat  24. 
Atou^  24. 

Beistftnde  der  Parteien  20. 
Belgien,  Handelsverträge  vom  13.  August 

1838  und  24.  Mai  1856  mit  -  5,  desgl. 
bezfiglich  der  Slautionspflicht  der  beider- 
seiti|^en  Staatsunterthanen  28.  desgl.  be- 
zfiglich der  Erbfthigskeit  derselben  102, 
Handelsvertrag  und  Konsularvertrag  vom 
18./26.  Mai  1895  mit  —  1057. 
Berufungsgerichte,  Zuständigkeit  der 

—  9,  verfahren  vor  den  —  9. 
Beschlagnahme    zur    Sicherung    einer 

Forderung  15»,  66,  —  von  Mobüien  71, 

—  von  Immobilien  72,  —  von  Früchten 
auf  dem  Halm  71. 

Beschwerde  gegen  Anwälte  24. 
Besitzstreitigkeiten  66,  provisorische 

Anordnungen  bei  —  14. 
Bevollmächtigte  der  Parteien  21. 
Beweis,    anticipirter   —   39,    —    durch 

Augenschein  42,    —  durch  Zeugen  43, 

—  durch  Eid  45,  —  durch  Urkunden 
46,  47,  —  durch  Geständniss  40,  — 
durch  Präsumtionen  41,  —  durch  Sach- 
verständige 42,  —  zum  ewigen  Gedächt- 
niss  89,  68. 

Beweisinterlokut  38,  49. 

Beweislast  39. 

Beweismittel  40,  —  in  der  zweiten  In- 
stanz 56. 

Beweisrecht  10. 

Beweisurkunden,  Beifügung  von  —  in 
Abschrift  zur  Elage  33. 

Beweisverfahren  38. 

Beweiswfirdigung,  freie  — ^  10,  38. 

Bezirksgerichte  10,  Besetzung  der  — 
11.  Zuständigkeit  der  —  11,  14. 

Bezirksgerichtsprokurator  im  Dis- 
ziplinarverfahren gegen  einen  Rechts- 
anwalt 24. 

Bezirksgerichtspräsident,  Verfahren 
vor  dem  —  64. 

Bigamie  8. 

Bittschriften,  Verfahren  auf  —  67. 

Blödsinnige,  Prozessfthigkeit  der  —  18 '. 

Bfirgen  für  die  Prozesskaution  26. 

Cessio  bonorum  81. 

Givilentscheidungen,  Einfluss  von  — 
auf  Strafentscheidungen  8. 

Givilgerichte  8. 

Civilklage  8,  9. 

Civilprozess,  Prinzipien  des  —  10, 
Quellen  und  Literatur  5. 

Givilprozessordnung  8. 

Civilrecht  7. 


Civil  verfahren,  Gesetz  fiber  das  —  vom 
2.  April  1834  5. 

Dänemark,  Handelsvertrag  vom  18.  De- 
zember 1843  mit  —  5,  desgl.  bezflglieh 
der  Eautionspflicht  der  beiderseitigen 
Staatsunterthanen  28,  desgl.  bezfi^ch 
der  Erb^igkeit  derselben  102. 

Delicto  forum  16. 

Demarchen  20. 

Demen,  Vertretung  der  —  durch  De- 
marchen 20. 

Deutsches  Reich,  Handelsvertrag  vom 
27.  Juni  /  9.  Juli  1889  mit  dem  —  5, 
desgleichen  bezüglich  der  ProzessfUiig- 
keit  der  beiderseitigen  StaaJLsuntertiianen 
18,  desgl.  bezüglidi  der  Kaution^flicht 
derselben  27,  desgl.  bezüglich  der  Erb- 
fähigkeit derselben  102,  Eonsularvertrag 
vom  26.  November  1881  mit  dem  — 
über  die  Zuständigkeit  in  Erbstreitig- 
keiten 101,  des^l.  bezüglich  der  Regu- 
lierung der  Hmterlassenschaften  v(hl 
beiderseitigen  Staatsangehörigen  100, 
desgl.  bezüglich  der  örtlichen  und  sach- 
lichen Zuständigkeit  der  Eonsuln  113. 

Dilatorische  Emreden  35. 

Disziplinarstrafe,  Vorbehalt  der  -—  bei 
den  Riagen  gegen  richterliche  Beamte  14. 

Disziplinargewalt  der  Gerichte  11,  — 
Über  die  Rechtsanwälte  24. 

Dispositionen,  letztwillige  —  104. 

Dolmetscher  12,  44 »l 

Domizil,  Gerichtsstand  des  —  15. 

Dos,  ProzessftLhigkeit  der  Ehefrau  bezüg- 
lich der  —  18. 

Drittopposition  s.  Opposition. 

Ehefrau,  Prozessfähigkeit  der  —  18, 
Aussonderungsrecht^der — im  Eonkura  87. 

Ehesachen,  Verfahren  in  —  9,  10. 

Eid,  Beweis  durch  —  45,  —  eines  Streit- 
genossen 20,  zugeschobener  und  zurück- 
geschobener —  46. 

Einlassung  auf  die  Elage  34,  Wirkungen 
der  —  34. 

Einlassungsfrist  37. 

Einreden  gegen  die  Provokation  20,  — 
der  Inkompetenz  34,  peremtorische  und 
dilatorische  —  35, 36,  forideklinatorische 

—  35,  --  der  Rechtshängigkeit  oder 
Eonnexität  der  Sache  35,  —  der  Eau- 
tionsleistang  35,  —  der  nicht  gehörigen 
Mittheilung  der  Prozessschrifben  35,  — 
der  Rechtswohlthat   des   Inventars   35, 

—  der  Gewährschaft  35,  —  der  Rechts- 
wohlthaten  der  Theilung  und  Exkussion 
oder  der  noch  nicht  eingetretenen  Fällig- 
keit 36. 

England,  Handelsvertrag  vom  29.  Okto- 
ber / 10.  November  1884  mit  —  5,  desg^. 
bezüglich  derProzessfthigkeit  derbeider- 
seiti^n  Staatsunterthanen  18,  desgl.  be- 
züghch  der  Eautionspflicht  derselben  27, 
desgl.bezüglich  der  Erbfähigkeit  derselben 
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102.  deigL  b«cQgiich  der  JEtegolieraig  von 
Hinterlassenschaften  derselben  110. 

Enterbung  105. 

Entmandignngssachen,  Verfahren  in 

—  9,  10. 

Sparch,  Bescheinigung  des  Armnthseng» 
nisses  durch  den  —  25*. 

Erbf&bigkeit  102. 

Erbfolge  101. 

Erbrecht,  Literatur  des  —  101. 

Erbschaft,  Erwerb  der  —  102. 

Erbschaftsregnlierung  lOOf. 

Erbschaftssteuer  111. 

ErbschaftSTollmacht  924. 

ErfQllungseid  46. 

ErOffttungsverfahren  im  Konkurs  91. 

Erwirkung  der  Vornahme  und  Unter- 
lassung von  Handlungen  70. 

BTentnalmaxime  10. 

Exekution  68,  einzelne  Arten  der  —  70, 
Einwendungen  ge^en  die  —  75,  —  auf 
Orund  der  Urtneüe  ansUndischer  Oe- 
richte  76,  —  durch  die  Oerichtsboten 
12.  —  wegen  Geldfordening^en  70. 

Bzekutionsinstann,  Haaptiatenrention 
in  der  —  18,  19. 

SzekutionsintefTentioa  75. 

Bzekutionskosten  70. 

Bxekntionsproseise,  AppeüatioBsftiti 
in  —  55. 

Expertise  42. 

Exterritoriale,  Gerichtsstand  der  —  16. 

ExtinktiTTerjfthrung,  Unterbrechung 
der  —  durch  die  Kli^ieiiiebung  88. 

Fallirte,  Prosessfthigkeit  der  —  18. 

Fallimentskommissar,   Pflichten    des 

—  84,  85,  86,  91,  Ernennung  des  -  -  91. 
Falsus  procurator  22. 
FamilienrathTersammlungen,Zustftn- 

digkeit  der  Friedensfj^erichte  bei  —  14. 

Faustpfand  als  Kantion  26. 

Finant minister  als  Vertreter  des  Fis- 
kus 20. 

Fiskus,  Klagen  ffegen  den  —  8.  Vertre- 
tung des  —  durcn  den  Finannminister  20. 

Forideklinatorische  Einreden  35. 

Forum  arresti  in  Streitigkeiten  bei  Ge- 
legenneit  des  Personal-  oder  Realarrests 
15,  16. 

Forum  connexitatis  16. 

Forum  continentiao  eausarum  bei 
Rechtsidentiat  16. 

Forum  contractu»  16. 

Forum  gestae  administpationis  fOr 
fremde  VermOgensrerwaltnng  15,  16. 

Forum  reconTentionis  ihr  Widerklagen 
15,  16. 

Forum  rei  sitae  fnr  dingliche  Immobi- 
llarklagen  15,  16. 

Frankrei  ch,HandeIsTertragTom8./20.  Fe- 
bruar 1891  mit  —  5,  desffl.  bezfl^ch 
der  Kautionspflicht  der  beiderseitigen 
Staatsunterthanen  28,   Konsulanrertrag 


Tom  7.  Januar  1876  mit  —  bezflgUch 
der  Regulierung  Ton  Hinteriassensäai- 
ten  der  beiderseitigen  Staatsangehörigen 
109,  desgl.  bezflglich  der  Ortlichen  und 
sachlichen  Zuständigkeit  der  Konsuln  113. 
Freiwillige  Gerichts^keit,  Zuständig- 
keit der  Friedensgericlite  in  Sachen  der 

—  14,   —  bei    den   Konsulaigerichten 
118. 

Friedensgerichte  10,  Verüahren  ror 
den  —  9,  64,  Besetzung  der  —  11.  Zo- 
stAndigkeit  der  11.  14. 

Friedensrichter  11,  12^. 

Fristen,  prozessuale  —  31,  r-  des  Be- 
klagten zur  firhebung  der  Klage,  wenn 
der  PtOTolntion  stattgegeben  ist  20,  — 
zur  Benachrichtigung  von  Streitgenossen 
und  GewShrsmftnnem  35,  —  zur  Eic- 
lassunf^  37,  —  zur  Replik  37,  —  znr 
Opposition  gegen  Vers&umnissurthdle 
52,  —  znr  Appellation  54.  55,  —  zur 
Wiederaufoahme  des  Verfahrens  58.  — 
zur  Kassation  59,  —  zur  Peremtion  63, 
Berechnung  bei  VerUngerung  31.  118. 

Gebühren,  Hohe  der  —  28^ 

Oegenappellation  56. 

Geldbusse,  Hinterlegung  einer  —  Tor 
der  AppellationsTerhandlung  56. 

Gemeinden,  Prozessffthigkeit  der  —  18. 

Generalvollmacht,  Umfan|f  der  —  20, 
Formular  925,  Nothwendigkeit  einer 
SpesialTollmacht  925. 

Gerichte,  Organisation  der  —  10,  sach- 
liche Znst&nmgkeit  der  ~  14,  Örtliche 
Zustindigkeit  der  —  15,  Zuständigkeit 
der  —  in  Erbschaftssachen  101,  Klagen 
gegen  —  18. 

Gerichtliche  Theilung  66. 

G  e  ri  ch  tsak  t  e ,  £iiheilunjg  TonZengnissen 
aber  —  durch  den  Gerichtssekretftr  11. 

Gerichtsbarkeit,  freiwillige  —  der  Kon- 
suln 118. 

Gerichtsboten«  Befusnisse  der  —  12, 
Klagen  gecen  —  13,  Beiordnung  eines 

-  un  Falle  d 


des  Armenrechts 
Gerichtsferien  12,  Gesetz  Tom  5.  Juli 

1851  Aber  die  —  12. 
GericKtskasse,  Verwaltung  der —  durch 

den  Gerichtssekretir  11  No.  V. 
Gerichtskosten  im  engeren  Sinne  28, 

Hohe  der  —  29. 
Gerichtspersonen,Rekusationder — 12. 
Gerichtspräsident,  Befugnisse  des  — 

11,  Vorlegung   des  Rekusationsgesuchs 
an  den  —  13. 

Geric)itsordnung  28^ 
Oerichtsorganisatiott  10,  Gesetz  Tom 

21.  Aprü  1884  Aber  die  -  5. 
Gerichtsschreiber,  Ablehnung  eines  — 

12,  Klagen  gegen  isa  —  13. 
Gerichtssekretir,  Befugnisse  des  — 

11  No.  V. 
Gerichtssprache  12. 
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Gerichtsstand,  allgemeiner  —  des  In- 
lAnders  15,  besondere  —  15,  —  der  Ans- 
ifinder 16,  ausschliessliche  —  16. 

Gesetz  Tom  2.  April  1834  Aber  das  Civil- 
verfahren  5,  —  vom  21.  April  1884 
über  die  Gerichtsorganisation  5«  —  Yom 
17.  Angnst  1861  über  Vohnundschaft  7, 
—  vom  11.  August  1836  über  ]^po- 
theken  7,  —  von  1880  über  die  Form 
der  Testamente  7,  —  vom  1.  Dezember 
1836  über  Pfandbestellung  7,  —  vom 
29.  Oktober  1856  (aanxdg  v6fioi)  7,  — 
vom  22.  Januar  1866  für  die  Jonischen 
Inseln  7,  Stempelgesetz  vom  80.  De- 
zember 1887  (1890  und  1892)  7,  —  vom 
28.  Mai  1887  über  die  Aufhebung  der 
Handelsgerichte  10,  —  vom  28.  Juli  1877 
über  die  Besetzung  des  Kassationshofs  12, 
--  vom  23.  Dezember  1892  über  die  No- 
tare 12,  —  vom  5.  Juli  1851  über  die 
Gerichtflferien  12,  —  von  1866  und  1877 
über  die  Kassation  15,  -  vom  1.  Fe- 
bruar 1883  betreffend  die  Zust&ndigkeit 
der  Friedensgerichte  14,  —  vom  28.  Mai 
1887  über  das  Königliche  Haus  21,  — 
vom  27.  Februar  1842,  22.  Februar  1847 
über  die  Rechtsanwaltschaft  28*,  —  von 
1859  betreffend  die  durch  die  National- 
bank betriebenen  Zwangsvollstreckungen 
68,  —  vom  8.  Oktobi^r  1868  für  die 
Immobiliarexekution  in  den  Jonischen  In- 
seln 68,  Handelsgesetzbuch  vom  19.  April 
1835  80,  —  vom  13.  Dezember  1878 
über  das  Konkursrecht  81,  —  vom  6.  Fe- 
bruar 1893  über  den  pr&ventiven  Zwanin- 
vergleich  81.  — -  vom  21.  Dezember  1877, 
19.  JuU  1885,  28.  Mai  1887,  8.  Mai  1891 
über  das  Konsularwesen  112. 

Geständnis 8  40,  gerichtliches  u.,  ausser- 
gerichtliches  —  41. 

Gewfthrschaft,  Einrede  der  —  85. 

Gewohnheitsrecht,  Verordnung  vom 
23.  Februar  1835  über  das  —  7. 

Glftubiger,  Stellung  der  *  im  Konkurs 
83,  86. 

-Glftubigerversammlung  84,  93, 

Glaubhaftmachen  39. 

Handelsgerichte,  Aufhebung  der  — 
durch  Gesetz  vom  28.  Mai  1^7  10. 

Handelsprozesse  66. 

Handelssachen,  Grerichte  ftlr  —  14, 
Vertretung  in  —  21. 

&andelsvertrftge  mit  den  Amerikani- 
schen Vereinigten  Staaten,  Belgien,  Däne- 
mark, dem  Deutschen  Reich,  England, 
Frankreich,  Holland  5,  mit  Italien,  Oester- 
reich,  Persien,  Russland,  SchwedlBn,  Nor- 
wegen und  der  Türkei  6,  provisorischer 
—  mit  Serbien  vom  17.  Juni  1894,  mit 
Belgien  vom  13./25.  Mai  1895.  mit  Aegyp- 
ten  vom  9./21.  Mftrz  1895  1056  f. 

Handlungsfähigkeit,  prozessuale — 17, 

HauptinterventiQu  18. 


Hauptsache,  Gericht  der  —  16. 

Hauptverfahren  9,  32. 

Hauskinder,  Prozessfthigkeit  der  —  18. 

Hansvater,  Einwilligung  des  —  zur  Pro« 
zessführung  18. 

Holland,  Handelsvertrag  vom  10.  Fe- 
bruar 1843  mit. —  5,  desgL  bezüg^lioh 
der  Kautionspfiicht  der  beiderseitigen 
Staatsangehörigen  28,  desgl.  bezügueh 
der  ErbÜhigkeit  derselben  102. 

Honorar  der  Rechtsanwälte  23,  24. 

Hypcrtheken,  Gesetz  vom  11.  August 
1886  über  —  7. 

Immobiliarbeschlag  72. 

Immobiliarklagenl4,  Gerichtsstand  für 
-^  15,  desgl.  für  Ausländer  16. 

Immobilien  als  Kaution  26. 

Inkompetenzeinrede  16. 

Insinuationsbevollmächtigte  22,  Un- 
terbrechung bei  Tod  61. 

Instanz,  Verfahren  in  erster  —  37,  ewei 
Instanzen  für  jede  Sache  9. 

Interdizirte,  Prosessfähig^eitder  — 18^ 

Intervention  18. 

InterventiQnsschriftsats  19. 

Intestaterbfolge  106. 

Inventar,  Einrede  der  Reohtswohlfthat 
des  —  35. 

Inventarrecht  103. 

Jonische  Inseln  7. 

Jonischer  Kodex  vom  22.  Januar  1866  7. 

Italien,  Handelsvertraff  vom  20.  Mars 
bezw.  1.  April  1889  mit  —  6,  desgl.  be- 
züglich der  ProzessfUiigkeit  der  beider- 
seitigen Staatsunterthanen  18,  desgl.  be- 
züghch  der  Kautionspfiicht  derselben  28, 
desgl.  bezü^ich  der  Erbfiüiigkeit  der- 
selben 102,  Konsularvertrag  mit  —  vom 
15./27.  November  1880  über  die  Hinter- 
lassenschaft von  beiderseitigen  Staats- 
angehörigen 109,  desgl.  bezüglich  der 
ürUichen  und  sachlichen  Zuständigkeit 
der  Konsuln  113. 

Kassation  15,  59,  Einlegung  der  —  durch 
den  Staatsprokurator  11,  verfahren  der 

—  60. 
Kassationsfrist  59 
Kassationshof  (zu  Athen)  10,  Besetzung 

des  —  10, 11,  Zuständigkeit  der  —  ll^ 

14,  15,  desgl.  bei  Kompetenzkonflikten 

17. 
Kassationsverfahren  60. 
Kaufmann,  Konkurs  des  —  81. 
Kautionen  26,  —  im  Falle  der  C^pposi- 

tion  gegen  einen  Zf^unnbefehl  27. 
Kautionsfreiheit  des    Ausländers   bei 

Handelsklagen  und  bei  Immobilienbesitz 

im  Inlande  26. 
Kautionsleistung   der  Ansländer   26, 

Einrede  der  —  35. 
Klagänderung  34. 
Klage,  Inhalt  der  —  82,  Erhebung  der 

—  38. 
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Klage,  gegen  den  Fiskus  8,  obligatorischer 
Vergleichsversuch  bei  der  —  32. 

—  betreffend  die  Greschäftsftihrung  des 
KonkursTerwalters  84. 

—  gegen  richterliche  Beamte  18. 
Klageerhebung   durch    Zustellung   38, 

Wirkung  der  —  88. 
Kodex.  Ionischer  —  Yom  22.  Januar  1866 

7,  102. 
Kodizill  104. 

Kollegialgerichte,  Ferien  bei  den  —  12. 
Kollokation  72. 
Kommanditge8ellschaft,Konkur8  einer 

—  98. 
Kompensationsrecht  im  Konkurse  90. 
Kompetenzkonflikte  11. 
Kompromiss  16,  79. 

Konkurs  80 f..  Verfahren  91  f.,  —  der 
offenen  Handelsgesellschaften  und  Kom- 
manditgesellschaften 98,  —  der  Aktien- 
gesellschaften 99,  —  über  einen  Nach- 
lass  99,  Gesetz  vom  6.  Februar  1893 
Ober  präventiven  Zwangsvergleich  auf- 
gehoben durch  Gesetz  vom  7.  August 
1895   1057. 

Konkurseröffnung,  Vuraussetzungen 
und  Wirkungen  der  —  82,  Wirkung 
der  —  auf  schwebende  Processe  61. 

Konkursgericht  82. 

Konkursgläubiger,  Stellung  der  —  88, 
86. 

Konkursrecht,  Quellen  und  Litteratur 
80,  Grundprinzipien  des  —  81,  materiel- 
les —  82,  formeUes  —  91. 

Konkursverfahren  91  f.,  besondere  Ar- 
ten des  —  98. 

Konkursverwalter  84. 

Konkursvollmachten  923. 

Konne;cität.  Einrede  der  —  35. 

Konsulargerichte  zu  Konstantinopel, 
Smyma  Alexandrien  118, 115,  Verfahren 
vor  den  —  116. 

Konsulargerichtsbarkeit,  Allgemeines 
112,  Organ  der  —  115. 

Konsularverträg  vom  13./25.  Mai  1895 
mit  Belgien  1057. 

Konsuln,  Rechtsverhältnisse  der —  116, 
Örtliche  und  sachliche  Zuständigkeit  der 

—  112,   freiwillige   Gerichtsbarkeit  der 

—  118,  Klagen  gegen  —  132. 
Kontumazialverfahren  s.  Versäumniss- 
verfahren. 

Ladung  64. 

Letztwillige  Dispositionen  104. 

Literatur  über  Civilprozess  5,  —  über 
Konkursrecht  80,  ~  über  Erbschafts- 
regulierung 100. 

Litisdenunziation  18. 

Meistbegünstigungsklaufiel  in  ver- 
verschiedenen Staatsverträgen  bezüglich 
der  Kautionspflicht  28. 

Miethsvertag.  Streitigkeiten  aus  dem  — 
14. 


Minderjährige,  Prozess&higkieit  der  — 
18«. 

Minister  des  Aeus<:eren,  ZosteUniig 
im  Auslande  durch  den  —  20. 

Missbilligung  von  Handlangen  der  Be* 
voUmächtigten  23. 

Mobiliarbeschlag  71. 

Mobiliarklagen,  persönliche  und  ding- 
liche —  14. 

Mobiliarnachlassregulierung,  Ver- 
trag mitOesterreich  vom  31.  Mai '  12.  Jnni 
1856  über  die  —  5. 

Mündliche  Verhandlung  38  L,  Vorberei- 
tung der  —  37. 

Mündliches  Audienz ver£üiren  9. 

Mutatio  libelli  34. 

Nachlass.  Regulierung  des  —  105,  desgL 
von  Ausländem  106. 

Nach lass- Konkursverfahren  99. 

Nationalbank,  Zwangsvollstreckungen 
durch  die  —  68. 

Naturalisation  18. 

Nebenintervention  18. 

Nichtanerkennung  von  Handlungen  des 
Bevollmächtigten  23. 

Nichtigkeit,  Fälle  der  —  30.  Einrede 
der  -    36. 

Norwegen.  Handelsvertrag  vom  15.  De- 
zember 1852  mit  —  6. 

Notar.  Befugnisse  der  —  12,  Gesetz 
vom  13.  Dezember  1892  über  die  —  12, 
Klagen  gegen  einen  —  13,  Beiordnung 
eines  —  im  Falle  des  Annenrechts  25. 

Notarifttsordnung  23^ 

Notarielle  Vollmacht  927. 

Notheid  46. 

Nullitäten  s.  Nichtigkeit 

Oeffentlichkeit  der  Verhaadlong  10, 
Ausnahmen  von  der  —  in  Eheschei- 
dungs-  und  Entmündigungssachen  10. 

0 ertliche  Zuständigkeit  15. 

Oestereich.  Vertrag  mit  —  vom  31. 
Mai  12.  Juni  1856  über  die  Mofaüiar- 
nachlassregulierung  5,  desgl.  besQglieh 
der  Zuständigkeit  in  Naenlassstreitig- 
keiten.  desgl.  bezüglich  der  B^gnüerong 
von  Hinterlassenschaften  der  betdersei- 
tigen  Staatsangehörigen  110,  desfrl.  be- 
züglich der  Konsulaigerichtsbarkeit  112. 
Handelsvertrag  vom  30.  Mars/ 11.  April 
1887  mit  —  6,  desgL  bezüglich  der 
Prozessfähigkeit  der  beiderseitigen 
Staatsunterthanen  18,  desgL  besQ^ch 
der  Kautionspflicht  derselwin  28. 

Offene  Handelsgesellschaft,  Kon- 
kurs einer  —  98. 

Officialmaxime  9. 

Opposition  seitens  Dritter  53,  Kantions- 
pflicht  bei  —  gegen  einen  Zahlvngs- 
befehl  27,  —  gegen  Kontumasialarüiale 
51,  —  imZwangsvoUstreckungsverfiidiren 
72  No.  3,  74,  75. 

Ordrepapiere,  Prozesse  über  —  67. 
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Parteien,  Prozessföhigkeit  der  —  17, 
ProzessbeToUm&chtigte  der  —  20,  Bei- 
stände der  —  20. 

Passivlegitimation  als  Erfordemiss  der 
Klage  32. 

Peremtion  62. 

Perem torische  Einreden  85,  36. 

Persien,  Handelsvertrag  Yom  15.  Januar 
1862  mit  —  6,  desgl.  bezfiglich  der 
Kaationspflicht  der  beiderseitigen  Staats- 
nnterthanen  28,  desgl.  bezüglich  der 
Regulierung  yon  Hinterlassenschaften 
derselben  110. 

Personalarrest  66,  74,  Gerichtsstand 
fOr  Streitigkeiten  aus  einem  —  15,  15  K 

Pfandbestellung,  Gesetz  vom  1.  De- 
4E6mber  1836  ttber  —  7. 

Pflichttheilsrecht  105. 

Präsumtionen  41. 

Präventiver Zwangsvergleich  aufgehoben 
1057. 

Prioritätsrechte  im  Konkurse  88. 

Prioritätsverfahren  im  Konkurse  94. 

Prozessbevollmächtigte  der  Parteien 
20. 

Prozesseinreden  s.  Einreden. 

Prozessfähigkeit  der  Parteien  17. 

Prozesskosten  28,  Hohe  der  —  28', 
Kompensation  der  —  28. 

Prozesslegitimation,  Untersuchung 
der  —  von  Amtswegen  18. 

Prozessuale  Angrins-  und  Vertheidi- 
gungsmittel  32. 

—  Fristen  und  Termine  —  31. 
Prokurator,  Falsus  —  22. 
Prorogation  bezQglich  des  Gerichtsstands 

16. 

Protokolle  9,  Fahrung  der  —  durch  den 
Gerichtssekret&r  11,  38. 

Provisorische  Anordnungen  bei  Besitz- 
streitigkeiten 14. 

Provisorischer  Tutor,  Ernennung  eines 

—  durch  das  Friedensgericht  14. 

—  Vollzug  von  voUstreckbaren  Schuld- 
titeln 69. 

Provoeatio  ex  lege  diffamari  20. 
Provokationen  w. 
Provokationsprozess  20. 
Provokationsrecht  20. 
Prozessvollmacht  921,  Formular  einer 

—  921  f.,   Stempel   zur  —  921,   TheU- 
vollmacht  922,  Spezialvollmacht  922. 

Prüfungsveriahren  im  Konkurse  93. 

Quellen  zum  Civilprozess  5,  —  zum  Kon- 
kursrecht  80,  —  zur  Erbschafteregulie- 
rung 100. 

Real arr est.  Gerichtsstand  für  Streitig- 
keiten aus  eini»m  —  15. 

Reassumtion  62. 

Rechnungsprozesse,  Verfahren  in  — 
9,  67. 

Rechtsanwälte  als  Richter  (Suppleanten) 
11,   Klagen    gegen  —  13,    Vertretung 


durch  —  20.  Anstellung,  Funktionen  etc. 
der  —  28,  Beiordnung  von  —  im  Falle 
des  Armenrechts  25,  Kosten  der  —  29. 

Rechtshängigkeit,  Einrede  der  —  35. 

Rechtsmittel  52,  —  bei  Klagen  gegen 
richterliche  Beamte  14,  SpezialvollmMht 
zum  Verzicht  auf  —  und  zur  Einlegung 
ausserordentlicher  —  22. 

Rechtsverweigerung,    Klagen  wegen 

—  13. 

Rechtswohlthat  des  Inventars,  Einrede 
der  —  35,  36. 

—  der  Theilung  und  Ezkussion,  Einrede 
der  —  36. 

Regierungsblatt  6. 

Regulierung  des  Nachlasses,  Verfahren 
behufs  —  105,  —  von  Hinterlassen- 
schaften der  Ausländer  106. 

Rehabilitation  des  Kridars  97. 

Reinigungseid  46. 

Rekurs  der  Anwälte  im  Beschwerde- 
verfahren  an  das  Justizministerium  24, 

—  im  Konkursverfahren  84.- 
Rekusation    der    Gerichtspersonen    12, 

Kosten  der  —  13. 
Rekusationsgesuch,  Vorbringung  des 

Replik,  Frist  zur  —  37. 
Retentionsrecht  der  Bevollmächtigten 

22. 
Richter,  Ablehnung  eines  —  12,  Klage 

gegen  —  13. 
Richterlicher  Augenschein  42. 

—  Beamte,  Klagen  gegen  —  13. 
Russland,  Handelsvertrag  vom  12.  Juni 

1850  mit  —  6,  desgl.  bezüglich  der 
Prozessfähigkeit  der  •  beiderseit^en 
Staatsunteithanen  18,  desgl.  bezOguch 
der  Kautionspflicht  derselben  28;  desgl. 
bezüglich  der  Gerichte  in  Erbschafts- 
streitigkeiten 101.  desgl.  bezüglich  der 
Erbfähigkeit  der  beiderseitigen  Staats- 
unterthanen  102,  bezüglich  der  Regu- 
lierung von  Hinterlassenschaften  dersel- 
ben 109. 

Sachverständige*  Beweis  durch  —  42. 

Schadensersatz,  dvilrechtliche  An- 
sprüche auf  ~  aus  strafbaren  Handlungen 
8,  Pflicht  der  Bevollmächtigten  zum  —  23. 

Schätzungseid  46. 

Schiedseid  45. 

Schiedsgerichte,  Appellhofe  als  U.In- 
stanz fOr  —  14. 

Schiedsrichter,  Klagen  ffegen  —  13. 

Schiedsrichterliches  Vembren  79. 

Schriftliches  Vorverfahren  9,  —  Ver- 
fisJiren  9. 

Schriftlichkeit  der  Parteianträge  9. 

Schriftsätze  9. 

Schweden.  Handelsvertrag  vom  15.  De- 
zember 1852  mit  < —  6,  desgl.  bezüglich 
der  Kautionspflicht  der  beiderseitigen 
Staatannterthanen  28. 
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Sekretftre,  Mitwirkung  Ton  — *  im  CiTÜ- 
▼erfahren  11. 

Sequester  75. 

Serbien,  proTisorischer  Handelsrertntf 
vom  17.  Juni  1894  1057. 

SiegeUnlegungen  66,  Zustindigkeit  der 
Friedensgerichte  bei  ^  14,  —  im  Kon- 
kurse 91,  92,  —  sur  Sicherung  des 
Nachlasses  105. 

SpesialTollmacht,  Pille  der  —  82,  925, 
Formulare  922. 

Staatsanwaltschaft  11. 

Staatsfiskus«  Vertretung  des  —  durch 
den  Finansminister  20. 

Staats  pro  kurator,  Mitwirkung  der  ~ 
im  CÜril  verfahren  11,  37,  ins^sondere 
beiEmennungTonVonnOndem  11  No.V, 
Einlegnng  der  Kassation  durch  den  — 
11,  Ablehnung  eines  —  12,  Klagen  gegen 
einen  —  18,  runktiooen  der  ~  im  Falle 
der  Beschwerde  gegen  einen  Rechtsan- 
walt 24.  Zustellung  im  Auslände  durch 
den  —  80. 

StempelgebQhren  im  Falle  des  Armen- 
rechts  25,  Hohe  der  —  28>. 

Stempelgesetz  vom  90.  Dezember  1887 
mit  Zus&tzen  von  1890  und  1892,  7,  2bK 

Stempeltaxen  29. 

Strafentscheidungen,  Einfluss  von  — 
auf  Civilentscheidungen  8. 

Strafgerichte  8. 

Strafprozessordnung  8. 

Strafsachen  8,  ~  als  Feriensachen  12. 

Streitgenossen,  Veriiftltniss  der  —  sn 
einander  20,  Vertretung  durch  —  21. 

Streitgenossenschaft  19. 

SohneTorhandlunff,  Abschrift  der  er- 
folglosen —  ist  der  Klage  beizuCDigen  38. 

Summarische  Prozesse  64. 

Suppleanten  als  ausserordentliche  Rich- 
ter im  Nothlklle  11. 

Sjndikatsklage  24',  SpeaialTollmaeht 
sur  Anstellung  der  —  2a. 

Termine,  prozessuale  —  31. 

Testamente,  Qesets  vom  Jahre  1880 
aber  die  Form  der  —  7,  Form  der  — 
104,  Publikation  der  '—  104,  im  Aus- 
land errichtetes  -*  104. 

Testamentsvollstrecker  104. 

Testirfähigkeit  104. 

Theilung,  gerichtliche  ~  66. 

Türkei,  Himdelsvertrag  vom  27.  Mai 
1855  mit  der  —  6,  desgL  bezU^Uch 
der  Kautionspflicht  der  beiderseitigen 
Staatsunterthanen  28,  desg^  bezüglich 
der  Regulierung  von  Hinterlassenschaften 
derselben  110,  desgL  bezüglich  der  Zu- 
ständigkeit der  Konsuln  114. 

Tutor,  Ernennung  eines  provisorischen 
—  durch  das  Fnedensgencht  14^  Ein- 
willigung des  —  zur  Prozessftthmng  18. 

Unterbrechung  des  Prosessveriabrens 
61. 


Untergericht  9. 

Urkunden,  Btiweis  durch  —  46,  Er- 
fordernisse der  —  46,  Öffentliche  und 
private  47  No.  3,  Edition  der  —  49. 

ürtheil,  Einrede  des  rechtskräftigen  — 
36,  Erfordernisse  der  —  49,  50,  defini- 
tive, prl^Ksratorische  und  interlokuto- 
rische  —  50,  materielle  Rechtskraft 
der  —  50,  formelle  Rechtskraft  der  — 
50.  Vollstreckung  von  —  68  L,  Voll- 
streckung von  —  ausländischer  Ge- 
richte 76. 

Veräusserung,    Spezialvollmacht     zur 

—  22. 

Vereinigte   Staaten    von     Amerika    a. 

Amerikanische  Vereinigte  Staaten. 
Verfahren,  besondere  Arten  der  —  63^ 

—  vor  den  Friedensgerichten  9,  64,  — 
'   vor  den  Bezirksgeriditsprftsidenten   64, 

schiedsrichterliches  —  79,  summarisches 

—  64,  Wiederautnahme  des  —  57,  — 
im  Konkurse  91,  —  behufs  Regulierung 
des  Nachlasses  105.  —  auf  Bittschriften 
67,  —  im  Rechnnngsprocess  67,  —  vor 
den   Konsulargerichten  116,  —  in  Ent- 

mtlndigungasachen  9,  Schriftlichkeit  des 

—  9. 
Verfassung  5. 

Vergleich  62,  Spezialvollmacht  zur  Ab- 
scUiessung  eines  —  22,  Einrede  des  ^ 
86,  mündlicher  —  38. 

Vergleichsbeamte,  Friedensrichter  als 

—  14. 

Vergleichssohiedsrichter  80. 

Verffleichsversuch,  obligatorischer  32. 

Verhandlung,  mfindliche  37 f. 

Verhandlungsmaxime  9. 

Verjährung  der  Klagen  gegen  richter- 
liche Beamte  etc.  18,  —  des  Appella- 
tionsrechts 54,  Einrede  der  —  36, 
Unterbrechung  der  —  durch  Klag- 
erhebung 33. 

Vermögensverwaltung,  Grericfatsstand 
fOr  fremde  —  15. 

Verordnung  vom  8.  Juli  1888  betreffuLd 
die  Klagen  gegen  richterliche  Beamte 
13,  —  vom  ?7.  Juli  / 10.  November  1836 
betreffend   die  Rechtsanwaltschaft  23  ^ 

—  vom  8.  Mai  1835  aber  die  Gebühren 
der  Rechtsanwälte  23*. 

Versftumnissverfahren  54. 
Versäumnissurtheil  38^ 
Verschwender,  Prozessfthigkeit  d^  — 

18». 
Versteigerung  von  Mobilien  71,  —  von 

Immobilien  72. 
Versteigerungskommissar  75. 
Vertheidigungsmittel,  prozessuale  — 

32. 
Vertheidigungsschrift,  Erfordernisse 

der  —  34. 
Vertheilungsverfahren  im  Konkurse 

95. 
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Verwalt an gsbehOrde,  Einwilligung  der 

—  einer   Gemeinde   oder   Wofalthätig- 
keitsanstalt  zur  ProzeesfQliruDg  18. 

Verwaltungsjurisdiktion  10. 

Verweis  gegen  Anwälte  24. 

Verzugszinsen  von  der  Elageerbebung 
an  83. 

Vollmacht,  Form  der —  21,  Formulare 
zur  Prozess-—  921  f.,  Konkurs —  928, 
Erbschafts —  924,  General —  925.  no- 
tarielle -—  926,  Yor  dem  Konsul  aufge- 
nommene 927. 

Vollstreckungsbefehlfür  anal&ndische 
ürtheüe  77. 

Vollstreckungsklausel,  Ertheünng 
der   —   durch  den  Gerichtsprfisidenten 

11,  —  zur  Erwirkung  eines  Arrestes  79. 
Vollziehungsbefehl  bei  nieht  gericht- 
liehen Vergleichen   und   schiedsrichter- 
lichen Erkenntnissen  69. 

Vorbereitungsfridt  zwischen  der  Ein- 
tragung in  die  Audienzrolle  und  der 
Verhandlung  37. 

Vormundschaft,  Gesetz  vom  17.  August 
1861  über  die  —  7,  11. 

Yormundschaftssachen,  Zuständig- 
keit der  Friedensgerichte  in  ^  14. 

Vorverfahren,  schriftliches  —  3,  32,  37. 

Wahnsinnige,  Prozessfähigkeit  der  — 
18',  Zeugnissunfähigkeit  der  —  44. 

Wechselprozesse  o7. 

Wechsel  Sachen,  Gerichtsstand  der  Aos- 
länder  in  —  17. 

Widerklage,  Gerichtsstand  für  —  15, 
desgl.  Air  Ausländer  16,  Zulässigkeit 
der  —  36. 

Wiederaufnahme  des  Verfahrens  57, 
Frist  zur  —  58. 

Wohlthätigkeitsanstalten,  Prozess- 
fkhigkeit  der  —  18. 

Wohnsitz,  Oerichtsst-and  des  —  15. 

Zahlungsbefehl,  Kautionspflicht  bei 
Opposition  gegen  eiiien  —  27. 

Zeugen,  Ablehnung  von  —  44. 

Zeugenbeweis  48,   Unzolässigkeit  des 

—  43. 
Zeugnisspflicht  43. 
Zeugnissanfähigkeit  44. 
Zeugnissverweigerung,    Folgen    der 

—  43. 

Zuständigkeit,  Ortliche  —  der  Gerichte 
14,  sachliche  —  der  Gerichte  15,  — 
der  Gerichte  in  Erbschaftssachen  101, 
Ortliche  und  sachliche  ~  der  Konsuln 
112. 

Zustellungen  durch  die  Gbrichtsboten 

12,  29,  30,  —  im  Auslände  30. 
Zustellungsbevollmäohtigte  22. 
Zwangsvergleich    im    Konkurse    96, 

präventiver  —  99,  anfgehoben  durch  Ge- 
setz vom  7.  August  1895  1057. 
Zwangsvollstrecknng ,         Voraos- 
setzungeii  der  —  69,  —  aus  Notariats- 


akten 69,  —  aus  schiedsrichterlichen 
Erkenntnissen  und  Vergleichen  69,  ein- 
zelne Arten  der  —  70,  Einwendungen 
gegen  die  —  75,  —  auf  Grund  der  ür- 
theüe ausländischer  Gerichte  76. 

C^roftsbrit  an  n  ien 

siehe  England. 

Itttlien. 

Gerichte,  Zusammensetzonf  der  Tribu- 
nale und  Appellhofe  1056;  Zuständigkeit 
der  Gerichte  gegenüber  firemden  Staaten 
■  1056. 

Monaco* 

Civilprozessordnung,  neue,  theilweise 
in  Kraft  getreten  1056. 

Montenei^ro» 

Armenrecht  332. 

Augenschein  334. 

Ausländer«  Rechtsstellung  der  —  324, 
Prozessfähigkeit  der  — ^0,  Kautions- 
leistung der  —  332,  Nachlass  von  —  343. 

Ausländische  Urtheile,  Vollstreckung  aus 
—  339. 

Berufung  337. 

Beschwerde  338. 

Beweismittel  334. 

Beweisverfahren  334. 

Darlehen,  Spezialvollmacht  zor  Auf- 
nahme von  —  382. 

Eid  335. 

Eideshelfer  334. 

Ehefrau,  Prozessfähigkeit  der  —  330. 

Erbrecht  342. 

Erbschaftsregulierung  341,  343. 

Fiskus,  Erbrecht  des  —  342. 

Frankreich ,  Handelsvertrag  V.  18./30.  Juni 
1892  mit  ~  322  K 

Freundschaftsvertrag  mit  Grossbritan- 
nien 321. 

Friedensrichter  328. 

Geisteskranke,  Bevormundung  von  — - 
327. 

Gerichte,  Organisation  der  —  327. 

Gerichts  böte  333,  Vollstreckung  durch 
den  —  339. 

Gerichtskosten  332. 

Gerichtsprotokoll  337. 

Gerichtssprache  329. 

Gerichtsstand  826. 

Gesellschaften,  Prozessfähigkeit  der  — 
330. 

Gesetzbücher  320. 

Gewohnheitsrecht  322. 

Globa  332. 

Grossbritannien,  Freundschafts-,  Han- 
dels- und  Schiffahrtsvertrag  vom  21.  Ja- 
nuar 1882  mit  —  321. 

Handelsverträge  mit  Ghrossbritannien 
321,  —  mit  ItiOien  822,  —  mit  Frank- 
reich nnd  Serbien  322',  1062. 


1068  Montenegro.  —  Niederlande.  —  Norwegen.  —  Oest-Ung.  Monarchie.  —  Rnmlniett. 


Hnatgemeintchaft  829. 
Intestaterbrecht  842. 
InTontarrecht  341. 
Italien.  Handels-  ond  Schiffahrtsrertnig 

▼om  28.  Mftn  1883  mit  —  822. 
Kapetan  92^. 
Kapetanatsgericht  887. 
Kmet  «■  Orts&l  teste,  als  Friedensrichter 


Kollegialgericht  828. 

Konkursrecht  840. 

Konsnlargerichtsharkeit  848. 

K o n t n m asi r n ng  888. 

Kreisgericht  ^8. 

Literatur  828. 

Milde  Stiftungen,  ProsessAhigkeit  der 

-  880. 

Minderjährige,  HandlnngsfUiigkeit  und 
Vertretung  ron  —  829. 

Nachlassregulierung  841. 

Notherbenrecht  841. 

Obergericht  828. 

ObervormundschaftsbehOrde  329. 

Okrnije  ««  Kreise  828. 

Ortsälteste  als  Friedensrichter  828. 

Peculium  341. 

Perjanik  —  Gerichtsbote. 

Pflichttheil  341. 

Pleme  •«  Stamm,  Stammgebiet  827. 

ProsessboYollmächtigte  881. 

Prosessfähigkeit  der  Parteien  827,  — 
->  der  Ausländer  830,  —  der  Oesell- 
schaften  880,  —der  Ehefrau  880,  — 
der  milden  Stiftungen  830. 

Prosesskosten  882. 

PutTina  *->  Wegegeld. 

Rechtsmittel  387. 

Rechtsvermuthnngen  386. 

Richter  828. 

SachTorständige  884. 

Schenkungen,  SpesialTollmacht  sur  Vor- 
nahme von  —  882. 

Schiedsgericht,  SpesialTollmacht  sur 
Unterwerfung  unter  ein  —  882. 

SchiffahrtflTertrag  mit  Grossbritannien 
821.  —  mit  Italien  322. 

Serbien,  Handelsvertrag  vom  1./18.  Mai 
1891  mit  —  322». 

Sondergut  84. 

Spezialvollmacht  882. 

Stiftungen,  Prozessf&hi|^eit  von  milden 

—  880. 
Testamente  341. 
Testirfreiheit  341. 
Urkunden  884. 
Urtheil  886. 
Verfahren  383. 

Vergleich,    Spezialvollmaoht    sur    Ab- 

schliessung  eines  —  332. 
Verpachtung,   Spezialvollmacht  zur  — 

von  ImmoMiien  832. 
Verpfändung,   Spezialvollmacht  zur  — 

von  Immobiüen  332. 


Verschollene,  Vormund  Mr  —  329. 
Verschwender  329. 
Volljährigkeit  329. 
Vollmacht  329.  Formular  987. 
Vormnndschaftsbestellung  329. 
Vormundschaftsgericht  3a>. 
Wegegeld  388. 

Zadruga  «»  Hansgemeinsdiaft  829. 
Zeugen  324. 

Zuständigkeit  der  Gerichte  328. 
Zwangsvollstreckung  338,  — ans  aus- 
ländischen Urtheilen  339. 

K  Ie4eriam4e. 

Ausländerkaution,     Befreiungen    von 

derselben  aufgehoben  1055. 
Civilprozessgosetz,   neues,   1.  Januar 

1897  in  Kraft  getretm  1054. 
Konkurs  Ordnung,   neue,   1.  September 

1896  in  Kraft  getreten  1055. 
Literatur  1055. 

sielie  DänemariE. 
OeBicFmftichlaeh  -  Vaiirajrlaelie 


BOrsenschiedsgerichte,     1.    Februar 

1896  in  Kraft  getreten  1052. 
Civilprozessgesetse,    Givilprozessord- 

nung  u.  Jurisdiküonsnorm  v.  1.  August 

1895,  Exekutionsordnung  vom  27.  Mai 

1896.  Gerichtsorganisationsgesetz  und 
Gewertiegerichtsoi^ung  vom  27.  No- 
vember 1896  treten  spätestens  am  1.  Januar 
1898  in  Kraft  1052. 

Ungarn,  Kautionsfreiheit  in  Wechsel- 
sachen 1053;  Kautionsfreoheit  einer  aus- 
ländischen in  Ungarn  im  Handelsr^ister 
eingetragenen  Huidelsgesellsdiaft  1053; 
Kantionspflicht  Osterreichisclier  Staats- 
bOrger  in  Ungarn  1053. 

SnaiAaifcm« 

Absondernngsansprtiche  im  Konkurs 
170. 

Actions  r^conventionelles  =«  Wider- 
klagen. 

Ac^iuni  reconventionale  =  Wideridagen. 

Ad  Joint  de  jnge  de  paix  126. 

Adjoint  du  greffler  127. 

Adjudecatar= Ersteher  bei  einerZwangs- 
versteigerung. 

Adjunkt  des  Friedensrichters,  Stellung 
und  Befugnisse  der  —  126. 

Ad  opticus  Sachen,  Zuständigkeit  der 
Friedensrichter  in  —  133. 

Advokaten  138,  VoUmatdit  der  Ausländer 
an  rumänische  —  131,  138,  178,   928  L 

Advokatengebnhren  168. 

Ajntor  de  ^fii  127. 

Ajutor  de  judecator  de  pace  126. 

Akkord  s.  Zwangsvergleicb. 
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Aktien,  Stempelpflicht  der  —  167  ^ 

Aktiengesellfchaften,  Konkara  der  — 
180. 

Amerika,  Konsularvertrag  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nord-  —  Tom 
5./17-  Joni  1B81  über  die  Regolienmg 
der  Hinterlassenschaften  der  beider- 
seitigen Staatsangehörigen  191. 

Anfechtung  von  Handlungen  des  Kii- 
dars  173. 

Anw&lte  138. 

Appell  8.  Berufung. 

Appellhof  127,  128,  —  als  Berufungs- 
gericht gegen  Entscheidungen  der  Tribu- 
nale 134. 

Armenrecht  der  Parteien  137,  —  der 
Ausländer  187. 

Armuthszeugniss,  Ausstellung  eines  — 
durch  den  Bürgermeister  der  Gemeinde 

'  unter  Visirung  des  Generalkassirers  des 
Kreises  137. 

Arrest  s.  Beschlagnahme,  PfUndung, 
Sicherheitsarrest. 

Augenschein  141. 

Ausland,  Notariatsbefugnisse  der  Ge- 
sandten, Gesandtsehafbssekräre  und  Kon- 
suln im  —  131,  928. 

Ausländer.  Hinterlassenschaft  der  —  189, 
ProzessYoUmacht  von  —  an  rumftnische 
Advokaten  131, 138, 178,  928  f.,  Prozess- 
fähigkeit  der  —  136,  Kautionspflicht  der 
—  136,  Armenrecht  der  —  137,  Erbfähig* 
keit  der  —  182,  —  als  Konkursffl&ubiger. 

Authentifizirte  Urkunden  130. 

Authentifizirung  von  Urkunden  129, 
929. 

Authentische  Urkunden  130. 

Barou  =  Korporation  der  Advokaten. 

Belgien,  Rechtshülfekonvention  vom 
4.  März/ 20.  Februar  1881  mit  —  über 
das  Armenrecht  der  beiderseitigen  Staats- 
angehörigen 137,  Konsularvertrag  mit  — 
vom  31.  Dezember  1880/12.  Januar  1881 
über  die  Regulierung  von  Hinterlassen-. 
Schäften  der  beiderseitigen  Staatsange- 
hörigen 191. 

Berliner  Vertrag  vom  13.  Juli  1878  be- 
züglich der  Konsulargeriditsbarkeit  192. 

Berufung  gegen  Urtheile  erster  Instanz 
144,  Form  der  -  145. 

Be'schlaglegung  eines  Schiffes,  Klagen 

und  Anträge  auf  —  153. 
Beschlagnahme  von  Immobilien  160, 
Antrag  auf  Anordnung  der  —  auf 
Grund  civiLrechtlicher  Forderungen  153, 
provisorische  —  der  Einkunft  eines 
Grundstücks  158.  desgl.  auf  Grund  einer 
vollstreckbareii  Urkunde  158,  provi- 
sorische —  zur  Sicheruni^  160,  Objekte, 
die  von  der  —  ausgeschlossen  sind  159. 
Beweismittel  141,  —  im  Handelsprozess 

154. 
Beweistheorie  141. 


Beweisverfahren  141. 

Bürge.  Anrufung  eines  ^  als  Einrede 
—  140. 

Bürgerliches  Gesetzbuch  vom  4.  De- 
zember 1864  123. 

Bürgermeistereikanzlist,  notarielle 
Befugnisse  des  —  130. 

Casa  de  Depuneri  fi  Gonsemna^iuni  «s 
Depositen-  und  Sparkasse  (Gesetz  vom 
1.  Dezember  1864)  147  ^ 

Cautio  iudicatnm  solvi  141. 

Caufinne  ««  Sicherheitsleistung. 

Oercetäri  locale  127. 

Cereri  as  Anträge. 

Certificat  de  panpertate  «»  Armuths- 
zeupfniss  137. 

Certificat  d*indigenee  «b  Armuthszeug- 
niss 137. 

Civilprozess,  litteratur  zum  —  123. 

Civilprozessordnung  vom  11.  Sep- 
tember 1865  123. 

Civilrecht  128. 

Codice  civil  vom  4.  Dezember  1864  128. 

Codice  de  comercin  vom  16.  April  1887 
124.  153. 

Godul  silvic  «  Waldgesetz. 

Comisiuni  rogatorie  «  Requisitions* 
schreiben  131 C 

Commissions  rogatoires  ^=  Requisitions- 
schreiben  131^. 

Consilieri  ==  R&the. 

Consiliü  de  disciplinä  =  Auüiichttrath 
oder  Ausschuss  der  Advokaten  138. 

Curte  de  apel  =»  Appellhol 

Curte,  inalta  -  de  Cafatie  fi  Jusfitie  «= 
Kassationshof. 

Decan  »=  Vorsitzettder  des  consiliü  de 
disciplinä  138. 

Deklinatorische  Einreden  140. 

Descentes  sur  les  lieux  126. 

Deutsches  Reich,  Handels-,  Zoll-  und 
Schiffahrlsvertrag  mit  dem  —  vom 
21.  Oktober  1893   über    die  Konsular- 

Serichtsbarkeit  192. 
atorische  Einreden  140. 

Distriktstribunal  »=  Tribunal. 

Dorfgerichte  125^ 

Dorfbürgermeister,  notarielle  Befug- 
nisse des  '—  130.  Legalisirung  von 
Heirathsverträgen  durch  den  —  130. 

Dorfgeschworene  125^ 

Dorfnotar  130. 

Ehefrau,  Rechte  der  —  im  Konkurse 
des  Ehemannes  172,  Prozessfthigkeit 
der  —  135,  Erbantretung  der  —   182. 

Eid  141. 

Einrede  140,  deklinatorische  —  140,  dila- 
torische —  140,  —  formeller  Nullität 
140,  —  der  Litispendenz  140,  —  der 
Inkompetenz  140,  —  der  Konnexität  140. 

Einspruch  gegen  Versäumni ssurtheile 
142.  —  ge^en  ein  Konkursurtheil  174. 
—  gegen  die  Zwangsvollstreckung  159. 
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Runliiieii. 


Einseirichter  ■.  Friedensrichter. 
England,  HandeUkonTention  mit  —  vom 

24.  MArz/6.  Anril  1880  über  die  Reffu- 

liemng    von    ninterlassenschaften    der 

beiderseitigen  Staatsangehörigen  191. 
Enqnttes  locales  126. 
Srbantretnnff  182,   —  der  Franen  182, 

der  Miadeijahrigen  182. 
Erbeinweisnng  182. 
Erbfähigkeit  182.  —  der  Aosl&nder  182. 
Erbfolge  181. 
Brbkiagen  182. 
Erbschaftsabhandlungen  182. 
Erbschaf  tsregnliernng  18tZaBtandig- 

keit  der  Gerichte  bei  der  —  181. 
Erbsehaftsstener  188. 
ErbschaftsTollmaoht  988. 
Erbtheilangsklagen       Ifindeijahriger 

186. 
Erbanwflrdigkeit  182. 
Brgänsangsriohter,  Befogniss  des  — 

bei  dem  Tribonal  181. 
BrOffnnngSTerfahren  im  Konkurs  17i. 
Esceptiuni  »  Einreden. 
Examen  du  fond  einer  kassirten  Sache 

durch  einen  anderen  Appellhof  184. 
Exe ^8  de  pouToir  »  GeseteesTerletsnng 

132.  134. 
Exc^s  de  potere  »■  OesetsesTerietzung 

132,  134. 

Exekution  8.  Vollstreckung,  Zwangsvoll- 
streckung. 

Familienrath,  Ermftchtigung  Minder- 
jähriger cur  FQhmng  von  Ei^theilungs- 
Idagen  und  von  Prozessen  Ober  Immo- 
bilien durch  den  —  135. 

Formula  estcutoril  «•  VoUstreckungs- 
klansel. 

Frachtbriefe,  Stempelpfiieht  von— 167^ 

Friedensrichter,  Geseti  Ober  die  — 
vom  1./18.  September  1879  131,  desgl. 
vom  4./6.  Mfirz  1894  123.  125,  Thitig- 
keit  der  —  als  Einseirichter  124,  ISS, 
Kompetenz  der  —  181  f.,  Aufnahme  von 
Mobiliarobligationen,Prozessvollmachten. 
und  auf  Jahrmftckten  i^geschlossenen 
Vertragen  180,  —  als  Vonnundschafts- 
behOrde  132,  —  als  Stnfrichter  bei 
Körperverletzungen,   Beleidigungen  etc. 

133,  ZustKttdigkeit  der  —  bei  Erbklagen, 
Erbeinweisungen,  Erbschaftsabhandlun- 
gen  132,  desgl.  in  Klagen  wegen  Be- 
schädigungen  u.  s.w.   132,  in   Klagen 

-  wegen  Grenzverrückung  u.  s.  w.  183,  in 
Adoptionssachen  133,  Versäumnissver- 
iahren  vor  dem  —  143,  —  in  Handels- 
sachen 152.  An  die  Stelle  des  Friedens- 
richtergesetzes vom  4./16.  Mftrz  1894  ist 
ein  nesM  Frledensrlehtcrgesets  am 
1./13.  Juli  1896  in  Kraft  getreten. 
Fristen,  zur  Einlegung  der  Opposition 
143,  zur  Einlegung  der  Berufung  144, 
~   zur  EinlSgung   des  Rekurses    147, 
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desg^  im  Konkurse  156,  —  zur  Ein- 
legung  der  Revision  151,  —  in  Handels- 
sachen 156,  —  zur  Aufoahme  des  Eib- 
schaftsinventars  184. 

Garalnt  in  cauzi  =  Bürge. 

Gegenklagen  vor  dem  Friedensriditer 
133. 

Generalvollmacht  934. 

Gerichte,  Eintheilung  der —  125 f^  Zu- 
ständigkeit der  —  131 U  153,  desgL  der 
früheren  Dorfgerichte  125',  desgl.  bei 
den  Erbschaftsregulierungen  181. 

Gerichtskosten  165. 

G  e  ri  c  hts  s  c  h  r  e  i  b  e  r,  Protokollirnng  durch 
den  —  139. 

Gerichtssprache  135. 

Gerichtsverfassung  125. 

Gerichtsverfassungsgesetz  vomL/13. 
S^tember  1890  124,  129,  152. 

Gerichtsvollzieher,  ZusteUungsgebühr 
der  —  131 ',  Befreiung  von  d«n  — Ge- 
bühren im  Falle  des  ArmenreditB  137, 
Gebühren  des  —  für  Vorladungen  139, 
Zustellung  von  Urtheilen  durch  den  — 
140,  Vollstreckung  durch  den  —  157, 
Reglement  der  —  vom  26.  November 
1865,  31.  März  1866,  3.  Dezember  1867 
139*,  157*. 

Gesetze  über  die  Friedensrichter  vom 
1./13.  September  1879  und  4./6.  März 
1894.  —  vom  9.  März  1879  betreffend 
die  Dorf-  und  Bezirksgerichte  125,  Anm. 
1  und  2,  desgl.  bezüglich  der  Zwangs- 
vollstreckung 157,  —  vom  1./13.  Sep- 
tember 1890  über  die  Gerichtsverfassung 
124,  129,  152,  —  vom  24.  Januar  1861 
über  Gerichtsorganisation  129,  —  vom 
1./18.  September  1886  über  Authentifi- 
zirung  von  Urkunden  129,  131  ^  157, 
—  vom  1./13.  Januar  1887  über  die 
Kompetenz  der  Tribunale  130,  —  vom 
21.  März  1873  über  Organisation  des 
Mioisteriums  des  Aeussem  131',  Stem- 
pel —  vom  31.  Juli  1881  131»,  166«, 
Wald  —  vom  24.  Juni  1881  und  4.  Juni 
1892  133,  134,  —  vom  1.  Dezember 
1864  über  die  Depositen-  und  Sparkasse 
147  ^  -  vom  24.  Januar  1861  über  den 
Kassationshof  150*,  148  S  ',  —  vom 
26.  November  1865  über  Gerichtsvoll- 
zieher 157*,  vom  1.  März  1881  160», 
Ver&ssungs  —  vom  13./25.  Oktober  1879 
IföfPViedensrichtergesetz  vom  1./13.  Juni 
1896  1057,  Konkursgesetz  vom  20,  Juni 
bezw.  2.  Juli  1895  1057  f. 

Geständniss  142. 

Gläubigerausschuss  im  Konkursver- 
verfahren  175,  avfgeliobeB  1058. 

Gnadentermin  155. 

Grefier  s.  Gerichtsschreiber,  Kanzleivor- 
stand. 

Handelsabtheilung  bei  den  Gerichten 
152. 


Rumänien. 
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Handelsbeisitzer,  Abschaffiing  der  — 
152. 

Handelsbücher,  Führung  der  —  155. 

Handelsgerichte  151,  sachliche  und 
örtliche  Zuständigkeit  der  —  153,  Tri- 
bunale. Friedensrichter,  Kassationshof, 
Appellhof  als  —  158. 

Handelsgesellschaften,  Eonkurs  der 

—  180. 
Handelsgesetzbuch  vom  16.  April  1887 

S.  124. 

Handelsklage,  Vollmachtsformular  932. 

Handelskonvention  mit  England  vom 
24.  März,  15.  April  1880  über  die  Re- 
gulirung  der  SSnterlassenschaften  der 
beiderseitigen  Staatsangehörigen  191. 

Handel  sprozess,  Beweismittel  und 
Rechtsmittel  im  —  154. 

Handelssachen,  Verfahren  in  —  151, 
Kassation  in  —  126,  Fortfall  der  Kau- 
tionspflicht in  —  137,  Friedensrichter 
in  —  152,  YersäumnissTerfahren  in  — 
143,  Sicherheitsarrest  in  —  161,  Ge- 
suche in  —  sind  an  den  Primpräsiden- 
ten zu  richten  152. 

Handelssektionen  bei  den  Gerichten 
153. 

Handelsverträge  s-  Handelskonvention, 
Konsularverträge. 

Handels-,  Zoll-  und  Schiffahrtsvertrag 
mit  dem  Deutschen  Reich  vom  20.  Ok- 
tober 1893  über  die  Konsulargerichts- 
barkeit 192. 

Handlungsfähigkeit  als  Erfordemiss 
der  ProzessfUhigkeit  133. 

Hinterlassenschaft  der  Ausländer  189. 

Hinterlegung,  Aufschub  der  Exekution 
durch  —  bei  d(jr  Depositen-  und  Spar- 
kasse 147. 

Hotärire  =  Urtheil. 

Inaita  Gurte  de  Cafatie  fi  de  Justitien 
Kassationshof. 

Inamovibilität  129. 

Inkompetenz,  Einrede  der  —  140. 

Intestaterbfolge  184. 

Inventar,  Errichtung  eines  —  für  die 
Nachlassregulierung  183,  Frist  zur  Auf- 
nahme des    -  184,  Rechts  wohl  that  des 

—  183. 

Italien.  Kousularvertrag  mit  —  vom 
5./ 17.  August  1880  über  die  Vollstreckung 
von  Urtheilen  185  \  163.  desgl.  bezüg- 
lich des  Armenrechts  137,  desgl.  be- 
züglich der  Regulierung  von  Hinter- 
lassenschaften der  beiderseitigen  Staats- 
unterthanen  190. 

Judecätor  de  pace  =  Friedensrichter. 

Judecätor  de  ocol  »=  Friedensrichter. 

Judecätor  deinstruc^ie  ==  Untersuchungs- 
richter. 

Judecätor  supleant  =  Ergänzungsrichter. 

Jude  comisar  ■=  Konkurskommissar. 

Jude  instractore  =  Untersuchungsrichter. 


Juristische  Personen,  ProzessfiLhigkeit 

der  -  156. 
Kanzleibeamte  des  Friedensrichters  126. 
Kanzleivorstand    des    Tribunals    127, 

—  im  Konkursverfahren  176. 
Kassation s ho f,  Besetzung  des  —  128, 

—  zu  Bukarest  126,  Rekurs  vom  Appell- 
hof an  den  —  134. 

Kassationsinstanz,  Besetzung  des  Tri- 
bunals in  der  —  127. 

Kassationsrekurs  134,  147. 

Kaufmann,  Konkurs  des  —  168. 

Kautionspfiicht  136,  Fortfall  der  — 
in  Handpissachen  137. 

Kommanditgesellschaft,  Konkurs  der 

—  180,  ProzessÄhigkeit  der  —  136. 

Kommissar  =  Konkursrichter. 

Kompensation  im  Konkurse  173. 

Konkordat  178,  —  der  Aktiengesell- 
schaften 181,  1058. 

Konkurs,  Rechte  der  Ehefrau  im  —  des 
Ehemanns  172,    —  der  Kaufleute   168, 

—  der  offenen  Handelsgesellschaften 
180,  —  der  Kommanditgesellschaften 
180,  —  der  Aktiengesellschaften  180, 
Verfahren  des  —  174,  Rechte  des  Ver« 
kaufskommittenten  im  —  des  Verkaufs- 
kommissionärs 171. 

Konkurseröffnung,  Voraussetzungen 
der  —  168,  Wirkungen  der  —  169,  — 
durch  Urtheil  174. 

Konkursforderungen,  deren  Abtretung 
nach  Konkurseröffnung  unzulässig  1058. 

Konkursgericht  174. 

Konkurskommissar  175,  177,  1058. 

Konknrsrecht,  materielles  —  168,  for- 
melles -     174,  1057,  Literatur  168». 

Konkursrichter  178.  ^ 

Konkursurtheil  174.  ^ 

Konkursverwalter  171,  Bestellung  des 
■—  174,  Befugnisse  des  —  175,  jet«t 
Blehter-Syndikas  1058. 

Konkursvollmacht  932. 

Konnexität,  Einrede  der  —  140*. 

Konossemente,  Stempelpfiichtigkeit  der 

—  167*. 

Konsulargericht,  Gerichtssprache  vor 
den  rumänischen  —  135. 

Konsularreglement.  rumänisches  — 
135». 

Konsularv  er  träge:  mit  Italien  17./29. 
August  1880  Ober  die  Vollstreckung 
von  Urtheilen  163^  135*,  desgl.  bezüg- 
lich der  Regulierung  von  Hinterlassen- 
schaften der  beiderseitigen  Staatsange- 
hörigen 190,  desgl.  bezflglich  des  Armen- 
rechts derselben  137:  mit  Belgien  vom 
31.  Dezember  1880/12.  Januar  1881,  mit 
den  Vereinigten  Staaten  vom  5. '17.  Juni 
1881  und  mit  der  Schweiz  vom  14.  Fe- 
bruar 1880,  über  die  Regulierung  von 
Hinterlassenschaften  der  beiderseitigen 
Staatsunterthauen  191. 
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Rumtoiftn. 


Krttitgerioht  «  TribimaL 

Landgericht  «  Tribunal. 

Legnlisirung,  Legalisnre  von  Ur- 
kunden 131. 

Literatur  Ober  GiTilproseas  128,  124, 
Aber  ^  Konkursrecht  168'.  Aber  Voll- 
streckung fremder  UrtheUe  161'. 

Litispendens,  Einrede  der  —  140. 

Maffia trature  assiaae  129. 

Meiatbegttnstigungsklauael  mit  Bel- 
gien^ Schweix,  England  und  den  Yer- 
einigten  Staaten  Ton  Amerika  besfi|^eh 
der  Regulierung  Ton  Hinterlasaenschiuten 
der  betreifenden  Staataunterthanen  191. 

MiethsTertrftge,  Auflösung  der  —  im 
Konkurse  169. 

Minderjährige,  Erbantretung  Ton  — 
182,  £nn&chtigung  von  —  surFflhrung 
Yon  Erbtheilungsklagen  und  von  Pro- 
sesaen  Aber  Immobilien  dureh  den  Fa^ 
milienrath  185. 

Moratorium  im  Konkurse  169. 

Mflndliohe  Verhandlung  139. 

Nachlassregulierung  181  f. 

Nichtigkeitsbebchwerde  135,  147. 

NiederlassnngSTertraff  mit  Italien 
Tom  17./29.  August  1880  —  Konaular- 
▼ertrag  mit  Italien. 

Notar  ■■  Bflxgermeistereikaniliat  180. 

Notariat  129. 

Notariatssektionen  bei  Tribunalen. 

Nutitäti  de  proceduri,  Einrede  der  — 
140. 

0  e  st e  rre i c  h  •  U  n  ga rn ,  Vereinbarung  mit 

—  vom  25.  August,  1-  September  1871 
Aber  die  Vollstreckung  von  Urtheilen  164. 

Opositie  SS  Einspruch. 

Opnoaition  »^  Einspruch. 

Oraonalfa  de  a4judecare  « Eigenthums- 
Urkunde,  welche  Aber  den  Zuschlag  bei 
derZwangsTorsteigerung  ausgestellt  wird, 
148,  Kassation  der  —  149. 

Organisationsgesets  vom  24.  Januar 
1861   129. 

Parchet  «»  Staatsanwaltschaft. 

Pariser  Vertrag  vom  18.^.  Min  1856 
192. 

Parteien,  Processfthigkeit  der  —  135, 
Kautionspflicht  der  —  136,  Armenrecht 
der  ~  137,  Bevollmftchtigte  der  —  138. 

Peremtion  145. 

Pfftndung  der  Immobilien  160,  —  Ton 
Forderungen  159.  —  auf  Grund  toU- 
streckbarer  Urteile  oder  Urkunden  159, 

—  von  EinkAnften  aus  einem  Grund- 
stück 158,  —  durch  den  Gerichtsvoll- 
zieher 158,  Objecto,  die  von  der  —  aus- 
geschlossen sind  159. 

Pflichttheilserben  186. 

Pflichttheilsrecht  186. 

Polizeichefs,  Polizeikommissftre, 
Beglaubigung  von  Rechnungen  und  Fak- 
turen durch  —  131. 


I 


Poprire  =  Beschlagnahme. 

Portirel  «*  Gerichtsvollneher. 

Präsident  des  Tribunals  127,  —des  Apell- 
ho&  128,  —  des  Kassationsholi  128. 

Prefedinte  «»  Priaidenb. 

Primarul  oomunei  rurale  « 
meister. 

Primpre^edinte  ««  Primprftsident 

Primprocuror  as  Chef  der  Staataan- 
waltachaft  bei  den  Tribunalen  129. 

Procedura  dvili  vom  11.  September  1866 
123,  125. 

Procura  autonticft  ■«  authentische  Voll- 
macht 131.. 

Procnror  «  Staataanwalt  129. 

Procuror-general  =  Chef  der  Staats- 
anwaltschaft bei  dem  Apellhof  und  bei 
dem  Kaaaationshof  129. 

Prosessfihigkeit  der  Parteien  135.  — 
der  Ehefrauen  135,  —  der  MindeijihzigeA 
185,  —  der  juristischen  Personen  136, 

—  der  Auslinder  136. 
Prosesskosten  165. 

P ro  z e  s SV o  1 1  m ac h te n  der  Auslinder  181, 
Formular  931. 

Prflfungstermin  im  Konkurs  174. 

PrQfungs verfahren  im  Konkurs  176. 

Quellen  s.  Literatur. 

Rithe  des  Appellhofe  und  des  Kassations- 
hofs 128. 

RechtshAlfekonvention  mit  Belgien 
vom  4.  Mira  /  20.  Februar  1881  Aber  die 
Zulassung  der  beiderseitigen  Staataunter- 
thanen sum  Armenrecht  137. 

Rechtskraft  145. 

Rechtsmittel,  ausserordentliche  — 147, 

—  im  Handelsprocess  154. 
Rechtswohlthat  des  Inventars  183. 
Regulierung  des  Nachlasses,  Verfahren 

behuÜB  —  187. 

Rekurs  vom  Tribunal  an  den  Kassations- 
hof 132,  Zulisug^eit  des  —  147,  Form 
und  Frist  des  —  147,  Wirkung  des  ~ 
147,  GrAnde  des  —  147,  bei  Zwangs- 
versteigerung von  Grundstflcken  148. 

Requisitionsschreiben  131  ^ 

Revendica|iunea=sRAckfordening8recht 
im  Konkurse  170. 

Revision,  Zulissigkeit  der  —  149,  150, 
Frist  zur  Einlegung  der  —  151,  Wir- 
kung der  —  151. 

Richter-Syndikus  ist  an  Stelle  des 
frAheren  gewihlten  Konkursverwaltns 
getreten  1058  f. 

Russland.  Vertrag  vom  12./24.  Mirz  1894 
mit  —  Aber  die  Requisitionen  der  Tri- 
bunale 131  >. 

Sachverstftndige  141. 

SchiedssprAche.  Vollstreckung  firemder 
-  165. 

Schiffskapitftne,  Klagengegen  —  153. 

Schweiz,  Konsularvertrag  mit  der  — vom 
14.  Februar  1880  Aber  die  Regulierung 
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Yon  Hinterlassenschaften  der  beiderseiti- 
gen Staatsangehörigen  191. 

Sectinni  ==  Kammern  der  Tribunale  127« 

Sectiune  de  notariat  190. 

Sec^iunile  unite  =  vereinigte  Senate  des 
Eassaüonshofs   128,  Zuständigkeit  der 

—  148. 

Senate  des  Appellhofs  und  des  Kassations- 
hofs 128. 

Sentinfa  =  Ürtheil. 

Sicherun|^  des  Nachlasses  189. 

Sicherheitsarrest  160,  —  in  Handels- 
sachen 161. 

Siegelung  des  Nachlasses  189. 

Sin  die  =  Konkursyerwalter  171. 

Staatsanwaltschaft,  Stellung  der  — 
im  Zivilprozess  129. 

Stempelgesetz  vom  81.  Jul  1881  181 S 

—  Stempel  für  Vorladungen  139,  vgl. 
auch  Stempelpflicht. 

Stempelpflicht  für  Klagen  166,  —  fOr 
Frachtbriefe  und  Konnossemente,  Ver- 
träge. Wechsel,  Aktien,  Obligationen, 
Anleihetitres  etc.  167  ^ 

Stoppage,  right  of  —  170. 

Strairichter,  Friedensrichter  als  —  138. 

Substitut  duprocureur  =  Staatsanwalts- 
gehülfe  129. 

Supralicitare  —  zweite  Versteigerungs- 
tagfahrt bei  der  Zwangsyersteigerung 
eines  Grundstücks. 

Termine,  Anberaumung  von  —  auf  Er- 
suchen der  Partei  139. 

Testamente  185. 

Testamentsvollstrecker  186. 

Testirfähigkeit  185, 

Titlu  esecutoriü  *='  159. 

Tribunal  126,  Besetzung  des  —  127, 
desgl.  in  der  Kassationsinstanz  127  a.  E., 
Zuständigkeit  des  —  127,  134,  Kanzlei- 
vorstand  des  — 127,  Präsident  des  — 127. 

Tribunal  de  district  126. 

Tribunal  de  judet  126. 

Tribunalspräsident,  Delegierung  eines 
Adjunkten  zu  einem  anderen  Fnedens- 
gericht  durch  den  —  127. 

Ungarn  s.  Oesterreich-Ungam. 

Urkunden,  Authendfizirung  von  — 129. 

Urkundenbeweis  141. 

ürmärire  =  Verfolgung  auf  Grund  voll- 
streckbarer Urtheile  oder  vollstreckbarer 
Urkunden  159. 

Urtheile,  Vollstreckung  fremder  — 161. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika  s. 
Amerika. 

Verfahren,  mündliches  und  öffentliches 

—  139,   Fälle  des  schriftlichen  —  139, 

—  in  I.  Instanz  139  f.,  —  in  11.  Instanz 
144,  —  in  Handelssachen  151  f.,  —  im 
Konkurse  174  F.,  —  behufs  Regulirung 
des  Nachlasses  187. 

Verfassung,  rumänische  —  vom  13./25. 
Oktober  1879,  183. 

LKtKB  V.  LoBWBvrsLD,  BeehtSTerfolpuig.  U. 


Verhandlung,  mündliche  —  139. 

Verjährung  des  Appells  146. 

Versäumnissverfahren  142. 

Vertheilungsverfahren  im  Konkurse 
176. 

Vollmachten.  Form,  Uebersetzung,  Le- 
galisirung  928  f.,  Formulare  928  f. 

Vollstreckung  von  Urtheilen  146,  — 
von  fremden  Urtheilen  161,  Aufschub 
der  —  durch  Hinterlegung  147,  —  in 
ein  Grundstück  158,  —  in  Forderungen 
158,  —  durch  die  AdministrativbehOrde 
157. 

Vollstreckungsklausel  146,  157,162, 

—  bei  authentischen  Urkunden  157,  Er- 
theilung  der  —  durch  den  Friedensrichter 
157. 

Vorladungen  189. 

Vorläufige  Vollstreckbarkeit,  FäUe  der 

—  gegen  oder  ohne  Sicherheitsleistung 
146. 

Waldgesetze  vom  24.  Juni  1881    und 

4.  Juni  1892,  133  a.  E.  134. 
Widerklage  vor  dem  Friedensrichter  133. 
Zahlungseinstellung  174. 
Zeugen  141,  —  im  dmdelsprozess  155. 
Zuständigkeit  der  Gerichte  131,  —  der 

Handelsgerichte  153,   —   der  Konsulaiv 

gerichtsoarkeit  192,  -*  der  früheren 
^orfgerichte  125',  —  der  Gerichte  in 
NacMassregulirungen  181. 

Zustellung  von  gerichtlichen  Schrift- 
stücken 131  ^ 

Zustellungsgebühr  des  Gerichtsvoll- 
ziehers 131  ^ 

Zwangsvergleich  178,  1058« 

Zwangsversteigerung  von  Grund- 
stücken ans  einem  Urtheile  148,  Auf- 
hebung der  —  durch  Rekurs  148,  149. 

Zwangsvollstreckung  156,  —  auf  Par- 
teibetrieh  157,  Einspruch  gegen  159 ;  vgl. 
auch  Vollstreckung. 

Bnssland« 

Abgaben,  geschuldet  an  Fiskus,  Kirchen, 
Öffentliche  Anstalten,  Stadtkassen  für  das 
laufende  und  verflossene  Jahr  ffeniessen 
Vorzugsrecht  im  Konkurs.  Polen:  767; 
Ostseeprovinzen  700;  Russland  704,  705. 

Absonderungsrecht  im  Konkurs  696, 
Befreiung  der  Absonderungsberechtigten 
in  den  Ostseeprovinzen  von  der  An- 
meldepflicht 693;  im  russischen  Reich 
703,  Faustpfandgläubiger  705,  706«. 

Abwesende,  Gutachten  des  Prokureurs 
in  deren  Prozessen  584. 

Administrativbeamte,  Klagen  gegen 
dieselben  587. 

Administrative  Beschwerde  570.  666. 

Adzitation  eines  Dritten  im  Prozess 
596,  668. 

Aktiengesellschaft,  Le^timation  de» 
Vertreters  im  Prosess  6(S. 
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Anfechtbarkeit  der  sehn  T«||^  tot  der 
KonknrMrOffi&uiiff^Tom  OemeiAechnldiier 
TorgeBommeneii  Uendliuigeii  08S,  696. 

Anfechtung  Ton  Reehtigeschiften  im 
Konkurs  m  697,  703. 

Anordnungen,  poliseiliche:  Konzeesio- 
nirong  von  Faibnken,  Apotheken,  Buch- 
handlungen, Druokttraien,  liUiognphi» 
sehen  und  photognugdschen  Anstalten, 

-  Oenehmiffung  Ton  Bauten;  Zustlndig* 
keit  der  Verwaltungsbehörden  570. 

Anstalten,  christliche  und  mohame- 
danische,  Prosesse.  Abweiohuitfen  Tom 
ordentlichen  Verfahren  665,  6w. 

Antrag,  mflndUch,  schriftlich  578,  Zu* 
lissi^eit  telegraphischer  Antrige  578  ^ 

AntragSTerbrechen  57L 

Antritt  der  Erbschaft,  nach  dem  Recht 
derOstseepronnaen  710;  naoh  russischem 
Recht  781.  782*. 

Anwalt  s.  Rechtsanwalt 

Anwaltsgehttlfen,  korporatiTe  Organi* 
sation  603  >,  60i^ 

Anwaltsswang  595. 

Ananagen,  Abweidlungen  Tom  ordent- 
lichen Verfahren  in  Prosessen  der  Apa- 
nagen 665,  666. 

Apotheken,  Konaessionirunff, Zuständig- 
keit der  Verwaltunnbehörden  570. 

Appellation  gegen  Urtheile  derFriedens- 
nchter  589*,  appellable  Urtheile  646; 
Zulissigkeit  Frist,  Wirkung,  Versieht 
6557655»,  656;  Verfahren  656;  Domisils- 
wahl  657;  Klageladerunff  657;  neue  Be- 
weismittel 657;  im  Handelqirosess  679; 
S»gen  die  Entscheidungen  der  russischen 
onsnln  in  Sachen  ihrer  Oeriohtsbarkeit 
in  Persien  752,  758;  gegen  die  Urtheile 
der  russischen  Gkrichts-Kommissionen  in 
der  TQrkei  758;  Polen:  in  Hjfotheken- 
saehen  759;  gegen  die  Entscheidung  der 
E^TpothekenlMhOrde  762;  Unsulissii^it 
im  Tereinfachten  Urkundenproaess  668, 
670. 

Appellhofe,  Oerichtobarkeit  575;  Wii> 
hungskreis,  Besetsung,  Vertretung,  Oe- 
richtssprache,  Zeit  und  OiC  Oraiung 
der  Sitsung  582,  588;  Genehmigung 
sur  Erhebunf^  einer  Schadenaersatsflage 
gegen  Justisbeamte  588;  Gerichts- 
fenen  588,  752,  758;  in  Polen:  Appel- 
hof  SU  Warschan  757. 

Archangel,  Sonderbestimmungyn  560, 
562,  Gerichtsordnung  565, 569,  Friedens- 
richter 575;  Gerichtshof  fBr  GIyü-  und 
Strafeachen  578,  579,  Wechselsaehen, 
Zuständigkeit  der  Kommengerichte  680. 
Armenisch- ffregorianische  Kirche, 
Eintritt  ins  Kloster,  AnfhU  der  Bri>- 
schait  725. 

Armenrecht,  lütwiiknng  des  Plroku- 
reurs  584:  Veipffichtuag  der  Recht»- 
anwilte  sur  Fttlmng  tob  Prosessen  im 


Armenrecht  606;  Anspruch  auf  Armen- 
recht  609;  im  Verfiidimi  Tor  dem 
Friedensgericht,  vor  den  allffemeinen 
Gerichten,  Inhalt  der  erforoeriichen 
Nachweise  der  Bedürftigkeit  609;  Wir- 
kung der  Gewährung  des  Armenrechts 
610,  Kautionspflicht  der  Analinder  trots 
Armenrecht  618. 

Arrest  s.  Kanttonen;  an  Mobüien  611; 
in  Polen:  Sicherstellung  des  Klage- 
anspruchs 760. 

Astrachan.  Sonderbestimmungcn  560; 
Gerichtsordnung  565,  569;  Friedettsrich- 
ter575;  Juslisrefonn  575^  Gerichtehitf 
ftlr  Civil-  und  Strafsachen  578,  579. 

As  sende  Uten,  russisches  Recht.  Aus- 
schluss von  der  Eri>folge,  sw«  Aus- 
nahmen au  Gunsten  derStftecii  734  und 
734*  •. 

Aufenthaltsort,  G«richt«Btand 591,  667, 
670. 

Aufhebung  des  ^Veriahrens  wegen  in- 
kompetens,  bei  Nidkterseheinen  dee  Klä- 
gws,  Identität  oder  Konnexität  mit  be- 
reits anhängigem  Prosess  619,  649;  Be- 
schwerde dai^i^en  658  ^  668,  670. 

Augenschein  nchteriicher  689. 

Auskunftsertheilung  jM^  nilaisches 
Recht  an  answärtige  Gerichte  578^ 

Ausland,  Gerichtsstand  der  Personen 
daselbst  591;  Ausstellung  der  Proz^ss- 
vollmacht  im  Auslände  600;  Znstellungen 
im  Auslande  616:  Konkurs,  im  Aus- 
lande befindliches  Vermögen  des  Sehitfd- 
ners  694:  Staatsyertr&ge  mit  Itafieo, 
Deutschland^  Frankreich,  Spanien  709, 
719,  720,  739,  740,  749,  751  \  mit  Ser- 
bien, Oesterreich-Ungam,  Rumänien  und 
Dänemai^  751';  Priyatvertr&ge  im 
Auslande  eingegangen,  deren  reehtKehe 
Beurtheilung  760. 

Ausländer,  GHeichberechtigung  mit  In- 
ländern 572';  besonderer  Gerichtsstand 
591.  592;  Prosessfthigkeit  595;  ihre 
Nichtbefähigung  zur  RechtsanwmltMhaft 
599  ';  Anspm^  auf  Armenreeht,  Gegen- 
seitigkeitagrundsats  609;  Kantionsstel- 
lung bei  ftozessen  612 IT.;  fiimneidinng 
der  Klage  in  russischer  ^rache  620^ 
Einrede  der  mangelnden  Prosesskostea- 
kaution  625  K  626  ^  6S!7, 1068;  als  Kon- 
kuisgl&ubiger  696 ;  Nachlassenschaftender 
Ausländer  in  den  OstseeproTinsen,  Ver- 
träge mit  Italien,  dem  Deutschen  Reich, 
Frankreich,  Spanien  709,  719,  720;  Be- 
schränkung  des  Erwerbs  Tonlnunobiliea 
720;  Verbot  dee  Erwerbs  und  der  Pacht 
ländlicher  GhrundstUcke  ün  mssiacheD 
Westgebiet  727,  ansgenonunen  die  Ver^ 
erbun^  an  Deszendenten  und  Ehegatten 
728;  m  Wolhynien,  im  Kaukasus,  fflr 
Jndra,  Nichtehristen  728;  Efbfoiffeord- 
nuag  nach   russischem  Recht,  Staats- 
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TertrSge  mit  Sachsen,  Frankreich,  dem 
Deatsäen  Reich,  Italien«  Spanien,  Schwe- 
den nnd  Norwegen  789,  740,  749;  Be- 
fQgnisa  der  Konsuln  aaslftndischer  Staaten 
sur  Vertretung  der  Erhen  hehols  Siehe- 
rang  des  Nachlasses  eines  Ansiinders 
749;  Staatsvertr&ge  hezflgUch  der  Ge- 
riehtshariceit  der  auslftndischen  Konsuln 
mit  Frankreich,  Deutschland,  Serbien, 
Oesterreich  •  Ungarn ,  RumBnien,  Däne- 
mark 751^;  I^zesskostenkaution  im 
Handelsprozess  760. 

In  Polen:  ErbfUiigkeit  770,  Erbrechte 
der  Ausllnder,  StaatsyerMge  mit  Frank- 
reich, Deutschland,  Italien,  Spanien, 
Schweden  und  Norwegen,  Oesterreich 
und  Schweiz  776;  Veitot  des  Erwerbs 
und  der  Pachtung  von  Immobilien  durch 
Auslteder,  Pflicht  des  Verkaufs  der  Aus- 
l&ndem  durch  Erbschaft  angefallenen 
Grundstacke  776. 

Russland:  Rechte  der  Ansiinder  777 
bis  787;  Sicherung  derselben  durch  Han- 
delsrertrige  777;  Beschränkungen  des 
Grundbedtses  der  Auslinder  777;  Be- 
griff des  »Auslinders''  777,  ihr  Aufent- 
baltsrecht,  Pass  777  u.  777*;  Auslinder 
inRiissland  als  ^zeitweilige  ünterthanen*, 
die  rechtliche  Natur  dieses  Verhiltnissos, 
Rechte  und  Pflichten  778,  779;  Eintritt 
in  Gilden  und  Zünfte,  Bedingungen  778, 
778*;  Bhrenbürgerrecbt  der  Auslinder 
779;  Befreiung  ausltodischer  Edeileute 
von  der  KO^rstrafe  779, 782;  Beschran- 
kungen des  Antritts  der  Ansiinder  in 
CiTÜ-  und  Militärdienst  779,  782;  Ver- 
bot der  Theilnahme  der  Auslinder  an 
der  Ortlichen  Selbstrerwaltung  779,  Aus- 
nahme 779*;  Aufiiahme  der  Auslinder 
in  den  Unterthanenyerband  und  Aus- 
tritt^ Bedingpangen  780. 

Gesetzliche  Bestimmungen  über  die 
Rechte  der  Auslfinder  782—787. 

Ausschlagung  der  Erbschaft  in  den  Ost- 
soeproTinsen  711;  in  Russland  781—783; 
XL  Polen.  778,  775, 

Aussetzung  des  Prozessverfahrens  595. 

Anssonderungsrecht  im  Konkurs,  Be- 
rechtigte, Befreiung  der  Anssonderungs- 
berechtigten  von  der  Anmeldung  in  den 
Ostseeprovinzen  698;  Aossonderungs- 
berechtigte.  Form  der  Geltendmachung, 
Gegenstände  des  Anssonderungsrechts 
696;  in  Polen:  Voraussetzungen  der 
Geltendmachung,  Vcorbindlichkeit  des 
Vindikanten  769;  in  Russland  708,  705*. 

Baltische  Provinzen  560;  Sonderbe- 
Stimmungen  für  das  Verfahren  in  Grenz- 
streitigkeiten und  Konkursen  562;  Ge- 
setaes*  und  Verordnungs-Sammlung  568; 
Einführung  der  Gerichtsordnung  569;  Ge  - 
genstaad  oer  Verhandlung  im  Givilprozess 
570;  Justizreform  575*;  Ernennung  des 


Prisidenten  der  Friedensrichterversamm- 
lung 576;  Wolostgerichte  581;  Prozesse 
der  Wohlth&tigkeitsanstalten  und  Ver- 
schwender, Anwesenheit  des  Prokureurs 
bei  der  Verhandlung  in  den  baltischen 
Provinzen  584;  Notar,  Hypotheken- 
ordnung, Hypothekenabtheilungen  585; 
Bauern-,  G^meindegerichte,  Standesge- 
richte  589';  Wolostgerichte,  Umfang 
der  Zuständigkeit  590;.  Prozessfähigkeit 
Mindeijihriger  594*;  Unterschied  zwi- 
schen litis  denunciatio  und  nominatio 
auctoris  596^;  Ausstellung  von  Prozess- 
vollmachten 600*,  601*  Formular  943  ff  ; 
Sicherstellung  der  Klageforderung  611'; 
Beweislast  im  Prozess  632  ^  Beweiswür- 
digung  633;  Alimentenklage,  abgekOrztea 
VeHj£ren  653;  Verfahren  bezüglich  der 
Beitreibung  aus  Immobilien  683. 

Bankerott,  fiahrlissiger  und  böswilliger 
692. 

Bauerland,*  Ablösung,  Zustindig^eit  der 
Verwaltungsbehörden  fEür  Streitigkeiten, 
hierüber  570. 

BauernbehOrden,  Reorganisation  564, 
Gerichte  565;  deren  Zuständigkeit  als 
Nachlassgerichte  708. 

Bauerngericht  575;  Wolostgerichte 
Streitigkeiten  zwischen  Bauern  581;  in 
den  baltischen  Provinzen,  Standesgerichte 
5891 

Bauerngüter,  Polen:  Veräusserung 
und  Theilung  774. 

Bauten,  Genehmigung,  Zuständigkeit  der 
Verwaltungsbehörden  570. 

Beamte,  Ersatzansprüche  gegen  Beamte 
wegen  Nachlässigkeit,  Mangel  an  Um- 
sicht, Säiimigkeit,  Zuständigkeit  der  Ge- 
richte 570;  Geschäftsführung  der  ein- 
zelnen Beamten  584;  Schadensersatz- 
klagen gegen  dieselben,  Anwesenheit  des 
Prokureurs  bei  den  Verhandlungen  584; 
Beschlagnahme  der  Gehalte  und  Pen- 
sionen 688;  inPolen:  Gesetzesverletzung 
der  Beamten,  Vorzugsrecht  an  der  be- 
stellten Kaution  im  Konkurs  767. 

Beerdigungskosten,  in  Polen  privi- 
.  legirt  im  Konkurs  des  Schuldners  767; 
in  den  Ostßeeprovinzen  700. 

Beglaubigung  von  Unterschriften  und 
Urkunden  durch  die  Friedensrichter  587; 
der  ProzessToUntaoht  600;  durch  die 
ausländischen  ^[onsuln  731. 

Beistände,  Nebenintervenienten,  als  Ver- 
treter 598. 

Beleidigungen,  Zuständigkeit,  FriedeuK 
richter  588,  der  Landhanptfoute  und  Stadt- 
richter  588. 

Beneficium  rnventarii  in  den  Ostsee- 
provinzen 611;  im  russischen  Recht  un- 
bekannt 781,  782*;  in  Polen  773.. 

Berathung,  geheime  bei  den  Gerichten 
578. 

70^ 
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Beseblaf nähme  Torllafiffe,  Verftlffuiig 
der  Qenchttprftsidenten  584;  durch  ver- 
merk in  den  Hjpothekenbilohem  besüg- 
lich  der  Immobilien  im  Konkurs  708. 

Beschwerde,  sdministratiTe  570;  in  der 
Exekution  686;  bei  Verwei^^mn^  der 
gerichtlichen  Bestätigung  emes  Tests* 
ments  im  Schntsreriihren  nsch  russi- 
schem Recht  746;  ffegen  die  Ablehnung 
des  Antrags  auf  Vonuüune  Ton  Siche- 
rungsmsssregeln  des  Nachlasses  746; 
bei  der  Erbtheilung  gegen  die  gericht- 
lichen Verfttguuf^n  ite;  gegen  Anord- 
nungen des  Fnedensriditers  und  Ck- 
meindM;erichts  in  Erbangcdegenheiten 
776.    S.  auch  Sonderbeschwerde. 

Besitseinweisung  747;  in  Polen:  in 
den  NachUss  duroh  den  Gkrichtsprlsi- 
denten  778,  775. 

Besittschuts.  Zuständigkeit,  Friedens- 
richter 588,  Wolostgeridbt  580;  Stoeitiir- 
keiten,  abgekürztes  Verfiduren  653; 
Sicherungsmassregeln  bestigiich  des  Nach- 
lasses, Beschwerde  und  Kassationsantrag 
bei  Ablehnung  derselben  746;  Auslfth- 
rung  der  Sicherungsmassnahmen,  Legi- 
timation der  Erben  747*.  In  Polen: 
Zuständigkeit  der  Friedensgerichte  758. 

BeTollmächtigte  im  PK>sess  595;  Voll- 
macht 599,  Formulare  948 ff.;  Befflanbi- 
gung  608;  im  Handelsprosess  675;  der 
Gläubiger  im  Konkurs  698*,  699. 

BeTormundete.  deren  beschränkte  Pro- 
sessOhiflkeit  594. 

Beweis.  Sicherung  desselben,  Zuständig- 
keit, Friedensrichter  588,  645;  Polen: 
BeweisTorschriften  760. 

Beweisaufnahme  vor  dem  Prosessge- 
ncht,  Präfong  der  Beweismittel  6&; 
bei  schriftlichen  Beweismitteln  (Schriften- 
yergleichung)  648. 

Beweiskraft  der  Urkunden,  Echtheit  bei 
Öffentlichen,  bei  Privat-UriEunden ,  der 
Schrütstllcke,  der  Handelsbücher  641. 

Beweismittel,  Zulässigkeit  des  Vor- 
bringens 574,  634;  Geständniss  634,  Eid 
635,  Zeugen  635.  Befragung  der  Nach- 
barn 638,  Gutachten  der  Sachverständi- 
ffen  638,  Augenschein  639;  Schriftliche 
Seweismittel  und  Urkunden,  Schriftstacke 
639,  Beweiskraft  641,  Editionspflicht  642; 
Vorbringen  neuer  Bsweismittel  im  Ap- 
pellationsverfahren 657;  im  Handelspro- 
zess  677;  in  Polen:  760. 

Beweisregeln,  Anwendung  574,  632; 
in  Polen  760. 

BeweisTor fahren.  Allgemeines,  Beweis- 
urtheU,  Beweislast  631,  Beweiswürdigunff 
682,  Beweisaufnahme  633,  Beweismittu 
634,  Geständniss  634,  Eid  635.  Zeugen 
685,  Befragung  der  Nachbarn  638,  Gut- 
achten Sachverständiger  638,  Augenschein 
639,  schriftliche  Beweismittel:  Urkunden, 


Schriftstacke  639,  Beweiskraft  641; 
Bditionspflicht  642.  Beweisanfiiahme  643; 
Bestreitung  der  Echtheit  von  Uriranden 
648.  Sicherung  des  Beweises  645;  in 
Polen  760. 

Beweiswflrdigung«  freie  574,  632;  der 
Friedensrichter  632*;  in  Polen:  760. 

Bezirks  ff  erichte,  Gerichtsbarkeit  575; 
Kreisglieder  derselben  577  und  577',*; 
Wirkungskreis,  Besetzung,  Vertretung, 
GerichtMprache,  Zeit,  Ort,  Ordnung  der 
Sitzung,  Gerichtsferien  582,  583;  die 
Obemotare  bei  denselben  585;  Ortiiche 
Zuständigkeit  590;  Bntschmdung  in 
Armensachen  600;  als  Konkursgericht 
691;  Konkurse  bei  den  Bezirksgeriditen 
703;  als  Nachlasseericht  708;  gerich^ 
liehe  Bestätigung  der  Testamente,  Ver- 
fahren. Publikation  745,  746;  in  Polen: 
757,  deren  Zuständigkeit  758,  759;  ftir 
Konkurse  764. 

Bischöfe  der  orientalischen  ausländischen 
Kirchen.  Verbot  des  Aufenthalts  in  Ross- 
land 778. 

Bischofssitze,  Prozesse,  Abweichungen 
vom  ordentlichen  Verfahren  665,  666. 

Blutsverwandte,  Intestaterbfolge  in  den 
Ostseeprovinzen  714,  nach  livländiscbem 
Landrecht,  Prinzin  der  Kinderabtheilnng 
715;  nach  estlänoischem  Landrecht  der 
Schoossfall  715:  in  Kurland  ftlr  den  In- 
dijgenatsadel  etc.  715;  in  den  Stadtrechten 
livlands,  Estlands  und  Narwas;  Abthei- 
lung von  Kindern  715;  Legitimation  zur 
Intestaterbfolge  715;  in  Kussland  773  iL; 
als  Zeugen  636;  als  Testamentszeugen 
744;  in  Polen:  Erbfolge  770,  771. 

Buchhandel,  Konzessionirung,  ZustSn- 
digkeit  der  Verwaltungsbehörden  570. 

Borgschaft  als  Kautionsmitel  611;  in 
Polen:  Mittel  der  Sicherstellung  des 
Klageanspruchs  760. 

Bvsantinisches  Recht  559*. 

China,  GMchtsbarkeit  der  russischen 
Konsuln  aber  die  russischen  Unter- 
thanen  753.  753  >'. 

Oivildienst  betreifende  Streitigkeiten, 
Zuständigkeit  der  Verwaltun^behOrden 
570;  Beschränkungen  des  Eintritts  fOr 
Ausländer  779. 

Givilprozess,  Quellen  559,  Literatur 
567,  geschichtliche  Einleitung  568,  Prin- 
zipien 570  -  574,  Gegenstand  570,  Ver- 
hältniss  zum  Straf-  und  kirchenrechtlichen 
Prozess  571,  Entscheidung  durch  den 
Richter  572,  Gleichberechtigung  der 
Parteien  572.  Verhandlungsmazime  572, 
MOndlichkeit,  Oefientlidikeit  573,  freie 
BeweiswOrdi^ung  574. 

Sonderbestimmungen  ItLr  den  Kauka- 
sus, Polen,  die  baltischen  Provinzen  562L 
Polen:   (Hrichte  und  deren  Zustän- 
ständigkeit  757,  758;  Hjpothekenbeh^Vr- 
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den  759;  AnwShe  759;  das  Verffthren 
759;  RechtBhtUfe  mr  Eriedigimg  ton 
Reqnisitioiisschreibeii  762—764. 

GiTÜrecht  559  IL 

Deliberationsfrist  beim  Erbschafts- 
antritt in  den  Ostseeprovinzen  711;  im 
mssiBchen  Recht  nicht  statthaft,  ausge- 
nommen fllr  Kaoflente  nach  Handels- 
recht 781. 

Depositum,  Forderungen,  abgektlrstes 
Verfahren  653. 

Derwische,  Verbot  des  Aufenthalts  in 
Russland  778,  780. 

Deszendenten,  Berufung  zur  Erbfolge 
nach  dem  Recht  der  OstseeproTinzen  715 ; 
nach  russisdiem  Recht  735;  in  Polen  770. 

Devolutiveffekt  der  Appellation,  Son- 
derbeschwerde, Kassation.  Wiederauf- 
nahme des  Verfahrens,  des  Gesuchs  eines 
Drittel  am  Prozess  Ünbetheiligten  um 
Aufhebung  des  Urtheils  654. 

Dienstbarkeiten,  Polen:  Streitigkeiten; 
Zuständigkeit  der  Bezirksgerichte  758, 
759;  8.  Siarvituten. 

Dienstbotenlohn  in  Polen,  privilegirte 
Pfandforderung  767;  Ostseeprovinzen 
700;  Russland  705. 

Dienstmiethe  ländlicher  Arbeiter,  Zu- 
ständigkeit 588. 

Dingliche  Rechte  an  Immobilien  bezflg- 
lich  der  Zuständigkeitsfrage  588. 

Disziplinargewalt  des  Gerichtspräsi- 
denten und  Einzelrichlers  584,  604;  des 
„Raths"  (der  Kammer)  fiber  die  Rechts- 
anwälte 604;  der  Gerichte  Aber  die  Pri- 
vatanwälte 605. 

Disziplinarstrafen  der  Richter  575'. 

Domizil  des  Bekla^n,  allgemeiner  Ge- 
richtsstand 590;  mi  Gbriditsorte  616, 
629;  im  Appellationsverfahren  657. 

Dritter  bisher  ünbetheiligter  im  Prozess, 

Gesuch  665. 
Echtheit  der  Urkunden,  Bestreitung, 
Verfahren  648,  645;  Frist  der  Erhe- 
bung des  Zweifels,  Behauptung  der  FlQ- 
sChung  644;  Entscheidung  ourch  die 
Friedensrichter,  LandhaupÜeute  u.  Stadt- 
richter 645. 

EditioDSp flicht  bezflglich  der  Urkun- 
den, HandelsbOcher,  Korrespondenz  642, 
643. 

Ehe.  Mischehen ,  Sonderbestimmungen 
560  ^ ;  Ehesachen,  Zuständigkeit  bei  Strei- 
tigkeiten in  der  russischen  Kirche  571, 
5w>;  in  der  rOmisch-katholischen  Kirche 
580,  581;  in  Ehescheidungssachen  581; 
in  der  evongelischen  Konfession  581; 
der  Raskolniken  590;  Abschluss  gegen 
den  Willen  der  Eltern,  relative  Erb- 
unfähigkeit 730. 

Ehefrau,  Prozessfähigkeit  794^  Polen 
759;  Erwerb  der  Ehefrau  761;  die  Rechte 
der  Ehefrau  des  Falliten  767,  768,  769. 


Ehegatten  Oberiebende,  gesetzliches 
Erbrecht  in  den  Ostseeprovinzen  718; 
GttterrecSit  der  Ehegatten  nach  mssi* 
schem  Recht  788^;  Konkurs  eines  Ehe« 
gatten  738  (4No.2);  Ostseeprovüisen 
696;  Polen:  Exekution  in  das  Yw* 
mögen  eines  Ehee^tten  761;  Erbrechte 
der  Ehegatten  bei  Vorhandensein  erb* 
fthiger  Verwandten  771;  aussefordent* 
liches  Erbrecht  772. 

Ehescheidung  ^9^;  Zuständigkeit  des 
Generalkonsistoriums,  des  Senats  581; 
Streitigkeiten,  Anwesenheit  des  Proku* 
reurs  bei  den  Verhandlungen  582;  s.  auch 
unter  Ehe. 

Ehrenbfirgerrecht  der  Ausländer  in 
Russland  779. 

Ehrenfriedensrichter  576,  578;  Wirk- 
samkeit 582;  zuständig  für  provisorische 
Sicherstellungsmaassregeln  des  Nach- 
lasses 708;  Besdieinignngen  zur  Legi- 
timation für  die  Inte8tatert>folge  in  den 
Ostseeprovinzen  715,  716;  Sicherung 
des  Nachlasses  durch  den  Ehrenfriedens* 
richter  746. 

Ehrenkr&nkungen,  Zuständigkeit,  Frie» 
densrichter,  LandhaupÜeute  588. 

Eid,  Eidesformel560;  als  Beweismittel  635; 
im  Handelsprozess  (Elrgänzungs-,  Reini- 
gungs-,  Sch&tzungseid)678. 

Eigenthum,  Streitigkeiten,  Polen:  Zu- 
ständigkeit der  Bezirksgerichte  758. 

Einführungsgesets  zur  C.P.O.  569. 

Einkind Schaft  in  den  Ostseeprovinzen 
717. 

Einreden,  dilatorische  574,  dilatorische 
und  peremtorische  624—626;  Vori»rin- 
gung  in  der  mfindlichen  Veriiandlung 
d27;  der  mangelnden  Pozesskosten« 
kaution  626  \  627. 1063;  Voreinreden  im 
Handelsprozess  677;  in  der  Zwangs- 
vollstreckung 685. 

Einspruch  gegen  Versäumnissurtheil 648 
bis  651. 

Eisenbahnverwaltungen,  Streitig- 
keiten, Anwesenheit  des  Prokureurs 
bei  den  Veriiandlun|^en  584;  Zuständig- 
keit der  Friedensrichter  588;  Klagen 
gegen  E.  621. 

Emphyteusis,  Streitigkeiten,  Polen: 
Zuständigkeit  der  Bezirksgerichte  758. 

Enterbung  in  den  Ostseeprovinzen  718. 

Entsagung  der  Erbschaft,  nach  dem 
Recht  der  Ostseeprovinzen  711;  nach 
russischem  Recht,  Erklärung  vor  dem 
zuständigen  Gericht,  Folge  731—733;  in 
Polen7773,  775. 

Entscheidungen  prinzipielle,  in. Sachen 
betr.  Ersatz  von  Schaden,  Kosten  und 
Einnahmen  651. 

Erbe,  Legitimation  747^;  Polen:  Ver- 
tagungsantrag des  Erben  im  Erbschafts- 
prosess   zur  Aufstellung  des  Inventars 


1098 


und  £ar  Deliberttion  759;  770  ff.;  An- 
nahme. Antschlagung  oder  bedingte  Er- 
kllnmg  773. 

Erbfähigkeit  in  den  OstieeproTinsen, 
mbiolate  und  reUtire  Erfannfthigkeit  im 
Oegeneals  snr  ErbonwOrdigkeit  709, 
710;  nech  nwuschem  Recht  allgemeine 
Regel,  Beecbrinkungen,  gescbichtliehe 
Einleitung  726.  geltendes  Recht  727, 
ErbQnfUiigkeitsgrflnde.  absolate  729, 
relative,  Keprisentetionsrecht  730;  in 
Polen:  770. 

Erbfolge  im  Allgemeinen  in  den 
OetseeproTinsen,  ffrbfthigkeit.  Erwerb 
der  E!rbachaft,  beneficium  inrentaiü 
709—711;  nach  msaiBchem  Recht  724 
bia  782,  leitende  Orondatse  72i,  An- 
fül  der  Erbschaft  725,  ErbOÜ^eit  726; 
Beschrinkougen  der  Erbfthigkeii,  ge- 
schichtliche Einleitong  726,  geltendes 
Recht  727;  Unfthiffkeit  aar  Erbfolge, 
Orflnde  absolnter  ÜnflUiigkeit  729,  re- 
lative ünflhigkeit;  ReprftMntationsrecht 
7IK);  Erwerb  der  Erbschaft,  im  Allgo- 
meinen,  Antritt  der  Erbschaft  781;  Ent- 
aagung  der  Erbschaft  782,  783;  Be- 
schrftnknng  nach  masischem  Recht  784; 
Klassen  der  xnr  Erbfolge  Bemfenen 
785-787;  in  Polen:  gesetzliche  Erb» 
folge  770,  771;  aosserordentliche  Erb- 
folge 772;  testamentarische  772. 

Brbfi^ut  der  nAchsten  Familiengenossen, 
SchuU  gegen  Willkür  des  Erblassers 
in  Uv.  und  Estland  718;  Erbfoljgfe  be- 
süglich  des  Erbguts  784;  nach  mssisphem 
Recht  785. 

Erblasser,  Beschrinkong  der  Verfllganga- 
freiheit  in  den  OstseeproTinsen  717, 
718;  nach  rassischem  Recht  742;  in 
Polen  772. 

Erbrecht,  Ab&nderoDg  durch  Gewohn- 
heitsrecht 559  >;  Zuständigkeit  in  Erb- 
schaftsachen, Wolostgerichte  590. 

A.  Erbschaftsregnilisning  nach  dem 
Recht  der  OstseeproTinsen  Liv-, 
Est-  und  Kurland  708—723. 1064;  Zu- 
ständigkeit der  Gerichte  706,  Erbfolge  im 
Allgemeinen  709,  Erbfidiigkeit  Eniun- 
fUiigkeit  709.  Erwerb  der  Erbschaft  710, 
Deliberationafrist  711,  Ausschlagung 
711;  beneficium  inyentarii  711,  Intestat- 
erbfolge 712,  Rechte  der  Wittwe  und 
des  Wittwers  712,  713;  der  Blutsver- 
wandten 714—716;  «letztwillige  Disoo- 
sitioncn.  TestxrftÜiigkeit,  Testament,  &o- 
diiill  716;  Erbvertrfige,  Einkindschaft, 
Gesammthandstiftung,  Widerruf  des 
Testaments,  Testamentsezekutoren  717, 
Pflichttheilsreeht,  Enterbung  717.  Erb- 
gut 718.  Erbrecht  der  ttberlebenden  Ehe- 
gatten 718,  Enterbung  718;  Verftiiren 
bei  Regulierung  der  Erbschaft;  Sicher- 
stelluug  des  Nachlasses  718,   Inventur, 


Schitsung,  Deponimng  von  Nachiaas- 
effekten, Verfahren  der  firbtheflimg*  Re- 
gulierung von  Nachlsssensohaftea  der 
Ausländer  719.  1064;  Erbsebaffasklage. 
hereditatis  petitio,  Legatsklage  720, 721 ; 
Efbschafiastauer  (Abschoaa.  Naclisteter) 
721;  Verfahren  bei  Barichtigimg  der 
Erbschaftssteuer,  Erbsehaften  der  Aus- 
länder 722,  1064;  Nachlasskonventioii 
mit  Schweden  und  Norwegen  1064. 

B.  Erbschaftsreguiierunf  nach  rassi- 
schem Rechte;  (^teilen,  Literator  723. 
Erbfolge  im  Allgemeinen  Qeiteade 
Grundsätse)  724;  Anfall  der  Erbschaft 
725;  Erbfähigkeit,  allgemeine  Rcjgpela, 
Beschränkungen,  geschichtliche  Emlei- 
tung  726;  geltendes  Recht;  adlige  Laad- 
gOtsr,  Personen  polnischer  Nationalität 
727;  Ausländer  in  Wolhjniea  (auslän- 
dische Einwanderer),  im  Kaukasus  (Aus- 
länder und  Juden),  Juden  in  den  Gou- 
vernements; NichtChristen  728;  UnAhi^- 
keit  zur  Erbfolge,  absolute  Unfähigkeit 
729;  relative  Unfähigkeit,  Repräsenta- 
tionsreeht  780;  Erbschaftserweib  im 
Allgemeinen.  Antritt  der  Erbschaft  731 ; 
Entaagnng  782;  gesetsliche  oder  In- 
testaterbfolge, allj^eine  Regeln  733; 
Beschfänkungen  der  Erbfolge.  Aus- 
schluss der  Assendenten  734;  Klassen 
der  zur  Erbfolgo  Berufenen  735.  736; 
gesetzlicher  Anueil  der  Ehegatten  737; 
besondere  Erbiolgeordnungen:  (UrFidei- 
kommiase,  Majorate  etc.  für  Aualänder 
(Sachsen,  Frankreich,  Deutsches  Reich, 
Italien,  Schweden,  Norwegen)  739;  f&r 
Immobilien  739;  Mobiliamachlass  740; 
letstwiDige  Verfolgungen,  Begriff  des 
Testamente.  TestiifHugkeit  700,  741; 
Inhalt  des  Testamente  742;  Form  und 
Arten  des  Testamente  748,  Testaments- 
sengen 744;  Aufhebung,  Abänderung 
des  Testamente  744;  gerichtliche  Be- 
stätigung des  Testsmente  745;  Ver- 
fahren bei  der  Erbschaftsreffalieraa^, 
Bedte  und  Sicherung  des  NacUasses 
746,  747;  Erbtheilung  748,  Sicherung 
des  Nachlasses  eines  Ausländers  748, 
749,  Erbschaftskla^  750;  in  Polen* 
Proiesse  in  Erbschaftaangele^enhe^teiL 
VermOgenstheflungen«  Zuständi^^  der 
Gemeindegerichte  758;  Erbschaf  ^esteuer 
721,  722,  1064. 
Erbschaft,  Zuständigkeit  der  Wolost- 
fferichto  in  Erbschaftesachen  590;  An- 
nll  der  Erbschaft  nach  russischem  Recht 
725;  Erwerb  der  Erbschaft  nach  russi- 
SG^em  Recht  im  Allgemeinen  731;  Be- 
rufung durch  (3esete  und  Testament. 
Zeitounkt  des  Anspruchs  des  Erben  auf 
die  Erbschaft  731 ;  Antretung,  Ausachla- 
ining  der  Erbschaft  731,  732.  733; 
Sicherung  der  Erbschaft  746;  in  Polen: 
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Erbtheilnng.  ZuBt&iidigkeit  758;  Prosess 
Vertagonffsantrag  des  Erben,  snr  Anf* 
steOnng  des  Inventars  und  zur  Delibe- 
ration  759;  Regolienmg  des  Nach- 
lasses 774—776. 

Erbschaft  Sklave«  hereditatis  petitio  in 
den  Ostseeprovinaen  720;  proyisorische 
Besiteregiihemnff  720,  721;  nach  russi- 
schem Recht  760. 

ErbschaftSTollmacht  944,  fOrdieOst- 
seeproTinsen  949,  für  Polen  956. 

£rbregaliernnff  siehe:  Erbrecht;  a) 
nach  dem  Redite  der  Ostseeprovinzeii 
708—721,1064;  b)  nach  mssischem  Recht 
723—750;  c)  nach  dem  in  Polen  gelten- 
den Recht  770-776. 

Erbschaftssteuer  in  den  Ostseepro- 
vinzen und  Russland  1064;  Abschoss, 
Nachsteuer,  Schenknngssteuer  721 ;  Ver- 
fahren bei  Berichtiffung  der  Erbschafts- 
steuer 722,  1064;  Erbschaftssteuer  der 
Ausländer,  Grundsatz  der  Oegenseitig^ 
keit  722;  in  Polen:  774. 

Erbtheilung.  Zustfindigkeit  Wolost- 
jraricht  590;  Verfahren  der  Erbtheilung 
in  den  Ostseeprovinzen  bezfiglioh  dar 
LandgUlber.  Immobilien  719;  nach  russi- 
schem Rechte  748,  Znsttodigkeit  des 
IViedensgerichts  und  Bezirksgerichts, 
Sonderbeschwerden  und  Kassationsge- 
suche gegen  die  richterlichen  Verfügun- 
gen 7^. 

Brbverbrüderung  zweier  Familienlinien 
in  den  Ostseeprovinzen  717. 

Erbv ertrag  in  den  Ostseeprovinzen  717; 
nach  mssischem  Rechte  verboten  740. 

Erfindungen,  Streitigkeiten,  ZustAadig- 
keit  588;  Polen,  Zuständigkeit  der  Ee- 
zvksgerichte  758,  759. 

Erfüllungsort,  Gerichtsstand  591. 

Erginzungsfriedensrichter    576; 
Wirksamkeit  582. 

Erbpacht,  Polen,  Zustfindijgkdt  dw  Be- 
cinsgeridite  für  Streitigkeiten  758,  759. 

Ersatzanspruch,  Gkltendmachnng  570; 
siehe  Sehadensersatz. 

Erwerb  der  Erbsehaft,  Antritt  derselben« 
hereditas  iaoens,  Deliberationsfrist,  Aus- 
schlagung 710.  711;  nach  russischem 
Recht  781  ff.;  Polen  778,  775. 

Estland,  Friedensrichter  575;  deren 
Znsilndigkeit  für  Sicherstellungsmaass- 
resehi  ^;  Konkursrecht  6^—708; 
Enwchaftsregulierun^.,  708 — 721;  im 
Uebrigensi^e  Ostse'eprovinsen. 

Eventnalmazime  574. 

Exekution,  Ruhen  des  Ver&hrens  596; 
Streit  gegen  das  Verfahren  658;  Exe- 
kution im  verein&chten  Verfahren  669; 
im  Urkundenprosess  671;  der  Schieds- 

'  Sprüche  674;  im  Handelsprozess  679; 
vorliufige  Vollstreckbariieit  680,  geoen 
Kaution,   Vollstreckung  eines  Sonaer- 


bescheides  681;  Organe  681;  Arten  und 
Mittel  der  Vollstrednmg:  Ueberaabeder 
Sache,  Ausführung  bestimmter  Handlun- 
gen. Verkauf  beweglicher  Sachen  682,  der 
Werthpapiere,  Gehalts-  und  Pensions- 
abztlge  und  derel.,  Beitreibung  aus  Im- 
mobilien 688;  verbot  des  verlassens 
des  Wohnorts;  Verfifthren,  Fristen  der 
Exekution  685;  VoUstreckung  flnlfindi- 
scher  und  auswärtiger  ürth^e  687  bis 
690;  Polen:  Exekution  in  das  Ver- 
mögen eines  Ehegatten  761. 
Expropriation  von  Privateigenthum, 
Streitigkeiten  hierüber,  ZustShdigkeit 
der  Verwaltimgsbehürden  570. 
Exterritorialität,   Forderungen  gegen 

Personen,  die  solche  gemessen  592^. 
Fabrikanten,    Streitigkeiten   derselben« 
Polen:     Zuständigkeit     des     Handels» 
gerichts  759. 
Fabriken,  Konzession,  Zuständigkeit  der 

Verwaltungsbehörden  570. 
Familienrecht  559 ^  besondere  Bestim- 
mungen über  Mischehen  560  ^ 
Faustpfand,  Absonderungrecht  697,  705; 
in  Polen:  gesetzlich  privflegii-t  bezüglidi 
des  Faustpfandes  767. 
Feldbeschädigunffen,     Zuständigkeit, 

Friedensrichter  588. 
Feuerkassen  in  Polen,  privilegirte  Pfand- 
gläubiger 767. 
Fideikommisse,  Eri>fo]geordnnng  738; 
Unveijahrbarkeit  derErbschaftsklage  auf 
Herausgabe     eines    Fideikommissgutes 
750;  inFolen:fideikommissarische Sub- 
stitutionen 772. 
FinlAUd,  VoUstreckung  finländischer  Ur- 

theile  681. 
Fiskus,  Streitigkeiten  desselben,  An- 
wesenheit des  Prokureurs  bei  den  Ver* 
handlungen  584;  als  Beklagter,  Gerichts- 
stand 590;  Vertretung  Im  Prozess  595; 
Kautionen  bei  Prozessen  gegen  den  Fis- 
kus 612;  Befreiung  von  Gerichtskosten 
616 ;  ünsulässigkeit  des  abgekürzten  Ver- 
fshrens  in  Prozessen  des  Fiskus  658;  Ab- 
weichungen vom  ordentlichen  Verfahren 
in  Sachen  des  Fiskus,  der  Apanagen, 
der  HoArerwaltungen,  der  kaiserii<men 
Familie,  Staatsanstalten,  Verwaltungen, 
Verwaltnngszwei^e,  Kloster,  Kirchen, 
Bischoftsitee,  chnstHchen  und  mohame- 
danischen  Anstalten,  Städte.  Lehr-  und 
Wohlthätigkeitsanstalten  666,  666;  in 
Polen:  Pktwessf&higkeit  des  Fiskus  759 ; 
als  privüegirter  P&ndglänbi^ er  im  Kon- 
kurs besüglich  der  Immobilien  766,  be- 
züfi^ch  ffewisser  Mobilien  767;  ausser- 
ordentliches Erbrecht  772. 
Forderungen,  Ostseeprovinzen  697; 
Russland:  Prf&fung  im  Konkurs  708  bis 
707;  in  Polen:  Anmeldung  der  Kon- 
knrsforderungen  765. 
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Fr  aohtk  Ölten«  OstMeproTinzen  700; 
Rusdand  705;  Polen:  prinlegirto  For- 
dernng  im  Eonkun  707. 

Freiwillige  Gerichtebarkeit,  Zoetindig- 
keit  688. 

Friedensgericht.  Prinzip  der  Mflnd- 
lichkeit  573;  Or^;uiiBaUon:  Bezirke, 
Distrikte;  Zuständigkeit  in  Civil-  und 
Strafsachen  576;  Wäungskreis  582;  im 
Uebrigen  siehe:  Friedensrichter. 

Friedensrichter,  Fohmng  der  Liste  der 
hierfür  geeigneten  Personen  in  den  bal- 
tischen Provinzen  561;  Taxen  561;  Oe- 
setze  564,   Gesetz   Aber  die  Ersetzung 
569,  Voraussetzung   für  dessen  Ernen- 
nung 575.  "Wahl  575;  Erginzungs-  und 
Ehrenfriedensrichter    576;     deren     Er- 
setzung  durch  Landhauptleute  in  ver- 
schiedenen   Gouvernements    577^;    ge- 
wählte   Friedensrichter   in    bestimmton 
Orten  577^;  vom  Justizminister  ernannt 
in  gewissen  Orten  577^;  Ehrenfriedens- 
richter, deren  Theilnahme  an  den  Kreis- 
versammlungen 578;  in  Torkestan  und 
im    Steppen-Generalgouvernement   579; 
deren  verfahren  nach  der  neuen  Prozess- 
ordnung  579;   Friedensrichterversamm- 
long  581 ;  Wirkungskreis,  Besetzunff^Ver^ 
tretung,  Gerichtssprache.  Zeit  und  Ort, 
Ordnung  der  Sitzung  582.  588;  Rekn- 
sation  ^;  Zuständigkeit  derselben  587, 
588;  Appellation  gegen  deren  ürtheile 
589*;  Taxen  der  ReohtBanwälte  im  Ver- 
fahren vor  dem  Friedensrichter  615;  Be- 
fireiung  von  Qerichtskosten  in  diesem  Ver- 
fahren 616;  Terminsanberaumung  618; 
Vertheidigung,  Einreden  626;  fiaweis- 
irürdigung  6o2*;  Entscheidung  ttber  die 
Echtheit  bestrittener  Urkunden  645,  Son- 
derbeschwerden geffen  Sonderbescheide 
der  Friedensrichter  o58;  Bedanbiffungen 
Aber  VergleichsabschlOsse  672:  Zustän- 
digkeit ftbr  provisorische  Sicherstellung 
des  Nachlasses,  Versiegelung.  Entsieffe- 
Inng.  Schätzung  und  Inventur  708;  Be- 
scheinigungen  der  Friedensrichter  'zur 
Legitimation,  zur  Intestaterbfolge  in  den 
Ostseeprovinzen   715,   716;    Sicherung 
des  Nachlasses  durch  den  Friedensrichter 
746;  in  Polen:  757,  Zuständigkeit  der- 
selben 758,  759,  760;  Verüffentlichungen 
desselben  bei  Nachlassregulierungen  7/4; 
Siegelanlage,  Anordnung.  Abnahme  durch 
die  Friedensrichter  774. 
Friedensrichterversammlung,  zweite 
Instanz  in  Zivil-   und  Strafsachen  576; 
Wirkungskreis  582;  Entscheidung  über 
die  Rekusation  der  Friedensrichter  586; 
zuständig   für  Appellationen  gegen  Ür- 
theile   der   Friedensrichter   ^9^;    Be- 
schwerde an  dieselbe  wegen  Ablehnung 
von  Massregeln  der  Sicherung  des  Nach- 
lasses durch  den  Friedensrichter  746;  in 


Polen  757;  Polen:   OfTentiicbe  Verstsi- 

ferung  von  Gmndstlldcen  in  derselb« 
61;  Beschwerden  in  £ri>schaflBBaehea 
an  dieselbe  776. 

Fristen,  gesetzlidie,  richteriiche,  verein- 
barte, Berechnung,  bei  ünterbrediung 
des  Verfahrens,  Verlängerung  617;  Resti- 
tution, ihre  Gründe  618;  zum  Erscheinen 
in  der  mündlichen  Verhandln]^  im  Ver- 
fahren erster  Instanz  628,  6&,  Klage- 
antwort, Replik,  Duplik  629. 

Gastwirth,  nivüe^um  im  Konkurs  700^ 
706;  Polen:  Privilegium  für  seine  For- 
derung an  denESekten  desReisenden  767. 

Gebietsgerichte  und  ihre  Zuständigkeit 
579. 

Gebühren  für  Gkrichtevollzieher,  560^ 
561,  615,  für  vereidigte  Rechtsanwälte 
560,  607  f.,  Beitreibung  570,  616,  Taxe 
687. 

Gegenstand  der  Givilprozees -Verhand- 
lung 570. 

Geisteskranke,  Streiti^eiten,  An- 
wesenheit des  Prokurenrs  bei  den  Ver» 
haüidlungen  584;  TestirunfiUiigkeit: 
a)  nach  dem  Recht  der  Ostseeprovinzen 
716;  b)  nach  msmschem  Recht  740. 

Geistliche  Gerichte  558*,  565,  571, 
Gerichtsbarkeit  575;  a)  in  der  russisöh- 
rechtffläubi^en  Kirche:  Konsistorium 
der  £parchie  I,  und  Heiligste  Synode 
n.  Instanz  580;  b)  in  der  rOmisch- 
katholischen  Kirche:  derEparchialbischof 
in  I.  und  der  Erzbischo^MetropoIit  in 
II.  Instanz  580,  c)  in  der  armenisdi- 
katholischen  Kirche:  geistliche  Verwal- 
tung in  Tiflis  L,  Bischof  von  Tirarool 
mit  Konsistorium  JDL  Instanz  581; 
d)  in  der  evangelisch-lutherischen  Kirche : 
Ihrovinzialkonsistorien  L.  Generalkon - 
gistorium  IL  Instanz  581,  e)  m  der 
evangelisch  -  reformirten  Kirche :  das 
KoUef^ium  zu  YTilna  bzw.  Kon- 
sistorium 581;  Beschwerden  gegen  das 
Generalkonsistoriom  an  den  oeaat  581; 
Zuständigkeit  derselben 589;  Kompetenz- 
Streite  &S. 

Gemeinde,  Streit^keiten,  Anwesenheit, 
des  Prokureurs  5»L 

Gemeindegerichte  in  den  baltischen 
Provinzen  581,  in  Polen  757;  Zustän- 
dig:keit  758,  759,  760;  Offentliobe  Ver> 
Steigerung  von  Grundstü<^en  in  den- 
selben 761;  Veröffentlichungen  derselben 
bei  Nachlassregulierungen  774;  Siegel- 
anlage, Abn^men,  Verfügung  dmth 
das  Gemeindegericht  774. 

Gemeinschnldner  im  Konkurs,  Veriust 
des  DiroositionsreGhts  über  das  Vei^ 
mögen  693;  im  Auslande  befindliches 
Vermögen  desselben.  Recht  der  Belegen- 
heit der  ausländischen  Immobilien  694, 
694^ 


RuBsland. 
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Gemischte  Oerichte  in  Persien  753. 

QeneralYoll macht  944,  fOr  die  Ostsee« 
proyinzen  949,  fttr  Polen  953. 

Gerichte,  Organisation  and  Dienst,  Ge- 
richtsor^ungen  Kaiser  Alexander  11. 
559,  geistliche  539  >),  571,  Givilgericht 
571,  Strafgericht  571,  VerhSltniss  der 
Terschiedenen  Gerichte  za  einander  571, 
Prinzip  der  Mündlichkeit  hei  den  allge- 
meinen Gerichten  573;  Gbrichtsorganisa- 
tion  574—586,  allgemeine  und  besondere 

575.  576— 579;  Allgemeine:  Friedens- 
gerichte, Friedensrichterversammlnngen 

576,  Landhauptleute,  Stadtrichter,  Ereis- 
fflieder  der  Bezirksgerichte  576.  577; 
Bezirksgerichte,  Appellhofe,  Senat  578; 
Gerichte  alter  Ordnung  578;  fOr  GiTÜ- 
und  Strafsachen  in  Astrachan,  Orenborg 
nnd  Archangel,  ihre  Zuständigkeit  579, 
in  Sibirien  die  Gouvemementsgerichte, 
in  Torkestan  aod  im  Steppen-General« 
gouvemement:  Friedensrichter  und  Qt^ 
bietsgerichte,  ihre  Zuständigkeit  579. 
Besondere:  Kommerzgericht  579,  580; 
geistliche  Gerichte  580,  581,  Wolost- 
gerichte  581;  Gesehftftsfahrung,  Wir- 
kungskreis. Besetzung,  Vertretung,  Ge« 
richtssprache.  Zeit  und  Ort,  Oi^ung 
der  Sitzung  582;  Fragen  der  Gerichts- 
barkeit und  Zustftndigkeit  Ablehnung 
der  Richter,  Anwesenheit  des  Pro- 
kureurs bei  den  Verhandlungen  584; 
Zuständigkeit,  sachliche,  Einzelriditer 
587;  Zuständigkeit  der  besonderen  Ge- 
richte 589;  Nachlassgericht  in  den  Ost- 
seeproyinzen  708;  nach  russischem 
Recht  746—748;  russische  Konsular- 
gerichte und  gemischte  Gerichte  in  Per- 
sien 752;  Polen:  Friedensrichter,  Ge- 
meindegerichte. Friedensrichterversamm- 
lungen, Bezirksgerichte,  Handelsgericht, 
Appellhof  zu  Warschau,  Senat  zu  St. 
Petersburg  als  Kassationshoi  757. 

Gerichtsamtskandidaten  585. 

Gerichtsbarkeit  der  allgemeinen  und 
besonderen  Gerichte  575;  freiwilliee, 
Zuständigkeit  der  Friedensrichter  587. 

Gerichtsferien  583. 

Gerichtskost^n,  Ersatz  im  Armenrecht 
610;  prinsdpielle  Entscheidunffen  hier- 
über toI;  Ersatz  im  vereinfachten  Ver- 
fahren 669;  im  Urkundenproeess  670; 
der  Exekution  687:  in  Polen:  Vor- 
zugsrecht der  Gerichtskosten  im  Kon- 
kurs 767,  769,  770. 

Gerichts  ordnungenKaiser  Alexander  IL 
559,  569.  570.  574;  betr.  Organisation 
und  Dienst  der  Gerichte,  der  Prokura- 
tur,  der  Gerichtsvollzieher,  Advokaten, 
Notare,  vereidigten  Uebersetzer,  Photo- 
graphen 559. 

Gerichtsorganisation,  Gesetz  569; 
GeschäftsftUirung    des    (rerichts,    Wir- 


kungskreis, Besetzung,  Vertretung,  Ge- 
richtssprache, Zeit  und  Ort,  Onlnung 
der  Sitzung  582,  583,  der  einzelnen 
Beamten  584,  585. 

Gerichtssekretär,  Protokoll  585. 

Gerichtssprache  russische  583,  Ortliehe 
Idiome  in  den  Volks-,  Stammes-  und 
Wolostgerichten  Asiens,  des  Kaukasus, 
der  baltischen  Provinzen  583;  in  Polen 
758;  bei  der  Rechtshülfe  im  Verkehr 
mit  Deutschland,  Oestereich  und  Rumä- 
nien 764. 

Gerichtsstand  allgemeiner  590,  beson- 
derer 591,  dinglicher  591,  des  Erftll- 
lungsortes  591;  der  Abschliessung  des 
Vertrags  591;  des  Ortes  der  begangenen 
Thai  591,  des  inneren  Zusammenhangs 
(Wideridage  und  Nachklage)  591,  5^ 
der  Widerklage  591.  592;  vereinbarter 
Gerichtsstand  592. 

Gerichtsstandfähigkeit  594;  Polen: 
insbesondere  der  Ehefrauen,,  des  Fiskus, 
der  SUdte,  Kirchen,  Wohlthätigkeits- 
anstalten  759. 

Gerichtsvollzieher,  Organisation  und 
Dienst  559;  Gebührentaxe  560,  561; 
Wirkungskreis  585;  Klagen  gegen  die- 
selben 586,  ^587 >;  Organe  der  Voll- 
streckung der  ürtheile  681;  Verfahren 
bei  der  Exekution  685;  Taxe  687. 

Gesammthandstiftunp^  oder  Erbver- 
brüderung zweier  Familien  in  den  Ost- 
seeprovinzen 717. 

Geschichte  des  Civilprozesses  568;  Erb- 
folge nach  russischem  Recht,  geschieht» 
liehe  Einleitung  726. 

Gesellschaften,  ihr  Vertreter  im  Pro- 
zess  595;  Legitimation  derselben  602. 

Gesetzliche  Erbfolge  nach  dem  Recht 
der  Ostseeprovinzen  712 — 716;  nach 
russischem  Recht  733—788;  nach  polni- 
schem Recht  770  ff. 

Gesetzessammlungen  563,  674,  689, 
708,  751,  755,  764,  770. 

Geständniss  als  Beweismittel,  Bedeutung 
des  Schweigens  oder  Ausbleibens  einer 
Partei  634,  635;  keine  Präsumtion  des 
Geständnisses  im  Versäumnissverfahren 
649;  im  Handelsprozese  677. 

Gewerbebetrieb  der  Ausländer  in  Russ- 
land 778. 

Gewohnheitsrecht  russisches  559  S 
Ortliches  572. 

Gläubiger,  Vereinigung  in  Polen,  Ver- 
fahren, Liquidation  766;  Pfandgläubiger 
und  privilegirte  Gläubiger  766,  767. 

Gläubigerversammlung  im  Konkurs 
695;  Vertretung  der  Gläubiger  699. 

Gleichberechtigung  eines  Jeden  vor 
Gericht,  ob  Inländer  oder  Ausländer 
572». 

Gouvernementsregierung,  Konkurse, 
Fristen  703. 
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Gouferiiein6BifS6ffiotteA,Aiu8chluH 
der  OfJentiiehkflit  bei  den  Veriieiid- 
langen  574:  deren  EinriclitaBg  und  Zn* 
fOndiffkeit  678;  Wirkanggkreb  562;  An- 
weeenkeit  des  Ptokoreare  bei  den  Yer- 
handlangen  584;  RekaeaHonen  586. 

Orensstreitigkeiten,  Sonderbeetim- 
unngen  fOr  die  beltascken  Pkoiinxen 
562;  Zoftlndigkeit  588. 

OreniTermessnngsenohen,Zastindig- 
keit  588. 

Orodno,  KJnftlhrang  der  Oerichteerdnang 


Grandsiflcke,  lindliche,  Streiti^eiten, 
ZaeOndij^eit  588;  OeriehlMtnnd  be- 
sQglieh  der  tneteriialb  Rneelands  ce- 
legeneo  Immobilien  582;  Prüfdng  der 
Porderongen  fBr  ein  Terkenftei  Ornnd- 
•Ulek  im  Konknra  704;  Polen:  Offent- 
liehe  Veftteigerung  der  GmnditQeke 
Min  der  FriedeMrichtervemammlang  oder 
vor  dem  Oemeindegericht  761;  Verbot 
and  Beechrinkongen  de^  Erwerbe  nnd 
der  Peeht  durch  AasUnder  776,  777, 
7881 

Ont,  wohlerworbenes,  anbeschrflnkto  letsi- 
wilfige  Yerfllgang  in  den  Osteeepro- 
▼inien  725;  nach  ruaeiBchem  Recht  742. 

Ofitergemeinachaft,  nach  dem  Rocht 
der  OataeeproTinaen  721  f..  In  Polen: 
Vereinharang,  Rechte  des  überiebenden 
Shegatten  bei  Voihandensein  erbtihiger 
Blotferwandten,  Annahme,  Aoaachlagong 
deraelben  771. 

Ofltertrennnng,  deren  EinfBhrong  in 
Polen  761. 

Haft  der  in  Konkara  erkürten  Kaofleoto 
682,  der  Niehtkaaflente  692, 698;  Polen: 
ala  Beitreibongamittel  von  Fordemngen 
762. 

Handel,  Betrieb  darch  Antllnder  in  Rnn- 
land  77a 

Handelibflcher  ala  Beweismittel;  Be- 
weiakraA  641,  642. 

Handelsgerichte,  Organisation,  Vor* 
füllen  565;  Gerichtsbarkeit  575,  758, 
580;  deren  Zasammenaetaang  580,  Wir- 
kongikieis«  Besetaanjr,  Yertretnng,  Ge- 
richtssprach,  Zeit,  Ort,  Ordnong  der 
SitBong,  Qerichtsferien  582, 588;  Polen: 
Handelsgericht    an  Warschaa,    deoaen 

'  Zaatln^eit  758;  ftr  Konkarse  764. 

Handelsgeschftfte,  Vorschriften  in  den 
OstBeeprovinsen861^;  Polen:  Handels- 
gericht an  Wsrachan  759. 

Handelsffesellsehaft,  Bentimmnngen 
in  den  Ostaeeprovinaen  561^;  Lontiouh 
tion  des  Vertreters  im  Proaess  602;  in 
Polen:  Konkars  derselben  764. 

Handelareoht  561  ^  562;  Polen  756. 

Handelsproaess  674 It,  760 f. 

Handelssachen,  Zaatliidigkelb  hierfllr 
589;  abgekflrstea  Verfidiren  653. 


Handelsschuld,    in    Polen:    Konkna 
gegen  Kaoflente, 
wegen  Nicfatsahlong 
764. 

Handeltreibende,    Stnitigkeiten   ibsr 
Verpiüchtangen     nnd    Versa 
Polen:     ZaatSndigkeit    dea 
gerichta  758,  758. 

Handelsvertrag,  deatsch-maaiaeher,  Be- 
deotong  tfkr  die  Enntionapflicht  618, 1064, 
mit  Dinemark  614'. 

Handwerker,  in  Polen:   deren  geaeta 
liches  P&ndracht  tOr*  die  Arbeit  ind  die 
aaf  Erilialtang  der  Sache  verwendeten 
Kosten  767. 

Hereditaa  iacena,  jaiiatiacfae  Penfta- 
lichkeit,  Erbschaftaerweih  711;  Begriff 
nach  raasischem  Recht  724. 

Hinterlegang  bei  der  Staatakaaae,  Be- 
fehl aar  Aoasahiong  776. 

Hofverwal  tan  gen,  Abwcächnngen  dea 
ordentlichen  l^aessverfiüirBna  bei  Strei- 
tin^ten  derselben  665,  666. 

HvpothekenglinbifferinPolen:  deren 
Foidenmgen  im  Konkurs  deaSehuidMtB 
767. 

Hvpotheken,  Polen:  Zustftndigkett  des 
Besiiksgerichta  für  Stieitigfceiten  hier- 
aber  7^0;  deren  Beitreibung  761;  privi- 
leffirt  im  Konkurs  767;  Aufhebung  der 
gäeimen,  stillschweigenden  Qypotheken, 
rechtliche  Natur  der  Hypotheken  766; 
bei  der  Naehlaaaregulierung  774. 

HvnothekenbehOrde,  Ostaeeprovinsea 
5o6;  Polen:  Beiirksgericht,  Appelia-' 
tionsbeharde  759;  762. 

Hypothekenbuoh,  Vermerk,  Beschlag- 
nahme der  Immobilien  706;  in  Polen: 
Einachreibung  einer  Proteetation  im  Hy- 
pothekenbuch 760;  Eintragung  der  An- 
forderung sur  Beitreibung  der  Hypothek 
761;  Eintragung  der  Eürben  im  Hypo- 
thekenbuch, Vonmaaetsuttgen  dea  An; 
tngea  775. 

J  ap  an ,  Oerichtabaxkeit  derrasaischenKon- 
suln  aber  die  ruaaischen  ünterthansn 
753,  768  w. 

Identititsnachweise,  deren  Auaalei- 
Uak^  durch  ausländische  Kcmsuln  751. 

Jesuiten,  Verbot  des  Aufenthalts  in 
Ruaaland  778,  780. 

Immobilien,  lindliche,  Streitigkeiten 
über  —  588;  Gterichtsstand  beallglidi 
der  ausserhalb  Russlands  gelegenen  582, 
694;  Beitreibung  aus  Immobilien  688, 
684;.  Beschränkung  des  Erwerbs  von 
Immobilien  durch  AusUnder  720,  777; 
An&ll  derselben  an  die  gesetaliehen  Er- 
ben durch  Eintritt  eines  KechtgUubigen 
oder  ROmisch-KatholiachML  ins  Kloater 
725;  Erbfolge  nadi  StaatsvertrBgen  sut 
Sachsen,  Frankreich,  dem  Deutschen 
Reich,  Italien,  Spanien,  Schwaden  und 
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Norwegen  bezüglich  der  in  Russland  ge- 
legenen Immobilien  7d9. 

in  P  0 1  e  n :  bei  der  Nachlassregolierung 
774;  Erbrecht  der  Ausländer  bezflglich 
der  Immobilien  776;  Verbot  des  Er- 
werbs und  der  Pachtung  durch  Ausländer 
776. 

Inländer,  Gleichberechtigung  aller  In- 
länder 572*. 

Insolvenz,  Arten  derselben  6d2, 702, 707. 

Instanzen.  Anzahl  572. 

Interdizirte,  Polen:  Vorzugsrecht  der- 
selben im  Konkurs  am  Vermögen  des 
Vormunds  767. 

Intestaterbfolge  in  den  Ostseeprovin- 
zen 712, 714, 715;  nach  russischem  Recht 
738—740. 

Intervention  585,  Haupt-  und  Neben- 
intervention 596. 

Inventur  682  ff.,  699;  als  provisorische 
Sicherstellungsmassregel  des  Nachlasses 
in  den  Ostseeprovinzen  708,  719;  siehe 
beneficium  inventarii  747;  gerichtliche 
Inventur  712;  Polen  775. 

Juden,  Verbot  des  Erwerbs  von  Land- 
Rfltem  im  russischen  Westgebiet  727  f., 
777;  Verbot  des  Erwerbs  und  der  Aus- 
beute von  Naphtal&ndereien  im  Kauka- 
sus 728;  Verbot  und  Beschränkungen 
des  Aufenthalts  der  ausländischen  Juden 
778,  780, 

Juristische  Personen,  Domizil,  Ge- 
richtsstand 590;  Jjegitimation  des  Ver- 
treters 602;  Erbfähigkeit  derselben  in 
den  Ostseeprovinzen  709;  hereditas  iacens 
beim  Erschaftserwerb  711;  Erbfähigkeit 
nach  russischem  Recht  726. 

Justizbeamte,  Klagen  gegen  dieselben 
570*. 

Justizministerium,  Auskunftserthei- 
lung  Hber  russisches  Recht  an  das  Aus- 
land 572«. 

Justizor^anisation  563,  564,  568. 

Kabinetsjustiz,  Aufhebung  574. 

Kaiserhaus,  Vertretung  im  Prozess  595; 
Abweichungen  vom  or&ntlichen  Prozess 
in  Streitsachen  665,  666. 

Kanonisches  Recht  559.^ 

Kassation,  Zuständigkeit  572,  Prinzip 
der  Schriftlichkeit  578,  661;  Zulässig- 
keit  659,  Frist  660;  Veriahren,  661, 
662,  Veröffentlichung;  wichti^^er  Ent- 
scheidungen 663;  Wirkung  663;  wegen 
der  geriditlichen  Bestätigung  des  Testa- 
ments 746;  Kassationsantrag  gegen 
den  die  Vornahme  von  Si^herunffs- 
massregeln  des  Nachlasses  ablehnen<kn 
gerichtlichen  Bescheid  746,  ^esen  die 
gerichtlichen  Verfügungen  bei  der  Erb- 
theilung  748. 

Kassationsentsoheidungen,  Samm- 
lungen 566;  Aufhebung  eines  Urtheils 
durch  eine  solche  583;  Anwesenheit  des 


Prokureurs  bei  den  Verhandlungen  584; 
der  Kreisversammlangen  589^. 

Kassationsinstanz,  Zuständigkeit  572, 
659-663;  Prinzip  der  SchriftUchkeit 
573;  fOr  Entscheidungen  der  Kreisver- 
sammlungen 589*. 

Katholiken,  römische,  Eintritt  ins  EIlo- 
ster,  Anfall  der  Erbschaft  725;  Erbun- 
f&higkeit  729. 

Kaufmann,  Inhaftuahme  der  in  Kon- 
kurs gerathenen  Kaufleute  692;  üi 
Polen;  Streitigkeiten  zwischen  Kauf- 
leuten, Zuständigkeit  des  Handelsge- 
richts 759;  Konkurs  764. 

Kaukasus,  besondere  Bestimmungen  der 
Gerichtsordnung  559,  Geltungsgebiet  der 
Gerichtsordnung  565,  569,  Justizper- 
sonen  575*;  Erwerb  und  Ausbeute  von 
Naphtaländereion  f&r  Ausländer  und 
Juden  verboten  728. 

Kautionen  der  Beklagten,  der  Kläger 
610;  611,  Kautionsmittel  611;  bei  Pro- 
zessen gegen  den  Fiskus  612;  fOr  die 
Prozesskosten  seitens  der  Ausländer 
612;  Einfluss  des  deutsch-russischen 
Handelsvertrags  613,  Beiehsratlisgttt* 
achten  vom  11.  März  1S96  1063;  vor- 
läufige Vollstreckbarkeit  der  Urtheile 
gegen  Kautionsleistung  681 ;  der  Sonder- 
bescheide 681. 

Kiew,  Einfahrung  der  Gerichtsordnung 
569. 

Kinder,  uneheliche,  absolute  Erbnnfähig- 
keit  nach  russischem  Recht  729;  lefliti- 
mirte  Kinder,  Eriangung  der  Erbfähige 
keit  730;  die  in  Putativehe  erzeugten 
Kinder  ebenso  730;  in  Polen:  Erb- 
fthigkeit  der  anerkannten  unehelichen 
Kinder  772. 

Kirche,  geistliche  Gerichte  565,  680; 
Streitigkeiten  der  Kirche,  Anwesenheit 
des  Prokureurs  584;  Abweichungen  vom 
ordentlichen  Prozessverfahren  in  Streit- 
sachen der  Kirchen  665, 666;  Erbunfähi^;- 
keit  der  Kloster§[eistlichen  729;  in 
Polen:  Prozessffthigkeit  759;  rOmisch- 
katholische,  Anspruch  auf  einen  Theil 
des  Nachlasses  des  Pfarrers  778. 

Kirohenrechtlicher  Prozess,  Verhält- 

.    niss  zum  Givilprozess  570,  571. 

Klage,  gegen  Justizbeamte  570^;  Ver-> 
fahren  bei  der  Klage  620;  Inhalt 
der      Klagschrift     620 ;     Vereinigung 

^  mehrerer  Klagen  621;  Erfordemiss  der 
Beüagen  621;  eegen  Eisenbahnverwal- 
tungen 621;  lUagerhebung  und  ihre 
Wirkung  622,  Aenderung  der  Klage 
622,  623;  Eüilassung  auf  <üe  Klage  624; 
Erhebung  der  Klage  im  Verfahren  erster 
Instanz  628;  Aenderung  im  Appellations- 
verfahren 657. 

Klagebeantwortung,  Fristen  629  und 
6294.7. 
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Kleinrassland,  Zeisioiu  V«riiiB8eniiig« 
Verpflndung  einer  EriwdiAft  781*. 

Kloster.  Prozesse.  Abweichonfett  Tom 
ordentlichen  Verfahren  665.  6w. 

Klostergeistliche  der  rassisch-  vnd 
rOnusch-katholischen  Kirche,  deren  ab- 
solnteErbonfUii^keit  729;  Testininflkhiff- 
keit  nach  russischem  Recht  741;  us 
Testamentsseogen  744. 

Kollateralen,  Erbfolge  nach  dem  Recht 
derOstseeproTinsen  7l5;  nach  russischem 
Recht  78S. 

Kommersgerichte,  Organisation,  Ver^ 
fahren  5i5;  Gerichtsbarkeit  675,  579, 
580,  582,  588;  ZnstJüidigkeit  589;  Ter- 
minsanberaamong  618;  Veifidiren  tot 
den  Kommersgerichten,  Literator  674; 
Abweichuiff«n  tob  der  CiTilprosessord- 
nnng674  600;  Fristen  ftlr  die  Konkurs« 
bei  den  Kommengerichten  708. 

Kommission&r,  Polen«  PriTÜeginm  767 \ 

Kompensation  im  Konknm,  in  den  Ost* 
seeproTinsen  698,  697;  in  Rnssland  708; 
in  Polen  765. 

Kompetenskonflikt  592. 

Kompetensstreit  592,  598,  zwischen 
Gerichten  und  VerwaltongsbehOrden  598. 

Konfession  der  Richter  575 ^ 

Konkordat  im  Konkurs,  in  Polen  766. 

Konkurs,  Sonderbestimmungmi  für  die 
baltischen  ProTinsen  562;  Verordnung 
aber  das  Verfahren  564;  Gerichtsstand 
590;  Konkursrecht,  Quellen,  Literatur 
689 — 691;  Geschichte  des  Konkursrechts 
und  Konkursprosesses  689';  Qrundprin* 
zipien  691;  materielles  Konknnrecht, 
Voraussetzungen  der  KonkurserOffiiung, 
Konkursantrag,  Wirkungder  ErOfiinng 
692,  693;  Stellung  der  Konkursrerwal* 
tung  694,  ^5;  formelles  Konknrvrecht, 
ErOffiiungSTeiüüiren  698 ;  Aufstellung  der 
Konkursmasse  699;  Konstituirung  der 
PassiTmasse  699;  Prioritllsvcrfahren, 
Vertheilungsrerfahren  700;  Beendiffung 
des  Konkurses,  Veri^eich,  Verthulung 
der  Masse  701;  BeschafTttiheit  der  In- 
sohenz,  Gutaditen  hiertlber  702;  ab- 
weichende Bestimmungen  im  Konkurs- 
verfahren nach  russischem  Recht  702 
bis  708;  Konkurs  Ton  Handelsgesell- 
schaften, Nachlassenschaften  702;  eines 
ESiegatten,  gflterrechtliches  Verhiltniss 
nach  russischem  Recht  788'  ";  in  Polen: 
Konkursverfahren,  ErOffiiung  764;  An- 
meldung der  Forderungen  765;  Konkor- 
dat, Vereinigung  der  Glftubiger  und  Li- 
quidation, Pfandgl&ubiger  und  privilemte 
Qlftubiger766 ;  H7potheken^&ubiger767 ; 
Rechte  der  Ehefrau  des  Falliten  768; 
Vindikation,  Kosten  769. 

Konkursantrag,  Begründung  692. 

Konkursdekret  auf  KrOffiiung  des  Kon- 
kurses 692,698. 


KonknrserOffnung,^^Aung,bfnmKanf* 
mann  in  der  Regel  Verhaftung  692;  Ver- 
lust des  Dispositionsrechts  £•  Gesaein* 
Schuldners  693. 

Konkursgliubi|^er,  Befreiung  von  dar 
Anmeldepflicht  in  den  Ostseepnmnzen 
698;  Vertretung  durch  Bevollmiditigto 
699. 

K  0  n  k  u  r  s  k  u  r  a  to  r  693,  proTisorischer699. 

Konkursmasse,  freie  Disposition  der 
Gläubig  hijuHber  691;  Vertheafamg 
unter  die  angem  eldeten  Gliubiger,  Reihen- 
folge 700,  701. 

Konk  ursprok  lam  fEriassung,  Anmeldung 
der  Forderungen,  Befreiung  davon  69£ 

Konku  rs  ve  r  w  al  tungals  Bäorde,  ünter- 
instanz  des  Bezirksgerichts,  Verwaltuncs- 
recht  der  Gliubiger  691;  Grundsatz  der 
Universalität  in  £tezug  auf  die  Ausdeh- 
nung der  Befugnisse  der  Konkursver* 
waltung  691;  vereidigter  Kurator,  seine 
Pflichten  und  Honorar  694 ;  definitive  Kon* 
kur8verwaitung694;  Verhkltniss  der  Kon- 
kursverwaltung zur  Masse  694;  bezfig- 
lich  noch  nicht  ertfillter  Verpflichtungen 
695;  Anfechtunff  von  Recfatsgeschiften 
695,  696;  als  Mandatarin  der  Konkurs- 
gllubiger,  deren  Au&ichts-  und  Be- 
schwerderecht, Veriifiltniss  zu  dritten 
Personen  695;  definitive  Konkursverwal- 
tung 699. 

Konkursverwalter,  Legitimation  im 
F^zess  602,  seine  Bestellung  691;  in 
Polen  765. 

Konkur8vollmaoht948,  für  die  Ostsee* 
Provinzen  949,  für  Polen  958. 

Konsistorium,  gerichtliche  Zuständig- 
keit in  der  rOmisch-katholisehen  Kirche 
580;  Provinzial-  und  Generalkonsistorinm 
in  der  evangelisch -lutherischen  Eürohe 
581. 

Konsulargerichtsbarkeit,  Quellenund 
Literatur,  Allgemeines  751,  in  Persien 
752;  in  der  Tflrkei  758;  in  Oiina  und 
Japan  753;  in  Korea  754. 

Konsularverträge  mit  Frankreich,  Ser- 
bien, Deutschland«  Oesterreich-Üngam, 
Rumänien,  Dänemark  751. 

Konsuln  der  ausländischen  Staaten  als 
Vertreter  der  Erben,  deren  Befugnisse 
bei  Sicherung  des  Nachlasses  eines  Aus- 
länders 749;  die  msaiscfaen  Konsuln  in 
den  christlichen  Staaten  751. 

Konvokation  der  Konkursglänbiger  693; 
Bestellung  von  Bevollmächtigten  seitens 
der  Abwesenden  698*. 

Korea,  Gerichtsbarkeit  derrussischenKon- 
suln  Aber  die  russiBchen  Unteithanen, 
Gerichtszuständigkeit  754. 

Kosaken,  donische  560. 

Kosten,  Ersatz  im  Armenrecbt  610;  prin* 
zipielle  Entscheidungen  betr.  den  Ersatn 
der  Kosten  651;  Ersatz  im  vereinfachten 
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Verfahren  669;  im  ürkundenprosess  670; 
der  Ezekation  687;  in  Polen:  VorEngs- 
recht  der  Qerichtskosten  im   Konkurs 
767;  des  Konkorsyerfahrens  769,  770. 
Kowno,  EinftUirung  der  Qerichtsordnnng 

569. 
Krankheit,   letzte,   in  Polen:    Kosten 
derselben,  Vorzugsrecht  im  Konkurs  767 ; 
Ostseeprovinzen  700. 

Kreditirte  Waaren,  abgekürztes  Verfah- 
ren im  Prozess  653. 

Kreismarschall,  Vorsitzende  der  Kreis- 
yersammlungen  577. 

Kreisversammlungen  unter  Vorsitz  des 
Kreismarschalls  57?;  Kassationsinstanz 
für  dieselben  578;  Anwesenheit  des  Pro- 
kureurs bei  den  Verhandlungen  584;  Re- 
kusation  586. 

Kriegsprozess  568. 

Krone,  Sachen  derselbenJZustftndig^ei  1 588. 

Kuratel  des  Nachlasses  nach  dem  Recht 
der  OstseeproYinzen,  Zust&ndigkeit  der 
VormnndschaftsbehOrde,  Verfügung  des 
Friedensrichters  708,  709. 

Kuratoren,  Ernennung.  Zuständigkeit  der 
Friedensrichter  587;  im  Konkurs,  Er- 
nennung des   Torlftufigen  Kurators  698. 

Kuri  e,  römische,  Zustfindifkeit  für  Appel- 
lationen, Beschwerden  oder  Proteste  in 
letzter  Instanz  für  die  Urtheile  der  geist- 
lichen Gerichte  in  der  rOmisch-kathoH- 
Bchen  Kirche  580,  581. 

Kurland,  Friedensrichter  575;  Konkurs- 
recht 689—708;  Erbschaftsregulienmg 
708—721;  Stammgüter,  Schutz  ererbter 
Landgüter  718;  Verbot  des  Erwerbs  von 
Immobilien  durch  Ausl&nder  728. 

Landgüter,  Recht  559^;  erbrechtlicher 
Schutz  der  ererbten  Landgüter  in  den 
OstseeproYinzen  für  die  zwei  ersten  Ver- 
wandtschaftsklassen 718;  Verbot  ihres 
Erwerbs  durch  Auslftnder,  ausgenommen 
kraft  gesetzlichen  Erbrechts  7^;  adelige 
Landgüter  nur  im  Besitz  von  Edelleuten 
727;  Verbot  des  Erwerbs  durch  Polen 
727;  durch  Ausl&nder  728. 

Landhauptleute,  Gesetz  betr.  563,  569, 
Verhandlung  vor  denselben  574,  575; 
Gesetz  betr.  dieselben  575  3;  Wahl  576, 
577;  Wirkungskreis  582;  Zeit,  Ordnung 
und  Ort  der  Sitzung  583;  Rekusation 
586;  Verfahren  vor  denselben  in  Armen- 
rechtssachen 609^;  Entscheidung  über 
die  Echtheit  bestrittener  Urkunden  645; 
Sonderbeschwerden  gegen  Sonderbe- 
scheide der  LandhaupÜeute  658. 

Landschaftsinstitutionen.  Streitig- 
keiten, Anwesenheit  des  Prokureurs  5£ä. 

Legatsklagein  den Ostseeprov inzen  721 . 

Lehranstalten,  Prozesse,  Abweichungen 
vom  ordentlichen  Verfahren  665,  666. 

Leihbriefe,  tfesetzlich  vollzogene,  Prü- 
fung im  Koiucurs  704. 


Leibeigene  chaft,  Gesetz  über  Aufhebung 
570. 

Letztwillige  Dispositionen,  a)  in  den 
Ostseeprovinzen:  TestirfWgkeit,  Arten 
und  Formen  der  letztwilligen  Disposi- 
tionen 716,  Publikation  der  Testamente, 
Widerruf  derselben,  Testamentsexekuto- 
ren  717. 

b)  nach  russischem  Recht:  Begriff  des 
Testaments,  TestirfiLhiffkeit  740,  741,  In- 
halt des  Testaments  7^,  Form  und  Ajrten 
der  Testamente  743,  Aufhebung  und  Ab- 
ftndemng  der  Testamente  744,  gericht- 
liche Bestätigung   des  Testaments  745. 

Liquidation  des  Vermögens  des  Schuld- 
ners im  Fall  der  „Vereinigung  der  Gläu- 
biger** in  Polen  766. 

Littauen,  Statut  559 ^ 

Literatur  des  russischen  Privatrechts 
561 S  562  \  des  avilprozessreohts  567; 
des  Verfahrens  vor  den  Kommerzgerich- 
ten 674;  Konkursrecht  in  den  Ostsee- 
provinzen 689,  der  Erbschaftsregulierung 
nach  dem  Recht  der  Ostseeprovinzen 
I       708,  nach  russischem  Recht  7ä8. 

Livland,  Friedensrichter  575;  deren  Zu- 
ständigkeit fQrSicherstellungsmassregeln 
588 ;  Konkursrecht  689—702 ;  Erbschafts- 
regulierung 708—721;  Erbgut  718;  Ver- 
bot des  Erwerbs  von  Immobilien  in  Liv- 
land durch  Ausländer  728. 

Lohn  der  Dienstboten  in  Polen,  privile- 
girte  Pfandforderung  767;  Ostseeprovin- 
zen 700;  Russland  705, 

Majorate,  Erbfolgeordnung  nach  russi- 
schem Recht  739. 

Miethe,  Sach-  und  Dieustmiethe.  Streit- 
sachen, abgekürztes  Verfahren  653;  Po- 
len: gesetzlich  privilegirtes  Pfandrecht 
des  Vermiethers  767. 

Militär,  Dienst,  Streitigkeiten,  Zustän- 
digkeit der  Verwaltungsbehörden  570; 
Inanspruchnahme  des  Militärs  seitens 
des  Gerichtspräsidenten  584;  militärische 
Testamente  nach  russischem  Recht  744; 
Beschränkungen  des  Eintritts  von  Aus- 
ländern in  den  Militärdienst  779. 

Minderj  ährige,  Streitigkeiten,  Anwesen- 
heit des  Prokureurs  bei  den  Verhand- 
lungen 584:  beschränkte  Prozessf&higkeit 
594;  Testirfähigkeit  in  den  Ostseepro- 
vinzen 716;  Testirunfähigkeit  nach  russi- 
schem Recht  741;  im  Auslande  zurück- 
?ebliebene,  die  Konsuln  als  ihr  Vormund 
82;  in  Polen:  Forderungen  der  Minder- 
jährigen, Vorzugsrechte  im  Konkurs  des 
Vormunds  767. 

Ministerium  des  Auswärtigen,  Be- 
glaubigung russischer  Uebersetzungen 
fremdsprachlicher  Urkunden  572*. 

Minsk,  ElinfOhrung  d.  Gerichtsordnung  569. 

Miteigenthum,  Beschlagnahme  des  An- 
theils  eines  Miteigenthümers  686.. 
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llitt^)aii«A,  0«ridit6ord]iiiiig  569. 

MobiliarBmehlastderAiulinderinRaM- 
lasd  beÜBdlich  740. 

Mobilien,  gewisse,  in  Polen,  gesetaliches 
Plsnd  ftat  pritilegirte  Fordernnflen  767; 
wegen  des  Ksnforeises  onbesaUter  Mo- 
bilureffekien  767. 

Mohilew.  EinflUming  der  Gerichtsord- 
nvng  669;  Bildung  der  Friedensgerichts- 
besirire  576  ^ 

Mosken,  OrossfOrstentimm,  PriTntr^cht 
650'. 

Mnndlielikeit,  Orondsats  bei  den  Ge- 
riebtSTerbnndliingen  578. 

Nsekbsrn,  Befrignng  ils  Beweismittel 
688. 

Mm  eh  1  SS  s,  Znstindigkeit  der  Friedens- 
richter für  Naohlssssscben  887;  Siche- 
ning  des  Nschlssses,  Zostindigkeit  589; 
biaeriieher  NsehJsss,  Wolostgericht  590; 
I^ipifiening,  Gerichtsstand  590;  Erb- 
^altaregimemng  in  den  Ostseeprovinsen 
708—781,  nsch  russischem  Recht  728 
bis  750,  nach  polnischem  Recht  770  bis 
776;  Nschlassgericht  708;  proTisorische 
Sicherstellnng  des  Nachlasses  708,  718, 
719;  Nachlassknratel,  Zastftndijrkeit  der 
VormnndschaftsbehOrde  709,719;  Sicher- 
stellnng 708,  718.  719;  Deponirong  Ton 
Naehlasseffekten  719;  Erbfolge  der  Aas- 
linder besQglioh  des  in  Rasuand  befind- 
üchen  Mobifianachlasses  748;  Verfahren 
bei  der  Ref^fierong  des  Nachlasses,  Be- 
slts  nnd  Sicheronff  des  Nachlasses  746; 
Aosliefemng  des  l^achlasses  iron  fran- 
sOsischen  Seeleuten  751^;  in  Polen: 
Erbfolge  770;  Rechte  des  flberlebenden 
Ehegatten  bei  Vorbandensein  erbfBLhiger 
Verwandten  771;  Erbschaftsstener  774; 
Nachlassre^olierong  774;  Erbrecht  der 
Aaslinder  775. 

N  i  eh  tch ri  s  te n ,  Pflicht  aar üebembe  der 
dorch  Erbschaft  erworbenen  Heiligen« 
bilder  a.  dgl.  an  Rechtgliabige  728, 729. 

Nichtigkeitsbeschwerde  in  Ebeschei- 
dnngssachen  an  den  Senat  581. 

Notare,  Orgsnisation,  Dienst  589;  ihre 
Stellang,  ihre  Wirksamkeit,  Obemotare 
585;  Verbot  des  Betriebs  Ton  AdTokaten- 
geschiften  586;  Beglanbiirang  Ober  Ver- 

fleichsabschlflsse  672 ;  Aafbewshrang  von 
'estamenten,  Vermathang  der  Echtheit 
nach  rassischem  Recht  744;  die  aus- 
lindischen  Konsaln  als  Notare  751. 

Notariatsordnang  568,  564,  585. 

Notherben  in  den  Ostseeprorinzen  717, 
718;  in  Polen  772. 

Natznngsrechte  sn  fremden  Grand« 
Stacken,  Zustindigk^it  der  Friedens- 
richter 588;  in  Polen  75& 

Obligationen  667.  669;  PrOfiing  'der 
Forderungen  aus  Obligationen  im  Kon- 
kurs 704. 


Oeff entlichkeit  der  Verhsndtoag  578; 
Fille  des  Aosschlosses  der  Oeffentlieh- 
keit  578;  Anssehloss  der  Oeffentlichkeit 
bei  Verhandiangen  der  GonTeraements- 
sessionen  574. 

Offisialmazime,  Geltang  572. 

Ordnung,  poliaeiliehe  Anoxdnongen,  be- 
treffend die  Öffentliche  Ordnung  o.  Sicher- 
heit 570;  Anfrechterhaltong  diurch  Ge- 
richtsprisidenten  584. 

Orenbnrg,  Sonderbestimmnngen  560;  Gre- 
richtsordnong  569;  Friedensrichtw  575; 
Justizreform  575*. 

OstseeproTin2en,PriTatreGht560^  561^ 
Handelsrecht  561';  Konkorsredit  689  bis 
701 ;  Befreiung  der  Aussonderanffs-  oiui 
Absonderongsberechtigten  von  der  An- 
meldefrist im  Konkurs  698;  Stellang  der 
EonkurSTerwaltane  in  den  Ostseepro- 
yinzen  695;  Erbsehaftsregulierang  nadi 
dem  Recht  der  Ostseeprorinaen  livland, 
EsUand  und  Kurland  708-^750,  Qaellen 
708. 

Pacht  ländlicher  Grandstacke,  Streitig- 
keiten, Zustindiffkeit  588;  Polen:  Zn- 
stindigkeit derl&zirkagerichte  758,  759; 
Beschrinkungen  besw.  Verbot  ttlr  Aus- 
linder  7767777;  in  Rossland  727. 

Pisse   der  Auslinder  in  Russland  777, 
777« 

Parteien,Sahne7ersachi.  streitigen  Sachen 
587;  ProsessfUiigkeit  und  deren  Be- 
schiinkunpron  594 ;  Diqiositioni^'echt  Aber 
den  matenellen  Inhalt  des  Prosesses  620; 
Ladung  zum  Termin  634;  Parteivertreter 
in  Handelssachen  674. 

Partikularsukzession  in  der  Erbfolge 
nach  russischem  Recht  724. 

Passiymasse  des  Konkurses,  Profongs- 
Terfahren  699;  PriorititSTer&hren,  Ver- 
theilungsyerfahren  700. 

Persien,  rassische  Konsolargerichte  mit 
Toller  Gerichtsbarkeit  752;  ihre  Oisani- 
sation  und  Verfahren  yor  denselben, 
Appellation  dagegen,  gemischte  Tribu- 
nale 752,  758. 

Personalhaft  des  Konkursschuldners 692, 
698,  698. 

Personen,  Gerichtsstand  für  juristisehe, 
Gerichtsstand  590 ;  fOrHsttdlungsanOhige 
591 ;  im  Ausland  591;  mit  mehreren  Ik^ 
mizüen  591;  in  Ehesachen  591;  ohne 
Wohnsitz  591;  Vertretung  durch  Be- 
yoUmichtigte  im  Prozess  ^5. 

Personenstand,  Znstindigkeit  hierAlr, 
Verwaltungsbehörden  570. 

Peter  der  Grosse,  Reformen  559 ^  geist- 
liche Gerichte  665,  dsr  Kriegoprosess 
568:  Reformen  689^. 

Pfand  als  Kautionsmittel  611;  Streitig- 
keiten Ober  Pfandrechte  in.  Polen,  Zn- 
stindigkeit der  Bezirksj^erichte  758, 759; 
gesetzliche  Pfsndgliubiger  766. 
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Pfa]idgl&nbig6r,ge86tzliche,iiiPoleii766. 

Pfarrer,  iGmisch-katholiBcber,  in  Polen: 
Ansprach  der  JBLirche  auf  einen  Thml. 
seines  Nachlasses  778. 

Pflichttheilsrecht  in  den  Ostseepro- 
Tinzen  717,  718;  in  Polen  772. 

Photographen,  Dienst  in  der  Gerichts- 
ordnnng  559;  ZostSndigkeit  der  Verwai-. 
tnngsbehöiden  fOr  poBeeiliche  Anord- 
nungen, betreifend  photographische  An- 
stalten 570. 

Podolien,  Einf&hrung  der  Qerichtsord- 
nong  569. 

Polen,  besondere- Bestimmongen  der  Oe« 
richtsordnnng  559^  Cresetz-  und  Ver- 
ordnnnyB-Sammlnng  563,  Oeltongsgebiet 
der  Genchtsordnung  565,  fViedensrichter, 
Qualifikation  575;  Ernennung  des  Prä- 
sidenten der  Friedensrichterversammlonff 
576 ;  Ernennung  der  Friedensrichter  d  urcn 
den  Justizminister  577*^;  ZustSndi^keit 
der  Konsistorien  der  evangelisdien  Kirche 
fllr  Ehesachen  5Si;  Wolostgerichte  581, 
Senat,  Wirkungskreis  582. 

Verbot  des  Erwerbs  von  Landgütern 
und  Pfandrechten  ausser  im  W^e  ge- 
setzlicher Erbfolge  727. 

Rechtsverfolgimg.  Quellen,  Geschicht- 
liches, Literatur  755.  a)  Ciyilprozess 
757-762:  die  Gerichte  757;  ihre  Zu- 
ständigkeit 758;  Hjpothekenbehörden 
759;  AnwSlte  759;  das  Gerichtsveriahren 
759;  die  Rechtshalfe  762,  b)  Konkurs 
764—769:  £rO(&ung  des  Konkurses  764; 
Anmeldung  der  Forderungen  765;  Kon- 
kordat 765;  Vereinigung  der  Gläubiger 
und  Liquidation  766;  die  priTÜegirteu 
Gläubiger  766 ;  H  Tpothekengläubi^er  767 ; 
die  Rechte  d^r  Ehefrau  des  Failirten 
768;  Vindikation  768.  Kosten  769; 
e)Nachla88weBen769— 775:  Erbfolge 
769;  Erbschaftssteuer  778;  Nachlass- 
regulierung 773;  Erbrecht  der  Ausländer 
775. 

Polizei,  Anordnungen  auf  den  verschie- 
denen Gebieten  derselben  570,  Recht 
des  Gerichtspräsidenten  zur  Inanspruch- 
nahme der  Polizei  584;  Berechtigung  der 
Polizei  zur  ßeglaubigune  aber  den  Em- 
pfang einer  beizutreibenden  Summe  672^ 

P  r ä  s  i  d  e  n  t  der  Gerichte,  GeschäfsÄlhrung 
584;  Befugniss  zur  Verfügung  über  Be- 
stellung der  Kaution  611;  Leitung  des 
Prozesses  620.  630. 

Presse,  polizeiliche  Anordnungen,  Zu- 
ständigkeit der  Verwaltungsbehörden  570. 

Prinzipien  des  Ciyilprozesses  570. 

Prioritätsveriahren  im  Konkurs,  zwei 
Klassen  700. 

PriTatanwäite  mit  fferingerer  Juristi- 
scher Ausbildung  608;  Qualifikation, 
Konzession,  Disziplinargewalt  605. 

Privateigenthum,  Bti^priation,  Strei- 


tigkeiten hierüber,  Zuständigkeit  der  Ver- 
waltungsbehörden 570. 

Privatrecht,  russisches  560',  der  Ost- 
seeprovinzen 560,  561  ^  Literatur  des 
russischen  Privatreohts  561'. 

Privaturkunden,  Beweismittel,  Beweis- 
kraft 640,  641. 

Privilegien,  Streitigkeiten,  Zuständig- 
keit 588;  abgekürztes  Verftduren  688; 
Polen,  Zuständigkeit  der  Beiiricsgerichte 
758,  759;  in  Polen:  privüegirte  Gläubi- 
ger 766. 

Prokureur.  Organisation  und  Dienst  des 
Prokureurs  in  der  Gerichtsordnung  559; 
Rechte  des  Prokureurs  584;  Vermitt- 
lung zwischen  Gerichten  und  Verwal- 
tung, Beziehungen  zwischen  Civil-  und 
Strugerichten  585;  Abgabe  von  Gut- 
achten 585;  Rekusation  586;  Klagen 
gegen  dieselbe  587  n.  587';  Anhörung 
in  Armenrechtssachen  610;  Gutachten 
in  der  mündlichen  Verhandlung  vor  der 
ersten  Instanz  6SM);  Gutachten  in  strei- 
tigen Sachen  des  Fiskus,  Verwaltungen, 
Kirchen  und  Städte  665,  666;  im  E^assa- 
tionsverfahren  661,  662. 

Protestation,.  Einschreibung  im  Hypo- 
thekenbuchu  Polen,  Mittel  der  Sicherung 
des  Klageanspruchs  760. 

Protokoll,  Aufnahme  über  jede  Ver- 
handlung 573;  Führung  in  russischer 
Sprache  583;  Erklärung  zu  Protokoll 
der  Gerichtssekretäre  586;  Sitzungs- 
protokoll der  mündlichen  Verhandlung 
631;  im  Hsndelsprozess  677. 

Provinzialrecht  der  Ostseegouveme- 
ments  561  ^ 

Provokation  zum  Prozess,  Ediktal- 
ladung  der  Erben,  im  KönkunverlBJiren 
598. 

Prozessbevollmäohtigte  598,  599;  in 
Polen:  759. 

Prözessfähigkeit  und  deren  Beschiän* 
kungen  594;  Prüftmg  von  Amtswesen 
595;  in  Polen,  insbesondere  der  IShe- 
frauen,  des  Fiskus,  der  Städte,  Kirchen, 
Wohlthätigkeitsanstalten  759. 

Prozesskosten,  Kautionsstellung  durch 
Ausländer  612,  613;  Stempelffebühren, 
Geriohtsgebühren  614;  Kanaleigebübren 
615;  AnwalUkostea  615;  BefiroTuag  des 
Fiskus  hiervon  616;  der  Ausländer  im 
Hsndelsprozess  760. 

Prosessvollmaoht  599;  ihre  Beglaubi« 
gung  600;  telegranbisohe  600;  Aus- 
stellung im  Anslsnoe  600;  Spezialvoll- 
macht 601;  Widerruf,  Verzioht  601; 
Fomulare  948;  flUr  die  Ostseeprovinzen 
949,  für  Polen  958. 

Prüfungsverfahren  im  Konkuris,  An- 
erkennung der  Forderung  in  der  Gläu- 
bigerversammlung 699.  700;  PrüAings- 
verfahren  der  Forderungen  708—707. 
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Publikation  des  UrtheUs  647  f.,  666,  668. 

Realrecht,  Polen,  Streitigkeiten,  ZastXn- 
digkeit  der  Bezirksgerichte  758,  759. 

Rechtsanwalt  598,  599;  Orgamsation 
der  Rechtsanwaltschaft  602;  vereidigte 
Rechtsanwälte,  Qualifikation,  Eonzessio- 
nirang603;  Ausschluss  der  Anwaltschaft 
▼om  Notari^  608  *;  Rath  der  Rechts- 
anwälte hat  Disziplinargewalt  604;  Rechte 
und  Pflichten  606;  Honorarbestimmung, 
Armensachen  606;  Haftung  607;  Taxe 
fOr  die  Vertretung  607;  Zuweisung  der 
Armensachen  durdi  den  Rath  oder  das 
Gericht  610;  Ernennung  des  vorläufigen 
Eonkurskurators  aus  der  Zahl  der  ver- 
eideten Rechtsanwälte  698;  in  Polen 
759. 

Rechtshfllfe  587';  in  Polen:  Verfahren, 
Staatsverträge  mit  Deutschland,  Oester- 
reich  763;  in  Russland  764^ 

Rechtskraft  der  ürtheUe  648. 

Rechtsmittel,  Allgemeines  658,  Appel- 
lation 655,  656,  Sonderbeschwerde  657, 
Eassation  659—663;  Wiederau&ahme 
des  Verfahrens  664;  Gesuch  eines  am 
Prozess  bisher  unbetheiügten  Dritten 
665 ;  Einspruch  654,  Devolutiv-  und  Sus- 
pensiveffekt 654;  im  Handelsprozess  678. 

Rekusa tion  der  Richter,  Prokureure, 
Sekretäre  578,  586;  Rekusationsgründe 
586*. 

Repräsentationsrecht  im  russischem 
Eibrecht  730;  Erbrecht  der  Erbtochter 
an  Stelle  des  Vaters  735  u.  735*. 

Revision,  Entscheidung  aber  Zulässig- 
keit  572;  in  den  alten  Senatsdeparte- 
ments 579. 

Richter,  ordentlicher,  dessen  Zuständig- 
keit im  Civilrechtsstreit  572,  Unabhän- 
gigkeit und  Qualifikation  574,  ünab- 
setzbariceit  und  Unversetzbarkeit  574; 
Friedensrichter,  Landhauptleute,  Stadt- 
richter, Ereisglieder  der  Bezirksgerichte 
676,  577,  582,  583,  586;  Elagen  gegen 
richterliche  Beamte  586;  Schadens- 
ersatzklage gegen  Richter  620*)  dessen 
Stellung  u.  Aufgabe  im  Prozess  620; 
Unzulässigkeit  des  abgekürzten  Ver- 
fahrens in  Schadensersatzklagen  gegen 
Beamte  und  Richter  653. 

Russland,  europäisches.  Geltungsgebiet 
der  Gerichtsordnung  564;  Wirkungs- 
kreis des  Senats  5o2;  Erbschaftsregu- 
lierung 723—750;  die  Rechte  der  Aus- 
länder in  Russland  777—787. 

Sachenrecht  560^ 

Sachverständige  634,  638,  Beweiskraft 
639,  Ausbleiben,  Entschädigung  639. 

Schadenersatz,  Anspruch  571;  Elage 
gegen  Justizbeamte  5B3;  Elagen  gegen 
Beamte  584;  Elagen  gegen  nchterliche 
Beamte  586,  587;  Elagen  auf  Schadens- 
ersatz 591;   gegen  Richter   und  Proku- 


reure 620*;  prinzipielle  Entscheidungea 
betreffend  den  Schadenersatz  651;  ver- 
fahren 653;  in  Polen:  Betrag  bis  sn 
300  Rubeln;  Zuständigkeit  der  fViedens- 
gerichte  758. 

Schätzung  des  Nachlasses  als  proviso- 
rische Sicherstellungsmassniüime,  Zu- 
ständigkeit des  Fri^ensrichters  in  den 
Ostseeprovinzen  708,  719. 

Schiedsrichter  572. 

Schiedsrichterliches  Ver&hren,  Zn- 
lässigkeit,  schriftlicher  Verfang,  Aende- 
rung  im  Bestände  des  Schied^geriehtSs 
Urtheilsftllung,  Inappellabilität  682, 673; 
Exekutionsbefehl  ^4;  NichtvoUstredc- 
barkeit  ausländischer  Schiedssprüche  674. 

Schiffer,  ausländische,  Streilu^eitea 
zwischen  solchen  und  Rossen,  Konsuln 
als  Vermittler  und  Schiedsrichter  751. 

Schriftstücke,   Beweismittel  689,  G40. 

Schriftenvergleichung  643.  Verg^ei- 
chung  von  üebersetzungen  643. 

Schuldner,  insolvente,  ProzessfiUiigkeit 
594. 

Seeleute,  französische,  Befugnisse  der 
französischen  Eonsuln  bezüglich  der 
Auslieferung  des  Nachlasses  751  ^ 

Selbstmorder,  Ungültigkeit  der  Testa- 
mente 751  u.  741'. 

Senat,  Ehescheidungssachen ,  Nichtig- 
keitsbeschwerde 581;  Wirkungskreis,  Be- 
setzung, Vertretung,  Gerichtssprache, 
Zeit  und  Ordnung,  Ort  der  Sitzung 
582,  583;  Genehmigung  zur  Erhebung 
einer  Schadensersatzklage  gegen  Justiz- 
beamte 583;  Gerichtsferien  fi»3;  Eassa- 
tionsgesuche  gegen  Entscheidungen  der 
Friedensrichter  -  Versanunlungen  589  '; 
Polen:  Senat  zu  St  Petersburg,  Eassa- 
lionshof  757. 

Servitutstreitigkeiten,  Zuständigkeit 
588;  in  Polen  758,  759. 

Sibirien,  Gerichtsordnung  565,  569;  Ge- 
richte alter  Formation:  die  Gouveme- 
mentsgerichte  und  der  Senat  579; 
Rechte  der  Aufnahme  in  den  ünter- 
thanenverband  daselbst  781. 

Sicherung  a)  des  Beweises,  Zustän- 
digkeit, friedensrichter  588,  645,  b)  des 
Nachlasses,  Zuständigkeit  des  Frie- 
densrichters, Beschwerde  und  Eassations- 
gesuch  wegen  Ablehnung  746;  Voraus- 
setzungen der  Sicherungsmaassregehi 
747;  Arten  der  Sicherungsmaassregeln 
747;  Liquidationsmittel  der  sich  mel- 
denden Erben  747;  Nachlass  eines  Aus- 
länders, Erben  als  Inländer  748,  Erben 
als  Ausländer,  btaatsverträge  mit  Frank- 
reich, Deutschland,  Italien,  Spanien. 
Schweden-Norwegen  749;  Befugnisse  der 
Eonsuln  ausländischer  Staaten  als  Ver- 
treter der  Erben  zu  handeln  749;  in 
Polen:  Zuständigkeit  758. 
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Sicherheit,  Öffentliche,  Zuständigkeit  der 
Verwaltungsbehörden  für  Massregeln  570. 

Sicherstellungen,  Massregeln  zur 
Sicherstellung  der  Volksverpflegong, 
Volks|esundheit,  Volksbildung,  Presse, 
öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit, 
Zustftndigkeit  der  Verwaltungsbehörden 
570;  vorläufige  Verfftffungen  des  Ge- 
richtspräsidenten 584;  Zuständigkeit  der 
Friedensrichter  in  Ldvland,  Kurland,  Est- 
land 588;  in  Polen:  Sicherstellung  des 
Klageanspruchs  700. 

Siegelanlage  an  die  Hinteriassenschaften 
in  Polen  774;  Abnahme  775. 

Sonderbeschwerde  gegen  Sonder- 
bescheide 657;  Fall  der  Zulässigkeit: 
Eompetenzstreit,  Nichtannahme  eines 
Gesuchs  ^age,  Einrede)  658,  Ab- 
lehnung der  Perhorreszirung  eines 
Richters,  Zulassung  yerzögerlioier  Ein- 
reden, Ablehnung  der  Einrede  der  In- 
kompetenz, betreffend  Sicherstellung 
eines  Anspruches,  Zulassung^  oder  Ab- 
weisung der  Adzitation  658;  Frist,  Zu- 
ständigkeit des  Obergerichts  hierfür 
658;  gegen  Verfügungen  des  Appellhofes 
658;  gegen  Urtheile  im  yereiniachten 
Verfalffen  668;  im  Handelsprozess  678; 
gegen  <üe  Verfügungen  der  Richter  im 
IhrbtheilungsverfiJkren  748. 

Sonderverfügungen  und  Sonderbe- 
scheide, Inhalt  646,  648,  657,  658. 

Sprache,  russische,  Gerichtssprache  588; 
Verhandlung  in  den  östlichen  Idiomen 
in  den  Volks-,  Stammes-  und  Wolost- 
geriditen  Asiens,  des  Kaukasus,  der  bal- 
tischen Provinzen  588;  in  Polen  758. 

Staat,  Prozesse,  Anwesenheit  des  Pro- 
kureurs bei  den  Verhandlungen  584; 
als  Beklagter,  Gerichtsstand  590,  Vertre- 
tung im  I^ozess  595;  Kautionen  gegen 
den  Staat  612;  Befreiung  von  Gerichts- 
kosten 616;  Unzulässigkeit  des  abge- 
kürzten Verfahrens  in  Prozessen  des 
Staats  653;  Abweichungen  vom  ordent- 
lichen Verfahren  in  Sachen  des  Staats, 
Staatsanstaiten,  Verwaltungszweige  665, 
666;  in  Polen:  Prozessfähigkeit  des 
Staats  759;  aäs  privilegirter  Pfandgläubi- 
ger bezüglich'der  Immobilien  des  Kon- 
kursschuldnerer  766,  bezüglich  gewisser 
Mobilien  767;  ausserordentliches  Erb- 
recht 772. 

Staatsangehörigkeit,  Recht  derStaats- 
angehörigkeit  massgebend  für  Mobiliar- 
nachlässe 709. 

Staats  an  stalten,  Abweichungen  des 
ordentlichen  I^ozess verfahrene  m  Strei- 
tigkeiten derselben  665,  666. 

Staatsdienst,  Beschränkungen  für  Aus- 
länder bezüglich  des  Eintritts  in  den 
Staatsdienst  779,  782. 

Staats  Verträge  über  die  Erbfolge  der 

Lmrk  q.  Lobwbxvbld,  RechtSTerfolgmic.    ]1. 


Ausländer  mit  Sachsen,  Frankreich, 
Deutschem  Reich,  Italien,  Spanien, 
Schweden  und  Norwegen  739.  740;  be- 
treffend Nachlassregelungen  mit  Italien, 
Deutschland,  Frankreich,  Spanien.  Schwe- 
den-Norwegen 709,  719,  720,  739,  743, 
749, 1064 ;  über  die  Konsulargerichtsbar- 
keit mit  Frankreich,  Detttschl£^d,Serbient 
Oesterreich  -  Ungarn,  Rumänien,  Däne- 
mark 751';  Polen:  Rechtshülfe  be- 
treffend mit  Deutschland  und  Oesterreich 
765;  in  Erbschaftssachen  mit  Franikreicht 
Deutschland,  Italien,  Spanien,  Schweden 
und  Norwegen,  Oesterreich,  Schweiz  776. 

Stadtrichter,  Gerichtsbarkeit  575,  577; 
Reku^tion  586;  Entscheidung  über  die 
Echtheit  bestrittener  Urkunden  645; 
Sonderbeschwerden  gegen  Sonderbe* 
scheide  der  Stadtrichter  658. 

Städte,  Prozesse,  Abweichungen  vom 
ordentlichen  Veifahren  665,  666;  in 
Polen;  Prozessfähigkeit  759. 

Stammj^ut,  Schutz  d^r  ererbten  Land- 
güter m  KurUmd  718. 

Stammesgericht,  örtliches  Idiom  Ge- 
richtssprache 583. 

Standesrecht,  Verlust  der  Testirfiüdg- 
keit  in  Folge  von  Verurtheilung  741  u. 
741«. 

Stempelgebühren  614;  im  Handels* 
prozess  679. 

S  te p p  en -  Generalgouvernement,  Gerichte 
565;  Friedensrichter,  Gebietsgerichte  579. 

Steuern,  Staats-,  Landschafts-,  Gemeinde- 
steuern, Zuständigkeit  der  Verwaltungs- 
behörden für  Streitigkeiten  über  deren 
Beitreibung  570. 

Stillstand  des  Verfahrens  618;  Wirkung 
des  Stillsttodes  618,  619;  Wiederau^ 
nähme  des  Verfahrens  618;  Einstellung 
von' Amtswegen  619. 

Stra fantrag  bei  Antragsverbrechen  571. 

Straf  ff  eider,  Beitreibung,  Zuständigkeit 
der  Verwaltungsbehörden  570. 

Strafgericht,  strafrechtliche  Ansprüche 
571. 

Strafprozessordnung  563,  Verhältniss 
zum  Givilprozess  570,  571. 

Streitgenossenschaft  567. 

Substitution,  testamentarische,  nach 
russischem  Recht  742;  in  Polen:  fidei* 
kommissarische  772. 

Sühneversuch  577,  680. 

Synode,  heiligste,  letzte  Instanz  für  Ur- 
theile in  der  russisch  -  rechtgläubigen 
Kirche  580. 

Taubstummme,  Streitigkeiten,  Anwesen- 
heit des  Prokureurs  bei  den  Verhand- 
lungen 584;  Testirunfähigkeit  nach  russi- 
schem Recht  741. 

Taxen  für  vereidigte  Rechtsanwälte  607; 
Anwaltskosten  615 ;  für  Gerichtsvollzieher 
in  der  Exekution  687. 
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Te  rmin  Tor  dem  Friedensrichter,  den  Kom- 
mengerichten  618;  Vera&iuniiiM,  insbe- 
sondere «nch  seiieiis  der  2ieugen  ond 
Sachventindigen  618;  AnseUnng  der 
Termine  680;  VerBinmnias  676. 

Testamente  560';  Testamentsexekator, 
LegitimatioD  im  Prosess  602;  a)  in  den 
Ostseepnmnien  716;  Publikation  717; 
RechUbaft  717;  Widerruf  717;  Exeku- 
tion 717;  b)  nach  russischem  Recht:  Er- 
fordeniias  der  Einsetaung  eines  Erben 
724;  BegrQndunf  Ton  Üniyersal-  und 
PartikularsukBession  durch  Testament 
724; '  Ausschluss  der  testamentarischen 
Verfligung  beim  Fideikommiss,  Minorat, 
ererbtem  Vennögen  724;  Beschrtakung 
derselben:  bei  Arrenden  etc.  724,  725; 
nnbeschrinkte  Verfflffung  fiber  wohler- 
wotbenes  Gut  725:  Erwerb  von  Land- 
guten  durch  Polen  kraft  Testaments  727. 
nach  russischem  Recht: ^Begriff,  Testir- 
fthigkeit  740,  741;  Inhalt  des  Testa- 
ments 7ti;  Substitution  742:  Zuwendung 
der  Sache  an  die  eine  Person  daaEigenthum, 
der  andern  die  Nutcniessung  74^  Form 
und  Arten  des  Testaments,  SdirifÜichkeit, 
Öffentliche,  notarielle,  Privat-Testamente 
(hologn^hisch  oder  vom  Testator  unter- 
seichnet  oder  in  dessen  Auftrag  unter- 
leichnet)  748;  ausserordentliche  (privi- 
legirte  Testamente),  militlrische,  sur  See, 
im  Auslande  errichtete  744;  Aufhebung 
und  Abladerung  der  Testamente  744; 
gerichtliche  Best&tigung.V  erfahren,  Publi- 
kation des  Testaments  745,  746;  Aufbe- 
wahrung und  Beglaubigung  der  Testa- 
mente durch  ausländische  Konsuln  751; 
in  Polen:  testamentarische  Erbfolge  772; 
Formen:  eigenhändiges,  Öffentliches,  ge- 
heimes, mrkung  imd  Verfahren  beim 
Besitstlbergang  des  Nachlasses  773. 

Testamentsseugen  743.  744. 

Testator.  BeschriLnkung  der  V erfügungs- 
fireiheit  durch  die  Pflichttheilsansprflche 
in  den  Ostseeprovinzen  717.  718;  in 
Polen  772. 

Testirf&higkeit  a)  in  den  Oätseeprovin- 
zen,  insbesondere  der  Mioderjfthrigen, 
Ehefrauen,  Verschwender  716;  b)  nach 
russischem  Recht  740*- 742;  Zeitpunkt 
der  Testirf&higkeit  742. 

Theilungen  der  ErbschaftBmassen  748; 
in  Polen  758,  775. 

Türkei,    nissische  Konsulargerichte  753. 

Turkestan.  Gerichte  565;  Gerichtsord- 
nung 569;  Friedensrichter  579 ;  Aufnahme 
von  Auslfindem  in  den  russischen  Unter- 
thanen verband  781. 

Uebersetzer,  vereidigte ,  Organisation, 
Dienst  559, 583;  bei  der  Vergleichung  von 
Uebersetzungen  im  Beweisverfahren  643. 

Uebersetzungen,  Beglaubigung  russi- 
scher 572*;  vereidigte  Uebersetzer  5^. 


Uneheliche  Kinder,  absolute  Eibonfthig- 
keit  729;  in  Polen:  &b&higheit  der 
anerkannten  unehelichen  Kinder  772. 

Uniyersalsukzession  nach  russisdiem 
Redit  724. 

Unmündige,  Streitigkeiten,  Anweseohttt 
des  Prolrareurs  bei  den  Verhandlnngen 
584;  Testirunflhigkeit  nach  dem  RMht 
der  Ostseeproyinzen  716 ;  nach  russisdiem 
Recht  741;  in  Polen:  Schuldhaft  unzu- 
Ussjff  762. 

Unterbrechung  des  Prosessrei&hrens 
595. 

Unterschriften.  Beruhigung  durch 
Friedensrichter  587. 

Unterthanenschaft,  Recht  der  Unter- 
thanenschaft  bezüglich  der  Regulienmg 
der  Mobiliar-Nachlfisse  709;  Bedingung 
der  Theilnahme  an  der  Örtlichen  Sdtbst- 
▼erwaltung,  AusUnder  779,  779*;  Auf- 
nahme von  AusUaden  in  die  Unter- 
thanenschaft  und  Austritt  aus  derselben. 
Bedingungen  780,  781;  Ghründe  der  Lo- 
sung der  Unterthanenschaft  781.  782. 

Urkunden  Aber  Immobilien.  Notare  585; 
Beglaubigung  durch  Friedensrichter  587; 
Ausstellung  seitens  Entmündigter  594; 
als  Beweismittel  689;  gerichtliche.  Öffent- 
liche, notarielle  Urkun&n,  Priratarinmden 
640 ;  Beweiskraft  641 ;  Editionspflicht642 ; 
Datum  bei  Öffentlichen  Urkunden  642; 
bei  Privaturkunden  642;  Bestreitongder 
Echtheit  der  Urkunden  643;  Frist,  Vor- 
bringung  der  Ffllschung  644.  Entschei- 
dung der  Friedensrichter,  Landhanpt- 
leuto  und  Stadtrichter  645 ;  im  Handeis- 
prozess  677;  Beglaubigung  durch  aus- 
Iftndische  Konsuln  751.  752. 

Urkundenprozess.  669;  Zust&ndigkeit, 
Kosten  670;  Exekution  671. 

Urtheil,  geheime  Fillung  573;  OffentKdie 
Verkflndung  574;  FSllung  durch  Richter 
574;  Verschiedenheit  der  Urtheüe  grist- 
licher  GNarichte  in  der  rOmisch-kalholi- 
schen  Kirche,  Appellation.  Beschwerde 
oder  Protest  an  die  römische  Kurie  581 ; 
Abstimmung  bei  Faüung  derselben  582; 
Appellation  gegen  Urthefle  der  Friedens- 
richter 589';  Allgemeines,  Arten  der  Ur- 
theüe, SonderverfÜgungen,  endgültige, 
appellable  Urtheile  646;  Füllung  647; 
Sonderbescheid.  Inhalt  des  Urtheüs  648; 
Rechtskraft.  Versfiumnissurtheil  648, 649^ 
Einspruch  650;  Urtheil  mit  prinzipieller 
Entscheidung  in  Sachen  betr.  Ersatz  von 
Schaden,  Kosten  und  Einnahmen  651; 
im  vereinfachten  Verfahren.  Veröffent- 
lichung. Rechtsmittel  668;  Vollstreckung 
finlSndischer  und  auswärtiger  Urtheile 
687;  Vollstreckung  auswärtiger  richter- 
licher UrtheQe  in  Russland  688.  689'. 

Veräusserungsverbot  als  Kautions- 
mittel 611;  in  Polen  760. 


Rnssland. 


Uli 


Vereinfachtes  Verfahren,  Beweis  durch 
Urkunden  666,  667;  Unzulftssigkeit  667; 
Gerichtsstand  667;  Verfahren  vor  dem 
Einzebrichter  667;  Einrede  der  Unecht- 
heit*  der  Urkunde  668;  Erledigung  der 
Sache  in  einer  Sitzung  668;  Urtheil, 
Verkflndigung  668;.  Sonderbeschwerde, 
ZulSsjdgkeit,  Unzulftssigkeit  der  Appel- 
lation und  Kassatiojiji  660;  Vollstreckung, 
Kostenersatz  669. 

Vereinigung  der  Gläubiger  eines  Schuld- 
ners in  Polen,  Verfahren,  Liquidation  766. 

Verfahren,  ordentliches,  Klage  619,  Wir- 
kung 622,  Klageftnderung  622;  Vertheidi- 
gung,  Einlassung,  Einrede  624,  Widerklage 
627;  in  erster  Listanz,  Voibereitunff  der 
mündlichen  Verhandlung  628,  müncOüche 
Verhandlung  680,  BeweisverfSahren  681; 
Sicherung  des  Beweises  645,  Urtheil  646; 
abgekflrztes  Verfahren  653;  Wiederauf- 
aufhahme  des  VerCBdirens  664,  665;  be- 
sondere Arten:  das  vereinfachte  Q66;  Ur- 
kundenprozess  669;  VergleichsverfaJiren 
671;  schiedsrichterliches  672;  im  Kon- 
kurs 698  702;  bei  der  Erbschaftsregu- 
liemng  nach  dem  Recht  der  Ostseepro- 
Tinzen  706—721,  nach  russischem  Recht 
728-^750.  Polen:  in  avüsachen  759 
•bis  762. 

Vergleiche,  Sflhneversuch  in  streitigen 
Sachen  587,  680;  Vergleichsverfahren, 
Zulftssigkeit,  Abscbluss  671;  Frage  der 
VoUstreckbarkeit  672;  im  Konkurs  701. 

Verhaftung  der  in  Konkurs  erklärten 
Kaufleute692;  der  Nichtkau^eute  692,698. 

Verhandlung,  OeffenÜichkeit  573;  über 
Rekusation  eines  Richters  573 ;  vor  Land- 
hauptleuten 574;  mündliche  vor  Gericht 
620;  im  verkürzten  und  vereinfachten 
Prozess  620^;  mündliche.  Einredevor- 
bringen 626,  627;  mündliche,  Vorberei- 
tung dazu  628;  Leitung  derselben,  Vor- 
tr&ge  der  Parteien,  Fragerecht  des  Prä- 
sidenten, Gutachten  des  Prokureurs  680; 
Sitzungsprotokoll  631. 

Verhandlunffsmaxime  im  Civilprozess, 
Regel  und  Ausnahmen  568,  572. 

Verjährung  638,  651,  651«,  664;  Ver- 
bot  die  Veijähning  von  Amtswegen  gel- 
tend zu  machen  648;  Geltendmachung 
von  Amtswegen  670;  im  Konkurse  705; 
der  Erbachaftsklage  750. 

Verkauf  der  Konkursmasse  696. 

Vermächtnissnehmer,  Polen:  Antrag 
auf  Auslieferung  gegenüber  den  zur  Erb- 
schaft Berufenen  773. 

Vermögen,  1)  wohlerworbenes,  nach 
nissischem  Recht,  Freiheit  der  testamen- 
tarischen Verfügung  725;  Vererbung  734, 
742;  2)  ererbtes,  nach  dem  Recht  der 
Ostseeprovinzen,  Ausschluss  der  testa- 
mentarischen Verfügung  724;  nach  rus- 
sischem Recht.  letzt^^ige  Verif&gung  742. 


Veröffentlichungen  bei  Nachlassregu- 
lierungen  diuxsh  Friedensrichter  und  Ge- 
meindegerichte 774. 

Verordnungen-Sammlung  563. 

Versäumnissurtheil.  Einspruch,  Voll« 
zug  648—651. 

Ve rschwender,  Streitigkeiten,  Anwesen- 
heit des  Prokureurs  bei  den  Verhand- 
lungen in  den  baltischen  Provinzen  584; 
beschränkte  Prozessfähigkeit  594;  ge- 
richtlich erklärte  Verschwender,  ihre 
Testirfthigkeit  nach  dem  Recht  der  Ost- 
aeeprovinzen  716;  nach  russischem  Recht 
741. 

Versiegelung  682;  des  Nachlasses  als 

Srovisorische  Sicherstellungsmassregel  in 
en  Ostseeprovinzen  708.  719;  beim 
Nachlass  von  Ausländem  749,  774  f. 

Versteigerung,  OiSentliche,  682  £f.;  von 
Grundstücken  in  Polen  761;  Wirkung 
derselben  761,  762. 

Vertagungsantrag  des  Erben  im  Pro- 
zess zur  Aufstellung  des  Inventars  und 
Deliberation  759. 

Vertheidigung  im  Prozess,  Einlassung, 
Anerkennung,  Einreden,  dilatorische,  pe- 
remtorische  624,  625,  626. 

Verthoilungsplan  im  Konkurs,  Reihen- 
folge der  geprüften  Forderungen  700,705. 

Vertheilungsverf  ahren  imKonkurs700, 
701,  703—707;  Vertheilung  der  Masse 
701. 

Vertrag,  Klagen  auf  Erfüllung,  abge- 
kürztes Verfimren  653;  Prüfung  der  For- 
derungen aus  Verträgen  im  Koäurs  704; 
Werth  bis  zu  300  Rubel,  in  Polen,  Zu- 
ständigkeit der  Friedens^erichte  758; 
im  Ausland  geschlossene  Verträge,  deren 
rechtliche  Beurtheilung  760. 

Verwaltung  568,  Trennung  von  der  Justiz 
574;  deren  Zuständigkeit  für  Streitig- 
keiten 570,  für  polizeiliche  Anordnungen 
vei-schiedener  Axt  570. 

Verwandte  als  Testamentszeugen  nach 
russischem  Recht  744. 

Vindikation,  in  Polen:  im  Konkurs, 
Voraussetzungen  ihrer  Geltendmachang, 
Verbindlichkeit  des  Vindikanten  769. 

Vo  1  k  s  g  e  r  i  c  h  t  e ,  G^chtssprache,  Örtliches 
Idiom  583. 

Vollmachten  599,  Formulare  .943  it.,  für 
die  Ostseeprovinzen  949 ff.,  für  Polen 
95äf. 

Vollstreckung  der  Urtheile  siehe  Exe- 
kution. 

Vollstreckungsmandat,  Verfügung  der 
Ausfertigung  durch  Gerichtspräsidenten 
584;  siehe  auch  Exekution. 

Vorbereitungsverfahren  für  die  Klage 
und  Vertheiougung,  schriftliches  619. 

Vorladung  im  Awand  befindlicher  rus- 
sischer Unterthanen  durch  die  Konsuln 
und  Gfesandten  752. 
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Vormniid,  Ernennung,  auf  Antrag  der 
Friedensrichter  587;  Legitiniation  im 
Prosess  602;  die  ausländischen  Konsuhi 
aLi  Vormünder  der  im  Ausland  zurftck- 
gehliehenen  Mindeijihriffen  752. 

YormnndschaftsbehOrde,  587;  Nach- 
lassknratel  708.  709. 

VorTcrfahren  020. 

Vorlagsrechte  im  Konkurs  696.  697, 
699,  700  (Priorität),  701.  703—705;  in 
Polen  nach  den  Pfandrechten  767. 

Wanderbach  des  AaslSnders  in  Rassland 
777,  777*. 

Wechsel,  ZastSndiffkeit  588;  der  Kom- 
mersgerichte  589;  Verfahren  680;  Prtt- 
foag  der  Wechselforderangen  im  Eon- 
kon  706,  708«i>-^  704. 

WechBler,StreatigkeitenderselbenJ'olen: 
Zoitlndjgkeit  des  Handel^erichts  759. 

Wehrpflicht,  Ableistung,  Streitigkeiten 
Merftber,  Zostindigkeit  der  Verwutangs- 
behOrden  570. 

Werth,  Streitgegenstand,  Zuständigkeit, 
Friedensrichter,  Landhanptleate.  Stadt- 
richter 588;  Eommersgenchte  589. 

Werthpapiere,  ZwugsyoUstreckung  be- 
Eflgüch  derselben  688;  Polen:  Hinter- 
legung der  Werthpapiere  bei  der  Nach- 
lassregolierung  774.  775. 

Widerklapre  Aber  500  Rubel  Werth,  Zu- 
ständi^eit  588;  besonderer  Oerichts- 
stand  591,  592;  Bestimmungen  darflber 
627;  Vorausseteungen  hierfä'  628. 

Wiederaufnahme  des  Verfahrens  618; 
Zolässi^eit,  Gesuclu  Verjährungsfrist, 
Formalien  des  Verfahrens  664,  6&. 

Wilna,  Einführung  der  Gerichtsordnung 
569;  evangelisch-reformirtes  Kollegium, 
Zoständidkeit  cor  Rechtsprechung  581. 

Witeb  sk  .Einführung  derGerichtso^ung 
569;  Friedensgerichtsbezirke  576  ^ 

Wittwer  und  Wittwe,  Intestateri>rechte 
in  den  Ostseeprorinsen,  Gegensate  swi- 
sehen  der  unbeerbten  u.  beeroten  Wittwe 
712,  718,  714;  in  Russland  742,  757, 
758;  in  Polen  771,  772. 

Wohlthätigkeitsanstalten.  Streitig- 
keiten. Anwesenheit  des  Prokureurs  bei 
den  Verhandlungen  in  den  baltischen 
Prorinzen  584;  Prozesse,  Abweichungen 
vom  ordentlichen  Verfahren  665,  666; 
Recht  der  Wohlthätigkeitsanstalten  in 
den  Ostseeprovinzen  an  Stelle  der  Bluts- 
verwandten in  den  Nachlass  einzutreten 
710;  in  Polen:  Prozessfthigkeit  759. 

Wohnort  siehe  Domizil;  femer  Verbot 
den  Wohnort  zu  verlassen  als  Exekutions* 
mittel  684. 

Wolhynien,  Einfähmng  der  Gerichtsord- 
nung 569;  Verbot  der  Niederlassung  fär 
ausländiscfae  Einwanderer,  ausgenommen 
die  Rechtriäubigen  728. 

Wologda,  Gerichtsordnung  565. 


Wolostgerichte565,Gerichtsbariceit575; 
ilm»  Bestellung.  Zuständigkeit,  in  Rass- 
land, Polen,  baltischen  Provinzen  581; 
Zuständigkeit  588,  589,  590. 

Zahlungseinstellung,  siehe  Insolvenz. 

Z  e  i  t  s  c  h  r  i  f  t  e  n .  Civüprozess  betreifend  568. 

Zeugen.  VeriiOr  durch  delegirte  Riditer 
6^^  Ladung  684;  als  Beweismittel  635; 
Beschränkung  des  Zeugenbeweises  635; 
ausnahmsweise  Zulassung  636;  ZeugmEB- 
pflicht,  Zeagnissnnflthigkeit ,  Zeagniss- 
verweigerung.  Rekusationen  des  Zeugen 
686,  637;  Antretung  des  Zeogenbe- 
weises  637;  ZeugenveihCr  637;  Ent- 
schädigungsanspruch 637;  im  Handels- 
Srozess  677;  in  Polen:  Beschränkung 
es  Zeugenbeweises  760. 

Zeugnisse,  Ausstellung  dardi  die  aos- 
ländischen  Konsuln  751.. 

Zolle,  Beitreibung,  Zuständigkeit  der  Ver- 
waltungsbehörden 570. 

Zuständigkeit  der  Gerichte,  sachliche, 
der  £inzärichter587.  der  Friedensrichter, 
Landhauptleute  und  Stadtrichter,  der 
Elreisglieder  der  Bezirksgerichte  588;  der 
besonderen  Gerichte:  geistliche«  Kom- 
merz- und  Wolostgerichte  589 ;  in  P  o  1  e  n : 
Zuständigkeit  der  Friedensgeridite  und 
Gemeindegerichte  758,  der  Berirksge- 
richte  759. 

Zustellungen  616,  628.  629.  650,  656. 
660,  447;  Kommerzgericht  676;  bei  der 
Exekution  685;  der  Ladung,  im  Wege 
der  Rechtshfilfe,  im  Ausland  616;  von 
Versäumnissurtheilen  617. 

Zwangsvergleich  im  Konkurs,  in  Polen 
766. 

Absonderungsrecht  im  Konkurs  492. 

Abstimmung  der  Gerichte  473. 

Adliger,  privilegirter  Gerichtsstand  vor 
den  Hofgerichten  in  erster  Tnstann  462. 

Akkord  im  Konkurs  496. 

Aktiengesellschaften,  deren  Gerichts- 
stand 464. 

A  n  fe  c  h  tu  ne  s  r  e  c  h  t  im  Konkurs  492, 493. 

Anwaltsgebahren  466,  469. 

Anwaltszwang  459,  466. 

Armenrecht  466,  bezüglich  der  Ausländer 
467,  467». 

Arrestprozess,  dinglicher  Arrest,  Ver- 
äusserungs-  oder  ^iseitebringungsver- 
bot,  Verbot  des  Aufenthaltswe^sels  481. 

Augenschein,  Beweismittel  473. 

Ausland,  daselbst  befindliches  Vermögen 
des  Gemeinschuldners  im  Konkurs  486, 
489. 

Ausländer,  Gerichtsstand  464,  Prozess- 
vollmacht 466,  Zulassung  zum  Armm- 
recht  467,  Klageerhebung  derselben  470, 
als  Gläubiger  im  Konkurs  491,  deren 
Erbrecht,    Staatsverträge    mit    Bayern. 
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Belgien,  Italien,  Portugal,  Spanien,  ferner 

mit  anderen  dentschen  und  ansserdeut- 

schen  Staaten  502,  502*. 

Aussonderungsrecht  im  Konkurs  492. 

Banken  mit  dem  Recht  der  Ausgabe  von 

B<mknoten,  deren  Gerichtsstand  464. 
Beischlaf,  ausserehelicher,  Zuständigkeit 

{fSüT  Streitigkeiten  hierüber  464. 
Berathung  der  Sache  478. 
Berufung,  zuständiges  Gericht  462,475, 

476. 
Beslut  (Beschluss)  474. 
Beschwerde,    hierittr  zuständiges    Ge- 
richt 462,  475,  477. 

besitz,  Streitigkeiten,  Zuständigkeit  465. 

Beweisaufnahme  478,  zum  ewigen  Ge- 
dächtniss  479. 

Beweisbeschluss  478. 

Beweiserhebung  459,  478. 

Beweislast  471. 

Beweismittel,  Zeugen.  Sachverständige, 
richterlicher  und  angebotener  Eid,  Ur- 
kunden, Augenschein,  Ortebesichtigung, 
ferichtliches  Geständniss,  Notorietät 
72,  473. 

Beweisregeln  471. 

Beweistheorie  471,  472. 

Beweisverfahren,  Beweislast,  Beweis- 
theorie. Beweisregeln  471,  Beweismittel 
472,  Beweisaufnahme,  Beweisbeschluss 
478. 

Bargschaft  im  Arrestprozess  481. 

Givilprozess  457—485,  QueUen,  Lite- 
ratur, Geschichte  457--459,  Prinzipien, 
459. 

CivilVecht  457 S  1068. 

Consistoria  eoclesiastica  463. 

Dänen,  Gerichtsstand,  Staatsfiberein- 
kommen 464.  Befreiung  von  Kautions- 
pflicht in  Prozessen  4o7,  Vollstreckung 
dänischer  Urtheile  483,  488  ^ 

Delikt,  Entschädigungsansprüche ,  Zu- 
ständigkeit 464. 

Dolmetscher«  deren  Zuziehung  zu  Ge- 
richtsverhandlungen 463. 

Dom  8.  UrÜieil. 

Egodelnings-,  Egoskilnadsrätter  s. 
Grundstücks  -  Auseinandersetzungsge- 
gericht. 

Ehefrauen,  ihre  Prozessunfähigkeit  465, 
ihre  Rechte  im  Konkurs  des  Ehe- 
manns 492. 

Ehesachen  Streitigkeiten,  Zuständigkeit 
465. 

Eid,  als  Beweismittel  471,  472. 

E  i  g  e  n  th  u  m ,  Streitigkeiten,  Zuständig- 
keit 465. 

Einreden,  deren  Geltendmachung,  pro- 
zesshindemde,  die  der  Unzuständigkeit, 
der  Streitgenossensehaft  470.  im  Zwangs- 
vollstreckungsverfahren 482. 

Enterbung  durch  die  Eltern  498,  498^ 

Erbrecht ,  £)rwerb  von  Rechtswegen  durch 


Bltttsverwandte498,  Intestaterbfolge  486, 
499,  der  Ausländer,  Staatsverträge  502, 
503. 
Erbschaft sJclagea  508,  504. 
Erb  Schaft sregulierun^,  Zuständigkeit 
der  Gerichte,  Abfolge  im  Allgemeinen 
497,  498,  Intestaterbfolge  498,  letzt- 
willige  Dispositionen  500.  Nachlassver- 
fahren 501,  Erbrecht  der  Ausländer  502, 
Erbschaftsklagen  508,  Erbschaftsteaer 
504. 

Erbschaftssachen    und     Forderungen 
hieraus,  Zuständigkeit  464. 

Erbschaftssteuer  504—607,  1063. 

Erbschaftsvollmacht  942. 

Erbtheilung  501. 

Erbvertrag  501. 

Eventualprinzip  im  Givilprozess  459. 

Faustpfandgläubiger,  Absondemngs- 
recht  im  Konkurs  492. 

Forum  contractus  464. 

Gemeinschuldner  im  Konkurs,  dessen 
Stellung  und  Rechte  490. 

Generalvollmacht  942. 

Gläubigerversammlung  im  Konkurs 
491. 

Gericht  460—465,  Organisation:  ordent- 
liche erster  Instanz:  Rathhans-  und 
Hundertschafts-  oder  Härads- Gericht, 
deren  Befugnisse  und  Gerichtssprei^ 
461,  ihre  Sitzungen  462,  zweiter  Li- 
stanz:  Hofj^erichte.  dritter  Instanz: 
oberster  Gerichtshof  des  Königs  462, 
besondere  Gerichte:  GrundstüdoB-Aos- 
.  auseinandersetzun^-,  MiHtär- Gerichte, 
Kammergericht,  kirchliche  Konsistorien, 
Grenz-ZoUgericht,  PoHzeiffericht  und 
Polizeikammem  462,  468,  Zuständiglcsit 
463-465,  1068. 

Gerichtshof,  oberster,  in  Stockholm, 
Besetzung,  Berathunff.  Abstimmung  462. 

Gerichtskosten  der  Vorladung,  der  Zu- 
stellung, des  Protokolls,  der  urtheile, 
des  Revisionsbescheides  etc.  468,  469. 

Gerichtsorganisation,  Quelle  und 
Literatur  4^57. 

Gerichtssprache,  Zuziehung  von  Dol- 
metschern, Uebersetzung  der  fremd- 
ländischen Eingaben  463. 

Geschichte  des  Givilproeesses  459. 

Geständniss,  gerichtliches,  qualiflzirtes 
473, 

Grenz  Streitigkeiten,  Zuständigkeit 
465. 

Grenzzollgerichte  463. 

Grundstücks-Auseinandersetznngs- 
ge richte,  Besetzung  463. 

Güterrecht,  eheliches  499. 

Handelsfrau,  deren  Prozessftliigkeit 
465. 

Häradsgerichte  s.  Hundertschafta- 
gericht 

Handelsgesellschaft  und  deren  Mit- 
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fffieder,  Oerichteetand  fllr  Klagen  gegen 
dieselben  464. 

Hofgerichte,  zweite  Instaas,  BeeetKong, 
Zust&ndigkbit  408. 

HundertBchaftsgericht,  Oerichte- 
sprengel,  Zosammenietsang,  Berathung« 
Sitzungen  460^462. 

Intervention,  Hwipt-  ond  Nebeninter- 
vention 465,  466. 

Intestaterbfolge  498,  Recht  sur  Ent* 
erbang  486*. 

Inventar»  Versiaman|f  der  Anfiuhme 
durch  den  Erben,  Beoeatong  im  Nach- 
lasskonknrs  497;  501. 

Kammergericht,  Keehnnn^hof  463. 

K  a  n  t  i  0  n .  besQgiich  aaslftodischer  Klüger 
467.  467*,  besflgHch  der  Dlüien  467. 

Klage,  deren  Erhebung  469,  471,  seitens 
AnsUnder  470,  Zostellnncr,  ihre  Wir- 
koDg,  Rechtshftnffigkeit,  Klageh&afiing, 
KlageAndenmg  470. 

Kodizille,  Form,Oflltigkeit,Vollstreckung 
600. 

Kompensationsrecht  im  Konkurs  498. 

Konkurs.  Quelle,  Literatur  486,  Oe- 
schichte  487,  Orundprinzinien  488,  ma- 
terieUes  Konkurarecht  488,  formelles 
Kenkursrecht  498—497,  Aus«  und  Ab- 
sondeTungs-,  Kompensations-  und  Axt- 
fechtungiirecht  498,  Konstituirung  der 
Passivmasse  494«  Vertheiluncsvemhren 
495,  Be^digung,  Vergleieh  Akkord 
495,  besondere  Arten  496,  Kosten  496. 

Konkurseröffnung  Antrag,  Voraus- 
setzungen 488,  489.  Wirkung  489,  Ver- 
fahren 498,  494. 

Konkursffliubiger,  deren  Stellung  und 
Rechte491,  mit Faustpfandrecht492,  Ver- 
miether, Verp&chter,  Haadweiicer,  Kom- 
missionsverkftufer,  Schiffsgläubiger  492. 

Konkurskosten  496. 

Konkursverwalter  490,  seine  Stellung 
491.  im  Prüfungs-  und  Prioritätsver- 
fahren 494.  495. 

KonkursYollmacht  942. 

Konsulargerichtsbarkeit  508,  509. 

Kridar  s.  Gemeinschuldner. 

Letztwilliffe  Dispositionen,  Testa- 
mente, Kodizille.  Erbvertrftge,  500,  501. 

Literatur  des  Zivilprozesses  und  der 
Gerichtsorganisation  457. 

Militärgerichte  468. 

Mandatsprozess  479. 

Nachlasskonkurs  497. 

Nachlassverfahren,  Inventarauftiahme 
501. 

Nichtigkeitsklagen  475,  478. 

Nies sb rauch,  Streitigkeiten,  Zuständig- 
keit 465. 

Nothfrist  bei  der  Beruf ang-.476;  bei  der 
Beschwerde  477,   bei  der  Revision  477. 

0  Öffentlichkeit  des  Zivilprozessver- 
fahrens 459. 


Ortsbesichtigung,  Beweismittel  473. 

Parteien,  ihre  Vert^tung  im  Zivilprozess 
459;  ihre  Prozessfthigkeit,  Intervention, 
Streitgenossenschsft  465. 

Passivmasse  im  Konkurs,  deren  Her- 
stellung, Anmeldung  der  Forderungen, 
Prflfungstermin  (Proklamatag).  Anfech- 
tung von  Forderungen  494.  495. 

Patent  Sachen,  Zuständigkat  ftr  Streitig- 
keiten in  derselben  463. 

Polizeifferichte,  Besetzung  4ß3, 

Polizeikammern  463. 

Präklusion  im  Zivilprozess  459. 

Prioritälsverfahren  im  Konkurs  494, 
495. 

Privatbanken,  Banknoten  ausgebende, 
im  Konkurs  496,  497. 

Protokollirung  im  Zivilprozess.  Ur- 
kunde 460. 

Prozessfähigkeit  im  Allgemeinen,  auch 
der  Handelsfraueo.  insbesondere  ünfi&hig- 
keit  der  Unmündigen  und  Ehefrauen  465 

Prozessbevollmächtigte,  Klagen  we- 
gen AuslagSn  und  Gebtthron  4fö:  An- 
wälte, Zuussung  von  Laien  466.  tele- 
graphische ProzessvoUmacht  466. 

Prosesskosten  der  Hauptsache,  Zofstän- 
digkeit   465;   Entscheidungen    hierflbcNr 

Prozessleitung    und    Fragerecbt    des 

Richters  459. 
Prozessvoflmacht  941. 
PrOfftng  der  Foi^erungen  im  Konkurs. 

Anerkennung,  Anfechtung  494.  495. 
Rathhausg.ericht.     Zusammensetzung. 

Gerichtssprengel  4Q0,  461. 
Rechtshängigkeit  der  Sache  470. 
Rechtsmittel   gegen  Urtheile  460,  475. 
Reichsbank,  Entscheidung  fiber  Streitig- 
keiten derselben,  Zuständigkeit  des  Hof- 

gjerichts  462. 
Reichsscbnlden-Verwaltung,    Strei- 
tigkeiten, Zuständigkeit  des  Hofgerichts 

in  erster  Instanz  482. 
Revision,  deren  .Zulässigkeit,  Ver&hren, 

Nothfrist  477,  4^78. 
Richter,  Prozessleitungs-Framrecht,  Er- 

mittlungsrecht   459,    460;    beauftragter 

oder  ersuchter  Richter  460. 
Schadensersatz,  Anspräche  aus  einer 

Hauptsache,  Zuständigkeit  465. 
Schiedsrichterliches  Verfahren  485, 

486. 
Schriftsätze   im  Zivilprozess   459;   im 

Verfahren  erster  Instanz  471. 
Seerechtssachen,  Zuständijg^keiv  463» 
Sicherheitsleistungen      im     Prozess 

seitens   der  Ausländer  467;  der  Dänen 

467. 
Sparkassen,  deren  Gerichtsstand  464. 
Staatsverträge  mit  Dänemark  bezflglicfa 

des  Gerichtsstandes  464,  Aber  Befreiung 

von    Kautionspflicht   467,    aber    VoU- 
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«trecknng  yon  Urtheilen  483  und  488^; 
über  das  Erbrecht  4er  Auslfinder  502 
und  502',  über  Konsulargerichtsbarkeit 
mit  der  Türkei  508. 

Streitgenossen,  Gerichtsstand  464,  die 
Strei^enossenschaft  466. 

Testamente,  Formen,  Gültigkeit,  Voll- 
Streckung  500. 

Testamentsklage,  Forderungen  hieraus 
464. 

Unmündige,  ihre  Prozessunfthigkeit  465. 

Untere  Justiz-Revision,  Kollegium 
des  obersten  Gerichtshofes,  Besetzung 
Zuständigkeit  468. 

Urkunden,  Beweis  durch  solche  472;  Ur- 
kundenprozess  479. 

Urtheil,  Beraihung,  Abstimmung,  Ver- 
kündung 460;  Arten,  Inhalt  474:  Kechts- 
knft  47o:  Anwendung  ausländischer  Ge- 
setze 474;  Vollstreckung  ausländischer 
UrtheUe  488. 

Utslag  siehe:  Urtheil. 

Vereinbarung  über  den  Gerichtsstand 
465. 

Verfahren  des  ZiTÜprozess^s,  mündlich, 
protokoüarisch  und  Öffentlich,  bezw. 
schriftliches  und  nicht  öffentliches  459; 
im  Allgemeinen  469,  in  erster  Instanz 
471,  VersäumnissYerfahren  475;  Rechts- 
mittel 475:  besondere  Arten  479. 

Vergleich  im  Eonkurs,  Akkord  495,  496. 

Verlöbnisssachen,  Zuständigkeit  für 
Streiti^eiten  465. 

VersäumnissYerfahren,  Einspruch  475. 

Vertagungen  im  Zivilprozess  459. 

VertheilungsYerfahren  im  Konkurs 
495. 

Verwalter,  Gerichtsstand  desselben  464. 

Vollmachten,  Formulare  941  f. 

Vollstreckung  ausländischer  Urtheile 
488,  bezüglich  dänischer  Urtheile  488. 

Vormund.  Klagen  gegen  denselben,  Zu- 
ständigkeit 464. 

Waarenmarken  fremde,  Streitigkeiten, 
Zuständigkeit  468. 

Wechselsachen,  Zuständigkeit  463; 
Wechselprozess  480. 

Widerklage,  Zuständigkeit  465. 

Wiederaufnahme  des  Verfahrens  478. 

Wie  d er^ins e  t~z un g  in  den  vorigen  Stand 
478,  479. 

Wohnsitz,  Feststellung^  Gerichtsstand 
468. 

Zeugenbeweis  471,  472. 

Zuständigkeit  der  Gerichte.  Sachliche 
der  Rathhausgerichte,  Ortliche  (Gerichts- 
stände) 463,  der  Ausländer  468,  464, 
bei  Streitigkeiten  auf  Jahrmärkten,  Erb- 
schaite-  und  Testamentskkgen,  Klagen 
gegen  den  Vormund,  Gerichtstand  der 
Verwaltung,  für  Handelsgesellschaften, 
bei  StreitgenoBsenschaft,  rar  Entschädi- 
gungsansprüche  aus   einem  Delikt  464, 


in  Ehe-  und  Verlobnisssachen,  wegen 
EigenÜmms-,  Besitz-.  Niessbrauchs- 
Ghrenzstreiü^keiten,  Klagen  eines  Prozess- 
bevollmächtigten, we^en  Schadensersatz, 
Prozesskosten  fOr  die  Widerklage,  auf 
Grund  Vereinbarung  465. 
Zwangsvollstreckung,  Voraussetzung 

481,  482,  Organe  482,  Arten  und  Mittel 

482,  Einwendungen  483,  Kosten  bei  Mo- 
bilien  und  Immobilien  483. 

Baselland,  Armenrecht  1054. 

Basel  Stadt,  Gesetz  vom  27.  Juni  1895 
über  Wahl  und  Organisation  der  Ge- 
richte und  Nachtragsgesetz  zur  Civil- 
prozessordnnng  1053. 

Glarus,  Civilprozessordnung  vom  5.  Mai 
1895  1053. 

Konkurswesen  1054. 

Literatur  1053,  1054. 

Luzern,  Gesetz  über  das  Civilrechtsver- 
fahren  vom  5.  März  1895,  Armenrecht 
1053,  1054. 

Neuchfttel,  Annenrecht  1054. 

Schuldbetreibungswesen  1054. 

Staatsverträ^e,  mit  Frankreich  be- 
stehende, auf  Tunis  ausgedehnt  1053, 
1054. 

Tessin,  Qvilprozess  1054. 

Zürich,  Gesetz  über  gewerbliche  Schieds- 
gerichte vom  9.  September  1895   1053. 

Serbien. 

Actio  Pauliana  229. 

Advokaten,  Rechte  und  Pflichten  der 
der  —  207—209,  Honorar  der  —  209. 

Agenten,  Gesetz  vom  1./13.  November 
1886  über  die  Organisation  der  diplo- 
matischen Agenten  199. 

Amtszeitung,  Einrückung  der  Konkurs- 
edikte in  die  —  228. 

Anmeldung  von  Forderungen  im  E!on- 
kurse  230. 

Appellation,  Zulässigkeit  der  —  218, 
Gebühren  fQr  die  —  225,  —  im  Kon*» 
kursverfahren  231. 

Appellationsgericht  in  Belgrad.  Be- 
setzung des  —  200,  Zuständigkeit' des 

—  200.  Verfahren  vor  dem  —  218. 
Armenattest  des  zuständigen  Gemeinde- 
gerichts 206. 

Armenrecht  206,  —  der  Ausländer  206, 

207. 
Arrest,  Erfordernisse  und  Verfahren  des 

—  223. 
Arrestgesuch  223. 
Arrestverfahren  223. 
Ausgleichsverhandlung  im  Konkurs- 

venahren  231. 
Ausländer;  Prozessfähigkeit  der  -—  205, 
Vertretunffspflicht   der   —   208,    Voll- 
machten  aer  —  209,  Vorschusspflicbt 
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der  —  gegenftber  den  Advokaten  209, 
Glftabigerrechte  der  —  im  Konkurse 
229,  880.  Erbllükigkeit  der  —  284, 
EriMchaffcfstener  der  —  286,  Kaations- 
pflicht  der  ^  224. 

Aatserstreitig^e    Sachen,    Verordnung 

des  Jattis-Minitten  über  das  Verfahren 

in  —  vom  18./28.  Desember  1872  197. 

Bayern,  Entachbessnng  des  barerischen 
Staatsministerioms  flber  die  Behandlung 
der  in  —  verstorbenen  Ansiinder  una 
der  im  Ausland  verstorbenen  Bavem 
vom  7.  Oktober  1891  284  ^ 

Beantwortnng  der  KUffe  218. 

B  e  I  g  i  e  n ,  provisorisches  Handelsabkommen 
mit  —  vom  28.  Juni  / 10.  JuH  1898  198, 
225  ^  Eonsulariconvention  vom  5./27. 
Janusr  1886  mit  —  198,  Handelsver- 
trag mit  —  vom  6./27.  Januar  1886 
flber  die  Zulassung  der  beiderseitigen 
Staatsangehörigen  sum  Armenrecht  £)6, 

Belgrader  Appellationsgericht,  Be- 
setannff  des  —  200. 

Belgrader  Handelsgericht,  Zustindigkeit 
des  —  208,  BesetBung  des  —  200. 

Belgrader  Kassationsgericht,  Besetsung 
des  —  200. 

Berliner  Vertrag  vom  18.  Juli  1878 
286'. 

Berufung  »  Appellation. 

Bevollmächtigte  der  Parteien  207,  20a 

Beschwerden  Ober  Advokaten  Rechts- 
vertreter) 209.  —  gegen  Urtheile  und 
Dekrete  der  Oemeindefferichte  220,  — 
gegen  die  PoliaeibehOrae  wegen  VenO- 
gerung  der  Ezecution  221,  —  flber 
unrichtige  Oebflhrenerhebung  226. 

Beweis  215. 

Beweisaufnahme  214. 

Beweismittel  215. 

Beweis theorie,  freie  —  212. 

Bucheid  216. 

Bflrgerliche  Oesetsbuch  vom  25.  Min 
6.  April  1844  197,  288^  288  ^ 

Civilprozess,  Literatur  flber  ^  197  bis 
199. 

Civil proaestfgesetsbuch  vom  20.  Fe- 
bruar 1865  &  197. 

Deutsches  Reich.  Handels-  und  Zoll- 
vertrag  mit  dem  —  vom  21./9.  August 
1892  198,  DesgL  beaflglich  der  Zu- 
lassung der  beiderseitigen  Staatsunter- 
thanen  sum  Armenrecht  207,  desffl, 
bezüglich  der  Vollstreckung  von  ür- 
t  heilen  222,  desgl.  bezflglich  der  Kau- 
tionspflicht der  beiderseitigen  Staats- 
nngehOrigen  224',  desgl.  bezflglich  der 
Stellung  derselben  im  Konkurse  230*, 
Konsularconvention  mit  dem  —  vom  6. 
Januar  1888  198,  desgl.  bezflglich  des 
Konkurses  flber  Hinterkssenschaften  der 
beiderseitigen  Staatsangehörigen  233', 
drsgi.   bezflglich   der  Erbflhigkeit  der- 


selben 284  ^  desgl.  bezflglich  der  Kon- 
sulargerichtsbarkeit ^6T 

Ehefrau,  Prozessfthjgkeit  der  —  205, 
Rechte  der  —  im  Konkurse  des  Ehe- 
manns 229. 

Elektive  Gerichtsstände  203. 

England  s.  Grossbritsnnien, 

Erbf&higkeit  der  Auslftnder  284. 

Erbfolge,  Gerichtsstand  der  —203,  ge- 
setzlidie  —  283. 

Erbschaft,  Erwerb  der  —  235. 

Erbschaftsregulierung  233. 

Erbschaftssteuer  285. 

Erfflllungseid  216. 

Eventualmaxime  211. 

Exekution  s.  Vollstreckung. 

Exklusive  Gerichtsstlnde  202. 

Finanz  min  ist  er,  Beschwerde  flber  un- 
richtige Gebflhrenerhebung  an  den  —  226. 

Frankreich,  Handelsvertrag  mit  —  vom 
23.  Juni  /  5.  Juli  1893  198,  225'. 

^  Deklaration  flber  die  Konsularkonvention 
vom  18./9.  Januar  1883  196. 

Frist  ftlr  Einlegung  der  Beschwerde  220, 

—  itlr  Einlegunff  der  Appellation  und 
des  Kassationsrekurses  218. 

Gebflhren.  gerichtliche  —  225. 

Gebflhrengesetse  vom  IL  Juni  1884 
und  15.  Mai  1888  197,  225«. 

Geisteskranke,  ProzeasfUiigkeit  der  — 
205. 

Gemeindegerichte,  Besetzung  der  — 
199,  Zustindigkeit  der  —  20O,  Ver- 
fahren vor  dem  —  220,  AussteDung  des 
Armenatteates  durch  die  —  206. 

Gemeindevorstand  als  Vorsitzender  der 
Gemeindefferichte  199. 

Gerichte,  V er&ssung  und  Zustindigkeit 
der  -.  199  f. 

Gerichtshofe  erster  Instanz,  Besetzong 
der  —  199,  sachliche  Zustindigkeit  der 

—  201,  Örtliche  Zustindigkeit  der  —  202. 
Gerichtssprache  224. 
Gerichtsstlnde  202,  203. 
Gesellschaftsgl&ubiger,    Rechte   d» 

—  bei  dem  Konkurse  eines  Gesellschaf- 
ters 233. 

Gesellschaftskonkurs  238. 
Gesetzbuch,    das   bflrgerliche  —  Tom 

25.  Mftrz ,  6.  Aprü  1844  197. 
Gestlndniss,  gerichtliches  215. 
Gläubigertagfahrt  im  Konkurse  231. 
Gllubigertermin  im  Konkurse  29^. 
Griechenland,    Handelsvertrag  mit   — 

—  vom  17.  /  29.  Juni  1894  198. 
Grossbritannien,    Handelsvertrag   mit 

—  vom  28.  Juni  / 10.  JuU  1893  198, 
des^l.  bezflglich  der  Zulassung  der  beider- 
seitigen Staatsangehörigen  zum  Armen- 
recht 207,  desgl.  bezflglich  der  Pflicht 
derselben  zur  Sautionsleistnnff  225*. 

Handelsgericht  in  Belgrad.  Besetzung 
des — 200, 1061, Zustindigkeit  des  —208. 
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Handelsgeschäfte,  BegriiT  der  —  203. 

Handelsgesetzbuch  vom  26.  Januar/ 7. 
Febraar  1860  197. 

Handelsvertr&ffe  1971,  vgl  auch  unter 
den  einzelnen  LftndenL 

Holland,  Handelsyertraff  und  Konsular- 
konvention vom  5.  /  if.  Oktober  1881 
mit  —  199. 

Intervention  206,  akzessorische  —  206. 

Intestatportion  234. 

Inventar,  Rechtswohlthat  des  —  235. 

Inventur  der  Eonkursmasse  227. 

Italien,  provisorische  Konvention  über 
die  Regiüierung  der  Handelsverhftltnisse 
mit  —  vom  8.  Mai  /  26.  April  1879  198. 

—  Konsular-  und  Niederlassungsvertrag 
mit  —  vom  9.  November  /  28.  Oktober 
1879  198,  desgl.  bezüglich  der  Zulassung 
der  beiderseit^en  StaatsangehOri^ien  zum 
Armenrecht  201,  desgl.  bezüghch  der 
Vollstreckung  von  Uräeilen  221,  desgl. 
bezüglich  der  Pflicht  der  beiderseitigen 
SUat^ngeh^rigen  «.  K«.tionsl«i.t„ng 

Juristische  Personen,  ProzessfUiig- 
keit  der  —  205. 

Justizminister,  Beschwerden  über  Ad- 
vokaten (Rechtsvertreter)  an  den  —  207, 
Verordnung  des  -  über  das  Verfahren 
in  ausserstreitigen  Sachen  vom  13./23. 
Dezember  1892  197. 

Kassationshof  »  Kassationsgericht. 

Kassationsgericht  in  Belgrad,  Be- 
setzung des  —  200,  Verfahren  vor  dem 
-  218. 

Kassationsreknrs,  Zulässigkeit  des  — 
219,  Gebühren  des  —  225. 

Kantionspflieht  fremder  ünterhanen 
224. 

Klagbeantwortung  218. 

Klage,  Erhebun^der  —  212,  Verbesse- 
rung der  ^  212^eantwortnng  der  —  213. 

Konkurs,  Gerichtsstand  des  —  208, 
FftUe  des  gewOnlichen  —  226,  der  kauf- 
männische —  282,  Nachlass-  —  233, 
Rechte  der  Ehefrau  im  —  des  Ehe- 
manns 229,  Stellung  der  ausländischen 
Glftubi^er  im  —  2^,  Anmeldung  und 
liquidirung  von  Forderungen  im  —  230, 
Anfechtung  von  Rechtsgeschäften  des 
Kridars  im  —  228,  Vindikations-  und 
Separationsansprttche  im  —  228. 

Konkursedikt,  Wirkung  der  Publikation 
des  —  203,  Erlass  des  -  228. 

Konkurseröffnung,  Voraussetzungen 
der  —  226,  Verfahren  der  —  227,  Wir- 
kungen der  —  228. 

Konkursgericht.  Zuständigkeit  des  — 
203,  204,  No.  3.  228. 

Konkursmasse  227. 

Konkursmassevertheidiger  227^ 

Konkursmassevertreter  227. 

Konkursmasseverwalter  227. 


Konkursordnung  vom  17.  März  1861 
226  ^  199. 

Konsulargerichtsbarkeit  235. 

Konsularkonventionen  198,  199  vgl. 
auch  unter  den  einzelnen  Ländern. 

Konsulartribunal  235.  236. 

Konsularverträge  198,  199,  1061  vgl. 
auch  unter  einzelnen  Ländern. 

Kontumazialverfahren  214^ 

Kridar,  Anfechtung  von  Rechtsgeschäften 
des  -  228. 

Literatur  über  Givüprozess  197  f.,  über 
Konkursrecht  199,  226  K 

Manifestationseid  216. 

Massevertreter  im  Konkurse  227. 

Masseverwalter  im  Konkurse  227. 

Meistbegünstigungsklausel  in  den 
Verträgen  mit  dem  Deutschen  Reich 
und  Grossbritannien  bezüglich  der  Zu- 
lassung der  betreffenden  StaatsangehOri- 
gen  zum  Armenrecht  207,  in  dem 
[andels-  und  Zollvertrage  mit  dem 
Deutschen  Reich  bezüglich  der  Voll- 
streckung von  Urtheilen  222,  in  dem- 
selben und  in  dem  Handelsvertrage  mit 
Oesterreich-Ungam  bezüglich  der  Pflicht 
der  betreffenden  Staatsangehürijgen  zur 
Kautionsleistung  224  ^  ^5^  in  dem 
Handelsvertrage  mit  Frankreich  225  ^ 
in  dem  provisorischen  Abkommen  mit 
Belgien  2251 

Minister  des  Innern,  Beschwerden 
gegen  die  Polizeibehörde  wegen  Verzö- 
gerung der  Exekution  sind  an  den  —  zu 
richten  221. 

Ministerium  des  Aeusseren,  Gesetz  vom 
1./13.  November  1886  über  die  Organi- 
sation des  —  199. 

Mitgiftforderungen,  Berücksichtigung 
der  —  im  Konkurse  229. 

Montenegro,  Handelskonvention  mit  — 
1061. 

Mündlichkeit  der  Verhandlung  211. 

Nachlasskonkurs  233. 

Niederlassungsverträge  198,  199. 

Oeffentlichkeit  der  Verhandlung  211. 

Oesterreich-Ungarn,  Staatsvertntg  mit 
—  vom  24.  April/6.  Mai  1881  wegen  Be- 
handlung der  Verlassenschaften,  Bestel- 
lung von  Vormundschaften  und  Kurar 
telen  und  wegen  Mittheilung  von  Civü- 
Btandsakten  198,  Rechtshülfevertrag  vom 
24.  April/6.  Mai  1881  mit  -  198,  de^l. 
bezüglich  der  Vollstreckung  von  Ur- 
theilen 221,  desgl.  bezüglich  der  Pflicht 
der  beiderseitigen  Staatsangehörigen  zur 
Kautionsleistung  224^  des^.  bezüglich 
der  Stellung  derselben  im  ELonkurse  230, 
deo^L  bezüglich  der  Zulassung  der  beider- 
seitigen Staatsangehörigen  zum  Armen- 
recht 207,  Handelsvertrag  mit  —  vom 
28.  Jviä/9.  August  1892  198,  Konsular- 
konvention mit  —  vom  24.  April/6. 
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1881  ld8,  286  *,  VeriaBsenschBfUkoiiTeii^ 
tion  mit  —  vom  6.  Mai  1881  284  K 

Officialmaxime  210. 

Parteien,  ProzessfUiigkeit  der  —  205, 
BefoUmAchtigte  der  —  2lCn  f.,  Eide  der 

—  91«. 

Pfandgläubiger,  Rechte  der  —  im  Kon- 
kurse 229. 
Pflegschaft,  Gerichtsstand  der  —  202. 
Pfleffschaftsgesetz  vom    25.  Oktober 

1872  197,  bezOglich  der  ProsessfUd^keit 

205*. 
Pflichttheil  der  Erben  284. 
Polizeibehörde,    Vollstreckung   durch 

die  —  220,  Beschwerden  gegen  die  — 

221. 
Privaturkunden  als    Beweismittel  215. 
Prozessffthigkeit  der  Parteien  205,  ^— 

der  juristisdien  Personen  205,  —  der 

Ehefrau  205,         der  Unmttndigen  und 

Geisteskranken  205,  —  der  Ausländer 

205. 
t'roBessgebühren  225. 
Prozesskosten  225. 
Provostepeni   sudovi  ■»  Gerichtshöfe 

erster  Instanz. 
Quellen  s.  Literatur. 
Realgerichtsstand  202. 
Reohtsanwaltschaft,  Voraussetaungen 

der  Zulassung  zur  —  207  f. 
Rechtsmittel  218. 
Rechtsvertreter,   Gesetz   über  die  — 

vom  15.  Juni  1865  197,  207. 
Rechtsvertreterpfifung  208. 
Rekurs  =  Kassationsrekars. 
Rekuiskläger  219. 
Richtergesetz    vom   9.  Februar   1881 

197. 
Russiand,   Handels-  und  SchÜfahrtsver- 

trag  vom  15./27.  Oktober  1893  mit  — 

198. 
Schätzungseid  216. 
Schiedsgerichte,  Besetzung  der  —  200, 

Zuständigkeit  der  —  204. 
Schriftlichkeit  der  Klaffe  212. 
Schweiz,   provisorische  Konvention  über 

die  Regulierung  der  Handelsvertiältnisse 

vom  26.  Juli/7.  August  1879,  veriängert 
.   durch  Handelskonvention  vom* '10.  Juni 

1879,  mit  der  —  199. 
Seauestration  als  Sicherungsmittel. 
Sicnerungsmittel    zur    Sicherstellung 

eines  Anspruchs  223. 
Srpske  Novine  s.  Amtszeitung. 
Staatsverträge  197 f.,  vgL  auch  unter 

den  einzelnen  Ländern  1^1. 
Streitgenossen,  Yertretui^spflicht  der 

—  206,  208,  Rechte   und  Mchten  der 

—  205,  206,  Wirkung  des  Geständnisses 
eines  —  206. 

S>treitgenossenschaft,  Gerichtsstand 
der  —  202,  Voraussetzungen  der  — 
205. 


Svndikatsklagen,  Zuständigkeit  in  — 
201. 

Tagsatzung  =»  Tennin. 

Termin,  Anberaumung  eines  —  213. 

Türkei,  Kautioiirofii<£t  der  Staataange* 
hörigen  der  —  224,  AnsübuBg  der  Kon- 
sulargerichtsbarkeit in  der  — 285',  Kon- 
sularkonvention 1061. 

uneheliche  Kinder,  Eriirecht  der  — 
284. 

Ungarn  s.  Oesterreich-Ungara. 

Unmündige,  Prosessfthif^eit  der  —  205. 

Urkunden  als  Beweismittel  215,  sum- 
marisches Verfahren  auf  Grund  von  — 
216. 

Urkundensupplirungseid  216. 

Urtheil.   Protokollirung,  Zustellung  des 

—  216. 

Verbot  als  Sicherungsmittel  228. 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika 
s.  Amerika. 

Verfahren,  Verordnung  des  Jnstizmi- 
nisters  über  das  —  in  ansserstreltigen 
Sachen  vom  13./28.  Deaember  1872  197, 

—  vor  den  Gerichten  L  Tnrtan«  212  f., 

—  ordentliches  -  212,  summarisches 
oder  abgekürztes  —  216  f^  —  vor  dem 
Appellalionsgericht  218,  —  vor  dem 
Kassationshof  219,  —  vor  den  Gtoneinde- 
gerichten  220. 

Verhandlungsprotokoll  215. 

Vermögen,  Gcuriditsstand  der  Verwal- 
tung von  fremden  —  220. 

Verordnung  des  Justizministera  über 
das  Verfahren  in  anssenstreitigen  Sachen 
vom  18./28.  Dezember  1872  197,  —  über 
das  Konsularamt  199. 

Versäumnissverfahren  214'. 

Vertheilungserkenntniss  im  Kon- 
kurse 282. 

Vertrag,  Gerichtsstand  des  —  202. 

Verwaltung  fremden  Vermögens,  Ge- 
richtsstand des  —  202. 

Vollmacht,  Erfordemisse  der  —  208, 
Legalisirung  und  Vidimirung  der  im 
Auslande  ausgefertigten  —  2(3,  Formu- 
lar 935,  gesetzliche  Bestimmungen  über 

—  935. 

Vollstreckung  aus  rechtskräftigen  Ur- 
theilen,  Vei^leichen  und  Schiedsgerichts- 
urtheilen  2»),  —  auf  Paiteibetrieb,  — 
ausländischer  Urtheile  221. 

Vollstreckungsklausel  220. 

Vormerkung  als  Sicherungsmittel  228. 

Vormundschaftsgesetz  vom  25.  Ok- 
tober 1872  288 ^ 

Vorzugsrechte  im  Konkurse  228,  229, 
Anmeldung  von  —  280. 

Wechsel,  summarisches  Verfahren  ani 
Grund  von  —  216  f. 

Widerklage,  Gerichtsstand  der  —  208. 

Wohnort,  Gericht  des  —  des  Beklagten 
202. 
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Za'hlun^Beinstellung  eines  Kaufmanns 

öder  eines  HandelsgeschSfts  232. 
Zeugenbeweis  216. 
Zwangsvergleich  281. 
Zwangsrollstreckang  8.  Vollstreckung. 

KpanieM« 

E  rb  8  chajft  6  B  te  u  er,  abgeändert  durch  Ver- 
ordtiung  yom  23.  August  1890   1056. 

Türkei. 

Advokat  s.  Rechtsanwalt. 

Anerkenntniss  352  ^ 

Anschlussberufung  393 IV. 

Anwalt  s.  Rechtsanwalt. 

Appellationsgerichtshof  zu  Brflssel 
als  11.  Instanz  in  Konsularsachen  44L 

Armen  recht,  Erfordernisse  fOr  die  Ge- 
währung; des  —  368,  Rundschreiben  von 
1879  Aber  das  —  der  Ausländer    868. 

Arrest,  Klage  auf  Gültigkeit  des  •— 
408^,  Persönlicher  —  des  Schuldners 
4Ö8*. 

Arrestantrag.  402. 

Arrestbeschlusf  402. 

Arrestyerfahren  402. 

Auftrag  852 ^ 

Ausland,  Beglaubigung  einer  im  —  er- 
richteten Vollmacht  durch  das  türkische 
Konsulat  364,  865. 

Auslander.  Stellung  der  —  im  allge- 
meinen 854,  Zuständigkeit  der  Gerichte 
fOr  —  354,  859,  desgl.  in  Handelssachen 
854,  Besetzung  der  Handelsgerichte  in 
Prozessen  yon  —  857,  Vofistreckung 
türlascher  Ürtheile  gegen  -~  352,  Ar- 
menrecht der  368  §  12,  Kautions- 
leistung  der  —  368  §  12,  Vorschriften 
für.  die  -  bezüglich,  der  Klagerhebung 
371,  Konkurs  der  —  416  §48,  Regu- 
lierung von  Hinterlasfiensohaften  der  — 
432  f. 

Auslkjidische  Gläubiger,  StellUnJ:  der 
—  in  einem  Konkursverfiihren  417.  §  44. 

—  Schiedssprüche,  Vollstreckung  aus  — 
411. 

—  Ürtheile,  Vollstreckung  aus  —  407. 
Bagatellsachen,  Zuständigkeit  der €ivil- 

gerichte  in  .— -  für  Ausländer  354. 

Bedäyet  Mehkemesi  ^^  Gericht  erster  In- 
stanz 356. 

Belgien,  Konsulatsgesetz  vom  31.  De- 
zember 1851  und  ministerielles  Rund- 
8chreibe2\  vom  16.  Juni  1886  über  die 
Rechte  der  Konsuln  von  —  434  ^  desgl. 
und  belgische  Konsular*eglement8  über 
die  Konsulargerichtsbarkeit  439*,  440  S 
440*,  440  ^  desgl.  bezüglich  der  Ernen- 
nung. Ton  Sachverständigen  440  ^  441, 
desgl.  bezüglich  des  Zeugenbeweises 
44  p,  441  >.  442*,  desgl.  bezüglich  der 
Rechtskraft  der  UrtheUe  442*,  444, 
444*,    desgl.   bezüglich  der  Vollstreck- 
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barkeit  derselben  442  <,  442  \  450  ^  desgl. 
bezüglich  der  Versäunmissurtheile  448, 
443'. 

Berufung.  Zulässigkeit  der  —892,  Frist 
fElr  dit)  EinleguDg  der  —  392  H,  Form 
der  Einlegimg  der  393 III,  Wirkung 
der  —  394  V,  Verfahren  394  VI,  Er- 
löschen der  -  394  VII,  —  gegen  ür- 
theile der  Konsulargerichte  442(7,  444f., 
desgl.  bezüglich  des  Deutschen  Reichs 
446,  bezüglich  Oesterreich- Ungarns  447, 
bezüglich  Grossbritanniens  448. 

Besitzergreifung,  widerrechtliche  — 
352». 

Beweisinterlokut  388  Uc. 

Beweismittel  374  f.,  352 ^  Zeugen  874 
bis  880,  desgl.  vor  den  Konsulargeriohtea 
441,  Sachverständige  380,  881,  dasg^. 
vor  den  Konsulargerichten  440,  Uikun- 
den  876.  381—- 885,  Vermuthnngen  885, 
NotorieUt  885,  Eid  386,  Erscheinen  der 
Parteien  387,  Geständniss  874  §  19. 

Beweistheorie  874. 

Beweisurtheil  388  11^  889. 

Beweisverfahren  874f. 

Bürge,  SteUung  eines  —  durch  den  Be- 
rufungskläger  398  >. 

Bürgerliches  Gesetzbuch  352,  852 ^ 

Bürgschaft  852 ^ 

Bulgarien  (Konkursrecht)  418^ 

Gession  852<. 

Givilgeriohte,  Begriff  der  —  856,  Zu- 
ständigkeit der  —  für  Ausländer  854. 

Civilprozess^  Literatur  über  855. 

Civilprozessordnung,  türkische  — von 
1879  354.  356. 

Civilrecht  849  f. 

Code  de  Commerce,  Geltung  des  ~  349'. 

Oontre-lettres  (Gegenscheine)  882. 

Deutschland,  Freundschafts-,  Handeis- 
nnd  Schifiahrtsvertrag  mit  —  vom  26. 
August  1890  aber  die  Ausdehnung  des 
preussisch- türkischen  Vertrages  vom 
22.  März  1761  bezüglioh  des  Zeugen- 
beweises 375  ^  desgl.  bezüglicl^  oerRe- 
ffuliernng  von  Hinterlassenschaften  432  \ 
Verfahren  vor  den  Konsulargerichten 
von  —  437«,  445. 

Dispositionen,  letztwiUige  430. 

Drittopposition,  Zulässigksit,  Form  und 
Wirkung  der  —  401,  Frist  402. 

Domicilii,  forum  —  861. 

Ehefrau,  Prozessfähigkeit  der  —  868. 

Eid  352  >,  —  der  Zeugen  378  Vni,  —  als 
Beweismittel  386. 

Einreden  372,   —   der  Unzuständigkeit 

372,  —   der  Nichtigkeit   der  Ladung 

373.  V 

Einspruch,  Zulässigkeit  des  —  gegen 
ein  VersäumnissurtheU  390 IV,  Form 
des  -^  391 V,  Frist  des  —  391  VI,  Wir- 
kung des  —  391  VII. 

Einspruchsverhandlung  391 VIII. 
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Einstweilige  Verfagung  389. 

England  s.  Grossbritannien. 

Entmündigung  352^ 

Erbe,  Haftang  des  —  424. 

Erbentsagung  424. 

Erbfähigkeit  420. 

Erbfolge  in  den  beweglichen  Nachlass 
424  f..  —  in  den  unbeweglichen  Nach- 
lass 428  f. 

Erbrecht,   Literatur  über  —  358,  427K 

Erbschaft,  Erwerb  der  —  428,  Aus- 
schlagung der  —  424. 

Erbschaftsregulierung  418  f.,  Zustän- 
digkeit der  Gerichte  bei  der  —  418, 
—  bezüglich  der  Hinterlassensehaften 
von  Auslftadem  432  f. 

Erbschaftssteuer  435.  1068, 

ErbschaftSToUmacht  940. 

Ermittelnngsverfahren,  Öffentliches 
und  geheimes  —  über  die  Ehrbarkeit 
der  Zeugen  378. 

£  r  s  n  ch  s  c  h  r  e  i  b  e  n  (requd  te)  im  Berufungs- 
Terfahren  393  VI,  —  im  Wiederanf- 
nahmeyerfahren  395,  —  im  Eassations- 
reknrs  397. 

Exekution  s.  Zwangsvollstreckung. 

Familienrecht,  Literatur  über  das  — 
353. 

Forum  domicilii  361,  —  rei  sitae  362. 

Frankreich,  Rundschreiben  vom  22.  Juli 
1858  mit  —  bezüglich  der  Regulierung 
von  Hinterlassenschaften  der  beidersei- 
tigen Unterthanen  434  ^  Kapitulation 
von  1740  mit  —  bezüglich  des  Zeugen- 
beweises 375  S  desgl.  bezüglich  der  Re- 
flnilierung  von  Hinterlassenschaften  482, 
desgl.  ^züffHch  der  Konsulaiverichts- 
barkeit  437',  französisches  E£kt  vom 
Juni  1778  über  die  Konsulargerichtsbar- 
keit, insbesondere  die  Klagerhebung 
439  >.  439*,  die  Ladung  der  Parteien 
440*,  440  ^  das  Erscheinen  der  Parteien 
440',  440^  die  Ernennung  von  Sach- 
verständigen 440*,  441 S  der  Zeugenbe- 
weis 441^,  441»,  das  ürtheU  441^  die 
vorläufige  Vollstreckbarkeit  des  Urtheils 
442  ^  das  Vers&umnissurtheil  443  ^  die 
Berufung  444  b«  die  Vollstreckung  der 
Urtheüe  450*. 

Freiwillige  Gerichtsbarkeit  der  Kon- 
suln 451. 

Frist  für  die  Einlegung  des  Einspruchs 
391  VI,  desgl.  vor  den  Konsulargerichten 

443,  —  für  die  Einlegung  der  Berufung 
392,  desgl.  vor  den  Konsulargerichten 

444,  insbesondere  des  Deutschen  Reichs 
446,  Oesterreich  -  Ungarns  447,  Gross- 
britanniens 448,  —  für  die  Einlegung 
des  Kassationsrekurses  397, 398, 1062,  der 
Drittposition  402.  —  für  die  Beantra- 
gung des  Wiederaufnahmeverfahrens  395. 

Gebühren  der  Anwlüte  366',—  des  Ge- 
richte 369. 


Gegenscheine  (Contre-lettres)  382. 

General  pro  k  urato  r  s.  GberstaatsaawBlt 

Generalvollmacht  940. 

Gerichte,  Organisation  der  —  *357, 
Jttstizinspektoren  1062,  Zastftadtgkeit  — 
358  f.,  sachliche  Zustlndigkeit  in  wster 
Instanz  358,  Zuständigkeit  derHandd*- 

ferichte  360,  der  Oberlandesgerichte  360, 
es  Kassationshofe  361,  Ortliche  Zastfin- 
digkeit  bei  der  Erbschaftsreffulierang 
361. 

—  geistliche,  350,  358^  Ingnorimnf 
des  Code  de  commerce  durch  die  34^, 
Nichtzulassung  christlicher  Zeugen  vor 
den  geistlichen  —  930,  geistliche  —  im 
Gegensatz  zu  den  bürgerlichen  Ge- 
richten 349,  350. 

Gerichte,  gemischte  —  358. 

Gerichtsbarkeit,  freiwillige  —  der  Kon- 
suln 451. 

Gerichtsgebühren  369. 

Gerichtssitzungen,  Oeffentlichkeit  der 

—  356  §2. 
Gerichtssprache  362. 
Gerichtsverfahren,    Gesetze  über  das 

—  352. 
Gerichtsvollzieher,  Zustellung  durch 

den  —  372. 
Gesellschaften  352 \   Konkurs  von  — 

417  §  45,  Prozessföhigkeit  der  —  383, 

363«. 
Gesetzbuch,  bürgerliches  352,  352^ 
Gesetze,  bürgerliche  und   religiöse  — 

349,  849',  —  über  die  Oiganisation  und 

Komposition   der  Handelsgerichte  352, 

—  über  das  Gerichtoverfihren  352,  359' 

—  über  das  Grundeigenthum  352,359', 
428,  —  vom  3.  Juli  1893,  betreffend  die 
Abänderung  zum  Handelsgesetzbuch 
357',  -~  vom  19.  November  1898  über 
die  Zustftndigkeit  im  Wiederaufhahme- 
verCahren  3^^  —  vom  19.  Norem- 
ber  1869  über  die  Zwangsvollstreckung 
405'. 

Gestftndniss  374  1 19,  schriftlichea  — 
durch  Urinmden  000. 

Grossbritannien,  Verfahren  vor  den 
Konsulargerichten  von  —  447  f.,  Ver- 
ordnung vom  Dezember  1873  über  dieses 
Verfahren  447 f.,  449',  desgl.  bezüg- 
lich der  Vollstreckbarkeit  der  Urtheue 
450  ^ 

Grundeigenthum,  Literatur  Über  das 
Recht  des  —  353,  Gesetz  über  das  — 
352,  359',  428. 

Haft  als  Mittel  der  Zwangsvollstreckung 
407. 

Haftung  des  Erben  423. 

Handelsgerichte,  Gesetz  über  die  Or- 
ganisation und  Komposition  der  —  352, 
rrozessordnung  für  die  —  352,  Be- 
setzung der  —  357,  Zustlndigkeit  der 

—  360,   Besetzung  der  gemischten  — 
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858,  Zast&ndiffkeit  derselben  354,  360, 
Kammer  f&r  Seestreitigkeiten  bei  dem 

—  zxjL  Konstantinopel  360  ^ 
HandelBgesellBchaften  siehe    Gesell- 
schaften. 

Handelskammer  857^ 

Handelsoberlandsgericht  in  Konstan- 
tinopel, Zuständigkeit  des  —^  358. 

Handelsrecht,  ottomanisches  350. 

Handelsyertrag  mit  Deutschland  s. 
Deutschland,  Preussen. 

Hinterlegungsvertrag  352 ^ 

Holland,  Konsularreglement  vom  25.  Juli 
1871  Ober  die  Kh^rhebunff  vor  den 
Konsulargerichten  439  S  439',  die  La- 
dung der  Parteien  4^9^  440  >,  440^  das 
Erscheinen  der  Parteien  440',  440  \  die 
Ernennung  von  Sachverständigen  440  ^ 
441  ^  den  Zeugenbeweis  441  ^  441  ^  das 
Urtheil  442  \  die  vorläufige  YoUstreck- 
barkeit  der  Urtheile  442  ^  442  ^  das 
Vers&umnissurtheil  443,  443  S  die  Be- 
rufung 445,  445',  die  Vollstreckbarkeit 
der  Urtheüe  450  K 

Immobiliarklagen,    Zuständigkeit   bei 

—  362. 
Incidentklage  364. 
Incidentopposition  401. 
Interlokut  388  a.£. 
Intervention  364. 
Intestaterbfolge    in    den  beweglichen 

Nachlass  424  f.,  —  in  den  unbeweglichen 
Nachlass  428 1,  1062. 

Italien,  Konsulargesetz  vom  28.  Januar 
1866  und  Konsularreglements  bezüglich 
der  Regulierung  der  Hinterlassenschaften 
der  beiderseitigen  Staatsangehörigen 
434  \  desgl.  bezüglich  der  Klagerhebung 
vor  den  Konsulargerichten  439  S  439% 
desgl.  bezflglich  der  Ladung  der  Par- 
teien 440'.  desgl.  bezaglich  des  Er- 
scheinens der  Parteien  440'',  440  ^  desgl. 
bezüglich  der  Ernennung  von  Sachver- 
ständigen 440^,  desgl.  bezflglich  des 
Zeu^enbeweises  441*,  441  ^  desgl.  be- 
zügbch  des  Urtheils  442,  bezüglich  der 
vorläufigen  Volistreckbarkeit  desselben 
442^,  bezüglich  des  Versäumnissurtheils 
443  ^  bezüglich  der  Berufung  444,  be- 
züglich der  Vollstreckbarkeit  d^r  Ur- 
theüe 450  ^ 

Justizinspektoren  1062. 

Kanun  =  bürgerliche  Gresetze  349. 

Kapitulation  s.  Frankreich. 

Kassationshof  in  Konstantinopel,  Zu- 
ständigkeit des  —  358,  361,  Rekurs 
gegen  Entscheidungen  des  —  401. 

Kassationsrekurs  siehe  Nichtigkeitsbe- 
schwerde. 

Kauf  352*. 

Kaufmann,  Konkurs  über  das  Vermögen 
eines  —  413  f.,  desgl.  über  den  Nachlass 
eines  —  416  §  42. 


Kautionspflicht  der  Ausländer  368  §13. 

Klaffe  352 ^  Erhebung  der  —  durch  einen 
auf  Stempelpapier  geschriebenen  Schrift- 
satz 370  §  15,  —  im  Konsulargerichts- 
verfahren  439. 

Klageänderung  372  V. 

Klageantrag,  schriftliche  Einreichung 
bei  Gericht  356  §  2. 

Klageschrift  370,  Erfordernisse  der  — 
871 

Konkurs,  Vollmacht  im  —  366,  For- 
mular 938,  Gmnditrinzipien  413,  —  der 
Nichtkaufleute  415,  —  über  den  Nach- 
lass eines  Kaufinanns  416  §  42.  —  der 
Ausländer  416  §  43,  —  der  Handels« 
gesellschaften  417  §45,  Stellung  der  aus- 
ländischen Gläubiger  im  inländischen  — 
417  §  44. 

Konsul,  Reglement  für  die  —  352,  436', 
Mitwirkung  der  —  bei  der  Vollstreckung 
ausländischer  Urtheile  408,  Gerichtsbar- 
keit der  ottomanischen  —  im  Ausland 
436,   Gerichtsbarkeit  der  ausländischen 

—  in  der  Türkei  354,  437,  Nachlass- 
reffulierung  durch  die  —  482,  vgl.  Kon- 
sulargericht, Konsularfferichtsbaikeit. 

Konsulargerichte,   Verfahren  vor  den 

—  von  Belgien,  Frankreich,  Holland  und 
Italien  438  f.,  insbesondere  die  Form  der 
Klagerhebung  439,  die  Ladung  der  Par- 
teien 439.  &s  Erscheinen  der  Parteien 
440.  die  Ernennung  von  Sachverständi- 
gen 440,  der  Zeugenbeweis  441,  das  Ur- 
theil und  vorläufige  Vollstreckbarkeit 
desselben  442,  das  Versäumnissurtheil 
443,  die  Berufung  444,  das  Verfahren 
vor  den  —  des  Deutschen  Reichs  445, 
Oesterreich-Unffams  446,  Grossbritan- 
niens 447,  Vollstreckbarkeit  von  Ür- 
theilen  der  —  449. 

Konsulargerichtsbarkeit,  Literatur 
über  —  436  ^  vgl.  Konsul,  Konsularge- 
richte; freiwillige  —  451. 

Koran  349,  349^  353. 

Kosten  der  Anwälte  366'.  —  des  Gerichts 
369. 

Kuratoren  s.  Tutoren. 

Ladung  der  Parteien  371  a.  E.,  372,  — 
der  Zeugen  377.  —  über  den  Einspruch 
391,  —  im  Konsulargerichtsverfahren 
439. 

Letztwillige  Disoositionen  430. 

Liegenschaften  Mülk  480. 

—  Mukatta  430. 

—  Wakf  429. 

Literatur  349  f.,  352  f.,  über  Familien- 
recht 353,  über  Erbrecht  353,  427  S 
Obligationenrecht  353,  Civilprozess  355, 
1062,  Zwangsvollstreckung  409S  Kon- 
kursrecht 412  ^  350,  413*,  die  Konsular- 
gerichtsbarkeit 436  ^ 

Mehkemei  Istioef  Hukflk  Däiresi  =« 
Oberlandesgerichte. 
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liehkemei  Scherimt  " 
richte 

Mehkemei  Tidjaret «  Htndelsgeridito. 

Mehkemei  Tidjftret  Mnhtelit  Me^ilin 
BB  gemisohte  Geriehte. 

Miethe  852*. 

Minden  thrige,  Prosetsfkhig^ett  der  — 
968«  Vertretung  868. 

Molk  Liegenschaften  480. 

Mflndlichkeii  des  VerfiJufens  868. 

Mnkfttta  liegenscheften  480. 

NaehUseregnliernng  s.  Erbechafte: 
fegolierong. 

Nicntigkeitsbesohwerde,  Zolftaaigkeit 
der  —  896,  Form  der  Einlegong  897, 
Frist  der  £linIegong  898,  Wirkung  der 
Sinlegung  898,  Verfahren  896,  —  im 
Falle  der  Verweisung  Tor  die  CSvii- 
kammer  899,  ~  Aber  Entscheidungen 
des  Kassationshofs  '400. 

Niederlande  s.  Holland. 

NOthigung  852*. 

Notorietät  als  Beweismittel  885  §  28. 

Oberlandesgerichte,  Besetcung  der — 
858,  Zuständigkeit  der  —  860. 

Oberstaatsanwalt,  Befugnisse  des  -* 
im  CivilTerfahren  878  L 

Obligationenrecht,  Ldteratur  858. 

Oeffentliche  Ermittelungen  aber  die 
Ehrbarkeit  der  Zeugen  878. 

Oeffentlichkeit  der  Gkrichtssitsungen 
856  §  2. 

Oesterreich-Ungarn,  Regulierung ▼<» 
Hinterlassenschaften  yon  Staatsangäori- 
gen  von  —  in  der  TOricei  482',  dM  Ver- 
fahren vor  den  Konsulargerichten  tou  — 
446,  Verordnung  Tom  29.  Januar  1855 
nebst  AusfÜhrungseripss  vom  81.  Mirz 
1855  Aber  die  Konsulargerichtsbaikeit 
446,  Verordnung  vom  2^  Januar  1850 
betreffend  das  verfahren  in  Wechsel- 
klaren  446,  Vollstreckung  von  Konsular- 
genchtsurtheilen  449. 

Offt^nkundigkeit  als  Beweismittel  ^85 
§  28. 

Opposition  s.  Drittopposition. 

OsBoul  Muhakiemei  Houkoukie  ka- 
noni  =»  Civilprozessordnun^. 

OsBOuI  Muhakiemei  Tic^äret  Nisam- 
namessi  =^  Gesetz  für  das  Verfahren  in 
strmtigen  Handelssachen  (vgl  Prozess- 
Ordnung  fflr  die  Handelsgerichte). 

Ottomanisches  Civilrecht  350. 

Ottoma nisches  Handelsgesetzbuch  850^. 

Ott  omanisches  Handelsrecht  350. 

Parteien,  Prozessfthigkeit  der  —  362  f., 
Beistlnde  und  ProzessbevollmAchtigte 
der  —  864  §  10,  persönliches  Erscheinen 
der  —  Eur  Auf  klflnmg  des  Sachveriialts 
387  §  25,  Ladung  der  -  371  a.  E.,  372, 
desgL  vor  den  Konsulargerichten  439, 
ErscheiMa  der  —  vor  den  Konsnlar- 
geric^tav  440. 


Peremtion  394. 

Pfftndung  405.  von  der  —  aasgeschlos- 
sene Objekte  406. 

Pfandrecht,  Literatur  358. 

Pfandvertrag  850^. 

Preusaen,  Fieundschafts-  und  Handels- 
vertrag vom  22.iarz  1761  besflglich 
des  Zengenbeweises  875  ^  desgL  b^flg- 
lich  der  Regulierung  der  Hmteriassen- 
schaften  der  beiderseitigen  Staatsange- 
hörigen 432,  desgL  bezOglich  der  Kon- 
sula^gperichtsbaikeit  437*. 

Prozessbevollm&chtigte  364  §  10, 
authentische  Vollmacht  der  —  364. 

Prozessfihigkeit  der  Parteien  862, 
insbesondere  der  MindMJShxigen  868, 
der  Frauen  363,  der  Erben  863,  der  Ans- 
iinder 868',  der  Handelsgesellsckaftan 
868,  863«. 

Prozesskosten  369. 

Prozessordnung  für  die  Handelsgeridite 
vom  September  1861  352,  856l 

Prozessvollmacht  988,  üebersetnmg 
989. 

Reohnungssachen.  Ver&hren  in  — 
387f. 

Rechtsanw&lte,  Verordnungen  Aber  die 

-  von  1878  und  1879  866,  Erforder- 
nisse zur  Erlangung*  der  Wflrde  eines 
~  866,  Gebahrentarif  der  --366* 

Rechtsmittel  892  f.,  352',  —  der  Be- 
rufung 392,  desgL  vor  den  Konsular^- 
riehten  von  Hol^d,  Frankreich,  Italien 
und  Belgien  444,  von  Deutschland  446, 
von  Oesterreich-Ungarn  447,  von  Eng- 
l«ad  448,  —  des  Eassataonsreknrses  396, 

—  der 'Drittopposition  401,  —  der  Wi- 
derauftiahme  des  Verfahrens  395. 

Rechts'qu eilen  s.  Literatur. 

Reformgesetze  vom  3.  November  1839 
und  18.  Februar  1850  349  ^  352. 

Rekurse,  Entscheidungen  Aber  —  duitA 
den  Kiassaüönshof  ^1,  —  gegen  Ur- 
tiieile  der  gemischten  Handelsgerichte 
sind  unzulässig  361  \  vgl.  auch  Kassa- 
tionsrekurs. 

Reqo^te  d*appel  s.  ISrsuchschreiben. 

Requ^te  civÜe  s.  Wiederaufoahmever- 
ftdii^n. 

Retraktreeht,  islamitisches,  Literator 
nber  353. 

Richter  352 ^ 

Ritus,  Hanefitische,  Geltung  des  —  350. 

Rundschreiben  von  1879  betreffend  das 
Armenrecht  368,  —  vom  27.  September 
1879  betreffend  Vollmachten  365  \  — 
vom  Novembu*  1876  betreffend  Zeogen- 

febflhren  in  Handelssachen  376,  —  vom 
7.  Januar  1878  betreffend  den  Konkurs 
von  Handelsgesellschaften  417,  —  be- 
treffend die  Beglaubigung  von  Testa- 
menten ausllndischer  Staatsangehöriger 
4SI«. 
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Sachbeschftdip^ang  852^ 
Sachverst&ndigenbeweis  880  B.,  881, 

—  vor  den  Eonsnlatsgeriditeii  440. 
Schaffa  «>  islunitisches  Retraktrecht. 
Schenkung  852^. 
Scheriat  «  religiöse  Gesetze  849. 
Schiedseid  852^! 
Schiedsgericht,  obligatorisehes  —  407, 

freiwilliges  —  410. 
Schiedsrichterliches  VerCshren  409  f. 
Schiedsspruch,  Vollstreckung  Yon  — 
411. 

SchiedsY ertrag  852 ^ 

Schiffahrtsvertrag  Tom  26.  August 
1890  mit  demDeutsäenReich  s.  Deutsch- 
land. 

Schriftyergleiohung  im  Urknndenbe- 
weis  888  m. 

Schuldübertragung  852^ 

Seehandel,  Oesetz  von  1864  über  den  — 
350  V 

Seestreitigkeiten.  Kammer  bei  dem 
Handelsgericht  zu  Eonstantinopel  ftlr  — 
860». 

Serbien,  Konsularkonvention  vom  26.  Fe- 
bruar 1896   1068. 

Sicherheitsleistung  352V 

Spanien,  Staatsvertrag  mit  —  bezüg- 
lich der  Regulierung  von  Hinterlassen- 
schaften der  spanischen  Staatsangehöri- 
gen 484  K 

Staatsanwaltschaft  s.  Oberstaatsanwalt. 

Streitverkündung  864. 

Sunna  (Tradition)  849. 

TeschekkülSt  Mehfikim  Kanflni  »  Oe- 
richtsorganisationsgesetz  859'. 

Testament,  Form  des  --  481,  Publika- 
tion des  —  481. 

Testamehtsexekutor  431. 

Testirfähigkeit  481. 

Tradition  849. 

Tutoren  der  Mindeijährigen  als  deren 
Vertreter  vor  Gericht  8(S. 

Urkunden,  Beweis  durch  —  852 S  876, 
381  f.,  Arten  der  —  881  f..  Handels- 
bflcher  als  382,  Schriftvergleichung 
der  —  888  111. 

Urtheile  352 ^  VoUstreckuns  türkischer 
—  gegen  Auslftnder  852,  FäUun^  -—  388, 
Arten  der  ~  388,  kontradiktorische  — 

388,  vorläufige  —  389,  vorbereitende  — 

389,  Beweis  —  388,  889,  Form  der  — 
389  III.,  Anfechtung  der  *-  s.  Rechts- 
mittel, Vollstreckung  der  -  404  f.,  Voll- 
streckung aüsl&ndisdier  —  407  f.,  —  der 
Konsulargerichte  442  f.,  1063,  -  Voll- 
streckung derselben  449. 

Verfahren,  mündliches  —  vor  den  Civil- 
gericbten  356  §  2,  —  erster  Instanz 
373  f.,  in  Rechnungssachen  387  §  26, 
des  Arrestes  402,  sdiiedsrichterliches  — 
409  f. ,  —  vor  den  Konsulargerichten 
438  f. 


Verfügung,  einstweilige  -—  389. 

Verhandlung,  Vorbereitung  der  münd- 
lichen -  373  §  17,  die  mündliche  — 
873  §  18,  874. 

Vermuthungen  als  Beweismittel  385 
§  22,  852*. 

Versüumnissurtheil  388  IL,  890,  — 
der  Konsulargerichte  448. 

Versäumnissverfahren  387^  390  f. 

Vertheidiguiijzsmittel  352^ 

Vertrüge  der  Türkei  mit  fremden  Mäch- 
ten 8.  bei  den  verschiedenen  Staaten. 

Vertragsrecht,  Kommission  zur  Ab- 
fassung eines  büi^erlichen  Gesetzbuchs 
über  das  —  351,  351  •. 

Vollmacht,  authentische  —  der  Prozess- 
bevollmächtigten 864,  Erfordernisse  der 
—  365,  —  im  Konkurse  366,  Beglaubi- 
gung der  im  Auslande  errichteten  — 
864,  365,  Formulare  938  f. 

Vollstreckung  türkischer  Urtheile  gegen 
Ausländer  352,  —  der  Urtheile  404  f., 
desgl.  der  Konsulatsgerichte  449,  vor^ 
läufige  —  der  Urtheile  391  \  394,  desffl. 
der  Konsulatsgerichte  442,  —  ausl&n£- 
scher407,  -  von  Schiedssprüchen  411, 
vgl.  auch  Zwangsvollstreckung. 

Vorbereitende  Urtheile  888,  889. 

Vorläufige  Urtheile  888,  389. 

Vorläufige  Vollstreckbarkeit  der  Ur- 
tbeile  391  \  394  V,  desgl.  der  Konsulats- 
gerichte  442. 

Vorzugsrecht  im  Arrest  408. 

Wakf  Liegenschaften. 

Wechselrecht  350^ 

Widerklage,  Erhebung  der  ~  373  III. 

Widerrechtliche  Besitzergreifung  352 ^ 

Wiederaufnahme  des  Verfahrens,  Zu- 
lässigkeit  der  —  395,  Frist  zur  Ein- 
legung der  —  395,  Form  derselben  396, 
Wirkung  derselben  396,  Verfahren  396, 
Zuständigkeit  des  Kassationshof  für  die 
— ,  358,  §61,  Gesetz  vom  19.  November 
1893  über  die  Zuständigkeit  fOr  die  — 
899*. 

Wohnsitz,  Gericht  des  —  361. 

Zeugenbeweis  352',  —  in  Handels- 
sachen und  anderen  Civilstreitigkeiten 
375,  —  vor  den  Konsulaiverichten  441. 

Zeugen,  Ladung  der  —  377  VI,  Verhör 
der  —  377  VlI,  freiwiUige  ~  377  VI, 
geheimes  und  öffentliches  Ermittelungs- 
verfahren über  die  Ehrbarkeit  der  — 
378,  Anzahl,  persönliche  Eigenschaften, 
Religion  der  —  379  IX— XI,  880.  Wider- 
ruf der  Aussage  der  —  380  XII 1,  Ein- 
wendungen gegen  die  —-  380  XII,  Er- 
suchen fremder  Gerichte  um  Zeugen- 
vernehmung 377^. 

Zeugeneid  378  VI H. 

Zeugenverhör  377  VIL 

Zirkular  erlas  s  über  die  Vollstreckung 
tOrkiscber  Urtheile  gegen  Ausländer  352. 
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TOrkti.  —  ÜBgan. 


Znst&Bdi^keit  der  Gerichte  858 1,  saeh- 
liehe  —  in  erster  Instenz  358  f.,  desgl. 
der  Handelsgerichte  nnd  Oberlandesffe- 
richte  860.  des  Eassationshofs  361, 
örtliche  —  861,  —  der  Kammer  fOr 
Seesachen  bei  dem  UandelMericht  an 
Eonstantinopel  860',  —  in  Immobiüar- 
klagen  862,  —  bei  ErbschafUregolie- 
Hingen  il8. 

Zwangsvollstreckung,  Vollmacht  der 
ProsessbeTollmftchtigien  nur  —  865  a.E., 
Hemmung  der  ^  durch  Einspruch  891^ 


de^l.  durch  Berofvnff  894.  durch  Kas- 
sationszekurs  89H,  AQgemeines  über  — 
4M,  Arten  der  —  404  f.,  —  ins  beweg- 
liche und  unbewegliche  Vermögen  40d, 
TgL  auch  Vollstreckung. 

Umsurm. 

KautionsfreiheitderAu8llnderinW«M:Ii- 
selsaohen  1058;  in  Ungarn  protokoUirter 
auallndiseher  Firmen  1058. 

Ka  utionsp  flicht  Osterr«<*!iischer  Staats- 
bürger 1058. 


tiednickt  bei  Joliva  Slttenfeld  in  Berlla  W. 


\ 


